
Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

3 — 43000 — 2990/60 XIV 
Bonn, den 3. November 1960 

Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 

Drucksache 2150 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos-
senen 

Entwurf eines Strafgesetzbuches (StGB) 

mit Begründung. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 224. Sitzung am 28. Oktober 1960 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Entwurf wie folgt Stellung zu nehmen: 

Der Bundesrat begrüßt die Einbringung des Gesetzentwurfs, 
weil damit die Vorstellung der Bundesregierung über die 
künftige Gestaltung unseres neuen Strafrechts bekanntwird. 
Damit wird zugleich die Möglichkeit für eine breite Erörte-
rung des Gesetzentwurfs in der Öffentlichkeit geschaffen. 
Eine von den Ländern bestellte Kommission ist seit langem 
mit den Arbeiten an der Strafrechtsreform befaßt. Diese 
Arbeiten können voraussichtlich erst in einiger Zeit abge-
schlossen werden. Mit Rücksicht hierauf sieht der Bundesrat 
im gegenwärtigen Zeitpunkt von einer Äußerung ab. Er wird 
zu gegebener Zeit zu dem Gesetzentwurf Stellung nehmen. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 
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Entwurf eines Strafgesetzbuches (StGB) 
E 1960 

Übersicht 

ALLGEMEINER TEIL 

Erster Abschnitt 

DAS STRAFGESETZ 

Erster Titel 

Geltungsbereich 	 §§ 

Keine Strafe ohne Gesetz  	1 
Zeitliche Geltung  	2 
Geltung für Inlandstaten  	3 
Geltung für Taten auf deutschen Schiffen und Luft-

fahrzeugen  	4 
Geltung für Auslandstaten unabhängig vom Recht 

des Tatorts  	5 
Geltung für Auslandstaten in anderen Fällen  	6 
Zeit der Tat  	7 
Ort der Tat  	8 
Sondervorschriften für Jugendliche und Heranwach-

sende  	9 

Zweiter Titel 

Sprachgebrauch 

Personenbegriffe  	10 
Sachbegriffe  	11 
Verbrechen und Vergehen  	12 

Zweiter Abschnitt 

DIE TAT 

Erster Titel 

Grundlagen der Strafbarkeit 

Begehen durch Unterlassen  	13 
Handeln für einen anderen  	14 
Vorsätzliches und fahrlässiges Handeln  	15 
Vorsatz  	16 
Absicht und Wissentlichkeit  	17 
Fahrlässigkeit und Leichtfertigkeit  	18 
Irrtum über Tatumstände  	19 
Irrtum über rechtfertigende Umstände  	20 
Verbotsirrtum  	21 
Schwerere Strafe bei besonderen Tatfolgen  	22 
Schuldunfähigkeit des Kindes  	23 
Schuldunfähigkeit wegen seelischer Störungen  	24 
Verminderte Schuldfähigkeit  	25 

Zweiter Titel 

Versuch 

Begriffsbestimmung  	26 
Strafbarkeit des Versuchs  	27 
Rücktritt  	28 

Dritter Titel 

Täterschaft und Teilnahme 

Täterschaft  	29 
Anstiftung  	30 

§§ 
Beihilfe  	31 
Irrtum über den Tätervorsatz  	32 
Besondere persönliche Merkmale  	33 
Selbständige Strafbarkeit des Beteiligten  	34 
Versuch der Beteiligung  	35 
Rücktritt vom Versuch der Beteiligung  	36 

Vierter Titel 

Notwehr und Notstand 

Notwehr  	37 

Überschreitung der Notwehr  	38 

Rechtfertigender Notstand  	39 

Entschuldigender Notstand  	40 

Fünfter Titel 

Straflosigkeit parlamentarischer Äußerungen 
und Berichte 

Parlamentarische Äußerungen  	41 
Parlamentarische Berichte  	42 

Dritter Abschnitt 

FOLGEN DER TAT 

Erster Titel 

Strafen 

Freiheitsstrafen 
Arten der Freiheitsstrafe  	43 
Dauer der Zuchthausstrafe  	44 
Wirkungen der Zuchthausstrafe  	45 
Dauer der Gefängnisstrafe  	46 
Dauer der Strafhaft  	47 
Wahl zwischen Gefängnis und Strafhaft  	48 
Berechnung der Freiheitsstrafen  	49 
Umrechnungsmaßstab 	  50 

Geldstrafe 
Verhängung in Tagessätzen 	  51 
Geldstrafe neben Freiheitsstrafe  	52 
Geldstrafe an Stelle von Freiheitsstrafe  	53 
Zahlungserleichterungen  	54 
Ersatzfreiheitsstrafe  	55 

Nebenstrafen 
Verlust der Amtsfähigkeit, der Wählbarkeit und 

des Stimmrechts  	56 
Eintritt, Berechnung und Dauer des Verlustes  	57 
Fahrverbot  	58 

Wiederverleihung von Fähigkeiten 
und Rechten 

Voraussetzungen der Wiederverleihung 	 59 
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§§ 
Zweiter Titel 

Strafbemessung 

Grundsätze der Strafzumessung 	  60 
Rückfall  	61 
Besonders schwere Fälle  	62 
Minder schwere Fälle  	63 
Besondere gesetzliche Milderungsgründe  	64 
Zusammentreffen von Milderungsgründen 	 65 
Anrechnung 	  66 

Dritter Titel 

Strafbemessung bei mehreren Gesetzesverletzungen 

Tateinheit  	67 
Tatmehrheit  	68 
Bildung der Gesamtstrafe  	69 
Nachträgliche Bildung der Gesamtstrafe  	70 

Vierter Titel 

Strafaussetzung zur Bewährung 

Strafaussetzung  	71 
Ausschluß der Strafaussetzung  	72 
Bewährungszeit  	73 
Auflagen  	74 
Wei sungen 	  75 
Bewährungshilfe  	76 
Nachträgliche Entscheidungen  	77 
Widerruf der Strafaussetzung und Straferlaß  	78 
Aussetzung des Strafrestes  	79 
Gesamtstrafe und Strafaussetzung  	80 

Fünfter Titel 

Maßregeln der Besserung und Sicherung 

Übersicht  	81 

Freiheitsentziehende Maßregeln 
Unterbringung in einer Heil- oder Pflegeanstalt oder 

in einer Bewahrungsanstalt  	82 
Unterbringung in einer Entziehungsanstalt  	83 
Unterbringung in einem Arbeitshaus  	84 
Sicherungsverwahrung 	  85 
Vorbeugende Verwahrung 	  86 
Reihenfolge der Vollstreckung  	87 
Nachträgliche Unterbringung  	88 
Dauer der Unterbringung 	  89 
Überprüfung 	  90 

Sicherungsaufsicht 
Voraussetzungen der Sicherungsaufsicht  	91 
Inhalt und Führung der Sicherungsaufsicht  	92 
Weisungen 	  93 
Dauer der Sicherungsaufsicht  	94 
Zuständigkeit  	95 
Beendigung der Sicherungsaufsicht  	96 
Sicherungsaufsicht bei Nichtaussetzung des Straf- 

restes  	97 
Sicherungsaufsicht und Aussetzung zur Bewährung 98 

Weitere Maßregeln 
Entziehung der Fahrerlaubnis  	99 
Sperre für die Erteilung einer Fahrerlaubnis 	 100  

§§ 
Berufsverbot 	  101 
Verbot der Tierhaltung 	  102 

Gemeinsame Vorschriften  
Selbständige Anordnung 	  103 
Verbindung von Maßregeln 	  104 

Sechster Titel 

Aussetzung von Maßregeln zur Bewährung 

Aussetzung einer Unterbringung 	  105 
Aussetzung des Berufsverbots und des Verbots der 

Tierhaltung 	  106 
Aufsicht während der Aussetzung 	  107 
Widerruf der Aussetzung und Erledigung der Maß-

regel 	  108 

Siebenter Titel 

Verfall und Einziehung 

Verfall 	  109 
Verfall des Wertersatzes 	  110 
Härtevorschrift 	  111 
Wirkung des Verfalls 	  112 
Voraussetzungen der Einziehung 	  113 
Einziehung nach besonderen Vorschriften 	 114 
Einziehung des Wertersatzes 	  115 
Einziehung und Unbrauchbarmachung von Schriften 

und anderen Darstellungen 	  116 
Wirkung der Einziehung 	  117 
Selbständige Anordnung 	  118 
Entschädigung 	  119 
Sondervorschrift für Organe und Vertreter 	 120 

Vierter Abschnitt 

STRAFANTRAG, ERMÄCHTIGUNG, 
STRAFVERLANGEN 

Antragsberechtigte 	  121 
Antrag des Dienstvorgesetzten 	  122 
Antragsfrist 	  123 
Wechselseitig begangene Taten 	  124 
Zurücknahme des Antrags 	  125 
Ermächtigung und Strafverlangen 	  126 

Fünfter Abschnitt 

VERJÄHRUNG 

Erster Titel 

Verfolgungsverjährung 

Verjährungsfrist 	  127 
Beginn 	  128 
Ruhen 	  129 
Unterbrechung 	  130 

Zweiter Titel 

Vollstreckungsverjährung 

Verjährungsfrist 	  131 
Ruhen 	  132 
Verlängerung 	  133 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 	 Drucksache 2150 

BESONDERER TEIL 

Erster Abschnitt 

STRAFTATEN GEGEN DIE PERSON 

Erster Titel 

Straftaten gegen das Leben 	 §§ 

Totschlag 	  134 
Mord 	  135 
Kindestötung 	  136 
Tötung auf Verlangen 	  137 
Fahrlässige Tötung 	  138 
Aussetzung 	  139 

Zweiter Titel 

Straftaten gegen das werdende Leben 

Abtreibung 	  140 
Schwere Abtreibung 	  141 
Verschaffen von Abtreibungsmitteln 	  142 
Werbung für Abtreibungsmittel 	  143 
Anbieten zur Abtreibung 	  144 
Sicherungsaufsicht 	  145 

Dritter Titel 

Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit 

Vorsätzliche Körperverletzung 	  146 
Schwere Körperverletzung 	  147 
Gefährliche Körperverletzung 	  148 
Körperverletzung mit schwerer Folge 	 149 
Herausforderung durch den Verletzten 	 150 
Fahrlässige Körperverletzung 	  151 
Einwilligung 	  152 
Strafantrag 	  153 
Mißhandlung Wehrloser oder Abhängiger 	 154 
Überanstrengung von Kindern, Jugendlichen oder 

Schwangeren 	  155 
Raufhandel 	  156 

Vierter Titel 

Ärztliche Eingriffe und Heilbehandlung 
Ärztliche Unterbrechung der Schwangerschaft wegen 

Gefährdung der Schwangeren 	  157 
Ärztlich unbegründete Unterbrechung der Schwan

-

gerschaft 	  158 
Eigenmächtige Unterbrechung der Schwangerschaft 159 
(entfällt)  	160 
Heilbehandlung 	  161 
Eigenmächtige Heilbehandlung 	  162 

Fünfter Titel 

Straftaten gegen die persönliche Freiheit 

Freiheitsberaubung 	  163 
Schwere Freiheitsberaubung 	  164 
Erpresserischer Kindesraub 	  165 
Verschleppung 	  166 
Politische Verdächtigung 	  167 
Begriffserläuterung 	  168 
Bedrohung 	  169 
Nötigung 	  170 
Schwere Nötigung 	  171 
Hausfriedensbruch 	  172 

Sechster Titel 

Beleidigung 

Üble Nachrede 	  173 
Verleumdung 	  174 
Kundgabe von Mißachtung 	  175 
Beleidigung von Persönlichkeiten des politischen 

Lebens 	  176 
Verunglimpfung des Andenkens Verstorbener 	 177 
Wahrnehmung berechtigter Interessen 	 178 
Herausforderung durch den Verletzten 	 179 
Strafantrag 	  180 
Bekanntgabe der Verurteilung 	  181 

Siebenter Titel 

Verletzung des persönlichen Lebens- und 
Geheimbereichs 

Öffentliche Erörterung fremder Privatangelegen

-

heiten 	  182 
Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes 	 183 
Bruch des Briefgeheimnisses 	  184 
Bruch von Privatgeheimnissen durch Inhaber einer 

Vertrauensstellung 	  185 
Bruch von Privatgeheimnissen durch Amtsträger 	 186 

Zweiter Abschnitt 

STRAFTATEN GEGEN DIE SITTENORDNUNG 

Erster Titel 

Straftaten gegen den religiösen Frieden 
und die Totenruhe 

Gotteslästerung 	  187 
Beschimpfung einer Religionsgesellschaft 	 188 
Störung des Gottesdienstes 	  189 
Störung einer Bestattungsfeier 	  190 
Störung der Totenruhe 	  191 

Zweiter Titel 

Straftaten gegen Ehe, Familie und Personenstand 

Blutschande 	  192 
Ehebruch 	  193 
Doppelehe 	  194 
Ehebetrug 	  195 
Muntbruch 	  196 
Verlassen eines Kindes 	  197 
Verletzung der Fürsorge- oder Erziehungspflicht 	 198 
Verletzung der Aufsichtspflicht 	  199 
Verletzung der Unterhaltspflicht 	  200 
Verletzung der Hilfspflicht gegenüber einer Schwan

-

geren 	  201 
Personenstandsfälschung 	  202 
Künstliche Samenübertragung 	  203 

Dritter Titel 

Straftaten gegen die Sittlichkeit 

Unzucht 
Notzucht 	  204 
Schwere Notzucht 	  205 
Nötigung zur Unzucht 	  206 
Schwere Schändung 	  207 
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§§ 
Schändung 	  208 
Entführung zur Unzucht 	  209 
Unzucht mit Kindern 	  210 
Unzucht mit Schutzbefohlenen 	  211 
Unzucht vor Kindern und Schutzbefohlenen 	 212 
Verführung 	  213 
Unzucht unter Ausnutzung der Dienstgewalt 	 214 
Unzucht in Anstalten 	  215 
Unzucht zwischen Männern 	  216 
Schwere Unzucht zwischen Männern 	  217 
Unzucht mit Tieren 	  218 
Erregung öffentlichen Ärgernisses 	  219 
Unzüchtige Schriften und Sachen 	  220 
Mittel zur Verhütung von Geschlechtskrankheiten 

oder der Empfängnis 	  221 
Werbung für unzüchtigen Verkehr 	  222 
Gewerbsmäßige Unzucht 	  223 
Anlocken zur Unzucht 	  224 
Nebenstrafen und Maßnahmen 	  225 

Kuppelei, Menschenhandel, Zuhälterei 
Eigennützige Kuppelei 	  226 
Kuppelei an Angehörigen und Schutzbefohlenen 	 227 
Schwere Kuppelei 	  228 
Menschenhandel 	  229 
Zuhälterei 	  230 
Nebenstrafen und Sicherungsaufsicht 	  231 

Vierter Titel 
Unterlassene Hilfeleistung 

Unterlassene Hilfeleistung 	  232 

Fünfter Titel 

Tierquälerei 

Tierquälerei 	  233 
Einziehung 	  234 

Dritter Abschnitt 
STRAFTATEN GEGEN DAS VERMOGEN 

Erster Titel 
Diebstahl und Unterschlagung 

	

Diebstahl   235 
Schwerer Diebstahl 	  236 
Diebstahl mit Waffen, Bandendiebstahl, gewerbs

-

mäßiger Diebstahl 	  237 
Berufsmäßiger Diebstahl 	  238 
Sicherungsaufsicht 	  239 
Unterschlagung 	  240 
Haus- und Familiendiebstahl 	  241 
Entwendung 	  242 
Energieentziehung 	  243 
Unbefugter Gebrauch eines Fahrzeugs 	 244 

Zweiter Titel 
Raub und Gewaltanwendung nach Diebstahl 

Raub 	  245 
Schwerer Raub 	  246 
Gewaltanwendung nach Diebstahl 	  247 
Sicherungsaufsicht 	  248 

§§ 
Dritter Titel 

Sachbeschädigung und Sachentziehung 

Sachbeschädigung 	  249 
Schwere Sachbeschädigung 	  250 
Sachentziehung 	  251 

Vierter Titel 

Betrug und Erpressung 

Betrug 	  252 
Schwerer Betrug 	  253 
Gewerbs- und berufsmäßiger Betrug 	  254 
Notbetrug 	  255 
Versicherungsmißbrauch 	  256 
Erschleichen von Leistungen 	  257 
Auswanderungsbetrug 	  258 
Erpressung 	  259 
Schwere Erpressung 	  260 
Räuberische Erpressung 	  261 
Sicherungsaufsicht 	  262 

Fünfter Titel 

Untreue 
Untreue 	  263 
Schwere Untreue 	  264 

Sechster Titel 

Wucher 

Wucher 	  265 
Schwerer Wucher 	  266 
Verführen Minderjähriger zum Schuldenmachen 	 267 

Siebenter Titel 

Vereiteln von Gläubigerrechten 

Pfandkehr 	  268 
Vereiteln der Zwangsvollstreckung 	  269 
Unlautere Einflußnahme auf Versteigerungen und 

Vergaben 	  270 

Konkursstraftaten 
Schwerer Bankrott 	  271 
Einfacher Bankrott 	  272 
Verletzung der Buchführungspflicht 	  273 
Gläubigerbegünstigung 	  274 
Schuldnerbegünstigung 	  275 

Achter Titel 

Jagd- und Fischwilderei 

Jagdwilderei 	  276 
Schwere Jagdwilderei 	  277 
Gewerbsmäßige Jagdwilderei 	  278 
Fischwilderei 	  279 
Schwere Fischwilderei 	  280 
Strafantrag 	  281 
Gewaltanwendung bei Wilderei 	  282 
Sicherungsaufsicht 	  283 
Einziehung 	  284 
Unbefugtes Fischen in deutschen Hoheitsgewässern 285 
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§§ 
Neunter Titel 

Hehlerei und Begünstigung 

Hehlerei 	  286 
Gewerbs- und berufsmäßige Hehlerei 	 287 
Beteiligung an der Beute 	  288 
Begünstigung 	  289 
Besondere persönliche Merkmale und Verfolgungs-

voraussetzungen 	  290 

Vierter Abschnitt 

STRAFTATEN GEGEN DIE OFFENTLICHE ORDNUNG 

Erster Titel 
Straftaten gegen den Gemeinschaftsfrieden 

Aufforderung zum Ungehorsam 	  291 
Aufforderung zu Straftaten 	  292 
Belohnung oder Billigung von Verbrechen 	 293 
Verbrecherische Vereinigungen 	  294 
Landfriedensbruch 	  295 
Schwerer Landfriedensbruch 	  296 
Auflauf 	  297 
Volksverhetzung 	  298 
Verängstigung der Bevölkerung 	  299 
Mißbrauch von Notrufen 	  300 
Belästigung der Allgemeinheit 	  301 
Mißbrauch von Titeln, Uniformen und Abzeichen 	 302 

Zweiter Titel 
Straftaten gegen die Sicherheit 
des Rechts- und Geldverkehrs 

Urkundenstraftaten 
Fälschung und Unterdrückung von Urkunden und 

Beweiszeichen 	  303 
Begriffsbestimmungen 	  304 
Tonträger 	  305 
Fälschung und Unterdrückung technischer Aufzeich-

nungen 	  306 
Unwahre öffentliche Beurkundung 	  307 
Besonders schwere Fälle 	  308 
Unwahre Gesundheitszeugnisse 	  309 
Mißbrauch von Ausweisen 	  310 
Grenzverrückung 	  311 

Geld- und Wertzeichenfälschung 
Geldfälschung 	  312 
Münzverringerung 	  313 
Abschieben von Falschgeld 	  314 
Wertzeichenfälschung 	  315 
Wertpapiere 	  316 
Geld, Wertzeichen und Wertpapiere des Auslandes 317 

Gemeinsame Vorschriften 
Vorbereitung der Geld-, Wertzeichen- oder Ausweis-

fälschung 	  318 
Nebenstrafen und Maßnahmen 	  319 

Dritter Titel 
Gemeingefährliche Straftaten 

Brandstiftung 	  320 
Herbeiführen einer Brandgefahr 	  321 

§§ 
herbeiführen einer Explosion durch Kernenergie 	 322 
herbeiführen einer anderen Explosion 	 323 
Mißbrauch ionisierender Strahlen 	  324 
Besonders schwere Fälle des Explosions- und Strah-

lungsverbrechens 	  325 
Vorbereitung eines Explosions- oder Strahlungs

-

verbrechens 	  326 
Gefährdung durch giftige Gase 	  327 
Entfesseln von Naturkräften 	  328 
Brunnenvergiftung 	  329 
Vergiftung von Lebensmitteln, Arzneimitteln und 

Bedarfsgegenständen 	  330 
Verbreiten einer übertragbaren Krankheit unter 

Menschen 	  331 
Verbreiten von Krankheitserregern oder Schädlin

-

gen unter Tieren oder Pflanzen 	  332 
Beeinträchtigung von Wasser-, Kraft- und Schutz

-

anlagen 	  333 
Beeinträchtigung von Arbeitsschutzvorrichtungen 	 334 
Sabotage an lebenswichtigen Betrieben 	 335 
Gefährdung durch Einsturz eines Bauwerkes 	 336 
Baugefährdung 	  337 
Besonders schwere Fälle 	  338 
Nebenstrafen und Maßnahmen 	  339 
Fahrlässige Begehung 	  340 
Tätige Reue 	  341 

Vierter Titel 

Verkehrsstraftaten 

Gefährdung des Bahn-, Schiffs- oder Luftverkehrs 	 342 
Gefährdung des Straßenverkehrs 	  343 
Fahrlässige Begehung 	  344 
Tätige Reue 	  345 
Trunkenheit im Verkehr 	  346 
Verkehrsflucht 	  347 
Räuberischer Angriff auf Kraftfahrer 	  348 
Gefährdung von Schiffen und Luftfahrzeugen durch 

Bannware 	  349 
Nebenstrafen und Maßnahmen 	  350 

Fünfter Titel 

Mißbrauch von Rauschmitteln 

Vollrausch 	  351 
Gefährdung einer Entziehungskur 	  352 
Verabreichen alkoholischer Getränke an Betrunkene 353 

Sechster Titel 

Gemeinlästige Straftaten 

Bettelei 	  354 
Anhalten zum Betteln 	  355 
Landstreicherei 	  356 

Siebenter Titel 
Glücksspiel 

Unerlaubte Veranstaltung einer Lotterie 	 357 
Unerlaubte Veranstaltung eines Glücksspiels 	 358 
Unerlaubte Beteiligung am Glücksspiel 	 359 
Einziehung 	  360 
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§§ 
Fünfter Abschnitt 

STRAFTATEN GEGEN DEN STAAT 
UND SEINE EINRICHTUNGEN 

Erster Titel 
Hochverrat und Staatsgefährdung 

Hochverrat 
Hochverräterisches Unternehmen gegen die Bundes-

republik Deutschland 	  361 
Hochverräterisches Unternehmen gegen ein Land 	 362 
Vorbereitung eines hochverräterischen 

Unternehmens 	  363 
Verfassungsverrat 	  364 
Angriff gegen den Bundespräsidenten 	 365 
Hochverräterische Werbung 	  366 
Fahrlässige Förderung hochverräterischer 

Bestrebungen 	  367 
Tätige Reue 	  368 

Staatsgefährdung 
Vorbereitung einer Gewaltherrschaft 	  369 
Staatsgefährdende Sabotage 	  370 
Staatsgefährdende Zersetzung 	  371 
Staatsgefährdende Werbung 	  372 
Staatsgefährdende Agententätigkeit 	  373 
Verstoß gegen Entscheidungen des Bundesverfas-

sungsgerichts 	  374 
Verstoß gegen ein Vereinigungsverbot 	 375 
Strafschärfung bei staatsgefährdenden Bestrebungen 376 
Beleidigung des Bundespräsidenten 	  377 
Verunglimpfung des Staates und seiner Symbole 	 378 
Verwendung von Kennzeichen verfassungswidriger 

Organisationen 	  378 a 
Verunglimpfung von Verfassungsorganen 	 379 

Gemeinsame Vorschriften 
Begriffsbestimmungen 	  380 
Nebenstrafen 	  381 
Maßnahmen 	  382 

Zweiter Titel 
Landesverrat 

Landesverrat 	  383 
Landesverräterische Ausspähung 	  384 
Preisgabe und fahrlässige Bekanntgabe von Staats-

geheimnissen 	  385 
Eindringen in Staatsgeheimnisse 	  386 
Landesverräterischer Nachrichtendienst 	 387 
Landesverräterische Friedensgefährdung 	 388 
Landesverräterisches Vortäuschen von Staatsgeheim-

nissen 	  389 
Landesverräterische Fälschung und Unterdrückung 

von Beweismitteln 	  390 
Landesverräterische Täuschung 	  391 
Landesverräterische Untreue 	  392 
Staatsgeheimnisse 	  393 
Nebenstrafen und Maßnahmen 	  394 

Dritter Titel 
Straftaten gegen Verfassungsorgane 

Nötigung eines Verfassungsorgans 	  395 
Nötigung von Mitgliedern eines Verfassungsorgans 396 
Verletzung des Bannkreises 	  397 

§§ 
Verletzung der Hausordnung eines Gesetzgebungs

-

organs 	  398 
Nebenstrafen und Sicherungsaufsicht 	  399 

Vierter Titel 

Straftaten bei Wahlen und Abstimmungen 

Abstimmungshinderung 	  400 
Abstimmungsfälschung 	  401 
Stimmnötigung 	  402 
Abstimmungstäuschung 	  403 
Stimmbestechung 	  404 
Gefährdung freier Stimmabgabe 	  405 
Bruch des Abstimmungsgeheimnisses 	  406 
Fälschung von Abstimmungsunterlagen 	 407 
Nebenstrafen 	  408 
Anwendungsbereich 	  409 

Fünfter Titel 

Straftaten gegen die Landesverteidigung 

Selbstverstümmelung 	  410 
Wehrpflichtentziehung durch Täuschung 	 411 
Lügenpropaganda gegen die Bundeswehr 	 412 
Wehrmittelsabotage 	  413 
Abbildung von Wehrmitteln; unerlaubte Luftauf

-

nahmen 	  414 
Verletzung von Geheimhaltungsvorschriften 	 415 
Anwerbung zu fremdem Wehrdienst 	  416 
Nebenstrafen und Maßnahmen 	  417 

Sechster Titel 

Auflehnung gegen die Staatsgewalt 

Nötigung zu Diensthandlungen 	  418 
Widerstand 	  419 
Nötigung und Widerstand gegen Forst-, Feld-, Jagd- 

oder Fischereischutzberechtigte 	  420 
Hilfspersonen 	  421 
Besonders schwere Fälle 	  422 
Meuterei von Gefangenen 	  423 
Schwere Meuterei 	  424 
Befreiung von Gefangenen 	  425 
Verwahrungsbruch 	  426 
Verstrickungsbruch und Siegelbruch 	  427 
Verletzung amtlicher Bekanntmachungen 	 428 
Verstoß gegen Weisungen bei der Sicherungsauf

-

sicht 	  429 
Verstoß gegen das Berufsverbot und das Verbot 

der Tierhaltung 	  430 

Siebenter Titel 

Gefährdung der Rechtspflege 

Falsche Aussage 
Falsche uneidliche Aussage 	  431 
Meineid 	  432 
Schwerer Meineid 	  433 
Falsche Versicherung an Eides Statt 	  434 
Versuch der Beteiligung 	  435 
Herbeiführen einer falschen Aussage 	  436 
Fahrlässiger Falscheid; leichtfertige falsche Versiche

- rung an Eides Statt 	  437 
Aussagenotstand; falsche Aussage wegen Nötigung 438 
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§§ 
Strafmilderung wegen Verfahrensverstoßes   439 
Strafmilderung wegen Bedeutungslosigkeit der Aus

-

sage 	  440 
Dem Eid und der Versicherung an Eides Statt gleich

-

stehende Erklärungen 	  441 
Tätige Reue 	  442 
Nebenstrafen 	  443 

Andere Straftaten gegen die Rechtspflege 
Falsche Verdächtigung 	  444 
Bekanntgabe der Verurteilung 	  445 
Vortäuschen einer Straftat 	  446 
Strafvereitelung 	  447 
Strafvereitelung im Amt 	  448 
Unterlassene Verbrechensanzeige 	  449 
Straflosigkeit der unterlassenen Verbrechensanzeige 450 
Unterdrückung von Beweismitteln 	  451 
Störung der Strafrechtspflege 	  452 
Verbotene Mitteilungen über Gerichtsverhandlungen 453 
Aussageerpressung 	  454 
Rechtsbeugung 	  455 
Verfolgung Unschuldiger 	  456 
Vollstreckung gegen Unschuldige 	  457 
Parteiverrat 	  458 
Nebenstrafen 	  459 

Achter Titel 

Straftaten gegen den öffentlichen Dienst 

Bestechlichkeit und Bestechung  
Bestechlichkeit eines Amtsträgers 	  460 
Bestechlichkeit eines Richters 	  461 
Bestechlichkeit eines besonders Verpflichteten 	 462 
Bestechung eines Amtsträgers oder Soldaten 	 463 
Bestechung eines Richters 	  464 
Bestechung eines besonders Verpflichteten 	 465 
Schiedsrichtervergütung 	  466 

Amtsanmaßung und Amtserschleichung 
Amtsanmaßung 	  467 
Erschleichen eines Amtes 	  468 
Erschleichen einer Bestallung oder Zulassung 	 469 
Unerlaubte Hilfe bei Prüfungen 	  470 

§§ 
Verletzung des dienstlichen 

Geheimbereichs 

Bruch des Dienstgeheimnisses 	  471 
Bruch des Post- und Fernmeldegeheimnisses 	 472 
Bruch des Steuergeheimnisses 	  473 
Besonders schwere Fälle 	  474 

Weitere Vorschriften 

Vertrauensbruch im auswärtigen Dienst 	 475 
Erheben nichtgeschuldeter Abgaben; Vorenthalten 

von Zahlungen 	  476 
Nebenstrafen 	  477 

Sechster Abschnitt 

STRAFTATEN GEGEN DIE VÖLKERGEMEINSCHAFT 

Erster Titel 

Völkermord 

Ausrottung durch Tötung 	  478 
Andere Ausrottungshandlungen 	  479 

Zweiter Titel 

Straftaten gegen ausländische Staaten und gegen 
über- oder zwischenstaatliche Einrichtungen 

Angriffe gegen Organe ausländischer Staaten und 
über- oder zwischenstaatlicher Einrichtungen 	 480 

Beleidigung von Organen ausländischer Staaten und 
über- oder zwischenstaatlicher Einrichtungen 	 481 

Öffentliche Erörterung von Privatangelegenheiten 
ausländischer Staatsoberhäupter 	  482 

Verletzung von Flaggen und Hoheitszeichen aus

-

ländischer Staaten und über- oder zwischenstaat

-

licher Einrichtungen 	  483 
Voraussetzungen der Bestrafung 	  484 

ANHANG 

Gegenüberstellung der Paragraphenzahlen 





Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 	 Drucksache 2150 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

ALLGEMEINER TEIL 

Erster Abschnitt 
DAS STRAFGESETZ 

Erster Titel 

Geltungsbereich 
§ 1 

Keine Strafe ohne Gesetz 
Eine Tat kann nur bestraft werden, wenn die 

Strafbarkeit gesetzlich bestimmt war, bevor die Tat 
begangen wurde. 

§ 2 
Zeitliche Geltung 

(1) Die Strafe und ihre Nebenfolgen bestimmen 
sich nach dem Gesetz, das zur Zeit der Tat gilt. 

(2) Wird die Strafdrohung während der Begehung 
der Tat geändert, so ist das bei Beendigung der Tat 
geltende Gesetz anzuwenden. Wird das Gesetz, das 
zur Zeit der Tat gilt, vor der Entscheidung geändert, 
so ist das mildeste Gesetz anzuwenden. 

(3) Ein Gesetz, das nur bis zu einem bestimmten 
Zeitpunkt gelten soll, ist, auf die während seiner 
Geltung begangenen Taten auch dann anzuwenden, 
wenn es infolge Ablaufs dieser Zeit außer Kraft 
getreten ist. 

(4) Für Verfall, Einziehung und Unbrauchbarma-
chung gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend. 

(5) Über Maßregeln der Besserung und Sicherung 
ist, wenn gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, 
nach dem Gesetz zu entscheiden, das zur Zeit der 
Entscheidung gilt s). 

§ 3 
Geltung für Inlandstaten 

Das deutsche Strafrecht gilt für Taten, die im In-
land 2) begangen werden. 

§ 4 
Geltung für Taten auf deutschen Schiffen 

und Luftfahrzeugen 
Das deutsche Strafrecht gilt, unabhängig vom 

Recht des Tatorts, für Taten, die auf einem deut-
schen Schiff oder Luftfahrzeug im Ausland began-
gen werden. 

1) Es ist in Aussicht genommen, im Einführungsgesetz für die Siche-
rungsverwahrung, die vorbeugende Verwahrung, das Arbeitshaus 
und die Sicherungsaufsicht eine den Absätzen 1 bis 3 entsprechende 
Regelung zu treffen 

2) Die Anwendung des deutschen Strafrechts auf Taten, die zwar im 
Inland. aber nicht im räumlichen Geltungsbereich des Strafgesetz-
buches begangen werden, soll im Einführungsgesetz geregelt 
werden. 

§ 5 

Geltung für Auslandstaten unabhängig 
vom Recht des Tatorts 

(1) Das deutsche Strafrecht gilt, unabhängig vom 
Recht des Tatorts, für folgende Taten, die im Aus-
land begangen werden: 

1. Kernenergie-, Sprengstoff- und Strahlungs-
verbrechen in den Fällen der §§ 322, 323 
Abs. 1, § 324 Abs. 3 und § 326; 

2. Menschenhandel (§ 229) und Sklavenhan-
del; 

3. unbefugter Vertrieb von Betäubungsmit-
teln; 

4. Handel mit unzüchtigen Veröffentlichun-
gen; 

5. Geldfälschung und deren Vorbereitung in 
den Fällen der §§ 312, 313 und 318; 

6. Völkermord, wenn der Täter zur Zeit der 
Tat Deutscher ist oder im Inland seinen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 
hat; 

7. Taten, die auf Grund eines für die Bundes-
republik Deutschland verbindlichen zwi-
schenstaatlichen Abkommens auch dann 
zu verfolgen sind, wenn sie im Ausland 
begangen werden; 

8. Hochverrat und Staatsgefährdung in den 
Fällen der §§ 361 bis 366, 369, 373 Abs. 1 
Nr. 3, Abs. 2, §§ 374, 375, 377 und 378; 

9. Landesverrat (§§ 383 bis 392); 
10. Straftaten gegen die Landesverteidigung 

in den Fällen der §§ 410 bis 415; 

11. politische Verdächtigung, wenn die Tat 
sich gegen einen Deutschen richtet, der im 
Inland seinen Wohnsitz oder gewöhnli-
chen Aufenthalt hat; 

12. Bruch von Betriebs- oder Geschäftsgeheim-
nissen eines im räumlichen Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes liegenden Betriebs, 
eines Unternehmens, das dort seinen Sitz 
hat, oder eines deutschen Betriebs oder 
Unternehmens im Ausland sowie Bruch 
des Steuergeheimnisses hinsichtlich sol-
cher Betriebe oder Unternehmen; 

13. Abtreibung und künstliche Samenübertra-
gung, wenn der Täter zur Zeit der Tat 
Deutscher ist und im Inland seinen Wohn-
sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat; 

14. Meineid und falsche uneidliche Aussage 
in einem Verfahren, das bei einer Be-
hörde der Bundesrepublik Deutschland 
oder eines ihrer Länder anhängig ist; 
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15. Taten, die der deutsche Träger eines Am-
tes der Bundesrepublik Deutschland oder 
eines ihrer Länder oder ein Soldat wäh-
rend eines dienstlichen Aufenthalts oder 
in Beziehung auf den Dienst begeht; 

16. Taten, die ein Ausländer als Träger eines 
Amtes der Bundesrepublik Deutschland 
oder eines ihrer Länder begeht; 

17. Taten, die jemand gegen den Träger eines 
Amtes der Bundesrepublik Deutschland 
oder eines ihrer Länder oder gegen einen 
Soldaten während der Ausübung ihres 
Dienstes oder in Beziehung auf ihren 
Dienst begeht. 

(2) Das deutsche Strafrecht gilt ferner, unabhän-
gig vom Recht des Tatorts, für Taten, die im Aus-
land begangen werden, wenn der Täter und der 
von der Tat Betroffene zur Zeit der Tat Deutsche 
sind und im Inland ihren Wohnsitz oder gewöhn-
lichen Aufenthalt haben. 

§ 6 
Geltung für Auslandstaten in anderen Fällen 

(1) Das deutsche Strafrecht gilt far Taten, die im 
Ausland gegen einen Deutschen begangen werden, 
wenn die Tat am Tatort mit Strafe bedroht ist oder 
der Tatort keiner Strafgewalt unterliegt. 

(2) Für andere Taten, die im Ausland begangen 
werden, gilt das deutsche Strafrecht, wenn die Tat 
am Tatort mit Strafe bedroht ist oder der Tatort 
keiner Strafgewalt unterliegt und wenn der Täter 

1. zur Zeit der Tat Deutscher war oder es 
nach der Tat geworden ist oder 

2. zur Zeit der Tat Ausländer war, im Inland 
betroffen und, obwohl das Auslieferungs-
gesetz seine Auslieferung nach Art der Tat 
zuließe, nicht ausgeliefert wird, weil ein 
Auslieferungsersuchen nicht gestellt oder 
abgelehnt wird oder die Auslieferung nicht 
ausführbar ist. 

§ 7  
Zeit der Tat 

Eine Tat ist zu der Zeit begangen, zu welcher der 
Täter oder der Teilnehmer gehandelt hat oder im 
Falle des Unterlassens hätte handeln müssen. Wann 
der Erfolg eintritt, ist nicht maßgebend. 

§ 8 
Ort der Tat 

(1) Eine Tat ist an jedem Ort begangen, an dem 
der Täter gehandelt hat oder im Falle des Unter-
lassens hätte handeln müssen oder an dem der zum 
Tatbestand gehörende Erfolg eingetreten ist oder 
nach der Vorstellung des Täters eintreten sollte. 

(2) Die Teilnahme ist sowohl an dem Ort began-
gen, an dem die Tat begangen ist, als auch an jedem 
Ort, an dem der Teilnehmer gehandelt hat oder im 

Falle des Unterlassens hätte handeln müssen oder 
an dem nach seiner Vorstellung die Tat begangen 
werden sollte. Hat der Teilnehmer an einer Aus-
landstat im Inland gehandelt, so gilt für die Teil-
nahme das deutsche Strafrecht, auch wenn die Tat 
nach dem Recht des Tatorts nicht mit Strafe bedroht 
Ist 3 ). 

§ 9  
Sondervorschriften für Jugendliche 

und Heranwachsende 
Für Taten von Jugendlichen und Heranwachsen-

den gilt dieses Gesetz nur, soweit im Jugend-
gerichtsgesetz nichts anderes bestimmt ist. 

Zweiter Titel 

Sprachgebrauch 

§ l0 

Personenbegriffe 
Im Sinne dieses Gesetzes ist 
1. Kind , wenn das Wort die Altersstufe bezeich-

net: 
wer noch nicht vierzehn Jahre alt ist; 

2. Jugendlicher: 
wer vierzehn, aber noch nicht achtzehn Jahre 
alt ist; 

3. Angehöriger: 
wer zu den folgenden Personen gehört: 
a) Verwandte und Verschwägerte gerader 

Linie, der Ehegatte, der Verlobte, Ge-
schwister, Ehegatten der Geschwister, Ge-
schwister der Ehegatten, und zwar auch 
dann, wenn die Beziehung durch eine un-
eheliche Geburt vermittelt wird oder 
wenn die Ehe, welche die Beziehung be-
gründet hat, nicht mehr besteht, 

b) Personen, die miteinander durch Annahme 
an Kindes Statt verbunden sind, 

c) Pflegeeltern und Pflegekinder; 

4. Amtsträger: 
wer nach deutschem Recht 
a) Beamter, Richter oder Notar ist oder 
b) ohne Beamter zu sein, dazu bestellt ist, 

hoheitsrechtliche Aufgaben der vollzie-
henden Gewalt mit Ausnahme der mili-
tärischen Hoheitsaufgaben eines Soldaten 
wahrzunehmen; 4 ) 

5. Richter: 
wer nach deutschem Recht 
a) Berufsrichter oder 

3) Absatz 2 Satz 2 bedarf der Ergänzung durch eine Vorschrift der 
Strafprozeßordnung, welche die im Inland begangene Teilnahme 
an einer Auslandstat hinsichtlich des Opportunitätsprinzips den 
Auslandstaten gleichstellt 

4) Inwieweit Amtsträger der über- oder zwischenstaatlichen Einrich-
tungen einzubeziehen sind, ist von der Entwicklung des für diese 
Personengruppe geltenden Dienstrechts abhängig und bedarf noch 
der Prüfung. 
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b) sonst dazu bestellt ist, Aufgaben der 
rechtsprechenden Gewalt bei einem Ge-
richt wahrzunehmen; 

6. Schiedsrichter: 
wer auf Grund eines Schiedsvertrages, durch 
Satzung, durch letztwillige Verfügung oder 
durch ein anderes Rechtsgeschäft damit be-
traut ist, einen Rechtsstreit zu entscheiden; 

7. ein für den öffentlichen Dienst beson-
ders Verpflichteter: 

wer bei einer Behörde oder bei einer Kör-
perschaft, Anstalt oder Stiftung des öffent-
lichen Rechts beschäftigt oder für sie tätig 
ist und auf die gewissenhafte Erfüllung 
seiner Obliegenheiten auf Grund eines Ge-
setzes förmlich verpflichtet worden ist, ohne 
jedoch Amtsträger zu sein; 

8. Soldat: 
der Soldat der Bundeswehr; 

9. Ausländer: 
auch der Staatenlose. 

§ 11 
Sachbegriffe 

(1) Im Sinne dieses Gesetzes ist 
1. Straftat: 

eine rechtswidrige und schuldhafte Hand-
lung, die den Tatbestand eines Strafge-
setzes verwirklicht; 

2. rechtswidrige Tat: 
eine rechtswidrige Handlung, die den 
Tatbestand eines Strafgesetzes verwirk-
licht, ohne Rücksicht darauf, ob sie 
schuldhaft begangen ist; 

3. Unternehmen einer Tat: 
deren Versuch und deren Vollendung; 

4. Diensthandlung: 
eine Handlung, durch die 
a) ein Amtsträger oder ein Soldat dienst-

liche Aufgaben oder 
b) ein bei einer Behörde oder einer Kör-

perschaft, Anstalt oder Stiftung des 
öffentlichen Rechts Beschäftigter Auf-
gaben des öffentlichen Dienstes 

wahrnimmt, auch wenn es sich nicht um 
hoheitsrechtliche Aufgaben handelt; 

5. Maßnahme: 
jede Maßregel der Besserung und Siche-
rung, der Verfall, die Einziehung und die 
Unbrauchbarmachung; 

6. Entgelt: 
jede in einem Vermögensvorteil beste-
hende Gegenleistung; 

7. gefährliche Drohung: 
die Drohung 
a) mit Gewalt,  

b) mit einem Verbrechen oder Vergehen, 
c) mit der Herbeiführung eines Strafver-

fahrens oder einer anderen behörd-
lichen Maßnahme oder 

d) mit der Offenbarung einer ehren-
rührigen Tatsache; 

8. Ausland: 
jedes Gebiet außerhalb des Inlandes. 

(2) Der Gewalt im Sinne der Vorschriften über 
Taten gegen eine bestimmte Person steht es gleich, 
wenn der Täter bei einem anderen ohne dessen 
Willen Hypnose anwendet oder mit einem betäu-
benden, berauschenden oder anderen Mittel auf den 
Körper eines anderen ohne dessen Willen einwirkt, 
um ihn bewußtlos oder sonst zum Widerstand kör-
perlich unfähig zu machen. 

§ 12 
Verbrechen und Vergehen 

(1) Verbrechen sind rechtswidrige Taten, die mit 
Zuchthaus bedroht sind. 

(2) Vergehen sind rechtswidrige Taten, die mit 
Gefängnis, Strafhaft oder Geldstrafe bedroht sind. 

(3) Läßt das Gesetz die Wahl zwischen mehreren 
Strafen, so richtet sich die Einteilung nach der 
schwersten Strafdrohung. 

(4) Schärfungen oder Milderungen, die nach den 
Vorschriften des Allgemeinen Teils oder für be-
sonders schwere und minder schwere Fälle vor-
gesehen sind, bleiben für die Einteilung außer Be-
tracht. 

Zweiter Abschnitt 
DIE TAT 

Erster Titel 

Grundlagen der Strafbarkeit 

§ 13 
Begehen durch Unterlassen 

Wer es unterläßt, einen zum Tatbestand eines 
Strafgesetzes gehörenden Erfolg abzuwenden, ist als 
Täter oder Teilnehmer strafbar, wenn er rechtlich 
dafür einzustehen hat, daß der Erfolg nicht eintreten 
werde, und sein Verhalten den Umständen nach der 
Verwirklichung des gesetzlichen Tatbestandes durch 
ein Tun gleichwertig ist. 

§ 14 
Handeln für einen anderen 

(1) Handelt jemand als vertretungsberechtigtes 
Organ einer juristischen Person, als Mitglied eines 
solchen Organs oder als gesetzlicher Vertreter 
eines anderen, so ist ein Gesetz, nach dessen Tat-
bestand besondere persönliche Eigenschaften, Ver-
hältnisse oder Umstände (besondere persönliche 
Merkmale) die Strafbarkeit begründen, auch auf den 
Vertreter anzuwenden, wenn diese Merkmale zwar 
nicht bei ihm, aber bei dem Vertretenen vorliegen. 
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(2) Absatz 1 ist auch dann anzuwenden, wenn 
die Rechtshandlung, welche die Vertretungsbefug-
nis begründen sollte, unwirksam ist. 

§ 15 

Vorsätzliches und fahrlässiges Handeln 

Strafbar ist nur vorsätzliches Handeln, wenn das 
Gesetz fahrlässiges Handeln nicht ausdrücklich mit 
Strafe bedroht. 

§ 16 

Vorsatz 

Vorsätzlich handelt, wem es darauf ankommt, den 
gesetzlichen Tatbestand zu verwirklichen, wer weiß 
oder als sicher voraussieht, daß er den gesetzlichen 
Tatbestand verwirklicht, oder wer die Verwirk-
lichung für möglich hält und sich mit ihr abfindet. 

§ 17 

Absicht und Wissentlichkeit 

(1) Absichtlich handelt, wem es darauf ankommt, 
den Umstand zu verwirklichen, für den das Gesetz 
absichtliches Handeln voraussetzt. 

(2) Wissentlich handelt, wer weiß oder als sicher 
voraussieht, daß der Umstand gegeben ist oder ein-
treten wird, für den das Gesetz wissentliches Han-
deln voraussetzt. 

§ 18 

Fahrlässigkeit und Leichtfertigkeit 

(1) Fahrlässig handelt, wer die Sorgfalt außer acht 
läßt, zu der er nach den Umständen und seinen per-
sönlichen Verhältnissen verpflichtet und fähig ist, 
und deshalb nicht erkennt, daß er den gesetzlichen 
Tatbestand verwirklicht. 

(2) Fahrlässig handelt auch, wer für möglich hält, 
daß er den gesetzlichen Tatbestand verwirklicht, 
jedoch pflichtwidrig und vorwerfbar im Vertrauen 
darauf handelt, daß die Verwirklichung nicht ein-
treten werde. 

(3) Leichtfertig handelt, wer grob fahrlässig han-
delt. 

§ 19 

Irrtum über Tatumstände 

(1) Wer bei Begehung der Tat einen Umstand 
nicht kennt, der zum gesetzlichen Tatbestand ge-
hört, handelt nicht vorsätzlich. Die Strafbarkeit 
wegen fahrlässiger Begehung bleibt unberührt. 

(2) Wer bei Begehung der Tat irrig Umstände an-
nimmt, welche den Tatbestand eines milderen Ge-
setzes verwirklichen würden, kann wegen vorsätz-
licher Begehung nur nach dem milderen Gesetz be-
straft werden. 

§ 20 
Irrtum über rechtfertigende Umstände 

(1) Wer bei Begehung der Tat irrig Umstände an-
nimmt, welche die Tat rechtfertigen würden, wird 
nicht wegen vorsätzlicher Begehung bestraft. 

(2) Er wird jedoch wegen fahrlässiger Begehung 
bestraft, wenn ihm der Irrtum vorzuwerfen ist und 
das Gesetz auch fahrlässiges Handeln mit Strafe 
bedroht. 

§ 21 
Verbotsirrtum 

Wer bei Begehung der Tat irrig annimmt, kein 
Unrecht zu tun, ist ohne Schuld, wenn ihm der Irr-
tum nicht vorzuwerfen ist. Ist ihm der Irrtum vor-
zuwerfen, so kann die Strafe nach § 64 Abs. 1 ge-
mildert werden. 

§ 22 
Schwerere Strafe 

bei besonderen Tatfolgen 
Knüpft das Gesetz an eine besondere Folge der 

Tat eine schwerere Strafe, so trifft sie den Täter 
oder den Teilnehmer nur, wenn ihm hinsichtlich 
dieser Folge Fahrlässigkeit zur Last fällt. 

§ 23 
Schuldunfähigkeit des Kindes 

Das Kind ist schuldunfähig. 

§ 24 
Schuldunfähigkeit wegen seelischer Störungen 

Ohne Schuld handelt, wer zur Zeit der Tat wegen 
einer krankhaften seelischen Störung, wegen einer 
ihr gleichwertigen Bewußtseinsstörung oder wegen 
Schwachsinns unfähig ist, das Unrecht der Tat ein-
zusehen oder nach dieser Einsicht zu handeln. 

§ 25 
Verminderte Schuldfähigkeit 

Ist die Fähigkeit des Täters, das Unrecht der Tat 
einzusehen oder nach dieser Einsicht zu handeln, 
zur Zeit der Tat wegen einer krankhaften seelischen 
Störung, wegen einer ihr gleichwertigen Bewußt-
seinsstörung oder wegen Schwachsinns oder einer 
schweren anderen seelischen Abartigkeit erheblich 
vermindert, so kann die Strafe nach § 64 Abs. 1 ge-
mildert werden. 

Zweiter Titel 

Versuch 

§ 26 
Begriffsbestimmung 

(1) Eine Straftat versucht, wer den Vorsatz, die 
Tat zu vollenden, durch eine Handlung betätigt, die 
den Anfang der Ausführung bildet oder nach 
seiner Vorstellung von den Tatumständen bilden 
würde, aber nicht zur Vollendung führt. 
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(2) Den Anfang der Ausführung bildet eine Hand-
lung, durch die der Täter mit der Verwirklichung 
des Tatbestandes beginnt oder unmittelbar dazu 
ansetzt. 

§ 27 
Strafbarkeit des Versuchs 

(1) Der Versuch eines Verbrechens ist stets, der 
Versuch eines Vergehens nur dann strafbar, wenn 
ihn das Gesetz ausdrücklich mit Strafe bedroht. 

(2) Die Strafe für den Versuch richtet sich nach 
der Strafdrohung für die vollendete Tat. Jedoch 
kann die Strafe nach § 64 Abs. 1 gemildert werden. 

(3) Hat der Täter aus grobem Unverstand ver-
kannt, daß der Versuch nach der Art des Gegen-
standes oder des Mittels, an oder mit dem die Tat 
begangen werden sollte, überhaupt nicht zur Voll-
endung führen konnte, so kann das Gericht die 
Strafe nach seinem Ermessen mildern (§ 64 Abs. 2) 
oder von Strafe absehen. 

§ 28 

Rücktritt 
(1) Wegen Versuchs wird nicht bestraft, wer frei-

willig die weitere Ausführung der Tat aufgibt oder 
die Vollendung der Tat verhindert. 

(2) Sind an der Tat mehrere beteiligt, so wird 
wegen Versuchs nicht bestraft, wer freiwillig die 
Vollendung der Tat verhindert. 

(3) Wird die Tat ohne Zutun des Zurücktretenden 
nicht vollendet oder wird sie unabhängig von sei-
nem früheren Verhalten begangen, so genügt zu 
seiner Straflosigkeit sein freiwilliges und ernst-
haftes Bemühen, die Vollendung der Tat zu ver-
hindern. 

Dritter Titel 

Täterschaft und Teilnahme 
§ 29 

Täterschaft 
(1) Als Täter wird bestraft, wer die Straftat selbst 

oder durch einen anderen begeht. 
(2) Begehen mehrere die Straftat gemeinschaft-

lich, so wird jeder als Täter bestraft (Mittäter). 

§ 30 

Anstiftung 
Als Anstifter wird gleich einem Täter bestraft, 

wer vorsätzlich einen anderen zu dessen vorsätz-
lich begangener rechtswidriger Tat bestimmt hat. 

§ 31 
Beihilfe 

(1) Als Gehilfe wird bestraft, wer vorsätzlich 
einem anderen zu dessen vorsätzlich begangener 
rechtswidriger Tat Hilfe geleistet hat. 

(2) Die Strafe des Gehilfen richtet sich nach der 
Strafdrohung für den Täter. Die Strafe ist nach § 64 
Abs. 1 zu mildern.  

§ 32 
Irrtum über den Tätervorsatz 

(1) Wie ein Anstifter wird bestraft, wer vorsätz-
lich einen anderen zu dessen rechtswidrig began-
gener Tat in der irrigen Annahme bestimmt hat, der 
Täter werde bei der Begehung vorsätzlich handeln. 

(2) Entsprechendes gilt für die Beihilfe. 

§ 33 
Besondere persönliche Merkmale 

(1) Fehlen besondere persönliche Merkmale (§ 14 
Abs. 1), welche die Strafbarkeit des Täters begrün-
den, beim Teilnehmer (Anstifter oder Gehilfe), so 
ist dessen Strafe nach § 64 Abs. 1 zu mildern. 

(2) Bestimmt das Gesetz, daß besondere persön-
liche Merkmale die Strafe schärfen, mildern oder 
ausschließen, so gilt das nur für den Beteiligten 
(Täter oder Teilnehmer), bei dem sie vorliegen. 

§ 34 
Selbständige Strafbarkeit des Beteiligten 

Jeder Beteiligte wird ohne Rücksicht auf die 
Schuld des anderen nach seiner Schuld bestraft. 

§ 35 

Versuch der Beteiligung 

(1) Wer einen anderen zu bestimmen versucht, 
ein Verbrechen zu begehen oder zu ihm anzustif-
ten, wird nach den für den Versuch des Verbrechens 
geltenden Vorschriften bestraft. Die Strafe ist nach 
§ 64 Abs. 1 zu mildern. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer sich bereit erklärt, 
wer das Erbieten eines anderen annimmt oder wer 
mit einem anderen verabredet, ein Verbrechen zu 
begehen oder zu ihm anzustiften. 

(3) Machen besondere persönliche Merkmale 
(§ 14 Abs. 1) eine Tat zum Verbrechen, so gelten 
die Absätze 1 und 2 nur dann, wenn die Merkmale 
bei dem vorliegen, der die Tat begehen soll. Im 
übrigen gelten die §§ 33 und 34 entsprechend. 

§ 36 

Rücktritt vom Versuch der Beteiligung 
(1) Nach § 35 wird nicht bestraft, wer freiwillig 

1. den Versuch aufgibt, einen anderen zu 
einem Verbrechen zu bestimmen, und eine 
etwa bestehende Gefahr, daß der andere 
die Tat begeht, abwendet, 

2. nachdem er sich zu einem Verbrechen be-
reit erklärt hatte, sein Vorhaben aufgibt 
oder, 

3. nachdem er ein Verbrechen verabredet 
oder das Erbieten eines anderen zu einem 
Verbrechen angenommen hatte, die Tat 
verhindert. 

(2) Unterbleibt die Tat ohne Zutun des Zurück-
tretenden oder wird sie unabhängig von seinem 
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früheren Verhalten begangen, so genügt zu seiner 
Straflosigkeit sein freiwilliges und ernsthaftes Be-
mühen, die Tat zu verhindern. 

Vierter Titel 

Notwehr und Notstand 

§ 37 
Notwehr 

(1) Wer eine Tat in Notwehr begeht, handelt 
nicht rechtswidrig. 

(2) Notwehr ist die Verteidigung, die erforderlich 
ist, um einen gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff 
von sich oder einem anderen abzuwenden. 

§ 38 
Überschreitung der Notwehr 

(1) Hat der Täter die Grenzen der Notwehr über-
schritten, so kann die Strafe nach § 64 Abs. 1 gemil-
dert werden. 

(2) Ist ihm die Überschreitung wegen Verwirrung, 
Furcht oder Schreckens nicht vorzuwerfen, so ist 
er straffrei. 

§ 39 
Rechtfertigender Notstand 

(1) Begeht jemand in einer gegenwärtigen, nicht 
anders abwendbaren Gefahr für Leben, Leib, Frei-
heit, Ehre, Eigentum oder ein anderes Rechtsgut 
eine Tat, um die Gefahr von sich oder einem ande-
ren abzuwenden, und ergibt die Abwägung der 
widerstreitenden Interessen, insbesondere der be-
troffenen Rechtsgüter und des Grades der ihnen 
drohenden Gefahren, daß das Interesse, das er 
schützt, gegenüber dem Interesse, das er beeinträch-
tigt, wesentlich überwiegt, so handelt er nicht 
rechtswidrig, soweit die Tat ein angemessenes 
Mittel ist, die Gefahr abzuwenden. 

(2) Nimmt der Täter bei Begehung der Tat irrig 
Umstände an, welche die Tat nach Absatz 1 recht-
fertigen würden, so wird er nur dann bestraft, wenn 
ihm der Irrtum vorzuwerfen ist. Die Strafe ist nach 
§ 64 Abs. 1 mit folgender Maßgabe zu mildern: 

1. An die Stelle von Zuchthaus tritt Gefäng-
nis von drei Monaten bis zu fünf Jahren. 

2. An die Stelle des erhöhten Mindestmaßes 
einer Gefängnisstrafe tritt das gesetzliche 
Mindestmaß. 

3. Das Höchstmaß einer Gefängnisstrafe darf 
fünf Jahre nicht übersteigen. 

§ 20 ist nicht anzuwenden. 

§ 40 
Entschuldigender Notstand 

(1) Begeht jemand in einer gegenwärtigen, nicht 
anders abwendbaren Gefahr für Leben, Leib oder 
Freiheit eine rechtswidrige Tat, um die Gefahr von 
sich, einem Angehörigen oder einer anderen ihm 
nahestehenden Person abzuwenden, so handelt er 

ohne Schuld, wenn ihm nicht zugemutet werden 
kann, die Gefahr für das bedrohte Rechtsgut hin-
zunehmen. 

(2) Nimmt der Täter bei Begehung der Tat irrig 
Umstände an, welche die Tat nach Absatz 1 ent-
schuldigen würden, so wird er nur dann bestraft, 
wenn ihm der Irrtum vorzuwerfen ist. Die Strafe 
ist nach § 64 Abs. 1 mit folgender Maßgabe zu mil-
dern: 

1. An die Stelle von Zuchthaus tritt im Rah-
men des § 64 Abs. 1 Nr. 4 Gefängnis nicht 
unter sechs Monaten. 

2. An die Stelle des erhöhten Mindestmaßes 
einer Gefängnisstrafe tritt das gesetzliche 
Mindestmaß. 

Fünfter Titel 
Straflosigkeit 

parlamentarischer Äußerungen und Berichte 

§ 41 
Parlamentarische Äußerungen 

Mitglieder des Bundestages, der Bundesversamm-
lung oder eines Gesetzgebungsorgans eines zur 
Bundesrepublik Deutschland gehörenden Landes 
dürfen zu keiner Zeit wegen ihrer Abstimmung 
oder wegen einer Äußerung, die sie in der Körper-
schaft oder in einem ihrer Ausschüsse getan haben, 
außerhalb der Körperschaft zur Verantwortung ge-
zogen werden. Dies gilt nicht für verleumderische 
Beleidigungen. 

§ 42 
Parlamentarische Berichte 

Wahrheitsgetreue Berichte über die öffentlichen 
Sitzungen der in § 41 bezeichneten Körperschaften 
oder ihrer Ausschüsse bleiben von jeder Verant-
wortlichkeit frei. 

Dritter Abschnitt 
FOLGEN DER TAT 

Erster Titel 

Strafen 

Freiheitsstrafen 

§ 43 
Arten der Freiheitsstrafe 

Freiheitsstrafen sind Zuchthaus, Gefängnis und 
Strafhaft. 

§ 44 
Dauer der Zuchthausstrafe 

(1) Die Zuchthausstrafe ist zeitig, soweit das 
Gesetz nicht lebenslanges Zuchthaus androht. 

(2) Das Höchstmaß der zeitigen Zuchthausstrafe 
ist, wenn das Gesetz kein geringeres Höchstmaß 
bestimmt, zwanzig Jahre, ihr Mindestmaß zwei 
Jahre. 

(3) Die Zuchthausstrafe darf nur nach vollen 
Monaten und Jahren bemessen werden. 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 	 Drucksache 2150  

§ 45 
Wirkungen der Zuchthausstrafe 

(1) Wer zu Zuchthaus verurteilt wird, verliert die 
Fähigkeit, 

1. öffentliche Ämter zu bekleiden, 
2. den Beruf eines Rechtsanwalts, Patentan-

walts, Wirtschaftsprüfers, vereidigten Buch-
prüfers (Bücherrevisors), Steuerberaters 
oder Helfers in Steuersachen auszuüben, 

3. den Beruf eines Arztes, Zahnarztes, Tier-
arztes oder Apothekers auszuüben und 

4. Rechte aus öffentlichen Wahlen zu er-
langen. 

(2) Mit dem Verlust dieser Fähigkeiten verliert 
der Verurteilte zugleich die entsprechenden Rechts-
stellungen und Rechte, die er innehat. Er verliert 
außerdem seine akademischen Grade, seine Titel 
und öffentlichen Würden. 

(3) Der Verlust wird mit der Rechtskraft des Ur-
teils wirksam. 

§ 46 

Dauer der Gefängnisstrafe 
(1) Das Höchstmaß der Gefängnisstrafe ist, wenn 

das Gesetz nichts anderes bestimmt, zehn Jahre, ihr 
Mindestmaß ein Monat. 

(2) Die Gefängnisstrafe darf nur nach vollen 
Tagen, Wochen, Monaten und Jahren bemessen 
werden. 

§ 47 
Dauer der Strafhaft 

(1) Das Höchstmaß der Strafhaft ist, wenn das 
Gesetz kein geringeres Höchstmaß bestimmt, sechs 
Monate, ihr Mindestmaß eine Woche. 

(2) Die Strafhaft darf nur nach vollen Tagen, 
Wochen und Monaten bemessen werden. 

§ 48 

Wahl zwischen Gefängnis und Strafhaft 
Läßt das Gesetz die Wahl zwischen Gefängnis und 

Strafhaft, so darf auf Strafhaft nur erkannt wer-
den, wenn der Täter bei vorsätzlichen Taten nur 
mit geringer Schuld, bei fahrlässigen Taten nicht 
gewissenlos oder sonst mit schwerer Schuld ge-
handelt hat. Auf Strafhaft darf nicht erkannt wer-
den, wenn der Täter gegenüber der Versuchung, 
Straftaten zu begehen, anfällig ist. 

§ 49 

Berechnung der Freiheitsstrafen 
Bei Freiheitsstrafen werden das Jahr und der 

Monat nach der Kalenderzeit, die Woche zu sieben 
Tagen und der Tag zu vierundzwanzig Stunden 
gerechnet. 

§ 50 
Umrechnungsmaßstab 

Ist eine Freiheitsstrafe in eine solche anderer Art 
umzurechnen, so stehen ein Tag Zuchthaus, ein Tag 
Gefängnis und ein Tag Strafhaft einander gleich. 

Geldstrafe 

§ 51 

Verhängung in Tagessätzen 
(1) Die Geldstrafe wird in Tagessätzen verhängt. 

Sie beträgt mindestens einen und, wenn das Gesetz 
nichts anderes bestimmt, höchstens dreihundert-
sechzig volle Tagessätze. 

(2) Die Höhe eines Tagessatzes bestimmt das Ge-
richt unter Berücksichtigung der persönlichen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Täters. Ein Tages-
satz wird auf mindestens zwei und höchstens fünf-
hundert Deutsche Mark festgesetzt. 

(3) Gibt der Täter fiber seine Einkünfte, sein Ver-
mögen oder andere Grundlagen für die Bemessung 
eines Tagessatzes keine ausreichende Auskunft, so 
können sie geschätzt werden. 

(4) In der Entscheidung werden Zahl und Höhe 
der Tagessätze angegeben. 

§ 52 

Geldstrafe neben Freiheitsstrafe 
Beruht die Tat auf Gewinnsucht, so kann eine 

Geldstrafe neben einer Freiheitsstrafe auch dann 
verhängt werden, wenn das Gesetz nur Freiheits-
strafe oder Freiheitsstrafe und Geldstrafe nur wahl-
weise androht, 

§ 53 
Geldstrafe an Stelle von Freiheitsstrafe 

(1) Wäre wegen eines Vergehens, für das Geld-
strafe nicht oder nur neben Freiheitsstrafe ange-
droht ist, eine Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten 
verwirkt, so wird an ihrer Stelle eine Geldstrafe 
bis zu neunzig Tagessätzen verhängt, wenn zu er-
warten ist, daß sie genügen wird, dem Täter zur 
Warnung zu dienen, und weder seine Schuld noch 
die Aufgabe der Strafe, der Begehung von Straf-
taten entgegenzuwirken, eine Freiheitsstrafe erfor-
dern. Einem Tag Freiheitsstrafe entspricht ein 
Tagessatz. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn eine Freiheitsstrafe 
von drei Monaten das Mindestmaß der Strafdrohung 
ist, die das Gericht im Einzelfall anwendet. 

§ 54 
Zahlungserleichterungen 

(1) Ist dem Verurteilten nach seinen persönlichen 
oder wirtschaftlichen Verhältnissen nicht zuzu-
muten, die Geldstrafe sofort zu zahlen, so bewilligt 
ihm das Gericht eine Zahlungsfrist oder gestattet 
ihm, die Strafe in bestimmten Teilbeträgen zu 
zahlen. 

(2) Das Gericht kann die Entscheidung auch nach-
träglich treffen oder ändern. 

(3) Es kann die Vergünstigung widerrufen, wenn 
der Verurteilte die Teilzahlungen nicht rechtzeitig 
leistet oder wenn seine wirtschaftlichen Verhält-
nisse sich wesentlich bessern. 
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§ 55 
Ersatzfreiheitsstrafe 

(1) An die Stelle einer uneinbringlichen Geld-
strafe tritt Ersatzfreiheitsstrafe. Einem Tagessatz 
entspricht ein Tag Freiheitsstrafe. 

(2) Ersatzfreiheitsstrafe ist bis zur Dauer von 
sechs Monaten Strafhaft, bei längerer Dauer Ge-
fängnis. Droht jedoch das Gesetz als Freiheitsstrafe 
nur Gefängnis an, so ist die Ersatzfreiheitsstrafe 
Gefängnis. Ist die Geldstrafe neben einer Freiheits-
strafe verhängt, so ist die Ersatzfreiheitsstrafe von 
derselben Art. 

Nebenstra fen 

§ 56 
Verlust der Amtsfähigkeit, der Wählbarkeit 

und des Stimmrechts 
(1) Das Gericht kann dem Verurteilten für die 

Dauer von zwei bis zu fünf Jahren die Fähigkeit, 
öffentliche Ämter zu bekleiden, und die Fähigkeit, 
Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen, ab-
erkennen, wenn 

1. wegen eines Verbrechens nach einer Vor-
schrift, die eine Milderung vorschreibt oder 
zuläßt (§ 64), oder in einem minder schwe-
ren Fall auf Gefängnis von mindestens 
einem Jahr erkannt wird oder 

2. das Gesetz die Aberkennung besonders 
vorsieht. 

(2) Mit dem Verlust dieser Fähigkeiten verliert 
der Verurteilte zugleich die entsprechenden Rechts-
stellungen und Rechte, die er innehat. 

(3) Das Gericht kann dem Verurteilten für die 
Dauer von zwei bis zu fünf Jahren das Recht, in 
öffentlichen Angelegenheiten zu wählen oder zu 
stimmen, aberkennen, wenn das Gesetz die Ab-
erkennung besonders vorsieht. 

(4) Neben einer Gefängnisstrafe von mindestens 
sechs Monaten wegen einer vorsätzlichen Tat kann 
das Gericht dem Verurteilten dessen öffentliche 
Ämter und dessen aus öffentlichen Wahlen hervor-
gegangenen Rechte aberkennen, wenn er die Tat 
unter Mißbrauch des Amtes oder des Rechtes oder 
unter grober Verletzung der damit verbundenen 
Pflichten begangen hat. 

§ 57 

Eintritt, Berechnung und Dauer 
des Verlustes 

(1) Der Verlust der Fähigkeiten, Rechtsstellun-
gen und Rechte wird mit der Rechtskraft des Urteils 
wirksam. 

(2) Die Dauer des Verlustes einer Fähigkeit oder 
eines Rechtes wird von dem Tage an gerechnet, an 
dem die Freiheitsstrafe verbüßt, verjährt oder er-
lassen ist. Ist neben Freiheitsstrafe eine freiheits-
entziehende Maßregel angeordnet worden, so wird 

die Frist erst von dem Tage an gerechnet, an dem 
auch die Maßregel erledigt ist. 

(3) War die Vollstreckung der Strafe, des Straf-
restes oder der Maßregel zur Bewährung oder im 
Gnadenwege ausgesetzt, so wird in die Frist die 
Bewährungszeit eingerechnet, wenn nach deren Ab-
lauf die Strafe oder der Strafrest erlassen wird oder 
die Maßregel erledigt ist. 

§ 58 
Fahrverbot 

(1) Neben einer Freiheitsstrafe oder einer Geld-
strafe wegen einer Straftat, die jemand bei oder im 
Zusammenhang mit der Führung eines Kraftfahr-
zeuges oder unter Verletzung der Pflichten eines 
Kraftfahrzeugführers begangen hat, kann ihm das 
Gericht das Führen von Kraftfahrzeugen jeder oder 
einer bestimmten Art für die Dauer von einem 
Monat bis zu drei Monaten verbieten, wenn es an-
gebracht ist, ihm dadurch die Pflicht, Straftaten der 
bezeichneten Art zu unterlassen, besonders zum 
Bewußtsein zu bringen. 

(2) Neben der Entziehung der Fahrerlaubnis 
(§ 99) wird das Fahrverbot nicht verhängt. Gegen-
über dem Inhaber eines ausländischen Fahraus-
weises ist es nur zulässig, wenn die Tat gegen 
Verkehrsvorschriften verstößt. 

(3) Das Fahrverbot wird mit der Rechtskraft des 
Urteils wirksam. Für seine Dauer wird ein von 
einer deutschen Behörde erteilter Führerschein in 
amtliche Verwahrung genommen. In ausländischen 
Fahrausweisen wird das Fahrverbot vermerkt. 

(4) Die Verbotsfrist wird erst von dem Tage an 
gerechnet, an dem der Führerschein in amtliche 
Verwahrung genommen oder das Fahrverbot in 
dem ausländischen Fahrausweis vermerkt wird. In 
die Verbotsfrist wird die Zeit nicht eingerechnet, 
in welcher der Täter auf behördliche Anordnung 
in einer Anstalt verwahrt worden ist. 

(5) Ist das Fahrverbot auf bestimmte Arten von 
Kraftfahrzeugen beschränkt, so erteilt die Verwal-
tungsbehörde für seine Dauer einen Führerschein, 
aus dem die Beschränkung ersichtlich ist. Das gilt 
nicht, wenn der Erteilung Gründe entgegenstehen 
die mit der in Absatz 1 bezeichneten Straftat nicht 
zusammenhängen. 

Wiederverleihung von Fähigkeiten 
und Rechten 

§ 59 
Voraussetzungen der Wiederverleihung 

(1) Das Gericht kann nach § 45 Abs. 1 verlorene 
Fähigkeiten wiederverleihen, wenn 

1. der Verlust mindestens zehn Jahre wirk-
sam war, 

2. der Verurteilte seit Rechtskraft der Ver-
urteilung ein gesetzmäßiges und geordne-
tes Leben geführt hat und 

3. zu erwarten ist, daß er auch künftig ein 
solches Leben führen wird. 
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(2) Das Gericht kann nach § 56 Abs. 1 verlorene 
Fähigkeiten und nach § 56 Abs. 3 verlorene Rechte 
wiederverleihen, wenn der Verlust die Hälfte der 
Zeit, für welche die Fähigkeit oder das Recht ab-
erkannt war, mindestens aber zwei Jahre, wirk-
sam war und die Voraussetzungen des Absatzes 1 
Nr. 2 und 3 erfüllt sind. 

(3) In die Fristen wird die Zeit nicht eingerech-
net, in welcher der Verurteilte auf behördliche An-
ordnung in einer Anstalt verwahrt worden ist. 

Zweiter Titel 

Strafbemessung 

§ 60 
Grundsätze der Strafzumessung 

(1) Grundlage für die Zumessung der Strafe ist 
die Schuld des Täters. 

(2) Bei der Zumessung wägt das Gericht die Um-
stände, die gegen und für den Täter sprechen, 
gegeneinander ab, soweit sie nicht schon Merkmale 
des gesetzlichen Tatbestandes sind. Namentlich 
kommen in Betracht: 

die Beweggründe und die Ziele des Täters, 
die in der Tat zum Ausdruck gekommene Ge-
sinnung und der bei der Tat aufgewendete 
Wille, 
das Maß der Pflichtwidrigkeit, 
die Art der Ausführung und die verschulde-
ten Auswirkungen der Tat, 
das Vorleben des Täters, seine persönlichen 
und wirtschaftlichen Verhältnisse sowie 
sein Verhalten nach der Tat, insbesondere 
sein Bemühen, den Schaden wiedergutzu-
machen. 

§ 61 

Rückfall 
(1) Begeht jemand, der schon zweimal wegen einer 

vorsätzlichen Straftat zu einer Freiheitsstrafe von 
mindestens drei Monaten verurteilt worden ist, 
eine mit Zuchthaus oder mit Gefängnis bedrohte 
vorsätzliche Straftat und ist ihm im Hinblick auf 
Art und Umstände der Straftaten vorzuwerfen, daß 
er sich die früheren Verurteilungen nicht hat zur 
Warnung dienen lassen, so wird er als Rückfall-
täter mit Gefängnis nicht unter sechs Monaten be-
straft, wenn die Tat nicht in anderen Vorschriften 
mit schwererer Strafe bedroht ist. Das Höchstmaß 
einer Freiheitsstrafe erhöht sich auf das Doppelte 
der sonst zulässigen Höchststrafe, jedoch nicht über 
das gesetzliche Höchstmaß der angedrohten Strafart 
hinaus. § 64 bleibt unberührt. 

(2) Eine frühere Tat bleibt außer Betracht, wenn 
zwischen ihr und der folgenden Tat mehr als fünf 
Jahre verstrichen sind. In die Frist wird die Zeit 
nicht eingerechnet, in welcher der Täter auf be-
hördliche Anordnung in einer Anstalt verwahrt 
worden ist. 

(3) Eine Verurteilung außerhalb des räumlichen 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes steht einer Ver-
urteilung innerhalb dieses Bereichs gleich, wenn die 

abgeurteilte Tat nach deutschem Strafrecht ein Ver-
brechen oder vorsätzliches Vergehen wäre 5). 

§ 62 
Besonders schwere Fälle 

Ein besonders schwerer Fall liegt vor, wenn Um-
stände, die zur Tat gehören oder ihr vorausgehen, 
oder das Verhalten des Täters nach der Tat das 
Unrecht und die Schuld wesentlich erhöhen. 

§ 63 
Minder schwere Fälle 

Ein minder schwerer Fall liegt vor, wenn Um-
stände, die zur Tat gehören oder ihr vorausgehen, 
oder das Verhalten des Täters nach der Tat das 
Unrecht oder die Schuld wesentlich mindern. 

§ 64 
Besondere gesetzliche Milderungsgründe 

(1) Wird die Strafe nach einer Vorschrift, die 
eine Milderung vorschreibt oder zuläßt, gemildert, 
so gilt folgendes: 

1. An die Stelle von lebenslangem Zuchthaus 
tritt Zuchthaus nicht unter drei Jahren. 

2. Bei zeitiger Freiheitsstrafe darf höchstens 
auf drei Viertel des angedrohten Höchst-
maßes erkannt werden. Bei Geldstrafe gilt 
dasselbe für die Höchstzahl der Tagessätze. 

3. An die Stelle des erhöhten Mindestmaßes 
einer zeitigen Freiheitsstrafe tritt das ge-
setzliche Mindestmaß. Ist jedoch Gefängnis 
von mindestens einem Jahr angedroht, so 
tritt an dessen Stelle Gefängnis von minde-
stens drei Monaten. 

4. Ist zeitiges Zuchthaus ohne erhöhtes Min-
destmaß angedroht, so kann auf Gefängnis 
nicht unter sechs Monaten, jedoch nicht 
über das Höchstmaß hinaus erkannt wer-
den, das sich aus Nummer 2 für die ange-
drohte Zuchthausstrafe ergibt. 

5. Ist Gefängnis ohne erhöhtes Mindestmaß 
angedroht, so kann auf Strafhaft erkannt 
werden. 

(2) Darf das Gericht die Strafe nach seinem Er-
messen mildern, so kann es bis zum gesetzlichen 
Mindestmaß der angedrohten Strafe herabgehen 
oder auf eine mildere Strafart erkennen. 

§ 65 
Zusammentreffen von Milderungsgründen 

(1) Ein Umstand, der allein oder mit anderen Um-
ständen die Annahme eines minder schweren Falles 
begründet und der zugleich ein besonderer gesetz-
licher Milderungsgrund nach § 64 ist, darf nur ein-
mal berücksichtigt werden. 

(2) Treffen mehrere Gründe zusammen, aus denen 
eine Milderung der Strafe vorgeschrieben oder zu-
gelassen ist, so dürfen die Vorschriften des § 64 
5) In den Vorschriften der Strafprozeßordnung über den Opportuni-

tätsgrundsatz (§§ 153 ff.) ist vorzusehen, daß die Staatsanwalt-
schaft und das  Gericht  von der Berücksichtigung einer Verurtei-
lung, die zu einer Strafschürfung führen kann oder Voraussetzung 
für die Anordnung einer Maßregel der Besserung und Sicherung 
ist und außerhalb des räumlichen Geltungsbereichs des Gesetzes 
ergangen ist, absehen können, wenn der Nachweis der Verurtei-
lung erschwert ist oder wegen Beeinträchtigung des „ordre public" 
gegen die Berücksichtigung Bedenken bestehen. 
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Abs. 1 nur einmal angewendet werden. 1st jedoch 
lebenslanges Zuchthaus angedroht, so kann auf das 
gesetzliche Mindestmaß der Zuchthausstrafe herab-
gegangen werden. Ist Zuchthaus von mindestens 
fünf Jahren angedroht, so kann auf Gefängnis nicht 
unter einem Jahr erkannt werden. 

§ 66 
Anrechnung 

(1) Hat  der Verurteilte aus Anlaß einer Tat, die 
Gegenstand des Verfahrens ist oder gewesen ist, 
Untersuchungshaft oder eine andere Freiheitsent-
ziehung erlitten, so kann sie ganz oder teilweise 
auf zeitige Freiheitsstrafe und auf Geldstrafe an-
gerechnet werden. Die Freiheitsentziehung muß 
angerechnet werden, soweit es für den Verurteilten 
eine unbillige Härte wäre, ihm die Anrechnung zu 
versagen 6). 

(2) Wird eine rechtskräftig verhängte Strafe in 
einem späteren Verfahren durch eine andere Strafe 
ersetzt, so wird auf die neue Strafe die frühere 
angerechnet, soweit sie vollstreckt ist. 

(3) Ist der Verurteilte wegen derselben Tat im 
Ausland bestraft worden, so wird auf die neue 
Strafe die ausländische angerechnet, soweit sie 
vollstreckt ist. Für eine im Ausland erlittene Frei-
heitsentziehung gilt Absatz 1 entsprechend. 

(4) Bei der Anrechnung von Geldstrafe oder auf 
Geldstrafe entspricht ein Tag Freiheitsentziehung 
einem Tagessatz. Wird eine ausländische Strafe 
oder Freiheitsentziehung angerechnet, so bestimmt 
das Gericht cien Maßstab nach seinem Ermessen. 

(5) Für die Anrechnung der Dauer einer vorläu-
figen Entziehung der Fahrerlaubnis (§ ... der Straf-
prozeßordnung) auf das Fahrverbot nach § 58 gilt 
Absatz 1 entsprechend. 

Dritter Titel 
Strafbemessung bei mehreren 

Gesetzesverletzungen 

§ 67 
Tateinheit 

(1) Verletzt dieselbe Straftat mehrere Strafgesetze 
oder dasselbe Strafgesetz mehrmals, so wird nur 
auf eine Strafe erkannt. 

(2) Sind mehrere Strafgesetze verletzt, so wird 
die Strafe nach dem Gesetz bestimmt, das die 
schwerste Strafart oder bei gleicher Strafart die 
schwerste Strafe androht. Sie darf weder der Art 
nach leichter noch niedriger sein, als die anderen 
anwendbaren Gesetze es zulassen. 

(3) Auf Geldstrafe kann das Gericht neben Frei-
heitsstrafe gesondert erkennen, wenn eines der 
anwendbaren Gesetze sie vorschreibt oder zuläßt. 
Jedoch muß das Gericht auf Geldstrafe gesondert 
erkennen, wenn eines der anwendbaren Gesetze 
sie neben Freiheitsstrafe vorschreibt. Soll in diesen 
Fällen wegen mehrerer Gesetzesverletzungen Geld-

strafe verhängt werden; so bestimmt sich ihr 
Höchstmaß nach der angedrohten höchsten Geld-
strafe. 

(4) Auf Nebenstrafen und Maßnahmen (§ 11 
Abs. 1 Nr. 5) muß oder kann erkannt werden, wenn 
eines der anwendbaren Gesetze sie vorschreibt 
oder zuläßt. 

§ 68 
Tatmehrheit 

(1) Hat jemand mehrere Straftaten begangen, die 
gleichzeitig abgeurteilt werden, und dadurch meh-
rere zeitige Freiheitsstrafen oder mehrere Geld-
strafen verwirkt, so wird auf eine Gesamtstrafe 
erkannt. 

(2) Trifft zeitige Freiheitsstrafe mit Geldstrafe 
zusammen, so wird auf eine Gesamtstrafe erkannt. 
Das Gericht kann auch auf Geldstrafe gesondert er-
kennen; jedoch muß es auf Geldstrafe erkennen, 
wenn eines der anwendbaren Gesetze sie neben 
Freiheitsstrafe vorschreibt. Soll in diesen Fällen 
wegen mehrerer Straftaten Geldstrafe verhängt 
werden, so wird insoweit auf eine Gesamtgeld-
strafe erkannt. 

(3) § 67 Abs. 4 gilt entsprechend. 

§ 69 
Bildung der Gesamtstrafe 

(1) Die Gesamtstrafe wird durch Erhöhung der 
verwirkten höchsten Strafe, bei Strafen verschiede-
ner Art durch Erhöhung der ihrer Art nach schwer-
sten Strafe gebildet. Dabei werden die Person des 
Täters und die einzelnen Straftaten zusammenfas-
send gewürdigt. 

(2) Die Gesamtstrafe darf die Summe der Einzel

-

stralen nicht erreichen. Sie darf 
bei Zuchthaus zwanzig Jahre, 
bei Gefängnis fünfzehn Jahre, 
bei Strafhaft sechs Monate und 
bei Geldstrafe siebenhundertzwanzig Tages-
sätze 

nicht übersteigen. 
(3) Ist die nach Absatz 1 zu erhöhende Einzel-

strafe Strafhaft und reicht das Höchstmaß der Straf-
haft zur Bildung der Gesamtstrafe nicht aus, so 
wird auf eine Gesamtgefängnisstrafe erkannt, die 
sechs Monate, aber nicht zwei Jahre übersteigt. 

(4) Besteht eine Einzelstrafe in Geldstrafe, so 
entspricht bei der Bestimmung der Summe der 
Einzelstrafen ein Tagessatz einem Tag Freiheits-
strafe. 

§ 70 
Nachträgliche Bildung der Gesamtstrafe 

(1) Die §§ 68 und 69 sind auch anzuwenden, wenn 
ein rechtskräftig Verurteilter, bevor die gegen ihn 
erkannte Strafe vollstreckt, verjährt oder erlassen 
ist, wegen einer anderen Straftat verurteilt wird, 
die er vor der früheren Verurteilung begangen hat. 
Als frühere Verurteilung gilt das Urteil in dem 
früheren Verfahren, in dem die zugrunde liegenden 
tatsächlichen Feststellungen letztmals geprüft wer-
den konnten. 

6) Ergänzende Vorschriften über die Anrechnung von Freiheitsent-
ziehung, die für das Erkenntnisverfahren ohne Bedeutung sind, 
bleiben vorbehalten. Sie sind in die Strafprozeßordnung oder das 
Stratvollzugsgesetz einzufügen. 
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(2) Nebenstrafen und Maßnahmen (§ 11 Abs. 1 
Nr. 5), auf die in der früheren Entscheidung erkannt 
war, sind aufrechtzuerhalten, soweit sie nicht durch 
die neue Entscheidung gegenstandslos werden. 

Vierter Titel 

Strafaussetzung zur Bewährung 

§ 71 

Strafaussetzung 

(1) Bei der Verurteilung zu Gefängnis von nicht 
mehr als neun Monaten oder zu Strafhaft kann das 
Gericht die Vollstreckung der Strafe zur Bewäh-
rung aussetzen, wenn zu erwarten ist, daß der Ver-
urteilte sich schon die Verurteilung zur Warnung 
dienen lassen und künftig auch ohne die Einwir-
kung des Strafvollzugs ein gesetzmäßiges und ge-
ordnetes Leben führen wird. Dabei sind namentlich 
die Persönlichkeit des Verurteilten, sein Vorleben, 
die Umstände seiner Tat, sein Verhalten nach der 
Tat, seine Lebensverhältnisse und die Wirkungen 
zu berücksichtigen, die von der Aussetzung zu 
erwarten sind. 

(2) Die Strafaussetzung kann nicht auf einen Teil 
der Strafe beschränkt werden. Sie wird nicht da-
durch ausgeschlossen, daß Untersuchungshaft oder 
eine andere Freiheitsentziehung angerechnet wird. 

§ 72 
Ausschluß der Strafaussetzung 

(1) Strafaussetzung wird nicht angeordnet, wenn 
die Schuld des Verurteilten oder die Aufgabe der 
Strafe, der Begehung von Straftaten entgegenzu-
wirken, die Vollstreckung gebietet. 

(2) Strafaussetzung ist ausgeschlossen, wenn 

1. während der letzten fünf Jahre vor der 
Tat gegen den Verurteilten im räumlichen 
Geltungsbereich dieses Gesetzes auf Frei-
heitsstrafe von insgesamt mehr als drei 
Monaten erkannt worden ist, 

2. die Vollstreckung einer gegen den Ver-
urteilten im räumlichen Geltungsbereich 
dieses Gesetzes erkannten Freiheitsstrafe 
oder des Restes einer solchen Freiheits-
strafe zur Bewährung oder im Gnaden-
wege ausgesetzt und die Tat während der 
Bewährungszeit begangen worden ist, 

3. der Verurteilte unter Sicherungsaufsicht 
steht oder 

4. die Voraussetzungen des Rückfalls, der 
Sicherungsverwahrung, der vorbeugenden 
Verwahrung oder der Sicherungsaufsicht 
erfüllt sind. 

(3) In die Frist des Absatzes 2 Nr. 1 wird die Zeit 
nicht eingerechnet, in welcher der Verurteilte auf 
behördliche Anordnung in einer Anstalt verwahrt 
worden ist. 

§ 73 
Bewährungszeit 

(1) Das Gericht bestimmt eine Bewährungszeit 
von mindestens zwei und höchstens fünf Jahren. 

(2) Die Bewährungszeit beginnt mit der Rechts-
kraft der Entscheidung über die Strafaussetzung. 
Sie kann nachträglich bis auf das Mindestmaß ver-
kürzt oder vor ihrem Ablauf bis auf das Höchst-
maß verlängert werden. 

§ 74 
Auflagen 

(1) Das Gericht kann dem Verurteilten Auflagen 
machen, die der Genugtuung für das begangene Un-
recht dienen. Die Auflagen dürfen keinen unzumut-
baren Eingriff in die Rechtsstellung des Verurteil-
ten enthalten. 

(2) Das Gericht kann dem Verurteilten auferlegen, 
1. nach Kräften den durch die Tat verursach-

ten Schaden wiedergutzumachen oder an-
dere aus der Tat erwachsene Ansprüche 
des Verletzten zu befriedigen, 

2. sich gegenüber dem Verletzten angemessen 
zu entschuldigen, 

3. einen Geldbetrag zugunsten der Staats-
kasse oder einer gemeinnützigen Einrich-
tung zu zahlen oder 

4. sonst Leistungen zu erbringen, die über 
die Rechtspflicht zur Wiedergutmachung 
hinausgehen. 

(3) Erbietet sich der Verurteilte zu angemessenen 
Leistungen, die der Genugtuung für das begangene 
Unrecht dienen, so sieht das Gericht in der Regel 
vorläufig von Auflagen ab, wenn die Erfüllung des 
Anerbietens zu erwarten ist. 

§ 75 
Weisungen 

(1) Bedarf der Verurteilte für die Dauer der Be-
währungszeit der Hilfe, um ein gesetzmäßiges und 
geordnetes Leben zu führen, so soll ihm das Gericht 
Weisungen erteilen, die diesem Zweck dienen. Die 
Weisungen dürfen keinen unzumutbaren Eingriff in 
die Lebensführung des Verurteilten enthalten. 

(2) Das Gericht kann den Verurteilten nament-
lich anweisen, 

1. Anordnungen zu befolgen, die sich auf 
Aufenthalt, Ausbildung, Arbeit oder Frei-
zeit oder auf die Ordnung seiner wirt-
schaftlichen Verhältnisse beziehen, 

2. sich zu bestimmten Zeiten bei Gericht oder 
einer anderen Stelle zu melden, 

3. mit bestimmten Personen oder mit Per-
sonen einer bestimmten Gruppe, die ihm 
Gelegenheit oder Anreiz zu weiteren Straf-
taten bieten können, nicht zu verkehren, 
sie nicht zu beschäftigen, auszubilden oder 
zu beherbergen, 

4. bestimmte Gegenstände, die ihm Gelegen-
heit oder Anreiz zu weiteren Straftaten 
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bieten können, nicht zu besitzen, bei sich 
zu führen oder verwahren zu lassen oder 

5. Unterhaltspflichten nachzukommen. 

(3) Die Weisung, sich einer Heilbehandlung oder 
Entziehungskur zu unterziehen, darf nur mit Zu-
stimmung des Verurteilten erteilt werden. 

§ 76 
Bewährungshilfe 7 ) 

(1 Reichen Weisungen nach § 75 nicht aus oder 
sind sie weniger geeignet, um den Verurteilten zu 
einem gesetzmäßigen und geordneten Leben anzu-
halten, so kann ihm das Gericht die Weisung er-
teilen, sich während der Bewährungszeit der Auf-
sicht und Leitung eines Bewährungshelfers zu unter-
stellen. 

(2) Der Bewährungshelfer überwacht im Einver-
nehmen mit dem Gericht die Lebensführung des 
Verurteilten sowie die Erfüllung der Auflagen und 
Weisungen. Er steht dem Verurteilten helfend und 
betreuend zur Seite. 

(3) Der Bewährungshelfer wird von dem Gericht 
bestellt. Dieses kann ihm für seine Tätigkeit nach 
Absatz 2 Anweisungen erteilen. 

§ 77 
Nachträgliche Entscheidungen 

Das Gericht kann Entscheidungen nach den §§ 74 
bis 76 auch nachträglich treffen, ändern oder auf-
heben. 

§ 78 
Widerruf der Strafaussetzung und Straferlaß 

(1) Das Gericht widerruft die Strafaussetzung, 
wenn 

1. nachträglich Umstände bekanntwerden, die 
zur Versagung der Strafaussetzung geführt 
hätten, 

2. der Verurteilte im räumlichen Geltungs-
bereich dieses Gesetzes wegen eines wäh-
rend der Bewährungszeit begangenen Ver-
brechens oder vorsätzlichen Vergehens zu 
einer Freiheitsstrafe verurteilt wird, 

3. er Auflagen oder Weisungen gröblich zu-
widerhandelt oder 

4. sich auf andere Weise zeigt, daß das in ihn 
gesetzte Vertrauen nicht gerechtfertigt 
war. 

Leistungen, die der Verurteilte auf Grund von Auf-
lagen oder Weisungen erbracht hat, werden nicht 
zurückerstattet. 

(2) Sind die Voraussetzungen des Widerrufs nicht 
erfüllt, so erläßt das Gericht die Strafe nach Ablauf 
der Bewährungszeit. 

(3) Das Gericht kann den Straferlaß widerrufen, 
wenn der Verurteilte im räumlichen Geltungs-
bereich dieses Gesetzes wegen eines vor Ablauf der 
Bewährungszeit begangenen Verbrechens oder vor-
sätzlichen Vergehens zu Freiheitsstrafe verurteilt 
wird. Der Widerruf ist nur innerhalb von fünf Jah-
ren nach Ablauf der Bewährungszeit und von sechs 
Monaten nach Rechtskraft der Verurteilung zulässig. 

§ 79 
Aussetzung des Strafrestes 

(1) Das Vollstreckungsgericht kann die Voll-
streckung des Restes einer zeitigen Freiheitsstrafe 
zur Bewährung aussetzen, wenn 

1. bei Zuchthaus und bei Gefängnis zwei Drit-
tel der verhängten Strafe, mindestens drei 
Monate, bei Strafhaft die Hälfte der ver-
hängten Strafe, mindestens ein Monat, 
verbüßt sind, 

2. verantwortet werden kann zu erproben, ob 
der Verurteilte auch außerhalb des Straf-
vollzugs ein gesetzmäßiges und geordnetes 
Leben führen wird, und 

3. der Verurteilte zustimmt. 
Bei der Entscheidung sind namentlich die Persön-
lichkeit des Verurteilten, sein Vorleben, die Um-
stände seiner Tat, seine Schuld, sein Verhalten im 
Vollzug, seine Lebensverhältnisse und die Wirkun-
gen zu berücksichtigen, die von der Aussetzung zu 
erwarten sind. 

(2) Ist Untersuchungshaft oder eine andere Frei-
heitsentziehung angerechnet, so gelten sie als ver-
büßte Strafe im Sinne des Absatzes 1. 

(3) Die §§ 73 bis 78 gelten entsprechend. Die Be-
währungszeit darf die Dauer des Strafrestes auch 
im Falle einer nachträglichen Verkürzung nicht 
unterschreiten. 

(4) Das Gericht kann Fristen bis zu einem Jahr 
festsetzen, vor deren Ablauf ein Antrag des Ver-
urteilten, den Strafrest zur Bewährung auszusetzen, 
unzulässig ist. 

§ 80 
Gesamtstrafe und Strafaussetzung 

(1) Hat jemand mehrere Straftaten begangen, so 
kommt es für die Zulässigkeit der Strafaussetzung 
nach § 71 auf Art und Höhe der Gesamtstrafe an. 

(2) Ist in den Fällen des § 70 Abs. 1 die Voll-
streckung der in der früheren Entscheidung ver-
hängten Freiheitsstrafe ganz oder für einen Straf-
rest zur Bewährung ausgesetzt, so kann das Gericht 
von der nachträglichen Bildung einer Gesamtstrafe 
absehen, wenn die Strafaussetzung nicht widerrufen 
wird und wenn 

1. in der neuen Entscheidung nicht auf Frei-
heitsstrafe oder eine freiheitsentziehende 
Maßregel erkannt wird oder 

2. die Vollstreckung der in der neuen Ent-
scheidung verhängten Freiheitsstrafe zur 
Bewährung ausgesetzt wird und die Summe 
der Freiheitsstrafen neun Monate nicht 
übersteigt. 

7) Die Fragen, in welcher organisatorischen Form die Tätigkeit des 
Bewährungshelfers (hauptamtlich, ehrenamtlich usw.) ausgeübt 
wird und ob das Nähere über die organisatorischen Voraus 
setzungen der Bewährungshilfe sowie die Tätigkeit der Bewäh-
rungshelfer bundes- oder landesrechtlich zu regeln ist, bleiben 
den Erörterungen zum Einführungsgesetz vorbehalten, 
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(3) Hat das Gericht in den Fällen des Absatzes 2 
von der nachträglichen Bildung einer Gesamtstrafe 
abgesehen, so ist diese nachzuholen, wenn die Aus-
setzung der in der früheren oder in der neuen Ent-
scheidung verhängten Freiheitsstrafe oder des Straf-
restes widerrufen wird und die Voraussetzungen 
der nachträglichen Bildung einer Gesamtstrafe auch 
im Zeitpunkt des Widerrufs noch erfüllt sind. 

Fünfter Titel 

Maßregeln der Besserung und Sicherung 

§ 81 
Ubersicht 

Maßregeln der Besserung und Sicherung sind 
1. die Unterbringung in einer Heil- oder Pflege-

anstalt oder in einer Bewahrungsanstalt, 
2. die Unterbringung in einer Entziehungsanstalt, 
3. die Unterbringung in einem Arbeitshaus, 
4. die Sicherungsverwahrung, 
5. die vorbeugende Verwahrung, 
6. die Sicherungsaufsicht, 
7. die Entziehung der Fahrerlaubnis, 

8. das Berufsverbot, 
9. das Verbot der Tierhaltung. 

Freiheitsentziehende Maßregeln 

§ 82 
Unterbringung in einer Heil- oder Pflegeanstalt 

oder in einer Bewahrungsanstalt 
(1) Hat jemand eine rechtswidrige Tat im Zu-

stand der Schuldunfähigkeit (§ 24) oder der vermin-
derten Schuldfähigkeit (§ 25) begangen, so ordnet 
das Gericht die Anstaltsunterbringung an, wenn 
die Gesamtwürdigung des Täters und der Tat er-
gibt, daß von dem Täter infolge seines Zustandes 
erhebliche rechtswidrige Taten zu befürchten sind 
und er deshalb für die Allgemeinheit oder für ein-
zelne andere gefährlich ist. 

(2) Bei der Anordnung bestimmt das Gericht nach 
der besonderen Behandlungsart, die der Zustand des 
Täters erfordert, ob er in einer Heil- oder Pflege-
anstalt oder in einer Bewahrungsanstalt unterge-
bracht wird. 

(3) Das Vollstreckungsgericht kann die Entschei-
dung des erkennenden Gerichts über die Anstalts-
art ändern, wenn der Zustand des Untergebrachten 
es erfordert. Die Vollzugsbehörde kann darüber 
eine vorläufige Entscheidung treffen. 

§ 83 
Unterbringung in einer Entziehungsanstalt 

Wird jemand, der den Hang hat, alkoholische Ge-
tränke oder andere Rauschmittel im Übermaß zu 
sich zu nehmen, wegen einer rechtswidrigen Tat, 
die er im Rausch begangen hat oder die auf seinen 
Hang zurückgeht, verurteilt oder nur deshalb nicht 
verurteilt, weil seine Schuldunfähigkeit erwiesen 
oder nicht auszuschließen ist, so ordnet das Gericht 

die Unterbringung in einer Entziehungsanstalt an, 
wenn die Gefahr besteht, daß er infolge seines 
Hanges erhebliche rechtswidrige Taten begehen 
wird. 

§ 84 
Unterbringung in einem Arbeitshaus 

(1) Hat jemand wegen einer Straftat, die er aus 
Arbeitsscheu oder aus Hang zu einem unsteten oder 
ungeordneten Leben begangen hat, Gefängnis bis 
zu neun Monaten verwirkt, so ordnet das Gericht 
neben der Strafe seine Unterbringung in einem Ar-
beitshaus an, wenn die Gefahr besteht, daß er in-
folge seiner Arbeitsscheu oder seines Hanges wei-
tere Straftaten begehen wird. 

(2) Der Verurteilte wird, solange er arbeitsfähig 
ist, in einem Arbeitshaus, sonst in einem Heim für 
Arbeitsunfähige untergebracht. 

(3) Die Anordnung unterbleibt, wenn die Voraus-
setzungen der Sicherungsverwahrung oder der vor-
beugenden Verwahrung erfüllt sind. 

§ 85 
Sicherungsverwahrung 

(1) Hat jemand durch mindestens drei vorsätz-
liche Straftaten, von denen er wenigstens eine nach 
Vollendung des fünfundzwanzigsten Lebensjahres 
begangen hat, jeweils Zuchthaus, Gefängnis von 
mindestens sechs Monaten oder Jugendstrafe ver-
wirkt, so ordnet das Gericht neben der Strafe die 
Sicherungsverwahrung an, wenn die Gesamtwürdi-
gung des Täters und seiner Taten ergibt, daß er in-
folge eines Hanges zu erheblichen Straftaten für 
die Allgemeinheit oder für einzelne andere gefähr-
lich ist (Hangtäter). 

(2) Eine frühere Tat bleibt, gleichviel oh sie be-
reits abgeurteilt ist oder nicht, außer Betracht, wenn 
zwischen ihr und der folgenden Tat mehr als fünf 
Jahre verstrichen sind. In die Frist wird die Zeit 
nicht eingerechnet, in welcher der Täter auf behörd-
liche Anordnung in einer Anstalt verwahrt worden 
ist. 

(3) Eine Tat, die außerhalb des räumlichen Gel-
tungsbereichs dieses Gesetzes abgeurteilt worden 
ist, steht einer innerhalb dieses Bereichs abgeurteil-
ten Tat gleich, wenn sie nach deutschem Strafrecht 
ein Verbrechen oder vorsätzliches Vergehen wäre. 

§ 86 
Vorbeugende Verwahrung 

(1) Hat jemand durch eine vor Vollendung des 
siebenundzwanzigsten Lebensjahres begangene vor-
sätzliche Straftat Freiheitsstrafe von mindestens 
sechs Monaten verwirkt, so ordnet das Gericht 
neben der Strafe die vorbeugende Verwahrung an, 
wenn 

1. der Täter vor der Tat, aber nach Voll-
endung des sechzehnten Lebensjahres, min-
destens zwei vorsätzliche, mit Freiheits

-
strafe bedrohte, erhebliche Straftaten be-
gangen hat, die zu einer gerichtlichen 
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Erziehungsmaßnahme geführt haben oder 
durch Zuchtmittel oder Freiheitsstrafe ge-
ahndet worden sind, 

2. vor der neuen Tat mindestens für die 
Zeit von sechs Monaten öffentliche Heim-
erziehung 8 ) zur Abwendung einer sitt-
lichen Verwahrlosung durchgeführt oder 
Freiheitsstrafe vollzogen worden ist und 

3. die Gesamtwürdigung des Täters und 
seiner Taten ergibt, daß die Gefahr besteht, 
er werde sich zum Hangtäter entwickeln. 

(2) Die Anordnung unterbleibt, wenn die Voraus-
setzungen der Sicherungsverwahrung erfüllt sind. 

(3) Eine frühere Tat bleibt, gleichviel ob sie be-
reits abgeurteilt ist oder nicht, außer Betracht, wenn 
zwischen ihr und der folgenden Tat mehr als zwei 
Jahre verstrichen sind. In die Frist wird die Zeit 
nicht eingerechnet, in welcher der Täter auf be-
hördliche Anordnung in einer Anstalt verwahrt 
worden ist. 

(4) § 85 Abs. 3 gilt entsprechend. 

§ 87 
Reihenfolge der Vollstreckung 

(1) Wird neben einer Freiheitsstrafe die Unter-
bringung in einer Heil- oder Pflegeanstalt oder in 
einer Entziehungsanstalt angeordnet, so bestimmt 
das Gericht, daß die Maßregel vor der Strafe zu 
vollziehen ist, wenn der Zustand des Täters es er-
fordert. Im übrigen kann das Gericht bei diesen 
Maßregeln, bei der Unterbringung in einer Bewah-
rungsanstalt oder in einem Arbeitshaus und bei der 
vorbeugenden Verwahrung den Vollzug der Maß-
regel vor dem der Strafe anordnen, wenn dadurch 
der Zweck der Maßregel leichter erreicht wird und 
weder die Schuld des Täters noch die Aufgabe der 
Strafe, der Begehung von Straftaten entgegenzu-
wirken, die vorherige Vollstreckung der Strafe ge-
bieten. 

(2) Das Vollstreckungsgericht kann eine Anord-
nung nach Absatz 1 ändern oder aufheben, wenn in 
der Person des Verurteilten liegende Umstände es 
erfordern. 

(3) In den Fällen des Absatzes 1 kann das Gericht 
anordnen, daß die Zeit des Vollzuges der Maßregel 
ganz oder teilweise auf die Strafe angerechnet wird. 
Das Vollstreckungsgericht kann diese Anordnung 
auch nachträglich treffen. 

(4) Wird die Maßregel vor der Strafe vollzogen, 
so kann das Vollstreckungsgericht die Vollstrek-
kung der Strafe im Rahmen der §§ 71 und 72 Abs. 1 
zur Bewährung aussetzen. 

§ 88 
Nachträgliche Unterbringung 

(1) Sind seit Rechtskraft der Anordnung einer 
freiheitsentziehenden Maßregel drei Jahre ver-
strichen, ohne daß mit dem Vollzug der Unterbrin-

gung begonnen worden ist, so darf sie nur noch 
vollzogen werden, wenn das Gericht es anordnet. 
In die Frist wird die Zeit nicht eingerechnet, in 
welcher der Täter auf behördliche Anordnung in 
einer Anstalt verwahrt worden ist. 

(2) Das Gericht ordnet den Vollzug an, wenn der 
Zweck der Maßregel die Unterbringung noch erfor-
dert. Ist das nicht der Fall und setzt das Gericht 
auch nicht die Vollstreckung der Unterbringung zur 
Bewährung aus (§ 105 Abs. 4), so erklärt es die Maß-
regel für erledigt. 

§ 89 
Dauer der Unterbringung 

(1) Die Unterbringung in der Anstalt dauert so 
lange, wie der Zweck der Maßregel es erfordert. 

(2) Es dürfen jedoch nicht übersteigen 
die erstmalige Unterbringung in einer Ent-
ziehungsanstalt und in einem Arbeitshaus 
zwei Jahre, 
die wiederholte Unterbringung in einer Ent-
ziehungsanstalt und in einem Arbeitshaus 
vier Jahre, 
die vorbeugende Verwahrung fünf Jahre und 
die erstmalige Sicherungsverwahrung zehn 
Jahre. 

Die Fristen laufen vom Beginn der Unterbringung an. 

(3) Das Gericht kann die erstmalige Sicherungs-
verwahrung auch unbefristet anordnen, wenn der 
Schutz der Allgemeinheit es erfordert. 

(4) Wird wegen einer Straftat, die jemand inner-
halb von fünf Jahren nach seiner Entlassung aus 
der vorbeugenden Verwahrung begangen hat, die 
Sicherungsverwahrung angeordnet, so ist sie unbe-
fristet. In die Frist wird die Zeit nicht eingerechnet, 
in welcher der Täter auf behördliche Anordnung in 
einer Anstalt verwahrt worden ist. 

(5) Hat das Gericht angeordnet, daß vor einer 
Freiheitsstrafe eine freiheitsentziehende Maßregel 
vollzogen wird, so verlängert sich die gesetzliche 
Höchstfrist um die Dauer der Freiheitsstrafe, soweit 
die Zeit des Vollzuges der Maßregel auf die Strafe 
angerechnet wird. 

(6) Das Vollstreckungsgericht ordnet die Ent-
lassung des Untergebrachten vor Ablauf der gesetz-
lichen Höchstfrist und bei unbefristeter Unterbrin-
gung an, wenn zu erwarten ist, daß der Zweck der 
Maßregel auch durch Aussetzung zur Bewährung 
(§ 105 Abs. 5) erreicht wird. 

§ 90 
Uberprüfung 

(1) Das Vollstreckungsgericht kann jederzeit prü-
fen, ob der Untergebrachte zu entlassen ist. Es muß 
diese Prüfung vor Ablauf bestimmter Fristen vor-
nehmen. 

(2) Die Fristen betragen bei der Unterbringung 
in einer Entziehungsanstalt und in einem Arbeits-
haus sechs Monate, bei der Unterbringung in einer 
Heil- oder Pflegeanstalt oder einer Bewahrungs- 

*) Der Begriff der „öffentlichen Heimerziehung" wird bei den weite-
ren Beratungen dem Entwurf eines Gesetzes über Jugendhilfe 
anzupassen sein. 
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anstalt und in der Sicherungsverwahrung drei Jahre. 
Bei der vorbeugenden Verwahrung beträgt die Frist 
für die erste Prüfung zwei Jahre, für die folgenden 
Prüfungen ein Jahr. 

(3) Das Vollstreckungsgericht kann die Fristen 
kürzen. Es kann im Rahmen der gesetzlichen Prü-
fungsfristen auch Fristen festsetzen, vor deren 
Ablauf ein Antrag auf Nachprüfung unzulässig ist 

(4) Die Fristen laufen vom Beginn der Unter-
bringung an. Lehnt das Gericht die Entlassung ab, 
so beginnen die Fristen mit der Entscheidung von 
neuem. 

Sicherungsaufsicht 
§ 91 

Voraussetzungen der Sicherungsaufsicht 

(1) Hat jemand 
1. als Rückfailtäter oder wegen einer Straftat, 

die er aus Arbeitsscheu oder aus Hang zu 
einem unsteten oder ungeordneten Leben 
begangen hat, zeitiges Zuchthaus oder Ge-
fängnis oder 

2. wegen einer Straftat, bei der das Gesetz 
Sicherungsaufsicht besonders vorsieht, zei-
tiges Zuchthaus oder Gefängnis von minde-
stens sechs Monaten 

verwirkt, so kann das Gericht neben der Strafe 
Sicherungsaufsicht anordnen, wenn die Gefahr be-
steht, daß er ein gesetzwidriges Leben führen wird. 

(2) Die Vorschriften über die Sicherungsaufsicht 
unter anderen Voraussetzungen bleiben unberührt. 

§ 92 
Inhalt und Führung der Sicherungsaufsicht 

(1) Das Gericht erteilt dem Verurteilten Weisun-
gen, um ihn von weiteren Straftaten abzuhalten und 
zu einem gesetzmäßigen und geordneten Leben zu 
führen, und unterstellt ihn einer Aufsichtsstelle. 

(2) Als Aufsichtsstelle bestellt das Gericht je nach 
der Persönlichkeit des Verurteilten eine Über-
wachungsbehörde 9) oder einen Bewährungshelfer. 

(3) Die Überwachungsbehörde überwacht die Le-
bensführung des Verurteilten sowie die Erfüllung 
der Weisungen. Sie steht dem Verurteilten helfend 
und betreuend zur Seite. 

(4) Für die Tätigkeit des Bewährungshelfers gilt 
§ 76 Abs. 2 und Abs. 3 Satz 2 entsprechend. 

(5) Bedarf es der Überwachung durch eine Auf-
sichtsstelle nicht, so kann das Gericht sich darauf 
beschränken, Weisungen zu erteilen und ihre Er-
füllung zu überwachen. 

§ 93 
Weisungen 

(1) Das Gericht kann den Verurteilten für die 
Dauer der Sicherungsaufsicht oder für eine kürzere 
Zeit anweisen, 

1. den Wohn- oder Aufenthaltsort oder einen 
bestimmten Bereich nicht ohne Erlaubnis 
der Aufsichtsstelle zu verlassen, 

2. sich nicht ohne zwingenden Grund in be-
stimmten Bereichen oder an bestimmten 
Orten oder Örtlichkeiten aufzuhalten, die 
ihm Gelegenheit oder Anreiz zu weiteren 
Straftaten bieten können, 

3. zur Nachtzeit seine Wohnung nicht ohne 
zwingenden Grund zu verlassen, 

4. ohne zwingenden Grund mit bestimmten 
Personen oder mit Personen einer be-
stimmten Gruppe, die ihm Gelegenheit 
oder Anreiz zu weiteren Straftaten bieten 
können, nicht zu verkehren, sie nicht zu 
beschäftigen, auszubilden oder zu beher-
bergen, 

5. bestimmte Tätigkeiten nicht auszuüben, 
die er nach den Umständen zu Straftaten 
mißbrauchen kann, 

6. bestimmte Gegenstände, die ihm Gelegen-
heit oder Anreiz zu weiteren Straftaten 
bieten können, nicht zu besitzen, bei sich 
zu führen oder verwahren zu lassen, 

7. Kraftfahrzeuge oder bestimmte Arten von 
Kraftfahrzeugen oder von anderen Fahr-
zeugen nicht zu halten oder zu führen, 

8. sich zu bestimmten Zeiten bei der Auf-
sichtsstelle oder einer bestimmten Dienst-
stelle zu melden, 

9. jeden Wechsel des Wohnorts oder des 
Arbeitsplatzes unverzüglich der Aufsichts-
stelle oder einer bestimmten Dienststelle 
zu melden oder 

10. sich im Falle der Erwerbslosigkeit bei dem 
zuständigen Arbeitsamt oder einer ande-
ren zur Arbeitsvermittlung zugelassenen 
Stelle zu melden, eine nachgewiesene 
angemessene Arbeit anzunehmen und 
nicht ohne wichtigen Grund aufzugeben. 

(2) Das Gericht kann dem Verurteilten für die 
Dauer der Sicherungsaufsicht oder für eine kürzere 
Zeit ferner Weisungen erteilen, die sich auf Aus-
bildung, Arbeit, Freizeit oder auf die Ordnung 
seiner wirtschaftlichen Verhältnisse beziehen. Es 
kann ihm auch Weisungen für die Erfüllung von 
Unterhaltspflichten erteilen. 

(3) Die Weisungen dürfen keinen unzumutbaren 
Eingriff in die Lebensführung des Verurteilten ent-
halten. 

§ 94 

Dauer der Sicherungsaufsicht 

(1) Die Sicherungsaufsicht dauert mindestens zwei 
und höchstens fünf Jahre. Das Gericht kann ihre 
Höchstdauer abkürzen. 

(2) Die Sicherungsaufsicht beginnt mit der Rechts-
kraft der Anordnung. In ihre Dauer wird die Zeit 
nicht eingerechnet, in welcher der Verurteilte flüch-
tig ist, sich verborgen hält oder auf behördliche 
Anordnung in einer Anstalt verwahrt wird. 9) Nähere Vorschriften über die Überwachungsbehörde sind in das 

Einführungsgesetz aufzunehmen. 
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§ 95 
Zuständigkeit 

(1) Das Gericht kann sich auf die Anordnung der 
Sicherungsaufsicht beschränken. Es kann zugleich 
auch selbst die Aufsichtsstelle bestimmen und 
Weisungen erteilen. 

(2) Hat das Gericht sich auf die Anordnung der 
Sicherungsaufsicht beschränkt, so trifft das Voll-
streckungsgericht die Anordnungen nach Absatz 1 
Satz 2, 

(3) Das Vollstreckungsgericht kann Anordnungen 
nach Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 ändern oder auf-
heben. 

§ 96 
Beendigung der Sicherungsaufsicht 

(1) Das Vollstreckungsgericht hebt die Sicherungs-
aufsicht auf, wenn zu erwarten ist, daß der Ver-
urteilte auch ohne sie ein gesetzmäßiges Leben 
führen wird. Die Aufhebung ist frühestens nach 
Ablauf der gesetzlichen Mindestdauer zulässig. 

(2) Das Vollstreckungsgericht kann Fristen von 
höchstens sechs Monaten festsetzen, vor deren Ab-
lauf ein Antrag auf Aufhebung der Sicherungsauf-
sicht unzulässig ist. 

(3) Die Sicherungsaufsicht endet, wenn gegen den 
Verurteilten Unterbringung in einem Arbeitshaus, 
Sicherungsverwahrung oder vorbeugende Verwah-
rung angeordnet ist und deren Vollzug beginnt. 

§ 97 
Sicherungsaufsicht bei Nichtaussetzung 

des Strafrestes 
(1) Wird bei einer Freiheitsstrafe von mindestens 

zwei Jahren wegen einer vorsätzlichen Straftat 
Aussetzung des Strafrestes zur Bewährung oder im 
Gnadenwege nicht angeordnet oder wird die Aus-
setzung widerrufen, so tritt mit der Entlassung des 
Verurteilten aus dem Strafvollzug Sicherungsaufsicht 
kraft Gesetzes ein, wenn nicht nach anderen Vor-
schriften Sicherungsaufsicht angeordnet ist oder der 
Verurteilte anschließend zum Vollzug einer freiheits-
entziehenden Maßregel in einer Anstalt unter-
gebracht wird. Satz 1 gilt nicht, wenn die Strafe 
erlassen wird. 

(2) Ist zu erwarten, daß der Verurteilte auch ohne 
die Sicherungsaufsicht kein gesetzwidriges Leben 
führen wird, so ordnet das Vollstreckungsgericht an, 
daß die Maßregel entfällt. Anderenfalls trifft es die 
Anordnungen nach § 92 Abs. 2, 5 und § 93. Es kann 
die gesetzliche Höchstdauer der Sicherungsaufsicht 
abkürzen. 

§ 98 
Sicherungsaufsicht und Aussetzung 

zur Bewährung 10) 
(1) Ist Strafaussetzung oder Aussetzung des Straf-

restes angeordnet oder ist die Vollstreckung einer 
Unterbringung der in den §§ 82 oder 83 bezeich- 

10) Im Prozeßrecht ist eine Konzentration der Zuständigkeit bei einem 
Gericht vorzusehen, wenn in verschiedenen Sachen Strafaussetzung 
zur Bewährung oder Sicherungsaufsicht angeordnet worden ist 
und dadurch mehrere Aufsichten gleicher oder verschiedener Art 
zusammentreffen.  

neten Art, das Berufsverbot oder das Verbot der 
Tierhaltung zur Bewährung ausgesetzt und steht 
der Verurteilte wegen derselben oder einer anderen 
Tat zugleich unter Sicherungsaufsicht, so bestimmen 
sich die Aufsicht und die Erteilung von Weisungen 
einheitlich nach den §§ 92 und 93. Die Sicherungs-
aufsicht endet nicht vor Ablauf der Bewährungszeit. 

(2) Sind die Aussetzung zur Bewährung und die 
Sicherungsaufsicht auf Grund derselben Tat ange-
ordnet, so kann das Vollstreckungsgericht jedoch 
bestimmen, daß die Sicherungsaufsicht bis zum Ab-
lauf der Bewährungszeit ruht. In diesem Falle wird 
die Bewährungszeit in die Dauer der Sicherungs-
aufsicht nicht eingerechnet. 

(3) Wird nach Ablauf der Bewährungszeit die 
Strafe oder der Strafrest erlassen oder die Maß-
regel für erledigt erklärt, so endet damit auch eine 
wegen derselben Tat angeordnete Sicherungsauf-
sicht. 

Weitere Maßregeln 

§ 99 
Entziehung der Fahrerlaubnis 

(1) Wird jemand wegen einer rechtswidrigen Tat, 
die er bei oder im Zusammenhang mit der Führung 
eines Kraftfahrzeuges oder unter Verletzung der 
Pflichten eines Kraftfahrzeugführers begangen hat, 
verurteilt oder nur deshalb nicht verurteilt, weil 
seine Schuldunfähigkeit erwiesen oder nicht auszu-
schließen ist, so entzieht ihm das Gericht die Fahr-
erlaubnis, wenn sich aus der Tat ergibt, daß er zum 
Führen von Kraftfahrzeugen ungeeignet ist. 

(2) Ist in den Fällen des Absatzes 1 die rechts-
widrige Tat 

1. Gefährdung des Straßenverkehrs nach § 343 
Abs. 3 allein oder in Verbindung mit § 343 
Abs. 4 oder § 344, 

2. Trunkenheit im Verkehr nach § 346, 

3. Verkehrsflucht nach § 347, obwohl der Tä-
ter weiß oder wissen kann, daß bei dem 
Unfall ein Mensch getötet oder nicht un-
erheblich verletzt worden oder an fremden 
Sachen bedeutender Schaden entstanden 
ist, oder 

4. Vollrausch nach § 351, der sich auf eine der 
in den Nummern 1 bis 3 bezeichneten Taten 
bezieht, 

so ist der Täter als ungeeignet zum Führen von 
Kraftfahrzeugen anzusehen, wenn nicht besondere 
Umstände diese Annahme ausschließen. 

(3) Gegenüber dem Inhaber eines ausländischen 
Fahrausweises ist die Entziehung nur zulässig, wenn 
die Tat gegen Verkehrsvorschriften verstößt. 

(4) Die Fahrerlaubnis erlischt mit der Rechtskraft 
des Urteils. Ein von einer deutschen Behörde er-
teilter Führerschein wird auch ohne die Voraus-
setzungen des § 114 im Urteil eingezogen. In aus-
ländischen Fahrausweisen wird die Entziehung ver

- merkt. 
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§ 100 
Sperre für die Erteilung einer Fahrerlaubnis 

(1) Entzieht das Gericht die Fahrerlaubnis, so be-
stimmt es zugleich, daß für die Dauer von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren oder für immer keine 
neue Fahrerlaubnis erteilt werden darf (Sperre). Das 
Mindestmaß der Sperre beträgt ein Jahr, wenn dem 
Täter in den letzten drei Jahren vor der Tat bereits 
einmal die Fahrerlaubnis nach § 99 rechtskräftig 
entzogen worden ist. Das Gericht kann von der 
Sperre bestimmte Arten von Kraftfahrzeugen aus-
nehmen, wenn besondere Umstände die Annahme 
rechtfertigen, daß der Zweck der Maßregel dadurch 
nicht gefährdet wird. 

(2) Hat der Täter in den Fällen des § 99 keine 
Fahrerlaubnis, so ordnet das Gericht nur die 
Sperre an. 

(3) War dem Täter die Fahrerlaubnis wegen der 
Tat vorläufig entzogen (§ ... der Strafprozeß-
ordnung) 11), so verkürzt sich das Mindestmaß der 
Sperre um die Zeit, in der die vorläufige Entziehung 
wirksam war. 

(4) Die Sperre beginnt mit der Rechtskraft des 
Urteils. In die Frist wird die Zeit einer wegen der 
Tat angeordneten vorläufigen Entziehung eingerech-
net, soweit sie nach Verkündung des Urteils ver-
strichen ist, in dem die der Maßregel zugrunde 
liegenden tatsächlichen Feststellungen letztmals 
geprüft werden konnten. 

(5) Ergibt sich Grund zu der Annahme, daß der 
Täter zum Führen von Kraftfahrzeugen nicht mehr 
ungeeignet ist, so kann das Gericht die Sperre vor-
zeitig aufheben. Die Aufhebung ist frühestens zu-
lässig, wenn die Sperre sechs Monate, im Falle des 
Absatzes 1 Satz 2 ein Jahr gedauert hat; Absatz 4 
Satz 2 gilt entsprechend. 

§ 101 

Berufsverbot 

(1) Wird jemand wegen einer rechtswidrigen Tat, 
die er unter Mißbrauch seines Berufs oder Gewer-
bes oder unter grober Verletzung der mit ihnen 
verbundenen Pflichten begangen hat, verurteilt 
oder nur deshalb nicht verurteilt, weil seine Schuld-
unfähigkeit erwiesen oder nicht auszuschließen ist, 
so verbietet ihm das Gericht die Ausübung des Be-
rufs, Gewerbes oder Gewerbezweiges für die Dauer 
von einem Jahr bis zu fünf Jahren oder für immer, 
wenn die Gesamtwürdigung des Täters und der Tat 
ergibt, daß die Gefahr besteht, er werde bei wei-
terer Ausübung des Berufs, Gewerbes oder Ge-
werbezweiges erhebliche rechtswidrige Taten der 
bezeichneten Art begehen. 

(2) War dem Täter die Ausübung des Berufs, Ge-
werbes oder Gewerbezweiges vorläufig verboten 
(§ ... der Strafprozeßordnung), so verkürzt sich 

11) Gemeint ist eine dem § 1l1 a der Strafprozeßordnung entspre-
chende Vorschrift. 

das Mindestmaß der Verbotsfrist um die Zeit, in 
der das vorläufige Berufsverbot wirksam war 12). 

(3) Solange das Verbot wirksam ist, darf der 
Täter den Beruf, das Gewerbe oder den Gewerbe-
zweig auch nicht für einen anderen ausüben oder 
durch eine von seinen Weisungen abhängige Per-
son für sich ausüben lassen. 

(4) Das Berufsverbot wird mit der Rechtskraft 
des Urteils wirksam. In die Verbotsfrist wird die 
Zeit eines wegen der Tat angeordneten vorläufigen 
Berufsverbots eingerechnet, soweit sie nach Ver-
kündung des Urteils verstrichen ist, in dem die der 
Maßregel zugrunde liegenden tatsächlichen Fest-
stellungen letztmals geprüft werden konnten. Die 
Zeit, in welcher der Täter auf behördliche Anord-
nung in einer Anstalt verwahrt worden ist, wird 
nicht eingerechnet. 

§ 102 
Verbot der Tierhaltung 

(1) Wird jemand wegen einer rechtswidrigen Tat 
nach § 233 (Tierquälerei) verurteilt oder nur des-
halb nicht verurteilt, weil seine Schuldunfähigkeit 
erwiesen oder nicht auszuschließen ist, so kann ihm 
das Gericht das Halten von Tieren jeder oder einer 
bestimmten Art für die Dauer von einem Jahr bis 
zu fünf Jahren oder für immer verbieten, wenn die 
Gefahr besteht, daß er erhebliche rechtswidrige 
Taten der in § 233 bezeichneten Art begehen wird. 

(2) § 101 Abs. 2 und 4 gilt entsprechend. 

Gemeinsame Vorschriften 

§ 103 
Selbständige Anordnung 

(1) Die Unterbringung in einer Heil- oder Pflege-
anstalt oder einer Bewahrungsanstalt, in einer Ent-
ziehungsanstalt oder in einem Arbeitshaus kann 
das Gericht auch selbständig anordnen, wenn das 
Strafverfahren undurchführbar ist. 

(2) Dasselbe gilt für die Entziehung der Fahr-
erlaubnis, das Berufsverbot und das Verbot der 
Tierhaltung. 

§ 104 
Verbindung von Maßregeln 

(1) Sind die Voraussetzungen mehrerer Maß-
regeln erfüllt, kann aber der erstrebte Zweck durch 
einzelne von ihnen erreicht werden, so werden nur 
diese angeordnet. Dabei ist unter mehreren geeig-
neten Maßregeln denen der Vorzug zu geben, die 
den Täter am wenigsten beschweren. 

12) Für das vorläufige Berufsverbot kommt folgende Vorschrift der 
Strafprozeßordnung in Betracht (nähere Prüfung bleibt vorbe-
halten): 

(1) Sind dringende Gründe für die Annahme vorhanden, daß 
ein Berufsverbot angeordnet werden wird (§ 101 des Strafgesetz-
buches), so kann der Richter dem Beschuldigten durch Beschluß 
die Ausübung des Berufs, Gewerbes oder Gewerbezweiges vor-
läufig verbieten, wenn dies erforderlich ist, um die Allgemein-
heit vor weiterer Gefährdung zu schützen. 

(2) Das vorläufige Berufsverbot ist aufzuheben, wenn sein 
Grund weggefallen ist oder wenn das Gericht im Urteil das Be-
rufsverbot nicht anordnet.' 
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(2) Im übrigen werden die Maßregeln nebenein-
ander angeordnet, soweit das Gesetz nichts anderes 
bestimmt. 

(3) Werden mehrere freiheitsentziehende Maß-
regeln angeordnet, so bestimmt das Gericht die 
Reihenfolge der Vollstreckung. Vor dem Ende des 
Vollzugs einer Maßregel ordnet das Vollstreckungs-
gericht jeweils den Vollzug der nächsten an, wenn 
deren Zweck die Unterbringung noch erfordert. Ist 
das nicht der Fall und setzt das Gericht die Voll-
streckung nicht zur Bewährung aus (§ 105 Abs. 4), 
so erklärt es die anderen Maßregeln für erledigt. 

Sechster Titel 

Aussetzung von Maßregeln zur Bewährung 

§ 105 

Aussetzung einer Unterbringung 

(1) Ordnet das Gericht in den Fällen der §§ 82 bis 
84 und 86 die Unterbringung in einer Anstalt an, 
so setzt es zugleich deren Vollstreckung zur Be-
währung aus, wenn besondere Umstände die Erwar-
tung rechtfertigen, daß der Zweck der Maßregel 
auch dadurch erreicht werden kann. 

(2) Die Vollstreckung der vorbeugenden Ver-
wahrung wird nicht nach Absatz 1 ausgesetzt, wenn 
der Täter wegen einer Straftat verurteilt wird, 
die er 

1. während der Dauer einer bei Aussetzung 
einer vorbeugenden Verwahrung angeord-
neten Sicherungsaufsicht oder 

2. innerhalb von zwei Jahren nach seiner Ent-
lassung aus der vorbeugenden Verwahrung 

begangen hat. In die Frist der Nummer 2 wird die 
Zeit nicht eingerechnet, in welcher der Täter auf 
behördliche Anordnung in einer Anstalt verwahrt 
worden ist. 

(3) Wird in den Fällen der §§ 82 bis 86 eine Frei-
heitsstrafe vor einer zugleich angeordneten Unter-
bringung vollzogen, so prüft das Vollstreckungs-
gericht vor dem Ende des Vollzugs der Strafe, ob 
der Zweck der Maßregel die Unterbringung noch 
erfordert. Ist das nicht der Fall, so setzt es die Voll-
streckung der Unterbringung zur Bewährung aus. 

(4) Im Falle des § 88 setzt das Gericht die Voll-
streckung der Unterbringung zur Bewährung aus, 
wenn der Zweck der Maßregel nicht erreicht ist, be-
sondere Umstände aber die Erwartung rechtfertigen, 
daß er auch durch die Aussetzung erreicht werden 
kann. Dasselbe gilt für das Vollstreckungsgericht 
im Falle des § 104 Abs. 3. 

(5) Ordnet das Vollstreckungsgericht die Ent-
lassung aus einer Unterbringung vor Ablauf der 
gesetzlichen Höchstfrist (§ 89 Abs. 2) oder bei un-
befristeter Unterbringung an, so setzt es zugleich 
deren Vollstreckung zur Bewährung aus. 

§ 106 
Aussetzung des Berufsverbots und 

des Verbots der Tierhaltung 
(1) Ergibt sich nach Anordnung des Berufsverbots 

Grund zu der Annahme, daß die Gefahr, der Täter 
werde erhebliche rechtswidrige Taten der in § 101 
Abs. 1 bezeichneten Art begehen, nicht mehr be-
steht, so kann das Gericht das Verbot zur Bewäh-
rung aussetzen. 

(2) Die Anordnung ist frühestens zulässig, wenn 
das Verbot ein Jahr gedauert hat. In die Frist wird 
im Rahmen des § 101 Abs. 4 Satz 2 die Zeit eines 
vorläufigen Berufsverbots eingerechnet. Die Zeit, in 
welcher der Täter auf behördliche Anordnung in 
einer Anstalt verwahrt worden ist, wird nicht ein-
gerechnet. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für das Verbot 
der Tierhaltung entsprechend, wenn sich nach der 
Anordnung Grund zu der Annahme ergibt, daß die 
Gefahr, der Täter werde erhebliche rechtswidrige 
Taten der in § 233 bezeichneten Art begehen, nicht 
mehr besteht. 

§ 107 
Aufsicht während der Aussetzung 

(1) Wird 
1. die Vollstreckung der Unterbringung in 

einer Heil- oder Pflegeanstalt oder einer 
Bewahrungsanstalt oder in einer Ent-
ziehungsanstalt, 

2. das Berufsverbot oder 
3. das Verbot der Tierhaltung 

zur Bewährung ausgesetzt, so gelten die §§ 73 und 
75 bis 77 entsprechend Die Bewährungszeit ver-
längert sich jedoch um die Zeit, in der eine Frei-
heitsstrafe oder eine freiheitsentziehende Maßregel 
vollzogen wird, die gegen den Verurteilten wegen 
der Tat verhängt oder angeordnet worden ist. 

(2) Wird die Unterbringung in einer Heil- oder 
Pflegeanstalt oder einer Bewahrungsanstalt nach 
§ 105 Abs. 1 ausgesetzt, so unterstellt das Gericht 
den Verurteilten der Aufsicht und Leitung des 
Gesundheitsamts, einer anderen Überwachungs-
behörde 13) oder eines Bewährungshelfers. Für die 
Tätigkeit der Überwachungsbehörde gilt § 92 Abs. 3  
entsprechend. 

(3) Wird die Vollstreckung der Unterbringung in 
einem Arbeitshaus, der Sicherungsverwahrung oder 
der vorbeugenden Verwahrung zur Bewährung aus-
gesetzt, so wird zugleich Sicherungsaufsicht an-
geordnet. 

§ 108 
Widerruf der Aussetzung und Erledigung 

der Maßregel 
(1) Die Aussetzung einer Unterbringung wird 

widerrufen, wenn das Verhalten des Verurteilten 
während der Bewährungszeit oder der Sicherungs-
aufsicht oder Umstände, die nachträglich bekannt

-

werden, zeigen, daß der Zweck der Maßregel seine 
Unterbringung erfordert. Die Dauer der Unterbrin- 

13) Nähere Vorschriften über die Überwachungsbehörde sind in das 
Einführungsgesetz aufzunehmen. 
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gung vor und nach dem Widerruf darf insgesamt 
die gesetzliche Höchstfrist der Maßregel nicht über-
steigen. 

(2) Die Aussetzung des Berufsverbots oder des 
Verbots der Tierhaltung wird widerrufen, wenn das 
Verhalten des Verurteilten während der Bewäh-
rungszeit oder Umstände, die nachträglich bekannt-
werden, zeigen, daß der Zweck der Maliregel ihre 
weitere Anwendung erfordert. Die Zeit der Aus-
setzung wird in die Verbotsfrist nicht eingerechnet. 

(3) Sind die Voraussetzungen des Widerrufs nicht 
erfüllt, so wird die Maßregel nach Ablauf der 
Bewährungszeit, im Falle des § 107 Abs. 3 nach 
Beendigung der Sicherungsaufsicht, für erledigt er-
klärt. 

(4) Leistungen, die der Verurteilte auf Grund von 
Weisungen erbracht hat, werden nicht zurück-
erstattet. 

Siebenter Titel 

Verfall und Einziehung 
§ 109 

Verfall 
(1) Hat der Täter oder Teilnehmer für die Straftat 

ein Entgelt erlangt, so ordnet das Gericht neben der 
Strafe dessen Verfall an. 

(2) Hat der Täter oder Teilnehmer aus der Straf-
tat einen Gewinn erlangt, so ordnet das Gericht 
neben der Strafe dessen Verfall an, soweit nicht 
dem Verletzten aus der Straftat ein Anspruch er-
wachsen ist, dessen Erfüllung den Gewinn beseitigen 
oder mindern würde. 

(3) Hat der Täter oder Teilnehmer als ver-
tretungsberechtigtes Organ einer juristischen Per-
son, als Mitglied eines solchen Organs oder sonst 
als Vertreter eines anderen gehandelt und das Ent-
gelt oder den Gewinn für den Vertretenen erzielt, 
so richtet sich die Anordnung des Verfalls gegen 
diesen. § 14 Abs. 2 gilt entsprechend. 

(4) Die Anordnung erstreckt sich auf die ge-
zogenen Nutzungen. Gegenstände, die der Täter 
oder Teilnehmer, im Falle des Absatzes 3 der Ver-
tretene, auf Grund eines erlangten Rechts, durch 
die Veräußerung des als Entgelt oder Gewinn Er-
langten oder als Ersatz für dessen Zerstörung, Be-
schädigung oder Entziehung erworben hat, treten 
an die Stelle des zunächst Erlangten. 

(5) Die Höhe des Entgelts, des Gewinns und des 
Anspruchs, dessen Erfüllung den Gewinn beseitigen 
oder mindern würde, sowie der Umfang des sonst 
Erlangten können geschätzt werden 14). 

(6) Soweit die Anordnung nach den Absätzen 1 
bis 4 zulässig wäre, unterbleibt sie bei Sachen und 
Rechten, die im Zeitpunkt der Anordnung jeman-
dem gehören oder zustehen, der weder Täter, Teil- 

14) In das Vollstreckungsgesetz wird eine dem § 9 Abs. 2 WiStG 1951 
entsprechende Vorschrift aufzunehmen sein. Sie soll sicherstellen, 
daß die strafgerichtliche Entscheidung über die Flöhe des für 
vertallen erklärten Betrages im Vollstreckungsverfahren gerindert 
werden kann, wenn das Gericht im bürgerlichen Rechtsstreit zwi-
schen dem Täter und dem Verletzten den Entschädigungsanspruch 
höher bemißt, als der Strafrichter ihn geschätzt hat. 

nehmer oder im Sinne des Absatzes 3 Vertretener 
ist noch das Entgelt gewährt hat. 

§ 110 
Verfall des Wertersatzes 

(1) Soweit die Anordnung des Verfalls nach § 109 
Abs. 6 unterbleibt oder wegen der Beschaffenheit 
des Erlangten oder aus einem anderen Grunde nicht 
ausführbar ist, ordnet das Gericht den Verfall eines 
Geldbetrages an, der dem Wert des Erlangten ent-
spricht. Eine solche Anordnung trifft das Gericht 
auch neben dem Verfall der in § 109 Abs. 4 Satz 2 
bezeichneten Gegenstände, soweit deren Wert hin-
ter dem Wert des zunächst Erlangten zurückbleibt. 

(2) Die Anordnung ist auch für den Fa ll  zulässig, 
daß ihre Voraussetzungen sich später ergeben. 

(3) Der Wert des Erlangten kann geschätzt 
werden. 

§ 111 
Härtevorschrift 

(1) Der Verfall wird nicht angeordnet, soweit er 
für den Betroffenen eine unbillige Härte wäre. Die 
Anordnung kann unterbleiben, wenn der Wert des 
Erlangten gering ist. 

(2) Für die Anrechnung von Freiheitsentziehung 
und Strafe auf den Verfall gilt § 66 entsprechend. 
Den Maßstab der Anrechnung bestimmt das Gericht 
nach seinem Ermessen. 

(3) Für die Bewilligung von  Zahlungserleichterun-
gen gilt § 54 entsprechend. 

§ 112 
Wirkung des Verfalls 

(1) Wird der Verfall eines Gegenstandes ange-
ordnet, so geht das Eigentum an der Sache oder 
das andere Recht mit der Rechtskraft der Entschei-
dung auf den Staat über, wenn es dem von der An-
ordnung Betroffenen in diesem Zeitpunkt zusteht. 
Rechte Dritter an dem Gegenstand bleiben be-
stehen. 

(2) Vor der Rechtskraft wirkt die Anordnung als 
Veräußerungsverbot im Sinne des § 136 des Bürger-
lichen Gesetzbuches. 

§ 113 
Voraussetzungen der Einziehung 

(1) Ist eine vorsätzliche Straftat begangen wor-
den, so können Gegenstände, die durch sie hervor-
gebracht oder zu ihrer Begehung oder Vorbereitung 
gebraucht worden oder bestimmt gewesen sind, 
ganz oder zum Teil eingezogen werden. 

(2) Die Einziehung ist nur zulässig, wenn 
1. die Gegenstände dem Täter oder Teil-

nehmer zur Zeit der Entscheidung gehören 
oder zustehen, 

2. sie dem Täter oder Teilnehmer zur Zeit der 
Tat gehört oder zugestanden haben und 
derjenige, dem sie zur Zeit der Entschei-
dung gehören oder zustehen, 
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a) wenigstens leichtfertig dazu beigetragen 
hat, daß die Sache oder das Recht Mittel 
oder Gegenstand der Tat oder ihrer 
Vorbereitung oder einer mit ihr im Zu-
sammenhang stehenden anderen rechts-
widrigen Tat gewesen ist, 

b) aus der Tat in verwerflicher Weise 
einen Vermögensvorteil gezogen hat 
oder 

c) den Gegenstand in Kenntnis der Um-
stände, welche die Einziehung ermög-
licht hätten, in verwerflicher Weise er-
worben hat, 

3. sie nach ihrer Art und den Umständen die 
Allgemeinheit gefährden oder 

4. die Gefahr besteht, daß sie der Begehung 
rechtswidriger Taten dienen werden. 

§ 114 
Einziehung nach besonderen Vorschriften 

Wird die Einziehung durch eine besondere Vor-
schrift über § 113 hinaus vorgeschrieben oder zu-
gelassen, so dürfen die Gegenstände nur eingezogen 
werden, wenn 

1. die Voraussetzungen des § 113 Abs. 2 Nr. 1, 3 
oder 4 erfüllt sind oder 

2. derjenige, dem die Gegenstände zur Zeit der 
Entscheidung gehören oder zustehen, eine der 
in den Buchstaben a) bis c) des § 113 Abs. 2 
Nr. 2 bezeichneten Voraussetzungen erfüllt. 

§ 115 

Einziehung des Wertersatzes 
(1) Hat der Täter oder Teilnehmer den Gegen-

stand nach der Tat veräußert und wäre ohne die 
Veräußerung die Einziehung ihm gegenüber zu-
lässig gewesen, fehlen ihre Voraussetzungen aber 
gegenüber demjenigen, dem der Gegenstand zur 
Zeit der Entscheidung gehört oder zusteht, so kann 
das Gericht die Einziehung eines Geldbetrages, der 
dem Wert des Gegenstandes entspricht, gegen den 
Täter oder Teilnehmer anordnen. 

(2) Dasselbe gilt, wenn der Täter oder Teilneh-
mer die Ausführung der Einziehung vereitelt und 
ihm dies vorzuwerfen ist. Die Anordnung ist auch 
für den Fall zulässig, daß ihre Voraussetzungen sich 
später ergeben. 

(3) Der Wert des Gegenstandes kann geschätzt 
werden. 

(4) Für die Bewilligung von Zahlungserleichte-
rungen gilt § 54, für die Anrechnung von Freiheits-
entziehung und Strafe auf die Einziehung des Wert-
ersatzes gilt § 111 Abs. 2 entsprechend. 

§ 116 

Einziehung und Unbrauchbarmachung 
von Schriften und anderen Darstellungen 

(1) Haben Schriften, Tonträger, Abbildungen oder 
Darstellungen, die Mittel oder Gegenstand einer 
rechtswidrigen Tat gewesen sind, einen solchen In-

halt, daß jede Verbreitung den äußeren Tatbestand 
eines Strafgesetzes verwirklichen würde, so werden 
alle Stücke eingezogen, die sich im Besitz des Ver-
fassers, Verlegers, Herausgebers, Redakteurs, Druk-
kers, Händlers oder anderer bei der Herstellung, 
Veröffentlichung, Vorführung oder Verbreitung mit-
wirkenden Personen befinden oder öffentlich ausge-
legt oder sonst zur Verbreitung, Vorführung oder 
Vervielfältigung bestimmt sind. Ferner ist anzuord-
nen, daß die Platten, Formen, Drucksätze, Klischees 
oder Matrizen unbrauchbar gemacht werden, die 
zur Herstellung der Schriften, Tonträger, Abbildun-
gen oder Darstellungen gebraucht worden oder be-
stimmt gewesen sind. 

(2) Haben Schriften, Tonträger, Abbildungen oder 
Darstellungen, die Mittel oder Gegenstand einer 
rechtswidrigen Tat gewesen sind, einen solchen In-
halt, daß die Verbreitung nur unter besonderen 
Umständen den äußeren Tatbestand eines Strafge-
setzes verwirklichen würde, so ordnet das Gericht 
die Einziehung der Stücke an, die sich zur Zeit der 
Tat entweder im Besitz des Täters oder Teilnehmers 
befinden oder von ihm zur Verbreitung bestimmt 
sind, soweit es erforderlich ist, um ein gesetzwidri-
ges Verbreiten durch ihn zu verhindern. Unter ent-
sprechenden Voraussetzungen wird die Unbrauch-
barmachung der im Absatz 1 Satz 2 bezeichneten 
Gegenstände angeordnet. 

(3) Begründet nur ein Teil des Inhalts, der sich 
ausscheiden läßt, die Maßnahmen nach den Ab-
sätzen 1 oder 2, so ist die Anordnung auf diesen 
Teil zu beschränken. 

(4) Bei Tonträgern kann das Gericht die Un-
brauchbarmachung anordnen, wenn die Einziehung 
nicht erforderlich ist. 

§ 117 

Wirkung der Einziehung 

(1) Wird ein Gegenstand eingezogen, so geht das 
Eigentum an der Sache oder das andere Recht mit 
der Rechtskraft der Entscheidung auf den Staat 
über. Rechte Dritter an dem Gegenstand erlöschen. 

(2) § 112 Abs. 2 gilt entsprechend. 

§ 118 

Selbständige Anordnung 

(1) Kann wegen der Tat keine bestimmte Person 
verfolgt oder verurteilt werden, so muß oder kann 
auf Verfall, Einziehung oder Unbrauchbarmachung 
selbständig erkannt werden, wenn die Voraus-
setzungen, unter denen die Maßnahme vorge-
schrieben oder zugelassen ist, im übrigen vorliegen. 

(2) Dasselbe gilt, wenn das Gericht von Strafe ab-
sieht oder wenn das Verfahren nach einer Vor-
schrift eingestellt wird, die dies nach dem Ermessen 
des Staatsanwalts oder des Gerichts oder im Ein-
vernehmen beider zuläßt 15). 

15) Für das Jugendgerichtsgesetz wird eine Anpassung erforderlich. 
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§ 119 

Entschädigung 

(1) Stand das Eigentum oder das andere Recht 
zur Zeit der Rechtskraft der Entscheidung über die 
Einziehung oder Unbrauchbarmachung einem Drit-
ten zu oder war der Gegenstand mit dem Recht 
eines Dritten belastet, so wird dieser aus der 
Staatskasse unter Berücksichtigung des Verkehrs-
wertes angemessen in Geld entschädigt. 

(2) Die Entschädigungspflicht entfällt, wenn 
1. der Dritte wenigstens leichtfertig dazu bei-

getragen hat, daß die Sache oder das Recht 
Mittel oder Gegenstand der Tat oder ihrer 
Vorbereitung oder einer mit ihr im Zusam-
menhang stehenden anderen rechtswidri-
gen Tat gewesen ist, 

2. er aus der Tat in verwerflicher Weise 
einen Vermögensvorteil gezogen hat, 

3. er den Gegenstand in Kenntnis der Um-
stände, welche die Einziehung oder Un-
brauchbarmachung zulassen, in verwerf-
licher Weise erworben hat oder 

4. es nach den Umständen, welche die Einzie-
hung oder Unbrauchbarmachung begründet 
haben, auf Grund von Rechtsvorschriften 
außerhalb des Strafrechts zulässig wäre, 
den Gegenstand dem Dritten ohne Entschä-
digung dauernd zu entziehen 1 ß). 

§ 120 

Sondervorschrift für Organe und Vertreter 

(t) Hat jemand als vertretungsberechtigtes Or-
gan einer juristischen Person oder als Mitglied 
eines solchen Organs, als Vorstand eines nicht 
rechtsfähigen Vereins oder als Mitglied des Vor-
standes oder als vertretungsberechtigter Gesell 
schafter einer Personengesellschaft des Handels-
rechts eine Handlung vorgenommen, die ihm ge-
genüber unter den übrigen Voraussetzungen der 
§§ 113, 114 und 119 die Einziehung eines Gegen-
stands zulassen oder den Ausschluß der Entschädi-
gung begründen würde, so wird diese Handlung bei 
Anwendung dieser Vorschriften dem Vertretenen 
zugerechnet. 

(2) Hat in den Fällen des § 116 Abs. 2 Satz 1 der 
Täter oder Teilnehmer als vertretungsberechtigtes 
Organ einer juristischen Person, als Mitglied eines 
solchen Organs oder sonst als Vertreter eines an-
deren gehandelt, so wird die Einziehung unter den 
übrigen Voraussetzungen dieser Vorschrift auch 
hinsichtlich der Stücke angeordnet, die sich zur Zeit 
der Tat entweder im Besitz des Vertretenen be-
finden oder von diesem zur Verbreitung bestimmt 
sind. Entsprechendes gilt für die Unbrauchbar-
machung nach § 116 Abs. 2 Satz 2. 

(3) § 14 Abs. 2 gilt entsprechend. 

16) Es ist in Aussicht genommen, im Entwurf eines Vollstreckungs-
gesetzes zu bestimmen, daß unter gewissen Voraussetzungen der 
Erlös aus der Verwertung eingezogener Gegenstände, für die keine 
Entschädigung im Sinne des § 119 Nr. 4 gewährt wird, an gut-
gläubige Dritte herauszugehen ist. 

Vierter Abschnitt 
STRAFANTRAG, ERMÄCHTIGUNG, 

STRAFVERLANGEN 

§ 121 

Antragsberechtigte 

(1) Ist die Tat nur auf Antrag verfolgbar, so 
kann, soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt, 
der Verletzte den Antrag stellen. 

(2) Stirbt der Verletzte, so geht sein Antragsrecht 
in den Fällen, die das Gesetz bestimmt, auf den 
Ehegatten und die Kinder über. Hat der Verletzte 
weder einen Ehegatten noch Kinder hinterlassen 
oder sind sie vor Ablauf der Antragsfrist gestorben, 
so geht das Antragsrecht auf die Eltern und, wenn 
auch diese vor Ablauf der Antragsfrist gestorben 
sind, auf die Geschwister und die Enkel über. Ist ein 
Angehöriger an der Tat beteiligt, so scheidet er bei 
dem Übergang des Antragsrechts aus. Das Antrags-
recht geht nicht über, wenn die Verfolgung dem er-
klärten Willen des Verletzten widerspricht. 

(3) Ist der Antragsberechtigte geschäftsunfähig 
oder beschränkt geschäftsfähig, so können der ge-
setzliche Vertreter in den persönlichen Angelegen-
heiten und derjenige, dem die Sorge für die Person 
des Antragsberechtigten zusteht, den Antrag stellen. 
Ein beschränkt Geschäftsfähiger, der das achtzehnte 
Lebensjahr vollendet hat, kann den Antrag auch 
selbständig stellen. 

(4) Sind mehrere antragsberechtigt, so kann jeder 
den Antrag selbständig stellen. 

§ 122 

Antrag des Dienstvorgesetzten 

(1) Ist die Tat von einem Amtsträger, einem für 
den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten 
oder einem Soldaten oder gegen ihn begangen und 
auf Antrag des Dienstvorgesetzten verfolgbar, so 
kann den Antrag stellen, wer zur Zeit der Tat 
Dienstvorgesetzter war. Ist der Dienstvorgesetzte 
aus dieser Stellung ausgeschieden, so ist der Dienst-
nachfolger antragsberechtigt. War der Täter nach 
der Tat aus seiner Stellung ausgeschieden, so ist der 
letzte Dienstvorgesetzte antragsberechtigt. 

(2) Bei Berufsrichtern ist an Stelle des Dienstvor-
gesetzten antragsberechtigt, wer die Dienstaufsicht 
über den Richter führt. Bei Soldaten ist Dienstvor-
gesetzter der Disziplinarvorgesetzte. 

(3) Bei einem Amtsträger oder einem für den öf-
fentlichen Dienst besonders Verpflichteten, der 
keinen Dienstvorgesetzten hat oder gehabt hat, 
kann die Dienststelle, für die er tätig war, den An-
trag stellen. Leitet der Amtsträger oder der Ver-
pflichtete selbst diese Dienststelle, so ist die staat-
liche Aufsichtsbehörde antragsberechtigt. 

(4) Bei Mitgliedern der Bundesregierung ist die 
Bundesregierung, bei Mitgliedern einer Landesre-
gierung die Landesregierung antragsberechtigt. 
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§.123 
Antragsfrist 17) 

(1) Eine Tat, die nur auf Antrag verfolgbar ist, 
wird nidit verfolgt, wenn der Antragsberechtigte es 
unterläßt, den Antrag bis zum Ablauf einer Frist 
von drei Monaten zu stellen. 

(2) Die Frist beginnt mit Ablauf des Tages, an 
dem der Berechtigte von der Tat und der Person 
des Täters Kenntnis erlangt. Hängt die Verfolgbar-
keit der Tat von einer Entscheidung über die Nich-
tigkeit oder Auflösung einer Ehe ab, so beginnt die 
Frist nicht vor Ablauf des Tages, an dem der Be-
rechtigte von der Rechtskraft der Entscheidung 
Kenntnis erlangt. Für den Antrag des gesetzlichen 
Vertreters und des Sorgeberechtigten kommt es auf 
dessen Kenntnis an. 

(3) Sind mehrere antragsberechtigt oder mehrere 
an der Tat beteiligt, so läuft die Frist für und gegen 
jeden gesondert. 

(4) Ist durch Tod des Verletzten das Antragsrecht 
auf Angehörige übergegangen, so endet die Frist 
frühestens drei Monate und spätestens sechs Mo-
nate nach dem Tode des Verletzten. 

§ 124 
Wechselseitig begangene Taten 

Hat bei wechselseitig begangenen Taten, die mit-
einander im Zusammenhang stehen und nur auf An-
trag verfolgbaT sind, ein Berechtigter die Strafver-
folgung des anderen beantragt, so erlischt das An-
tragsrecht des anderen, wenn er es nicht bis zur 
Beendigung der Schlußvorträge im ersten Rechtszug 
ausübt. Er kann den Antrag auch dann noch stellen, 
wenn für ihn die Antragsfrist schon verstrichen ist. 

• 
§ 125 

Zurücknahme des Antrags 

(1) Der Antrag kann zurückgenommen werden, 
soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt. Die Zu-
rücknahme kann bis zur Verkündung einer verur-
teilenden Entscheidung erklärt werden. Ein zurück-
genommener Antrag kann nicht nochmals gestellt 
werden. 

(2) Stirbt der Verletzte oder der im Falle seines 
Todes Berechtigte, nachdem er den Antrag .gestellt 
hat, so können der Ehegatte, die Kinder, die Eltern, 
die Geschwister und die Enkel des Verletzten in 
der in § 121 Abs. 2 bestimmten Rangfolge den An-
trag zurücknehmen. Mehrere Angehörige des glei-
chen Ranges können das Recht nur gemeinsam aus-
üben. Wer an der Tat beteiligt ist, kann den Antrag 
nicht zurücknehmen. 

17) In das Einführungsgesetz wird eine Vorschrift etwa folgenden 
Inhalts einzufügen sein: 

„Wird die Verfolgung einer Straftat erst durch das Strafgesetz-
buch von einem Antrag abhängig gemacht und ist bei seinem 
Inkrafttreten die in $ 123 des Strafgesetzbuches bestimmte Frist 
schon ganz oder teilweise abgelaufen, so kann der Antrag 
noch binnen drei Monaten nach dem Inkrafttreten des Straf-
gesetzbuches gestellt werden." 

§ 126 
Ermächtigung und Strafverlangen 

Ist eine Tat nur mit Ermächtigung oder auf Straf-
verlangen verfolgbar, so gelten die §§ 121 und 125 
entsprechend. 

Fünfter Abschnitt 
VERJAHRUNG 

Erster Titel 
Verfolgungsverjährung 

§ 123 
Verjährungsfrist 

(1) Durch Verjährung werden die Ahndung der 
Tat und die Anordnung von Maßnahmen (§ 11 Abs. 1 
Nr. 5) ausgeschlossen. 

(2) Die Veriährungsfrist beträgt 
1. dreißig Jahre bei Taten, die mit lebenslan-

gem Zuchthaus bedroht sind, 
2. zwanzig Jahre bei Taten, die mit Zucht-

haus voh mehr als zehn Jahren bedroht 
sind, 

3. zehn Jahre bei Taten, die . mit Zuchthaus 
bis zu zehn Jahren oder mit Gefängnis von 
mehr als fünf Jahren bedroht sind, 

4. fünf Jahre bei Taten, die mit Gefängnis 
von mehr als einem Jahr bis zu fünf Jah-
ren bedroht sind, 

5. drei Jahre bei den übrigen Taten. 

(3) Die Frist richtet sich nach der Strafdrohung 
des Gesetzes, dessen Tatbestand die Tat verwirk-
licht, ohne Rücksicht auf Schärfungen oder Milde-
rungen, die nach den Vorschriften des Allgemeinen 
Teils oder für besonders schwere und minder 
schwere Fälle vorgesehen sind. 

§ 128 
Beginn 

Die Verjährung beginnt, sobald das strafbare 
Verhalten beendet ist. Tritt ein zum Tatbestand ge-
hörender Erfolg erst später ein, so beginnt die Ver-
jährung mit diesem Zeitpunkt. 

§ 129 
Ruhen 

(1) Die Verjährung ruht, solange nach dem Gesetz 
die Verfolgung nicht begonnen oder nicht fortge-
setzt werden kann. Dies gilt nicht, wenn die Tat 
nur deshalb nicht verfolgt werden kann, weil der 
Antrag, die Ermächtigung oder das Strafverlangen 
fehlt, die dazu erforderlich sind. 

(2) Ist vor Ablauf der Verjährungsfrist ein Urteil 
des ersten Rechtszuges ergangen, so läuft die Ver-
jährungsfrist nicht vor dem Zeitpunkt ab, in dem 
das Verfahren rechtskräftig abgeschlossen ist. 
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§ 130 

Unterbrechung 

(1) Die Verjährung wird unterbrochen durch 
1. die Erhebung der öffentlichen Klage oder 

die Stellung des ihr entsprechenden An-
trags im Sicherungsverfahren oder im selb-
ständigen Verfahren, 

2. die Eröffnung des Hauptverfahrens, 
3. die Anberaumung der Hauptverhandlung 

im beschleunigten Verfahren, 
4. den Strafbefehl oder eine andere dem 

Urteil gleichstehende Entscheidung, 
5. den Haftbefehl, den Unterbringungsbefehl, 

den Vorführungsbefehl und richterliche Ent-
scheidungen, welche diese aufrechterhalten, 

6. die vorläufige gerichtliche Einstellung des 
Verfahrens wegen Abwesenheit des Ange-
schuldigten, 

7. jede richterliche Anordnung, die zur Siche-
rung von Beweisen im Verfahren gegen 
Abwesende oder nach vorläufiger Einstel-
lung des Verfahrens ergeht, 

8. die Anordnung der Vermögensbeschlag-
nahme im Verfahren gegen Abwesende, 

9. jedes richterliche Ersuchen um Vornahme 
einer Untersuchungshandlung im Ausland. 

(2) Nach jeder Unterbrechung beginnt die Ver-
jährung von neuem. Die Verfolgung ist jedoch spä-
testens verjährt, wenn seit dem in § 128 bezeichne-
ten Zeitpunkt das Doppelte der gesetzlichen Ver-
jährungsfrist und, falls die Verjährungsfrist nach 
besonderen Gesetzen drei Jahre unterschreitet, min-
destens fünf Jahre verstrichen sind. § 129 bleibt un-
berührt. 

Zweiter Titel 
Vollstreckungsverjährung 

§ 131 

Verjährungsfrist 

(1) Eine rechtskräftig verhängte Strafe oder Maß-
nahme (§ 11 Abs. 1 Nr. 5) darf nach Ablauf der Ver-
jährungsfrist nicht mehr vollstreckt werden. 

(2) Die Verjährungsfrist beträgt 
1. dreißig Jahre bei lebenslangem Zuchthaus, 
2. fünfundzwanzig Jahre bei Zuchthaus von 

mehr als zehn Jahren, 

3. zwanzig Jahre bei Zuchthaus von mehr als 
fünf Jahren bis zu zehn Jahren, 

4. zehn Jahre bei Zuchthaus bis zu fünf Jah-
ren und bei Gefängnis von mehr als einem 
Jahr, 

5. fünf Jahre bei Gefängnis bis zu einem Jahr, 
bei Strafhaft und bei Geldstrafe von mehr 
als dreißig Tagessätzen, 

6. drei Jahre bei Geldstrafe bis zu dreißig 
Tagessätzen. 

(3) Bei Maßnahmen beträgt die Verjährungsfrist 
zehn Jahre. Ist die Sicherungsaufsicht oder die erst-
malige Unterbringung in einer Entziehungsanstalt 
oder in einem Arbeitshaus angeordnet, so beträgt 
die Frist fünf Jahre. 

(4) Ist auf Freiheitsstrafe und Geldstrafe zugleich 
oder ist neben einer Strafe auf eine freiheitsent-
ziehende Maßregel, auf Verfall, Einziehung oder 
Unbrauchbarmachung erkannt, so verjährt die Voll-
streckung der einen Strafe oder Maßnahme nicht 
früher als die der anderen. 

(5) Die Verjährung beginnt mit der Rechtskraft. 
der Entscheidung. 

§ 132 
Ruhen 

Die Verjährung ruht, 
1. solange nach dem Gesetz die Vollstreckung 

nicht begonnen oder nicht fortgesetzt werden 
kann, 

2. solange dem Verurteilten 
a) Aufschub oder Unterbrechung der Voll-

streckung, 
b) Aussetzung zur Bewährung oder im Gnaden-

wege oder 
c) Zahlungserleichterung bei Geldstrafe, Ver-

fall oder Einziehung 
bewilligt ist, 

3. solange der Verurteilte im In- oder Ausland 
auf behördliche Anordnung in einer Anstalt 
verwahrt wird. 

§ 133 

Verlängerung 
Das Gericht kann die Verjährungsfrist vor ihrem 

Ablauf auf Antrag der Vollstreckungsbehörde ein-
mal um die Hälfte der gesetzlichen Verjährungsfrist 
verlängern, wenn der Verurteilte sich in einem Ge-
biet aufhält, aus dem seine Auslieferung oder Über-
stellung nicht erreicht werden kann. 
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BESONDERER TEIL 

Erster Abschnitt 
STRAFTATEN GEGEN DIE PERSON 

Erster Titel 

Straftaten gegen das Leben 

§ 134 

Totschlag 
(1) Wer einen anderen tötet, wird mit Zuchthaus 

nicht unter fünf Jahren bestraft. 

(2) Hat sich der Täter in einer begreiflichen hefti-
gen Gemütserregung zu der Tat hinreißen lassen, so 
ist die Strafe Zuchthaus bis zu zehn Jahren, in min-
der schweren Fällen Gefängnis von einem Jahr bis 
zu fünf Jahren. 

(3) Wenn Mitleid, Verzweiflung oder andere Be-
weggründe, die den Täter zur Tat bestimmen, seine 
Schuld wesentlich mindern, so ist die Strafe Gefäng-
nis nicht unter einem Jahr. Der Versuch ist strafbar. 

§ 135 

Mord 
(1) Mit lebenslangem Zuchthaus wird bestraft, 

wer 
1. aus Mordlust, 
2. zur Erregung oder Befriedigung des Ge-

schlechtstriebes, 
3. aus Habgier oder 
4. in der Absicht, eine andere Straftat zu er-

möglichen, 
einen anderen tötet. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer einen anderen mit 
Überlegung tötet. Die Tat ist jedoch als Totschlag 
nach § 134 Abs. 3 strafbar, wenn dessen Vorausset-
zungen erfüllt sind. 

§ 136 

Kindestötung 
(1) Eine Mutter, die ihr uneheliches Kind in oder 

gleich nach der Geburt tötet, wird mit Gefängnis 
nicht unter einem Jahr bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 137 
Tötung auf Verlangen 

(1) Wer einen anderen tötet, weil er durch des-
sen ausdrückliches und ernstliches Verlangen dazu 
bestimmt worden ist, wird mit Gefängnis von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 138 
Fahrlässige Tötung 

(1) Wer fahrlässig den Tod eines anderen ver-
ursacht, wird mit Gefängnis bis zu fünf Jahren 
bestraft. 

(2) In minder schweren Fällen ist die Strafe Ge-
fängnis bis zu zwei Jahren oder Strafhaft. 

§ 139 
Aussetzung 

(1) Wer einen anderen in eine hilflose Lage ver-
setzt und dadurch dessen Leben gefährdet, wird mit 
Gefängnis bis zu fünf Jaliren bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer einen anderen in 
einer hilflosen Lage im Stiche läßt und dadurch des-
sen Leben gefährdet, obwohl er ihn in seiner Obhut 
hat oder ihm, unabhängig von § 232, beizustehen 
verpflichtet ist. 

(3) In besonders schweren Fällen ist die Strafe 
Gefängnis nicht unter einem Jahr. Ein besonders 
schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter 

1. durch die Tat leichtfertig den Tod des an-
deren verursacht oder 

2. die Tat an seinem Kinde begeht. 

Zweiter Titel 

Straftaten gegen das werdende Leben 

§ 140 

Abtreibung 
(1) Wer eine Leibesfrucht abtötet, wird mit Ge-

fängnis bis zu fünf Jahren bestraft. 

(2) Begeht die Schwangere die Tat, so ist die 
Strafe Gefängnis bis zu drei Jahren oder Strafhaft. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

§ 141 
Schwere Abtreibung 

(1) Mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren wird be-
straft, wer 

1. an einer Schwangeren eine Abtreibung ge-
werbsmäßig oder 

2. ohne ihre Einwilligung begeht oder 
3. durch unsachgemäße Vornahme des Ein-

griffs leichtfertig den Tod oder eine 
schwere Schädigung der Schwangeren an 
Körper oder Gesundheit (§ 147 Abs. 2) ver-
ursacht. 

(2) In minder schweren Fällen des Absatzes 1 
Nr. 1 ist die Strafe Gefängnis von sechs Monaten 
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bis zu fünf Jahren, in minder schweren Fällen des 
Absatzes 1 Nr. 2, 3 Gefängnis von einem Jahr bis 
zu fünf Jahren. 

(3) § 35 ist auf die Schwangere nicht anzuwenden. 

§ 142 

Verschaffen von Abtreibungsmitteln 

(1) Wer gewerbsmäßig 
1. einer Schwangeren oder 
2. einem Dritten, der ein bestimmtes Unter-

nehmen der Abtreibung vorbereitet, 

ein Mittel zur Abtötung der Leibesfrucht verschafft, 
wird mit Gefängnis bis zu fünf Jahren bestraft, 
wenn die Tat nicht in § 141 mit Strafe bedroht ist. 

(2) Die Teilnahme der Schwangeren ist nicht 
strafbar. 

§ 143 

Werbung für Abtreibungsmittel 

(1) Wer zu Zwecken der Abtreibung Mittel oder 
Verfahren öffentlich ankündigt oder anpreist oder 
solche Mittel an einem allgemein zugänglichen Ort 
ausstellt oder sonst zugänglich macht, wird mit Ge-
fängnis bis zu zwei Jahren, mit Strafhaft oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(2) Dies gilt nicht, wenn Mittel oder Verfahren, 
die zur ärztlichen Unterbrechung der Schwanger-
schaft dienen, Ärzten oder Personen, die zum Han-
del mit solchen Mitteln befugt sind, oder in ätzt-
lichen oder pharmazeutischen Fachzeitschriften an-
gekündigt oder angepriesen werden. 

§ 144 

Anbieten zur Abtreibung 

Wer öffentlich, in einer Versammlung oder durch 
Verbreiten von Schriften oder Tonträgern eigene 
oder fremde Dienste zur Vornahme oder Förderung 
von Abtreibungen anbietet, wird mit Gefängnis bis 
zu zwei -Jahren, mit Strafhaft oder mit Geldstrafe 
bestra ft.  

§ 145 

Sicherungsaufsicht 

In den Fällen der §§ 141 und 142 kann das Ge-
richt Sicherungsaufsicht anordnen. 

Dritter Titel 

Straftaten 
gegen die körperliche Unversehrtheit 

§ 146 

Vorsätzliche Körperverletzung 

Wer einen anderen körperlich mißhandelt oder 
an der Gesundheit schädigt, wird mit Gefängnis bis 
zu drei Jahren, mit Strafhaft oder mit Geldstrafe 
bestraft. 

§ 147 
Schwere Körperverletzung 

(1) Wer durch eine vorsätzliche Körperverletzung 
den anderen an Körper oder Gesundheit schwer 
schädigt, wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren 
bestraft. 

(2) Eine schwere Schädigung an Körper oder Ge-
sundheit liegt vor, wenn der Verletzte durch die Tat 

1. erheblich verstümmelt, 
2. für immer oder für lange Zeit auffallend 

entstellt, im Gebrauch seines Körpers oder 
seiner Sinne, in seiner Fortpflanzungsfähig-
keit, seinen seelischen Kräften oder seiner 
Arbeitsfähigkeit erheblich beeinträchtigt 
wird oder 

3. schwer oder für lange Zeit erkrankt. 

(3) In minder schweren Fällen ist die Strafe Ge-
fängnis von sechs Monaten bis zu fünf Jahren. 

§ 148 
Gefährliche Körperverletzung 

(1) Wer eine vorsätzliche Körperverletzung in 
einer Weise begeht, die den Angegriffenen in die 
Gefahr des Todes oder einer schweren Schädigung 
an Körper oder Gesundheit (§ 147 Abs. 2) bringt, 
wird mit Gefängnis bis zu fünf Jahren bestraft 

(2) Ebenso wird bestraft, wer eine vorsätzliche 
Körperverletzung mittels eines hinterlistigen Über-
falls begeht. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

§ 149 

Körperverletzung mit schwerer Folge 

(1) Hat die Tat den Tod des anderen zur Folge, 
so ist die Strafe in den Fällen 

1. des § 146 Gefängnis von drei Monaten bis 
zu fünf Jahren, 

2. des § 148 Gefängnis nicht unter sechs Mo-
naten und 

3. des § 147 Zuchthaus bis zu fünfzehn Jah-
ren, in minder schweren Fällen Gefängnis 
nicht unter einem Jahr. 

(2) Hat die Tat eine schwere Schädigung des 
anderen an Körper oder Gesundheit (§ 147 Abs. 2) 
zur Folge, so ist die Strafe in den Fällen des § 146 
Gefängnis bis zu fünf Jahren. 

§ 150 
Herausforderung durch den Verletzten 

Hat sich der Täter in begreiflicher Gemütserre-
gung über ein rechtswidriges oder ungebührliches 
Verhalten des Verletzten, das gegen ihn, einen 
seiner Angehörigen oder eine andere ihm nahe-
stehende Person gerichtet ist, zu der Tat hinreißen 
lassen, so kann das Gericht im Falle des § 146 von 
Strafe absehen, im Falle des § 148 die Strafe nach 
§ 64 Abs. 1 mildern. 
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§ 151 
Fahrlässige Körperverletzung 

Wer fahrlässig die Körperverletzung eines ande-
ren verursacht, wird mit Gefängnis bis zu drei Jah-
ren, mit Strafhaft oder mit Geldstrafe bestraft. 

§ 152 

Einwilligung 
Willigt der Verletzte in die Körperverletzung 

ein, so ist die Tat nur dann rechtswidrig, wenn sie 
unter Berücksichtigung der Beweggründe und Ziele 
des Täters und des Verletzten sowie der ange-
wandten Mittel und des voraussehbaren Umfangs 
der Verletzung trotz der Einwilligung verwerflich ist. 

§ 153 
Strafantrag 

(1) Vorsätzliche Körperverletzungen nach § 146 
und fahrlässige Körperverletzungen werden nur auf 
Antrag verfolgt. 

(2) Die Strafverfolgungsbehörde kann jedoch von 
Amts wegen einschreiten, wenn sie dies wegen des 
besonderen öffentlichen Interesses an der Strafver-
folgung für geboten erachtet. 

(3) Ist die Tat gegen einen Amtsträger oder einen 
Soldaten während der Ausübung ihres Dienstes oder 
in Beziehung auf ihren Dienst begangen, so wird 
sie auch auf Antrag des Dienstvorgesetzten verfolgt. 
Dasselbe gilt für Träger von Ämtern der Religions-
gesellschaften des öffentlichen Rechts. 

§ 154 
Mißhandlung Wehrloser oder Abhängiger 

(1) Wer Kinder, Jugendliche oder wegen Krank-
heit oder Gebrechlichkeit Wehrlose, die 

1. seiner Obhut oder Fürsorge unterstehen 
oder 

2. durch ein Dienst- oder Arbeitsverhältnis 
oder als arbeitnehmerähnliche Personen 
von ihm abhängig sind, 

quält, roh mißhandelt oder durch Verletzung seiner 
Obhuts- oder Fürsorgepflicht körperlich oder see-
lisch erheblich schädigt, wird mit Gefängnis von drei 
Monaten bis zu fünf Jahren bestraft, wenn die Tat 
nicht in anderen Vorschriften dieses Titels mit 
schwererer Strafe bedroht ist. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer die Tat an Gefan-
genen oder sonst auf behördliche Anordnung Ver-
wahrten begeht, die seiner Gewalt unterworfen 
sind oder zu denen er dienstlich Zugang hat. 

(3) In besonders schweren Fällen ist die Strafe 
Gefängnis nicht unter einem Jahr. Ein besonders 
schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn 

1. der Täter sein Verhalten hartnäckig wie-
derholt, 

2. er die Tat an einem Kind unter sieben 
Jahren begeht oder 

3. die Tat den Tod oder eine schwere Schädi-
gung des anderen an Körper oder Gesund-
heit (§ 147 Abs. 2) zur Folge hat. 

(4) Wer durch eine Tat nach den Absätzen 1 
oder 2 den anderen an Körper oder Gesundheit 
schwer schädigt (§ 147 Abs. 2), wird mit Zuchthaus 
bis zu fünfzehn Jahren, in minder schweren Fällen 
mit Gefängnis nicht unter einem Jahr bestraft. 

§ 155 

Überanstrengung von Kindern, 
Jugendlichen oder Schwangeren 

Wer Kinder, Jugendliche oder Schwangere in 
einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis oder als 
arbeitnehmerähnliche Personen überanstrengt und 
dadurch in die Gefahr des Todes oder einer schwe-
ren Schädigung an Körper oder Gesundheit (§ 147 
Abs. 2) bringt, wird mit Gefängnis von drei Mona-
ten bis zu fünf Jahren bestraft. 

§ 156 
Raufhandel 

(1) Wer sich an einer Schlägerei oder an einem 
Angriff mehrerer beteiligt, wird schon wegen dieser 
Beteiligung mit Gefängnis bis zu einem Jahr oder 
mit Strafhaft bestraft, wenn die Schlägerei oder der 
Angriff den Tod oder die schwere Schädigung eines 
Menschen an Körper oder Gesundheit (§ 147 Abs. 2) 
verursacht. 

(2) Hat der Täter damit gerechnet oder konnte er 
damit rechnen, daß die Schlägerei oder der Angriff 
für einen Menschen die Gefahr des Todes oder der 
schweren Schädigung an Körper oder Gesundheit 
verursachen werde, so ist die Strafe Gefängnis bis 
zu drei Jahren. 

(3) Nach diesen Vorschriften wird nicht bestraft, 
wer an der Schlägerei oder dem Angriff beteiligt 
war, ohne daß ihm dies vorzuwerfen ist. 

Vierter Titel 

Ärztliche Eingriffe 
und Heilbehandlung 

§ 157 

Ärztliche Unterbrechung der Schwangerschaft 
wegen Gefährdung der Schwangeren 

(1) Die Abtötung einer Leibesfrucht durch einen 
Arzt ist nicht nach § 140 strafbar, wenn nach den 
Erkenntnissen und Erfahrungen der Heilkunde nur 
durch den Eingriff die Gefahr des Todes oder eines 
unzumutbaren schweren Gesundheitsschadens von 
der Frau abgewendet werden kann. 

(2) Die Tötung eines in der Geburt befindlichen 
Kindes ist nicht nach § 134 strafbar, wenn ein Arzt 
sie unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 vor-
nimmt. 

§ 158 

Ärztlich unbegründete Unterbrechung 
der Schwangerschaft 

(1) Nimmt ein Arzt die Abtötung einer Leibes-
frucht oder die Tötung eines in der Geburt befind-
lichen Kindes in der irrigen Annahme vor, daß die 
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Voraussetzungen des § 157 vorliegen, und ist ihm 
der Irrtum vorzuwerfen, so wird er mit Gefängnis 
bis zu drei Jahren oder mit Strafhaft bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 159 

Eigenmächtige Unterbrechung der Schwangerschaft 
(1) Wer als Arzt unter den Voraussetzungen des 

§ 157 oder in der irrigen Annahme dieser Voraus-
setzungen eine Leibesfrucht abtötet oder ein in der 
Geburt befindliches Kind tötet, ohne daß 

1. die Frau einwilligt oder 
2. die ärztliche Gutachterstelle die in § 157 

bezeichneten Voraussetzungen des Ein-
griffs bestätigt hat, 

wird im Falle der Nummer 1 mit Gefängnis bis zu 
drei Jahren, im Falle der Nummer 2 mit Gefängnis 
bis zu einem Jahr oder mit Strafhaft bestraft. 

(2) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 Nr. 1 strafbar, 
wenn damit zu rechnen ist, daß die Frau die Ein-
willigung erteilen würde, diese aber nur bei einem 
Aufschub des Eingriffs eingeholt werden könnte, 
der die Frau in die Gefahr des Todes oder einer 
schweren Schädigung an Körper oder Gesundheit 
(§ 147 Abs. 2) bringen würde. Die Tat ist nicht nach 
Absatz 1 Nr. 2 strafbar, wenn wegen der im Satz 1 
bezeichneten Gefahr die Bestätigung der ärztlichen 
Gutachterstelle nicht rechtzeitig eingeholt werden 
kann. 

(3) Nimmt der Arzt die Voraussetzungen des Ab-
satzes 2 Satz 1 irrig an und ist ihm der Irrtum vor-
zuwerfen, so wird er mit Gefängnis bis zu zwei 
Jahren oder mit Strafhaft bestraft. Nimmt er die 

• Voraussetzungen des Absatzes 2 Satz 2 irrig an 
und ist ihm der Irrtum vorzuwerfen, so wird er mit 
Strafhaft bestraft. 

(4) Der Versuch ist strafbar. 
(5) Fehlt es lediglich an der Einwilligung der 

Frau, so wird die Tat nur auf Antrag verfolgt. 

§ 160 
entfällt 

§ 161 

Heilbehandlung 
Eingriffe und andere Behandlungen, die nach den 

Erkenntnissen und Erfahrungen der Heilkunde und 
den Grundsätzen eines gewissenhaften Arztes zu 
dem Zwecke erforderlich sind und vorgenommen 
werden, Krankheiten oder Leiden zu verhüten, zu 
erkennen, zu heilen oder zu lindern, sind nicht als 
Körperverletzung strafbar. 

§ 162 
Eigenmächtige Heilbehandlung 

(1) Wer an einem anderen ohne dessen Einwilli-
gung einen Eingriff oder eine andere Behandlung 
zu dem Zwecke vornimmt, Krankheiten oder Leiden 
zu verhüten, zu erkennen, zu heilen oder zu lin-
dern, wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren oder 
mit Strafhaft bestraft. 

18) entfällt 

(2) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 strafbar, wenn 
damit zu rechnen ist, daß der andere die Einwilli-
gung erteilen würde, diese aber nur bei einem Auf-
schub der Behandlung eingeholt werden könnte, der 
ihn in die Gefahr des Todes oder einer schweren 
Schädigung an Körper oder Gesundheit (§ 147 
Abs. 2) bringen würde. 

(3) Nimmt der Täter die Voraussetzungen des 
Absatzes 2 irrig an und ist ihm der Irrtum vorzu-
werfen, so wird er mit Gefängnis bis zu zwei Jah-
ren oder mit Strafhaft bestraft. 

(4) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. 

Fünfter Titel 

Straftaten 
gegen die persönliche Freiheit 

§ 163 

Freiheitsberaubung 

(1) Wer einen anderen einsperrt oder auf andere 
Weise der Freiheit beraubt, wird mit Gefängnis bis 
zu drei Jahren, mit Strafhaft oder mit Geldstrafe 
bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 164 
Schwere Freiheitsberaubung 

(1) In besonders schweren Fällen wird die Frei-
heitsberaubung mit Gefängnis nicht unter sechs Mo-
naten bestraft. Ein besonders schwerer Fall liegt in 
der Regel vor, wenn 

1. der Täter den anderen länger als eine 
Woche der Freiheit beraubt, 

2. er bei der Tat seine Befugnisse oder seine 
Stellung als Amtsträger gröblich miß-
braucht oder 

3. die Tat den Tod oder eine schwere Schädi-
gung des anderen an Körper oder Gesund-
heit (§ 147 Abs. 2) zur Folge hat. 

(2) Wer einen anderen der Freiheit beraubt und 
ihn dabei 

1. grausam mißhandelt oder 
2. quält oder sonst unmenschlich behandelt, 

wird mit Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren, in min-
der schweren Fällen der Nummer 2 mit Gefängnis 
nicht unter einem Jahr bestraft. 

§ 165 
Erpresserischer Kindesraub 

(1) Wer ein Kind oder einen Jugendlichen, die 
weder von ihm abstammen noch durch Annahme an 
Kindes Statt mit ihm verbunden sind, entführt oder 
der Freiheit beraubt, um die Sorge eines anderen 
um das Wohl des Opfers in erpresserischer Absicht 
auszunutzen, wird mit Zuchthaus bis zu fünfzehn 
Jahren bestraft. 
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(2) Die Strafe ist Zuchthaus nicht unter zehn Jah-
ren, wenn der Täter 

1. bei der Tat das Opfer grausam mißhandelt 
oder 

2. durch die Tat leichtfertig dessen Tod ver-
ursacht. 

(3) Das Gericht kann Sicherungsaufsicht anordnen. 

§ 166 
Verschleppung 

(1) Wer einen anderen mit Gewalt, durch Dro-
hung mit einem empfindlichen Übel oder durch List 
in ein Gebiet außerhalb des räumlichen Geltungs-
bereichs dieses Gesetzes verbringt oder veranlaßt, 
sich dorthin zu begeben, und ihn dadurch in die Ge-
fahr bringt, aus politischen Gründen durch Gewalt-
oder andere Willkürmaßnahmen an Leib oder Leben 
geschädigt oder der Freiheit beraubt zu werden, 
wird mit Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren, in min-
der schweren Fällen mit Gefängnis von sechs Mo-
naten bis zu fünf Jahren bestraft. 

(2) Wer eine solche Tat vorbereitet, wird mit Ge-
fängnis bis zu fünf Jahren bestraft. 

(3) Nach Absatz 2 wird nicht bestraft, wer freiwil-
lig sein Vorhaben aufgibt und eine etwa von ihm 
verursachte Gefahr, daß andere die Tat weiter vor-
bereiten oder ausführen, abwendet oder freiwillig 
die Vollendung der Tat verhindert. Wird ohne Zu-
tun des Täters die Gefahr abgewendet oder die 
Vollendung der Tat verhindert, so genügt sein frei-
williges und ernsthaftes Bemühen, dieses Ziel zu 
erreichen. 

§ 167 
Politische Verdächtigung 

(1) Wer einen anderen durch eine Anzeige, Ver-
dächtigung oder andere Mitteilung in die Gefahr 
bringt, aus politischen Gründen durch Gewalt- oder 
andere Willkürmaßnahmen an Leib oder Leben ge-
schädigt oder seiner Freiheit, beruflichen Stellung 
oder wirtschaftlichen Lebensgrundlage beraubt zu 
werden, wird mit Gefängnis bis zu fünf Jahren be-
straft. Ausgenommen sind wahre Angaben bei einer 
Vernehmung, es sei denn, daß der Täter diese 
selbst veranlaßt oder sich ihr freiwillig gestellt hat 
oder daß er in seiner Aussage über den Gegenstand 
der Vernehmung hinausgeht. 

(2) Erstattet der Täter eine wahre Anzeige oder 
macht er eine wahre Mitteilung, um eine Gefahr 
von sich oder einem anderen abzuwenden, so han-
delt er ohne Schuld, wenn ihm nach den Umständen, 
insbesondere unter Berücksichtigung des Verhaltens 
des Betroffenen, nicht zugemutet werden kann, die 
Gefahr hinzunehmen. Nimmt der Täter irrig Um-
stände an, welche die Tat nach Satz 1 entschuldigen 
würden, so gilt § 40 Abs. 2 entsprechend. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 
(4) In besonders schweren Fällen ist die Strafe 

Gefängnis nicht unter sechs Monaten. Ein besonders 
schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn 

1. der Täter eine unwahre Anzeige erstattet, 
2. er aus Gewinnsucht, Haß oder Rache han-

delt oder 

3. seine Tat den Tod oder eine schwere Schä-
digung des anderen an Körper oder Ge-
sundheit (§ 147 Abs. 2) zur Folge hat. 

(5) Nach den Absätzen 1, 3 und 4 wird nicht be-
straft, wer, nachdem er eine Anzeige oder andere 
Mitteilung wahrheitsgemäß oder in der Annahme 
der Wahrheit gemacht hat, freiwillig den Betroffenen 
von der Mitteilung so rechtzeitig unterrichtet, daß 
es diesem möglich ist, ohne erhebliche Nachteile 
der Gefahr zu entgehen. Entgeht der Betroffene der 
Gefahr ohne Zutun des Täters, so genügt dessen 
freiwilliges und ernsthaftes Bemühen, dieses Ziel 
zu erreichen. 

§ 168 
Begriffserläuterung 

Gewalt- oder andere Willkürmaßnahmen im 
Sinne der §§ 166 und 167 liegen insbesondere vor, 
wenn eine unmenschliche, grob ungerechte oder im 
Gesetz nicht vorgesehene Strafe oder Maßregel ver-
hängt, wenn Gewalt angewandt oder angedroht 
wird, um Aussagen oder Erklärungen herbeizu-
führen, oder wenn der Betroffene einem Willkür-
verfahren unterworfen wird. 

§ 169 
Bedrohung 

(1) Wer einen anderen mit einem Verbrechen 
oder mit einem Vergehen, das mit einer Gewalt-
tätigkeit oder mit Gefahr für Leib oder Leben oder 
für Sachen von bedeutendem Wert verbunden ist, 
in einer Weise bedroht, die geeignet ist, ihn in 
Angst oder Schrecken zu versetzen, wird mit Ge-
fängnis bis zu einem Jahr, mit Strafhaft oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(2) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. 

§ 170 
Nötigung 

(1) Wer einen anderen mit Gewalt oder durch 
gefährliche Drohung (§ 11 Abs. 1 Nr. 7) zu einem 
Handeln, Dulden oder Unterlassen nötigt, wird mit 
Gefängnis bis zu drei Jahren, mit Strafhaft oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(2) Die Tat ist nur dann rechtswidrig, wenn die 
Anwendung des Mittels zu dem angestrebten Zweck 
verwerflich ist. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

§ 171 
Schwere Nötigung 

In besonders schweren Fällen wird die Nötigung 
mit Gefängnis nicht unter sechs Monaten bestraft. 
Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, 
wenn 

1. der Täter mit einem Verbrechen droht, 
2. er bei der Tat seine Befugnisse oder seine 

Stellung als Amtsträger gröblich mißbraucht 
oder 

3. die Tat zur Folge hat, daß der Genötigte oder 
derjenige, den das angedrohte Übel treffen 
soll, sich tötet oder zu töten versucht. 
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§ 172 
Hausfriedensbruch 

(1) Wer in eine Wohnung, einen Dienst- oder 
Geschäftsraum, ein anderes befriedetes Besitztum, 
ein Schiff oder ein Verkehrsmittel gegen den Wil-
len des Berechtigten eindringt oder sich auf die 
Aufforderung des Berechtigten daraus nicht ent-
fernt, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr, mit 
Strafhaft oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Wird die Tat dadurch begangen, daß bei 
einer Zusammenrottung mehrere mit vereinten 
Kräften eindringen, so ist die Strafe Gefängnis bis 
zu zwei Jahren oder Strafhaft. 

(3) In den Fällen des Absatzes 1 wird die Tat 
nur auf Antrag verfolgt. 

Sechster Titel 
Beleidigung 

§ 173 
Üble Nachrede 

(1) Wer fiber einen anderen eine ehrenrührige 
Behauptung tatsächlicher Art aufstellt oder verbrei-
tet, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren, mit 
Strafhaft oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Die Tat ist nur dann nach Absatz 1 strafbar, 
wenn die Behauptung sich nicht als wahr erweist. 

§ 174 
Verleumdung 

Wer wider besseres Wissen über einen anderen 
eine unwahre ehrenrührige Behauptung tatsäch-
licher Art aufstellt oder verbreitet, wird mit Ge-
fängnis bis zu fünf Jahren bestraft. 

§ 175 
Kundgabe von Mißachtung 

(1) Wer einen anderen durch Kundgabe von Miß-
achtung beleidigt, wird mit Gefängnis bis zu zwei 
Jahren, mit Strafhaft oder mit Geldstrafe bestraft, 
wenn die Tat nicht als üble Nachrede oder Ver-
leumdung mit Strafe bedroht ist. 

(2) Liegt die Kundgabe von Mißachtung darin, 
daß eine ehrenrührige Behauptung tatsächlicher Art 
dem Betroffenen gegenüber aufgestellt oder wieder-
gegeben wird, so ist die Tat nur dann nach Absatz 1 
strafbar, wenn die Behauptung sich nicht als wahr 
erweist. 

(3) Die Tat ist auch dann nach Absatz 1 strafbar, 
wenn die ehrenrührige Behauptung sich zwar als 
wahr erweist (Absatz 2, § 173 Abs. 2), jedoch der 
Form oder den Umständen nach eine Verunglimp-
fung ist. 

§ 176 
Beleidigung von Persönlichkeiten 

des politischen Lebens 
(1) Wird gegen eine im politischen Leben des 

Volkes stehende Person öffentlich, in einer Ver-
sammlung oder durch Verbreiten von Schriften, 
Tonträgern, Abbildungen oder Darstellungen eme 
üble Nachrede aus Beweggründen bedangen, die 
mit der Stellung des Beleidigten im politischen Le-
ben zusammenhängen, und ist die Tat geeignet, 

sein öffentliches Wirken erheblich zu erschweren, 
so ist die Strafe Gefängnis von drei Monaten bis 
zu drei Jahren. 

(2) Wer unter diesen Voraussetzungen eine Ver-
leumdung begeht, wird mit Gefängnis von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 

§ 177 
Verunglimpfung des Andenkens Verstorbener 
Wer das Andenken eines Verstorbenen durch 

üble Nachrede, Verleumdung oder Kundgabe von 
Mißachtung verunglimpft, wird mit Gefängnis bis 
zu zwei Jahren, mit Strafhaft oder mit Geldstrafe 
bestraft. 

§ 178 
Wahrnehmung berechtigter Interessen 

(1) Tadelnde Urteile über wissenschaftliche, 
künstlerische, berufliche, gewerbliche oder andere 
Leistungen und Äußerungen zur Erfüllung einer 
gesetzlichen Pflicht sind als Beleidigung nur straf-
bar, soweit sie der Form oder den Umständen nach 
eine beleidigende Kundgabe von Mißachtung sind. 

(2) Äußerungen zur Wahrnehmung eines berech-
tigten öffentlichen oder privater Interesses sind 
nicht als Beleidigung strafbar, soweit sie unter Be-
rücksichtigung der widerstreitenden Interessen und 
der dem Täter nach den Umständen obliegenden 
Prüfungspflicht ein erforderliches und angemesse-
nes Mittel sind, den angestrebten Zweck zu er-
reichen. 

§ 179 

Herausforderung durch den Verletzten 
Hat sich der Täter in begreiflicher Gemütserre-

gung über ein rechtswidriges oder ungebührliches 
Verhalten des Verletzten, das gegen ihn, einen sei-
ner Angehörigen oder eine andere ihm nahe-
stehende Person gerichtet ist, zu der Tat hinreißen 
lassen, so kann das Gericht die Strafe nach seinem 
Ermessen mildern (§ 64 Abs. 2) oder von Strafe ab-
sehen. 

§ 180 
Strafantrag 

(1) Die Beleidigung wird nur auf Antrag verfolgt. 
Stirbt der Verletzte, so geht das Antragsrecht nach 
§ 121 Abs. 2 auf die Angehörigen über. 

(2) Ist das Andenken eines Verstorbenen ver-
unglimpft, so steht das Antragsrecht den Angehöri-
gen zu, auf die es übergehen würde, wenn der 
Verunglimpfte erst nach der Tat gestorben wäre. 
Hat der Verstorbene Antragsberechtigte nicht hinter-
lassen oder sind sie vor Ablauf der Antragsfrist 
gestorben, so entfällt das Erfordernis des Antrags, 
wenn der Verstorbene sein Leben als Opfer einer 
Gewalt- und Willkürherrschaft verloren hat und die 
Verunglimpfung damit zusammenhängt. 

(3) Ist die Beleidigung gegen einen Amtsträger 
oder einen Soldaten während der Ausübung ihres 
Dienstes oder in Beziehung auf ihren Dienst be-
gangen, so wird sie auch auf Antrag des Dienst-
vorgesetzten verfolgt. Richtet sich die Tat gegen 
das Ansehen einer Behörde, so wird sie auf Antrag 
des Behördenleiters oder des Leiters der aufsicht- 
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führenden Behörde verfolgt. Dasselbe gilt für Trä-
ger von Ämtern und für Behörden der Religions-
gesellschaften des öffentlichen Rechts. 

(4) Richtet sich die Tat gegen das Ansehen eines 
Gesetzgebungsorgans des Bundes oder eines Lan-
des oder einer anderen politischen Körperschaft im 
räumlichen Geltungsbereich dieses Gesetzes, so wird 
sie nur mit Ermächtigung der betroffenen Körper-
schaft verfolgt. 

§ 181 

Bekanntgabe der Verurteilung 

(1) Ist die Beleidigung öffentlich, in einer Ver-
sammlung oder durch Verbreiten von Schriften, 
Tonträgern, Abbildungen oder Darstellungen be-
gangen und wird ihretwegen auf Strafe erkannt, so 
ist auf Antrag des Verletzten oder eines sonst zur 
Stellung des Strafantrags Berechtigten anzuordnen, 
daß die Verurteilung insoweit öffentlich bekannt-
gemacht wird. 

(2) Die Art der Bekanntmachung ist im Urteil zu 
bestimmen. Ist die Beleidigung durch Veröffent-
lichung in einer Zeitung oder Zeitschrift begangen 
worden, so ist die Bekanntmachung ebenfalls in 
eine Zeitung oder Zeitschrift aufzunehmen, und 
zwar, wenn möglich, in dieselbe, in der die Beleidi-
gung geschehen ist. 

(3) Die Anordnung wird nur vollzogen, wenn der 
Antragsteller oder ein an seiner Stelle Antrags-
berechtigter es innerhalb eines Monats nach Zu-
stellung der rechtskräftigen Entscheidung verlangt. 

Siebenter Titel 

Verletzung des persönlichen Lebens- 
und Geheimbereichs 

§ 182 
Öffentliche Erörterung fremder 

Privatangelegenheiten 
(1) Wer ohne verständigen Grund eine ehren-

rührige Behauptung tatsächlicher Art über das Pri-
vat- oder Familienleben eines anderen, die das 
öffentliche Interesse nicht berührt, öffentlich, in 
einer Versammlung oder durch Verbreiten von 
Schriften, Tonträgern, Abbildungen oder Darstel-
lungen aufstellt oder verbreitet., wird ohne Rück-
sicht darauf, ob die Behauptung wahr oder unwahr 
ist, mit Gefängnis bis zu zwei Jahren, mit Straf-
haft oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Über die Wahrheit der Behauptung darf kein 
Beweis erhoben werden. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. Stirbt 
der Verletzte, so geht das Antragsrecht nach § 121 
Abs. 2 auf die Angehörigen über 

(4) Eine Bestrafung wegen Beleidigung ist ohne 
Rücksicht darauf, oh ein Antrag nach Absatz 3 ge-
stellt wird, ausgeschlossen. 

§ 183 
Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes 

(1) Mit Gefängnis bis zu einem Jahr,  mit  Straf-
haft oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 

1. das nichtöffentlich gesprochene Wort eines 
anderen ohne dessen Einwilligung auf 
einen Tonträger aufnimmt oder 

2. eine so hergestellte Aufnahme gebraucht 
oder einem Dritten zugänglich macht. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer das nicht zu seiner 
Kenntnis bestimmte nichtöffentlich gesprochene 
Wort eines anderen ohne dessen Einwilligung mit 
einem Abhörgerät abhört. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 
(4) In besonders schweren Fällen ist die Strafe 

Gefängnis von drei Monaten bis zu drei Jahren. 
Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, 
wenn der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht 
handelt, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen. 

(5) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. Stirbt 
der Verletzte, so geht das Antragsrecht nach § 121 
Abs. 2 auf die Angehörigen über. Wird die Tat 
nach dem Tode des Verletzten begangen, so gilt 
§ 180 Abs. 2 entsprechend. 

§ 184 
Bruch des Briefgeheimnisses 

(1) Wer ohne Einwilligung des Verfügungs-
berechtigten 

1. einen verschlossenen Brief oder ein ande-
res verschlossenes Schriftstück, die nicht zu 
seiner Kenntnis bestimmt sind, öffnet oder 

2. sich vom Inhalt eines solchen Schriftstücks 
ohne Öffnung des Verschlusses unter An-
wendung technischer Mittel Kenntnis ver-
schafft, 

wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr, mit Strafhaft 
oder mit Geldstrafe bestraft, wenn die Tat nicht als 
Bruch des Post- und Fernmeldegeheimnisses (§ 472) 
mit  Strafe bedroht ist. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer sich vom Inhalt 
eines Schriftstücks, das nicht zu seiner Kenntnis be-
stimmt und durch ein verschlossenes Behältnis 
gegen Kenntnisnahme besonders gesichert ist, ohne 
Einwilligung des Verfügungsberechtigten Kenntnis 
verschafft, nachdem er das Behältnis zu diesem 
Zwecke geöffnet hat. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. Stirbt 
der Verletzte, so geht das Antragsrecht nach § 121 
Abs. 2 auf die Angehörigen über. 

§ 185 
Bruch von Privatgeheimnissen durch Inhaber 

einer Vertrauensstellung I 1) ) 
(1) Wer ein fremdes Geheimnis, das ihm in sei-

ner Eigenschaft als 
1. Arzt, Zahnarzt, Apotheker oder Angehöri-

ger eines anderen Heilberufs, der für die 
Berufsausübung oder die  Führung seiner 
Berufsbezeichnung eine staatlich geregelte 
Ausbildung erfordert, 

19) Es  ist 7u prüfen , ob die Verwertung eines Betriebs- oder Ge-
schäftscheimnisses durch den Angehörigen einer in den §§ 185 
und 186 genannten Tätergruppe im Einführungsgesetz durch Än-
derung des § 17 Aus. 2 UWG erfaßt werden soll. 
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2. Berufspsychologe mit staatlich anerkannter 
wissenschaftlicher Abschlußprüfung, 

3. Rechtsanwalt, Patentanwalt, Notar, Ver-
teidiger in Strafsachen, Wirtschaftsprüfer, 
vereidigter 	Buchprüfer 	(Bücherrevisor), 
Steuerberater oder Helfer in Steuersachen, 

4. Inhaber, Leiter, Organ, Mitglied eines Or-
gans oder Bediensteter 
a) der Krankenanstalten und der medizini-

schen Zwecken dienenden Unter-
suchungsanstalten, 

b) der Träger der Sozialversicherung, 
c) der Unternehmen der privaten Kran-

ken-, Unfall- und Lebensversicherung, 
d) der kassenärztlichen Vereinigungen und 
e) der privatärztlichen Verrechnungsstellen 

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden 
ist, ohne Einwilligung des Betroffenen offenbart, 
wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr, mit Straf-
haft oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Den in Absatz 1 Nr. 1 bis 3 Genannten stehen 
gleich 

1. ihre berufsmäßig tätigen Gehilfen und 

2. die Personen, die zur Vorbereitung auf den 
Beruf an der berufsmäßigen Tätigkeit teil-
nehmen. 

(3) Den in Absatz 1 und 2 Genannten steht nach 
dem Tode des zur Wahrung des Geheimnisses Ver-
pflichteten ferner gleich, wer das Geheimnis von 
dem Verstorbenen oder aus dessen Nachlaß er-
langt hat. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind auch anzuwenden, 
wenn der Täter das fremde Geheimnis nach dem 
Tode des Betroffenen ohne Einwilligung der Ange-
hörigen, denen das Antragsrecht im Falle des § 121 
Abs. 2 zusteht, offenbart. 

(5) In besonders schweren Fällen ist die Strafe 
Gefängnis von drei Monaten bis zu drei Jahren 
§ 183 Abs. 4 Satz 2 gilt entsprechend. 

(6) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. Stirbt 
der Verletzte, so geht das Antragsrecht nach § 121 
Abs. 2 auf die Angehörigen über. 

§ 186 

Bruch von Privatgeheimnissen durch 
Amtsträger 

(1) Mit Gefängnis bis zu einem Jahr, m it Straf-
haft oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 

1. ein den persönlichen Lebensbereich eines 
anderen betreffendes Geheimnis oder 

2. ein fremdes Betriebs- oder Geschäfts-
geheimnis, 

das ihm in seiner Eigenschaft als Amtsträger oder 
als für den öffentlichen Dienst besonders Ver-
pflichteter anvertraut worden oder sonst bekannt-
geworden ist, ohne Einwilligung des Betroffenen 
offenbart. 

(2) § 185 Abs. 4 bis 6 gilt entsprechend.  

Zweiter Abschnitt 

STRAFTATEN GEGEN DIE SITTENORDNUNG 

Erster Titel 

Straftaten 
gegen den religiösen Frieden 

und die Totenruhe 

§ 187 

Gotteslästerung 

Wer öffentlich, in einer Versammlung oder durch 
Verbreiten von Schriften, Tonträgern, Abbildungen 
oder Darstellungen Gott durch Beschimpfung in 
einer Weise lästert, die geeignet ist, das allgemeine 
religiöse Empfinden zu verletzen, wird mit Ge-
fängnis bis zu drei Jahren bestraft. 

§ 188 

Beschimpfung einer Religionsgesellschaft 

Wer öffentlich, in einer Versammlung oder durch 
Verbreiten von Schriften, Tonträgern, Abbildungen 
oder Darstellungen eine im Inland bestehende 
Religionsgesellschaft, ihren Glauben, ihre Einrich-
tungen oder ihre Gebräuche in einer Weise be-
schimpft, die geeignet ist, das religiöse Empfinden 
ihrer Angehörigen zu verletzen, wird mit Gefäng-
nis bis zu drei Jahren oder mit Strafhaft bestraft. 

§ 139 

Störung des Gottesdienstes 

(1) Wer mit Gewalt oder durch Drohung mit 
einem empfindlichen Übel 

1. den Gottesdienst oder eine einzelne gottes-
dienstliche Handlung einer im Inland be-
stehenden Religionsgesellschaft verhindert 
oder 

2. einen anderen hindert, daran teilzunehmen, 
wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren oder mit 
Strafhaft bestraft. § 170 Abs. 2 gilt entsprechend. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer 
1. den Gottesdienst oder eine einzelne gottes-

dienstliche Handlung einer im Inland be-
stehenden Religionsgesellschaft absichtlich 
oder wissentlich stört oder 

2. an einem Ort, der dem Gottesdienst einer 
solchen Religionsgesellschaft gewidmet ist, 
beschimpfenden Unfug verübt. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

§ 190 
Störung einer Bestattungsfeier 

(1) Wer eine Bestattungsfeier mit Gewalt oder 
durch Drohung mit einem empfindlichen Übel ver-
hindert, wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren oder 
mit Strafhaft bestraft. § 170 Abs. 2 gilt entspre-
chend. 
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(2) Ebenso wird bestraft, wer eine Bestattungs-
feier absichtlich oder wissentlich stört. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

§ 191 
Störung der Totenruhe 

(1) Mit Gefängnis bis zu drei Jahren oder mit 
Strafhaft wird bestraft, wer 

1. ohne Einwilligung des Berechtigten eine 
Leiche, Leichenteile oder die Asche eines 
Verstorbenen wegnimmt, 

2. an einer Leiche, an Leichenteilen, an der 
Asche eines Verstorbenen oder an einer 
Aufbahrungs-, Beisetzungs- oder Totenge-
denkstätte beschimpfenden Unfug verübt 
oder 

3. eine Aufbahrungs-, Beisetzungs- oder 
Totengedenkstätte zerstört oder beschädigt. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 
(3) Wer Schmuck von einer Aufbahrungs-, Bei-

setzungs- oder Totengedenkstätte böswillig ent-
fernt, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr, mit 
Strafhaft oder mit Geldstrafe bestraft. 

Zweiter Titel 

Straftaten gegen Ehe, 
Familie und Personenstand 

§ 192 
Blutschande 

(1) Wer mit einem Verwandten absteigender Li-
nie den Beischlaf vollzieht, wird mit Zuchthaus bis 
zu zehn .Jahren, in minder schweren Fällen mit Ge-
fängnis von einem Jahr bis zu fünf Jahren bestraft. 
Ein minder schwerer Fall ist ausgeschlossen, wenn 
der Verwandte absteigender Linie noch nicht sech-
zehn Jahre alt ist. 

(2) Wer mit einem Verwandten aufsteigender 
Linie den Beischlaf vollzieht, wird mit Gefängnis bis 
zu zwei Jahren bestraft. Ebenso werden Geschwi-
ster bestraft, die miteinander den Beischlaf voll-
ziehen. 

(3) Verwandte absteigender Linie, die zur Zeit 
der Tat noch nicht achtzehn Jahre alt waren, sind 
straffrei. 

§ 193 
Ehebruch 

(1) Wer seine Ehe oder eine fremde Ehe bricht, 
wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr oder mit 
Strafhaft bestraft. 

(2) Die Tat wird nur auf Antrag und nur dann 
verfolgt, wenn die Ehe wegen des Ehebruchs ge-
schieden worden ist. 

§ 194 
Doppelehe 

(1) Wer eine Ehe schließt, obwohl er verheiratet 
ist, oder wer mit einem Verheirateten eine Ehe 
schließt, wird mit Gefängnis nicht unter sechs Mo-
naten bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 
(3) Die Verjährung der Strafverfolgung ruht, bis 

eine der beiden Ehen für nichtig erklärt oder auf-
gelöst wird. 

§ 195 
Ehebetrug 

(1) Wer bei Eingehung der Ehe dem anderen Ehe-
schließenden eine Tatsache arglistig verschweigt, 
welche die Ehe nichtig macht, wird mit Gefängnis 
von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer einen anderen 
durch Drohung mit einem empfindlichen Übel oder 
arglistig durch Täuschung, derentwegen die Auf-
hebung der Ehe begehrt werden kann, dazu be-
stimmt, mit ihm die Ehe zu schließen. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag und nur dann 
verfolgt, wenn die Ehe wegen der verschwiegenen 
Tatsache, wegen der Drohung oder wegen der Täu-
schung für nichtig erklärt oder aufgehoben worden 
ist. 

§ 196 
Muntbruch 

(1) Wer einen Minderjährigen dem zur Personen-
sorge Berechtigten entführt oder mit Gewalt, durch 
Drohung mit  einem empfindlichen Übel oder durch 
List entzieht, ohne selbst zur Personensorge berech-
tigt zu sein, wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren, 
mit Strafhaft oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) In besonders schweren Fällen ist die Strafe 
Gefängnis nicht unter sechs Monaten. Ein besonders 
schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter 
aus Gewinnsucht oder in der Absicht handelt, den 
Minderjährigen zur Unzucht zu bringen. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. 
(4) Hat der Täter oder ein Teilnehmer den Min-

derjährigen geheiratet, so wird die Tat nicht ver-
folgt. 

§ 197 
Verlassen eines Kindes 

Wer ein Kind, für das ihm die Personensorge zu-
steht, im Stiche läßt, um sich seiner zu entledigen, 
wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren oder mit 
Strafhaft bestraft. 

§ 198 
Verletzung der Fürsorge- oder Erziehungspflicht 

Wer seine Fürsorge- oder Erziehungspflicht gröb-
lich verletzt und dadurch ein Kind oder einen Ju-
gendlichen unter sechzehn Jahren in die Gefahr der 
sittlichen oder körperlichen Verwahrlosung bringt, 
wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren bestraft, 
wenn die Tat nicht in anderen Vorschriften mit 
schwererer Strafe bedroht ist. 

§ 199 
Verletzung der Aufsichtspflicht 

(1) Wer leichtfertig durch Verletzung der Pflicht 
zur Aufsicht über ein Kind oder einen Jugendlichen, 
für die ihm die Personensorge zusteht oder die sei-
ner Erziehung anvertraut sind, dazu beiträgt, daß 
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der Schutzbefohlene vorsätzlich eine rechtswidrige 
Tat begeht, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr, 
mit Strafhaft oder mit Geldstrafe bestraft, wenn die 
Tat nicht in anderen Vorschriften mit schwererer 
Strafe bedroht ist. 

(2) Die Strafe darf nach Art und Maß nicht schwe-
rer sein als die für die Tat des Schutzbefohlenen 
angedrohte Strafe. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag, mit Ermächti-
gung oder auf Strafverlangen verfolgt, wenn die 
Tat des Schutzbefohlenen nur auf Antrag, mit Er-
mächtigung oder auf Strafverlangen verfolgt wer-
den könnte. 

§ 200 
Verletzung der Unterhaltspflicht 

Wer sich einer gesetzlichen Unterhaltspflicht ent-
zieht, so daß der Lebensbedarf des Unterhaltsbe-
rechtigten gefährdet ist oder ohne die Hilfe anderer 
gefährdet wäre, wird mit Gefängnis bis zu zwei 
Jahren oder mit Strafhaft bestraft. 

§ 201 

Verletzung der Hilfspflicht gegenüber 
einer Schwangeren 

Wer einer Frau, die, wie er weiß, von ihm 
schwanger ist, gewissenlos die ihm nach den Um-
ständen zuzumutende Hilfe versagt, deren sie we-
gen der Schwangerschaft oder der Niederkunft be-
darf, und dadurch Mutter oder Kind einer Notlage 
aussetzt, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren 
bestraft. 

§ 202 
Personenstandsfälschung 

(1) Wer ein Kind unterschiebt oder sonst den 
Personenstand eines anderen in einer Weise fälscht 
oder unterdrückt, daß die behördliche Feststellung 
des wahren Personenstandes gefährdet ist, wird mit 
Gefängnis bis zu drei Jahren oder mit Strathaft be-
straft. 

(2) Handelt der Täter aus Gewinnsucht, so ist die 
Strafe Gefängnis nicht unter sechs Monaten. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

§ 203 

Künstliche Samenübertragung 

(1) Wer eine künstliche Samenübertragung bei 
einer Frau vornimmt, wird mit Gefängnis bis zu 
drei Jahren bestraft. 

(2) Eine Frau, die eine künstliche Samenübertra-
gung bei sich zuläßt, wird mit Gefängnis bis zu zwei 
Jahren oder mit Strafhaft bestraft. 

(3) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, 
wenn ein Arzt Samen des Ehemannes bei dessen 
Ehefrau mit Einwilligung beider Ehegatten über-
trägt. 

(4) Wird die Tat des Absatzes 1 ohne Einwilli-
gung der Frau begangen, so ist die Strafe Gefäng-
nis nicht unter sechs Monaten. 

Dritter Titel 

Straftaten gegen die Sittlichkeit 

Unzucht 

§ 204 

Notzucht 
(1) Wer eine Frau mit Gewalt oder durch Dro-

hung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben 
zum außerehelichen Beischlaf nötigt, wird mit 
Zuchthaus bis zu zehn Jahren bestraft. 

(2) In minder schweren Fällen ist die Strafe Ge-
fängnis von einem Jahr bis zu fünf Jahren. Ein 
minder schwerer Fall ist ausgeschlossen, wenn die 
Tat mittels eines hinterlistigen Überfalls oder von 
mehreren gemeinschaftlich begangen wird. 

§ 205 
Schwere Notzucht 

(1) In besonders schweren Fällen wird die Not-
zucht mit Zuchthaus nicht unter fünf Jahren be-
straft. Ein besonders schwerer Fall  liegt in der Regel 
vor, wenn der Täter das Opfer in die Gefahr des 
Todes bringt oder es vorsätzlich oder leichtfertig 
an Körper oder Gesundheit schwer schädigt (§ 147 
Abs. 2). 

(2) Verursacht der Täter leichtfertig den Tod des 
Opfers, so ist die Strafe Zuchthaus nicht unter zehn 
Jahren. 

§ 206 

Nötigung zur Unzucht 
(1) Wer einen anderen mit Gewalt oder durch 

Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder 
Leben dazu nötigt, eine unzüchtige Handlung zu 
dulden oder eine Handlung vorzunehmen, die das 
allgemeine Scham- und Sittlichkeitsgefühl in ge-
schlechtlicher Beziehung erheblich verletzt, wird 
mit Gefängnis nicht unter sechs Monaten bestraft. 

(2) Wird die Tat mittels eines hinterlistigen Über-
falls oder von mehreren gemeinschaftlich begangen, 
so ist die Strafe Gefängnis nicht unter einem Jahr. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 
(4) Bringt der Täter das Opfer in die Gefahr des 

Todes oder schädigt er es vorsätzlich oder leicht-
fertig an Körper oder Gesundheit schwer (§ 147 
Abs. 2), so ist die Strafe Zuchthaus bis zu fünfzehn 
Jahren. Verursacht er leichtfertig den Tod des 
Opfers, so ist die Strafe Zuchthaus nicht unter fünf 
Jahren. 

§ 207 

Schwere Schändung 
(1) Wer eine Frau, die geisteskrank, hochgradig 

schwachsinnig, willenlos, bewußtlos oder zum 
Widerstand körperlich unfähig ist, zum außerehe-
lichen Beischlaf mißbraucht, wird mit Zuchthaus bis 
zu zehn Jahren bestraft. 

(2) In minder schweren Fällen ist die Strafe Ge-
fängnis von sechs Monaten bis zu fünf Jahren. 

(3) § 205 gilt entsprechend. 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 	 Drucksache 2150  

§ 208 

Schändung 

(1) Wer einen anderen, der geisteskrank, hoch-
gradig schwachsinnig, willenlos, bewußtlos oder 
zum Widerstand körperlich unfähig ist, zur Unzucht 
mißbraucht, wird mit Gefängnis von drei Monaten 
bis zu fünf Jahren bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) § 206 Abs. 4 gilt entsprechend. 

§ 209 

Entführung zur Unzucht 

(1) Wer eine Frau mit Gewalt, durch Drohung 
mit einem empfindlichen Übel oder durch List ent-
führt, um sie zur Unzucht zu bringen, wird mit Ge-
fängnis bis zu fünf Jahren bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 
(3) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. 
(4) Hat der Täter oder ein Teilnehmer die Frau 

geheiratet, so w ird die Tat nicht verfolgt. 

§ 210 

Unzucht mit Kindern 

(1) Wer mit einem Kind Unzucht treibt, wird mit 
Gefängnis nicht unter sechs Monaten bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer in wollüstiger Ab-
sicht ein Kind dazu bestimmt, daß es an sich selbst 
oder mit einem anderen Unzucht treibt, auch wenn 
das Kind die geschlechtliche Bedeutung seines Ver-
haltens nicht versteht. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

(4) § 206 Abs. 4 gilt entsprechend. 

(5) Wer in den Fällen der Absätze 1 oder 2 fahr-
lässig nicht erkennt, daß es sich um ein Kind han-
delt, wird mit Gefängnis his zu drei Jahren bestraft. 

§ 211 

Unzucht mit Schutzbefohlenen 

(1) Mit Gefängnis nicht unter sechs Monaten 
wird bestraft, wer 

1. sein noch nicht einundzwanzig Jahre altes 
Kind, Adoptivkind, Stiefkind oder Mündel 
oder 

2. als Erzieher eine seiner Erziehung anver-
traute Person unter einundzwanzig Jahren 

zur Unzucht mißbraucht. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer die Tat an einem 
seiner Ausbildung, Aufsicht oder Betreuung anver-
trauten Kind oder Jugendlichen begeht. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

(4) § 206 Abs. 4 gilt entsprechend. 

§ 212 

Unzucht vor Kindern und Schutzbefohlenen 
(1) Wer Unzucht absichtlich vor einem Kind oder 

einem seiner Erziehung, Ausbildung, Aufsicht oder 
Betreuung anvertrauten Jugendlichen treibt, wird 
mit Gefängnis bis zu fünf Jahren bestraft. 

(2) Wer in wollüstiger Absicht 

1. an einem Kind oder absichtlich vor ihm 
eine Handlung vornimmt, die geeignet ist, 
Kinder in geschlechtlicher Hinsicht sittlich 
zu gefährden, 

2. absichtlich vor einem seiner Erziehung, 
Ausbildung, Aufsicht oder Betreuung an-
vertrauten Jugendlichen eine Handlung 
vornimmt, die geeignet ist, Jugendliche in 
geschlechtlicher Hinsicht sittlich zu gefähr-
den, oder 

3. ein Kind zu einer in Nummer 1 oder einen 
seiner Erziehung, Ausbildung, Aufsicht 
oder Betreuung anvertrauten Jugendlichen 
zu einer in Nummer 2 bezeichneten Hand-
lung bestimmt, 

wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren bestraft, 
wenn die Tat nicht in Absatz 1 oder den §§ 210 
oder 211 mit Strafe bedroht ist. 

§ 213 

Verführung 
(1) Wer ein Mädchen unter sechzehn Jahren dazu 

verführt, mit ihm den außerehelichen Beischlaf zu 
vollziehen, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren 
bestraft. 

(2) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. 

(3) Hat der Täter die Verführte geheiratet, so 
wird die Tat nicht verfolgt. 

§ 214 

Unzucht unter Ausnutzung der Dienstgewalt 
(1) Wer einen anderen, der unter seiner Dienst-

gewalt steht oder auf die Vornahme einer Dienst-
handlung (§ 11 Abs. 1 Nr. 4) durch ihn angewiesen 
ist, unter Ausnutzung dieser Abhängigkeit zur Un-
zucht mißbraucht, wird mit Gefängnis nicht unter 
sechs Monaten bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 215 

Unzucht in Anstalten 
(1) Wer in einer Gefangenen- oder Verwahrungs-

anstalt, in einem Erziehungsheim oder in einer An-
stalt für Kranke oder Hilfsbedürftige beschäftigt 
oder deren Inhaber ist und unter Ausnutzung dieser 
Stellung einen anderen, der in der Anstalt unter-
gebracht ist, zur Unzucht mißbraucht, wird mit Ge-
fängnis von drei Monaten bis zu fünf Jahren be-
straft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 
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§ 216 
Unzucht zwischen Männern 

(1) Mit Gefängnis bis zu drei Jahren wird be-
straft 

1. ein Mann, der mit einem anderen Mann 
eine beicshlafsähnliche Handlung vor-
nimmt, 

2. ein Mann über einundzwanzig Jahre, der 
mit einem Mann unter einundzwanzig Jah-
ren Unzucht treibt oder der absichtlich vor 
einem solchen Mann Unzucht an sich selbst 
oder mit einem anderen Mann treibt, oder 

3. ein Mann über achtzehn Jahre, der einen 
Mann unter einundzwanzig Jahren dazu 
bestimmt, daß er mit ihm oder einem an-
deren Mann oder vor ihm an sich selbst 
Unzucht treibt. 

(2) Bei einem Beteiligten, der zur Zeit der Tat 
noch nicht einundzwanzig Jahre alt war, kann das 
Gericht von Strafe absehen. 

§ 217 

Schwere Unzucht zwischen Männern 
(1) Mit Gefängnis nicht unter sechs Monaten wird 

bestraft 
1. ein Mann, der unter Ausnutzung einer 

durch ein Dienst-, Arbeits- oder Unterord-
nungsverhältnis begründeten Abhängigkeit 
einen Mann dazu bestimmt, daß er mit 
ihm oder einem anderen Mann Unzucht 
treibt, 

2. ein Mann über einundzwanzig Jahre, der 
einen Mann unter einundzwanzig Jahren 
dazu verführt, mit ihm erler einem anderen 
Mann Unzucht zu treiben, oder 

3. ein Mann, der gewerbsmäßig mit einem 
anderen Mann Unzucht treibt oder sich da-
zu anbietet. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 218 

Unzucht mit Tieren 
Wer mit einem Tier eine beischlafsähnliche Hand-

lung vornimmt, wird mit Gefängnis bis zu drei Jah-
ren bestraft. 

§ 219 
Erregung öffentlichen Ärgernisses 

Wer öffentlich und unter Umständen, unter denen 
sein Verhalten geeignet ist, Ärgernis zu erregen, 
eine Handlung vornimmt, die das allgemeine Scham-
und Sittlichkeitsgefühl in geschlechtlicher Beziehung 
erheblich verletzt oder eine Bereitschaft zur Unzucht 
zwischen Männern erkennen läßt, wird mit Gefäng-
nis bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

§ 220 
Unzüchtige Schriften und Sachen 

Wer unzüchtige Schriften, Tonträger, Abbildun-
gen oder Darstellungen oder zu unzüchtigem Ge-
brauch bestimmte Sachen 

1. verbreitet, 
2. an einem allgemein zugänglichen Ort ausstellt, 

anschlägt, vorführt oder sonst zugänglich 
macht oder 

3. zu dem Zweck, daß sie oder aus ihnen ge-
wonnene Stücke verbreitet oder nach Num-
mer 2 zugänglich gemacht werden, herstellt, 
vervielfältigt, bezieht, an einen anderen ge-
langen läßt, vorrätig hält, ankündigt, anpreist, 
in den räumlichen Geltungsbereich dieses Ge-
setzes einführt oder daraus auszuführen unter-
nimmt, 

wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

§ 221 

Mittel zur Verhütung von Geschlechtskrankheiten 
oder der Empfängnis 

Wer in einer Sitte oder Anstand verletzenden 
Weise 

1. Mittel oder Verfahren, deren Zweck ganz oder 
überwiegend die Verhütung von Geschlechts-
krankheiten, von Krankheiten der Geschlechts-
organe oder der Empfängnis ist, öffentlich, in 
einer Versammlung oder durch Verbreiten von 
Schriften, Tonträgern, Abbildungen oder Dar-
stellungen ankündigt oder anpreist oder 

2. solche Mittel an einem allgemein zugänglichen 
Ort ausstellt oder sonst zugänglich macht, 

wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren, mit Straf-
haft oder mit Geldstrafe bestraft. 

§ 222 

Werbung für unzüchtigen Verkehr 

(1) Wer öffentlich, in einer Versammlung oder 
durch Verbreiten von Schriften oder Tonträgern 
eine Mitteilung macht, die dazu bestimmt ist, un-
züchtigen Verkehr herbeizuführen, wird mit Ge-
fängnis bis zu einem Jahr, mit Strafhaft oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(2) Ist die Mitteilung dazu bestimmt, unzüchtigen 
Verkehr zwischen Männern herbeizuführen, so ist 
die Strafe Gefängnis bis zu zwei Jahren. 

§ 223 

Gewerbsmäßige Unzucht 

Wer gewerbsmäßig Unzucht treibt und diesem 
Erwerb 

1. in der Nähe einer Kirche oder eines anderen 
der Religionsübung dienenden Gebäudes, 

2. in der Nähe einer Schule oder einer anderen 
Örtlichkeit, die zum Besuch durch Kinder oder 
Jugendliche bestimmt ist, 

3. in einer Wohnung, in der Kinder oder Jugend-
liche wohnen, 
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4. in einem Hause, in dem Kinder oder Jugend-
liche wohnen, in einer diese sittlich gefährden-
den Weise, 

5. in einer Gemeinde oder in einem Bezirk einer 
Gemeinde, in denen die Ausübung der Ge-
werbsunzucht durch Rechtsverordnung ver-
boten ist 20 ), 

nachgeht, wird mit Gefängnis bis zu neun Monaten 
oder mit Strafhaft bis zu vier Wochen 2 1 ) bestraft. 

§ 224 
Anlocken zur Unzucht 

Wer öffentlich in auffälliger Weise oder in einer 
Weise, die geeignet ist, die Allgemeinheit oder ein-
zelne andere zu belästigen, zur Unzucht anlockt 
oder sich dazu anbietet, wird mit Gefängnis bis zu 
neun Monaten oder mit Strafhaft bis zu vier Wo-
chen 21) bestraft. 

§ 225 
Nebenstrafen und Maßnahmen 

(1) Neben einer Gefängnisstrafe von mindestens 
einem Jahr wegen 

Nötigung zur Unzucht (§ 206), 
Unzucht mit Kindern (§ 210), 
Unzucht mit Schutzbefohlenen (§ 211), 
Unzucht vor Kindern und Schutzbefohlenen in 
den Fällen des § 212 Abs. 1, 
Unzucht unter Ausnutzung der Dienstgewalt 
(§ 214), 
Unzucht in Anstalten (§ 215) und 
schwerer Unzucht zwischen Männern (§ 217) 

kann das Gericht die Fähigkeit, öffentliche Ämter 
zu bekleiden, und die Fähigkeit, Rechte aus öffent-
lichen Wahlen zu erlangen, aberkennen (§ 56 Abs. 1). 

(2) In den Fällen der §§ 204, 205, 210, 211, 212, 
217, 219 und 220 kann das Gericht Sicherungsauf-
sicht anordnen. 

(3) Ist eine in § 220 bezeichnete rechtswidrige Tat 
begangen worden, so werden zu unzüchtigem Ge-
brauch bestimmte Sachen, die durch die Tat hervor-
gebracht oder zu ihrer Begehung oder Vorbereitung 
gebraucht worden oder bestimmt gewesen sind, ein-
gezogen. 

20 ) In das Einführungsgesetz ist folgende Vorschrift aufzunehmen: 

"§ X 
Verbot der Gewerbsunzucht 

(1) Die Landesregierung kann die Ausübung der Gewerbsunzucht 
1. in Gemeinden unter zwanzigtausend Einwohnern für das 

ganze Gebiet der Gemeinde, 
2. in Gemeinden von zwanzigtausend bis zu fünfzigtausend 

Einwohnern für das ganze Gebiet der Gemeinde oder für 
einzelne Bezirke und 

3. in Gemeinden über fünfzigtausend Einwohnern für ein-
zelne Bezirke 

durch Rechtsverordnung zum Schulze der Jugend oder des öffent-
lichen Anstandes verbieten (§ 223 Nr, 5 des Strafgesetzbuches). Sie 
kann diese Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf die höhere 
Verwaltungsbehörde übertragen. 

12) Wohnungsbeschränkungen auf bestimmte Straßen oder Häu-
serblöcke zum Zwecke der Ausübung der gewerbsmäßigen Unzucht 
(Kasernierungen) sind verboten." 

21) Im Vollzugsgesetz ist vorzusehen, daß Strafhaft, die nach den 
§§ 223 und 224 verhängt wird, wie Gefängnis zu vollziehen ist. 

Kuppelei, Menschenhandel, Zuhälterei 

§ 226 

Eigennützige Kuppelei 

(1) Wer durch seine Vermittlung oder durch Ge-
währen oder Verschaffen von Gelegenheit der Un-
zucht zwischen anderen Vorschub leistet (Kuppelei) 
und dabei aus Eigennutz handelt, wird mit Gefäng-
nis bis zu drei Jahren bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer ein Bordell oder 
einen bordellartigen Betrieb unterhält oder leitet. 

(3) Wer die Tat an einem Kind oder Jugendlichen 
oder an seiner Ehefrau begeht, wird mit Gefängnis 
von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 

(4) Der Verkuppelte wird wegen Teilnahme an 
der Tat nicht bestraft. 

(5) Wer einer Person über achtzehn Jahre Woh-
nung gewährt, wird nach Absatz 1 nur dann be-
straft, wenn er sie ausbeutet oder zur Unzucht 
bestimmt oder anhält. 

§ 227 

Kuppelei an Angehörigen und Schutzbefohlenen 
Mit Gefängnis bis zu fünf Jahren wird bestraft, 

wer 
1. an seiner Ehefrau, 
2. an seinem noch nicht achtzehn Jahre alten 

Kind, Adoptivkind, Stiefkind oder Mündel 
oder 

3. an einem seiner Erziehung, Ausbildung, Auf-
sicht oder Betreuung anvertrauten Kind oder 
Jugendlichen 

Kuppelei begeht. 
§ 228 

Schwere Kuppelei 
(1) Wer einen anderen der gewerbsmäßigen Un-

zucht zuführt, wird mit Gefängnis nicht unter sechs 
Monaten bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer Kuppelei durch 
hinterlistige Machenschaften begeht. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

§ 229 

Menschenhandel 
(1) Wer gewerbsmäßig 

1. schwere Kuppelei begeht, 
2. einen anderen mit Gewalt, durch Drohung 

mit einem empfindlichen Übel oder durch 
List entführt, um ihn zur Unzucht im Aus-
land oder mit unbestimmten Personen zu 
bringen, 

3. einen anderen, der noch nicht einundzwan-
zig Jahre alt ist, zu dem in Nummer 2 ge-
nannten Zweck anwirbt oder 

4. eine Frau anwirbt, um sie zur Unzucht im 
Ausland zu bringen, 

wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren bestraft. 
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(2) In minder schweren Fällen des Absatzes 1 
Nr. 1, 3 und 4 ist die Strafe Gefängnis von einem 
Jahr bis zu fünf Jahren. 

§ 230 

Zuhälterei 
Ein Mann, der eine der gewerbsmäßigen Unzucht 

nachgehende Person, zu der er zuhälterische Be-
ziehungen unterhält, 

1. dadurch ausbeutet, daß er aus ihrem unzüchti-
gen Erwerb ganz oder teilweise seinen 
Lebensunterhalt zieht, oder 

2. aus Eigennutz bei Ausübung der gewerbs-
mäßigen Unzucht schützt oder fördert, 

wird mit Gefängnis nicht unter sechs Monaten be-
straft. 

§ 231 
Nebenstrafen und Sicherungsaufsicht 

(1) Neben einer Gefängnisstrafe von mindestens 
einem Jahr wegen 

Kuppelei (§§ 226 bis 228) und 
Zuhälterei (§ 230) 

kann das Gericht die Fähigkeit, öffentliche Ämter 
zu bekleiden, und die Fähigkeit, Rechte aus öffe

s. 1). 
(2) In den Fällen der §§ 226 und 228 bis 230 kant-

lichen Wahlen zu erlangen, aberkennen (§56 Abnn 

das Gericht Sicherungsaufsicht anordnen. 

Vierter Titel 
Unterlassene Hilfeleistung 

§ 232 
Unterlassene Hilfeleistung 

Wer bei Unglücksfällen oder bei gemeiner Gefahr 
oder Not nicht Hilfe leistet, obwohl nach den Um-
ständen Hilfeleistung erforderlich und ihm zu-
zumuten insbesondere ohne erhebliche eigene Ge-
fahr und ohne Verletzung anderer wichtiger Pflich-
ten möglich ist, wird mit Gefängnis bis zu zwei 
Jahren, mit Strafhaft oder mit Geldstrafe bestraft. 

Fünfter Titel 

Tierquälerei 

§ 233 
Tierquälerei 

Wer ein Tier unnötig quält oder roh mißhandelt, 
wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren, mit Straf-
haft oder mit Geldstrafe bestraft. 

§ 234 
Einziehung 

(1) Ist eine in § 233 bezeichnete rechtswidrige 
Tat begangen worden, so kann das Tier eingezogen 
werden, wenn es dem Täter oder Teilnehmer zur 
Zeit der Entscheidung gehört. 

(2) § 114 ist nicht anzuwenden. 

Dritter Abschnitt 
STRAFTATEN GEGEN DAS VERMÖGEN 

Erster Titel 
Diebstahl und Unterschlagung 

§ 235 
Diebstahl 

(1) Wer einem anderen eine fremde bewegliche 
Sache wegnimmt, um sie sich oder einem Dritten 
widerrechtlich zuzueignen, wird mit •Gefängnis bis 
zu drei Jahren oder mit Strafhaft bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 236 
Schwerer Diebstahl 

In besonders schweren Fällen wird der Diebstahl 
mit Gefängnis nicht unter sechs Monaten bestraft. 
Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, 
wenn der Täter 

1. zur Ausführung der Tat in ein Gebäude, eine 
Wohnung, einen Dienst- oder Geschäftsraum 
oder in einen anderen umschlossenen Raum 
einbricht, einsteigt, mit einem falschen Schlüs-
sel oder einem anderen nicht zur ordnungs-
mäßigen Öffnung bestimmten Werkzeug ein-
dringt oder sich in dem Raum verborgen hält, 

2. eine Sache stiehlt, die durch ein verschlossenes 
Behältnis oder eine andere Schutzvorrichtung 
gegen Wegnahme besonders gesichert ist, 

3. aus einer Kirche oder einem anderen der 
Religionsübung dienenden Gebäude oder Raum 
eine Sache stiehlt, die dem Gottesdienst ge-
widmet ist oder der religiösen Verehrung 
dient, 

4. eine Sache von Bedeutung für Wissenschaft, 
Kunst oder Geschichte oder für die technische 
Entwicklung stiehlt, die sich in einer allgemein 
zugänglichen Sammlung befindet oder öffent-
lich ausgestellt ist, 

5. eine Sache stiehlt, die ihm als Amtsträger an-
vertraut worden oder zugänglich geworden ist, 
oder 

6. stiehlt, indem er die Hilflosigkeit eines an-
deren oder die aus einem Unglücksfall oder 
einer gemeinen Gefahr entstandene Gelegen-
heit ausnutzt. 

§ 237 

Diebstahl mit Waffen, Bandendiebstahl, 
gewerbsmäßiger Diebstahl 

(1) Mit Gefängnis nicht unter sechs Monaten wird 
bestraft, wer 

1. einen Diebstahl begeht, bei dem er oder 
ein anderer Beteiligter eine Waffe oder ein 
anderes Mittel bei sich führt, um damit 
einen persönlichen Widerstand durch Ge-
walt oder Drohung mit Gewalt zu verhin-
dern oder zu überwinden, 
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2. als Mitglied einer Bande, die sich zur fort-
gesetzten Begehung von Raub oder Dieb-
stahl verbunden hat, unter Mitwirkung 
eines anderen Bandenmitglieds stiehlt oder 

3. gewerbsmäßig stiehlt. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 238 

Berufsmäßiger Diebstahl 

Wer unter den Voraussetzungen einer der Num-
mern 1 bis 4 des § 236 oder einer der Nummern 1 
oder 2 des § 237 Abs. 1 stiehlt und das Stehlen der-
art wie einen Beruf betreibt, daß er daraus ganz 
oder überwiegend seinen Lebensunterhalt zieht, 
wird wegen jeder abzuurteilenden Tat mit Zucht-
haus bis zu zehn Jahren bestraft. 

§ 239 

Sicherungsaufsicht 

In  den Fällen der §§ 236 bis 238 kann das Gericht 
Sicherungsaufsicht anordnen. 

§ 240 
Unterschlagung 

(1) Wer eine fremde bewegliche Sache sich oder 
einem anderen widerrechtlich zueignet, wird mit 
Gefängnis bis zu drei Jahren oder mit Strafhaft be-
straft, wenn die Tat nicht als Diebstahl, Raub, 
Betrug, Erpressung oder Untreue mit Strafe be-
droht ist. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 
(3) In besonders schweren Fällen ist die Strafe 

Gefängnis von drei Monaten bis zu fünf Jahren. 
Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, 
wenn der Täter 

1. eine ihm anvertraute Sache unterschlägt 
und zur Verschleierung der Tat auf Täu-
schung berechnete Mittel anwendet, 

2. Sachen von bedeutendem Wert unter-
schlägt, die für gemeinnützige oder mild-
tätige Zwecke gesammelt worden sind, 
oder 

3. eine Sache unterschlägt, die ihm als Amts-
träger anvertraut worden oder zugänglich 
geworden ist. 

§ 241 

Haus- und Familiendiebstahl 
(1) Ist durch einen Diebstahl oder eine Unter-

schlagung ein Angehöriger oder der Vormund, 
Lehrherr oder Erzieher des Täters verletzt, oder 
lebt der Verletzte mit dem Täter in häuslicher Ge-
meinschaft, so wird die Tat nur auf Antrag verfolgt. 

(2) Ist durch die Tat ein Angehöriger verletzt, 
mit dem der Täter in häuslicher Gemeinschaft lebt, 
und fällt der Schaden für den Verletzten nicht ins 
Gewicht, so kann das Gericht die Strafe nach seinem 
Ermessen mildern (§ 64 Abs. 2) oder von Strafe ab-
sehen. 

(3) Wer die Tat gegen seinen Ehegatten begeht, 
mit dem er in häuslicher Gemeinschaft lebt, ist straf-
frei, wenn der Schaden für den Verletzten nicht ins 
Gewicht fällt. 

§ 242 
Entwendung 

(1) Wer aus Not Sachen von geringem Wert ent-
wendet (§ 235 Abs. 1, §§ 236, 240 Abs. 1, 3), wird mit 
Strafhaft bis zu drei Monaten oder mit Geldstrafe 
bis zu neunzig Tagessätzen bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer Nahrungs- oder 
Genußmittel oder Sachen des hauswirtschaftlichen 
Verbrauchs in geringer Menge oder von geringem 
Wert zum alsbaldigen Verbrauch für sich oder einen 
Angehörigen entwendet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. 
(4) Wer die Tat gegen einen Angehörigen begeht, 

mit dem er in häuslicher Gemeinschaft lebt, ist 
straffrei. 

§ 243 

Energieentziehung 
(1) Wer in der Absicht, sich oder einen anderen 

widerrechtlich zu bereichern, elektrische oder an-
dere Energie mittels einer Leitung, die der Ver-
fügungsberechtigte nicht zur Zuführung bestimmt 
hat, sich oder einem anderen verschafft, wird mit 
Gefängnis bis zu drei Jahren oder mit Strafhaft 
bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 244 

Unbefugter Gebrauch eines Fahrzeugs 
(1) Wer ein Kraftfahrzeug, ein anderes durch 

Maschinenkraft bewegtes Fahrzeug, ein Luftfahr-
zeug, ein Boot oder ein Fahrrad gegen den Willen 
des Berechtigten in Gebrauch nimmt, wird mit Ge-
fängnis bis zu zwei Jahren, mit Strafhaft oder mit 
Geldstrafe bestraft, wenn die Tat nicht in anderen 
Vorschriften mit schwererer Strafe bedroht ist. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. 

(4) Wer die Tat gegen einen Angehörigen begeht, 
mit dem er in häuslicher Gemeinschaft lebt, ist 
straffrei. 

Zweiter Titel 

Raub und Gewaltanwendung nach Diebstahl 

§ 245 

Raub 

(1) Wer eine fremde bewegliche Sache, um sie 
sich oder einem anderen widerrechtlich zuzueignen, 
jemandem dadurch wegnimmt oder abnötigt, daß er 
gegen ihn oder einen anderen Gewalt anwendet 
oder ihn oder einen anderen mit gegenwärtiger 
Gefahr für Leib oder Leben bedroht, wird mit Zucht-
haus bis zu zehn Jahren bestraft. 
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(2) In minder schweren Fällen ist die Strafe Ge-
fängnis von sechs Monaten bis zu fünf Jahren. Ein 
minder schwerer Fall ist ausgeschlossen, wenn der 
Täter 

1. einen Raub begeht, bei dem er oder ein 
anderer Beteiligter eine Waffe oder ein 
Kraftfahrzeug verwendet, 

2. einen Raub begeht, um sich oder einem 
anderen Geld zuzueignen, das eine mit der 
Aufbewahrung oder Beförderung von Geld 
berufsmäßig betraute Person in ihrer Obhut 
hat, 

3. gewerbsmäßig handelt oder 
4. bereits einmal wegen Raubes verurteilt 

worden ist; § 61 Abs. 2, 3 gilt entsprechend. 

§ 246 

Schwerer Raub 

(1) In besonders schweren Fällen wird der Raub 
mit Zuchthaus nicht unter fünf Jahren bestraft. Ein 
besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, 
wenn der Täter 

1. einen Raub begeht, bei dem er oder ein 
anderer Beteiligter eine Schußwaffe ver-
wendet, 

2. den Angegriffenen in die Gefahr des Todes 
bringt oder ihn vorsätzlich oder leichtfertig 
an Köiper oder Gesundheit schwer schädigt 
(§ 147 Abs. 2), 

3. den Raub als Mitglied einer Bande, die sich 
zur fortgesetzten Begehung von Raub oder 
Diebstahl verbunden hat, unter Mitwirkung 
eines anderen Bandenmitgliedes begeht 
oder 

4. das Rauben wie einen Beruf betreibt und 
daraus ganz oder überwiegend seinen 
Lebensunterhalt zieht. 

(2) Verursacht der Täter durch den Angriff leicht-
fertig den Tod eines Menschen oder mißhandelt er 
bei der Tat einen anderen grausam, so ist die Strafe 
Zuchthaus nicht unter zehn Jahren. 

§ 247 

Gewaltanwendung nach Diebstahl 

Wer, nach einem Diebstahl auf frischer Tat be-
troffen oder verfolgt, mit einer Waffe oder einem 
anderen gefährlichen Werkzeug entweder Gewalt 
gegen jemand anwendet oder mit gegenwärtiger 
Gefahr für Leib oder Leben droht, um 

1. sich oder einem anderen die gestohlene Sache 
zu erhalten, 

2. Feststellungen zu ihrer Wiedererlangung zu 
verhindern oder 

3. sich oder einen anderen Beteiligten der Bestra-
fung zu entziehen, 

wird nach § 245 Abs. 1, Abs. 2 Satz 1 und § 246 
Abs. 1 Nr. 1, 2, Abs. 2 bestraft. 

§ 248 
Sicherungsaufsicht 

In den Fällen der §§ 245 bis 247 kann das Gericht 
Sicherungsaufsicht anordnen. 

Dritter Titel 

Sachbeschädigung und Sachentziehung 

§ 249 

Sachbeschädigung 
(1) Wer eine fremde Sache zerstört, beschädigt, 

unbrauchbar macht oder verunstaltet, wird mit Ge-
fängnis bis zu zwei Jahren, mit Strafhaft oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(2) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. 
(3) § 241 Abs. 2, 3 gilt entsprechend. 

§ 250 

Schwere Sachbeschädigung 
(1) Wer eine Sachbeschädigung begeht 

1. an einer Sache, die dem Gottesdienst ge-
widmet ist oder der religiösen Verehrung 
dient, 

2. an einem öffentlichen Denkmal, 

3. an einem Naturdenkmal oder einem Werk 
menschlicher Tätigkeit, das aus wissen-
schaftlichen, künstlerischen, landschaft

-

lichen, volkskundlichen oder geschicht-
lichen Gründen behördlich unter Schutz 
gestellt ist, 

4. an einer Sache von Bedeutung für Wissen-
schaft, Kunst oder Geschichte oder für die 
technische Entwicklung, die sich in einer 
allgemein zugänglichen Sammlung oder in 
einem öffentlichen Gebäude befindet oder 
sonst allgemein zugänglich ist, oder 

5. an einer Sache, die dem öffentlichen Nut-
zen dient, 

wird mit Gefängnis bis zu fünf Jahren oder mit 
Strafhaft bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 251 

Sachentziehung 
(1) Wer eine fremde bewegliche Sache oder elek-

trische oder andere Energie einem anderen in der 
Absicht widerrechtlich entzieht, ihm oder einem 
Dritten dadurch einen erheblichen Nachteil zu-
zufügen, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren, 
mit Strafhaft oder mit Geldstrafe bestraft, wenn die 
Tat nicht in anderen Vorschriften über den Schutz 
fremden Vermögens mit Strafe bedroht ist. 

(2) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. 

(3) Wer die Tat gegen einen Angehörigen begeht, 
mit dem er in häuslicher Gemeinschaft lebt, ist straf-
frei, wenn kein erheblicher Nachteil eingetreten ist. 
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Vierter Titel 
Betrug und Erpressung 

§ 252 

Betrug 
(1) Wer durch Täuschung über Tatsachen jeman-

den zu einer Vermögensverfügung bestimmt, die 
diesem oder einem anderen einen Vermögens-
nachteil zufügt, um daraus sich oder einen Dritten 
widerrechtlich zu bereichern, wird mit Gefängnis 
bis zu drei Jahren oder mit Strafhaft bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 
(3) § 241 gilt entsprechend. 

§ 253 

Schwerer Betrug 
In besonders schweren Fällen wird der Betrug 

mit Gefängnis nicht unter sechs Monaten bestraft. 
Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, 
wenn der Täter 

1. den Verletzten in wirtschaftliche Bedrängnis 
bringt, 

2. aus Eigennutz bedeutende Vermögenswerte er-
schwindelt, die für gemeinnützige oder mild-
tätige Zwecke bestimmt sind oder infolge der 
Täuschung dafür gespendet werden, oder 

3. einen Versicherungsfall vortäuscht, nachdem er 

a) sich an Körper oder Gesundheit schwer 
geschädigt hat (§ 147 Abs. 2), um sich Lei-
stungen von bedeutendem Wert aus der 
Versicherung zu verschaffen, oder 

b) zu diesem Zweck eine Sache von bedeuten-
dem Wert in Brand gesetzt oder ein Schiff 
zum Sinken oder Stranden gebracht hat. 

§ 254 

Gewerbs- und berufsmäßiger Betrug 

(1) Wer gewerbsmäßig betrügt, wird mit Gefäng-
nis nicht unter sechs Monaten bestraft. Der Versuch 
ist strafbar. 

(2) Wer das Betrügen wie einen Beruf betreibt 
und daraus ganz oder überwiegend seinen Lebens-
unterhalt zieht, wird wegen jeder abzuurteilenden 
Tat mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren bestraft. 

§ 255 

Notbetrug 

(1) Wer aus Not betrügt (§ 252 Abs. 1) und nur 
geringen Nachteil zufügt, wird mit Strafhaft bis zu 
drei Monaten oder mit Geldstrafe bis zu neunzig 
Tagessätzen bestraft. 

(2) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. 
(3) Wer die Tat gegen einen Angehörigen begeht, 

mit dem er in häuslicher Gemeinschaft lebt, ist 
straffrei. 

§ 256 

Versicherungsmißbrauch 

(1) Wer sich oder einen anderen körperlich ver-
letzt oder bei sich oder einem anderen die Folgen 
einer Verletzung verschlimmert, um sich oder einem 
anderen Leistungen aus einer Versicherung zu ver-
schaffen, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren 
oder mit Strafhaft bestraft, wenn er nicht nach § 252 
strafbar wird. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer eine gegen Unter-
gang, Beschädigung, Beeinträchtigung der Brauch-
barkeit, Verlust oder Diebstahl versicherte Sache 
zerstört, beschädigt, in ihrer Brauchbarkeit be-
einträchtigt oder beiseite schafft, um sich oder 
einem anderen Leistungen aus der Versicherung zu 
verschaffen. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

(4) In besonders schweren Fällen ist die Strafe 
Gefängnis von drei Monaten bis zu fünf Jahren. Ein 
besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, 
wenn der Täter 

1. sich an Körper oder Gesundheit schwer 
schädigt (§ 147 Abs. 2), um sich Leistungen 
von bedeutendem Wert aus der Versiche-
rung zu verschaffen, 

2. eine Sache von bedeutendem Wert in 
Brand setzt oder 

3. ein Schiff zum Sinken oder Stranden bringt. 

§ 257 

Erschleichen von Leistungen 

(1) Wer die Leistung eines Automaten, die Be-
förderung durch ein Verkehrsmittel oder den Zutritt 
zu einer Veranstaltung oder Einrichtung erschleicht, 
ohne das Entgelt entrichten zu wollen, wird mit 
Gefängnis bis zu einem Jahr, mit Strafhaft oder mit 
Geldstrafe bestraft, wenn die Tat nicht in anderen 
Vorschriften über den Schutz fremden Vermögens 
mit Strafe bedroht ist. § 251 ist jedoch nicht anzu-
wenden. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. 

(4) § 241 Abs. 2, 3 gilt entsprechend. 

§ 258 

Auswanderungsbetrug 

(1) Wer einen anderen in der Absicht, sich oder 
einen Dritten zu bereichern, durch Täuschung be-
stimmt, aus dem Inland auszuwandern, wird mit 
Gefängnis bis zu drei .Jahren oder mit Strafhaft 
bestraft. 

(2) Wer die Tat gewerbsmäßig begeht, wird mit 
Gefängnis von drei Monaten bis zu fünf Jahren 
bestraft. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 
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§ 259 

Erpressung 

(1) Wer jemanden mit Gewalt oder durch Dro-
hung mit einem empfindlichen Übel zu einer Ver-
mögensverfügung nötigt, die diesem oder einem 
anderen einen Vermögensnachteil zufügt, um dar-
aus sich oder einen Dritten widerrechtlich zu 
bereichern, wird mit Gefängnis bis zu fünf Jahren 
bestraft. 

(2) Die Tat ist nur dann rechtswidrig, wenn die 
Anwendung des Mittels zu dem angestrebten Zweck 
verwerflich ist. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

§ 260 

Schwere Erpressung 

(1) Die Erpressung wird mit Zuchthaus bis zu 
zehn Jahren bestraft, wenn der Täter 

1. gewerbsmäßig handelt, 
2. mit einem Verbrechen droht, 
3. die Zwangslage des Erpreßten hartnäckig 

ausbeutet oder 
4. den Erpreßten oder denjenigen, den das 

angedrohte Übel treffen soll, zu dem Ent-
schluß treibt, sich zu töten, und dieser das 
mindestens versucht, oder durch die Tat 
leichtfertig dessen Tod verursacht. 

(2) In minder schweren Fällen ist die Strafe Ge-
fängnis von sechs Monaten bis zu fünf Jahren. 

§ 261 

Räuberische Erpressung 

Wendet der Erpresser oder ein anderer Beteilig-
ter zur Ausführung der Tal Gewalt gegen eine Per-
son an oder droht er jemandem mit gegenwärtiger 
Gefahr für Leib oder Leben, so wird er, wenn die 
Voraussetzungen des § 245 Abs. 1 fehlen, wie ein 
Räuber nach den §§ 245 und 246 bestraft. 

§ 262 
Sicherungsaufsicht 

In den Fällen der §§ 254, 258 Abs. 2 und der 
§§ 260, 261 kann das Gericht Sicherungsaufsicht an-
ordnen. 

Fünfter Titel 

Untreue 

§ 263 
Untreue 

(1) Wer damit betraut ist, 
1. Vermögen eines anderen 

a) als vertretungsberechtigtes Organ einer 
juristischen Person oder als Mitglied 
eines solchen Organs, 

b) als Vormund, Pfleger, Testamentsvoll-
strecker, Nachlaßverwalter, Konkurs-
verwalter oder Treuhänder oder 

c) sonst kraft Gesetzes, behördlichen Auf-
trags oder Rechtsgeschäfts 

zu verwalten oder 
2. eine solche Vermögensverwaltung zu be-

aufsichtigen, 
und dem anderen absichtlich oder wissentlich einen 
Vermögensnachteil dadurch zufügt, daß er die Ver-
waltung oder die Aufsicht pflichtwidrig führt, wird 
mit Gefängnis bis zu drei Jahren oder mit Strafhaft 
bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer sonst damit betraut 
ist, Vermögensangelegenheiten eines anderen durch 
Abschluß von Rechtsgeschäften für dessen Rechnung 
zu besorgen und ihm 

1. absichtlich einen Vermögensnachteil da-
durch zufügt, daß er über Mittel oder Ge-
genstände, die er zur Besorgung solcher 
Angelegenheiten oder bei deren Besorgung 
erlangt, pflichtwidrig verfügt oder die ihm 
übertragenen Geschäfte sonst pflichtwidrig 
führt oder 

2. durch eine solche Handlung wissentlich 
einen Vermögensnachteil zufügt, um sich 
oder einen Dritten zu bereichern. 

(3) Die Absätze 1 und 2 sind auch dann anzuwen-
den, wenn die Rechtshandlung, die der Betrauung 
zugrunde liegt, unwirksam ist. 

(4) § 241 gilt entsprechend. 

§ 264 
Schwere Untreue 

In besonders schweren Fällen wird die Untreue 
mit Gefängnis nicht unter sechs Monaten bestraft. 
Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, 
wenn der Täter 

1. aus Gewinnsucht handelt, 
2. den Verletzten in wirtschaftliche Bedrängnis 

bringt oder 
3. seine Befugnisse oder seine Stellung als Amts-

träger mißbraucht, um sich oder einen anderen 
zu bereichern. 

Sechster Titel 
Wucher 

§ 265 

Wucher 
(1) Wer die Zwangslage, den Leichtsinn, die Un-

erfahrenheit, die Willensschwäche oder den Mangel 
an Urteilsvermögen eines anderen dadurch aus-
beutet, daß er sich oder einem Dritten für eine Lei-
stung einen Vermögensvorteil versprechen oder ge-
währen läßt, der in einem auffälligen Mißverhältnis 
zu der Leistung steht, wird mit Gefängnis bis zu 
drei Jahren bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer eine wucherische 
Forderung als Rechtsnachfolger zu verwerten sucht. 
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§ 266 

Schwerer Wucher 
(1) In besonders schweren Fällen wird der Wucher 

mit Gefängnis nicht unter sechs Monaten bestraft. 
Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, 
wenn der Täter 

1. gewerbsmäßig handelt, 
2. sich wucherische Vermögensvorteile wech-

selmäßig versprechen läßt oder 
3. durch die Tat den anderen in wirtschaft-

liche Not bringt. 
(2) Handelt der Täter gewerbsmäßig und führt 

er durch die Tat den wirtschaftlichen Zusammen-
bruch des anderen herbei, so ist die Strafe Gefäng-
nis nicht unter einem Jahr. 

(3) Das Gericht kann Sicherungsaufsicht anordnen, 

§ 267 

Verführen Minderjähriger zum Schuldenmachen 

(1) Wer einen Minderjährigen dazu verführt, ihm 
oder einem anderen die Zahlung einer Geldsumme 
oder eine andere geldwerte Leistung zu verspre-
chen oder die Erfüllung eines solchen Versprechens 
sicherzustellen, und dabei den Leichtsinn, die  Un-
erfahrenheit oder die Willensschwäche des Minder-
jährigen oder dessen Mangel an Urteilsvermögen 
ausbeutet, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren 
oder mit Strafhaft bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer eine Forderung 
dieser Art als Rechtsnachfolger zu verwerten sucht. 

Siebenter Titel 

Vereiteln von Gläubigerrechten 

§ 268 

Pfandkehr 
(1) Wer seine eigene Sache, an der ein anderer 

ein Recht auf Befriedigung aus der Sache hat oder 
die Gegenstand des Nutzungs-, Gebrauchs- oder Zu-
rückbehaltungsrechts eines anderen ist, zerstört, be-
schädigt, unbrauchbar macht, beiseite schafft oder 
dem anderen wegnimmt und dadurch absichtlich 
oder wissentlich dessen Recht ganz oder zum Teil 
vereitelt, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren, 
mit Strafhaft oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer die Tat an einer 
fremden Sache mit Einwilligung des Eigentümers 
oder zu dessen Gunsten begeht. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 
(4) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. 

(5) § 241 Abs. 2, 3 gilt entsprechend. 

§ 269 

Vereiteln der Zwangsvollstreckung 
(1) Wer bei einer ihm drohenden Zwangsvoll-

streckung Bestandteile seines Vermögens zerstört, 
beschädigt, unbrauchbar macht oder beiseite schafft 
und dadurch absichtlich oder wissentlich die Befrie-

digung des Gläubigers ganz oder zum Teil vereitelt, 
wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren, mit Straf-
haft oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer die Tat bei einer 
einem anderen drohenden Zwangsvollstreckung an 
Vermögensbestandteilen des anderen mit dessen 
Einwilligung oder zu dessen Gunsten begeht. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

(4) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. 

§ 270 

Unlautere Einflußnahme 
auf Versteigerungen und Vergaben 

(1) Wer in der Absicht, 
1. eine Zwangsversteigerung oder eine an-

dere auf gesetzlicher Vorschrift beruhende 
öffentliche Versteigerung oder 

2. eine von einer Behörde oder einer Körper-
schaft, Anstalt oder Stiftung des öffent-
lichen Rechts ausgehende Vergabe von Lie-
ferungen oder Leistungen 

zu verhindern oder ihren Erfolg zu beeinträchtigen, 
einem anderen ein Entgelt anbietet, verspricht oder 
gewährt oder ein empfindliches Übel androht und 
ihn dadurch dazu bestimmt, daß er sich an der Ver-
steigerung oder der Vergabe als Bewerber nicht 
beteiligt oder dabei unzulässige Bindungen einhält, 
wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren, mit Straf-
haft oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

Konkursstraftaten 

§ 271 

Schwerer Bankrott 

(1) Mit Gefängnis ois zu fünf Jahren wird be-
straft, wer 

1. Bestandteile seines Vermögens zerstört, 
beschädigt, unbrauchbar macht, beiseite 
schafft oder verheimlicht, 

2. durch Aufwand, Spiel, Wette oder Diffe-
renzgeschäfte mit Waren oder Wert-
papieren übermäßige Beträge verbraucht 
oder schuldig wird, 

3. Waren oder Wertpapiere auf Kredit be-
schafft und sie erheblich unter ihrem Wert 
in einer den Anforderungen einer ord-
nungsmäßigen Wirtschaft widersprechen-
den Weise varäußert oder sonst abgibt, 

4. nicht bestehende Verbindlichkeiten aner-
kennt oder vortäuscht. 

5. Handelsbücher, zu deren Führung er ge-
setzlich verpflichtet ist, zu führen unterläßt 
oder so mangelhaft führt, daß sie keine 
Übersicht über seinen Vermögensstand ge-
währen, 

6. Handelsbücher vernichtet, beschädigt, bei-
seite schafft oder verheimlicht oder 
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7. es dem Handelsrecht zuwider unterläßt, die 
Bilanz seines Vermögens in der vorge-
schriebenen Zeit zu ziehen, 

und dadurch die Befriedigung seiner Gläubiger ge-
fährdet. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 
(3) Die Tat ist nur dann strafbar, wenn der Täter 

seine Zahlungen eingestellt hat oder über sein Ver-
mögen das Konkursverfahren eröffnet worden ist. 

§ 272 

Einfacher Bankrott 

(1) Wer in den Fällen des § 271 Abs 1 die Gefahr 
für die Befriedigung seiner Gläubiger fahrlässig ver-
ursacht, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren, mit 
Strafhaft oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) § 271 Abs. 3 gilt entsprechend. 

§ 273 
Verletzung der Buchführungspflicht 

(1) Mit Strafhaft oder mit Geldstrafe wird be-
straft, wer 

1. Handelsbücher, zu deren Führung er ge-
setzlich verpflichtet ist, vorsätzlich oder 
fahrlässig zu führen unterläßt oder so man-
gelhaft führt, daß sie keine Übersicht über 
seinen Vermögensstand gewähren, 

2. solche Handelsbücher vor Ablauf der ge-
setzlichen Aufbewahrungsfrist vernichtet 
oder 

3. es dem Handelsrecht zuwider unterläßt, die 
Bilanz seines Vermögens in der vorge-
schriebenen Zeit zu ziehen. 

(2) § 271 Abs. 3 gilt entsprechend. 

§ 274 
Gläubigerbegünstigung 

(1) \Ver in Kenntnis seiner Zahlungsunfähigkeit 
einem Gläubiger eine Sicherheit oder Befriedigung 
gewährt, die dieser nicht oder nicht in der Art oder 
nicht zu der Zeit zu beanspruchen hat, und ihn da-
durch absichtlich oder wissentlich vor den übrigen 
Gläubigern begünstigt, wird mit Gefängnis bis zu 
zwei Jahren, mit Strafhaft oder mit Geldstrafe be-
straft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 
(3) § 271 Abs. 3 gilt entsprechend. 

§ 275 

Schuldnerbegünstigung 

(1) Mit Gefängnis bis zu fünf Jahren wird be-
straft, wer 

1. in Kenntnis der einem anderen drohenden 
Zahlungsunfähigkeit oder 

2. nach Zahlungseinstellung, in einem Kon-
kursverfahren, in einem gerichtlichen 
Vergleichsverfahren zur Abwendung des 
Konkurses oder in einem Verfahren zur 
Herbeiführung der Entscheidung über die 
Eröffnung des Konkurs- oder gerichtlichen 
Vergleichsverfahrens eines anderen 

Vermögensbestandteile des anderen mit dessen Ein-
willigung oder zu dessen Gunsten zerstört, be-
schädigt, unbrauchbar macht, beiseite schafft oder 
verheimlicht und dadurch die Befriedigung der 
Gläubiger des anderen gefährdet. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 
(3) Die Tat ist nur dann strafbar, wenn der an-

dere seine Zahlungen eingestellt hat oder über sein 
Vermögen das Konkursverfahren eröffnet worden ist. 

Achter Titel 

Jagd- und Fischwilderei 

§ 276 

Jagdwilderei 

Wer unter Verletzung fremden Jagdrechts oder 
Jagdausübungsrechts 

1. dem Wilde nachstellt, es fängt, erlegt oder sich 
oder einem anderen zueignet oder 

2. eine Sache, die dem Jagdrecht unterliegt, sich 
oder einem anderen zueignet, zerstört oder be-
schädigt, 

wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren oder mit 
Strafhaft bestraft. 

§ 277 
Schwere Jagdwilderei 

In besonders schweren Fällen wird die Jagdwil-
derei mit Gefängnis von drei Monaten bis zu fünf 
Jahren bestraft. Ein besonders schwerer Fall liegt in 
der  Regel  vor, wenn die Tat 

1. zur Nachtzeit, 
2. in der Schonzeit, 
3. an Tieren, die zu erlegen wegen Bedrohung 

des Bestandes ihrer Art verboten ist, 
4. unter Anwendung von Schlingen, 
5. von einem Täter, der eine in einem Stock oder 

in ähnlicher Weise verborgene oder eine mit 
einem Schalldämpfer versehene Schußwaffe 
bei sich führt, oder 

6. gemeinschaftlich von mehreren, von denen we-
nigstens einer mit einer Schußwaffe ausge-
rüstet ist, 

begangen wird. 

§ 278 
Gewerbsmäßige Jagdwilderei 

Wer die Jagdwilderei gewerbsmäßig begeht, wird 
mit Gefängnis von drei Monaten bis zu fünf Jahren 
bestraft. Begeht er die Tat unter den Voraussetzun-
gen einer der Nummern 1 bis 6 des § 277, so ist die 
Strafe Gefängnis nicht unter sechs Monaten. 
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§ 279 
Fischwilderei 

Wer unter Verletzung fremden Fischereirechts 
oder Fischereiausübungsrechts 

1. fischt oder 
2. eine Sache, die dem Fischereirecht unterliegt, 

sich oder einem anderen zueignet, zerstört oder 
beschädigt, 

wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr, mit Strafhaft 
oder mit Geldstrafe bestraft. 

§ 280 
Schwere Fischwilderei 

(1) In besonders schweren Fällen wird die Fisch-
wilderei mit Gefängnis bis zu drei Jahren bestraft. 
Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, 
wenn die Tat 

1. zur Nachtzeit, 
2. in der Schonzeit, 
3. mit Sprengstoffen oder anderen schädlichen 

Mitteln oder mit elektrischer Energie be-
gangen wird oder 

4. den Fischbestand eines Gewässers durch 
den Fang von Fischen gefährdet, die das 
für die Ausübung des Fischfanges fest-
gesetzte Mindestmaß noch nicht erreicht 
haben. 

(2) Wer die Fischwilderei gewerbsmäßig begeht, 
wird mit Gefängnis von drei Monaten bis zu fünf 
Jahren bestraft. 

§ 281 
Strafantrag 

Ist in den Fällen der §§ 276 und 279 die Tat von 
einem Angehörigen des Verletzten oder an einem 
Ort begangen worden, wo der Täter die Jagd oder 
die Fischerei in beschränktem Umfange ausüben 
durfte, so wird die Tat nur auf Antrag verfolgt. 

§ 282 
Gewaltanwendung bei Wilderei 

Wer, bei der Jagdwilderei oder der Fischwilderei 
auf frischer Tat betroffen oder verfolgt, mit einer 
Waffe oder einem anderen gefährlichen Werkzeug 
entweder Gewalt gegen jemand anwendet oder mit 
gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben droht, um 

1. sich oder einem anderen die Beute oder eine 
der Einziehung unterliegende Sache zu er-
halten, 

2. Feststellungen zu ihrer Erlangung zu verhin-
dern oder 

3. sich oder einen anderen Beteiligten der Bestra-
fung zu entziehen, 

wird nach § 245 Abs. 1, Abs. 2 Satz 1 und § 246 
Abs. 1 Nr. 1, 2, Abs. 2 bestraft. 

§ 283 
Sicherungsaufsicht 

In den Fällen der §§ 277, 278, 280 und 282 kann 
das Gericht Sicherungsaufsicht anordnen. 

§ 284 
Einziehung 

Jagd- und Fischereigeräte, Hunde und andere 
Tiere, die der Täter oder ein Teilnehmer bei der 
Tat mit sich geführt oder verwendet hat, können 
eingezogen werden. 

§ 285 

Unbefugtes Fischen in deutschen Hoheitsgewässern 
(1) Ein Ausländer, der im deutschen Küstenmeer 

oder in den deutschen Eigengewässern unbefugt 
fischt, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr oder 
mit Strafhaft bestraft. 

(2) Ebenso wird ein Deutscher bestraft, der im 
deutschen Küstenmeer oder in den deutschen Eigen-
gewässern für einen Ausländer auf einem ausländi-
schen Schiff unbefugt fischt. 

(3) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe 
Strafhaft oder Geldstrafe. 

(4) Die Fanggeräte, die der Täter oder ein Teil-
nehmer bei der Tat mit sich geführt oder verwendet 
hat, werden eingezogen. 

Neunter Titel 
Hehlerei und Begünstigung 

§ 286 
Hehlerei 

(1) Wer eine Sache, die ein anderer gestohlen 
oder sonst durch eine gegen fremdes Vermögen 
gerichtete rechtswidrige Tat erlangt hat, ankauft 
oder sonst sich oder einem Dritten verschafft, sie 
absetzt oder absetzen hilft, um sich oder einen 
Dritten zu bereichern, wird mit Gefängnis bis zu 
fünf Jahren oder mit Strafhaft bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) Die §§ 241 uni 242 Abs. 1 gelten entsprechend. 

§ 287 
Gewerbs- und berufsmäßige Hehlerei 

(1) Wer die Hehlerei gewerbsmäßig begeht, wird 
mit Gefängnis nicht unter sechs Monaten bestraft. 
Der Versuch ist strafbar. 

(2) Wer die Hehlerei wie einen Beruf betreibt 
und daraus ganz oder überwiegend seinen Lebens-
unterhalt zieht, wird wegen jeder abzuurteilenden 
Tat mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren bestraft. 

(3) Das Gericht kann Sicherungsaufsicht anordnen. 

§ 288 

Beteiligung an der Beute 
Hat jemand einen Erlös aus einer Sache erzielt, 

die er gestohlen oder sonst durch eine gegen frem-
des Vermögen gerichtete rechtswidrige Tat erlangt 
hat, so wird wie ein Hehler nach den §§ 286 und 
287 bestraft, wer mit Einwilligung des Vortäters 
sich oder einem Dritten aus dem Erlös in verwerf-
licher Weise einen Vermögensvorteil verschafft. 
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§ 289 
Begünstigung 

(1) Wer einem anderen, der eine rechtswidrige 
Tat begangen hat, in der Absicht Hilfe leistet, ihm 
die Vorteile der Tat zu sichern, wird mit Gefängnis 
bis zu fünf Jahren, mit Strafhaft oder mit Geldstrafe 
bestraft. 

(2) Die Strafe darf nach Art und Maß nicht schwe-
rer sein als die für die Vortat angedrohte Strafe. 

(3) Wegen Begünstigung wird nicht bestraft, wer 
wegen Beteiligung an der Vortat strafbar ist. 

§ 290 
Besondere persönliche Merkmale und 

Verfolgungsvoraussetzungen 
(1) Das Gericht kann die Strafe wegen Begünsti-

gung nach seinem Ermessen mildern (§ 64 Ab- 2) 
oder von Strafe absehen, wenn dies wegen beson-
derer persönlicher Merkmale (§ 14 Abs. 1), die beim 
Begünstiger vorliegen, ihm gegenüber auch als Täter 
oder Teilnehmer der Vortat zulässig wäre. 

(2) Der Begünstiger ist straffrei, wenn bei ihm 
besondere persönliche Merkmale vorliegen, die 
seine Straffreiheit als Täter oder Teilnehme der 
Vortat begründen würden. 

(3) Die Begünstigung wird nur auf Antrag, mit 
Ermächtigung oder auf Strafverlangen verfolgt, 
wenn der Begünstiger als Täter oder Teilnehmer 
der Vortat nur auf Antrag, mit Ermächtigung oder 
auf Strafverlangen verfolgt werden könnte. 

Vierter Abschnitt 
STRAFTATEN 

GEGEN DIE ÖFFENTLICHE ORDNUNG 

Erster Titel 
Straftaten gegen den Gemeinschaftsfrieden 

§ 291 
Aufforderung zum Ungehorsam 

(1) Wer öffentlich, in einer Versammlung oder 
durch Verbreiten von Schriften, Tonträgern, Abbil-
dungen oder Darstellungen zum Ungehorsam gegen 
ein Gesetz, eine Rechtsverordnung, eine allgemeine 
Verwaltungsvorschrift oder eine vollziehbare allge-
meine Verfügung auffordert, wird mit Gefängnis bis 
zu zwei Jahren, mit Strafhaft oder mit Geldstrafe 
bestraft. 

(2) Die Aufforderung ist nicht nach Absatz 1 
strafbar, wenn das Gesetz, die Rechtsverordnung, 
die Verwaltungsvorschrift oder die Verfügung nicht 
gültig ist. Dies gilt auch dann, wenn der Täter die 
Gültigkeit irrig annimmt. 

(3) Nimmt der Täter irrig an, daß das Gesetz, die 
Rechtsverordnung, die Verwaltungsvorschrift oder 
die Verfügung nicht gültig sei, und ist ihm der Irr-
tum nicht vorzuwerfen, so kann das Gericht von 
Strafe absehen.  

§ 292 
Aufforderung zu Straftaten 

(1) Wer öffentlich, in einer Versammlung oder 
durch Verbreiten von Schriften, Tonträgern, Abbil-
dungen oder Darstellungen zu einer Straftat auf-
fordert, wird wie ein Anstifter bestraft. 

(2) Bleibt die Aufforderung ohne Erfolg, so ist die 
Strafe nach § 64 Abs. 1 zu mildern. 

§ 293 

Belohnung oder Billigung von Verbrechen 
(1) Wer ein Verbrechen belohnt, nachdem es be-

gangen oder seine Begehung versucht worden ist, 
wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren bestraft, 
wenn die Tat nicht in anderen Vorschriften mit 
schwererer Strafe bedroht ist. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer ein Verbrechen, 
nachdem es begangen oder seine Begehung versucht 
worden ist, öffentlich, in einer Versammlung oder 
durch Verbreiten von Schriften, Tonträgern, Abbil-
dungen oder Darstellungen in einer Weise billigt, 
die geeignet ist, den öffentlichen Frieden zu stören. 

§ 294 
Verbrecherische Vereinigungen 

(1) Wer eine Vereinigung gründet, deren Zwecke 
oder deren Tätigkeit darauf gerichtet sind, Straf-
taten zu begehen, oder wer sich an einer solchen 
Vereinigung als Mitglied beteiligt, für sie wirbt 
oder sie sonst unterstützt, wird mit Gefängnis bis 
zu drei Jahren oder mit Strafhaft bestraft, wenn die 
Tat nicht in anderen Vorschriften im Höchstmaß mit 
der gleichen oder einer schwereren Strafe bedroht ist. 

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, 

1. wenn die Begehung von Straftaten nur ein 
Zweck oder eine Tätigkeit von untergeord-
neter Bedeutung ist oder 

2. soweit die Zwecke oder die Tätigkeit der 
Vereinigung darauf gerichtet sind, Taten 
nach den §§ 372, 374 oder 375 zu begehen. 

(3) Der Versuch, eine in Absatz 1 bezeichnete 
Vereinigung zu gründen, ist strafbar. 

(4) In besonders schweren Fällen ist die Strafe 
Gefängnis von drei Monaten bis zu fünf Jahren. Ein 
besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, 
wenn 

1. der Täter zu den Rädelsführern oder Hin-
termännern gehört oder 

2. die Zwecke oder die Tätigkeit der Vereini-
gung darauf gerichtet sind, Verbrechen 
wider das Leben oder gemeingefährliche 
Verbrechen zu begehen. 

Das Gericht kann Sicherungsaufsicht anordnen. 

(5) Bei Beteiligten, deren Schuld gering und deren 
Beteiligung von untergeordneter Bedeutung ist, 
kann das Gericht von Strafe absehen. 

(6) Das Gericht kann die in den Absätzen 1, 3 
und 4 angedrohte Strafe nach seinem Ermessen mil-
dern (§ 64 Abs. 2) oder von Strafe absehen, wenn 
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der Täter freiwillig das Fortbestehen der Vereini-
gung verhindert oder deren Bestehen einer Behörde 
so rechtzeitig anzeigt, daß eine den Zwecken oder 
der Tätigkeit der Vereinigung entsprechende Straf-
tat noch verhindert werden kann. Wird ohne Zutun 
des Täters das Fortbestehen der Vereinigung oder 
die Begehung einer solchen Straftat verhindert, so 
genügt sein freiwilliges und ernsthaftes Bemühen, 
dieses Ziel zu erreichen. 

§ 295 

Landfriedensbruch 

(1) Wer sich an der öffentlichen Zusammenrot-
tung einer Menschenmenge beteiligt, wird mit Ge-
fängnis bis zu einem Jahr, mit Strafhaft oder mit 
Geldstrafe bestraft, wenn bei der Zusammenrottung 
mit vereinten Kräften eine Gewalttätigkeit gegen 
Menschen oder Sachen oder eine rechtswidrige Tat 
begangen wird, die den Tatbestand der Nötigung 
zu Diensthandlungen oder des Widerstandes (§§ 418 
bis 421) verwirklicht. 

(2) Beteiligt sich der Täter an der Zusammenrot-
tung, obwohl er erkennt, daß eine Gewalttätigkeit 
gegen Menschen oder Sachen oder einer der in Ab-
satz 1 bezeichneten rechtswidrigen Taten begangen 
wird, so ist die Strafe Gefängnis bis zu drei Jahren 
oder Strafhaft. 

(3) Wird bei der Zusammenrottung Widerstand 
begangen, so ist die Tat nicht als Landfriedensbruch 
strafbar, wenn die Diensthandlung, gegen die sich 
der Widerstand richtet, nicht rechtmäßig ist. Dies 
gilt auch dann, wenn der Täter irrig annimmt, die 
Diensthandlung sei rechtmäßig. 

§ 296 

Schwerer Landfriedensbruch 
(1) In besonders schweren Fällen wird der Land-

friedensbruch mit Gefängnis nicht unter sechs Mo-
naten bestraft. Ein besonders schwerer Fall liegt in 
der Regel vor, wenn der Täter 

1. Rädelsführer ist oder 
2. durch eine Gewalttätigkeit einen anderen 

in die Gefahr des Todes oder einer schwe-
ren Schädigung an Körper oder Gesundheit 
(§ 147 Abs. 2) bringt oder an fremden 
Sachen bedeutenden Schaden anrichtet. 

(2) Das Gericht kann Sicherungsaufsicht an-
ordnen. 

§ 297 

Auflauf 22) 

(1) Wer sich aus einer öffentlichen Ansammlung 
nicht entfernt, obwohl ein Träger von Hoheitsbe-
fugnissen die Menge dreimal aufgefordert hat aus-
einanderzugehen und obwohl er auf die Strafbar-
keit des Ungehorsams hingewiesen hat, wird mit 
Strafhaft oder mit Geldstrafe bestraft. 

22) Das Verhältnis von § 297 zu § 29 Nr. 4 des Gesetzes über Ver-
sammlungen und Aufzüge (Versammlungsgesetz) vom 24. Juli 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 684) bedarf der Nachprüfung. 

(2) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 strafbar, wenn 
die Aufforderung nicht rechtmäßig ist. Dies gilt 
auch dann, wenn der Täter irrig annimmt, die Auf-
forderung sei rechtmäßig. 

(3) Nimmt der Täter irrig an, die Aufforderung 
sei nicht rechtmäßig, und ist ihm der Irrtum nicht 
vorzuwerfen, so kann das Gericht von Strafe ab-
sehen. 

§ 298 
Volksverhetzung 

Wer in einer Weise, die geeignet ist, den öffent-
lichen Frieden zu stören, die Menschenwürde ande-
rer dadurch angreift, daß er 

1. zum Haß gegen Teile der Bevölkerung auf-
stachelt, 

2. zu Gewalt- oder anderen Willkürmaßnahmen 
gegen sie auffordert oder 

3. sie beschimpft, böswillig verächtlich macht oder 
verleumdet, 

wird mit Gefängnis von drei Monaten bis zu fünf 
Jahren bestraft. 

§ 299 

Verängstigung der Bevölkerung 
Wer in einer Weise, die geeignet ist, in der Be-

völkerung Angst oder Schrecken zu erregen, 
1. ein Verbrechen, 
2. ein Vergehen, das mit einer Gewalttätigkeit 

oder mit Gefahr für Leib oder Leben oder für 
Sachen von bedeutendem Wert verbunden ist, 
oder 

3. ein Vergehen der Sabotage (§§ 335, 370, 413) 
androht, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren oder 
mit Strafhaft bestraft. 

§ 300 

Mißbrauch von Notrufen 
Wer absichtlich oder wissentlich 
1. Notrufe oder Notzeichen mißbraucht oder 
2. vortäuscht, daß wegen eines Unglücksfalles 

oder wegen gemeiner Gefahr oder Not die 
Hilfe anderer erforderlich sei, 

wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren, mit Straf-
haft oder mit Geldstrafe bestraft. 

§ 301 
Belästigung der Allgemeinheit 

Wer in einer Weise, die geeignet ist, die Allge-
meinheit erheblich zu belästigen, grob ungebühr-
lichen Lärm erregt oder sich sonst grob ungebühr-
lich verhält, wird mit Strafhaft bis zu drei Monaten 
oder mit Geldstrafe bis zu neunzig Tagessätzen be-
straft. 

§ 302 

Mißbrauch von Titeln, Uniformen und Abzeichen 

(1) Wer unbefugt 
1. inländische oder ausländische Amts- oder 

Dienstbezeichnungen, akademische Grade, 
Titel oder öffentliche Würden führt, 
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2. inländische oder ausländische Orden oder 
Ehrenzeichen, auch in verkleinerter Form, 
oder dazugehörige Bänder trägt, 

3. inländische oder ausländische Uniformen, 
Amtskleidungen oder Amtsabzeichen trägt 
oder 

4. eine Berufstracht oder ein Berufsabzeichen 
für Betätigung in der Kranken- oder Wohl-
fahrtspflege trägt, die im Inland staatlich 
anerkannt oder genehmigt sind, 

wird mit Strafhaft oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Den in Absatz 1 genannten Bezeichnungen, 

akademischen Graden, Titeln, Würden, Orden, 
Ehrenzeichen, Bändern, Uniformen, Kleidungen, 
Trachten oder Abzeichen stehen solche gleich, die 
ihnen zum Verwechseln ähnlich sind. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Amtsbe-
zeichnungen, Titel, Würden, Amtskleidungen und 
Amtsabzeichen der Religionsgesellschaften des 
öffentlichen Rechts, sowie für Berufstrachten und 
Berufsabzeichen der von ihnen anerkannten reli-
giösen Vereinigungen oder religiösen Genossen-
schaften. 

Zweiter Titel 

Straftaten gegen die Sicherheit 
des Rechts- und Geldverkehrs 

Urkundenstraftaten 

§ 303 
Fälschung und Unterdrückung von Urkunden 

und Beweiszeichen 
(1) Wer zur Täuschung im Rechtsverkehr eine un-

echte Urkunde herstellt, eine Urkunde verfälscht 
oder eine unechte oder verfälschte Urkunde ge-
braucht, wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren oder 
mit Strafhaft bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer eine Urkunde, über 
die er nicht allein verfügen darf, vernichtet, be-
schädigt, unbrauchbar macht, beiseite schafft oder 
unterdrückt, um ihren Gebrauch im Rechtsverkehr 
zu verhindern. 

(3) Der Urkunde im Sinne der Absätze 1 und 2 
steht das Beweiszeichen gleich. 

(4) Der Versuch ist strafbar. 

§ 304 
Begriffsbestimmungen 

(1) Urkunde ist eine in einer Schrift verkörperte 
Erklärung, die allgemein oder für Eingeweihte ver-
ständlich ist und den Aussteller erkennen läßt und 
die zum Beweis einer rechtlich erheblichen Tat-
sache bestimmt ist, gleichviel ob ihr die Bestim-
mung schon bei der Ausstellung oder erst später 
gegeben wird. 

(2) Beweiszeichen ist ein verkörpertes Zeichen, 
das zum Beweis einer rechtlich erheblichen Tatsache 
bestimmt und zu diesem Zweck hergestellt, ausge-
geben oder an einer Sache angebracht ist und das 
die Beweisbestimmung sowie den, von dem es her-
rührt, allgemein oder für Eingeweihte erkennen läßt.  

§ 305 
Tonträger 

Der Urkunde im Sinne des § 303 steht eine in 
einem Tonträger verkörperte Erklärung gleich, die 
allgemein oder für Eingeweihte verständlich ist und 
den Erklärenden erkennen läßt und die zum Beweis 
einer rechtlich erheblichen Tatsache bestimmt ist, 
gleichviel ob ihr die Bestimmung schon bei der Er-
klärung oder erst später gegeben wird. 

§ 306 
Fälschung und Unterdrückung technischer 

Aufzeichnungen 
(1) Wer zur Täuschung im Rechtsverkehr eine 

unechte technische Aufzeichnung herstellt, eine tech-
nische Aufzeichnung verfälscht oder eine unechte 
oder verfälschte technische Aufzeichnung gebraucht, 
wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren oder mit 
Strafhaft bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer eine technische Auf-
zeichnung, über die er nicht allein verfügen darf, 
vernichtet, beschädigt, unbrauchbar macht, beiseite 
schafft oder unterdrückt, um ihren Gebrauch im 
Rechtsverkehr zu verhindern. 

(3) Technische Aufzeichnung ist eine Aufzeichnung 
eines Meßwertes, Zustandes oder Geschehensab-
laufs, die durch ein technisches Gerät ganz oder teil-
weise selbsttätig bewirkt wird, den Gegenstand der 
Aufzeichnung allgemein oder für Eingeweihte er-
kennen läßt und zum Beweis einer rechtlich erheb-
lichen Tatsache bestimmt ist, gleichviel ob ihr die 
Bestimmung schon bei der Herstellung oder erst 
später gegeben wird. 

(4) Der Herstellung einer unechten technischen 
Aufzeichnung steht es gleich, wenn der Täter durch 
störende Einwirkung auf den Aufzeichnungsvorgang 
das Ergebnis der Aufzeichnung beeinflußt. 

(5) Der Versuch ist strafbar. 

§ 307 
Unwahre öffentliche Beurkundung 

(1) Ein Amtsträger, der innerhalb seiner sach-
lichen Zuständigkeit etwas Unwahres zu öffent-
lichem Glauben beurkundet, wird mit Gefängnis bis 
zu fünf Jahren bestraft. 

(2) Wer bewirkt, daß ein Amtsträger innerhalb 
seiner sachlichen Zuständigkeit gutgläubig etwas 
Unwahres zu öffentlichem Glauben beurkundet, 
wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren oder mit 
Strafhaft bestraft. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 
(4) Wer wider besseres Wissen eine unwahre Be-

urkundung, die ein Amtsträger innerhalb seiner 
sachlichen Zuständigkeit vorgenommen hat und die 
öffentlichen Glauben genießt, zur Täuschung im 
Rechtsverkehr gebraucht, wird mit Gefängnis bis 
zu drei Jahren oder mit Strafhaft bestraft. 

(5) Im Sinne der Absätze 1, 2 und 4 stehen gleich 
1. der Beurkundung die Bestätigung einer Tat-

sache durch ein Beweiszeichen, das ein 
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Amtsträger an einer Sache anbringt, um 
eine Tatsache zu beweisen, die sich auf die 
Sache bezieht, 

2. den Amtsträgern die Träger von Ämtern 
der Religionsgesellschaften des öffentlichen 
Rechts. 

§ 308 
Besonders schwere Fälle 

(1) In besonders schweren Fällen der §§ 303 und 
305 bis 307 ist die Strafe Gefängnis nicht unter sechs 
Monaten. 

(2) Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel 
vor, wenn der Täter 

1. durch die Tat schwere Nachteile für die 
Lebensverhältnisse eines anderen herbei-
führt oder 

2. die Tat aus Gewinnsucht oder 
3. gewerbsmäßig begeht. 

(3) Ein besonders schwerer Fall liegt ferner in der 
Regel vor, wenn ein Amtsträger an Urkunden, Be-
weiszeichen, Tonträgern oder technischen Aufzeich-
nungen, die ihm amtlich anvertraut worden oder 
zugänglich geworden sind, eine Fälschung (§ 303 
Abs. 1, 3, §§ 305, 306 Abs. 1, 4) in der Absicht be-
geht, einem anderen Nachteil zuzufügen. 

§ 309 
Unwahre Gesundheitszeugnisse 

(1) Wer zur Täuschung im Rechtsverkehr als 
1. Arzt, Zahnarzt, Dentist, Heilpraktiker, Heb-

ammo, 
2. Leiter oder Bediensteter einer medizini-

schen Zwecken dienenden Untersuchungs-
anstalt oder 

3. Leichenschauer 
wider besseres Wissen ein unwahres Zeugnis über 
den Körper- oder Gesundheitszustand, die Geburt 
oder den Tod eines Menschen ausstellt, wird mit 
Gefängnis bis zu zwei Jahren, mit Strafhaft oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer zur Täuschung im 
Rechtsverkehr als Tierarzt wider besseres Wissen 
ein unwahres Zeugnis solchen Inhalts über ein Tier 
ausstellt. 

(3) Gibt sich der Täter in dem Zeugnis als Träger 
eines der in den Absätzen 1 und 2 bezeichneten Be-
rufe aus, so steht er einem solchen gleich. 

(4) Wer ein wider besseres Wissen unwahr aus-
gestelltes Zeugnis der in den Absätzen 1 bis 3 
bezeichneten Art zur Täuschung im Rechtsverkehr 
gebraucht, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr, 
mit Strafhaft oder mit Geldstrafe bestraft. 

§ 310 
Mißbrauch von Ausweisen 

(1) Wer ein Ausweispapier, das für einen anderen 
ausgestellt ist, zur Täuschung im Rechtsverkehr ge-
braucht, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr, mit 
Strafhaft oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer einem anderen zur 
Täuschung im Rechtsverkehr ein Ausweispapier 
überläßt, das nicht für diesen ausgestellt ist. 

(3) Einem Ausweispapier stehen Zeugnisse und 
andere Urkunden gleich, die als Ausweise ver-
wendet zu werden pflegen. 

§ 311 
Grenzverrückung 

Wer zur Täuschung im Rechtsverkehr ein Grenz-
oder Wasserstandszeichen unrichtig setzt, an eine 
unrichtige Stelle rückt, beseitigt oder unkenntlich 
macht, wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren oder 
mit Strafhaft bestraft. 

Geld- und Wertzeichenfälschung 

§ 312 
Geldfälschung 

(1) Mit Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren wird 
bestraft, wer 

1. Geld in der Absicht nachmacht oder ver-
fälscht, daß es als echt in Verkehr gebracht 
werde, 

2. falsches Geld in dieser Absicht sich oder 
einem anderen verschafft, einem anderen 
überläßt oder in den räumlichen Geltungs-
bereich dieses Gesetzes einführt oder 

3. falsches Geld als echt in Verkehr bringt. 
(2) In minder schweren Fällen ist die Strafe Ge-

fängnis von drei Monaten bis zu fünf Jahren. 

§ 313 
Münzverringerung 

(1) Mit Gefängnis bis zu fünf Jahren wird bestraft, 
wer 

1. Geldmünzen in der Absicht verringert, daß 
sie als gültig in Verkehr gebracht werden, 

2. verringerte Goldmünzen in dieser Absicht 
sich oder einem anderen verschafft, einem 
anderen überläßt oder in den räumlichen 
Geltungsbereich dieses Gesetzes einführt 
oder 

3. verringerte Geldmünzen als gültig in Ver-
kehr bringt. 

(2) Wer die Tat gewerbsmäßig begeht, wird mit 
Gefängnis nicht unter sechs Monaten bestraft. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

§ 314 
Abschieben von Falschgeld 

(1) Wer falsches oder verringertes Geld, das er 
oder für ihn ein anderer als echt oder gültig erlangt 
hat, als echt oder gültig weitergibt oder einem 
Dritten in der Absicht überläßt, daß es als echt oder 
gültig weitergegeben werde, wird mit Gefängnis 
his zu einem Jahr, mit Strafhaft oder mit Geldstrafe 
bestraft. 
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(2) Ebenso wird bestraft, wer falsches oder ver-
ringertes Geld, das ein anderer als echt oder gültig 
erlangt hat, für diesen uneigennützig als echt oder 
gültig weitergibt oder einem Dritten in der Absicht 
überläßt, daß es als echt oder gültig weitergegeben 
werde 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

§ 315 

Wertzeichenfälschung 

(1) Mit Gefängnis bis zu fünf Jahren wird be-
straft, wer 

1. amtliche Wertzeichen in der Absicht nach-
macht oder verfälscht, daß sie als echt ver-
wendet oder in Verkehr gebracht werden, 

2. falsche amtliche Wertzeichen in dieser Ab-
sicht sich oder einem anderen verschafft, 
einem anderen überläßt oder in den räum-
lichen Geltungsbereich dieses Gesetzes ein-
führt oder 

3. falsche amtliche Wertzeichen als echt ver- 
wendet, feilhält oder in Verkehr bringt. 

(2) Ist lediglich das Entwertungszeichen an einem 
bereits verwendeten amtlichen Wertzeichen be-
seitigt worden, so ist die Strafe in den Fällen des 
Absatzes 1 Gefängnis bis zu einem Jahr, Strafhaft 
oder Geldstrafe. 

(3) Wer die Tat gewerbsmäßig begeht, wird mit 
Gefängnis nicht unter sechs Monaten bestraft. 

(4) Der Versuch ist strafbar. 

§ 316 

Wertpapiere 

Dem Geld stehen folgende Wertpapiere, die auf 
einen zur Ausgabe berechtigten Aussteller lauten, 
gleich: 

1. auf den Inhaber lautende Schuldverschreibun-
gen, in denen die Zahlung einer bestimmten 
Geldsumme versprochen wird; 

2. Orderschuldverschreibungen, die Teile einer 
Gesamtemission sind und in denen die Zahlung 
einer bestimmten Geldsumme versprochen wird; 

3. Aktien; 
4. von Kapitalanlagegesellschaften ausgegebene 

Anteilscheine; 
5. Zins-, Gewinnanteil- und Erneuerungsscheine 

zu den in den Nummern 1 bis 4 genannten 
Wertpapieren; 

6. durch Indossament übertragbare Kreditbriefe; 
7. Reiseschecks. 

§ 317 
Geld, Wertzeichen und Wertpapiere des Auslandes 

Die §§ 312 bis 316 sind auch auf ausländisches 
Geld, ausländische Wertzeichen und ausländische 
Wertpapiere anzuwenden. 

Gemeinsame Vorschriften 

§ 318 

Vorbereitung der Geld-, Wertzeichen- oder 
Ausweisfälschung 

(1) Wer eine Geld- oder Wertzeichenfälschung 
oder die Fälschung amtlicher Ausweise vorbereitet, 
indem er 

1. Formen, Stempel, Abdrucke, Klischees, Foto-
negative oder ähnliche Gegenstände, die 
ihrer Art nach zur Begehung der Tat ver-
wendbar sind, oder 

2. Papier, das einer zur Herstellung von Geld 
oder amtlichen Wertzeichen oder Aus-
weisen bestimmten, gegen Nachahmung be-
sonders gesicherten Papierart gleicht oder 
zum Verwechseln ähnlich ist, 

herstellt, sich oder einem anderen verschafft, feil-
hält, verwahrt, einem anderen überläßt oder in den 
räumlichen Geltungsbereich dieses Gesetzes ein-
führt, wird, wenn eine Geldfälschung vorbereitet 
wird, mit Gefängnis bis zu fünf Jahren oder mit 
Strafhaft, sonst mit Gefängnis bis zu zwei Jahren 
oder mit Strafhaft bestraft. 

(2) Nach Absatz 1 wird nicht bestraft, wer frei-
willig 

1. die Ausführung der vorbereiteten Tat auf-
gibt und eine etwa von ihm verursachte 
Gefahr, daß andere die Tat weiter vor-
bereiten oder sie ausführen, abwendet oder 
die Vollendung der Tat verhindert und 

2. die Fälschungsmittel, soweit sie noch vor-
handen und zur Fälschung brauchbar sind, 
vernichtet, unbrauchbar macht, ihr Vor-
handensein einer Behörde anzeigt oder sie 
dort abliefert. 

(3) Wird ohne Zutun des Täters die Gefahr, daß 
andere die Tat weiter vorbereiten oder sie aus-
führen, abgewendet oder die Vollendung der Tat 
verhindert, so genügt an Stelle der in Absatz 2 
Nr. 1 bezeichneten Voraussetzung das freiwillige 
und ernsthafte Bemühen des Täters, dieses Ziel zu 
erreichen. 

§ 319 

Nebenstrafen und Maßnahmen 

(1) Neben einer Gefängni sstrafe von mindestens 
einem Jahr wegen unwahrer öffentlicher Beurkun-
dung in den Fällen des § 307 Abs. 1 allein oder in 
Verbindung mit § 307 Abs. 5 kann das Gericht die 
Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden, und die 
Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlan-
gen, aberkennen (§ 56 Abs. 1). Dasselbe gilt, wenn 
der Täter unter den Voraussetzungen des § 308 
Abs. 3 zu einer Gefängnisstrafe von mindestens 
einem Jahr verurteilt wird. 

(2) In den Fällen des § 308 Abs. 2 Nr. 3, der §§ 312, 
313 Abs. 2 und des § 315 Abs. 3 kann das Gericht 
Sicherungsaufsicht anordnen. 
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(3) Ist eine in den §§ 303, 312 bis 315 und 318 
bezeichnete rechtswidrige Tat begangen worden, so 
werden unechte öffentliche Urkunden, falsches und 
verringertes Geld, falsche Wertzeichen und Fäl-
schungsmittel der in § 318 bezeichneten Art, die 
durch die Tat hervorgebracht oder zu ihrer Be-
gehung oder Vorbereitung gebraucht worden oder 
bestimmt gewesen sind, eingezogen. 

Dritter Titel 

Gemeingefährliche Straftaten 

§ 320 

Brandstiftung 

(1) Mit Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren wird 
bestraft, wer 

1. ein Gebäude, das Menschen als Wohnung, 
Stätte der Religionsübung, Versammlungs-
raum oder Raum für Besichtigungen oder 
vielen Menschen als Arbeitsstätte dient, 
oder 

2. ein Schiff, das Menschen als Wohnung 
dient, 

in Brand setzt. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer sonst eine Sache in 
Brand setzt, so daß eine Feuersbrunst droht, und 
dadurch Leib oder Leben eines anderen oder fremde 
Sachen von bedeutendem Wert gefährdet. 

(3) In besonders schweren Fällen (§ 338) ist die 
Strafe Zuchthaus nicht unter fünf Jahren, in minder 
schweren Fällen Gefängnis von sechs Monaten bis 
zu fünf Jahren. 

(4) Wer in den Fällen des Absatzes 2 die Gefahr 
fahrlässig verursacht, wird mit Gefängnis bis zu 
fünf Jahren bestraft. 

§ 321 

Herbeiführer ,  einer Brandgefahr 

(1) Wer fremde 

1. feuergefährdete Betriebe oder Anlagen, 
2. Wald-, Heide- oder Moorflächen, 
3. bestellte Felder oder leicht entzündliche 

Erzeugnisse der Landwirtschaft, die auf 
Feldern lagern, insbesondere Getreide, Heu 
oder Stroh, 

durch offenes Feuer oder Licht, durch Wegwerfen 
brennender Gegenstände oder in anderer Weise in 
Brandgefahr bringt, wird mit Gefängnis his zu zwei 
Jahren oder mit Strafhaft bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer eigene Sachen der 
in Absatz 1 bezeichneten Art in Brandgefahr bringt 
und dadurch zugleich Leib oder Leben eines ande-
ren oder fremde Sachen von bedeutendem Wert ge-
fährdet. 

§ 322 
Herbeiführen einer Explosion 

durch Kernenergie 23 ) 

(1) Wer es unternimmt, durch Freisetzung von 
Kernenergie eine Explosion herbeizuführen und da-
durch Leib oder Leben eines anderen oder fremde 
Sachen von bedeutendem Wert zu gefährden, wird 
mit Zuchthaus nicht unter fünf Jahren bestraft. 

(2) Wer durch Freisetzung von Kernenergie eine 
Explosion herbeiführt und dadurch fahrlässig eine 
Gefahr für Leib oder Leben eines anderen oder für 
fremde Sachen von bedeutendem Wert verursacht, 
wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren, in minder 
schweren Fällen mit Gefängnis von einem Jahr bis 
zu fünf Jahren bestraft. 

§ 323 
Herbeiführen einer anderen Explosion 

(1) Wer durch Anwendung von Sprengstoff eine 
Explosion herbeiführt und dadurch Leib oder Leben 
eines anderen oder fremde Sachen von bedeuten 
dem Wert gefährdet, wird mit Zuchthaus bis zu 
fünfzehn Jahren bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer anders als durch 
Freisetzung von- Kernenergie oder Anwendung von 
Sprengstoff eine Explosion herbeiführt und dadurch 
Leib oder Leben eines anderen oder fremde Sachen 
von bedeutendem Wert gefährdet. 

(3) In minder schweren Fällen ist die Strafe Ge-
fängnis von sechs Monaten bis zu fünf Jahren. 

(4) Wer in den Fällen der Absätze 1 rind  2 die 
Gefahr fahrlässig verursacht, wird mit Gefängnis bis 
zu fünf Jahren bestraft. 

§ 324 

Mißbrauch ionisierender Strahlen 

(1) Wer in der Absicht, die Gesundheit eines an-
deren zu schädigen, es unternimmt, ihn der Strah-
lung radioaktiver Stoffe oder sonst einer ionisieren-
den Strahlung auszusetzen, die seine Gesundheit zu 
schädigen geeignet sind, wird mit Zuchthaus bis 
zu zehn Jahren bestraft. 

(2) In minder schweren Fällen ist die Strafe Ge-
fängnis von sechs Monaten bis zu fünf Jahren. 

(3) Unternimmt es der Täter, eine unübersehbare 
Zahl von Menschen einer solchen Strahlung auszu-
setzen, so ist die Strafe Zuchthaus nicht unter fünf 
Jahren. 

(4) Wer eine fremde Sache von bedeutendem 
Wert in der Absicht, ihre Brauchbarkeit zu beein-
trächtigen, der Strahlung radioaktiver Stoffe oder 
sonst einer ionisierenden Strahlung aussetzt, welche 
die Brauchbarkeit der Sache zu beeinträchtigen ge-
eignet sind, wird mit Gefängnis his zu fünf Jahren 
bestraft. Der Versuch ist strafbar. 

3:) Die Vorschrift wird in dem weiteren Gesetzgebungsverfahren nach 
dem gegebenen Stand der Erkenntnisse über die Atomenergie zu 
überprüfen sein, 
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§ 325 
Besonders schwere Fälle 

des Explosions- und Strahlungsverbrechens 

In besonders schweren Fällen (§ 338) ist die Strafe 
bei Taten 

1. nach § 322 Abs. 1 und § 324 Abs. 3 Lebenslan-
ges Zuchthaus oder Zuchthaus nicht unter zehn 
Jahren, 

2. nach § 322 Abs. 2, § 323 Abs. 1, 2 und § 324 
Abs. 1 Zuchthaus nicht unter fünf Jahren. 

§ 326 

Vorbereitung eines Explosions- 
oder Strahlungsverbrechens 

(1) Wer zur Vorbereitung eines bestimmten nach 
§ 322 Abs. 1 oder § 324 Abs. 3 strafbaren Unterneh-
mens oder einer nach § 323 Abs. 1 strafbaren Tat 
Kernbrennstoffe, Sprengstoffe, radioaktive Stoffe 
oder die zur Ausführung der Tat erforderlichen Vor-
richtungen herstellt, sich oder einem anderen ver-
schafft, verwahrt, einem anderen überläßt, in den 
räumlichen Geltungsbereich dieses Gesetzes einführt 
oder eine ähnliche Handlung von gleicher Gefähr-
lichkeit vornimmt, wird im Falle der Vorbereitung 
eines Unternehmens nach § 322 Abs. 1 oder § 324 
Abs. 3 mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren, im Falle 
der Vorbereitung einer Tat nach § 323 Abs. 1 mit 
Gefängnis nicht unter einem Jahr bestraft. 

(2) In minder schweren Fällen der Vorbereitung 
eines Unternehmens nach § 322 Abs. 1 oder § 324 
Abs. 3 ist die Strafe Gefängnis von sechs Monaten 
bis zu fünf Jahren, in minder schweren Fällen der 
Vorbereitung einer Tat nach § 323 Abs. 1 Gefängnis 
von drei Monaten bis zu drei Jahren. 

§ 327 
Gefährdung durch giftige Gase 

(1) Wer durch Freisetzung von giftigen Gasen 
einen anderen in die Gefahr des Todes oder einer 
schweren Schädigung an Körper oder Gesundheit 
(§ 147 Abs. 2) bringt, wird mit Zuchthaus bis zu 
zehn Jahren bestraft. 

(2) In besonders schweren Fällen (§ 338) ist die 
Strafe Zuchthaus nicht unter fünf Jahren, in minder 
schweren Fällen Gefängnis von sechs Monaten bis 
zu fünf Jahren. 

(3) Wer die Gefahr fahrlässig verursacht, wird 
mit Gefängnis von drei Monaten bis zu fünf Jahren 
bestraft. 

§ 328 
Entfesseln von Naturkräften 

(1) Wer eine Überschwemmung herbeiführt oder 
eine Lawine oder Erd- oder Felsmassen niedergehen 
läßt und dadurch Leib oder Leben eines anderen ge-
fährdet, wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren be-
straft. 

(2) In besonders schweren Fällen (§ 338) ist die 
Strafe Zuchthaus nicht unter fünf Jahren, in minder 
schweren Fällen Gefängnis von sechs Monaten bis 
zu fünf Jahren. 

(3) Gefährdet der Täter fremde Sachen von be-
deutendem Wert, so ist die Strafe Gefängnis von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren. Der Versuch ist 
strafbar. 

(4) Wer die Gefahr fahrlässig verursacht, wird in 
den Fällen des Absatzes 1 mit Gefängnis von drei 
Monaten bis zu fünf Jahren, in den Fällen des Ab-
satzes 3 mit Gefängnis bis zu zwei Jahren, mit 
Strafhaft oder mit Geldstrafe bestraft. 

§ 329 
Brunnenvergiftung 

(1) Wer Wasser in gefaßten Quellen, Brunnen, 
Leitungen oder Trinkwasserspeichern vergiftet 
oder ihm gesundheitsschädliche Stoffe beibringt und 
dadurch einen anderen in die Gefahr des Todes oder 
einer schweren Schädigung an Körper oder Gesund-
heit (§ 147 Abs. 2) bringt, wird mit Zuchthaus bis 
zu zehn Jahren bestraft. 

(2) In besonders schweren Fällen (§ 338) ist die 
Strafe Zuchthaus nicht unter fünf Jahren, in minder 
schweren Fällen Gefängnis von einem Jahr bis zu 
fünf Jahren. 

(3) Gefährdet der Täter durch die in Absatz 1 be-
zeichnete Handlung sonst Körper oder Gesundheit 
eines anderen oder gefährdet er das Leben einer 
großen Zahl von Haustieren oder anderen nütz-
lichen Tieren, die ihm nicht gehören, so ist die 
Strafe Gefängnis bis zu fünf Jahren. Der Versuch 
ist strafbar. 

(4) Wer die Gefahr fahrlässig verursacht, wird 
in den Fällen des Absatzes 1 mit Gefängnis von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren, in den Fällen 
des Absatzes 3 mit Gefängnis bis zu zwei Jahren, 
mit Strafhaft oder mit Geldstrafe bestraft. 

§ 330 
Vergiftung von Lebensmitteln, Arzneimitteln 

und Bedarfsgegenständen 
(1) Mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren wird be-

straft, wei 
1. Gegenstände, die als Lebensmittel, Arznei-

mittel oder Bedarfsgegenstände in Ver-
kehr gebracht werden sollen, so gewinnt, 
herstellt oder behandelt, insbesondere so 
vergiftet oder verderben läßt, daß ihre be-
stimmungsmäßige Verwendung die Gesund-
heit schwer zu schädigen geeignet ist, oder 

2. Gegenstände als Lebensmittel, Arzneimit-
tel oder Bedarfsgegenstände in Verkehr 
bringt oder dafür vorrätig hält, deren Ver-
wendung als solche die Gesundheit schwer 
zu schädigen geeignet ist, 

und dadurch einen anderen in die Gefahr des Todes 
oder einer schweren Schädigung an Körper oder 
Gesundheit (§ 147 Abs. 2) bringt. 

(2) In besonders schweren Fällen (§ 338) ist die 
Strafe Zuchthaus nicht unter fünf Jahren, in minder 
schweren Fällen Gefängnis von einem Jahr bis zu 
fünf Jahren. 

(3) Wer die Gefahr fahrlässig verursacht, wird 
mit Gefängnis von sechs Monaten bis zu fünf Jah-
ren bestraft. 
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§ 331 
Verbreiten einer übertragbaren Krankheit 

unter Menschen 

(1) Wer absichtlich eine übertragbare Krankheit 
unter Menschen verbreitet, die geeignet ist, eine 
unübersehbare Zahl von Menschen in die Gefahr 
des Todes oder einer schweren Schädigung an Kör-
per oder Gesundheit (§ 147 Abs. 2) zu bringen, wird 
mit Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren bestraft. 

(2) In besonders schweren Fällen (§ 338) ist die 
Strafe Zuchthaus nicht unter fünf Jahren, in minder 
schweren Fällen Gefängnis von sechs Monaten bis 
zu fünf Jahren. 

§ 332 

Verbreiten von Krankheitserregern 
oder Schädlingen unter Tieren oder Pflanzen 

(1) Wer absichtlich unter Baustieren oder ande-
ren nützlichen Tieren einen Krankheitserreger oder 
einen Schädling verbreitet, die geeignet sind, eine 
große Zahl derartiger Tiere, die ihm nicht gehören, 
zu gefährden, wird mit Gefängnis von drei Mo-
naten bis zu fünf .Jahren bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer absichtlich unter 
Kulturpflanzen einen Krankheitserreger oder einen 
Schädling verbreitet, die geeignet sind, große Be-
stände derartiger Pflanzen, die ihm nicht gehören, 
zu gefährden. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

§ 333 
Beeinträchtigung von Wasser-, Kraft- 

und Schutzanlagen 

(1) Mit Gefängnis his zu fünf Jahren wird be-
straft, wer 

1. Großanlagen zur Gewinnung, Erzeugung, 
Speicherung, Fortleitung oder Abgabe von 
Wasser, '01, Gas, Wärme, Elektrizität oder 
Kernenergie oder 

2. Schutzvorrichtungen gegen Naturgewalten 
ganz oder teilweise beseitigt, unbrauchbar oder 
durch technische Mittel unwirksam macht und da-
durch Leib oder Leben eines anderen oder fremde 
Sachen von bedeutendem Wert gefährdet. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 
(3) Wer die Gefahr fahrlässig verursacht, wird 

mit Gefängnis bis zu zwei Jahren, mit Strafhaft 
oder mit Geldstrafe bestraft. 

§ 334 

Beeinträchtigung von Arbeitsschutzvorrichtungen 

(1) Wer eine Anlage oder Einrichtung, die an 
einer Arbeitsstätte dem Schutz von Menschen vor 
besonderen Betriebsgefahren dient, ganz oder teil-
weise beseitigt, unbrauchbar oder durch technische 
Mittel unwirksam macht und dadurch Leib oder Le-
ben eines anderen gefährdet, wird mit Gefängnis 
bis zu fünf Jahren bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) Wer die Gefahr fahrlässig verursacht, wird 
mit Gefängnis bis zu zwei Jahren, mit Strafhaft 
oder mit Geldstrafe bestraft. 

§ 335 
Sabotage an lebenswichtigen Betrieben 

(1) Wer den Betrieb 

1. der Post oder dem öffentlichen Verkehr 
dienender Unternehmen oder Anlagen, 

2. von Fernmeldeanlagen, die öffentlichen 
Zwecken dienen, 

3. von Unternehmen oder Anlagen, die der 
öffentlichen Versorgung mit Wasser, Licht, 
Wärme oder Kraft dienen oder sonst für 
die Versorgung der Bevölkerung lebens-
wichtig sind, oder 

4. von Anlagen oder Einrichtungen, die ganz 
oder überwiegend der öffentlichen Sicher-
heit oder Ordnung dienen, 

dadurch verhindert oder stört, daß er eine dem Be-
trieb dienende Sache zerstört, beschädigt, unbrauch-
bar macht, verändert oder beiseite schafft oder die 
für den Betrieb bestimmte Energie entzieht, wird 
mit Gefängnis bis zu fünf Jahren bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 336 
Gefährdung durch Einsturz eines Bauwerkes 

(1) Wer den Einsturz eines Bauwerkes herbei-
führt und dadurch Leib oder Leben eines anderen 
gefährdet, wird mit Gefängnis von drei Monaten bis 
zu fünf Jahren bestraft. 

(2) Wer die Gefahr fahrlässig verursacht, wird 
mit Gefängnis bis zu zwei Jahren, mit Strafhaft 
oder mit Geldstrafe bestraft. 

§ 337 
Baugefährdung 

(1) Wer bei der Planung, Leitung oder Ausfüh-
rung eines Baues oder des Abbruchs eines Bauwer-
kes gegen die allgemein anerkannten Regeln der 
Technik verstößt und dadurch Leib oder Leben eines 
anderen oder fremde Sachen von bedeutendem 
Wert gefährdet, wird mit Gefängnis bis zu fünf 
Jahren bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer in Ausübung eines 
Berufs oder Gewerbes bei der Planung, Leitung 
oder Ausführung e nos Vorhabens. technische Ein-
richtungen in ein Bauwerk einzubauen oder einge-
baute Einrichtungen dieser Art zu ändern, gegen 
die allgemein anerkannten Regeln der Technik ver-
stößt und dadurch Leib oder Leben eines anderen 
oder fremde Sachen von bedeutendem Wert ge-
fährdet. 

(3) Wer in den Fällen der Absätze 1 und 2 die 
Gefahr fahrlässig verursacht, wird mit Gefängnis bis 
zu zwei Jahren, mit Strafhaft oder mit Geldstrafe 
bestraft. 
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§ 338 

Besonders schwere Fälle 

Ein besonders schwerer Fall liegt bei Taten nach 
den §§ 320, 325 und 327 bis 331 in der Regel vor, 
wenn der Täter 

1. durch die Tat leichtfertig den Tod eines an-
deren verursacht, 

2. in der Absicht handelt, in der Bevölkerung 
Angst oder Schrecken zu erregen, oder 

3. als Mitglied oder im Auftrag einer Gruppe 
handelt, der die Begehung solcher Taten als 
Mittel für ihre Zwecke dient. 

§ 339 

Nebenstrafen und Maßnahmen 

(1) Neben einer Gefängnisstrafe von mindestens 
einem Jahr wegen 

Vorbereitung eines Explosionsverbrechens 
nach § 323 Abs. 1 (§ 326) und 
Entfesselns von Naturkräften in den Fallen 
des § 328 Abs. 3 

kann das Gericht die Fähigkeit, öffentliche Ämter 
zu bekleiden, und die Fähigkeit, Rechte aus öffent-
lichen Wahlen zu erlangen, aberkennen (§ 56 
Abs. 1). 

(2) In den Fällen der §§ 320 und 322 bis 336 kann 
das Gericht Sicherungsaufsicht anordnen. 

(3) Ist eine in den §§ 320 und 322 bis 336 bezeich-
nete rechtswidrige Tat begangen worden, so können 

1. Gegenstände, die durch die Tat hervorge-
bracht oder zu ihrer Begehung oder Vor-
bereitung gebraucht worden oder bestimmt 
gewesen sind, und 

2. Gegenstände, auf die sich eine in § 330 be-
zeichnete rechtswidrige Tat bezieht, 

eingezogen werden. 

§ 340 

Fahrlässige Begehung 

(1) Mit Gefängnis bis zu zwei Jahren, mit Straf-
haft oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 

1. in den Fällen des § 320 Abs. 1 (Brandstif-
tung) die Tat fahrlässig begeht oder 

2. in den Fällen 
des § 320 Abs. 2 (Brandstiftung), 
des § 323 (Herbeiführen einer Explosion), 
des § 327 (Gefährdung durch giftige Gase), 
des § 328 (Entfesseln von Naturkräften), 
des § 329 (Brunnenvergiftung), 
des § 333 (Beeinträchtigung von Wasser-, 

Kraft- und Schutzanlagen) und 
des § 337 (Baugefährdung) 
fahrlässig handelt und die in diesen Vor-
schriften bezeichnete Gefahr fahrlässig 
verursacht. 

(2) Mit Gefängnis bis zu einem Jahr, mit Strafhaft 
oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 

1. in den Fällen des § 321 (Herbeiführen einer 
Brandgefahr) die Tat fahrlässig begeht oder 

2. die in § 335 (Sabotage) bezeichnete Tat 
fahrlässig an einer öffentlichen Zwecken 
dienenden Fernmeldeanlage begeht. 

§ 341 

Tätige Reue 

(1) Das Gericht kann die in § 322 Abs. 1 und 
§ 324 Abs. 3 angedrohte Strate nach r 4  Abs. 1 mil-
dern, wenn der Täter freiwillig die .weitere Aus-
führung der Tat aufgibt oder sonst die Gefahr ab-
wendet. 

(2) Das Gericht kann die in den folgenden Vor-
schriften angedrohte Strafe nach seinem Ermessen 
mildern (§ 64 Abs. 2) oder von Strafe nach diesen 
Vorschriften absehen, wenn der Täter freiwillig in 
den Fällen 

1. des § 320 Abs. 1 den Brand löscht, bevor 
ein erheblicher Schaden entstanden ist, 

2. des § 324 Abs. 1 und des § 326 die weitere 
Ausführung der Tat aufgibt oder sonst die 
Gefahr abwendet oder 

3. des § 320 Abs. 2, 4 sowie der §§ 321, 322 
Abs. 2, §§ 323, 324 Abs. 4, §§ 327 bis 334, 
336 und 337 die Gefahr abwendet, bevor 
ein erheblicher Schaden entsteht. 

(3) Nach § 340 wird nicht bestraft, wer in den 
Fällen 

1. der fahrlässigen Verursachung eines Bran-
des (§ 320 Abs. 1 in Verbindung mit § 340 
Abs. 1 Nr. 1) freiwillig den Brand löscht, 
bevor ein erheblicher Schaden entstanden 
ist, 

2. des § 340 Abs. 1 Nr. 2 und der fahrlässigen 
Verursachung einer Brandgefahr (§ 321 in 
Verbindung mit § 340 Abs. 2) freiwillig die 
Gefahr abwendet, bevor ein erheblicher 
Schaden entsteht. 

(4) Wird ohne Zutun des Täters der Brand ge-
löscht oder die Gefahr abgewendet, so genügt sein 
freiwilliges und ernsthaftes Bemühen, dieses Ziel zu 
erreichen. 

Vierter Titel 

Verkehrsstraftaten 

§ 342 

Gefährdung des Bahn-, Schiffs- oder Luftverkehrs 

I ) Wer die Sicherheit des Schienenbahn-, Schwebe-
bahn-, Schiffs- oder Luftverkehrs dadurch beeinträch-
tigt, daß er Anlagen oder Beförderungsmittel zer-
stört, beschädigt oder beseitigt, Hindernisse bereitet, 
falsche Zeichen oder Signale gibt oder einen ähn-
lichen Eingriff von gleicher Gefährlichkeit vornimmt, 
und dadurch Leib oder Leben eines anderen oder 
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fremde Sachen von bedeutendem Wert gefährdet, 
wird mit Gefängnis nicht unter drei Monaten be-
straft. Der Versuch ist strafbar. 

(2) Handelt der Täter 
1. in der Absicht, eine andere Straftat zu er-

möglichen oder zu verdecken, 
2. in der Absicht, in der Bevölkerung Angst 

oder Schrecken zu erregen, oder 
3. als Mitglied oder im Auftrag einer Gruppe, 

der die Begehung solcher Taten als Mittel 
für ihre Zwecke dient, 

so ist die Strafe Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren, 
in minder schweren Fällen Gefängnis von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren. 

(3) Mit Gefängnis bis zu fünf Jahren wird be-
straft, wer 

1. ein Schienenbahn- oder Schwebebahnfahr-
zeug, ein Schiff oder ein Luftfahrzeug führt, 
obwohl er infolge des Genusses alkoho-
lischer Getränke oder anderer Rausch-
mittel oder infolge anderer geistiger oder 
körperlicher Mängel nicht in der Lage ist, 
das Fahrzeug sicher zu führen, oder 

2. als Fahrzeugführer oder sonst für die 
Sicherheit Verantwortlicher durch grob 
pflichtwidriges Verhalten gegen Sicherheits-
vorschriften verstößt, die für den Schienen-
bahn-, Schwebebahn-, Schiffs- oder Luft-
verkehr gelten, 

und dadurch Leib oder Leben eines anderen oder 
fremde Sachen von bedeutendem Wert gefährdet. 
In den Fällen der Nummer 1 ist der Versuch strafbar. 

(4) Wer die Gefahr fahrlässig verursacht, wird in 
den Fällen des Absatzes 1 mit Gefängnis bis zu 
fünf Jahren, in den Fällen des Absatzes 3 mit Ge-
fängnis bis zu zwei Jahren, mit Strafhaft oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für Schienen-
bahnen, soweit sie, wenn auch auf besonderem 
Bahnkörper, am Straßenverkehr teilnehmen. 

§ 343 
Gefährdung des Straßenverkehrs 

(1) Wer die Sicherheit des Straßenverkehrs da-
durch beeinträchtigt, daß er Anlagen oder Beför-
derungsmittel zerstört, beschädigt oder beseitigt, 
Hindernisse bereitet oder einen ähnlichen Eingriff 
von gleicher Gefährlichkeit vornimmt, und dadurch 
Leib oder Leben eines anderen oder fremde Sachen 
von bedeutendem Wert gefährdet, wird mit Gefäng-
nis bis zu fünf Jahren bestraft. Der Versuch ist 
strafbar. 

(2) Handelt der Täter 
1. in der Absicht, eine andere Straftat zu er-

möglichen oder zu verdecken, 
2. in der Absicht, in der Bevölkerung Angst 

oder Schrecken zu erregen, oder 
3. als Mitglied oder im Auftrag einer Gruppe, 

der die Begehung solcher Taten als Mittel 
für ihre Zwecke dient, 

so ist die Strafe Zuchthaus bis zu zehn Jahren, in 
minder schweren Fällen Gefängnis von sechs Mona-
ten bis zu fünf Jahren. 

(3) Wer im Straßenverkehr 
1. ein Fahrzeug führt, obwohl er infolge des 

Genusses alkoholischer Getränke oder 
anderer Rauschmittel oder infolge anderer 
geistiger oder körperlicher Mängel nicht in 
der Lage ist, das Fahrzeug sicher zu füh-
ren, oder 

2. in grob verkehrswidriger und rücksichts-
loser Weise die Vorfahrt nicht beachtet, bei 
Überholvorgängen falsch handelt oder an 
unübersichtlichen Stellen, an Straßenkreu-
zungen, Straßeneinmündungen oder Bahn-
übergängen zu schnell fährt 

und dadurch Leib oder Leben eines anderen oder 
fremde Sachen von bedeutendem Wert gefährdet, 
wird mit Gefängnis bis zu fünf Jahren bestraft. In 
den Fällen der Nummer 1 ist der Versuch strafbar. 

(4) Wer in den Fällen der Absätze 1 oder 3 die 
Gefahr fahrlässig verursacht, wird mit Gefängnis bis 
zu zwei Jahren, mit Strafhaft oder mit Geldstrafe 
bestraft. 

§ 344 
Fahrlässige Begehung 

Wer in den Fällen des § 342 Abs. 1, 3 oder des 
§ 343 Abs. 1, 3 fahrlässig handelt und die in diesen 
Vorschriften bezeichnete Gefahr fahrlässig ver-
ursacht, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren, mit 
Strafhaft oder mit Geldstrafe bestraft. 

§ 345 
Tätige Reue 

(1) Das Gericht kann die in § 342 Abs. 1, 2 und 
§ 343 Abs. 1, 2 angedrohte Strafe nach seinem 
Ermessen mildern (§ 64 Abs. 2) oder von Strafe 
absehen, wenn der Täter freiwillig die Gefahr ab-
wendet, bevor ein erheblicher Schaden entsteht. 
Dies gilt auch dann, wenn der Täter die in diesen 
Vorschriften bezeichnete Gefahr fahrlässig ver-
ursacht hat (§ 342 Abs. 4, § 343 Abs. 4). 

(2) Nach § 344 in Verbindung mit § 342 Abs. 1 
oder § 343 Abs. 1 wird nicht bestraft, wer freiwillig 
die Gefahr abwendet, bevor ein erheblicher Schaden 
entsteht. 

(3) Wird ohne Zutun des Täters die Gefahr abge-
wendet, so genügt sein freiwilliges und ernsthaftes 
Bemühen, dieses Ziel zu erreichen. 

§ 346 

Trunkenheit im Verkehr 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig im Verkehr 
(§§ 342, 343) ein Fahrzeug führt, obwohl er infolge 
des Genusses alkoholischer Getränke oder anderer 
Rauschmittel nicht in der Lage ist, das Fahrzeug 
sicher zu führen, wird mit Gefängnis bis zu einem 
Jahr, mit Strafhaft oder mit Geldstrafe bestraft, 
wenn die Tat nicht in den §§ 342 bis 344 mit Strafe 
bedroht ist. 

(2) Der Versuch der vorsätzlichen Tat ist strafbar. 
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§ 347 
Verkehrsflucht 

(1) Ein Unfallbeteiligter, der sich nach einem Ver-
kehrsunfall vom Unfallort entfernt, bevor er 

1. zugunsten der anderen Unfallbeteiligten 
und der Geschädigten die Feststellung sei-
ner Person, seines Fahrzeugs und der Art 
seiner Beteiligung durch seine Anwesen-
heit ermöglicht hat oder 

2. eine nach den Umständen angemessene Zeit 
gewartet hat, ohne daß jemand bereit war, 
die Feststellungen zu treffen, 

wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren, mit Straf-
haft oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Ebenso wird ein Unfallbeteiligter bestraft, der 
nicht unverzüglich, nachdem er sich 

1. unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 
Nr. 2 oder 

2. berechtigt oder entschuldigt 
vom Unfallort entfernt hat, die Feststellungen nach-
träglich ermöglicht. 

(3) Hat sich der Täter in den Fällen des Absatzes 1 
zur Wahrnehmung eines für ihn wichtigen schutz-
würdigen Interesses vom Unfallort entfernt und 
unverzüglich die Feststellungen nachträglich ermög-
licht, so kann das Gericht von Strafe absehen 

(4) Der Verpflichtung, die Feststellungen nach-
träglich zu ermöglichen, genügt der Unfallbeteiligte, 
wenn er den Berechtigten oder der nächsten Polizei-
dienststelle mitteilt, daß er an dem Unfall beteiligt 
gewesen ist, und wenn er seinen Namen, seinen 
Aufenthalt sowie das Kennzeichen und den Stand-
ort seines Fahrzeugs angibt, es sei denn, daß er 
durch sein Verhalten die Feststellungen absichtlich 
vereitelt. 

(5) Unfallbeteiligter ist jeder, dessen Verhalten 
nach den Umständen zur Verursachung des Unfalls 
beigetragen haben kann. 

§ 348 
Räuberischer Angriff auf Kraftfahrer 

Wer zur Begehung von Raub oder räuberischer 
Erpressung einen Angriff auf Leben, Leib oder Ent-
schlußfreiheit des Führers eines Kraftfahrzeugs oder 
eines Mitfahrers unter Ausnutzung der besonderen 
Verhältnisse des Straßenverkehrs verübt, wird mit 
Zuchthaus nicht unter fünf Jahren bestraft. 

§ 349 
Gefährdung von Schiffen und Luftfahrzeugen 

durch Bannware 
(1) Wer ohne Wissen des Reeders oder des 

Schiffers oder als Schiffer gegen den Willen des 
Reeders eine Sache an Bord eines deutschen Schiffes 
bringt oder nimmt, deren Beförderung 

1. für das Schiff oder die Ladung die Gefahr 
einer Beschlagnahme oder Einziehung oder 

2. für den Reeder oder den Schiffer die Ge-
fahr einer Bestrafung 

herbeiführt, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren, 
mit Strafhaft oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer als Reeder gegen 
den Willen des Schiffers eine Sache an Bord eines 
deutschen Schiffes bringt oder nimmt, deren Beför-
derung für den Schiffer die Gefahr einer Bestrafung 
herbeiführt. 

(3) Absatz 1 Nr. 1 gilt auch für ausländische 
Schiffe, die ihre Ladung ganz oder zum Teil im 
räumlichen Geltungsbereich dieses Gesetzes genom-
men haben. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind entsprechend anzu-
wenden, wenn Sachen in Luftfahrzeuge gebracht 
oder genommen werden. An die Stelle des Reeders 
und des Schiffers treten der Halter und der Fühler 
des Luftfahrzeugs. 

§ 350 

Nebenstrafen und Maßnahmen 

(1) Neben einer Gefängnisstrafe von mindestens 
einem Jahr wegen Verkehrsgefährdung kann das 
Gericht in den Fällen des § 342 Abs. 1 und des 
§ 343 Abs. 1 die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu 
bekleiden, und die Fähigkeit, Rechte aus öffent-
lichen Wahlen zu erlangen, aberkennen (§ 56 Abs. 1). 

(2) In den Fallen des § 342 Abs. 2, des § 343 
Abs. 2 und des § 348 kann das Gericht Sicherungs-
aufsicht anordnen. 

(3) Ist eine in § 342 Abs. 1, 2 oder § 343 Abs. 1, 2 
bezeichnete rechtswidrige Tat begangen worden, so 
können Gegenstände, die durch die Tat hervor-
gebracht oder zu ihrer Begehung oder Vorbereitung 
gebraucht worden oder bestimmt gewesen sind, 
eingezogen werden. 

Fünfter Titel 

Mißbrauch von Rauschmitteln 

§ 351 

Vollrausch 

(1) Wer sich vorsätzlich oder fahrlässig durch den 
Genuß alkoholischer Getränke oder durch andere 
Rauschmittel in einen Rausch versetzt, wird mit 
Strafhaft oder mit Geldstrafe bestraft, wenn er in 
diesem Zustand eine rechtswidrige Tat begeht und 
ihretwegen nicht bestraft werden kann, weil er 
infolge des Rausches schuldunfähig war oder weil 
dies nicht auszuschließen ist. 

(2) Hat der Täter damit gerechnet oder konnte er 
damit rechnen, daß er im Rausch rechtswidrige Ta-
ten begehen werde, so ist die Strafe Gefängnis bis 
zu fünf Jahren, Strafhaft oder Geldstrafe. 

(3) Die Strafe darf nach Art und Maß nicht schwe-
rer sein als die für die Rauschtat angedrohte Strafe. 

(4) Die Tat wird nur auf Antrag, mit Ermächti-
gung oder auf Strafverlangen verfolgt, wenn die 
Rauschtat nur auf Antrag, mit Ermächtigung oder 
auf Strafverlangen verfolgt werden könnte. 
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§ 352 
Gefährdung einer Entziehungskur 

Wer wissentlich einem anderen, der auf Grund 
gerichtlicher Anordnung oder ohne seine Einwilli-
gung zu einer Entziehungskur in einer Anstalt 
untergebracht ist, ohne Erlaubnis des Anstaltsleiters 
oder seines Beauftragten alkoholische Getränke 
oder andere Rauschmittel verschafft oder überläßt 
oder ihn zum Genuß solcher Mittel verleitet, wird 
mit Gefängnis bis zu einem Jahr, mit Strafhaft oder 
mit Geldstrafe bestraft. 

§ 353 
Verabreichen alkoholischer Getränke an Betrunkene 

Wer im Betrieb einer Gast- oder Schankwirtschaft 
oder im Kleinhandel alkoholische Getränke an einen 
Betrunkenen verabreicht, wird mit Gefängnis bis 
zu einem Jahr, mit Strafhaft oder mit Geldstrafe 
bestraft. 

Sechster Titel 
Gemeinlästige Straftaten 

§ 354 
Bettelei 

Wer aus Arbeitsscheu oder Liederlichkeit in auf-
dringlicher Weise oder in einer Weise bettelt, die 
geeignet ist, die Allgemeinheit oder einzelne 
andere zu beunruhigen, wird mit Gefängnis bis zu 
neun Monaten oder mit Strafhaft bis zu vier Wo-
chen 24 ) bestraft. 

§ 355 
Anhalten zum Betteln 

Wer Kinder oder Jugendliche, für die ihm die 
Personensorge zusteht oder die seiner Erziehung 
anvertraut sind, zum Betteln anhält oder es unter-
läßt, sie vom Betteln abzuhalten, wird mit Gefäng-
nis bis zu neun Monaten oder mit Strafhaft bestraft. 

§ 356 
Landstreicherei 

(1) Wer sich aus Arbeitsscheu oder Liederlichkeit 
mittellos und ohne festes Unterkommen in einer 
Weise umhertreibt, die geeignet ist, die Allgemein-
heit oder einzelne andere zu beunruhigen oder zu 
belästigen, wird mit Gefängnis bis zu neun Monaten 
oder mit Strafhaft bis zu vier Wochen 24 ) bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer sich aus Arbeits-
scheu oder aus Hang zu einem unsteten oder unge-
ordneten Leben als Mitglied einer Bande in einer 
Weise umhertreibt, die geeignet ist, die Allgemein-
heit oder einzelne andere zu beunruhigen oder zu 
belästigen. 

Siebenter Titel 
Glücksspiel 

§ 357 
Unerlaubte Veranstaltung einer Lotterie 

Wer ohne behördliche Erlaubnis eine öffentliche 
Lotterie oder eine öffentliche Ausspielung von Sa-
chen oder geldwerten Leistungen veranstaltet, wird 
mit Gefängnis bis zu zwei Jahren, mit Strafhaft 
oder mit Geldstrafe bestraft. 
24) Im Vollzugsgesetz ist vorzusehen, daß die Strafhaft, die nach den 

§§ 354 und 356 verhängt wird, wie Gefängnis zu vollziehen ist. 

§ 358 
Unerlaubte Veranstaltung eines Glücksspiels 

(1) Mit Gefängnis bis zu zwei Jahren, mit Straf-
haft oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 

1. ohne behördliche Erlaubnis ein öffentliches 
Glücksspiel veranstaltet oder hält, 

2. die Einrichtungen dazu bereitstellt oder 
3. die Veranstaltung eines solchen Glücks-

spiels in seinen Räumen duldet. 
(2) Wer die Tat gewerbsmäßig begeht, wird mit 

Gefängnis bis zu fünf Jahren bestraft. Das Gericht 
kann Sicherungsaufsicht anordnen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 sind auch auf nichtöffent-
liche Glücksspiele in Spielklubs und ähnlichen Ver-
einen oder geschlossenen Gesellschaften anzuwen-
den, in denen die Veranstaltung von Glücksspielen 
üblich ist. 

§ 359 
Unerlaubte Beteiligung am Glücksspiel 

(1) Wer sich an einem Glücksspiel der in § 358 
Abs. 1, 3 bezeichneten Art, das ohne behördliche Er-
laubnis veranstaltet wird, beteiligt, wird mit Straf-
haft oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Wer die Tat gewerbsmäßig begeht, wird mit 
Gefängnis bis zu einem Jahr, mit Strafhaft oder mit 
Geldstrafe bestraft. Das Gericht kann Sicherungs-
aufsieht anordnen. 

§ 360 
Einziehung 

In den Fällen der §§ 358 und 359 werden die 
Spieleinrichtungen und das auf dem Spieltisch oder 
in der Bank vorgefundene Geld eingezogen, wenn 
sie dem Täter oder Teilnehmer zur Zeit der Ent-
scheidung gehören. Andernfalls können die Gegen-
stände eingezogen werden. 

Fünfter Abschnitt 
STRAFTATEN GEGEN DEN STAAT UND SEINE 

EINRICHTUNGEN 

Erster Titel 

Hochverrat und Staatsgefährdung 

Hochverrat 

§ 361 
Hochverräterisches Unternehmen 

gegen die Bundesrepublik Deutschland 
(1) Wer es unternimmt, mit Gewalt oder durch 

Drohung mit Gewalt 
1. den Bestand der Bundesrepublik Deutsch-

land zu beeinträchtigen oder 
2. die auf dem Grundgesetz der Bundesrepu-

blik Deutschland beruhende Verfassung zu 
ändern, 

wird mit lebenslangem Zuchthaus oder mit Zucht-
haus nicht unter zehn Jahren bestraft. 

(2) In minder schweren Fällen ist die Strafe Zucht-
haus bis zu zehn Jahren. 
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§ 362 
Hochverräterisches Unternehmen gegen ein Land 

(1) Wer es unternimmt, mit Gewalt oder durch 
Drohung mit Gewalt 

1. das Gebiet eines Landes ganz oder teil-
weise einem anderen Land der Bundes-
republik Deutschland einzuverleiben oder 
einen Teil eines Landes von diesem los-
zulösen oder  

2. die auf dem Verfassungsgesetz eines Lan-
des beruhende Verfassung zu ändern, 

Wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren bestraft. 

(2) In minder schweren Fällen ist die Strafe Ge-
fängnis von einem Jahr bis zu fünf Jahren. 

§ 363 
Vorbereitung 

eines hochverräterischen Unternehmens 

(1) Wer ein bestimmtes hochverräterisches Unter-
nehmen gegen die Bundesrepublik Deutschland vor-
bereitet, wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren, in 
minder schweren Fällen mit Gefängnis von einem 
Jahr bis zu fünf Jahren bestraft. 

(2) Wer ein bestimmtes hochverräterisches Unter-
nehmen gegen ein Land vorbereitet, wird mit Ge-
fängnis nicht unter sechs Monaten bestraft. 

§ 364 
Verfassungsverrat 

(1) Wer es unternimmt, durch Mißbrauch oder 
Anmaßung von Hoheitsbefugnissen 

1. den Bestand der Bundesrepublik Deutsch-
land zu beeinträchtigen oder 

2. einen Verfassungsgrundsatz zu beseitigen 
oder außer Geltung zu setzen, 

wird mit lebenslangem Zuchthaus oder mit Zucht-
haus nicht unter zehn Jahren bestraft. 

(2) Wer ein bestimmtes Unternehmen des Verfas-
sungsverrats vorbereitet, wird mit Zuchthaus bis zu 
zehn Jahren bestraft. 

(3) In minder schweren Fällen des Absatzes 1 ist 
die Strafe Zuchthaus bis zu zehn Jahren, in minder 
schweren Fällen des Absatzes 2 Gefängnis von 
einem Jahr bis zu fünf Jahren. 

§ 365 
Angriff gegen den Bundespräsidenten 

(1) Wer einen Angriff auf Leib oder Leben des 
Bundespräsidenten unternimmt, wird mit Zuchthaus 
bis zu zehn Jahren, in minder schweren Fällen mit 
Gefängnis von sechs Monaten bis zu fünf Jahren 
bestraft, wenn die Tat nicht in anderen Vorschriften 
mit schwererer Strafe bedroht ist. 

(2) Wer es unternimmt, den Bundespräsidenten 
1. seiner verfassungsmäßigen Befugnisse zu 

berauben oder 

2. zu nötigen (§ 170), seine verfassungsmäßi-
gen Befugnisse nicht oder in einem be-
stimmten Sinne auszuüben, 

wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren, in minder 
schweren Fällen mit Gefängnis von sechs Monaten 
bis zu fünf Jahren bestraft. 

§ 366 
Hochverräterische Werbung 

(1) Wer öffentlich oder in einer Versammlung 
dazu auffordert, eines der in den §§ 361 und 362 be-
zeichneten Ziele mit Gewalt oder durch Drohung 
mit Gewalt zu verfolgen, wird mit Gefängnis bis zu 
fünf Jahren bestraft, wenn die Tat nicht in anderen 
Vorschriften dieses Titels oder in § 292 mit schwere-
rer Strafe bedroht ist. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer eine der in Absatz 1 
bezeichneten hochverräterischen Bestrebungen da-
durch verfolgt oder sich dadurch in ihren Dienst 
stellt, daß er 

1. Schriften, Tonträger, Abbildungen oder 
Darstellungen, die eine solche Aufforde-
rung enthalten, 
a) verbreitet, 
b) öffentlich oder in einer Versammlung 

ausstellt, anschlägt, vorführt oder sonst 
zugänglich macht oder 

c) zu dem Zweck, daß sie oder aus ihnen 
gewonnene Stücke verbreitet oder nach 
Buchstabe b) zugänglich gemacht wer-
den, herstellt, vervielfältigt, bezieht, 
an einen anderen gelangen läßt, vor-
rätig hält oder in den räumlichen Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes einführt 
oder 

2. Äußerungen, die eine solche Aufforderung 
enthalten, öffentlich oder in einer Ver-
sammlung verbreitet. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

§ 367 
Fahrlässige Förderung 

hochverräterischer Bestrebungen 
(1) Mit Gefängnis bis zu zwei Jahren oder mit 

Strafhaft wird bestraft, wer 
1. Schriften, Tonträger, Abbildungen oder 

Darstellungen, die eine Aufforderung im 
Sinne des § 366 enthalten oder deren Inhalt 
den äußeren Tatbestand der Vorbereitung 
eines hochverräterischen Unternehmens 
(§ 363) erfüllt, 
a) verbreitet, 
b) öffentlich oder in einer Versammlung 

ausstellt, anschlägt, vorführt oder sonst 
zugänglich macht oder 

c) zu dem Zweck, daß sie oder aus ihnen 
gewonnene Stücke verbreitet oder nach 
Buchstabe b) zugänglich gemacht wer-
den, herstellt, vervielfältigt, bezieht, an 
einen anderen gelangen läßt, vorrätig 
hält oder in den räumlichen Geltungs-
bereich dieses Gesetzes einführt oder 
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2. Äußerungen solchen Inhalts durch Funk 
oder sonst durch technische Vervielfälti-
gung öffentlich oder in einer Versammlung 
verbreitet, 

obwohl er den Inhalt der Schriften, Tonträger, Ah-
bildungen, Darstellungen oder Äußerungen hätte 
erkennen können, und dadurch fahrlässig den mit 
ihnen verfolgten Bestrebungen Vorschub leistet 

(2) Bei Beteiligten, deren Schuld gering und deren 
Beteiligung von untergeordneter Bedeutung ist, 
kann das Gericht von Strafe absehen. 

§ 368 
Tätige Reue 25 ) 

(1) Das Gericht kann die in den §§ 361, 362, 364 
Abs. 1 und § 365 angedrohte Strafe nach § 64 Abs. 1 
mildern, wenn der Täter freiwillig die weitere Aus-
führung der Tat aufgibt und eine etwa bestehende 
Gefahr, daß andere das Unternehmen weiter aus-
führen, abwendet oder wenn er freiwillig die Voll-
endung der Tat verhindert. 

(2) Das Gericht kann die in den §§ 363 und 364 
Abs. 2 angedrohte Strafe nach seinem Ermessen mil-
dern (§ 64 Abs. 2) oder von Strafe absehen, wenn 
der Täter freiwillig sein Vorhaben aufgibt und eine 
etwa von ihm verursachte Gefahr, daß andere das 
Unternehmen weiter vorbereiten oder es ausführen, 
abwendet oder wenn er freiwillig die Vollendung 
der Tat verhindert. 

(3) Das Gericht kann die in § 366 angedrohte 
Strafe nach seinem Ermessen mildern (§ 64 Abs. 2) 
oder von Strafe absehen, wenn der Täter freiwillig 
seine Tätigkeit aufgibt und eine etwa von ihm ver-
ursachte Gefahr, daß andere die dort bezeichneten 
hochverräterischen Bestrebungen weiterverfolgen, 
abwendet. Dies gilt für Taten, die in § 367 mit 
Strafe bedroht sind, entsprechend. 

(4) Wird ohne Zutun des Täters die in den Ab-
sätzen 1 bis 3 bezeichnete Gefahr abgewendet oder 
in den Fällen der Absätze 1 und 2 die Vollendung 
der Tat verhindert, so genügt sein freiwilliges und 
ernsthaftes Bemühen, dieses Ziel zu erreichen. 

Staatsgefährdung 

§ 369 
Vorbereitung einer Gewaltherrschaft 

(1) Wer es unternimmt, 
1. Gruppen, die zu Gewalttätigkeiten, zur 

Sabotage (§§ 335, 370, 413), zur Zersetzung 
(§ 371) oder zur Agententätigkeit (§ 373) 
eingesetzt werden oder eine solche Tätig-
keit leiten sollen oder deren Dasein, Zu-
sammensetzung oder Aufgabe vor den 
Behörden geheimgehalten werden soll, zu 
schaffen, einzuüben oder zu unterhalten 
oder als Rädelsführer oder Hintermann zu 
fördern, 

25) Die Vorschrift setzt voraus, daß § 153 c der Strafprozeßordnung 
auf Straftaten wegen Hochverrats (§§ 361 bis 367) ausgedehnt wird, 
wenn der  Liter  sein mit der Tat zusammenhängendes Wissen 
über hochverrätische oder staatsgefährdende Bestrebungen offen-
bart und dadurch dazu beiträgt, eine Gefahr far den Bestand der 
Bundesrepublik Deutschland oder die verfassungsmäßige Ordnung 
abzuwenden. 

2. Waffen, Sprengstoffe oder andere Kampf-
mittel herzustellen, zu beschaffen, zu sam-
meln, bereitzuhalten oder zu verteilen oder 

3. durch die Ankündigung von Gewalt- oder 
anderen Willkürmaßnahmen die Bevölke-
rung oder bestimmte Bevölkerungskreise 
einzuschüchtern, 

und dadurch absichtlich oder wissentlich Bestrebun-
gen gegen den Bestand der Bundesrepublik Deutsch-
land oder gegen Verfassungsgrundsätze verfolgt 
oder sich in ihren Dienst stellt, wird mit Gefängnis 
nicht unter sechs Monaten bestraft. 

(2) § 368 Abs. 2, 4 gilt entsprechend. In den Fällen 
des Absatzes 1 Nr. 1, 2 gilt dies auch dann, wenn 
der Täter freiwillig das Fortbestehen der Gruppe 
verhindert oder die Kampfmittel vernichtet oder 
unbrauchbar macht oder wenn er freiwillig sein 
Wissen über die Gruppe oder die Kampfmittel einer 
Behörde offenbart. 

§ 370 
Staatsgefährdende Sabotage 

(1) Mit Gefängnis bis zu fünf Jahren wird be-
straft, wer 

1. die Post oder dem öffentlichen Verkehr 
dienende Unternehmen oder Anlagen, 

2. Fernmeldeanlagen, die öffentlichen Zwek-
ken dienen, 

3. Unternehmen oder Anlagen, die der öffent-
lichen Versorgung mit Wasser, Licht, 
Wärme oder Kraft dienen oder sonst für 
die Versorgung der Bevölkerung lebens-
wichtig sind, oder 

4. Dienststellen, Anlagen, Einrichtungen oder 
Gegenstände, die ganz oder überwiegend 
der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung 
dienen, 

durch Aussperrung, Streik, Störmaßnahmen oder 
andere Handlungen ganz oder zum Teil außer 
Tätigkeit setzt oder den bestimmungsmäßigen 
Zwecken entzieht und dadurch absichtlich oder 
wissentlich Bestrebungen gegen den Bestand der 
Bundesrepublik Deutschland oder gegen Verfas-
sungsgrundsätze verfolgt oder sich in ihren Dienst 
stellt. 

(2) Wer Sabotage an lebenswichtigen Betrieben 
(§ 335) oder Wehrmittelsabotage (§ 413) begeht und 
dadurch absichtlich oder wissentlich Bestrebungen 
gegen den Bestand der Bundesrepublik Deutschland 
oder gegen Verfassungsgrundsätze verfolgt oder 
sich in ihren Dienst stellt, wird mit Gefängnis nicht 
unter sechs Monaten bestraft. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 
(4) Bei Beteiligten, deren Schuld gering und deren 

Beteiligung an einer in Absatz 1 bezeichneten Tat 
von untergeordneter Bedeutung ist, kann das Ge-
richt von Strafe absehen. 

§ 371 
Staatsgefährdende Zersetzung 

(1) Wer auf Angehörige einer Behörde, der Bun-
deswehr oder eines anderen öffentlichen Sicherheits-
organs einwirkt, um deren pflichtmäßige Bereitschaft 
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zum Schutze des Bestandes oder der Sicherheit der  
Bundesrepublik Deutschland oder der verfassungs-
mäßigen Ordnung des Bundes oder eines Landes zu  
untergraben, und dadurch Bestrebungen gegen den  
Bestand oder die Sicherheit der Bundesrepublik  
Deutschland oder gegen Verfassungsgrundsätze  
verfolgt oder sich in ihren Dienst stellt, wird mit  
Gefängnis bis zu fünf Jahren bestraft.  

(2) Der Versuch ist strafbar.  

§ 372  
Staatsgefährdende Werbung 2 6 )  

(1) Wer Schriften, Tonträger, Abbildungen oder 
Darstellungen, die nach ihrem Inhalt dazu bestimmt 
und geeignet sind, als Propagandamittel Bestrebun-
gen gegen den Bestand der Bundesrepublik Deutsch-
land oder auf die Unterdrückung der demokratischen 
Freiheit gerichtete Bestrebungen gegen Verfassungs-
grundsätze herbeizuführen oder zu fördern, 

1. verbreitet, 
2. öffentlich oder in einer Versammlung aus-

stellt, anschlägt, vorführt oder sonst zu-
gänglich macht oder 

3. zu dem Zweck, daß sie oder aus ihnen ge-
wonnene Stücke verbreitet oder nach Num-
mer 2 zugänglich gemacht werden, herstellt, 
vervielfältigt, bezieht, an einen anderen 
gelangen läßt, vorrätig hält oder in' den 
räumlichen Geltungsbereich dieses Gesetzes 
einführt 

und dadurch die bezeichneten Bestrebungen verfolgt 
oder sich in ihren Dienst stellt, wird mit Gefängnis 
bis zu fünf Jahren oder mit Strafhaft bestraft, wenn 
die Tat nicht in anderen Vorschriften dieses Titels 
im Höchstmaß mit der gleichen oder einer schwere-
ren Strafe bedroht ist. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 
(3) Bei Beteiligten, deren Schuld gering und deren 

Beteiligung von untergeordneter Bedeutung ist, 
kann das Gericht von Strafe absehen. 

§ 373  
Staatsgefährdende Agententätigkeit 

(1) Wer, für eine Regierung, eine Partei, eine 
andere Vereinigung oder eine Einrichtung außer-
halb des räumlichen Geltungsbereichs dieses Ge-
setzes oder einen ihrer Mittelsmänner handelnd, 

1. auf Personen, die sich im räumlichen Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes befinden, zu 
politischen Zwecken einwirkt und dadurch 
absichtlich oder wissentlich Bestrebungen 
in diesem Bereich gegen den Bestand oder 
die Sicherheit der Bundesrepublik Deutsch-
land oder gegen Verfassungsgrundsätze 
verfolgt oder sich in ihren Dienst stellt, 

2. durch Erkunden. der Verhältnisse oder 
durch Verschaffen von Gelegenheit der 
Ausführung oder dem Vorhaben einer sol-
chen Tätigkeit Vorschub leistet oder 

26) Es bleibt zu prüfen, ob im Einführungsgesetz eine besondere Straf-
bestimmung für den unveränderten Nachdruck nazistischer Schrif-
ten zu schaffen ist. 

3. Agenten zur Vornahme einer der in den  
Nummern 1 und 2 bezeichneten Handlungen  
in den räumlichen Geltungsbereich dieses  
Gesetzes entsendet,  

wird mit Gefängnis bis zu fünf Jahren bestraft.  
(2) Ebenso werden Mitglieder des Bundestages  

oder eines Gesetzgebungsorgans eines zur Bundes-
republik Deutschland gehörenden Landes, Amts-
träger und Soldaten bestraft, die zu einer Regierung,  
einer Partei, einer anderen Vereinigung oder einer  
Einrichtung außerhalb des r ä umlichen Geltungs-
bereichs dieses Gesetzes Beziehungen aufnehmen  
oder unterhalten und dadurch absichtlich oder  
wissentlich Bestrebungen einer solchen Stelle gegen  
den Bestand oder die Sicherheit der Bundesrepublik  
Deutschland oder gegen Verfassungsgrundsätze  
herbeizuführen suchen oder sich in ihren Dienst  
stellen.  

(3) Der Versuch ist strafbar.  

§ 374  
Verstoß gegen Entscheidungen  
des Bundesverfassungsgerichts  

(1) Wer eine politische Partei, die vom Bundes-
verfassungsgericht für verfassungswidrig erklärt ist,  
fortführt, ihren organisatorischen Zusammenhalt auf  
andere Weise aufrechterhält, sich an ihr als Mit-
glied beteiligt, für sie wirbt oder sie sonst unter-
stützt, wird mit Gefängnis von drei Monaten bis zu  
fünf Jahren bestraft.  

(2) Ebenso wird bestraft, wer eine Ersatzorgani-
sation für eine solche Partei schafft, sich an ihr als  
Mitglied beteiligt, für sie wirbt oder sie sonst unter-
stützt.  

(3) Wer einer anderen Sachentscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts, die im Verfahren nach den  
Artikeln 18 oder 21 Abs. 2 des Grundgesetzes oder  
zum Vollzug einer in einem solchen Verfahren er-
gangenen Sachentscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts erlassen ist, zuwiderhandelt, wird mit Ge-
fängnis bis zu fünf Jahren bestraft.  

(4) Wer einer vollziehbaren behördlichen Maß-
nahme, die sonst im Vollzug einer in einem solchen  
Verfahren ergangenen Sachentscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts getroffen ist, zuwiderhan-
delt, wird mit Gefängnis his zu drei Jahren oder  
mit Strafhaft bestraft.  

(5) Der Versuch, eine in Absatz 1 bezeichnete  
Partei fortzuführen, ihren organisatorischen Zusam-
menhalt auf andere Weise aufrechtzuerhalten oder  
für sie eine Ersatzorganisation zu schaffen, ist  
strafbar.  

§ 375  
Verstoß gegen ein Vereinigungsverbot  

(1) Wer eine Vereinigung, die nach der Feststel-
lung des Bundesverwaltungsgerichts oder des ober-
sten Verwaltungsgerichts eines Landes gemäß Ar-
tikel 9 Abs. 2 des Grundgesetzes verboten ist, weil  
sie sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder  
den Gedanken der Völkerverständigung richtet,  
oder die aus diesem Grunde durch unanfechtbare  
behördliche Verfügung aufgelöst ist, fortführt, ihren  
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organisatorischen Zusammenhalt auf andere Weise 
aufrechterhält, sich an ihr als Mitglied beteiligt, für 
sie wirbt oder sie sonst unterstützt, wird mit Ge-
fängnis bis zu fünf Jahren oder mit Strafhaft 
bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer eine Ersatzorgani-
sation für eine solche Vereinigung schafft, sich an 
ihr als Mitglied beteiligt, für sie wirbt oder sie 
sonst unterstützt. 

(3) Der Versuch, eine in Absatz 1 bezeichnete 
Vereinigung fortzuführen, ihren organisatorischen 
Zusammenhalt auf andere Weise aufrechtzuerhalten 
oder für sie eine Ersatzorganisation zu schaffen, 
ist strafbar. 

(4) Bei Beteiligten, deren Schuld gering und deren 
Beteiligung von untergeordneter Bedeutung ist, 
kann das Gericht von Strafe absehen. 

§ 376 
Strafschärfung bei staatsgefährdenden Bestrebungen 

(1) Wenn jemand eine Tat begeht, die nach 
den §§ 146, 148 oder 149 Abs. 2 (Straftaten 

gegen die körperliche Unversehrtheit), 
den §§ 163, 166 Abs. 2, §§ 167, 169, 170 oder 

172 (Straftaten gegen die persönliche 
Freiheit), 

dem § 183 (Verletzung der Vertraulichkeit 
des Wortes), 

den §§ 249 oder 250 (Sachbeschädigung), 

den §§ 291, 293 oder 295 Abs. 1 (Straftaten 
gegen den Gemeinschaftsfrieden), 

den §§ 303, 305 bis 307 oder 310 (Straftaten 
gegen die Sicherheit des Rechtsver-
kehrs), 

den §§ 333 oder 334 (Gemeingefährliche Straf-
taten), 

den §§ 400 bis 406 (Straftaten bei Wahlen 
und Abstimmungen), 

dem § 410 Abs.3, den §§ 411, 412, 414 Abs. 
1, 2 oder dem § 415 (Straftaten gegen 
die Landesverteidigung), 

den §§ 418, 419 oder 425 bis 428 (Auflehnung 
gegen die Staatsgewalt), 

den §§ 444 oder 447 (Straftaten gegen die 
Rechtspflege) oder 

den §§ 465, 467 oder 468 (Straftaten gegen 
den öffentlichen Dienst) 

strafbar ist, und dadurch absichtlich oder wissentlich 
Bestrebungen gegen den Bestand der Bundesrepublik 
Deutschland oder gegen Verfassungsgrundsätze ver-
folgt oder sich in ihren Dienst stellt, so gilt fol-
gendes: 

1. Ist als Freiheitsstrafe lediglich Gefängnis 
ohne erhöhtes Mindestmaß angedroht, so 
ist die Mindeststrafe Gefängnis von drei 
Monaten. 

2. Strafhaft und Geldstrafe, die nicht neben 
Freiheitsstrafe verhängt wird, sind aus-
geschlossen. 

3. Wird die Tat nach diesen Vorschriften nur 
auf Antrag verfolgt, so entfällt das Erfor-
dernis des Strafantrags. 

(2) Wenn jemand eine Tat begeht, die nach dem 
§ 295 Abs. 2 (Landfriedensbruch) oder dem § 463 
(Bestechung eines Amtsträgers oder Soldaten) straf-
bar ist, und dadurch absichtlich oder wissentlich 
Bestrebungen der in Absatz 1 bezeichneten Art ver-
folgt oder sich in ihren Dienst stellt, so ist die 
Strafe Gefängnis von sechs Monaten bis zu fünf 
Jahren, 

§ 377 
Beleidigung des Bundespräsidenten 

(1) Wer öffentlich, in einer Versammlung oder 
durch Verbreiten von Schriften, Tonträgern, Abbil-
dungen oder Darstellungen den Bundespräsidenten 
beleidigt, wird in den Fällen der üblen Nachrede 
und der Kundgabe von Mißachtung (§§ 173, 175) 
mit Gefängnis von drei Monaten bis zu drei Jahren 
bestraft. In den Fällen der Verleumdung (§ 174) ist 
die Strafe Gefängnis von sechs Monaten bis zu fünf 
Jahren. 

(2) Wer eine in § 182 bezeichnete Tat gegen den 
Bundespräsidenten begeht, wird mit Gefängnis bis 
zu drei Jahren bestraft. 

(3) In minder schweren Fällen des Absatzes 1 
Satz 1 und des Absatzes 2 ist die Strafe Gefängnis 
bis zu einem Jahr, Strafhaft oder Geldstrafe. 

(4) Wer durch die Tat absichtlich oder wissentlich 
Bestrebungen gegen den Bestand der Bundesrepublik 
Deutschland oder gegen Verfassungsgrundsätze ver-
folgt oder sich in ihren Dienst stellt, wird in den 
Fällen des Absatzes 1 Satz 1 mit Gefängnis von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren, in den Fällen des 
Absatzes 2 mit Gefängnis von drei Monaten bis zu 
drei Jahren bestraft. 

(5) Die Tat wird nur mit Ermächtigung des Ver-
letzten verfolgt. Stirbt der Verletzte, so tritt an die 
Stelle der Ermächtigung das Recht der Angehörigen, 
nach § 121 Abs. 2 Strafantrag zu stellen. 

§ 378 
Verunglimpfung des Staates und seiner Symbole 
(1) Wer öffentlich, in einer Versammlung oder 

durch Verbreiten von Schriften, Tonträgern, Ab-
bildungen oder Darstellungen 

1. die Bundesrepublik Deutschland oder eines 
ihrer Länder oder ihre verfassungsmäßige 
Ordnung beschimpft oder böswillig ver-
ächtlich macht oder 

2. die Farben, die Flagge, das Wappen oder 
die Hymne der Bundesrepublik Deutschland 
oder eines ihrer Länder verunglimpft, 

wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren oder mit 
Strafhaft bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer eine öffentlich ge-
zeigte Flagge der Bundesrepublik Deutschland oder 
eines ihrer Länder oder ein von einer Behörde 
öffentlich angebrachtes Zeichen der Hoheit der  Bun-
desrepublik Deutschland oder eines ihrer Länder 
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entfernt, zerstört, beschädigt, unbrauchbar oder un-
kenntlich macht oder beschimpfenden Unfug daran 
verübt. Der Versuch ist strafbar. 

(3) Die Strafe ist Gefängnis von drei Monaten bis 
zu fünf Jahren, wenn der Täter durch die Tat ab-
sichtlich oder wissentlich Bestrebungen gegen den 
Bestand der Bundesrepublik Deutschland oder gegen 
Verfassungsgrundsätze verfolgt oder sich in ihren 
Dienst stellt. 

§ 378a 
Verwendung von Kennzeichen 

verfassungswidriger Organisationen 
(1) Wer öffentlich, in einer Versammlung oder in 

von ihm verbreiteten Schriften, Tonträgern, Ab-
bildungen oder Darstellungen Kennzeichen 

1. einer Partei, die gemäß Artikel 21 Abs. 2 
des Grundgesetzes vom Bundesverfassungs-
gericht für verfassungswidrig erklärt ist, 

2. einer Vereinigung, die gemäß Artikel 9 
Abs. 2 des Grundgesetzes unanfechtbar ver-
boten ist oder 

3. einer ehemaligen nationalsozialistischen 
Organisation 

verwendet, wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren 
oder mit Strafhaft bestraft. Ausgenommen ist eine 
Verwendung von Kennzeichen im Rahmen der 
staatsbürgerlichen Aufklärung, der Abwehr ver-
fassungswidriger Bestrebungen und ähnlicher 
Zwecke. 

(2).Kennzeichen im Sinne des Absatzes 1 sind 
insbesondere Fahnen, Abzeichen, Uniformstücke, 
Parolen und Grußformen. 

(3) § 378 Abs. 3 gilt entsprechend. 

§ 379 
Verunglimpfung von Verfassungsorganen 

(1) Wer öffentlich, in einer Versammlung oder 
durch Verbreiten von Schriften, Tonträgern, Abbil-
dungen oder Darstellungen ein Gesetzgebungsorgan, 
die Regierung oder das Verfassungsgericht des Bun-
des oder eines Landes insgesamt oder in einem 
ihrer Mitglieder als Verfassungsorgan in einer das 
Ansehen des Staates gefährdenden Weise durch 
üble Nachrede, Verleumdung oder Kundgabe von 
Mißachtung (§§ 173 bis 175) verunglimpft und da-
durch absichtlich oder wissentlich Bestrebungen ge-
gen den Bestand der Bundesrepublik Deutschland 
oder gegen Verfassungsgrundsätze verfolgt oder 
sich in ihren Dienst stellt, wird mit Gefängnis von 
drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 

(2) Die Tat wird nur mit Ermächtigung des betrof-
fenen Verfassungsorgans oder Mitglieds verfolgt. 

Gemeinsame Vorschriften 
§ 380 

Begriffsbestimmungen 
(1) Der Bestand der Bundesrepublik Deutschland 

im Sinne dieses Titels umfaßt ihre Freiheit von 
fremder Botmäßigkeit, ihre staatliche Einheit und 
die Unversehrtheit des Bundesgebietes. 

(2) Verfassungsgrundsätze im Sinne dieses Titels 
sind 

1. das Recht des Volkes, die Staatsgewalt in 
Wahlen und Abstimmungen und durch be-
sondere Organe der Gesetzgebung, der 
vollziehenden Gewalt und der Rechtspre-
chung auszuüben und die Volksvertretung 
in allgemeiner, freier, gleicher und gehei-
mer Wahl zu wählen, 

2. die Bindung der Gesetzgebung an die ver-
fassungsmäßige Ordnung und die Bindung 
der vollziehenden Gewalt und der Recht-
sprechung an Gesetz und Recht, 

3. das Recht auf die verfassungsmäßige Bil-
dung und Ausübung einer parlamentarischen 
Opposition, 

4. die Ablösbarkeit der Regierung und ihre 
Verantwortlichkeit gegenüber der Volks-
vertretung, 

5. die Unabhängigkeit der Gerichte und 
6. der Ausschluß jeder Gewalt- und Willkür-

herrschaft. 

(3) Im Sinne dieses Titels sind Bestrebungen ge-
gen den Bestand der Bundesrepublik Deutschland 
gerichtet, wenn ihre Träger darauf hinarbeiten, den 
Bestand der Bundesrepublik Deutschland (Absatz 1) 
zu beeinträchtigen. 

(4) Im Sinne dieses Titels sind Bestrebungen ge-
gen Verfassungsgrundsätze gerichtet, wenn ihre 
Träger darauf hinarbeiten, einen Verfassungsgrund-
satz (Absatz 2) zu beseitigen, außer Geltung zu set-
zen oder zu untergraben. 

§ 381 

Nebenstrafen 

(1) Neben einer Zuchthausstrafe wegen Hochver-
rats kann das Gericht in den Fällen der §§ 361 bis 
365 das Recht, in öffentlichen Angelegenheiten zu 
wählen oder zu stimmen, aberkennen (§ 56 Abs. 3). 

(2) Neben einer Gefängnisstrafe von mindestens 
einem Jahr wegen 

Hochverrats in den Fällen des § 363 Abs. 2 
und des § 366 sowie 
Staatsgefährdung in den Fällen der §§ 369 
bis 376 

kann das Gericht die Fähigkeit, öffentliche Ämter 
zu bekleiden, und die Fähigkeit, Rechte aus öffent

-

lichen Wahlen zu erlangen, aberkennen (§ 56 Abs. 1). 

(3) Das Gericht kann die in Absatz 2 bezeichneten 
Fähigkeiten auch dann aberkennen, wenn der Täter 
wegen 

Körperverletzung mit schwerer Folge in den 
Fällen des § 149 Abs. 1 Nr. 1 oder 2, 
Volksverhetzung (§ 298) oder 
einer Straftat gegen die Landesverteidigung 
in den Fällen des § 410 Abs. 1, 2 und des § 416 

zu einer Gefängnisstrafe von mindestens einem 
Jahr verurteilt wird und durch die Tat absichtlich 
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oder wissentlich Bestrebungen gegen den Bestand 
der Bundesrepublik Deutschland oder gegen Verfas-
sungsgrundsätze verfolgt oder sich in ihren Dienst 
gestellt hat. 

§ 382 
Maßnahmen 

(1) In den Fällen der §§ 361 bis 366 und 369 bis 
375 kann das Gericht Sicherungsaufsicht anordnen. 

(2) Ist eine in diesem Titel bezeichnete rechts-
widrige Tat begangen worden, so können 

1. Gegenstände, die durch die Tat hervor-
gebracht oder zu ihrer Begehung oder Vor-
bereitung gebraucht worden oder bestimmt 
gewesen sind, und 

2. Gegenstände, auf die sich eine in § 366 
Abs. 2, §§ 367, 369 Abs. 1 Nr. 2 und § 372 
bezeichnete rechtswidrige Tat bezieht, 

eingezogen werden. 

Zweiter Titel 

Landesverrat 

§ 383 
Landesverrat 

(1) Wer ein Staatsgeheimnis an einen Unbefug-
ten gelangen läßt oder öffentlich bekanntmacht und 
dadurch das Wohl der Bundesrepublik Deutschland 
oder eines ihrer Länder gefährdet, wird mit Zucht-
haus bis zu zehn Jahren bestraft. 

(2) In besonders schweren Fällen ist die Strafe 
lebenslanges Zuchthaus oder Zuchthaus nicht unter 
fünf Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in 
der Regel vor, wenn der Täter durch die Tat die 
Gefahr eines besonders schweren Nachteils für die 
Bundesrepublik Deutschland herbeiführt. 

(3) In minder schweren Fällen ist die Strafe Ge-
fängnis von einem Jahr bis zu fünf Jahren. 

§ 384 

Landesverräterische Ausspähung 

(1) Wer sich ein Staatsgeheimnis verschafft, um 
es in einer das Wohl der Bundesrepublik Deutsch-
land oder eines ihrer Länder gefährdenden Weise 
an einen Unbefugten gelangen zu lassen oder öffent-
lich bekanntzumachen, wird mit Zuchthaus bis zu 
zehn Jahren bestraft. 

(2) In besonders schweren Fällen ist die Strafe 
Zuchthaus nicht unter fünf Jahren. Ein besonders 
schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter 
durch den Verrat des Staatsgeheimnisses die Gefahr 
eines besonders schweren Nachteils für die Bundes-
republik Deutschland herbeiführen würde. 

(3) In minder schweren Fällen ist die Strafe Ge-
fängnis von einem Jahr bis zu fünf Jahren.  

§ 385 
Preisgabe und fahrlässige Bekanntgabe 

von Staatsgeheimnissen 
(1) Wer ein Staatsgeheimnis an einen Unbefugten 

gelangen läßt oder öffentlich bekanntmacht und da-
durch fahrlässig eine Gefahr für das Wohl der 
Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer Län-
der verursacht, wird mit Gefängnis bis zu fünf Jah-
ren bestraft. 

(2) Wer fahrlässig ein Staatsgeheimnis, das ihm 
kraft seines Amtes oder seiner Dienststellung oder 
eines von einem Befugten erteilten Auftrages zu-
gänglich war, an einen Unbefugten gelangen läßt 
oder öffentlich bekanntmacht und dadurch eine Ge-
fahr für das Wohl der Bundesrepublik Deutschland 
oder eines ihrer Länder verursacht, wird mit Ge-
fängnis bis zu drei Jahren oder mit Strafhaft be-
straft. 

(3) Die Tat wird nur mit Ermächtigung der Re-
gierung des Bundes oder des Landes verfolgt, des-
sen Wohl gefährdet worden ist. 

§ 386 
Eindringen in Staatsgeheimnisse 

(1) Wer sich ein Staatsgeheimnis verschafft oder 
in Besitz behält, um es in einer das Wohl der Bun-
desrepublik Deutschland oder eines ihrer Länder 
gefährdenden Weise zu verwenden, wird mit Ge-
fängnis nicht unter einem Jahr bestraft, wenn die 
Tat nicht als landesverräterische Ausspähung mit 
Strafe bedroht ist. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 387 
Landesverräterischer Nachrichtendienst 27 ) 

(1) Wer zu einem fremden Nachrichtendienst oder 
einer anderen fremden Einrichtung, die sich mit der 
Beschaffung von Staatsgeheimnissen befassen, oder 
zu einem ihrer Mittelsmänner nachrichtendienstliche 
Beziehungen, welche die Mitteilung von Angelegen-
heiten der Bundesrepublik Deutschland zum Gegen-
stand haben, aufnimmt oder unterhält, wird mit 
Gefängnis von drei Monaten bis zu fünf Jahren be-
straft, wenn die Tat nicht in anderen Vorschriften 
dieses Titels mit schwererer Strafe bedroht ist. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer 
1. zu einer fremden Regierung oder Einrich-

tung oder zu einem ihrer Mittelsmänner 
Beziehungen aufnimmt oder unterhält, die 
wenigstens für einen der Beteiligten auf 
die Mitteilung von Staatsgeheimnissen ge-
richtet sind, oder 

2. für eine fremde Regierung oder Einrichtung 
Beziehungen der in der Nummer 1 bezeich-
neten Art zu einem anderen aufnimmt oder 
unterhält. 

(3) In besonders schweren Fällen ist die Strafe 
Gefängnis nicht unter einem Jahr. Ein besonders 
schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter 
in maßgebender nachrichtendienstlicher Stellung 
tätig wird. 
27) Es bleibt vorbehalten, als § 387 a eine Vorschrift über Wirtschafts-

spionage einzufügen. 
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(4) Straffrei ist, wer die nachrichtendienstlichen  

Beziehungen, zu deren Aufnahme er außerhalb des  

räumlichen Geltungsbereichs dieses Gesetzes von  
einer dort tätigen Einrichtung gedrängt worden ist,  
unverzüglich einer Behörde offenbart.  

§ 388  
Landesverräterische Friedensgefährdung  

(1) Wer zu einer Regierung, einer Partei, einer  

anderen Vereinigung oder einer Einrichtung außer-
halb des räumlichen Geltungsbereichs dieses Ge-
setzes oder zu einem ihrer Mittelsmänner Bezie-
hungen aufnimmt oder unterhält und dadurch ab-
sichtlich oder wissentlich Bestrebungen, die out  
einen Krieg oder ein bewaffnetes Unternehmen  

gegen die Bundesrepublik Deutschland gerichtet  

sind, verfolgt oder sich in ihren Dienst stellt, wird  
mit Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren bestraft.  

(2) In besonders schweren Fällen ist die Strafe  
lebenslanges Zuchthaus oder Zuchthaus nicht unter  

fünf Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in  

der Regel vor, wenn der Täter durch die Tat der  

Bundesrepublik Deutschland schweren Nachteil zu-
fügt.  

(3) Sind in den Fällen des Absatzes 1 die Bestre-
bungen auf Zwangsmaßregeln gegen die Bundes-
republik Deutschland oder eines ihrer Länder ge-
richtet, so ist die Strafe Zuchthaus bis zu zehn Jah-
ren, in minder schweren Fällen Gefängnis von sechs  

Monaten bis zu fünf Jahren.  

§ 389  
Landesverräterisches Vortäuschen  

von Staatsgeheimnissen  
(1) Wer Gegenstände, insbesondere Schriften,  

Zeichnungen oder Modelle, derart fälscht oder ver-
fälscht, daß sie ein Staatsgeheimnis vortäuschen,  

um sie in einer das Wohl der Bundesrepublik  
Deutschland oder eines ihrer Länder gefährdenden  

Weise zu verwenden, wird mit Zuchthaus bis zu  

zehn Jahren bestraft.  
(2) Ebenso wird bestraft, wer sich Gegenstände  

der in Absatz 1 bezeichneten Art verschafft, um sie  

in einer das Wohl der Bundesrepublik Deutschland  

oder eines ihrer Länder gefährdenden Weise zu  

verwenden.  
(3) In besonders schweren Fällen ist die Strafe  

Zuchthaus nicht unter fünf Jahren. Ein besonders  
schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Tä-
ter durch die beabsichtigte Verwendung die Gefahr  

eines besonders schweren Nachteils für die Bundes-
republik Deutschland herbeiführen würde.  

(4) Wer gefälschte oder verfälschte Gegenstände,  

Nachrichten darüber oder unwahre Behauptungen  

tatsächlicher Art, deren Inhalt ein Staatsgeheimnis  

vortäuscht, an einen anderen gelangen läßt oder  

öffentlich bekanntmacht und dadurch das Wohl der  

Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer Länder  

gefährdet, wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren  

bestraft. In besonders schweren Fallen ist die Strafe  

lebenslanges Zuchthaus oder Zuchthaus nicht unter  

fünf Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der  

Regel vor, wenn der Täter durch die Tat die Gefahr  
eines besonders schweren Nachteils für die Bundes-
republik Deutschland herbeiführt.  

(5) In minder schweren Fällen ist die Strafe Ge-
fängnis von einem Jahr bis zu fünf Jahren.  

(6) Wer in den Fallen des Absatzes 4 fahrlässig  

eine Gefahr für das Wohl der Bundesrepublik  

Deutschland oder eines ihrer Länder verursacht,  

wird mit Gefängnis bis zu fünf Jahren bestraft.  

§ 390  
Landesverräterische Fälschung 

{
und Unterdrückung 

von Beweismitteln  
(1)Wer ein Beweismittel über eine Tatsache, die 

für die Beziehungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland oder einem ihrer Linder einerseits und 
einem fremden Staat, einem Gebiet außerhalb des 
räumlichen Geltungsbereichs dieses Gesetzes oder 
einer über-  oder zwischenstaatlichen Einrichtung 
andererseits von Bedeutung ist, fälscht, verfälscht, 
vernichtet, beschädigt, unbrauchbar macht, beiseite 
schafft, unterdrückt oder sonst in seiner Verwend-
barkeit beeinträchtigt und dadurch das Wohl der 
Bundesrepublik  Deutschland oder eines ihrer Län-
der gefährdet, wird  mit Zuchthaus bis zu zehn Jah-
ren bestraft. 

(2) In minder schweren Fällen ist die Strafe Ge-
fängnis von sechs Monaten bis zu fünf Jahren. 

§ 391  
Landesverräterische Täuschung 

(1) Wer wider besseres Wissen unwahre Nach-
richten, deren Inhalt die Beziehungen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland oder einem ihrer Län-
der einerseits und einem fremden Staat, einem 
Gebiet außerhalb des räumlichen Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes oder einer über- oder zwischen-
staatlichen Einrichtung andererseits zu stören ge-
eignet ist, an eine Behörde, einen Amtsträger oder 
einen Soldaten gelangen läßt, um die Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer Lä n-
der irrezuführen, und dadurch das Wohl der Bun-
desrepublik Deutschland oder eines ihrer Länder 
gefährdet, wird mit Gefängnis von drei Monaten 
bis zu fünf Jahren bestraft, wenn die Tat nicht in 
den §§ 389 oder 390 mit Strafe bedroht ist. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 392  
Landesverräterische Untreue  

(1) Ein Beauftragter der Bundesrepublik Deutsch-
land oder eines ihrer Länder, der ein Staatsgeschäft 
mit einer fremden Regierung oder einer über- oder 
zwischenstaatlichen Einrichtung absichtlich oder wis-
sentlich zum Nachteil seines Auftraggebers führt, 
wird mit Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren bestraft. 

(2) In minder schweren Fällen ist die Strafe Ge-
fängnis von drei Monaten bis zu fünf Jahren. 

§ 393  

Staatsgeheimnisse  

Staatsgeheimnisse im Sinne dieses Titels sind 
Tatsachen, Gegenstände oder Erkenntnisse, insbe-
sondere Schriften, Zeichnungen, Modelle oder For-
meln, oder Nachrichten darüber, deren Geheimhal- 
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tung vor einer fremden Regierung für das Wohl 
der Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer 
Länder erforderlich ist. 

§ 394 
Nebenstrafen und Maßnahmen 

(1) Neben einer Zuchthausstrafe wegen Landes-
verrats kann das Gericht in den Fällen der §§ 3113, 
384, 383 und 339 das Recht, in öffentlichen Ange-
legenheiten zu wählen oder zu stimmen ab-
erkennen (§ 56 Abs. 3) . 

(2) Neben einer Gefängnisstrafe von mindestens 
einem Jahr wegen Landesverrats kann das Gericht 
in den Fällen des § 385 Abs. 1, der §§ 386, 387 und 
389 Abs. 6 sowie des § 391 die Fähigkeit, öffent-
liche Ämter zu bekleiden, und die Fähigkeit, Rechte 
aus öffentlichen Walden zu erlangen, aberkennen 
(§ 56 Abs. 1). 

(3) In den Fällen der §§ 383 bis 385 Abs. 1 und 
der §§ 336 bis 391 kann das Gericht Sicherungs-
aufsicht anordnen. 

(4) Ist eine in diesem Titel bezeichnete rechts-
widrige Tat begangen worden, so können 

1. Gegenstände, die durch die Tat hervor-
gebracht oder zu ihrer Begehung oder Vor-
bereitung gebraucht worden oder bestimmt 
gewesen sind, und 

2. Gegenstände, die Staatsgeheimnisse sind 
oder vortäuschen und auf die sich die Tat 
bezieht, 

eingezogen werden. In diesen Fällen werden Gegen-
stände, die Staatsgeheimnisse sind oder vortäuschen, 
auch ohne die Voraussetzungen des § 114 einge-
zogen, wenn das Wohl der Bundesrepublik Deutsch-
land oder eines ihrer Länder es erfordert. 

Dritter Titel 

Straftaten gegen Verfassungsorgane 

§ 395 
Nötigung eines Verfassungsorgans 

(1) Wer es unternimmt, 
1. ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder 

eines Landes oder einen seiner Ausschüsse, 
2. die Bundesversammlung oder einen ihrer 

Ausschüsse oder 
3. die Regierung oder das Verfassungsgericht 

des Bundes oder eines Landes 
mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt zu nöti-
gen, ihre Befugnisse nicht oder in einem bestimm-
ten Sinne auszuüben, wird mit Zuchthaus bis zu 
zehn Jahren bestraft. 

(2) In minder schweren Fällen ist die Strafe Ge-
fängnis von sechs Monaten bis zu fünf Jahren. 

(3) § 368 Abs. 2, 4 gilt entsprechend. 

§ 396 

Nötigung von Mitgliedern eines Verfassungsorgans 
(1) Wer ein Mitglied 

1. eines Gesetzgebungsorgans des Bundes 
oder eines Landes, 

2. der Bundesversammlung oder 

3. der Regierung oder des Verfassungs-
gerichts des Bundes oder eines Landes 

nötigt (§ 170), seine Befugnisse nicht oder in einem 
bestimmten Sinne auszuüben, wird mit Gefängnis 
von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) In besonders schweren Fällen (§ 171 Satz 2) ist 
die Strafe Gefängnis nicht unter einem Jahr. 

§ 397 

Verletzung des Bannkreises 

(1) Wer innerhalb des befriedeten Bannkreises 
tun das Gebäude eines Gesetzgebungsorgans des 
Bundes oder eines Landes oder um das Gebäude 
des Bundesverfassungsgerichts den für den Bann-
kreis geltenden Vorschriften zuwider an öffent-
lichen Versammlungen unter freiem Himmel oder 
an Aufzügen teilnimmt, wird mit Gefängnis bis zu 
einem Jahr, mit Strafhaft oder mit Geldstrafe be-
straft. 

(2)Wer solche Versammlungen oder Aufzüge 
veranstaltet, zu ihnen auffordert oder an ihnen als 
Rädelsführer teilnimmt, wird mit Gefängnis bis zu 
zwei Jahren oder mit Strafhaft bestraft. 

§ 398 

Verletzung der Hausordnung 
eines Gesetzgebungsorgans 

(1) Wer gegen Anordnungen verstößt, die ein 
Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines Landes 
oder dessen Präsident über das Betreten des Ge-
bäudes des Gesetzgebungsorgans oder des daz-
gehörenden Grundstücks oder über das Verweilen 
oder die Sicherheit und Ordnung im Gebäude oder 
auf dem Grundstück allgemein oder im Einzelfall 
erlassen hat, wird mit Strafhaft oder mit Geldstrafe 
bestraft. Die Tat wird nur mit Ermächtigung des 
Präsidenten des Gesetzgebungsorgans verfolgt. 

(2) Absatz 1 gilt bei Anordnungen eines Gesetz-
gebungsorgans des Bundes oder seines Präsidenten 
weder für die Mitglieder des Bundestages noch für 
die Mitglieder des Bundesrates und der Bundes-
regierung sowie deren Beauftragte, bei Anordnun-
gen eines Gesetzgebungsorgans eines Landes oder 
seines Präsidenten weder für die Mitglieder der 
Gesetzgebungsorgane dieses Landes noch für die 
Mitglieder der Landesregierung und deren Beauf-
tragte. 

§ 399 

Nebenstrafen und Sicherungsaufsicht 

(1) Neben einer Gefängnisstrafe von mindestens 
einem Jahr wegen Nötigung von Mitgliedern eines 
Verfassungsorgans (§ 39) kann das Gericht die 
Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden, und die 
Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen Wahlen zu er-
langen, aberkennen (§ 56 Abs. 1). 
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(2) In den Fällen der §§ 395 und 396 kann das 
Gericht Sicherungsaufsicht anordnen. 

Vierter Titel 

Straftaten bei Wahlen und Abstimmungen 

§ 400 
Abstimmungshinderung 

(1) Wer mit Gewalt oder durch Drohung mit Ge-
walt eine Abstimmung oder die Feststellung ihres 
Ergebnisses verhindert oder stört, wird mit Ge-
fängnis bis zu fünf Jahren bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 401 
Abstimmungsfälschung 

(1) Wer abstimmt, ohne stimmberechtigt zu sein, 
oder sonst ein unrichtiges Abstimmungsergebnis 
herbeiführt, wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren 
oder mit Strafhaft bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer das Abstimmungs-
ergebnis verfälscht oder unrichtig verkündet oder 
verkünden läßt. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

§ 402 
Stimmnötigung 

(1) Wer mit Gewalt, durch gefährliche Drohung 
(§ 11 Abs. 1 Nr. 7) oder durch Drohung mit einem 
wirtschaftlichen oder beruflichen Nachteil einen 
anderen nötigt, überhaupt, in einem bestimmten 
Sinne oder nicht abzustimmen, wird mit Gefängnis 
bis zu drei Jahren oder mit Strafhaft bestraft, wenn 
die Tat nicht in anderen Vorschriften über die 
Nötigung (§§ 171, 396, 418) mit schwererer Strafe 
bedroht ist. 

(2) § 170 Abs. 2 gilt entsprechend. 
(3) Der Versuch ist strafbar. 

§ 403 
Abstimmungstäuschung 

(1) Wer durch Täuschung bewirkt, daß ein ande-
rer bei der Stimmabgabe über den Inhalt seiner Er-
klärung irrt oder gegen seinen Willen nicht oder 
ungültig abstimmt, wird mit Gefängnis bis zu drei 
Jahren oder mit Strafhaft bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 404 
Stimmbestechung 

Wer es unternimmt, für eine bestimmte Abstim-
mung eine Stimme zu kaufen oder zu verkaufen, 
wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren oder mit 
Strafhaft bestraft.  

§ 405 
Gefährdung freier Stimmabgabe 

(1) Wer bei einer geheimen Abstimmung einen 
anderen 

1. veranlaßt, nicht geheim abzustimmen, oder 
2. daran hindert, seine Stimme geheim ab-

zugeben, 
und dadurch die unbeeinflußte Stimmabgabe gefähr-
det, wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren oder mit 
Strafhaft bestraft. 

(2) Wer die Tat als Mitglied des Abstimmungs-
vorstandes oder sonst als Angehöriger einer Ab-
stimmungsbehörde begeht, wird mit Gefängnis von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

§ 406 
Bruch des Abstimmungsgeheimnisses 

(1) Wer absichtlich bei oder nach einer geheimen 
Abstimmung sich oder einem anderen ohne Einwilli-
gung des Abstimmenden davon Kenntnis verschafft, 
wie dieser abstimmt oder abgestimmt hat, wird mit 
Gefängnis bis zu zwei Jahren, mit Strafhaft oder mit 
Geldstrafe bestraft..  

(2) Ebenso wird bestraft, wer einer zum Schutze 
des Abstimmungsgeheimnisses dienenden Vorschrift 
zuwiderhandelt, um sich oder einem anderen Kennt-
nis davon zu verschaffen, wie jemand abstimmt 
oder abgestimmt hat. 

§ 407 
Fälschung von Abstimmungsunterlagen 

Wer 
1. seine Eintragung in das Verzeichnis der Stimm-

berechtigten durch falsche Angaben erwirkt, 

2. wissentlich jemanden als Stimmberechtigten 
einträgt, der nicht stimmberechtigt ist, 

3. die Eintragung eines Stimmberechtigten ver-
hindert, obwohl er dessen Stimmberechtigung 
kennt, oder 

4. sich als Bewerber für eine Wahl aufstellen läßt, 
obwohl er weiß, daß er nicht wählbar ist, 

wird mit Strafhaft oder mit Geldstrafe bestraft, 
wenn die Tat nicht in anderen Vorschriften mit 
schwererer Strafe bedroht ist. 

§ 403 
Nebenstrafen 

Neben einer Gefängnisstrafe von mindestens sechs 
Monaten wegen einer in den §§ 400 bis 406 bezeich-
neten Straftat kann das Gericht die Fähigkeit, öffent-
liche Ämter zu bekleiden, die Fähigkeit, Rechte aus 
öffentlichen Wahlen zu erlangen, und das Recht, in 
öffentlichen Angelegenheiten zu wählen oder zu 
stimmen, aberkennen (§ 56 Abs. 1 bis 3). 
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§ 409 
Anwendungsbereich 

(1) Die §§ 400 bis 404 gelten für folgende Ab-
stimmungen, wenn sie auf Bundes- oder landesrecht-
lichen Rechtsvorschriften beruhen und öffentliche 
Angelegenheiten betreffen: 

1. Wahlen und andere Abstimmungen des 
Volkes im Bund und in den Ländern, Ge-
meinden und Gemeindeverbänden, 

2. Wahlen und andere Abstimmungen in den 
Volksvertretungen und in anderen Einrich-
tungen des Bundes, der Länder, der Ge-
meinden, der Gemeindeverbände und der 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts sowie Wahlen zu 
diesen Einrichtungen. 

(2) Die §§ 405 bis 407 gelten für die in Absatz 1 
Nr. 1 bezeichneten Wahlen und anderen Abstim-
mungen. 

(3) Einer Wahl oder Abstimmung steht das Unter-
schreiben eines Wahlvorschlags und das Unter-
schreiben für ein Volksbegehren gleich. 

Fünfter Titel 

Straftaten gegen die Landesverteidigung 

§ 410 
Selbstverstümmelung 

(1) Wer sich durch Verstümmelung oder auf an-
dere Weise zur Erfüllung der Wehrpflicht untaug-
lich macht oder machen läßt, wird mit Gefängnis 
von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer einen anderen mit 
dessen Einwilligung zur Erfüllung der Wehrpflicht 
untauglich macht. 

(3) Führt der Täter die Untauglichkeit nur zeit-
weise oder für eine einzelne Art der Verwendung 
herbei, so ist die Strafe Gefängnis bis zu fünf Jah-
ren oder Strafhaft. 

(4) Der Versuch ist strafbar. 

§ 411 
Wehrpflichtentziehung durch Täuschung 

(1) Wer sich oder einen anderen durch arglistige, 
auf Täuschung berechnete Machenschaften der Er-
füllung der Wehrpflicht dauernd oder zeitweise, 
ganz oder für eine einzelne Art der Verwendung 
entzieht, wird mit Gefängnis bis zu fünf .Jahren 
oder mit Strafhaft bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 412 
Lügenpropaganda gegen die Bundeswehr 

(1) Wer unwahre Behauptungen tatsächlicher Art, 
deren Verbreitung geeignet ist, die Tätigkeit der 
Bundeswehr zu stören, wider besseres Wissen zum 
Zwecke der Verbreitung aufstellt oder verbreitet, 
um die Bundeswehr in der Erfüllung ihrer Aufgabe  

der Landesverteidigung zu behindern, wird mit Ge-
fängnis bis zu drei Jahren oder mit Strafhaft 
bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 413 
Wehrmittelsabotage 

(1) Mit Gefängnis von drei Monaten bis zu fünf 
Jahren wird bestraft, wer 

1. Wehrmittel oder 
2. Anlagen oder Einrichtungen, die ganz oder 

überwiegend der Landesverteidigung oder 
dem Schutz der Zivilbevölkerung gegen 
Kriegsgefahren dienen, 

zerstört, beschädigt, verändert, beiseite schafft, un-
brauchbar oder durch technische Mittel unwirksam 
macht und dadurch die Sicherheit der Bundesrepu-
blik Deutschland, die Schlagkraft der Truppe oder 
das Leben eines anderen gefährdet. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer absichtlich oder 
wissentlich einen solchen Gegenstand oder den dafür 
bestimmten Werkstoff fehlerhaft herstellt oder lie-
fert und dadurch absichtlich oder wissentlich die in 
Absatz 1 bezeichnete Gefahr herbeiführt. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

(4) In besonders schweren Fällen ist die Strafe 
Gefängnis nicht unter einem Jahr. Ein besonders 
schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter 
der Bundesrepublik Deutschland schweren Nachteil 
zufügt oder leichtfertig den Tod eines anderen ver-
ursacht. 

(5) Wer die Gefahr in den Fällen des Absatzes 1 
fahrlässig, in den Fallen des Absatzes 2 nicht ab-
sichtlich oder wissentlich, aber vorsätzlich oder 
fahrlässig herbeiführt, wird mit Gefängnis bis zu 
drei Jahren oder mit Strafhaft bestraft, wenn die 
Tat nicht in den §§ 335 oder 370 Abs. 2 mit schwe-
rerer Strafe bedroht ist. 

§ 414 
Abbildung von Wehrmitteln; 

unerlaubte Luftaufnahmen 

(1) Wer von einem Wehrmittel, einer militä-
rischen Einrichtung oder Anlage oder einem mili-
tärischen Vorgang eine Abbildung oder Beschreibung 
anfertigt oder eine solche Abbildung oder Beschrei-
bung sich verschafft oder an einen anderen gelangen 
laßt und dadurch absichtlich oder wissentlich die 
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland oder die 
Schlagkraft der Truppe gefährdet, wird mit Gefäng-
nis bis zu fünf Jahren bestraft, wenn die Tat nicht 
in den §§ 383, 384 oder 336 mit schwererer Strafe 
bedroht ist. 

(2) Wer von einem Luftfahrzeug aus eine Licht-
bildaufnahme von einem Gebiet oder Gegenstand 
im räumlichen Geltungsbereich dieses Gesetzes an-
fertigt oder eine solche Aufnahme oder eine danach 
hergestellte Abbildung sich verschafft oder an einen 
anderen gelangen läßt und dadurch absichtlich oder 
wissentlich die Sicherheit der Bundesrepublik 
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Deutschland oder die Schlagkraft der Truppe gefähr-
det, wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren oder mit 
Strafhaft bestraft, wenn die Tat nicht in Absatz 1 
oder den §§ 383, 384 oder 386 mit schwererer Strafe 
bedroht ist. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 
(4) Wer in den Fällen des Absatzes 1 die Abbil-

dung oder Beschreibung an einen anderen gelangen 
läßt und dadurch die Gefahr nicht absichtlich oder 
wissentlich, aber vorsätzlich oder leichtfertig herbei-
führt, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren, mit 
Strafhaft oder mit Geldstrafe bestraft. 

§ 415 
Verletzung von Geheimhaltungsvorschriften 

(1) Wer Gegenstände, insbesondere Schriften, 
Zeichnungen oder Modelle, oder Mitteilungen, zu 
deren Geheimhaltung er im Interesse der Landes-
verteidigung von einer zuständigen Dienststelle 
unter Hinweis auf die Strafbarkeit der Geheimnis-
verletzung mit seiner Einwilligung förmlich ver-
pflichtet worden ist, oder Nachrichten darüber an 
einen Unbefugten gelangen läßt oder öffentlich 
bekanntmacht, wird mit Gefängnis bis zu drei Jah-
ren, mit Strafhaft oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 
(3) Die Tat wird nur mit Ermächtigung der Bun-

desregierung verfolgt. 

§ 416 
Anwerbung zu fremdem Wehrdienst 

(1) Wer im Inland oder als Deutscher im Ausland 
zugunsten einer ausländischen Macht einen Deut-
schen zum Wehrdienst in einer militärischen oder 
militärähnlichen Einrichtung anwirbt oder ihren 
Werbern oder dem Wehrdienst einer solchen Ein-
richtung zuführt, wird mit Gefängnis von drei Mo-
naten bis zu fünf Jahren bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 417 
Nebenstrafen und Maßnahmen 

(1) Neben einer Gefängnisstrafe von mindestens 
einem Jahr wegen Wehrmittelsabotage kann das 
Gericht in den Fällen des § 413 Abs. 1 bis 4 die 
Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden, und die 
Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen Wahlen zu er-
langen, aberkennen (§ 56 Abs. 1). 

(2) In den Fällen der §§ 413, 414 und 416 kann 
das Gericht Sicherungsaufsicht anordnen. 

(3) Ist eine in den §§ 412 bis 415 bezeichnete 
rechtswidrige Tat begangen worden, so können 

1. Gegenstände, die durch die Tat hervor-
gebracht oder zu ihrer Begehung oder Vor-
bereitung gebraucht worden oder bestimmt 
gewesen sind, 

2. Abbildungen, Beschreibungen oder Auf-
nahmen, auf die sich eine in § 414 bezeich-
nete rechtswidrige Tat bezieht, und 

3. Gegenstände, die durch eine in § 415 be- 
zeichnete rechtswidrige Tat an einen Un- 
befugten gelangt sind oder durch den Ver- 
such einer solchen Tat gelangen sollten, 

eingezogen werden. In diesen Fällen werden Ge-
genstände der in den Nummern 2 und 3 bezeich-
neten Art auch ohne die Voraussetzungen des § 114 
eingezogen, wenn das Interesse der Landesverteidi-
gung es erfordert. 

Sechster Titel 
Auflehnung gegen die Staatsgewalt 

§ 418 
Nötigung zu Diensthandlungen 

(1) Wer eine Behörde, einen Amtsträger oder 
einen Soldaten mit Gewalt oder durch gefährliche 
Drohung (§ 11 Abs. 1 Nr.7) dazu nötigt, eine Dienst-
handlung (§ 11 Abs. 1 Nr. 4) vorzunehmen, wird 
mit Gefängnis bis zu fünf Jahren oder mit Strafhaft 
bestraft. § 170 Abs. 2 gilt entsprechend. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 419 
Widerstand 

(1) Wer eine Behörde, einen Amtsträger oder 
einen Soldaten mit Gewalt oder durch gefährliche 
Drohung (§ 11 Abs. 1 Nr. 7) dazu nötigt, eine Dienst-
handlung (§ 11 Abs. 1 Nr. 4) nicht vorzunehmen, 
wird mit Gefängnis bis zu fünf Jahren oder mit 
Strafhaft bestraft. § 170 Abs. 2 gilt entsprechend. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 
(3) Nach Absatz 1 wird auch bestraft, wer einen 

Amtsträger oder einen Soldaten während einer 
Diensthandlung tätlich angreift. 

(4) Die Tat ist nicht als Widerstand strafbar, 
wenn die Diensthandlung nicht rechtmäßig ist. Dies 
gilt auch dann, wenn der Täter irrig annimmt, die 
Diensthandlung sei rechtmäßig. 

(5) Nimmt der Täter irrig an, die Diensthandlung 
sei nicht rechtmäßig, so kann das Gericht die Strafe 
nach seinem Ermessen mildern (§ 64 Abs. 2) und, 
wenn der Irrtum dem Täter nicht vorzuwerfen ist, 
auch von Strafe absehen. 

§ 420 
Nötigung und Widerstand gegen Forst-, Feld-, 

Jagd- oder Fischereischutzberechtigte 
Für die Anwendung der §§ 418 und 419 steht der 

Diensthandlung eines Amtsträgers eine Handlung 
gleich, die ein zur Wahrnehmung des Forst-, Feld-, 
Jagd- oder Fischereischutzes Berechtigter in Aus-
übung dieses Schutzes vornimmt. 

§ 421 

Hilfspersonen 
Die §§ 418 bis 420 gelten zum Schutz von Per-

sonen entsprechend, die zur Unterstützung bei einer 
Diensthandlung oder einer in § 420 bezeichneten 
Handlung zugezogen sind. 
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§ 422 
Besonders schwere Fälle 

In besonders schweren Fällen werden die Nöti-
gung zu Diensthandlungen und der Widerstand 
(§§ 413 bis 421) mit Gefängnis nicht unter sechs 
Monaten bestraft. Ein besonders schwerer Fall liegt 
in der Regel vor, wenn 

1. der Täter mit einem Verbrechen droht, 
2. er durch eine Gewalttätigkeit den Angegriffe-

nen in die Gefahr des Todes oder einer schwe-
ren Schädigung an Körper oder Gesundheit 
(§ 147 Abs. 2) bringt oder 

3. die Tat den Tod oder eine schwere Schädigung 
des Angegriffenen an Körper oder Gesundheit 
zur Folge hat. 

§ 423 
Meuterei von Gefangenen 

(1) Gefangene, die mit vereinten Kräften 
1. einen Anstaltsbeamten, einen anderen 

Amtsträger oder einen mit ihrer Beauf-
sichtigung Beauftragten nötigen (§ 170) 
oder tätlich angreifen, 

2. gewaltsam ausbrechen oder 
3. gewaltsam einem von ihnen oder einem 

anderen Gefangenen zum Ausbruch ver-
helfen, 

werden mit Gefängnis von drei Monaten bis zu 
fünf Jahren bestraft. Der Versuch ist strafbar. 

(2) Gefangene, die mit vereinten Kräften aus 
Widersetzlichkeit Sachen zerstören oder beschädi-
gen, werden  mit Gefängnis bis zu fünf Jahren be-
straft. 

(3) Gefangener im Sinne der Absätze 1 und 2 ist 
auch, wer in Sicherungsverwahrung, vorbeugender 
Verwahrung, einer Bewahrungsanstalt oder einem 
Arbeitshaus untergebracht ist. 

§ 424 
Schwere Meuterei 

In besonders schweren Fällen wird die Meuterei 
nach § 423 Abs. 1 mit Gefängnis nicht unter einem 
Jahr bestraft. Ein besonders schwerer Fall liegt in 
der Regel vor, wenn 

1. der Täter Rädelsführer ist, 
2. er selbst Gewalt gegen einen anderen anwen-

det oder ihn tätlich angreift oder 
3. die Meuterei den Tod oder eine schwere 

Schädigung eines anderen an Körper oder Ge-
sundheit (§ 147 Abs. 2) zur Folge hat. 

§ 425 
Befreiung von Gefangenen 

(1) Wer einen Gefangenen (§ 423) befreit, ihn 
zum Entweichen verleitet oder dabei fördert, wird 
mit Gefängnis bis zu drei Jahren oder mit Strafhaft 
bestraft. 

(2) Ist der Täter als Amtsträger verpflichtet, das 
Entweichen des Gefangenen zu verhindern, so ist 
die Strafe Gefängnis von drei Monaten bis zu fünf 
Jahren. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

(4) Einem Gefangenen im Sinne der Absätze 1 
und 2 steht gleich, wer sonst auf behördliche An-
ordnung in einer Anstalt verwahrt wird. 

§ 426 
Verwahrungsbruch 

(1) Wer Schriftstücke oder andere bewegliche 
Sachen, die sich in dienstlicher Verwahrung befin-
den oder ihm oder einem anderen dienstlich in 
Verwahrung gegeben worden sind, zerstört, beschä-
digt, unbrauchbar macht oder der dienstlichen Ver-
fügung entzieht, wird mit Gefängnis bis zu zwei 
Jahren, mit Strafhaft oder mit Geldstrafe bestraft, 
wenn die Tat nicht in § 303 Abs. 2, §§ 305, 306 Abs. 2 
oder § 451 mit schwererer Strafe bedroht ist. 

(2) Dasselbe gilt für Schriftstücke oder andere 
bewegliche Sachen, die sich in amtlicher Verwah-
rung einer Religionsgesellschaft des öffentlichen 
Rechts befinden oder von dieser dem Täter oder 
einem anderen amtlich in Verwahrung gegeben 
worden sind. 

(3) Wer die Tat an einer Sache begeht, die ihm 
als Amtsträger anvertraut worden oder zugänglich 
geworden ist, wird mit Gefängnis bis zu fünf Jah-
ren bestraft. 

§ 427 
Verstrickungsbruch und Siegeibruch 

(1) Wer eine Sache, die dienstlich gepfändet oder 
in Beschlag genommen ist, zerstört, beschädigt, un-
brauchbar macht oder in anderer Weise ganz oder 
zum Teil der Verstrickung entzieht, wird mit Ge-
fängnis bis zu einem Jahr, mit Strafhaft oder mit 
Geldstrafe bestraft, wenn die Tat nicht als Verwah-
rungsbruch mit Strafe bedroht ist. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer ein dienstliches 
Siegel beschädigt oder ablöst, das angelegt ist, um 
Sachen dienstlich zu verschließen, in Beschlag zu 
nehmen oder zu bezeichnen, oder wer den durch 
ein solches Siegel bewirkten Verschluß ganz oder 
zum Teil unwirksam macht. 

(3) Die Tat ist nicht nach den Absätzen 1 und 2 
strafbar, wenn die Pfändung, die Beschlagnahme 
oder die Anlegung des Siegels nicht durch eine 
rechtmäßige Diensthandlung vorgenommen ist. Dies 
gilt auch dann, wenn der Täter irrig annimmt, die 
Diensthandlung sei rechtmäßig. 

(4) Nimmt der Täter irrig an, die Diensthandlung 
sei nicht rechtmäßig, und ist ihm der Irrtum nicht 
vorzuwerfen, so kann das Gericht von Strafe ab-
sehen. 

(5) Die Absätze 2 bis 4 gelten für amtliche Siegel 
einer Religionsgesellschaft des öffentlichen Rechts 
entsprechend. 
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§ 428 
Verletzung amtlicher Bekanntmachungen 

(1) Wer absichtlich oder wissentlich ein dienst-
liches Schriftstück, das zur Bekanntmachung öffent-
lich angeschlagen oder ausgelegt ist, zerstört, besei-
tigt, verunstaltet oder ganz oder zum Teil unkennt-
lich macht, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr, 
mit Strafhaft oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Dasselbe gilt für amtliche Schriftstücke einer 
Religionsgesellschaft des öffentlichen Rechts. 

§ 429 
Verstoß gegen Weisungen bei der Sicherungs

-

aufsicht 
Wer während der Sicherungsaufsicht gegen eine 

in § 93 Abs. 1 bezeichnete Weisung böswillig oder 
beharrlich verstößt, wird mit Gefängnis bis zu einem 
Jahr, mit Strafhaft oder mit Geldstrafe bestraft. 

§ 430 
Verstoß gegen das Berufsverbot 
und das Verbot der Tierhaltung 

(1) Wer einen Beruf, ein Gewerbe oder einen Ge-
werbezweig für sich oder einen anderen ausübt, 
oder durch einen anderen für sich ausüben läßt, ob-
wohl dies ihm oder dem anderen strafgerichtlich 
untersagt ist, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr, 
mit Strafhaft oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer ein Tier hält, ob-
wohl ihm dies strafgerichtlich untersagt ist. 

Siebenter Titel 

Gefährdung der Rechtspflege 

Falsche Aussage 

§ 431 
Falsche uneidliche Aussage 

Wer vor Gericht oder einer anderen zur eidlichen 
Vernehmung von Zeugen oder Sachverständigen 
zuständigen Stelle als Zeuge oder Sachverständiger 
uneidlich falsch aussagt, wird mit Gefängnis von 
drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 

§ 432 
Meineid 

(1) Wer vor Gericht oder einer anderen zur Ab-
nahme von Eiden zuständigen Stelle falsch schwört, 
wird mit Gefängnis nicht unter einem Jahr bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 433 
Schwerer Meineid 

(1) Der Meineid wird mit Zuchthaus bis zu fünf-
zehn Jahren bestraft, wenn der Täter 

1. die Tat gegen Entgelt begeht, 
2. durch die Tat bewirkt, daß ein anderer die 

Freiheit auf Grund gerichtlicher Anordnung 

verliert, in wirtschaftliche Not gerät, seine 
Berufsstellung einbüßt oder eine Zerrüttung 
seiner Ehe oder seiner Familienverhält-
nisse erleidet oder 

3. durch die Tat vereitelt, daß ein anderer 
wegen eines von diesem begangenen Ver-
brechens bestraft wird. 

(2) In minder schweren Fällen ist die Strafe Ge-
fängnis nicht unter einem Jahr. 

§ 434 
Falsche Versicherung an Eides Statt 

Wer einem Gericht oder einer anderen zur Ab-
nahme eidesstattlicher Versicherungen zuständigen 
Stelle eine falsche Versicherung an Eides Statt ab-
gibt, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren bestraft. 

§ 435 
Versuch der Beteiligung 

Für die falsche uneidliche Aussage und den Mein-
eid gelten die Vorschriften über den Versuch der 
Beteiligung (§§ 35, 36) und für die falsche Ver-
sicherung an Eides Statt die Vorschriften über den 
Versuch der Anstiftung (§ 35 Abs. 1, § 36) ent-
sprechend. 

§ 436 
Herbeiführen einer falschen Aussage 

(1) Wer einen anderen dahin beeinflußt, daß 
ser gutgläubig 

1. falsch schwört (§ 432), 
2. uneidlich falsch aussagt (§ 431) oder 
3. eine falsche Versicherung an Eides Statt 

abgibt (§ 434), 
wird im Falle der Nummer 1 mit Gefängnis von drei 
Monaten bis zu fünf Jahren, im Falle der Nummer 2 
mit Gefängnis bis zu drei Jahren und im Falle der 
Nummer 3 mit Gefängnis bis zu einem Jahr bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 437 
Fahrlässiger Falscheid; 

leichtfertige falsche Versicherung an Eides Statt 
(1) Wer fahrlässig vor Gericht oder einer anderen 

zur Abnahme von Eiden zuständigen Stelle falsch 
schwört, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren 
bestraft. 

(2) Wer leichtfertig einem Gericht oder einer 
anderen zur Abnahme eidesstattlicher Versicherun-
gen zuständigen Stelle eine falsche Versicherung an 
Eides Statt abgibt, wird mit Gefängnis bis zu einem 
Jahr, mit Strafhaft oder mit Geldstrafe bestraft. 

§ 438 
Aussagenotstand; 

falsche Aussage wegen Nötigung 
(1) Hat jemand als Zeuge oder Sachverständiger 

oder bei der Leistung des Offenbarungseides die 
Unwahrheit bekundet, um von sich oder einem An-
gehörigen die Gefahr abzuwenden, wegen einer 
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rechtswidrigen Tat bestraft oder einer Maßnahme 
(§ 11 Abs. 1 Nr. 5) unterworfen zu werden, so kann 
das Gericht die Strafe wegen falscher uneidlicher 
Aussage, Meineids oder falscher Versicherung an 
Eides Statt nach § 64 Abs. 1 mildern. Dies gilt nicht, 
wenn die rechtswidrige Tat durch eine Äußerung 
des Täters in derselben Sache begangen worden ist, 
in welcher er die falsche Aussage gemacht, den 
Meineid geleistet oder die falsche Versicherung 
abgegeben hat. 

(2) Das Gericht kann die Strafe ebenso mildern, 
wenn jemand die Unwahrheit bekundet hat, weil 
ein anderer ihn mit Gewalt oder durch Drohung mit 
einem empfindlichen Übel dazu genötigt hat. 

(3) Auf Teilnehmer sind die Absätze 1 und 2 nicht 
anzuwenden. 

§ 439 
Strafmilderung wegen Verfahrensverstoßes 

Ist der Täter einem gesetzlichen Verbot zuwider 
vereidigt worden oder war er berechtigt, die Aus-
sage oder den Eid zu verweigern, und ist er dem 
Gesetz zuwider darüber nicht belehrt worden, so 
kann das Gericht die Strafe wegen falscher uneid-
licher Aussage, Meineids oder fahrlässigen Falsch-
eids nach § 64 Abs. 1 mildern. 

§ 440 
Strafmilderung 

wegen Bedeutungslosigkeit der Aussage 
(1) Betrifft in den Fallen der §§ 431 bis 437 die 

falsche Erklärung eine Tatsache, die für das Verfah-
ren von vornherein offensichtlich bedeutungslos 
war, so kann das Gericht die Strafe wegen Mein-
eids nach § 64 Abs. 1 mildern, wegen einer anderen 
Tat die Strafe nach seinem Ermessen mildern (§ 64 
Abs. 2) oder von Strafe absehen. 

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der Tä-
ter die darin bezeichneten Voraussetzungen irrig 
angenommen hat. 

§ 441 
Dem Eid und der Versicherung an Eides Statt 

gleichstehende Erklärungen 

(1) Dem Eid steht die Berufung auf einen früheren 
Eid und bei Personen, die von der Pflicht zur Eides-
leistung befreit sind, die an Stelle des Eides zuge-
lassene Beteuerung gleich. 

(2) Der Versicherung an Eides Statt steht die 
Berufung auf eine frühere Versicherung an Eides 
Statt gleich. 

§ 442 
Tätige Reue 

(1) Das Gericht kann die Strafe wegen falscher 
uneidlicher Aussage, Meineids, falscher Versiche-
rung an Eides Statt und Herbeiführens einer 
falschen Aussage gegenüber dem Beteiligten, der 
die falsche Angabe rechtzeitig berichtigt, nach sei-
nem Ermessen mildern (§ 64 Abs. 2) oder von Strafe 
absehen. 

(2) Unter denselben Voraussetzungen ist der Tä-
ter straffrei, der sich eines fahrlässigen Falscheids 
oder einer leichtfertigen falschen Versicherung an 
Eides Statt schuldig gemacht hat. 

(3) Die Berichtigung ist verspätet, wenn sie bei 
der Entscheidung nicht mehr berücksichtigt werden 
kann oder aus der Tat ein Nachteil für einen ande-
ren entstanden ist, oder wenn der Beteiligte zuvor 
erfahren hat, daß gegen ihn eine Anzeige erstattet 
oder eine Untersuchung eingeleitet worden ist. 

(4) Die Berichtigung kann bei der Stelle, der die 
falsche Angabe gemacht worden ist oder die sie im 
Verfahren zu prüfen hat, sowie bei einem Gericht, 
einer Staatsanwaltschaft oder einer Polizeibehörde 
erklärt werden. 

§ 443 
Nebenstrafen 

Neben einer Gefängnisstrafe von mindestens 
einem Jahr wegen Meineids (§ 432) kann das Ge-
richt die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden, 
und die Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen Wahlen 
zu erlangen, aberkennen (§ 56 Abs. 1). 

Andere Straftaten 
gegen die Rechtspflege 

§ 444 
Falsche Verdächtigung 

Wer einen anderen bei einer Behörde, bei einer 
zur Entgegennahme von Anzeigen zuständigen 
Stelle oder öffentlich in der Absicht, gegen ihn ein 
Strafverfahren oder eine andere behördliche Maß-
nahme herbeizuführen oder fortdauern zu lassen, 
wider besseres Wissen 

1. einer rechtswidrigen Tat oder der Verletzung 
einer Dienstpflicht verdächtigt oder 

2. über ihn eine unwahre Behauptung tatsäch-
licher Art aufstellt oder verbreitet, die geeignet 
ist, zu der beabsichtigten Folge zu führen, 

wird mit Gefängnis bis zu fünf Jahren bestraft 28). 

§ 445 
Bekanntgabe der Verurteilung 

(1) Wird wegen falscher Verdächtigung auf Strafe 
erkannt, so ist auf Antrag des Verletzten anzuord-
nen, daß die Verurteilung insoweit öffentlich be-
kanntgemacht wird. Stirbt der Verletzte, so geht das 
Antragsrecht auf die Angehörigen über. § 121 Abs. 2 
bis 4 gilt entsprechend. 

(2) Für die Art der Bekanntmachung und den 
Vollzug der Anordnung gilt § 181 Abs. 2, 3 entspre-
chend. 

§ 446 
Vortäuschen einer Straftat 

(1) Wer wider besseres Wissen 
1. einer Behörde oder einer zur Entgegen-

nahme von Anzeigen zuständigen Stelle 
vortäuscht, daß eine rechtswidrige Tat be-
gangen worden sei, oder 

2. eine der in Nummer 1 bezeichneten Stellen 
über die Person eines an einer rechtswidri-
gen Tat Beteiligten zu täuschen sucht, 

28) Es ist zu prüfen, ob § 164 Abs. 6 StGB in die Strafprozeßordnung 
aufgenommen werden soll. 
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wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr, mit Strafhaft 
oder mit Geldstrafe bestraft, wenn die Tat nicht als 
falsche Verdächtigung oder als Strafvereitelung mit 
Strafe bedroht ist. 

(2) Nach Absatz 1 Nr. 2 wird nicht bestraft, wer 
die Tat begeht, um von sich oder einem Angehö-
rigen die Gefahr abzuwenden, wegen einer rechts-
widrigen Tat bestraft oder einer Maßnahme (§ 11 
Abs. 1 Nr. 5) unterworfen zu werden. 

§ 447 
Strafvereitelung 

(1) Wer absichtlich oder wissentlich ganz oder 
zum Teil vereitelt, daß ein anderer dem Strafgesetz 
gemäß wegen einer rechtswidrigen Tat bestraft 
oder einer Maßnahme (§ 11 Abs. 1 Nr. 5) unterwor-
fen wird, wird mit Gefängnis bis zu fünf Jahren, 
mit Strafhaft oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer absichtlich oder wis-
sentlich die Vollstreckung einer gegen einen ande-
ren verhängten Strafe oder Maßnahme ganz oder 
zum Teil vereitelt. 

(3) Die Strafe darf nach Art und Maß nicht schwe-
rer sein als die für die Vortat angedrohte Strafe. 

(4) Der Versuch ist strafbar. 
(5) Wegen Strafvereitelung wird nicht bestraft, 

wer durch die Tat zugleich ganz oder zum Teil ver-
eiteln will, daß er selbst wegen Beteiligung an der 
Vortat bestraft oder einer Maßnahme unterworfen 
wird, oder daß die gegen ihn verhängte Strafe oder 
Maßnahme vollstreckt wird. 

(6) Wer die Tat zugunsten eines Angehörigen 
begeht, ist straffrei: 

§ 448 
Strafvereitelung im Amt 

(1) Ist im Falle des § 447 Abs. 1 der Täter als 
Amtsträger zur Mitwirkung bei dem Strafverfahren 
oder dem Verfahren zur Anordnung der Maßnahme 
(§ 11 Abs. 1 Nr. 5) oder ist er im Falle des § 447 
Abs. 2 als Amtsträger zur Mitwirkung bei der Voll-
streckung der Strafe oder der Maßnahme berufen, 
so ist die Strafe Gefängnis nicht unter sechs Mona-
ten, in minder schweren Fällen Gefängnis bis zu 
drei Jahren. 

(2) § 447 Abs. 3, 6 ist nicht anzuwenden. 

§ 449 

Unterlassene Verbrechensanzeige 

(1) Wer von dem Vorhaben oder der Ausführung 
eines Totschlags oder Mordes (§§ 134, 135), 
eines erpresserischen Kindesraubs (§ 165), 
einer Verschleppung (§ 166), 
eines Menschenhandels (§ 229), 
eines Rauhes oder einer räuberischen Erpres-
sung (§§ 245, 246, 261), 
einer Geldfälschung (§ 312), 

eines gemeingefährlichen Verbrechens (§ 320 
Abs. 1 bis 3, §§ 322, 323 Abs. 1 bis 3, § 324 
Abs. 1 bis 3, §§ 325, 326, 327 Abs. 1, 2, § 328 
Abs. 1, 2, § 329 Abs. 1, 2, § 330 Abs. 1, 2, § 331), 
eines Verbrechens gegen die Sicherheit des 
Verkehrs (§ 342 Abs. 2, § 343 Abs. 2, § 348), 
eines Verbrechens des Hochverrats (§§ 361 bis 
363 Abs. 1, §§ 364, 365), 
eines Verbrechens des Landesverrats (§§ 383, 
384, 388, 389 Abs. 1 his 5, §§ 390, 392) oder 
eines Völkermordes (§§ 478, 479) 

zu einer Zeit, zu der die Ausführung oder der Erfolg 
noch abgewendet werden kann, erfährt und es 
unterläßt, dies einer Behörde oder dem Bedrohten 
rechtzeitig anzuzeigen, obwohl er mit der Ausfüh-
rung oder dem Erfolg rechnet, wird mit Gefängnis 
bis zu fünf Jahren bestraft. 

(2) Unterläßt der Täter die Anzeige leichtfertig, 
so ist die Strafe Gefängnis bis zu einem Jahr, Straf-
haft oder Geldstrafe. 

(3) Die Unterlassung der Anzeige ist nicht straf-
bar, wenn die anzuzeigende Tat weder vollendet 
oder versucht noch in strafbarer Weise vorbereitet 
worden ist. Jedoch ist sie strafbar, wenn der Täter 
der anzuzeigenden Tat zwar ohne Schuld, aber 
rechtswidrig handelt. 

§ 450 
Straflosigkeit der unterlassenen Verbrechensanzeige 

(1) Ein Geistlicher ist nicht verpflichtet anzu-
zeigen, was ihm in seiner Eigenschaft als Seelsorger 
anvertraut worden ist. 

(2) Wer eine Anzeige unterläßt, die er gegen 
einen Angehörigen erstatten müßte, ist straffrei, 
wenn er sich ernsthaft bemüht hat, ihn von der Tat 
abzuhalten oder den Erfolg abzuwenden, es sei 
denn, daß es sich um einen Totschlag oder Mord 
handelt. Unter denselben Voraussetzungen ist ein 
Rechtsanwalt, Verteidiger oder Arzt nicht verpflich-
tet anzuzeigen, was ihm in dieser Eigenschaft anver-
traut worden ist. 

(3) Straffrei ist, wer die Ausführung oder den 
Erfolg der Tat anders als durch Anzeige abwendet. 
Unterbleibt die Ausführung oder der Erfolg der Tat 
ohne Zutun des zur Anzeige Verpflichteten, so ge-
nügt zu seiner Straflosigkeit sein freiwilliges und 
ernsthaftes Bemühen, den Erfolg abzuwenden. 

§ 451 
Unterdrückung von Beweismitteln 

(1) Wer eine Sache, über die ein anderer verfü-
gungsberechtigt ist und die dieser zur Verwendung 
als Beweismittel in einem rechtlich geordneten Ver-
fahren bestimmt hat, ohne dessen Einwilligung ver-
nichtet, beschädigt, unbrauchbar macht, beiseite 
schafft oder unterdrückt, um ihren Gebrauch als 
Beweismittel in dem Verfahren zu verhindern, wird 
mit Gefängnis bis zu drei Jahren oder mit Strafhaft 
bestraft, wenn die Tat nicht als Unterdrückung einer 
Urkunde, eines Beweiszeichens, eines Tonträgers 
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oder einer technischen Aufzeichnung (§ 303 Abs. 2, 3, 
§§ 305, 306 Abs. 2) mit Strafe bedroht ist. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) In besonders schweren Fällen ist die Strafe 
Gefängnis nicht unter sechs Monaten. § 308 Abs. 2 
gilt entsprechend. 

(4) Macht ein Beteiligter die Tat rechtzeitig un-
schädlich oder schafft er das Beweismittel rechtzeitig 
zum Gebrauch in dem Verfahren herbei, so kann 
das Gericht ihm gegenüber die in den Absätzen 1 
und 3 angedrohte Strafe nach seinem Ermessen mil-
dern (§ 64 Abs. 2) oder von Strafe absehen. Der 
Beteiligte handelt verspätet, wenn er zuvor erfah-
ren hat, daß gegen ihn eine Anzeige erstattet oder 
eine Untersuchung eingeleitet worden ist. Die Her-
beischaffung ist außerdem verspätet, wenn sie in 
dem Verfahren nicht mehr berücksichtigt werden 
kann oder aus der Tat ein Nachteil für einen ande-
ren entstanden ist. 

§ 452 
Störung der Strafrechtspflege 

Wer während eines Strafverfahrens dessen künf-
tigen Ausgang oder den Wert eines Beweismittels 
vor dem Urteil des ersten Rechtszuges öffentlich 

1. in Druckschriften, in Film- oder Funkdarstel-
lungen oder 

2. in einer Versammlung 
in einer Weise erörtert, die der amtlichen Entschei-
dung in diesem Verfahren vorgreift, wird mit Ge-
fängnis bis zu einem Jahr, mit Strafhaft oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

§ 453 
Verbotene Mitteilungen über 

Gerichtsverhandlungen 

Mit Gefängnis bis zu einem Jahr, mit Strafhaft 
oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 

1. einem gesetzlichen Verbot") zuwider über den 
Inhalt einer Gerichtsverhandlung, bei der die 
Öffentlichkeit ausgeschlossen war, oder über 
den Inhalt eines die Sache betreffenden amt-
lichen Schriftstücks öffentlich eine Mitteilung 
macht 30 ),  

2. einer vorn Gericht auf Grund eines Gesetzes 31) 
auferlegten Schweigepflicht zuwider Tatsachen 
offenbart, die durch eine nichtöffentliche Ge-
richtsverhandlung oder durch ein die Sache 
betreffendes amtliches Schriftstück zu seiner 
Kenntnis gelangt sind, oder 

3. die Anklageschrift oder andere amtliche Schrift-
stücke eines Strafverfahrens öffentlich mitteilt, 

29) Gesetzliche Verbote enthalten § 134 b StGB und Artikel III des Ge-
setzes betreffend die unter Ausschluß der Offentlichkeit statt-
findenden Gerichtsverhandlungen vom 5. April 1883 Reichsgesetzbl. 
s. 133) i. d. F. der Verordnung vom 9. äMrz 1932 Rechsgesetzbl. I 
S. 121). Diese Verbote werden durch das Einführungsgesetz in das 
Gerichtsverfassungsgesetz zu übernehmen sein. 

30) Es bedarf einer Prüfung, 01) für Verhandlungen parlamentarischer 
Untersuchungsausschüsse ein entsprechender Schutz. gewährt wer-
den soll. 

31) Vgl. § 174 Abs, 2 GVG.  

bevor sie in öffentlicher Verhandlung erörtert 
worden sind oder das Verfahren abgeschlossen 
ist. 

§ 454 
Aussageerpressung 

(1) Wer als Amtsträger, der zur Mitwirkung bei 

1. einem Strafverfahren, einem Verfahren zur 
Anordnung einer Maßnahme (§ 11 Abs. 1 
Nr. 5) oder einer behördlichen Verwahrung 
oder 

2. einem Disziplinarverfahren gegen Beamte 
oder Richter oder einem ehrengerichtlichen 
Verfahren 

berufen ist, gegen einen anderen Gewalt anwendet 
oder androht, ihn körperlich mißhandelt oder see-
lisch quält, um in dem Verfahren Aussagen oder 
Erklärungen herbeizuführen oder zu verhindern, 
wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren bestraft. 

(2) In minder schweren Fällen ist die Strafe Ge-
fängnis von sechs Monaten his zu fünf Jahren. 

§ 455 
Rechtsbeugung 

(1) Ein Richter, ein anderer Amtsträger oder ein 
Schiedsrichter, der bei der Leitung eines rechtlich 
geordneten Verfahrens in einer nach Rechtsgrund-
sätzen zu entscheidenden Sache oder bei der Ent-
scheidung in einem solchen Verfahren absichtlich 
oder wissentlich zugunsten oder zum Nachteil eines 
Beteiligten das Recht beugt, wird mit Zuchthaus bis 
zu zehn Jahren bestraft. 

(2) In minder schweren Fallen ist die Strafe Ge-
fängnis von sechs Monaten bis zu fünf Jahren. 

§ 456 
Verfolgung Unschuldiger 

(1) Wer als Amtsträger, der zur Mitwirkung bei 
einem Strafverfahren oder einem Verlahren zur An-
ordnung einer Malinahme (§ 11 Abs. 1 Nr.5) berufen 
ist 32), absichtlich oder wissentlich einen Unschul-
digen oder jemanden, der sonst nach dem Gesetz 
nicht strafrechtlich verfolgt werden darf, strafrecht-
lich verfolgt oder auf eine solche Verfolgung hin-
wirkt, wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren, in 
minder schweren Fällen mit Gefängnis von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer als Amtsträger, der 
zur Mitwirkung bei einem Verfahren zur Anord-
nung einer behördlichen Verwahrung berufen ist, 
absichtlich oder wissentlich einen anderen, der nach 
dem Gesetz nicht verwahrt werden darf, zur Ver-
wahrung bringt oder auf eine solche Verwahrung 
hinwirkt. 

(3) Wer als Amtsträger, der zur Mitwirkung bei 
einem Disziplinarverfahren gegen Beamte oder Rich-
ter oder bei einem ehrengerichtlichen Verfahren 
berufen ist, absichtlich oder wissentlich einen ande-
ren, der nach dem Gesetz nicht disziplinarrechtlich 

32) Die Fraie, ob und in welchem Umfang auch die Mitwirkung bei 
einem Verfahren nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten in 
den Tatbesland aufzunehmen tst, kann erst im Zusammenhang 
mit der Neuregelung des Ordnungswidrigkeitenrechts entschieden 
werden. 



Drucksache 2150 	Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 

oder ehrengerichtlich verfolgt werden darf, in dieser 
Weise verfolgt oder auf eine solche Verfolgung hin-
wirkt, wird mit Gefängnis von drei Monaten bis zu 
fünf Jahren bestraft. 

§ 457 
Vollstreckung gegen Unschuldige 

(1) Wer als Amtsträger, der zur Mitwirkung bei 
der Vollstreckung einer Strafe oder einer Maß-
nahme (§ 11 Abs. 1 Nr. 5) berufen ist, eine Strafe 
oder Maßnahme vollstreckt, die nach dem Gesetz 
nicht vollstreckt werden darf, wird mit Zuchthaus 
bis zu zehn Jahren, in minder schweren Fällen mit 
Gefängnis von sechs Monaten bis zu fünf Jahren 
bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer als Amtsträger, der 
zur Mitwirkung bei der Vollstreckung einer behörd-
lichen Verwahrung berufen ist, gegen einen anderen 
eine Verwahrung vollstreckt, die nach dem Gesetz 
nicht vollstreckt werden darf. 

(3) Vollstreckt der in den Absätzen 1 oder 2 be-
zeichnete Amtsträger leichtfertig eine Freiheits-
strafe, eine freiheitsentziehende Maßregel oder eine 
behördliche Verwahrung, die nach dem Gesetz nicht 
vollstreckt werden darf, so ist die Strafe Gefängnis 
bis zu einem Jahr, Strafhaft oder Geldstrafe. 

(4) Wer als Amtsträger, der zur Mitwirkung bei 
der Vollstreckung einer Disziplinarstrafe gegen Be-
amte oder Richter oder einer ehrengerichtlichen 
Strafe berufen ist, eine Disziplinarstrafe oder eine 
ehrengerichtliche Strafe vollstreckt, die nach dem 
Gesetz nicht vollstreckt werden darf, wird mit Ge-
fängnis von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 

§ 458 

Parteiverrat 
Wer als Rechtsanwalt oder Patentanwalt in der-

selben ihm anvertrauten Rechtssache mehreren 
Auftraggebern, deren Interessen einander sachlich 
widerstreiten, Rat oder Beistand gewährt und da-
bei absichtlich oder wissentlich zugunsten eines 
Auftraggebers gegen den Auftrag oder zum Nach-
teil eines anderen Auftraggebers handelt, wird mit 
Gefängnis bis zu fünf Jahren bestraft. 

§ 459 
Nebenstrafen 

Neben einer Gefängnisstrafe von mindestens 
einem Jahr wegen 

falscher Verdächtigung (§ 444), 
Strafvereitelung im Amt (§ 448), 
Verfolgung Unschuldiger in den Fällen des § 456 
Abs. 3, 
Vollstreckung gegen Unschuldige in den Fällen 
des § 457 Abs. 4 und 
Parteiverrats (§ 458) 

kann das Gericht die Fähigkeit, öffentliche Ämter 
zu bekleiden, und die Fähigkeit, Rechte aus öffent-
lichen Wahlen zu erlangen, aberkennen (§ 56 
Abs. 1). 

Achter Titel 

Straftaten gegen den öffentlichen Dienst 

Bestechlichkeit und Bestechung 

§ 460 

Bestechlichkeit eines Amtsträgers 

(1) Ein Amtsträger, der einen Vorteil als Gegen-
leistung dafür fordert, sich versprechen läßt oder 
annimmt, daß er eine Diensthandlung (§ 11 Abs. 1 
Nr. 4) vorgenommen oder unterlassen hat oder 
künftig vornehme oder unterlasse, wird mit Ge-
fängnis bis zu zwei Jahren, mit Strafhaft oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(2) Verletzt die Vornahme oder Unterlassung der 
Diensthandlung die Dienstpflichten oder würde sie 
diese verletzen, so ist die Strafe Gefängnis nicht 
unter sechs Monaten, in minder schweren Fällen 
Gefängnis bis zu drei Jahren. Der Versuch ist straf-
bar. 

(3) In den Fällen des Absatzes 1 ist die Tat nicht 
rechtswidrig, wenn der Amtsträger einen nicht von 
ihm geforderten Vorteil sich versprechen läßt oder 
annimmt und entweder die zuständige Behörde die 
Annahme vorher genehmigt hat oder der Amts-
träger unverzüglich Anzeige bei der zuständigen 
Behörde erstattet und diese die Annahme genehmigt. 

§ 461 

Bestechlichkeit eines Richters 

(1) Ein Richter oder Schiedsrichter, der einen Vor-
teil als Gegenleistung dafür fordert, sich ver-
sprechen läßt oder annimmt, daß er eine richterliche 
Handlung vorgenommen oder unterlassen hat oder 
künftig vornehme oder unterlasse, wird mit Gefäng-
nis his zu fünf Jahren bestraft. Der Versuch ist 
strafbar. 

(2) Verletzt die Vornahme oder Unterlassung der 
richterlichen Handlung die richterlichen Pflichten 
oder würde sie diese verletzen, so ist die Strafe 
Zuchthaus bis zu zehn Jahren, in minder schweren 
Fällen. Gefängnis von sechs Monaten bis zu fünf 
Jahren. 

§ 462 

Bestechlichkeit eines besonders Verpflichteten 

(1) Ein für den öffentlichen Dienst besonders 
Verpflichteter, der einen Vorteil als Gegenleistung 
dafür fordert, sich versprechen läßt oder annimmt, 
daß er eine zu seinem Aufgabenbereich gehörende 
Handlung vorgenommen oder unterlassen hat oder 
künftig vornehme oder unterlasse, wird mit Ge-
fängnis bis zu einem Jahr, mit Strafhaft oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(2) Verletzt die Vornahme oder Unterlassung der 
Handlung seine Obliegenheiten oder würde sie 
diese verletzen, so ist die Strafe Gefängnis von drei 
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Monaten bis zu fünf Jahren, in minder schweren 
Fällen Gefängnis bis zu zwei Jahren, Strafhaft oder 
Geldstrafe. Der Versuch ist strafbar. 

(3) § 460 Abs. 3 gilt entsprechend. 

§ 463 

Bestechung eines Amtsträgers oder Soldaten 
(1) Wer einem Amtsträger oder Soldaten einen 

Vorteil als Gegenleistung dafür anbietet, verspricht 
oder gewährt, daß er unter Verletzung seiner 
Dienstpflichten eine Diensthandlung (§ 11 Abs. 1 
Nr. 4) vorgenommen oder unterlassen hat oder 
künftig vornehme oder unterlasse, wird mit Gefäng-
nis von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 

(2) In minder schweren Fällen ist die Strafe Ge-
fängnis bis zu zwei Jahren, Strafhaft oder Geld-
strafe. 

§ 464 
Bestechung eines Richters 

(1) Wer einem Richter oder Schiedsrichter einen 
Vorteil als Gegenleistung dafür anbietet, verspricht 
oder gewährt, daß er eine richterliche Handlung 
künftig vornehme oder unterlasse, wird mit Ge-
fängnis bis zu drei Jahren, mit Strafhaft oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(2) Wer einem Richter oder Schiedsrichter einen 
Vorteil als Gegenleistung dafür anbietet, verspricht 
oder gewährt, daß er unter Verletzung seiner rich-
terlichen Pflichten eine richterliche Handlung vor-
genommen oder unterlassen hat, wird mit Gefängnis 
von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 

(3) Wer einem Richter oder Schiedsrichter einen 
Vorteil als Gegenleistung dafür anbietet, ver-
spricht oder gewährt, daß er unter Verletzung seiner 
richterlichen Pflichten künftig eine richterliche 
Handlung vornehme oder unterlasse, wird mit Ge-
fängnis nicht unter sechs Monaten bestraft. 

(4) In den Fällen der Absätze 2 und 3 ist der Ver-
such strafbar. 

§ 465 
Bestechung eines besonders Verpflichteten 

Wer einem für den öffentlichen Dienst besonders 
Verpflichteten einen Vorteil als Gegenleistung dafür 
anbietet, verspricht oder gewährt, daß er unter Ver-
letzung seiner Obliegenheiten eine zu seinem Auf-
gabenbereich gehörende Handlung vorgenommen 
oder unterlassen hat oder künftig vornehme oder 
unterlasse, wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren, 
mit Strafhaft oder mit Geldstrafe bestraft. 

§ 466 

Schiedsrichtervergütung 
Die Vergütung eines Schiedsrichters ist nur dann 

ein Vorteil im Sinne der §§ 461 und 464, wenn 
er sie von einer Partei hinter dem Rücken der ande-
ren fordert, sich versprechen läßt oder annimmt, 
oder wenn sie ihm eine Partei hinter dem Rücken 
der anderen anbietet, verspricht oder gewährt. 

Amtsanmaßung und Amtserschleichung 

§ 467 
Amtsanmaßung 

Wer, ohne dazu berechtigt zu sein, sich mit der 
Ausübung eines öffentlichen Amtes oder einer mili-
tärischen Befehlsbefugnis befaßt oder eine Hand-
lung vornimmt, die nur kraft eines öffentlichen 
Amtes oder einer militärischen Befehlsbefugnis vor-
genommen werden darf, wird mit Gefängnis bis zu 
zwei Jahren, mit Strafhaft oder mit Geldstrafe be-
straft. 

§ 468 
Erschleichen eines Amtes 

(1) Wer eine Behörde, die für die Einstellung, 
Anstellung oder Beförderung eines Amtsträgers zu-
ständig ist, über einen Umstand absichtlich oder 
wissentlich täuscht, der nach Gesetz, Rechtsverord-
nung oder allgemeiner Verwaltungsvorschrift eine 
Voraussetzung für die Einstellung, Anstellung oder 
Beförderung bildet, und dadurch bewirkt, daß ihm 
oder einem anderen ein öffentliches Amt übertragen 
wird, wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren oder 
mit Strafhaft bestraft. 

(2) Der Übertragung eines öffentlichen Amtes 
steht die Einstellung in die Bundeswehr gleich, 
wenn durch sie ein Wehrdienstverhältnis auf Grund 
freiwilliger Verpflichtung begründet wird. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

§ 469 
Erschleichen einer Bestallung oder Zulassung 

(1) Wer eine Behörde oder eine Körperschaft des 
öffentlichen Rechts über einen Umstand absichtlich 
oder wissentlich täuscht, der nach Gesetz oder 
Rechtsverordnung eine Voraussetzung für die Be-
stallung oder Zulassung als Arzt, Zahnarzt, Apothe-
ker, Rechtsanwalt oder Patentanwalt bildet, und da-
durch bewirkt, daß ihm oder einem anderen die 
Bestallung oder Zulassung gewährt wird, wird mit 
Gefängnis bis zu zwei Jahren, mit Strafhaft oder 
mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 470 

Unerlaubte Hilfe bei Prüfungen 
(1) Wer gewerbsmäßig bei einer Prüfung, die ein 

Prüfling vor einer Behörde ablegt, um 
1. die Fähigkeit zu einem Amt oder Beruf 

oder zur Einstellung, Anstellung oder Be-
förderung im öffentlichen Dienst nachzu-
weisen oder 

2. das Recht zur Führung eines akademischen 
Grades, eines Titels oder einer Berufs-
bezeichnung zu erlangen, 

ganz oder teilweise eine Prüfungsleistung für den 
Prüfling erbringt, wird mit Gefängnis bis zu zwei 
Jahren oder mit Strafhaft bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer sich zu gewerbs-
mäßigen Handlungen der bezeichneten Art bereit 
erklärt. 
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Verletzung des dienstlichen 
Geheimbereichs 

§ 471 
Bruch des Dienstgeheimnisses 

(1) Wer ein Geheimnis, das ihm in seiner Eigen-
schaft als Amtsträger oder als für den öffentlichen 
Dienst besonders Verpflichteter anvertraut worden 
oder sonst bekanntgeworden ist, ohne Genehmi-
gung des Dienstvorgesetzten offenbart und dadurch 
vorsätzlich oder fahrlässig wichtige öffentliche Inter-
essen gefährdet, wird mit Gefängnis bis zu zwei 
Jahren, mit Strafhaft oder mit Geldstrafe bestraft. 
Hat der Täter keinen Dienstvorgesetzten, so ist die 
Genehmigung der Dienststelle maßgebend, für die 
er tätig war. 

(2) Die Tat wird nur auf Antrag des Dienst-
vorgesetzten verfolgt. 

§ 472 
Bruch des Post- und Fernmeldegeheimnisses 

(1) Wer als Bediensteter der Post unbefugt 
1. eine Sendung, die der Post zur Übermitt-

lung auf dem Post- oder Fernmeldeweg 
anvertraut worden und verschlossen ist, 
öffnet oder sich von ihrem Inhalt ohne 
Öffnung des Verschlusses unter Anwen-
dung technischer Mittel Kenntnis verschafft, 

2. über den Post- oder Fernmeldeverkehr be-
stimmter Personen oder über den Inhalt 
von Postsendungen oder Telegrammen oder 
von solchen Gesprächen oder Fernschreiben, 
die über dem öffentlichen Verkehr die-
nende Fernmeldeanlagen abgewickelt wer-
den, einem anderen eine Mitteilung macht, 

3. eine der Post zur Übermittlung auf dem 
Post- oder Fernmeldeweg anvertraute Sen-
dung unterdrückt oder 

4. eine der vorbezeichneten Handlungen ge-
stattet oder fördert, 

wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren, mit Strafhaft 
oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Mit Gefängnis bis zu einem Jahr, mit Straf-
haft oder mit Geldstrafe wird unter den in Absatz 1 
Nr. 1 bis 4 bezeichneten Voraussetzungen bestraft, 
wer, ohne Bediensteter der Post zu sein, 

1. von der Post oder mit deren Ermächtigung 
mit postdienstlichen Verrichtungen betraut 
ist, 

2. eine nicht der Post gehörende, dem öffent-
lichen Verkehr dienende Fernmeldeanlage 
beaufsichtigt, bedient oder bei ihrem Be-
trieb tätig ist oder 

3. mit der Herstellung von Einrichtungen der 
Post oder einer nicht der Post gehörenden, 
dem öffentlichen Verkehr dienenden Fern-
meldeanlage oder mit Arbeiten daran be-
traut ist. 

(3) Die Absätze 1 und 2 sind auch auf Mitteilungen 
anzuwenden, die jemand nach der Beendigung des 
die Pflicht zur Geheimhaltung begründenden Ver-
hältnisses über Angelegenheiten macht, deren Be-
kanntgabe vor der Beendigung nach diesen Vor-
schriften strafbar wäre. 

§ 473 
Bruch des Steuergeheimnisses 

(1) Wer unbefugt 
1. Verhältnisse eines Steuerpflichtigen offen-

bart, die ihm als Amtsträger in einem Be-
steuerungsverfahren, in einem Steuerstraf-
verfahren oder auf Grund der Mitteilung 
einer Steuerbehörde in einem anderen Ver-
fahren bekanntgeworden sind, 

2. den Inhalt von Verhandlungen in einem 
Besteuerungsverfahren, in einem Steuer-
strafverfahren oder sonst in Steuersachen 
offenbart, an denen er als Amtsträger be-
teiligt war, oder 

3. ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis ver-
wertet, das ihm als Amtsträger in einem 
Besteuerungsverfahren, in einem Steuer-
strafverfahren oder auf Grund der Mittei-
lung einer Steuerbehörde in einem anderen 
Verfahren bekanntgeworden ist, 

wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren, mit Strafhaft 
oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Steuerpflichtiger im Sinne des Absatzes 1 
Nr. 1 ist, wer von einem dort bezeichneten Verfah-
ren betroffen ist. 

(3) Den Amtsträgern im Sinne des Absatzes 1 
stehen gleich 

1. die für den öffentlichen Dienst besonders 
Verpflichteten und die amtlich zugezogenen 
Sachverständigen, 

2. die Träger von Ämtern der Religionsgesell-
schaften des öffentlichen Rechts. 

(4) Die Tat wird nur auf Antrag des Dienstvorge-
setzten oder des Verletzten verfolgt. Bei Taten 
amtlich zugezogener Sachverständiger ist der Leiter 
der Behörde, deren Verfahren betroffen ist, neben 
dem Verletzten antragsberechtigt. 

§ 474 
Besonders schwere Fälle 

(1) In besonders schweren Fällen ist die Strafe 
bei Taten 

1. nach den §§ 471, 472 Abs. 1 und § 473 Ge-
fängnis von drei Monaten bis zu fünf 
Jahren, 

2. nach § 472 Abs. 2 Gefängnis von drei Mo-
naten bis zu drei Jahren. 

(2) Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel 
vor, wenn der Täter gegen Entgelt oder in der Ab-
sicht handelt, sich oder einen anderen zu bereichern 
oder einen anderen zu schädigen. 

Weitere Vorschriften 

§ 475 
Vertrauensbruch im auswärtigen Dienst 

(1) Wer bei der Vertretung der Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber einer fremden Regierung 
oder gegenüber einer über- oder zwischenstaat-
lichen Einrichtung 
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1. wissentlich einer amtlichen Anweisung zu-
widerhandelt oder 

2. in der Absicht, die Bundesregierung irre-
zuleiten, unwahre Berichte tatsächlicher Art 
erstattet, 

wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren oder mit 
Strafhaft bestraft. 

(2) Die Tat wird nur mit Ermächtigung der Bun-
desregierung verfolgt. 

§ 476 
Erheben nichtgeschuldeter Abgaben; 

Vorenthalten von Zahlungen 
(1) Ein Amtsträger, der wissentlich nichtgeschul-

dete Steuern, andere Abgaben, Gebühren oder 
andere Vergütungen zugunsten einer öffentlichen 
Kasse festsetzt oder erhebt, wird mit Gefängnis bis 
zu drei Jahren, mit Strafhaft oder mit Geldstrafe 
bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer als Amtsträger 
wissentlich bei der Festsetzung oder Erfüllung 
öffentlich-rechtlicher Zahlungsverpflichtungen zu-
gunsten einer öffentlichen Kasse einem anderen das 
ihm Zukommende ganz oder teilweise vorenthält. 

(3) Den Amtsträgern im Sinne des Absatzes 1 ste-
hen die Träger von Ämtern der Religionsgesell-
schaffen des öffentlichen Rechts hinsichtlich der 
Kirchensteuer gleich. 

§ 477 
Nebenstrafen 

Neben einer Gefängnisstrafe von mindestens 
einem Jahr wegen 

Bestechlichkeit in den Fällen des § 460 Abs. 2 und 
des § 462 Abs. 2, 
Bestechung in den Fällen der §§ 463, 464 Abs. 2 
bis 4 und § 465, 
Erschleichens eines Amtes (§ 468), 
eines besonders schweren Falles der Verletzung 
des dienstlichen Geheimbereichs (§ 474), 
Vertrauensbruchs im auswärtigen Dienst (§ 475) 
und 
Erhebens nichtgeschuldeter Abgaben oder Vorent-
haltens von Zahlungen (§ 476) 

kann das Gericht die Fähigkeit, öffentliche Ämter 
zu bekleiden, und die Fähigkeit, Rechte aus öffent-
lichen Wahlen zu erlangen, aberkennen (§ 56 Abs. 1). 

Sechster Abschnitt 
STRAFTATEN 

GEGEN DIE  VÖLKERGEMEINSCHAFT 

Erster Titel 

Völkermord 
§ 478 

Ausrottung durch Tötung 
Wer Mitglieder einer nationalen, rassischen, reli-

giösen oder durch ihr Volkstum bestimmten Gruppe 
in der Absicht tötet, die Gruppe als solche ganz 
oder teilweise zu zerstören, wird mit lebenslangem 
Zuchthaus bestraft. 

§ 479 
Andere Ausrottungshandlungen 

(1) Wer in der Absicht, eine in § 478 bezeichnete 
Gruppe als solche ganz oder teilweise zu zerstören, 

1. Mitgliedern der Gruppe schwere körper-
liche oder seelische Schäden, insbesondere 
der in § 147 Abs. 2 bezeichneten Art, zufügt, 

2. die Gruppe unter Lebensbedingungen stellt, 
die geeignet sind, den Tod aller Mitglieder 
oder eines Teils von ihnen herbeizuführen, 

3. Maßregeln verhängt, die  Geburten inner-
halb der Gruppe verhindern sollen, oder 

4. Kinder der Gruppe mit Gewalt oder durch 
Drohung mit Gewalt in eine andere Gruppe 
überführt, 

wird mit lebenslangem Zuchthaus bestraft. 

(2) In minder schweren Fällen ist die Strafe Zucht-
haus nicht unter fünf Jahren. 

Zweiter Titel 

Straftaten gegen ausländische Staaten und 
gegen über- oder zwischenstaatliche 

Einrichtungen 

§ 480 

Angriffe gegen Organe ausländischer Staaten 
und über- oder zwischenstaatlicher 

Einrichtungen 

(1) Wer einen Angriff auf Leib oder Leben 

1. eines ausländischen Staatsoberhauptes, 

2. eines Mitglieds einer ausländischen Regie-
rung, 

3. des Trägers des obersten Amtes einer über-
oder zwischenstaatlichen Einrichtung oder 
des Vorsitzenden eines ihrer leitenden 
Organe oder 

4. des  im Bundesgebiet beglaubigten Leiters 
einer ausländischen diplomatischen Ver-
tretung 

verübt, während sich der Angegriffene in amtlicher 
Eigenschaft im räumlichen Geltungsbereich dieses 
Gesetzes aufhält, wird mit Gefängnis bis zu fünf 
Jahren bestraft, wenn die Tat nicht in anderen Vor-
schriften mit schwererer Strafe bedroht ist. 

(2) Das Gericht kann Sicherungsaufsicht an-
ordnen. 

§ 431 
Beleidigung von Organen ausländischer Staaten 

und über- oder zwischenstaatlicher Einrichtungen 

(1) Wer ein ausländisches Staatsoberhaupt oder 
wer den im Bundesgebiet beglaubigten Leiter einer 
ausländischen diplomatischen Vertretung in Be-
ziehung auf dessen Stellung beleidigt, wird in den 
Fällen der üblen Nachrede und der Kundgabe von 
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Mißachtung (§§ 173, 175) mit Gefängnis bis zu drei 
Jahren, in minder schweren Fällen mit Strafhaft oder 
mit Geldstrafe bestraft. In den Fällen der Verleum-
dung (§ 174) ist die Strafe Gefängnis von drei Mo-
naten bis zu fünf Jahren. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer 
1. ein Mitglied einer ausländischen Regierung 

oder 
2. den Träger des obersten Amtes einer über-

oder zwischenstaatlichen Einrichtung oder 
den Vorsitzenden eines ihrer leitenden 
Organe, 

während sie sich in amtlicher Eigenschaft im räum-
lichen Geltungsbereich dieses Gesetzes aufhalten, 
in Beziehung auf ihre Stellung beleidigt. 

(3) Den Antrag auf Bekanntgabe der Verurteilung 
(§ 181) kann auch der Staatsanwalt stellen. 

§ 482 

Öffentliche Erörterung von Privatangelegenheiten 
ausländischer Staatsoberhäupter 

Wer eine in § 182 bezeichnete Tat gegen ein aus-
ländisches Staatsoberhaupt begeht, wird mit Ge-
fängnis bis zu drei Jahren, mit Strafhaft oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

§ 483 

Verletzung von Flaggen und Hoheitszeichen 
ausländischer Staaten 

und über- oder zwischenstaatlicher Einrichtungen 

(1) Wer im räumlichen Geltungsbereich dieses 
Gesetzes 

1. eine nach Recht oder anerkanntem Brauch 
öffentlich gezeigte Flagge eines ausländi-
schen Staates oder einer über- oder 
zwischenstaatlichen Einrichtung oder 

2. ein Hoheitszeichen, das von einer aner-
kannten Vertretung eines ausländischen 
Staates oder einer über- oder zwischen-
staatlichen Einrichtung öffentlich ange-
bracht worden ist, 

entfernt, zerstört, beschädigt, unbrauchbar oder un-
kenntlich macht oder beschimpfenden Unfug daran 
verübt, wird mit Gefängnis bis zu drei .Jahren oder 
mit Strafhaft bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 434 

Voraussetzungen der Bestrafung 

(1) Taten gegen einen anderen Staat oder dessen 
Organe sind nach diesem Titel nur dann strafbar, 
wenn die Bundesrepublik Deutschland zu diesem 
Staat diplomatische Beziehungen unterhält und die 
Gegenseitigkeit verbürgt ist. 

(2) Taten gegen eine über- oder zwischenstaat-
liche Einrichtung oder deren Organe sind nach 
diesem Titel nur dann strafbar, wenn die Bundes-
republik Deutschland an dieser Einrichtung betei-
ligt ist. 

(3) Straftaten nach diesem Titel werden nur dann 
verfolgt, wenn die in den Absätzen 1 und 2 genann-
ten Voraussetzungen zur Zeit der Aburteilung noch 
vorliegen und wenn die Bundesregierung die Er-
mächtigung zur Strafverfolgung erteilt. 

(4) Bei Straftaten nach den §§ 481 und 482 bedarf 
es außerdem des Strafverlangens der ausländischen 
Regierung oder des zur Vertretung berufenen 
Organs der über- oder zwischenstaatlichen Ein-
richtung. 
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BEGRUNDUNG 
Einleitung 

A. 
Die Entwicklung der Deutschen 

Strafrechtsreform 

Die früheren Entwürfe 
zu einem neuen Strafgesetzbuch 

Länger als ein halbes Jahrhundert dauern die Be-
mühungen um eine Erneuerung des Strafrechts in 
Deutschland an. Sie wurden ausgelöst schon etwa 
ein Jahrzehnt nach dem Inkrafttreten des Reichs-
strafgesetzbuches vorn 15. Mai 1871, das in seinem 
Kern auf das in langjähriger sorgsamer Arbeit ge-
schaffene Preußische Strafgesetzbuch von 1851 zu-
rückging. Das Reichsstrafgesetzbuch, mit dem die Ein-
heit des Strafrechts für Deutschland gewonnen wurde, 
war ein Werk, das mehr eine vorausgegangene Ent-
wicklung bedeutungsvoll abschloß als eine künftige 
Entwicklung eröffnete. Rechtspolitisch diente es den 
Bestrebungen um den liberalen Rechtsstaat, indem 
es in genauen Tatbestandsumschreibungen ein Straf-
recht schuf, in dessen Mittelpunkt die Tat und nicht 
so sehr der Täter stand. Kriminalpolitisch entwickelte 
es ein Strafensystem, dessen Schwergewicht nach 
Überwindung der bis in das 19. Jahrhundert hinüber-
greifenden mittelalterlichen Leibesstrafen bei der 
Freiheitsstrafe lag. Hingegen fehlten Ansätze zur 
Entwicklung eines Systems bessernder und sichern-
der Maßregeln, wie sie in früheren Landesrechten 
vorhanden gewesen waren, fast völlig. Das entsprach 
der rechtsphilosophischen Grundlage des Gesetzes, 
das, ohne den Sinn und Zweck der Strafe ausdrück-
lich zu erwähnen, das Ziel des Strafrechts im An-
schluß an Kant in der Vergeltung des Unrechts und 
im Anschluß an Hegel und seine Schule darin sah, 
das Recht, das durch die Straftat verneint war, durch 
deren Verneinung im Wege einer vergeltenden 
Strafe wiederherzustellen und zu bewähren. 

An diesem Punkt setzte die Kritik der  Reform-
bewegung des vorigen Jahrhunderts unter Füh-
rung von Franz v. Liszt ein. Rechtspolitisch 
bejahte auch sie den liberalen Rechtsstaat. Kriminal-
politisch betonte sie jedoch, gestützt auf eine be-
unruhigende Entwicklung der Kriminalstatistik, die 
Verhütung künftiger Straftaten als das Ziel des Straf-
rechts und sah damit den Zweck der Strafe selbst 
darin, den Gelegenheitstäter zu warnen, den krimi-
nell anfälligen Täter zu bessern und vor dem unver-
besserlichen Gewohnheitsverbrecher die Allgemein-
heit zu schützen. Rechtsphilosophisch stützte sie sich 
dabei auf das naturwissenschaftliche Denken der 
zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts, dem der 
Begriff der Schuld fragwürdig geworden war, das in 
seinen weitestgehenden Vertretern einen Unter-
schied zwischen dem gemeingefährlichen Kranken 
und dem gemeingefährlichen Verbrecher nicht mehr 
zu vollziehen vermochte und die Strafe nur als eine 
vielleicht hemmende Größe im Ablauf einer gesell-
schaftsschädlichen Ursachenkette ansah. Für diese 
Betrachtung wurde die Strafe aus einer Antwort auf 
die Tat zu einem Versuch, auf den einzelnen Täter  

in einer seiner besonderen Persönlichkeit ent-
sprechenden Weise einzuwirken. Daraus ergab sich 
die Forderung nach Individualisierung des Straf-
rechts und nach der Aufstellung von Strafdrohungen, 
die nicht so sehr vom Gewicht der Tat für die All-
gemeinheit bestimmt sein, sondern das für den ein-
zelnen Täter passende Mittel zur Verfügung stellen 
sollten, um erfolgreich auf ihn einzuwirken. 

Diese neuen Gedankengänge, die zu dem niemals 
entschiedenen Streit der klassischen und der 
soziologischen Strafrechtsschule führten, 
hatten immerhin die Kraft, eine Bewegung zur Er-
neuerung des deutschen Strafrechts in Gang zu 
setzen, der sich auch die staatlichen Stellen nicht 
verschlossen. Im Jahre 1902 bildete sich auf Veran-
lassung des Staatssekretärs des Reichsjustizamtes, 
Nieberding, ein freies wissenschaftliches Komitee, 
das bis zum Jahre 1909 in der „Vergleichenden Dar-
stellung des deutschen und ausländischen Strafrechts" 
eine umfassende wissenschaftliche Grundlage für die 
Reformarbeiten schuf, die inzwischen eingesetzt 
hatten. In den Jahren 1906 bis 1909 arbeitete eine 
kleine, aus Praktikern des Strafrechts bestehende 
Kommission unter dem Vorsitz des Direktors im 
Preußischen Justizministerium Lucas den „ Vor

-

entwurf zu einem Deutschen Strafgesetz-
buch" von 1 9 0 9 aus, in dem die Gedankengänge 
der Reformbewegung zunächst nur zögernd Eingang 
fanden. Ausgeprägter erschienen sie schon in dem 
„Gegenentwurf" von 1 9 1 1 , den führende Straf-
rechtslehrer beider Schulen, die  Professoren  Kahl, 

 v. Liszt, v. Lilienthal und Goldschmidt, 
aufgestellt hatten. Er sah zum erstenmal eine allge-
meine Strafschärfung für Rückfalltäter und Gewohn-
heitsverbrecher sowie der Sache nach die Einrichtung 
der Sicherungsverwahrung vor. Es folgten der Ent-
wurf des Jahres 1913,  den eine aus Vertretern 
der Wissenschaft und Praxis zusammengesetzte 
größere Kommission unter dem Vorsitz erst von 
Lucas,  später von Kahl erarbeitet hatte, und nach 
der jähen Unterbrechung durch den ersten Weltkrieg 
der Entwurf von 1919,  den eine kleine Zahl von 
Praktikern, darunter der spätere Reichsjustizminister 
J o ë 1 und der spätere Reichsgerichtspräsident 
B u m k e auf der Grundlage des vorausgegangenen 
Kommissionsentwurfs zusammenstellte. Beide Ent-
würfe wurden 1920 mit einer Denkschrift veröffent-
licht. Am stärksten kamen die Vorstellungen der 
Reformbewegung erst in dem Entwurf zur Geltung, 
den nach einem Zusammenwirken zwischen der öster-
reichischen und deutschen Wissenschaft und den bei-
derseitigen Justizverwaltungen im Herbst 1 922  der 
damalige Reichsjustizminister R a d b r u c h der Reichs-
regierung vorlegte. Dem Bestreben der Reformbewe-
gung, Strafe und Maßregeln der Besserung und Si-
cherung miteinander zu verschmelzen, kam der Ent-
wurf dadurch wenigstens nahe, daß er dem Gericht 
nicht nur gestatten wollte, die Unterbringung des 
Täters in einer Heil- oder Pflegeanstalt, in einer 
Trinkerheilanstalt und in der Sicherungsverwahrung 
vor der Vollstreckung der Strafe vollziehen zu lassen 
und dann nachträglich auf diese zu verzichten, son-
dern darüber hinaus das Gericht im Falle der Siche- 
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Einleitung 
rungsverwahrung ermächtigte, die Maßregel von 
vornherein an die Stelle der Strafe treten zu lassen. 

Diese Reformgedanken übernahm der erste amt-
liche „Entwurf eines Allgemeinen Deut-
schen Strafgesetzbuchs" von 1925, den  die 
Reichsregierung dem Reichsrat zugehen ließ. In dem 
nach eingehender öffentlicher Diskussion vom Reichs-
rat beratenen „Entwurf eines Allgemeinen 
Deutschen Strafgesetzbuchs" von 1 927, 
den die Reichsregierung dem Reichstag vorlegte, 
sind sie nur noch eingeschränkt enthalten. Die Mög-
lichkeit, die Unterbringung von vornherein an die 
Stelle der Strafe treten zu lassen, hatte man als zu 
starke Abschwächung des Strafgedankens empfun-
den. Dabei blieb es auch in dem Entwurf v o n 
1 9 3 0, den der Strafrechtsausschuß des Reichstages 
von 1928 bis 1930 unter dem Vorsitz von Kahl in 
erster Lesung erarbeitete. In ihm sind auch die Er-
gebnisse der deutschen und österreichischen parla-
mentarischen Strafrechtskonferenzen verwertet. Die 
zweite Lesung des Entwurfs konnte nicht mehr ab-
geschlossen werden. Der dann folgende Entwurf 
von 1 9 3 6 löste sich weitgehend von der liberalen 
und rechtsstaatlichen Haltung seiner Vorgänger. 
Dennoch sind auch in ihm wertvolle Gedanken ent-
halten, die unabhängig von der Ideologie der Zeit 
erarbeitet worden sind. 

II. 
Die Entwicklung seit den früheren Entwürfen 

Seit den bisherigen Entwürfen haben sich die Er-
kenntnisse der Strafrechtswissenschaft weiter ent-
wickelt. Die kriminalpolitischen Zielsetzungen sind 
klarer hervorgetreten. Die kriminalpolitische Lage ist 
eine andere geworden. Aber auch die kriminalpoliti-
schen Möglichkeiten haben sich fühlbar erweitert. 

Die deutsche Strafrechtswissenschaft hat den Ge-
danken der Schuld als der Grundlage von Strafe und 
Strafmaß bestimmter entwickelt und dabei die Vor-
werfbarkeit als sachlichen Inhalt der Schuld heraus-
gearbeitet. Diese Schuldlehre, welche die überkom-
menen Begriffe des Vorsatzes und der Fahrlässigkeit 
in neuem Lichte erscheinen läßt, fand ihre Anerken-
nung in der Entscheidung des Großen Strafsenates 
des Bundesgerichtshofs vom 18. März 1952 (BGHSt. 2, 
194), wonach das Bewußtsein des Täters, Unrecht zu 
tun, ein selbständiges Element der Schuld darstellt, 
die dann ausgeschlossen ist, wenn der Täter dieses 
Bewußtsein auch bei gehöriger Gewissensanspan-
nung nicht erlangen kann. Die damit verknüpfte 
Erkenntnis, daß Schuld nicht schon mit dem Vorsatz 
gegeben sei, führte zu genaueren Abgrenzungen im 
Gebiet der Teilnahmelehre. Die ebenso damit ver-
bundene neue Irrtumslehre ließ an die Stelle des 
überwundenen Gegensatzpaares von Tat- und Rechts-
irrtum den Gegensatz von Tatbestands- und Verbots-
irrtum treten, der auch darauf abzielt, den Gegen-
stand des Schuldvorwurfs klarer hervortreten zu 
lassen. Im Zusammenhang mit dem Schuldstraf-
recht steht auch die Erkenntnis, daß im Gegensatz 
zu den Entwürfen die Gefährlichkeit des Täters für 
sich allein noch keinen Grund zur Schärfung der 
Strafe bilden darf. Die Gefährlichkeit des Täters 
wenigstens dann zum Ausgangspunkt einer Straf

-schärfung zu machen, wenn sie verschuldet ist, stößt 
auf die Schwierigkeit, daß der Richter diese soge-

nannte Lebensführungsschuld festzustellen kaum in 
der Lage ist. Aus solchen Gedankengängen hat man 
die Forderung hergeleitet, nur die durch die Tat 
selbst begründete Schuld zum Maßstab der Strafe zu 
machen, nicht aber auch die in der Tat nicht zum Aus-
druck gekommene vorwerfbare Lebensführung des 
Täters. Dann aber kann nicht der Grundsatz indivi-
dueller Behandlung des Täters die Strafdrohungen 
des Gesetzes bestimmen. Sie müssen sich vielmehr 
auf der Schwere der Tat und der ihr entsprechenden 
Schuld aufhauen. Nur so kann die Strafe auch dem 
in der Tat liegenden objektiven Unrecht innerhalb 
der durch das Strafrecht geschützten Wertordnung 
gerecht werden. An die Stelle der Forderung nach 
individueller Behandlung des Täters durch möglichst 
weite Strafrahmen ist damit die Forderung nach der 
gesetzlichen Bewertung der Tatschuld durch engere 
Strafrahmen getreten. 

Diese Zurückführung der Strafe auf die Tatschuld 
ließ auch das Problem der kurzen Freiheit s-
s t r a f e, deren Bekämpfung eines der wichtigsten 
früheren Reformanliegen war, im Zusammenhang 
mit einer gewandelten kriminalpolitischen Lage in 
neuem Licht erscheinen. Heute handelt es sich bei 
einem ganz erheblichen Teil der Strafverfahren um 
Verkehrsstraftaten. Sie werden in aller Regel von 
Tätern begangen, um deren Wiedereingliederung in 
das soziale Leben man sich nicht zu sorgen braucht, bei 
denen auch im Falle der Verbüflung von Freiheitsstra-
fen eine kriminelle Ansteckungsgefahr kaum gegeben 
ist denen gegenüber aber an Stelle einer nicht aus 
reichenden Geldstrafe vielfach eine kurze Freiheits-
strafe gerecht und wirkungsvoll erscheint. Auch in-
soweit müssen daher neue Wege gegangen werden. 

Eine Strafe, die nach Art und Maß im wesentlichen 
auf den Ausgleich der Schuld beschränkt ist, läßt auf 
der anderen Seite dem System von Maßregeln 
der Besserung und Sicherung besondere Be-
deutung zukommen. Auch hier haben sich neue 
Möglichkeiten eröffnet und neue Wege als nötig er-
wiesen. Sc) hat sich herausgestellt, daß es verfehlt 
ist, Psychopathen, die nach den in Heil- oder Pflege-
anstalten üblichen und möglichen Methoden nicht 
behandelt werden können, in derartigen Anstalten 
unterzubringen, während sich andererseits Metho-
den anderer Art entwickelt haben, mit deren Hilfe 
auch die Wiedereingliederung von psychopathischen 
Rechtsbrechern in das soziale Leben mit Aussicht 
auf Erfolg versucht werden kann. In der schwierigen 
Frage, wie man den späteren Rückfalltäfer frühzeitig 
zu erkennen vermag, hat die Wissenschaft Fort-
schritte gemacht, die bei der Ausarbeitung der frü-
heren Entwürfe noch nicht berücksichtigt werden 
konnten. Auch mit der Betreuung von Tätern, deren 
Strafe zur Be währung ausgesetzt wurde, sind Erfah-
rungen gesammelt worden, deren Auswertung den 
bisherigen Entwürfen noch nicht möglich war. 

Das geltende Strafgesetzbuch ist zwar nicht 
mehr das alte des Jahres 1871, sondern ist durch 
rund 60 Novellen in weiten Bereichen und in 
grundlegenden Fragen umgestaltet und ergänzt 
worden. So hat das Jugendgerichtsgesetz vom 16. Fe-
bruar 1923 das Jugendstrafrecht seiner Eigenart 
entsprechend in weitgehender Selbständigkeit vom 
allgemeinen Strafrecht geformt. Die Verordnung 
über Vermögensstrafen und Bußen vom 6. Februar 
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1924 hat die Freiheitsstrafe in erheblichem Umfang 
zugunsten der Geldstrafe zurückgedrängt. Mit dem 
Gesetz vom 24. November 1933 wurde in Anlehnung 
an die Entwürfe der für die Frage der Schuld bedeut-
same Begriff der verminderten Zurechnungsfähigkeit 
in das Gesetz eingeführt. Zugleich wurde ein System 
sichernder und bessernder Maßregeln geschaffen, 
darunter vor allem die freiheitsentziehenden Ver-
wahrungsformen der Heil- oder Pflegeanstalt, der 
Trinkerheil- und Entziehungsanstalt, des Arbeits-
hauses sowie der Sicherungsverwahrung. Mit der 
Verordnung vom 29. Mai 1943 wurde die Abhängig-
keit der Teilnahme von der Haupttat gelockert und 
damit ein Schritt getan, der für die Verwirklichung 
der Gerechtigkeit wie für die Lehre vom Aufbau des 
Verbrechensbegriffs von erheblicher Bedeutung war, 
aber andererseits eine gewisse Unsicherheit in der 
Frage brachte, inwieweit Teilnahme an einer nicht 
vorsätzlich begangenen Tat möglich sei. Das 3. Straf-
rechtsänderungsgesetz vom 4. August 1953 übertrug 
dem Richter die bisher nur von den Gnadenbehörden 
gehandhabte Befugnis, die Vollstreckung gewisser 
Freiheitsstrafen bis zu neun Monaten zur Bewährung 
auszusetzen und den Strafgefangenen nach Ver-
büßung von zwei Dritteln der Strafe bedingt zu ent-
lassen, beides mit der Möglichkeit, den Verurteilten 
einem Bewährungshelfer zu unterstellen. Auch im 
Bereich des Besonderen Teils wurden zahlreiche 
Vorschriften geändert oder neu geschaffen. Erwähnt 
seien hier nur die Neugestaltung der Vorschriften 
über die Aussagestraftaten, über die Tötungsstraf-
taten und das gesamte Staatsschutzrecht sowie die 
Einfügung der Vorschriften zum Schutze der Familie 
und zur Sicherung des Straßenverkehrs. 

Mit alledem hat das Strafgesetzbuch zwar viele 
der alten Reformgedanken bereits verwirklicht, aber 
bei weitem noch nicht die Gestalt gewonnen, die 
unseren Vorstellungen von einem unserer Zeit ge-
recht werdenden Kerngesetz des Strafrechts ent-
spricht. Gerade die Arbeiten an dem vorliegenden 
Entwurf haben gezeigt, wie eine Überprüfung des 
geltenden Rechts zu einer völligen Neugestaltung 
schon des Allgemeinen Teils zwingt. Die Novellen-
gesetzgebung, die immer wieder versucht hat, neue 
Rechtsgedanken einem auf ganz anderer Grundlage 
geschaffenen Gesetzeswerk aufzupfropfen, hat zu 
einer Uneinheitlichkeit des geltenden 
Strafgesetzbuches geführt. Die tragende Grund-
sätze sind unklar geworden, in Einzelheiten haben 
sich Widersprüche ergeben. Auch die Rechtsprechung 
hat, soweit sie neuen Gedanken zum Durchbruch ver-
helfen wollte, das nicht immer tun können, ohne daß 
Spannungen innerhalb des Gesetzes entstanden. Dar-
aus ergibt sich die Notwendigkeit einer großen 
Reform, die allein zu einem auf klarer Grundlage 
ruhenden Gesetz aus einem Guß führen kann. 

In dieser Erkenntnis faßte im Jahre 19 5 3 der da-
malige Bundesjustizminister Dehler , unterstützt 
durch Anregungen aus der Mitte des Bundestages, 
den Entschluß, die große Strafrechtsreform 
wieder in Angriff zu nehmen. Er ließ zu Grundsatz-
fragen der Strafrechtserneuerung Gutachten durch 
führende deutsche Strafrechtslehrer erstatten'). 
Gleichzeitig ließ er am Institut für ausländisches und 

4) Materialien zur Strafrechtsreform I. Band, Bonn 1954. 

internationales Strafrecht der Universität Freiburg 
umfangreiche rechtsvergleichende Arbeiten zu allen 
wesentlichen Themen des Allgemeinen und Beson-
deren Teils anfertigen 2). Nachdem diese Vorberei-
tungsarbeiten bis zu einem gewissen Abschluß 
gekommen waren, berief im Frühjahr 1954 der Nach-
folger Dehlers , Bundesjustizminister Fritz Neu

-

mayer, eine Große Strafrechtskommission, 
deren Aufgabe es sein sollte, unter seinem Vorsitz 
und mit Unterstützung durch die Strafrechtsabteilung 
des Bundesjustizministeriums den künftigen Ent-
wurf zu beraten. Die Kommission bestand aus Straf-
rechtslehrern, hohen Richtern und Staatsanwälten, 
Mitgliedern der Länderjustizministerien und Ver-
tretern der Rechtsanwaltschaft. Auch Bundestagsab-
geordnete aus sämtlichen Fraktionen gehörten ihr 
an. Die Kommission trat am 6. April 1954 zu ihrer 
konstituierenden Sitzung in Bonn zusammen. Ins-
gesamt hielt sie 22 Arbeitstagungen ab 3), zu denen 
teilweise auch Sachverständige der Medizin und des 
Strafvollzuges zugezogen wurden. Die Arbeit der 
Kommission, die zum Teil in Unterkommissionen 
durchgeführt wurde, wurde dadurch erleichtert, daß 
eine Reihe früherer Entwürfe nachgedruckt 4) und zu 
Fragen mit ärztlichem Einschlag Gutachten medizi-
nischer Sachverständiger und Stellungnahmen von 
Fachgesellschaften eingeholt wurden). Die Kommis-
sion schloß die erste Lesung des Entwurfs, die insge-
samt 19 Arbeitstagungen mit zusammen 208 Sitzun-
gen (einschließlich der Unterkommissionssitzungen) 
in Anspruch genommen hatte, am 23. Oktober 1958 
ab. Die zweite Lesung, die 3 Arbeitstagungen mit 
zusammen 29 Sitzungen umfaßte, wurde am 19. Juni 
1959 abgeschlossen. 1958 erschien der Entwurf des 
Allgemeinen Teiles eines Strafgesetzbuches nach den 
Beschlüssen der Großen Strafrechtskommission in 
erster Lesung mit Begründung. 1959 wurde ein vor-
läufiger Gesamtentwurf nach den Beschlüssen der 
Großen Strafrechtskommission in erster Lesung, zu-
sammengestellt und überarbeitet vom Bundesmini-
sterium der Justiz, für die Beratungen in zweiter 
Lesung gedruckt 6). Ihm folgte der Entwurf 1959 II, 
der die Ergebnisse der zweiten Lesung zusammen-
faßte. Diese beiden Gesamtentwürfe blieben ohne 
Begründung. Auch der vorliegende Gesamtentwurf 
mit Begründung beruht auf einer Zusammenstellung, 
welche die Strafrechtsabteilung des Bundesjustiz-
ministeriums auf der Grundlage der Beschlüsse der 
Großen Strafrechtskommission zur ersten und zwei-
ten Lesung vorgenommen hat. Der Entwurf verwertet 
auch die Beratungen der von den Landesjustizverwal-
tungen im Juli 1959 gebildeten Länderkommission für 
die große Strafrechtsreform zum Allgemeinen Teil. 

2) Materialien zur Strafrechtsreform 2. Band, I. Allgemeiner Teil, Bonn 
1954, II. Besonderer Teil, Bonn 1955. 

3) Veröffentlicht wurden bisher die Niederschriften über die 1. bis 
19. Arbeitstagung (1. bis 114. Sitzung) in 11 Bänden (1. Band: Bonn 
1956; 2. bis 6. Band: Bonn 1958; 7. bis 11. Band: Bonn 1959), sowie 
die Niederschriften über die zweite Lesung des Allgemeinen Teils 
(12. Band: Bonn 1960). Die Veröffentlichung der Bände 13 und 14 
(Niederschriften über die zweite Lesung des Besonderen Teils und 
Registerband) ist in Vorbereitung. 

4) Entwürfe zu einem Strafgesetzbuch 1925, 1927 und 1930, Materialien 
zur Strafrechtsreform 3. bis 5. Band, Strafvollzugsgesetzentwurf 
Reidisrats- und Reichstagsvorlage 1927, Materialien zur Strafrechts-
reform, 6. Band, und Entwurf eines Einführungsgesetzes zum Straf-
gesetzbuch und Strafvollzugsgesetz 1930, Materialien zur Strafrechts-
reform, 7. Band, sämtlich Bonn 1954. 

5) Gutachten und Stellungnahmen zu Fragen der Strafrechtsreform mit 
ärztlichem Einschlag, Bonn 1958. 
6) Abgedruckt im 12. Band der Niederschriften über die Sitzungen der 
Großen Strafrechtskommission, Bonn 1959, S. 549 ff. 
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B. 

Grundsätze des Entwurfs 

Schuld und Strafe 
Der Entwurf bekennt sich zum Schuldstraf-

recht. Das bedeutet, daß die Strafe, die ein sitt-
liches Unwerturteil über menschliches Verhalten ent-
hält und als solches immer empfunden werden wird, 
nur dann und grundsätzlich nur insoweit verhängt 
werden darf, als dem Täter sein Handeln sittlich 
zum Vorwurf gemacht werden kann. Ohne solchen 
Schuldvorwurf strafen zu wollen, würde den Sinn 
der Strafe verfälschen und sie zur sittlich farblosen 
Maßnahme machen, die zu politischen Zwecken miß-
braucht werden könnte. Schuldstrafrecht setzt aller-
dings voraus, daß es menschliche Schuld gibt, daß 
sie festgestellt und gewogen werden kann. Der Ent-
wurf bekennt sich zu diesen Voraussetzungen. Der 
Begriff der Schuld ist im Volke lebendig. Ohne ihn 
gibt es kein Leben nadi sittlichen Wertvorstellungen. 
Ohne sittliche Wertvorstellungen ist menschliches 
Leben aber nicht möglich. Auch die Wissenschaft 
vermag nicht der Überzeugung die Grundlage zu 
entziehen, daß es Schuld im Handeln des Menschen 
gibt. Neuere Forschungen geben dem Raum. Die 
Schuld kann auch festgestellt und gewogen werden, 
wenn auch nur im Rahmen menschlicher Erkenntnis-
möglichkeiten. Es handelt sich dabei nicht urn eine 
kausalwissenschaftliche Feststellung, sondern um 
einen sittlichen Wertungsvorgang innerhalb der 
Rechtsgemeinschaft, der gerade das eigentümliche 
Wesen des Richterspruches ausmacht. 

Der Entwurf hatte den Grundsatz des Schuldstraf-
rechts in erster Lesung durch folgenden § 2 in aller 
Schärfe zum Ausdruck gebracht: „Wer ohne Schuld 
handelt, wird nicht bestraft. Die Strafe darf das Maß 
der Schuld nicht überschreiten." Wenn der Entwurf 
auf diese Vorschrift. verzichtet, so bedeutet das 
keinen Verzicht auf das Schuldstrafrecht, sondern 
geht auf folgende Erwägungen zurück. Der erste Satz 
der Bestimmung bedarf keiner ausdrücklichen Her-
vorhebung im Gesetz. Er ergibt sich aus zahlreichen 
Vorschriften des Entwurfs, insbesondere aus den 
§§ 15, 23 und 24. Die besondere Hervorhebung war 
nur im Zusammenhang mit dem zweiten Satz sinn-
voll. Gegen diesen Satz bestehen Bedenken. Er er-
weckt den Eindruck, als sei die Schuld eine fest 
Grifiie, der eine feste Maßzahl der Strafe entspreche. 
Es wäre bedenklich, wenn das Gesetz Rechtsprechung 
und Schrifttum an eine solche Auffassung binden 
wollte. Denn es läßt sich sehr wohl die Meinung 
vertreten, daß die Schuld, auch wenn sie verschieden 
schwer wieght. doch keine feste Größe in einem 
mathematischen Sinne darstellt, zum mindesten aber 
nicht in einer festen Maßzahl der Strafe ihre Ent-
sprechung findet. Der Entwurf muß auch der in der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung vertretenen Auf-
fassung Raum geben, daß auch für die einzelne Tat 
verschiedene Strafgrößen innerhalb eines engeren 
Spielraums im weiteren Bereich des gesetzlichen 
Strafrahmens als schuldangemessen zu betrachten 
sind. Der Satz, daß die Strafe das Maß der Schuld 
nicht überschreiten dürfe, könnte auch zu Schwierig-
keiten im Rechtszuge der Revision führen. Schließ-

lich würde er die Gefahr in sich bergen, daß die 
Strafzumessung von dem durch die Schwere der 
Schuld gebotenen Strafmaß zu sehr nach unten ab-
weichen könnte. Denn der Satz verbietet ja gerade 
nicht, mit der Strafe hinter dem Maß der Schuld 
zurückzubleiben. Ein solches Zurückbleiben könnte 
mit den verschiedenen Zwecken begründet werden, 
welche die Strafe verfolgt und welche auch der Ent-
wurf anerkennt. 

Denn der Entwurf sieht den Sinn der  Strafe 
 nicht allein darin, daß sie die Schuld des Täters aus-

gleicht. Sie hat damit zugleich auch den allgemeinen 
Sinn, die Rechtsordnung zu bewähren. Außerdem 
dient sie bestimmten kriminalpolitischen Zwecken, 
in erster Linie dein Zweck, künftige Straftaten zu 
verhüten. Das kann dadurch geschehen, daß der 
Täter und andere davon abgeschreckt werden, der-
artige Taten zu begehen. Es kann nachhaltiger da-
durch geschehen, daß auf den Täter eingewirkt wird, 
um ihn der Gemeinschaft wieder zu gewinnen und 
ihn gegen neue Versuchungen innerlich widerstands-
fähiger zu machen. Es kann schließlich auch dadurch 
geschehen, daß die Allgemeinheit vor dem gefähr-
lichen Täter gesichert wird. Alle diese Zwecke 
werden zum Teil von selbst durch die Strafe er-
reicht. Sie können aber auch im einzelnen Falle durch 
Art und Maß der Strafe besonders angestrebt wer-
den. Würde der Satz gelten, daß die Strafe das Maß 
der Schuld nicht überschreiten dürfe, so wäre dem 
nach oben eine unübersteigbare Schranke, nach 
unten hin aber keinerlei Grenze gesetzt. Beides er-
scheint bedenklich. Es gibt Fälle, in denen es gerecht 
erscheint, eine gewisse Überschreitung des Schuld-
maßes zuzulassen, um dadurch eine nachhaltigere 
Einwirkung auf den Täter zu ermöglichen. Es gibt 
umgekehrt Fälle, in denen aus demselben Grunde 
ein Zurückbleiben hinter dem durch die Schuld ge-
botenen Strafmaß gerecht erscheint. In beiden Fällen 
darf sich die Strafe aber nicht so weit von dem durch 
die Schuld gebotenen Maß entfernen, daß sie auf-
hört, Strafe, nämlich gerechter Ausgleich für mensch-
liche Schuld zu sein. Der Entwurf drückt diesen 
Grundgedanken statt in einem neuen § 2 im Rahmen 
des § 60, der die Grundsätze der Strafzumessung, 
also eine unmittelbare Rechtsanwendungsvorschrift 
enthält, mit folgendem ersten Absatz aus: „Grund-
lage für die Zumessung der Strafe ist die Schuld des 
Täters." Das bedeutet folgendes. Die Schuld ist der 
oberste Richtpunkt für die Strafzumessung. Die 
Strafe hat also in ihrem Wesen Schuldstrafe zu sein. 
Doch kann die Berücksichtigung der sonstigen Auf-
gaben der Strafe zur Erhöhung oder auch zur Er-
mäßigung derjenigen Strafe führen, die der Richter 
als die der Schuld angemessene ansehen würde. Die 
Berücksichtigung dieser Aufgaben darf aber die 
Strafe nicht so weit von dem Schuldmaß entfernen, 
daß sie ihrem Kern nach nicht mehr als Schuldstrafe 
angesehen werden kann. Die Aufgaben, welche die 
Strafe zu erfüllen hat, führt der Entwurf nicht in 
einer besonderen Vorschrift auf, die lehrbuchhaft 
wirken würde. Doch nennen § 53 Abs. 1, § 72 Abs. 1 
und § 87 Abs. 1 ausdrücklich die Aufgabe der Strafe, 
der Begehung von Straftaten entgegenzuwirken. 

Sein Bekenntnis zum Schuldstrafrecht bringt der 
Entwurf nicht mehr, wie das ursprünglich vorgesehen 
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war, in einem besonderen ersten Abschnitt zum Aus-
druck, der die Grundsätze des Gesetzes aufführen 
sollte. Neben § 60 Abs. 1 lassen aber nicht nur zahl-
reiche Einzelvorschriften, sondern auch der Gesamt-
zusammenhang des Gesetzes die Grundsätze des 
Schuldstrafrechtes deutlich genug erkennen. 
Schon der aus dein Grundgesetz übernommene Satz 
des § 1 des Entwurfes, daß eine Tat nur bestraft 
werden kann, wenn ihre Strafbarkeit vor ihrer Be-
gehung gesetzlich bestimmt war, gehört in diesen 
Zusammenhang. Denn dieser Satz hat nicht nur die 
Aufgabe, Rechtssicherheit zu gewährleisten, sondern 
bringt auch zum Ausdruck, daß ein strafrechtlicher 
Schuldvorwurf nur dann erhoben werden darf, wenn 
die Tat zur Zeit ihrer Begehung mit Strafe bedroht 
war. Eine Folgerung aus dem Schuldstrafrecht ist es 
weiter, daß unverschuldete Auswirkungen der Straf-
tat zu keiner Schärfung der Strafe Anlaß geben 
dürfen, und zwar weder zur Anwendung eines stren-
geren Strafrahmens (§ 22), noch auch nur zu einer 
Erhöhung der Strafe innerhalb des ordentlichen 
Strafrahmens (§ 60 Abs. 2). Mit diesen Vorschriften 
macht der Entwurf deutlich, daß eine Überschreitung 
des durch die Schuld des Täters gebotenen Straf-
maßes allein deshalb, weil die Tat einen unverschul-
deten schädlichen Erfolg gehabt hat, auch nicht im 
Rahmen des § 60 Abs. 1 zu einer Verschärfung der 
Strafe führen darf. Unverschuldete Gefährlichkeit 
des Täters allein darf ebenfalls kein Strafschärfungs-
grund sein. Der Entwurf sieht daher von einer dem 
geltenden § 20a StGB entsprechenden Vorschrift ab. 
Auf der anderen Seite muß eine erhebliche Vermin-
derung der Schuldfähigkeit, wenn sie den Schuld-
vorwurf selbst verringert, grundsätzlich zu einer 
Milderung der Strafe führen. In diesem Sinne ist 
§ 25 des Entwurfs zu verstehen. Die Einrichtung der 
sogenannten unbestimmten Strafe lehnt der Entwurf 
ab, da es ihr Ziel nicht so sehr ist, die Schuld des 
Täters auszugleichen, als ihn in die Gemeinschaft 
einzugliedern und den Strafvollzug erst abzubrechen, 
sobald dieser Zweck erreicht scheint. Das kann zu 
einer Strafe führen, die das schuldangemessene Maß 
weit überschreitet und sich nicht mehr in dem Spiel-
raum hält, den § 60 Abs. 1 zur Verfügung stellt. 

Ist die Strafe, wenn sie sich innerhalb dieses 
Raumes hält, noch nicht in der Lage, der Gefährlich-
keit des Täters wirksam zu begegnen, so müssen 
andere Mittel zur Verfügung gestellt werden, um 
diesen Erfolg zu erreichen. Der Entwurf sieht dafür 
ein System von Maßregeln der Besserung 
und Sicherung vor, das gegenüber den früheren 
Entwürfen und dem geltenden Recht erheblich er-
weitert und verfeinert ist. Damit entspricht einem 
auf dem Gedanken der Schuld aufgebauten 
Strafrecht ein deutlich von ihm abgegrenztes, auf 
dem Gedanken der Gefährlichkeit beru-
hendes Maßregelrecht. Im Blickpunkt des 
Strafrechts steht dabei vor allem die Tat, im Blick-
punkt des Maßregelrechts vor allem der Täter. Diese 
Zweiteilung der strafrechtlichen Folgen einer Straf-
tat führt der Entwurf allerdings nicht starr durch. 
Er scheut sich nicht, dort, wo Erwägungen der Kri-
minalpolitik und Gerechtigkeit es fordern, auch 
besondere Rechtsformen vorzusehen. So bezeichnet 
der Entwurf Verfall und Einziehung weder als Stra-
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fen noch als Maßregeln, sondern faßt sie, ohne ihre 
Rechtsnatur im einzelnen festzulegen, unter dem 
Oberbegriff der Maßnahmen zusammen. 

Den Grundsatz, daß im Blickpunkt des Strafrechts 
im engeren Sinne vor allem die Tat steht, führt 
der Entwurf in weitem Umfang durch. Er sieht im 
allgemeinen davon ab, eine Lebensführungsschuld 
des Täters, die nicht in der Tat zum Ausdruck 
kommt, zur Grundlage schärferer Bestrafung zu 
machen. Bei der Strafbemessung im Falle mehrerer 
Gesetzesverletzungen hält er am Grundsatz der Ge-
samtstrafe fest, die auf den für jede Tat verhängten 
Einzelstrafen beruht, und lehnt trotz ihrer gewissen 
Vorzüge die Einheitsstrafe ab, welche die Wertung 
der einzelnen Taten einer Gesamtwürdigung des 
Täters unterordnet. An Stelle einer Strafschärfung 
für den gefährlichen Gewohnheitsverbrecher sieht 
der Entwurf eine allgemeine Strafschärfung für den 
Rückfall vor, die sich aber nicht auf eine Würdigung 
der Täterpersönlichkeit, sondern auf den erhöhten 
Schuldvorwurf gründet, daß sich der Täter die 
früheren Verurteilungen nicht hat zur Warnung die-
nen lassen (§ 61). Der Entwurf hält trotz gewisser 
Abgrenzungsschwierigkeiten weiter an der Unter-
scheidung von Täterschaft, Anstiftung und Beihilfe 
fest und lehnt es ab, diese schon für die allgemeine 
Anschauung deutlich voneinander verschiedenen 
Tatbeiträge zugunsten eines allgemeinen Einheits-
täterbegriffes aufzugeben, der Tatformen und ent-
sprechende Schuldgrade im Gesetz nicht mehr 
erkennen läßt. Der Entwurf lehnt auch eine schran-
kenlose Individualisierung im Bereich der Straf-
drohungen ab. Die Strafdrohungen richten sich in 
erster Linie nach der Schwere der Tat, dem Range 
des verletzten Rechtsgutes oder dem Unwert der 
Handlung, denen in aller Regel auch der Grad der 
Schuld entspricht. Die Strafrahmen werden daher 
verhältnismäßig eng gehalten, um damit auch dem 
Richter einen sicheren Maßstab bei der Strafzumes-
sung zu geben. Wo sich bei einem Tatbestand mit 
weitgespannten Schweregraden entsprechend weite 
Strafrahmen nicht vermeiden lassen, werden sie in 
der Regel durch Heraushebung besonders schwerer 
oder minder schwerer Fälle unterteilt. Dabei ist 
der Entwurf bemüht, die besonders schweren Fälle 
durch Anführung richtungweisender Beispiele tatbe-
standsmäßiger Ausformung anzunähern. Vor allem 
stellt er sicher, daß ein besonders schwerer Fall nicht 
schon bei wesentlich erhöhter Schuld angenommen 
werden darf, sondern auch wesentlich erhöhtes Un-
recht voraussetzt (§ 62). Näheres zu diesen Fragen 
ist in der Einleitung zum Besonderen Teil und in 
der Begründung zu den §§ 62 und 63 gesagt. 

Daß der Entwurf die Zuchthausstrafe beibehält 
und neben dem Gefängnis mit der Strafhaft noch 
eine dritte Art der Freiheitsstrafe vorsieht, ist eben-
falls eine Auswirkung des Schuldstrafrechts. Für 
ein allein auf bestimmte Zwecke, vor allem den der 
Wiedereingliederung des Täters in die Gemeinschaft 
gerichtetes Strafrecht würde es sich vielleicht emp-
fehlen, die überkommenen Formen der Freiheits-
strafe zu einer Einheitsstrafe zu verschmelzen. Für 
das Schuldstrafrecht, das in der Strafe ein sittliches 
Unwerturteil über die Tat sieht, ist es ein Bedürfnis, 
dieses Urteil nach der Schwere von Unrecht und 
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Schuld abzustufen und diese Abstufung in verschie-
denen Bezeichnungen der Straftaten wie in der Ver-
wendung verschiedener Strafarten auszudrücken. 
Ein Mord und eine fahrlässige Körperverletzung 
sind nach Unrechtsgehalt und Schuld so verschieden, 
daß der Unterschied der Taten in verschiedenen 
Bezeichnungen zum Ausdruck kommen muß. Der 
Entwurf behält daher die Unterscheidung von 
Verbrechen und Vergehen bei. Hingegen hält 
er die noch im geltenden Recht bestehenden Über-
tretungen für entbehrlich, nachdem durch das 
Ordnungswidrigkeitenrecht Verstöße nicht krimi-
neller Art aus dem Strafrecht ausgeschieden worden 
sind. Soweit die bisherigen Übertretungen krimi-
nellen Unrechtsgehalt aufweisen, können sie in die 
Gruppe der Vergehen einbezogen werden. Der Ent-
wurf hält an drei Arten von Freiheitsstrafen 
fest, nämlich Zuchthaus für Verbrechen, Gefä n

g-

nis und Strafhaft für Vergehen. Die Zuchthaus-
strafe ist schon deshalb unentbehrlich, weil das 
Grundgesetz die Todesstrafe abgeschafft hat. Aller-
dings geht der Entwurf bei der Zuchthausstrafe da-
von aus, daß das in ihrer Verhängung liegende 
besondere Unwerturteil, das es dem Täter erschwert, 
in die Gemeinschaft zurückzufinden, auf schwerste 
Taten beschränkt bleiben sollte. Er kennt daher Ver-
brechen, cl . h. mit Zuchthaus bedrohte Straftaten, nur 
in weit geringerem Umfang als das geltende Recht. 
Infolge der Beschränkung auf schwerste Taten soll 
die zeitige Zuchthausstrafe nach dem Entwurf erst 
bei zwei Jahren beginnen und eine Höchstgrenze 
von zwanzig Jahren erhalten. Eine ehrenvolle Frei-
heitsstrafe im Sinne der früheren Festungshaft und 
bisherigen Einschließung ist im Bereich des all-
gemeinen Strafrechts für entbehrlich gehalten wor-
den, da Strafe von der sittlichen Überzeugung der 
Allgemeinheit her angedroht wird und eine Sonder-
behandlung für Täter, deren persönliche Überzeu-
gung der der Allgemeinheit widerspricht oder deren 
Tat ehrenvollen Beweggründen entspringt, nicht 
gerechtfertigt erscheint. Die Verwendung der Ein-
schließung als besondere Strafart im Wehrstrafrecht 
beruht auf Gründen, die auf das allgemeine Straf-
recht nicht übertragbar sind. Die neben dem über-
kommenen Gefängnis vorgesehene Strafhaft soll 
nach dem Entwurf keine ehrenhafte Strafe, sondern 
eine Strafe für geringere Schuld, vor allem für Fahr-
lässigkeitsstaten, sein (§ 48). 

Auch die Umgestaltung der Geldstrafe 
durch Übernahme des Tagesbußensystems, das 
vor allem in skandinavischen Ländern schon seit 
langem bewährt ist, dient der Verwirklichung des 
Schuldstrafrechts. Während bisher die verhängten 
Geldstrafen nicht erkennen ließen, inwieweit ihre 
Höhe von Schwere der Tat und Schuld und inwie-
weit sie von den wirtschaftlichen Verhältnissen des 
Täters bestimmt war, und auch die verhängte Ersatz-
freiheitsstrafe insoweit durchaus nicht immer sichere 
Schlüsse zuließ, zwingt das Tageshußensystem zu 
einer klaren Unterscheidung. In der Zahl der Tages-
sätze kommen Schwere von Tat und Schuld deutlich 
zum Ausdruck. Nach dem bisherigen System ist 
die Höhe der Geldstrafe auch von dem Gewinn ab-
hängig, den der Täter aus der Tat gezogen hat, und 
zwar ohne Rücksicht darauf, ob der Grad der Schuld 

davon berührt ist. In Zukunft wird zwar das Gewinn-
streben des Täters und sein Erfolg für die Beurtei-
lung der Schuld und damit auch für die Zahl der 
zu verhängenden Tagessätze von Bedeutung sein. Die 
Abschöpfung des tatsächlich gemachten Gewinns 
geschieht aber nicht mehr durch die dafür nicht ge-
eignete Geldstrafe, sondern durch die Maßnahme 
des Verfalls (§ 109 Abs. 2). 

Wenn auch das Strafrecht im engeren Sinne mehr 
auf die Tat, das Maßregelrecht mehr auf den Täter 
bezogen ist, so handelt es sich dabei doch, wie nicht 
verkannt werden darf, um keine scharfen Gegen-
sätze. Denn der Täter ist es, der für seine Tat be-
straft wird. Auf ihn wirkt die Strafe und soll sie 
wirken. Im Rahmen des Schuldstrafrechts zieht der 
Entwurf auch daraus wesentliche Folgerungen. Es ist 
bereits erwähnt worden, daß die Einschränkung der 
Zuchthausstrafe auch dem Ziel dient, die Wieder-
eingliederung des Täters in die Gemeinschaft mög-
lichst wenig zu erschweren. Nicht zuletzt aus ähn-
lichen Erwägungen lehnt der Entwurf Ehren-
strafen im eigentlichen Sinne ab. Einen Verlust 
der bürgerlichen Ehrenrechte soll es nicht mehr 
geben. Allerdings sieht der Entwurf Folgen einer 
Straftat im staatsbürgerlichen Bereich vor. Sie treten 
teils als Nebenfolgen mit der Zuchthausstrafe von 
selbst ein (§ 45), die dadurch als Strafe für schwer-
stes Unrecht besonders gekennzeichnet wird, wäh-
rend Unterscheidungen im Strafvollzug gegenüber 
der Gefängnisstrafe kaum möglich erscheinen. Teils 
können sie als Nebenstrafen neben Zuchthaus oder 
Gefängnis von mindestens sechs Monaten verhängt 
werden, in gewissem Umfang allerdings nur, wenn 
das Gesetz es besonders vorsieht (§ 56). Auch hier 
wird auf die Wiedereingliederung des Verurteilten 
in die Gemeinschaft Bedacht genommen. Das Gericht 
kann ihm verlorene Fähigkeiten und Rechte nach ge-
wissen Fristen wiederverleihen (§ 59). 

Auch die Frage der kurzen Freiheitsstrafe 
behandelt der Entwurf unter dem Gesichtspunkt, ob 
sie sich für die Weiterentwicklung des Täters schäd-
lich auswirkt. Das ist zwar zu befürchten, wenn ein 
kriminell gefährdeter Täter durch die Strafe viel-
leicht seine persönlichen Bindungen verliert, wäh-
rend der Strafverbüßung krimineller Ansteckung 
ausgesetzt wird und die Zeit des Vollzuges nicht 
ausreicht, um erfolgreich auf ihn einzuwirken. Nicht 
zu befürchten ist das aber bei einem Täter, der sozial 
eingegliedert ist und schon durch die bloße Frei-
heitsentziehung zur Besinnung und Einsicht gebracht 
werden kann, daß er für begangenes Unrecht einzu-
stehen hat. Für einen solchen Täter kann die kurze 
Freiheitsstrafe mit ihrer schockartigen Wirkung heil-
sam sein. Unter Berücksichtigung dieser Gesichts-
punkte einerseits und der durch das Schuldstrafrecht 
gezogenen Grenzen andererseits bestimmt der Ent-
wurf das Verhältnis zwischen Strafhaft 
und Gefängnis. Strafhaft, als die mildeste 
Freiheitsstrafe für Vorsatztaten mit geringer Schuld 
und für Fahrlässigkeitstaten ohne schwere Schuld, 
wird innerhalb eines gesetzlichen Rahmens von 
einer Woche bis zu sechs Monaten verhängt (§ 47). 
Die Gefängnisstrafe hat hingegen eine Mindest-
dauer von einem Monat und reicht his zu zehn Jah-
ren, da sie in vielen Fällen an die Stelle der Zucht-
hausstrafe treten muß, deren Anwendungsbereich 
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der Entwurf einschränkt. Auf Strafhaft darf, wenn 
sie wahlweise mit Gefängnis angedroht ist, nicht 
erkannt werden, wenn der Täter gegenüber der 
Versuchung, Straftaten zu begehen, anfällig ist 
(§ 48). Wollte man in dieser Einschränkung der 
Strathaft eine Abweichung von einem folgerichtigen 
Schuldstrafrecht sehen, so hält sie der Entwurf kri-
minalpolitisch für notwendig. In aller Regel wird 
hier allerdings von einer Lebensführungsschuld des 
Täters gesprochen werden können, die den Gesetz-
geber berechtigt, bei krimineller Anfälligkeit die 
Möglichkeit der Strafhaft schlechthin auszuschlie-
ßen. An dieser Stelle kann der Gesetzgeber den Ge-
danken der Lebensführungsschuld, deren Feststel-
lung im Einzelfall den Richter überfordern könnte, 
durchaus fruchtbar verwerten. 

Eine neuartige Nebenstrafe sieht der Entwurf auf 
Anregung der Länderkommission für die große 
Strafrechtsreform in § 58 vor. Es ist das sogenannte 
Fahrverbot. Hat jemand bei oder im Zusammenhang 
mit der Führung eines Kraftfahrzeuges oder unter 
Verletzung der Pflichten eines Kraftfahrzeugführers 
eine Straftat begangen, so kann ihm das Gericht 
neben der Strafe das Führen von Kraftfahrzeugen für 
einen Monat bis zu drei Monaten verbieten, wenn 
nicht die Maßregel der Entziehung der Fahrerlaubnis 
(§ 99) in Betracht kommt. Diese neue Nebenstrafe 
eröffnet die Möglichkeit, den Straftaten im Verkehr 
sehr viel wirksamer als bisher entgegenzutreten. 

Wie Schuldstrafrecht nicht bedeutet, daß das Maß 
der Strafe dem der Schuld stets voll zu entsprechen 
hat, so bedeutet es auch nicht, daß jede verhängte 
Strafe auch vollstreckt werden muß. Das Unwert-
urteil über die Tat ist mit der Verhängung der 
Strafe gesprochen. Wenn die Schuld des Täters und 
die Aufgabe der Strafe, Straftaten zu verhindern, 
nicht entgegenstehen und bei Berücksichtigung aller 
sonstigen Umstände erwartet werden kann, daß der 
Verurteilte auch ohne die Einwirkung des Strafvoll-
zuges ein gesetzmäßiges und geordnetes Leben 
führen wird, so kann auf die Vollstreckung der 
Strafe verzichtet werden. Das ist der Sinn der 
Strafaussetzung zur Bewährung, die der 
Entwurf aus dem seit 1953 geltenden Recht ent-
nimmt, aber in mancher Hinsicht verfeinert. Es wird 
dabei vor allem im Gesetz deutlicher gemacht, daß 
zwei verschiedene Fälle der Aussetzung denkbar 
sind und verschiedener Behandlung bedürfen. Im 
ersten Fall ist Strafaussetzung möglich, weil von 
dem Verurteilten ohne besondere Einwirkung für die 
Zukunft eine einwandfreie Lebensführung erwartet 
werden darf. In einem solchen Fall ist es sinnvoll, 
wenn das Gericht dem Verurteilten Auflagen macht, 
die der Genugtuung für das begangene Unrecht 
dienen (§ 74). Hier nähert sich die Einrichtung der 
Strafaussetzung ihrem Gehalt nach einer Strafe be-
sonderer Art. Im zweiten Fall erscheint es gerade 
erforderlich, auf den Verurteilten und dessen 
Lebensgestaltung einzuwirken, um ihm mit Mitteln, 
die dem Strafvollzug nach Lage der Sache vorzu-
ziehen sind, zu einem geordneten Leben zu ver-
helfen. In einem solchen Fall erteilt das Gericht 
dem Verurteilten Weisungen, mit denen es in die 
Lebensführung des Verurteilten eingreift (§ 75). 
Wenn nötig, unterstellt es den Verurteilten einem 
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Bewährungshelfer (§ 76). Hier nähert sich die Ein-
richtung ihrem Gehalt nach einer Maßregel der Bes-
serung. Die Einrichtung der Strafaussetzung zur 
Bewährung umfaßt auch die Aussetzung eines Straf-
restes und damit die  bed  Entlassung des gel-
tenden Rechts (§ 79). 

II. 
Die Maßregeln der Besserung und Sicherung 

Besondere Aufmerksamkeit widmet der Entwurf 
dem System der bessernden und sichernden Maß-
regeln. Denn die grundsätzliche Beschränkung der 
Strafe auf die in der Tat zum Ausdruck gekommene 
Schuld ist kriminalpolitisch nur möglich, wenn das 
Maßregelrecht dem gefährdeten und gefährlichen 
Täter mit wirkungsvollen kind reichhaltigen Möglich-
keiten entgegentritt. Die Maßregeln sollen, wie 
schon die gegenüber dem geltenden Recht umge-
stellte Überschrift des 5. Titels im 3. Abschnitt zeigt, 
in erster Linie der Besserung und nur, soweit sie 
nicht zu erreichen ist, der Sicherung dienen. Dies gilt 
auch für die Sicherungsverwahrung selbst. Der Ent-
wurf kennt fünf Maßregeln mit Freiheitsentziehung, 
vier Maßregeln ohne sie. Unter den freiheits-
entziehenden Maßregeln hat die im Entwurf 
zuerst behandelte, die der Unterbringung von schuld-
unfähigen oder in ihrer Schuldfähigkeit erheblich 
verminderten Tätern gilt, eine doppelte Gestalt. Der 
Täter wird je nach der besonderen Behandlungsart, 
die sein Zustand erfordert, entweder wie bisher in 
einer Heil- oder Pflegeanstalt oder aber in 
einer Anstalt eigener Art untergebracht, die der 
Entwurf als Bewahrungsanstalt bezeichnet(§ 82 
Abs. 2). Dabei ist vor allem an psychopathische Täter 
gedacht, für die eine Behandlung nach den in Heil-
oder Pflegeanstalten möglichen und üblichen Me-
thoden nicht in Betracht kommt und die in derartigen 
Anstalten erfahrungsgemäß nicht nur selbst als Störer 
wirken, sondern eine Umgebung linden, die für ihre 
eigene Entwicklung unzuträglich erscheint. Der Ent-
wurf sieht für derartige Täter besondere Anstalten 
vor, in denen für Psychopathen geeignete Methoden 
eigener Art angewendet werden können. Daß dies 
mit einem Erfolg möglich ist, der die Einrichtung be-
sonderer Anstalten rechtfertigt, haben ausländische 
Erfahrungen gezeigt. Es ist zu erwägen, in derartigen 
Anstalten auch Strafen an psychopathischen Tätern 
zu vollziehen, die für den allgemeinen Vollzug un-
geeignet erscheinen. 

Neu unter den freiheitsentziehenden Maßregeln 
ist auch die vorbeugende Verwahrung, die 
gegenüber jungen Tätern angeordnet wird, für die 
Sicherungsverwahrung noch nicht in Betracht kommt, 
die aber in Gefahr sind, sich zu Hangtätern zu ent-
wickeln (§ 86). Mit dieser Maßregel, die einen letzten, 
eindringlichen Erziehungsversuch darstellen soll, 
schafft der Entwurf zugleich ein Bindeglied zum 
Jugendstrafrecht, das die Maßregel unter gewissen 
Voraussetzungen auch gegenüber Jugendlichen und 
Heranwachsenden ermöglichen so ll . Damit wird die 
vorbeugende Verwahrung zur wichtigsten Maßregel 
gegenüber dem jungen Rückfalltäter und späteren 
Hangverbrecher, der seine kriminelle Laufbahn er-
fahrungsgemäß überwiegend schon in sehr jungen 
Jahren beginnt und nach den  neuesten Erkenntnissen 
der Wissenschaft schon frühzeitig mit einiger Zuver- 
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Lässigkeit erkannt werden kann. Eine erfolgreiche 
Einwirkung auf diese Tätergruppe ist bisher durch 
den Bruch zwischen Jugend- und Erwachsenenstraf-
recht erschwert. 

Die Einführung der vorbeugenden Verwahrung 
gestattet es, die Sicherungsverwahrung auf 
Hangtäter zu beschränken, welche die auslösende 
Tat erst nach Vollendung des fünfundzwanzigsten 
Lebensjahres begehen (§ 85). Die Sicherungsverwah-
rung wird im Entwurf auch insoweit gegenüber dem 
geltenden Recht eingeschränkt, als die erstmalige 
Unterbringung in der Regel auf zehn Jahre befristet 
ist. Während die Unterbringung in einer Ent-
ziehungs an stalt , welche die bisherige Trinker-
heilanstalt mit umfaßt, im wesentlichen auf der 
Grundlage des geltenden Rechts geregelt wird (§ 83), 
schlägt der Entwurf für die Unterbringung in einem 
Arbeitshaus einen erheblich erweiterten Anwen-
dungsbereich vor. Die Maßregel soll stets schon dann 
möglich sein, wenn jemand wegen einer Straftat, die 
er aus Arbeitsscheu oder aus einem Hang zu einem 
unsteten oder ungeordneten Leben begangen hat, Ge-
fängnis bis zu neue Monaten verwirkt und die Gefahr 
besteht, daß er infolge seiner Arbeitsscheu oder 
seines Hanges weitere Straftaten begehen wird (§ 84). 

Neben der Neugestaltung der freiheitsentziehen-
den Maßregeln im einzelnen sieht der Entwurf eine 
Reihe mehr oder minder gemeinsamer Vorschriften 
für sie vor, die von erheblicher Bedeutung sind. 
Ordnet das Gericht die Unterbringung in einer Heil-
oder Pflegeanstalt oder in einer Bewahrungsanstalt, 
in einer Entziehungsanstalt, im Arbeitsbaus oder in 
der vorbeugenden Verwahrung an, so kann das Ge-
richt unter gewissen Umständen den Vollzug der 
Maßregel vor dem einer gleichzeitig verhängten 
Freiheitsstrafe anordnen und kann dann außerdem 
die Zeit des Maßregelvollzuges auf die Strafe an-
rechnen (§ 87). Nur die Sicherungsverwahrung soll 
von dieser Regelung ausgeschlossen bleiben. Eine 
ganz wesentliche Neuerung ist es, wenn der Entwurf 
in Abweichung vom geltenden Recht die Anordnung 
der Maßregel nicht mehr davon abhängig macht, daß 
sie „erforderlich" ist, sondern eine bestimmte Ge-
fährlichkeit des Verurteilten im Zeitpunkt der Ent-
scheidung als Voraussetzung genüger läßt. Das be-
deutet, daß die Maßregel auch angeordnet werden 
muß, wenn die Möglichkeit besteht, daß die Gefähr-
lichkeit des Täters durch die Verbüßung der Strafe 
oder durch eine außerstrafrechtliche Maßnahme be-
seitigt werden könnte. Statt dessen sieht der Ent-
wurf im 6. Titel des 3. Abschnitts die Möglichkeit 
vor, die Maßregeln zur Bewährung auszusetzen 
(§§ 105 his 108). Das Gericht kann die Vollstreckung 
der Unterbringung in einer Anstalt, außer im Falle 
der Sicherungsverwahrung, schon mit der Entschei-
dung aussetzen. Später, insbesondere nach der Ver-
büßung der Strafe, kann dos Vollstreckungsgericht, 
ein in der Nähe der Vollzugsanstalt einzurichtend es 
Gericht, die Aussetzung anordnen. Das geschieht 
auch, wenn der Verurteilte vor Ablauf der gesetz-
lichen Höchstfrist aus einer Unterbringung entlassen 
wird. Im Fall der vorbeugenden Verwahrung ist 
eine Aussetzung zugleich mit der Anordnung der 
Maßregel unter gewissen Umständen (§ 105 Abs. 2) 
unzulässig. Bei diesen beiden Maßregeln sowie bei 
der Unterbringung in einem Arbeitshaus besteht 

auch die Besonderheit, daß mit der Aussetzung zu-
gleich die Sicherungsaufsicht angeordnet wird, von 
der noch zu sprechen sein wird (§ 107 Abs. 2). Durch 
diese sehr bewegliche Regelung werden dem Ge-
richt die Mittel gegeben, in jedem Fall eine sach-
gerechte Lösung zu finden und durch die Verwen-
dung von Strafe oder Maßregel allein oder von 
ihnen beiden den erforderlichen kriminalpolitischen 
Erfolg zu erreichen. Gleichzeitig wird der Richter von 
der ihn im geltenden Recht überfordernden Aufgabe 
befreit, schon im Zeitpunkt des Urteils eine Voraus-
sage über die Gefährlichkeit des Täters nach der 
Verbüßung der Strafe machen zu müssen. Nach dem 
Entwurf braucht er die Gefährlichkeit des Täters nur 
noch für den Zeitpunkt des Urteils festzustellen. 
Damit ist ein ganz beträchliches Hindernis für die 
wirksame Anwendung freiheitsentziehender Maß-
regeln aus dem Wege geräumt. 

Unter den im Entwurf vorgesehenen Maßregeln 
ohne Freiheitsentziehung ist die Sicherungsauf-
sicht von besonderer Bedeutung. Mit der Polizei-
aufsicht des geltenden Rechts hat sie nur einen ganz 
losen Zusammenhang. Dagegen hat sie einen ge-
wissen Vorläufer in der Schutzaufsicht des § 60 im 
Vorentwurf von 1909. Ihr liegt einmal der Gedanke 
zugrunde, daß nicht nur der Verurteilte, bei dem 
die Aussetzung der Strafe oder eines Strafrestes 
möglich ist, der Leitung und Aufsicht in der Freiheit 
bedürfen kann, sondern in zahlreichen Fällen und 
in erhöhtem Maße gerade der Täter, der eine Frei-
heitsstrafe voraussichtlich voll verbüßen muß. Zum 
anderen kann die Vollstreckung einer freiheitsent-
ziehenden Maßregel wie der Sicherungsverwahrung 
oder der vorbeugenden Verwahrung in gewissen 
Fällen dann vermieden werden, wenn man den Ver-
urteilten in Freiheit unter eine straffe Aufsicht stellt. 
Der Entwurf sieht daher Sicherungsaufsicht unter 
gewissen Voraussetzungen einmal gegenüber Rück-
falltätern, bei Taten aus Arbeitsscheu oder aus Hang 
zu einem unsteten oder ungeordeten Leben, bei Ver-
urteilungen wegen gewisser einzelner Straftaten zu 
Strafen von bestimmter Schwere und gegenüber den 
zu einer Freiheitsstrafe von mindestens zwei Jahren 
Verurteilten vor, denen die Aussetzung eines Straf-
restes zur Bewährung nicht gewährt wird (§§ 91, 97). 
Zum anderen wird Sicherungsaufsicht, wie schon er-
wähnt, dann angeordnet, wenn die Vollstreckung 
der Sicherungsverwahrung, der vorbeugenden Ver-
wahrung oder der Unterbringung in einem Arbeits-
haus ausgesetzt wird, was außer im Fall der 
Sicherungsverwahrung gleichzeitig mit dem Urteil, 
im übrigen aber insbesondere auch dann möglich ist, 
wenn der Verurteilte seine Strafe verbüßt hat oder 
aus der Verwahrung vor Ablauf einer gesetzlichen 
Höchstfrist entlassen wird. Das Wesen der Sicherungs-
aufsicht, die im künftigen Strafrecht voraussichtlich 
eine erhebliche Rolle spielen wird, besteht darin, 
daß das Gericht dem Verurteilten nicht nur Weisungen 
erteilt, die unter Umständen tief in dessen Lebens-
führung eingreifen, sondern ihn in der Regel auch 
einer Aufsichtsstelle unterstellt, die ein Bewährungs-
heifer sein kann, aber gegenüber Tätern, die der 
Einwirkung durch einen solchen Helfer unzugänglich 
erscheinen, eine Überwachungsbehörde sein soll, ins-
besondere eine Dienststelle der Polizei mit ent-
sprechend ausgebildeten Beamten. 
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Von den übrigen Maßregeln ohne Freiheitsent-
ziehung sind die Entziehung der Fahrerlaub-
nis und c1 s Berufsverbot dem geltenden Recht 
entnommen. Die Regelung ist aber im einzelnen er-
heblich verfeinert worden (§§ 99 bis 101). Auch hier 
wird der Grundsatz beachtet, daß dem Richter eine 
Voraussage über die Gefährlichkeit des Täters in der 
Zukunft nicht zugemutet werden kann. Über Glas 
geltende Recht hinaus sieht der Entwurf das Verbot 
der Tierhaltung, dessen Anordnung bisher nur nach 
§ 11 des Tierschutzgesetzes als Verwaltungsmaß-
nahme möglich war, gegenüber Tierquälern vor 
(§ 102). Im Bereich der Maßregel ohne Freiheitsentzie-
hung können das Berufsverbot und das Verbot der 
Tierhaltung, wenn sie mindestens ein Jahr gedauert 
haben, zur Bewährung ausgesetzt werden (§ 106). 

Alles in allem glaubt der Entwurf, mit dem ver-
feinerten Strafensystem und dem gegenüber dem 
geltenden Recht erheblich ausgebauten, zugleich aber 
viel beweglicheren System bessernder und sichern-
der Maßregeln dem Richter größere Möglichkeiten 
zu geben, jeden Täter nach dem Maße seiner Schuld 
strafen, zugleich aber den gefährdeten Täter der Ge-
meinschaft zurückgewinnen und vor dem gefährlichen 
die Allgemeinheit schützen zu können. Sollen die 
Ziele der Reform des Maßregelrechts erreicht werden, 
wird es erforderlich sein, daß der Richter diese Mög-
lichkeiten ausschöpft und überall dort entschlossen 
von Maßregeln der Besserung und Sicherung Ge-
brauch macht, wo das Gesetz sie vorsieht. 

III. 
Rechtssicherheit und Rechtsklarheit 

Ein Bekenntnis zum Rechtsstaat legt der Entwurf 
nicht nur dadurch ab, daß er den Grundsatz „Keine 
Strafe ohne Gesetz" als § 1 dein Gesetzbuch voran-
stellt. Auch sonst ist er bemüht, die rechtsstaatlichen 
Grundsätze der Rechtssicherheit und Rechts-
klarheit allenthalben zu verwirklichen. Es ist 
schon darauf hingewiesen worden, daß der Entwurf 
sich bemüht, die Strafrahmen möglichst eng zu halten, 
weite Strafrahmen zu unterteilen und besonders 
schwere Fälle durch Anführung von Beispielen tat-
bestandlicher Bestimmtheit anzunähern. Er verzichtet 
auf die wahlweise Androhung von Zuchthaus und 
Gefängnis, die dem Richter kein klares Bild von der 
Bewertung der Tat durch den Gesetzgeber ermög-
licht, und läßt einen Wechsel der Strafdrohung von 
Gefängnis zu Zuchthaus nicht schon in besonders 
schweren Fällen, sondern nur unter tatbestands-
mäßiger Umschreibung der Voraussetzungen zu. Die 
Frage der Einteilung der Straftaten in Verbrechen 
und Vergehen glaubt der Entwurf im einzelnen Fall 
im Sinne der in der Rechtsprechung anerkannten 
sogenannten abstrakten Betrachtungsweise lösen zu 
sollen (§ 12). In allen diesen Beziehungen einen sinn-
vollen Ausgleich zwischen dem Streben nach Ge-
rechtigkeit und dem Erfordernis der Rechtssicherheit 
zu finden, ist eines der Hauptanliegen des Entwurfs. 

Der Grundsatz der Rechtsklarheit führt auch 
dazu, im Bereich des Aufbaus des Verbrechensbe-
griffes weit über das geltende Recht hinaus Fragen 
zu entscheiden, die bisher offengeblieben waren. 
Der Zurückhaltung des geltenden Rechts liegt der 
Gedanke zugrunde, daß das Gesetz vermeiden muß, 
sich in wissenschaftliche Streitfragen einzulassen, 

Einleitung 

und sich der Entwicklung von Wissenschaft und 
Rechtsprechung offenzuhalten hat. So sehr dieser 
Gedanke Anerkennung verdient, muß er doch hinter 
clam anderen zurücktreten, daß der Richter vorn 
Gesetz überall dort eine Entscheidung allgemeiner 
Fragen erwarten darf, wo sich daraus praktisch be-
deutsame Folgerungen für den Einzelfall ergeben. 
Im Entwurf wird daher ausdrücklich gesagt, was 
unter Vorsatz, Absicht und Wissentlichkeit und 
unter Fahrlässigkeit und Leichtfertigkeit verstanden 
werden soll (§§ 16 bis 18). An die Stelle der unvoll-
kommenen und wenig klaren Bestimmung des § 59 
StGB tritt eine sehr eingehende Regelung der ver-
schiedenen Fälle, in denen der Täter über das, was 
er tut, oder über die rechtliche Bewertung seines 
Handelns irrt. So werden nicht nur die Fälle geregelt, 
in denen der Täter nicht erkennt, daß ein Tatumstand 
gegeben ist, irrig einen rechtfertigenden oder infolge 
von Notstand entschuldigenden Sachverhalt annimmt 
oder die  Rechtswidrigkeit seines Handelns verkennt 
(§§ 19 bis 21, 40 Abs. 2, § 41 Abs. 2), sondern auch der 
umgekehrte Fall, daß der Täter irrig glaubt, sein 
Tun werde eine Straftat vollenden, während es in 
Wirklichkeit nur einen untauglichen Versuch dar-
stellt (§§ 26, 27). Schließlich wird auch der Fall ge-
regelt, daß jemand irrig glaubt, Anstifter oder 
Gehilfe eines vorsätzlich handelnden Täters zu sein, 
während dieser in Wirklichkeit nicht vorsätzlich 
handelt (§ 32). Es liegt im Wesen des Schuldstraf-
rechts, daß alle diese Irrtümer sowohl zugunsten wie 
zuungunsten des Täters bis zu einem gewissen 
Grade berücksichtigt weiden. Denn für das Schuld-
strafrecht ist der Ausgangspunkt des Schuldvorwurfs 
der Sachverhalt, wie er in der Vorstellung des Täters 
besteht. Der Entwurf bestimmt weiter ausdrücklich, 
wenn auch in zurückhaltender Form, den Begrift des 
Täters im Gegensatz zum bloßen Teilnehmer (§ 29). 
Er regelt auch den Fall des rechtfertigenden Not-
standes, der bisher nur von der Rechtsprechung an-
erkannt ist und daher als übergesetzlicher bezeichnet 
zu werden pflegt, ausdrücklich (§ 40), da der Gesetz-
geber an einer für das Strafrecht so wesentlichen 
Erscheinung nicht einfach vorbeigehen kann. Der 
Entwurf stellt im Anschluß an frühere Entwürfe und 
unter Auswertung der Rechtsprechung klar, wann 
ein bloßes Unterlassen dem Tun gleichzustellen ist 
(§ 13). Geregelt wird auch, unter welchen Umständen 
das Handeln für einen anderen strafbar ist, der im 
Gegensatz zum Handelnden die besonderen persön-
lichen Merkmale aufweist, die an sich Vorausset-
zung der Strafbarkeit sind (§ 14). 

In dem Streben nach Rechtssicherheit und Rechts-
klarheit bemüht sich der Entwurf in der schwierigen, 
aber für eine rechtsstaatliche Bestimmung der Straf-
barkeitsgrenze bedeutsamen Frage der Unter-
scheidung von Vorbereitungshandlung und Versuch 
um eine möglichst genaue Fassung (§ 26). Im Be-
reich der Vorschriften über Täterschaft und Teil-
nahme wird die in Rechtsprechung und Schrifttum 
lange umstrittene Frage, ob Teilnahme an einer 
nicht vorsätzlichen Tat möglich sei, verneint (§§ 30, 
31) und damit eine nicht nur für die Kriminalpolitik, 
sondern vor allem auch für die Rechtslehre bedeut-
same Entscheidung von großer Tragweite vorge-
schlagen. Denn im Zusammenhang mit § 34, wonach 
jeder Beteiligte ohne Rücksicht auf die Schuld des 
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Einleitung 
anderen nach seiner Schuld bestraft wird, also straf-
bare Teilnahme auch an der Tat eines Schuldunfähi-
gen möglich ist, ergibt sich daraus, daß Vorsatz 
allein der Schuld noch nicht gleichzusetzen ist. In 
dieser Stellungnahme des Entwurfs zur Bedeutung 
des Vorsatzes im Aufbau des Verbrechensbegriffes 
darf allerdings keine Anerkennung der sogenannten 
finalen Handlungslehre gesehen werden. Denn diese 
Stellungnahme kann auch von der wissenschaft-
lichen Lehre gebilligt werden, die zwischen Vorsatz 
im Sinne eines seelischen Sachverhalts und Vorsatz 
im Sinne einer Schuldform unterscheidet. Sie wird 
Vorsatz in den §§ 30 ff. lediglich im Sinne des see-
lischen Sachverhalts verstehen. Daß der Entwurf in 
dem gegenwärtigen wissenschaftlichen Streit um 
den grundsätzlichen Aufbau des Verbrechensbegrif-
fes keine Stellung nimmt, ergibt sich auch aus dem 
Aufbau des Titels über Grundlagen der Strafbar-
keit. Hätte der Entwurf hier Stellung genommen, 
hätte er in der Tat die Grenze überschritten, die 
den Entscheidungen des Gesetzes gezogen ist. Wis-
senschaftliche Fragen dieser Art will und muß ein 
Gesetz offenlassen, das nicht Lehrmeinungen zu 
enthalten, sondern Regeln für die Anwendung des 
Strafrechts aufzustellen hat. Welche Folgerungen 
aus diesen Regeln für die Rechtslehre zu ziehen 
sind, muß der Wissenschaft überlassen bleiben. 

Eine Verwirklichung rechtsstaatlicher Grundsätze 
bedeutet es auch, wenn der Entwurf das im gelten-
den Strafgesetzbuch nur unvollkommen entwickelte 
Recht der Einziehung und Unbrauchharmachung in 
den Vorschriften über Verfall und Einziehung 
in ganz eingehender, den Erfordernissen des Grund-
gesetzes, dem heutigen Stand der Rechtsprechung 
und den Forderungen der Kriminalpolitik ent-
sprechenden Weise regelt. Wesentlich ist dabei vor 
allem die Unterscheidung zwischen Verfall und Ein-
ziehung. Der Verfall ermöglicht es, dem Täter 
oder Teilnehmer, in gewissem Umfang aber auch 
Dritten, das für eine Straftat erlangte Entgelt oder 
den aus der Tat erzielten Gewinn wieder zu ent-
ziehen, unter Umständen in der Form des Wert-
ersatzes (§§ 109, 110). Damit wird eine empfindliche 
Lücke des geltenden Rechts geschlossen. Mögliche 
Härten werden durch eine Billigkeitsvorschrift aus-
geglichen (§ 111). Die Einziehung trifft grundsätz-
lich Gegenstände, die durch eine vorsätzliche Straftat 
hervorgebracht oder zu ihrer Begehung oder Vor-
bereitung gebraucht werden oder bestimmt gewesen 
sind. Für die Zulässigkeit der Einziehung in diesen 
und darüber hinausgehenden Fällen, insbesondere 
für d'e Einziehung gegenüber Dritten, und die Ein-
ziehung des Wertersatzes bringt der Entwurf eine 
eingehende Regelung (§§ 113 bis 115). Von rechts-
staatlicher Bedeutung sind dabei auch die Vor-
schriften über die Entschädigung der Berechtigten 
in den Fällen der Einziehung gegenüber Dritten 
(§§ 119, 120). 

Zu erwähnen ist schließlich, daß der Entwurf eine 
Reihe von Bestimmungen enthält, die ihrem Wesen 
nach nicht dem sachlichen Strafrecht angehören oder 
deren Zugehörigkeit dazu zweifelhaft sein kann. 
Das gilt einmal für das Recht des Strafantrages, 
das sehr viel eingehender geregelt wird als im gel-
tenden Recht (§§ 121 ff.). Wenn es sich dabei auch 
ohne Zweifel um Verfahrensrecht handelt, so soll  

es doch weiterhin im Strafgesetzbuch behandelt 
werden, weil dessen Verständnis zu sehr erschwert 
wäre, wenn zwar bei zahlreichen Tatbeständen auf 
die Notwendigkeit eines Strafantrages hingewiesen 
würde, allgemeine Vorschriften über Antragsbe-
rechtigte, Antragsfrist, Antragsrücknahme und ähn-
liche Fragen aber fehlten. Aus derartigen Erwägun-
gen soll auch das Recht der Verjährung, und 
zwar nicht nur das nach der Regelung des Entwurfs 
zugleich dem sachlichen Strafrecht zugehörige Recht 
der Verfolgungsvcrjälirung, sondern auch das der 
Vollstreckungsverjährung weiterhin im Strafgesetz-
buch geregelt werden (§§127 ff.). Die beiden Gebiete 
sollten nicht auseinandergerissen werden. Auch in 
diesem Bereich geht der Entwurf vielfach neue Wege. 

C. 
Hinweise 

In der Einleitung zur Begründung des Besonderen 
Teils sind die Gesichtspunkte dargestellt, die für die 
Ausscheidung überholter Tatbestände des geltenden 
Strafrechts und für die Aufnahme neuer Tatbestände 
maßgebend waren. Dort wird auch näher ausgeführt, 
wie der Entwurf die Grenzlinien zum Nebenstraf-
recht gezogen hat und welche Erwägungen die 
Gliederung des Besonderen Teils und die Gestaltung 
deß Strafrahmen bestimmt haben. Weitere allge-
meine Bemerkungen sind jeweils den Abschnitten 
und Titeln vorangestellt. 

Die Behandlung von Jugendlichen und Heran-
wachsenden wird, wie sich aus § 9 ergibt, wie bisher 
dem Jugendgerichtsgesetz überlassen. Im Wehrstraf-
gesetz werden auch weiterhin die Vorschriften über 
Straftaten behandelt, die Soldaten der Bundeswehr 
begehen. In das Strafverfahrensrecht werden Vor-
schriften prozeßrechtlicher Art eingestellt werden, 
die bisher im Strafgesetzbuch standen, abgesehen 
von den Vorschriften über Strafantrag, Ermächtigung 
und Strafverlangen sowie über die Verfolgungs-
und Vollstreckungsverjährung, die aus den bereits 
dargelegten Gründen in den Entwurf des Straf-
gesetzbuches aufgenommen werden. 

• 	Der Entwurf eines Einführungsgesetzes zum 
Strafgesetzbuch wird die Aufgabe haben, das Inkraft-
treten des neuen Strafgesetzbuches zu regeln und die 
Normen für das sogenannte interlokale Strafrecht 
aufzustellen, welche die Anwendung des Straf gesetz-
buches auf Taten betreffen, die auf deutschem Gebiet, 
aber außerhalb des räumlichen Geltungsbereichs 
des Strafgesetzbuches begangen werden. Darüber 
hinaus obliegt es ihm, den allgemeinen Grund-
sätzen des Strafgesetzbuches im Bereich des gesamten 
Nebenstratrechts Geltung zu verschaffen und die 
notwendigen Ausnahmen im einzelnen festzulegen. 
Auch für das Gerichtsverfassungsgesetz, die Straf-
prozeßordnung, die verfahrensrechtlichen Nebenge-
setze, das Straftilgungsgesetz und die Kostengesetze 
werden im Entwurf des Einführungsgesetzes die 
Folcierunuten aus der Neugestaltung des sachlichen 
Strafrechts zu ziehen sein. Darin wird ferner durch 
eirio Neugestaltung des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten in seinen sachlich-rechtlichen und ver-
fahrensrechtlichen Bestimmungen der Abschaffung 
der Ubertretttngen Rechnung zu tragen sein. Schließ-
lich wird der Entwurf des  Einführungsgesetzes auch 
die Uberleitungsvorschriften enthalten. 
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vor §1 

Allgemeiner Teil 

Erster Abschnitt 

DAS STRAFGESETZ 

Der Abschnitt enthält im 1. Titel die Vorschriften, 
die den zeitlichen, räumlichen und persönlichen 
Geltungsbereich des Strafgesetzes festlegen. Der 
2. Titel regelt den Sprachgebrauch des Entwurfs. Es 
werden dort wichtige Rechtsbegriffe im einzelnen 
gesetzlich bestimmt, die im Entwurf mehrfach wieder-
kehren. Der Inhalt des Abschnitts entspricht im 
wesentlichen den einleitenden Bestimmungen des 
geltenden Strafgesetzbuches. Einige dieser Vorschrif-
ten sind anderswo eingestellt. Der durch Artikel I 
des Kontrollratsgesetzes Nr. 11 vom 30. Januar 1946 
(Amtsblatt des Kontrollrats in Deutschland S. 55) 
aufgehobene § 9 StGB, der die Auslieferung Deut-
scher an eine ausländische Regierung zur Verfolgung 
oder Bestrafung verboten hat, ist durch Art. 16 
Abs. 2 Satz 1 GG ersetzt worden. § 10 StGB, den das-
selbe Kontrollratsgesetz aufgehoben hat, ist in § 3 
Abs. 1 des Wehrstrafgesetzes vom 30. März 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 298) übergegangen. Die Straf-
losigkeit parlamentarischer Äußerungen und Be-
richte (§§ 11 und 12 StGB) regelt der  Entwurf  in 
den §§ 41 und 42. Die Anrechnung einer im Ausland 
vollzogenen Strafe auf eine Strafe, die wegen der-
selben Tat im Inland verhängt wird, behandelt der 
Entwurf im § 66 Abs. 3. 

Die Frage, inwieweit Behörden berechtigt und 
verpflichtet sind, Straftaten zu verfolgen, überläßt 
der Entwurf grundsätzlich den Verfahrensgesetzen. 
Er enthält daher auch keine Vorschriften über die 
Verfolgbarkeit von Taten, die im Ausland begangen 
worden sind. 

Erster Titel 

Geltungsbereich 

Der Titel beginnt mit den Vorschriften über den 
zeitlichen Geltungsbereich. Ihnen vorange-
stellt ist der Verfassungsgrundsatz „Keine Strafe 
ohne Gesetz" (§ 1). Sein Inhalt betrifft nicht nur die 
zeitliche Geltung von Strafvorschriften, er enthält 
darüber hinaus einen der Kernsätze rechtsstaatlichen 
Strafens überhaupt. Die übrigen Vorschriften über 
die zeitliche Geltung (§ 2) behalten im wesentlichen 
das geltende Recht bei und klären verschiedene Ein-
zelfragen. 

Die folgenden Vorschriften über den räumlichen 
Geltungsbereich enthalten indessen wesent-
liche Neuerungen. Während das geltende Recht (§ 3 
Abs. 1 StGB) in erster Linie an die deutsche Staats-

angehörigkeit anknüpft (Staatsangehörigkeitsgrund-
satz, Personalprinzip), stellt der Entwurf in § 3 den 
Grundsatz voran, daß für Taten, die im Inland be-
gangen werden, das deutsche Strafrecht gilt (Gebiets-
grundsatz, Territorialitätsprinzip). Taten, die nicht 
im Inland begangen sind, unterfallen — abgesehen 
von der Sondervorschrift des § 4 — nur noch in den 
vom Entwurf besonders hervorgehobenen Fällen 
(§§ 5 und 6) dem deutschen Strafrecht. Wann sie im 
Inland zu verfolgen sind, bestimmt § 153b StPO. 

Der Entwurf gibt somit den vom nationalsozia-
listischen Gesetzgeber mit der Verordnung vom 
6. Mai 1940 (Reichsgesetzbl .I S. 754) eingeführten und 
im 3. Strafrechtsänderungsgesetz vom 4. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 735) unberührt gelassenen 
Grundsatz des § 3 Abs. 1 StGB auf, wonach das 
deutsche Strafrecht für die Tat eines deutschen Staats-
angehörigen gilt, einerlei, ob er sie im Inland oder im 
Ausland begeht. Dieser Grundsatz widerspricht 
zwar rechtsstaatlichen Erfordernissen nicht; er fin-
det sich auch in verschiedenen ausländischen Rechts-
ordnungen. Seine Einführung im Jahre 1940 kam 
aber nationalsozialistischen Lehren entgegen und 
eignete sich im besonderen Maße dazu, deren macht-
politische und rassische Ziele durchzusetzen. Die 
Abkehr vorn Staatsangehörigkeitsgrundsatz liegt im 
Zuge der Rechtsentwicklung. Die geschichtlichen 
Vorbilder, die bei der Verfolgung und Ahndung 
von Straftaten an die Staatsangehörigkeit des Täters 
anknüpfen, haben heute keine Geltung mehr. Bei 
dem gegenwärtigen Verhältnis der Kulturstaaten 
zueinander wird ein Anspruch des Staates, dem 
Staatsangehörigen überall hin in die Welt mit dem 
heimischen Strafrecht zu folgen, fragwürdig. Einem 
deutschen Staatsangehörigen, der sich im Ausland 
aufhält und dort seinen Wohnsitz hat, muß es un-
benommen bleiben, nach der Rechtsordnung des 
Gastlandes zu leben. Auch die meisten ausländi-
schen Rechte, namentlich im westeuropäischen und 
angelsächsischen Raum, folgen dieser Auffassung. 

Mit der Anerkennung des Gebietsgrundsatzes, 
der nur für einzelne, genau umrissene Bereiche durch-
brochen wird, kehrt der Entwurf im wesentlichen 
zu früherem deutschen Strafrecht und seiner Aus-
gestaltung in den Entwürfen vor 1933 zurück. Die 
Auslandstaten, für die das deutsche Strafrecht aus-
nahmsweise gelten soll, sind tatbestandlich bestimmt 
und abschließend geregelt. Sie betreffen nur Fälle, 
in denen ein unabweisbares Bedürfnis far den Schutz 
des eigenen Staates oder des eigenen Staatsange-
hörigen besteht oder in denen übergeordnete ge-
meinsame Belange der Völkerrechtsgemeinschaft 
diesen Schutz erfordern. 
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§ 1, 2 
Der Entwurf behält bei den einzelnen Bestim-

mungen über die räumliche Geltung die Begriffspaare 
„Inland" — „Ausland" und „Deutscher" — „Aus-
länder" bei. Ob der Ort der Tat Ausland ist, be-
stimmt sich nach allgemeinen staats- und völker-
rechtlichen Grundsätzen. In § 11 Abs. 1 Nr. 8 wird 
klargestellt, daß zum Ausland nicht nur fremdes 
Staatsgebiet, sondern jedes Gebiet außerhalb des 
Inlands, also auch das keiner Staatshoheit unter-
worfene Gebiet, gehört. „Ausländer" im Sinne dieser 
Vorschriften sind, wie § 10 Nr. 9 ergibt, nicht nur 
fremde Staatsangehörige, sondern auch Staatenlose. 

Das Inland umfaßt nach der gegenwärtigen völker-
rechtlichen Lage außer den Gebieten, die zum räum-
lichen Geltungsbereich des Strafgesetzbuches gehö-
ren, auch solche, die außerhalb dieses Geltungs-
bereichs liegen. Dazu gehören das sowjetische Be-
satzungsgebiet und die Gebiete des Deutschen Rei-
ches in den Grenzen vom 31. Dezember 1937, die zur 
Zeit unter fremder Verwaltung stehen. In welchem 
Umfang das Strafrecht der Bundesrepublik Deutsch-
land auf Taten anwendbar ist, die in diesen Gebieten 
begangen werden, ist Gegenstand der Problematik 
des sogenannten interlokalen Strafrechts. Die Frage 
muß durch die Gesetzgebung geklärt werden. Der 
Entwurf sieht jedoch davon ab, diese Grundsätze in 
dem auf die Dauer bestimmten Strafgesetzbuch zu 
regeln. Es überläßt die Regelung vielmehr dem Ein-
führungsgesetz (vgl. Fußnote 2 zu § 3). 

Den Vorschriften über den räumlichen Geltungs-
bereich schließen sich die Bestimmungen über Zeit 
und Ort der Tat an (§§ 7 und 8). Die letzte Vor-
schrift dieses Titels handelt vom persönliche n 
Geltungsbereich und betrifft die Anwendbarkeit 
des Gesetzes auf Taten von Jugendlichen und Heran-
wachsenden (§ 9). 

§ 1 

Keine Strafe ohne Gesetz 

Die Vorschrift wiederholt im Wortlaut den Ver-
fassungsgrundsatz des Art. 103 Abs. 2 GG. Sie ent-
spricht dem § 2 Abs. 1 StGB. Die Bedeutung des 
Grundsatzes für das Strafrecht ist so groß, daß auf 
seine Wiederholung an hervorragender Stelle des 
Strafgesetzbuches wie im geltenden Recht nicht ver-
zichtet werden kann. Der Grundsatz hat in mehrfacher 
Hinsicht Bedeutung. Er besagt zunächst, daß Strafe 
nur auf Grund eines Gesetzes verhängt werden kann, 
wobei zwar nicht nur Gesetze im förmlichen Sinne 
der Verfassung, sondern auch sonstige Vorschriften 
des geschriebenen Rechts gemeint sind, nicht aber 
Gewohnheitsrecht. Zugleich ist Bestrafung auf Grund 
bloßer Analogie ausgeschlossen. Der Grundsatz be-
sagt weiter, daß eine Tat nur bestraft werden kann, 
wenn sie schon vor ihrer Begehung mit Strafe bedroht 
war, und enthält damit das für einen Rechtsstaat 
grundlegende Verbot, straflose Handlungen rück-
wirkend mit Strafe zu bedrohen. Der Grundsatz be-
sagt ferner, daß die Tat mit einer bestimmten Strafe 
bedroht gewesen sein muß, womit zwar nicht ge-
fordert wird, daß dem Richter keine Wahl zwischen 
mehreren Strafarten und innerhalb eines Strafrah-
mens bleiben darf, wohl aber völlig unbestimmte 

Strafdrohungen ausgeschlossen werden. Der Grund-
satz besagt außerdem, daß für die Tat nur die Strafe 
verhängt werden darf, die vor ihrer Begehung für 
sie angedroht war. Der Grundsatz enthält damit 
auch ein Rückwirkungsverbot für Strafdrohungen, 
soweit nicht § 2 Abs. 2 Satz 2 eine Besserstellung 
des Täters vorsieht. Das Rückwirkungsverbot hin-
sichtlich des strafschärfenden Strafgesetzes geht 
zwar aus dem Wortlaut des § 1 nicht ausdrücklich 
hervor. Da aber Art. 103 Abs. 2 GG ganz überwiegend 
in dieser Richtung ausgelegt wird, bleibt § 1 bei 
dessen Wortlaut, zumal eine davon abweichende 
Klarstellung zu der Annahme hätte führen können, 
daß der Gesetzgeber in Art. 103 Abs. 2 GG nur das 
Verbot sieht, eine bisher straflose Tat nachträglich 
mit Strafe zu bedrohen, nicht aber auch das Verbot, 
eine bereits strafbare Tat nachträglich mit schwererer 
Strafe zu bedrohen. Der Grundsatz besagt schließ-
lich, daß das Gesetz das strafbare Handeln so be-
stimmt umschreiben muß, daß die Rechtsprechung in 
seinen Vorschriften eine zuverlässige und feste 
Grundlage für die Anwendung auf die in Betracht 
kommende einzelne Tat findet. Wann einem straf-
rechtlichen Tatbestand diese Bestimmtheit fehlt, 
wird die Rechtsprechung im einzelnen zu entschei-
den haben. Das gilt auch für die Frage, wann einer 
Strafdrohung die erforderliche Bestimmtheit fehlt. 

§ 2 

Zeitliche Geltung 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen § 2 
Abs. 2 bis 4 StGB und ergänzt diese Regelung auf dem 
Boden der Ergebnisse der Rechtsprechung in ein-
zelnen Punkten. 

Absatz 1 hält an dem Grundsatz fest, daß sich 
die Strafe nach dem Gesetz bestimmt, das zur Zeit 
der Tat gilt. Das Rückwirkungsverbot erstreckt sich 
auch auf die Nebenfolgen, die kraft Gesetzes, etwa 
nach § 45, mit der Verurteilung zu einer bestimmten 
Strafe eintreten. Die Nebenfolgen haben namentlich 
auch im Nebenstrafrecht praktische Bedeutung. 

Absatz 2 schreibt vor, welches Gesetz anzu-
wenden ist, wenn eine Gesetzesänderung eintritt. 
Satz 1 betrifft den Fall, daß sich die Strafdrohung 
während der Begehung der Tat ändert. Eine solche 
Vorschrift kennt das geltende Recht nicht. Diese 
Frage kann insbesondere bei Dauerstraftaten und 
fortgesetzten Handlungen von Bedeutung sein. Der 
Entwurf stellt klar, daß die bei Beendigung der Tat 
geltende Strafdrohung maßgebend ist. Er folgt hier 
der ständigen Rechtsprechung des Reichgerichts. Aus 
der Einheitlichkeit der Dauerstraftat und der fort-
gesetzten Handlung folgt die Notwendigkeit einer 
einheitlichen Beurteilung. Die Fassung stellt klar, 
daß die Änderung eines Gesetzes hinsichtlich der 
Strafdrohung, nicht hinsichtlich der Strafbarkeit in 
Frage steht. Wird durch ein späteres Gesetz erst die 
Strafbarkeit eines Handelns begründet, so können 
frühere Teilakte nicht in die Bewertung als fort-
gesetzte Handlung einbezogen werden. 
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Absatz 2 Satz 2 durchbricht in Übereinstimmung 
mit dem geltenden Recht (§ 2 Abs. 2 Satz 2 StGB) das 
Rückwirkungsverbot, wenn das Gesetz, das zur Zeit 
der  Tat gilt, vor der Entscheidung gemildert wird. 
In diesem Falle ist das mildeste Gesetz anzuwenden. 
Die Pflicht zur Anwendung des mildestens Gesetzes 
obliegt auch dem Revisionsgericht. Das ergibt sich 
aus § 354a StPO. Der Entwurf verdeutlicht das da-
durch, daß er nicht mehr wie das geltende Recht von 
„Aburteilung", sondern von „Entscheidung" spricht. 
Die mit dem geltenden Recht übereinstimmende 
Fassung des Entwurfs zwingt die Rechtsprechung 
künftig nicht dazu, bei der Feststellung des „mil-
desten Gesetzes" lediglich die bisherige und die neue 
gesetzliche Strafnorm zu vergleichen. Vielmehr 
bleibt auch nach dem Entwurf für die im Schrifttum 
herrschende Auslegung Raum, daß grundsätzlich in 
diesem Zusammenhang der Rechtszustand insgesamt 
in Betracht kommt. Der Entwurf greift in der Frage, 
inwieweit dies für die Ausfüllungsnormen von 
Blankettgesetzen gilt, der Rechtsprechung nicht vor. 
Aus der Anwendbarkeit des mildesten Gesetzes folgt 
auch, daß die Strafbarkeit einer Tat erlischt, wenn 
das Gesetz, unter das die Tat gefallen wäre, vor der 
Entscheidung ersatzlos außer Kraft getreten ist. Über-
haupt sind bei der Prüfung, welches Gesetz für den 
Täter das „mildeste" ist, nicht nur Änderungen der 
Strafdrohungen, sondern Abweichungen aller Art zu 
berücksichtigen, so auch Änderungen der allgemeinen 
Vorschriften, z. B. über Irrtum, Schuldfähigkeit, Not-
wehr, Notstand, Verjährung und Strafantrag. Der 
Richter hat daher bei der Rechtsanwendung nicht nur 
die Strafrahmen der verschiedenen Gesetze zu ver-
gleichen, er muß vielmehr die Tat nach jedem dieser 
Gesetze beurteilen und der Entscheidung das Gesetz 
zugrunde legen, das bei seiner Anwendung nach den 
besonderen Umständen des Einzelfalles für den Täter 
zu dem günstigsten Ergebnis führt. Hierbei sind auch 
Gesetze, die nach der Begehung der Tat und vor der 
Entscheidung in Geltung waren, inzwischen aber 
wieder außer Kraft getreten sind (sogenannte Zwi-
schengesetze), zu berücksichtigen und, wenn sie mil-
der sind, anzuwenden. Die Berücksichtigung des 
Zwischengesetzes ist ein Gebot der Billigkeit. Ob 
ein Gesetz zu einem Zwischengesetz wird, weil die 
Tat während der Dauer seiner Geltung nicht abge-
urteilt wurde, hängt vielfach von Umständen ab. die 
dem Täter nicht zugerechnet werden können. Immer 
kann aber ein Gesetz nur als Ganzes angewendet 
werden. Es ist nicht zulässig, aus verschiedenen, 
zwischen Tatbegehung und Entscheidung gültig ge-
wesenen Gesetzen die für den Täter günstigsten 
Teile auszuwählen und daraus ein Recht zu bilden, 
das zu keiner Zeit gegolten hat. 

Absatz 3 enthält die besondere Regelung für die 
sogenannten Zeitgesetze. Der Grundsatz der Rück-
wirkung des mildesten Rechts beruht auf dem Ge-
danken, daß in dem neuen Gesetz eine geänderte 
Rechtsauffassung zum Durchbruch gelangt. Dies trifft 
jedoch nicht immer zu. Oft werden Gebote und Ver-
bote wegen besonderer tatsächlicher Verhältnisse 
nur für vorübergehende Zeit erlassen oder verschärft 
und wegen Änderung dieser Verhältnisse wieder 
gemildert, außer Kraft gesetzt oder nicht erneuert. 

§ 2 
Solche Zeitgesetze kommen namentlich bei Vor-
schriften auf den Gebieten des Wirtschaftsrechts, 
des Abgabenrechts und des Polizeirechts vor. In 
Fällen dieser Art darf auch die mildere Bestimmung 
nicht zurückwirken, da sonst solche Vorschriften 
gegen Ende ihrer Geltungszeit an Wirksamkeit ver-
lören und Beschuldigte dem Versuch unterliegen 
könnten, das Verfahren zu verzögern. Das Gesetz 
vom 28. Juni 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 839) hat eine 
ausdrückliche Bestimmung über Zeitgesetze als § 2 a 
Abs. 3 in das StGB eingefügt, die seit dem 3. Straf-
rechtsänderungsgesetz vom 4. August 1953 (Bundes-
gesetzbl. I S. 735) in § 2 Abs. 3 StGB enthalten ist. 
Aber schon Jahrzehnte vorher hat das Reichsgericht 
in ständiger Rechtsprechung bei der Auslegung des 
§ 2 Abs. 2 StGB in der vor dem 28. Juni 1935 gel-
tenden Fassung (jetzt § 2 Abs. 2 Satz 2) daran fest-
gehalten, daß eine Rückwirkung milderer Gesetze 
dann ausgeschlossen ist, wenn die Gesetzesänderung 
nicht auf einen Wandel der Rechtsüberzeugung, 
sondern auf die Veränderung besonderer tatsäch-
licher Verhältnisse zurückzuführen ist. Nach diesem 
Merkmal hatte die Rechtsprechung des Reichgerichts 
auch noch nach Einführung der erwähnten gesetz-
lichen Regelung entschieden, ob ein Zeitgesetz vor-
liegt oder nicht. Dieser Weg führte indessen nicht in 
allen Fällen zu einer einheitlichen Rechtsprechung. 
Denn es läßt sich nicht immer sagen, ob eine Ge-
setzesänderung auf einem Wandel der Rechtsan-
schauung oder der tatsächlichen Umstände beruht. 

Der gesetzgeberische Beweggrund für eine Ge-
setzesänderung ist nicht immer offenkundig. Oft 
gehen auch Änderungen der Rechtsanschauung und 
der tatsächlichen Umstände Hand in Hand. Der Ent-
wurf will dieser Rechtsunsicherheit begegnen. Er 
stellt daher leichter faßbare, förmlichere Voraus-
setzungen dafür auf, ob ein Zeitgesetz vorliegt, und 
bestimmt, daß ein Gesetz, das nur bis zu einem be-
bestimmten Zeitpunkt gelten soll, auf die während 
seiner Geltung begangenen Taten auch dann anzu-
wenden ist, wenn es infolge Ablaufs dieser Zeit 
außer Kraft getreten ist. Als Zeitgesetze sollen dem-
nach nur Vorschriften zurückwirken, deren Geltungs-
dauer von vornherein oder durch ein späteres Gesetz 
kalendermäßig befristet ist und die allein wegen 
dieses Zeitablaufs außer Kraft getreten sind. Bei 
Gesetzen, die wegen besonderer tatsächlicher Ver-
hältnisse erlassen worden waren, ohne in ihrer Gel-
tungsdauer befristet zu sein, und dann außer Kraft 
gesetzt werden, verbleibt es bei dem Grundsatz des 
§ 2 Abs. 2 Satz 2, wenn nicht der Gesetzgeber in dem 
Aufhebungsgesetz eine Sonderregelung trifft. Sie ist 
auch bei Zeitgesetzen möglich und z. B. im § 15 des 
Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 (Bundesgesetzbl. I 
S. 175) getroffen worden. Die Anwendung des Ab-
satzes 3 hängt somit künftig im wesentlichen von 
äußeren Umständen und nicht mehr von einer richter-
lichen Wertentscheidung ab. 

Absatz 4 erklärt die Vorschriften über die zeit-
liche Geltung der Strafgesetze auch für den Verfall, 
die Einziehung und die Unbrauchbarmachung für 
entsprechend anwendbar. Das entspricht nicht nur 
der Billigkeit, sondern ist auch geboten, um die 
Rechtsprechung auf eine sichere Grundlage zu 
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§ 3 

stellen. Der Verfall von Gegenständen nähert sich 
nach seinem rechtlichen Gehalt der Strafe. Auch die 
Einziehung und die Unbrauchbarmachung haben 
unter gewissen Voraussetzungen den Charakter 
einer strafähnlichen Maßnahme. Die bedeutsame 
Frage der zeitlichen Geltung der Gesetze darüber 
kann vom Gesetzgeber aber nur einheitlich etn-
schieden werden. Es ist daher sachgerecht, die Maß-
nahmen des Verfalls, der Einziehung und der Un-
brauchbarmachung in der Frage der zeitlichen 
Geltung ebenso wie Strafen zu behandeln. Die zu 
Absatz 5 dargelegten Gründe, die zu einer ab-
weichenden Regelung bei den Maßregeln der Bes-
serung und Sicherung geführt haben, treffen hier 
nicht zu. 

Absatz 5 regelt bei den Maßregeln der Besserung 
und Sicherung die Frage der zeitlichen Geltung 
anders als bei den Strafen und Maßnahmen im üb-
rigen. Für ihre Anordnung soll grundsätzlich das zur 
Zeit der Entscheidung geltende Gesetz maßgebend 
sein. Diese Abweichung findet ihre Rechtfertigung 
darin, daß diese Maßregeln keine Strafen sind, 
sondern dazu dienen sollen, den Täter wieder in die 
Gemeinschaft einzugliedern oder die Allgemeinheit 
vor ihm zu schützen. Maßregeln der Besserung und 
Sicherung sind somit stets in die Zukunft gerichtet. 
Es entspricht daher dem Wesen dieser Maßregeln, 
wenn der Gesetzgeber es von den Bedürfnissen und 
dem Rechtsstand im Zeitpunkt der Entscheidung ab-
hängen läßt, ob und in welchem Umfang auf sie zu 
erkennen ist. Für die Frage, ob eine rechtswidrige 
Tat im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 2 begangen worden 
ist, die zu den Voraussetzungen jeder Maßregel der 
Besserung und Sicherung gehört, ist hingegen nach 
§ 1 ausschließlich das zur Zeit der Tat geltende Ge-
setz maßgebend. 

Die Regelung des Entwurfs entspricht dem § 2 
Abs. 4 StGB und den früheren Entwürfen. Sie ist 
auch im Schrifttum nahezu unangefochten geblieben. 
Neuerdings erhobene Bedenken, daß sie gegen Ar-
tikel 7 Abs. 1 Satz 2 der Europäischen Konvention 
zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
(Bundesgesetzbl. 1952 II S. 685) und gegen den ent-
sprechenden Artikel 103 Abs. 2 GG verstoße, sind 
unbegründet. Es fehlt an einem zwingenden Anhalt 
dafür, daß die „Strafe" (bzw. „peine" oder „penalty") 
im Sinne dieser Vorschriften die im Entwurf vor-
gesehenen Maßregeln der Besserung und Sicherung 
einbezieht. Hiergegen spricht, daß das Strafrecht ver-
schiedener Staaten, die die angeführte Konvention 
unterzeichnet haben, den Grundsatz der Zweispurig-
keit kennt und auch das Grundgesetz eine Straf-
rechtsordnung vorgefunden hat, die zwischen Strafe 
und Maßregel scharf unterscheidet. Hinzu kommt, daß 
ein Teil der im Entwurf vorgesehenen Maßregeln unter 
bestimmten gesetzlichen Voraussetzungen auch als 
Verwaltungsmaßnahme angeordnet werden kann'), 

7 ) Vgl. z. B. die Unterbringung in einem Arbeitshaus: § 20 der Ver-
ordnung über die Fürsorgepflicht vom 13. Februar 1924 (Reichs-
gesetzbl. I S. 100 mit Änderungen) ; die Entziehung der Fahrerlaub-
nis: § 4 des Straßenverkehrsgesetzes vom 19. Dezember 1952 
(Bundesgesetzbl. I  S. 835 mit Änderungen); vgl. im ihrigen das 
Gesetz über das gerichtliche Verfahren bei Freiheitsentziehungen 
vom 29. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 599) und die Landesgesetze 
über die Unterbringung von Geistes- und Suchtkranken. 

ohne daß in solchen Fällen für die Verwaltungs-
behörden und die Gerichte die Schranken des Ar-
tikels 103 Abs. 3 GG gelten. Es müßte daher dafür 
Sorge getragen werden, daß Maßregeln dieser Art, 
die den Strafgerichten nach dem zur Zeit der Ent-
scheidung geltenden Gesetz möglich, aber nach dem 
zur Zeit der Tat geltenden Gesetz verschlossen wären, 
von den Verwaltungsbehörden angeordnet werden 
können. 

Freilich kann der Grundsatz des Absatzes 5 nicht 
ausnahmslos gelten. Dem steht schon entgegen, daß 
im modernen Strafrecht Strafe und Maßregel sich in 
ihren kriminalpolitischen Aufgaben ergänzen und 
ihre Verhängung daher aufeinander abgestimmt 
sein muß, um die mit diesen Tatfolgen beabsichtigten 
Wirkungen erreichen zu können. Daraus folgt, daß 
auch in der Frage der zeitlichen Geltung Strafe und 
Maßregel nicht stets für sich allein betrachtet werden 
können. Das gilt vor allem, wenn etwa die nach Ab-
satz 2 Satz 2 anzuwendende mildere Strafdrohung 
des alten Rechts sich nicht sinnvoll in die kriminal-
politischen Ziele der im Zeitpunkt der Entscheidung 
geltenden Maßregelregelung des neuen Rechts ein-
fügt. Um in solchen Fällen unausgeglichene Ergeb-
nisse zu vermeiden, wird bei Gesetzesänderungen, 
die sich auf Maßregeln der Besserung und Sicherung 
beziehen, jeweils zu prüfen sein, ob der Grundsatz 
des Absatzes 5 eine sachgerechte Regelung enthält. 
Besondere Vorschriften über die zeitliche Geltung 
von Maßregeln werden namentlich für die Zeit des 
Inkrafttretens des neuen Strafrechts erforderlich 
werden, da angesichts der zahlreichen Neuerungen 
im Strafen- und Maßregelnsystem des Entwurfs die 
schematische Anwendung der Grundsätze des § 2 aus 
den dargelegten Gründen nicht durchweg einen be-
friedigenden und reibungslosen Übergang vom alten 
zum neuen Recht zu gewährleisten vermag. Im Ein-
führungsgesetz wird daher im einzelnen zu regeln 
sein, ob und in welchem Umfange Neuerungen im 
Maßregelrecht des Entwurfs zurückwirken. Ab

-

weichungen vom Grundsatz des Absatzes 5 sind aber 
aus Gründen der Billigkeit auch bei solchen Maß-
regeln erforderlich, die einen schweren Eingriff in 
die Freiheit des Betroffenen mit sich bringen und für 
ihn strafähnliche Wirkungen haben. Aus diesen Er-
wägungen ist in Aussicht genommen, im Entwurf des 
Einführungsgesetzes für die Sicherungsverwahrung, 
die vorbeugende Verwahrung, das Arbeitshaus und 
die Sicherungsaufsicht eine den Absätzen 1 bis 3 ent-
sprechende Regelung zu treffen. Absatz 5 stellt somit 
für die zeitliche Geltung von Maßregeln lediglich 
einen allgemeinen Grundsatz auf, welcher der Rechts-
natur der Maßregeln am besten entspricht; jedoch 
weist der Entwurf durch die Wendung „wenn gesetz-
lich nichts anderes bestimmt ist" darauf hin, daß hei 
der Rechtsanwendung auf die Möglichkeit besonderer 
Regelungen zu achten ist. 

§ 3 
Geltung für Inlandstaten 

Die Vorschrift bringt die Rückkehr zum Gebiets-
grundsatz zum Ausdruck. Die Gründe hierfür sind 
bereits in der Vorbemerkung zu diesem Titel dar- 
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gelegt. Hierauf wird verwiesen. Betrachtet man § 3 
allerdings nur auf seinen eigenen sachlichen Inhalt 
und losgelöst von den nachfolgenden Bestimmungen, 
so enthält er keine Abweichung vom geltenden 
Recht. Auch bisher gilt das deutsche Strafrecht für 
alle Inlandstaten, gleichgültig, ob sie von einem 
Deutschen oder einem Ausländer begangen sind. Für 
Deutsche folgt das auf dem Staatsangehörigkeits-
grundsatz, für Ausländer wendet auch das geltende 
Recht insoweit ergänzend den Gebietsgrundsatz an 
(vgl. § 3 Abs. 1, § 4 Abs. 1 StGB). 

§ 4 
Geltung für Taten auf deutschen Schiffen 

und Luftfahrzeugen 
Die Vorschrift stimmt mit § 5 StGB fast wörtlich 

überein. Taten, die auf deutschen Schiffen und Luft-
fahrzeugen im Inland begangen werden, unterstellt 
der Entwurf allerdings schon in § 3 dem deutschen 
Strafrecht. § 4 bestimmt zusätzlich, daß das auch gilt, 
wenn die auf deutschen Schiffen und Luftfahrzeugen 
begangenen Taten im Ausland begangen werden. Es 
kommt also nicht darauf an, ob das Schiff sich auf 
hoher See, in fremden Küstengewässern oder in 
einem fremden Hafen befindet und ob das Luftfahr-
zeug fremdes Gebiet überfliegt oder in einem aus-
ländischen Flughafen gelandet ist. Die Bestimmung 
umfaßt abweichend von früheren Entwürfen nicht 
nur Seeschiffe, sondern auch Binnenschiffe. Dadurch 
sollen hei Taten, die auf einem auf Grenzflüssen 
verkehrenden Binnenschiff begangen sind, Unklar-
heiten über das anzuwendende Recht vermieden 
werden. 

Der Grundsatz, daß Taten, die auf deutschen 
Schiffen und Luftfahrzeugen begangen werden, stets 
wie Inlandstaten zu behandeln sind, wurde erst 
durch die Verordnung vom 6. Mai 1940 (Reichs-
gesetzbl. I S. 754) in das Strafgesetzbuch eingeführt. 
Ihn beizubehalten, ist unbedenklich und geboten, da 
er eine notwendige Ergänzung des Gebietsgrund-
satzes enthält. Wer sich einem deutschen Schiff oder 
Luftfahrzeug anvertraut, muß überall unter dem 
Schutz der deutschen Strafgesetze stehen. Aus-
ländische Staaten schreiten überdies vielfach nicht 
ein, wenn eine Tat an Bord eines fremden Schiffes 
in ihren Küstengewässern oder Häfen begangen wird 
und die eigenen Rechtsgüter dieses Staates nicht he-
rührt. Hierdurch könnten Verfehlungen im Ausland 
ungeahndet bleiben. Hinzu kommt, daß der Ort der 
Tat oft schwer festzustellen sein wird, wenn die Tat 
unterwegs begangen worden ist. 

Ob ein Ausländer, der auf einem deutschen Schiff 
oder Luftfahrzeug im Ausland eine nach deutschem 
Recht strafbare Handlung begangen hat, einem aus-
ländischen Staat zur Aburteilung ausgeliefert wer-
den darf, wird durch § 4 nicht entschieden. 

§ 5 
Geltung für Auslandstaten 

unabhängig vom Recht des Tatorts 
Wie in der Vorbemerkung zu diesem Titel aus-

geführt wird, soll das deutsche Strafrecht, abgesehen 
von § 4, für Auslandstaten nur in den vom Gesetz 

§§4,5 
besonders hervorgehobenen Fällen gelten. Hierin 
liegt die entscheidende Neuerung. § 5 zählt die ein-
zelnen Straftaten auf, die auch bei Begehung im Aus-
land zur Anwendung des deutschen Strafrechts 
führen 8). Der Gebietsgrundsatz kann den erforder-
lichen strafrechtlichen Schutz nicht gewährleisten, 
wenn es um den Schutz des Staates und wichtiger 
Rechtsgüter des Volkes (Schutzgrundsatz) oder 
um den Schutz einzelner Staatsangehöriger (passives 
Personalprinzip) geht. Dasselbe gilt auch für gewisse 
Auslandstaten, durch die gemeinsame, in allen Kul-
turstaaten anerkannte Rechtsgüter verletzt werden 
(Weltrechtsgrundsatz). § 5 des Entwurfs ent-
spricht dem § 4 Abs. 3 StGB, der allerdings nur Aus-
landstaten von Ausländern erfaßt, da der Staats-
angehörigkeitsgrundsatz des § 3 Abs. 1 StGB die 
Auslandstaten von Deutschen bereits einbezieht. 

Absatz 1 enthält eine Einzelaufstellung von Aus-
landstaten, für die das deutsche Strafrecht unab-
hängig vorn Recht des Tatorts gilt. Sie ist gegenüber 
der Liste des § 4 Abs. 3 StGB in mehrfacher Hinsicht 
ergänzt. Auch sind im Entwurf in Fällen, in denen 
der Kreis der erfaßten Fälle zweifelhaft sein kann, 
die einzelnen Tatbestände näher bezeichnet. Die 
Aufstellung beruht in den Nummern 1 bis 7 in der 
Hauptsache auf dem Weltrechtsgrundsatz, in den 
Nummern 8 bis 17 überwiegend auf dem Schutz-
grundsatz. In einigen Fällen kommt es für die An-
wendbarkeit des deutschen Strafrechts weiter darauf 
an, daß der Täter Deutscher ist, seinen Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hat oder 
Träger deutscher Ämter ist (vgl. Nummern 6, 13, 
15, 16). 

Nummern 1 bis 5: Bei der Liste der sogenannten 
Weltverbrechen folgt der Entwurf im wesentlichen 
dem geltenden Recht (§ 4 Abs. 3 Nr. 3, 4, 7 bis 9 StGB). 
In diesen Fällen begründen meist auch zwischen-
staatliche Abkommen eine Pflicht zur Verfolgung 
und Ahndung nach deutschem Strafrecht. 

Die Aufzählung beginnt mit den Kernenergie-, 
Sprengstoff- und Strahlungsverbrechen (Nummer 1). 
Sprengstoffverbrechen 9) unterliegen von jeher dem 
Weltrechtsgrundsatz. Der Entwurf hat ihnen, der 
technischen Entwicklung folgend, die Kernenergie-
und Strahlungsverbrechen 10) hinzugefügt. Er hat auch 
die einzelnen, aus dem Nebenstrafrecht übernom-
menen Tatbestände näher bezeichnet, für die unab-
hängig vom Recht des Tatorts das deutsche Straf-
recht gelten soll. Hieraus ergibt sich, daß von den 
Explosionsverbrechen nur solche, die durch Frei-
setzung von Kernenergie oder durch Anwendung 
von Sprengstoff begangen werden, dem Weltrechts-
grundsatz unterfallen. Für die Einbeziehung der 
Explosionen anderer Art (§ 323 Abs. 2) fehlt es an 

8 ) Der Entwurf ist hier ebensowenig wie das geltende Recht er-
schöpfend. Eine ergänzende Regelung enthält u. a. § 18 Abs. 2 des 
Gesetzes über das Flaggenrecht der Seeschiffe und der Binnenschiffe 
(Flaggenrechtsgesetz) vom B. Februar 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 79). 

o) Vgl. §§ 5 bis 8, 10 und 12 des Gesetzes gegen den verbrecherischen 
und gemeingefährlichen Gebrauch von Sprengstoffen vom 9. Juni 
1884 (Reichsgesetzbl. S. 511, § 4 Abs. 3 Nr. 3 StGB. 

10 ) Vgl. §§ 40, 41 Abs. 2, 3 und § 51 Abs. 2 des Gesetzes über die fried-
liche Verwendung der Kernenergie und den Schutz gegen ihre Ge-
fahren (Atomgeseiz) vom 23. Dezember 1959 (Bundesgesetzhl. I 
S. 814 ff.). 
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§ 5 
einem praktischen Bedürfnis, denn solche Explosionen 
sind in ihren gefährlichen Erscheinungsformen (z. B. 
Wasserdampf- und Leuchtgasexplosionen) meist ört-
lich gebunden. Für ihre Verfolgung genügt der Ge-
bietsgrundsatz. 

Zu den Weltverbrechen gehören weiterhin der 
Menschenhandel (§ 229) und der Sklavenhandel 
(Nummer 2) 11 ). Der Entwurf verwendet an Stelle der 
Bezeichnungen „Kinderhandel und Frauenhandel" 
(§ 4 Abs. 3 Nr. 4 StGB) den umfassenderen Begriff 
des Menschenhandels, der sich in neuerer Zeit im 
Sprachgebrauch der internationalen Abkommen 
durchgesetzt hat. Die besondere Erwähnung des 
Sklavenhandels ist im Hinblick auf das Gesetz be-
treffend die Bestrafung des Sklavenraubes und des 
Sklavenhandels vom 28. Juli 1895 (Reichsgesetzbl. 
S. 425) geboten. 

In der Reihe der Weltverbrechen folgen der un-
befugte Vertrieb von Betäubungsmitteln (Num-
mer 3) 12 ), der Handel mit unzüchtigen Veröffent-
lichungen (Nummer 4) 13) sowie die Geldfälschung 
und deren Vorbereitung in den Fällen der §§ 312, 313 
und 318 (Nummer 5) 14 ). 

Nummer 6: In den Fällen des Völkermordes im 
Sinne der §§ 478 und 479 gilt bei Auslandstaten das 
deutsche Recht nur, wenn der Täter zur Zeit der Tat 
deutscher Staatsangehöriger ist oder im Inland 
seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat. 
Die Konvention vom 9. Dezember 1948 über die Ver-
hütung und Bestrafung des Völkermordes (Bundes-
gesetzbl. 1954 II  S. 730) verpflichtet die Vertrags-
staaten nicht, die Verfolgung des Völkermordes dem 
Weltrechtsgrundsatz zu unterstellen. Die vor-
gesehene Beschränkung trägt den kriminalpolitischen 
Bedürfnissen Rechnung. 

Nummer 7: Neben den oben angeführten Num-
mern 2 bis 5, nach zwischenstaatlichen Abkommen 
dem Weltrechtsgrundsatz zu unterstellenden Taten 
erklärt der Entwurf das deutsche Strafrecht auch auf 
alle übrigen Auslandstaten für anwendbar, deren 
Verfolgung die Bundesrepublik Deutschland durch 
zwischenstaatliche Abkommen verbindlich übernom-
men hat oder künftig übernehmen wird. Er füllt hier 
eine Lücke des geltenden Rechts aus und ermöglicht 
es, völkerrechtlichen Verpflichtungen dieser Art nach 
der Ratifikation des betreffenden Abkommens nach-
zukommen, ohne daß das Strafgesetzbuch geändert 

11) Vgl. § 48 des Gesetzes über das Auswanderungswesen vom 9. Juni 
1897 (Reichsgesetzbl. S. 463), § 4 Abs. 3 Nr. 4 StGB; §§ 1, 2 und 5 
des Gesetzes betreffend die Bestrafung des Sklavenraubes und des 
Sklavenhandels vorn 28. Juli 1895 (Reichsgesetzbl. S. 425). Siehe 
hierzu auch das Internationale Übereinkommen zur Bekämpfung des 
Mädchenhandels vom 4. Mai  1910 (Reichsgesetzbl. 1913 S. 31); die 
Internationale Übereinkunft zur Unterdrückung des Frauen- und 
Mädchenhandels vom 30. September 1921 (Reichsgesetzbl. 1924 II 
S. 180) ; das Internationale Übereinkommen betreffend die Sklaverei 
vom 25. September 1926 (Reichsgesetzbl. 1929 II S. 63) und das Zu-
satzübereinkommen über die Abschaffung der Sklaverei, des Sklaven-
handels und sklavenähnlicher Einrichtungen und Praktiken vom 
7. September 1956 (Bundesgesetzbl. 1958 II S. 203). 

12) Vgl. § 10 des Gesetzes fiber den Verkehr mit Betäubungsmitteln 
— Opiumgesetz — vom 10. Dezember 1929 (Reichsgesetzbl. 1 S. 215); 
§ 4 Abs. 3 Nr 8 StGB. Siehe hierzu auch das Internationale Opium-
abkommen vom 19. Februar 1925 (Reichsgesetzbl. 1929 II S. 4071. 

13) Vgl. § 220 des Entwurfs, § 184 StGB, § 4 Abs. 3 Nr. 9 StGB. Siehe 
hierzu auch das Abkommen zur Bekämpfung der Verbreitung un-
züchtiger Veröffentlichungen vom 4. Mai 1910 (Reichsgesetzbl. 1911 
S. 209). 

14) Siehe hierzu auch das Internationale Abkommen zur Bekämpfung 
der Falschmünzerei vom 20. April 1929 (Reichsgesetzbl. 1933 II 
S. 913). 

werden muß. Für die Bundesrepublik besteht eine 
solche völkerrechtliche Verpflichtung zur Verfolgung 
von Taten, die gegen die von der Bundesrepublik 
Deutschland ratifizierten vier Rotkreuzabkommen 
von 1949 (Bundesgesetzbl. 1954 II, S.783, 813, 838, 
917) verstoßen. Dasselbe gilt z. B. von Meineiden, 
die vor dem Gerichtshof der Europäischen Gemein-
schaft für Kohle und Stahl (Montanunion) geleistet 
werden (vgl. Artikel 45 des Gesetzes vom 29. April 
1952 betreffend den Vertrag vom 18. April 1951 über 
die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl, Bundesgesetzbl. II S. 445, in Ver-
bindung mit Artikel 28 Abs. 4 des Protokolls über 
die Satzung des Gerichtshofs, Bundesgesetzbl. 1952 
II S. 482). 

Nummern 8 bis 10: Die Reihe der Auslands-
taten, für die auf Grund des Schutzgrundsatzes deut-
sches Strafrecht gilt, leitet der Entwurf mit den Tat-
beständen ein, die den Staatsschutz betreffen. Bei 
den Fällen des Hochverrats und der Staatsgefähr-
dung (Nummer 8) sind abweichend vom geltenden 
Recht (§ 4 Abs. 3 Nr. 2 StGB) die in Frage kommen-
den Tatbestände einzeln aufgezählt. Hierbei scheidet 
der Entwurf heim Hochverrat nur die Fahrlässig-
keitstatbestände aus. Im Bereich der Staatsgefähr-
dung führt er nur solche Tatbestände an, die als 
Auslandstaten Bedeutung haben. Die Straftaten des 
Landesverrats (Nummer 9) sind hingegen ausnahms-
los aufgenommen. Neu ist die Erwähnung der Straf-
taten gegen die Landesverteidigung (Nummer 10), von 
denen nur die Vorschrift des § 416 nicht aufgeführt 
ist, weil dieser Tatbestand die Fälle der Begehung 
im Ausland besonders regelt. In allen Fällen der 
Nummern 8 bis 10 reicht der Gebietsgrundsatz nicht 
aus. Hier ausschließlich das Recht des Tatorts gelten 
zu lassen, käme, wenn die Tat im Ausland begangen 
ist, einem Verzicht auf Einschreiten gleich. Denn 
jeder ausländische Staat pflegt insoweit nur die 
gegen ihn selbst gerichteten Handlungen unter Strafe 
zu stellen. Es ist daher ein Gebot der Selbsterhaltung, 
die Möglichkeit offenzulassen, mit strafrechtlichen 
Mitteln gegen im Ausland begangene Handlungen 
der erwähnten Art vorzugehen. Auch ausländische 
Rechte erstrecken den Schutzgrundsatz auf Straftaten 
gegen Staat und Verfassung (vgl. z. B. Art. 4 des 
Schweizerischen Strafgesetzbuches). Daß eine Tat nicht 
strafbar ist, wenn sie nach den allgemeinen Regeln 
des Völkerrechts rechtmäßig ist, folgt schon aus 
Art. 25 GG. 

Nummer 11: Neu ist die Einbeziehung der poli-
tischen Verdächtigung (§ 167), wenn sich die Tat 
gegen einen Deutschen richtet, der im Inland seinen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat. Der 
durch diese Bestimmung beabsichtigte Rechtsschutz 
würde bei der Art und der Schwere dieser Straftaten 
nur unvollkommen erreicht, wenn er sich lediglich 
auf Inlandstaten beschränken wollte. 

Nummer 12: Der Schutzgrundsatz erstreckt sich 
im geltenden Recht auch auf den Verrat von Betriebs-
oder Geschäftsgeheimnissen. Jedoch werden dort 
lediglich die „deutschen Betriebe" (§ 4 Abs. 3 Nr. 5 
StGB) bzw. die „inländischen Geschäfte und Be-
triebe" (§ 20a des Gesetzes gegen den unlauteren 
Wettbewerb i. d. F. der Verordnung vom 9. März 
1932, Reichsgesetzbl. I S. 121) geschützt. Der Entwurf 
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grenzt den Schutzbereich deutlicher ab: Soweit Be-
triebe im räumlichen Geltungsbereich des Strafgeset-
zes liegen oder Unternehmen dort ihren Sitz haben, 
werden ihre Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse in 
jedem Falle geschützt. Denn solche Betriebe und Unter-
nehmen gehören, auch wenn sie nicht in deutschen 
Händen sind, zur deutschen Volkswirtschaft und 
können als deren Teil nicht vorn Strafschutz ausge-
nommen werden. Der Entwurf stellt ferner klar, daß 
auch die deutschen Betriebe und Unternehmen, die 
sich im Ausland befinden, geschützt werden. Er unter-
stellt dem Schutzgrundsatz endlich nicht nur den 
Verrat, sondern jeden Bruch eines Betriebs- oder 
Geschäftsgeheimnisses, und erfaßt damit auch die 
strafbare Verwertung eines solchen Geheimnisses. 

Die Nummer 12 unterstellt abweichend vorn gel-
tenden Recht ferner auch den Bruch des Steuer-
geheimnisses (§ 473) hinsichtlich der bezeichneten 
Betriebe und Unternehmen dem Schutzgrundsatz. 
Hierdurch sollen die Steuerpflichtigen auch dagegen 
geschlitzt werden, daß solche Steuergeheimnisse, die 
nicht zugleich Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse 
sind, im Ausland unbefugt offenbart oder verwertet 
werden. 

Nummer 13: Die Einführung des Gebietsgrund-
satzes (§ 3) könnte bei gewissen Tatbeständen einen 
Anreiz dazu bieten, daß sich Täter zur Gesetzes-
umgehung ins Ausland begeben, um Taten zu be-
gehen. die dort nicht strafbar sind. Eine solche Gefahr 
besteht namentlich bei der Abtreibung (§§ 140, 141) 
und bei der künstlichen Samenübertragung (§ 203). 
Airs den  in der Begründung zu den §§ 140, 203 dar-
gelegten Gründen unterstellt der Entwurf dem 
Schutzgrundsatz in den Fällen der Abtreibung und 
der künstlichen Samenübertragung auch Auslands-
taten unter der Voraussetzung, daß der Täter sowohl 
Deutscher ist als auch im Inland seinen Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

Nummer 14: Außer den Nummern 8 bis 12 fallen 
unier den Schutzgrundsatz weiterhin der Meineid 
und die falsche uneidliche Aussage in einem Ver-
fahren, dos bei einer Behörde der Bundesrepublik 
Deutschland oder eines ihrer Länder anhängig ist. 
Ob die Behörde, vor der falsch geschworen oder 
falsch ausgesagt wird, deutsch oder ausländisch ist, 
ist dabei ohne Bedeutung. Oft muß in einer deut-
schen Rechtssache eine Person im Ausland, sei es 
durch ausländische Behörden, sei es durch auswärtige 
deutsche Vertretungen, vernommen werden. In einem 
solchen Falle kann nicht nur ein Meineid, sondern 
auch eine falsche uneidliche Aussage die deutsche 
Rechtspflege schwer schädigen. Der Entwurf dehnt 
daher den Schutzgrundsatz auch auf den Tatbestand 
der falschen uneidlichen Aussage aus. Das Recht des 
Tatortes genügt in diesen Fällen dem Bedürfnis nach 
strafrechtlichem Schutz nicht. Denn das ausländische 
Strafrecht erfaßt häufig Meineide, die in deutschen 
Verfahren oder vor deutschen Amtsträgern geleistet 
werden, nicht oder läßt die falsche uneidliche Aus-
sage straffrei. Auch sind im Ausland die gegen die 
Schädigung der Rechtspflege gerichteten Straftat-
bestände in erster Linie den heimischen Verfahrens-
ordnungen angepaßt und tragen oft den Eigenarten 
des deutschen Rechtsganges nicht hinreichend Rech- 

§5 

nung. Daß der Entwurf in dieser Vorschrift lediglich 
von einer Behörde spricht und im Gegensatz zum 
geltenden Recht das Gericht nicht mehr erwähnt, 
macht keinen sachlichen Unterschied. Der Begriff 
der Behörde schließt Gerichte ein. 

Nummern  15 bis 17: § 4 Abs. 3 Nr. 1 StGB in der 
Fassung des 4. Strafrechtsänderungsgesetzes vom 
4. Juni 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 597) wendet bei 
Auslandstaten, die jemand als Träger eines deut-
schen staatlichen Amtes oder als Soldat der Bundes-
wehr begangen hat, oder die gegen den Träger eines 
solchen Amtes oder gegen einen Soldaten der Bun-
deswehr begangen worden sind, den Schutzgrund-
satz nur auf die Fälle an, in denen der Täter ein 
Ausländer ist. Denn Auslandstaten deutscher Amts-
träger und Soldaten der Bundeswehr fallen schon 
nach dem Staatsangehörigkeitsgrundsatz (§ 3 Abs. 1 
StGB) unter das deutsche Strafrecht. Nach Rückkehr 
zum Gebietsgrundsatz ist das nicht mehr so. Der Ent-
wurf bezieht daher Auslandstaten deutscher Amts-
träger in den Schutzgrundsatz ein und behandelt 
Soldaten der Bundeswehr (vgl. § 10 Nr. 8) entspre-
chend. Zu den Soldaten gehört auch, wer waffenlosen 
Dienst in der Bundeswehr (vgl. § 25 Satz 2, § 27 Abs. 4 
des Wehrpflichtgesetzes vom 21. Juli 1956, Bundes-
gesetzbl. I S. 651), nicht hingegen, wer zivilen 
Ersatzdienst (vgl. Artikel 12 Abs. 2 GG, §§ 5, 6 des 
Gesetzes über den zivilen Ersatzdienst vom 13. Ja-
nuar 1960, Bundesgesetzbl. I S. 10) leistet. Der Ent-
wurf macht für die Anwendbarkeit des deutschen 
Strafrechts — im sachlichen Ergebnis mit dem gel-
tenden Recht übereinstimmend — gewisse Unter-
schiede, je nachdem, ob der Amtsträger Deutscher 
oder Ausländer ist, ob die Taten von einem Amts-
träger oder Soldaten begangen sind oder ob sie sich 
gegen solche Personen richten. Der besseren Uber-
sicht wegen gliedert der Entwurf die zu unterschei-
denden Fälle in drei Nummern. 

Das deutsche Strafrecht gilt demnach zunächst für 
alle Taten, die der deutsche Träger eines Amtes der 
Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer Länder 
oder ein Soldat während eines dienstlichen Aufent-
halts im Ausland oder dort in Beziehung auf den 
Dienst begeht (Nummer 15). Sind solche Personen 
dienstlich im Ausland, so kommt es somit nicht dar-
auf an, ob sie „als Amtsträger" oder „als Soldat" 
tätig geworden sind. Halten sie sich aus privaten 
Gründen im Ausland auf, so unterliegen nur solche 
Taten dem deutschen Strafrecht, die eine Beziehung 
zum Dienst haben. Fälle dieser Art können bei Sol-
daten, die auf Auslandsurlaub sind, praktisch wer-
den, wenn sie etwa militärische Straftaten begehen, 
die nach dem Recht des Tatorts nicht mit Strafe be-
droht sind. Neben den Gesichtspunkten des Schutz-
grundsatzes werden in dieser Regelung für einen 
bestimmten Personenkreis auch Merkmale des akti-
ven Personalgrundsatzes berücksichtigt. Das ist schon 
zur Wahrung des Ansehens des eigenen Staates im 
Ausland geboten. Außerdem hat dieser ein Recht, zu 
verlangen, laß seine Amtsträger und Soldaten, so-
lange sie sich dienstlich im Ausland aufhalten oder 
dort irgendwelche Handlungen vornehmen, die zum 
Dienst Beziehung haben, seine Rechtsordnung achten. 
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§ 6 
Ist hingegen ein Ausländer Träger eines Amtes 

der Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer 
Länder (z. B. ein Wahlkonsul), so ist in Überein-
stimmung mit dem geltenden Recht der Schutzgrund-
satz nur maßgebend für Taten, die er in seiner Eigen-
schaft als Amtsträger begangen hat (Nummer 16). 

Schließlich unterliegen dem deutschen Strafrecht 
alle Auslandsstraftaten, die gegen den Träger eines 
Amtes der Bundesrepublik Deutschland oder eines 
ihrer Länder oder gegen einen Soldaten der Bundes-
wehr während der Ausübung ihres Dienstes oder in 
Beziehung auf ihren Dienst begangen worden sind 
(Nummer 17). Auch hierin liegt keine sachliche Än-
derung des geltenden Rechts (§ 4 Abs. 3 Nr. 1, § 3 
Abs. 1 StGB). 

Absatz 2 dehnt die Fälle, in denen das deutsche 
Strafrecht unabhängig vom Recht des Tatorts gilt, 
über den Absatz 1 hinaus allgemein auf Auslands-
taten aus, bei denen sowohl der Täter als auch der 
von der Tat Betroffene im Zeitpunkt der Tat Deut-
sche sind und zugleich im Inland ihren Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt haben. Diese Vorschrift 
folgt einer Anregung der Praxis. Sie dient in erster 
Linie dem Schutz von Deutschen, die sich vorüber-
gehend im Ausland aufhalten, gegenüber Taten, die 
dort von ihren eigenen Landsleuten begangen wer-
den und die nach dem Recht des Gastlandes nicht mit 
Strafe bedroht sind. Solche Fälle könnten sonst nach 
Einführung des Gebietsgrundsatzes nicht mehr ver-
folgt werden. Das würde den Schutz der deutschen 
Auslandsreisenden, der angesichts des zunehmenden 
Reiseverkehrs keine geringe Bedeutung hat, bedenk-
lich verkürzen. Der Schutz wäre insbesondere bei 
Straftaten gegen Ehe und Familie und gegen die 
Sittlichkeit gemindert, da andere Rechtsordnungen 
gerade in diesem Bereich zum Teil anderen Grund-
sätzen folgen. Absatz 2 beugt ferner, ähnlich wie die 
Nummer 13 des Absatzes 1, der Gefahr der Gesetzes-
umgehung vor. Denn der Begriff des „von der Tat 
Betroffenen" ist weit auszulegen. Er erfaßt, wenn 
vorübergehend sich im Ausland aufhaltende Deut-
sche unter sich Straftaten begehen, auch Fälle, in 
denen etwa durch die deutsche Strafnorm geschützte 
Minderjährige mit der Tat einverstanden gewesen 
sind oder gar zu ihr Anstoß gegeben haben. 

§ 6 
Geltung für Auslandstaten 

in anderen Fällen 
Abgesehen von den in § 5 des Entwurfs aufge-

zählten Fällen hält der Entwurf an dem Grundsatz 
fest, daß eine im Ausland begangene Tat nach deut-
schem Recht nur strafbar ist, wenn sie auch am Tat-
ort mit Strafe bedroht ist, Denn die Strafwürdigkeit 
einer Tat muß im allgemeinen nach den Verhält-
nissen und Anschauungen des Tatortes beurteilt 
werden. § 6 gibt die Fälle an, in denen unter dieser 
Voraussetzung das deutsche Strafrecht auch für Taten 
gilt, die im Ausland begangen werden. 

Absatz 1 beruht auf dem passiven Personalgrund-
satz, den das geltende Recht in § 4 Abs, 2 Nr. 2 StGB 
anerkennt Dieser Grundsatz  war  in dein vor der Ver-
ordnung vom 6. Mai 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 754)  

geltenden deutschen Strafrecht nicht verankert. Auf 
seine Geltung kann aber nach den Erfahrungen in 
der den Ereignissen des zweiten Weltkriegs folgen-
den Nachkriegszeit nicht verzichtet werden. Der 
Katolog des § 5 reicht nicht aus, um in allen er-
forderlichen Fallen dem Gedanken des strafrecht-
lichen Schutzes für deutsche Staatsangehörige im 
Ausland Rechnung zu tragen. Bei der Festhaltung 
Deutscher in Gebieten totalitärer Herrschaft und 
ihrer Vertreibung aus solchen Gebieten im Gefolge 
der Kriegs- und Nachkriegsereignisse sind Straf-
taten gegen Deutsche begangen worden, die von 
dem Katalog des § 5 nicht erfaßt werden können. 
Der Schutz, den die Bundesrepublik Deutschland 
ihren im Ausland sich aufhaltenden Staatsangehöri-
gen schuldet, kann auf strafrechtlichem Gebiet am 
besten dadurch gewährleistet werden, daß dem 
deutschen Strafrecht Taten unterworfen werden, die 
im Ausland gegen einen deutschen Staatsangehöri-
gen begangen worden sind. Das kann allerdings aus 
rechtsstaatlichen Gründen nur mit der Einschrän-
kung geschehen, daß die Tat auch am Tatort mit 
Strafe bedroht ist oder daß der Tatort keiner Straf-
gewalt unterliegt. Die Berücksichtigung des Tatort-
rechts ist eine notwendige Sicherung, um eine Über-
spannung zu vermeiden, die sich sonst aus der 
Geltung deutschen Strafrechts bei solchen Auslands-
taten ergeben könnte. Sie setzt allerdings ihrem 
Grundgedanken nach voraus, daß das ausländische 
Strafrecht den elementaren rechtsstaatlichen Grund-
sätzen cnt spricht. Sollte das Strafrecht eines totali-
tären Regimes willkürliche Rechtfertigungs- oder 
Entschuldigungsgründe etwa bei Handeln auf Be-
fehl kennen, die den von den zivilisierten Völkern 
anerkannten Rechtsgrundsätzen widersprechen, so 
wird eine Strafdrohung, die nach dem Tatortrecht 
auf die Tat anwendbar ist, nicht unter Berufung auf 
solche willkürlichen Ausnahmenormen von der An-
wendung ausgeschaltet werden können. 

Nach § 4 Abs. 2 Satz 2 StGB ist das deutsche 
Strafrecht auch auf Auslandstaten anwendbar, die 
gegen das deutsche Volk begangen werden. Der 
Entwurf übernimmt diese Regelung nicht, da eine 
solche Vorschrift tatbestandlich zu wenig bestimmt 
ist. Der Schutz, der in dieser Hinsicht durch § 5 des 
Entwurfs gewährt wird, reicht aus. 

Absatz 2 erfaßt in der Nummer 1 zunächst den 
Fall, daß der Täter einer Auslandstat zur Zeit der Tat 
deutscher Staatsangehöriger war oder es nach der 
Tat geworden ist. Da nach Art. 16 GG kein Deut-
scher an das Ausland ausgeliefert werden darf, muß 
die Geltung des deutschen Strafrechts bei allen 
Auslandstaten Deutscher sichergestellt sein. Dies 
entspricht dem geltenden Recht (§ 3 Abs. 1, § 4 Abs. 2 
Nr. 1 StGB). Der Entwurf erwähnt indessen ab-
weichend von § 4 Abs. 2 Nr. 1 StGB nicht nur die so-
genannten Neubürger, die die deutsche Staatsange-
hörigkeit nach der Tat erworben haben, sondern 
auch die Täter, die zur Zeit der Tat bereits Deutsche 
waren. Das folgt aus der Rückkehr zum Gebiets-
grundsatz. 

Absatz 2 Nr. 2 anerkennt den Grundsatz der 
stellvertretenden Strafrechtspflege. H iernach soll 
die deutsche Strafgewalt bei Auslandstaten dann 
an die Stelle des an sich zur Verfolgung berufenen 
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ausländischen Staates treten, wenn dieser Staat die 
Tat nicht verfolgen kann oder will. Solche Fälle 
können eintreten, wenn im Ausland straffällig ge-
wordene Ausländer im Inland betroffen und nicht 
ausgeliefert werden. Der  Entwurf  übernimmt hier 
die Regelung des geltenden Rechts mit einer gering-
fügigen Abweichung. Nach § 4 Abs. 2 Nr. 3 StGB 
kommt es bei Auslandstaten eines Ausländers dar-
auf an, ob der Täter im Inland betroffen und nicht 
ausgeliefert wird, obwohl die Auslieferung nach 
der Art der Straftat zulässig wäre. Ob eine Aus-
lieferung nach der Art der Straftat zulässig ist, be-
urteilt sich nicht nur nach dem deutschen Ausliefe-
rungsgesetz vom 23. Dezember 1929 (Reichsgesetzbl. I 
S. 239), sondern auch nach den Auslieferungsverträgen 
mit ausländischen Staaten, die eine von dem deutschen 
Auslieferungsgesetz abweichende Regelung enthal-
ten können. Die Geltung deutschen Strafrechts für 
solche Taten soll nicht dadurch beeinträchtigt wer-
den, daß das deutsche Auslieferungsgesetz zwar die 
Auslieferung zulassen würde, ein Auslieferungsver-
trag sie aber gegenüber einem einzelnen Staat 
unterbindet. Die Frage, ob die Auslieferung nach 
Art der Tat zulässig wäre, soll nach dem Entwurf 
auf Grund des deutschen Auslieferungsgesetzes ent-
schieden werden, das diese Frage in den §§ 2 und 3 
regelt. Der Entwurf hebt ferner zur Behebung von 
Zweifeln, die in der Rechtsprechung aufgetreten 
sind, hervor, daß in den Fällen der Nummer 2 die 
Tatsache der Nichtauslieferung darauf beruhen kann, 
daß entweder ein Auslieferungsersuchen nicht ge-
stellt oder daß es abgelehnt wird oder daß die Aus-
lieferung aus irgendwelchen tatsächlichen oder recht-
lichen Gründen nicht ausführbar ist. 

Unter welchen Voraussetzungen Auslandstaten 
von Ausländern im Inland zu verfolgen sind, be-
stimmt sich nach den Vorschriften der Strafprozeß-
ordnung. 

§ 7 
Zeit der Tat 

Abweichend vom geltenden Recht regelt der Ent-
wurf auch die Frage, in welchem Zeitpunkt eine Tat 
begangen ist. Die Vorschrift ist insbesondere für die 
Anwendung der §§ 2, 61 Abs. 2, § 72 Abs. 2 Nr. 1, 
§ 85 Abs. 2 und § 86 Abs. 3 von Bedeutung. 

§ 7 stellt klar, daß es für die Frage, was als Zeit 
der Begehung anzusehen ist, nicht darauf ankommt, 
wann ein etwa zum Tatbestand gehörender Erfolg 
eingetreten ist, sondern nur darauf, wann der Täter 
oder Teilnehmer gehandelt hat oder, falls eine Un-
terlassungsstraftat vorliegt, hätte handeln müssen. 
Für den Beginn der Verfolgungsverjährung trifft 
§ 128 Satz 2 eine abweichende Regelung. 

§ 8 
Ort der Tat 

Die Vorschrift ersetzt § 3 Abs. 3 StGB. Der Entwurf 
gestaltet sie auf Grund der Ergebnisse der Recht-
sprechung näher aus. 

Absatz 1 verdeutlicht das geltende Recht ledig-
lich in der Fassung. Tatort ist hiernach nicht nur jeder 
Ort, an dem der Täter gehandelt hat oder im Falle 
des Unterlassens hätte handeln müssen, sondern 

§§ 7-9  
auch der Ort, an dem der zum Tatbestand gehörende 
Erfolg eingetreten ist. Nicht zum Tatbestand gehö-
rende Erfolge der Tat können einen Tatort nicht 
begründen. Ist die Tat nicht zur Vollendung gekom-
men, so ist Tatort auch der Ort, wo ein tatbestands-
mäßiger Erfolg zwar nicht eingetreten ist, nach der 
Vorstellung des Täters aber hätte eintreten sollen. 

Absatz 2 geht über das geltende Recht hinaus 
und klärt Zweifelsfragen, die sich hinsichtlich des 
Ortes der Begehung für die Teilnahme ergeben 
haben. Die Teilnahme ist überall begangen, wo der 
Teilnehmer gehandelt hat, hätte handeln müssen 
oder nach seiner Vorstellung die Tat begangen wer-
den sollte; daneben ist Begehungsort der Teilnahme 
jeder Ort der Haupttat. Da die Teilnahme die Be-
gehung einer Straftat durch den Haupttäter voraus-
setzt, die Strafbarkeit der Haupttat sich bei Aus-
landstaten aber unter Umständen nach dem Recht 
des Tatorts richtet, kann zweifelhaft sein, ob im 
Inland begangene Teilnahmehandlungen an Aus-
landstaten nach deutschem Strafrecht zu beurteilen 
sind, wenn die Haupttat nach dem Tatortrecht nicht 
strafbar ist. Rechtspolitische Gesichtspunkte sprechen 
dafür, die Frage zu bejahen. Absatz 2 macht die An-
wendung deutschen Strafrechts auf die Teilnahme-
handlung daher unabhängig davon, oh die Haupttat 
nach dem Recht des Tatorts mit Strafe bedroht ist. 

§ 9 
Sondervorschriften für Jugendliche 

und Heranwachsende 
Die Vorschrift enthält nur einen dem geltenden 

Recht (§ 2 des Jugendgerichtsgesetzes) entsprechen-
den Hinweis darauf, daß das besondere Strafrecht 
für Jugendliche und  Heranwachsende an anderer 
Stelle geregelt ist und daß es gegenüber den 
allgemeinen Vorschriften des Strafgesetzbuches vor-
geht. Sachlich bringt die Vorschrift deshalb nichts 
Neues. Sie ist jedoch insofern bedeutsam, als sie 
die grundsätzliche Entscheidung des Entwurfs über 
die künftige systematische Einordnung des Jugend-
strafrechts erkennbar macht. In Übereinstimmung 
mit dem bisherigen Recht soll das materielle Jugend-
strafrecht einem besonderen Gesetz vorbehalten und 
nicht — etwa in Anlehnung an Vorbilder des Aus-
landes — in das Strafgesetzbuch eingearbeitet wer-
den. Maßgebend für diese Entscheidung war vor 
allem die Tatsache, daß sich der im Jugendgerichts-
gesetz behandelte Rechtsstoff, der nicht nur das 
materielle Recht, sondern auch die Gerichtsverfas-
sung, das Verfahren und den Vollzug umfaßt, in 
den letzten Jahrzehnten immer mehr zu einem straf-
rechtlichen Spezialgebiet entwickelt hat. Für dessen 
wissenschaftliche und praktische Fortbildung wäre 
die Überführung der Vorschriften des Jugend-
gerichtsgesetzes in eine Anzahl verschiedener Ge-
setze abträglich. 

Zweiter Titel 

Sprachgebrauch 
Um nicht gewisse, im Strafrecht häufig wieder-

kehrende  Begriffe und Tatbestandsmerkmale an 
jeder Stelle, an der sie vorkommen, immer wieder 
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im einzelnen umschreiben zu müssen, bezeichnet der 
Entwurf sie mit einfachen Ausdrücken, denen er 
einen genau umschriebenen Inhalt gibt, und folgt 
darin der Übung früherer Entwürfe (vgl. z. B. §§ 9 
bis 11 E 1927 30). Er faßt sie in einem besonderen 
Titel unter der Überschrift „Sprachgebrauch" zusam-
men und unterscheidet dort zwischen Personenbegrif-
fen (§ 10) und Sachbegriffen (§ 11). Zu diesen gehört 
auch die besondere Vorschrift über Verbrechen und 
Vergehen (§ 12), die wegen ihrer über die begriff-
liche Klärung hinausragenden Bedeutung aus § 11 
ausgegliedert ist. 

Die Bedeutung des Sprachgebrauchs im Entwurf ist 
jedoch mit den §§ 10 bis 12 nicht erschöpft. Vielmehr 
widmet der Entwurf auch sonst dem Sprachgebrauch 
besondere Sorgfalt. Einmal befinden sich Begriffs-
bestimmungen und Begriffserläuterung_ en auch an 
zahlreichen anderen Stellen (z. B. in §§ 16 bis 13, 26, 
30, 31, 37, 61, 62, 63, 85, 147, 168, 304 bis 306, 380, 
393). Zum anderen bemüht sich der Entwurf, durch 
die Wiederholung der gleichen Fassung für be-
stimmte Sinngehalte deren Verständnis zu erleich-
tern, so etwa durch finale Fassungen Glas Erfordernis 
des Vorsatzes anzudeuten (z. B. „gefährdet" in §§ 139, 
328; „schädigt" in §§ 146, 147), während für das Fahr-
lässigkeitserfordernis eine kausale Fassung gewählt 
wird (z. B. „die Gefahr verursacht" in § 327 Abs. 3, 
§ 328 Abs. 4; „hat . . . zur Folge" in §§ 149, 154 
Abs. 3 Nr. 3) oder etwa durch Verwendung des Be-
griffs „unbefugt" lediglich auf das Fehlen von Recht-
fertigungsgründen hinzuweisen (z. B. in §§ 285, 472), 
während das Fehlen einer Berechtigung als negativ 
gefaßtes, vorsatzbezogenes Tatbestandsmerkmal 
durch die Wendung „ohne berechtigt zu sein" ange-
deutet wird (z. B. in §§ 406, 467). 

Im ganzen verspricht sich der Entwurf von der 
Verfeinerung des Sprachgebrauchs eine Erhöhung 
der Rechtsstaatlichkeit des Gesetzes und eine Förde-
rung der Rechtssicherheit. Wie weit ein Gesetz in 
dieser Hinsicht gehen kann, ohne sich der Gefahr 
auszusetzen, ins Lehrbuchhafte zu verfallen oder die 
Entwicklung der Rechtsprechung zu hemmen, ist eine 
Maßfrage. Der Entwurf hat sich bemüht, maßzu-
halten und mit dem Sprachgebrauch die Grenzen des 
Erforderlichen und Zweckmäßigen einzuhalten. 

§ 10 
Personenbegriffe 

In dieser Vorschrift werden nicht alle, aber doch 
die wichtigsten Personenbegriffe des Entwurfs be-
stimmt oder erläutert. Ergänzungen finden sich an 
anderer Stelle, z. B. für den Rückfalltäter in § 61, den 
Hangtäter in § 85, den Gefangenen in § 423 Abs. 3 
und den Steuerpflichtigen in § 473 Abs. 2. 

Zu den einzelnen Begriffen ist hervorzuheben: 
Nummer 1 (K in  d) : Der Anwendungsbereich des 

Begriffes ist auf die Fälle beschränkt, in denen er die 
Altersstufe bezeichnet, z. B. in §§ 23, 154, 155, 165, 
198, 199 und 202. Daneben verwendet der Entwurf 
den Begriff des Kindes auch im weiteren Sinne des 
Abkömmlings ersten Grades ohne Rücksicht auf die 
Altersstufe, z. B. in § 121 Abs. 2, § 139 Abs. 3 Nr. 2, 
§ 180 Abs. 2, §§ 211 und 227 Nr. 2. 

Nummer 2 (Jugendlicher) : Da der Begriff im 
Entwurf an vielen Stellen verwendet wird (z. B. in 
§§ 9, 154, 155, 165, 198, 199), erscheint es zweckmäßig, 
den Begriff hier zu bestimmen. Die Vorschrift 
schließt sich an § 1 Abs. 2 des Jugendgerichts-
gesetzes vorn 4. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 751) an. Der dort weiterhin bestimmte Begriff des 
Heranwachsenden wird im Entwurf nicht bestimmt, 
weil er hier, abgesehen von dem Hinweis in § 9, 
nicht vorkommt. Vereinzelt verwendet der Entwurf 
auch den Begriff des Minderjährigen, und zwar dort, 
wo es gerade auf das Sorgerecht für alle Personen 
unter 21 Jahren ankommt (vgl. §§ 196, 267). Der 
Begriff deckt sich mit dein Sprachgebrauch des 
Bürgerlichen Gesetzbuches (§§ 2, 3) und bedarf im 
Strafgesetzbuch keiner Bestimmung. 

Nummer 3 (Angehöriger) : Die Umschreibung 
des Personenkreises ist dem Sprachgebrauch des 
Bürgerlichen Gesetzbuches angepaßt. Inhaltlich deckt 
sie sich mit der Umschreibung in § 52 Abs. 2 StGB 
und überwiegend auch mit der Auslegung, die diese 
in der Rechtsprechung gefunden hat. Der Entwurf 
stellt klar, daß im Strafrecht, weil es hier auf die 
tatsächliche Zusammengehörigkeit ankommt. die 
blutmäßige Abstammung darüber entscheiden muß, 
ob ein Angehörigenverhältnis besteht, und daß es 
hier bedeutungslos ist, ob die Beziehung durch eine 
eheliche oder uneheliche Geburt vermittelt wird (so 
auch § 4 Abs. 1 des Ehegesetzes, aber anders § 1589 
Abs. 2 BGB). Ferner stellt der Entwurf klar, daß eine 
durch die Ehe begründete Angehörigenbeziehung 
auch nach dem Wegfall der Ehe bestehen bleibt. Der 
Grund für diese Regelung liegt darin, daß durch sie 
auf tatsächlich begründete nahe Beziehungen auch 
nach dem Wegfall des rechtlichen Bandes Rücksicht 
genommen werden soll. Die Fassung der Vorschrift 
(„besteht") deutet an, daß eine formell gültige Ehe 
vorausgesetzt wird. Ob als solche auch eine nichtige 
Ehe bis zur Rechtskraft ihrer Nichtigerklärung 
nach § 23 des Ehegesetzes oder auch noch danach 
anzusehen ist, erscheint zweifelhaft (bejahend 
BGHSt. 9, 37 für § 52 Abs. 1 Nr. 3 StPO) und bleibt 
der Auslegung durch Rechtsprechung und Rechts-
lehre überlassen. Insgesamt ist für Nummer 3 zu 
beachten, daß sie nur für die Vorschriften bestimmt 
ist, in denen der Angehörigenbegriff verwendet wird 
(z. B. §§ 40, 150, 179, 241 Abs. 1 und 2), also nicht 
ohne weiteres auf Vorschriften anzuwenden ist, in 
denen einzelne Angehörigengruppen besonders auf-
geführt werden (z. B. § 121 Abs. 2 Satz 1 und 2, § 241 
Abs. 3). Namentlich setzt das Gesetz in den Fällen, 
in denen es den Ehegatten erwähnt, eine noch be-
stehende Ehe voraus (z. B. in § 241 Abs. 3). Weitere 
als die in Nummer 3 aufgeführten Personengruppen 
bezieht der Entwurf nicht in den Angehörigenbegriff 
ein, also auch nicht die in § 86 Nr. 1 E 1936 mit er-
faßten Kinder der Geschwister und Geschwister der 
Eltern, obwohl auch sie nach § 52 Abs. 1 Nr. 3 StPO 
zur Verweigerung des Zeugnisses berechtigt sind. 
Für das materielle Recht würde ihre Einbeziehung 
zu weit führen. Ob sie für das Verfahrensrecht auf-
rechterhalten werden kann, muß der Nachprüfung 
im Entwurf des Einführungsgesetzes vorbehalten 
bleiben. 
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Nummer 4 (Amtsträger) : Der Begriff hat auch 
für das künftige Strafrecht große Bedeutung. Zwar 
enthält der Entwurf keinen zusammenfassenden Ab-
schnitt über die „Verbrechen und Vergehen im Amt" 
nach dem Vorbild des 28. Abschnitts im Besonderen 
Teil des geltenden Strafgesetzbuches (vgl. die Vor-
bemerkung zum B. Titel des 5. Abschnitts des 
Besonderen Teils). Jedoch bringen die §§ 460 bis 
477 eine Zusammenfassung der gegen den öffent-
lichen Dienst gerichteten Amtsdelikte. Im übrigen 
finden sich sogenannte „echte" und „unechte" Amts-
delikte über den ganzen Besonderen Teil verstreut 
(§ 164 Abs. 1 Nr. 2, § 171 Nr. 2, §§ 186, 236 Nr. 5, § 240 
Abs. 3 Nr. 3, § 264 Nr. 3, §§ 307, 308 Abs. 3, § 373 
Abs. 2, §§ 418, 419, 420, 425 Abs. 2, § 426 Abs. 3, §§ 448, 
454 bis 457, 471). Der hier überall bedeutsame Begriff 
des Amtsträgers stimmt nach der Umschreibung in 
Nummer 4 nicht völlig mit dem bisherigen Begriff 
des Beamten im strafrechtlichen Sinne überein. Nach 
§ 359 StGB sind Beamte ,.alle im unmittelbaren oder 
mittelbaren inländischen Staatsdienst auf Lebens-
zeit, auf Zeit oder nur vorläufig angestellten Per-
sonen, ohne Unterschied, ob sie einen Diensteid 
geleistet haben oder nicht, ferner Notare, nicht aber 
Anwälte". Die Rechtsprechung hat die Vorschrift 
dahin ausdehnend ausgelegt, „daß Beamte im Sinne 
dieser Vorschrift nicht nur die Beamten im Sinne 
des Beamtenrechts, sondern außerdem auch alle 
Personen sind, die durch eine hierfür zuständige 
Stelle ausdrücklich oder stillschweigend zu Dienst-
verrichtungen berufen sind, die aus der Staatsgewalt 
abgeleitet sind und staatlichen Zwecken dienen" 
(BGHSt. 12, 89). Der Entwurf faßt jedoch den Begriff 
des Amtsträgers enger als das geltende Recht den 
Begriff des Beamten. Er bringt außerdem gegenüber 
dem geltenden Recht verschiedene Klarstellungen. 
Hierzu bildet der Entwurf zwei Gruppen von Amts-
trägern: 

B u c h s t a b e a) : Der hier zunächst erwähnte 
„Beamte" wird im beamtenrechtlichen Sinne ver-
standen. Der Beamtenbegriff ist im Beamtenrecht 
formalisiert; es kommt hiernach auf die Berufung in 
ein öffentliches Amt durch Aushändigung einer 
Ernennungsurkunde an, aber nicht auf die Art der 
übertragenen Aufgaben. Daß unter Buchstabe a) 
neben dem Beamten der „Richter" im Sinne der 
Nummer 5 besonders erwähnt wird, ist in dem neuen 
Sprachgebrauch begründet, nach dem auch die 
Berufsrichter nicht mehr zu den Beamten im beamten-
rechtlichen Sinne zählen (vgl. hierzu auch den Ent-
wurf eines Richtergesetzes, BT-Drucks. Nr. 516 der 
3. Wahlperiode). Schließlich bedarf es unter Buch-
stabe a) auch der besonderen Erwähnung des 
„Notars". Denn die Notare sind mit Ausnahme der 
württembergischen Bezirksnotare und der badischen 
Amtsnotare keine Beamten im beamtenrechtlichen 
Sinne (vgl. hierzu auch den Entwurf eines Gesetzes 
über Maßnahmen auf dem Gebiete des Notarrechts, 
BT-Drucks. Nr. 219 der 3. Wahlperiode). 

Buchstabe b) : Nach der bisherigen Recht-
sprechung werden die in der öffentlichen Verwaltung 
tätigen Nichtbeamten, falls sie aus der Staatsgewalt 
abgeleitete und staatlichen Zwecken dienende Auf-
gaben wahrzunehmen haben, auch dann in den 
Beamtenbegriff im strafrechtlichen Sinne einbezogen,  

§ 10 
wenn ihren Aufgaben keine hoheitsrechtliche Be-
deutung zukommt. Diese weite Auslegung des 
Beamtenbegriffs hat dazu geführt, daß z. B. Hilfs-
briefträger (RGSt. 51, 65), Gepäckträger auf Bahn-
steigen (RGSt. 52, 348) und Straßenbahnschaffner 
(RGSt. 75, 356) als Beamte im strafrechtlichen Sinne 
angesehen worden sind. Gegen eine zu weite Aus-
dehnung des Beamtenbegriffs sind seit langer Zeit 
Bedenken erhoben worden. Sie fanden in gesetzlichen 
Regelungen außerhalb des Strafgesetzbuches ihren 
Ausdruck. Hatte noch die Reichsabgabenordnung 
vom 22. Mai 1931 (Reichsgesetzbl. I S. 161) in § 22 
Abs. 3 Satz 1 bestimmt: „Amtsträger im Sinne des 
Absatzes 2 ist jeder, der bestellt ist, ein öffentliches 
Amt auszuüben", so erhielt diese Vorschrift durch Ab-
schnitt III § 28 Nr. 9 des Einführungsgesetzes zu den 
Realsteuergesetzen vom 1. Dezember 1936 (Reichs-
gesetzbl. I S. 961) folgende, noch heute gültige, mit 
§ 87 Nr. 1 E 1936 sachlich übereinstimmende Fassung: 
„Amtsträger ist ein Beamter oder wer, ohne 
Beamter zu sein, dazu bestellt ist, obrigkeitliche Auf-
gaben wahrzunehmen." Die damit eingeschlagene 
Richtung ist auch nach 1945 eingehalten worden. Von 
besonderer Bedeutung sind in dieser Hinsicht 
Artikel 33 Abs. 4 GG, § 2 Abs. 2 und 3 des Beamten-
rechtsrahmengesetzes vom 1. Juli 1957 (Bundes-
gesetzbl. I  S.667) und § 4 des Bundesbeamtengeset.ms 
i. d. F. vom 18. September 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1338). Aus diesen Vorschriften ergibt sich für die 
Tätigkeit in der öffentlichen Verwaltung, daß in der 
Regel hoheitsrechtliche Aufgaben durch Beamte im 
beamtenrechtlichen Sinne, nichthoheitsrechtliche 
durch Nichtbeamte wahrgenommen werden sollen, 
daß aber ausnahmsweise auch hoheitsrechtliche Auf-
gaben den Nichtbeamten übertragen werden dürfen. 
Der in den Vorschriften verwendete Begriff „hoheits-
rechtlich" ersetzt den veralteten Begriff „obrigkeit-
lich". Er ist ein Begriff des Staats- und Verwaltungs-
rechts, der insoweit eindeutig ist, als er einerseits 
die Wahrnehmung von Aufgaben der staatlichen 
Befehls- und Zwangsgewalt einschließt, andererseits 
die erwerbswirtschaftlich-fiskalische Betätigung des 
Staates und anderer Körperschaften des öffentlichen 
Rechts ausschließt. Der Erfüllung hoheitsrechtlicher 
Aufgaben dient insbesondere nicht eine Tätigkeit, 
die sich ihrer Art nach von einer solchen des  all-
gemeinen Wirtschaftslebens nicht unterscheidet, etwa 
bei Dienstverhältnissen in Wirtschaftsunternehmen 
der öffentlichen Hand. Wieweit aber auch die da-
zwischen liegende Tätigkeit des Staates zur „Daseins-
fürsorge" einbezogen werden kann, also der Betrieb 
wirtschaftlicher Unternehmungen, „die bestimmt 
sind, unmittelbar für die Daseinsvoraussetzungen 
der Allgemeinheit oder ihrer Glieder zu sorgen" 
(BGHSt. 12, 90 mit Literaturhinweis), ist eine Frage, 
die aus dem Staats- und Verwaltungsrecht zu be-
antworten ist und der Rechtsprechung und Rechts-
lehre überlassen werden sollte. Der Entwurf möchte 
dem Begriff „hoheitsrechtlich" keine andere Be-
deutung beilegen, als sich aus dem Staats- und Ver-
waltungsrecht ergibt. Er geht aber dabei davon aus, 
daß, soweit die Rechtsprechung in das Merkmal der 
hoheitsrechtlichen Aufgaben auch die Tätigkeit des 
Staates zur „Daseinsfürsorge" einbeziehen sollte, 
jedenfalls Verrichtungen ausgeschieden bleiben, die  
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nur untergeordnete, überwiegend mechanische Be-
deutung haben. Wenn Nichtbeamte hoheitsrechtliche 
Aufgaben wahrzunehmen haben, entsprechen ihre 
Funktionen dem eigentlichen Arbeitsgebiet der 
Beamten im beamtenrechtlichen Sinne. Das macht es 
nötig, sie diesen sowohl in der strafrechtlichen Ver-
antwortlichkeit als auch im strafrechtlichen Schutz 
gleichzustellen. Aus diesem Grunde werden die 
Nichtbeamten in diesem Umfange unter Buchstabe b) 
in den Amtsträgerbegriff einbezogen. Soweit ihnen 
jedoch keine hoheitsrechtlichen Aufgaben über-
tragen sind, hält der Entwurf die Einbezie-
hung im Unterschied zur bisherigen Rechtsprechung 
nicht mehr für sachgerecht. Er engt also den Kreis 
der Personen, die unter die Amtsdelikte fallen, 
gegenüber dem geltenden Recht ein. 

Zum Zwecke der Klarstellung wird unter Buch-
stabe b) von „Aufgaben der vollziehenden Gewalt 
mit Ausnahme der militärischen Hoheitsaufgaben 
eines Soldaten" gesprochen. Der Begriff „voll-
ziehende Gewalt" entspricht dem Sprachgebrauch 
des Staatsrechts (vgl. Artikel 1 Abs. 3, Artikel 20 
Abs. 2, 3 GG). Er steht einerseits der unter Nummer 5 
Buchst. b) erwähnten „rechtsprechenden Gewalt", 
andererseits der „gesetzgebenden Gewalt", in Ar-
tikel 1 Abs. 3 und Artikel 20 Abs. 2, 3 GG „Gesetz-
gebung" genannt, gegenüber Dadurch, daß die 
hoheitsrechtlichen Aufgaben der Gesetzgebung hier 
nicht in Betracht kommen, werden die Abgeord-
neten der Parlamente aus dem Amtsträgerbegriff 
ausgeschieden (so bereits für das geltende Recht 
BGHSt. 5, 105f.). Die allgemeine Einbeziehung der 
Abgeordneten würde zur Anwendung vieler Amts-
tatbestände führen, die der Tätigkeit der Abgeord-
neten nicht gerecht werden würden, und erscheint 
daher rechtspolitisch unangebracht. Soweit amts-
trägerähnliche Regelungen für die Abgeordneten 
geboten erscheinen, sieht der Entwurf sie besonders 
vor. Hierzu wird auf § 373 Abs. 2, §§ 404 und 409 
Abs. 1 Nr. 2 Bezug genommen. Ebenso bleiben wie 
bisher die Träger von Ämtern der Religionsgesell-
schatten des öffentlichen Rechts als solche, d. h. 
soweit ihnen nicht hoheitsrechtliche Aufgaben der 
vollziehenden Gewalt besonders übertragen sind, 
aus dem Amtsträgerbegriff ausgeschieden. Auch bei 
ihnen bedarf es einer besonderen Regelung, wenn 
sie für einzelne Tatbestände den Amtsträgern 
gleichgestellt werden sollen (vgl. § 307 Abs. 5 Nr. 2, 
§ 473 Abs. 3 Nr. 2, § 476 Abs. 3). Für die Soldaten 
der Bundeswehr (vgl. Nummer 8) kommen Aufgaben 
verschiedener Art in Betracht. Soweit die Soldaten 
militärische Hoheitsaufgaben, also Hoheitsaufgaben 
der Bundeswehr wahrnehmen, handelt es sich um 
„hoheitsrechtliche Aufgaben der vollziehenden Ge-
walt" im Sinne von Buchstabe b). Ohne Sonderrege-
lung wären die Soldaten insoweit Amtsträger. Das 
würde jedoch der bisherigen Rechtstradition wider-
sprechen. § 145 des Militärstrafgesetzbuches vom 
10. Oktober 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1347) hatte in 
sachlicher Übereinstimmung mit den früheren Rege-
lungen vgl. § 145 des Militärstrafgesetzbuches vorn 
20. Juni 1872, Reichsgesetzbl. S. 174) Soldaten nur 
dann den für Beamte gegebenen Bestimmungen 
unterworfen, wenn sie bei Geschäften der Verwal-
tung eines der Wehrmachtteile eine Handlung 

begingen, die im Sinne der allgemeinen Strafgesetze 
ein Verbrechen oder Vergehen im Amt darstellte. 
Im Gegensatz dazu war für Tätigkeiten bei Ausübung 
der militärischen Befehlsgewalt eine Bestrafung der 
Soldaten nach Beamtenstrafrecht nicht vorgesehen 
(vgl. RGSt. 60, 94). Das Wehrstrafgesetz hat zwar 
diese Beschränkung als zu eng nicht übernommen. 
Es geht aber ebenfalls davon aus, daß nicht alle 
Strafbestimmungen, die für Beamte gelten, auch far 
Soldaten passen. Daher hat es in § 48 nur einzelne 
Vorschriften des Strafgesetzbuches, welche die Be-
amteneigenschaft des Täters voraussetzen, für an-
wendbar erklärt, diese aber ohne Rücksicht darauf, 
ob der Täter Geschäfte der Wehrverwaltung führt 
oder Befehlsbefugnisse ausübt. Der Entwurf folgt 
dem Grundgedanken des Wehrstrafgesetzes. Er sieht 
davon ab, Soldaten allgemein oder für bestimmte 
Aufgabenbereiche den Amtsträgern gleichzustellen. 
Wo eine Gleichstellung erforderlich ist, bedarf es 
daher einer ausdrücklichen Regelung wie z. B. in den 
§§ 418, 419, 463, 467 und 468 Abs. 2. Wieweit darüber 
hinaus Soldaten den Amtsträgern gleichzustellen 
sind, wird im Entwurf des Einführungsgesetzes bei 
der Anpassung des § 48 des Wehrstrafgesetzes an 
den Entwurf zu klären sein. Soldaten können aber 
auch hoheitsrechtliche Aufgaben wahrnehmen, die 
nicht zu den militärischen Hoheitsaufgaben gehören, 
z. B. wenn sie als ehrenamtliche Gemeinderatsmit-
glieder tätig werden. Dann falle sie unter Buch-
stabe b) und damit unter die für Amtsträger gelten-
den Vorschriften. Üben Soldaten als militärische 
Beisitzer Aufgaben der rechtsprechenden Gewalt 
aus, dann sind sie Richter im Sinne von Nummer 5 
Buchst. b). Werden Soldaten im Rahmen der fiskali-
schen Betätigung der Bundeswehr tätig, so sind sie 
ebensowenig wie die anderen Nichtbeamten Amts-
träger im Sinne der Nummer 4 Buchst. b). 

Buchstaben a) und b): Die hier genannten Gruppen 
sind nur dann Amtsträger, wenn sie „nach deutschem 
Recht" zu ihren Aufgaben bestellt sind. Beurteilungs-
grundlage für die Frage, ob jemand zu den Amts-
trägern gehört, ist damit das innerhalb der Bundes-
republik geltende Bundes- und Landesrecht, so daß 
alle im Dienste des Bundes, der Länder, der Ge-
meinden, der Gemeindeverbände und der Körper-
schaften, Anstalten oder Stiftungen des öffentlichen 
Rechts tätigen Amtsträger erfaßt werden. Getroffen 
werden aber auch inländische Amtsträger, die nach 
einer außerhalb des räumlichen Geltungsbereichs des 
Strafgesetzbuches geltenden Ordnung hoheitsrecht-
liche Aufgaben wahrnehmen, soweit nicht für das 
sogenannte interlokale Strafrecht im Entwurf des 
Einführungsgesetzes Ausnahmen vorgesehen sind. 
Ausgeschlossen sind die nach ausländischem Recht 
bestellten Amtsträger. Oh und wieweit die in über-
oder zwischenstaatlichen Einrichtungen tätigen Amts-
träger, wenn sie von der Bundesrepublik dorthin 
entsandt worden sind, in den Amtsträgerbegriff der 
Nummer 4 einzubeziehen sind, ist von der Entwick-
lung des für diese Personengruppe geltenden Dienst-
rechts abhängig und gegenwärtig noch nicht ent-
scheidungsreif. Darauf wird im weiteren Verlauf der 
Arbeiten am Entwurf zu achten sein. 

Nummer 5 (R i c h t e r) : Unter den Richtern ver-
steht der Entwurf (vgl. auch § 122 Abs. 2, §§ 455, 461, 
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464) die Träger der rechtsprechenden Gewalt im 
Sinne der Artikel 92 und 97 GG. Sie sind nach Num-
mer 4 Buchst. a) Amtsträger, aber keine Beamten 
im beamtenrechtlichen Sinne. Wie für alle Amts-
träger ist auch für die Richter die Bestellung „nach 
deutschem Recht" ein Begriffsmerkmal. Insoweit 
wird auf die Begründung zu Nummer 4 Bezug ge-
nominen. Der Richterbegriff des Entwurfs umfaßt 
zwei Gruppen von Richtern: 

Buchstabe a) : Berufsrichter (vgl. auch § 122 
Abs. 2). Gemeint sind hiermit die nach Bundes- oder 
Landesrecht in das Richteramt durch Aushändigung 
einer Ernennungsurkunde berufenen Personen. Im 
Entwurf eines Deutschen Richtergesetzes (BT-Drucks. 
Nr. 516 der 3. Wahlperiode), das zur Ausführung des 
Artikels 98 GG vorbereitet wird, werden in erster 
Linie die Rechtsverhältnisse der Berufsrichter ge-
regelt, auf die dort (vgl. § 2 Abs. 1) der Richter-
begriff beschränkt ist. Jener Richterbegriff ist also 
enger als der des vorliegenden Entwurfs. 

Buchstabe b): Andere zur Wahrnehmung 
von Aufgaben der rechtsprechenden Ge-
walt bei einem Gericht bestellte Per-
sonen. Hiermit sind einmal die sogenannten 
Laienrichter gemeint, die im Entwurf eines Deutschen 
Richtergesetzes als „ehrenamtliche Beisitzer" be-
zeichnet werden, also die Schöffen, Geschworenen, 
Handelsrichter, Arbeitsrichter, Sozialrichter und 
ehrenamtlichen Verwaltungsrichter. Ferner fallen 
unter Buchstabe b) die nach dem Rechtspflegergesetz 
vom 8. Februar 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 18) mit 
richterlichen Aufgaben betrauten Rechtspfleger, 
schließlich auch andere Personen, die mit richter-
lichen Aufgaben in richterlicher Unabhängigkeit bei 
einem Gericht befaßt sind. Hierher gehören z. B. die 
Gemeinderichter bei den nach § 14 Nr. 2 des Gerichts-
verfassungsgesetzes im Lande Baden-Württemberg 
errichteten Gemeindegerichten. Dadurch, daß in 
Nummer 5 Buchst. h) eine Tätigkeit im Rahmen „der 
rechtsprechenden Gewalt", und zwar „bei einem 
Gericht" im Sinne der Gerichtsverfassung, voraus-
gesetzt wird, scheidet der Entwurf vor allem die in 
Nummer 6 besonders behandelten Schiedsrichter, 
aber auch die kirchlichen Gerichte aus. 

Nummer 6 (Schiedsrichter) : Sie sind, wie 
sich aus Nummer 5 ergibt, keine Richter im Sinne des 
Entwurfs (vgl. auch §§ 455, 461, 464, 466), weil sie 
keine „rechtsprechende Gewalt", die ein Teil der 
Staatsgewalt ist, ausüben und überdies ihre schieds-
richterliche Tätigkeit nicht „bei einem Gericht" 
wahrnehmen. Die Rechtsprechungsbefugnis der 
Schiedsrichter beruht auf einem Rechtsgeschäft. Der 
Entwurf erwähnt in erster Linie den „Schiedsver-
trag", der in §§ 1025 ff. ZPO geregelt ist. Einbezogen 
sind nach § 1029 Abs. 2 ZPO vom zuständigen 
Gericht ernannte Schiedsrichter; denn die Rechts-
grundlage ihrer Ernennung ist ebenfalls der Schieds-
vertrag. Außer dem Schiedsvertrag führt der Entwurf 
im Anschluß an § 1048 ZPO „Satzung" und „letzt-
willige Verfügung" als Beispiele rechtlicher Grund-
lagen für eine Tätigkeit als Schiedsrichter an. 
Schließlich weist er darauf hin, daß hierfür auch ein 
„anderes Rechtsgeschäft" in Betracht kommen kann. 
Praktische Bedeutung haben insoweit z. B. Stiftungs-
geschäfte mit Schiedsrichterregelung.  

§ 10 
Nummer? (ein für den öffentlichen Dienst 

besonders Verpflichteter): Der Begriff ist 
neu. Der Entwurf verwendet ihn in den §§ 122, 186, 
462, 465, 471 und 473. Im geltenden Recht werden die 
in Betracht kommenden Personengruppen zwar sach-
lich ähnlich, aber nicht einheitlich umschrieben (vgl. 
§ 353b Abs. 2 StGB; §§ 2 bis 4, 6 und 7 der Be-
stechungsverordnung i. d. F. vom 22. Mai 1943, 
Reichsgesetzbl. I S. 351). Der neue Begriff ermöglicht 
eine einfachere und einheitliche Fassung aller Vor-
schriften, in denen die besonders Verpflichteten als 
Täter oder als von der Tat Betroffene in Betracht 
kommen. Das ist im Entwurf in größerem Umfang 
als im geltenden Recht der Fall und entspricht der 
wachsenden Bedeutung, die der Tätigkeit von Per-
sonen, die keine Amtsträger sind, für den öffent-
lichen Dienst zukommt. Insoweit wird auf die Be-
gründung zu § 462 Bezug genommen. Den Begriff 
des öffentlichen Dienstes, der dem Verfassungs- und 
Beamtenrecht entstammt (vgl. z. B. Art. 33 GG), ver-
wendet der Entwurf an verschiedenen Stellen (vgl. 
z. B. § 11 Abs. 1 Nr. 4, §§ 186, 462, 465, 470, 471, 473), 
aber er bestimmt ihn nicht, weil insoweit das öffent-
liche Recht maßgebend ist. Die Gesamtregelung läßt 
jedoch erkennen, daß der öffentliche Dienst sowohl 
hoheitsrechtliche als auch andersartige Aufgaben 
zum Inhalt hat, die für einen öffentlich-rechtlichen 
Dienstherrn (Behörde oder Körperschaft, Anstalt oder 
Stiftung des öffentlichen Rechts) auf Grund eines 
öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnisses 
zu leisten sind, mag dieses ein Beamtenverhältnis, 
ein sonstiges Dauerbeschäftigungsverhältnis oder 
nur ein vorübergehendes Beauftragungsverhältnis 
sein. Da die besonders Verpflichteten den Amtsträ-
gern gegenübergestellt werden, scheiden aus dem 
Begriff der Nummer 7 nicht nur die Beamten aus, 
sondern auch diejenigen Angestellten, die hoheits-
rechtliche Aufgaben wahrzunehmen haben. Also 
bleibt für den Begriff der besonders Verpflichteten 
aus der Gruppe der Dauerbeschäftigten nur die 
Gruppe der bei einem öffentlich-rechtlichen Dienst-
herrn mit nichthoheitsrechtlichen Aufgaben betrau-
ten Angestellten und Arbeiter übrig. Das Wort 
„bei" deutet auf das Dauerbeschäftigungsverhältnis 
hin. Gerade hierdurch unterscheidet sich diese Gruppe 
von der zweiten Gruppe der Nummer 7, nämlich von 
den „für" einen öffentlich-rechtlichen Dienstherrn 
ohne Dauerbeschäftigungsverhältnis Tätigen, soweit 
sie keine hoheitsrechtlichen Aufgaben wahrzuneh-
men haben und deshalb nicht Amtsträger nach 
Nummer 4 Buchst. b) sind. Als solche Sonderbeauf-
tragte kommen vor allem die amtlich zugezogenen 
Sachverständigen in Frage. Im geltenden Recht wer-
den sie zwar in § 353b Abs. 2 StGB mit erfaßt, aber 
nicht in der auf die Dauerbeschäftigten beschränkten 
Bestechungsverordnung. Das hat zur Folge, daß ge-
genwärtig der öffentliche Dienst nach diesen Vor-
schriften zwar gegen Geheimnisbruch, aber nicht 
gegen die Korrumpierung amtlich zugezogener Sach-
verständiger geschützt ist. Der Entwurf schließt diese 
Lücke und gewährleistet die Gleichbehandlung der 
beiden in Nummer 7 enthaltenen Gruppen. Zugleich 
bestimmt er hier zum Zwecke der Gleichbehandlung, 
daß für beide Gruppen eine förmliche, gesetzlich ge-
regelte Verpflichtung zur gewissenhaften Erfüllung 
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§ 11 
der Obliegenheiten die Voraussetzung der straf-
rechtlichen Verantwortlichkeit als besonders Ver-
pflichteter bildet. Im geltenden Recht sind die Zu-
ständigkeit für die Verpflichtung und deren Form 
für die Dauerbeschäftigten in § 1 der Bestechungs-
verordnung geregelt. Eine ähnliche, auf alle beson-
ders Verpflichteten ausgedehnte Regelung soll das 
Einführungsgesetz bringen. Es ist dann das „Gesetz" 
im Sinne der Nummer 7. Von der hiernach form-
gerecht vorgenommenen Verpflichtung hängt die 
Eigenschaft als besonders Verpflichteter im Sinne 
der Nummer 7 ab. Der Entwurf hält eine solche For-
malisierung wegen der an den Begriff geknüpften 
strafrechtlichen Folgen aus rechtsstaatlichen Gründen 
für notwendig. In Nummer 7 sind im Unterschied 
zu den Nummern 4 und 5 die Worte „nach deutschem 
Recht" als überflüssig weggelassen, weil „Gesetz" 
im Sinne des Sprachgebrauchs des Entwurfs (vgl. 
z. B. §§ 1, 2) nur eine gesetzliche Regelung der Bun-
desrepublik Deutschland oder eines ihrer Länder ist. 
Von dem Begriff der besonders Verpflichteten nach 
Nummer 7 ist der weitere Begriff der „Bediensteten" 
zu unterscheiden (vgl. z. B. § 472), der die Beamten, 
Angestellten und Arbeiter des öffentlichen Dienstes 
umfaßt und unabhängig davon ist, ob die Angestell-
ten und Arbeiter förmlich besonders verpflichtet 
worden sind. 

Nummer 8 (Soldat): Der Begriff wird im Ent-
wurf an zahlreichen Stellen verwendet (vgl. § 10 
Nr. 4 Buchst. b), §§ 122, 153, 180, 373, 418, 419, 463, 
467, 468). Nummer 8 stellt hierzu klar, daß nur die 
Soldaten der Bundeswehr gemeint sind. Es bedarf 
daher stets einer Sonderregelung, wenn Soldaten 
eines verbündeten Staates erfaßt werden sollen, wie 
dies etwa in Artikel 7 des 4 Strafrechtsänderungs-
gesetzes vom 11. Juni 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 597) 
geschehen ist. Im Sinne des Entwurfs sind Soldaten 
auch diejenigen Kriegsdienstverweigerer, die waf-
fenlosen Dienst in der Bundeswehr nach § 25 Satz 2, 
§ 27 Abs. 4 des Wehrpflichtgesetzes vom 21. Juli 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 651) leisten. Hingegen 
werden die Ersatzdienstpflichtigen nach dem Gesetz 
über den zivilen Ersatzdienst vorn 13. Januar 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 10) hier nicht erfaßt. 

Nummer 9 (Ausländer) : Der Entwurf stellt 
klar, daß im Sinne seiner Regelung (vgl. z. B. §§ 5, 
6, 285) unter „Ausländern" alle Nichtdeutschen mit 
Einschluß der Staatenlosen zu verstehen sind. 

§ 11 
Sachbegriffe 

In dieser Vorschrift werden einige besonders wich-
tige, häufig wiederkehrende Sachbegriffe des Ent-
wurfs näher umschrieben. Ergänzungen finden sich 
außer in § 12 an vielen anderen Stellen, wenn dort 
die begriffliche Klärung nach dem Sachzusammen-
hang zweckmäßiger erscheint als die Aufnahme der 
Begriffsbestimmung in den § 11. Das gilt z. B. für die 
Begriffe der besonderen persönlichen Merkmale 
(§ 14), des Vorsatzes (§ 16), der Absicht und Wissent-
lichkeit (§ 17), der Fahrlässigkeit und Leichtfertig-
keit (§ 18), des Versuchs (§ 26), der besonders schwe-
ren und minder schweren Fälle (§§ 62, 63), der  

schweren Schädigung an Körper oder Gesundheit 
(§ 147 Abs. 2), der Urkunde und des Beweiszeichens 
(§§ 304, 305), der technischen Aufzeichnung (§ 306), 
der Verfassungsgrundsätze (§ 380) und der Staats-
geheimnisse (§ 393). 

Zu den einzelnen Begriffen des Absatzes 1 ist 
hervorzuheben: 

Nummer 1 (Straftat) : Die Begriffsbestimmung 
entspricht der strafrechtlichen Lehre. Sie erscheint 
einmal wegen der Bedeutung des Begriffs der Straf-
tat angebracht, der die Grundlage jedes Strafgesetz-
buches bildet, zum anderen auch aus technischen 
Gründen. Denn hierdurch wird die Fassung derjenigen 
Bestimmungen erleichtert, bei denen eine rechts-
widrige und schuldhafte Handlung, die den Tat-
bestand eines Strafgesetzes verwirklicht, die Vor-
aussetzung für die Rechtsfolge bildet. In diesem 
Sinne wird der Begriff z. B. in den §§ 29, 61, 84, 91 
und 109 verwendet. Zuweilen läßt das Gesetz aber 
nach dem Zusammenhang keinen Zweifel darüber 
aufkommen, daß nur ein solcher Sachverhalt gemeint 
sein kann. Dann wird oft der Begriff „Straftat" 
durch den einfacheren Begriff „Tat" ersetzt (z. B. in 
den §§ 52, 60, 85, 149), obwohl der Begriff der Tat 
im technischen Sinne nur die tatbestandsmäßige 
Handlung ohne Rücksicht auf Rechtswidrigkeit und 
Schuld bezeichnet. 

Nummer 2 (rechtswidrige Tat) : Nach zahl-
reichen Vorschriften tritt die Rechtsfolge nicht erst bei 
einer rechtswidrigen und schuldhaften Handlung, die 
den Tatbestand eines Strafgesetzes verwirklicht, son-
dern bereits dann ein, wenn die tatbestandsmäßige 
Handlung rechtswidrig ist. Vielfach ist es zweckmäßig, 
im Gesetz klarzustellen, daß die Rechtsfolge von der 
Schuldbewertung unabhängig oder daß das Fehlen 
des Schuldvorwurfs Voraussetzung für die Rechts-
folge ist oder daß die Rechtsfolge sowohl bei schuld-
haftem Handeln als auch bei Fehlen der Schuld ein-
tritt. Hierfür ist der Begriff der rechtswidrigen Tat 
vorgesehen, der ebenfalls der strafrechtlichen Lehre 
entspricht. Er wird in diesem Sinne z. B. in den §§ 12, 
30, 31, 32, 40, 82, 83, 99, 101, 102, 116, 295 und 319 
verwendet. Zu der Frage, ob der Begriff der rechts-
widrigen Tat bei Vorsatztatbeständen den („natür-
lichen") Vorsatz, bei Fahrlässigkeitstatbeständen die 
(„objektive") Fahrlässigkeit erfordert, nimmt der 
Entwurf nicht Stellung. Die Antwort muß aus der 
Auslegung des Begriffs „schuldhaft" gewonnen wer-
den, die der Entwurf der Rechtsprechung und Rechts-
lehre überläßt, um insoweit der Entwicklung nicht 
vorzugreifen. 

Nummer 3 (Unternehmen einer Tat) : Der 
Begriff wird aus dem technischen Grunde der Ge-
setzesvereinfachung in zahlreichen Vorschriften ver-
wendet (vgl. z. B. §§ 322, 324, 361, 362, 364, 365, 369, 
395, 404) und im Anschluß an § 87 StGB umschrieben. 

Nummer 4 (Diensthandlung) : Der Begriff er-
setzt den im geltenden Strafrecht gebräuchlichen Be-
griff der Amtshandlung (vgl. hierzu BGHSt. 11, 127; 
RGSt. 77, 76) in der Weise, daß nunmehr auch die 
Verrichtungen der im öffentlichen Dienst Beschäftig-
ten und die „Diensthandlungen" der Soldaten (vgl. 
§§ 23, 24, 29 des Wehrstrafgesetzes) einbezogen wer- 
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den. Die Begriffsbestimmung ist insbesondere für 
die §§ 214, 295, 418 bis 422, 427, 460 und 463 bedeut-
sam. Sie läßt erkennen, daß der Begriff unabhängig 
davon ist, ob die Diensthandlung hoheitsrechtliche 
oder andere Aufgaben zum Inhalt hat, ob sie im 
Einzelfall rechtmäßig oder rechtswidrig ist oder die 
Dienstpflichten erfüllt oder verletzt. Der Entwurf 
bildet zwei Gruppen von Personen, die Diensthand-
lungen vornehmen können: 

Buchstabe a) : Die Amtsträger oder Soldaten bei 
Wahrnehmung dienstlicher Aufgaben. Der Begriff 
„dienstliche Aufgaben" ist weiter als der unter Buch-
stabe b) verwendete Begriff „Aufgaben des öffent-
lichen Dienstes" ; er umfaßt im Unterschied hierzu 
auch die Aufgaben derjenigen Notare, die nicht (wie 
die württembergischen Bezirksnotare und die badi-
schen Amtsnotare) Beamte sind und daher nicht im 
öffentlichen Dienst stehen. 

Buchstabe b): Die im öffentlichen Dienst Beschäf-
tigten bei Wahrnehmung von Aufgaben des öffent-
lichen Dienstes. Einbezogen ist also nur die erste 
Gruppe der in § 10 Nr. 7 genannten besonders 
Verpflichteten, aber hier ohne Rücksicht darauf, ob 
eine förmliche Verpflichtung stattgefunden hat. Aus-
geschieden ist die zweite Gruppe der dort aufgeführ-
ten Personen, also insbesondere die Gruppe der 
amtlich zugezogenen Sachverständigen, gleichgültig 
ob diese Sonderbeauftragten förmlich verpflichtet 
worden waren oder nicht. Von ihnen gehen keine 
Diensthandlungen aus. Daher verwendet § 462 den 
Begriff der zu dem Aufgabenbereich der besonders 
Verpflichteten gehörenden Handlungen, weil dort 
die Sonderbeauftragten neben den im öffentlichen 
Dienst Beschäftigten mit erfaßt werden und nur auf 
diese, aber nicht auf jene der Begriff der Diensthand-
lung passen würde. Auf die Begründung zu § 462 
wird insoweit Bezug genommen. Die bei den Reli-
gionsgesellschaften des öffentlichen Rechts Beschäf-
tigten nehmen als solche keine Aufgaben des 
öffentlichen Dienstes wahr; sie nehmen daher eben-
falls keine Diensthandlungen im Sinne der Nummer 4 
vor. 

Nummer 5 (Maßnahme) : Der Begriff wird aus 
technischen Gründen eingeführt, um die Fassung 
einiger Vorschriften zu erleichtern, die sich sowohl 
auf Maßregeln der Besserung und Sicherung (§§ 81 ff.) 
als auch auf Verfall, Einziehung und Unbrauchbar-
machung (§§ 109 ff.) beziehen. Es handelt sich vor 
allem um § 67 Abs. 4, § 70 Abs. 2, §§ 131, 225, 319, 
340, 350, 382, 394, 447, 456 und 457. 

Nummer 6 (Entgelt) : Die Entwürfe von 1922 
bis 1936 verstanden den Begriff des Entgelts im Sinne 
jedes Vorteils, gleichviel, wem er zugute kommen 
soll (vgl. § 9 Nr. 8 E 1930). Danach sollten außer den 
Vermögensvorteilen auch immaterielle Vorteile ein-
bezogen sein. Bei einem solchen Sprachgebrauch 
würde sich der Begriff des Entgelts mit dem Begriff 
des Vorteils decken, wie ihn der Entwurf verwendet 
(vgl. die Begründung zu § 460). Da jedoch für meh-
rere Bestimmungen der Bestriff des Vorteils zu weit 
und unbestimmt wäre, weil es dort gerade auf die 
in einem Vermögensvorteil bestehende Gegen-
leistung ankommt (vgl. §§ 109, 183 Abs. 4, §§ 257, 
270, 433 Abs. 1 Nr. 1, § 474 Abs. 2), wird nunmehr 

§ 11 
der Begriff des Entgelts in diesem technischen Sinne 
verwendet und in Nummer 6, um Mißverständnisse 
auszuschließen, bestimmt. 

Nummer 7 (gefährliche Drohung) : Der Ent-
wurf verwendet diesen Begriff in den §§ 170, 402, 418 
und 419. Daneben kommt im Entwurf der Begriff der 
Drohung in verschiedenen anderen Wortverbindun-
gen vor, und zwar namentlich als Drohung mit gegen-
wärtiger Gefahr für Leib oder Leben (z. B. in §§ 204, 
206), mit Gewalt (z. B. in § 237 Abs. 1 Nr. 1, § 361), 
mit einem Verbrechen (z. B. in § 171 Nr. 1, § 260 Abs. 1 
Nr. 2) oder mit einem empfindlichen Übel (z. B. in 
§§ 189, 190). Obwohl solche Wortverbindungen zum 
Teil häufiger als der Begriff der gefährlichen Drohung 
verwendet werden, wird in Nummer 7 gerade dieser 
Begriff umschrieben, weil er sonst wegen der Unbe-
stimmtheit des Beiwortes „gefährlich" nicht brauch-
bar wäre. Hierdurch wird vor allem die Abgrenzung 
des Nötigungstatbestandes (§ 170) in schärferer 
Weise als im geltenden Recht möglich. Auf die Be-
gründung zu § 170 wird insoweit Bezug genommen. 
Als Drohungsmittel zählt Nummer 7 erschöpfend 
auf: Drohung mit Gewalt (vgl. Absatz 2), Drohung 
mit einem Verbrechen oder Vergehen (vgl. § 12), 
Drohung mit der Herbeiführung eines Strafverfah-
rens oder einer anderen behördlichen Maßnahme 
(also vor allem Drohung mit einem Disziplinarver-
fahren) und Drohung mit der Offenbarung einer 
ehrenrührigen Tatsache. Der Begriff „ehrenrührig" 
wird hier ebenso wie in § 173 Abs. 1 aufgefaßt. Auf 
die Begründung zu dieser Vorschrift wird insoweit 
Bezug genommen. 

Nummer 8 (Ausland) : Der Begriff wird z. B. in 
den §§ 4, 5, 6 und 229 Abs. 1 Nr. 4 verwendet. Der 
Entwurf versteht unter dem Ausland jedes Gebiet 
außerhalb des Inlandes. Der Begriff des Inlandes er-
scheint ebenfalls an verschiedenen Stellen (z. B. in 
§§ 3, 6 Abs. 2, § 8 Abs. 2, § 258); die Einzelheiten 
seiner Abgrenzung müssen dem Staats- und Völker-
recht sowie der Rechtsprechung überlassen bleiben. 
Soweit es gerade auf den räumlichen Geltungsbereich 
des Strafgesetzbuches ankommt, wählt der Entwurf 
diese Umschreibung (z. B. in § 5 Abs. 1 Nr. 12, § 61 
Abs. 3, § 85 Abs. 3, § 166 Abs. 1, § 220 Nr. 3). 

Absatz 2 bringt keine Bestimmung des Begriffs 
der Gewalt, aber im Anschluß an alle früheren 
Entwürfe eine Klärung der Frage, wie die Anwen-
dung von Hypnose oder von betäubenden, berau-
schenden oder anderen Mitteln zu dem Zwecke, ein 
bestimmtes Opfer bewußtlos oder sonst zu einem 
körperlichen Widerstand unfähig zu machen, recht-
lich behandelt werden soll. Die bisherige Rechtspre-
chung hat, um solche Fälle mit dem Gewaltbegriff 
erfassen zu können, diesen allmählich immer mehr 
„vergeistigt". Einesteils verstand sie unter Gewalt 
gegen eine bestimmte Person die Anwendung kör-
perlicher Kraft zur Überwindung eines geleisteten 
oder erwarteten Widerstandes (z. B. RGSt. 58, 99). 
Andererseits wurde betont, daß es nicht auf das Maß 
der angewendeten körperlichen Kraft, sondern dar-
auf ankomme, daß die unmittelbar oder mittelbar 
gegen das Opfer gerichtete Handlung von diesem 
nicht nur als seelischer, sondern als körperlicher 
Zwang empfunden werde (vgl. z. B. RGSt. 60, 158). 
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§ 12 
Schließlich hat die Rechtsprechung für den Begriff 
der Gewalt gegen eine bestimmte Person als ent-
scheidend angesehen, „ob der Täter durch körper-
liche Handlung die Ursache dafür setzt, daß der wirk-
liche oder erwartete Widerstand des Angegriffenen 
durch ein unmittelbar auf dessen Körper einwirken-
des Mittel gebrochen oder verhindert wird, gleich-
viel, ob der Täter dazu größere oder nur geringere 
Körperkraft braucht" (BGHSt. 1, 147). Sie hat von 
diesem Standpunkt aus auch das Beibringen eines 
Betäubungsmittels ohne Kraftentfaltung in den Ge-
waltbegriff einbezogen (BGH a.a.O.). Das würde 
folgerichtig auch für die Hypnose zu gelten haben, 
falls ein solcher Fall praktische Bedeutung erlangen 
sollte. Frühere Entwürfe haben sich ebenfalls auf 
den Standpunkt gestellt, daß auch die ohne Kraftent-
faltung vorgenommenen körperlichen Einwirkungen 
Gewalt sein könnten (vgl. z. B. § 9 Nr. 6 E 1927/30). 
Dem neuen Entwurf liegt ebenfalls daran, die von 
der Rechtsprechung und den früheren Entwürfen er-
strebten praktischen Ergebnisse sicherzustellen. 
Jedoch möchte er vermeiden, den Gewaltbegriff auf 
einen Umfang auszudehnen, der mit dem Sprach-
gebrauch nicht mehr vereinbar erscheint. Mit dem 
Begriff der gegen eine bestimmte Person gerichteten 
Gewalt verbindet der Sprachgebrauch nun einmal 
die Vorstellung einer nicht unerheblichen Kraftent-
faltung. Ohne eine solche wird die Anwendung von 
Hypnose oder von betäubenden oder berauschenden 
Mitteln allgemein nicht als Gewalt verstanden. Da-
her bezieht der Entwurf solche Einwirkungen auf 
das Opfer nicht einfach in den Gewaltbegriff ein, 
sondern er stellt sie nur der Gewalt „gleich". Der 
Entwurf erwähnt daneben auch „andere" Mittel, mit 
denen auf den Körper des Opfers eingewirkt wird, 
um dieses bewußtlos oder sonst zum Widerstand 
körperlich unfähig zu machen. Gedacht ist dabei z. B. 
an Pfeffer, der dem Opfer ins Gesicht geworfen wird, 
oder an die Beibringung eines lähmenden Giftes. 
Wenn demnach der Entwurf die Mittel zur Vermei-
dung von Lücken nicht abschließend beschreibt, so 
ist er andererseits insofern erschöpfend, als er stets 
ein auf den Körper des anderen einwirkendes Mittel 
zur Überwindung eines geleisteten oder erwarteten 
körperlichen Widerstandes voraussetzt. Dadurch 
werden z. B. die List oder sonstige Mittel, die nur 
seelische Einwirkungen darstellen, ausgeschieden. 

Die Gleichstellungsvorschrift des Absatzes 2 legt 
den Schluß nahe, daß der Begriff der gegen eine be-
stimmte Person gerichteten Gewalt nunmehr wieder 
im Anschluß an die ältere Rechtsprechung auf die 
Anwendung einer nicht unerheblichen körperlichen 
Kraft zur Überwindung eines geleisteten oder erwar-
teten Widerstandes zu beschränken sei. Der Entwurf 
sieht jedoch davon ab, den Gewaltbegriff in diesem 
Sinne zu bestimmen, sondern möchte insoweit auch 
für die Zukunft der Rechtsprechung und Rechtslehre 
nicht vorgreifen. Er hält es jedoch für notwendig, 
durch die Fassung des Absatzes 2 klarzustellen, daß 
die Gleichstellung sich nur auf den Gewaltbegriff 
bezieht, der in den Vorschriften über Taten gegen 
eine bestimmte Person verwendet wird, z. B. in den 
§§ 166, 170, 196, 204, 206, 209, 229 Abs. 1 Nr. 2, § 237 
Abs. 1 Nr. 1, § § 245, 247, 259, 261, 282, 402, 424 Nr. 2 
und § 454. Von Absatz 2 völlig unberührt bleibt die 

Auslegung des Gewaltbegriffs im übrigen, nament-
lich soweit er im Zusammenhang mit Angriffen 
gegen staatliche Einrichtungen verwendet wird (z. B. 
in §§ 361, 362, 366, 395, 400). Die Begriffsbestimmung 
muß sich hier nach dem Zweck der einzelnen Vor-
schriften richten. Der Entwurf möchte auch insoweit 
der Rechtsprechung nicht vorgreifen, namentlich nicht 
in der Beantwortung der Frage, ob illegale Massen-
streiks als „Gewalt" angesehen werden können (vgl. 
dazu BGHSt. 8, 102). 

§ 12 

Verbrechen und Vergehen 
Der Entwurf gibt die bisherige Dreiteilung der 

Straftaten zugunsten einer Zweiteilung in Ver-
brechen und Vergehen auf. Die Gruppe der Über-
tretungen kennt der Entwurf aus den in der allge-
meinen Einleitung unter B. I. dargelegten Gründen 
nicht mehr. Die Unterscheidung von Verbrechen und 
Vergehen aufzugeben, würde, wie schon in der Ein-
leitung ausgeführt ist, dem Gedanken des Schuld-
strafrechts widersprechen, daß die Verhängung der 
Strafe ein Unwerturteil über die Tat bedeutet, das 
nach der Schwere der Schuld abgestuft werden muß. 
Zwischen einem Mord und etwa dem Erschleichen 
der Leistung eines Automaten besteht ein grund-
sätzlicher Unterschied nach Unrecht und Schuld, der 
auch in der Bezeichnung der Straftat zum Ausdruck 
kommen muß. 

Mit dem Wegfall der Übertretungen vereinfacht 
sich die Einteilung der Straftaten. Verbrechen sind 
die rechtswidrigen Taten, die mit Zuchthaus bedroht 
sind. Alle übrigen sind Vergehen. Nur der Klarstel-
lung wegen sind in Absatz 2 die Strafarten aus-
drücklich angeführt, deren Androhung eine rechts-
widrige Tat zum Vergehen macht. In § 11 Abs. 1 
Nr. 7, §§ 169, 299 und anderen Vorschriften ist Tat-
bestandsmerkmal die Drohung mit Verbrechen und 
Vergehen. Dieses Merkmal setzt nicht voraus, daß 
die angedrohte Tat schuldhaft begangen werden 
würde. Auch in § 35 wird das Merkmal des Ver-
brechens in diesem weiteren in § 11 Abs. 1 Nr. 2 fest-
gelegten Sinn verwendet. Dem trägt die Fassung der 
Absätze 1 und 2 dadurch Rechnung, daß darin 
nicht von Straftaten, sondern von rechtswidrigen 
Taten gesprochen wird. 

Absatz 3 regelt die im geltenden Recht wie in 
früheren Entwürfen offen gelassene Frage, welche 
Strafdrohung für die Einteilung maßgebend sein 
soll, wenn das Gesetz die Wahl zwischen Zuchthaus 
und Strafen anderer Art läßt. Es entscheidet dann 
die schwerste Strafdrohung, so daß die Straftat ein 
Verbrechen ist. Die Regelung ist ohne Bedeutung 
für die Strafdrohungen des Besonderen Teils, da 
dieser im Gegensatz zum geltenden Recht eine wahl-
weise Androhung von Zuchthaus und Gefängnis 
nicht mehr kennt, und zwar auch nicht in der Form, 
daß als ordentliche Strafe Gefängnis angedroht ist, 
unter bestimmten Voraussetzungen aber Zuchthaus 
zwar nicht verhängt werden muß, aber verhängt 
werden kann. Die Vorschrift könnte aber für das 
Nebenstrafrecht Bedeutung behalten. Außerdem läßt 
das Gesetz die Wahl zwischen mehreren Strafarten 
auch dann, wenn die besonderen Milderungsvor- 
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schriften der §§ 64 und 65 den Wechsel von Zucht-
haus zu Gefängnis gestatten. Das gilt in den Fällen 
des Verbotsirrtums (§ 21 Satz 2), der verminderten 
Schuldfähigkeit (§ 25), des Versuchs (§ 27 Abs. 2, 3) 
und der Notwehrüberschreitung (§ 38 Abs. 1). Es 
gilt aber auch in den Fällen der Strafmilderung ge-
genüber dem Gehilfen (§ 31 Abs. 2 Satz 2), gegenüber 
dem Teilnehmer an einer Sonderstraftat, dem die 
zur Begründung der Strafbarkeit führenden persön-
lichen Merkmale fehlen (§ 33 Abs. 1), und bei der 
versuchten Beteiligung (§ 35). Zwar ist in diesen zu-
letzt erwähnten Fällen die Milderung der Strafe 
nicht nur zugelassen, sondern vorgeschrieben. Nach 
§ 64 Abs. 1 Nr. 4 Satz 1 ist aber auch in diesen Fällen 
das Gericht nicht verpflichtet, sondern nur ermäch-
tigt, an Stelle von zeitigem Zuchthaus auf Gefäng-
nis zu erkennen. Das Gericht hat also im Ergebnis 
auch hier die Wahl zwischen diesen beiden Straf-
arten. In allen derartigen Fällen ist die Straftat 
nach § 12 Abs. 3 Verbrechen. 

Sollte man der Auffassung sein, daß in den Fällen 
der Strafmilderung nach den §§ 64 und 65 eine Wahl 
zwischen mehreren Strafen nicht gegeben sei, so 
führte die Regel des Absatzes 4, wonach Milderun-
gen, die nach den Vorschriften des Allgemeine n 
Teils vorgesehen sind, für die Einteilung außer 
Betracht bleiben, zum gleichen Ergebnis. Auch danach 
bliebe eine Tat Verbrechen, die im Besonderen Teil 
mit Zuchthaus bedroht ist, aber nach einer Milde-
rungsvorschrift des Allgemeinen Teils mit einer 
leichteren Strafe geahndet wird. 

Die Bedeutung des Absatzes 4 liegt weiter darin, 
daß Schärfungen oder Milderungen, die nach den 
Vorschriften des B e s o n d er en  Teils vorgesehen 
und an bestimmte Tatbestandsmerkmale geknüpft 
sind, hei der Einordnung einer Straftat zu beachten 
sind. Insoweit enthält Absatz 4 aber zugleich einen 
Satz von erheblicher Tragweite. Milderungen, die 
der Besondere Teil für minder schwere Fälle vor-
sieht, bleiben für die Einteilung außer Betracht. Der 
Entwurf entscheidet sich damit aus Gründen der 
Rechtssicherheit für die in der Rechtsprechung herr-
schende sogenannte abstrakte Betrachtungsweise. 
Danach bleibt eine mit Zuchthaus bedrohte Tat auch 
dann ein Verbrechen, wenn ein minder schwerer 
Fall gegeben ist, der mit Gefängnis bedroht ist. Der 
umgekehrte Fall, daß eine Straftat in der Regel mit 
Gefängnis, in besonders schweren Fällen aber mit 
Zuchthaus bedroht ist, kommt, wie schon in der Ein-
leitung ausgeführt worden ist, im Entwurf im Ge-
gensatz zum geltenden Recht nicht mehr vor. 

Im übrigen führt die Unterscheidung von Verbre-
chen und Vergehen nur an wenigen Stellen des All-
gemeinen Teils zu rechtlichen Folgen. Es handelt sich 
dabei um die Strafbarkeit de Versuchs (§ 27 Abs. 1) 
und der versuchten Beteiligung (§ 35 Abs. 1) sowie 
um die Verhängung einer Geldstrafe an Stelle von 
Freiheitsstrafe (§ 53). Im Besonderen Teil spielt die 
Unterscheidung eine Rolle in den Fällen der Bedro-
hung (§ 169), der schweren Nötigung (§ 171 Nr. 1), 
der schweren Erpressung (§ 260 Abs. 1 Nr. 2), der 
verbrecherischen Vereinigungen (§ 294 Abs.4 Nr.2), 
der Verängstigung der Bevölkerung (§ 299), der be-
sonders schweren Fälle der Nötigung zu Dienst- 

vor § 13 

handlangen und des Widerstandes (§ 422 Nr. 1) und 
der unterlassenen Verbrechensanzeige (§ 449 Abs. 1). 
An einer Reihe anderer Stellen wird nicht mehr auf 
die Unterscheidung abgestellt. Das gilt vor allem 
für die Verfolgungsverjährung. Dort ist eine beson-
dere Regelung vorgesehen (§ 127 Abs. 2). Inwieweit 
die Unterscheidung auch im Verfahrensrecht Rechts-
wirkungen äußert, wird im Einführungsgesetz klar-
zustellen sein. 

Zweiter Abschnitt 

DIE TAT 
In diesem Abschnitt behandelt der Entwurf die 

allgemeinen Merkmale der Tat, über deren Folgen 
der 3. Abschnitt allgemeine Vorschriften aufstellt. 
Der Entwurf enthält darüber keine Lehrsätze, son-
dern regelt nur die Fragen, die für die Rechtsanwen-
dung Bedeutung haben. Im Bereich des Hand-
lungsbegriffes bestimmt er, wann ein Unterlassen 
dem Tun gleichzustellen ist. Im Bereich von Vorsatz 
und Fahrlässigkeit bestimmt er zunächst diese 
Begriffe als Voraussetzungen einer Straftat und 
einer schwereren Strafe bei besonderen Tatfolgen 
sowie die Begriffe von Absicht, Wissentlichkeit und 
Leichtfertigkeit. Das Schwergewicht der Regelung 
liegt aber bei den Vorschriften über den Irrtum, der 
den Vorsatz oder die Schuld ausschließt. Im Bereich 
des Unrechts behandelt der Abschnitt die allgemeinen 
Rechtfertigungsgründe, die herkömmlich im Straf-
gesetzbuch geregelt werden, im Bereich der Schuld 
die Schuldunfähigkeit, die verminderte Schuldfähig-
keit und die allgemeinen Gründe, welche die Schuld 
ausschließen. Weitere Vorschriften handeln von Grün-
den, die lediglich die Strafbarkeit ausschließen oder 
aufheben. Der Entwurf bemüht sich dabei, jeweils 
klarzustellen, wann der Täter gerechtfertigt oder 
nur entschuldigt ist oder wann lediglich seine Straf-
barkeit ausgeschlossen oder beseitigt wird. Der Ab-
schnitt hält sich allerdings systematisch nicht streng 
an diese Unterscheidungen, sondern faßt bestimmte 
Materien nach sie verbindenden besonderen Ge-
sichtspunkten zusammen. So behandelt er im 4. Titel 
die sich aus besonderen Notsituationen ergebenden 
Rechtfertigungs- und Entschuldigungsgründe, wäh-
rend im 5. Titel die Sonderregelung für parlamenta-
rische Äußerungen und Berichte enthalten ist. 

Außerdem enthält der Abschnitt vor allem noch 
Vorschriften über die besonderen Formen, in denen 
die in den einzelnen Tatbeständen beschriebenen 
Handlungen begangen werden können, nämlich die 
Vorschriften über den Versuch, die Teilnahme und 
das Handeln für einen anderen. 

Die Reihenfolge der Vorschriften ist so gewählt, 
daß dem Titel Grundlagen der Strafbarkeit, der in 
erster Linie die die Straftat bestimmenden allge-
meinen Merkmale behandelt, die Titel über die be-
sonderen Tatformen des Versuches und der Teil-
nahme folgen, während den Schluß mit den Titeln 
über Notwehr und Notstand einserseits, parlamenta-
rischen Äußerungen und Berichten andererseits, Vor-
schriften bilden, die den Ausschluß von Unrecht, 
Schuld oder Strafe behandeln. 
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§ 13 
Erster Titel 

Grundlagen der Strafbarkeit 
Der Titel enthält eine Reihe von Vorschriften, die 

in mehr oder weniger engem Zusammenhang Grund-
voraussetzungen der Straftat behandeln. Der Entwurf 
entschließt sich dabei, die Zurückhaltung des gelten-
den Strafgesetzbuches gegenüber diesen grundsätz-
lichen Fragen aufzugeben. Zwar lassen sich für diese 
Zurückhaltung Gründe von Gewicht vorbringen. 
Letzten Endes läuft sie aber darauf hinaus, die Recht-
sprechung zu Entscheidungen gerade in einem Be-
reich zu zwingen, der wegen seiner grundlegenden 
Bedeutung der Regelung durch das Gesetz nicht ent-
zogen werden sollte. Allerdings kann es auch hier die 
Aufgabe des Gesetzes nur sein, die Fragen zu be-
antworten, deren Entscheidung für die Anwendung 
des Gesetzes erforderlich ist. Darüber hinaus in cien 
wissenschaftlichen Meinungsstreit um Fragen der 
Rechtslehre einzugreifen, ist nicht die Sache des 
Gesetzes. Der Titel vermeidet ein solches Eingreifen 
bewußt. Er läßt insbesondere die Frage offen, ob 
der Vorsatz eine Schuldform oder ein Bestandteil der 
Handlung ist oder zur Schuld wie zur Handlung 
gehört. Auch aus der Reihenfolge der Vorschriften 
sollte keinerlei Stellungnahme zu dieser Frage her-
geleitet werden. 

Der Titel beginnt mit den Vorschriften über „Be-
gehen durch Unterlassen" und „Handeln für einen 
anderen". In beiden Fällen geht es darum, die im 
Besonderen Teil beschriebenen Tatbestandshand 
lungen in gewisser Hinsicht zu erweitern. Es folgen 
dann die Vorschriften über Vorsatz und Fahrlässig-
keit, denen sich die grundsätzliche Regelung der 
mit einem Irrtum des Täters zusammenhängenden 
Fragen anschließt, soweit es sich um einen Irrtum 
zu seinen Gunsten handelt. Eine Ergänzung findet 
diese Regelung in den Vorschriften des § 39 Abs. 2 
und des § 40 Abs. 2 über den Irrtum in den Fällen 
des rechtfertigenden und des entschuldigenden Not-
standes. Der Irrtum des Täters, der sich zu seinen 
Ungunsten auswirkt, wird in § 26 Abs. 1 und § 32 
behandelt. Den Vorschriften über den Irrtum schließt 
sich die Bestimmung des § 22 über „Schwerere Strafe 
bei besonderen Tatfolgen" an, die den Grundsatz des 
Schuldstrafrechts auch bei den sogenannten erfolgs-
qualifizierten Straftaten durchführt. Sie behandelt 
damit wie schon die vorausgegangene Vorschrift 
über den Verbotsirrtum zugleich Fragen der Schuld. 
Im Mittelpunkt steht die Frage der Schuld ausschließ-
lich in den folgenden Vorschriften über die Schuld-
unfähigkeit des Kindes, die Schuldunfähigkeit wegen 
seelischer Störungen und über die verminderte 
Schuldfähigkeit. 

§ 13 
Begehen durch Unterlassen 

Im Strafrecht gibt es nicht nur Tatbestände, die 
durch ein Tun, sondern auch solche, die durch ein 
Unterlassen verwirklicht werden können. Hierzu 
gehören einmal die Tatbestände des Besonderen 
Teils, die ein bestimmtes Tun gebieten und bei denen 
der Tatbestand schon dadurch verwirklicht wird, daß 
der Täter die gesetzlich gebotene Handlung unter-
läßt (sogenannte echte Unterlassungsstraftaten). So 

ist z. B. strafbar, wer sich aus einer fremden Woh-
nung auf die Aufforderung des Berechtigten nicht 
entfernt (§ 172), wer bei Unglücksfällen die ihm ob-
liegende Hilfe nicht leistet (§ 232) oder wer von dem 
Vorhaben bestimmter Verbrechen glaubhaft Kennt-
nis erlangt und eine Anzeige unterläßt (§ 449). Bei 
anderen Tatbeständen muß ein bestimmter Erfolg 
hinzukommen: Wer z. B. seine Fürsorge- oder Er-
ziehungspflicht gröblich vernachlässigt, ist nur straf-
bar, wenn er dadurch ein Kind oder einen Jugend-
lichen in die Gefahr der sittlichen oder körperlichen 
Verwahrlosung bringt (§ 193). In solchen Fällen geht 
das Gebot dahin, cien tatbestandsmäßigen Erfolg zu 
verhindern (sogenannte unechte Unterlassungsstraf-
taten). Strafbares erfolgverursachendes Unterlassen 
gibt es aber nicht nur bei den wenigen besonderen 
Tatbeständen, bei denen das Gesetz als tatbestands-
mäßiges Verhalten ausdrücklich ein Unterlassen um-
schreibt, sondern bei den meisten anderen Tat-
beständen des Besonderen Teils. Denn sie können in 
zahlreichen Fällen durch Tun wie auch durch Unter-
lassen verwirklicht werden: Eine Mutter tötet ihr 
Kind nicht nur (§ 134), wenn sie es erwürgt, sondern 
auch, wenn sie, um es verhungern zu lassen, nicht 
stillt. Eine Strafvereitelung im Amt (§ 448) kann ein 
Staatsanwalt begehen, indem er Strafakten beseitigt 
oder ein gebotenes Einschreiten überhaupt unterläßt. 
Indessen gibt es auch andere Tatbestände, die nicht 
durch Unterlassen begangen werden können. Das 
gilt namentlich dort, wo eine höchstpersönliche Be-
tätigung des Täters oder dessen körperliche An-
wesenheit beim tatbestandsmäßigen Geschehen vor-
ausgesetzt ist. So kann die Straftat der Doppelehe 
(§ 194) nie durch ein Unterlassen begangen werden, 
ebensowenig kann sich jemand hei einem Land-
friedensbruch (§ 295) an einer öffentlichen Zusam-
menrottung einer Menschenmenge durch bloßes 
Nichthandeln beteiligen. Aber auch bei Straftaten, 
die ein Bettehen durch Unterlassen nicht ausschließen, 
ist es vielfach so, daß die Tatbestandsverwirklichung 
durch ein Unterlassen gegenüber der durch ein Tun 
im Unrechtsgehalt zurückbleibt. Wer jemanden ins 
Wasser stößt, begeht schwereres Unrecht als der ,  der 
einen Ertrinkenden nicht rettet. Da die einzelnen 
Tatbestände des Besonderen Teils in ihrer Aus-
formung auf die Begehung durch ein Tun zugeschnit-
ten sind, ist für die sogenannten unechten Unterlas-
sungsstraftaten eine allgemeine gesetzliche Regelung 
notwendig, aus der sich die Grundsätze und Richt-
linien dafür ergeben, wem die Nichtabwendung eines 
tatbestandsmäßigen Erfolges zugerechnet wird (Ga-
rantenproblem) und in welchen Fällen ein solches 
Unterlassen ebenso zu behandeln ist wie die Tat-
bestandsverwirklichung durch ein Tun (Gleichwertig-
keitsproblem). Hiervon handelt § 13. 

Das geltende Recht kennt eine solche Vorschrift 
nicht. Es ist aber gewohnheitsrechtlich anerkannt, 
daß Tatbestände auch durch Unterlassen verwirklicht 
werden können. Die Grundsätze hierüber sind von 
der Wissenschaft und der Rechtsprechung entwickelt 
worden. Fest steht, daß nicht jeder, der durch sein 
Eingreifen ein Geschehen verhindern könnte, das zu 
einer Tatbestandsverwirklichung führt, schon wegen 
Unterlassung strafbar ist. Es genügt auch nicht etwa 
die bloße sittliche Pflicht, einen drohenden Erfolg zu 
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verhindern. Der Unterlassende muß vielmehr, wenn 
ihm sein Nichthandeln strafrechtlich zugerechnet 
werden soll, durch eine Rechtspflicht gehalten sein, 
den tatbestandsmäßigen Erfolg abzuwenden und für 
den Nichteintritt dieses Erfolges einzustehen. Welche 
Umstände eine solche Pflicht begründen können, hat 
die Rechtsprechung nicht immer einheitlich beant-
wortet. Bisweilen neigen die Gerichte dazu, Fälle 
reiner Handlungspflichten als Erfolgsabwendungs-
pflichten zu behandeln und den Bereich strafbaren 
Unterlassens auszudehnen. In der Rechtslehre gehen 
in diesem Bereich die Auffassungen über die die 
Strafbarkeit begründenden Umstände im einzelnen 
und über die Einordnung der rechtlichen Merkmale 
der Unterlassungsstraftaten im Verbrechensaufbau 
auseinander. Die früher heftig umstrittene Frage 
nach dem Ursachenzusammenhang zwischen der 
Unterlassung und dem Erfolgseintritt ist inzwischen 
allerdings in den Hintergrund getreten. Überwiegend 
wird in der Rechtslehre der ursächliche Zusammen-
hang  nicht mehr als die mechanische Verbindung 
zwischen zwei Geschehnissen, sondern als eine 
Frage des Sinnzusammenhangs in einer Welt fließen-
der Entwicklung aufgefaßt, wodurch es möglich wird, 
auch eine ursächliche Verknüpfung der Unterlassung 
bestimmten Tuns mit einem Erfolg zu vollziehen. 
Die Rechtsprechung geht gemeinhin davon aus, daß 
bei einer Unterlassungstat der ursächliche Zusam-
menhang dann zu bejahen ist, wenn die unterlassene 
Handlung nicht hinzugedacht werden kann, ohne daß 
der Erfolg mit einer an Sicherheit grenzenden Wahr-
scheinlichkeit entfiele. Im Ergebnis wird die Brauch-
barkeit dieser Formel allseits anerkannt. Durch die 
Regelung des Entwurfs soll sich hieran nichts ändern. 

Eine ausdrückliche gesetzliche Regelung der Frage, 
daß Straftatbestände auch durch ein Unterlassen ver-
wirklicht werden können, und eine nähere Bestim-
mun g , unter welchen rechtlichen Voraussetzungen 
das der Fall ist, empfiehlt sich aus rechtsstaatlichen 
Gründen, um die Praxis auf feste Grundlagen zu 
steilen und Zweifel, die immer wieder auch im Hin-
blick auf den Grundsatz der gesetzlichen Bestimmt-
heit der Straftatbestände (Artikel 103 Abs. 2 GG) ge-
äußert werden, zu beseitigen. 

Der Entwurf setzt für die Strafbarkeit dessen, der 
einen tatbestandsmäßigen Erfolg abzuwenden unter-
läßt, zunächst voraus, daß „er rechtlich dafür einzu-
stehen hat, daß der Erfolg nicht eintreten werde". 
Diese Umschreibung verdeutlicht das Erfordernis der 
Garantenstellung und der aus ihr entspringenden 
Garantenpflicht, in Richtung auf die Abwen-
dung des drohenden Erfolges tätig zu werden. In 
der Garantenstellung liegt ein besonderes Pflichten-
verhältnis begründet, das den Garanten aus der 
Masse der übrigen Rechtsgenossen heraushebt und 
gerade ihm den Schutz des betreffenden Rechtsgutes 
vor dem drohenden tatbestandsmäßigen Erfolg auf-
erlegt. Dem Garanten ist die Unversehrtheit des 
Schutzwertes anvertraut. So muß der Weichenwärter 
nach der Rechtsordnung dafür einstehen, daß nicht 
durch Unterlassen des Weichenstellens Züge ent-
gleisen, und die Kinderschwester, die mit einem 
Kinde am See spazierengeht, dafür, daß es nicht ins 
Wasser fällt und ertrinkt. Einfache Handlungs-
pflichten und bloße Tätigkeitsgebote begründen 
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noch keine Garantenpflichten. Wer vom Vorhaben 
eines Mordes erfährt und es nicht anzeigt, kann 
nicht, wenn die Tat begangen worden ist, wegen 
Mordes (§ 134) durch Unterlassen oder wegen Bei-
hilfe durch Unterlassen verurteilt werden, sondern 
nur wegen unterlassener Verbrechensanzeige (§ 449). 
Die Hilfe eines Passanten, der in einer Winternacht 
einen Leichtverletzten auffindet, der dem Erfrieren 
nahe ist, kann nur darin bestehen, daß er ihn in das 
naheliegende Gehöft begleitet und dadurch vor dem 
Erfrierungstode rettet. Unterläßt er dies, so kann er 
nur wegen unterlassener Hilfeleistung (§ 232), im 
Falle des Todes des Verunglückten aber nicht wegen 
eines Verbrechens der Tötung durch Unterlassen 
bestraft werden. 

Der Entwurf ist davon abgekommen, im einzelnen 
die Fälle aufzuzählen, in denen eine Garanten

-

stellung
en 

besteht. Sie im einzelnen abschließend 
zu erwähnen, was in der für eine Gesetzesfassung 
gebotenen Kürze ohnehin kaum erreichbar ware, 

 brächte wenig Gewinn. Zudem könnte hierdurch eine 
unerwünschte Festlegung der Rechtsentwicklung ein-
treten, da in dieser Hinsicht noch zahl reiche Zweifels-
fragen bestehen, deren Klärung durch die weitere 
Entwicklung der Rechtslehre und Rechtsprechung zu 
erhoffen ist. Für die Rechtsanwendung ist auch ein 
gesetzlicher Hinweis darauf, was das Wesen der 
Garantenstellung ausmacht, von größerer Bedeutung 
als eine nicht abschließende Angabe, welche einzel-
nen Umstände und Verhältnisse eine solche Garan-
tenstellung begründen können. 

Der Rechtsprechung muß es insbesondere über-
lassen bleiben, in den Fällen des „vorausgegangenen 
Tuns" (sogenannte Ingerenzfälle) und der freiwilli-
gen Übernahme von Pflichten zur Erfolgsabwendung 
die näheren Merkmale der Garantenpflicht zu klären. 
Hierbei führt das Erfordernis, daß der Unterlassende 
für den Nichteintritt des Erfolges einzustehen habe, 
zu einer sachgemäßen Einschränkung. In vielen 
Fällen ergibt sich bei vorausgegangenem Tun eine 
solche die Erfolgsabwendungspflicht begründende 
Gewährschaft ohne weiteres aus den Umständen: 
Wer, wenn auch schuldlos, eine Ursache dafür setzt, 
daß ein gefährdendes Hindernis in den Straßenver-
kehr gerät, wird in der Regel auch Garant dafür sein, 
daß es beseitigt wird. Die Garantenstellung kann 
aber auch aus besonderen Umständen entfallen: Ver-
sagt eine Frau, deren Leben nur noch durch eine 
Schwangerschaftsunterbrechung zu retten ist, ihrem 
sie seit langem behandelnden Arzt die Einwilligung 
zu diesem Eingriff, so ist er trotz seines früheren 
Tuns und der Gewährübernahme nicht mehr Garant 
für die Abwendung des Todeserfolges. Auch in 
anderen Fällen kann ein Pflichtenwiderstreit dazu 
führen, daß die Garantenstellung wegfällt. In den 
Fällen der Gewährübernahme ist die strafrechtliche 
Garantenpflicht nicht etwa allein von der rechtlich 
verbindlichen Übernahme von Erfolgsabwendungs-
pflichten abhängig. Der Unterlassende rückt vielmehr 
erst dadurch in die Garantenstellung ein, daß er tat-
sächlich die Stellung im Berufs- oder Gemeinschafts-
leben antritt, aus der eine solche Einstandspflicht 
entspringt. So braucht ein Kindermädchen, das eine 
Haushaltsstelle vertragswidrig nicht antritt, dafür 
nicht einzustehen, daß dem zu beaufsichtigenden 
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Kinde wegen Fehlens der Aufsicht etwas zustößt. 
Auf der anderen Seite trifft z. B. einen Bergführer 
auch dann eine Pflicht zur Erfolgsabwendung, wenn 
er lediglich duldet, daß ein Bergsteiger sich ihm in 
den Bergen anschließt und dann beide in Gefahr 
geraten. 

Zur Strafbarkeit einer Unterlassungstat gehört 
neben der aus der Garantenstellung fließenden Er-
folgsabwendungspflicht ferner, daß das Verhalten 
des Unterlassenden „den Umständen nach der Ver-
wirklichung des gesetzlichen Tatbestandes durch ein 
Tun gleichwertig ist". Dieses Erfordernis beruht auf 
dem Gedanken, daß das Unrecht der besonderen 
Tatbestände nicht nur durch die der Tat innewoh-
nende Rechtsgutverletzung und den hierdurch her-
beigeführten Erfolg geprägt ist, sondern auch durch 
die Eigenart der nach dem Tatbestand vorausgesetz-
ten Tathandlung. Die unübersehbare Vielgestaltigkeit 
strafbaren Tuns geht beim Begehen durch Unter-
lassen verloren. Denn eine etwa in einer Tathand-
lung liegende besondere Ausprägung des Unrechts 
tritt im Unterlassen nicht stets in Erscheinung. Da 
im Besonderen Teil die Unrechtsbewertung auch von 
etwaigen besonderen Handlungsmerkmalen des je-
weiligen Tatbestandes beeinflußt ist, erhebt sich die 
Frage, wie dem im Falle des Begehens durch Unter-
lassen Rechnung zu tragen ist. Diese Frage ist nach 
dem Gesichtspunkt der G1eichwertigkeit zu ent-
scheiden. Der Tatbestand der Kuppelei setzt z. B. 
voraus, daß der Täter „durch seine Vermittlung oder 
durch Gewähren oder Verschaffen von Gelegenheit 
der Unzucht zwischen anderen Vorschub leistet" 
(§ 226). Wer die Unzucht nicht verhindert, führt durch 
seine Unterlassung denselben Erfolg herbei, wie 
wenn er ihr Vorschub geleistet hätte. Trotzdem 
kommt das bloße Unterlassen dem Vorschubleisten 
im Sinne des § 226 im Unrecht nicht in allen Fällen, 
sondern nur unter besonderen Umständen, die ein 
Einschreiten zumutbar machen, gleich. Auch in dem 
„Anhalten zur Unzucht", das in § 226 Abs. 5 voraus-
gesetzt wird, liegt ein besonderes Handlungsmerk-
mal, für dessen Verwirklichung bloßes Unterlassen 
nicht genügt. Bei Tatbeständen, die lediglich ein 
erfolgverursachendes Verhalten umschreiben, jedoch 
ersichtlich auf die Begehung durch ein Tun zuge-
schnitten sind, ist es für die Beurteilung des Unrechts 
nicht stets bedeutungslos, ob der Erfolg durch ein 
Tun oder durch ein Unterlassen herbeigeführt wor-
den ist. Wer es, um sich in seinen Versicherungs-
ansprüchen günstiger zu stellen, lediglich unterläßt, 
einen Arzt aufzusuchen und hierdurch die Folgen 
einer Verletzung verschlimmert, begeht nicht schon 
das gleiche Unrecht wie jemand, der zum Zwecke des 
Versicherungsmißbrauchs einen ähnlichen Erfolg da-
durch herbeiführt, daß er durch listige Machenschaf-
ten den Heilungsvorgang stört (§ 256 Abs. 1). Die 
Neigung in der Rechtsprechung, den Bereich des 
strafbaren Unterlassens zu überdehnen, hängt mit-
unter damit zusammen, daß der Prüfung, ob das 
Unterlassen dem Tun im Unrecht gleichkommt, nicht 
immer hinreichend Beachtung geschenkt worden ist. 
Oft werden solche Fälle, wie etwa bei der Kuppelei 
durch Unterlassen, wegen fehlender Zumutbarkeit 
des Eingreifens entschuldigt. Indessen fehlt es hier-
bei häufig schon deswegen am tatbestandsmäßigen 
Unrecht, we il die Unterlassung dem Tun nicht gleich-

wertig ist. Der Entwurf verlangt daher bei unechten 
Unterlassungsstraftaten stets, daß dem Unterlassen 
in der Unrechtsbewertung dasselbe Gewicht zu-
kommt, wie der Begehung durch ein Tun. 

Bei der Frage, ob ein Unterlassen der Verwirk-
lichung des gesetzlichen Tatbestandes durch ein Tun 
gleichwertig ist, hat der Richter an das Unrecht an-
zuknüpfen, wie es im gesetzlichen Tatbestand um-
schrieben und allgemein bei dessen Verwirklichung 
durch ein Tun vorausgesetzt ist. Hieran ist, wie die 
Fassung der Vorschrift erkennen läßt, das Verhalten 
des Garanten unter Berücksichtigung der Umstände 
des einzelnen Falles zu messen. Es kommt hierbei 
darauf an, ob dessen Unterlassung nach ihrem sozial-
ethischen Unwert bei sinngemäßer Auslegung des 

 Gesetzes in den Unrechtsbereich der betreffenden 
Strafnorm fällt. Maßgebend hierfür ist eine Gesamt-
bewertung: Setzt der Tatbestand bestimmte unrechts-
beeinflussende Handlungsmerkmale voraus, die durch 
eine Unterlassungstat nicht sichtbar werden können, 
so kann dies durch die größere Pflichtenbindung des 
Garanten oder auch sonst durch andere Umstände 
aufgewogen werden, die den Grad des Unrechts 
erhöhen. 

Der Unterlassende kann, wie sich aus der Fassung 
des § 13 ergibt, als Täter oder Teilnehmer straf-
bar sein, wenn er die dort genannten Voraussetzun-
gen erfüllt. Der Entwurf anerkennt somit abweichend 
von einer im Schrifttum vertretenen Lehrmeinung die 
Möglichkeit einer Beihilfe durch Unterlassen. Das 
stimmt mit der herrschenden Rechtsprechung über-
ein. Ob der Unterlassende Täter oder Teilnehmer 
ist, richtet sich nach den allgemeinen Unterschei-
dungsmerkmalen und dem Gesichtspunkt der Gleich-
wertigkeit. Wo es sich darum handelt, daß der Unter-
lassende einem von einem vorsätzlich Handelnden 
Dritten durch positives Tun herbeigeführten Erfolg 
nicht abwendet, wird der Tatbeitrag des Unterlassen-
den in der Regel nur einer Beihilfe durch positives 
Tun gleichwertig sein. Es entspricht den Erforder-
nissen der Gerechtigkeit und einem praktischen Be-
dürfnis, Unterlassungen, durch die lediglich die 
Haupttat eines anderen unterstützt wird und die 
nicht schwerer als eine Beihilfe wiegen, mit der 
milderen Gehilfenstrafe (§ 31 Abs. 2) zu belegen. 
Ein Nachtwächter, der es geschehen läßt, daß ein 
Dieb aus dem Fabrikhof Sachen stiehlt, ist zwar 
Garant, sein Unterlassen steht jedoch in der Regel 
lediglich der Begehung einer Beihilfe zu einem Dieb-
stahl gleich. 

Da schließlich die Gleichwertigkeitsprüfung ver-
langt, daß alle Umstände des einzelnen Falles be-
rücksichtigt werden, wird zugleich erreicht, daß die 
Fälle, die die Rechtsprechung bisher unter dein Ge-
sichtspunkt der Unzumutbarkeit des Einschreitens 
entschuldigt hat, bereits den tatbestandsmäßigen 
Erfordernissen des strafbaren Unterlassens nicht 
mehr gerecht werden. Ist nämlich die Erfolgsabwen-
dung nicht zumutbar, so kann sie der Verwirklichung 
des Erfolges durch ein Tun nicht gleichwertig sein. 
Die Unterlassung einer Mutter, die den außerehe-
lichen Geschlechtsverkehr ihres erwachsenen Sohnes 
in ihrer Wohnung nur durch Anrufung der Polizei 
verhindern könnte, steht somit der Tathandlung des 
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§ 226 nicht gleich, wo unter anderem vorausgesetzt 
ist, daß der Täter durch Verschaffen von Gelegenheit 
der Unzucht zwischen anderen Vorschub leistet. 

Die Vorschrift trifft nach ihrem Wortlaut nur 
solche Unterlassungen, die in der Nichtabwendung 
eines zum Tatbestand eines Strafgesetzes gehören-
den Erfolges bestehen. Tatbestände, die nur durch 
schlichtes Tätigwerden verwirklicht werden können, 
sind daher durch Unterlassen grundsätzlich nicht 
begehbar. Damit ist jedoch nicht ausgeschlossen, daß, 
wie auch im geltenden Recht angenommen wird, in 
solchen Fällen eine Teilnahme durch Unterlassen 
möglich ist. Denn für den Teilnehmer kann, ebenso 
wie im Fall des § 128 Satz 2 (vgl. die Begründung 
hierzu), die Haupttat als tatbestandsmäßiger Erfolg 
angesehen werden. Leistet z. B. jemand durch sein 
Untätigbleiben Beihilfe zum Meineid, so liegt der 
zum Tatbestand der Beihilfeleistung gehörende Er-
folg (vgl. § 31 Abs. 1) eben in dem vorsätzlich began-
genen Meineid des Hauptäters. 

Entgegen Auffassungen des Schrifttums sieht der 
Entwurf davon ab, bei Unterlassungsstraftaten die 
Möglichkeit einer Strafmilderung vorzusehen. Dabei 
wird nicht verkannt, daß hierfür Gründe von Gewicht 
vorgebracht werden können. Insbesondere ist nicht 
zu übersehen, daß die Tatbestandsverwirklichung 
durch ein Unterlassen in vielen Fällen im Unrechts-
gehalt hinter der durch ein Tun zurückbleibt. Jedoch 
gilt das nicht immer. Eine Mutter, die ihr Kind ver-
hungern läßt, begeht oft schwereres Unrecht als die, 
welche es schmerzlos umbringt. Im Bereich der Fahr-
lässigkeitstaten, in dem die Begehung durch Unter-
lassen große Bedeutung hat, wiegen Unterlassungs-
taten keineswegs weniger schwer: Der Weichen-
wärter, der das Entgleisen eines Zuges bewirkt, weil 
er vergessen hat, die Weiche zu stellen, verdient 
keine mildere Beurteilung als der, der sie aus Ver-
sehen falsch gestellt hat. Die Zulässigkeit einer 
Strafmilderung stünde aber vor allem in einem auf-
fallenden Gegensatz zum Erfordernis der Gleichwer-
tigkeit der Unterlassungstat. Die Strafmilderung 
könnte dazu führen, dieses Erfordernis weniger ernst 
zu nehmen, was bedenklich wäre. Ungerechte Er-
gebnisse sind durch die Regelung des Entwurfs auch 
bei Unterlassungstaten, die eine mildere Beurteilung 
verdienen, nicht zu befürchten. Denn solchen Fällen 
kann die Rechtsprechung bei der Strafzumessung 
innerhalb des Strafrahmens Rechnung tragen. Der 
Gesichtspunkt der Gleichwertigkeit wird zudem un-
ter solchen Umständen oft zur Annahme einer Bei-
hilfe durch Unterlassen führen, wodurch eine Milde-
rung der Strafe nach § 64 Abs. 1 eintritt (§ 31 Abs. 2). 

Die vorn Entwurf empfohlene und mit dem gelten-
den Recht übereinstimmende Gleichbehandlung des 
strafbaren Tuns und Unterlassens in der Straffrage 
läß t  schließlich in diesem Bereich die Möglichkeit zu 
sogenannten Wahlfeststellungen offen. Hierdurch 
wird für die Rechtsanwendung, in der Unterlassungs-
straftaten eine überaus große Rolle spielen, eine 
erhebliche Erscliwerung vermieden. Wäre nälich 
beim Begehen durch Unterlassen stets ein milderer 
Strafrahmen maßgebend, so müßte die bisweilen 
rechtlich und tatsächlich schwierig zu beantwortende 
Frage, ob der Tatbestand durch ein Tun oder ein 
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Unterlassen verwirklicht worden ist, stets entschie-
den werden. Die Regelung des Entwurfs macht dies 
in vielen Fällen entbehrlich. 

§ 14 
Handeln für einen anderen 

Die Vorschrift enthält eine Ausweitung der straf-
rechtlichen Tatbestände für die Fälle, in denen 
jemand als vertretungsberechtigtes Organ einer ju-
ristischen Person, als dessen Mitglied oder als gesetz-
licher Vertreter eines anderen handelt und den Tat-
bestand eines Strafgesetzes nur deshalb durch sein 
Handeln nicht erfüllt, weil besondere persönliche 
Merkmale, welche die Strafbarkeit begründen, zwar 
beim Vertretenen, aber nicht bei ihm vorliegen. Bei-
spiele bieten im geltenden Recht die Tatbestände 
des ungenehmigten Glückspiels, der ungenehmigten 
Veranstaltung öffentlicher Lotterien, der Vollstrek-
kungsvereitelung und der Pfandkehr. Aus dem 
Nebenstrafrecht können als Beispiele § 243 der Kon-
kursordnung (Stimmenverkauf) und § 23 Abs. 2 des 
Straßenverkehrsgesetzes (Gebrauch eines nicht zu-
gelassenen Kraftfahrzeuges) sowie alle Gesetze an-
geführt werden, die Pflichten für einen bestimmten 
Personenkreis begründen und die Erfüllung dieser 
Pflichten durch Strafdrohungen schützen (Arbeit-
geber, Gewerbetreibender, Baumeister, Ladeninha-
ber usw.). Es ist z. B. nach geltendem Recht zweifel-
haft, ob der Vorstand eines rechtsfähigen Vereins 
wegen ungenehmigten Glückspiels nach § 284 StGB 
bestraft werden kann, wenn er für cien Verein ge-
handelt hat, aber nicht er, sondern der Verein der 
„Veranstalter" des Glückspiels ist. In der Rechtspre-
chung ist die Strafbarkeit des Organs einer juristi-
schen Person aus dem Gesichtspunkt der Voll-
streckungsvereitelung (§ 288 StGB) verneint worden, 
obwohl der „Täter" bei einer der juristischen Person 
drohenden Zwangsvollstreckung Vermögensgegen-
stände der juristischen Person beiseite geschafft 
hatte. 

Für gewisse Materien des Nebenstrafrechts sind 
Lücken dieser Art durch Sondervorschriften ge-
schlossen worden (vgl. z. B. § 244 der Konkursord-
nung, § 83 des Gesetzes betreffend die Gesellschaf-
ten mit beschränkter Haftung, § 39 des Gesetzes 
über die Verwahrung und Anschaffung von Wert-
papieren, § 536 der Reichsversicherungsordnung, 
§ 131 des Seemannsgesetzes vom 26. Juli 1957, Bun-
desgesetzbl. II S. 713). Diese besonderen Vorschriften 
weisen aber in den Einzelheiten wesentliche Unter-
schiede auf. So sind nicht immer die gleichen Ver-
bände betroffen (Handelsgesellschaften, Vereine, 
Körperschaften, Stiftungen, Anstalten des öffent-
lichen Rechts usw.). Nur teilweise ist die Vorschrift 
auf Liquidatoren erstreckt und nur zum Teil beziehen 
sie sich auch auf Gesellschafter, die nicht vertre-
tungsberechtigt sind; gesetzliche Vertreter von na-
türlichen Personen sind nur in einigen Gesetzen 
des Sozialversicherungsrechts erfaßt. Aber auch die 
Rechtsprechung, die mit der Frage der strafrecht-
lichen Haftung von Vertretern beim Fehlen von 
Sondervorschriften befaßt war, ist nicht einheitlich. 
Daraus ergibt sich das Bedürfnis für eine Regelung 
im Allgemeinen Teil, die sowohl für die Tatbestände 
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des Besonderen Teils als auch für die des Neben-
strafrechts gilt. Sie schließt nicht nur die aufgezeigten 
Lücken und beseitigt Zweifelsfragen, sondern dient 
auch der Vereinfachung und Vereinheitlichung der 
strafrechtlichen Sondervorschriften. 

Der Entwurf dehnt die Anwendung der Tatbe-
stände von Strafvorschriften, nach denen besondere 
persönliche Merkmale die Strafbarkeit begründen, 
auf Organe juristischer Personen und auf gesetz-
liche Vertreter natürlicher Personen aus, wenn sie 
als Vertreter handeln und die besonderen persön-
lichen Merkmale zwar bei dem Vertretenen, aber 
nicht bei ihnen selbst vorliegen. Die Fassung stellt 
klar, daß die Vorschrift auch anwendbar ist, wenn 
bei mehrgliedrigen Organen nur eines der Mitglie-
der gehandelt hat, und daß nur solche Organe erfaßt 
werden, die vertretungsberechtigt sind (vgl. auch 
§ 109 Abs. 3, § 120). 

Zu den besonderen persönlichen Merkmalen ge-
hören nicht nur persönliche Eigenschaften, sondern 
auch persönliche Verhältnisse und Umstände. Danach 
werden den Organen oder Vertretern alle täter-
bezogenen Merkmale, welche sich als persönliche 
Eigenschaften, Verhältnisse oder Umstände dar-
stellen und die Strafbarkeit begründen, zugerechnet, 
wenn sie bei ihnen fehlen, beim Vertretenen aber, 
fa ll s er handeln könnte und gehandelt hätte, vor-
handen wären. 

Gewillkürte Vertreter sind nicht erfaßt. Dafür 
könnte zwar bei einer Reihe von Strafvorschriften 
das praktische Bedürfnis sprechen, insbesondere im 
Hinblick auf das  Handeln  von Personen mit umfas-
sender Vertretungsmacht, z. B. von Prokuristen und 
Generalbevollmächtigten. Durch diese Ausdehnung 
würde aber der Anwendungsbereich von zahlreichen 
Tatbeständen des Nebenstrafrechts allgemein auf 
Personen erstreckt werden, für welche die Straf-
drohungen bisher nicht galten. Es ist zweifelhaft, ob 
dies für alle betroffenen Tatbestände ohne Unter-
schied angemessen ist. Folgende Fallgruppen be-
dürfen der Berücksichtigung: 

1. Die Tatbestände, die durch eine besondere Aus-
dehnungsvorschrift in dem jeweiligen strafrecht-
lichen Nebengesetz auf Organe juristischer Personen 
und zum Teil auch auf gesetzliche Vertreter aus-
drücklich erstreckt sind (z. B. § 244 der Konkursord-
nung, § 83 des Gesetzes betreffend die Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung, § 144 des Versicherungs-
aufsichtsgesetzes vom 6. Juni 1931,   Reichsgesetzbl. I 
S. 315, § 536 der Reichsversicherungsordnung, § 152 
des Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der Renten-
versicherung der Angestellten vom 22. Februar 1957, 
Bundesgesetzbl. I  S. 89, § 339 des Angestelltenver-
sicherungsgesetzes, § 39 des Gesetzes über die Ver-
wahrung und Anschaffung von Wertpapieren, § 26 
Abs. 1 des Gesetzes über den Ladenschluß vom 
23. November 1956, Bundesgesetzbl. I S. 875, § 131 
Abs. 2 des Seemannsgesetzes vom 26. Juli 1957, Bun-
desgesetzbl. II S. 713); 

2. die Strafvorschriften, die für einen bestimmten 
Kreis natürlicher Personen in bestimmter 
S t e l l u n g gelten, insbesondere für Organe juristi-
scher Personen ( B. §§ 294 bis 297, 301, 302 des 
Aktiengesetzes, §§ 146 bis 150 des Gesetzes betref-

fend die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften, 
§§ 81 a, 82 des Gesetzes betreffend die Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung und § 131 Abs. 1 des See-
mannsgesetzes; im weiteren Sinne gehören hierher 
auch die Konkursdelikte des Entwurfs, §§ 277 bis 281) 
und 

3. die Tatbestände, die im Wege sogenannter Ab-
wälzungsvorschriften auf bestimmte Art en  von 
„gewillkürten Vertretern" ausgedehnt werden (z. B. 
§ 151 der Gewerbeordnung, § 534 der Reichsversiche-
rungsordnung, § 221 Abs. 2 des Gesetzes über Ar-
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung, § 13 
Abs. 2 des Gesetzes zum Schutz der Jugend in der 
Offentlichkeit vom 27. Juli 1957, Bundesgesetzbl. I 
S. 1058, § 26 des Gesetzes über den Ladenschluß). 

Bei allen drei Gruppen hat der Gesetzgeber der 
Ausweitung der Tatbestände unterschiedliche, aber 
immer — offensichtlich nach dem jeweiligen Bedürf-
nis der Materie — bestimmte Grenzen gesetzt. Bei 
den Tatbeständen der ersten und zweiten Gruppe 
verdient Beachtung, daß der Gesetzgeber die Tat-
bestandsausdehnung oder den Kreis der Normad res-
saten auf Organe und zum Teil auch auf gesetzliche 
Vertreter beschränkt oder doch nur die Geschäfts-
leiter einbezogen hat (vgl. § 536 der Reichsversiche-
rungsordnung, § 339 des Angestelltenversicherungs-
gesetzes, § 39 des Gesetzes über die Verwahrung 
und Anschaffung von Wertpapieren). Insbesondere 
bei den Fällen der dritten Gruppe, bei denen eben-
falls eine Ausdehnung des Tatbestandes vorliegt, 
wird deutlich, daß der Kreis derjenigen Personen, 
auf die der ursprüngliche Normenadressat seine 
Pflicht mit strafrechtlicher Wirkung abwälzen kann, 
zwar mehr oder weniger weit gesteckt, aber immer 
genau umschrieben ist. Ob die Ausdehnung auf ge-
willkürte Vertreter tragbar ist, läßt sich nur aus der 
Eigenart der jeweiligen Straftat beurteilen und muß 
daher der Regelung in den einschlägigen Gesetzen 
des Nebenstrafrechts überlassen werden. Deshalb 
berücksichtigt die allgemeine Vorschrift des § 14 die 
gewillkürten Vertreter nicht (vgl. dagegen § 109 
Abs. 3). Die Ausdehnung der Vorschrift auf „Ver-
treter mit einer gewissen Selbständigkeit", wie sie 
im Schrifttum vorgeschlagen worden ist, erscheint 
— auch abgesehen von der Unbestimmtheit dieses 
Begriffs — bedenklich, weil sie hei einigen Tat-
beständen des Nebenstrafrechts zu weit gehen 
könnte, bei anderen aber wiederum zu eng ist. 

Der Entwurf sieht weiterhin davon ab, die allge-
meine Ausdehnung der Tatbestände für die Fälle 
vorzusehen, in denen nach der ausdrücklichen Fas-
sung der Vorschrift die Strafbarkeit ein Handeln im 
eigenen Interesse voraussetzt und ein Vertreter 
tätig geworden ist, der im Interesse des Vertu tenen 
gehandelt hat. Ein Bedürfnis dafür könnte nur im 
Nebenrecht auftreten. Im Besonderen Teil des Ent-
wurfs sind alle Vorschriften, bei denen ein Handeln 
im eigenen und zugleich im fremden Interesse be- 
straft werden soll, entsprechend gefaßt (§§'235, 245, 
252, 259, 265, 268, 269, 236). Die Zahl der Vorschriften 
des Nebenrechts, bei denen das gleiche Anliegen 
auftreten könnte, ist gering (vgl. z. B. § 299 des 
Aktiengesetzes, § 123 der Vergleichsordnung, § 213 
der Konkursordnung, § 251 des Gesetzes betreffend 
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die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften). Es 
ist zweckmäßig, anstelle einer allgemeinen Vorschrift 
diese wenigen Tatbestände etwa im Rahmen des Ein-
führungsgesetzes zu ändern. Dies gibt die Möglich-
keit, die Angemessenheit der Ausdehnung von Fall 
zu Fall zu prüfen, und vermeidet Zweifel, die bei 
manchen Tatbeständen durch Einführung einer all-
gemeinen Vorschrift auftreten könnten (z. B. §§ 200, 
201). 

Absatz 2 dient lediglich der Klarstellung. Durch 
die Fassung des Absatzes 1 wird erreicht, daß solche 
Organe, die nicht vertretungsberechtigt sind, z. B. 
der Aufsichtsrat der Aktiengesellschaft und deren 
Mitglieder, ausscheiden. Nicht aber soll es darauf 
ankommen, ob die Bestellung des Täters zum Organ 
rechtswirksam ist. Absatz 2 will Zweifel hierüber 
ausschließen. 

§ 15 
Vorsätzliches und fahrlässiges Handeln 

Die Vorschrift bringt in erster Linie eine Klar-
stellung, die rechtsstaatlichen Forderungen entspricht 
und die im geltenden Recht vielfach bestehende Un-
klarheit beseitigt, ob im einzelnen Fall vorsätzliches 
Handeln zur Strafbarkeit erforderlich ist oder ob 
auch Fahrlässigkeit genügt. Nach dem Entwurf ist 
fahrlässiges Handeln stets nur dann strafbar, wenn 
es ausdrücklich mit Strafe bedroht ist. In allen 
übrigen Fällen ist strafbar nur, wer vorsätzlich 
handelt. Das gilt vor allem für Verbrechen, die stets 
Vorsatz zur Voraussetzung haben, 

Mittelbar enthält die Vorschrift auch den Satz, daß 
eine Handlung, die weder vorsätzlich noch fahrlässig 
begangen wird, keine Straftat ist. Mit diesem Satz 
soll die Frage unberührt bleiben, ob und inwieweit 
Vorsatz und Fahrlässigkeit Formen der Schuld sind. 
Wer diese Frage bejaht, wird in dem Satz nur eine 
nähere Erläuterung des Schuldgrundsatzes sehen, 
von dem der Entwurf ausgeht. Für den, der die Frage 
verneint, hat der Satz eine eigene Bedeutung. Unter 
der Handlung, die eine vorsätzliche oder fahrlässige 
sein muß, ist die in den Tatbeständen des Besonderen 
Teils beschriebene Tathandlung zu verstehen ein-
schließlich der Erweiterungen, die sich aus den Vor-
schriften über Versuch, Beteiligung und Versuch der 
Beteiligung im Allgemeinen Teil ergeben. Nicht ein-
bezogen in diesen Begriff der Handlung sind die 
sogenannten Bedingungen der Strafbarkeit, auf die 
sich Vorsatz oder Fahrlässigkeit nicht zu beziehen 
brauchen. Näheres darüber ist in der Einleitung der 
Begründung zum Besonderen Teil unter IV. gesagt. 
Nicht einbezogen ist ferner die Herbeiführung eines 
Erfolges, der nicht zum Tatbestand gehört. Inwieweit 
solche Auswirkungen der Tat bei der Strafzumessung 
zu verwerten sind, ist in § 60 Abs. 2 geregelt. 

§ 16 
Vorsatz 

In Übereinstimmung mit den meisten früheren 
Entwürfen entschließt sich der Entwurf dazu, die 
Begriffe des Vorsatzes und der Fahrlässigkeit im 
Gesetz zu bestimmen. Diese Begriffe sind für die 
Anwendung des Strafrechts von so entscheidender 
Bedeutung, daß das Strafgesetzbuch aussprechen 

§§ 15, 16 
muß, was darunter zu verstehen ist. Das verlangen 
die Grundsätze der Rechtssicherheit und Rechtsklar-
heit, die der Entwurf verfolgt. Vor allem ist es eine 
Willensentscheidung des Gesetzgebers, wie die für 
die Anwendung des Gesetzes besonders wichtige 
Grenze zwischen Vorsatz und Fahrlässigkeit zu 
ziehen ist. Die Lösung dieser Frage kann nicht der 
Rechtsprechung allein aufgebürdet werden. 

§ 16 unterscheidet drei Fälle vorsätzlichen 
Handelns, wobei unter Handeln jeweils die Ver-
wirklichung von Merkmalen des gesetzlichen Tat-
bestandes gemeint ist. Der erste Fall ist der, daß es 
dem Täter darauf ankommt, den gesetzlichen Tat-
bestand zu verwirklichen. Im zweiten Fall hat er 
dieses Ziel zwar nicht, aber er weiß oder sieht als 
sicher voraus, daß er mit seinem Handeln den gesetz-
lichen Tatbestand verwirklichen wird. Im dritten 
Fall hält er das zwar nur für möglich, findet sich aber 
damit ab. Mit der Aufzählung dieser drei Erschei-
nungsformen des Vorsatzes, die gleichzeitig für die 
Begriffsbestimmungen von Absicht und Wissentlich-
keit in § 17 und für die Abgrenzung zum Bereich der 
bewußten Fahrlässigkeit in § 18 Abs. 2 Bedeutung 
haben, will der Entwurf dem Richter eine möglichst 
sichere Grundlage für seine Entscheidungen geben, 
ohne dabei im einzelnen zu wissenschaftlichen Streit-
fragen Stellung zu nehmen. Insbesondere möchte 
sich der Entwurf weder für die sogenannte Willens-
theorie, noch für die sogenannte Vorstellungstheorie 
entscheiden. Jedes Wollen setzt bestimmte Vor-
stellungen voraus. Andererseits können Vorstel-
lungen allein den Vorsatz noch nicht ausmachen. In 
den drei Erscheinungsformen des Vorsatzes, die § 16 
nennt, sind jeweils beide Bestandteile enthalten. Im 
ersten Fall steht clas Merkmal des Wollens im 
Vordergrund. Der Täter strebt die Verwirklichung 
des Tatbestandes an. Sie ist sein Ziel, wenn vielleicht 
auch noch nicht das endgültige Ziel seines Wollens. 
Aber auch hier genügt das Anstreben allein nicht. 
Es muß von der Vorstellung des Täters begleitet 
sein, daß es ihm mindestens möglich ist, die Ver-
wirklichung des Tatbestandes herbeizuführen. Hofft 
er nur auf einen Zufall, dessen Eintritt er nicht zu 
beeinflussen vermag, so handelt er nicht vorsätzlich, 
auch wenn er noch so sehr nach diesem Eintritt strebt. 
Im zweiten Fall, den der Entwurf nennt, steht nicht 
wie im ersten die Willensseite, sondern die Seite 
der Vorstellung im Vordergrunde. Der Täter weiß 
oder sieht als sicher voraus, daß er den gesetzlichen 
Tatbestand verwirklicht. Der Entwurf unterscheidet 
hier zwischen „wissen" und „sicher voraussehen", 
weil es sich bei einem Teil der gesetzlichen Tat-
bestandsmerkmale um solche handelt, die im Zeit-
punkt der Handlung schon gegeben sind oder sich 
unmittelbar während des Handelns verwirklichen. 
Nur insoweit kann der Täter wissen, daß diese Merk-
male gegeben sind oder daß er sie verwirklicht. Bei 
einem anderen Teil der Tatbestandsmerkmale 
handelt es sich um Umstände, die erst als Folge der 
unmittelbaren Tathandlung eintreten. Von ihnen 
kann der Täter im Zeitpunkt der Handlung kein 
Wissen haben. Er kann nur nach der allgemeinen 
menschlichen Erfahrung über Ursachenabläufe als 
sicher voraussehen, daß diese Umstände eintreten 
werden. Mit der bloßen Vorstellung von der Ver- 
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§ 16 
wirklichung des gesetzlichen Tatbestandes ist der 
Vorsatz aber noch nicht gegeben. Diese Vorstellung 
führt nur zur Verwirklichung, wenn der Täter auch 
so handelt, wie er es sich vorgestellt hat. Handelt 
der Täter aber in der sicheren Vorstellung der Tat-
bestandsverwirklichung, so will er sie auch. Insoweit 
spielt auch hier das Merkmal des Wollens eine Rolle. 

Die beiden ersten in § 16 genannten Erscheinungs-
formen umschließen den in Lehre und Rechtsprechung 
so genannten unbedingten Vorsatz. Frühere 
Entwürfe haben bei dessen Bestimmung geglaubt, 
sich mit der Wendung begnügen zu dürfen, daß der 
Täter den Tatbestand mit Wissen und Wollen ver-
wirkliche. Dabei wird aber verkannt, daß der Täter, 
wenn es ihm darauf ankommt, den Tatbestand zu ver-
wirklichen, nicht zu wissen braucht, daß ihm das ge-
lingt. Hier muß es genügen, wenn er die Verwirk-
lichung nur für möglich hält. Das Wissen oder die 
sichere Voraussicht der Verwirklichung sind nur dann 
zu fordern, wenn der Täter die Verwirklichung des 
Tatbestandes nicht anstrebt. Den schwierigen Begriff 
des Wollens bei der Bestimmung des Vorsatzes aus-
drücklich zu verwenden, vermeidet der Entwurf. Bei 
der dritten in § 16 genannten Erscheinungsform des 
Vorsatzes könnte es zweifelhaft sein, ob es psycho-
logisch richtig wäre, die seelische Haltung, um die es 
dabei geht, als eine Form des Wollens zu bezeichnen. 

Als ein Fall des unbedingten Vorsatzes wird viel-
fach auch der angesehen, daß der Täter einen straf-
rechtlich bedeutsamen oder bedeutungslosen Erfolg 
anstrebt und nicht als sicher voraussieht, ob er ihn 
erreicht, sich aber sicher ist, daß, wenn ihm das 
gelingt, er zugleich einen gesetzlichen Tatbestand 
verwirklicht, den er nicht anstrebt. Hinsichtlich dieses 
Tatbestandes soll unbedingter Vorsatz anzunehmen 
sein. Zu denken ist dabei etwa an den Fall, daß 
jemand um eines Versicherungsbetruges willen eine 
Brandstiftung vorhat, von der er nicht weiß, ob sie 
ihm gelingt. Sicher ist er aber, daß im Falle des Ge-
lingens auch ein Mensch verbrennen wird. Man kann 
darüber streiten, welche Erscheinungsform des Vor-
satzes in solchen Fällen anzunehmen ist. In einem 
Teil der praktisch vorkommenden Fälle wird der 
Täter auch den Nebenerfolg anstreben. Ist das nicht 
der Fall, erkennt der Täter aber noch im Verlauf 
seiner Handlung, daß er den angestrebten Erfolg er-
reichen wird, so ist hinsichtlich des Nebenerfolges 
unbedingter Vorsatz nach der zweiten Erscheinungs-
form des § 16 gegeben. Scheidet diese Fallgestaltung 
aus, so kann man zweifeln. Die Frage spielt jedoch 
praktisch keine Rolle. Denn in jedem Fall ist dann 
die dritte Erscheinungsform des § 16, der sogenannte 
bedingte Vorsatz, gegeben. Der Täter wird also 
jedenfalls wegen vorsätzlichen Handelns bestraft. 
Das reicht im praktischen Ergebnis aus. Denn der 
Entwurf macht zwar in zahlreichen Fällen die Straf-
barkeit davon abhängig, daß Absicht oder Wissent-
lichkeit, nämlich die beiden ersten in § 16 genannten 
Erscheinungsformen des Vorsatzes, gegeben sind. 
Diese beiden Formen kommen aber in dem Fall, der 
allein Zweifel macht, nicht in Betracht. § 16 müßte 
noch eine vierte Form des Vorsatzes nennen, um 
auch diesen Fall als unbedingten Vorsatz erfassen 
zu können. Da das ohne praktische Bedeutung und  

die Lösung überdies zweifelhaft wäre, sieht der Ent-
wurf davon ab, um die Vorschrift nicht unnötig zu 
belasten. 

Der Vorsatz in der dritten Erscheinungsform, die 
§ 16 nennt, ist der sogenannte bedingte Vorsatz. 
Er stellt die letzte und schwächste Form des Vor-
satzes dar, die an der Grenze zur schwerwiegendsten 
Form der Fahrlässigkeit, der sogenannten bewußten 
Fahrlässigkeit, liegt. Der Entwurf bestimmt diese in 
§ 18 Abs. 2. Dem bedingten Vorsatz und der be-
wußten Fahrlässigkeit ist gemeinsam, daß der Täter 
die Verwirklichung des Tatbestandes weder anstrebt, 
noch daß er sie als sicher voraussieht. Aber er hält 
für möglich, daß seine Handlung den Tatbestand 
verwirklicht oder verwirklichen wird. Dabei darf es 
sich auch hier nicht um eine entfernteste, nur denk-
bare oder von einem ganz ungewissen Zufall ab-
hängige Möglichkeit handeln. Bedingter Vorsatz und 
bewußte Fahrlässigkeit können sich dann nur noch 
durch die innere Einstellung des Täters gegenüber 
der für möglich gehaltenen Tatbestandsverwirk-
lichung unterscheiden. Lehre und Rechtsprechung 
haben sich seit langem herauszuarbeiten bemüht, 
welche innere Einstellung es ist, die Vorsatz von 
Fahrlässigkeit scheidet. Die Ergebnisse sind nicht 
einheitlich. Letzten Endes ist es Aufgabe des Ge-
setzes, die Grenze zu ziehen. Frühere Entwürfe 
haben im Anschluß an die Rechtsprechung des 
Reichsgerichts bedingten Vorsatz dann für gegeben 
erklärt, wenn der Täter damit einverstanden ist oder 
billigend in Kauf nimmt, daß der gesetzliche Tat-
bestand verwirklicht wird. Der Entwurf nimmt Vor-
satz an, wenn der Täter sich mit der möglichen Ver-
wirklichung des Tatbestandes abfindet, während nur 
bewußte Fahrlässigkeit gegeben ist, wenn er im 
Vertrauen darauf handelt, daß die Verwirklichung 
nicht eintreten werde. Diese Bestimmung der be-
wußten Fahrlässigkeit in § 18 Abs. 2, die insoweit 
mit den meisten früheren Entwürfen übereinstimmt, 
muß mit der des bedingten Vorsatzes in § 16 zu-
sammen gesehen werden. Erst dann wird deutlich, 
wie die beiden Begriffe zu verstehen sind. Im Fall 
des bedingten Vorsatzes bekümmert den Täter die 
Vorstellung, daß er den Tatbestand möglicherweise 
verwirklicht, nicht. In seinem Handlungsentschluß 
läßt er sich dadurch nicht irre machen. Er hält an ihm 
fest, ganz gleich, wie es ausgehen mag. Das bedeutet 
noch nicht, daß der Täter auch dann gehandelt hätte, 
wenn die Verwirklichung des Tatbestandes sicher 
gewesen wäre. Mit einer solchen Auslegung würde 
man zu hohe Anforderungen an den Begriff des 
bedingten Vorsatzes stellen und auch die seelischen 
Vorgänge, die zu einem Tatentschluß führen, psycho-
logisch unzutreffend beurteilen. Entscheidend ist, daß 
der Täter das Risiko der Tatbestandsverwirklichung 
derart auf sich nimmt, daß er sich mit ihr abfindet. 
Anders im Falle der bewußten Fahrlässigkeit. Auch 
hier hält der Täter die Verwirklichung des Tat-
bestandes zwar für möglich. Er findet sich aber nicht 
mit ihr ab, sondern baut darauf, daß die Verwirk-
lichung ausbleiben und sein Vorhaben gut ausgehen 
werde. Er hofft nicht nur, sondern vertraut darauf, 
daß es nicht zur Verwirklichung des Tatbestandes 
kommen werde. Die Möglichkeit eines solchen Aus-
ganges läßt ihn nicht gleichgültig wie im Falle des 
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bedingten Vorsatzes, aber er schiebt sie beiseite. Die 
in § 16 und § 18 Abs. 2 verwendeten verschiedenen 
Ausdrucksweisen sollen danach nicht Verschiedenes 
sagen, sondern lediglich dasselbe von zwei ver-
schiedenen Seiten aus bezeichnen. Sie sind so aus-
zulegen, daß eine Lücke zwischen bedingtem Vorsatz 
und bewußter Fahrlässigkeit nicht entsteht. Wer 
darauf vertraut, daß die Tatbestandsverwirklichung 
ausbleibt, findet sich nicht mit ihr ab. Wer sich mit 
ihr abfindet, vertraut nicht darauf, daß sie ausbleibt. 
Diese Begriffsbestimmung mag in besonderen Fällen 
unbefriedigend sein, so vor allem in dem Fall, daß 
ein Chirurg eine Operation mit nur geringen Aus-
sichten wagen muß, weil sonst das Leben des Patien-
ten verloren wäre. Im Ergebnis sind jedoch keine 
Schwierigkeiten zu erwarten. Denn der Arzt handelt 
hier in jedem Falle rechtmäßig. Auf der anderen 
Seite führt die Verwendung des Begriffes „sich ab-
finden" in vielen, praktisch wichtigen Fällen zu Er-
gebnissen, die dem Rechtsgefühl entsprechen und mit 
der Formel, daß der Täter die Tatbestandsverwirk-
lichung billigend in Kauf nehmen müsse, nur mit 
Schwierigkeiten gelöst werden konnten. Im Ergebnis 
hat die Rechtsprechung diese Formel auch in einer 
Weise verwendet, die sich mit dem im Entwurf ver-
wendeten Begriff des Sichabfindens deckt. Die in § 16 
gegebene Begriffsbestimmung bedeutet daher letzt-
lich keine Verschärfung des in der Rechtsprechung 
entwickelten Rechtes. 

Wenn der Entwurf auch darauf Bedacht nimmt, daß 
die Begriffe des Vorsatzes und der Fahrlässigkeit 
ohne Lücke aneinander grenzen, so läßt er doch die 
Frage unberührt, ob die Fahrlässigkeit zum Vorsatz 
im Verhältnis der schwächeren zur stärkeren Form 
oder im Verhältnis der Andersartigkeit steht. 

§ 17 
Absicht und Wissentlichkeit 

Das geltende Recht verwendet an zahlreichen 
Stellen die Begriffe „absichtlich" und „wissentlich". 
Sie werden aber nicht einheitlich gebraucht, sondern 
von der Rechtsprechung nach der Bedeutung und den 
Zielen der einzelnen Vorschriften ganz verschieden 
ausgelegt. Zuweilen wird der Begriff der Absicht 
lediglich dem unbedingten Vorsatz gleichgestellt. In 
anderen Vorschriften soll er den auf den Erfolg ab-
gestellten Willen bezeichnen. Schließlich wird er 
auch im Sinne des bestimmenden Beweggrundes 
ausgelegt. Ähnlich wird der Begriff „wissentlich" 
im geltenden Recht bald dem Vorsatz schlechthin 
gleichgestellt, bald im Sinne eines Auschlusses des 
nur bedingten Vorsatzes ausgelegt. Diese Rechtslage 
wird seit langem als unbefriedigend empfunden. Sie 
schafft Rechtsunsicherheit und Rechtsunklarheit, nicht 
zuletzt für den Gesetzgeber selbst, der nicht zu über-
sehen vermag, wie die Rechtsprechung die in einem 
Gesetz verwendeten Begriffe auslegen wird. In Über-
einstimmung mit den früheren Entwürfen erscheint 
daher eine Begriffsbestimmung für Absicht und 
Wissentlichkeit geboten, um eine gleichmäßige An-
wendung der beiden Begriffe zu sichern. Bei der 
Ausgestaltung des Besonderen Teils ist die Begriffs-
bestimmung in § 17 beachtet. Eine Aufgabe des Ein-
führungsgesetzes wird es sein, auch das Nebenstraf-
recht dieser Begriffsbestimmung anzupassen. 

§ 17 
Den Begriff der Absicht bestimmt § 17 im Sinne 

der ersten Erscheinungsform des unbedingten Vor-
satzes in § 16, den Begriff der Wissentlichkeit im 
Sinne der zweiten Erscheinungsform. Berücksichtigt 
ist dabei allerdings sowohl in Absatz 1 als auch in 
Absatz 2 des § 17, daß das Gesetz Absicht oder Wis-
sentlichkeit nur selten für den gesamten Tatbestand, 
sondern meist nur für einzelne Tatbestandsmerkmale 
voraussetzt. Deshalb spricht § 17 von den Umständen, 
für die das Gesetz absichtliches oder wissentliches 
Handeln voraussetzt. Davon abgesehen stimmen je-
doch die Begriffsbestimmungen mit den beiden 
ersten Erscheinungsformen des unbedingten Vor-
satzes in § 16 voll überein. Damit ist klargestellt, 
daß bedingter Vorsatz in keinem der beiden Fälle 
ausreicht. Es ist damit aber weiter klargestellt, daß 
sich weder die Absicht noch die Wissentlichkeit mit 
dem unbedingten Vorsatz in allen seinen Erschei-
nungsformen decken. Insoweit weicht der Entwurf 
bewußt von den unklaren Begriffsbestimmungen in 
der Rechtsprechung und in früheren Entwürfen ab. 

Die Absicht bestimmt Absatz 1 in Übereinstim-
mung mit der Mehrzahl der früheren Entwürfe nicht 
als Beweggrund, sondern als Zielvorstellung. Es muß 
dem Täter darauf ankommen, den Umstand zu ver-
wirklichen. Er muß die Verwirklichung anstreben. 
Es gibt Fälle, in denen die Zielvorstellung zugleich 
der treibende Beweggrund für den Täter ist. Für die 
Begriffsbestimmung maßgebend ist jedoch die Ziel-
vorstellung. Damit ist zugleich zum Ausdruck ge-
bracht, daß das Ziel, um das es dem Täter geht, nicht 
sein letztes zu sein braucht. Es kann dem Täter 
darauf ankommen, einen Umstand zu verwirklichen, 
weil er nur auf diesem Wege sein Endziel erreichen 
kann. Der Begriff der Absicht im Sinne des § 17 
umfaßt daher auch die Zwischenziele des Täters, 
nicht jedoch bloße Nebenfolgen, auch wenn der 
Täter sie sich als unvermeidbare vorstellt. Dabei ist 
Zwischenziel das, was der Täter anstrebt, weil es 
ihm auf seinem Wege weiterhilft, bloße Nebenfolge, 
was er zwar nicht umgehen kann, ihm aber nicht 
weiterhilft und was er deshalb nur in Kauf nimmt. 
In derselben Weise wie den Begriff der Absicht ver-
wendet der Entwurf auch die Wendung, daß der 
Täter etwas tut, um damit etwas zu erreichen. Diese 
Wendung soll sachlich nichts Abweichendes bedeu-
ten. Der Entwurf verwendet sie lediglich, wenn der 
Ausdruck „in der Absicht", wie etwa in den §§ 252 
und 259, aus sprachlichen Gründen nicht benützt 
werden kann oder, wie etwa in den §§ 384 und 386, 
vorzuziehen ist. Die Wendung „um . . . zu" in § 17 
ausdrücklich dem Begriff der Absicht gleichzustellen, 
erscheint nicht erforderlich, da diese Wendung schon 
sprachlich die Zielvorstellung zum Ausdruck bringt. 

Bei der Begriffsbestimmung der Wissent1ic h
-keit , die sich der Sache nach mit der zweiten Er-

scheinungsform des unbedingten Vorsatzes deckt, 
unterscheidet Absatz 2 ausdrücklich zwischen den 
Umständen, von denen der Täter weiß, daß sie ge-
geben sind, also etwa der Unwahrheit einer Behaup-
tung, der Unechtheit einer Urkunde oder dem Alter 
eines Menschen, und den Umständen, von denen der 
Täter sicher voraussieht, daß sie eintreten werden, 
also etwa der Herbeiführung eines Schadens oder 
einer Gefahr. 
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§ 18 
Der Entwurf unterscheidet nach alledem scharf 

zwischen Absicht und Wissentlichkeit. Der Täter, 
dem es darauf ankommt, einen Umstand zu verwirk-
lichen, braucht nicht sicher vorauszusehen, daß ihm 
das gelingt. Dem Täter, der weiß, daß er einen be-
stimmten Umstand verwirklicht, braucht es darauf 
gar nicht anzukommen. Die beiden verschiedenen 
Fälle werden sich jedoch regelmäßig an Strafwürdig-
keit gleichkommen. Der bösen Absicht im einen Falle 
steht das sichere Wissen im anderen gegenüber. Es 
ist daher erwogen worden, eine allgemeine Vor-
schrift vorzusehen, wonach zur Strafbarkeit absicht-
liches Handeln genügt, wenn das Gesetz wissent-
liches Handeln voraussetzt. Es ist jedoch auf eine 
solche allgemeine Vorschrift verzichtet worden, weil 
die Gleichstellung von Absicht und Wissentlichkeit 
nicht immer paßt. Absichtliches Handeln kommt dort 
nicht in Betracht, wo das Wissen des Täters sich nur 
auf gegebene Umstände beziehen kann. Aber auch 
kriminalpolitisch erscheint die Gleichstellung nicht 
immer geboten, wie sich etwa aus den §§ 352 und 
476 ergibt. Der Entwurf bestimmt daher bei den ein-
zelnen Vorschriften ausdrücklich, wann sowohl ab-
sichtliches als auch wissentliches Handeln zur Straf-
barkeit ausreichen soll. 

§ 18 
Fahrlässigkeit und Leichtfertigkeit 

Bei der Begriffsbestimmung der Fahrlässigkeit 
schließt sich der Entwurf an die Fassungen früherer, 
auf der Rechtsprechung des Reichsgerichts aufgebau-
ter Entwürfe an. Für die Fahrlässigkeit ist bezeich-
nend, daß der Täter gegen eine ihm obliegende 
Pflicht zur Sorgfalt verstößt und daß er nicht erkennt, 
daß seine Handlung den gesetzlichen Tatbestand 
verwirklicht. Im Fall der sogenannten unbewußten 
Fahrlässigkeit, den Absatz 1 beschreibt, hält der 
Täter es nicht einmal für möglich, daß er den gesetz-
lichen Tatbestand verwirklicht. Er verwirklicht ihn 
unbewußt. Im Fall der sogenannten bewußten Fahr-
lässigkeit, den Absatz 2 beschreibt, hält der Täter 
die Tatbestandsverwirklichung zwar für möglich, 
vertraut aber darauf, daß sie ausbleibt. Das Nähere 
über die Abgrenzung der bewußten Fahrlässigkeit 
zum bedingten Vorsatz ist bereits in der Begründung 
zu § 16 ausgeführt. Beiden Formen der Fahrlässigkeit 
ist gemeinsam, daß der Täter unter Verletzung einer 
Sorgfaltspflicht, also pflichtwidrig handelt. Im Fall 
der unbewußten Fahrlässigkeit führt diese Pflicht-
widrigkeit auch dazu, daß der Täter nicht erkennt, 
mit seiner Handlung den gesetzlichen Tatbestand zu 
verwirklichen. Im Falle der bewußten Fahrlässigkeit 
braucht der Vorwurf gegen den Täter einen Erkennt-
nismantel nicht zu betreffen. Die Handlung hingegen 
muß in beiden Fällen pflichtwidrig sein. Handelt der 
Täter im Bereich eines sogenannten erlaubten Risi-
kos, gefährdet er zum Beispiel einen anderen in den 
zugelassenen Grenzen eines gefährlichen Industrie-
betriebes, so handelt er nich t pflichtwidrig und damit 
auch nicht fahrlässig, auch wenn er die Gefährdung 
des anderen nicht erkennt, aber hätte erkennen 
müssen. Daß auch die Handlung pflichtwidrig sein 
muß, ist in Absatz 2 ausdrücklich gesagt. Dasselbe 
gilt aber für Absatz 1, wenn es dort heißt: „Fahr-
lässig handelt, wer die Sorgfalt außer Acht läßt, zu 

der er .... verpflichtet ist". Dieser Satzteil hat inso-
weit selbständige Bedeutung. Daß die Sorgfalts-
pflichtverletzung zu einem Erkenntnismangel bei 
dem Täter führen muß, ist erst ein weiterer, durch 
den zweiten Satzteil ausgedrückter Gedanke. 

Die früheren Entwürfe sind zu einer Zeit entstan-
den, als man in der Fahrlässigkeit lediglich eine 
Schuldform sah. Aber schon damals ist erkannt 
worden, daß es nicht genügt, wenn der Täter die 
durch die Sachlage allgemein gebotene Sorgfalt 
verletzt. Es muß hinzukommen, daß ihm die Beobach-
tung dieser Sorgfalt im einzelnen Falle nach seinen 
persönlichen Fähigkeiten und Verhältnissen zuge-
mutet und die Verletzung zum Vorwurf gemacht 
werden kann. In der Gegenwart sieht man weit-
gehend in der Verletzung der allgemein gebotenen 
Sorgfaltspflicht die Rechtswidrigkeit des Handelns, 
zu der noch die Schuld hinzuzutreten hat. Sie ist dann 
gegeben, wenn die Verletzung der allgemeinen 
Sorgfaltspflicht dem Täter auch zum Vorwurf gemacht 
werden kann. Der Vorwurf entfällt, wenn dem Täter 
anderes Handeln nicht zuzumuten war. Der Entwurf 
läßt in dem von ihm ganz allgemein verfolgten 
Bestreben, wissenschaftlichen Streitfragen nicht vor-
zugreifen, offen, wie die Begriffsbestimmung der 
Fahrlässigkeit systematisch auszudeuten ist. Er bringt 
aber den Gedanken, daß Fahrlässigkeit nur dann 
gegeben ist, wenn dem Täter sein Handeln auch 
vorzuwerfen ist, in Absatz 1 durch die Worte „und 
fähig ist" und in Absatz 2 durch die Worte „und 
vorwerfbar .... handelt" zum Ausdruck. Die unter-
schiedliche Fassung in den beiden Absätzen hat 
lediglich sprachliche Gründe. In Absatz 2 kommt 
der Gesichtspunkt der Vorwerfbarkeit rein zum Aus-
druck. Die in Absatz 1 verwendete Fassung schließt 
sich an die in der Rechtsprechung des Reichsgerichts 
entwickelte und in früheren Entwürfen übernommene 
Formel an. Sollte man die Auffassung vertreten, daß 
es .Fälle gibt, in denen der Täter zwar fähig ist, 
anders zu handeln, ihn aber dennoch kein Vorwurf 
trifft, so müßte man, um dem Grundgedanken des 
Entwurfs gerecht zu werden, hier entweder den Stand-
punkt vertreten, daß der Täter dann nicht entgegen 
seiner Pflicht gehandelt habe, oder aber das Erfor-
dernis der Vorwerfbarkeit aus allgemeinen Grund-
sätzen ergänzen. 

Während es für die unbewußte Fahrlässigkeit 
bezeichnend ist, daß der Täter hätte voraussehen 
müssen, er werde mit seinem Handeln den gesetz-
lichen  Tatbestand verwirklichen, seine Sorgfalts-
pflichtverletzung also zu einem Erkenntnisfehler 
führt, ist für die bewußte Fahrlässigkeit bezeichnend, 
daß der Täter pflichtwidrig auf das Ausbleiben der 
Tatbestandsverwirklichung vertraut. Seine Sorgfalts-
pflichtverletzung kann hier einen Erkenntnisfehler 
zur Folge haben, braucht es aber nicht. Die Ver-
letzung der Sorgfalt kann hier dazu führen, daß der 
Täter, statt die Gewißheit der Tatbestandsverwirk-
lichung zu erkennen, nur mit deren Möglichkeit 
rechnet. Sie kann dazu führen, daß er den Grad der 
Möglichkeit für wesentlich geringer hält, als er in 
Wirklichkeit ist, während er bei gehöriger Aufmerk-
samkeit einen weit höheren Grad hätte erkennen 
können. In diesen Fällen steckt noch ein Stück 
unbewußter Fahrlässigkeit. Das fehlt in dem letzten, 
praktisch wichtigen Fall. Hier erkennt der Täter die 
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Möglichkeit der Tatbestandsverwirklichung, soweit 
er sie überhaupt zu erkennen vermag. Ein Erkennt-
nisfehler kann ihm daher nicht zum Vorwurf gemacht 
werden. Zum Vorwurf gemacht wird ihm aber, daß 
er bei dieser Sachlage überhaupt handelt und, statt 
auf sein Handeln zu verzichten, das damit verbun-
dene hohe Risiko auf sich nimmt. Um allen diesen 
Fallgestaltungen gerecht zu werden, umschreibt § 18 
die bewußte Fahrlässigkeit im Gegensatz zu früheren 
Entwürfen in einem besonderen zweiten Absatz. Auf 
eine Begriffsabstimmung der bewußten Fahrlässig-
keit überhaupt zu verzichten, wie das der Entwurf 
1936 getan hat, ist schon deshalb nicht möglich, weil 
nur so die Grenze zum bedingten Vorsatz klar ge-
zogen werden kann. 

Daß wegen fahrlässiger Begehung einer Tat auch 
bestraft werden kann, wer nach § 20 Abs. 1 wegen 
vorsätzlicher Begehung nicht bestraft werden darf, 
weil er infolge eines Irrtums Umstände angenommen 
hat, welche die Tat rechtfertigen würden, braucht 
in § 18 nicht klargestellt zu werden. Die Frage ist in 
§ 20 Abs. 2 geregelt. 

Hingegen hält es der Entwurf für erforderlich, im 
Bereich der Fahrlässigkeit auch den Begriff der 
Leichtfertigkeit zu bestimmen, so wie im Be-
reich des Vorsatzes die Begriffe Absicht und Wissent-
lichkeit bestimmt werden. Den Begriff „leichtfertig" 
verwendet der Entwurf in den §§ 113, 119, 141, 
165, 199, 205, 206, 246, 260, 338, 413, 414, 437, 449 
und 457 sowie mittelbar durch Verweisung auf 
andere Vorschriften auch in den §§ 207, 208, 210, 245 
und 247. Absatz 3 des § 18 bestimmt den Begriff der 
Leichtfertigkeit als grobe Fahrlässigkeit. Das ent-
spricht der Rechtsprechung zu dem Begriff, den das 
geltende Recht z. B. in § 138 Abs.3 und § 164 
Abs. 5 StGB verwendet. Die Bestimmung bringt 
zum Ausdruck, daß es sich um eine wesentlich ge-
steigerte Fahrlässigkeit handelt. Daß die Fahrlässig-
keit dabei im Sinne der Absätze 1 und 2 gemeint 
ist, versteht sich von selbst, so daß eine Verwechs-
lung mit dem zivilrechtlichen Begriff der groben 
Fahrlässigkeit nicht zu befürchten ist. Im einzelnen 
wird die Rechtsprechung zu bestimmen haben, wann 
eine Fahrlässigkeit als grobe anzusehen ist. Es kann 
das in Betracht kommen, wenn der Täter in grober 
Achtlosigkeit nicht erkennt, daß er den Tatbestand 
verwirklicht, aber auch dann, wenn er sich in fri-
voler Rücksichtslosigkeit über die klar erkannte 
Möglichkeit der Tatbestandsverwirklichung hinweg-
setzt. Es kommt auch in Betracht, wenn der Täter 
eine besonders ernst zu nehmende Pflicht verletzt. 

§ 19 
Irrtum über Tatumstände 

Schon aus § 16 ergibt sich, daß jemand, der einen 
Tatbestand unbewußt verwirklicht, nicht vorsätzlich 
handelt. § 19 stellt das im einzelnen ausdrücklich 
klar. Wenn Absatz 1 zunächst bestimmt, daß vor-
sätzlich nicht handelt, wer bei Begehung der Tat 
einen Umstand nicht kennt, der zum gesetzlichen 
Tatbestand gehört, so wird damit näher erläutert, 
was als Tatbestand im Sinne des § 16 anzusehen 
ist. Der Entwurf versteht darunter, ohne damit in 
die wissenschaftliche Auseinandersetzung um diesen 

§ 19 
vieldeutigen Begriff eingreifen zu wollen, die in den 
einzelnen Vorschriften des Besonderen Teils oder 
des Nebenstrafrechts gegebene Beschreibung der 
Umstände, die den Unrechtssachverhalt einer Straftat 
kennzeichnen. Solche Umstände können sowohl sinn-
lich wahrnehmbare Gegenstände oder Vorgänge als 
auch seelische Sachverhalte und Vorgänge sein, 
ebenso aber auch Sachverhalte und Vorgänge der 
Gedankenwelt, insbesondere der  des  Rechts. Solche 
Umstände können also etwa sein: Menschen und 
Sachen, die Zerstörung einer Sache, die Willenlosig-
keit eines Menschen oder seine Reizung zum Zorn, 
das Unzüchtige einer Handlung, die Ehre, die Ehe, 
das Eigentum, eine Urkunde. Das Gesetz beschreibt 
bei den einzelnen Tatbeständen, welche Umstände 
gegeben sein müssen und welche der Täter herbei-
führen oder ändern muß, um seine Handlung als 
mit Strafe bedroht erscheinen zu lasen. Diese 
Umstände muß der Täter kennen, um vorsätzlich 
zu handeln. Es ist nötig, aber auch ausreichend, daß 
er die Umstände selbst kennt und weiß, was sie 
im menschlichen Leben bedeuten. Nicht notwendig 
ist hingegen, daß er weiß, wie das Gesetz sie 
bezeichnet. Am Vorsatz des Täters ändert sich 
daher z. B. nichts, wenn der Fälscher einer Quittung 
weiß, was sie im Rechtsleben bedeutet, aber irrig 
meint, eine Quittung sei keine Urkunde. Hingegen 
vernichtet er eine Urkunde nicht vorsätzlich, wenn 
er nicht weiß, daß das Stück Papier, das er zerreißt, 
eine Quittung enthält. Ob der Irrtum des Handeln-
den auf einer Sinnestäuschung oder einem Gedan-
kenfehler beruht, ist gleichgültig. Wer einen Men-
schen für ein Tier halt, handelt hinsichtlich des 
Umstandes „Mensch" nicht vorsätzlich. Wer glaubt, 
daß er durch den bloßen Kauf einer Sadie deren 
Eigentümer werde, handelt hinsichtlich des Umstan-
des „fremde Sache" nicht vorsätzlich. 

Welche Umstände in den Beschreibungen des 
Besonderen Teils und des Nebenstrafrechts im ein-
zelnen zum Unrechtssachverhalt und damit zum 
gesetzlichen Tatbestand zu zählen sind, muß das 
Gesetz der Klärung durch Rechtsprechung und 
Rechtslehre überlassen. Nicht zum Tatbestand 
gehört jedenfalls der Umstand, daß die Handlung 
in ihrer Gesamtheit das Recht verletzt. Der Irrtum 
darüber bedarf besonderer Regelung, die § 21 trifft. 
Nicht zum Tatbestand gehören weiter, wie schon in 
der Begründung zu § 15 und näher in der Einleitung 
der Begründung zum Besonderen Teil unter IV. dar-
gelegt ist, die sogenannten Bedingungen der Straf-
barkeit, weil sie nicht auf das Unrecht der Tat Ein-
fluß haben, sondern aus kriminalpolitischen Gründen 
zu dem Unrechtssachverhalt hinzutreten müssen, um 
die Strafbarkeit der Tat zu begründen. Auf sie 
braucht sich der Vorsatz des Täters nicht zu be-
ziehen. Kennt er sie nicht, so ist das für seinen Vor-
satz bedeutungslos. 

Verwirklicht der Täter einen Tatbestand, ohne 
dessen sämtliche Umstände zu kennen, so handelt er 
hinsichtlich dieses Tatbestandes nicht vorsätzlich. 
Ergeben aber die Umstände, die er kennt, gleich-
zeitig den Tatbestand eines milderen Gesetzes, so 
handelt er wenigstens hinsichtlich dieses Tatbestan-
des vorsätzlich und kann wegen vorsätzlicher Be-
gehung bestraft werden. Das folgt schon aus Ab- 
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§ 20 

satz 1. Ohne befriedigende Regelung bliebe aber 
danach der Fall, daß der Täter zwar sämtliche Um-
stände eines Tatbestandes kennt, jedoch irrig an-
nimmt, daß zusätzlich noch ein weiterer Umstand 
gegeben sei, dessen Hinzukommen den Talbestand 
eines milderen Gesetzes an de Stelle des ursprüng-
lichen Tatbestandes treten ließe. Der Täter sieht 
z. B. irrig eine aus Not entwendete Sache, die Sel-
tenheitswert hat, als geringwertigen Abfall an. Wäre 
das wirklich der Fall, so wäre der Täter nur nach 
einer milderen Vorschrift zu bestrafen. Um dieses 
angemessene Ergebnis auch im Fall des Irrtums 
erreichen zu können, bedarf es der besonderen Be-
stimmung des Absatzes 2. Dieses gilt nicht für die 
irrige Annahme von Umständen, die außerhalb des 
Tatbestandes liegen, etwa die Milderungen wegen 
tätiger Reue. Eine Sonderregelung enthält § 440 
Abs. 2. 

Handelt der Täter nach § 19 nicht vorsätzlich, so 
kann er doch, wenn die Voraussetzungen des § 18 
gegeben sind und das Gesetz auch fahrlässiges Han-
deln mit Strafe bedroht, wegen Fahrlässigkeit be-
straft werden. Das ergibt sich schon aus § 18. § 19 
Abs. 1 Satz 2 soll es durch einen ausdrücklichen Hin-
weis verdeutlichen. 

§ 20 
Irrtum über rechtfertigende Umstände 

Wie es auf der einen Seite Vorschriften gibt, 
welche die Umstände beschreiben, die zum gesetz-
lichen Tatbestand einer strafbaren Handlung ge-
hören, gibt es auf der anderen Seite Vorschriften, die 
Umstände beschreiben, welche die Verwirklichung 
einer strafbaren Handlung ausnahmsweise recht-
fertigen. Diese Vorschriften enthalten sogenannte 
Rechtfertigungsgründe. Ein Beispiel dafür ist § 37. 
Absatz 1 des § 20 bestimmt, daß jemand, der bewußt 
den Tatbestand einer strafbaren Handlung verwirk-
licht, dennoch nicht wegen vorsätzlicher Begehung 
bestraft wird, wenn er irrig Umstände annimmt, 
welche die Tat rechtfertigen würden. Ebenso wie 
bei den Umständen des Tatbestandes der strafbaren 
Handlung kann es sich dabei um Umstände aller Art 
aus dem Bereich der Sinne, der Seele oder des Ge-
dankens, also auch um Begriffe des Rechts handeln. 
Absatz 1 ist hingegen nicht anzuwenden, wenn der 
Täter irrig glaubt, daß Umstände, die gegeben sind 
oder die er sich vorstellt, einen Rechtfertigungsgrund 
bilden, während das nach der Rechtsordnung in 
Wirklichkeit nicht der Fall ist. Ein solcher Irrtum 
ist, wenn der Täter seine Handlung deshalb für 
erlaubt hält, nach § 21 zu beurteilen. 

Der Entwurf lehnt es jedoch ab, auch den Fall nach 
§ 21 zu behandeln, daß der Täter irrig Umstände 
annimmt, die, wenn sie wirklich gegeben wären, 
einen von der Rechtsordnung anerkannten Rechtfer-
tigungsgrund bilden würden. Andernfalls müßten 
Ergebnisse in Kauf genommen werden, die das Ge-
rechtigkeitsgefühl verletzten. So müßte ein Gerichts-
vollzieher, der versehentlich in die Wohnung nicht 
des Schuldners, wo er eine Zwangsvollstreckung 
vorzunehmen hat, sondern in die  des  Nachbarn ein-
dringt, wegen vorsätzlichen Hausfriedensbruchs be-
straft werden, wenn ihm sein Versehen vorzuwerfen 

wäre. Ebenso müßte ein Soldat, der im Kriege vor-
sätzlich einen vermeintlichen Gegner niederschießt, 
der in Wirklichkeit ein Kamerad ist, nicht wegen 
fahrlässiger Tötung, sondern wegen Totschlags be-
straft werden, wenn ihm sein Irrtum zum Vorwurf 
gemacht werden könnte. In diesen Beispielsfällen, 
die sich noch vermehren ließen, fordert die Gerech-
tigkeit, Bestrafung wegen vorsätzlicher Begehung 
auszuschließen. 

Die Strafbarkeit wegen fahrlässiger Begehung 
wird in diesen Fällen nicht ausgeschlossen. A b 
satz 2 stellt ausdrücklich klar, daß der Täter wegen 
fahrlässiger Begehung bestraft wird, wenn ihm sein 
den Vorsatz ausschließender Irrtum vorzuwerfen ist 
und fahrlässiges Handeln  mit Strafe bedroht ist. 
Dieser Klarstellung bedürfte es nicht, wenn die 
Lehre von den sogenannten negativen Tatbestands-
merkmalen anerkannt wäre, wonach die Umstände, 
welche eine Tat rechtfertigen, ebenfalls zum Tat-
bestand gehören, wenn auch nur in einem negativen 
Sinn. Denn dann würde der Täter im Falle eines 
entsprechenden Irrtums nicht erkennen, daß er den 
Tatbestand verwirklicht und sein Vorsatz wäre nach 
§ 19 Abs. 1 ausgeschlossen. Diese Lehre ist jedoch 
sehr umstritten. Der Entwurf will daher insoweit 
eine Entscheidung weder in der einen noch in der 
anderen Richtung treffen. Er überläßt es der Recht-
sprechung und Rechtslehre, die Vorschrift des § 20 
systematisch einzuordnen. Sie würde es auch er-
möglichen, in dem Irrtum über einen rechtfertigen-
den Sachverhalt einen Irrtum eigener Art nicht über 
cien Tatbestand einer strafbaren Handlung, sondern 
über den Tatbestand eines Rechtfertigungsgrundes 
zu sehen, der zwar nicht die vorsätzliche Verwirk-
lichung des Tatbestandes der strafbaren Handlung, 
wohl aber die Bestrafung wegen Vorsatzes aus-
schließt. Da der Entwurf die Richtigkeit der Lehre 
von den negativen Tatbestandsmerkmalen dahin-
gestellt lassen möchte, bedarf es der Klarstellung, 
daß Bestrafung wegen Fahrlässigkeit möglich ist, 
wenn der Irrtum dem Täter zum Vorwurf zu machen 
ist. Denn sonst könnte man meinen, daß Bestrafung 
wegen Vorsatzes nach Absatz 1 ausgeschlossen ist, 
aber auch Bestrafung wegen Fahrlässigkeit aus-
scheidet, weil der Täter erkennt, daß er den Tat-
bestand verwirklicht, also z. B. die Körperverletzung 
eines Dritten, demgegenüber er sich irrig in Not-
wehr zu befinden glaubt. Absatz 2 stellt danach nur 
eine Rechtsanwendungsregel und kein theoretisches 
Bekenntnis dar. 

Da die gesamte Regelung des § 20 nicht auf theo-
retischen Erwägungen beruht, scheut der Entwurf 
sich daher auch nicht, sie im Falle des Irrtums beim 
Notstand (§ 39 Abs. 2), wo sie zu unbilligen Ergeb-
nissen führen könnte, zugunsten einer Regelung 
besonderer Art aufzugeben. 

Noch nach der Fassung des vorläufigen Entwurfs 
1959 betraf die Regelung des § 20 auch die Fälle des 
Irrtums über einen Entschuldigungsgrund. Die neue 
Fassung der Vorschrift geht davon aus, daß der Irr-
tum über Umstände, die einen entschuldigenden Not-
stand begründen würden, einer eigenen Regelung 
bedarf, die sich in § 40 Abs. 2 findet, während es 
sonst keinen Irrtum über Entschuldigungsgründe 
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gibt, der einer Regelung im Gesetz bedürfte. Ins-
besondere ist der Irrtum des Täters über seine eigene 
Schuldfähigkeit unbeachtlich. Zu der Frage etwaiger 
übergesetzlicher Entschuldigungsgründe kann das 
Gesetz nicht Stellung nehmen. 

Im Gegensatz zu § 17 Abs. 2 E 1927 stellt § 20 
einem Irrtum über einen rechtfertigenden Sachver-
halt auch nicht den Irrtum über einen Sachverhalt 
gleich, der weder Rechtswidrigkeit noch Schuld, son-
dern lediglich die Bestrafung des Täters auf Grund 
eines persönlichen Strafausschließungsgrundes aus-
schließen würde. Ein solcher Irrtum liegt etwa vor, 
wenn jemand eine geringwertige Sache in der irrigen 
Annahme entwendet, sie gehöre seiner mit ihm in 
häuslicher Gemeinschaft lebenden Ehefrau (§ 241 
Abs. 3). Es ist nicht angebracht, daß ein derartiger 
Irrtum als solcher eine Bestrafung wegen vorsätz-
licher Begehung ausschließen soll. Führt der Irrtum 
dazu, daß der Täter annimmt, kein Unrecht zu tun, 
so ist dieser nach § 21 entschuldigt, wenn ihm sein 
Irrtum nicht vorzuwerfen ist. Andernfalls kann er 
milder bestraft werden. Dieses Ergebnis erscheint 
gerechter als die Einbeziehung derartiger Irrtümer 
in § 20. 

§ 21 

Verbotsirrtum 
Verwirklicht jemand bewußt den Tatbestand einer 

strafbaren Handlung, weiß er aber nicht, daß er 
Unrecht tut, so befindet er sich in einem Irrtum über 
die Rechtswidrigkeit seines Tuns, einem sogenannten 
Verbotsirrtum. Bei der Beantwortung der Frage, 
welche rechtliche Bedeutung einem solchen Irrtum 
zukommt, stehen die sogenannte Versatztheorie und 
die sogenannte Schuldtheorie einander gegenüber. 
Nach der ersten ist das Bewußtsein der Rechtswidrig-
keit bereits ein Bestandteil des Vorsatzes. Der ent-
scheidende Unterschied zwischen Vorsatz und Fahr-
lässigkeit wird gerade darin gesehen, ob der Han-
delnde sich bewußt ist, Unrecht zu tun, oder ob er 
mit irrendem Gewissen das Rechte unbewußt ver-
fehlt. Nach der Schuldtheorie ist Vorsatz schon dann 
anzunehmen, wenn der Täter den Tatbestand unter 
den Voraussetzungen des § 16 verwirklicht. Lediglich 
seine Schuld ist ausgeschlossen, wenn er nicht weiß, 
daß er Unrecht tut, und ihm dieser Irrtum nicht vor-
zuwerfen ist. Ist ihm der Irrtum zum Vorwurf zu 
machen, so ist seine Schuld nicht ausgeschlossen. Sie 
kann aber geringer sein. 

Der Entwurf schließt sich mit der Rechtsprechung 
des Bundesgerichtshofes der Schuldtheorie an. 
Zwar ist der Vorsatztheorie zuzugeben, daß ein 
bedeutsamer Unterschied besteht zwischen dem 
Täter, der bewußt Unrecht tut, und dem, der in 
gutem Glauben handelt. Ein mindestens ebenso be-
deutsamer Unterschied besteht aber zwischen dem 
Täter, der den Tatbestand einer strafbaren Hand-
lung zwar ohne Bewußtsein seines Unrechts, wohl 
aber mit der Möglichkeit dieses Bewußtseins und 
vor allem mit Wissen und Wollen verwirklicht, und 
dem, der nicht einmal weiß und will, was er tut. 
Im Grunde läßt sich die bewußte Verwirklichung 
eines Tatbestandes, aber ohne das mögliche Unrechts-
bewußtsein als Zwischenform zwischen Vorsatz und 
Fahrlässigkeit auffassen. Eine solche Zwischenform 

§ 21 
im Gesetz als selbständige Form neben Vorsatz 
und Fahrlässigkeit anzuerkennen, würde das Straf-
recht zu sehr komplizieren. Sie muß daher entweder 
im Vorsatz oder in der Fahrlässigkeit aufgehen. 
Wollte man die zweite Lösung versuchen, so würden 
sich unüberwindliche Schwierigkeiten ergeben. Ent-
weder müßte man, wenn man nicht unerträgliche 
Strafbarkeitslücken in Kauf nehmen wollte, die 
fahrlässige Begehung auch bei allen Straftaten, 
die bisher nur im Falle des Vorsatzes strafbar 
waren, unter Strafe stellen oder man müßte einen 
Auffangtatbestand der Rechtsfahrlässigkeit schaffen, 
der zu großen Schwierigkeiten führte. Verhältnis-
mäßig abgestufte Strafdrohungen wären dabei nicht 
möglich. Hingegen müßte die Teilnahme an der-
artigen Fahrlässigkeitstaten mit Strafe bedroht 
werden. Es gäbe einen fahrlässigen Diebstahl und 
einen fahrlässigen Betrug, die als blutleere Kon-
struktionen wirken müßten. Es kommt noch hinzu, 
daß die Vorsatztheorie in ihrer reinen Form auch 
in der Wissenschaft kaum vertreten wird. Vertreten 
wird im wesentlichen nur die sogenannte Schuld-
stufentheorie, die im Falle der Rechtsblindheit 
und Rechtsfeindschaft den Grundsatz aufgibt, daß 
das Unrechtsbewußtsein zum Vorsatz gehöre. 
Damit verliert aber die Theorie, auch wenn sie in 
diesen Fällen zu befriedigenderen Ergebnissen führt, 
an innerer Folgerichtigkeit und Überzeugungskraft. 

Der Entwurf bekennt sich daher zur Schuldtheorie. 
Allerdings läßt er es für den Ausschluß der Schuld 
nicht genügen, wenn der Täter nicht weiß, daß er 
Unrecht tut. Vielmehr fordert § 21, daß der Täter 
annimmt, d. h. in dem Bewußtsein handelt, kein Un-
recht zu tun. Wer sich keinerlei Rechenschaft über 
sein Tun abgibt und deshalb nicht gewahr wird, 
daß er Unrecht tut, handelt deshalb noch nicht ohne 
Schuld oder mit verminderter Schuld. Durch die For-
derung des Gesetzes, daß der Täter positiv anneh-
men muß, kein Unrecht zu tun, werden auch Span-
nungen zu § 25 vermieden. Sieht der Täter infolge 
einer nicht erheblichen Verminderung seiner Schuld-
fähigkeit nicht ein, daß er Unrecht tut, so kommt 
er damit noch nicht über § 21 in den Genuß der 
Strafmilderungsmöglichkeit, die ihm § 25 in einem 
solchen Falle versagt. Vielmehr muß der Täter in-
folge der Verminderung seiner Schuldfähigkeit 
positiv annehmen, daß er kein Unrecht tut. Insofern 
stellt § 21 strengere Anforderungen als § 25. 

§ 21 sieht als Verbotsirrtum die irrige Annahme 
des Täters an, kein Unrecht zu tun. Dieser muß also 
sein Tun in seiner Gesamtheit für erlaubt halten. 
Worauf diese Annahme zurückgeht, ist für die An-
wendung der Bestimmung ohne Bedeutung. Aller-
dings handelt es sich nicht um einen Verbotsirrtum, 
sondern um Anwendungsfälle der §§ 19 und 20, 
wenn der Täter sein Tun deshalb für erlaubt hält, 
weil er sich in einem Tatbestandsirrtum oder einem 
Irrtum über einen Rechtfertigungsgrund befindet. 

§ 21 erkennt den Verbotsirrtum als Schuldaus-
schließungsgrund an, wenn er dem Täter nicht vor-
zuwerfen ist. Das ist dann der Fall, wenn der Täter 
auch bei Anwendung der Sorgfalt, die nach der Sach-
lage objektiv zu fordern war und die er auch 
nach seinen persönlichen Verhältnissen anwenden 
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§ 22 
konnte, nicht zu erkennen in der Lage war, daß er 
Unrecht tat. Eine darüber hinausgehende besondere 
Anspannung seines Gewissens wird von ihm nicht 
gefordert. Wohl wird ihm aber zugemutet, mög-
liche Erkundigungen einzuziehen, ob das, was er 
plant, erlaubt ist oder nicht. 

Ist dem Täter sein Irrtum vorzuwerfen, so ge-
stattet Satz 2, die Strafe nach Maßgabe des § 64 
Abs. 1 zu mildern. Die Milderung wird nicht vor-
geschrieben, da es Fälle wie gerade die der Rechts-
feindschaft oder Rechtsblindheit gibt, in denen es 
angemessen erscheinen kann, von einer Milderung 
der Regelstrafe abzusehen. In den Fällen des ver-
schuldeten Verbotsirrtums dem Gericht darüber hin-
aus die Möglichkeit einzuräumen, von Strafe über-
haupt abzusehen, hält der Entwurf nicht für 
vertretbar. In gewissen Fällen wird jedoch der Ver-
botsirrtum Anlaß sein können, von der Vorschrift 
des § 153 StPO Gebrauch zu machen. 

§ 22 
Schwerere Strafe bei besonderen Tatfolgen 

Die Vorschrift stellt eine Fortentwicklung des aus 
den früheren Entwürfen mit dem 3. Strafrechts-
änderungsgesetz vom 4. August 1953 in das geltende 
Recht übernommenen § 56 StGB dar. Der Grund-
gedanke dieser Vorschrift, daß die besondere Folge 
einer Tat nur dann zu einer schwereren Strafe füh-
ren darf, wenn der Eintritt dieser Folge dem Täter 
zum Vorwurf gemacht werden kann, ist eine der 
wichtigsten Forderungen des Schuldstrafrechts, an 
welcher der Entwurf festhält. Den Schuldgedanken 
hier dadurch zu ersetzen, daß in derartigen Fällen 
als verursacht nur solche Folgen zu gelten hätten, 
die nach allgemeiner Lebenserfahrung oder nach 
dem besonderen Wissen des Täters zu erwarten 
waren, würde keine Verbesserung bedeuten. Es 
wäre vielmehr ein Bruch im System, der auch zu 
Schwierigkeiten und unbefriedigenden Ergebnissen 
führen müßte. Die Frage, ob der Besondere Teil des 
Gesetzes Tatbestände vorsehen kann, bei denen 
nicht schwerere Strafe, sondern die Strafbarkeit 
selbst von dem Eintritt einer Folge oder einer Be-
dingung abhängt, ohne daß dem Täter hieraus ein 
Vorwurf gemacht werden kann, hängt nicht von 
der Gestaltung des § 22 ab. Es ist mit dem Schuld-
strafrecht vereinbar, wenn Schuld nicht immer zu 
Strafe führt, sondern in gewissen Fallen nur dann, 
wenn bestimmte Voraussetzungen eintreten, die 
zur Schuld des Täters nicht in Beziehung zu stehen 
brauchen. Näheres dazu ist in der Einleitung zur 
Begründung des Besonderen Teils unter IV. aus-
geführt. 

Im Gegensatz zu § 56 StGB sieht § 22 davon ab, 
Fälle einzubeziehen, bei denen der Täter die beson-
dere Folge nicht fahrlässig, sondern vorsätzlich her-
beiführt. Die nach geltendem Recht notwendige Be-
rücksichtigung auch solcher Fälle hat verschiedent-
lich zu Schwierigkeiten geführt, wenn die Tat 
mehrere Strafgesetze verletzte und das Verhältnis 
dieser Gesetzesverletzungen zueinander zu bestim-
men war. Der Entwurf enthält Tatbestände n icht 
mehr, die an die vorsätzliche Herbeiführung eines 
besonderen Erfolges eine Strafschärfung knüpfen, 

ohne daß dadurch ein anderer, besonderer Tatbestand 
verwirklicht würde. Insbesondere ist das im gelten-
den Recht unklare Verhältnis zwischen dem Tat-
bestand der schweren Körperverletzung in § 224 
StGB zu dem der absichtlichen schweren Körper-
verletzung in § 225 StGB beseitigt. Der Tatbestand 
der schweren Körperverletzung in § 147 setzt Vor-
satz voraus. Im Falle der Körperverletzung mit 
schwerer Folge nach § 149 kann die Folge nur fahr-
lässig verursacht werden. Ebenso beseitigt der Ent-
wurf die Regelung des geltenden Rechts in § 239 
StGB, wonach gewisse Folgen der Freiheitsberau-
bung zu einer schwereren Strafe führen, gleichgültig, 
ob sie vorsätzlich oder fahrlässig herbeigeführt wer-
den. Der Tatbestand der schweren Freiheitsberau-
bung kann nach § 164 Abs. 1 Nr. 1 nur vorsätzlich 
begangen werden, während die schwere Folge im 
Fall des § 164 Abs. 1 Nr. 3 nur fahrlässig verursacht 
werden kann. Im Falle des § 205 Abs. 1, wonach in 
der Regel ein besonders schwerer Fall der Notzucht 
anzunehmen ist, wenn der Täter das Opfer vor-
sätzlich oder leichtfertig an Körper oder Gesundheit 
schwer schädigt, handelt es sich um eine selbstän-
dige Regelung, die nicht von § 22 abhängig ist. Das-
selbe gilt für die Fälle des § 207 Abs. 3 und für die 
selbständigen Strafschärfungstatbestände des § 206 
Abs. 4 Satz 1, § 208 Abs. 3, § 210 Abs. 4 und § 211 
Abs. 4. Auch bei dem Regelbeispiel eines beson-
ders schweren Falles des Raubes in § 246 Abs. 1 
Nr. 2 handelt es sich um eine selbständige, von § 22 
unabhängige Regelung. Dasselbe gilt für die §§ 247, 
261 und 282, soweit sie auf § 246 Abs. 1 Nr. 2 Bezug 
nehmen. In allen diesen Fällen ist die Frage, wie das 
Verhältnis zu anderen im Einzelfall noch in Betracht 
kommenden Gesetzesverletzungen rechtlich zu be-
handeln ist, ebenso nach allgemeinen Grundsätzen 
zu entscheiden wie die Frage, wie der Versuch einer 
solchen Tat zu beurteilen ist, wenn der Täter den 
besonderen Erfolg zwar anstrebt, aber nicht erreicht. 

Im geltenden Recht hat die Frage Schwierigkeiten 
gemacht, wie der Teilnehmer an einer Tat zu bestra-
fen ist, wenn die fahrlässige Herbeiführung eines 
besonderen Erfolges zu schwererer Strafe führt. Der 
Entwurf beantwortet daher diese Frage in § 22 aus-
drücklich, und zwar dahin, daß den Teilnehmer die 
schwerere Strafe trifft, wenn ihm hinsichtlich der be-
sonderen Folge Fahrlässigkeit zur Last fällt. Ob auch 
der Täter selbst schwerer bestraft wird, weil auch er 
insoweit fahrlässig gehandelt hat, ist ohne Bedeu-
tung. Die Frage der schwereren Strafe ist, wie es 
dem Grundsatz des § 34 entspricht, für jeden Betei-
ligten gesondert zu prüfen. Nach den Vorschriften 
der §§ 30 und 31 unterliegt es dabei keinem Zweifel, 
daß Teilnahme nur möglich ist, wenn der Täter die 
Tat, die zu einer besonderen Folge führt, als solche 
vorsätzlich begeht. Wie die Regelung für den Teil-
nehmer in § 22 systematisch zu beurteilen ist, läßt 
der Entwurf offen. Er läßt insbesondere offen, ob 
sich Anstifter und Gehilfe nur der Teilnahme an 
der vorsätzlichen Tat des Täters, im übrigen aber 
gleichzeitig einer eigenen fahrlässigen Tat hinsicht-
lich des besonderen Erfolges schuldig machen. 

Die Frage, ob die strengere Strafdrohung anzu-
wenden ist, wenn schon der Versuch der Tathand- 
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lung zu dem besonderen Erfolg führt, kann nicht im 
Rahmen des Allgemeinen Teils gelöst werden. Sie 
ist dann zu bejahen, wenn der in Betracht kommende 
Tatbestand des Besonderen Teils so ausgestaltet 
ist, daß der besondere Erfolg nicht mit dem zum 
Tatbestand gehörenden Erfolg, sondern mit der Tat-
handlung selbst verknüpft ist. Das ist der Fall in 
§ 141 Abs. 1 Nr. 3, § 149 in Verbindung mit §§ 147 
und 148, § 167 Abs. 4 Nr. 3, § 171 Nr. 3, §§ 205, 206 
Abs. 4 Satz 2, § 207 Abs. 3, § 208 Abs. 3, § 210 Abs. 4, 
§ 211 Abs. 4, § 246 Abs. 2, § 260 Abs. 1 Nr. 4, § 338 Nr. 1, 
§ 422 Nr.3 und § 424 Nr.3. In allen diesen Fällen ist 
die strengere Strafdrohung auch dann anzuwenden, 
wenn die Tat nur versucht worden ist, der Versuch 
aber bereits zu dem besonderen Erfolg geführt hat. 

§ 22 spielt in folgenden Vorschriften des Entwurfs 
eine Rolle: § 141 Abs. 1 Nr. 3, §§ 149, 154 Abs. 3 
Nr. 3, § 164 Abs. 1 Nr. 3, § 167 Abs. 4 Nr. 3, § 171 
Nr. 3, §§ 205, 206 Abs. 4 Satz 2, § 207 Abs. 3, § 208 
Abs. 3, § 210 Abs. 4, § 211 Abs. 4, § 246 Abs. 2, in 
Verbindung damit auch in §§ 247, 261 und § 232, 
ferner in § 260 Abs. 1 Nr. 4, § 338 Nr. 1, in § 422 
Nr. 3 sowie in § 424 Nr. 3. 

Schuldunfähigkeit 
und verminderte Schuldfähigkeit 

Nach dem Schuldgrundsatz setzt Strafe Schuld 
voraus. Schuld wird dabei als Vorwerfbarkeit der-
jenigen Willensbildung verstanden, die zur rechts-
widrigen Tat geführt hat. Die Vorwerfbarkeit erf or-
dert, daß der Täter zur Tatzeit fähig war, die 
bestimmte tatverwirklichende Willensbildung zu ver-
meiden. Diese Fähigkeit ist also im Schuldstrafrecht 
ebenfalls Strafvoraussetzung: keine Strafe ohne 
Schuldfähigkeit. 

Die Frage nach der Schuldfähigkeit des Täters wird 
vielfach als wissenschaftlich letzten Endes unbeant-
wortbar angesehen. Der Entwurf verlangt- im Unter-
schied etwa zu Artikel 85 Abs. 2 des italienischen 
Strafgesetzbuches von 1930 - auch nicht die positive 
Feststellung der Schuldfähigkeit im Einzelfalle. Er 
geht vielmehr davon aus, daß der normal entwickelte 
Mensch schuldfähig handelt und nur die Ausnahme-
fälle einer Regelung bedürfen, in denen die Schuld-
fähigkeit als ausgeschlossen oder als vermindert an-
zusehen ist. Mindestens die Frage nach den Voraus-
setzungen hierfür sieht der Entwurf in dem für eine 
strafrechtliche Beurteilung erforderlichen Umfange 
als beantwortbar an. 

§ 23 
Schuldunfähigkeit des  Kindes 

Der Beginn der Strafmündigkeit des Menschen ist 
von so allgemeiner Bedeutung, daß er im Strafgesetz-
buch festgelegt werden muß. Die Bestimmung gehört 
nicht in das Jugendgerichtsgesetz. Die vom Entwurf 
(§ 10 Nr. 1) vorgesehene Vierzehnjahresgrenze ent-
spricht nicht nur begründeten jugendpsychologischen 
Einsichten, sondern auch den praktischen Bedürf-
nissen. Mit ihnen wäre einerseits eine Rückkehr zur 
Zwölfjahresgrenze des Strafgesetzbuches von 1871 
oder des § 3 Abs. 2 Satz 2 des Reichsjugendgerichts-
gesetzes von 1943 nicht zu vereinbaren. Die Grenze 
andererseits weiter hinaufzusetzen, würde das Ver-
antwortungsbewußtsein der Jugend schwächen. 

§§ 23, 24 
Bei der Regelung folgt der Entwurf insoweit der 

sogenannten biologischen Methode, cl. h. bereits das 
Alter unter 14 Jahren zur Tatzeit begründet die 
unwiderlegbare Vermutung der Schuldunfähigkeit 
für jede rechtswidrige Tat; es kommt nicht auf die 
seelische Reife des Täters an. 

Die Schuldunfähigkeit der Jugendlichen, d. h. der 
Täter von 14 bis unter 18 Jahren, wird, soweit sie 
auf geistiger oder sittlicher Entwicklungsunreife be-
ruht, nach wie vor im Jugendgerichtsgesetz ihre 
Regelung finden müssen. Die Frage ist nach ihren 
Voraussetzungen so eng mit der Frage nach den be-
sonderen Rechtsfolgen des Jugendgerichtsgesetzes 
verknüpft, daß durch eine Regelung dieser Voraus-
setzungen im Strafgesetzbuch der Zusammenhang 
zerrissen würde. 

§ 24 
Schuldunfähigkeit wegen seelischer Störungen 

Die Schuldunfähigkeit der Menschen von 18 oder 
mehr Jahren und der Jugendlichen, soweit für deren 
Schuldunfähigkeit andere Gründe als ihre rein ent-
wicklungsbedingte geistige oder sittliche Unreife in 
Betracht kommen, wird auch künftig im Strafgesetz-
buch geregelt. Der Entwurf legt hierfür in Uberein-
stimmung mit dem geltenden Recht und allen deut-
schen Entwürfen seit 1909 die sogenannte biologisch

-

psychologische (gemischte) Methode zugrunde. Nach 
ihr sind Ausschluß oder Verminderung der Schuld-
fähigkeit nur dann anzunehmen, wenn bei dem Täter 
gewisse, im Gesetz genannte „biologische" Zustände 
bestehen und  wenn sich diese Zustände außerdem in 
bestimmter Weise auf seinen Tatentschluß aus-
wirken. Das Beiwort „biologisch" hat sich eingebür-
gert, um die in Betracht kommenden Zustände zu 
kennzeichnen, ist aber zu eng. Denn die Zustände 
bedeuten stets eine Störung der „Psyche". Eine 
somatische Ursache oder Begleiterscheinung ist hierfür 
nicht immer nachweisbar und wird auch nicht in allen 
Fällen vorausgesetzt. Die „Psyche" wird dabei im 
psychologisch-psychiatrischen Sinne verstanden. Der 
Begriff umfaßt hier das gesamte menschliche Seelen-
leben und läßt sich in einer für die Psychiatrie brauch-
baren Weise nicht durch den zu eng intellektuellen 
Begriff „Geist" und nicht durch den zu eng emotionel-
len Begriff „Gemüt" ersetzen, sondern am besten 
durch den Begriff „Seele". Die „biologischen" Zu-
stände, die in der Psychiatrie auch als psychopatho-
logische Tatbestände (Anomalien) oder abnorme 
Seelenzustände bezeichnet werden, können durch den 
Oberbegriff der seelischen Störung gekennzeichnet 
werden, den der Entwurf zugrunde legt, um eine mög-
lichst weitgehende Übereinstimmung des juristischen 
und des psychiatrischen Sprachgebrauchs herbei-
zuführen. Der Oberbegriff wird dabei in dem Sinne 
verstanden, daß er krankhafte wie nichtkrankhafte, 
angeborene wie später entstandene, dauernde wie 
vorübergehende Zustände umfassen kann. Nach der 
Stellungnahme psychiatrischer Sachverständiger ist 
es mit dem Begriff der Störung vereinbar, auch an-
geborene Zustände in dieser Weise zu bezeichnen, 
weil es sich um eine primär phänomenologische — 
nicht ätiologische - Charakterisierung handelt und 
der entgegengesetzte Begriff der  „Ungestörtheit" im 
Sinne des „durchschnittlich Normalen" zu verstehen 
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§ 24 
ist. Im übrigen wird man bei den sogenannten an-
geborenen Anomalien den Wendepunkt von der „Un-
gestörtheit" zur „Störung" — irgendwo — in der 
vorgeburtlichen Entwicklung suchen müssen. 

Die gemischte Methode hat sich in der Praxis be-
währt und empfiehlt sich nach der überwiegenden 
Auffassung der Sachverständigen auch vom heutigen 
Stande der wissenschaftlichen Erkenntnis aus. Sie hat 
gegenüber einer rein biologischen Methode, wie sie 
z. B. dem Artikel 64 des französischen Code Pénal 
zugrunde liegt, den Vorzug, daß sie der Erkenntnis 
von der Relativität der Schuldunfähigkeit Rechnung 
trägt, wonach diese nicht absolut (abstrakt), sondern 
relativ (konkret) zu verstehen ist, nämlich für den 
Zeitpunkt der Tat und im Hinblick auf diese be-
stimmte Tat. Derselbe Mensch kann zu bestimmten 
Zeiten für bestimmte Taten schuldunfähig sein, zu 
anderen Zeiten oder für andere Taten aber nicht. 
Demgegenüber würde eine rein biologische Methode 
bei Feststellung der in Frage kommenden seelischen 
Störung zur Annahme der Schuldunfähigkeit auch 
dann zwingen, wenn der Zustand auf die Begehung 
der bestimmten Tat keinen Einfluß gehabt hat. 
Ebenso ist die gemischte Methode einer rein psycho-
logischen Methode überlegen, wie sie in § 46 des 
Ersten Entwurfs eines Strafgesetzbuches für den 
Norddeutschen Bund von 1869 vorgeschlagen war und 
auch heute gelegentlich empfohlen wird. Während 
die gemischte Methode durch Aufzählung der 
seelischen Störungen den Sachverständigen wie den 
Richter zu bestimmten Feststellungen zwingt, läßt 
die rein psychologische Methode den Richter auf der 
Suche nach den Gründen, welche die Willensbildung 
des Täters beeinflußt haben können, im Stich. Eine 
solche Methode gefährdet die Rechtssicherheit so 
erheblich, daß sie nicht verwendbar erscheint. Der 
Entwurf hält aus diesen Gründen an der gemischten 
Methode fest. Nicht in ihr sind die zu § 51 StGB 
hervorgetretenen Mängel und Unklarheiten begrün-
det, sondern in der Art der Kennzeichnung und Ein-
ordnung der seelischen Störungen. Hier muß die 
Reform einsetzen. 

Als seelische Störungen, die zur Schuldunfähigkeit 
führen können, nennt § 51 StGB die Bewußtseins-
störung, die krankhafte Störung der Geistestätigkeit 
und die Geistesschwäche sowie § 55 StGB die geistige 
Entwicklungshemmung wegen Taubstummheit. In 
der geltenden Regelung werden die seelischen 
Störungen als übereinstimmende Voraussetzungen 
sowohl für den Ausschluß als auch für die Vermin-
derung der Schuldfähigkeit aufgeführt. Auch die 
Fassung der ersten Lesung des Entwurfs sowie die 
Entwürfe von 1909 (§ 63) bis 1936 (§§ 19, 21 und 22) 
haben an der Einheitlichkeit der Voraussetzungen 
festgehalten. Demgegenüber werden in verschiedenen 
Auslandsrechten die Voraussetzungen für den Aus-
schluß einerseits und für die Verminderung anderer-
seits mehr oder weniger abweichend geregelt, z. B. 
in §§ 16, 17 des Dänischen Strafgesetzbuches vorn 
15. April 1930 i. d. F. vom 24. Juni 1939, in §§ 5, 6 des 
Schwedischen Strafgesetzbuches vom 16. Februar 
1864 i. d. F. des Gesetzes vom 22. Juni 1945 sowie in 
Artikel 10, 11 des Schweizer. StGB vorn 21. Dezember 
1937. Auch der neue Entwurf hält nach den Ergeb-
nissen der zweiten Lesung in der Großen Strafrechts-

kommission eine Abweichung in den Voraussetzun-
gen für unvermeidlich, nämlich hinsichtlich derjenigen 
schweren seelischen Abartigkeiten, die nicht als 
Schwachsinn aufzufassen sind. Es handelt sich dabei 
vor allem um die Psychopathien und Neurosen. Das 
Nähere ist zu § 25 dargelegt. Hier genügt der Hin-
weis, daß solche seelischen Abartigkeiten nach dem 
Entwurf für den Ausschluß der Schuldfähigkeit über-
haupt nicht und für die Verminderung der Schuld-
fähigkeit nur dann in Betracht kommen, wenn sie in 
schwerer Form auftreten. 

Die seelischen Störungen, die zumAusschluß 
der Schuldfähigkeit und damit zum Ausschluß der 
Schuld führen, wenn dem Täter deshalb die Einsichts-
oder Steuerungsfähigkeit zur Zeit der Tat fehlt, teilt 
§ 24 in drei Gruppen ein. 

Die erste Gruppe bilden die „krankhaften 
seelischen Störungen". Hierunter fallen zu-
nächst diejenigen Störungen, die nachweisbar auf 
einer hirnorganischen Ursache beruhen, also 
körperlich begründbar sind: z. B. traumatische 
Psychosen (nach Hirnverletzungen), Intoxikations-
psychosen (auch alkoholische und sonstige Rausch-
zustände), Infektionspsychosen (wie progressive 
Paralyse), hirnorganische Krampfleiden (genuine 
Epilepsie), hirnorganisch begründeter Persönlich-
keitsabbau im Sinne der Demenz (wie bei Hirnarte-
riosklerose oder Hirnatrophie). Zu den „krankhaften 
seelischen Störungen" gehören als zweite Unter-
gruppe die sogenannten endogenen Psychosen, 
also die psychopathologischen Bilder aus dem 
Formenkreis der Schizophrenie (Dementia praecox) 
und des Manisch-Depressiven (Zyklothymie oder 
manisch-depressives Irresein). Die organischen 
Grundlagen dieser Psychosen, ihre körperliche Be-
gründbarkeit, sind bisher nicht geklärt. Die inter-
national herrschende Meinung in der Psychiatrie hält 
auf Grund einer Fülle bereits erwiesener Einzeltat-
sachen die organische Bedingtheit zumindest einer 
Kerngruppe der endogenen Psychosen für unbestreit-
bar. Da der letzte und überzeugende Beweis bisher 
fehlt, spricht man in der Psychiatrie hinsichtlich der 
endogenen Psychosen von — mit guten Gründen —
„postulierten" Krankheiten, im Gegensatz zu den 
exogenen Psychosen (z. B. progressive Paralyse), die 
nachweisbar auf einer organischen Grundlage be-
ruhen, also nachweisbar krankhaft im medizinischen 
Sinne sind. Die Notwendigkeit der Einbeziehung der 
endogenen Psychosen ergibt sich daraus, daß sie 
erfahrungsgemäß in ihrer Auswirkung auf das „Per-
sönlichkeitsgefüge" des Betroffenen, auf den „Kern 
seiner Persönlichkeit", den exogenen Psychosen 
gleichstehen. Es ist gerade das Kennzeichen aller 
Psychosen und der krankhaften seelischen Störungen 
überhaupt, daß sie den Betroffenen im Kern seiner 
Persönlichkeit beeinträchtigen und dadurch allgemein 
geeignet sind, seine Fähigkeit zu sinnvollem Han-
deln völlig oder in gewissen Beziehungen zu zer-
stören oder wesentlich herabzusetzen. Der Begriff 
der krankhaften seelischen Störung deckt sich in die-
sem Umfang mit dem Begriff der krankhaften 
Störung der Geistestätigkeit in § 51 StGB. Jedoch 
reicht dieser Begriff nach der Auslegung, die er in 
der Rechtsprechtung erfahren hat, weiter. Hiernach 
werden von dem Begriff „über den Kreis der Geistes- 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 	 Drucksache 2150 

krankhaften im Sinne der ärztlichen Wissenschaft 
hinaus alle Störungen erfaßt, welche die bei einem 
normalen und geistig reifen Menschen vorhandenen, 
zur Willensbildung befähigenden Vorstellungen und 
Gefühle beeinträchtigen, wobei es gleichgültig ist, ob 
es sich um Beeinträchtigungen der Verstandestätig-
keit oder um solche des Willens-, Gefühls- oder 
Trieblebens handelt" (BGH NJW 1955 S. 1726 Nr. 19). 
Der daneben im geltenden Recht enthaltene Begriff 
der Geistesschwäche kennzeichnet nach der Recht-
sprechung (vgl. RGSt. 73, 121) nur die schwächeren 
Erscheinungsformen krankhafter Störung der Geistes-
tätigkeit. Ob die krankhaften Störungen der Geistes-
tätigkeit erst durch einen Krankheitsprozeß im 
psychiatrischen Sinne verursacht, ob sie angeboren 
oder früh entstanden sind, ob sie fortschreiten oder 
sich stabilisiert haben, ist für das geltende Recht 
ohne Bedeutung. Demgegenüber scheidet der Ent-
wurf aus dem Begriff der krankhaften seelischen 
Störungen, wie sich aus dessen Gegenüberstellung 
mit den Begriffen „Schwachsinn" und „schwere andere 
seelische Abartigkeit" ergibt, diese Zustände aus. 
Die erste Gruppe ist also gegenüber der Gruppe der 
krankhaften Störung der Geistestätigkeit im gelten-
den Recht eingeengt. 

Als zweite Gruppe führt der Entwurf die-
jenigen Bewußtseinsstörungen auf, die den 
krankhaften seelischenStörungen „gleich-
wertig" s i n d. Aus dem Begriff der Gleichwertig-
keit ergibt sich zunächst, daß Bewußtseinsstörungen, 
die als krankhafte seelische Störungen unter die 
erste Gruppe fallen (z. B. epileptische Dämmerzu-
stände), hier ausgeschieden sind. Die danach übrig-
bleibenden — meist rasch vorübergehenden — Be-
wußtseinsstörungen sollen nach dem Entwurf nur 
dann für den Ausschluß der Schuldfähigkeit in Be-
tracht kommen, wenn sie einer krankhaften seelischen 
Störung „gleichwertig" sind, also in diesem Sinne 
„Krankheitswert" haben. Hierin liegt eine gewollte 
Einschränkung der Berücksichtigung der Bewußt-
seinsstörungen. Es sollen alle Bewußtseinsstörunqen 
ausgeschieden sein, die noch im Spielraum des Nor-
malen liegen. Auch der normale Mensch unterliegt 
immer wieder mehr oder weniger starken Bewußt-
seinstrübungen, mögen sie auf dem Mangel an 
Schlaf, auf Erschöpfung, Erregung, Schrecken oder 
auf sonstigen körperlichen oder seelischen Ursachen 
beruhen. Solche Zustände können nicht im Bereich 
der Schuldfähigkeit, sondern allenfalls bei der Be-
wertung des Maßes der Schuld berücksichtigt wer-
den, namentlich wenn das Gesetz hierfür besondere 
Regelungen enthält (vgl. z. B. §§ 40, 134 Abs. 2 und 3, 
§§150, 179). Erst wenn die Bewußtseinstrübung einen 
solchen Grad erreicht, daß sie wie eine Psychose die 
Fähigkeit des Täters zu sinnvollem Handeln in Frage 
stellt, soll die Frage nach der Beeinträchtigung der 
Einsichts- oder Steuerungsfähigkeit des Täters bei 
der betreffenden Tat aufgeworfen werden dürfen. Ist 
eine so tiefgreifende Bewußtseinstrübung gegeben, 
dann wird es allerdings entgegen der neueren 
Rechtsprechung wohl nicht darauf ankommen kön-
nen, daß der Täter außerdem die Bewußtseinsstörung 
nicht selbst verschuldet hat. Der Entwurf geht des-
halb für § 24 von der Bedeutungslosigkeit des Selbst-
verschuldens aus, sieht aber davon ab, durch eine 

§ 24 
ausdrückliche Regelung dieser Frage der Recht-
sprechung vorzugreifen. Für § 24 kommen als Ur-
sachen der Bewußtseinsstörungen im Sinne der 
zweiten Gruppe vor allem schwere nichtkrankhafte 
Schlaftrunkenheit, Erschöpfung oder Übermüdung, 
ebenso tiefe hypnotische und posthypnotische Zu-
stände in Frage, wenn diese überhaupt praktische 
strafrechtliche Bedeutung erlangen sollten. Schließ-
lich sind auch nichtkrankhafte schwere Affektzu-
stände nicht völlig auszuschließen. Es kann sich da-
bei allerdings nur um ganz seltene, besonders ge-
lagerte Ausnahmefälle handeln. In aller Regel liegt 
die auf einem Affekt beruhende Bewußtseinstrübung 
im Spielraum des Normalen, so daß sie für eine Be-
rücksichtigung im Bereich der Schuldfähigkeit aus-
scheidet. Auch hochgradige Affekte eines im übrigen 
normalen Menschen werden für § 24 kaum jemals in 
Betracht zu ziehen sein. Vielmehr wird die Gleich-
wertigkeit nur bei solchen Affektstörungen in Frage 
kommen, für deren Zustandekommen „konstellative 
Fakto ren" (z. B. Intoxikation, hirnorganische Schädi-
gung, schwere konstitutionelle Abartigkeit) eine aus-
schlaggebende Rolle spielen. In der Regel wird des-
halb in solchen Fällen auch das Vorliegen einer 
krankhaften Bewußtseinsstörung zu prüfen sein. Es 
kann sich immer nur um Grenzfälle des Pathologi-
schen handeln, um Fälle, die Krankheitswert haben, 
ohne nachweisbar krankhaft zu sein. Mit dem Erfor-
dernis der Gleichwertigkeit in der zweiten Gruppe 
möchte der Entwurf gerade auch den gelegentlich in 
der Rechtsprechung sowie in der psychologischen 
und psychiatrischen Lehre festzustellenden Tenden-
zen nach einer Ausweitung der Berücksichtigung der 
Affektstörungen entgegentreten. 

Liegt eine gleichwertige Bewußtseinsstörung vor, 
erreicht sie aber einen Grad, der ein willentliches 
Verhalten überhaupt ausschließt, dann tritt Bewußt-
losigkeit ein. Sie schließt nicht erst die Schuldfähig-
keit, sondern schon ein Handeln im strafrechtlichen 
Sinne aus und fällt daher nicht unter die vorliegende 
Regelung. 

Als dritte Gruppe seelischer Störungen erwähnt 
der Entwurf den Schwachsinn. Gemeint ist damit 
die angeborene Intelligenzschwäche ohne nachweis-
bare Ursache. Schwachsinn als Folge intrauteriner, 
geburtstraumatischer oder frühkindlicher Hirnschä-
digung gehört in die erste Gruppe. Ausgeschieden 
werden hier auch diejenigen Intelligenzdefekte, die 
im Sinne einer organischen Demenz (Verblödung) 
Symptom eines hirnorganischen Krankheitsprozesses 
(z. B. in der Involution oder im Senium) sind; sie sind 
krankhafte seelische Störungen im Sinne der ersten 
Gruppe. Der Schwachsinn ist nach dem Sprach-
gebrauch des Entwurfs, wie § 25 erkennen läßt, eine 
Unterart der seelischen Abartigkeit, nämlich die-
jenige Abartigkeit, die vorwiegend durch Intelligenz-
mängel gekennzeichnet ist. Der Begriff ist enger als 
der Begriff der Geistesschwäche im Sinne des § 51 
StGB, in den die Rechtsprechung auch die Psycho-
pathien einbezogen hat. Demgegenüber beschränkt 
sich der Entwurf in § 24 auf die eine Unterart, den 
Schwachsinn. Dieser ist begrifflich deutlich abgrenz-
bar und bereits seinem Wesen nach eine schwere 
Abartigkeit in dem Sinne, daß er den Betroffenen im 
Kern seiner Persönlichkeit beeinträchtigt und dadurch 



Drucksache 2150 	Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 

§ 25 
allgemein geeignet ist, die Fähigkeit des Betroffenen 
zu sinnvollem Handeln völlig oder in gewissen Be-
ziehungen zu zerstören oder wesentlich herabzu-
setzen. Insofern ist der Schwachsinn von Natur aus 
den krankhaften seelischen Störungen gleichwertig, 
weshalb es sich erübrigt, das Beiwort „gleichwertig" 
auch bei ihm aufzuführen. 

Die im geltenden Recht weiterhin gebildete 
Gruppe der in der geistigen Entwicklung zurück-
gebliebenen Taubstummen (§ 55 StGB) sollte Zweifel 
über die Einordnung solcher Täter unter die in § 51 
StGB verwendeten Begriffe gegenstandslos machen. 
Jedoch gibt die Hervorhebung der Taubstummheit 
zu dem anderen Zweifel Anlaß, ob die Vorschrift auf 
sonstige Gebrechen (z. 13. Hörstummheit, einfache 
Gehörlosigkeit, Taubblindheit, einfache Blindheit) 
entsprechend anzuwenden ist. Für den Entwurf 
erübrigt sich die Bildung solcher Gruppen, da see-
lische Störungen bei derartigen körperlichen Ge-
brechen je nach Eigenart und Ausprägung unter § 24 
oder § 25 fallen. Damit wird namentlich auch die Ent-
wicklungsstörung wegen Taubstummheit, soweit sie 
trotz der heutigen Ausbildungsmethoden für Taub-
stumme überhaupt noch praktische Bedeutung hat, 
ausreichend mit erfaßt. 

Liegt eine seelische Störung vor, die im Sinne der 
Gruppen 1 bis 3 geeignet ist, die Fähigkeit des Be-
troffenen zu sinnvollem Handeln völlig oder in ge-
wissen Beziehungen zu zerstören oder wesentlich 
herabzusetzen, dann ist damit noch nicht zu der Frage 
Stellung genommen, ob der Betroffene deshalb auch 
wirklich zur Zeit seines Handelns im Hinblick auf die 
betreffende Tat in seiner Einsichts- oder Steuerungs-
fähigkeit beeinträchtigt war. Der Entwurf hält mit 
dem geltenden Recht daran fest, daß diese Frage in 
jedem Fall, in dem eine seelische Störung im Sinne 
der Gruppen 1 bis 3 festzustellen ist, gesondert be-
antwortet werden muß. Das Gericht wird in der Regel 
auch hierzu den Sachverständigen hören. Die Praxis 
hat gezeigt, daß aus der Beschreibung des psychia-
trischen Befundes und der Diagnose im Sinne eines 
der „biologischen" Merkmale die Folgerungen hin-
sichtlich der Einsichtsfähigkeit und der Steuerungs-
fähigkeit bei diesem Täter zur Zeit dieser Tat nur 
selten ohne besonderes psychiatrisch-psychologisches 
Sachverständnis erkennbar und beweisbar sind. Die 
Beratung durch einen Sachverständigen ändert nichts 
daran, daß letzten Endes das Gericht die Frage der 
Schuldfähigkeit zu entscheiden und zu verantworten 
hat. 

Die sogenannten psychologischen Merkmale setzen 
voraus, daß eine solche Aufgliederung der inneren 
Funktionsfähigkeit des Menschen auch heute noch 
wissenschaftlich haltbar ist. Das wird von psycholo-
gischer und psychiatrischer Seite überwiegend bejaht. 
Die Feststellung des Fehlens der einen oder anderen 
psychischen Fähigkeit des Täters kann im Einzelfall 
schwierig sein; grundsätzlich ist sie aber möglich. 
Der Entwurf hält daher an der bisherigen Aufglie-
derung fest und lehnt es ab, sie durch ein General-
merkmal zu ersetzen, sei es im Sinne des Aus-
schlusses der „freien Willensbestimmung" durch die 
seelische Störung, sei es im Sinne des bloßen Erfor-
dernisses ihres „Einflusses" auf die Tatbegehung. 

Durch den Hinweis auf die Tat bringt der Entwurf 
zum Ausdruck, daß die Einsichts- und Steuerungs-
fähigkeit sich auf die bestimmte Tat beziehen müssen 
und nicht abstrakt verstanden werden dürfen. Das 
entspricht der oben erwähnten Erkenntnis von der 
Relativität der Schuldunfähigkeit. Damit wird vom 
Entwurf auch der Vorschlag abgelehnt, die Steue-
rungsfähigkeit als die abstrakte Fähigkeit auf-
zufassen, nach vernünftigen Beweggründen zu han-
deln. Für die Einsichtsfähigkeit kommt es nur darauf 
an, daß der Täter das Unrecht der Tat erkennen kann, 
nicht aber, daß er es wirklich erkennt. 

Abweichend von der geltenden Fassung bezeichnet 
der Entwurf den Gegenstand der Einsichtsfähigkeit 
in Übereinstimmung mit § 3 des Jugendgerichts-
gesetzes als das Unrecht der Tat, wodurch das 
materiell Rechtswidrige der bestimmten Tat, um das 
es sich hier handelt, deutlich vom bloß Sittenwid-
rigen, das der Begriff des „Unerlaubten" mit um-
fassen könnte, abgegrenzt wird. Die Verwendung 
des Begriffs „Unrecht" empfiehlt sich außerdem 
wegen des inneren Zusammenhanges der Vorschrift 
mit der Regelung des Verbotsirrtums in § 21 des 
Entwurfs. Beide Regelungen beziehen sich auf das 
Fehlen der Einsicht in das materiell Rechtswidrige 
der bestimmten Tat. Der Unterschied liegt einmal in 
den Ursachen des Fehlens, zum anderen darin, daß 
beim Verbotsirrtum das Fehlen der Einsicht in der 
Steigerungsform des positiven Irrtums, d. h. in der 
Form der aktuellen Annahme, kein Unrecht zu tun, 
vorliegen muß, während es für die Schuldunfähigkeit 
nicht hierauf ankommt, sondern auf das Fehlen der 
potentiellen Einsicht, der Einsichtsfähigkeit. 

Wegen der Maßregeln der Besserung und Siche-
rung gegen Schuldunfähige wird auf die §§ 82, 83, 99, 
101 und 102 verwiesen. 

§ 25 
Verminderte Schuldfähigkeit 

Der Entwurf geht in Übereinstimmung mit gut-
achtlichen Äußerungen von Sachverständigen davon 
aus, daß es möglich und notwendig ist, innerhalb der 
Schuldfähigkeit zwischen voller und verminderter 
Schuldfähigkeit zu unterscheiden und die Stufe der 
verminderten Schuldfähigkeit als Grundlage einer 
fakultativen Strafmilderung beizubehalten. 

Die Möglichkeit dazu folgt daraus, daß Zwischen-
stufen zwischen der vollen Schuldfähigkeit und der 
Schuldunfähigkeit durch die Erfahrung erwiesen 
sind. In der bisherigen Praxis spielen besonders die 
Fälle leichter paralytischer oder schizophrener 
Defekte, der beginnenden arteriosklerotischen oder 
senilen Demenz, der Epilepsie mit nur leichter 
Wesensänderung oder Demenz, des angeborenen 
Schwachsinns in nicht besonders schwerer Aus-
prägung, der Hirnverletzungen mit weitgehender 
psychischer Integrität, vor allem aber die Fälle der 
Affekt- oder Rauschzustände und der Psychopathien, 
Triebstörungen oder Neurosen eine Rolle. Es ist eine 
Erfahrungstatsache, daß Erscheinungen dieser Art 
vielfach das Einsichts- oder Steuerungsvermögen für 
die bestimmte Tat zwar nicht ausschließen, aber doch 
vermindern. 

Die Notwendigkeit, diese Zwischenstufe der ver-
minderten Schuldfähigkeit für die Fälle, in denen 
die Einsichts- oder Steuerungsfähigkeit erheblich 
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beeinträchtigt ist, mit einem milderen Strafrahmen 
zu erfassen, ergibt sich namentlich daraus, daß sonst 
die vermindert Schuldfähigen entweder als voll 
Schuldfähige oder als Schuldunfähige und deshalb 
unangemessen behandelt werden müßten, eine Ver-
mehrung der Freisprüche gerade bei Kapital-, Trieb-
und Hangverbrechern zu erwarten wäre, der Richter 
über die Berücksichtigung einer Verminderung der 
Schuldfähigkeit im normalen Strafrahmen vielfach 
ohne sorgfältige Nachprüfung entscheiden würde 
und der Gesetzgeber, um wenigstens die unerträg-
lichsten Härten auszuschließen, besondere Milde-
rungsmöglichkeiten gerade auch für solche Tatbe-
stände vorsehen müßte, für die er sie bisher aus 
kriminalpolitischen Gründen nicht zugelassen hat. 

Bei der Ausgestaltung der Vorschrift weicht der 
Entwurf in der Beschreibung der seelischen Störun-
gen, die zur verminderten Schuldfähigkeit führen 
können, vom geltenden Recht ab. Er verwendet hier-
für zunächst die bereits für die Schuldunfähigkeit in 
§ 24 des Entwurfs vorgesehenen drei Gruppen seeli-
scher Störungen. Die Voraussetzung dazu, daß näm-
lich die dort beschriebenen seelischen Störungen 
eine Abstufung nach Graden gestatten, ist gegeben. 
Auch bei der verminderten Schuldfähigkeit muß die 
seelische Störung den Kern der Persönlichkeit beein-
trächtigen, wenngleich nicht in demselben Maße wie 
bei der Schuldunfähigkeit. 

In Abweichung vom geltenden Recht und von der 
Regelung des Entwurfs in erster Lesung der Großen 
Strafrechtskommission führt § 25 eine Gruppe von 
seelischen Störungen auf, die nicht in § 24 erwähnt 
ist und daher nur zu einer Minderung, aber nicht 
zum Ausschluß der Schuldfähigkeit führen kann. Es 
handelt sich um diejenigen schweren seelischen 
Abartigkeiten, die nicht als Schwachsinn einzu-
ordnen sind. Aus der Gegenüberstellung mit dem 
Begriff der krankhaften seelischen Störungen ergibt 
sich, daß unter seelischer Abartigkeit die-
jenigen Abweichungen von einer zugrunde gelegten 
Norm des seelischen Zustandes zu verstehen sind, 
die nicht auf nachweisbaren oder „postulierten" 
organischen Prozessen oder Defekten beruhen. Ge-
meint sind also die seelischen Fehlanlagen und die 
abgeschlossenen seelischen Fehlentwicklungen. Unter 
den Begriff der seelischen Abartigkeit fällt zunächst 
der Schwachsinn im Sinne der Fehlanlage oder Fehl-
entwicklung des Verstandes oder der Intelligenz. Da 
jedoch der Schwachsinn in § 25 ebenso wie in § 24 
als besondere Gruppe aufgeführt ist, wird die in 
§ 25 zusätzlich vorgesehene vierte Gruppe nur 
durch die sonstigen seelischen Abartigkeiten ge-
bildet. Sie umfassen die Psychopathien, Neurosen 
und Triebstörungen. Sie umfassen ferner die Taub-
stummheit und ähnliche, bereits in der Begründung 
zu § 24 bezeichnete Gebrechen, sofern sie sich als 
seelische Fehlanlagen oder seelische Fehlentwick-
lungen auswirken. Diese Erscheinungen werden in 
der vierten Gruppe nur erfaßt, soweit sie nicht mit 
einem erkannten oder „postulierten" organpatholo-
gischen Vorgang oder Zustand verbunden und des-
halb als krankhafte seelische Störungen aufzufassen 
sind. Die Psychopathien sind nach der heute in der 
Psychiatrie überwiegenden Ansicht angeborene, 
wenn auch veränderbare „Spielarten seelischen 
Wesens" („Persönlichkeitsvarianten"), welche die 

§ 25 
soziale Anpassungsfähigkeit des Betroffenen beein-
trächtigen. Bei den Neurosen handelt es sich um 
abnorme Erlebnisreaktionen oder Störungen der Er-
lebnisverarbeitung; sie sind als solche nicht ange-
boren, ihre Entwicklung kann aber durch eine 
konstitutionelle (anlagemäßige) Bereitschaft be-
günstigt werden. Wieweit die Triebstörungen, vor 
allem die Homosexualität, auch angeboren oder nur 
später erworben sein können, ist eine Frage, auf 
die es für § 25 nicht ankommt. Denn der Entwurf 
geht für die Triebstörungen ebenso wie für die Neu-
rosen und die Psychopathien grundsätzlich davon 
aus, daß solche Abartigkeiten, die insbesondere bei 
der Mehrzahl aller Hangtäter und Sittlichkeitsver-
brecher vorliegen, in der Regel von dem Betroffenen 
in dem Umfange, als die Rechtsordnung eine soziale 
Anpassung fordern muß, beherrscht werden können. 
Solche Zustände finden daher, wenn sie nicht mit 
einer krankhaften seelischen Störung oder mit 
Schwachsinn verbunden sind, regelmäßig im Bereich 
der verminderten Schuldfähigkeit keine Berück-
sichtigung. Es gibt aber Ausnahmefälle. Sie setzen 
voraus, daß eine seelische Abartigkeit, mag sie an-
geboren oder später entstanden sein, in so schwerer 
Form vorliegt, daß hiervon der Kern der Persönlich-
keit so wesentlich beeinträchtigt wird, daß ihr 
Krankheitswert (entsprechend den Störungen der 
ersten Gruppe) zukommt. 

Zwar erkennt der Entwurf im Unterschied zur 
bisherigen Rechtsprechung nicht mehr an, daß see-
lische Abartigkeiten, die nicht mit einer krankhaften 
seelischen Störung oder mit Schwachsinn verbunden 
sind, die Schuldfähigkeit sogar ausschließen können; 
denn es kann in solchen Fällen niemals von einer 
Zerstörung des Kernes der Persönlichkeit die Rede 
sein. Jedoch sieht der Entwurf in § 25 die Möglichkeit 
vor, daß auf eine solche Abartigkeit die Annahme 
der verminderten Schuldfähigkeit gegründet wird. 
Erfahrungsgemäß wird verminderte Schuldfähigkeit 
in den Fällen in Betracht kommen, in denen zu der 
schweren Abartigkeit ein „konstellativer Faktor", 
z. B. eine Körperverletzung (Hirnerschütterung) oder 
der Einfluß von Alkohol, hinzutritt, der sich mit auf 
die Tatbegehung auswirkt. Der Entwurf stellt durch 
die Fassung klar, daß nur schwere seelische Abartig-
keiten Berücksichtigung finden können. Das Beiwort 
„schwer" ist hier anstelle von „gleichwertig" ge-
wählt, weil die Gleichstellung nur mit der schwächeren 
Beeinträchtigung des Persönlichkeitskerns, die in 
§ 25 geregelt ist, in Betracht kommt, aber nicht mit 
der Beeinträchtigung, wie sie § 24 voraussetzt. 

In Übereinstimmung mit dem geltenden Recht 
stellt der Entwurf durch die Formulierung der soge-
nannten psychologischen Merkmale klar, daß ver-
minderte Schuldfähigkeit erst dann gegeben ist, 
wenn die seelische Störung zu einer erheblichen Min-
derung der Einsichts- oder Steuerungsfähigkeit hin-
sichtlich der bestimmten Tat führt. An dem Merkmal 
der Erheblichkeit wird festgehalten, um Beeinträchti-
gungen geringeren Grades, wie sie z. B. bei Kapital-, 
Trieb- und Hangverbrechern regelmäßig vorliegen, 
als für die Schuldfähigkeit unwesentlich zu kenn-
zeichnen. Die Berücksichtigung solcher geringeren 
Beeinträchtigungen soll nur bei der Strafzumessung 
im normalen Strafrahmen möglich sein. 
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vor § 26 
Die rechtliche Bedeutung der verminderten Schuld-

fähigkeit liegt in der Möglichkeit der Anwendung 
des milderen Strafrahmens nach § 64 Abs. 1 und der 
Anstaltsunterbringung nach § 82, die im Entwurf 
erweitert und neugestaltet ist. Der Entwurf ent-
scheidet sich in Übereinstimmung mit dem geltenden 
Recht hinsichtlich des Strafrahmens nur für die Mög-
lichkeit einer Milderung. Maßgebend hierfür ist die 
Überlegung, daß eine erhebliche Minderung der Ein-
sichts- oder Steuerungsfähigkeit wegen einer der 
genannten seelischen Störungen zwar stets zur Ver-
minderung der Schuldfähigkeit, aber nicht notwendig 
zu einer Minderung der Schuld in ihrer Gesamtheit 
führt. Denn diese beruht auf einer Gesamtwürdigung, 
bei der außer dem Grade der Schuldfähigkeit auch 
andere Umstände zu berücksichtigen sind; so die 
Tatschuldumstände (z. B. Tötung einer großen Anzahl 
von Menschen durch die im Zustand verminderter 
Schuldfähigkeit begangene Handlung), aber auch 
Schuldumstände vor der Tat (z. B. schuldhafte Herbei-
führung der verminderten Schuldfähigkeit). Daß die 
Milderung nur zugelassen und nicht vorgeschrieben 
ist, ermöglicht einen Ausgleich zwischen der Ver-
minderung der Schuldfähigkeit einerseits und er-
schwerenden Schuldumständen andererseits bei der 
Gesamtwürdigung der Schwere der Schuld. 

Die vorgeschlagene Regelung erübrigt eine be-
sondere Vorschrift nach dem Vorbild der Entwürfe 
von 1909 bis 1925 über den Ausschluß der Straf-
rahmenmilderung für selbstverschuldete Bewußt-
seinsstörungen. Sie ermöglicht auch hier einen Aus-
gleich der Schuldumstände beim Schuldurteil, aber 
sie erzwingt ihn nicht. Sie ist elastischer und greift 
der Rechtsprechung in der Würdigung selbstver-
schuldeter Bewußtseinsstörungen nicht vor. Aller-
dings enthält § 7 des Wehrstrafgesetzes vom 
30. März 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 298) ein Verbot, 
bei Taten von Soldaten der Bundeswehr die ange-
drohte Strafe nach § 51 Abs. 2 StGB wegen selbst-
verschuldeter Trunkenheit zu mildern, wenn die Tat 
eine militärische Straftat ist oder in Ausübung des 
Dienstes begangen wird. Diese Regelung beruht auf 
der Erwägung, daß die militärische Disziplin bei 
selbstverschuldeter Trunkenheit von Soldaten in 
solchen Fällen eine Strafmilderung nicht zuläßt. In 
das allgemeine Strafrecht kann dieser Rechtsgrund-
satz aber nicht ohne weiteres übertragen werden. 

Zweiter Titel 

Versuch 
Die Strafdrohungen des Besonderen Teils treffen 

nach ihrem Wortlaut nur dann zu, wenn der jewei-
lige Straftatbestand in vollem Umfang verwirklicht, 
die Tat also vollendet ist. Für einen wirksamen 
Strafschutz genügt das indessen nicht. Denn nicht 
jede Tat führt zur Vollendung, und bei schweren 
Verfehlungen verdient auch Strafe, wer eine Straf-
tat begonnen, sein Ziel aber nicht erreicht hat. Die 
Strafdrohungen des Besonderen Teils müssen daher 
auf diese Fälle ausgedehnt werden. Das kann da-
durch geschehen, daß der Gesetzgeber entweder 
die einzelnen Tatbestände weiter faßt oder für diese 
Fälle eine allgemeine Regelung schafft. Der Entwurf 
entscheidet sich für die allgemeine Regelung. Er 
stimmt insoweit mit dem geltenden Recht (§§ 43 ff. 

StGB), den früheren Entwürfen und den meisten 
ausländischen Strafgesetzen überein. Auch sonst 
folgt er bei der Regelung des Versuchs in den 
wesentlichen Grundzügen dem geltenden Recht. So 
ist auch künftig der Versuch eines Verbrechens 
stets, der Versuch eines Vergehens nur dann straf-
bar, wenn das Gesetz es bei dem einzelnen Tat-
bestand ausdrücklich bestimmt (§ 27 Abs. 1). Das muß 
im Entwurf häufiger geschehen als im geltenden 
Recht, da zahlreiche Verbrechenstatbestände in Ver-
gehen umgewandelt werden 15). Wer vom Versuch 
freiwillig zurücktritt, bleibt auch künftig straffrei 
(§ 28). 

Im geltenden Recht kann der Versuch milder 
bestraft werden (§ 44 StGB). Es gibt daher die Straf-
drohung für die vollendete Tat grundsätzlich auch 
für den Versuch. Diesen Grundsatz, der durch die 
Durchführungsverordnung zur Strafrechtsanglei-
chungsverordnung vom 29. Mai 1943 (Reichsgesetz-
bl. I S. 341) in das Strafgesetzbuch eingeführt wurde, 
spricht der Entwurf im § 27 Abs. 2 aus. Vor 1943 hatte 
das Gesetz beim Versuch eine Milderung zwingend 
vorgeschrieben; auch die Entwürfe 1927 und 1930 
(§ 26 Abs. 2) folgten dieser Regelung. Das kam er-
folgsstrafrechtlichem Denken entgegen. Der Entwurf 
steht hingegen auf dem Boden des Schuldstrafrechts 
und läßt für die Strafwürdigkeit in erster Linie die 
Persönlichkeit des Täters und die Stärke seines gegen 
die Rechtsordnung gerichteten Willens entscheiden. 
Aus demselben Grund legt der Entwurf auch bei der 
Strafbemessung ein Hauptgewicht auf täterbezogene 
Umstände, insbesondere auf die Ziele des Täters, 
seine Willensrichtung und das Maß seiner Pflicht-
widrigkeit (§ 60). Mit diesen Grundsätzen ist es 
nicht vereinbar, einem Täter zwingend eine Straf-
milderung zu gewähren, weil der von ihm erstrebte 
Taterfolg aus irgendwelchen Gründen ausgeblieben 
ist. Wer danach getrachtet hat, einen anderen zu 
blenden, ist nicht schon deswegen weniger straf-
würdig, weil es ärztlicher Kunst gelungen ist, dem 
Opfer das Augenlicht zu erhalten. Ebensowenig soll 
ein Einbrecher oder ein Räuber, der seine Tat um-
sichtig geplant, sein verbrecherisches Ziel beharr-
lich verfolgt und mit der Ausführung begonnen hat, 
allein deswegen eine mildere Strafe erwarten 
dürfen, weil er durch Zufall am Tatort überrascht 
und verscheucht wurde. Oft wird jedoch eine im 
Versuch steckengebliebene Tat nur eine geringere 
Sühne erfordern, weil sie einen schwächeren ver-
brecherischen Willen offenbart oder weil es aus 
sonstigen Gründen unbillig erscheint, dem Täter 
den ausgebliebenen Erfolg nicht zugute zu halten. 
In diesen Fällen soll der Richter die Strafe nach § 64 
Abs. 1 mildern können (§ 27 Abs. 2). Den Grundsatz 
der nur fakultativen Milderung der Versuchsstrafe 
kennt auch das Schweizerische Strafgesetzbuch 
(Artikel 21, 22). 

Taten, die als Versuch zu bestrafen sind, bezeich-
net § 43 StGB als Handlungen, die „einen Anfang der 
Ausführung" eines Verbrechens oder Vergehens 

13) Das ist. z. B. der Fall bei der Doppelehe (§ 194 des Entwurfs, § 171 
StGB), verschiedenen Straftaten gegen die Sittlichkeit (§§ 209 bis 212 
des Entwurfs; § 174 Satz 1, § 176 Abs. 1 Satz 3, § 236 SIGB), der 
schweren Kuppelei und der Zuhälterei (§§ 228, 230 des Entwurfs; 
§§ 181, 181 a StGB), der Nötigung von Mitgliedern eines Verfas-
sungsorgans (§ 396 des Entwurfs, § 106 S!GB), dem Meineid (§ 432 
des Entwurts, § 159 StGB), der Strafvereitelung im Amt (§ 448 des 
Entwurfs, § 346 StGB) und der Bestechlichkeit eines Amtsträgers 
(§ 460 Abs. 2 des Entwurfs, § 332 StGB). 
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enthalten. Mit dieser Fassung hatte aber das Gesetz 
die Grenze nicht deutlich genug festgelegt, wo die 
Strafbarkeit beginnt, und auch noch andere bedeut-
same Fragen der Rechtsprechung überlassen. Es blieb 
offen, ob das der eigentlichen tatbestandsmäßigen 
Handlung unmittelbar vorausgehende Handeln schon 
strafbarer Versuch oder nur straflose Vorbereitung 
ist. Weiter blieb unentschieden, ob der untaugliche 
Versuch strafbar ist, ob also eine Versuchshandlung 
schon vorliegt, wenn der Täter selbst sein Handeln 
für geeignet hält, den Straftatbestand zu verwirk-
lichen (sogenannte subjektive Versuchslehre), oder 
ob für die Strafbarkeit des Versuchs das Handeln 
des Täters auch objektiv geeignet sein muß, die 
vom Gesetz mißbilligte Verletzung oder Gefährdung 
eines Rechtsgutes herbeizuführen (sogenannte ob-
jektive Versuchslehre). 

Der Streit dieser Lehrmeinungen, die wiederum in 
verschiedenen Formen auftreten, hält in der Wis-
senschaft noch an. Die Rechtsprechung, voran die 
des Reichsgerichts und des Bundesgerichtshofes, kam 
zwar bei der Behandlung des untauglichen Versuchs 
zu einheitlichen Ergebnissen und hat dessen Straf-
barkeit bejaht. Bei der Abgrenzung zwischen Vor-
bereitungshandlung und Versuch wurde in der 
Rechtsprechung hingegen bald an äußere Merkmale 
angeknüpft und als Versuch ein Handeln betrachtet, 
das nach der natürlichen Auffassung eines unbe-
fangenen Beobachters eine unmittelbare Gefähr-
dung des angegriffenen Rechtsgutes darstellt. Bald 
wurden innere Merkmale zugrundegelegt und ein 
Handeln schon dann als Versuch gewertet, wenn es 
nach der Vorstellung des Täters und seinem Ver-
brechensplan als unmittelbare Bedrohung des Rechts-
gutes erscheint. Die zu dieser Abgrenzungsfrage 
ergangenen Entscheidungen sind untereinander und 
im Verhältnis zur Rechtsprechung über den untaug-
lichen Versuch nicht frei von Widersprüchen. Diese 
Fragen drängen daher nach einer Entscheidung 
durch das Gesetz, vor allem auch deswegen, weil 
die Ausdehnung der Strafbarkeit auf den Versuch 
die Straftatbestände jeweils erweitert und die Straf-
barkeit gesetzlich bestimmt sein muß, bevor die Tat 
begangen wurde (§ 1; Artikel 103 Abs. 2 GG). 

Der Gesetzgeber steht jedoch hier ähnlichen 
Schwierigkeiten gegenüber wie die Rechtsprechung. 
Sie liegen in dem Wesen der Sache begründet. Denn 
einmal gehen die verschiedenen Stufen der Ver-
brechensentwicklung oft ineinander über, so daß die 
Abgrenzung zwischen Vorbereitung und Versuch 
nicht selten nur im Bereich des tatrichterlichen Er-
messens zu finden ist. Hinzu kommt noch, daß je 
nach der Eigenart der besonderen Tatbestände oder 
der Lage des einzelnen Falles es bald äußere und 
bald innere Merkmale sind, die eine erfolglos ge-
bliebene Handlung als strafwürdig erscheinen las-
sen. Schließlich ist auch die Grenze zwischen einem 
untauglichen Versuch, der Strafe verdient, und 
einem abergläubischen oder törichten, der unge-
ahndet bleiben mag, flüssig und nach äußeren Merk-
malen nicht bestimmbar. 

Aus all diesen Gründen kann auch der Entwurf 
keine Versuchsregelung treffen, die für jeden 
zelnen Fall scharf umrissene Abgrenzungsmerkmale 

vor § 26 
bietet. Er kann, um näher zu bestimmen, was im 
geltenden Recht offen blieb, nur durch Grundsätze 
verdeutlichen, wie die Abgrenzung im einzelnen 
Fall zu gewinnen ist. 

Der Entwurf entscheidet sich grundsätzlich für die 
Strafbarkeit des untauglichen Versuchs. Wer einen 
anderen zu erschießen sucht, darf nicht allein aus 
dem Grunde straflos ausgehen, weil er die Trag-
fähigkeit seiner Waffe überschätzt hatte. Auch ein 
Taschendieb, der einen Griff in eine leere Tasche 
tut, muß vor den Strafrichter gestellt werden kön-
nen. Daß der untaugliche Versuch strafbar ist — 
und zwar gleichviel, ob er völlig (absolut) oder nur 
unter den obwaltenden Umständen des einzelnen 
Falles (relativ) untauglich ist —, läßt der Entwurf 
durch die Fassung des § 26 Abs. 1 erkennen: Auch 
Handlungen, die nur nach den Vorstellungen des 
Täters von den Tatumständen einen Anfang der 
Ausführung bilden, führen grundsätzlich zur Be-
strafung wegen Versuchs (vgl. auch § 27 Abs. 3). 

Diese Regelung kann jedoch, starr durchgeführt, 
Härten mit sich bringen. Das gilt namentlich bei Ver-
urteilungen wegen untauglichen Versuchs, wenn die 
Tat einer überreizten oder gequälten Phantasie ent-
springt und der Täter aus grobem Unverstand zu 
völlig unbrauchbaren Mitteln greift. Ein Täter, der 
durch Totbeten oder ähnliche abergläubische Machen-
schaften einen Menschen töten zu können glaubt, 
ist in der Regel nur strafwürdig, wenn sein verbre-
cherischer Wille befürchten läßt, daß er nach dem 
Fehlschlagen seines ersten Versuchs zu tauglicheren 
Mitteln greift. Insbesondere die Bestrafung versuch-
ter Abtreibungen hat immer wieder Widerspruch 
hervorgerufen, wenn z. B. das angewandte Abtrei-
bungsmittel völlig untauglich war. 

Solche Härten lassen sich nicht etwa dadurch be-
seitigen, daß man den völlig untauglichen Versuch 
von der Strafbarkeit ausnimmt. Denn eine Grenze 
zwischen dem völlig untauglichen und dem nur 
unter den obwaltenden Umständen des Einzelfalles 
untauglichen Versuch läßt sich nicht finden. Aus 
diesem Grunde stellt der Entwurf nicht wie der 
Entwurf 1925 bestimmte Fälle des untauglichen Ver-
suchs straflos, sondern gibt in jedem einzelnen Falle 
dem Gericht die Möglichkeit, die Strafe nach sei-
nem Ermessen zu mildern (§ 64 Abs. 2) oder von 
Strafe abzusehen, wenn der Täter aus grobem Un-
verstand verkannt hat, daß der Versuch nach der 
Art des Gegenstandes oder des Mittels, an oder mit 
dem die Tat begangen werden sollte, überhaupt nicht 
zur Vollendung führen konnte (§ 27 Abs. 3). 

Die Grundsätze des untauglichen Versuchs gelten 
auch dann, wenn für die Vollendung einer Tat nicht 
ein geeignetes Mittel, sondern ein geeigneter An-
griffsgegenstand fehlt. In der Wissenschaft hat eine 
Lehrmeinung diese Fälle unter der Bezeichnung 
„Mangel an Tatbestand" aus dem Bereich des Ver-
suchs ausgeschieden. Diese Lehre verkennt, daß alle 
Tatbestandsmerkmale gleichwertig sind. Sie hat sich 
in der Rechtsprechung auch nicht durchzusetzen ver-
mocht. Der Entwurf hat daher auch keinen Anlaß, 
näher darauf einzugehen. 
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§§ 26, 27 
§ 26 

Begriffsbestimmung 

Absatz 1 legt die begrifflichen Merkmale des 
Versuchs fest. Der Entwurf stellt klar, daß der Ver-
such vorsätzliches Handeln voraussetzt, und spricht 
nicht wie das geltende Recht von einem „Entschluß, 
ein Verbrechen oder Vergehen zu verüben", son-
dern vom „Vorsatz, die Tat zu vollenden". Er macht 
dadurch zugleich deutlich, daß der Vorsatz auf die 
Vollendung der Tat gerichtet sein muß. Reicht für 
die Vollendung bedingter Vorsatz aus, so gilt das 
auch für den Versuch. Einen fahrlässigen „Versuch" 
kann es nach der Fassung des Entwurfs nicht geben. 

Absatz 2 gibt näher an, was unter „Anfang der 
Ausführung" zu verstehen ist: Nicht nur Handlun-
gen, durch die der Täter mit der Verwirklichung des 
Tatbestandes beginnt, enthalten einen Anfang der 
Ausführung in diesem Sinne, sondern auch solche, 
durch die er unmittelbar dazu ansetzt, mit der Ver-
wirklichung des Tatbestandes zu beginnen. Diese 
Begriffsbestimmung soll einen weiteren gesetzlichen 
Anhalt für die Abgrenzung zwischen Vorbereitung 
und Versuch geben und verhindern, daß der Ver-
such in den Bereich der bloßen Vorbereitungshand-
lung ausgeweitet wird, wie das bisweilen in der 
Rechtsprechung geschehen ist. Insbesondere das 
Reichsgericht hat bei der Abgrenzung des Versuchs 
von der Vorbereitungshandlung bisweilen Maß-
stäbe angelegt, die im Schrifttum nicht ohne Grund 
als bedenkliche Überspannung gewertet worden 
sind. So soll bei der Einbruchsversicherung der Be-
trug schon mit der Inszenierung des fingierten 
Einbruchs in das Warenlager, nicht erst mit der 
Absendung des Anmeldungsschreibens an die Ver-
sicherungsgesellschaft beginnen (RGSt. 72, 66). Es 
wurden auch Handlungen bereits als versuchter Be-
trug gewertet, die dazu dienten, einen dem Täter 
noch unbekannten Gehilfen für den beabsichtigten 
Betrug zu gewinnen (RGSt. 77, 173). Gegenüber die-
ser Rechtsprechung bedeutet die gesetzliche Um-
schreibung des Anfangs der Ausführung in § 26 
Abs. 2 eine Einschränkung des Bereichs strafbaren 
Handelns. Nur solche Handlungen zählen als Anfang 
der Ausführung, mit denen der Täter unmittelbar 
zum Beginn der Tatbestandsverwirklichung ansetzt. 
Demnach ist grundsätzlich von den Merkmalen der 
Tatbestandsumschreibung auszugehen. Ein unmittel-
bares Ansetzen zum Beginn der Tatbestandsverwirk-
lichung liegt in allen Handlungen des Täters, die 
nach dessen Plan derjenigen Handlung unmittelbar 
vorgelagert sind, die ein Tatbestandsmerkmal er-
füllt. So liegt ein Ansetzen zur Tötungshandlung nicht 
erst in dem Abdrücken der Schußwaffe, sondern 
schon in dem Zielen und Anlegen. Auch die Tat-
bestandsmerkmale von Regelbeispielen besonders 
schwerer Fälle haben Bedeutung für die Abgren-
zung des Versuchs gegenüber nicht strafbaren Vor-
bereitungshandlungen. Den Anfang der Ausführung 
bildet auch eine Handlung, durch die der Täter mit 
der Verwirklichung eines Tatbestandsmerkmals eines 
Regelbeispiels beginnt oder unmittelbar dazu an-
setzt. Ein Ansetzen zur Einbruchshandlung und da-
mit ein Versuch des schweren Diebstahls (§ 236 
Satz 2 Nr. 1) liegt daher auch künftig darin, daß der 

Täter das Fenster, das er eindrücken will, zuvor mit 
Seife beschmiert, um ein Klirren zu vermeiden. Auf 
die Begründung zu § 236 Satz 2 Nr. 1 und § 240 wird 
verwiesen. Den Handlungen, die den Anfang der 
Ausführung bilden, stellt das Gesetz Handlungen 
gleich, die nach der Vorstellung des Täters von den 
Tatumständen den Anfang der Ausführung bilden 
würden. Diese Fassung ist in der Vorbemerkung zu 
diesem Titel näher erläutert. 

Soweit der Entwurf Versuch und Vollendung zum 
Begriff des Unternehmens (§ 11 Abs. 1 Nr. 3) zu-
sammenfaßt und mit gleicher Strafe bedroht (§ 220 
Nr. 3, § 322 Abs. 1, § 324 Abs. 3, §§ 361, 362, 364 
Abs. 1, §§ 365, 369 Abs. 1, §§ 395, 404), sind die Vor-
schriften über den Versuch (§§ 26 bis 28) nicht an-
wendbar. Dasselbe gilt, wo bloße Vorbereitungs-
handlungen zu selbständigen Verbrechenstatbestän-
den erhoben sind (§§ 326, 363, 364 Abs. 2). Auch ein 
strafbefreiender Rücktritt (§ 28) ist daher in ver-
selbständigten Vorbereitungstatbeständen nur mög-
lich, wenn das Gesetz es besonders vorsieht (§ 166 
Abs. 3, § 318 Abs. 2, 3). In anderen gesetzlich beson-
ders geregelten Fällen ist bei tätiger Reue lediglich 
die Möglichkeit einer Strafmilderung vorgesehen 
(§ 341 Abs. 1, § 368 Abs. 1) oder daneben auch die 
Möglichkeit des Absehens von Strafe (§ 368 Abs. 2 
bis 4, § 369 Abs. 2, § 395 Abs. 3). 

Besondere Vorschriften gelten für den Versuch 
der Beteiligung (§§ 35, 36). 

§ 27 
Strafbarkeit des Versuchs 

Die Absätze 1 und 2 geben an, wann und wie 
der Versuch zu bestrafen ist. Sie entsprechen im 
wesentlichen dem geltenden Recht und wurden be-
reits im Zusammenhang in der Vorbemerkung zu 
diesem Titel erläutert. 

Absatz 3 ist neu und begegnet den Härten, die 
sich dadurch ergeben können, daß der Entwurf den 
untauglichen Versuch für strafbar erklärt. Denn in 
Fällen dieser Art reicht die in Absatz 2 vorgesehene 
Milderungsmöglichkeit nicht immer aus. Hierbei ist 
weniger an die Fälle gedacht, in denen der Täter le-
diglich einem abergläubischen Wahne folgt und 
etwa durch „Totbeten" einen Menschen oder durch 
„Behexen" ein Tier töten zu können glaubt. Denn in 
Fällen dieser und ähnlicher Art fehlt es an einem 
strafbaren untauglichen Versuch in der Regel schon 
deswegen, weil Handlungen, die allein von unwirk-
lichen Hoffnungen und Wünschen getragen sind und 
noch kein rechtserhebliches Wollen enthalten, für 
den „Vorsatz, die Tat zu vollenden", nicht genügen. 
Es gibt indessen auch andere Fälle törichten Ver-
suchs, in denen beim Täter die Vorsatzmerkmale 
vorliegen. Das gilt z. B. dann, wenn eine Täterin an 
sich selbst eine Abtreibung versucht, obwohl ihr bei 
Kenntnis der allereinfachsten Naturgesetze hätte 
offenbar sein müssen, daß sie gar nicht schwanger 
war oder ihre Schwangerschaft mit dem angewandten 
Mittel unter keinen Umständen hätte beseitigt wer-
den können. Fälle dieser Art nimmt kein besonnener 
Mensch ernst, und es wäre mißlich, wenn das Gesetz 
den Strafrichter zwänge, sie zu ahnden. Wie schon 
in der Vorbemerkung zu diesem Titel erwähnt wor-
den ist, läßt sich im Bereich des untauglichen Ver- 
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suchs eine allgemeine Grenzlinie zwischen den Fäl-
len, die Strafe verdienen, und denen, die straffrei 
bleiben mögen, nicht finden. Ein Versuch kann völlig 
untauglich, ja sogar töricht oder abergläubisch sein 
und daher für die Rechtsordnung noch keine Gefahr 
bilden, gleichwohl aber kann in ihm ein erheblicher 
verbrecherischer Wille zutage treten, der befürch-
ten läßt, daß er sich nach dem Fehlschlag auf 
andere, taugliche Weise durchzusetzen sucht. Um 
in all diesen Fällen zu einem sachgerechten, dem 
Rechtsgefühl entsprechenden und kriminalpolitisch 
befriedigenden Ergebnis zu kommen, läßt der Ent-
wurf dem Strafrichter dann die Möglichkeit, die 
Strafe — über die Vorschrift des § 64 Abs. 1 hin-
aus — nach seinem Ermessen zu mildern (§ 64 Abs. 2) 
oder von Strafe abzusehen, wenn der Täter aus gro-
bem Unverstand verkannt hat, daß die Tat nach der 
Art des Gegenstandes oder des Mittels, an oder mit 
dem die Tat begangen werden sollte, überhaupt 
nicht zur Vollendung führen konnte. Unter „grobem 
Unverstand" ist eine völlig abwegige Vorstellung 
von gemeinhin bekannten Ursachenzusammenhän-
gen zu verstehen, die nicht auf Schwachsinn zu be-
ruhen braucht. 

§ 28 

Rücktritt 
Bei der Regelung des Rücktritts folgt der Entwurf 

in- den wesentlichen Grundzügen dem § 46 StGB. 
Jedoch klärt er verschiedene Streitfragen und ver-
meidet unbefriedigende Ergebnisse, die unter dem 
geltenden Recht, insbesondere beim Rücktritt vom 
untauglichen Versuch, aufgetreten sind. 

Absatz 1 unterscheidet in herkömmlicher Weise 
zwischen dein Rücktritt vom noch nicht beendeten 
und dem Rücktritt vom beendeten Versuch. Er stellt 
diese beiden Fälle nebeneinander und spricht hier-
bei aus, daß nur straffrei bleibt, wer freiwillig zu-
rücktritt. Im geltenden Strafgesetzbuch ist das Merk-
mal der Freiwilligkeit in einer Umschreibung 
ausgedrückt. Beim Rücktritt vom noch nicht be-
endeten Versuch (§ 46 Nr. 1 StGB) wird darin näm-
lich vorausgesetzt, daß der Täter an der weiteren 
Ausführung der Tat nicht durch Umstände gehindert 
worden ist, die von seinem Willen unabhängig 
waren; beim Rücktritt vom beendeten Versuch (§ 46 
Nr. 2 StGB) kommt es darauf an, daß der Täter den 
Taterfolg durch eigene Tätigkeit abgewendet hat, 
bevor die Handlung entdeckt war (tätige Reue). Für 
das geltende Recht enthält somit die Tatsache der 
Entdeckung eine unwiderlegbare Vermutung für die 
Unfreiwilligkeit des Rücktritts. Das führt dazu, daß 
dem Täter Straffreiheit versagt wird, wenn er, ohne 
zu wissen, daß die Tat schon entdeckt ist, aus freien 
Stücken zurücktritt. Das befriedigt nicht. Der Ent-
wurf beseitigt daher diese gesetzliche Vermutung 
der Unfreiwilligkeit. In beiden Fällen soll entschei-
dend sein, ob der Täter „freiwillig" zurücktritt. Damit 
ist der Rechtsprechung der Weg geöffnet, auch auf 
dem Gebiet des Rücktritts nur nach den Vorstellun-
gen des Täters zu bestimmen, ob die tatbestand-
lichen Voraussetzungen für den Eintritt der Straf-
freiheit gegeben sind. Die freiwillige Umkehr mag 
ihren Grund oft darin haben, daß der Täter der 
Regung seines Gewissens oder der Mahnung eines 

§ 28 
Angehörigen folgt, der ihn von der Bahn des Ver-
brechens zurückdrängen will. Das Gesetz enthält 
sich jedoch einer Angabe über den Ursprung des 
Wandels, der zum freiwilligen Rücktritt führt. Dem-
nach kommen auch Beweggründe ohne Reuecharak-
ter in Frage, wie Enttäuschung, fehlender Mut oder 
Angst vor Strafe, wenn durch sie nicht zugleich die 
Freiwilligkeit ausgeschlossen wird. 

Beim noch nicht beendeten Versuch besteht die 
Rücktrittshandlung darin, daß der Täter die wei-
tere Ausführung der Tat aufgibt. „Ausführung der 
Tat" ist hierbei nicht anders zu verstehen als in 
§ 26. Auch die Handlung, die nur nach der Vor-
stellung des Täters der Ausführung der Tat dient, 
fällt darunter. Beim beendeten Versuch kann der 
Täter, abgesehen vom Falle des Absatzes 3, nur 
dann mit strafbefreiender Wirkung zurücktreten, 
wenn er durch eigene Tätigkeit die Vollendung der 
Tat verhindert. Das gilt indessen nur für den Rück-
tritt des Alleintäters. 

Absatz 2 regelt den Rücktritt vom Versuch, wenn 
mehrere Personen an der Tat beteiligt sind. Diese 
Vorschrift ist neu. In diesem Falle genügt beim nicht 
beendeten Versuch nicht, daß ein Mittäter für seine 
Person die weitere Ausführung der Tat aufgibt, oder 
ein auf andere Weise Beteiligter keinen weiteren 
Tatbeitrag mehr leistet. Denn jeder Mitbeteiligte ist 
auch für die Tätigkeit der übrigen Mitwirkenden 
verantwortlich. Führen sie ihren Plan bis zu Ende 
durch, so kann nicht mehr von einem unbeendeten 
Versuch, und erzielen sie den angestrebten Erfolg, 
so kann überhaupt nicht mehr von einem Versuch 
gesprochen werden, auch nicht für den Mitwirken-
den, der seine Beteiligung vorzeitig aufgegeben 
hatte. Dann ist der Versuch für alle Beteiligten 
beendet oder die Tat für alle vollendet. Aus diesem 
Grund muß ein Beteiligter, um wegen Rücktritts vorn 
unbeendeten Versuch straffrei zu bleiben, die Voll-
endung der Tat — nicht aber schon weitere 
Versuchshandlungen der übrigen Beteiligten — 
verhindern. Unter dem geltenden Recht hat die 
Rechtsprechung es überwiegend genügen lassen, daß 
der zurücktretende Mitbeteiligte seinen eigenen 
Tatbeitrag „zurücknimmt". Das setzt lediglich vor-
aus, daß er die Ursächlichkeit seines bereits ver-
wirklichten Tuns beseitigt, so daß es in der Gesamt-
handlung und für den Erfolg nicht mehr fortwirkt. 
Der Entwurf geht hier grundsätzlich weiter: Der 
zurücktretende Mitbeteiligte muß nicht nur die 
Folgen der eigenen Tätigkeit auslöschen, er muß 
die Vollendung der Tat überhaupt verhindern. Das 
gilt zunächst für den Rücktritt vom nicht beendeten 
Versuch, ebenso aber auch für den Rücktritt vorn 
beendeten Versuch. Die Verhinderung kann dadurch 
geschehen, daß er die Tat rechtzeitig offenbart und 
dadurch ein polizeiliches Einschreiten vor der Voll-
endung der Tat veranlaßt oder mit Erfolg auf die 
übrigen Beteiligten in der Richtung einwirkt, daß 
sie die Tat nicht vollenden. Glückt ihm das nicht, 
aber gelingt es ihm wenigstens, jede ursächliche 
Fortwirkung seines eigenen Tatbeitrags auzuschal-
ten, so kann er sich, wie noch zu Absatz 3 zu erörtern 
sein wird, allerdings auch durch sein freiwilliges 
und ernsthaftes Bemühen, die Vollendung der Tat 
zu verhindern, Straffreiheit verschaffen. 
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vor § 29 
Absatz 3 sucht auch die Mängel zu vermeiden, 

die dem geltenden Recht bei der Regelung des Rück-
tritts vom untauglichen, vom endgültig fehlgeschla-
genen und von dem für die Vollendung nicht ursäch-
lichen Versuch anhaften. In all diesen Fällen kann 
die Versuchstat ohnehin nicht zur Vollendung führen. 
Der Zurücktretende kann daher die Vollendung auch 
nicht abwenden, beim nicht ursächlichen Versuch 
zumindest nicht dadurch, daß er seinen Tatbeitrag 
zurücknimmt. Aus diesem Grund hielt die Recht-
sprechung des Reichsgerichts beim beendeten un-
tauglichen Versuch einen strafbefreienden Rücktritt 
durch tätige Reue nicht für möglich. Dieses Ergebnis 
ist unbillig und nicht sachgerecht. Denn es wird dem 
Täter gerade bei den ungefährlichen Versuchen die 
Möglichkeit genommen, mit strafbefreiender Wir-
kung zurückzutreten. Inzwischen haben die Straf-
rechtsangleichungsverordnung vom 29. Mai 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 339) und das 3. Strafrechtsände-
rungsgesetz vom 4. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 735) durch die Neufassung des § 49a Abs. 4 StGB 
im gleichliegenden Fall des Rücktritts des erfolglosen 
Teilnehmers dessen freiwilliges und ernsthaftes 
Bemühen, die Tat zu verhindern, zur Straffreiheit 
genügen lassen. Diese Regelung, die § 36 Abs. 2 auch 
für die versuchte Beteiligung übernimmt, führt der 
Entwurf nun auch beim Rücktritt vom Versuch ein. 
Künftig steht also die Tatsache, daß der Versuch un-
tauglich oder schon fehlgeschlagen war der Mög-
lichkeit, mit strafbefreiender Wirkung zurückzu-
treten, nicht entgegen. Natürlich ist ein ernsthaftes 
Bemühen des Zurücktretenden nur möglich, solange 
er noch nicht weiß, daß die Vollendung der Tat ohne 
sein Zutun unterblieben oder mißlungen ist. Das 
bedarf keiner besonderen Hervorhebung in der 
Fassung. Der Entwurf regelt in diesem Absatz auch 
den Fall, daß zwei oder mehrere Beteiligte unab-
hängig voneinander zurücktreten, und nur die Rück-
trittshandlung eines von ihnen die Tat verhindert. 
Aber selbst wenn andere Beteiligte die Tat zu Ende 
bringen, steht das der Straflosigkeit eines zurück-
tretenden Beteiligten nicht entgegen. Er bleibt aller-
dings nur dann straffrei, wenn es ihm — neben 
seinem freiwilligen und ernsthaften Bemühen, die 
Vollendung der Tat zu verhindern — wenigstens 
gelingt, seinen eigenen Tatbeitrag in seiner ursäch-
lichen Fortwirkung auszuschalten oder wenn dieser 
Beitrag ohne sein Zutun unwirksam wird. Denn nur 
dann ist die Tat „unabhängig von seinem früheren 
Verhalten" begangen. 

Der Rücktritt kommt immer nur dem Zurück-
tretenden selbst zugute, nicht etwa anderen Betei-
ligten. Er ist ein persönlicher Straf aufhebungsgrund. 

Ebenso wie im geltenden Recht bewirkt der Rück-
tritt nur die Straflosigkeit des Versuchs als solchen, 
und zwar des Versuchs im Sinne des § 26. Die all-
gemeine Rücktrittsvorschrift des § 28 gilt daher nicht 
ohne weiteres dann, wenn Vorbereitungs- oder Ver-
suchshandlungen zu selbständigen Straftatbeständen 
erhoben worden sind. Will das Gesetz auch in diesen 
Fällen dem Rücktritt strafbefreiende Wirkung bei-
legen, so bedarf es hierfür einer ausdrücklichen 
Bestimmung im Besonderen Teil (vgl. hierzu die Bei-
spiele in der Begründung zu § 26 am Ende). Grund-
sätzlich stellt der Rücktritt vom Versuch auch 

insoweit nicht straflos, als die Versuchshandlung 
zugleich den Tatbestand eines anderen Strafgesetzes 
verwirklicht. Wer z. B. falsche Papiere anfertigt, um 
damit in betrügerischer Absicht einen anderen zu 
täuschen, bleibt wegen Urkundenfälschung strafbar, 
auch wenn er vom Betrug mit strafbefreiender Wir-
kung zurückgetreten ist. 

Dritter Titel 

Täterschaft und Teilnahme 
An einer Straftat können mehrere beteiligt sein. 

Die Strafdrohungen des Besonderen Teils richten sich 
in ihrem Wortlaut jedoch stets an die Person, die 
den Tatbestand selbst verwirklicht. Was gilt, wenn 
jemand eine Straftat durch einen anderen ausführen 
läßt, oder wenn sie von mehreren begangen wird, 
ergehen die einzelnen Tatbestände nicht ohne wei-
teres. In aller Regel gibt der Besondere Teil auch 
nicht an, wie jemand zu bestrafen ist, der einen 
anderen zu einer Straftat verleitet oder ihn bei 
seinem strafbaren Tun unterstützt. Es sind daher 
Vorschriften notwendig, die die Strafdrohungen des 
Besonderen Teils auch für diese Fälle anwendbar 
machen und je nach Art oder Gewicht der Beteili-
gungsform allgemein bestimmen, ob und in welchem 
Umfange Beteiligte der Strafdrohung unterliegen. 

Das kann auf zwei Wegen geschehen: Das Gesetz 
kann entweder von einem einheitlichen umfassenden 
Täterbegriff ausgehen und bestimmen, daß die ein-
zelnen Strafdrohungen unmittelbar für jeden Tat-
beteiligten gelten, gleichgültig, ob er den Tatbestand 
selbst verwirklicht oder nur zu dessen Verwirk-
lichung in irgendeiner Weise beigetragen hat. Es ist 
aber auch möglich, neben dem eigentlichen Täter, der 
im Wortlaut der einzelnen Straftatbestände an-
gesprochen ist, die anderen Formen der Tatbeteili-
gung tatbestandlich im Gesetz zu bestimmen und 
jeweils anzugeben, in welchem Umfange die Straf-
drohungen auf solche Tatbeteiligten anzuwenden 
sind. Diesen zweiten Weg beschreitet das geltende 
Strafgesetzbuch. Es unterscheidet hierbei drei ver-
schiedene Formen der Teilnahme: Mittäterschaft, 
Anstiftung und Beihilfe (§§ 47 bis 49 StGB). Das 
geltende Teilnahmerecht ist durch die Strafrechts-
angleichungsverordnung vom 29. Mai 1943 (Reichs-
gesetzbl. I  S.339, 341) neu gefaßt worden. Es wird 
durch Vorschriften über den Versuch der Anstiftung 
und über strafbare Verbrechensvorbereitungen (§ 49 a 
StGB) ergänzt, deren letzte Fassung auf dem 3. Straf-
rechtsänderungsgesetz vom 4. August 1953 (Bundes-
gesetzbl. I S. 735) beruht. 

Der Entwurf hält im wesentlichen an diesem Auf-
bau der Teilnahmeregelung fest. Denn die Zu-
sammenfassung aller Beteiligungsformen in einem 
einheitlichen Täterbegriff könnte die gesetzliche 
Regelung nur scheinbar vereinfachen: Für bestimmte 
Fälle versuchter oder untergeordneter Beteiligung 
müßte nämlich der Gesetzgeber, um ungerechte Er-
gebnisse zu vermeiden, doch die Möglichkeit vor-
sehen, die Strafe zu mildern oder von Strafe abzu-
sehen. Der einheitliche Täterbegriff versagt aber vor 
allem bei den eigenhändigen und denjenigen Straf-
taten, die besondere persönliche Tätermerkmale vor- 
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aussetzen. Die Beteiligung anderer, bei denen diese 
Merkmale nicht zutreffen, müßte ohnehin durch 
besondere Vorschriften geregelt werden. Schließlich 
hätte der einheitliche Täterbegriff notwendig den 
Fortfall jeder Akzessorietät für die Anstiftung und 
die Beihilfe und damit eine Ausweitung der Straf-
barkeit zur Folge, die nur durch besondere Vor-
schriften für die Anstiftung und die Beihilfe, die nicht 
zu einer Haupttat führen, auf das durch rechtsstaat-
liche Grundsätze gebotene Maß zurückgeführt wer-
den könnte. So zeigt sich, daß nicht alle Beteiligungs-
formen unterschiedslos eingeebnet werden können, 
und der Einheitstäterbegriff die gesetzliche Regelung 
des Teilnahmerechts im Grunde nicht zu entlasten 
vermag. Außerdem gäbe der Gesetzgeber die Wer-
tung der verschiedenen Beteiligungsgrade in die 
Hand des Richters, der um eines gerechten Ergeb-
nisses willen jedenfalls bei der Strafzumessung Art 
und Gewicht der Beteiligung doch feststellen und 
berücksichtigen müßte. Der Einheitstäterbegriff ver-
gröbert somit die tatbestandliche Einordnung, ohne 
die Rechtsanwendung im ganzen zu vereinfachen. Er 
widerspricht daher auch dem Geist des Entwurfs, der 
allenthalben rechtsstaatlich fest umgrenzte und in-
haltlich klar bestimmte Tatbestände anstrebt. 

Aus diesem Grunde beschränkt sich der Entwurf 
darauf, vom Aufbau der Teilnahmeregelung des gel-
tenden Rechts ausgehend, auf diesem Gebiet ent-
standene Streitfragen zu klären, Lücken auszufüllen 
und die gesetzliche Regelung im einzelnen zu ver-
vollkommnen. Erfahrungen und Ergebnisse der 
Rechtsprechung hat sich der Entwurf zunutze ge-
macht. Aus dem Streit der Lehrmeinungen hat er sich 
indessen bewußt herausgehalten, um die Rechts-
entwicklung nicht zu stören. 

Umstritten blieb im Teilnahmerecht seit langem, 
nach welchen Grundsätzen die verschiedenen Formen 
der Täterschaft und Teilnahme voneinander ab-
zugrenzen sind. In der Rechtsprechung hatte sich 
entgegen einer im Schrifttum und im Ausland ver-
breiteten sogenannten objektiven Teilnahmelehre 
nach und nach eine Auffassung durchgesetzt, die 
einen Tatbeteiligten ohne Rücksicht auf seinen 
äußeren Tatbeitrag allein danach als Täter oder als 
Teilnehmer einordnen wollte, ob er die Tat „als 
eigene" oder „als fremde" begangen hat (sogenannte 
subjektive Teilnahmelehre). Nach dieser Lehre sollte 
die Kennzeichnung und Bewertung einer Tatbeteili-
gung somit grundsätzlich von inneren Tatsachen, vor 
allem vom Willen des Tatbeteiligten abhängen, das 
äußere Tatbild hingegen als maßgebendes Unter-
scheidungsmerkmal ganz zurücktreten. Sie beruhte 
darauf, daß sich auf dem Boden einer ausschließlich 
kausalen Betrachtungsweise der Gleichwertigkeit 
aller Bedingungen für den Taterfolg Täterschaft und 
Teilnahme objektiv nicht unterscheiden lassen. Die 
Teilnahmeformen verloren hierdurch an Umriß und 
Gestalt. Die Lehre führte auch zu sachwidrigen und 
unbefriedigenden Ergebnissen. Sie wurde aber vor 
allem deswegen bekämpft, weil meist eine nachfol-
gende Ganzheitsbetrachtung darüber entschied, ob 
die Tat „als eigene" oder „als fremde" begangen 
worden ist, und diese Unterscheidungsmerkmale 
eine formelhafte Rechtsanwendung förderten. 

vor  § 29 
In neuerer Zeit versuchen Rechtsprechung und 

Rechtslehre den Gegensatz von objektiven und sub-
jektiven Teilnahmelehren durch den Gedanken der 
Tatherrschaft zu überwinden. Danach ist Täter einer 
vorsätzlichen Tat, wer die Begehung der Tat samt 
ihrem Ablauf beherrscht, Teilnehmer, wer sich der 
Tatherrschaft des Täters unterordnet. Da zur Tat-
herrschaft nicht nur ein „Beherrschen-wollen", son-
dern auch ein „Beherrschen-können" gehört, ist Täter 
nicht schon, wer ein eigenes Interesse am Erfolg der 
Tat hat. Ein wesentlicher Anhaltspunkt für die Täter-
schaft ist vielmehr, wie weit der Beteiligte den 
Geschehensablauf selbst in der Hand hat, mag er 
dabei selbst unmittelbar zugreifen oder mit anderen 
zusammenwirken oder sich eines anderen als bloßen 
Werkzeugs bedienen, so daß Durchführung und Aus-
gang der Tat maßgeblich von seinem Willen ab-
hängen. Der Entwurf gibt dem so verstandenen 
Gedanken der Tatherrschaft Raum. Er verzichtet 
jedoch darauf, ihn gesetzlich festzulegen, um einer 
weiteren Entwicklung in Rechtsprechung und Rechts-
lehre nicht vorzugreifen. Eine gewisse Unsicherheit 
in der Abgrenzung zwischen Täterschaft und Teil-
nahme kann hierdurch allerdings gelegentlich be-
stehen bleiben. Im übrigen erhalten aber die Beteili-
gungsformen im Entwurf durch Begriffsbestimmungen 
(§§ 29 bis 31), die für die Auslegung sichere Anhalts-
punkte liefern, einen klareren Umriß. 

Eine Klärung bringt der Entwurf schließlich in der 
Frage der Abhängigkeit der Teilnahme (Akzessorie-
tät der Teilnahme). Es geht dabei um die Frage, 
welche rechtlichen Voraussetzungen bei der Haupt-
tat vorliegen müssen, damit an ihr strafbare Teil-
nahme möglich ist. Früher ließ die Rechtsprechung 
Anstiftung und Beihilfe davon abhängen, daß eine 
strafbare Haupttat, also eine tatbestandsmäßige, 
rechtswidrige und schuldhafte Handlung begangen 
worden ist (Grundsatz der strengen Akzessorietät). 
Diese Auffassung riß breite Strafbarkeitslücken in 
den Kreis der strafwürdigen Fälle. Es blieb z. B. der 
Beteiligte an der Tat eines Zurechnungsunfähigen 
straffrei, wenn seine Verurteilung als (mittelbarer) 
Täter nicht möglich war. Dem half die Strafrechts-
angleichungsverordnung vom 29. Mai 1943 (Reichs-
gesetzbl. I S. 339) ab. Seither bestimmt § 50 Abs. 1 
StGB, daß bei Tatbeteiligung mehrerer „jeder ohne 
Rücksicht auf die Schuld des anderen nach seiner 
Schuld strafbar" ist. Daraus folgt, daß ein Teilnehmer 
strafbar sein kann, ohne daß den Täter ein Schuld-
vorwurf trifft. Der Grundsatz der limitierten Akzes-
sorietät wurde damit zum Gesetz erhoben. Dieser 
Eingriff des Gesetzgebers brachte aber neue Streit-
fragen. Fest stand zwar nunmehr, daß Teilnehmer-
strafe keine Täterschuld mehr voraussetzt: Wer 
jemand zum Diebstahl verleitet, wird als Anstifter 
bestraft, auch wenn sich herausstellt, daß der Dieb 
schuldunfähig (§ 24) ist. Zweifelhaft blieb hingegen, 
ob eine Bestrafung des Teilnehmers auch möglich ist, 
wenn der Täter ohne Vorsatz handelt. Hierüber 
konnte die Rechtsprechung aus dem Satz, daß 
jeder „nach seiner Schuld strafbar" (§ 50 Abs. 1 
StGB) sei, nichts entnehmen. Auch die Teilnahme-
tatbestände (§§ 48 und 49 StGB), die schon durch 
ihre Neufassung die Lockerung der Abhängigkeit 
deutlich machen sollten und daher in der Person 
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§ 29  
des Täters keine „strafbare Handlung mehr voraus-
setzten, sondern eine „mit Strafe bedrohte Handlung" 
genügen ließen, geben hierzu keine Auskunft. So 
wurde z. B. streitig, ob ein Angestellter, der seinen 
arglosen Geschäftsherrn wissentlich beim Ankauf 
von Diebesgut unterstützt, wegen Beihilfe zur (nicht 
vorsätzlich begangenen) Hehlerei bestraft werden 
kann, oder ob die Anstifterstrafe trifft, wer eine 
ahnungslose Person veranlaßt, eine fremde Sache 
an sich zu nehmen, die sie für ihre eigene hält. Der 
Bundesgerichtshof setzt neuerdings für die Strafbar-
keit der Teilnahme voraus, daß die Haupttat vorsätz-
lich begangen ist. 

Der Entwurf behält den Grundsatz der limitierten 
Akzessorietät bei (§ 34) und stellt darüber hinaus 
klar, daß nur zu einer vorsätzlichen Haupttat 
angestiftet und Hilfe geleistet werden kann (§§ 30, 
31). Hierfür war von Bedeutung, daß bei vielen Tat-
beständen der eigentliche Sinngehalt und Unwert 
der Ausführungshandlung erst durch den Vorsatz 
hervortritt (z. B. sich zueignen, ausbeuten, dem Wild 
nachstellen, das Recht beugen, verheimlichen), so 
daß eine Ausführungshandlung ohne Vorsatz sinn-
entleert erscheint. Außerdem setzt die Teilnahme 
nach der Lehre von der Tatherrschaft wesensgemäß 
eine vorsätzliche Haupttat voraus. Denn eine Unter-
ordnung unter die Tatherrschaft des Täters, die für 
den Teilnehmer kennzeichnend sein soll, ist nicht 
denkbar, wenn der Täter nicht vorsätzlich handelt. 

Der Entwurf verwendet in den Vorschriften über 
die Anstiftung und über die Beihilfe (§§ 30, 31) für 
die Bezeichnung der Haupttat nicht mehr den Aus-
druck „mit Strafe bedrohte Handlung". Er sollte in 
den §§ 48 und 49 StGB ebenso wie in den §§ 42b, 
49a und 330a StGB im Gegensatz zum Begriff der 
„strafbaren Handlung" zum Ausdruck bringen, daß 
die Haupttat nicht schuldhaft begangen zu sein 
braucht. Das ergibt sich indessen noch nicht aus dem 
Begriff „mit Strafe bedrohte Handlung", sondern 
wird für die §§ 48 und 49 StGB erst durch den Satz 
deutlich, daß jeder nach seiner Schuld bestraft wird 
(§ 50 Abs. 1 StGB). Der Entwurf spricht daher von 
der Anstiftung und der Beihilfe zu einer „vorsätzlich 
begangenen rechtswidrigen Tat" (§§ 30, 31). Das be-
deutet einmal, daß es keine Teilnahme an einer nicht 
rechtswidrigen Tat gibt, zum anderen liegt hierin 
nach dem Sprachgebrauch des Entwurfs (vgl. § 11 
Abs. 1 Nr. 2) ein klarer Hinweis, daß eine tat-
bestandsmäßige und rechtswidrige Haupttat voraus-
gesetzt ist, die nicht schuldhaft, wohl aber vorsätzlich 
begangen sein muß. 

Eine Ausnahme kennt der Entwurf vom Erf order-
nis der vorsätzlichen Haupttat: Es genügt für die 
Strafbarkeit, daß der Teilnehmer irrig angenommen 
hat, der Täter werde bei der Begehung vorsätzlich 
handeln (§ 32). Der Entwurf setzt hiernach dann 
keine vorsätzliche Haupttat voraus, wenn sich der 
Teilnehmer wenigstens eine solche vorgestellt hat. 
Dadurch werden weitere Strafbarkeitslücken aus-
gefüllt, ohne daß das Wesen und der Aufbau der 
Teilnahmetatbestände angetastet wird. 

Schließlich bringt der Entwurf einige Klarstellun-
gen für die Fälle, in denen nach dem geltenden Recht 
(§ 50 Abs. 2 StGB) an das Vorliegen besonderer per-

sönlicher Merkmale strafbarkeitsbegründende oder 
strafändernde Folgerungen geknüpft werden (§ 33). 
Der Versuch der Beteiligung (§ 49a StGB) und der 
Rücktritt von einem solchen Versuch werden ein-
gehend geregelt (§§ 35, 36). 

§ 29 
Täterschaft 

Das geltende Recht enthält lediglich eine Vorschrift 
über die Mittäterschaft (§ 47 StGB) und läßt im 
übrigen den Begriff des Täters offen. Das gab den 
Weg dafür frei, bei der Frage, wer Täter ist, das 
äußere Tatgeschehen zurücktreten zu lassen und sie 
danach zu beurteilen, wer die verwirklichte Tat als 
Täter gewollt hat. Der Entwurf will den einzelnen 
Beteiligungsformen wieder einen schärferen äußeren 
Umriß geben und legt daher neben den Begriffs-
bestimmungen für die Anstiftung und die Beihilfe 
auch die wesentlichen Merkmale des Begriffs der 
Täterschaft fest. Hierfür spricht auch, daß ein Gesetz, 
das allenthalben begriffliche Klarheit anstrebt, die 
Täterschaft als die am häufigsten vorkommende 
Beteiligungsform nicht unerwähnt lassen kann. Das 
gilt namentlich im Hinblick auf die mittelbare Täter-
schaft, die sowohl hinsichtlich ihrer gesetzlichen An-
erkennung und ihres Inhalts ungleich problematischer 
ist als die von jeher gesetzlich geregelte Mittäter-
schaft. Schließlich enthält die Tatsache, daß der 
Entwurf alle Täterschaftsformen begrifflich bestimmt, 
einen deutlichen Hinweis dafür, daß der Entwurf die 
Täterschaft gegenüber der Anstiftung und der Bei-
hilfe als den primären Begriff ansieht, somit An-
stiftung oder Beihilfe nur immer dann vorliegen 
kann, wenn keine Täterschaft gegeben ist. Das ist 
vor allem für die Abgrenzung zwischen mittelbarer 
Täterschaft und Anstiftung von Bedeutung. 

Absatz 1 spricht zunächst vom unmittelbaren 
Täter. Der Entwurf versteht darunter einen Täter, „der 
die Straftat selbst begeht", d. h. alle Tatbestandsmerk-
male in seiner Person verwirklicht. Das ist der weit-
aus häufigste Fall der Täterschaft. Diese begriffliche 
Bestimmung macht deutlich, daß, wer die Tat selbst 
begeht, also z. B. in eigener Person „tötet" (§ 134), 
„Unzucht treibt" (§ 211), „wegnimmt" (§ 235), „be-
schädigt" (§ 249) oder „falsch schwört" (§ 432), stets 
Täter ist, und nicht etwa wegen fehlenden Täter-
willens Teilnehmer sein kann, wie in der Recht-
sprechung früher bisweilen angenommen worden ist. 

Absatz 1 erläutert ferner den Begriff des mittel-
baren Täters. Der Entwurf beschränkt sich darauf, 
ihn als Täter zu kennzeichnen, der die Straftat „durch 
einen anderen begeht". Hierdurch kommt zum Aus-
druck, daß der Entwurf den Rechtsbegriff der mittel-
baren Täterschaft entgegen früheren Entwürfen (vgl. 
Begründung zum Entwurf 1925 S. 25), aber im Ein-
klang mit der überwiegenden Auffassung in der 
Rechtslehre anerkennt und die Fälle, in denen 
jemand zur Tatbegehung einen anderen einsetzt, in 
erster Linie unter dem Gesichtspunkt der mittelbaren 
Täterschaft und nur, wenn die Täterschaftsmerkmale 
nicht gegeben sind, auch unter dem der Teilnahme 
zu prüfen sind. Im übrigen ist es auch sachgemäß und 
der Volksanschauung entsprechend, den mittelbaren 
Täter ebenso zu behandeln wie den unmittelbaren. 
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Denn es darf keinen Unterschied machen, ob sich 
jemand einer Sache oder eines Menschen bedient, 
um eine Straftat zu begehen. Wer sich in diebischer 
Absicht eine fremde Sache durch ein Kind zutragen 
läßt, ist ebensogut ein Dieb, wie wenn er die Sache 
mit eigener Hand weggenommen, sie mit einem 
Haken aus einem Behältnis herausgenommen hätte 
oder sie sich durch einen Hund hätte bringen lassen. 

Die mittelbare Täterschaft kann in verschiedenen 
Erscheinungsformen auftreten. Sie unterscheiden sich 
in der Person desjenigen, dessen sich der Täter zur 
Begehung seiner Straftat bedient (Tatmittler). So 
kann der Täter einmal die Tat durch die Hand eines 
Irrenden oder Unwissenden begehen, wenn er z. B. 
einem arglosen Pfleger Gift statt Arznei reicht, um 
den Kranken zu töten. Der Tatmittler kann aber auch 
trotz Vorsatzes schuldlos handeln, so wenn der Täter 
durch eine schuldunfähige (§§ 23, 24) oder durch 
eine in einer entschuldigenden Notstandslage han-
delnde Person (§ 40) eine Straftat begeht. Weiter ist 
mittelbare Täterschaft dadurch möglich, daß bei 
Straftaten, die in der Person des Täters besondere 
persönliche Eigenschaften, Verhältnisse oder Um-
stände voraussetzen, der Täter, bei dem diese täter-
schaftlichen Merkmale zutreffen, die Tat durch einen 
Tatmittler, dem sie fehlen, ausüben läßt: Ein Ur-
kundsbeamter läßt eine unrichtige Beurkundung 
durch einen Außenstehenden begehen. Schließlich 
können dem Tatmittler auch besondere Absichten 
fehlen, die die Strafbarkeit begründen. In diesen 
Fällen bleibt mittelbare Täterschaft auch dann mög-
lich, wenn der Tatmittler selbst vorsätzlich gehandelt 
hat und als Gehilfe strafbar ist. Neben diesen wich-
tigeren Formen der mittelbaren Täterschaft gibt es 
aber noch Fälle, in denen der Tatmittler nicht tat-
bestandsmäßig oder nicht rechtswidrig handelt. Das 
trifft z. B. zu, wenn jemand einen anderen zwingt, 
sich selbst zu verletzen oder sich selbst zu töten, 
oder wenn ein Polizeibeamter durch vorgetäuschte 
Beweise veranlaßt wird, einen Unschuldigen festzu-
nehmen. Angesichts dieser Vielgestaltigkeit der 
Formen der mittelbaren Täterschaft ist der Entwurf 
davon abgekommen, sie in Einzelheiten zu um-
schreiben. Hiergegen spricht auch, daß in diesem 
Bereich verschiedene Fragen, namentlich die recht-
liche Beurteilung des vollverantwortlichen Tatmitt-
lers, noch der Klärung durch die Wissenschaft 
bedürfen und der Rechtsentwicklung insoweit nicht 
vorgegriffen werden sollte. 

Auch im übrigen enthält § 29 keine in sich ab-
geschlossene und erschöpfende Begriffsbestimmung 
des Täters. Die Vorschrift ergibt erst im Verein mit 
den jeweiligen Tatbeständen des Besonderen Teils, 
wer Täter ist und sein kann. So verzichtet sie darauf, 
ausdrücklich hervorzuheben, daß bisweilen Straftat-
bestände nur eigenhändig begangen werden können 
und insoweit auch eine mittelbare Täterschaft nicht 
möglich ist (eigenhändige Straftaten) und daß andere 
Tatbestände, die eine mittelbare Täterschaft nicht 
ausschließen, in der Person des Täters besondere 
persönliche Eigenschaften, Verhältnisse oder Um-
stände voraussetzen (Sonderstraftaten). Diese wer-
den im Entwurf unter dem Begriff „besondere 
persönliche Merkmale" zusammengefaßt (§ 14 Abs. 1; 
vgl. § 33 Abs. 1, § 35 Abs. 3). 

§ 30 
Täterschaft setzt keine vollendete Straftat voraus. 

Auch wer eine Straftat versucht, ist Täter (vgl. § 26). 

Absatz 2 handelt vom Mittäter. Die Vorschrift 
entspricht dem § 47 StGB und bringt sachlich nichts 
Neues. Sie hält daran fest, daß jeder als Täter bestraft. 
wird, wenn mehrere die Straftat gemeinschaftlich 
begehen. Es kommt hierbei nicht darauf an, in 
welchem Umfange der einzelne Tatbeteiligte am 
äußeren Tatgeschehen mitgewirkt oder zum Tat-
erfolg beigetragen hat. Ein Mittäter braucht daher in 
eigener Person kein Tatbestandsmerkmal zu ver-
wirklichen. Er kann auch bloße Vorbereitungs- oder 
Beihilfehandlungen vornehmen. Wesentlich ist nur, 
daß er sich zur gemeinschaftlichen Tatbegehung mit 
anderen verbunden hat und den Tatbeitrag, den er 
innerhalb des Tatplanes übernommen hat, als Teil 
der gemeinsam zu verwirklichenden Gesamttat 
leistet, deren Durchführung und Ausgang er hierdurch 
mitbeherrscht. Schließen sich z. B. drei Wilderer zu-
sammen, um gemeinsam einen Förster zu töten, so 
sind alle drei in gleicher Weise Mörder (Mittäter), 
auch wenn der eine das arglose Opfer nur in den 
Hinterhalt gelockt hat, die beiden anderen alsdann 
zu gleicher Zeit auf den Förster anlegten und 
schossen, aber nur einer davon traf. 

§ 30 

Anstiftung 

Der Anstifter weckt in einem anderen den Ent-
schluß zur Tat. Im Gegensatz zum „Rädelsführer" 
beschränkt er sich hierauf. An der Tatausführung 
selbst wirkt er nicht mit, er überläßt sie dem An-
gestifteten. Dem Anstifter geht es also darum, eine 
fremde Tat auszulösen. Die Vorschrift verdeutlicht 
das, indem sie von der Bestimmung eines anderen 
zu „dessen" Tat spricht. Ein bereits zur Tat Ent-
schlossener kann nicht angestiftet werden. In einem 
solchen Fall kann allenfalls Beihilfe vorliegen, wenn 
hierdurch eine Förderung der Tat eingetreten ist. 

Zur Strafbarkeit gehört nicht nur, daß der An-
stifter im Angestifteten den Tatentschluß hervor-
gerufen hat. Die Tat muß wirklich auch ausgeführt, 
zumindest aber versucht sein. Nur dann liegt eine 
Bestimmung zu einer „begangenen" Tat vor. Bleibt 
die Anstiftung erfolglos, so ist sie nur strafbar, wenn 
sie sich auf ein Verbrechen bezieht (§ 35) oder wenn 
Tatbestände des Besonderen Teils (vgl. § 435) oder 
andere Strafvorschriften (z. B. § 34 des Wehrstraf-
gesetzes vom 30. März 1957 — Bundesgesetzbl. I 
S. 298) es bestimmen. 

Eine Anstiftung kann nur vorsätzlich begangen 
werden. Wie das geltende Recht sagt das auch der 
Entwurf ausdrücklich. Das bedeutet einmal, daß der 
Anstifter sich vorstellt und will, daß die angestif-
tete Person gerade die ihr angesonnene rechts-
widrige Tat begeht, oder er mindestens für möglich 
hält, daß sie diese Tat ausführen werde, und sich 
damit abfindet (vgl. § 16). Zum anderen gehört zum 
Anstiftervorsatz, daß der Angestiftete die Tat voll-
ende. Wer nur jemand zur Tat verlockt, den Erfolg 
aber abwenden will (der sogenannte Lockspitzel), 
kann nicht als Anstifter bestraft werden. Wollte der 
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§ 31 
Anstifter aber, daß die Tat vollendet werde, so ge-
nügt für seine Bestrafung, daß sie versucht worden 
ist. 

Der Anstifter wird „gleich einem Täter" bestraft. 
Er wird also so behandelt, als ob er die Tat selbst 
ausgeführt hätte. Folgen der Tat, die vom Vorsatz 
des Anstifters nicht umfaßt waren, dürfen ihm als 
Anstifter nur zugerechnet werden, wenn das Gesetz 
eine schwerere Strafe an sie knüpft und den An-
stifter wegen dieser Folgen der Vorwurf der Fahr-
lässigkeit trifft (vgl. § 22). 

Was bisher zu dieser Vorschrift gesagt wurde, 
weicht vorn geltenden Recht (§ 48 StGB) nicht ab. 
Auf zwei Neuerungen ist aber hinzuweisen: Der 
Entwurf führt die Anstiftungsmittel (Geschenke, 
Versprechen, Drohungen usw.) nicht mehr an. Eine 
solche Aufzählung ist überflüssig und mißverständ-
lich: Vollständig können die Anstiftungsmittel nicht 
aufgeführt werden, denn jedes Mittel genügt im 
Grunde, wenn es einem anderen „zu dessen Tat be-
stimmt". Auf der anderen Seite muß keine Anstif-
tung vorliegen, wenn sich jemand eines der in § 48 
StGB aufgeführten Mittel bedient, um auf einen 
anderen einzuwirken. Es kann auch mittelbare Täter-
schaft gegeben sein. Kennzeichnend für die Anstif-
tung ist nicht das Mittel, sondern das Verhältnis zu 
demjenigen, der die Tat ausführt. Bei der Anstiftung 
liegt die Tatherrschaft nicht beim Anstifter, sondern 
beim Täter der Haupttat. Bei der mittelbaren Täter-
schaft liegt die Tatherrschaft hingegen bei dem 
mittelbaren Täter, nicht seinem Werkzeug. Die er-
wähnte Abweichung des Entwurfs vom geltenden 
Recht will indessen nur den Gesetzeswortlaut ver-
bessern, eine inhaltliche Änderung des Rechts bringt 
sie nicht. Von erheblicherer Bedeutung ist die zweite 
Neuerung: Die Vorschrift stellt klar, daß sich die 
Anstiftung auf eine vorsätzlich begangene rechts-
widrige Haupttat beziehen muß. Die Entstehungs-
geschichte, die Gründe und die Bedeutung dieser 
Neuregelung sind bereits in der Vorbemerkung zu 
diesem Titel erläutert. Über die Ausnahmen von 
diesem Vorsatzerfordernis bei der Haupttat sind 
§ 32 und die Begründung hierzu zu vergleichen. 

§ 31 
Beihilfe 

Absatz 1 enthält die Begriffsbestimmung für den 
Gehilfen. Sie lehnt sich an die des § 49 StGB an. Neu 
ist, daß auch für die Beihilfe, ebenso wie für die 
Anstiftung, eine vorsätzlich begangene rechtswid-
rige Haupttat erforderlich ist, soweit nicht die be-
sonderen Voraussetzungen des unten noch zu er-
läuternden § 32 vorliegen (vgl. § 32 Abs. 2). Diese 
Neuerung ist bereits in der Vorbemerkung zu diesem 
Titel im einzelnen begründet. Dort sind auch die 
Grundsätze dargelegt, nach denen eine Abgrenzung 
zwischen den einzelnen Beteiligungsformen, nament-
lich zwischen Mittäterschaft und Beihilfe, zu gewin-
nen ist. Im einzelnen wird der von Rechtsprechung 
und Rechtslehre herausgearbeitete Begriff der Tat-
herrschaft brauchbare Anhaltspunkte für die Unter-
scheidung zwischen Mittäterschaft und Beihilfe 
liefern. Wie im geltenden Recht ist auch nach dem 
Entwurf unter „Hilfe leisten" jedes vorsätzliche 

Unterstützen und Fördern einer fremden Tat zu 
verstehen, bei der sich der Beteiligte der Tatherr-
schaft eines anderen unterordnet. Der im geltenden 
Recht enthaltene Hinweis, daß die Beihilfe „durch 
Rat oder Tat" geleistet sein kann, ist selbstver-
ständlich und daher entbehrlich. In einem wesent-
lichen Punkt schränkt der Entwurf allerdings die 
Rechtsprechung ein: Wer die Straftat selbst begeht, 
ist Täter (§ 29 Abs. 1). Das gilt nur dort nicht, wo 
die Täterschaft darüber hinaus noch persönliche 
Merkmale (vgl. § 14Abs.1) voraussetzt (Sonderstraf-
taten). In diesem Falle ist eine Täterschaft ohne 
diese Merkmale nicht denkbar. 

Beihilfe setzt voraus, daß die Haupttat aus-
geführt, zumindest aber versucht wurde. Seit dem 
3. Strafrechtsänderungsgesetz vom 4. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 735) ist die erfolglose Beihilfe 
— nicht hingegen die erfolglose Anstiftung — straf-
los. Der Entwurf hält daran fest. Nur im Besonderen 
Teil finden sich vereinzelt Fälle, die um eines wirk-
samen Rechtsgüterschutzes willen auch versuchte 
Beihilfe in den Bereich des Strafbaren einbeziehen 
(z. B. § 142, vgl. auch § 318 Abs. 1). 

Beihilfe kann auch durch Unterlassen begangen 
werden. Voraussetzung ist nur, daß der Unter-
lassende rechtlich dafür einzustehen hat, daß der 
Erfolg, nämlich die Tat, nicht eintreten werde, und 
sein Verhalten den Umständen nach der Verwirk-
lichung des Beihilfetatbestandes durch ein Tun 
gleichwertig ist (§ 13). Die Unterlassung der An-
zeige eines bevorstehenden Verbrechens ist, soweit 
den Unterlassenden keine derartige Einstandspflicht 
trifft, eine strafbare Handlung eigener Art (vgl. 
§§ 449, 450). 

Absatz 2 gibt an, nach welchen Grunds ätzen sich 
die Strafe des Gehilfen bemißt. Sie richtet sich nach 
der Strafdrohung für den Täter. Das gilt unbedingt, 
wenn sich die Haupttat mit der Vorstellung deckt, 
die der Gehilfe sich von ihr gemacht hat, oder hinter 
dieser Vorstellung zurückbleibt. Geht der Unter-
stützte dagegen über das hinaus, was sich der Ge-
hilfe vorgestellt hat, so kann das dem Gehilfen nicht 
zugerechnet werden (vgl. § 34). Das gilt jedoch dann 
nicht, wenn das Gesetz an dieses von der Vorstellung 
des Gehilfen nicht umfaßte Mehr eine schwerere 
Strafe knüpft und dem Gehilfen hinsichtlich dieser 
Folge Fahrlässigkeit zur Last fällt (§ 22). 

Abweichend von § 49 Abs. 2 StGB schreibt der 
Entwurf vor, daß die Strafe für den Gehilfen nicht 
nur gemildert werden kann, sondern zu mildern ist. 
Den milderen Strafrahmen ergibt § 64 Abs. 1. Damit 
kehrt der Entwurf zu der zwingenden Milderung 
für die Beihilfe zurück, die im deutschen Strafrecht 
vor seiner Ä nderung durch die Durchführungsver-
ordnung zur Strafrechtsangleichungsverordnung vom 
29. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 341) gegolten hat. 
Ihr liegt der Gedanke zugrunde, daß die entfern-
tere Mitwirkung des Gehilfen in der Regel auf eine 
geringere Schuld schließen läßt und ein Schuldstraf-
recht dem bei den gesetzlichen Strafdrohungen Rech-
nung tragen sollte. Diese zwingend vorgeschriebene 
Strafmilderung gilt indessen nur, wenn der Beson-
dere Teil oder sonstige Rechtsvorschriften bei der 
Strafdrohung die Beihilfe (vgl. § 398 der Reichsab- 
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gabenordnung) oder tatbestandliche verselbständigte 
Beihilfehandlungen (vgl. § 425 Abs. 1, § 472 Abs. 1 
Nr. 4) der Täterschaft nicht gleichstellen. 

§ 32 
Irrtum über den Tätervorsatz 

Diese Vorschrift ist neu. Sie ergänzt und erwei-
tert die §§ 30 und 31. Der dort enthaltene Grund-
satz, wonach die Strafbarkeit der Teilnahme eine 
vorsätzlich begangene rechtswidrige Haupttat vor-
aussetzt, erfährt durch § 32 eine wesentliche Ergän-
zung: Es genügt für die Strafbarkeit, daß der Teil-
nehmer irrig angenommen hat, der Täter werde 
vorsätzlich handeln. 

Der Entwurf nimmt somit gewisse Fälle, bei 
denen die Haupttat hinter der Vorstellung des Teil-
nehmers zurückgeblieben ist, in den Bereich der 
Teilnahme auf, ohne den Aufbau und die Ausfor-
mung der Teilnahmetatbestände dadurch anzutasten. 
Wer durch sein Verhalten die Voraussetzungen des 
§ 32 erfüllt, wird daher „wie ein Anstifter" bestraft. 
Die Vorschrift verfolgt praktische Zwecke: Sie füllt 
Lücken aus, die dadurch entstehen, daß der Entwurf 
die Teilnahmetatbestände der §§ 30 und 31 an eine 
vorsätzliche Haupttat anlehnt. Einer Stellungnahme 
zu der Frage, welche wissenschaftlichen Folgerun-
gen aus der Vorschrift zu ziehen sind, enthält sich 
der Entwurf. Wer z.B. jemanden überredet, Diebes-
gut anzukaufen, kann nicht wegen Anstiftung zur 
Hehlerei nach §§ 286 und 30 bestraft werden, wenn 
der Käufer arglos war und die strafbare Herkunft 
des Gutes nicht kannte. § 32 ermöglicht in einem 
solchen Falle, den Veranlassenden dann wie einen 
Anstifter zu bestrafen, wenn er geglaubt hat, der 
Käufer durchschaue die Herkunft der Ware und 
handle vorsätzlich. Der Käufer hat zwar in diesem 
Falle keine Hehlerei begangen; für den Veranlas-
senden sah es aber so aus. Sein Vorstellungsbild von 
der Haupttat soll daher auch für die Frage, ob eine 
strafbare Teilnahme vorliegt, maßgebend sein. Diese 
Betrachtung wird der Schuld des Teilnehmers ge-
recht: Es wird ihm das zugerechnet, was seinem Teil-
nehmerwillen entsprach. Schließlich hat er in einem 
solchen Falle auch an einer rechtswidrigen Tat mit-
gewirkt, die sich wenigstens dem äußeren Erfolg 
nach mit seiner Vorstellung deckt. Daß diese Tat 
entgegen seiner Annahme nicht vorsätzlich began-
gen wurde, soll ihm nicht zugute kommen. 

Aber auch die Fälle der Teilnahme nach § 32 
knüpfen an eine rechtswidrige Tat an, die aus-
geführt oder zumindest versucht sein muß. Das 
machen die Worte „rechtswidrig begangene Tat", 
wie sie bereits in den §§ 30 und 31 verwendet sind, 
deutlich. Im Hinblick auf die unvorsätzliche Hand-
lungsweise des unmittelbar Ausführenden kann hier 
allerdings in gewissen Fällen zweifelhaft werden, 
was unter „rechtswidriger Tat" im Sinne dieser Vor-
schrift zu verstehen ist. In der Rechtslehre wird zum 
Teil die Auffassung vertreten, daß es hieran fehle, 
wenn die Tat des unmittelbar, aber nicht vorsätzlich 
handelnden Täters nur zu einem Geschehnis geführt 
hat, das dem äußeren Bild eines fehlgeschlagenen 
Versuchs entspricht. Die Rechtsprechung ist indessen 
nicht daran gehindert, nach dem Sinn und Zweck des  

§§ 32, 33 
§ 32 diese Vorschrift auch auf solche Fälle anzuwen-
den, bei denen der unmittelbar Ausführende, han-
delte er vorsätzlich, den Versuch einer rechtswidrigen 
Tat beginge. Auf die Begründung zu § 11 Abs. 1 Nr. 2 
wird hingewiesen. Fehlt es überhaupt an einer 
rechtswidrigen Tat, so kann unter den Voraussetzun-
gen des § 35 ein strafbarer Versuch der Beteiligung 
vorliegen. 

Der Entwurf hat die Fälle bewußt aus der Teil-
nahmeregelung herausgehalten, bei denen zwar 
eine rechtswidrige Tat vorliegt, der Beteiligte aber 
weiß, daß der Ausführende ohne Vorsatz handelt. 
Denn hier liegt in Wahrheit keine Teilnahme vor. 
Der wissende Teilnehmende ist dem unwissenden 
Ausführenden überlegen. Auch in der Vorstellung 
des Beteiligten hat der Ausführende die Tatherr-
schaft nicht. Aus diesem Grunde kann sich der Be-
teiligte ihr auch nicht unterordnen. Er ist vielmehr 
selbst mittelbarer Täter. Teilnahme setzt nach dem 
Entwurf, auch wenn man die Fälle des § 32 einbe-
zieht, immer zumindest vorgestellte fremde Tat-
herrschaft voraus. Der Allgemeine Teil gibt indessen 
keine Antwort darauf, was dann gilt, wenn eine 
Bestrafung als mittelbarer Täter (§ 29 Abs. 1) nicht 
möglich ist. Dieser Fall tritt ein, wenn ein eigen-
händiges Verbrechen oder eine Sonderstraftat vor-
liegt und der Veranlassende in seiner Person die 
vorn Gesetz vorausgesetzten besonderen persön-
lichen Merkmale nicht aufweist. Meist ist in diesen 
Fällen eine Bestrafung aus anderen rechtlichen Ge-
sichtspunkten möglich. Wo sonst ein kriminal-
politisches Bedürfnis besteht, die Veranlassung un-
vorsätzlichen Handelns ausdrücklich mit Strafe zu 
bedrohen, hat der Entwurf besondere Tatbestände 
geschaffen (vgl. § 307 Abs. 2, § 436). Für die Aus-
füllung weiterer Lücken sieht der Entwurf keinen 
Anlaß. Sie sind die notwendige Folge der Einengung 
des Täterkreises bei den Sonderstraftaten und den 
eigenhändigen Straftaten. 

§ 33 
Besondere persönliche Merkmale 

Hängt die Strafbarkeit oder die Schwere der 
Strafe von besonderen persönlichen Merkmalen ab, 
so taucht bei Beteiligung mehrerer die Frage auf, was 
gilt, wenn solche Merkmale bei dem einen vorliegen, 
bei dem anderen nicht. Hiervon handelt § 33. 

Unter „besonderen persönlichen Merkmalen" ver-
steht der Entwurf, wie sich schon aus § 14 Abs. 1 
ergibt, „besondere persönliche Eigenschaften, Ver-
hältnisse oder Umstände". § 50 Abs. 2 StGB spricht 
nur von „besonderen persönlichen Eigenschaften 
oder Verhältnissen" und läßt hierbei ungeklärt, ob 
hierunter nur fällt, was eine gewisse Dauer hat, oder 
ob von dieser Bestimmung auch vorübergehende 
seelische Haltungen (z.B. „aus Habgier", „böswillig", 
„gewissenlos") umfaßt werden. Der Entwurf stellt 
das dadurch klar, daß er unter den Oberbegriff der 
„besonderen persönlichen Merkmale" erkennbar 
auch besondere persönliche Umstände, die nur vor-
übergehender Natur sein können, einbezieht. 

Das geltende Recht regelt ausdrücklich nur Fälle, 
bei denen besondere persönliche Eigenschaften oder 
Verhältnisse die Strafe schärfen, mildern oder aus- 
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§§ 34, 35 
schließen. Solche Merkmale gelten nur für den Täter 
oder den Teilnehmer, bei dem sie vorliegen (§ 50 
Abs. 2 StGB). Diesen Grundsatz behält der Entwurf 
in § 33 Abs. 2 bei. So wird z. B. wegen Rücktritts nur 
straffrei oder wegen einer Rückfalltat nur verurteilt, 
wer in seiner Person die gesetzlichen Voraussetzun-
gen des Rücktritts oder des Rückfalls erfüllt (vgl. § 28 
Abs. 2, § 61). Die Beteiligten sind sonach hinsichtlich 
der anwendbaren Strafdrohung voneinander unab-
hängig, soweit strafschärfende, -mildernde oder -aus-
schließende Merkmale in Frage stehen. 

Nicht ausdrücklich geregelt ist im geltenden Recht 
aber die Frage, was gilt, wenn besondere persön-
liche Merkmale die Strafbarkeit erst begründen. 
Daß an solchen Straftaten auch jemand teilnehmen 
kann, der in seiner Person diese besonderen persön-
lichen Merkmale nicht aufweist, ist allgemeine 
Meinung, und hinsichtlich der Anstiftung und Bei-
hilfe zu militärischen Straftaten durch § 1 Abs. 3 des 
Wehrstrafgesetzes vom 30. März 1957 (Bundes-
gesetzbl. I S. 298) anerkannt worden. Die Teil-
nehmerstrafe richtet sich aber in diesen Fällen 
mangels einer anderen gesetzlichen Regelung immer 
nach der Täterstrafe, gleichgültig, ob beim Teil-
nehmer diese strafbegründenden Merkmale vor-
liegen oder nicht. Daraus folgt, daß beispielsweise 
bei den unechten Sonderstraftaten (z. B. Unter-
schlagung oder Freiheitsberaubung im Amt) nach 
§ 50 Abs. 2 StGB berücksichtigt wird, wenn dem Teil-
nehmer die besonderen persönlichen Merkmale 
fehlen, bei den echten Sonderstraftaten (z. B. Rechts-
beugung oder Aussageerpressung) hingegen nicht. 
Das hat in diesen Fällen zu unausgewogenen gesetz-
lichen Strafdrohungen geführt. 

Absatz 1 hilft dem ab: Liegen die besonderen 
persönlichen Merkmale, die die Strafbarkeit des 
Täters begründen, beim Teilnehmer nicht vor, so ist 
die Strafe für ihn nach § 64 Abs. 1 zu mildern. Hier-
durch wird in diesen Fällen das Fehlen besonderer 
persönlicher Merkmale beim Teilnehmer wenigstens 
strafmildernd berücksichtigt. Der in § 33 Abs. 2 ent-
haltene Grundsatz kann hier nicht gelten, da er zum 
Ausschluß der Strafbarkeit für den Teilnehmer 
führen würde, bei dem die besonderen strafbegrün-
denden Merkmale fehlen. 

Aus Absatz 1 ergibt sich noch ein Weiteres: Die 
Vorschrift geht davon aus, daß die strafbegründen-
den besonderen persönlichen Merkmale nur beim 
Teilnehmer fehlen dürfen, niemals aber beim Täter. 
Bei den Sonderstraftaten folgt das schon aus der Um-
schreibung des Tatbestandes. Bei den sogenannten 
eigenhändigen Straftaten ergibt es sich auch aus der 
Natur der Sache. Hierher gehören z. B. die Blut-
schande (§ 192) und die Doppelehe (§ 194). Bei diesen 
Straftaten ist zwar möglich, daß jemand, bei dem die 
strafbegründenden besonderen persönlichen Merk-
male vorliegen, von einer anderen Person zur Tat 

 bestimmt oder dabei gefördert wird. Nicht denkbar 
ist es hingegen, daß Täter sein kann, wer in diesen 
Fällen diese besonderen persönlichen Merkmale in 
seiner Person nicht aufweist, selbst wenn sie, soweit 
das überhaupt möglich ist, beim Teilnehmer vor-
lägen. Der Entwurf behandelt auch die übrigen Straf-
taten, deren Strafbarkeit erst durch besondere per-
sönliche Merkmale begründet wird, gleich. So setzt  

z. B. die unerlaubte Hilfe bei Prüfungen (§ 470) stets 
voraus, daß der Täter gewerbsmäßig gehandelt hat. 
Fehlt es hieran, so gibt es auch keine Teilnahme, 
selbst wenn ausnahmsweise bei einem Teilnehmer 
das Merkmal der Gewerbsmäßigkeit gegeben wäre. 

Wie schon bemerkt, schreibt Absatz 1 für den Teil-
nehmer, bei dem die strafbegründenden besonderen 
persönlichen Merkmale nicht gegeben sind, eine 
Strafmilderung nach § 64 Abs. 1 zwingend vor. Ist 
der Teilnehmer Gehilfe, so ergibt sich die gemilderte 
Strafdrohung bereits aus § 31 Abs. 2. In diesen Fällen 
ist § 65 zu beachten. 

§ 34 
Selbständige Strafbarkeit des Beteiligten 

„Jeder Beteiligte wird ohne Rücksicht auf die 
Schuld des anderen nach seiner Schuld bestraft." 
Dieser Satz steht im Mittelpunkt der Teilnahme-
und Schuldlehre. An dieser Stelle des Entwurfs legt 
er den Grundsatz der gelockerten Abhängigkeit der 
Teilnahme gesetzlich fest. Die Entstehungsgeschichte 
und die Bedeutung dieses Grundsatzes, wonach die 
Teilnehmerstrafe keine Täterschuld mehr voraus-
setzt, sind bereits in der Vorbemerkung zu diesem 
Titel erläutert. Die Vorschrift entspricht inhaltlich 
dem § 50 Abs. 1 StGB, dessen Fassung auf der Straf-
rechtsangleichungsverordnung vom 29. Mai 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 339) beruht. Entgegen der Rege-
lung im geltenden Recht hat der Entwurf die Vor-
schrift verselbständigt und läßt sie der Vorschrift 
über die besonderen persönlichen Merkmale (§ 33) 
nachfolgen. Hierdurch soll deutlich werden, daß § 33 
Fragen des Tatbestandes, § 34 hingegen Fragen der 
Schuld regelt. 

§ 34 geht in seiner Bedeutung über die Regelung 
der Abhängigkeit zwischen Täterschaft und Teil-
nahme im engeren Sinne hinaus. Die Vorschrift sagt 
allgemein, daß bei jedem Beteiligten einer Straftat 
die Schuld gesondert zu prüfen ist, und eine höhere 
Schuld eines Beteiligten einem anderen, der mit 
geringerer Schuld handelt, nicht zugerechnet wer-
den darf. Beteiligte im Sinne des § 34 sind, wie sich 
aus § 33 Abs. 2 ergibt, Täter und Teilnehmer. Der 
Rechtsgedanke des § 34 gilt jedoch nicht nur bei der 
Teilnahme im engeren Sinne, sondern überall, wo 
eine Tatbeteiligung mehrerer im weitesten Sinne 
vorliegt. Ausdrücklich ist das z. B. heim Versuch 
der Beteiligung (§ 35 Abs. 3 Satz 2) gesagt. Dasselbe 
muß aber auch für Hehlerei (§ 286) und Begünstigung 
(§ 289) gelten sowie dort, wo der besondere Tat-
bestand notwendig eine Tatbeteiligung mehrerer 
voraussetzt, z. B. bei dem Landfriedensbruch (§§ 295, 
296) oder der Gefangenenmeuterei (§§ 423, 424). 

§ 35 
Versuch der Beteiligung 

Strafbare Teilnahme setzt voraus, daß die rechts-
widrige Tat, auf die sie sich bezieht, ausgeführt oder 
zumindest versucht worden ist. Würde dieser Grund-
satz ausnahmslos durchgeführt, so bliebe der straf-
rechtliche Rechtsschutz gerade dort unvollkommen, 
wo der Allgemeinheit durch schwere Straftaten große 
Gefahren drohen. Wer jemanden anstiftet, das Haus 
seines Nachbarn in Brand zu setzen, oder wer mit 
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einem anderen verabredet, einen Menschen umzu-
bringen, verdient auch Strafe, wenn es nicht zur 
Ausführung der Tat gekommen ist. In solchen Fällen 
darf strafrechtliches Einschreiten nicht erst ermöglicht 
werden, wenn es zu spät ist. Sind bei der Planung 
schwerer Straftaten mehrere beteiligt, so liegt es 
nicht mehr, wie bei der Vorbereitung eines Verbre-
chens durch einen einzelnen, allein in dessen Hand, 
ob die Tat ausgeführt wird oder nicht. Dadurch tritt 
eine erhöhte Gefährdung des bedrohten Rechtsgutes 
ein. Es ist daher kriminalpolitisch geboten, in diesen 
Fällen den strafrechtlichen Rechtsschutz vorzuver-
legen. 

Im geltenden Recht dient § 49a StGB diesem Be-
dürfnis. Diese Vorschrift hat ihre Gestalt im Laufe 
der Zeit mehrfach geändert. Zuletzt wurde sie durch 
das 3. Strafrechtsänderungsgesetz vom 4. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 735) umfassend umgestaltet. Sie 
bedroht versuchte Anstiftung mit Strafe und enthält 
drei weitere Fälle strafbarer Verbrechensvorberei-
tung: Strafbar ist, wer ein Verbrechen verabredet, 
sich zu einem Verbrechen bereit erklärt oder das 
Erbieten zu einem Verbrechen annimmt. Für diese 
Tatbestände erfolgloser Teilnahme schließen sich be-
sondere Rücktrittsvorschriften an. 

Der Entwurf will es für das künftige Recht im 
wesentlichen bei dieser Regelung des § 49 a StGB 
belassen. Die erfolglose Teilnahme ist daher auch 
künftig strafbar, wenn sie sich auf ein Verbrechen 
bezieht. Es verbleibt auch bei diesen vier Fällen 
strafbarer Verbrechensvorbereitung des geltenden 
Rechts. Das darf indessen nicht darüber hinweg-
täuschen, daß der Entwurf den Bereich strafbarer 
Vorbereitung erheblich einengt: Die Zahl der Ver-
brechen (§ 12 Abs. 1) ist im Entwurf gegenüber dem 
geltenden Recht ganz erheblich verringert (vgl. die 
Fußnote'") in der Vorbemerkung vor § 26). Hier-
durch sind nach dem Entwurf zahlreiche Fälle der 
erfolglosen Teilnahme nicht mehr strafbar, die bisher 
unter § 49a StGB fielen. Der Entwurf hat anderer-
seits, entgegen der Regelung in früheren Entwürfen, 
davon abgesehen, die Strafbarkeit der erfolglosen 
Teilnahme auf einzelne häufiger vorkommende Ver-
brechenstatbestände ausdrücklich zu beschränken. 
Denn einmal hat der Entwurf durch Verringerung der 
Zahl der Verbrechen auf anderem Wege den Kreis 
der strafbaren Fälle erfolgloser Teilnahme erheblich 
eingeengt. Zum anderen erschien es auch nicht sach-
gerecht, z. B. heim Rauh versuchte Anstiftung unter 
Strafe zu stellen, nicht aber hei dem verhältnismäßig 
seltenen Verbrechen des Entfesselns von Natur-
kräften (§ 328). 

Absatz 1 behandelt den Fall der versuchten An-
stiftung. Die Regelung stimmt im we sentlichen mit 
der entsprechenden Vorschrift des gellenden Rechts 
(§ 49a Abs. 1 StGB) überein. Die versuchte Anstif-
tung muß sich auf ein Verbrechen beziehen. Das 
will heißen, daß die dem anderen angesonnene Tat, 
vom Anstiftenden her gesehen, ein Verbrechen im 
Sinne des § 12 Abs. 1 wäre, wenn sie ausgeführt 
würde. Der Entwurf stellt weiter klar, daß sich die 
versuchte Anstiftung nicht nur auf die Begehung 
eines Verbrechens beziehen kann, sondern auch auf 
die Anstiftung zu einem solchen: Wer einen anderen 

§ 35 
dazu bestimmt, er möge einen Dritten veranlassen, 
daß dieser einen Menschen umbringe, wird wegen 
versuchter Anstiftung bestraft. Der Entwurf bestätigt 
damit die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs, 
der bereits für das geltende Recht die sogenannte 
Kettenanstiftung für strafbar hält. 

Absatz 2 regelt die drei übrigen Straftatbestände 
der erfolglosen Teilnahme. Sie schließen sich eng an 
die Regelung des geltenden Rechts an (§ 49a Abs. 2 
StGB). Strafbar bleibt auch nach dem Entwurf, wer 
ein Verbrechen verabredet, sich zu einem Verbrechen 
bereit erklärt oder das Erbieten eines anderen zu 
einem Verbrechen annimmt. Alle drei Fälle sind 
ihrem Wesen nach Vorbereitungshandlungen. Ihre 
Gefährlichkeit folgt nicht nur daraus, daß sie auf ein 
Verbrechen abzielen, sie liegt vor allem darin, daß 
der Verbrechensentschluß aus dem Willensbereich 
eines einzelnen bereits herausgetreten und zum 
Plane mehrerer geworden ist. Wer als einzelner ein 
Verbrechen plant, kann jederzeit wieder davon ab-
stehen. Ist hingegen eine Bindung mehrerer einge-
treten, so ist es für jeden von ihnen weit schwerer, 
sich wieder hieraus zu lösen und den Einfluß, den er 
bereits auf andere ausgeübt hat, wieder rückgängig 
und unwirksam zu machen. Aus diesem Grunde ist 
es kriminalpolitisch sinnvoll, gewisse Fälle der Ver-
brechensvorbereitung durch mehrere frühzeitig unter 
Strafe zu stellen. Der Tatbestand der strafbaren Ver-
brechensverabredung setzt voraus, daß zumindest 
zwei Personen übereingekommen sind, ein wenig-
stens in den wesentlichen Umrissen bestimmtes Ver-
brechen zu begehen. Die Verbrechensverabredung 
ist eine Vorstufe der Mittäterschaft. Scheitert eine 
Einigung zwischen den Beteiligten, so liegt keine 
strafbare Verabredung vor. Das bloße „Eintreten in 
eine ernsthafte Verhandlung" über die Ausführung 
eines Verbrechens ist seit dem 3. Strafrechtsände-
rungsgesetz vom 4. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 735) aus dem Kreis der Fälle strafbarer Vorberei-
tung wieder gestrichen worden. Dabei soll es ver-
bleiben. Der Versuch oder Vorbereitungshandlungen 
für eine solche Verabredung stehen also nur noch 
unter Strafe, wenn sie zugleich die Straftatbestände 
des Sichbereiterklärens oder der Annahme eines Er-
bietens zu einem Verbrechen erfüllen. Das Sich-
bereiterklären kann zu dessen Annahme, beides 
unter Umständen zur Verabredung führen. So sind 
die Tatbestände des Absatzes 2 miteinander ver-
knüpft und ergänzen sich stufenweise. In allen Fällen 
dieser strafbaren Verbrechensvorbereitung ist unter 
Verbrechen dasselbe zu verstehen wie in Absatz 1 
bei der versuchten Anstiftung. Auch die Anstiftung 
zu einem Verbrechen ist, wie ausdrücklich hervor-
gehoben ist, Verbrechen in diesem Sinne, nicht aber 
die Beihilfe zu einem Verbrechen: Bezieht sich z. B. 
eine Verabredung nicht darauf, „ein Verbrechen zu 
begehen oder zu ihm anzustiften", sondern nur zu 
ihm Hilfe zu leisten, so ist eine solche Vorbereitungs-
handlung nicht strafbar. Es liegt ein Fall der ver-
suchten Beihilfe vor. Deren Strafbarkeit ist im 3. Straf-
rechtsänderungsgesetz beseitigt worden. Daran hält 
auch der Entwurf fest. Sonst würde ein Gehilfe 
wegen eines bloßen Beitrags zu einer Vorbereitungs-
handlung bestraft, die beim Täter oder Mittäter straf-
los bliebe. 
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§ 36 

Die Strafdrohung ist in allen Fällen des Versuchs 
der Beteiligung dieselbe: Sie richtet sich nach den 
für den Versuch des Verbrechens geltenden Vor-
schriften (§ 27). Vom geltenden Recht weicht sie je-
doch insoweit ab, als eine Strafmilderung nach § 64 
Abs. 1 zwingend vorgeschrieben ist. Hierdurch wird 
die Strafdrohung für diese Vorbereitungshandlun-
gen, die noch im Vorfeld der Verbrechensbegehung 
liegen, von der Strafdrohung für die versuchte und 
die vollendete Tat deutlich abgehoben. Frühere Ent-
würfe (vgl. §§ 196, 197 E 1927/30) haben diese straf-
baren Verbrechensvorbereitungen als selbständige 
Tatbestände in den Besonderen Teil verwiesen und 
sie jeweils mit eigenen Strafdrohungen ausgestattet. 
Der vorliegende Entwurf lehnt die Strafdrohung für 
die Fälle des Versuchs der Beteiligung wie das gel-
tende Recht an die Strafdrohung für die begangene 
Tat an. Denn Vorbereitungshandlungen können nicht 
für sich allein beurteilt werden. Ihr Unrechtsgehalt 
hängt von der Tat ab, die sie vorbereiten sollen. Es 
ist daher sachgerecht, auch von dort das Maß für die 
Höhe der Strafdrohung zu nehmen. Zwischen den 
verschiedenen Begehungsformen des strafbaren Ver-
suchs der Beteiligung unterscheidet der Entwurf bei 
der Strafdrohung nicht. Die Gefahren, die der Allge-
meinheit durch derartige Vorbereitungshandlungen 
drohen, sind nicht geringer als bei der versuchten 
Anstiftung. Sie sind daher auch gleich strafwürdig. 

Absatz 3 klärt die in der Rechtsprechung streitig 
gewordene Frage, was gelten soll, wenn erst per-
sönliche Merkmale (vgl. § 14 Abs. 1) die Tat zu einem 
Verbrechen machen: Der Versuch der Beteiligung ist 
in diesen Fällen nur strafbar, wenn diese Merkmale 
bei dem vorliegen, der die Tat begehen soll. Denn es 
geht bei dieser Vorschrift vor allem darum, schwe-
ren Straftaten und den damit für die Allgemeinheit 
verbundenen Gefahren frühzeitig entgegenzuwirken. 
Es ist hingegen nicht der Sinn dieser Vorschrift, den 
erfolglos gebliebenen Teilnehmer allein wegen 
seiner erhöhten Gefährlichkeit und Schuld, bevor 
mit der Begehung der Tat begonnen worden ist, 
unter Strafe zu stellen. Für die einzelnen Tatbestände 
des Versuchs der Beteiligung bedeutet die Regelung 
des Absatzes 3 folgendes: Bezieht sich die versuchte 
Anstiftung auf eine sogenannte Kettenanstiftung, so 
genügt es nicht, daß die verbrechensbegründenden 
besonderen persönlichen Merkmale nur bei einem 
erfolglosen Anstifter vorliegen. Auch in diesen 
Fällen müssen die Merkmale in der Person dessen 
gegeben sein, der die Tat ausführen soll. Hingegen 
ist es ausreichend, daß bei der Verabredung eines 
Verbrechens diese Merkmale bei einem künftigen 
Mittäter gegeben sind. Geht es bei den beiden ande-
ren Fällen strafbarer Vorbereitung nicht um eine 
Verbrechensanstiftung, sondern um eine Verbre-
chensausführung, so müssen die Verbrechensmerk-
male bei der Person vorliegen, die sich dazu bereit 
erklärt oder erbietet. Im übrigen gelten auch im Be-
reich des Versuchs der Beteiligung die allgemeinen 
Vorschriften über die besonderen persönlichen 
Merkmale (§ 33) und über die selbständige Strafbar-
keit der Beteiligten (§ 34) entsprechend (§ 35 Abs. 3 
Satz 2). Das will heißen, daß alle Beteiligten dieser 
Vorbereitungstatbestände, gleichgültig, ob sie Täter 
oder Teilnehmer im engeren Sinne sind oder bei der 

Tatbegehung wären, auch den Vorschriften der §§ 33 
und 34 unterstehen. Wer z. B. als Nichtbeamter das 
Anerbieten eines Beamten, ein unechtes Amtsver-
brechen (z. B. nach § 154 Abs. 2, 4) zu begehen, an-
nimmt, soll nur nach dem einfachen Grundtatbestand 
bestraft werden, aber das auch dann, wenn der Be-
amte schuldunfähig ist. Handelt es sich hierbei um 
ein echtes Amtsverbrechen, so kommt dem Nicht-
beamten ein weiterer gesetzlicher Strafmilderungs-
grund zugute (§ 33 Abs. 1). Gleichwohl kann aber 
die Strafmilderung nach § 64 Abs. 1 nur einmal ein-
treten (§ 65). Der Richter kann indessen innerhalb 
des einheitlich gemilderten Strafrahmens bei der 
Strafzumessung berücksichtigen, daß mehrere ge-
setzliche Strafmilderungsgründe vorliegen. 

Der Versuch der Beteiligung ist keine selbstän-
dige Straftat. An ihr ist daher weder ein strafbarer 
Versuch noch eine strafbare Vorbereitungshandlung 
möglich. Das sagt der Entwurf nicht ausdrücklich. 
Es ergibt sich aus dem Wesen der Vorschrift. Aus 
demselben Grunde ist auch nicht ausdrücklich her-
vorgehoben, daß § 35 regelmäßig zurücktritt, wenn 
die geplante Tat begangen oder wenigstens versucht 
worden ist. Schwierigkeiten in dieser Richtung 
tauchen nur dort auf, wo zwar der Versuch der Be-
teiligung in eine Ausführungshandlung übergegan-
gen ist, die begangene Tat oder deren Versuch je-
doch hinter dem Ziel der in strafbarer Weise vor-
bereiteten Tat zurückbleibt. In solchen Fällen kann 
es vorkommen, daß die Strafdrohung für die Vor-
bereitungshandlung höher ist als für die begangene 
Straftat oder für die Teilnahme an ihr. So z. B., wenn 
zu einem Raub (§ 245) auf strafbare Weise angestiftet 
wird, der Täter aber nur einen Diebstahl (§ 235) be-
geht. Für diese Fälle, die verhältnismäßig selten 
sind, aber in mannigfacher Gestalt auftauchen kön-
nen, stellt der Entwurf keine Regelung bereit. Es 
muß hier der Rechtsprechung überlassen bleiben, im 
besonderen Falle sachangemessene Entscheidungen 
zu finden. 

§ 36 
Rücktritt vom Versuch der Beteiligung 

Wer sich an einer strafbaren Verbrechensvorbe-
reitung beteiligt hat und von seinem Vorhaben ab-
stehen will, muß dieselbe Möglichkeit zum straf-
befreienden Rücktritt haben, wie wenn er die Straf-
tat bereits versucht hätte (vgl. § 28). Der Entwurf 
regelt den Rücktritt vom Versuch der Beteiligung der 
Übersicht halber in einer besonderen Vorschrift. Sie 
unterscheidet sich vom geltenden Recht (§ 49 a Abs. 3 
und 4 StGB) nur dadurch, daß sie verschiedene Un-
klarheiten und Lücken vermeidet und die Rücktritts-
voraussetzungen jeweils besser auf die einzelnen 
Tatbestände des Versuchs der Beteiligung abstimmt. 

Absatz 1 zählt die verschiedenen Fälle straf-
befreienden Rücktritts auf und hebt eingangs her-
vor, daß der Beteiligte „freiwillig" zurücktreten 
muß. Das ist in demselben Sinne zu verstehen wie 
in § 28 Abs. 1. 

Nummer 1 betrifft den Rücktritt von der ver-
suchten Anstiftung. Die entsprechende Bestimmung 
des geltenden Rechts (§ 49 a Abs. 3 Nr. 1 StGB) ver-
langt, daß der Zurücktretende die Handlung „ver- 
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hindert", zu der er den anderen zu bestimmen ver-
sucht hat. Gegen diese Fassung ist eingewendet 
worden, daß im Grunde eine Handlung erst dann 
verhindert werden könne, wenn der Angestiftete 
einen Entschluß gefaßt, die Anstiftung insoweit also 
Erfolg gehabt hat. Im geltenden Recht wird daher 
nicht deutlich, worin die Rücktritsshandlung des er-
folglosen Anstifters zu bestehen hat. Der Entwurf 
umschreibt sie dahin, daß der Täter „freiwillig den 
Versuch aufgibt, einen anderen zu einem Verbrechen 
zu bestimmen, und eine etwa bestehende Gefahr, 
daß der andere die Tat begeht, abwendet". Aus 
dieser Fassung ist zu entnehmen, daß dann, wenn 
der Anstiftungsversuch bereits die Gefahr der Tat-
begehung herbeigeführt hat, zum Rücktritt stets er-
forderlich ist, daß der Anstifter in irgendeiner ge-
eigneten Weise tätig wird, um diese Gefahr wieder 
abzuwenden. Hierbei kommt es, wie der Wortlaut 
der Vorschrift erkennen läßt, lediglich darauf an, ob 
eine solche Gefahr in Wirklichkeit besteht. Verkennt 
der Anstifter, wenn auch entschuldbar, ihr Vorhan-
densein und bleibt er aus diesem Grunde untätig, 
so tritt Straffreiheit nicht ein. Wie Nummer 1 ergibt, 
ist für den Rücktritt ferner vorausgesetzt, daß der 
Anstifter seinen Anstiftungsversuch nicht mehr fort-
setzt. Das kann indessen nur dann Bedeutung haben, 
solange die Anstiftungshandlung noch nicht zu einem 
Tatentschluß geführt hat. Ist hingegen dieser Erfolg 
bereits eingetreten, so bleibt für das Aufgeben des 
Versuchs kein Raum mehr. Der Anstifter kann dann 
nur noch dadurch zurücktreten, daß er die Gefahr 
der Tatbegehung abwendet. Auf der anderen Seite 
reicht das Aufgeben des Versuchs aus, wenn die 
Anstiftungshandlung bisher ohne Erfolg geblieben 
ist und solange die Gefahr einer Tatbegehung nicht 
besteht. Es ergibt sich somit bei sinngemäßer Aus-
legung der Vorschrift und unter Berücksichtigung 
der Umstände des Einzelfalles, ob der strafbefrei-
ende Rücktritt bei der versuchten Anstiftung beide 
in Nummer 1 bezeichneten Rücktrittshandlungen 
voraussetzt oder ob die eine oder die andere genügt. 
Der erfolglose Anstifter kann jedoch auch nach dem 
Entwurf dann nicht zurücktreten, wenn sein Anstif-
tungsversuch von vornherein gescheitert ist, der An-
gestiftete also abgelehnt hat, auf das Ansinnen 
überhaupt einzugehen. Diese Sachlage entspricht dem 
Fall, daß ein Versuch fehlschlägt und der Täter das 
erkennt. In solchen Fällen ist ein Rücktritt auch nicht 
nach Absatz 2 möglich. Denn weiß der Anstifter, daß 
sein Versuch mißlungen ist, kann er sich auch nicht 
mehr ernsthaft bemühen, die Tat zu verhindern (vgl. 
hierzu schon die Begründung zu § 28 Abs. 3). 

Wer sich zu einem Verbrechen bereit erklärt hat, 
tritt dadurch zurück, daß er sein Vorhaben aufgibt 
(Nummer 2). Das geltende Recht verlangt in die-
sem Falle, daß der zum Verbrechen Bereite seine Er-
klärung widerruft (§ 49 a Abs. 3 Nr. 3 StGB). Das 
führt aber dort zu Schwierigkeiten, wo dem Rück-
trittswilligen der Erklärungsempfänger dem Namen 
nach nicht bekannt oder er sonst für ihn unerreichbar 
ist. Es genügt daher nach dem Entwurf, daß der Zu-
rücktretende sonst in einer nach außen erkennbaren 
Weise sein Vorhaben aufgibt. 

Wer ein Verbrechen verabredet oder das Erbieten 
eines anderen zu einem Verbrechen angenommen 

vor § 37 

hat, muß, wenn er Straflosigkeit erlangen will, auch 
nach dem Entwurf die Tat verhindern (Nummer 3). 
Hier liegt der Fall ähnlich wie beim Rücktritt von 
einem Versuch, an dem mehrere beteiligt sind (vgl. 
§ 28 Abs. 2). Der Zurücktretende darf sich nicht 
darauf beschränken, sein Vorhaben aufzugeben oder 
sein eigenes Tun unwirksam zu machen. Er muß 
darüber hinaus — da bei Beteiligung mehrerer jeder 
auch für das Tun des anderen verantwortlich ist — 
auch die anderen Mitbeteiligten veranlassen, den 
Tatentschluß rückgängig zu machen oder sonst die 
Tat zu verhindern. Glückt ihm das nicht, aber gelingt 
es ihm wenigstens, jede ursächliche Fortwirkung 
seines eigenen Tuns bei der weiteren Planung und 
Ausführung des Verbrechens auszuschalten, so kann 
er sich unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 
Straffreiheit verschaffen. 

Ebenso wie in § 28 Abs. 3 genügt auch für den 
Rücktritt vom Versuch der Beteiligung das frei-
willige und ernsthafte Bemühen des Zurücktreten-
den, die Tat zu verhindern, wenn sie ohne dessen 
Zutun unterbleibt oder unabhängig von seinem frü-
heren Verhalten begangen wird (Absatz 2). Die 
Regelung stimmt sachlich mit der entsprechenden 
Vorschrift des geltenden Rechts überein (§ 49 a Abs. 4 
StGB). Sie hat bereits beim Rücktritt vom Versuch 
als Vorbild gedient (vgl. Begründung zu § 28 Abs. 3) 
und sich bewährt. 

Vierter Titel 

Notwehr und Notstand 

Der Titel gibt an, unter welchen Voraussetzungen 
gewisse Notrechte und Notlagen tatbestandsmäßiges 
Verhalten rechtfertigen oder entschuldigen. Das gel-
tende Recht behandelt in diesem Zusammenhang nur 
den Nötigungsstand (§ 52 StGB), die Notwehr ein-
schließlich der Notwehrüberschreitung (§ 53 StGB), 
sowie den allgemeinen strafrechtlichen Notstand 
(§ 54 StGB) und bezeichnet die Rechtsfolge jeweils 
nur in der Weise, daß eine strafbare Handlung 
„nicht vorhanden" sei. Der Entwurf läßt hingegen 
in allen diesen Fällen erkennen, ob ein Rechtferti-
gungs- oder ein Entschuldigungsgrund vorliegt. Von 
einer besonderen Regelung des Nötigungsstandes 
sieht der Entwurf ab, da dieser Fall vom allge-
meinen Notstandsbegriff mit umfaßt wird. Den im 
geltenden Recht im Zusammenhang mit dem Nöti-
gungsstand geregelten Angehörigenbegriff (§ 52 
Abs. 2 StGB) verweist der Entwurf in die Vorschrift 
über den Sprachgebrauch (§ 10 Nr. 3). 

Der Titel beginnt mit den Bestimmungen über die 
Notwehr. Die Überschreitung der Notwehr wird aus 
Gründen der besseren Übersicht in einer besonderen 
Bestimmung (§ 38) geregelt. Die Vorschriften über 
den Notstand (§§ 39, 40) schließen nicht nur die Fälle 
ein, die in den §§ 52 und 54 StGB geregelt sind, 
sondern erfassen auch die des übergesetzlichen Not-
standes. Darüberhinaus enthält der Entwurf für die 
Fälle des rechtfertigenden und entschuldigenden 
Notstandes jeweils auch besondere Irrtumsregelun- 
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§ 37 
gen, da die des Allgemeinen Teils, namentlich die 
Regelung des Irrtums über rechtfertigende Umstände 
(§ 20) den Besonderheiten des Irrtums beim Notstand 
nicht gerecht werden. 

Notstandsfälle oder andere notstandsähnliche 
Sachlagen, die nur für bestimmte Rechtsgüter Be-
deutung haben, wie z. B. die ärztliche Schwanger-
schaftsunterbrechung (§§ 157 ff.), der Aussagenot-
stand (§ 438) oder die Wahrnehmung berechtigter 
Interessen bei der Beleidigung (§ 178) bleiben hier 
außer Betracht. Sie sind im Besonderen Teil im Zu-
sammenhang mit dem Sachgebiet behandelt, dem sie 
angehören. 

§ 37 
Notwehr 

Das geltende Notwehrrecht (§ 53 StGB) hat sich im 
allgemeinen bewährt. Begriff und Rechtsnatur der 
Notwehr ändert der Entwurf daher nicht. 

Absatz 1 spricht denselben Grundsatz wie § 227 
BGB aus: „Wer eine Tat in Notwehr begeht, handelt 
nicht rechtswidrig". Der Bedeutung dieses Grund-
satzes entspricht es, ihn auch der strafrechtlichen 
Regelung des Notwehrrechts voranzustellen. 

Absatz 2 enthält den Begriff der Notwehr. Er 
stimmt mit § 53 Abs. 2 StGB fast wörtlich überein. 
Es bleibt unausgesprochen, daß sich die Notwehr 
nur gegen Angriffe von Menschen richten kann. Bei 
Angriffen anderer Lebewesen gelten die Grundsätze 
der Sachwehr (§ 228 BGB). Das war in der Recht-
sprechung noch nie zweifelhaft. Unerwähnt läßt der 
Entwurf auch die Scheinnotwehr nach herausgefor-
dertem Angriff: Wer zum Angriff aufreizt, nur um 
in der so geschaffenen Notwehrlage den Angreifer 
verletzen zu können, ist selbst rechtswidriger An-
greifer. Schließlich sieht der Entwurf davon ab, aus-
drücklich zu betonen, daß jede Notwehrhandlung 
von einem Verteidigungswillen getragen sein muß. 
Das liegt schon im Wesen der Verteidigung. Sie läßt 
sich nur als Äußerung des ernsten Willens denken, 
einen Angriff von sich oder einem anderen abzu-
wenden. 

Wie im geltenden Recht ist durch Notwehr nur 
diejenige Verteidigung gedeckt, die zur Abwendung 
des Angriffs erforderlich ist. Der Angegriffene muß 
also im Rahmen des Möglichen gewissenhaft ab-
wägen, ob und in welcher Weise er dem rechts-
widrigen Angriff begegnen darf. Der Entwurf über-
läßt es jedoch der Rechtsprechung, in dieser Richtung 
eine einheitliche Rechtsanwendung herauszubilden. 
Das gilt namentlich für die Frage, wann es dem An-
gegriffenen zumutbar ist, dem Angriff auszuweichen. 
Bei Angriffen von Kindern und sonstigen schuld-
unfähigen Personen wird das oft möglich und ge-
boten sein, ohne daß sich der Angegriffene etwas 
vergibt. Im übrigen ist aber das Notwehrrecht auch 
gegen schuldlos handelnde Personen dem Grund-
satzen nach nicht eingeschränkt. 

Nur zwischen den Abwehrmitteln muß der Ab-
wehrende abwägen, nicht hingegen zwischen dem 
durch den Angriff und dem durch die Verteidigung 
bedrohten Rechtsgut: Auch der Entwurf verlangt bei 
der Notwehr keine Verhältnismäßigkeit der einan-
der gegenüberstehenden Rechtsgüter. Er hält an dem 

Grundsatz fest, daß das Recht dem Unrecht nicht zu 
weichen braucht. Gegen diesen Grundsatz ist einge-
wendet worden, daß er die Vernichtung und Zer-
störung von Rechtsgütern höchsten Ranges um einer 
geringfügigen Sache willen ermögliche, wenn z. B. 
ein gelähmter Bauer auf einen Jungen, der Kirschen 
stiehlt, schießen dürfe. Das verletze das Rechts-
empfinden um so mehr, als die Abwehr von Angriffen 
eines Tieres eine Güterabwägung voraussetzt und 
nur rechtmäßig ist, soweit der dadurch drohende 
„Schaden nicht außer Verhältnis zu der Gefahr 
steht" (§ 228 BGB). Der Entwurf 1927 (§ 24) hat daher 
vorgeschlagen, die Fälle der Notwehr und der Sach-
wehr rechtlich gleich zu behandeln. Was hierfür vor-
gebracht wurde, ist nicht ohne Gewicht. Gleichwohl 
bestehen schwerwiegende rechtspolitische Bedenken 
dagegen, auch bei der Notwehr den Güterabwägungs-
grundsatz einzuführen. 

Zunächst trifft es nicht zu, daß bei einem groben 
Mißverhältnis zwischen dem angegriffenen und dem 
durch die Abwehr bedrohten Rechtsgut regelmäßig 
nur eine Güterabwägung zu befriedigenden Ergeb-
nissen führe. In solchen Fällen hat der Angegriffene 
die Abwehrmittel besonders sorgfältig abzuwägen. 
Meist wird es dann nicht erforderlich sein, zur Ab-
wehr von Angriffen auf geringwertige Sachen hoch-
wertige Rechtsgüter aufs Spiel zu setzen. Tut der 
Angegriffene das dennoch, so wird er vielfach kei-
nen wirklichen Verteidigungswillen haben. Schließ-
lich steht auch das Notwehrrecht unter den allge-
meinen Schranken, die sich aus Artikel 2 GG für 
die Ausübung von Rechten ergeben. Hierdurch er-
fährt das Notwehrrecht die notwendige sozial-
ethische Begrenzung in Fällen, in denen seine Aus-
übung von der Rechtsüberzeugung der Allgemein-
heit mißbilligt würde. 

Im übrigen muß die Möglichkeit, daß bei der Aus-
übung der Notwehr auch einmal ein höhenwertiges 
Rechtsgut Schaden nimmt, in Kauf genommen wer-
den. Wollte sich der Gesetzgeber dazu entschließen, 
die Rechtmäßigkeit der Notwehr davon abhängen zu 
lassen, daß der Angegriffene die widerstreitenden 
Rechtsgüter in zutreffender Weise gegeneinander 
abwägt, so würde der vom Angriff Bedrohte in 
vielen Fällen überfordert und das Notwehrrecht ent-
wertet. Gerät jemand durch einen rechtswidrigen 
Angriff in Rechtsnot, so wird ihm durch die Rechts-
ordnung schon die Pflicht auferlegt, in bedrängter 
Lage die „erforderliche" Verteidigung zu wählen. 
Das kann an die richtige Steuerung des Verteidi-
gungsverhaltens hohe Anforderungen stellen. Eine 
unverschuldet in diese Notlage geratene Person zu-
gunsten des widerrechtlich Handelnden von Gesetzes 
wegen dann auch noch mit der Verpflichtung zu be-
lasten, die einander widerstreitenden Rechtsgüter 
gerecht gegeneinander abzuwägen, geht nicht an. 
Dem Angegriffenen wird in vielen Fällen weder die 
Zeit bleiben, solche Abwägungen anzustellen, noch 
wird man von ihm billigerweise erwarten dürfen, 
daß er angesichts des Verlustes oder der Gefähr-
dung des eigenen Rechtsgutes noch zu einer leiden-
schaftslosen Abwägung in der Lage ist. Eine solche 
rechtliche Schlechterstellung des zu Unrecht Ange-
griffenen müßte aber vor allem die Notwehr als 
Rechtseinrichtung aufs schwerste treffen: Gerade der 
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Abwehrwille des gewissenhaften Bürgers würde 
hierdurch gelähmt. Denn wer befürchten muß, daß 
das, was er in der Not und Eile zu seiner Verteidi-
gung getan hat, auch hinterher vor den Augen eines 
besonnenen, zwischen Gefahr und Schaden ab-
wägenden Betrachters bestehen soll, wird sich nicht 
selten von einer Verteidigung überhaupt abhalten 
lassen, um dem Vorwurf rechtswidrigen Verhaltens 
zu entgehen. Das wäre aber zum Schaden der Rechts-
ordnung und förderte das Unrecht. Denn das un-
eingeschränkte Notwehrrecht gibt nicht nur dem 
einzelnen ein schneidiges und seit alters her in der 
Rechtsüberzeugung des Volkes verwurzeltes Schutz-
recht, es schreckt auch in wirksamer Weise allge-
mein davon ab, Unrecht zu tun, denn es überantwor-
tet den rechtswidrig Handelnden stets der erheb-
lichen Gefahr, der entschlossenen und einschneiden-
den Gegenwehr des Angegriffenen gegenübergestellt 
zu sein. Das kommt dem Schutze der Rechtsgüter 
und der Rechtsordnung im gesamten zugute. Eine 
gewisse Härte liegt im Wesen der Notwehr. Auch 
der Güterabwägungsgrundsatz kann hieran nichts 
ändern. Er setzt aber das Recht, die Rechtsordnung 
und den Rechtsfrieden in ihrem Eigenwert zurück 
und spielt dem Rechtsbrecher die Möglichkeit in die 
Hände, dem Opfer seiner Unrechtstat noch Vorwürfe 
zu machen. Schließlich enthalten auch Angriffe gegen 
minder wertvolle Güter zugleich Angriffe gegen die 
Rechtsordnung als solche, die der Notwehrübende 
zugleich mitverteidigt. Bei der Sachwehr (§ 228 
BGB) liegt es gerade im entscheidenden Punkt 
anders: Dort fehlt es an dem rechtswidrigen Angriff 
eines Menschen. Wer Sachwehr übt, schützt Rechts-
güter, er steht aber nicht stellvertretend für die 
Rechtsordnung ein. 

§ 38 
Überschreitung der Notwehr 

Nach dem geltenden Recht ist die Überschreitung 
der Notwehr nicht strafbar, „wenn der Täter in 
Bestürzung, Furcht oder Schrecken über die Gren-
zen der Verteidigung hinausgegangen ist" (§ 53 
Abs. 3 StGB). Diese Regelung hat sich als zu starr 
erwiesen. Denn auf der einen Seite schließen .,Be-
stürzung, Furcht oder Schrecken" die Vorwerfbar-
keit einer Notwehrüberschreitung nicht immer aus, 
auf der anderen Seite kann es unbillig sein, alle 
anderen Fälle der Notwehrüberschreitung mit der 
vollen gesetzlichen Strafe zu treffen. Der Entwurf 
gibt dem Richter daher bei allen Fällen der Not-
wehrüberschreitung die Möglichkeit, die Strafe zu 
mildern (Absatz 1), und schafft einen persönlichen 
Strafausschließungsgrund nur dann, wenn dem 
Täter die Notwehrüberschreitung „wegen Verwir-
rung, Furcht oder Schreckens nicht vorzuwerfen" 
ist (Absatz 2). 

Absatz 1 enthält somit im Vergleich zum gelten-
den Recht eine wesentliche Milderung. Er erlaubt 
dem Richter in allen Fällen auf eine mildere Strafe 
zu erkennen, wenn der Täter die Grenzen der Not-
wehr überschritten hat, also bei seiner Abwehr 
über das Maß des „Erforderlichen" hinausgegangen 
war. Eine solche Milderung wird in vielen Fällen 
sachangemessen und billig sein. Denn wer bei der 
Abwehr eines rechtswidrigen Angriffs übers Ziel 

§ 38 
schießt, begeht zwar Unrecht, er darf aber nicht 
dem gleichgestellt werden, dessen Handeln schon 
von Anfang an mit dem Makel des Unrechts be-
haftet ist. Dieser stellt sich bei seinem Verhalten 
von vornherein außerhalb der Rechtsordnung, jener 
hält lediglich kein Maß beim Verfolgen rechtmäßi-
ger und schutzwürdiger Ziele und begeht nur des-
halb Unrecht, weil er sich in seiner Aufregung, in 
seinem Kampfeseifer oder in seinem Zorn gehen 
läßt. Für die Fälle, bei denen der Richter eine mil-
dere Beurteilung für geboten hält, gibt § 64 Abs. 1 
den milderen Strafrahmen. 

Absatz 2 läßt es — entgegen dem geltenden 
Recht — zur Straffreiheit einer Notwehrüberschrei-
tung nicht mehr genügen, daß der Täter in Verwir-
rung, Furcht oder Schrecken die Grenzen der Not-
wehr überschritten hat. Er verlangt weiterhin, daß 
ihm die Notwehrüberschreitung gerade aus diesem 
Grunde nicht vorzuwerfen ist. Der Entwurf geht 
hierbei davon aus, daß auch die durch Verwirrung, 
Furcht oder Schrecken nicht ausgeglichene seelische 
Verfassung den Notwehrübenden nicht von der 
strafrechtlichen Verantwortung jeder auch noch so 
folgenschweren Notwehrüberschreitung freistellen 
kann. Unter Umständen muß auch von dem Ange-
griffenen in seiner bedrängten Lage noch ein ge-
wisses Maß überlegter Steuerung seiner Entschlüsse 
erwartet werden. Nicht vorzuwerfen ist ihm eine 
Notwehrüberschreitung nur dann, wenn es ihm den 
Umständen nach, namentlich bei seiner seelischen 
Gesamtverfassung unter dem Eindruck des Angriffs 
nicht möglich war, seine Entschlüsse besser zu 
steuern, oder es sonst nach der Art des Angriffs 
unbillig wäre, ihn deswegen zur Rechenschaft zu 
ziehen, weil er in der Wahl der erforderlichen Ab-
wehr versagt hat. Nur in diesen Fällen ist der Not-
wehrübende nicht strafbar. Im übrigen verbleibt es 
aber hei der Möglichkeit, die Strafe nach § 38 Abs. 1 
§ 64 Abs. 1 zu mildern. 

Der Entwurf hat den Begriff der „Bestürzung" 
durch den der „Verwirrung" ersetzt. Hierdurch ist 
der in Unordnung geratene seelische oder geistige 
Zustand dessen treffender bezeichnet, der sich einem 
unerwarteten Angriff gegenübergestellt sieht und 
einer überlegten Gegenwehr nicht fähig ist. 

§ 38 ist nur anwendbar, wenn eine wirkliche Not-
wehrlage gegeben ist: Fehlt es an einem rechts-
widrigen Angriff, und glaubt der Abwehrende aus 
irrigen tatsächlichen Vorstellungen, einem solchen 
Angriff gegenüberzustehen (sogenannte Putativ-
notwehr), oder täuscht er sich aus solchen irrigen 
Vorstellungen über die Stärke des Angriffs und da-
mit auch über die Erforderlichkeit des Abwehr-
mittels, so liegt ein Irrtum über Voraussetzungen 
eines Rechtfertigungsgrundes vor, der in § 20 ge-
regelt ist. 

Auch vorsätzliche Notwehrüberschreitung wird 
von § 38 erfaßt. Es gibt Fälle, in denen es begreif-
lich ist, daß der zu Unrecht Angegriffene in seinem 
Unwillen und seiner Erregung bewußt das Maß der 
erforderlichen Abwehr überschreitet und Vergel-
tung übt. Auch in diesen Fällen soll der Richter die 
Strafe für die vorsätzliche Tat aus den bereits dar-
gelegten Gründen mildern können. Sind die Vor- 
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§ 39 
aussetzungen des Absatzes 2 gegeben, so ist der 
Angegriffene auch in diesem Falle straffrei. Das 
entspricht dem geltenden Recht. 

§ 39 
Rechtfertigender Notstand 

Notstandslagen können so vielgestaltig sein, daß 
die Rechtsordnung Handlungen zur Beseitigung 
eines Notstandes nicht einheitlich zu bewerten ver-
mag. Es gibt daher Notstandshandlungen, die den 
Täter rechtfertigen, und andere, die ihn nur ent-
schuldigen. Das geltende Strafgesetzbuch regelt nur 
Fälle des entschuldigenden Notstandes, und zwar 
den sogenannten allgemeinen strafrechtlichen Not-
stand (§ 54 StGB), der eine Handlung zur Rettung aus 
einer gegenwärtigen Gefahr für Leib oder Leben 
des Täters oder eines Angehörigen betrifft, und 
einen gesetzlich hervorgehobenen Sonderfall, den 
sogenannten Nötigungsstand (§ 52 StGB), bei dem 
der Täter unter einer mit derartiger Gefahr verbun-
denen Drohung oder unter unwiderstehlicher Gewalt 
handelt. Die bedeutsamsten rechtfertigenden Not-
standsfälle sind gesetzlich im bürgerlichen Recht ge-
regelt: Der sogenannte Verteidigungsnotstand (§ 228 
BGB), auch Sachwehr genannt erlaubt, eine fremde 
Sache zu beschädigen oder zu zerstören, wenn von 
ihr eine bestimmte Gefahr ausgeht, eine Beschädi-
gung oder Zerstörung zur Abwendung der Gefahr 
erforderlich ist und der Schaden nicht außer Ver-
hältnis zu der Gefahr steht. Im sogenannten An-
griffsnotstand (§ 904 BGB) darf der Täter auf eine 
fremde Sache einwirken, wenn es notwendig ist, um 
eine nicht durch sie drohende Gefahr abzuwenden 
und der hierdurch drohende Schaden nicht unverhält-
nismäßig groß ist. Über diese gesetzlichen Recht-
fertigungsgründe hinaus hat die Rechtsprechung vor 
allem im Bereich des Strafrechts einen rechtfertigen-
den Fall des Notstandes auch dann anerkannt, wenn 
die Tat das einzige Mittel ist, um ein höherwertiges 
Rechtsgut auf Kosten eines minder hohen zu schüt-
zen. 

Ziel des Entwurfs ist es, auch diesen bisher als 
übergesetzlichen Notstand bezeichneten Fall gesetz-
lich festzulegen und damit eine Regelung zu schaf-
fen, welche der Rechtsprechung eine feste Grundlage 
gewährt. Dafür besteht trotz gewisser theoretischer 
Schwierigkeiten und Bedenken ein unabweisbares 
Bedürfnis der Praxis. Denn es ist überaus häufig, daß 
jemand Lagen ausgesetzt ist, in denen er ein Rechts-
gut nur dadurch schützen kann, daß er ein anderes 
verletzt. Die Verhältnisse der modernen Gesellschaft 
und das menschliche Zusammenleben auf engem 
Raum erhöhen die Quellen und die Möglichkeiten 
solcher Konfliktslagen erheblich. Das tritt angesichts 
der Gefährdungen im modernen Verkehr besonders 
zutage. Der Gesetzgeber kann daher über die Grund-
sätze des rechten Handelns, wenn sich strafrechtlich 
geschützte Interessen und Rechtsgüter widerstreiten, 
nicht schweigen. Er hat hierzu um so weniger Anlaß, 
als die zum sogenannten übergesetzlichen Notstand 
von der Rechtsprechung entwickelten Rechtssätze 
Anerkennung gefunden und als tester Bestandteil 
der Rechtsüberzeugung gewohnheitsrechtlich in Gel-
tung sind. 

§ 39 handelt lediglich vom rechtfertigend en 
 Notstand. Er umschreibt dessen begriffliche Merk-

male in Anlehnung an die gesicherten Ergebnisse der 
Rechtsprechung und unter Berücksichtigung der in 
der Wissenschaft entwickelten Grundsätze. Er regelt 
für diese Fälle ferner die Rechtsfolgen, wenn der 
Täter sich über die tatsächlichen Voraussetzungen 
des Notstandes irrt. Die Vorschrift kann als allge-
meine Regelung angesichts der Vielzahl der mög-
lichen Anwendungsfälle keine deutlich umrissenen 
Abgrenzungsmerkmale für die Voraussetzungen des 
rechtfertigenden Notstandes bieten, sondern muß 
sich darauf beschränken, für die Wertentscheidung 
des Richters die maßgebenden Richtlinien anzugeben. 
Für bestimmte typische Notstandsfälle, so bei der 
Unterbrechung der Schwangerschaft und der eigen-
mächtigen Heilbehandlung, enthält der Entwurf im 
Besonderen Teil nähere Regelungen, die dem § 39 
vorgehen (vgl. § 157 ff.). Auch bleiben die auf 
anderen Rechtsgebieten, namentlich im Bereich des 
bürgerlichen Rechts besonders geregelten Fälle des 
rechtfertigenden Notstandes in ihren rechtlichen 
Voraussetzungen und den ausdrücklich geregelten 
rechtlichen Folgen unberührt. Hingegen wird die 
Rechtsprechung nach den Besonderheiten der jewei-
ligen Sachlage klären müssen, ob die irrige An-
nahme von Umständen, die eine Tat nach anderen 
Notstandsvorschriften rechtfertigen würden, nach der 
allgemeinen Vorschrift des § 20 oder nach § 39 zu 
beurteilen ist. Ungeregelt läßt der Entwurf schließ-
lich gewisse ähnliche Fälle, wie etwa die des 
Pflichtenwiderstreits. Auch insoweit soll der Recht-
sprechung nicht vorgegriffen werden, da einer gesetz-
lichen Regelung unüberwindliche Hindernisse ent-
gegenstehen. 

Absatz 1 gibt im einzelnen an, unter welchen 
Voraussetzungen eine Notstandshandlung gerecht-
fertigt ist. In Übereinstimmung mit der Rechtspre-
chung zum übergesetzlichen Notstand wird bei § 39 
jedes Rechtsgut als notstandsfähig anerkannt. Zur 
besseren Anschauung führt der Entwurf die wichtig-
sten Rechtsgüter, wie Leben, Leib, Freiheit, Ehre und 
Eigentum ausdrücklich an. Unter einer Notstands-
handlung versteht § 39 eine Tat, die „in einer gegen-
wärtigen, nicht anders abwendbaren Gefahr" für 
ein Rechtsgut zu dem Zwecke begangen worden ist, 
„die Gefahr von sich oder einem anderen abzuwen-
den". Nach dem Entwurf gehört es somit zum Begriff 
der Notstandshandlung, daß die gesetzlich beschrie-
bene Gefahrenlage auch tatsächlich besteht. Es 
genügt nicht, daß der Täter zur Abwehr einer ver-
meintlichen Gefahr tätig wird. Die Rechtsfolgen sol-
cher Handlungen sind vielmehr in Absatz 2 geregelt. 
Ferner sind in § 39 auch die Fälle der sogenannten 
Nothilfe in den Kreis der Notstandshandlung ein-
bezogen. Denn soweit sie rechtfertigen, kann es 
keinen Unterschied machen, ob der Gefährdete selbst 
handelt oder ob für ihn ein anderer eine dem Recht 
entsprechende Handlung vornimmt. 

Ob und unter welchen Voraussetzungen eine solche 
Notstandshandlung gerechtfertigt ist, hängt nach 
dem Entwurf von zwei Wertungen ab, in denen sich 
die zum übergesetzlichen Notstand entwickelten 
Lehrmeinungen widerspiegeln: Bei einer richtigen 
Abwägung zwischen den beiden sich widerstreiten- 
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den Interessen und Rechtsgütern muß das vom Täter 
geschützte Interesse das Interesse, das er beein-
trächtigt, wesentlich überwiegen (Güterabwägungs-
theorie); zum anderen muß die Notstandshandlung 
bei sozialethischer Gesamtwertung als die Anwen-
dung des rechten Mittels zum rechten Zweck erschei-
nen (Zwecktheorie). Der Wertvergleich bei der 
Güterabwägung muß somit, wenn die Notstands-
handlung gerechtfertigt sein soll, ein erhebliches 
Übergewicht zugunsten des geschützten Interesses 
aufweisen. Stehen Interessen einander gegenüber, 
die wertgleich oder im Wert nicht wesentlich ver-
schieden sind, so hat die Notstandshandlung keine 
rechtfertigende Wirkung. Ob sie den Notstandstäter 
in solchen Fällen von Schuld freistellt, bemißt sich 
nach § 40. Gegenstand der Abwägung sind die 
„widerstreitenden Interessen", insbesondere die 
„betroffenen Rechtsgüter" und der „Grad der ihnen 
drohenden Gefahren". Hierbei bleibt der in der all-
gemeinen Wertordnung bestehende Rang der ent-
gegengesetzten Rechtsgüter zwar nicht außer Be-
tracht, im Vordergrund der Abwägung steht jedoch, 
wie der Wortlaut der Bestimmung erkennen läßt, die 
Bewertung der einander widerstreitenden Interessen 
im einzelnen Fall, wobei die Nähe und die Schwere 
der dem einen Gut oder Interesse drohenden Ge-
fahren ebenso in die Waagschale zu werfen sind wie 
die Größe und der Umfang des beeinträchtigenden 
Eingriffs, den das andere Gut oder Interesse bei der 
Gefahrenabwehr erleidet. Bei dieser konkreten Be-
trachtungsweise ist es möglich, daß unter Umständen 
auch einmal ein Rechtsgut, das seinem absoluten 
Range nach höherwertig ist, gegenüber einem — ab-
solut betrachtet — geringwertigeren Gut dann zu-
rücktritt, wenn das Interesse, das letztere zu schützen, 
nach den Besonderheiten des einzelnen Falles gegen-
über dem Interesse, das andere unbeeinträchtigt zu 
lassen, wesentlich überwiegt. So kann es z. B. auch 
einmal gerechtfertigt sein, einen bedeutenden Sach-
wert dadurch vor dem drohenden Untergang zu be-
wahren, daß man die körperliche Unversehrtheit 
eines anderen beeinträchtigt, solange das in dem 
noch darzulegenden Sinne als ein angemessenes 
Mittel der Gefahrenabwehr erscheint. Ferner wird 
in der Regel das Interesse, eine unmittelbar drohende 
Verletzung von einer Einzelperson abzuwenden, es 
rechtfertigen, einer zur Verhütung abstrakter Gefah-
ren ergangenen Vorschrift, selbst wenn sie nach 
ihrem Sinn und Zweck höheren Werten als dem 
Schutz einer Einzelperson dient, zuwiderzuhandeln. 

Indessen gibt die nach diesen Grundsätzen vor-
genommene Güterabwägung nicht stets einen siche-
ren Anhalt dafür, ob eine Notstandshandlung 
gerechtfertigt ist. Denn die Maßstäbe des rechten 
Handelns sind in Notstandslagen nicht allein aus dem 
Rang und der Bewertung der einander gegenüber-
stehenden Rechtsgüter und Interessen zu gewinnen. 
Die Handlung des Notstandstäters muß sich auch als 
ein „angemessenes Mittel" zur Abwendung der Ge-
fahr erweisen. Das will heißen, daß das Verhalten 
des Notstandstäters auch nach den anerkannten 
Wertvorstellungen der Allgemeinheit als eine sach-
gemäße und dem Recht entsprechende Lösung der 
Konfliktslage erscheint. Hieran kann es z. B. dann 
fehlen, wenn der Gefährdete von Rechts wegen ver-
pflichtet ist, die Gefahr hinzunehmen. Der Soldat 

§ 39 

oder der Feuerwehrmann wird in manchen Fällen 
auch um des Schutzes und der Rettung von Sach-
werten willen Leib- oder Lebensgefahren auf sich 
nehmen müssen. Ließe er die von ihm zu schützen-
den Gegenstände im Gefahrenfall im Stich, so läge 
hierin kein angemessenes Mittel zur Gefahren-
abwendung. Dasselbe gilt in Fällen, in denen das 
im Wertvergleich geringwertigere Interesse aus 
anderen Wertvorstellungen heraus keine Beeinträch-
tigung duldet. So ist es nach § 39 nicht gerechtfertigt, 
einem Menschen, der es — wenn auch aus sittlich 
nicht anerkennenswerten Gründen — ablehnt, zur 
Rettung des Lebens einem Schwerverletzten Blut zu 
spenden, zwangsweise zu diesem Zweck Blut zu ent-
nehmen. Das widerspräche der Menschenwürde. Denn 
es kann nicht Rechtens sein, einen anderen über 
seine Freiheitsrechte und seine verantwortliche sitt-
liche Entscheidung hinweg zu zwingen, seinen Kör-
per als bloßes Mittel zur Erreichung eines, wenn 
auch wünschenswerten Zweckes verwenden zu las-
sen. Das Erfordernis des „angemessenen Mittel" 
bei der Gefahrenabwehr setzt, wie das Wort „so-
weit" erkennen läßt, nicht nur voraus, daß nach den 
Besonderheiten des einzelnen Falles das Mittel als 
solches für die Gefahrenabwendung angemessen 
erscheint. Notwendig ist ferner, daß der Notstands-
täter in angemessener Weise vorgeht, also z. B. bei 
der Beeinträchtigung des anderen Interesses oder 
Rechtsgutes stets den schonendsten Weg wählt. Nur 
in diesem Rahmen hat die Notstandshandlung recht-
fertigende Wirkung. 

Für das Handeln im rechtfertigenden Notstand 
genügt es im übrigen, daß die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 objektiv gegeben sind. Es bedarf somit 
nicht des Nachweises, daß der Notstandstäter selbst 
die Interessenlage abgewogen hat. Vielmehr reicht 
es zu seiner Rechtfertigung aus, daß die Tat in ihrem 
äußeren Ergebnis, sofern sie nur von einem Rettungs-
willen getragen war, als eine nach den rechtlichen 
Voraussetzungen des Absatzes 1 zutreffend abge-
wogene Notstandshandlung erscheint. Die Frage, ob 
der Notstandstäter den nach Absatz 1 vorausgesetz-
ten Abwägungs- und Prüfungspflichten mit der ge-
botenen Sorgfalt nachzukommen hat, hat nur dann 
rechtliche Bedeutung, wenn die Notstandshandlung 
den Erfordernissen des Absatzes 1 nicht entspricht 
und der Täter insoweit einem Irrtum unterlegen ist 
(vgl. Absatz 2). 

Absatz 2 bringt für die Fälle des rechtfertigenden 
Notstandes eine besondere Irrtumsregelung, die von 
der allgemeinen Vorschrift über den Irrtum über 
rechtfertigende Umstände erheblich abweicht, da die 
Regelung des § 20, wie bereits erwähnt, für die Fälle 
des Notstandes nicht paßt. Nach § 20 Abs. 1 schließt 
die irrige Annahme von Umständen, welche die Tat 
rechtfertigen würden, die Bestrafung wegen vorsätz-
licher Begehung aus, gleichgültig, ob dem Täter der 
Irrtum vorzuwerfen ist oder nicht. Es bleibt nach 
§ 20 Abs. 2 bei vorwerfbarem Irrtum nur die Mög-
lichkeit, wegen fahrlässiger Begehung zu bestrafen, 
soweit fahrlässiges Handeln unter Strafe gestellt ist. 
Diese Regelung kann im Bereich des Notstandes nicht 
befriedigen. Notstandslagen sind im Vergleich zu 
anderen Fällen, in denen tatbestandsmäßige Hand-
lungen gerechtfertigt sein können, dadurch gekenn-
zeichnet, daß der Handelnde, ohne selbst angegrif- 
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§ 40 
fen zu sein, wie das etwa bei der Notwehr der Fall 
ist, zum Schutze eines bedrohten Rechtsgutes ein 
anderes verletzt. In Fällen des Notstandes darf daher 
ohne nähere Prüfung des gesamten Sachverhalts 
nicht gehandelt werden. Wenn auch, wie zu Absatz 1 
ausgeführt worden ist, das Fehlen einer solchen 
Prüfung, sofern der Täter bei seinem Vorgehen das 
Richtige trifft, der rechtfertigenden Wirkung der 
Notstandshandlung nicht entgegensteht, so kann im 
Fall des Fehlgreifens der Täter nur dann entschul-
digt werden, wenn er die Umstände sorgsam geprüft 
und die Interessen, um deren Gefährdung und Ver-
letzung es ging, gewissenhaft gegeneinander abge-
wogen hat. Das entspricht auch der in der Recht-
sprechung zum übergesetzlichen Notstand vertrete-
nen Auffassung. Diese Prüfung kann ihm nur dann 
erlassen werden, wenn sie ihm nach Lage der Sache, 
vor allem, weil er sofortiges Handeln für geboten 
halten durfte, nicht zuzumuten war. Den Notstands-
täter trifft somit ein Vorwurf, wenn er die ihm zu-
mutbare Prüfung nicht vorgenommen und sich daher 
über das Vorliegen rechtfertigender Umstände geirrt 
hat. Ein solcher Irrtum kann sich auf mannigfache 
Umstände beziehen: Der Täter kann sich z. B. über 
das Vorliegen einer Gefahr oder ihre Gegenwärtig-
keit irren, er kann übersehen, daß sie auf andere, 
schonendere Weise abzuwenden gewesen wäre, er 
kann ferner den Rang der gegenüberstehenden 
Interessen dadurch unzutreffend einstufen, daß er 
die Bedeutung des durch die Notstandstat beein-
trächtigten Interesses für den Betroffenen unter-
schätzt, er kann schließlich auch andere tatsächliche 
Umstände verkennen, die für die Frage der Ange-
messenheit des Mittels entscheidend sind. Der Irrtum 
des Notstandstäters kann hierbei so leichtfertig sein, 
daß es dem Rechtsgefühl grob zuwiderliefe, wollte 
man die Tat nach § 20 straffrei lassen oder, soweit 
fahrlässiges Begehen strafbar ist, sie als Fahrlässig-
keitstat ahnden, was auch dem Erscheinungsbild und 
dem Wesen einer solchen Tat meist nicht gerecht 
werden könnte. Auf der anderen Seite muß die Re-
gelung aber auch solchen Fällen Rechnung tragen, 
in denen der Irrtum des Täters zwar nicht entschuld-
bar, wohl aber aus der Zwangslage heraus, in der 
sich der Täter befand, begreiflich ist und der gegen 
ihn zu erhebende Vorwurf daher weniger schwer 
wiegt. Um dem unterschiedlichen Grad des Ver-
schuldens in den Fällen des Handelns in vorwerf-
barer irriger Annahme eines Notstandes gerecht zu 
werden, sieht der Entwurf, von der Strafdrohung für 
die Vorsatztat ausgehend, eine Strafmilderung vor, 
für die zwar grundsätzlich der in § 64 Abs. 1 vor-
gesehene Milderungsschlüssel maßgebend ist, die 
aber darüber hinaus nach drei Richtungen weitere 
erhebliche Milderungen erfährt: Einmal ist die Ver-
hängung der Zuchthausstrafe in den Fällen des 
Handelns in vermeintlichem Notstand stets ausge-
schlossen (Nummer 1). Das mit der Zuchthausstrafe 
verbundene Unwerturteil und die sich hieran an-
schließenden Nebenfolgen sollen einen Täter nicht 
treffen, der nur deswegen schweres Unrecht began-
gen hat, weil er sich über rechtserhebliche tatsächliche 
Umstände geirrt hatte. Der Entwurf ersetzt daher in 
diesen Fällen jede Form der Zuchthausandrohung 
durch den Gefängnisstrafrahmen von drei Monaten 
bis zu fünf Jahren. Soweit Gefängnis mit einem er-

höhten Mindestmaß angedroht ist, tritt das gesetz-
liche Mindestmaß an dessen Stelle (Nummer 2). 
Schließlich darf in allen Fällen das Höchstmaß der 
Gefängnisstrafe fünf Jahre nicht übersteigen (Num-
mer 3). 

Satz 2 des Absatzes 2 stellt ausdrücklich klar, daß 
§ 39 eine Sonderregelung ist, der gegenüber diejenige 
des § 20 zurücktritt. 

Nicht anzuwenden ist jedoch § 39, wenn der Han-
delnde irrig annimmt, daß wirklich gegebene oder 
von ihm vorgestellte Umstände als Notstand anzu-
sehen seien, obwohl, selbst wenn sie gegeben wären, 
die Voraussetzungen des § 39 Abs. 1 fehlten. Ein 
solcher Irrtum kann, wenn der Tater deshalb glaubt, 
kein Unrecht zu tun, nur im Rahmen des § 21 berück-
sichtigt werden. 

§ 40 
Entschuldigender Notstand 

Die Notstandsregelung des Entwurfs führt dazu, 
daß Notstandshandlungen nach den §§ 52 und 54 
StGB, die im geltenden Recht, soweit nicht besondere 
rechtfertigende Normen (z. B. §§ 228, 904 BGB) ein-
greifen, lediglich entschuldigen, künftig dann gerecht-
fertigt sind, wenn sie zugleich den für den recht-
fertigenden Notstand des § 39 vorausgesetzten Er-
fordernissen entsprechen. Hierdurch wird eine ein-
heitliche und sachgemäße Trennungslinie zwischen 
dem rechtfertigenden und dem entschuldigenden 
Notstand erreicht. § 40 setzt eine rechtwidrige Tat 
voraus und kann somit nur für solche Notstands-
handlungen Bedeutung haben, die nicht schon nach 
§ 39 gerechtfertigt sind. Im Aufbau ist § 40 der Be-
stimmung über den rechtfertigenden Notstand nach-
gebildet. Eine besondere Regelung des Nötigungs-
standes im Sinne des § 52 StGB hält der Entwurf für 
entbehrlich. Soweit unwiderstehliche Gewalt dem 
Genötigten keine Entschlußfreiheit mehr läßt, fehlt 
es schon an einer Handlung im Rechtssinne. Im 
übrigen geht die Vorschrift des § 52 StGB in der 
allgemeinen Notstandsregelung des Entwurfs auf, 
zumal der Entwurf davon absieht, entgegen § 54 
StGB für die Entschuldbarkeit einer Notstandshand-
lung eine unverschuldete Notlage vorauszusetzen. 
Soweit eine Notstandshandlung gerechtfertigt ist 
(vgl. § 39), kann es ohnehin nicht darauf ankommen, 
ob die Notlage verschuldet war. Aber auch eine 
rechtswidrige Notstandshandlung ist nach dem Ent-
wurf nicht allein deswegen vorzuwerfen, weil der 
Betroffene die Notstandslage verschuldet hat. Aller-
dings wird es ihm unter diesen Umständen, wie noch 
näher darzulegen sein wird, vielfach zuzumuten sein, 
die Gefahr hinzunehmen. Doch kann das Gesetz nicht 
darüber hinwegsehen, daß in den Fällen der äußer-
sten Not, auch wenn sie verschuldet ist, die Wirkung 
von Strafdrohungen versagen muß. 

Absatz 1 legt die rechtlichen Voraussetzungen 
des entschuldigenden Notstandes fest. Er 
unterscheidet sich von § 54 StGB neben der bereits 
erwähnten Abweichung noch in weiteren Punkten. 
Als notstandsfähige Güter erkennt er nicht nur Leib 
oder Leben an, sondern fügt auch das Rechtsgut der 
Freiheit hinzu, das in der vom Entwurf voraus-
gesetzten Wertordnung einen ähnlich hohen Rang 
genießt wie Leib oder Leben. Der Entwurf sieht in- 
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dessen im Gegensatz zur Regelung des rechtfertigen-
den Notstandes in § 39 und abweichend von früheren 
Entwürfen (vgl. § 22 E 1925, § 25 E 1927/30) bei der 
Regelung des entschuldigenden Notstandes davon 
ab, auch andere Rechtsgüter, wie Ehre und Eigentum, 
als notstandsfähig gelten zu lassen. Eine solche Aus-
dehnung des § 40 hätte zur Folge, daß die Nicht-
zumutbarkeit normgemäßen Verhaltens, die für die 
Entschuldbarkeit des Notstandes vorausgesetzt ist, 
auf weiten Bereichen als Schuldausschließungsgrund 
anerkannt würde, was geeignet wäre, den Ernst der 
Strafdrohungen in Frage zu stellen. Ferner kennt der 
Entwurf bei der Regelung des entschuldigenden Not-
standes nicht nur wie § 54 StGB eine Notstandshand-
lung zugunsten des Täters oder seiner Angehörigen, 
sondern auch zugunsten von anderen dem Täter 
nahestehenden Personen. Darüber hinaus läßt der 
Entwurf indessen Notstandshandlungen abweichend 
von den früheren Entwürfen (vgl. § 22 E 1925, § 25 
E 1927/30) und im Gegensatz zur Regelung des § 39 
nicht gelten. Denn die seelische Drucklage, die für 
den Notstand bezeichnend ist und die den inneren 
Grund für die Entschuldigung der rechtswidrigen 
Tat abgibt, entsteht meist nur bei Personen, die An-
gehörige des Gefährdeten sind oder ihm sonst nahe-
stehen. Die im Anschluß an den Begriff des Ange-
hörigen gebrauchte Wendung der „anderen ihm 
nahestehenden Person", die im Besonderen Teil in 
den §§ 150 und 179 wiederkehrt, soll verdeutlichen, 
daß hierunter nur Personen fallen, die etwa mit dem 
Notstandstäter in Hausgemeinschaft leben oder die 
in ähnlicher Weise wie Angehörige mit ihm persön-
lich verbunden sind. 

Ob die in § 40 Abs. 1 beschriebene rechtswidrige 
Notstandshandlung entschuldigt ist, hängt davon ah, 
ob dem Täter zugemutet werden kann, die Gefahr 
für das bedrohte Rechtsgut hinzunehmen. Im Fall 
der Nothilfe kommt es darauf an, ob die Hinnahme 
dieser Gefahr dem Nothelfer zuzumuten ist. Bei der 
Entscheidung, ob das der Fall ist, wird der Richter 
das Verhältnis der in Betracht kommenden Rechts-
güter und Interessen, das Ausmaß der Gefahr für das 
bedrohte Rechtsgut und das der Verletzung des an-
gegriffenen Rechtsgutes, die Beziehung der beteilig-
ten Personen zueinander und die Frage zu prüfen 
haben, inwieweit der Handelnde oder der Bedrohte 
die Notstandslage verschuldet hat. Vor allem wird 
der Richter zu beachten haben, daß gewissen Per-
sonen nach Amt, Beruf oder im einzelnen übernom-
mener Verpflichtung zuzumuten ist, in gewissem 
Umfang Gefahren hinzunehmen, die mit ihrer Tätig-
keit verbunden sind. Das gilt z. B. für Soldaten, See-
leute, Polizeibeamte, Feuerwehrleute oder Berg-
führer (vgl. § 6 des Wehrstrafgesetzes vom 30. März 
1957, Bundesgesetzbl. I S. 298, § 106 Abs. 2, 3, § 109 
Abs. 1 des Seemannsgesetzes vom 26. Juli 1957, 
Bundesgesetzbl. II S. 713). 

Absatz 2 trifft eine besondere Irrtumsregelung 
für die Fälle, daß der Täter irrig Umstände annimmt, 
die die Tat nach Absatz 1 entschuldigen würden. Die 
Vorschrift ist in ihrem sachlichen Inhalt an § 39Abs.2 
angeglichen. Für die Frage, unter welchen Voraus-
setzungen dem Täter sein Irrtum vorzuwerfen ist, 
gilt das zu jener Vorschrift Gesagte. Bei der für diese 
Fälle vorgesehenen Strafmilderung geht allerdings 

§§ 41, 42 

§ 40 Abs. 2 nicht so weit wie § 39 Abs. 2, da es auch 
für das Verschulden einen Unterschied macht, ob die 
Sachlage, die sich der irrende Täter vorgestellt, seine 
Tat rechtfertigen oder nur entschuldigen würde. Eine 
Zuchthausstrafe schließt der Entwurf auch in den 
Fällen des Irrtums nach § 40 Abs. 2 aus und läßt an 
deren Stelle eine Gefängnisstrafe treten, die bei 
sechs Monaten beginnt und bei drei Viertel des 
Höchstmaßes für die angedrohte Zuchthausstrafe 
(vgl. § 64 Abs. 1 Nr. 2, 4) endet (Nummer 1). Soweit 
Gefängnis mit einem erhöhten Mindestmaß an-
gedroht ist, tritt wie in § 39 Abs. 2 das gesetzliche 
Mindestmaß an dessen Stelle (Nummer 2), jedoch ist 
das Höchstmaß der Gefängnisstrafe in einem solchen 
Fall nicht herabgesetzt. 

Fünfter Titel 

Straflosigkeit 
parlamentarischer Äußerungen 

und Berichte 
§§41,42 

Abgeordnete gesetzgebender Organe werden 
außerhalb der Körperschaft wegen parlamentarischer 
Äußerungen und Abstimmungen strafrechtlich und 
außerstrafrechtlich nicht zur Rechenschaft gezogen 
(sogenannte Indemnität). Hierdurch soll die freie 
Meinungsäußerung in den Parlamenten und deren 
Ausschüssen gewährleistet werden. In gleicher 
Weise ist die Freiheit vor strafrechtlicher Verant-
wortlichkeit für wahrheitsgetreue Berichte über 
öffentliche parlamentarische Sitzungen verbürgt. Im 
geltenden Recht sprechen das für die Gesetzgebungs-
organe der Länder der Bundesrepublik Deutschland 
die §§ 11 und 12 StGB aus; für den Bundestag sichert 
das Grundgesetz die Straffreiheit für parlamenta-
rische Äußerungen im Artikel 46 Abs. 1 und für 
Berichte im Artikel 42 Abs. 3. Auf die Mitglieder der 
Bundesversammlung findet Artikel 46 GG nach § 7 
des Gesetzes über die Wahl des Bundespräsidenten 
durch die Bundesversammlung vom 25. April 1959 
(Bundesgesetzbl. I 5.230) entsprechende Anwendung. 

Der Entwurf behandelt in den §§ 41 und 42 die 
Straflosigkeit parlamentarischer Äußerungen und 
Berichte gemeinsam für den Bundestag, die Bundes-
versammlung und die Gesetzgebungsorgane der 
Länder. Um einer einheitlichen und abgeschlossenen 
Regelung willen kehren hier, wie schon beim Grund-
satz „Keine Strafe ohne Gesetz" (§ 1), verfassungs-
rechtliche Vorschriften im Entwurf zum Strafgesetz-
buch wieder. Das geschieht gelegentlich auch in 
anderen Gesetzen. So erwähnt § 53 Abs. 1 Nr. 4 StPO 
das Zeugnisverweigerungsrecht der Bundestags-
abgeordneten, das schon Artikel 47 GG gewähr-
leistet. 

Der Wortlaut der §§ 41 und 42 schließt sich eng 
an die Bestimmungen des Grundgesetzes an, wie das 
schon die §§ 11 und 12 StGB tun, die durch das 
3. Strafrechtsänderungsgesetz vorn 4. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 735) neugefaßt worden sind. 
Aus diesem Grunde ist in Kauf genommen worden, 
daß die Fassung der Vorschriften mit dein Sprach-
gebrauch des Entwurfs nicht ganz übereinstimmt 
und verschiedene Begriffe nicht näher geklärt wer- 
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vor § 43 
den, damit nicht anderslautende Fassungen den 
Ansdiein erwecken, als wichen die Vorschriften 
sachlich vom Grundgesetz ab. Wenn § 41 davon 
spricht, daß Mitglieder von Gesetzgebungsorganen 
„nicht zur Verantwortung gezogen werden dürfen", 
so ist damit ein persönlicher Strafausschließungs-
grund gemeint. Die entsprechende verfassungsrecht-
liche Vorschrift des Artikels 46 Abs. 1 GG ist inso-
weit umfassender: Es ist dort von gerichtlicher und 
dienstlicher Verfolgung die Rede. Durch die Recht-
sprechung wird zu klären sein, was in § 42 unter 
„Berichten" zu verstehen ist und welche rechtliche 
Bedeutung die in § 42 geregelte Straffreiheit, die alle 
an der Berichterstattung Beteiligten genießen, hat. 
Über das oben erwähnte Gesetz vom 25. April 1959 
hinaus wird § 42 auch auf Berichte über die öffent-
lichen Sitzungen der Bundesversammlung erstreckt. 

Dritter Abschnitt 

FOLGEN DER TAT 
Dieser Abschnitt, der sich an die Regelung der 

allgemeinen Merkmale der Tat im 2. Abschnitt an-
schließt, bildet ein Kernstück des Allgemeinen Teils. 

Als Folgen der Tat werden Strafen (Haupt- und 
Nebenstrafen), Maßregeln der Besserung und Siche-
rung sowie Verfall und Einziehung unterschieden. 
Mit der besonderen Hervorhebung von Verfall und 
Einziehung trägt der Entwurf der Erkenntnis Rech-
nung, daß eine ausschließliche Ausgestaltung dieser 
Rechtsinstitute als Nebenstrafe oder als Maßregel 
der Besserung und Sicherung praktisch nicht durch-
führbar wäre. Als zusammenfassende Bezeichnung 
sowohl für die Maßregeln der Besserung und Siche-
rung als auch für Verfall, Einziehung und Unbrauch-
barmachung verwendet der Entwurf den Begriff der 
Maßnahme (vgl. § 11 Abs. 1 Nr. 5 und die Begrün-
dung dazu). 

Im Zusammenhang mit dem Strafensystem bringt 
der Entwurf Vorschriften über die Strafbemessung 
im allgemeinen und für den Fall mehrerer Gesetzes-
verletzungen im besonderen. Es ist das Anliegen des 
Entwurfs, hierdurch den Mangel des geltenden Straf-
rechts, das die für den Betroffenen besonders 
bedeutsame Frage der Strafbemessung vernach-
lässigt, zu beheben. 

Schließlich enthält der 3. Abschnitt eine über das 
geltende Recht hinausgehende Ausgestaltung des 
Rechtsinstituts der Aussetzung zur Bewährung. Es 
erscheint nicht nur in Gestalt der Aussetzung einer 
Strafe oder eines Strafrestes zur Bewährung, sondern 
wird in erheblichem Umfang auch für die Maßregeln 
der Besserung und Sicherung vorgesehen (vgl. 
§§ 105 ff.). Eine solche kriminalpolitisch gebotene 
Regelung wird dadurch möglich, daß bei der Aus-
setzung bestimmter freiheitsentziehender Maßregeln 
für die Aufsicht während der Bewährungszeit das 
neue Rechtsinstitut der Sicherungsaufsicht (§§ 91 ff.) 
verwendet werden kann, das die bisherige Polizei-
aufsicht völlig umgestaltet. Der Entwurf sieht die 
Sicherungsaufsicht bei der Aussetzung der Siche-
rungsverwahrung, der vorbeugenden Verwahrung 
und des Arbeitshauses vor (§ 107 Abs. 3). Der Grund 
für diese Aufgliederung des Instituts der Aussetzung 

zur Bewährung liegt darin, daß bei der Aussetzung 
unter Sicherungsaufsicht außer dem Resozialisie-
rungszweck auch der Sicherungszweck im Vorder-
grund steht. Dieser tritt in den übrigen Fällen der 
Aussetzung zur Bewährung zurück. 

Inwieweit über Verfall und Einziehung hinaus 
Geldsanktionen gegen juristische Personen und 
Verbände vorzusehen sind, wird für das Steuer-
strafrecht, das Wirtschaftsstrafrecht und andere Ge-
biete des Nebenstrafrechts, die dafür in Frage 
kommen, im Entwurf eines Einführungsgesetzes 
geregelt werden. 

Erster Titel 

Strafen 
Der Titel behandelt das künftige Strafensystem. 

Strafarten im Sinne von Hauptstrafarten sind nach 
dem Entwurf Freiheitsstrafen und Geldstrafe. 

Die Todesstrafe ist nicht vorgesehen, da sie durch 
Artikel 102 GG abgeschafft ist und die Entwurfs-
arbeiten zum neuen Strafgesetzbuch vom Grund-
gesetz in seiner geltenden Gestalt auszugehen haben. 
Ob der Kampf für oder gegen die Todesstrafe, der 
die Allgemeinheit stark bewegt und bisher nicht zur 
Ruhe gekommen ist, zu einer Änderung des Grund-
gesetzes führen wird, ist noch nicht abzusehen. Die 
Entscheidung darüber werden die dazu berufenen 
Gesetzgebungsorgane zu fällen haben. 

Der Entwurf schlägt auch keine anderen Haupt-
strafarten als Freiheitsstrafen und Geldstrafen vor. Er 
verzichtet insbesondere auf sogenannte Sonderstra-
fen, z. B. auf Ausgestaltung des Berufsverbots, der Be-
triebsschließung, der Entziehung von Berechtigun-
gen oder der Auferlegung besonderer Pflichten als 
Strafen, weil das mit dem Schuldgrundsatz nicht 
vereinbar wäre und derartige Rechtsfolgen, soweit 
für sie ein Bedürfnis besteht, ihren Platz entweder 
im Maßregelnsystem oder bei der Aussetzung zur 
Bewährung als Auflagen oder Weisungen finden 
müssen. Als Nebenstrafe führt er in § 58 aus den dort 
dargelegten Gründen das Fahrverbot ein. 

Der Entwurf sieht auch keine Ehrenstrafen im 
eigentlichen Sinne vor, nämlich Strafen, die den 
Verurteilten brandmarken oder als ehrlos kenn-
zeichnen sollen. Solche Strafen sind nicht mehr zeit-
gemäß. Daher kennt der Entwurf auch nicht mehr 
die Strafe des Verlustes der bürgerlichen Ehren-
rechte. Das Mißtrauen und das Übelwollen, das die 
Gesellschaft vielfach Vorbestraften entgegenbringt, 
bildet an sich schon ein schweres Hindernis für ihre 
Wiedereingliederung in die Gemeinschaft. Hier-
gegen anzukämpfen, ist nicht nur im Interesse der 
Bestraften geboten, die den Willen haben, sich wie-
der aufzurichten, sondern auch im Interesse der All-
gemeinheit selbst nötig. Dann darf man aber nicht 
dem bestehenden Vorurteil durch Richtersprüche 
Vorschub leisten, die den Verurteilten der Ehre 
verlustig erklären und die ihn eben dadurch der 
Möglichkeit berauben, nach verbüßter Strafe den 
Kampf um ein redliches Dasein mit Erfolg wieder-
aufzunehmen. 

Aber wenn der Entwurf auch die Aberkennung 
der bürgerlichen Ehrenrechte abschafft, so kann er 
doch nicht auf alle im geltenden Recht mit dieser 
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Aberkennung verbundenen Nebenwirkungen ver-
zichten. Es geht nicht an, daß ein Amtsträger, der 
wegen eines Amtsverbrechens oder schweren Amts-
vergehens verurteilt worden ist und sich durch die 
Tat als unzuverlässig und vertrauensunwürdig er-
wiesen hat, nach Verbüßung der Strafe das Amt 
weiterbekleidet und so aufs neue die allgemeinen 
Interessen gefährdet. Das Strafrecht wird der Auf-
gabe, in solchen Fällen einzugreifen, auch dadurch 
nicht enthoben, daß das Dienstrecht des Bundes und 
der Länder die notwendigen Handhaben bietet, 
einen Beamten oder Richter aus dem Dienst zu ent-
fernen, wenn er sich seines Amtes unwürdig er-
wiesen hat. Die Offentlichkeit kann erwarten, daß 
bei schweren kriminellen Verfehlungen eines Be-
amten, durch die er sich des Amtes offensichtlich 
unwürdig erwiesen hat, schon im Urteil des Straf-
richters die notwendigen Folgerungen auch in 
dienstrechtlicher Hinsicht gezogen werden. Überdies 
bezieht sich das Disziplinarrecht nur auf Personen, 
die im Sinne des Staats- und Verwaltungsrechts 
Beamte oder Richter sind. Es kommt also nicht zur 
Anwendung gegenüber Amtsträgern im Sinne des 
Strafgesetzes, die im staatsrechtlichen Sinne weder 
Beamte noch Richter sind. Es liegt auf der Hand, 
daß auch solchen Amtsträgern gegenüber die Mög-
lichkeit eröffnet werden muß, sie von der Ausübung 
ihres Amtes oder eines anderen Amtes unter ge-
wissen Voraussetzungen auszuschließen. Es muß 
auch verhindert werden können, daß jemand, der 
seine asoziale Gesinnung durch schwere Straftaten 
erwiesen hat, nach der Strafverbüßung durch Aus-
übung des Wahl- oder Stimmrechts auf die Geschicke 
des Staates oder der Gemeinde Einfluß ausüben 
kann. Bei Entscheidungen, die im Namen des Staates 
getroffen, bei Handlungen, die in seinem Namen 
vorgenommen werden, und bei der Bildung des 
Gesamtwillens muß es möglich sein, Personen von 
einer Einflußnahme auszuschließen, die sich schwer-
ster Verbrechen schuldig gemacht haben. Der Ent-
wurf hat daher gewisse Nebenfolgen der Zuchthaus-
strafe und die Aberkennung der Amtsfähigkeit, der 
aus öffentlichen Wahlen hervorgegangenen Rechte 
und des Wahl- und Stimmrechts beibehalten, ihre 
Voraussetzungen und ihre Wirkung aber anders 
umschrieben als das geltende Recht. Er läßt bei be-
stimmten Verurteilungen bestimmte Rechtsminderun-
gen entweder kraft Gesetzes eintreten (§ 45) oder 
er läßt sie als Nebenstrafen zu (§§ 56, 57). Im ersten 
Fall dient die Rechtsminderung dazu, die Zuchthaus-
strafe ihrem Wesen nach zu kennzeichnen und von 
der Gefängnisstrafe im sachlichen Recht abzugren-
zen. Im zweiten Fall bezweckt die Rechtsminderung, 
dem Täter die durch die Tat verwirkte Rechtsstellung 
zu entziehen. In beiden Fällen verfolgt die Rechts-
minderung nicht den Zweck der Anprangerung oder 
Bloßstellung des Verurteilten, sondern die Aufgabe 
der Reinhaltung des öffentlichen Lebens. 

Freiheitsstrafen 

§ 43 
Arten der Freiheitsstrafe 

Der Entwurf sieht drei Arten der Freiheits-
strafe vor: Zuchthaus, Gefängnis und Strafhaft. 

§ 43 
Ihre Androhung ist nach § 12 für die Einteilung 
der Straftaten in Verbrechen und Vergehen ent-
scheidend. 

Die Zuchthausstrafe wird grundsätzlich bei-
behalten, also die Einheitsstrafe im Sinne der Ver-
schmelzung von Zuchthaus und Gefängnis abge-
lehnt. Die Gründe hierfür sind vor allem folgende: 
In einem Schuldstrafrecht, das in der Strafe ein sitt-
liches Unwerturteil über die Tat und den Täter 
sieht, muß das Unwerturteil nicht nur nach der 
Höhe, sondern möglichst auch nach der Art der 
Strafen abgestuft werden. Da dieser Grundsatz sich 
nur in begrenztem Umfange durchführen läßt, muß er 
wenigstens für den Bereich der oberen und der un-
teren Kriminalität verwirklicht werden. Es wäre mit 
dem Schuldstrafrecht unvereinbar, wenn z. B. Mör-
der und Fahrlässigkeitstäter mit derselben farblosen 
Einheitsstrafe belegt würden. Eine solche Lösung 
würde der Volksüberzeugung widersprechen und 
von der Allgemeinheit nicht verstanden werden. Sie 
würde den Reformbestrebungen, die zur besseren 
Anpassung der Rechtsfolgen an Tat und Täter ein 
differenzierteres Reaktionssystem als bisher for-
dern, zuwiderlaufen und eine Verarmung gegen-
über dem bisherigen Reaktionssystem darstellen. 
Sie wäre auch kriminalpolitisch bedenklich, da der 
Verzicht auf die Zuchthausstrafe, zumal in einem 
Rechtsfolgensystem ohne Todesstrafe, den Eindruck 
einer Minderbewertung des Unrechtsgehalts der 
schwersten Taten erwecken würde und ein An-
wachsen gerade der schwersten Kriminalität be-
fürchten ließe. Gegenüber der hiernach zur Kenn-
zeichnung schwersten Unrechts und aus Gründen 
der Generalprävention unentbehrlichen Funktion 
der Zuchthausstrafe müssen Erwägungen, wie sie 
vor allem in den Kreisen des Strafvollzugs in den 
Vordergrund gestellt werden, zurücktreten. Sicher 
wird durch eine Verurteilung zu Zuchthaus die Re-
sozialisierung des Täters erschwert. Sicher ist auch 
eine Unterscheidung von Zuchthaus und Gefängnis 
im Vollzug nur in wenigen Merkmalen möglich. 
Aber aus diesen Einwendungen ist nur zu folgern, 
daß die Zuchthausstrafe auf solche Täter beschränkt 
bleiben muß, bei denen der Vorrang des Sühne-
gedankens und der Generalprävention vor dem Re-
sozialisierungsgedanken und der Spezialprävention 
verantwortet werden kann, und daß der Wesens-
unterschied zwischen Zuchthaus und Gefängnis nicht 
nur im Vollzug, sondern auch im materiellen Recht 
begründet werden muß. In dieser Hinsicht sind nach 
dem Entwurf die Wirkungen entscheidend, mit denen 
die Zuchthausstrafe nach § 45 im Unterschied zu den 
übrigen Strafen ausgestattet ist. 

Zu der Frage nach dem Täterkreis, dem gegen-
über eine unter solchen Gesichtspunkten ausge-
staltete Zuchthausstrafe gerechtfertigt werden kann, 
nimmt der Entwurf folgende Stellung ein: Die 
Zuchthausstrafe soll gegenüber dem geltenden Recht 
wesentlich eingeschränkt werden und der Hoch-
kriminalität vorbehalten bleiben. Das zeigt bereits 
die weiter unten zu betrachtende Erhöhung des 
Mindest- und Höchstmaßes in § 44 und wird durch 
die sparsame Verwendung der Zuchthausstrafe im 
Besonderen Teil deutlich. Unter die Hochkriminali-
tät fallen vor allem die dem Tattypus nach schwer- 
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§ 43 
sten Taten, für deren Abgrenzung das Ausmaß der 
Rechtsgutsverletzung dem sachlichen Gehalt nach 
entscheidend ist, also z. B. Mord, Totschlag, Völker-
mord, schwere Körperverletzung, Verschleppung, 
erpresserischer Kindesraub, Notzucht, schwere Schän-
dung, Raub, räuberischer Diebstahl, schwere oder 
räuberische Erpressung, schwere gemeingefährliche 
Straftaten. Zur Hochkriminalität gehören aber auch 
Täter, die weniger nach dem Tattypus als nach dem 
Tätertypus zu den Verbrechern zu zählen sind, weil 
sie dem Tattypus nach schwere, aber noch nicht 
schwerste Taten (z. B. Diebstahl, Betrug) aus einer 
hartnäckigen rechtsfeindlichen Haltung heraus be-
gehen, insbesondere die Berufsverbrecher, die durch 
das Verbrechen den wesentlichen Teil ihres Lebens-
unterhaltes bestreiten. Es handelt sich also uni ge-
wisse durch ihre Lebensführung charakterisierte 
Tätertypen, die für die Allgemeinheit besonders 
gefährlich sind. Der Entwurf lehnt zwar aus rechts-
staatlichen Gründen die Lösung des geltenden Rechts 
in § 20a StGB ab, für solche Täter die Möglichkeit 
der Verhängung von Zuchthaus im Allgemeinen Teil 
vorzusehen. Jedoch droht er bei einzelnen Tatbestän-
den des Besonderen Teils die Zuchthausstrafe auch 
gegen solche Täter an (vgl. z. B. §§ 238, 254 Abs. 2, 
§ 260 Abs. 1 Nr. 1, § 287 Abs. 2). 

Während die Zuchthausstrafe der Abstufung des 
Unwerturteils nach oben dient, sieht der Entwurf 
für die Abstufung nach unten eine neue Strafart 
vor, die Strafhaft. Im geltenden Recht dient die-
sem Zweck die Haft. Ihr Höchstmaß ist sechs Wochen, 
im Falle des Zusammentreffens mehrerer Haftstrafen 
drei Monate. Ihr wesentlicher Anwendungsbereich 
sind die Übertretungen. Da jedoch der Entwurf die 
Straftatengruppe der Übertretungen beseitigt, ist 
der Haft im bisherigen Sinne der Boden entzogen. 
Sie ist zur Abstufung des Unwerturteils für den 
unteren Bereich der Vergehen ungeeignet. Für die 
hierfür benötigte Strafart sieht der Entwurf, um 
Verwechslungen mit der bisherigen Haft auszu-
schließen, die neue Bezeichnung „Strafhaft" vor. Ihr 
kommt im allgemeinen Strafrecht eine ähnliche Auf-
gabe zu wie dem Strafarrest nach dem Wehrstraf-
gesetz vom 30. März 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 298) 
im Bereich des Wehrstrafrechts. Das Höchstmaß der 
Strafhaft beträgt nach § 47 Abs. 1 sechs Monate. Da 
andererseits das Mindestmaß der Gefängnisstrafe 
nach § 46 Abs. 1 einen Monat beträgt, tritt im Be-
reich von einem Monat bis zu sechs Monaten eine 
Überschneidung der beiden Strafarten ein. 

Diese Lösung läßt in Verbindung mit der Wahl-
regel des § 48 das Wesen der neuen Freiheitsstrafe 
erkennen. Sie soll eine kurzzeitige Freiheitsstrafe 
wegen bestimmter Straftaten für bestimmte Täter-
gruppen sein, für welche die Gefängnisstrafe einen 
zu starken sittlichen Makel bedeuten und un-
erwünschte Nachwirkungen für die Lebens- und Be-
rufsstellung des Verurteilten haben, anderseits die 
Geldstrafe einen zu geringen Eindruck hinterlassen 
würde. Als privilegierte Straftaten kommen solche 
Vergehen in Frage, die entweder zum untersten Be-
reich der Kriminalität gehören (wie z. B. Entwen-
dung nach § 242 oder Notbetrug nach § 255) oder die 
in den unteren Bereich der Kriminalität hineinragen 
(z. B. einfache Körperverletzung, Hausfriedensbruch, 

Beleidigung, einfacher Diebstahl, Unterschlagung, 
leichte Verkehrsstraftaten, Widerstand usw.). In bei-
den Straftatengruppen, vor allem in der letzteren, 
spielen die Fahrlässigkeitstatbestände eine beson-
dere Rolle; die Strafhaft wird hier ihren praktisch 
bedeutsamsten Anwendungsbereich finden. Für beide 
Gruppen von Straftaten droht der Entwurf im Be-
sonderen Teil bei den betreffenden Tatbeständen die 
Strafhaft an. Sie wird allerdings nur in einem Falle 
als alleinige Strafart angedroht (§ 159 Abs. 3 Satz 2). 
Zumeist ist sie wahlweise neben Geldstrafe vor-
gesehen. Überwiegend steht sie im Bereich der 
unteren Kriminalität auch zur Wahl neben Gefäng-
nisstrafe. In diesen Fällen kommt es darauf an, ob 
der Täter zu der Tätergruppe gehört, die privilegiert 
werden soll. Für die Abgrenzung dieser Tätergruppe 
liegen dem Entwurf folgende Überlegungen zu-
grunde: Bei einer Strafe, deren Höchstmaß sechs 
Monate beträgt, tritt der Resozialisierungsgedanke 
in den Hintergrund, da dessen Verwirklichung eine 
längere Einwirkung im Vollzug voraussetzt. Viel-
mehr kann eine kürzere Freiheitsstrafe, abgesehen 
von dem Sühnecharakter und der generalpräventiven 
Wirkung jeder echten Strafe, nur den Sinn haben, 
dem Täter einen Denkzettel dort zu erteilen, wo eine 
Geldstrafe nicht ausreichen und eine längere Frei-
heitsstrafe zu hart sein würde. Man hat diese spezial-
präventive Abschreckungsstrafe daher mit Recht auch 
„Aufrüttelungs-" oder „Besinnungsstrafe" genannt. 
Eine Aufrüttelungswirkung ist jedoch nur bei solchen 
Tätern wahrscheinlich, deren bisherige Lebensfüh-
rung erwarten läßt, daß die Denkzettelstrafe aus-
reichen wird, sie künftig vor Entgleisungen aus 
ihrem sonst gesetzmäßigen und geordneten Leben zu 
bewahren. 

Die Strafhaft wird hiernach regelmäßig nur für Ge-
strauchelte in Betracht kommen, nicht aber für soge-
nannte „Neigungstäter" im Sinne solcher Täter, die 
gegenüber der Versuchung, Straftaten zu begehen, 
anfällig sind. Hierauf weist § 48 hin. Aus dem Be-
reich der Vorsatztaten kommen für die Strafhaft 
die Täter mit geringer Schuld in Frage, bei denen 
es sich um Augenblicks- oder Konfliktstäter handelt. 
Im Bereich der Fahrlässigkeitstaten gestattet die Art 
des Delikts, in den Kreis der privilegierten Täter 
außer den leicht Fahrlässigen auch die Fahrlässig-
keitstäter mit mittlerer Schuld einzubeziehen. Es 
müssen jedoch diejenigen Fahrlässigkeitstäter aus-
geschieden werden, die gewissenlos oder sonst mit 
schwerer Schuld gehandelt haben. Für die privile-
gierten Arten von Straftaten und Tätern erscheint 
einerseits die kurzzeitige Freiheitsstrafe unentbehr-
lich, weil die Geldstrafe hier vielfach unangemessen 
und auch wirkungslos wäre. Andererseits wäre die 
kurzzeitige Gefängnisstrafe unangebracht. Denn 
diese stellt ein für die fraglichen Straftaten und 
Täter unangemessen schweres Unwerturteil mit 
allen seinen nachteiligen Wirkungen im Sozialleben 
dar, wie es nun einmal in der Verurteilung zu 
Gefängnis zum Ausdruck kommt, und setzt Ge-
strauchelte der Gefahr krimineller Ansteckung aus, 
indem sie derselben Strafe unterworfen werden, wie 
sie für die resozialisierungsbedürftigen Täter vor-
gesehen ist und indem sie diese im Strafvollzug 
mit jenen zusammenbringt. Diese Mängel kann nur 
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eine kurzzeitige Freiheitsstrafe neuer Art vermei-
den, die ein milderes Unwerturteil zum Ausdruck 
bringt und für die ein vom Gefängnis völlig ge-
trennter Vollzug ebenso unerläßlich ist wie eine 
strafregisterliche Behandlung, die unerwünschte 
soziale Nachwirkungen weitgehend verhindert. Es 
ist das Anliegen des Entwurfs, die Strafhaft 
als diese moderne kurzzeitige Freiheitsstrafe aus-
zugestalten. Die Regelung bedarf der Ergänzung 
außerhalb des Strafgesetzbuches durch Vollzugs-
und Registervorschriften. Für den Vollzug wird 
vor allem zu bestimmen sein, daß Gefangene in Straf-
haft von Gefangenen anderer Art zu trennen sind; 
denn der Sinn der Strafhaft als Denkzettelstrafe für 
Gestrauchelte wäre in das Gegenteil verkehrt, wenn 
man die hierzu Verurteilten im Strafvollzug der Ge-
fahr krimineller Ansteckung durch Gefangene an-
derer Art aussetzte. 

Damit die Strafhaft ihre dargelegten Zwecke er-
füllen kann, ist es notwendig, daß sie sich mit der 
Gefängnisstrafe im Bereich von einem Monat bis zu 
sechs Monaten überschneidet. Nur so läßt sich er-
reichen, daß die kriminell anfälligen Täter von der 
Privilegierung durch das geringere Unwerturteil 
und die hiermit verbundenen Registervergünstigun-
gen ausgeschlossen bleiben. Wollte man, wie vor-
geschlagen worden ist, im Bereich bis zu sechs Mo-
naten die Strafhaft als einzige Freiheitsstrafe vor-
sehen und die Gefängnisstrafe mit einem Mindest-
maß von sechs Monaten beginnen lassen, so wäre 
die Strafhaft die Einheitsstrafe für alle Täter, die 
nach ihrer Schuld keine höhere Strafe als sechs Mo-
nate verdienen. Gestrauchelte und Neigungstäter 
würden im Unwerturteil, im Vollzug und registerlich 
gleichbehandelt. Die Nachteile der kurzzeitigen Frei-
heitsstrafe in ihrer bisherigen Form blieben erhalten. 
Es würde sich, von der Umbenennung abgesehen, 
praktisch nichts ändern. Diese unerwünschte Gestal-
tung ließe sich auch nicht dadurch vermeiden, daß 
man, wie ebenfalls vorgeschlagen worden ist, Nei-
gungstäter stets mit mindestens sechs Monaten Ge-
fängnis bestrafte und dadurch der Strafhaft entzöge. 
Vielfach wiegt auch bei ihnen die Schuld nicht so 
schwer, das sechs Monate Freiheitsstrafe gerecht 
wären. Sie dennoch aus spezialpräventiven Gründen 
für mindestens 6 Monate ins Gefängnis zu schicken, 
wäre mit dem Schuldgrundsatz, zu dem der Entwurf 
sich bekennt, unvereinbar. Vielmehr zwingt dieser 
Grundsatz zur Ausgestaltung der Strafhaft in der 
vorgeschlagenen Form. 

Als Strafart, die der Schwere nach zwischen Zucht-
haus und Strafhaft steht, sieht der Entwurf die G e -
f ä n g n i s s t r a f e vor. Ihr Anwendungsbereich wird 
gegenüber dem geltenden Recht wesentlich er-
weitert, da einerseits die Zuchthausstrafe auf die 
Hochkriminalität beschränkt und andererseits ein 
Teil der künftig wegfallenden Übertretungen zu 
Vergehen aufgewertet wird. Auf diese Weise erhält 
die Gefängnisstrafe in weitem Umfang die Funk-
tion einer Einheitsstrafe. Sie ist für die schwere und 
mittlere Kriminalität bestimmt. Die Abgrenzung er-
gibt sich durch Gegenüberstellung mit den An-
wendungsbereichen der anderen Strafarten, nämlich 
Zuchthaus für schwerste Taten sowie für Täter 
schwerer Taten aus hartnäckiger rechtsfeindlicher 

§ 43 
" Haltung, Strafhaft für leichte Taten sowie für Ge-

strauchelte bei Schuld geringeren Grades. Beim 
Vollzug der Gefängnisstrafe steht der Resoziali-
sierungsgedanke im Vordergrund. Das müssen die 
Vollzugsvorschriften sicherstellen. Im materiellen 
Recht braucht über das Wesen der Gefängnisstrafe 
nichts weiter gesagt zu werden. Es geht aus der 
Gesamtregelung der Freiheitsstrafen mit genügen-
der Deutlichkeit hervor. 

Die Frage, ob neben der Strafhaft mit dem ihr 
innewohnenden geringeren Unwerturteil eine echte 
custodia honesta im Sinne einer die Ehre des Ver-
urteilten überhaupt nicht antastenden Strafe vor-
gesehen werden soll, ist verneint worden. Die im 
geltenden Strafgesetzbuch hierfür vorgesehene E i n -
s c h l i e ß u n g hat einen geringen Anwendungs-
bereich (vgl. §§ 105, 106, 109b, 201 bis 203, 205, 206, 
345 Abs. 2 StGB; § 21 PresseG) und keine nennens-
werte praktische Bedeutung. Zudem hat sich in den 
Beratungen der Großen Strafrechtskommission der 
Gedanke durchgesetzt, daß eine Privilegierung der 
sogenannten Überzeugungstäter durch eine beson-
dere Strafart, die dem Täter ehrenhaftes Handeln 
bestätigen soll, grundsätzlich abzulehnen ist und daß 
es genügt, achtenswerte Beweggründe im Rahmen 
der Strafbemessung zu berücksichtigen und, soweit 
erforderlich, bei einzelnen Tatbeständen minder 
schwere Fälle (§ 62) zuzulassen, um dadurch bei 
Handeln aus achtenswerten Beweggründen einen 
milderen Strafrahmen zu eröffnen. Diese Lösung ist 
bei den Beratungen in erster Linie für den politi-
schen Überzeugungstäter empfohlen worden. Wollte 
der Gesetzgeber durch die Art der Strafe ein ehren-
haftes Handeln anerkennen, so würde er damit der 
individuellen Auffassung des Täters den Vorrang 
vor der sittlichen Überzeugung der Allgemeinheit 
einräumen, obwohl diese durch das Strafgesetz in 
Normen, deren Tatbestände sozialethisches Unrecht 
umschreiben, Anerkennung von jedem fordert. Auch 
für den sogenannten „Gewissenstäter", der aus Ge-
wissensgründen in der irrigen Annahme handelt, das 
formelle Gesetzesrecht sei materielles Unrecht und 
daher für ihn unverbindlich, ist keine besondere 
Strafart vorgesehen, Seine Behandlung hat sich nach 
den Grundsätzen über den Verbotsirrtum und nach 
der oben für den politischen Überzeugungstäter er-
wähnten Lösung zu richten. In den Beratungen ist 
auch eine Regel, nach der für diese Tätergruppen 
wenigstens eine etwaige Zuchthausstrafe durch die 
Gefängnisstrafe ersetzt werden soll, abgelehnt wor-
den, weil auch diese Privilegierung mit dem Vor-
rang der sozialethischen Betrachtungsweise unver-
einbar erscheint. Auch für Fahrlässigkeitstäter sieht 
der Entwurf keine eigentliche custodia honesta vor. 
Trifft solche Täter ein Schuldvorwurf minderen Gra-
des, dann greift die Strafhaft mit ihrer milderen 
Unrechtsbewertung ein. Erscheint jedoch im Einzel-
fall eine Freiheitsstrafe von mehr als sechs Monaten 
geboten, dann entspricht die Gefängnisstrafe mit 
ihrer schwereren Unrechtsbewertung auch dem 
Schuldgehalt. 

Mit diesen Erwägungen steht die im Wehrstraf-
gesetz vom 30. März 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 298) 
getroffene Regelung nicht im Widerspruch. Diese 

s  sieht als Freiheitsstrafe neben Strafarrest, der mit 
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§§ 44, 45 
der Strafhaft des Entwurfs vergleichbar ist, sowie 
Gefängnis und Zuchthaus auch die Einschließung im 
Sinne einer custodia honesta vor. Das Wesen der 
Einschließung ist dabei in der Wahlregel des § 11 
Abs. 2 des Wehrstrafgesetzes dahin gekennzeichnet, 
daß auf sie nur erkannt werden darf, „wenn für das 
Verhalten des Täters achtenswerte Beweggründe 
ausschlaggebend waren und die Tat nicht schon 
wegen der Art der Ausführung oder wegen der vom 
Täter verschuldeten Folgen besonders verwerflich 
ist." Es handelt sich dort also um eine besondere 
Strafart, die dem Täter achtenswerte Beweggründe 
bescheinigt. Sie erklärt sich aus der besonderen Lage, 
in welcher sich der Soldat be findet. Er ist — mög-
licherweise ohne seinen Willen — in einen erhöhten 
Pflichtenkreis gestellt, in dem ihm ein Versagen nicht 
notwendig zur Unehre gereicht. Gehorsam und 
Disziplin müssen in der Bundeswehr auch strafrecht-
lich gesichert werden. Zu ihrer Gewährleistung ist 
um der Gerechtigkeit des staatlichen Strafens willen 
die Strafe der Einschließung gegenüber denjenigen 
unentbehrlich, welche die in der genannten Wahl-
regel bezeichneten Voraussetzungen erfüllen. Solche 
Gesichtspunkte fehlen aber durchweg bei den Tat-
beständen des allgemeinen Strafrechts. 

Der Entwurf beschränkt sich darauf, über die Frei-
heitsstrafen die Rechtssätze aufzunehmen, die für 
den materiellen Gehalt der Strafen und ihre An-
wendung durch den Strafrichter unerläßlich sind. 
Der eigentliche Inhalt der Freiheitsstrafen ergibt 
sich erst aus der Art des Vollzugs. Ihn sinnvoll zu 
gestalten, von schädlichen Auswirkungen zu be-
freien und dem Ziel dienstbar zu machen, den Täter 
nach der Verbüßung der Strafe in die Gemeinschaft 
wieder einzugliedern, wird die Aufgabe eines Straf-
vollzugsgesetzes sein, das den Entwurf des Straf-
gesetzbuchs in vielen entscheidenden Fragen zu 
ergänzen haben wird. Eine umfassende und wirk-
lichkeitsnahe Strafrechtsreform kann sich auf die 
Reform des materiellen Strafrechts nicht beschrän-
ken. Erst durch ein Bundesgesetz über den Strafvoll-
zug, das die Rechtseinheit auch in diesem Bereich 
begründet und den Forderungen der Gegenwart 
Rechnung trägt, kann das Werk der Strafrechts-
reform zum Abschluß gebracht werden. 

§ 44 
Dauer der Zuchthausstrafe 

Die Zuchthausstrafe ist entweder lebenslang, 
wenn das Gesetz es ausdrücklich bestimmt, oder 
zeitig. Das Höchstmaß der zeitigen Zuchthausstrafe 
wird gegenüber der geltenden Fünfzehnjahres-
grenze im Entwurf auf zwanzig Jahre heraufgesetzt. 
Hierdurch soll einerseits der gegenwärtig allzu-
große Sprung zum lebenslangen Zuchthaus vermin-
dert und andererseits die Möglichkeit geschaffen 
werden, der Hochkriminalität wirksamer als bisher 
entgegenzutreten. Der Entwurf folgt insofern Ar-
tikel 35 Schweizer. StGB. Die Erhöhung ist insbeson-
dere nach dem Wegfall der Todesstrafe geboten. 
Sie steht auch damit in Zusammenhang, daß gegen-
über dem geltenden Recht die lebenslange Zuchthaus-
strafe in einer Reihe von Strafdrohungen in Wegfall 
kommt. Aus der Fassung des § 44, die insoweit von 
der des § 46 für die Gefängnisstrafe abweicht, ergibt  

sich, daß im Gesetz für die zeitige Zuchthausstrafe 
zwar auch geringere Höchstmaße vorgesehen wer-
den, nicht aber höhere Höchstmaße. Dem trägt § 69 
Abs. 2 dadurch Rechnung, daß auch im Falle der 
Tatmehrheit die Gesamtstrafe zwanzig Jahre Zucht-
haus nicht übersteigen darf. Das Mindestmaß der 
zeitigen Zuchthausstrafe wird von einem Jahr nach 
geltendem Recht im Entwurf auf zwei Jahre herauf-
gesetzt. Ein geringeres Mindestmaß ist auch für 
Einzelfälle nicht vorgesehen. Der Entwurf will hier-
durch den Anwendungsbereich der Zuchthausstrafe 
einengen und ihren Zweck, nur die Hochkriminalität 
zu treffen, unterstreichen. In dem Bereich, in dem 
bisher Zuchthaus unter zwei Jahren verhängt worden 
ist, soll an dessen Stelle allgemein die Gefängnis-
strafe treten. In zahlreichen Verbrechenstatbeständen 
des Besonderen Teils wird daher für minder schwere 
Fälle Gefängnis angedroht. 

Innerhalb des durch § 44 gezogenen Rahmens von 
zwei bis zu zwanzig Jahren bildet der Entwurf im 
Besonderen Teil engere Strafrahmen, um dadurch 
im Bereich der Hochkriminalität verschiedene Wert-
gruppen von Straftaten herauszustellen und dem 
Unrechtsgehalt nach abzustufen. Es ist ein beson-
deres Anliegen des Entwurfs, die Gleichmäßigkeit 
der Strafbemessung und damit die Rechtssicherheit 
durch derartige Wertgruppenbildungen zu fördern. 

§ 45 
Wirkungen der Zuchthausstrafe 

In der Vorbemerkung zu diesem Titel und zu § 43 
ist hervorgehoben, daß die Zuchthausstrafe durch 
bestimmte, kraft Gesetzes eintretende Nebenfolgen 
gekennzeichnet ist. Diese Wirkungen, die zeitlich 
nicht begrenzt sind, zählt § 45 auf. Es handelt sich 
hiernach um den Verlust der dort bestimmten Fähig-
keiten, Rechtsstellungen und Rechte. Der Verlust 
wird nicht im Urteil besonders erwähnt, sondern 
tritt mit dessen Rechtskraft (Absatz 3) kraft Gesetzes 
ein. Gerade hierdurch unterscheiden sich diese Wir-
kungen des Urteils von den Aberkennungsfolgen, 
die § 56 behandelt. Die Vorschriften über die Folgen 
der  Zuchthausstrafe, die die Beamtengesetze des 
Bundes und der Länder enthalten, ergänzen die 
strafrechtliche Regelung hinsichtlich des öffentlichen 
Dienstes. 

Unter den Wirkungen der Zuchthausstrafe hat die 
praktisch größte Bedeutung der Verlust der Amts-
fähigkeit, den bereits das geltende Recht kennt 
(§ 31 StGB), und der damit verbundene Verlust eines 
öffentlichen Amts, das der Täter bekleidet. Es wird 
darauf hingewiesen, daß auch die Notare und die 
Laienrichter bei staatlichen Gerichten öffentliche 
Ämter bekleiden. Für den Notar ergibt sich das schon 
aus seinen umfangreichen hoheitlichen Befugnissen; 
für den Laienrichter folgt es zwingend aus den Be-
griffsbestimmungen des Amtsträgers und des Rich-
ters nach § 10 Nr. 4 und 5. Den Verlust der Fähig-
keit, die in Absatz 1 Nr. 2 und 3 aufgeführten Berufe 
auszuüben, sieht der Entwurf vor, weil diese Berufe 
zum Teil nach ihrer Bedeutung für das Gemein-
schaftsleben den öffentlichen Ämtern vergleichbar 
sind und zu einem anderen Teil ein ebenso großes 
Maß an Vertrauenswürdigkeit des Berufsträgers 
voraussetzen wie ein öffentliches Amt. 
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§ 46 
Dauer der Gefängnisstrafe 

Zu § 43 ist darauf hingewiesen, daß im Entwurf 
der Anwendungsbereich der Zuchthausstrafe erheb-
lich eingeschränkt und der Anwendungsbereich der 
Gefängnisstrafe vor allem nach oben ausgedehnt 
wird. Dadurch kommt die Gefängnisstrafe auch für 
Straftaten in Betracht, für die eine Strafdrohung bis 
zum bisherigen Höchstmaß der Gefängnisstrafe von 
fünf Jahren nicht ausreichen würde (z. B. für schweren 
Diebstahl). Der Entwurf setzt deshalb das Höchstmaß 
der Gefängnissstrafe auf zehn Jahre fest. Die Fas-
sung, die insofern von § 44 Abs. 2 abweicht, läßt 
erkennen, daß im Gesetz nicht nur geringere, 
sondern auch höhere Höchstmaße vorkommen. In 
letzterer Hinsicht ist auf § 69 Abs. 2 zu verweisen, 
wonach im Falle der Tatmehrheit die Gesamtstrafe 
bis zu fünfzehn Jahren Gefängnis reichen kann. Das 
Mindestmaß der Gefängnisstrafe wird gegenüber 
dem geltenden Recht von einem Tag auf einen 
Monat heraufgesetzt. Ein geringes Mindestmaß ist 
auch für die Einzelfälle nicht vorgesehen. Hierdurch 
sollen die kurzzeitigen Gefängnisstrafen einge-
schränkt werden, von denen keine resozialisierende 
Wirkung, sondern allenfalls eine Denkzettelwirkung 
zu erwarten ist, die aber bei der für die Gefängnis-
strafe in Betracht kommenden Tätergruppe vielfach 
ausbleiben wird. Es kann kein Zweifel darüber be-
stehen, daß die Resozialisierungsbemühungen im 
Vollzug erst bei längeren Gefängnisstrafen eine 
Aussicht auf Erfolg haben. Das ist der Grund für die 
von vielen Seiten erhobene Forderung, das Mindest-
maß der Gefängnisstrafe auf sechs Monate oder noch 
höher festzusetzen. Da jedoch nach unten eine Lücke 
im Freiheitsstrafensystem nicht erträglich wäre, wie 
allein schon die Verkehrsstraftaten erkennen lassen, 
müßte dann die Strafhaft im Bereich bis zu sechs 
Monaten oder noch darüber hinaus alle Funktionen 
der Freiheitsstrafe übernehmen. Dadurch würde sie 
in ihrem Wesen verfälscht. Das ist oben zu § 43 
näher dargelegt. Aus den dortigen Erwägungen 
ergibt sich, daß Strafhaft und Gefängnis sich weit-
gehend überschneiden müssen und für die Gefäng-
nisstrafe ein höheres Mindestmaß als ein Monat 
nicht tragbar erscheint. 

Ebenso wie bei der Zuchthausstrafe (vgl. oben zu 
§ 44) ist es auch bei der Gefängnisstrafe notwendig, 
Wertgruppen von Straftaten durch Aufstellung von 
engeren Strafrahmen innerhalb des durch § 46 ge-
zogenen Rahmens von einem Monat bis zu zehn 
Jahren zu bilden. Diese Abstufungen werden im 
Besonderen Teil durchgeführt. 

§ 47 
Dauer der Strafhaft 

Zu § 43 ist das Wesen der Strafhaft, die der Ent-
wurf als neue Freiheitsstrafe einführt, dargelegt. 
Es ist dort und zu § 46 begründet, warum die Straf-
haft im Bereich von einem Monat bis zu sechs Mo-
naten sich mit der Gefängnisstrafe überschneidet. 
Das Höchstmaß der Strafhaft wird in § 47 auf sechs 
Monate festgelegt, weil der Privilegierungscharakter 
dieser Strafart und ihre Denkzettelfunktion einer- 

§ § 46-48 

seits einen Spielraum bis zu sechs Monaten er-
fordern, andererseits einer Erhöhung über diese 
Grenze hinaus entgegenstehen. Dasselbe Höchstmaß 
schreibt § 9 Abs. 1 des Wehrstrafgesetzes vom 
30. März 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 298) für den Straf-
arrest vor, dem im Wehrstrafrecht eine ähnliche Be-
deutung zukommt wie im allgemeinen Strafrecht der 
Strafhaft. Es ist daher für die Strafhaft keine gesetz-
liche Ausnahme mit einem höheren Höchstmaß vor-
gesehen. Auch im Falle der Tatmehrheit bewendet 
es nach § 69 Abs. 2 für die Gesamtstrafe bei der 
Höchstgrenze von sechs Monaten Strafhaft; jedoch 
kann unter den Voraussetzungen des § 69 Abs. 3 zur 
Gefängnisstrafe übergegangen werden. 

Das Mindestmaß der Strafhaft beträgt eine Woche. 
Damit werden die im geltenden Recht bei Gefängnis 
und Haft zulässigen Strafmaße von weniger als einer 
Woche beseitigt. Sie sind nach den Erfahrungen des 
Strafvollzugs kriminalpolitisch wenig sinnvoll; denn 
sie haben überwiegend nur die schädlichen 
Wirkungen der kurzfristigen Freihheitsstrafe, ohne 
zugleich einen nachhaltigen Eindruck auf den 
Gefangenen zu machen. Auch eine Freizeithaft, etwa 
nach dem Vorbild des Freizeitarrestes nach § 16 des 
Jugendgerichtsgesetzes, sieht der Entwurf nicht vor. 
Diese Haftform ist bei Jugendlichen aus Erziehungs-
gründen brauchbar; von Erwachsenen würde sie 
wahrscheinlich nicht ernst genommen und deshalb 
die vorbeugende Wirkung der Strafdrohungen 
schwächen. Zu der Frage, ob eine kurzfristige Frei-
heitsstrafe zur Vermeidung von Härten, die außer-
halb des Strafzwecks liegen, in der Form einer 
Freizeithaft vollzogen werden kann, nimmt der 
Entwurf nicht Stellung. Sie gehört nicht in den Rah-
men des sachlichen Strafrechts, sondern wird bei den 
Arbeiten am Entwurf eines Strafvollzugsgesetzes 
zu prüfen sein. 

§ 48 
Wahl zwischen Gefängnis und Strafhaft 

Die Wahlregel dieser Vorschrift ist für das Wesen 
der Strafhaft charakteristisch und daher in ihrer Be-
deutung bereits oben zu § 43 mit behandelt. Soweit 
der Besondere Teil bei einzelnen Tatbeständen die 
Strafhaft als alleinige Strafe (§ 159 Abs. 3 Satz 2) 
oder nur neben Geldstrafe androht (vgl. z. B. §§ 242, 
255, 273, 302), hat die Wahlregel keine Bedeutung. 
Zu § 43 ist aber bereits darauf hingewiesen worden, 
daß im Bereich der unteren Kriminalität überwiegend 
Strafhaft zur Wahl neben Gefängnis steht. In diesem 
Bereich ist die Wahlregel von entscheidender Be-
deutung. Sie ist in § 11 Abs. 1 des Wehrstrafgesetzes 
vom 30. März 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 298) für das 
Verhältnis von Gefängnis zu Strafarrest, der das mili-
tärische Gegenstück zu der Strafhaft des allgemeinen 
Strafrechts darstellt, Gesetz geworden. Der Unter-
schied liegt darin, daß es für das allgemeine Straf-
recht erforderlich erscheint, die Gruppe der sogenann-
ten Neigungstäter (vgl. oben zu § 43) ausdrücklich 
von der Strafhaft auszuschließen. Das geschieht in 
§ 48 Satz 2. Im Wehrstrafrecht spielen die sogenann-
ten Neigungstäter praktisch eine so geringe Rolle, 
daß auf einen ausdrücklichen Hinweis hierauf ver-
zichtet werden konnte. 
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§§ 49-51 
§ 49 

Berechnung der Freiheitsstrafen 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich dem § 19 Abs. 1 
StGB und hat Bedeutung für die Vollstreckung von 
Freiheitsstrafen. Für deren Bemessung durch die 
Gerichte gelten § 44 Abs. 3, § 46 Abs. 2 und § 47 
Abs. 2. 

§ 50 
Umrechnungsmaßstab 

Die Bestimmung gibt für den Fall, daß eine Frei-
heitsstrafe in eine andere umgerechnet werden muß 
(z. B. nach §§ 66, 69, 70), einen Umrechnungsmaßstab 
Die bisherige Differenzierung in § 21 StGB führt zu 
Erschwerungen, die für den Umrechnungszweck 
sachlich nicht geboten erscheinen. Dadurch, daß nun-
mehr insoweit eine Gleichstellung der Freiheits-
strafen vorgesehen ist, wird eine Vereinfachung 
erreicht. Der Umwandlungsmaßstab des § 21 StGB 
ist in den Entwürfen schon ab 1922 beseitigt worden. 

Geldstrafe 

§ 51 
Verhängung in Tagessätzen 

Die Geldstrafe ist als echte Hauptstrafe in dem 
künftigen Strafensystem ebenso unentbehrlich wie 
bisher. Sie ist neben der Strafaussetzung zur Be-
währung das wirksamste Mittel zur Zurückdrängung 
der kurzen Freiheitsstrafe und schont mehr als die 
Verhängung einer Freiheitsstrafe unter Strafausset-
zung und erst recht mehr als der Vollzug einer Frei-
heitsstrafe das Ansehen des Täters. Andererseits ist 
sie in Fällen, in denen es gerade hierauf ankommt, 
fühlbarer als eine ausgesetzte Freiheitsstrafe, wobei 
diese Wirkung erreicht werden kann, ohne daß der 
Täter, wie es beim Vollzug einer Freiheitsstrafe un-
vermeidlich ist, in seiner Erwerbstätigkeit beein-
trächtigt wird. Aus diesen Gründen hat die Geld-
strafe von allen Strafarten die größte praktische 
Bedeutung. Sie macht nach den statistischen Unter-
lagen der letzten Jahre etwa zwei Drittel aller wegen 
Verbrechen und Vergehen ausgeworfenen Strafen 
aus. 

Mit dieser kriminalpolitisch erwiesenen Notwen-
digkeit der Geldstrafe als Hauptstrafe steht in ge-
wissem Widerspruch, daß jede Geldstrafe ihrem 
Wesen nach grundsätzlichen Bedenken unterliegt. 
Die Voraussetzung einer gerechten Geldstrafe, der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des Täters zu 
entsprechen, läßt sich niemals völlig verwirklichen, 
da die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit nicht mit 
solcher Genauigkeit und überdies bei den ver-
schiedenen Personengruppen, z. B. Festbesoldeten 
einerseits und Freischaffenden andererseits, nur mit 
erheblich abweichenden relativen Genauigkeits-
graden festgestellt werden kann. Aber selbst wenn 
man insoweit eine praktisch erträgliche Genauigkeit 
erreicht, trifft die hiernach bestimmte Geldstrafe den 
wirtschaftlich Schwachen wegen seiner hierdurch 
bedingten relativ erhöhten „Besitzempfindlichkeit" 
wesentlich fühlbarer als den Begüterten. Schließlich 
entstehen im Falle der Uneinbringlichkeit der Geld-
strafe wegen Mittellosigkeit des Verurteilten ge-

wisse unvermeidliche Widersprüche zum Grundsatz 
der Gleichbehandlung, entweder indem vom Ver-
urteilten die Zahlung nicht verlangt und dadurch 
der Begüterte, der zahlen muß, schlechter gestellt 
wird oder indem dem Verurteilten an Stelle der 
Geldstrafe eine Ersatzfreiheitsstrafe auferlegt und 
er dadurch mit einem schwereren Strafübel als der 
Begüterte belegt wird. 

Diese im Wesen des Rechtsinstituts der Geldstrafe 
begründeten Mängel können niemals völlig beseitigt 
werden. Da aber andererseits die Geldstrafe kriminal-
politisch unentbehrlich ist, kann es allein darauf 
ankommen, die gesetzliche Geldstrafenregelung so 
auszugestalten, daß die Mängel in dem weitestmög-
lichen Umfang vermieden werden und hierdurch die 
Geldstrafe unter dem Gesichtspunkt der Gerechtig-
keit erträglich wird. 

In dieser Hinsicht läßt die geltende Regelung 
der Geldstrafe allzuviel zu wünschen übrig. Der 
allgemeine Hinweis des § 27c Abs. 1 StGB, bei der 
Bemessung der Geldstrafe die wirtschaftlichen Ver-
hältnisse des Täters zu berücksichtigen, hat nicht 
ausgereicht, um die Praxis zu veranlassen, die wirt-
schaftlichen Verhältnisse in dem möglichen Umfange 
auch wirklich aufzuklären und zur Urteilsgrundlage 
zu machen. Die Geldstrafe wird in den meisten Fällen 
nicht nach rationalen Gesichtspunkten, sondern ge-
fühlsmäßig bemessen. Dadurch fallen die Geldstrafen 
oft zu niedrig (z. B. bei Verkehrsdelikten Begüterter) 
oder zu hoch aus. Im ersten Falle verfehlt die Strafe 
ihren Zweck. Der Grund hierfür liegt allerdings viel-
fach auch in dem zu niedrigen gesetzlichen Höchstmaß 
für die Geldstrafe, das nach § 27 Abs. 2 StGB bei 
Verbrechen und Vergehen im Regelfall höchstens 
10000 DM beträgt. Ist die Geldstrafe gegen einen 
Unbemittelten zu hoch angesetzt, wie es nicht selten 
vorkommt, so ist sie ungerecht; sie führt überdies 
im Vollstreckungsverfahren zu zeitraubenden und 
vielfach zu unangemessenen Maßnahmen. Im Falle 
der Uneinbringlichkeit der Geldstrafe kommt es allzu 
häufig ohne ernsthafte Prüfung der Verschuldens

-

frage entweder zur Vollstreckung der Ersatzfreiheits-
strafe oder zur Anordnung nach § 29 Abs 6 StGB, 
daß die Vollstreckung der Ersatzstrafe unterbleibt. 
Es ist nicht zu leugnen, daß die Geldstrafenpraxis 
in weitem Umfang oberflächlich ist, daß die Geld-
strafe sich über die Grenzen des Erträglichen hinaus 
zu einem unsozialen Rechtsinstitut entwickelt hat 
und daß die Ursache hierfür zu einem wesentlichen 
Teil in der dürftigen gesetzlichen Regelung liegt. 
Darüber hinaus besteht gegen die geltende gesetz-
liche Regelung auch ein grundsätzliches Bedenken. 
Sie führt nämlich dazu, daß die im Einzelfall aus-
geworfene Geldstrafe nicht mit der erforderlichen 
Deutlichkeit erkennbar macht, wieweit ihre Höhe 
durch das Unrecht der Tat sowie die Schwere der 
Schuld des Täters einerseits und wieweit sie durch 
dessen wirtschaftliche Verhältnisse andererseits be-
stimmt ist. Auch die zugleich festgesetzte Ersatz-
freiheitsstrafe gestattet hierauf keinen zuverlässigen 
Schluß, da der Richter sie gemäß § 29 Abs. 3 StGB 
nach freiem Ermessen festsetzt. Die Unklarheit und 
Ungerechtigkeit einer solchen Regelung zeigt sich 
besonders, wenn mehrere an einer Tat beteiligt sind. 
Sind z. B. die Tatbeiträge eines unbemittelten und 
eines begüterten Mittätters nach Unrecht und Schuld 
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gleichgeartet, so läßt dies die Strafe nicht erkennen, 
wenn auf Grund der verschiedenen wirtschaftlichen 
Verhältnisse jener Mittäter zu 50 DM und dieser 
zu 500 DM Geldstrafe verurteilt wird. Zu diesem 
Mangel, der sich auch in der Strafregistereintragung 
auswirkt, tritt die Ungerechtigkeit, daß nach § 70 
StGB die Vollstreckung einer Geldstrafe von 50 DM 
schon in zwei Jahren, einer Geldstrafe von 500 DM 
aber erst in fünf Jahren verjährt. 

Der Entwurf geht davon aus, daß die Mängel der 
geltenden Geldstrafenregelung sich nicht genügend 
durch Änderung einzelner Vorschriften überwinden 
lassen, sondern daß die gesamte Regelung auf eine 
neue, sozialere Grundlage gestellt werden muß. Eine 
solche Grundlage stellt das unter dieser Bezeichnung 
bekannte „Tagesbußensystem" dar. Es liegt ins-
besondere den Geldstrafenregelungen Finnlands, 
Schwedens sowie Dänemarks zugrunde, mit denen 
dort gute Erfahrungen gemacht worden sind. Ansätze 
hierzu finden sich bereits im portugiesischen Straf-
recht des vorigen Jahrhunderts. Der Entwurf über-
nimmt nur den Grundgedanken des skandinavischen 
Tagesbußensystems und gestaltet es in den Einzel-
heiten selbständig aus, da die in der Bundesrepublik 
Deutschland bestehenden Verhältnisse und Anschau-
ungen keine Übernahme der ausländischen Regelun-
gen insgesamt gestatten. 

Der Grundgedanke des Tagesbußensystems, 
bei dem allerdings der Entwurf aus sprachlichen 
Gründen an Stelle des Begriffs der „Tagesbuße" den 
des  „Tagessatzes" verwendet, läßt sich etwa wie 
folgt umschreiben: Die Geldstrafe muß in der Weise 
in ein angemessenes Verhältnis zum durchschnitt-
lichen Tageseinkommen oder Tagesaufwand des 
Täters gebracht werden, daß dieser zur Erreichung 
der Strafzwecke eine bestimmte Anzahl von Tagen 
wirkungsvollen Einschränkungen unterworfen wird. 
Um dieses Ziel zu erreichen, muß der Richter eine 
Berechnungseinheit, den Tagessatz, der Anzahl nach 
entsprechend dem Unrechtsgehalt der Tat und der 
Schuld des Täters sowie der Höhe nach entsprechend 
den persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen 
des Täters festsetzen. 

Der Entwurf gestaltet diesen Grundgedanken in 
§ 51 aus. Das Gericht muß nach Absatz 1 Satz 1 und 
Absatz 4 Zahl und Höhe der Tagessätze gesondert 
in der Entscheidung, durch die Geldstrafe verhängt 
wird, angeben. Dabei ist wichtig, daß Zahl und Höhe 
der Tagessätze nicht in aufeinanderfolgenden Ver-
fahrensgängen durch getrennte Entscheidungen fest-
gesetzt werden, sondern der Richter beides in einem 
einheitlichen Verfahrensgang in ein und derselben 
Entscheidung bestimmt. 

Die Zahl der Tagessätze legt der Entwurf in 
§ 51 Abs. 1 auf mindestens einen und höchstens drei-
hundertsechzig und in § 69 für den Fall einer Ge-
samtstrafe auf höchstens siebenhundertzwanzig 
volle Tagessätze fest. Diese Höchstmaße, die nach § 55 
einer Ersatzfreiheitsstrafe von etwa einem Jahr und 
von etwa zwei Jahren entsprechen, erscheinen ge-
boten, um den Anwendungsbereich der Geldstrafe 
in den Schranken zu halten, die durch ihre Straf-
zwecke gezogen sind. In einigen Vorschriften des 
Besonderen Teils, die geringeres Unrecht beschreiben 
(vgl. z. B. §§ 242 und 255), ist die gesetzliche Höchst- 

§ 51 
zahl der Tagessätze herabgesetzt. Ob bei Tatbestän-
den des Nebenstrafrechts in einzelnen Fällen eine 
Erhöhung dieser Höchstzahl geboten ist, wird im 
Zusammenhang mit dem Entwurf des Einführungs-
gesetzes zu prüfen sein. Daß der Richter die Zahl der 
Tagessätze im Einzelfall innerhalb des vom Gesetz 
gezogenen Rahmens dem Schuldgrundsatz festzu-
setzen hat, wird in § 51 nicht besonders ausgespro-
chen, weil es bereits aus § 60 Abs. 1 folgt. Aus dieser 
Vorschrift ergibt sich, daß die im Einzelfall festzu-
setzende Zahl der Tagessätze auf der Grundlage der 
Schuld des Täters zu bestimmen ist. 

Das Kernproblem des Tagessatzsystems ist aber 
nicht die Bestimmung der Zahl der Tagessätze, son-
dern die Festsetzung der Höhe des einzelne n 
Tagessatzes, durch die der Gedanke der Opfer-
gleichheit besser als bisher verwirklicht werden soll. 
Hiermit befassen sich die Absätze 2 und 3 des § 51. 
Die gesetzliche Regelung ist knapp gehalten, um eine 
allzugroße Starrheit zu vermeiden. Sie schreibt zur 
sachlichen Begrenzung lediglich vor, daß die Höhe 
des Tagessatzes „unter Berücksichtigung der persön-
lichen und wirtschaftlichen Verhältnisse des Täters" 
zu bestimmen ist, und zwar in den Grenzen von zwei 
bis fünfhundert Deutsche Mark für jeden Tagessatz. 
Der einzelne Tagessatz wird für die gesamte Geld-
strafe jeweils in gleicher Höhe zu bestimmen sein. 

Dabei liegt Glas Problem der absoluten Grenzen 
des Tagessatzes noch verhältnismäßig einfach. Man 
braucht ein Mindestmaß , um der Strafe eine 
gewisse Mindestwirkung zu sichern und die verwal-
tungsmäßige Abwicklung der Strafe erträglich zu 
halten. Das Mindestmaß, das nach § 27 Abs. 2 Nr. 1 
StGB bei Verbrechen und Vergehen fünf Deutsche 
Mark beträgt, sollte mit Rücksicht auf besonders 
schlechte wirtschaftliche Verhältnisse nicht höher als 
mit zwei Deutsche Mark angesetzt werden. Aber auch 
ein Höchstmaß hält der Entwurf für erforderlich. 
Denn wenn es bei der Festsetzung der Höhe des 
Tagessatzes auch überwiegend auf die persönlichen 
und wirtschaftlichen Verhältnisse des Täters an-
kommt, so können sie doch nicht allein den Ausschlag 
geben. Man käme dann z. B. bei dem leichten Ver-
kehrsdelikt eines Millionärs, wollte man ihn einem 
Unbemittelten nach dem Grundsatz der Opfergleich-
heit gleichstellen, auf Riesenbeträge, die in einem so 
krassen Mißverhältnis zur Tat ständen, daß hier-
durch der Gedanke der Gerechtigkeit verletzt würde. 
Das Tagessatzsystem wird bedenklich, wenn seine 
uneingeschränkte Durchführung ein krasses Mißver-
hältnis der Höhe des einzelnen Tagessatzes zur ob-
jektiven Bedeutung der Tat entstehen läßt. Daher 
sollte grundsätzlich ein Höchstmaß für die Höhe des 
einzelnen Tagessatzes festgelegt werden. Das gilt 
vorbehaltlos für sämtliche Strafdrohungen des Beson-
deren Teils. Ob allerdings der Grundsatz einer abso-
luten Begrenzung des Höchstmaßes des einzelnen 
Tagessatzes auch für alle Bereiche des Nebenstraf-
rechts vertretbar ist, bedarf der Nachprüfung im 
Zusammenhang mit dein Entwurf des Einführungs-
gesetzes. Soweit sich dort das Bedürfnis nach einer 
Ausweitung ergeben sollte, kann dem durch Sonder-
vorschriften Rechnung getragen werden. Mit diesem 
Vorbehalt bestimmt § 51 Abs. 2 Satz 2 das Höchst-
maß eines Tagessatzes auf fünfhundert Deutsche 
Mark. Das hat zur Folge, daß die Höchstgrenze der 
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§ 51 
Geldstrafe künftig bei 180 000 DM (360 mal 500) liegt, 
im Falle der Gesamtstrafe nach § 69 bei 360000 DM. 
Berücksichtigt man ferner, daß der Entwurf in § 109 
Abs. 2 neben der Strafe die Abschöpfung eines aus 
der Straftat erlangten Gewinnes durch das Rechts-
institut des Verfalls vorsieht, so erscheint es ange-
messen, die Geldstrafe — jedenfalls im allgemeinen 
Strafrecht — nicht über die angegebenen Grenzen 
hinaus auszudehnen. 

Innerhalb dieser Grenzen und der gesetzlichen 
Richtlinien muß der Richter die Höhe des Tagessatzes 
bestimmen. Es erhebt sich hier die Frage, in welchem 
Umfang der Richter die persönlichen und wirtschaft-
lichen Verhältnisse des Täters aufklären und in 
welcher Weise er sie berücksichtigen soll. Wie sich 
schon aus der Zulässigkeit der Schätzung ergibt, 
die Absatz 3 vorsieht, ist nicht daran gedacht, die 
Aufklärungspflicht zu überspannen. Eine mathema-
tische Genauigkeit der Geldstrafenbemessung anzu-
streben, bedeutete einen Perfektionismus, der prak-
tisch undurchführbar wäre. Nach der Vorstellung des 
Entwurfs, die sich zwingend aus Absatz 3 ableiten 
läßt, kann sich der Richter bei der Feststellung der 
Einkünfte, des Vermögens oder anderer Grundlagen 
für die Bemessung des Tagessatzes, etw, seiner 
Unterhaltspflichten, neben anderen präsenten Be-
weisunterlagen auf die bloße Auskunft des Täters 
stützen. Erscheint diese nach den Umständen des Ein-
zelfalles nicht ausreichend, sei es weil sie unvoll-
ständig ist oder weil an ihrer Glaubwürdigkeit auf 
Grund bestimmter Anhaltspunkte oder mangels 
genügender Belege Zweifel bestehen, so braucht der 
Richter nicht alle nach der Sachlage in Frage kom-
menden Beweismittel zu erschöpfen. Er ist vielmehr 
befugt, in diesem Falle abweichend von den all-
gemeinen Regeln des § 244 StPO die Grundlagen für 
die Bemessung des Tagessatzes zu schätzen. Eine ent-
sprechende Befugnis ist schon in § 8 Abs. 3 des Wirt-
schaftsstrafgesetzes 1954 für den Mehrerlös und auch 
in § 109 Abs. 5 des Entwurfs für den Verfall vor-
gesehen. Durch diese Möglichkeit der Schätzung, 
welche die Ermittlungspflicht des Gerichts weit-
gehend beschränkt, kann die mit der Aufklärung der 
persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Täters verbundene Mehrarbeit in einem vertretbaren 
Rahmen gehalten werden. Die Schätzung ist anderer-
seits mit rechtsstaatlichen Grundsätzen vereinbar. 
Denn wenn dem Täter eine Überschätzung durch das 
Gericht droht, kann er allen nachteiligen Folgen 
durch eine Offenlegung seiner Verhältnisse ent-
gehen. Er ist allerdings dazu nach den allgemeinen 
Grundsätzen des Strafverfahrensrechts nicht ver-
pflichtet. Auch Absatz 3 legt ihm keine Auskunfts-
pflicht auf. Die Vorschrift begründet lediglich eine 
Auskunftslast, deren Vernachlässigung durch Ver-
weigerung oder unzureichende Erteilung der Aus-
kunft dem Gericht die Schätzungsmöglichkeit eröff-
net. Auch im Falle der Auskunftsverweigerung darf 
die Schätzung nicht willkürlich sein. Sie unterliegt 
vielmehr dem pflichtmäßigen Ermessen des Gerichts 
und darf mit den vorliegenden Ergebnissen der 
Beweisaufnahme nicht in Widerspruch stehen. Wenn 
auch durch die Möglichkeit der Schätzung eine un-
vertretbare zusätzliche Belastung der Gerichte ver-
mieden wird, so werden die Ermittlungen zur Frage  

der persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse 
des Täters im Strafverfahren künftig einen breiteren 
Raum einnehmen als bisher. Das muß um der Erzie-
lung gerechterer Ergebnisse willen in Kauf genommen 
werden und liegt in der Linie dessen, was § 60 des 
Entwurfs bei der Zumessung der Strafe allgemein 
vom Richter fordert. 

Den Begriff des Tagessatzes im Entwurf näher zu 
bestimmen, empfiehlt sich nicht. Hiervon ist auch im 
skandinavischen Tagesbußensystem Abstand genom-
men worden. Während der Beratungen der Großen 
Strafrechtskommission ist der Vorschlag gemacht 
worden, den Tagessatz als denjenigen Geldbetrag zu 
umschreiben, „dessen Einbuße dem Täter auf Grund 
seiner erzielbaren Einkünfte, seines verwertbaren 
Vermögens und seines tatsächlichen Lebenszuschnitts 
unter Berücksichtigung seiner Unterhalts- und son-
stigen angemessenen Zahlungsverpflichtungen sowie 
seiner persönlichen Verhältnisse bei äußerster Spar-
samkeit im Durchschnitt täglich zuzumuten ist". Eine 
solche Festlegung wäre zu starr. Sie würde infolge 
unangebrachter Einengung des richterlichen pflicht-
gebundenen Ermessens zu großen Schwierigkeiten 
für das Verfahren der Gerichte, insbesondere der 
Rechtsmittelgerichte, führen. Der Entwurf begnügt 
sich daher in § 51 Abs. 2 Satz 1 mit dem Satz, daß der 
Richter bei der Bestimmung der Höhe des Tages-
satzes die persönlichen und wirtschaftlichen Verhält-
nisse des Täters „berücksichtigen" muß. Einen Hin-
weis darauf, daß das Ergebnis dieser Berücksichti-
gung für den Täter eine fühlbare Belastung sein muß, 
bringt der Entwurf dadurch, daß er an verschiedenen 
Stellen den Tagessatz einem Tag Freiheitsentziehung 
gleichstellt (vgl. § 55 Abs. 1 Satz 1, § 66 Abs. 4 Satz 1, 
§ 69 Abs. 4). Damit wird die Art und Weise der Fühl-
barkeit der Belastung durch den Tagessatz an-
gedeutet. 

Der Entwurf enthält sich auch einer Vorschrift, 
wie sie Artikel 48 des Schweizer. StGB für die Be-
messung der Buße aufstellt. Sie soll der Richter „je 
nach den Verhältnissen des Täters" so bestimmen, 
„daß dieser durch die Einbuße die Strafe erleidet, die 
seinem Verschulden angemessen ist". Zur Erläute-
rung wird dort im Gesetz hinzugefügt: „Für die Ver-
hältnisse des Täters sind namentlich von Bedeutung 
sein Einkommen und sein Vermögen, sein Familien-
stand und seine Familienpflichten, sein Beruf und 
Erwerb, sein Alter und seine Gesundheit." Jedoch 
brächte ein solcher Hinweis keine Andeutung, in 
welcher Weise die auftauchenden Zweifelsfragen zu 
beantworten sind. Denn es wird z. B. bei Arbeits-
bummlern nicht das wirkliche, sondern das erzielbare 
Einkommen entscheidend sein müssen, ebenso bei 
nichtverdienenden Familienangehörigen der tatsäch-
liche Lebenszuschnitt. Andererseits kann das Ver-
mögen nur insoweit eine Rolle spielen, als es ver-
wertbar ist. Ferner werden zugunsten des Täters 
nicht nur Familienpflichten zu berücksichtigen sein, 
sondern alle Unterhaltspflichten und darüber hinaus 
auch solche Zahlungsverpflichtungen, deren Ein-
gehung unter Würdigung der Verhältnisse des Täters 
vom Standpunkt einer vernünftigen Lebensführung 
aus als angemessen anzusehen ist. Alle diese Zwei-
felsfragen sollten der Rechtsprechung und Rechtslehre 
zur Klärung überlassen werden. Die Rechtsprechung 
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ist auch in den skandinavischen Ländern im ganzen 
ohne eingehende gesetzliche Bestimmung des Tages-
satzes ausgekommen. Es haben sich hier gewisse 
Faustregeln entwickelt. So wird als Ausgangsbetrag 
für die Berechnung der Höhe eines Tagessatzes z. B. 
vielfach in Finnland ein Viertel des Tagesbruttoein-
kommens, in Schweden ein Tausendstel des Jahres-
bruttoeinkommens (also etwa ein Drittel des Tages-
bruttoeinkommens) angenommen. Der Betrag wird 
dann erhöht, wenn Vermögen vorhanden ist und 
Unterhaltspflichten fehlen, andernfalls entsprechend 
vermindert. Bei unklaren Einkommens- oder Ver-
mögensverhältnissen wird z. B. in Schweden der tat-
sächliche Lebensstandard berücksichtigt. Zu der 
Problematik solcher Faustregeln soll hier nicht Stel-
lung genommen werden. Aber es sollte keinem 
Zweifel unterliegen, daß auch die deutsche Recht-
sprechung in der Handhabung des Tagessatzsystems 
zu brauchbaren Grundsätzen und zu Ergebnissen ge-
langen wird, die der heutigen Geldstrafenpraxis 
wesentlich überlegen sind. 

Der Entwurf sieht vom Tagessatzsystem im Sinne 
des § 51 keine Ausnahmen für einzelne Straftaten-
gruppen vor, wie sie z. B. das schwedische Recht für 
die mit Geldstrafe bedrohten Delikte der Trunken-
heit und des ärgerniserregenden Verhaltens in der 
Öffentlichkeit und für bestimmte Deliktsgruppen des 
Nebenstrafrechts enthält. Vielmehr möchte der Ent-
wurf Durchlöcherungen des Systems vermeiden und 
daher grundsätzlich auch das sogenannte Nebenstraf-
recht einbeziehen. Ob das allerdings für dessen Ge-
samthereich, insbesondere das Steuerstrafrecht, aus-
nahmslos gelten kann und ob das Tagessatzsystem 
sich auch für das Ordnungswidrigkeitenrecht eignet, 
wird im Zusammenhang mit dem Entwurf  des  Ein-
führungsgesetzes zu prüfen sein. 

Der Entwurf geht ferner davon aus, daß mit dem 
Grundgedanken d er Geldstrafenneuregelung die 
Androhung von sogenannten Multiplarstrafen (vgl. 
§ 27 Abs. 3 StGB) unvereinbar ist. Die betreffenden 
Strafdrohungen des geltenden Rechts sind daher um-
zustellen. 

Mit dem Grundgedanken des Tagessatzsystems ist 
es auch nicht vereinbar, mit der Geldstrafe auch das 
Entgelt , das der Täter für die Tat empfangen hat, 
und den Gewinn , den er aus der Tat gezogen hat, 
abzuschöpfen, wie § 27 Abs. 2 StGB es vorschreibt. 
Diesen Zwecke verfolgt der Entwurf mit dem Verfall 
des Entgelts und des Gewinns, den § 109 ohne Rück-
sicht darauf vorsieht, ob gegen den Täter eine Geld-
strafe oder eine andere Strafe verhängt wird. 

Die Möglichkeit der Tilgung einer Geld-
straf e durch freie Arbeit, die das geltende 
Recht in § 28b StGB vorsieht, hat der Entwurf nicht 
aufgenommen. Sie hat in der Vergangenheit nur 
ganz geringe praktische Bedeutung erlangt. Ihre 
Schwierigkeiten sind wesentlich größer als ihre Vor-
züge. Ihre Wiederbelebung ist auch bei Aufrecht-
erhaltung des geltenden Rechts nicht zu erwarten. 

§ 52 
Geldstrafe neben Freiheitsstrafe 

§ 52 regelt einen Anwendungsfall der zusätzlichen 
Geldstrafe im Allgemeinen Teil in Anlehnung an 

§ 52 

§ 27a StGB. Zum Verständnis der Vorschrift sind 
einige Bemerkungen über die Gesamtregelung der 
Geldstrafdrohungen vorauszuschicken. 

Der Entwurf droht im Besonderen Teil Geldstrafe 
allein oder zusätzlich neben Freiheitsstrafe nicht an. 
Solche Strafdrohungen werden deshalb nur noch im 
Nebenstrafrecht vorkommen und dort wahrschein-
lich nicht ganz entbehrt werden können. Dabei wird 
die zusätzliche Geldstrafe neben Freiheitsstrafe teils 
zugelassen, teils vorgeschrieben. Ihr besonderer 
Zweck ist es, bei Straftaten, die eine wirtschaftliche 
Bedeutung haben, den Täter auch wirtschaftlich zu 
treffen, insbesondere wenn er ungerechtfertigte Ge-
winne erstrebt oder anderen oder der Allgemeinheit 
Verluste zugefügt hat. In geeigneten Fällen wird 
durch die zusätzliche Geldstrafe auch ermöglicht, die 
Freiheitsstrafe niedriger zu halten und auf diese 
Weise zu einem angemessenen Ausgleich für die 
Schuld des Täters zu gelangen. Mit Rücksicht auf 
diese letztere Zweckbestimmung der zusätzlichen 
Geldstrafe ist erwogen worden, in den Allgemeinen 
Teil eine Generalklausel einzustellen, nach der 
neben Freiheitsstrafe auf Geldstrafe erkannt werden 
kann, wenn dadurch die Strafzwecke leichter erreicht 
werden. Gegen eine solche allgemeine zusätzliche 
Strafdrohung, die aus Gründen der Kriminalpolitik 
vielleicht zweckmäßig erscheinen könnte, bestehen 
jedoch im Hinblick auf die Grundsätze des Schuld-
strafrechts sowie aus rechtsstaatlichen Gründen Be-
denken. Deshalb macht § 52 ebenso wie § 27a StGB 
die zusätzliche Geldstrafdrohung davon abhängig, 
daß der Täter aus Gewinnsucht gehandelt hat. Diese 
Regelung macht es grundsätzlich entbehrlich, das 
Merkmal der Gewinnsucht bei den einzelnen Tat-
beständen aufzuführen, wenn deshalb auch Geld-
strafe angedroht werden soll. Vielmehr werden alle 
Tatbestände, bei denen die Gewinnsucht kein Tat-
bestandsmerkmal ist, durch § 52 für den Fall des 
Handelns aus Gewinnsucht qualifiziert und mit fakul-
tativer zusätzlicher Geldstrafe bedroht. Die Regelung 
ergänzt die Strafdrohungen des Besonderen Teils 
und des Nebenstrafrechts sowohl für den Fall, daß 
Freiheitsstrafe allein angedroht ist, als auch für den 
Fall der Wahlandrohung von Freiheitsstrafe und 
Geldstrafe. § 52 erfaßt aber auch die Fälle, in denen 
das Handeln aus Gewinnsucht bereits zum Tat-
bestand gehört, ohne daß das Gesetz schon dort die 
zusätzliche Geldstrafe vorsieht. 

Für die Höhe der fakultativen zusätzlichen Geld-
strafe nach § 52 gilt, da hier keine Einschränkung 
vorgesehen wird, § 51. Danach reicht die zusätzliche 
Geldstrafe wegen Gewinnsucht von einer bis zu 
dreihundertsechzig Tagessätzen zu je zwei bis fünf-
hundert Deutsche Mark auch dort, wo die Wahlan-
drohung für den Tatbestand eine Geldstrafe mit 
einem geringeren Höchstmaß bringt. 

Unberührt durch § 52 bleibt § 109 Abs. 2, wonach 
das Gericht unter den dort bezeichneten Voraus-
setzungen neben der Strafe den Verfall des vom 
Täter aus der Straftat erlangten Gewinns anzuordnen 
hat. 
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§§ 53—55 
§ 53 

Geldstrafe an Stelle von Freiheitsstrafe 

Die Vorschrift soll den § 27b StGB ablösen. Eine 
solche Ersetzungsregel, die sich als bedeutsames und 
geeignetes Mittel zur Zurückdrängung der kurz-
zeitigen Freiheitsstrafe erwiesen hat, ist auch für 
das neue Strafrecht unentbehrlich. Sie wird weder 
durch die Strafhaft als neue kurzzeitige Freiheits-
strafe mit ihrer besonderen Denkzettelfunktion noch 
durch die Strafaussetzung zur Bewährung überflüssig. 
Denn jede Freiheitsstrafe ist, auch wenn sie zur Be-
währung ausgesetzt wird, die schwerere Strafe 
gegenüber der Geldstrafe. Insbesondere soll Erst-
tätern, soweit das kriminalpolitisch tragbar ist, die 
Belastung mit einer Freiheitsstrafe erspart werden. 
§ 53 sieht die Verhängung von Geldstrafe an Stelle 
einer Freiheitsstrafe unter folgenden Voraussetzun-
gen vor: 

Es muß ein Vergehen vorliegen, das mit Gefängnis 
oder Strafhaft allein oder mit zusätzlicher Geldstrafe 
bedroht ist. Ist eine solche Freiheitsstrafe wahlweise 
mit Geldstrafe angedroht, so kann schon hiernach 
nur auf Geldstrafe erkannt werden, so daß es des 
§ 53 nicht bedarf. Der Richter muß das Unrecht der 
Tat und die Schuld des Täters so bewerten, daß ihm, 
wenn es § 53 nicht gäbe, Gefängnis oder Strafhaft 
von nicht mehr als drei Monaten angemessen 
erschiene. Diese zunächst „verwirkte" Freiheitsstrafe 
erlangt, falls es zur Umwandlung kommt, nicht die 
Bedeutung einer Freiheitsstrafe, sondern nur die 
eines Berechnungsmaßstabes für die Geldstrafe (vgl. 
dazu Absatz 1 Satz 2). Der Entwurf schließt bei der 
Grenzziehung, um zahlreichen Reformwünschen zu 
entsprechen, im Gegensatz zu § 27b StGB die Drei-
monatsstrafe in die Umwandlungsmöglichkeit ein. 
Davon macht jedoch Absatz 2 eine Ausnahme für den 
Fall, daß eine Freiheitsstrafe von drei Monaten das 
Mindestmaß der Strafdrohung ist, die das Gericht im 
Einzelfall anwendet. Es wäre strukturwidrig, die 
Ersetzungsmöglichkeit bei einem mit drei Monaten 
Freiheitsstrafe beginnenden Strafrahmen nur für den 
einzigen Fall der Mindeststrafe zu eröffnen. Außer-
dem wäre eine solche Ersetzungsmöglichkeit mit 
einer sachgemäßen Bildung von Wertgruppen nicht 
vereinbar. 

Liegen die beschriebenen Voraussetzungen vor, so 
hat der Richter nach § 53 auf Geldstrafe zu erkennen, 
„wenn zu erwarten ist, daß sie genügen wird, dem 
Täter zur Warnung zu dienen, und weder seine 
Schuld noch die Aufgabe der Strafe, der Begehung 
von Straftaten entgegenzuwirken, eine Freiheits-
strafe erfordern". Der Entwurf umschreibt damit die 
maßgebenden Gesichtspunkte ähnlich wie in § 71 
Abs. 1 und § 72 Abs. 1 bei der Strafaussetzung zur 
Bewährung und treffender, als es in §27b StGB durch 
den farblosen Hinweis geschieht, daß der Strafzweck 
durch eine Geldstrafe erreicht werden könne. 

Entschließt der Richter sich hiernach zur Verhän-
gung einer Geldstrafe, so ist die Höchstzahl der 
Tagessätze durch die zunächst verwirkte Freiheits-
strafe nach dem Grundsatz bestimmt, daß ein Tag 
Freiheitsstrafe einem Tagessatz entspricht. Damit ist 
zugleich auch die Dauer der Ersatzfreiheitsstrafe fest-
gelegt. Während aber im geltenden Recht nach § 29 

Abs. 4 StGB auch die Art der Ersatzfreiheitsstrafe 
von der zunächst verwirkten Freiheitsstrafe bestimmt 
wird, bringt der Entwurf in § 55 Abs. 2 Satz 1 eine 
abweichende Regelung: Ersatzfreiheitsstrafe ist auch 
im Falle der Umwandlung nach § 53 die Strafhaft, 
selbst wenn die zunächst verwirkte Freiheitsstrafe 
eine Gefängnisstrafe war. Nur wenn das Gesetz für 
die begangene Tat als Freiheitsstrafe ausschließlich 
Gefängnis, also daneben wahlweise keine Strafhaft 
androht, ist auch die Ersatzfreiheitsstrafe Gefängnis 
(vgl. § 55 Abs. 2 Satz 2 und die Begründung dazu). 

§ 54 
Zahlungserleichterungen 

Eine dem § 28 StGB entsprechende Vorschrift ist 
auch im neuen Strafrecht unentbehrlich. Es ist jedoch 
zu erwarten, daß die künftige zweckmäßigere An-
passung der Geldstrafe an die persönlichen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Täters den Abzah-
lungsmißbrauch, der die Praxis heute belastet, erheb-
lich zurückdrängt. Um praktischen Schwierigkeiten, 
die bei den Abzahlungen aus der drohenden Ver-
jährung entstehen, künftig besser begegnen zu 
können, wird in § 132 Nr. 2 vorgesehen, daß die Voll-
streckungsverjährung ruht, solange dem Verurteilten 
für eine Geldstrafe Zahlungserleichterung bewi ll igt 
ist. Der Entwurf hält es für überflüssig, Vorschlägen 
zu entsprechen, nach denen eine Zahlungserleich-
terung unterbleiben soll, wenn der Täter keinen 
Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland oder 
wenn er Anlaß zu der Erwartung gegeben hat, er 
werde sich seiner Zahlungspflicht entziehen. In ent-
sprechenden Fällen wird hier das Gericht die Zumut-
barkeit sofortiger Zahlung nach den persönlichen 
Verhältnissen des Täters bejahen können. Eine nach-
trägliche Herab- oder Hinaufsetzung der Höhe des 
einzelnen Tagessatzes bei Änderung der wirtschaft-
lichen Verhältnisse des Täters wird nicht zugelassen. 
Soweit hier Zahlungserleichterungen ohne Erfolg 
sind, kommen nur die zu § 55 erörterten Vollstrek-
kungserleichterungen in Betracht. 

§ 55 
Ersatzfreiheitsstrafe 

Die Problematik der sozialen Gerechtigkeit der 
Geldstrafe stellt sich am schärfsten, wenn der Täter 
die Geldstrafe nicht zahlen kann und deshalb die 
Ersatzfreiheitsstrafe verbüßen soll. Zwar kann damit 
gerechnet werden, daß die auf Grund des Tagessatz

-

systems bemessenen Geldstrafen eher als bisher be-
zahlt werden können. Dennoch wird das Problem der 
nichtbezahlten Geldstrafe auch in Zukunft bestehen. 
In solchem Falle muß einerseits grundsätzlich die 
Möglichkeit der Vollstreckung einer Freiheitsstrafe 
bestehen, wenn der Strafcharakter der Geldstrafe 
erhalten bleiben und die Bewährung der Rechtsord-
nung gewährleistet sein soll. Andererseits muß, falls 
die Strafumwandlung für den Täter nach Lage aller 
Umstände eine unbillige Härte wäre, eine andere Lö-
sung möglich sein. Die §§ 28a, 29 und 30 StGB regeln 
die Ersatzfreiheitsstrafe sowohl hinsichtlich des sach-
lichen Rechts als auch hinsichtlich des Vollstreckungs-
rechts. In letzterer Hinsicht bestimmt der § 29 Abs. 6 
StGB, daß die Vollstreckung der Ersatzfreiheitsstrafe 
nach Anordnung des Gerichts unterbleiben kann, 
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wenn die Geldstrafe ohne Verschulden des Ver-
urteilten nicht eingebracht werden kann. In der 
Praxis wird eine solche Anordnung häufig ohne ernst-
hafte Prüfung der Verschuldensfrage getroffen oder 
unterlassen. Die Geldstrafenreform kann daher nicht 
an der Reform der Ersatzfreiheitsstrafe vorüber-
gehen. Das neue Strafrecht wird dazu die sachlich-
rechtliche und die vollstreckungsrechtliche Seite des 
Problems getrennt behandeln. 

Mit der sachlich-rechtlichen Seite befaßt 
sich § 55. Hier ist von besonderer Bedeutung die aus-
nahmslose Gleichstellung von einem Tagessatz mit 
einem Tag Freiheitsstrafe nachAbsatz 1. Sie bedeutet 
eine wesentliche Vereinfachung gegenüber den 
schwierigen Umwandlungsmaßstäben des schwe-
dischen Systems und erscheint im Hinblick auf die für 
die Zahl der Tagessätze nach den §§ 51 und 69 be-
stehenden Höchstmaße vertretbar. Demnach sind 360 
und im Falle d::s Zusammentreffens 720 Tage Frei-
heitsstrafe die Ersatzhöchststrafe. Die Art der Ersatz-
freiheitsstrafe bestimmt sich nach Absatz 2. Da die-
jenigen Straftaten, die mit Geldstrafe bis zu 180 
Tagessätzen geahndet werden, dadurch als zur 
unteren Kriminalität gehörend gekennzeichnet sind, 
wird als Ersatzfreiheitsstrafe insoweit grundsätzlich 
nur die Strafhaft bis zur entsprechenden Dauer von 
sechs Monaten vorgesehen, und zwar auch für den 
Fall, daß die Geldstrafe nach § 53 an die Stelle einer 
Gefängnisstrafe bis zu drei Monaten getreten war. 
Nur wenn ein Tatbestand verwirklicht ist, für den 
das Gesetz als Freiheitsstrafe ausschließlich Gefäng-
nis, also daneben wahlweise nicht Strafhaft androht, 
läßt sich die Strafhaft als Ersatzfreiheitsstrafe nicht 
verantworten. In diesen Fällen gehört die Tat zu 
einem schwereren Unrechtstypus, für den das Gesetz 
die Strafhaft bewußt ausgeschlossen hat. Dem trägt 
Absatz 2 Satz 2 Rechnung. Eine Verwendung der 
Strafhaft über sechs Monate hinaus als Ersatzfrei-
heitsstrafe wäre mit dem Wesen der Strafhaft un-
vereinbar. Deshalb muß in diesem höheren Bereich 
die Gefängnisstrafe als Ersatzfreiheitsstrafe Verwen-
dung finden. Eine Sonderregelung ist für die zusätz-
liche Geldstrafe vorgesehen. Für sie wird die Art 
der Ersatzfreiheitsstrafe durch die Art der neben der 
Geldstrafe verhängten Freiheitsstrafe bestimmt, so 
daß hiernach z. B. auch die Zuchthausstrafe Ersatz-
freiheitsstrafe sein kann. Voraussetzung der Erset-
zung der Geldstrafe durch die Freiheitsstrafe ist nach 
Absatz 1 wie nach geltendem Recht die Uneinbring-
lichkeit der Geldstrafe. Die Regelung der Fragen, 
wann die Uneinbringlichkeit anzunehmen und wie 
die Ersetzung der Geldstrafe durchzuführen ist, ge-
hört nicht zum sachlichen Recht, sondern zum Voll-
streckungsrecht. 

Die vollstreckungsrechtliche Seite der 
Ersatzfreiheitsstrafe soll entweder im Strafvoll-
streckungsteil der Strafprozeßordnung oder in einem 
besonderen Gesetz über den Vollzug von Strafen und 
von Maßregeln der Besserung und Sicherung geregelt 
werden. In den Beratungen der Großen Strafrechts-
kommission sind dafür folgende Grundsätze erwogen 
worden: 

Ebenso wie heute muß auch künftig grundsätzlich 
zunächst versucht werden, eine Geldstrafe, soweit 
sie nicht gezahlt wird, beizutreiben; vorher ist die 

§ 56 
Vollstreckung der Ersatzfreiheitsstrafe unzulässig. 
Während jedoch heute die Beitreibung nach den 
Grundsätzen der Zivilprozeßordnung über die 
Zwangsvollstreckung zu erfolgen hat (§ 463 StPO 
mit §§ 704 ff. ZPO), ist für die Zukunft, der Anregung 
einiger Landesjustizverwaltungen entsprechend, aus 
Gründen der Vereinfachung der Vollstreckung die 
Beitreibung im Verwaltungszwangsverfahren vor-
gesehen. Der Versuch, die Geldstrafe beizutreiben, 
soll unterbleiben können, wenn es wahrscheinlich ist 
(nicht erst wie nach § 28a Abs. 2 StGB, wenn es mit 
Sicherheit vorauszusehen ist), daß eine Beitreibung 
aus dem beweglichen Vermögen des Verurteilten 
nicht möglich ist. Wegen der Vollstreckung in einen 
Nachlaß soll die Regelung des § 30 StGB inhaltlich 
übernommen werden. 

Kann die Geldstrafe ganz oder teilweise nicht ein-
gebracht werden, so soll das Gericht den Verurteilten 
künftig zunächst anhören, wofür es nach pflicht-
gemäßem Ermessen mündliche Verhandlung anord-
nen kann. Erst nach der Anhörung soll das Gericht 
die Vollstreckung der Ersatzfreiheitsstrafe anordnen 
dürfen. Die Anordnung unterbleibt, wenn die Voll-
streckung der Ersatzfreiheitsstrafe für den Verurteil-
ten eine unbillige Härte wäre. Sonst hat das Gericht 
die Vollstreckung der Ersatzfreiheitsstrafe anzuord-
nen. Darüber hinaus wird zu prüfen sein, ob dem Ge-
richt unter bestimmten Voraussetzungen auch die 
Möglichkeit eröffnet werden soll, die Vollstreckung 
der Ersatzfreiheitsstrafe zur Bewährung auszusetzen. 
Diese Aussetzung könnte als Ausgleich dafür dienen, 
daß der Entwurf eine Aussetzung der Geldstrafe 
selbst zur Bewährung nicht vorsieht. Sie würde im 
wesentlichen die soziale Härte aufheben, die in jeder 
Geldstrafenregelung liegt. Jedoch müßte auch im 
Falle der Aussetzung, solange die Geldstrafe nicht 
nach Ablauf der Bewährungszeit erlassen oder die 
Vollstreckung der Geldstrafe nicht verjährt ist, die 
Beitreibung der Geldstrafe möglich bleiben. Denn 
die wirtschaftlichen Verhältnisse des Verurteilten 
könnten sich während der Bewährungszeit so ge-
stalten, daß eine Beitreibung nunmehr aussichtsvoll 
erschiene. Damit entfiele der soziale Gesichtspunkt 
für die Schonung des Verurteilten. Diesen weiter vor 
der Beitreibung zu bewahren, wäre eine Ungerechtig-
keit gegenüber Verurteilten in vergleichbarer wirt-
schaftlicher Lage, von denen die Geldstrafe von vorn-
herein gezahlt oder beigetrieben wird. 

Nebenstrafen 
Unter dieser Überschrift behandelt der Titel die-

jenigen Rechtsfolgen der Straftat, die als Strafen vom 
Gericht verhängt werden, aber keine Hauptstrafen 
sind. Dazu gehören auf der einen Seite gewisse 
Rechtsverluste, die sich auf die staatsbürgerliche 
Stellung beziehen und bei der Zuchthausstrafe nach 
§ 45 überwiegend unmittelbar kraft Gesetzes ein-
treten (§§ 56, 57), und auf der anderen Seite das 
Fahrverbot, das als neue Nebenstrafe eingeführt 
werden soll (§ 58). 

§ 56 
Verlust der Amtsfähigkeit, der 

Wählbarkeit und des Stimmrechts 
Als Nebenstrafen sieht § 56 die Aberkennung der 

Amtsfähigkeit und der Wählbarkeit (Absatz 1), des 
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§§ 57, 58 
Wahl- und Stimmrechts (Absatz 3) sowie der öffent-
lichen Ämter und der aus öffentlichen Wahlen her-
vorgegangenen Rechte des Verurteilten (Absatz 4) 
vor. Der Verlust von Rechtsstellungen und Rechten, 
den Absatz 2 regelt, ist lediglich eine zwingende 
Folge des Verlustes der in Absatz 1 bezeichneten 
Fähigkeiten. Die Voraussetzungen der Nebenstraf en 
sind überwiegend formal. Sie knüpfen an die Be-
gehung eines Verbrechens, das ausnahmsweise mit 
Gefängnisstrafe geahndet wird (Absatz 1 Nr. 1), oder 
an die besondere gesetzliche Zulassung (Absatz 1 
Nr. 2, Absatz 3) an. Lediglich die Nebenstrafe des 
Absatzes 4, die nur für Fälle Bedeutung hat, in 
denen nicht schon die Aberkennung der Amtsfähig-
keit oder der Wählbarkeit zum Verlust des inne-
gehabten Amtes oder des aus der Wahl erlangten 
Rechtes nach Absatz 2 führt, kann nur unter einer 
besonderen sachlichen Voraussetzung verhängt wer-
den. Sie ist nur zulässig, wenn die Tat unter Miß-
brauch des Amtes oder des Rechtes oder unter grober 
Verletzung der damit verbundenen Pflichten began-
gen worden ist. Diese Voraussetzung ist dem § 421 
Abs. 1 StGB nachgebildet und kehrt auch im Entwurf 
bei dem Berufsverbot nach § 101 Abs. 1 wieder. Allen 
Nebenstrafen nach § 56 ist gemeinsam, daß ihre Ver-
hängung dem pflichtmäßigen Ermessen des Gerichts 
überlassen ist, und daß die Aberkennung im Urteil 
neben der Hauptstrafe zu erwähnen ist, während die 
Wirkungen der Zuchthausstrafe nach § 45 kraft Ge-
setzes eintreten. 

Nach den Voraussetzungen und der zeitlichen 
Wirkung der Aberkennung lassen sich folgende 
Gruppen unterscheiden: Absatz 1 Nr. 1 und Absatz 4 
sind selbständige Rechtsgrundlage für die Aberken-
nung; sie bedürfen keiner Ergänzung durch beson-
dere Vorschriften bei den einzelnen Tatbeständen. 
Dagegen setzen Absatz 1 Nr. 2 und Absatz 3 voraus, 
daß das Gesetz für den betreffenden Tatbestand die 
Aberkennung besonders vorsieht. § 56 allein genügt 
hier als Grundlage für die Aberkennung nicht. Zur 
Ausfüllung dieses Gesetzesvorbehalts enthält der 
Besondere Teil zahlreiche Vorschriften über Neben-
strafen, die jeweils am Ende der in Frage kommen-
den Titel stehen. Während die Aberkennung der 
Amtsfähigkeit, der Wählbarkeit und des Wahl- und 
Stimmrechts befristet ist (Absätze 1 und 3), verliert 
der Täter Rechtsstellungen und Rechte, die er inne 
hat, endgültig (Absätze 2 und 4). Für den Verlust 
der Amtsfähigkeit und der Wählbarkeit steht das 
im Gegensatz zu den unbefristeten Dauerwirkungen 
der Zuchthausstrafe nach § 45 Abs. 1 Nr. 1 und 4. Die 
Dauer der befristeten Aberkennung beträgt zwei 
Jahre bis zu fünf Jahren. Das Gericht muß sie im 
Urteil bestimmen. Ihre Berechnung ergibt sich aus 
§ 57 Abs. 2 und 3. 

Wegen der einschneidenden Wirkungen der Ne-
benstrafe auf die soziale Stellung des Verurteilten 
setzt der Entwurf eine bestimmte Schwere der Haupt-
strafe voraus, die erst die Nebenstrafe zulässig 
macht. Sie wird zum Teil an dieser Stelle des Ent-
wurfs allgemein für alle in Frage kommenden Fälle 
bestimmt (Absatz 1 Nr. 1, Absatz 4), zum Teil aber 
auch den Vorschriften des Besonderen Teils über-
lassen, die den Gesetzesvorbehalt des Absatzes 1 
Nr. 2 und des Absatzes 3 ausfüllen. Aus der Gesamt-

regelung des Entwurfs ergibt sich danach für die 
Schwere der Hauptstrafe folgendes: Bei der Aber-
kennung der Amtsfähigkeit und der Wählbarkeit 
wird in der Regel eine Mindeststrafe von einem Jahr 
Gefängnis vorausgesetzt. Das gilt sowohl für den 
Fall, daß jemand wegen eines Verbrechens nach 
einer Vorschrift, die eine Milderung vorschreibt oder 
zuläßt (§ 64),oder in einem minder schweren Fall 
zu Gefängnis verurteilt wird, als auch für die Fälle, 
in denen das Gesetz die Aberkennung besonders 
vorsieht (vgl. § 225 Abs. 1, § 231 Abs. 1, § 319 Abs. 1, 
§ 339 Abs. 1, § 350 Abs. 1, § 381 Abs. 2, 3, § 394 Abs. 2, 
§ 399 Abs. 1, § 417 Abs. 1, §§ 443, 459 und 477). Die 
einzige Ausnahme bildet hier der § 408, der die 
Nebenstrafe bei bestimmten Wahlvergehen schon 
neben Gefängnisstrafe von sechs Monaten zuläßt. 
Über die Gesichtspunkte, die diese Abweichung 
rechtfertigen, ist in der Begründung zu § 408 Näheres 
dargelegt. Der Verlust des Wahl- und Stimmrechts 
ist regelmäßig nur neben Zuchthausstrafe vorge-
sehen, weil dieses elementare staatsbürgerliche 
Recht nur Tätern aberkannt werden soll, die sich in 
besonders schwerer Weise gegen den Staat und 
seine Ordnung vergangen haben (vgl. § 381 Abs. 1, 
§ 394 Abs. 1). Auch hier bilden die Wahlvergehen 
eine Ausnahme insofern, als die Aberkennung nach 
§ 408 schon neben einer Gefängnisstrafe von minde-
stens sechs Monaten zulässig ist. Das hängt damit 
zusammen, daß der Täter in diesen Fällen das eigene 
Stimmrecht mißbraucht oder das Stimmrecht anderer 
mißachtet hat. Es ist daher besonders tatgerecht, ihm 
als Nebenstrafe gerade den Verlust dieses Rechts 
aufzuerlegen. Bei der nach Absatz 4 unter bestimm-
ten Voraussetzungen zugelassenen Aberkennung 
von öffentlichen Ämtern und von Rechten, die aus 
öffentlichen Wahlen hervorgegangen sind, muß die 
Hauptstrafe mindestens sechs Monate Gefängnis 
betragen. 

§ 57 
Eintritt, Berechnung und Dauer des Verlustes 

Die Regelung lehnt sich an die §§ 36 und 421 Abs. 3 
StGB an. Sie bezieht sich im Absatz 1 auf jede Art 
des Verlustes nach § 56, gleichgültig, ob er befristet 
(§ 56 Abs. 1, 3) oder endgültig (§ 56 Abs. 2, 4) ist. Die 
Absätze 2 und 3 betreffen nur den befristeten Ver-
lust. Die Frist läuft erst von dem Ablauf des Tages 
an, an dem die für die Nebenstrafe maßgebende 
Freiheitsstrafe verbüßt, verjährt oder erlassen oder 
eine etwa zugleich angeordnete freiheitsentziehende 
Maßregel erledigt ist. Um die bis zu diesem Zeit-
punkt verstreichende Zeit verlängert sich also prak-
tisch die Frist. Daß andererseits, falls eine gerichtlich 
oder im Gnadenwege auferlegte Bewährungszeit er-
folgreich bestanden wird, diese nachträglich in die 
Frist eingerechnet wird, erscheint angemessen, weil 
die Nebenstrafe bereits während der Bewährungszeit 
ihre praktische Wirkung entfaltet und es mit dem 
Wesen der Aussetzung zur Bewährung unvereinbar 
wäre, diese Wirkung im Falle der Bewährung un-
beachtet zu lassen. 

§ 58 
Fahrverbot 

Als neue Nebenstrafe, die das geltende Recht 
nicht vorsieht, schlägt der Entwurf das dem Täter 
neben der Hauptstrafe aufzuerlegende Verbot vor, 
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Kraftfahrzeuge jeder oder einer bestimmten Art 
für die Dauer von einem Monat bis zu drei Monaten 
zu führen (Fahrverbot ). Damit wird in das Stra-
fensystem eine neue Rechtsfolge eingeführt, die 
einem dringenden Bedürfnis der Praxis entspricht. 
Sie ermöglicht die nach den Vorschriften über die 
Entziehung der Fahrerlaubnis (§ 42m StGB; §§ 99, 
100 des Entwurfs) nicht zulässige kurzfristige Aus-
schaltung eines Fahrzeugführers aus dem Kraftver-
kehr und ist als bloßer Denkzettel auf schuldhaft 
begangene Verkehrszuwiderhandlungen gedacht. Der 
kriminalpolitische Zweck des Fahrverbots erschöpft 
sich also darin, den Täter vor dem Rückfall zu warnen 
und ihm ein Gefühl dafür zu vermitteln, was es 
bedeutet, vorübergehend ohne Führerschein zu sein. 
Aus dem Zusammenhang mit § 99 ergibt sich, daß 
die Nebenstrafe nur gegenüber solchen Tätern ver-
hängt werden darf, die sich durch die Tat nicht als 
ungeeignet zum Führen von Kraftfahrzeugen er-
wiesen haben. Gegenüber ungeeigneten Kraftfahr-
zeugführern muß die Maßregel der Entziehung der 
Fahrerlaubnis — im wesentlichen nach denselben 
Regeln, die schon das geltende Recht in § 42m StGB 
vorsieht — angeordnet werden. Neben dieser Maß-
regel ist, wie Absatz 2 Satz 1 ausdrücklich klarstellt, 
für das Fahrverbot kein Raum. Dieses trifft danach 
nur solche Täter, die zwar im Kraftverkehr einmal 
versalt haben, für ihn aber noch geeignet sind. Oh 
für diese Tätergruppe die Möglichkeit kurzfristiger 
Ausschaltung aus dem Verkehr eröffnet werden soll, 
war in den vorbereitenden Beratungen zum Entwurf 
umstritten. Ausgangspunkt für die widerstreitenden 
Meinungen war die allgemein als zutreffend aner-
kannte Überlegung, daß auf die Maßregel der Ent-
ziehung der Fahrerlaubnis nicht verzichtet werden 
kann. Soweit ein Täter zum Führen von Kraftfahr-
zeugen ungeeignet ist, muß dies zwangsläufig zu 
einem länger dauernden Verlust der Fahrerlaubnis 
führen; denn ein im Zeitpunkt der Entscheidung be-
stehender Eignungsmangel kann im allgemeinen 
nicht durch eine nur flüchtig wirkende Maßnahme 
behoben werden. Die Befürworter des Fahrverbots 
glauben nun, daß ohne eine Ergänzung der Maß-
regel durch die Möglichkeit kurzfristiger Ausschal-
tung aus dem Verkehr nicht auszukommen sei. Für 
die Hebung der Verkehrssicherheit ist es in der Tat 
wichtig, nicht nur die ungeeigneten Kraftfahrer aus-
zuscheiden, sondern schon diejenigen, die lediglich 
in vorwerfbarer Weise versagt haben, nachdrücklich 
auf dem Gebiete warnen zu können, das mit ihrem 
Versagen in unmittelbarem Zusammenhang steht. 
Durch eine solche Möglichkeit wird voraussichtlich 
nicht nur das allgemeine Bewußsein für die tatsäch-
liche Bedeutung der im Kraftverkehr zu erfüllenden 
Pflichten gestärkt, sondern auch mancher Kraftfahrer 
rechtzeitig und wirksam darüber belehrt, daß er in 
Gefahr steht, durch weitere Verkehrsverstöße seine 
Eignung zum Führen von Kraftfahrzeugen einzu-
büßen. Unter diesem Gesichtspunkt kann deshalb 
eine fühlbare verkehrserzieherische Wirkung des 
Fahrverbots erwartet werden. Auch in zahlreichen 
ausländischen Rechtsordnungen ist die Möglichkeit 
kurzfristiger Entziehung der Fahrerlaubnis oder Weg-
nahme des Führerscheins in verschiedener rechtlicher 
Ausgestaltung vorgesehen. Die Gegner des Fahr- 

§ 58 
verbots fürchten jedoch die naheliegende Gefahr, daß 
die Gerichte in einem nicht vertretbaren Umfang in 
die neue Nebenstrafe ausweichen könnten, wenn 
zwar der Eignungsmangel unter dem Gesichtspunkt 
der Verkehrssicherheit kaum geleugnet werden 
kann, die Maßregel aber mit ihrer Sperre von min-
destens sechs Monaten den Täter aus wirtschaftlichen 
Gründen, etwa weil von der Fahrerlaubnis seine be-
rufliche Existenz abhängt, besonders hart treffen 
würde. Es ist anerkannten Rechts, daß Erwägungen 
wirtschaftlicher Rücksichtnahme für die Frage der 
Eignung des Täters unbeachtlich sind. Gleichwohl 
wirken sie sich nach den Erfahrungen der Praxis 
nicht selten im Einzelfall aus, weil dem Richter der 
Entschluß zur Anordnung der Maßregel um so schwe-
rer fallen wird, je tiefer sie in die Lebensstellung des 
Betroffenen eingreift. Solcher Rücksichtnahme, die 
für die Verkehrssicherheit eine schwerwiegende Ge-
fahr ist, wird durch die Nebenstrafe des Fahrverbots 
zusätzlicher Raum gegeben; denn sie bietet die 
willkommene Möglichkeit des Ausweichens in eine 
mildere Maßnahme, die sich dann allerdings später 
oft als Fehlschlag erweisen wird. Dieser Gefahr sucht 
der Entwurf auf zwei Wegen entgegenzuwirken. Der 
wirksamere besteht darin, daß hei der Entziehung 
der Fahrerlaubnis eine Anzahl schwerer Verkehrs-
zuwiderhandlungen aufgeführt wird, die kraft Ge-
setzes den Eignungsmangel des Täters begründen, 
wenn nicht besondere Umstände des Einzelfalles 
disese Annahme ausschließen (vgl. § 99 Abs. 2 und 
die Begründung dazu). Der Richter muß also bei den 
in dem Katalog des § 99 Abs. 2 enthaltenen Taten 
zunächst in einer rechtlich nachprüfbaren Weise dar-
legen, welche besonderen Umstände es rechtfertigen, 
den Täter im Gegensatz zu dem allgemeinen Bewer-
tungsmaßstab des Gesetzes noch für geeignet zum 
Führen von Kraftfahrzeugen zu halten, ehe er sich 
überhaupt mit der Nebenstrafe des Fahrverbots be-
fassen kann. Das ist für einen erheblichen Teil der 
in der Praxis vorkommenden Fälle eine wirksame 
Sicherung gegen das Eindringen von Erwägungen 
wirtschaftlicher Rücksichtnahme, die hier aus dem 
Spiel bleiben müssen. Außerdem hat der Entwurf 
beim Fahrverbot das Höchstmaß der Verbotsfrist auf 
drei Monate festgesetzt und es dadurch deutlich von 
der Maßregel, bei der das Mindestmaß der Sperre 
sechs Monate beträgt, (§ 100 Abs. 1) abgehoben. 
Auch das zwingt den Richter dazu, den unterschied-
lichen Voraussetzungen der beiden Rechtseinrich-
tungen wesentliche Bedeutung beizumessen und sie 
in der Praxis scharf gegeneinander abzugrenzen. 

Der Entwurf hat das Fahrverbot als Neben-
strafe  ausgestaltet, weil bei dieser Rechtsform am 
ehesten sachgemäße Grundsätze für seine Verhän-
gung und die Bemessung der Verbotsfrist heraus-
gearbeitet werden können. Die Einführung einer ent-
sprechenden Maßregel wäre schon aus dogmatischen 
Gründen nicht unbedenklich, weil das Fahrverbot 
nicht an den Eignungsmangel des Täters oder seine 
Gefährlichkeit für die Sicherheit des Straßenverkehrs 
anknüpft, sondern schon zulässig ist, wenn eine 
bloße Warnung angebracht erscheint. Bei dieser Vor-
aussetzung könnte es nicht stets als „notwendiges" 
Mittel zur Erreichung eines rechtlich anerkannten 
Zwecks angesehen werden. Hingegen ist es nach 
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der Ausgestaltung seiner Voraussetzungen und 
Dauer unbedenklich und auch rechtspolitisch sinn-
voll, das Fahrverbot als Nebenstrafe aufzuerlegen. 
Hinzu kommt, daß bei dem Wegfall des Anknüpfungs-
punktes der Eignung die allgemeinen Grundsätze 
der Strafbemessung eher sachentsprechende und ge-
rechte Ergebnisse erwarten lassen als irgendein 
anderer Maßstab, der sich im Gesetz nur schwer 
verdeutlichen ließe. 

Aus der Rechtsnatur des Fahrverbots als Neben-
strafe folgt vor allem, daß Grundlage für seine Be-
messung die Schuld des Täters ist (§ 60 Abs. 1). 
Das hat praktische Bedeutung namentlich für Fälle, 
in denen die Nebenstrafe wegen der besonderen 
Lage des Täters, der etwa Berufskraftfahrer oder 
reisender Vertreter ist, einen tiefen Eingriff in seine 
Lebensverhältnisse bedeutet. Hier hat das Gericht 
zu prüfen, ob die jeweils nach den Umständen des 
Falles zu beurteilende Schwere des Eingriffs in 
einem angemessenen Verhältnis zu dem Unrechts-
und Schuldgehalt der Tat steht. Nur wenn dies der 
Fall ist, darf die Nebenstrafe verhängt werden. Im 
übrigen überläßt aber der Entwurf ihre Anwendung 
dem pflichtmäßigen Ermessen des Gerichts; denn 
es kann nicht nach allgemeinen Gesichtspunkten 
entschieden werden, ob im Einzelfall die Straf-
zwecke, zu denen hier namentlich auch die Ver-
hütung von Straftaten im Kraftverkehr gehört, 
besser durch eine Hauptstrafe allein oder durch deren 
Verbindung mit der Nebenstrafe des Fahrverbots 
erreicht werden können. 

Im Gegensatz zur Maßregel der Entziehung der 
Fahrerlaubnis hat die Anordnung des Fahrverbots 
nicht den Verlust der durch die Verwaltungsbehörde 
erteilten Erlaubnis zum Führen von Kraftfahrzeugen 
zur Folge. Das gerichtliche Verbot bewirkt lediglich, 
daß der Täter innerhalb des festgesetzten Zeitraums 
von seiner Fahrerlaubnis keinen Gebrauch machen 
darf. Für Zuwiderhandlungen wird durch Erweite-
rung des § 24 des Straßenverkehrsgesetzes vom 
19. Dezember 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 837) eine 
Strafdrohung zu schaffen sein. Diese unterschiedliche 
rechtliche Gestaltung ergibt sich aus den verschie-
denen Voraussetzungen und der zeitlichen Dauer 
der beiden Rechtsinstitute. Während es bei einem 
Kraftfahrer, der wegen seines Eignungsmangels für 
längere Zeit kein Kraftfahrzeug führen durfte, sinn-
voll und aus verkehrspolitischen Gründen geradezu 
geboten ist, daß die Verwaltungsbehörde nach Ab-
lauf der Sperre die Voraussetzungen für die Ertei-
lung einer neuen Fahrerlaubnis unter allen nach dem 
Straßenverkehrsrecht maßgebenden Gesichtspunkten 
prüft, wäre ein entsprechendes Verfahren gegenüber 
einem geeigneten Kraftfahrer, der lediglich durch 
eine kurzfristige Maßnahme gewarnt wurde, sachlich 
unberechtigt und auch aus Gründen der Verwal-
tungsvereinfachung nicht zu verantworten. 

Nach Absatz 1 setzt die Verhängung des Fahr-
verbots voraus, daß der Täter bei oder im Zusam-
menhang mit der Führung eines Kraftfahrzeuges 
oder unter Verletzung der Pflichten eines Kraftfahr-
zeugführers eine Straftat begangen hat und daß es 
angebracht ist, ihm durch das Verbot die Pflicht zur 
Unterlassung solcher Straftaten besonders zum Be-

wußtsein zu bringen. Soweit die erste der beiden 
Voraussetzungen die Beziehung der Tat zum Kraft-
verkehr beschreibt, gilt sie ohne sachlichen Unter-
schied auch für die Entziehung der Fahrerlaubnis 
nach geltendem Recht und nach dem Entwurf (§ 99 
Abs. 1). Sie soll die Anwendung dieser besonderen 
Nebenstrafe auf Taten beschränken, bei denen es 
wegen des inneren Zusammenhangs angebracht ist, 
dem Täter das Führen von Kraftfahrzeugen zu ver-
bieten. Wegen der Auslegung ihrer einzelnen Merk-
male kann auf die Rechtsprechung und das Schrift-
tum zu § 42m Abs. 1 StGB verwiesen werden. Die 
zweite Voraussetzung gibt nur allgemein den krimi-
nalpolitischen Zweck an, dem die Nebenstrafe dienen 
soll. Eine abgrenzende Wirkung kommt ihr jedoch 
insofern zu, als das Fahrverbot nicht schrankenlos 
und aus sachfremden Gründen angewendet werden 
darf, sondern ausschließlich in Fällen, in denen der 
Sachverhalt eine Warnung des Täters im Hinblick 
auf sein Verhalten im Kraftverkehr nahelegt. Das 
wird allerdings bei dem Versagen eines Kraftfahrers 
im Verkehr im allgemeinen zutreffen, so daß die 
Gerichte unter diesem Gesichtspunkt meist ohne aus-
führliche Begründung von der Zulässigkeit der Ne-
benstrafe ausgehen können. Es ist bewußt vermieden 
worden, das Fahrverbot an strengere sachliche Vor-
aussetzungen zu knüpfen. Das würde seine Anwen-
dung in der Praxis in nicht vertretbarer Weise er-
schweren und diese dem Kampf gegen die Unfälle 
im Straßenverkehr dienende Waffe stumpf machen. 
Das Fahrverbot muß eine möglichst bewegliche und 
dem Einzelfall anpassungsfähige Rechtsfolge sein. 
Vor allem muß vermieden werden, daß die Gerichte 
über die Feststellung der Verkehrsstraftat und die 
Abgrenzung gegenüber der Entziehung der Fahrer-
laubnis hinaus wesentliche sachliche Voraussetzun-
gen prüfen müssen. Diese könnten ihrer Natur nach 
nur unbestimmt sein und würden deshalb zahlreiche 
Ansatzpunkte für Rechtsmittelrügen bieten. Das 
stände aber im Widerspruch zu dem Zweck der neuen 
Nebenstrafe, die der Tat möglichst auf dem Fuße 
folgen und von den Gerichten mit Nachdruck ange-
wendet werden soll, um das Rechts- und Verantwor-
tungsbewußtsein der Verkehrsteilnehmer zu stärken. 
Der Gesetzgeber wird seiner Verpflichtung, auch auf 
diesem Gebiet des Strafrechts alles Notwendige zur 
Hebung der Verkehrssicherheit zu tun, nur gerecht, 
wenn er eine einfache und wirksame Rechtsfolge zur 
Verfügung stellt, deren Anordnung im Einzelfall 
nicht mit rechtlichen Schwierigkeiten belastet ist. 
Nur unter dieser Voraussetzung kann erwartet wer-
den, daß die Gerichte von ihr in dem nach den gegen-
wärtigen Verkehrsverhältnissen gebotenen Umfang 
Gebrauch machen. Schließlich können auch keine 
rechtsstaatlichen Einwendungen dagegen erhoben 
werden, daß der Entwurf neben dem Erfordernis 
einer bestimmt abgegrenzten Verkehrsstraftat nur 
auf die kriminalpolitische Zweckmäßigkeit der Ne-
benstrafe abstellt. Da es sich hier um eine besondere 
Strafe handelt, die im Hinblick auf ihre Kurzfristig-
keit keinen tieferen Eingriff in die Rechtsstellung 
des Täters bewirkt als die zugleich angedrohte Frei-
heitsstrafe, geschieht den allgemeinen rechtsstaat-
lichen Grundsätzen schon dadurch Genüge, daß die 
Begehung einer bestimmen Straftat vorausgesetzt 
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wird. Die zusätzliche Beschränkung der Rechtsfolge 
auf einen kriminalpolitischen Zweck ist daher aus 
rechtsstaatlichen Gründen nicht geboten; sie soll nur 
einer unzweckmäßigen Anwendung in der Praxis 
vorbeugen. 

Liegen die Voraussetzungen des Absatzes 1 vor, 
so kann das Fahrverbot für Kraftfahrzeuge jeder 
oder einer bestimmten Art und für die Dauer von 
einem Monat bis zu drei Monaten ausgesprochen 
werden. Im allgemeinen wird das Gericht die Neben-
strafe nicht auf bestimmte Arten von Kraftfahrzeu-
gen beschränken, weil ein Versagen im Kraftverkehr 
regelmäßig Rückschlüsse auf das Führen von Kraft-
fahrzeugen schlechthin nahelegt und eine Beschrän-
kung auf bestimmte Fahrzeugarten meist den Zweck 
der Nebenstrafe vereiteln oder mindestens beein-
trächtigen würde. Im Einzelfall können die Verhält-
nisse jedoch auch anders liegen. Darüber ist in der 
Begründung zu § 100 Abs. 1 der bei der Entziehung 
der Fahrerlaubnis abweichend vom geltenden Recht 
zuläßt, von der Sperre bestimmte Arten von Kraft-
fahrzeugen auszunehmen, Näheres dargelegt. Auf 
diese Ausführungen wird verwiesen. Unter bestimm-
ten Arten von Kraftfahrzeugen sind jeweils solche 
zu verstehen, auf die nach § 5 Abs. 1 Satz 2 der 
Straßenverkehrszulassungsordnung die Fahrerlaub-
nis beschränkt werden kann. Jedoch sind auch die 
Fahrräder mit Hilfsmotor einbezogen, für die es nach 
§ 27 des Straßenverkehrsgesetzes keiner Fahrerlaub-
nis bedarf, deren Führung aber schon nach § 3 der 
Straßenverkehrszulassungsordnung von den Ver-
waltungsbehörden untersagt werden kann. Die 
Schwierigkeit der Überwachung des Fahrverbots 
allein ist kein hinreichender Grund, um Fahrzeuge 
dieser Art, deren Führer oft schwere Verkehrs-
gefahren verursachen, aus dem Anwendungsbereich 
auszunehmen. Was den zeitlichen Rahmen des Fahr-
verbots betrifft, muß er schon mit Rücksicht auf die 
Zweckbestimmung der Nebenstrafe und auf die 
gebotene eindeutige Abgrenzung gegenüber der Ent-
ziehung der Fahrerlaubnis eng gehalten werden. Dem 
wird das Höchstmaß der Verbotsfrist von drei Mona-
ten gerecht. Auch das Mindestmaß von einem Monat 
entspricht dem praktischen Bedürfnis; denn eine 
kürzere Verbotsfrist wäre in der Regel für den Be-
troffenen so wenig fühlbar, daß die Nebenstrafe ihre 
Aufgabe, den Täter wirksam vor dem Rückfall zu 
warnen, nicht hinreichend erfüllen könnte. 

Das Fahrverbot wird mit der Rechtskraft des Ur-
teils wirksam (Absatz 3 Satz 1 ). Ein von einer 
deutschen Behörde erteilter Führerschein wird nach 
Eintritt der Rechtskraft bis zum Ablauf der Verbots-
frist in amtliche Verwahrung genommen (Absatz 3 
S a t 7 2). Das gilt auch, wenn das Fahrverbot auf be-
stimmte Arten von Kraftfahrzeugen beschränkt ist. 
In diesen Fällen erteilt die Verwaltungsbehörde, 
wenn keine von der abgeurteilten Straftat unabhän-
gigen Gründe entgegenstehen, für die Dauer des 
Verbots einen besonderen Führerschein, aus dem die 
Beschränkung ersichtlich ist (Absatz 5). Durch 
diese Regelung wird erreicht, daß dem Verurteilten 
nach Ablauf der Verbotsfrist der ursprünglich ausge-
stellte Führerschein ausgehändigt werden kann, 
ohne daß daraus ein Hinweis auf die Nebenstrafe 
ersichtlich wäre. Um sicherzustellen, daß der Führer-
schein nach Rechtskraft des Urteils ohne Schwierig- 
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keit in Verwahrung genommen werden kann, wird 
im Vollstreckungsrecht eine Vorschrift über die Zu-
lässigkeit der Beschlagnahme vorzusehen sein. 
Darüber hinaus bestimmt Absatz 4 Satz 1, daß 
die Verbotsfrist erst von dem Tage an gerechnet 
wird, an dem der Führerschein in amtliche Verwah-
rung genommen wird. Dadurch wird dem Verurteil-
ten der Anreiz genommen, die Abliefernug des 
Führerscheins durch rechtswidriges Verhalten zu 
hintertreiben. Angesichts dieser Rechtslage ist aller-
dings das Gericht zu einer Belehrung des Verurteil-
ten verpflichtet, damit die Verbotsfrist nicht unbe-
gründet zu dessen Lasten verlängert wird. Im 
Zusammenhang mit dem Entwurf zum Einführungs-
gesetz wird zu prüfen sein, ob es einer ausdrück-
lichen Vorschrift über diese Belehrungspflicht bedarf. 
Hat der Verurteilte keine Fahrerlaubnis und kommt 
damit dem Fahrverbot praktische Bedeutung nur für 
Kraftfahrzeuge zu, deren Führung ohne Fahrerlaub-
nis zulässig ist (§ 27 des Stiaßenverkehrsgesetzes), 
so wird die Verbotsfrist mangels eines anderen 
Anknüpfungspunktes vom Tage der Rechtskraft an 
gerechnet. Wenn schließlich Absatz 4 Satz 2 be-
stimmt, daß in die Verbotsfrist die Zeit nicht ein-
gerechnet wird, in welcher der Täter auf behördliche 
Anordnung in einer Anstalt verwahrt worden ist, so 
soll dadurch verhindert werden, daß das kurzfristige 
Verbot mit einer Anstaltsverwahrung, insbesondere 
der Verbüßung der in derselben Sache verwirkten 
Freiheitsstrafe, zusammentrifft und damit seine vor-
beugende Wirkung einbüßt. 

Die Sondervorschriften des Absatzes 2 Satz 2, des 
Absatzes 3 Satz 3 und des Absatzes 4 Satz 1, die sich 
auf Inhaber ausländischer Fahrausweise 
beziehen, kommen in entsprechender Weise auch 
bei der Entziehung der Fahrerlaubnis nach § 42m 
StGB und nach § 99 des Entwurfs vor. Sie bringen 
das innerstaatliche Recht in Übereinstimmung mit 
Artikel 24 Abs. 5 des Internationalen Abkommens 
über den Straßenverkehr vom 19. September 1949, 
dem die Bundesrepublik Deutschland voraussichtlich 
beitreten wird. 

Wiederverleihung 
von Fähigkeiten und Rechten 

§ 59 
Voraussetzungen der Wiederverleihung 

Die Vorschrift führt für gewisse Verurteilungs-
wirkungen und Nebenstrafen das Rechtsinstitut der 
Wiederverleihung („Rehabilitation") durch Richter-
spruch ein. Es bezieht sich nicht auf innegehabte 
Rechtsstellungen und Rechte, die bei Verurteilung 
zu Freiheitsstrafe kraft Gesetzes oder durch Ab-
erkennung verlorengegangen sind (§ 45 Abs. 2, § 56 
Abs. 2, 4). Diese können nicht durch Richterspruch 
wieder begründet werden. Anders verhält es sich 
mit dem unbefristeten oder befristeten Verlust der 
Amtsfähigkeit, der Wählbarkeit sowie des aktiven 
Wahl- und Stimmrechts. Für diese Verurteilungs-
folgen und Nebenstrafen sieht § 59 die Möglichkeit 
der Wiederverleihung vor, wenn der Verurteilte 
nach Rechtskraft der Verurteilung ein gesetzmäßiges 
und geordnetes Leben geführt hat und zu erwarten 
ist, daß er auch künftig ein solches Leben führen 
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wird. Die Wiederverleihung ist erst nach Ablauf 
bestimmter Fristen zulässig, die Absatz 1 Nr. 1 und 
Absatz 2 für die verschiedenen Formen des Verlustes 
von Fähigkeiten und Rechten bestimmt. Den Gedan-
ken einer automatischen Wiedererlangung solcher 
Fähigkeiten und Rechte nach einer gewissen Bewäh-
rungszeit lehnt der Entwurf ab. Vielmehr soll, damit 
die nach ihrer Lebensführung Unwürdigen ausge-
schlossen bleiben, die Wiederverleihung in die 
Hände des Richters gelegt werden, der zuvor die 
gesetzlichen Voraussetzungen zu prüfen hat. Die 
Wiederverleihung durch die Träger des Gnaden-
rechts wird dadurch nicht berührt. 

Zweiter Titel 

Strafbemessung 
Der Entwurf ist darum bemüht, durch Aufstellung 

gesetzlicher Bemessungsregeln der richterlichen 
Strafzumessung eine tragfähige Grundlage zu gehen, 
deren weitgehendes Fehlen im geltenden Recht eine 
bedenkliche Lücke darstellt. Derartige Regeln sind 
schon in den §§ 48 und 53 enthalten. Der Titel über 
Strafbemessung bringt weitere solche Regeln. § 60 
enthält in Absatz 1 den Grundsatz des Schuldstraf-
rechts, der schon in der Einleitung erläutert worden 
ist. Absatz 2 stellt allgemeine Richtlinien für die 
Strafzumessung auf, die § 66 Abs. 1 bis 4 hinsichtlich 
der Sonderfrage ergänzt, inwieweit Untersuchungs-
haft oder eine ähnliche Freiheitsentziehung auf die 
Strafe anzurechnen ist. Die §§ 64 und 65 bestimmen, 
in welcher Weise sich die in den einzelnen Tatbe-
ständen vorgesehene Strafdrohung ändert, wenn 
besondere gesetzliche Milderungsgründe gegeben 
sind. Die §§ 62 und 63 umschreiben zur Entlastung 
des Besonderen Teils näher, wann ein besonders 
schwerer oder minder schwerer Fall im Sinne der 
einzelnen Tatbestände anzunehmen ist. Für die be-
sonders schweren Fälle wird diese Begriffsbestim-
mung durch die Beispiele ergänzt, die im Besonderen 
Teil im Zusammenhang mit der Beschreibung der 
Tatbestände angeführt werden, Soweit das geschieht, 
stehen die besonders schweren Fälle zwischen dem 
Bereich der Strafbemessung und dem der tatbe-
standlichen Ausformung. Die minder schweren Fälle 
werden hingegen nur in § 63 näher bestimmt Der 
Titel enthält schließlich noch die Vorschrift des § 61, 
die den allgemeinen Strafschärfungsgrund des Rück-
falls  regelt und insoweit auch zur Strafbemessung 
gehört, als sie bestimmt, in welcher Weise sich die 
Strafdrohung ändert, wenn die Voraussetzungen des 
Rückfalls gegeben sind. 

§ 60 
Grundsätze der Strafzumessung 

Das Gesetz kann nur in seltenen Ausnahmelällen 
durch die Beschreibung des Tatbestandes einer 
Straftat Unrecht und Schuld so bestimmen, daß nur 
eine einzige Strafe für alle Taten dieser Art ange-
messen erscheint. Fast stets sind innerhalb eines 
bestimmten Tatbestandes Fälle von sehr ver-
schiedenem Unrechtsgrad und sehr verschiedener 
Schuld möglich. In der Regel stellt das Gesetz da-
her dem Richter einen Strafrahmen zur Verfügung, 
so daß die im Einzelfall gerechte Strafe innerhalb 

eines Mindest- und Höchstmaßes gefunden werden 
muß. Vielfach stellt das Gesetz dem Richter über-
dies verschiedene Strafarten zur Verfügung, so daß 
die Strafe innerhalb mehrerer Strafrahmen zu be-
stimmen ist. Für die Wahl zwischen verschiedenen 
zur Verfügung stehenden Strafrahmen gibt der 
Entwurf in einigen Fällen gewisse Regeln (§§ 48, 53). 
Soweit das nicht der Fall ist und soweit der Richter 
die Strafe innerhalb eines Strafrahmens zu finden 
hat, erscheint es zweckmäßig, wenn das Gesetz auf 
Gesichtspunkte hinweist, die der Richter bei der 
Zumessung der Strafe beachten muß oder doch soll. 
Das ist das Ziel des § 60. Zwar lassen sich für die 
Strafzumessung keine festen Regeln aufstellen, die 
dazu führen könnten, daß ein einer bestimmten Tat 
überführter Angeklagter vor jedem Gericht zu der-
selben Strafe verurteilt würde. Denn die Zumessung 
der Strafe, die eine der vornehmsten Aufgaben des 
Strafrichters ist, wird und muß im Grunde immer 
ein Akt seines Ermessens bleiben. Aber gerade 
darum erscheint es wichtig, wenn das Gesetz wenig-
stens die Grenzen dieses Ermessens absteckt und 
Richtlinien aufstellt, nach denen es ausgeübt wer-
den soll, selbst wenn sich diese Richtlinien in ge-
wissem Umfang aus der Natur der Sache ergehen. 
Nur so kann einer Annäherung an die erwünschte 
Gleichmäßigkeit der Strafzumessung erreicht wer-
den. 

Absatz 1 der Vorschrift stellt die für die Straf-
zumessung wichtigste Richtlinie mit dem Sat z  auf, 
daß die Schuld des Täters die Grundlage für die Zu-
messung der Strafe ist. Damit enthält der Absatz 
zugleich den Grundsatz des Schuldstraf-
recht es,  auf dem der gesamte Entwurf aufbaut. 
Über die Bedeutung dieses Grundsatzes, auch für die 
Strafzumessung, ist bereits in der allgemeinen Ein-
leitung vor § 1 unter B. I. das Erforderliche gesagt. 
Der Richter hat danach von der Schwere der Schuld 
auszugehen, wenn er die gerechte Strafe finden will. 
Wesen und Grenzen der Schuld im einzelnen zu be-
stimmen, kann nicht Aufgabe des Gesetzes sein. 
Schuld ist nach der jetzt herrschenden Auffassung 
Vorwerfbarkeit Gegenstand des Vorwurfs ist die 
von dem bestimmten Täter begangene bestimmte 
Tat. Für gewisse Vorschriften des Entwurfs ist dabei 
nur von Bedeutung, oh dem Täter überhaupt ein 
Vorwurf gemacht werden kann. Ausmaß und Schwere 
des Vorwurfs spielen dafür keine Rolle. In diesem 
Sinne wird der Begriff etwa in den §§ 20, 21 , 39 
Abs. 2 und § 40 Abs. 2 verwendet. Nach Ausmaß und 
Schwere des Vorwurfs wird hingegen an anderen 
Stellen des Entwurfs gefragt, vor allem in Absatz 1 
des § 60. Gemeint ist hier das Maß der Schuld, das 
auch § 53 Abs. 1, § 72 Abs. 1 und § 87 Abs. 1 Satz 2 
im Auge haben. Bei § 34 ist zwar in erster Linie daran 
gedacht, ob die an einer Straftat Beteiligten ein Vor-
wurf trifft. Die Vorschrift kann aber zugleich dahin 
verstanden werden, daß, wenn mehrere an einer 
Straftat beteiligt sind, jeder Beteiligte nach dem Maß 
seiner Schuld zu bestrafen ist. Während es für die 
Frage, ob dem Täter die Tat vorzuwerfen ist, grund-
sätzlich nur auf Umstände zur Zeit der Tat ankom-
men kann, können die Schwere dos Vorwurfs und 
damit das Maß der Schuld auch durch Umstände ver-
größert oder verringert werden, die zeitlich vor oder 
nach Begehung der Tat liegen. Davon geht Absatz 2 
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Satz 2 aus, wonach bei der Strafzumessung auch das 
Vorleben des Täters, sein Verhalten nach der Tat 
und deren verschuldete, vielleicht erst nach der Tat-
bestandsverwirklichung eintretenden Auswirkungen 
zu berücksichtigen sind, und zwar auch für das Maß 
der Schuld. Ebenso gehen die §§ 62 und 63 davon aus, 
daß das Verhalten des Täters nach der Tat das Un-
recht und die Schuld erhöhen und vermindern kann. 
Auch wenn es in der Vorschrift des § 61 über den 
Rückfalltäter heißt, daß er dann nach einem stren-
geren Strafrahmen bestraft wird, wenn ihm vorzu-
werfef ist, daß er sich frühere Verurteilungen nicht 
hat zur Warnung dienen lassen, wird deutlich, daß 
die Schwere der Schuld durch Umstände beeinflußt 
werden kann, die nicht unmittelbar in der Tat selbst 
liegen. Mit alledem gibt der Entwurf zu erkennen, 
daß es für das Maß der Schuld nicht allein auf die 
unmittelbaren Tatumstände ankommen kann. Ob 
und inwieweit damit für den Bereich der Strafzumes-
sung eine Erweiterung des Begriffes der Tat über 
die bloße Tatbestandsverwirklichung hinaus eintritt 
oder aber eine Erweiterung des Begriffes der Schuld 
über die Tatschuld hinaus, steht nicht zur Entschei-
dung des Gesetzes, sondern muß der Erörterung in 
Rechtsprechung und Schrifttum überlassen bleiben. 
Eine Neuerung gegenüber dem gegenwärtigen 
Rechtszustand tritt dadurch jedenfalls nicht ein. Auch 
jetzt schon werden bei der Strafzumessung Umstande 
für die Feststellung der Schuld des Täters berück-
sichtigt, die vor oder nach der Tatbestandsverwirk-
lichung liegen. Es hängt das damit zusammen, daß 
das Gesetz die zeitlichen Grenzen der Tatbestands-
verwirklichung nach dem Gesichtspunkt bemißt, 
welche Merkmale die Strafbarkeit begründen, nicht 
aber danach, welche Merkmale für das Maß der 
Strafe Bedeutung haben sollen. Es hängt das weiter 
damit zusammen, daß die Tat durch ihr voraus-
gehende oder nachfolgende Umstände in ihrer Be-
deutung bestimmt und verändert werden kann. Wie 
schon in der allgemeinen Einleitung vor § 1 aus-
geführt worden ist, gewinnt auch der Begriff der 
Lebensführungsschuld für die Strafzumessung inso-
weit Bedeutung, als sich eine solche Schuld auf die 
Tat selbst ausgewirkt hat. 

Es ist auch bereits ausgeführt worden, daß der 
Entwurf eine genaue Entsprechung zwischen der 
Schwere der Schuld und der Strafe nicht fordert und 
fordern kann. Die Schwere der Schuld hat lediglich 
die Grundlage für die Zumessung der Strafe zu sein. 
Das heißt, daß es mit Rücksicht auf die sonst mit der 
Strafe verfolgten Aufgaben möglich ist, die der 
Schuld entsprechende Strafe sowohl zu überschreiten, 
als auch hinter ihr zurückzubleiben. Das darf aller-
dings nur in einem Ausmaß geschehen, daß die Strafe 
ihrem Wesen nach noch immer Ausgleich für Schuld 
bleibt. Die verhängte Strafe darf sich also von dem 
durch die Schuld allein gebotenen Maß nicht zu sehr 
entfernen. 

Während Absatz 1 die maßgebende Richtlinie für 
die Zumessung der Strafe gibt, bestimmt Absatz 2 
näher, wie sich der Richter der Aufgabe der Straf-
zumessung zu unterziehen hat. Satz 1 enthält eine 
Richtschnur für den eigentlichen Zumessungsvor-
gang. Satz 2 bezeichnet die Umstände, die dabei 
namentlich zu berücksichtigen sind. Sie sind sowohl 

§ 60 
für die Schwere der Schuld als auch dafür von Bedeu-
tung, wie die Strafe unter Beachtung der sonst von 
ihr zu erfüllenden Aufgaben zuzumessen ist. Im ein-
zelnen ist dazu folgendes zu sagen. 

Satz 1 des Absatzes 2 weist darauf hin, daß die 
Strafzumessung eine Aufgabe der Abwägung ist, 
die alle Umstände zu berücksichtigen hat, die gegen 
und für den Täter sprechen. Der Satz macht deutlich, 
daß diese Umstände nicht nur gezählt werden dürfen, 
sondern in ihrem jeweiligen Gewicht einander gegen-
übergestellt werden müssen. Allerdings sind Um-
stände, die bereits Merkmale des gesetzlichen Tat-
bestandes sind, als solche ausgenommen. Denn sie 
sind es, die cien Gesetzgeber bei der Aufstellung des 
Strafrahmens geleitet haben und daher auf der gan-
zen Breite dieses Rahmens bereits berücksichtigt sind 
und vorausgesetzt werden. Sie können daher nicht 
dazu helfen, die für die einzelne Tat gerechte Strafe 
innerhalb dieses Rahmens zu bestimmen. Das be-
deutet allerdings nicht, daß es dem Richter verwehrt 
wäre, die besondere Art, in der solche Umstände des 
Tatbestandes im Einzelfall gegeben oder verwirk-
licht worden sind, bei der Strafzumessung zu ver-
werten. Das bringt der Entwurf durch das Wort „so-
weit" zum Ausdruck. 

Satz 2 des Absatzes 2 nennt die Umstände, die für 
die Zumessung in erster Linie Bedeutung haben, läßt 
aber erkennen, daß ihre vollständige Berücksichti-
gung in Ausnahmefällen entbehrlich sein kann und 
daß die Nichtberücksichtigung im Einzelfall als solche 
noch keinen Revisionsgrund darstellt. Außerdem 
wird damit zum Ausdruck gebracht, daß bei den 
Umständen, die der Richter nach Satz 1 gegeneinan-
der abzuwägen hat, auch solche sein können, die 
Satz 2 nicht erwähnt. 

Die aufgezählten Umstände sind nach Gruppen 
geordnet, welche die verschiedenen Blickpunkte 
zusammenfassen, unter denen eine Straftat zu 
werten ist. Es handelt sich einmal um das äußere 
Erscheinungsbild der Tat, zu dem die Art der Aus-
führung einschließlich der angewandten Mittel und 
die Auswirkungen der Tat, insbesondere der an-
gerichtete Schaden, gehören. Damit ist auch der 
Schaden gemeint, der, wie etwa im Fall des Betruges, 
zum gesetzlichen Tatbestand gehört. Es handelt sich 
weiter um die unmittelbaren seelischen Wurzeln der 
Tat, die äußeren und die teils unbewußten, teils 
bewußten inneren Antriebe, zu denen auch die Ziele 
gehören, um derentwillen der Täter handelte. Diese 
Gesichtspunkte spielen vor allem bei vorsätzlichen 
Taten eine Rolle. Dies gilt auch innerhalb der weite-
ren Gruppe für die in der Tat zum Ausdruck gekom-
mene Gesinnung, und den bei der Tat aufgewendeten 
Willen des Täters, wobei nicht nur an die Stärke 
eines verbrecherischen Willens, sondern auch an die 
Willensschwäche gedacht ist, die einen haltlosen 
Täter zu seiner Tat kommen ließ. Von besonderer 
Bedeutung für Fahrlässigkeitstaten ist das Maß der 
Pflichtwidrigkeit, das der Entwurf weiter nennt. Bei 
den zuletzt erwähnten Gruppen geht es um die 
innere Persönlichkeitshaltung des Täters. Außer den 
Gesichtspunkten dieser vier Gruppen, die in un-
mittelbarem Zusammenhang mit der Tat selbst 
stehen, soll der Richter weiter die Persönlichkeit 
des Täters in ihrer Gesamtheit berücksichtigen, und 
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§ 61 
zwar einmal die Entwicklung dieser Persönlichkeit 
und zum anderen die Lage, in der sie sich zur Zeit 
der Tat auch in wirtschaftlicher Hinsicht befand. 
Schließlich soll der Richter das Verhalten des Täters 
nach der Tat ins Auge fassen, vor allem dessen 
Bemühen, den durch die Tat angerichteten Schaden 
wiedergutzumachen. 

Der Entwurf spricht bewußt nicht davon, inwie-
weit der Richter die aufgezählten Gesichtspunkte 
für oder wider den Täter bewerten soll. Denn es 
handelt sich dabei ganz überwiegend um Umstände, 
die je nach ihrer Gestaltung im Einzelfall sowohl 
zugunsten als auch zuungunsten des Täters in die 
Waagschale fallen können. Nur bei den verschul-
deten Auswirkungen der Tat und den Wiedergut-
machungsbemühungen des Täters läßt das Gesetz 
erkennen, daß es sich bei diesen um strafmildernde, 
bei jenen um strafschärfende Umstände handelt. Das 
Gesetz geht auch nicht davon aus, daß Umstände, die 
von außen an den Täter herantreten, regelmäßig ent-
lastend, innere Umstände wie Gesinnung und Wille 
des Täters hingegen regelmäßig belastend wirken. 
Es ist Sache des Richters, das nach Lage des Falles zu 
entscheiden. 

Der Richter hat, da die Schuld des Täters die 
Grundlage für die Zumessung der Strafe ist, die in 
Betracht kommenden Umstände zunächst darauf zu 
prüfen, inwieweit sie das Maß der Schuld des Täters 
beeinflussen. Sämtliche Umstände, die Satz 2 auf-
zählt, können sich auf die Schuld des Täters aus-
wirken, sei es, daß sie den Grad des Unrechts und 
damit zugleich in der Regel auch das Maß der Schuld 
mitbestimmen, sei es daß sie die Schwere des Schuld-
vorwurfs allein beeinflussen. Es ist schon darauf hin-
gewiesen worden, daß die Schuld des Täters nach 
der Vorstellung des Entwurfs auch durch Umstände 
vergrößert oder verringert werden kann, die zeitlich 
vor oder nach der Tat im Sinne der Verwirklichung 
der Tatbestandsmerkmale liegen. Allerdings ist auch 
damit Schuld nur als Vorwerfbarkeit der Tat gemeint. 
Sie kann durch das Vorleben des Täters beeinflußt 
werden, und zwar zuungunsten des Täters auch durch 
ein Vorleben, das ihm bereits als solches zum Vor-
wurf zu machen ist. Doch darf eine solche Lebens-
führungsschuld bei der Strafzumessung nur insoweit 
eine Rolle spielen, als sie die Vorwerfbarkeit der 
Tat steigert. Das braucht nicht immer der Fall zu 
sein. Auch die wirtschaftlichen Verhältnisse können 
die Schuld des Täters beeinflussen. Diebstahl wird 
man dein armen Täter in der Regel weniger zum 
Vorwurf machen als dem wohlhabenden. Eine Ände-
rung der wirtschaftlichen Verhältnisse nach der Tat 
kann allerdings die Schuld nicht beeinflussen. Sie 
kann nur im Falle der Geldstrafe eine Rolle für die 
Höhe des einzelnen Tagessatzes spielen. Hinsicht-
lich der Auswirkungen der Tat sagt das Gesetz aus-
drücklich, (laß nur die verschuldeten zuungunsten 
des Täters berücksichtigt werden dürfen. Die Bedeu-
tung dieses Satzes ist schon in der allgemeinen Ein-
leitung vor § 1 hervorgehoben worden. Auch inso-
weit ist Schuld als Vorwerfbarkeit in dem Sinne zu 
verstehen, daß nur die Auswirkungen dem Täter zur 
Last fallen, die er voraussah oder wenigstens hätte 
voraussehen können. Das hindert allerdings nicht, 
strafschärfend eine Gefahr zu berücksichtigen, die 

der Täter voraussehen konnte, und die zu den 
Folgen führte, welche als solche für ihn nicht vor-
aussehbar waren. 

Der Richter hat die Umstände, von denen 
Absatz 2 Satz 2 spricht, nicht nur dahin zu über-
prüfen, inwieweit sie die Schuld des Täters beein-
flussen. Er hat auch an Hand der Aufgaben der Strafe 
weiter zu prüfen, inwieweit ihm diese Umstände An-
laß geben, eine Strafe zu verhängen, die das durch 
die Schuld gebotene Maß übersteigt oder hinter ihm 
zurückbleibt. Dabei ist allerdings der Grundsatz des 
Absatzes 1 zu beachten. Ist man, wie es der Entwurt 
für möglich hält, der Meinung, daß die Schuldstrafe 
auch für die einzelne Tat nicht genau bestimmbar 
ist, sondern sich innerhalb eines gewissen Spiel-
raums verschiedener Strafgrößen hält, so hat der 
Richter die in Satz 2 genannten und von ihm fest-
gestellten Umstände heranzuziehen, wenn er inner-
halb dieses Spielraumes die gerechte Strafe unter 
Berücksichtigung der sonstigen Aufgaben der Strafe 
bestimmen will. Die Umstände, die Absatz 2 Satz 2 
nennt, können daher in verschiedener Richtung für 
die Zumessung der Strafe bedeutsam werden. 

§ 61 
Rückfall 

Nach geltendem Recht führt Rückfälligkeit des 
Täters nur bei einigen wenigen Straftaten und auch 
nur dann zur Strafschärfung, wenn die früheren 
Taten Verfehlungen gleicher oder etwa gleicher Art 
betrafen. Diese Regelung ist seit langem als unbe-
friedigend empfunden worden. Es ist nicht einzu-
sehen, warum Rückfall wohl z. B. beim Diebstahl, 
nicht aber bei Unterschlagung, Erpressung oder 
anderen häufig im Wiederholungsfall begangenen 
Straftaten, Anlaß zur Strafschärfung geben soll. Es 
ist auch nicht einzusehen, warum nur der Täter be-
sonders strafwürdig erscheint, der Straftaten gleicher 
Art wiederholt, nicht aber der, der wiederholt Straf-
taten begeht, die ihrer gesetzlichen Einordnung nach 
verschieden sind. Ein derartiger ungleichartiger 
Rückfall kann gerade kriminelle Neigungen des 
Täters von besonderer Stärke offenbaren. Der Ent-
wurf hält daher eine allgemeine Vorschrift über 
Strafschärfung bei Rückfall für erforderlich, die sich 
auf vorsätzliche Straftaten nicht nur geringfügiger 
Art bezieht und Schärfung der Strafe auch dann vor-
sieht, wenn die früheren Taten anderer Art waren 
als die zur Aburteilung stehende. Eine solche all-
gemeine Vorschrift erscheint auch deshalb not-
wendig, weil der Entwurf auf eine Vorschrift im 
Sinne des geltenden § 20a StGB verzichtet, der 
Strafschärfung gegenüber dem gefährlichen Gewohn-
heitsverbrecher vorsieht. Eine solche Vorschrift 
würde sich, wie schon in der allgemeinen Einleitung 
vor § 1 angedeutet worden ist, mit dem Schuldstraf-
recht, das dem Entwurf zugrunde liegt, nur verein-
baren lassen, wenn man dabei auf dem Begriff der 
Lebensführungsschuld aufbaute. Eine solche Schuld 
feststellen zu müssen, würde aber vielfach eine 
kaum lösbare Aufgabe für den Richter bedeuten. § 61 
stellt daher auf eine erhöhte Tatschuld ab, die darin 
liegt, daß sich der Täter die früheren Verurteilungen 
nicht hat zur Warnung dienen lassen. Mit dieser 
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Voraussetzung wird zugleich vermieden, daß Straf-
schärfung auch dann eintritt, wenn zwischen der 
abzuurteilenden Tat und der vorausgegangenen 
keinerlei innerer Zusammenhang besteht. Auf die 
Notwendigkeit dieses Zusammenhanges weisen auch 
die Worte „im Hinblick auf Art und Umstände der 
Straftaten" hin. Fehlt ein solcher Zusammenhang, so 
konnten die früheren Verurteilungen vielfach auch 
nicht als Warnung für den Täter dienen. Ob dem 
Täter zum Vorwurf gemacht werden kann, daß er 
die in den früheren Verurteilungen liegenden War-
nungen nicht beachtete, wird sich allerdings nicht 
immer ohne Schwierigkeiten feststellen lassen. 
Daraus aber die Folge zu ziehen, daß Zweifel in 
dieser Hinsicht zu Lasten des Täters gehen sollten, 
erscheint bedenklich. Denn man könnte darin einen 
Bruch mit dem Grundsatz sehen, daß die Schuld des 
Täters nachgewiesen werden muß und nicht nur ver-
mutet werden darf. 

Von einer Warnung für den Täter kann nur 
gesprochen werden, wenn die früheren Taten auch 
zu einer Verurteilung geführt haben. Absatz 1 
Satz 1 knüpft daher in seinen förmlichen Voraus-
setzungen nicht schon an frühere Straftaten an, 
sondern verlangt, daß wenigstens zwei Verurtei-
lungen vorausgegangen sind. Eine einzige würde 
noch nicht ausreichen, um eine allgemeine Straf-
schärfung rechtfertigen zu können. Bei den rückfall-
begründenden Taten darf es sich auch nicht um nur 
geringfügige Verfehlungen handeln. Deshalb fordert 
Absatz 1 Satz 1, daß der Täter zu einer Freiheits-
strafe von jeweils mindestens drei Monaten ver-
urteilt worden ist. Dabei muß es sich auch um 
vorsätzliche Taten gehandelt haben, wie auch die 
zur Aburteilung stehende Tat nicht nur mit Zucht-
haus oder Gefängnis bedroht sein, sondern auch 
eine Vorsatztat sein muß. Ist die neue Tat nur mit 
Strafhaft bedroht, so scheidet eine Strafschärfung 
nach § 61 aus. Man könnte vielleicht auch an eine 
Strafschärfung für Täter denken, die wiederholt 
Straftaten aus Fahrlässigkeit begehen. Der Entwurf 
glaubt jedoch, die Strafschärfung bei Rückfall nicht 
so weit ausdehnen zu sollen, da der Vorwurf der 
hartnäckigen Wiederholung, welcher der Strafschär-
fung zugrunde liegt, gegenüber einem nur fahrlässig 
handelnden Täter kaum erhoben werden kann. 

Sind die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 
gegeben, so wird der Täter als Rückfalltäter bestraft. 
Das hat eine Reihe von Rechtsfolgen, die sich nur 
zum Teil aus Absatz 1 ergeben. Der Strafrahmen 
verschärft sich nach Absatz 1 Satz 2 in der 
Weise, daß sich das Höchstmaß der angedrohten 
Gefängnis- oder Zuchthausstrafe auf das Doppelte 
erhöht, allerdings nicht über das gesetzliche Höchst-
maß der Strafart hinaus. Die Mindeststrafe beträgt 
sechs Monate Gefängnis, wenn nicht an sich schon 
ein höheres Mindestmaß angedroht ist. Sind die Vor-
aussetzungen des § 64 gegeben, so muß oder kann 
allerdings nach dieser Vorschrift der sich aus § 61 
Abs. 1 Satz 1 und 2 ergebende neue Strafrahmen 
gemildert werden. Das ist der Sinn des Absatzes 1 
Satz 3. Eine sechs Monate Gefänignis übersteigende 
Mindeststrafe in § 61 anzudrohen, erschiene bedenk-
lich, da die dritte Tat ihrem Unrechtsgehalt nach 
nicht immer schwer zu sein braucht. Es ist zuzu- 

§ 61 
geben, daß eine allgemeine Regelung, wie sie in 
Absatz 1 getroffen ist, nicht immer zu befriedigen-
den Ergebnissen führt. Die Strafschärfung wirkt sich 
bei leichteren Strafdrohungen wie etwa der An-
drohung von Gefängnis bis zu zwei Jahren beträcht-
lich aus. Bei schwereren Strafdrohungen, deren 
Mindeststrafe bereits über sechs Monaten liegt, ins-
besondere bei der Androhung von Zuchthaus, wirkt 
sie sich viel geringer und, wenn die Strafdrohung 
überdies schon das gesetzliche Höchstmaß erreicht, 
überhaupt nicht aus. Der Entwurf gleicht diesen 
Mangel bis zu einem gewissen Grade dadurch aus, 
daß er im Besonderen Teil die berufsmäßige Be-
gehung bestimmter, praktisch wichtiger Straftaten, 
bei der es sich vielfach um Rückfall handlen wird, 
unter Zuchthausstrafe stellt. Das gilt für den berufs-
mäßigen Diebstahl und Betrug (§§ 238, 254 Abs. 2) 
und die berufsmäßige Hehlerei (§ 287 Abs. 2). Außer-
dem ist der berufsmäßige Raub in der Regel mit 
Zuchthaus nicht unter fünf Jahren bedroht (§ 246 
Abs. 1 Nr. 4). 

Die Verurteilung als Rückfalltäter hat noch zwei 
weitere wichtige Folgen. Die Aussetzung der Strafe 
zur Bewährung ist bei der Verurteilung ausgeschlos-
sen (§ 72 Abs. 2 Nr. 4). Auf der anderen Seite hat das 
Gericht die Möglichkeit, Sicherungsaufsicht gegen 
den Täter anzuordnen (§ 91 Abs. 1 Nr. 1). Das Gesetz 
unterstellt damit, daß sich ein Rückfalltäter die bloße 
neue Verurteilung wiederum nicht zur Warnung 
dienen lassen wird, so daß Strafaussetzung zur Be-
währung unzulässig ist (vgl. § 71 Abs. 1) und geprüft 
werden muß, oh der Verurteilte ohne die Anordnung 
der Sicherungsaufsicht ein gesetzwidriges Leben 
führen wird. 

Die Verurteilung als Rückfalltäter mit allen ihren 
Folgen muß allerdings ausgeschlossen werden, wenn 
zwischen den nach Absatz 1 in Betracht kommenden 
Taten, deren mindestens drei sind, so lange Zeit-
räume liegen, daß die Warnung, die in den Vor-
verurteilungen liegt, in ihrer Wirkung zu sehr nach-
gelassen hat. Absatz 2 sieht daher in Überein-
stimmung mit dem geltenden § 245 StGB eine soge-
nannte Rückfallverjährung vor, die allerdings 
wesentlich einfacher gestaltet ist als die zu ständigen 
Schwierigkeiten führende Regelung des geltenden 
Rechts. Es kommt dabei nur darauf an, ob zwischen 
zwei der in Betracht kommenden Taten mehr als 
fünf Jahre verstrichen sind. In diese Frist wird die 
Zeit nicht eingerechnet, in welcher der Täter auf 
behördliche Anordnung jeder Art in einer Anstalt, 
sei es einer deutschen oder ausländischen, verwahrt 
war und deshalb nicht zeigen konnte, ob er sich in 
der Freiheit zu bewähren vermag. 

Eine Warnung im Sinne des Absatzes 1 kann dem 
Täter auch durch das Urteil eines deutschen Gerichts 
außerhalb des räumlichen Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes oder eines ausländischen Gerichts erteilt 
werden. Allerdings muß es sich dann ebenfalls um 
die Verurteilung wegen einer Tat handeln, die nicht 
nur geringfügig ist, sondern auch nach unserem 
Recht ein Verbrechen oder vorsätzliches Vergehen 
darstellt. Absatz 3 enthält die entsprechende Rege-
lung. Inwieweit zusätzliche Anforderungen an die 
Anerkennung ausländischer Strafurteile im Sinne 
des Absatzes 3 gestellt werden müssen, wird im 
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§ 62 
Rahmen der verfahrensrechtlichen Vorschriften des 
Entwurfs eines Einführungsgesetzes zu klären sein. 
In welcher Richtung das zu geschehen hat, ist in An-
merkung 5 zu § 61 angedeutet. 

§ 62 
Besonders schwere Fälle 

Zahlreiche Tatbestände des Besonderen Teils sind 
infolge ihrer abstrakten Ausformung so geartet, 
daß sie Taten von außerordentlich unterschied-
lichem Unrechts- und Schuldgehalt umfassen. Das 
bedingt eine große Spannweite des zugehörigen 
Strafrahmens, der sowohl für die leichtesten wie 
auch die schwersten Fälle eine gerechte Strafe er-
möglichen muß. Da auf der anderen Seite aber 
gegen übermäßig weite Strafrahmen rechtsstaat-
liche Bedenken bestehen, weil sie dem Richter 
keinen hinreichenden Anhalt für die Bewertung des 
in dem Tatbestand beschriebenen Unrechts bieten, 
muß sich das Gesetz um eine sachgemäße Unter-
teilung solcher Strafrahmen bemühen. Häufig kann 
das in der Weise geschehen. daß für den Grund-
tatbestand ein Regelstrafrahmen gebildet wird, der 
bei Hinzutreten bestimmter, tatbestandlich abschlie-
ßend umschriebener Merkmale durch einen ver-
schärften oder einen gemilderten Strafrahmen oder 
durch mehrere solcher Strafrahmen ergänzt wird. 
Auf diese Weise entstehen Wertgruppen, die eine 
sachgemäße Aufteilung eines zu weiten Strafrah-
mens ermöglichen. Diese Methode ist jedoch nicht 
immer anwendbar. Sie versagt vor allem dann, 
wenn der Verstoß gegen den Tatbestand durch eine 
Fülle verschiedenartigster tatsächlicher Handlungen 
begangen werden kann. In solchen Fällen führt die 
abschließende Ausformung von Tatbeständen, für 
die verschärfte oder gemilderte Strafrahmen vor-
gesehen werden, in der Regel zu einer unbefriedi-
genden Kasuistik. Solche Tatbestände erfassen an-
dere ebenso schwer oder leicht liegende Fälle nicht 
weil die besonderen Voraussetzungen des im Ge-
setz bestimmten Erschwerungs- oder Milderungs-
grundes nicht erfüllt sind. Außerdem kann die Her-
vorhebung von Erschwerungsgründen zu Härten 
führen, da die Umstände, die das Gesetz als er-
schwerend bezeichnet, nicht ausnahmslos die Tat 
im Vergleich zu der regelmäßigen Begehungsform 
als besonders strafwürdig erscheinen lassen. Es ist 
deshalb bei einzelnen Tatbeständen unausweichlich, 
die gebotene Unterteilung des Strafrahmens in einer 
beweglicheren Weise vorzunehmen. 

Für das Gebiet der Erschwerungsgründe schlägt 
der Entwurf als Lösung die Rechtsfigur der beson-
ders schweren Fälle vor. Er droht für diese 
Fälle im Besonderen Teil jeweils bei den Tatbestän-
den, für die eine solche Unterteilung in Frage 
kommt, eine gegenüber dem Regelstrafrahmen we-
sentlich erhöhte Strafe an. Die Aufgabe des § 62 
besteht nun darin, die Voraussetzungen, unter de-
nen im Einzelfall ein besonders schwerer Fall anzu-
nehmen ist, einheitlich zu bestimmen. Danach liegt 
ein solcher Fall vor, wenn Umstände, die zur Tat 
gehören oder ihr vorausgehen, oder das Verhalten 
des Täters nach der Tat das Unrecht und die Schuld 
wesentlich erhöhen. Diese Formel, die wegen ihrer 
Gültigkeit für zahlreiche Tatbestände ganz unter-
schiedlichen Inhalts auf eine verhältnismäßig unbe-

stimmte allgemeine Richtlinie beschränkt bleiben 
muß, verfolgt vor allem zwei Ziele von praktischer 
Bedeutung. In erster Linie soll sie die Ansicht des 
Entwurfs klarstellen, daß sich der besonders schwere 
Fall sowohl nach der Größe des Unrechts wie auch 
nach der Schwere der Schuld vom Durchschnittsfall 
des Tatbestandes unterscheiden muß. Ein besonders 
schwerer Schuldvorwurf, der etwa durch beharrliche 
Wiederholung oder durch ungewöhnlich verwerf-
liche Gesinnung begründet sein kann, reicht für sich 
allein nicht aus; die Tat muß stets auch objektiv 
gegenüber den durchschnittlich vorkommenden Fäl-
len ein erhöhtes Unrecht verkörpern. Umgekehrt 
genügt auch der Eingriff in besonders wichtige 
Rechtsgüter mit möglicherweise schwerwiegenden 
Folgen nicht; auch die Schuld des Täters muß ent-
sprechend vergrößert sein. Aus diesem Erfordernis 
einer Erhöhung von Unrecht und Schuld und aus 
der Tatsache, daß sich die Regelstrafrahmen und 
die Strafrahmen für besonders schwere Fälle stets 
in einem nicht unerheblichen Bereich überschneiden, 
wird sich in der Praxis wahrscheinlich ergeben, daß 
ein besonders schwerer Fall im allgemeinen nur 
dann vorliegt, wenn die Tat gegenüber dem Regel-
fall einen herausgehobenen Typus bildet, für den 
der Gesetzgeber einen erschwerten Tatbestand 
schaffen könnte, wenn dem nicht das Bedenken 
gegen eine allzu kasuistische Ausgestaltung der 
Strafvorschriften entgegenstände. Die Begriffsbe-
stimmung des besonders schweren Falles stellt fer-
ner sicher, daß von der verschärften Strafdrohung 
nur Fälle erfaßt werden, bei denen Unrecht und 
Schuld gegenüber dem Durchschnittsfall „wesent-
lich" erhöht sind. Sie müssen sich also von diesem 
so erheblich unterscheiden, daß ihre Zugehörigkeit 
zu einer höheren Wertgruppe in Erscheinung tritt 
und aus diesem Grunde die Bestimmung der Strafe 
aus dem Regelstrafrahmen unangemessen wäre. 

Daß der Entwurf im übrigen zur Begründung des 
besonders schweren Falles nur solche Umstände 
gelten läßt, die sich auf Unrecht und Schuld aus-
wirken, ist eine Selbstverständlichkeit und würde 
von der Rechtsprechung auch ohne besonderen Hin-
weis angenommen werden. Die Begriffsbestimmung 
klärt die Rechtslage jedoch insofern, als sie aus-
drücklich anerkennt, daß auch das Verhalten des 
Täters nach der Tat Unrecht und Schuld erhöhen 
kann. Daraus folgt, daß der Entwurf die Begriffe 
„Unrecht" und „Schuld", soweit sie Grundlage der 
Strafzumessung sind, nicht lediglich auf die Ver-
wirklichung des Tatbestandes bezieht, sondern 
sie, wie schon zu § 60 dargelegt worden ist, in einem 
weiteren Sinne versteht. Sie können etwa das Be-
gehen einer sogenannten straflosen Nachtat, das 
Festigen des durch die Tat verursachten rechtswid-
rigen Zustandes und das Unterlassen der Abwen-
dung einer im Zeitpunkt der Tat noch nicht vor-
hersehbaren Tatfolge unrecht- und schulderhöhend 
wirken. 

Die Aufnahme der allgemeinen Begriffsbestim-
mung für den besonders schweren Fall bedeutet 
gegenüber dem geltenden Recht einen bedeutsamen 
Fortschritt insofern, als dem Richter überhaupt ein 
Hinweis gegeben wird, welche Gesichtspunkte für 
die Anwendung des verschärften Strafrahmens maß-
gebend sind. Indessen ist diese Voraussetzung, weil 
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sie für den Gesamtbereich des materiellen Straf-
rechts brauchbar sein muß, zu unbestimmt, um für 
die Strafbemessung eine feste Führung zu geben. 
Der Entwurf verdeutlicht deshalb den Wertmaßstab 
für die Abgrenzung des Regelfalles von dem be-
sonders schweren Fall dadurch, daß er bei allen in 
Frage kommenden Tatbeständen des Besonderen 
Teils näher umschriebene Beispiele anführt, die 
in der Regel die Anwendung des verschärften Straf-
nahmens rechtfertigen sollen. Die Zahl dieser Re-
gelbeispiele ist je nach der kriminalpolitischen 
Bedeutung des einzelnen Tatbestandes und der 
Möglichkeit, aus ihm bestimmte Typen erschwerter 
Begehungsformen auszuscheiden, verschieden. Sie 
schwankt zwischen einem und sechs Beispielen, von 
denen ein erheblicher Teil eine Mehrzahl von Tat-
handlungen umschließt; in etwa der Hälfte aller 
Fälle führt der Entwurf drei Regelbeispiele an. Die 
Bedeutung dieser Beispiele ist eine doppelte. Einer-
seits läßt sich aus ihrer Gesamtheit ein Hinweis 
darauf entnehmen, welchen ungefähren Schwere-
grad das Gesetz für die Annahme eines besonders 
schweren Falles in dem jeweils betroffenen Tat-
bestand zugrunde legt. Der Richter erhält also einen 
gegenüber der Richtlinie des § 62 deutlicheren Be-
wertungsmaßstab, weil er an den Beispielen ablesen 
kann, unter welchen allgemeinen Voraussetzungen 
der Entwurf bei dem bestimmten Tatbestand Un-
recht und Schuld als wesentlich erhöht ansieht. Das 
ist nun allerdings nicht so zu verstehen, als müßte 
die Tat, die nicht selbst die Merkmale eines Regel-
beispiels erfüllt, mindestens ihrer Art nach einem 
solchen ähnlich sein; es genügt vielmehr, wenn sie 
ihrer Schwere nach einem Regelbeispiel entspricht 
und auch sonst die Voraussetzungen des § 62 er-
füllt sind. Auf der anderen Seite wird dem Richter 
die Entscheidung sehr erleichtert, wenn im Einzel-
fall ein Regelbeispiel vorliegt. Hier ist er zwar nicht 
gezwungen, einen besonders schweren Fall anzu-
nehmen. Er muß aber von der allgemeinen Bewer-
tung des Gesetzes ausgehen, daß in einem solchen 
Fall Unrecht und Schuld in der Regel wesentlich 
erhöht sind. Danach ist es nicht seine Aufgabe, im 
einzelnen zu prüfen und zu begründen, ob und in-
wiefern die Voraussetzungen des § 62 erfüllt sind. 
Er hat vielmehr nur zu klären, ob die allgemeine 
gesetzliche Bewertung des Regelbeispiels durch Um-
stände erschüttert wird, die den Einzelfall nach 
Unrecht oder Schuld milder erscheinen lassen als 
den Durchschnittsfall des Regelbeispiels; denn nur 
in diesem Falle sind nach dem Wertmaßstab des 
Gesetzes, wie sich zwingend aus dem Zusammen-
hang des § 62 mit den Regelbeispielen der einzelnen 
Tatbestände ergibt, Unrecht und Schuld nicht we-
sentlich erhöht. 

Für die Frage, ob im Einzelfall die Voraussetzun-
gen eines Regelbeispiels erfüllt sind, gelten die all-
gemeinen Auslegungsgrundsätze. Zu beachten ist 
vor allem, daß § 15 mindestens entsprechend an-
wendbar ist. Danach ist auch für die Merkmale der 
Regelbeispiele grundsätzlich Vorsatz des Täters zu 
fordern. Ausnahmen gelten nur für den Fall, daß 
das Regelbeispiel selbst ausdrücklich etwas anderes 
bestimmt (vgl. z. B. § 205 Abs. 1 Satz 2, § 246 Abs. 1 
Nr. 2) oder daß es lediglich eine besondere Folge 
der Tat im Sinne des § 22 beschreibt (vgl. § 154 

§ 63 
Abs. 3 Nr. 3, § 164 Abs. 1 Nr. 3, § 167 Abs. 4 Nr. 3 
und viele andere Vorschriften). Wegen der Bedeu-
tung der Regelbeispiele für die Frage, welche Hand-
lungen den Anfang der Ausführung im Sinne des 
§ 26 Abs. 2 bilden, wird auf die Begründung zu § 26 
verwiesen. 

Strafrahmen für besonders schwere Fälle sieht 
der Besondere Teil nur vor, wenn die gebotene 
Strafschärfung nicht zum Übergang von der Ge-
fängnisstrafe zur Zuchthausstrafe zwingt. Da die 
schwerste Strafart des Entwurfs ausschließlich der 
Bekämpfung der Hochkriminalität dienen soll (vgl. 
die Begründung zu § 43), wäre es aus rechtsstaat-
lichen Gründen unerwünscht, den Übergang zu 
dieser Strafart von Merkmalen abhängig zu machen, 
deren Ausfüllung dem richterlichen Ermessen ver-
hältnismäßig weiten Spielraum läßt. Die Zuchthaus-
strafe wird deshalb nur gegenüber solchem Ver-
halten angedroht, das tatbestandlich abschließend 
ausgeformt werden kann. 

§ 63 
Minder schwere Fälle 

Das Gegenstück der besonders schweren Fälle 
bilden für den Bereich der Milderungsgründe die 
minder schweren Fälle, die der Entwurf zur 
Unterteilung weit gespannter Strafrahmen ver-
wendet. Die Gründe, die für diese bewegliche Form 
der Abstufung von Strafrahmen sprechen, sind im 
Zusammenhang mit den besonders schweren Fällen 
in der Begründung zu § 62 dargelegt. Auch für den 
unteren Strafrahmenbereich wird zunächst im Be-
sonderen Teil bei dem einzelnen Tatbestand ent-
schieden, ob es der Bildung mehrerer Wertstufen 
bedarf und wie diese durch unterschiedliche Straf-
drohungen voneinander abzugrenzen sind. Als 
untere Wertstufe eines weit gespannten Straf-
rahmens sieht der Entwurf nur die minder schweren 
Fälle vor, für welche die Begriffsbestimmung des 
§ 63 erfordert, daß Umstände, die zur Tat gehören 
oder ihr vorausgehen, oder das Verhalten des 
Täters nach der Tat das Unrecht oder die Schuld 
wesentlich mindern. 

In gewolltem Gegensatz zu § 62 kann danach die 
Anwendung des milderen Strafrahmens jeweils 
allein mit einer Minderung des Unrechts oder mit 
einer Minderung der Schuld begründet werden; es 
ist nicht erforderlich, daß sich der minder schwere 
Fall sowohl nach seinem Unrecht wie auch nach 
seiner Schuld von dem Durchschnittsfall unter-
scheidet. Diese auffallende Abweichung von § 62 
ist vor allem deshalb geboten, weil die Rechtsfigur 
des minder schweren Falles weitaus überwiegend 
bei Verbrechenstatbeständen verwendet wird und 
dort den Übergang von der Zuchthausstrafe zu Ge-
fängnis ermöglicht. Da die Zuchthausdrohung nach 
den allgemeinen Grundlagen des Entwurfs für 
Taten der Hochkriminalität vorbehalten bleiben soll 
(vgl. dazu die Begründung zu § 43), muß es für den 
Übergang zur Gefängnisstrafe genügen, wenn im 
Einzelfall entweder die Größe des Unrechts oder die 
Schwere der Schuld wesentlich herabgesetzt ist; 
denn in beiden Fällen wird man die Tat im allge-
meinen nicht mehr der Hochkriminalität zurechnen 
können. Außerdem müssen aus kriminalpolitischen 



Drucksache  2150 	Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 

§ 64 
Gründen die Möglichkeiten der Milderung des 
Strafrahmens beweglicher gehalten werden als die 
der Strafschärfung; denn nach allen Erfahrungen, 
welche die Praxis im Bereich der mildernden Um-
stände des geltenden Rechts gemacht hat, besteht 
in zahlreichen Fällen ein unabweisbares Bedürfnis 
der Strafmilderung allein aus Schuldgesichtspunkten. 

In Übereinstimmung mit § 62 wird hingegen vor-
ausgesetzt, daß das Unrecht oder die Schuld 
„wesentlich" gemindert ist. Es muß also auch hier 
die Zugehörigkeit der Tat zu einer minderen Wert-
stufe deutlich hervortreten und deshalb eine Be-
strafung aus dem Regelstrafrahmen nicht sach-
gerecht erscheinen. Daß sich auch der minder 
schwere Fall in dieser Weise deutlich vom Regel-
fall absetzen muß, hängt vor allem damit zusammen, 
daß er meist den Übergang von der Zuchthausstrafe 
zur Gefängnisstrafe ermöglicht. Dieser kann aber 
nur verantwortet werden, wenn die Strafwürdigkeit 
der Tat gegenüber dem Durchschnittsfall wesentlich 
herabgesetzt ist. Andernfalls wäre zu befürchten, 
daß ähnlich wie bei zahlreichen Tatbeständen des 
geltenden Rechts die Zuchthausstrafrahmen nur 
ausnahmsweise Anwendung fänden, und die An-
nahme minder schwerer Fälle die Regel bildete. 
Dem muß aus kriminalpolitischen Gründen nach-
drücklich entgegengewirkt werden. Es wird eine 
wichtige Aufgabe der Rechtsmittelgerichte sein, 
sorgfältig darüber zu wachen, daß die rechtlichen 
Anforderungen, die an den Begriff der wesentlichen 
Minderung zu stellen sind, nicht unangemessen auf-
geweicht werden. 

Von hervorragender Bedeutung ist die Begriffs-
bestimmung der minder schweren Fälle schließlich, 
weil sie klarstellt, daß nur solche Umstände für die 
Anwendung des milderen Strafrahmens herange-
zogen werden dürfen, die sich auf das Unrecht der 
Tat oder die Schuld des Täters auswirken. Dadurch 
werden zahlreiche Milderungsgründe ausgeschlos-
sen, die bei der Strafzumessung innerhalb des an-
wendbaren Strafrahmens durchaus Berücksichtigung 
finden können; zu denken ist etwa an die besondere 
Strafempfindlichkeit des Täters, an die vergleichs-
weise besseren Erfolgsaussichten des Strafvollzugs 
oder an Gnadengesichtspunkte der verschiedensten 
Art, die z. B. durch eine allgemeine, mit der Tat 
nicht zusammenhängende Notlage des Täters, durch 
die Auswirkungen der Strafe auf seine Familie oder 
durch besondere Verdienste, die er sich in der Ver-
gangenheit erworben hat, gegeben sein können. 
Diese Beschränkung der minder schweren Fälle auf 
Taten, die sich nach Unrecht oder Schuld vom 
Durchschnittsfall unterscheiden, ist vor allem zur 
Wahrung des Schuldgrundsatzes geboten; sie soll 
zugleich aber auch eine Aufweichung des Systems 
der Strafrahmen in der gerichtlichen Praxis ver-
hindern. Im übrigen enthält die Begründung zu 
§ 62 weitere Ausführungen über die Merkmale des 
Unrechts und der Schuld. Auf sie wird verwiesen. 

Im Gegensatz zu der für § 62 getroffenen Rege-
lung werden die minder schweren Fälle im Beson-
deren Teil nicht durch Regelbeispiele verdeutlicht. 
Abgesehen davon, daß sie sich im allgemeinen einer 
tatbestandsähnlichen Beschreibung überhaupt ent-
ziehen, besteht auch kein sachliches Bedürfnis nach 

näherer Klarstellung ;  denn während es aus rechts-
staatlichen Gründen unerläßlich ist, dem Richter für 
den Übergang in einen schwereren Strafrahmen 
möglichst bestimmte Richtlinien zu geben, ist das 
für eine bloße Strafmilderung nicht unbedingt ge-
boten. Der Gesetzgeber wäre durch eine solche 
Aufgabe überfordert. 

Mit der Einführung der minder schweren Fälle 
gibt der Entwurf eine Anzahl zusätzlicher Unter-
scheidungen auf, die das geltende Recht als mil-
dernde Umstände, als leichte Fälle oder als beson-
de-s leichte Fälle kennt. Die Figur der mildernden 
Umstände ist in der bisherigen Form untauglich. 
Praktisch werden in jedem Falle mildernde Um-
stände irgendwelcher Art gegeben sein, ohne daß 
dadurch der Fall als ganzer leichter zu liegen 
brauchte als der Durchschnittsfall. Darauf muß es 
aber für die Rechtfertigung einer Strafrahmen-
änderung ankommen. Auch der Vorschlag einzelner 
Entwürfe, darauf abzustellen, daß die mildernden 
Umstände überwiegen (z. B. § 74 E 1927), erweckt 
Bedenken. Er zwingt nur zu einer Abwägung der 
mildernden und erschwerenden Umstände, ohne 
eine Gesamtbewertung des Falles einzuschließen. 
Außerdem ist die Lösung dieser Entwürfe auch des-
halb unannehmbar, weil sie die Möglichkeit mil-
dernder Umstände bei allen strafrechtlichen Tat-
beständen anerkennt und dafür einen Strafrahmen 
vorsieht, der etwa nach den Regeln des § 64 er-
mäßigt ist. Eine solche allgemeine Ausweitung aller 
Strafrahmen, die nach den Erfahrungen des gelten-
den Rechts befürchten läßt, daß die Zubilligung 
mildernder Umstände in der Praxis der Gerichte 
die Regel bilden wird, birgt die schwerwiegende 
Gefahr einer Schwächung der Strafrechtspflege, die 
aus kriminalpolitischen Gründen nicht verantwortet 
werden kann. Aus diesem Grunde eröffnet der Ent-
wurf auch keine andersartige Möglichkeit allge-
meiner Ausweitung der Strafrahmen nach unten, 
wie sie etwa § 51 E 1936 für außergewöhnlich 
leichte Fälle zuläßt. Das im Entwurf vorgesehene 
System der Strafdrohungen beruht vielmehr auf der 
Grundlage, daß die für jeden Tatbestand zur Ver-
fügung gestellten Strafrahmen eine ausreichende 
Spannweite haben, um allen Milderungsgründen 
gerecht zu werden, die § 64 nicht erfaßt. Die Über-
nahme leichter Fälle und besonders leichter Fälle 
ist vor allem deshalb unterblieben, weil dadurch 
der Aufbau deutlich voneinander unterschiedener 
Wertgruppen innerhalb eines Strafrahmens er-
schwert würde. Die Gerichte wären auch durch die 
Aufgabe überfordert, mehrere Wertgruppen im 
unteren Strafrahmenbereich sachgemäß gegenein-
ander abzugrenzen. 

Für den Fall, daß ein Umstand allein oder mit 
anderen Umständen die Annahme eines minder 
schweren Falles begründet und zugleich ein beson-
derer gesetzlicher Milderungsgrund nach § 64 ist, 
enthält § 65 Abs. 1 eine besondere Vorschrift. Auf 
die Begründung dazu wird verwiesen. 

§ 64 
Besondere gesetzliche Milderungsgründe 

Der Allgemeine Teil sieht für den vorwerfbaren 
Verbotsirrtum (§ 21 Satz 2), die verminderte Schuld- 
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fähigkeit (§ 25), den Versuch (§ 27 Abs. 2), die Bei-
hilfe (§ 31 Abs. 2), die Bestrafung des Teilnehmers, 
bei dem die Strafbarkeit des Täters begründende 
Merkmale nicht vorliegen (§ 33 Abs. 1), den Versuch 
der Beteiligung (§ 35 Abs. 1), die Überschreitung der 
Notwehr (§ 38 Abs. 1) und mit gewissen Abweichun-
gen auch für den Irrtum beim Notstand (§ 39 Abs. 2 
Satz 2, § 40 Abs. 2 Satz 2) vor, daß das Gericht be-
rechtigt oder verpflichtet ist, die Strafe nach Absatz 1 
zu mildern. Für den Versuch, dessen Untauglichkeit 
der Täter aus grobem Unverstand verkennt, läßt 
§ 27 Abs. 3 eine Milderung der Strafe nach dem Er-
messen des Gerichts in dem weiteren Rahmen des 
Absatzes 2 zu. Eine Anzahl gleichliegender Fälle der 
Strafmilderung kraft ausdrücklicher gesetzlicher 
Vorschrift ist im Besonderen Teil geregelt (vgl. 
§§ 150, 1g9, 241 Abs. 2, § 290 Abs. 1, § 292 Abs. 2, 
§ 294 Abs. 6, § 341 Abs. 1, 2, § 345 Abs. 1, §§ 368, 419 
Abs. 5, §§ 438 bis 440, 442 Abs. 1, § 451 Abs. 4). 
Für alle diese Fälle gibt § 64 zwei allgemeine Maß-
stäbe, nach denen sich die Strafrahmen ändern, 
wenn das Gericht die jeweils vorgeschriebene oder 
zugelassene Milderung vornimmt. Ist diese nur zu-
gelassen, so bestimmt sich nicht nach § 64, sondern 
nach den allgemeinen Grundsätzen über die Straf-
bemessung, ob die Strafe überhaupt zu mildern ist. 
Der Richter wird von der gesetzlichen Ermächtigung 
Gebrauch machen, wenn der Umstand, aus dem das 
Gesetz die Möglichkeit der Milderung herleitet, auf 
eine geringere Stärke und Festigkeit des verbreche-
rischen Willens schließen läßt, so daß voraussicht-
lich auch eine minder hohe Strafe ihren Zweck er-
reichen wird. 

Das geltende Recht trifft die dem Absatz 1 ent-
sprechende Regelung in § 44 StGB für den Versuch 
und verweist auf sie in den anderen Fällen gleicher, 
gesetzlich vorgesehener Milderung. Diese Methode, 
die den Fall des Versuchs ohne ersichtlichen Grund 
besonders heraushebt, ist schon in den früheren 
Entwürfen zugunsten einer allgemeinen Vorschrift 
über besondere gesetzliche Milderungsgründe auf-
gegeben worden. Absatz 2 hat kein Vorbild im gel-
tenden Recht. Wo dieses eine über den Rahmen des 
§ 44 StGB hinausgehende Strafmilderung zuläßt, 
regelt es deren Voraussetzungen jeweils bei dem in 
Frage kommenden Tatbestand selbständig. Das hat 
zu sachlich unbegründeten Unterschieden geführt, 
die Absatz 2 künftig vermeiden soll. 

Absatz 1 gibt den Maßstab der Strafrahmen-
änderung für die Fälle an, in denen das Gesetz eine 
umfangsmäßig beschränkte Milderung der Strafe 
vorschreibt oder zuläßt. Dabei tritt in Übereinstim-
mung mit § 44 Abs. 2 StGB an die Stelle von lebens-
langem Zuchthaus eine Zuchthausstrafe nicht unter 
drei Jahren (Absatz 1 Nr. 1). Das angedrohte Höchst-
maß einer zeitigen Freiheitsstrafe oder einer Geld-
strafe wird auf drei Viertel ermäßigt (Absatz 1 
Nr. 2). Das geltende Recht enthält eine entspre-
chende Herabsetzung der oberen Grenze des Straf-
rahmens nicht, wohl aber findet sie sich in den 
meisten früheren Entwürfen. Sie ist zur Vermeidung 
allzu weiter Strafrahmen und auch aus Gründen 
einer gerechten Strafbemessung angezeigt. Im übri-
gen wirkt sich die Milderung ähnlich wie im gelten-
den Recht dahin aus, daß die vorgesehenen beson-
deren Strafmindestsätze herabgesetzt oder beseitigt 
oder daß neben schwereren Strafarten mildere zur 

§ 65 
Verfügung gestellt werden (Absatz 1 Nr. 3 bis 5). 
Der in letzterem Falle zugelassene Übergang von 
einer Strafart zur anderen gibt dem Gericht ein 
nach seinem Ermessen auszuübendes Wahlrecht, ob 
es die Strafe im Einzelfall aus dem Strafrahmen der 
schwereren oder der leichteren Strafart entnehmen 
will. Beide Strafarten sind in einem gewissen Be-
reich nebeneinander zulässig. Um dabei jeden Zwei-
fel auszuschließen, wird in Absatz 1 Nr. 4 besonders 
klargestellt, daß das Höchstmaß der milderen Straf-
art das der schwereren nicht überschreiten darf. 
Diese Klarstellung empfiehlt sich deshalb, weil das 
gesetzliche Höchstmaß der Gefängnisstrafe von zehn 
Jahren möglicherweise die Zuchthausdrohung nach 
Absatz 1 Nr. 2 überschreitet, diese aber in jedem 
Falle die zeitlich äußerste Grenze der Bestrafung 
bilden muß. 

Absatz 2 gibt den Maßstab der Strafrahmen-
änderung für die Fälle an, in denen das Gesetz eine 
umfangsmäßig unbeschränkte Milderung der Strafe 
zuläßt. Das Gericht ist hier an die Grenzen des 
Absatzes 1 nicht gebunden. Es hat in der Wahl der 
Strafart und des Strafmaßes weitgehende Ermessens-
freiheit. Es ist nur insoweit beschränkt, als es unter 
Beachtung des angedrohten Höchstmaßes der Strafe 
auf irgendeine der im Gesetz vorgesehenen Straf-
arten erkennen und sich dabei an deren gesetzliches 
Mindestmaß halten muß. Durchweg ist aber, wie in 
§ 27 Abs. 3, in solchen Fällen dem Gericht nicht nur 
die Befugnis eingeräumt, die Strafe nach seinem Er-
messen zu mildern, sondern darüber hinaus auch 
die Befugnis, von Strafe abzusehen. Eine solche 
Befugnis kennt das geltende Recht z. B. in den §§ 82 
und 158 StGB und verbindet sie in § 153a StPO mit 
verfahrensrechtlichen Auswirkungen. 

Für die Behandlung besonderer gesetzlicher 
Milderungsgründe im Bereich von Strafrahmen, die 
das Gesetz in minder schweren Fällen bestimmter 
Straftaten vorsieht, enthält die Begründung zu § 65 
weitere Ausführungen. 

§ 65 
Zusammentreffen von Milderungsgründen 

Absatz 1 regelt eine Einzelfrage, die sich aus 
dem Verhältnis der minder schweren Fälle (§ 63) 
zu den besonderen gesetzlichen Milderungsgründen 
(§ 64) ergibt. Nach der Begriffsbestimmung des min-
der schweren Falles ist der Richter an sich nicht 
gehindert, die Annahme eines solchen Falles ganz 
oder teilweise auch damit zu begründen, daß ein 
besonderer gesetzlicher Milderungsgrund vorliegt; 
denn auch ein solcher Grund kann das Unrecht oder 
die Schuld wesentlich mindern. Um einer unange-
messen milden Bestrafung im Einzelfall entgegen-
zuwirken, verbietet Absatz 1 eine Doppelverwer-
tung dieser Milderungsgründe. Sie können deshalb 
immer nur eine Herabsetzung des Strafrahmens, 
und zwar entweder aus dem Gesichtspunkt des min-
der schweren Falles oder aus dem des besonderen 
gesetzlichen Milderungsgrundes, rechtfertigen. Die 
Prüfung der Frage, ob sich aus diesem Verbot der 
Doppelverwertung eine weiterreichende Bindung 
des Richters im Hinblick auf den im Einzelfall an-
wendbaren Strafrahmen ergibt, bleibt der Recht-
sprechung überlassen. 
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§ 66 
Abs a t z 2 behandelt das Zusammentreffen meh-

rerer besonderer gesetzlicher Milderungsgründe im 
Sinne des § 64 Abs. 1. Die nach dieser Vorschrift 
vorgesehenen Milderungen geben der Strafzumes-
sung einen so weiten Spielraum, daß auch beim 
Zusammentreffen mehrerer solcher Gründe die an-
gemessene Strafe in der Regel noch innerhalb des 
erweiterten Strafrahmens liegen wird. § 65 enthält 
deshalb den im Gegensatz zur bisherigen Recht-
sprechung stehenden Grundsatz, daß die nach § 64 
Abs. 1 ermittelten Strafrahmen bei Vorliegen meh-
rerer Milderungsgründe nicht noch weiter gemildert 
werden dürfen. Dadurch wird vor allem die Gefahr 
vermieden, daß einzelne Strafdrohungen unange-
messen aufgelockert werden. 

Für eine über diesen allgemeinen Rahmen hin-
ausgehende Milderung ist ein praktisches Bedürfnis 
nur bei lebenslanger Zuchthausstrafe und bei Zucht-
haus mit einem Mindestmaß von fünf Jahren an-
zuerkennen. Die Erfahrungen der Praxis haben 
gezeigt, daß Straftaten, die mit lebenslangem Zucht-
haus bedroht sind, im Falle des Zusammentreffens 
mehrerer Milderungsgründe einen verhältnismäßig 
so geringen Unrechts- und Schuldgehalt haben 
können, daß selbst eine Mindeststrafe von drei Jah-
ren Zuchthaus zu hart wäre. Solchen Fällen soll 
durch die Ermäßigung auf das gesetzliche Mindest-
maß Rechnung getragen werden. Bei einer Zucht-
hausstrafe von mindestens fünf Jahren ist die nach 
§ 64 Abs. 1 vorgesehene Herabsetzung auf das ge-
setzliche Mindestmaß an sich schon verhältnismäßig 
geringfügig, so daß dieser Strafrahmen dem Zu-
sammentreffen mehrerer Milderungsgründe biswei-
len nicht gerecht werden kann. Der Entwurf läßt 
deshalb hier einen Übergang auf Gefängnisstrafe 
nicht unter einem Jahr zu. 

§ 66 
Anrechnung 

Die Vorschrift ersetzt die §§ 7 und 60 StGB. 
Die früheren Entwürfe zur Reform des sachlichen 
Strafrechts haben überwiegend keine Bestimmungen 
über die Anrechnung von Freiheitsentziehung und 
Strafe enthalten, sondern die Regelung dieses Sach-
gebiets in die Strafprozeßordnung und das Straf-
vollzugsgesetz verwiesen. Da die Anrechnung aus 
Anlaß der Tat erlittener Freiheitsentziehung jedoch 
eng mit der Strafzumessung zusammenhängt, hält 
der Entwurf an dem bisherigen systematischen Auf-
bau fest und empfiehlt, die von dem erkennenden 
Gericht anzuwendenden Vorschriften über die An-
rechnung in den Zusammenhang der Strafbemessung 
aufzunehmen. Die darüber hinaus noch erforder-
lichen Vorschriften sind dagegen in die Strafprozeß-
ordnung oder das Strafvollzugsgesetz einzufügen. 

Absatz 1 hält am geltenden Recht auch inso-
weit fest, als er die Anrechnung von Untersuchungs-
haft oder anderer Freiheitsentziehung grundsätzlich 
dem Ermessen des Gerichts überläßt. Die in den Ent-
würfen eines Strafvollzugsgesetzes von 1927 (§ 43 
der Reichstagsvorlage) und eines Einführungsge-
setzes zum Strafgesetzbuch und zum Strafvollzugs-
gesetz von 1930 (§ 267 a der Strafprozeßordnung) 
vorgesehene Regelung, die von einer grundsätzlich  

zwingenden Anrechnung der Freiheitsentziehung 
ausgeht und nur unter bestimmten engen Voraus-
setzungen Ausnahmen zuläßt, übernimmt der Ent-
wurf vor allem deshalb nicht, weil sie den ver-
schiedenartigen Gesichtspunkten, die für die An-
rechnung oder ihre Versagung ausschlaggebend sein 
können, nicht gerecht wird. Die beweglichere Lösung 
des geltenden Rechts verdient demgegenüber den 
Vorzug. Allerdings hat die Rechtsprechung bereits 
bestimmte einengende Grundsätze herausgearbeitet, 
die dazu geführt haben, daß die Anrechnung die 
Regel und die Nichtanrechnung die Ausnahme bil-
det. Daran will die Neufassung nichts ändern. Sie 
unterstreicht vielmehr diese allgemeine Entwicklung 
noch dadurch, daß sie die Anrechnung insoweit zwin-
gend vorschreibt, als es für den Verurteilten eine 
unbillige Härte wäre, sie ihm zu versagen. 

Außerdem stellt Absatz 1, im wesentlichen über-
einstimmend mit den Ergebnissen der Rechtspre-
chung, ausdrücklich klar, daß der Untersuchungshaft 
andere Freiheitsentziehung (z. B. die vorläufige 
Festnahme, die Unterbringung in einer Heil- oder 
Pflegeanstalt zur Beobachtung, eine einstweilige Un-
terbringung, eine Freiheitsentziehung vor dem Ur-
teil auf Grund des Jugendgerichtsgesetzes) gleich-
steht. Die notwendige innere Verbindung zwischen 
der Untersuchungshaft oder anderen Freiheitsent-
ziehung auf der einen und der Strafe auf der ande-
ren Seite stellt der Entwurf dadurch her, daß die 
Freiheitsentziehung aus Anlaß einer Tat erlitten 
sein muß, die Gegenstand des Verfahrens ist oder 
gewesen ist. Danach ist nicht notwendig, daß der 
Täter die Freiheitsentziehung gerade aus Anlaß der 
Tat, deretwegen er zu Strafe verurteilt wird, erlitten 
hat; es genügt auch eine Freiheitsentziehung aus 
Anlaß einer anderen Tat, die aber Gegenstand des-
selben Strafverfahrens sein oder gewesen sein muß. 
Wird also z. B. jemand in demselben Verfahren 
wegen einer Tat verurteilt und wegen einer anderen 
Tat freigesprochen, so kann die erlittene Unter-
suchungshaft auch dann auf die Strafe angerechnet 
werden, wenn sie ausschließlich wegen des Ver-
dachts der anderen Tat angeordnet worden ist. 

In Übereinstimmung mit der Rechtsprechung zum 
geltenden Recht bestimmt der Entwurf ferner aus-
drücklich, daß Untersuchungshaft und andere Frei-
heitsentziehung auch auf Geldstrafe angerechnet 
werden kann. Auf lebenslanges Zuchthaus und 
grundsätzlich auch auf Nebenstrafen und Maßnah-
men ist eine Anrechnung der Freiheitsentziehung 
dagegen nicht möglich. Wegen der für den Verfall 
und die Einziehung des Wertersatzes geltenden 
Ausnahmen wird jedoch auf § 111 Abs. 2 und § 115 
Abs. 4 sowie die Begründung dazu verwiesen. 

Abs a t z 2 behandelt die Anrechnung von Strafe, 
die in einem früheren Verfahren verhängt worden 
ist. Wird eine Gesamtstrafe wegen mehrerer Taten 
nachträglich gebildet (§ 70) und ist eine in sie ein-
bezogene Strafe bereits zum Teil vollstreckt, so muß 
die vollstreckte Strafe, auch soweit sie durch An-
rechnung von Untersuchungshaft oder anderer Frei-
heitsentziehung als vollstreckt gilt, auf die Gesamt-
strafe angerechnet werden. Auch im Wiederaufnah-
meverfahren ist die Anrechnung einer bereits voll- 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 	 Drucksache 2150 

streckten Strafe erforderlich, wenn wegen derselben 
Tat eine andere Strafe gebildet wird. Die praktische 
Bedeutung des Absatzes 2 besteht vor allem darin, 
daß in diesen Fällen die Anrechnung im Urteil aus-
zusprechen ist. 

Absatz 3 entspricht dem § 7 StGB. Die volle 
Anrechnung einer im Ausland verbüßten Strafe auf 
eine wegen derselben Tat im Inland erkannte Strafe 
setzt voraus, daß die beiden Strafarten miteinander 
vergleichbar sind. Da dies häufig nicht oder nur bis 
zu einem gewissen Grade der Fall ist, wird die Be-
stimmung des Anrechnungsmaßstabes dem richter-
lichen Ermessen überlassen (Absatz 4 Satz 2). Der 
Satz 2 des Absatzes 3, der für eine im Ausland er-
littene Freiheitsentziehung die entsprechende An-
wendbarkeit des Absatzes 1 bestimmt, bezieht sich 
nur auf solche Freiheitsentziehungen, die nicht zu 
einer strafgerichtlichen Verurteilung geführt haben 
oder bei denen die Anrechnung versagt worden ist. 
Hat dagegen das ausländische Urteil solche Frei-
heitsentziehung angerechnet, so ist sie insoweit als 
vollstreckte Strafe zu behandeln und deshalb auf 
die inländische Strafe zwingend anzurechnen. 

A b s a t z 4 Satz 1 enthält den Maßstab, nach dem 
Geldstrafe auf Freiheitsstrafe und Freiheitsentzie-
hung auf Geldstrafe angerechnet wird. Die Regelung 
folgt zwingend aus dem allgemeinen Umrechnungs-
maßstab des § 55 Abs. 1 Satz 2, der für die Ersatz-
freiheitsstrafe gilt. Der Umrechnungsmaßstab für 
Freiheitsstrafen untereinander ergibt sich aus § 50; 
aus ihm dürfte auch zu folgern sein, daß Freiheits-
entziehungen anderer Art nach demselben Umrech-
nungsmaßstab zu behandeln sind wie die Freiheits-
strafen. 

Absatz 5, der sich im Gegensatz zu den voraus-
gehenden Absätzen nicht mit der Anrechnung von 
Freiheitsentziehung oder Strafe befaßt, hat nur be-
schränkte sachliche Bedeutung. Er bezieht sich aus-
schließlich auf die Nebenstrafe des Fahrverbots nach 
§ 58 und sieht die Anrechnung der Dauer einer vor-
läufigen Entziehung der Fahrerlaubnis (§ 111a StPO) 
auf die Nebenstrafe vor. Aus der Verweisung auf 
Absatz 1 folgt, daß auch diese Anrechnung grund-
sätzlich dem Ermessen des Gerichts überlassen ist, 
daß aber angerechnet werden muß, soweit es für 
den Verurteilten eine unbillige Härte wäre, ihm die 
Anrechnung zu versagen. Wird nach einer vorläufi-
gen Entziehung der Fahrerlaubnis deren endgültige 
Entziehung angeordnet (§ 99), so ist Absatz 5 nicht 
anwendbar. Für diesen Fall gelten die besonderen 
Vorschriften des § 100 Abs. 3 und 4. 

Dritter Titel 
Strafbemessung 

bei mehreren Gesetzesverletzungen 
Der Entwurf baut bei der Behandlung des Zu-

sammentreffens mehrerer Gesetzesverletzungen auf 
den Grundlagen des geltenden Rechts auf, bringt 
jedoch in Einzelheiten Abweichungen, die zahlreiche 
in der Rechtsprechung gewonnene Ergebnisse aner-
kennen, darüber hinaus aber auch die bisherige Re-
gelung fortentwickeln und verfeinern sollen. Für 
die Ermittlung des im Einzelfall maßgebenden Straf-
rahmens kommt es deshalb auch in Zukunft darauf 

vor § 67 
an, ob der Täter durch eine und dieselbe Tat mehrere 
Strafgesetze oder dasselbe Strafgesetz mehrmals 
verletzt hat (Tateinheit) oder ob er sich durch meh-
rere selbständige Taten mehrfach strafbar gemacht 
hat (Tatmehrheit). Bei Tateinheit ist auf eine ein-
heitliche Strafe zu erkennen, für die grundsätzlich 
das Gesetz maßgebend ist, das die schwerste Strafart 
oder bei gleicher Strafart die schwerste Strafe an-
droht. Bei Tatmehrheit dagegen wird auf Grund der 
verwirkten und im Urteil anzugebenden Einzelstra-
fen auf eine Gesamtstrafe erkannt. 

Diese unterschiedliche Behandlung von Tateinheit 
und Tatmehrheit ist seit langem in der Wissenschaft 
in Frage gestellt. Es wird geltend gemacht, daß kein 
zwingender Grund bestehe, die Rechtsfolgen bei den 
beiden Hauptformen des Zusammentreffens meh-
rerer Gesetzesverletzungen verschieden zu gestalten. 
Aus Gründen der Gerechtigkeit sei dies jedenfalls 
nicht geboten; denn wie weit im Einzelfall das Vor-
liegen mehrerer Gesetzesverletzungen den Unrechts-
gehalt der Tat und die Schuld des Täters erhöhe, 
werde bei beiden Konkurrenzformen in gleicher 
Weise durch die Umstände bestimmt. Die Gerechtig-
keit fordere im Gegenteil eine Gleichbehandlung, 
weil es häufig von nebensächlichen rechtlichen Zu-
fälligkeiten abhänge, ob der Täter eine oder meh-
rere Handlungen im Rechtssinne begangen habe. Au-
ßerdem habe die Rechtsprechung die Unterschiede 
in der Strafbildung weitgehend eingeebnet. Die Be-
handlung der Tateinheit habe sich in steigendem 
Maße dem System der Gesamtstrafe angenähert, 
was vor allem in der Berücksichtigung von höheren 
Mindeststrafen, von zusätzlichen Hauptstrafen und 
von Nebenstrafen, Nebenfolgen und Maßregeln der 
Besserung und Sicherung des milderen Gesetzes 
zum Ausdruck komme. Umgekehrt werde die Ge-
samtstrafe in der Praxis weitgehend unabhängig 
von den zugrundeliegenden Einzelstrafen auf Grund 
des Inbegriffs der abzuurteilenden Rechtsverletzun-
gen bemessen, was eine Aufgabe des grundsätzlichen 
Ausgangspunktes im Gesamtstrafensystem und zu-
gleich eine entscheidende Annäherung an die Straf-
bildung bei Tateinheit bedeute. Besonders hervor-
zuheben sei schließlich, daß die Einführung einer 
einheitlichen Methode der Strafbildung den Gerich-
ten die Arbeit erheblich erleichtern werde, weil die 
unzutreffende rechtliche Beurteilung der Form des 
Zusammentreffens mehrerer Gesetzesverletzungen 
den Bestand des Urteils regelmäßig nicht mehr ge-
fährden könne. 

Auf Grund der vorstehenden Überlegungen sind 
in § 63 E 1922 die materiellen Rechtsfolgen bei Tat-
einheit und Tatmehrheit erstmalig vereinheitlicht 
worden. Es sollte in allen Fällen der Konkurrenz 
nach gleichen Grundsätzen nur auf eine Strafe er-
kannt werden, die jeweils dem schwersten der ver-
letzten Gesetze — unter gewisser Berücksichtigung 
allerdings auch der milderen Gesetze — zu ent-
nehmen war. Dabei wurde eine Überschreitung 
des Höchstmaßes dieser Strafe in einem genau um-
schriebenen Umfang zugelassen. An der Forderung 
nach einer solchen weittragenden Neuerung haben 
die Entwürfe seither unverändert festgehalten. 

Obwohl nicht verkannt werden soll, daß die 
Gründe für eine Vereinheitlichung des Rechtsfolgen- 
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vor § 67 
systems bei den verschiedenen Formen des Zusam-
mentreffens mehrerer Gesetzesverletzungen be-
trächtliches Gewicht haben, ist der Entwurf doch 
zu den Grundsätzen des geltenden Rechts zurück-
gekehrt. Entscheidend dafür war vor allem die Er-
wägung, daß eine so bedeutsame Änderung der dog-
matischen Grundlagen des allgemeinen Strafrechts 
nur verantwortet werden kann, wenn sich die bis-
herige Rechtslage als unbefriedigend erwiesen hat 
und wenn eine Neuordnung mindestens eine fühl-
bare Verbesserung erwarten läßt. Diese Voraus-
setzung ist jedoch nicht hinreichend erfüllt. 

Die Einführung einer einheitlichen Strafe, wie sie 
in den früheren Entwürfen vorgesehen ist, führt zu 
der Folge, daß bei Tatmehrheit auf die Bildung von 
Einzelstrafen zu verzichten ist. So sehr ein solcher 
Verzicht aus Gründen der Vereinfachung des Straf-
verfahrens zu begrüßen wäre, begegnet er doch er-
heblichen sachlichen Bedenken. Vor allem ist zu 
befürchten, daß die richterliche Strafzumessung bei 
Vorliegen mehrerer Straftaten an Sorgfalt und Ge-
nauigkeit einbüßt, wenn keine im Gesetz ausdrück-
lich bestimmte Pflicht mehr besteht, bei jeder ein-
zelnen Tat die Größe des Unrechts und die Schwere 
der Schuld zu untersuchen und selbständig zu be-
werten. Die Anknüpfung der Strafe nur an den 
Inbegriff mehrerer Straftaten verführt allzu leicht 
zu einer summarischen und an der Oberfläche haf-
tenden Beurteilung der Taten und der Täterpersön-
lichkeit, die sich von den Grundsätzen eines folge-
richtigen Schuldstrafrechts entfernt. Die Strafbildung 
auf dem Wege über die Einzelstrafe gewährleistet 
deshalb — eine den gesetzlichen Vorschriften ent-
sprechende Handhabung vorausgesetzt — eine 
sorgfältigere und zuverlässigere Strafzumessung, 
als sie bei Wegfall der Einzelstrafen zu erwarten 
wäre. Zu bedenken ist ferner, daß sowohl vom 
Standpunkt des Angeklagten wie auch aus verfah-
rensrechtlichen Gründen ein dringendes Interesse 
daran besteht, daß im Urteil des Tatrichters nicht 
nur eine Gesamtbewertung der begangenen Straf-
taten durch Verhängen einer einheitlichen Strafe, 
sondern auch eine Bewertung jeder einzelnen Tat 
durch Angabe der jeweils verwirkten Einzelstrafe 
vorgenommen wird. Der Angeklagte muß darauf 
vor allem deshalb Wert legen, weil seine Verteidi-
gung nicht unwesentlich von der Kenntnis des Ge-
wichts der Einzeltat im Rahmen des gesamten Straf-
ausspruchs abhängt und weil er sicher sein muß, daß 
die im ersten Rechtszug vorgenommene Bewertung 
einer Einzeltat nur auf ordnungsmäßig erhobene 
Rüge zu seinem Nachteil geändert werden kann. 
Ohne Angabe der verwirkten Einzelstrafen ist das 
aber nicht gewährleistet, weil die einheitliche, als 
Antwort auf das Gesamtverhalten verhängte Strafe 
den auf die Einzeltat entfallenden Anteil nicht er-
kennen läßt. Verfahrensrechtlich ist es außerdem 
mißlich, wenn im Rechtsmittel- und Wiederaufnah-
meverfahren nicht auf den Einzelstrafen für jede der 
beteiligten Taten aufgebaut werden kann. Die Auf-
hebung der einheitlichen Strafe macht dann stets 
von Grund auf neue Erörterungen zur Straffrage 
hinsichtlich aller Taten erforderlich, obwohl viel-
leicht ein Teil von ihnen zwischen den Prozeßbe-
teiligten außer Streit ist. Dieser Mangel läßt sich 

durch Vorschriften über die erleichterte Feststellung 
von Strafzumessungstatsachen nicht völlig aus-
gleichen. 

Für die grundsätzliche Beibehaltung des geltenden 
Rechts spricht schließlich die Tatsache, daß zwischen 
Tateinheit und Tatmehrheit ein naturgegebener Un-
terschied besteht, der zwar in einer beachtlichen 
Zahl von Grenzfällen nicht deutlich in die Erschei-
nung tritt, der aber in der großen Masse der Lebens-
sachverhalte offen zutage liegt und auch von dem 
juristisch nicht Vorgebildeten unmittelbar empfun-
den wird. Einer rechtlichen Anerkennung dieses 
Unterschiedes durch verschiedene Gestaltung der 
Rechtsfolgen stehen deshalb durchschlagende Be-
denken selbst dann nicht entgegen, wenn es in 
Grenzfällen Unzuträglichkeiten gibt. Solche Schwie-
rigkeiten kommen in allen Bereichen der Rechts-
ordnung vor, weil sie wesensmäßig mit jeder Ab-
grenzung verbunden sind. Geht man aber von den 
typischen Fällen der Tateinheit und der Tatmehrheit 
aus, so ist nicht zu begründen, warum der Straf-
rahmen für die Begehung nur einer Handlung grund-
sätzlich dem für die Begehung mehrerer Handlungen 
entsprechen soll. Es ist eine Erfahrungstatsache, daß 
eine Vielzahl von selbständigen Handlungen, die 
zugleich auf einer Vielzahl von Willensbetätigungen 
beruht, in der Regel eine größere verbrecherische 
Intensität offenbart und in größerem Maße Strafe 
verdient, als eine einzige Tat, die jemand unter 
Verletzung mehrerer Gesetze begeht. Die gerechte 
und kriminalpolitisch zutreffende Erfassung der Tat-
mehrheit erfordert deshalb einen wesentlich ela-
stischeren Strafrahmen, als er bei Tateinheit geboten 
ist. Es wäre aus rechtsstaatlichen und dogmatischen 
Erwägungen bedenklich, den Strafrahmen für die 
Fälle der Tateinheit nur deshalb zu erweitern, weil 
Zweckmäßigkeitsgründe eine Gleichbehandlung der 
beiden Konkurrenzformen nahelegen. Unter diesem 
Gesichtspunkt dürfte auch der in den vorbereiten-
den Beratungen unterbreitete Vorschlag, grundsätz-
lich das System der einheitlichen Strafe zu über-
nehmen und nur bei Tatmehrheit die zusätzliche 
Angabe der Einzelstrafen zu verlangen, nicht an-
nehmbar sein. Er sichert zwar die unerläßliche Be-
wertung jeder Einzeltat in der Tatsacheninstanz, 
kann aber die Bedenken nicht ausräumen, die sich 
aus der Notwendigkeit verschiedener Strafrahmen 
für Tateinheit und Tatmehrheit ergeben. 

Die beachtlichen Mängel des Systems der ein-
heitlichen Strafe werden durch seine Vorzüge nicht 
aufgewogen. Vor allem sind die dem Verfahrens-
recht entnommenen Gründe nicht so schwerwiegend, 
daß sie für sich allein die weittragende Gesetzes-
änderung rechtfertigen könnten. Aus mannigfachen 
prozessualen Erfordernissen ist es unvermeidbar, 
daß sich das Urteil über die Rechtsform des Zusam-
mentreffens mehrerer Gesetzesverletzungen äußert. 
Diese Notwendigkeit ist von der Ausgestaltung der 
Rechtsfolgen, die für Tateinheit und Tatmehrheit 
vorgesehen werden, völlig unabhängig. Von ihr 
könnte deshalb auch die vorgeschlagene Neuerung 
nicht befreien. Ihr einziger wirklich bedeutsamer 
Vorteil im Verfahren liegt nur darin, daß eine un-
richtige Beurteilung der Konkurrenzform durch den 
Tatrichter den Bestand des Urteils im weiteren 
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Rechtszuge meist nicht gefährdet. Dieses Ergebnis 
dürfte jedoch auch — wenigstens zu einem gewissen 
Teil — mit verfahrensrechtlichen Maßnahmen er-
reichbar sein. 

Von der Verletzung mehrerer Strafgesetze zu 
unterscheiden ist der Fall der Gesetzeskonkurrenz. 
Hier treffen zwar auf die Straftat dem Wortlaut 
nach mehrere Strafgesetze zu; aus dem Verhältnis 
der Vorschriften untereinander ergibt sich aber, daß 
in Wahrheit nur eine von ihnen verletzt ist. Dies 
trifft namentlich dann zu, wenn ein Gesetz nur für 
den Fall Geltung beansprucht, daß die Tat nicht 
unter ein anderes Strafgesetz fällt, oder wenn sich 
aus Sinn und Zweck einer Vorschrift ergibt, daß sie 
eine Sonderregelung darstellt, welche die Anwen-
dung anderer, den Tatbestand ebenfalls erfassender 
Vorschriften ausschließt. Angesichts der Vielgestal-
tigkeit der Verhältnisse ist bewußt darauf verzichtet 
worden, für die Behandlung der Gesetzeskonkurrenz 
bestimmte Richtlinien zu geben. Die Frage bleibt 
in Übereinstimmung mit dem geltenden Recht der 
Rechtsprechung überlassen. 

Der Entwurf verzichtet auch darauf, den Begriff 
der fortgesetzten Handlung gesetzlich festzulegen, 
den Rechtsprechung und Wissenschaft auf dem Bo-
den des bisherigen Rechts entwickelt haben. Dabei 
handelt es sich um die allgemein anerkannte Lehre, 
daß gleichartige Handlungen, von denen jede für 
sich einen strafrechtlichen Tatbestand verwirklicht, 
als eine einheitliche Straftat zu behandeln sind, 
wenn sie von einem einheitlichen Vorsatz umfaßt 
werden und in einem bestimmten inneren Zusam-
menhang stehen. Zwar spricht für eine ausdrück-
liche gesetzliche Regelung der Fortsetzungstat die 
Erwägung, daß sie in der Praxis große Bedeutung 
erlangt hat, und daß es in den vergangenen Jahr-
zehnten nicht gelungen ist, eine eindeutige und ein-
hellig anerkannte Abgrenzung gegenüber der Tat-
mehrheit zu erreichen. Gleichwohl soll die weitere 
Fortbildung dieser Rechtseinrichtung der Rechtspre-
chung und der Wissenschaft überlassen werden. 
Angesichts der Vielgestaltigkeit denkbarer prak-
tischer Fälle ist es kaum möglich, für den Fortset-
zungszusammenhang eine gesetzliche Formel zu 
finden, die sich von Verallgemeinerungen freihält 
und das berechtigte Bestreben der höchstrichter-
lichen Rechtsprechung nach weitgehender Einschrän-
kung dieser besonderen Form der Handlungseinheit 
unterstützt. Die gesetzliche Anerkennung würde die 
Gefahr einer erweiterten Anwendung mit sich brin-
gen, die vor allem aus Gründen der materiellen 
Gerechtigkeit und wegen einer Anzahl prozessualer 
Unzuträglichkeiten unerwünscht ist. 

§ 418 der Reichsabgabenordnung enthält zusätz-
liche Vorschriften für den Fall, daß Steuervergehen 
mit solchen oder mit anderen Gesetzesverletzungen 
zusammentreffen. Inwieweit diese Sondervorschrif-
ten aufrechtzuerhalten sind, wird im Entwurf des 
Einführungsgesetzes zu prüfen sein. 

§ 67 
Tateinheit 

Die Vorschrift, die den Fall der Tateinheit behan-
delt, stimmt insofern mit den Grundzügen des gel- 

§ 67 
tenden Rechts (§ 73 StGB) überein, als sie bei Ver-
letzung mehrerer Strafgesetze durch dieselbe Straf-
tat grundsätzlich die Verhängung nur einer Strafe 
vorschreibt, die sich jeweils nach dem Gesetz be-
stimmt, das die schwerste Strafart oder bei gleicher 
Strafart die schwerste Strafe androht. Dieses Gesetz 
ist aus den auf die Tat wirklich anwendbaren Ge-
setzen zu bestimmen. Außer Betracht bleiben des-
halb vor allem Gesetze, deren Anwendbarkeit aus 
dem Gesichtspunkt der Gesetzeskonkurrenz oder 
wegen Fehlens des erforderlichen Strafantrags aus-
geschlossen ist. Im übrigen kommt es für die Ermitt-
lung des schwersten Gesetzes nach den Ergebnissen 
der bisherigen Rechtsprechung, von denen abzu-
gehen die vorgeschlagenen Änderungen gegenüber 
dem geltenden Recht keinen Anlaß bieten, auf den 
Strafrahmen an, der im Einzelfall tatsächlich anzu-
wenden ist. Es sind also für seinen Umfang stets 
die Besonderheiten zu berücksichtigen, die sich etwa 
aus den Vorschriften über die Strafbemessung 
(§§ 60 ff.) oder daraus ergeben, daß der Tatbestand 
besonders schwere oder minder schwere Fälle vor-
sieht. 

Von der Übernahme dieser für die Tateinheit gel-
tenden Grundsätze abgesehen, verschafft der Ent-
wurf einer Anzahl rechtlicher Besonderheiten, die 
von der Rechtsprechung bereits entgegen dem Wort-
laut des Gesetzes entwickelt worden sind, die gesetz-
liche Anerkennung. So wird der Fall der sogenann-
ten gleichartigen Tateinheit, der vorliegt, wenn eine 
Straftat dasselbe Strafgesetz mehrmals verletzt, aus-
drücklich in den Anwendungsbereich des Absatzes 1 
einbezogen. Außerdem wird in Absatz 2 Satz 2 
sowie den Absätzen 3 und 4 bestimmt, daß die in 
den milderen Gesetzen angedrohten Rechtsfolgen 
nicht ohne jede Bedeutung für den Strafausspruch 
sind: Es darf auf keine leichtere Strafart und kein 
geringeres Strafmaß erkannt werden, als die mil-
deren Gesetze es zulassen (Absatz 2 Satz 2); auch 
auf die in den milderen Gesetzen angedrohte Geld-
strafe muß oder kann neben Freiheitsstrafe er-
kannt werden (Absatz 3) und die Verhängung von 
Nebenstrafen oder Maßnahmen ist zugelassen oder 
vorgeschrieben, wenn sie nur in einem der anwend-
baren Gesetze, sei es auch einem milderen, vorge-
sehen ist (Absatz 4). Für die Frage, ob das mildere 
Gesetz eine leichtere Strafart oder ein geringeres 
Strafmaß zuläßt, kommt es ebenso wie bei der Er-
mittlung des schwersten Gesetzes auf den im kon-
kreten Fall tatsächlich anwendbaren Strafrahmen an. 

Der Entwurf hält am geltenden Recht auch inso-
fern fest, als er das Zusammentreffen mehrerer Ge-
setzesverletzungen in einer Handlung nicht als aus-
reichenden Grund ansieht, um das Höchstmaß der 
in dem verletzten Schwersten Gesetz angedrohten 
Strafe zu überschreiten. Sowohl im Zusammenhang 
mit den Forderungen nach einem einheitlichen 
Strafbildungssystem wie auch gänzlich unabhängig 
davon ist in der Wissenschaft und im Rahmen der 
Reformarbeiten wiederholt der Gedanke hervorge-
treten, daß die eintätige Verletzung einer Mehrheit 
von Gesetzen in der Regel gegenüber der Verlet-
zung nur eines Gesetzes erhöhtes Unrecht und ge-
steigerte Schuld verkörpere und daß es deshalb aus 
Gründen der Gerechtigkeit geboten sei, bei Tatein- 
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§ 68 
heit einen erweiterten Strafrahmen zur Verfügung 
zu stellen. Diese Auffassung trifft nur bedingt zu. 
Sie ist richtig in Fällen der gleichartigen Tateinheit, 
in denen durch die mehrfache Verletzung verschie-
dener Rechtsgüter Unrecht und Schuld wohl immer 
erhöht werden. Auch bei ungleichartiger Tateinheit 
wird sie im allgemeinen zutreffen, wenn die ver-
letzten Rechtsnormen den Schutz grundsätzlich ver-
schiedener Rechtsgüter betreffen. Häufig aber fällt 
der besondere Unrechts- und Schuldgehalt, der durch 
einen konkurrierenden Gesichtspunkt zum Ausdruck 
kommt, nicht oder nur unerheblich ins Gewicht. Das 
trifft vor allem für das durchaus nicht seltene 
Zusammentreffen von Tatbeständen zu, bei denen 
das Vorliegen von Tateinheit oder Gesetzeskonkur-
renz umstritten ist. Daneben gibt es im geltenden 
Recht Einzelfälle der Tateinheit, die sich auch im 
Entwurf nicht ganz vermeiden ließen, in denen das 
tateinheitliche Zusammentreffen rein technischer Na-
tur ist und schon aus Gründen der Logik eine Erhö-
hung des Unrechts- und Schuldgehalts nicht bewir-
ken kann. In solchen Fällen kann es geradezu der 
Gerechtigkeit widersprechen, die Überschreitung des 
Höchstmaßes der im schwersten Gesetz angedrohten 
Strafe zu gestatten. Schon aus diesen sachlichen 
Gründen ist eine allgemeine Erweiterung des Straf-
rahmens bei Tateinheit nicht unbedenklich. Wenn 
sie überhaupt erwogen würde, wäre sie nur in 
einem verhältnismäßig engen Rahmen tragbar und 
kann jedenfalls nicht den Umfang haben, der im 
System der Gesamtstrafe bei Tatmehrheit zur Ver-
fügung steht. Daraus folgt aber zugleich, daß für die 
Fälle der Tateinheit eine Sonderregelung notwendig 
wäre, die eine abweichende Strafbildung nicht nur 
gegenüber der Tatmehrheit, sondern im Gegensatz 
zum geltenden Recht auch gegenüber der Gesetzes-
konkurrenz erforderte. Das würde voraussichtlich 
eine erhebliche Erschwerung für die gerichtliche 
Praxis mit sich bringen. Während nach den 
bisherigen Grundsätzen der Rechtsprechung die 
zutreffende Abgrenzung zwischen Tateinheit und 
Gesetzeskonkurrenz in der Regel nur eine für die 
Entscheidung am Rande liegende Frage ist, würde 
sie in Zukunft zu einer Kernfrage vieler Verfahren 
werden, weil von ihr die Bestimmung des Strafrah-
mens und damit der Bestand des Urteils im Re-
visionsverfahren abhinge. Ähnliche Schwierigkeiten 
würden sich auch für die Abgrenzung der einma-
ligen Gesetzesverletzung gegenüber der gleichar-
tigen Tateinheit ergeben. Die Frage, wo in diesen 
Fällen die Grenze zwischen der einmaligen und der 
mehrfachen Gesetzesverletzung verläuft, ist bisher 
in der Rechtslehre noch nicht genügend untersucht 
worden. Für den Fall der Strafrahmenerweiterung 
bei Tateinheit würde sie aber zentrale Bedeutung 
gewinnen, weil von ihrer Entscheidung der im Ein-
zelfall anwendbare Strafrahmen abhinge. 

Der Entwurf will diese Schwierigkeiten vermei-
den. Er geht dabei von der Voraussetzung aus, daß 
die Strafrahmen des Besonderen Teils eine ausrei-
chende Spannweite haben, um auch einen Unrechts-
und Schuldgehalt zu erfassen, der in der Verletzung 
mehrerer Gesetze durch eine Handlung Ausdruck 
findet. 

An der bisherigen Übung der Rechtsprechung, bei 
Tateinheit den Schuldspruch auf alle anwendbaren 
Strafgesetze zu erstrecken, will der Entwurf nichts 
ändern. 

§ 68 
Tatmehrheit 

Hat jemand mehrere selbständige Straftaten be-
gangen (Tatmehrheit), so wird wegen jeder Tat eine 
Strafe festgesetzt. Während nach geltendem Recht 
auf der Grundlage dieser Einzelstrafen nur unter 
bestimmten Voraussetzungen eine Gesamtstrafe zu 
bilden ist, es im übrigen aber mit der Häufung der 
Strafen sein Bewenden hat (§§ 74 ff. StGB), macht 
der Entwurf im Falle gleichzeitiger Aburteilung der 
Taten die Verhängung einer Gesamtstrafe zur Regel. 
Daß zugleich auf mehrere Hauptstrafen derselben 
oder verschiedener Art erkannt wird, ist nur noch 
für wenige Ausnahmefälle, z. B. die lebenslange 
Zuchthausstrafe, vorgesehen. Hervorzuheben ist vor 
allem, daß sowohl die Strafhaft wie auch die Geld-
strafe in das System der Gesamtstrafe einbezogen 
werden. 

Für die Strafhaft kann die bisherige Sonderbe-
handlung der Haft nicht als Vorbild dienen. Ihre 
Isolierung würde den gegebenen kriminalpolitischen 
Bedürfnissen nicht gerecht. Neben Zuchthausstrafe 
wäre ihr selbständiger Vollzug in jedem Falle sinn-
widrig, weil es kriminalpolitisch nicht vertretbar 
ist, vor oder nach dem Vollzug einer ausgedehnten 
Strafe, der für die gesamte Entwicklung des Gefan-
genen von weittragender Bedeutung ist, noch eine 
kurze, andersartige Freiheitsstrafe zu vollziehen. 
Dasselbe trifft auch für die Gefängnisstrafe zu, wenn 
sie gegenüber der verwirkten Strafhaft den bedeut-
sameren Teil des Strafausspruchs bildet. Gewisse 
Bedenken ergeben sich erst, wenn in einem solchen 
Falle der Schwerpunkt der Bestrafung bei der Straf-
haft liegt. Nach § 69 Abs. 1 wird die Gesamtstrafe 
durch Erhöhung der verwirkten höchsten Strafe, bei 
Strafen verschiedener Art durch Erhöhung der ihrer 
Art nach schwersten Strafe gebildet. Es kann hier 
als Härte empfunden werden, daß die zeitlich mög-
licherweise ausgedehntere Strafhaft in der Gesamt-
gefängnisstrafe keinen Ausdruck findet und daß der 
Täter mit dem Makel einer gefängniswürdigen Tat 
belastet wird, den er nur in wesentlich geringerem 
Umfang verdient. Gleichwohl sieht der Entwurf 
keine Sonderregelung für diesen Ausnahmefall vor, 
weil er in der Praxis voraussichtlich nur selten vor-
kommen wird und weil der Richter die Möglichkeit 
hat, den durch die Art der Gesamtstrafe begründe-
ten Nachteil im Rahmen der Strafzumessung auszu-
gleichen. 

Auch für die Geldstrafe hat der Entwurf den un-
terschiedslos geltenden Grundsatz der Strafhäufung 
aufgegeben. Die Absätze 1 und 2 sehen viel-
mehr die Bildung einer Gesamtstrafe sowohl beim 
Zusammentreffen mehrerer Geldstrafen wie auch 
beim Zusammentreffen von Freiheitsstrafe und 
Geldstrafe vor. Dieser Grundsatz erscheint vor al-
lem beim Zusammentreffen mehrerer Geldstrafen 
sinnvoll. Denn die Notwendigkeit einer Gesamt-
reaktion auf die gleichzeitig abzuurteilenden Taten 
ist auch in diesen Fällen aus Gründen der Gerechtig-
keit zwingend. Das System der Gesamtstrafe geht in 
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erster Linie auf die Vorstellung zurück, daß die 
Häufung mehrerer Einzelstrafen für den Betroffenen 
nicht nur eine bloße Summierung der Strafwirkun-
gen erzeuge, sondern durch den zusammenhängen-
den Vollzug das Leiden progressiv — und zwar 
vielfach über das Maß der Schuld hinaus — stei-
gere. Während bei den Freiheitsstrafen die Frage, 
ob und wieweit ihre Häufung zu dieser Vermeh-
rung des auferlegten Strafübels führt, im Einzelfall 
zweifelhaft sein kann, dürfte bei der Geldstrafe 
sicher sein, daß eine solche Wirkung stets eintritt. 
Während sie nämlich zunächst nur die Befriedigung 
mehr oder minder nebensächlicher Bedürfnisse ver-
hindert, kommt sie mit ihrem Anwachsen immer 
näher an das Existenzminimum heran und wird 
deshalb progressiv fühlbarer. Bei dieser Sachlage 
ist es nur folgerichtig, die Geldstrafe ebenso zu be-
handeln wie die übrigen im Gesetz vorgesehenen 
Hauptstrafen. 

Für den Fall des Zusammentreffens der Geldstrafe 
mit einer Freiheitsstrafe sind jedoch einige Beson-
derheiten zu beachten, die in Absatz 2 Satz 2 und 3 
geregelt sind. Wenn auch hier grundsätzlich die 
Bildung einer Gesamtstrafe vorgesehen ist, die nach 
§ 69 Abs. 1 Satz 1 immer eine Freiheitsstrafe ist, 
sind doch Fälle denkbar, in denen ein berechtigtes 
Bedürfnis nach Ausscheidung der nur geldstraf-
würdigen Taten besteht. Es kann im Einzelfall un-
angemessen sein, den Täter statt mit einer Geld-
strafe mit einer Erhöhung der für die Gesamtstrafe 
maßgebenden Freiheitsstrafe zu belasten. Für diese 
Fälle ist eine Ausweichmöglichkeit geboten, die Ab-
satz 2 Satz 2 eröffnet. Daß im übrigen bei Bildung 
einer Gesamtstrafe auf die gesonderte Verhängung 
einer Geldstrafe, die in einem der verletzten Straf-
gesetze zwingend neben Freiheitsstrafe angedroht 
ist, nicht verzichtet werden kann, bedarf keiner 
näheren Begründung. Zwar kommen solche Straf-
drohungen im Entwurf nicht vor; sie sind aber im 
Nebenstrafrecht keine Seltenheit. Die durch die Vor-
schrift eröffneten Möglichkeiten, Geldstrafe neben 
Freiheitsstrafe gesondert zu verhängen, können in 
Einzelfällen auch das Zusammentreffen mehrerer, 
auf diese Weise ausgeschiedener Geldstrafen be-
wirken. Diese sind nach Absatz 2 Satz 3 zu einer 
Gesamtgeldstrafe zusammenzufassen. 

A b s a t z 3, der inhaltlich mit § 76 StGB überein-
stimmt, stellt ausdrücklich klar, daß Nebenstrafen 
und Maßnahmen nicht in den Gesamtstrafausspruch 
einbezogen werden, sondern daß auf sie ebenso wie 
bei Tateinheit selbständig zu erkennen ist. 

§ 68 betrifft nur den Fall, daß mehrere Straftaten 
gleichzeitig abgeurteilt werden. Die Frage der nach-
träglichen Bildung einer Gesamtstrafe wird in § 70 
besonders behandelt. 

§ 69 
Bildung der Gesamtstrafe 

Die Vorschrift befaßt sich mit den Grundsätzen 
für die Bemessung der Gesamtstrafe. Sie geht in 
Abs a t z 1 Satz 1 davon aus, daß die Gesamtstrafe 
in Übereinstimmung mit dem geltenden Recht durch 
Erhöhung der verwirkten höchsten Strafe, bei Stra-
fen verschiedener Art durch Erhöhung der ihrer 

§ 69 

Art nach schwersten Strafe gebildet wird. Diese Er-
höhung wird nach Absatz 2 durch ein relatives 
und ein absolutes Höchstmaß begrenzt. Das erste 
ist in der Weise bestimmt, daß die Gesamtstrafe 
die Summe der verwirkten Einzelstrafen nicht er-
reichen darf. Das absolute Höchstmaß ist für jede 
Strafart besonders festgesetzt. Dabei wird für die 
zeitige Zuchthausstrafe das allgemeine gesetzliche 
Höchstmaß von zwanzig Jahren (§ 44 Abs. 2) nicht 
überschritten, weil auch bei Tatmehrheit eine Er-
weiterung dieses Strafrahmens den Charakter des 
zeitigen Zuchthauses als einer bestimmten Strafe in 
Frage stellen und sie einer oft lebenslangen und da-
mit unbestimmten Strafe annähern könnte. Bei der 
Gefängnisstrafe erscheint es dagegen sachgemäß, 
eine Überschreitung des allgemeinen gesetzlichen 
Höchstmaßes von zehn Jahren (§ 46 Abs. 1) um die 
Hälfte vorzusehen. Die nach geltendem Recht für 
die Gesamtgefängnisstrafe bestimmte Höchstgrenze 
von zehn Jahren (§ 74 Abs. 3 StGB) dürfte künftig 
nicht mehr genügen, um den Unrechts- und Schuld-
gehalt einer Vielzahl von Straftaten in jedem Falle 
ausreichend zu erfassen. Der Entwurf bedroht aus 
kriminalpolitischen Gründen in erheblichem Umfang 
bisher zuchthauswürdige Verbrechen nur noch mit 
Gefängnisstrafe. Deshalb ist das allgemeine gesetz-
liche Höchstmaß dieser Strafart auf zehn Jahre er-
höht worden (vgl. dazu die Begründung zu § 46 
Abs. 1); folgerichtig muß auch das Höchstmaß der 
Gesamtgefängnisstrafe heraufgesetzt werden, weil 
sonst Fälle vorkommen könnten, in denen der ge-
setzliche Strafrahmen eine schuldangemessene Be-
strafung nicht ermöglicht. Für die Strafhaft wird das 
Höchstmaß der Gesamtstrafe auf sechs Monate fest-
gesetzt. Diese enge Begrenzung beruht auf der Er-
wägung, daß diese Strafart auch bei Vorliegen meh-
rerer Taten ihren besonderen, kriminalpolitisch er-
wünschten Charakter als Besinnungs- und Denk-
zettelstrafe nicht verlieren darf (vgl. dazu die Be-
gründung zu § 47). Eine Erhöhung über das allge-
meine gesetzliche Höchstmaß der Strafhaft hinaus 
würde diese kriminalpolitische Zielsetzung gefähr-
den. Für den Strafarrest, der im Bereich des Wehr-
strafrechts ähnliche Aufgaben zu erfüllen hat wie 
die Strafhaft im allgemeinen Strafrecht, regelt § 13 
Abs. 1 des Wehrstrafgesetzes vom 30. März 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 298) das Höchstmaß der Ge-
samtstrafe ebenso. Für die Gesamtgeldstrafe sieht 
der Entwurf als absolutes Höchstmaß 720 Tagessätze 
vor. Das entspricht dem Doppelten des allgemeinen 
Höchstmaßes der Geldstrafe (§ 51 Abs. 1). Diese 
gegenüber den Freiheitsstrafen erhebliche Straf-
rahmenerweiterung ist einerseits notwendig, um für 
alle Fälle der Tatmehrheit einen ausreichenden 
Strafrahmen zur Verfügung zu haben, und anderer-
seits unbedenklich, weil kriminalpolitisch bedeut-
same Gesichtspunkte eine Beschränkung dieser Er-
höhung im Gegensatz zu den Freiheitsstrafen nicht 
erfordern. 

Bei der Bildung der Gesamtstrafe, für die sich der 
Strafrahmen aus Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 
ergibt, werden die Person des Täters und die ein-
zelnen Straftaten zusammenfassend gewürdigt (Ab-
satz 1 Satz 2). Mit diesem Hinweis soll die bereits 
auf dem Boden des geltenden Rechts entwickelte 
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§ 70, vor § 71 
höchstrichterliche Rechtsprechung anerkannt wer-
den, wonach in der Gesamtstrafe auch das Verhält-
nis der einzelnen Straftaten zueinander, ihr Zusam-
menhang, ihre größere oder geringere Selbständig-
keit, namentlich die Verhältnisse des Verurteilten 
und sein gesamtes in den Straftaten hervortretendes 
Verschulden, Berücksichtigung finden sollen. Dar-
aus folgt, daß bei der Zumessung einer Gesamtstrafe 
mit den in § 60 bezeichneten allgemeinen Straf-
zumessungsgründen nicht auszukommen ist. Es muß 
vielmehr beachtet werden, daß die einzelnen Taten 
Ausfluß einer einheitlichen Täterpersönlichkeit sind; 
sie sind deshalb nicht als bloße Summe, sondern als 
ein Inbegriff zu beurteilen, dem eine selbständige 
Bedeutung zukommen kann. Die Frage, ob für die 
Bemessung der Einzelstrafen gegenüber den allge-
meinen Regeln Besonderes gilt, läßt der Entwurf 
offen. Sie soll auch weiterhin der Klärung durch die 
Rechtsprechung überlassen werden. 

Ab s a t z 3 enthält eine Sondervorschrift für die 
Fälle, in denen nach den Regeln des Absatzes 1 
Strafhaft als Gesamtstrafe zu verhängen wäre, das 
Höchstmaß der Strafhaft hierzu aber nicht ausreicht. 
Das trifft stets dann zu, wenn die angemessene Ge-
samtstrafe mehr als sechs Monate Strafhaft betragen 
müßte. Um nicht durch Heraufsetzung des Höchst-
maßes das Wesen dieser Strafart als einer Besin-
nungs- und Denkzettelstrafe zu gefährden, läßt der 
Entwurf in diesen Fällen den Übergang zur Gefäng-
nisstrafe zu. Diese muß — dem Zwecke der Rege-
lung entsprechend — mehr als sechs Monate be-
tragen, darf andererseits aber zwei Jahre nicht 
übersteigen und auch die Summe der verwirkten 
Einzelstrafen nicht erreichen (Absatz 2 Satz 1). § 13 
Abs. 1 des Wehrstrafgesetzes kennt für den Straf-
arrest eine ähnliche Regelung. 

A b s a t z 4 gibt einen Maßstab für die Berech-
nung der Summe der Einzelstrafen, wenn Geldstrafe 
mit Freiheitsstrafe zusammentrifft. Er stimmt sach-
lich mit § 55 Abs. 1 Satz 2 überein. Für die Berech-
nung der Summe mehrerer Freiheitsstrafen ist § 50 
anwendbar. 

§ 70 
Nachträgliche Bildung der Gesamtstrafe 

Die Vorschrift sieht zur Ergänzung der §§ 68 und 
69, die sich nur mit dem Fall gleichzeitiger Aburtei-
lung mehrerer Straftaten befassen, unter bestimm-
ten, nahezu vollständig mit § 79 StGB übereinstim-
menden Voraussetzungen die nachträgliche Bildung 
einer Gesamtstrafe vor. Die abweichende Fassung 
dient nur der Klarstellung einiger rechtlicher Zwei-
felsfragen. So wird in A b s a t z 1 zunächst be-
stimmt, daß das frühere Urteil, dessen Einzelstrafe 
zur Bildung einer Gesamtstrafe herangezogen wer-
den soll, rechtskräftig sein muß. Dadurch wird ver-
mieden, daß die Gesamtstrafe vom Bestand des frü-
heren Urteils abhängt und mit dessen Aufhebung 
wegfällt. Daß nicht mehr wie bisher darauf abge-
stellt wird, ob die gegen den Verurteilten erkannte 
Strafe verbüßt ist, sondern darauf, ob sie vollstreckt 
ist, hängt mit der Einbeziehung der Geldstrafe in 
das Gesamtstrafensystem zusammen; bei ihr kann 
von Verbüßung nicht gesprochen werden. Schließ-
lich soll durch Absatz 1 Satz 2 klargestellt werden, 

daß es für die Frage der nachträglichen Bildung 
einer Gesamtstrafe auf den Zeitpunkt der Verkün-
dung desjenigen Urteils in dem früheren Verfahren 
ankommt, in dem die zugrunde liegenden tatsäch-
lichen Feststellungen letztmals geprüft werden 
konnten. 

Absatz 2 bietet die Möglichkeit, bei nachträg-
licher Bildung einer Gesamtstrafe auch den früheren 
Ausspruch über Nebenstrafen und Maßnahmen (§ 11 
Abs. 1 Nr. 5) der neuen Entscheidung anzupassen. 
Nach § 68 Abs. 3 werden Nebenstrafen und Maß-
nahmen in die Gesamtstrafe nicht einbezogen. Auf 
sie wird vielmehr selbständig erkannt, wenn eines 
der anwendbaren Gesetze sie vorschreibt oder zu-
läßt. In der Regel wird daraus folgen, daß die in 
der früheren Entscheidung angeordneten Neben-
strafen und Maßnahmen aufrecht zu erhalten sind. 
Es besteht jedoch die Möglichkeit, daß sie aus-
nahmsweise durch die neue Entscheidung gegen-
standslos werden. Hat etwa das frühere Urteil die 
Fähigkeit entzogen, öffentliche Ämter zu bekleiden, 
so ist diese Nebenstrafe zu streichen, wenn das 
neue Urteil auf Zuchthaus lautet; denn diese Straf-
art schließt die Amtsunfähigkeit ein (§ 45 Abs. 1 
Nr. 1). Ebenso wäre eine vorbeugende Verwahrung 
aufzuheben, wenn in dem neuen Urteil Sicherungs-
verwahrung angeordnet wird, weil die beiden Maß-
regeln nebeneinander keinen Bestand haben können 
(§ 86 Abs. 2). 

Wegen einiger Besonderheiten der nachträglichen 
Bildung einer Gesamtstrafe bei Strafaussetzung zur 
Bewährung wird auf die Begründung zu § 80 Abs. 2 
und 3 Bezug genommen. 

Vierter Titel 
Strafaussetzung zur Bewährung 

Die Strafaussetzung zur Bewährung ist erst in 
jüngster Vergangenheit durch das 3. Strafrechts-
änderungsgesetz vom 4. August 1953 (Bundes-
gesetzbl. I S. 735) in das allgemeine Strafensystem 
eingefügt worden. Der Entwurf schlägt keine grund-
sätzliche Reform dieser Rechtseinrichtung vor. Er 
beschränkt sich im wesentlichen darauf, die prak-
tischen Erfahrungen, die in den ersten Jahren der 
Anwendung gemacht worden sind, dadurch auszu-
werten, daß er die kriminalpolitisch verschieden-
artigen Zwecke der Strafaussetzung deutlicher her-
ausarbeitet, aus systematischen Gründen im Be-
reich der Bewährungsmaßnahmen (Weisungen und 
Auflagen) eine schärfere Abgrenzung vornimmt 
und eine Anzahl von Unklarheiten, die sich bei der 
Auslegung des Gesetzes ergeben haben, bereinigt. 

Die weitgehend unveränderte Übernahme der 
Grundlinien des geltenden Rechts beruht weniger 
auf der Erwägung, daß der verhältnismäßig kurze 
Erfahrungszeitraum die umfassende Überprüfung 
einer so bedeutsamen Rechtsänderung noch nicht 
erlaube, als auf einer nochmals durchgeführten 
sorgfältigen Abwägung aller Gründe, die für oder 
gegen ein System richterlich überwachter Freiheit 
im allgemeinen und die Form der Strafaussetzung 
zur Bewährung im besonderen sprechen. 

In Deutschland hat sich die Strafaussetzung im 
Rahmen des Gnadenrechts entwickelt. Nachdem im 
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Jahre 1903 die Regierungen der deutschen Staaten 
bestimmte Grundsätze für die gnadenweise Bewil-
ligung der bedingten Strafaussetzung vereinbart 
hatten, ist sie zu einem bleibenden und unentbehr-
lichen Bestandteil der Strafrechtspflege geworden. 
Sie hat aber bis zum Erlaß des 3. Strafrechtsände-
rungsgesetzes — von einer Ausnahme im Jugend-
strafrecht abgesehen — ihren Charakter als Gnaden-
maßnahme stets bewahrt. Sie konnte sich als aus-
schließliche Einrichtung des Gnadenrechts behaup-
ten, obwohl die Wissenschaft schon seit Beginn die-
ses Jahrhunderts durchschlagende Bedenken da-
gegen erhoben hatte und alle Entwürfe seit 1909 
die reichsgesetzliche Regelung dieses Sachgebiets 
als eine unumgängliche Notwendigkeit ansahen. Die 
Kritik an der gnadenrechtlichen Ausgestaltung be-
ruhte auf der zutreffenden Überlegung, daß es mit 
dem Wesen der Gnade schwerlich vereinbar sei, sie 
zur Verwirklichung kriminalpolitischer Ziele nach 
allgemein gültigen Richtlinien zu gewähren. Daß der 
Gesetzgeber erst im Jahre 1953 aus dieser Rechts-
lage die Folgerungen zog, hängt nicht zuletzt mit 
den bekannten Schwierigkeiten zusammen, die seit 
dem ersten Weltkrieg das Gelingen einer allgemei-
nen Reform des Strafrechts wiederholt verhindert 
haben. Unter diesen Umständen könnte der Ge-
danke, die Strafaussetzung zur Bewährung wieder 
in den ausschließlichen Bereich des Gnadenrechts 
zurückzudrängen, selbst dann nicht erwogen wer-
den, wenn die bisherigen Erfahrungen mit der gel-
tenden gesetzlichen Regelung noch nicht zufrieden-
stellend gewesen sein sollten. Das ist aber nicht der 
Fall. Nach erheblichen Anfangsschwierigkeiten, die 
bei Gesetzesänderungen von so weittragender Be-
deutung unvermeidlich sind, und nach Klärung zahl-
reicher Zweifelsfragen durch die höchstrichterliche 
Rechtsprechung hat sich die Anwendung der Maß-
nahme durch die Gerichte zunehmend gefestigt. Vor 
allem bilden sich in steigendem Maße einheitliche 
Anwendungsgrundsätze heraus und das Gefühl für 
eine zweckentsprechende Handhabung der Straf-
aussetzung wird sicherer. Es besteht deshalb kein 
Anlaß, zu dem früheren Rechtszustand zurückzu-
kehren, der namentlich deshalb unbefriedigend war, 
weil er eine bundeseinheitliche Regelung aus ver-
fassungsrechtlichen Gründen unmöglich machte und 
weil er den sachlich in erster Linie berufenen unab-
hängigen Tatrichter von der Entscheidung aus-
schloß. 

Zur Klärung der Frage, in welcher gesetzlichen 
Form der Gedanke verwirklicht werden kann, den 
Ausspruch oder die Vollstreckung einer Strafe von 
dem Verhalten des Verurteilten während einer Be-
währungszeit abhängig zu machen, konnte auf um-
fangreiche Vorarbeiten im Rahmen der großen 
Strafrechtsreform und auf die gerade in diesem Be-
reich besonders bemerkenswerten Entwicklungen 
in zahlreichen ausländischen Staaten zurückgegrif-
fen werden. Dabei hat sich gezeigt, daß dieser Ge-
danke eine sehr unterschiedliche Ausgestaltung zu-
läßt. 

Es ist denkbar und verschiedentlich in Deutsch-
land auch gefordert worden, die Möglichkeit der 
Bewährung dem Strafverfahren vorzuschalten mit 
dem Ziel, daß bereits die Einleitung oder die weitere 

vor 71 

Durchführung des Verfahrens unterbleibt, wenn der 
Beschuldigte sich bewährt (Bewährungsfrist vor dem 
Urteil). Diese rein prozessuale Lösung gilt in eini-
gen skandinavischen und nordamerikanischen Staa-
ten auf Grund entsprechender gesetzlicher Vorschrif-
ten. In Deutschland ist sie vor dem Inkrafttreten des 
Jugendgerichtsgesetzes vom 4. August 1953 (Bun-
desgesetzbl. I S. 751) von einzelnen Jugendrichtern 
angewendet, überwiegend aber als gesetzwidrig 
bekämpft worden. Für den vorliegenden Entwurf 
scheidet diese Form der bedingten Verfahrensein-
stellung schon deshalb aus, weil sie als prozessuale 
Maßnahme nicht im Strafgesetzbuch geregelt wer-
den könnte. Im übrigen bestehen gegen sie auch 
erhebliche rechtsstaatliche Bedenken, die dazu ge-
führt haben, daß die Bewährungsfrist vor dem Ur-
teil ernsthaft von keiner Seite als Vorschlag für die 
Strafrechtsreform zur Erörterung gestellt worden ist. 

Nach einer anderen Lösung, die vor allem in den 
Vereinigten Staaten von Amerika große Verbrei-
tung gefunden hat und auch in Großbritannien ein-
geführt ist, wird die Bewährungszeit nach dem 
Schuldspruch bei gleichzeitiger Aussetzung des 
Strafausspruchs eingefügt. Es handelt sich dabei um 
das bekannte anglo-amerikanische Probationsystem, 
das in das deutsche Jugendstrafrecht als Aussetzung 
der Verhängung der Jugendstrafe (§§ 27 bis 30 des 
Jugendgerichtsgesetzes) Eingang gefunden hat. Für 
diese Form der bedingten Verurteilung spricht ihre 
außerordentliche Anpassungsfähigkeit an die Er-
fordernisse des Einzelfalles. Sie ermöglicht es, erst 
nach dem Versagen des Täters in der Bewährungs-
zeit zur Straffrage Stellung zu nehmen und ein 
Strafmaß festzusetzen, das den spezialpräventiven 
Zwecken der Strafe voll gerecht wird. Zur Ver-
brechensbekämpfung kann deshalb diese Maß-
nahme wirksamer als die meisten anderen Formen 
der bedingten Verurteilung eingesetzt werden. 
Außerdem wird durch die Trennung von Schuld-
spruch und Strafausspruch ein deutlicher Einschnitt 
im Verfahren erreicht, der es ermöglicht, dem Täter 
zunächst nur die Bewährungschance zu bieten und 
ihm jeden Makel der Bestrafung zu ersparen, wenn 
er das in ihn gesetzte Vertrauen rechtfertigt. Diese 
Form der Bewährung ist der Wiedereingliederung 
des Täters deshalb besonders günstig. Gleichwohl 
wird ihre Übernahme in das künftige Recht nicht 
vorgeschlagen. Bedenken bestehen vor allem unter 
dem Gesichtspunkt eines folgerichtigen Schuldstraf-
rechts. Der bloße Schuldspruch ist keine ausreichen-
de Maßnahme, um dem Täter die Bewährung der 
Rechtsordnung im Einzelfall bewußt zu machen und 
ihm die Mißbilligung seines Verhaltens nachdrück-
lich vor Augen zu führen. Es besteht die Gefahr, 
daß er die bloße Feststellung der Schuld ohne Be-
messung und Ausspruch einer Strafe als eine staat-
liche Sanktion ohne fühlbaren Inhalt auffaßt. Auch 
sind die Ermittlungen zur Straffrage außerordent-
lich erschwert, wenn nach dem Schuldspruch längere 
Zeit verstrichen ist, bevor über die Strafe wegen 
der dem Schuldspruch zugrunde liegenden Tat ent-
schieden wird. Die in der ersten Hauptverhandlung 
zur Verfügung stehenden Beweismittel werden oft 
nicht mehr greifbar sein, so daß sich die Entschei-
dung im wesentlichen auf den Inhalt des schuldig 
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sprechenden Urteils und die auf die Bekundungen 
des Bewährungshelfers oder anderer mit dem Täter 
befaßter Personen über sein Verhalten nach der 
Tat beschränken müßte. Dadurch wird aber die Ge-
fahr begründet, daß dieses Verhalten nicht nur zur 
besseren Beurteilung der Täterpersönlichkeit und 
der begangenen Tat, sondern auch als selbständiger 
Bestrafungsgrund herangezogen wird. Eine solche 
Handhabung würde den Grundsätzen des Schuld-
strafrechts widersprechen. 

Die vorstehend dargelegten Bedenken werden 
zum Teil durch die in dem Entwurf von 1936 (§§ 60 
bis 63) vorgesehene „Verwarnung mit Strafvor-
behalt" vermieden. Hier wird der Täter im Zusam-
menhang mit dem Schuldspruch verwarnt und der 
Strafausspruch zwar aufgeschoben, die Strafe selbst 
aber für den Fall eines Versagens schon von vorn-
herein nach Art und Höhe bestimmt. Damit ent-
fallen die Schwierigkeiten, die sich aus der Not-
wendigkeit einer nachträglichen Strafzumessung er-
geben. Die Bedenken jedoch, die mit den Erforder-
nissen des Schuldstrafrechts zusammenhängen oder 
sich auf die Gefahr einer Schwächung der Straf-
rechtspflege beziehen, bleiben unverändert be-
stehen. Sie dürften so schwerwiegend sein, daß sich 
die ausschließliche Einführung der Verwarnung mit 
Strafvorbehalt auf Kosten der Strafaussetzung zur 
Bewährung nicht rechtfertigen läßt. Beide Maß-
nahmen aber nebeneinander vorzusehen, etwa in 
der Weise, daß die Verwarnung mit Strafvorbehalt 
für kurzfristige und die Strafaussetzung für längere 
Strafen vorbehalten wird, empfiehlt sich schon des-
halb nicht, weil dadurch eine schwer erträgliche 
Komplizierung im Strafensystem eintreten würde. 

Es bleibt deshalb nur die Möglichkeit, die Be-
währungszeit nach dem Ausspruch der Strafe ein-
zuschalten. Im Bereich des früheren Gnadenrechts 
ist das überwiegend in der Form der Aussetzung 
der Vollstreckung und des Erlasses der Strafe nach 
erfolgreicher Bewährungszeit geschehen. Die Ent-
würfe von 1922 bis 1930 haben dagegen vorgeschla-
gen, mit dem Ablauf der Bewährungszeit den Erlaß 
der Strafe kraft Gesetzes zu verbinden, wenn nicht 
vorher die Vollstreckung angeordnet wird (beding-
ter Straferlaß). Für diese Form wurde vorgebracht, 
ein Nachteil der Strafaussetzung bestehe darin, daß 
sich die Zeit, innerhalb deren der Verurteilte in 
Ungewißheit über sein Schicksal schwebe, erheblich 
über die Bewährungszeit hinaus erstrecken könne, 
weil der Straferlaß erst mit der Rechtskraft der ihn 
aussprechenden besonderen Entscheidung eintrete. 
Außerdem werde die Feststellung der Bewährung 
verlangt, wodurch das Gericht zu eingehenden 
Nachforschungen über das Verhalten des Verur-
teilten genötigt sei. Dieser werde dadurch einer 
vielleicht entbehrlichen Durchforschung seines Pri-
vatlebens ausgesetzt, die auch bei schonendster 
Durchführung eine Bloßstellung mit sich bringen 
könne und die Gerichte mit einer nicht immer ge-
botenen Arbeit belaste. Diese Gedankengänge hat 
sich der Entwurf nicht zu eigen gemacht. Es ist ein 
entscheidender Mangel des bedingten Straferlasses, 
daß er die Praxis nicht dazu zwingt, sich während 
und am Ende der Bewährungszeit gründlich mit 
dem Verurteilten zu befassen. Der kraft Gesetzes 

ohne besondere Entscheidung eintretende Straferlaß 
kann den Richter dazu verleiten, sich um die 
Lebensführung des Verurteilten nicht zu kümmern, 
weil sich die Sache ohnehin von selbst erledigt. 
Die Rechtsform des bedingten Straferlasses beruht 
noch zu sehr auf der Vorstellung, daß sich der Sinn 
der Maßnahme in der Drohung künftiger Strafvoll-
streckung erschöpfe und daß diese allein geeignet 
sei, den Verurteilten zu einem gesetzmäßigen und 
geordneten Leben anzuhalten. Nicht zuletzt unter 
dem Eindruck der Erfahrungen des Auslandes hat 
sich dieser Standpunkt grundlegend gewandelt. Für 
die kriminell Gefährdeten hat sich der Schwerpunkt 
der Bewährungsmaßnahmen weitgehend auf die 
nachhaltige Einwirkung während der Bewährungs-
zeit verlagert. Es ist klar geworden, daß für diesen 
Kreis von Tätern der Rückfall nur durch wirksame 
Hilfestellung verhindert werden kann. Es lag des-
halb nahe, an der Rechtsform der Strafaussetzung 
zur Bewährung festzuhalten, die das 3. Strafrechts-
änderungsgesetz eingeführt hat und die dieses Ziel 
am besten gewährleistet. 

Allerdings durfte bei dieser grundsätzlichen Ent-
scheidung ein Gesichtspunkt nicht übersehen wer-
den: Strafaussetzung im Sinne des § 71 kommt im 
wesentlichen bei zwei Gruppen von Tätern in Fra-
ge. Häufig wird sie als reine Vergünstigung solchen 
Verurteilten gewährt, die auf Grund einer einmali-
gen, sich voraussichtlich nicht wiederholenden Kon-
fliktslage oder Gelegenheit gestrauchelt sind; in 
kaum minder großem Umfang wird sie aber auch 
bei Tätern Anwendung finden, die gegenüber der 
Versuchung, Straftaten zu begehen, schon bis zu 
einem gewissen Grade anfällig sind. Für die erste 
Gruppe bedarf es einer nachhaltigen Einwirkung 
während der Bewährungszeit nicht. Für sie ist die 
Maßnahme eine bloße Wohltat, die gewährt wird, 
um den in solchen Fällen oft schädlichen Vollzug 
einer Freiheitsstrafe zu vermeiden. Hier würde in 
der Tat die Rechtsform des bedingten Straferlasses 
den Vorzug verdienen, weil bei Tätern dieser Art 
die besondere Prüfung der Voraussetzungen des 
Straferlasses nach Ablauf der Bewährungszeit regel-
mäßig unnötig und für die Gerichte eine vermeid-
bare Belastung wäre. Nun liegt aber das kriminal-
politische Schwergewicht der Strafaussetzung nicht 
bei den reinen Konflikts- und Gelegenheitstätern, 
sondern nach den bisherigen kriminologischen Er-
fahrungen gerade bei denen, die durch ihre Tat 
bereits eine — allerdings noch nicht erhebliche — 
kriminelle Gefährdung erkennen lassen. Bedenkt 
man ferner, daß die Ergebnisse einer Hauptverhand-
lung meist keine eindeutige Feststellung zulassen, 
ob der Täter zu der einen oder der anderen Gruppe 
gehört, so dürfte sich die Einführung von zwei ver-
schiedenen, sachlich jedoch eng miteinander ver-
wandten Bewährungssystemen kaum verantworten 
lassen. 

Der Entwurf trägt jedoch der Erkenntnis, daß die 
Strafaussetzung für grundsätzlich verschiedene 
Tätergruppen in Frage kommt, auf andere Weise 
Rechnung. Im Gegensatz zum geltenden Recht glie-
dert er die für die Bewährungszeit anzuordnenden 
Maßnahmen nach ihrer Zweckbestimmung in Auf-
lagen und Weisungen. Auflagen (§ 74) dienen der 
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Genugtuung für das begangene Unrecht. Sie eignen 
sich besonders für die Verurteilten, die der Aufsicht 
und Hilfe während der Bewährungszeit nicht bedür-
fen, denen aber aus Schulderwägungen oder aus 
kriminalpolitischen Gründen ihre Verurteilung fühl-
bar gemacht werden muß. Weisungen (§ 75) da-
gegen sind Maßnahmen, die spezialpräventiven 
Zwecken dienen; sie sollen dem Verurteilten helfen, 
zu einem gesetzmäßigen und geordneten Leben zu-
rückzufinden. Sie sind deshalb für die schon krimi-
nell Gefährdeten bestimmt, denen sie während der 
Bewährungszeit Stütze und Hilfe bieten sollen. Die 
Bedeutung der damit getroffenen Unterscheidung 
zwischen Auflagen und Weisungen darf jedoch nicht 
überschätzt werden. In der Praxis werden Fälle, in 
denen Auflagen und Weisungen nebeneinander an-
zuordnen sind, nicht selten sein. Das hängt vor 
allem damit zusammen, daß es bei kriminell gefähr-
deten Tätern, denen einzelne Weisungen zu er-
teilen sind, durchaus notwendig sein kann, daneben 
noch Auflagen zur Genugtuung für das begangene 
Unrecht zu machen. 

Wie sich aus der systematischen Einordnung des 
Titels ergibt und wie in Rechtsprechung und Lehre 
überwiegend anerkannt ist, sieht der Entwurf die 
Strafaussetzung zur Bewährung als eine Maßnahme 
der Strafbemessung an, die — von der Aussetzung 
des Strafrestes zur Bewährung (§ 79) abgesehen, 
für die Besonderes gilt, — in die Hand des erken-
nenden Gesichts gehört. Über diesen Rahmen hin-
aus läßt er die Frage der Rechtsnatur der Strafaus-
setzung offen. 

Neben der Strafaussetzung sieht der Entwurf 
auch die Möglichkeit vor, die Vollstreckung von 
Maßregeln der Besserung und Sicherung zur Be-
währung auszusetzen. Dieser Fragenkreis, für den 
zum Teil andere Gesichtspunkte als bei der Straf-
aussetzung maßgebend sind, wird jedoch nicht in 
dem vorliegenden Titel, sondern in unmittelbarem 
Zusammenhang mit den Maßregeln behandelt (vgl. 
die §§ 105 bis 108 und die Begründung dazu). 

Das geltende Recht (§ 25 Abs. 1 Satz 2 StGB) 
gewährt für Vermerke über Strafen, die nach einer 
Strafaussetzung zur Bewährung erlassen worden 
sind, eine strafregisterliche Vergünstigung. Der Ent-
wurf enthält eine entsprechende Regelung nicht, 
weil er alle Vorschriften, die sich auf das Straf-
register beziehen, einem besonderen Strafregister-
gesetz überlassen möchte, das sich zur Zeit in Vor-
bereitung befindet. Er steht jedoch auf dem Stand-
punkt, daß das künftige Recht aus kriminalpoliti-
schen Gründen eine dem § 25 Abs. 1 Satz 2 StGB 
entsprechende oder möglicherweise weitergehende 
Vergünstigung vorsehen muß. Die Frage wird im 
Zusammenhang mit dem Entwurf des Einführungs-
gesetzes näher zu prüfen sein. 

§ 71 
Strafaussetzung 

Die Vorschrift entspricht sachlich dem § 23 Abs. 1 
und 2 StGB und den dazu in der Rechtsprechung ent-
wickelten Ergänzungen. 

A b s a t z 1 läßt Strafaussetzung zur Bewährung 
nur bei Gefängnisstrafen bis zu neun Monaten und 

§ 71 
bei Strafhaft zu. Diese Beschränkung auf Fälle der 
leichteren Kriminalität ist vor allem von Vertretern 
der Wissenschaft angegriffen worden mit der Be-
gründung, daß es kriminalpolitisch sinnvoll sein 
könne, auch höhere Strafen zur Bewährung aus-
zusetzen, und daß die Grenze bei neun Monaten 
willkürlich sei. Zwar mag die vorgeschlagene starre 
Grenze bisweilen zu Unzuträglichkeiten führen, weil 
das Gericht den Fällen, die sich um diese Grenze 
gruppieren, häufig nicht in der Weise gerecht wer-
den kann, wie es nach Lage des Einzelfalles erfor-
derlich wäre. Gleichwohl kann nach den bisherigen 
Erfahrungen auf feste Grenzen verzichtet werden. 
Die geforderte Ausweitung schon im gegenwärtigen 
Zeitpunkt würde die Gefahr einer folgenschweren 
Schwächung der Strafrechtspflege mit sich bringen. 
Die Frage, ob im Anschluß an Vorbilder des Aus-
landes eine solche Ausweitung später erwogen 
werden kann, wird zu gegebener Zeit zu prüfen 
sein. 

Auch eine Aussetzung der Geldstrafe sieht der 
Entwurf in Übereinstimmung mit dem geltenden 
Recht, jedoch im Gegensatz zu den Entwürfen von 
1922 bis 1930 nicht vor. Zwar mag die drohende 
Vollstreckung einer empfindlichen Geldstrafe bis-
weilen geeignet sein, den Verurteilten von weite-
ren Straftaten abzuhalten. Im allgemeinen wird 
jedoch eine zur Bewährung ausgesetzte Geldstrafe 
nicht ernst genommen, weil ihr nur eine schwache 
Reaktionswirkung zukommt. Außerdem treffen 
wichtige kriminalpolitische Gründe, die für die Aus-
setzung der Freiheitsstrafen sprechen, für die Geld-
strafe nicht zu. Das gilt vor allem für das Ziel, die 
im Einzelfall oft nutzlose oder sogar schädliche 
kurzfristige Freiheitsstrafe auf diejenigen Fälle zu 
beschränken, in denen sie wirklich unentbehrlich ist. 
Auf die Einbeziehung der Geldstrafe kann auch des-
halb verzichtet werden, weil die Vorschriften über 
ihre Bemessung (§ 51) und über Zahlungserleichte-
rungen (§ 54) sowie die für das Vollzugsgesetz 
vorgesehenen Möglichkeiten, unter bestimmten Vor-
aussetzungen von der Vollstreckung der Ersatz-
freiheitsstrafe abzusehen, in vollem Umfange aus-
reichen, um den Bedürfnissen individueller Behand-
lung des Verurteilten gerecht zu werden. 

Daß die Strafaussetzung nicht für Zuchthaus-
strafen zugelassen werden kann, ist eine selbst-
verständliche Folgerung aus dem Standpunkt des 
Entwurfs, die Maßnahme nur für Freiheitsstrafen 
bis zu neun Monaten vorzusehen, und entspricht der 
allgemeinen Bewertung, die der Zuchthausstrafe als 
der schwersten Freiheitsstrafe zuteil wird. 

Innerhalb dieser Grenzen setzt der Entwurf für 
die Strafaussetzung in enger Anlehnung an § 23 
Abs. 2 StGB voraus, daß zu erwarten ist, der Ver-
urteilte werde sich schon die Verurteilung zur War-
nung dienen lassen und künftig auch ohne die Ein-
wirkung des Strafvollzugs ein gesetzmäßiges und 
geordnetes Leben führen. Es muß also begründete 
Aussicht auf künftiges Wohlverhalten des Täters 
bestehen, was sachlich mit dem geltenden Recht voll 
übereinstimmt. Wenn die Vorschrift davon ab-
weichend ausdrücklich auf die Erwartung hinweist, 
der Verurteilte werde sich schon die Verurteilung 
zur Warnung dienen lassen, dann geschieht das, um 
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§ 72 
die einseitig spezialpräventiv ausgerichtete Fassung 
des § 23 Abs. 2 StGB aufzulockern und darauf Rück-
sicht zu nehmen, daß von der Strafaussetzung nicht 
nur die der Bewährungshilfe bedürftigen Täter er-
faßt werden, sondern auch Gelegenheits- und Kon-
fliktstäter, bei denen es einer besonderen „Einwir-
kung der Aussetzung" nicht bedarf, die vielmehr 
durch die bloße Verurteilung schon hinreichend ge-
warnt sind. 

Die Umstände, die bei der Prüfung der Aussich-
ten einer Strafaussetzung in erster Linie zu berück-
sichtien sind, werden in Absatz 1 Satz 2 nur bei-
spielhaft und vollständiger als im geltenden Recht 
aufgeführt. Dadurch soll der bisher mögliche Fehl-
schluß vermieden werden, daß für die Erfolgsaus-
sichten der Strafaussetzung nur die Persönlichkeit 
des Verurteilten, sein Vorleben, sein Verhalten nach 
der Tat und günstige Veränderungen seiner Lebens-
umstände herangezogen werden dürften. Das ist 
wohl schon nach geltendem Recht nicht zutreffend; 
denn auch die Umstände, welche die Tat begleiten, 
können beispielsweise Hinweise für die Aussichten 
künftigen Wohlverhaltens bieten. 

Im Gegensatz zum geltenden Recht erwähnt Ab-
satz 1 nicht mehr, daß die Aussetzung dem Ver-
urteilten Gelegenheit bieten soll, durch gute Füh-
rung während einer Bewährungszeit Straferlaß zu 
erlangen. Das bedeutet keine Änderung der Rechts-
lage; denn der Hinweis auf das Erfordernis guter 
Führung ist bereits in dem Begriff der Aussetzung 
„zur Bewährung" enthalten, und daß als Folge der 
Bewährung Straferlaß erlangt werden kann, ergibt 
sich aus den weiteren Vorschriften des Titels. 

Die Anordnung der Strafaussetzung ist in das 
pflichtmäßige Ermessen des Gerichts gestellt, dem 
durch die positiven Voraussetzungen des Absatzes 1 
und durch die Ausschlußgründe des § 72 zwingende 
Schranken gesetzt sind. Innerhalb dieser Schranken 
verbleibt dem Gericht ein Ermessensspielraum. 
Seine Entscheidung verletzt das Recht nur, wenn es 
die Grenzen des Ermessens überschreitet oder dieses 
mißbraucht. Es müßte zu einer kriminalpolitisch 
nicht vertretbaren Ausweitung der Strafaussetzung 
zur Bewährung führen, wenn die Gerichte auch in 
diesem Ermessensbereich als verpflichtet angesehen 
würden, grundsätzlich die Strafaussetzung zur Be-
währung zu gewähren. Denn es kann gute Gründe 
geben, die Strafaussetzung zur Bewährung auch in 
diesem Ermessensbereich zu versagen. Insbesondere 
die Rücksicht auf den Verletzten kann es nahe-
legen, bei der Abwägung der zu berücksichtigenden 
Gesichtspunkte der Vollstreckung den Vorrang vor 
der Aussetzung einzuräumen. 

In Anlehnung an die Ergebnisse der Rechtspre-
chung schließt Absatz 2 die Aussetzung eines 
Teils der Strafe im Urteil grundsätzlich aus. Nur für 
den schon im geltenden Recht anerkannten Fall 
der Anrechnung von Untersuchungshaft oder ande-
rer Freiheitsentziehung sieht Satz 2 eine Ausnahme 
vor. Der grundsätzliche Ausschluß der Teilausset-
zung entspricht einem wichtigen kriminalpolitischen 
Bedürfnis. Es muß verhindert werden, daß auf dem 
Wege über die Teilaussetzung die in vielen Fällen 
unerwünschte kurzfristige Freiheitsstrafe auch ge-

genüber Tätern zur Anwendung kommt, die eine 
längere Strafe verwirkt haben. Die Strafaussetzung 
wird nicht zuletzt durch die Erwägung gerechtfertigt, 
daß dem Bestraften der Vollzug als solcher wegen 
der mit ihm verbundenen, außerhalb des Straf-
zweckes liegenden Nachteile erspart werden soll. Die 
Teilaussetzung würde auf diesen wichtigen Gesichts-
punkt verzichten, statt dessen aber zur vermehrten 
Anwendung kurzfristigen Strafvollzugs verführen. 
Außerdem zwingt die schon im Urteil ausge-
sprochene Aussetzung eines Strafrestes zu unerfreu-
lichen Folgerungen: Auf die Entwicklung des Ver-
urteilten im Vollzug kommt es dann nicht mehr 
entscheidend an. Wenn er sich nicht so schlecht 
führt, daß die Aussetzung widerrufen werden muß, 
ist er ohne Prüfung seiner Entlassungsreife bedingt 
zu entlassen. Das aber sollte vermieden werden, 
weil sich oft erst im Vollzug zeigt, ob die Ausset-
zung eines Strafrestes Aussicht auf Erfolg bietet. 
Da auch darüber ein unabhängiges Gericht ent

-

scheidet, dürften keine Bedenken dagegen bestehen, 
die Entscheidung über die Teilaussetzung auf den 
Zeitpunkt zu verschieben, in dem sie sinnvoll ge-
troffen werden kann. Dem Bedürfnis, bei der Straf-
haft die Aussetzung zur Bewährung nach Verbüßung 
eines Teils der Strafe zu erleichtern, wird im § 79 
Rechnung getragen. Auf die Begründung zu dieser 
Vorschrift wird verwiesen. 

§ 72 
Ausschluß der Strafaussetzung 

Die Vorschrift sieht in Anlehnung an § 23 Abs. 3 
StGB eine Anzahl von Gründen vor, welche die 
Strafaussetzung ausschließen. 

Absatz 1 ersetzt die Bestimmung des geltenden 
Rechts, die eine Strafaussetzung verbietet, wenn das 
öffentliche Interesse die Vollstreckung der Strafe 
erfordert. Da der Begriff des öffentlichen Interesses 
so außerordentlich farblos ist, hat er der Rechtspre-
chung in den ersten Jahren nach Inkrafttreten des 
3. Strafrechtsänderungsgesetzes erhebliche Schwie-
rigkeiten bereitet. Während der Ausschlußgrund 
zunächst nur als Ausdruck generalpräventiver Ge-
dankengänge gewertet wurde, hat sich immer mehr 
die Auffassung durchgesetzt, daß er gegenüber den 
individualpräventiven Voraussetzungen der Straf-
aussetzung die gebührende Berücksichtigung der 
anderen Strafzwecke zulasse und zugleich fordere. 
Der Entwurf bemüht sich, auf den Ergebnissen der 
Rechtsprechung aufbauend die gebotene Verdeut-
lichung zu erreichen und damit die künftige Ent-
wicklung in festere Bahnen zu lenken. Er erkennt 
an, daß gegenüber der Aussicht künftigen Wohlver-
haltens sowohl das Bedürfnis nach einer der Art und 
dem Maß der Schuld angemessenen Bestrafung des 
Täters wie auch die Aufgabe der Strafe, der Bege-
hung von Straftaten entgegenzuwirken, ein solches 
Gewicht gewinnen können, daß sie die Vollstrek-
kung der Strafe gebieten. Auf diesen Hinweis muß 
sich das Gesetz beschränken. Den Widerstreit der 
Strafzwecke im Einzelfall zu lösen, ist eine Aufgabe 
der Strafzumessung, die ihrem Wesen nach der 
Rechtsprechung zukommt. 

Absatz 2 übernimmt in seinen Nummern 1 und 
2 mit gewissen Änderungen die Ausschlußgründe 
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des § 23 Abs. 3 Nr. 2 und 3 StGB, welche die Straf-
aussetzung unter näher bestimmten Voraussetzun-
gen ausschließen, wenn der Täter vorbestraft oder 
wenn ihm schon einmal Strafaussetzung gewährt 
worden ist. Gegen diese starren Grenzen bestehen 
aus kriminalpolitischen Gründen Bedenken; denn 
sicher wird eine nicht ganz unerhebliche Zahl von 
Rechtsbrechern, bei denen die allgemeinen Voraus-
setzungen für eine Strafaussetzung günstig sind, 
nur deshalb nicht in deren Genuß kommen, weil 
eine der formalen gesetzlichen Schranken entgegen-
steht. Diese Unzuträglichkeit muß aber in Kauf ge-
nommen werden. Die Strafaussetzung ist eine junge 
Rechtseinrichtung, die in der Rechtsprechung der 
unteren Gerichte noch keineswegs einheitlich ge-
handhabt wird. Es muß vermieden werden, daß die 
Strafdrohungen durch übermäßige Aussetzung der 
verhängten Strafen an Gewicht verlieren. Durch die 
Ausscheidung vorbestrafter Täter nach bestimmten, 
in jedem Falle festliegenden Regeln wird einer un-
angemessenen Anwendung in einem Bereich ent-
gegengewirkt, in dem die Aussetzung ohnehin nur 
in verhältnismäßig wenigen Ausnahmefällen ge-
rechtfertigt werden könnte. Bis auf weiteres jeden-
falls sollte an solchen Grenzen festgehalten werden. 
Erst wenn die neue Rechtseinrichtung zu einem or-
ganischen Bestandteil der Strafrechtspflege gewor-
den ist und längere Erfahrungen hinsichtlich ihrer 
Anwendung vorliegen, kann an eine. Ausweitung 
gedacht werden. 

Die beiden ersten Nummern des Absatzes 2 un-
terscheiden sich vom geltenden Recht durch folgen-
de Änderungen: Die Nummer 1 ist dadurch ver-
schürft, daß die Summe der Vorstrafen des Verur-
teilten von sechs Monaten auf drei Monate ermäßigt 
wird, während die Nummer 2 insofern gemildert 
ist, als die Aussetzung nur durch Straftaten ausge-
schlossen wird, die nach einer vorausgegangenen 
richterlichen oder gnadenweisen Strafaussetzung 
während der Bewährungszeit — also nicht wie bis-
her während des im allgemeinen längeren Zeitraums 
von fünf Jahren — begangen werden. Die Ände-
rungen verfolgen den Zweck, die beiden Ausschluß-
gründe nach ihrem sachlichen Gewicht aufeinander 
abzustimmen. Für den im geltenden Recht bestehen-
den Wertunterschied ihrer Voraussetzungen spricht 
nur die Erwägung, daß ein Täter, der das ihm durch 
eine Strafaussetzung entgegengebrachte Vertrauen 
mißbraucht, strenger zu behandeln ist als ein ande-
rer, der lediglich erneut straffällig wird. Dieser Ge-
danke reicht aber nicht aus, um den zur Zeit be-
stehenden erheblichen Unterschied zwischen den 
beiden Ausschlußgründen voll zu rechtfertigen. 
Durch die vorgeschlagene Annäherung soll diese 
Spannung beseitigt werden. Ferner bezieht der Ent-
wurf in den Anwendungsbereich der Nummer 2 auch 
die Aussetzung des Strafrestes (§ 79) ein. Die 
Zweckmäßigkeit dieser Ergänzung ergibt sich daraus, 
daß Art und Maß des Vorwurfs, der einen während 
der Bewährungszeit versagenden Täter trifft, in den 
Fällen der Strafaussetzung auf der einen und der 
Aussetzung des Strafrestes auf der anderen Seite 
nicht wesentlich verschieden sind und daß auch die 
Folgerungen für die Aussichten künftigen Wohlver-
haltens bis zu einem gewissen Grade übereinstim- 

§ 73 
men. Trotz einiger Unterschiede, die im Hinblick 
auf die jeweils betroffenen Tätergruppen bestehen, 
empfiehlt es sich deshalb, beide Formen der Aus-
setzung gleich zu behandeln und für den Ausschluß

-

grund der Nummer 2 das Versagen während jeder 
Bewährungszeit ausreichen zu lassen. Schließlich 
stellt der Entwurf für die Anwendung der Num-
mern 1 und 2 nicht mehr auf eine frühere Verurtei-
lung im Inland oder auf eine frühere Strafausset-
zung wegen einer im Inland erkannten Freiheits-
strafe ab. Es ist vielmehr erforderlich, daß diese 
Voraussetzungen im räumlichen Geltungsbereich 
des Strafgesetzbuches erfüllt sind. Nur bei dieser 
Beschränkung können die formalen Merkmale der 
beiden Ausschlußgründe auf Aktengrundlage nach-
geprüft werden. Verurteilungen und Strafaussetzun-
gen außerhalb dieses Geltungsbereichs können im 
Rahmen der §§ 71 und 72 Abs. 1 ausreichend be-
rücksichtigt werden. 

Die Vorschriften der N um m e r n 3 und 4 des 
Absatzes 2 sind im geltenden Recht nicht vorge-
sehen. Sie schließen die Strafaussetzung aus, wenn 
der Verurteilte unter Sicherungsaufsicht steht 
(§§ 91 ff.) oder wenn die Voraussetzungen des Rück-
falls (§ 61), der Sicherungsverwahrung (§ 85), der 
vorbeugenden Verwahrung (§ 86) oder der Siche-
rungsaufsicht (§ 91) erfüllt sind. Es handelt sich hier 
um Täter, die einer strengeren Behandlung bedürfen 
als sie bei der Strafaussetzung zur Bewährung mög-
lich ist, und denen daher aus kriminalpolitischen 
Gründen die Vergünstigungen dieses Rechtsinstituts 
vorenthalten werden müssen. Aus den sachlichen 
Voraussetzungen der Ausschlußgründe ergibt sich 
im übrigen bereits, daß den jeweils betroffenen 
Tätergruppen im allgemeinen schon nach § 71 keine 
Strafaussetzung gewährt werden kann. Durch den 
ausdrücklichen Ausschluß werden die Gerichte ledig-
lich von einer sachlichen Prüfung entlastet, die 
ohnehin nicht zu einem für den Verurteilten gün-
stigen Ergebnis führen könnte. 

Absatz 3 entspricht dem § 23 Abs. 4 StGB, 
der in seinem Anwendungsbereich aber infolge der 
in Absatz 2 getroffenen Neuregelung auf dessen 
Nummer 1 beschränkt ist. 

Daß nach Absatz 1 Strafaussetzung „nicht ange-
ordnet wird", während sie in den Fällen des Ab-
satzes 2 „ausgeschlossen ist", hat keine besondere 
sachliche Bedeutung. Durch den Unterschied in der 
Ausdrucksweise soll lediglich angedeutet werden, 
daß Absatz 1 eine umfassende materielle Prüfung 
voraussetzt, während Absatz 2 entweder an rein 
formale Merkmale (Nummern 1 bis 3) oder an 
Voraussetzungen anknüpft, die das Gericht nicht 
für die Strafaussetzung, sondern aus anderen Grün-
den zu prüfen hat (Nummer 4). 

§ 73 
Bewährungszeit 

Die Vorschrift stimmt inhaltlich mit dem gelten-
den Recht (§ 24 Abs. 4 Satz 1 bis 3 StGB) überein. 
Sie bestimmt den für die Bewährungzeit geltenden 
Rahmen, den Zeitpunkt ihres Beginns und die Mög-
lichkeiten ihrer nachträglichen Verkürzung oder 
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§ 74 
Verlängerung. Wegen des Ruhens der Vollstrek-
kungsverjährung während der Bewährungszeit wird 
auf § 132 Nr. 2 Buchst. b) verwiesen. 

§ 74 

Auflagen 

Die Vorschrift behandelt von den Maßnahmen, 
die im Rahmen der Bewährungszeit getroffen wer-
den können, nur diejenigen, die der Genugtuung für 
das begangene Unrecht dienen. Sie bezeichnet diese 
Maßnahmen als Auflagen und stellt sie in Gegen-
satz zu den Weisungen nach § 75, die den Zweck 
verfolgen, den Verurteilten zu einem gesetzmäßigen 
und geordneten Leben anzuhalten. Über die Gründe, 
die zu dieser Unterscheidung geführt haben, ist in 
der Vorbemerkung zu diesem Titel das Erforder-
liche ausgeführt. Wenn Abs a t z 1 Satz 2 zugleich 
bestimmt, daß die Auflagen keinen unzumutbaren 
Eingriff in die Rechtstellung des Verurteilten ent-
halten dürfen, so ist das der Sache nach bereits gelten-
des Recht; denn indem die §§ 305a und 453 Abs 3 
Satz 2 StPO die Beschwerde gegen Beschlüsse über 
Bewährungsauflagen nur zulassen, wenn sie darauf 
gestützt wird, daß die getroffene Anordnung gesetz-
widrig sei oder einen einschneidenden, unzumut-
baren Eingriff in die Lebensführung des Beschwerde-
führers darstelle, bringt er zugleich zum Ausdruck, 
daß die Auflagen an der Zumutbarkeit ihre gesetz-
liche Grenze finden. Dieser Grundsatz ist so wichtig, 
daß er nicht an versteckter Stelle im Verfahrens-
recht ausgesprochen, sondern als sachliche Voraus-
setzung der Anordnung von Auflagen behandelt 
werden sollte. Allerdings setzt der Entwurf ab-
weichend von der genannten Vorschrift der Straf-
prozeßordnung einen Eingriff nicht in die Lebens-
führung, sondern in die Rechtsstellung des Verur-
teilten voraus. Das hängt mit der Tatsache zusam-
men, daß die Auflagen sich häufig in der Vornahme 
einer einzigen Handlung erschöpfen, die, auch wenn 
sie als solche unzumutbar sind, nicht ohne weiteres 
und in jedem Falle als Eingriff in die Lebensfüh-
rung angesehen werden können. 

A b s a t z 2 Nr. 1 bis 4 enthält im Gegensatz 
zum geltenden Recht (§ 24 Abs. 1 StGB) einen ab-
schließenden Katalog der zulässigen Auflagen. Der 
Entwurf geht diesen Weg der erschöpfenden Auf-
zählung, weil einerseits auf Grund der bisherigen 
Erfahrungen mit dem Rechtsinstitut der Strafaus-
setzung keine unüberwindlichen Schwierigkeiten be-
stehen, die der Genugtuung für das begangene Un-
recht dienenden Typen von Bewährungsmaßnahmen 
mit einer für die Praxis ausreichenden Vollständig-
keit zu beschreiben, und weil es andererseits aus 
rechtsstaatlichen Gründen bedenklich ist, der Be-
währung der Rechtsordnung dienende Reaktions-
mittel, die im Hinblick auf ihre Zweckbestimmung 
strafähnlich sind, ohne nähere Begrenzung lediglich 
in dem unbestimmten Rahmen des Absatzes 1 zu-
zulassen. Nach dieser Änderung der Rechtslage ist 
die Frage, ob die im Schrifttum gegen die nur bei-
spielhafte Aufzählung der Bewährungsmaßnahmen 
erhobenen verfassungsrechtlichen Bedenken begrün-
det sind, für die Auflagen unerheblich. Gleichwohl 
wird die Rechtsprechung nicht von der Prüfung ent-
lastet, ob die Auflage im Einzelfall, auch wenn sie  

nach ihrem Inhalt einer der Nummern des Absat-
zes 2 entspricht, mit dem Grundgesetz und der Rechts-
ordnung im übrigen vereinbar ist. Es sind mannig-
fache Gründe denkbar, aus denen sich die Gesetz-
widrigkeit einer Auflage ergeben kann, die sich 
aber der näheren Beschreibung in einer allgemeinen 
Bestimmung entziehen. 

Von den im einzelnen genannten Auflagen sind 
die der Wiedergutmachung des Schadens und der 
Zahlung eines Gelabetrages zugunsten einer ge-
meinnützigen Einrichtung aus dem geltenden Recht 
übernommen (§ 24 Abs. 1 Nr. 5 StGB). Dabei ist 
die Wiedergutmachungsauflage um den Gesichts-
punkt ergänzt, daß dem Verurteilten auch die Be-
friedigung anderer aus der Tat erwachsener An-
sprüche des Verletzten auferlegt werden kann. In 
die Nummer 1 sind damit alle bürgerlich-rechtlichen 
Ansprüche, die aus einer Tat erwachsen können, 
einbezogen, gleichgültig, ob sie auf Schadensersatz 
in Geld, auf Herstellung des früheren Zustandes 
(z. B. den Widerruf einer ehrenrührigen Behaup-
tung), auf Herausgabe auf Grund dinglichen Rechts 
oder wegen ungerechtfertigter Bereicherung oder 
auf Unterlassung künftiger Verletzungen gerichtet 
sind. Zwar wird die Befriedigung aller dieser An-
sprüche meist die Wiedergutmachung eines ange-
richteten Schadens bewirken; notwendig ist das 
aber nicht. Die Ergänzung wird vor allem deshalb 
vorgeschlagen, weil der abschließende Charakter 
des Absatzes 2 eine Erweiterung der Wiedergut-
machungsauflage auf rechtsähnliche Ansprüche des 
Verletzten ausschließt. Bei der Geldauflage wird als 
Empfänger neben der gemeinnützigen Einrichtung 
auch die Staatskasse genannt. Die Regelung des 
geltenden Rechts hat sich insoweit als unzweck-
mäßig erwiesen. Gegen den Ausschluß der Staats-
kasse ist vor allem einzuwenden, daß es schon aus 
inneren Gründen nicht gerechtfertigt ist, dem Staat 
als Träger aller Aufwendungen für die Strafrechts-
pflege die Mittel vorzuenthalten, die aus der Tätig-
keit der Strafgerichte einkommen. Ferner führt das 
geltende Recht zu der mißlichen Folge, daß im Falle 
eines Widerrufs der Strafaussetzung die gnaden-
weise Rückgewähr des gezahlten Geldbetrages 
selbst dann ausgeschlossen ist, wenn das für den 
Betroffenen eine unbillige Härte bedeutet. Schließ-
lich hat sich in der Praxis gezeigt, daß die den ge-
meinnützigen Einrichtungen zugeflossenen Mittel zu 
einem nicht unerheblichen Teil in wenig sachent-
sprechender oder in unkontrollierbarer Weise ver-
wendet worden sind. Diesem Übelstand läßt sich an-
gesichts der Tatsache, daß die Auswahl der jeweils 
zu begünstigenden gemeinnützigen Einrichtungen 
dem Ermessen des Gerichts überlassen bleiben muß, 
nur in begrenztem Umfang abhelfen. Gegenüber 
diesen beachtlichen Bedenken fällt nicht entschei-
dend ins Gewicht, daß die Geldauflage in ihrer 
rechtlichen Struktur bis zu einem gewissen Grade 
der Geldstrafe angenähert wird, wenn auch der 
Staat als Empfänger in Frage kommt; denn die 
wesentlichen Unterschiede, welche die Geldstrafe 
und die Geldauflage kennzeichnen, bleiben durch 
die Neuregelung unberührt. Die Einwendungen 
gegen eine Erweiterung der Auflage zugunsten der 
Staatskasse beruhen überhaupt weitgehend nur auf 
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dem unzutreffenden Anschein einer engen recht-
lichen Verwandtschaft zwischen der Geldstrafe auf 
der einen und der Geldauflage zugunsten des Staa-
tes auf der anderen Seite. Ein bloßer Anschein die-
ser Art kann aber für die Gestaltung des Gesetzes 
mindestens dann nicht ausschlaggebend sein, wenn 
dem wichtige sachliche Gründe entgegenstehen. 

Die Nummern 2 und 4 des Absatzes 2 haben im 
geltenden Strafgesetzbuch kein Vorbild. Die Auf-
lage der Entschuldigung gegenüber dem Verletzten 
ist in § 15 Abs. 1 Nr. 2 des Jugendgerichtsgesetzes 
bereits als besondere Pflicht vorgesehen. Sie hat 
sich dort für einen begrenzten Bereich von Fällen 
als brauchbare Maßnahme erwiesen. Allerdings ist 
bei ihrer Anwendung Vorsicht geboten, weil sie 
nach den Erfahrungen der jugendgerichtlichen Pra-
xis nur unter günstigen Voraussetzungen die er-
strebte Genugtuungswirkung entfaltet und den 
Rechtsfrieden zwischen den Beteiligten herstellt. 
Von der Möglichkeit, dem Verurteilten im Sinne 
der Nummer 4 Leistungspflichten aufzuerlegen, die 
über die Rechtspflicht zur Wiedergutmachung hin-
ausgehen, haben die Gerichte bisher schon Ge-
brauch gemacht. Die ausdrückliche Erwähnung die-
ser Auflage dient deshalb nur der Anerkennung 
einer in der Praxis eingeführten Übung. 

Ob das Gericht im Einzelfall Auflagen anordnen 
will, bleibt — vom Fall des Absatzes 3 abgesehen — 
seinem pflichtmäßigen Ermessen überlassen. Da die 
Auflagen keine Hilfe für die Lebensführung des 
Verurteilten bezwecken, sondern nur der Genug-
tuung für das begangene Unrecht dienen, besteht 
kein Anlaß, bindende gesetzliche Richtlinien für die 
Ausübung dieses Ermessens vorzusehen. Der Ent-
wurf hat vor allem darauf verzichtet, eine solche 
Richtlinie für die Auflage der Schadenswiedergut-
machung zu geben. Gerade in diesem Bereich ist 
die volle Ermessensfreiheit des Gerichts geboten, 
weil im Einzelfall die verschiedenartigsten straf-
rechtlichen und außerstrafrechtlichen Gründe vor-
liegen können, die für und gegen die Auflage spre-
chen. Es bedarf deshalb einer sorgfältigen Abwä-
gung aller dieser Gründe, um zu dem richtigen Er-
gebnis zu kommen. Dabei wäre aber eine gesetz-
liche Richtlinie nur hinderlich. 

Absatz 3 verfolgt den Zweck, den Verurteilten 
im Rahmen der Strafaussetzung zu freiwilliger Mit-
arbeit anzuregen und ihm den Weg zu einer selbst-
gewählten und angemessenen Leistung, die der Ge-
nugtuung für das begangene Unrecht dient, zu öff-
nen. Entschließt sich der Verurteilte zu dem Aner-
bieten einer solchen freiwilligen Leistung, sc sieht 
das Gericht in der Regel vorläufig von Auflagen ab, 
wenn die Erfüllung des Anerbietens zu erwarten ist. 
Diese Vorschrift schränkt das richterliche Ermessen 
ein. Sind ihre Voraussetzungen erfüllt, so dürfen 
Auflagen nur angeordnet werden, wenn besondere 
Umstände die Ausnahme von der allgemeinen ge-
setzlichen Regel rechtfertigen. Kommt der Ver-
urteilte den freiwillig übernommenen Verpflichtun-
gen nicht nach, so kann das Gericht die Anordnung 
der Auflagen nach § 77 nachholen; in schwerwiegen-
den Fällen ist ein Widerruf der Strafaussetzung 
nach § 78 Abs. 1 Nr. 4 nicht ausgeschlossen. 

§ 75 
§ 75 

Weisungen 
Die Vorschrift behandelt von den Maßnahmen, 

die im Rahmen der Bewährungszeit getroffen wer-
den können, nur die Weisungen, die spezialpräven-
tiven Zwecken dienen. Über die Gründe, die zu der 
Unterscheidung zwischen Auflagen und Weisungen 
geführt haben, ist das Erforderliche in der Vor-
bemerkung zu diesem Titel ausgeführt. 

Weisungen sind Gebote und Verbote, die dem 
Verurteilten auferlegt werden, um ihn zu einem ge-
setzmäßigen und geordneten Leben zu führen. 
Beweggrund für die Erteilung einer Weisung muß 
danach stets das Bestreben sein, dem Verurteilten 
bei seiner Wiedereingliederung in die Gemeinschaft 
zu helfen. Das schließt jedoch nicht aus, daß die 
Weisungen im Einzelfall auch Nebenwirkungen 
haben, die außerhalb dieses gesetzlichen Haupt-
zweckes liegen. Die Tatsache allein, daß die Maß-
nahme zugleich eine erwünschte Genugtuung für 
das begangene Unrecht oder die Erfüllung sittlicher 
oder durch den Anstand gebotener Pflichten ermög-
licht, macht eine Weisung nicht unzulässig. Erst 
wenn solche Nebenzwecke für die Anordnung einer 
Maßnahme den Ausschlag geben, handelt es sich 
nicht um eine Weisung im Sinne des Entwurfs. Sie 
kann allenfalls als Auflage nach § 74 aufrechterhal-
ten werden, wenn dessen Voraussetzungen vor-
liegen. 

Weisungen soll das Gericht nur erteilen, wenn 
der Verurteilte für die Dauer der Bewährungszeit 
der Hilfe bedarf, um ein gesetzmäßiges und geord-
netes Leben zu führen. Diese Einschränkung, die das 
geltende Recht nicht ausdrücklich vorsieht, bewirkt 
keine sachliche Änderung der Rechtslage. Sie ist 
vielmehr eine zwingende Folgerung aus der Rechts-
natur der Weisungen, die schon jetzt beachtet wer-
den muß; denn wenn die Weisung dem kriminell 
Gefährdeten bei seiner Wiedereingliederung helfen 
soll, kann sie schon nach allgemeinen strafrecht-
lichen Grundsätzen nur gegenüber Verurteilten An-
wendung finden, die solcher Hilfe bedürfen. 

In Anlehnung an § 74 Abs. 1 Satz 2 läßt der Ent-
wurf auch die Weisungen nur unter der Vorausset-
zung zu, daß sie für den Verurteilten zumutbar sind. 
Wegen der Gründe für diese ausdrückliche Klar-
stellung wird auf die Bemerkungen zu § 74 ver-
wiesen. Allerdings bezieht Absatz 1 Satz 2 ab-
weichend von der für die Auflagen getroffenen Re-
gelung, aber übereinstimmend mit den §§ 305 a und 
453 Abs. 3 Satz 2 StPO den unzumutbaren Eingriff 
nicht auf die Rechtsstellung, sondern auf die Lebens-
führung des Verurteilten. Dieser Unterschied in 
der Ausdrucksweise beruht auf der Tatsache, daß 
die Weisungen im Gegensatz zu den Auflagen schon 
nach ihrer gesetzlichen Zweckbestimmung aus-
nahmslos einen Eingriff in die Lebensführung ent-
halten. 

In Übereinstimmung mit dem geltenden Recht, 
aber im Gegensatz zu der Regelung, die der Ent-
wurf für die Auflagen vorschlägt, bringt Absatz 2 
nur eine beispielhafte Aufzählung der zulässigen 
Weisungen. Sein Katalog soll danach nicht ab-
schließend sein. Die Beispiele können vielmehr nach 
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§ 75 
den Bedürfnissen des Einzelfalles abgewandelt oder 
durch weitere Weisungen ergänzt werden. Eine er-
schöpfende Zusammenstellung ist bewußt vermie-
den worden. Dadurch würde die mit den Weisungen 
erstrebte Überwachung und Leitung der Lebensfüh-
rung des Verurteilten in ein Schema gepreßt, daß 
solcher vornehmlich fürsorgerischen Tätigkeit ab-
träglich ist. Auch würde die aus kriminalpolitischen 
Gründen wünschenswerte Möglichkeit verschlossen, 
die Gerichte an der Herausarbeitung eines umfas-
senden und wirksamen Systems von Weisungen auf 
Grund langjähriger praktischer Erfahrung zu betei-
ligen, und zugleich die Gefahr begründet, daß die 
allgemeinen Erfolgsaussichten der noch jungen 
Rechtseinrichtung der Strafaussetzung in ihrem be-
sonders wichtigen spezialpräventiven Bereich durch 
die Unzulänglichkeit und Unvollkommenheit des 
gesetzlichen Weisungskatalogs beeinträchtigt wer-
den. Dieses Bestreben, die fördernden Einwirkungen 
auf die Lebensführung des kriminell gefährdeten 
Verurteilten möglichst beweglich zu halten und die 
Entwicklung nicht von vornherein in enge und mög-
licherweise unrichtige Bahnen zu lenken, hat gegen-
über den Bedenken, die im Schrifttum gegen die nur 
beispielhafte Aufzählung der Bewährungsauflagen 
im geltenden Recht erhoben worden sind, das Über-
gewicht. Wie sich aus den einzelnen Beispielen für 
die Weisungen ergibt, können auch diese überwie-
gend nicht mit der Bestimmtheit beschrieben wer-
den, die für die Abgrenzung strafrechtlicher Tat-
bestände gefordert werden muß. Eine abschließende 
und zugleich bestimmte Begrenzung der während 
der Bewährungszeit zulässigen Führungs- und Bes-
serungsmaßnahmen würde zu einem unerträglich 
umfangreichen Katalog zwingen, der gleichwohl 
zahlreiche für die praktische Wirksamkeit der Straf-
aussetzung abträgliche Lücken ließe. Die Nummer 1 
des Absatzes 2 faßt deshalb in einer Umschreibung, 
die einer Generalklausel nahekommt, eine Vielzahl 
verschiedener Arten von Weisungen zusammen und 
vermeidet dadurch eine der Natur der hier zu be-
wältigenden Aufgabe widerstreitende Kasuistik. 

Daß die bei der Gestaltung der Weisungen an-
gewendete gesetzgeberische Methode, nach der 
übrigens auch in zahlreichen Rechtsordnungen des 
Auslandes unbeanstandet verfahren worden ist (vgl. 
z. B. Artikel 41 Nr. 2 Schweizer. StGB), verfassungs-
widrig sei, kann nicht anerkannt werden. Einwen-
dungen dieser Art sind überwiegend erst in jüngster 
Vergangenheit von einzelnen Schriftstellern er-
hoben worden. Sie haben bisher keine größere 
Unterstützung gefunden. Danach soll die nur 
beispielhafte Aufzählung der Weisungen gegen 
Artikel 103 Abs. 2 GG verstoßen, weil die Weisung 
als selbständige Maßnahme aus Anlaß einer Straf-
tat denselben verfassungsrechtlichen Garantien wie 
die Strafe unterliege. Schon diese Gleichstellung er-
weckt rechtliche Bedenken. Es ist kein zwingender 
Grund ersichtlich, der eine solche erweiternde Aus-
legung des Grundgesetzes rechtfertigen könnte; 
denn eine Weisung, die nach dem Wortlaut des 
Entwurfs eine bloße Hilfe für die Lebensführung 
des Verurteilten darstellt, ist mit einer Strafe so-
wohl nach der Tiefe wie auch nach der komplexen 
Wirkung des Eingriffs nicht vergleichbar. Aber  

selbst wenn man eine solche Gleichstellung für be-
gründet halten wollte, kann die verfassungsrecht-
liche Garantie des Grundgesetzes nicht auf die 
Weisung als selbständige strafrechtliche Maßnahme 
bezogen werden. Im Falle der Strafaussetzung zur 
Bewährung besteht die an die Straftat geknüpfte 
Rechtsfolge nicht in der Weisung als solcher, son-
dern in der Freiheitsstrafe, die zur Bewährung aus-
gesetzt und mit der Möglichkeit von Maßnahmen 
zur Genugtuung für das begangene Unrecht sowie 
einer mehr oder minder intensiven Überwachung 
und Beeinflussung der Lebensführung verbunden 
wird. In diesem Gesamtkomplex dient die Weisung 
nur als Mittel, um die wirksame Beeinflussunj der 
Lebensführung des Verurteilten zu erleichtern. Die 
im Gesetz vorgesehene Gesamtrechtsfolge ist je-
doch im Sinne des Artikels 103 Abs. 2 GG aus-
reichend bestimmt; denn gegenüber der unbeding-
ten Verhängung der Freiheitsstrafe, ihrer Ausset-
zung zur Bewährung und der Drohung späteren 
Strafvollzugs im Falle des Versagens ist die Be-
weglichkeit der bloßen Führungs- und Besserungs-
maßnahmen während der Bewährungszeit von so 
zweitrangiger Bedeutung, daß sie den Charakter der 
strafrechtlichen Rechtsfolge im ganzen nicht wesent-
lich verändert. 

Daß im übrigen allerdings sowohl die Verfassung, 
insbesondere deren Grundrechtsteil, wie auch die 
allgemeinen Grundsätze der Rechtsordnung für die 
Zulässigkeit der Weisungen begrenzend wirken, 
bedarf keiner besonderen Hervorhebung. Gerade 
unter diesem Gesichtspunkt gewähren die §§ 305 a 
und 453 Abs. 3 Satz 2 StPO ein Anfechtungsrecht 
gegen gesetzwidrige Anordnungen, die im Rahmen 
einer Strafaussetzung zur Bewährung getroffen wor-
den sind. Die Gründe, welche die Verfassungs-
mäßigkeit oder sonstige Gesetzmäßigkeit von Wei-
sungen in Frage stellen können, sind sehr viel-
gestaltig. Schon aus diesem Grunde lassen sie sich 
in einer allgemeinen Formel nicht bezeichnen; sie 
müssen vielmehr von der Rechtsprechung im Einzel-
fall festgestellt werden. 

Die in Absatz 2 Nr. 1 bis 4 im einzelnen ge-
nannten Beispiele für Weisungen sind gegenüber 
dem geltenden Recht auf Grund der Erfahrungen, 
die in den ersten Jahren der praktischen Anwen-
dung mit der Strafaussetzung gesammelt werden 
konnten, erheblich vermehrt. Dadurch wird der 
Richter auf diejenigen Weisungen besonders hin-
gewiesen, die sich in der Praxis nicht nur in Aus-
nahmefällen als brauchbar erwiesen haben. Zu-
gleich ist Sorge dafür getragen, daß gegenüber dem 
Katalog der Weisungen, die im Rahmen der Siche-
rungsaufsicht vorgesehen sind (§ 93), keine sachlich 
unbegründeten Unterschiede entstehen. Aus der 
rechtlichen Struktur der Strafaussetzung und ihrer 
kriminalpolitischen Zweckbestimmung ergibt sich, 
daß eine so weitgehende Differenzierung, wie sie 
für die Weisungen bei Sicherungsaufsicht durchge-
führt ist, weder erforderlich noch zweckmäßig er-
scheint. Die grundsätzlich unterschiedliche Ausge-
staltung des Katalogs der Weisungen in den beiden 
Bereichen ist dadurch begründet, daß Zuwiderhand-
lungen gegen Weisungen nur im Rahmen der Siche-
rungsaufsicht in den Fällen des § 93 Abs. 1 selb- 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 	 Drucksache 2150 

ständig mit Strafe bedroht sind (vgl. dazu die Be-
gründung zu § 93 sowie § 429). Daß diese straf-
bewehrten Weisungen nach den für den Aufbau 
strafrechtlicher Tatbestände geltenden Regeln aus-
gestaltet sein müssen, ergibt sich aus Artikel 103 
Abs. 2 GG. 

Nach Ab s a t z 3 darf die Weisung, sich einer 
Heilbehandlung oder Entziehungskur zu unterzie-
hen, nur mit Zustimmung des Verurteilten erteilt 
werden. Das gegenüber dem geltenden Recht (§ 24 
Abs. 1 Nr. 3 StGB) zusätzliche Erfordernis der Zu-
stimmung beruht auf der allgemein anerkannten 
medizinischen Erkenntnis, daß eine ärztliche Be-
handlung oder die Durchführung einer Entziehungs-
kur gegen den Willen des Betroffenen in der Regel 
keine Erfolgsaussichten bietet. § 10 Abs. 2 des 
Jugendgerichtsgesetzes, der sich mit der heilerzie-
herischen Behandlung Jugendlicher befaßt, sieht das 
Zustimmungserfordernis bereits vor; es hat bisher 
zu rechtlichen oder tatsächlichen Schwierigkeiten 
nicht geführt. Als Nebenwirkung erledigt seine all-
gemeine Einführung im Bereich der Strafaussetzung 
zugleich eine Anzahl verfassungsrechtlicher Fragen, 
die mit der Anordnung zwangsweiser Heilbehand-
lung verbunden sind. 

Für den Fall des Zusammentreffens einer Straf-
aussetzung mit einer Sicherungsaufsicht sieht § 98 
einige Sondervorschriften vor, die vor allem die 
Frage des jeweils anwendbaren Weisungskatalogs 
klären. 

§ 76 
Bewährungshilfe 

Die Vorschrift ist § 24 Abs. 1 Nr. 6 und § 24 a 
StGB nachgebildet. Sie bringt keine wesentliche 
Änderung der Rechtslage. In Absatz 2 sind lediglich 
die Aufgaben des Bewährungshelfers durch den 
Hinweis auf die dem Verurteilten zu gewährende 
Hilfe und Betreuung erschöpfender und wohl auch 
ausgewogener dargestellt. Als Vorbild für diese 
Ergänzung hat § 24 Abs. 3 Satz 1 des Jugend-
gerichtsgesetzes gedient. Daneben trägt die Vor-
schrift auch der tatsächlichen Entwicklung Rechnung, 
die in der Bewährungshilfe zu einer erfreulichen Zu-
sammenarbeit zwischen Richter und Bewährungs-
heifer geführt hat. Sie bindet die gesamte Tätig-
keit des Bewährungshelfers nicht mehr unmittelbar 
an die Anweisungen des Gerichts, sondern läßt es 
genügen, wenn der Bewährungshelfer in seiner 
überwachenden Tätigkeit im Einvernehmen mit dem 
Gericht handelt. Im übrigen hat dieses nur noch die 
Befugnis, im Einzelfall Anweisungen zu erteilen 
(Absatz 3 Satz 2). 

Hinzuweisen ist schließlich auf die vom geltenden 
Recht abweichende systematische Einordnung der 
Bewährungshilfe. Während bisher die Weisung, sich 
der Aufsicht und Leitung eines Bewährungshelfers 
zu unterstellen, allen anderen Bewährungsmaßnah-
men gleichgeordnet war, wird sie jetzt wegen ihrer 
einschneidenden Wirkung besonders herausgestellt 
und zu den anderen Weisungen in ein rechtliches 
Nachordnungsverhältnis gebracht. Sie darf nur er-
teilt werden, wenn Weisungen nach § 75 nicht aus-
reichen, um den Verurteilten zu einem gesetzmäßi-
gen und geordneten Leben anzuhalten, oder wenn 

§§ 76-78 
sie dazu weniger geeignet sind. Dadurch wird dem 
Grundsatz, daß ein Verurteilter stets nur den im 
Einzelfall notwendigen vorbeugenden Maßnahmen 
unterworfen werden soll, auch an dieser Stelle Gel-
tung verschafft. 

Die Fragen, in welcher organisatorischen Form 
die Tätigkeit des Bewährungshelfers (hauptamtlich, 
ehrenamtlich usw.) ausgeübt wird, und ob das Nä-
here über die organisatorischen Voraussetzungen 
der Bewährungshilfe sowie die Tätigkeit der Be-
währungshelfer bundes- oder landesrechtlich zu re-
geln ist, können nicht im Strafgesetzbuch entschie-
den werden. Sie müssen den Erörterungen zum Ein-
führungsgesetz vorbehalten bleiben. 

§ 77 
Nachträgliche Entscheidungen 

Die Vorschrift entspricht § 24 Abs. 3 StGB. Indem 
sie dem Gericht die Befugnis einräumt, alle Maß-
nahmen zur Durchführung der Strafaussetzung auch 
nachträglich anzuordnen, zu ändern oder wieder 
aufzuheben, macht sie die Gesamtregelung aus-
reichend beweglich, um eine Anpassung an die je-
weiligen Bedürfnisse des Einzelfalles zu ermög-
lichen. 

§ 78 
Widerruf der Strafaussetzung und Straferlaß 

Die Vorschrift lehnt sich inhaltlich eng an § 25 
StGB an. Sie sieht in Absatz 1 zwingend den 
Widerruf der Strafaussetzung vor, wenn sich zeigt, 
daß das in den Verurteilten gesetzte Vertrauen nicht 
gerechtfertigt war. Die Ausgestaltung der Wider-
rufsgründe im einzelnen entspricht sachlich dem 
geltenden Recht; die geringfügigen Änderungen der 
Fassung haben nur technische Bedeutung. 

Die Strafaussetzung ist — auch während des 
Laufs der Bewährungszeit — zu widerrufen, wenn 
sich herausstellt, daß die Voraussetzungen des Ab-
satzes 1 vorliegen. Die dazu erforderlichen Ermitt-
lungen werden von Amts wegen angestellt. Mit 
Ablauf der Bewährungszeit hat das Gericht dann 
die Frage des Widerrufs abschließend zu prüfen. 
Ergibt sich, daß die Voraussetzungen des Wider-
rufs nicht erfüllt sind, so wird die Strafe erlassen 
(Absatz 2). In § 25 Abs. 1 Satz 1 StGB wird als 
selbständige Voraussetzung des Straferlasses ge-
fordert, daß der Verurteilte sich bewährt habe. Von 
dieser Regelung ist der Entwurf aus Gründen der 
Logik abgegangen. Das Gesetz sieht zur Auflösung 
des durch die Strafaussetzung geschaffenen Schwebe-
zustandes nur zwei Möglichkeiten, den Widerruf der 
Strafaussetzung und den Straferlaß, vor. Werden 
nun beide Möglichkeiten an selbständige positive 
Voraussetzungen geknüpft, so läßt sich logisch das 
Ergebnis nicht ausschließen, daß im Einzelfall weder 
der Widerruf noch der Straferlaß zulässig ist. Denn 
das Verhalten des Täters kann solcher Art gewesen 
sein, daß es einen Widerruf nicht rechtfertigt, ande-
rerseits aber auch nicht als Bewährung gewertet 
werden kann. Um diesen theoretischen, bisher in 
der Praxis nicht in Erscheinung getretenen Mangel 
zu beseitigen, schreibt Absatz 2 vor, daß die 
Strafe nach Ablauf der Bewährungszeit schon dann 
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§ 79 
zu erlassen ist, wenn die Voraussetzungen des Wi-
derrufs nicht erfüllt sind. Eine praktisch bedeutsame 
Änderung der Rechtslage ist mit dieser Klarstellung 
nicht beabsichtigt; vor allem darf sie nicht dahin 
mißverstanden werden, daß der Straferlaß künftig 
großzügiger gehandhabt werden solle, als dies bis-
her der Fall war. 

Ab s a t z 3 enthält eine bedeutsame Neuerung. 
Er läßt innerhalb bestimmter Fristen den Widerruf 
eines Straferlasses zu, wenn der Verurteilte im 
räumlichen Geltungsbereich des Gesetzes wegen 
eines vor Ablauf der Bewährungszeit begangenen 
Verbrechens oder vorsätzlichen Vergehens zu einer 
Freiheitsstrafe verurteilt wird. Es hat sich aus kri-
minalpolitischen Gründen als mißlich erwiesen, daß 
der einmal ausgesprochene Erlaß einer Strafe un-
widerruflich ist, selbst wenn sich nachträglich her-
ausstellt, daß der Verurteilte vor Ablauf der Bewäh-
rungszeit schwere Straftaten begangen hat. Anderer-
seits muß aus Gründen der Rechtssicherheit Wert 
darauf gelegt werden, daß eine einmal gewährte 
Vergünstigung grundsätzlich aufrechterhalten bleibt. 
Die Neuerung sucht einen Ausgleich dieser wider-
streitenden Gesichtspunkte dadurch, daß sie einen 
Widerruf des Straferlasses nur unter den genannten 
engen Voraussetzungen und nur in einem begrenz-
ten zeitlichen Rahmen zuläßt, ohne ihn zwingend 
vorzuschreiben. 

§ 79 
Aussetzung des Strafrestes 

Die Vorschrift, die dem § 26 StGB nachgebildet 
ist, befaßt sich mit der Aussetzung des Strafrestes 
zur Bewährung, die im geltenden Recht als bedingte 
Entlassung bezeichnet wird. Daß diese Bezeichnung 
aufgegeben und damit zugleich der Sprachgebrauch 
im ganzen 4. Titel vereinheitlicht wird, hat nur 
gesetzestechnische Bedeutung. Die Verwendung des 
gemeinsamen Oberbegriffs der Strafaussetzung soll 
einerseits die enge Verwandtschaft der beiden in 
den §§ 71 bis 80 näher geregelten Rechtseinrichtun-
gen hervorheben und zum anderen einige Streit-
fragen gegenstandslos machen, die sich bei der Aus-
legung des Begriffs der Entlassung ergeben haben. 

Die Aussetzung des Strafrestes zur Bewährung 
ist eng an die allgemeine Regelung der Strafaus-
setzung angelehnt. Sie dient ähnlich wie diese dem 
Zweck, dem Verurteilten einen Anreiz zu bieten, 
sich durch gute Führung während einer Bewäh-
rungszeit den Erlaß des noch nicht verbüßten Straf-
restes zu verdienen. Dabei liegt hier in ganz beson-
derem Maße der Schwerpunkt auf der Hilfe und 
Betreuung, die dem Verurteilten in der Bewährungs-
zeit zu gewähren ist, um ihn zu einem gesetz-
mäßigen und geordneten Leben zu führen. Diese 
Möglichkeit der vorzeitigen Entlassung aus dem 
Strafvollzug hat sich nach den Erfahrungen der 
Praxis als unentbehrlich erwiesen. Der Entwurf hält 
deshalb im Grundsatz an der bisherigen Regelung 
fest und beschränkt sich darauf, nur einige Verbes-
serungen vorzuschlagen, welche die kriminalpoliti-
sche Wirksamkeit der Rechtseinrichtung erhöhen sol-
len. Vor allem ist der vereinzelt hervorgetretene 
Gedanke, die bedingte Entlassung in Übereinstim-

mung mit dem früheren Rechtszustand wieder dem 
Gnadenrecht zu überlassen, nicht aufgegriffen wor-
den. Die Bedenken, die gegen eine gnadenweise 
Ausgestaltung der Strafaussetzung ganz allgemein 
sprechen und in der Vorbemerkung zu diesen Titel 
im einzelnen dargelegt sind, treffen für die Aus-
setzung des Strafrestes ebenso zu wie für die Aus-
setzung der ganzen Strafe. 

Von den sachlichen Voraussetzungen hält der 
Entwurf die Beschränkung auf zeitige Freiheitsstrafe 
und das Erfordernis der Zustimmung des Verurteil-
ten unverändert aufrecht. Zwar ist in einigen aus-
ländischen Rechten auch die lebenslange Freiheits-
strafe in den Anwendungsbereich einbezogen. Eine 
solche Lösung widerspricht jedoch den allgemeinen 
Grundlagen des Entwurfs. Als selbständige Einrich-
tung des sachlichen Strafrechts empfängt die Mög-
lichkeit vorzeitiger Entlassung ihre Rechtfertigung 
aus dem Besserungszweck der Strafe. Lebensläng-
liche Freiheitsstrafen dienen aber ihrer Natur nach 
nicht diesem Zweck, sondern ausschließlich oder 
mindestens ganz überwiegend dem Ausgleich der 
Schuld, die der Täter auf sich geladen hat. Ihr Voll-
zug hat nicht den Sinn der Vorbereitung auf ein 
späteres Leben in der Freiheit. Die Frage, ob eine 
solche Strafe im Einzelfall abzukürzen ist, bestimmt 
sich deshalb nicht nach kriminalpolitischen, der ge-
richtlicher Prüfung zugänglichen Gesichtspunkten, 
sondern allein nach Überlegungen, die auch sonst 
der gnadenrechtlichen Beurteilung vorbehalten sind. 
Was die Zustimmung des Verurteilten betrifft, ist 
sie keine systematisch oder begrifflich unerläßliche 
Voraussetzung für die Aussetzung des Strafrestes. 
Der Entwurf hält nur aus Zweckmäßigkeitsgründen 
an ihr fest. Mögen auch Fälle selten sein, in denen 
einer vorzeitigen Entlassung Widerstand entgegen-
gesetzt wird, so kommen sie in der Praxis doch bis-
weilen vor. Hier wäre es regelmäßig wegen der 
fehlenden Bereitschaft des Verurteilten zur Mit-
arbeit zwecklos, die Aussetzung gegen seinen 
Willen durchzusetzen. Der meist unvermeidliche 
Mißerfolg und die daraus folgende Notwendigkeit 
des Widerrufs der Aussetzung würden die Möglich-
keiten der sozialen Wiedereingliederung nur noch 
weiter verschlechtern. 

Auch an dem Erfordernis einer günstigen Zu-
kunftsprognose hält der Entwurf — allerdings mit 
gewissen Einschränkungen — fest. Während in 
§ 26 Abs. 1 StGB die bestimmte Erwartung gefor-
dert wird, daß der Verurteilte ein gesetzmäßiges 
und geordnetes Leben führen werde, begnügt sich 
der Entwurf aus Gründen, die mit dem Wesen und 
der kriminalpolitischen Zweckbestimmung der Aus-
setzung zusammenhängen, mit geringeren Anfor-
derungen. Absatz 1 Nr. 2 läßt die Aussetzung des 
Strafrestes schon zu, wenn verantwortet werden 
kann zu erproben, ob der Verurteilte auch außer-
halb des Strafvollzugs ein gesetzmäßiges und ge-
ordnetes Leben führen wird. Mit dieser Neufas-
sung wird auf die tatsächlichen Verhältnisse im 
Strafvollzug Rücksicht genommen. Bei einem erheb-
lichen Teil der Insassen einer Strafanstalt besteht 
in der Regel im Zeitpunkt des Strafantritts die Er-
wartung künftigen Wahlverhaltens nicht. Die Be-

. urteilung der Frage, ob bei solchen Gefangenen die 
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bisher ungünstigen Aussichten durch die Einwir-
kungen im Strafvollzug entscheidend gebessert 
werden konnten, begegnet in der Praxis oft außer-
ordentlich großen Schwierigkeiten, weil dafür als 
neue Erkenntnisgrundlage lediglich das Verhalten 
im Strafvollzug in Frage kommt, dieses aber aus 
zahlreichen, allgemein bekannten Gründen nur 
recht unsichere Rückschlüsse auf die voraussichtliche 
Bewährung in der Freiheit gestattet. Meist wird es 
auf einen praktischen Versuch ankommen, der erst 
erweisen muß ob der Verurteilte für eine eigen-
verantwortliche Lebensführung hinreichend gefestigt 
ist. Die bisherige Praxis der Gerichte zeigt, daß 
schon im geltenden Recht überwiegend nach diesen 
Grundsätzen verfahren wird. Es empfiehlt sich des-
halb, dem Gedanken, der nach den Verhältnissen 
und der Eigenart des Strafvollzugs letztlich für die 
vorzeitige Entlassung entscheidend ist, auch in der 
Gesetzesfassung Ausdruck zu verleihen. 

Die Umstände, die bei Prüfung der Erfolgsaus-
sichten einer Aussetzung des Strafrestes vornehm-
lich zu berücksichtigen sind, führt Absatz 1 Satz 2 
in derselben Weise wie § 71, sachlich jedoch mit 
einigen Abweichungen auf. Vor allem wird der all-
gemeine Hinweis auf das Verhalten des Verurteil-
ten nach der Tat durch die Hervorhebung seines 
Verhaltens im Vollzug ersetzt und damit der Er-
fahrungstatsache Rechnung getragen, daß die Per-
sönlichkeitsentwicklung des Gefangenen im Voll-
zug trotz aller Schwierigkeiten, sie im Einzelfall 
richtig zu werten, für die Entscheidung über die 
Aussetzung des Strafrestes besonderes Gewicht hat. 
Auch die Schuld des Täters soll bei der Ausübung 
des richterlichen Ermessens berücksichtigt werden. 
Allerdings hat sie hier nicht die zentrale Bedeu-
tung wie hei der Strafaussetzung, wo der Entwurf 
einen besonderen Ausschlußgrund aus Schuld-
gesichtspunkten vorsieht (§ 72 Abs. 1). Die Aus-
setzung des Strafrestes setzt begrifflich voraus, daß 
dem Vergeltungs- und Sühnebedürfnis schon bis 
zu einem gewissen Grade Genüge geschehen ist; 
außerdem tritt bei ihr die Rücksichtnahme auf 
spezialpräventive Notwendigkeiten viel mehr in 
den Vordergrund als bei einer Aussetzung der gan-
zen Strafe. Es ist deshalb gerechtfertigt, der Schuld 
des Täters hier nur die Bedeutung eines Gesichts-
punktes unter zahlreichen anderen zuzuweisen. Das 
ist gegenüber dem geltenden Recht eine erwünschte 
Verdeutlichung, weil dieses die Schuld überhaupt 
nicht erwähnt und dadurch zu Zweifeln in der 
Rechtsprechung Anlaß gegeben hat. 

Indem der Entwurf an der im Sinne der vor-
stehenden Ausführungen eingeschränkten Forde-
rung einer günstigen Zukunftsprognose festhält und 
davon keine Ausnahmen zuläßt nimmt er zugleich 
gegen ein System der bedingten Entlassung Stel-
lung, das in den Entwürfen von 1922 und 1925 vor-
gesehen war und in einer Anzahl ausländischer 
Rechtsordnungen vorkommt. Es handelt sich um 
die sogenannte obligatorische bedingte Entlassung, 
die jedem Gefangenen eine vorzeitige Entlassung 
sichert. Für eine solche Lösung wird im allgemeinen 
vorgebracht, es sei eine gegenüber allen Gefange-
nen notwendige Maßnahme, ihnen den Übergang 
in die Freiheit durch Einschaltung einer begrenzten 

§ 79 
Zeit der Bewährungsaufsicht und Bewährungshilfe 
zu erleichtern. Nach der geltenden Rechtslage sei 
diese Möglichkeit gerade bei den kriminell am 
meisten gefährdeten Tätern ausgeschlossen, weil 
sie erst nach Verbüßung der ganzen Strafe entlas-
sen werden könnten und dann für eine Bewährungs-
aufsicht kein Ansatzpunkt mehr bestehe. Die sach-
liche Berechtigung dieses Gedankenganges wird im 
Entwurf anerkannt. Es erscheint jedoch kriminal-
politisch unzweckmäßig, die Frage durch Einfüh-
rung einer obligatorischen bedingten Entlassung zu 
lösen. Das würde dazu zwingen, die Gefangenen 
ohne Rücksicht auf ihre Persönlichkeitsentwicklung, 
namentlich auf ihr Verhalten im Strafvollzug, 
eine gewisse Zeit vor Vollverbüßung der Strafe zu 
entlassen. Dadurch würden zugleich die Möglich-
keiten differenzierter Behandlung im Strafvollzug 
in schwer erträglicher Weise eingeschränkt; denn 
die tätige Mitarbeit des Gefangenen an der Er-
reichung des Vollzugsziels würde ihm allenfalls, 
wenn neben der obligatorischen auch eine bevor-
zugte fakultative bedingte Entlassung vorgesehen 
wird, einen verhältnismäßig geringfügigen Vorteil 
im Hinblick auf den Entlassungszeitpunkt verschaf-
fen. Diese Tatsache könnte aber zu der kriminal-
politisch bedenklichen Folge führen, daß für viele 
Gefangene der Anreiz wegfiele, sich durch gute 
Führung und besondere Leistungen im Strafvollzug 
auszuzeichnen. Der Entwurf sucht deshalb den im 
geltenden Recht bestehenden Mangel einer wirk-
samen Bewährungsaufsicht nach Vollverbüßung 
einer Freiheitsstrafe nicht durch Erweiterung der 
Möglichkeiten bedingter Entlassung, sondern durch 
eine Ausdehnung des Anwendungsbereichs der 
Sicherungsaufsicht zu beheben (vgl. dazu die Be-
gründung zu § 97). 

Die für die Zulässigkeit der Aussetzung des Straf-
restes maßgebenden zeitlichen Grenzen sind bei 
Zuchthaus und Gefängnis gegenüber dem geltenden 
Recht (§ 26 Abs. 1 StGB) nach Absatz 1 N r 1 
nicht geändert. Der Verurteilte muß danach zwei 
Drittel der Strafe, mindestens drei Monate, verbüßt 
haben. Für die Strafhaft dagegen sickt der Entwurf 
eine grundsätzlich abweichende Regelung vor. Hier 
ist eine Aussetzung des Strafrestes schon zulässig, 
wenn der Verurteilte die Hälfte der Strafe, minde-
stens einen Monat, verbüßt hat. Diese bevorzugte 
Behandlung der Strafhaft hängt mit ihrer besonde-
ren kriminalpolitischen Zweckbestimmung zusam-
men. Sie ist eine Besinnungs- und Denkzettelstrafe, 
die ihre Wirkung vor allem durch einen kurzen, 
aber nachhaltigen Freiheitsentzug entfaltet. Hier 
kann es im Einzelfall zweckmäßig sein, den Vollzug 
schon frühzeitig abzubrechen, wenn sein Zweck er-
reicht ist und seine Fortsetzung die Gefahr der Ab-
stumpfung und der Gewöhnung an das Anstalts-
leben mit sich bringt. Der größere zeitliche Spiel-
raum ermöglicht es außerdem, den kriminalpoliti-
schen Bedürfnissen zu entsprechen, die im Urteils-
verfahren wegen Unzulässigkeit der Teilaussetzung 
nicht befriedigt werden können (vgl. dazu die Be-
gründung zu § 71 Abs. 2). Für die Berechnung der 
zeitlichen Grenzen stellt Absatz 2 in Übereinstim-
mung mit der Rechtsprechung, die sich zu § 26 StGB 
entwickelt hat, ausdrücklich klar, daß Unter- 
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§ 80 
suchungshaft oder eine andere Freiheitsentziehung, 
die das Gericht angerechnet hat, wie verbüßte 
Strafe zu behandeln sind. 

Ist Aussetzung des Strafrestes zur Bewährung 
angeordnet, so gelten für die weiteren Maßnahmen 
dieselben Vorschriften wie bei der Aussetzung der 
ganzen Strafe (A b s a t z 3). Die einzige Einschrän-
kung, daß die Bewährungszeit die Dauer des Straf-
restes nicht unterschreiten darf, entspricht dem gel-
tenden Recht. 

Absatz 4 ist dem § 88 Abs. 4 des Jugend-
gerichtsgesetzes nachgebildet. Er soll verhindern, 
daß das Vollstreckungsgericht und die anderen 
beteiligten Behörden durch ständige Wiederholung 
offensichtlich aussichtsloser Anträge mit unfrucht-
barer Mehrarbeit belastet und daß bei dem Ver-
urteilten unberechtigte Hoffnungen wachgerufen 
werden. Beides wirkt sich für den Strafvollzug nur 
störend aus. 

Eine gegenüber dem geltenden Recht einschnei-
dende Neuerung sieht der Entwurf für die ge-
richtliche Zuständigkeit vor. Während 
nach § 26 StGB das erkennende Gericht über die 
Aussetzung des Strafrestes zur Bewährung entschei-
det, soll künftig die Zuständigkeit eines Voll-
streckunsgerichts, das in der Nähe der 
Strafanstalt liegt, begründet werden. Damit ändert 
sich an dem schon im geltenden Recht verwirklich-
ten Grundsatz, daß es sich bei der Entscheidung 
über die Aussetzung des Strafrestes um eine rich-
terliche Aufgabe handelt, nichts Entscheidendes. 
Auch der Entwurf steht auf dem Standpunkt, daß 
der sachliche Schwerpunkt der Maßnahme darin 
liegt, die Strafe in Übereinstimmung mit den Grund-
sätzen des Schuldstrafrechts auch noch nach ihrer 
ersten Zumessung im Urteil sinnvoll zu gestalten, 
um die höchstmögliche kriminalpolitische Wirkung 
zu erzielen. Das aber ist eine Aufgabe des unab-
hängigen Richters, die ihrem Wesen nach nicht von 
anderen Stellen wahrgenommen werden kann. Daß 
die Aussetzung des Strafrestes auch andere, dem 
Bereich der öffentlichen Verwaltung zugehörige 
Nebenzwecke verfolgt, ist demgegenüber nicht aus-
schlaggebend. 

Die Übertragung der Zuständigkeit auf das Voll-
streckungsgericht, die bereits in § 85 des Jugend-
gerichtsgesetzes ein Vorbild hat, beruht vor allem 
auf zwei Gründen. Einmal soll das zur Entscheidung 
berufene Gericht unmittelbar Verbindung mit der 
Strafanstalt gewinnen. Dadurch wird es dem Richter 
ermöglicht, durch eigene Beobachtungen, namentlich 
durch persönliche Rücksprachen mit den Gefangenen 
und dem Anstaltspersonal, ein viel unmittelbareres 
Bild von der Entlassungsreife der Verurteilten zu 
gewinnen, als es heute bei der Zuständigkeit des 
erkennenden Gerichts im allgemeinen der Fall ist. 
Außerdem wird durch die Neuregelung für die In-
sassen einer Strafanstalt weitgehend die Zuständig-
keit desselben Vollstreckungsgerichts begründet, so 
daß eine gleichmäßige Anwendung der Aussetzung 
für den Gesamtbereich der Anstalt gewährleistet ist. 
Das ist für den Strafvollzug von beträchtlichem 
Wert. Bei der gegenwärtigen Aufsplitterung der 
Zuständigkeit auf zahlreiche erkennende Gerichte 
lassen sich sachlich ungerechtfertigte Unterschiede 

in der Behandlung von Gefangenen derselben An-
stalt praktisch nicht vermeiden. Jeder Mißgriff 
dieser Art führt jedoch erfahrungsgemäß zu erheb-
licher Unruhe und zu einer bedenklichen Erschwe-
rung der Vollzugsarbeit. 

Die Frage, wie die vollstreckungsgerichtliche Zu-
ständigkeit im einzelnen abzugrenzen ist, bedarf 
näherer Prüfung und Entscheidung im Rahmen der 
Verfahrensreform. Sie ist nicht nur hier, sondern 
auch im Bereich der Maßregeln der Besserung und 
Sicherung bedeutsam. Es wird sich vor allem darum 
handeln, ob bei Freiheitsstrafen bis zu sechs Mona-
ten das erkennende Gericht Vollstreckungsgericht 
sein soll, ob es bei anderen Freiheitsstrafen aus-
nahmslos möglich ist, die Zuständigkeit eines Ge-
richts in der Nähe der Strafanstalt zu begründen, 
oder ob Ausnahmen für Entscheidungen des Bundes-
gerichtshofs und der Oberlandesgerichte im ersten 
Rechtszug erforderlich sind, ob es ferner einer 
mehrstufigen Zuständigkeit nach Art und Schwere 
der Strafen bedarf. 

§ 80 
Gesamtstrafe und Strafaussetzung 

Die Vorschrift befaßt sich mit der Zulässigkeit der 
Strafaussetzung zur Bewährung beim Zusammen-
treffen mehrerer Straftaten. Abs a t z 1 bestätigt 
den von der Rechtsprechung schon für das geltende 
Recht herausgearbeiteten Grundsatz, daß es für die 
Zulässigkeit der Strafaussetzung nach § 71 nicht auf 
die Höhe der Einzelstrafen, sondern auf die der Ge-
samtstrafe ankommt. Dabei macht es keinen Unter-
schied, ob die Straftaten gleichzeitig abgeurteilt 
werden (§ 68 Abs. 1) oder ob es erst nachträglich 
zur Bildung einer Gesamtstrafe kommt (§ 70). Der 
Zusammenhang zwischen den Absätzen 1 und 2 
klärt außerdem die im geltenden Recht entstandene 
Streitfrage, ob eine zur Bewährung ausgesetzte Frei-
heitsstrafe in eine nachträglich zu bildende Gesamt-
strafe einbezogen werden kann, in dem Sinne, daß 
dem grundsätzlich nichts entgegensteht. Der Ent-
wurf räumt damit dem Richter des neuen Verfah-
rens die volle Verfügungsmacht über das alte Urteil 
ein. Im allgemeinen wird dieses in die neue Ent-
scheidung mit der Wirkung einbezogen, daß der 
alte Strafausspruch einschließlich der Strafausset-
zung zur Bewährung gegenstandslos wird. An seine 
Stelle tritt der Ausspruch über die Gesamtstrafe, für 
die alsdann über eine etwa in Frage kommende 
Strafaussetzung neu zu entscheiden ist. Der Entwurf 
hat diese Lösung, die im wesentlichen mit den von 
der Rechtsprechung entwickelten Grundsätzen über-
einstimmt, vor allem deshalb gewählt, weil sie am 
besten geeignet ist, Unzuträglichkeiten zu vermei-
den, die sich aus der Konkurrenz verschiedener ge-
richtlicher Verfahren ergeben können. Sie ermög-
licht vor allem eine auf einheitlichen Gesichtspunk-
ten beruhende Entscheidung, wenn zwischen dem 
Richter des früheren und dem des neuen Verfahrens 
Meinungsverschiedenheiten darüber bestehen, ob 
sich der Verurteilte auch bei Berücksichtigung der 
neuen Tat für eine Strafaussetzung überhaupt noch 
eignet. 

Abs atz 2 läßt von dem allgemeinen Grundsatz 
der unterschiedslosen Anwendung des § 70 zwei 
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bedeutsame Ausnahmen zu. Das Gericht kann bei 
schwebender Strafaussetzung zur Bewährung von 
der nachträglichen Bildung einer Gesamtstrafe ab-
sehen, wenn es selbst wegen der neuen Tat nicht 
auf Freiheitsstrafe oder eine freiheitsentziehende 
Maßregel erkennt oder wenn es die verhängte Frei-
heitsstrafe zur Bewährung aussetzt. In letzterem 
Falle darf allerdings, um die allgemeinen Voraus-
setzungen des § 71 zu wahren, die Summe der Frei-
heitsstrafen aus dem alten und dem neuen Verfah-
ren neun Monate nicht übersteigen. Da der Ver-
urteilte in diesen Fällen auch auf Grund der neuen 
Entscheidung seine Freiheit nicht verliert, kann es 
sinnvoll sein, dem alten Bewährungsverfahren sei-
nen Fortgang zu lassen und den Verurteilten nicht 
unnötig um die Früchte des teilweisen Ablaufs der 
Bewährungszeit zu bringen. Diese Begründung recht-
fertigt zugleich die Vorschrift des A b s a t z e s 3, 
wonach die Gesamtstrafenbildung nachzuholen ist, 
wenn die Aussetzung der in der früheren oder der 
neuen Entscheidung verhängten Freiheitsstrafe oder 
des Strafrestes widerrufen wird. Dabei ist allerdings 
erforderlich, daß im Zeitpunkt des Widerrufs aus 
beiden Entscheidungen noch Strafen vorhanden 
sind, die ganz oder zum Teil weder vollstreckt noch 
verjährt noch erlassen sind. 

Fünfter Titel 

Maßregeln der Besserung und Sicherung 
Das Strafensystem des Entwurfs, das auf dem 

Schuldgrundsatz aufbaut und Strafen nur gegen den 
schuldigen Täter und nur auf der Grundlage seiner 
Schuld zuläßt, bedarf der Ergänzung durch ein Maß-
regelnsystem, das es ermöglicht, in rechtsstaatlichen 
Grenzen unerläßliche kriminalpolitische Ziele auch 
in den Fällen zu verfolgen, in denen das Strafen-
system hierfür entweder nicht ausreicht oder wegen 
Schuldunfähigkeit des Täters nicht zur Verfügung 
steht. Die kriminalpolitischen Ziele, die zwar auch 
jede Strafe mit verfolgt, um die es aber in diesem 
Bereich jenseits der Strafe allein noch geht, sind die 
Resozialisierung des gefährdeten oder gefährlichen 
Täters, d. h. seine Wiedereingliederung in die Ge-
meinschaft, und die Sicherung der Allgemeinheit vor 
dem gefährlichen Täter. Die Mittel zur Verfolgung 
dieser Ziele sind die Maßregeln der Besserung und 
Sicherung, in deren Benennung der Entwurf durch 
Voranstellung des Besserungsgedankens gegenüber 
dem geltenden Recht die Rangfolge der Zwecke an-
deuten will, die er zugrunde legt. Der Entwurf be-
kennt sich damit wie das geltende Recht zur Zwei-
spurigkeit der Rechtsfolgen der Tat. 

Der Grundsatz der Zweispurigkeit besagt aber 
nicht, daß in den Fällen, in denen auf Strafe und 
Maßregel nebeneinander erkannt wird, diese beiden 
Rechtsfolgen notwendigerweise stets nacheinander 
vollstreckt werden müßten. Vielmehr wird ein „Vi-
kariiren" im Sinne einer gewissen einheitlichen 
Vollstreckung bei einzelnen Maßregeln mit der 
grundsätzlichen Zweispurigkeit als vereinbar ange-
sehen. Die grundlegenden Vorschriften darüber 
enthalten § 87 über die Reihenfolge der Vollstrek-
kung und § 105 über die nachträgliche Aussetzung 
der Unterbringung. Bei einem Zusammentreffen der 

vor § 81 

in § 87 bezeichneten Maßregeln mit Freiheitsstrafe 
muß oder kann die Maßregel unter den dort be-
zeichneten Voraussetzungen vor der Strafe voll-
zogen werden und kann die Zeit des Vollzugs der 
Maßregel ganz oder teilweise auf die Strafe ange-
rechnet werden. Bleibt in diesem Falle die Dauer 
der Strafe hinter der Dauer des Maßregelvollzugs 
zurück, so ist die Strafe damit verbüßt. Der Entwurf 
sieht außerdem in § 87 Abs. 4 vor, daß eine er-
kannte Freiheitsstrafe von nicht mehr als neun 
Monaten, wenn vor ihr eine Maßregel vollzogen 
wird, nachträglich zur Bewährung ausgesetzt wer-
den kann. Für die Sicherungsverwahrung ist aus 
den zu § 87 dargelegten Gründen der Vollzug der 
Sicherungsverwahrung vor dem der Strafe nicht 
vorgesehen. Wird umgekehrt eine Freiheitsstrafe 
vor einer zugleich angeordneten Unterbringung voll-
zogen, so ermöglicht es § 105 Abs. 3, vom Vollzug 
der Unterbringung abzusehen, wenn er nach dem 
Vollzug der Strafe nicht mehr erforderlich ist. Auf 
diese Weise schwächt der Entwurf den Gegensatz 
zwischen Zweispurigkeit und Einspurigkeit im prak-
tischen Ergebnis ab, ohne dabei den Strafausspruch, 
auf den in einem Schuldstrafrecht grundsätzlich 
nicht verzichtet werden kann, preiszugeben. 

Wie bereits das geltende Recht, so sieht auch der 
Entwurf Maßregeln mit und ohne Freiheitsent-
ziehung vor. Nach beiden Seiten hin baut der Ent-
wurf das Maßregelnsystem so aus, daß den krimi-
nalpolitischen Notwendigkeiten im Rahmen der 
rechtsstaatlichen Ordnung Genüge geschieht, eine 
ebenso elastische wie sinnvolle Anwendung ge-
sichert und die Gewähr gegeben ist, daß die Ge-
richte in den geeigneten Fällen auch wirklich von 
den Maßregeln Gebrauch machen. 

Den kriminalpolitischen Notwendigkeiten sollen 
vor allem die Umgestaltung der Unterbringung in 
einer Heil- oder Pflegeanstalt sowie die Einführung 
der vorbeugenden Verwahrung und der Sicherungs-
aufsicht Rechnung tragen. Hierzu sei auf die Be-
gründung zu §§ 81, 82, 86 und 91 verwiesen. 

Die Beweglichkeit der Maßregeln in ihrer Anwen-
dung sucht der Entwurf auf mehrfache Weise zu er-
reichen. Hervorzuheben sind hier die Anpassung 
der Anstaltsunterbringung und der Sicherungsauf-
sicht an die besonderen Erfordernisse des Einzel-
falles (vgl. § 82 Abs. 2 und 3, § 95), die Austausch-
barkeit von Strafen mit bestimmten Maßregeln (§ 87) 
sowie von bestimmten Maßregeln untereinander 
(§ 104 Abs. 3), die Möglichkeit der Aussetzung be-
stimmter Maßregeln zur Bewährung (vgl. die Ein-
leitung vor § 105) sowie die Zulässigkeit der selb-
ständigen Anordnung bestimmter Maßregeln (§ 103). 

Daß die Gerichte in möglichst allen geeigneten 
Fällen von den Maßregeln Gebrauch machen, sucht 
der Entwurf durch eine entsprechende Gestaltung 
der Anordnungsvoraussetzungen zu erreichen, die 
bei den einzelnen Maßregeln dargestellt werden. 
Als besonders geeignetes Mittel hierzu sieht es der 
Entwurf an, daß das Gericht, soweit die Gefährlich-
keit des Täters Voraussetzung der Anordnung ist, 
diese stets nur für den Zeitpunkt der Aburteilung 
festzustellen hat (vgl. insbesondere § 82 Abs. 1, § 85 
Abs. 1, § 86 Abs. 1 Nr. 3). Dadurch wird dem Richter 
die Prognose für den Zeitpunkt der Entlassung nach 
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§ 81 

Strafverbüßung erspart. Das geltende Recht über-
fordert den Richter, soweit es diese Prognose ver-
langt. Hierin liegt eine wesentliche Ursache dafür, 
daß Maßregeln in vielen Fällen, in denen sie drin-
gend angebracht wären, nach den Vorschriften des 
geltenden Rechts nicht angeordnet werden. 

Daß Maßregeln ebenso wie Strafen als Rechtsfol-
gen einer mit Strafe bedrohten Handlung nur 
durch die Gerichte angeordnet werden dürfen, be-
darf in einem Rechtsstaat keiner besonderen Begrün-
dung. Hiermit steht nicht in Widerspruch, daß aus-
nahmsweise die Vollzugsbehörde nach § 82 Abs. 3 
Satz 2 eine vorläufige Entscheidung treffen kann, 
die durch die Dringlichkeit des Falles geboten ist. 
Unberührt von der Zuständigkeit der Gerichte blei-
ben jedoch solche Verwaltungsmaßnahmen, die zu 
maßregelähnlichen Eingriffen im Verwaltungswege 
führen (z. B. Unterbringung Geisteskranker, Ent-
ziehung der Fahrerlaubnis durch die Verwaltungs-
behörde). Hierfür sind die rechtlichen Voraussetzun-
gen außerhalb des Strafgesetzbuches geregelt. 

Der Entwurf hält aus rechtsstaatlichen Gründen 
daran fest, daß die Anordnung einer Maßregel dem 
erkennenden Gericht obliegt. Jedoch sieht er vor, 
daß ergänzende, ändernde und aufhebende Ent-
scheidungen durch das Vollstreckungsgericht erlas-
sen werden (vgl. z. B. § 82 Abs. 3, § 87 Abs. 2, 
§ 89 Abs. 6, §§ 90, 95 Abs. 2 und 3, §§ 96, 97 Abs. 2, 
§ 98 Abs. 2, § 104 Abs. 3). Die Gesichtspunkte, die 
zur Übertragung dieser Entscheidungen auf das 
Vollstreckungsgericht geführt haben, sind zu § 79 
näher dargelege. 

Der Grundsatz, daß alle Maßregeln eine richter-
liche Anordnung voraussetzen, wird in § 97 für die 
Sicherungsaufsicht durchbrochen, die in diesem be-
sonderen Falle als gesetzliche Nebenfolge einer 
Freiheitsstrafe ausgestaltet ist. Die Gründe für diese 
Regelung ergeben sich aus der Begründung zu 
§ 97. 

§ 81 
Übersicht 

Von den neun Maßregeln der Besserung und 
Sicherung, die der Entwurf in § 81 aufzählt, sind 
die Unterbringung in einer Heil- oder Pflegeanstalt, 
die Unterbringung in einer Entziehungsanstalt, die 
Unterbringung in einem Arbeitshaus, die Sicherungs-
verwahrung, die Entziehung der Fahrerlaubnis und 
das Berufsverbot bereits im geltenden Recht ent-
halten. Ihre Bezeichnungen sind im Entwurf teil-
weise etwas geändert. Insbesondere sind die Be-
griffe „Trinkerheilanstalt oder Entziehungsanstalt" 
zu der kürzeren Bezeichnung „Entziehungsanstalt" 
zusammengezogen worden. In der sachlichen Aus-
gestaltung haben diese Maßregeln zum Teil we-
sentliche Änderungen erfahren, die eine Anglei-
chung an die Grundgedanken des neuen Maßregeln-
systems erreichen sollen. 

Als neue Unterbringungsart erscheint im Entwurf 
zunächst die Unterbringung in einer Be-
wahrungsanstalt. Sie ist für solche psychisch 
belasteten Täter, insbesondere Psychopathen, be-
stimmt, die erfahrungsgemäß für eine ärztliche Be-
handlung nach den in den Heil- oder Pflegeanstalten 
möglichen und üblichen Methoden nicht geeignet 

sind, andererseits aber wegen ihrer Persönlich-
keitsartung auch nicht in den normalen Strafvollzug 
passen. Die Unterbringung in einer Bewahrungs-
anstalt ist nach § 82 keine selbständige Maßregel, 
sondern eine Vollzugsform der „Anstaltsunterbrin-
gung", die entweder in einer Heil- oder Pflege-
anstalt oder in einer Bewahrungsanstalt vollzogen 
wird. 

Als weitere neue Maßregel führt der Entwurf die 
vorbeugende Verwahrung ein. Sie soll 
gegenüber Jungtätern zur Anwendung kommen, die 
für die Sicherungsverwahrung noch nicht „reif", an-
dererseits aber in Gefahr sind, sich zum Hangtäter 
zu entwickeln. Erfaßt werden solche schon vorher 
kriminell gewordenen Täter, welche die auslösende 
Tat nach Vollendung ihres 16., aber vor Vollendung 
ihres 27. Lebensjahres begangen haben. Die nähere 
Ausgestaltung der vorbeugenden Verwahrung er-
gibt sich aus der Begründung zu § 86. 

Das Maßregelnsystem des Entwurfs wird ferner 
um die Sicherungsaufsicht erweitert. Ihr 
Ziel ist es, gefährdete oder gefährliche Täter in 
ihrer Lebensführung in der Freiheit über gewisse 
kritische Zeiträume hinweg zu unterstützen und zu 
überwachen, um sie von weiteren Straftaten abzu-
halten und zu einem gesetzmäßigen und geordneten 
Leben zu führen. Die Maßregel ist dem Rechtsinsti-
tut der Bewährungshilfe bei Aussetzung einer Strafe 
oder Maßregel zur Bewährung (§§ 76, 79 Abs. 3, 
§ 107 Abs. 1 und 2) verwandt, von ihm aber in der 
Zielsetzung, im Anwendungsbereich und in der 
Einzelausgestaltung teilweise unterschieden. Wenn 
die Sicherungsaufsicht ebenso wie die Aussetzung 
zur Bewährung die Resozialisierung des Täters er-
strebt, so steht doch bei ihr der Schutz der Allge-
meinheit vor dem Täter im Vordergrund der Bemü-
hungen. Dieser Zielsetzung dient besonders die Ein-
richtung der Aufsichtsstelle (§ 92) und die Ausge-
staltung der Weisungen (§ 93). Die Intensivierung 
des Aufsichtscharakters findet ihre Rechtfertigung 
im Anwendungsbereich der Sicherungsaufsicht. Sie 
bezieht sich vor allem auf gefährliche Täter, insbe-
sondere Rückfalltäter und Hangtäter, sowie auf ge-
fährdete Jungtäter; sie kommt gerade auch dann in 
Betracht, wenn solche Täter ihre Freiheitsstrafe voll 
verbüßt haben (§ 97). Die Sicherungsaufsicht nimmt 
für die erwachsenen Täter den Gedanken der 
Schutzaufsicht auf, der dem § 9 Nr. 2 des Jugend-
gerichtsgesetzes zugrunde liegt. Damit erübrigt sich 
die Polizeiaufsicht des geltenden Rechts (§§ 38, 39 
StGB), die mit der neuen Maßregel kaum etwas ge-
mein hat. Die Polizeiaufsicht kann schon deshalb 
nicht bestehen bleiben, weil rechtsstaatliche Grund-
sätze verlangen, daß die mit ihr verbundenen Ein-
griffe in die persönliche Freiheit vom Richter nicht 
nur zugelassen, sondern angeordnet werden, und 
weil sie sich zudem auf wenige Maßnahmen repres-
siven Charakters beschränkt, die für sich allein 
keine Gewähr für eine wirkliche Sicherung der All-
gemeinheit bieten. Auch hat die Polizeiaufsicht in 
ihrer Ausführung vielfach mehr Schaden als Nutzen 
gestiftet. Der Entwurf begründet daher für die An-
ordnung sowohl der Sicherungsaufsicht im ganzen 
als auch der einzelnen Weisungen die Zuständigkeit 
der Gerichte. Dadurch wird es auch vertretbar, den 
Katalog der Weisungen, die für die Lenkung und 
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Überwachung der Lebensführung des Täters je nach 
den Umständen in Betracht kommen können, so aus-
zubauen, wie es geboten ist, damit das Rechts-
institut eine praktische Bedeutung erlangen kann. 
Daß die Polizeiaufsicht im geltenden Recht eine so 
geringe Anwendung gefunden hat, liegt entschei-
dend daran, daß ihre in § 39 StGB geregelten Wir-
kungen nach allgemeiner Überzeugung unzuläng-
lich sind. Der Ausbau der Wirkungen setzt aber 
voraus, daß die Führung der Aufsicht und die 
Überwachung des Verurteilten in die Hände be-
sonders ausgebildeter Kräfte gelegt wird. Diesem 
Anliegen dient die Regelung in § 92, die als Auf-
sichtsstelle eine Überwachungsbehörde oder einen 
Bewährungshelfer vorsieht. Nähere Vorschriften 
über die Überwachungsbehörde, die vor allem für 
gefährliche Täter in Betracht kommt, wird das Ein-
führungsgesetz bringen. Gedacht ist an Polizei-
behörden mit besonders geschultem Personal, aber 
auch an die Fürsorgebehörden und Gesundheits-
ämter. Bei weniger gefährlichen, vor allem bei 
lediglich gefährdeten Tätern werden auch die Be-
währungshelfer die Sicherungsaufsicht erfolgreich 
führen können. Die Einzelausgestaltung der Siche-
rungsaufsicht läßt erkennen, daß es sich hier im 
Grunde um ein neues Rechtsinstitut handelt, dem 
der Entwurf eine bedeutende Rolle für die Verhü-
tung von Straftaten zuweist. 

Eine neue Maßregel ist schließlich das Verbot 
der Tierhaltung. Das geltende Recht sieht 
in § 11 des Tierschutzgesetzes lediglich die Möglich-
keit vor, daß die zuständige Landesbehörde die 
Haltung von bestimmten Tieren oder die berufs-
mäßige Beschäftigung oder den Handel mit Tieren 
auf Zeit oder Dauer untersagt, wenn der Täter wie-
derholt wegen einer vorsätzlichen Straftat nach § 9 
des Gesetzes rechtskräftig verurteilt worden ist. Der 
Entwurf stellt nunmehr hierfür eine neue Maßregel 
zur Verfügung, für deren Anordnung die Straf-
gerichte zuständig sind, ohne daß hierdurch den 
Verwaltungsbehörden ihre bisherige Zuständigkeit 
zu den genannten polizeilichen Verwaltungsmaß-
nahmen genommen wird. Damit schreitet der Ent-
wurf auf dem Weg, der zur Einführung der Maß-
regeln der Entziehung der Fahrerlaubnis und des 
Berufsverbots geführt hat, fort, um die strafrecht-
lichen Reaktionsmöglichkeiten anzureichern und zu-
gleich die Verwaltungsverfahren, die sich nach 
geltendem Recht an die Strafverfahren wegen Tier-
quälerei anschließen, zu verringern. 

Freiheitsentziehende Maßregeln 

§ 82 
Unterbringung in einer heil- oder Pflegeanstalt 

oder in einer Bewahrungsanstalt 

Das geltende Recht sieht die Unterbringung von 
kriminellen Schuldunfähigen und vermindert Schuld-
fähigen in einer Heil- oder Pflegeanstalt nach Maß-
gabe des § 42 b StGB und der §§ 429 a bis 429 d 
und 456 b StPO vor. In der Praxis haben sich Mängel 
der gesetzlichen Regelung ergeben, die der Entwurf 
beheben will. 

Die Unterbringung ist nach § 42 b StGB unter den 
dort bezeichneten Voraussetzungen vorgeschrieben, 

§ 82 
„wenn die öffentliche Sicherheit es erfordert". In 
der Rechtsprechung ist diese Voraussetzung dahin 
ausgelegt worden, daß eine Wahrscheinlichkeit be-
gründet sein muß, der Täter werde in Zukunft Taten 
begehen, die ihn für die Allgemeinheit gefährlich 
erscheinen lassen (Gefährlichkeitsproblem), daß 
diese Wahrscheinlichkeit bei Schuldunfähigen für 
den Zeitpunkt des Urteils, bei vermindert Schuld-
fähigen für den Zeitpunkt der Entlassung aus dem 
Strafvollzug festzustellen (Prognoseproblem) und 
daß als Ursache dieser Gefahr die betreffende see-
lische Störung anzusehen ist (Kausalitätsproblem). 
Es muß hinzukommen, daß andere Maßnahmen wie 
z. B. Überwachung durch Angehörige oder Bestel-
lung eines Pflegers an Stelle der Unterbringung kei-
nen genügenden Schutz für die Allgemeinheit bie-
ten (Subsidiaritätsproblem). Die Behandlung dieser 
Fragen hat der Rechtsprechung viele Schwierig-
keiten bereitet. 

Der Entwurf umschreibt deshalb in § 82 Abs. 1 
die Voraussetzungen der Unterbringung deutlicher. 
Das Gefährlichkeitsproblem wird zu-
sammen mit dem Kausalitätsproblem dahin gelöst, 
daß von dem Täter infolge seines Zustandes erheb-
liche rechtswidrige Taten zu befürchten sein müssen 
und er deshalb für die Allgemeinheit oder für ein-
zelne andere gefährlich sein muß. Diese Vorausset-
zungen sind ähnlich wie bei der Sicherungsverwah-
rung gefaßt, nur daß die Ursache der Gefährlichkeit 
dort der Hang zu erheblichen Straftaten, hier aber 
der seelische Zustand des Täters ist. Ob der Begriff 
der Gefährlichkeit durch erhebliche rechtswidrige 
Taten jeder Art, also z. B. auch durch schwere Be-
leidigungen oder schwere Steuerverfehlungen, er-
füllt werden kann oder ob hierfür erhebliche 
rechtswidrige Taten bestimmter Art vorausgesetzt 
werden müssen, also etwa Taten gegen das Leben, 
die körperliche Unversehrtheit, die persönliche 
Freiheit oder andere lebenswichtige Rechtsgüter, 
läßt der Entwurf offen. Die Rechtsprechung hat hier-
durch die Möglichkeit, zu einer Einschränkung zu 
gelangen, falls eine solche für erforderlich gehalten 
wird. Die Fassung stellt aber klar, daß nicht nur 
eine Gefahr für die Allgemeinheit, sondern auch für 
einzelne andere genügen kann. Es gibt Täter, die 
seelisch auf eine einzige bestimmte Person oder auf 
mehrere bestimmte Einzelpersonen festgelegt sind. 
Sie müssen hier ebenfalls erfaßt werden. Daß die 
Gefährlichkeits- und Kausalitätsfrage auf Grund 
einer Gesamtwürdigung von Täter und Tat beant-
wortet werden muß, bestimmt der Entwurf in § 82 
ebenso wie in §§ 85, 86 ausdrücklich. Da die Ge-
fährlichkeit des Täters infolge seines Zustandes der 
Schuldunfähigkeit oder der verminderten Schuld-
fähigkeit bestehen muß, hat das Gericht diesen Zu-
stand festzustellen. Die Maßregel ist so schwer-
wiegend, daß, wenn die Möglichkeit der vollen 
Schuldfähigkeit besteht, eine Annahme verminder-
ter Schuldfähigkeit nach dem Grundsatz „in dubio 
pro reo" nicht zulässig ist. Insofern unterscheidet 
sich § 82 von den §§ 83, 99, 101 und 102. Die Prü-
lung der Prognose wird dem Richter dadurch er-
leichtert, daß er künftig durchweg die Gefährlichkeit 
des Täters nur noch für den Zeitpunkt der Aburtei-
lung festzustellen hat. Wird bei vermindert Schuld-
fähigen eine Freiheitsstrafe vor der Anstaltsunter- 
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§ 82 

bringung vollzogen, so prüft das Vollstreckungs-
gericht nach § 105 Abs. 3, ob der Täter dann noch 
gefährlich ist und der Zweck der Maßregel die 
Unterbringung noch erfordert. Andernfalls setzt es 
die Unterbringung zur Bewährung aus. 

Der Entwurf anerkennt schließlich keine Sub-
sidiarität bei der Anordnung der Anstaltsunterbrin-
gung. Vielmehr muß der Richter die Maßregel auch 
dann anordnen, wenn besondere Umstände, z. B. die 
Überwachung durch zuverlässige Angehörige, die 
Erwartung rechtfertigen, daß der Zweck der Maß-
regel auch ohne ihre sofortige Vollstreckung er-
reicht werden kann. Jedoch setzt das Gericht in 
diesem Falle nach § 105 Abs. 1 die Vollstreckung 
der Anstaltsunterbringung zur Bewährung aus. Es 
hat dann zugleich nach § 107 Abs. 2 den Verurteil-
ten der Aufsicht und Leitung des Gesundheitsamts, 
einer anderen Überwachungsbehörde oder eines 
Bewährungshelfers zu unterstellen. Damit gilt hin-
sichtlich der Vollstreckung der Anstaltsunterbrin-
gung der Subsidiaritätsgrundsatz. Bei 
dieser Subsidiaritätsregelung geht der Entwurf da-
von aus, daß es Fälle gibt, in denen verantwortet 
werden kann, unter dem Druck einer dahinter-
stehenden, unbedingt angeordneten, aber hinsicht-
lich der Vollstreckung bedingt ausgesetzten An-
staltsunterbringung zu erproben, ob andere Vor-
kehrungen genügen, auf den Täter einzuwirken und 
die Allgemeinheit oder Einzelpersonen vor ihm zu 
schützen. Die Regelung entspricht der Subsidiaritäts-
regelung für die Entziehungsanstalt, das Arbeits-
haus und die vorbeugende Verwahrung. Jedoch 
muß nach § 107 Abs. 3 bei Aussetzung der Unter-
bringung in einem Arbeitshaus und bei Ausset-
zung der vorbeugenden Verwahrung ebenso wie 
bei der nachträglichen Aussetzung der Sicherungs-
verwahrung zugleich die Sicherungsaufsicht ange-
ordnet werden, während diese bei der Aussetzung 
der Unterbringung in einer Heil- oder Pflegeanstalt 
oder in einer Bewahrungsanstalt mit Rücksicht auf 
den in Betracht kommenden Täterkreis ebenso-
wenig wie bei der Aussetzung der Unterbringung 
in einer Entziehungsanstalt angebracht erscheint. 

Die Maßregel hat bisher nach § 42 b StGB die 
Wirkung, daß der Täter in einer Heil- oder Pflege-
anstalt unterzubringen ist. Bei der Anordnung, die 
auf Unterbringung in einer Heil- oder Pflegeanstalt 
lautet, ohne daß der Richter die eine oder andere 
Anstaltsart auswählen könnte, und beim Vollzug 
der Anordnung bleibt nach geltendem Recht unbe-
rücksichtigt, ob überhaupt eine behandlungsbedürf-
tige Krankheit oder ein pflegebedürftiger Zustand 
des Täters besteht oder nicht. Dadurch gelangen 
Täter in die Heil- oder Pflegeanstalten, auf die mit 
den dort möglichen und üblichen Mitteln nicht 
zweckdienlich eingewirkt werden kann. Den An-
stalten fehlen hierfür die erforderlichen Arbeits-
möglichkeiten, Erziehungs- und Disziplinarmittel so-
wie die nötigen Vorkehrungen gegen Fluchtgefahr. 
Untergebrachte solcher Art spielen die Rolle von 
Störern und Fremdkörpern in den Heil- oder Pflege-
anstalten. Das gilt vor allem für viele Psychopathen. 
Soweit Psychopathen als voll oder vermindert 
Schuldfähige zu Strafe verurteilt werden, gelangen 
sie in den Strafvollzug, wo sie vielfach ebenfalls als 
Störer wirken. Gegenüber Schuldunfähigen, die psy-

chisch belastet, aber nicht heilungs- oder pflege-
bedürftig sind, fehlt dem Strafrichter heute jede 
Möglichkeit anderer Unterbringung als in den Heil-
oder Pflegeanstalten. Künftig sollen zwar nach § 83 
Rauschmittelsüchtige, die erfahrungsgemäß vielfach 
Psychopathen sind, auch dann in eine Entziehungs-
anstalt eingewiesen werden können, wenn sie 
schuldunfähig sind. Aber das würde die Lücke des 
geltenden Rechts in der Behandlung psychisch be-
lasteter Täter nur für den kleinen Kreis von Rausch

-

mittelsüchtigen schließen. Vermindert Schuldfähige 
können außerdem noch in der Sicherungsverwah-
rung oder im Arbeitshaus untergebracht werden. 
Der Anwendungsbereich des Arbeitshauses soll 
zwar nach § 84 erheblich erweitert werden, erfaßt 
jedoch nicht die gefährlichen vermindert Schuld-
fähigen. Danach würde auch in Zukunft eine Rechts-
folgenlücke für solche vermindert schuldfähige Kri-
minelle bleiben, für die nach ihrer Straftat und 
ihrer Persönlichkeit weder das Arbeitshaus oder 
die Sicherungsverwahrung noch die Entziehungs-
anstalt oder die Heil- oder Pflegeanstalt in Frage 
kommen, die aber auch für den normalen Strafvoll-
zug wenig geeignet sind und überdies wegen ihrer 
Gefährlichkeit über die Strafe hinaus untergebracht 
werden müssen. 

So ergibt sich hinsichtlich der Behandlung psy-
chisch belasteter Krimineller die Aufgabe, dafür 
zu sorgen, daß in die Heil- oder Pflegeanstalten 
künftig nur solche Täter eingewiesen werden, die 
nach den dort möglichen und üblichen Methoden 
für eine Heilbehandlung oder Pflege in Betracht 
kommen, und die Lücken zu schließen, die für die 
Unterbringung der nicht heil- oder pflegebedürfti-
gen, psychisch belasteten Täter bestehen. 

Um dieses Ziel zu erreichen, sieht der Entwurf 
in § 82 Abs. 2 vor, daß das Gericht bei der Anord-
nung der Anstaltsunterbringung zugleich bestimmt, 
daß der Täter nach der besonderen Behandlungsart, 
die sein Zustand erfordert, in einer Heil- oder 
Pflegeanstalt oder in einer Bewahrungsanstalt 
untergebracht wird. Danach sollen psychisch be-
lastete Täter, die sich nach ihrem Zustand für die 
Heil- oder Pflegeanstalten nicht eignen, in Bewah-
rungsanstalten untergebracht werden, die besondere 
Anstalten oder Anstaltsabteilungen anderer Anstal-
ten sind. Der Entwurf folgt damit Anregungen aus 
den Kreisen der Psychiater, Neurologen, Psycholo-
gen und Kriminologen. Dänemark, das in der Ein-
richtung besonderer Verwahrungsanstalten für ver-
brecherische Psychopathen vorangegangen ist, hat 
damit in einer langen Reihe von Jahren gute Er-
fahrungen gesammelt. Die nähere Ausgestaltung der 
Anstalten muß besonderen Vollzugsvorschriften 
vorbehalten bleiben. Gedacht ist daran, den An-
stalten eine Zwischenstellung zwischen den Straf-
anstalten und den Heilanstalten zu geben und in 
ihnen auch eine heilpädagogische Einwirkung zu er-
möglichen, die in der Hand von Psychiatern, Psycho-
logen und sonstigem Fachpersonal liegt und das 
Ziel haben sollte, dem psychisch belasteten Täter zu 
helfen, seine seelische Störung zu beherrschen und 
seine gefährlichen Neigungen zu überwinden. Die-
sem Ziel müssen die Mittel angepaßt werden. Im 
Mittelpunkt der Einwirkung muß die der Leistungs-
fähigkeit des Täters angemessene, sinnvolle Arbeit 
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und eine den Zielen der Unterbringung angepaßte 
Unterrichts- und Freizeitgestaltung stehen. Die orga-
nisatorischen Schwierigkeiten, die sich bei der Ein-
richtung solcher Anstalten ergeben, sind erheblich. 
Sie müssen um der kriminalpolitischen Ziele willen 
überwunden werden. 

Während die Grundsätze für die Durchführung der 
Anstaltsunterbringung im einzelnen im Vollzugsge-
setz zu regeln sein werden, sind die Voraussetzun-
gen und Wirkungen der Anordnung im Strafgesetz-
buch zu behandeln. Maßgebend sind die §§ 82, 87 
bis 90. Daß das erkennende Gericht, nachdem es 
einen Psychiater oder auch noch einen anderen Gut-
achter als Sachverständigen gehört hat, sogleich 
selbst die Anstaltsart zu bestimmen hat, beruht ein-
mal auf prozeßwirtschaftlichen Erwägungen, zum an-
deren darauf, daß anderenfalls ein unter Umständen 
wochenlanger Schwebezustand eintreten würde, in 
dem die Unterbringung ungeklärt bliebe. Der Ent-
wurf nimmt es in Kauf, daß sich gelegentlich auf 
Grund der späteren Erfahrungen mit dem Täter die 
Unzweckmäßigkeit der vom erkennenden Gericht 
bestimmten Anstaltsart nachträglich herausstellen 
kann. Der in der Vorbemerkung zu diesem Titel 
erwähnte Gedanke der Beweglichkeit der Maßregel 
erfordert es, daß dann die Vollzugsform der An-
staltsunterbringung durch das Vollstreckungsgericht 
geändert werden kann. Demnach kann ein Wechsel 
zwischen Heil- oder Pflegeanstalt und Bewahrungs-
anstalt vorgenommen werden. Es wird erwogen, die-
sen Gedanken in den Vollzugsbestimmungen dahin 
zu erweitern, daß auch zu Freiheitsstrafe verurteilte, 
voll oder vermindert schuldfähige Täter aus dem 
Strafvollzug, aus der Sicherungsverwahrung und aus 
dem Arbeitshaus in die Bewahrungsanstalt oder in 
die Heil- oder Pflegeanstalt und umgekehrt über-
geführt werden können, wenn ihre psychische Be-
einträchtigung sich erst nachträglich herausstellt 
oder entwickelt hat oder sonst ihr Zustand eine sol-
che Änderung erfordert. 

Die nachträgliche Änderung der Anstaltsart kann 
eine rasche Entscheidung erfordern, insbesondere 
wenn der Täter, der sich in der Bewahrungsanstalt 
befindet, umgehend einer Heilbehandlung bedarf. 
Zur Vermeidung von schädlichen Verzögerungen, 
die mit der Anrufung des Vollstreckungsgerichts 
verbunden sein können, ermächtigt Absatz 3 Satz 2 
des § 82 die Vollzugsbehörde, eine vorläufige Ent-
scheidung über die Anstaltsart zu treffen. 

Wegen der Dauer der Anstaltsunterbringung und 
der Entlassung aus der Unterbringung wird auf die 
Begründung zu §§ 89 und 90 verwiesen. 

§ 83 
Unterbringung in einer Entziehungsanstalt 

Im geltenden Recht ist die Maßregel der Unter-
bringung in einer Trinkerheilanstalt oder einer 
Entziehungsanstalt in § 42c StGB und § 456b StPO 
geregelt. Die Maßregel hat sich im ganzen bewährt. 
Jedoch sind ihre Voraussetzungen nach den Erfah-
rungen der Praxis zum Teil zu unbestimmt gefaßt; 
insoweit bedarf es einer Klarstellung. Sie sind aber 
auch lückenhaft und müssen ergänzt werden, damit 
der Anwendungsbereich der Maßregel dem Bedürf- 

§ 83 
nis entsprechend erweitert wird. Dem Entwurf 
kommt es darauf an, die Mängel des geltenden 
Rechts in beiden Richtungen zu beheben. 

Nach § 42c StGB setzt die Anordnung der Maß-
regel voraus, daß die Unterbringung „erforderlich" 
ist, um den Täter „an ein gesetzmäßiges und ge-
ordnetes Leben zu gewöhnen". Danach muß die 
Wahrscheinlichkeit begründet sein, der Täter werde 
in Zukunft infolge seines Hanges zum übermäßigen 
Rauschmittelgenuß mit Strafe bedrohte Handlungen 
begehen. Der Entwurf setzt in dieser Richtung nach 
§ 83 die Gefahr voraus, daß der Täter künftig 
infolge seines Hanges „erhebliche" rechtswidrige 
Taten begehen werde, und schließt damit die Ge-
fahr der Begehung geringfügiger Taten als Anord-

' nungsgrund aus. Er geht dabei von der Überlegung 
aus, daß die Unterbringung in der Entziehungs-
anstalt, die nach § 89 bis zu zwei Jahren und im 
Wiederholungsfalle bis zu vier Jahren dauern kann, 
einen so schweren Eingriff in die Freiheit des Täters 
bedeutet, daß eine Verhältnismäßigkeit zwischen 
der Maßregel und der Gefahr bestehen muß, die 
von dem Täter ausgeht. Im Unterschied zu § 82 
setzt § 83 nicht voraus, daß der Täter wegen der 
von ihm zu befürchtenden erheblichen rechtswidri-
gen Taten für die Allgemeinheit oder für einzelne 
andere gefährlich sei. Hierauf wird in § 83 ver-
zichtet, weil hier der Besserungszweck im Vorder-
grund steht und für die Maßregel verhältnismäßig 
enge zeitliche Grenzen festgelegt sind. Nach der 
Rechtsprechung zu § 42c StGB muß die Anordnung 
der Unterbringung unterbleiben, wenn andere Vor-
kehrungen eine Abwendung der Gefahr ermöglichen, 
z. B. der Anschluß an einen Enthaltsamkeitsverein 
oder die Durchführung einer freiwilligen Entzie-
hungskur, etwa nach der Antabus-Methode. Der 
Entwurf löst für § 83 das Subsidiaritätsproblem 
ebenso wie für die Anstaltsunterbringung nach § 82 
dahin, daß Subsidiarität nicht für die Anordnung, 
sondern nach § 105 Abs. 1 nur für die Vollstreckung 
der Maßregel besteht und das Gericht die Voll-
streckung der Unterbringung zur Bewährung aus-
setzen kann, wenn besondere Umstände die Erwar-
tung rechtfertigen, daß der Zweck der Maßregel 
auch dadurch erreicht werden kann. Auf die Begrün-
dung zu § 82 wird Bezug genommen. Bei Aussetzung 
zur Bewährung ist die Unterstellung unter eine 
Überwachungsbehörde oder einen Bewährungshelfer 
hier, wie § 107 Abs. 1 im Gegensatz zu Absatz 2 
ergibt, nicht vorgeschrieben. Das Gericht kann aber 
nach § 76 dem Täter die Weisung erteilen, sich der 
Aufsicht und Leitung eines Bewährungshelfers zu 
unterstellen. Diese aufgelockerte Regelung trägt der 
Eigenart der Maßregel Rechnung. 

Durch die Fassung des § 83 erweitert der Entwurf 
den Anwendungsbereich der Unterbringung in einer 
Entziehungsanstalt. Während die Unterbringung 
nach § 42c StGB nur neben Strafe angeordnet wer-
den kann, erfaßt § 83 auch schuldunfähige Täter. 
Solche Täter können zur Zeit allenfalls in einer Heil-
oder Pflegeanstalt untergebracht werden, wenn die 
Voraussetzungen des § 42b StGB erfüllt sind. Fehlt 
es hieran, etwa weil die Schuldunfähigkeit nicht auf 
einem Zustand seelischer Störung von einer gewis-
sen Dauer beruht, wie sie § 42b in Verbindung mit 
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§ 84 
§ 51 StGB fordert, oder weil keine Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit im Sinne des § 42b StGB be-
steht, so kann der Täter nach geltendem Recht vom 
Strafrichter nicht in eine Entziehungsanstalt ein-
gewiesen werden. Die Unterbringung solcher Täter 
ist nach § 83 zulässig, nicht nur, wenn die Schuld-
unfähigkeit erwiesen ist, sondern auch dann, wenn 
sie nicht auszuschließen ist. Der Freispruch nach 
dem Grundsatz „in dubio pro reo", weil die Schuld-
fähigkeit nicht erweislich ist, muß hier ebenso ein-
bezogen werden wie nach den §§ 99, 101 und 102. 
Anderes gilt allerdings nach § 82, wo wegen der 
Schwere der Maßregel gefordert werden muß, daß 
zur Anstaltsunterbringung die Schuldunfähigkeit 
oder die verminderte Schuldfähigkeit festgestellt ist. 

Nur redaktionelle Bedeutung hat es, wenn im 
Entwurf gegenüber dem § 42c StGB die Begriffe 
„Trinkerheilanstalt" und „Entziehungsanstalt" durch 
den zusammenfassenden Begriff „Entziehungs-
anstalt" sowie die Begriffe „gewohnheitsmäßig" und 
„Gewöhnung" durch den Begriff „Hang" ersetzt 
werden und wenn ferner der Oberbegriff „Rausch-
mittel" verwendet wird. 

§ 84 
Unterbringung in einem Arbeitshaus 

Nach § 42d StGB beschränkt sich die Unterbrin-
gung in einem Arbeitshaus im wesentlichen auf 
Landstreicher, Bettler und Dirnen, die zu Haftstrafe 
verurteilt werden. Dieser Anwendungsbereich er-
scheint zu eng. Das Arbeitshaus ist nach seinem 
Wesen geeignet, als Maßregel der Besserung gegen-
über allen Tätern zu dienen, welche aus Arbeits-
scheu oder einem Hang zu unstetem oder ungeord-
netem Leben Straftaten begehen und durch Strafe 
allein nicht auf den rechten Weg gebracht werden 
können. Allerdings ist die Maßregel nicht für schwer 
kriminelle Täter geeignet, vor allem nicht für solche, 
die einen Hang zu schweren Taten entwickelt haben 
oder auch nur zu entwickeln drohen. Derart schwer 
kriminelle Täte: uriirden eine erhebliche Anstek-
kungsgefahr füi diejenigen bilden, die nur leicht-
sinnige Lebensführung, Haltlosigkeit oder Arbeits-
scheu zu Straftaten kleineren oder mittleren Aus-
maßes gebracht haben. 

Der Entwurf entschließt sich daher in Über-
einstimmung mit ähnlichen Regelungen im Ausland 
dazu, die Unterbringung in einem Arbeitshaus neben 
der Strafe dann vorzuschreiben, wenn jemand eine 
Straftat beliebiger Art aus Arbeitsscheu oder aus 
einem Hang zu einem unsteten oder ungeordneten 
Leben begangen hat und die Gefahr besteht, daß er 
infolge seiner Arbeitsscheu oder seines Hanges 
weitere Straftaten begehen wird. Es ist erwogen 
worden, die Anordnung der Maßregel bei gewissen 
Straftaten auch dann zuzulassen, wenn sie nicht aus 
Arbeitsscheu oder aus dem besonderen Hang be-
gangen werden. Dabei war an gewerbsmäßige Un-
zucht und Anlocken zur Unzucht (§§ 223, 224) einer-
seits sowie an Bettelei und Landstreicherei (§§ 354, 
356) andererseits gedacht. Doch werden diese Straf-
taten regelmäßig aus den Beweggründen begangen, 
die § 84 voraussetzt. Ist das ausnahmsweise nicht 
der Fall, so wird auch in aller Regel nicht die 

Gefahr bestehen, daß der Täter zukünftig aus diesen 
Beweggründen weitere Straftaten begehen wird. Der 
Entwurf sieht daher davon ab, die Maßregel bei 
bestimmten Taten ohne weiteres zuzulassen. Die 
erwähnten Straftaten werden aber bei der Anwen-
dung des § 84 eine besondere Rolle spielen. Dazu 
kommen vor allem Täter, die von fortgesetzten 
kleinen Diebstählen oder Betrügereien leben oder 
sich dem Glücksspiel ergeben. Die Anordnung setzt 
voraus, daß im Augenblick der Entscheidung die 
Gefahr besteht, der Täter werde aus den gleichen 
Beweggründen weitere, wenn auch vielleicht an-
dersartige Straftaten begehen. Der Begriff der Ge-
fahr ist wie in § 83 und den übrigen Bestimmungen 
dieses Titels zu bestimmen. Besteht die Möglichkeit, 
die Gefahr auf andere Weise als durch den Vollzug 
der Maßrogel abzuwenden, so kommt Aussetzung 
der Vollstreckung zur Bewährung nach § 105 Abs. 1 
in Betracht. Die künftigen Straftaten brauchen, 
anders als in den sonstigen Fällen der Unter-
bringung, keine erheblichen zu sein. Denn es geht 
im Fall des § 84 gerade um eine Maßregel gegen 
gemeinlästige und verwahrloste Täter, die von ihrer 
gesamten gesellschaftsschädlichen Lebensführung 
abgebracht werden sollen 

Um die Maßregel auf diesen Täterkreis zu be-
schränken, sieht Absatz 3 vor, daß die Anordnung 
gegenüber Hangtätern und solchen, die in Gefahr 
sind, sich zu Hangtätern zu entwickeln, unterbleibt. 
Die Anordnung ist daher unzulässig, wenn die Vor-
aussetzungen der Sicherungsverwahrung oder der 
vorbeugenden Verwahrung erfüllt sind. Um darüber 
hinaus Täter auszuschließen, deren Straftaten nicht 
mehr dem Bereich der mittleren oder leichten Krimi-
nalität angehören, bestimmt Absatz 1 weiter, daß 
die Anordnung der Maßregel nur zulässig ist, wenn 
keine schwerere Strafe als Gefängnis bis zu neun 
Monaten verwirkt ist. Der Ausdruck „verwirkt" soll 
im Anschluß an § 68 Abs. I  klarstellen, daß die 
Unterbringung auch dann in Betracht kommt, wenn 
der Täter zugleich mit einer Strafe bis zu neun 
Monaten unter den Voraussetzungen des § 84 Abs. 1 
eine weitere Freiheitsstrafe wegen einer Tat erhält, 
die nicht aus Arbeitsscheu oder aus Hang zu einem 
unsteten oder ungeordneten Leben begangen ist, 
und die Gesamtstrafe neun Monate übersteigt. Im 
allgemeinen bedeutet die Regelung des § 84 aller-
dings, daß der Täter, gegen den eine Gefängnis-
strafe von zehn Monaten verhängt wird, scheinbar 
besser gestellt ist, da gegen ihn die Unterbringung 
in einem Arbeitshaus nicht angeordnet werden 
kann. Die Nachteile einer solchen Grenzziehung 
müssen jedoch in Kauf genommen werden, da das 
Arbeitshaus ohne sie seine bestimmte Prägung ver-
lieren würde. Es kommt hinzu, daß die Unterbrin-
gung in erster Linie nicht der Sicherung, sondern 
der Besserung des Täters dient und ihm selbst nütz-
lich sein soll. Außerdem beginnt mit der Verurtei-
lung zu Freiheitsstrafe von mindestens sechs Mo-
naten gegenüber Hangtätern und solchen Tätern, 
die in Gefahr stehen, sich dazu zu entwickeln, die 
Möglichkeit der Sicherungsverwahrung oder vor-
beugenden Verwahrung. Auf der anderen Seite 
sieht der Entwurf davon ab, schon eine Verurteilung 
zu Strafhaft als Voraussetzung für die Anordnung 
der Maßregel genügen zu lassen. Gegen Dirnen, 
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Bettler und Landstreicher drohen die §§ 223, 224, 
354 und 356 in erster Linie Gefängnis an. In diesen 
und ähnlichen Fallen verhindert die Wahlregel des 
§ 48 Satz 2, daß gegen Täter, die in Gefahr sind, 
aus den in § 84 genannten Beweggründen weitere 
Straftaten zu begehen, Strafhaft verhängt wird, 
wenn Gefängnis zur Wahl steht. Straftaten hin-
gegen, die wie die Entwendung (§ 242) oder der 
Notbetrug (§ 255) nur mit Strafhaft oder Geldstrafe 
bedroht sind, sollten noch nicht zu der einschneiden-
den Maßregel des Arbeitshauses führen. 

Die Unterbringung im Arbeitshaus kann verschie-
den ausgestaltet werden, je nachdem, ob es sich um 
noch junge Täter handelt, die nur durch Leichtsinn 
vom Wege abgekommen sind und durch sinnvolle 
Arbeit mit guten Erfolgsaussichten in die Gesell-
schaft zurückgeführt werden können, oder um ge-
meinlästige ältere Täter, die eine tiefer greifende 
Verwahrlosung aufweisen. Der Eigenart dieser 
Tätergruppen kann im Vollzug dadurch Rechnung 
getragen werden, daß sie in verschiedenen Anstal-
ten untergebracht werden. Maßregeln verschiedener 
Art für sie vorzusehen, empfiehlt sich nicht. 

Die Vorschrift des Absatzes 2 sorgt dafür, daß 
der Verurteilte, wenn er bei der Aburteilung 
arbeitsunfähig ist oder wenn er es später wird, statt 
im Arbeitshaus in einem Heim für Arbeitsunfähige 
untergebracht, anderseits aber von dort in ein 
Arbeitshaus zurückgebracht wird, sobald er seine 
Arbeitsfähigkeit wiedererlangt. 

§ 85 
Sicherungsverwahrung 

Die erfolgreiche Bekämpfung der im geltenden 
Recht als Gewohnheitsverbrecher bezeichneten 
Täter ist eines der wichtigsten kriminalpolitischen 
Anliegen. Eine befriedigende Lösung dieser Frage 
ist zur Zeit nicht gelungen. Das hat Ursachen ver-
schiedener Art. Eine von ihnen ist in der nicht 
immer ausreichenden gesetzlichen Regelung zu 
sehen, um deren Verbesserung sich der Entwurf 
bemüht. Die Regelung des geltenden Rechts krankt 
daran, daß sie die Frage der Sicherung vor gefähr-
lichen Tätern von der Frage der Strafschärfung 
nicht genügend trennt und daß sie den Anwen-
dungsbereich der Sicherungsverwahrung einerseits 
zu weit spannt, auf der anderen Seite aber nicht 
gewährleistet, daß von der Maßregel überall dort 
Gebrauch gemacht wird, wo sie am Platze ist. Der 
Entwurf versucht, diesen Mängeln abzuhelfen. Das 
geschieht in erster Linie durch die §§ 89, 105 Abs. 3, 
5, § 107 Abs. 3 und § 108 Abs. 1. 

Das geltende Recht sieht in § 20a StGB eine teils 
vorgeschriebene, teils zugelassene Strafschärfung 
für den Fall vor, daß eine Gesamtwürdigung be-
stimmter Taten eines Täters ergibt, daß er ein 
gefährlicher Gewohnheitsverbrecher ist. Diese Re-
gelung läßt sich mit dem Grundsatz des Schuldstraf-
rechts, von dem der Entwurf ausgeht, nicht ver-
einbaren. Kann dem Täter die Tatsache, daß er ein 
gefährlicher Gewohnheitsverbrecher ist, nicht zum 
Vorwurf gemacht werden, so verbietet das Schuld-
strafrecht, ihn deshalb schärfer zu bestrafen. Ist ihm 
die Tatsache vorzuwerfen, so handelt es sich um eine  

§ 85 
sogenannte Lebensführungsschuld, deren Feststellung 
im Einzelfall den Richter vor kaum überwindbare 
Schwierigkeiten stellt. Der Entwurf zieht es daher 
vor, eine Strafschärfung nur unter den Vorausset-
zungen des Rückfalls in § 61 vorzusehen, wo sie 
mit dem Schuldgrundsatz im Einklang steht, die 
Tatsache aber, daß es sich um einen gefährlichen 
Täter handelt, lediglich zur Voraussetzung einer 
Maßregel, nämlich der Sicherungsverwahrung, zu 
machen. 

§ 85 bestimmt diese Voraussetzungen im einzel-
nen. Die Vorschrift löst sich dabei von dem im 
geltenden Recht verwendeten Begriff des Gewohn-
heitsverbrechers, der zu der Fehldeutung Anlaß 
geben kann, daß es sich dabei um einen Verbrecher 
handle, der nur durch Gewöhnung einen Hang zu 
Straftaten entwickelt habe. Für die Anordnung der 
Sicherungsverwahrung kann entscheidend nur sein, 
ob ein solcher Hang besteht, ohne Rücksicht darauf, 
wie er entstanden ist und ob er etwa anlagemäßig 
bedingt ist oder sich erst durch Gewöhnung, Nei-
gung, Ubung oder auf andere Weise entwickelt hat. 
Der Entwurf spricht daher vom Hangtäter. Voraus-
setzung ist dabei allerdings, daß sich der Hang auf 
erhebliche Straftaten richtet und daß der Täter in-
folge dieses Hanges für die Allgemeinheit oder für 
einzelne andere gefährlich ist. Was im einzelnen 
als erhebliche Straftat anzusehen ist, kann das Ge-
setz wie in den Fällen der §§ 82 und 83 nicht bestim-
men. Die Rechtsprechung wird dafür nähere Maß-
stäbe zu entwickeln haben. Der Täter muß wie im 
Falle des § 82 gefährlich, darf also nicht nur lästig 
sein. Die zu besorgenden weiteren Taten des Ver-
urteilten müssen also wertvolle Rechtsgüter ernst-
haft bedrohen. Nach dem Entwurf reicht es aus, wenn 
der Täter nur für einzelne andere gefährlich ist. 
So kann etwa ein Sittlichkeitsverbrecher nur für ein 
einzelnes bestimmtes Opfer gefährlich sein. In die-
sen Fällen wird allerdings stets zu prüfen sein, ob 
nach § 105 Abs. 3 die Vollstreckung der Sicherungs-
verwahrung ausgesetzt werden kann und mit Siche-
rungsaufsicht nach § 107 Abs. 3 auszukommen ist. 

Nach § 85 kommt es für die Anordnung der Maß-
regel nur darauf an, ob der Täter im Zeitpunkt 
der Verurteilung gefährlich ist. Damit wird das 
größte Hindernis aus dem Wege geräumt, das einer 
nachdrücklichen Anwendung der Sicherungsverwah-
rung im geltenden Recht entgegensteht, nämlich die 
von der Rechtsprechung auf Grund des § 42e StGB 
entwickelte Forderung, im Zeitpunkt des Urteils 
festzustellen, daß der Täter noch im Zeitpunkt der 
Entlassung aus dem Strafvollzug gefährlich sein 
wird. Diese Rechtsprechung hat, wie bereits die Vor-
bemerkung zu diesem Titel darlegt, die Gerichte 
überfordert. Der Entwurf löst das Problem dadurch, 
daß erst das Vollstreckungsgericht vor dem Ende des 
Strafvollzuges prüft, ob der Täter noch gefährlich 
ist und der Zweck der Maßregel die Unterbringung 
noch erfordert (§ 105 Abs. 3). Die Anordnung der 
Maßregel wird mit dieser Frage nicht mehr belastet. 
Für die Anordnung ist es daher auch ohne Bedeu-
tung, ob die Gefährlichkeit des Täters, die im Zeit-
punkt des Urteils besteht, für die Zukunft durch 
irgendwelche Maßnahmen oder Umstände beseitigt 
werden kann. Diese Frage spielt nur im Rahmen 
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§ 86 
des § 105 eine Rolle. Das Ziel des § 85 ist es, die 
Anordnung der Sicherungsverwahrung gegen jeden 
Hangtäter zu gewährleisten. Nach den §§ 20a und 
42e StGB bedeutet die Verurteilung als gefährlicher 
Gewohnheitsverbrecher noch nicht die Anordnung 
der Sicherungsverwahrung. Nach dem Entwurf soll 
das anders werden. Werden die Voraussetzungen 
des § 85 festgestellt, so zieht das zwingend die 
Anordnung der Sicherungsverwahrung nach sich. 
Diese Regel kennt auch keine Ausnahme, sondern, 
von dem seltenen Fall des § 88 abgesehen, nur eine 
Auflockerung, die § 105 Abs. 3 vorsieht. Danach 
kann das Gericht zwar nicht von der Anordnung der 
Sicherungsverwahrung absehen, wohl aber kann 
das Vollstreckungsgericht vor dem Ende des Straf-
vollzuges, der dem der Sicherungsverwahrung stets 
vorauszugehen hat (§ 87), unter gewissen Voraus-
setzungen die Vollstreckung der Maßregel zur Be-
währung aussetzen und gleichzeitig nach § 107 
Abs. 3 die in den §§ 91 bis 98 geregelte Sicherungs-
aufsicht anordnen, die den Täter vor dem weiteren 
Entzug der Freiheit bewahrt. Das Nähere darüber ist 
in der Begründung zu § 105 und § 107 gesagt. 

Während der Entwurf damit versucht, die Anord-
nung der Sicherungsverwahrung für den Richter zu 
erleichtern und ihn in gewissem Umfang auch zur 
Durchführung der Maßregel zu zwingen, schränkt er 
auf der anderen Seite deren Anwendungsbereich 
bewußt ein. Von den die Anordnung der Maßregel 
auslösenden Taten muß wenigstens eine nach Voll-
endung des 25. Lebensjahres des Täters begangen 
sein. Der Entwurf geht dabei davon aus, daß die 
Sicherungsverwahrung gegenüber Tätern unter dem 
25. Lebensjahr zur Zeit so gut wie gar nicht und 
zwischen dem 25. und 30. Lebensjahr nur selten an-
geordnet zu werden pflegt. Das widerspricht zwar 
der Erfahrungstatsache, daß die Zeitspanne der 
stärksten verbrecherischen Betätigung des Hang-
täters vor dem 30. Lebensjahr liegt. Auf der anderen 
Seite ist es aber verständlich, daß die Gerichte einen 
noch verhältnismäßig jungen Täter nur mit Zurück-
haltung zum gefährlichen Gewohnheitsverbrecher zu 
erklären bereit sind Der Entwurf zieht daraus die 
Folgerung, daß er Sicherungsverwahrung nur gegen 
ältere Täter zuläßt, für jüngere hingegen in der 
vorbeugenden Verwahrung (§ 86) eine Maßregel 
besonderer Art zur Verfügung stellt. 

Als förmliche Voraussetzung fordert § 85 im 
übrigen nur, daß der Täter mindestens drei vor-
sätzliche Straftaten begangen und damit jeweils 
Zuchthaus, Gefängnis von mindestens sechs Monaten 
oder Jugendstrafe verwirkt hat. Den Begriff „ver-
wirken" verwendet der Entwurf aus den schon zu 
§ 84 genannten Gründen. Es muß sich um drei selb-
ständige Taten handeln, so daß Teilakte einer fort-
gesetzten Handlung nicht ausreichen. Auch Fahr-
lässigkeitstaten reichen nicht aus. Ob eine oder zwei 
der Taten schon abgeurteilt sind oder nicht, spielt, 
wie sich auch aus Absatz 2 ergibt, keine Ro ll e. Ge-
rade der Täter, dem es gelingt, mehrere schwere 
Taten zu begehen, ohne entdeckt zu werden, wird 
vielfach besonders gefährlich sein. Es kommt daher 
nach § 85 nur darauf an, ob die Gesamtwürdigung 
des Täters und seiner Taten ergibt, daß er ein Hang-
täter ist. Dabei sind auch andere Taten als die drei 

Straftaten zu berücksichtigen, die förmliche Voraus-
setzung der Anordnung sind. Diese drei Taten mils-
sen jedoch für die Würdigung des Täters als eines 
Hangtäters ebenfalls bezeichnend sein. Ergibt die 
Würdigung, daß der Verurteilte Hangtäter ist, so 
ist Sicherungsverwahrung anzuordnen, auch wenn 
noch keine der drei Taten abgeurteilt ist. Die Vor-
schrift sieht daher im Gegensatz zu § 20a Abs. 2 
StGB davon ab, für diesen Fall eine Sonderregelung 
zu treffen. Da es ausreicht, daß wegen der Vortaten 
Jugendstrafe verwirkt ist, können als Hangtäter 
auch Kriminelle anzusehen sein, deren erste Symp-
tomtaten nach Jugendstrafrecht zu beurteilen sind. 
Das entspricht der kriminologischen Erfahrung, daß 
Hangtäter ihre verbrecherische Laufbahn häufig 
schon in der Jugend beginnen, und dem sich daraus 
ergebenden kriminalpolitischen Erfordernis, die 
Sicherungsverwahrung auch auf Taten stützen zu 
können, die von Frühkriminellen begangen worden 
sind. 

Zu welcher Zeit der Täter die ersten beiden Straf-
taten begangen hat, die gemeinsam mit der dritten 
zur Anordnung der Maßregel führen, spielt grund-
sätzlich keine Rolle. Sie können in zeitlich engem 
Zusammenhang mit der dritten begangen sein oder 
auch wesentlich früher als diese, wie sich daraus 
ergibt, daß auch die Verwirkung von Jugendstrafe 
hei den beiden ersten Taten ausreicht. Allerdings 
darf nach Absatz 2 zwischen den einzelnen drei 
Taten jeweils kein fünf Jahre überschreitender 
Zeitraum liegen. Wie im Fall des § 61 Abs. 2 wird 
dabei auch hier die Zeit nicht eingerechnet, in wel-
cher der Täter auf behördliche Anordnung in einer 
Anstalt verwahrt worden ist. 

Der Regelung des § 61 entspricht auch die Be-
stimmung des Absatzes 3, wonach die drei Taten, 
die zur Anordnung der Maßregel führen, innerhalb 
oder außerhalb des Geltungsbereichs dieses Ge-
setzes, also etwa in der sowjetischen Besatzungs-
zone oder im Ausland begangen sein können. Vor-
aussetzung ist, daß sie nach dem Recht der 
Bundesrepublik Deutschland als Verbrechen oder 
vorsätzliches Vergehen zu beurteilen wären. I m 
übrigen gilt das zur Begründung des § 61 Abs. 3 
Gesagte. 

§ 86 
Vorbeugende Verwahrung 

Wie in der Begründung zu § 85 ausgeführt worden 
ist, hält der Entwurf es nicht für angezeigt, die ein-
schneidende Maßregel der Sicherungsverwahrung 
schon für jüngere Täter vorzusehen, die sich noch in 
der Entwicklung befinden. In § 85 ist daher als 
unterste Grenze das 25. Lebensjahr bestimmt wor-
den, das der Täter bei Begehung einer zur Anord-
nung der Sicherungsverwahrung führenden Tat voll-
endet haben muß. Der Entwurf würde es jedoch für 
verfehlt halten, für jüngere Täter nur die freiheits-
entziehende Maßregel des Arbeitshauses vorzusehen, 
das nicht für gefährliche Täter gedacht ist. Es ist 
eine durch kriminologische Untersuchungen er-
härtete Tatsache, daß Hangtäter ihre kriminelle 
Laufbahn überwiegend schon in sehr jungen Jahren 
beginnen und daß diese Laufbahn ihren Höhepunkt 
vielfach vor dem 25. Lebensjahr erreicht. Es muß 
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daher angestrebt werden, gerade in der Zeit der Ent-
wicklung auf solche Täter einzuwirken, die in Ge-
fahr sind, zu Hangtätern zu werden. Die bisher dafür 
zur Verfügung stehenden Maßnahmen reichen nicht 
aus. Weder die Fürsorgeerziehung noch die Ver-
urteilung zu Jugendstrafe von unbestimmter Dauer 
sind für schwersterziehbare Täter gedacht. Nach den 
gesetzlichen Vorschriften sind von diesen Maßnah-
men gerade solche Täter ausgeschlossen, die auf 
diese Weise nicht mehr erziehbar erscheinen. Außer-
dem sind diese Maßnahmen nach oben an bestimmte 
Altersgrenzen gebunden, die zwischen der erst mit 
dem 25. Lebensjahr möglichen Sicherungsverwahrung 
und diesen Maßnahmen eine empfindliche Lücke 
ließen. Diese müßte sich um so verhängnisvoller 
auswirken, als es für eine erfolgreiche Behandlung 
dieser jungen Täter gerade darauf ankommt, sie 
stetig zu beeinflussen und die dafür vorgesehenen 
Maßnahmen nicht durch Altersgrenzen auseinander-
zureißen. Die Schaffung einer besonderen einheit-
lichen Maßregel für junge Täter, die in Gefahr sind, 
sich zu Hangtätern zu entwickeln, liegt daher nahe. 
Sie begegnet allerdings der Schwierigkeit, daß es 
nicht leicht ist, derartige Täter frühzeitig zu erken-
nen. Auf Grund der Äußerungen von Sachverstän-
digen hält der Entwurf diese Schwierigkeit jedoch 
nicht für unüberwindbar. Einmal lassen sich junge 
Täter, die durch Fürsorgeerziehung oder den Voll-
zug von Jugendstrafe nicht mehr beeinflußbar er-
scheinen, bei der Durchführung dieser Maßnahmen 
erfahrungsgemäß erkennen. Zum anderen hat die 
Wissenschaft, um die Gefährlichkeit junger Täter 
frühzeitig feststellen zu können, Arbeitsweisen ent-
wickelt, deren Zuverlässigkeit immerhin so bewertet 
werden kann, daß eine Verwendung in der gericht-
lichen Praxis nicht ausgeschlossen erscheint. 

Der Entwurf sieht aus diesen Gründen eine frei-
heitsentziehende Maßregel besonderer Art gegen-
über jungen Tätern vor, für die der Name „vorbeu-
gende Verwahrung" vorgeschlagen wird. Die Maß-
regel ist für Täter gedacht, deren Entwicklung zum 
Hangtäter im Sinne des § 85 zu befürchten ist. Die 
Maßregel soll möglich sein, wenn die die Anord-
nung auslösende Tat nach der Vollendung des 18. Le-
bensjahres begangen wird und noch verhängt wer-
den können, wenn dieses Tat vor Vollendung des 
27. Lebensjahres des Täters begangen wird. Der Prü-
fung bedarf, ob sie durch eine Änderung des Ju-
gendgerichtsgesetzes auch ermöglicht werden soll, 
wenn die auslösende Tat nach Vollendung des 
16. Lebensjahres begangen wird. Mit diesen Alters-
grenzen tritt eine altersmäßige Überschneidung mit 
der Sicherungsverwahrung ein. Sind die Voraus-
setzungen beider Maßregeln gegeben, so wird, wie 
sich aus Absatz 2 ergibt, nur Sicherungsverwahrung 
angeordnet. Die Maßregel soll ein letzter Versuch 
sein, um den Täter durch einen geeigneten Vollzug 
vor der Entwicklung zum Hangtäter zu bewahren. 
Versuche anderer Art müssen erfolglos geblieben 
sein. Die Anordnung der Maßregel setzt daher nicht 
nur voraus, daß der Täter wie im Fall der Siche-
rungsverwahrung mindestens drei vorsätzliche Straf-
taten begangen hat. Die vor der auslösenden Tat 
begangenen früheren Taten müssen, weil ihre symp-
tomatische Bedeutung sonst zweifelhaft sein kann, 
nach Vollendung des sechzehnten Lebensjahres be-

§ 86 
gangen sein. Es muß sich in jedem Fall um erheb-
liche Straftaten im Sinne der §§ 82, 83 und 85 han-
deln. Zwei davon müssen bereits zu einer gericht-
lichen Erziehungsmaßnahme wie etwa der Schutz-
aufsicht oder der Fürsorgeerziehung geführt haben 
oder müssen mit einem Zuchtmittel wie etwa dem 
Jugendarrest oder mit Freiheitsstrafe geahndet wor-
den sein. Anordnung oder Verurteilung allein ge-
nügen aber nicht. Es wird weiter vorausgesetzt, daß 
sich der Täter, sei es wegen einer der ersten beiden 
Taten oder aus anderem Anlaß schon einmal, gleich-
gültig ob vor oder nach dem sechzehnten Lebens-
jahr, in öffentlicher Heimerziehung zur Abwendung 
einer sittlichen Verwahrlosung, also vor allem in 
Fürsorgeerziehung, oder aber im Strafvollzug be-
funden hat. Der Vollzug von Dauerarrest reicht nicht 
aus. Heimunterbringung und Strafvollzug müssen 
mindestens sechs Monate gedauert haben. Doch muß 
der Erfolg ausgeblieben sein. Denn es wird schließ-
lich vorausgesetzt, daß der Täter nachher die dritte 
vorsätzliche Straftat begangen, dadurch Freiheits-
strafe von mindestens sechs Monaten verwirkt hat 
und eine Gesamtwürdigung von Täter und Taten er-
gibt, daß er in Gefahr ist, sich zum Hangtäter zu 
entwickeln. Bei der Gesamtwürdigung, für welche 
dieselben Grundsätze gelten wie im Falle des § 85, 
wird sich das Gericht in der Regel eines Sachver-
ständigen zu bedienen haben, der in der Erkenntnis 
frühkrimineller Rückfalltäter über besondere Erfah-
rungen verfügt. 

Da die vorbeugende Verwahrung mindestens 
schon gegen achtzehnjährige Täter oder nach ent-
sprechender Änderung des Jugendgerichtsgesetzes 
auch gegen Täter verhängt werden kann, die die 
auslösende Tat nach der Vollendung des 16. Lebens-
jahres begangen haben, und in ihren Voraussetzun-
gen weitgehend jugendgerichtliche Maßnahmen be-
rücksichtigt, trägt die Maßregel zugleich dem krimi-
nalpolitischen Bedürfnis Rechnung, als Bindeglied 
zwischen Jugendstrafrecht und Erwachsenenstraf-
recht gegen Frühkriminelle zu wirken, gleichviel, ob 
die auslösende Tat nach Jugendstrafrecht oder Er-
wachsenenstrafrecht zu beurteilen ist. 

Der Vollzug der Maßregel, die sowohl der Besse-
rung als auch der Sicherung dient und deren Dauer 
fünf Jahre nicht übersteigen darf (§ 89 Abs. 2), soll 
den besonderen erzieherischen Aufgaben der Frei-
heitsentziehung an jüngeren Gefangenen entspre-
chen. Trennung von Sicherungsverwahrten ist er-
forderlich, Trennung von Gefangenen anderer Art 
anzustreben. Der Entlassung, die vor Ablauf der ge-
setzlichen Höchstfrist nur unter Aussetzung der 
Vollstreckung zur Bewährung und Anordnung von 
Sicherungsaufsicht möglich ist (§ 105 Abs. 5, § 107 
Abs. 3), sollte ein Vollzug in gelockerter Form vor-
ausgehen. Die nähere Regelung ist im Vollzugsge-
setz zu treffen. Dort ist auch die Frage zu entschei-
den, ob die Maßregel nach Vollendung des 30. Le-
bensjahres des Untergebrachten wie Sicherungsver-
wahrung vollzogen werden soll. 
Wie im Fall der Sicherungsverwahrung ist das 
Gericht auch im Fall der vorbeugenden Verwahrung 
zur Anordnung der Maßregel neben der Strafe ver-
pflichtet, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen 
gegeben sind. Doch kann hier die Vollstreckung zur 
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Bewährung ausgesetzt und Sicherungsaufsicht ange-
ordnet werden, wenn besondere Umstünde die Er-
wartung rechtfertigen, daß Sicherungsaufsicht ge-
nügt, um den Verurteilten vor der Entwicklung zum 
Hangtäter zu bewahren (§ 105 Abs. 1, § 107 Abs. 3). 
Allerdings ist die Aussetzung der Vollstreckung in 
bestimmten schwerwiegenden Fällen nach § 105 
Abs. 2 untersagt. Wegen der Einzelheiten der Rege-
lung wird auf die Begründung zu § 105 Bezug ge-
nommen. 

Wie im Fall der Verurteilung als Hangtäter darf 
zwischen den drei Taten, die zur Anordnung der 
Maßregel führen, kein größerer Zeitraum liegen, 
während es ohne Bedeutung ist, wo die Taten be-
gangen worden sind. Jedoch verkürzt der Entwurf 
hier die Frist der sogenannten Rücktallverjährung 
im Gegensatz zu § 61 Abs. 2 und zu § 85 Abs. 2 auf 
zwei Jahre. Für den Frühkriminellen, der in Gefahr 
ist, sich zum Hangtäter zu entwickeln, ist ein 
rascher Rückfall, eine sogenannte hohe Rückfallge-
schwindigkeit, bezeichnend. Sie muß daher zur Vor-
aussetzung der Maßregel gemacht werden. Im 
übrigen entspricht die Einzelregelung des Absatzes 3 
der Regelung in § 85 Abs. 2. § 85 Abs. 3 gilt entspre-
chend. Auf die Begründung zu diesen Bestimmun-
gen wird verwiesen. 

§ 87 
Reihenfolge der Vollstreckung 

Nach dem Entwurf soll die Strafe in erster Linie 
die Straftat sühnen, die Maßregel in erster Linie 
der Wiedereingliederung des Täters in die Gemein-
schaft oder der Sicherung der Allgemeinheit vor 
ihm dienen. Trifft eine Freiheitsstrafe mit einer 
freiheitsentziehenden Maßregel zusammen, die vor 
allem die Wiedereingliederung des Täters zum Ziele 
hat, so kann ein vorausgehender Strafvollzug den 
Erfolg dieser Maßregel gefährden, wenn es darauf 
ankommt, den Verurteilten so bald wie möglich der 
besonderen Behandlung oder Einwirkung zuzufüh-
ren, die im Vollzug der Maßregel, nicht aber in dem 
der Strafe vorgesehen ist. Die Frage, ob man in 
einem solchen Falle den Vollzug der Maßregel dem 
der Strafe vorausgehen lassen soll, hängt davon ab, 
ob man dem Sühnebedürfnis und der Aufgabe der 
Strafe, Dritte vor Straftaten abzuschrecken, oder 
dem Ziel, den Täter zu bessern und damit in Zu-
kunft weitere Straftaten von seiner Seite zu ver-
hindern, den Vorzug geben soll. Der Entwurf steht 
auf dem Standpunkt, daß diese Frage im allgemei-
nen nicht durch das Gesetz, sondern nur nach den 
Umständen des Einzelfalles durch das Gericht ent-
schieden werden kann. 

Allerdings sind bei der Unterbringung in einer 
Heil- oder Pflegeanstalt oder in einer Entziehungs-
anstalt Fälle denkbar, in denen der geistige oder 
körperliche Zustand des Verurteilten es geradezu 
erfordert, daß dieser unverzüglich in der Anstalt 
untergebracht wird. Für diese Fälle ordnet Ab-
satz 1 Satz 1 an, daß die Vollstreckung der Frei-
heitsstrafe zunächst zurückgestellt wird. Umgekehrt 
steht der Entwurf im Falle der Sicherungsverwah-
rung auf dem Standpunkt, daß diese stets erst nach 
dem Vollzug der Strafe zu vollstrecken ist. Zwar 
soll auch während der Sicherungsverwahrung noch 
der Versuch gemacht werden, den Verurteilten der 

Gemeinschaft zurückzugewinnen. Doch steht der 
Sicherungszweck, wie schon der Name sagt, im 
Vordergrunde. Es  kommt hinzu, daß sich einschnei-
dende Unterschiede im Vollzug der Sicherungsver-
wahrung und der mit ihr verhängten Freiheitsstrafe 
kaum erreichen lassen. Eine besondere Behandlung 
des Täters im Vollzug der Maßregel, die ihm im 
Vollzug der Strafe nicht zuteil werden könnte, 
kommt hier nicht in Betracht. Es kann daher grund-
sätzlich nicht davon gesprochen werden, daß der 
Zweck der Maßregel durch die Vorwegnahme ihres 
Vollzuges leichter erreichbar wäre. Die Vorweg-
nahme würde im Ergebnis nur dazu führen, daß der 
Unterschied zwischen Strafe und Maßregel aufge-
hoben würde. Der Entwurf sieht daher davon ab, 
auch den Fall der Sicherungsverwahrung in § 87 ein-
zubeziehen. Diese Maßregel ist also stets nach der 
Vollstreckung der Strafe zu vollziehen, sofern es 
nicht nach § 105 Abs.3 zur Aussetzung des Maß-
regelvollzuges kommt. 

Im übrigen sieht der Entwurf jedoch in Absatz 1 
Satz 2 für alle Fälle der Unterbringung nach den 
§§ 82 bis 84 und 86 vor, daß das Gericht den Voll-
zug der Maßregel vor dem der Strafe anordnen 
kann, wenn dadurch der Zweck der Maßregel leich-
ter erreicht wird und weder die Schuld des Täters 
noch die Aufgabe der Strafe, der Begehung von 
Straftaten entgegenzuwirken, die vorherige Straf-
vollstreckung gebieten. Wiegt die Schuld des Täters 
so schwer und erscheint das Bedürfnis nach Sühne 
der Tat durch Strafe so unabweislich, daß um-
gehende Vollstreckung der Strafe geboten ist, so 
darf der Vollzug der Maßregel nicht vor dem der 
Strafe angeordnet werden. Dasselbe gilt, wenn 
sofortige Strafvollstreckung aus Gründen der all-
gemeinen Abschreckung notwendig erscheint. Sind 
die Voraussetzungen der vorherigen Vollstreckung 
der Strafe nicht erfüllt, so prüft das Gericht, ob der 
Zweck der Maßregel leichter zu erreichen ist, wenn 
deren Vollzug vorgezogen wird. Bejaht das Gericht 
diese Frage, so kann und wird es, wenn nicht be-
sondere Gesichtspunkte entgegenstehen, eine An-
ordnung nach Absatz 1 Satz 2 treffen. 

Dem Gericht eine derartige Möglichkeit bei diesen 
Maßregeln einzuräumen, erscheint kriminalpolitisch 
sinnvoll und stellt nur eine schmiegsamere Aus-
gestaltung, aber keinen grundsätzlichen Bruch mit 
dem zweispurigen System dar, von dem der Entwurf 
ausgeht. Denn es handelt sich dabei durchweg um 
Maßregeln, mit denen in erster Linie das Ziel der 
Wiedereingliederung des Täters in die Gemein-
schaft verfolgt wird, und zwar mit besonderen Mit-
teln, wie sie im Strafvollzug selbst nicht oder nicht 
in gleicher Weise zur Verfügung stehen. Das gilt 
vor allem für die besonderen Behandlungsweisen in 
den Heil- oder Pflegeanstalten, den Bewahrungs- 
und Entziehungsanstalten. Es gilt aber auch für die 
vorbeugende Verwahrung, die eines besonderen, 
auf die Eigentümlichkeiten hochgradig gefährdeter 
junger Täter abgestellten Vollzuges bedarf, und, 
wenn auch vielleicht in geringerem Maße, für das 
Arbeitshaus, in dem ebenfalls Behandlungsweisen 
zur Verfügung stehen oder zur Verfügung gestellt 
werden sollen, wie sie der Strafvollzug, vor allem 
im Vollzug der in diesem Bereich wichtigen kurz-
zeitigen Freiheitsstrafen, nicht aufzuweisen hat. 
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Da sich die Lage, von der das Gericht bei seiner 
Entscheidung nach Absatz 1 ausgegangen ist, nach-
träglich ändern kann, sieht Absatz 2 vor, daß das 
Vollstreckungsgericht diese Entscheidung aufheben 
oder ändern kann, wenn das Umstände erfordern, 
die in der Person des Verurteilten liegen. Andere 
Umstände oder eine lediglich abweichende Auf-
fassung des Vollstreckungsgerichts von der gleich 
gebliebenen Beurteilungsgrundlage können eine 
Entscheidung nach Absatz 2 nicht rechtfertigen. 

Wenn auch die in § 87 genannten Maßregeln in 
anderer Form vollzogen werden als die zugleich 
erkannte Freiheitsstrafe, so wird dabei dem Ver-
urteilten doch auch die Freiheit entzogen. Es kann 
daher sein, daß dem Sühnebedürfnis in solchen Fäl-
len schon durch den Vollzug der Maßregel Genüge 
getan wird, mindestens in gewissem Ausmaß. Ab-
satz 3 Satz 1 ermächtigt daher das erkennende 
Gericht, die Zeit des Maßregelvollzuges auf die 
Strafe ganz oder teilweise anzurechnen. Ob eine 
solche Anrechnung angebracht erscheint, wird sich 
vielfach erst nach oder während des Maßregel-
vollzuges beurteilen lassen, der über die Person des 
Täters und seine voraussichtliche künftige Haltung 
wichtige Aufschlüsse geben kann. Absatz 3 Satz 2 
weist daher die Befugnis, die Zeit des Maßregel-
vollzuges ganz oder zum Teil auf die Strafe anzu-
rechnen, auch dem Vollstreckungsgericht zu. Das 
erkennende Gericht wird, wenn es selbst die Sach-
lage nicht abschließend übersehen kann, die Ent-
scheidung besser diesem Gericht überlassen. 

Ist das Vollstreckungsgericht der Auffassung, daß 
zwar eine Anrechnung nicht am Platze ist, dem Ver-
urteilten aber Gelegenheit gegeben werden könnte, 
durch gute Führung während einer Bewährungszeit 
Straferlaß zu erlangen, so eröffnet Absatz 4 auch 
die Möglichkeit, die Vollstreckung der Strafe zur 
Bewährung auszusetzen. Das ist allerdings nur im 
Rahmen, also unter den Voraussetzungen der §§ 71 
und 72 Abs. 1 möglich, während die Voraussetzun-
gen des § 72 Abs. 2 nicht erfüllt zu sein brauchen. 
Auch die Voraussetzungen dieses Absatzes zu for-
dern, würde dem Sinn einer Strafaussetzung zur 
Bewährung nach dem Vollzug einer Maßregel nicht 
gerecht werden. Nach § 72 Abs. 1 kann die Aus-
setzung der Strafe verboten sein, wenn die Schuld 
des Täters zwar nicht so schwer wiegt, daß ein 
Vollzug der Strafe vor dem der Maßregel geboten 
war, aber immerhin so schwer, daß ein Verzicht auf 
den Vollzug nicht möglich erscheint. Eine gewisse 
Unebenheit der Regelung des Absatzes 4 liegt darin, 
daß das Gericht danach eine neun Monate über-
steigende Gefängnisstrafe zwar durch Anrechnung 
der Zeit des Maßregelvollzuges zur Erledigung 
bringen, aber nicht zur Bewährung aussetzen darf. 
Der Entwurf nimmt diese Folge in Kauf. Denn es 
würde zu noch unliebsameren Schwierigkeiten füh-
ren, wenn man die Grundsätze des § 71 auf dem 
Wege über § 87 durchbrechen könnte. Im übrigen 
gelten die Vorschriften der §§ 73 bis 78 über die 
Strafaussetzung zur Bewährung entsprechend auch 
hier. Das ergibt sich daraus, daß es sich um eine 
echte Aussetzung der Strafe zur Bewährung han-
delt, die nur insoweit weniger strengen Voraus-
setzungen unterliegt, als § 72 Abs. 2 nicht anzuwen- 

§ 88 
den ist. Wird die Strafe nicht zur Bewährung 
ausgesetzt, so gilt für eine etwaige Aussetzung 
eines Strafrestes § 79. Er ist z. B. auch anzuwenden, 
wenn zwei Drittel einer Zuchthaus- oder Gefängnis-
strafe durch Anrechnung der Zeit des Maßregel-
vollzuges verbüßt sind. 

§ 88 
Nachträgliche Unterbringung 

Aus den in der Vorbemerkung zu diesem Titel 
dargelegten Gründen hat das Gericht die Voraus-
setzungen für eine freiheitsentziehende Maßregel 
stets nur für den Zeitpunkt der Aburteilung fest-
zustellen. Der Entwurf weist somit dem Richter die 
fast unlösbare Aufgabe nicht mehr zu, schon bei 
der Anordnung einer solchen Maßregel zu prüfen 
und zu entscheiden, ob ihr Zweck für den Fall, daß 
sie erst später vollzogen werden kann, die Unter-
bringung noch erfordert. Das zwingt indessen dazu, 
diese Prüfung dann erneut vorzunehmen, wenn eine 
Unterbringung vollstreckt werden soll, seit deren 
Anordnung längere Zeit verstrichen ist. Welche Ent-
scheidungen in dieser Hinsicht zu treffen sind, falls 
die zugleich verhängte Freiheitsstrafe vorweg voll-
streckt worden ist, wird in § 105 Abs. 3 geregelt. 
§ 88 trifft den Fall, daß aus anderen Gründen mit 
dem Vollzug der Maßregel nicht begonnen worden 
ist. Die Vorschrift entspricht im wesentlichen dem 
§ 42g StGB. 

Absatz 1 macht den Vollzug einer freiheits-
entziehenden Maßregel, wenn seit der Rechtskraft 
der Anordnung drei Jahre verstrichen sind, von 
einer besonderen Anordnung abhängig. In diese 
Frist ist die Zeit einer Strafverbüßung oder einer 
anderen behördlichen Verwahrung nicht einzurech-
nen. Diese Vorschrift beruht wie die entsprechende 
Bestimmung des geltenden Rechts auf dem Gedan-
ken, daß das Verhalten des Verurteilten, der 
längere Zeit seit der Anordnung der Unterbringung 
in Freiheit war, meist Aufschlüsse darüber geben 
wird, ob es des Vollzuges der Maßregel, deren Vor-
aussetzungen im Zeitpunkt der Aburteilung gegeben 
waren, noch bedarf. 

Absatz 2 gibt die verschiedenen Entscheidungs-
möglichkeiten des Gerichts an. Es ordnet die Unter-
bringung an, wenn die im Zeitpunkt der Aburteilung 
festgestellten gefährlichen oder schädlichen Neigun-
gen des Verurteilten noch fortbestehen und somit 
der Zweck der Maßregel die Unterbringung noch 
erfordert. Das Gericht setzt hingegen die Vollstrek-
kung der Unterbringung nach § 105 Abs. 4 aus, 
wenn der Zweck der Maßregel zwar nicht erreicht 
ist, besondere Umstände aber die Erwartung recht-
fertigen, daß dieser Zweck auch durch die Aus-
setzung und die mit ihr verbundenen rechtlichen 
Einwirkungsmöglichkeiten (vgl. § 107) erreicht wer-
den kann. Ist nach den Umständen zu erwarten, daß 
der Verurteilte auch ohne weitere Überwachungs-
maßnahmen ein gesetzmäßiges und geordnetes Le-
ben führen wird, und ist somit der Zweck der Maß-
regel bereits erreicht, so erklärt sie das Gericht für 
erledigt. 

Für die Verjährung der Vollstreckung von Maß-
nahmen gilt § 131 Abs. 3. 
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§ 89 
§ 89 

Dauer der Unterbringung 
Aus dem Zweck der freiheitsentziehenden Maß-

regeln folgt, daß die Unterbringung in einer Anstalt 
nicht wie bei der Strafe an eine von vornherein 
festgesetzte Dauer gebunden sein kann. Vielmehr 
entscheidet grundsätzlich der Zweck der Maßregel, 
wie lange die Unterbringung dauern soll (Ab

-

satz 1) : Dem Untergebrachten wird die Freiheit 
nicht länger entzogen, als es notwendig ist, um den 
mit der Unterbringung verfolgten Zweck zu er-
reichen. Er wird aber auch nicht freigelassen, so-
lange dieser Zweck nicht erreicht ist oder durch 
Aussetzung der Vollstreckung erreicht werden 
kann, es sei denn, daß die gesetzliche Höchstfrist 
der Maßregel abgelaufen ist (vgl. Absatz 2). Das 
spricht schon § 42f Abs. 1 StGB aus. 

Aus rechtsstaatlichen Gründen setzt der Entwurf 
gewisse Höchstgrenzen für die Unterbringung fest 
(Absatz 2) und baut die Regelung weiter aus, die 
§ 42f StGB hinsichtlich der Höchstdauer bestimmter 
freiheitsentziehender Maßregeln enthält. Die zu-
gleich in § 42f StGB geregelten Überprüfungs-
fristen verweist der Entwurf der besseren Ubersicht 
wegen in den § 90. 

Nach dem Entwurf darf, vom Beginn der Unter-
bringung an gerechnet, die erstmalige Unterbrin-
gung in einer Entziehungsanstalt und in einem 
Arbeitshaus zwei Jahre, die wiederholte vier Jahre 
nicht übersteigen. Diese Regelung entspricht hin-
sichtlich des Arbeitshauses dem geltenden Recht 
(§ 42f Abs. 3 Satz 2 StGB), während § 42f Abs. 2 
StGB die Unterbringung in einer Trinkerheilanstalt 
oder Entziehungsanstalt schlechthin auf zwei Jahre 
begrenzt. Der Entwurf hält es, den Empfehlungen 
Sachverständiger folgend, für angemessen, auch für 
die wiederholte Unterbringung in einer Entziehungs-
anstalt eine Höchstdauer von vier Jahren vorzu-
sehen. Damit wird insbesondere erreicht, daß der 
Untergebrachte, dessen wiederholte Unterbringung 
nach einiger Zeit zur Bewährung ausgesetzt wird, 
bei Rückfall eine ausreichende Zeit in der Anstalt 
gehalten werden kann. Zugleich schafft der Entwurf 
damit Steigerungsmöglichkeiten, die spezialpräven-
tiv sinnvoll sind. Für die vorbeugende Verwahrung 
ist im Entwurf eine gesetzliche Höchstdauer von 
fünf Jahren vorgesehen, die dem Zweck dieser Maß-
regel angemessen ist und sie gegenüber der Siche-
rungsverwahrung deutlich abhebt. Die Sicherungs-
verwahrung ist im geltenden Recht an keine Frist 
gebunden (§ 42f Abs. 3 Satz 1 StGB). Der Entwurf 
geht insoweit einen anderen Weg: Er setzt für die 
erstmalige Sicherungsverwahrung eine Höchstdauer 
von zehn Jahren fest und sieht nur für die wieder-
holte Sicherungsverwahrung keine Frist vor. Diese 
Begrenzung der Dauer der erstmaligen Sicherungs-
verwahrung kann zu einem Ansporn für den Ver-
wahrten werden. Er sieht ein sicheres Ende seiner 
Verwahrungszeit ab und muß sich bemühen, nicht 
rückfällig zu werden, um der unbefristeten Siche-
rungsverwahrung zu entgehen. Die Befristung der 
erstmaligen Sicherungsverwahrung mag dazu bei-
tragen, der Zurückhaltung entgegenzuwirken, welche 
die Praxis in den letzten Jahren bei der Anwendung 
der Sicherungsverwahrung gezeigt hat. Zugleich be

-deutet auch hier die unterschiedliche Behandlung 
der Höchstdauer eine Steigerungsmöglichkeit im 
Maßregelnsystem des Entwurfs, die gerade bei der 
Sicherungsverwahrung bedeutsam ist. 

Hält das Gericht einen Hangtäter für so gefähr-
lich, daß die gesetzliche Befristung der erstmaligen 
Verwahrung das Sicherungsbedürfnis der Allgemein-
heit beeinträchtigen würde, so kann es diese Ver-
wahrung auch unbefristet anordnen (Absatz 3). 
Wird die Sicherungsverwahrung wegen einer Tat 
angeordnet, die innerhalb von fünf Jahren nach 
der Entlassung des Täters aus der vorbeugenden 
Verwahrung — die Zeit einer anderweitigen 
behördlichen Verwahrung nicht eingerechnet — 
begangen worden ist, so ist die Höchstdauer unbe-
fristet (Absatz 4). Denn die Sicherungsverwahrung, 
die innerhalb dieses Zeitraums einer vorbeugenden 
Verwahrung folgt, muß hinsichtlich der Höchstdauer 
wie eine wiederholte Sicherungsverwahrung be-
handelt werden. 

Da eine mit Freiheitsentziehung verbundene Maß-
regel mit Ausnahme der Sicherungsverwahrung 
nach § 87 vor der Strafe vollstreckt und die Voll-
streckung der Maßregel auf die Strafe angerechnet 
werden kann, ist es zur Vermeidung sachwidriger 
und ungerechter Ergebnisse notwendig, die gesetz-
liche Höchstdauer der Maßregel jeweils um die 
Dauer der verhängten und durch Anrechnung er-
ledigten Freiheitsstrafe zu verlängern (Absatz 5). 
Ohne die Verlängerung würde die Anrechnung der 
Maßregel auf die Strafe dazu führen, daß die 
Höchstdauer der Freiheitsentziehung insgesamt sich 
um die Dauer der angerechneten Verwahrungszeit 
verkürzen würde, während das bei Nichtanrechnung 
nicht der Fall wäre. Das liegt nicht im Sinn der 
Anrechnung, die nur den Zweck hat, dem Verurteil-
ten den besonderen Vollzug der Strafe zu ersparen, 
und könnte auch den Zweck der Maßregel gefähr-
den. 

Für die Anstaltsunterbringung (§ 82) sieht der 
Entwurf in Übereinstimmung mit dem geltenden 
Recht keine gesetzliche Höchstfrist vor. Bei dieser 
Maßregel hängt die Entlassungsreife ganz von dem 
Zustand des Untergebrachten und seiner Gefähr-
lichkeit ab, so daß eine gesetzliche Befristung der 
Unterbringung nicht verantwortet werden kann. 

Der Entwurf unterscheidet nicht mehr zwischen 
dem „Zweck der Unterbringung" (§ 42f Abs. 4 
StGB) und dem „Zweck der Maßregel" (§ 42g 
Abs. 1 Satz 2, § 42h Abs. 1 Satz 3 StGB). Er macht 
aber deutlich, daß der Zweck einer freiheitsent-
ziehenden Maßregel auch auf andere Weise als 
durch Unterbringung in der Anstalt erreicht wer-
den kann. Daher begrenzt § 89 Abs. 1 die Unter-
bringung „in der Anstalt" dahin, daß sie nur so 
lange dauern darf, wie der Zweck der Maßregel die 
Freiheitsentziehung erfordert, und ergänzt diesen 
wichtigen Grundsatz des Maßregelnrechts durch den 
Absatz 5. 

Nach Absatz 6 hat das Vollstreckungsgericht die 
Entlassung des Untergebrachten aus der Anstalt 
vor Ablauf der gesetzlichen Höchstfrist und bei un-
befristeter Unterbringung dann anzuordnen, wenn 
zu erwarten ist, daß der Zweck der Maßregel auch 
durch Aussetzung zur Bewährung erreicht wird. Wie 
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im geltenden Recht (§ 42h StGB) ist diese Entlassung 
somit nur bedingt (§ 105 Abs. 5). War der zu Ent-
lassende in Sicherungsverwahrung oder in vorbeu-
gender Verwahrung, so ist zugleich nach § 107 
Abs. 3 Sicherungsaufsicht anzuordnen (vgl. im übri-
gen die Begründung zu §§ 107, 108). 

§ 90 
Überprüfung 

Der Grundsatz, daß die Unterbringung auf Grund 
einer freiheitsentziehenden Maßregel nur so lange 
dauern darf, wie der Zweck der Maßregel es er-
fordert (§ 89 Abs. 1), verlangt, daß das Gericht die 
Dauer der Unterbringung ständig überwacht. Das 
Vollstreckungsgericht kann deshalb jederzeit prü-
fen, ob der Untergebrachte zu entlassen ist. Vor 
Ablauf bestimmter Fristen ist es wie im geltenden 
Recht (§ 42f Abs. 3 Satz 3 StGB) verpflichtet, eine 
solche Prüfung vorzunehmen (Absatz 1). 

Absatz 2 setzt die Fristen fest, innerhalb deren 
die Überprüfung vorzunehmen ist. Sie entsprechen 
dem geltenden Recht in der Fassung des 3. Straf-
rechtsänderungsgesetzes vom 4. August 1953 (Bun-
desgesetzbl. I S. 735). Bei der Sicherungsverwahrung 
und bei der Unterbringung in einer Heil- oder 
Pflegeanstalt oder in einer Bewahrungsanstalt ist 
eine Frist von drei Jahren, bei der Unterbringung 
in einem Arbeitshaus eine Frist von sechs Monaten 
vorgesehen. Der Entwurf schreibt nunmehr auch bei 
der Entziehungsanstalt eine solche Frist von sechs 
Monaten vor. Bei der vorbeugenden Verwahrung 
berücksichtigt der Entwurf, daß die Frist für die 
erste Überprüfung nicht zu früh angesetzt werden 
darf, um den erzieherischen Erfolg durch ein ver-
frühtes Prüfungsverfahren nicht zu gefährden. Des-
halb soll bei der vorbeugenden Verwahrung die 
erste Prüfung erst nach zwei Jahren, die folgenden 
alljährlich stattfinden. 

Neu ist, daß das Vollstreckungsgericht die ge-
setzlichen Fristen des Absatzes 2 kürzen und inner-
halb der gesetzlichen Prüfungsfristen auch Fristen 
festsetzen kann, vor deren Ablauf ein Antrag auf 
Nachprüfung unzulässig ist (Absatz 3). Der Ent-
wurf gibt hierdurch dem Vollstreckungsgericht in 
zweifacher Richtung die Möglichkeit, den Zeitpunkt 
für die Überprüfung den Besonderheiten und Er-
fordernissen des einzelnen Unterbringungsfalles 
anzupassen. Zu einer Abkürzung der gesetzlichen 
Prüfungsfrist nach Satz 1 wird dann Anlaß sein, 
wenn gewisse Umstände dafür sprechen, daß schon 
vor Ablauf der gesetzlichen Prüfungsfrist eine 
weitere Unterbringung nicht mehr erforderlich ist. 
Andererseits können durch vorzeitig gestellte oder 
offensichtlich aussichtslose Anträge beim Unterge-
brachten unberechtigte Hoffnungen wachgerufen, 
aber auch dem Vollstreckungsgericht und den ande-
ren beteiligten Behörden unfruchtbare Mehrarbeit 
verursacht werden. Beides ist geeignet, den unge-
störten Fortgang des Vollzugs der Maßregel zu be-
einträchtigen. Dem beugt Satz 2 vor. 

Absatz 4 regelt den Beginn der gesetzlichen und 
der gekürzten Fristen. Er stimmt sachlich mit § 42f 
Abs. 5 StGB überein. 

§§ 90-92 

Sicherungsaufsicht 

§ 91 
Voraussetzungen der Sicherungsaufsicht 

Bedeutung und Aufgabe der Sicherungsaufsicht, 
die das bisherige Maßregelnsystem um eine wich-
tige freiheitsbeschränkende Maßregel erweitert, sind 
in der Vorbemerkung zu diesem Titel und in der 
Begründung zu § 81 dargelegt. 

§ 91 behandelt die Voraussetzungen der Siche-
rungsaufsicht, ohne dabei erschöpfend zu sein, wie 
sich aus Absatz 2 ergibt. Absatz 2 verweist auf 
besonders wichtige Fälle der Sicherungsaufsicht, die 
im Allgemeinen Teil des Entwurfs an anderer 
Stelle geregelt sind. Es handelt sich dabei um die 
Sicherungsaufsicht, die auf Grund des § 97 Abs. 1 
mit der Entlassung aus dem Strafvollzug nach Voll-
verbüßung kraft Gesetzes eintritt oder die auf Grund 
der §§ 105 und 107 Abs. 3 im Falle der Aussetzung 
der Unterbringung in einem Arbeitshaus sowie in 
den Fällen der Aussetzung der Sicherungsverwah-
rung und der vorbeugenden Verwahrung durch das 
Gericht angeordnet werden muß. 

Soweit nicht nach diesen Vorschriften Sicherungs-
aufsicht eintritt oder anzuordnen ist, eröffnet Ab-
satz 1 die Möglichkeit, diese Maßregel gegenüber 
den dort genannten Tätergruppen unter der weite-
ren Voraussetzung anzuordnen, daß die Gefahr be-
steht, der Verurteilte werde in Zukunft eine gesetz-
widriges Leben führen. Zu diesen Tätergruppen 
gehören die Rückfalltäter (§ 61) und die Täter von 
Straftaten, die aus Arbeitsscheu oder aus Hang zu 
einem unsteten oder ungeordneten Leben begangen 
sind, wenn wegen der Tat zeitiges Zuchthaus oder 
Gefängnis verwirkt ist. Dazu gehören ferner die 
Täter solcher Straftaten, bei denen Sicherungs-
aufsicht nach Vorschriften des Besonderen Teils 
oder des Nebenrechts besonders vorgesehen ist und 
gegen die auf zeitiges Zuchthaus oder auf Gefängnis 
von mindestens sechs Monaten erkannt wird. Für 
die letztere Gruppe sind Beispiele aus dem Beson-
deren Teil die §§ 145, 225, 231, 239, 248, 262, 283, 
287, 319, 339, 350, 359, 382, 394, 399, 417 und 480. 

§ 92 
Inhalt und Führung der Sicherungsaufsicht 

Die Sicherungsaufsicht besteht in der Lenkung 
und Überwachung der Lebensführung des Ver-
urteilten in der Freiheit und verfolgt das Ziel, ihm 
eine wirksame Unterstützung in seinem Bemühen 
zu gewähren, keine weiteren Straftaten zu begehen 
und ein gesetzmäßiges und geordnetes Leben zu 
führen. Nach dem Vorbild der Bewährungshilfe 
liegt das Kernstück der Sicherungsaufsicht in der 
Hilfe, die dem Verurteilten gewährt werden soll. 
Damit durch sie das Ziel der Resozialisierung des 
Verurteilten erreicht werden kann, muß sie mit 
einer Aufsicht über den Verurteilten und auch mit 
Weisungen verbunden werden, die in die Freiheit 
seiner Lebensführung eingreifen, um ihn vor dem 
Abgleiten in den Rückfall zu bewahren. Die Ein-
griffe in die Freiheit des Verurteilten kennzeichnen 
die Sicherungsaufsicht als eine freiheitsbeschrän-
kende Maßregel. Die Freiheitsbeschränkungen, die 
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§ 93 

mit der Sicherungsaufsicht verbunden sein werden, 
sind wesentlich milder als die Freiheitsentziehung, 
die dem Verurteilten ohne das Institut der Siche-
rungsaufsicht zum Schutz der Allgemeinheit durch 
Sicherungsverwahrung oder vorbeugende Ver-
wahrung auferlegt werden müßte. Aus diesem 
Grunde ist die Sicherungsaufsicht in den Beratungen 
zum Entwurf anschaulich als „ambulante Verwah-
rung" bezeichnet worden. Diese Wesensmerkmale 
der Sicherungsaufsicht legt der Entwurf fest. 

Der Sicherungsaufsicht dienen als Mittel zur Len-
kung der Lebensführung des Verurteilten richter-
liche Weisungen, deren wichtigste § 93 aufzählt. 
Das Gericht kann sich nach Absatz 5 des § 92 mit 
der Erteilung von Weisungen und der Überwachung 
ihrer Erfüllung begnügen. Darauf wird es sich z. B. 
in der Regel gegenüber Tätern, die Abtreibungs-
mittel gewerbsmäßig verschafft (§ 145 mit § 142) 
oder hochverräterische Schriften verbreitet haben 
(§ 382 mit § 366), beschränken können, weil hier 
gelegentliche Stichproben genügen werden. Das Ge-
richt kann aber außerdem nach Absatz 1 den Ver-
urteilten einer Aufsichtsstelle unterstellen und darf 
hiervon, wie Absatz 5 erkennen läßt, nur aus-
nahmsweise absehen, wenn nämlich die Umstände 
die Überzeugung rechtfertigen, daß der Verurteilte 
keiner Überwachung durch eine Aufsichtsstelle 
bedarf. Die Art der Durchführung der Sicherungs-
aufsicht kann demnach den besonderen Bedürfnissen 
des Einzelfalles und der Persönlichkeit des Ver-
urteilten angepaßt werden. 

Als Aufsichtsstelle ist nach Absatz 2 eine Über-
wachungsbehörde oder ein Bewährungshelfer (§ 76) 
zu bestellen. Die nähere Regelung für die Über-
wachungsbehörden soll das Einführungsgesetz brin-
gen. In Betracht kommen außer den Polizeibehörden 
auch die Sozialbehörden und Gesundheitsämter. Der 
Entwurf geht davon aus, daß in den Überwachungs-
behörden besonders ausgebildete Kräfte mit der 
Überwachungs- und Lenkungsaufgabe betraut wer-
den. Er setzt insbesondere voraus, daß in den 
Polizeibehörden nicht die Beamten des allgemeinen 
Außendienstes, sondern nur besonders geschulte 
Fachkräfte für diese Aufgabe verwendet werden. 

In der Verschiedenheit der Aufsichtsstellen spie-
geln sich die verschiedenen Zwecke der Sicherungs-
aufsicht wider. Überwiegt im Einzelfalle nach der 
Person des Täters die Sicherungsaufgabe, so wird 
als Aufsichtsstelie in der Regel eine Überwachungs-
behörde zu bestellen sein. Sie ist besonders bei 
gefährlichen Tätern wie Berufsverbrechern oder 
Hangtätern als Aufsichtsstelle geeigneter als der 
Bewährungshelfer, da ihr im Notfalle wirksamere 
Mittel für die Überwindung von Widerständen und 
für die Steigerung der Überwachung zur Verfügung 
stehen. Die Aufgaben der Überwachungsbehörden 
werden in Absatz 3 in Anlehnung an § 76 Abs. 2 
umschrieben. Der selbständigeren Stellung der Über-
wachungsbehörde entspricht es, daß dabei im 
Gegensatz zu der nach § 76 Abs. 2 für den Bewäh-
rungshelfer geltenden Regelung von der Festlegung 
eines ständigen Einvernehmens zwischen Gericht 
und Überwachungsbehörde abgesehen wird. Außer-
dem wird der richterliche Einfluß durch die dem 
Verurteilten zu erteilenden Weisungen genügend  

gesichert, so daß auch kein Bedürfnis besteht, dem 
Gericht gegenüber der Überwachungsbehörde die 
Anweisungsbefugnis einzuräumen, die nach § 76 
Abs. 3 Satz 2 gegenüber dem Bewährungshelfer be-
steht. 

Hingegen werden Bewährungshelfer bei lediglich 
gestrauchelten oder gefährdeten Tätern die Siche-
rungsaufsicht in der Regel erfolgreich führen 
können. Für ihre Tätigkeit verweist Absatz 4 auf 
§ 76 Abs. 2 Satz 2 und 3. Hieraus ergibt sich, daß 
der Bewährungshelfer seine helfende und betreu-
ende Arbeit im Einvernehmen mit dem Gericht aus-
zuführen und sich dabei an dessen etwaige Anwei-
sungen zu halten hat. 

§ 93 
Weisungen 

Die Vorschrift enthält nähere Bestimmungen über 
die Weisungen, die das Gericht bei der Sicherungs-
aufsicht dem Verurteilten nach § 92 zu erteilen hat. 
Wegen der rechtlichen Natur und der kriminal-
politischen Bedeutung der Weisungen im allgemei-
nen wird auf die Begründung zu § 75 Bezug ge-
nommen. Wie in § 75 Abs. 1 Satz 2, so ist hier in 
Absatz 3 bestimmt, daß die Weisungen keinen 
unzumutbaren Eingriff in die Lebensführung des 
Verurteilten enthalten dürfen. Die Bedeutung dieses 
Satzes ist in der Begründung zu § 75 näher dar-
gelegt. Während die §§ 75 und 93 im Grundsätz-
lichen übereinstimmen, weichen sie in der Ausge-
staltung nicht unerheblich voneinander ab. Einmal 
sind Weisungen nur für die Sicherungsaufsicht nach 
§ 92 verbindlich vorgeschrieben, während § 75 eine 
Sollvorschrift ist. Zum anderen bestimmt § 93 aus 
rechtsstaatlichen Gründen abschließend, welchen 
Inhalt im allgemeinen die Weisungen haben können, 
während § 75 Abs. 2 nur eine beispielhafte Auf-
zählung enthält. Weiterhin bildet § 93 in den Ab-
sätzen 1 und 2 zwei Gruppen von Weisungen, 
von denen die erste Gruppe nach § 429 unter Straf-
schutz gestellt ist. Für § 75 bedarf es keines Straf-
schutzes, sondern ist der Widerruf nach § 78 ein 
genügend wirksames Mittel, die Einhaltung der 
Weisungen sicherzustellen. Hingegen kann für § 93 
Abs. 1 auf eine strafrechtliche Sicherung nicht ver-
zichtet werden, wenn die Sicherungsaufsicht vom 
Verurteilten ernst genommen werden soll. Denn 
hier gibt es nicht in allen Fällen die Möglichkeit 
des Widerrufs der Aussetzung einer Strafe, eines 
Strafrestes oder einer Unterbringung. Vielmehr 
könnte im Falle des § 97 der nach Vollverbüßung 
der Strafe entlassene Verurteilte sich über die Wei-
sungen in der Sicherungsaufsicht ohne weiteres hin-
wegsetzen Der Strafschutz des § 429 ist geeignet, 
eine verstärkte Sicherung der der Sicherungsaufsicht 
gestellten Aufgaben auch in Fällen zu gewähren, 
in denen es nicht nötig ist, wegen Zuwiderhandlung 
gegen Weisungen sofort zu der schwerwiegenden 
Maßnahme des Widerrufs der Aussetzung eines 
Strafrestes oder einer Unterbringung zu greifen. 
Danach erscheint es angebracht, einheitlich für alle 
Fälle der Verstöße gegen Weisungen nach § 93 
Abs. 1 eine strafrechtliche Sanktion vorzusehen. 
Dieser Strafschutz für § 93 Abs. 1 zwingt dazu, die 
dafür in Betracht kommenden Weisungen nach den 
für den Aufbau strairechtlicher Tatbestände zu 
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beachtenden Grundsätzen so deutlich wie möglich 
auszugestalten, während es für § 75 dieser ins ein-
zelne gehenden Festlegung nicht bedarf. Die Unter-
schiede sind kennzeichnend dafür, daß § 75 grund-
sätzlich auf einen anderen, nämlich weniger gefähr-
lichen Täterkreis abgestellt ist als § 93. 

Die Weisungen, die § 93 Abs. 1 und 2 aufzählt, 
beruhen auf Erfahrungen, die bisher bei der An-
wendung der Strafaussetzung zur Bewährung und 
der Polizeiaufsicht gesammelt worden sind. Im ein-
zelnen sei hierzu folgendes bemerkt: 

Die Aufenthaltsbeschränkung nach Nummer 1 
soll verhindern, daß der Verurteilte sich der Aufsicht 
durch Verlassen des Gebiets, in dem sie wirksam 
ausgeübt werden kann, entzieht. Sie steht im Ein-
klang mit Artikel 11 Abs. 2 GG, der eine Beschrän-
kung der Freizügigkeit zu dem Zweck, strafbaren 
Handlungen vorzubeugen, zuläßt. Die Aufenthalts-
beschränkung ist heute bei der Strafaussetzung zur 
Bewährung nach § 24 Abs. 1 Nr. 2 StGB vorgesehen 
und hat sich dort bewährt. Sie ist die Grundlage für 
eine planmäßige Überwachung durch die Aufsichts-
stelle. 

Bei dem Aufenthaltsverbot nach Nummer 2 ist 
z. B. an Spieler- und Zuhälterlokale, Kinderspiel-
plätze, öffentliche Bäder, Bedürfnisanstalten, öffent-
liche Anlagen, Bahnhöfe und Postämter zu denken. 
Ein solches Verbot ist namentlich gegenüber Sitt-
lichkeitsverbrechern oder Rauschmitteisüchtigen 
wichtig, aber z. B. auch gegenüber Schmugglern, 
politischen Agenten und Landesverrätern. Wegen 
der letztgenannten Tätergruppen muß auch ein Ver-
bot für größere Gebiete, wie z. B. Grenzbereiche, 
zulässig sein. Das Aufenthaltsverbot entfällt, wenn 
für seine Durchbrechung zwingende Gründe be-
stehen. Ein zwingender Grund kann z. B. darin 
liegen, daß der Betroffene eine Fahrkarte lösen, ein 
Telegramm aufgeben oder einen Arzt herbeirufen 
und hierzu die Örtlichkeit, auf die sich das Aufent-
haltsverbot bezieht, betreten muß. 

Das in Nummer 3 vorgesehene Verbot, zur 
Nachtzeit die Wohnung ohne zwingenden Grund 
zu verlassen, soll die Täter treffen, die für ihre 
Taten die Nachtzeit auszunutzen pflegen, und ihnen 
zum Bewußtsein bringen, daß sie tatsächlich über-
wacht werden. 

Das Verbot der Nummer 4, ohne zwingenden 
Grund mit bestimmten Personen oder Personen be-
stimmter Gruppen zu verkehren, hat vor allem 
Täter im Auge, die ihre Gehilfen in Verbrecher-
zirkeln suchen oder sich zu Verbrecherbanden 
zusammenschließen. Es soll aber auch der Ver-
hütung von Sittlichkeitsverbrechen dienen und etwa 
dem wegen Mißbrauchs eines Abhängigkeitsverhält-
nisses Bestraften untersagen, Jugendliche zu be-
schäftigen oder Lehrlinge auszubilden. 

Das Tätigkeitsverbot nach Nummer 5 betrifft 
z. B. bei Sittlichkeitsverbrechern die Beschäftigung 
als Bademeister, Masseur, als Erzieher in Erzie-
hungsheimen oder als Jugendleiter in Jugend-
verbänden. Zu denken ist auch bei Zuhältern an die 
Beschäftigung als Kellner in Nachtlokalen. Das 
Berufsverbot nach § 101 reicht nicht aus, um den 
kriminalpolitischen Zielen einer Beschränkung nach 
Nummer 5 in jeder Hinsicht gerecht zu werden. 

§§ 94, 95 

Das Verbot nach Nummer 6, bestimmte Gegen-
stände zu besitzen, richtet sich insbesondere gegen 
den Besitz von unzüchtigen Schriften oder Gegen-
ständen, Diebeswerkzeug, Waffen, Schlagringen, 
Fälschungsmitteln und Wildereigerät. 

Das Verbot nach Nummer 7 kann dort sinnvoll 
sein, wo die Entziehung der Fahrerlaubnis nach § 99 
nicht ausreichen würde, um den Mißbrauch von 
Kraftfahrzeugen zur Begehung von Straftaten zu 
verhüten. Es kann etwa dazu dienen, einem Täter 
das Halten eines Kraftfahrzeuges zu untersagen, 
der es bei der Ausführung seiner Taten durch 
andere führen läßt. Es kann nicht nur für Kraftfahr-
zeuge, sondern auch für Fahrzeuge anderer Art auf-
erlegt werden, etwa Fahrräder mit Hilfsmotor oder 
Kähne in Hafengebieten. 

Die Weisungen nach den Nummern 8 bis 10 
verfolgen den Zweck, die Überwachung des Ver-
urteilten zu erleichtern und seine Resozialisierung 
durch geregelte Arbeit zu fördern. Gerade in diesen 
Fällen kann der Zumutbarkeitsklausel nach Ab-
satz 3 besondere Bedeutung zukommen. 

Absatz 2 bringt in Anlehnung an § 75 Abs. 2 
Nr. 1 und 5 einige Weisungen, die auch hier zur 
Resozialisierung unerläßlich sein können, aber nicht 
unter den Strafschutz des § 429 gestellt werden. 
Hierfür lassen sie sich tatbestandlich nicht genügend 
verdeutlichen. Bei Verstößen wird das Gericht zu 
prüfen haben, ob die bisherige Weisung nach Ab-
satz 2 sich zu einer Weisung nach Absatz 1 ein-
engen und genauer festlegen läßt. 

§ 94 
Dauer der Sicherungsaufsicht 

Entsprechend der Regelung für die Dauer der Be-
währungszeit nach § 24 Abs. 4 StGB und § 73 des 
Entwurfs ist die Dauer der Sicherungsaufsicht in 
Absatz 1 auf mindestens zwei und höchstens 
fünf Jahre festgelegt. Jedoch kann das erkennende 
Gericht von vornherein die Höchstdauer bis zur 
Mindestdauer von zwei Jahren abkürzen. Dem Voll-
streckungsgericht steht diese Befugnis nur im Falle 
des § 97 Abs. 2 Satz 3 zu. Für die vorzeitige Beendi-
gung der Sicherungsaufsicht gilt § 96. 

Da die Sicherungsaufsicht ihrem Wesen nach Len-
kung und Überwachung des Verurteilten in der 
Freiheit ist, wäre es zweckwidrig, in ihre Dauer 
auch solche Zeiten einzurechnen, in denen eine 
Lenkung und Überwachung in der Freiheit unmög-
lich ist, nämlich solange der Verurteilte flüchtig ist, 
sich verborgen hält oder auf behördliche Anordnung 
in einer Anstalt verwahrt wird. Der Absatz 2 
Satz 2 zieht hieraus die Folgerungen. Wird der Ver-
urteilte ohne behördliche Anordnung in eine Anstalt 
aufgenommen, so liegt kein Grund vor, den Lauf 
der Frist für die Dauer der Sicherungsaufsicht ruhen 
zu lassen. 

§ 95 
Zuständigkeit 

Dem in  der Vorbemerkung zu diesem Titel er-
wähnten Grundsatz, daß die Anordnung von Maß-
regeln dem erkennenden Gericht obliegt, entspricht 
es, daß § 95 die Anordnung der Sicherungsaufsicht 
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§§ 96, 97 
dem erkennenden Gericht vorbehält. Jedoch würde 
es zu einer starren Regelung führen, wenn das er-
kennende Gericht mit der Anordnung der Siche-
rungsaufsicht stets zugleich alle zur Ausführung 
erforderlichen weiteren Maßnahmen treffen müßte. 
§ 95 sieht daher eine elastische Regelung vor: Das 
erkennende Gericht kann nach Absatz 1 sich ent-
weder auf die Anordnung der Maßregel beschrän-
ken oder zugleich selbst die Aufsichtsstelle bestim-
men und Weisungen erteilen. Die Entscheidung im 
einen oder anderen Sinne hängt davon ab, in wel-
chem Umfange die Hauptverhandlung Klarheit über 
die Persönlichkeit des Täters sowie über seine 
Lebensumstände gebracht hat und ob sich der Inhalt 
der erforderlichen Weisungen sowie die Form ihrer 
Überwachung bereits bestimmen lassen. Beschränkt 
sich das erkennende Gericht auf die Anordnung der 
Sicherungsaufsicht, so holt das Vollstreckungsgericht 
nach Absatz 2 die Bestimmung der Aufsichtsstelle 
und die Erteilung der Weisungen nach. Der Beweg-
lichkeit der Sicherungsaufsicht dient es außerdem, 
daß das Vollstreckungsgericht nach Absatz 3 nach-
träglich die Anordnungen des erkennenden Gerichts 
über die Aufsichtsstelle und die Weisungen ebenso 
wie seine entsprechenden eigenen Anordnungen 
ändern oder aufheben kann. 

§ 96 

Beendigung der Sicherungsaufsicht 

Der allgemeine Grundsatz, daß eine Maßregel nur 
so lange dauern soll, wie ihr Zweck es erfordert 
(vgl. auch § 89 Abs. 1), wird in Absatz 1 Satz 1 
auch für die Sicherungsaufsicht festgelegt. Das Voll-
streckungsgericht hat die Sicherungsaufsicht aufzu-
heben, wenn zu erwarten ist, daß der Verurteilte 
auch ohne sie ein gesetzmäßiges Leben führen wird. 
Die Anwendung der Sicherungsaufsicht setzt nach 
§ 91 Abs. 1 voraus, daß die Gefahr besteht, der 
Täter werde ein gesetzwidriges Leben führen. Dem 
entspricht es, daß die Sicherungsaufsicht nach § 96 
Abs. 1 aufzuheben ist, wenn diese Gefahr nicht mehr 
besteht oder es zur Abwendung dieser Gefahr der 
Maßregel nicht mehr bedarf. Die Erwartung, daß 
der Verurteilte auch ein geordnetes Leben führe, 
wird für die Aufhebung der Sicherungsaufsicht nicht 
gefordert. Vor Ablauf der Mindestdauer von zwei 
Jahren (§ 94 Abs. 1) ist die Aufhebung nach Ab-
satz 1 Satz 2 jedoch nicht zulässig. Dadurch soll ver-
hindert werden, daß die Bewährung des Verurteil-
ten voreilig bejaht wird. 

Für die Aufhebung der Sicherungsaufsicht ist 
nach Absatz 1 Satz 1 das Vollstreckungsgericht zu-
ständig. Es kann nach Absatz 2 Fristen bis zu 
sechs Monaten setzen, vor deren Ablauf ein Auf-
hebungsantrag unzulässig ist. Diese Vorschrift 
bezweckt, das Vollstreckungsgericht davor zu 
schützen, daß es laufend mit offensichtlich unbe-
gründeten Anträgen überhäuft und dadurch in der 
Erfüllung seiner eigentlichen Aufgaben gehemmt 
wird. Die Vorschrift ändert aber nichts daran, daß 
das Vollstreckungsgericht von Amts wegen laufend 
darauf zu achten hat, ob der Zweck der Maßregel 
erreicht ist. 

Die Sicherungsaufsicht kann nicht nur durch rich-
terliche Entscheidung, sondern auch kraft Gesetzes 
vorzeitig beendigt werden. Einen dieser Fälle regelt 
Absatz 3, wonach die Sicherungsaufsicht endet, 
wenn gegen den Verurteilten die Unterbringung in 
einem Arbeitshaus, die Sicherungsverwahrung oder 
die vorbeugende Verwahrung angeordnet ist und 
deren Vollzug beginnt. Hierdurch wird die ursprüng-
lich angeordnete Sicherungsaufsicht gegenstandslos. 
Unberührt bleibt aber auch in diesem Falle die Not-
wendigkeit, bei späterer Aussetzung der Unterbrin-
gung in einem Arbeitshaus, der Sicherungsverwah-
rung oder der vorbeugenden Verwahrung eine neue 
Sicherungsaufsicht anzuordnen (§ 107 Abs. 3). Einen 
weiteren Fall der Beendigung der Sicherungsaufsicht 
kraft Gesetzes regelt § 98 Abs. 3. 

§ 97 
Sicherungsaufsicht bei Nichtaussetzung 

des Strafrestes 
Die Vorschrift erweitert den Anwendungsbereich 

der Sicherungsaufsicht auf Täter einer vorsätzlich 
begangenen Straftat, die eine Freiheitsstrafe von 
mindestens zwei Jahren zu verbüßen haben, wenn 
ihnen keine Aussetzung des Strafrestes nach § 79 
oder im Gnadenwege gewährt oder ihnen gegen-
über eine solche Aussetzung widerrufen wird. Es 
handelt sich dabei in der Regel um Täter mit un-
günstiger Prognose, die nach der Entlassung sich 
selbst überlassen werden müßten und ohne die 
Betreuung durch eine Aufsichtsstelle mit großer 
Wahrscheinlichkeit rückfällig würden. Um dem Be-
dürfnis Rechnung zu tragen, solche Verurteilte nach 
dem Strafvollzug in der Freiheit nicht ihrem Schick-
sal preiszugeben, sondern für die Übergangszeit zu 
stützen, haben ausländische Gesetze die bedingte Ent-
lassung hinsichtlich eines geringen Strafrestes (z. B. 
nach 5/6  der Strafe) zwingend vorgeschrieben, wenn 
dem Verurteilten wegen ungünstiger Prognose die 
normale bedingte Entlassung nicht gewährt werden 
kann. Diese Lösung ist jedoch mit dem Grundgedan-
ken der bedingten Entlassung, die eine günstige 
Prognose voraussetzt, nicht vereinbar. Andererseits 
wäre es sinnwidrig, die Täter mit günstiger Prog-
nose, die vorzeitig zur bedingten Entlassung kom-
men, unter eine Bewährungsaufsicht zu stellen, die 
Täter mit ungünstiger Prognose aber ohne Be-
treuung sofort nach der Entlassung sich selbst zu 
überlassen. Mit der Erfassung dieser Täter durch 
die Sicherungsaufsicht kommt der Entwurf einem 
dringenden kriminalpolitischen Anliegen nach. 

Bei der Ausgestaltung des § 97 waren rechtsstaat-
liche Gesichtspunkte zu berücksichtigen. Es wäre 
bedenklich, die Entscheidung über die Anordnung 
der Sicherungsaufsicht erst während des Vollzugs 
durch das Vollstreckungsgericht zu dem Zeitpunkt, 
in dem sich die volle Verbüßung der Strafe als not-
wendig herausstellt, treffen zu lassen. Denn dann 
würde für eine rechtskräftig abgeurteilte Tat nach-
träglich eine freiheitsbeschränkende Maßregel als 
Rechtsfolge angeordnet. Dieses Bedenken ließe sich 
zwar überwinden, wenn bereits das erkennende 
Gericht bei der Aburteilung der Tat mit darüber zu 
entscheiden hätte, ob für den Fall der Vollver-
büßung eine bedingte Sicherungsaufsicht anzuord- 
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nen sei. Aber dann würde man den Richter mit der 
Prognose, ob bei dem Täter mit voller Verbüßung 
der Strafe zu rechnen ist, überfordern, so daß diese 
Lösung einer bedingten Anordnung aus praktischen 
Erwägungen ausscheidet. Der Entwurf hat deshalb 
die Ausgestaltung der Sicherungsaufsicht als ge-
setzliche Nebenfolge für den Fall der Vollver-
büßung vorgezogen. Diese Folge tritt nach Ab-
satz 1 mit der Entlassung des Verurteilten aus dem 
Strafvollzug nach voller Verbüßung einer Freiheits-
strafe von mindestens zwei Jahren wegen einer vor-
sätzlichen Straftat ein, soweit nicht ohnehin eine 
Sicherungsaufsicht aus anderen Gründen angeordnet 
ist oder eine Unterbringung anschließend vollzogen 
wird. Die Zweijahresgrenze soll sicherstellen, daß 
nur schwere Taten aus diesem Grunde zur Siche-
rungsaufsicht führen können. Die Folge des Ab-
satzes 1 Satz 1 tritt nach Satz 2 aus Billigkeitsgrün-
den nicht ein, wenn die Strafe erlassen wird, z. B. 
wenn der für die Vollverbüßung vorgesehene Ver-
urteilte auf Grund einer Amnestie vorzeit entlassen 
werden muß oder ein Einzelgnadenerweis zur Ent-
lassung ohne Aussetzung des Strafrestes führt. 

Tritt Sicherungsaufsicht nach Absatz 1 ein, so liegt 
der Fall ebenso, als hätte sich das erkennende Ge-
richt auf die Anordnung der Sicherungsaufsicht be-
schränkt (§ 95 Abs. 1 Satz 1). Dann muß das Voll-
streckungsgericht nach Absatz 2 Satz 2 ebenso wie 
nach § 95 Abs. 2 die Entscheidung über die Weisun-
gen und die Aufsichtsstelle treffen. Da es unzweck-
mäßig wäre, in diesem Falle das erkennende Ge-
richt, dem die Entscheidung über die Abkürzung 
der gesetzlichen Höchstdauer der Sicherungsaufsicht 
von fünf Jahren nach § 95 Abs. 1 Satz 2 vorbehalten 
ist, hierüber entscheiden zu lassen, überträgt Ab-
satz 2 Satz 3 diese Entscheidung hier dem Voll-
streckungsgericht. 

Um Unbilligkeiten zu vermeiden, die sich aus dem 
Eintreten der Sicherungsaufsicht kraft Gesetzes nach 
Absatz 1 ergeben können, wird durch Absatz 2 
Satz 1 für das Vollstreckungsgericht die Pflicht be-
gründet, zunächst zu prüfen, ob nach den Umstän-
den ein gesetzmäßiges Leben des Verurteilten auch 
ohne Sicherungsaufsicht zu erwarten ist. In diesem 
Falle hat es anzuordnen, daß die Sicherungsaufsicht 
entfällt. Dadurch wird insbesondere den Fällen 
Rechnung getragen, in denen die Aussetzung des 
Strafrestes nach § 79 Abs. 1 Nr. 3 nur deshalb ver-
sagt werden mußte, weil der Verurteilte seine Zu-
stimmung versagt hatte. 

§ 98 
Sicherungsaufsicht und Aussetzung zur Bewährung 

Aus dem Gesamtzusammenhang des 4. Abschnitts 
ergibt sich, daß ein Zusammentreffen der Siche-
rungsaufsicht mit einer Aufsicht im Rahmen der 
Aussetzung zur Bewährung nach den §§ 73 und 75 
bis 77 gegenüber demselben Täter nicht schlechthin 
ausgeschlossen ist. Soweit es sich um die Strafaus-
setzung (§ 71) handelt, ist allerdings ein solches 
Zusammentreffen nur in seltenen Ausnahmefällen 
denkbar. Meist ist § 72 Abs. 2 Nr. 3 oder 4 anzu-
wenden, wonach die Anordnung der Strafaussetzung 
untersagt ist, wenn der Täter unter Sicherungsauf- 

§ 98 

sieht steht oder wenn deren Voraussetzungen er-
füllt sind. Ergibt sich die Notwendigkeit der Siche-
rungsaufsicht erst während einer in anderer Sache 
schwebenden Strafaussetzung, so wird regelmäßig 
eine Gesamtstrafe nach § 70 zu bilden oder die 
Strafaussetzung nach § 78 Abs. 1 zu widerrufen sein, 
womit zugleich die Möglichkeit des Zusammentref-
fens entfällt. Lediglich in dem praktisch wenig be-
deutsamen Fall des § 87 Abs. 4, der die Aussetzung 
der ganzen Strafe zuläßt, wenn eine freiheitsent-
ziehende Maßregel vorweg vollzogen wird, muß mit 
der Möglichkeit gerechnet werden, daß der Ver-
urteilte im Zeitpunkt der Strafaussetzung wegen 
derselben oder einer anderen Tat zugleich unter 
Sicherungsaufsicht steht. Das beschriebene Zusam-
mentreffen von Sicherungsaufsicht und Aussetzung 
zur Bewährung wird dagegen bei der Aussetzung 
eines Strafrestes nach § 79 häufig vorkommen, weil 
die bedingte Entlassung eines Verurteilten nach 
Verbüßung eines Teils seiner Strafe durch eine 
etwa bestehende Sicherungsaufsicht nicht ausge-
schlossen wird. Dasselbe gilt für die Aussetzung 
zur Bewährung, die der Entwurf bei den Maßregeln 
der Unterbringung in einer Heil- oder Pflegeanstalt 
oder einer Bewahrungsanstalt, der Unterbringung 
in einer Entziehungsanstalt, des Berufsverbots und 
des Verbots der Tierhaltung vorsieht (§§ 105, 107 
Abs. 1, 2). In allen diesen Fällen kann im Zeitpunkt 
der Aussetzung eine Sicherungsaufsicht bestehen, 
die wegen derselben oder einer anderen Tat ange-
ordnet worden ist. 

§ 98 regelt die genannten Konkurrenzfälle nach 
einheitlichen Gesichtspunkten. Absatz 1 Satz 1 
begründet den grundsätzlichen Vorrang der Siche-
rungsaufsicht in der Weise, daß sich Inhalt und Füh-
rung der Aufsicht über den Verurteilten und die 
Erteilung von Weisungen ausschließlich nach den 
für die Sicherungsaufsicht geltenden Vorschriften 
bestimmen. Die Zweckmäßigkeit dieser Lösung er-
gibt sich aus der Erwägung, daß die Sicherungsauf-
sicht als die für den Betroffenen einschneidendere 
Maßnahme die Aufgaben der Bewährungsaufsicht 
mit übernehmen kann, während das Umgekehrte im 
allgemeinen nicht zutrifft. Absatz 1 Satz 2, der eine 
Beendigung der Sicherungsaufsicht vor Ablauf der 
Bewährungszeit ausschließt, will die Einheitlichkeit 
der Aufsicht für die ganze Dauer der Bewährungs-
zeit sicherstellen und dadurch Gefahren vermeiden, 
die eine Veränderung der Rechtsnatur und damit 
zugleich der Einzelausgestaltung der Aufsicht für 
den Erfolg der Aussetzung zur Bewährung mit sich 
bringen kann. Absatz 1 bezieht sich nur auf Inhalt 
und Führung der Aufsicht, welcher der Verurteilte 
während der Bewährungszeit unterworfen ist, und 
auf die Erteilung von Weisungen. Er schließt damit 
nur die Anwendbarkeit der §§ 75 und 76 aus, läßt 
dagegen die übrigen Vorschriften unberührt, die für 
die Aussetzung zur Bewährung gelten. Deren Vor-
aussetzungen, die Dauer der Bewährungszeit, die 
Zulässigkeit von Auflagen nach § 74 und die Vor-
aussetzungen des Widerrufs der Aussetzung wer-
den durch den Vorrang der Sicherungsaufsicht nicht 
betroffen. 

Absatz 2 Satz 1 ermöglicht von dem allgemei-
nen Grundsatz des Absatzes 1 eine Ausnahme für 
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§ 99 
den Fall, daß die Sicherungsaufsicht und die Aus-
setzung zur Bewährung auf Grund derselben Tat 
angeordnet worden sind. In diesem Bereich wird es 
dem pflichtmäßigen Ermessen des Vollstreckungs-
gerichts überlassen, den Vorrang der §§ 75 und 76 
durch Anordnung des Ruhens der Sicherungsauf-
sicht herbeizuführen. Eine solche Anordnung wird 
sich vor allem bei Verurteilten empfehlen, die eine 
günstige Entwicklung in der Freiheit auch ohne die 
einschneidenden Möglichkeiten der Sicherungsauf-
sicht erwarten lassen. Führt in einem solchen Falle 
die Aussetzung zur Bewährung nicht zum Erfolg, so 
besteht kein Anlaß, dem Verurteilten die Bewäh-
rungszeit in die Dauer der Sicherungsaufsicht ein-
zurechnen. Das stellt Absatz 2 Satz 2 ausdrücklich 
klar. Durch die Notwendigkeit des Widerrufs der 
Aussetzung wird deutlich, daß der Verurteilte nach 
seiner späteren Entlassung aus dem Vollzug vor-
aussichtlich weiterer Aufsicht bedarf, die dann in 
der Form der noch nicht erledigten Sicherungsauf-
sicht geführt werden kann. 

Führt die Aussetzung zur Bewährung zum Erfolg, 
wird also nach Ablauf der Bewährungszeit die Strafe 
oder der Strafrest erlassen oder die Maßregel für 
erledigt erklärt, so endet nach Absatz 3 damit 
zugleich auch eine wegen derselben Tat angeord-
nete Sicherungsaufsicht. Diese Regelung, die in 
gleicher Weise für die Fälle der Absätze 1 und 2 
gilt, ergibt sich zwingend aus dem Wesen der Be-
währung. Bei einem Verurteilten, der durch sein 
Verhalten während einer ausgedehnten Bewäh-
rungszeit bewiesen hat, daß er imstande ist, ein 
gesetzmäßiges und geordnetes Leben zu führen, 
können nicht zugleich die Voraussetzungen der 
Sicherungsaufsicht vorliegen, die gerade in dieser 
Hinsicht eine besondere Anfälligkeit erfordern 
(§ 91 Abs. 1). Allerdings sieht der Entwurf die Be-
endigung der Maßregel kraft Gesetzes nur dann 
als vertretbar an, wenn die Sicherungsaufsicht und 
die Aussetzung zur Bewährung auf Grund derselben 
Tat angeordnet worden sind. Ist das nicht der Fall, 
können sich, namentlich wenn die Aufsicht im Rah-
men der Aussetzung zur Bewährung und die Siche-
rungsaufsicht nicht in der Hand desselben Richters 
liegen, Unzuträglichkeiten ergeben, welche die Be-
endigung der Sicherungsaufsicht ohne ausdrückliche 
richterliche Entscheidung nicht immer zweckmäßig 
erscheinen lassen. Das die Sicherungsaufsicht füh-
rende Gericht wird jedoch bei Bewährung des Ver-
urteilten in einer anderen Strafsache zu prüfen 
haben, ob die Maßregel aufgehoben werden kann 
(§ 96 Abs. 1). 

Weitere Maßregeln 

§ 99 
Entziehung der Fahrerlaubnis 

Die Entziehung der Erlaubnis zum Führen von 
Kraftfahrzeugen (Fahrerlaubnis) ist als Maßregel der 
Besserung und Sicherung erst vor wenigen Jahren 
durch das Gesetz zur Sicherung des Straßenverkehrs 
vorn 19. Dezember 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 832) in 
das allgemeine System der Maßregeln eingefügt 
worden. Der Entwurf schlägt weder eine Beseiti-
gung noch eine grundsätzliche Reform dieser Rechts

-einrichtung vor. Er beschränkt sich vielmehr auf ein-
zelne Änderungen, die dem Zweck dienen, die 
Wirksamkeit der Maßnahme zu erhöhen und Un-
klarheiten zu beseitigen, die sich bei der Auslegung 
des geltenden Rechts ergeben haben. Hervorzuheben 
ist jedoch, daß der begrenzte Wirkungsbereich der 
Maßregel durch die neue kriminal- und verkehrs-
politisch bedeutsame Nebenstrafe des Fahrverbots 
eine wichtige Ergänzung erfährt. Darüber ist in der 
Begründung zu § 58 Näheres ausgeführt. 

Daß der Entwurf an der Entziehung der Fahr-
erlaubnis als einer strafgerichtlichen Maßnahme 
festhält, beruht vor allem auf den durchaus günsti-
gen Erfahrungen, die seit der Einführung der Maß-
regel gesammelt worden sind. Die Gerichte, die 
durch Anordnung der endgültigen oder der vor-
läufigen Entziehung der Fahrerlaubnis schon im 
Jahre 1953 nicht weniger Fahrzeugführer aus den 
Kraftverkehr ausgeschieden haben als die Verwal-
tungsbehörden in jedem vergleichbaren Zeitraum 
vorher, haben angesichts der wachsenden Verkehrs-
dichte und Unfallhäufigkeit zunehmend entschlos-
sener von der Maßregel Gebrauch gemacht und 
dadurch die Gesamtzahl der Entziehungen in den 
letzten Jahren ständig gesteigert. Bei Berücksich-
tigung der Anfangsschwierigkeiten, die erfahrungs-
gemäß mit jeder grundlegenden Rechtsänderung 
verbunden sind, kann das unbedenklich als ein 
Erfolg gewertet werden, der allein schon einen 
erneuten tiefen Eingriff in das geltende Recht ver-
bietet. Hinzu kommt aber, daß sich die für die Ein-
führung der Maßregel im Jahre 1952 ausschlagge-
bend gewesenen Gesichtspunkte nach den bisherigen 
Erfahrungen der Praxis als zutreffend erwiesen 
haben. Es ist eine Forderung der Gerechtigkeit, daß 
der Richter in einer Verkehrssache nicht nur über 
die Strafe, sondern auch über die Entziehung der 
Fahrerlaubnis entscheiden kann. Da der Strafe auch 
Sicherungsaufgaben zukommen, werden Strafart 
und Strafmaß häufig davon abhängen, oh daneben 
die den Täter regelmäßig schwer treffende Ent-
ziehung angeordnet wird. Bliebe im Strafverfahren 
ungewiß, ob die Maßregel durch die zuständige 
Verwaltungsbehörde angeordnet wird, so könnte 
der Richter nicht beurteilen, ob und in welchem 
Umfang die Sicherungsfunktion der Strafe durch 
die Entziehung der Fahrerlaubnis übernommen 
werden kann. Auch ist aus Gründen der Prozeß-
wirtschaftlichkeit der Aufwand eines besonderen 
Verwaltungsverfahrens nicht zu verantworten, 
wenn der Richter ohnehin zum Zwecke der straf-
rechtlichen Beurteilung eine Klärung des Sachver-
halts vornehmen muß. Schließlich gewährleistet die 
Entscheidung des unabhängigen Richters, daß bei 
Prüfung der Frage, ob jemand infolge einer Straf-
tat zur Führung von Kraftfahrzeugen ungeeignet ist, 
verwaltungspolitische Zweckmäßigkeitserwägungen 
ausscheiden. 

Der Entwurf läßt auch die rechtliche Ausgestal-
tung der Entziehung als einer Maßregel der Besse-
rung und Sicherung unberührt. In Wissenschaft und 
Praxis ist vereinzelt die Forderung erhoben wor-
den, die Maßnahme in eine Strafe umzugestalten, 
weil sie von den Verurteilten regelmäßig als schwe-
res Strafübel empfunden werde und weil dem 
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Richter ermöglicht werden müsse, bei ihrer Anord-
nung auch Gesichtspunkte der Vergeltung zu be-
rücksichtigen. Der Entwurf macht sich diese Forde-
rung nicht zu eigen. Soweit es sich darum handelt, 
ob ein Täter zum Führen von Kraftfahrzeugen un-
geeignet ist — sei es wegen körperlicher Unzuläng-
lichkeit oder ungenügender Übung, sei es wegen 
charakterlicher Mängel —, darf für Art und Umfang 
der Maßregel nicht die Schwere des Unrechts und 
der Schuld, sondern die Größe der vom Täter für 
den Verkehr ausgehenden Gefahren maßgebend 
sein. Daran ändert die Tatsache nichts, daß Unrecht 
und Schuld häufig als Indiz für den Eignungsmangel 
herangezogen werden müssen und daß die Maß-
regel vom Täter als Strafübel empfunden wird. 
Beide Gesichtspunkte treffen auch für andere Maß-
regeln, z. B. die Sicherungsverwahrung, zu. Es geht 
aber bei ungeeigneten Fahrzeugführern gerade nicht 
darum, eine zusätzliche Strafe zu verhängen, d. h. 
deren komplexe Wirkungen durch Vergeltung des 
schuldhaft begangenen Unrechts und durch Verfol-
gung weiterer general- oder spezialpräventiver 
Zwecke zu erzeugen. Hier kommt es vielmehr darauf 
an, ohne Rücksicht auf Unrecht und Schuld jeden 
ungeeigneten Fahrzeugführer so lange aus dem 
Kraftfahrverkehr auszuschalten, als er voraussicht-
lich dessen Anforderungen nicht gewachsen sein 
wird. Das ist eine unabdingbare Forderung der Ver-
kehrssicherheit. Daß der Maßregel unter den Ge-
sichtspunkten der Gerechtigkeit und der Verhältnis-
mäßigkeit gewisse Grenzen gesetzt sind, gilt allge-
mein für das ganze Maßregelrecht und ist keine 
besondere Eigenart der Strafe. Es gilt sogar für die 
Entziehung der Fahrerlaubnis durch die Verwal-
tungsbehörde (§ 4 des Straßenverkehrsgesetzes), die 
diese Maßnahme für ihren Zuständigkeitsbereich 
nach denselben Grundsätzen anwendet wie die Straf-
gerichte. Die Ausgestaltung der Entziehung als 
Strafe würde dazu zwingen, die Schuld zur Grund-
lage der Strafbemessung zu machen (§ 60 Abs. 1). 
Das ist aber unsachgemäß, weil dann nicht die 
Sicherheit des Straßenverkehrs, sondern ein Bündel 
individueller, bei jedem Täter unterschiedlicher Um-
stände Maßstab für die Anordnung der Entziehung 
und die Dauer der ihr folgenden Sperre (§ 100) sein 
würde. Das kann bei der Nebenstrafe des Fahrver-
bots, bei der es an einem anderen brauchbaren 
Anknüpfungspunkt fehlt, hingenommen werden und 
ist dort auch wegen der Kurzfristigkeit des Eingriffs 
sinnvoll (vgl. die Begründung zu § 58). Die Einwen-
dung, der mit der Entziehung verfolgte Zweck, Ein-
druck auf den Kraftfahrer zu machen, damit er sich 
in Zukunft den Verkehrsregeln füge, sei ein typi-
scher Strafzweck und deshalb ausschließlich der 
Strafe zugehörig, ist unzutreffend. Die Warnung des 
Täters für die Zukunft ist ein spezialpräventiver 
Zweck, der zwar bei der Strafe regelmäßig vor-
kommt, der ebenso aber auch, weil er die Besse-
rung des Täters erstrebt, bei den Maßregeln denk-
bar ist. Nicht in dieser Hinsicht, sondern in dem 
Fehlen einer unmittelbaren Verknüpfung der Schuld 
mit der Rechtsfolge besteht der grundsätzliche Un-
terschied zwischen Strafen und Maßregeln. 

Absatz 1 des § 99 ist eng an das geltende Recht 
angelehnt. Soweit er Änderungen vorsieht, haben 
sie ausschließlich gesetzestechnische Bedeutung. Das 

§ 99 

gilt vor allem für das Erfordernis der Verurteilung 
„zu einer Strafe", auf das der Entwurf verzichtet, 
weil es entbehrlich ist. Im Bereich des allgemeinen 
Strafrechts ist eine Verurteilung regelmäßig zu-
gleich eine Verurteilung zu Strafe, so daß ein 
Bedürfnis, die Verhängung einer Strafe zur beson-
deren gesetzlichen Voraussetzung zu machen, nicht 
besteht. Im Jugendstrafrecht sind dagegen durch 
das besondere Erfordernis der Bestrafung bei den 
Erziehungsmaßregeln und Zuchtmitteln und bei dem 
Schuldspruch nach § 27 des Jugendgerichtsgesetzes 
Schwierigkeiten entstanden, die von der Recht-
sprechung nur zum Teil behoben worden sind. Die 
vorgeschlagene Neufassung macht diese Schwierig-
keiten gegenstandslos und hat zugleich die er-
wünschte Nebenwirkung, daß die seltenen Fälle des 
Absehens von Strafe in den Anwendungsbereich der 
Maßnahme einbezogen werden. Außerdem stellt die 
Fassung des Absatzes 1 abweichend vom gelten-
den Recht ausdrücklich klar, daß die Entziehung 
der Fahrerlaubnis nicht nur bei einer Verurteilung 
und bei erwiesener Schuldunfähigkeit des Täters, 
sondern auch dann in Frage kommt, wenn ein Frei-
spruch wegen nicht auszuschließender Schuld-
unfähigkeit geboten ist. Diese Klärung ist wegen 
der entgegenstehenden Rechtsprechung einzelner 
Gerichte, die sich mit sachlichen Gründen nicht 
rechtfertigen läßt, unvermeidlich. Schließlich um-
schreibt Absatz 1 das Erfordernis des Eignungs-
mangels in einer Weise, die von § 42m Abs. 1 
Satz 1 StGB geringfügig abweicht. Die geltende 
Fassung „wenn er sich durch die Tat als ungeeignet 
erwiesen hat" läßt die Auslegung zu, daß es für 
die Feststellung des Eignungsmangels im Gegensatz 
zur Rechtslage bei allen anderen Maßregeln nicht 
auf den Zeitpunkt der Entscheidung, sondern auf 
den der Tat ankomme. Die letztere Auslegung würde 
dem System der Maßregeln der Besserung und Si-
cherung, das der Entwurf auch in den übrigen Vor-
schriften dieses Titels zugrunde legt, widersprechen. 
Sie soll durch die Neufassung verhindert werden. 
Im übrigen sei darauf hingewiesen, daß Absatz 1 
als Erkenntnisgrundlage für die Frage, ob die Ent-
ziehung im Einzelfall geboten ist, nicht die Persön-
lichkeit des Täters, sondern nur die begangene Tat 
erwähnt. Das steht im Gegensatz zu den Vorschrif-
ten über die Anstaltsunterbringung (§ 82), die Siche-
rungsverwahrung (§ 85), die vorbeugende Verwah-
rung (§ 86) und das Berufsverbot (§ 101), aber in 
Übereinstimmung mit dem geltenden Recht. Dadurch 
soll zum Ausdruck kommen, daß sich die Beurtei-
lung des Eignungsmangels grundsätzlich nur auf die 
begangene Tat und auf diejenigen Züge der Persön-
lichkeit des Täters stützt, die mit der Tat irgendwie 
zusammenhängen. Es wird also auch künftig eine 
sorgfältige Abwägung aller Umstände, welche die 
Persönlichkeit des Täters mit einbezieht, im allge-
meinen unerläßlich sein. Nur ist eine Gesamtwürdi-
gung der Täterpersönlichkeit, die sich auf alle ihre 
Eigenschaften erstreckt, weder geboten noch zu 
berücksichtigen, wenn sich der Eignungsmangel aus 
der Tat ergibt. 

Absatz 2 bringt eine bedeutsame Fortentwick-
lung des geltenden Rechts. Während dieses die 
Beurteilung der Frage, ob der Täter sich durch die 
Tat als ungeeignet zum Führen von Kraftfahrzeugen 
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§ 99 
erwiesen hat, dem Ermessen des Richters überläßt, 
schränkt der Entwurf dieses Ermessen in einem 
wichtigen Bereich durch eine gesetzliche Richtlinie 
ein, die der Verstärkung des Kampfes gegen die 
Verkehrsgefahren dient. In dem Katalog des Ab-
satzes 2 wird eine Anzahl von Tatbeständen des 
Verkehrsstrafrechts, die zum Teil durch weitere 
erschwerende Merkmale ergänzt sind, aufgezählt. 
Die Begehung dieser Taten soll den Täter grund-
sätzlich ungeeignet erscheinen lassen, Kraftfahr-
zeuge zu führen. Der Entwurf geht dabei von der 
Überlegung aus, daß die aufgeführten Zuwider-
handlungen in der Regel einen solchen Grad des 
Versagens oder der Verantwortungslosigkeit des 
Täters offenbaren, daß damit zugleich auch dessen 
Eignungsmangel feststeht. Nur wenn besondere Um-
stände vorliegen, die den seiner allgemeinen Natur 
nach schweren und gefährlichen Verstoß in einem 
anderen Licht erscheinen lassen als den Regelfall, 
ist für die selbständige richterliche Beurteilung des 
Eignungsmangels Raum. Die vorgeschlagene Neue-
rung ist mit dem Wesen der Entziehung der Fahr-
erlaubnis als einer Maßregel der Besserung und 
Sicherung vereinbar. Der Entwurf macht sich nur 
die unbestreitbare Erfahrungstatsache zunutze, daß 
bestimmte gefährliche Verhaltensweisen schon für 
sich allein die Feststellung rechtfertigen, der Täter 
sei für die Teilnahme am Kraftverkehr ungeeignet. 
Indem er solches Verhalten abstrakt umschreibt 
und die Möglichkeit von Ausnahmen im Einzelfall 
einräumt, gibt er dem Richter im Grunde nur einen 
Auslegungshinweis für den Begriff der Eignung und 
damit zugleich eine festere Führung durch das 
Gesetz. Die praktische Bedeutung des Absatzes 2 
liegt vor allem darin, daß bei Vorliegen seiner Vor-
aussetzungen die sonst erforderliche Gesamtab-
wägung der Umstände, die für oder gegen die 
Eignung des Täters zum Führen von Kraftfahrzeu-
gen sprechen, unterbleibt und daß an ihre Stelle 
die Prüfung der Frage tritt, ob ausnahmsweise 
besondere Gründe die Annahme der Eignung recht-
fertigen. Wichtig ist die Vorschrift aber auch des-
halb, weil sie den allgemeinen Bewertungsmaßstab 
erkennen läßt, den der Entwurf für die Eignung 
zum Führen von Kraftfahrzeugen zugrunde legt. Das 
dürfte einer größeren Einheitlichkeit der Recht-
sprechung förderlich sein. 

Von den rechtswidrigen Taten (§ 11 Abs. 1 Nr. 2), 
die im Sinne der vorstehenden Ausführungen den 
Eignungsmangel in der Regel begründen, führt Ab-
satz 2 an erster Stelle die vorsätzliche oder fahr-
lässige Gefährdung des Straßenverkehrs 
auf, soweit sie dadurch begangen wird, daß der 
Täter infolge des Genusses von Rauschmitteln oder 
infolge anderer geistiger oder körperlicher Mängel 
fahruntüchtig ist oder daß er in grob verkehrswi-
driger und rücksichtsloser Weise die Vorfahrt nicht 
beachtet, bei Überholvorgängen falsch handelt oder 
an unübersichtlichen oder bestimmten anderen Stel-
len zu schnell fährt (§ 343 Abs. 3, 4, § 344). Es handelt 
sich dabei um besonders gefährliche und verhältnis-
mäßig häufig vorkommende Straftaten von Fahr-
zeugführern im fließenden Verkehr, die der Entwurf 
aus diesem Grunde mit einer im Vergleich zu den 
übrigen Verkehrszuwiderhandlungen erheblich ver-
schärften Strafe bedroht. Es ist deshalb berechtigt,  

ihnen die Wirkung beizulegen, daß sie im allgemei-
nen die Eignung des Täters zum Führen von Kraft-
fahrzeugen ausschließen. Als weitere rechtswidrige 
Tat nennt Absatz 2 den Tatbestand der Trunken-
heit  im Verkehr (§ 346). Der Gedanke, daß die 
Teilnahme am Kraftverkehr in berauschtem Zustand 
regelmäßig den Eignungsmangel des Täters zum 
Führen von Kraftfahrzeugen offenbar macht , hat sich 
in der gerichtlichen Praxis überwiegend durchge-
setzt, und zwar unabhängig davon, ob im Einzel-
fall eine Gemeingefahr (§ 315a Abs. 1 StGB) herbei-
geführt worden ist oder nicht. Er beruht auf der 
Erfahrung, daß der Alkoholgenuß bei einer erheb-
lichen Zahl von Verkehrsunfällen alleinige oder 
mindestens mitwirkende Ursache ist und daß vor 
allem die Schäden, die durch alkoholbeeinflußte Un-
fälle entstehen, im Durchschnitt ungleich viel schwe-
rer sind als die Schäden bei anderen Unfällen. Hinzu 
kommt, daß die Tat der Trunkenheit im Verkehr 
regelmäßig vermeidbar und fast immer auf einen 
bedenklichen Charaktermangel und eine schwerwie-
gende Verantwortungslosigkeit des Täters zurück-
zuführen ist. Der Gesetzgeber muß deshalb den 
Grundsatz aufstellen, daß ein solcher Täter im all-
gemeinen zum Führen von Kraftfahrzeugen unge-
eignet ist, wenn er nicht selbst die Sicherheit des 
Straßenverkehrs leichtfertig aufs Spiel setzen will. 
Als nächste Tat führt Absatz 2 die Verkehrs-
flucht nach § 347 unter der Voraussetzung auf, 
daß der Täter weiß oder wissen kann, daß bei dem 
Unfall ein Mensch getötet oder nicht unerheblich 
verletzt worden oder an fremden Sachen bedeuten-
der Schaden entstanden ist. Insoweit handelt es sich 
um einen Sachverhalt, der nach der Rechtsprechung 
zum geltenden Recht schon nahezu ausnahmslos mit 
der Entziehung der Fahrerlaubnis beantwortet wird. 
Seine Aufnahme in den Katalog dient deshalb nur 
dazu, einen in der Praxis erarbeiteten Wertmaßstab 
im Gesetz zu verankern. Als letzte rechtswidrige 
Tat wird schließlich der V o 11 rausch  nach § 351 
genannt, soweit er sich auf eine andere in dem 
Katalog aufgeführte Tat bezieht. Danach muß die 
in trunkenem Zustand begangene Rauschtat die 
Merkmale einer der Nummern 1 bis 3 des Absat-
zes 2 erfüllen. Mit dieser Begrenzung ist die Auf-
nahme des Vollrausches aus Gründen der Logik ge-
boten; sie bedarf deshalb keiner näheren Begrün-
dung. 

Liegen im Einzelfall die Voraussetzungen des 
Absatzes 2 nicht vor, so ist die Eignungsfrage 
ebenso wie im geltenden Recht auf Grund einer 
umfassenden Würdigung der Tat und der mit ihr 
zusammenhängenden Züge der Täterpersönlichkeit 
zu prüfen. Dabei kann der aus dem Zusammenhang 
der Beispielsfälle erkennbare Bewertungsmaßstab 
nur Anhaltspunkte bieten und nicht etwa bestimmte 
Ergebnisse erzwingen. Es wäre ein verhängnisvol-
ler Irrtum, zu glauben, daß dem Katalog nach irgend-
einer Richtung abschließende Wirkung zukäme und 
daß die Maßregel im allgemeinen nur unter den 
Voraussetzungen des Absatzes 2 angeordnet werden 
dürfte. Eine solche Annahme wird durch den Zu-
sammenhang der Absätze 1 und 2 widerlegt. Sie 
hätte ein angesichts der gegenwärtigen Verkehrs-
verhältnisse nicht vertretbares Erstarren der Praxis 
und eine gefährliche Schwächung des Kampfes gegen 
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ungeeignete Kraftfahrer zur Folge. Für die Durch-
setzung des Grundsatzes, daß außerhalb des Ab-
satzes 2 keine gegenüber dem geltenden Recht 
strengeren Anforderungen an den Eignungsmangel 
gestellt werden dürfen, werden notfalls die Rechts-
mittelgerichte mit Nachdruck zu sorgen haben. 

Die Absätze 3 und 4 entsprechen inhaltlich 
voll dem geltenden Recht (§ 42m Abs. 1 Satz 2, 
Abs. 2 und Abs. 3 Satz 1 StGB). Die vorgeschlage-
nen Änderungen haben nur sprachliche oder ge-
setzestechnische Bedeutung. 

§ 100 
Sperre für die Erteilung einer Fahrerlaubnis 

Die Vorschrift regelt die als Folge der Entzie-
hung nach § 99 anzuordnende Sperre für die Ertei-
lung einer neuen Fahrerlaubnis. Sie hält in Ab

-

s atz  1 am geltenden Recht insoweit fest, als sie 
dem Gericht die Pflicht auferlegt, zugleich mit der 
Entziehung zu bestimmen, daß für die Dauer von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren oder für immer 
keine neue Fahrerlaubnis erteilt werden darf. Der 
von verschiedener Seite erhobenen Forderung, das 
Mindestmaß der Sperre herabzusetzen, hat der Ent-
wurf — abgesehen von der einem praktischen Be-
dürfnis entsprechenden Neuregelung in Absatz 3 
und Absatz 4 Satz 2 — nicht entsprochen. Dadurch 
würde das Wesen der Entziehung als einer Maß-
regel der Besserung und Sicherung ernstlich in 
Frage gestellt und im unteren Bereich in Wahrheit 
eine strafähnliche Maßnahme geschaffen. Da der 
Entwurf für diesen Bereich die Nebenstrafe des 
Fahrverbots (§ 58) zur Verfügung stellt, trägt er 
dem kriminalpolitischen Bedürfnis nach kurzfristi-
ger Ausschaltung von Fahrzeugführern aus dem 
Kraftverkehr ausreichend Rechnung. Unter diesem 
Gesichtspunkt ist deshalb eine Herabsetzung des 
Mindestmaßes der Sperre nicht geboten. Sie würde 
auf der anderen Seite aber eine schwere Gefahr für 
die Wirksamkeit der Strafrechtspflege überhaupt 
heraufbeschwören; denn wenn durch allgemein zu 
niedrige Festsetzung der Sperrfristen ungeeignete 
Kraftfahrer nicht genügend lange vom Kraftverkehr 
ferngehalten werden, ist die Sicherheit der Allge-
meinheit gefährdet und der unerläßliche nachhal-
tige Eindruck auf den jeweils betroffenen Kraftfah-
rer nicht mehr gewährleistet. Die Herabsetzung des 
Mindestmaßes der Sperre würde einer solchen 
Schwächung der Maßregel Vorschub leisten. Der 
Entwurf sieht im Gegenteil, abweichend vom gelten-
den Recht, eine Erhöhung dieses Mindestmaßes auf 
ein Jahr vor, wenn dem Täter in den letzten drei 
Jahren vor Begehung der Tat bereits einmal die 
Fahrerlaubnis durch strafgerichtliche Entscheidung 
rechtskräftig entzogen worden ist. Durch diese Ver-
schärfung sollen die Kraftfahrer erfaßt werden, die 
sich wiederholt als ungeeignet erwiesen haben und 
bei denen erfahrungsgemäß nur tiefgreifende Be-
schränkungen ausreichen, um sie zu einem verkehrs-
mäßigen Verhalten zu zwingen. 

Eine weitere bedeutsame Änderung gegenüber 
dem geltenden Recht enthält Absatz 1 Satz 3. Er 
gestattet dem Gericht, von der Sperre bestimmte 
Arten von Kraftfahrzeugen auszunehmen, wenn be- 

§ 100 
sondere Umstände die Annahme rechtfertigen, daß 
der Zweck der Maßregel dadurch nicht gefährdet 
wird. An dieser Regelung wird deutlich, daß der 
Entwurf in Übereinstimmung mit dem geltenden 
Verkehrsrecht (§ 4 des Straßenverkehrsgesetzes) die 
teilweise Entziehung einer Fahrerlaubnis nicht zu-
läßt. Diese wird vielmehr, wenn die Voraussetzun-
gen des § 99 vorliegen, stets vollständig entzogen 
und mit der Rechtskraft des Urteils endgültig hin-
fällig. Daran mußte schon aus Gründen der Einheit-
lichkeit des strafrechtlichen und des verwaltungs-
rechtlichen Entziehungsverfahrens festgehalten wer-
den. Im allgemeinen wird nun das Gericht auch die 
Sperre auf die Erteilung einer neuen Fahrerlaubnis 
schlechthin erstrecken, weil der Eignungsmangel 
eines Täters, der durch eine Straftat offenbar wird, 
regelmäßig auf charakterlichen Unzulänglichkeiten 
beruht, die sich — von Ausnahmen abgesehen — 
bei der Führung von Kraftfahrzeugen jeder Art 
auswirken können. Gleichwohl kommen Verkehrs-
zuwiderhandlungen vor, die auf einem charakter-
lichen Versagen in einem abgegrenzten Bereich be-
ruhen und bei denen der Wirksamkeit der Maßregel 
kein Abbruch geschieht, wenn von der Sperre be-
stimmte Arten von Kraftfahrzeugen ausgenommen 
werden. Gedacht ist dabei etwa an Berufskraftfahrer, 
deren Unzuverlässigkeit nur bei der Führung von 
Krafträdern außerhalb ihres Dienstes zutage tritt, 
oder an Landwirte, die zwar ihren Trecker unbean-
standet führen, aber der Versuchung nicht wider-
stehen, nach Feierabend ein schnelles Fahrzeug in 
angetrunkenem Zustand zu benutzen. Dieser Erfah-
rung will der Entwurf Rechnung tragen. Dabei ver-
steht er unter „bestimmten Arten von Kraftfahrzeu-
gen" nur solche, auf die nach § 5 Abs. 1 Satz 2 der 
Straßenverkehrszulassungsordnung die Fahrerlaub-
nis beschränkt werden kann. Die Frage, ob die 
gleiche Auflockerung der Sperre auch für die Ertei-
lung einer neuen Fahrerlaubnis unter bestimmten 
Bedingungen (z. B. Beschränkungen der Erlaubnis 
auf bestimmte Zeiten, Ortschaften oder Gebiete) 
vorgesehen werden muß, ist geprüft und verneint 
worden. Das Bedürfnis nach einer solchen Auflocke-
rung ist bisher nur ausnahmsweise in praktischen 
Fällen hervorgetreten, in denen die vollständige 
Sperre das nach den Umständen notwendige Maß 
der dem Täter aufzuerlegenden Beschränkungen 
überstieg. In der Regel handelt es sich um Rücksich-
ten auf die wirtschaftliche Einbuße, die dem Täter 
aus dem umfassenden Verbot erwachsen kann. 
Gerade die Möglichkeit, die Erteilung einer neuen 
Fahrerlaubnis unter bestimmten Bedingungen zu 
gestatten, birgt die schwerwiegende Gefahr, daß in 
einem nicht übersehbaren Umfang hintergründige 
wirtschaftliche Erwägungen für die Anwendung der 
Maßregel bedeutsam werden. Um dieser Gefahr 
willen, die eine Verminderung des Schutzes der 
Allgemeinheit zur Folge haben kann, ist von der 
Möglichkeit einer weitergehenden Auflockerung 
der Sperre abgesehen worden. 

Absatz 2 sieht die selbständige Anordnung der 
Sperre vor, wenn der Täter keine Fahrerlaubnis 
hat, im übrigen aber die Voraussetzungen des 
§ 99 vorliegen. Die Frage, ob in solchen Fällen 
eine Sperre verhängt werden darf, war im gel-
tenden Recht lange umstritten. Die vorgeschlagene 
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§ 101 
Lösung entspricht den Ergebnissen der höchstrichter-
lichen Rechtsprechung; sie ist auch angemessen, 
weil sachliche Gründe für eine unterschiedliche 
Behandlung von Tätern mit und ohne Fahrerlaubnis 
nicht ersichtlich sind. 

Die Absätze 3 und 4 sollen einen bedeutsamen 
Mangel des geltenden Rechts beheben. Dieses 
bietet keine Handhabe, die Zeit einer vorläufigen 
Entziehung der Fahrerlaubnis (§ 111 a StPO) auf die 
Sperre nach Absatz 1 anzurechnen. Das hat die miß-
liche Folge, daß in bestimmten Fällen alle, auch die 
unverschuldeten Verzögerungen eines Rechtsmittel-
verfahrens zu Lasten des Betroffenen gehen. Die im 
Entwurf vorgeschlagene Neuordnung beruht auf 
folgenden Gesichtspunkten: 

Solange es im Strafverfahren dem Tatrichter 
möglich ist, nach Prüfung der tatsächlichen und 
rechtlichen Voraussetzungen die Sperre dem in der 
Hauptverhandlung hervorgetretenen Sicherungsbe-
dürfnis anzupassen, besteht eine Notwendigkeit der 
Anrechnung einer vorläufigen Entziehung nicht; 
denn weil es auf den Grad des Eignungsmangels 
im Zeitpunkt der Hauptverhandlung ankommt, ist 
der Tatrichter nicht gehindert, bei der Bemessung 
der Sperre auf die Tatsache Rücksicht zu nehmen, 
daß der Täter schon eine mehr oder weniger lange 
Zeit aus dem Kraftverkehr ausgeschaltet war. Zu 
Schwierigkeiten kommt es nur, wenn sich die vor-
läufige Maßnahme schon so erheblich ausgewirkt 
hat, daß eine Sperre von mindestens sechs Monaten 
nicht mehr gerechtfertigt erscheint. Mit Rücksicht 
darauf, daß die vorläufige Entziehung in ihren tat-
sächlichen Wirkungen einer endgültigen voll ent-
spricht, lassen sich diese Schwierigkeiten in der 
Weise beheben, daß das Mindestmaß der Sperre um 
die Zeit verkürzt wird, in der die vorläufige Maß-
nahme wirksam war. Damit kann der Tatrichter 
allen praktischen Bedürfnissen gerecht werden. Der 
Anrechnung einer vorläufigen Entziehung, die in 
diesem Verfahrensabschnitt um der inneren Folge-
richtigkeit der Gesamtregelung willen bedenklich 
wäre, bedarf es deshalb nicht. Ob für das Berufungs-
verfahren unter dem Gesichtspunkt des Verbots der 
Schlechterstellung (§ 331 StPO) eine besondere pro-
zessuale Vorschrift erforderlich ist, wird im Zusam-
menhang mit dem Entwurf zum Einführungsgesetz 
zu prüfen sein. 

Anders ist die Rechtslage nach Verkündung des 
letzten Urteils in der Tatsacheninstanz. Im Revi-
sionsverfahren und im Falle der Zurücknahme eines 
Rechtsmittels können die tatsächlichen Vorausset-
zungen der Maßregel nicht mehr geprüft werden. 
Würde hier die Sperre erst vom Zeitpunkt der 
Rechtskraft an berechnet, so wäre die Zeit der tat-
sächlichen Ausschaltung des Täters aus dem Kraft-
verkehr von den Zufälligkeiten des weiteren Ver-
fahrens abhängig. Da aber die Sperre nach dem 
Sicherungsbedürfnis im Zeitpunkt des letzten Urteils 
in der Tatsacheninstanz bemessen wird, entspricht 
es der Gerechtigkeit, dem Täter diese Grundlage zu 
erhalten, bis es zu einer Aufhebung des Urteils und 
damit zu erneuter Entscheidung des Tatrichters 
kommt. Bei diesem Ausgangspunkt erscheint es 
zwingend, in die Sperre, die im allgemeinen mit der 
Rechtskraft des Urteils beginnt, die Zeit einer wegen 

der Tat angeordneten vorläufigen Entziehung ein-
zurechnen, soweit sie nach Verkündung des Urteils 
verstrichen ist, in dem die der Maßregel zugrunde 
liegenden tatsächlichen Feststellungen letztmals 
geprüft werden konnten. 

Absatz 5 läßt in Anlehnung an § 42m Abs. 4 
StGB eine Aufhebung der Sperre vor Ablauf der 
im Urteil bestimmten Frist zu, wenn sich Grund zu 
der Annahme ergibt, daß der Täter zum Führen von 
Kraftfahrzeugen nicht mehr ungeeignet ist. Damit 
werden — abweichend vom geltenden Recht, das 
insoweit zu Zweifeln Anlaß gegeben hat — die 
Voraussetzungen der vorzeitigen Aufhebung der 
Sperre mit denen der Entziehung der Fahrerlaubnis 
voll zur Deckung gebracht. Um zu verhindern, daß 
die Gerichte die Erteilung einer neuen Fahrerlaub-
nis häufig schon nach Ablauf kürzester Zeiträume 
gestatten und dadurch die sichernde Wirkung der 
Maßregel allgemein gefährden, schließt die Vor-
schrift außerdem die vorzeitige Aufhebung der 
Sperre vor Ablauf ihrer gesetzlichen Mindestfrist 
aus. 

§ 101 
Berufsverbot 

Die Untersagung der Berufsausübung ist im gel-
tenden Recht als Maßregel der Besserung und 
Sicherung nach § 421 StGB und als Bewerbe- oder 
standesrechtliche Maßnahme nach verschiedenen 
Vorschriften des öffentlichen Rechts bekannt (vgl. 
insbesondere § 35 der Gewerbeordnung i. d. F. vom 
26. Juli 1900, Reichsgesetzbl. S. 871, zuletzt geändert 
durch das 4. Bundesgesetz zur Änderung der Ge-
werbeordnung vom 5. Februar 1960, Bundesgesetz-
blatt I S. 61). An dieser grundsätzlichen Zwei-
spurigkeit will der Entwurf nichts ändern. Er be-
schränkt sich darauf, das strafrechtliche Verbot der 
Ausübung eines Berufs, Gewerbes oder Gewerbe-
zweiges (Berufsverbot) den übrigen Maßregeln der 
Besserung und Sicherung anzupassen und durch ein-
zelne Änderungen seine praktische Wirksamkeit zu 
erhöhen. 

Wie die Entziehung der Fahrerlaubnis dient auch 
das Berufsverbot vornehmlich dem Schutz der All-
gemeinheit gegen Gefahren, die aus dem Mißbrauch 
der Berufs- oder Gewerbeausübung erwachsen. Es 
wird in Übereinstimmung mit dem geltenden Recht 
nicht als Nebenstrafe, sondern als Maßregel der 
Besserung und Sicherung ausgestaltet, weil nur so 
eine sachgemäße Berücksichtigung aller kriminal-
politischen Bedürfnisse möglich ist. 

Die Voraussetzungen der Maßregel, die Ab-
satz 1 umschreibt, sind zwar denen des § 421 Abs. 1 
StGB nachgebildet, im einzelnen aber in bedeut-
samer Weise geändert. Vor allem wird die Zuläs-
sigkeit des Verbots nicht mehr von Art und Maß 
der verwirkten Strafe abhängig gemacht, weil die 
Notwendigkeit der Maßregel grundsätzlich nicht 
nach der Schwere des Schuldvorwurfs, sondern nach 
der Gefährlichkeit des Täters zu beurteilen ist. 
Allerdings knüpfen auch einzelne freiheitsentzie-
hende Maßregeln an Art und Maß der Strafe an 
(z B. § 84 Abs. 1, § 85 Abs. 1, § 86 Abs. 1). Der 
Schutz der Allgemeinheit wird in diesem Bereich 
aber dadurch gewährleistet, daß sich die einzelnen 
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Maßregeln gegenseitig ergänzen und auf diese 
Weise sonst schwer erträgliche Gesetzeslücken aus-
schließen. Bei den für das Berufsverbot in Frage 
kommenden Fällen ist jedoch denkbar, daß die 
Schuld des Täters wegen verminderter Schuldfähig-
keit oder aus anderen Gründen gering oder wegen 
Schuldunfähigkeit ganz ausgeschlossen ist, während 
eine erhebliche Gefährlichkeit für den Fall weiterer 
Ausübung des Berufs oder Gewerbes zutage liegt. 
Bei Anknüpfung an das Mindestmaß einer Strafe 
könnte in solchen Fällen ein dringend notwendiges 
Berufsverbot aus Gründen vereitelt werden, die sich 
aus dem System der Maßregeln nicht herleiten las-
sen. Außerdem ergäben sich daraus Spannungen zur 
Verhängung eines Berufsverbots nach außerstraf-
rechtlichen Vorschriften. Der Entwurf läßt es des-
halb in Übereinstimmung mit der in § 99 getrof-
fenen Regelung genügen, daß der Täter verurteilt 
oder nur deshalb nicht verurteilt wird, weil seine 
Schuldunfähigkeit erwiesen oder nicht auszu-
schließen ist. Diese Erweiterung des Anwendungs-
bereichs der Maßregel läßt sich nicht zuletzt auch 
deshalb verantworten, weil an den engen sach-
lichen Voraussetzungen des geltenden Rechts, wo-
nach der Täter seinen Beruf oder sein Gewerbe 
mißbraucht oder die damit verbundenen Pflichten 
grob verletzt haben muß, unverändert festgehalten 
wird. Dagegen hat der Entwurf die weitere Vor-
aussetzung des geltenden Rechts, nach der die 
Maßregel erforderlich sein muß, um die Allgemein-
heit vor Gefährdung zu schützen, grundlegend um-
gestaltet. Die bisherige Fassung erfordert nach der 
Auslegung, die sie in der Rechtsprechung erfahren 
hat, daß der Richter die künftige Gefährlichkeit des 
Täters für den oft sehr entfernt liegenden Zeitpunkt 
der Entlassung aus dem Strafvollzug voraus-
schauend beurteilt. Mit einer solchen Prognose, die 
auch im Bereich der freiheitsentziehenden Maß-
regeln zu Schwierigkeiten geführt hat, wird der 
Richter in der Regel überfordert In Übereinstim-
mung mit der für die Sicherungsverwahrung (§ 85 
Abs. 1) und für die Entziehung der Fahrerlaubnis 
(§ 99) getroffenen Regelung soll es deshalb für die 
Frage, ob die Gefahr besteht, daß der Täter bei wei-
terer Ausübung seines Berufs, Gewerbes oder Ge-
werbezweiges erhebliche rechtswidrige Taten unter 
Mißbrauch des Berufs oder Gewerbes oder unter 
grober Verletzung der mit ihnen verbundenen 
Pflichten begehen wird, allein auf die Sachlage im 
Zeitpunkt des Urteils ankommen. Der Entscheidung 
darüber muß eine Gesamtwürdigung des Täters und 
der Tat zugrunde liegen, die eine umfassendere Ein-
beziehung der Täterpersönlichkeit als bei der Ent-
ziehung der Fahrerlaubnis erfordert. 

Außerdem sieht Absatz 1 im Gegensatz zum gel-
tenden Recht vor, daß ein Berufsverbot nicht nur 
befristet, sondern auch für immer angeordnet wer-
den kann. Die Gefährlichkeit eines Täters kann in 
schwerwiegenden Fällen so erheblich sein, daß mit 
einem befristeten Verbot der Zweck der Maßregel 
nicht erreichbar ist. Den erforderlichen Ausgleich 
bietet § 106 Abs. 1, 2, der eine Aussetzung des Be-
rufsverbots zur Bewährung vorsieht. 

Ob sich im Einzelfall bei gewissen Formen des 
Berufsverbots verfassungsrechtliche Schranken erge- 

§ 101 

ben, läßt sich nicht in einer allgemeinen Bestimmung 
sagen, ist vielmehr von der Rechtsprechung auf 
Grund der Vorschriften des Grundgesetzes durch 
verfassungskonforme Auslegung des Absatzes 1 zu 
ermitteln. 

Aus Absatz 2 ergibt sich, daß die im geltenden 
Recht fehlende Möglichkeit, ein Berufsverbot auch 
während eines schwebenden Verfahrens vorläufig 
anzuordnen, eröffnet werden soll. Gerade Verfah-
ren, in denen ein solches Verbot in Frage kommt, 
sind nach den Erfahrungen der Praxis wegen ihrer 
tatsächlichen und rechtlichen Schwierigkeiten oft 
besonders umfangreich und erfordern bis zum Ein-
tritt der Rechtskraft einen erheblichen Zeitaufwand. 
In solchen Fällen ist es bisweilen, um weiteren 
Schaden zu verhüten, dringend geboten, den Ange-
klagten schon vorher aus seiner beruflichen oder 
gewerblichen Tätigkeit auszuschalten. Die dazu 
erforderliche gesetzliche Vorschrift gehört in die 
Strafprozeßordnung. Absatz 2 sieht nur eine dem 
§ 100 Abs. 3 entsprechende Regelung vor, die zur 
Vermeidung von Härten das Mindestmaß der Ver-
botsfrist um die Zeit abkürzt, in der ein vorläufiges 
Berufsverbot wirksam war. 

In Übereinstimmung mit dem geltenden Recht 
weist der Entwurf nicht ausdrücklich auf die Mög-
lichkeit hin, das Berufsverbot auf bestimmte Tätig

-

keiten im Bereich eines Berufs, Gewerbes oder 
Gewerbezweiges zu beschränken. Er gebt dabei von 
der Annahme aus, daß die bisherige Rechtsprechung 
zu dieser Frage durch die Neufassung der Vor-
schrift nicht berührt wird. 

A b s a t z 3 entspricht dem geltenden Recht (§ /121 
Abs. 2 StGB). 

Absatz 4 ist dem § 100 Abs. 4 nachgebildet. 
die Begründung dazu wird verwiesen. Ergänzend 
ist hier nur bestimmt, daß in die für die Dauer des 
Berufsverbots festgesetzte Frist die Zeit nicht ein-
gerechnet wird, in welcher der Täter auf behördliche 
Anordnung in einer Anstalt verwahrt worden ist. 
Diese Beschränkung, auf die bei der Entziehung der 
Fahrerlaubnis aus technischen Gründen verzichtet 
worden ist, bewirkt für die tatsächliche Ausdehnung 
der Verbotsfrist eine weitgehende Annäherung an 
das geltende Recht. § 421 Abs. 3 Satz 1 in Verbin-
dung mit § 36 Abs. 1 StGB laßt die Frist für die 
Untersagung der Berufsausübung erst mit dem Tage 
beginnen, an dem die Freiheitsstrafe verbüßt, ver-
jährt oder erlassen oder eine mit Freiheitsentziehung 
verbundene Maßregel erledigt ist. Die Neuregelung 
führt im allgemeinen zu demselben Ergebnis. Sie 
berücksichtigt jedoch zusätzlich auch die Zeiträume, 
in denen der Täter, z. B. wegen Strafaufschubs, in 
Freiheit war, bevor der Strafvollzug oder die neben 
der Strafe angeordnete Maßregel endgültig erledigt 
war. Die damit verbundene Besserstellung des Ver-
urteilten ist aus Billigkeitsgründen geboten. 

Wegen der Möglichkeit, das Berufsverbot nach-
träglich zur Bewährung auszusetzen, wird auf § 106 
Abs. 1, 2, § 107 Abs. 1 Nr. 2 und § 108 Abs. 2 bis 4 
sowie die Begründung zu diesen Vorschriften ver-
wiesen. 

Wegen der Strafbarkeit von Verstößen gegen das 
Berufsverbot vgl. § 430 Abs. 1. 
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§§ 102, 103 

§ 102 
Verbot der Tierhaltung 

Als neue Maßregel der Besserung und Sicherung 
schlägt der Entwurf das Verbot der Tierhaltung vor. 
Er knüpft dabei an den Tatbestand der Tierquälerei 
(§ 233) an, der aus dem Tierschutzgesetz vom 
24. November 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 987) in das 
Strafgesetzbuch übernommen werden soll. Die 
Gründe für diese bedeutsame systematische Neu-
ordnung sind in der Begründung zu § 233 dargelegt. 

Nach § 11 des Tierschutzgesetzes kann die zu-
ständige Landesbehörde die Haltung von bestimm-
ten Tieren oder die berufsmäßige Beschäftigung 
oder den Handel mit ihnen auf Zeit oder Dauer 
untersagen, wenn jemand wiederholt wegen einer 
vorsätzlichen Zuwiderhandlung gegen die Strafbe-
stimmungen des Tierschutzgesetzes rechtskräftig 
verurteilt worden ist. Es handelt sich dabei um eine 
polizeiliche Maßnahme, die der Verhütung künftiger 
Straftaten dient. Im wesentlichen aus denselben 
Gründen, die zur Einführung der Maßregeln der 
Entziehung der Fahrerlaubnis und des Berufsver-
bots geführt haben, empfiehlt es sich, auch das Ver-
bot des Haltens von Tieren in die Hand des 
Strafrichters zu legen, ohne zugleich die Zuständig-
keit der Verwaltungsbehörde zu beseitigen. Wenn 
das Gericht in einem Verfahren sowohl über die 
Bestrafung als auch über das Verbot der Tierhaltung 
entscheiden kann, verbessert das seine strafrecht-
lichen Möglichkeiten, zu einer gerechten und sach-
entsprechenden Entscheidung zu kommen, und 
vermeidet zugleich den prozeßwirtschaftlich unbe-
gründeten Mehraufwand für das besondere Ver-
waltungsverfahren, das sich nach geltendem Recht 
dem Strafverfahren anschließen muß. 

Bei der Ausgestaltung des Verbots der Tier-
haltung im einzelnen lehnt sich der Entwurf eng an 
die Maßregel des Berufsverbots an, weil dort im 
wesentlichen dieselben gesetzgeberischen Fragen zu 
klären sind und im Einzelfall auch sachliche Über-
schneidungen zwischen den beiden Maßregeln vor-
kommen können; denn soweit jemand im Rahmen 
seiner beruflichen oder gewerblichen Tätigkeit Tiere 
hält, kann sich auch das Berufsverbot auf das Halten 
von Tieren erstrecken. Aus diesem Grunde besteht 
— abweichend von § 11 des Tierschutzgesetzes — 
auch kein Anlaß, die berufsmäßige Beschäftigung 
mit Tieren und den Handel mit ihnen in den An-
wendungsbereich der Maßregel einzubeziehen; denn 
ein Betätigungsverbot dieser Art kann regelmäßig 
als Berufsverbot erlassen werden. Der Absatz 1 
unterscheidet sich in der rechtlichen Ausgestaltung 
vom Berufsverbot lediglich insofern, als die Not-
wendigkeit einer Gesamtwürdigung des Täters und 
der Tat nicht ausdrücklich hervorgehoben wird. Das 
hängt mit der Tatsache zusammen, daß das Verbot 
der Tierhaltung im allgemeinen eine für den 
Betroffenen wesentlich weniger einschneidende 
Wirkung hat. Es wäre deshalb der Schwere der 
Maßregel nicht angemessen, eine umfassende Wür-
digung der Täterpersönlichkeit und der Tat vorzu-
schreiben. Es bleibt vielmehr dem Gericht überlassen, 
nach den Umständen des Einzelfalles und den all-
gemeinen Verfahrensgrundsätzen zu bestimmen, 
welches Tatsachenmaterial es seiner Entscheidung 

über die Frage zugrunde zu legen hat, ob die Gefahr 
besteht, der Täter werde erhebliche rechtswidrige 
Taten der Tierquälerei begehen. 

Im Zusammenhang mit dem Entwurf zum Ein-
führungsgesetz wird zu prüfen sein, ob § 11 des 
Tierschutzgesetzes mit Rücksicht auf die neue Maß-
regel einer Änderung bedarf, vor allem, ob Vor-
schriften einzuführen sind, die nach dem Vorbild 
des § 4 Abs. 2, 3 des Straßenverkehrsgesetzes die 
Verwaltungsbehörde an die gerichtliche Entschei-
dung binden. 

Wegen der Möglichkeit, das Verbot der Tier-
haltung nachträglich zur Bewährung auszusetzen, 
wird auf § 106 Abs. 3, § 107 Abs. 1 Nr. 3 und § 108 
Abs. 2 bis 4 sowie die Begründung zu diesen Vor-
schriften verwiesen. 

Wegen der Strafbarkeit von Verstößen gegen das 
Verbot der Tierhaltung vgl. § 430 Abs. 2. 

Gemeinsame Vorschriften 

§ 103 
Selbständige Anordnung 

Die Möglichkeit, daß auf Strafe und Maßregel 
nebeneinander erkannt wird, besteht nur, soweit 
der Täter die Tat schuldhaft begangen hat und ge-
gen ihn ein Strafverfahren durchgeführt werden 
kann. Trifft das eine oder andere nicht zu, dann 
entfällt mit der Bestrafungsmöglichkeit nach den 
Vorschriften des Strafverfahrensrechts zugleich auch 
die Möglichkeit, die Maßregel zusätzlich anzuord-
nen. In weitem Umfang besteht aber auch hier ein 
Resozialisierungs- und Sicherungsbedürfnis gegen-
über dem Täter. Es läßt sich nur dadurch be-
friedigen, daß bestimmte Maßregeln selbständig 
angeordnet werden können, sei es in einem Straf-
verfahren, sei es in einem selbständigen Verfahren. 
Das geltende Recht beschränkt die Möglichkeit der 
selbständigen Anordnung von Maßregeln der Besse-
rung und Sicherung auf die Unterbringung in einer 
Heil- oder Pflegeanstalt (vgl. § 42b StGB, §§ 429a ff. 
StPO). Die Entziehung der Fahrerlaubnis ist nach 
§ 42m StGB auch neben einem Freispruch möglich. 
Das Resozialisierungs- und Sicherungsbedürfnis 
reicht jedoch hierüber weit hinaus. Der Entwurf 
entspricht diesem Bedürfnis auf eine doppelte 
Weise: 

Einmal erweitert er die Fälle der selbständigen 
Anordnung im Strafverfahren, indem er die Unter-
bringung in einer Heil- oder Pflegeanstalt oder in 
einer Bewahrungsanstalt, in einer Entziehungsan-
stalt, ferner die Entziehung der Fahrerlaubnis, das 
Berufsverbot und das Verbot der Tierhaltung auch 
dann zuläßt, wenn der Täter die Tat im Zustand der 
Schuldunfähigkeit begangen hat und deshalb nicht 
bestraft werden kann (§ 82 Abs. 1, § 83 Abs. 1, § 99 
Abs. 1, § 101 Abs. 1 und § 102 Abs. 2). 

Außerdem schafft § 103 die gesetzliche Grundlage 
für eine selbständige Anordnung bestimmter Maß-
regeln durch das Gericht für den Fall, daß das Straf-
verfahren undurchführbar ist. In solchen Fällen wird 
ein selbständiges Verfahren durchgeführt, dessen 
nähere Ausgestaltung den Verfahrensvorschriften 

. vorbehalten bleibt. Das Strafverfahren ist undurch- 
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führbar, wenn ein Verfahrenshindernis besteht, z. B. 
weil der Täter dauernd verhandlungsunfähig ist, 
weil Straffreiheit gewährt ist, ein Strafantrag, eine 
Ermächtigung oder ein Strafverlangen zur Durch-
führung fehlt oder weil ein Verfolgungsverbot 
eingreift. In solchen Fällen gestattet § 103 die 
selbständige Anordnung für die im vorstehenden 
Absatz genannten Maßregeln und für die Unterbrin-
gung in einem Arbeitshaus, die nach § 84 die Be-
gehung einer Straftat, also Schuldfähigkeit des 
Täters zur Zeit der Tat voraussetzt. Es entspricht 
kriminalpolitischen Erfordernissen, auch die Unter-
bringung im Arbeitshaus bei Undurchführbarkeit 
des Strafverfahrens selbständig anordnen zu können. 

Die Verfolgungsverjährung gehört nicht zu den 
Verfahrenshindernissen im Sinne des § 103, da sich 
aus § 127 Abs. 1 ergibt, daß sie auch die Anwendung 
von Maßregeln der Besserung und Sicherung aus-
schließt. 

Für die Maßregeln der Sicherungsverwahrung, 
der vorbeugenden Verwahrung und der Sicherungs-
aufsicht ist eine selbständige Anordnung nicht zuge-
lassen. Das ist in ihren Voraussetzungen begründet. 

Wegen der selbständigen Anordnung von Verfall, 
Einziehung und Unbrauchbarmachung wird auf § 118 
und die Begründung hierzu verwiesen. 

§ 104 
Verbindung von Maßregeln 

Bereits § 42 n StGB läßt es zu, Maßregeln der 
Sicherung und Besserung zu verbinden. Der Entwurf 
hält an diesem Grundsatz mit gewissen näher be-
zeichneten Einschränkungen fest. 

Absatz 1 trifft zunächst den Fall, daß die recht-
lichen Voraussetzungen mehrerer Maßregeln ge-
geben sind, der im Einzelfall erstrebte Zweck sich 
aber bereits durch einzelne von ihnen erreichen 
läßt. Deren Anordnung genügt in einem solchen 
Falle. Auf die Anordnung der übrigen, sachlich ent-
behrlichen Maßregeln ist daher nach der Regelung 
des Entwurfs zu verzichten. Der Entwurf spricht 
ferner den bereits in der Rechtsprechung zum gel-
tenden Recht vertretenen Grundsatz des Vorrangs 
der schwächeren Maßregel aus. Hiernach ist bei der 
Auswahl unter mehreren geeigneten Maßregeln, 
durch die sich der im Einzelfall erstrebte Zweck 
erreichen läßt, solchen Maßregeln der Vorzug zu 
geben, die den Täter am wenigsten beschweren. Ab-
satz 1 ist insbesondere für das Verhältnis der 
Anstaltsunterbringung nach § 82 zur Unterbringung 
in einer Entziehungsanstalt (§ 83) und für das Ver-
hältnis der Unterbringung in einem Arbeitshaus 
(§ 84) zur Sicherungsaufsicht (§ 91) bedeutsam. 

Aus Absatz 2 ergibt sich, daß der Grundsatz 
des § 42 n StGB, wonach mehrere Maßregeln auch 
nebeneinander angeordnet werden können, nach 
der Regelung des Entwurfs nach zwei Richtungen 
eingeschränkt ist: Einmal kommt eine Häufung von 
solchen Maßregeln nicht in Betracht, die im Sinne 
des Absatzes 1 deswegen entbehrlich sind, weil der 
erstrebte Zweck bereits durch andere, weniger be-
schwerende Maßregeln erreicht werden kann. Zum 
anderen ist die Anordnung mehrerer Maßregeln 
nebeneinander nicht zulässig, soweit das Gesetz 

§ 104, vor § 105 
etwas anderes bestimmt. So hat die Anordnung der 
Unterbringung in einem Arbeitshaus zu unterblei-
ben, wenn die Voraussetzungen der Sicherungsver-
wahrung oder der vorbeugenden Verwahrung er-
füllt sind (§ 84 Abs. 3). Dasselbe gilt auch für die 
vorbeugende Verwahrung, wenn die Voraussetzun-
gen der Sicherungsverwahrung vorliegen (§ 86 
Abs. 2). 

Absatz 3 behandelt die Reihenfolge der Voll-
streckung bei mehreren nebeneinander angeordne-
ten freiheitsentziehenden Maßregeln. Nach Satz 1 
muß das erkennende Gericht die Reihenfolge be-
stimmen. Die Sätze 2 und 3 wenden sich hingegen 
an das Vollstreckungsgericht. Ihm obliegt es, je-
weils vor dem Ende des Vollzugs einer Maßregel 
zu prüfen, ob der Zweck der nach der Anordnung 
des erkennenden Gerichts nachfolgend zu voll-
streckenden Maßregel die Unterbringung noch er-
fordert. Die verschiedenen Entscheidungsmöglich-
keiten über die nachfolgende Maßregel entsprechen 
denen bei der nachträglichen Unterbringung nach 
§ 88 Abs. 2. Das Vollstreckungsgericht ordnet ent-
weder die Unterbringung an, wenn dies nach dem 
Zweck der Maßregel geboten ist. Es kann ferner 
nach § 105 Abs. 4 Satz 2 die Vollstreckung der 
Unterbringung aussetzen, wenn der Zweck der Maß-
regel zwar nicht erreicht ist, besondere Umstände 
aber die Erwartung rechtfertigen, daß dieser Zweck 
auch durch die Aussetzung und die mit ihr ver-
bundenen rechtlichen Einwirkungsmöglichkeiten 
(vgl. § 107) erreicht werden kann. Ergibt die Prü-
fung des Vollstreckungsgerichts schließlich, daß 
durch den bisherigen Vollzug auch der Zweck der 
nachfolgend zu vollstreckenden Maßregeln erreicht 
wurde, so hat es sie für erledigt zu erklären. 

Sechster Titel 

Aussetzung von Maßregeln zur Bewährung 
Dem geltenden Recht, dessen Regelung der Maß-

regeln der Sicherung und Besserung im wesent-
lichen noch auf das Gesetz vom 24. November 1933 
(Reichsgesetzbl. I S. 995) zurückgeht und das bei 
Einführung der Strafaussetzung zur Bewährung in 
den §§ 23 ff. StGB durch das 3. Strafrechtsänderungs-
gesetz vom 4. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 735) 
insoweit nicht geändert wurde, ist die Aussetzung 
der Vollstreckung von Maßregeln im allgemeinen 
fremd. Eine Aussetzung zugleich mit der Entschei-
dung des erkennenden Gerichts gibt es nicht. Ledig-
lich die Entlassung des  Verurteilten aus der Unter-
bringung in einer Heil- oder Pflegeanstalt, in einer 
Trinkerheil- oder Entziehungsanstalt, im Arbeits-
haus oder in der Sicherungsverwahrung ist nach 
§ 42 h StGB als bedingte Aussetzung der Unter-
bringung ausgestaltet. Ebenso gilt die vorzeitige 
Aufhebung der Untersagung der Berufsausübung 
nach § 42 1 Abs. 4 lediglich als bedingte Aussetzung 
der Untersagung. Darüber hinaus ist der Gedanke 
der Aussetzung zur Bewährung im geltenden Recht 
nicht verwirklicht. 

Im Gegensatz dazu geht der Entwurf davon aus, 
daß dieser Rechtsgedanke, der im Bereich der Stra-
fen hinreichend erprobt erscheint, auch im Bereich 
der Maßregeln fruchtbar gemacht werden sollte. Der 
Gedanke, daß schon die Anordnung einer Maß- 
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§ 105 
regel unter gewissen Umständen dazu genügen 
kann, den Verurteilten in Verbindung mit beson-
deren Maßnahmen wie etwa einer Bewährungs-
aufsicht wieder auf den rechten Weg zu bringen, ver-
dient ebenso Anerkennung wie der entsprechende 
Gedanke im Bereich der Strafen. Im Bereich der 
Maßregeln liegt der Gedanke sogar noch näher und 
läßt sich leichter verwirklichen, weil es bei den 
Maßregeln im Gegensatz zur Strafe, die vor allem 
die Schuld ausgleicht, nur um die Erreichung be-
stimmter Ziele geht. Das geltende Recht versperrt 
sich allerdings die Möglichkeit, eine Aussetzung 
der Vollstreckung einer Maßregel zugleich mit de-
ren Anordnung vorzusehen, dadurch, daß es die 
Anordnung in fast allen Fällen davon abhängig 
macht, daß die Maßregel erforderlich sein muß. 
Das aber bedeutet, daß schwächere Maßnahmen 
nicht ausreichen dürfen, um die von dem Täter aus-
gehende Gefahr abzuwenden. Eine solche schwächere 
Maßnahme wäre auch die Aussetzung der Voll-
streckung der Maßregel. Diese selbst wäre nicht er-
forderlich, wenn nicht auch ihre Durchführung also 
ihre Vollstreckung erforderlich wäre. Der Entwurf 
gibt, wie in der Vorbemerkung zum 5. Titel dar-
gelegt worden ist, die Voraussetzung der Erforder-
lichkeit auf und läßt es regelmäßig genügen, wenn 
von dem Täter eine bestimmte Gefahr ausgeht. 
Diese Neuregelung ermöglicht es nicht nur, eine 
Aussetzung der Vollstreckung einer Maßregel zu-
zulassen, sondern verlangt geradezu nach einer der-
artigen Möglichkeit. Nach dem geltenden Recht 
darf eine Maßregel nicht angeordnet werden, wenn 
damit zu rechnen ist, daß die vom Täter ausgehende 
Gefahr durch besondere Umstände abgewendet 
werden kann, etwa durch eine freiwillige Heim-
unterbringung, eine freiwillige psychotherapeutische 
Behandlung oder ähnliche künftige Maßnahmen. 
Nach dem Entwurf hindert eine solche Erwartung 
die Anordnung der Maßregel nicht. Denn es kommt 
nur darauf an, ob der Verurteilte im Zeitpunkt der 
Entscheidung gefährlich ist. Wenn der Entwurf die 
Voraussetzungen der Anordnung einer Maßregel 
auf diese Weise aus kriminalpolitischen Gründen 
erheblich erleichtert, so ist es nahezu zwingend, daß 
er es anderseits zuläßt, die Vollstreckung zur Be-
währung auszusetzen, falls besondere Umstände er-
warten lassen, daß die vom Verurteilten ausgehende 
Gefahr ohne Vollzug der Maßregel beseitigt werden 
kann. Die Regelung des Entwurfs hat den ent-
scheidenden Vorzug, daß die Maßregel in derartigen 
Fällen nach Widerruf der Aussetzung doch noch 
vollzogen werden kann, wenn die Erwartung ge-
täuscht wird. Nach geltendem Recht kann in solchen 
Fällen nachträglich nichts mehr geschehen. 

Der Entwurf sieht grundsätzlich die Aussetzung 
sämtlicher freiheitsentziehender Maßregeln vor, 
nämlich die Aussetzung der Vollstreckung der Un-
terbringung in einer Heil- oder Pflegeanstalt, einer 
Bewahrungsanstalt, einer Entziehungsanstalt, im 
Arbeitshaus, in der Sicherungsverwahrung und in 
der vorbeugenden Verwahrung, und zwar, abge-
sehen von der Sicherungsverwahrung, nicht nur 
gleichzeitig mit der Anordnung der Maßregel, 
sondern auch nach einem vorausgegangenen Straf-
vollzug oder dein Vollzug einer anderen Maßregel 
sowie nach der Entlassung vor Ablauf einer ge

-setzlichen Höchstfrist oder bei unbefristeter Unter-
bringung. Von der Möglichkeit der gleichzeitigen 
Aussetzung der Vollstreckung mit der Anordnung der 
Maßregel ist aus den zu § 105 dargelegten Gründen 
lediglich die Sicherungsverwahrung ausgenommen. 
Schließlich gibt es noch eine Aussetzung zur Be-
währung in dem besonderen Fall des § 88, daß seit 
Anordnung der Maßregel mindestens drei Jahre 
verstrichen sind, ohne daß mit dem Vollzug be-
gonnen worden ist. Die Aussetzung der freiheits-
entziehenden Maßregeln ist in § 105 geregelt. Der 
folgende § 106 regelt die Aussetzung voa nicht 
freiheitsentziehenden Maßregeln zur Bewährung, 
die der Entwurf nur in den Fällen des Berufsver-
bots und des Verbots der Tierhaltung kennt und 
gewissen Besonderheiten unterwirft. § 107 enthält 
Vorschriften über die Durchführung der Aussetzung, 
insbesondere die sehr wesentliche Bestimmung, daß 
im Falle der Aussetzung der Unterbringung in 
einem Arbeitshause, der Sicherungsverwahrung und 
der vorbeugenden Verwahrung gleichzeitig Siche-

rungsaufsicht angeordnet wird. § 108 schließlich 
regelt, unter welchen Voraussetzungen die Aus-
setzung zu widerrufen oder die Maßregel nach er-
folgreicher Bewährung des Verurteilten für erledigt 
erklärt wird. 

§ 105 
Aussetzung einer Unterbringung 

Die Vorschrift regelt die Aussetzung der Voll-
streckung in den Fällen freiheitsentziehender Maß-
regeln. Unter diesen ist lediglich die Sicherungs-
verwahrung, jedoch nur im Bereich des Absatzes 1, 
von der Möglichkeit einer Aussetzung ausgenom-
men. Im übrigen bezieht sich § 105 auf sämtliche 
Fälle der Unterbringung in einer Anstalt und erfaßt 
damit die Unterbingung in einer Heil- oder Pflege-
anstalt, einer Bewahrungsanstalt, einer Entziehungs-
anstalt, im Arbeitshaus, in der Sicherungsverwah-
rung und in der vorbeugenden Verwahrung. Dem 
Grundsatz der Beweglichkeit, den der Entwurf im 
Bereich von Strafen und Maßregeln und in deren 
Verhältnis zueinander verfolgt, entspricht es, wenn 
die Aussetzung der Vollstreckung einer Unterbrin-
gung grundsätzlich schon in dem in Absatz 1 und 2 
geregelten Fall der gleichzeitigen Anordnung der 
Maßregel zugelassen wird. Später hat das Voll-
streckungsgericht, wenn an dem Verurteilten zu-
nächst eine mit der Anordnung der Maßregel ver-
hängte Strafe oder eine freiheitsentziehende Maß-
regel anderer Art vollzogen worden ist, zu prüfen, 
ob der Zweck der Maßregel die Unterbringung noch 
erfordert. Ist das nicht der Fall, so muß das Gericht 
bei vorherigem Vollzug der Strafe die Vollstreckung 
nach Absatz 3 zur Bewährung aussetzen. Im Falle 
des § 104 Abs. 3 ist die Vollstreckung nach Absatz 4 
Satz 2 auszusetzen, wenn noch nicht möglich ist, die 
Maßregel nach § 104 Abs. 3 Satz 3 für erledigt zu 
erklären. Nach Absatz 5 muß das Vollstreckungs-
gericht die Vollstreckung dann zur Bewährung 
aussetzen, wenn es sich nach Beginn des Maßregel-
vollzuges, aber vor Ablauf einer für die Unter-
bringung bestehenden gesetzlichen Höchstfrist oder 
in den Fällen einer unbefristeten Unterbringung 
dazu entschließt, den Untergebrachten zu entlassen. 
Diese Bestimmung entspricht dem geltenden § 42 h 
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StGB. Absatz 4 Satz 1 schließlich betrifft den für 
die grundsätzliche Ausgestaltung des Maßregeln

-

systems weniger bedeutsamen Fall, daß die Voll-
streckung einer Maßregel während einer Frist von 
drei Jahren nach der Anordnung noch nicht be-
gonnen hat. Auch hier kommt Aussetzung zur Be-
währung in Betracht. Im einzelnen ist zu den Ab-
sätzen der Vorschrift folgendes zu sagen. 

Absatz 1 stellt den Grundsatz auf, daß das 
Gericht die Vollstreckung der Unterbringung gleich-
zeitig mit deren Anordnung niemals im Falle der 
Sicherungsverwahrung, im übrigen aber nur dann 
aussetzen darf, wenn besondere Umstände die Er-
wartung rechtfertigen, daß der Zweck der Maßregel 
auch durch die Aussetzung und die damit nach § 107 
verbundenen Einwirkungsmöglichkeiten auf den 
Verurteilten erreicht werden kann. Es genügt also 
eine allgemeine Annahme des Gerichts nicht, daß 
die Aussetzung der Vollstreckung zur Bewährung 
ausreichen werde. Die Maßregeln, um die es sich 
hier handelt, sollen die Allgemeinheit vor Tätern 
schützen, deren Gefährlichkeit vielfach besonders 
groß ist. Ein Verzicht auf den sofortigen Vollzug 
der Maßregel kann daher nur verantwortet werden, 
wenn sich die Annahme des Gerichts, mit der Aus-
setzung zur Bewährung auskommen zu können, auf 
bestimmte besondere Umstände stützt, die ausdrück-
lich festgestellt werden müssen. Solche Umstände 
können etwa sein im Bereich des § 87 freiwillige 
Heimunterbringung, Bestellung eines Vormundes 
oder Durchführung einer psychotherapeutischen Be-
handlung, im Bereich des § 83 das freiwillige Auf-
suchen einer Entziehungsanstalt oder die Durch-
führung einer Entziehungskur, etwa nach der An-
tabus-Methode, im Bereich der §§ 84 und 86 der 
Umstand, daß der bisher haltlose Täter eine feste 
Arbeitsstelle erhält oder eine Ehe schließt, von der 
eine innere Festigung zu erwarten ist. Die Tatsache, 
daß der Verurteilte vor dem Vollzug der Maßregel 
eine längere Strafverbüßung zu erwarten hat, die 
möglicherweise seine Gefährlichkeit beseitigt, ist 
kein besonderer Umstand im Sinne des Absatzes 1. 
Für diesen Fall trifft gerade Absatz 3 die ausdrück-
liche Regelung, daß zunächst der Vollzug der Frei-
heitsstrafe abzuwarten ist und vor dessen Beendi-
gung das Vollstreckungsgericht zu prüfen hat, ob 
Aussetzung der Unterbringung in Betracht kommt. 
Dasselbe gilt für den Fall des vorherigen Vollzuges 
einer anderen freiheitsentziehenden Maßregel (Ab-
satz 4 Satz 2). Mit der Aussetzung der Vollstreckung 
gibt das Gericht dem Verurteilten die Möglichkeit, 
in der Freiheit zu einem ordentlichen Leben zurück-
zufinden, aber zugleich die Möglichkeit, neue und 
vielleicht schwere Taten zu begehen. Das Gericht 
wird sich daher seiner besonderen Verantwortung 
bei dieser Entscheidung bewußt sein und sehr sorg-
fältig prüfen müssen, ob die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 erfüllt sind. Kommt es zu diesem Er-
gebnis, so muß es allerdings auch die Vollstreckung 
der Unterbringung aussetzen. Denn es ist nicht ein-
zusehen, warum der Verurteilte mit der einschnei-
denden Freiheitsentziehung belastet werden soll, 
wenn infolge besonderer Umstände erwartet wer-
den kann, daß seine Gefährlichkeit schon durch die 
bloße Aussetzung der Vollstreckung in Verbindung 
mit etwaigen weiteren Maßnahmen nach § 107 

§ 105 
behoben werden kann. Es ist ein schon in § 104 
Abs. 1 Satz 2 zum Ausdruck gekommener Grundsatz 
des Maßregelrechts, daß unter mehreren Möglich-
keiten derjenigen der Vorzug zu geben ist, die den 
Verurteilten am wenigsten beschwert. Dieser Grund-
satz zwingt dazu, daß die Aussetzung der Unter-
bringung nicht mehr in das Ermessen des Gerichts 
gestellt werden darf, wenn ihre Voraussetzungen 
gegeben sind. 

Wie schon verschiedentlich erwähnt, nimmt der 
Entwurf die Sicherungsverwahrung von der Mög-
lichkeit der Aussetzung der Vollstreckung zugleich 
mit der Anordnung der Maßregel aus. Das geschieht 
aus folgenden Erwägungen. Wie in der Begründung 
zu § 87 näher dargelegt worden ist, geht der Voll-
streckung der Sicherungsverwahrung stets der Voll-
zug der gleichzeitig mit ihr verhängten Freiheits-
strafe voraus. Dieser Vollzug wird sich in der Regel 
über das in § 85 vorausgesetzte Mindestmaß von 
sechs Monaten hinaus über einen längeren Zeit-
raum erstrecken. Nach Ablauf dieses Zeitraumes 
läßt sich sehr viel besser als im Zeitpunkt des Ur-
teils übersehen, ob die das Schutzinteresse der All-
gemeinheit besonders berührende Aussetzung der 
Vollstreckung der Sicherungsverwahrung gewagt 
und auf den anschließenden Maßregelvollzug ver-
zichtet werden kann. Der Entwurf läßt daher die 
Aussetzung erst im Bereich des Absatzes 3 zu. Dem 
Verurteilten erwächst daraus kein Nachteil. Viel-
mehr soll ihm die Aussicht, sich auch durch seine 
Haltung während des Strafvollzuges die Aussetzung 
der Vollstreckung der Sicherungsverwahrung ver-
dienen zu können, ein Ansporn sein. Im Bereich der 
übrigen freiheitsentziehenden Maßregeln ist die 
Lage eine andere. Zum Teil können sie ohne gleich-
zeitige Verurteilung zu Strafe angeordnet werden. 
Das gilt in den Fällen der §§ 82 und 83. Insbeson-
dere im Fall der Unterbringung in einem Arbeits-
haus wird die daneben verhängte Strafe häufig nur 
eine kurzfristige sein Soll in den Fällen der §§ 82 
bis 84 und 86 eine längere Freiheitsstrafe vor der 
Maßregel vollzogen werden, so wird das erken-
nende Gericht die Entscheidung über eine etwaige 
Aussetzung der Maßregel besser dem Vollstrek-
kungsgericht nach Absatz 3 überlassen. Wenn sich 
der Entwurf entschließt, die Aussetzung der vorbeu-
genden Verwahrung schon mit der Anordnung zu-
zulassen, so tut er das doch nur mit der wichtigen 
Ausnahme, die Absatz 2 nennt. 

Absatz 2 verbietet es in zwei bestimmten Fällen, 
die Vollstreckung der vorbeugenden Verwahrung 
zugleich mit deren Anordnung auszusetzen. Beide 
Fälle setzen voraus, daß gegen den Täter bereits 
vorher vorbeugende Verwahrung angeordnet war. 
Im ersten Fall wurde sie nach Absatz 1 mit der 
Folge ausgesetzt, daß nach § 107 Abs. 3 gleichzeitig 
Sicherungsaufsicht gegen den Täter angeordnet 
wurde. Begeht der Verurteilte nun während dieser 
Sicherungsaufsicht nochmals eine Tat, die zur An-
ordnung der vorbeugenden Verwahrung führt, so 
darf die Unterbringung dieses Mal nicht wieder aus-
gesetzt werden. Im zweiten Fall war die vorbeu-
gende Verwahrung nicht ausgesetzt, sondern min-
destens teilweise vollzogen worden. Begeht der 
Täter innerhalb von zwei Jahren nach seiner Ent- 
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lassung aus dieser Unterbringung nun wieder eine 
Straftat, die zur Anordnung der vorbeugenden Ver-
wahrung führt, so darf diese neue Unterbringung 
nicht wieder zur Bewährung ausgesetzt werden. 
Dabei ist es gleichgültig, ob der Täter vor oder nach 
der in § 89 Abs. 2 genannten Höchstfrist entlassen 
wurde. In die Zweijahresfrist, die derjenigen des 
§ 86 Abs. 3 entspricht, wird auch hier, ähnlich wie 
in den Fällen des § 61 Abs. 2, des § 85 Abs. 2 und 
des § 86 Abs. 3, die Zeit nicht eingerechnet, in 
welcher der Täter auf behördliche Anordnung in 
einer Anstalt verwahrt worden ist. Insoweit wird 
auf die Begründung zu § 61 Bezug genommen. Der 
Grund für die Ausnahmeregelung des Absatzes 2 
ist der, daß der Täter in diesen Fällen deutlich genug 
gezeigt hat, daß er die ihm zunächst gebotene Mög-
lichkeit, sich in der Freiheit zu bewähren, nicht zu 
nutzen verstanden und die Warnung, die in der An-
ordnung einer schwerwiegenden Maßregel lag, in 
den Wind geschlagen hat. Bei dieser Lage können 
keine besonderen Umstände mehr Anlaß dazu 
geben, den Verurteilten mit dem Vollzug der Maß-
regel zu verschonen. Die Regelung des Absatzes 2 
kann dazu führen, daß gegen einen Täter zweimal 
vorbeugende Verwahrung angeordnet und zu voll-
ziehen ist Denn wenn die erste Unterbringung ent-
weder schon mit der Anordnung oder aber bei Ent-
lassung des Untergebrachten vor Ablauf der gesetz-
lichen Höchstfrist zur Bewährung ausgesetzt war, so 
wird die Aussetzung nach § 108 Abs. 1 widerrufen, 
wenn der Verurteilte während der laufenden Siche-
rungsaufsicht eine Tat begeht, die erneut die An-
ordnung der vorbeugenden Verwahrung zur Folge 
hat. Dieses Ergebnis führt aber nicht zu Schwierig-
keiten. Der Verurteilte darf auch in diesem Falle 
nicht länger als fünf Jahre untergebracht werden, 
da die in § 89 Abs. 2 genannte Frist aus grundsätz-
lichen Erwägungen festgesetzt worden ist. 

Wie schon in der Vorbemerkung zu diesem Titel 
dargelegt worden ist, liegt eine der wesentlichsten 
Neuerungen des Entwurfs gegenüber dem gelten-
den Recht innerhalb des Maßregelnsystems darin, 
daß der Entwurf dem Richter die fast unlösbare Auf-
gabe nicht mehr zumutet, schon bei der Anordnung 
einer freiheitsentziehenden Maßregel neben einer 
Freiheitsstrafe zu entscheiden, ob der Verurteilte 
auch noch nach der Verbüßung der vielleicht lang-
jährigen Freiheitsstrafe gefährlich sein wird. Der 
Richter soll vielmehr nur noch für den Zeitpunkt der 
Entscheidung festzustellen haben, ob der Täter ge-
fährlich und die Anordnung einer Maßregel gegen 
ihn begründet ist. Ähnliches gilt, wenn der Richter 
mehrere freiheitsentziehende Maßregeln nach § 104 
Abs. 2 nebeneinander anordnet. Auch hier braucht 
der Richter nur zu prüfen, ob die Maßregeln vom 
Zeitpunkt der Entscheidung her angebracht sind. 
Diese Neuregelung des Entwurfs macht es notwen-
dig, der Vollstreckung einer Unterbringung, welcher 
der Vollzug einer Strafe oder einer anderen frei-
heitsentziehenden Maßregel vorausgeht, eine er-
neute Prüfung vorzuschalten, ob der Zweck der 
Unterbringung deren Vollzug noch fordert. Ab-
satz 3 regelt in diesem Sinne den Fall, daß eine 
Freiheitsstrafe vor einer zugleich angeordneten Un-
terbringung vollzogen worden ist. Diese Lage ist 
bei der Sicherungsverwahrung stets gegeben, bei  

den anderen freiheitsentziehenden Maßregeln nur, 
wenn das erkennende Gericht von der Möglichkeit, 
nach § 87 Abs. 1 den Vollzug der Maßregel vor 
dem der Strafe anzuordnen, keinen Gebrauch ge-
macht hat. Das Vollstreckungsgericht hat rechtzeitig 
vor dem Ende des Strafvollzuges zu prüfen, ob der 
Zweck der Maßregel die Unterbringung noch er-
fordert. Das  wird dann zu verneinen sein, wenn 
nach dem Vollzug der Strafe erwartet werden kann, 
daß der Verurteilte künftig unter Berücksichtigung 
der Einwirkungsmöglichkeiten nach § 107 ein ge-
setzmäßiges Leben führen wird. In diesem Falle 
setzt das Vollstreckungsgericht die Vollstreckung 
der Unterbringung zur Bewährung aus. Die Mög-
lichkeit, die Maßregel schon in diesem Zeitpunkt 
für erledigt zu erklären, räumt der Entwurf dem 
Richter nicht ein, weil die Einwirkung auf den Ver-
urteilten allein mit den Mitteln des Strafvollzuges 
grundsätzlich noch kein abschließendes Urteil dar-
über erlaubt, ob auf den Vollzug der Maßregel 
endgültig verzichtet werden kann. Den Fall, daß 
einer Unterbringung der Vollzug einer freiheitsent-
ziehenden Maßregel anderer Art vorausgeht, regelt 
§ 105 in Absatz 4 Satz 2 in Verbindung mit § 104 
Abs. 3. Nach dieser Vorschrift prüft das Vollstrek-
kungsgericht, wenn mehrere freiheitsentziehende 
Maßregeln nebeneinander angeordnet sind, vor dem 
Ende des Vollzuges der einen, ob der Zweck der 
anderen auch deren Vollzug noch erfordert. Ist das 
nicht der Fall, so ist zu unterscheiden. Ist der Zweck 
der Maßregel erreicht, so erklärt sie das Voll-
streckungsgericht für erledigt (§ 104 Abs. 3 Satz 3). 
Ist zwar der Zweck der Maßregel noch nicht er-
reicht, rechtfertigen aber besondere Umstände die 
Erwartung, daß er auch durch Aussetzung der Voll-
streckung erreicht werden kann, so setzt das Voll-
streckungsgericht nach § 105 Abs. 4 Satz 2 aus. Die 
von Absatz 3 abweichende Regelung erklärt sich 
daraus, daß nach einem vorausgegangenen Maß-
regelvollzug, der Einwirkungen besonderer Art auf 
den Untergebrachten zuläßt und der sich vielfach 
einem Strafvollzug erst anschließt, sehr viel besser 
als nach einem bloßen Strafvollzug beurteilt werden 
kann, ob die von dem Täter ausgegangene Gefahr 
beseitigt ist. Sowohl im Fall des Absatzes 3 als auch 
in dem des Absatzes 4 Satz 2 steht es, wenn das 
Gericht die entsprechenden Voraussetzungen fest-
stellt, nicht mehr in seinem Ermessen, ob es die 
Vollstreckung aussetzen will. Es ist dann vielmehr 
dazu verpflichtet. 

Dasselbe gilt in dem Fall, den Satz 1 des Ab-
satzes 4 behandelt. Es ist das der Fall des § 88, 
daß seit Rechtskraft der Anordnung einer freiheits-
entziehenden Maßregel der Verurteilte drei Jahre 
oder länger in Freiheit war, ohne daß mit dem Voll-
zug der Unterbringung begonnen wurde. In diesem 
Fall, der praktisch nicht häufig sein wird, hat der 
Verurteilte längere Zeit hindurch im freien Leben 
die Gelegenheit gehabt, zu zeigen, . ob er noch ge-
fährlich ist oder nicht. Deshalb verlangt § 88 eine 
besondere Prüfung und Entscheidung des erkennen-
den Gerichts, was nun zu geschehen hat. Es ordnet 
den Vollzug an, wenn der Zweck der Maßregel die 
Unterbingung noch erfordert. Ist das nicht der Fall, 
so eröffnet der Entwurf auch hier zwei Möglich-
keiten. Ist der Zweck der Maßregel erreicht, so wird 
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sie für erledigt erklärt. Ist er zwar noch nicht er-
reicht, lassen aber besondere Umstände erwarten, 
daß er durch Aussetzung der Vollstreckung erreicht 
werden kann, so setzt das Gericht nach § 105 Abs. 4 
Satz 1 die Unterbringung zur Bewährung aus. 

Von praktisch ganz erheblicher Bedeutung ist der 
dem geltenden § 42h StGB entsprechende Ab

-

satz 5. Nach § 89 Abs. 1 dauert die Unterbringung 
in einer Anstalt, soweit nicht § 89 Abs. 2 feste 
Fristen aufstellt, so lange, wie der Zweck der Maß-
regel es erfordert. § 89 Abs. 6 ergänzt diese Vor-
schrift durch die Bestimmung, daß das Vollstrek-
kungsgericht die Entlassung des Untergebrachten 
vor Ablauf der gesetzlichen Höchstfrist und bei un-
befristeter Unterbringung anordnet, wenn zu er-
warten ist, daß der Zweck der Maßregel auch durch 
Aussetzung zur Bewährung erreicht wird. Diese Be-
stimmung wird weiter durch Absatz 5 des § 105 er-
gänzt. Danach gibt es eine Entlassung aus einer 
Unterbringung vor Erreichung der gesetzlichen 
Höchstfrist und bei unbefristeter Unterbringung nur 
unter Aussetzung der weiteren Vollstreckung zur 
Bewährung. Auch in diesen Fällen geht der Ent-
wurf in Übereinstimmung mit dem geltenden Recht 
davon aus, daß zunächst erprobt werden muß, ob 
sich der Verurteilte in der Freiheit bewährt. Erst 
dann kommt in Betracht, die Maßregel nach § 108 
Abs. 3 für erledigt zu erklären. Diese Regelung hat 
den Vorteil, daß der aus der Unterbringung Ent-
lassene durch die Einwirkungsmöglichkeiten, die 
§ 107 eröffnet, und durch die Erwartung eines et-
waigen Widerrufs der Aussetzung nach § 108 Abs. 1 
davon abgehalten werden kann, seinen gefährlichen 
Neigungen erneut nachzugeben, daß aber anderer-
seits, wenn sich der Entlassene nicht bewährt, die 
Aussetzung widerrufen und die Unterbringung fort-
gesetzt werden kann, ohne daß es einer neuen An-
ordnung bedarf. 

§ 106 
Aussetzung des Berufsverbots und des Verbots 

der Tierhaltung 

Wie schon in der Vorbemerkung zu diesem Titel 
ausgeführt worden ist, sieht der Entwurf eine Aus-
setzung der Vollstreckung nicht nur für freiheits-
entziehende Maßregeln, sondern auch für solche 
ohne Freiheitsentziehung vor. Allerdings läßt § 106 
die Aussetzung nur in den Fällen des Berufsver-
botes und des Verbotes der Tierhaltung zu. Die Ent-
ziehung der Fahrerlaubnis regelt der Entwurf nach 
den besonderen Gesichtspunkten, die für diese Maß-
regel zu gelten haben. Eine Aussetzung der Siche-
rungsaufsicht, die eine besondere Form der Be-
währungsaufsicht ist, kommt ihrem Wesen nach 
nicht in Betracht. 

Die Aussetzung des Berufsverbotes und die des 
Verbotes der Tierhaltung regelt der Entwurf in der-
selben Weise. Voraussetzung ist die begründete 
Annahme, daß die Gefahr, der Täter werde erheb-
liche rechtswidrige Taten der in § 101 Abs. 1 be-
ziehungsweise in § 233 bezeichneten Art begehen, 
nicht mehr besteht. Auch hier genügt also eine 
allgemeine Erwartung nicht. Es muß vielmehr Grund 
zu dieser Annahme bestehen, etwa deshalb, weil 
der Verurteilte in der Zwischenzeit eine besondere 

§§ 106, 107 
berufliche Ausbildung nachgeholt hat oder weil er, 
im Falle des Verbotes der Tierhaltung, einem Tier-
schutzverein beigetreten ist und sich freiwillig der 
Kontrolle durch den Verein unterworfen hat. In 
einem Punkt weicht die Regelung des § 106 aller-
dings nicht unerheblich von der des § 105 ab. Das 
Berufsverbot und das Verbot der Tierhaltung dürfen 
erst ausgesetzt werden, wenn das Verbot ein Jahr 
gedauert hat. Diese Regelung, die Absatz 2 Satz 2 
des § 106 trifft, hat folgende Gründe. Anders als in 
den Regelfällen des § 105 geht der Maßregel der 
Vollzug einer Freiheitsstrafe vielfach nicht voraus. 
Das Berufsverbot und das Verbot der Tierhaltung 
können auch neben einer Geldstrafe angeordnet 
werden. Eine Freiheitsstrafe, neben der das Verbot 
angeordnet wird, wird vielfach nicht von langer 
Dauer sein. Das Verbot, das nach § 101 Abs. 4 Satz 1 
und § 102 Abs. 2 mit der Rechtskraft des Urteils 
wirksam wird, wirkt sich in der Regel danach auch 
sofort praktisch aus. Bei dieser Lage soll der Richter 
nach der dem Entwurf zugrunde liegenden Auffas-
sung entscheiden, ob das Verbot am Platze ist oder 
nicht. Sind seine Voraussetzungen gegeben, so soll 
es wenigstens ein Jahr wirksam bleiben, um die 
von dem Täter ausgehende Gefahr mindestens für 
eine gewisse Zeit mit Sicherheit abzuwehren. Erst 
dann soll eine Auflockerung in Form der Aussetzung 
zur Bewährung möglich sein. Weitere Voraus-
setzung dabei ist, daß der Täter während der Jah-
resfrist auf freiem Fuße war und dabei zeigen 
konnte, daß er das Verbot beachtet hat. Deshalb 
wird nach Absatz 2 Satz 3 die Zeit, in welcher der 
Täter auf behördliche Anordnung in einer Anstalt 
verwahrt worden ist, nicht in die Jahresfrist ein-
gerechnet. Eingerechnet wird hingegen nach Ab-
satz 2 Satz 2 die Zeit eines vorläufigen Berufsver-
botes, soweit sie nach der Verkündung des Urteils 
liegt, in dem die für die Anordnung der Maßregel 
ausschlaggebenden tatsächlichen Feststellungen 
letztmals geprüft werden konnten. Dafür sind die-
selben Gesichtspunkte maßgebend, die in der Be-
gründung zu § 101 Abs. 4 Satz 2 dargelegt sind. 

§ 107 
Aufsicht während der Aussetzung 

Die Vorschrift regelt die Durchführung der Aus-
setzung einer Maßregel. Dabei unterscheidet der 
Entwurf zwei Gruppen von Maßregeln, die ihrer 
Eigenart entsprechend verschieden behandelt wer-
den. Die eine Gruppe bilden das Arbeitshaus, die 
Sicherungsverwahrung und die vorbeugende Ver-
wahrung. Die Regelung für sie findet sich in Ab-
satz 3. Alle übrigen Maßregeln, soweit eine Aus-
setzung der Vollstreckung für sie in Betracht kommt, 
bilden die andere Gruppe, in der danach die frei-
heitsentziehenden Maßregeln der Unterbringung in 
einer Heil- oder Pflegeanstalt, in einer Bewahrungs-
anstalt und einer Entziehungsanstalt sowie die nicht 
freiheitsentziehenden Maßregeln des Berufsverbotes 
und des Verbotes der Tierhaltung zusammengefaßt 
sind. Die Regelung für diese größere Gruppe findet 
sich in Absatz 1. Innerhalb dieser Gruppe trifft Ab-
satz 2 noch eine Sonderregelung, die nur für eine 
Unterbringung nach § 82 gilt. 
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§ 108 
Für die in Absatz 1 zusammengefaßte Gruppe 

von Maßregeln erscheint es sinnvoll, für die Aus-
setzung der Vollstreckung grundsätzlich dieselben 
Regeln gelten zu lassen wie für die Strafaussetzung 
zur Bewährung. Absatz 1 bestimmt daher, daß die 
§§ 73 und 75 bis 77 entsprechend zu gelten haben. 
Das bedeutet, daß die Bewährungszeit auch hier 
zwei bis fünf Jahre betragen soll und nachträgliche 
Verlängerung oder Verkürzung auf die gesetzlichen 
Grenzfristen möglich ist. Wie bei der Strafe, so kann 
auch hier die Bewährungszeit länger dauern als der 
Rest einer gesetzlich befristeten Unterbringung, 
wenn der Verurteilte vorzeitig entlassen wird. Das 
entspricht dem Sinn der Aussetzung zur Bewährung. 
Nach Absatz 1 Satz 2 gilt für die Bewährungszeit 
eine Besonderheit. Sie beginnt zwar nach § 73 Abs. 2 
Satz 1 mit der Entscheidung über die Strafaussetzung. 
Sie verlängert sich jedoch um die Zeit, in der eine 
Freiheitsstrafe oder eine freiheitsentziehende Maß-
regel vollzogen wird, die gegen den Verurteilten 
wegen der Tat verhängt oder angeordnet worden 
ist. Damit wird erreicht, daß die Zeit des Straf- oder 
Maßregelvollzuges nicht die Zeit verkürzt, in der 
sich der Verurteilte in der Freiheit bewähren soll, 
aber doch schon Bewährungszeit, insbesondere im 
Sinne des § 108 Abs. 1, ist. Die entsprechende Gel-
tung der §§ 75 und 76 bedeutet, daß das Gericht 
dem Verurteilten in demselben Umfang wie bei der 
Strafaussetzung zur Bewährung Weisungen erteilen 
kann, um ihm zu einem gesetzmäßigen und gordne-
ten Leben zu verhelfen. Die Möglichkeit der Ertei-
lung von Auflagen, die der Genugtuung für das 
begangene Unrecht dienen, scheidet im Bereich der 
Maßregeln aus, deren Zweck es allein ist, den 
Verurteilten wieder auf den rechten Weg zu brin-
gen. § 74 ist daher nicht für entsprechend anwendbar 
erklärt. Hingegen kann der Verurteilte einem Be-
währungshelfer unterstellt werden, wenn andere 
Weisungen nicht ausreichen, um den Täter zu einem 
gesetzmäßigen und geordneten Leben anzuhalten. 
Seine Entscheidungen über Weisungen und die 
Anordnung einer Bewährungshilfe kann das Gericht 
nach dem entsprechend anwendbaren § 77 auch 
nachträglich treffen, ändern oder aufheben. 

In einem Fall geht der Entwurf davon aus, daß 
der Verurteilte stets einer Aufsicht unterstellt wer-
den muß. Es ist der Fall der Aussetzung der Unter-
bringung in einer Heil- oder Pflegeanstalt oder in 
einer Bewahrungsanstalt. In diesen Fällen, in denen 
die Aussetzung vielfach ein gewisses Wagnis dar-
stellt, weil es sich um geistig nicht vollwertige und 
unter Umständen schwer berechenbare Verurteilte 
handelt, erscheint eine ständige Überwachung 
unverzichtbar. Absatz 2 trifft dafür eine besondere 
Regelung. Danach unterstellt das Gericht den Ver-
urteilten je nach Lage des Falles der Aufsicht und 
Leitung des Gesundheitsamtes, einer anderen Über-
wachungsbehörde oder eines Bewährungshelfers. 
Für die Tätigkeit der Überwachungsbehörde gilt 
§ 92 Abs. 3 entsprechend. 

Bei der in Absatz 3 zusammengefaßten Gruppe 
von Maßregeln erscheint es nicht am Platze, die 
Aussetzung der Vollstreckung den Regeln der Straf-
aussetzung zur Bewährung zu unterstellen. Denn in 
den Fällen der Sicherungsverwahrung, aber auch 
überwiegend in den Fällen der vorbeugenden Ver-
wahrung handelt es sich um Täter, die ihrer Art 

nach mit Weisungen allein kaum wieder auf den 
rechten Weg gebracht werden können und an deren 
Wiedereingliederung auch Bewährungshelfer in 
zahlreichen Fällen nicht erfolgreich zu arbeiten 
imstande sind. Die Einbeziehung auch des Arbeits-
hauses in diese Gruppe hat seinen Grund vor allem 
auch darin, daß, wenn die Voraussetzungen des 
§ 84 erfüllt sind, auch die der Sicherungsaufsicht 
nach § 91 Abs. 1 Nr. 1 gegeben sind. Es wäre nicht sinn-
voll, wenn dann bei einem Verzicht auf das Arbeits-
haus nach § 104 Abs. 1 Satz 1 Sicherungsaufsicht 
angeordnet würde, während bei einer Anordnung 
des Arbeitshauses die Aussetzung der Vollstreckung 
nicht zur Sicherungsaufsicht, sondern nur zur An-
wendung der §§ 73 und 75 bis 77 führte. Absatz 3 
bestimmt daher, daß in den genannten drei Fällen 
zugleich mit der Aussetzung der Vollstreckung 
Sicherungsaufsicht angeordnet wird. Die Sicherungs-
aufsicht ist die geeignete Maßregel, um vor allem 
Hangtäter und angehende Hangtäter in der Freiheit 
so zu führen, daß mit Erfolgen gerechnet werden 
kann. Das Gericht wird diese Täter grundsätzlich 
einer Aufsichtsstelle nach § 92 Abs. 1 unterstellen. 
Diese Aufsichtsstelle wird, wenn Sicherungsverwah-
rung ausgesetzt worden ist, in aller Regel, und, 
wenn vorbeugende Verwahrung oder Arbeitshaus 
ausgesetzt worden ist, in vielen Fällen nicht ein 
Bewährungshelfer sein können, sondern wird eine 
Überwachungsbehörde nach § 92 Abs. 2 sein müs-
sen, insbesondere eine Polizeidienststelle mit 
entsprechend ausgebildeten Beamten. Auch sie 
sollen Helfer des Verurteilten sein. Sie werden aber 
gerade die Aufgabe der Überwachung in wirk-
samerer Weise meistern können als ein Bewäh-
rungshelfer. Für die Durchführung der Sicherungs-
aufsicht gelten keine besonderen Regeln. Ihre Be-
endigung richtet sich nach den §§ 94 und 96. Dabei 
ist jedoch § 108 zu beachten. 

§ 108 
Widerruf der Aussetzung 

und Erledigung der Maßregel 
Die Vorschrift regelt den Widerruf der Aus-

setzung für den Fall, daß sich der Verurteilte nicht 
bewährt, in den Absätzen 1 und 2 und die Erie-
digung der Maßregel für den Fall der Bewährung in 
Absatz 3. Für den Widerruf sieht der Entwurf keine 
derart in Einzelheiten gehende Regelung wie im 
Falle des Widerrufs der Strafaussetzung zur Bewäh-
rung in § 78 vor. Dem beweglicheren Maßregel-
recht, bei dem es lediglich um Erreichung bestimmter 
Ziele geht, entspricht eine allgemeinere Regelung, 
wie sie die Absätze 1 und 2 enthalten, besser. Vor-
aussetzung für den Widerruf ist danach lediglich, 
daß das Verhalten des Verurteilten während der 
Bewährungszeit oder der Sicherungsaufsicht oder 
Umstände, die nachträglich bekanntwerden, zeigen, 
daß der Zweck der Maßregel in den Fällen der 
freiheitsentziehenden Maßregeln die Unterbringung 
des Verurteilten, in den übrigen Fällen die weitere 
Anwendung der Maßregel erfordert. Soweit das 
Verhalten des Verurteilten oder sonstige Umstände 
außerhalb der Bewährungszeit oder der Zeit der 
Sicherungsaufsicht liegen, dürfen sie danach zu 
einem Widerruf nur herangezogen werden, wenn 
sie dem Gericht bei der Aussetzung der Maßregel 
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zur Bewährung noch nicht bekannt waren. Im 
übrigen hat das Gericht nach seinem pflichtgemäßen 
Ermessen zu entscheiden, ob die Aussetzung zu 
widerrufen ist. Es kommen dabei nicht nur neue 
Straftaten des Verurteilten, sondern auch gröbliche 
Verstöße gegen Weisungen in Betracht. Aber auch 
das gesamte Verhalten des Verurteilten kann, selbst 
wenn er sich keine neuen Straftaten oder Verstöße 
gegen Weisungen zuschulden kommen läßt, zeigen, 
daß er für das Leben in Freiheit noch nicht reif ist. 
Umgekehrt kann das Gericht, auch wenn der Verur-
teilte Straftaten von geringem Gewicht begeht oder 
gegen Weisungen verstößt, die Aussetzung der 
Vollstreckung andauern lassen, wenn es aus ande-
ren Anzeichen die Überzeugung gewinnt, daß die 
Aussetzung letzten Endes zu einem Erfolge führen 
wird. Kommt es zum Widerruf der Aussetzung einer 
Unterbringung, für die eine gesetzliche Höchstfrist 
nach § 89 Abs. 2 vorgesehen ist, so darf die Dauer 
der Unterbringung vor und nach dem Widerruf, wie 
Absatz 1 Satz 2 bestimmt, diese Höchstfrist nicht 
übersteigen. Denn die Aussetzung der Vollstreckung 
einer einheitlichen Maßregel darf nicht dazu führen, 
daß deren Dauer über eine gesetzliche Höchstfrist 
hinaus verlängert wird. Bei der Aussetzung einer 
nicht freiheitsentziehenden Maßregel wäre es ver-
fehlt, die Zeit der Aussetzung, wenn sich der Ver-
urteilte nicht bewährt, auf die Verbotsfrist anzu-
rechnen. Absatz 2 Satz 2 stellt das klar. 

Findet das Gericht keinen Anlaß, die Aussetzung 
zu widerrufen, so erklärt es die Maßregel nach Ab-
lauf der Bewährungszeit oder nach Ablauf der für 
die Sicherungsaufsicht bestimmten Zeit für erledigt 
(Absatz 3). Wie im Falle der Strafaussetzung zur 
Bewährung tritt also nicht schon mit dem Ablauf 
der Bewährungszeit oder der Sicherungsaufsicht die 
Erledigung der Maßregel von selbst ein. Vielmehr 
bedarf es dazu einer ausdrücklichen Entscheidung 
des Gerichts, die auch für den Verurteilten eine 
Bestätigung dafür darstellt, daß er sich bewährt hat. 
Das ist in Absatz 3 geregelt. Auf die Begründung 
zu § 78 Abs. 2 wird im übrigen Bezug genommen. 

Absatz 4 enthält noch die Bestimmung, daß 
ebenso wie im Falle der Strafaussetzung zur Be-
währung nach § 78 Abs. 1 Satz 2 Leistungen, die der 
Verurteilte auf Grund von Weisungen erbracht hat, 
nicht zurückerstattet werden, gleichgültig ob es zu 
einem Widerruf der Aussetzung oder zu einer 
Erledigung der Maßregel gekommen ist. 

Siebenter Titel 

Verfall und Einziehung 
Die Vorschriften über Verfall und Einziehung 

enthalten folgende Neuerungen: 

1. Der Verfall des Entgelts, das der Täter für die 
Begehung einer Straftat erlangt hat, und des Ge-
winns, den er aus der Begehung einer Straftat gezo-
gen hat, wird allgemein vorgeschrieben (§ 109). 
2. Die Einziehung von Gegenständen, die durch eine 
vorsätzliche Straftat hervorgebracht oder zu ihrer 
Begehung oder Vorbereitung gebraucht worden 
oder bestimmt gewesen sind, wird unter bestimmten 

vor § 109 
Voraussetzungen auch gegenüber dem Eigentümer 
oder dem Inhaber des Rechts zugelassen, der nicht 
Täter oder Teilnehmer ist (§ 113). 
3. Bestimmte Voraussetzungen, unter denen nach 
besonderen, über § 113 hinausgehenden Vorschriften 
die Einziehung zulässig ist, sind — in Anlehnung 
an § 113 — allgemein geregelt (§ 114). 
4. In einer allgemeinen Vorschrift sind die Voraus-
setzungen und der Umfang der Entschädigung gere-
gelt, die ein an der Tat unbeteiligter Dritter im Fall 
der gegen ihn gerichteten Einziehung erhält (§ 119). 
5. Beim Verfall und bei der Einziehung wird eine 
Sonderregelung für Straftaten getroffen, die von 
Organen oder Vertretern begangen sind (§ 109 
Abs. 3, § 120). 

Der Entwurf geht davon aus, daß das geltende 
Recht der Einziehung — einschließlich des Ver-
falls — den kriminalpolitischen Bedürfnissen nicht 
in vollem Umfange gerecht wird. Auch sind die all-
gemeinen Vorschriften über die Einziehung unzu-
reichend, da sie für den Fall, daß die Maßnahme 
sich gegen einen an der Tat unbeteiligten Dritten 
richtet, dem Artikel 14 Abs. 3 GG über die Enteig-
nung nicht Rechnung tragen. Schließlich ist die 
Materie in zahlreichen Vorschriften zerstreut, ohne 
daß sie durch gemeinsame Vorschriften eines Allge-
meinen Teils ergänzt werden. Nach § 40 StGB kön-
nen Mittel und Erzeugnisse einer vorsätzlichen Tat 
eingezogen werden, wenn sie Eigentum des Täters 
oder eines Teilnehmers sind. Dieser Grundsatz ist 
durch zahlreiche Sondervorschriften durchbrochen, 
die die Einziehung zwingend vorschreiben, ohne 
Rücksicht darauf zulassen, wer der Eigentümer des 
Gegenstandes ist (sog. unterschiedslose Einziehung), 
oder die Maßnahme auf fahrlässige Taten oder auf 
andere als die in § 40 StGB bezeichneten Gegen-
stände erstrecken. Diese Sonderregelungen machen 
das geltende Recht unübersichtlich. Daraus entstehen 
für die Praxis Schwierigkeiten, zumal die Sonder-
vorschriften für die Rechtsnatur, die der Maßnahme 
jeweils zukommt, nicht ohne Einfluß sind. Die Ein-
ziehung hat wechselnden Charakter. Die in der 
Rechtsprechung und im Schrifttum herrschende Mei-
nung mißt der Einziehung nach § 40 StGB eine Dop-
pelnatur zu. Sie ist Nebenstrafe, erfüllt jedoch zu-
gleich den Zweck, die Allgemeinheit durch Weg-
nahme der Sache vor weiteren Straftaten zu schüt-
zen. Der Sicherungszweck wird durch die Zulassung 
der selbständigen Anordnung in § 42 StGB deutlich. 
Die unterschiedslos vorgeschriebene Einziehung und 
die Unbrauchbarmachung (§ 41 StGB) werden als 
Maßregeln der Sicherung behandelt, und zwar auch 
dort, wo sie sich im einzelnen Fall gegen den Täter 
richten. Die Verfallerklärung (vgl. z. B. § 335 StGB) 
hingegen wird als Nebenstrafe gedeutet, wobei zu 
beachten bleibt, daß das geltende Recht keine 
genaue begriffliche Trennung von Verfall und Ein-
ziehung vornimmt (vgl. z. B. § 86 Abs. 1, § 108b 
Abs. 3 StGB). Die Entwürfe 1925, 1927 und 1930 
waren bemüht, die Rechtsnatur der Einziehung for-
mal klarzustellen. Sie haben jedoch bei der mate-
riellen Ausgestaltung der Maßnahmen die Doppel-
natur nicht in vollem Umfange beseitigen können. 
Der Entwurf 1927 z. B. rechnet die Einziehung zu 
den Nebenstrafen und Nebenfolgen, hebt jedoch in 



Drucksache  2150 	Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 

§ 109 
der Begründung zu den §§ 52 bis 54 hervor, daß sie 
neben ihrem Strafcharakter auch einem Sicherungs-
zweck zu dienen habe. Der Entwurf 1936 (§§ 77 bis 
79) gestaltet die Einziehung als Maßregel der Siche-
rung aus, bestimmt jedoch, daß der Richter von der 
Anordnung absehen kann, wenn die Gegenstände 
ohne Schuld des Berechtigten zu der Tat bestimmt 
gewesen oder dazu gebraucht worden sind oder 
wenn die Einziehung eine unbillige Härte wäre. 
Darin liegt wiederum ein Zugeständnis an den 
wechselnden Charakter der Maßnahme. 

Die Betrachtung der früheren Entwürfe bestätigt 
die Erkenntnis, daß die einseitige Ausgestaltung 
des Verfalls und der Einziehung als Nebenstrafe 
oder als Maßregel der Sicherung aus praktischen 
Gründen nicht durchführbar ist. Würden Verfall 
oder Einziehung nur als Nebenstrafe behandelt, so 
wäre es bei folgerichtiger Durchführung kaum an-
gängig, die selbständige Anordnung der Maßnahme 
zuzulassen. Dies aber wäre sowohl bei der Gewinn-
abführung im Wege des Verfalls als auch bei der 
Einziehung von Gegenständen, die zur Tat ge-
braucht oder durch sie hervorgebracht worden sind, 
kriminalpolitisch nicht zweckmäßig. Andererseits 
wäre bei einer Regelung, die den Zweck der Ein-
ziehung allein in der Sicherung der Allgemeinheit 
erkennt, der Anwendungsbereich der Maßnahme 
unangemessen eingeschränkt. Sie könnte immer nur 
angeordnet werden, wenn im einzelnen Fall nach-
gewiesen ist, daß der Gegenstand gefährlich ist 
oder der Begehung rechtswidriger Taten dienen 
wird. Auch dürfte es dann kaum zulässig sein die 
Entscheidung in das Ermessen des Richters zu 
stellen. Eine für alle Fälle zwingend vorgeschrie-
bene Einziehung aber müßte zu unbilligen Ergeb-
nissen führen. Der Entwurf regelt deshalb Verfall 
und Einziehung in einem besonderen Titel neben 
den Strafen und den Maßregeln der Besserung und 
Sicherung und sieht davon ab, ihre Rechtsnatur fest-
zulegen. Außerdem schafft er für die Einziehung all-
gemeine Vorschriften, die auch da anwendbar sind, 
wo der Besondere Teil oder das Nebenstrafrecht 
die Einziehung über § 113 hinaus vorschreiben oder 
zulassen. 

Bei der Ausgestaltung der Maßnahmen im einzel-
nen ist der Entwurf daher nicht an eine vorweg ge-
troffene Entscheidung über ihre Rechtsnatur ge-
bunden. Die Regelung folgt in den Einzelheiten 
allein den kriminalpolitischen Bedürfnissen. Der 
Verfall ist eine Maßnahme, die sich nach Gegen-
ständen und Voraussetzungen von der Einziehung 
unterscheidet. Sie dient vorwiegend dazu, die Strafe 
durch Wegnahme des Gewinns aus der Tat in sinn-
voller Weise zu ergänzen. Deshalb richtet sie sich 
grundsätzlich nur gegen den Täter und Teilnehmer. 
Die Anordnung des Wertersatzes ist zugelassen. 
Aber auch die selbständige Anordnung der Maß-
nahme ist zulässig, da es geboten erscheint, dem 
Täter die Gegenstände, die er für die Begehung 
oder als Gewinn der Tat erlangt hat, auch dann zu 
entziehen, wenn keine bestimmte Person verfolgt 
oder verurteilt werden kann. Bei der Einziehung 
ist die Verschiedenartigkeit der Zwecke erhalten 
geblieben. Jedoch ist ersichtlich, daß in den Fallen 
des § 113 Abs. 2 Nr. 3 und 4 der Sicherungszweck 

vorherrscht, während in den Fällen des § 113 Abs. 2 
Nr. 2 und des § 114 Nr. 2 die Maßnahme eine straf-
ähnliche Bedeutung hat und vorwiegend general-
präventiven Zwecken dient. 

§ 109 

Verfall 

Das geltende Recht kennt die Abschöpfung des 
Gewinns, den der Täter durch die Tat erlangt hat, 
nur bei einer geringen Zahl von Tatbeständen (vgl. 
z. B. §§ 296 a, 335 StGB; § 401 Reichsabgabenord-
nung; § 40 Bundesjagdgesetz; § 8 Wirtschaftsstraf-
gesetz 1954). Auch der Verfall des Entgelts, das der 
Täter für die Straftat erhalten hat, ist nur in be-
sonderen Fällen vorgeschrieben (vgl. z. B. §§ 86, 98, 
101, 335 StGB; § 12 des Gesetzes gegen den unlau-
teren Wettbewerb). Die Vorschrift des § 27 c Abs. 2 
StGB, nach der die Geldstrafe das Entgelt und den 
Gewinn übersteigen soll, eröffnet die Möglichkeit 
einer mittelbaren Gewinnabschöpfung, sie wird  den 
kriminalpolitischen Bedürfnissen jedoch nicht ge-
recht. Abgesehen davon, daß die Vorschrift nach 
ihrem Wortlaut auch in den Fällen Anwendung fin-
det, in denen der Täter den aus der Tat gezogenen 
Gewinn bereits dem Verletzten zurückgegeben hat 
oder ihn zurückzugeben verpflichtet ist, ist es wenig 
sinnvoll, diese Art der Gewinnabschöpfung auf die 
mit Geldstrafe bedrohten Straftaten zu beschränken. 
Für den Entwurf ist im übrigen eine Vorschrift nach 
dem Vorbild des § 27 c Abs. 2 StGB wegen der Ein-
führung des Tagessatzsystems nicht möglich, wie 
bereits in der Begründung zu § 51 dargelegt ist. Bei 
diesem System bestimmt das Gericht die Zahl der 
Tagessätze nach der Schuld. Für die Schuld kann 
das Gewinnstreben des Täters, nicht aber der Ge-
winn, den er im Zusammenhang mit der Tat erzielt 
hat, maßgebend sein. Der Entwurf sieht deshalb den 
Verfall des Entgelts und des Gewinns allgemein 
vor. Auf diese Weise findet die Strafe und insbe-
sondere das Tagessatzsystem eine angemessene 
Ergänzung. Es ist nicht sinnvoll, den Täter zu be-
strafen, zugleich aber ihm den durch die Tat un-
rechtmäßig zugeflossenen Gewinn zu belassen. 

Der Entwurf unterscheidet den Verfall des Ent-
gelts (Absatz 1) und des Gewinns (Absatz 2), 
weil bei der Gewinnabschöpfung Ersatzansprüchen 
Dritter Rechnung getragen werden muß. In beiden 
Fällen ist Voraussetzung, daß es sich um eine Straf-
tat im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 1 handelt, die Tat 
also schuldhaft begangen ist. Dies gilt auch bei der 
Anordnung im Wege des selbständigen Verfahrens 
(§ 118). In den Fällen, in denen die Tat rechtswidrig, 
aber nicht schuldhaft begangen ist, hält der Entwurf 
den Verfall für unangemessen und überläßt es der 
Anwendung des Zivilrechts, ob Entgelt oder Gewinn 
im Vermögen des Täters bleiben. Dem Wesen des 
Verfalls entspricht es auch, daß die Anordnung bei 
Absatz 1 und Absatz 2 nicht dem Ermessen des 
Gerichts überlassen, sondern zwingend vorgeschrie-
ben ist. Nur bei unbilliger Härte unterbleibt die 
Maßnahme nach § 111 Abs. 1 Satz 1. Ein Ermessens-
spielraum besteht für das Gericht nach § 111 Abs. 1 
Satz 2 nur, wenn der Wert des Erlangten gering ist. 
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Die Anordnung nach Absatz 2 unterbleibt auch, 
soweit dem Verletzten aus der Straftat nach bürger-
lichem Recht ein Anspruch erwachsen ist, dessen 
Erfüllung den Gewinn beseitigen oder mindern 
würde. Von Ansprüchen des Verletzten, die aus der 
Tat erwachsen sind, handelt auch § 74 Abs. 2 Nr. 1, 
der den Ausdruck in demselben Sinne verwendet. 
Ansprüche dieser Art werden in der Regel auf die 
Leistung von Schadensersatz in Geld, auf Wieder-
herstellung des früheren Zustandes (§ 249 BGB) oder 
auf Herausgabe auf Grund dinglichen Rechts oder 
wegen ungerechtfertigter Bereicherung gerichtet 
sein. Hat der Verletzte Anspruch auf Herausgabe 
eines Gegenstandes, der ihm durch eine strafbare 
Zueignung entzogen worden ist, so unterbleibt die 
Anordnung gleichfalls schon nach Absatz 2, nicht 
erst wegen des Ausschlußgrundes nach Absatz 6. 
Wertersatz nach § 110 scheidet also in einem solchen 
Fall aus. Liegt ein Ersatzanspruch des Verletzten 
vor, so kommt es nicht darauf an, ob der Verletzte 
diesen Anspruch auch geltend macht oder ob damit 
zu rechnen ist. Der Entwurf nimmt diese Lücke in 
Kauf. Er vermeidet dadurch eine Regelung über das 
Rechtsverhältnis zwischen dem Staat und dem Ver-
letzten, wie sie bei einer Gewinnabschöpfung, die 
ohne Rücksicht auf Ersatzansprüche vorgeschrieben 
wird, getroffen werden müßte und den Rechtsgang 
unnötig erschweren würde (vgl. z. B. § 9 des Wirt-
schaftsstrafgesetzes 1954). Im übrigen kann die Re-
gelung des Entwurfs durch eine Verfahrensvorschrift 
ergänzt werden, die die Beschlagnahme der durch 
die Tat gewonnenen Gegenstände ermöglicht, so-
weit dies erforderlich ist, um die Schadloshaltung 
des Verletzten zu sichern. Dadurch würde verhin-
dert, daß der unrechtmäßig erlangte Gewinn nur 
deshalb in dem Vermögen des Täters bleibt, weil 
der Verletzte seine Ansprüche aus Unkenntnis über 
die Person des Verpflichteten oder über die Rechts-
lage vorerst nicht geltend macht. 

Die Anordnung des Verfalls muß sich auf einen 
bestimmten Gegenstand beziehen. „Gegenstand" 
kann eine Sache oder ein Recht sein (vgl. § 112 
Abs. 1). Besteht das Entgelt oder der Gewinn nicht 
in einem bestimmten Gegenstand, sondern in mate-
riellen Vorteilen, die nur rechnerisch faßbar sind, 
so ist Wertersatz nach § 110 anzuordnen. Unter Ge-
winn versteht Absatz 2 nur den sogenannten un-
mittelbaren Gewinn. Absatz 4 bestätigt diesen 
Grundsatz durch eine Ausnahme. Mittelbarer Ge-
winn anderer als der in Absatz 4 genannten Art 
unterliegt nicht dem Verfall. Schon die praktischen 
Schwierigkeiten, die bei der Feststellung und der 
Berechnung des sonstigen mittelbaren Gewinns ent-
stehen würden, lassen — abgesehen von dem Pro-
blem der theoretischen Grenzziehung — von einer 
solchen Ausweitung der Maßnahme abraten. 

Der Verfall ist grundsätzlich nur gegen den Täter 
oder den Teilnehmer anzuordnen, nicht auch gegen 
Dritte. Dies folgt nicht nur aus den Absätzen 1 und 
2, sondern auch aus Absatz 3, der eine Ausnahme 
von diesem Grundsatz enthält. Hat der Täter die 
Gegenstände, die das Entgelt oder den Gewinn dar-
stellen, ohne Gegenleistung an einen Dritten ver-
äußert, so trifft ihn der Wertersatz nach § 110. Das 
gleiche gilt, wenn zwar das Entgelt auf Veranlas- 

§ 109 
sung des Täters einem anderen, der nicht an der 
Tat beteiligt ist, unmittelbar übergeben worden ist, 
der Täter aber gleichzeitig einen Gewinn erzielt hat. 
Würde die Maßnahme auf Dritte ausgedehnt, so 
müßte zugleich vermieden werden, daß sie Unschul-
dige trifft. Dazu wäre es notwendig, im Gesetz den 
Kreis der „Schuldigen" zu beschreiben und die zivil-
rechtlichen Beziehungen zwischen dem Täter und 
dem Dritten zu berücksichtigen. Dadurch würde die 
praktische Handhabung des Gesetzes erschwert. 
Dem kriminalpolitischen Bedürfnis genügt im übri-
gen die Anordnung des Wertersatzes gegen den 
Täter. Anders ist es allerdings, wenn der Täter die 
Tat als gesetzlicher oder gewillkürter Vertreter 
eines anderen, einer natürlichen oder juristischen 
Person oder einer Personengemeinschaft begangen 
hat und wenn das Erlangte in das Vermögen des 
Vertretenen geflossen ist. In diesen Fällen ist es 
gerechtfertigt, das Vermögen des Vertretenen dem 
des Täters gleichzustellen. Absatz 3 schreibt des-
halb vor, daß die Maßnahme sich dann gegen don 
Vertretenen richtet. Die Fassung ist mit der des § 14 
Abs. 1 abgestimmt; sie stellt klar, daß die Anordnung 
gegen juristische Personen nur durch Straftaten 
solcher Organe ausgelöst werden kann, die vertre-
tungsberechtigt sind, und daß bei Organen, die aus 
mehreren Mitgliedern bestehen, schon die Tat eines 
der Mitglieder zur Anordnung führt. Abweichend 
von § 14 Abs. 1 erfaßt § 109 Abs. 3 nicht nur den 
gesetzlichen, sondern auch den gewillkürten Ver-
treter. Der Unterschied ist darin begründet, daß es 
sich in § 14 Abs. 1 um eine Ausweitung der Straf-
barkeit, in § 109 Abs. 3 hingegen lediglich um Fol-
gerungen aus der zivilrechtlichen Rechtslage han-
delt. Absatz 3 Satz 2 soll Zweifel ausräumen, die 
bei der Fassung „vertretungsberechtigtes Organ" in 
Satz 1 auftreten könnten: Ebenso wie bei § 14 
Abs. 1 kommt es nicht darauf an, ob das Organ oder 
der gesetzliche Vertreter nach den Vorschriften des 
Zivilrechts wirksam bestellt war und mit Wirkung 
für den Vertretenen handeln konnte (vgl. die Be-
gründung zu § 14 Abs. 2). 

Absatz 4 regelt den Verfall von Nutzungen und 
Ersatzgegenständen. Die Fassung soll verdeutlichen, 
daß der Verfall der hier bezeichneten Gegenstände 
nur unter den Voraussetzungen der Absätze 1 bis 3 
angeordnet werden kann. Die Berücksichtigung der 
Gegenstände, die „auf Grund eines erlangten Rechts" 
erworben sind, ist — nach dem Vorbild des § 818 
Abs. 1 BGB — erforderlich, um auch die Gegen-
stände erfassen zu können, die der Täter durch die 
Einziehung einer — als Gewinn oder Entgelt er-
langten — zivilrechtlichen Forderung erworben hat. 
Die durch Veräußerung erlangten Gegenstände un-
terliegen dem Verfall; grundsätzlich wird Wert-
ersatz — hinsichtlich des Veräußerten — nicht an-
geordnet. Einen Ausnahmefall, in dem Wertersatz 
neben dem Verfall der in Absatz 4 bezeichneten 
Ersatzgegenstände angeordnet werden kann, regelt 
§ 110 Abs. 1 Satz 2. 

Nach Absatz 5 kann der Richter die Höhe des 
Entgelts oder des Gewinns schätzen. Das gleiche 
gilt für den Umfang des sonst Erlangten (Absatz 4) 
und für die Höhe des Anspruchs, der dem Ver-
letzten aus der Straftat entstanden ist und dessen 
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§ 110 
Erfüllung den Gewinn beseitigen oder mindern 
würde (vgl. Absatz 2). Die Vorschrift entspricht dem 
§ 8 Abs. 3 des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954, wo die 
Schätzung der Höhe des Mehrerlöses für zulässig 
erklärt ist. Sie ist geboten, um dem Gericht bis ins 
einzelne gehende Feststellungen über Art und Höhe 
des Entgelts, des Gewinns oder des sonst Erlangten 
zu ersparen. Die Vorschrift bezieht sich nicht auf 
die Entscheidung der Frage, ob überhaupt ein Ent-
gelt oder ein Gewinn aus der Tat erlangt worden 
ist. Eine ähnliche Ermächtigung zur Schätzung ent-
hält auch § 51 Abs. 3, der die Grundlagen für die 
Bemessung des Tagessatzes bei der Geldstrafe 
betrifft. 

Nach Absatz 6 unterliegen dem Verfall solche 
Gegenstände nicht, die im Zeitpunkt der Anord-
nung jemandem gehören oder zustehen, der weder 
Täter, Teilnehmer oder Vertretener im Sinne des 
Absatzes 3 ist noch das Entgelt gewährt hat. Frem-
des Eigentum und fremde Rechte für verfallen zu 
erklären, würde dem Grundgedanken der Vor-
schrift widersprechen. Jedoch muß die Maßnahme 
denjenigen treffen können, der das Entgelt im Sinne 
des Absatzes 1 hingegeben hat. Dadurch wird er-
reicht, daß Bestechungsgelder und Belohnungen, die 
ein Dritter dem Täter gezahlt hat, auch dann dem 
Verfall unterliegen, wenn der Dritte nicht strafbar 
und nach bürgerlichem Recht Eigentümer des hin-
gegebenen Geldes geblieben ist. Die Anordnung des 
Verfalls einer gestohlenen Sache ist schon nach Ab-
satz 2 ausgeschlossen. Absatz 6 kommt nur zur An-
wendung, wenn die Anordnung nach den Absätzen 1 
bis 4 an sich zulässig wäre. Dies ist für die Zulässig-
keit der Anordnung von Wertersatz (§ 110) von 
Bedeutung. Die Fassung „gehören oder zustehen" 
soll deutlich machen, daß Gegenstände, auf deren 
Leistung Dritte nur einen schuldrechtlichen Anspruch 
haben, nicht durch Absatz 6 von der Anordnung 
ausgeschlossen werden. Andererseits will die Fas-
sung sicherstellen, daß herrenlose Gegenstände, an 
denen kein fremdes Aneignungsrecht besteht, dem 
Verfall unterliegen. Demnach erfaßt der Verfall 
auch die Fischbeute, die Ausländer bei unbefugtem 
Fischen in deutschen Küstengewässern (§ 285) er-
zielt haben. Hat der Betroffene die Sache oder das 
Recht vor der Anordnung einem Dritten übertragen, 
so tritt an die Stelle des Verfalls nach § 110 der 
Wertersatz. Im übrigen soll § 112 Abs. 2 einer 
rechtswirksamen Veräußerung des Gegenstandes für 
die Zeit nach der Anordnung entgegenwirken. 

§ 110 

Verfall des Wertersatzes 

Die Anordnung des Verfalls kann nach § 109 
Abs. 6 Sachen oder Rechte nicht erfassen, die zur 
Zeit der Anordnung jemandem gehören oder zu-
stehen, der weder Täter, Teilnehmer oder Vertre-
tener im Sinne des § 109 Abs. 3 ist noch das Entgelt 
gewährt hat. Sie ist demnach auch ausgeschlossen, 
wenn der Täter oder Teilnehmer den Gegenstand 
vor der Anordnung des Verfalls an Dritte veräußert 
hat. Dadurch wird eine Vorschrift über den Verfall 
des Wertersatzes erforderlich. Sie erhöht die vor

-beugende Wirkung der Maßnahme und nimmt dem 
Betroffenen den Anreiz, das Erlangte zur Verhinde-
rung des Verfalls an Dritte weiterzugeben. 

Wertersatz ist der Verfall des Geldbetrages, der 
dem Wert des nach § 109 Abs. 1, 2 oder 4 Erlang-
ten entspricht. Er ist — ebenso wie die Anordnung 
nach § 109 — eine Maßnahme, die der Ergänzung 
der Strafe dient, jedoch keine Geldstrafe. Ersatz-
freiheitsstrafe ist deshalb ausgeschlossen. Für straf-
rechtliche Nebengebiete bleiben Sonderregelungen 
vorbehalten. Wertersatz ist in zwei Gruppen von 
Fällen anzuordnen. Praktische Bedeutung haben in 
erster Linie die Fälle, in denen wegen § 109 Abs. G 
der Verfall bestimmter Gegenstände ausgeschlossen 
ist. Dies trifft nicht nur dann zu, wenn der Täter 
die erlangten Gegenstände vor der Anordnung an 
einen Dritten veräußert, sondern auch dann, wenn 
er veranlaßt, daß die Gegenstände unmittelbar, 
d. h. ohne daß sie zunächst seinem eigenen Ver-
mögen zufließen, einem Dritten als Geschenk oder 
zur Erfüllung einer Verpflichtung übertragen wer-
den. Zu der zweiten Gruppe gehören die Fälle, bei 
denen die Beschaffenheit des Gegenstandes oder 
ein anderer tatsächlicher Grund den Verfall als 
nicht ausführbar erscheinen läßt. Dies trifft z. B. zu, 
wenn der Gewinn in dem Ersparen von Aufwen-
dungen oder in dem Erlangen von Gebrauchsvor-
teilen besteht oder wenn der erlangte Gegenstand 
durch Verbrauch untergegangen oder unauffindbar 
beiseite geschafft ist. Die Maßnahme hängt also 
nicht davon ab, ob der Betreffende noch im Zeit-
punkt der Anordnung bereichert ist. Unbillige Här-
ten, die bei dieser Regelung entstehen könnten, 
werden durch § 111 Abs. 1 vermieden. 

Grundsätzlich ist die Anordnung von Wertersatz 
ausgeschlossen, wenn der Verfall von Ersatzgegen-
ständen nach § 109 Abs. 4 anzuordnen ist. § 110 
Abs. 1 Satz 2 eröffnet jedoch für einen Ausnahme-
fall die Möglichkeit, die Anordnung nach § 109 
Abs. 4 neben der des Weitersatzes zu treffen, z. B. 
dann, wenn der Täter den Gegenstand des Gewinns 
oder Entgelts zu einem Schleuderpreis verkauft oder 
Bestandteile des zunächst erlangten Gegenstandes 
teils verkauft, teils verschenkt hat. Satz 2 verdeut-
licht zugleich, daß der Verfall der Ersatzgegenstände 
nach § 109 Abs. 4 grundsätzlich dem Wertersatz vor-
geht. 

Wertersatz ist anzuordnen, wenn für das Gericht 
im Zeitpunkt der Entscheidung feststeht, daß die 
nach § 109 gebotene Anordnung nicht ausführbar 
wäre. Sie soll aber auch vorsorglich erfolgen kön-
nen. Diese Möglichkeit eröffnet Absatz 2. Eine 
Regelung für den Fall, daß sich erst später die Un-
ausführbarkeit der Anordnung nach § 109 ergibt, 
wird das Vollzugsgesetz zu treffen haben. 

Absatz 3 bestimmt, daß der Wert des Erlangten 
geschätzt werden darf. Maßgebend ist der Wert im 
Zeitpunkt der tatrichterlichen Entscheidung. Der 
Entwurf verzichtet darauf, dies ausdrücklich zu be-
stimmen. Er regelt auch nicht den Fall, daß der Ver-
fall des Wertersatzes gegen mehrere an der Tat 
Beteiligte zugleich angeordnet wird, sondern geht 
davon aus, daß die Gerichte in diesem Fall auch 
ohne ausdrückliche Vorschrift die gesamtschuldneri-
sche Haftung der Beteiligten aussprechen werden. 
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§ 111 
Härtevorschrift 

Die Anordnung des Verfalls einschließlich des 
Wertersatzes ist zwingend vorgeschrieben. Dies 
folgt aus der Überlegung, daß der Täter den Ge-
winn der Tat ebensowenig wie das Entgelt, das er 
für ihre Begehung empfangen hat, behalten darf. 
Doch sind Fälle denkbar, in denen die Maßnahme 
zu unbilligen Ergebnissen führt, zumal die Anord-
nung von Wertersatz nicht voraussetzt, daß der 
Täter im Zeitpunkt der Anordnung noch bereichert 
ist. Absatz 1 Satz 1 schreibt deshalb vor, daß die 
Maßnahme unterbleibt, wenn sie für den Betroffe-
nen eine unbillige Härte wäre. Dies kann z. B. zu-
treffen, wenn der Täter den Gegenstand ohne Ge-
genleistung und ohne zuvor aus ihrem Besitz Vor-
teile gezogen zu haben, einem Dritten übertragen 
hat und dabei auch nicht die Absicht hatte, den 
Gegenstand dem Verfall zu entziehen. Unbillig kann 
die Anordnung des Verfalls z. B. sein, wenn die An-
ordnung angesichts der Bedeutung der Straftat oder 
der geringen Schuld des Täters unangemessen er-
scheint. Die Kannvorschrift des Satzes 2 will ver-
meiden, daß bei Geringfügigkeit des Erlangten die 
Maßnahme verhängt wird, obwohl sie im einzelnen 
Fall keine kriminalpolitische Bedeutung hat. Eine 
entsprechende Vorschrift hat sich bei der Abführung 
des Mehrerlöses nach § 8 Abs. 2 des Wirtschafts-
strafgesetzes 1954 in der Praxis bewährt. 

Im geltenden Recht hält es die Rechtsprechung für 
zulässig, die erlittene Untersuchungshaft auf die 
Einziehung nach § 86 StGB und auf die Verfall-
erklärung des Empfangenen nach § 335 StGB anzu-
rechnen. Die Aufgaben der Einziehung des Entgelts 
nach der genannten Vorschrift. soll künftig der Ver-
fall übernehmen. Da der Verfall nach dem Entwurf 
eine der Strafe ähnliche Maßnahme ist, erscheint es 
folgerichtig, die Anrechnungsvorschrift in § 66 für 
anwendbar zu erklären, und zwar für die Anrech-
nung sowohl von Freiheitsentziehung als auch von 
Strafe. Allerdings mögen Fälle denkbar sein, in denen 
die Anrechnung zu ungerechten Ergebnissen führen 
würde. Es sind dies insbesondere die Fälle, in denen 
die Hingabe oder Annahme von Geschenken als 
Bestechung strafbar ist und schon mit Rücksicht auf 
das allgemeine Gerechtigkeitsempfinden das Bedürf-
nis besteht, dem Täter den Gegenstand, auf den sich 
die Anordnung des Verfalls bezieht, wegzunehmen. 
Mit Rücksicht auf die Vielgestaltigkeit der denk-
baren Lebensvorgänge sieht jedoch der Entwurf 
davon ab, die Anrechnungsmöglichkeit insoweit 
auszuschließen, und überläßt diese Fälle der sinn-
vollen Anwendung des richterlichen Ermessens. 

Da der Verfall nach § 110 keine Geldstrafe ist, 
findet § 54 über die Bewilligung von Zahlungs-
erleichterungen keine unmittelbare Anwendung. 
Absatz 3 sieht deshalb die entsprechende Anwen-
dung vor und erfüllt damit ein praktisches Bedürfnis. 

§ 112 
Wirkung des Verfalls 

Die Vorschrift regelt in Absatz 1 den Rechts-
übergang von Gegenständen, deren Verfall nach 
§ 109 angeordnet ist, auf den Staat. Der Rechts- 

§§ 111-113 
übergang setzt voraus, daß der Gegenstand im Zeit-
punkt der Rechtskraft der Entscheidung dem von 
der Anordnung Betroffenen, d. h. dem Verurteilten 
oder dem in § 109 Abs. 3 genannten Vertretenen, ge-
hört oder zusteht. Ist das nicht der Fall, hat z. B. das 
Gericht die Berechtigung des Verurteilten irrtümlich 
angenommen, so ist trotz der Rechtskraft die An-
ordnung ohne Wirkung und der Dritte nicht gehin-
dert, seine Rechte geltend zu machen. Bei dieser 
Regelung folgt die Vorschrift dem in § 109 Abs. 
festgelegten Grundsatz, daß die Maßnahme sich --
abgesehen von den Fällen des § 109 Abs. 3 — nicht 
gegen Dritte richten darf. Es ist deshalb auch aus-
drücklich bestimmt, daß Rechte Dritter an dem 
Gegenstand nicht erlöschen. Die gegenteilige Lö-
sung, die zur Enteignung des Dritten führen würde, 
wäre mit dem Zweck, den die Maßnahme verfolgt, 
nicht zu vereinbaren. Bei der Einziehung ist dies 
anders (§§ 117, 119). 

Absatz 2 beschränkt die Möglichkeit, daß der 
Betroffene den Gegenstand rechtswirksam an Dritte 
veräußert. Die Vorschrift ist erforderlich, weil nach 
Absatz 1 die Rechtslage zur Zeit der Rechtskraft 
dafür maßgebend ist, ob die Anordnung wirksam 
wird. Da der Schutz, den die §§ 135 und 136 BGB 
gutgläubigen Dritten gewähren, nicht ausgeschlos-
sen werden kann, ist für das Verfahrensrecht eine 
Vorschrift zu erwägen, die es ermöglicht, die Gegen-
stände für den Vollzug der Anordnung sicher-
zustellen. 

§ 113 
Voraussetzungen der Einziehung 

Die Vorschrift regelt die Einziehung der sogenann-
ten „instrumenta et producta sceleris". In Über-
einstimmung mit § 40 StGB ist die Einziehung in 
das Ermessen des Gerichts gestellt und nur dann 
zulässig, wenn eine vorsätzliche Straftat begangen, 
also vollendet oder in strafbarer Weise versucht 
oder vorbereitet worden ist. Der Anwendungs-
bereich der Vorschrift ist aber gegenüber § 40 StGB 
in der Richtung erweitert, daß nicht nur körperliche 
Sachen, sondern auch Rechte als „Gegenstände" ein-
gezogen werden können. Dies wird durch § 117 ver-
deutlicht. Einziehbar sind demnach auch Forderun-
gen, Bankguthaben und dergleichen. Weiter erstreckt 
sich die Einziehung auch auf die Gegenstände, die 
zur Vorbereitung der Tat gebraucht worden oder 
bestimmt gewesen sind. Dies entspricht dem prak-
tischen Bedürfnis. Voraussetzung bleibt aber, daß 
eine vorsätzliche Straftat wenigstens als strafbarer 
Versuch begangen oder die Vorbereitungshandlung 
selbst strafbar ist. Schließlich stellt der Entwurf aus-
drücklich klar, daß auch die teilweise Einziehung 
eines Gegenstandes zulässig ist. 

Absatz 2 regelt die weiteren Voraussetzungen 
der Einziehung, insbesondere die Anordnung der 
Maßnahme gegenüber Dritten. Während Nummer 1 
an das geltende Recht anknüpft und nur Gegen-
stände erfaßt, die zur Zeit der Entscheidung dem 
Täter oder Teilnehmer gehören oder zustehen, ent-
halten die Nummern 2 bis 4 eine Neuerung: In 
Fortentwicklung des § 40 StGB unterwerfen die 
Nummern 3 und 4 Sachen und Rechte, die durch 
eine vorsätzliche Tat hervorgebracht oder zu ihrer 
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§ 113 
Begehung oder Vorbereitung gebraucht worden 
oder bestimmt gewesen sind, dann unterschiedslos 
der Einziehung, wenn sie nach ihrer Art und den 
Umständen die Allgemeinheit gefährden oder wenn 
die Gefahr ihrer Verwendung zu weiteren rechts-
widrigen Taten besteht. In diesen Fällen kommt es 
also nicht darauf an, ob der Täter oder Teilnehmer 
zur Zeit der Entscheidung Eigentümer der Sache 
oder Inhaber des Rechts ist oder zu irgendeinem 
anderen Zeitpunkt der Berechtigte war. Diese Aus-
weitung des § 40 StGB entspricht dem Leitgedanken 
des Entwurfs bei der Neuregelung der Einziehung, 
der bereits in der Vorbemerkung zu diesem Titel 
dargelegt ist. In Zukunft werden strafrechtliche 
Nebengesetze in geringerem Umfang als bisher be-
sonderer Einziehungsvorschriften bedürfen. 

Eine weitere Neuerung enthält die Nummer 2 
des Absatzes 2. Sie läßt die Einziehung der in Ab-
satz 1 genannten Gegenstände gegenüber Personen 
zu, die zwar nicht Täter oder Teilnehmer sind, die 
aber als Berechtigte im Zusammenhang mit der Tat 
ein Vorwurf trifft. Auch diese Erweiterung gegen-
über dem geltenden Recht entspricht dem Bestreben 
nach Vereinheitlichung und Vereinfachung des 
Nebenrechts, darüber hinaus aber einem kriminal-
politischen Bedürfnis. Der Entwurf knüpft hier an 
§ 19 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten und 
an die Rechtsprechung zu § 401 der Reichsabgaben-
ordnung an, bei der die Eigentumsgarantie in Ar-
tikel 14 Abs. 3 GG Berücksichtigung gefunden hat. 
Allerdings ist die Einziehung nach Nummer 2 nicht 
„unterschiedslos" im Sinne des bisherigen Sprach-
gebrauchs: Voraussetzung ist hier, daß der Täter 
oder Teilnehmer im Zeitpunkt der Tat der Berech-
tigte war, der Dritte den Gegenstand nach der Tat 
erworben hat und noch im Zeitpunkt der Entschei-
dung Berechtigter ist. Dieser Unterschied zwischen 
den Fällen der Nummern 3 und 4 einerseits und der 
Nummer 2 andererseits ist ebenfalls aus kriminal-
politischer Sicht erforderlich. Während bei Gegen-
ständen, die ihrer Art und den Umständen nach 
gefährlich sind oder bei denen die Gefahr des Miß-
brauchs in der Zukunft besteht, in jedem Falle das 
Bedürfnis entstehen kann, sie dem Berechtigten 
wegzunehmen, und zwar auch dann, wenn der Täter 
oder Teilnehmer zu keiner Zeit der Berechtigte war, 
ist es in den Fällen der Nummer 2 nicht angemessen, 
die Einziehung so weitgehend zuzulassen. 

Zu den Einzelheiten des § 113 Abs. 2 ist noch zu 
bemerken: 

Die Einziehung nach der Nummer 1 dient dem 
Zweck, die Wirkung der Strafe zu unterstützen oder 
dem Täter Gegenstände zu entziehen, die ihm, 
insbesondere bei schweren Taten, wegen ihrer Ver-
wendung zur Tat nach allgemeiner Auffassung nicht 
belassen werden dürfen. Hingegen kommt es dabei 
nicht darauf an, ob die Maßnahme zum Schutze der 
Allgemeinheit erforderlich ist. Im Rahmen der 
Ermessensentscheidung nach Nummer 1 kann jedoch 
für den Richter die Erwägung von Bedeutung sein, 
daß die Einziehung auch aus Gründen der Siche-
rung der Allgemeinheit zweckmäßig erscheint. Im 
Unterschied zu den Nummern 3 und 4 bedarf es aber 
keiner besonderen Begründung, daß die Maßnahme 
zum Schutze der Allgemeinheit erforderlich ist. Ins-

besondere in den Fällen, in denen der Täter flüchtig 
ist, kann diese Begründung Schwierigkeiten berei-
ten, gleichwohl aber das Bedürfnis für die Einzie-
hung bestehen. 

Bei der Einziehung nach Nummer 2 Buchst. a) 
wird nicht lediglich vorausgesetzt, daß der Be-
troffene die Straftat kannte oder hätte kennen 
müssen. Wenn auch in der Regel dieser Umstand 
für die Beurteilung maßgebend sein wird, ob den 
Berechtigten der Vorwurf der Leichtfertigkeit trifft, 
so sind doch Fälle denkbar, in denen der Betroffene 
die Verwendung des Gegenstandes zur Straftat trotz 
seiner Kenntnis oder fahrlässigen Unkenntnis von 
der Tat nicht hätte verhindern können. In Fällen 
dieser Art trifft ihn kein Vorwurf, und die Einzie-
hung ist nicht gerechtfertigt. Deshalb hat der Ent-
wurf das Vorbild in § 19 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten nicht übernommen. Nummer 2 
Buchst. b) erfaßt in erster Linie diejenigen Fälle, in 
denen der Dritte Hehler oder an der durch die Tat 
erlangten Beute beteiligt ist oder den Täter um 
eigenen Vorteils willen begünstigt hat. Hat er bei 
diesem Verhalten den Gegenstand nach der Tat er-
worben, so ist es angemessen, die Maßnahme zu-
zulassen, als wäre der Berechtigte selbst Täter 
oder Teilnehmer. Nummer 2 Buchst. c) will die 
Fälle treffen, in denen der Täter durch Zusammen-
wirken mit einem Dritten, an den er den Gegen-
stand nach der Tat veräußert hat, die Anordnung 
der Einziehung zu verhindern sucht. Dabei bleibt zu 
beachten, daß nicht jeder Erwerb eines nicht gut-
gläubigen Dritten die Einziehung rechtfertigt. Es 
sind die Fälle zu berücksichtigen, in denen den Er-
werber kein Vorwurf trifft, obwohl er die Umstände, 
welche die Einziehung gegenüber dem Täter ermög-
licht hätten, gekannt hat. Das gilt insbesondere bei 
einem Erwerb im Wege der Notveräußerung etwa 
nach den Polizeigesetzen, da hierbei nicht die not-
veräußerte Sache, sondern der Wertersatz nach 
§ 115 der Einziehung unterliegt. Deshalb setzt die 
Einziehung nach dieser Vorschrift weiter voraus, 
daß der Erwerb in verwerflicher Weise erfolgt ist. 
Hat der Täter den Gegenstand nach der Tat an 
einen Dritten veräußert, der die Voraussetzungen 
der Buchstaben a) bis c) nicht erfüllt, und ist es des-
halb unzulässig, gegenüber dem Dritten die Einzie-
hung anzuordnen, so kann gegen den Täter, wie 
bereits dargelegt, die Einziehung von Wertersatz 
angeordnet werden (§ 115). 

Die Nummern 3 und 4 haben praktische Bedeu-
tung nicht nur in den Fällen, in denen das Eigentum 
oder das Recht eines Dritten feststeht, sondern auch 
dort, wo es zweifelhaft ist. Nummer 3 ermöglicht die 
Einziehung von Gegenständen, die ihrer Art und 
auch den Umständen nach die Allgemeinheit gefähr-
den. Der Entwurf geht davon aus, daß allein die 
„Art" eines Gegenstandes, also seine auf Grund 
physikalischer und chemischer Eigenschaften an sich 
gegebene Gefährlichkeit, die Einziehung nicht recht-
fertigen kann. Selbst Sprengstoffe, Kernbrennstoffe, 
radioaktives Material, Gifte, lebensgefährliche Le-
bensmittel, Waffen oder Munition können je nach 
den Umständen ihrer Verwahrung, Behandlung, 
Beaufsichtigung usw. für die Allgemeinheit unge-
fährlich sein. Diese Umstände sind also bei der Ent- 
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scheidung darüber mit zu berücksichtigen, ob der 
Schutz der Allgemeinheit die Maßnahme erfordert. 
Besteht die Befürchtung, daß die Gegenstände in der 
Hand desselben Täters oder anderer Täter der Be-
gehung weiterer rechtswidriger Taten dienen, so ist 
die Einziehung nach Nummer 4 ohne Rücksicht auf 
die Beschaffenheit des Gegenstandes und die Person 
des Eigentümers zulässig. Unter dieser Voraus-
setzung können z. B. Diebeswerkzeug, gefälschte 
Urkunden, verkehrsuntaugliche Fahrzeuge, unzüch-
tige Bilder oder Rauschgifte eingezogen werden. 

In das Verfahrensrecht werden Vorschriften, die 
die Beteiligung des Dritten im Verfahren regeln 
(vgl. § 24 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten), 
aufzunehmen sein. Über die Voraussetzungen, unter 
denen Dritte zu entschädigen sind, vergleiche § 119. 

§ 114 
Einziehung nach besonderen Vorschriften 

§ 114 enthält eine Rahmenvorschrift für die Ein-
ziehung nach Vorschriften des Besonderen Teils 
oder des Nebenstrafrechts, die die Einziehung über 
§ 113 hinaus vorschreiben oder zulassen. Solche Vor-
schriften sind auch künftig erforderlich, insbesondere 
wenn die Maßnahme schon als Folge der rechts-
widrigen Tat oder zwingend vorgeschrieben wird 
oder wenn sie statt oder neben den „instrumenta 
et producta" die Gegenstände erfassen soll, auf 
die sich die Tat bezieht. In allen diesen Fällen greift 
die allgemeine Vorschrift des § 114 ein. Soweit also 
in besonderen Vorschriften die Einziehung ohne 
Rücksicht auf die Person des Eigentümers vor-
geschrieben werden soll, ist es bei der allgemeinen 
Geltung des § 114 nicht mehr erforderlich, dies 
ausdrücklich zu bestimmen. Hat der Entwurf keine 
abweichende Regelung getroffen, so darf im einzel-
nen Fall die Maßnahme nur angeordnet werden, 
wenn eine der in Nummer 1 oder 2 des § 114 ge-
nannten Voraussetzungen vorliegt (vgl. § 225 Abs. 3, 
§ 285 Abs. 4, § 319 Abs. 3, § 339 Abs. 2, § 350 Abs. 3, 
§ 382 Abs. 2, § 394 Abs. 4 Satz 1, § 417 Abs. 3 Satz 1). 

Damit bringt der Entwurf für die Einziehung 
gegenüber Dritten eine einheitliche Regelung; er 
berücksichtigt zugleich die Eigentumsgarantie nach 
Artikel 14 GG. Ohne Rücksicht darauf, ob und unter 
welchen Voraussetzungen die Einziehung als Ent-
eignung im technischen Sinne anzusehen ist (vgl. die 
Begründung zu § 119), muß das Strafgesetzbuch im 
Interesse der Rechtsstaatlichkeit die Einziehungs-
voraussetzungen nach kriminalpolitischen Gesichts-
punkten abgrenzen und nach Möglichkeit einheitlich 
regeln. Im geltenden Recht tragen bisher nur 
wenige Vorschriften dem Bedürfnis nach genauer 
Umschreibung der Einziehungsvoraussetzungen ge-
gen Dritte Rechnung; sie sind zudem nicht einheit-
lich (vgl. z. B. § 86 Abs. 2, § 295 Abs. 2 StGB und 
§ 19 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten). Die 
Gründe, die die Einziehung gegenüber Dritten recht-
fertigen, sind vorwiegend in der Rechtssprechung, 
insbesondere auf dem Gebiet des Abgabenrechts, 
entwickelt worden. Der Entwurf baut darauf auf 
und geht davon aus, daß der Gesetzgeber bei der 
Einziehung in künftigen Gesetzen die Rahmenvor-
schriften des § 114 berücksichtigt und nur in beson- 

§§ 114, 115 

deren Ausnahmefällen abweichende Regelungen 
trifft, die die Voraussetzungen der Einziehung im 
Vergleich zu § 114 entweder abschwächen oder ver-
schärfen (vgl. für den Entwurf § 99 Abs. 4 Satz 2, 
§§ 234, 360, § 394 Abs. 4 Satz 2, § 417 Abs. 3 Satz 2). 
Im Entwurf des Einführungsgesetzes wird zu prüfen 
sein, ob es einer abweichenden Regelung auch für 
des Abgabenstrafrecht bedarf. 

§ 114 verweist auf § 113 und erreicht damit die 
weitgehende Übereinstimmung auch mit der allge-
meinen Vorschrift, die bei der Einziehung der soge-
nannten instrumenta und producta gilt. Jedoch ist 
die Einziehung nach § 114 im Gegensatz zu der nach 
§ 113 unterschiedslos. Das wird dadurch deutlich, 
daß § 114 Nr. 2 nur auf die Voraussetzungen ver-
weist, die in den Buchstaben a) bis c) des § 113 
Abs. 2 Nr. 2 genannt sind. Folglich kommt es nicht 
darauf an, ob der Gegenstand dem Täter oder Teil-
nehmer zur Zeit der Tat gehört oder zugestanden 
hat. Dieser Unterschied zu § 113 Abs. 2 Nr. 2 ist 
gerechtfertigt. In der Begründung zu dieser Vor-
schrift ist dargelegt, daß bei den in § 113 Abs. 1 ge-
nannten Gegenständen eine so weitgehende Maß-
nahme nicht angemessen erscheint. Die besonderen 
Vorschriften aber, für die § 114 gilt, erfassen in der 
Regel Gegenstände, bei denen das Bedürfnis be-
steht, sie auch dann dem Berechtigten wegzunehmen 
und aus dem Verkehr zu ziehen, wenn sie niemals 
dem Täter gehört haben. Auch hier ist jedoch die 
Entschädigungsvorschrift des § 119 zu beachten. 

§ 115 
Einziehung des Wertersatzes 

§ 115 ergänzt die Vorschriften der §§ 113 und 114. 
Absatz 1 schließt in erster Linie eine Lücke, die 
bei der Einziehung von Gegenständen nach § 113 
entsteht. Absatz 2 Nr. 1 des § 113 setzt für die Ein-
ziehung voraus, daß der Täter oder Teilnehmer im 
Zeitpunkt der Entscheidung Eigentümer der Sache 
oder Inhaber des Rechts ist. Hat der Täter oder Teil-
nehmer den Gegenstand nach der Tat an einen Drit-
ten veräußert und liegt kein Fall des § 113 Abs. 2 
Nr. 3 oder 4 vor, so kann die Einziehung gegen den 
Dritterwerber nur angeordnet werden, wenn dieser 
eine der in § 113 Abs. 2 Nr. 2 genannten Voraus-
setzungen erfüllt. Ist dies nicht der Fall, so ist die 
Einziehung des Gegenstandes ausgeschlossen. 
Diese Lücke schließt § 115 Abs. 1 mit der Bestim-
mung, daß in solchen Fällen gegen den Täter oder 
Teilnehmer die Einziehung des Wertersatzes ange-
ordnet werden kann. Absatz 1 hat auch Bedeutung 
für § 114. Zwar ist dort die Einziehung unterschieds-
los vorgesehen; in den Fällen der Nummer 2 ist sie 
jedoch an die Voraussetzungen geknüpft, die in 
§ 113 Abs. 2 Nr. 2 genannt sind. Es sind also auch 
hier Fälle denkbar, in denen der Täter oder Teil-
nehmer nach der Tat den Gegenstand an einen 
Dritten veräußert, bei dem diese Voraussetzungen 
nicht vorliegen. 

Absatz 2 sieht die Einziehung des Wertersatzes 
weiterhin für den Fall vor, daß der Täter oder Teil-
nehmer, gegen den die Einziehung nach § 113 oder 
§ 114 angeordnet werden soll oder bereits angeord

-

net worden ist, die Ausführung der Maßnahme ver- 
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§§ 116, 117 
eitelt. Dies kann z. B. dadurch geschehen, daß er den 
Gegenstand vor oder nach der Anordnung zerstört 
oder beiseite schafft. Voraussetzung ist, daß dieses 
Verhalten dem Täter oder Teilnehmer vorzuwerfen 
ist. Ein solcher Vorwurf wird insbesondere dann er-
hoben werden können, wenn der Täter oder Teil-
nehmer gerade mit dem Ziel gehandelt hat, die Aus-
führung der Einziehung zu verhindern. 

Absatz 3 entspricht § 110 Abs. 3; Absatz 4 dem 
§ 111 Abs. 2 und 3 (vgl. die Begründung zu diesen 
Vorschriften). 

§ 116 
Einziehung und Unbrauchbarmachung von 

Schriften und anderen Darstellungen 
Die Vorschrift ersetzt den § 41 StGB; sie regelt 

die Einziehung von Schriften und anderen Darstel-
lungen, die Gegenstand oder Mittel einer rechts-
widrigen Tat gewesen sind, und die Unbrauchbar-
machung der dazugehörenden Vervielfältigungs-
mittel. Für Gegenstände dieser Art ist § 113, der 
nur die sogenannten „instrumenta et producta" 
erfaßt, teils nicht anwendbar, teils an zu enge 
Voraussetzungen geknüpft. Haben Schriften und 
andere Darstellungen einen solchen Inhalt, daß jede 
Verbreitung auch nur den äußeren Tatbestand eines 
Strafgesetzes verwirklichen würde (vgl. insbeson-
dere § 220), so verlangen der Schutz der Allgemein-
heit und die staatliche Ordnung, daß ihre Verbrei-
tung verhindert wird. Für den Bereich des Hoch-
verrats und der Staatsgefährdung ist die besondere 
Einziehungsvorschrift in § 382 Abs. 2 Nr. 2 zu be-
achten. 

Die Regelung des § 116 entspricht in den Grund-
sätzen dem § 41 StGB und der Entwicklung dieser 
Vorschrift in den Entwürfen 1927 und 1930. In den 
Einzelheiten bringt sie folgende Erweiterungen: Der 
Katalog der Gegenstände, auf die sich die Maß-
nahme bezieht, ist durch die Tonträger und bei den 
Vervielfältigungsmitteln durch die Drucksätze, Kli-
schees und Matrizen ergänzt. Zu den Darstellungen 
können auch Filme und Fotonegative gehören. Die 
Schriften und anderen Darstellungen unterliegen 
unter den im Entwurf genannten Voraussetzungen 
nicht der Unbrauchbarmachung, sondern der Einzie-
hung. Der Entwurf beschränkt die Unbrauchbar-
machung auf die Platten, Formen und die weiter 
genannten Vervielfältigungsmittel. Nur insoweit 
reicht die Unbrauchbarmachung, bei der das Eigen

-

tum  des Betroffenen unberührt bleibt, zur Sicherung 
gegen die Weiterverwendung des Gegenstandes 
aus. 

Nach Absatz 1 richtet sich die Einziehung von 
Schriften mit einem solchen Inhalt, daß jede Ver-
breitung den äußeren Tatbestand eines Strafgesetzes 
verwirklichen würde, gegen alle bei der Herstel-
lung, Veröffentlichung, Vorführung oder Verbrei-
tung mitwirkenden Personen. Die Einziehung er-
greift nach Absatz 1 alle Stücke, die sich im Besitz 
dieser Personen befinden oder öffentlich ausgelegt 
oder sonst zur Verbreitung, Vorführung oder Ver-
vielfältigung bestimmt sind. 

In den Fällen des Absatzes 2 ist der Erfassungs-
bereich enger als bei Absatz 1. Absatz 2 ist anwend-
bar, wenn die Verbreitung nur unter besonderen 

Umständen den äußeren Tatbestand eines Straf-
gesetzes verwirklichen würde, nicht aber jede Ver-
breitung der Stücke strafbar ist. Fälle dieser Art 
erfaßt z. B. das Gesetz über die Verbreitung jugend-
gefährdender Schriften vorn 9. Juni 1953 (Bundes-
gesetzbl. I S 377). Die Unterscheidung nach den 
Absätzen 1 und 2 ist erforderlich, weil in den Fällen 
des Absatzes 2 die Maßnahme auf die Gegenstände 
beschränkt werden muß, die sich zur Zeit der Tat 
im Besitz des Täters oder Teilnehmers befinden oder 
in diesem Zeitpunkt zwar noch nicht in seinem Be-
sitz, jedoch von ihm schon zur Verbreitung 
bestimmt sind. Auch ist die Anordnung nicht bei 
jeder Tat geboten, die den äußeren Tatbestand eines 
solchen Strafgesetzes verwirklicht, sondern nur dort, 
wo sie erforderlich ist, um ein weiteres gesetz-
widriges Verbreiten durch den Täter oder einen 
Teilnehmer zu verhindern. Die Gefahr einer gesetz-
widrigen Verbreitung durch andere Personen recht-
fertigt die Anordnung nicht. Eine ergänzende Vor-
schrift für Organe und Vertreter enthält § 120 
Abs. 2. 

Verwirklicht nicht der ganze Inhalt der Schrift, 
Abbildung oder Darstellung, sondern nur ein aus-
scheidbarer Teil davon den äußeren Tatbestand 
eines Strafgesetzes, so ist die Anordnung nach 
Absatz 3 auf diesen Teil zu beschränken. Dies ent-
spricht dem § 41 Abs. 3 StGB. 

§ 117 
Wirkung der Einziehung 

Absatz 1 regelt die Rechtsfolge der Einziehung 
dahin, daß das Eigentum an der eingezogenen Sache 
oder das eingezogene Recht mit der Rechtskraft der 
Entscheidung auf den Staat übergehen. Im geltenden 
Strafgesetzbuch fehlt eine ausdrückliche Regelung 
hierüber. Nur § 415 der Reichsabgabenordnung und 
entsprechende Vorschriften einiger Nebengesetze 
enthalten eine ähnliche Regelung. Sie ist für den 
Entwurf erforderlich, da die Einziehung eine Maß-
nahme eigener Art neben dem Verfall ist und weil 
die Wirkung der rechtskräftigen Anordnung bei 
beiden Maßnahmen nicht übereinstimmen kann. 
Während beim Verfall die betroffenen Gegenstände 
nur auf den Staat übergehen, wenn sie dem Betrof-
fenen im Zeitpunkt der Rechtskraft zustehen (vgl. 
§ 112 mit Begründung), und Rechte Dritter bestehen 
bleiben, geschieht der Rechtsübergang bei der Ein-
ziehung von Gegenständen ohne Rücksicht auf die 
Person des Berechtigten. Rechte Dritter erlöschen. 
Der Rechtsübergang tritt also nicht nur dann ein, 
wenn der Täter den Gegenstand nach der An-
ordnung, aber vor Eintritt der Rechtskraft an einen 
Dritten veräußert hat, sondern auch, wenn die Ein-
ziehung auf § 113 Abs. 2 Nr. 1 oder in Verbindung 
mit dieser Vorschrift auf § 114 Nr. 1 gestützt ist, 
obwohl der Gegenstand zur Zeit der Tat einem Drit-
ten zustand. Da die Einziehung in der Regel auch 
Sicherungsaufgaben erfüllt, ist es gerechtfertigt, der 
Anordnung trotz der Rechte Dritter Wirkung zu ver-
leihen. Soweit die Einziehung aber zum Rechts-
verlust Dritter führt, sind diese nach § 119 Abs. 1 zu 
entschädigen, sofern die Entschädigungspflicht nicht 
nach § 119 Abs. 2 entfällt. 
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Absatz 2 entspricht § 112 Abs. 2 und soll die 
Durchführung der Anordnung sicherstellen. Danach 
wirkt die Anordnung der Einziehung vor der 
Rechtskraft als Veräußerungsverbot im Sinne des 
§ 136 BGB. Wird nach der Entscheidung des ersten 
Rechtszuges, durch die ein Gegenstand eingezogen 
worden ist, der Gegenstand veräußert und war die 
Einziehung zur Zeit der Entscheidung gerechtfertigt, 
so wird durch die Veräußerung die Zulässigkeit der 
Einziehung in einem höheren Rechtszuge nicht be-
rührt. Eine nach Absatz 2 unwirksame Veräußerung 
des eingezogenen Gegenstandes vor der Rechtskraft 
der Anordnung läßt auch keine Entschädigungs-
ansprüche nach § 119 Abs. 1 entstehen. Gutgläubige 
Erwerber, die nach § 135 Abs. 2 BGB geschützt sind, 
verlieren zwar mit der Rechtskraft der Entscheidung 
nach § 117 Abs. 1 das Eigentum an der eingezogenen 
Sache oder das sonstige Recht, sind aber nach § 119 
zu entschädigen. 

§ 118 
Selbständige Anordnung 

Die Vorschrift knüpft an § 42 und § 86 Abs. 4 
StGB an und verallgemeinert die Voraussetzungen 
der selbständigen Anordnung von Verfall, Einzie-
hung und Unbrauchbarmachung. Der kriminal-
politische Zweck, den der Entwurf bei der Einzie-
hung und der Unbrauchbarmachung, aber auch beim 
Verfall verfolgt, erfordert es, die Anordnung der 
Maßnahme auch dann zuzulassen, wenn wegen der 
Tat keine bestimmte Person verfolgt oder ver-
urteilt werden kann. Auch hier bringt der Entwurf 
aus Gründen der Vereinheitlichung und Verein-
fachung eine allgemeine Vorschrift. Sie soll zugleich 
für alle strafrechtlichen Nebengesetze gelten. In der 
Regel wird dort in der gleichen Weise wie bei der 
Einziehung nach dem Strafgesetzbuch das Bedürfnis 
für die Zulassung der selbständigen Anordnung be-
stehen. 

Durch die Fassung ist klargestellt, daß außer tat-
sächlichen auch rechtliche Hindernisse bei der Zu-
lässigkeit des selbständigen Verfahrens in Betracht 
kommen. Die Verfolgungsverjährung schließt aller-
dings nach § 127 Abs. 1 die selbständige Anordnung 
aus. Andererseits ist diese Anordnung durch Ab-
satz 2 auch zugelassen, wenn das Gericht von Strafe 
absieht. 

Die Anordnung in selbständigen Verfahren hängt 
davon ab, ob ihre Voraussetzungen „im übrigen" 
vorliegen, d. h. abgesehen von der fehlenden Mög-
lichkeit, eine bestimmte Person zu verfolgen oder 
zu verurteilen. Diese Voraussetzungen sind in den 
§§ 109, 113, 114, 116 sowie in den Einziehungsvor-
schriften des Besonderen Teils und der Neben-
gesetze enthalten. Danach setzt z. B. die selbständige 
Anordnung des Verfalls oder der Einziehung nach 
§ 109 oder § 113 eine Straftat voraus, während im 
Fall des § 116 eine rechtswidrige Tat ausreicht. 
Diese Unterscheidung ist wegen der besonderen 
Gefährlichkeit der Gegenstände, die durch § 116 be-
troffen werden, sinnvoll. Beim Verfall und bei der 
Einziehung nach § 116 andererseits ist die An-
ordnung, abgesehen von § 111 Abs. 1, dem Gericht 
zwingend vorgeschrieben, während die Anordnung 
nach § 113 in sein Ermessen gestellt ist. 

§§ 118, 119 
Absatz 2 erfüllt eine Forderung der Praxis. In 

nicht seltenen Fällen wird der Richter oder Staats-
anwalt bei der Entschließung über das Absehen von 
Strafe oder die Einstellung des Verfahrens im Rah-
men des sogenannten Opportunitätsprinzips (vgl. 
z. B. §§ 153 ff. StPO, §§ 45, 47 Jugendgerichtsgesetz) 
die Notwendigkeit einer Einziehung berücksichtigen. 
Die Zulässigkeit des objektiven Verfahrens befreit 
künftig von dieser Rücksicht in Fällen, in denen sie 
nicht angemessen ist. 

§ 119 
Entschädigung 

Das geltende Recht kennt keine allgemeine Vor-
schrift über die Entschädigung Dritter, also von 
Personen, die nicht Täter oder Teilnehmer sind und 
durch die Einziehung eine Sache oder ein Recht oder 
ein Recht an dem eingezogenen Gegenstand einge-
büßt haben. § 86 Abs. 2 StGB enthält eine Sonder-
regelung. Für das Recht der Ordnungswidrigkeiten 
ist die Entschädigung Dritter, denen ein Recht an 
dem eingezogenen Gegenstand zusteht, durch § 23 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ge-
regelt. Diese Vorschriften sind bei der Einziehung 
gegen Dritte, die auf Grund anderer Bestimmungen 
erfolgt, von der Rechtsprechung vielfach entspre-
chend angewendet worden. Ein Bedürfnis für eine 
allgemeine Regelung der Entschädigung ergibt sich 
aus der Eigentumsgarantie des Grundgesetzes. Die 
Einziehung, die sich gegen den Täter oder Teil-
nehmer richtet, ist keine Enteignung und führt des-
halb nicht zur Entschädigungspflicht nach Artikel 14 
Abs. 3 GG. Richtet sich die Maßnahme gegen einen 
Dritten, so ist sie ebenfalls keine Enteignung, wenn 
sie durch ein dem Dritten vorwerfbares Verhalten 
gerechtfertigt ist (§ 113 Abs. 2 Nr. 2, § 114 Nr. 2). 
Dasselbe gilt, wenn die Maßnahme vom Gesetz 
zwar allein aus Gründen des Allgemeinwohls zuge-
lassen ist (vgl. z. B. § 113 Abs. 2 Nr. 3 oder 4), aber 
damit nur die Grenzen des Eigentums im Sinne des 
Artikels 14 Abs. 1 Satz 2 GG bestimmt werden. 
Davon ausgehend bestimmt Absatz 1, daß der 
Dritte grundsätzlich unter Berücksichtigung des 
Verkehrswertes des Gegenstandes, den er durch die 
Einziehung oder Unbrauchbarmachung eingebußt 
hat, angemessen zu entschädigen ist. 

Absatz 2 enthält die Voraussetzungen, unter 
denen die Entschädigungspflicht entfällt. Die in den 
Nummern 1 und 2 genannten Gründe sind die 
gleichen wie die Voraussetzungen für die Einzie-
hung nach § 113 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a) und b). Die 
Gesichtspunkte, die in diesen Fällen die Einziehung 
rechtfertigen, schließen zugleich die Entschädigung 
aus. Nummer 3 knüpft an § 113 Abs. 2 Nr. 2 
Buchst. c) an und trifft in erster Linie die Fälle, in 
denen der Dritte im Zusammenspiel mit dem Täter 
den Gegenstand nach der Tat erworben hat, um die 
Einziehung oder ihre Vollstreckung zu vereiteln 
oder zu beeinträchtigen. Nummer 4 schließt die 
Entschädigung aus, wenn die Einziehung oder 
Unbrauchbarmachung keine Enteignung ist, weil es 
im konkreten Fall auch auf Grund anderer als straf-
rechtlicher Vorschriften zulässig gewesen wäre, dem 
Dritten den Gegenstand ohne Entschädigung zu ent-
ziehen. Mit dieser Anknüpfung an außerstrafrecht- 
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§ 120 
liche Gesetze beschreibt der Entwurf die Fälle, in 
denen das Gesetz die Grenzen des Eigentums fest-
setzt. Fälle dieser Art finden sich z. B. in § 200a in 
Verbindung mit § 200 der Reichsabgabenordnung, 
§ 51c in Verbindung mit § 51b des Branntwein-
monopolgesetzes. Die Polizeigesetze der Länder 
kennen die Sicherstellung von Gegenständen aus 
Präventivgründen, d. h. zum Schutze der Allgemein-
heit vor Gefahr oder zur Vermeidung der miß-
bräuchlichen Verwendung. In diesen Fällen ist unter 
gewissen Voraussetzungen auch die Entziehung des 
Eigentums oder die Vernichtung oder Unbrauchbar-
machung zulässig. Wird der Gegenstand im Rahmen 
der Entziehung veräußert, so ist der Erlös heraus-
zugeben oder er tritt an die Stelle des entzogenen 
Gegenstandes (vgl. z. B. §§ 6 bis 9, 26 bis 28, 38 
des Polizeigesetzes von Baden-Württemberg vom 
21. November 1955, GBl. S. 249; Art. 9 bis 12, 23 
bis 31, 56 des Bayerischen Polizeiaufgabengesetzes 
vom 16. Oktober 1954, GVBl. S. 237; §§ 9 bis 16, 
23 bis 27, 65 des Polizeiverwaltungsgesetzes von 
Rheinland-Pfalz vom 26. März 1954, GVBl. S. 31). 
Wenn auch die Herausgabe des Erlöses in vielen 
Fällen einer Entschädigung gleichkommen mag, so 
wird doch eine Entschädigung im technischen Sinne 
nicht gewährt. 

Die Entschädigungspflicht obliegt dem Staat, auf 
den nach § 117 das Eigentum an der Sache oder das 
Recht übergegangen ist. Der Entschädigungsanspruch 
wird nicht im Strafverfahren, sondern in dem Ver-
fahren geltend gemacht, das nach den Verfahrens-
gesetzen für die Entscheidung über öffentlich-recht-
liche Entschädigungsansprüche bestimmt ist. Einer 
Sonderregelung darüber im Entwurf bedarf es nicht. 

§ 120 

Sondervorschrift für Organe und Vertreter 

Wie bei den Vorschriften über den Verfall (§ 109 
Abs. 3) ist auch bei der Einziehung und Unbrauch-
barmachung eine Sonderregelung für das Handeln 
von Organen und Vertretern geboten. Soweit § 113 
Abs. 2 Nr. 1 und 2 und § 114 Nr. 1 an die Berechti-
gung des Täters oder Teilnehmers anknüpfen oder 
nach § 113 Abs. 2 Nr. 2, § 114 Nr. 2, § 116 Abs. 2 
und § 119 Abs. 2 das Handeln einer Person eine 
Rechtsfolge auslöst, bedarf der Anwendungsbereich 
der Vorschriften einer Ausdehnung für den Fall, 
daß diese Personen als Vertreter eines anderen ge-
handelt haben. Andernfalls entstünden Lücken oder 
Auslegungszweifel. So wäre z. B. ohne Sondervor-
schrift im Falle des § 113 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a) die 
Zulässigkeit der Einziehung zweifelhaft, wenn der-
jenige, dem die Gegenstände zur Zeit der Entschei-
dung gehören oder zustehen, eine juristische Person 
oder eine Personengesellschaft des Handelsrechts 
ist und ein vertretungsberechtigtes Organ oder ein 
Gesellschafter leichtfertig dazu beigetragen hat, daß 
der betroffene Gegenstand ein Mittel der Tat gewe-
sen ist. Unzulässig wäre es, eine Schrift einzuziehen, 
die in strafbarer Weise verbreitet worden ist, wenn 
der Täter als Vertreter, z. B. als Prokurist, eines an-
deren gehandelt hat und der Vertretene die Schrift 
im Besitz hat. Lücken dieser Art sind nicht erträg-
lich. Sie werden durch § 120 geschlossen. 

Absatz 1 erreicht, daß die Einziehung und die 
Versagung der Entschädigung gegenüber juristi-
schen Personen, nichtrechtsfähigen Vereinen und 
Personengesellschaften des  Handelsrechts zulässig 
ist, wenn ein vertretungsberechtigtes Organ oder 
dessen Mitglied, ein Vorstand oder dessen Mitglied 
oder ein vertretungsberechtigter Gesellschafter für 
den Vertretenen gehandelt hat. Die Handlungen, 
auf die es in den §§ 113, 114 und 119 ankommt, 
werden den Vertretenen zugerechnet, d. h. die Ver-
tretenen werden so behandelt, als hätten sie selbst 
als natürliche Personen die Handlung begangen. 
Die Ausdehnung auf gesetzliche Vertreter natür-
licher Personen und auf gewillkürte Vertreter ist 
hier — anders als beim Verfall — nicht zu recht-
fertigen. Durch die Anordnung des Verfalls soll die 
Abschöpfung eines Gewinns erreicht werden, der 
„ungerechtfertigt", d. h. durch eine strafbare Hand-
lung erlangt ist; diese Maßnahme ist deshalb bei 
Straftaten gesetzlicher und gewillkürter Vertreter 
auch dann gerechtfertigt, wenn sie den Vertretenen 
trifft. In den genannten Fällen der Einziehung und 
Unbrauchbarmachung würde diese Ausdehnung je-
doch zu einem Eingriff in das rechtmäßig bestehende 
Vermögen unbeteiligter Dritter führen und damit 
Unschuldige treffen. Es ist z. B. nicht sinnvoll, die 
Einziehung gegen ein minderjähriges Kind zuzu-
lassen, wenn dessen Vater oder Vormund Täter im 
Sinne des § 113 Abs. 2 Nr. 1 ist und der zur Bege-
hung der Tat benutzte Gegenstand dem Kind gehört. 
Nur bei juristischen Personen und bei Personenge-
meinschaften, die diesen gleichgesetzt werden kön-
nen, ist es gerechtfertigt, deren Vermögen so zu 
behandeln, als sei es das des tätig gewesenen Or-
gans oder vertretungsberechtigten Mitglieds. 

Absatz 2 enthält eine entsprechende Ausdeh-
nung für die Einziehung von Schriften und Darstel-
lungen nach § 116 Abs. 2. Für § 116 Abs. 1 ist sie 
nicht erforderlich, weil die Maßnahme nicht voraus-
setzt, daß die betroffenen Gegenstände sich im Be-
sitz des Täters oder Teilnehmers be finden. Bei § 116 
Abs. 2 hingegen ist es zur Vermeidung einer Lücke 
erforderlich, auch die Stücke zu erfassen, die der 
Vertretene besitzt oder die von ihm zur Verbrei-
tung bestimmt sind. Da bei der Maßnahme nach § 116 
Abs. 2 der Sicherungszweck überwiegt, ist es, anders 
als in den Fällen des § 120 Abs. 1, geboten, die Aus-
dehnung auch auf die gesetzlichen und gewillkürten 
Vertreter zu erstrecken. Andererseits kann unter 
den Voraussetzungen des § 119 in Fällen dieser Art 
die Entschädigungspflicht entstehen, z. B. wenn die 
Tat von einem gewillkürten Vertreter begangen ist 
und wenn der Vertretene die von der Einziehung 
betroffenen Gegenstände im Besitz hat, bei ihm aber 
die Voraussetzungen des § 119 Abs. 2 nicht vor-
liegen. 

Absatz 3 schreibt die Anwendung der Absätze 
1 und 2 auch für den Fall vor, daß die Rechtshand-
lung, welche die Vertretungsbefugnis der im einzel-
nen genannten Organe und Vertreter begründen 
sollte, unwirksam ist. Die Gründe für diese Erwei-
terung des Anwendungsbereichs sind in den Bemer-
kungen zu § 14 dargelegt. 
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Vierter Abschnitt 
STRAFANTRAG, ERMÄCHTIGUNG, 

STRAFVERLANGEN 

Es gibt Straftaten, die ihrer Art nach die Inter-
essen des Verletzten starker berühren als die Be-
lange der Allgemeinheit. Wenn in solchen Fällen 
der Verletzte die Strafverfolgung nicht wünscht, 
etwa weil er von der Durchführung eines Strafver-
fahrens erhebliche zusätzliche Nachteile befürchtet 
oder weil er sich mit dem Täter versöhnt oder mit 
ihm einen Vergleich abgeschlossen hat, so ist es 
gerechtfertigt, das Interesse der Allgemeinheit an 
der Verfolgung strafbarer Handlungen zurücktreten 
zu lassen. Die Strafverfolgung wird in diesen Fällen 
— ebenso wie nach dem geltenden Recht — davon 
abhängig gemacht, daß sie der Verletzte wünscht. 
Die verfahrensrechtliche Erklärung, von der dann 
die Strafverfolgung abhängig ist, wird in den mei-
sten Bestimmungen als Strafantrag bezeichnet (vgl. 
z. B. § 180). Bei der Verletzung von Staatsorganen 
oder des Staates spricht der Entwurf von einer Er-
mächtigung zur Strafverfolgung (vgl. § 377 Abs. 5, 
§ 379 Abs. 2, § 385 Abs. 3, § 415 Abs. 3, § 475 Abs. 2) ; 
die Erklärung einer ausländischen oder einer über-
oder zwischenstaatlichen Einrichtung wird als Straf-
verlangen bezeichnet (vgl. § 484 Abs. 4). 

Daß diese Regelungen, die Verfahrensvorausset-
zungen betreffen, nicht in die Strafprozeßordnung 
verwiesen, sondern jeweils mit den materiellen 
Strafbestimmungen verbunden werden, hat seinen 
Grund darin, daß beide eng zusammenhängen und 
zusammengehören. Durch die äußere Verbindung 
beider Regelungen erhalten die in Betracht kommen-
den Tatbestände sichtbar das Gepräge einer in 
erster Linie den Schutz des Verletzten dienenden 
Strafbestimmung. Der Entwurf hält an dem in Wis-
senschaft und Rechtsprechung anerkannten Grund-
satz fest, daß eine sachliche Teilung des 
Strafantrags möglich ist. Daher kann der Straf-
antrag beispielsweise auf einen von mehreren recht-
lichen Gesichtspunkten beschränkt werden, wenn 
eine Straftat mehrere Strafgesetze, die für die Ver-
folgung einen Strafantrag voraussetzen, verletzt. 
Das gleiche gilt hinsichtlich der persönliche n 
Teilbarkeit des Strafantrages. Der frühere 
Grundsatz der persönlichen Unteilbarkeit des Straf-
antrags ist durch Artikel 3 der Strafrechtsanglei-
chungsverordnung vom 29. Mai 1943 (Reichsgesetz-
blatt I S. 339) beseitigt worden; hieran hat das gel-
tende Recht festgehalten. Der Entwurf übernimmt 
diese Regelung ebenfalls, weil sie dem Leitgedanken 
entspricht, der dem Antragserfordernis zugrunde 
liegt: Der Verletzte soll ein möglichst weitgehendes 
Verfügungsrecht in der Frage der Strafverfolgung 
erhalten. Es wäre unbillig, wollte man es ihm un-
möglich machen, von mehreren Tätern denjenigen 
von der Strafverfolgung freizustellen, der ihm aus-
reichend außergerichtliche Genugtuung gewährt hat. 
Hinzukommt, daß auch im Privatklageverfahren, 
das bei den meisten Antragsdelikten zulässig ist 
(vgl. § 374 StPO), der Privatkläger die Privatklage 
auf einen von mehreren Tätern oder an der Tat 
Beteiligten beschränken kann. Das Strafverfahren 
wegen einer von Amts wegen zu verfolgenden Tat 
richtet sich gegen die der Tat oder der Beteiligung 

§ 121 

an der Tat Verdächtigen. Bei Antragsdelikten ist die 
Strafverfolgung jedoch unzulässig, wenn und soweit 
es an einem Strafantrag fehlt. Sofern also die Aus-
legung des Strafantrags nicht ergibt, daß der Ver-
letzte die Verfolgung der Tat unter allen rechtlichen 
Gesichtspunkten und gegen alle Täter und Beteiligte 
wünscht, ist das Verfahren bei Antragsdelikten in. 
sachlicher und persönlicher Hinsicht nur soweit zu-
lässig, als der Strafantrag den Weg dafür eindeutig 
freimacht. Diese Grundsätze gelten auch für die 
Ermächtigung zur Strafverfolgung und das Strafver-
langen. 

Die erste Bestimmung des 4. Abschnitts, § 121, 
regelt die Frage, wer antragsberechtigt ist, wenn das 
Gesetz in Zusammenhang mit der Strafnorm nichts 
anderes bestimmt. Dabei bringt der Entwurf insbe-
sondere eine im bisherigen Recht nicht bekannte 
Vorschrift, die den Übergang des Antragsrechts auf 
nächste Angehörige beim Tod des Verletzten vor-
sieht. Dann folgt in § 122 eine Regelung darüber, 
wer antragsberechtigt ist, wenn die Tat auf Antrag 
des Dienstvorgesetzten verfolgbar ist. Die beiden 
hierauf folgenden Vorschriften bestimmen die Frist, 
innerhalb deren der Antrag zu stellen ist (§§ 123, 
124). Dabei verallgemeinert § 124 für wechselseitig 
begangene Taten, die miteinander in Zusammen-
hang stehen und nur auf Antrag verfolgbar sind, die 
Regelung, die das bisherige Recht nur für die Fälle 
der wechselseitigen Beleidigungen und Körperver-
letzungen kennt (vgl. §§ 198, 232 Abs. 3 StGB). § 125 
behandelt die Zurücknahme des Strafantrags. Dabei 
wird — entsprechend dem bereits erwähnten Über-
gang  des Antragsrechts — für den Fall des Todes 
des Antragstellers vorgesehen, daß die Rücknahme-
befugnis auf die nächsten Angehörigen übergeht. 
Von einer ausdrücklichen Vorschrift darüber, daß 
auf den Strafantrag vor Ablauf der Antragsfrist 
verzichtet werden kann, sieht der Entwurf ab, weil 
diese Frage, wie bisher, der Rechtsprechung über-
lassen bleiben kann. § 126 schließlich erklärt den 
§ 121 (Antragsberechtigte) und den § 125 (Zurück-
nahme des Antrags) für entsprechend anwendbar, 
wenn die Tat nur mit Ermächtigung oder auf Straf-
verlangen verfolgbar ist. 

§ 121 
Antragsberechtigte 

Manche Strafbestimmungen des Besonderen Teils 
oder des Nebenstrafrechts, nach denen die Tat nur 
auf Antrag verfolgt wird, regeln die Frage, wer an-
tragsberechtigt ist, selbständig (vgl. z. B. § 471 Abs. 2, 
§ 473 Abs. 4). Meist beschränken sich die Strafvor-
schriften aber darauf zu bestimmen, daß die Tat nur 
auf Antrag verfolgt wird. In diesen Fällen greift 
Absatz 1 ein, wonach der Verletzte den Antrag 
stellen kann. Die gleiche Regelung gilt schon gegen-
wärtig (vgl. §§ 61, 65 StGB). Der Verletzte ist aber 
nur insoweit antragsberechtigt, als das Gesetz nichts 
anderes bestimmt. Die allgemeine Regelung des Ab-
satzes 1 kann daher in einzelnen Strafbestimmungen 
geändert oder auch durch Sonderregelungen für be-
stimmte Fälle ergänzt werden, wie es z. B. in § 153 
Abs. 1, 3 vorgesehen ist. Wie der Begriff des Ver-
letzten im Strafantragsrecht abzugrenzen ist, kann 
— wie bisher — der Rechtsprechung überlassen 
bleiben. 
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§ 122 
Das geltende Recht läßt das an die Person ge-

bundene Antragsrecht nicht auf Angehörige oder 
Erben übergehen, wenn der ursprünglich Berechtigte 
stirbt. Daran hält auch der Entwurf im Grundsatz 
fest. Daß das Antragsrecht des Dienstvorgesetzten 
(vgl. § 122) oder des Leiters einer Behörde (vgl. 
§ 473 Abs. 4) bei dessen Ausscheiden aus seiner 
Stellung auf einen anderen übergeht, liegt in der 
Natur der Sache; denn hier handelt es sich nicht 
um Antragsrechte, die an eine bestimmte Person 
gebunden sind. Eine Regelung, wonach wenigstens 
in bestimmten Fällen auch das persönliche Antrags-
recht auf Angehörige übergeht, wird schon durch 
den Gedanken nahegelegt, welcher der Strafvor-
schrift über die Verunglimpfung des Andenkens 
Verstorbener (vgl. §§ 177, 180 Abs. 2) zugrunde liegt. 
Auch eine Reihe ausländischer Rechtssysteme läßt 
das Antragsrecht bei dem Tod des Antragsberech-
tigten auf dessen Angehörige übergehen. So sieht 
auch Absatz 2 in den Fällen, die in einzelnen 
Straftatbeständen ausdrücklich bestimmt sind, einen 
Übergang des persönlichen Antragsrechts auf An-
gehörige vor. Solche Bestimmungen sind insbeson-
dere in § 180 Abs. 1 Satz 2 für die Fälle der Belei-
digung und in § 182 Abs. 3 Satz 2, § 183 Abs. 5 
Satz 2, § 184 Abs. 3 Satz 2, § 185 Abs. 6 Satz 2, § 186 
Abs. 2 für andere Angriffe auf höchstpersönliche 
Rechtsgüter getroffen. § 121 Abs. 2 enthält aber die 
bedeutsame Einschränkung, daß nur das noch nicht 
erloschene Antragsrecht des Verletzten bei dessen 
Tod auf die Angehörigen übergeht. Ein Übergang 
des Antragsrechts anderer Antragsberechtigter bei 
deren Tod ist dagegen nicht vorgesehen. 

Der Kreis der Familienangehörigen, auf den das 
Antragsrecht nach Absatz 2 übergehen kann, ist 
ähnlich abgegrenzt wie der Personenkreis, der nach 
dem geltenden Recht befugt ist, bei Verunglimpfung 
des Andenkens Verstorbener Strafantrag zu stellen 
(§ 189 Abs. 2 StGB), beim Tode des Privatklägers 
die Fortsetzung des Privatklageverfahrens zu bean-
tragen (§ 393 Abs. 2 StPO) oder im Falle der Tötung 
eines Angehörigen sich der erhobenen öffentlichen 
Klage als Nebenkläger anzuschließen (§ 395 Abs. 2 
Nr. 1 StPO). Jedoch bezieht Absatz 2 — ebenso wie 
§ 180 Abs. 2 — in diesen Kreis auch die Enkel ein. 
Außerdem werden die Angehörigen in drei Gruppen 
eingeteilt. Zunächst geht das Antragsrecht beim 
Tode des Verletzten auf die Angehörigen der ersten 
Gruppe, also auf den Ehegatten und die Kinder 
über, von denen jeder den Antrag selbständig stel-
len kann (Absatz 4). Dabei geht der Entwurf davon 
aus, daß bei dem Ehegatten und bei den Kindern 
eine gewisse Gewähr dafür besteht, daß das An-
tragsrecht entsprechend dem wirklichen oder mut-
maßlichen Willen des Verstorbenen ausgeübt wird. 
Auch werden der Ehegatte und die Kinder häufig 
von der Straftat in stärkerem Maße mittelbar be-
troffen sein als die Angehörigen der zweiten Gruppe 
— die Eltern — oder die Angehörigen der dritten 
Gruppe — die Geschwister und die Enkel —. Daher 
geht das Antragsrecht auf clie Angehörigen der 
nachgeordneten Gruppen nur über, soweit die vor-
angegangene Gruppe ausscheidet. 

Die Sätze 3 und 4 des Absatzes 2 sehen Ausnah-
men von dem Übergang des Antragsrechts vor. Nach 

Satz 3 scheidet ein einzelner Angehöriger bei dem 
Übergang des Antragsrechts aus, wenn er an der 
Tat als Täter oder Teilnehmer beteiligt war. Satz 4 
schließt den Übergang des Antragsrechts auf die 
Angehörigen, auch wenn er vom Gesetz vorgesehen 
ist, für den Fall völlig aus, daß die Verfolgung der 
Straftat dem erklärten Willen des Verletzten wider-
spricht. In diesem Fall soll das Antragsrecht späte-
stens mit dem Tod des Verletzten erlöschen. Die 
Voraussetzungen der Sätze 3 und 4 müssen erfor-
derlichenfalls von Amts wegen geklärt werden, 
sobald Anhaltspunkte vorliegen, die auf eine der-
artige Möglichkeit hindeuten. Der „erklärte" Wille 
des Verletzten, die Tat solle nicht verfolgt werden, 
kann sich aus einer schriftlichen oder auch einer 
mündlichen Äußerung ergeben; sogar eine still-
schweigende Erklärung kann genügen. 

Absatz 3 knüpft weitgehend an das bisherige 
Recht an; jedoch gilt seine Regelung im Gegensatz 
zu § 65 StGB nicht nur für Geschäftsunfähige und 
für Minderjährige, sondern auch für beschränkt Ge-
schäftsfähige jeden Alters. Das Antragsrecht wird 
in den Fällen des Absatzes 3, gleichviel, ob es in 
der Person des Geschäftsunfähigen oder des be-
schränkt Geschäftsfähigen entstanden oder auf diesen 
nach Absatz 2 übergegangen ist, von demjenigen 
ausgeübt, der gesetzlicher Vertreter des Antrags-
berechtigten in persönlichen Angelegenheiten ist. 
Dies gilt auch dann, wenn sich die Straftat nur 
gegen das Vermögen des Antragsberechtigten 
richtet. Den Strafantrag kann ferner derjenige stellen, 
dem die Sorge für die Person des Antragsberechtig-
ten zusteht. Für die Auslegung der in Absatz 3 ver-
wendeten zivilrechtlichen Begriffe ist das bürger-
liche Recht maßgebend. Stirbt der geschäftsunfähige 
oder beschränkt geschäftsfähige Antragsberechtigte, 
so endet die Antragsbefugnis des gesetzlichen Ver-
treters und des Sorgeberechtigten. Ist der Antrags-
berechtigte jedoch Verletzter, so gilt Absatz 2, d. h. 
sein Antragsrecht geht bei seinem Tod nach der 
dort vorgesehenen Regelung auf seine Angehörigen 
über. 

Absatz 4 enthält einen wichtigen Grundsatz des 
Strafantragsrechts: Sind mehrere antragsberechtigt, 
so kann jeder den Antrag selbständig stellen. Ent-
sprechendes gilt für die Ermächtigung zur Strafver-
folgung und das Strafverlangen (§ 126). 

§ 122 
Antrag des Dienstvorgesetzten 

In einer Reihe von Fällen, in denen die Tat von 
einem Amtsträger, einem für den öffentlichen Dienst 
besonders Verpflichteten oder einem Soldaten oder 
gegen eine solche Person begangen worden ist, 
sieht der Entwurf vor, daß die Tat auf Antrag des 
Dienstvorgesetzten verfolgbar ist. Zur ersten Gruppe 
gehören z. B. der Bruch des Dienstgeheimnisses 
(§ 471) und des Steuergeheimnisses (§ 473), zur 
zweiten Gruppe § 153 Abs. 2, § 180 Abs. 3. Für diese 
Fälle trifft § 122 eine nähere Regelung der Frage, 
wer den Antrag stellen kann. 

Wer im Sinne des Absatzes 1 Dienstvorge-
setzter ist, bestimmt sich nach den maßgebenden 
dienstrechtlichen Vorschriften und dem Behörden-
aufbau. Für Bundesbeamte ist § 3 Abs. 2 Satz 1 des 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 	 Drucksache 2150  

Bundesbeamtengesetzes i. d. F. vom 18. September 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1338) maßgebend. Aus der 
Formulierung des Satzes 1 folgt, daß neben dem 
unmittelbaren Dienstvorgesetzten auch ein höherer 
Vorgesetzter den Strafantrag stellen kann. Voraus-
setzung ist, daß er „zur Zeit der Tat" Dienstvor-
gesetzter war. Welchen Einfluß auf die Antrags-
berechtigung eine Änderung in den Unterstellungs-
verhältnissen hat, ergeben die Sätze 2 und 3. Schei-
det der Dienstvorgesetzte — z. B. infolge Versetzung 
oder Entlassung — aus seiner Stellung aus, so ist 
der Dienstnachfolger antragsberechtigt. Scheidet da-
gegen der Täter nach der Tat aus seiner Stellung 
aus, so bleibt das Antragsrecht des letzten Dienst-
vorgesetzten bestehen. 

Absatz 2 bestimmt in seinem Satz 1, daß bei 
Berufsrichtern an Stelle des Dienstvorgesetzten der-
jenige antragsberechtigt ist, der die Dienstaufsicht 
über den Richter führt. Dieser Regelung bedarf es, 
weil die Berufsrichter einen Dienstvorgesetzten im 
beamtenrechtlichen Sinne nicht haben, soweit sie 
die rechtsprechende Gewalt ausüben. Satz 2 stellt 
klar, daß bei Soldaten der Bundeswehr der Diszi-
plinarvorgesetzte im Sinne des § 1 Abs. 5 des Sol-
datengesetzes vom 19. März 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 114) antragsberechtigt ist. 

Absatz 3 regelt die Antragstellung in den Fällen, 
in denen ein Amtsträger oder ein für den öffent-
lichen Dienst besonders Verpflichteter keinen Dienst-
vorgesetzten hat oder gehabt hat. Das ist z. B. bei 
ehrenamtlichen Beisitzern der Gerichte in Ausübung 
der richterlichen Tätigkeit der Fall. Das Antrags-
recht steht hier der Dienststelle zu, für die der 
Amtsträger oder der Verpflichtete tätig war. Das 
kann naturgemäß nicht gelten, wenn der Amtsträger 
oder der Verpflichtete selbst diese Dienststelle leitet. 
Daher bestimmt Satz 2, daß in einem solchen Fall 
die staatliche Aufsichtsbehörde antragsberechtigt ist. 

Absatz 4 ist notwendig, weil die Mitglieder der 
Bundesregierung oder einer Landesregierung in 
dieser Eigenschaft keinen Dienstvorgesetzten haben. 
Das Antragsrecht steht bei Regierungsmitgliedern 
der Regierung als solcher zu. Der Beschluß, einen 
Strafantrag zu stellen, setzt eine Mehrheit der Stim-
men voraus, wobei die allgemeine Regelung für die 
Beschlußfassung des betreffenden Kabinetts maß-
gebend ist. Die Entschließung wird von der Regie-
rung in der Zusammensetzung gefaßt, die das Kabi-
nett zur Zeit der Beschlußfassung hat. Dies gilt — 
entsprechend dem auch in Absatz 1 Satz 2 enthal-
tenen Grundgedanken — sogar für den Fall, daß 
die Regierung nach der Tat völlig anders besetzt 
worden ist. 

§ 123 
Antragsfrist 

Nach Absatz 1 beträgt die Antragsfrist, ent-
sprechend dem geltenden Recht, drei Monate. Da 
der Strafantrag nicht notwendig bei einem Gericht 
zu stellen ist (vgl. § 158 StPO), kann gegen die 
Versäumung der Antragsfrist die Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand nach den Vorschriften der 
Strafprozeßordnung (§§ 44 ff. StPO) nicht verlangt 
werden. Die Antragsfrist ist jedoch keine absolute 
Ausschlußfrist in dem Sinne, daß der Antrag nach  

§ 123 
ihrem Ablauf für den Antragsberechtigten schlecht-
hin ausgeschlossen wäre. Der Strafantrag würde 
durch den Fristablauf vielmehr nur dann unzulässig, 
wenn es der Antragsberechtigte „unterläßt", den 
Antrag fristgemäß zu stellen. Hierdurch wird der 
Praxis die Möglichkeit belassen, im Anschluß an die 
bisherige Rechtsprechung zu § 61 StGB in Fällen, in 
denen der Berechtigte aus besonderen Gründen tat-
sächlich oder rechtlich nicht in der Lage war, den 
Antrag rechtzeitig zu stellen, unter eng begrenzten 
Voraussetzungen eine Versäumnis der Frist zu ver-
neinen. 

Absatz 2 regelt den Fristbeginn. Wie nach dem 
geltenden Recht soll auch künftig die Frist beginnen, 
wenn der Antragsberechtigte von der Tat und der 
Person des Täters Kenntnis erlangt. Während nach 
§ 61 StGB die Antragsfrist „mit dem Tage" der 
Kenntniserlangung beginnt, läßt sie der Entwurf 
erst mit dem Ablauf dieses Tages beginnen. So 
steht dem Antragsberechtigten die Dreimonatsfrist 
voll zur Verfügung. Die vorgesehene Regelung ent-
spricht zudem den Fristvorschriften des § 187 Abs. 1 
BGB. Würde die Frist an einem Sonntag oder an 
einem Feiertag enden, so endet sie erst mit Ablauf 
des darauf folgenden Werktages. Der Entwurf hält 
eine ausdrückliche Regelung dieser mehr techni-
schen Einzelheit für entbehrlich. Denn die Frage ist 
in dem erwähnten Sinn nicht nur in § 43 StPO, 
sondern auch in § 193 BGB geregelt, der nach § 186 
BGB auf alle in Gesetzen enthaltenen Fristbestim-
mungen Anwendung findet. Von der Tat hat der 
Verletzte Kenntnis, wenn er von dem Vorgang in 
seinen wesentlichen Teilen erfährt. Der Begriff 
„Täter" ist hier nicht etwa im eng technischen Sinn 
des § 29 zu verstehen. Er bezeichnet vielmehr jeden, 
der in irgendeiner Form an der Tat beteiligt ist, 
wie auch der Wortlaut des Absatzes 3 zeigt. Satz 2 
des Absatzes 2 will Zweifelsfragen klären, die im 
geltenden Recht entstanden sind. Die Regelung ist 
für die Fristenberechnung in den Fällen des Ehe-
bruchs (§ 193 Abs. 2) und des Ehebetrugs (§ 195 
Abs. 3) bedeutsam. 

Absatz 3 klärt die Fragen, die entstehen, wenn 
im Einzelfall mehrere Personen antragsberechtigt 
sind, die nicht zur selben Zeit Kenntnis von der Tat 
und der Person des Täters erlangen, oder wenn 
mehrere Personen an der Tat beteiligt sind. In 
beiden Fällen gilt der Grundsatz, daß jede Frist 
gesondert läuft. Die Regel, daß die Frist für mehrere 
Antragsberechtigte gesondert zu berechnen ist, gilt 
nach dem klaren Wortlaut des Absatzes 3 auch 
dann, wenn mehrere Dienstvorgesetzte antragsbe-
rechtigt sind (§ 122). Bei dem Antrag der Bundes-
regierung oder einer Landesregierung (§ 122 Abs. 4) 
kommt es auf die Kenntnis der betreffenden Re-
gierung an. Daß bei Beteiligung mehrerer an der 
Tat die Frist für den Strafantrag gegen jeden ein-
zelnen Beteiligten selbständig läuft, hängt mit dem 
Grundsatz der persönlichen Teilbarkeit des Straf-
antrags zusammen (vgl. Absatz 2 der Vorbemerkung 
zu diesem Abschnitt). Mit diesem Grundsatz wäre 
es nicht vereinbar, wenn man eine einheitlich zu 
berechnende Frist vorsähe, die hinsichtlich aller Be-
teiligten gleichzeitig beginnen und gleichzeitig 
enden würde. 
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§§ 124, 125 
Absatz 4 sieht einige notwendige Abweichungen 

von den Grundsätzen der Absätze 1 und 2 für den 
Fall vor, daß das Antragsrecht durch den Tod des 
Verletzten auf Angehörige übergeht. Die erste Ab-
weichung besteht darin, daß den antragsberechtig-
ten Angehörigen stets eine neue, mit dem Tod des 
Verletzten beginnende Frist von drei Monaten zur 
Verfügung steht, auch wenn sie schon vorher von 
der Tat und der Person des Täters erfahren hatten. 
Erlangt ein antragsberechtigter Angehöriger diese 
Kenntnis aber erst nach dem Tod des Verletzten, so 
beginnt die Dreimonatsfrist für ihn erst mit dem 
darauf folgenden Tag. Die Anwendung der allge-
meinen Bestimmungen der Absätze 1 bis 3 würde 
jedoch bezüglich des Endes der Antragsfrist unter 
Umständen zu Ergebnissen führen, die mit dem 
Wesen des Antragsdeliktes nicht vereinbar wären. 
Bei einer größeren Zahl von Antragsberechtigten 
könnte sich der Ablauf der Frist in unangemessener 
Weise hinausschieben, dies insbesondere, wenn ein 
antragsberechtigter Hinterbliebener längere Zeit ab-
wesend oder im Ausland ist. Auch durch den Über-
gang des Antragsrechts von einer Angehörigen-
gruppe auf die andere könnte sich das Ende der 
Antragsfrist allzulange verschieben. Nach dem Ent-
wurf soll daher die Antragsfrist in jedem Falle 
spätestens sechs Monate nach dem Tod des Ver-
letzten enden, gleichviel, ob und wann die einzelnen 
Berechtigten von der Tat und der Person des Täters 
Kenntnis erlangt haben. Dadurch wird eine sonst 
unter Umständen jahrelang sich hinziehende Unge-
wißheit über die Verfolgbarkeit einer Tat beseitigt. 

§ 124 
Wechselseitig begangene Taten 

Diese Vorschrift verallgemeinert mit gewissen 
Abwandlungen die Grundsätze, die das bisherige 
Recht für die beiden Fälle der wechselseitig began-
genen Beleidigung und Körperverletzung vorsieht 
(§§ 198, 232 Abs. 3 StGB). Die bisherige Beschrän-
kung auf diese beiden Tatbestände ist willkürlich, 
da der Grundgedanke auch auf andere Antrags-
delikte zutrifft, die wechselseitig begangen werden. 
Die Fassung des § 124 deckt insbesondere auch den 
Fall, daß eine Beleidigung mit einer Körperver-
letzung erwidert wird oder umgekehrt. Daneben 
gilt die Vorschrift aber auch für alle anderen Fälle, 
bei denen mehrere Antragsdelikte im Verhältnis 
der Wechselseitigkeit stehen, etwa wenn einer Sach-
beschädigung eine Körperverletzung oder eine Be-
leidigung nachfolgt. 

Im Gegensatz zum bisherigen Recht setzt die vor-
gesehene Veränderung der Antragsfrist ausdrück-
lich voraus, daß die wechselseitig begangenen Taten 
miteinander in Zusammenhang stehen. Dabei ist 
jedenfalls an einen Zusammenhang tatsächlicher Art 
zu denken; im übrigen kann die Auslegung des 
Begriffs der Rechtsprechung überlassen bleiben. 
Satz 1 führt unter Umständen zu einer Verkürzung 
der regelmäßigen Antragsfrist. Er verfolgt das An-
liegen, einer isolierten Betrachtung und Ahndung 
von Taten entgegenzuwirken, die einen einheit-
lichen Ursprung haben oder von denen die eine aus 
der anderen erwachsen ist und die daher einzeln oft 
nicht abschließend gewürdigt werden können. Satz 2 

bedeutet im Ergebnis eine Verlängerung der An-
tragsfrist. Er läßt jedoch ein anderes als durch Frist-
ablauf — z. B. durch Verzicht oder durch Zurück-
nahme — erloschenes Antragsrecht nicht wiederauf-
leben. Sein Zweck besteht vielmehr nur darin, dem-
jenigen Antragsberechtigten die Nachholung des 
Strafantrags zu ermöglichen, der die Antragsfrist in 
der Erwartung hat verstreichen lassen, auch der 
andere Teil werde wegen der gegen ihn gerichteten 
Straftat einen Strafantrag nicht stellen. 

§ 125 
Zurücknahme des Antrags 

Während das Reichsstrafgesetzbuch in seiner ur-
sprünglichen Fassung eine Zurücknahme des Straf-
antrags bei allen Antragsdelikten bis zur Verkün-
dung eines auf Strafe lautenden Erkenntnisses zu-
ließ, beschränkte das Änderungsgesetz vom 26. Fe-
bruar 1876 (Reichsgesetzbl. S. 25) die Zurücknehm-
barkeit auf solche Tatbestände, bei denen eine Zu-
rücknahme ausdrücklich im Gesetz vorgesehen ist 
(§ 64 StGB). Nach Absatz 1 Satz 1 des § 125 kehrt 
der Entwurf im Grundsatz wieder zu der ursprüng-
lichen Regelung zurück. Das Antragsrecht bezweckt, 
dem Verletzten ein möglichst weitgehendes Ver-
fügungsrecht in der Frage der Durchführung eines 
Strafverfahrens einzuräumen, wie in der Vorbemer-
kung zu diesem Abschnitt ausgeführt worden ist. 
Diesem Leitgedanken entspricht die grundsätzliche 
Zurücknehmbarkeit des Strafantrags. Auch prak-
tische Gründe sprechen für diese Lösung; denn die 
Möglichkeit der Zurücknahme des Strafantrags er-
leichtert oft auch die Befriedung des Verhältnisses 
unter den Beteiligten. In Absatz 1 Satz 1 ist der 
Grundsatz der Zurücknehmbarkeit zwar durch den 
Zusatz „soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt" 
eingeschränkt. Im Besonderen Teil des Entwurfs ist 
aber eine solche Bestimmung nicht vorgesehen. Die 
Einschränkung hat daher nur Bedeutung für gel-
tende und künftige nebenstrafrechtliche Bestimmun-
gen, in denen die Zurücknahme des Strafantrags 
ausgeschlossen wird. 

Aus dem Grundsatz der Teilbarkeit des Straf-
antrags (vgl. die Vorbemerkung zu diesem Ab-
schnitt) folgt, daß ein in sachlicher und persönlicher 
Hinsicht unbeschränkt gestellter Strafantrag durch 
teilweise Zurücknahme nachträglich in sachlicher 
oder persönlicher Hinsicht beschränkt werden kann, 
ohne daß es hierfür einer ausdrücklichen Bestim-
mung bedarf. Haben mehrere Antragsberechtigte 
wegen derselben Tat Strafantrag gestellt (vgl. § 121 
Abs. 4, § 123 Abs. 3), so folgt aus der Selbständig-
keit dieser Anträge, daß die Zurücknahme des einen 
Antrags die Verfolgung der Tat auf Grund des 
anderen Antrags nicht hindert. Hat ein Antrags-
berechtigter seinen Antrag zurückgenommen, so 
kann das hierdurch entstandene Verfahrenshinder-
nis dadurch wieder beseitigt werden, daß ein an-
derer Berechtigter einen noch zulässigen Strafantrag 
stellt. 

Der Grundsatz der freien Zurücknehmbarkeit des 
Strafantrags muß allerdings seine Grenze dort fin-
den, wo die Zurücknahme mit der Würde und der 
Aufgabe der Strafrechtspflege nicht mehr vereinbar 
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wäre. Aus diesem Grunde bestimmt Satz 2 des Ab-
satzes 1, daß die Zurücknahme nur bis zur Verkün-
dung einer verurteilenden Entscheidung erklärt 
werden kann. Unter einer solchen Entscheidung ist 
nicht nur das im geltenden Recht (§ 64 StGB) allein 
erwähnte „auf Strafe lautende Urteil" zu verstehen, 
sondern jedes richterliche Erkenntnis, das nicht auf 
Freisprechung oder Einstellung des Verfahrens 
lautet. Gemeint sind also zunächst alle Entschei-
dungen, durch die der Angeklagte einer Straftat 
schuldig gesprochen wird, unabhängig davon, 
welche Rechtsfolgen hieran geknüpft werden. Eine 
verurteilende Entscheidung liegt aber auch dann 
vor, wenn von Strafe abgesehen oder wenn auf 
Grund des Jugendgerichtsgesetzes gegen den Ange-
klagten mit dem Schuldspruch eine Erziehungsmaß-
regel angeordnet oder ein Zuchtmittel verhängt 
wird. Nicht anders ist es, wenn in einem Urteil die 
Schuld festgestellt und die Entscheidung über die 
Verhängung der Jugendstrafe ausgesetzt wird. Ver-
urteilende Entscheidung im Sinne des Absatzes 1 
Satz 2 ist auch eine Entscheidung, in der nur eine 
Maßregel der Besserung und Sicherung angeordnet 
wird. In welchem Rechtszug es zu der verurteilen-
den Entscheidung kommt, ist unerheblich. Satz 3 
des Absatzes 1 stellt klar, daß das Antragsrecht 
durch die Zurücknahme des Strafantrags verbraucht 
wird und erlischt, daß der Strafantrag also nach der 
Zurücknahme wegen derselben Tat und gegen den-
selben Täter nicht nochmals gestellt werden kann. 

Für den Fall, daß der Verletzte oder der im Falle 
seines Todes Berechtigte, nachdem er den Antrag 
gestellt hat, stirbt, sieht Absatz 2 den Übergang 
des Rechts zur Zurücknahme des Strafantrags auf 
die Angehörigen des Verletzten vor. Der Kreis der 
Angehörigen, auf die dieses Recht übergeht, und 
seine Einteilung in Ranggruppen, entspricht der 
Regelung des § 121 Abs. 2. Es kann also ein An-
gehöriger den Strafantrag nur dann zurücknehmen, 
wenn keine Angehörigen der vorangehenden Rang-
gruppe vorhanden sind. Auf diese Weise wird ver-
hindert, daß der auf Strafverfolgung gerichtete Wille 
eines nahen Angehörigen durch die Rücknahme-
erklärung eines anderen, der einer nachgeordneten 
Gruppe angehört, unwirksam gemacht wird, oder 
gar, daß ein ferner stehender Angehöriger den vom 
Verletzten selbst noch gestellten Antrag gegen den 
Willen eines näher stehenden Angehörigen, etwa 
des Ehegatten, zurücknimmt. Wenn das Recht zur 
Stellung eines Strafantrags nach § 121 Abs. 2 auf 
die Angehörigen einer Ranggruppe übergegangen 
ist, können sie das Strafverfahren nur dadurch ver-
hindern, daß keiner von ihnen Strafantrag stellt. 
Damit hängt es zusammen, daß § 125 Abs. 2 Satz 2 
mehreren Angehörigen des gleichen Ranges das 
Recht, den von dem Verstorbenen gestellten An-
trag zurückzunehmen, nur zur gemeinsamen Aus-
übung verleiht; sie sollen das auf diesem Straf-
antrag beruhende Verfahren nur gesamthänderisch, 
nämlich durch gemeinsame Rücknahmeerklärung 
hindern können. Auf denjenigen, der an der Tat 
beteiligt war, geht das Recht zur Zurücknahme des 
Strafantrags nicht mit über. Er kann nach Satz 3 
des Absatzes 2 den Antrag nicht zurücknehmen. Es  

§ 126, vor § 127 
bedarf auch nicht seiner Mitwirkung zur Zurück-
nahme des Antrags, wenn er an sich mit anderen 
Angehörigen zur selben Ranggruppe gehört. 

§ 126 
Ermächtigung und Strafverlangen 

Wie bereits in der Vorbemerkung zu diesem Ab-
schnitt ausgeführt, ist in manchen Strafbestimmun-
gen des Besonderen Teils die Verfolgung der Tat 
von einer Ermächtigung oder von einem Strafver-
langen abhängig gemacht. Für diese Verfahrensvor-
aussetzungen gelten nach § 126 die Vorschriften des 
§ 121 (Antragsberechtigte) und des § 125 (Zurück-
nahme des Antrags) entsprechend. Auf § 123 ist 
deshalb nicht Bezug genommen, weil die Zulässig-
keit der Ermächtigung zur Strafverfolgung und des 
Strafverlangens nicht an eine bestimmte Frist ge-
bunden sein soll. Von besonderer Bedeutung ist die 
entsprechende Anwendbarkeit des § 125 Abs. 1, 
weil die Ermächtigung — abgesehen vom Falle des 
§ 104 a StGB — und das Strafverlangen nach dem 
geltenden Recht mangels gegenteiliger Vorschrift 
nach herrschender Auffassung nicht zurückgenom-
men werden können. Die Bezugnahme auf § 125 
Abs. 2 dagegen hat nur für gewisse Fälle der Er-
mächtigung Bedeutung, insbesondere für die Er-
mächtigung eines Mitgliedes eines Verfassungs-
organs nach § 379 Abs. 2. Einen Übergang des 
Rechts, die Ermächtigung zur Strafverfolgung zu 
erteilen, auf Angehörige, sieht der Entwurf an 
keiner Stelle vor. Lediglich in § 377 Abs. 5 ist vor-
gesehen, daß an die Stelle der Ermächtigung ein 
Recht der Angehörigen tritt, nach Maßgabe des 
§ 121 Abs. 2 Strafantrag zu stellen. Für die Fälle 
des § 379 fehlt eine solche Regelung, weil auch das 
betroffene Verfassungsorgan die Ermächtigung er-
teilen kann und weil die Verunglimpfung eines 
Mitgliedes des Verfassungsorgans auch stets unter 
dem rechtlichen Gesichtspunkt der Beleidigung ver-
folgt werden kann. Trotzdem gewährt § 126 in Ver-
bindung mit § 125 Abs. 2 den Angehörigen des 
betroffenen Mitglieds des Verfassungsorgans das 
Recht, eine von dem Mitglied erteilte Ermächtigung 
zur Strafverfolgung nach dessen Tod zurückzu-
nehmen. 

Fünfter Abschnitt 
VERJÄHRUNG 

Der Entwurf behält die Einrichtung der Verjäh-
rung sowohl in Gestalt der Verfolgungs- als auch 
der Vollstreckungsverjährung bei. Er stimmt darin 
mit den früheren deutschen Entwürfen bis zum Ent-
wurf 1930 überein. Dem Vorbild einiger ausländi-
scher Rechte, die eine gewisse Gruppe schwerer 
Straftaten von der Verjährung ganz ausschließen 
oder doch ihre Wirkung davon abhängig machen, 
daß der Täter während des Laufes der Verjäh-
rungsfrist nicht erneut straffällig geworden ist, folgt 
der Entwurf nicht. Die Verjährung erfährt ihre 
Rechtfertigung in erster Linie durch die Erwägung, 
daß der Ablauf der Zeit in der Regel und in zuneh-
mendem Maße das Bedürfnis nach Strafe schwinden 
läßt. Diese Erwägung trifft auch für schwere Ver-
brechen zu. Erst recht gelten die verfahrensrecht- 
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vor § 127 
lichen Gesichtspunkte, die oft zur Rechtfertigung des 
Instituts der Verfolgungsverjährung angeführt wer-
den, die Sorge um die Vergänglichkeit der Beweise, 
in gleicher Weise für Kapitalverbrechen wie für 
Vergehen von geringerer Bedeutung. Die Bewäh-
rung des Täters kann nicht zu einer weiteren Vor-
aussetzung für das Eintreten der Verjährung er-
hoben werden, da sie dem Wesen dieser Einrichtung 
nicht entspricht. Auch bestehen praktische Bedenken 
gegen eine solche Regelung. Erforderlich ist es aller-
dings, bei den schwersten Verbrechen die Ver-
jährungsfristen angemessen lang zu bestimmen (vgl. 
die Begründung zu den §§ 127 und 131). 

Der Entwurf lehnt die wiederholt im Schrifttum 
aufgestellte Forderung ab, eine dritte Verjährungs-
art, die „Straffolgenverjährung" einzuführen, d. h. 
vorzuschreiben, daß im Urteil festgesetzte oder 
kraft Gesetzes an die Verurteilung sich anschlie-
ßende Nebenfolgen durch Zeitablauf wegfallen. Es 
handelt sich dabei in Wahrheit nicht um eine wei-
tere Verjährungsart. Verjährung bedeutet, daß ein 
Übel, das bisher nicht verhängt oder vollzogen wur-
de, wegen Zeitablaufs nicht mehr verhängt oder 
vollzogen werden darf. Die sogenannte Straffolgen-
verjährung dagegen läuft darauf hinaus, daß ein 
bereits vollzogenes Übel beseitigt und der Täter in 
die Rechtsstellung, die ihm entzogen war, wieder 
eingesetzt wird. Da der Entwurf keine Ehrenstrafen 
im eigentlichen Sinne kennt, ist auch das Bedürfnis 
nach einer solchen dritten Verjährungsart nicht 
mehr gegeben. Soweit der Verurteilte im staats-
bürgerlichen Bereich Rechte verliert (§§ 45, 56), ist 
die Wiederverleihung besonders geregelt (§ 58). 

In ausländischen Gesetzen ist vorgeschrieben, daß 
vor dem Eintritt der Verjährung, jedoch nach Ab-
lauf einer bestimmten Frist, die Strafe zu mildern 
ist. Der Entwurf hält eine solche schematische Rege-
lung für unangebracht. Es genügt, wenn der Zeit-
ablauf als Strafzumessungsgrund bewertet werden 
kann. 

Der Entwurf geht davon aus, daß die Verjährung 
ihre Rechtfertigung sowohl in Gesichtspunkten des 
sachlichen Rechts als auch in verfahrensrechtlichen 
Gründen findet. Er weicht damit von den früheren 
Entwürfen ab, die die Verjährung als eine mate-
riell-rechtliche Einrichtung gedeutet und ausgestal-
tet haben, aber auch von der in der Rechtsprechung 
herrschenden Meinung, die die Einrichtung als 
bloßes Verfahrenshindernis behandelt. Die Fest-
stellung, daß mit dem Ablauf der Zeit das Straf-
bedürfnis schwindet und schließlich ganz entfällt, 
mag ein wesentlicher Gesichtspunkt für die Einrich-
tung der Verjährung sein und ihre Regelung im 
Strafgesetzbuch angezeigt erscheinen lassen. Jedoch 
würde eine rein materiellrechtliche Betrachtung 
dazu führen, daß ein anhängiges Verfahren bei 
Eintritt der Verjährung nicht einzustellen, sondern 
der Angeklagte freizusprechen wäre. Dies wäre 
nicht gerechtfertigt. Auf der anderen Seite eröffnet 
die Ausgestaltung der Verjährung als reines Ver-
fahrenshindernis die Möglichkeit, bei der Verlän-
gerung von Verjährungsfristen durch ein Gesetz 
auch solche Zuwiderhandlungen zu verfolgen, bei 
denen die Verjährung nach bisherigem Recht im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes bereits  

eingetreten war. Gegen eine solche Möglichkeit 
wendet sich der Entwurf, da sie zur Rechtsunsicher-
heit führt und mit rechtsstaatlichen Grundsätzen 
nicht vereinbar ist. Die Fassung des § 127 Abs. 1 
und die Einfügung der Verjährungsvorschriften in 
das Strafgesetzbuch sollen deshalb deutlich machen, 
daß die Verjährung auch eine Einrichtung des sach-
lichen Rechts ist; sie schließen jedoch ihre verfah-
rensrechtliche Bedeutung nicht aus. Mit dieser 
Lösung bekennt sich der Entwurf zu einer gemisch-
ten Verjährungstheorie. 

Im übrigen sind die wichtigsten Neuerungen des 
Entwurfs die Hemmung des Ablaufs der Verfol-
gungsverjährung nach dem Urteil des ersten Rechts-
zuges (§ 129 Abs. 2), die Änderung der Voraus-
setzungen für die Unterbrechung der Verfolgungs-
verjährung (§ 130), die Beseitigung der Unter-
brechung der Frist bei der Vollstreckungsverjährung 
und die Einführung der gerichtlichen Verlängerung 
der Frist bei der Vollstreckungsverjährung (§ 133). 

Frühere Entwürfe haben die Unterbrechung der 
Frist bei der Verfolgungs- und Vollstreckungsver-
jährung (§§ 68, 72 StGB) beseitigt und sie durch die 
Einrichtung der richterlichen Fristverlängerung so-
wie durch eine Vorschrift über das Ruhen der Ver-
jährung für die Zeit der Rechtshängigkeit ersetzt. 
Der Entwurf 1930 verzichtete bei Beseitigung der 
Unterbrechung auch auf die Möglichkeit der Verlän-
gerung der Fristen durch das Gericht. Maßgebend 
für diese Regelung in den früheren Entwürfen war 
die Erwägung, daß eine Reform die Mißhelligkeiten, 
die nach geltendem Recht im Zusammenhang mit 
der Unterbrechung der Frist auftreten, vermeiden 
müsse. Die Wirkung der Unterbrechung der Verjäh-
rung sei kraft Gesetzes mit gewissen Handlungen 
des Richters oder der Vollstreckungsbehörde ver-
bunden, die an sich anderen Zwecken dienen. In-
folgedessen werde die Verjährung häufig auch dann 
unterbrochen, wenn der Aufschub ihres Ablaufs 
nicht geboten und auch nicht beabsichtigt sei. Wenn 
nach geltendem Recht die Unterbrechung die einzige 
Möglichkeit sei, den Ablauf der Verjährung hinaus-
zuschieben, so ergebe sich auf der anderen Seite der 
unbefriedigende Zustand, daß, um Aufschub zu er-
reichen, immer eine richterliche Untersuchungs-
handlung oder eine Vollstreckungshandlung vor-
genommen werden müsse, auch wenn dazu nach der 
sonstigen Lage des Verfahrens kein Bedürfnis vor-
liege. Besonders bedenklich sei es, daß die Ver-
jährung beliebig oft unterbrochen werden könne, 
weil es dadurch im Widerspruch mit dem Grund-
gedanken der Verjährung ermöglicht werde, eine 
Straftat oder eine Strafe der Verjährung überhaupt 
zu entziehen. 

Diese Bedenken gegen die §§ 68 und 72 StGB sind 
zutreffend. Gleichwohl behält der Entwurf die Un-
terbrechung bei der Verfolgungsverjährung im 
Grundsatz bei. Es ist zweifelhaft, ob eine Vorschrift 
über das Ruhen der Verjährung während der Zeit 
der Rechtshängigkeit dem praktischen Bedürfnis, 
das die Unterbrechung bei der Verfolgungsverjäh-
rung erfüllt, allein zu genügen vermag, zumal wenn 
es erforderlich erscheint, das Ruhen zeitlich zu be-
grenzen. Andererseits erweckt die Einrichtung der 
Fristverlängerung durch das Gericht nach dem Vor- 
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bild früherer Entwürfe Bedenken. Es steht im Wi-
derspruch mit dem gerade nicht auf die Besonder-
heiten des Einzelfalles abgestellten Grundgedanken 
der Verjährung, sie nach dem Vorbild der Entwürfe 
1925 und 1927 immer dann zuzulassen, wenn es die 
„besonderen Umstände des Falles gebieten". An-
dererseits ist es nicht möglich, ihre Voraussetzungen 
so zu beschreiben, daß sowohl dem praktischen Be-
dürfnis einer Hinausschiebung des Fristablaufs in 
gewissen Fällen und zugleich der Forderung nach 
Rechtssicherheit Genüge getan ist. Der Entwurf 
glaubt deshalb auf die Einrichtung der Unter-
brechung bei der Verfolgungsverjährung nicht ver-
zichten zu können, beseitigt jedoch im wesentlichen 
die Mängel des geltenden Rechtes dadurch, daß 
die Handlungen, die die Unterbrechung bewirken, 
im einzelnen und abschließend aufgezählt sind. Um 
zu vermeiden, daß diese der Rechtssicherheit die-
nende Regelung den Eintritt der Verjährung auch 
im Rechtsmittelverfahren herbeiführen kann, wo er 
sich regelmäßig aus dem Grundgedanken der Ver-
jährung nicht rechtfertigen läßt, sieht § 129 Abs. 2 
für die Zeit nach dem Erlaß des Urteils im ersten 
Rechtszuge bis zum rechtskräftigen Abschluß des 
Verfahrens eine Hemmung des Ablaufs der Ver-
jährungsfrist vor. Bei der Vollstreckungsverjährung 
ist die Unterbrechung entbehrlich. Den praktischen 
Bedürfnissen genügt hier eine Vorschrift über das 
Ruhen in gewissen Fällen, die das Gesetz ebenfalls 
abschließend aufzählt. Daneben kennt der Entwurf 
die gerichtliche Verlängerung der Frist nur bei der 
Vollstreckungsverjährung und nur für den Fall, daß 
der Täter sich in einem Gebiet aufhält, aus dem 
seine Auslieferung oder Überstellung nicht erreicht 
werden kann. Diese Regelung ist aus Gründen der 
Gerechtigkeit erforderlich und auch mit den Er-
wägungen, die der Einrichtung der Verjährung zu-
grunde liegen, vereinbar. 

Erster Titel 

Verfolgungsverjährung 

§ 127 
Verjährungsfrist 

Die Fassung des Absatzes 1 ermöglicht es, die 
Verjährung als Einrichtung sowohl des sachlichen 
als auch des Verfahrensrechts zu deuten (vgl. die 
Vorbemerkung zu diesem Abschnitt). Die Verjäh-
rung schließt nicht nur die Ahndung der Tat, son-
dern auch die Verhängung von Maßnahmen (§ 11 
Abs. 1 Nr. 5) aus. Nach Eintritt der Verjährung 
kann also auf Verfall oder Einziehung auch nicht 
durch selbständige Anordnung (§ 118) erkannt 
werden. Damit ist eine Streitfrage entschieden, die 
das geltende Recht bei der Auslegung des § 42 
StGB aufwirft. 

Absatz 2 sieht für die Fristen der Verfolgungs-
verjährung insgesamt fünf Stufen vor. § 67 StGB 
kennt deren sechs und unterscheidet dabei zwischen 
Verbrechen, Vergehen und Übertretungen. Der Ent-
wurf verzichtet aus Gründen der Gerechtigkeit und 
der Vereinfachung auf die Unterscheidung nach 
Verbrechen und Vergehen und nimmt die Ab-
stufung allein nach der Strafdrohung vor. Die 

§§ 127, 128 
Fristen der beiden ersten Stufen sind im Vergleich 
zum geltenden Recht unter Berücksichtigung von 
Erfahrungen der Praxis verlängert, und zwar von 
zwanzig auf dreißig Jahre für die Verbrechen, die 
mit lebenslangem Zuchthaus bedroht sind, und von 
fünfzehn auf zwanzig Jahre für die Verbrechen, die 
mit Zuchthaus von mehr als zehn Jahren bedroht 
sind. Die übrigen Taten, die mit Zuchthaus bedroht 
sind, verjähren in Übereinstimmung mit § 67 Abs. 1 
StGB in zehn Jahren. Nach dem Entwurf verjähren 
die mit Gefängnis bedrohten Taten in zehn, fünf 
oder drei Jahren. Für Taten, die mit Gefängnis von 
mehr als fünf Jahren bedroht sind, ist mit der Frist 
von zehn Jahren eine besondere Stufe gebildet. Sie 
wird deshalb erforderlich, weil der Entwurf die 
Zuchthausstrafe einschränkt und zum Ausgleich die 
Höchstdauer der Gefängnisstrafe von fünf auf zehn 
Jahre (§ 46) verlängert. Der Frist von drei Jahren 
unterliegen auch solche Taten, die bisher als Über-
tretungen in drei Monaten verjähren und die der 
Entwurf zu Vergehen aufwertet. Damit sollen die 
Schwierigkeiten vermieden werden, die bei der 
Unterbrechung der Verjährung gerade im Bereich 
der kurzen Fristen aufgetreten sind. 

Absatz 3 bestimmt, daß bei der Einordnung der 
Taten in die verschiedenen Stufen der Verjährungs-
frist die sogenannte abstrakte Betrachtungsweise an-
zuwenden ist, die § 12 Abs. 4 auch für die Einteilung 
in Verbrechen und Vergehen vorschreibt. 

§ 128 
Beginn 

Die Verjährung beginnt mit dem Zeitpunkt, in 
dem das strafbare Verhalten beendet ist. Gehört zu 
dem gesetzlichen Tatbestand der Eintritt eines Er-
folges und tritt dieser erst später ein, so beginnt 
die Verjährung erst in diesem Zeitpunkt. Mit dieser 
Vorschrift schließt sich der Entwurf der Auslegung 
an, die § 67 Abs. 4 StGB in der Praxis erfahren hat. 
Kommt es auf die Beendigung des strafbaren 
Verhaltens an, so ist für alle Fälle, in denen der 
Zeitpunkt des Verjährungsbeginns bisher zweifel-
haft sein konnte, eine angemessene Lösung erreicht, 
Bei der Fortsetzungstat beginnt die Verjährung mit 
der Beendigung des letzten Teilaktes. Bei den so-
genannten Dauerstraftaten — z. B. bei der Freiheits-
beraubung — ist die Verjährung von dem Zeitpunkt 
an zu rechnen, in dem der Täter aufhört, den rechts-
widrigen Zustand aufrechtzuerhalten. Bei den Unter-
lassungsdelikten kommt es auf den Zeitpunkt an, 
in dem die Pflicht, tätig zu werden, weggefallen ist. 
Auch für den Versuch ist die Regelung des Entwurfs 
angemessen; die Verjährung beginnt mit der letzten 
Handlung des Täters, soweit nicht auch hier der 
Eintritt eines Erfolges von Bedeutung ist. Schließlich 
macht der Entwurf deutlich, daß in den Fällen, in 
denen die Vollendung und die Beendigung des straf-
baren Verlangens — wie dies z. B. bei dem Bann-
bruch nach § 401 a der Reichsabgabenordnung zu-
treffen kann — zeitlich auseinanderfallen, für den 
Fristbeginn allein der Zeitpunkt der Beendigung 
maßgebend ist. 

Bei der vorgeschlagenen Fassung bleibt allerdings 
ebenso wie im geltenden Recht und in den  Ent

-würfen von 1925 und 1927 offen, welcher Zeitpunkt 
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§§ 129-131 
für den Verjährungsbeginn bei der Teilnahme maß-
gebend ist. Nach der Rechtslehre beginnt die Ver-
folgungsverjährung bei Anstiftung und Beihilfe erst 
mit Beendigung der Haupttat oder mit der Begehung 
eines strafbaren Versuchs der Haupttat. Daran sollte 
auch für das künftige Recht festgehalten werden. 
Der Entwurf glaubt, auf eine ausdrückliche Vor-
schrift verzichten zu können. Die Teilnahmehand-
lung wird grundsätzlich erst durch die Begehung der 
Haupttat strafbar. Es kann erwartet werden, daß die 
Rechtsprechung im Hinblick auf diese Rechtslage 
den Verjährungsbeginn bei der Teilnahme bestimmt, 
zumal die Begehung der Haupttat als der Erfolg im 
Sinne des § 128 Satz 2 angesehen werden kann. Der 
Fall der versuchten Beteiligung (§ 35) ist durch 
Satz 1 erfaßt. 

§ 129 
Ruhen 

Absatz 1 regelt die Voraussetzungen, unter de-
nen die Verjährung ruht. Er entspricht § 69 Abs. 1 
Satz 1 und Abs. 2 StGB. Der Entwurf enthält keine 
besonderen Bestimmungen über das Ruhen der 
Verjährung in den Fällen, in denen der Beginn oder 
die Fortsetzung eines Strafverfahrens von einer in 
einem anderen Verfahren zu entscheidenden Vor-
frage abhängt. Diese Folge ergibt sich ohne weiteres 
aus Satz 1. § 69 Abs. 1 Satz 2 StGB ist deshalb nicht 
übernommen. 

Absatz 2, der die Hemmung des Ablaufs der 
Verjährungsfrist nach dem Urteil des ersten Rechts-
zuges bis zum rechtskräftigen Abschluß des Ver-
fahrens bestimmt, soll gewisse Unzuträglichkeiten 
vermeiden, die sich aus der Anwendung der Vor-
schriften über die Unterbrechung der Verjährung 
im Einzelfall ergeben können. Da im Rechtsmittel

-

verfahren nur ausnahmsweise richterliche Handlun-
gen im Sinne des § 130 Abs. 1 vorzunehmen sind, 
ließe sich der Eintritt der Verjährung ohne eine 
besondere Regelung nicht immer vermeiden. Das 
gilt vor allem, wenn der im ersten Rechtszuge ver-
urteilte Angeklagte das Verfahren ganz bewußt zu 
diesem Zweck durch unbegründete Rechtsmittel oder 
andere Rechtsbehelfe, durch sachfremde oder von 
vornherein aussichtslose Anträge oder durch andere 
auf Verschleppung gerichtete Machenschaften ver-
zögert. Ein Mißbrauch der dem Schutz des Ange-
klagten dienenden Vorschriften der Strafprozeßord-
nung böte hier mannigfache Möglichkeiten, um den 
Eintritt der Verjährung herbeizuführen. Schon um 
den Anreiz zu solcher Verfahrensverschleppung 
auszuschließen und zugleich um den Grundsatz zu 
verwirklichen, daß die Verjährung möglichst nicht 
während eines schwebenden und von den Strafver-
folgungsbehörden betriebenen Verfahrens eintritt, 
sieht der Entwurf die beschriebene Ablaufshemmung 
der Verjährungsfrist vor. Diese reicht nur bis zum 
rechtskräftigen Abschluß des Verfahrens. Kommt es 
später zur Wiederaufnahme, so ist die Frage der 
Verjährung unabhängig von § 129 Abs. 2 neu zu 
prüfen. 

§ 130 
Unterbrechung 

Die Gründe, die dazu geführt haben, im Entwurf 
die Einrichtung der Verjährungsunterbrechung bei

-zubehalten, sind in der Vorbemerkung zu diesem 
Abschnitt erörtert, ebenso die Erwägungen, die für 
eine abschließende Aufzählung der richterlichen 
Handlungen sprechen, welche die Unterbrechung be-
wirken. Die in Absatz 1 getroffene Auswahl be-
rücksichtigt im Gegensatz zu § 68 Abs. 1 StPO neben 
richterlichen Handlungen auch die Erhebung der 
öffentlichen Klage und die Stellung der ihr entspre-
chenden Anträge im Sicherungsverfahren oder im 
selbständigen Verfahren (Absatz 1 Nr. 1). Diese 
Prozeßhandlungen haben im Strafverfahren beson-
deres Gewicht; denn sie beenden das Ermittlungs-
vorfahren und leiten die Sache in die Zuständigkeit 
des Gerichts über. Ihre auch nach der Auffassung 
der Allgemeinheit entscheidende Bedeutung recht-
fertigt es, sie in den Katalog der die Verjährung 
unterbrechenden Handlungen aufzunehmen, obwohl 
sie keine richterlichen Handlungen sind. Die im 
übrigen in Absatz 1 getroffene Auswahl der Unter-
brechungshandlungen soll den Bedürfnissen der 
Praxis Genüge tun und nach Möglichkeit verhindern, 
daß die Verjährung eintritt, solange das Verfahren 
gegen den Täter schwebt. Daß in Absatz 1 Nr. 4 nur 
der Strafbefehl und andere dem Urteil gleichste-
hende Entscheidungen, nicht aber das Urteil selbst 
genannt wird, hängt mit der Tatsache zusammen, 
daß nach § 129 Abs. 2 mit dem Erlaß des Urteils im 
ersten Rechtszuge der Ablauf der Verjährungsfrist 
bis zum rechtskräftigen Abschluß des Verfahrens 
gehemmt wird. Es besteht deshalb kein Bedürfnis, 
dem Urteil darüber hinaus auch Unterbrechungswir-
kung beizulegen. Da nur bestimmte wichtige Hand-
lungen die Verjährung unterbrechen, ist es im Ge-
gensatz zu § 68 Abs. 2 StGB nicht mehr erforderlich 
vorzuschreiben, daß die Unterbrechung der Verjäh-
rung nur gegenüber demjenigen wirkt, gegen den 
sich die richterliche Handlung richtet 

Nach Absatz 2 Satz 1 beginnt nach jeder Unter-
brechung die Verjährung von neuem. Dies ent-
spricht dem geltenden Recht. Jedoch bestimmt Ab-
satz 2 Satz 2 eine Höchstfrist, nach deren Ablauf die 
Verfolgung trotz Unterbrechung verjährt. Sie be-
trägt grundsätzlich das Doppelte der gesetzlichen 
Frist. Damit wird dem Grundgedanken der Verjäh-
rung Rechnung getragen, dem gegenüber die Be-
dürfnisse der Praxis in angemessenem Rahmen 
zurücktreten müssen. Andererseits wird die Höchst-
dauer der Frist in den Fällen kurzer, auf weniger 
als drei Jahre beschränkter Fristen, allgemein auf 
fünf Jahre festgesetzt und damit einem praktischen 
Bedürfnis Rechnung getragen. Absatz 2 Satz 3 stellt 
klar, daß die Zeit, während der nach § 129 Abs. 1 
die Verjährung ruht, in die Dauer der absoluten 
Frist nach Absatz 2 Satz 2 nicht eingerechnet wird 
und daß die Ablaufshemmung nach § 129 Abs. 2 
auch gegenüber der verlängerten Frist vorgeht. 

Zweiter Titel 
Vollstreckungsverjährung 

§ 131 
Verjährungsfrist 

Absatz 1 schließt bei Eintritt der Vollstreckungs-
verjährung die Vollstreckung von Strafen wie auch 
von Maßnahmen aus (vgl. die Begründung zu § 127). 
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Mit der rechtskräftigen Verurteilung beginnt also 
eine neue Verjährung, nicht nur eine neue Verjäh-
rungsfrist. Dieser Unterschied zu den Entwürfen von 
1925 und 1927 macht ebenfalls deutlich, daß der 
Entwurf die Verjährung nicht als eine Einrichtung 
lediglich des sachlichen Rechts behandelt. 

Absatz 2 sieht in Übereinstimmung mit § 70 
StGB für die Fristen der Vollstreckungsverjährung 
bei Strafen insgesamt sechs Stufen vor. Sie werden 
nach Strafart und Strafdauer abgestuft. Im Vergleich 
zu den entsprechenden Stufen der Verfolgungsver-
jährung verlängert der Entwurf zum Teil die Fristen 
und berücksichtigt dabei die Erfahrungen der in-
und ausländischen Praxis. Bei lebenslangem Zucht-
haus ist die Frist wie im geltenden Recht dreißig 
Jahre; bei Zuchthaus von mehr als zehn Jahren ist 
sie jedoch von zwanzig auf fünfundzwanzig Jahre 
heraufgesetzt. Zuchthausstrafen bis zu zehn Jahren 
verjähren nach § 70 Abs. 1 Nr. 3 StGB in fünfzehn 
Jahren. Hier nimmt der Entwurf eine Aufteilung vor 
und bestimmt, daß Zuchthausstrafen von mehr als 
fünf bis zu zehn Jahren in zwanzig Jahren verjäh-
ren und Zuchthausstrafen bis zu fünf Jahren in zehn 
Jahren. Bei der Gefängnisstrafe kennt der Entwurf 
nur zwei Stufen. Gefängnis von mehr als einem 
Jahr verjährt in zehn Jahren, Gefängnis bis zu 
einem Jahr in fünf Jahren. Diese Regelung bedeutet 
eine Vereinfachung und eine Verlängerung der Ver-
jährungsfrist für Gefängnis von mehr als einem Jahr 
und weniger als zwei Jahren, die nach geltendem 
Recht fünf Jahre beträgt. Sie hängt mit der Verlän-
gerung der Höchstdauer der Gefängnisstrafe (§ 46) 
zusammen. Die Verjährungsfrist für die Strafhaft 
bemißt der Entwurf auf fünf Jahre. Ein Vergleich 
mit der Verjährungsfrist für die Haftstrafe nach gel-
tendem Recht ist hier nicht angängig, da der Entwurf 
die Strafhaft gegenüber der Haft des geltenden 
Rechts wesentlich umgestaltet. Die Geldstrafen bis 
zu 150 Deutsche Mark verjähren nach § 70 Abs. 1 
Nr. 6 StGB in zwei Jahren, die übrigen Geldstrafen 
in fünf Jahren. Der Entwurf sieht hier ebenfalls zwei 
Stufen vor, verlängert jedoch die Frist für die gerin-
geren Geldstrafen auf drei Jahre und zieht die 
Grenze zwischen den beiden Stufen bei 30 Tages-
sätzen. Damit trägt der Entwurf der Neugestaltung 
der Geldstrafe und dem Tagessatzsystem Rechnung. 

Absatz 3 übernimmt für die Verjährung von 
Maßnahmen im wesentlichen die Frist des § 70 
Abs. 1 StGB. 

Absatz 4 bestimmt, daß bei Zusammentreffen 
von Freiheitsstrafe und Geldstrafe oder einer Strafe 
und einer freiheitsentziehenden Maßregel oder der 
Anordnung von Verfall, Einziehung oder Unbrauch-
barmachung neben einer Strafe keine Strafe oder 
Maßnahme vor der anderen verjährt. Dies entspricht 
unter Erweiterung auf Verfall, Einziehung und Un-
brauchbarmachung dem § 71 StGB. Die Vorschrift 
erreicht, daß gleichzeitig erkannte Strafen oder Maß-
nahmen bei der Verfolgungsverjährung einheitlich 
behandelt werden. Während bei den Maßregeln, die 
nicht mit einer Freiheitsentziehung verbunden sind 
— von der Sicherungsaufsicht abgesehen —, eine 
Vollstreckung nicht in Betracht kommt, macht das 

§§ 132, 133 
Bedürfnis nach einheitlicher Behandlung die Berück-
sichtigung von Verfall, Einziehung und Unbrauch-
barmachung erforderlich. 

Absatz 5 regelt den Beginn der Vollstreckungs-
verjährung entsprechend dem § 70 Abs. 3 StGB. 

§ 132 
Ruhen 

Das geltende Strafgesetzbuch kennt, von dem 
Sonderfall des § 71 abgesehen, keine Vorschrift über 
das Ruhen der Vollstreckungsverjährung. Dies hat 
sich als ein Mangel erwiesen, da die Unterbrechung 
der Verjährung nach § 72 StGB den praktischen Be-
dürfnissen nicht immer genügt, insbesondere in den 
Fällen, in denen nach gesetzlicher Vorschrift die 
Vollstreckung nicht begonnen oder nicht fortgesetzt 
werden kann. Gegen die Einrichtung der Verjäh-
rungsunterbrechung bestehen auch die in der Vor-
bemerkung zu diesem Abschnitt dargelegten grund-
sätzlichen Bedenken. Während der Entwurf bei der 
Verfolgungsverjährung dessenungeachtet die Ein-
richtung der Unterbrechung beibehält und ihre 
Mängel durch Änderung ihrer Voraussetzungen be-
seitigt, ersetzt er in bestimmten Fällen die Unter-
brechung bei der Vollstreckungsverjährung durch 
eine Vorschrift über das Ruhen der Frist. 

Nummer 1 entspricht § 129 Abs. 1 Satz 1. Num-
mer 2 trägt einem weiteren praktischen Bedürfnis 
Rechnung; die Verjährung soll ruhen, solange die 
Vollstreckung der Strafe oder der Maßnahme durch 
eine dem Verurteilten bewilligte Vergünstigung 
gehindert wird. Eine solche Vergünstigung darf nicht 
zur Folge haben, daß der durch sie bewirkte Auf-
schub die Vollstreckung wegen Eintritts der Verjäh-
rung unzulässig macht. Nummer 3 schließlich läßt die 
Verjährung ruhen, solange der Verurteilte im In-
oder Ausland eine Freiheitsstrafe verbüßt oder sonst 
auf behördliche Anordnung in einer Anstalt ver-
wahrt wird. Dadurch soll verhindert werden, daß die 
Vollstreckungsverjährung infolge einer in- oder 
ausländischen Freiheitsentziehung eintritt, die den 
Verurteilten aus anderen Gründen trifft. 

§ 133 
Verlängerung 

Der Entwurf folgt auch bei der Vollstreckungsver-
jährung nicht dem Vorbild früherer Entwürfe, die 
die Unterbrechung der Verjährung beseitigt und all-
gemein durch die Einrichtung der Verlängerung der 
Frist — bei der Vollstreckungsverjährung durch die 
Vollstreckungsbehörde — ersetzt haben (vgl. die 
Vorbemerkung zu diesem Abschnitt). Während bei 
der Verfolgungsverjährung die Unterbrechung bei-
behalten wird, beseitigt der Entwurf diese Einrich-
tung bei der Vollstreckungsverjährung und ersetzt 
sie durch die Vorschrift über das Ruhen der Frist 
(§ 132). Für einen besonderen Fall jedoch eröffnet 
§ 133 die Möglichkeit der Verlängerung der für die 
Vollstreckungsverjährung bestimmten Frist. Hält 
sich der Täter an einem Ort außerhalb des räum-
lichen Geltungsbereichs des neuen Strafgesetzbuches 
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§ 133 
auf und kann seine Auslieferung oder Überstellung 
nicht erreicht werden, sei es, weil mit dem Gebiet 
des Aufenthaltsortes überhaupt kein Rechtshilf ever

-kehr stattfindet oder die besonderen Voraussetzun-
gen der Rechtshilfe nicht erfüllt sind, so besteht das 
Bedürfnis für eine Verlängerung der Frist. § 132 
reicht hier nicht aus. Durch die Fristverlängerung 
kann in weitgehendem Umfang den Fällen Rechnung 
getragen werden, in denen sich der Täter in ein 

Gebiet außerhalb des Geltungsbereichs des Straf-
gesetzbuches begeben hat und unter Verletzung 
rechtsstaatlicher Grundsätze weder verfolgt noch 
ausgeliefert oder überstellt wird. Die Fassung stellt 
klar, daß die Verjährungsfrist, deren Verlängerung 
das Gericht anordnet, sowohl die gesetzliche als 
auch die durch Ruhen verlängerte Frist sein kann, 
daß aber die Verlängerung nur um die Hälfte der 
gesetzlichen Frist erfolgen darf. 
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Besonderer Teil 

Einleitung 

Der Besondere Teil, der die Umschreibung des 
strafbaren Verhaltens in einzelnen Tatbeständen 
und die dafür vorgesehenen Strafdrohungen ent-
hält, umfaßt nach dem Entwurf im großen und 
ganzen dieselben Materien wie das geltende Straf-
gesetzbuch. Es handelt sich dabei um den im wesent-
lichen unwandelbaren Kernbestand des überlieferten 
Strafrechts. Trotz dieser grundsätzlichen Überein-
stimmung in der Abgrenzung des Stoffes sieht 
der Entwurf im einzelnen nicht unerhebliche Ab-
weichungen gegenüber dem geltenden Recht vor. 
Eine ganze Reihe von Tatbeständen, die der Ent-
wurf enthält, ist dem geltenden Strafgesetzbuch 
fremd. Umgekehrt führt dieses Tatbestände auf, die 
im Entwurf fehlen. Die Gründe für diese Abwei-
chungen liegen nicht zuletzt darin, daß die Weiter-
entwicklung des sozialen Lebens und das Fortschrei-
ten der Technik neue Lebenssachverhalte mit sich 
gebracht haben, die zu neuen strafrechtlichen Rege-
lungen zwingen. Auf der anderen Seite haben sich 
Tatbestände, die für einen vergangenen gesellschaft-
lichen Zustand von Bedeutung waren, überlebt, so 
daß auf sie verzichtet werden kann. So bringt der 
Entwurf, indem er neue Tatbestände schafft und auf 
andere verzichtet, Neuerungen von nicht unbeträcht-
lichem Ausmaß. Im übrigen erklären sich die Ab-
weichungen zum geltenden Recht daraus, daß der 
Entwurf die Grenze zum Nebenstrafrecht anders 
zieht als bisher. Eine ganze Reihe von Tatbestän-
den, die sich zur Zeit im Nebenrecht befinden, will 
der Entwurf in das Strafgesetzbuch einstellen, wäh-
rend er einzelne andere, die sich im geltenden 
Strafgesetzbuch finden, dem Nebenrecht überlassen 
zu können glaubt. 

Unter den neuen Tatbeständen, die durch die 
soziale und technische Entwicklung notwendig ge-
worden sind, sind zunächst einige aus dem Titel zu 
nennen, der sich mit der heute so bedeutsamen Ver-
letzung des persönlichen Lebens- und Geheim-
bereichs beschäftigt, nämlich der Tatbestand der 
öffentlichen Erörterung fremder Privatangelegenhei-
ten (§ 182) und der Verletzung der Vertraulichkeit 
des Wortes (§ 183), der den Mißbrauch von Tonträ-
gern und Abhörgeräten zum Gegenstand hat. Die 
Fälschung und Unterdrückung von Tonträgern, die 
vielfach eine urkundenähnliche Beweisbedeutung 
haben, regelt § 305 in Verbindung mit § 303. Mit 
der Fälschung und Unterdrückung von technischen 
Aufzeichnungen, die heute in weitem Bereich an die 
Stelle von Urkunden treten, befaßt sich § 306. Den 
strafrechtlichen Schutz vor dem Mißbrauch der 
künstlichen Samenübertragung soll § 203 bieten. Als 
überlebt sieht der Entwurf vor allem die Vorschrif-
ten des geltenden Strafgesetzbuches über den Zwei-
kampf an. Nachdem die Rechtsprechung die studen-
tische Bestimmungsmensur nicht mehr unter diese 

Tatbestände einordnet, erscheint die Besserstellung 
der an einem Zweikampf Beteiligten durch beson-
dere Vorschriften, welche die Bestimmungen über 
Tötung und Körperverletzung verdrängen, nicht am 
Platze. Die Besserstellung beruhte auf Überresten 
einer veralteten Standesauffassung, die inzwischen 
überwunden sind und deren Anerkennung nicht 
Aufgabe der Gesetzgebung sein kann. Auf der 
anderen Seite erscheinen aber auch Sondertatbe-
stände, die eine Beteiligung am Zweikampf über 
diese Vorschriften hinaus unter Strafe stellen, nicht 
mehr erforderlich. Denn der Zweikampf spielt im 
gesellschaftlichen Leben Deutschlands keine Rolle 
mehr. Hingegen hält es der Entwurf für nötig, die 
strafrechtlichen Fragen, die mit der ärztlichen Tätig-
keit zusammenhängen, angesichts der Bedeutung 
dieses Problemkreises in einem besonderen Titel 
über ärztliche Eingriffe und Heilbehandlung (1. Ab-
schnitt, 4. Titel) ausdrücklich zu regeln, wobei es 
sich zum Teil um neue, dem geltenden Recht unbe-
kannte Vorschriften handelt, zum Teil um die bis-
her in § 14 des Erbgesundheitsgesetzes i. d. F. des 
Gesetzes vom 26. Juni 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 773) 
und in den Artikeln 2 bis 5 und 14 der 4. Ausfüh-
rungsverordnung vom 18. Juli 1935 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1035) enthaltene Regelung, die in einigen Ländern 
der Bundesrepublik noch gilt. 

Bei der sonstigen Übernahme von Nebenstraf-
recht hat sich der Entwurf von folgenden Grund-
sätzen leiten lassen. Tatbestände, bei denen es sich 
um schwere Straftaten, insbesondere Verbrechen 
handelt, sollen schon wegen ihres Gewichts grund-
sätzlich in das Strafgesetzbuch selbst aufgenommen 
werden. Dasselbe gilt für Tatbestände, bei denen 
sich die Strafdrohung an jedermann richtet und 
denen auch nach ihrem sozialethischen Unrechts-
gehalt allgemeine Bedeutung zukommt. Dabei ist 
allerdings zu beachten, daß geschlossene Regelun-
gen innerhalb des Nebenrechts möglichst nicht durch 
Herauslösen einzelner Vorschriften in ihrem Zu-
sammenhang zerrissen werden sollen. Auch Blan-
kettvorschriften sollen im Strafgesetzbuch vermie-
den werden. Hingegen empfiehlt es sich, Strafvor-
schriften, die ihrem Gegenstand nach eng mit einer 
im Strafgesetzbuch geregelten Materie zusammen-
hängen, dorthin zu übernehmen. Manchmal enthal-
ten auch Sondervorschriften des Nebenstrafrechts 
einen allgemeinen Rechtsgedanken, dessen Ver-
wirklichung die Übernahme in das Strafgesetzbuch 
nahelegt. Unter Abwägung dieser Gesichtspunkte 
sieht der Entwurf eine Lösung vor, die über die der 
Entwürfe bis 1930 hinausgeht, aber wesentlich hin-
ter der des Entwurfs 1936 zurückbleibt, der in weit 
größerem Umfange Nebenstrafrecht in das Straf-
gesetzbuch überführen wollte. Übernommen wer-
den sollen die Verbrechenstatbestände des Spreng-
stoffgesetzes und des Atomgesetzes in den Titel, 
der die gemeingefährlichen Straftaten zum Gegen-
stand hat (4. Abschnitt, 3. Titel). In diesen Titel sol-
len auch unter Wegfall der Blankettvorschriften der 
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§§ 327 und 328 des geltenden Strafgesetzbuches Tat-
bestände eingestellt werden, die das Verbreiten von 
Seuchen unter Menschen, Tieren und Pflanzen zum 
Gegenstande haben (§§ 331, 332). Im Nebenstrafrecht 
können dann entsprechende Vorschriften wegfallen. 
Die Vorschrift des § 229 über Menschenhandel er-
setzt den § 48 des Gesetzes über das Auswande-
rungswesen vom 9. Juni 1897 (Reichsgesetzbl. S. 463). 
Die Strafvorschriften der Konkursordnung sind von 
so allgemeiner Bedeutung und spielen in der straf-
rechtlichen Praxis eine so große Rolle, daß sie in 
das Strafgesetzbuch aufgenommen werden sollten 
(3. Abschnitt, 7. Titel). Die Überanstrengung von 
Kindern, Jugendlichen oder Schwangeren bei der 
Arbeit sollte, soweit sie zu schweren Gefährdungen 
führt, nicht im Nebenrecht, sondern im Strafgesetz-
buch selbst mit Strafe bedroht werden (§ 155). 
Ebenso sind der sozialethische Gehalt und die prak-
tische Bedeutung der Vorschrift über Tierquälerei in 
§ 9 Abs. 1 des Tierschutzgesetzes so groß, daß die 
Bestimmung nicht in diesem Nebengesetz belassen 
werden sollte, auch wenn weitere Strafvorschriften 
zum Schutz der Tiere dort bleiben müssen. Auch die 
Vorschrift, die das Verabreichen alkoholischer Ge-
tränke an Betrunkene unter Strafe stellt, soll wegen 
ihrer allgemeinen Bedeutung nicht im Gaststätten-
gesetz bleiben, sondern in den Titel übernommen 
werden, der den Mißbrauch von Rauschmitteln be-
trifft (4. Abschnitt, 5. Titel, § 353). Die Strafvorschrif-
ten der Verordnung gegen Bestechung und Geheim-
nisverrat nichtbeamteter Personen i. d. F. vom 
22. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 351) gehören ihrem 
Wesen nach in den Zusammenhang der Straftaten 
gegen den öffentlichen Dienst und sollen daher 
künftig dort eingestellt werden (5. Abschnitt, 8. Titel, 
§§ 462, 465, 471 in Verbindung mit § 186 und § 10 
Nr. 7). Dasselbe gilt für die Verletzung des Steuer-
geheimnisses, die zur Zeit in § 412 der Reichsabga-
benordnung mit Strafe bedroht ist (künftig § 473), 
aber in den Zusammenhang der Vorschriften über 
den Bruch des Dienstgeheimnisses und des Post-
und Fernmeldegeheimnisses (§§ 471, 472) gehört. 
Ebenso gehören die §§ 42 und 47 des Gesetzes über 
das Bundesverfassungsgericht vom 12. März 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 243) i. d. F. vom 21. Juli 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 662) in den Titel über Hoch-
verrat und Staatsgefährdung (5. Abschnitt, 1. Titel, 
§ 374), Artikel II und III des Gesetzes betr. die unter 
Ausschluß der Offentlichkeit stattfindenden Ge-
richtsverhandlungen vom 5. April 1888 (Reichs-
gesetzbl. S. 133) in den Titel über Gefährdung der 
Rechtspflege (5. Abschnitt, 7. Titel, § 453) und § 5 
des Gesetzes über die Führung akademischer Grade 
vom 7. Juni 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 985) in die 
Vorschrift gegen den Mißbrauch von Titeln, Uni-
formen und Abzeichen (§ 302). Die Sondervorschrif-
ten des Nebenstrafrechts über Untreue im Handels-
verkehr lassen sich weitgehend durch die allgemeine 
Vorschrift über Untreue (§ 263) erübrigen. § 17 
des Gesetzes über Fernmeldeanlagen vorn 14. Ja-
nuar 1928 (Reichsgesetzbl. I  S. 8) enthält einen all-
gemeinen Rechtsgedanken, der es nahelegt, eine all-
gemeine Vorschrift gegen den Mißbrauch von Not-
rufen zu schaffen (§ 300). Da der Entwurf, wie be-
reits in der allgemeinen Einleitung der Begründung 
dargelegt worden ist, nur noch Verbrechen und 

Vergehen kennt, enthält er die im Besonderen Teil 
des geltenden Strafgesetzbuches als Übertretungen 
ausgestalteten Tatbestände des 29. Abschnitts nur 
noch insoweit, als sie im künftigen Strafrecht als 
Vergehen angesehen werden können. Dabei handelt 
es sich um die im 5. Titel des 4. Abschnitts zusam-
mengefaßten gemeinlästigen Straftaten (§§ 354 bis 
356), um die Vorschriften gegen die Prostitution 
(§§ 223, 224) und um die Vorschrift gegen die Be-
lästigung der Allgemeinheit (§ 301). Im übrigen wer-
den die Tatbestände des 29. Abschnitts, soweit sie 
nicht als überholt und daher entbehrlich angesehen 
werden können, in das Nebenrecht übergeführt wer-
den müssen. Im wesentlichen werden sie dabei aus 
Straftaten in Ordnungswidrigkeiten umzuwandeln 
sein. Auch sonst überläßt der Entwurf Vorschriften, 
die sich bisher im Strafgesetzbuch befanden, künftig 
dem Nebenrecht. Das gilt etwa für § 145 StGB, der die 
Verletzung seerechtlicher Vorschriften zum Gegen-
stand hat und bereits heute durch Vorschriften des 
Nebenstrafrechts praktisch bedeutungslos geworden 
ist. Das gilt weiter für die §§ 109 b und 109 c StGB. 
Die dort behandelten Fragen sollen künftig ihre 
Regelung im Wehrstrafgesetz finden. 

Außer den schon erwähnten Übertretungstatbe-
ständen fallen im Entwurf teils ersatzlos, teils, weil 
sie durch andere Vorschriften mehr oder weniger 
eingeschränkt ersetzt sind, folgende Tatbestände des 
geltenden Strafgesetzbuches fort: Bildung verfas-
sungsfeindlicher Vereinigungen (§ 90a), staatsge-
fährdender und verbotener militärischer Nachrich-
tendienst (§§ 92 und 109 d), Staatsverleumdung (§ 131), 
Verschleuderung von Familienhabe (§ 170a), Bei-
schlaf zwischen Verschwägerten (§ 173 Abs. 2 
Satz 2), Erschleichen des außerehelichen Beischlafs 
(§ 179), Zweikampf (§§ 201 bis 210), verdächtiger Be-
sitz von Diebeswerkzeug und von Jagd- oder 
Fischereigerät (§§ 245a, 296), Ausbeutung Minder-
jähriger (§ 301), Hausfriedensbruch im Amt (§ 342), 
fahrlässiges Entweichenlassen von Gefangenen 
durch Beamte (§ 347 Abs. 2), •Offenbaren geheimer 
Schriftstücke und Mitteilungen (§ 353 c) und Verlei-
tung Untergebener durch Amtsvorgesetzte (§ 357). 
Für den Wegfall der Tatbestände des Zweikampfes 
sind die Gründe bereits genannt. Im übrigen erge-
ben sie sich jeweils aus der Begründung zu den 
entsprechenden Sachbereichen des Entwurfs, vor 
allem aus den einleitenden Bemerkungen zu den in 
Betracht kommenden Abschnitten und Titeln. 

II. 

Bei der Gliederung des Stoffes verwertet der 
Entwurf den herkömmlichen Einteilungsgrundsatz, 
wonach sich die Art der Straftat in der Regel nicht 
nach der Person des Täters, sondern nach der Art 
des angegriffenen Rechtsgutes und der Art des An-
griffsmittels bestimmt. Bei gewissen Straftaten steht 
dabei das angegriffene Rechtsgut im Vordergrunde 
wie etwa bei der Beleidigung. Bei anderen kommt 
es vor allem auf das Angriffsmittel an, so bei den 
gemeingefährlichen Straftaten. Bei gewissen Delik-
ten spielt schließlich auch die Person des Täters 
eine wesentliche Rolle, so bei den Straftaten gegen 
den öffentlichen Dienst. 
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In der Reihenfolge der Tatbestände bricht der 
Entwurf mit der Gliederung, die das geltende Straf-
gesetzbuch aufweist und die sämtliche bisherige Ent-
würfe vorgesehen haben, und gibt der Gliederung 
den Vorzug, die sich in der neuen deutschen Straf-
rechtswissenschaft durchgesetzt hat. Während das 
geltende Recht mit dem Schutz des Staates und dem 
Schutz von Gemeinschaftswerten beginnt und dann 
erst den Schutz des einzelnen und seiner Werte fol-
gen läßt, wählt der Entwurf die umgekehrte Reihen-
folge. Er stellt in einem ersten Abschnitt die Straf-
taten gegen die Person an die Spitze und läßt in 
fünf weiteren Abschnitten die Straftaten gegen die 
Sittenordnung, gegen das Vermögen, gegen die 
öffentliche Ordnung, gegen den Staat und seine 
Einrichtungen und schließlich gegen die Völker-
gemeinschaft folgen. Diese neue Gliederung soll 
keine vom geltenden Recht abweichende Wertung 
der geschützten Rechtsgüter ausdrücken. Die vorge-
sehene Reihenfolge stellt grundsätzlich keine Rang-
folge dar. Das wird schon daran deutlich, daß die 
Straftaten gegen die Völkergemeinschaft, die mit 
dem Völkermord einen der schwersten Tatbestände 
unseres Strafrechts aufweisen, am Ende stehen. Für 
die gewählte Reihenfolge war einmal der Gesichts-
punkt von Bedeutung, daß auch das Grundgesetz 
mit den Grundrechten des einzelnen beginnt. Aus-
schlaggebend waren aber systematische Erwägungen. 
Es liegt nahe, den Besonderen Teil eines Straf-
gesetzbuches so zu gliedern, daß der Mitmensch der 
natürliche Ausgangspunkt ist. Die Rechtsgüter, die 
dem Menschen im täglichen Leben zuerst und un-
mittelbar entgegentreten, Leben, Gesundheit, Frei-
heit und Ehre, stehen am Anfang einer Reihe, die 
über die Familie und die sittlichen Werte zu den 
Vermögenswerten führt und erst dann zu den weite-
ren Kreisen und Bezügen der öffentlichen Ordnung, 
des Staates und schließlich der Völkergemeinschaft 
hinüberleitet. Eine solche Einteilung ermöglicht, 
auch wenn keine vollkommene Gliederung erreich-
bar ist, doch einen klareren Überblick als das gel-
tende Recht. Die Tatbestände schließen zwangloser 
aneinander an. Begriffe, die in späteren Tatbestän-
den vorausgesetzt werden, finden sich in den vor-
ausgegangenen. Die Aufgliederung in Abschnitte, 
die dem geltenden Recht fremd ist, ermöglicht eine 
leichtere Übersicht. Allerdings dürfen aus den dabei 
verwendeten Überschriften wie überhaupt aus der 
gesamten Gliederung keine sachlichen Schlüsse auf 
die Auslegung der einzelnen Vorschriften gezogen 
werden. Denn hinter der Gliederung stehen nicht 
Wert-, sondern nur Ordnungsgrundsätze, die zu 
einem möglichst klaren und leicht überschaubaren 
Aufbau des Gesetzes führen und dessen Anwendung 
erleichtern sollen. Auch aus den Überschriften, die 
der Entwurf den einzelnen Vorschriften gibt, um 
diese anschaulicher zu machen und eine einheitliche 
Bezeichnung der Tatbestände zu sichern, können 
Schlüsse auf die Auslegung nur mit Vorsicht ge-
zogen werden. Denn die Überschriften können we-
gen ihrer notwendigen Kürze den einzelnen Tatbe-
stand nicht immer vollständig und mit aller Schärfe 
bezeichnen. 

Im einzelnen ist zu der Gliederung noch folgen-
des zu sagen. Der Abschnitt „Straftaten gegen die 
Sittenordnung" ist vor den Abschnitt „Straftaten 
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gegen das Vermögen" gestellt worden, weil die 
ideellen Rechtsgüter der Sittenordnung enger mit 
den im 1. Abschnitt geschützten Rechtsgütern zusam-
menhängen als die materiellen Werte, deren Schutz 
der 3. Abschnitt im Auge hat. Im übrigen können 
sich auch Straftaten gegen die Sittenordnung, vor 
allem Sittlichkeitsdelikte, gegen die Einzelperson 
richten. In den Abschnitt „Straftaten gegen die Sit-
tenordnung" ist auch die Tierquälerei mit aufge-
nommen worden, weil sich diese Tat mindestens 
auch gegen die sittliche Haltung des Menschen 
gegenüber dem Tier richtet. Auch der 4. Abschnitt 
enthält Straftaten, bei denen das geschützte Rechts-
gut nicht immer nur die öffentliche Ordnung ist. 
Immerhin wohnt auch diesen Straftaten wie z. B. 
dem Glücksspiel, dem Mißbrauch von Rauschgiften 
und vor allem den gemeingefährlichen Straftaten, 
die sich gegen sehr verschiedene Rechtsgüter rich-
ten können, auch eine unmittelbar gegen die öffent-
liche Ordnung gerichtete Wirkung inne. Einen dem 28. 
Abschnitt des geltenden Strafgesetzbuches entspre-
chenden Titel „Verbrechen und Vergehen im Amt" 
enthält der Entwurf nicht mehr. Die sogenannten un-
eigentlichen Amtsstraftaten, d. h. die Taten, die als 
Täter einen Beamten nicht voraussetzen, aber mit 
höherer Strafe bedroht sind, wenn ein Beamter sie 
begeht, sind nicht mehr in einer Gruppe zusammen-
gefaßt. Vielmehr ist die Begehung der Tat durch 
einen Beamten jeweils bei den Grundstraftaten 
selbst als Strafschärfungsgrund angeführt, soweit 
das kriminalpolitisch sinnvoll erscheint. Der 8. Titel 
des 5. Abschnitts, der die Straftaten gegen den 
öffentlichen Dienst umfaßt, enthält im wesentlichen 
nur noch die Vorschriften über Bestechung und Ver-
letzung des dienstlichen Geheimbereichs, aber auch 
die über Amtsanmaßung und Amtserschleichung. 
Einen Teil der im Besonderen Teil des geltenden 
Strafgesetzbuches enthaltenen Tatbestände des 
28. Abschnitts wie Rechtsbeugung, Aussageerpres-
sung, Verfolgung Unschuldiger und ähnliche Tat-
bestände stellt der Entwurf in den Titel „Straftaten 
gegen die Rechtspflege" ein. 

Auf einen besonderen Titel, der sich mit Straf-
taten gegen die Arbeitskraft befaßt, verzichtet der 
Entwurf. Das geltende Strafgesetzbuch überläßt den 
unmittelbaren Schutz der Arbeitskraft überwiegend 
dem sogenannten Nebenrecht, namentlich den Vor-
schriften über Unfallverhütung, Jugend- und Frauen-
arbeitsschutz, Ausbildung und Arbeitshygiene. Mit-
telbar wird die Arbeitskraft im Strafgesetzbuch vor 
allem durch die Vorschriften geschützt, die gegen An-
griffe auf das Leben, die körperliche Unversehrtheit, 
die Freiheit, das Vermögen (namentlich durch Be-
trug und Lohnwucher) sowie gegen Gefährdung der 
Allgemeinheit (namentlich durch Beschädigung von 
Vorrichtungen der Bergwerksbetriebe nach den 
§§ 321, 326 StGB) gerichtet sind. Die Entwürfe bis 
1930 haben grundsätzlich denselben Standpunkt ein-
genommen und sich darauf beschränkt, den § 321 
StGB in Richtung des Arbeitsschutzes zu erweitern 
(vgl. z. B. § 233 E 1927/30). Demgegenüber hat der 
Entwurf 1936 einen besonderen Abschnitt über „An-
griffe auf die Arbeitskraft" gebildet und hier in den 
§§ 159 bis 178 eine eingehende Regelung gebracht. 
Dadurch, daß dieser Abschnitt zusammen mit den 
Abschnitten „Angriffe auf Rasse und Erbgut", „An- 



Drucksache 2150 	Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 

Einleitung 
griffe auf die Wehrkraft" und „Angriffe auf die 
Volksgesundheit" in den Oberabschnitt „Angriffe auf 
die Lebenskraft des Volkes" eingereiht ist, bringt 
der Entwurf 1936 zum Ausdruck, daß dabei im Vor-
dergrund des Schutzes nicht die individuelle Ar-
beitskraft steht, d. h. „die körperliche und geistige 
Fähigkeit des Menschen, Arbeit zu leisten und da-
durch Werte zu schaffen", sondern daß sie in erster 
Linie „den Gesamtumfang der deutschen Arbeit, der 
Arbeitskraft der Nation" schützen will (Begründung 
vor § 159 E 1936). 

Der neue Entwurf lehnt die Grundauffassung des 
Entwurfs 1936 ab. Er geht davon aus, daß nach 
unseren heutigen Anschauungen die Arbeitskraft 
als individuelles Rechtsgut zu schützen ist. Fraglich 
ist jedoch, in welchem Umfange das Strafgesetzbuch 
selbst den unmittelbaren Schutz dieses Rechtsgutes 
zu übernehmen hat. Der Entwurf gewährleistet die-
sen Schutz in der Weise, daß er in § 147 Abs. 2 
Nr. 2 die erhebliche und lange andauernde Beein-
trächtigung der Arbeitsfähigkeit durch vorsätzliche 
Körperverletzung, in § 154 die Mißhandlung der auf 
Grund eines Dienst- oder Arbeitsverhältnisses oder 
als arbeitnehmerähnliche Personen Abhängigen, in 
§ 155 die Überanstrengung von Kindern, Jugend-
lichen oder Schwangeren und in § 334 die Beein-
trächtigung von Arbeitsschutzvorrichtungen unter 
Strafe stellt. In diesen Vorschriften wird allerdings 
nicht nur die Arbeitskraft des geschützten Menschen 
als Rechtsgut angesehen. Vielmehr soll hier der 
Mensch in seiner Ganzheit als geistig-körperliches 
Wesen geschützt werden, im Falle der Schwangeren 
auch der künftige Mensch in seiner Ganzheit. Die 
Einstellung des Tatbestandes der Beeinträchtigung 
von Arbeitsschutzvorrichtungen in den Titel der ge-
meingefährlichen Straftaten erscheint auch deshalb 
sinnvoll, weil der Tatbestand nicht nur die Arbei-
tenden selbst schützt und weil auf diese Weise die 
Anwendung der gemeinsamen Vorschriften des 
Titels über tätige Reue zwanglos ermöglicht wird. 
Den sonstigen unmittelbaren Schutz der Arbeits-
kraft überläßt der Entwurf dem Nebenrecht, um 
nicht den dem Strafgesetzbuch gezogenen Rahmen 
zu überschreiten. 
Über die Gliederung innerhalb der Titel wird das 
Erforderliche im Rahmen der Einzelbegründung ge-
sagt werden. 

III. 
Bei der Ausgestaltung der Tatbestände und der 

Aufstellung der Strafdrohung en  bemüht sich der 
Entwurf, entsprechend den in der allgemeinen Ein-
leitung dargelegten Leitgedanken Strafdrohungen zu 
vermeiden, deren Weite die grundsätzliche Bewer-
tung von Unrechts- und Schuldgehalt der Tat durch 
den Gesetzgeber nicht mehr erkennen läßt. Aller-
dings sieht der Entwurf eine absolute Strafe nur in 
zwei Fällen vor, nämlich die lebenslange Zuchthaus-
strafe für Mord in gewissen Fällen und für Völker-
mord (§ 135 Abs. 1, § 478). Diese Taten wiegen nach 
Unrecht und Schuld stets so schwer, daß auch der 
verhältnismäßig leichteste Fall, wenn nicht Milde-
rungsgründe im Sinne des § 64 gegeben sind, lebens-
langes Zuchthaus verdient. In allen anderen Fällen 
stellt der Entwurf dem Richter einen Strafrahmen  

zur Verfügung, innerhalb dessen die gerechte 
Strafe zu finden ist. Die Höchstgrenze ist für die 
denkbar schwersten, das Mindestmaß für die denk-
bar leichtesten Fälle bestimmt, wobei allerdings in 
der Wirklichkeit nicht vorkommende, nur theore-
tisch denkbare Grenzfälle nicht maßgebend sein sol-
len. Für den Strafrahmen stellt der Entwurf viel-
fach nur eine Strafart, häufig aber mehrere Straf-
arten wahlweise zur Verfügung. Seinem Bemühen, 
Unrechts- und Schuldgehalt der Tat durch die Straf-
drohung zu kennzeichnen, entspricht es, daß neben 
der Zuchthausstrafe, die stets eine Tat von besonde-
rer Schwere kennzeichnen soll, niemals eine andere 
Strafart zur Wahl gestellt wird. Nur zeitiges und 
lebenslanges Zuchthaus werden in einigen Fällen 
wahlweise angedroht. Auch neben einer Gefängnis-
strafe, deren Höchstmaß fünf Jahre überschreitet, 
wird niemals eine leichtere Strafart zur Wahl ge-
stellt, weil es sich auch in diesen Fällen um Straf-
taten von beträchtlichem Gewicht handelt und weil 
ein Strafrahmen, der etwa von einer Woche Straf-
haft bis zu zehn Jahren Gefängnis reichen würde, 
die erforderliche Bewertung der Tat durch den Ge-
setzgeber vermissen ließe. Strafhaft und Geldstrafe 
stellt der Entwurf daher wahlweise neben Gefäng-
nis nur dann zur Verfügung, wenn dieses fünf 
Jahre nicht übersteigt und das Mindestmaß der an-
gedrohten Gefängnisstrafe das gesetzliche Mindest-
maß nicht überschreitet. Wird für eine Tat lediglich 
Strafhaft als Freiheitsstrafe angedroht, so wird da-
neben vielfach Geldstrafe zur Wahl gestellt. Als 
einzige Strafe wird Geldstrafe niemals angedroht, 
weil jedes Vergehen in der Regel so schwer wiegt, 
daß nicht alle Fälle mit einer Geldstrafe allein aus-
reichend geahndet werden können. Zu weite Straf-
rahmen vermeidet der Entwurf weiter dadurch, daß 
Gefängnis und Zuchthaus niemals in der vom Ge-
setz zugelassenen vollen Breite im Einzelfall ange-
droht werden. Die Strafdrohungen Gefängnis und 
Zuchthaus schlechthin, also Gefängnis von einem 
Monat bis zu zehn Jahren und Zuchthaus von zwei 
bis zu zwanzig Jahren, finden sich daher nicht. Die 
weitesten vorkommenden Rahmen sind Gefängnis 
nicht unter drei Monaten, also von drei Monaten 
bis zu zehn Jahren, Zuchthaus von zwei bis zu 
fünfzehn Jahren und Zuchthaus von fünf bis zu 
zwanzig Jahren. Es ist zuzugeben, daß auch diese 
Rahmen noch sehr weit sind. Doch ist der Strafrah-
men von drei Monaten bis zu zehn Jahren Gefäng-
nis ein Ausnahmefall. Er kommt nur in § 342 Abs. 1 
vor und hat dort besondere Gründe. Sonst reicht 
der weiteste Rahmen der Gefängnisstrafe von sechs 
Monaten bis zu zehn Jahren. Im übrigen ist es, ge-
rade bei Straftaten der Hochkriminalität, vielfach 
nicht möglich, die Tatbestände so eng zu umreißen, 
daß Strafrahmen solcher Breite vermieden werden 
könnten. 

Innerhalb des sich nach diesen Grundsätzen er-
gebenden Systems von Strafdrohungen bemüht sich 
der Entwurf, mit einer nicht zu großen Zahl von 
Strafdrohungstypen auszukommen. Wenn das gel-
tende Strafgesetzbuch 75 Strafrahmentypen auf-
weist, so erscheint das als eine zu weit gehende 
Aufgliederung, welche die Fähigkeit des Gesetzes 
zu abstrakter Tatbewertung übersteigt und Span-
nungen in die Strafdrohungen und damit in die 
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Strafzumessung trägt, die letztlich zu Ungerechtig-
keiten führen können. Auf der anderen Seite würde 
eine zu geringe Zahl von Strafdrohungstypen der 
Vielfalt der Tatbestände nicht gerecht und könnte 
zu einem starren Schematismus führen. Der Entwurf 
gliedert daher die Strafdrohungen folgendermaßen. 
Er sieht zunächst Grundtypen von Strafdrohun-
gen vor, die nur eine Strafart androhen, und zwar 
in folgender Weise. Strafhaft wird als alleinige 
Strafe — allerdings nur in dem Fall des § 159 Abs. 3 
— ohne Abstufung, also mit dem gesetzlichen 
Höchstmaß von sechs Monaten, angedroht. Inner-
halb der Gefängnisstrafe kennt der Entwurf 
zunächst vier Stufen ohne Erhöhung des gesetz-
lichen Mindestmaßes, nämlich Gefängnis bis zu 
einem Jahr, bis zu zwei, drei und fünf Jahren. Unter 
Erhöhung des gesetzlichen Mindestmaßes gibt es 
sieben Stufen, nämlich Gefängnis von drei Monaten 
bis zu drei, fünf und zehn Jahren, Gefängnis von 
sechs Monaten bis zu fünf und zehn Jahren und 
Gefängnis von einem bis zu fünf und bis zu zehn 
Jahren. Innerhalb der Zuchthausstrafe sieht 
der Entwurf fünf Stufen vor, nämlich Zuchthaus bis 
zu zehn und bis zu fünfzehn Jahren ohne Erhöhung 
des gesetzlichen Mindestmaßes sowie Zuchthaus 
von fünf und von zehn bis zu zwanzig Jahren, 
schließlich lebenslanges Zuchthaus. Es ergeben sich 
also zunächst siebzehn Grundtypen von Strafdro-
hungen. Die Zahl wird dadurch nicht unerheblich 
erhöht, daß ein Teil dieser Grundtypen mit  S traf

-

drohungen, die wahlweise daneben tre-
ten,  verbunden werden und umgekehrt einige 
Strafdrohungen, die wahlweise zwei oder drei Straf-
arten nebeneinander androhen, als Grundtypen 
nicht vorkommen. So ist Strafhaft, die als 
alleinige Strafe, wie schon erwähnt, mit dem gesetz-
lichen Strafrahmen von einer Woche bis zu sechs 
Monaten angedroht wird, wahlweise mit Geldstrafe 
in zwei Strafdrohungsstufen vorgesehen, deren 
eine bis zu drei Monaten und deren zweite eben-
falls bis zum gesetzlichen Höchstmaß von sechs Mo-
naten reicht. Eine Besonderheit stellt auch die Straf-
drohung Gefängnis bis zu neun Monaten dar. Sie 
kommt allein nicht vor, wohl aber wahlweise neben 
Strafhaft bis zu vier Wochen (§§ 223, 224, 354 und 
356) und neben Strafhaft bis zu sechs Monaten 
(§ 355). Die vier Strafrahmentypen der Gefängnis-
strafe ohne erhöhtes Mindestmaß werden auch 
unter wahlweiser Androhung von Strafhaft ver-
wendet. Strafhaft oder Geldstrafe wird wahlweise 
neben Gefängnis bis zu einem Jahr, zwei, drei und 
fünf Jahren angedroht. In zwei Ausnahmefällen fin-
det sich auch die Strafdrohung Gefängnis bis zu 
zwei Jahren oder Geldstrafe (§§ 219, 220). Neben 
lebenslangem Zuchthaus wird, wie schon er-
wähnt, in einigen Fällen Zuchthaus nicht unter 
zehn Jahren, in seltenen Fällen auch Zuchthaus 
nicht unter fünf Jahren, angedroht. Unter Berück-
sichtigung aller dieser wahlweisen Strafandrohun-
gen ergeben sich insgesamt zweiunddreißig Straf-
drohungstypen innerhalb des Entwurfs. Demgegen-
über hatte der Entwurf 1927 insgesamt 24 Typen 
vorgesehen, während der Entwurf 1936 sogar nur 
mit 12 Typen auskommen zu können glaubte. 

Zu weite Strafrahmen vermeidet der Entwurf, 
wie schon in der Begründung zu den §§ 62 und 63 
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ausgeführt worden ist, auch dadurch, daß er bei ge-
wissen Straftaten für besonders schwere oder für 
minder schwere Fälle besondere Strafdrohungen 
vorsieht, so daß der gesamte Strafrahmen damit in 
zwei, unter Umständen auch in drei Stufen unter-
teilt wird. Eine derartige Unterteilung in drei Stu-
fen findet sich z. B. in den §§ 245, 246, 320, 383, 384 
und 389. Um dem Richter eine Leitlinie dafür zu 
geben, wann ein Fall besonders schwer ist, und um 
eine gewisse Einheitlichkeit in diesem schwierigen 
Bereich der Strafzumessung zu erreichen, begnügt 
sich der Entwurf nicht damit, in § 62 eine allge-
meine Begriffsbestimmung für den b e s o n d er s 
schweren Fall zu geben. Wird für einen der-
artigen Fall eine besondere Strafe angedroht, so 
nennt der Entwurf fast stets zwei oder mehr um-
schriebene Beispiele für Fälle, die in der Regel als 
besonders schwer anzusehen sind. Damit wird, wie 
schon in der Begründung zu § 62 gesagt worden ist, 
eine wesentliche Richtlinie aufgestellt. Der Richter 
soll Fälle ähnlicher Schwere ebenfalls regelmäßig 
als besonders schwer ansehen. Will er, obwohl die 
Beschreibung des Regelbeispiels zutrifft, einen be-
sonders schweren Fall verneinen, so muß er dartun, 
aus welchen bestimmten Gründen der Fall aus-
nahmsweise nicht als besonders schwer anzusehen 
ist. Wenn die besonders schweren Fälle auch, wie 
in der Vorbemerkung zum Titel Strafbemessung 
(§§ 62 ff.) gesagt ist, zwischen tatbestandlicher Aus-
formung und bloßer Strafzumessungsregel stehen, 
so sind die Regelbeispiele echten Tatbeständen doch 
insoweit verwandt, als ihre Merkmale ebenso wie 
Tatbestandsmerkmale nach der dem Entwurf zu-
grunde liegenden Auffassung vorn Vorsatz umfaßt 
sein müssen, soweit sich aus der Fassung des Ge-
setzes nicht etwas anderes ergibt. Das trifft nicht 
nur dann zu, wenn das Gesetz leichtfertiges Han-
deln ausdrücklich genügen läßt wie etwa in § 338 
Nr. 1, sondern auch dann, wenn der besonders 
schwere Fall daran geknüpft wird, daß die Tat eine 
bestimmte Folge hat (z. B. in § 171 Nr. 3). Dann ge-
nügt nach der allgemeinen Regel des § 22, daß die 
Folge fahrlässig herbeigeführt worden ist. Da der 
besonders schwere Fall keinen tatbestandlich ausge-
formten Strafschärfungsgrund darstellt, vermeidet 
es der Entwurf, in derartigen Fällen Zuchthaus an-
zudrohen, wenn die Regelstrafdrohung nur Ge-
fängnis ist. Die Zuchthausdrohung, welche die 
Tat als Unrecht von außergewöhnlicher Schwere 
kennzeichnen soll, setzt eine genaue tatbestand-
liche Umschreibung wenigstens in der Form des 
Strafschärfungsgrundes voraus, der den Richter im 
Gegensatz zum Regelbeispiel des besonders schwe-
ren Falles zur Anwendung zwingt. Das liegt nicht 
nur im Interesse der rechtsstaatlichen Grundsätze 
der Rechtsklarheit und Rechtssicherheit, sondern 
auch im richtig verstandenen Wesen der Zuchthaus-
strafdrohung. 

Bei den minder schweren Fällen fordern 
rechtsstaatliche Grundsätze eine beispielhafte Um-
schreibung nicht, da es sich um ein Abweichen vom 
Regelstrafrahmen zugunsten des Täters handelt. 
Eine beispielhafte Umschreibung würde hier auch 
auf Schwierigkeiten stoßen, zumal schon eine ent-
sprechende Minderung der Schuld zur Annahme 
eines minder schweren Falles führen kann. Der Be- 
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sondere Teil sieht daher minder schwere Fälle nur 
in unbenannter Form vor. In gewissen Fällen wird 
allerdings unter tatbestandsmäßiger Umschreibung 
bestimmt, wann ein minder schwerer Fall nicht an-
genommen werden darf (§ 192 Abs. 1 Satz 2, § 204 
Abs. 2 Satz 2, § 245 Abs. 2 Satz 2). 

Insgesamt verwendet der Entwurf die Rechts-
figur der besonders schweren Fälle rund vierzigmal, 
die der minder schweren Fälle rund fünfzigmal. 

IV. 
Bei den in den einzelnen Vorschriften des Be-

sonderen Teils umschriebenen Merkmalen, an die 
Rechtsfolgen geknüpft werden, handelt es sich in 
der Regel um Merkmale des gesetzlichen Tat-
bestandes, auf die sich nach § 16 und § 19 der Vor-
satz des Täters erstrecken muß. Es gibt aber auch 
Merkmale anderer Art. Sie können Umstände be-
zeichnen, die, wenn der Tatbestand gegeben ist, das 
Unrecht des Täters oder dessen Schuld ausschließen. 
Der Irrtum des Täters über Rechtfertigungsgründe 
wird nach der Regel des § 20 behandelt. Der Irrtum 
über den entschuldigenden Notstand ist in § 41 
Abs. 2 geregelt. Auf diese Regelung greift der Ent-
wurf auch bei anderen Fällen des Irrtums über 
einen Entschuldigungsgrund zurück (§ 167 Abs. 2), 
verzichtet aber auf die zunächst vorgesehene allge-
meine Regelung dieser Frage. Bei cien erwähnten 
Merkmalen kann es sich weiter um bloße persön-
liche Strafausschließungsgründe handeln, die man, 
wenn sie erst nachträglich eintreten, als Strafauf-
hebungsgründe bezeichnet. Sie führen, wenn Tat-
bestand, Unrecht und Schuld gegeben sind, ledig-
lich dazu, daß der Täter nicht bestraft wird, und 
wirken, wenn mehrere an der Tat beteiligt sind, 
ebenso wie die Schuldausschließungsgründe nur für 
denjenigen, auf den diese Merkmale zutreffen. Ein 
Irrtum über solche Umstände ist unbeachtlich, scha-
det oder nützt dem Täter also nichts. Nahe ver-
wandt mit den Strafausschließungsgründen sind die 
sogenannten Bedingungen der Strafbarkeit, Um-
stände, die zwar nicht vom Vorsatz umfaßt zu sein 
brauchen, aber gegeben sein müssen, um die Straf-
barkeit der Tat auszulösen. Sie wirken für und 
gegen alle an der Tat Beteiligten. Ein Irrtum über 
sie ist ebenfalls unbeachtlich. Schließlich kennt der 
Besondere Teil noch bloße Prozeßvoraussetzungen, 
d. h. Merkmale, deren Fehlen an der Strafbarkeit 
der Tat nichts ändert, die aber gegeben sein müs-
sen, um den Täter wegen der Tat strafrechtlich ver-
folgen zu dürfen. 

In zahlreichen Fällen läßt der Entwurf durch die 
Fassung der Beschreibung von Merkmalen erken-
nen, welcher Art sie sind. So wird an einer Reihe 
von Stellen ausdrücklich gesagt, unter welchen Vor-
aussetzungen eine Tat rechtswidrig ist, so daß das 
Fehlen dieser Umstände das Unrecht ausschließt. 
Das ist vor allem in den §§ 152, 170 Abs. 2 und 259 
Abs. 2 der Fall und damit mittelbar auch in den 
Vorschriften, die sich auf § 170 Abs. 2 beziehen, so 
in § 189 Abs. 1 Satz 2, § 190 Abs. 1 Satz 2 und § 402 
Abs. 2. Mit dem Ausdruck „ohne dazu berechtigt zu 
sein" (§ 467) will der Entwurf allerdings nicht nur 
einen das Unrecht der Tat bestimmenden Umstand, 
sondern ein Tatbestandsmerkmal bezeichnen, auf 
das sich der Vorsatz zu erstrecken hat. Hingegen 

enthält der Ausdruck „unbefugt", wie er in § 285 
Abs. 1, § 302 Abs. 1, § 472 Abs. 1 und § 473 Abs. 1 
verwendet wird, lediglich einen Hinweis auf Recht-
fertigungsgründe, die bei diesen Tatbeständen eine 
besondere Rolle spielen können. An gewissen Stel-
len läßt es der Entwurf, um bei einer zweifelhaften 
Rechtslage der Entwicklung in Rechtsprechung und 
Schrifttum nicht vorzugreifen, bewußt offen, ob es 
sich bei den beschriebenen Umständen um Aus-
schluß der Rechtswidrigkeit oder der Schuld han-
delt. Der Entwurf bedient sich dann einer farblosen 
Ausdrucksweise und erklärt nur, daß die Tat unter 
den beschriebenen Umständen nicht strafbar sei. 
Das gilt vor allem etwa für den § 178, wo es sich 
um die Wahrnehmung berechtigter Interessen han-
delt. In einzelnen Fällen will der Entwurf mit einer 
ähnlichen Formel auch offenlassen, ob es sich nicht 
vielleicht schon um einen Ausschluß des Tatbestan-
des handelt. Das gilt bei der Unterbrechung der 
Schwangerschaft wegen Gefährdung der Schwange-
ren (§ 157) sowie bei den kunstgerechten ärztlichen 
Eingriffen und Behandlungen zu Heilzwecken (§ 161). 
D:e persönlichen Strafausschließungs- und Strafauf-
hebungsgründe werden im Entwurf durch die Wen-
dung gekennzeichnet, daß der Täter straffrei ist 
(vgl. § 192 Abs. 3, § 290 Abs. 2, § 387 Abs. 4, § 442 
Abs. 2 und § 450 Abs. 2 und 3) oder auch, daß er 
nicht bestraft wird (§ 289 Abs. 3). Jedenfalls wird 
dabei stets auf die Person des Täters abgestellt. Bei 
den Bedingungen der Strafbarkeit verwendet der 
Entwurf hingegen Formeln, die auf die Strafbarkeit 
der Tat abstellen und in einem Bedingungssatz die 
Voraussetzungen der Strafbarkeit beschreiben, also 
vor allem mit der Wendung: „Die Tat ist nur dann 
strafbar, wenn ... " (vgl. § 271 Abs. 3, § 484 Abs. 1). 
Die bloße Prozeßvoraussetzung wird durch eine For-
mel gekennzeichnet, die ausdrücklich auf die Ver-
folgbarkeit der Tat abstellt und die entsprechenden 
Voraussetzungen bezeichnet, also vor allem in der 
Form: „Die Tat wird nur dann verfolgt, wenn ..." 
(vgl. § 193 Abs. 2, § 195 Abs. 3, § 196 Abs. 4, § 209 
Abs. 4, § 213 Abs. 3, § 484 Abs. 3). 

Es könnte fraglich sein, ob sich ein Strafrecht, das 
wie das des Entwurfs auf dem Schuldgedanken auf-
baut, einer Rechtsfigur wie der Bedingungen der 
Strafbarkeit überhaupt bedienen darf, ohne mit sich 
selbst in Widerspruch zu geraten. Denn wenn die 
Tat ohne den Eintritt der Bedingungen nicht straf-
würdig wäre, könnte es gegen den Schuldgrundsatz 
verstoßen, wenn der Eintritt der Bedingung weder 
vom Vorsatz des Täters umfaßt zu sein noch von 
diesem fahrlässig verschuldet zu sein brauchte, den-
noch aber für die Strafbarkeit der Tat ausschlag-
gebend wäre. Dieser Gedanke trifft allerdings dort 
zu, wo es sich um Umstände handelt, welche das 
Unrecht der Tat mit begründen oder, soweit es sich 
um eine Strafschärfung handelt, erhöhen. Auf solche 
Merkmale müssen sich Vorsatz oder Fahrlässigkeit 
erstrecken, weil die Tat als ganze dem Täter nur 
dann zum Vorwurf gemacht werden darf, wenn sich 
der Vorwurf auf sämtliche Umstände erstreckt, die 
zur Begründung oder Erhöhung des Tatunrechts ge-
hören. Derartige Umstände dürfen daher nicht zur 
bloßen Bedingung der Strafbarkeit gemacht werden, 
wenn nicht ein Widerspruch zum Schuldgrundsatz 
entstehen soll. Es gibt aber auch Umstände, an deren 
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Eintritt das Gesetz die Strafbarkeit einer Tat 
knüpfen kann, ohne daß sie zur Begründung oder 
Erhöhung des Unrechts beitragen. Wird z. B. die 
Bestrafung der Konkursvergehen davon abhängig 
gemacht, daß der Täter seine Zahlungen eingestellt 
hat oder über sein Vermögen das Konkursverfahren 
eröffnet worden ist (§§ 271 ff.), so ist das Unrecht 
der Tat nach der Ausgestaltung, welche die Kon-
kursvergehen im Entwurf gefunden haben, schon 
dadurch begründet, daß der Täter in bestimmter 
Weise die Befriedigung der Gesamtgläubigerschaft 
gefährdet hat. Nur der kriminalpolitische Grund, 
daß eine vorzeitige Bestrafung die Gefährdung der 
Gläubigerschaft voraussichtlich noch verschärfen 
würde und auf Strafe verzichtet werden kann, so-
lange Zahlungseinstellung oder Konkurs vermieden 
werden, führt dazu, eine Bedingung der Strafbar-
keit vorzusehen. Ebenso ist im Falle der unterlas-
senen Verbrechensanzeige (§ 449) das Unrecht der 
Tat schon dadurch begründet, daß der Täter die 
Anzeige nicht erstattet und damit pflichtwidrig nicht 
dazu hilft, die Gefahr, daß ein schweres Verbrechen 
begangen wird, zu vereiteln. Wenn die Bestrafung 
davon abhängig gemacht wird, daß die anzuzei-
gende Tat vollendet, versucht oder in strafbarer 
Weise vorbereitet worden ist, so geschieht das nur 
deshalb, weil auf die Bestrafung verzichtet werden 
kann, wenn die Gefahr, daß das Verbrechen be-
gangen wurde, auf andere Weise vorüberging. In 
diesen und in anderen Fällen handelt es sich bei 
den Bedingungen der Strafbarkeit also gerade nicht 
darum, daß die Strafbarkeit eines Verhaltens unter 
Verletzung des Schuldgrundsatzes über Gebühr 
ausgedehnt wird, sondern umgekehrt darum, daß 
das Gesetz aus kriminalpolitischen Erwägungen die 
Strafbarkeit eines an sich strafwürdigen schuldhaf-
ten Unrechts einengt und auf gewisse Fälle be-
schränkt. Die Bedingungen der Strafbarkeit sind 
daher zugleich Einschränkungen der Strafbarkeit. 
Bei einzelnen Tatbeständen kann allerdings zweifel-
haft sein, welche Umstände das Unrecht der Tat 
begründen und inwieweit das Gesetz Bedingungen 
der Strafbarkeit vorsehen darf, ohne den Schuld-
grundsatz zu gefährden. Insoweit treten Schwierig-
keiten vor allem bei den Tatbeständen des Wider-
standes gegen die Staatsgewalt (§ 419) und der mit 
ihm verwandten Tatbestände der §§ 291, 295, 297 
und 427 sowie bei den Tatbeständen des Raufhan-
dels (§ 156), der üblen Nachrede (§ 173 Abs. 2) und 
des Vollrausches (§ 351) auf. Die vorgeschlagenen 
Lösungen sind jedoch auch hier mit dem Schuld-
grundsatz zu vereinbaren. Im einzelnen wird auf 
die Begründung zu den angeführten Vorschriften 
verwiesen. 

Schwierigkeiten für den Gesetzgeber bereitet auch 
die Frage, inwieweit Umstände im Einzelfall zu 
Bedingungen der Strafbarkeit oder zu Verfahrens-
voraussetzungen gemacht werden sollen. Ob die 
eine oder andere Rechtsfigur gewählt wird, hat ein-
schneidende, klar voneinander unterscheidbare Fol-
gen. Werden Umstände zur Bedingung der Strafbar-
keit gemacht, so ist der Angeklagte, wenn diese 
Umstände fehlen, mit der Folge freizusprechen, daß 
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eine spätere Verfolgung nur unter den erschwerten 
Voraussetzungen der Wiederaufnahme des Verfah-
rens möglich ist. Eine analoge Anwendung zuungun-
sten des Beschuldigten ist nach § 1 verboten. Ebenso 
ist eine rückwirkende Anwendung bei Änderung 
des Gesetzes nach den §§ 1 und 2 unzulässig. Es 
gilt der Grundsatz, daß im Zweifel zugunsten des 
Beschuldigten zu entscheiden ist. Wird innerhalb 
eines Kollegialgerichts über die Frage abgestimmt, 
ob eine Bedingung der Strafbarkeit als gegeben 
anzusehen ist, so kann man die Auffassung ver-
treten, daß nach § 263 Abs. 2 StPO eine Zweidrittel-
mehrheit entscheidet. Werden hingegen Umstände 
zu Verfahrensvoraussetzungen gemacht, so ist das 
Verfahren, wenn sich das Fehlen der Voraussetzun-
gen herausstellt, lediglich einzustellen mit der 
Folge, daß es fortgesetzt werden kann, wenn die 
Voraussetzungen nachträglich eintreten. Die Rechts-
garantien der §§ 1 und 2 zugunsten des Beschuldig-
ten entfallen. Verzichtet ein späteres Gesetz auf 
eine bisher vorgesehene Verfahrensvoraussetzung, 
so können auch Taten verfolgt werden, die vor der 
Gesetzesänderung begangen wurden. Ob der Grund-
satz, daß im Zweifel zugunsten des Beschuldigten 
zu entscheiden ist, wenigstens im Ergebnis gilt, ist 
nicht in vollem Umfange sicher. Bei der Abstim-
mung, ob Verfahrensvoraussetzungen gegeben sind, 
entscheidet die einfache Mehrheit (§ 196 Abs. 1 
GVG). 

Während im wesentlichen außer Zweifel steht, zu 
welchen Folgen es führt, wenn das Gesetz die 
Rechtsfigur der Bedingung der Strafbarkeit oder die 
der Verfahrensvoraussetzung wählt, ist wenig ge-
klärt, welche Umstände ihrer Natur nach als Straf-
barkeitsbedingungen und welche als Verfahrens-
voraussetzungen anzusehen sind. Man kann die 
Auffassung vertreten, daß Umstände, die, ohne das 
Tatunrecht mit zu begründen, doch zum Tatbild ge-
hören oder die Tatbewertung beeinflussen, als Be-
dingungen der Strafbarkeit anzusehen sind, insbe-
sondere bestimmte Folgen der Tat oder weitere 
Umstände, die wenigstens Folgen der Tat sein 
können. Man kann auch der Meinung sein, daß 
Umstände dann als Bedingungen der Strafbarkeit 
anzusehen sind, wenn das Gericht nach Auffassung 
des Gesetzgebers zu einem abschließenden Sach-
urteil über die Tat, einschließlich dieser Umstände, 
kommen soll, während Verfahrensvoraussetzungen 
anzunehmen sind, wenn dem Gericht eine Sachent-
scheidung überhaupt verwehrt sein soll. Diese Auf-
fassung führt dazu, daß der Gesetzgeber die Wahl 
zwischen einer Bedingung der Strafbarkeit und 
einer Verfahrensvoraussetzung von den oben auf-
geführten Folgen abhängig macht, die sich aus der 
Wahl ergeben. Solange der Unterschied zwischen 
Bedingungen der Strafbarkeit und Verfahrensvor-
aussetzungen der Sache nach noch nicht ausreichend 
geklärt ist, wird der Gesetzgeber in der Tat von 
dieser Grundlage auszugehen haben. Die Vorschläge 
des Entwurfs sind in diesem Sinne zu verstehen. 
Im einzelnen wird auch hier auf die Begründung 
zu den in Betracht kommenden Vorschriften ver-
wiesen. 
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vor § 134 
Erster Abschnitt 

STRAFTATEN GEGEN DIE PERSON 
Aus den in der Einleitung zum Besonderen Teil 

dargelegten Gründen befaßt sich der Entwurf im 
1. Abschnitt mit den Straftaten gegen die Person 
und stellt damit den Schutz der Persönlichkeitswerte 
des einzelnen, der die Grundlage aller Gemein-
schaften und damit auch des Staates bildet, an den 
Anfang. Der Entwurf folgt mit der Voranstellung 
der Persönlichkeitswerte dem Grundgesetz, dessen 
erste Artikel dem Schutz der Menschenwürde und 
der Persönlichkeitsrechte gelten. Mit diesem Auf-
bau ermöglicht es der Entwurf zugleich, den Beson-
deren Teil mit den Straftaten gegen das mensch-
liche Leben, also denjenigen Straftaten zu beginnen, 
die mit der schwersten Strafe bedroht sind. 

Die Persönlichkeitswerte, deren Schutz der 1. Ab-
schnitt gewidmet ist, sind das Leben des Menschen 
vom Beginn des Geburtsaktes an wie auch das wer-
dende Leben, die körperliche Unversehrtheit, die 
persönliche Freiheit, die Ehre und der persönliche 
Lebens- und Geheimbereich. Die Straftaten gegen 
die Person, die wie z. B. die Straftaten gegen die 
Sittlichkeit zugleich gegen Rechtsgüter besonderer 
Art gerichtet sind, werden denjenigen Abschnitten 
eingegliedert, in deren Zusammenhang sie gehören. 

Erster Titel 
Straftaten gegen das Leben 

Die Vorschriften dieses Titels erstrecken sich nur 
auf die vorsätzliche und die fahrlässige Tötung so-
wie die Aussetzung. Das geltende Strafgesetzbuch 
behandelt im 16. Abschnitt des Besonderen Teils 
auch die Abtreibung und den Völkermord. Die Ab-
treibung ist gegen das werdende Leben gerichtet 
und Gegenstand des 2. Titels. Die auf dem Gesetz 
vom 9. August 1954 (Bundesgesetzbl. II S. 729) be-
ruhende Eingliederung des Völkermordes in den 
16. Abschnitt war eine Notlösung. Bei diesem Tat-
bestand handelt es sich um einen Angriff auf das 
Leben ganzer Menschengruppen, bei dem als Rechts-
gut das Zusammenleben in der Völkergemeinschaft 
im Vordergrund steht. Der Entwurf stellt daher die 
Vorschriften über den Völkermord in den 6. Ab-
schnitt ein. 

Die Vorschriften über den Zweikampf mit töd-
lichen Waffen, die das geltende Strafgesetzbuch im 
15. Abschnitt des Besonderen Teils (§§ 201 bis 210) 
zusammenfaßt, sind aus den in der Einleitung zum 
Besonderen Teil unter I dargelegten Gründen ge-
strichen. Die außerordentliche Strafmilderung des 
geltenden Rechts wird damit beseitigt und die 
Tötung im Zweikampf den für alle geltenden Vor-
schriften des ersten Titels unterstellt. Hat der Täter 
bei einer Tötung im Zweikampf aus Beweggründen 
gehandelt, die seine Schuld wesentlich mindern, so 
ist der mildere Strafrahmen nach § 134 Abs. 3 anzu-
wenden. Zweikämpfe ohne Tötungsvorsatz sind 
nach den Vorschriften über die Körperverletzung 
zu bestrafen. Wieweit ihre Rechtswidrigkeit wegen 
Einwilligung des Verletzten entfällt, bestimmt sich 
nach § 152. 

Frühere Entwürfe haben bei den Tötungsdelikten 
über die genannten Tatbestände hinaus zum Teil 
einige weitere besondere Tatbestände geregelt, 

nämlich die Verleitung zum Selbstmord (z. B. § 248 
E 1927/30), die Aufforderung zur Tötung (z. B. § 249 
E 1927/30), die versuchte Verleitung zur Tötung 
eines anderen (z. B. § 250 E 1927/30) und die Ver-
abredung einer Tötung (z. B. § 251 E 1927/30). Der 
Entwurf verzichtet auf diese Tatbestände. Die Ver-
leitung zum Selbstmord ist in Fällen, in denen die 
Tatherrschaft beim Verleitenden liegt, als eine von 
diesem in mittelbarer Täterschaft begangene Tötung 
des anderen, der selbst Hand an sich legt, aufzufas-
sen. Wer eine fremde Selbsttötung nicht verhindert, 
kann unter den in § 13 bezeichneten Voraussetzun-
gen wegen Tötung durch Unterlassen strafbar sein, 
wenn er rechtlich dafür einzustehen hat, daß der 
andere nicht zur Selbsttötung schreite. Fehlen diese 
Voraussetzungen, so kann derjenige, der bei einem 
fremden Selbsttötungsversuch anwesend ist, wegen 
unterlassener Hilfeleistung (§ 232) strafbar sein. 
Hat eine Nötigung die Selbsttötung des Genötigten 
zur Folge, so greifen die §§ 170 und 171 Nr. 3 ein. 
Die übrigbleibenden Fälle der Verleitung oder einer 
anderen Mitwirkung zur Selbsttötung verwirklichen 
keinen Tatbestand und sind bisher straflos. Der 
Entwurf beläßt es hierbei, obwohl im ausländischen 
Recht die Verleitung und sogar die Beihilfe zur 
Selbsttötung zum Teil strafbar sind (z. B. Artikel 115 
Schweiz. StGB). Gegen die Strafbarkeit spricht, daß 
die Beweggründe der Selbsttötung oft nicht aufklär-
bar sind und daher auch der ursächliche Zusammen-
hang der Handlungen anderer mit dem Geschehen 
oft nicht festgestellt werden kann. Die Fälle, in 
denen zwar eine solche Feststellung möglich ist, 
die Strafbarkeit aber auf andere rechtliche Gesichts-
punkte nicht gegründet werden kann, sind so sel-
ten, daß ein kriminalpolitisches Bedürfnis für eine 
besondere Strafvorschrift über die Mitwirkung bei 
der Selbsttötung nicht besteht. Die übrigen Tat-
bestände der Aufforderung zur Tötung, der versuch-
ten Verleitung zur Tötung eines anderen und der 
Verabredung einer Tötung werden durch die Vor-
schriften über den Versuch der Beteiligung (§ 35) 
und die Aufforderung zu Straftaten (§ 292) erfaßt 
und sind daher entbehrlich. 

Frühere Entwürfe haben auch eine allgemeine 
Vorschrift gegen Lebensgefährdung vorgesehen. 
Nach § 243 E 1927/30 sollte strafbar sein, wer, ab-
gesehen von bestimmten gemeingefährlichen Straf-
taten, wissentlich und gewissenlos eine unmittel-
bare Gefahr für Menschenleben herbeiführt. Eine 
Vorschrift gegen Lebensgefährdung ist auch in ver-
schiedenen Auslandsrechten enthalten (z. B. Arti-
kel 129 Schweiz. StGB; §§ 335, 431 Osterr. StGB). 
Der Entwurf verzichtet auf eine solche allgemeine 
Vorschrift. Er enthält zahlreiche Sondervorschriften, 
die in erster Linie oder jedenfalls auch dem Schutz 
gegen die Gefährdung fremden Lebens dienen. 
Hervorzuheben sind die Tatbestände der Ausset-
zung (§ 139), der gefährlichen Körperverletzung 
(§ 148), der Mißhandlung Wehrloser oder Abhängi-
ger (§ 154), der Überanstrengung von Kindern, 
Jugendlichen oder Schwangeren (§ 155), der unter-
lassenen Hilfeleistung (§ 232) sowie die Tatbestände 
der gemeingefährlichen Straftaten (§§ 320 ff.) und 
der Verkehrsstraftaten (§§ 342 ff.). Die Vorschriften 
über gemeingefährliche Straftaten sind durch meh-
rere Tatbestände, insbesondere Vorschriften gegen 
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Gefährdung durch giftige Gase (§ 327), die sich 
auch gegen Selbsttötungsversuche mit Leuchtgas 
richten, und gegen Beeinträchtigung von Arbeits-
schutzvorrichtungen (§ 334), erweitert worden. Über 
solche Sondervorschriften hinaus ist ein kriminal-
politisches Bedürfnis für einen allgemeinen Tatbe-
stand der Gefährdung fremden Lebens nicht anzu-
erkennen. Er würde überdies wegen seiner Weite 
und Unbestimmtheit zu einer unabsehbaren Aus-
dehnung der Bestrafungsmöglichkeiten und damit 
zur Beeinträchtigung der Rechtssicherheit führen. 

Im Aufbau der hiernach für den 1. Titel übrig-
bleibenden Vorschriften unterscheidet sich der 
Entwurf wesentlich vom geltenden Recht und von 
den früheren Entwürfen. Die Entwürfe von 1913 
und 1919 stellen den Totschlag als Grundtatbestand 
voran, zu dem der Mord als Erschwerungstatbe-
stand hinzutritt. Umgekehrt ist in den Entwürfen 
von 1922 und 1925 Grundtatbestand der Mord, so 
daß der Totschlag als Milderungstatbestand er-
scheint. In den Entwürfen von 1927, 1930 und 1936 
sowie in dem auf der Fassung des Gesetzes zur 
Änderung des Reichsstrafgesetzbuches vom 4. Sep-
tember 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 549) beruhenden 
geltenden Recht stehen Mord an erster und Tot-
schlag an zweiter Stelle so nebeneinander, daß die 
von der Rechtsprechung zu §§ 211 und 212 StGB 
vertretene Ansicht, es handle sich um eigenständige 
Tatbestände, nicht auszuschließen ist. Es hat sich 
gezeigt, daß bei einem solchen Aufbau die Teil-
nahmeprobleme sich oft nicht befriedigend lösen 
lassen. Um die Unklarheiten in den Beziehungen 
der Tötungstatbestände zueinander zu beseitigen, 
beschreitet der Entwurf im Anschluß an Arti-
kel 111 ff. Schweiz. StGB einen neuen Weg, der zu-
gleich eine bessere Abstufung der Strafdrohungen 
ermöglicht. Er stellt in § 134 Abs. 1 einen Grundtat-
bestand der vorsätzlichen Tötung voran, den er 
„Totschlag" nennt. Dieser Grundtatbestand wird 
durch den Mord (§ 135) qualifiziert und durch ver-
schiedene mildere Tatbestände (§ 134 Abs. 2 und 3, 
§§ 136, 137) privilegiert. 

Die sogenannte Perforation, d. h. die Tötung eines 
in der Geburt be findlichen Kindes durch einen Arzt 
zur Rettung der Mutter, regelt der Entwurf in § 157 
Abs. 2 im Zusammenhang mit den Vorschriften 
über die Schwangerschaftsunterbrechung, weil die 
Ähnlichkeit der Sachverhalte zu einer ähnlichen 
rechtlichen Gestaltung zwingt. 

§ 134 
Totschlag 

Die Vorschrift behandelt die vorsätzliche Tötung, 
soweit sie nicht in § 135 qualifiziert und in den 
§§ 136 und 137 privilegiert ist. Die Tat wird als 
„Totschlag" bezeichnet, weil dieser Begriff in der 
deutschen Rechtstradition verwurzelt ist und weil 
die Bezeichnung „vorsätzliche Tötung", die Arti-
kel 111 Schweiz. StGB verwendet, zu farblos er-
scheint. 

Absatz 1 enthält den Grundtatbestand. Unter 
ihn fallen alle vorsätzlichen Tötungen, die nicht 
von Absatz 2 und 3 oder den §§ 135 bis 137 erfaßt 
werden, Namentlich gehören hierher die ohne 
Überlegung oder andere Mordmerkmale begange-

§ 134 
nen Tötungen und diejenigen Tötungen aus Eifer-
sucht, Haß, Rache, Neid, Geltungsbedürfnis, reli-
giösem oder politischem Fanatismus, Rauflust oder 
im Zweikampf, bei denen die in § 134 Abs. 2 und 3 
bezeichneten Voraussetzungen fehlen. Der Straf-
rahmen von fünf bis zu zwanzig Jahren Zuchthaus 
ist weit genug, um die Abstufungen des Unrechts 
und der Schuld berücksichtigen zu können. Anderer-
seits sieht der Entwurf davon ab, hier allgemein 
einen milderen Strafrahmen für minder schwere 
Fälle zuzulassen, wie er dem § 213 StGB entsprechen 
würde. Gerade diese Vorschrift, die in Verbindung 
mit § 212 StGB für die nicht als Mord gekennzeich-
neten vorsätzlichen Tötungen einen Strafrahmen 
von sechs Monaten Gefängnis bis zu lebenslangem 
Zuchthaus bringt, macht die Mängel des geltenden 
Rechts deutlich. So weite Strafrahmen überfordern 
die Gerichte, gefährden die Rechtssicherheit und 
bedeuten durch ihr allzu mildes Mindestmaß eine 
Entwertung des Menschenlebens im Strafrecht. Der 
Entwurf sieht daher eine Milderung des Strafrah-
mens nach Absatz 1 nur in den ausdrücklich ge-
regelten und tatbestandlich umschriebenen Fällen 
der Absätze 2 und 3 und der §§ 136 und 137 vor. 

Absatz 2 umschreibt den ersten Milderungstat-
bestand zu Absatz 1 und regelt den Totschlag im 
engeren Sinne der Affekttötung, wie er in § 222 E 
1925 und § 246 Abs. 2 E 1930 verstanden wird. Das 
geltende Recht erwähnt den Fall der Erregungstat 
nur als Beispiel für die in § 213 StGB allgemein 
zugelassenen mildernden Umstände. Der Entwurf 
sieht jedoch aus den bereits dargelegten Gründen 
einen solchen allgemeinen milderen Strafrahmen 
nicht vor. Er mildert die Strafdrohung des Grund-
tatbestandes für den Fall, daß der Täter sich zu der 
Tat in einer begreiflichen heftigen Gemütserregung 
hat hinreißen lassen. Die Fassung lehnt sich an § 26 
des Wehrstrafgesetzes an und kehrt ähnlich auch in 
den §§ 150 und 179 wieder. Nach ihr braucht die 
Gemütserregung nicht entschuldbar, sondern nur 
begreiflich zu sein. Sie darf zur Zeit der Tat noch 
nicht abgeklungen sein. Da es genügt, daß die Ge-
mütserregung für einen unbeteiligten Beobachter in 
der Lage, in der sich der Täter befand, begreiflich 
ist, erfaßt der Milderungstatbestand auch Tötungen, 
bei denen Unrecht oder Schuld nicht derart gemin-
dert sind, daß eine Zuchthausstrafe, wie es § 213 
StGB vorsieht, auszuschließen wäre. Vielmehr er-
scheint eine Zuchthausstrafe bis zu zehn Jahren als 
Regelstrafrahmen angemessen. Nur in minder 
schweren Fällen, deren Annahme nach § 63 voraus-
setzt, daß das Unrecht oder die Schuld wesentlich 
gemindert sind, wird Gefängnis von einem Jahr bis 
zu fünf Jahren angedroht. 

Absatz 3 enthält den zweiten Milderungs-
tatbestand zu Absatz 1. Die Milderung ist daran 
geknüpft, daß Mitleid, Verzweiflung oder andere 
Beweggründe, die den Täter zur Tötung bestimmen, 
seine Schuld wesentlich mindern. Die Vorschrift 
trägt der Erfahrung Rechnung, daß vorsätzliche 
Tötungen zuweilen aus achtenswerten Beweggrün-
den begangen werden. Zwar wird hierdurch die Tat 
selbst nicht achtenswert; jedoch kann die Schuld im 
Hinblick auf den Beweggrund wesentlich gemindert 
sein. Zu denken ist etwa an die Tötung aus begreif- 
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§ 135 
lichem Mitleid mit dem Opfer in den Fällen der 
lebensverkürzenden Sterbehilfe („aktiven Eutha-
nasie") und der Erlösung aus unerträglichen Leiden 
oder anderen unerträglichen Lebensumständen. Es 
kann auch die Tötung aus Mitleid mit einem Dritten, 
etwa die Tötung des Familientyrannen aus Mitleid 
mit der von ihm gequälten Ehefrau in Betracht 
kommen. Zu den Tötungen aus Verzweiflung gehört 
der erweiterte Selbstmord, bei dem der Täter mit 
dem Vorsatz, sich selbst zu töten, auch dem Leben 
von Familienangehörigen ein Ende setzt, um sie vor 
Schande, Elend oder Verlassenheit zu bewahren. 
Aus Beweggründen, welche die Schuld wesentlich 
mindern, kann auch die Tötung des Ehrverletzers 
oder Ehebrechers im Zweikampf begangen werden. 
Die Tragik dieser und ähnlicher Fälle ist zu häufig, 
als daß der gerechte Ausgleich im Einzelfalle grund-
sätzlich der Gnade überlassen werden könnte. An-
dererseits lassen sich die einzelnen Fälle, die für 
den milderen Strafrahmen in Betracht kommen, nicht 
konkret erfassen und daher auch nicht im Gesetz 
erschöpfend aufzählen. Absatz 3 setzt daher eine 
Tötung aus Beweggründen voraus, welche die 
Schuld wesentlich mindern, und führt „Mitleid" und 
„Verzweiflung" nur als typische Beispiele für 
solche Beweggründe an Da gerade solche Tötungen 
nicht selten mit Überlegung ausgeführt werden, um 
dem Opfer einen möglichst sanften Tod zu bereiten, 
hat das Handeln mit Überlegung hier nicht die Be-
deutung eines Mordmerkmals. Deshalb stellt § 135 
Abs. 2 Satz 2 sicher, daß auch die mit Überlegung 
begangenen Tötungen aus Beweggründen, welche 
die Schuld wesentlich mindern, als privilegierter 
Totschlag und nicht als Mord zu behandeln sind. 
Als Strafrahmen ist in Absatz 3 Gefängnis von 
einem Jahr bis zu zehn Jahren vorgesehen. Daß der 
Versuch in Absatz 3 ausdrücklich für strafbar erklärt 
wird, entspricht dem Sprachgebrauch des Entwurfs. 
Hiernach wird bei allen Erschwerungs- und Milde-
rungstatbeständen, die nach § 12 Abs. 2 Vergehen 
sind und bei denen der Versuch ebenso wie beim 
Grundtatbestand strafbar sein soll, der Versuch aus-
drücklich für strafbar erklärt, um den Umkehrschluß 
sicherzustellen, daß ohne Wiederholung der Versuch 
in Privilegierungsfällen wie z. B. im Falle der Ent-
wendung (§ 242) und des Notbetrugs (§ 255) straflos 
sein soll. 

Sowohl in Absatz 2 als auch in Absatz 3 ist der 
Privilegierungsgrund ein besonderes persönliches 
Merkmal im Sinne des § 14 Abs. 1. Die Fassung die-
ser Vorschrift stellt klar, daß auch vorübergehende 
Seelenzustände und Beweggründe unter den Begriff 
der besonderen persönlichen Merkmale fallen. Da 
das Merkmal nach Absatz 2 oder 3 die Strafe mil-
dert, gilt es nach § 33 Abs. 2 nur für den Täter, 
Anstifter oder Gehilfen, bei dem es vorliegt. Hier-
aus folgt, daß andere Beteiligte, bei denen das 
Merkmal nicht gegeben ist, nach Absatz 1 strafbar 
sind, gleichviel ob sie das strafmildernde Merkmal 
ihres Mitbeteiligten kennen oder nicht. 

Aus der Stellung der Absätze 2 und 3, deren 
Fassung auf die Tat des Absatzes 1 verweist, ergibt 
sich, daß diese Privilegierungen sich nur auf vor-
sätzliche Tötungen im Sinne des Absatzes t be-
ziehen. Daher sind diese milderen Strafrahmen nicht 
in den Fällen des Mordes (§ 135) anwendbar. Sie 

haben auch für die §§ 136 und 137 keine Bedeutung, 
da diese Vorschriften besondere mildere Straf-
rahmen enthalten. 

§ 135 
Mord 

Die Vorschrift regelt den Mord als Erschwerungs-
tatbestand zum Grundtatbestand der vorsätzlichen 
Tötung im Sinne des § 134 Abs. 1. 

Nach der ursprünglichen Fassung des § 211 StGB 
wurde wegen Mordes bestraft, wer vorsätzlich einen 
Menschen tötet und die Tötung „mit Überlegung 
ausgeführt hat". An dem Merkmal der Überlegung 
für die Unterscheidung des Mordes vom Totschlag 
hielten auch die Entwürfe von 1909 (§ 212), 1913 
(§ 280), 1919 (§ 283), 1927 (§ 245) und 1930 (§ 245) 
fest. Die Rechtsprechung nahm Überlegung an, wenn 
der Täter „in genügend klarer Erwägung über den 
zur Erreichung seines Zweckes gewollten Erfolg der 
Tötung, über die zum Handeln drängenden und von 
diesem abhaltenden Beweggründe sowie über die 
zur Herbeiführung des gewollten Erfolges erforder-
liche Tätigkeit handelt" (z. B. RGSt. 42, 262). Aus der 
Fassung des Gesetzes schloß die Rechtsprechung, 
die Überlegung müsse im Zeitpunkt der Ausführung 
der Tat selbst in dem Sinne vorhanden sein, daß 
„die Handlung, die die Ursache oder Mitursache des 
Todes gewesen ist, mit Überlegung ausgeführt wor-
den sein muß" (RGSt. 70, 259). Der Entwurf von 1911 
(§ 253) ersetzte die Überlegung durch den Begriff 
„Vorbedacht", um, wie seine Begründung zu § 253 
ergibt, außer der „Reflexion auf die kontrastieren-
den Motive" auch den „vor Ausführung der Tat 
gefaßten Entschluß zur Tat" unter den Mordtatbe-
stand zu bringen. Die Entwürfe von 1922 (§ 218) 
und 1925 (§ 221) verzichteten auf das Merkmal der 
Überlegung und erfaßten als Mord jede vorsätz-
liche Tötung, die nicht als Totschlag im engeren 
Sinne, als Tötung auf Verlangen oder als Kindes-
tötung privilegiert war. Im Entwurf 1936 erster 
Lesung (§ 405) wurde der Tatbestand des Mordes 
so wie im geltenden Recht umschrieben, abgesehen 
von dem Fall der Absicht, eine Straftat zu ver-
decken, den dieser Entwurf noch nicht erwähnte. 
Unter Einbeziehung dieses Falles hat der Vorschlag 
des Entwurfs 1936 durch das Gesetz zur Änderung 
des Reichsstrafgesetzbuches vom 4. September 1941 
(Reichsgesetzbl. I S. 549) Gesetzeskraft erhalten. Der 
Tatbestand entspricht dem geltenden § 211 StGB. 
Die damals vorgesehene Strafdrohung (Todesstrafe, 
in besonderen Ausnahmefällen lebenslanges Zucht-
haus) ist durch das 3. Strafrechtsänderungsgesetz 
vom 4. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 735) auf 
die geltende Strafdrohung (lebenslanges Zuchthaus) 
umgestellt worden. 

Daß im geltenden Recht das Merkmal der Über-
legung aufgegeben worden ist, hat seinen Grund in 
jahrzehntelangen Erfahrungen der Rechtsprechung, 
nach denen die Überlegung als ausschließliches und 
unbeschränktes Merkmal nicht geeignet ist, den 
Mord als schwersten Fall der vorsätzlichen Tötung 
zu kennzeichnen. Wer z. B. einen anderen zwar mit 
Überlegung getötet hat, zur Tat aber von Mitleid 
getrieben war, weil er von ihm weitere unerträg-
liche Leiden abwenden wollte, erfüllt nicht den 
Tattypus, den unsere Rechtsgemeinschaft sich unter 
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dem Mord vorstellt und mit der höchsten Straf-
drohung verbinden will. Es fehlt hier die besondere 
Verwerflichkeit der vorsätzlichen Tötung, die den 
Maßstab für den Mord abgeben muß. Andrerseits 
ist die besondere Verwerflichkeit oft auch bei vor-
sätzlichen Tötungen, die nicht mit Überlegung be-
gangen werden, gegeben, so z. B., wenn der Täter 
eine sich ihm plötzlich bietende Gelegenheit zu 
einem Lustmord ausnutzt oder wenn er den Wäch-
ter, der ihm während der Ausführung eines Ein-
bruchs überraschend entgegentritt, auf der Stelle 
tötet, um sich die Beute ungestört verschaffen zu 
können. 

Bei der Prüfung der Frage, in welcher Weise der 
Maßstab der besonderen Verwerflichkeit der vor-
sätzlichen Tötung im Gesetz zum Ausdruck kom-
men soll, hat der Entwurf davon abgesehen, zur 
Kennzeichnung des Mordes eine Generalklausel zu 
verwenden, die sich mit dem Hinweis auf die be-
sondere Verwerflichkeit der Tat oder der Gesinnung 
des Täters begnügt (vgl. Artikel 112 Schweizer. StGB). 
Das würde in weitem Umfange zu unterschiedlichen 
Beurteilungen durch die Gerichte führen und die 
Rechtssicherheit gefährden. Eine solche Lösung er-
scheint daher aus rechtsstaatlichen Gründen bedenk-
lich. Vielmehr muß es der Gesetzgeber als seine 
Aufgabe ansehen, die Bestimmtheit der Tatbestände 
besonders scharf bei solchen Strafdrohungen aus-
zuprägen, die schwerste Strafe ohne die Möglichkeit 
der Milderung aus Ermessensgründen vorsehen. 

Hiernach kommt für die  Neuregelung des Mord-
tatbestandes nur diejenige Methode in Betracht, die 
den Maßstab der besonderen Verwerflichkeit der 
vorsätzlichen Tötung durch einzelne möglichst be-
stimmte Tatbestandsmerkmale im Gesetz erschöp-
fend zum Ausdruck bringt. Damit verlagert sich die 
Problematik auf die Ausgestaltung der einzelnen 
Mordmerkmale. Der Grundgedanke der Fassung des 
Entwurfs besteht darin, daß er die geltende Rege-
lung mit der Regelung nach der alten Fassung und 
den Vorschlägen der Entwürfe bis 1930 verbindet, 
dabei unbrauchbare Merkmale ausscheidet und den 
Mangel, der in der unbeschränkten Verwendung des 
Überlegungsmerkmals bestand, behebt. 

Absatz 1 zählt die absoluten Mordmerkmale auf, 
nämlich solche Merkmale, die unabhängig davon 
sind, ob der Täter sie mit Überlegung oder im 
Affekt verwirklicht, weil jedes einzelne Merkmal 
stets bereits für sich ausreicht, die besondere Ver-
werflichkeit der vorsätzlichen Tötung ausnahmslos 
zu begründen. 

Die Nummern 1 bis 3 enthalten Motivmerkmale, 
die überwiegend dem geltenden Recht entnommen 
sind. Neu ist die ausdrückliche Erwähnung der „Er-
regung" neben der „Befriedigung" des Geschlechts-
triebes. Der Fall des Handelns zur Erregung des 
Geschlechtstriebes konnte bisher nur unter das 
Generalmerkmal der niedrigen Beweggründe ein-
geordnet werden. Das wäre künftig nicht mehr mög-
lich. Denn der Entwurf verzichtet auf das General-
merkmal der niedrigen Beweggründe, unter denen 
die Rechtsprechung die nach allgemeiner sittlicher 
Wertung auf tiester Stufe stehenden Beweggründe 
versteht. Das Merkmal ist so unbestimmt, daß 
darauf künftig die Kennzeichnung einer Tat als 

§ 135 
Mord mit der gebotenen Bestimmtheit nicht ge-
gründet werden kann. In der Praxis hat das Merk-
mal zu erheblichen Schwierigkeiten geführt, wie 
z. B. der Fall BGHSt. 9, 180 und seine zum Teil 
abweichende Beurteilung im Schrifttum erkennen 
lassen. Mit Recht hat der Große Senat für Straf-
sachen beim Bundesgerichtshof in BGHSt. 9, 389 
darauf hingewiesen, daß „die staatliche Gemein-
schaft dem Leben ihrer Glieder als ihrem höchsten 
Rechtsgut" einen „besonderen Rechtsschutz" schul-
det und hierfür „die klare Abgrenzung des Mord-
tatbestandes" notwendig ist. Mit dem allgemeinen 
Merkmal der niedrigen Beweggründe ist eine klare 
Abgrenzung nicht zu erreichen. Der Entwurf ver-
wendet dieses Merkmal nicht mehr. Er begnügt sich 
mit den unter Nummern 1 bis 3 aufgezählten Be-
weggründen und nimmt in Kauf, daß die vorsätz-
liche Tötung aus anderen niedrigen Beweggründen, 
soweit nicht ein sonstiges Mordmerkmal erfüllt ist, 
nicht als Mord anzusehen ist. Sie fällt dann regel-
mäßig unter den Grundtatbestand des § 134 Abs. 1 
und kann hiernach ihre ausreichende Sühne finden. 

Nummer 4 bringt ein Absichtsmerkmal, das dem 
geltenden Recht entstammt. § 211 StGB führt da-
neben noch die Absicht an, eine andere Straftat zu 
verdecken. Der Entwurf hat dieses Merkmal 
gestrichen, weil es als Selbst- oder Fremdbegünsti-
gung nicht selten in Konfliktsituationen verwirklicht 
wird, in denen die besondere Verwerflichkeit der 
Tötung fehlt. Hier führt künftig die Einordnung der 
Tötung unter § 134 zu gerechteren Ergebnissen. 

Mit den Nummern 1 bis 4 sind nach dem Entwurf 
die absoluten Mordmerkmale erschöpft. Gestrichen 
sind hiernach, abgesehen von dem Generalmerkmal 
der niedrigen Beweggründe und der bereits erwähn-
ten Absicht zur Verdeckung einer Straftat, die heim-
tückisch, grausam oder mit gemeingefährlichen 
Mitteln begangene Tötung. Bei diesen Begehungs-
weisen handelt der Täter überwiegend mit Über-
legung, so daß sie dann von Absatz 2 erfaßt 
werden. Soweit das im Einzelfall nicht zutrifft, soll 
nach dem Entwurf der § 134 anwendbar sein. Das 
gilt auch für die dort in Absatz 2 und 3 vorgesehe-
nen Strafmilderungen. Die Erfahrungen der Praxis 
haben gezeigt, daß die heimtückische Begehungs-
weise als absolutes Mordmerkmal wenig geeignet 
ist, da sie auch bei Taten vorkommt, deren Beweg-
gründe die Schuld wesentlich mindern (BGHSt. 9, 
385). Das gleiche ist für die Ausführung mit gemein-
gefährlichen Mitteln anzunehmen. Das Merkmal 
„grausam" ist so unbestimmt (vgl. BGHSt. 3, 180), 
daß der Entwurf die Beibehaltung angesichts der in 
der Praxis entstandenen Schwierigkeiten nicht für 
vertretbar ansieht. 

Absatz 2 übernimmt als relatives Mordmerkmal 
das Merkmal der Überlegung aus der alten Fas-
sung des § 211 StGB und der Mehrzahl der Ent-
würfe vor 1936, weil es regelmäßig ein Anzeichen 
für die besondere Verwerflichkeit der Tat ist, die 
in der kaltblütigen Vernichtung eines Menschen-
lebens liegt. Er vermeidet aber die frühere Fassung, 
nach der die Tötung „mit Überlegung ausgeführt" 
sein mußte, sondern wählt die schon in § 283 E 1919 
vorgesehene Fassung: „Wer einen anderen mit Über-
legung tötet". Hierdurch soll eine Festlegung auf 
die Rechtsprechung, die das Merkmal der Überle- 
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§ 136  
gung für die ganze Dauer der Tötungshandlung 
forderte, vermieden und die Auslegung ermöglicht 
werden, für die Annahme eines Mordes genüge die 
Überlegung im Zeitpunkt des Anfangs der Ausfüh-
rung der Tötung im Sinne des § 26 Abs. 2. Der 
Entwurf vermeidet auch die in der ausnahmslosen 
Verwendung des Überlegungsmerkmals liegenden 
oben erwähnten Mängel der früheren Ausgestaltung 
des Mordtatbestandes. Ein Handeln mit Überlegung 
soll dann nicht zur Annahme eines Mordes führen, 
wenn der Täter zur Tötung durch einen Beweggrund 
bestimmt worden ist, der seine Schuld wesentlich 
mindert. Dann soll die Tat nach § 135 Abs. 2 Satz 2 
aus den zu § 134 Abs. 3 dargelegten Gründen aus-
schließlich nach dem privilegierten Totschlags-
tatbestand des § 134 Abs. 3 beurteilt werden. 

Für die Fälle der Absätze 1 und 2 wird als 
absolute Strafe lebenslanges Zuchthaus angedroht. 
Ein milderer Strafrahmen für minder schwere Fälle 
wird nicht vorgesehen. Durch die Starre der Straf-
drohung, die sich aus der Beschränkung der Mord-
merkmale rechtfertigt, wird der höchstmögliche 
Schutz für das höchste Rechtsgut des Menschen an-
gestrebt. Die Todesstrafe wird nicht angedroht. Sie 
ist durch Artikel 102 GG abgeschafft. Ihre Wieder-
einführung wäre erst nach Änderung des Grund-
gesetzes möglich. Solange es nicht geändert ist, muß 
der Entwurf als Strafdrohung für Mord die höchste 
mit dem Grundgesetz zu vereinbarende Strafe zu-
grunde legen, nämlich lebenslanges Zuchthaus. 

Für die Lösung der Teilnahmeprobleme ist ent-
scheidend, daß künftig der Mord kein eigenständiger 
Tatbestand, sondern ein Erschwerungstatbestand zu 
§ 134 Abs. 1 ist, mithin die Mordmerkmale nicht die 
Strafbarkeit begründen, sondern die Strafe schärfen. 
Da es sich hierbei ausschließlich um besondere per-
sönliche Merkmale im Sinne des § 14 Abs. 1 handelt, 
gilt nach § 33 Abs. 2 die Strafschärfung nur für den 
Täter, Anstifter oder Gehilfen, bei dem das Merk-
mal vorliegt, aber nicht für Beteiligte, die in ihrer 
Person das Merkmal nicht erfüllen, gleichviel ob sie 
von dem •strafschärfenden besonderen persönlichen 
Merkmal ihres Mitbeteiligten Kenntnis haben oder 
nicht. Es sind hier die gleichen Gesichtspunkte maß-
gebend, wie sie die Begründung zu § 134 Abs. 2 
und 3 darlegt. 

§ 136 
Kindestötung 

Die Vorschrift ersetzt den § 217 StGB. Sie enthält 
einen weiteren Milderungstatbestand zu § 134 
Abs. 1. 

Der Milderungsgrund liegt in den besonde-
ren seelischen Umständen, in die erfahrungsgemäß 
die unehelich gebärende Frau bei der Geburt gerät: 
ihre Furcht vor dem Zorn der Eltern und vor gesell-
schaftlicher Benachteiligung ihrer eigenen Person 
sowie ihres Kindes und das Gefühl der Verlassen-
heit. Diese seelische Lage kommt zu der durch den 
Geburtsvorgang ohnehin geschwächten körperlichen 
und seelischen Verfassung der Frau hinzu und 
wirkt im Sinne einer Verminderung der Hemmun-
gen, die eine Frau im Normalzustand gegenüber der 
Versuchung, sich ihres unerwünschten Kindes zu 
entledigen, aufbringt. In den vorgeschlagenen Gren

-zen hält der Entwurf eine solche Milderung auch im 
neuen Strafrecht für erforderlich. Er folgt damit dem 
geltenden Recht und den Entwürfen von 1909 und 
1919. Die Entwürfe von 1922 bis 1930 dehnen den 
Täterkreis auf eheliche Mütter aus. Der Entwurf 
1936 sah von jeder besonderen Regelung ab. Trotz 
des Gebots des Artikels 6 GG, den unehelichen 
Kindern durch die Gesetzgebung die gleichen Be-
dingungen für ihre leibliche und seelische Entwick-
lung und ihre Stellung in der Gesellschaft zu 
schaffen wie den ehelichen Kindern, darf nicht ver-
kannt werden, daß die soziale Gesetzgebung die 
Wertungen der Umwelt und die seelische Not nicht 
völlig ausschließen kann, welche die uneheliche 
Mutter auch unter den gegenwärtigen Verhältnissen 
vielfach gerade beim Geburtsvorgang bedrängen. 
Greift die uneheliche Mutter unter dem Eindruck 
dieser Umstände und unter dem Einfluß des Geburts-
vorganges zu dem Ausweg, ihr Kind zu töten, so 
muß das Strafgesetz dem in der Strafdrohung Rech-
nung tragen. Bei der ehelichen Mutter ist eine ähn-
liche Lage in der Regel nicht gegeben. Nimmt eine 
eheliche Mutter in oder gleich nach der Geburt die 
Tötung ihres Kindes vor, so reichen die allgemeinen 
Milderungsgründe des § 134 Abs. 2 und 3 aus. 

Eine Streichung der Vorschrift ließe sich nur ver-
treten, wenn auch für die uneheliche Mutter die 
Milderungsgründe nach § 134 Abs. 2 und 3 aus-
reichten. Das ist jedoch zu verneinen. Die Milde-
rung nach § 134 Abs. 2 wäre zu eng, da eine 
Strafmilderung auch angebracht ist, wenn die un-
eheliche Mutter sich nicht „in einer begreiflichen 
heftigen Gemütserregung zu der Tat hinreißen läßt", 
sondern in der geschilderten seelischen Ausnahme-
lage mit Überlegung handelt. Die Anwendung des 
§ 134 Abs. 3 würde in jedem Einzelfall die aus-
drückliche Feststellung fordern, daß die Beweg-
gründe der Täterin ihre Schuld wesentlich mindern. 
Eine gleichmäßige Gesetzesanwendung ist allein 
gewährleistet, wenn ein besonderer Milderungs-
grund für die uneheliche Mutter geschaffen wird. 

Gerechtfertigt ist eine solche Lösung allerdings 
nur für die Dauer der psychischen Ausnahmelage, 
die erfahrungsgemäß an die durch den Geburtsvor-
gang ausgelöste Schwächung der Widerstandskraft 
gebunden ist. Sobald diese abgeklungen ist, kann 
auch eine psychische Ausnahmelage, die einer be-
sonderen Berücksichtigung bedarf, nicht mehr aner-
kannt werden. Das Gesetz muß daher die zeitliche 
Begrenzung des Milderungsgrundes im Tatbestand 
zum Ausdruck bringen. Der Entwurf von 1911 hatte 
hierzu in § 256 folgende Fassung vorgeschlagen: 
„während der Geburt oder unter Einwirkung der 
durch den Geburtsvorgang hervorgerufenen Störun-
gen". Alle anderen Entwürfe von 1909 bis 1930 und 
das geltende Recht setzen ein Töten „in oder gleich 
nach der Geburt" voraus. Hierbei beläßt es der neue 
Entwurf. 

Die Strafdrohung entspricht derjenigen des 
§ 134 Abs. 3. Auf die im geltenden Recht als Regel-
strafe vorgesehene Zuchthausstrafe verzichtet der 
Entwurf. Sie ist in Anbetracht der Erhöhung des 
Höchstmaßes der Gefängnisstrafe auf zehn Jahre 
entbehrlich und würde dem Bestreben des Entwurfs 
widersprechen, den Anwendungsbereich der Zucht-
hausstrafe einzuschränken. Im geltenden Recht ist, 
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nachdem § 217 Abs. 2 StGB durch Artikel 2 Nr. 34 
des 3. Strafrechtsänderungsgesetzes vom 4. August 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 735) seine heutige Fas-
sung erhalten hat, für den Fall mildernder Um-
stände ein Strafrahmen von sechs Monaten bis zu 
fünf Jahren Gefängnis vorgesehen. Diese Milderung 
stand mit der Mindeststrafe in § 213 StGB in Zusam-
menhang. Die Herabsetzung des Mindestmaßes auf 
sechs Monate Gefängnis hält der Entwurf ebenso 
wie bei den Milderungsgründen des § 134 Abs. 2 
und 3 mit dem Unrechtsgehalt der Tat für unver-
einbar. Er sieht daher Gefängnis von einem Jahr 
als Mindestmaß vor. 

Der Versuch ist nach Absatz 2 auch künftig 
strafbar. 

§ 137 
Tötung auf Verlangen 

Die Vorschrift, die an die Stelle des § 216 StGB 
tritt, enthält den letzten Milderungstatbestand zu 
§ 134 Abs. 1. 

Den Tatbestand umschreibt der Entwurf in 
sachlicher Übereinstimmung mit dem geltenden 
Recht und § 220 E 1922. Er bevorzugt diese Fassung, 
die er nur sprachlich verbessert, gegenüber den an-
deren früheren Entwürfen, weil deren Fassungen 
nicht deutlich genug sind. Die Entwürfe von 1909 
(§ 215) und 1911 (§ 255) erfordern ein „dringendes" 
Verlangen; demgegenüber ist die Ausdrücklichkeit 
und Ernstlichkeit des Verlangens genauer. § 247 
E 1927/1930 läßt es genügen, daß der Täter einen 
anderen „auf dessen ausdrückliches und ernstliches 
Verlangen" tötet. Diese Fassung macht nicht genü-
gend klar, daß der Täter durch das Verlangen des 
Opfers auch zur Tat bestimmt worden sein muß. 
Gerade darauf aber kommt es an. Es besteht kein 
Grund, einen Täter zu privilegieren, der nicht durch 
das Verlangen, sondern aus anderen Beweggründen 
zur Tat im Sinne des § 30 bestimmt wird. Sind 
andere Beweggründe mit im Spiel, so muß das Ver-
langen der ausschlaggebende Beweggrund in dem 
Sinne sein, daß der Täter ohne Verlangen nicht zur 
Tötung geschritten wäre. 

Die Strafdrohung ist nach dem Entwurf sechs 
Monate bis zu fünf Jahren Gefängnis. Sie entspricht 
dem in § 216 Abs. 2 StGB für den Fall mildernder 
Umstände vorgesehenen Strafrahmen. Dieser Ab-
satz ist erst durch Artikel 2 Nr. 33 des 3. Strafrechts-
änderungsgesetzes vom 4. August 1953 (Bundesge-
setzbl. I S. 735) eingefügt worden, um die Streit-
frage, ob § 213 StGB auch im Falle des § 216 StGB 
anwendbar ist, gegenstandslos zu machen. Daß ein 
solcher nach unten gemilderter Strafrahmen gegen-
über dem Regelstrafrahmen nach § 216 Abs. 1 StGB 
von drei bis zu fünf Jahren Gefängnis erforderlich 
geworden war, hatten die Erfahrungen der Praxis 
erwiesen. Der Entwurf läßt es als einzigem Straf-
rahmen bei dem gemilderten Strafrahmen des gel-
tenden Rechts bewenden. Dieser gibt denjenigen 
Spielraum für die Strafzumessung nach oben und 
unten, der dem Un rechtsgehalt der in Betracht kom-
menden Sachverhalte angemessen ist. Sie liegen alle 
grundsätzlich leichter als die Milderungsfälle nach 
§ 134 Abs. 2 und 3 und nach § 136. Der wesentliche 
Anwendungsbereich des § 137 sind die Fälle der auf  

§.§. 137, 138 
Verlangen geleisteten lebensverkürzenden Sterbe-
hilfe („aktiven Euthanasie") und der Mitnahme 
eines anderen in den Tod auf dessen Verlangen bei 
einer geplanten Selbsttötung. Diese Fälle werden, 
wenn kein Verlangen des Opfers vorliegt, zunächst 
von § 134 Abs. 3 erfaßt. Der dort vorgesehene Straf-
rahmen von einem bis zu zehn Jahren Gefängnis 
ist aber zu hoch, wenn das Verlangen des Opfers 
hinzukommt. Also ist § 137 nicht wegen § 134 Abs. 3 
überflüssig; er ist zu diesem eine notwendige wei-
tere Milderung. 

Der Versuch ist nach dem geltenden Recht seit 
Artikel 4 der Straf rechtsangleichungsverordnung 
vom 29. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 339) strafbar. 
Hieran hält auch der Entwurf fest. 

§ 138 
Fahrlässige Tötung 

Die Vorschrift, die den § 222 StGB ersetzen soll, 
entspricht in ihrem Absatz 1 sachlich dem gelten-
den Recht. Nach der ursprünglichen Fassung des 
§ 222 StGB war die Grundstrafdrohung drei Jahre 
Gefängnis. Als Erschwerungstatbestand, für den eine 
Erhöhung der Strafe bis auf fünf Jahre Gefängnis 
zugelassen war, hatte § 222 StGB in einem zweiten 
Absatz den Fall geregelt, daß „der Täter zu der Auf-
merksamkeit, welche er aus den Augen setzte, ver-
möge seines Amtes, Berufes oder Gewerbes beson-
ders verpflichtet war". Die Entwürfe seit 1911 hatten 
diesen Absatz beseitigt, weil die Außerachtlassung 
der Amts- oder Berufspflicht oft überhaupt erst den 
Vorwurf der Fahrlässigkeit begründet und daher 
nicht zugleich erschwerend wirken kann, anderer-
seits in schweren Fällen eine höhere Strafe als drei 
Jahre Gefängnis auch ohne Verletzung einer beson-
deren Amts- oder Berufspflicht angebracht sein kann. 
Aus diesen Gründen hat die Verordnung zur Ände-
rung von Strafvorschriften vom 2. April 1940 (Reichs-
gesetzbl. I S. 606) in § 222 StGB den Absatz 2 auf-
gehoben und die Strafdrohung des Absatzes 1 auf 
fünf Jahre Gefängnis erhöht. 

Hieran hält der Entwurf für den Regelstrafrahmen 
des Absatzes 1 fest. Bereits hier wahlweise Straf-
haft anzudrohen, würde zum Ausdruck bringen, daß 
der Entwurf etwa die Hälfte der Durchschnittsfälle 
fahrlässiger Tötung in den Bereich der Strafhaft 
verweisen wolle. Das würde jedoch dem hohen 
Rang des Rechtsgutes, das hier zu schützen ist, wider-
sprechen. Daß die fortschreitende technische Ent-
wicklung eine wachsende Sozialadäquanz der Le-
bensgefährdungen mit sich bringt, darf nicht dazu 
führen, daß nun auch noch die außerhalb der Sozial-
adäquanz liegenden Gefährdungen und Verletzun-
gen bagatellisiert werden. Vielmehr muß das Ge-
setz, je größer die Gefahren im Gemeinschaftsleben 
werden und je höher der Rang der gefährdeten 
Rechtsgüter ist, um so nachdrücklicher die Erfüllung 
der Sorgfaltspflichten gewährleisten. Der Entwurf 
sieht deshalb als Regelstrafe für fahrlässige Tötun-
gen Gefängnis bis zu fünf Jahren vor. 

Nur für die — allerdings nicht unerhebliche — 
Zahl der erfahrungsgemäß hier vorkommenden min-
der schweren Fälle im Sinne des § 63 stellt der 
Entwurf in Absatz 2 als Ausnahmestrafrahmen 
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§ 139 
wahlweise Gefängnis bis zu zwei Jahren und Straf-
haft zur Verfügung. Bei der Wahl zwischen den bei-
den Strafarten ist § 48 zu berücksichtigen. Die Zu-
lassung der Strafhaft ist der unerläßliche Ausgleich 
dafür, daß der Tatbestand der fahrlässigen Tötung 
schon dann erfüllt ist, wenn ein im Verhältnis zu 
einem hohen Mitverschulden des Opfers oder zu 
sonstigen unglücklichen Umständen geringfügiges 
Verschulden des Täters den Tod des Opfers mitver-
ursacht. Solche Gestaltungen der Einzelfälle spielen 
namentlich auf dem Hauptgebiet der fahrlässigen 
Tötungen, nämlich im öffentlichen Verkehr, eine 
Rolle, aber auch z. B. bei Betriebsunfällen und ärzt-
lichen Behandlungen. 

§ 139 
Aussetzung 

Den Verletzungstatbeständen der §§ 134 bis 138 
schließt sich § 139 als einzige Vorschrift des 1. Titels 
gegen Lebensgefährdung an. Dieser Schutzzweck 
kommt im Entwurf eindeutig zum Ausdruck, 
während die unbestimmte Fassung des § 221 StGB, 
den § 139 ersetzen soll, Anlaß zu der Streitfrage ge-
geben hat, ob als Rechtsgut außer dem Leben auch 
die körperliche Unversehrtheit anzusehen ist. Ein-
heitliche Tathandlung für alle Unterfälle des § 139 
ist, daß der Täter das Leben des anderen gefährdet, 
d. h. daß er, ohne den Tod des anderen zu wollen, 
vorsätzlich die Gefahr des Todes des anderen ver-
ursacht oder vergrößert. Damit ist die Aussetzung 
eindeutig als konkretes Lebensgefährdungsdelikt 
gekennzeichnet. 

Der Entwurf begnügt sich jedoch nicht mit einer 
so allgemeinen Fassung der Gefährdungshandlung. 
Vielmehr beschreibt er die für den Tatbestand 
der Aussetzung typische Art und Weise, durch die 
der Täter das Leben des anderen gefährdet. Die 
Vorschrift führt hier im Anschluß an das geltende 
Recht und die früheren Entwürfe zwei Ausführungs-
arten an, nämlich in Absatz 1 das Versetzen in hilf-
lose Lage und in Absatz 2 das Imstichlassen in hilf-
loser Lage. In der Umschreibung dieser Tathand-
lungen in zwei Absätzen folgt der Entwurf den Ent-
würfen von 1913 bis 1930. Hierdurch werden die 
beiden Untertatbestände klarer als bisher unter-
schieden. Im geltenden Recht werden in beiden Fäl-
len nur die wegen jugendlichen Alters, Gebrechlich-
keit oder Krankheit Hilflosen geschützt. Diese Per-
sonengruppen sind zwar durch die Aussetzung be-
sonders gefährdet. Jedoch bedürfen auch erwachsene 
und gesunde Personen des Schutzes gegen Ausset-
zung, z. B. der bergunkundige Bergsteiger, den der 
Bergführer im einsamen, pfadlosen Hochgebirge 
allein zurückläßt. Deshalb schränkt der Entwurf den 
geschützten Personenkreis im Falle des Versetzens 
in hilflose Lage überhaupt nicht ein, während er im 
Falle des Imstichlassens zwar den geschützten Per-
sonenkreis auf Hilflose, denen gegenüber der Täter 
eine Obhuts- oder Beistandspflicht hat, begrenzt, 
aber keinen Unterschied macht, ob die Hilflosigkeit 
auf jugendlichem Alter, Gebrechlichkeit, Krankheit 
oder auf anderen Zuständen oder Umständen beruht. 

Nur im Falle des Imstichlassens setzt der Entwurf 
eine aus irgendwelchen Gründen bereits bestehende 
Hilflosigkeit der geschützten Person sowie eine ihr 

gegenüber bestehende Obhuts- oder Beistandspflicht 
des Täters voraus. Dabei weist der Begriff der Ob-
hut auf ein bereits tatsächlich bestehendes Schutz-
und Betreuungsverhältnis hin, wie es z. B. zwischen 
dem Bergführer und dem mit ihm vertraglich ver-
bundenen Bergsteiger während der Bergwanderung 
besteht, während der Begriff der Beistandspflicht 
einmal diejenigen Fälle umfaßt, die § 221 Abs. 1 
StGB durch die Pflicht zur Sorge „für die Unterbrin-
gung, Fortschaffung oder Aufnahme" kennzeichnet, 
zum anderen aber hierüber hinausgeht. Diese neue, 
allgemeinere Fassung macht es notwendig, das Ver-
hältnis der Vorschrift zu der Bestimmung über die 
unterlassene Hilfeleistung (§ 232) klarzustellen. Die 
nach § 232 für jedermann begründete Hilfspflicht bei 
Unglücksfällen, gemeiner Gefahr oder Not soll nicht 
zur Begründung der in § 139 Abs. 2 vorausgesetzten 
Beistandspflicht ausreichen. Vielmehr bedarf es hier-
für eines besonderen Rechtsgrundes. In Betracht 
kommen die Beistandspflichten, die auch eine Pflicht 
zum Handeln im Bereich der unechten Unterlas-
sungstaten (§ 13) begründen oder sonst, abgesehen 
von § 232, auf Gesetz oder Rechtsgeschäft beruhen. 
Der Begriff des Imstichlassens bringt deutlicher als 
das geltende Recht zum Ausdruck, daß diese Aus-
führungsart nicht durch das räumliche Verlassen, 
sondern auch dadurch verwirklicht werden kann, 
daß der Beistandspflichtige sich zur Beistandslei-
stung vorsätzlich unfähig macht oder daß er trotz 
der Möglichkeit der Vornahme der Beistandstätig-
keit diese vorsätzlich unterläßt. Hiernach wird z. B. 
die Krankenschwester nicht nur erfaßt, wenn sie sich 
aus dem Zimmer des ihr anvertrauten Schwerkran-
ken entfernt, sondern auch dann, wenn sie sich um 
ihn nicht kümmert, aber im Raum des Schwerkran-
ken bleibt, allerdings immer vorausgesetzt, daß 
durch ihr Verhalten für den Kranken eine Lebens-
gefahr begründet oder erhöht wird und sie vorsätz-
lich handelt. 

Als Strafdrohung ist für den Tatbestand nach 
Absatz 1 und 2 Gefängnis bis zu fünf Jahren vor-
gesehen. Damit ist das Höchstmaß des § 221 Abs. 1 
StGB beibehalten, jedoch das dort vorgesehene Min-
destmaß von drei Monaten Gefängnis wegen der 
Aussetzungsfälle mit einem verhältnismäßig gerin-
gen Unrechtsgehalt auf das gesetzliche Mindestmaß 
von einem Monat herabgesetzt. Andererseits gibt es 
Aussetzungsfälle mit einem so hohen Unrechtsge-
halt, daß der Strafrahmen bis zu fünf Jahren Ge-
fängnis für sie nicht ausreichen würde. Der § 221 
Abs. 2 und 3 StGB enthält hierfür Erschwerungstat-
bestände und geht in Absatz 3 sogar zur Zuchthaus-
strafe über. Es hat sich jedoch gezeigt, daß die dort 
in Absatz 2 und 3 aufgeführten schwereren Tatbe-
stände der Aussetzung des eigenen Kindes und der 
Aussetzung mit der Folge des Todes oder einer 
schweren Schädigung des Ausgesetzten an Körper 
oder Gesundheit wegen der auch hier vorkommen-
den milderen Fälle zu starr und andererseits wegen 
schwerer Fälle anderer Art, die sich nicht erschöp-
fend erfassen lassen, zu eng sind Der Entwurf ver-
zichtet deshalb auf Erschwerungstatbestände und 
sieht an ihrer Stelle besonders schwere Fälle mit 
einem Strafrahmen von einem Jahr bis zu zehn 
Jahren vor. Er führt als Regelbeispiele die Fälle an, 
daß der Täter das eigene Kind aussetzt oder durch 
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die Tat leichtfertig den Tod des Ausgesetzten ver-
ursacht. Die Rechtsprechung ist damit in die Lage 
versetzt, auch hier bei Handeln aus hemmungslosem 
Eigennutz, etwa um sich der Unterhaltspflicht zu 
entziehen, oder aus Rachsucht einen besonders 
schweren Fall anzunehmen. Auf die Zuchthausstrafe 
verzichtet der Entwurf hier. Der Übergang zur 
Zuchthausstrafe in tatbestandlich nicht umschriebe-
nen Fällen würde den Grundsätzen des Entwurfs 
für die Androhung der Zuchthausstrafe widerspre-
chen. 

Zweiter Titel 

Straftaten gegen das werdende Leben 
Während im geltenden Strafgesetzbuch das be-

reits voll entwickelte und das erst werdende Leben 
des Menschen im Abschnitt „Verbrechen und Ver-
gehen wider das Leben" gemeinsam geschützt wer-
den, widmet der Entwurf diesen Entwicklungsstufen 
des Lebens getrennte Titel. Für die Rechtsordnung 
besteht ein Wertunterschied zwischen dem in das 
Leben eingetretenen Menschen, gegen den sich die 
Tötungsdelikte richten, und dem werdenden Leben, 
das Gegenstand der Abtreibung ist. Dieser Wert-
unterschied zeigt sich in der verschiedenen Aus-
gestaltung der Strafdrohungen und kommt auch in 
dem Vorrang zum Ausdruck, welchen der § 157 dem 
Leben der Schwangeren bei Gefährdung durch die 
Schwangerschaft einräumt. Die Wertung des kei-
menden Lebens in der Ethik wird dadurch nicht be-
rührt. 

Mit der Einordnung des Titels über die Straftaten 
gegen das werdende Leben in den Abschnitt über 
die Straftaten gegen die Person bringt der Entwurf 
zum Ausdruck, daß er auch bei den Abtreibungs-
delikten den Individualschutz in den Vordergrund 
stellt. Allerdings richten sich diese wegen ihrer 
Häufigkeit, über die trotz der besonders großen 
Dunkelziffer auf diesem Gebiet kein Zweifel be-
steht, auch gegen den Bestand und die Lebenskraft 
des Volkes. Dieses mittelbare Rechtsgut rechtfertigt 
jedoch nicht eine andere systematische Einordnung 
der Abtreibungsdelikte, wie sie etwa der Entwurf 
1936 unter dem Einfluß nationalsozialistischer Auf-
fassungen vorgeschlagen hat. 

Der Entwurf beschränkt sich im vorliegenden Titel 
auf die Regelung der auch dem geltenden Recht be-
kannten Tatbestände, die er neu gestaltet. Die 
Unterbrechung der Schwangerschaft aus dem medi-
zinischen Grunde einer Gefährdung der Schwangeren 
regelt der Entwurf nicht hier, sondern im 4. Titel im 
Zusammenhang mit den Vorschriften über die Heil-
behandlung, weil die Sachverhalte ähnlich sind und 
daher ähnliche Probleme, namentlich auch für die 
Regelung des Irrtums, aufwerfen. 

Im Aufbau der Tatbestände unterscheidet sich der 
Entwurf vom geltenden Recht und den Entwürfen 
von 1909 bis 1930 dadurch, daß er in § 140 Abs. 1 
einen Grundtatbestand voranstellt, der in § 140 
Abs. 2 privilegiert und in § 141 qualifiziert wird. 
Hierdurch sollen die Zweifel über die Behandlung 
der Teilnahmefragen, die unter der geltenden  

§ 140 
Fassung bestehen, behoben werden. Die §§ 142 bis 
144 bringen eigenständige Tatbestände. Schließlich 
regelt § 145 die Anwendbarkeit der Sicherungs

-

aufsieht. 

§ 140 
Abtreibung 

Die Vorschrift soll die Absätze 1 bis 3 des § 218 
StGB ersetzen. Sie weicht vom geltenden Recht, das 
in Absatz 1 die sogenannte Eigenabtreibung der 
Schwangeren und in Absatz 3 die sogenannte 
Fremdabtreibung anderer Personen behandelt, im 
Aufbau, in der Fassung und in der Strafdrohung ab. 

Das Strafgesetzbuch vom 15. Mai 1871 bedrohte 
in § 218 die Schwangere, die ihre Frucht abtreibt 
oder im Mutterleibe tötet, und denjenigen, der mit 
ihrer Einwilligung die Mittel zu der Abtreibung 
oder Tötung bei ihr angewandt oder ihr beigebracht 
hat, mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren, bei mildern-
den Umständen mit  Gefängnis nicht unter sechs Mo-
naten. Diese Wertung der Abtreibungshandlung war 
lange Zeit lebhaft beanstandet, und es war teils 
Straflosigkeit, teils Herabsetzung der Strafe gefor-
dert worden. Auf Grund mehrerer Initiativanträge 
hat sich der Reichstag in den Jahren 1925 und 1926 
mit der Neugestaltung der Strafvorschriften über 
die Abtreibung beschäftigt und das Gesetz zur Ab-
änderung des Strafgesetzbuches vom 18. Mai 1926 
(Reichsgesetzbl. I S. 239) beschlossen. Diese Novelle 
ersetzte den § 218 (Grundtatbestand), den § 219 
(Lohnabtreibung) und den § 220 (Abtreibung ohne 
Wissen oder Willen der Schwangeren) durch einen 
neuen § 218, der in Anlehnung an die Reichsrats-
vorlage des Strafgesetzentwurfs von 1925 (§ 228) 
die Abtreibung unter Aufrechterhaltung der Straf-
barkeit des Versuchs im allgemeinen mit Gefängnis 
und nur die ohne Einwilligung der Schwangeren 
oder gewerbsmäßig begangene Abtreibung und das 
gewerbsmäßige Verschaffen von Mitteln oder Werk-
zeugen zur Abtreibung mit Zuchthaus, bei milderen 
Umständen mit Gefängnis nicht unter drei Monaten 
bedrohte. Die Fassung von 1926 galt, bis die Ver-
ordnung zum Schutz von Ehe, Familie und Mutter-
schaft vom 9. März 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 140) 
und die Durchführungsverordnung vom 18. März 
1943 (Reichsgesetzbl. I  S. 169) dem § 218 die gel-
tende Fassung gab. Durch sie wurden aus bevölke-
rungspolitischen Gründen, die mit dem Kriegsge-
schehen zusammenhingen, die Strafvorschriften gegen 
Abtreibung wesentlich verschärft. Die Zuchthaus-
strafe wurde auch in besonders schweren Fällen der 
Eigenabtreibung angedroht, während die Fremd-
abtreibung grundsätzlich mit Zuchthaus und nur in 
minder schweren Fällen mit Gefängnis bedroht 
wurde. Die Androhung der Todesstrafe bei Taten, 
durch die der Täter die Lebenskraft des Deutschen 
Volkes fortgesetzt beeinträchtigte, wurde durch das 
3. Strafrechtsänderungsgesetz vom 4. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 735) Artikel 1 Nr. 1 b ge-
strichen. 

Der Entwurf sieht seine Aufgabe darin, den 
Schutz des werdenden Lebens mit den Mitteln des 
Strafrechts nachdrücklich zu gewährleisten und je-
der Verharmlosung von Angriffen gegen dieses für 
den einzelnen, die Familie und das Volk in gleicher 
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§ 140 

Weise wichtige Rechtsgut entgegenzutreten. Noch 
die Entwürfe von 1927 und 1930 haben die Gerichte 
ermächtigen wollen, in besonders leichten Fällen 
der Abtreibung von Strafe abzusehen. Der Entwurf 
lehnt eine solche Minderung des dem ungeborenen 
Leben gebührenden Rechtsschutzes ab. Im Hinblick 
auf den hohen Rang des geschützten Rechtsguts gibt 
der Entwurf auch einer Straflosigkeit der Abtreibung 
aus anderen Gründen als dem der medizinischen In-
dikation keinen Raum. Für die soziale und eugeni-
sche Indikation versteht sich das nach der Grund-
haltung des Entwurfs von selbst. Problematisch war 
lediglich, ob eine Unterbrechung der Schwanger-
schaft aus sogenannter „ethischer" Indikation, also 
aus dem rechtlichen Grund eines Sittlichkeitsver-
brechens, auf dem die Schwangerschaft beruht, zuzu-
lassen sei. Aber auch davon sieht der Entwurf aus 
den in der Einleitung zum 4. Titel („Ärztliche Ein-
griffe und Heilbehandlung") vor § 157 dargelegten 
Gründen ab. Zu dem Bemühen um einen nachdrück-
lichen Schutz des werdenden Lebens steht nicht im 
Widerspruch, daß der Entwurf den durch die Ver-
ordnung von 1943 geschaffenen und hauptsächlich 
auf der Rassenpolitik des Nationalsozialismus be-
ruhenden weiten Anwendungsbereich der Zucht-
hausstrafe einschränkt. Die Kriminalstatistik zeigt, 
daß Uberhöhungen der Strafdrohungen, die den 
Rechtsanschauungen der Allgemeinheit widerspre-
chen, in der Praxis durchweg wirkungslos bleiben. 
Auch dem allgemeinen Anliegen des Entwurfs, die 
Anwendung der Zuchthausstrafe auf Taten schwer-
sten Unrechtsgehalts zu beschränken, entspricht es, 
bei der Abtreibung nur die schwereren Erscheinungs-
formen mit dieser Strafe zu bedrohen. 

Absatz 1 des § 140 bringt einen einheitlichen 
Grundtatbestand, der sowohl die Schwangere selbst 
als auch andere Personen erfaßt. Für die Tathand-
lung ist der Begriff „Abtöten" beibehalten, weil er 
den Unterschied zum „Töten" eines Menschen an-
deutet. Er umfaßt sowohl die gewaltsame Beendi-
gung des Lebens der Leibesfrucht im Mutterleib als 
auch die Verursachung des Todes der Frucht durch 
Herbeiführung einer vorzeitigen Abstoßung. Die 
bisherige Unterscheidung zwischen Eigen- und 
Fremdabtreibung hat insofern auch künftig Bedeu-
tung, als die Schwangere stets nur nach dem Straf-
rahmen des Absatzes 2, der andere Beteiligte aber 
nach Absatz 1 oder nach § 141 bestraft wird. Eine 
solche Abstufung der Strafdrohungen entspricht 
dem verschiedenen Unrechtsgehalt der Tat, je nach-
dem, ob sie von der Schwangeren selbst oder von 
einem anderen begangen wird. Die Strafdrohung 
des Absatzes 1 hat daher nur für den anderen Be-
teiligten Bedeutung. Für ihn ist die Höchststrafe 
beim Grundtatbestand fünf Jahre Gefängnis. Das 
geltende Recht droht seit der Änderung von 1943 
für die Fremdabtreibung in erster Linie Zuchthaus 
und nur für minder schwere Fälle Gefängnis an. 
Aus den oben dargelegten Gründen gibt der Ent-
wurf die Androhung der Zuchthausstrafe für den 
Grundtatbestand der Fremdabtreibung auf. Er be-
hält die Zuchthausstrafdrohung den typischen und 
besonders verwerflichen Fällen vor, die in § 141 
erschöpfend umschrieben sind. Für die anderen noch 
verbleibenden Fälle der Fremdabtreibung genügt die 
Androhung von Gefängnisstrafe von einem Monat 

bis zu fünf Jahren. Die Androhung von Strafhaft, 
also auch von Freiheitsstrafe unter einem Monat, 
hält der Entwurf bei der Fremdabtreibung nicht für 
sachgemäß. 

Absatz 2 privilegiert die Eigenabtreibung und 
begrenzt den Täterkreis auf die Schwangere. Dabei 
ist die Schwangerschaft ein besonderes persönliches 
Merkmal im Sinne des § 14 Abs. 1, das nach § 33 
Abs. 2 nur für die Schwangere selbst strafmildernd 
wirkt. Andere Personen fallen, wie bereits dar-
gelegt ist, unter Absatz 1 oder unter § 141. Nach 
dem Absatz 2, der sich durch § 33 Abs. 2 auch auf 
andere Formen der Beteiligung auswirkt, wird die 
Schwangere hierdurch nicht nur als Täterin der 
Eigenabtreibung, sondern auch als Mittäterin, An-
stifterin oder Gehilfin zur Fremdabtreibung des Ab-
satzes 1 privilegiert. Zumeist wird allerdings die 
Beteiligung der Schwangeren ohnehin in ihrer Täter-
schaft aufgehen. Denn indem sie die Abtötung der 
Leibesfrucht durch andere zuläßt, d. h. die Abtötung 
nicht verhindert, sondern sich hierfür zur Verfügung 
stellt, tötet sie selbst ab. Der Entwurf hält es daher 
für entbehrlich, entsprechend dem geltenden Recht 
neben der Abtötung durch die Schwangere als be-
sondere Begehungsform anzuführen, daß sie die 
Abtötung durch einen anderen zuläßt. Immerhin 
sind aber Fälle denkbar, in denen der Schwangeren 
die Tatherrschaft fehlt. Wird z. B. eine noch sehr 
junge Schwangere von ihrem Liebhaber oder ihren 
Eltern unter einen gewissen Zwang gesetzt, so kann 
die Zulassung der Abtreibung lediglich als Beihilfe 
zur Fremdabtreibung zu beurteilen sein. Es würde 
in diesem Falle dem Sinn des Absatzes 2 wider-
sprechen, wenn dann der Strafrahmen des Ab-
satzes 1 in Verbindung mit § 31 Abs. 2 auch für die 
Schwangere zugrunde gelegt würde. Vielmehr gilt 
für sie auf Grund des § 33 Abs. 2 auch hier die 
Strafdrohung des Absatzes 2 in Verbindung mit 
§ 31 Abs. 2. Diese Folgerung ist von der Recht-
sprechung auch schon für das geltende Recht ge-
zogen worden (vgl. BGHSt. 1, 141 f.). 

Der Absatz 2 privilegiert die Eigenabtreibung da-
durch, daß er das Höchstmaß der Gefängnisstrafe 
auf drei Jahre herabsetzt und wahlweise Strafhaft 
androht. Damit will der Entwurf der durch die 
Schwangerschaft begründeten Sonderlage der Frau 
Rechnung tragen, die zu dem in ihr keimenden Le-
ben körperlich und seelisch in anderer Beziehung 
steht als der Dritte. Daß der Unrechtsgehalt der 
Eigen- und der Fremdabtreibung in der Regel ver-
schieden zu bewerten ist, hat schon das geltende 
Recht anerkannt. Auch das Maß der Schuld wiegt 
in der Regel bei der Eigenabtreibung weniger 
schwer als bei der Fremdabtreibung. Bei der un-
ehelichen Schwangerschaft spielen hier vor allem 
die Angst vor den Eltern, vor der Geburt und vor 
der Verantwortung, das Gefühl der Verlassenheit, 
der Sorge vor gesellschaftlicher Benachteiligung der 
eigenen Person und des Kindes sowie vor wirt-
schaftlicher Not eine Rolle. Der Entwurf begrenzt 
daher bei der Eigenabtreibung nicht nur das Höchst-
maß der Gefängnisstrafe auf drei Jahre, sondern 
läßt wahlweise auch Strafhaft zu. Aus § 48 ergibt 
sich, daß auf Strafhaft nur in Fällen geringer Schuld 
erkannt werden darf. Die Beobachtungen der Praxis 
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zeigen, daß diese Strafdrohungen fair die Eigen-
abtreibung ausreichen, um das Maß von Unrecht 
und Schuld nach den Umständen des Einzelfalles 
genügend berücksichtigen zu können. 

Absatz 3 stellt den Versuch der Abtreibung 
ebenso wie im geltenden Recht unter Strafe. Das 
gilt auch für den Versuch der Eigenabtreibung. 
Hierfür sprechen kriminalpolitische Gründe. Ohne 
Versuchsbestrafung wäre die Abtreibungsvorschrift 
in weitem Umfange wirkungslos, da sich bei Ab-
treibungshandlungen oft nicht nachweisen läßt, ob 
eine Schwangerschaft vorgelegen hat. Bei einem ab-
solut untauglichen Versuch aus grobem Unverstand, 
wie er hier nicht selten ist, kann das Gericht nach 
§ 27 Abs. 3 die Strafe nach seinem Ermessen mildern 
oder von Strafe absehen. 

Der Versuch der Beteiligung ist im Unterschied 
zum geltenden Recht in allen Fällen des § 140 straf-
frei, da die Taten dieser Vorschrift Vergehen sind 
und deshalb § 35 keine Anwendung findet. Es er-
scheint kriminalpolitisch nicht geboten, Vorberei-
tungshandlungen solcher Art, wie sie bei veräng-
stigten Schwangeren oder ihren Angehörigen nicht 
selten sind, ohne daß es schließlich zu einem An-
fang der Ausführung und damit zum Abtreibungs-
versuch kommt, durch eine über § 35 hinausgehende 
Ausnahmeregelung zu erfassen. Dadurch würden 
für Handlungen von einem verhältnismäßig gerin-
gen Unrechtsgehalt Möglichkeiten für Denunziatio-
nen und Bestrafungen geschaffen, die unerwünscht 
sind. Einen bedeutsamen Sonderfall der versuchten 
Beihilfe regelt § 142 als eigenständigen Tatbestand. 

Durch § 5 Abs. 1 Nr. 13 wird die Strafbarkeit der 
Abtreibung auch für den Fall gesichert, daß die Tat 
von einem Deutschen, der seinen Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hat, im Aus-
land begangen wird. In diesem Umfange erscheint 
eine Ausnahme vom Gebietsgrundsatz des § 3 ge-
boten. Denn es wäre nach Art der Tat zu erwarten, 
daß eine auf den Inlandstatort begrenzte Straf-
drohung dadurch umgangen würde, daß etwa wohl-
habende Beteiligte die Tat ins Ausland verlegten. 
Die Gefahr solcher Umgehungen wäre nicht un-
erheblich, weil schon gegenwärtig nach manchen 
ausländischen Rechtsordnungen nur eine einge-
schränkte Strafbarkeit für die Abtreibung besteht. 

§ 141 
Schwere Abtreibung 

Die Vorschrift regelt Erschwerungstatbestände zu 
§ 140. Die Fassung stellt klar, daß hier als Täter nur 
die Fremdabtreiber, nicht die Schwangeren erfaßt 
werden. 

Als strafschärfende Merkmale verwendet Ab-
satz 1 diejenigen Erscheinungsformen der Fremd-
abtreibung, die nach allgemeiner Anschauung be-
sonders gefährlich und schwerwiegend sowie nach 
der Lebenserfahrung besonders häufig sind. 

Nummer 1 führt die gewerbsmäßige Begehung 
an. Es handelt sich hierbei um ein besonderes per-
sönliches Merkmal im Sinne des § 14 Abs. 1, das 
nach § 33 Abs. 2 nur für den Beteiligten straf-
schärfend wirkt, bei dem es vorliegt.  

§ 141 
Die Nummern 2 und 3 enthalten sachliche Tat-

bestandsmerkmale. Nummer 2 trägt dem im Handeln 
ohne Einwilligung liegenden zusätzlichen Unrechts-
gehalt eines Angriffs gegen die Persönlichkeit der 
Schwangeren Rechnung. Nummer 3 dient dem beson-
deren Schutz der Schwangeren vor den Kur-
pfuschern. Der Tatbestand erfordert, daß durch un-
sachgemäße Vornahme des Eingriffs, also nicht z. B. 
durch ein den sachgemäßen Eingriff erschwerendes 
Leiden der Schwangeren, leichtfertig der Tod oder 
eine schwere Schädigung der Schwangeren an Kör-
per oder Gesundheit im Sinne des § 147 Abs. 2 ver-
ursacht wird. Daß für die Strafschärfung durch Ver-
ursachung der schweren Folge hier nicht einfache 
Fahrlässigkeit genügt, sondern Leichtfertigkeit im 
Sinne des § 18 Abs. 4 vorausgesetzt wird, beruht 
auf einer allgemeinen Erwägung. Der Entwurf be-
grenzt den Anwendungsbereich der Zuchthausstrafe 
auf Fälle besonders schwerer Schuld. Wenn wie im 
vorliegenden Fall von der Gefängnis- zur Zucht-
hausstrafe wegen des Eintritts einer schweren Folge 
übergegangen werden soll, dann muß auch hinsicht-
lich dieser Folge eine zusätzliche schwere Schuld 
vorliegen. Dazu reicht die einfache Fahrlässigkeit 
nicht aus. Von diesem Grundgedanken ist der Ent-
wurf auch in den sonstigen Fällen eines Übergangs 
von der Gefängnis- zur Zuchthausstrafe wegen der 
Verursachung einer schweren Folge ausgegangen, 
z. B. in § 206 Abs. 4, § 208 Abs. 3 und § 210 Abs. 4. 

Die Strafdrohung ist nach Absatz 1 Zuchthaus 
von zwei bis zu zehn Jahren. Von diesem zur Be-
kämpfung der schwersten Formen der Fremdab-
treibung unerläßlichen Regelstrafrahmen müssen 
jedoch für minder schwere Fälle im Sinne des § 63 
zur Vermeidung unbilliger Härten Ausweichmög-
lichkeiten geschaffen werden. Der Entwurf trägt 
dem in Absatz 2 Rechnung und trifft dabei eine 
nach der Lebenserfahrung gebotene Unterscheidung. 
Die Fälle der gewerbsmäßigen Begehung weisen er-
fahrungsgemäß einen besonders großen Spielraum 
des Unrechtsgehalts auf. Während auf der einen 
Seite z. B. lohnabtreibende Kurpfuscher und ge-
legentlich auch gewissenlose Ärzte unter Ausbeu-
tung der Schwangeren Abtreibungen zu Hunderten 
durchführen und dagegen die Zuchthausstrafdrohung 
eingesetzt werden muß, stehen auf der anderen 
Seite z. B. Ärzte, die nicht selten gegen ein geringes 
Entgelt in erster Linie aus Mitleid eine Abtreibung 
vornehmen. Für Fälle nach Art der letzteren Gruppe 
ist die Zuchthausstrafe unangebracht und ein so 
weit nach unten reichender Strafrahmen notwendig, 
als dies mit dem Rang des Rechtsgutes noch verein-
bar ist. Der Entwurf sieht daher für minder schwere 
Fälle der Gewerbsmäßigkeit Gefängnis von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren vor. Hingegen bedür-
fen die Erschwerungstatbestände des Handelns ohne 
Einwilligung und der leichtfertigen Verursachung 
einer schweren Folge auch dann, wenn diese Taten 
ausnahmsweise als minder schwere Fälle zu beur-
teilen sind, einer Gefängnisstrafe mit höherem Min-
destmaß. Der Entwurf sieht hierfür ein Jahr bis 
fünf Jahre Gefängnis vor. 

Der Grundsatz, daß in allen Abtreibungsfällen die 
Schwangere selbst privilegiert sein soll, muß auch 
gegenüber § 141 durchgreifen. Soweit die Schwan- 
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§§ 142-145 

fiere Täterin oder Mittäterin ist, ergibt die Fassung 
der Vorschrift deren Unanwendbarkeit für die 
Schwangere, so daß diese auch dann unter § 140 
Abs. 2 fällt, wenn sie die Gefahr der schweren Schä-
digung an Körper oder Gesundheit im Sinne des 
Absatzes 1 Nr. 3 bewußt auf sich genommen hat. 
Soweit die Schwangere in einem solchen Fall keine 
Tatherrschaft hat und daher nur als Anstifterin oder 
Gehilfin in Frage kommt, muß es für sie ebenfalls 
beim Strafrahmen des § 140 Abs. 2 in Verbindung 
mit § 30 oder § 31 bewenden. Das folgt aus dem 
Sinn des § 140 Abs. 2 und bedarf auch für § 141 
Abs. 1 Nr. 3 keiner ausdrücklichen Regelung. Eine 
solche erscheint lediglich für den Versuch der Be-
teiligung der Schwangeren an einer Tat nach § 141 
notwendig. Da die schwere Abtreibung ein Ver-
brechen ist, würde der Versuch der Beteiligung 
nach § 35 auch für die Schwangere strafbar sein, 
soweit eine solche versuchte Teilnahme zu § 141 
für sie überhaupt in Betracht kommen kann. Die 
Schwangere, die etwa einen gewerbsmäßigen Ab-
treiber dazu anstiftet, bei ihr eine Abtreibung vor-
zunehmen, würde, falls es nicht zum Versuch der 
Abtreibung kommt, an sich unter § 35 fallen. Hier-
zu bestimmt aber Absatz 3, daß die Schwangere 
insoweit straffrei bleiben soll. Sie wird also nur 
nach § 140 bestraft, wenn es wenigstens zum Ver-
such der Abtreibung kommt. Die Gründe hierfür 
sind zu § 140 dargelegt. 

§ 142 

Verschaffen von Abtreibungsmitteln 

Die Vorschrift ersetzt den Absatz 4 des § 218 
StGB. Sie wird nicht mehr in die Vorschrift über 
die Abtreibung aufgenommen, sondern auch äußer-
lich verselbständigt, weil sie einen Sonderfall der 
versuchten Beihilfe zur Abtreibung als eigenständi-
gen Tatbestand regelt. 

Der Tatbestand weicht vom geltenden Recht 
in doppelter Hinsicht ab. Einmal schränkt er § 218 
Abs. 4 StGB insofern ein, als nach dem Entwurf nur 
das gewerbsmäßige Verschaffen unter Strafe gestellt 
wird. Fehlt es an der Gewerbsmäßigkeit, dann be-
steht für die Bestrafung der Vorbereitungshandlung 
solange kein kriminalpolitisches Bedürfnis, als 
nicht mindestens ein Abtreibungsversuch begangen 
wird. In diesem Falle wird dann das nicht gewerbs-
mäßige Verschaffen als Beihilfe zum Versuch erfaßt. 
Die Fälle nichtgewerbsmäßigen Verschaffens (z. B. 
durch den Liebhaber), in denen es nicht einmal zu 
einem Abtreibungsversuch kommt, sollen künftig 
straffrei bleiben. Andererseits erweitert der Ent-
wurf die Strafbarkeit insofern, als nunmehr auch 
derjenige unter den Tatbestand fällt, der einem 
Dritten (z. B. dem Liebhaber oder der Mutter der 
Schwangeren) für ein Abtreibungsunternehmen, das 
dann aber nicht zum Anfang der Ausführung 
kommt, ein Mittel gewerbsmäßig verschafft. Der Be-
griff des Unternehmens ist in § 11 Abs. 1 Nr. 3 
näher bestimmt. Das Merkmal der Vorbereitung 
eines bestimmten Unternehmens wird auch in den 
§§ 326, 363, 364 Abs. 2 verwendet und ist wie dort 
zu verstehen. Keine sachliche Änderung liegt darin, 
daß der Entwurf nur noch die Mittel und nicht mehr 

die Gegenstände zur Abtreibung erwähnt; diese 
fallen unter den Begriff der Mittel und bedürfen 
daher keiner Hervorhebung. 

Die Strafdrohung entspricht insofern dem gel-
tenden Recht, als Gefängnis im Höchstmaß von fünf 
Jahren vorgesehen ist. Eine so hohe Strafdrohung 
ist künftig um so mehr geboten, als nur noch das 
gewerbsmäßige Handeln erfaßt wird. Andererseits 
verzichtet der Entwurf auf die Zuchthausstrafe für 
besonders schwere Fälle; sie wäre mit den Grund-
sätzen des Entwurfs über die Verwendung der 
Zuchthausstrafe nicht zu vereinbaren. 

Durch die spezielle Subsidiaritätsklausel wird in 
Absatz 1 klargestellt, daß die Vorschrift zurücktritt, 
wenn es mindestens zu einem Abtreibungsversuch 
nach § 141 kommt. 

Absatz 2 wendet den bereits in §§ 140, 141 ver-
wirklichten Grundsatz, daß die Schwangere privile-
giert werden soll, nunmehr auch für § 142 an, inso-
fern hier die nach allgemeinen Grundsätzen recht-
lich mögliche Teilnahme der Schwangeren an der 
eigenständigen Tat des Absatzes 1 für nicht straf-
bar erklärt wird. Ob und inwieweit die Schwangere 
strafbar ist, die bei der Tat des § 142 mitwirkt, ist 
daher nach § 140 zu beurteilen. 

§ 143 
Werbung für Abtreibungsmittel 

Die Vorschrift entspricht sachlich im wesentlichen 
dem § 219 StGB. Er ist erst durch Artikel 2 Nr. 35 
des 3. Strafrechtsänderungsgesetzes vom 4. August 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 735) in seiner alten Fas-
sung nach Artikel I Nr. 14 des Gesetzes vom 26. Mai 
1933 (Reichsgesetzbl. I S. 295) wiederhergestellt wor-
den und hat sich bewährt. Der Begriff der „Gegen-
stände" ist im Entwurf gestrichen, da sie ebenso 
wie in § 142 von dem weiteren Begriff der „Mittel" 
mit umfaßt werden. Eine Erweiterung erfährt der 
Tatbestand insofern, als nunmehr außer dem Aus-
stellen auch das sonstige Zugänglichmachen an all-
gemein zugänglichen Orten erfaßt wird. Damit soll 
z. B. das Anbieten solcher Mittel in Münzautomaten 
unter Strafe gestellt werden. Die Erweiterung ent-
spricht § 220 Nr. 2 und § 221 Nr. 2. Die Strafdrohung 
stimmt mit § 219 StGB mit der Maßgabe überein, 
daß nunmehr wahlweise auch Strafhaft angedroht 
wird. 

§ 144 
Anbieten zur Abtreibung 

Die Vorschrift übernimmt im wesentlichen den 
§ 220 StGB. Er ist durch Artikel I Nr. 14 des Ge-
setzes vom 26. Mai 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 295) in 
das Strafgesetzbuch eingefügt worden und hat sich 
bewährt. Der Entwurf bringt nur insofern eine Er-
gänzung, als nunmehr auch das nichtöffentliche An-
bieten in geschlossenen Versammlungen oder durch 
Verbreiten von Schriften oder Tonträgern, das hier 
eine besondere Rolle spielt, erfaßt und daß wahl-
weise auch Strafhaft angedroht wird, 

§ 145 
Sicherungsaufsicht 

Im Bereich der Straftaten gegen das werdende 
Leben ist die Sicherungsaufsicht (§§ 91 ff.) wegen 
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ihrer vorbeugenden Wirkung in dem Umfange un-
erläßich, als es sich um die Fälle schwerer, insbe-
sondere gewerbsmäßiger Abtreibung und um das 
gewerbsmäßige Verschaffen von Abtreibungsmitteln 
handelt. Der Entwurf läßt deshalb insoweit die An-
ordnung der Sicherungsaufsicht unter den allgemein 
in § 91 Abs. 1 Nr. 2 bezeichneten Voraussetzungen 
zu. 

Dritter Titel 

Straftaten gegen die körperliche  
Unversehrtheit  

Nach dem Leben und der Leibesfrucht schützt der 
Entwurf in den §§ 146 bis 156 die körperliche Un-
versehrtheit des Menschen. Die Vorschriften dienen 
der Abwehr von Einwirkungen auf den Körper, 
mögen sie den äußeren Körperzustand oder die Ge-
sundheit betreffen, und erfassen Einwirkungen auf 
die Seele (vgl. zu diesem Begriff im strafrechtlichen 
Bereich die Begründung zu § 24) im allgemeinen nur 
dann, wenn sie entweder auf körperlichen Beein-
trächtigungen beruhen (§ 147 Abs. 2 Nr. 2) oder sich 
auch körperlich auswirken. Ausnahmsweise schließt 
§ 154 — wie bisher § 223 b StGB — auch die rein 
seelische Einwirkung ein, wenn sie ein seelisches 
„Quälen" ist; insoweit wird auch die seelische Un-
versehrtheit geschützt. Sie allgemein einzubezie-
hen, würde zu einer Ausuferung der Tatbestände 
sowie zu unüberwindlichen Abgrenzungs- und Be-
weisschwierigkeiten führen. 

Der Aufbau des Titels entspricht dem gelten-
den Recht darin, daß am Anfang die einfache Kör-
perverletzung als Grundtatbestand steht und sich 
dann Erschwerungstatbestände und eigenständige 
Tatbestände anschließen. In der Reihenfolge und 
im Aufbau dieser Tatbestände weicht der Entwurf 
vom geltenden Recht ab. Namentlich sind die Merk-
male der schweren und der gefährlichen Körperver-
letzung umgestaltet. Neu ist der eigenständige Tat-
bestand der Überanstrengung von Kindern, Jugend-
lichen oder Schwangeren. Gestrichen ist der beson-
dere Tatbestand der Vergiftung (§ 229 StGB), weil 
diese hinreichend entweder als versuchtes Tötungs-
delikt oder als schwere oder gefährliche Körperver-
letzung erfaßt wird. Gestrichen ist auch die Vor-
schrift über Körperverletzung im Amt (§ 340 StGB), 
da die Hauptfälle 'n § 154 Abs. 2 mit geregelt wer-
den und die übrigen Fälle in genügender Weise 
nach den allgemeinen Körperverletzungsvorschrif-
ten geahndet werden können. Das Bedürfnis für die-
sen ohne Antrag verfolgbaren Sondertatbestand ist 
auch deshalb entfallen, weil die Strafverfolgungs-
behörde nach § 153 Abs. 2 ohnedies von Amts wegen 
einschreiten kann. 

Die Einwilligung wird vom Entwurf im An-
schluß an das geltende Recht als Rechtfertigungs-
grund im Zusammenhang mit den Körperverlet-
zungstatbeständen geregelt. Zwar tritt das Einwilli-
gungsproblem auch in anderen Zusammenhängen 
auf. Jedoch läßt sich eine allgemeine Regelung, die 
dann in den Allgemeinen Teil gehörte, nicht treffen. 
Andererseits kann auf eine ausdrückliche Sonder-
regelung für den praktisch besonders bedeutsamen 
Fall der Einwilligung in Körperverletzungen auch 
künftig nicht verzichtet werden. 

§ 146  
Den ärztlichen Eingriff behandelt der Ent-

wurf nicht hier, sondern im nachfolgenden Titel. Er 
hat nicht nur für die Straftaten gegen die körper-
liche Unversehrtheit, sondern auch für die Straftaten 
gegen das werdende Leben Bedeutung. 

Mit dem geltenden Recht und den früheren Ent-
würfen verzichtet auch der vorliegende Entwurf auf 
eine Regelung des Züchtigungsrechts. Daß ein 
bestehendes Züchtigungsrecht die Rechtswidrigkeit 
der in seiner Ausübung begangenen Tat ausschließt, 
braucht nicht besonders erwähnt zu werden. Zweifel 
ergeben sich erst bei der Frage, wem ein solches 
Züchtigungsrecht zusteht und welchen Inhalt es hat. 
Diese Fragen zu regeln, ist nicht Aufgabe des Straf-
gesetzbuches. Sie müßte, wenn sie für erforderlich 
gehalten würde, außerhalb des allgemeinen Straf-
rechts getroffen werden, und zwar, soweit das Züch-
tigungsrecht auf öffentlichem Recht beruht, in erster 
Linie im Landesrecht. Soweit ein Züchtigungsrecht 
weder kraft Gesetzes noch kraft Gewohnheitsrechts 
besteht oder soweit es überschritten wird, fällt die 
Züchtigung unter die Körperverletzungs- und Belei-
digungstatbestände. Für eine etwaige Rechtfertigung 
durch Einwilligung des Erziehungsberechtigten oder 
durch Notwehr gelten die allgemeinen Bestim-
mungen. 

Gestrichen ist die in § 231 StGB vorgesehene Mög-
lichkeit, bei Körperverletzungen auf eine Buße zu 
erkennen. Diese Regelung ist dadurch überholt, daß 
die §§ 403 bis 406 c StPO die Geltendmachung ver-
mögensrechtlicher Ansprüche des Verletzten im 
Strafverfahren zulassen. Dazu gehört auch der An-
spruch auf Schmerzensgeld nach § 847 BGB. Die Be-
seitigung der Bußvorschriften im Strafgesetzbuch 
entspricht auch den früheren Entwürfen (vgl. E 1919, 
S. 82 ff. der Denkschrift; E 1927, S. 6 der Begrün-
dung). 

§ 146  
Vorsätzliche Körperverletzung 

Die Vorschrift bringt den Grundtatbestand der 
einfachen Körperverletzung, der in den folgenden 
Bestimmungen durch strafschärfende Merkmale er-
gänzt oder in eigenständigen Tatbeständen abge-
wandelt wird. Daß es sich hier um die vorsätzliche 
Körperverletzung handelt, wird in der Überschrift 
als Gegenstück zur Überschrift bei der fahrlässigen 
Körperverletzung hervorgehoben. 

Die Fassung des Tatbestandes entspricht dem 
geltenden Recht. In einem Teil der früheren Ent-
würfe (z. B. § 259 E 1927/30) wird als Tathandlung 
auch das Verletzen des Körpers eines anderen auf-
geführt. Es ist jedoch entbehrlich, da es stets unter 
das körperliche Mißhandeln fällt. Dieses soll wie 
bisher äußere körperliche Einwirkungen jeder Art 
umfassen, mögen sie mit oder ohne Schmerzzufü-
gung vorgenommen werden, also z. B. auch das Ab-
schneiden des Vollbarts oder des Zopfes. Die Selbst-
verletzung und die „Teilnahme" an ihr bleiben 
auch künftig straffrei, soweit nicht andere Vorschrif-
ten eingreifen (z. B. §§ 256, 410). 

Die Strafdrohungen entsprechen dem gelten-
den Recht mit der Maßgabe, daß auch Strafhaft an-
gedroht wird. Das entspricht dem Sinn dieser Strafe. 
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§ 147 

Mit dem geltenden Recht sieht der Entwurf davon 
ab, den Versuch der einfachen Körperverletzung 
als solchen unter Strafe zu stellen. Die in Betracht 
kommenden Fälle mit kriminellem Gehalt lassen 
sich unter dem rechtlichen Gesichtspunkt der Belei-
digung erfassen. 

Der in § 223 Abs. 2 StGB besonders geregelte Tat-
bestand der Körperverletzung an Verwandten auf-
steigender Linie ist als entbehrlich gestrichen. Er 
kann innerhalb des Grundstrafrahmens bei der 
Strafbemessung hinreichend berücksichtigt werden. 

§ 147 
Schwere Körperverletzung 

Die Vorschrift regelt den ersten Erschwerungstat-
bestand zur einfachen Körperverletzung. Sie unter-
scheidet sich von § 224 StGB namentlich dadurch, 
daß auch die schwere Schädigung vom Vorsatz um-
faßt sein muß, und von § 225 StGB dadurch, daß der 
bedingte Vorsatz genügt. 

Die Beschreibung des Tatbestandes ist auf die 
Absätze 1 und 2 verteilt. Die Trennung beruht auf 
technischen Gründen. Der Absatz 2 hat nämlich eine 
über die Vorschrift hinausreichende Bedeutung. Auf 
ihn wird in zahlhreichen Bestimmungen verwiesen, 
in denen die Verursachung der schweren Schädigung 
oder der Gefahr ihres Eintritts als Tatbestandsmerk-
mal verwendet wird, z. B. in § 141 Abs. 1 Nr. 3, § 148 
Abs. 1, § 149 Abs. 2, § 154 Abs. 3 Nr. 3 und Abs. 4, 
§§ 155, 156, 164 Abs. 1 Nr. 3, § 167 Abs. 4 Nr. 3 und 
§ 331 Abs. 1. In diesen Tatbeständen wird teils die 
vorsätzliche, teils die fahrlässige Verursachung der 
schweren Schädigung oder der Gefahr ihres Eintritts 
vorausgesetzt, wie jeweils die Fassung ergibt. Na-
mentlich weisen die Worte „hat . . . . zur Folge" 
(z. B. in § 149 Abs. 2) im Zusammenhang mit § 22 des 
Entwurfs darauf hin, daß insoweit Fahrlässigkeit 
genügt. Demgegenüber läßt die finale Fassung des 
Absatzes 1 („schwer schädigt") erkennen, daß hier 
auch hinsichtlich der schweren Schädigung Vorsatz 
vorausgesetzt wird. Die schwere Schädigung wird in 
Absatz 2 in dem Sinne erschöpfend umschrieben, daß 
sie immer, aber auch nur dann vorliegt, wenn eines 
der hier aufgeführten Merkmale erfüllt ist. Damit 
wird zwar an dem Gedanken der abschließenden 
Kasuistik wie in § 224 StGB festgehalten. Jedoch 
werden die Qualifikationsmerkmale nach allgemei-
neren Gesichtspunkten als bisher umschrieben, um 
die entstandenen Streitfragen gegenstandslos zu 
machen und den Grundgedanken schärfer hervor-
treten zu lassen. Zur besseren Übersicht werden die 
Merkmale auf drei Nummern verteilt. 

Nummer 1 verwendet den Begriff der Verstümme-
lung, den auch der Tatbestand der Selbstverstümme-
lung in § 410 Abs. 1 entsprechend dem § 109 Abs. 1 
StGB und § 17 Abs. 1 Wehrstrafgesetz kennt, etwa 
im Sinne der Entfernung oder Zerstörung entweder 
eines durch ein Gelenk mit dem Körper verbunde-
nen Körperglieds oder eines Organs (vgl. auch die 
Begründung zu § 260 E 1927). Da hierunter z. B. auch 
die Entfernung eines Fingergliedes, das für den Ge-
brauch der Hand nicht wesentlich ist, oder vielleicht 
auch des Blinddarms fällt, beschränkt der Entwurf 
die schwere Schädigung auf „erhebliche" Verstüm-
melungen, also auf die vom Standpunkt eines objek-
tiven Betrachters aus wesentlichen Beeinträchtigun-

gen an Gliedern oder Organen, wobei die nähere 
Abgrenzung der Rechtsprechung überlassen bleiben 
muß. 

Nach Nummer 2 liegt eine schwere Schädigung 
auch bei Entstellung und bestimmten körperlichen 
und seelischen Beeinträchtigungen unter der Vor-
aussetzung vor, daß diese Folgen für immer oder für 
lange Zeit eintreten. Die Entstellung muß auffallend 
sein; sie muß also besonders deutlich äußerlich er-
kennbar und deshalb geeignet sein, die Aufmerk-
samkeit anderer zu erregen. Es muß sich um erheb-
liche körperliche oder seelische Beeinträchtigungen 
handeln, so daß leichte Beeinträchtigungen dieser 
Art nicht genügen. Bei der erheblichen Beeinträchti-
gung seelischer Kräfte wird der Begriff des See-
lischen ebenso wie in § 24 des Entwurfs verwendet, 
so daß er die Kräfte des Gemüts ebenso wie die-
jenigen des Geistes umfaßt. Erhebliche Beeinträchti-
gungen der Arbeitsfähigkeit, die für immer oder für 
lange Zeit wirken, genügen, selbst wenn sie nicht 
eines der übrigen Merkmale der Nummern 1 bis 3 
erfüllen. Dadurch wird z. B. auch eine bedeutende 
Verminderung der Beweglichkeit eines Fingergliedes 
bei einem Geiger oder einem Feinmechaniker erfaßt. 

Nummer 3 kennzeichnet es als schwere Schädi-
gung, ferner wenn das Opfer der Tat schwer oder 
für lange Zeit erkrankt. Hierher gehören die Fälle, 
daß die Krankheit Qualen oder ernste Gefahren für 
den Kranken mit sich bringt oder ein Leiden dar-
stellt, das nicht durch seinen Schweregrad, sondern 
durch seine Dauer das Befinden des Kranken stark 
beeinträchtigt. 

Da es sich bei der vorsätzlichen Körperverletzung 
mit vorsätzlicher schwerer Schädigung des anderen 
auch nach der Auffassung der Allgemeinheit um ein 
schweres Verbrechen handelt, sieht der Entwurf als 
Regelstrafe Zuchthaus bis zu zehn Jahren vor. An-
dererseits ist nicht zu übersehen, daß dieser Straf-
rahmen für die nicht unbeträchtliche Zahl von Fäl-
len mit einem geringeren Unrechtsgehalt, mit denen 
hier gerechnet werden muß, zu hoch wäre. So liegt 
z. B. der Fall, daß jemand aus Haß einen anderen 
des Augenlichts beraubt, weitaus schwerer als der 
Fall der Abtrennung eines Fingers eines anderen 
zur Erlangung einer Versicherungssumme oder der 
Herbeiführung einer zwar auffallenden, jedoch die 
Lebensfreude nicht beeinträchtigenden Entstellung 
aus Eifersucht. Ferner müssen die Fälle, in denen 
der Täter sich in begreiflicher Gemütserregung über 
ein rechtswidriges oder ungebührliches Verhalten 
des anderen zur Tat hinreißen läßt, eine gewisse 
mildere Berücksichtigung finden können. Zwar ist 
der § 147 nicht mit den §§ 146, 148 in § 150 über die 
Milderung bei Herausforderung durch den Ver-
letzten aufgeführt, weil er für eine so weitgehende 
allgemeine Milderungsmöglichkeit ungeeignet er-
scheint. Jedoch kann die Herausforderung durch den 
Verletzten auch für § 147 im Einzelfall die Schuld 
wesentlich mindern. Wollte man für § 147 auch in 
solchen Fällen an der Zuchthausstrafe festhalten, so 
wäre das mit der Berücksichtigung der heftigen Ge-
mütserregung bei der vorsätzlichen Tötung nach 
§ 134 Abs. 2 nicht zu vereinbaren. Der Entwurf sieht 
daher in Absatz 3 für minder schwere Fälle Ge-
fängnis von sechs Monaten bis zu fünf Jahren als 
Ausnahmestrafrahmen vor. 
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§ 148 
Gefährliche Körperverletzung 

Die Vorschrift, die einen weiteren Erschwerungs-
tatbestand zu § 146 enthält, soll den § 223 a StGB er-
setzen. Sie beschreitet zur Kennzeichnung des Tat-
bestandes neue Wege. 

Nach § 223 a StGB ist gefährlich die Körperver-
letzung, die mittels einer Waffe, insbesondere eines 
Messers oder eines anderen gefährlichen Werkzeu-
ges, oder mittels eines hinterlistigen Überfalls oder 
von mehreren gemeinschaftlich oder mittels einer 
das Leben gefährdenden Behandlung begangen wird. 
Diese Regelung hat sich besonders insoweit, als der 
Gebrauch eines gefährlichen Werkzeuges die Kör-
perverletzung stets zu einer „gefährlichen Körper-
verletzung" stempelt, als wenig glücklich erwiesen. 
Nach der Rechtsprechung kommt es nicht darauf an, 
ob das Werkzeug im gegebenen Falle derart ver-
wendet worden ist, daß die Gefahr einer schweren 
Verletzung bestand, sondern es ist allein maßgebend, 
wie das Werkzeug an und für sich beschaffen ist. 
Dies hat zu einer Ausweitung bei der Anwendung 
der Vorschrift geführt, die ihrem Sinn, besonders 
gefährliche Begehungsweisen zu erfassen, nicht ent-
spricht, so daß recht harmlose Handlungen als ge-
fährliche Körperverletzungen bestraft werden. Auf 
der anderen Seite schränkt die Kasuistik des gelten-
den Rechts die Anwendung der Vorschrift in uner-
wünschter Weise ein. Nur die in § 223a StGB ge-
nannten Begehungsarten können als gefährliche 
Körperverletzungen bestraft werden. Handlungen, 
die in anderer Weise begangen werden, gelten als 
einfache Körperverletzungen, auch wenn sie den 
Verletzten in die größte Gefahr gebracht haben. 

Der Entwurf beseitigt diese Mängel. Entscheidend 
soll nicht mehr die abstrakte Gefährlichkeit des 
Mittels der Begehung sein, sondern die Gefährlich-
keit soll danach bestimmt werden, ob der Täter im 
Einzelfall den Betroffenen in eine schwere Gefahr 
bringt. Frühere Entwürfe haben eine Körperver-
letzung dann als gefährlich angesehen, wenn sie 
in einer Weise begangen wird, die geeignet ist, 
die für die schwere Körperverletzung kennzeich-
nenden schweren Folgen herbeizuführen (vgl. 
z. B. § 261 E 1927). Hiergegen besteht nur das 
Bedenken, daß der Begriff „geeignet" zu unbe-
stimmt ist. Er läßt den Grad der Eignung offen, 
nämlich ob nur eine nahe oder auch eine entfern-
tere Möglichkeit des Eintritts einer schweren Folge 
einbezogen werden soll. Der neue Entwurf behebt in 
Absatz 1 diese Unklarheit dadurch, daß er eine 
Handlungsweise voraussetzt, die den Angegriffenen 
in die konkrete „Gefahr" des Todes oder einer 
schweren Schädigung an Körper oder Gesundheit 
bringt. Der Begriff der Gefahr wird hierbei im Sinne 
der nahen Möglichkeit (= Wahrscheinlichkeit) des 
Eintritts der schweren Folge verstanden. Entferntere 
Möglichkeiten sind damit ausgeschieden. Die schwere 
Schädigung an Körper oder Gesundheit kennzeichnet 
der Entwurf erschöpfend durch die Verweisung auf 
§ 147 Abs. 2. Daß eine bestimmte Person gefährdet 
sein muß, verdeutlicht der Entwurf dadurch, daß er 
eine Gefahr für den Angegriffenen voraussetzt. Die 
Fassung des Absatzes 1 stellt klar, daß es sich hier 

§§ 148, 149 
um ein konkretes Gefährdungsdelikt handelt und 
daß der — mindestens bedingte — Vorsatz auch die 
Gefährdung umfassen muß. Daß durch die Neufas-
sung der Anwendungsbereich der gefährlichen 
Körperverletzung zugunsten des Anwendungsbe-
reichs der einfachen Körperverletzung eingeengt 
wird, ist erwünscht. 

Absatz 2 regelt als weiteren Erschwerungs-
tatbestand die Begehungsweise „mittels eines hinter-
listigen Überfalls", also mittels eines vom Täter 
nach planmäßiger Verdeckung seiner Angriffs-
absicht plötzlich begonnenen und vom Angegriffenen 
daher nicht vorhergesehenen Angriffs. Eine solche 
Begehungsweise ist nicht nur durch ihre besondere 
Verwerflichkeit, sondern auch dadurch gekenn-
zeichnet, daß sie den Angegriffenen in der Regel in 
erhebliche Gefahr bringt. Es bedarf daher im Falle 
des Absatzes 2 im Unterschied zum Absatz 1 keiner 
konkreten Gefährdung des Angegriffenen. Die be-
sondere tatbestandliche Erfassung des hinterlistigen 
Überfalls als abstraktes Gefährdungsdelikt erscheint 
nach den Erfahrungen der Praxis namentlich im Hin-
blick auf das Verhalten jüngerer Raufbolde in 
Großstädten auch künftig geboten. 

Die Strafdrohung ist für Absätze 1 und 2 ein-
heitlich auf Gefängnis bis zu fünf Jahren bestimmt. 
Darin liegt gegenüber § 223 a StGB eine Herabset-
zung der Mindeststrafe auf einen Monat Gefängnis. 
Jedoch ist bisher bei mildernden Umständen nach 
§ 228 StGB die Mindeststrafe ein Tag Gefängnis 
oder Geldstrafe. Die einschränkende Neufassung 
des Tatbestandes läßt eine so weitgehende Milde-
rung und namentlich die Geldstrafe, vom Fall des 
§ 53 abgesehen, als unangebracht erscheinen. An-
dererseits würde eine Erhöhung der Mindeststrafe 
über einen Monat Gefängnis hinaus auch zu einer 
Erhöhung des Strafrahmens in § 149 Abs. 1 Nr. 1 
oder zur Streichung dieses Tatbestandes zwingen. 
Das wäre unerwünscht. Es erscheint daher zweck-
mäßig, in § 148 clie Mindeststrafe auf einen Monat 
festzusetzen. 

Der Versuch ist nach dem Entwurf im Anschluß 
an § 261 Abs. 2 E 1927 und im Unterschied zu § 261 
E 1930 mit Strafe bedroht. Hier erscheint der Ge-
sichtspunkt, daß die Versuchsfälle der Körper-
verletzung als Beleidigung erfaßt werden können, 
nicht mehr ausreichend. Vielmehr sieht der Entwurf 
bei der gefährlichen Körperverletzung wegen ihres 
erhöhten Unrechtsgehalts die Strafbarkeit des Ver-
suchs besonders vor. Dadurch soll zugleich der Ein-
druck vermieden werden, als würde nach dem Ent-
wurf die körperliche Unversehrtheit des Menschen 
geringer geschützt als sein Vermögen, das meist 
schon gegen versuchte Angriffe Schutz genießt. 

§ 149 
Körperverletzung mit schwerer Folge 

Die Bestimmung regelt Erschwerungstatbestände 
zu den §§ 146 bis 148. Das Merkmal für die Straf

-

schärfung besteht hier im Eintritt einer schweren 
Folge, nämlich des Todes nach Absatz 1 oder einer 
schweren Schädigung an Körper oder Gesundheit 
nach Absatz 2. Während die §§ 146 bis 148 reine 
Vorsatztatbestände sind, setzt § 149 in Verbindung 
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§ 150 
mit § 22 voraus, daß durch die vorsätzliche Körper-
verletzung die schwere Folge fahrlässig verursacht 
wird. Die Vorschrift regelt also ein erfolgsqualifi-
ziertes Delikt. 

Absatz 1, der als Merkmal für die Strafschärfung 
die fahrlässig verursachte Todesfolge verwendet 
und damit qualifizierte fahrlässige Tötung regelt, 
ersetzt den § 226 StGB, stuft aber im Unterschied 
zu diesem die Strafdrohungen nach den zugrunde 
liegenden Tatbeständen ab. Die Nummern 1 und 2 
beziehen sich auf die Vergehen der vorsätzlichen 
(§ 146) und der gefährlichen Körperverletzung 
(§ 148). Da diese beiden Vergehen, ihrem ver-
schiedenen Unrechtsgehalt entsprechend, mit ver-
schiedenen Strafen bedroht sind, werden auch ver-
schiedene Strafrahmen für die Strafschärfung 
vorgesehen, nämlich in Nummer 1 drei Monate bis 
zu fünf Jahren und in Nummer 2 sechs Monate bis 
zu zehn Jahren Gefängnis. Ein Übergang zur Zucht-
hausstrafe allein aus dem Grunde der fahrlässigen 
Verursachung der Todesfolge wäre mit den Grund-
sätzen des Entwurfs über die Verwendung der 
Zuchthausstrafe nicht vereinbar. Anders sind die 
von Nummer 3 erfaßten Fälle zu bewerten. In 
ihnen tritt zu der in § 147 Abs. 1 bereits mit Zucht-
haus bis zu zehn Jahren bedrohten vorsätzlichen 
Körperverletzung mit vorsätzlich herbeigeführter 
schwerer Schädigung an Körper oder Gesundheit 
die fahrlässige Verursachung des Todes hinzu. Das 
begründet eine Erhöhung der in § 147 Abs. 1 und 3 
vorgesehenen Strafrahmen auf fünfzehn Jahre 
Zuchthaus, in minder schweren Fällen auf Gefängnis 
von einem bis zu zehn Jahren. Nach § 228 StGB 
kann in solchen Fällen bei mildernden Umständen 
auf eine Mindeststrafe von drei Monaten Gefängnis 
erkannt werden. Das entspricht jedoch nicht dem 
schweren Unrechtsgehalt der Tat. Andererseits ist 
aber ein milderer Strafrahmen als Zuchthaus nicht 
völlig zu entbehren. Denn die Nummer 3 erfaßt 
auch die Fälle, in denen der Täter sich in begreif-
licher Gemütserregung über ein rechtswidriges oder 
ungebührliches Verhalten des anderen zu der Tat 
hinreißen läßt. Zwar ist hier die in § 150 vor-
gesehene, weitgehende allgemeine Milderungs-
möglichkeit unangebracht, weshalb § 149 in § 150 
nicht mit aufgeführt ist. Wollte man aber für § 149 
Abs. 1 Nr. 3 auch in den Fällen der Herausforderung 
durch den Verletzten an der Zuchthausstrafe fest-
halten, so wäre das mit der Berücksichtigung der 
heftigen Gemütserregung bei der vorsätzlichen 
Tötung nach § 134 Abs. 2 nicht zu vereinbaren. Da-
her läßt § 149 Abs. 1 Nr. 3 minder schwere Fälle 
mit einer Mindeststrafe von einem Jahr Gefängnis 
zu. Andererseits ist diese Erhöhung der Mindest-
strafe gegenüber § 228 StGB dadurch begründet, daß 
§ 149 Abs. 1 Nr. 3 im Gegensatz zu §§ 226 und 228 
StGB stets vorsätzliches Handeln auch hinsichtlich 
der schweren Schädigung im Sinne des § 147 Abs. 2 
voraussetzt. 

Absatz 2 ersetzt den § 224 StGB insoweit, als er 
nicht bereits durch § 147 geregelt ist. Da § 147 den 
heute von § 224 StGB miterfaßten Fall der vorsätz-
lichen Körperverletzung mit bedingt vorsätzlicher 
schwerer Schädigung gemeinsam mit dem heute 
unter § 225 gehörenden Fall der absichtlichen 
schweren Schädigung regelt, bleibt von § 224 StGB 

nur der Fall der durch eine Tat nach § 146 oder 
§ 148 fahrlässig verursachten schweren Schädigung 
übrig. In § 148 ist bereits Gefängnis bis zu fünf 
Jahren angedroht. Das erscheint ausreichend, um 
auch den Fall mit zu erfassen, daß die Handlung 
zum Eintritt der schweren Schädigung an Körper 
oder Gesundheit führt, der Täter aber insoweit nicht 
vorsätzlich, sondern nur fahrlässig gehandelt hat. 
Hingegen wäre, falls diese Folge durch e ine Hand-
lung nach § 146 verursacht wird, die dort vorgese-
hene Strafdrohung zu niedrig. Deshalb wird in 
Absatz 2 der Strafrahmen für diesen Fall erhöht. 
Er entspricht dem Strafrahmen des § 148. Zwar ist 
der Unrechtsgehalt der Tat nach § 148, wenn sie 
eine schwere Schädigung an Körper oder Gesund-
heit verursacht, höher, als wenn diese Folge durch 
eine Tat nach § 146 verursacht wird. Der Entwurf 
verzichtet jedoch darauf, auch insoweit die Straf-
rahmen abzustufen. 

Durch Verwendung des Begriffes „Tat" in Ab-
satz 1 soll angedeutet werden, daß der Versuch, 
soweit er unter Strafe gestellt ist, genügt, wenn 
schon er die Folge verursacht. 

§ 150 
Herausforderung durch den Verletzten 

Die Vorschrift ersetzt den § 233 StGB und er-
möglicht eine mildere Behandlung der Fälle, in 
denen sich der Täter zu einer Körperverletzung in 
begreiflicher Gemütserregung über das Verhalten 
des Verletzten hat hinreißen lassen. Das geltende 
Recht trägt dem Rechnung, indem es dem Richter 
gestattet, wenn leichte Körperverletzungen mit sol-
chen, Beleidigungen mit leichten Körperverletzungen 
oder letztere mit ersteren auf der Stelle erwidert 
werden, für beide Angeschuldigten oder für einen 
von ihnen eine der Art oder dem Maß nach mildere 
oder überhaupt keine Strafe eintreten zu lassen. 
Der Entwurf erweitert diesen Gedanken, indem er 
davon Abstand nimmt, eine der Körperverletzung 
unmittelbar vorausgehende Straftat bestimmter Art 
vorauszusetzen. Eine solche Kasuistik ist schwer-
fällig und lückenhaft. Eine besondere Regelung ist 
auch angebracht, wenn der Täter durch Straftaten 
anderer Art oder durch ein anderes rechtswidriges 
oder auch nur ungebührliches Verhalten des Ver-
letzten herausgefordert wird. Die Fassung der Vor-
schrift stimmt insoweit mit der entsprechenden 
Milderungsvorschrift bei der Beleidigung (§ 179) 
überein. Sie lehnt sich an § 134 Abs. 2 des Entwurfs, 
an § 26 Wehrstrafgesetz sowie an § 413 Abs. 2 und 
§ 426 Abs. 3 E 1936 an. 

Der Anwendungsbereich ist über die einfachen 
vorsätzlichen Körperverletzungen (§ 146) hinaus auf 
gefährliche Körperverletzungen (§ 148) ausgedehnt. 
Ausgeschieden bleiben die schweren Körperverlet-
zungen (§ 147) und die Körperverletzungen mit 
schwerer Folge (§ 149). Wegen der Möglichkeit von 
Milderungen bei diesen Straftaten wird auf die 
Begründung zu §§ 147, 149 verwiesen. 

Der Täter muß durch ein rechtswidriges oder 
ungebührliches Verhalten des Verletzen, das gegen 
ihn, einen seiner Angehörigen oder eine ihm nahe-
stehende Person gerichtet ist, in begreifliche Ge- 
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mütserregung versetzt und dadurch zu der Tat hin-
gerissen worden sein. Die Fassung beseitigt Zweifel, 
die bei der Anwendung des § 233 StGB aufgetaucht 
sind. Nimmt der Täter irrig Umstände an, welche 
die Anwendung des § 150 ermöglichen würden, so 
kann das Gericht gleichfalls auf Grund des § 19 
Abs. 2 die Milderungen der Vorschrift gewähren, 
wenn die Umstände des Einzelfalles dies nahelegen. 
Zu einem Ausschluß der Milderung in solchen Irr-
tumsfällen, wie § 440 Abs. 2 es in anderem Zu-
sammenhang vorsieht, liegt kein Grund vor. 

Die Rechtsfolge besteht darin, daß das Gericht 
im Falle des § 146 von Strafe absehen, im Falle des 
§ 148 die Strafe nach § 64 Abs. 1 mildern kann. 
Diese unterschiedliche Behandlung nimmt auf den 
verschiedenen Schweregrad der zugrunde liegenden 
Straftaten Rücksicht. Im Falle des § 146 erübrigt es 
sich, eine Strafmilderung zuzulassen, da Strafhaft 
und Geldstrafe als mildere Strafart bereits in § 146 
wahlweise angedroht sind. Die Straflosigkeit oder 
Milderung zwingend vorzuschreiben, erscheint mit 
Rücksicht auf die Fälle nicht angängig, in denen der 
Täter zwar in begreiflicher Gemütserregung gehan-
delt haben mag, die von ihm zugefügte Körper-
verletzung aber in ihrer Schwere außer Verhältnis 
zu dem Verhalten des Verletzten steht. 

§ 151 

Fahrlässige Körperverletzung 
Die Vorschrift entspricht sachlich dem § 230 StGB 

mit der einzigen Abweichung, daß wahlweise auch 
Strafhaft, die ihrem Wesen nach gerade hier in Be-
tracht kommt, angedroht ist. Daß das Höchstmaß 
der Gefängnisstrafe hier auf drei Jahre bestimmt 
ist, steht nicht im sachlichen Widerspruch zu dem 
gleichen Höchstmaß bei der vorsätzlichen Körperver-
letzung nach § 146. Denn zu dieser sind Erschwe-
rungstatbestände mit erhöhten Strafrahmen vorge-
sehen, während § 151 auch diejenigen fahrlässigen 
Körperverletzungen erfaßt, die eine schwere Schä-
digung an Körper oder Gesundheit im Sinne des 
§ 147 Abs. 2 verursachen. Hierfür wird ein nach oben 
ausreichender Strafrahmen benötigt. 

§ 152 
Einwilligung 

Die Vorschrift ersetzt den § 226a StGB, der durch 
Gesetz vom 26. Mai 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 295) 
in das Strafgesetzbuch eingefügt worden ist. Sie 
geht auf § 293 E 1913 zurück und kehrt, vom Ent-
wurf 1919 abgesehen, in allen späteren Entwürfen 
wieder. Während jedoch § 293 E 1913 und das gel-
tende Recht durch ihre Fassung klarstellen, daß ein 
Rechtfertigungsgrund gegeben ist, begnügen sich 
die Entwürfe von 1922 (§ 236), 1925 (§ 239), 1927/30 
(§ 264) und 1936 (§ 420) damit, die Strafbarkeit aus-
zuschließen. Überall ist die Regelung nach ihrer 
systematischen Einordnung auf den Bereich der 
Körperverletzungen beschränkt. 

Der Entwurf hält an dieser Einordnung fest. Das 
Einwilligungsproblem reicht allerdings über den 
Bereich der Straftaten gegen die körperliche Un-
versehrtheit hinaus. Teils ist die Einwilligung oder 
ihr Fehlen Tatbestandsmerkmal, teils hat sie für die 

§§ 151, 152 
Rechtfertigung, teils allenfalls für das Maß der 
Schuld Bedeutung. Diese Mannigfaltigkeit läßt sich 
nicht in einer einzigen Vorschrift, die dann aller-
dings in den Allgemeinen Teil gehörte, erfassen. 
Eine gemeinsame Vorschrift käme höchstens für die 
rechtfertigende Einwilligung in Betracht. Ihr Bereich 
sind die Straftaten gegen verzichtbare Individual-
güter; hier steht dem Rechtsgutsträger die Verfü-
gungsbefugnis über das Rechtsgut sowie über die 
Art und Weise seiner Verletzung oder Gefährdung 
zu. Als solche Rechtsgüter kommen grundsätzlich 
außer der körperlichen Unversehrtheit auch die 
persönliche Freiheit, die Ehre, der persönliche 
Lebens- und Geheimbereich, die einzelnen Ver-
mögensrechte und das Gesamtvermögen in Betracht. 
Jedoch ist der Kreis dieser Rechtsgüter, wie schon 
die Straftaten gegen die Sittlichkeit zeigen, nicht 
scharf abgrenzbar. Im Hinblick hierauf sieht der 
Entwurf davon ab, auch nur die rechtfertigende Ein-
willigung einheitlich zu erfassen. Er begnügt sich 
mit ihrer Regelung für den Bereich der Straftaten 
gegen die körperliche Unversehrtheit, die als grund-
sätzlich verzichtbares Individualgut unstreitig ist, 
und überläßt es der Rechtsprechung und Rechtslehre, 
die Möglichkeiten der analogen Anwendung der 
Vorschrift für den Bereich anderer Rechtsgüter dar-
zulegen. 

Die Fassung der Vorschrift lehnt sich an die gel-
tende Regelung an und hält an dem Grundsatz fest, 
daß die Körperverletzung durch Einwilligung zwar 
regelmäßig gerechtfertigt ist, aber nicht immer, 
nämlich dann nicht, wenn die Körperverletzung trotz 
der Einwilligung nach den Grundsätzen der Sozial-
ethik, dem sozialethischen Werturteil der gerecht 
und billig Denkenden, verwerflich ist. Die Tat ver-
stößt dann im Sinne des Artikels 2 Abs. 1 GG trotz 
der Einwilligung gegen das „Sittengesetz". Die 
rechtfertigende Wirkung der Einwilligung hat hier-
nach ihre Grenze dort, wo das sozialethische Un-
werturteil einsetzt. Die Ersetzung des Begriffs 
„gegen die guten Sitten" durch den Begriff „ver-
werflich" entspricht dem Sprachgebrauch des Ent-
wurfs (vgl. z. B, § 170 Abs. 2, § 259 Abs. 2, § 288). 
Hierin soll keine sachliche Änderung gegenüber 
dem geltenden Recht liegen. 

Welche Gesichtspunkte der Richter für die Ent-
scheidung über die Verwerflichkeit zu berück-
sichtigen hat, gibt das geltende Recht nicht an. 
Sowohl diese Regelung als auch diejenigen der 
früheren Entwürfe erscheinen daher allzu farblos. 
Der neue Vorschlag bemüht sich in den Grenzen 
des Möglichen um eine Verdeutlichung der Rege-
lung. Er führt drei Gesichtspunkte an, die für das 
Verwerflichkeitsurteil bedeutsam sind: die An-
rüchigkeit der Beweggründe und Ziele der Beteilig-
ten (z. B. Körperverletzung aus sadistischen Grün-
den; medizinisch nichtindizierte Amputation zur 
Erlangung einer Versicherungssumme), die An-
rüchigkeit der angewandten Mittel (z. B. Marter-
werkzeuge) und die Anrüchigkeit der Verletzung 
nach ihrem voraussehbaren Umfang (Boxkampf 
ohne Boxhandschuhe). Die Gesichtspunkte werden 
oft ineinander übergehen, lassen sich aber grund-
sätzlich trennen; sie sollen dem Richter einen 
Anhalt für seine Bewertungsaufgabe bieten, die sich 
im übrigen einer Normierung entzieht. Die vorge-
schlagene Regelung schließt das Mittel-Zweck- 
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§ 153 
Prinzip ein, nach dem die Tat nicht rechtswidrig ist, 
wenn sie ein notwendiges oder doch zulässiges 
Mittel zur Erreichung eines rechtlich anerkannten 
oder rechtlich jedenfalls nicht mißbilligten Zweckes 
ist. Jedoch gibt es Einwilligungsfälle, die sich einer 
Lösung nach der Zwecktheorie entziehen. Zu denken 
ist z. B. an sinnlose Raufereien, an rein kosmetische 
Operationen, an die Deflorierung eines einwilli-
gungsfähigen jungen Mädchens, aber auch an die 
Einwilligung in Fahrlässigkeitstaten. Derartige Fälle 
erfordern eine so weit gehaltene Regelung, wie sie 
der Entwurf bringt. 

Der Anwendungsbereich der Einwilligungs-
vorschrift schließt im geltenden Recht die mit einer 
Verletzung der Körperintegrität verbundenen ärzt-
lichen Behandlungen ein. Sie werden von der 
Rechtsprechung tatbestandsmäßig als Körperver-
letzungen betrachtet, deren Rechtswidrigkeit dann 
entfällt, wenn der Kranke oder sein Vertreter wirk-
sam eingewilligt hat oder die Voraussetzungen für 
die Mutmaßung einer solchen Einwilligung gegeben 
sind. Diese Rechtsprechung ist vielfach angegriffen 
worden In der Rechtslehre wird überwiegend die 
Ansicht vertreten, die lege artis durchgeführte ärzt-
liche Behandlung sei schon tatbestandsmäßig keine 
Körperverletzung. Der Entwurf entschärft die Streit-
frage dadurch, daß er in § 162 einen besonderen 
Tatbestand der eigenmächtigen Heilbehandlung vor-
sieht und in § 161 die Heilbehandlung unter den 
dort bestimmten Voraussetzungen ausdrücklich von 
der Strafbarkeit als Körperverletzung ausnimmt, 
gleichviel ob eine wirksame Einwilligung vorliegt 
oder nicht. Die Einwilligung hat insoweit keine Be-
deutung mehr; auf sie kommt es nur noch für die 
Strafbarkeit wegen eigenmächtiger Heilbehandlung 
an. 

Hiernach hat die Einwilligungsvorschrift im Be-
reich der Körperverletzung künftig praktische 
Bedeutung vor allem für die Rechtfertigung von 
ärztlichen Eingriffen, die keine Heilbehandlungen 
sind (z. B. für kosmetische Operationen oder für 
Sterilisationen aus eugenischen oder kriminologi-
schen Gründen), ferner für Sportverletzungen, für 
Zweikämpfe ohne tödliche Waffen und für Züchti-
gungen in Ausübung fremden Züchtigungsrechts. 
Aus der systematischen Einstellung der Einwilli-
gungsvorschrift nach der Bestimmung über die fahr-
lässige Körperverletzung ergibt sich, daß das Gesetz 
die Möglichkeit offenhalten will, auch für Fahrläs-
sigkeitstaten die rechtfertigende Wirkung der Ein-
willigung zu bejahen. Zu denken ist z. B. an die 
Mitspieler bei einem erfahrungsgemäß mit fahr-
lässigen Körperverletzungen verbundenen Kampf-
spiel oder an den Beifahrer eines angetrunkenen 
Kraftfahrers, falls jener etwaige fahrlässige Körper-
verletzungen durch diesen bewußt in Kauf nimmt. 

Die rechtfertigende Wirkung der Einwilligung 
erfordert nicht nur die Verfügungsbefugnis des 
Rechtsgutsträgers über das Rechtsgut, sondern auch 
die Wirksamkeit der Erteilung des Einverständnis-
ses zur Verletzung oder Gefährdung des Rechtsgutes 
im Einzelfalle. Hierzu haben Rechtsprechung und 
Rechtslehre vor allem folgende Gesichtspunkte 
erarbeitet: Der Rechtsgutsverzicht muß von einem 
verfügungsfähigen Rechtsgutsträger ausgehen, d. h. 
von einem Menschen, der nach seiner körperlichen  

und seelischen Entwicklung die Fähigkeit zur Ein-
sicht in den Wert des Rechtsgutes besitzt. Soweit 
diese Fähigkeit überhaupt fehlt oder der Rechtsguts-
träger im Einzelfalle nicht zurechnungsfähig ist, muß 
für ihn sein Sorgeberechtigter oder Pfleger einwilli-
gen. Das Einverständnis muß in jedem Falle frei 
von Nötigung und Täuschung sein. Es darf auch 
nicht auf einem Irrtum beruhen, der durch die Ver-
letzung einer Aufklärungspflicht des Täters ent-
standen ist. Der Entwurf sieht davon ab, diese 
Gesichtspunkte im Gesetz festzulegen. Dazu müßten 
sie schärfer abgegrenzt und näher ausgeführt wer-
den. Das würde jedoch den Rahmen eines Straf-
gesetzbuches sprengen. Überdies würden auch dann 
Lücken nicht zu vermeiden sein. Der Entwurf über-
läßt es daher auch künftig der Rechtsprechung und 
Rechtslehre, die Erfordernisse darzulegen, von 
denen die Wirksamkeit der Einwilligung im Einzel-
falle abhängt. 

Schließlich sieht der Entwurf auch von einer zu-
sammenfassenden Regelung der sogenannten „mut-
maßlichen" Einwilligung ab. Es geht hierbei 
um den Fall, daß eine an sich zulässige Einwilligung 
in die Rechtsgutsverletzung nicht erteilt war, aber 
nach richterlicher Überzeugung („Mutmaßung") 
unter Würdigung aller Umstände des Falles zu er-
warten gewesen wäre. So in dem Schulbeispiel, daß 
jemand die Tür eines fremden Hauses in Abwesen-
heit des Besitzers aufbricht, um eine dort zer-
sprungene Wasserleitung abzudichten. Der Sonder-
fall der Geschäftsführung ohne Auftrag ist in 
§§ 677 ff. BGB ausdrücklich geregelt. Der Entwurf 
behandelt in § 159 Abs. 2 und 3 sowie in § 162 
Abs. 2 und 3 die praktisch wichtigsten Fälle der 
Mutmaßung der Einwilligung, nämlich daß die Ein-
willigung in eine medizinisch indizierte Schwanger-
schaftsunterbrechung oder in eine Heilbehandlung 
wegen unmittelbarer Gefahr des Todes oder eines 
schweren Gesundheitsschadens nicht eingeholt wer-
den kann. Soweit die Mutmaßung der Einwilligung 
eine über diese Fälle hinausgehende strafrechtliche 
Bedeutung hat, kann sie auch künftig der Recht-
sprechung und Rechtslehre überlassen werden. 

§ 153 
Strafantrag 

Die Vorschrift entspricht in ihren Absätzen 1 
und 2 sachlich dem § 232 Abs. 1 StGB, hat aber 
dadurch einen erweiterten Anwendungsbereich, daß 
sie auch die von Amtsträgern als solchen begange-
nen einfachen Körperverletzungen umfaßt. Diese 
fallen ebenfalls unter § 146, während sie im gelten-
den Recht als Offizialdelikt in § 340 StGB besonders 
geregelt sind. Die Einbeziehung ist unbedenklich, 
da Absatz 2 die Möglichkeit gibt, in solchen Fällen 
von Amts wegen einzuschreiten. Die Ausgestaltung 
als Offizialdelikt erscheint daher nur für die in § 154 
miterfaßten Fälle der Mißhandlung von Schutz-
befohlenen durch Amtsträger erforderlich. Durch 
die Fassung und die systematische Anordnung des 
§ 153 ist klargestellt, daß er sich nicht auf § 154 
bezieht. 

Absatz 3 ersetzt den in § 232 Abs. 3 StGB ent-
haltenen Hinweis auf § 196 StGB. Das Antragsrecht 
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des Dienstvorgesetzten ist in § 122 näher geregelt. 
Die dem § 198 StGB entsprechende Vorschrift be-
findet sich in § 124. 

Nach § 125 kann der Antrag, da das Gesetz nichts 
anderes bestimmt, in jedem Falle bis zur Verkün-
dung einer verurteilenden Entscheidung zurückge-
nommen werden. 

§ 154 
Mißhandlung Wehrloser oder Abhängiger 

Die Vorschrift enthält teils einen Erschwerungs-
tatbestand zu den §§ 146 bis 149, teils einen eigen-
ständigen Tatbestand. Sie ersetzt § 223b StGB, er-
weitert den dort geschützten Personenkreis und 
erübrigt hierdurch zugleich eine selbständige Vor-
schrift für die Körperverletzung an Schutzbefohle-
nen durch Amtsträger nach dem Vorbild des § 340 
StGB. Daß der in § 154 umschriebene Personenkreis 
der Schutzbefohlenen auch im neuen Strafrecht 
eines besonderen Schutzes gegen Quälereien, Miß-
handlungen und gegen Vernachlässigung bedarf, 
steht nach den Erfahrungen der Praxis außer Zwei-
fel und ist deshalb auch von den mit dem Schutz 
betrauten Kreisen gefordert worden. 

Absatz 1 entspricht weitgehend dem § 223 b 
StGB. Im Tatbestand sind bei den Schutzbefohlenen 
die dem Hausstand angehörenden und die von dem 
Fürsorgepflichtigen der Gewalt des Täters über-
lassenen Personen gestrichen; sie fallen entweder 
unter die übrigen im Gesetz aufgeführten Schutz-
befohlenen oder haben nach dem Zweck der Vor-
schrift auszuscheiden. Als Schutzbefohlene werden 
diejenigen Kinder, Jugendlichen oder wegen Krank-
heit oder Gebrechlichkeit Wehrlosen aufgezählt, die 
entweder der Obhut oder Fürsorge des Täters unter-
stehen oder von ihm durch ein Dienst- oder Ar-
beitsverhältnis oder als arbeitnehmerähnliche Per-
sonen abhängig sind. Dabei umfaßt das Arbeitsver-
hältnis auch ein Berufsausbildungsverhältnis. Der 
Begriff der arbeitnehmerähnlichen Personen ist dem 
§ 5 des Arbeitsgerichtsgesetzes vom 3. September 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1267) entnommen und hat 
vor allem für Heimarbeiter Bedeutung. Die unter 
Nummer 2 aufgezählten Abhängigkeitsverhältnisse 
sind ausdrücklich erwähnt, weil sie nicht immer 
eine Obhuts- oder Fürsorgepflicht im Sinne der 
Nummer 1 begründen. Als Tathandlungen werden 
in Übereinstimmung mit dem geltenden Recht das 
Quälen, das sowohl in körperlicher als auch in see-
lischer Hinsicht vorgenommen werden kann, und 
das rohe Mißhandeln, das stets in körperlicher Ein-
wirkung besteht, aufgeführt. Die weitere Tathand-
lung, das erhebliche Schädigen durch Vernachlässi-
gung der Obhuts- oder Fürsorgepflicht, wird etwas 
anders als im geltenden Recht umschrieben. Der Be-
griff „böswillig" ist gestrichen, da er die Strafbar-
keit in unerwünschter Weise einengt. Sachgemäßer 
ist eine Einengung nach der Richtung, daß die Ver-
letzung der Obhuts- oder Fürsorgepflicht zu einer 
erheblichen körperlichen oder seelischen Schädigung 
geführt haben muß. Sowohl die Verletzung dieser 
Pflicht als auch die schädigende Folge muß vom 
Vorsatz umfaßt sein. Abweichend vorn geltenden 
Recht werden nicht nur Gesundheitsschädigungen, 
sondern körperliche Schädigungen jeder Art und 
außerdem seelische Schädigungen einbezogen, aller- 

§ 154 
dings unter der Voraussetzung, daß sie als „erheb-
lich" anzusehen sind. Die erheblichen Schädigungen 
stehen an Bedeutung hinter den schweren Schädi-
gungen im Sinne des § 147 Abs. 2 zurück, wie sich 
aus Absatz 4 ergibt. Die Strafdrohung des Ab-
satzes 1 sieht Gefängnis von drei Monaten bis zu 
fünf Jahren vor und entspricht damit derjenigen 
des § 223 b StGB unter Wegfall der Milderung, die 
nach § 228 StGB bei mildernden Umständen vorge-
sehen ist. Bei der Neufassung, die eine vorsätzlich 
herbeigeführte erhebliche körperliche oder seelische 
Schädigung fordert und im übrigen ein Quälen oder 
rohes Mißhandeln voraussetzt, ist für die Zulassung 
minder schwerer Fälle kein Raum. Durch eine spe-
zielle Subsidiaritätsklausel am Schluß des Ab-
satzes 1 wird den schwereren Strafdrohungen dieses 
Titels der Vorrang vor § 154 Abs. 1 bis 3 einge-
räumt, so daß Idealkonkurrenz hiermit ausge-
schlossen ist. Eine solche schwerere Strafdrohung 
besteht, vom Falle des Absatzes 4 abgesehen, für 
die an Schutzbefohlenen begangene schwere Kör-
perverletzung mit fahrlässiger Todesfolge nach 
§ 149 Abs. 1 Nr. 3, der daher den § 154 verdrängt 

A b s a tz 2 erweitert den Kreis der Schutzbefohle-
nen auf Gefangene und sonst auf Grund behörd-
licher Anordnung verwahrte Personen. Vorausge-
setzt wird, daß die zu diesen Gruppen gehörenden 
Personen entweder der Gewalt des Täters unter-
worfen sind oder daß der Täter zu ihnen sonst 
dienstlich Zugang hat. Der Begriff der auf behörd-
liche Anordnung Verwahrten ist auch in der Vor-
schrift über die Befreiung von Gefangenen (§ 425 
Abs. 4) verwendet. Er umfaßt alle Personen, denen 
in gesetzlich geregelter Weise die persönliche Frei-
heit entzogen ist und die sich deshalb im Gewahr-
sam einer zuständigen Behörde befinden. Hierunter 
fallen die Gefangenen im technischen Sinne, näm-
lich diejenigen auf behördliche Anordnung Ver-
wahrten, bei denen die Anordnung auf der staat-
lichen Polizei- und Strafgewalt beruht (vgl. RGSt. 73, 
347). Zu ihnen gehören auch nach ständiger Recht-
sprechung die vorläufig Festgenommenen sowie, 
wie sich aus § 423 Abs. 3 ergibt, die in Sicherungs-
verwahrung, vorbeugender Verwahrung, in einer 
Bewahrungsanstalt oder in einem Arbeitshaus Un-
tergebrachten. Darüber hinaus fallen unter den Be-
griff der auf behördliche Anordnung Verwahrten 
aber auch Nichtgefangene, z. B. die in den Heil-
oder Pflegeanstalten (§ 82), Entziehungsanstalten 
(§ 83) oder Heimen für Arbeitsunfähige (§ 84 Abs. 2) 
Untergebrachten, ferner die in der Fürsorge-
erziehung sowie die Personen, die nach den gemäß 
Artikel 104 GG erlassenen Unterbringungsgesetzen 
behördlich verwahrt werden. Verwahrte dieser Art 
sind der „Gewalt" des Täters „unterworfen", wenn 
ihnen die Anordnung oder Vollziehung des Gewahr-
sams obliegt, z. B. als Amtsträger oder Beschäftigter 
des öffentlichen Dienstes in einer Strafanstalt. Dar-
über hinaus können auch andere Personen zu den 
Verwahrten „dienstlichen Zugang" haben, z. B. die 
für die Anstalt tätigen Ärzte, Zahnärzte, Geistlichen, 
Lehrer, gleichviel ob sie diese Tätigkeit hauptamt-
lich oder nur nebenher ausüben. Durch diese Er-
weiterung nach Absatz 2 werden die bisher in § 340 
StGB geregelten Hauptfälle der Körperverletzung 
im Amte miterfaßt. 
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§ 155 

Absatz 3 sieht für besonders schwere Fälle der 
Absätze 1 oder 2 einen erhöhten Strafrahmen vor 
und bringt drei Regelbeispiele besonders schwerer 
Fälle. Der Strafrahmen beträgt hier ein Jahr bis zu 
zehn Jahren Gefängnis. Im geltenden Recht ist für 
besonders schwere Fälle Zuchthaus bis zu fünf Jah-
ren angedroht. Nach den Grundsätzen des Entwurfs 
für die Anwendung der Zuchthausstrafe kommt ein 
Übergang von der Gefängnis- zur Zuchthausstrafe 
für unbenannte besonders schwere Fälle nicht in 
Betracht. Also könnte die Zuchthausstrafdrohung 
in Absatz 3 nur vorgesehen werden, wenn die Bei-
spiele sich zu bindenden strafschärfenden Merk-
malen umgestalten ließen. Das ist jedoch in den 
vorgeschlagenen Beispielsfällen nicht möglich, da 
diese vielfach in ihrem Unrechtsgehalt nicht so 
schwer wiegen, daß eine Zuchthausstrafe, deren 
Mindestmaß im Entwurf zwei Jahre beträgt, ange-
messen wäre. Als grundsätzlich zuchthauswürdig 
lassen sich nur der in Absatz 4 besonders geregelte 
sowie der bereits in § 149 Abs. 1 Nr.3 hinlänglich 
erfaßte Fall hervorheben. Andere strafschärfende 
Merkmale, die grundsätzlich zuchthauswürdige Fälle 
kennzeichnen, gibt es hier kaum. Der Entwurf ver-
zichtet daher in Absatz 3 auf die Zuchthausstrafe. 
Er erhöht aber das Höchstmaß der Freiheitsstrafe 
gegenüber dem geltenden Recht auf zehn Jahre Ge-
fängnis, um hierdurch nachdrücklicher als bisher den 
Übergriffen gegenüber Schutzbefohlenen entgegen-
zutreten. Die Beispielsfälle des Absatzes 3 heben 
diejenigen Verhaltensweisen heraus, die praktisch 
als besonders schwerwiegend in Erscheinung treten 
und immer wieder die Empörung der Allgemeinheit 
auslösen. Nummer 1 führt das hartnäckige Wieder-
holen der Tathandlungen nach Absatz 1 oder 2 an. 
Den Kleinkindern wird wegen ihrer besonderen 
Hilflosigkeit in Numer 2 ein besonderer Schutz ge-
währt. Der Entwurf sieht hier eine feste Alters-
grenze vor, um Beweisschwierigkeiten darüber, ob 
das betreffende Kind nach seinem Entwicklungs-
stand und dem Grade des Zugangs zur Umwelt noch 
als Kleinkind anzusehen ist, zu vermeiden. Die 
Grenze wird beim vollendeten siebenten Lebensjahr 
gezogen. Spätestens zu diesem Zeitpunkt geht regel-
mäßig das Kind zur Schule und unterliegt dadurch 
mehr als bisher der Beobachtung und dem Schutz 
durch andere. Im übrigen schließt das Regelbeispiel 
nicht aus, im Einzelfall auch ein älteres Kind noch 
als Kleinkind anzusehen, falls dies seinem Entwick-
lungsstand entspricht. Die Nummer 3 bringt als 
Beispiel die durch ein vorsätzliches Verhalten nach 
Absatz 1 oder 2 fahrlässig (§ 22) verursachte Folge 
des Todes oder einer schweren Schädigung an Kör-
per oder Gesundheit im Sinne des § 147 Abs. 2. 
Durch die Nummer soll klargestellt werden, daß in 
Fällen, in denen diese Folge durch eine einfache 
Körperverletzung verursacht wird, regelmäßig nicht 
der hierfür in § 149 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 vor-
gesehene Strafrahmen anzuwenden, sondern wegen 
des erhöhten Unrechtsgehalts der Tat ein besonders 
schwerer Fall der Mißhandlung Wehrloser oder Ab-
hängiger anzunehmen ist. 

Absatz 4 regelt zur weiteren Strafschärfung den 
Fall, daß eine Mißhandlung an einem Schutzbefoh-
lenen im Sinne der Absätze 1 und 2 zugleich eine 
schwere Körperverletzung darstellt. Hier werden 

die Strafrahmen des § 147 auf Zuchthaus bis zu 
fünfzehn Jahren, in minder schweren Fällen auf Ge-
fängnis von einem bis zu zehn Jahren heraufgesetzt 
und damit dem § 149 Abs. 1 Nr. 3 angeglichen. Ein 
Ausnahmestrafrahmen für minder schwere Fälle läßt 
sich auch hier nicht entbehren. Denn auch hier ist 
es nicht ausgeschlossen, daß der Täter den Ver-
letzten herausgefordert hat, daß dieser sich also in 
begreiflicher Gemütserregung über ein rechtswidri-
ges oder ungebührliches Verhalten des Schutzbe-
fohlenen zu der Tat hat hinreißen lassen. Auf die 
Begründung zu § 149 wird insoweit Bezug ge-
nommen. 

§ 155 
Überanstrengung von Kindern, 
Jugendlichen oder Schwangeren 

Die Vorschrift erfüllt einen Teil der in weiten 
Kreisen der Offentlichkeit erhobenen Forderungen 
nach einem erweiterten Schutz der Arbeitskraft im 
Strafgesetzbuch. 

Die Vorschrift gegen Überanstrengung von Kin-
dern, Jugendlichen oder Schwangeren ergänzt die 
§§ 147 und 154. Sie bringt einen eigenständigen 
Tatbestand, der mit dem der Körperverletzung ver-
wandt ist. Da als kriminelles Unrecht, das im Straf-
gesetzbuch zu regeln ist, nicht jede Überanstren-
gung angesehen werden kann, beschränkt sich der 
Entwurf auf die Erfassung der besonders gefähr-
lichen Fälle von Überanstrengung. Er bringt eine 
Fassung, die sich an die Vorschrift über die ge-
fährliche Körperverletzung (§ 148) anlehnt. Sie 
kennzeichnet den Tatbestand als konkretes Gefähr-
dungsdelikt. Geschützte Personen sind die in einem 
Dienst- oder Arbeitsverhältnis oder als arbeit-
nehmerähnliche Personen tätigen Kinder, Jugend-
lichen oder Schwangeren. Als Arbeitsverhältnis ist 
auch ein Berufsausbildungsverhältnis anzusehen. 
Wegen des Begriffs der arbeitnehmerähnlichen Per-
sonen wird auf die Begründung zu § 154 Bezug 
genommen. Zum Tatbestand gehört einmal das 
Überanstrengen, zum anderen aber auch, daß hier-
durch die geschützte Person in die Gefahr des 
Todes oder einer schweren Schädigung an Körper 
oder Gesundheit im Sinne des § 147 Abs. 2 gebracht 
wird. Als solche Schädigung ist auch eine erhebliche 
Beeinträchtigung der Arbeitsfähigkeit für immer 
oder für lange Zeit anzusehen (§ 147 Abs. 2 Nr. 2). 
Der — mindestens bedingte — Vorsatz des Täters 
muß auch die Gefährdung umfassen. Damit ist der 
Anwendungbereich der Vorschrift deutlicher als im 
geltenden Recht und in Übereinstimmung mit ver-
wandten Regelungen des Entwurfs umschrieben. Die 
Strafdrohung entspricht dem § 66 Abs. 2 des Jugend-
arbeitsschutzgesetzes vom 9. August 1960 (Bundes-
gesetzbl. I S. 665). 

Im Einführungsgesetz wird das rechtliche Ver-
hältnis des § 155 zu den Strafbestimmungen des 
Jugendarbeitsschutzgesetzes und des Mutterschutz-
gesetzes vom 24. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 69) zu klären sein. Dabei ist zu prüfen, ob § 66 
Abs. 2 des Jugendarbeitsschutzgesetzes und § 20 
Abs. 1 Satz 2 des Mutterschutzgesetzes gestrichen 
werden können. 
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§ 156 
Rauf handel 

Eine Vorschrift über den Raufhandel wird auch 
für das neue Strafgesetzbuch als notwendig an-
gesehen, um den Krawallen, die vor allem in Groß-
städten aus geringfügigen Anlässen immer wieder 
auftreten und an denen sich überwiegend Jugend-
liche beteiligen, wirksam begegnen zu können. 
Ohne eine solche Vorschrift könnten, wenn eine 
Schlägerei oder ein Angriff mehrerer zum Tode 
oder zu einer schweren körperlichen Schädigung 
eines Menschen führt, die an dem Raufhandel Be-
teiligten nur nach den Vorschriften über die Tötungs-
oder Körperverletzungsdelikte strafrechtlich an-
gemessen erfaßt werden. Das würde aber voraus-
setzen, daß jedem Beteiligten die Ursächlichkeit 
seines Verhaltens für die schwere Folge nachzuwei-
sen wäre. Ein solcher Nachweis ist jedoch er-
fahrungsgemäß gerade beim Raufhandel in vielen 
Fällen nicht möglich. Wenn deshalb gegen die am 
Raufhandel Beteiligten nicht strafrechtlich vorgegan-
gen werden könnte, würde das als schwer verständ-
liche Lücke des Gesetzes empfunden. Darüber hinaus 
hat die Vorschrift über den Raufhandel eine bedeut-
same vorbeugende Wirkung. Allein schon ihr Vor-
handensein drängt in vielen Menschen den Antrieb 
zurück, auf einen Raufhandel hinzuwirken oder sich 
an ihm zu beteiligen. Aus diesen Gründen haben 
auch die früheren Entwürfe an einer Vorschrift über 
den Raufhandel festgehalten. Allerdings weichen 
die Entwürfe in der Fassung weitgehend über-
einstimmend vom geltenden Recht ab, weil sich ge-
zeigt hat, daß § 227 StGB in Absatz 1 eine zu un-
klare und in Absatz 2 eine nicht sachgerechte Rege-
lung enthält. Die neue Vorschrift über den Rauf-
handel lehnt sich in den Absätzen 1 und 3 an die 
Entwürfe seit 1913 an, bemüht sich aber auch hier 
um weitere Verdeutlichung. Neu ist der Absatz 2. 
Er läßt erkennen, daß der Entwurf einen dem Maß 
der Schuld angepaßten Stufenaufbau zugrunde legt, 
der es gestattet, auch die Strafdrohungen abzustufen 
und dadurch die Raufhandelsvorschrift besser als 
bisher in das Schuldstrafrecht einzufügen. 

Absatz 1 regelt den Grundtatbestand. Die Tat-
handlung besteht darin, daß der Täter sich an einer 
Schlägerei oder einem Angriff mehrerer beteiligt. 
Diese Tatbestandsmerkmale sind dem geltenden 
Recht entnommen. Der Begriff der „Beteiligung" 
wird dabei nicht im technischen Sinne des § 33 
Abs. 2 verstanden, sondern im Sinne einer körper-
lichen Anwesenheit und Mitwirkung bei der Schlä-
gerei oder dem Angriff. Der Entwurf hält auch an 
der objektiven Strafbarkeitsbedingung fest, nach 
der die Tat nur dann strafbar ist, wenn die Schläge-
rei oder der Angriff den Tod oder die schwere 
Schädigung eines Menschen an Körper oder Gesund-
heit (§ 147 Abs. 2) verursacht. Diese Folge der 
Schlägerei oder des Angriffs braucht weder vom 
Vorsatz des Täters umfaßt noch durch seine Be-
teiligungshandlung fahrlässig herbeigeführt noch 
überhaupt von ihm verursacht zu sein, so daß es 
gleichgültig ist, ob die Folge vor, während oder 
nach der Beteiligung des Täters verursacht wird oder 
eintritt. In der Einleitung zum Besonderen Teil ist 
bereits die Frage erörtert, unter welchen Gesichts- 

§ 156 

punkten solche objektiven Bedingungen der Straf-
barkeit mit dem Schuldstrafrecht vereinbar sind. Die 
dort angeführten Grundsätze treffen auch für den 
Raufhandel zu. 

Das sozialethisch verwerfliche Verhalten, das vom 
Vorsatz umfaßt sein muß, besteht hier bereits in 
der Beteiligung an einer Schlägerei oder einem 
Angriff mehrerer. Erfahrungsgemäß wird hierdurch 
so häufig die Gefahr schwerer Folgen geschaffen, 
daß die Beteiligung schon als solche strafwürdiges 
Unrecht ist. Allerdings muß die Strafdrohung in 
einem gerechten Verhältnis zur Strafwürdigkeit 
stehen. Sie ist darauf abzustimmen, daß der Täter 
die schwere Folge selbst weder verschuldet noch 
auch nur verursacht zu haben braucht. Im Hinblick 
hierauf erscheint die im geltenden Recht und in den 
erwähnten Entwürfen vorgesehene Gefängnisstrafe 
bis zu drei Jahren für den Grundtatbestand als zu 
hoch. Deshalb ist in Absatz 1 die Strafdrohung auf 
Gefängnis bis zu einem Jahr ermäßigt und wahl-
weise Strafhaft zugelassen. 

Absatz 2 bringt eine Strafschärfung zu Absatz 1 
mit einer Strafdrohung von einem Monat bis zu 
drei Jahren Gefängnis. Der Grund der Strafschärfung 
liegt darin, daß Absatz 2 eine zu dem in Absatz 1 
umschriebenen Verhalten hinzukommende Gefähr-
dungsschuld fordert. Die Gefährdung besteht in der 
Verursachung der Gefahr des Todes oder einer 
schweren Schädigung an Körper oder Gesundheit 
(§ 147 Abs. 2) für irgendeinen Menschen, also für 
einen anderen Beteiligten, für den Täter selbst oder 
für eine unbeteiligte Person. Für diese Gefährdung 
genügt die Fahrlässigkeit des Täters. Sie wird z. B. 
regelmäßig bei jedem Beteiligten gegeben sein, der 
sich einem Raufhandel anschließt oder in ihm ver-
bleibt, obwohl er erkennt, daß die Beteiligten mit 
Biergläsern aufeinander einschlagen oder sich des 
Messers oder anderer Waffen bedienen. Erst recht 
gilt das für den Beteiligten, der selbst solche ge-
fährlichen Werkzeuge gebraucht. Läßt sich die vom 
Vorsatz oder von der Fahrlässigkeit des Täters um-
faßte Ursächlichkeit der Beteiligungshandlung für 
die schwere Folge nachweisen, dann greifen die 
Tötungs- oder Körperverletzungstatbestände der 
§§ 134, 135, 138, 147, 148 oder 149 ein, während 
§ 156 Abs. 2 der milderen Bestimmung des § 151 
vorgehen würde. 

An der im geltenden Recht und in den Entwürfen 
vorgesehenen Straffreiheit für solche Beteiligte, die 
in die Schlägerei oder den Angriff „ohne Verschul-
den hineingezogen worden" sind, hält auch der 
Entwurf grundsätzlich fest. Jedoch ist die bisherige 
Fassung zu unklar. Sie ermöglicht die zweckwidrige 
Auslegung, daß es für die Straffreiheit nur darauf 
ankomme, ob der Beteiligte in das Geschehen un-
verschuldet hineingezogen worden ist, nicht aber 
auch darauf, ob der Täter anschließend nicht etwa 
freiwillig handelnd in den Streit eingegriffen hat. 
Nach dem Sinn der Vorschrift soll Straffreiheit nur 
für den bestehen, der an der Schlägerei oder an 
dem Angriff zu keinem Zeitpunkt in vorwerfbarer 
Weise beteiligt war. Die in Absatz 3 vorgesehene 
Fassung bringt diesen Sinn deutlicher als die jetzige 
Fassung zum Ausdruck. 

Die Entwürfe von 1927 und 1930 haben in § 267 
den § 367 Nr. 10 StGB zu einer Strafvorschrift über 



Drucksache 2150 	Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 

vor § 157 
den Waffengebrauch bei Schlägereien ent-
wickelt, nach dem mit Gefängnis bis zu einem Jahr 
bedroht werden sollte, wer sich bei einer Schlägerei 
oder bei einem Angriff eines Messers oder einer 
Waffe bedient. Der Entwurf übernimmt diese Vor-
schrift nicht, da die meisten Fälle dieser Art durch 
die Strafbarkeit des Versuchs der gefährlichen Kör-
perverletzung nach § 148 Abs. 2 Bedeckt sind. Ob 
darüber hinaus ein Bedürfnis für eine Strafvorschrift 
gegen den Waffengebrauch bei Schlägereien besteht, 
wird bei der Neugestaltung der Vorschriften über 
das Ordnungsunrecht zu prüfen sein. 

Vierter Titel 

Ärztliche Eingriffe und Heilbehandlung 
Der Gedanke, daß bestimmte Eingriffe und andere 

Behandlungen, die den Regeln der ärztlichen Kunst 
entsprechen, einer strafrechtlichen Sonderregelung 
bedürfen, hat bereits in früheren Entwürfen Aus-
druck gefunden, aber nicht in zusammenfassender 
Weise, sondern an verschiedenen Stellen. Die ärzt-
liche Schwangerschaftsunterbrechung wird erstmals 
im Gegenentwurf von 1911 (§ 259 Abs. 4) und dann 
in den Entwürfen von 1919 (§ 288), 1927 (§ 254), 
1930 (§ 254) und 1936 (§ 141) besonders geregelt, 
und zwar jeweils im äußeren Zusammenhang mit 
den Abtreibungsbestimmungen. Daneben ist in den 
Entwürfen von 1927 (§ 263), 1930 (§ 263) und 1936 
(§ 419) in den Vorschriften über die Körperver-
letzung eine besondere Bestimmung über die Heil-
behandlung vorgesehen. Der Entwurf Radbruch von 
1922 (§ 235) und der Entwurf 1925 (§ 238) enthalten 
lediglich die Heilbehandlungsvorschrift, während 
eine besondere Regelung der ärztlichen Schwanger-
schaftsunterbrechung mit Rücksicht auf eine erwei-
terte Notstandsvorschrift für entbehrlich gehalten 
wurde. Eine ergänzende Vorschrift über eigenmäch-
tige ärztliche Behandlung, die jeweils unter die 
Delikte gegen die persönliche Freiheit eingereiht 
ist, fi ndet sich erstmals im Gegenentwurf von 1911 
(§ 279) und dann in den Entwürfen von 1927 (§ 281), 
1930 (§ 281) und 1936 (§ 431). 

Hinter diesen Vorschlägen für eine Sonderrege-
lung stand der in der Öffentlichkeit, besonders aus 
den Kreisen der Ärzteschaft, immer wieder ge-
äußerte Wunsch, für die strafrechtliche Beurteilung 
der kunstgerecht durchgeführten Behandlung eine 
sichere und den ärztlichen Aufgaben gerecht wer-
dende Rechtsgrundlage zu schaffen. Es hatte sich 
gezeigt, daß die geltenden Notstandsvorschriften 
nicht ausreichten, vielmehr hierüber hinaus Straf-
losigkeit gesichert werden mußte. Aus diesem 
Grunde ließ das Reichsgericht in seiner Entscheidung 
vom 11. März 1927 (RGSt. 61, 242) die Unterbrechung 
der Schwangerschaft durch einen Arzt wegen Ge-
fährdung der Schwangeren unter dem rechtlichen 
Gesichtspunkt eines übergesetzlichen Notstandes 
zu. Seitdem ist die Straflosigkeit einer solchen 
Schwangerschaftsunterbrechung ein fester Bestand-
teil unseres Rechtslebens geworden. Darüber hinaus 
hat sich immer mehr die Überzeugung verbreitet, 
daß der kunstgerecht handelnde Arzt selbst dann, 
wenn die Einwilligung der Gebärenden, der 
Schwangeren oder des Patienten fehlt, nicht wegen 

Tötung, Abtreibung oder Körperverletzung, sondern 
nur nach anderen, milderen, auf dem Gesichtspunkt 
der fehlenden Einwilligung aufgebauten strafrecht-
lichen Sondervorschriften strafbar sein dürfe. Die 
Reformbewegung gipfelt in der gegen die ständige 
Rechtsprechung gerichteten Auffassung, der kunst-
gerecht handelnde Arzt verwirkliche nicht einmal 
den Tatbestand einer Tötung, Abtreibung oder Kör-
perverletzung, und in der Forderung, diese Auffas-
sung im Gesetz sicherzustellen. Damit ist jedoch die 
Reformbewegung über ihr eigentliches praktisches 
Anliegen, nämlich den kunstgerecht handelnden 
Arzt jedenfalls von der Strafbarkeit wegen Tötung, 
Abtreibung oder Körperverletzung freizustellen, 
hinausgegangen. Dieses praktische Anliegen erfüllt 
der Entwurf. Die Frage, wie dieses Ergebnis recht-
lich zu beurteilen ist, insbesondere, ob darin ein 
Ausschluß des Tatbestandes oder ein 
Rechtfertigungsgrund zu sehen ist, ist eine 
theoretische Rechtsfrage, die auch das Gesetz viel-
leicht nicht zu entscheiden vermag, zum mindesten 
aber nicht zu beantworten braucht. Der Entwurf 
geht davon aus, daß die Beantwortung der Frage 
Wissenschaft und Rechtsprechung überlassen blei-
ben sollte. 

Aus dieser grundsätzlichen Einstellung heraus 
regelt der Entwurf die ärztlichen Eingriffe und die 
Heilbehandlung in dem nach den praktischen Erfah-
rungen gebotenen und in einem Strafgesetzbuch 
möglichen Umfange. Aufgenommen sind Vorschriften 
über ärztliche Schwangerschaftsunterbrechung und 
Perforation, d. h. Tötung des Kindes in der Geburt, 
aus wirklicher oder vermeintlicher medizinischer 
Indikation mit oder ohne Einwilligung der Schwan-
geren oder Gebärenden (§§ 157 bis 159) sowie Vor-
schriften über Heilbehandlung durch Ärzte oder 
Nichtärzte mit oder ohne Einwilligung des Patien-
ten (§§ 161 162). Daß hierbei zwischen ärztlicher 
Schwangerschaftsunterbrechung und Perforation 
einerseits sowie Heilbehandlung andererseits unter-
schieden wird, ist nicht nur darin begründet, daß der 
Täterkreis sich nicht völlig deckt, sondern vor allem 
darin, daß die kunstgerecht durchgeführte Schwan-
gerschaftsunterbrechung oder Perforation, die zur 
Opferung der Leibesfrucht oder des Kindes führt, 
gerade deshalb nicht als Heilbehandlung angesehen 
werden kann, weil sie zwar das Leben der Mutter 
schützt, aber das werdende Leben vernichtet. Der 
Entwurf läßt eine Schwangerschaftsunterbrechung 
aus sozialer oder eugenischer Indikation, wie bereits 
die Begründung zu § 140 dargelegt hat, nicht zu. Sie 
wäre mit dem Grundgedanken, daß der hohe Rang 
des werdenden Lebens eine Verletzung nur in not-
standsähnlichen Fällen als vertretbar erscheinen 
läßt, nicht zu vereinbaren. 

Eine notstandsähnliche Lage kann man außer bei 
der medizinischen Indikation auch bei der soge-
nannten „ethischen" Indikation annehmen. Gemeint 
ist mit diesem unzutreffenden, aber häufig verwen-
deten Begriff der Fall, daß die Schwangerschaft aus 
einem Geschlechtsverkehr, der der Frau durch ein 
Sittlichkeitsverbrechen aufgezwungen worden ist, 
stammt. Der Sachverhalt spielte nicht nur in Zeiten 
der Auflösung der staatlichen Ordnung wie gegen 
Schluß des letzten Weltkrieges und in den ersten 
Nachkriegsjahren eine Rolle, sondern ereignet sich 
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auch immer wieder in normalen Zeiten. Er bringt 
die betroffene Frau in schwere seelische Konflikte, 
die sich bis zur Verzweiflung steigern können. 
Selbstmorde von Schwangeren sind aus solchen 
Gründen immer wieder vorgekommen. Die Arzte, 
an die sich vergewaltigte Frauen mit der Bitte um 
Beseitigung der Leibesfrucht wenden, werden vor 
schwere Entscheidungen gestellt. Nach der Auffas-
sung der Rechtsprechung ist in solchen Fällen eine 
medizinische Indikation um so weniger gesichert, „je 
weniger die Zurechnungsfähigkeit dessen, der sich 
mit Selbstmordgedanken trägt, durch seine geistige 
Störung beeinträchtigt ist" (BGHSt. 3, 10). Die „ethi-
sche" Indikation wird als solche von der Recht-
sprechung als ein Rechtfertigungsgrund für die 

 Unterbrechung der Schwangerschaft nicht anerkannt 
(vgl. BGHSt. 2, 383). Die Ansichten darüber, ob das 
Gesetz diesen bestehenden Rechtszustand durch 
eine Freigabe der „ethischen" Indikation in bestimm-
ten Grenzen ändern sollte, gehen weit auseinander. 
Die hiergegen sprechenden sittlichen Erwägungen 
haben Gewicht. Niemand kann vorhersehen, wie 
das Kind sich entwickeln und ob die Frau nicht doch 
innerlich ein mütterliches Verhältnis zu ihm gewin-
nen wird. Außer den sittlichen Bedenken sprechen 
auch rechtliche Erwägungen gegen eine Freigabe der 
ethischen Indikation. Es wird kaum möglich sein, 
eine Regelung zu fi nden, die in genügender Weise 
der Gefahr des Mißbrauchs entgegenwirken kann. 
Aus diesen Gründen sieht der Entwurf davon ab, 
diese Fälle für nicht strafbar zu erklären. 

Der Entwurf faßt die fraglichen Vorschriften in 
einem besonderen Titel zusammen. Das rechtfertigt 
sich deshalb, weil die Sachverhalte ähnlich sind und 
deshalb ähnliche Regelungen, namentlich auch hin-
sichtlich der Irrtumsfragen, erfordern. Der 4. Titel 
ergänzt daher hinsichtlich der Perforation (§ 157 
Abs. 2) den 1. Titel, hinsichtlich der ärztlichen 
Schwangerschaftsunterbrechung (§ 157 Abs. 1, §§ 158, 
159) den 2. Titel und hinsichtlich der Heilbehand-
lung (§§ 161, 162) den 3. Titel des 1. Abschnitts. Die 
Einordnung des 4. Titels zwischen die vorangehen-
den Titel einerseits und den nachfolgenden Titel 
zum Schutz der persönlichen Freiheia andererseits 
entspricht den Rechtsgutsbeziehungen, um die es 
hier geht. 

Von einer Sondervorschrift über die Einwilligung 
in ärztliche Behandlungen sieht der Entwurf ab. Die 
Problematik liegt hier hauptsächlich in der Frage, 
ob die Erteilung der Einwilligung durch den Träger 
des Rechtsgutes, seinen Sorgeberechtigten oder 
Pfleger im Einzelfalle wirksam ist. Das Einverständ-
nis muß, damit es als rechtswirksam und daher als 
Einwilligung im Sinne des Gesetzes bewertet wer-
den kann, nach den von der Rechtsprechung ent-
wickelten Grundsätzen frei von Nötigung und 
Täuschung sein; es darf nicht auf einem Irrtum be-
ruhen, der durch eine Verletzung der Aufklärungs-
pflicht des Arztes entstanden ist. Den Kreis der 
Einwilligungsberechtigten und den Umfang der Auf-
klärungspflicht im Hinblick auf den Befund, auf die 
Art und Tragweite der Behandlung sowie auf die 
Berücksichtigung des körperlichen und seelischen 
Zustandes des Patienten bei der Aufklärung in einem 
Gesetz in der Weise festzulegen, daß hierdurch eine 
allgemein brauchbare und wertvolle Richtlinie ge- 

§ 157 
geben würde, hält der Entwurf für aussichtslos. Er 
begnügt sich damit, den praktisch wichtigsten Fall 
der Mutmaßung der Einwilligung zu regeln, näm-
lich den Fall, daß die Einwilligung in eine ärztlich 
angezeigte Schwangerschaftsunterbrechung oder Per-
foration oder in eine Heilbehandlung wegen der 
Gefahr des Todes oder eines schweren Gesundheits-
schadens nicht eingeholt werden kann (§ 159 Abs. 2 
und 3, § 162 Abs. 2 und 3). Die übrigen Fragen, die 
mit der Einwilligung in ärztliche Behandlungen zu-
sammenhängen, müssen auch künftig der Recht-
sprechung und Rechtslehre überlassen bleiben. 

Indem der Entwurf in §§ 159 und 162 die Ein-
willigung der Frau oder des Patienten oder das Feh-
len dieser Einwilligung als Tatbestandsmerkmal 
verwendet, wird zum Ausdruck gebracht, daß für 
die Straflosigkeit des Arztes im Rahmen der in Be-
tracht kommenden Eingriffe und Behandlungs-
weisen letzten Endes die erteilte oder die mutmaß-
liche Einwilligung des Betroffenen entscheidend ist. 
Damit ist zugleich klargestellt, daß es der Betrof-
fene grundsätzlich selbst in der Hand hat, ob der 
Eingriff oder die sonstige Behandlung vorgenom-
men werden darf. Namentlich bleibt es hierdurch 
grundsätzlich der Gewissensentscheidung der 
Schwangeren überlassen, ob es zur Unterbrechung 
der Schwangerschaft kommen soll oder nicht. Ge-
rade weil der Entwurf die Freiheit der sittlichen 
Entscheidung der Persönlichkeit sicherstellen will, 
stellt er die gesetzliche, an enge Voraussetzungen 
gebundene Möglichkeit der Schwangerschaftsunter-
brechung in die Wahl der Schwangeren. Fehlten 
solche Vorschriften, so läge der Schluß nahe, daß 
der Gesetzgeber unter allen Umständen die Schwan-
gere mit den Mitteln des Strafrechts zum Austragen 
der Leibesfrucht zwingen wollte. Das würde den 
Sachverhalten des Lebens nicht gerecht und würde 
nur dazu führen, daß die Rechtsprechung von sich 
aus so starre Anforderungen auflockern würde. Dar-
in läge die Gefahr der Rechtsunsicherheit; auch 
wäre es nicht ausgeschlossen, daß allmählich die 
Zulassung der Schwangerschaftsunterbrechung all-
zuweit ausgedehnt würde. Der Entwurf hält daher 
eine gesetzliche Regelung der ärztlichen Schwanger-
schaftsunterbrechung sowohl um der Freiheit der 
Persönlichkeit als auch um der Rechtssicherheit wil-
len in dem vorgesehenen Umfang für angezeigt. 
Wenn dabei unter engen Voraussetzungen die 
Grenzen der Strafbarkeit zurückgesteckt werden, so 
nimmt das Gesetz nicht zu der Frage Stellung, wie 
eine Unterbrechung der Schwangerschaft, die straf-
los bleibt, sittlich zu bewerten ist. 

§ 157 
Ärztliche Unterbrechung der Schwangerschaft 

wegen Gefährdung der Schwangeren 
Wie in der Vorbemerkung zu diesem Titel dar-

gelegt worden ist, haben schon die meisten frühe-
ren Entwürfe die Straflosigkeit einer ärztlichen Un-
terbrechung der Schwangerschaft oder der Tötung 
eines Kindes in der Geburt wegen Gefährdung der 
Schwangeren oder Gebärenden vorgesehen. Im 
geltenden Recht ist die Straflosigkeit erstmals in 
§ 14 des Erbgesundheitsgesetzes vom 14. Juli 1933 
(Reichsgesetzbl. I S. 529) i. d. F. des Gesetzes vom 
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§ 157 
26. Juni 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 773) gesetzlich an-
erkannt worden. Die Regelung, welche die Frage 
der sogenannten medizinischen Indikation in die-
sem Gesetz und in den Artikeln 2 bis 5 und 14 der 
Ausführungsverordnung vom 18. Juli 1935 (Reichs-
gesetzbl. I S. 1035) gefunden hat, gilt noch heute in 
mehreren Ländern der Bundesrepublik. Für einzelne 
Länder, in denen sie wie in Bayern und Hessen 
nicht mehr gilt, hat die Rechtsprechung des Bundes-
gerichtshofes im Anschluß an die des früheren Reichs-
gerichts die Straflosigkeit unter dem Gesichtspunkt 
des übergesetzlichen Notstandes anerkannt und die 
Voraussetzungen des § 14 des Erbgesundheitsgeset-
zes zu Mindestvoraussetzungen des Eingriffs er-
klärt. 

Der Entwurf möchte an dieser Rechtslage grund-
sätzlich nichts ändern. Wenn auch die religiöse und 
sittliche Beurteilung einer Unterbrechung der 
Schwangerschaft aus ärztlichen Gründen in Deutsch-
land nicht einheitlich sein mag, so kann doch der 
Gesetzgeber nicht daran vorbeigehen, daß nach 
überwiegender Rechtsüberzeugung der Allgemein-
heit der Staat die Schwangere nicht durch Strafvor-
schriften zwingen darf, ein Kind auszutragen, wenn 
damit die Gefahr des Todes oder eines unzumut-
baren schweren Gesundheitsschadens für die 
Schwangere verbunden wäre. Dabei kann es keinen 
Unterschied machen, ob auch Gefahr für die Frucht 
selbst besteht oder nicht. Die Vorschriften über den 
Notstand können die Frage allein nicht lösen. Eine 
ausdrückliche gesetzliche Regelung empfiehlt sich 
auch deshalb, weil ohne sie die Einrichtung einer 
ärztlichen Gutachterstelle nicht möglich wäre, wel-
che die Voraussetzungen des Eingriffs zu bestätigen 
und Mißbräuchen bei der Anwendung des § 157 
vorzubeugen hat. Nähere Bestimmungen über die 
Gutachterstelle wird das Einführungsgesetz ent-
halten. 

Die Ausgestaltung der Vorschrift, die im Zusam-
menhang mit den folgenden §§ 158 und 159 zu 
sehen ist, entspricht im Grundsatz früheren Ent-
würfen. Der Arzt, der die Schwangerschaft wegen 
Gefährdung der Schwangeren unterbricht, wird nicht 
wegen Abtreibung bestraft, auch dann nicht, wenn 
er ohne Einwilligung der Schwangeren und ohne 
Bestätigung durch die ärztliche Gutachterstelle han-
delt. Ein Arzt, der sich zu einem solchen Eingriff 
verpflichtet glaubt, weil auf andere Weise eine 
schwere Gefahr für das Leben oder die Gesundheit 
der Schwangeren nicht abgewendet werden kann, 
darf nicht mit einem Abtreiber auf eine Stufe ge-
stellt werden, der der Frau die Unbequemlichkeiten 
einer Geburt oder die wirtschaftliche Belastung 
durch ein weiteres Kind ersparen oder lediglich 
Geld verdienen will. Handelt der Arzt ohne Ein-
willigung der Schwangeren oder ohne Bestätigung 
der ärztlichen Gutachterstelle, so ist er zwar, wenn 
nicht die Ausnahmelage des § 159 Abs. 2 gegeben 
ist, ebenfalls strafwürdig, aber nicht wegen Abtrei-
bung, sondern, weil er sich über die Freiheit der 
Frau zu eigener Entscheidung ihres Schicksals hin-
weggesetzt oder sich der staatlichen Überwachung 
von Schwangerschaftsunterbrechungen entzogen hat. 
Diese Fälle sind in § 159 unter Strafe gestellt. Auch 
im geltenden Recht macht sich der Arzt, der die 
Schwangerschaft ohne Bestätigung der Gutachter- 

stelle unterbricht, nur eines Vergehens nach Ar-
tikel 14 der genannten Ausführungsverordnung vom 
18. Juli 1935 schuldig. Allerdings wird er wegen 
Abtreibung bestraft, wenn es an der Einwilligung 
der Frau fehlt. In diesem Punkt glaubt der Entwurf 
jedoch aus den angeführten Gründen den früheren 
Entwürfen folgen zu sollen. 

§ 157 bezieht sich nur auf die Fälle einer tatsäch-
lichen Gefährdung der Schwangeren oder Gebären-
den. Nimmt der Arzt die Gefährdung nur irrig an, 
kommt § 158 in Betracht. Die Straflosigkeit gilt nur 
für Ärzte. Unterbrechen Nichtärzte eine Schwanger-
schaft wegen Gefährdung der Frau, so können sie 
nur wegen Notstandes gerechtfertigt oder entschul-
digt sein (§§ 39, 40). Die Beschränkung des § 157 
auf Ärzte erscheint notwendig, um schwere gesund-
heitliche Gefährdungen Schwangerer durch Unberu-
fene zu verhindern und Mißbräuchen vorzubeugen. 

Absatz 1 betrifft die Schwangerschaftsunter-
brechung. Die medizinische Indikationslage ist in 
der Weise umschrieben, daß nach den Erkenntnissen 
und Erfahrungen der Heilkunde nur durch den Ein-
griff die Gefahr des Todes oder eines unzumutbaren 
schweren Gesundheitsschadens von der Frau ab-
gewendet werden kann. Die Fassung verbindet den 
Gedanken der Güterabwägung, wie er von der 
Rechtsprechung zum übergesetzlichen Notstand 
entwickelt worden ist, mit den Grundsätzen der 
Heilkunde, wenn auch eine Heilbehandlung im tech-
nischen Sinne des § 161 nicht vorliegt. Bei der Um-
schreibung des Gesundheitsschadens sieht der Ent-
wurf davon ab, auf die Begriffsbestimmung in § 147 
Abs. 2 zurückzugreifen, da durch dessen Nummern 2 
und 3 die Gefahr von Erkrankungen und anderen 
Folgen einbezogen würde, die nicht durch ihren 
Schweregrad, sondern durch ihre lange Dauer das 
Befinden stark beeinträchtigen. Der Entwurf stellt 
demnach der Lebensgefahr nur die Gefahr solcher 
Gesundheitsschäden gleich, deren Schweregrad es 
verantworten läßt, das Leben der Frucht zu opfern 
und die auf sich zu nehmen, der Schwangeren nicht 
zugemutet werden kann. 

Die Umschreibung der Voraussetzungen des Ein-
griffs bringt auch zum Ausdruck, daß der Eingriff die 
Erfolglosigkeit aller Behandlungsmethoden voraus-
setzt, welche der Heilkunde für die Abwendung der 
der Schwangeren drohenden Gefahr zur Verfügung 
stehen. Der Eingriff kann nur als äußerstes Ret-
tungsmittel zugelassen werden, zumal er die 
Schwangere selbst nicht unbeträchtlichen Gefahren 
aussetzt. Die Voraussetzungen müssen so gestaltet 
sein, daß sie keinen Vorwand liefern, eine uner-
wünschte Schwangerschaft scheinbar gesetzmäßig 
und straflos zu beseitigen. Zum Begriff der Erkennt-
nisse und Erfahrungen der Heilkunde ergibt sich 
Näheres aus der Begründung zu § 161. 

Absatz 2 enthält eine entsprechende Regelung 
für die Perforation. Dieser Sachverhalt ist rechts-
politisch nicht anders zu beurteilen als der Fall des 
Absatzes 1, muß aber besonders geregelt werden, 
weil das in der Geburt befindliche Kind nach dem 
Sprachgebrauch des Gesetzes (vgl. auch § 136) nicht 
mehr unter den Begriff der Leibesfrucht fällt. 

Wenn es sowohl in Absatz 1 als auch in Absatz 2 
nur heißt, daß der Arzt nicht nach § 140 bzw. nach 
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§ 134 strafbar ist, so will der Entwurf damit offen-
lassen, wie die Straflosigkeit rechtlich zu bewerten 
ist. Darauf ist schon in der Vorbemerkung zu die-
sem Titel hingewiesen worden. 

§ 158 
Ärztlich unbegründete Unterbrechung 

der Schwangerschaft 
Während § 157 den Fall der tatsächlich gegebenen 

Gefährdung der Frau bei der Schwangerschafts-
unterbrechung oder der Perforation regelt, betrifft 
§ 158 den Fall einer vermeintlichen, d. h. vom Arzt 
irrig angenommenen solchen Lage. Nach der Vor-
schrift wird der Arzt, wenn ihm der Irrtum vorzu-
werfen ist, mit Gefängnis bis zu drei Jahren oder 
mit Strafhaft bestraft. Der Versuch soll strafbar 
sein. 

Es wäre nicht zu vertreten, den Arzt auch dann 
straffrei zu lassen, wenn er eine Gefährdung der 
Frau nur deshalb irrig annimmt, weil er es bei der 
Prüfung und Abwägung der tatsächlichen Umstande 
an der erforderlichen und ihm möglichen Sorgfalt 
fehlen läßt. Gerade diese Fälle will § 158 in einer 
selbständigen Vorschrift erfassen, da das kriminal-
politisch notwendige Ergebnis bei Anwendung der 
Irrtumsvorschriften des Allgemeinen Teils nicht zu 
erreichen wäre. Die Frage, ob hier ein Fahrlässig-
keitstatbestand mit der Folge geregelt wird, daß 
eine Teilnahme an der Fahrlässigkeitstat auf Grund 
der §§ 31 und 32 ausgeschlossen ist, bleibt der Be-
antwortung durch Rechtslehre und Rechtsprechung 
überlassen. Unabhängig hiervon kann die Strafbar-
keit des Versuchs auch hier vorgesehen werden. 
Denn für die Tathandlung, nämlich die Schwanger-
schaftsunterbrechung oder die Perforation, erfor-
dert das Gesetz den Vorsatz des Täters. Sie kann 
deshalb im Sinne des § 43 versucht werden. Ledig-
lich für den begleitenden Umstand, nämlich das Feh-
len einer Gefährdung der Frau, fehlt es am Vor-
satz. Das steht der Strafbarkeit des Versuchs nicht 
entgegen. 

Die Regelung des § 158 ist aber nicht nur wegen 
der Aufstellung des besonderen Tatbestandes, son-
dern auch wegen der Umkehrschlüsse bedeut-
sam, die sich hieraus ergeben. Zunächst folgt aus 
der Vorschrift, daß der Arzt, der trotz aller Sorg-
falt zu der irrigen Annahme einer Gefährdung der 
Frau gelangt, nicht nach § 158 und damit erst recht 
nicht nach § 140 wegen Abtreibung oder nach § 134 
wegen vorsätzlicher Tötung strafbar ist. Für ihn 
kommt eine Strafbarkeit lediglich wegen eigen-
mächtigen Handelns unter den Voraussetzungen des 
§ 159 in Betracht. Aus der Vorschrift ergibt sich fer-
ner, daß auch der Arzt, dem die irrige Annahme 
der Gefährdung der Frau vorzuwerfen ist, nicht we-
gen vorsätzlicher Tötung nach § 134 und entgegen 
der Rechtsprechung zum geltenden Recht (vgl. 
BGHSt. 3, 7) nicht als Abtreiber nach § 140 strafbar 
ist. Sonst hätte es des § 158 nicht bedurft. Er ver-
drängt vielmehr die §§ 134 und 140. Der Entwurf 
will damit der subjektiven Einstellung des Arztes, 
er habe den Eingriff nach den Regeln der ärztlichen 
Kunst für erforderlich angesehen, Rechnung tragen, 
indem er eine Sonderregelung mit milderem Straf- 

§§ 158, 159 
rahmen schafft. Hingegen läßt § 158 die Strafbarkeit 
des Arztes nach § 159 unberührt. Die beiden Tat- 
bestände können in Tateinheit verwirklicht werden. 

§ 159 
Eigenmächtige Unterbrechung der Schwangerschaft 

Aus den §§ 157 und 158 folgt zwar, daß wegen 
Tötung oder Abtreibung der Arzt nicht bestraft 
wird, der eine Perforation oder eine Schwanger-
schaftsunterbrechung wegen einer tatsächlich ge-
gebenen oder wenigstens irrig angenommenen Ge-
fährdung der Frau vornimmt. Hingegen führen die 
§§ 157 und 158 noch nicht zur Straflosigkeit des 
Arztes. Hinzutreten müssen noch die weiteren Vor-
aussetzungen, die sich aus § 159 ergeben, nämlich 
nach Absatz 1 die Einwilligung der Frau und die Be-
stätigung der Indikationslage durch die ärztliche 
Gutachterstelle oder nach Absatz 2 die Gefahr im 
Verzug. Der Grund dafür, daß der Entwurf die Vor-
aussetzungen der Straflosigkeit auf die §§ 157 bis 
159 verteilt und mit verschiedenen Rechtsfolgen ver-
bindet, liegt, wie schon in der Begründung zu § 157 
ausgeführt worden ist, in der verschiedenen Bedeu-
tung dieser Voraussetzungen. Die Gefährdung der 
Frau hat zur Folge, daß der Eingriff nicht mehr 
unter dem Gesichtspunkt des Angriffs gegen das 
werdende Leben strafwürdig erscheint; aber er kann 
eine Verletzung der Freiheit des Selbstbestimmungs-
rechts der Frau bedeuten. Unter diesem Gesichts-
punkt entfällt die Strafwürdigkeit des Eingriffs erst, 
wenn die Frau in den Eingriff einwilligt. Aber dann 
kann immer noch das Kontrollrecht des Staates, das 
dieser sich zur Sicherung gegen mißbräuchliche Be-
urteilung der medizinischen Voraussetzungen des 
Eingriffs vorbehalten muß und durch die ärztliche 
Gutachterstelle ausübt, verletzt sein. Die Voraus-
setzungen der Straflosigkeit unterscheiden sich also 
durch die Rechtsgüter, auf die sie sich beziehen. Sie 
haben deshalb auch ein verschiedenes Gewicht. So 
ist die Einwilligung der Frau wichtiger als die Be-
stätigung der Gutachterstelle, weshalb in § 159 die 
Rechtsfolgen ihres Fehlens verschieden geregelt 
werden. Andererseits kann das Erfordernis sowohl 
der Einwilligung als auch der Bestätigung dadurch 
entfallen, daß Gefahr im Verzug vorliegt, d. h. daß 
der mit der Erlangung der Einwilligung oder Be-
stätigung verbundene zeitliche Aufschub des Ein-
griffs für die Frau die Gefahr des Todes oder einer 
schweren Schädigung an Körper oder Gesundheit 
verursachen würde. Dann ergibt sich aus der Güter-
abwägung, daß die Rettung von Leib und Leben der 
Frau den Vorzug haben muß. Daraus erklären sich 
die Unterscheidungen, die sich innerhalb der in den 
§§ 157 bis 159 enthaltenen Gesamtregelung der Ein-
griffe wegen Gefährdung der Frau finden. 

Fehlt für eine Schwangerschaftsunterbrechung 
oder Perforation, die tatsächlich oder vermeintlich 
ärztlich angezeigt sind, die Einwilligung der Frau 
oder die Bestätigung der ärztlichen Gutachterstelle 
oder beides, so ist der dennoch handelnde Arzt nicht 
wegen Abtreibung nach § 140, sondern wegen eigen-
mächtiger Vornahme des Eingriffs nach § 159 Abs. 1 
strafbar, im Falle der Vorwerfbarkeit seines Irrtums 
über die Gefahrenlage überdies in Tateinheit mit 
§ 158. Absatz 1 sieht die Bestätigung auch für die 
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§§ 160, 161 

Perforation vor, obwohl das Erfordernis der Bestäti-
gung hier meist wegen Gefahr im Verzug nach Ab-
satz 2 Satz 2 entfallen wird. Die Strafdrohung des 
Absatzes 1 ist nach der Verschiedenheit des Un-
rechtsgehalts, die sich auf die Unterschiede von Sinn 
und Zweck der in Frage stehenden Strafbarkeits-
merkmale gründet, abgestuft. 

Absatz 2 regelt den Fall der Gefahr im Verzug. 
Könnte die Einwilligung der Frau oder die Bestäti-
gung der ärztlichen Gutachterstelle oder beides nur 
durch einen solchen zeitlichen Aufschub des Eingriffs 
erlangt werden, daß die Frau in die Gefahr des To-
des oder einer schweren Schädigung an Körper oder 
Gesundheit (§ 147 Abs. 2) käme, so ist der Arzt nicht 
nach Absatz 1 strafbar. Diese konkrete Gefährdung 
der Frau muß hier tatsächlich bestehen, nicht nur 
vom Arzt irrig angenommen werden. In einem sol-
chen Fall kann der Arzt sich dann über das Fehlen 
der Bestätigung der Gutachterstelle, wie Satz 2 er-
gibt, hinwegsetzen. Für das Fehlen der Einwilligung 
gilt das, wie Satz 1 zeigt, nur unter der weiteren 
Voraussetzung, daß bei Würdigung aller Umstände 
damit zu rechnen ist, die Frau würde, wenn sie 
rechtzeitig befragt werden könnte, die Einwilligung 
erteilen. Die Vermutung, die Frau würde in einer 
solchen Lage die Einwilligung versagen oder er-
teilen, wird insbesondere auf Äußerungen der Frau 
vor dem Eintritt der Gefahr gestützt werden können. 
Die Freiheit des Willensentschlusses der Frau, die 
Gefahren der Schwangerschaft um des werdenden 
Lebens willen hinzunehmen, soll dadurch, soweit 
das rechtlich überhaupt möglich ist, geachtet wer-
den. Die Fassung des Absatzes 2 („nicht nach Ab-
satz 1 Nr.... strafbar") läßt es offen, ob hier ein 
Tatbestandsausschluß oder ein Rechtfertigungsgrund 
vorliegt. Hierzu wird auf die Vorbemerkung zu die-
sem Titel Bezug genommen. 

Absatz 3 bringt eine Irrtumsregelung zu Ab-
satz 2, die sich an das Vorbild des § 158 und an § 39 
Abs. 2 anschließt. Es handelt sich in Absatz 3 ebenso 
wie in § 158 um einen eigenständigen Tatbestand 
mit selbständigen Strafdrohungen für den, wie Ab-
satz 4 mit bestimmt, ebenfalls der Versuch unter 
Strafe gestellt ist. Insoweit gelten die Ausführungen 
in der Begründung zu § 158 entsprechend. Wegen 
des verschiedenen Gewichts der Voraussetzungen 
des Absatzes 2, auf die sich der Irrtum des Täters 
beziehen kann, sind in Absatz 3 die Irrtumsfälle ge-
trennt geregelt und in den Strafdrohungen abge-
stuft. 

Satz 1 des Absatzes 3 bezieht sich auf die in Ab-
satz 2 Satz 1 genannten Voraussetzungen und be-
trifft deshalb zwei verschiedene Irrtumsfälle. Ein-
mal kann der Irrtum des Arztes in der Annahme 
bestehen, die Frau würde, wenn sie befragt werden 
könnte, in den Eingriff einwilligen (Irrtum über die 
mutmaßliche Einwilligung), während tatsächlich mit 
ihrer Einwilligung auf Grund ihres bisherigen Ver-
haltens gerade nicht gerechnet werden kann. Zum 
anderen kann der Arzt irrig annehmen, es liege Ge-
fahr im Verzuge vor, so daß die Einwilligung der 
Frau nicht rechtzeitig eingeholt werden könne (Irr-
tum über die Entbehrlichkeit der Einwilligung 
wegen Gefahr im Verzug), während tatsächlich die 
Frau rechtzeitig befragt werden könnte. Satz 1 stellt 

diese beiden Irrtumsfälle bei Vorwerfbarkeit des 
Irrtums unter dieselbe Strafdrohung, nämlich Ge-
fängnis bis zu zwei Jahren oder Strafhaft. 

Satz 2 des Absatzes 3 betrifft die irrige Annahme 
des Arztes, Gefahr im Verzug schließe die recht-
zeitige Erlangung der Bestätigung der ärztlichen 
Gutachterstelle aus (Irrtum über die Entbehrlichkeit 
der Bestätigung wegen Gefahr im Verzug), während 
tatsächlich die Gutachterstelle rechtzeitig angerufen 
werden konnte. Die Einwilligung der Frau muß in 
diesem Falle bereits vorliegen oder, falls das prak-
tische Bedeutung hat, wegen Gefahr im Verzuge 
nicht rechtzeitig erlangt werden können. Das ergibt 
sich aus Satz 1. Deshalb liegt der Unrechtsgehalt der 
Tat im Falle des Satzes 2 erheblich unter dem der 
Tat im Falle des Satzes 1. Daher sieht Satz 2 als 
Strafdrohung lediglich Strafhaft vor. 

Absatz 4 stellt den Versuch sowohl für Absatz 1 
als auch, wie bereits erwähnt, für Absatz 3 unter 
Strafe. 

Absatz 5 macht die Strafverfolgung in denjeni-
gen Fällen, in denen es ausschließlich an der Ein-
willigung der Frau fehlt, von einem Strafantrag 
abhängig, um auch verfahrensrechtlich die selbst-
verantwortliche Entscheidung der Frau zu gewähr-
leisten. Stimmt die Frau dem Eingriff nachträglich 
zu, so muß das ebenso berücksichtigt werden wie 
ihre vorherige Einwilligung. 

§ 160 
entfällt 

§ 161 
Heilbehandlung 

Auf die Vorschrift ist bereits in der Vorbemer-
kung zum 4. Titel hingewiesen worden. Sie ist das 
Gegenstück zu § 157 für den Bereich der Körper-
verletzungen, gilt aber sowohl für Ärzte als auch 
für Nichtärzte. Sie schließt die Strafbarkeit wegen 
Körperverletzung für den Fall der körperlichen Ein-
wirkung auf einen anderen aus, die Heilbehandlung 
im Sinne des Gesetzes ist. Die Fassung läßt die 
rechtliche Bedeutung der Straflosigkeit offen, nimmt 
also nicht zu der Frage Stellung, ob es sich um einen 
Tatbestandsausschluß oder um einen Rechtferti-
gungsgrund handelt; insoweit wird auf die Vor-
bemerkung zu diesem Titel Bezug genommen. Ferner 
bestimmt die Vorschrift nicht, daß die Heilbehand-
lung stets straflos sei. Vielmehr bedarf es hierfür 
noch, wie § 162 erkennen läßt, der Einwilligung des 
Patienten. Fehlt sie, dann ist der Behandelnde trotz 
der Voraussetzungen des § 161 strafbar, aber nicht 
wegen Körperverletzung, sondern nach § 162 wegen 
eigenmächtiger Heilbehandlung, es sei denn, daß 
die Straflosigkeit der Eigenmächtigkeit sich wegen 
Gefahr im Verzug unter dem Gesichtspunkt der 
mutmaßlichen Einwilligung nach § 162 Abs. 2 ergibt. 
Insoweit entspricht die Regelung derjenigen für die 
ärztliche Schwangerschaftsunterbrechung und Per-
foration nach § 159. Indem der Entwurf auch die 
ohne Einwilligung des Patienten vorgenommene 
Heilbehandlung von der Strafbarkeit wegen Körper-
verletzung ausschließt und in einem besonderen 
Tatbestand erfaßt, der das Rechtsgut der Freiheit 
der Selbstbestimmung schützt, entspricht er einer 
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seit Jahrzehnten in der Offentlichkeit und besonders 
aus Ärztekreisen erhobenen Forderung. Im gelten-
den Recht hat die Rechtsprechung bis jetzt keinen 
anderen Ausweg gesehen, als daß sie auch die ärzt-
lich angezeigte und kunstgerecht durchgeführte, mit 
einer Einwirkung auf die Körperintegrität verbun-
dene Heilbehandlung im Falle des Fehlens der Ein-
willigung des Patienten als Körperverletzung be-
handelt. Sie hat damit den Strafvorschriften über 
die Körperverletzung zugleich die Aufgabe zuge-
wiesen, das in Artikel 2 Abs. 2 GG mit gewähr-
leistete Selbstbestimmungsrecht des Patienten zu 
schützen (vgl. BGHSt. 11, 111 und 12, 379; BGHZ 
29, 46 und 176). Der Entwurf schafft hier eine völlig 
neue Rechtsgrundlage. Sie entspricht dem gleichen 
Grundgedanken wie die Regelung der Schwanger-
schaftsunterbrechung in den §§ 157 und 159. Hin-
gegen hat § 158 im Bereich der Heilbehandlungen 
keine Parallele. Wer die Voraussetzungen des § 161 
nur irrig annimmt, wird nach den Irrtumsvorschrif-
ten des Allgemeinen Teils beurteilt, wobei die Ein-
ordnung dieses Irrtums der Rechtslehre und Recht-
sprechung überlassen bleibt. Eine Sonderregelung 
wird insoweit für entbehrlich gehalten. 

Unter Heilbehandlungen sind nach der Begriffsbe-
stimmung des § 161 Eingriffe und andere Behand-
lungen zu verstehen, die nach den Erkenntnissen 
und Erfahrungen der Heilkunde sowie nach den 
Grundsätzen eines gewissenhaften Arztes zu dem 
Zwecke erforderlich sind und vorgenommen werden, 
Krankheiten oder Leiden zu verhüten, zu erkennen, 
zu heilen oder zu lindern. Der Begriff der Behand-
lung ist dem medizinischen Sprachgebrauch entnom-
men und fi ndet sich auch in § 9 des Gesetzes zur 
Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten vom 
23. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 700). Die Vor-
schrift umfaßt die Behandlung von Krankheiten wie 
von Leiden. Sie setzt demnach nicht voraus, daß der 
Betroffene im medizinischen Sinne krank ist. Auch 
Übel ohne Krankheitscharakter, wie körperliche 
Mißbildungen, Schielen, Entstellungen, gehören hier-
her. Auch dies entspricht dem Sprachgebrauch des 
§ 9 des erwähnten Gesetzes. Die in dem allgemeinen 
Behandlungsbegriff liegende Unklarheit wird im Ent-
wurf dadurch beseitigt, daß die Grundlagen und 
Zwecke, die eine Behandlung als Heilbehandlung 
kennzeichnen, so deutlich, wie es in einem Gesetz 
möglich erscheint, umschrieben sind. 

Die Zwecke, zu denen die Behandlung objektiv 
erforderlich und subjektiv bestimmt sein muß, um-
fassen die Vorbeugung (z. B. Schutzimpfungen), die 
Diagnose (z. B. Entnahme von Blutproben), die The-
rapie (z. B. chirurgische Eingriffe) und die Linderung 
(z. B. Einspritzungen mit schmerzbetäubenden Mit-
teln bei unheilbaren Krankheiten). Behandlungen 
zu anderen Zwecken, z. B. rein kosmetische Opera-
tionen oder ärztlich nicht angezeigte Sterilisationen, 
werden hier nicht erfaßt. Für sie sollen die Körper-
verletzungsvorschriften anwendbar bleiben, so daß 
die Frage der Straflosigkeit insoweit auch künftig 
allein aus der Vorschrift über die Einwilligung 
(§ 152) zu beantworten ist. Bei der ärztlich angezeig-
ten Schwangerschaftsunterbrechung oder Perfora-
tion besteht die Heilungsabsicht zwar in bezug auf 
das eine Rechtsgut, nämlich Leib und Leben der 
Frau, aber nicht in bezug auf das andere Rechtsgut, 

§§ 161, 162 
das Leben der Leibesfrucht oder des Kindes. Dieser 
Widerstreit der Rechtsgüter schließt es aus, die 
Heilbehandlungsvorschrift auf solche Eingriffe aus-
zudehnen. Hierin liegt der Grund für die getrennte 
Regelung der Schwangerschaftsunterbrechung und 
Perforation in den §§ 157 bis 159 sowie der Heil-
behandlung in den §§ 161 und 162. 

Die Grundlage, nach der sich die Notwendigkeit 
und die Durchführung der Behandlung bestimmen, 
müssen einerseits die Erkenntnisse und Erfahrungen 
der Heilkunde, andererseits die Grundsätze eines 
gewissenhaften Arztes bilden. Es wird hierdurch 
klargestellt, daß unter den Heilbehandlungen im 
technischen Sinne des § 161 nur die ärztlich ange-
zeigten und kunstgerecht vorgenommenen Behand-
lungen zu verstehen sind. Deshalb ist im Text des 
§ 162, der auch Fehlbehandlungen erfassen soll, der 
Begriff der Heilbehandlung nicht verwendet; die 
Überschrift wird dem Inhalt der Vorschrift nur zum 
Teil gerecht. Daß der Entwurf neben den Erkennt-
nissen und Erfahrungen der Heilkunde auch die 
Grundsätze eines gewissenhaften Arztes erwähnt, 
hat vor allem folgende Gründe: Zunächst soll hier-
durch in dem Umfange, wie Erkenntnisse und Erfah-
rungen der Heilkunde fehlen und der Arzt medizi-
nisches Neuland beschreiten muß, gesichert sein, 
daß hierbei sowohl die wissenschaftlichen und tech-
nischen als auch die ethischen Grundsätze des ärzt-
lichen Berufs eingehalten werden. Darüber hinaus 
soll hierdurch die Rechtsprechung in die Lage ver-
setzt werden, bestimmte schwerwiegende Behand-
lungsarten nur bei Einwilligung des Patienten als 
Heilbehandlung anzuerkennen, dann nämlich, wenn 
die ärztliche Standesethik die betreffenden Behand-
lungsarten nur mit Einwilligung des Patienten als 
kunstgerecht ansieht. In Betracht kommen Risiko-
behandlungen, die mit der Gefahr des Todes oder 
eines schweren Gesundheitsschadens verbunden 
sind, namentlich wenn für sie keine genügenden 
medizinischen Erfahrungen und Erkenntnisse vor-
liegen. Hier soll der Rechtsprechung überlassen blei-
ben, ob sie die Güterabwägung und Gefahrüber-
nahme durch den Patienten in dem Sinne sichern 
will, daß die ohne seine Einwilligung vorgenom-
mene Behandlung, auch wenn sie wissenschaftlich 
und technisch einwandfrei durchgeführt wird, als 
den Grundsätzen eines gewissenhaften Arztes 
widersprechend anzusehen und daher als Körper-
verletzung und nicht nur als eigenmächtige Heilbe-
handlung zu bestrafen ist. 

Liegt jedoch eine Heilbehandlung im Sinne des 
§ 161 vor, so ist es für den Ausschluß der Strafbar-
keit wegen Körperverletzung ohne Bedeutung, ob 
den Patienten ein Arzt oder Nichtarzt (Heilpraktiker 
oder Laie) behandelt hat, ob der Patient eingewilligt 
hat oder nicht und ob die Behandlung gelingt oder 
mißlingt (z. B. hierdurch ein Siechtum des Patienten 
verursacht wird). Vorbehalten bleibt nur die Straf-
barkeit wegen eigenmächtiger Heilbehandlung nach 
§ 162. 

§ 162 
Eigenmächtige Heilbehandlung 

Auf die Vorschrift ist gleichfalls schon in der Vor-
bemerkung zum 4. Titel hingewiesen worden. Sie ist 
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§ 162 

das Gegenstück zu § 159 für den Bereich der Körper-
verletzungen. Sie ergänzt den § 161, der für Heil-
behandlungen im dortigen technischen Sinne für den 
behandelnden Arzt oder Nichtarzt den Ausschluß 
der Strafbarkeit wegen Körperverletzung bestimmt, 
aber noch nicht zur Straflosigkeit des Behandelnden 
führt. Hierzu gehört, wie § 162 Abs. 1 ergibt, als 
weitere Voraussetzung die Einwilligung des Patien-
ten in die Behandlung, es sei denn, daß die Einwil-
ligung wegen Gefahr im Verzug nach Absatz 2 ent-
behrlich ist. Zweck der Vorschrift ist, das in Ar-
tikel 2 Abs. 2 GG mitgewährleistete Selbstbestim-
mungsrecht des Patienten strafrechtlich zu sichern. 
Im übrigen wird wegen des inneren Zusammen-
hangs der Vorschrift mit § 161 und § 159 auf die 
Begründung zu § 161 Bezug genommen. 

Die Vorschrift erfaßt aber nicht nur eigenmächtige 
Heilbehandlungen im Sinne des § 161, sondern auch 
alle nicht nach ärztlichen Grundsätzen angezeigten 
oder kunstgerecht durchgeführten sonstigen eigen-
mächtigen Behandlungen, durch die Krankheiten 
oder Leiden verhütet, erkannt, geheilt oder gelin-
dert werden sollen. Solche Behandlungen werden 
nicht von § 161 gedeckt und sind daher zunächst ein-
mal als Körperverletzungen strafbar. In Tateinheit 
hiermit steht wegen der fehlenden Einwilligung des 
Patienten das Delikt des § 162. Die Überschrift der 
Vorschrift gibt daher nur einen Teil ihres Inhalts 
wieder. 

In Absatz 1 werden die Behandlungszwecke in 
Übereinstimmung mit § 161 bezeichnet. Insoweit 
wird ebenfalls auf die Begründung zu § 161 Bezug 
genommen. Die Gefängnisstrafdrohung entspricht 
der des § 159 Abs. 1 Nr. 1. Daneben wird in § 162 
Abs. 1 wahlweise Strafhaft zugelassen, um für Ta-
ten mit geringer Schuld eine entsprechende Strafe 
sicherzustellen. Eine solche Strafmilderung erscheint 
namentlich mit Rücksicht auf die in § 162 miterfaß-
ten Taten der Nichtärzte geboten, z. B. eigenmäch-
tige Kurpfuschereien eines Angehörigen des Patien-
ten. 

Absatz 2 regelt den Fall der Gefahr im Verzug. 
Die Tat ist auch ohne die Einwilligung des Patien-
ten nicht nach Absatz 1 strafbar, wenn die Einwilli-
gung nur bei einem solchen zeitlichen Aufschub der 
Behandlung erlangt werden könnte, daß der Patient 
dadurch in die Gefahr des Todes oder einer schwe-
ren Schädigung an Körper oder Gesundheit (§ 147 
Abs. 2) käme. Diese konkrete Gefährdung des Pa-
tienten muß im Falle des Absatzes 2 tatsächlich be-
stehen, nicht nur vom Behandelnden irrig angenom-
men werden. Im Falle des Absatzes 2 kann der Be-
handelnde sich dann über das Fehlen der Einwilli-
gung unter der weiteren Voraussetzung hinweg-
setzen, daß bei Würdigung aller Umstände, insbe-
sondere einer vorn Patienten früher geäußerten Ein-
stellung zu einer solchen Behandlung, damit zu rech-
nen ist, der Patient würde, wenn er rechtzeitig be-
fragt werden könnte, die Einwilligung erteilen. Diese 
Einschränkung verbindet hier ebenso wie in § 159 
Abs. 2 das Merkmal der Gefahr im Verzug mit dem 
Merkmal der mutmaßlichen Einwilligung. Wegen 
des Sinnes einer solchen Regelung und der Bedeu-
tung der Fassung „nicht nach Absatz 1 strafbar" 
wird auf die Begründung zu § 159 Abs. 2 Bezug ge-
nommen. 

Absatz 3 bringt eine dem § 159 Abs. 3 Satz 1 
entsprechende Irrtumsregelung. Als Gegenstand des 
Irrtums bezeichnet Absatz 3 die Voraussetzungen 
des Absatzes 2. Ebenso wie in § 159 Abs. 3 Satz 1 
müssen auch hier zwei Irrtumsfälle, nämlich der Irr-
tum über die mutmaßliche Einwilligung und der Irr-
tum über die Entbehrlichkeit der Einwilligung we-
gen Gefahr im Verzug, unterschieden werden, die 
Absatz 3 unter dieselbe Strafdrohung stellt. Auf die 
Begründung zu § 159 Abs. 3 Satz 1 wird Bezug ge-
genommen. 

Absatz 4 macht die Strafveifolgung von einem 
Strafantrag abhängig, um auch verfahrensrechtlich 
die selbstverantwortliche Entscheidung des Patien-
ten zu gewährleisten. 

Fünfter Titel 

Straftaten gegen die persönliche Freiheit 
Dadurch, daß der Entwurf den Strafvorschriften 

zum Schutz von Leib und Leben des Menschen un-
mittelbar diejenigen zum Schutz der Freiheit folgen 
läßt, bringt er den hohen Rang dieses Rechtsgutes in 
einer freiheitlichen Demokratie zum Ausdruck. Die 
Freiheit wird hier sowohl im psychologischen Sinne 
der Möglichkeit einer selbstverantwortlichen Wil-
lensbildung und Willensbetätigung als auch im so-
ziologischen Sinne der Möglichkeit einer Entfaltung 
der Persönlichkeit im Rahmen der Gemeinschaft ver-
standen. Das Eigenschaftswort „persönlich", das nur 
in der Titelüberschrift, aber nicht in den Tatbestän-
den verwendet wird, deutet an, daß es sich in 
diesem Titel um die jedem Menschen unabhängig 
von seiner sozialen Stellung zustehende Entfaltungs-
möglichkeit handelt und nicht um die nur für Träger 
besonderer staatlicher Funktionen bedeutsame Wir-
kungsmöglichkeit (wie in § 365 Abs. 2, §§ 395, 396, 
418). 

Von den gegen die Freiheit gerichteten Straf-
taten werden im 5. Titel grundsätzlich diejenigen 
zusammengefaßt, bei denen die Freiheit das Rechts-
gut ist, das im Vordergrund des Schutzes steht. Aus-
geschieden werden solche Tatbestände, die ent-
weder den Schutz der Freiheit erst in zweiter Linie 
bezwecken oder in so engem Sachzusammenhang 
mit Tatbeständen zum Schutze anderer Rechtsgüter 
stehen, daß eine Herauslösung die Übersichtlichkeit 
beeinträchtigen würde. Aus diesen Gründen werden 
z. B. die unter Freiheitsverletzung begangenen Heil-
behandlungen, Sittlichkeitsdelikte und Vermögens-
delikte nicht hier, sondern im Zusammenhang mit 
den betreffenden anderen Vorschriften geregelt. 

Der Kreis der Tatbestände, die der Entwurf hier-
nach im 5. Titel regelt, ist gegenüber den im 18. Ab-
schnitt des geltenden Strafgesetzbuches zusammen-
gefaßten Tatbeständen teils eingeschränkt, teils er-
weitert. Ein allgemeiner Tatbestand des Menschen-
raubes im Sinne des § 234 StGB wird im Entwurf 
nicht mehr vorgesehen. Der Tatbestand wird zum 
größten Teil durch das Gesetz zur Bestrafung des 
Sklavenraubes und des Sklavenhandels vom 28. Juli 
1895 (Reichsgesetzbl. S. 425) gedeckt. Dieses Sonder-
gesetz wird im Einführungsgesetz dem Zusatzüber-
einkommen vom 7. September 1956 über die Ab- 
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schaffung der Sklaverei, des Sklavenhandels und 
sklavereiähnlicher Einrichtungen und Praktiken an-
zupassen sein, dem die Bundesrepublik Deutschland 
durch Gesetz vorn 4. Juli 1958 (Bundesgesetzbl. II 
S. 203) beigetreten ist. Ein darüber hinausgehender 
Sondertatbestand ist entbehrlich, weil der politische 
Menschenraub in der besonderen Vorschrift über 
die Verschleppung (§ 166) und die sonstigen Fälle 
des Menschenraubes durch die Bestimmungen über 
die schwere Freiheitsberaubung (§ 164) und den er-
presserischen Kindesraub (§ 165) in ausreichender 
Weise erfaßt werden. Der Muntbruch (§ 235 StGB) 
und die Entführung mit Einwilligung (§ 237 StGB) 
richten sich zugleich gegen den Bestand der Familie 
und werden deshalb zusammenfassend in § 196 im 
Titel über die Straftaten gegen Ehe, Familie und 
Personenstand geregelt. Die Entführung ohne Ein-
willigung (§ 236 StGB) wird wegen des engen Zu-
sammenhangs dieses Tatbestandes mit den anderen 
unter Freiheitsverletzung begangenen Sittlichkeits-
delikten im Titel über die Straftaten gegen die Sitt-
lichkeit unter den §§ 209 und 229 erfaßt. 

Andererseits wird nunmehr der Hausfriedens-
bruch (§ 123 StGB), der im geltenden Strafgesetz-
buch unter die Straftaten gegen die öffentliche Ord-
nung eingereiht ist, aus diesem Zusammenhang 
gelöst und mit im 5. Titel geregelt (§ 172). Denn 
Rechtsgut ist hier die persönliche Freiheitssphäre, 
die Freiheit der Entscheidung darüber, wer zu der 
Wohnung oder zu dem eigenen Schutzbereich Zutritt 
haben soll. Die Vorschrift steht daher den Freiheits-
delikten näher als den Straftaten gegen den 
Gemeinschaftsfrieden (§§ 291 ff.). 

Wie das geltende Recht reiht auch der Entwurf 
den erpresserischen Kindesraub (§ 165), obwohl mit 
ihm zugleich ein Angriff auf das Sorgerecht und auf 
das Vermögen verbunden ist, sowie die Verschlep-
pung (§ 166) und die politische Verdächtigung 
(§ 167), die zugleich Straftaten gegen die Mensch-
lichkeit sind, mit unter die Freiheitsdelikte ein. 
Denn auch bei diesen Tatbeständen steht der Schutz 
der Freiheit im Vordergrund. 

Die Reihenfolge der hiernach für den 5. Titel 
vorgesehenen Tatbestände ist nicht nach rechts-
systematischen Gesichtspunkten gewählt, sondern 
nach der praktischen Bedeutung der Tatbestände. 
Insofern nimmt die Freiheitsberaubung mit ihren 
eigenständigen Formen den ersten Rang ein. Dann 
folgt die Bedrohung, die zum Teil der Generaltat-
bestand für die Nötigung ist. Den Schluß bildet der 
Hausfriedensbruch, weil er einen von allen anderen 
Tatbeständen losgelösten, eigenständigen Fall der 
Freiheitsbeeinträchtigung darstellt. 

§ 163 
Freiheitsberaubung 

Die Vorschrift regelt in Absatz 1 den Grund-
tatbestand der Freiheitsberaubung in sachlicher 
Übereinstimmung mit § 239 Abs. 1 StGB. Das Merk-
mal „widerrechtlich" ist als ein hier entbehrlicher 
Hinweis auf Rechtfertigungsgründe gestrichen. Das 
Einsperren wird wie bisher als der typische Fall 
der Freiheitsberaubung aus Gründen der Anschau-
lichkeit besonders erwähnt. Die Strafdrohung ist 
gegenüber dem geltenden Recht insofern gemildert, 

§§ 163, 164 
als das Höchstmaß der Gefängisstrafe von fünf auf 
drei Jahre herabgesetzt und wahlweise die Straf-
haft zugelassen wird. Das erscheint beim Grund-
tatbestand geboten, da der Entwurf in § 164 im 
Unterschied zum geltenden Recht unbenannte, nur 
durch Regelbeispiele erläuterte besonders schwere 
Fälle mit einem Strafrahmen von sechs Monaten 
bis zu zehn Jahren Gefängnis vorsieht. Anderer-
seits beträgt das Mindestmaß der Freiheitsstrafe, 
das im geltenden Recht auf einen Tag Gefängnis 
festgesetzt ist, einen Monat Gefängnis oder eine 
Woche Strafhaft. Die Zulassung der Geldstrafe für 
leichte Fälle entspricht dem geltenden Recht. 

In Absatz 2 wird der Versuch im Gegensatz zum 
geltenden Recht für strafbar erklärt. Das erscheint 
angesichts der Bedeutung des Rechtsgutes geboten 
und entspricht früheren Entwürfen. Damit wird auch 
die zu § 239 Abs. 1 StGB entstandene Streitfrage 
gegenstandslos, ob die straflos versuchte Freiheis-
beraubung unter dem rechtlichen Gesichtspunkt der 
versuchten Nötigung strafbar sein kann. 

Die fahrlässige Freiheitsberaubung außer in den 
Fällen fahrlässiger Vollstreckung (§ 457 Abs. 3) 
unter Strafe zu stellen, sieht der Entwurf keinen 
Anlaß. 

§ 164 
Schwere Freiheitsberaubung 

Das geltende Recht sieht zum Grundtatbestand 
der Freiheitsberaubung (§ 239 Abs. 1 StGB) drei 
Erschwerungstatbestände vor, die in erster Linie 
mit Zuchthaus und nur bei mildernden Umständen 
mit Gefängnis bedroht sind: Freiheitsberaubung von 
mehr als einwöchiger Dauer, Freiheitsberaubung 
mit der Folge schwerer Körperverletzung und Frei-
heitsberaubung mit Todesfolge (§ 239 Abs. 2 und 3 
StGB). Da es sich in diesen drei Fällen um erfolgs-
qualifizierte Tatbestände handelt, wird für die 
schwere Folge Fahrlässigkeit vorausgesetzt. Dem 
Entwurf liegt ebenfalls die Überzeugung zugrunde, 
daß für den Grundtatbestand der Freiheitsberaubung 
in § 163 in bestimmten Fällen Strafschärfungen un-
erläßlich sind und hierfür in gewissem Umfange 
wegen des hohen Ranges des Rechtsgutes auch die 
Zuchthausstrafe angedroht werden muß. Anderer-
seits wäre ein Übergang von der Gefängnis- zur 
Zuchthausstrafdrohung für den Fall einer lediglich 
fahrlässig verursachten schweren Folge mit den 
Grundsätzen des Entwurfs über die Verwendung 
der Zuchthausstrafe unvereinbar. Deshalb regelt der 
Entwurf die Strafschärfungen anders als das gel-
tende Recht. Er sieht in Absatz 1 besonders schwere 
Fälle mit einer Gefängnisstrafdrohung von sechs 
Monaten bis zu zehn Jahren und in Absatz 2 Er-
schwerungstatbestände mit einer grundsätzlichen 
Zuchthausstrafdrohung von zwei bis zu fünfzehn 
Jahren vor. Indem er beide Formen der Strafschär-
fung unter die Überschrift „schwere Freiheitsberau-
bung" stellt, bringt der Entwurf hiermit wie auch 
an anderer Stelle (z. B. in den §§ 171, 205) zum Aus-
druck, daß das Eigenschaftswort „schwer" vor einem 
Tatbestand nicht nur einen Erschwerungstatbestand, 
sondern auch besonders schwere Fälle bezeichnen 
kann. 

Absatz 1 erläutert entsprechend den Grund-
sätzen des Entwurfs die besonders schweren Fälle 
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§ 165 
durch Regelbeispiele. Sie lassen nach den Ausfüh-
rungen in der Einleitung der Begründung zum Be-
sonderen Teil unter III. in Ausnahmefällen die An-
wendung des Grundstrafrahmens zu. Sie sind an-
dererseits nicht erschöpfend, da es außer den Bei-
spielsfällen noch andere besonders schwere Fälle 
gibt. Zu denken ist etwa an Freiheitsberaubungen 
als Massendelikte, wenn sie nur kurze Zeit dauern 
und nicht zu den Ausschreitungen im Sinne des Ab-
satzes 2 führen, ferner an Freiheitsberaubungen zu 
dem Zwecke, den Eingesperrten zur Unzucht zu 
mißbrauchen. 

Nummer 1 des Absatzes 1 verwendet als Regel-
beispiel den ersten Erschwerungstatbestand des 
§ 239 Abs.2 StGB, setzt jedoch, wie die Fassung 
„beraubt" ergibt, Vorsatz des Täters voraus. Das 
schließt nicht aus, daß auch Fälle der Freiheits-
beraubung mit fahrlässig verursachter längerer Ein-
sperrung als besonders schwer angesehen werden 
können. 

Nummer 2 des Absatzes 1 ersetzt den § 341 StGB. 
Im Hinblick auf die Erhöhung der Strafdrohung 
setzt der Entwurf einen gröblichen Mißbrauch der 
Befugnisse oder der Stellung als Amtsträger voraus. 
Es sind Fälle leichten Mißbrauchs denkbar, für die 
der Strafrahmen des Grundtatbestandes ausreicht. 
Zu denken ist etwa an den Fall, daß ein Lehrer 
entgegen den Dienstanweisungen der Schulbehörde 
gegen einen Schüler ohne sonstige erschwerende 
Umstände Schularrest vollzieht. 

Nummer 3 des Absatzes 1 übernimmt als Regel-
beispiele die weiteren Strafschärfungsfälle des § 239 
Abs. 2 und 3 StGB. Die Milderung der Strafdrohung 
gegenüber dem geltenden Recht trägt den bereits 
eingangs erwähnten Grundsätzen des Entwurfs über 
die Verwendung der Zuchthausstrafe Rechnung. Die 
in Betracht kommenden Taten können auch in dem 
neuen, von sechs Monaten bis zu zehn Jahren Ge-
fängnis reichenden Strafrahmen angemessen ge-
sühnt werden. 

Absatz 2 regelt als Erschwerungstatbestände die 
Fälle, in denen der seiner Freiheit Beraubte grau-
sam mißhandelt, gequält oder sonst unmenschlich 
behandelt wird. Der Begriff des unmenschlichen Be-
handelns umfaßt als Oberbegriff den des Quälens, 
der bereits in § 154 als Merkmal verwendet wird, 
und den des grausamen Mißhandelns, das eine ge-
steigerte Form der unmenschlichen Behandlung dar-
stellt. Die unmenschliche Behandlung, die von Un-
rechtssystemen in vielfältigen Methoden geübt wor-
den ist, verstößt gegen den Artikel 3 der Konvention 
des Europarats zum Schutze der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten und steigert den Unrechts-
gehalt der Freiheitsberaubung so sehr, daß die An-
drohung von Zuchthausstrafe gerechtfertigt ist. 
Wenn dieses Merkmal neben dem des Quälens 
eingefügt ist, so soll damit angedeutet werden, daß 
dazu eine dem Quälen gleichzuachtende Mißachtung 
der Menschenwürde gehört, so daß körperliche oder 
seelische Schikanen geringeren Grades ausscheiden. 
Die Fassung stellt klar, daß nur die während des 
Dauerdelikts der Freiheitsberaubung begangenen 
Handlungen der in Absatz 2 bezeichneten Art er-
faßt werden. Für den Fall des grausamen Miß-
handelns in Nummer 1 sieht der Entwurf lediglich 

Zuchthausstrafe vor und läßt keine minder schweren 
Fälle zu. Hingegen erscheinen diese für den Bereich 
der Nummer 2 erforderlich. Denn hier können Taten 
mit einem geringeren Unrechtsgehalt eine Rolle 
spielen. Zu denken ist etwa an eine erniedrigende 
Behandlung des der Freiheit Beraubten, die sich als 
eine einmalige Entgleisung darstellt. Als Straf-
rahmen für minder schwere Fälle werden ein Jahr 
bis zu zehn Jahren Gefängnis vorgesehen. Damit ist 
die Strafdrohung dem Strafrahmen der Mißhandlung 
Wehrloser oder Abhängiger in der erschwerten 
Form des § 154 Abs. 4 angeglichen. Die Fälle sind 
insofern vergleichbar, als dort zwar die Freiheits-
beraubung nicht vorausgesetzt wird, dafür aber der 
Eintritt einer schweren Schädigung Tatbestands-
merkmal ist. 

§ 165 
Erpresserischer Kindesraub 

Die Vorschrift ersetzt den § 239a StGB. Sie ver-
deutlicht den Tatbestand und baut ihn zweistufig 
aus, um die Strafdrohungen abstufen und damit 
wirksamer gestalten zu können. Erreicht wird hier-
durch eine größere Rechtsstaatlichkeit der Vor-
schrift, die im Hinblick auf die Höhe der Straf-
drohungen geboten erscheint. 

Absatz 1 regelt den Grundtatbestand. Geschützt 
werden als „Opfer" diejenigen Kinder und Jugend-
lichen im Sinne des § 10 Nr. 1 und 2, die weder vom 
Täter abstammen noch mit ihm durch Annahme an 
Kindes Statt verbunden sind. Diese Umschreibung 
verdeutlicht den im geltenden Recht verwendeten 
Begriff des „fremden" Kindes. Sie stellt klar, daß 
die leiblichen, ehelichen oder unehelichen Eltern 
und die Adoptiveltern, nicht aber die Stief- oder 
Pflegeeltern aus dem Täterkreis ausscheiden. Als 
mittelbar Betroffene schützt die Vorschrift alle 
Sorgeberechtigten im Sinne aller derjenigen Per-
sonen, denen das Wohl des Kindes oder Jugend-
lichen nach Ansicht des Täters am Herzen liegt. 
Tathandlungen sind wie im geltenden Recht das 
Entführen und die Freiheitsberaubung. Die Begriffe 
decken sich nach der Auslegung durch die Recht-
sprechung nicht (vgl. BGHSt. 1, 202) und müssen 
daher wiederum nebeneinandergestellt werden. Der 
Hauptmangel des geltenden Rechts liegt in der zu 
weiten und zu farblosen Beschreibung des Zweckes 
der Tathandlung. Dieser besteht nicht nur in dem 
Endziel der Erlangung eines Vermögensvorteils für 
die Rückgabe des Opfers an den Sorgeberechtigten 
oder für das Rückgabeversprechen, sondern auch in 
dem Zwischenziel, durch die Tathandlung in dem 
Sorgeberechtigten Angst um das Wohl des Kindes 
zu erwecken und ihn hierdurch zu einer Vermö-
gensverfügung zugunsten des Täters geneigt zu 
machen. Diese Zwecke der Tathandlung bringt der 
Entwurf dadurch zum Ausdruck, daß er die Aus-
nutzung der Sorge um das Wohl des Opfers in er-
presserischer Absicht zum Tatbestandsmerkmal er-
hebt. Erst hierdurch wird dem Tatbestand das Ge-
präge gegeben, das ihm im geltenden Recht fehlt. 
Die Strafdrohung ist für den Grundtatbestand Zucht-
haus bis zu fünfzehn Jahren. Minder schwere Fälle 
sind nicht vorgesehen. 

Absatz 2 erhöht den Strafrahmen auf zehn bis 
zu zwanzig Jahren Zuchthaus für zwei Fälle, die 
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nach den Erfahrungen in Amerika für die Begehung 
der Tat bezeichnend und die als besonders verbre-
cherisch anzusehen sind. Es handelt sich einmal um 
den Fall der grausamen Mißhandlung des Opfers 
bei der Tat. Diese Begehungsweise ist bereits in 
§ 164 Abs. 2 als Strafschärfungsmerkmal verwendet. 
Zum anderen führt der Entwurf den Fall an, daß 
der Täter durch die Tat leichtfertig den Tod des 
Opfers verursacht. Unter Leichtfertigkeit ist nach 
§ 18 Abs. 4 grobe Fahrlässigkeit zu verstehen. Ein-
fache Fahrlässigkeit würde eine so erhebliche Her-
aufsetzung der Strafdrohung, wie sie der Absatz 2 
bringt, nicht rechtfertigen; sie läßt sich im Straf-
rahmen des Absatzes 1 genügend abgelten. 

Absatz 3 sieht die Anordnung der Sicherungs-
aufsicht, die schon unter den Voraussetzungen des 
§ 91 Abs. 1 Nr. 1 möglich ist, auch im Sinne des § 91 
Abs. 1 Nr. 2 besonders vor. Damit trägt der Entwurf 
der Tatsache Rechnung, daß für § 165 als Täter 
namentlich Gangster in Frage kommen, von denen 
auch in Zukunft Straftaten zu erwarten sind und 
deren Lebensführung deshalb auch über die Zeit 
der Strafverbüßung hinaus noch überwacht werden 
muß. 

§ 166 
Verschleppung 

Die Vorschrift ersetzt den § 234a StGB, der zu-
sammen mit § 241a StGB über die politische Ver-
dächtigung durch das Gesetz zum Schutz der per-
sönlichen Freiheit vom 15. Juli 1951 (Bundes-
gesetzbl. I S. 448) in den 18. Abschnitt des Straf-
gesetzbuches eingefügt worden ist. Vorangegangen 
war das Berliner Gesetz zum Schutze der persön-
lichen Freiheit vom 14. Juni 1951 (Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt für Berlin  S. 417), das entsprechende 
Vorschriften für das Land Berlin enthält. Ihm lag 
das Berliner Gesetz über die Verschleppung von 
Personen aus den Berliner Westsektoren vom 
12. September 1949 (Verordnungsblatt für Groß-
Berlin S. 331) zugrunde. Anlaß zu diesen Freiheits-
schutzgesetzen waren nach der Denkschrift des Bun-
desjustizministeriums zum Gesetz vom 15. Juli 1951 
(Bundesanzeiger Nr. 122 vom 28. Juni 1951 S. 7f.) 
zahlreiche Fälle, in denen Menschen aus dem Ge-
biet der Bundesrepublik oder Berlin (West) in das 
Gebiet der sowjetischen Besatzungszone oder des 
sowjetischen Sektors von Berlin verschleppt wor-
den waren, ohne daß ihr Schicksal aufgeklärt wer-
den konnte. Auch die Fälle der sogenannten wah-
ren Denunziation drängten nach einer gesetzlichen 
Regelung. Es handelte sich dabei um Anzeigen, 
Verdächtigungen oder sonstige Mitteilungen gegen-
über Behörden der sowjetischen Besatzungszone 
oder des sowjetischen Sektors von Berlin über 
wahre Sachverhalte, deren Bekanntgabe zu einer 
Verfolgung durch solche Behörden aus politischen 
Gründen führen konnte, ohne daß die Folgen im 
einzelnen feststellbar waren. Die bis dahin gelten-
den Vorschriften des Strafgesetzbuches hatten nicht 
ausgereicht, um solche Verhaltensweisen zu erfas-
sen oder mit einer der Strafwürdigkeit angemesse-
nen Strafe zu sühnen. 

Auch nach den Vorschriften des Entwurfs würde 
diese Lücke bestehen, wenn die §§ 166 bis 168 weg-
fielen. Die übrigen Vorschriften zum Schutze der 

§ 166 
Freiheit und die Bestimmungen zum Schutze der 
Ehre würden nicht genügen, solche Sachverhalte 
angemessen zu erfassen. Hierfür besteht jedoch 
nach wie vor ein dringendes kriminalpolitisches 
Bedürfnis. Der Entwurf sieht daher die grundsätz-
liche Übernahme der bisherigen Vorschriften über 
Verschleppung und politische Verdächtigung vor. 
Sie haben nicht nur für die Dauer der Zerreißung 
Deutschlands Bedeutung. Vielmehr ist es unabhän-
gig hiervon das Recht jedes Staates, seine Bewoh-
ner vor der Verschleppung in einen fremden Macht-
bereich und vor ungerechter Verfolgung in einem 
solchen nach Möglichkeit zu schützen. Daher kennt 
z. B. auch die Schweiz eine besondere Vorschrift 
gegen Verschleppung (Artikel 271 Nr. 2 Schweiz. 
StGB). Bei der Ausgestaltung der Vorschriften geht 
der Entwurf davon aus, daß für das Bundesgebiet 
und Berlin (West) eine übereinstimmende Rege-
lung angestrebt werden und daß die Fassung auch 
die Erfahrungen berücksichtigen sollte, die in der 
Praxis mit den Freiheitsschutzgesetzen gemacht 
worden sind. 

Der Tatbestand der Verschleppung ist in Ab-
satz 1 in Anlehnung an das geltende Recht ge-
regelt, weicht aber in Einzelheiten davon ab. Als 
Tathandlungen werden nur noch das Verbringen in 
ein Gebiet außerhalb des räumlichen Geltungsbe-
reichs des Gesetzes und das Veranlassen, sich in 
ein solches Gebiet zu begeben, erwähnt. Nicht mehr 
aufgeführt ist das Abhalten von der Rückkehr nach 
der Bundesrepublik oder Berlin (West). Wenn man 
diese Tathandlung, die zumeist von den Organen 
fremder Machtträger in deren Machtbereich began-
gen wird, aufrechterhalten wollte, müßte man als 
geschützte Personen nicht nur die bereits in der Bun-
desrepublik oder Berlin (West) Ansässigen auf füh-
ren, sondern auch diejenigen, die nach diesen Ge-
bieten fliehen wollen. Es wäre weiterhin zu erwä-
gen, ob nicht auch das Abhalten Deutscher von der 
Rückkehr oder Flucht nach dem freien Ausland er-
faßt werden müßte. Der Entwurf geht davon aus, 
daß keine Notwendigkeit besteht, solche Verhal-
tensweisen im Verschleppungstatbestand zu erfas-
sen. Soweit solche Fälle praktisch bedeutsam sind, 
greift in der Regel die Vorschrift über die politische 
Verdächtigung ein. Denn wer im fremden Macht-
bereich einen anderen an der Rückkehr oder 
Flucht hindern will, bedient sich dazu regelmäßig 
des Mittels einer Mitteilung an einen Machtträ-
ger. Der seltene Fall, daß der Täter, ohne eine 
solche Mitteilung zu geben, den anderen nur selbst 
zurückhält, zwingt nicht dazu, den Tatbestand der 
Verschleppung in einer nicht unbedenklichen Weise 
auszudehnen. Es dürfte in Kauf genommen werden 
können, daß dieser Fall unberücksichtigt bleibt. Die 
Tatmittel der Verschleppung entsprechen dem 
geltenden Recht. Daß in Absatz 1 von Drohung mit 
einem empfindlichen Übel gesprochen wird, stimmt 
mit dem Sprachgebrauch des Entwurfs z. B. beim 
Menschenhandel (§ 229 Abs. 1 Nr. 2) sowie bei der 
Erpressung (§ 259) überein. Der Begriff ist weiter 
als der der gefährlichen Drohung z. B. bei der Nöti-
gung (§ 170 in Verbindung mit § 11 Abs. 1 Nr. 7). 
Als Taterfolg erfordert Absatz 1 die Gefährdung 
des anderen, aus politischen Gründen durch Gewalt- 
oder andere Willkürmaßnahmen an Leib oder Leben 
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§ 167 
geschädigt oder der Freiheit beraubt zu werden. 
Die Fassung „in die Gefahr bringt" soll deutlicher 
als die Fassung des geltenden Rechts („der Gefahr 
aussetzt") erkennbar machen, daß für den Betroffe-
nen die konkrete Gefahr verursacht werden muß, 
in der bezeichneten Weise Unrecht zu erleiden, 
und daß diese Gefährdung des Betroffenen von dem 
— mindestens bedingten — Vorsatz des Täters um-
faßt sein muß. Der Entwurf sieht davon ab, den 
Gefährdungstatbestand in einen Erfolgstatbestand 
umzugestalten; denn dieser wäre wegen der hier 
erfahrungsgemäß bestehenden Beweisschwierigkei-
ten in vielen Fällen praktisch bedeutungslos. Die 
Gefährdungswirkung wird nach Gegenstand, Mittel 
und Beweggrund klarer als im geltenden Recht um-
schrieben. Dadurch wird verdeutlicht, daß erst alle 
drei Merkmale zusammen den Begriff der Gefahr 
ausfüllen. Als das Rechtsgut, dem die Gefahr dro-
hen muß, bezeichnet Absatz 1 das Leben, die kör-
perliche Unversehrtheit oder die Freiheit des Be-
troffenen. Nicht mehr soll für den Verschleppungs-
tatbestand die Gefahr der Beeinträchtigung des 
Vermögens, der beruflichen Stellung oder der 
wirtschaftlichen Lebensgrundlage genügen. Diese Art 
der Gefährdung hat beim Verschleppungstatbestand 
praktisch keine wesentliche selbständige Bedeutung 
erlangt. Sie gehört hier auch nicht in den Zusam-
menhang mit den anderen höchsten Rechtsgütern, 
deren Schutz allein die Höhe der Strafdrohung 
rechtfertigt. Als das Mittel, das die Gefährdung 
von Leib, Leben oder Freiheit verursacht, führt Ab-
satz 1 Gewalt oder andere Willkürmaßnahmen an. 
Hierin ist zugleich enthalten, daß die Gefährdung 
der Rechtsgüter dem Betroffenen im Widerspruch 
zu rechtsstaatlichen Grundsätzen drohen muß. Das 
liegt im Begriff der Willkürmaßnahme, von der, wie 
die Fassung klarstellt, die Gewaltmaßnahme nur 
ein Unterfall ist; sie ist im Sinne des Einsatzes 
rechtswidriger Macht zu verstehen. Daher ist es 
überflüssig, den Widerspruch zu rechtsstaatlichen 
Grundsätzen im Gesetz besonders aufzuführen. Je-
doch erscheint es zweckmäßig, den Begriff der Ge-
walt- oder anderen Willkürmaßnahmen in § 168 zu 
erläutern. Auf die Begründung zu § 168 wird Bezug 
genommen. Der Beweggrund, der zum Einsatz der 
Gewalt- oder anderen Willkürmaßnahmen und da-
durch zu der Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit 
führt, wird in Absatz 1 näher bestimmt, um eine 
Einschränkung der Anwendbarkeit der Vorschrift 
sicherzustellen. Hiernach muß wie im geltenden 
Recht eine Verfolgung aus politischen Gründen, zu 
denen auch wirtschaftspolitische Gründe zu rechnen 
sind, zu besorgen sein. Dadurch werden alle auf 
ausschließlich anderen Beweggründen beruhenden 
Maßnahmen ausgeschieden. Das ist notwendig, weil 
der Verschleppungstatbestand erst durch die Aus-
richtung der Verfolgung auf den politischen Gegner 
sein besonderes Gepräge erhält. Soweit diese Aus-
richtung fehlt, soll Strafbarkeit nur im Rahmen der 
allgemeinen Tatbestände in Betracht kommen. 

Die Strafdrohung des Absatzes 1 entspricht hin-
sichtlich der Zuchthausstrafe im Höchstmaß dem 
§ 234a StGB, während das Mindestmaß nunmehr 
nach § 44 Abs. 2 zwei Jahre beträgt. Ein Bedürfnis 
nach einem hierüber hinausgehenden Mindestmaß 
ist nach den Erfahrungen der Praxis ebensowenig  

erkennbar wie nach einer Erhöhung des Höchst-
maßes der Zuchthausstrafe über fünfzehn Jahre hin-
aus. Das wäre auch mit dem Aufbau der Strafrah-
men, wie er dem Entwurf zugrunde liegt, nicht zu 
vereinbaren. Es wird z. B. auf die Strafrahmen für 
die schwere Körperverletzung (§§ 147, 149 Abs. 1 
Nr. 3), für die schwere Mißhandlung Wehrloser 
oder Abhängiger (§ 154 Abs. 4) und für den Men-
schenhandel (§ 229) verwiesen. Die schwersten 
Fälle, in denen der Täter die Todesfolge vorsätzlich 
herbeiführt, werden als Mord oder als Totschlag 
erfaßt. Strafschärfungsfälle mit erhöhtem Strafrah-
men erscheinen daher nicht erforderlich. Für die 
minder schweren Fälle erhöht der Entwurf das Min-
destmaß der Gefängnisstrafe von drei auf sechs Mo-
nate, da die bloße Gefährdung der beruflichen Stel-
lung oder wirtschaftlichen Lebensgrundlage den 
Tatbestand künftig nicht mehr erfüllt. Andererseits 
kommt auch der Entwurf ohne eine Milderung nicht 
aus, da die Fälle minder schwerer Schuld, die nach 
einer milderen Strafe verlangen, nach den prak-
tischen Erfahrungen eine nicht unerhebliche Rolle 
spielen. 

Die Strafbarkeit aller Vorbereitungshandlungen 
nach Absatz 2 entspricht dem geltenden Recht. 
Eine solche Regelung, wie sie der Entwurf z. B. auch 
für die Vorbereitung eines hochverräterischen Un-
ternehmens (§ 363) vorsieht, ist trotz des § 35 ange-
bracht, um die Fälle zu erfassen, in denen entweder 
nicht mehrere für die Verschleppung zusammen-
wirken oder ein solches Zusammenwirken nicht zu 
beweisen ist. Es wäre unerträglich, die Vorberei-
tung der Verschleppung durch einen Alleintäter 
straffrei zu lassen. Fälle dieser Art spielen, vor 
allem im Bereich der Verschleppung durch List, auch 
praktisch eine Rolle. 

Andererseits haben die Erfahrungen der Praxis 
gezeigt, daß demjenigen, der die Verschleppung 
vorbereitet, die Möglichkeit eines strafbefreienden 
Rücktritts eröffnet werden sollte. Das geschieht in 
Absatz 3. Die Fassung entspricht derjenigen für 
die tätige Reue bei der Vorbereitung des Hochver-
rats (§ 368). Auf die Begründung zu dieser Vorschrift 
wird verwiesen. 

In die Aufstellung des § 5 über diejenigen Taten, 
für die auch im Falle ihrer Begehung im Ausland 
das deutsche Strafrecht gilt, ist die Verschleppung 
nicht aufgenommen. Da als Tathandlung nicht mehr 
das Abhalten von der Rückkehr nach der Bundes-
republik oder Berlin (West) vorgesehen ist, gibt 
es künftig in aller Regel keine Verschleppungsfälle 
mehr, für die nicht ein Tatort im Inland nach § 8 be-
gründet ist. 

§ 167 
Politische Verdächtigung 

Die Vorschrift soll an die Stelle des § 241a StGB 
treten. Wegen der Vorgeschichte dieser Bestimmung 
wird auf die beiden ersten Absätze der Begründung 
zu § 166 Bezug genommen. Die Erfahrungen der 
Praxis haben gezeigt, daß es notwendig ist, den Tat-
bestand der politischen Verdächtigung klarer als bis-
her abzugrenzen. Die geltende Fassung läßt offen, 
wieweit Anzeigen oder andere Mitteilungen über 
ein auch in der Bundesrepublik und Berlin (West) 
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mit Strafe bedrohtes Verhalten unter den Tatbestand 
fallen, wenn die Mitteilung zugleich die Gefahr 
einer politischen Verfolgung in dem fremden Macht-
bereich auslösen kann (vgl. z. B. BGHSt. 6, 166). Wei-
terhin ist im geltenden Recht unklar, wieweit der 
Tatbestand auch wahre Angaben bei einer Verneh-
mung durch eine fremde Behörde umfaßt, ferner, 
wieweit dem Täter das Unterlassen einer wahren 
Anzeige oder Mitteilung zugemutet werden kann 
(vgl. z. B. BGHSt. 11, 91). Der Entwurf ist bestrebt, 
die aufgetauchten Zweifel zu klären und durch Ge-
währung von Straflosigkeit bei tätiger Reue dem 
Täter einen Ansporn zu geben, die Folgen der Tat 
von dem Opfer abzuwenden. Hierauf beruhen die 
Abweichungen der Neufassung vom geltenden 
Recht. 

Absatz 1 Satz 1 enthält wie das geltende Recht 
einen Gefährdungstatbestand; eine Verletzung des 
Rechtsgutes gehört dazu nicht. Die Gründe für diese 
Regelung sind die gleichen wie bei § 166. Tathand-
lung ist wie bisher das Anzeigen oder Verdächtigen. 
Der Entwurf führt daneben ebenso wie § 241 a Abs. 2 
StGB die „andere Mitteilung" besonders auf, da sie 
nicht immer vom Begriff der Verdächtigung umfaßt 
wird, z. B. dann nicht, wenn mitgeteilt wird, daß je-
mand, der bespitzelt werden soll, sich zu einer be-
stimmten Zeit an einem bestimmten Ort be findet. 
Taterfolg ist im Falle des § 167 zunächst ebenso 
wie in dem des § 166 die Gefährdung des anderen, 
aus politischen Gründen durch Gewalt- oder andere 
Willkürmaßnahmen an Leib oder Leben geschädigt 
oder seiner Freiheit beraubt zu werden. Insoweit 
wird auf die Begründung zu § 166 verwiesen. Im Un-
terschied zu § 166 genügt jedoch für § 167 als Tat-
erfolg auch die Herbeiführung der Gefahr für den 
anderen, seiner beruflichen Stellung oder wirtschaft-
lichen Lebensgrundlage beraubt zu werden. Dafür 
besteht hier — im Unterschied zu § 166 — ein prak-
tisches Bedürfnis. Auch läßt sich die Gleichstellung 
dieses Taterfolgs mit den anderen in § 167 genannten 
rechtfertigen, da es sich hier nur um ein Vergehen 
handelt. Eine Einschränkung gegenüber dem gelten-
den Recht liegt allerdings darin, daß nicht mehr 
jede Gefahr einer empfindlichen Beeinträchtigung 
der beruflichen oder wirtschaftlichen Stellung ge-
nügt, sondern daß die Gefahr eines Verlustes der 
beruflichen Stellung oder wirtschaftlichen Lebens-
grundlage vorausgesetzt wird. Damit werden wirt-
schaftliche Nachteile geringerer Art ausgeschieden. 
Die Fassung des Taterfolgs macht es im Gegensatz 
zum geltenden Recht entbehrlich, den unbestimmten 
Begriff der empfindlichen Beeinträchtigung zu ver-
wenden. Wie im geltenden Recht genügt der be-
dingte Vorsatz für die Verursachung der näher um-
schriebenen konkreten Gefahr. Die Strafdrohung des 
Absatzes 1 Satz 1 entspricht für den Grundtatbe-
stand dem geltenden Recht hinsichtlich des Höchst-
maßes, sieht jedoch ein Mindestmaß von einem 
Monat Gefängnis vor (§ 46). Die Androhung von 
Strafhaft scheidet bei dem hohen Unrechtsgehalt der 
Tat aus. 

Absatz 1 Satz 2 schließt den Tatbestand grund-
sätzlich und ausdrücklich für den Fall aus, daß der 
„Täter" bei einer Vernehmung vor einer Behörde 
oder sonstigen Stelle des fremden Machtbereichs,  

§167 
z. B. bei einem sogenannten Betriebsgericht der So-
wjetzone, wahre Angaben macht, auch wenn diese 
als eine Mitteilung und Gefährdung im Sinne des 
Absatzes 1 Satz 1 anzusehen sind (vgl. auch 
BGHSt. 11, 91). Hierdurch wird der Zwangslage Rech-
nung getragen, in der sich der Vernommene befin-
det; es ginge zu weit, von ihm eine heroische Auf-
opferung eigener berechtigter Interessen zu fordern. 
Allerdings darf der Tatbestandsausschluß nur so 
weit reichen wie die Zwangslage selbst. Daher ent-
fällt er nach der ausdrücklichen Regelung in Satz 2, 
wenn der Täter entweder die Vernehmung selbst 
veranlaßt hat (z. B. durch eine Anzeige oder das An-
gebot, sich vernehmen zu lassen) oder sich der Ver-
nehmung freiwillig gestellt hat (indem er z. B. von 
Westberlin aus, wo er ansässig ist, der Aufforderung 
zum Erscheinen vor einer Dienststelle des sowje-
tischen Sektors nachkommt) oder in seiner Aussage 
über den Gegenstand der Vernehmung hinausgeht 
(indem er z. B. bei der Vernehmung über einen Dieb-
stahl sich über die politische Einstellung des Be-
schuldigten oder eines anderen Verfahrensbeteilig-
ten äußert). 

Absatz 2 Satz 1 regelt demgegenüber einen Son-
derfall des entschuldigenden Notstandes mit erleich-
terten Voraussetzungen. Wenn die von Absatz 2 
erfaßten wahren Mitteilungen schon unter Absatz 1 
Satz 2 fallen, so ist danach bereits der Tatbestand 
ausgeschlossen. Also kommt Absatz 2 nur für wahre 
Mitteilungen anderer Art in Betracht. Soweit diese im 
allgemeinen rechtfertigenden oder entschuldigenden 
Notstand oder im Irrtum über dessen Voraussetzun-
gen gegeben werden, greifen die §§ 39 und 40 ein. 
Die Bedeutung des Absatzes 2 liegt daher bei den 
weder von Absatz 1 Satz 2 noch von der Notstands-
regelung der §§ 39 und 40 erfaßten Fällen, also bei 
den wahren Mitteilungen, die jemand macht, ob-
wohl die Gefahr für seine oder eines Dritten Rechts-
güter entweder nicht gegenwärtig oder anders ab-
wendbar ist. Von besonderer praktischer Bedeutung 
sind in dieser Hinsicht wahre Anzeigen, die in der 
Sowjetzone oder im sowjetischen Sektor Berlins von 
einem dort Ansässigen zur Erfüllung einer nach den 
dortigen gesetzlichen Bestimmungen bestehenden, 
unter Strafdrohung gestellten Anzeigepflicht für be-
stimmte Taten erstattet werden. Das Unterlassen 
der Anzeige wird hier vielfach keine gegenwärtige 
Gefahr für den Unterlassenden mit sich bringen. 
Wenn das doch der Fall ist, wird der Unterlassende 
die Gefahr oft durch Flucht nach dem Westen ab-
wenden können. Es fragt sich aber, ob ihm dann un-
ter den gegebenen Umständen das Unterlassen der 
Anzeige zuzumuten ist. Die gleiche Frage taucht 
auch für das Unterlassen anderer wahrer Mitteilun-
gen auf, namentlich dann, wenn ein durch den frem-
den Machtträger als Beschuldigter Vernommener 
zwar die Aussage ablehnen könnte, sich aber hier-
durch verdächtig machen würde. Die Praxis hat ge-
zeigt, daß bei der politischen Verdächtigung die Un-
zumutbarkeit des Unterlassens über die allgemeine 
Notstandsregelung hinaus Berücksichtigung finden 
sollte. Dem will Absatz 2 Satz 1 Rechnung tragen. 
Durch die an die §§ 39 und 40 angelehnte Fassung 
soll angedeutet werden, daß die widerstreitenden 
Interessen gewissenhaft abgewogen werden müssen, 
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§§ 168, 169 
ähnlich wie das etwa von der Rechtsprechung für 
die Unzumutbarkeit der Hilfeleistung nach § 330 c 
StGB verlangt wird. Dabei spielen im Falle des Ab-
satzes 2 Satz 1 außer der Größe und Nähe der ver-
schiedenen Gefahren auch die Gründe für ihre Ent-
stehung eine Rolle, z. B. die Leichtfertigkeit, durch 
die der Angezeigte — etwa bei abfälligen Äuße-
rungen über das politische System in Gegenwart 
mehrerer nicht näher bekannter Personen — die 
Zwangslage des vielleicht bereits als politischer 
Gegner bespitzelten Anzeigepflichtigen herbeigeführt 
hat. 

Absatz 2 Satz 2 stellt für den Fall, daß der Mit-
teilende über Voraussetzungen des Absatzes 2 
Satz 1 irrt, z. B. den Inhalt der unwahren Anzeige 
für wahr hält oder die Gefahr eigener Verfolgung 
wegen irrig angenommener Mitwisserschaft eines 
Dritten als gegeben ansieht, klar, daß nicht § 19 
oder § 20, sondern § 40 Abs. 2 entsprechend anzu-
wenden ist. Es kommt hiernach darauf an, ob der 
Irrtum dem Täter vorzuwerfen ist. 

Absatz 3 stellt wie § 241 a StGB den Versuch 
unter Strafe. Das hat auch für einen Gefährdungs-
tatbestand wie den vorliegenden Bedeutung. Man 
denke an Fälle, in denen trotz der Anzeige eine 
Gefährdung nicht mehr eintreten konnte, weil der 
Betroffene sich bereits nach dem Westen abgesetzt 
hatte, ohne daß der Anzeigende das wußte. 

Absatz 4 bringt einen erhöhten Strafrahmen für 
besonders schwere Fälle. Die Regelung folgt im 
Grundsatz dem geltenden Recht, unterscheidet sich 
von diesem aber in der Strafdrohung und zum Teil 
in den Beispielsfällen. Der bisherige Übergang von 
der Gefängnis- zur Zuchthausstrafe ohne tatbe-
standsmäßige Umschreibung wäre mit den Grund-
sätzen des Entwurfs nicht zu vereinbaren. Überdies 
hat schon bisher die Zuchthausstrafe für die poli-
tische Verdächtigung kaum eine praktische Bedeu-
tung erlangt. Absatz 4 sieht daher als Strafdrohung 
Gefängnis von sechs Monaten bis zu zehn Jahren 
vor und kommt damit im Höchstmaß auf die gleiche 
Dauer der Freiheitsstrafe wie das geltende Recht. 
Von den als Regelbeispielen aufgeführten Fällen 
stimmt Nummer 1 sachlich mit dem geltenden Recht 
überein. Außer diesem Regelbeispiel bringen Num-
mer 2 besonders verwerfliche Beweggründe und 
Nummer 3 besonders schwere Folgen der Tat als 
weitere Beispiele. Nummer 2 ist neu. Die Nummer 3 
weitere vom geltenden Recht, das für den Erschwe-
rungsfall Verletzungsabsicht fordert, diese aber 
auch ohne Rücksicht auf die etwa eingetretenen Fol-
gen genügen läßt, insofern ab, als nunmehr der Ge-
fährdungsvorsatz für den besonders schweren Fall 
in der Regel dann ausreicht, wenn durch die Tat 
eine besonders schwere Folge im Sinne des § 147 
Abs. 2 fahrlässig (§ 22) verursacht wird. 

Absatz 5 eröffnet über § 28 hinaus, der den 
Rücktritt vom Versuch regelt, die Möglichkeit, daß 
der Täter auch noch nach Vollendung der Tat mit 
strafbefreiender Wirkung tätige Reue üben kann. 
Das gilt dann, wenn der Täter dem Angezeigten 
durch freiwillige Mitteilung ermöglicht, der bereits 
eingetretenen Gefahr ohne erhebliche Nachteile zu 
entgehen. Abweichend von der Regelung der tätigen 
Reue bei den gemeingefährlichen Delikten in § 342 

Abs. 1 und 2 sowie bei der hochverräterischen Wer-
bung in § 368 Abs. 3 schreibt Absatz 5 für den Fall 
der tätigen Reue die Strafbefreiung zwingend vor, 
schafft also einen persönlichen Strafaufhebungs-
grund. Die Gründe dafür sind bereits oben dargelegt. 

Nach § 5 Abs. 1 Nr. 11 ist die politische Verdächti-
gung auch dann, wenn sie im Ausland begangen 
wird, im Inland strafbar, wenn sie sich gegen einen 
Deutschen richtet, der im Inland seinen Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt hat. Da § 5 nur von 
den Auslandstaten handelt, wird im Einführungs-
gesetz bei den Vorschriften über das interzonale 
Strafrecht dafür zu sorgen sein, daß die politische 
Verdächtigung im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
auch dann strafbar ist, wenn sie in der sowjetischen 
Besatzungszone oder im sowjetischen Sektor Berlins 
begangen wird. 

§ 168 
Begriffserläuterung 

Im Anschluß an § 1 Abs. 2 des Berliner Gesetzes 
zum Schutze der persönlichen Freiheit vom 14. Juni 
1951 (Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 
S. 417), der das Merkmal des Widerspruchs zu rechts-
staatlichen Grundsätzen durch bindende Beispiele 
umschreibt, enthält § 168 eine für die §§ 166 und 167 
bedeutsame Erläuterung des Begriffes der Gewalt-
und anderen Willkürmaßnahmen. Oberbegriff ist 
die Willkürmaßnahme, von der die Gewalt-
maßnahme nur ein Unterfall ist; sie ist im Sinne 
des Einsatzes rechtswidriger Macht zu verstehen 
und steht deshalb notwendig im Widerspruch zu 
rechtsstaatlichen Grundsätzen. Für die Erläuterung 
des Begriffes der Gewalt- und anderen Willkürmaß-
nahmen wird die Verwendung des Merkmals eines 
nicht rechtsstaatlich geordneten oder geführten Ver-
fahrens vermieden. Es erscheint zu unbestimmt und 
auch insofern zu weit, als nicht alle, sondern nur die 
gegen den Kernbestand einer rechtsstaatlichen Ver-
fahrensregelung und damit gegen die unverzicht-
baren Mindestvoraussetzungen der Wahrheitsfin-
dung verstoßenden Verfahrensbestimmungen oder 
Prozeßhandlungen erfaßt werden sollen. Der Ent-
wurf erreicht diese Einschränkung dadurch, daß er 
die Aussageerpressung als bezeichnendes Beispiel 
für einen schweren Verstoß gegen rechtsstaatliche 
Grundsätze anführt und den Fall hinzufügt, daß der 
Betroffene einem Willkürverfahren unterworfen 
wird. Diese Beispiele sind bindend, aber nicht er-
schöpfend. Andere Verstöße gegen rechtsstaatliche 
Grundsätze stehen ihnen gleich, wenn sie von ähn-
licher Schwere sind. Als weiteres bindendes Beispiel 
für eine Willkürmaßnahme erwähnt § 168 die Ver-
hängung einer unmenschlichen, grob ungerechten 
oder im Gesetz nicht vorgesehenen Strafe oder Maß-
regel. Das Beispiel verwertet Erfahrungen der Recht-
sprechung seit dem Ende des zweiten Weltkrieges 
und findet sich auch in dem Berliner Gesetz zum 
Schutze der persönlichen Freiheit vom 14. Juni 1951. 

§ 169 
Bedrohung 

Die Vorschrift gestaltet die geltende Regelung 
der Bedrohung in § 241 StGB grundlegend um. Auf 
der einen Seite schränkt sie den Tatbestand ein. 
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Auf der anderen Seite erweitert sie ihn. Im gelten-
den Recht kommt es nicht auf die Eignung der 
Drohung an, den Bedrohten in Angst oder Schrecken 
zu versetzen, während die Neuregelung diese Eig-
nung als Tatbestandsmerkmal vorsieht. Die Rege-
lung folgt insoweit dem § 434 E 1936. Demgegen-
über hatten die Entwürfe von 1922 bis 1930 grund-
sätzlich am geltenden Recht festgehalten. Einen an-
deren Weg hatten die Entwürfe von 1909 bis 1919 
beschritten. Nach ihnen gehörte zur Vollendung der 
Tat der Eintritt einer Verletzungsfolge derart, daß 
durch die Drohung eine Friedensstörung oder eine 
Besorgnis des Bedrohten verursacht wurde. Danach 
war die Bedrohung zu einem Verletzungstatbestand 
umgestaltet, wie ihn z. B. Artikel 180 Schweiz. StGB 
enthält. Das würde jedoch zu einer übermäßigen 
Einengung der Vorschrift führen. Der Entwurf wählt 
daher einen Mittelweg in der Weise, daß die objek-
tive Eignung der Drohung, den Bedrohten in Angst 
oder Schrecken zu versetzen, erforderlich ist, aber 
auch genügt. 

Als Drohungsmittel zählt § 168 neben den Ver-
brechen, auf die sich die Regelung des § 241 StGB 
beschränkt, auch die mit einer Gewalttätigkeit oder 
mit Gefahr für Leib oder Leben oder für Sachen von 
bedeutendem Wert verbundenen Vergehen auf. 
Diese Erweiterung ist einmal notwendig, weil die 
Zahl der Verbrechenstatbestände im Entwurf gegen-
über dem geltenden Recht wesentlich herabgesetzt 
ist. Zum anderen kann aber auch die Androhung 
gewisser Straftaten, die nach geltendem Recht Ver-
gehen sind, das Gefühl der Rechtssicherheit bei dem 
Betroffenen ernstlich erschüttern. Durch die Neu-
fassung werden die praktisch bedeutsamen Dro-
hungsmittel in einer rechtsstaatlichen Anforderun-
gen genügenden Weise gekennzeichnet. Andere 
Drohungsmittel, also die Drohung mit sonstigen 
Vergehen oder auch mit strafrechtlich nicht erfaßten 
Handlungen, wie etwa Selbstmord, Streik, Enterbung 
oder Vertragsbruch, genügen hiernach nicht. § 169 
unterscheidet sich hierdurch insbesondere von § 434 
E 1936, der eine „schwere Untat" jeder Art und 
damit nicht nur Straftaten als Drohungsmittel ge-
nügen lassen wollte, aber auch von Artikel 180 
Schweiz. StGB, nach dem jede „schwere Drohung" 
ausreicht. 

Daß die Tat nicht nur in der Weise angedroht 
werden kann, daß sie an dem Bedrohten selbst, 
sondern auch dergestalt, daß sie an einem Dritten 
begangen werden soll, wird für das geltende Recht 
unter der Voraussetzung angenommen, daß die An-
griffsrichtung gegen den Dritten zugleich eine Be-
einträchtigung des Rechtsfriedens und damit der Frei-
heit desjenigen enthält, an den sich die Drohung 
richtet. Der Entwurf hält eine ausdrückliche Rege-
lung dieser Frage nicht für erforderlich. Vielmehr 
gestattet die Fassung die Auslegung, daß „mit" 
einem Verbrechen oder Vergehen der „andere" 
auch dann bedroht sein kann, wenn die Tat an 
einem Dritten begangen werden soll, vorausgesetzt, 
daß die Drohung „geeignet" ist, auch den anderen 
„in Angst oder Schrecken" zu versetzen. 

Als Strafdrohung sind Gefängnis bis zu 
einem Jahr, Strafhaft oder Geldstrafe vorgesehen. 
Der Gefängnisstrafrahmen ist damit gegenüber dem 

§ 170 

geltenden Recht verdoppelt. Das entspricht der Be-
schränkung des Tatbestandes auf die Fälle, in denen 
die Drohung auch nach dem Vorsatz des Täters ge-
eignet ist, den Bedrohten in Angst oder Schrecken 
zu versetzen. Die Entwürfe von 1922 bis 1930 hatten 
auch ohne diese Einschränkung die angedrohte Ge-
fängnisstrafe auf ein Jahr erhöht. 

Im geltenden Recht ist die Bedrohung zwar ein 
Privatklagedelikt (§ 374 StPO), aber kein Antrags-
delikt. Der Entwurf trägt der Tatsache, daß die 
Bedrohung der Beleidigung und dem Hausfriedens-
bruch nahesteht, dadurch Rechnung, daß er die 
Strafverfolgung in Übereinstimmung mit den Ent-
würfen von 1922 bis 1930 ebenfalls von einem Straf-
antrag abhängig macht. 

§ 170 
Nötigung 

Die geltende Fassung des § 240 StGB, den die 
Vorschrift ersetzt, beruht auf Artikel 10 der Straf-
rechtsangleichungsverordnung vorn 29. Mai 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 339) in Verbindung mit Artikel 2 
Nr. 38 des 3. Strafrechtsänderungsgesetzes vorn 
4. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 735). Durch die 
Strafrechtsangleichungsverordnung wurden die Nö-
tigungsmittel, die vorher auf Gewalt und Bedrohung 
mit einem Verbrechen oder Vergehen begrenzt 
waren, auf Gewalt und Drohung mit einem 
empfindlichen Übel erweitert sowie die Strafschär-
fung für besonders schwere Fälle und die dann 
durch das 3. Strafrechtsänderungsgesetz neugefaßte 
Verwerflichkeitsklausel des Absatzes 2 eingefügt. 
Der Sache nach entsprechen diese Anderungen den 
Vorschlägen in den §§ 430 und 88 Nr. 1 E 1936. Der 
Grund der Neuregelung lag vor allem darin, daß 
die Begrenzung der Drohungsmittel auf die Drohung 
mit einem Verbrechen oder Vergehen als zu eng 
empfunden worden war. Man wollte außer diesen 
an und für sich anrüchigen und in diesem Sinne 
„unbedingten" Drohungsmitteln auch solche er-
fassen können, die an und für sich strafrechtlich 
unerheblich und nur „bedingt" verwerflich sind. 
Nach der Begründung zu § 430 E 1936 wollte man 
z. B. auch den Fall erfassen, daß ein Schauspieler 
dem Theaterleiter erklärt, am Abend nicht auftreten 
zu wollen, falls dieser nicht einen Konkurrenten des 
Drohenden entlasse. Andererseits wurde nicht ver-
kannt, daß nicht jede Nötigung durch Drohung den 
Tatbestand erfüllen kann, z. B. nicht die dem Dieb 
für den Fall angedrohte Strafanzeige, daß er nicht 
die gestohlenen Sachen zurückgibt, oder die für 
den Fall angedrohte Körperverletzung, daß er nicht 
von der Durchführung des Diebstahls abläßt. Die 
damals eingefügte Verwerflichkeitsklausel sollte 
klarstellen, daß es weder auf die Rechtswidrigkeit 
oder Rechtmäßigkeit des Mittels oder des Zweckes 
für sich allein ankommt, sondern auf die sittliche 
Verwerflichkeit der Verbindung des gewählten 
Mittels zu dem erstrebten Zweck im Einzelfalle. 

Die geltende Regelung unterscheidet sich hier-
durch von allen Entwürfen von 1909 bis 1930. Nach 
dem Vorentwurf 1909 (§ 240) und dem Gegenent-
wurf 1911 (§ 277) kommt es auf die rechtswidrige 
Absicht an. Der Kommissionsentwurf 1913 (§ 310) 
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§ 170 

läßt den rechtswidrigen Erfolg entscheidend sein. 
Demgegenüber ist nach den Entwürfen von 1919 bis 
1930 grundsätzlich entscheidend, um welche Art von 
Nötigungsmitteln es sich handelt. Bei Anwendung 
„unbedingter" Nötigungsmittel, zu denen Gewalt 
und Drohung mit Gewalt oder mit einem Verbrechen 
oder Vergehen zu rechnen sind, wird die Rechts-
widrigkeit grundsätzlich als gegeben und nur bei 
Vorliegen eines Rechtfertigungsgrundes im Einzel-
fall als fehlend angesehen. Bei Anwendung „be-
dingter" Nötigungsmittel, unter denen die Drohung 
mit Strafanzeige und die Drohung mit Offenbarung 
einer rufgefährdenden Tatsache verstanden werden, 
kommt es auf den Nötigungszweck an. Nur wenn 
dieser darin besteht, daß der Bedrohte „sich einer 
gegen die guten Sitten verstoßenden Zumutung 
fügen" soll, ist die Nötigung rechtswidrig. Der Ge-
danke dieser sogenannten Ehrennötigung kommt 
erstmals im Entwurf 1919 (§ 312) zum Ausdruck. 
Seit dem Entwurf Radbruch 1922 (§§ 245, 246) brin-
gen die Entwürfe bis 1930 (§§ 279, 280) einen selb-
ständigen Tatbestand der Ehrennötigung neben der 
allgemeinen Nötigungsvorschrift. 

Da die geltende Regelung entgegen den Ent-
würfen von 1919 bis 1930 auf eine Begrenzung der 
Drohungsmittel verzichtet, hat sie sich dem Einwand 
ausgesetzt, der Tatbestand sei in einer mit rechts-
staatlichen Grundsätzen unvereinbaren Weise 
„offen" und erfahre erst durch die Gerichte. mit 
Hilfe der Verwerflichkeitsklausel seine Abgrenzung 
im Einzelfalle. Auf die Notwendigkeit, daß hier an 
Stelle des Gesetzgebers der Richter im Wege un-
mittelbarer Wertung den Unrechtsgehalt der Tat 
mit Hilfe der Verwerflichkeitsklausel im Einzelfalle 
abzugrenzen hat, ist auch in der Entscheidung des 
Großen Senats für Strafsachen beim Bundesgerichts-
hof vom 18. März 1952 (BGHSt. 2, 194 ff., insbeson-
dere S. 196) hingewiesen. 

Der Entwurf trägt diesen Bedenken in der Weise 
Rechnung, daß in Absatz 1 des § 170 die Nötigungs-
mittel auf Gewalt und gefährliche Drohung begrenzt 
und daß in § 11 Abs. 1 Nr. 7 die Drohungsmittel 
erschöpfend und mit einer rechtsstaatlichen An-
forderungen genügenden Deutlichkeit bezeichnet 
werden. Hiernach ist unter gefährlicher Drohung die 
Drohung mit Gewalt, mit einem Verbrechen oder 
Vergehen, mit der Herbeiführung eines Strafverfah-
rens oder einer anderen behördlichen Maßnahme, 
also vor allem eines Disziplinarverfahrens, oder mit 
der Offenbarung einer ehrenrührigen Tatsache zu 
verstehen. Der Begriff des Ehrenrührigen wird hier 
ebenso wie in § 173 verwendet. Auf die Begründung 
zu dieser Vorschrift wird Bezug genommen. Drohun-
gen anderer Art werden nicht mehr erfaßt, also z. B. 
nicht im obigen Beispielsfall die Androhung eines 
Vertragsbruchs durch den Schauspieler, ebenso-
wenig z. B. die Androhung einer Presseveröffent-
lichung oder einer arbeitsrechtlichen Kampfmaß-
nahme wie des Streiks. Der Entwurf nimmt es um 
der Rechtsstaatlichkeit willen in Kauf, daß Einzel-
fälle, die als strafwürdig angesehen werden können, 
künftig nicht unter dem rechtlichen Gesichtspunkt 
der Nötigung zu erfassen sind. Andererseits er-
scheint es infolge der Begrenzung der Nötigungs-
mittel entbehrlich, als weiteres Tatbestandsmerkmal  

einen anrüchigen Nötigungszweck allgemein oder 
doch für die Ehrennötigung vorzusehen. Der Ent-
wurf verzichtet deshalb auch auf eine besondere 
Regelung der Ehrennötigung. 

Der Entwurf hält es — im Unterschied zu den 
Entwürfen von 1922 bis 1930 — auch nicht für er-
forderlich, ausdrücklich klarzustellen, daß außer 
dem gegen den „anderen" auch das gegen einen 
Dritten angewandte Nötigungsmittel erfaßt werden 
soll, wenn hierdurch zugleich die Entscheidungs-
freiheit des „anderen" beeinträchtigt wird. Mittel-
bar wird dies durch die Fassung des § 171 Nr. 3 zum 
Ausdruck gebracht. Im übrigen wird insoweit auf 
die Begründung zu § 169 Bezug genommen. 

Der Erfolg der Tat besteht nach Absatz 1 wie 
in § 240 StGB darin, daß der Betroffene zu einem 
Handeln, Dulden oder Unterlassen genötigt wird. 
Der Sprachgebrauch ist, soweit es sich um das Er-
zwingen eines Verhaltens durch überwältigende 
Gewalt handelt, nicht genau, da in solchen Fällen 
die Willensbildung des Überwältigten völlig aus-
geschaltet, also kein Willenszwang ausgeübt wird. 
Der Entwurf beläßt es dabei, daß auch diese Fälle 
in den Begriff des Nötigens einbezogen werden; 
eine besondere Regelung, wie sie zunächst in Aus-
sicht genommen war, würde die Fassung des Ge-
setzes zu schwerfällig machen. 

Absatz 2 bringt die Verwerflichkeitsklausel in 
sachlicher Übereinstimmung mit dem geltenden 
Recht, und zwar nicht nur für die „bedingten" Nö-
tigungsmittel (Drohung mit der Herbeiführung eines 
Strafverfahrens oder einer anderen behördlichen 
Maßnahme oder mit der Offenbarung einer ehren-
rührigen Tatsache), obwohl hier der wesentliche 
Anwendungsbereich der Klausel liegt, sondern auch 
für die „unbedingten" Nötigungsmittel (Gewalt, 
Drohung mit Gewalt, Drohung mit einem Ver-
brechen oder Vergehen). Denn im Einzelfall kann 
z. B. auch die Anwendung von Gewalt, etwa um 
einen Selbstmordversuch zu verhindern, sittlich an-
gemessen und deshalb nicht rechtswidrig sein An-
dererseits ist nicht zu verkennen, daß die Verwerf-
lichkeitsklausel im Entwurf gegenüber dem gelten-
den Recht dadurch an Bedeutung verloren hat, daß 
nunmehr die Nötigungsmittel eingeschränkt sind. 
Es bleibt dei Rechtslehre und Rechtsprechung über-
lassen, die Bedeutung der Klausel und ihr Verhält-
nis zu den Rechtfertigungsgründen im einzelnen 
herauszuarbeiten. Ein Irrtum des Täters über die 
Voraussetzungen des Absatzes 2 wird im Sinne der 
Rechtsprechung zu dem geltenden § 240 Abs. 2 
StGB in aller Regel nach § 21 zu beurteilen sein. Nur 
wenn der Täter irrig Umstände annimmt, die, wenn 
sie gegeben wären, die Anwendung des Mittels zu 
dem angestrebten Zweck nicht als verwerflich er-
scheinen ließen, handelt er nicht vorsätzlich. 

Als Strafen werden in Absatz 1 Gefängnis bis 
zu drei Jahren, Strafhaft und Geldstrafe wahlweise 
angedroht. Das geltende Recht sieht beim Grund-
tatbestand Gefängnis bis zu fünf Jahren und in be-
sonders schweren Fällen Zuchthaus bis zu zehn Jah-
ren oder Gefängnis nicht unter sechs Monaten vor. 
Diese Strafdrohungen erscheinen übersetzt. Ande-
rerseits ist auch künftig neben dem Regelstrafrah- 
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men nach Absatz 1 ein erhöhter Strafrahmen für be-
sonders schwere Fälle nicht zu entbehren. Der Ent-
wurf regelt sie aus gründen der Übersichtlichkeit 
in der besonderen Vorschrift über die schwere Nöti-
gung (§ 171). 

Nach Absatz 3 soll der Versuch der Nötigung 
ebenso wie im geltenden Recht strafbar sein. Sonst 
würde die Vorschrift den wesentlichen Teil ihrer 
kriminalpolitischen Bedeutung verlieren. 

§ 171 
Schwere Nötigung 

§ 240 StGB sieht im Zusammenhang mit dem 
Grundtatbestand der Nötigung einen erhöhten Straf-
rahmen, nämlich Zuchthaus bis zu zehn Jahren oder 
Gefängnis nicht unter sechs Monaten, für besonders 
schwere Fälle vor, ohne diese tatbestandlich zu um-
schreiben oder durch Beispiele zu erläutern. Auch 
der Entwurf kann auf einen erhöhten Strafrahmen 
für besonders schwere Fälle nicht verzichten. Denn 
gerade beim Nötigungstatbestand ist der Schwere

-

grad der möglichen Taten sehr verschieden. Dieser 
Erfahrung kann nur dadurch Rechnung getragen 
werden, daß entweder ein nach unten und oben sehr 
weit gespannter Strafrahmen oder eine Abstufung 
der Strafdrohung für den Grundtatbestand und für 
besonders schwere Fälle vorgesehen wird. Der Ent-
wurf zieht den letzteren Weg vor, weil dadurch 
Wertgruppen innerhalb des Tatbereichs gebildet 
werden und es ermöglicht wird, einerseits die Straf-
drohung für den Grundtatbestand verhältnismäßig 
niedrig zu halten, andererseits für die schwersten 
Fälle wie bisher eine Freiheitsstrafe bis zu zehn 
Jahren zur Verfügung zu stellen. Allerdings wäre es 
mit den Grundsätzen des Entwurfs unvereinbar, 
hierfür die Zuchthausstrafe beizubehalten, ohne da-
bei die Erschwerungsfälle tatbestandlich erschöpfend 
zu umschreiben. Da es aber die Eigenart des Tatbe-
standes mit sich bringt, daß die Festlegung von bin-
denden Erschwerungsmerkmalen zu starr wäre, und 
da auch besonders schwere Fälle der Nötigung kaum 
der Hochkriminalität zugerechnet werden können, 
verzichtet der Entwurf auf die Zuchthausstrafe. Er 
sieht einen Strafrahmen von sechs Monaten bis zu 
zehn Jahren Gefängnis vor. 

Der Entwurf erläutert diese Fälle durch drei Regel-
beispiele, die der praktischen Erfahrung entnom-
men sind. 

Nummer 1 sieht als Erschwerungsgrund die Be-
drohung mit einem Verbrechen vor, weil diese, wenn 
sie als ernsthaft hingestellt wird, den Genötigten in 
hohem Maße beunruhigt und unter Druck setzt. 

Nummer 2 verwendet als Erschwerungsgrund den 
Fall der Nötigung im Amt, der in § 339 StGB bis zur 
Aufhebung dieser Vorschrift durch Artikel 10 der 
Strafrechtsangleichungsverordnung vom 29. Mai 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 339) als Erschwerungstatbestand 
geregelt war und nach den praktischen Erfahrungen 
als Regelbeispiel erfaßt werden sollte. Die Fassung 
entspricht dem § 164 Abs. 1 Nr. 2. Auf die Begrün-
dung zu dieser Vorschrift wird Bezug genommen. 

Nummer 3 schließlich nennt die fahrlässig verur-
sachte Selbstmordfolge als Erschwerungsgrund im 
Sinne eines Regelbeispiels. Dieser Fall spielt aller- 

§§ 171, 172 
dings bei der Erpressung eine noch größere Rolle. 
Er ist deshalb in § 260 Abs. 1 Nr. 4 als bindender 
Erschwerungstatbestand mit einer Regelstrafe von 
Zuchthaus bis zu zehn Jahren vorgesehen. Aller-
dings ist dort vorausgesetzt, daß der Täter vorsätz-
lich handelt oder doch den Tod des anderen leicht-
fertig verursacht. Bei § 171 Nr. 3 genügt es, wenn 
der Täter den Selbstmord oder Selbstmordversuch 
leicht fahrlässig verursacht. Dieser Unterschied recht-
fertigt auch die Abweichung im Strafmaß. 

§ 172 

Hausfriedensbruch 

Die Vorschrift tritt an die Stelle des § 123 StGB 
und ersetzt zugleich die §§ 124 und 342 StGB. 

Der Tatbestand wird in Absatz 1 insofern in Über-
einstimmung mit dem geltenden Recht und den frü-
heren Entwürfen geregelt, als an den beiden Unter-
tatbeständen des Eindringens und des Verweilens 
festgehalten wird. In der Fassung bringt Absatz 1 
neben Vereinfachungen und Verdeutlichungen auch 
gewisse Erweiterungen. Als persönlicher Friedens-
bereich werden in Übereinstimmung mit den Ent-
würfen von 1913 bis 1930 auch die Schiffe ausdrück-
lich geschützt. Dadurch soll die für das geltende 
Recht bestehende Frage, wieweit Schiffe im Einzel-
fall als befriedetes Besitztum oder als Verkehrsmit-
tel anzusehen oder noch hierüber hinaus in den 
strafrechtlichen Schutz einzubeziehen sind, gegen-
standslos werden. Andererseits schließt der Zweck 
des Gesetzes, den persönlichen Friedensbereich zu 
schützen, eine Auslegung, die jedes kleine Paddel-
boot erfassen würde, aus. Vielmehr wird der Begriff 
des Schiffes im Sinne des Absatzes 1 nur erfüllt 
sein, wenn das Wasserfahrzeug eine mit den Woh-
nungen und sonstigen befriedeten Besitztümern ver-
gleichbare Größe und Ausgestaltung aufweist. Die 
nähere Abgrenzung kann der Rechtsprechung über-
lassen bleiben. In § 277 E 1930 sind außerdem die 
Luftfahrzeuge ausdrücklich erwähnt. Nach Absatz 1 
sollen sie jedoch ebenso wie die Kraftwagen nur in-
soweit erfaßt werden, als sie unter einen der aufge-
zählten Begriffe, insbesondere unter den Begriff des 
Verkehrsmittels, fallen. Die in Absatz 1 weiter ver-
wendeten Begriffe der Wohnung und des Geschäfts-
raumes sind dieselben wie in § 123 Abs. 1 StGB. 
Hingegen beschränkt der Entwurf den Begriff des 
befriedeten Besitztums, wie das vorausgestellte Wort 
„anderes" ergibt, nicht wie im geltenden Recht auf 
Grundstücke, sondern faßt ihn als Oberbegriff auf, 
der auch Wohnungen, Dienst- und Geschäftsräume 
in sich schließt. Die darin liegende Erweiterung, die 
auch den Zielsetzungen des Entwurfs 1930 entspricht, 
erscheint kriminalpolitisch gerechtfertigt. Sie ermög-
licht es auch, mit § 435 E 1936 statt von „Räumen, 
welche zum öffentlichen Dienst bestimmt sind", von 
Diensträumen schlechthin zu sprechen. Nach diesen 
Erweiterungen sind z. B. auch die Diensträume eines 
Notars oder die Räume einer Kirchenkanzlei durch 
§ 172 geschützt. 

Die erste Tathandlung umschreibt Absatz 1 als 
das Eindringen gegen den Willen des Berechtigten. 
Damit ist klargestellt, daß das psychische Hindernis 
des erkennbaren entgegenstehenden Willens des 
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§ 172 

Berechtigten vom Vorsatz des Täters umfaßt sein 
muß. Die zweite Tathandlung besteht in einem 
Unterlassen, nämlich darin, daß der Täter, der sich 
entweder nicht gegen den Willen des Berechtigten 
oder doch ohne Kenntnis eines entgegenstehenden 
Willens in den fremden Friedensbereich begeben 
hat, sich daraus auf die Aufforderung des Berechtig-
ten nicht entfernt. Insoweit besteht keine Abwei-
chung vom geltenden Recht. Der Zusatz in § 123 
StGB „wenn er ohne Befugnis darin verweilt" ist als 
entbehrlich gestrichen. Besteht für den Täter ein 
Recht zum Verweilen, so schließt es nach allgemei-
nen Grundsätzen die Strafbarkeit aus. 

Als Strafdrohung sieht Absatz 1 Gefängnis bis zu 
einem Jahr, Strafhaft oder Geldstrafe vor. Die Er-
höhung der Freiheitsstrafdrohung gegenüber dem 
geltenden Recht beruht darauf, daß die bisher vor-
gesehene Gefängnisstrafe bis zu drei Monaten der 
Bedeutung des Rechtsgutes nicht gerecht wird. Des-
halb haben die Entwürfe von 1909 bis 1919 ein Jahr 
und die Entwürfe von 1922 bis 1936 zwei Jahre als 
Höchstmaß der Gefängnisstrafe vorgeschlagen. Ab-
satz 1 begnügt sich für den Grundtatbestand mit 
einem Höchstmaß von einem Jahr Gefängnis. Es 
entspricht dem für den erschwerten Hausfriedens

-

bruch in § 123 Abs. 2 StGB und für den Hausfrie-
densbruch im Amt in § 342 StGB bestimmten Höchst-
maß und macht es möglich, auf eine besondere Rege-
lung dieser Erschwerungsfälle zu verzichten. 

Absatz 2 sieht einen schärferen Strafrahmen für 
den Fall vor, daß bei einer Zusammenrottung meh-
rere mit vereinten Kräften eindringen. Diese Soge-
nannte Heimsuchung ist in § 124 StGB besonders 
und in ihren Voraussetzungen insofern enger gere-
gelt, als sich eine Menschenmenge öffentlich zusam-
menrotten und in der Absicht eindringen muß, Ge-
walttätigkeiten gegen Personen oder Sachen zu be-
gehen. Damit tritt der Gemeinschaftsfrieden in den 
Mittelpunkt des Rechtsschutzes. Die Neuregelung 
überläßt den Schutz des Gemeinschaftsfriedens inso-
weit der Vorschrift über den Landfriedensbruch 
(§ 295). Demgegenüber schützt Absatz 2 den persön-
lichen Friedensbereich gegen die bereits in der Zu-
sammenrottung und in dem vereinten Eindringen 
liegende besonders bedrohliche Form des Hausfrie-
densbruches. Als Strafdrohung ist Gefängnis bis zu 
zwei Jahren oder Strafhaft vorgesehen. Der Straf-
rahmen der Gefängnisstrafe entspricht dem in § 124 
StGB. 

Im Anschluß an § 123 StGB macht Absatz 3 die 
Verfolgung des einfachen Hausfriedensbruches nach 
Absatz 1 von einem Strafantrag abhängig, während 
die Heimsuchung wie in § 124 StGB von Amts we-
gen verfolgt wird. Diese Regelung gilt im Unter-
schied zu § 342 StGB, nach dem der Hausfriedens-
bruch im Amt stets von Amts wegen verfolgt wird, 
auch für die Begehung des Hausfriedensbruches 
durch einen Amtsträger. Es erscheint nicht erforder-
lich, insoweit eine Ausnahme zu der für Absatz 1 
geltenden Antragsregelung vorzusehen. Danach ist 
der durch einen Amtsträger begangene einfache 
Hausfriedensbruch künftig ebenfalls ein Antrags-
delikt. Die Rücknehmbarkeit des Antrags ergibt sich 
aus § 125 Abs. 1 und braucht nicht mehr ausdrück-
lich bestimmt zu werden. 

Sechster Titel 

Beleidigung 
Die Frage, ob das geltende Strafrecht den Schutz 

der persönlichen Ehre in ausreichendem Maße ge-
währleistet und wie etwa dieser Schutz noch ver-
stärkt werden könnte, ist während der letzten Jahr-
zehnte in der Öffentlichkeit Gegenstand vielfacher 
Erörterungen gewesen. Diese waren bisher stets da-
durch belastet, daß der Ehrenschutz nicht nur auf 
dem Gebiet des Strafrechts, sondern namentlich auch 
auf dem des Zivilrechts Mängel aufwies und daß zu 
deren Überwindung meist nur strafrechtliche Maß-
nahmen empfohlen wurden, weil einer Reform des 
bürgerlichen Rechts lange Zeit kaum überwindbare 
Hindernisse entgegenstanden. Mit dieser Schwierig-
keit braucht in der Gegenwart nicht mehr gerechnet 
zu werden. Die Bundesregierung hat inzwischen den 
Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung des zivil-
rechtlichen Persönlichkeits- und Ehrenschutzes (BT-
Drucks. Nr. 1237 der 3. Wahlperiode) vorgelegt, mit 
dem versucht wird, der Persönlichkeit des Menschen 
einen umfassenden bürgerlich-rechtlichen Schutz 
gegen rechtswidrige Eingriffe jeder Art zu gewäh-
ren. Dadurch sind die Aufgaben des vorliegenden 
Entwurfs begrenzt. Er kann sich auf solche Empfeh-
lungen beschränken, die aus kriminalpolitischen Er-
wägungen begründet sind, und deshalb von Vor-
schriften absehen, deren Hauptzweck darin bestehen 
würde, Lücken des zivilrechtlichen Ehrenschutzes zu 
schließen. 

Die Klagen über einen ungenügenden Strafschutz 
der Ehre gehen in erster Linie dahin, daß die Gerichte 
wegen Beleidigung meist zu geringe Strafen ver-
hängen. Soweit hier Mißstände bestehen, beruhen 
sie nicht darauf, daß das Gesetz den Gerichten die 
Möglichkeit verschließt, auf ernste Strafen zu erken-
nen. Das geltende Strafgesetzbuch läßt für die ein-
fache Beleidigung und für die üble Nachrede Gefäng-
nis bis zu einem Jahr zu; für die tätliche Beleidigung 
und für die üble Nachrede, die öffentlich be-
gangen wird, ist Gefängnis bis zu zwei Jahren an-
gedroht. Der Verleumder kann mit Gefängnis bis zu 
zwei Jahren und, wenn er öffentlich beleidigt hat, 
mit Gefängnis bis zu fünf Jahren bestraft werden. 
Greift das Gericht zu Geldstrafe, so gilt für diese der 
allgemeine, für alle Vergehen nach dem Strafgesetz-
buch vorgesehene Strafrahmen. An den Grundsätzen 
dieser Regelung muß der Entwurf festhalten; insbe-
sondere können für die einfache Beleidigung im 
Sinne des § 185 StGB und für die üble Nachrede 
keine Mindeststrafen festgesetzt werden. Weil diese 
Tatbestände Fälle der verschiedenartigsten Straf-
würdigkeit umfassen, würde eine solche Maßnahme 
mit der gesamten Entwicklung des Strafrechts und 
mit der grundsätzlichen Einstellung des Entwurfs zur 
Gestaltung der Strafrahmen in schroffem Wider-
spruch stehen. Insoweit muß es mit einer vorsich-
tigen Ausweitung der Strafrahmen für die üble Nach-
rede, die Verleumdung und die Kundgabe von Miß-
achtung und mit der Schärfung der Strafe in einigen 
besonderen, aus den allgemeinen Tatbeständen her-
ausgehobenen Fällen der Ehrverletzung (vgl. z. B. 
§§ 176, 377, 481) sein Bewenden haben. 

Als weiterer Mißstand auf dem Gebiet des straf-
rechtlichen Ehrenschutzes ist häufig hervorgehoben 
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worden, daß die unbeschränkte Zulassung des 
Wahrheitsbeweises bei der üblen Nachrede die 
Möglichkeiten des Strafverfahrens, dem Beleidigten 
für die Ehrenkränkung Genugtuung zu verschaffen, 
erheblich mindere. Hier liegt in der Tat eine der 
schwierigsten Fragen des Ehrenschutzes überhaupt. 
Sie durch einen sinnvollen Ausgleich der widerstrei-
tenden Interessen zu lösen, ist ein wichtiges Anliegen 
des Entwurfs. Welche Verbesserungen in diesem 
Bereich gegenüber dem geltenden Recht erwägens-
wert sind, ist in der Begründung zu den Tatbestän-
den der üblen Nachrede (§ 173) und der öffentlichen 
Erörterung fremder Privatangelegenheiten (§ 182) 
dargelegt. 

Als schwerwiegender Mangel des geltenden Rechts 
ist es ferner bezeichnet worden, daß für den Beleidig-
ten keine Möglichkeit bestehe, im Strafverfahren 
oder in einem selbständigen Verfahren die Feststel-
lung der Unwahrheit oder Nichterweislichkeit einer 
ehrenrührigen Behauptung durch Urteilsspruch zu 
erreichen. Die Frage ist im Zusammenhang mit der 
Reform des materiellen Strafrechts vielfach erörtert 
worden; der Vorschlag, sie unmittelbar im Straf-
gesetzbuch zu lösen, ist jedoch bis zum Beginn der 
gesetzgeberischen Arbeiten nach dem letzten Kriege 
niemals unterbreitet worden. Dagegen war ein straf-
rechtliches Feststellungsverfahren bereits 
vorgesehen in Artikel 70 Ziff. 219 des Entwurfs eines 
Einführungsgesetzes zum Allgemeinen Deutschen 
Strafgesetzbuch und zum Strafvollzugsgesetz von 
1930, wonach die Strafprozeßordnung durch die 
§§402 a ff. ergänzt werden sollte, und in den §§ 423 ff. 
des Entwurfs einer Strafverfahrensordnung und 
einer Friedensrichter- und Schiedsmannsordnung von 
1939. Nach dem Kriege ist ein solches Verfahren in 
§ 8 des Gesetzes über die Gewährung von Straffrei-
heit vom 31. Dezember 1949 (Bundesgesetzbl. S. 37) 
und in § 18 des Straffreiheitsgesetzes vom 17. Juli 
1954 (Bundesgesetzbl. I S. 203) für den beschränkten 
Bereich der Amnestie verwirklicht worden. Zugleich 
ist der Gedanke aufgetaucht, das Feststellungsver-
fahren wegen seiner erheblichen praktischen Bedeu-
tung im Strafgesetzbuch zu verankern und bereits 
dort über seine grundsätzliche Zulässigkeit zu ent-
scheiden; denn es sei eine überwiegend materiell

-

rechtliche Frage, ob ein durch üble Nachrede oder 
Verleumdung Betroffener die Feststellung der Un-
wahrheit oder Nichterweislichkeit einer ehrenrühri-
gen Behauptung verlangen könne. Artikel 1 Nr. 11 
des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Straf-
gesetzbuches — Strafrechtsänderungsgesetz 1950 — 
(BT-Drucks. Nr. 1307 der 1. Wahlperiode) sah deshalb 
die Einfügung eines § 187b in das Strafgesetzbuch 
vor, der lediglich die Voraussetzungen bezeichnete, 
unter denen ein Antrag auf Feststellung der Unwahr-
heit oder Nichterweislichkeit einer ehrenrührigen 
Behauptung gestellt werden konnte. Die Regelung 
des Feststellungsverfahrens im einzelnen blieb der 
Strafprozeßordnung überlassen, der ein besonderer 
Abschnitt über die Wahrheitsfeststellung (§§ 402 a ff.) 
eingefügt werden sollte. Obwohl gegen diese syste-
matische Aufteilung nichts einzuwenden ist, behan-
delt der Entwurf entgegen einem ursprünglich beste-
henden Plan die Frage des Feststellungsverfahrens 
nicht. Maßgebend dafür sind vor allem folgende Er-
wägungen: Die zivilrechtliche Rechtsprechung hat in 

vor § 173 

der jüngsten Vergangenheit die Lücken des bürger-
lich-rechtlichen Ehrenschutzes, die bisher unzweifel-
haft bestanden haben, nahezu vollständig geschlos-
sen. Vor allem kann die Feststellung der Unwahrheit 
einer ehrenrührigen Tatsachenbehauptung in weite-
stem Umfang erreicht werden, und zwar namentlich 
auch dann, wenn der Beleidiger in Wahrnehmung 
berechtigter Interessen gehandelt hat und deshalb 
aus einer widerrechtlichen Persönlichkeitsverletzung 
nicht in Anspruch genommen werden kann. Durch 
den bereits erwähnten Entwurf eines Gesetzes zur 
Neuordnung des zivilrechtlichen Persönlichkeits- und 
Ehrenschutzes soll diese Rechtsprechung in die Form 
des geschriebenen Rechts übertragen werden. Ob es 
daneben noch eines besonderen strafrechtlichen Fest-
stellungsverfahrens bedarf, ist mindestens zweifel-
haft und kann zuverlässig erst beurteilt werden, 
wenn die Gesetzesfassung für die zivilrechtliche Re-
gelung feststeht. Dabei fällt auch ins Gewicht, daß 
die Verfolgung des bürgerlich-rechtlichen Feststel-
lungsanspruchs im Strafprozeß ohne jede gesetzes-
technische Schwierigkeit durch eine geringfügige 
Ergänzung der Vorschrift über das Adhäsionsver-
fahren (§§ 403 ff. StPO) ermöglicht werden kann. 
Außerdem sind von mehreren Landesjustizverwal-
tungen und aus Kreisen der Strafrichter gegen ein 
selbständiges strafrechtliches Feststellungsverfahren, 
das auch durchgeführt werden muß, wenn der Be-
leidiger nicht verfolgt oder bestraft werden kann, 
nachdrücklich Bedenken erhoben worden. Man be-
fürchtet davon eine Erschwerung und Verzögerung 
der Privatklageverfahren, die durch den Gewinn an 
zusätzlicher Genugtuung für den Verletzten nicht 
ausgeglichen werden könnten. Schließlich sprechen 
auch praktische Gründe dafür, die Vorschriften über 
das Feststellungsverfahren nicht in einen sachlich-
rechtlichen und einen prozessualen Teil zu zerlegen 
und sie in zwei Gesetzen zu zerstreuen. Für das Ver-
ständnis der Gesamtregelung ist es förderlicher, 
wenn sie einheitlich in der Strafprozeßordnung ge-
troffen wird. 

Einwendungen sind schließlich auch gegen § 193 
StGB und die mit ihm zusammenhängende Recht-
sprechung insoweit erhoben worden, als das Reichs-
gericht der Wahrnehmung öffentlicher 
Interessen durch Presse, Rundfunk und Film nur 
in Ausnahmefällen rechtfertigende Wirkung zuer-
kannt hat. Wenn inzwischen auch mehrere Ober-
landesgerichte, das Bayerische Oberste Landesgericht 
und neuerdings auch der Bundesgerichtshof in Zivil-
sachen von dieser Rechtsprechung abgerückt sind 
und dabei allgemeine Zustimmung gefunden haben, 
unternimmt es der Entwurf doch — zum Teil im Zu-
sammenwirken mit dem Entwurf eines Gesetzes zur 
Neuordnung des zivilrechtlichen Persönlichkeits- und 
Ehrenschutzes —, die Frage ausdrücklich in einem 
Sinne zu klären, der den Grundsätzen eines demo-
kratischen Staates entspricht. Wegen der Einzel-
heiten wird auf die Begründung zu § 178 verwiesen. 

Das geltende Strafgesetzbuch kennt drei Grund-
formen der Beleidigung; die einfache Beleidigung 
mit der Unterart der tätlichen Beleidigung (§ 185 
StGB), die üble Nachrede (§ 186 StGB) und die ver-
leumderische Beleidigung (§ 187 StGB). Der Entwurf 
hält an dieser Dreiteilung fest. Er ordnet die Tat-
bestände aber insofern anders, als er zunächst die üble 
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§ 173 

Nachrede (§ 173), dann die Verleumdung (§ 174) und 
erst zuletzt die Kundgabe von Mißachtung, die auf 
andere Weise als durch üble Nachrede oder Ver-
leumdung begangen wird (§ 175), behandelt. Durch 
die Hinzufügung der Subsidiaritätsklausel bei § 175 
soll das Konkurrenzverhältnis der drei Tatbestände 
in demselben Sinne geklärt werden, wie es die Recht-
sprechung zu den §§ 185 bis 187 StGB nach Über-
windung jahrzehntelang bestehender Zweifel getan 
hat. Alsdann folgen besondere Tatbestände über die 
Beleidigung von Persönlichkeiten des politischen 
Lebens (§ 176) und die Verunglimpfung des Anden-
kens Verstorbener (§ 177). Den Schluß des Titels 
bilden die gemeinsamen Vorschriften über Wahr-
nehmung berechtigter Interessen, Herausforderung 
durch den Verletzten, Strafantrag und Urteils-
bekanntmachung (§§ 178 bis 181). 

In den Entwurf nicht übernommen sind eben-
so wie bei der Körperverletzung (§231 StGB) die Vor-
schriften des geltenden Rechts über die Buße (§ 188 
StGB). Diese hat als besondere Form des bürgerlich

-

rechtlichen Ersatzes von Vermögensschäden keine 
nennenswerte Bedeutung in der Praxis erlangt. Einer 
Umgestaltung der Buße, etwa in eine Maßnahme, 
durch die dein Beleidigten ein billiger Ausgleich für 
die ihm zugefügte Kränkung gewährt wird, bedarf 
es nicht, weil schon die zivilrechtlichen Vorschriften 
über das Schmerzensgeld (§ 847 BGB) nach der Aus-
legung, die sie neuerdings durch die Rechtsprechung 
erfahren haben, einen ausreichenden Rechtsschutz 
gewähren und Artikel 1 Nr. 6 des oben erwähnten 
zivilrechtlichen Entwurfs die gesetzliche Anerken-
nung dieser Rechtsprechung vorschlägt. Die Geltend-
machung des Anspruchs auf Schmerzensgeld ist nach 
§ 403 StPO auch im Strafverfahren möglich. Ferner 
sind die §§ 190 und 191 StGB, die eine Erweiterung 
der Rechtskraftwirkung bestimmter Urteile und die 
Aussetzung des Verfahrens in bestimmten Fällen der 
Beleidigung vorsehen, nicht übernommen, weil sie 
verfahrensrechtlicher Natur sind und ihren Platz in 
der Strafprozeßordnung finden müssen. § 198 StGB 
schließlich, der die Dauer der Antragsfrist bei wech-
selseitigen Beleidigungen verändert, ist durch § 124 
des Entwurfs ersetzt. 

Zu der umstrittenen Frage, ob nur natürliche Per-
sonen oder unter gewissen Voraussetzungen auch 
Personenmehrheiten den Schutz der Beleidi-
gungstatbestände genießen, nimmt der Entwurf 
nicht Stellung. Die Rechtsprechung hat bisher auf 
Grund der §§ 196 und 197 StGB die Beleidigungs-
fähigkeit von Behörden sowie von Gesetzgebungs-
organen und anderen politischen Körperschaften aus-
nahmslos anerkannt. Darüber hinaus hat sie jedoch 
nur zögernd und unter engen sachlichen Voraus-
setzungen die Möglichkeit bejaht, daß eine Personen-
gemeinschaft im Sinne der §§ 185 ff. StGB beleidigt 
werden könne. Dabei ist die Abgrenzung der unter 
diesem Gesichtspunkt schutzwürdigen Gemeinschaf-
ten noch keineswegs abschließend geklärt. Das hängt 
vor allem damit zusammen, daß die Rechtsprechung 
bisher überhaupt nur in wenigen praktischen Fällen 
Gelegenheit hatte, einzelne Grundsätze für die Ab-
grenzung herauszuarbeiten. Und auch diese Grund-
sätze sind in der Wissenschaft noch lebhaft umstritten, 
so daß sich nicht absehen läßt, ob sie weitere Nach

-prüfung standhalten. Au ßerdem wird die Meinung, daß 
das in den Beleidigungstatbeständen geschützte 
Rechtsgut der Ehre schon seinemWesen nach auf natür-
liche Personen beschränkt sei, nicht nur vereinzelt 
vertreten. Die Zeit ist deshalb noch nicht reif, um die 
Frage durch Gesetz in dem einen oder anderen Sinne 
zu entscheiden. Es muß vielmehr Aufgabe der Recht-
sprechung bleiben, in organischer Entwicklung zu 
klären, ob und gegebenenfalls unter welchen Vor-
aussetzungen der Beleidigungsschutz Personenmehr-
heiten zugute kommt. So zu verfahren, empfiehlt 
sich auch deshalb, weil die ständig zunehmende 
Gliederung des Volkes in Zusammenschlüsse, die 
nach ihrer Art, ihren Zielen, ihrer sozialen Bedeu-
tung und ihrer inneren Geschlossenheit recht ver-
schieden sind, eine abschließende Beurteilung noch 
nicht gestattet. Es handelt sich hier weniger um eine 
juristische als um eine soziologische Frage, auf die 
eine begründete Antwort erst möglich ist, wenn die 
tatsächliche Entwicklung zu einer gewissen Ruhe ge-
kommen ist und sich bestimmte Wertvorstellungen 
im Volke gegenüber den einzelnen Gemeinschaften 
gebildet haben. Der Entwurf hält deshalb grundsätz-
lich am geltenden Recht fest. Er bestätigt einerseits 
in § 180 Abs. 3 und 4, daß die Behörden und politi-
schen Körperschaften unverändert durch die Beleidi-
gungstatbestände geschützt sind, enthält sich anderer-
seits aber jeder Stellungnahme zur Frage des 
Schutzes von Personengemeinschaften. Um zu ver-
hindern, daß aus der Anerkennung der „Beleidi-
gungsfähigkeit" von Behörden und politischen Kör-
perschaften nicht beabsichtigte Schlußfolgerungen 
für andere Personenmehrheiten gezogen werden, 
gebraucht der Entwurf in § 180 Abs. 3 und 4 die 
Wendung, daß sich die Tat „gegen das Ansehen" 
der Behörde oder der Körperschaft richtet. Dadurch 
wird denen, die das Rechtsgut der Ehre ausschließ-
lich für natürliche Personen vorbehalten wollen, die 
Möglichkeit eröffnet, diese Vorschriften als aus-
drückliche gesetzliche Anordnung zu verstehen, die 
Beleidigungstatbestände zum Schutze des Ansehens 
von Behörden und politischen Körperschaften sinn-
gemäß anzuwenden. Der Entwurf hat sich von dem 
Bestreben leiten lassen, weder den Anhängern noch 
den Gegnern des Gedankens, daß Personengemein-
schaften unter bestimmten Voraussetzungen belei-
digungsfähig seien, irgendwelche Anhaltspunkte für 
die Richtigkeit ihrer Ansicht an die Hand zu geben. 

§ 173 
Üble Nachrede 

Der Tatbestand der üblen Nachrede deckt sich trotz 
erheblicher Unterschiede in der sprachlichen Fassung 
weitgehend mit § 186 StGB. Er beruht wie dieser auf 
dem Grundgedanken, daß der Wahrheitsbeweis für 
die Strafbarkeit einer üblen Nachrede ausschlag-
gebende Bedeutung hat. Diese Lösung, die in den 
Tatbestand nur das Aufstellen oder Verbreiten einer 
ehrenrührigen Tatsachenbehauptung aufnimmt und 
das Mißlingen des Wahrheitsbeweises als Bedingung 
der Strafbarkeit hinzufügt, ist seit vielen Jahren 
unter zwei entgegengesetzten Gesichtspunkten Ge-
genstand der Kritik gewesen. 

Auf der einen Seite wird vorgebracht, daß die Vor-
schrift den Ehrenschutz überspanne und mit dem 
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Schuldgrundsatz nicht vereinbar sei. Als das in den 
Beleidigungstatbeständen geschützte Rechtsgut der 
Ehre sei nur der begründete Anspruch des Men-
schen auf soziale Geltung anzusehen, der ihm auf 
Grund seiner Menschenwürde und seiner Leistungen 
in der Gemeinschaft zukomme. Dieses Rechtsgut 
werde im allgemeinen nicht verletzt, wenn jemand 
über einen anderen etwas Wahres behaupte; denn 
dadurch werde lediglich dessen unbegründeter guter 
Ruf, nicht aber sein verdienter Achtungsanspruch 
getroffen. Der Tatbestand der üblen Nachrede dürfe 
deshalb nur für das vorwerfbare Aufstellen oder 
Verbreiten einer unwahren ehrenrührigen Behaup-
tung Strafe androhen. Jedenfalls sei es mit dem 
Schuldgrundsatz nicht vereinbar, wenn es für die 
Verwirklichung des Tatbestandes auf die Unwahr-
heit der Behauptung nicht ankomme und das oft zu-
fällige, vorn Willen des Täters unabhängige Ergebnis 
des Wahrheitsbeweises über die Strafbarkeit ent-
scheide. 

Trotz dieser durchaus ernst zu nehmenden Beden-
ken hält der Entwurf am geltenden Recht fest. Dabei 
geht er von der Auffassung aus, daß die für den 
Wahrheitsbeweis getroffene Regelung dem Schuld-
grundsatz entspricht, und zwar unabhängig davon, 
welchen Inhalt das durch die Beleidigungsvorschrif-
ten geschützte Rechtsgut hat. Sieht man als dieses 
Rechtsgut in Übereinstimmung mit einer nicht mehr 
sehr verbreiteten Lehre den tatsächlichen guten Ruf 
des Menschen an, sein wirkliches Ansehen in der 
Gemeinschaft zur Zeit der Tat, so ergeben sich keine 
Schwierigkeiten; denn unter dieser Voraussetzung 
wäre das Aufstellen oder Verbreiten einer ehren-
rührigen Behauptung ohne Rücksicht auf ihre Un-
wahrheit rechtswidrig und der Wegfall der Straf-
barkeit bei gelungenem Wahrheitsbeweis lediglich 
eine Maßnahme kriminalpolitischer Zweckmäßigkeit. 

Aber auch wenn man der heute wohl überwiegen-
den Meinung im Schrifttum folgt, daß durch die Be-
leidigungsvorschriften nur der begründete Achtungs-
anspruch geschützt werde, läßt sich die Lösung des 
geltenden Rechts dogmatisch vertreten. Es ist eine 
Erfahrung des täglichen Lebens, daß auch gutgläubig 
aufgestellte oder verbreitete Tatsachenbehauptun-
gen häufig unwahr sind oder daß jedenfalls die 
Möglichkeit ihrer Unwahrheit im allgemeinen nicht 
ausgeschlossen werden kann. Das beruht auf der Un-
zulänglichkeit menschlicher Wahrnehmung, bei der 
Sinnestäuschungen und Mißverständnisse vorkom-
men können, und vor allem auf der Unzuverlässig-
keit von Mitteilungen, die oft bewußt oder unbewußt 
von der Wahrheit abweichen. Mit Rücksicht auf diese 
Erkenntnis ist die Rechtsordnung genötigt, nicht nur 
den wirklichen Eingriff in fremde Ehre zu verbieten, 
sondern es schon zu mißbilligen, wenn jemand an-
gesichts des regelmäßig nicht auszuschließenden 
Irrtums einen solchen Eingriff riskiert. Dieses Risiko 
muß er verantworten, wenn sich die Wahrheit seines 
Vorwurfs nicht erweisen läßt. Die Rechtfertigung für 
eine so weittragende Verantwortlichkeit ergibt sich 
aus der Überlegung, daß in einem Verfahren wegen 
übler Nachrede sich auch der Beleidigte sachlich in 
der Rolle eines Angeklagten befindet; denn ihm ist 
ein ehrenrühriger Vorwurf gemacht, dessen Stich-
haltigkeit mit den Mitteln des Strafprozesses geklärt 

§ 173 
werden soll. Dabei be findet er sich gegenüber dem 
Angreifer in einer mißlichen Lage. Wäre die Un-
wahrheit Tatbestandsmerkmal der üblen Nachrede, 
so müßte er, um sich gegen den Vorwurf mit Erfolg 
zu verteidigen, das Gericht davon überzeugen, daß 
die behauptete Tatsache nicht besteht. Er müßte also 
etwas Negatives schlüssig beweisen, was nach allen 
Erfahrungen der gerichtlichen Praxis nur in seltenen 
Ausnahmefällen gelingt. Unter diesen Umständen 
ist es eine Forderung der Gerechtigkeit, daß der 
Zweifel an der Wahrheit der Behauptung zu seinen 
Gunsten ausgeht; denn der Täter hat die mit dem 
Risiko verbundene Verantwortung auf sich genom-
men und muß sie tragen, wenn er den Beweis für die 
Wahrheit trotz seiner im allgemeinen günstigeren 
Beweislage nicht erbringen kann. Jede Auflockerung 
des Tatbestandes der üblen Nachrede, etwa in der 
Weise, daß nur das vorwerfbare Behaupten oder 
Verbreiten unwahrer Tatsachen mit Strafe bedroht 
wird oder daß der gute Glaube des Täters an die 
Wahrheit die Strafbarkeit ausschließt, würde eine 
grobe Ungerechtigkeit gegenüber dem Verletzten 
sein und zugleich die Wirksamkeit des Ehrenschutzes 
entscheidend schwächen. 

Die vorstehend dargelegte Kritik am geltenden 
Recht ist im wesentlichen aus dogmatischen Gründen 
geübt worden. Für die in der Vorbemerkung zu die-
sem Titel behandelten Bestrebungen, eine Verstär-
kung des Ehrenschutzes zu erreichen, war sie nur 
ein Hemmschuh und hat deshalb keinen großen 
Widerhall gefunden. Umgekehrt ist dagegen die 
schrankenlose Zulassung des Wahrheitsbewei-
ses während der letzten Jahrzehnte in zunehmen-
dem Maße als eine kriminalpolitisch verfehlte 
Lösung bezeichnet worden. Das Recht des Wahr-
heitsbeweises schließt für den Beleidigten die Ge-
fahr in sich, statt der erhofften Genugtuung für die 
erlittene Kränkung weitere schwere Nachteile da-
durch zu erleiden, daß seine gesamten Verhältnisse, 
insbesondere sein Privat- und Familienleben, zum 
Gegenstand peinlicher Erörterungen in öffentlicher 
Verhandlung gemacht werden. Gesteigert wird diese 
Gefahr dadurch, daß der Täter, um die Wahrheit des 
Inhalts einer allgemein gehaltenen ehrenrührigen 
Behauptung zu erweisen, während des Prozesses 
neue ehrenrührige Tatsachen vorbringen und unter 
Beweis stellen kann. Auf diese Weise sieht der Ver-
letzte sich häufig in die Rolle des Verfolgten ge-
drängt. Außerdem wird selbst ein Versagen des dem 
Täter obliegenden Wahrheitsbeweises in der Um-
welt des Betroffenen nicht immer als genügend an-
gesehen, um ihn von den erhobenen Vorwürfen zu 
reinigen; man erwartet von ihm, daß er die Unwahr-
heit der Bezichtigung beweisen werde. Welchen 
Schwierigkeiten dieser Nachweis aber im allgemei-
nen begegnet, ist oben bereits dargelegt. Kann er 
nicht lückenlos geführt werden, so läßt die Gerichts-
verhandlung, auch wenn der Täter verurteilt wird, 
nicht selten eine Schädigung des Ansehens des Ver-
letzten zurück, die oft schwerer wiegt als die durch 
die üble Nachrede selbst bewirkte. Der Verletzte 
verzichtet deshalb häufig darauf, den Schutz der Ge-
richte anzurufen, und fühlt sich von der Rechtsord-
nung im Stich gelassen oder greift zu Selbsthilfe-
maßnahmen, die zu mißbilligen sind. 
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§ 173 
Um eine durchgreifende Besserung der Verhält-

nisse zu erreichen, ist wiederholt gefordert worden, 
die Zulassung des Wahrheitsbeweises in mehr oder 
minder großem Umfang zu beschränken und dadurch 
in einem gewissen Bereich die Strafbarkeit wegen 
übler Nachrede ohne Rücksicht auf die Wahrheit des 
Vorwurfs zu begründen. Diesen Weg gehen in der 
Tat zahlreiche ausländische Rechte; auch einige 
frühere Entwürfe zum Strafgesetzbuch (z. B. der Ent-
wurf 1909 und die Entwürfe von 1922 bis 1930) haben 
den Wahrheitsbeweis für öffentlich aufgestellte oder 
verbreitete ehrenrührige Behauptungen über das 
Privat- oder Familienleben eines anderen unter be-
stimmten Voraussetzungen ausgeschlossen. Gegen 
eine solche Lösung bestehen jedoch sachliche Beden-
ken. Sie zwingt dazu, jeweils für den Bereich, in dem 
der Wahrheitsbeweis ausgeschlossen ist, nicht die 
Ehre des Betroffenen im Sinne seines begründeten 
Anspruchs auf soziale Geltung als geschütztes 
Rechtsgut anzusehen, sondern etwa den Frieden in 
der Gemeinschaft oder den Frieden des einzelnen 
in seinem persönlichen Lebensbereich, die schon da-
durch gestört werden, daß der Täter bestimmte 
ehrenrührige Vorgänge oder Zustände aus dem 
Leben eines anderen preisgibt. Bei dem Strafschutz 
gegen Behauptungen, die dem Wahrheitsbeweis un-
zugänglich sind, würde es sich also nicht um den 
Schutz der Ehre, wie sie heute überwiegend verstan-
den wird, sondern um den Schutz des allgemeinen 
Friedens handeln. Es wäre dogmatisch bedenklich, 
diesen Friedensschutz im Rahmen der Beleidigungs-
tatbestände zu regeln und ihn damit unzutreffend 
als „Ehrenschutz" auszugeben. Dabei ist auch zu 
berücksichtigen, daß ein Ausschluß des Wahrheits-
beweises nicht bei Tatsachenbehauptungen aller Art 
in Frage kommen kann, und zwar auch dann nicht, 
wenn man den Ausschluß auf Außerungen be-
schränkt, mit denen der Täter kein billigenswertes 
Interesse wahrnimmt. Ein so umfassendes Verbot, 
die Wahrheit zu sagen, würde im Widerspruch zu 
den Gegebenheiten des sozialen Lebens stehen. Die 
Möglichkeit, die ehrenrührige Handlung eines ande-
ren als solche zu kennzeichnen, hat überdies eine 
wichtige soziale Funktion, die beeinträchtigt würde, 
wenn nur die Wahrnehmung eines Interesses den 
Weg zum Wahrheitsbeweis öffnen könnte. Das Be-
dürfnis, für ehrenrührige Behauptungen den Wahr-
heitsbeweis einzuschränken, kann sich deshalb nur 
auf eng begrenzte Lebensbereiche beziehen. Ihm 
wird besser dadurch entsprochen, daß neben der 
üblen Nachrede und außerhalb des Titels ,,Beleidi-
gung" ein selbständiger Tatbestand geschaffen wird, 
der für solche Behauptungen ohne Rücksicht auf ihre 
Wahrheit oder Unwahrheit unter dem Gesichtspunkt 
des Friedensschutzes Strafe androht. Auf dieser 
Grundlage haben schon die Entwürfe zu einem Straf-
gesetzbuch von 1913 (§ 352) und 1919 (§ 353) ein be-
sonderes sogenanntes Indiskretionsdelikt vor-
geschlagen, mit dem ehrenrührige Behauptun-
gen über „Angelegenheiten des häuslichen oder 
Familienlebens eines anderen, die das öffentliche 
Interesse nicht berühren", ohne Rücksicht auf ihre 
Wahrheit verboten werden sollten. An dieser Ent-
wicklung knüpft der Entwurf an. Er empfiehlt in An-
lehnung an Vorschläge, die auf dem 42. Deutschen 
Juristentag 1957 in Düsseldorf beraten worden sind, 

einen selbständigen Tatbestand (§ 182), nach dem 
mit Strafe bedroht ist, wer „ohne verständigen 
Grund eine ehrenrührige Behauptung tatsächlicher 
Art über das Privat- oder Familienleben eines ande-
ren, die das öffentliche Interesse nicht berührt, 
öffentlich, in einer Versammlung oder durch Ver-
breiten von Schriften, Tonträgern, Abbildungen oder 
Darstellungen aufstellt oder verbreitet". Sind diese 
Voraussetzungen erfüllt, so darf über die Wahrheit 
der Behauptung kein Beweis erhoben werden und 
eine Bestrafung wegen Beleidigung ist ausgeschlos-
sen (§ 182 Abs. 2, 4). Wegen der tatsächlichen und 
rechtlichen Problematik dieser Vorschrift und wegen 
ihrer Ausgestaltung im einzelnen wird auf die Be-
gründung zu § 182 verwiesen. Über den Bereich des 
Indiskretionsdeliktes hinaus erscheint es nicht ge-
rechtfertigt, die Zulässigkeit des Wahrheitsbeweises 
zu beschränken; denn der Gedanke, im allgemeinen 
straflos die Wahrheit sagen zu dürfen, ist in der 
Bevölkerung zu tief verwurzelt, um ihn auch da auf-
geben zu können, wo nicht überwiegende Interessen 
des Persönlichkeits- und Friedensschutzes es gebie-
ten. Was in der Vergangenheit vor allem gefehlt 
hat, war ein Schutz dagegen, daß Angelegenheiten 
des Privat- und Familienlebens an die Öfentlichkeit 
gezerrt wurden. Außerhalb dieses Intimbereichs muß 
aber gewährleistet bleiben, daß wahre Tatsachen 
auch dann Gegenstand der Kritik sein können, wenn 
sie den Kritiker im Einzelfall nicht nahe angehen. Oh 
die anderen mit dem Wahrheitsbeweis zusammen-
hängenden und im Strafverfahren hervortretenden 
Mißstände, über die oben berichtet wurde, verringert 
werden können, ist bei der Ergänzung des Strafver-
fahrensrechts zu prüfen, die in Verbindung mit der 
Reform des Strafgesetzbuches vorzunehmen sein 
wird. Zu denken ist etwa daran, daß in Beleidigungs-
prozessen die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden 
kann, wenn Angelegenheiten des Privat- und 
Familienlebens, die das öffentliche Interesse nicht 
berühren, zur Sprache kommen. 

Zur Ausgestaltung des Tatbestandes im einzelnen 
ist folgendes zu bemerken: In Absatz 1 wird die 
im Zusammenhang mit der Behauptung tatsächlicher 
Art verwendete schwerfällige Umschreibung des 
§ 186 StGB „welche denselben verächtlich zu machen 
oder in der öffentlichen Meinung herabzuwürdigen 
geeignet ist" durch den Begriff „ehrenrührig" er-
setzt. Der Entwurf geht davon aus, daß beide Fas-
sungen sich inhaltlich im wesentlichen decken. Das 
entspricht auch dem Standpunkt der früheren Ent-
würfe zum Strafgesetzbuch, die schon seit 1909 eine 
entsprechende Vereinfachung empfohlen haben. Der 
zur Beschreibung der Tathandlung verwendete Aus-
druck „Aufstellen" ist den früheren Entwürfen ent-
nommen und ersetzt das „Behaupten einer Tatsache" 
im Sinne des § 186 StGB. Den Ausdruck „Verbreiten" 
verwendet auch das geltende Recht. Beide Ausdrücke 
sind ebenso wie die entsprechenden Begriffe des 
geltenden Rechts auszulegen. Daraus folgt, daß der 
Begriff des Verbreitens im Entwurf nicht einheitlich, 
sondern je nach dem Zusammenhang mit unter-
schiedlicher Bedeutung verwendet wird (vgl. z. B. die 
§§ 220, 366, 367 und 372 sowie die Begründung dazu). 
Wie nach geltendem Recht setzt die üble Nachrede 
auch voraus, daß die ehrenrührige Behauptung einem 
Dritten oder der Öffentlichkeit gegenüber aufgestellt 
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oder verbreitet wird; ist sie lediglich an den Betrof-
fenen gerichtet, so ist nur § 175 anwendbar, wie sich 
zwingend aus dessen Absatz 2 ergibt. Der Wahrheits-
beweis ist gegenüber § 186 StGB nur insofern ab-
weichend geregelt, als Absatz 2 die materiell

-

rechtliche Bedeutung der Frage, ob sich der Inhalt 
der Behauptung als wahr erweist, schärfer heraus-
arbeitet und durch den Sprachgebrauch die Rechts-
natur dieses Merkmals als einer objektiven Bedin-
gung der Strafbarkeit klarstellt (vgl. z. B. auch § 271 
Abs. 3, § 275 Abs. 3). Die Neufassung ändert an den 
prozessualen Regeln über die Erhebung des Wahr-
heitsbeweises nichts. Das Gericht hat wie bisher von 
Amts wegen zu prüfen, ob die ehrenrührige Be-
hauptung den Tatsachen entspricht. Zu besonderen 
Ermittlungen und Beweiserhebungen nach dieser 
Richtung hat es jedoch nur Anlaß, wenn sich Anhalts-
punkte für die Wahrheit der Außerung aus dem 
Sachverhalt selbst ergeben oder vom Täter vor-
gebracht werden. Bei zweifelhaftem Beweisergebnis 
ist der Täter zu verurteilen Eine formelle Beweis-
last liegt ihm jedoch nicht ob. 

Als Strafe für die üble Nachrede sieht der Ent-
wurf einheitlich Gefängnis bis zu zwei Jahren, Straf-
haft oder Geldstrafe vor. Das bedeutet für Taten, 
die nicht öffentlich oder durch Verbreiten von Schrif-
ten, Abbildungen oder Darstellungen begangen 
werden, eine Verschärfung des geltenden Rechts, die 
zur Verbesserung des Ehrenschutzes geboten und 
mit Rücksicht auf die in der Vergangenheit häufig 
verhängten geringen Strafen auch vielfach gefor-
dert worden ist. Eine Abstufung der Strafdrohung 
nach öffentlich und nichtöffentlich begangenen Taten 
ist angesichts der Weite des Strafrahmens nicht 
erforderlich. 

Warum die für die üble Nachrede bedeutsamen 
Vorschriften der §§ 190 und 191 StGB in den Entwurf 
nicht aufgenommen sind, ist in der Vorbemerkung 
zu diesem Titel dargelegt. 

§ 174 
Verleumdung 

Der Tatbestand der verleumderischen Beleidigung 
stimmt sachlich mit dem geltenden Recht (§ 187 StGB) 
überein. Festgehalten ist insbesondere daran, daß 
unter diesem Gesichtspunkt nur bestraft werden 
kann, wer eine objektiv unwahre ehrenrührige Be-
hauptung tatsächlicher Art aufstellt oder verbreitet 
und weiß, daß die Behauptung der Wahrheit wider-
spricht. Der bloße Mangel der Überzeugung von der 
Wahrheit genügt für die Strafbarkeit wegen Ver-
leumdung nicht; jedoch wird in Fällen, in denen eine 
Behauptung völlig aus der Luft gegriffen ist, der 
Täter im allgemeinen von der Unwahrheit überzeugt 
und deshalb als Verleumder strafbar sein. Ebenso 
will der Entwurf an der bisherigen Rechtslage nichts 
ändern, daß die Verleumdung das Aufstellen oder 
Verbreiten einer ehrenrührigen Behauptung tatsäch-
licher Art gegenüber einem Dritten oder der Offent-
lichkeit voraussetzt; ist sie nur gegenüber dem Be-
leidigten aufgestellt, so kommt § 175 in Frage. 

Die Strafdrohung ist, um den Ehrenschutz 
wirksamer  als bisher zu gestalten, nicht unwesent-
lich verschärft. Die im geltenden Recht nur für die 

§§ 174, 175 
öffentliche Verleumdung vorgesehene Mindeststrafe 
von einem Monat Gefängnis ist auf alle Fälle der 
Verleumdung erstreckt. Diese strengere Strafe trägt 
der vom Täter regelmäßig bekundeten niedrigen 
Gesinnung und den meist schweren Folgen der Tat 
Rechnung. 

Der in § 187 StGB zusammen mit der verleumderi-
schen Beleidigung behandelte Fall der sogenannten 
Kreditverleumdung ist nicht übernommen. Er enthält 
nicht notwendig eine Ehrverletzung und ist im 
wesentlichen bereits durch § 15 des Gesetzes gegen 
den unlauteren Wettbewerb vom 7. Juni 1909 
(Reichsgesetzbl. S. 499) gedeckt. 

§ 175 

Kundgabe von Mißachtung 
Das geltende Recht (§ 185 StGB) setzt den Begriff 

der Beleidigung, soweit sie nicht durch üble Nachrede 
oder Verleumdung begangen wird, als bekannt vor-
aus. Es war deshalb bisher der Rechtsprechung und 
der Lehre überlassen, aus dem allgemeinen Sprach-
gebrauch und dem Zusammenhang der im Beleidi-
gungsabschnitt enthaltenen Tatbestände eine nähere 
Bestimmung des Begriffs zu erarbeiten. Obwohl das 
weitgehend gelungen ist, wie sich aus der Fülle der 
höchstrichterlichen Entscheidungen und den einschlä-
gigen Erläuterungswerken nachweisen läßt, werden 
immer wieder Bedenken gegen die Unbestimmtheit 
des Tatbestandes der Formatbeleidigung erhoben. 
Dabei wird in der Regel zugleich gefordert, die Gren-
zen des Tatbestandes enger zu ziehen, als es die 
Rechtsprechung bisher getan hat, und damit alle Be-
leidigungsprozesse von untergeordneter Bedeutung 
unmöglich zu machen, weil diese nicht nur für die 
Gerichte und Staatsanwaltschaften, sondern für alle 
Beteiligten eine nutzlose Belastung seien. Bei einer 
Würdigung dieser Vorschläge ergibt sich indessen, 
daß sie nicht durchführbar sind. Einerseits ist es 
kaum möglich, aus dem Begriff der Beleidigung ein-
zelne Gruppen auszuscheiden, ohne daß dabei auch 
Fälle straffrei werden, in denen dem Verletzten ein 
Anspruch auf Sühne nicht versagt werden kann. 
Andererseits sind die praktisch vorkommenden Fälle 
der Formalbeleidigung so vielgestaltig, daß eine 
abstrakte Begriffsbestimmung nur einen allgemeinen 
Rahmen geben kann, dessen Ausfüllung der Recht-
sprechung überlassen bleiben muß. Darin liegt kein 
Verstoß gegen rechtsstaatliche Grundsätze; denn die 
Grenze des Beleidigungstatbestandes ist in jahr-
zehntelanger wissenschaftlicher und praktischer Ar-
beit bereits so weit geklärt, daß die gebotene Rechts-
sicherheit gewährleistet ist.DerEntwurf hält deshalb 
daran fest, daß die Tathandlung in einer „Beleidi-
gung" besteht. Er fügt jedoch — insoweit im Gegen-
satz zu § 185 StGB — ergänzend hinzu, daß diese 
Beleidigung durch „Kundgabe von Mißachtung" be-
gangen wird. Dadurch soll in Übereinstimmung mit 
der Auslegung des geltenden Rechts ausdrücklich 
klargestellt werden, daß das Wesen mindestens der 
Formalbeleidigung in der ehrverletzenden Kundgabe 
von Mißachtung besteht. Der Wortlaut ergibt zwin-
gend, daß nicht jede Kundgabe von Mißachtung ohne 
weiteres als Beleidigung anzusehen ist; es muß sich 
vielmehr stets uni eine beleidigende Kundgabe han-
deln, d. h. um eine solche, die das in dem Titel ge- 
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§ 175 

schützte Rechtsgut der Ehre verletzt. Mit dieser 
Fassung will der Entwurf erreichen, daß gewisse 
Formen der Mißachtenskundgebung schon aus dein 
Tatbestand ausgeschieden werden können. 

Wegen der Frage, aus welchen Gründen Absatz 1 
gegenüber der üblen Nachrede und der Verleumdung 
als Auffangtatbestand ausgestaltet und mit einer 
Subsidiaritätsklausel versehen ist, wird auf die Vor-
bemerkung zu diesem Titel verwiesen. 

Nach der Auslegung, die das geltende Recht er-
fahren hat, liegen üble Nachrede und Verleumdung 
nicht vor, wenn die ehrenrührige Tatsache nur dem 
von der Beleidigung Betroffenen gegenüber, also 
unter vier Augen, behauptet worden ist. Die Recht

-

sprechung behandelt Fälle dieser Art, wenn sie eine 
beleidigende Kundgabe von Mißachtung enthalten, 
als einfache Beleidigung nach § 1.85 StGB. Der Ent-
wurf macht sich diese Auslegung zu eigen und stellt 
sie in Absatz 2 ausdrücklich sicher. Dabei sieht er 
zugleich vor, daß bei solchen Behauptungen der 
Wahreitsbeweis in derselben Weise wie hei der 

Nachrede erheblich ist. Dieser in sämtlichen 
Entwürfen zum Strafgesetzbuch enthaltene, im gel-
tenden Recht dagegen fehlende Hinweis ist geboten, 
weil die Rechtsverteidigung des Verletzten in unzo-
mutharer Weise erschwert würde, wenn — wie ver-
einzelt in der Rechtsprechung noch angenommen 
wird — Zweifel an der Wahrheit des Vorwurfs zu 
semen Nachteil ausgingen. Denn sobald der Ver-

letzte sich mit strafrechtlichen Mitteln gegen eine 
unter vier Augen erhobene Bezichtigung wehren 
will, ist er gezwungen, sie gegenüber Dritten preis-
zugeben; er gerät damit in die Lage dessen, gegen 
den eine üble Nachrede begangen worden ist. Im 
übrigen wird darauf hingewiesen, daß Absatz 2 nur 
eine den Tatbestand der Kundgabe von Mißachtung 
(Absatz 1) einschränkende Sonderregelung enthält. 
Seine Anwendung setzt stets voraus, daß die Äuße-
rung des Täters eine beleidigende Kundgabe von 
Mißachtung ist. Dieser Zusammenhang ist vor allem 
für den in Absatz 2 erwähnten Fall der „Wiedergabe" 
einer fremden ehrenrührigen Behauptung bedeut-
sa m . Nur wenn der Täter durch diese Wiedergabe 
Mistachtung kundgibt, was nach den Erfahrungen der 
Praxis oft nicht zutrifft, liegt überhaupt eine tatbe-
standsmäßige Handlung vor, für die es dann auf den 
Wahrheitsbeweis ankommt. 

A b s a t z 3 regelt schließlich in Anlehnung an das 
geltende Recht die Fälle, in denen jemand zwar eine 
erweislich wahre ehrenrührige Tatsache behauptet 
oder verbreitet, aber in der Form oder nach den Um-
ständen seiner Äußerung die Ehre des Betroffenen 
verletzt. § 192 StGB läßt hier eine Bestrafung zu, 
„wenn das Vorhandensein einer Beleidigung aus der 
Form der Behauptung oder Verbreitung oder aus den 
Uniständen, unter welchen sie geschah. hervorgeht". 
Die Rechtsprechung legt dieses Merkmal einschrän-
kend aus; sie sieht es nur dann als verwirklicht an, 
wenn der Täter in der Absicht der Beleidigung 
gehandelt hat. Dabei wertet sie die Form der Äuße-
rung und die Umstände nur als Beweisgrund für das 
Vorliegen dieser Absicht. Die Neufassung des Ab-
satzes 3 verfolgt. den Zweck, die Rechtsprechung zur 
Aufgabe dieses Standpunktes zu veranlassen. Die 
Beleidigungstatbestände sind im geltenden Recht 

und im Entwurf so aufgebaut, daß es nach ihrem 
Wortlaut in keinem Falle auf die Absicht (§ 17 Abs. 1) 
des Täters ankommt, fremde Ehre zu verletzen. Es 
genügt vielmehr stets bloßer Vorsatz, und zwar auch 
in der Form des bedingten Vorsatzes, um den Tat-
bestand zu verwirklichen. Davon bei der Behauptung 
oder Verbreitung wahrer ehrenrühriger Tatsachen 
eine Ausnahme zu machen, ist kein innerer Grund 
ersichtlich. Eine systematisch folgerichtige Lösung 
müßte die Strafbarkeit wahrer ehrenrühriger Be-
hauptungen schon dann vorsehen, wenn die Äuße-
rung der Form oder den Umständen nach eine belei-
digende Kundgabe von Mißachtung ist; denn dadurch 
würde erreicht, daß der sachliche Inhalt der Behaup-
tung für die Beurteilung als Beleidigung unerheblich 
wäre und daß es für die Frage, ob ein Eingriff in 
fremde Ehre vorliegt, ausschließlich auf die Form der 
Äußerung und auf die Umstände ankäme, unter 
denen sie geschah. Auf diese Weise würde jeder 
über die wahre Behauptung hinausgehende Unrechts-
gehalt getroffen, der auch sonst als Formalbeleidi-
gung erfaßt wird, wenn er nicht mit einer wahren 
Bezichtigung zusammentrifft. Nun ist allerdings ein-
zuräumen, daß die psychologische Lage dessen, der 
über einen anderen etwas Wahres aussagt, häufig 
von der des gewöhnlichen Beleidigers verschieden 
ist; denn er läßt sich erfahrungsgemäß infolge seiner 
Entrüstung über das Verhalten des anderen leicht 
zu einem Fehlgriff nach Form oder Umständen hin-
reißen. Außerdem ist es mißlich, nach gelungenem 
Wahrheitsbeweis zu einer Verurteilung des Täters 
kommen zu müssen, wenn die übrigbleibende Formal-
beleidigung nur einen geringen Schuldvorwurf be-
gründet. Dadurch wird für die  Öffentlichkeit in der 
Regel der unzutreffende Eindruck erweckt, als sei der 
Täter auch wegen einer sachlich unbegründeten Ver-
dächtigung verurteilt worden. Diese Gesichtspunkte 
rechtfertigen es, an die Vorraussetzungen einer Belei-
digung, die durch wahre ehrenrührige Behauptungen 
begangen wird, strengere Anforderungen zu stellen. 
Das kann aber nur in der Weise geschehen, daß all-
gemein die leichteren Fehlgriffe aus dem Bereich 
des Strafbaren ausgeschieden werden. Die Beleidi-
gungsabsicht ist dafür kein brauchbarer Maßstab, 
weil sie dem Täter hinsichtlich der Schwere seines 
Eingriffs keinerlei Schranken auferlegt und ihm ge-
stattet, sich unter Umständen hemmungslos gehen zu 
lassen. Der Entwurf stellt vielmehr darauf ab, ob die 
wahre ehrenrührige Behauptung nach ihrer Form 
oder nach den Umständen eine Verunglimpfung 
des Betroffenen ist. Unter Verunglimpfen sind in 
Übereinstimmung mit zahlreichen Vorschriften des 
geltenden Strafrechts (vgl. z. B. §§ 95 bis 97, 189 
StGB) die besonders schweren Erscheinungsformen 
der Ehrenkränkung zu verstehen, die wegen der 
Form oder des Inhalts der Äußerung, des Motivs des 
Täters oder anderer Begleitumstände den sozialen 
Geltungsanspruch des  Betroffenen erheblich ver-
letzen. Für die Anwendung des  Absatzes 3 kommt es 
danach darauf an, ob die Äußerung des Täters aus-
schließlich nach ihrer Form oder nach den Umständen, 
also ohne Rücksicht auf ihren sachlichen Inhalt, eine 
solche schwere Kränkung des Betroffenen bewirkt. 

Absatz 3 erfaßt in einem gewissen Rahmen auch 
Handlungen, durch die jemand einem anderen weit 
zurückliegende Verfehlungen, insbesondere 
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Straftaten, vorhält oder sie einem Dritten mitteilt. 
Daß der Fehltritt schon weit zurück liegt und daß der 
Betroffene sich in der Zwischenzeit verdientermaßen 
eine geachtete Stellung im Leben erarbeitet hat, sind 
Umstände, die bei der Beurteilung der Frage, ob eine 
Verunglimpfung vorliegt, zu berücksichtigen sind. 
Angesichts der Tatsache, daß dadurch wenigstens 
die schwersten Fälle dieser Art mit ausreichender 
Strafe bedroht sind, sieht der Entwurf davon ab, ein 
besonderes Schmähungsdelikt vorzuschlagen, wie es 
etwa in § 321 E 1927/30 vorgesehen war. Um zu einer 
rechtsstaatlich einwandfreien Abgrenzung eines 
solchen Tatbestandes zu kommen, mußten die Ent-
würfe zahlreiche überwiegend formale Gesichts-
punkte, wie z. B. den besonderen Charakter der zu-
rückliegenden Verfehlung als Straftat, die Verjäh-
rung der Strafverfolgung und die Verbüßung, die 
Verjährung oder den Erlaß der Strafe, als Abgren-
zungsmerkmale verwenden. Damit aber hängt die 
Strafbarkeit einer bestimmten Tat, durch die jemand 
zurückliegende Verfehlungen eines anderen hervor-
holt, namentlich mit Rücksicht auf die Voraussetzun-
gen des inneren Tatbestandes von so vielen Zufällig-
keiten ab, daß eine gleichmäßige Ahndung von Taten 
gleicher Strafwürdigkeit auch nicht annähernd er-
reicht werden kann. In den vorbereitenden Beratun-
gen zu dem Entwurf ist mit Rücksicht auf das erheb-
liche kriminalpolitische Interesse, das an der Ein-
gliederung straffällig Gewordener in die Gemein-
schaft besteht, von verschiedener Seite gefordert 
worden, einen solchen Tatbestand trotz der geschil-
derten und auch wohl kaum behebbaren Mängel 
vorzuschlagen. Ob das möglich ist, wird weiterer 
eingehender Überlegungen bedürfen. 

Die Strafe für die Kundgabe von Mißachtung 
setzt der Entwurf einheitlich auf Gefängnis bis zu 
zwei Jahren, Strafhaft oder Geldstrafe fest. Die damit 
verbundene Verschärfung gegenüber dem geltenden 
Recht ist zur Verbesserung des Ehrenschutzes un-
erläßlich. Eine Abstufung des Strafrahmens nach ein-
fachen und tätlichen Beleidigungen, wie sie § 185 
StGB vorsieht, ist nicht erforderlich. 

§ 176 
Beleidigung von Persönlichkeiten 

des politischen Lebens 
Der Entwurf hält an dem Tatbestand des geltenden 

Rechts, der den im politischen Leben des Volkes 
stehenden Persönlichkeiten unter bestimmten Vor-
aussetzungen erhöhten Strafschutz gegen üble Nach-
rede und Verleumdung gewährt (§ 187a StGB), trotz 
gewisser, mit den Schwierigkeiten eindeutiger Ab-
grenzung zusammenhängender Bedenken fest. Die 
Vorschrift, die durch das Strafrechtsänderungsgesetz 
vom 30. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 739) ein-
geführt worden ist und ein Vorbild in den §§ 1 
und 2, Kapitel III, Teil 8 der Notverordnung vom 
8. Dezember 1931 (Reichsgesetzbl. I S. 742) hat, be-
ruht auf den Erfahrungen der Weimarer Republik. 
Gerade in den letzten Jahren ihres Bestehens ist 
die politische Diffamierung in großem Umfang von 
extremen Gruppen als Kampfmittel eingesetzt 
worden. Es ist eine geschichtliche Tatsache, daß 
die Autorität des Weimarer Staates nicht zuletzt 
durch beleidigende, die persönliche Integrität ihrer 
führenden Politiker in Frage stellende Angriffe 

§§ 176, 177 
zerstört worden ist. Einer solchen Entwicklung 
entgegenzuwirken, ist auch eine Aufgabe des Straf-
rechts. Sie kann dadurch in sachgemäßer Weise 
erfüllt werden, daß die Mindeststrafen für üble 
Nachrede und Verleumdung wesentlich verschärft 
werden. Aus dieser Zweckbestimmung der Vor-
schrift folgt zugleich, daß es nicht darum geht, 
für bestimmte hochgestellte Persönlichkeiten einen 
erhöhten Strafschutz zu schaffen und sie dadurch 
gegenüber den anderen Staatsbürgern zu bevor-
zugen. Eine solche Zielsetzung wäre mit den ver-
fassungsrechtlichen Grundlagen der Demokratie un-
vereinbar. Daß sie dem § 187 a StGB nicht zugrunde 
liegt, hat auch das Bundesverfassungsgericht aus-
drücklich anerkannt (BVerfGE 4, 352). 

Angesichts dieser Notwendigkeit eines erhöhten 
Strafschutzes für Persönlichkeiten, die im politischen 
Leben stehen, schlagen gewisse Bedenken nicht durch, 
die sich aus der Abgrenzung des Tatbestandes im 
einzelnen ergeben. Aus dem Bestreben, den Anwen-
dungsbereich der Vorschrift eng zu halten und auf 
den Kreis der Politiker zu beschränken, deren Inte-
grität für den Bestand und das Wohl des demokrati-
schen Staates von hervorragender Bedeutung ist, 
verwendet der Entwurf in Übereinstimmung mit dem 
geltenden Recht auch Merkmale, deren Feststellung 
im Einzelfall politische Erwägungen erfordert. Das 
trifft namentlich für die Voraussetzung zu, daß die 
Tat geeignet ist, das öffentliche Wirken des Belei-
digten erheblich zu erschweren. Eine solche Fest-
stellung setzt bisweilen eine politische Bewertung 
nicht nur des Beleidigten, sondern auch des Beleidi-
gers voraus, die mit den Mitteln des Strafprozesses 
nicht immer ohne Schwierigkeiten durchzuführen 
ist. Gleichwohl hat die gerichtliche Praxis der letz-
ten Jahre gezeigt, daß diese Schwierigkeiten kaum 
jemals ernstlich in Erscheinung getreten sind. Es 
wird Aufgabe der Rechtsprechung sein, die Grenzen 
des nach den Absichten des Entwurfs engen Tat-
bestandes deutlich zu machen und seine Anwendung 
namentlich in Fällen zu vermeiden, denen nach den 
Umständen kein wesentliches politisches Gewicht 
zukommt. 

Die Tatbestandsbeschreibung entspricht 
weitgehend dem § 187a StGB. Soweit in Absatz 1 
durchgängig vom „politischen" Leben gesprochen 
wird, dient das nur einer aus logischen Gründen 
gebotenen Klarstellung. Die Neufassung des Ab-
satzes 2 hat nur technische Bedeutung. Sie soll die 
Vorschrift dem allgemeinen Sprachgebrauch des Ent-
wurfs insofern anpassen, als stets auf die Bestrafung 
des Täters und nicht auf die der Tat abgestellt wird. 

Die Strafdrohung für die unter den Voraus-
setzungen des Absatzes 1 begangene üble Nachrede 
ist im Höchstmaß gegenüber dem geltenden Recht 
von fünf Jahren auf drei Jahre Gefängnis ermäßigt; 
dadurch soll ein angemessenes Verhältnis zu den 
Strafrahmen des Absatzes 2 und einer Anzahl anderer 
Tatbestände des Entwurfs hergestellt werden (vgl. 
z. B. § 377 Abs. 1 Satz 1, § 481). Die Strafdrohung für 
die Verleumdung entspricht dem § 187a Abs. 2 StGB. 

§ 177 
Verunglimpfung des Andenkens Verstorbener 

Die Vorschrift ist dem § 189 Abs. 1 StGB nach-
gebildet. Sie hält vor allem daran fest, daß der Straf- 
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schutz dem „Andenken" eines Verstorbenen gilt. 
Mit dieser Fassung will der Entwurf nicht zu der 
umstrittenen Frage Stellung nehmen, ob das durch 
die Beleidigungstatbestände geschützte Rechtsgut 
der Ehre auch über den Tod seines Trägers hinaus 
fortbesteht. Im strafrechtlichen Schrifttum wird auch 
heute noch überwiegend die Meinung vertreten, daß 
der Verstorbene keine aktuelle Ehre im Rechtssinne 
mehr besitze und daß es sich bei dem vorliegenden 
Tatbestand nicht eigentlich um ein Vergehen der 
Beleidigung handele. Lediglich Zweckmäßigkeits-
gründe hätten dazu geführt, die Verunglimpfung des 
Andenkens Verstorbener in unmittelbarem Zusam-
menhang mit der Beleidigung zu regeln; denn sie sei 
damit eng verwandt und müsse den gleichen Grund

-

sätzen über die Wahrnehmung berechtigter Inter-
essen, den Strafantrag und die Bekanntgabe der Ver

-

urteilung unterliegen. Demgegenüber hat sowohl im 
Strafrecht wie namentlich auch im Zivilrecht der Ge-
danke an Boden gewonnen, daß gewisse Aus-
strahlungen der Persönlichkeit, zu denen auch die 
Ehre gehört, über den Tod hinaus fortwirken und 
daß sie als solche rechtlichen Schutz genießen kön-
nen. In der Neufassung des § 12 Abs. 2 BGB, die der 
bereits erwähnte Entwurf eines Gesetzes zur Neu-
ordnung des zivilrechtlichen Persönlichkeits- und 
Ehrenschutzes vorsieht, wird deshalb ausdrücklich 
anerkannt, daß sich eine Persönlichkeitsverletzung 
auch gegen einen Verstorbenen richten und An-
sprüche auf Beseitigung der Beeinträchtigung und 
auf Unterlassung auslösen kann. Mit der Verwen-
dung des Ausdrucks „Andenken" wird dieser Stand-
punkt nicht ausgeschlossen; denn auch die Anhänger 
der Lehre, daß die Ehre den Tod ihres Trägers über-
dauere, müssen einen gewissen Bedeutungswandel 
des geschützten Rechtsgutes, der mit dem Zeitpunkt 
des Todes eintritt, einräumen. Während der Schutz 
der Ehre beim Lebenden wesentlich durch dessen 
aktuelle Beziehungen zur Umwelt mitbestimmt wird 
und die Entfaltung seines Wirkens gegenüber sei-
nen Mitmenschen gewährleisten soll, scheidet diese 
Schutzrichtung beim Verstorbenen aus. Dessen „An-
denken" in der sozialen Gemeinschaft fehlen ge-
wisse charakteristische Züge, die das „Ansehen" des 
Lebenden mit Rücksicht auf seine tätige Teilnahme 
am Gemeinschaftsleben kennzeichnen. Aus diesem 
Grunde ist es auch folgerichtig und sachlich gerecht-
fertigt, die „Ehre" Verstorbener in einem geringeren 
Umfang strafrechtlich zu schützen als die der Leben-
den Es besteht danach kein Hinderungsgrund, die 
Vorschrift je nach der grundsätzlichen Haltung zur 
Frage des geschützten Rechtsgutes entweder als eine 
selbständige, nur aus Zweckmäßigkeitsgründen in 
den Titel „Beleidigung" aufgenommene Norm oder 
als eine spezielle, die allgemeinen Bestimmungen 
über üble Nachrede, Verleumdung und Kundgabe 
von Mißachtung einschränkende Vorschrift anzu-
sehen. 

Tathandlung ist in Übereinstimmung mit § 189 
StGB das „Verunglimpfen" des Andenkens eines 
Verstorbenen. Darunter ist mehr als eine nur belei-
digende Mißachtenskundgabe zu verstehen. Ver-
unglimpfen setzt vielmehr, wie in der Begründung 
zu § 175 dargelegt ist, eine nach Inhalt, Form oder 
Beweggrund besonders schwere Kränkung voraus. 

Diese Einschränkung gegenüber dem allgemeinen 
Beleidigungstatbestand erklärt sich aus der oben be-
reits angedeuteten Überlegung, daß das Andenken 
Verstorbener keines so umfassenden Strafschutzes 
bedarf wie die Ehre der Lebenden. 

Gegenüber dem geltenden Recht neu ist der aus-
drückliche Hinweis darauf, daß die Verunglimpfung 
des Verstorbenen in den Formen der üblen Nach-
rede, der Verleumdung oder der Kundgabe von Miß-
achtung begangen sein muß. Damit soll lediglich die 
schon seit langem feststehende Rechtsprechung be-
stätigt werden, daß die Tat stets die Voraussetzun-
gen eines der §§ 173 bis 175 erfüllen muß; daß dabei 
jeweils der Verstorbene an die Stelle des in den 
Vorschriften genannten „anderen" tritt, ergibt sich 
zwingend aus dem Zusammenhang. Mit diesem Hin-
weis auf die allgemeinen Beleidigungsvorschriften 
wird der bestehende enge Zusammenhang heraus-
gearbeitet und vor allem klargestellt, daß die für den 
Wahrheitsbeweis geltenden Vorschriften des § 173 
Abs. 2 und des § 175 Abs. 3 auch hier uneinge-
schränkt anzuwenden sind. 

An der ständigen Rechtsprechung, daß auch der 
für tot Erklärte als Verstorbener im Sinne des Tat-
bestandes anzusehen ist, will der Entwurf nichts 
ändern. 

Die Strafdrohung entspricht im wesentlichen 
der des geltenden Rechts. Durch die Einbeziehung 
der Verleumdung in den gegenüber § 174 wesentlich 
milderen Strafrahmen und die Beschränkung des Tat-
bestandes auf Fälle des „Verunglimpfens" wird deut-
lich, daß ehrenrührige Angriffe auf Verstorbene im 
allgemeinen milder zu beurteilen sind als ent-
sprechende Angriffe auf Lebende. Dadurch wird aber 
nicht ausgeschlossen, im Einzelfall aus den Umstän-
den auch strafschärfende Gesichtspunkte zu ent-
nehmen. Das kommt etwa in Frage, wenn der Täter 
unmittelbar nach dem Tode des Betroffenen mit sei-
nen Angriffen hervortritt oder wenn er das Pietäts-
gefühl aus anderen Gründen gröblich verletzt. 

Die Verunglimpfung Verstorbener wird nur auf 
Antrag verfolgt (§ 180 Abs. 1 Satz 1). Wegen des 
zur Antragstellung berechtigten Personenkreises 
wird auf § 180 Abs. 2 und die Begründung dazu ver-
wiesen. 

§ 178 
Wahrnehmung berechtigter Interessen 

Eine besonders bedeutsame Frage, die bei der 
Neuordnung des Ehrenschutzes grundsätzlich nach-
geprüft werden muß, ist die des Einflusses der Wahr-
nehmung berechtigter Interessen auf die Strafbar-
keit einer Beleidigung. Die zutreffende Entscheidung 
dieser Frage ist namentlich deshalb so wichtig, weil 
hier einerseits der Schutz der Persönlichkeit und der 
Würde des Menschen und andererseits der Schutz 
der freien Entfaltung der Persönlichkeit, insbeson-
dere des jedermann gewährleisteten Rechts, seine 
Meinung frei zu äußern, zu einem gerechten Aus-
gleich gebracht werden müssen. Der Entwurf hält 
überwiegend an den in Wissenschaft und Recht-
sprechung entwickelten Grundsätzen zu § 193 StGB 
fest, bemüht sich jedoch, die wesentlichen Gesichts-
punkte, auf die es für die Bestimmung der Grenzen 
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dieses Rechtfertigungsgrundes ankommt, deutlicher 
herauszuarbeiten, als es im geltenden Strafgesetz-
buch geschieht. Außerdem berücksichtigt er die Tat-
sache, daß Artikel 1 Nr. 1 des in der Vorbemerkung 
zu diesem Titel erwähnten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Neuordnung des zivilrechtlichen Persönlichkeits- 
und Ehrenschutzes bereits Vorschriften über die 
Wahrnehmung berechtigter Interessen enthält, die 
sich mit dem Strafrecht zwar nicht notwendig decken 
müssen, deren Anwendung aber nicht zu sachlich un-
begründeten Abweichungen führen darf. 

Absatz 1 bestimmt, unter welchen Voraussetzun-
gen tadelnde Urteile über Leistungen und Äuße-
rungen zur Erfüllung einer gesetzlichen Pflicht nicht 
als Beleidigung strafbar sind. Wenn es sich auch bei 
diesen beiden Sonderfällen nicht begriffsnotwendig 
um Interessenwahrnehmung handelt, so empfiehlt es 
sich doch, sie in Übereinstimmung mit § 193 StGB 
an dieser Stelle zu regeln, weil der enge rechtliche 
Zusammenhang mit der Interessenwahrnehmung 
offensichtlich ist. Soweit Absatz 1 tadelnde Urteile 
über Leistungen betrifft, soll er die Freiheit der 
Meinungsäußerung in besonderer Weise schützen. 
Er will erreichen, daß der Kritiker einer Leistung 
nicht wegen Beleidigung bestraft werden kann, wenn 
er den Rahmen sachlicher Kritik nicht überschreitet. 
Der sachliche Gehalt des tadelnden Urteils als solcher 
darf deshalb für die rechtliche Beurteilung nicht her-
angezogen werden. Nur wenn sich aus der Form der 
Äußerung oder den Umständen ergibt, daß sie eine 
beleidigende Kundgabe von Mißachtung ist, wird die 
Grenze der Strafbarkeit erreicht. Das kann z. B. der 
Fall sein, wenn der Kritiker herabsetzende Ausdrücke 
gebraucht, die den Betroffenen in seiner Menschen-
würde verletzen, oder wenn sich aus den Umständen, 
etwa dem angesprochenen Personenkreis, ergibt, daß 
er eine Beleidigung beabsichtigte. Darüber hinaus 
ist der Richter jedoch nicht befugt, die sachliche Be-
rechtigung der Kritik nachzuprüfen. Es ist vor allem 
nicht seine Sache, der Frage nachzugehen, ob das 
tadelnde Urteil unberechtigt hart ausgefallen ist, 
ob der Kritiker nach seiner Vorbildung zu einem 
begründeten Urteil überhaupt fähig war und ob er 
sich genügend gründlich mit dem Gegenstand der 
Kritik befaßt hat, ehe er sein Urteil abgab. Diese 
Privilegierung beruht auf dem Gedanken, daß der 
menschliche Fortschritt entscheidend von der Frei-
heit der Kritik an Leistungen abhängt; denn erst die 
allgemeine Auseinandersetzung macht eine frucht-
bare Weiterentwicklung möglich und oft kann erst 
die Kritik am Guten den Weg zum Besseren weisen. 
Es entspricht auch den in der Öffentlichkeit herr-
schenden Anschauungen, daß sich jedermann sach-
liche Kritik an seinen Leistungen gefallen lassen 
muß, zumal infolge der Nachprüfbarkeit der Tat-
sachengrundlage ein unberechtigter Tadel auf diesem 
Gebiet meist auf den zurückschlägt, der ihn ausge-
sprochen hat. Unter diesen Umständen wäre es nicht 
zu verantworten, dem Richter die Befugnis zu einer 
irgendwie gearteten sachlichen Nachprüfung des 
tadelnden Urteils einzuräumen; das bloße Vorhan-
densein dieser Kontrollmöglichkeit würde sich aller 
Voraussicht nach für die Auseinandersetzung um die 
Werke des menschlichen Geistes hemmend auswir-
ken. Unter dem Begriff der „Leistungen" ist, wie sich 
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zwingend aus den beispielhaft aufgeführten Fällen 
der wissenschaftlichen, künstlerischen, beruflichen 
und gewerblichen Leistungen ergibt, nicht jede 
irgendwie geartete Handlung zu verstehen, sondern 
nur das auf einem bestimmten Sachgebiet erzielte 
Ergebnis menschlichen Wirkens, dessen sich der 
Leistende entäußert hat und das selbständiger Gegen-
stand der Beurteilung durch andere sein kann. Daß 
der Entwurf im Gegensatz zum geltenden Recht Lei-
stungen jeder Art in den Anwendungsbereich ein-
bezieht, entspricht einem Bedürfnis der Praxis, das 
schon nach § 193 StGB regelmäßig durch die dort vor-
gesehene Analogieklausel „und ähnliche Fälle" be-
friedigt werden konnte. Ob die besondere Regelung 
für die „tadelnden Urteile" ausschließlich Wert-
urteilen vorbehalten ist oder ob auch Behauptungen 
tatsächlicher Art erfaßt werden, die im Zusammen-
hang mit einer Bewertung Beurteilungssinn haben, 
läßt der Entwurf offen. 

Im Gegensatz zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 14 Abs. 4 BGB) 
des Entwurfs eines Gesetzes zur Neuordnung des 
zivilrechtlichen Persönlichkeits- und Ehrenschutzes 
wird vorläufig davon abgesehen, neben den tadeln-
den Urteilen über Leistungen auch solche über jeg-
liches Verhalten eines anderen derselben privile-
gierenden Regelung zu unterwerfen. Gegen eine 
solche im geltenden Recht nicht vorgesehene Erwei-
terung sind in den mit der Vorbereitung des Ent-
wurfs befaßten Kommissionen Bedenken erhoben 
worden. Es wurde vor allem vorgebracht, daß einer-
seits die Gesichtspunkte, die für die Sonderbehand-
lung der Urteile über Leistungen sprechen, hier nicht 
zutreffen und daß andererseits die weitgehende Zu-
lassung ehrenkränkender, sachlich aber unbegründe-
ter Kritik an dem Verhalten anderer zu einer nicht 
vertretbaren Aushöhlung des strafrechtlichen Ehren-
schutzes führen könne. Der Entwurf geht deshalb 
davon aus, daß zunächst die Erörterung dieser Frage 
in den gesetzgebenden Körperschaften, die im Zu-
sammenhang mit dem zivilrechtlichen Entwurf un-
erläßlich ist, abgewartet werden soll. Wird dabei die 
vorgeschlagene Einbeziehung von Urteilen über das 
Verhalten anderer gebilligt, so wirkt sich das un-
mittelbar auch auf das Strafrecht aus; denn es kann 
nach allgemeinen Grundsätzen nicht strafrechtlich 
verboten sein, was das bürgerliche Recht erlaubt. 
Einer Ergänzung des Entwurfs zu diesem späteren 
Zeitpunkt würde dann auch nichts im Wege stehen. 

Soweit Absatz 1 Äußerungen zur Erfüllung einer 
gesetzlichen Pflicht betrifft, stimmt er sachlich mit 
dem geltenden Recht (§ 193 StGB) überein. Er be-
zieht sich insoweit namentlich auf Aussagen von 
Zeugen, auf Vorhaltungen und Rügen von Dienst-
vorgesetzten gegenüber ihren Untergebenen, auf 
dienstliche Anzeigen oder Urteile von Amtsträgern 
und auf ähnliche Fälle. Im Gegensatz zu den frühe-
ren Entwürfen (vgl. z. B. § 318 E 1927/30) setzt die 
Vorschrift nicht die Erfüllung einer Rechtspflicht, son-
dern die einer gesetzlichen Pflicht voraus. Sie will 
dadurch ausschließen, daß bloße Vertragspflichten, 
etwa die Pflicht einer Auskunftei, ihrem Auftrag-
geber Mitteilungen über einen Dritten zu machen, in 
den Anwendungsbereich einbezogen werden. Unter 
Äußerungen „zur Erfüllung" der Pflicht sind in Über-
einstimmung mit dem Sprachgebrauch des § 193 StGB 
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nur solche zu verstehen, mit denen objektiv die 
Pflicht erfüllt wird und die subjektiv zu diesem 
Zweck getan werden. Bei dieser Auslegung könnte 
es zweifelhaft erscheinen, ob der in Absatz 1 ent-
haltene Hinweis auf Äußerungen, die nach ihrer 
Form oder den Umständen eine beleidigende Kund-
gabe von Mißachtung sind, überhaupt erforderlich 
ist; denn man könnte Formalbeleidigungen aus-
nahmslos als ungeeignet zur Erfüllung gesetzlicher 
Pflichten ansehen, weil sie von der Rechtsordnung 
grundsätzlich mißbilligt werden. Gleichwohl hält der 
Entwurf an dem Hinweis fest, weil er jeden Zweifel 
darüber ausschließen möchte, daß solche Beleidigun-
gen nicht durch gesetzliche Pflichten gerechtfertigt 
werden können. 

Absatz 2 behandelt die Wahrnehmung berechtig-
ter Interessen, soweit für sie nicht schon durch Ab-
satz 1 eine günstigere Sonderregelung vorgesehen 
ist. Die Vorschrift setzt voraus, daß der Täter „zur 
Wahrnehmung eines berechtigten öffentlichen oder 
privaten Interesses" handelt. Dabei ist unter einem 
berechtigten Interesse in Übereinstimmung mit der 
Rechtsprechung zum geltenden Recht jedes Interesse 
zu verstehen, das von der Rechtsordnung als schutz-
würdig anerkannt wird. Ein solches Interesse kann 
öffentlicher oder privater, ideeller oder vermögens-
rechtlicher Art sein und seinen Schutz im öffentlichen 
oder im bürgerlichen Recht haben; es kann sich um 
das Interesse des Täters, eines anderen, insbesondere 
des Empfängers der Äußerung, oder der Allgemein-
heit handeln. Auch an dem von der Rechtsprechung 
herausgearbeiteten Erfordernis, daß der Täter ein 
eigenes oder wenigstens ihn oder den Äußerungs-
empfänger nahe angehendes Interesse wahrnehmen 
muß, soll grundsätzlich nichts geändert werden. 
Allerdings hat das Reichsgericht dieses Erfordernis, 
das für die Presse und die anderen Träger der Publi-
zistik von weittragender Bedeutung ist, bei der 
Wahrnehmung von Interessen der Allgemeinheit in 
einer Weise überspannt, die mit den Grundsätzen 
eines demokratischen Staatswesens nicht vereinbar 
ist. In Fällen, in denen jemand öffentliche Interessen 
wahrnahm, hat es den Schutz des § 193 StGB nur 
gewährt, wenn diese Interessen zugleich die per-
sönliche Lage des Täters berührten. So wurde z. B. 
einem Redakteur, der in ehrverletzender Weise die 
Gestaltung von Straßenbahntarifen erörterte, Wahr-
nehmung berechtigter Interessen nicht im Hinblick 
auf seine berufliche Aufgabe, sondern nur deshalb 
zugebilligt, weil er selbst Straßenbahnbenutzer war. 
Diese Einschränkung wird der Bedeutung der 
Publizistik und der Notwendigkeit öffentlicher poli-
tischer Auseinandersetzung nicht gerecht. Es handelt 
sich insoweit um eine unheilvolle und ungerecht-
fertigte Fessel für die öffentliche Meinungsfreiheit, 
die um so fühlbarer wird, je mehr der Anteil des 
Staatsbürgers an der Gestaltung des öffentlichen 
Lebens wächst. Aus diesem Grunde haben schon im 
Geltungsbereich des § 193 StGB zahlreiche Instanz

-

gerichte, das Bayerische Oberste Landesgericht und 
neuerdings auch der Bundesgerichtshof in Zivil-
sachen mit der Rechtsprechung des Reichsgerichts 
gebrochen und dabei die Zustimmung maßgeblicher 
Vertreter der Wissenschaft gefunden. Auch der 
Entwurf steht auf dem Boden dieser neueren 

Rechtsprechung. Ihm liegt der Gedanke zugrunde, 
daß ein berechtigtes Interesse der Allgemeinheit in 
der Regel jeden Bürger nahe angeht und daß er 
es wahrnehmen darf, ohne eine Strafe wegen Belei-
digung fürchten zu müssen. Die Neufassung des 
Absatzes 2 bringt das vor allem dadurch zum Aus-
druck, daß sie die Wahrnehmungsfähigkeit von 
öffentlichen Interessen ausdrücklich hervorhebt und 
diese den privaten Interessen gleichordnet. In An-
lehnung an das geltende Recht hält der Entwurf 
daran fest, daß der Täter „zur Wahrnehmung" des 
Interesses handeln muß. Die Rechtsprechung hat 
das stets so verstanden, daß die Äußerung dem 
Interesse zu dienen geeignet sein und daß der 
Täter mit der Absicht, das Inte resse zu verfolgen, 
handeln muß. An dieser Rechtslage will der Entwurf 
nichts ändern. Der in § 193 StGB schließlich beson-
ders erwähnte Fall der „Ausübung oder Verteidi-
gung von Rechten" ist in Absatz 2 nicht über-
nommen worden, weil es sich insoweit offensichtlich 
um die Wahrnehmung berechtigter Interessen han-
delt. 

Liegen die beschriebenen Voraussetzungen der 
Wahrnehmung berechtigter Interessen vor, so ist 
eine ehrenkränkende Äußerung nicht als Beleidigung 
strafbar, soweit sie unter Berücksichtigung der wider-
streitenden Interessen und der dem Täter nach den 
Umständen obliegenden Prüfungspflicht ein erfor-
derliches und angemessenes Mittel ist, den ange-
strebten Zweck zu erreichen. Mit dieser Fassung wird 
versucht, die in langjähriger Rechtsprechung zu § 193 
StGB entwickelten Grundsätze, mit denen die Gren-
zen der zulässigen Interessenwahrnehmung abge-
steckt worden sind, in das Gesetz zu übertragen. 
Gegen diese ausdrückliche gesetzliche Anerkennung 
der bisherigen Rechtsprechung sind in der Offent-
lichkeit, namentlich von einigen Presseorganen, Be-
denken mit der Begründung erhoben worden, daß 
das Erfordernis der Interessenabwägung als allge-
meiner, die Rechtsordnung auf zahlreichen Sach-
gebieten beherrschender Grundsatz angesehen wer-
den müsse, dessen Beachtung im Einzelfall selbst-
verständlich sei und der deshalb keiner gesetzlichen 
Ausprägung bedürfe. Eine besondere Hervorhebung 
dieses Grundsatzes begründet nur die Gefahr, daß 
der Richter im Einzelfall die Anforderungen an den 
Rechtfertigungsgrund auf Kosten des Grundrechts 
der freien Meinungsäußerung sowie der Freiheit der 
Presse und der Berichterstattung verschärfe. Diese 
Einwendungen schlagen nicht durch. Sie vernach-
lässigen vor allem die Tatsache, daß die Wahrneh-
mung berechtigter Interessen im geltenden Recht 
durch einen Gesetzeswortlaut geregelt ist, der mit 
den in der Rechtsprechung herausgearbeiteten Vor-
aussetzungen schlechthin nicht mehr vereinbar ist. 
Der Grundsatz der Interessenabwägung, der zugleich 
die Forderung der Anwendung des angemessenen 
Mittels zur Erreichung eines rechtlich anerkannten 
Zwecks enthält, läßt sich nicht unmittelbar aus dein 
Text des Gesetzes ableiten, sondern nur aus den 
allgemeinen Grundgedanken der Rechtsordnung, die 
in der Rechtsprechung aber erst zu einer Zeit ent-
wickelt worden sind, als § 193 StGB längst geltendes 
Recht war. Würde ein neues Gesetz denselben Wort-
laut aufrechterhalten, so wäre es inhaltlich unrichtig 
und würde die Rechtsprechung von vornherein dar- 
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auf verweisen, die Grenzen des Rechtfertigungs-
grundes auch weiterhin selbständig durch Richter-
recht zu bestimmen. Das ist für ein Gesetz, das hohen 
Anforderungen der Rechtsstaatlichkeit genügen will, 
nicht vertretbar. Schon aus diesem Grunde ist es un-
erläßlich, wenigstens die Gesichtspunkte anzugeben, 
bis zu welchen Grenzen die Interessenwahrnehmung 
zulässig ist. Hinzu kommt, daß der Entwurf, um die 
Rechtssicherheit im Strafrecht zu erhöhen, auch die 
Grenzen des rechtfertigenden und des entschul-
digenden Notstandes (§§ 39, 40) näher festlegt. 
Wenn bei der Wahrnehmung berechtigter Inter-
essen ein entsprechender Hinweis wegfällt, muß beim 
Notstand ebenso verfahren werden, weil andernfalls 
bedenkliche Gegenschlüsse nicht vermieden werden 
könnten. Das wäre aber für die künftige Entwick-
lung des Strafrechts ein bedauerlicher Rückschritt. 
Schließlich fällt auch ins Gewicht, daß sich der Ent-
wurf nicht darauf beschränkt, lediglich die Recht-
sprechung zum geltenden Recht anzuerkennen. Wie 
sich aus den nachfolgenden Ausführungen ergibt, 
benutzt er vielmehr die Gelegenheit, zugleich ge-
wisse Zweifelsfragen in einem bestimmten Sinne zu 
klären und damit den Gerichten eine festere Füh-
rung zu geben. Auch diese der Rechtssicherheit 
dienende Verdeutlichung der Voraussetzungen des 
Rechtfertigungsgrundes würde vereitelt, wenn der 
Entwurf den Wortlaut des § 193 StGB beibehielte. 
Diesen wichtigen Gründen gegenüber tritt das in 
der Presse erhobene Bedenken gegen die ab-
schließende Umschreibung der Wahrnehmung be-
rechtigter Interessen völlig zurück; denn es ist über-
haupt nicht einzusehen, inwiefern eine gesetzliche 
Vorschrift, die sich — von einigen Klarstellungen 
abgesehen — in der bloßen Anerkennung einer 
ständigen Rechtsprechung erschöpft, zu einer Ver-
schärfung der Maßstäbe durch die Gerichte führen 
könnte. Gerade weil der Entwurf versucht, die ge-
richtliche Praxis so, wie sie sich im Laufe der letzten 
Jahrzehnte herausgebildet hat, in einer gesetzlichen 
Formel einzufangen, kann erwartet werden, daß sich 
insoweit an der Beurteilung der Rechtslage durch die 
Gerichte nichts ändert. 

Nach den in der Rechtsprechung herausgearbei-
teten Grundsätzen hat die Wahrnehmung berechtig-
ter Interessen im allgemeinen nur dann rechtferti-
gende Wirkung, wenn eine Beurteilung der Inter-
essenlage die Ehrverletzung überhaupt vertretbar 
erscheinen läßt und wenn der Täter zur Förderung 
oder zum Schutze seines Interesses das nach den 
Umständen schonendste Mittel angewendet, ins-
besondere auch eine etwa bestehende Informations-
pflicht erfüllt hat. Diese Gedanken könnten wahr-
scheinlich schon in einem Hinweis auf die Angemes-
senheit der Interessenwahrnehmung hinreichenden 
Ausdruck finden. Der Entwurf hebt jedoch, einerseits 
um die Tragweite der Vorschrift zu verdeutlichen 
und andererseits um die Unterschiede gegenüber 
dem rechtfertigenden Notstand (§ 39) scharf heraus-
zuarbeiten, die wesentlichen Gesichtspunkte aus-
drücklich hervor, auf die es neben der im allgemeinen 
zu fordernden Gutgläubigkeit des Täters für die 
Angemessenheit ankommen soll. Das geschieht ein-
mal dadurch, daß die Äußerung auch ein erforder-
liches Mittel sein muß, um den mit der Interessen-

§ 178 

wahrnehmung angestrebten Zweck zu erreichen; da-
mit wird die ständige höchstrichterliche Rechtspre-
chung und auch die im Schrifttum überwiegend ver-
tretene Auffassung bestätigt, daß der Täter gehalten 
ist, stets das nach der jeweiligen Sachlage schonend-
ste Mittel einzusetzen. Durch den Hinweis auf die Be-
rücksichtigung der widerstreitenden Interessen und 
der dem Täter nach den Umständen obliegenden 
Prüfungspflicht wird außerdem geklärt, daß für die 
Entscheidung nach wie vor die Beurteilung der Inter-
essenlage und die Erfüllung einer etwa bestehenden 
Prüfungspflicht von wesentlicher Bedeutung sind. 
Allerdings hat es der Entwurf im Gegensatz zu 
einigen früheren Entwürfen (vgl. z. B. § 318 Abs. 2 
E 1927) bewußt vermieden, eine Abwägung der 
widerstreitenden Interessen oder gar das Über-
wiegen des wahrgenommenen Interesses zu fordern. 
Mag dieser Gesichtspunkt auch in zahlreichen ge-
richtlichen Entscheidungen zu § 193 StGB zum Aus-
druck kommen, so ist doch zu bedenken, daß gerade 
in diesem Bereich fast ausnahmslos Interessen von 
grundsätzlich verschiedener Art miteinander in 
Kollision geraten. In der Regel muß sich deshalb 
die „Abwägung" in einer Bewertung der widerstrei-
tenden Interessen nach ganz allgemeinen Maßstäben 
erschöpfen und kann fast immer nur zu dem Ergeb-
nis führen, daß die Interessenwahrnehmung im Ein-
zelfall sozialethisch entweder noch vertretbar oder 
nicht mehr vertretbar ist. Was schließlich die Prü-
fungspflicht betrifft, wird durch ihre ausdrückliche 
Erwähnung auch geklärt, wie zu entscheiden ist, 
wenn der Täter schuldhaft seine Informationspflicht 
verletzt oder die Prüfung der Frage unterlassen hat, 
ob ihm andere, für den Betroffenen weniger ein-
schneidende Möglichkeiten der Interessenwahrneh-
mung zur Verfügung stehen. Zwingt eine solche 
Pflichtverletzung zu der Folgerung, daß ihretwegen 
die Äußerung kein angemessenes Mittel zur Verfol-
gung des Interesses war, so kommt Absatz 2 dem 
Täter nicht zugute. In diesem Fall kann auch sein 
Irrtum, er habe in Wahrnehmung berechtigter Inter-
essen gehandelt, regelmäßig nur als vorwerfbarer 
Verbotsirrtum (§ 21) Bedeutung gewinnen, weil ihn 
infolge der schuldhaften Verletzung seiner Prüfungs-
pflicht stets ein Vorwurf auch im Hinblick auf den 
Irrtum trifft. Daraus ergibt sich ein bedeutsamer 
Unterschied gegenüber dem rechtfertigenden Not-
stand nach § 39. Während dort die Prüfungspflicht 
des Täters nicht zu den Elementen der Rechtfertigung 
gehört und diese immer nur dann entfällt, wenn ihre 
Voraussetzungen tatsächlich nicht vorgelegen haben 
(vgl. dazu die Begründung zu § 39), kann die Recht-
fertigung durch Wahrnehmung berechtigter Inter-
essen schon durch bloße Verletzung der Prüfungs-
pflicht in Frage gestellt sein. Ein vorwerfbarer Irrtum 
über Tatsachen, der durch Erkundigung behebbar 
gewesen wäre, begründet bei der Wahrnehmung 
berechtigter Interessen keine allgemeine Strafmilde-
rung, während er beim Notstand nach § 39 Abs. 2 
eine wesentliche Herabsetzung des Strafrahmens 
zur Folge hat. Diese Unterschiede. sind begründet; 
sie ergeben sich aus den verschiedenartigen Zwecken, 
die mit den beiden Rechtfertigungsgründen verfolgt 
werden. 
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§ 178 

Die Angemessenheit der Interessenwahrung hängt 
in gleicher Weise sowohl davon ab, ob der Eingriff 
in fremde Ehre überhaupt, als auch davon, ob er in 
der konkreten Form, wie er vorgenommen wird, 
rechtliche Billigung verdient. Bei den Erwägungen, 
die hier anzustellen sind, werden sich keine wesent-
lichen Abweichungen von der Rechtsprechung zum 
geltenden Recht ergeben. Insbesondere wird, wenn 
die Äußerung nach der Form oder den Umständen 
ein beleidigende Kundgabe von Mißachtung ist, die 
Angemessenheit wohl stets zu verneinen sein. Da-
gegen können auch Werturteile, die im Sinne des 
§ 175 Abs. 1 eine ehrverletzende Kundgabe von 
Mißachtung enthalten, gerechtfertigt werden. Das 
hat besonders für Äußerungen in politischen Aus-
einandersetzungen praktische Bedeutung. Auch an 
der Rechtsprechung, daß nicht in jedem Falle eine 
Prüfungspflicht des Täters besteht und daß die 
Anforderungen, die an diese Prüfungspflicht gestellt 
werden müssen, je nach den Umständen verschie-
den sind, will der Entwurf nichts ändern. Dabei wird 
es namentlich auf die Art der Äußerung, die Quelle 
einer Nachricht, die Person des Empfängers und das 
Interesse ankommen, das an der raschen Weitergabe 
besteht. Schließlich wird noch darauf hingewiesen, 
daß die Einleitung der Angemessenheitsklausel durch 
das Wort „soweit" einen praktischen Zweck verfolgt. 
Dadurch soll geklärt werden, daß eine einheitliche 
Äußerung unter Umständen auch teilweise gerecht-
fertigt sein kann. Zu denken ist etwa daran, daß 
jemand über einen anderen eine nicht erweislich 
wahre ehrenrührige Behauptung aufstellt, die zu-
gleich ihrer Form nach eine beleidigende Kundgabe 
von Mißachtung ist. Hier kann Wahrnehmung be-
rechtigter Interessen im Hinblick auf die üble Nach-
rede durchgreifen, während die Strafbarkeit der mit 
ihr verbundenen Kundgabe von Mißachtung (§ 175 
Abs. 1) unberührt bleibt. 

In der allgemeinen Beschreibung der Grenzen zu-
lässiger Interessenwahrnehmung stimmt Absatz 2 
sachlich mit Artikel 1 Nr. 1 (§ 14 Abs. 2 Satz 1 BGB) 
des Entwurfs eines Gesetzes zur Neuordnung des 
zivilrechtlichen Persönlichkeits- und Ehrenschutzes 
überein. Zwar wird dort nur bestimmt, daß eine 
Äußerung nicht verboten werden kann, wenn sie 
„der angemessenen Wahrnehmung eines berechtig-
ten öffentlichen oder privaten Interesses dient". Wie 
oben aber bereits dargelegt wurde, verfolgen die im 
Entwurf enthaltenen zusätzlichen Hinweise auf die 
Interessenlage, die Prüfungspflicht und die Erforder-
lichkeit lediglich den Zweck, die Tragweite der Vor-
schrift zu verdeutlichen, eine schärfere Abgrenzung 
gegenüber dem rechtfertigenden Notstand zu er-
reichen und zum Teil auch einige strafrechtliche Fra-
gen, die den Irrtum des Täters betreffen, zu klären. 
Neben dieser allgemeinen Festlegung der Grenzen 
für die Wahrnehmung berechtigter Interessen ent-
hält der zivilrechtliche Entwurf noch eine Anzahl 
von Einzelvorschriften, auf die der vorliegende Ent-
wurf verzichtet. So wird dort in Artikel 1 Nr. 1 (§ 14 
Abs. 2 Satz 2 BGB) bestimmt, daß Presse, Rundfunk 
und Film ein berechtigtes Interesse wahrnehmen, 
wenn sie im Rahmen ihrer öffentlichen Aufgabe die 
Öffentlichkeit unterrichten oder Kritik üben. Diese 
Vorschrift hat keine selbständige Bedeutung und 

verfolgt vor allem nicht den Zweck, den Trägern 
der Publizistik ein Privileg zum Aufstellen oder 
Verbreiten ehrverletzender Äußerungen einzuräu-
men. Sie ist lediglich als konkreter und zugleich 
klärender Ausdruck des bereits in Absatz 2 enthal-
tenen allgemeinen Grundsatzes gedacht, wonach die 
Wahrnehmung öffentlicher Interessen in den dort 
angegebenen Grenzen zugelassen wird. Unter diesen 
Umständen kann darauf verzichtet werden, eine 
solche Vorschrift lediglich zu wiederholen; denn so-
bald sie im bürgerlichen Recht Gesetzeskraft erlangt, 
ist sie Bestandteil der gesamten Rechtsordnung und 
auch für die Auslegung der strafrechtlichen Vor-
schrift über die Wahrnehmung berechtigter Inter-
essen maßgebend. Artikel 1 Nr. 1 (§ 14 Abs. 2 Satz 3 
BGB) des zivilrechtlichen Entwurfs bestimmt außer-
dem, daß sich auf Wahrnehmung eines berechtigten 
Interesses nicht berufen kann, wer eine ehrenrührige 
Behauptung tatsächlicher Art in Kenntnis ihrer Un-
wahrheit aufstellt oder verbreitet. Davon wird je-
doch eine Ausnahme gemacht für den Fall, daß je-
mand wahrheitsgetreu über eine öffentliche Ver-
anstaltung berichtet, auf der eine unwahre Behaup-
tung tatsächlicher Art über einen anderen aufgestellt 
oder verbreitet worden ist. Daraus folgt, daß min-
destens die Verbreitung ehrenrühriger Behauptun-
gen in Kenntnis ihrer Unwahrheit nicht schlechthin 
von der Wahrnehmung berechtigter Interessen aus-
geschlossen werden kann. Indem das Zivilrecht die 
Ausnahmeregelung auf Berichte über öffentliche Ver-
anstaltungen beschränkt, richtet es eine rein formale 
und deshalb für das Strafrecht schwerlich brauchbare 
Grenze auf. Wenn der Täter schon bei wahrheits-
getreuen Berichten über, wie er weiß, unwahre 
ehrenrührige Vorwürfe durch Interessenwahrneh-
mung gerechtfertigt sein kann, empfiehlt es sich, 
die Abgrenzung im Einzelfall der Rechtsprechung zu 
überlassen. Diese hat bisher stets befriedigende Er-
gebnisse erzielt. Sie hat bei Verleumdungen fast 
ausnahmslos die Möglichkeit der Wahrnehmung 
berechtigter Interessen verneint und Zweifel nur in 
wenigen Grenzfällen geäußert, deren Entscheidung 
in dem einen oder anderen Sinne für die Bewährung 
der Rechtsordnung ohne Bedeutung ist. Der Entwurf 
nimmt deshalb zu der Frage keine Stellung, ob und 
in welchem Umfang die Wahrnehmung berechtigter 
Interessen zulässig ist, wenn der Täter die Unwahr-
heit der ehrenrührigen Behauptung kennt. Er geht 
dabei von der Vorstellung aus, daß die Verleumdung 
regelmäßig ein unangemessenes Mittel der Inter-
essenwahrung ist, daß aber Ausnahmen namentlich 
in dem Bereich, den der zivilrechtliche Entwurf um-
schreibt, nicht ausgeschlossen werden können. 

Der Entwurf vermeidet es, ausdrücklich zu klären, 
ob die Absätze 1 und 2 Rechtfertigungs- oder 
bloße Entschuldigungsgründe enthalten. Er 
will damit die in Wissenschaft und Rechtsprechung 
herrschende Auffassung, daß die Wahrnehmung be-
rechtigter Interessen ein Rechtfertigungsgrund ist, 
nicht in Frage stellen. Jedoch ist eine Stellungnahme 
des Gesetzes zu dieser Frage im gegenwärtigen 
Zeitpunkt noch verfrüht, weil es mindestens einige 
Grenzfälle gibt, bei denen die systematische Einord-
nung zweifelhaft sein kann. Aus denselben Gründen 
bleibt auch die Frage der dogmatischen Begründung 
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der Wahrnehmung berechtigter Interessen offen. Ob 
sie lediglich als Unterfall der Güter- und Interessen-
kollision anzusehen ist und deshalb systematisch in 
den Zusammenhang mit dem rechtfertigenden Not-
stand gehört oder ob es einer Erklärung aus Gesichts-
punkten des erlaubten Risikos bedarf, mag durch 
Rechtsprechung und Lehre weiter untersucht werden. 

§ 179 
Herausforderung durch den Verletzten 

Ebenso wie im Bereich der Körperverletzung wird 
auch für Beleidigungen, die auf der Stelle erwidert 
werden, die allgemeine Möglichkeit beseitigt, beide 
Täter oder einen von ihnen für straffrei zu erklären 
(§ 199 StGB). Als Ersatz für diese der Aufrechnung 
des bürgerlichen Rechts nachgebildete und unter 
strafrechtlichen Gesichtspunkten nicht haltbare Re-
gelung schlägt der Entwurf aus den Gründen, die zu 
§ 150 dargelegt sind, eine Vorschrift vor, die eine 
Milderung des Strafrahmens oder das Absehen von 
Strafe zuläßt, wenn der Täter durch den Verletzten 
zur Tat herausgefordert worden ist. Die Voraus-
setzungen im einzelnen entsprechen denen der Vor-
schrift über die Herausforderung des Verletzten bei 
Körperverletzungen (§ 150). Auf die Begründung zu 
dieser Vorschrift wird verwiesen. 

Daß neben dem Absehen von Strafe auch zuge-
lassen wird, bis zum gesetzlichen Mindestmaß der 
angedrohten Strafe herabzugehen oder auf eine mil-
dere Strafart zu erkennen (§ 64 Abs. 2), hat prak-
tische Bedeutung nur für Beleidigungen nach § 174 
(Verleumdung) und § 176 (Beleidigung von Persön-
lichkeiten des politischen Lebens). In allen anderen 
Fällen kann schon nach der anwendbaren Regel-
strafdrohung auf das Mindestmaß der mildesten 
Strafart erkannt werden. 

§ 180 
Strafantrag 

Nach Absatz 1 werden in Übereinstimmung mit 
dem geltenden Recht (§§ 194 ff., § 189 Abs. 2 StGB) 
sämtliche in den §§ 173 bis 177 mit Strafe bedrohten 
Handlungen, die der Entwurf entsprechend der Über-
schrift des Titels unter dem gemeinsamen Oberbegriff 
„Beleidigung" zusammenfaßt, nur auf Antrag ver-
folgt. Stirbt der Verletzte nach der Tat, so geht sein 
Antragsrecht nach Maßgabe des § 121 Abs. 2 auf die 
Angehörigen über. Die allgemeinen Gesichtspunkte, 
die bei gewissen Straftaten für einen solchen, im 
geltenden Recht nicht vorgesehenen Übergang des 
Antragsrechts sprechen, sind in der Begründung zu 
§ 121 dargelegt. Daß dieser Übergang vor allem bei 
den Beleidigungstatbeständen vorgesehen werden 
muß, ergibt sich aus dem Wesen des durch sie ge-
schützten Rechtsgutes; denn nach dem Tode des 
Menschen besteht mindestens als Ausstrahlung der 
Persönlichkeit sein Andenken fort, dessen Schutz-
würdigkeit und Schutzbedürftigkeit durch den Tat-
bestand der Verunglimpfung Verstorbener (§ 177) 
ausdrücklich bestätigt wird. Der Tod des Verletzten 
darf deshalb die Verfolgbarkeit einer zu seinen Leb-
zeiten begangenen Beleidigung nicht ausschließen. 
Es wäre ungereimt, bei der Verunglimpfung des An-
denkens Verstorbener den Strafantrag der Angehö-
rigen zuzulassen, ihn aber auszuschließen, wenn der 

§§ 179, 180 

Verletzte erst nach der Tat, aber vor Ablauf der 
Antragsfrist gestorben ist. Wegen der Frage, auf 
welche Angehörige das Antragsrecht übergeht, und 
unter welchen Voraussetzungen der Übergang aus-
nahmsweise ausgeschlossen ist, wird auf § 121 Abs.2 
verwiesen. 

Absatz 2 Satz 1 bestimmt in Anlehnung an § 189 
Abs. 2 StGB für den Tatbestand der Verunglimpfung 
des Andenkens Verstorbener die Antragsberechtig-
ten besonders. Dadurch wird jeder Zweifel ausge-
schlossen, wer bei Taten dieser Art als „Verletzter" 
zu gelten hat. Nach Satz 1 steht das Antragsrecht 
den Angehörigen zu, auf die es übergehen würde, 
wenn der Verunglimpfte erst nach der Tat gestor-
ben wäre. Damit verweist der Entwurf hinsichtlich 
des Antragsrechts auf den Absatz 1 Satz 2 und die 
Regelung des § 121 Abs. 2. Die Interessenlage ent-
spricht hier so sehr derjenigen beim Übergang des 
Antragsrechts, daß nur eine übereinstimmende Re-
gelung in Frage kommt. Sachgemäß ist insbesondere, 
daß Angehörige, die an der Tat beteiligt sind, auch 
hier als Antragsberechtigte ausscheiden. Keiner be-
sonderen Erwähnung bedarf, daß § 121 Abs. 2 Satz 4 
bei der Verunglimpfung des Andenkens Verstorbe-
ner gegenstandslos ist. Satz 2 übernimmt ohne sach-
liche Änderung den § 189 Abs. 3 StGB, der durch 
das 6. Strafrechtsänderungsgesetz vom 30. Juni 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 478) in das Strafgesetzbuch ein-
gefügt worden ist. Abweichend vom geltenden Recht 
ergibt sich aus dem Zusammenhang der Sätze 1 
und 2 des Absatzes 2, daß die Tat auch dann nach 
Satz 2 von Amts wegen verfolgbar ist, wenn Ange-
hörige vorhanden sind, die zwar ihrem Verwandt-
schaftsverhältnis nach antragsberechtigt, selbst aber 
an der Tat beteiligt sind. 

Nach Absatz 3 Satz 1 kann bei einer Beleidi-
gung, die gegen einen Amtsträger oder einen Sol-
daten während der Ausübung ihres Dienstes oder 
in Beziehung auf ihren Dienst begangen wird, in 
Übereinstimmung mit § 196 StGB auch der Dienst-
vorgesetzte den Antrag stellen. Welcher Dienstvor-
gesetzte im Einzelfall antragsberechtigt ist und was 
gilt, wenn der beleidigte Amtsträger oder Soldat 
keinen Dienstvorgesetzten hat, ist in § 122 geregelt. 

Absatz 3 Satz 2 und Absatz 4 regeln sachlich 
weitgehend in Übereinstimmung mit den §§ 196 und 
197 StGB das Recht des Strafantrags und der Ermäch-
tigung, wenn die Tat gegen das Ansehen einer Be-
hörde, eines Gesetzgebungsorgans des Bundes oder 
eines Landes oder einer anderen im räumlichen Gel-
tungsbereich des Strafgesetzbuches be findlichen poli-
tischen Körperschaft gerichtet ist. Dabei vermeidet er 
eine Fassung, die ausdrücklich bestätigt, daß gegen 
die genannten Einrichtungen eine Beleidigung be-
gangen werden kann. Wie die Vorbemerkung zu 
diesem Titel darlegt, ist die Frage der Beleidigungs-
fähigkeit von Personengemeinschaften bewußt offen 
gelassen worden und jeder Hinweis im Text unter-
blieben, der als Festlegung des Gesetzgebers gedeu-
tet werden könnte. Es wird hier deshalb nicht gesagt, 
daß Behörden und andere Körperschaften „beleidigt" 
werden können. Indem der Entwurf von deren „An-
sehen" spricht, ermöglicht er denjenigen, die das 
Rechtsgut der Ehre im Sinne der Beleidigungstat-
bestände nur dem Menschen zuerkennen wollen, die 
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§ 181 
Auslegung, daß die Absätze 3 und 4 den konstitu-
tiven Gesetzesbefehl enthalten, die Beleidigungs-
vorschriften auf Taten gegen die genannten Institu-
tionen sinngemäß anzuwenden. 

Entsprechend der allgemeinen Stellungnahme des 
Entwurfs zu den Religionsgesellschaften des öffent-
lichen Rechts wird für deren Behörden und Amts-
träger dieselbe Regelung getroffen wie für die Be-
hörden und Amtsträger des Staates. 

§ 181 
Bekanntgabe der Verurteilung 

§ 200 StGB kennt die Zubilligung des Rechts auf 
öffentliche Urteilsbekanntmachung bei Beleidigun-
gen, die öffentlich oder durch Verbreiten von Schrif-
ten, Darstellungen oder Abbildungen begangen wer-
den. Von dem Sonderfall des § 200 Abs. 2 StGB 
abgesehen, ist dabei für die geltende Regelung kenn-
zeichnend, daß dem Beleidigten lediglich die Ver-
öffentlichungsbefugnis zugesprochen und es ihm 
überlassen wird, ob er von ihr Gebrauch machen 
will. Diese Lösung gibt der Entwurf auf. Es wider-
spricht den Grundsätzen des materiellen Strafrechts 
und des Strafverfahrensrechts, dem Verletzten nur 
eine Befugnis einzuräumen und ihn dadurch zu zwin-
gen, sich sein Recht gewissermaßen selbst zu holen. 
Es ist vielmehr Aufgabe des Vollstreckungsverfah-
rens, dafür zu sorgen, daß dem Verletzten die 
Genugtuung zuteil wird, die er nach dem Gesetz 
beanspruchen kann. Absatz 1 sieht deshalb vor, 
daß die öffentliche Bekanntgabe der Verurteilung 
unmittelbar vorn Gericht angeordnet wird. Daraus 
folgt dann ohne weiteres, daß die Entscheidung wie 
jede andere gerichtliche Maßnahme durch die dafür 
zuständige Behörde vollstreckt wird. Allerdings ist 
hier eine Besonderheit zu beachten: ob die Ver-
öffentlichung eines Urteils den Interessen des Belei-
digten in jeder Hinsicht entspricht, kann dieser ab-
schließend erst beurteilen, wenn er den Wortlaut der 
rechtskräftigen Entscheidung kennt und ihre Folgen 
übersehen kann. Er muß also noch nach Anordnung 
der Veröffentlichung die Möglichkeit haben, deren 
Vollzug zu verhindern; anderenfalls wäre nicht aus-
zuschließen, daß Urteile auch gegen den Willen und 
zum Nachteil des Beleidigten öffentlich bekannt-
gemacht werden. Der Entwurf trägt dieser besonde-
ren Lage dadurch Rechnung, daß er den Vollzug der 
Anordnung nur auf besonderes Verlangen innerhalb 
einer Ausschlußfrist von einem Monat zuläßt. Dieses 
Verlangen kann von dem, der die Veröffentlichung 
beantragt hat, oder von einem „an seiner Stelle 
Antragsberechtigten" gestellt werden. Dieser letz-
tere muß danach befugt sein, das Strafantragsrecht 
des Antragstellers an dessen Stelle auszuüben, oder 
er muß in dessen Strafantragsrecht eingerückt sein. 
Zu denken ist dabei namentlich an die Fälle, daß der 
Antragsteller das Verfahren nicht überlebt und sein 
Strafantragsrecht auf die Angehörigen übergeht 
(§ 121 Abs. 2) oder daß der Beleidigte nach dem 
Antrag seines gesetzlichen Vertreters oder Sorge-
berechtigten voll geschäftsfähig wird (§ 121 Abs. 3). 

Aus Gründen der Prozeßwirtschaftlichkeit ist im 
Gegensatz zum geltenden Recht außerdem vorge-
sehen, daß die Anordnung der Bekanntgabe nur auf 
Antrag des Verletzten oder eines sonst zur Stel

-lung des Strafantrags Berechtigten ergeht. Diese Be-
schränkung hat den Vorteil, daß sich das Gericht mit 
der Frage der Veröffentlichung nur befassen muß, 
wenn der Betroffene Wert darauf legt. Sie soll 
namentlich verhindern, daß die Anordnung zu einer 
in jedem einschlägigen Beleidigungsverfahren un-
erläßlichen Routineentscheidung wird. Wer „sonst 
zur Stellung des Strafantrags berechtigt" ist, ergibt 
sich aus § 180 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 und 3 sowie aus 
den §§ 121 und 122. 

Von diesen grundsätzlichen Unterschieden abge-
sehen, lehnt sich die Vorschrift eng an § 200 StGB 
an. Ihre Erweiterung auf Beleidigungen, die in einer 
Versammlung oder durch Verbreiten von Tonträgern 
begangen werden, dient der Anpassung an § 176 
(Beleidigung von Persönlichkeiten des politischen 
Lebens), für dessen Anwendungsbereich die Be-
kanntgabe der Verurteilung von erheblicher prak-
tischer Bedeutung ist. Wenn Absatz 2 nicht ausdrück-
lich hervorhebt, daß die Veröffentlichung möglichst 
in demselben Teil der Zeitung oder Zeitschrift oder 
mit derselben Schrift wie der Abdruck der Beleidi-
gung zu geschehen hat, so ist damit keine grundsätz-
liche Änderung gegenüber § 200 Abs. 2 StGB beab-
sichtigt. Auf die ausdrückliche Regelung dieser 
Einzelheiten ist namentlich deshalb verzichtet wor-
den, weil sie im Interesse einer größeren Beweglich-
keit besser dem Ermessen des Gerichts, das die Art 
der Bekanntmachung ohnehin im einzelnen zu be-
stimmen hat, überlassen wird. 

Die Vorschrift des § 200 Abs. 3 StGB, wonach dem 
Beleidigten auf Kosten des Schuldigen eine Urtei1s-
ausfertigung erteilt werden muß, ist nicht über-
nommen, weil sie in das Vollstreckungsrecht gehört. 

Siebenter Titel 

Verletzung des persönlichen Lebens- und 
Geheimbereichs 

Sowohl dieser Titel als Gliederungseinheit, die 
den 1. Abschnitt des Besonderen Teils abschließt, als 
auch einige Vorschriften dieses Titels sind im gel-
tenden Recht ohne Vorbild. Die Notwendigkeit einer 
solchen Regelung ergibt sich aus der schärferen 
Erfassung des Rechtsgutes, das hier in erster Linie 
geschützt werden soll, und aus dessen besonderer 
Gefährdung in der Gegenwart. 

Das Rechtsgut wird in der Titelüberschrift als 
der „persönliche Lebens- und Geheimbereich" be-
zeichnet. Damit soll angedeutet werden, daß es sich 
hier um die jeder menschlichen Persönlichkeit als 
solcher zukommende und gegen die Außenwelt ab-
zuschirmende ureigenste Intimsphäre, nicht aber um 
einen Sonderschutz handelt, wie er z. B. nach § 377 
Abs. 2 und § 482 bestimmten Persönlichkeiten ver-
stärkt gewährt wird. Für den persönlichen Lebens-
und Geheimbereich wird oft der Ausdruck Privat-
sphäre gebraucht. Der Entwurf will, wie namentlich 
§ 186 erkennen läßt, klarstellen, daß für die Privat-
sphäre zwei Bereiche, die allerdings ineinander über-
gehen, zu unterscheiden sind: einerseits der persön-
liche Lebensbereich im Sinne des Familien- und son-
stigen Privatlebens, andererseits der persönliche 
Geheimbereich, der sowohl Geheimnisse aus dem 
Familien- und sonstigen Privatleben als auch 
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Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse umfaßt. Vom 
persönlichen Geheimbereich, bei dem die Einzelper-
sönlichkeit geschützt wird, grenzt der Entwurf den 
dienstlichen Geheimbereich ab, auf den sich die 
§§ 471 bis 474 beziehen und bei dem der Staat, seine 
Einrichtungen und Organe den Schutz genießen. 
Rechtsgut des vorliegenden Titels ist mithin die 
Abschirmung des einzelnen gegen ein Eindringen in 
seine Privatsphäre, in der er sich grundsätzlich un-
gestört von der Außenwelt als Persönlichkeit ent-
wickeln und entfalten können soll. 

Daß der persönliche Lebens- und Geheimbereich 
im Entwurf in einem besonderen Titel als Rechtsgut 
geschützt wird, hat vor allem folgende Gründe: 
Auszugehen ist von den Artikeln 1 und 2 GG. Hier-
nach ist alle staatliche Gewalt verpflichtet, die 
Würde des Menschen zu achten und zu schützen, und 
ist dem einzelnen das Recht auf freie Entfaltung sei-
ner Persönlichkeit zugesichert, soweit er nicht die 
Rechte anderer verletzt und nicht gegen die ver-
fassungsmäßige Ordnung oder das Sittengesetz ver-
stößt. In diesem Zusammenhang ist auch Artikel 8 
der Konvention zum Schutze der Menschenrechte 
vom 4. November 1950 (Bundesgesetzbl. 1952 Teil II 
S. 635) bedeutsam, wonach jeder Mensch Anspruch 
auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, sei-
ner Wohnung sowie seines Briefverkehrs hat und 
Eingriffe von Behörden in die Ausübung dieser 
Rechte nur auf gesetzlicher Grundlage statthaft sind. 
In diesen Regelungen kommt eine Überzeugung zum 
Ausdruck, die für das Wesen jeder freiheitlichen 
Demokratie eigentümlich ist. Sie geht dahin, daß der 
einzelne sich überhaupt nur dann zu einer Persön-
lichkeit entwickeln kann, wenn ihm hierfür ein freier 
Raum vor der Gemeinschaft und dem Staat sowie 
vor den anderen einzelnen gewährleistet wird. 
Dieser freie Raum ist der persönliche Lebens- und 
Geheimbereich, in dem die Persönlichkeit wurzelt 
und mit dessen Beseitigung man auch ihre Würde 
zerstört. Dieser Privatsphäre droht gerade in der 
Gegenwart erhöhte Gefahr. In einer freiheitlichen 
Demokratie ist diese Gefahr zwar nicht so groß wie 
in totalitären Systemen, die in den Bereich des per-
sönlichen Lebens rücksichtslos eingreifen. In ihr 
droht dem einzelnen die Gefahr vor allem von 
anderen Menschen und von den Einrichtungen der 
modernen Massengesellschaft. Der Mangel an 
Achtung vor der Menschenwürde, die Sensations-
gier, das rücksichtslose Gewinnstreben sowie die 
Entwicklung und laufende Vervollkommnung tech-
nischer Mittel wie der Kleinkamera, der Tonträger, 
der Abhör- und Strahlengeräte, die in weitaus größe-
rem Maße als früher das Eindringen in die Privat-
sphäre ermöglichen, haben für diese Gefahren her-
aufbeschworen, denen das Gesetz mehr als bisher 
entgegentreten muß. Ihm wird das seit einigen Jah-
ren auch von der Allgemeinheit her nahegelegt. 
Hervorgehoben sei der 42. Deutsche Juristentag 1957 
in Düsseldorf, der gegen die Mißachtung der Persön-
lichkeit durch sensationelle Berichte über das Privat-
leben, durch heimliche Tonbandaufnahmen sowie 
durch das Abhören von Gesprächen Stellung nahm 
und u. a. auch eine ergänzende strafrechtliche Rege-
lung als dringend notwendig empfahl. In derselben 
Richtung lag die Regierungserklärung vom 29. Okto-
ber 1957, in der die Bundesregierung eine Verbesse

-

vor § 182 
rung des Schutzes der Persönlichkeit gegen Eingriffe 
in die Privatsphäre als dringend notwendig be-
zeichnete. 

Die Bundesregierung hat daraufhin den bereits in 
der Vorbemerkung vor § 173 erwähnten Entwurf 
eines Gesetzes zur Neuordnung des zivilrechtlichen 
Persönlichkeits- und Ehrenschutzes eingebracht (BT-
Drucks. Nr. 1237 der 3. Wahlperiode). Durch ihn soll 
der Gedanke eines allgemeinen Persönlichkeits-
rechts, der sich in den letzten Jahren in der zivil-
rechtlichen Rechtsprechung und Rechtslehre durch-
gesetzt hat, seine gesetzliche Anerkennung und 
Ausgestaltung erhalten. Dieser verstärkte zivilrecht-
liche Schutz macht jedoch bei Persönlichkeitsverlet-
zungen, die als kriminelles Unrecht zu werten sind, 
eine strafrechtliche Regelung nicht entbehrlich. Das 
bedarf, soweit sich der zivilrechtliche Persönlichkeits-
schutz auf das Leben, die körperliche Unversehrtheit, 
die persönliche Freiheit und die Ehre als Rechtsgüter 
bezieht, keiner Begründung. Der Entwurf geht aber 
auch hinsichtlich der Privatsphäre davon aus, daß 
der hohe Rang dieses Rechtsgutes eine strafrecht-
liche Sicherung in dem Umfange erfordert, wie die 
§§ 182 bis 186 sie vorsehen. 

Von diesen Tatbeständen sind im geltenden 
Recht, wenn man von dem unten erwähnten § 353 b 
StGB absieht, nur der Bruch des Briefgeheimnisses 
und der Bruch von Privatgeheimnissen durch Inhaber 
einer Vertrauensstellung geregelt (StGB §§ 299, 300). 
Sie stehen dort im Abschnitt „Strafbarer Eigennutz 
und Verletzung fremder Geheimnisse". Rechtsgut ist 
jedoch der persönliche Geheimbereich, der in § 299 
StGB gegen Gefährdung, in § 300 StGB gegen Ver-
letzung geschützt wird. Der Entwurf folgt daher den 
Entwürfen von 1913 und 1919, welche diese beiden 
Tatbestände im Gegensatz zu späteren Entwürfen 
auch von den Straftaten gegen die Ehre trennen und 
in einem besonderen Abschnitt mit der Überschrift 
„Verletzung fremder Geheimnisse" regeln. 

Die Entwürfe von 1913 und 1919 sind auch insofern 
bemerkenswert, als sie in diesen Abschnitt auch eine 
neue Vorschrift gegen öffentliche Erörterung frem-
der Privatangelegenheiten einstellen. Es handelt sich 
hierbei um die Vorgängerin des § 182 des vorliegen-
den Entwurfs, dessen Entstehungsgeschichte in der 
Begründung zu dieser Bestimmung näher dargelegt 
wird. Der Indiskretionstatbestand dient ebenfalls 
dem Schutze des persönlichen Lebens- und Geheim-
bereichs. Dieses Rechtsgut steht hier im Vorder-
grund, nicht die Ehre des Betroffenen. Daher ist es 
folgerichtig, daß der Entwurf das Indiskretions-
problem im Unterschied zu den Entwürfen von 1922, 
1925, 1927, 1930 und 1936 nicht im Zusammenhang 
mit der üblen Nachrede, sondern in Übereinstim-
mung mit den Entwürfen von 1913 und 1919 im Zu-
sammenhang mit dem Bruch des Briefgeheimnisses 
und dem Bruch von Privatgeheimnissen durch In-
haber einer Vertrauensstellung regelt. 

Der Entwurf stellt außerdem zwei weitere Tat-
bestände in diesen Titel ein. Von ihnen ist die Ver-
letzung der Vertraulichkeit des Wortes (§ 183) völlig 
neu. Die Vorschrift ist gegen den Mißbrauch von 
Tonträgern und Abhörgeräten gerichtet, der als 
kriminelles Unrecht zu würdigen ist, die Allgemein-
heit seit Jahren beschäftigt und die Lückenhaftigkeit 
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§ 182 
des bisherigen Persönlichkeitsschutzes in besonde-
rem Maße fühlbar gemacht hat. Einen neuen Tat-
bestand enthält § 186, der den Bruch von Privat-
geheimnissen durch Amtsträger besonders regelt. 
Teilweise wird er im geltenden Recht in § 353b StGB 
mit erfaßt, gehört aber in den sachlichen Zusammen-
hang mit der Vorschrift gegen den Bruch von Privat-
geheimnissen durch Inhaber einer Vertrauensstel-
lung (§ 185). 

Weitere Tatbestände zum besonderen Schutz der 
Privatsphäre sieht der Entwurf nicht vor, weil er 
insoweit teils den Zivilrechtsschutz für ausreichend 
ansieht, teils die strafrechtliche Regelung dem 
Nebenstrafrecht wegen des engen Sachzusammen-
hangs mit dort vorhandenen anderen Vorschriften 
überlassen will. Aus diesen Gründen verzichtet der 
Entwurf insbesondere auf die Aufstellung von Tat-
beständen zum Schutze gegen die unbefugte Ver-
öffentlichung von Bildern eines anderen oder von 
vertraulichen Aufzeichnungen sowie auf eine zusam-
menfassende Regelung des Schutzes der Geschäfts-
und Betriebsgeheimnisse. Daß diese in § 186 Abs. 1 
Nr. 2 besonders erwähnt werden, soll lediglich eine 
Lücke des Rechtsschutzes verhindern, die sich sonst 
aus der Fassung des § 471 für solche Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnisse, deren Offenbarung keine 
wichtigen öffentlichen Interessen gefährdet, ergeben 
könnte. 

Bei den Vorarbeiten zu den Vorschriften dieses 
Titels war erwogen worden, in ihn auch eine Be-
stimmung über die Wahrnehmung berechtig-
ter  Interessen nach dem Vorbild des § 178 ein-
zustellen. Der Entwurf sieht hiervon ab. Für § 182 
würde eine solche Vorschrift zu eng sein. Denn die 
Strafwürdigkeit einer öffentlichen Erörterung frem-
der Privatangelegenheiten kann im Einzelfalle nicht 
nur fehlen, wenn der Täter hierdurch ein eigenes 
oder fremdes Interesse wahrnimmt, sondern auch 
dann entfallen, wenn er aus einem anderen verstän-
digen Beweggrund handelt. Um in solchen Fällen 
das Handeln straflos zu lasssen, setzt § 182 voraus, 
daß der Täter die ehrenrührige Behauptung ohne 
verständigen Grund aufstellt oder verbreitet. Umge-
kehrt würde für die §§ 183 bis 186 eine solche Rege-
lung oder auch nur allgemeine Straflosigkeit im 
Falle der Wahrnehmung berechtigter Interessen nach 
dem Vorbild des § 178 zu weit gehen. Denn diese 
Vorschrift setzt nicht die Vergleichbarkeit der Inter-
essen und das Überwiegen des wahrgenommenen 
Interesses voraus. Vielmehr genügt es schon, daß 
die Ehrverletzung zur Interessenwahrnehmung ein 
erforderliches und angemessenes Mittel ist. Eine 
solche Regelung ist im Bereich der Ehrverletzungen, 
in dem die Interessenkollisionen typisch sind, ange-
bracht. Würden dort nur die allgemeinen Rechtferti-
gungs- und Entschuldigungsgründe zur Straflosigkeit 
führen, so wären hierdurch die Möglichkeiten der 
Interessenwahrnehmung allzu sehr eingeengt. Es 
bedarf dort einer großzügigeren Sonderregelung für 
das erlaubte Risiko. Anders ist diese Frage für die 
Verletzungen der Privatsphäre zu behandeln. Hier 
spielen die Interessenkollisionen eine geringere und 
untergeordnetere Rolle. Sie sind Ausnahmesituatio-
nen, die im wesentlichen nicht häufiger vorkommen 
als bei anderen Rechtsgütern. Es besteht daher kein 

Grund dazu, dem in seiner Privatsphäre Verletzten 
von vornherein weitergehende Einbußen seines 
Rechtsschutzes zuzumuten, als sie die allgemeinen 
Rechtfertigungs- und Entschuldigungsgründe mit sich 
bringen. Vielmehr soll es bei diesen im Bereich der 
Privatsphäreverletzungen nach der Regelung des 
Entwurfs grundsätzlich bewenden, namentlich bei 
der Güter- und Interessenabwägung, wie sie in der 
Regelung des rechtfertigenden Notstandes (§ 39) 
ihren Ausdruck findet. Soweit über solche gesetz-
lichen Regelungen hinaus ein Bedürfnis nach weite-
ren Rechtfertigungsgründen besteht, z. B. für die Ver-
wendung von Tonträgern im Strafverfahren, bedarf 
es besonderer Bestimmungen, die außerhalb des 
Strafgesetzbuches vorzusehen sind. 

Nach allgemeinen Regeln ist die Einwilligung 
des Verletzten im Bereich der verzichtbaren Indivi-
dualgüter ein besonders bedeutsamer Grund für die 
Straflosigkeit des Täters. Sie hat diese Bedeutung 
auch für die Straftaten gegen die Privatsphäre. Denn 
der einzelne kann im Einzelfall auf den Schutz seiner 
Privatsphäre verzichten, indem er entweder dem 
Außenstehenden den Zugang zu ihr erlaubt oder 
indem er selbst vertrauliche oder geheime Tatsachen 
aus der Privatsphäre hinausträgt. Die auf solche Be-
obachtungen und Mitteilungen beschränkte Tat der 
Außenstehenden ist dann ihrem Wesen nach keine 
Verletzung der Privatsphäre. Vielmehr fehlt es 
zufolge Einwilligung des Trägers des Rechtsgutes 
bereits am Tatbestand. Der Entwurf trägt dieser 
Erkenntnis dadurch Rechnung, daß er in § 182 das 
Fehlen eines verständigen Grundes und in §§ 183 
bis 186 das Fehlen der Einwilligung des Betroffenen 
als Tatbestandsmerkmal ausgestaltet, auf das sich 
der Vorsatz des Täters erstrecken muß. 

§ 182 
Öffentliche Erörterung fremder Privat

-

angelegenheiten 
Wie in der Begründung zu dem Tatbestand der 

üblen Nachrede (§ 173) bereits angedeutet wurde, 
sind die Arbeiten an der Reform des strafrecht-
lichen Persönlichkeits- und Ehrenschutzes 
von Anfang an durch das Bestreben gekennzeichnet, 
eine sinnvolle Verbesserung des geltenden Rechts 
dadurch zu erreichen, daß kränkende Äußerungen 
über das Privat- oder Familienleben eines anderen 
ohne Rücksicht auf ihre Wahrheit mit Strafe bedroht 
werden. Schon im Jahre 1909 hat die damalige Reichs-
regierung den Vorschlag unterbreitet, bei öffent-
lichen oder durch Verbreiten von Schriften, Abbil-
dungen oder Darstellungen begangenen Beleidigun-
gen dem Täter ohne Rücksicht auf die Erweislichkeit 
seiner Behauptung Strafe anzudrohen, wenn die Be-
hauptung lediglich Verhältnisse des Privatlebens 
betrifft und das öffentliche Interesse nicht berührt. 
Eine Beweisaufnahme über die behauptete oder ver-
breitete Tatsache sollte nur mit Zustimmung des 
Verletzten zulässig sein (vgl. Entwürfe eines Ge-
setzes betr. Änderung des Strafgesetzbuches vom 
12. März und 23. November 1909; Drucksachen des 
Reichstages, 12. Leg.-Per. I. Sess. 1907/09 Nr. 1262, 
II. Sess. 1909/10 Nr. 6, 392, 614). Die Regierungs-
vorlagen sind im Reichstag ausführlich beraten 
worden. Dabei ergaben sich Bedenken vor allem 
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in der Richtung, daß es unerwünscht sei, dem Ver-
letzten die persönliche Entscheidung darüber zu-
zumuten, ob der Wahrheitsbeweis erhoben werden 
solle oder nicht, und daß es der Billigkeit wider-
spreche, den Täter wegen eines Ehrverletzungs-
delikts zu bestrafen, obwohl er möglicherweise, 
wenn auch unbefugt, die volle Wahrheit geäußert 
habe. Um diese Bedenken zu zerstreuen, wurde der 
Vorschlag gemacht, die öffentliche Erörterung frem-
der Privatangelegenheiten ganz aus dem Zusam-
menhang mit der Beleidigung zu lösen und zum 
Gegenstand eines selbständigen Indiskretions-
delikts zu machen, bei dem der Wahrheitsbeweis 
kraft Gesetzes ganz oder wenigstens für den 
Täter ausgeschlossen sein sollte. Da sich eine 
Einigung über diese Fragen nicht erzielen ließ, 
sind die Vorlagen damals gescheitert. Gleichwohl 
haben die Entwürfe zum Strafgesetzbuch an dem 
Grundgedanken, das Privat- und Familienleben 
gegen öffentliche Erörterung zu schützen, unverän-
dert festgehalten. Während § 260 Abs. 2 E 1909 und 
§ 283 Abs. 1 E 1911 sachlich mit den genannten Re-
gierungsvorlagen übereinstimmten, haben sich § 352 
E1913 und § 353E 1919, namentlich um die im Reichs-
tag hervorgetretenen Bedenken zu zerstreuen, dem 
Gedanken eines selbständigen Indiskretionsdelikts 
zugewandt, dem Verletzten aber die Möglichkeit ge-
lassen, sich bei Stellung des Strafantrags für eine 
Verfolgung entweder wegen Beleidigung oder 
wegen bloßer Indiskretion zu entscheiden; die Ver-
folgung unter dem einen Gesichtspunkt sollte dann 
jeweils die andere Verfolgungsmöglichkeit aus-
schließen. Mit dem Entwurf von 1922 trat alsdann 
wieder ein Umschwung ein. Die Frage wurde erneut 
ausschließlich als Problem des Ehrenschutzes an-
gesehen und die Lösung durch eine Beschränkung 
des Wahrheitsbeweises bei der üblen Nachrede ge-
sucht. Die einschlägige Vorschrift (§ 277 E 1922) sah 
vor, daß es für die Strafbarkeit wegen übler Nach-
rede auf Wahrheit oder Unwahrheit von Tatsachen, 
die Angelegenheiten des Privat- oder Familienlebens 
betreffen und das öffentliche Interesse nicht be-
rühren, nicht ankommen solle, wenn die Tatsachen 
aus Gewinnsucht oder bloß in der Absicht, zu 
schmähen, öffentlich aufgestellt oder verbreitet 
worden seien. Diese Regelung ist dadurch gekenn-
zeichnet, daß sie einerseits die Möglichkeit des Wahr-
heitsbeweises ausschließt, andererseits aber einen 
niedrigen Beweggrund des Täters voraussetzt. Der 
§ 317 Abs. 4 E 1927 baute sie insofern weiter aus, 
als er die Unzulässigkeit des Wahrheitsbeweises 
ausdrücklich hervorhob und nicht nur Gewinnsucht 
oder Schmähungsabsicht, sondern jeden niedrigen 
Beweggrund des Täters zum Ausschluß des Wahr-
heitsbeweises genügen ließ. In den folgenden Be-
ratungen der Reichstagsausschüsse wurde zwar die 
grundsätzliche Behandlung der Problematik unter 
dem Gesichtspunkt der Beleidigung und des Aus-
schlusses des Wahrheitsbeweises gebilligt, das Er-
fordernis eines niedrigen Beweggrundes des Täters 
indessen abgelehnt, weil es den Schutz des Privat-
und Familienlebens zu sehr einschränke. § 317 
Abs.4 E 1930, der das Ergebnis der Ausschußberatun-
gen wiedergibt, sah deshalb vor, daß der Wahrheits-
beweis schon dann ausgeschlossen sei, wenn der 
Täter die Behauptung aufgestellt oder verbreitet 

§ 182 
habe, „ohne durch besondere Umstände hierzu ge-
nötigt zu sein". An diese Entwicklung knüpft auch 
der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Straf-
gesetzbuches (Strafrechtsänderungsgesetz 1950, BT-
Drucks. Nr. 1307 der 1. Wahlperiode) an. Er schlug 
vor, durch Ergänzung des § 186 StGB bei der üblen 
Nachrede den Wahrheitsbeweis für den Fall auszu-
schließen, daß der Täter eine ehrenrührige Tatsache 
über das Privatleben eines anderen, welche die All-
gemeinheit nicht berührt, öffentlich behauptet oder 
verbreitet hatte (Artikel 1 Nr. 10 des Entwurfs). Diese 
Lösung, die sachlich auch vom Bundesrat gebilligt 
war, konnte im Bundestag nicht mehr behandelt 
werden, weil die Vorlage infolge Zeitmangels nur 
teilweise verabschiedet wurde. 

Aus dem vorstehenden Bericht über die gesetz-
geberischen Bemühungen der letzten 50 Jahre ergibt 
sich, daß die Bestrebungen, einen wirksamen Straf-
schutz des Privat- und Familienlebens gegen Indis-
kretion zu schaffen, stets zu konkreten Vorschlägen 
geführt haben und daß lediglich über die Methode, 
nach welchen dogmatischen Gesichtspunkten dieser 
Schutz zu gestalten sei, keine Einigkeit bestand. 
Von welcher kriminalpolitischen Bedeutung die Frage 
auch in der Gegenwart ist, haben die Beratungen auf 
dem 42. Deutschen Juristentag gezeigt, der im Jahre 
1957 in Düsseldorf stattgefunden hat. Dort ist gerade 
im Hinblick auf die öffentliche Erörterung von An-
gelegenheiten des Privat- und Familienlebens der 
geltende Strafschutz als unzureichend bezeichnet und 
einmütig eine ergänzende gesetzliche Regelung als 
dringend notwendig empfohlen worden. Auch Ar-
tikel 8 der Europäischen Konvention zum Schutze 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 
4. November 1950 (Bundesgesetzbl. 1952 II  S. 685) 
gewährt jedermann den Anspruch auf Achtung 
seines Privat- und Familienlebens. Außerdem fällt 
ins Gewicht, daß im ausländischen Recht über-
wiegend die Strafbarkeit von ehrenrührigen Be-
hauptungen über das Privatleben eines anderen 
ohne Rücksicht auf deren Wahrheit vorgesehen ist. 
Insoweit darf namentlich auf die einschlägigen 
Strafvorschriften verwiesen werden, die in Belgien, 
Dänemark, Frankreich, Italien, Luxemburg, den 
Niederlanden, Osterreich, Portugal, Schweden und 
der Schweiz gelten. Die in einigen deutschen Zei-
tungen zur Kritik des Entwurfs aufgestellte Be-
hauptung, daß die geplante Beschränkung des 
Wahrheitsbeweises bei öffentlichen Erörterungen 
über fremde Privatangelegenheiten eine Beeinträch-
tigung der Pressefreiheit mit sich bringen werde, 
die weit über den allgemeinen internationalen 
Stand hinausgehe, ist unzutreffend. Auch wenn der 
Indiskretionstatbestand Gesetz wird, gibt es kaum 
eine ausländische Rechtsordnung, die ihren Bür-
gern, den Organen der Publizistik eingeschlossen, in 
so weitem Umfang wie das deutsche Strafrecht die 
Befugnis einräumt, wahre ehrverletzende Vorwürfe 
zu erheben. Der Strafschutz für das Privat- und Fa-
milienleben wird auch nicht entbehrlich werden, 
wenn die in § 15 Abs. 1 BGB nach dem Entwurf eines 
Gesetzes zur Neuordnung des zivilrechtlichen Per-
sönlichkeits- und Ehrenschutzes (BT-Drucks. Nr. 1237 
der 3. Wahlperiode) vorgesehene Regelung Gesetzes-
kraft erlangt. Denn das Ziel jener Regelung, eine 
Auseinandersetzung über die Wahrheit oder Un- 
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§ 182 
wahrheit von Äußerungen über die Intimsphäre eines 
anderen auszuschließen, kann nur dann erreicht 
werden, wenn der Ausschluß des Wahrheitsbewei-
ses in bestimmten Grenzen auch im Strafrecht ge-
währleistet wird. 

Angesichts dieser Lage hat sich der Entwurf dafür 
entschieden, den Strafschutz des Privat- und Familien-
lebens gegen Indiskretion besonders zu regeln. Er 
geht dabei nicht den Weg der Mehrzahl der früheren 
Entwürfe und zahlreicher ausländischer Rechtsord-
nungen, die solche Eingriffe als üble Nachrede kenn-
zeichnen und lediglich den Wahrheitsbeweis ganz 
oder teilweise ausschließen. Die Gesichtspunkte, die 
einer solchen systematischen Einordnung entgegen-
stehen, sind in der Begründung zum Tatbestand der 
üblen Nachrede (§ 173) ausführlich dargelegt. § 182 
schützt als selbständiger Tatbestand nicht die Ehre 
des Betroffenen, sondern dessen Frieden in der 
Intimsphäre. Er soll verhindern, daß ehrenrührige 
Tatsachen aus dem Privat- oder Familienleben über-
haupt der Öffentlichkeit preisgegeben werden. Der 
Grund der Strafbarkeit liegt also nicht darin, daß 
über einen anderen etwas Unwahres behauptet 
worden ist, sondern daß der Täter in den Intim-
bereich des anderen eingedrungen ist und Tatsachen, 
die für die Öffentlichkeit ohne Interesse sind, vor 
dieser bloßgelegt hat. Für einen solchen Strafschutz 
besteht ein dringendes kriminalpolitisches Bedürf-
nis. Gerade in der Gegenwart, in der die Menschen 
genötigt sind, eng zusammenzuleben und wesent-
liche Teile ihres Freiheitsbereichs zugunsten der All-
gemeinheit preiszugeben, muß dem einzelnen in 
seinem Privatleben ein Raum persönlicher Bewe-
gungsfreiheit gesichert bleiben, den niemand un-
gestraft aus Gründen, die keine Billigung verdienen, 
an die Offentlichkeit zerren darf. Insoweit bedarf 
es eines wirksamen Schutzes gegen Neugier und 
Sensationslust, die in ständig steigendem Umfang 
von rücksichtslosen Berichterstattern zu ihrem eige-
nen materiellen Vorteil ausgenutzt werden. Der Ent-
wurf sieht deshalb die unbegründete öffentliche 
Verbreitung ehrenrühriger Behauptungen über das 
Privat- oder Familienleben als rechtswidrig und 
strafwürdig an und bezieht dabei auch die Äußerun-
gen ein, die wegen der Bestimmbarkeit des ange-
sprochenen Personenkreises zwar nicht öffentlich, 
aber doch in einer Versammlung oder durch Verbrei-
ten von Schriften, Tonträgern, Abbildungen oder 
Darstellungen begangen werden und in ihrem Un-
rechtsgehalt den öffentlich begangenen Taten im we-
sentlichen gleichstehen. An sich trägt der Gedanke, 
dem Menschen einen wirksamen Schutz gegen das 
Eindringen in seinen Intimbereich zu gewähren, noch 
weiter; denn es widerspricht den Interessen sowohl 
der Allgemeinheit wie auch des einzelnen, wenn 
bloßstellende Tatsachen aus dem Privat- und Fa-
milienleben zwar nicht öffentlich erörtert, aber 
immerhin von Mund zu Mund weitergetragen und 
dadurch einem größeren Personenkreis bekannt-
gemacht werden. Der Entwurf sieht für ein solches 
Verhalten, das in der Regel ethisch verwerflich sein 
mag, keine Strafbarkeit vor. Gerade weil die Bevöl-
kerung gezwungen ist, in engen Verhältnissen zu-
sammenzuleben, spielt sich ein großer Teil des täg-
lichen Lebens vor den Augen der Umwelt ab. Es ist 

ganz ausgeschlossen, unter solchen Umständen jede 
Unterhaltung über wahre ehrenrührige Vorgänge 
aus dem Privatleben eines anderen bei Strafe zu ver-
bieten. Das wäre eine Forderung, die mindestens im 
gegenwärtigen Zeitpunkt weder zu verwirklichen 
wäre, noch auf Verständnis in der Öffentlichkeit 
rechnen könnte; denn die auf dem geltenden Belei-
digungsrecht beruhende Vorstellung, daß man über 
seinen Mitmenschen straflos die Wahrheit sagen 
kann, ist zu sehr im Volke verwurzelt, um dagegen 
eine so weittragende Gesetzesänderung durchzu-
setzen. Für sie besteht auch kein zwingendes krimi-
nalpolitisches Bedürfnis, weil die Indiskretion ledig-
lich gegenüber einzelnen Personen für den Ruf des 
Betroffenen ungleich viel weniger gefährlich ist als 
die entsprechende Bloßstellung vor der Öffentlichkeit. 

Die Behauptungen, die zum Schutze des Intim-
bereichs ohne Rücksicht auf die Wahrheit grund-
sätzlich nicht öffentlich aufgestellt oder verbreitet 
werden dürfen, beschreibt der Entwurf in Absatz 1 
als „ehrenrührige Behauptungen tatsächlicher Art 
über das Privat- oder Familienleben eines anderen, 
die das öffentliche Interesse nicht berühren". Dabei 
geht er davon aus, daß dem Privat- und Familien-
leben alle Angelegenheiten zugehören, die keine 
Beziehung zur Stellung und zu dem Wirken des Be-
troffenen in der Gemeinschaft haben, insbesondere 
nicht seine Rechte und Pflichten gegenüber der Ge-
meinschaft betreffen. Die genaue Abgrenzung dieses 
in § 15 Abs. 1 BGB nach dem oben bezeichneten Ent-
wurf im gleichen Sinne verwendeten Begriffs wird 
von der Rechtsprechung herauszuarbeiten sein. Das-
selbe gilt auch für das weitere Erfordernis, daß die 
Behauptung das öffentliche Interesse nicht berühren 
darf. Diese Einschränkung soll verhindern, daß der 
Offentlichkeit mit strafrechtlichen Mitteln Vorgänge 
vorenthalten werden, die zwar zu den Angelegen-
heiten des Privat- oder Familienlebens gehören, aus-
nahmsweise aber doch für die Allgemeinheit bedeut-
sam sind. Das kann z. B. der Fall sein, wenn das 
private Verhalten des Kandidaten für ein politisches 
oder staatliches Amt Rückschlüsse auf seine Eignung 
zuläßt. An sich wäre der Hinweis auf das mangelnde 
öffentliche Interesse nicht unbedingt geboten; denn 
eine entsprechende Einschränkung läßt sich auch aus 
dem weiteren, noch zu behandelnden Merkmal 
„ohne verständigen Grund" ableiten. Der Hinweis 
erscheint aber zur Klarstellung vor allem deshalb 
wertvoll, weil er den beschränkenden Gesichtspunkt 
deutlich zum Ausdruck bringt und damit dem Richter 
eine bessere Führung gibt als das allgemeine und 
dem Ermessen breiten Raum gebende Erfordernis 
des verständigen Grundes. Daß der Tatbestand 
schließlich nur „ehrenrührige" Behauptungen erfas-
sen soll, ist das Ergebnis einer kriminalpolitischen 
Abwägung. Da er als Rechtsgut den Frieden des ein-
zelnen in seinem Intimbereich schützt, stände aus 
dogmatischen Gründen nichts entgegen, neben den 
ehrenrührigen etwa auch solche Behauptungen ein-
zubeziehen, die für den Betroffenen peinlich sind 
oder die sonst ihrer Natur nach der öffentlichen Er-
örterung entzogen bleiben sollen. Der Entwurf hat 
von einer so weittragenden Lösung abgesehen, weil 
er die Grenze der Strafwürdigkeit erst als über- 
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schritten ansieht, wenn die Behauptung im Sinne 
der Beleidigungstatbestände ehrenrührig ist. Soweit 
das nicht zutrifft, mag sich der Betroffene mit zivil-
rechtlichen Mitteln gegen den Angriff zur Wehr 
setzen. Dafür sieht Artikel 1 Nr. 1 des Entwurfs 
eines Gesetzes zur Neuordnung des zivilrechtlichen 
Persönlichkeits- und Ehrenschutzes eine geeignete 
Regelung vor (§ 15 BGB), die über den strafrecht-
lichen Indiskretionsschutz hinausreicht. 

Auch die weitere Voraussetzung, daß der Täter 
„ohne verständigen Grund" handelt, dient einer 
sachgemäßen Beschränkung der Vorschrift auf straf-
würdige Fälle. Daß ein solcher Grund stets vorliegt, 
wenn die Voraussetzungen der Wahrnehmung be-
rechtigter Interessen im Sinne des § 178 des Ent-
wurfs erfüllt sind, bedarf keiner näheren Darlegung; 
denn unter dem Gesichtspunkt der bloßen Verletzung 
des Intimbereichs kann nicht rechtswidrig sein, was 
als Ehrverletzung rechtmäßig ist. Der Entwurf hat 
jedoch im Bereich der Indiskretion bewußt nicht aus-
schließlich auf die Wahrnehmung berechtigter In-
teressen abgestellt, weil hier Fälle denkbar sind, 
in denen der Täter keine Strafe verdient, obwohl er 
ein eigenes oder ihn nahe angehendes fremdes In-
teresse nicht wahrgenommen hat. Für den Ausschluß 
der Strafbarkeit genügt es deshalb schon, daß der 
Beweggrund des Täters sein Handeln bei Würdi-
gung aller Umstände als Ausfluß verständiger Er-
wägungen erscheinen läßt. Daran fehlt es etwa dann, 
wenn die Verbreitung ehrenrühriger Behauptungen 
über den Intimbereich dem Täter lediglich dazu 
dient, eigene oder fremde Sensationslust zu erregen 
oder zu befriedigen. 

Der vorstehend geschilderte Strafschutz des Intim-
bereichs ist mit dem Recht der freien Meinungsäuße-
rung, der Pressefreiheit und der Freiheit der Bericht-
erstattung durch Rundfunk und Film, die nach Ar-
tikel 5 Abs. 2 GG ihre Schranken in den Vorschriften 
der allgemeinen Gesetze und in den gesetzlichen Be-
stimmungen zum Schutze der persönlichen Ehre 
finden, in vollem Umfang vereinbar. Bei dem Tat-
bestand des Absatzes 1 handelt es sich um ein all-
gemeines Gesetz, das die Würde des Menschen, nach 
dem Wertsystem des Grundgesetzes das höchste aller 
Verfassungsgüter, und in einem gewissen Bereich 
auch die persönliche Ehre zu schützen bestimmt ist. 
Ihm gegenüber muß das Recht auf freie Unterrichtung 
der Öffentlichkeit insoweit zurücktreten, als es der 
angemessene Schutz des Verfassungsgutes erfordert. 
Indem der Entwurf wahre ehrenrührige Behauptun-
gen über das Privat- oder Familienleben eines an-
deren zuläßt, wenn sie mit verständigem Grund 
vorgebracht werden oder wenn sie das öffentliche 
Interesse berühren, trägt er jedem ernst zu nehmen-
den Bedürfnis der Öffentlichkeit nach Unterrichtung 
Rechnung. Wo jedoch Gewinnsucht, Sensationslust, 
Neugier oder andere nicht billigenswerte Antriebe 
den Beweggrund bilden, um in den Intimbereich 
eines anderen einzudringen, kommt dem Schutz des 
Betroffenen der unbedingte Vorrang zu. Die in ein-
zelnen interessierten Zeitungen und Zeitschriften 
unter dem Gesichtspunkt der Pressefreiheit erhobe-
nen Bedenken gegen den Tatbestand beruhen auf 
einer Verkennung des Wesens dieser Freiheit, die  

nicht um ihrer selbst willen, sondern zum Wohle der 
demokratischen Ordnung und der Gesamtheit aller 
Staatsbürger gewährt wird. Die Freiheit der Bericht-
erstattung ist kein Freibrief, die Persönlichkeit und 
Würde von Mitmenschen ohne begründeten Anlaß 
anzugreifen. 

Die vorgeschlagene Regelung des Indiskretions-
schutzes wäre allerdings unvollständig und könnte 
ihr Ziel nicht erreichen, wenn die Tat auch unter 
dem in zahlreichen Fällen konkurrierenden Gesichts-
punkt der Beleidigung zu beurteilen wäre; denn 
dann würde auf dem Wege über § 173 im allgemeinen 
die Wahrheitsfrage doch aufgeworfen und der Ver-
letzte den Mißhelligkeiten des Wahrheitsbeweises 
ausgesetzt, die in der Begründung zum Tatbestand 
der üblen Nachrede im einzelnen dargelegt sind. Da 
es aber gerade der Sinn des Indiskretionsschutzes 
ist, dem Verletzten eine Durchforschung seiner pri-
vaten Verhältnisse zu ersparen und ihn in seinem 
Intimbereich „in Ruhe zu lassen", ist in Anlehnung 
an die Entwürfe von 1922 bis 1930 die ausnahms-
lose Unzulässigkeit des Wahrheitsbeweises vor-
gesehen und zugleich eine Bestrafung wegen Belei-
digung ausgeschlossen (Abs. 2, 4). Hier und nicht in 
den angeblichen Gefahren für die Pressefreiheit 
liegt die wirkliche Problematik des Tatbestandes. 
Gibt man dem Verletzten in irgendeiner Form die 
Möglichkeit, zwischen dem Beleidigungs- und dem 
Indiskretionsschutz zu wählen, so wird er im allge-
meinen aus tatsächlichen Gründen gezwungen sein, 
sich dem Wahrheitsbeweis zu stellen; andernfalls 
würde er sich der Gefahr aussetzen, daß sein Ver-
zicht auf diesen Beweis als Zugeständnis der Wahr-
heit des Vorwurfs ausgebeutet wird. Damit aber 
wäre der Indiskretionsschutz zu praktischer Bedeu-
tungslosigkeit verurteilt. Schließt man hingegen den 
Wahrheitsbeweis gänzlich aus, so wird dem Ver-
letzten die Möglichkeit genommen, sich im Strafver-
fahren durch den Nachweis der Unwahrheit zu rei-
nigen; zugleich wird eine Bestrafung des Täters 
wegen öffentlich begangener übler Nachrede oder 
Verleumdung, deren Unrechtsgehalt in der Regel 
den einer bloßen Indiskretion übersteigt, unmöglich 
gemacht. Auch das ist ohne Frage recht mißlich. Eine 
Abwägung der widerstreitenden Gesichtspunkte 
dürfte zu dem Ergebnis führen, daß der Ausschluß 
des Wahrheitsbeweises das geringere Übel ist; denn 
die damit verbundenen Nachteile werden mehr und 
mehr zurücktreten, wenn sich die Allgemeinheit daran 
gewöhnt hat, denjenigen, der private Angelegen-
heiten ohne verständigen Grund an die Öffentlich-
keit bringt, ohne weiteres als strafwürdig anzusehen. 
Praktische Schwierigkeiten für den Ausschluß des 
Wahrheitsbeweises ergeben sich allerdings, wenn 
der Täter eine bestimmte ehrenrührige Behauptung 
über das Privat- oder Familienleben eines anderen 
durch mehrere selbständige Handlungen sowohl in 
der Offentlichkeit wie auch bestimmten Personen 
gegenüber aufstellt oder verbreitet. In solchen Fällen 
kann dem Verletzten die Entscheidung darüber, ob 
er eine Verfolgung wegen Beleidigung oder wegen 
Indiskretion wünscht, nicht erspart werden. Die Er-
hebung des Wahrheitsbeweises hängt davon ab, ob 
auch wegen der nicht öffentlich begangenen Tat 
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Strafantrag gestellt wird. Allerdings ist dann das 
Ergebnis des Wahrheitsbeweises für die rechtliche 
Beurteilung der Taten nach § 182 einschließlich der 
Strafzumessung ohne jede Bedeutung. 

Als Strafe für die Erörterung fremder Privat-
angelegenheiten schlägt der Entwurf Gefängnis bis 
zu zwei Jahren, Strafhaft oder Geldstrafe vor. Das 
stimmt mit den Strafdrohungen für die üble Nach-
rede (§ 173) und für die Kundgabe von Mißachtung 
(§ 175) überein. Obwohl die bloße Indiskretion, so-
weit sie wahre Vorgänge betrifft, in ihrem allge-
meinen Unrechtsgehalt wohl nicht ganz dem der Be-
leidigung entspricht, hat sich der Entwurf doch dafür 
entschieden, die Strafrahmen gleichzuziehen. Da-
durch wird erreicht, daß auch offenkundig unwahre 
Bezichtigungen angemessen geahndet werden kön-
nen und daß unerwünschte Spannungen zum Beleidi-
gungsrecht vermieden werden, die sich aus dem 
Ausschluß des Wahrheitsbeweises ergeben. 

Die Tat wird, ebenso wie die Beleidigung, nur 
auf Antrag verfolgt. Für den Übergang des An-
tragsrechts auf die Angehörigen (§ 121 Abs. 2) sind 
dieselben Gesichtspunkte maßgebend, dir in der Be-
gründung zu § 180 im Zusammenhang mit der Be-
leidigung dargelegt sind. Es ist jedoch hervorzu-
heben, daß die Angehörigen nur insoweit Strafantrag 
stellen können, als die Tat bereits zu Lebzeiten des 
Verletzten begangen worden ist. Ein Strafschutz 
Verstorbener gegen Indiskretion — etwa in An-
lehnung an § 177 (Verunglimpfung des Andenkens 
Verstorbener) — ist nicht vorgesehen. Angesichts 
der Tatsache, daß durch den § 182 der Frieden des 
einzelnen in seiner Intimsphäre geschützt werden 
soll, ließe sich eine solche Erweiterung kaum recht-
fertigen. Allerdings werden Privat- und Familien-
angelegenheiten Verstorbener nicht selten zugleich 
ebensolche Angelegenheiten ihrer Hinterbliebenen 
sein und dann unter diesem Gesichtspunkt weiteren 
Schutz genießen. 

§ 183 
Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes 

Die Vorschrift ist im geltenden Recht ohne Vor-
bild. Jedoch hat bereits in der ersten Wahlperiode 
des Deutschen Bundestages die Fraktion der CDU/ 
CSU einen Antrag (BT-Drucks. Nr. 4152 der 1. Wahl-
periode) eingebracht, durch einen § 299a StGB zu 
bestimmen, daß mit Gefängnis bestraft werden solle, 
wer das gesprochene Wort  eines anderen ohne 
dessen Zustimmung durch ein Sprechwiedergabe

-

gerät aufnimmt oder eine ohne solche Zustimmung 
hergestellte Aufnahme gebraucht, es sei denn, daß 
es sich um die Aufnahme von Vorgängen in einer 
öffentlichen Versammlung handelt. Das Problem des 
Mißbrauchs von Tonträgern und Abhörgeräten ist 
auch später in Rechtsprechung und Rechtslehre wie 
auch in der Öffentlichkeit nicht wieder zur Ruhe ge-
kommen. Es erfordert aus den in der Vorbemerkung 
zu diesem Titel dargelegten Gründen dringend eine 
Lösung im Strafgesetzbuch. Der Entwurf beschränkt 
sich auf solche Handlungen, die sich eindeutig als 
kriminelles Unrecht erweisen. 

Die Vorschrift schützt lediglich das „nichtöffent-
lich" gesprochene Wort. Damit sind mündliche 
Äußerungen ausgeschieden, die für einen größeren 

Personenkreis wahrnehmbar sind, der nicht durch 
persönliche Beziehungen abgegrenzt ist. Der Entwurf 
überläßt es der Rechtsprechung und Rechtslehre, den 
Begriff nichtöffentlich" in einer den Bedürfnissen 
des Lebens angepaßten Weise näher abzugrenzen. 
Ferner werden nur „Worte" geschützt. Ihr Gebrauch 
soll in der Privatsphäre nicht durch die Sorge, auf 
den Wortlaut festgelegt zu werden, beeinträchtigt 
werden. Die Vorschrift dient also der freien Ent-
faltung der Persönlichkeit durch Gewährleistung der 
Unbefangenheit der mündlichen Äußerung. Für die 
Erstreckung des Schutzes auf die mit der mensch-
lichen Stimme oder einem Instrument hervorgebrach-
ten Töne ist ein kriminalpolitisches Bedürfnis nicht 
erkennbar. 

Absatz 1 betrifft den Mißbrauch von Tonträgern, 
also Tonbändern, Schallplatten und anderer Vorrich-
tungen zur wiederholbaren Wiedergabe von Ton-
folgen. In Nummer 1 ist Tathandlung das Aufnehmen 
des Wortes ohne Einwilligung des Sprechers. Wegen 
des Tatbestandsmerkmals des Fehlens der Einwilli-
gung wird auf die Vorbemerkung zu diesem Titel 
Bezug genommen. Nummer 2 enthält zwei Tathand-
lungen, die beide das Fehlen der Einwilligung des 
Sprechers sowohl bei der Aufnahme als auch bei der 
Tathandlung voraussetzen: Das Gebrauchen einer 
unberechtigten Aufnahme als solcher, also durch 
Wiedergabe, wobei es gleichgültig ist, ob der Täter 
die Aufnahme sich selbst oder einem Dritten gegen-
über wiedergibt oder wiedergeben läßt; ferner jede 
Handlung, mit der der Täter die unberechtigt her-
gestellte Aufnahme einem Dritten zugänglich macht. 
Gemeint ist dabei, daß diesem der Zugriff auf die 
Aufnahme in der Weise eröffnet wird, daß er die 
Möglichkeit erlangt, die Aufnahme sich selbst oder 
einem anderen gegenüber wiederzugeben oder 
wiedergeben zu lassen. Der Hauptfall ist hier, daß 
dem Dritten der Tonträger selbst ausgehändigt wird. 
Nicht erfaßt wird hingegen die Mitteilung des In-
halts einer unberechtigt hergestellten Aufnahme an 
einen Dritten, wenn diesem nicht die Aufnahme 
selbst vorgespielt oder zugänglich gemacht wird. 
Denn dann fehlt die Unmittelbarkeit des Eingriffs 
in die Privatsphäre des Sprechers, auf die es hier 
ankommt. Gerade der Klang des Wortes vermittelt 
die Berührung mit der Persönlichkeit des Sprechers 
und die Überzeugung von dessen Urheberschaft. Gibt 
eine andere Person lediglich den Inhalt des Ge-
sprochenen wieder, dann fehlt es an der unmittel-
baren Berührung mit der Persönlichkeit des 
Sprechers. Der Entwurf hält es nicht für angebracht, 
auch noch die in solchen Mitteilungen des Inhalts 
liegenden mittelbaren Einbrüche in die Privatsphäre 
als Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes nach 
§ 183 strafrechtlich zu erfassen, zumal sonst auch 
Mitteilungen aus vertraulichen Briefen und ähnliche 
Handlungen unter Strafe gestellt werden müßten. 

Absatz 2 behandelt den Mißbrauch von Abhör-
geräten. Damit sind besondere technische Mittel 
gemeint, die das gesprochene Wort über dessen 
normalen Klangbereich hinaus durch Verstärkung 
oder Übertragung unmittelbar wahrnehmbar machen. 
Hierher gehört z. B. eine Mikrophonanlage, die das 
in einem Raum Gesprochene außerhalb des Raumes 
hörbar macht, ferner auch ein zu solchen Zwecken 
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an die Trennungswand aufgesetztes Stethoskop. 
Nicht erfaßt wird durch Absatz 2, wer lediglich sein 
Ohr an die Wand legt, um hierdurch Nebenzimmer-
gespräche abzuhören. Auch Fernsprechgeräte, die im 
normalen Fernmeldeverkehr verwendet werden und 
zufällig infolge technischer Störungen das Abhören 
eines zwischen anderen geführten Ferngesprächs 
ermöglichen, sind nicht Abhörgeräte im Sinne der 
Vorschrift. Fernsprechgeräte werden zu Abhör-
geräten im Sinne des Absatzes 2 erst dadurch, daß 
sie zu dem besonderen Zweck verwendet werden, 
fremde Gespräche einem Dritten zugänglich zu 
machen. Dem Absatz 2 ist mit Absatz 1 gemeinsam, 
daß der Tatbestand entfällt, wenn der Betroffene 
einwilligt. Danach ist z. B. die gleichzeitige Über-
tragung der von einem Hochschullehrer gehaltenen 
Vorlesung in einen anderen Saal nicht tatbestands-
mäßig, wenn der Hochschullehrer ausdrücklich oder 
stillschweigend damit einverstanden ist. Ebenso fällt 
die Benutzung des an einem Telefon angebrachten 
Mithörers durch einen Dritten nicht unter den Tat-
bestand, wenn die Gesprächspartner ausdrücklich 
oder stillschweigend einwilligen. Schwierigkeiten 
könnte jedoch der Fall bereiten, daß ein Gesprächs-
partner grundsätzlich jede Abhöreinrichtung ablehnt, 
aber in einem Gespräch eine für einen Dritten be-
stimmte Erklärung abgibt, die von diesem gleich-
zeitig mit einem Abhörgerät abgehört wird. Hier 
fehlt es einerseits für das Abhören an der Einwilli-
gung des Sprechers, andererseits an dessen schutz-
würdigem Interesse, da die Erklärung ohnehin für 
den Dritten bestimmt ist. Der Fall kann z. B. in der 
Weise vorkommen, daß ein Gesprächspartner mit 
dem Prokuristen einer Firma spricht und dieser den 
Chef, an den die Erklärung gerichtet ist, mithören 
läßt, obwohl der Anrufer das nicht wünscht. Um auch 
hier die Straflosigkeit sicherzustellen, setzt Absatz 2 
als weiteres negativ gefaßtes Tatbestandsmerkmal 
voraus, daß das gesprochene Wort nicht zur Kenntnis 
des Abhörenden bestimmt sein darf. Der Tatbestand 
entfällt also außer bei Einwilligung des Sprechers 
auch dann, wenn der Abhörende der Empfänger der 
Erklärung ist. 

Absatz 3 stellt den Versuch zu der Tat des 
Absatzes 1 und des Absatzes 2 unter Strafe. Damit 
ist vor allem sichergestellt, daß die Tathandlungen 
auch dann erfaßt werden, wenn die unberechtigte 
Aufnahme nicht gelingt oder das eingebaute Abhör-
gerät nicht arbeitet. Die Strafbarkeit darf hier nicht 
von solchen Zufällen abhängen; vielmehr ist schon 
der Anfang der Ausführung strafwürdig. 

Die Strafdrohung ist für die Tathandlungen 
nach Absatz 1 und 2 im Grundstrafrahmen einheitlich 
Gefängnis bis zu einem Jahr, Strafhaft oder Geld-
strafe. Sie stimmt mit den Grundstrafrahmen des 
§ 185 Abs. 1 und des § 186 Abs. 1 überein, weil diese 
Tatbestände in ihrem Unrechtsgehalt annähernd 
gleich zu bewerten sind. Daß der Grundstrafrahmen 
nur für durchschnittliche und leichtere Taten gedacht 
ist, die in diesem Bereich nicht selten sind, ergibt sich 
aus der Gegenüberstellung mit der in Absatz 4 für 
die besonders schweren Fälle vorgesehenen Straf-
drohung von drei Monaten bis zu drei Jahren Ge-
fängnis. Hier liegt kriminalpolitisch der Schwerpunkt  
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der Vorschrift. Der erhöhte Strafrahmen ist der 
gleiche wie in § 185 Abs. 5 und § 186 Abs. 2; denn 
auch in dieser Hinsicht sind die Tatbestände an-
nähernd gleichwertig. In Satz 2 des Absatzes 4 
werden für die besonders schweren Fälle drei Regel-
beispiele aufgeführt, nämlich das Handeln gegen ein 
von vornherein in Aussicht genommenes Entgelt, 
das Handeln in der Absicht, sich oder einen anderen 
zu bereichern, und das Handeln in Schädigungs-
absicht. Damit sind die bezeichneten Fälle erfaßt, die 
in der Regel jede der in Betracht kommenden Tat-
handlungen als besonders verwerflich erscheinen 
lassen. Der Entwurf sieht aber davon ab, in diesen 
Fällen die Anwendung des schwereren Strafrahmens 
vorzuschreiben. Denn auch hier kann im Einzelfall 
der Schuldgehalt — etwa wegen der Geringfügigkeit 
des Entgelts — so wesentlich vermindert sein, daß 
die Anwendung des Grundstrafrahmens zu gerech-
teren Ergebnissen führt. 

Absatz 5 Satz 1 bestimmt, daß die Tat nur auf 
Antrag verfolgt wird. Das entspricht der höchst-
persönlichen Natur des Rechtsgutes. Für die Privat-
sphäre gelten insoweit die gleichen Erwägungen, die 
dafür bestimmend waren, daß auch Verletzungen der 
Ehre sowohl im geltenden Recht als auch künftig 
(§ 180) nur auf Antrag verfolgt werden. Absatz 5 
Satz 2 betrifft den Fall, daß die Tat vor dem Tode des 
Verletzten begangen und dieser keinen Strafantrag 
gestellt hat, aber auch sein Antragsrecht bis zum 
Zeitpunkt des Todes noch nicht erloschen war. Dann 
soll, sofern nicht der erklärte Wille des Verstorbe-
nen entgegensteht, das Antragsrecht nach Absatz 5 
Satz 2 in Verbindung mit § 121 Abs. 2 auf die dort 
bezeichneten Angehörigen übergehen. Die Regelung 
beruht auf den Erwägungen, die auch für den Über-
gang des Antragsrechts nach § 180 Abs. 1 Satz 2 
maßgebend sind. Auf die Begründung dieser Vor-
schrift wird Bezug genommen. 

Absatz 5 Satz 3 enthält eine Erweiterung des Tat-
bestandes des Absatzes 1 insofern, als nach diesem 
Absatz auch strafbar ist, wer eine der dort bezeich-
neten Tathandlungen nach dem Tode des Sprechers 
begeht. Es kann dahingestellt bleiben, ob dann auch 
noch die Privatsphäre des Sprechers oder nunmehr 
die Privatsphäre seiner Angehörigen das geschützte 
Rechtsgut ist. Für die gesetzliche Regelung genügt 
die Klarstellung, daß nunmehr den in Satz 3 in Ver-
bindung mit § 180 Abs. 2 bezeichneten Angehörigen 
das Antragsrecht zusteht. Im übrigen wird auf die 
Begründung zu § 180 Abs. 2 Bezug genommen. 

§ 184 
Bruch des Briefgeheimnisses 

Die Vorschrift ersetzt den § 299 StGB und ver-
stärkt den Schutz von Schriftstücken gegen Indiskre-
tionen über das geltende Recht hinaus. Die Über-
schrift hebt den besonders wichtigen Fall heraus, daß 
ein Geheimnis in einem Brief enthalten ist und 
unbefugt zur Kenntnis genommen wird. Sie kenn-
zeichnet damit nur einen Teil des Inhalts der Vor-
schrift, die nicht immer eine Kenntnisnahme und in 
keinem Fall ein Geheimnis voraussetzt. Vielmehr 
hält die Neuregelung an der Ausgestaltung als so-
genanntes abstraktes Gefährdungsdelikt fest. 
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Geregelt werden drei Untertatbestände, die darin 

übereinstimmen, daß das Fehlen der Einwilligung des 
Verfügungsberechtigten Tatbestandsmerkmal ist. In-
soweit wird auf die Vorbemerkung zu diesem Titel 
Bezug genommen. Der Begriff „Verfügungsberech-
tigter" ist gewählt, um anzudeuten, daß als solcher 
nicht nur der Urheber, sondern auch der Empfänger 
des Schriftstücks oder ein Dritter in Betracht kom-
men kann. 

Absatz 1 Nr. 1 übernimmt den Öffnungstat-
bestand, auf den § 299 StGB sich beschränkt. Im 
Entwurf wird der bisherige Begriff der Urkunde, der 
in § 299 StGB im Sinne eines Schriftstücks beliebiger 
Art verstanden wird, durch den Begriff des Schrift-
stücks ersetzt, von dem der Brief nur eine Unterart 
ist. Zum Wesen des Schriftstücks gehört ein gedank-
licher Inhalt. Seinen Schutz vor Indiskretion bezweckt 
die Vorschrift, nicht den Schutz des körperlichen 
Inhalts, also nicht z. B. den Schutz eines in einem 
verschlossenen Umschlag befindlichen Päckchens 
Zigaretten, aber auch nicht den einer Fotografie oder 
sonstigen Abbildung. Das Schriftstück muß ver-
schlossen, d. h. mit einer an ihm befindlichen Vor-
kehrung versehen sein, die dem Vordringen zum 
gedanklichen Inhalt ein Hindernis bereitet. Fehlt 
eine solche Vorkehrung, d. h. ist das Schriftstück 
offen, so kommt ein Schutz nicht nach Absatz 1, 
sondern allenfalls nach Absatz 2 in Betracht. 

Absatz 1 Nr. 2 stellt im Anschluß an § 441 E 1936 
einen neuen Tatbestand auf. Er trägt der technischen 
Entwicklung Rechnung, die ein Vordringen zum 
Inhalt eines verschlossenen Schriftstücks auch ohne 
Öffnung ermöglicht, namentlich mit Hilfe einer 
Durchleuchtungseinrichtung. Dadurch, daß zum Tat-
bestand der Nummer 2 die Anwendung technischer 
Mittel gehört, wird der Anwendungsbereich der Vor-
schrift in den gebotenen, vom Entwurf 1936 vernach-
lässigten Grenzen gehalten. Ausgeschieden werden 
namentlich die Fälle, in denen jemand das ver-
schlossene Schriftstück lediglich von außen abtastet 
oder gegen das Licht hält. 

Absatz 2 erweitert den Schutz auf offene, aber 
eingeschlossene Schriftstücke, z. B. die in einer 
Kassette verwahrten Briefe und Tagebuchaufzeich-
nungen. Insoweit lehnt sich der Entwurf an § 353 
Abs. 1 Satz 2 E 1913 an, jedoch mit der Einschrän-
kung, daß nur die in einem verschlossenen „Behält-
nis" verwahrten offenen Schriftstücke geschützt 
werden. Da der Begriff des Behältnisses in der 
neueren Rechtsprechung (vgl. BGHSt. 1, 163) im Sinne 
eines der Aufnahme von Sachen dienenden, sie um-
schließenden, aber nicht zum Betreten durch 
Menschen bestimmten Raumgebildes verstanden 
wird, werden die in einem verschlossenen Zimmer 
be findlichen offenen Schriftstücke nicht erfaßt. In-
soweit reicht der Schutz gegen Hausfriedensbruch 
(§ 172) aus. Der Tatbestand des Absatzes 2 kann nur 
durch eine doppelte Handlung des Täters verwirk-
licht werden: Er muß das verschlossene Behältnis 
zum Zwecke der Kenntnisnahme mit dem richtigen 
oder einem hierfür nicht bestimmten Werkzeug 
öffnen und sodann vom Inhalt des Schriftstücks, mag 
er ein Geheimnis betreffen oder nicht, Kenntnis 
nehmen. Aufbrechen in Diebstahlsabsicht und nach-
trägliche Kenntnisnahme reichen nicht aus. 

Von § 184 wird der Fall nicht erfaßt, daß jemand 
einem anderen den Inhalt eines Schriftstücks mitteilt, 
von dem er dadurch Kenntnis erhalten hat, daß ent-
weder er selbst versehentlich oder daß ein Dritter, 
z. B. die Sekretärin, das Schriftstück geöffnet hatte. 
Derartige mittelbare Einbrüche in die Privatsphäre 
möchte der Entwurf hier ebensowenig erfassen wie 
in § 183. 

Wie im geltenden Recht soll auch künftig der Ver-
such der Tat straflos bleiben. Die Strafdrohung ist 
für die Absätze 1 und 2 einheitlich Gefängnis bis zu 
einem Jahr, Strafhaft oder Geldstrafe. Sie entspricht 
den Grundstrafrahmen der §§ 183, 185 und 186. 
Im Unterschied zu diesen Vorschriften sieht § 184 
keine Strafschärfung für besonders schwere Fälle 
vor. Der gegenüber dem geltenden Recht wesentlich 
erhöhte Strafrahmen erlaubt es, auch diese Fälle an-
gemessen zu ahnden. Durch eine besondere Subsi-
diaritätsklausel ist sichergestellt, daß § 184 in den 
Fällen nicht zur Anwendung kommt, die als Bruch 
des Post- und Fernmeldegeheimnisses nach § 472 
strafbar sind. Die Regelung stimmt mit der Auf-
fassung überein, die in der Rechtsprechung für das 
Zusammentreffen von § 299 mit § 354 StGB vertreten 
wird. 

Absatz 3 entspricht dem § 183 Abs. 5 Satz 1 und 2 
und beruht auf den gleichen Gründen wie diese Vor-
schrift. Auf die Begründung zu § 183 Abs. 5 Satz 1 
und 2 wird Bezug genommen. Der dort in Satz 3 
geregelte Fall, daß die Tat erst nach dem Tode des 
Betroffenen begangen wird, bedarf für § 184 keiner 
besonderen Regelung, da es bei Schriftstücken, über 
die ein Verstorbener verfügungsberechtigt war, 
darauf ankommt, ob ein neuer, lebender Verfügungs-
berechtigter verletzt ist. 

§ 185 

Bruch von Privatgeheimnissen durch 
Inhaber einer Vertrauensstellung 

Die Vorschrift tritt an die Stelle des § 300 StGB. 
Sie erweitert diesem gegenüber den Täterkreis und 
verstärkt damit den Schutz der Geheimsphäre. Die 
Überschrift verwendet in Übereinstimmung mit den 
Entwürfen von 1909 bis 1930 den Begriff des Privat-
geheimnisses. Damit soll zum Ausdruck gebracht 
werden, daß die Privatperson als Einzelpersönlich-
keit geschützt wird, die der Gemeinschaft und dem 
Staat gegenübersteht. Auf den Inhalt des Geheim-
nisses kommt es hierfür nicht an; dieses braucht also 
nicht notwendig dem persönlichen Lebensbereich an-
zugehören, sondern kann z. B. auch aus der wirt-
schaftlichen oder politischen Betätigung des einzel-
nen stammen. Insoweit wird auf die Vorbemerkung 
zu diesem Titel Bezug genommen. Aber stets muß 
ein Geheimnis mindestens im Sinne einer Tatsache 
gegeben sein, die nur einem begrenzten Personenkreis 
bekannt ist und nur einem solchen bekannt bleiben 
soll. Das Geheimnis ist in § 185 Tatbestandsmerkmal, 
ebenso, wie die Überschrift zum Ausdruck bringt, der 
Bruch des Geheimnisses im Sinne seiner Offenbarung 
ohne Einwilligung des Geheimnisgeschützten. Wegen 
des Merkmals des Fehlens der Einwilligung wird 
ebenfalls auf die Vorbemerkung zu diesem Titel ver-
wiesen. 
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Den Täterkreis bezeichnet die Überschrift als die 
Inhaber einer Vertrauensstellung. Das deutet darauf 
hin, daß der Täterkreis nach dem Grundsatz des vom 
Geschützten frei gewählten Vertrauensverhältnisses 
abgegrenzt ist. Mit diesem Grundsatz wäre es un-
vereinbar, auch Personengruppen einzubeziehen, die 
ohne den Willen des Geschützten mit dessen Ge-
heimnissen in Berührung kommen können. Aus 
diesem Grunde werden insbesondere die Amtsträger, 
aber auch die Konkursverwalter, Zwangsverwalter, 
Nachlaßverwalter, Vormünder und Pfleger aus-
geschieden. Soweit ihnen gegenüber ein Bedürfnis 
besteht, den Geheimnisschutz sicherzustellen, bedarf 
es einer besonderen Regelung. Der Entwurf trifft 
diese für die Amtsträger und andere Personenkreise 
in den §§ 186 und 471 bis 474. Die in Betracht kom-
menden Inhaber einer Vertrauensstellung werden in 
§ 185 näher bezeichnet. Der Entwurf bedient sich 
hierzu grundsätzlich der Methode der erschöpfenden 
Berufsaufzählung, die lediglich bei den Heilberufen 
durch eine Generalklausel ergänzt wird. Damit folgt 
der Entwurf dem § 300 StGB, der seine geltende 
Fassung erst durch das 3. Strafrechtsänderungsgesetz 
vorn 4. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 735) erhal-
ten hat, und dem § 325 E 1927. Demgegenüber ver-
wenden die Entwürfe von 1909 bis 1925 sowie der 
Entwurf von 1930 in einem größeren Umfange 
Generalklauseln. Das erscheint sowohl aus rechts-
staatlichen Gründen als auch wegen des engen 
Zusammenhanges der Regelung mit den Vorschrif-
ten über das Zeugnisverweigerungsrecht (vgl. § 53 
StPO) unerwünscht. Der Entwurf möchte an dem 
Gedanken festhalten, daß die Vorschrift auf einen 
möglichst genau bezeichneten Kreis sozial besonders 
bedeutsamer Berufe beschränkt bleiben sollte, denen 
der einzelne sich weitgehend anvertrauen muß und 
denen die Allgemeinheit ein besonderes Vertrauen 
entgegenbringt. 

Im einzelnen ist zu der Aufzählung der Gruppen 
der Geheimhaltungspflichtigen in § 185 folgendes zu 
bemerken: 

Absatz 1 Nr. 1 entspricht im wesentlichen dem 
§ 300 Abs. 1 Nr. 1 StGB. Die Neufassung stellt ledig-
lich klar, daß die staatlich geregelte Ausbildung ent-
weder für die Berufsausübung selbst — wie beim 
Arzt, Zahnarzt und Apotheker — oder für die Füh-
rung einer bestimmten Berufsbezeichnung erforder-
lich sein muß, z. B. für die Berufsbezeichnungen 
„Krankenschwester", „Krankenpfleger" oder „Kinder-
krankenschwester" nach § 1 des Krankenpflege-
gesetzes vom 15. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 716), 
für die Berufsbezeichnung „medizinisch-technische 
Assistentin" nach § 1 des Gesetzes vom 21. Dezember 
1958 (Bundesgesetzbl. I S. 981), und für die Berufs-
bezeichnungen „Masseur", „Masseur und medi-
zinischer Bademeister" oder „Krankengymnast" nach 
§ 1 des Gesetzes vom 21. Dezember 1958 (Bundes-
gesetzbl. I S. 985). Indem der Entwurf im übrigen am 
geltenden Recht festhält, scheidet er wie dieses ins-
besondere die Tierärzte, weil ihnen in der Regel 
keine Privatgeheimnisse kraft ihres Berufs anvertraut 
werden, aber auch die Heilpraktiker aus, weil weder 
für die Ausübung dieses Berufs noch für die Berufs-
bezeichnung nach dem Heilpraktikergesetz vom 
17. Februar 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 251) eine staat-
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lieh geregelte Ausbildung erforderlich ist. Anderer-
seits bezieht der Entwurf in den Täterkreis wie 
bisher neben den Ärzten, Zahnärzten und Apothekern 
auch die Angehörigen anderer Heilberufe mit staat-
lich geregelter Ausbildung ein, z. B. auch die Hebam-
men (vgl. das Gesetz zur Regelung von Fragen des 
Hebammenwesens vom 4. Januar 1954, Bundes-
gesetzbl. I S. 1, und das Hebammengesetz vom 
21. Dezember 1938, Reichsgesetzbl. I S. 1893). 

Absatz 1 Nr. 2 ist neu. Er trägt der Tatsache 
Rechnung, daß die psychologische Berufsarbeit seit 
dem letzten Weltkrieg in Deutschland eine zu-
nehmende praktische Bedeutung erlangt hat und es 
mit sich bringt, daß dem Berufspsychologen in erheb-
lichem Umfang Privatgeheimnisse anvertraut oder 
sonst bekanntwerden. Da die psychologische Berufs-
arbeit nicht als Heilberuf anzusehen ist, besteht im 
Geheimnisschutz zur Zeit eine empfindliche Gesetzes-
lücke, die der Entwurf ausfüllt. Für die Regelung 
kommen, dem Zweck der Vorschrift entsprechend, 
nur die Berufspsychologen in Betracht, d. h. die-
jenigen Psychologen, die auf mindestens einem der 
Hauptanwendungsgebiete der Psychologie beruflich 
tätig sind, also eine psychologische Tätigkeit nicht 
nur aus Liebhaberei oder unter hilfswissenschaft-
lichen Gesichtspunkten neben einer Berufstätigkeit 
anderer Art ausüben. Sie werden jedoch ebenso-
wenig wie die Heilberufstätigen alle in die Regelung 
einbezogen. Vielmehr sollen, solange nicht all-
gemeine Berufsgesetze die staatliche Ausbildung der 
Psychologen regeln, nach dem Zweck der Vorschrift 
entsprechend der Regelung für die Ärzte, Zahnärzte 
und Apotheker nur die Berufspsychologen mit einer 
staatlich anerkannten wissenschaftlichen Abschluß-
prüfung erfaßt werden. Das sind zur Zeit diejenigen 
Berufspsychologen, die ein ordentliches Studium an 
einer deutschen Universität oder gleichrangigen 
anderen deutschen Hochschule entweder mit der Er

-

langung des akademischen Grades eines „Diplom-
psychologen" oder mit der Promotion im Hauptfach 
Psychologie abgeschlossen haben. 

Absatz 1 N r. 3 stimmt mit § 300 Abs. 1 Nr. 2 
überwiegend überein. Auch der Entwurf führt hier 
den Notar besonders auf, obwohl dieser nach § 10 
Nr. 4 zu den Amtsträgern gehört, für die an sich 
§ 186 gilt. Jedoch sollte für die Notare die Sonder-
regelung des § 185 gelten, die dem § 186 vorgeht. 
Das ist notwendig, weil bei ihnen in allen Fällen 
auch das Hilfs- und Lernpersonal durch Absatz 2 
erfaßt werden muß und es auf den Inhalt des an-
vertrauten Geheimnisses entgegen § 186 nicht an-
kommen kann. Wenn ferner künftig hinter den ver-
eidigten Buchprüfern immer noch in Klammer die 
Bücherrevisoren erwähnt werden, so ist das darin 
begründet, daß diese Bezeichnung trotz ihrer Beseiti-
gung durch die Verordnung über den Zusammen-
schluß auf dem Gebiet des wirtschaftlichen Prüfungs- 
und Treuhandwesens vom 23. März 1943 (Reichs-
gesetzbl. I  S. 157) nach dem Kriege in einigen Ländern 
wieder eingeführt worden ist (vgl. den Überblick in 
der Begründung zu dem Entwurf eines Gesetzes über 
die Berufsordnung der vereidigten Buchprüfer 
— Buchprüferordnung — vom 27. August 1954, BT-
Drucks. Nr. 783 der 2. Wahlperiode). Beseitigt ist in 
Nummer 3 insoweit lediglich der gegenstandslos 
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gewordene Zusatz „vereidigter". Neu ist in Num-
mer 3 die Aufnahme der Helfer in Steuersachen. 
Diese Berufsgruppe besteht, seitdem Artikel 2 des 
Gesetzes zur Verhütung von Mißbräuchen auf dem 
Gebiete der Rechtsberatung vom 13. Dezember 1935 
(Reichsgesetzbl. I S. 1478) den § 107 a in die Reichs-
abgabenordnung eingefügt hat. Eine bundeseinheit-
liche Neuordnung des Berufsrechts der Helfer in 
Steuersachen ebenso wie der Steuerberater ist vor-
gesehen (vgl. den Entwurf eines Gesetzes über die 
Rechtsverhältnisse der Steuerberater und Steuer-
bevollmächtigten — Steuerberatungsgesetz — vom 
10. Januar 1958, BT-Drucks. Nr. 128 der 3. Wahl-
periode). Sie wird voraussichtlich auch den Helfern 
in Steuersachen ein Auskunftsverweigerungsrecht 
einräumen. Im Hinblick hierauf sowie auf die soziale 
Bedeutung der Helfer in Steuersachen erscheint ihre 
strafrechtliche Gleichstellung mit den Steuerberatern 
angebracht. Im übrigen bringt die Nummer 3 keine 
Änderungen des geltenden Rechts. Namentlich hält 
auch der Entwurf daran fest, daß die Rechtsbeistände 
und Prozeßagenten aus dem Täterkreis der Vorschrift 
ausgeschlossen sind. 

Absatz 1 Nr. 4 ist neu. Die Nummer ergänzt 
die Nummer 1 und schließt eine Lücke, die beim 
Schutz des sogenannten ärztlichen Berufsgeheim-
nisses fühlbar geworden ist. Bisher wird nämlich das 
Verwaltungspersonal der Krankenanstalten, medi-
zinischen Untersuchungsanstalten und Kranken-
kassen nur insoweit strafrechtlich zur Geheimhaltung 
angehalten, als es sich hierbei um das Heilbehand-
lungshilfs- oder -lernpersonal im Sinne des § 300 
Abs. 2 Satz 1 StGB, um Beamte oder besonders Ver-
pflichtete im Sinne des § 353b StGB oder des § 7 der 
Verordnung gegen Bestechung und Geheimnisverrat 
nichtbeamteter Personen in der Fassung vom 22. Mai 
1943 (Reichsgesetzbl. I S. 351) oder um die in § 141 
der Reichsversicherungsordnung genannten Per-
sonen handelt. Diese Gruppe erfaßt der Entwurf zum 
Teil schon in § 185 Abs. 2, §§ 186 und 471. Damit ist 
jedoch nicht jede Lücke geschlossen, namentlich nicht 
für das Verwaltungspersonal der privaten Kranken-
häuser, der privaten Krankenkassen, der kassen-
ärztlichen Vereinigungen und der privatärztlichen 
Verrechnungsstellen. In diesen Bereichen ist jedoch 
die Gefahr von Indiskretionen nicht weniger groß. 
Der Entwurf hält es daher für geboten, durch die 
Nummer 4 das gesamte Verwaltungspersonal der 
Krankenanstalten, medizinischen Untersuchungs-
anstalten, Versicherungsunternehmen und Verrech-
nungsorganisationen in den Kreis der Geheimhal-
tungspflichtigen nach § 185 einzubeziehen. Inwieweit 
dann § 141 der Reichsversicherungsordnung aufzu-
heben sein wird, ist im Zusammenhang mit dem Ein-
führungsgesetz zu entscheiden. Für Amtsträger oder 
für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichtete 
können Überschneidungen zwischen Nummer 4 und 
den §§ 186 und 471 eintreten, die in Kauf genommen 
werden. Dadurch, daß in Nummer 3 der weite Begriff 
„Bediensteter" verwendet ist, wird angedeutet, daß 
auch Amtsträger in Betracht kommen, ferner daß 
nicht nur Angestellte, sondern auch Arbeiter erfaßt 
werden, sofern sie mit Privatgeheimnissen in Be-
rührung kommen. 

' Absatz 2 bezieht für die Nummern 1 bis 3 des 
Absatzes 1 das Hilfs- und Lernpersonal ein. Die 
Regelung folgt dem § 300 Abs. 2 Satz 1 StGB und 
geht lediglich insofern weiter, als nunmehr auch das 
Hilfs- und Lernpersonal der Berufspsychologen nach 
Nummer 2 und der Helfer in Steuersachen nach Num-
mer 3 mit erfaßt wird. 

Absatz 3 folgt grundsätzlich dem § 300 Abs. 2 
Satz 2 StGB. Von den beiden in Absatz 3 geregelten 
Untertatbeständen bereitet der Fall keine Schwierig-
keiten, daß jemand, z. B. die Witwe eines Arztes, ein 
Geheimnis aus dem Nachlaß des Verstorbenen er-
langt, etwa aus der hinterlassenen ärztlichen Kartei. 
Der Entwurf hält aber auch an der Einbeziehung des 
anderen Falles fest, daß nämlich jemand bereits bei 
Lebzeiten des Schweigepflichtigen von diesem das 
Geheimnis erfahren hat. Daß dieser Mitwisser, wenn 
er das Geheimnis noch bei Lebzeiten des Schweige-
pflichtigen offenbart, straflos ist, hingegen bei einer 
Offenbarung nach dessen Tode unter Absatz 3 fällt, 
ist darin begründet, daß der Schweigepflichtige bis 
zu seinem Tode für die Wahrung des Geheimnisses 
selbst zu sorgen hat und strafrechtlich verantwortlich 
ist, während man sich nach dem Tode des Schweige-
pflichtigen nur an den Mitwisser halten kann, Könnte 
man diesen nicht erfassen, dann wäre auch der 
andere Untertatbestand in seiner praktischen An-
wendbarkeit entwertet; denn derjenige, dem die 
Offenbarung eines aus dem Nachlaß erlangten Ge-
heimnisses vorgeworfen wird, könnte sich dann, ohne 
daß dies in der Regel zu widerlegen wäre, darauf 
berufen, daß er das Geheimnis schon bei Lebzeiten 
des Schweigepflichtigen von diesem selbst erfahren 
habe und daher straflos sei. Aus diesen Gründen 
erscheinen beide Untertatbestände des Absatzes 3 
kriminalpolitisch unerläßlich. In zwei Richtungen 
geht der Entwurf dabei über § 300 Abs. 2 Satz 2 StGB 
noch hinaus, um den Geheimnisschutz wirksamer zu 
gestalten. Einmal bezieht Absatz 3 auch den Täter 
ein, der das Geheimnis von einem nach Absatz 2 
Schweigepflichtigen erlangt hat. Zum anderen stellt 
der Entwurf auch im Bereich des Absatzes 3 jedes 
Offenbaren des Geheimnisses und nicht nur dessen 
Veröffentlichung unter Strafe. 

Absatz 4 ist neu. Er bringt eine Erweiterung der 
Tatbestände der Absätze 1 bis 3 für den Fall, daß 
eine der dort bezeichneten Personen das fremde 
Geheimnis erst nach dem Tode des Betroffenen offen-
bart, z. B. ein Arzt nach dem Tode seines Patienten 
von dessen Geschlechtskrankheit anderen erzählt. 
Eine solche Erweiterung erscheint kriminalpolitisch 
geboten. In diesen Fällen sieht der Entwurf die-
jenigen Angehörigen, denen das Antragsrecht im 
Falle des § 121 Abs. 2 zusteht, als Verfügungsberech-
tigte an. Beim Fehlen ihrer Einwilligung ist die 
Offenbarung nach Absatz 4 in Verbindung mit den 
Absätzen 1 bis 3 strafbar, soweit nicht die Angehö-
rigen schon durch den Erbfall Betroffene im Sinne des 
Absatzes 1 geworden sind und dieser unmittelbar 
anzuwenden ist. 

In der Beschreibung der Tathandlung folgt 
§ 185, abgesehen von der schon behandelten Aus-
nahme im Bereich des Absatzes 3, dem geltenden 
Recht, indem er sich auf das Offenbaren des anver-
trauten oder sonst bekanntgewordenen Geheim- 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 	 Drucksache 2150 

nisses beschränkt und nicht auch die ohne Offen-
barung erfolgende Verwertung einbezieht. Ein 
Bedürfnis, auch diese strafrechtlich zu erfassen, kann 
allerdings bestehen. Man denke etwa an einen Wirt-
schaftsprüfer, der ein ihm in dieser Eigenschaft be-
kanntgewordenes Betriebsgeheimnis in seinem eige-
nen Betrieb ausnutzt. Die Regelung solcher Fälle 
gehört jedoch nicht hierher, sondern wegen des 
engen Sachzusammenhangs mit anderen Vorschriften 
in das Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb. 
Soweit der dortige § 17 Abs. 2 keinen genügenden 
Rechtsschutz geben sollte, wäre seine Erweiterung zu 
prüfen. Für § 185 kann die Frage auf sich beruhen. 

Die Strafdrohung ist für die Absätze 1 bis 4 
im Grundstrafrahmen einheitlich Gefängnis bis zu 
einem Jahr, Strafhaft oder Geldstrafe. Sie stimmt mit 
dem Grundstrafrahmen des § 183 Abs. 1 und des § 186 
Abs. 1 überein, weil die Tatbestände in ihrem Un-
rechtsgehalt annähernd gleich zu bewerten sind. Das 
gilt auch für die besonders schweren Fälle des Ab-
satzes 5, für die ebenso wie in den genannten 
anderen Vorschriften ein Strafrahmen von drei 
Monaten bis zu drei Jahren angedroht ist und die-
selben Regelbeispiele vorgesehen sind. Insoweit 
wird auf die Begründung zu § 183 Bezug genommen. 
Die Strafdrohungen des Entwurfs erscheinen besser 
abgestuft als die des geltenden § 300 StGB, der das 
Höchstmaß des Regelstrafrahmens auf sechs Monate 
Gefängnis begrenzt und in den erschwerten Fällen 
des Absatzes 3 kein erhöhtes Mindestmaß vorsieht, 
hingegen das Höchstmaß auf fünf Jahre Gefängnis 
hinaufsetzt. Geldstrafe neben der Freiheitsstrafe 
sieht der Entwurf nur unter den Voraussetzungen des 
§ 48 vor. 

Absatz 6 entspricht dem § 183 Abs. 5 Satz 1 
und 2 sowie dem § 184 Abs. 3 und beruht auf den 
gleichen Gründen wie diese Vorschriften. Auf die 
Begründungen hierfür wird insoweit Bezug ge-
nommen. 

§ 186 
Bruch von Privatgeheimnissen durch Amtsträger 

Fine entsprechende selbständige Vorschrift ist dem 
geltenden Recht unbekannt. Vielmehr regelt § 353 b 
StGB, der den Bruch des Dienstgeheimnisses betrifft 
und im Entwurf durch § 471 ersetzt wird, auch den 
Fall mit, daß das von dem Amtsträger gebrochene 
Geheimnis den persönlichen Lebensbereich oder die 
wirtschaftliche Betätigung einer Privatperson be-
trifft. Das hat jedoch im geltenden Recht zur Folge, 
daß die Strafbarkeit des Amtsträgers auch bei der-
artigen Geheimnissen von der Gefährdung wichtiger 
öffentlicher Interessen abhängig ist, während es 
hierauf bei den in § 300 StGB und § 185 des Entwurfs 
benannten Personengruppen nicht ankommt. Außer-
dem ist die Verfolgung der Tat von der Zustimmung 
der vorgesetzten Behörde abhängig, während die 
verletzte Privatperson die Verfolgung nicht in Gang 
setzen kann. Diese unterschiedliche Behandlung be-
deutet eine Beschränkung des Geheimnisschutzes 
beim Geheimnisbruch durch Amtsträger im gelten-
den Recht. Sie ist innerlich insoweit unbegründet, 
als es sich um Geheimnisse handelt, die den persön-
lichen Lebensbereich oder die wirtschaftliche Betäti-
gung einer Privatperson betreffen. Insoweit ist es 

§ 186 
ungerecht, wenn das Fehlen der Gefährdung wich-
tiger öffentlicher Interessen zur Straflosigkeit führt. 
Vielmehr muß die Privatperson in diesem Umfange 
gegenüber dem Amtsträger im Sinne des § 10 Nr. 4 
und gegenüber dem für den öffentlichen Dienst be-
sonders Verpflichteten im Sinne des § 10 Nr.7 ebenso 
geschützt werden wie gegenüber den in § 185 ge-
nannten Personengruppen. Dieser Erkenntnis trägt 
der Entwurf in § 186 Rechnung. Er trifft die Regelung 
an dieser Stelle, weil es sich insoweit nicht um einen 
strafbaren Bruch des Dienstgeheimnisses wie in 
§ 471, sondern um die Verletzung des persönlichen 
Lebens- und Geheimbereichs handelt. 

Absatz 1 bedroht die Offenbarung eines solchen 
Geheimnisses durch einen Amtsträger oder für den 
öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten ohne 
Einwilligung des Betroffenen mit derselben Strafe, 
die für die entsprechende Offenbarung durch einen 
Angehörigen der in § 185 genannten Personengrup-
pen vorgesehen ist. Dabei ist zu beachten, daß im 
Bereich des § 186 weit mehr als in dem des § 185 
Rechtfertigungsgründe, insbesondere des öffent-
lichen Rechts, eine Rolle spielen, die es dem Amts-
träger oder besonders Verpflichteten auferlegen 
oder gestatten, Privatgeheimnisse zu offenbaren, vor 
allem gegenüber Behörden. Die Frage, inwieweit da-
bei, insbesondere bei einem Weitergeben innerhalb 
derselben Behörde, noch gar nicht von einem „Offen-
baren" gesprochen werden kann, muß der Recht-
sprechung überlassen werden. 

Für die Frage, ob und in welchem Zusammenhang 
die Strafbarkeit der ohne Offenbarung erfolgenden 
Verwertung eines Privatgeheimnisses durch einen 
Amtsträger oder für den öffentlichen Dienst beson-
ders Verpflichteten geregelt werden sollte, gelten 
die Ausführungen in der Begründung zu § 185 ent-
sprechend. 

Absatz 2 verweist für den Fall der Offenbarung 
nach dem Tode des Betroffenen, für die besonders 
schweren Fälle und für die Strafantragsregelung auf 
die Absätze 4 bis 6 des § 185. Auch diese Verweisung 
entspricht der Gleichstellung des Amtsträgers oder 
besonders Verpflichteten mit den in § 185 genannten 
Inhabern einer Vertrauensstellung. Auf die Begrün-
dung zu § 185 wird insoweit Bezug genommen. 

Gefährdet die Tat nach § 186 zugleich wichtige 
öffentliche Interessen und handelt der Täter ohne die 
Genehmigung des Dienstvorgesetzten, die übrigens 
im Bereich des § 186 nicht stets einen Rechtferti-
gungsgrund darstellt, so kommt Tateinheit mit § 471 
in Betracht. 

Zweiter Abschnitt 
STRAFTATEN GEGEN DIE SITTENORDNUNG 
Wie schon in der Einleitung zur Begründung des 

Besonderen Teils unter II. dargelegt worden ist, läßt 
der Entwurf dem 1. Abschnitt, der dem Schutz der 
Persönlichkeitswerte gewidmet ist, als 2. Abschnitt 
den folgen, der sich mit den Straftaten gegen die 
Sittenordnung befaßt. Es sind das die Straftaten, 
welche Grundsätze der Sittenordnung oder das sitt-
liche Empfinden der Allgemeinheit oder des einzel-
nen verletzen. Dabei kann sich die Handlung selbst 
unmittelbar gegen Einrichtungen der Gemeinschaft 
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vor § 187 
richten wie etwa die Beschimpfung einer Religions-
gesellschaft (§ 188) und die Störung des Gottes-
dienstes (§ 189) oder aber, wie vor allem die Straf-
taten gegen die Sittlichkeit, gegen den einzelnen 
Menschen oder, wie die Tierquälerei, gegen das ein-
zelne Tier. Die Haupttitel des Abschnitts sind die 
ersten drei, die weitgehend dem 11. bis 13. Abschnitt 
im Besonderen Teil des geltenden Strafgesetzbuches 
entsprechen. Die Abweichungen in Inhalt und Auf-
bau sind in den jeweiligen Vorbemerkungen zu 
diesen Titeln dargelegt. Der 1. Titel betrifft die Straf-
taten, die das geltende Recht als Vergehen bezeich-
net, „welche sich auf die Religion beziehen". Der 
Entwurf arbeitet mit der Bezeichnung „Straftaten 
gegen den religiösen Frieden und die Totenruhe" 
die eigentlichen Rechtsgüter schärfer heraus. Was 
das Strafrecht schützen kann, sind nicht Gott und die 
Religion selbst, sondern nur das religiöse Empfinden, 
die ungestörte Durchführung des Gottesdienstes und 
der Frieden der Toten. Der 2. Titel befaßt sich mit 
den Straftaten gegen Ehe, Familie und Personen-
stand. Nach Auffassung des Entwurfs gehört dazu 
grundsätzlich auch die künstliche Samenübertragung, 
auf die sich die neue Vorschrift des § 203 bezieht. 
Der 3. Titel, seinem Umfang und seiner kriminal-
politischen Bedeutung nach der wichtigste des Ab-
schnitts, betrifft die Straftaten gegen die Sittlichkeit, 
womit wie im geltenden Recht die geschlechtliche 
Sittlichkeit gemeint ist. Er gliedert sich in die Unter-
titel „Unzucht" und „Kuppelei, Menschenhandel, 
Zuhälterei". Den Schluß des Abschnitts bilden die 
Titel „Unterlassene Hilfeleistung" mit nur einer Vor-
schrift und „Tierquälerei" mit zwei Vorschriften. 
Den Tatbestand der unterlassenen Hilfeleistung reiht 
das geltende Strafgesetzbuch in § 330c unter die 
gemeingefährlichen Straftaten ein. Das entspricht 
nicht dem Sinngehalt dieser Bestimmung. Denn es 
handelt sich dabei nicht um eine Gefährdung der 
Allgemeinheit, sondern um eine Verletzung des sitt-
lichen Grundsatzes der Hilfspflicht bei Unglücks-
fällen und in Gefahrenlagen. Die Vorschrift gehört 
daher in den 2. Abschnitt des Entwurfs. Da sie jedoch 
nicht in die übrigen Titel paßt, ist ihr angesichts ihrer 
praktischen Bedeutung ein besonderer Titel einge-
räumt worden. Ähnliches gilt für die Tierquälerei. 
Wenn sich hier die Handlung auch gegen ein einzel-
nes Tier oder bestimmte Tiere richtet, so verletzt 
doch die Tat letztlich die sittlichen Grundsätze des 
Tierschutzes und die Empfindungen des Menschen 
gegenüber dem Tier. Daß die Vorschriften des 
5. Titels wegen ihrer Bedeutung aus dem Tierschutz-
gesetz in das Strafgesetzbuch übergeführt werden 
sollten, ist bereits in der Einleitung zur Begründung 
des Besonderen Teils unter I. ausgeführt worden. 

Erster Titel 

Straftaten gegen den religiösen Frieden 
und die Totenruhe 

Die Stellung des neuen Strafgesetzbuches in der 
Frage des Schutzes der religiösen Überzeu-
gung ist durch das Grundgesetz vorgezeichnet. Nach 
Artikel 4 Abs. 1 GG ist die Freiheit des Glaubens, 
des Gewissens und des religiösen und weltanschau-
lichen Bekenntnisses unverletzlich. In Artikel 4 
Abs. 2 G(1 wird die ungestörte Religionsausübung 

gewährleistet. Die Strafvorschriften des Entwurfs 
haben die Aufgabe, diesen Grundsätzen gegen 
rechtswidrige und strafwürdige Angriffe Geltung zu 
verschaffen und den für die Betätigung der religiösen 
Überzeugung notwendigen Raum des öffentlichen 
und privaten Lebens gegen Handlungen abzuschir-
men, die die ungestörte Religionsausübung hindern 
würden. Da das Grundrecht der ungestörten Reli-
gionsausübung ohne Rücksicht darauf gewährleistet 
ist, ob es sich um Religionsgesellschaften des öffent-
lichen oder privaten Rechts handelt, ergibt sich 
schließlich für die Strafvorschriften zum Schutze des 
religiösen Friedens als ein weiterer Grundsatz die 
Gleichberechtigung aller Religionsgesellschaften, in 
denen die Bewohner des Staatsgebiets zusammen-
gefaßt sind. Soweit das Strafgesetz Vorschriften zum 
Schutze des religiösen Friedens aufstellt, müssen sie 
daher so gestaltet werden, daß sie den Angehörigen 
einer jeden im Staate bestehenden Religionsgesell-
schaft grundsätzlich in gleicher Weise zugute 
kommen. 

Prüft man die Vorschriften des geltenden Rechts 
daraufhin, ob sie diesen Grundsätzen entsprechen, 
so zeigt sich, daß dies in weitem Umfang der Fall ist. 
§ 166 StGB enthält die Tatbestände der Gottesläste-
rung, der Beschimpfung von Religionsgesellschaften 
und der Verübung beschimpfenden Unfugs in Kir-
chen. In § 167 StGB ist die Verhinderung und Stö-
rung des Gottesdienstes sowie die Hinderung ein-
zelner an der Ausübung des Gottesdienstes mit 
Strafe bedroht. Aus diesen Vorschriften geht klar 
ihr Zweck hervor, den Angehörigen einer Religion, 
und zwar ohne Rücksicht auf den Inhalt des Bekennt-
nisses, die ungestörte Ausübung der Religion zu 
sichern. Das Ziel und die Wirkung dieser Vorschrif-
ten sind nicht gewesen, der Freiheit des Denkens und 
dem Werben für bestimmte religiöse Anschauungen 
Schranken aufzuerlegen. Ihnen liegt vielmehr nur 
der Gedanke zugrunde, daß es Pflicht eines jeden ist, 
bei der Erörterung von Dingen, die anderen heilig 
sind, in der Form Maß zu halten, auch andere in der 
Ausübung ihrer Religion nicht zu stören, und daß es 
Handlungen gibt, durch die diese Pflicht so gröblich 
verletzt wird, daß nach allgemeinem Rechtsempfin-
den eine staatliche Strafe geboten ist. Von diesen 
Grundsätzen gehen auch die Vorschriften des Ent-
wurfs zum Schutze des religiösen Friedens aus. Sie 
erhalten, bei mannigfachen Änderungen im einzel-
nen, das geltende Recht in seinen Grundzügen auf-
recht. Soweit allerdings in § 166 StGB der Schutz 
gegen Beschimpfung nur den christlichen Kirchen 
oder den anderen „im Staate bestehenden Religions-
gesellschaften des öffentlichen Rechts, ihren Einrich-
tungen und Gebräuchen" gewährt wird, dehnt der 
Entwurf den strafrechtlichen Schutz nach dem oben 
dargelegten Grundsatz der Gleichberechtigung auf 
alle im Inland bestehenden Religionsgesellschaften 
aus. 

Den Vorschriften zum Schutze des religiösen Frie-
dens reiht der Entwurf im Anschluß an das geltende 
Recht die Bestimmungen zum Schutze der Toten-
ruhe an. Diesen liegt der Gedanke des Schutzes der 
Pietät, die der sterblichen Hülle, den Überresten und 
der Ruhestätte eines Verstorbenen sowie den Toten-
gedenkstätten entgegengebracht wird, zugrunde. Der 
Entwurf erweitert dabei das geltende Recht insbe- 
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sondere insofern, als er Bestattungsfeiern strafrecht-
lichen Schutz auch dann gewährt, wenn sie keinen 
religiösen Charakter tragen (§ 190). Das Gefühl für 
die Majestät des Todes besteht auch bei denen, die 
keiner Religionsgesellschaft angehören; es ist Pflicht 
des Staates, Bestattungsfeiern auch dann gegen 
Störungen von außen zu schützen, wenn sie sich 
nicht in religiösen Formen vollziehen. Der Ehrfurcht 
vor den Toten sucht der Entwurf ferner dadurch in 
erweitertem Maße gerecht zu werden, daß es das 
böswillige Entfernen von Grabschmuck — eine in 
der letzten Zeit verbreitete Erscheinung — beson-
ders mit Strafe bedroht (§ 191 Abs. 3). 

Der Tatbestand des § 367 Abs. 1 Nr. 1 StGB, der 
die Beerdigung oder das Beiseiteschaffen eines 
Leichnams ohne Vorwissen der Behörde mit Strafe 
bedroht, wird vom Entwurf nicht übernommen. Er 
gehört nicht in den vorliegenden Zusammenhang. 
Im übrigen enthält er, richtig verstanden, nicht 
kriminelles Unrecht, sondern lediglich Ordnungs-
unrecht. Für ihn wird daher im Bereich der Ord-
nungswidrigkeiten Ersatz zu schaffen sein. 

Von einer Strafdrohung gegen die unbefugte Vor-
nahme klinischer Sektionen sieht der Entwurf in 
Übereinstimmung mit dem geltenden Strafgesetz-
buch ab. Eine solche Strafdrohung ist, was ihre 
Ausgestaltung anlangt, so eng mit der außerstraf-
rechtlichen Regelung der Zulässigkeit klinischer 
Sektionen verknüpft, daß sie dem Nebenrecht über-
lassen bleiben muß. 

§ 187 
Gotteslästerung 

Nach § 166 StGB (erster Tatbestand) ist strafbar, 
wer dadurch, daß er öffentlich in beschimpfenden 
Äußerungen Gott lästert, ein Ärgernis gibt. Diese 
Fassung hat sich vor allem deswegen als wenig 
glücklich erwiesen, weil der zufällige Umstand, ob 
jemand an der Gotteslästerung wirklich Ärgernis 
genommen hat, als Merkmal des Tatbestandes ver-
wendet wird. Abgesehen davon, daß die Feststellung 
dieses Merkmals häufig auf Beweisschwierigkeiten 
stößt, verdunkelt es auch den Grundgedanken der 
Vorschrift, die darauf hinwirken soll, daß bei Äuße-
rungen über Gott in der Öffentlichkeit die Grenzen 
eingehalten werden, welche die Rücksicht auf das 
religiöse Empfinden gebietet. In der Praxis führt die-
ses Merkmal zu dem wenig befriedigenden Ergebnis, 
daß eine noch so schändliche Äußerung dann nicht 
bestraft werden kann, wenn sie bei denen, zu deren 
unmittelbaren Kenntnis sie gelangt ist, aus religiöser 
Gleichgültigkeit oder eigener Gefühlsroheit keinen 
Anstoß erregt hat. Der Entwurf verzichtet daher auf 
das Merkmal der Erregung eines Ärgernisses und 
macht die Strafbarkeit nur noch davon abhängig, 
daß die Lästerung in einer Weise geschieht, „die 
geeignet ist, das allgemeine religiöse Emp-
f inden zu verletzen". Daß das religiöse Empfinden 
einzelner Personen tatsächlich verletzt worden ist, 
wird, wie die Fassung deutlich macht, nicht mehr ge-
fordert. Durch die vorgeschlagene Fassung wird zu-
gleich klargestellt, daß die Vorschrift das allgemeine 
religiöse Empfinden und nicht Gott selbst schützt, 
der als höchstes Wesen menschlichen Schutzes durch 
das Strafrecht nicht bedarf. 

§§ 187, 188 
Das geltende Recht läßt wegen des Ausdrucks „be-

schimpfende Äußerungen" die Auslegung zu, daß nur 
durch Wort oder Schrift, nicht aber durch bildliche 
Darstellungen oder symbolische Handlungen straf-
bare Gotteslästerung begangen werden könne. Um 
dieser auch von der Rechtsprechung als zu eng ab-
gelehnten Auslegung vorzubeugen, ersetzt der Ent-
wurf den Ausdruck „beschimpfende Äußerungen" 
durch das Wort „Beschimpfung ". Das Verspot-
ten wird neben dem Beschimpfen als Tathandlung 
nicht aufgenommen. Die Fälle des Verspottens wer-
den, soweit sie strafwürdig sind, in aller Regel durch 
das Merkmal der Beschimpfung erfaßt. Die eigent-
liche Tathandlung besteht somit nach dem Entwurf 
in sachlicher Übereinstimmung mit dem insoweit be-
währten geltenden Recht darin, daß Gott durch Be-
schimpfung gelästert wird. Diese Fassung ist an sich 
schon grundsätzlich eine ausreichende Sicherung da-
gegen, daß nicht strafwürdige Äußerungen, etwa die 
bloße Ableugnung Gottes, von der Vorschrift erfaßt 
werden. Im Einzelfall kann sich jedoch eine weitere 
wünschenswerte und kriminalpolitisch gebotene Ein-
schränkung der Strafbarkeit daraus ergeben, daß die 
Lästerung in einer Weise geschehen muß, die ge-
eignet ist, das allgemeine religiöse Empfinden zu 
verletzen, das übersteigerte religiöse Empfinden ein-
zelner also außer Betracht bleibt. Dadurch wird ins-
besondere verhindert, daß grobe Fluchworte oder in 
der Verzweiflung begangene Äußerungen, gegen die 
mit strafrechtlichen Mitteln nicht eingeschritten wer-
den sollte, unter den Tatbestand fallen. In ähnlicher 
Weise spricht § 219 von Angriffen auf das allge-
meine Scham- und Sittlichkeitsgefühl. 

Durch das Erfordernis der Ö ff entlichkeit   
nimmt der Entwurf, ebenso wie das geltende Recht, 
Äußerungen im persönlichen Verkehr von der Straf-
barkeit aus. Wie in anderen Vorschriften (vgl. z. B. 
§§ 377 bis 379) wird aber auch hier der erweiterte 
Begriff der Öffentlichkeit zugrunde gelegt, der die 
in einer geschlossenen Versammlung oder durch 
Verbreiten von Schriften, Tonträgern, Abbildungen 
oder Darstellungen begangene Gotteslästerung mit 
umfaßt. Das ist sachlich berechtigt; Gründe, die beim 
Tatbestand der Gotteslästerung die Verwendung 
eines im Vergleich mit den erwähnten Vorschriften 
engeren Begriffes der Offentlichkeit angezeigt er-
scheinen ließen, sind nicht vorhanden. 

Auf der inneren Tatseite verlangt der Entwurf in 
Übereinstimmung mit dem geltenden Recht Vorsatz, 
der auch bedingt sein kann. Eine darüber hinaus-
gehende Absicht des Täters ist nicht erforderlich. 

Die Strafe ist Gefängnis bis zu drei Jahren. Sie 
entspricht im Höchstmaß dem geltenden Recht. Im 
Mindestmaß enthält sie insofern eine Verschärfung, 
als nach dem Entwurf (§ 46 Abs. 1) das gesetzliche 
Mindestmaß der Gefängnisstrafe ein Monat ist. Straf-
haft ist mit Rücksicht auf die enge Ausgestaltung des 
Tatbestandes nicht angedroht. In geeigneten Fällen 
eröffnet § 53 Abs. 1 die Möglichkeit, Gefängnisstrafe 
bis zu drei Monaten in Geldstrafe umzuwandeln. 

§ 188 
Beschimpfung einer Religionsgesellschaft 

In § 166 StGB (zweiter Tatbestand) wird mit Strafe 
bedroht, wer „öffentlich eine der christlichen Kirchen 
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§ 189 
oder eine andere im Staate bestehende Religions-
gesellschaft des öffentlichen Rechts oder ihre Ein-
richtungen oder Gebräuche. beschimpft". Die Vor-
schrift beruht wie der geltende Tatbestand der 
Gotteslästerung auf dem Gedanken des Schutzes des 
religiösen Empfindens. Diesen Gedanken bringt der 
Entwurf, der im Grundsatz das geltende Recht über-
nimmt, auch durch die Fassung des Tatbest  Tatbestandes 
klar zum Ausdruck. Er fordert zur Strafbarkeit, daß 
die Beschimpfung der Religionsgesellschaft in einer 
Weise geschieht, „die geeignet ist, das religiöse 
Empfinden ihrer Angehörigen zu verletzen"; die 
Feststellung, daß im gegebenen Falle tatsächlich 
jemand Anstoß genommen hat, wird wie beim Tat-
bestand der Gotteslästerung (§ 187) nicht verlangt. 
Eine in das Gewicht fallende Einschränkung des gel-
tenden Rechts ist mit dieser ausdrücklichen Hervor-
hebung des Schutzgedankens der Vorschrift nicht 
verbunden. Fälle, in denen die Beschimpfung einer 
Religionsgesellschaft nicht zugleich geeignet ist, das 
religiöse Empfinden der Angehörigen dieser Reli-
gionsgesellschaft zu verletzen, werden in der Wirk-
lichkeit kaum vorkommen. 

Nach geltendem Recht ist der Schutz auf die 
„christlichen Kirchen oder eine andere im Staate be-
stehende Religionsgesellschaft des öffentlichen Rech-
tes" beschränkt. Dabei ist streitig, ob die christlichen 
Kirchen ohne Rücksicht auf die Eigenschaft öffentlich

-

rechtlicher Körperschaften geschützt sind, oder 
gleich den anderen Religionsgesellschaften nur dann, 
wenn sie diese Eigenschaft haben. Die zuletzt ge-
nannte engere Auffassung kann als herrschend be-
zeichnet werden. In Anlehnung an § 180 E 1927/30 
dehnt der Entwurf den Strafschutz au' alle im Inland 
bestehenden Religionsgesellschaften aus, gleichviel, 
ob diese öffentlich-rechtliche Körperschaften sind 
oder nicht. Diese Erweiterung trägt dem Gedanken 
des Schutzes des religiösen Empfindens Rechnung, 
der nicht davon abhängig sein sollte, daß sich die 
Beschimpfung gegen eine Körperschaft des öffent-
lichen Rechts richtet. Sie verwirklicht auch den in 
der Vorbemerkung zu diesem Titel dargelegten und 
auf Artikel Abs. 2 GG beruhenden Grundsatz der 
Gleichberechtigung aller im Inland bestehenden Re-
ligionsgesellschaften. Sie berücksichtigt insbeson-
dere, daß in der Bundesrepublik, vor allem im 
Zusammenhang mit der Stationierung verbündeter 
Truppen, in vermehrtem Umfang Religionsgesell-
schaften entstanden sind, die zwar nicht Körper-
schaften des öffentlichen Rechts, aber gleichwohl 
schutzwürdig sind. Eine Gefahr, daß durch die vor-
genommene Erweiterung des Tatbestandes der straf-
rechtliche Schutz zu sehr ausgedehnt wird, ist nicht 
begründet. Zusammenschlüsse weniger Mitglieder, 
deren Glaubensvorstellungen und Gebräuche für die 
große Zahl der Bevölkerung seltsam, unverständlich 
oder gar anstößig sind, werden kaum als Religions-
gesellschaften bezeichnet werden können und daher 
den Schutz der Vorschrift nicht genießen. Zwar wird 
der Richter durch die vorgeschlagene Erweiterung 
des Tatbestandes im Einzelfalle mit der Entscheidung 
belastet, ob die beschimpfte Vereinigung eine Reli-
gionsgesellschaft im Sinne der vorliegenden Be-
stimmung ist; diese Entscheidung wird aber in aller 
Regel keine besonderen Schwierigkeiten bereiten. 

Die wenigen Fälle, wo in dieser Hinsicht Zweifel 
bestehen können, rechtfertigen es nicht, auf die sach-
lich berechtigte Erweiterung des Strafschutzes zu 
verzichten. 

Neben der Beschimpfung inländischer Religions-
gesellschaften selbst bedroht der Entwurf auch die 
Beschimpfung ihres Glaubens, ihrer Einrichtungen 
oder ihrer Gebräuche mit Strafe. Neu ist dabei, daß 
auch die Beschimpfung des Glaubens ausdrücklich er-
wähnt wird. Nach geltendem Recht ist diese, sofern 
sie nicht den Tatbestand der Gotteslästerung erfüllt, 
nur dann strafbar, wenn sie etwa als mittelbare Be-
schimpfung der Religionsgesellschaft selbst zu wer-
ten ist. Mit Rücksicht darauf, daß der Entwurf als 
Grundgedanken der Vorschrift den Schutz des reli-
giösen Empfindens ausdrücklich hervorhebt, ist diese 
Erweiterung des Tatbestandes sachgemäß. Das reli-
giöse Empfinden kann auch durch die Beschimpfung 
des Glaubens einer Religionsgesellschaft verletzt 
werden. Gleichzeitig werden durch die ausdrückliche 
Erwähnung des Glaubens im Tatbestand die Schwie-
rigkeiten vermieden, die im geltenden Recht bei der 
Feststellung bestehen, ob die Beschimpfung des 
Glaubens einer Religionsgesellschaft mittelbar eine 
Beschimpfung der Religionsgesellschaft selbst ent-
hält. 

Durch das Merkmal der Offentlichkeit nimmt der 
Entwurf, ebenso wie das geltende Recht, Äußerun-
gen im persönlichen Verkehr von der Strafbarkeit 
aus. Wie in § 187 wird jedoch auch hier der erwei-
terte Begriff der Öffentlichkeit zugrunde gelegt, der 
in geschlossenen Versammlungen oder durch Ver-
breiten von Schriften, Tonträgern, Abbildungen oder 
Darstellungen begangene Beschimpfungen ein-
schließt. 

Auf der inneren Tatseite verlangt der Entwurf, 
wie das geltende Recht, Vorsatz, der auch bedingt 
sein kann. Der Vorsatz des Täters muß sich insbe-
sondere auch darauf erstrecken, daß er den Glauben, 
die Einrichtungen oder Gebräuche einer Religions-
gesellschaft in der umschriebenen Weise beschimpft. 

Die Strafe ist Gefängnis bis zu drei Jahren oder 
Strafhaft. Sie entspricht im Höchstmaß dem gelten-
den Recht. Anders als bei der Gotteslästerung (§187), 
deren Unrechtsgehalt schwerer wiegt, ist neben der 
Gefängnisstrafe wahlweise jedoch auch Strafhaft an-
gedroht. Das entspricht dem Sinne dieser Strafe und 
trägt Fällen geringer Schuld Rechnung, die beim vor-
liegenden Tatbestand, zumal auch die Einrichtungen 
und Gebräuche einer Religionsgesellschaft Schutz 
genießen, leicht denkbar sind. 

§ 189 
Störung des Gottesdienstes 

Die Vorschrift ersetzt den § 167 StGB sowie den 
dritten Tatbestand des § 166 StGB. Sie schützt im 
wesentlichen die ungestörte Ausübung der Religion, 
wie sie durch Artikel 4 Abs. 2 GG gewährleistet ist. 

Absatz 1 enthält in Nummer 1 den Tatbestand der 
Verhinderung des Gottesdienstes und in Nummer 2 
den Tatbestand der Hinderung der Teilnahme am 
Gottesdienst. Auf eine der Nummer  entsprechende 
Vorschrift, die an die Stelle des § 167 StGB (erster 
Tatbestand) treten soll, haben die früheren Entwürfe 
verzichtet. Sie hielten insoweit die allgemeine 
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Strafdrohung gegen Nötigung für ausreichend. Dieser 
Auffassung wäre allenfalls dann beizutreten, wenn 
der Entwurf den geltenden Tatbestand der Nötigung 
(§ 240 StGB) beibehalten würde. Da er diesen aber 
wesentlich enger ausgestaltet und die Nötigungs-
mittel auf die Gewalt und die abschließend um-
schriebene gefährliche Drohung beschränkt (§ 170), 
kann auf einen Ersatz für den ersten Tatbestand des 
§ 167 StGB nicht verzichtet werden. Die Hinderung 
der Teilnahme am Gottesdienst greift in die durch 
Artikel 4 Abs. 2 GG gewährleistete ungestörte Reli-
gionsausübung ein und sollte auch aus diesem Grunde 
über den allgemeinen Schutz der persönlichen Frei-
heit hinaus mit strafrechtlichen Mitteln geahndet 
werden. Strafwürdig ist z. B. grundsätzlich auch der-
jenige, welcher einem anderen den Verlust seines 
Arbeitsplatzes oder sonstige wirtschaftliche Nach-
teile androht, um ihn vom Gottesdienst fernzuhalten. 
Um derartige Fälle künftig nicht allgemein straflos 
zu lassen, übernimmt der Entwurf in Absatz 1 Nr. 2 
den ersten Tatbestand des § 167 StGB, soweit dieser 
die Hinderung der Teilnahme am Gottesdienst mit 
Strafe bedroht. Wird der Geistliche, dessen Mitwir-
kung am Gottesdienst nach der  Ordnung der be-
treffenden Religionsgesellschaft wesentlich ist, mit 
Gewalt oder durch Drohung mit einem empfindlichen 
Übel an der Ausübung des Gottesdienstes verhin-
dert, so wird regelmäßig der Tatbestand der Verhin-
derung des Gottesdienstes (Absatz 1 Nr. 1) erfüllt 
sein. 

In beiden Tatbeständen des Absatzes 1 erstreckt 
sich der Schutz einheitlich auf den Gottesdienst einer 
jeden im Inland bestehenden Religionsgesellschaft. 
Die Gottesdienste ausländischer Religionsgesell-
schaften sind wie im geltenden Recht in den Schutz 
nicht einbezogen. Dem Gottesdienst stehen einzelne 
gottesdienstliche Handlungen, z. B. die Taufe oder 
die kirchliche Trauung, nicht aber die Andachts-
übungen einzelner gleich. Beim Tatbestand der 
Nummer 2 bedeutet das eine Erweiterung des gel-
tenden Rechts, die jedoch sachgemäß ist. Eine weitere 
Ausdehnung des Strafschutzes liegt darin, daß der 
Entwurf die Strafbarkeit der Verhinderung des 
Gottesdienstes nicht auf die Fälle beschränkt, in 
denen der Gottesdienst „in einer Kirche oder in 
einem anderen zu religiösen Versammlungen be-
stimmten Orte" stattfindet. Künftig soll jeder Gottes-
dienst strafrechtlichen Schutz genießen. Dem vom 
Grundgesetz in Artikel 4 Abs. 2 gewährleisteten 
Recht der ungestörten Religionsausübung entspricht 
es, wenn beispielsweise ein Wald- oder Feldgottes-
dienst ebenso gegen Verhinderung geschützt wird 
wie der Gottesdienst in einer Kirche. 

Nach § 167 StGB kann strafbare Verhinderung 
eines Gottesdienstes nur durch „Erregung von Lärm 
oder Unordnung" und strafbare Hinderung eines 
anderen, den Gottesdienst auszuüben, nur durch Tät-
lichkeit oder Drohung begangen werden. Der Ent-
wurf zählt als Mittel der Tatbegehung für beide 
Tatbestände einheitlich die Gewalt und die Drohung 
mit einem empfindlichen Übel auf. Bei der Hinderung 
der Teilnahme am Gottesdienst entspricht dies ohne 
wesentliche sachliche Änderung dem geltenden Recht. 
Beim Tatbestand der Verhinderung eines Gottes-
dienstes bedeutet diese Lösung dagegen eine Ab- 

§ 189 

kehr von § 167 StGB, die in § 181 Abs. 1 E 1927/30 
ein Vorbild hat. Daß die sicher seltenen Fälle, in 
denen die Verhinderung eines Gottesdienstes durch 
Erregung von Lärm oder Unordnung geschieht, künftig 
nicht mehr unter den Tatbestand fallen, wenn sie 
nicht zugleich eine Störung darstellen, kann hinge-
nommen werden; dafür werden andere, praktisch 
bedeutsamere Taten mit Strafe bedroht. Die Auf-
zählung der Gewalt und der Drohung mit einem 
empfindlichen Übel als Mittel der Tatbegehung ist 
ein genügender Schutz dagegen, daß nichtstrafwür-
dige Fälle unter die beiden Tatbestände fallen. Die 
Bestimmung des § 170 Abs. 2 über die Rechtswidrig-
keit der Tat gilt hier ebenso wie bei der Nötigung. 
Sie kann insbesondere bei der Hinderung eines 
anderen, am Gottesdienst teilzunehmen, zu einer 
wünschenswerten Einschränkung der Strafbarkeit 
führen. 

Absatz 2 behandelt in Nummer 1 die Störung des 
Gottesdienstes. Geschützt wird wie in Absatz 1 der 
Gottesdienst einer jeden im Inland bestehenden Re-
ligionsgesellschaft. Einzelne gottesdienstliche Hand-
lungen stehen dem Gottesdienst gleich. Wie in Ab-
satz 1, jedoch im Gegensatz zum geltenden Recht, 
wird auch hier nicht gefordert, daß der Gottesdienst 
„in einer Kirche oder in einem anderen zu religiösen 
Versammlungen bestimmten Orte" stattfindet. Die 
Strafbarkeit ist anders als in § 167 StGB auch nicht 
auf Störungen beschränkt, die mit bestimmten Mit-
teln vorgenommen werden. Bei der Störung des 
Gottesdienstes kommt es weniger auf den Gebrauch 
bestimmter Mittel als auf den eingetretenen Erfolg 
an. Um der Strafbarkeit festere Grenzen zu ziehen, 
wird auf der inneren Tatseite absichtliches oder 
wissentliches Handeln (§ 17) gefordert; bedingter 
Vorsatz genügt also nicht. 

Absatz 2 Nr. 2 bedroht den mit Strafe, der an 
einem, dem Gottesdienst einer im Inland bestehen-
den Religionsgesellschaft gewidmeten Ort beschimp-
fenden Unfug verübt. Er ersetzt den dritten Tat-
bestand des § 166 StGB. Wie bei den Tatbeständen 
des Absatzes 1 und des Absatzes 2 Nr. 1 ist der 
Strafschutz auf Orte, die dem Gottesdienst inländi-
scher Religionsgesellschaften gewidmet sind, be-
schränkt. Geschützt werden vor allem die Kirchen, 
aber z. B. auch Kapellen, Betsäle und sonstige Räume, 
deren ausschließliche oder doch überwiegende Be-
stimmung es ist, dem Gottesdienst zu dienen. Neben 
den Orten, die dem Gottesdienst gewidmet sind, 
sind nicht auch jene genannt, die einzelnen gottes-
dienstlichen Handlungen gewidmet oder zu religiö-
sen Versammlungen bestimmt sind, da insoweit der 
durch § 188 gewährte Strafschutz ausreichen dürfte. 
Die Fassung „dem Gottesdienst gewidmet" findet 
sich auch in § 236 Nr. 3 und in § 250 Abs. 1 Nr. 1. Die 
Wendung „beschimpfenden Unfug verübt" ent-
stammt dem geltenden Recht; sie wird auch in an-
deren Tatbeständen des Entwurfs (vgl. z. B. § 191 
Abs. 1 Nr. 2, § 378 Abs. 2) verwendet. 

Als Strafe ist für alle in § 189 enthaltenen Taten 
Gefängnis bis zu drei Jahren oder Strafhaft ange-
droht. Das Höchstmaß der Gefängnisstrafe entspricht 
dem geltenden Recht. Die Androhung von Strafhaft 
berücksichtigt die Fälle geringer Schuld, die von der 
Vorschrift erfaßt werden können. 
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§§ 190, 191 
Nach geltendem Recht ist der Versuch bei kei-

nem der in § 189 enthaltenen Tatbestände strafbar. 
Er ist jedoch bei allen diesen Tatbeständen denkbar 
und auch strafwürdig und wird daher in Absatz 3 
für strafbar erklärt. 

§ 190 
Störung einer Bestattungsfeier 

Das geltende Recht straft die Verhinderung oder 
Störung einer Bestattungsfeier nur, wenn sie sich als 
eine gottesdienstliche Verrichtung einer im Staate 
bestehenden Religionsgesellschaft darstellt und an 
einem zu religiösen Versammlungen bestimmten 
Orte stattfindet (§ 167 StGB). Beide Beschränkungen 
gibt der Entwurf auf und schafft, wie in der Vorbe-
merkung zu diesem Titel bereits dargelegt ist, im 
Anschluß an die früheren Entwürfe (vgl. z. B. § 182 
E 1927/30, § 235 E 1936) eine besondere Vorschrift 
über die Störung einer Bestattungsleier. Strafbar ist, 
wer eine Bestattungsfeier mit Gewalt oder durch 
Drohung mit einem empfindlichen Übel verhindert 
(Absatz 1) oder wer eine Bestattungsfeier absichtlich 
oder wissentlich stört (Absatz 2). In ihrer Ausge-
staltung entspricht die Vorschrift, auch was die Straf-
barkeit des Versuchs (Absatz 3) anlangt, dem § 189 
Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 Nr. 1 und Abs. 3. Zwischen diesen 
Vorschriften und der vorliegenden Bestimmung be-
steht Tateinheit (§67 Abs. 1), wenn sich die Tat gegen 
eine in religiösen Formen abgehaltene Bestattungs-
feier richtet. Eine besondere Vorschrift über die Hin-
derung eines anderen, an einer Bestattungsfeier teil-
zunehmen, ist entbehrlich. Der Tatbestand der 
Nötigung (§ 170) bietet hier trotz seiner gegenüber 
dem geltenden Recht engen Fassung ausreichenden 
Strafschutz. Der Ausdruck „Bestattungsfeier" umfaßt 
sowohl Beerdigungen wie Einäscherungen, auch fällt 
unter den Begriff nicht nur die Feier an einem zu 
Bestattungsfeiern bestimmten Orte, sondern bei-
spielsweise auch ein Leichenzug oder eine im Trauer-
haus abgehaltene Bestattungsfeier. 

Die Strafe ist wie in § 189 Gefängnis bis zu drei 
Jahren oder Strafhaft. 

§ 191 
Störung der Totenruhe 

Die Vorschrift schützt, wie in der Vorbemerkung 
zu diesem Titel bereits ausgeführt ist, das Pietäts-
empfinden, das der sterblichen Hülle, den Überresten 
und der Ruhestätte eines Verstorbenen sowie den 
Totengedenkstätten entgegengebracht wird. 

Absatz 1 entspricht im wesentlichen dem § 168 
StGB. Die einzelnen Tatbestände, die er enthält, sind 
der besseren Ubersicht wegen unter besonderen 
Nummern aufgeführt. Nach Nummer 1 wird bestraft, 
wer „ohne Einwilligung des Berechtigten eine Leiche, 
Leichenteile oder die Asche eines Verstorbenen weg-
nimmt". Die Aufzählung der Tatgegenstände weicht 
vom geltenden Recht nicht ab. Wegnahme bedeutet 
den Bruch fremden Gewahrsams; auf die Begründung 
neuen Gewahrsams kommt es hier nicht an. Strafbar 
ist die Wegnahme nur, wenn sie „ohne Einwilligung 
des Berechtigten" geschieht. Unter dem Berechtigten 
ist im Gegensatz zum geltenden Recht nicht der zum 
Gewahrsam Berechtigte, sondern derjenige zu ver-
stehen, dem das Verfügungsrecht über den Leichnam, 

insbesondere das Recht, Art, Zeit und Ort der Be-
stattung zu bestimmen, zusteht. In der Regel werden 
dies die Angehörigen des Verstorbenen sein. Diese 
Änderung hat zur Folge, daß die Angehörigen eines 
Verstorbenen, die den Leichnam z. B. ohne Einwilli-
gung der Krankenhausverwaltung aus deren Ge-
wahrsam wegnehmen, künftig von der Vorschrift 
nicht mehr erfaßt werden. Dagegen wird derjenige, 
der unbefugt den Leichnam einem Dieb wegnimmt, 
im Gegensatz zum geltenden Recht in Zukunft 
unter den Tatbestand fallen. Diese Ergebnisse sind 
sachlich berechtigt und tragen dem Grundgedanken 
der Vorschrift, der in dem Schutze des Pietäts-
empfindens zu sehen ist, Rechnung. Die Neufassung 
der Nummer 1 entspricht Artikel 126 Abs. 2 Schwei-
zer. StGB. 

Nach Absatz 1 Nr. 2 ist strafbar, wer an einer 
Leiche, an Leichenteilen oder an der Asche eines Ver-
storbenen oder an einer Aufbahrungs-, Beisetzungs-
oder Totengedenkstätte beschimpfenden Unfug ver-
übt. Der Unterschied zum geltenden Recht besteht 
nur darin, daß der Strafschutz auf Aufbahrungs- und 
Totengedenkstätten ausgedehnt wird. Diese ver-
dienen gleichen Schutz wie die Beisetzungsstätten. 
Bei den Aufbahrungsstätten bedarf dies keiner nähe-
ren Begründung. Der Gedanke des Schutzes der 
Pietät, die den Toten entgegengebracht wird, recht-
fertigt es aber auch, die Totengedenkstätten (z. B. 
Gefallenendenkmäler) in den Strafschutz einzube-
ziehen, auch wenn diese nicht notwendig mit der 
Ruhestätte eines Toten verbunden sind. Der Begriff 
der Beisetzungsstätte, der bereits im geltenden 
Recht enthalten ist, umfaßt nicht nur das Grab und 
den Grabhügel, sondern auch das Grabdenkmal und 
die Umfriedung des Grabes. Einer besonderen Er-
wähnung des Grabmals bedarf es daher nicht. 

Absatz 1 Nr. 3 enthält den Tatbestand der Zer-
störung oder Beschädigung einer Beisetzungsstätte. 
Auch hier wird, wie in der Nummer 2, der Strafschutz 
auf die Aufbahrungs- und Totengedenkstätten aus-
gedehnt. 

Die Strafe für die in Absatz 1 umschriebenen 
Taten ist Gefängnis bis zu drei Jahren oder Strafhaft. 
Das Höchstmaß der Gefängnisstrafe entspricht dem 
geltenden Recht. Die wahlweise Androhung von 
Strafhaft trägt Fällen geringer Schuld Rechnung. 

Absatz 2 begründet für die Taten des Absatzes 1 
im Einklang mit dem geltenden Recht (§ 168 Abs. 2 
StGB) die Strafbarkeit des Versuchs. 

Der Tatbestand des Absatzes 3 hat im gelten-
den Recht kein Vorbild. Die unbefugte Wegnahme 
von Grabschmuck ist in der letzten Zeit zu einer ver-
breiteten Erscheinung geworden, die energisch be-
kämpft werden muß. Derartige Taten sind, auch wenn 
sie nicht in Diebstahlsabsicht begangen werden, 
regelmäßig sittlich verwerflich und grundsätzlich 
strafwürdig. Absatz 3 bedroht daher den mit Strafe, 
der Schmuck von einer Aufbahrungs-, Beisetzungs-
oder Totengedenkstätte böswillig entfernt. Durch 
das Merkmal der Böswilligkeit wird verhindert, daß 
Täter, die aus verständlichen und billigenswerten 
Beweggründen handeln, von der Vorschrift erfaßt 
werden. Zwischen einem Vergehen nach Absatz 3 
und einem Vergehen des Diebstahls (§ 235) oder der 
Sachbeschädigung (§ 249) ist Tateinheit (§ 67 Abs. 1) 
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möglich. Als Strafe ist Gefängnis bis zu einem Jahr, 
Strafhaft oder Geldstrafe angedroht. Wo diese Straf-
drohung nicht ausreicht, wird immer gleichzeitig ein 
mit höherem Strafrahmen ausgestatteter Tatbestand 
erfüllt sein. 

Zweiter Titel 

Straftaten gegen Ehe, Familie und 
Personenstand 

Das Strafgesetzbuch enthielt ursprünglich keinen 
besonderen Abschnitt, in dem die Straftaten gegen 
Ehe und Familie zusammengefaßt waren. Im 12. Ab-
schnitt des Besonderen Teils waren unter der Über-
schrift „Verbrechen und Vergehen in Beziehung auf 
den Personenstand" zunächst nur die Tatbestände 
der Personenstandsfälschung (§ 169 StGB) und des 
Ehebetrugs (§ 170 StGB) enthalten. Die Tatbestände 
der Doppelehe (§ 171 StGB) und des Ehebruchs (§ 172 
StGB) waren im 13. Abschnitt „Verbrechen und Ver-
gehen wider die Sittlichkeit" untergebracht. Erst 
durch die Verordnung zum Schutz von Ehe, Familie 
und Mutterschaft vom 9. März 1943 (Reichsgesetzbl. I 
S. 140) in Verbindung mit der Durchführungsver-
ordnung vom 18. März 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 169) 
wurde diese Einteilung geändert. Der 12. Abschnitt 
erhielt die Überschrift: „Straftaten gegen den Per-
sonenstand, die Ehe und die Familie". In ihm wur-
den zusätzlich die neuen Tatbestände der Verschleu-
derung von Familienhabe (§ 170a StGB), der Ver-
letzung der Unterhaltspflicht (§ 170b StGB), der Ver-
letzung der Hilfspflicht gegenüber einer Schwange-
ren (§ 170c StGB) und der Vernachlässigung eines 
Kindes (§ 170d StGB) aufgenommen. Ferner wurden 
ihm die Tatbestände der Doppelehe (§ 171 StGB) und 
des Ehebruchs (§ 172 StGB) eingegliedert. 

Der Entwurf übernimmt diese Einteilung des gel-
tenden Rechts. Er vereinigt alle Vorschriften, die 
sich auf den Schutz von Ehe und Familie und den 
Schutz des Personenstandes beziehen, in dem Titel 
„Straftaten gegen Ehe, Familie und Personenstand". 
Dieser enthält zunächst im wesentlichen jene Tat-
bestände, die bereits das geltende Strafgesetzbuch 
im 12. Abschnitt des Besonderen Teils zusammen-
faßt. Außerdem sind ihm aber noch die Vorschriften 
über die Blutschande (§ 192), den Muntbruch (§ 196) 
und die Verletzung der Aufsichtspflicht (§ 199) so-
wie die neu geschaffenen Tatbestände des Verlassens 
eines Kindes (§ 197) und der künstlichen Samenüber-
tragung (§ 203) eingegliedert. Der Tatbestand der 
Blutschande steht im geltenden Recht (§ 173 StGB) im 
Abschnitt „Verbrechen und Vergehen wider die Sitt-
lichkeit". Die Tat richtet sich aber nicht nur gegen 
die Sittlichkeit in geschlechtlicher Hinsicht, sondern 
vor allem auch gegen die körperliche und sittliche 
Gesundheit der Familie. Das rechtfertigt es, sie in 
Anlehnung an das schweizerische Recht (Artikel 213 
Schweizer. StGB) in den vorliegenden Titeln einzu-
stellen. Hierher gehört auch der Muntbruch, der nicht 
die persönliche Freiheit, sondern das Erziehungs- und 
Aufsichtsrecht dessen schützt, dem die Sorge für die 
Person des Minderjährigen zusteht. Der Tatbestand 
der Verletzung der Aufsichtspflicht findet sich im 
geltenden Recht (§ 143 StGB) unter den Vergehen  

§ 192 
wider die öffentliche Ordnung. Vom systematischen 
Standpunkt aus ist diese Einteilung wenig befriedi-
gend. Da der Tatbestand im wesentlichen die Ver-
letzung einer familienrechtlichen Aufsichtspflicht zum 
Gegenstand hat, ist seine Aufnahme im vorliegen-
den Titel gerechtfertigt. Schwieriger ist die Einord-
nung der Vorschrift über die künstliche Samenüber-
tragung, weil sie verschiedene Rechtsgüter, u. a. 
auch die persönliche Freiheit schützt. Im Vorder-
grund stehen jedoch der Schutz von Ehe und Familie, 
wie auch der Schutz des Personenstandes. 

Im Aufbau des Titels weicht der Entwurf vom 
geltenden Recht, das insoweit eine einheitliche Linie 
vermissen läßt, ab. Am Anfang steht als schwerste 
Straftat die Blutschande. Ihr folgen die Tatbestände 
des Ehebruchs, der Doppelehe und des Ehebetrugs, 
die sich vornehmlich gegen die Einrichtung der Ehe 
als solche richten. Daran schließt sich die Vorschrift 
über den Muntbruch an, die das familienrechtliche 
Personensorgerecht schützt. Dann folgen die Bestim-
mungen, die im wesentlichen die Verletzung familien-
rechtlicher Pflichten mit Strafe bedrohen. Am Schluß 
des Titels stehen der Tatbestand der Personenstands-
fälschung und die Vorschrift über die künstliche 
Samenübertragung. 

Die Bestrafung des Beischlafs zwischen Verschwä-
gerten (§ 173 Abs. 2 Satz 2 StGB) ist im Anschluß an 
die Entwürfe von 1927 und 1930 aufgegeben. Die 
geltende Vorschrift ist durch so einschneidende, kri-
minalpolitisch aber berechtigte Ausnahmen von der 
Strafbarkeit durchbrochen, daß sie einen echten Ge-
halt kaum noch besitzt. Strafrechtlich genügt es, daß 
der allein bedeutsame Fall des Beischlafs von Stief-
eltern mit ihren noch nicht 21 Jahre alten Stiefkin-
dern von der Vorschrift des § 211 Abs. 1 Nr. 1 (Un-
zucht mit Schutzbefohlenen) erfaßt ist. Auch auf die 
Vorschrift des § 170a StGB (Verschleuderung von 
Familienhabe) wird verzichtet. Sie wird von den 
Gerichten nur selten angewendet. Durch ihre Strei-
chung entstehen keine nennenswerten Strafbarkeits-
lücken. Die strafwürdigen Fälle werden vielfach 
durch die Tatbestände des Diebstahls (§ 235) und der 
Unterschlagung (§ 240), die im Gegensatz zum gelten-
den Recht (§ 247 Abs. 2 StGB) grundsätzlich (vgl. § 241 
Abs. 2 und 3) auch bei Taten unter Ehegatten und 
bei Taten gegen Verwandte absteigender Linie Be-
strafung ermöglichen, sowie durch die Tatbestände 
der Untreue (§ 263), der Sachbeschädigung (§ 249) 
und der dem geltenden Recht fremden Sachentzie-
hung (§ 251) erfaßt. Bezieht sich die Tat auf eine dem 
Täter selbst gehörende Sache und scheiden die vor-
genannten Tatbestände daher aus, so erscheint die 
Strafwürdigkeit in der Regel zweifelhaft. 

§ 192 
Blutschande 

Der Tatbestand (Absätze 1 und 2) ist sachlich 
unverändert dem geltenden Recht entnommen (§ 173 
Abs. 1, Abs. 2 Satz 1 StGB). Auf die Strafbarkeit des 
Beischlafs zwischen Verschwägerten wird, wie in der 
Vorbemerkung zu diesem Titel bereits dargelegt ist, 
verzichtet. Verwandte absteigender Linie, die zur 
Zeit der Tat noch nicht 18 Jahre alt waren, sind wie 
bisher straffrei (Absatz 3). Die Straffreiheit auch 
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auf jugendliche Geschwister auszudehnen, besteht 
kein hinreichender Grund. Insbesondere vermag der 
Gedanke, daß die von jugendlichen Geschwistern be-
gangenen Taten zumeist als Entgleisungen im Zusam-
menhang mit der geschlechtlichen Entwicklung anzu-
sehen sind, die Straffreiheit nicht zu rechtfertigen. 
Sonst müßten auch andere Taten, die von diesem 
Täterkreis auf sexuellem Gebiet begangen werden, 
straffrei bleiben. Der gesetzgeberische Grund für die 
Straffreiheit der jugendlichen Verwandten abstei-
gender Linie ist, daß diese in einem Abhängigkeits-
verhältnis stehen und in aller Regel zu der Tat ver-
führt werden. Er gilt für Taten zwischen Geschwistern 
grundsätzlich nicht. Im übrigen können diese Taten 
auch so schwer wiegen, daß auf Bestrafung nicht von 
vornherein verzichtet werden sollte. Bei den jugend-
lichen Tätern darf nicht der Eindruck entstehen, daß 
der Staat derartige Taten weniger ernst nimmt als 
etwa Diebstahl oder Körperverletzung. Gegen eine 
unangemessene strafrechtliche Verfolgung bietet das 
Jugendgerichtsgesetz genügenden Schutz. 

Die Regelstrafe gegen Verwandte aufsteigender 
Linie ist Zuchthaus. Die Blutschande gehört, wenn sie 
von Verwandten aufsteigender Linie begangen wird, 
zu den schwersten Verbrechen, die das Strafrecht 
kennt. Sie ist nicht nur in höchstem Maße familien-
zerstörend, sondern führt zumeist auch zu schwer-
sten sittlichen Schäden bei dem an der Tat beteilig-
ten Abkömmling. Nicht selten kommt es zu einem 
blutschänderischen Dauerverhältnis, durch das der 
zumeist minderjährige Abkömmling sittlich völlig 
zugrunde gerichtet wird. Der grundsätzlich hohe 
Unrechtsgehalt der Blutschande, die von Verwandten 
aufsteigender Linie begangen wird, rechtfertigt in-
soweit die Beibehaltung der Zuchthausstrafe, obwohl 
der Entwurf die Anwendung dieser Strafart wesent-
lich einschränkt. Mit Rücksicht auf leicht denkbare 
schwerste Taten ist das Höchstmaß der Zuchthaus-
strafe, das im geltenden Recht fünf Jahre beträgt, auf 
zehn Jahre erhöht worden. Das entspricht nicht nur 
§ 290 E 1927, sondern auch Artikel 213 Abs. 2 Schwei-
zer. StGB. Während § 173 Abs. 1 StGB bei Ver-
wandten aufsteigender Linie auch in leichteren Fällen 
Gefängnisstrafe nicht ermöglicht, sieht der Entwurf 
für minder schwere Fälle Gefängnis von einem Jahr 
bis zu fünf Jahren vor. Gedacht ist hier insbesondere 
an einmalige Taten, die ihre Ursache in beengten 
Wohnungsverhältnissen haben. Ausdrücklich aus-
geschlossen ist jedoch die Annahme eines minder 
schweren Falles, wenn der beteiligte Abkömmling 
zur Zeit der Tat noch nicht 16 Jahre alt war. Das 
entspricht dem ausnahmslos hohen Unrechtsgehalt 
dieser Taten. Die für die Verwandten absteigen-
der Linie und die Geschwister vorgesehene Strafe 
(Gefängnis bis zu zwei Jahren) ist in ihrem Höchst-
maß gegenüber dem geltenden Recht unverändert. 

Verwandten aufsteigender Linie (Absatz 1) kann 
das Gericht nach der allgemeinen Vorschrift des § 56 
Abs. 1 Nr. 1 neben Gefängnisstrafe von mindestens 
einem Jahr die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu be-
kleiden, und die Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen 
Wahlen zu erlangen, aberkennen. Gegenüber den 
in Absatz 2 genannten Tätern sind die Nebenstrafen 
des § 56 Abs. 1 nicht zulässig. 

§ 193 
Ehebruch 

Die Frage, ob die Strafdrohung gegen den Ehe-
bruch beizubehalten oder zu streichen sei, ist lebhaft 
umstritten. Die Gegner der Vorschrift machen gel-
tend, die Bestrafung des Ehebruchs liege außerhalb 
der richtig verstandenen Aufgaben des Strafrechts. 
Der geltende § 172 StGB sei, wie schon seine verhält-
nismäßig seltene Anwendung zeige, praktisch ohne 
Wirkung geblieben und habe sich überdies als Hand-
habe für Erpressungen und Racheakte verwerflicher 
Art erwiesen. Diesen Bedenken kann zwar die Be-
rechtigung nicht schlechthin abgesprochen werden. 
Sie reichen indessen nicht aus, um die Aufhebung 
der bestehenden Strafvorschrift zu rechtfertigen. Ge-
wiß ist der strafrechtliche Schutz der ehelichen Treue-
pflicht für die einzelne Ehe nur von beschränktem 
Wert. Allein die wesentliche Bedeutung der Vor-
schrift liegt darin, daß von ihr eine sittenprägende 
und sittenerhaltende Wirkung ausgeht, und daß in 
ihr das Bekenntnis des Staates zu der Einrichtung 
der Ehe als einer der tragenden Grundlagen unserer 
Gemeinschaft zum Ausdruck kommt. Daher würde, 
zumal in einer Zeit, in der sich vielfach eine Locke-
rung der Auffassungen über die Beziehungen der 
Geschlechter zueinander bemerkbar macht, ein Ab-
bau des strafrechtlichen Schutzes in weiten Kreisen 
des Volkes nicht verstanden und von anderen Krei-
sen dahin mißverstanden werden, daß der Staat der 
Ehe nicht mehr dasselbe Gewicht beimißt wie bisher. 
Er würde auch der durch Artikel 6 GG begründeten 
Verpflichtung widersprechen, Ehe und Familie unter 
den besondern Schutz der staatlichen Ordnung zu 
stellen. Der Entwurf hält daher im Umfang des gel-
tenden Rechts, wie die meisten früheren Entwürfe 
und zahlreiche ausländische Rechtsordnungen, an der 
Bestrafung des Ehebruchs fest. 

Die Änderung der Fassung des Absatzes 1 
bedeutet keine sachliche Änderung des geltenden 
Rechts. Bestraft wird der Ehegatte, der seine Ehe 
bricht, wie auch der Dritte, der in eine fremde Ehe 
eindringt. 

Die in den früheren Entwürfen (vgl. z. B. § 312 
Abs. 3 E 1927, § 192 Abs. 2 E 1936) vorgesehene Be-
stimmung, daß das Gericht nach seinem Ermessen 
von Strafe absehen kann, wenn zur Zeit der Tat die 
häusliche Gemeinschaft der Ehegatten aufgehoben 
war, wird nicht übernommen. Sie ist weder mit dem 
Schutz der Ehe als solcher noch mit dem Schutz der 
ehelichen Treuepflicht vereinbar. In der Praxis 
könnte sie dazu führen, daß der untreue Ehegatte die 
häusliche Gemeinschaft vorsichtshalber aufhebt. 
Außerdem würde eine solche Bestimmung die Gefahr 
einer unterschiedlichen Handhabung durch die Ge-
richte mit sich bringen. 

Der Ehebruch wird nach Absatz 2 wie im gelten-
den Recht nur dann bestraft, wenn wegen desselben 
die Ehe geschieden worden ist. Die im geltenden 
Recht streitige Frage, ob die Scheidung der Ehe Be-
dingung der Strafbarkeit oder Verfahrensvoraus-
setzung ist, wird durch die Fassung des Absatzes 2 
in dem Sinne geklärt, daß es sich um eine Verfahrens-
voraussetzung handelt. Diese Entscheidung ist so-
wohl in sachlicher Hinsicht als auch bezüglich der 
verfahrensrechtlichen Auswirkungen berechtigt. Die 
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Bestrafung des Ehebruchs schon während des 
Bestehens der Ehe zuzulassen, wie von verletzten 
Ehegatten immer wieder verlangt wird, ist mit 
Rücksicht auf das Wesen der Ehe nicht möglich. 
Eine solche Regelung würde sich auch nicht ehe-
erhaltend, sondern umgekehrt in den meisten Fällen 
ehezerstörend auswirken. In aller Regel würde der 
ungetreue Ehegatte seine eigene Bestrafung oder 
diejenige des beteiligten Dritten zum Anlaß nehmen, 
seine eheliche Bindung vollends zu lösen. 

Daß der Ehebruch nur auf Antrag verfolgt wird, 
entspricht dem geltenden Recht. Aus der Tatsache, 
daß es sich bei der Scheidung der Ehe um eine 
Verfahrensvoraussetzung handelt, zieht § 123 Abs. 2 
Satz 2 die Folgerungen für die Berechnung der 
Antragsfrist. Abweichend vom geltenden Recht (§ 172 
Abs. 2, § 64 StGB) kann der Antrag zurückgenommen 
werden (§ 125 Abs. 1). 

Als Strafdrohung ist Gefängnis bis zu einem 
Jahr oder Strafhaft vorgesehen. Das Höchstmaß der 
Gefängnisstrafe ist mit Rücksicht auf die Bedeutung 
des verletzten Rechtsgutes erhöht. Die Androhung 
von Strafhaft entspricht dem Sinn dieser Strafe; sie 
trägt Fällen geringer Schuld Rechnung, wie sie vor 
allem in Betracht kommen, wenn der andere Ehe-
gatte die Ehe bereits vor dem Fehltritt des Täters 
durch sein Verschulden, insbesondere einen Ehe-
bruch, zerstört hatte. 

§ 194 

Doppelehe 
Der Tatbestand deckt sich sachlich mit § 171 

StGB. Die Fassung ist jedoch nach dem Vorbild 
früherer Entwürfe (vgl. § 310 E 1927/30, § 189 E 1936) 
vereinfacht. Verheiratet ist auch, wer in einer formell 
gültigen, materiell aber nichtigen oder aufhebbaren 
Ehe lebt, solange diese Ehe nicht durch Tod oder 
rechtskräftige Scheidung aufgelöst oder durch rechts-
kräftiges Urteil für nichtig erklärt oder aufgehoben 
worden ist (§§ 23, 29 des Ehegesetzes). Formell gültig 
ist eine Ehe dann, wenn die Vorschriften des § 11 
des Ehegesetzes gewahrt sind; andernfalls liegt eine 
sogenannte Nichtehe vor, die für den Tatbestand 
nicht ausreicht. Trotz des veränderten Wortlauts 
erfaßt der Tatbestand auch den Fall, daß ein Ehe-
gatte nach vorausgegangener Todeserklärung des 
anderen Ehegatten in Kenntnis der Unrichtigkeit der 
Todeserklärung mit einem gutgläubigen Dritten eine 
neue Ehe schließt. Zwar wird in einem solchen Falle 
nach § 38 Abs. 2 des Ehegesetzes mit der Schließung 
der neuen Ehe die frühere Ehe aufgelöst. Das steht 
jedoch einer Anwendung des Tatbestandes nicht ent-
gegen. Er verlangt, daß die Verlobten grundsätzlich 
während des ganzen Eheschließungsvorganges ohne 
eheliche Bindung sind. Das Bestehen einer Doppel-
ehe ist nicht Tatbestandsmerkmal. 

Nach geltendem Recht ist die Strafe Zuchthaus 
bis zu fünf Jahren, bei Annahme mildernder Um-
stände Gefängnis nicht unter sechs Monaten. Der 
Entwurf verzichtet auf die Androhung von Zucht-
hausstrafe, die auf die Hochkriminalität, zu der die 
Doppelehe nicht gehört, beschränkt wird, und sieht 
als Strafrahmen Gefängnis nicht unter sechs Monaten, 

§§ 194, 195 
also bis zu zehn Jahren vor. Die Erhöhung des 
Höchstmaßes der Freiheitsstrafe zeigt, daß der Ent-
wurf die Doppelehe trotz des Verzichts auf die Zucht-
hausstrafe zur schweren Kriminalität rechnet, und 
macht es gleichzeitig möglich, Fälle mit hohem Un-
rechts- und Schuldgehalt gebührend zu bestrafen. Da 
die Doppelehe nach dem Entwurf nicht mehr Ver-
brechen, sondern nur noch Vergehen ist (§ 12) muß 
der Versuch ausdrücklich für strafbar erklärt 
werden (Absatz 2). Die Fälle des Versuchs der 
Doppelehe werden zwar nur selten vorkommen, 
sind aber denkbar und durchaus auch strafwürdig. 

Nach § 171 Abs. 3 StGB beginnt die Verjährung 
der Strafverfolgung mit dem Tage, an welchem eine 
der beiden Ehen aufgelöst oder für nichtig erklärt 
worden ist. Die Vorschrift erklärt sich daraus, daß 
der Gesetzgeber die Doppelehe als ein Dauerver-
brechen ansah. Inzwischen ist man aber allgemein 
zu der Auffassung gelangt, daß es sich hier um ein 
Zustandsverbrechen handelt, das mit dem Abschluß 
der zweiten Ehe vollendet ist. Auch von diesem 
Standpunkt aus ist jedoch eine besondere Vorschrift 
über die Verjährung geboten, wenn verhindert 
werden soll, daß die Verjährung läuft, solange der 
gesetzwidrige Zustand noch besteht. Absatz 3 läßt 
daher die Verjährung zwar mit dem Abschluß der 
zweiten Ehe beginnen, dann aber solange ruhen, bis 
eine der beiden Ehen für nichtig erklärt oder auf-
gelöst wird. 

§ 195 

Ehebetrug 

Das Wesen des Ehebetrugs besteht darin, daß der 
Täter den Abschluß einer formell gültigen, materiell 
jedoch nichtigen oder aufhebbaren Ehe durch arg-
listiges Verhalten gegenüber dem anderen Ehe-
partner erlangt. Das geltende Recht (§ 170 StGB) 
unterscheidet beim Ehebetrug die beiden Möglich-
keiten, daß der Täter dem anderen Teil ein gesetz-
liches Ehehindernis arglistig verschweigt, oder daß 
er den anderen Teil arglistig mittels einer solchen 
Täuschung zur Eheschließung verleitet, die den Ge-
täuschten berechtigt, die Gültigkeit der Ehe anzu-
fechten. Der Entwurf behält diese Zweiteilung grund-
sätzlich bei und erleichtert das Verständnis der Vor-
schrift dadurch, daß er die beiden Begehungsformen 
in besonderen Absätzen behandelt. Sachlich weicht 
der Entwurf nur in geringem Umfang vom geltenden 
Recht ab. 

Absatz 1 betrifft den Fall, daß der Täter bei Ein-
gehung der Ehe dem anderen Teil eine Tatsache ver-
schweigt, die die Ehe nichtig macht. Die Nichtigkeits-
gründe sind in den §§ 17 bis 22 des Ehegesetzes er-
schöpfend aufgezählt. Von diesen kommen vor allem 
die Fälle des Mangels der Geschäfts- oder Urteils-
fähigkeit, der Doppelehe, der Ehe unter Verwandten 
oder Verschwägerten und der Ehe der am Ehebruch 
Beteiligten in Betracht (§§ 18, 20, 21, 22 des Ehe-
gesetzes). Hat der Täter dem anderen Teil ver-
schwiegen, daß der Ehe ein die Nichtigkeit begrün-
dendes Ehehindernis entgegensteht, so ist Bestra-
fung nur dann am Platze, wenn er aus verwerflichen 
Beweggründen gehandelt hat. Der Entwurf verlangt 
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daher wie das geltende Recht, daß das Ehehindernis 
arglistig, d. h. unter geflissentlicher Ausnutzung der 
Gutgläubigkeit des anderen Teils und zu dessen 
Nachteil verschwiegen wird. Arglist liegt somit nicht 
vor, wenn der Täter nur bestrebt war, den anderen 
Teil nicht unglücklich zu machen. Verschwiegen 
hat der Täter eine Tatsache nicht nur dann, wenn er 
sie auf Befragen nicht angegeben hat, sondern auch 
dann, wenn er seine Kenntnis von dem Nichtigkeits-
grund für sich behalten hat, obwohl er damit rech-
nete, daß der andere Teil den Grund nicht kennt. 

Absatz 2 betrifft die Fälle, daß der Täter einen 
anderen durch Drohung mit einem empfindlichen 
Übel oder arglistig durch Täuschung, derentwegen 
die Aufhebung der Ehe begehrt werden kann, dazu 
bestimmt, mit ihm die Ehe zu schließen. Die Vor-
schrift knüpft an die in den §§ 33 und 34 des Ehe-
gesetzes umschriebenen Eheaufhebungsgründe an. 
Nur wenn aus diesen Gründen die Ehe aufgehoben 
wird, ist eine Verfolgung des Täters möglich. Die 
Aufhebung der Ehe aus den in den §§ 30 bis 32 des 
Ehegesetzes enthaltenen Gründen vermag dagegen 
die Verfolgbarkeit nicht zu begründen. In Fällen, wo 
die Ehe nach den §§ 30 bis 32 des Ehegesetzes auf-
gehoben werden kann, wird, soweit sie strafwürdig 
sind, regelmäßig auch der Aufhebungsgrund des § 33 
des Ehegesetzes gegeben sein, so daß der betroffene 
Ehegatte seine Aufhebungsklage hierauf stützen 
kann. Wie im geltenden Recht wird bei der Täu-
schung ausdrücklich arglistiges Handeln des Täters 
gefordert. Das hat sachliche Bedeutung, obwohl nach 
§ 33 des Ehegesetzes nur die arglistige Täuschung 
einen Aufhebungsgrund bildet. Denn der Begriff der 
Arglist wird im Eherecht weiter ausgelegt als im 
Strafrecht. Hier wird ein zum Nachteil des anderen 
Teils erfolgtes Überlisten verlangt, während es dort 
auf eine solche Nachteilsabsicht nicht ankommt. 
Strafwürdig ist der Täter aber nur dann, wenn er 
arglistig in dem engeren strafrechtlichen Sinne ge-
handelt hat. Die vom geltenden Recht abweichende 
Ausdehnung Gier Vorschrift auf die Fälle der Drohung 
ist sachgemäß. Fälle dieser Art sind ebenso straf-
würdig wie die Fälle der arglistigen Täuschung. 
Während nach § 34 des Ehegesetzes zur Aufhebung 
der Ehe die einfache Drohung genügt, macht der 
Entwurf die Strafbarkeit davon abhängig, daß es sich 
um eine Drohung „mit einem empfindlichen Übel" 
handelt. Er stellt damit klar, daß Drohungen ohne 
eine in das Gewicht fallende Nötigungswirkung den 
strafrechtlichen Tatbestand nicht erfüllen. 

Daß die Tat nach Absatz 3 nur auf Antrag und 
nur dann verfolgt werden kann, wenn die Ehe wegen 
der verschwiegenen Tatsache, wegen der Drohung 
oder wegen der Täuschung für nichtig erklärt oder 
aufgehoben worden ist, entspricht dem geltenden 
Recht. Die hier streitige Frage, ob die Nichtigkeits-
erklärung oder Aufhebung der Ehe Bedingung der 
Strafbarkeit oder Verfahrensvoraussetzung ist, wird 
durch die Fassung in dem zuletzt genannten Sinne 
geklärt. Für den Beginn der Frist zur Stellung des 
Strafantrags gilt § 123 Abs. 2. 

Die Strafdrohung (Gefängnis von drei Monaten 
bis zu fünf Jahren) ist gegenüber dem geltenden 
Recht unverändert. 

§ 196 
Muntbruch 

Die Vorschrift vereinigt und vereinfacht nach dem 
Vorbild früherer Entwürfe die Tatbestände der §§235 
und 237 StGB. Durch die Überschrift und durch die 
Fassung des Tatbestandes wird klargestellt, daß die 
Vorschrift das Recht zur Sorge für die Person eines 
Minderjährigen gegen bestimmte Angriffe von 
außen schützt. Wie im geltenden Recht kann Munt-
bruch auch von einem Elternteil gegenüber dem 
anderen, von leiblichen Eltern gegenüber den Adop-
tiveltern und von Eltern gegenüber einem zur Sorge 
für die Person des Minderjährigen bestellten Pfleger 
begangen werden. Voraussetzung ist nur, daß der 
Täter selbst nicht sorgeberechtigt, auch nicht mit-
sorgeberechtigt ist. Dies kommt in den Worten „ohne 
selbst zur Personensorge berechtigt zu sein" zum 
Ausdruck. Hierin liegt eine sachliche Änderung des 
geltenden Rechts (§ 235 StGB), nach dem sich z. B. 
auch der nicht allein sorgeberechtigte Elternteil, der 
dem anderen mitsorgeberechtigten Elternteil den 
Minderjährigen entzieht, strafbar macht. Solange 
beide Eltern sorgeberechtigt sind und es daher ledig-
lich um die Entziehung des Mitsorgerechts geht, ist 
ein Eingreifen mit strafrechtlichen Mitteln nicht ge-
boten. 

Die Tathandlung besteht darin, daß der Min-
derjährige dem zur Personensorge Berechtigten ent-
führt oder mit Gewalt, durch Drohung mit einem 
empfindlichen Übel oder durch List entzogen wird. 
Allein das Entziehen ohne jede Einschränkung ge-
nügen zu lassen, wie frühere Entwürfe (vgl. z. B. 
§ 313 E 1927/30) vorgesehen haben, würde den Tat-
bestand zu sehr ausdehnen. Dann wäre z. B. auch der 
zwanzigjährige Student, der mit seiner neunzehn-
jährigen Freundin ohne Einwilligung deren Eltern 
für eine Woche nach Paris fährt, immer strafbar. 
Fälle dieser Art sind jedoch im allgemeinen nicht 
strafwürdig. Deshalb beläßt es der Entwurf in Über-
einstimmung mit § 235 Abs. 1 StGB bei der Ein-
schränkung des Entziehens durch die Mittel der Ge-
walt, der Drohung oder der List. Daß es sich bei der 
Drohung um eine solche „mit einem empfindlichen 
Übel" handeln muß, bedeutet keine sachliche Ände-
rung des geltenden Rechts. Die Ergänzung stellt viel-
mehr im Einklang mit der bisherigen Rechtsprechung 
nur klar, daß Drohungen ohne eine ins Gewicht 
fallende Nötigungswirkung den Tatbestand nicht 
erfüllen, und dient zugleich auch dem Zweck, den 
Sprachgebrauch im Entwurf möglichst einheitlich zu 
gestalten (vgl. z. B. § 189 Abs. 1, § 190 Abs. 1, § 195 
Abs. 2, § 209 Abs. 1, § 229 Abs. 1 Nr. 2, § 259 Abs. 1). 
Das Entziehen kann auch dadurch begangen werden, 
daß einer Rechtspflicht zuwider unterlassen wird, das 
Kind dem Sorgeberechtigten herauszugeben. Da das 
durch die genannten Mittel eingeschränkte Merkmal 
des Entziehens für sich allein jedoch strafwürdige 
Fälle straffrei ließe, wird neben ihm die Entführung 
als Tathandlung aufgenommen. Sie ist gegeben, 
wenn der Minderjährige dadurch dem zur Personen-
sorge Berechtigten entzogen wird, daß er von seinem 
bisherigen Aufenthaltsort entfernt und dem über-
wiegenden Einfluß, der überwiegenden 
Verfügungsmacht des Täters preisgegeben 
wird. Fälle dieser Art sind ebenso strafwürdig wie 
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die genannten Fälle des Entziehens. Sie enthalten 
einen besonders schweren Eingriff in das Recht des 
Sorgeberechtigten, weil der natürliche Wille des 
Minderjährigen zur Rückkehr weitgehend aus-
geschaltet wird. 

Die Strafbarkeit des Täters ist unabhängig davon, 
ob er mit oder ohne Einwilligung des Minder-
jährigen gehandelt hat. Da Schutzgegenstand das 
Recht des Inhabers der Erziehungsgewalt ist, kommt 
es auf den Willen des Minderjährigen nicht an. Er 
kann nur bei der Strafzumessung eine Rolle spielen. 

Die Regelstrafe ist Gefängnis bis zu drei 
Jahren, Strafhaft oder Geldstrafe. Das Höchstmaß 
der Gefängnisstrafe kann gegenüber dem geltenden 
Recht ermäßigt werden, da der Entwurf für besonders 
schwere Fälle in Absatz 2 einen höheren Strafrahmen 
zur Verfügung stellt. Die wahlweise Androhung von 
Strafhaft oder Geldstrafe trägt Fällen geringer 
Schuld Rechnung. Dabei ist insbesondere daran ge-
dacht, daß die Tat von dein einen Elternteil gegen-
über dem allein sorgeberechtigten anderen Elternteil 
begangen wird. 

Absatz 2 droht für besonders schwere Fälle Ge-
fängnis nicht unter sechs Monaten an. Als Regelbei-
spiele werden die beiden Fälle genannt, daß der 
Täter aus Gewinnsucht oder in der Absicht gehandelt 
hat, den Minderjährigen zur Unzucht zu bringen. Das 
zuletzt genannte Merkmal ist sowohl dann erfüllt, 
wenn der Minderjährige zur Unzucht mit einem 
Dritten gebracht werden soll, wie auch dann, wenn 
der Täter beabsichtigt, selbst den Minderjährigen 
zur Unzucht zu mißbrauchen. Die starre kasuistische 
Regelung des § 235 Abs. 3 StGB, die zu vielfältigen 
Ungerechtigkeiten führen kann, ist damit aufgegeben 
worden. Der Vorteil der neuen Regelung liegt darin, 
daß der Richter einerseits Leitbilder für die Auswahl 
des Strafrahmens erhält, andererseits aber seine Ent-
scheidung ganz dem Unrechts- und Schuldgehalt der 
einzelnen Tat anpassen kann. Dies ist beim Munt-
bruch mit seiner Vielfalt von Erscheinungsmöglich-
keiten von besonderer Wichtigkeit. Auf die An-
drohung von Zuchthausstrafe, die § 235 Abs. 3 StGB 
vorsieht, wird verzichtet. Das entspricht der Grund-
einstellung des Entwurfs zu dieser Strafart. In Fällen, 
wo ein Bedürfnis nach Zuchthausstrafe besteht, 
werden regelmäßig auch andere Tatbestände, die 
diese Strafart vorsehen, verwirklicht sein, z. B. § 165 
(Erpresserischer Kindesraub), § 229 (Menschen-
handel). 

Abweichend von § 235 StGB, jedoch im Einklang 
mit § 237 StGB wird die Tat nach Absatz 3 nur auf 
Antrag verfolgt. Das entspricht der hier gebotenen 
Rücksichtnahme auf den Willen des Sorgeberech-
tigten. 

Nach Absatz 4 bildet die Eheschließung des 
Täters oder eines Teilnehmers mit der dem Sorge-
berechtigten entzogenen oder entführten Person, 
auch wenn sie erst nach Eintritt der Volljährigkeit 
dieser Person geschieht, abweichend von § 235 StGB, 
jedoch in Anlehnung an § 238 StGB ein Verfahrens-
hindernis. Im Gegensatz zu § 238 StGB wird aber 
darauf verzichtet, die Verfolgung für den Fall wieder 
zuzulassen, daß die Ehe für nichtig erklärt wird (vgl. 
auch § 209). Insoweit handelt es sich um einen Sach- 

§ 197 
verhalt von geringer praktischer Bedeutung, der 
keiner besonderen Regelung bedarf. Die zu § 238 
StGB streitige Frage, ob nur die Eheschließung des 
Täters selbst oder auch die Eheschließung eines Teil-
nehmers mit der Entführten das Verfolgungshinder-
nis begründet, klärt der Entwurf in dem genannten 
weiteren Sinne. Das entspricht nicht nur der Gerech-
tigkeit, sondern auch der kriminalpolitischen Zweck-
mäßigkeit. 

§ 197 
Verlassen eines Kindes 

Die Vorschrift ist dem geltenden Strafgesetzbuch 
unbekannt. Sie hat jedoch ein Vorbild in § 315 
E 1927/30, der seinerseits auf österreichische Ent-
würfe zurückgeht. Die typischen Fälle, die von der 
Vorschrift erfaßt werden sollen, sind die, daß Eltern, 
insbesondere uneheliche Mütter, ihre Kinder z. B. in 
Warenhäusern, in den Wartesälen von Bahnhöfen, 
vor Krankenhäusern oder Kinderheimen zurück-
lassen, um sich ihrer zu entledigen. Nach geltendem 
Recht können derartige Taten als Aussetzung (§ 221 
StGB) nur ausnahmsweise, sonst allenfalls nach den 
Vorschriften über die Verletzung der Unterhalts-
pflicht (§ 170b StGB), die Verletzung der Fürsorge-
oder Erziehungspflicht (§ 170d StGB) und die Per-
sonenstandsfälschung (§ 169 StGB) bestraft werden. 
Nicht selten fehlt überhaupt jede Möglichkeit zu 
einem strafrechtlichen Einschreiten. 

Gleichwohl sind die Ansichten über die Not-
wendigkeit und Zweckmäßigkeit einer besonderen 
Strafvorschrift gegen das Verlassen eines Kindes 
nicht einheitlich. Die Gegner der Vorschrift weisen 
insbesondere darauf hin, ihr Fehlen sei im geltenden 
Recht nicht als Lücke empfunden worden. Die Taten, 
die von den genannten anderen Vorschriften nicht 
erfaßt würden, seien in aller Regel nicht strafwürdig. 
Denn vornehmlich handele es sich dabei um solche, 
die aus wirtschaftlicher Not oder in dem Bestreben 
begangen würden, dem Kinde eine bessere Zukunft 
zu verschaffen, als der Täter sie ihm glaube gewäh-
ren zu können. Dem ist zunächst entgegenzuhalten, 
daß der Entwurf nicht nur den Tatbestand der Aus-
setzung (§ 139), sondern teilweise auch die erwähnten 
übrigen Bestimmungen (vgl. §§ 198, 202) im Ver-
gleich zum geltenden Recht einschränkt. Ohne einen 
besonderen Tatbestand würden künftig also weitere 
Fälle des Verlassens eines Kindes straflos bleiben. 
Hinzu kommt, daß auch bei Tätern, die aus Not oder 
zum vermeintlichen Besten des Kindes handeln, im 
Interesse eines richtig verstandenen Schutzes der 
Kinder nicht von vornherein auf jede Bestrafung ver-
zichtet werden sollte. Weiter spricht für die Auf-
nahme der Vorschrift, daß der eigentliche Unrechts-
gehalt der hier umschriebenen Taten allenfalls durch 
den Tatbestand der Aussetzung, der aber nur ganz 
selten erfüllt sein wird, nicht aber durch die Tat-
bestände der Verletzung der Fürsorge- oder Erzie-
hungspflicht, der Verletzung der Unterhaltspflicht 
und der Personenstandsfälschung getroffen wird. 
Dieser Unrechtsgehalt liegt darin, daß die Bindungen 
zwischen dem Sorgeberechtigten und dem Kinde jäh 
gelöst werden und das Kind dadurch einem unge-
wissen Schicksal überlassen wird. 

In der Fassung schließt sich die Vorschrift eng 
an § 315 E 1927/30 an. Geschützt werden Kinder, d. h. 
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Personen unter 14 Jahren (vgl. § 10 Nr. 1). Täter 
kann nur sein, wem das gesetzliche Recht zur 
Sorge für die Person des Kindes zusteht. Private Be-
auftragte scheiden als Täter aus. Die eigentliche Tat-
handlung besteht darin, daß der Täter das Kind „im 
Stiche läßt". Er muß sich also räumlich von dem Kind 
trennen und es in einer hilflosen oder ungewissen 
Lage zurücklassen. Daran fehlt es, wenn etwa eine 
Mutter ihr uneheliches Kind von anderen adoptieren 
läßt. Daran wird es weiter fehlen, wenn ein Ehegatte 
verschwindet und den anderen Ehegatten mit den 
Kindern sich selbst überläßt. Auf der inneren Tat-
seite wird verlangt, daß der Täter in der Absicht 
handelt, sich des Kindes zu entledigen. Es muß ihm 
also darauf ankommen, die Bindungen zu dem Kinde 
für die Dauer oder doch für längere Zeit zu lösen. Die 
Absicht, sich nur für kürzere Zeit von dem Kind zu 
trennen, genügt nicht. 

Die Strafe ist Gefängnis bis zu zwei Jahren oder 
Strafhaft. Bei diesem verhältnismäßig niedrigen 
Strafrahmen ist berücksichtigt, daß Taten dieser Art 
zumeist aus wirtschaftlicher Not oder zum vermeint-
lichen Besten des Kindes begangen werden. Wo diese 
Strafdrohung nicht ausreicht, werden immer zugleich 
andere, mit schwereren Strafdrohungen versehene 
Tatbestände (z. B. Aussetzung, § 139; Verletzung der 
Fürsorge- oder Erziehungspflicht, § 198; Personen-
standsfälschung, § 202) erfüllt sein. 

§ 198 
Verletzung der Fürsorge- oder Erziehungspflicht 
Die Vorschrift tritt an die Stelle des § 170d StGB. 

Dieser entspricht, wie sich aus Zahl und Art der nach 
ihm abgeurteilten Taten ergibt, einem kriminal-
politischen Bedürfnis. Wegen seiner tatbestandlichen 
Weite und Unbestimmtheit, insbesondere wegen der 
Verwendung des Merkmals der Gefährdung des kör-
perlichen oder sittlichen Wohls eines Kindes, ist er 
jedoch nicht zu Unrecht auf Kritik gestoßen. Dieser 
trägt der Entwurf dadurch Rechnung, daß er statt der 
Gefährdung des körperlichen oder sittlichen Wohls 
verlangt, daß der Schutzbefohlene durch die Tat in 
die „Gefahr der sittlichen oder körperlichen Ver-
wahrlosung" gebracht wird. Hierin liegt eine wesent-
liche, aber gebotene Einschränkung des geltenden 
Rechts. Gleichzeitig wird dadurch die Anwendung 
der Vorschrift erleichtert. Der Begriff der Verwahr-
losung, der z. B. auch in den §§ 56 und 62 des Reichs-
gesetzes für Jugendwohlfahrt vom 9. Juli 1922 
(Reichsgesetzbl. I S. 633) verwendet wird, hat feste 
Umrisse und ist von der Rechtsprechung weitgehend 
geklärt. Das Merkmal der Gefahr wird hier im Sinne 
der Wahrscheinlichkeit des Eintritts der Verwahr-
losung zu verstehen sein; entferntere Möglichkeiten 
sind damit ausgeschieden. 

In ihrer sonstigen Ausgestaltung weicht die Vor-
schrift nur unwesentlich vom geltenden Recht ab. Der 
Täterkreis ist unverändert. Neben den Eltern und den 
gleich ihnen kraft Gesetzes zur Fürsorge oder Erzie-
hung Verpflichteten fallen unter die Vorschrift auch 
solche Personen, die die Fürsorge- oder Erziehungs-
pflicht z. B. vertraglich übernommen haben. Die 
eigentliche Tathandlung besteht in der gröblichen 
Verletzung der Fürsorge- oder Erziehungspflicht. Die 

Anführung von Beispielsfällen erscheint überflüssig. 
Daß der Entwurf statt von der Vernachlässigung, 
von der Verletzung der Fürsorge- oder Erziehungs-
pflicht spricht, bedeutet keine sachliche Änderung 
des geltenden Rechts, sondern dient vornehmlich dem 
Zweck, den Sprachgebrauch im Entwurf möglichst 
einheitlich zu gestalten (vgl. § 199). Strafbar ist die 
Pflichtverletzung nur, wenn, wie bereits erwähnt, der 
Schutzbefohlene dadurch in die Gefahr der sittlichen 
oder körperlichen Verwahrlosung gebracht wird. 

Abweichend von der Rechtsprechung zum gelten-
den Recht soll das Schutzalter nicht schon bei 14, 
sondern erst bei 16 Jahren enden. Diese Erhöhung 
trägt den berechtigten Forderungen nach Verstär-
kung des Jugendschutzes Rechnung. Sie ist mit 
Rücksicht auf die enge Ausgestaltung des Tatbe-
standes sachgemäß. Eine noch weitere Erhöhung 
des Schutzalters, wie sie gelegentlich gefordert 
worden ist, würde dagegen die Anwendbarkeit der 
Vorschrift zu sehr ausdehnen und insbesondere der 
Tatsache nicht gerecht werden, daß Jugendliche über 
16 Jahren, vor allem wenn sie einen Beruf haben, 
heute sehr weitgehend selbständig sind. 

Auf der inneren Tatseite verlangt die Bestimmung 
Vorsatz; bedingter Vorsatz genügt. Auf das Merk-
mal der Gewissenlosigkeit, das in § 170d StGB ver-
wendet ist, wird verzichtet. Bei der engen Ausgestal-
tung des äußeren Tatbestandes ist es zur weiteren 
Einschränkung des Anwendungbereichs der Vor-
schrift nicht erforderlich. 

Die Strafe ist Gefängnis bis zu drei Jahren. Sie 
ist zwar gegenüber dem geltenden Recht, das Ge-
fängnis ohne besonderes Höchstmaß androht, er-
mäßigt, reicht aber gleichwohl aus, auch Taten mit 
erhöhtem Unrechts- und Schuldgehalt ausreichend 
zu ahnden. Wo sie als ungenügend empfunden wer-
den sollte, werden regelmäßig auch andere, mit 
schwereren Strafdrohungen versehene Tatbestände 
(z. B. Aussetzung, § 139 oder Mißhandlung Abhän-
giger, § 154) erfüllt sein. Gegenüber solchen Tat-
beständen tritt die vorliegende Bestimmung zurück, 
wie durch die Subsidiaritätsklausel in Übereinstim-
mung mit § 170 d StGB klargestellt wird. 

§ 199 
Verletzung der Aufsichtspflicht 

Das Strafgesetzbuch enthält in § 143 und § 361 Nr. 9 
zwei im wesentlichen Bleichlautende Tatbestände 
der unzureichenden Beaufsichtigung Jugendlicher. 
§ 143 StGB betrifft die Fälle, daß der Jugendliche 
infolge der Verletzung der Aufsichtspflicht eine als 
Verbrechen oder Vergehen mit Strafe bedrohte 
Handlung begeht, während § 361 Nr. 9 StGB auf die 
Begehung einer als Übertretung mit Strafe bedrohten 
Handlung durch den Jugendlichen abstellt. Die Vor-
schrift des § 143 StGB stammt aus der Verordnung 
zur Ergänzung des Jugendstrafrechts vom 4. Okto-
ber 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1336). Durch die Jugend-
strafrechtsverordnung vom 6. November 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 635) wurde sie zunächst als 
§ 139b in das Strafgesetzbuch eingestellt. Später er-
hielt sie durch das 3. Straf rechtsänderungsgesetzvom 
4. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 735) ihre jetzige 
Bezeichnung und Gestalt. Ebenfalls durch das 3. Straf- 
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rechtständerungsgesetz wurde § 361 Nr. 9 StGB dem 
§ 143 StGB angeglichen. Ursprünglich bedrohte § 361 
Nr. 9 StGB denjenigen mit Strafe, der es unterläßt, 
Kinder oder andere unter seiner Gewalt stehende 
Personen, welche seiner Aufsicht untergeben sind und 
zu seiner Hausgenossenschaft gehören, von der Be-
gehung von Diebstählen oder anderen näher be-
zeichneten Straftaten abzuhalten. Bereits dem alten 
§ 361 Nr. 9 StGB lag damit in allerdings einge-
schränkter Form der Gedanke der Verletzung der 
Aufsichtspflicht zugrunde. Sämtliche Entwürfe bis 
zum Jahre 1919 (§ 306 Nr. 2 E 1909, § 423 E 1913, 
§ 276 E 1919) haben eine dem § 361 Nr. 9 StGB ent-
sprechende Vorschrift teils unter Beschränkung auf 
bestimmte Straftaten des Schutzbefohlenen, teils 
ohne eine solche Beschränkung übernommen. An 
diese his dahin fortlaufende Entwicklung knüpfte 
die erwähnte Verordnung zur Ergänzung des Ju-
gendstrafrechts aus dem Jahre 1940, auf die der gel-
tende § 143 StGB zurückgeht, an. Die Vorschrift des 
§ 143 StGB beruht somit ihrem Grundgedanken nach 
nicht auf einer kriegsbedingten Neuschöpfung des 
Gesetzgebers des Jahres 1940, sondern hat vielmehr 
eine lange Entwicklungsgeschichte hinter sich. 

In seiner Ausgestaltung ist § 143 StGB allerdings 
wenig geglückt. Die Tathandlung besteht allein in 
der Verletzung der Aufsichtspflicht. Daß der Jugend-
liche infolge der Verletzung der Aufsichtspflicht eine 
als Verbrechen oder Vergehen mit Strafe bedrohte 
Handlung begeht, ist nicht Tatbestandsmerkmal, 
sondern Bedingung der Strafbarkeit, auf die sich 
die Schuld des Täters nicht zu erstrecken braucht. 
Damit ist der Tatbestand in seinem Anwendungs-
bereich zu weit und vom Standpunkt des Schuldstraf-
rechts aus nicht unbedenklich. Die Verletzung der 
Aufsichtspflicht kann für sich allein nicht als straf-
würdiges Unrecht bezeichnet werden, weil die 
Pflicht zur Aufsicht im Einzelfall auf höchst unter-
schiedlich zu bewertenden Gründen beruhen kann. 
Trotz der mißglückten Fassung ist § 143 StGB in 
seinem Grundgedanken aber berechtigt und krimi-
nalpolitisch geboten. Das zeigt nicht nur die lange 
Entwicklungsgeschichte, die er hinter sich hat, son-
dern auch seine häufige Anwendung in der Praxis. 
Es ist Aufgabe der aufsichtspflichtigen Personen, die 
Allgemeinheit vor kriminellen Taten ihrer Schutz-
befohlenen zu bewahren. Daneben entspricht es 
auch einer richtig verstandenen Fürsorge für die 
Jugend, die Aufsichtspflichtigen anzuhalten, durch 
gehörige Erfüllung ihrer Aufsichtspflicht strafbaren 
Handlungen ihrer Schutzbefohlenen entgegenzuwir-
ken. Innerhalb gewisser Grenzen, die allerdings 
nicht zu weit gezogen werden dürfen, ist die Ver-
letzung der Aufsichtspflicht nach allgemeinem Rechts-
empfinden durchaus strafwürdig. 

Der Entwurf sieht daher ebenfalls eine besondere 
Bestimmung über die Verletzung der Aufsichtspflicht, 
die an die Stelle des § 143 StGB treten soll, vor. Ein 
Ersatz für die Vorschrift des § 361 Nr. 9 StGB ist im 
Bereich des Strafrechts nicht erforderlich, da es 
künftig Übertretungen nicht mehr geben wird. In 
der Ausgestaltung des Tatbestandes weicht der 
Entwurf erheblich vom geltenden § 143 StGB ab, um 
die Strafbarkeit auf das berechtigte Maß zurückzu-
führen. Sachlich beschränkt er den Tatbestand auf 

§ 199 
die leichtfertig durch Verletzung der Aufsichtspflicht 
geleistete Beihilfe zu einer vorsätzlichen rechts-
widrigen Tat des Schutzbefohlenen. Trägt der Auf-
sichtspflichtige vorsätzlich durch Verletzung seiner 
Aufsichtspflicht zu einer vorsätzlichen Tat des 
Schutzbefohlenen bei, so ist er regelmäßig wegen 
Beteiligung an dieser Tat strafbar. Trägt er zu einer 
fahrlässigen Tat des Jugendlichen bei, so kann er, 
falls er selbst vorsätzlich handelt, zumeist als mit-
telbarer Täter (§ 29 Abs. 1) und, falls ihm ebenfalls 
nur Fahrlässigkeit zur Last fällt, regelmäßig wegen 
fahrlässiger Begehung der Tat des Jugendlichen be-
straft werden, sofern die Fahrlässigkeitstat strafbar 
ist. Der Entwurf begnügt sich also bei der Ausgestal-
tung des Tatbestandes im wesentlichen damit, be-
stimmte Strafbarkeitslücken zu schließen. 

In der Umschreibung des Täterkreises lehnt 
sich der Entwurf eng an das geltende Recht an. Neben 
den Eltern und den gleich ihnen kraft Gesetzes 
zur Personensorge Berechtigten und Verpflichteten 
können wie bisher Täter auch solche Personen sein, 
denen das Kind oder der Jugendliche zur Erziehung 
anvertraut ist. Daß die Personen, denen das Kind 
oder der Jugendliche nur zur Pflege anvertraut ist, 
künftig als Täter ausscheiden, ist nur von unter-
geordneter Bedeutung. Mit einem Pflegeverhältnis 
wird in aller Regel auch ein Erziehungsverhältnis 
verbunden sein. Wo das nicht der Fall ist, fehlt in 
der Regel auch die Aufsichtspflicht, die § 199 voraus-
setzt. Keine in das Gewicht fallende Änderung des 
geltenden Rechts liegt weiter darin, daß auf die 
Worte „ganz oder überwiegend" in der Wendung 
„zur Erziehung anvertraut" verzichtet wird. 

Die Tathandlung besteht darin, daß der Täter 
durch die Verletzung der Aufsichtspflicht zu einer 
vorsätzlichen, rechtswidrigen Tat des Kindes oder 
des Jugendlichen beiträgt. Unter „Beitragen" ist 
jede Art der Mitverursachung der Tat des Schutz-
befohlenen zu verstehen. Wegen der Begriffe 
„Kind", „Jugendlicher" und „rechtswidrige Tat" 
wird auf § 10 Nr. 1 und 2 und § 11 Abs. 1 Nr. 2 ver-
wiesen. 

Auf der inneren Tatseite wird leichtfertiges Han-
deln (§ 18 Abs. 3) des Täters verlangt. Die Leicht-
fertigkeit muß sich sowohl auf die Verletzung der 
Aufsichtspflicht als auch auf die von dem Schutz-
befohlenen begangene Tat erstrecken. Da im Gegen-
satz zum geltenden Recht einfache Fahrlässigkeit 
nicht genügt, wird vermieden, daß die Sorgfalts-
pflicht der Aufsichtsperson überspannt wird. 

Die Strafe ist Gefängnis bis zu einem Jahr, Straf-
haft oder Geldstrafe. Das Höchstmaß der Gefängnis-
strafe und die Androhung von Geldstrafe entsprechen 
dem geltenden Recht; die Androhung von Strafhaft 
ist sachgemäß. 

Die Vorschrift des § 199 tritt zurück, wenn die Tat 
nach anderen Bestimmungen mit schwererer Strafe 
bedroht ist. Das kann z. B. dann der Fall sein, wenn 
der Aufsichtspflichtige leichtfertig zu einem vorsätz-
lichen Tötungsverbrechen seines Schutzbefohlenen 
beigetragen hat, so daß Bestrafung wegen fahr-
lässiger Tötung (§ 138) in Frage kommt. 

Nach Absatz 2 darf die Strafe des Aufsichtspflich-
tigen nach Art und Maß nicht schwerer sein als die 
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§§ 200, 201 
für die Tat des Schutzbefohlenen angedrohte Strafe. 
Absatz 3 bestimmt, daß die Tat nur auf Antrag, mit 
Ermächtigung oder auf Strafverlangen verfolgt wird, 
wenn die Tat des Schutzbefohlenen nur auf Antrag 
mit Ermächtigung oder auf Strafverlangen verfolgt 
werden könnte. Diese Regelung entspricht der Aus-
gestaltung des Tatbestandes als einer leichtfertigen 
Beihilfe zu der Tat des Schutzbefohlenen. Das Er-
fordernis des Strafantrags trägt gleichzeitig prak-
tischen Bedürfnissen Rechnung. 

§ 200 
Verletzung der Unterhaltspflicht 

Die Vorschrift verstärkt den bürgerlich-rechtlichen 
Schutz gegen Verletzung der gesetzlichen Unter-
haltspflicht. Sie tritt an die Stelle des § 170b StGB, 
der ausweislich der Kriminalstatistik sehr häufig 
angewendet wird und oft das einzige Mittel ist, 
säumige Unterhaltsschuldner zur Erfüllung ihrer ge-
setzlichen Unterhaltspflicht anzuhalten und damit 
die Unterhaltsberechtigten, zumeist Frauen und Kin-
der, vor Not zu bewahren. Daß § 170b StGB einem 
dringenden kriminalpolitischen Bedürfnis entspricht, 
wird allgemein anerkannt. Von der Strafrechtslehre 
wird jedoch beanstandet, daß er entgegen den frühe-
ren Entwürfen (vgl. § 314 E 1927/30, § 195 E 1936) und 
dem schweizerischen Recht (Artikel 217 Schweizer. 
StGB) auf der inneren Tatseite den Vorsatz, der 
auch nur bedingt sein kann, genügen läßt; dadurch 
werde die bloße Verletzung bürgerlich-rechtlicher 
Leistungspflichten mit Strafe bedroht, was den richtig 
verstandenen Grundsätzen staatlichen Strafens wi-
derspreche. Dagegen ist zunächst festzustellen, daß 
es sich hier um die Verletzung von Leistungspflichten 
besonderer Art, nämlich um solche, die aus familien-
rechtlichen Bindungen erwachsen, handelt. Die vor-
sätzliche Verletzung solcher Verpflichtungen ist ohne 
weitere Einschränkungen der inneren Tatseite straf-
würdig. Hinzu kommt, daß jede Einschränkung der 
inneren Tatseite, etwa durch die Merkmale der Bös-
willigkeit und des Handelns aus grobem Eigennutz 
oder aus Arbeitsscheu, die Anwendbarkeit der Vor-
schrift in der Praxis sehr erschweren und ihre Taug-
lichkeit zur Bekämpfung der immer mehr um sich 
greifenden Zahlungsunwilligkeit von Unterhalts-
schuldnern in bedenklicher Weise beeinträchtigen 
würde. Der Entwurf verzichtet daher im Einklang 
mit der einmütigen Forderung der Praxis darauf, den 
Tatbestand in subjektiver Hinsicht einzuschränken 
und läßt, wie das geltende Recht, insoweit den Vor-
satz des Täters, der auch nur bedingt sein kann, 
genügen. 

Die „öffentliche Hilfe", die in § 170b StGB beson-
ders genannt ist, fällt schon unter die Wendung 
„ohne die Hilfe anderer"; sie wird daher nicht mehr 
besonders erwähnt. Die Frage, ob und inwieweit 
„anderer" auch der Elternteil sein kann, der einem 
ehelichen Kind wegen Säumnis des anderen Eltern-
teils Unterhalt gewährt, ist für die Zeit nach dem 
Inkrafttreten (1. Juli 1958) des Gleichberechtigungs-
gesetzes vom 18. Juni 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 609) 
geklärt. Nach § 1606 Abs. 2 und 3 BGB in der Fas-
sung des Gleichberechtigungsgesetzes haften die 
Eltern für den Unterhalt von ehelichen Kindern 
nicht mehr, wie die Rechtsprechung nach dem 31. März 

1953 auf Grund des Artikels 3 Abs. 2 GG in Verbin-
dung mit Artikel 117 Abs. 1 GG überwiegend ange-
nommen hatte, gleichrangig, sondern anteilig, so 
daß die für den Vater einspringende Mutter insoweit 
eine „andere" ist. 

Als Strafe sieht der Entwurf Gefängnis bis zu 
zwei Jahren oder Strafhaft vor. Das Höchstmaß der 
Freiheitsstrafe ist damit gegenüber dem geltenden 
Recht, das Gefängnis bis zu fünf Jahren androht, 
wesentlich ermäßigt. Die Strafdrohung des gelten-
den Rechts ist, wie auch die Kriminalstatistik zeigt, 
übersetzt. Eine Gefängnisstrafe bis zu zwei Jahren 
reicht aus, um auch Fälle mit erhöhtem Unrechts-
und Schuldgehalt genügend ahnden zu können. Die 
wahlweise Androhung von Strafhaft trägt Fällen ge-
ringer Schuld Rechnung, die leicht denkbar sind, 
zumal der Entwurf auf der inneren Tatseite beding-
ten Vorsatz genügen läßt. 

In geeigneten Fällen kann eine Freiheitsstrafe bis 
zu drei Monaten in Geldstrafe umgewandelt werden 
(§ 53 Abs. 1). Geldstrafe neben Freiheitsstrafe ist 
unter den Voraussetzungen des § 52 zulässig. 

Der Versuch der Tat, der nicht strafwürdig er-
scheint und auch keine praktische Bedeutung hat, 
ist, anders als im geltenden Recht, nicht strafbar. 

§ 201 
Verletzung der Hilfspflicht gegenüber 

einer Schwangeren 
In § 170c StGB, der ein Vorbild in Artikel 218 

Schweizer. StGB hat, wird der Mann mit Strafe be-
droht, der einer von ihm geschwängerten Frau ge-
wissenlos die Hilfe versagt, deren sie wegen der 
Schwangerschaft oder der Niederkunft bedarf, und 
dadurch Mutter oder Kind gefährdet. Täter können 
eheliche und uneheliche Väter sein. Bestraft wird die 
Verletzung materieller wie seelischer Beistands-
pflichten. Beim ehelichen Vater stimmt dies mit dem 
bürgerlichen Recht, das diesem nicht nur materielle, 
sondern auch seelische Beistandspflichten (§§ 1353, 
1360 BGB) auferlegt, überein. Beim unehelichen Vater 
dagegen, den nach bürgerlichem Recht materielle 
Pflichten nur nach den §§ 1708, 1715 BGB, seelische 
Beistandspflichten aber überhaupt nicht treffen, geht 
§ 170c StGB über das bürgerliche Recht hinaus. 

Durch § 170c StGB wird berücksichtigt, daß eine 
Frau während der Schwangerschaft regelmäßig er-
heblichen körperlichen und seelischen Belastungen 
ausgesetzt ist und daher nicht selten besonderer 
Hilfe bedarf. Diese Hilfe nach Kräften zu gewähren, 
ist nach allgemeinem Rechtsempfinden vor allem 
Pflicht des Vaters. Die Verletzung dieser Pflicht ist 
ethisch verwerflich und in bestimmten Grenzen auch 
strafwürdig. Praktisch bedeutsam ist insbesondere 
der Fall, daß ein unehelicher Vater die von ihm ge-
schwängerte Frau rücksichtslos im Stiche läßt, ohne 
ihr mit Rat und Zuspruch zur Seite zu stehen. Immer 
wieder kommt es vor, daß uneheliche Mütter, weil 
sie von dem Schwängerer ohne jede Hilfe gelassen 
worden sind, in Verzweiflung geraten und sich ent-
weder zur Abtreibung oder zur Tötung ihres neu-
geborenen Kindes entschließen. Es wäre unverständ-
lich, wenn in solchen Fällen die Mutter allein be-
straft würde, der moralisch oft hauptschuldige 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 	 Drucksache 2150 

Schwängerer aber regelmäßig nicht bestraft werden 
könnte. Insbesondere um solche Fälle nicht straflos 
zu lassen, kann auf § 170c StGB nicht verzichtet 
werden. Aus dem gleichen Grunde kann er auch 
nicht etwa auf jene Fälle beschränkt werden, in 
denen eine materielle Hilfeleistungspflicht verletzt 
wird. Würde man ihn auf diese Fälle einengen, so 
würde er seiner eigentlichen Bedeutung beraubt und 
wäre im allergrößten Teil der Fälle neben dem Tat-
bestand der Verletzung der Unterhaltspflicht, ins-
besondere wenn man diesen etwa auf die Verletzung 
der dem unehelichen Vater nach § 1715 Abs. 1 BGB 
obliegenden Pflichten ausdehnen würde, überflüssig. 

Der Entwurf übernimmt daher im Grundsatz den 
geltenden § 170c StGB, schränkt den Tatbestand aber 
in der kriminalpolitisch notwendigen Weise ein und 
erleichtert dadurch gleichzeitig seine Anwendung in 
der Praxis. Hinsichtlich der Art und des Umfangs 
der gebotenen Hilfeleistung wird wie in § 232 (Unter-
lassene Hilfeleistung) ausdrücklich auf das Merk-
mal der Zumutbarkeit abgestellt. In dem praktisch 
bedeutsamsten Fall des unehelichen Vaters werden 
hauptsächlich Rat und Zuspruch und auch finanzielle 
Unterstützung in Frage kommen. Während nach gel-
tendem Recht genügt, daß durch die Verletzung der 
Hilfspflicht „Mutter oder Kind gefährdet" werden, 
verlangt der Entwurf, daß Mutter oder Kind einer 
Notlage ausgesetzt werden. Damit erhält der äußere 
Tatbestand festere Grenzen und wird auf schwer-
wiegende Taten beschränkt. Die Notlage kann wie 
im geltenden Recht sowohl wirtschaftlicher wie auch 
seelischer Art sein. 

Auf der inneren Tatseite wird wie im geltenden 
Recht verlangt, daß der Täter gewissenlos handelt. 
Das ist neben der engen Ausgestaltung des äußeren 
Tatbestandes ein weiterer Schutz dagegen, daß nicht-
strafwürdige Fälle von der Vorschrift erfaßt werden. 
Daß die Frau von ihm schwanger ist, muß der Täter 
wissen; § 170c StGB, der insoweit bedingten Vor-
satz genügen läßt, dehnt die Strafbarkeit zu weit 
aus. Strafwürdig ist in aller Regel nur der Täter, der 
sichere Kenntnis davon hat, daß er der Schwän-
gerer ist. 

Die Strafe ist Getängnis bis zu zwei Jahren. Sie 
ist gegenüber dem geltenden Recht, das Gefängnis 
bis zu fünf Jahren androht, auf das ausreichende 
Maß herabgesetzt. Die Androhung von Strafhaft 
scheidet aus, da der Entwurf gewissenloses Handeln 
verlangt (vgl. § 48 Satz 1). 

§ 202 
Personenstandsfälschung 

Der Tatbestand entspricht im wesentlichen dem 
§ 169 StGB. Statt von einer Veränderung des Per-
sonenstandes spricht der Entwurf (vgl. auch § 316 
E 1927/30, § 198 E 1936) genauer von dessen Fäl-
schung. Die vorsätzliche Verwechselung eines Kin-
des wird als Beispielsfall nicht mehr besonders er-
wähnt. Der sachliche Gehalt des § 169 StGB wird 
dadurch nicht berührt. 

Eine Einschränkung des geltenden Rechts bedeutet 
es dagegen, daß künftig nur noch eine solche Fäl-
schung oder Unterdrückung des Personenstandes 
eines anderen strafbar sein soll, durch welche die 

§§ 202, 203 
behördliche Feststellung des wahren Personenstan-
des gefährdet wird. In Fällen, wo jemand nur in 
seinem Bekanntenkreis oder im gesellschaftlichen 
Leben eine Frau zu Unrecht als seine Ehefrau oder 
ein Pflegekind als sein leibliches Kind ausgibt, liegt 
eine solche Gefährdung nicht vor. Sie sind unter dem 
Gesichtspunkt der Personenstandsfälschung nicht 
strafwürdig und sollen daher künftig von dem Tat-
bestand nicht mehr erfaßt werden. Die behördliche 
Feststellung des wahren Personenstandes kann z. B. 
im Falle der Aussetzung eines Kindes, insbeson-
dere aber auch dann gefährdet sein, wenn gegenüber 
den mit Personenstandsangelegenheiten betrauten 
Behörden (z. B. Standesämter, Jugendämter, Gerichte) 
unwahre Angaben zum Personenstand eines anderen 
gemacht werden, oder wenn vorgeschriebene Mit-
teilungen unterlassen werden und es dem Täter da-
bei darum geht, den Personenstand zu unterdrücken. 
Auch künftig kann daher strafbare Personenstands-
fälschung z. B. dann vorliegen, wenn durch die Mut-
ter eines unehelichen Kindes ein falscher Erzeuger 
dem Jugendamt benannt wird. 

Die Regelstrafe ist Gefängnis bis zu drei Jahren 
oder Strafhaft. Das Höchstmaß der Gefängnisstrafe 
entspricht dem geltenden Recht. Die wahlweise An-
drohung von Strafhaft ist sachgemäß; sie trägt Fäl-
len geringer Schuld Rechnung. Solche sind insbeson-
dere bei falschen Angaben der Mutter über den 
Erzeuger ihres unehelichen Kindes leicht denkbar. 

Handelt der Täter aus Gewinnsucht, so ist die 
Strafe nach Absatz 2 Gefängnis nicht unter sechs 
Monaten. Auf die Androhung von Zuchthausstrafe, 
die das geltende Recht beim Handeln „in gewinn-
süchtiger Absicht" vorsieht, wird verzichtet. Zur 
Hochkriminalität, auf die der Entwurf die Zucht-
hausstrafe beschränkt, gehört die Personenstands-
fälschung, auch wenn sie aus Gewinnsucht begangen 
wird, nicht. 

Der Versuch ist wie im geltenden Recht strafbar 
(Absatz 3). 

§ 203 
Künstliche Samenübertragung 

Eine entsprechende Vorschrift enthalten weder 
das geltende Recht noch die Entwürfe. Das Bedürf-
nis nach einer gesetzlichen Regelung ist erst seit dem 
letzten Weltkrieg in Erscheinung getreten, nachdem 
der Umfang und die Methoden der künstlichen 
Samenübertragung beim Menschen die Aufmerk-
samkeit weiter Kreise im Ausland und in letzter Zeit 
auch im Inland auf sich gezogen haben. Soweit be-
kannt geworden ist, sind gesetzliche Regelungen 
bisher im Ausland nur ganz vereinzelt und nur in 
begrenztem Umfang vorhanden. Sie werden jedoch 
auch dort erwogen. In einzelnen Staaten liegen Ent-
würfe vor. Da die künstliche Samenübertragung an 
die Wurzeln des menschlichen Zusammenlebens 
rührt, kann ein modernes Strafgesetzbuch an der 
Frage nicht vorübergehen. Der Entwurf bemüht sich 
daher um eine Regelung der strafrechtlichen Seite 
der künstlichen Samenübertragung soweit, als es in 
der Bundesrepublik Deutschland in der Gegenwart 
unerläßlich erscheint. 

Unter künstlicher Samenübertragung wird das 
Heranbringen der Spermatozoen des Mannes an die 
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§ 203 
Fortpflanzungsorgane der Frau auf andere Weise als 
ausschließlich durch Beiwohnung verstanden. Ob die 
Befruchtung eintritt, ist für den Begriff unerheblich. 
Im Entwurf wird der Ausdruck „künstliche Befruch-
tung" vermieden, weil es für die strafrechtliche Be-
urteilung nicht auf den Befruchtungserfolg, sondern 
auf den Vorgang ankommt, und weil im übrigen auch 
die durch Samenübertragung auf künstlichem Wege 
verursachte Befruchtung eine natürliche Befruchtung 
ist. Als Arten der künstlichen Samenübertragung 
sind zu unterscheiden die homologe Insemination, 
bei der unter Ehegatten der Samen des Ehemannes 
auf die Frau übertragen wird, und die heterologe 
Insemination, die eine Samenübertragung bei einer 
unverheirateten Frau oder bei einer Ehefrau mit 
Samen eines anderen als des Ehemannes bezeichnet. 

Der biologische und psychologische Grund für eine 
künstliche Samenübertragung liegt bei der homo-
logen Insemination regelmäßig in der Beiwohnungs-
behinderung eines Ehegatten trotz bestehender 
Fruchtbarkeit oder in gewissen Spermaveränderun-
gen, bei der heterologen Insemination unter Ehe-
gatten regelmäßig entweder in der Unfruchtbarkeit 
des Ehemannes oder in der Sorge vor erbkranker 
oder erbungünstiger Nachkommenschaft. Der Grund 
für die künstliche Samenübertragung bei einer 
Unverheirateten ist regelmäßig die Scheu vor ge-
schlechtlichem Verkehr, der Mangel an Gelegenheit 
hierzu oder die Vorstellung, daß die gesellschaftliche 
Stellung von Mutter und Kind günstiger sei, wenn 
die Empfängnis auf künstlicher Samenübertragung 
als wenn sie auf außerehelicher Beiwohnung beruhe. 

Die praktische Bedeutung der künstlichen Samen-
übertragung läßt sich nicht zuverlässig beurteilen. 
Es darf aber wohl als gesichert angesehen werden, 
daß die künstliche Samenübertragung jedenfalls in 
den Vereinigten Staaten von Amerika die Bedeu-
tung einer Massenerscheinung erlangt hat. Sie setzte 
im letzten Weltkrieg ein. Damals haben viele Sol-
daten der Vereinigten Staaten — die Schätzungen 
schwanken zwischen 10 000 und 20 000 — ihr Sperma 
von der Pazifikfront zur Insemination bei ihren Ehe-
frauen in die Heimat übersandt. Nach Schätzungen 
sollen in den Vereinigten Staaten bisher ca. 80 000 
Kinder durch künstliche Insemination erzeugt sein 
und jährlich etwa weitere 15000 hinzukommen. Auch 
in England sollen jährlich ca. 6000 solche soge-
nannte „Kunstkinder" das Licht der Welt erblicken. 
Für die Bundesrepublik Deutschland fehlen auch nur 
einigermaßen zuverlässige Zahlenangaben. Aber es 
kann keinem Zweifel unterliegen, daß hier ebenfalls 
künstliche Samenübertragungen durch Ärzte in kei-
neswegs unerheblichem Umfange vorgenommen wer-
den. Sicher ist ferner, daß es sich bei den geglückten 
Befruchtungen im Ausland in der weitaus größeren 
Anzahl der Fälle um heterologe und nicht um homo-
loge Inseminationen handelt. Zu vermuten ist, daß 
die Verhältnisse in der Bundesrepublik Deutschland 
hiervon nicht wesentlich verschieden sind. 

Die sozialethische Beurteilung der Frage, welche 
Wege zur Überwindung der Hindernisse, die der Er-
füllung des Wunsches nach dem eigenen Kind ent-
gegenstehen, mit den sittlichen Anschauungen unse-
rer Kulturgemeinschaft vereinbar erscheinen, ist für 
die homologe und die heterologe Insemination ver

-schieden. Hinsichtlich der homologen Insemination 
besteht in den für die Reformarbeit abgegebenen 
Äußerungen aus den Kreisen der Kirchen sowie der 
medizinischen, psychiatrischen und psychologischen 
Wissenschaft im wesentlichen darüber Einigkeit, daß 
ein strafrechtliches Verbot insoweit nicht in Betracht 
kommt, als der Eingriff mit Einwilligung beider Ehe-
gatten durch einen Arzt geschieht. Zwar kann man 
aus religiösen oder weltanschaulichen Gründen die 
künstliche Erzeugung von Kindern schlechthin ab-
lehnen. Doch steht hinter der homologen Insemina-
tion die gemeinsame Liebe der Ehegatten, denen es 
versagt ist, auf natürlichem Wege zu Kindersegen 
zu kommen. Das künstlich erzeugte Kind ist hier ein 
Kind beider Ehegatten. Deren Handlungsweise mit 
krimineller Strafe zu bedrohen, würde nicht vertret-
bar sein. Auch bei der homologen Insemination be-
deutet die Mitwirkung des Arztes einen Einbruch in 
die Intimsphäre der Ehegatten. Jedoch muß der 
Gesetzgeber die Entscheidung hierüber den Ehe-
gatten selbst überlassen. Auch die Interessen des 
Kindes erfordern hier keine gesetzliche Regelung, 
da seine persönliche und rechtliche Stellung nicht ge-
fährdet ist. Es bedarf hier lediglich der gesetzlichen 
Vorsorge, daß bei dem Eingriff die ärztlichen Anfor-
derungen gewahrt werden. Hierzu genügt, daß der 
Eingriff dem Arzt vorbehalten bleibt. 

Anders ist die heterologe Insemination zu beurtei-
len. In ihr liegt die eigentliche Fragwürdigkeit der 
künstlichen Samenübertragung. Wird diese bei einer 
Ehefrau mit Sperma eines anderen als des Eheman-
nes vorgenommen, so gleicht sie einem Ehebruch. 
Hieran ändert auch die Einwilligung der Beteiligten 
nichts. Kommt es zur Geburt des „Kunstkindes", 
dann tritt hierdurch der fremde Samengeber auch 
äußerlich in der Ehe in Erscheinung. Das kann sich 
nachteilig in der Stellung sowohl des Ehemannes zur 
Ehefrau und zu dem Kind, als auch der Ehefrau zu 
ihrem Ehemann auswirken. Die Möglichkeit einer 
gefühlsmäßigen Bindung der Ehefrau an den frem-
den Mann ist nicht auszuschließen. Sie führt erfah-
rungsgemäß in einer erheblichen Zahl der Fälle zu 
einer Zerstörung der ehelichen Gemeinschaft und 
schließt damit aus, daß das Ziel der Samenübertra-
gung erreicht wird, die Harmonie der Ehe durch 
Kinderglück zu sichern. Auch ergeben sich gegen die 
heterologe Insemination vom Standpunkt des Kin-
des aus schwerwiegende Bedenken. Seine Stellung 
in der Ehe ist auf eine Dauerlüge der Ehegatten 
gegründet und kann gesellschaftlich und rechtlich 
jederzeit erschüttert werden, namentlich wenn eine 
Ehekrise oder eine den Ehegatten unwillkommene 
Entwicklung des Kindes zu dem Wunsch der Ehe-
partner oder eines von ihnen führt, die Bindung zu 
dem Kind zu lösen. Allerdings wird versucht, die 
Möglichkeit solcher nachteiligen Folgen dadurch zu 
vermindern, daß der Name des Samengebers ent-
weder allen Beteiligten oder jedenfalls den Ehe-
leuten gegenüber geheimgehalten oder daß durch 
Vernichtung aller Unterlagen oder Verwendung von 
Spermagemischen jede Nachforschung aussichtslos 
gemacht wird. Aber auch hierdurch ist die Gefahr 
einer gefühlsmäßigen Bindung der Ehefrau an den 
fremden Mann nicht in allen Fällen gebannt. Zum an-
deren gewinnt dann die Gefahr einer erbbiologisch 
ungünstigen oder einer blutschänderischen Samen- 
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Übertragung größere praktische Bedeutung. Vor 
allem aber werden bei einem anonymen Verfahren 
die Interessen des Kindes noch dadurch besonders 
mißachtet, daß ihm sein Menschenrecht zu wissen, 
wer sein Vater ist, planmäßig vereitelt wird. Ge-
schieht die künstliche Samenübertragung bei einer 
unverheirateten Frau, so vermindern sich zwar die 
Möglichkeiten seelischer Konflikte. Aber sicher ist 
hier die psychologische, gesellschaftliche und recht-
liche Lage des „Kunstkindes", das von vornherein 
planmäßig von seinem Vater abgeschlossen wird, 
belasteter, als bei dem aus einer unehelichen Bei-
wohnung stammenden Kind. Hinter dem Kind steht 
nicht die Liebe zweier Menschen. Es hat im Grunde 
nur eine Mutter, aber keinen Vater. Vor allem 
schließt aber die heterologe Insemination bei Unver-
heirateten die Gefahr in sich, daß hierdurch die Ehe 
in ihrer Bedeutung als sittlich vorgegebene Keim-
zelle des Volkes und der Menschheit allmählich 
immer mehr untergraben und entwürdigt wird. Das 
kann ein Staat, der in seinem Grundgesetz Ehe und 
Familie unter den besonderen Schutz der staatlichen 
Ordnung gestellt hat, nicht hinnehmen. Wägt man 
die vielen religiösen, ethischen, soziologischen, bio-
logischen, medizinischen und juristischen Gesichts-
punkte ab, die für eine Bewertung der künstlichen 
Samenübertragung in Betracht kommen, dann kann 
das Ergebnis nur sein, daß die heterologe Insemina-
tion sowohl bei Ehefrauen als auch bei Unverheira-
teten abzulehnen ist. Hierüber besteht in allen Krei-
sen Einigkeit, die sich bei der Vorbereitung des 
Strafgesetzentwurfs geäußert haben. 

Hingegen sind die Auffassungen darüber ver-
schieden, ob die sozialethische Verwerflichkeit der 
heterologen Insemination ein strafrechtlich gesicher-
tes Verbot rechtfertigt. So hat der 62. Deutsche 
Ärztetag 1959 in einer Entschließung zwar die 
heterologe Insemination aus sittlichen Gründen ab-
gelehnt, aber eine entsprechende strafrechtliche Vor-
schrift nicht befürwortet. Demgegenüber sind für 
eine solche Vorschrift der Deutsche Ärztinnenbund 
und die Deutsche Gesellschaft für Psychotherapie 
und Tiefenpsychologie in ihren Stellungnahmen zur 
Strafrechtsreform eingetreten. Auch kirchliche Kreise 
haben sich in diesem Sinne geäußert. Der Bayerische 
Landtag hat in seiner Sitzung vom 9. Juli 1958 die 
Bayerische Staatsregierung ersucht, auf ein bundes-
gesetzliches Verbot der heterologen Insemination 
hinzuwirken. Die Große Strafrechtskommission hat 
es im Hinblick darauf, daß solche Eingriffe an die 
Wurzeln der Sittenordnung und der menschlichen 
Kultur rühren, als unerläßlich angesehen, das Ver-
bot der heterologen Insemination in das Strafgesetz-
buch aufzunehmen. Der Entwurf entspricht diesen 
Forderungen. Das Gesetz sollte die sozialethische 
Verwerflichkeit der heterologen Insemination auch 
rechtlich mit aller Deutlichkeit und Entschiedenheit 
zum Ausdruck bringen. Die Möglichkeit, standes

-

rechtlich gegen Ärzte einzuschreiten, die der Ent-
schließung des Ärztetages zuwiderhandeln, stellt 
keinen ausreichenden Schutz gegen Mißbräuche dar, 
zumal es auch darauf ankommt, gegen Täter ein-
schreiten zu können, die keine Ärzte sind. Nur mit 
einer Strafvorschrift kann einer bedenklichen Ent-
wicklung auf diesem bedeutsamen Gebiet rechtzeitig 
und wirksam begegnet werden. 

§ 203 
Der Entwurf gestaltet diese Strafvorschrift in der 

Weise aus, daß die Absätze 1 und 2 grundsätzlich 
jede Art von künstlicher Samenübertragung unter 
Strafandrohung stellen, während hiervon Absatz 3 
nur die mit Einwilligung beider Ehegatten durch einen 
Arzt vorgenommene homologe Insemination im Sinne 
eines Tatbestandsausschlusses ausnimmt. Daraus er-
gibt sich, daß die Absätze 1 und 2 außer der hetero-
logen Insemination bei Ehefrauen oder Unverhei-
rateten auch jede Art von künstlicher Samenüber-
tragung durch einen Nichtarzt sowie die homologe 
Insemination ohne Einwilligung eines der Ehegatten 
erfassen. Da aber Absatz 2 die Einwilligung der Frau 
voraussetzt und Absatz 4 den Fall, daß die Einwilli-
gung der Frau fehlt, besonders regelt, betreffen die 
Absätze 1 und 2 die homologe Insemination nur in-
soweit, als die Einwilligung des Ehemannes fehlt. 
Dieser Fall wird kaum eine praktische Bedeutung 
erlangen. Aus der Fassung der Absätze 1 und 2 er-
gibt sich, daß diejenige Frau nicht strafbar ist, die 
hei sich selbst eine homologe oder heterologe Inse-
mination ohne fremde Mitwirkung vornimmt. Der 
Entwurf nimmt damit zur „Selbstinsemination" 
sozialethisch nicht im positiven Sinne Stellung. Es 
erscheint aber nicht erforderlich, ein solches Verhal-
ten der Frau, das praktisch kaum eine Rolle spielen 
dürfte, unter eine Strafdrohung zu stellen. Da der 
Absatz 2 die in der Zulassung der Insemination be-
stehende Beteiligung der Frau an einer Übertra-
gungshandlung durch einen anderen, hingegen der 
Absatz 1 die Übertragungshandlung des anderen 
Beteiligten, mag er Arzt oder Nichtarzt sein, getrennt 
regelt, wird es möglich, die Strafdrohungen für diese 
Tätergruppen abzustufen. Der Entwurf hält es für 
geboten, für die Frau Gefängnis bis zu zwei Jahren 
oder Strafhaft anzudrohen, so daß schuldmindernde 
Beweggründe, wie die unerfüllte Sehnsucht der Frau 
nach dem Kinde, entsprechend berücksichtigt werden 
können. Hingegen soll der andere Beteiligte stren-
ger bestraft werden; der Entwurf sieht für ihn Ge-
fängnis bis zu drei Jahren vor. Das Handeln des 
Samengebers und des die heterologe Insemination 
duldenden Ehemannes wird in der Regel als Beihilfe 
strafbar sein. 

Da die Absätze 1 und 2 die Insemination unter 
Ehegatten mit beiderseitiger Einwilligung nur dann 
erfassen, wenn fremdes Sperma verwendet wird, ist 
die Fremdheit des Spermas insoweit ein Tatbestands-
merkmal. Spiegeln die Ehegatten dem Arzt eine 
homologe Insemination vor, während sie fremdes 
Sperma unterschieben, so irrt der im guten Glauben 
handelnde Arzt über das Merkmal der Fremdheit 
des Spermas. Durch diesen Irrtum über einen Tat-
umstand wird sein Vorsatz nach § 19 ausgeschlossen. 
Der Arzt bleibt auch dann, wenn sein Irrtum vor-
werfbar ist, straflos, es sei denn, daß das Gesetz die-
sen Fall durch eine besondere Strafdrohung erfassen 
würde. Der Entwurf hat hiervorn abgesehen, da nach 
der Art und Weise, in der die künstliche Samenüber-
tragung ärztlich vorgenommen wird, die Täuschung 
des Arztes kaum eine praktische Bedeutung erlangen 
dürfte. 

Absatz 4 droht für die künstliche Samenübertra-
gung ohne Einwilligung der Frau schwerere Strafe 
an. Soweit es sich hierbei um eine heterologe Inse-
mination bei einer Ehefrau oder einer Unverheira- 
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vor § 204 
teten handelt, nähert sich der Unrechtsgehalt der Tat 
demjenigen der schweren Schändung (§ 207). Es er-
scheint daher eine hohe Strafdrohung erforderlich. 
Der Entwurf sieht als Strafrahmen sechs Monate bis 
zu zehn Jahren Gefängnis vor Die Strafdrohung ent-
spricht, abgesehen von der Zuchthausstrafe, derjeni-
gen des § 207. Wenn im Unterschied zu dieser Vor-
schrift nur Gefängnis angedroht wird, so beruht dies 
auf der Abstufung im Unrechtsgehalt, die hinsicht-
lich der Beiwohnung und der Samenübertragung 
ohne Beiwohnung besteht. Die Vorschrift schließt 
aber auch den Fall der homologen Insemination ohne 
Einwilligung der Ehefrau ein. Handlungen dieser 
Art, die etwa mit den Mitteln der Täuschung oder 
des Zwanges begangen werden, sind so verwerflich, 
daß eine Milderung der Strafdrohung nicht gerecht-
fertigt wäre. 

Den Versuch der künstlichen Samenübertragung 
stellt der Entwurf nicht unter Strafe. Die Tat ist be-
reits mit dem Heranbringen der Spermatozoen des 
Mannes an die Fortpflanzungsorgane der Frau voll-
endet. Handlungen, die sich nur als Vorbereitung 
oder Versuch darstellen, sind zwar sozialethisch ver-
werflich. Jedoch ist ein kriminalpolitisches Bedürf-
nis, auch sie strafrechtlich zu erfassen, nicht er-
kennbar. 

§ 5 Abs. 1 Nr. 13 sichert die Strafbarkeit der künst-
lichen Samenübertragung auch für den Fall, daß die 
Tat von einem Deutschen, der seinen Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hat, im Ausland 
begangen wird. In diesem Umfange erscheint eine 
Ausnahme vom Gebietsgrundsatz des § 3 geboten. 
Denn es wäre nach Art der Tat zu erwarten, daß eine 
auf den Inlandstatort begrenzte Strafdrohung da-
durch umgangen würde, daß die Beteiligten, vor 
allem, wenn sie geldlich gut gestellt sind, die Tat ins 
Ausland verlegten. Die Gefahr solcher Umgehungen 
wäre besonders groß, weil gegenwärtig im Ausland 
die künstliche Samenübertragung als solche zumeist 
strafrechtlich nicht besonders erfaßt ist. Durch häu-
fige Verlegung der Tat ins Ausland würde der 
kriminalpolitische Erfolg der Strafdrohung in Frage 
gestellt. 

Dritter Titel 

Straftaten gegen die Sittlichkeit 
Die Entscheidung darüber, welche Verfehlungen 

gegen die geschlechtliche Sittlichkeit mit Strafe zu 
bedrohen sind, stellt den Gesetzgeber vor eine be-
sonders schwierige und verantwortungsvolle Auf-
gabe. Zwei Gesichtspunkte der Beurteilung, von 
denen jeder gute Gründe für sich hat, stehen ein-
ander unvereinbar gegenüber. Der eine beruht im 
wesentlichen auf folgenden Erwägungen: Die Gesetz-
gebung müsse sich die größte Zurückhaltung auf-
erlegen, weil nach allen Erfahrungen der Vergangen-
heit das Strafrecht gerade auf diesem Gebiet, von 
den gröbsten Ausschreitungen abgesehen, weit mehr 
Schaden als Nutzen stiften könne. Die drohende 
Strafverfolgung sei nur bedingt brauchbar, um Men-
schen zu einer sittlich einwandfreien Lebensführung 
anzuhalten, ihre gehäufte Durchführung jedoch ge-
eignet, durch den mit ihr verbundenen Einbruch in 
den Intimbereich menschlicher Beziehungen Angst 
und Verwirrung zu erregen und damit den Nähr

-boden für die verbrecherische Ausbeutung unsitt-
lichen Verhaltens zu bereiten. Außerdem sei es be-
denklich, die persönliche Freiheit gerade auf diesem 
Gebiet über die Erfordernisse hinaus einzuschrän-
ken, die sich aus der Notwendigkeit ausreichenden 
Schutzes allgemein anerkannter Rechtsgüter er-
gäben. Der gegenteilige Gesichtspunkt läßt sich aus 
der unbestreitbaren Erkenntnis ableiten, daß die 
Reinheit und Gesundheit des Geschlechtslebens eine 
außerordentlich wichtige Voraussetzung für den Be-
stand des Volkes und die Bewahrung der natürlichen 
Lebensordnung ist und daß namentlich unsere heran-
wachsende Jugend eines nachdrücklichen Schutzes 
vor sittlicher Gefährdung bedarf. Er legt eine strenge 
Regelung und damit zugleich die Bereitschaft nahe, 
gewisse Unzuträglichkeiten in Kauf zu nehmen, die 
wegen der nur bedingten Eignung des Strafrechts 
zur Bekämpfung von Gefahren für die allgemeine 
Sittlichkeit unvermeidlich sind. Jeder der beiden 
Gesichtspunkte ist Bestandteil entgegengesetzter 
Grundanschauungen über die Aufgaben des Staates 
auf diesem Gebiet und über das Maß der Freiheit, 
das dem einzelnen zusteht. Ihre praktische Auswir-
kung finden diese Anschauungen in einer Reihe ganz 
bestimmter Forderungen. So wird unter Hervor-
hebung des ersten Gesichtspunktes vor allem die 
Beseitigung der Strafvorschriften gegen einfache 
Unzucht unter Männern (§ 175 StGB) verlangt. 
Ferner wird vorgeschlagen, das Schutzalter für die 
Unzucht mit Abhängigen nach § 174 Nr. 1 StGB, das 
zur Zeit 21 Jahre beträgt, herabzusetzen sowie die 
künstlerische und schriftstellerische Betätigung von 
gewissen Fesseln zu befreien, die ihr durch die 
§§ 184 und 184a StGB und durch das Gesetz über 
die Verbreitung jugendgefährdender Schriften vom 
9. Juni 1953 (Bundesgesetzbl. I S.377) angelegt seien. 
Dazu treten die an anderer Stelle erörterten Forde-
rungen, die Strafvorschriften gegen den Ehebruch 
und den Beischlaf zwischen Verschwägerten aufzu-
geben (vgl. dazu die Begründung zu den §§ 192 
und 193). Demgegenüber wird von denen, die dem 
zweiten Gesichtspunkt den Vorrang geben, hervor-
gehoben, daß durch die Vorschriften des geltenden 
Rechts weithin nur Mindestforderungen erfüllt wür-
den und daß namentlich im Bereich der Kuppelei 
durch Erhöhung der Schutzgrenze in § 180 Abs. 3 
StGB auf 21 Jahre und durch ein ausdrückliches 
Verbot der sogenannten Dirnenwohngemeinschaften 
Verschärfungen erforderlich seien. 

Für den Gesetzgeber kann nicht in Frage kommen, 
sich grundsätzlich der einen oder der anderen An-
schauung anzuschließen und daraus in den einzelnen 
Vorschriften nur die Folgerungen zu ziehen. Seine 
Aufgabe ist vielmehr, für jeden hier zu erörternden 
Sachverhalt gesondert das Für und Wider eines 
strafrechtlichen Schutzes sorgfältig abzuwägen. Da-
bei muß er mehr noch als auf irgendeinem anderen 
Gebiet die sittlichen Grundanschauungen des Volkes 
berücksichtigen und sich darüber klar sein, daß jeder 
Fehlgriff geeignet ist, zwischen der allgemeinen 
Überzeugung und dem Gesetz eine Kluft aufzureißen 
und das sittliche Empfinden des Volkes zu trüben 
und zu verwirren. 

Die Grenzen des Titels decken sich im wesent-
lichen mit denen des entsprechenden Abschnitts im 
geltenden Strafgesetzbuch (13. Abschnitt des Beson- 
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deren Teils). Ausgeschieden sind jedoch die Tat-
bestände der Blutschande, der Erschleichung des 
Beischlafs, des Verkaufs schamloser Schriften an 
Jugendliche und der anstößigen Berichterstattung 
aus Gerichtsverhandlungen (§§ 173, 179, 184a, 184b 
StGB). Den ersten Tatbestand behandelt der Entwurf 
in dem Titel „Straftaten gegen Ehe, Familie und Per-
sonenstand" (§ 192). Wegen des Wegfalls des § 184 a 
StGB wird auf die Begründung zu § 220 (Unzüchtige 
Schriften und Sachen) verwiesen. Die anstößige 
Berichterstattung ist zusammen mit weiteren Fällen 
der unerlaubten Bekanntgabe des Inhalts von 
Gerichtsverhandlungen in dem Titel „Gefährdung 
der Rechtspflege" (§ 453) geregelt. Auf den Tat-
bestand der Beischlafserschleichung ist überhaupt 
verzichtet worden, weil für ihn wegen seiner prak-
tischen Bedeutungslosigkeit kein kriminalpolitisches 
Bedürfnis besteht. Auf der anderen Seite sind die 
Tatbestände der Entführung zur Unzucht (§ 209), der 
gewerbsmäßigen Unzucht (§ 223) und des Anlockens 
zur Unzucht (§ 224) nach hier übernommen worden. 
Die dafür maßgebenden Gründe sind bei den ein-
zelnen Vorschriften dargelegt. 

Der Titel insgesamt gliedert sich der besseren 
Ubersicht wegen in zwei Teile. Unter der Überschrift 
„Unzucht" werden zunächst diejenigen Tatbestände 
zusammengefaßt, die sich auf unzüchtiges Verhalten 
des Täters im weiteren Sinne beziehen. Dann folgen 
die Tatbestände der Förderung fremder Unzucht 
unter der Überschrift „Kuppelei, Menschenhandel, 
Zuhälterei". 

In mehreren Vorschriften des Titels wird als ge-
schützt eine „Frau" bezeichnet. Darunter ist nach 
dem Sprachgebrauch des Entwurfs in Übereinstim-
mung mit dem geltenden Recht (§§ 176, 177, 179, 
181 a StGB) nicht nur eine verheiratete Frau zu ver-
stehen, sondern jeder Mensch weiblichen Geschlechts 
ohne Rücksicht auf sein Lebensalter. 

Unzucht 
Die Tatbestände über Unzucht sind systematisch 

nach folgenden Gesichtspunkten geordnet: Unzüch-
tige Handlungen, die durch Nötigung, Zwang, Aus-
nutzung der Widerstandsunfähigkeit oder Täuschung 
die geschlechtliche Freiheit anderer verletzen, stehen 
an der Spitze. Die Unzucht, die Unmündige oder Ab-
hängige schädigt oder gefährdet, schließt sich an. Ihr 
folgen die verschiedenen Formen widernatürlicher 
Unzucht, die zwischen Männern oder mit Tieren be-
gangen wird. Die anschließenden Vorschriften über 
Erregung öffentlichen Ärgernisses, über unzüchtige 
Schriften und Sachen, über Werbung für Verhütungs-
mittel und für unzüchtigen Verkehr sowie über ge-
werbsmäßige Unzucht dienen dem Schutz der Allge-
meinheit vor Gefahren, die erwachsen, wenn sich 
unzüchtiges Treiben öffentlich entfaltet. 

Die in den Unzuchtstatbeständen verwendeten Be-
griffe sind weitgehend dem geltenden Recht entnom-
men. Für sie wird im allgemeinen auch die Auslegung 
zugrunde gelegt, die sich in der höchstrichterlichen, 
heute überwiegend gefestigten Rechtsprechung ent-
wickelt hat. Um jedoch gegenüber dem geltenden 
Recht eine eindeutigere und für die praktische An-
wendung zuverlässigere Abgrenzung zu finden, ver-
sucht der Entwurf, möglichst in allen Tatbeständen 

vor § 204 
des Titels einen einheitlichen Sprach-
gebrauch anzuwenden und dadurch der Recht-
sprechung eine festere Führung zu geben, als es das 
Strafgesetzbuch vermocht hat. Zu diesem Sprach-
gebrauch, der für zahlreiche Vorschriften des Titels 
bedeutsam ist, wird folgendes bemerkt: 

1. Soweit der Entwurf mit den Ausdrücken „  Un-
zucht"  oder „unzüchtige Handlung" ein be-
stimmtes menschliches Verhalten beschreibt, sind 
darunter einheitlich, wenn nicht im einzelnen Tat-
bestand ausdrücklich etwas anderes bestimmt wird 
(vgl. § 210 Abs. 2), solche Handlungen zu verstehen, 
die das allgemeine Scham- und Sittlichkeitsgefühl in 
geschlechtlicher Beziehung erheblich verletzen und 
in wollüstiger Absicht vorgenommen werden. Diese 
Begriffsbestimmung legt dieselben objektiven und 
subjektiven Merkmale zugrunde, die in der Recht-
sprechung zum Unzuchtsbegriff der meisten einschlä-
gigen Tatbestände des Strafgesetzbuches herausge-
arbeitet worden sind. Allerdings wird in zahlreichen 
höchstrichterlichen Entscheidungen der Gesichts-
punkt, daß die Tat das allgemeine Scham- und Sitt-
lichkeitsgefühl „erheblich" verletzen müsse, nicht 
ausdrücklich hervorgehoben. Das hängt damit zu-
sammen, daß die Erheblichkeit der Rechtsverletzung 
meist offen zutage lag und deshalb keiner besonde-
ren Erwähnung bedurfte. Sobald es aber auf die Ab-
grenzung gegenüber nur unanständigem oder takt-
losem Verhalten ankam, ist stets auch auf die 
„erhebliche" oder „gröbliche" Verletzung des allge-
meinen Scham- und Sittlichkeitsgefühls abgestellt 
worden. Daraus folgt, daß sich die Maßstäbe für die 
Beurteilung der objektiven Voraussetzungen der Un-
zucht gegenüber dem geltenden Recht nicht ändern 
sollen. Auch das subjektive Erfordernis der wollüsti-
gen Absicht ist in demselben Sinn zu verstehen, wie 
ihn die Rechtsprechung bisher entwickelt hat. Da-
nach genügt für seine Verwirklichung, daß es dem 
Handelnden darauf ankommt, eigene oder fremde 
Geschlechtslust zu erregen oder zu befriedigen. 
Diese einheitliche Verwendung des Begriffs der Un-
zucht hat den bedeutsamen Vorteil, daß sie dem 
Gesetzgeber eine der Rechtssicherheit dienende ein-
deutigere Abgrenzung der Tatbestände ermöglicht. 
Auf der anderen Seite zwingt sie ihn allerdings dazu, 
überall da, wo nicht zugleich auf die objektiven und 
subjektiven Erfordernisse der Unzucht abgestellt 
werden kann, ausdrückliche Sonderregelungen zu 
treffen. Das muß in Kauf genommen werden und 
geschieht in verhältnismäßig einfacher Weise ent-
weder durch Aufnahme lediglich der objektiven 
Voraussetzungen der Unzucht in den Tatbestand 
(§ 206 Abs. 1, § 219) oder durch ausdrückliche Er-
streckung des Tatbestandes auf Handlungen, die im 
Sinne der Begriffsbestimmung nicht unzüchtig sind 
(§ 210 Abs. 2), oder schließlich auch dadurch, daß mit 
der wollüstigen Absicht, dem subjektiven Erforder-
nis der Unzucht, ein andersartiges objektives Merk-
mal verbunden wird (§ 212 Abs. 2). Durch diese 
Gesetzestechnik wird die mißliche Rechtslage ver-
mieden, daß der Unzuchtsbegriff in den einzelnen 
Tatbeständen desselben Titels weitgehend unter-
schiedlich ausgelegt werden muß. 

2. Unter dem in den §§ 175 und 175a StGB ent-
haltenen Merkmal „ Unzucht t r e i b en "  versteht 
die höchstrichterliche Rechtsprechung die Vornahme 



Drucksache  2150 	Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 

§ 204 
unzüchtiger Handlungen von einer gewissen Stärke 
und Dauer. Wie lange und mit welcher Anspannung 
der Täter dabei handeln muß, läßt sich nicht allge-
mein sagen; das hängt von den Umständen, insbe-
sondere der Art der unzüchtigen Betätigung, ab und 
unterliegt der tatrichterlichen Würdigung. Wo der 
Entwurf denselben Ausdruck gebraucht (§§ 210, 212, 
216, 217), geht er von dieser mit dem Wortsinn über-
einstimmenden engen Auslegung aus. Soweit da-
durch eine dem kriminalpolitischen Bedürfnis nicht 
entsprechende Einschränkung der Strafbarkeit ein-
tritt, ist durch ergänzende Tatbestände für den erfor-
derlichen Ausgleich gesorgt (vgl. z. B. § 212 Abs. 2 
im Verhältnis zu den §§ 210 und 212 Abs. 1). 

3. Das geltende Strafgesetzbuch verwendet in zahl-
reichen Tatbeständen das Merkmal, daß jemand 
einen anderen zur Unzucht oder zu einer bestimm-
ten unzüchtigen Handlung „mißbraucht " (§§ 174 
bis 175 a, 176, 177 StGB). Dabei handelt es sich stets 
darum, daß der Täter eine im Tatbestand näher be-
schriebene Lage benutzt, um mit oder an einem ande-
ren unzüchtige Handlungen vorzunehmen. In einem 
Teil dieser Tatbestände, z. B. in § 174 StGB, hat nun 
die Rechtsprechung aus dem Merkmal des Miß-
brauchs abgeleitet, daß es bei sonst voller Verwirk-
lichung des Tatbestandes auch Fälle nicht mißbräuch-
licher Benutzung der Lage gebe und daß dies eine 
Möglichkeit sei, gewisse nach den Umständen des 
Einzelfalles nicht strafwürdige Handlungen aus dem 
Anwendungsbereich auszuscheiden. Für andere Tat-
bestände hat sie diese Auslegung verworfen, weil 
nach dem Inhalt des strafrechtlichen Verbots für 
Ausnahmen kein Raum sei. Um hier Auslegungs-
zweifel zu vermeiden, verwendet der Entwurf den 
Begriff des „Mißbrauchs" zur Unzucht oder zu be-
stimmten unzüchtigen Handlungen ausschließlich in 
Fällen, in denen nach dem sachlichen Gehalt des Tat-
bestandes an die Möglichkeit gedacht werden muß, 
daß sich das Verhalten des Täters aus besonderen 
Gründen als nicht mißbräuchlich darstellt. 

4. Wo das geltende Strafgesetzbuch davon spricht, 
daß jemand „mit" einem anderen Unzucht 
treibt, „ mit" ihm unzüchtige Handlungen vor-
nimmt oder „ihn" zur Unzucht mißbraucht 
(§§ 174 bis 175a, § 176 Abs. 1 Nr. 3 StGB), versteht 
die Rechtsprechung darunter die Vornahme unzüch-
tiger Handlungen unmittelbar mit oder gegenüber 
dem anderen in einer Weise, daß dessen Körper als 
Mittel zur Erregung der Geschlechtslust benutzt, 
also in das unzüchtige Geschehen irgendwie mit ein-
bezogen wird. Dazu ist eine körperliche Berührung 
nicht unbedingt erforderlich. Es kann vielmehr aus-
reichen, wenn der andere veranlaßt wird, etwa sei-
nen Körper unzüchtigen Blicken preiszugeben, be-
stimmte Stellungen einzunehmen, sich zu entblößen 
oder nur eine unzüchtige Handlung des Täters ge-
flissentlich zu betrachten. Es wird also immer nur 
eine irgendwie geartete, sei es auch bloß geistige, 
Verbindung zwischen den beiden Körpern verlangt. 
Ähnliches gilt für den Begriff des „Verleitens zur 
Verübung unzüchtiger Handlungen" (§ 176 Abs. 1 
Nr. 3 StGB). Hier kommt es auch nicht entscheidend 
darauf an, ob die auf Grund der Einflußnahme des 
Täters vorgenommmene Handlung des Verleiteten in 
der Berührung des eigenen oder eines fremden Kör

-pers besteht oder ob nur eine aus anderen Gründen 
unzüchtige Handlung vorgenommen wird, die etwa 
in dem geflissentlichen Anschauen unzüchtiger Bilder 
oder dem aufmerksamen Anhören unzüchtiger Reden 
bestehen kann. Diese Rechtsprechung, die auf der 
Grundlage des geltenden Rechts aus einem unab-
weisbaren kriminalpolitischen Bedürfnis erwachsen 
ist, widerspricht für Handlungen, die Unzucht „mit" 
einem anderen oder „dessen" Mißbrauch zur Unzucht 
voraussetzen, dem gewöhnlichen Sprachgebrauch 
und hat bisweilen auch dazu geführt, daß Taten von 
verhältnismäßig geringem Unrechts- und Schuld-
gehalt mit den schweren Mindeststrafen der §§ 174, 
175 a oder 176 StGB geahndet werden mußten. Die-
ser Mißstand soll abgestellt werden. Der Entwurf 
bedient sich deshalb insoweit einer einheitlichen 
Ausdrucksweise. Wo er voraussetzt, daß jemand 
„mit einem anderen Unzucht treibt" oder „ihn zur 
Unzucht mißbraucht", sind darunter nur Fälle kör-
perlicher, Berührung zu verstehen. Soweit sich die 
Notwendigkeit ergibt, über diesen Rahmen hinaus 
auch Handlungen mit Strafe zu bedrohen, bei denen 
diese unmittelbare körperliche Verbindung nicht be-
steht, ist dafür durch zusätzliche Tatbestände Sorge 
getragen (vgl. §§ 212 und 216 Abs. 1 Nr. 2, 3). Diese 
verfolgen vornehmlich den Zweck, die dargelegten 
Lücken gegenüber dem geltenden Recht auszufüllen. 
Sie enthalten jedoch zugleich auch gewisse Erweite-
rungen, die für sich allein nur geringe praktische Be-
deutung haben und auf die bei den einzelnen Vor-
schriften hingewiesen wird. Aus der Tatsache, daß 
diese Ergänzungsvorschriften nur dann einen wirk-
lich vernünftigen Sinn erlangen, wenn man von der 
geschilderten engeren Auslegung der Tatbestände 
ausgeht, ist die Rechtfertigung dafür abgeleitet wor-
den, auf eine ausdrückliche gesetzliche Klarstellung 
des neuen Sprachgebrauchs zu verzichten. 

5. Der Entwurf verwendet den Ausdruck „zur Un-
zucht mißbrauchen" in einer Anzahl von Tatbestän-
den (§§ 208, 211, 214, 215). Von den unter den Num-
mern 3 und 4 behandelten Abweichungen abgesehen, 
wird dieser Begriff in demselben Sinn verstanden, 
wie ihn die höchstrichterliche Rechtsprechung zu 
§ 174 StGB erarbeitet hat. Er ist insbesondere nicht 
auf die Vornahme unzüchtiger Handlungen von ge-
wisser Stärke und Dauer beschränkt, wie dies für 
das „Unzuchttreiben" zutrifft. 

6. Zu der in der Rechtsprechung und im Schrifttum 
wiederholt behandelten Frage, ob es für die Ver-
wirklichung des Merkmals „Unzucht treiben mit 
einem anderen" einer einverständlichen tätigen Mit-
wirkung des anderen bedarf, nimmt der Entwurf in 
Übereinstimmung mit dem geltenden Recht nicht 
Stellung. Insoweit bestehen keine Einwendungen ge-
gen die bisherige höchstrichterliche Rechtsprechung, 
welche die Frage verneint und es beispielsweise ge-
nügen läßt, daß der Täter am Körper eines Schlafen-
den Unzucht treibt. Diese Auslegung liegt namentlich 
den §§ 210, 216 und 217 zugrunde. 

§ 204 
Notzucht 

Der Grundtatbestand der Notzucht entspricht 
sachlich weitgehend dem geltenden Recht. Er erfaßt 
vor allem auch einen erheblichen Teil der in § 177 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 	 Drucksache 2150 

Abs. 1 StGB ausdrücklich erwähnten Fälle, daß der 
Täter die Frau zum außerehelichen Beischlaf miß

-

braucht, nachdem er sie zu diesem Zweck in einen 
willenlosen oder bewußtlosen Zustand versetzt hat; 
denn Anwendung von Gewalt ist nach § 11 Abs. 2 
auch anzunehmen, wenn der Täter bei einem anderen 
ohne dessen Willen Hypnose anwendet oder mit 
einem betäubenden, berauschenden oder anderen 
Mittel auf den Körper eines anderen ohne dessen 
Willen einwirkt, um ihn bewußtlos oder sonst zum 
Widerstand körperlich unfähig zu machen. Wenn der 
Täter allerdings eine Frau zum Beischlaf mißbraucht, 
nachdem er sie mit ihrer Einwilligung — etwa durch 
einverständlichen Genuß alkoholischer Getränke — 
widerstandsunfähig gemacht hat, ist nicht der Tat-
bestand der Notzucht, sondern der der schweren 
Schändung (§ 207) verwirklicht. 

Die Regelstrafe für Notzucht ist in Überein-
stimmung mit dem geltenden Recht und allen 
früheren Entwürfen Zuchthaus. Trotz der grundsätz-
lichen Beschränkung dieser Strafart auf die Hoch-
kriminalität (vgl. dazu die Begründung zu § 43) muß 
sie für die Notzucht beibehalten werden. Diese gehört 
als Deliktstyp zu den schwersten Verbrechen, die das 
Strafrecht kennt. Sie stellt einen in höchstem Maße 
strafwürdigen Eingriff in die Würde der Frau und in 
den intimsten Bereich ihrer Persönlichkeit dar. Die 
Berechtigung dieses Standpunktes wird nicht dadurch 
in Frage gestellt, daß es eine verhältnismäßig große 
Zahl von Notzuchtshandlungen gibt, die wegen des 
der Tat vorausgegangenen Verhaltens der Frau 
keine Zuchthausstrafe verdienen. Diese in der Praxis 
vielfach bestätigte Tatsache gestattet keine grund-
sätzlich geringere Bewertung des mit der Notzucht 
allgemein verbundenen Unrechts; sie kann nur zu 
der Erkenntnis führen, daß es bei diesem Tatbestand 
mit Rücksicht auf das nicht selten mitwirkende Ver-
schulden der Frau wahrscheinlich häufiger als sonst 
minder schwere Fälle gibt. Im Höchstmaß ist aller-
dings die Zuchthausstrafe von fünfzehn Jahren auf 
zehn Jahre ermäßigt worden, weil § 205 Abs. 1 für 
besonders schwere Fälle der Notzucht die Strafe 
schärft. 

Für minder schwere Fälle wird der Straf-
rahmen in Anlehnung an § 177 Abs. 2 StGB auf 
Gefängnis von einem Jahr bis zu fünf Jahren fest-
gesetzt. Jedoch ist gegenüber dem geltenden Recht 
insofern eine Verschärfung vorgesehen, als das 
Gericht einen minder schweren Fall nicht annehmen 
darf, wenn die Tat mittels eines hinterlistigen Über-
falls oder von mehreren gemeinschaftlich begangen 
wird. Diese beiden Formen der Tatbegehung dienen 
im geltenden Recht als gesetzliche Erschwerungs-
gründe für die Körperverletzung (§ 223a StGB). Sie 
sind bei der Notzucht als solche nicht verwendet, 
jedoch dafür besonders geeignet; denn sie bezeich-
nen praktisch bedeutsame und von den gewöhnlich 
vorkommenden Fällen deutlich abgehobene Er-
scheinungsformen der Tat, bei denen wegen ihrer 
Schwere Gefängnis nicht in Frage kommen darf. 

§ 205 
Schwere Notzucht 

Die Vorschrift regelt die erschwerten Formen der 
Notzucht in zwei Stufen. Absatz 1 behandelt die 

§§ 205, 206 
besonders schweren Fälle, während Absatz 2 die 
leichtfertige Verursachung des Todes der durch die 
Notzucht betroffenen Frau als tatbestandlich um-
schriebenen Strafschärfungsgrund verwendet. 

Absatz 1 droht für die besonders schweren Fälle 
der Notzucht Zuchthaus von fünf Jahren bis zum 
gesetzlichen Höchstmaß von zwanzig Jahren an und 
bringt damit gegenüber dem geltenden Recht eine 
wesentliche Verschärfung. Als Regelbeispiele führt 
er die Fälle auf, daß der Täter sein Opfer in die 
Gefahr des Todes bringt oder es vorsätzlich oder 
leichtfertig an Körper oder Gesundheit schwer 
schädigt (vgl. dazu die Begründung zu § 147 Abs. 2). 
Beide Beispiele sind geeignet, die besonders üblen 
Notzuchtsfälle angemessen zu erfassen, in denen der 
Täter den Widerstand der Frau mit brutaler lebens-
gefährdender Gewalt, insbesondere durch rücksichts-
loses Würgen, überwindet. Ist ein Beispielsfall 
gegeben, so darf einfache Notzucht nach § 204 nur 
angenommen werden, wenn besondere Umstände 
ergeben, daß das Unrecht oder die Schuld entgegen 
der Regel nicht wesentlich erhöht sind (§ 62). Das 
kann z. B. in Frage kommen, wenn die Frau durch ihr 
vorausgegangenes schuldhaftes Verhalten den Täter 
zur Gewaltanwendung herausgefordert hat. Auch 
wenn ein Beispielsfall nicht vorliegt, kann der Richter 
einen besonders schweren Fall annehmen. Er hat sich 
dabei von der allgemeinen Regel des § 62 leiten zu 
lassen. Wegen der Grundsätze im einzelnen, die für 
die Abgrenzung der besonders schweren Fälle gelten, 
wird auf die Begründung zu § 62 verwiesen. 

Die in Absatz 2 vorgesehene Strafschärfung für 
den Fall des Todes der Frau ist gegenüber dem 
geltenden Recht (§ 178 StGB) insofern gemildert, als 
im Hinblick auf den Tod leichtfertiges Handeln vor-
ausgesetzt wird und die lebenslange Zuchthausstrafe 
entfällt. Die Beschränkung auf Leichtfertigkeit ist 
geboten, weil die Mindeststrafe von zehn Jahren 
Zuchthaus bei nur leicht fahrlässiger Herbeiführung 
der Todesfolge mit Rücksicht auf den Schuldgrund-
satz bedenklich ist. Der Wegfall der lebenslangen 
Zuchthausstrafe soll die Strafdrohung für schwere 
Notzucht gegenüber dem Mord schärfer absetzen. Er 
kann vor allem deshalb hingenommen werden, weil 
das Höchstmaß der zeitigen Zuchthausstrafe auf 
zwanzig Jahre heraufgesetzt wird (§ 44 Abs. 2). 

§ 206 
Nötigung zur Unzucht 

Der Entwurf erweitert den Tatbestand der 
Nötigung zur Unzucht gegenüber dem geltenden 
Recht (§ 176 Abs. 1 Nr. 1 StGB) nach zwei Richtungen, 
um den Schutz der geschlechtlichen Freiheit zu ver-
stärken. Er droht nicht nur bei der Nötigung einer 
Frau, sondern auch bei der eines Mannes Strafe an, 
weil es strafwürdig und — namentlich im Bereich 
der gleichgeschlechtlichen Unzucht — auch keines-
wegs praktisch bedeutungslos ist, daß Männer mit 
den im Tatbestand angegebenen Mitteln zur Duldung 
unzüchtiger Handlungen genötigt werden. § 175 a 
Nr. 1 StGB, der im geltenden Recht die Strafdrohung 
gegen die Nötigung zur gleichgeschlechtlichen Un-
zucht unter Männern enthält, wird damit entbehrlich. 
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§ 207 
Außerdem ist in den Anwendungsbereich auch der 
Fall einbezogen, daß der Angegriffene zur aktiven 
Vornahme einer Handlung genötigt wird, die das all-
gemeine Scham- und Sittlichkeitsgefühl in geschlecht-
licher Beziehung erheblich verletzt. Wenn der 
Entwurf insoweit nur auf die objektiven Voraus-
setzungen der unzüchtigen Handlung abstellt, so 
erklärt sich das daraus, daß es bei der Handlung des 
Genötigten nicht auf dessen wollüstige Absicht an-
kommen kann (vgl. dazu die Ausführungen zum 
Sprachgebrauch in der Vorbemerkung zu diesem 
Untertitel unter 1.). Anderenfalls würde sich eine 
kriminalpolitisch bedenkliche Einschränkung der 
Strafbarkeit ergeben. Wenn auch Taten, durch die 
zur Vornahme von Handlungen der beschriebenen 
Art genötigt wird, nach den Erfahrungen der Praxis 
nicht häufig vorkommen werden, so sind sie doch 
nicht weniger strafwürdig als die Nötigung unzüch-
tige Handlungen zu dulden. 

Als Regelstrafe sieht Absatz 1 Gefängnis nicht 
unter sechs Monaten vor. Die Zuchthausstrafdrohung 
des geltenden Rechts (§ 176 Abs. 1 StGB) ist auf die 
in Absatz 4 bezeichneten, unter erschwerenden Um-
ständen begangenen Taten beschränkt, weil die 
Nötigung zur Unzucht im übrigen wohl kaum zur 
Hochkriminalität gehört (vgl. dazu die Begründung 
zu § 43). Mindestens aber kann sie zu einem erheb-
lichen Teil in Formen begangen werden, die keine 
Zuchthausstrafe verdienen. Mit Rücksicht darauf, 
daß der Tatbestand auch zahlreiche Fallgruppen um 
faßt, die nach der Schwere des Unrechts und ihrer 
kriminalpolitischen Bedeutung weit hinter der Not-
zucht zurückbleiben, würde eine Zuchthausdrohung, 
die nur in minder schweren Fällen ein Ventil für 
diese Fallgruppen ließe, den tatsächlichen Gegeben-
heiten nicht gerecht. Dabei wird nicht verkannt, daß 
es auch im Bereich der Nötigung zur Unzucht schwere 
und schwerste Taten gibt, die im Einzelfall den Un-
rechts- und Schuldgehalt einer Notzucht — etwa 
wenn es sich um die Nötigung zur Duldung perverser 
Scheußlichkeiten handelt — durchaus übertreffen 
können. Diese nach den Erfahrungen der Praxis nicht 
sehr große Gruppe von Fällen kann aber nicht das 
allgemeine Leitbild für den Tatbestand bilden; 
dessen Schwergewicht liegt vielmehr in Handlungen, 
die an Schwere und praktischer Bedeutung der Not-
zucht nicht gleichkommen. Gegenüber der Straf-
drohung des § 175 a Nr. 1 StGB, die bei mildernden 
Umständen Gefängnis nicht unter drei Monaten vor-
sieht, tritt eine Verschärfung ein, die sachgemäß ist. 

In den Absätzen 2 und 4 werden dieselben 
Merkmale zu besonderen Strafschärfungen ver-
wendet, die bei der Notzucht als Ausschlußgründe 
für die Annahme eines minder schweren Falles (§ 204 
Abs. 2), als Regelbeispiele für den besonders 
schweren Fall (§ 205 Abs. 1) und zur tatbestands-
mäßig umschriebenen Strafschärfung (§ 205 Abs. 2) 
dienen. Da für die Nötigung zur Unzucht als Regel-
strafe nur Gefängnis angedroht ist, kann zu Zucht-
haus nicht durch einen verschärften Strafrahmen für 
besonders schwere Fälle übergegangen werden. Das 
würde den allgemeinen, der Rechtsstaatlichkeit die-
nenden Grundsätzen des Entwurfs widersprechen, 
die in der Einleitung der Begründung zum Be-
sonderen Teil unter III. dargelegt sind. Im Gegensatz  

zur Notzucht sind deshalb hier keine besonders 
schweren Fälle, sondern tatbestandlich umschriebene 
Strafschärfungen vorgesehen. 

Zu anderen Vorschriften des Entwurfs verhält sich 
§ 206 wie folgt: Er schließt als Sondervorschrift die 
Anwendbarkeit des allgemeinen Tatbestandes der 
Nötigung (§ 170) aus, wird aber seinerseits regel-
mäßig durch § 204 verdrängt, weil die Notzucht nur 
einen besonders herausgehobenen Fall der Nötigung 
zur Unzucht bildet. Es sind allerdings gewisse Fälle 
denkbar, in denen Tateinheit zwischen beiden Tat-
beständen vorliegt. Das gilt vor allem dann, wenn 
der Täter seine einheitliche Handlung zunächst nur 
mit dem Vorsatz der Nötigung zur Unzucht be-
gonnen hat, dann aber zur Notzucht übergegangen 
ist. Mit zahlreichen weiteren Tatbeständen des Titels, 
namentlich mit § 210 (Unzucht mit Kindern), § 214 
(Unzucht unter Ausnutzung der Dienstgewalt), § 215 
(Unzucht in Anstalten) und den §§ 216, 217 (Unzucht 
zwischen Männern), wird bisweilen tateinheitliches 
Zusammentreffen in Frage kommen. 

§ 207 
Schwere Schändung 

Nach § 176 Abs. 1 Nr. 2 StGB wird unter dem 
Gesichtspunkt der Schändung nur solchen Frauen 
Strafschutz gegen den Mißbrauch zum außerehe-
lichen Beischlaf gewährt, die willenlos, bewußtlos 
oder geisteskrank sind. Daran hält der Entwurf fest. 
Er erweitert jedoch den Tatbestand zugleich auf 
Frauen, die hochgradig schwachsinnig oder zum 
Widerstand körperlich unfähig sind. Gerade schwach-
sinnige Frauen sind bisweilen sinnlich besonders reiz-
bar. Soweit sie infolge ihres Zustandes zum Wider-
stand  gegen unzüchtige Zumutungen seelisch unfähig 
sind, muß das Strafgesetz ihren Schutz übernehmen; 
denn wer eine solche krankhafte Veranlagung zur 
Befriedigung geschlechtlicher Begierden ausnutzt, ist 
in hohem Maße strafwürdig. Allerdings kann die 
Strafdrohung nicht schlechthin auf alle schwach-
sinnigen Frauen erstreckt werden, weil die leich-
teren Grade des Schwachsinns sich nicht unbedingt 
auf das Geschlechtsleben auswirken. Insoweit be-
steht kein ausreichender Anlaß, der Einwilligung 
die rechtliche Anerkennung zu versagen und den 
Täter wegen Schändung zu bestrafen, wenn er mit 
dem Einverständnis der Frau gehandelt hat. Nur bei 
hochgradigem Schwachsinn, der eine in der psychia-
trischen Wissenschaft und Praxis herausgearbeitete 
besonders schwere Form des Schwachsinns bezeich-
net, ist es gerechtfertigt, den Mißbrauch zum außer-
ehelichen Beischlaf unabhängig von der Einwilligung 
der Frau strafrechtlich zu erfassen; denn hier ist 
ohne weiteres davon auszugehen, daß die Frau 
infolge ihres Zustandes zum Widerstand seelisch 
unfähig ist. Das weitere Merkmal der körperlichen 
Widerstandsunfähigkeit dient nur der Klarstellung. 
Es betrifft namentlich die Fälle, die bisher durch 
erweiternde Auslegung des Begriffs „willenlos" in 
den Anwendungsbereich einbezogen worden sind. 
Als willenlos werden nach der Rechtsprechung auch 
Frauen angesehen, die durch Lähmung der Glieder, 
durch Fesselung oder aus anderen Gründen nicht in 
der Lage sind, ihrem vorhandenen Abwehrwillen 
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Geltung zu verschaffen. Solche Frauen als willenlos 
zu bezeichnen, widerspricht dem allgemeinen Sprach-
gebrauch; sie sind nur trotz ihres entgegenstehenden 
Willens zum Widerstand körperlich unfähig. 

Absatz 1 setzt den „Mißbrauch " der Frau 
zum außerehelichen Beischlaf voraus. Diese Fassung 
läßt den Standpunkt des Entwurfs erkennen daß 
trotz Verwirklichung des Tatbestandes im übrigen 
Handlungen denkbar sind, die keinen Mißbrauch 
enthalten und deshalb aus dem Anwendungsbereich 
ausscheiden (vgl. dazu die Ausführungen zum 
Sprachgebrauch in der Vorbemerkung zu diesem 
Untertitel unter 3.). Zu denken ist dabei etwa an 
den Fall, daß eine Frau vor Herbeiführung ihrer 
Trunkenheit in den Beischlaf ausdrücklich ein-
gewilligt hat. 

Die Regelstrafe für schwere Schändung ist in 
Übereinstimmung mit dem geltenden Recht Zucht-
haus bis zu zehn Jahren. Ebenso wie bei der Not-
zucht (§ 204) kann auch hier — trotz der grundsätz-
lichen Beschränkung der Zuchthausstrafe auf Fälle 
der Hochkriminalität — auf diese Strafart nicht ver-
zichtet werden. Die Gründe stimmen im wesentlichen 
mit denen überein, die bei der Notzucht dargelegt 
sind. Für minder schwere Fälle ist in Absatz 2 
Gefängnisstrafe von sechs Monaten bis zu fünf 
Jahren angedroht. Daß der Strafrahmen insoweit 
hinter dem der Notzucht zurückbleibt, entspricht dem 
geltenden Recht (§ 176 Abs. 2 StGB) und ist vor allem 
deshalb geboten, weil auch Taten von geringerem 
Unrechts- und Schuldgehalt vorkommen können. Es 
sei nur der Fall erwähnt, daß eine geisteskranke 
Frau mißbraucht wird, deren Unterscheidungs- und 
Hemmungsvermögen auf dem Gebiet des Geschlecht-
lichen nur unwesentlich beeinträchtigt ist. 

Mit Rücksicht auf die enge Verwandtschaft des 
Tatbestandes mit dem der Notzucht erklärt Absatz 3 
den § 205 für entsprechend anwendbar. Er überträgt 
damit die Regelung der für die Notzucht vorgesehe-
nen besonders schweren Fälle und den dort 
behandelten Erschwerungstatbestand auch auf die 
schwere Schändung. 

§ 208 
Schändung 

Der Tatbestand der einfachen Schändung ist 
gegenüber dem geltenden Recht neu. Er geht auf 
Vorschläge der früheren Entwürfe zurück (vgl. z. B. 
§ 284 E 1927í30), die ihrerseits österreichische Ent-
würfe zum Vorbild hatten. Daß ein kriminal-
politisches Bedürfnis für einen solchen Tatbestand 
besteht, ist während der früheren Arbeiten an der 
Strafrechtsreform niemals zweifelhaft gewesen. Das 
geltende Recht enthält insoweit eine nicht zu recht-
fertigende Lücke. 

Die Schändung ist gegenüber der schweren Schän-
dung (§ 207) als Grundtatbestand ausgestaltet. Dieser 
bedroht allgemein den Mißbrauch bestimmter wider-
standsunfähiger Personen zur Unzucht mit Strafe 
ohne Rücksicht auf das Geschlecht des Opfers. Die 
Ausdehnung des Strafschutzes auch auf Männer 
dient namentlich dem Zweck, deren Mißbrauch zur 
gleichgeschlechtlichen Unzucht zu verhüten, der in 

§§ 208, 209 
hohem Maße strafwürdig und zugleich nicht ohne 
praktische Bedeutung ist. Wegen der einzelnen 
Merkmale des Tatbestandes wird auf die Begrün-
dung zu § 207 und auf die Ausführungen zum 
Sprachgebrauch in der Vorbemerkung zu diesem 
Untertitel unter 3. bis 5. verwiesen. 

Der Strafrahmen des § 208 ist weit gespannt. 
Er beträgt im Mindestmaß nur drei Monate Gefäng-
nis, um auch bei Taten von geringerer Bedeutung 
eine gerechte Ahndung zu ermöglichen. Auf der 
anderen Seite sind die durch Verweisung auf § 206 
Abs. 4 (Nötigung zur Unzucht) vorgesehenen erheb-
lichen Strafschärfungen notwendig, um auch 
schweren Taten wirksam entgegentreten zu können; 
denn diese unterscheiden sich häufig in der rück-
sichtslosen Gesinnung des Täters, seinen verwerf-
lichen Beweggründen und den angewandten Mitteln 
nur unwesentlich von den Fällen der Nötigung zur 
Unzucht unter Einschluß der Notzucht und der 
schweren Schändung. 

§ 209 
Entführung zur Unzucht 

Nach § 236 StGB wird bestraft, wer eine Frau 
wider ihren Willen durch List, Drohung oder Gewalt 
entführt, um sie zur Unzucht oder zur Ehe zu bringen. 
Der Entwurf hält an diesem Tatbestand nur insoweit 
fest, als es sich um die Entführung zur Unzucht 
handelt. Die gesellschaftlichen Verhältnisse, ins-
besondere die tatsächliche und rechtliche Stellung 
der Frau, haben sich im Laufe der letzten Jahrzehnte 
so grundlegend gewandelt, daß für einen besonderen 
Strafschutz gegen die Entführung zur Ehe kein 
kriminalpolitisches Bedürfnis mehr besteht. Soweit 
in diesem Bereich strafwürdige Taten vorkommen, 
können sie unter allgemeinen Gesichtspunkten 
— etwa als Nötigung, Freiheitsberaubung oder 
Betrug — ausreichend geahndet werden. Auch die 
Entführung zur Unzucht hat infolge der tief-
greifenden Veränderungen im Zusammenleben der 
Menschen nicht mehr dieselbe tatsächliche Bedeu-
tung wie in der Zeit vor den beiden Weltkriegen; 
sie wird überwiegend in grundsätzlich anderen 
Formen begangen, als das früher der Fall war. Auch 
Handlungen von verhältnismäßig geringer Schwere, 
die vor allem im Unrechts- und Schuldgehalt weit 
hinter dem einer Notzucht oder einer Nötigung zur 
Unzucht (§§ 204, 206) zurückbleiben, werden vom 
Tatbestand erfaßt. Das hat zu großen Schwierig-
keiten für die Rechtsprechung geführt, weil an-
gesichts der ausnahmslosen Zuchthausdrohung des 
geltenden Rechts bisweilen Strafen verhängt werden 
mußten, die das Maß der Schuld erheblich über-
stiegen. Der Entwurf droht deshalb für die Tat nur 
Gefängnisstrafe bis zu fünf Jahren an. Er wird damit 
dem kriminalpolitischen Bedürfnis vollauf gerecht. 
Denn schwere Fälle der Entführung zur Unzucht 
können im allgemeinen unter anderen rechtlichen 
Gesichtspunkten, etwa dem des Menschenhandels 
(§ 229), der schweren Kuppelei (§ 228) oder der 
schweren Freiheitsberaubung (§ 164), mit empfind-
lichen Strafen geahndet werden; dabei begründet 
in der Regel erst der andere rechtliche Gesichts-
punkt die besondere Strafwürdigkeit der Tat. 
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§ 210 
Da der Tatbestand vornehmlich den Zweck ver-

folgt, der Vorbereitung und Vornahme unzüchtiger 
Handlungen entgegenzuwirken, und da erst die 
Absicht des Täters, sein Opfer zur Unzucht zu 
bringen, die Schutzrichtung der Vorschrift bestimmt, 
ist diese aus dem Zusammenhang der Straftaten 
gegen die persönliche Freiheit herausgelöst und in 
den Titel über die Sittlichkeitsdelikte eingefügt 
worden. 

Die Beschreibung des Tatbestandes lehnt sich 
eng an § 236 StGB an. Von dessen Merkmalen sind 
die Worte „wider ihren Willen" als überflüssig 
gestrichen worden; denn aus der Aufzählung der 
Entführungsmittel ergibt sich bereits, daß die Tat 
gegen den Willen der Entführten begangen sein muß. 
Außerdem wird der Begriff der Drohung in der 
Weise verdeutlicht, daß es sich um die „Drohung 
mit einem empfindlichen Übel" handeln muß. Da-
durch wird das geltende Recht nicht geändert, 
sondern im Einklang mit der bisherigen Recht-
sprechung nur klargestellt, daß Drohungen ohne 
eine ins Gewicht fallende Nötigungswirkung den 
Tatbestand nicht erfüllen. Die Ergänzung dient 
zugleich dem Zweck, den Sprachgebrauch möglichst 
einheitlich zu gestalten (vgl. z. B. § 189 Abs. 1, § 190 
Abs. 1, § 195 Abs. 2, § 196 Abs. 1, § 229 Abs. 1 Nr. 2 
und § 259 Abs. 1). Wegen des Begriffs der Gewalt 
wird auf § 11 Abs. 2 verwiesen, der die Anwendung 
von Hypnose und die Einwirkung mit betäubenden, 
berauschenden oder anderen Mitteln auf den Körper 
eines anderen unter bestimmten Voraussetzungen 
der Anwendung von Gewalt gleichgestellt. Im 
übrigen geht der Entwurf von der Vorstellung aus, 
daß die Begriffe des Entführens und der List ebenso 
auszulegen sind, wie es die Rechtsprechung im 
Bereich des § 236 StGB getan hat. Vor allem genügt 
es danach zum Entführen nicht, daß die betroffene 
Frau gegen ihren Willen an einen anderen Ort ver-
bracht wird. Es ist vielmehr erforderlich, daß sie 
dadurch dem überwiegenden Einfluß des Täters 
preisgegeben wird, wenn auch diese Abhängigkeit 
nicht notwendig bis zur Aufhebung der persönlichen 
Freiheit zu gehen braucht. Ohne diese Einschrän-
kung würde die Vorschrift über das kriminal-
politische Bedürfnis hinausgehen. 

Für die Anwendung des Tatbestandes macht es 
keinen Unterschied, ob es dem Täter darauf an-
kommt, die Entführte selbst zur Unzucht zu miß-
brauchen, oder ob er sie zur Unzucht mit anderen 
bringen will. Die Einbeziehung auch der kupple-
rischen Entführung wird häufig zu einem rechtlichen 
Zusammentreffen mit den Tatbeständen der Kuppelei 
und des Menschenhandels (§§ 226 bis 229) führen. 
Es bleibt der Rechtsprechung überlassen zu klären, 
ob und inwieweit in solchen Fällen Tateinheit oder 
Gesetzeseinheit anzunehmen ist. 

Daß die Tat nach Absatz 3 nur auf Antrag ver-
folgt werden kann, entspricht dem geltenden Recht 
(§ 236 Abs. 2 StGB). 

Die Eheschließung mit der Entführten bildet 
in Übereinstimmung mit § 238 StGB ein Verfol-
gungshindernis (Absatz 4). Jedoch wird darauf 
verzichtet, die Verfolgung für den Fall wieder zu-
zulassen, daß die Ehe für nichtig erklärt wird. 

Insoweit handelt es sich um einen Sachverhalt von 
geringer praktischer Bedeutung; seine besondere 
Regelung erscheint entbehrlich. Auf der anderen 
Seite schließt das geltende Recht die Verfolgung nur 
aus, wenn der Entführer, d. h. nach überwiegender 
Meinung im Schrifttum der Täter, die Entführte 
geheiratet hat. Der Entwurf erstreckt diese Wirkung 
auch auf die Ehe der Entführten mit einem anderen 
Tatbeteiligten. Das ist aus Gründen sowohl der 
Gerechtigkeit wie auch kriminalpolitischer Zweck-
mäßigkeit geboten. Die Folge der Eheschließung mit 
dem Täter oder einem Teilnehmer ist stets, daß die 
Tat als solche nicht verfolgt werden kann. Heiratet 
also die Entführte den Täter, so kann auch gegen 
Anstifter und Gehilfen, heiratet sie einen Teilneh-
mer, so kann auch gegen den Täter und andere 
Teilnehmer nicht eingeschritten werden. 

§ 210 
Unzucht mit Kindern 

Die Tatbestände der Unzucht mit Kindern und des 
Verleitens von Kindern zur Unzucht sind gegenüber 
dem geltenden Recht (§ 176 Abs. 1 Nr. 3 StGB) grund-
legend umgestaltet. Die Neufassung verfolgt das 
Ziel, die Androhung der erheblichen Mindeststrafe 
von sechs Monaten Gefängnis und der Zuchthaus-
strafe für Taten vorzubehalten, die auch nach der 
Volksanschauung als schwerer Mißbrauch von 
Kindern zur Befriedigung geschlechtlicher Leiden-
schaften anzusehen sind, und unzüchtige Handlungen 
von im allgemeinen geringerer Bedeutung durch 
andere, mit milderer Strafdrohung ausgestattete Tat-
bestände aufzufangen. Die Notwendigkeit einer 
Gesetzesänderung nach dieser Richtung ergibt sich 
aus der Entwicklung, welche die Rechtsprechung in 
den letzten Jahrzehnten genommen hat. Die Schwie-
rigkeiten sind im wesentlichen dadurch entstanden, 
daß nach der maßgebenden Auslegung des § 176 
Abs. 1 Nr. 3 StGB auch geringfügige und flüchtige 
unzüchtige Handlungen, deren Bedeutung dem be-
troffenen Kind oft nicht zum Bewußtsein kommt, zur 
Verurteilung ausreichen, daß für das Merkmal der 
„Vornahme unzüchtiger Handlungen mit" dem Kind 
die Herstellung eines irgendwie gearteten, sei es 
auch eines nur geistigen, Kontaktes genügt (vgl. 
dazu die Ausführungen zum Sprachgebrauch in der 
Vorbemerkung zu diesem Untertitel unter 4.) 
und daß der Begriff des „Verleitens zur Vornahme 
unzüchtiger Handlungen" schon erfüllt ist, wenn das 
Kind dazu bestimmt wird, eine für sich allein wert-
neutrale Handlung vorzunehmen, die ihren unzüch-
tigen Charakter erst durch die wollüstige Absicht des 
Täters erhält. Das hat dazu geführt, daß in zahl-
reichen Fällen eine Verurteilung nach § 176 Abs. 2 
StGB zur Mindeststrafe von sechs Monaten Gefäng-
nis unausweichlich war, obwohl der Täter nach dem 
Unrechts- und Schuldgehalt seiner Tat eine solche 
Strafe nicht verdient hatte. Andererseits muß ein-
geräumt werden, daß für die Rechtsprechung nur die 
Möglichkeit dieser weiten Auslegung bestand, weil 
es aus kriminalpolitischen Gründen nicht zu ver-
antworten gewesen wäre, zahlreiche unzüchtige 
Handlungen gegenüber Kindern, die zwar die Be-
wertung als Verbrechen nicht verdienen, aber doch 
ethisch verwerflich und nach der allgemeinen Über- 
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zeugung auch strafwürdig sind, gänzlich straffrei zu 
lassen. Es ist deshalb eine wichtige Aufgabe des 
Entwurfs, hier durch Abstufung der Strafdrohungen 
Abhilfe zu schaffen. Er versucht, dieses Ziel auf 
folgendem Wege zu erreichen: 

Der Tatbestand der Unzucht mit Kindern 
(Absatz 1) wird auf Fälle beschränkt, in denen der 
Täter mit dem Kind (§ 10 Nr. 1) Unzucht treibt, d. h. 
unzüchtige Handlungen von einer gewissen Dauer 
und Stärke vornimmt, bei denen er den Körper des 
Kindes durch Berührung als Mittel zur Erregung 
oder Befriedigung der Wollust benutzt (Näheres zu 
diesem Sprachgebrauch ist in der Vorbemerkung 
zu diesem Untertitel unter 2. und 4. dargelegt). 
Aus dem Anwendungsbereich scheiden danach 
gegenüber dem geltenden Recht einerseits alle 
Handlungen aus, die das Werk eines Augenblicks 
sind, also die flüchtigen unzüchtigen Handlungen, 
wie z. B. das kurze Berühren oder Anfassen des 
Geschlechtsteils. Andererseits werden auch solche 
Handlungen nicht mehr erfaßt, in denen das Kind 
nicht durch Berührung seines Körpers, sondern in 
anderer Weise mißbraucht wird, etwa dadurch, daß 
es veranlaßt wird, sich zu entblößen oder einen un-
züchtigen Vorgang geflissentlich zu betrachten. 

In ähnlicher Weise wird auch der Tatbestand 
des Verleitens von Kindern zur Unzucht 
eingeschränkt (Absatz 2). Hier genügt es nicht mehr, 
daß das Kind zu irgendeiner unzüchtigen Handlung 
bestimmt wird. Es ist vielmehr notwendig, daß sich 
sein Verhalten als „Unzuchttreiben" darstellt, also 
in der Vornahme unzüchtiger Handlungen von ge-
wisser Stärke und Dauer besteht, und daß es diese 
Unzucht entweder am eigenen Körper oder mit 
einem anderen treibt. Diese letztere Einschränkung 
bewirkt, daß auch hier nur solche Handlungen zur 
Erfüllung des Tatbestandes ausreichen, die mit einer 
unzüchtigen Berührung des kindlichen Körpers ver-
bunden sind. 

Die auf diese Weise aus den beiden Tatbeständen 
ausgeschiedenen Handlungen dürfen nun allerdings 
nicht straffrei bleiben. Sie sind überwiegend straf-
würdiges Unrecht, dessen gerichtliche Verfolgung 
zum Schutze der Jugend unverzichtbar ist. In ge-
wissen schweren Fällen kann dieses Unrecht sogar 
so erheblich sein, daß nur durch hohe Strafen, die 
denen nach § 210 durchaus vergleichbar sind, eine 
angemessene Ahndung möglich ist. Zu denken ist 
dabei etwa an den Fall, daß jemand zur Steigerung 
seiner Geschlechtslust ein Kind als Zuschauer an un-
züchtigen Ausschreitungen teilnehmen läßt. Für 
diesen Bereich bringt § 212 eine Anzahl neuer Tat-
bestände, deren Zweck vornehmlich darin besteht, die 
durch die Einschränkung des § 210 und des noch zu 
behandelnden § 211 (Unzucht mit Schutzbefohlenen) 
gegenüber dem geltenden Recht entstandenen Lücken 
in einer dem kriminalpolitischen Bedürfnis ent-
sprechenden Weise auszufüllen. Darüber wird in der 
Begründung zu § 212 Näheres ausgeführt. 

Ergänzend ist zu den Tatbeständen der Absätze 1 
und 2 noch folgendes zu bemerken: 

Da der Begriff „Unzucht treiben mit" nicht not-
wendig eine einverständliche tätige Mitwirkung des 
anderen voraussetzt (vgl. dazu die Ausführungen 
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zum Sprachgebrauch in der Vorbemerkung zu 
diesem Untertitel unter 6.), ist darauf verzichtet 
worden, den in § 176 Abs. 1 Nr. 3 StGB genannten 
Fall, daß das Kind „ zur Duldung " unzüchtiger 
Handlungen verleitet wird, im Tatbestand des Ab-
satzes 2 ausdrücklich zu erwähnen; denn auch wenn 
das Verhalten des Kindes sich in einem bloßen 
Dulden erschöpft, treibt der Täter „mit" ihm Un-
zucht, so daß er schon nach Absatz 1 strafbar ist. 

Der in Absatz 2 enthaltene Hinweis darauf, daß 
das Kind die geschlechtliche Bedeutung sei-
nes Verhaltens nicht zu verstehen braucht, ist mit 
Rücksicht auf den allgemeinen Sprachgebrauch des 
Entwurfs unerläßlich (vgl. dazu die Ausführungen in 
der Vorbemerkung zu diesem Untertitel unter 1.). 
Danach sind unter „Unzucht" nur Handlungen zu 
verstehen, die objektiv das allgemeine Scham- und 
Sittlichkeitsgefühl in geschlechtlicher Beziehung er-
heblich verletzen und subjektiv in wollüstiger Ab-
sicht vorgenommen werden. Würde man auch in 
Absatz 2 diese Begriffsbestimmung zugrunde legen, 
so wäre zur Verwirklichung des Tatbestandes er-
forderlich, daß das Kind die geschlechtliche Bedeu-
tung seines Verhaltens erkennt und selbst auch in 
wollüstiger Absicht handelt. Beides wird nach der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung zum geltenden 
Recht nicht gefordert und kann auch nicht gefordert 
werden, wenn die Ausscheidung in hohem Maße ver-
werflicher Handlungen aus dem Tatbestand ver-
mieden werden soll. Dieses Ziel erreicht der Entwurf 
dadurch, daß er bei dem Kind ausdrücklich auf das 
Verständnis der geschlechtlichen Bedeutung seines 
Verhaltens verzichtet. Daraus folgt, daß es auch nicht 
auf eine wollüstige Absicht des Kindes ankommen 
kann; denn das Vorliegen einer solchen Absicht ist 
begrifflich ausgeschlossen, wenn das Kind schon die 
geschlechtliche Bedeutung des Vorgangs nicht erfaßt. 
Zur Verurteilung des Täters genügt es daher, wenn 
sein Vorsatz das objektiv unzüchtige Verhalten des 
Kindes umfaßt, und wenn er die Tat in wollüstiger 
Absicht begeht. Diese Absicht allerdings setzt Ab-
satz 2 in Überinstimmung mit der Rechtsprechung 
zum geltenden Recht als unverzichtbar voraus. Denn 
wenn schon auf seiten des Kindes eine für sein Ver-
ständnis wertneutrale Handlung zur Verwirklichung 
des Tatbestandes ausreicht, dann muß wenigstens 
beim Täter die Absicht, eigene oder fremde Ge-
schlechtslust zu erregen oder zu befriedigen, vor-
liegen. Ohne diese Einschränkung könnten auch 
Handlungen als schwere Sittlichkeitsdelikte bestraft 
werden, bei denen keiner der Beteiligten mit einer 
geschlechtlichen Tendenz gehandelt hat. Das erweckt 
mit Rücksicht auf die Höhe der Mindeststrafe Be-
denken. In der Praxis wird mit solchen Fällen auch 
kaum zu rechnen sein. 

Während § 176 Abs. 1 Nr. 3 StGB davon spricht, 
daß das Kind zur Verübung unzüchtiger Handlung 
„ verleitet" wird, genügt nach Absatz 2 das bloße 
„Bestimmen" des Kindes. Damit ist keine Änderung 
des geltenden Rechts verbunden. Nach der Recht-
sprechung zu § 176 StGB ist unter Verleiten jede 
Einwirkung auf den Willen des Kindes, etwa durch 
Versprechungen, Vorspiegelungen, Drohungen oder 
durch Erregung von Neugierde, zu verstehen, wenn 
dadurch dessen Wille zur Vornahme der im Tat- 
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bestand genannten Handlungen bestimmt wird; dies 
gilt selbst für den Fall, daß schon eine gewisse 
allgemeine Neigung bei dem Kind vorhanden ge-
wesen ist. Infolge dieser weiten Auslegung ist im 
Tatbestand des § 176 StGB das Verleiten mit der 
bloßen erfolgreichen Willensbestimmung identisch. 
Da das zugleich dem kriminalpolitischen Bedürfnis 
entspricht, empfiehlt es sich, im Einklang mit dem 
Sprachgebrauch des Entwurfs in § 30 (Anstiftung) 
und in einer Anzahl weiterer Vorschriften davon zu 
sprechen, daß das Kind zur Vornahme der im Tat-
bestand bezeichneten Handlungen „bestimmt" wird. 
An der bisherigen Rechtslage, daß die Tat erst 
vollendet ist, wenn das Kind die Handlung, zu der 
es bestimmt wurde, vorgenommen hat, soll durch 
die neue Fassung nichts geändert werden. Der Ent-
wurf sucht das dadurch klarzustellen, daß er den 
Inhalt der von dem Kind vorgenommenen Handlung 
nicht durch einen Infinitivsatz, sondern durch einen 
Daß-Satz in der Wirklichkeitsform beschreibt. 

Als Regelstrafe ist für Handlungen nach den 
Absätzen 1 und 2 Gefängnis von sechs Monaten his 
zu zehn Jahren angedroht. Das entspricht hinsicht-
lich der zeitlichen Ausdehnung des Strafrahmens 
dem geltenden Recht (§ 176 StGB). Im Gegensatz 
dazu ist jedoch davon abgesehen worden, schon im 
Grundtatbestand Zuchthaus anzudrohen und Gefäng-
nis nur in minder schweren Fällen zuzulassen. Die 
Zuchthausstrafe soll auf Taten der Hochkriminalität 
beschränkt bleiben (vgl. die Begründung zu § 43). 
Die Unzucht mit Kindern läßt sich nach den Erfah-
rungen der Praxis nicht allgemein diesem Bereich 
zuordnen. Das zeigt vor allem die Kriminalstatistik, 
nach der in den Jahren von 1950 bis 1957 durch-
schnittlich weniger als 10 0/o der Täter mit Zuchthaus 
und alle übrigen mit Gefängnis bestraft worden sind 
und weit über die Hälfte aller verhängten Strafen 
weniger als ein Jahr Gefängnis betragen haben. Bei 
dieser Sachlage dürfte es genügen, die Zuchthaus-
strafe nur für den Fall anzudrohen, daß die Erschwe-
rungsgründe des § 206 Abs. 4 vorliegen. Es muß 
allerdings hervorgehoben werden, daß in der gegen-
über dem geltenden Recht erweiterten Androhung 
der Gefängnisstrafe keine geringere Bewertung des 
Unrechts zum Ausdruck kommen soll. Die Herab-
stufung der Strafdrohung beruht allein auf der Tat-
sache, daß die nicht zur Hochkriminalität gehörenden 
Verbrechenstatbestände des Strafgesetzbuches ganz 
allgemein in Vergehen umgewandelt werden. 

Absatz 5 droht auch dem Täter Strafe an, der 
in den Fällen der Absätze 1 oder 2 fahrlässig nicht 
erkennt, daß es sich um ein Kind handelt. In der 
Praxis haben sich einer angemessenen Ahndung sitt-
licher Verfehlungen an Kindern bisweilen unüber-
windliche Schwierigkeiten entgegengestellt, wenn 
der Täter sich mit der Schutzbehauptung verteidigte, 
er habe sein Opfer nicht mehr für ein Kind gehalten 
oder sich über dessen Alter überhaupt keine Gedan-
ken gemacht. Zum Teil mußten solche Täter, nament-
lich wenn die betroffenen Kinder der Altersgrenze 
schon nahegerückt waren, trotz eines unabweisbaren 
Strafbedürfnisses freigesprochen werden; manchmal 
haben sich die Gerichte auch damit geholfen, daß sie 
bei der Feststellung der Voraussetzungen für den 
bedingten Vorsatz, soweit es sich auf das Alter des 

Opfers bezog, nicht die sonst üblichen strengen An-
forderungen stellten. Beide Ergebnisse sind uner-
wünscht. Sie können vermieden werden, wenn Taten 
nach den Absätzen 1 und 2 auch bei fahrlässiger Ver-
kennung des Alters des Kindes mit Strafe bedroht 
werden. Eine solche Vorschrift, die mit ähnlichem 
Inhalt auch das Schweizerische Strafgesetzbuch in 
Artikel 191 Abs. 3 enthält, ist geeignet, den Schutz 
unserer Kinder gegenüber geschlechtlichem Miß-
brauch wesentlich zu verstärken. Sie läßt sich mit 
dem Gedanken rechtfertigen, daß das Unrecht der 
Tat und der dem Kind zugefügte Schaden nicht weni-
ger schwer wiegt, wenn der Täter in Unkenntnis des 
Alters des Kindes handelt, und dieser Umstand nur 
die Schuld des Täters mindern kann, daß außerdem 
jeden, der sich mit einem noch sehr jungen Men-
schen unsittlich einläßt, die besondere Prüfungs-
pflicht trifft, ob er es mit einem Kind zu tun hat. Es 
soll allerdings nicht verkannt werden, daß die  Er-
weiterung der Strafbarkeit, die Absatz 5 vorsieht, 
auch gewisse Bedenken erweckt. Sie bestehen vor 
allem darin, daß die Gerichte in Fällen, die nicht hin-
reichend aufgeklärt erscheinen, unbegründet in den 
Tatbestand des Absatzes 5 ausweichen könnten mit 
der Folge, daß der Täter der an sich verdienten Strafe 
wegen vorsätzlich begangener Tat entgeht. Es wird 
Aufgabe der Rechtsmittelgerichte sein, dem entge-
genzutreten. 

Die Strafe für Taten nach Absatz 5 beträgt Ge-
fängnis bis zu drei Jahren. Sie setzt sich einerseits 
im Höchst- und im Mindestmaß genügend von der 
Strafe für die vorsätzlich begangene Tat ab. An-
dererseits reicht sie auch aus, um alle einschlägigen 
Verfehlungen angemessen zu ahnden. 

§ 211 
Unzucht mit Schutzbefohlenen 

Die Tatbestände der Unzucht mit Schutzbefohle-
nen sind dem § 174 Nr. 1 StGB nachgebildet, dessen 
gegenwärtige Fassung auf der Strafrechtsanglei-
chungsverordnung vom 29. Mai 1943 (Reichsgesetz-
blatt I S. 339) beruht. Ein bedeutsamer Unterschied 
gegenüber dem geltenden Recht besteht jedoch dar-
in, daß für die geschützten Personen, je nach dem 
Verhältnis, in dem sie zu dem Täter stehen, unter-
schiedliche Altersgrenzen eingeführt werden. Der 
Entwurf berücksichtigt dabei, daß § 174 Abs. 1 Nr. 1 
StGB in der vor 1943 geltenden Fassung nur die 
Taten von Vormündern, Adoptiv- und Pflegeeltern 
an ihren Mündeln und Kindern und von Geistlichen, 
Lehrern und Erziehern an ihren minderjährigen 
Schutzbefohlenen erfaßte, während die Neufassung 
von 1943 den Schutz verallgemeinernd auf alle der 
Erziehung, Ausbildung, Aufsicht oder Betreuung an-
vertrauten Personen unter 21 Jahren ausdehnte. Bei 
der Ausdehnung wurde das Schutzalter von 21 Jah-
ren demnach auf die hinzugekommenen Gruppen 
von Schutzbefohlenen erstreckt. 

Der Entwurf nimmt hier eine Unterscheidung vor. 
Während Absatz 1 für bestimmte, in der Praxis 
häufig vorkommende Kindschaftsverhältnisse und 
kindschaftsähnliche Rechtsverhältnisse und zugun-
sten von Zöglingen im Verhältnis zu ihren Erziehern 
Strafschutz bis zum 21. Lebensjahr des Schutzbefoh- 
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lenen gewährt, ist nach Absatz 2 für alle übrigen 
Abhängigkeitsverhältnisse im Sinne des § 174 Nr. 1 
StGB ein solcher Schutz nur noch bis zum 18. Lebens-
jahr vorgesehen (vgl. dazu § 10 Nr. 1, 2). Diese Ände-
rung beruht auf praktischen Erfahrungen, die von 
den Gerichten gemacht worden sind. Es war oft miß-
lich, daß Verurteilungen zu einer Strafe von minde-
stens sechs Monaten Gefängnis nicht vermieden 
werden konnten, obwohl die geschützte Person 
geistig und seelisch voll entwickelt war, das noch be-
stehende lockere Betreuungsverhältnis keinerlei Ab-
hängigkeit auf geschlechtlichem Gebiet begründete 
und die Hingabe auf einem freien Willensentschluß 
beruhte. Nur selten hat die Rechtsprechung hier ein 
gerechtes Ergebnis dadurch erzielen können, daß sie 
die Voraussetzung des „Mißbrauchs" zur Unzucht 
mit der Begründung verneint hat, die von der ge-
schützten Person gebilligten Geschlechtsbeziehungen 
hätten das bestehende Abhängigkeitsverhältnis nicht 
in seiner Grundlage erschüttert und die geschlecht-
liche Freiheit des Abhängigen nicht angetastet (vgl. 
dazu die Ausführungen zum Sprachgebrauch in der 
Vorbemerkung zu diesem Untertitel unter 3.). 
Diesen Schwierigkeiten begegnet der Entwurf durch 
eine Herabsetzung der Schutzgrenze in dem Bereich, 
in dem keine unabweisbare kriminalpolitische Not-
wendigkeit besteht, die bisherige Rechtslage auf-
rechtzuerhalten. Eine solche Notwendigkeit wird für 
das Verhältnis der Eltern, Adoptiveltern, Stiefeltern 
und Vormünder zu ihren Kindern, Adoptivkindern, 
Stiefkindern und Mündeln bejaht, weil es sich inso-
weit um Rechtsverhältnisse handelt, die besonders 
enge persönliche Bindungen begründen und die un-
bedingt von geschlechtlichen Einflüssen reingehalten 
werden müssen (Absatz 1 Nr. 1). Darüber hinaus ist 
die Notwendigkeit auch für das Verhältnis der Er-
zieher zu den ihrer Erziehung anvertrauten Per-
sonen bejaht worden, weil mit einem umfassenden 
Erziehungsauftrag die Aufnahme geschlechtlicher Be-
ziehungen zwischen den Beteiligten schlechthin un-
vereinbar ist und nach der herrschenden Volksüber-
zeugung auch dann als strafwürdig empfunden wird, 
wenn der Schutzbefohlene das 18. Lebensjahr bereits 
überschritten hat (Absatz 1 Nr. 2). Aus diesem 
gesetzgeberischen Grund dürfte sich ergeben, daß 
als „Erzieher" im Sinne der Vorschrift ebenso wie 
nach der vor 1943 geltenden Fassung des § 174 Abs. 1 
Nr. 1 StGB nur solche Personen anzusehen sind, die 
im Rahmen ihres Tätigkeitsbereichs zu einer um-
fassenden erzieherischen Einwirkung auf den Schutz-
befohlenen berufen sind und auf Grund der ihnen 
zustehenden Autorität auch die sittliche Lebensfüh-
rung zu betreuen haben, also etwa Lehrer an Schulen, 
die der Allgemeinbildung dienen, oder Erzieher in 
Heimen und Internaten. Die Abgrenzung des Begriffs 
im einzelnen muß der Rechtsprechung überlassen 
bleiben. 

Die besondere Behandlung der Kindschaftsverhält-
nisse und der kindschaftsähnlichen Rechtsverhält-
nisse in Absatz 1 Nr. 1 hat eine weitere, nicht ganz 
bedeutungslose Änderung gegenüber dem geltenden 
Recht zur Folge. Dieses enthält, abgesehen von den 
Tatbeständen der Blutschande, der Unzucht mit Kin-
dern und der Unzucht mit Abhängigen, keine Straf-
vorschrift gegen Eltern, Adoptiveltern und Stief-
eltern, die ihre Kinder, Adoptivkinder oder Stief- 
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kinder zur Unzucht mißbrauchen. Wenn sie in der 
Regel auch unter einem der vorstehenden rechtlichen 
Gesichtspunkte strafbar sein werden, so ist das doch 
nicht immer der Fall. Zu denken ist etwa daran, daß 
ein Vater, dem nach Scheidung seiner Ehe die elter-
liche Gewalt nicht mehr zusteht, sein Kind oder ein 
Stiefvater, dem nach den Umständen des Einzelfalles 
keine Erziehungs-, Aufsichts- oder Betreuungspflicht 
obliegt, sein Stiefkind zur Unzucht mißbraucht. Fälle 
dieser Art können nach § 174 Nr. 1 StGB nicht ge-
ahndet werden, weil es an dem erforderlichen Ab-
hängigkeitsverhältnis zwischen den Beteiligten fehlt. 
Nach dem Entwurf werden sie dagegen strafbar sein, 
weil Absatz 1 Nr. 1 ein solches Verhältnis nicht vor-
aussetzt. Das entspricht zum Teil dem vor 1943 gel-
tenden Recht und erscheint auch sachlich begründet, 
weil schon das bloße Bestehen eines der genannten 
Kindschaftsverhältnisse ein ausreichender Grund ist, 
um geschlechtliche Einflüsse von ihm fernzuhalten. 
Allerdings konnten gewisse Bedenken gegen diesen 
Standpunkt aus der Überschrift des Paragraphen 
„Unzucht mit Schutzbefohlenen" hergeleitet werden 
mit der Begründung, daß sich die Vorschrift ganz all-
gemein nur auf Personen beziehe, die dem Schutz 
des Täters anbefohlen sind, d. h. zu ihm in einem 
Abhängigkeitsverhältnis stehen. Eine solche Aus-
legung würde jedoch dem allgemeinen Grundsatz 
des Entwurfs widersprechen, daß den Überschriften 
keine entscheidende Bedeutung für die Abgrenzung 
zukommen soll, weil sie häufig nur den wesentlichen 
Inhalt eines Paragraphen bezeichnen (vgl. dazu die 
Ausführungen in der Einleitung der Begründung zum 
Besonderen Teil unter II.). 

Soweit Absatz i vorsieht, daß der Täter den Schutz-
befohlenen „zur Unzucht mißbraucht", ist dieser Be-
griff nicht mehr in dem weiten Sinn des geltenden 
Rechts zu verstehen. Er setzt vielmehr voraus, daß 
der Körper des Mißbrauchten durch Berührung 
als Mittel zur Befriedigung der Geschlechtslust be-
nutzt wird. Dazu kann es genügen, daß das Opfer 
veranlaßt wird, am Körper des Täters unzüchtige 
Handlungen vorzunehmen. Wo aber die körperliche 
Verbindung völlig fehlt, ist der Tatbestand nicht er-
füllt (Näheres zu dieser Auslegungsfrage und zu 
dem Begriff des Mißbrauchs zur Unzucht ist in 
der Vorbemerkung zu diesem Untertitel unter 
3. bis 5. dargelegt). Soweit allerdings Handlungen, 
die nach der höchstrichterlichen Rechtsprechung zu 
§ 174 Nr. 1 StGB strafbar sind, nicht mehr unter den 
neuen Tatbestand fallen, werden sie nicht straffrei. 
Unzüchtiges Verhalten gegenüber Schutzbefohlenen 
ist ethisch verwerflich, auch wenn es nicht zu einer 
körperlichen Berührung kommt; es ist im allgemei-
nen auch strafwürdig, in der Regel allerdings in ge-
ringerem Umfang als die unzüchtige Vereinigung 
zwischen den Beteiligten. Solche Handlungen wer-
den deshalb, soweit aus kriminalpolitischen Grün-
den ein strafrechtliches Einschreiten geboten ist, in 
§ 212 mit einer milderen Strafe bedroht. 

Absatz 1 Nr. 2 und Absatz 2 bezeichnen das zur 
Verwirklichung des Tatbestandes erforderliche 
Schutzverhältnis in Übereinstimmung mit dem 
geltenden Recht in der Weise, daß der zur Unzucht 
Mißbrauchte dem Täter zur Erziehung, Ausbildung, 
Aufsicht oder Betreuung anvertraut ist. Insoweit legt 
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§ 212 
der Entwurf auch die Auslegung zugrunde, die diese 
Merkmale in der Rechtsprechung erfahren haben. 
Allerdings ist im Gegensatz zu § 174 Nr. 1 StGB das 
Erziehungsverhältnis nur im Zusammenhang mit 
dem Erzieher in Absatz 1 Nr. 2 erwähnt, während 
Absatz 2 auf das Ausbildungs-, Aufsichts- und Be-
treuungsverhältnis beschränkt ist. Diese Aufteilung 
folgt aus der Natur der Sache. Da sich Absatz 1 Nr. 2 
ausschließlich auf den Erzieher in dem oben darge-
legten Sinne bezieht, muß ihm der Zögling zur 
Erziehung anvertraut sein. Würden hier auch die 
übrigen Schutzverhältnisse erwähnt, so wäre nicht 
auszuschließen, daß der erweiterte Strafschutz des 
Absatzes 1 über den Rahmen des kriminalpolitischen 
Bedürfnisses hinausginge. In Absatz 2 dagegen 
braucht das Erziehungsverhältnis nicht besonders ge-
nannt zu werden, weil Fälle, in denen ein Kind oder 
Jugendlicher einem anderen, der nicht Erzieher ist, 
ausschließlich zur Erziehung und nicht zugleich auch 
zur Aufsicht oder Betreuung anvertraut ist, in der 
Praxis nicht vorkommen. Die Erwähnung des Erzie-
hungsverhältnisses auch in Absatz 2 würde das Ver-
ständnis für die Zusammenhänge, die zwischen den 
einzelnen Tatbeständen bestehen, nur erschweren. 

Als Regelstrafe für die Unzucht mit Schutz-
befohlenen droht der Entwurf Gefängnis von sechs 
Monaten bis zu zehn Jahren an. Für das Mindestmaß 
entspricht das dem geltenden Recht (§ 174 StGB). 
Dagegen ist auf die Zuchthausstrafe aus denselben 
Gründen verzichtet worden, die zu der Strafdro-
hung des § 210 dargelegt sind. Den Übergang zur 
Zuchthausstrafe sieht Absatz 4 jedoch vor, wenn die 
Tat in den erschwerten Formen des § 206 Abs. 4 
begangen wird. 

§ 212 
Unzucht vor Kindern und Schutzbefohlenen 

Die Vornahme unzüchtiger Handlungen vor Kin-
dern und Schutzbefohlenen ist im geltenden Recht 
nicht besonders unter Strafe gestellt. Ein erheblicher 
Teil dieser Handlungen kann jedoch nach den Vor-
schriften des Strafgesetzbuches als Vornahme unzüch-
tiger Handlungen mit Kindern oder als Verleiten von 
Kindern zur Verübung solcher Handlungen (§ 176 
Abs. 1 Nr. 3 StGB), als Mißbrauch von Abhängigen 
zur Unzucht (§ 174 Nr. 1 StGB), als Erregung öffent-
lichen Ärgernisses (§ 183 StGB) oder als Belei-
digung (§ 185 StGB) strafrechtlich geahndet werden. 
Diese Möglichkeiten werden nach der Neuregelung 
des Entwurfs dadurch empfindlich eingeschränkt, 
daß die §§ 210 und 211 nur noch Handlungen 
betreffen, die mit einer unzüchtigen körperlichen 
Berührung verbunden sind, also für Fälle der Un-
zucht vor Kindern und Schutzbefohlenen gänzlich 
ausscheiden. Die Gründe für diese weittragende Ge-
setzesänderung sind bei den beiden Vorschriften im 
einzelnen dargelegt. Zugleich wurde aber auch dar-
auf hingewiesen, daß die infolge dieser Beschränkung 
nicht mehr erfaßten Verhaltensweisen aus kriminal-
politischen Gründen durch andere, mit milderer 
Strafdrohung ausgestattete Tatbestände aufgefan-
gen werden müssen. Das ist der überwiegende Zweck 
des § 212. Daneben soll er aber auch eine Verstär-
kung des Jugendschutzes gegen sittliche Gefährdung 
dadurch erreichen, daß gewisse Handlungen vor 

Kindern und Schutzbefohlenen, die nach geltendem 
Recht entweder nicht mit Strafe bedroht sind oder 
allenfalls als Erregung öffentlichen Ärgernisses oder 
Beleidigung geahndet werden können, in den An-
wendungsbereich einbezogen werden. Gedacht ist 
dabei namentlich an unzüchtige Handlungen von 
Exhibitionisten gegenüber Kindern, die deren Ge-
genwart als Mittel für die Erregung ihrer Geschlechts-
lust benutzen, ohne zugleich die §§ 210 und 211 des 
Entwurfs zu erfüllen. Solche Handlungen, die keines-
wegs selten vorkommen und sich häufig auch nicht 
öffentlich abspielen, sind für die Jugend eine erheb-
liche sittliche Gefahr; sie sollen deshalb unter die-
sem Gesichtspunkt und nicht unter dem in Wahrheit 
sachfremden der Beleidigung mit Strafe bedroht wer-
den. Auch das Schweizerische Strafgesetzbuch ge-
währt in Artikel 191 strafrechtlichen Schutz gegen 
unzüchtige Handlungen, die vor Kindern vorgenom-
men werden. 

Absatz 1 behandelt den Fall, daß jemand Unzucht 
vor einem Kind (§ 10 Nr. 1) oder einem seiner Er-
ziehung, Ausbildung, Aufsicht oder Betreuung an-
vertrauten Jugendlichen (§ 10 Nr. 2) treibt. Durch das 
Erfordernis des Handelns „vor" dem Kind soll zum 
Ausdruck kommen, daß dessen bloße Gegenwart 
nicht genügt, sondern daß es den Vorgang als solchen 
auch wahrnimmt. Das legt den Gedanken nahe, über 
die bloße optische Wahrnehmung hinaus auch ein 
gewisses Verständnis für den Vorgang zu verlangen 
mit der Folge, daß Taten vor Kleinstkindern, die den 
Sinnzusammenhang ihrer Wahrnehmungen über-
haupt noch nicht begreifen, aus dem Anwendungs-
bereich ausgeschieden werden. Die Frage, ob dem 
Tatbestand eine solche Einschränkung zugrunde liegt, 
muß der Rechtsprechung überlassen bleiben. Daß 
allerdings das Kind den geschlechtlichen Sinn des 
Vorgangs nicht verstehen muß, ist schon nach dem 
Wortlaut der Vorschrift zweifelsfrei und ergibt sich 
auch zwingend aus einem Vergleich mit § 210 Abs. 2. 
Bei der Ausgestaltung des Tatbestandes war auch zu 
berücksichtigen, daß bisweilen, namentlich bei der 
gegenwärtigen Wohnungsnot, Handlungen ge-
schlechtlicher Art in Gegenwart von Kindern vorge-
nommen werden, ohne daß es den daran Beteiligten 
in den Sinn kommt, das Kind auf diese Weise zu 
verderben. Auf solche Fälle darf die Strafvorschrift 
nicht erstreckt werden. Absatz 1 bedroht daher nur 
den mit Strafe, der „absichtlich" vor dem Kind oder 
dem Jugendlichen handelt, dem es also auf dessen 
Gegenwart und Wahrnehmung ankommt (§ 13 Abs. 1). 

Absatz 2 enthält eine Anzahl von Auffangtat-
beständen, die nur anwendbar sind, wenn die Tat 
nicht schon in Absatz 1 oder den §§ 210 und 211 mit 
Strafe bedroht ist. Alle drei Nummern des Absatzes 
setzen voraus, daß eine Handlung vorgenommen 
wird, die geeignet ist, Kinder oder Jugendliche in 
geschlechtlicher Hinsicht sittlich zu gefährden. Dieser 
Begriff stimmt mit dem der unzüchtigen Handlung 
nicht überein. Während diese eine erhebliche Ver-
letzung des allgemeinen Scham- und Sittlichkeits-
gefühls in geschlechtlicher Hinsicht erfordert, kommt 
es für die Handlung nach Absatz 2 ausschließlich auf 
die Eignung an, Kinder oder Jugendliche in dieser 
Hinsicht sittlich zu gefährden. Im allgemeinen wer-
den beide Begriffe zu demselben praktischen Ergeb- 
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nis führen. Gleichwohl sind, namentlich gegenüber 
Kindern, Handlungen denkbar, die unzüchtig, aber 
nach den Umständen des Einzelfalles — etwa weil 
sie Kindern gänzlich unverständlich bleiben müs-
sen — nicht gefährlich sind. Solche Handlungen aus 
dem Anwendungsbereich der Tatbestände auszuneh-
men, ist sachlich begründet. Diese bezwecken den 
Schutz der Jugend und müssen dort ihre Grenze 
finden, wo eine Gefährdung ausgeschlossen ist. 
Andererseits gibt es auch Handlungen, die das all-
gemeine Scham- und Sittlichkeitsgefühl nicht erheb-
lich verletzen, aber gleichwohl Kinder oder Jugend-
liche sittlich gefährden. Denn für die objekive Vor-
aussetzung der Unzucht wird der Bewertungsmaßstab 
vom erwachsenen Durchschnittsmenschen herge-
leitet; was für diesen noch erträglich ist, kann für 
Kinder und Jugendliche durchaus schon eine sittliche 
Gefahr sein. Allerdings verlangt der Entwurf nicht, 
daß der im Einzelfall durch die Tat Betroffene einer 
konkreten sittlichen Gefahr ausgesetzt wird. Das 
würde in den meisten einschlägigen Strafverfahren 
dazu zwingen, eingehende Erhebungen über die Per-
sönlichkeit des Opfers, insbesondere seine geistige 
und sittliche Reife, und über die Frage anzustellen, 
welchen Einfluß die Tat voraussichtlich auf seine 
weitere Entwicklung haben wird. Eine solche Lösung 
scheidet schon deshalb aus, weil sie der berechtigten 
Forderung widerspricht, Kinder und Jugendliche, die 
sittlich mißbraucht worden sind, möglichst wenig in 
das Strafverfahren gegen den Täter hineinzuziehen. 
Es genügt deshalb eine Handlung, die nach ihrer Art 
und den Umständen, unter denen sie geschah, ge-
eignet ist, Kinder oder Jugendliche in geschlecht-
licher Hinsicht sittlich zu gefährden. Über diese Frage 
kann das Gericht auf Grund eigener Sachkunde oder 
unter Zuziehung eines Sachverständigen entscheiden, 
ohne den betroffenen Minderjährigen selbst anhören 
zu müssen. 

Geht man von diesen Grundsätzen aus, so kann 
Absatz 2 seinen Zweck, die noch bestehenden Lücken 
im Schutz der Kinder und Jugendlichen gegen ge-
schlechtlichen Mißbrauch auszufüllen, in vollem 
Umfang erreichen. Die Nummern 1 und 2 beziehen 
sich namentlich auf flüchtige geschlechtliche Hand-
lungen am kindlichen Körper, auf deren Einbezie-
hung in den § 210 wegen der geringeren Schwere 
solcher Verfehlungen verzichtet worden ist (vgl. da-
zu die Begründung zu § 210), und auf alle anderen 
sittlich gefährdenden Handlungen vor Kindern und 
schutzbefohlenen Jugendlichen, die sich nicht als 
„Unzuchttreiben" im Sinne des Absatzes 1 darstellen. 
Gedacht ist dabei namentlich an das Entblößen vor 
dem anderen, das Zeigen unzüchtiger Bilder und das 
Führen unzüchtiger Reden. Die Nummer 3 ist dem 
§ 210 Abs. 2 nachgebildet. Sie setzt voraus, daß der 
Täter das Kind oder den Jugendlichen dazu bestimmt, 
seinerseits eine sittliche gefährdende Handlung vor-
zunehmen. Dieser Fall ist in der Praxis keineswegs 
selten. Er kommt überwiegend in der Form vor, daß 
der Täter zur Erregung seiner Sinne das Kind oder 
den Jugendlichen auffordert, sich zu entkleiden und 
den entblößten Körper seinen Blicken preiszugeben. 
Auch Handlungen, durch die ein Kind zur Vornahme 
einer einzelnen unzüchtigen Handlung an dem eige-
nen oder einem fremden Körper bestimmt wird und 
die § 210 Abs. 2 nicht erfaßt, gehören hierher.  

§ 213 
Für alle drei Tatbestände des Absatzes 2 setzt der 

Entwurf die wollüstige Absicht des Täters vor-
aus (vgl. dazu die Ausführungen zum Sprachgebrauch 
in der Vorbemerkung zu diesem Untertitel unter 1.). 
Dieses Merkmal ist unverzichtbar, weil es erst den 
Charakter der Tat als Sittlichkeitsdelikt bestimmt 
und dem Tatbestand die aus rechtsstaatlichen Grün-
den gebotenen festen Grenzen gibt. 

Die Absätze 1 und 2 sehen einen Strafschutz für 
Schutzbefohlene nur bis zum Alter von 
18 Jahren vor. Die für bestimmte Kindschaftsver-
hältnisse und kindschaftsähnliche Rechtsverhältnisse 
und für Erzieher getroffene Sonderregelung des § 211 
Abs. 1, die das Schutzalter bis zum 21. Lebensjahr 
erstreckt, ist in den Bereich des § 212 nicht übernom-
men worden. Nach den Erfahrungen der gerichtlichen 
Praxis besteht dafür kein ausreichendes kriminal-
politischen Bedürfnis. 

Die Strafrahmen sind für die Tatbestände der 
Absätze 1 und 2 nach der Schwere des Unrechts ab-
gestuft. Für ihre Bestimmung war einerseits der 
Gesichtspunkt maßgebend, daß sie sich gegenüber 
den Strafdrohungen der §§ 210 und 211 deutlich im 
Sinne einer müderen Bewertung absetzen müssen. 
Andererseits ist aber unerläßlich, daß sie auch aus-
reichen, schwere sittliche Verfehlungen an Kindern 
und Jugendlichen, die sich nach der Neuregelung 
nicht immer als Unzucht mit Kindern oder Schutz-
befohlenen darstellen, angemessen zu ahnden. Dem 
kriminalpolitischen Bedürfnis dürfte im Falle des 
Absatzes 1 eine Gefängnisstrafe bis zu fünf Jahren 
und im Falle des Absatzes 2 eine Gefängnisstrafe 
bis zu drei Jahren entsprechen. Strafhaft muß hier 
ausscheiden. 

§ 213 
Verführung 

Der Tatbestand ist gegenüber dem geltenden 
Recht (§ 182 StGB) insofern erweitert, als nicht mehr 
die Feststellung erforderlich ist, daß die Verführte 
„unbescholten" gewesen sei. Das umstrittene Merk-
mal der Unbescholtenheit führt dazu, daß das Vor-
leben des Mädchens durchforscht und daß selbst 
geringfügige Verfehlungen hervorgeholt und nicht 
selten aufgebauscht werden. Dadurch erwachsen dem 
Mädchen, zu dessen Schutz die Vorschrift dienen soll, 
meist schwere Nachteile aus dem strafgerichtlichen 
Verfahren. Aus Besorgnis vor diesen Nachteilen 
werden häufig Strafanträge unterlassen und damit 
der Verführer der verdienten Strafe entzogen. Über-
dies liegt auch kein Grund vor, einen Täter straflos 
zu lassen, wenn er ein Mädchen, das einmal auf 
diesem Gebiet gefehlt, aber wieder Halt gewonnen 
hat, erneut vom rechten Wege abbringt; die Folgen 
für die Zukunft der Verführten sind in einem solchen 
Falle oft schlimmer als die des ersten Fehltritts. Auf 
der anderen Seite muß allerdings die Frage, ob das 
Mädchen „verführt", also unter Mißbrauch seiner 
geschlechtlichen Unerfahrenheit und seiner geringen 
seelischen Widerstandskraft zum Beischlaf geneigt 
gemacht worden ist, namentlich dann mit besonderer 
Sorgfalt geprüft werden, wenn es vorher schon ge-
schlechtlichen Umgang hatte. 

Der Wortlaut des Absatzes 1 stellt ausdrücklich 
klar, daß nur der Täter den Tatbestand verwirklicht, 
der selbst mit dem Mädchen den Beischlaf vollzieht. 
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§§ 213, 214 
Obwohl § 182 StGB nicht zu dieser Auslegung zwingt, 
haben die Rechtsprechung und überwiegend auch das 
Schrifttum die Verführung zum Verkehr mit einem 
Dritten aus dem Anwendungsbereich ausgeschieden 
und ausschließlich unter dem Gesichtspunkt der 
Kuppelei beurteilt. Der Entwurf will lediglich diesen 
billigenswerten Standpunkt bestätigen. 

Die Strafdrohung, die nach geltendem Recht 
Gefängnis bis zu einem Jahr beträgt, ist in Überein-
stimmung mit allen früheren Entwürfen verschärft 
worden. Damit soll einerseits der Schutz unserer 
weiblichen Jugend verstärkt, andererseits auch der 
gebotenen Einheitlichkeit der Unrechtsbewertung in 
den Strafrahmen des ganzen Titels gedient werden. 

Im Gegensatz zu § 182 Abs. 2 StGB wird in Ab-
satz 2 darauf verzichtet, die Eltern und den Vor-
mund ausdrücklich als Strafantragsberechtigte zu be-
zeichnen. Das erübrigt sich mit Rücksicht auf die all-
gemeine Regelung des § 121 Abs. 3, aus der sich in 
Fällen der Verführung ein Antragsrecht des gesetz-
lichen Vertreters und des Personensorgeberechtigten 
ergibt. 

Heiratet der Täter die Verführte, so erlischt nach 
Absatz 3 — abweichend vom geltenden Recht  — 
die  Verfolgbarkeit der Tat. Das Verfolgungshinder-
nis, das in Anlehnung an § 196 Abs. 4 und § 209 Abs. 4 
vorgeschlagen wird, dient denselben Zwecken wie 
die entsprechende Regelung, die § 238 StGB für die 
Entführung enthält. Allerdings wird hier im Gegen-
satz zu den anderen Vorschriften des Entwurfs davon 
abgesehen, auch die Eheschließung eines Teilneh-
mers mit  der Verführten genügen zu lassen. Dafür 
besteht kein kriminalpolitisches Bedürfnis. 

§ 214 
Unzucht unter Ausnutzung der Dienstgewalt 

Nach § 174 Nr. 2 StGB wird bestraft, wer einen 
anderen unter Ausnutzung seiner Amtsstellung zur 
Unzucht mißbraucht. Die geltende Vorschrift geht 
auf die Strafrechtsangleichungsverordnung vom 
29. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 339) zurück, die den 
Tatbestand gegenüber der früheren Fassung des § 174 
Abs. 1 Nr. 2 StGB wesentlich ausgeweitet hat. Die 
Rechtsprechung hat diese Vorschrift weit ausgelegt. 
Sie nimmt Ausnutzung der Amtsstellung schon an, 
wenn der Amtsträger ein irgendwie geartetes dienst-
liches Verhältnis zu einer anderen Person dazu be-
nutzt, um unzüchtige Handlungen mit oder an ihr 
vorzunehmen. Danach kommt es nicht darauf an, ob 
der Täter einen Druck mit dienstlicher Gewalt aus-
übt oder ob die Abhängigkeit der mißbrauchten 
Person auf einem dienstlichen Unterordnungsver-
hältnis beruht. Die bloße Ausnutzung tatsächlicher 
Überlegenheit, die eine Amtsstellung häufig gegen-
über anderen Personen verleiht, wird vielmehr zur 
Erfüllung des Tatbestandes als ausreichend ange-
sehen. Eine so weite Ausdehnung des Strafschutzes 
erweckt im Hinblick auf die Schwere der Straf-
drohung Bedenken. In der Praxis der Gerichte waren 
bisweilen Verurteilungen unvermeidlich, die mit dem 
Unrechts- und Schuldgehalt der Tat nicht in Einklang 
zu bringen waren. Der Entwurf versucht hier dadurch 
Abhilfe zu schaffen, daß er für die Erfüllung des Tat-
bestandes nicht mehr jede Ausnutzung der Dienst-
stellung genügen läßt. Er setzt vielmehr die Aus- 

nutzung einer Abhängigkeit voraus, die dadurch be-
gründet wird, daß der Verletzte unter der Dienst-
gewalt des Täters steht oder daß er auf die Vor-
nahme einer bestimmten Diensthandlung durch ihn 
angewiesen ist. Damit wird ein rechtliches Unter-
ordnungsverhältnis oder eine ganz konkrete Bezie-
hung zum Täter gefordert, die regelmäßig ein solches 
Maß von Abhängigkeit begründen, daß eine Bestra-
fung auch dann gerechtfertigt ist, wenn der Täter 
seine Dienstgewalt nicht unmittelbar zur Erreichung 
seines Zieles eingesetzt hat. Soweit infolge dieser 
Beschränkung gewisse Handlungen nicht mehr erfaßt 
werden, sind sie künftig straffrei, wenn nicht ein 
anderer rechtlicher Gesichtspunkt ihre Strafbarkeit 
begründet. Diese Folge kann hingenommen werden, 
weil in Fällen dieser Art fast immer mit disziplinar-
rechtlichen Mitteln wirksam eingeschritten werden 
kann. Was unter einer „Diensthandlung" zu ver-
stehen ist, ergibt sich aus § 11 Abs. 1 Nr. 4 und der 
dazu gegebenen Begründung. Aus der Verwendung 
dieses Begriffs folgt zugleich, daß der Tatbestand 
nicht nur von Amtsträgern und Soldaten, sondern 
auch von Personen erfüllt werden kann, die bei einer 
Behörde oder einer Körperschaft, Anstalt oder Stif-
tung des öffentlichen Rechts beschäftigt sind und dort 
Aufgaben des öffentlichen Dienstes wahrnehmen. 
Allerdings kommt für Täter, die nicht Amtsträger 
oder Soldaten sind, nur die zweite Alternative des 
Tatbestandes in Frage, weil ihnen keine Dienst-
gewalt zusteht. Denn darunter ist nur die mit einer 
öffentlich-rechtlichen Dienststellung verbundene 
hoheitsrechtliche Gewalt zu verstehen. Die Dienst-
gewalt umfaßt die dienstlichen Befugnisse des 
Beamten als Vorgesetzter von ihm untergeordneten 
Beamten und anderen Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes ebenso wie die Befehlsgewalt des solda-
tischen Vorgesetzten. 

Wegen des Begriffs „zur Unzucht mißbrauchen" 
wird auf die Ausführungen zum Sprachgebrauch 
in der Vorbemerkung zu diesem Untertitel unter 
3. bis 5. verwiesen. Aus ihnen ergibt sich, daß 
der Tatbestand gegenüber § 174 Nr. 2 StGB auch 
insofern eingeschränkt wird, als nur noch Taten mit 
Strafe bedroht werden, die mit einer körperlichen 
Berührung verbunden sind. Die übrigen Fälle, in 
denen der Körper des Verletzten nur in anderer 
Weise zur Erregung oder Befriedigung der Ge-
schlechtslust benutzt wird, scheiden hier aus. Das 
kann hingenommen werden, weil solche Handlungen 
unter Erwachsenen keine erhebliche kriminal-
politische Bedeutung haben, der Schutz der Kinder 
aber durch § 212 gewährleistet ist. Soweit sich solche 
Handlungen gegen Jugendliche richten, wird in 
vielen Fällen zugleich ein Schutzverhältnis im Sinne 
des §212 vorliegen und die Strafbarkeit unter diesem 
Gesichtspunkt gesichert sein. In Fällen gleich-
geschlechtlicher Unzucht, bei denen es nicht zu 
körperlicher Berührung kommt, bietet § 216 Abs. 1 
Nr. 2 und 3 einen weitergehenden Schutz, der sich bis 
zum 21. Lebensjahr des Betroffenen erstreckt. 

Die Strafdrohung ist gegenüber dem geltenden 
Recht insofern ermäßigt, als der Entwurf keine Zucht-
hausstrafe mehr vorsieht. Das beruht im wesentlichen 
auf denselben Erwägungen, wie sie in der Begrün-
dung zu § 210 dargelegt sind. 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 	 Drucksache 2150 

§ 215 

Unzucht in Anstalten 

Einen Strafschutz gegen die Ausnutzung der Ab-
hängigkeit, welche die Unterbringung in einer An-
stalt mit sich bringt, bietet das geltende Recht durch 
§ 174 Nr. 2 StGB, dessen Fassung auf der Strafrechts-
angleichungsverordnung vom 29. Mai 1943 (Reichs-
gesetzbl. I S. 339) beruht. Danach ist mit Strafe be-
droht, wer einen anderen unter Ausnutzung seiner 
Amtsstellung oder seiner Stellung in einer Anstalt 
für Kranke oder Hilfsbedürftige zur Unzucht miß-
braucht. In diesem Tatbestand konnte darauf ver-
zichtet werden, die Gefangenen- und Verwahrungs-
anstalten ausdrücklich zu erwähnen. Da in solchen 
Anstalten — von wenigen Ausnahmen abgesehen 
— vorwiegend Amtsträger zur Beaufsichtigung und 
Betreuung verwendet werden, können nach gelten-
dem Recht sittliche Verfehlungen des Anstalts-
personals an den Verwahrten regelmäßig als Unzucht 
unter Ausnutzung der Amtsstellung geahndet wer-
den. Das ist jedoch nach § 214 des Entwurfs nicht 
mehr der Fall. Es kommt jetzt darauf an, ob der Ver-
letzte unter der Dienstgewalt des Amtsträgers steht 
oder ob er auf eine bestimmte Diensthandlung durch 
ihn angewiesen ist. Beide Voraussetzungen liegen 
im Verhältnis des Anstaltspersonals zu den Verwahr-
ten häufig nicht vor; denn an dem erforderlichen 
rechtlichen Unterordnungsverhältnis fehlt es immer 
dann, wenn der Verwahrte nicht der Aufsicht des 
Täters, sondern der eines anderen Anstaltsbeamten 
unterstellt ist. Daß aber in Gefangenen- und Verwah-
rungsanstalten der Mißbrauch der Verwahrten zur 
Unzucht nicht nur dann mit Strafe bedroht sein darf, 
wenn er unter Ausnutzung einer durch dienstliche 
Unterordnung begründeten Abhängigkeit begangen 
wird, sondern auch dann, wenn der Täter nur tat-
sächliche Überlegenheit ausnutzt, kann nicht zweifel-
haft sein. Die Abhängigkeit der Verwahrten von der 
Gesamtheit der mit der Beaufsichtigung und Betreu-
ung beauftragten Beamten und Angestellten ist so 
groß, und deren tatsächliche Überlegenheit auch 
gegenüber solchen Verwahrten, die ihnen dienstlich 
nicht unterstellt sind, so erheblich, daß sich eine Ein-
schränkung des geltenden Rechts nicht verantworten 
läßt. Dasselbe gilt auch für Anstalten, in denen 
Kranke oder Hilfsbedürftige untergebracht sind. 
Hier besteht regelmäßig gegenüber den Ärzten und 
den sonst an der Behandlung und Pflege Beteiligten 
eine charakteristische psychische Abhängigkeit der 
Anstaltsinsassen, weil diese aus ihrem gewohnten 
häuslichen Lebenskreis herausgerissen sind und stets 
die Tatsache vor Augen haben, daß ihre sachgemäße 
ärztliche Versorgung und Pflege allein von dem 
guten Willen des Anstaltspersonals abhängt. Neben 
den bisher genannten Anstalten werden in Absatz 1 
auch die Erziehungsheime ausdrücklich erwähnt. 
Darunter sind nicht nur Fürsorgeerziehungsanstalten 
und andere öffentliche oder private Erziehungsheime 
der Jugendpflege und Jugendwohlfahrt zu verstehen, 
sondern auch andere Einrichtungen, deren Haupt-
zweck die Erziehung von jungen, in einer Wohn-
gemeinschaft zusammengefaßten Menschen ist (z. B. 
Internate). Daß auch in solchen Anstalten im all-
gemeinen eine erhebliche psychische Abhängigkeit 
der Zöglinge von der Gesamtheit der Erzieher und 
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deren Hilfspersonal besteht, bedarf keiner näheren 
Darlegung. Es ist geprüft worden, ob auf die Ein-
beziehung der Erziehungsheime in den Tatbestand 
etwa deshalb verzichtet werden kann, weil die 
meisten einschlägigen Verfehlungen durch die §§ 211 
und 214 mit Strafe bedroht sind. Diese Vorschriften 
bieten jedoch nur einen lückenhaften Schutz. Die An-
wendung des § 211 versagt bisweilen, weil der miß-
brauchte Zögling nicht dem Täter, sondern nach dem 
organisatorischen Aufbau des Heimes einem anderen 
Erzieher oder Mitarbeiter zur Erziehung anvertraut 
ist. § 214 ist oft schon deshalb nicht anwendbar, weil 
es sich um ein privates Heim handelt und den dort 
Beschäftigten keine Dienstgewalt zusteht. Auch in 
öffentlichen Erziehungsheimen fehlt es nicht selten 
an dem rechtlichen Unterordnungsverhältnis zwischen 
dem Täter und dem Verletzten, das nach der Neu-
fassung des Tatbestandes vorausgesetzt wird. 

Im Gegensatz zum geltenden Recht wird in der 
Vorschrift der Kreis der Personen, die als Täter in 
Frage kommen, näher bestimmt. Indem er die in der 
Anstalt Beschäftigten und den Anstaltsinhaber um-
faßt, bezieht er sich praktisch auf alle, bei denen 
überhaupt denkbar ist, daß sie ihre Stellung „in der 
Anstalt" zur Begehung der Tat ausnutzen. Die aus-
drückliche Bestimmung des Täterkreises enthält des-
halb gegenüber § 174 Nr. 2 StGB keine ins Gewicht 
fallende Änderung, wohl aber eine aus rechtsstaat-
lichen Gründen gebotene Klarstellung. 

Wegen des Begriffs „zur Unzucht mißbrauchen" 
wird auf die Ausführungen zum Sprachgebrauch 
in der Vorbemerkung zu diesem Untertitel unter 
3. bis 5. verwiesen. Aus ihnen ergibt sich, ebenso 
wie bei dem Tatbestand der Unzucht unter Aus-
nutzung der Dienstgewalt, eine Beschränkung auf 
Taten, die mit einer körperlichen Berührung verbun-
den sind. Diese kann aus den Gründen, die bei § 214 
dargelegt sind, hingenommen werden. 

Der Strafrahmen für die Unzucht in Anstalten 
beträgt Gefängnis von drei Monaten bis zu fünf 
Jahren. Er ist gegenüber § 174 Nr. 2 StGB vor allem 
deshalb wesentlich gemildert, weil die Strafdrohung 
in ein angemessenes Verhältnis zu dem voraus-
gehenden Tatbestand der Unzucht unter Ausnutzung 
der Dienstgewalt gebracht werden muß. Es wird in 
der Praxis häufig vorkommen, daß ein Täter — etwa 
der Beamte in einer Gefangenenanstalt oder der 
Erzieher in einem öffentlichen Erziehungsheim — 
durch dieselbe Handlung die Tatbestände der §§ 214 
und 215 gleichzeitig verwirklicht. Ob in solchen 
Fällen Tateinheit oder Gesetzeseinheit anzunehmen 
ist, kann der Rechtsprechung überlassen bleiben. 

§ 216 
Unzucht zwischen Männern 

Der Gedanke, die Strafvorschrift des § 175 StGB 
insoweit zu beseitigen, als sie die gleichgeschlecht-
liche Unzucht zwischen erwachsenen Männern mit 
Strafe bedroht, hat seit mehreren Jahrzehnten in 
steigendem Umfang Anhänger gefunden. Dabei wird 
nicht nur von den unmittelbar interessierten Kreisen 
mit besonderem Nachdruck für die Aufhebung des 
Tatbestandes geworben; auch von seiten der juri- 
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stischen und vor allem der medizinischen Wissen-
schaft werden ernst zu nehmende Gründe gegen das 
geltende Recht angeführt. Im einzelnen wird vor-
gebracht, daß das Strafgesetz die der gleichgeschlecht-
lichen Betätigung verfallenen Männer schlechthin 
überfordere; bei der Neigung von Mann zu Mann 
handele es sich um einen Trieb, dessen Beherrschung 
dem von ihm Betroffenen häufig unmöglich sei. Eine 
Strafdrohung sei daher von vornherein zum Miß-
erfolg verurteilt. Sie bewirke, daß eine erhebliche 
Zahl sonst gesetzestreuer Männer sich ihr ganzes 
Leben hindurch infolge einer unverschuldeten Ver-
anlagung oder einer durch Fehltritte im jugendlichen 
Alter erworbenen Neigung der ständigen Gefahr 
einer Bestrafung und damit der Vernichtung ihrer 
bürgerlichen Existenz ausgesetzt sähen. Die Erfah-
rung habe auch gezeigt, daß der Vollzug von Strafen 
oder anderen strafgerichtlichen Maßnahmen in aller 
Regel ungeeignet sei, den Verurteilten zur Beherr-
schung seines Triebes zu erziehen oder ihn auch nur 
daran zu gewöhnen. Überdies leiste das Bestehen 
eines allgemeinen Tatbestandes gegen gleich-
geschlechtliche Unzucht der unerwünschten Bildung 
fest gefügter homosexueller Gruppen innerhalb und 
außerhalb des öffentlichen Lebens Vorschub; denn 
wegen des gemeinsamen Schicksals der ständigen 
Bedrohung durch staatliche Verfolgungsmaßnahmen 
seien die in Frage kommenden Männer dazu ge-
drängt, sich zusammenzuschließen und sich gegen-
seitig zu helfen, um durch organisierte Abwehr dem 
staatlichen Zugriff zu entgehen. Der wichtigste Grund 
schließlich, der die besondere Schädlichkeit eines all-
gemeinen Tatbestandes deutlich mache, sei in der 
Tatsache zu finden, daß die Betroffenen dauernd der 
Gefahr der Erpressung durch Mitwisser ihrer Nei-
gungen ausgesetzt seien und daß dadurch ein gefähr-
liches Erpressertum geradezu gezüchtet werde. Dem 
kriminalpolitischen Bedürfnis könne durch Beschrän-
kung des Strafschutzes auf die gleichgeschlechtliche 
Unzucht mit Männern unter 21 Jahren und auf 
gewisse besondere Formen der Tatbegehung, etwa 
durch Nötigung, durch Ausnutzung eines Abhängig-
keitsverhältnisses oder durch gewerbsmäßiges Han-
deln, ausreichend Rechnung getragen werden. 

Als unterstützende Begründung für die Ablehnung 
eines allgemeinen Tatbestandes wird außerdem an-
geführt, daß es nicht Aufgabe des Staates sei, 
gegen Handlungen strafrechtlich einzuschreiten, die 
zwischen erwachsenen Männern ohne Gefährdung 
oder Belästigung der Allgemeinheit und in einem 
auf freier Entschließung beruhenden Einverständnis 
begangen würden. Auch wenn solche Handlungen 
sittlich anstößig seien, habe der Staat keine Befugnis 
sich einzumischen, weil durch das Verhalten der 
Beteiligten kein schutzwürdiges Rechtsgut verletzt 
werde. Darüber hinaus wirke der Straftatbestand in 
hohem Maße ungerecht, weil nur ein verschwindend 
kleiner Teil der mit Strafe bedrohten Handlungen 
zur Kenntnis der Behörden und zur strafgerichtlichen 
Verfolgung gelange. Damit sei es in einem kaum 
erträglichen Maße dem Zufall überlassen, ob ein 
Täter den mit einer Verurteilung verbundenen und 
in der Regel schwerwiegenden Folgen unterworfen 
werde oder nicht. 

Daß die vorstehend gegen das geltende Recht vor-
gebrachten Gründe Gewicht haben, muß eingeräumt 
werden. Insbesondere ist zuzugeben, daß die stän-
dige Gefahr einer Bestrafung für Männer, die schon 
auf Grund ihrer Veranlagung mit dem gleich-
geschlechtlichen Trieb behaftet sind und dessen 
starkem Drängen nachgeben, eine Härte ist. Zu be-
denken ist aber, daß an Verfehlungen gegen § 175 
StGB überwiegend Personen beteiligt sind, die nicht 
aus angeborener Neigung handeln, sondern durch 
Verführung, Gewöhnung oder geschlechtliche Über-
sättigung dem Laster verfallen sind oder die sich aus 
reiner Gewinnsucht dem gleichgeschlechtlichen Ver-
kehr dienstbar machen. Gegenüber diesem Personen-
kreis ist die allgemeine Abschreckungswirkung der 
Strafdrohung nicht ohne weiteres als gering zu ver-
anschlagen, weil sie mindestens während der Zeit, 
in der sich die erworbene gleichgeschlechtliche Nei-
gung oder der gewinnsüchtige Hang erst entwickelt, 
wirksame Hemmungsvorstellungen zu erzeugen ver-
mag. Außerdem ist nach den Erfahrungen der gericht-
lichen und der medizinischen Praxis weder der 
anlagemäßig bedingte, noch der erworbene und 
durch längere Übung gefestigte gleichgeschlechtliche 
Trieb regelmäßig so stark, daß dem Betroffenen seine 
Beherrschung nicht zugemutet werden könnte. Nach 
den bisherigen Forschungsergebnissen der Wissen-
schaft und nach der in der Rechtsprechung vorherr-
schenden Meinung muß angenommen werden, daß 
der weitaus überwiegende Teil der nach den §§ 175 
oder 175a StGB straffällig gewordenen Männer bei 
zumutbarer Anspannung der seelischen Kräfte in der 
Lage wäre, ein gesetzmäßiges Leben zu führen. Für 
die äußersten Fälle darf darauf hingewiesen werden, 
daß das Vorhandensein der abartigen Neigung als 
biologische Voraussetzung in Frage kommt, die im 
Einzelfall die Schuldfähigkeit nach § 25 erheblichver-
mindern kann. 

Bis zu einem gewissen Grade trifft auch die Auf-
fassung zu, daß weder der Vollzug einer Freiheits-
strafe noch die Anwendung anderer strafgerichtlicher 
Maßnahmen besonders geeignete Mittel sind, um 
gleichgeschlechtlicher Unzucht durch Besserung 
der Bestraften entgegenzuwirken. Das gilt min-
destens für solche Täter, die von Natur aus gleich-
geschlechtlich veranlagt sind oder deren erworbene 
Neigung durch längere Gewöhnung festgelegt ist. 
Fälle dieser Art werden, was ihre Zukunftsaussichten 
betrifft, in der medizinischen Forschung überwiegend 
als ungünstig beurteilt. Dieser Prognose unterliegen 
wohl mehr oder weniger alle Methoden, die bisher 
zur individuellen Behandlung der betroffenen 
Männer sowohl im medizinischen wie auch im sozia-
len Bereich angewendet worden sind. Sogar der frei-
willigen psychotherapeutischen Behandlung, die 
wegen ihrer im allgemeinen recht günstigen Vor-
bedingungen am ehesten Aussichten haben könnte, 
wird von der Mehrzahl der im Bundesgebiet be-
stehenden medizinischen Gesellschaften insoweit 
keine große Erfolgschance eingeräumt. Muß man 
danach die bessernde Wirkung von Strafen und 
strafgerichtlichen Maßnahmen gegenüber Männern 
mit eingewurzelter gleichgeschlechtlicher Neigung 
als gering ansehen, so wird dadurch doch nur ein 
Strafzweck betroffen. Für die Frage, ob Strafe zur 
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Bewährung der Rechtsordnung erforderlich ist oder 
zur Abschreckung Dritter, die erst in Gefahr sind, 
sich gleichgeschlechtlicher Betätigung zuzuwenden, 
ist dieser Gesichtspunkt ohne Bedeutung. 

Nicht von der Hand zu weisen ist ferner der Hin-
weis auf die Gefahr der Bildung homosexueller 
Gruppen. Gerade in den Großstädten ist zu beobach-
ten, daß Männer, die dein gleichgeschlechtlichen Ver-
kehr ergeben sind, sich zusammenschließen, durch 
eigene Zeitschriften und gesellige Veranstaltungen 
eine rege Propaganda entfalten sowie durch gegen-
seitige Hilfeleistung ihr Fortkommen im öffentlichen 
Leben fördern und die Tätigkeit der Strafverfolgungs-
behörden erschweren. Fraglich ist aber, ob diese Ent-
wicklung durch das Vorhandensein eines allgemeinen 
Tatbestandes gegen gleichgeschlechtliche Unzucht 
wirklich gefördert wird. Wenn überhaupt ein solcher 
Zusammenhang zwischen der Geltung der Strafvor-
schrift und der Reaktion der Betroffenen besteht, 
kann er jedenfalls nicht sehr erheblich sein; denn 
die geschlechtliche Beziehung von Mann zu Mann ist 
nach der weitaus überwiegenden Auffassung der 
deutschen Bevölkerung als eine verachtenswerte 
Verirrung anzusehen, die geeignet ist, den Charakter 
zu zerrütten und das sittliche Gefühl zu zerstören. 
Auch wenn deshalb der § 175 StGB aufgehoben wird, 
soweit er sich auf den Verkehr zwischen erwachsenen 
Männern bezieht, bleibt die gesellschaftliche Achtung 
gleichgeschlechtlicher Handlungen bestehen. Diese 
wird dann das Bestreben der betroffenen Männer, 
sich zusammenzuschließen, nicht wesentlich weniger 
fördern, als es im geltenden Recht die Strafdrohung 
bewirkt. Ob nicht die Beseitigung des allgemeinen 
Tatbestandes sogar die Gefahr der Bildung homo-
sexueller Gruppen aus anderen Gründen vergrößert, 
wird im Zusammenhang mit den Nachteilen, welche 
die erstrebte Neuregelung voraussichtlich mit sich 
bringen wird, noch näher zu erörtern sein. 

Unbestreitbar ist schließlich die Tatsache, daß 
Handlungen, die unter den § 175 StGB fallen, in 
besonderem Maße zu gefährlichen Erpressungen 
Anlaß geben. Diese werden freilich, auch wenn man 
die Vorschrift aufhebt, solange nicht aufhören, als 
das Bekanntwerden solcher Handlungen die Betei-
ligten der Gefahr einer gesellschaftlichen Achtung 
aussetzt. Das ist durch Erfahrungen in ausländischen 
Staaten, die den allgemeinen Tatbestand der gleich-
geschlechtlichen Unzucht beseitigt haben, überzeu-
gend bewiesen. 

Von geringerer Bedeutung für die Entschließung 
des Gesetzgebers sind die beiden rechtlichen Argu-
mente, die gegen die Regelung des geltenden Rechts 
vorgebracht werden. Der Standpunkt, daß eine Straf-
drohung nur da berechtigt sei, wo der Schutz eines 
bestimmten Rechtsgutes in Frage stehe, ist weder 
in der strafrechtlichen Dogmatik allgemein an-
erkannt, noch ist er bisher für die Gesetzgebung 
auf dem Gebiet des Strafrechts ausschließliche Richt-
schnur gewesen. Zwar dienen die strafrechtlichen 
Normen weitaus überwiegend dem Rechtsgüter-
schutz; das schließt aber nicht aus, bestimmte Fälle 
ethisch besonders verwerflichen und nach der all-
gemeinen Überzeugung schändlichen Verhaltens 
auch dann mit Strafe zu bedrohen, wenn durch die 
einzelne Tat kein unmittelbar bestimmbares Rechts- 
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gut verletzt wird. Das muß vor allem gelten, wenn 
solches Verhalten seiner Natur nach die Tendenz 
in sich trägt, auf Dritte überzugreifen und damit die 
Anfälligkeit dafür im Volke auszubreiten. Selbst 
wenn man also den im Schrifttum keineswegs un-
bestrittenen Standpunkt teilen wollte, daß durch das 
Verbot gleichgeschlechtlicher Unzucht zwischen 
erwachsenen Männern kein bestimmtes Rechtsgut 
geschützt werde, wäre das kein Hindernis, an der 
Strafbarkeit solcher Unzucht festzuhalten. Die Tat-
sache schließlich, daß die Strafvorschrift deshalb 
ungleichmäßig wirkt, weil die große Mehrzahl der ein-
schlägigen Taten unentdeckt und unverfolgt bleibt, 
ist zwar nicht zu bestreiten, aber bei einer verhältnis-
mäßig erheblichen Zahl anderer Tatbestände, etwa 
der Abtreibung, auch zu verzeichnen. Diesem Ge-
sichtspunkt kann eine erhebliche Bedeutung nicht 
beigemessen werden. 

Die vorstehenden Ausführungen haben gezeigt, 
daß die Bedenken gegen eine Vorschrift, die gleich-
geschlechtliche Unzucht zwischen erwachsenen Män-
nern allgemein mit Strafe bedroht, zwar bis zu 
einem gewissen Grade abgeschwächt, aber keines-
wegs ausgeräumt werden können. Es fragt sich des-
halb, ob der Verzicht auf die Vorschrift nicht viel-
leicht andere schwerere Nachteile mit sich bringt, die 
den Gesetzgeber dazu zwingen, trotz der Härten, zu 
denen die Anwendung des § 175 StGB führt, und 
trotz seiner beschränkten Durchführbarkeit an der 
bisherigen Regelung festzuhalten. Dabei geht der 
Entwurf in Übereinstimmung mit der weitaus über-
wiegenden Ansicht der Bevölkerung, den bisherigen 
Ergebnissen der wissenschaftlichen Forschung und 
den Erfahrungen der gerichtlichen Praxis davon aus, 
daß die wiederholte Betätigung des gleichgeschlecht-
lichen Triebes ihre Ursache entweder in einer ab-
artigen Persönlichkeitsstruktur oder in einer durch 
Gewöhnung erworbenen geschlechtlichen Fehlhal-
tung hat. Die von interessierten Kreisen in den 
letzten Jahrzehnten wiederholt aufgestellte Behaup-
tung, daß es sich bei dem gleichgeschlechtlichen Ver-
kehr um einen natürlichen und deshalb nicht an-
stößigen Trieb handele, für den das gleiche Recht in 
Anspruch zu nehmen sei wie für die Beziehungen 
zwischen Mann und Frau, und daß sogar die Neigung 
des Mannes zum Mann oder zum Jüngling der Aus-
druck einer besonders hohen und edlen Kultur sei, 
kann nur als Zweckbehauptung zurückgewiesen 
werden. Wollte man den ihr zugrunde liegenden 
Gesichtspunkt anerkennen, so müßte die Gesellschaft 
jede Spielart menschlichen Wesens, sei sie auch noch 
so abartig, als naturgewollt hinnehmen und achten. 
Daß dies nicht zutreffen kann, lehrt schon die ge-
schichtliche Erfahrung. Wo die gleichgeschlechtliche 
Unzucht um sich gegriffen und großen Umfang an-
genommen hat, war die Entartung des Volkes und 
der Verfall seiner sittlichen Kräfte die Folge. 

Legt man diese Einstellung zur Frage gleich-
geschlechtlicher Betätigung zugrunde, so kann die 
Aufhebung des allgemeinen Verbots namentlich zu 
folgenden Nachteilen führen: Die werbende Tätig-
keit homosexueller Gruppen im öffentlichen Leben 
würde wesentlich erleichtert. Da die Unzucht 
zwischen erwachsenen Männern als solche nicht 
mehr strafbar wäre, könnte sich auch ihre Propa- 
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gierung durch Wort, Schrift oder Bild sehr viel mehr 
in die Offentlichkeit wagen, als das heute der Fall 
ist. Die Strafbestimmungen über unzüchtige Schriften 
und über die Erregung öffentlichen Ärgernisses 
würden dagegen nur einen unvollkommenen Schutz 
bieten. Da homesexuelle Zusammenschlüsse, wie 
oben bereits dargelegt, schon unter der Herrschaft 
des § 175 StGB entstanden sind und heute durchweg 
als festgefügte und gut organisierte Gruppen be-
stehen, muß damit gerechnet werden, daß sie ihre 
Tätigkeit auch nach Aufhebung dieses Tatbestandes 
fortsetzen; denn nach Beseitigung der Strafbarkeit 
wäre ihre nächste Aufgabe, sich für die gesellschaft

-

liche Anerkennung gleichgeschlechtlicher Hand-
lungen einzusetzen. Daß sie dabei alle Möglichkeiten 
ausschöpfen würden, die ihnen das neue Strafgesetz 
bietet, unterliegt keinem Zweifel. Daß sie außerdem 
die Tatsache der Gesetzesänderung in ihrem Sinne 
deuten und zu der Behauptung ausbeuten würden, 
das Gesetz habe den gleichgeschlechtlichen Verkehr 
zwischen erwachsenen Männern als berechtigt an-
erkannt, ist wahrscheinlich. Hand in Hand mit der 
verstärkten Werbung würde wohl auch ein ver-
mehrtes Hervortreten gleichgeschlechtlicher Nei-
gungen in der Öffentlichkeit gehen; denn da der 
Verkehr als solcher nicht mehr mit Strafe bedroht 
wäre, würde sich ein Homosexueller, der seine Nei-
gung offen erkennen läßt, nicht mehr der Gefahr 
einer Strafverfolgung aussetzen. Vor allem stände 
auch für die Homosexuellen nichts im Wege, ihre 
nähere Umgebung durch Zusammenleben in ehe-
ähnlichen Verhältnissen zu belästigen; solange sie 
dadurch kein öffentliches Ärgernis erregten, gäbe es 
zum strafrechtlichen Einschreiten keine Handhabe. 
Dieses aller Voraussicht nach zu erwartende stärkere 
Hervortreten homosexueller Werbung und Betäti-
gung in der Öffentlichkeit würde vor allem jüngere 
Menschen in den Bann dieser Bewegung ziehen. 
Gerade dieser Gefahr gegenüber bildet ein all-
gemeines Verbot gleichgeschlechtlicher Betätigung 
eine wirksame Schranke; denn sie ist in vielen 
Fällen geeignet, Männer, die keine gleichgeschlecht-
liche Anlage oder noch keine erworbene Neigung 
haben, von dem Anschluß an diese Bewegung ab-
zuhalten. Nicht zuverlässig zu beurteilen, aber 
höchstwahrscheinlich auch nachteilig wären die Fol-
gen, die bei einer Aufhebung des Verbots für das 
öffentliche Leben eintreten würden. Schon unter der 
Herrschaft des geltenden Rechts ist hier und da das 
Bestreben homosexueller Gruppen wirksam gewor-
den, durch gegenseitige Hilfestellung in öffentliche 
Einrichtungen einzudringen und sie durch plan-
mäßiges Nachziehen gleichgeschlechtlich veranlagter 
Mitarbeiter zu beherrschen. Diese Form der Zer-
setzung würde bei einem Wegfall des § 175 StGB 
wesentlich erleichtert, weil dann die zu dem Zweck 
getroffenen Maßnahmen, Gruppen von Männern mit 
gleichgeschlechtlichen Neigungen innerhalb des 
öffentlichen Dienstes oder anderer öffentlicher Ein-
richtungen zu bilden, die daran Beteiligten nicht 
mehr ohne weiteres dem Verdacht strafbaren Ver-
haltens aussetzen würden. Sollte aber solche Tätig-
keit in größerem Umfang um sich greifen, wäre das 
für die Allgemeinheit eine schwere Gefahr; denn 
wenn die gleichgeschlechtliche Neigung in gewissen 

öffentlichen Einrichtungen zum positiven Auslege-
prinzip würde, wäre damit eine Verfälschung des 
öffentlichen Lebens mit kaum absehbaren Folgen 
verbunden. Nicht gering zu schätzen ist schließlich 
die Bedrohung, die von einer Freigabe gleich-
geschlechtlicher Unzucht unter erwachsenen Männern 
für Verbände und Gruppen ausgehen würde, die in 
größeren oder kleineren Gemeinschaften zusammen-
leben. Zu denken ist dabei nicht nur an die kaser-
nierten Einheiten der Polizei und an die Bundes-
wehr, sondern auch an Wohngemeinschaften von 
Männern, die zur Ausführung größerer Arbeitsvor-
haben, zu gemeinsamen Reisen oder zu anderen 
längere Zeit in Anspruch nehmenden Zwecken ge-
schaffen werden. Daß gerade in diesen Gemein-
schaften die Bildung homosexueller Gruppen ver-
derbliche Wirkungen hat, bedarf keiner besonderen 
Darlegung. 

Eine Abwägung der widerstreitenden Gründe und 
Gegengründe führt zu dem Ergebnis, daß ein Tat-
bestand, der gleichgeschlechtliche Handlungen auch 
unter erwachsenen Männern mit Strafe bedroht, 
aufrechterhalten werden muß. Ausgeprägter als in 
anderen Bereichen hat die Rechtsordnung gegenüber 
der männlichen Homosexualität die Aufgabe, durch 
die sittenbildende Kraft des Strafgesetzes einen 
Damm gegen die Ausbreitung eines lasterhaften 
Treibens zu errichten, das, wenn es um sich griffe, 
eine schwere Gefahr für eine gesunde und natürliche 
Lebensordnung im Volke bedeuten würde. Aller-
dings ist diese dem Entwurf zugrunde liegende Auf-
fassung lebhaft umstritten. Das haben auch die 
Beratungen, die zur Vorbereitung des Entwurfs 
stattgefunden haben, deutlich gezeigt. Bei der Ent-
scheidung des Gesetzgebers, die in großem Umfang 
auch weltanschauliche und allgemeine politische Ge-
sichtspunkte zu berücksichtigen hat, wird es sich vor 
allem darum handeln, ob sich der Standpunkt des 
Entwurfs durchsetzt oder ob es verantwortet werden 
kann, das sich das Strafgesetz unter Verzicht auf 
einen allgemeinen Tatbestand der gleichgeschlecht-
lichen Unzucht zwischen erwachsenen Männern auf 
den Jugendschutz beschränkt und darüber hinaus 
nur die Unzucht zwischen Männern erfaßt, die in 
einem Verband oder einer Gruppe zusammenleben. 

Abschließend darf noch vermerkt werden, daß das 
von interessierten Kreisen in den letzten Jahren 
ständig vorgebrachte Bedenken, die Strafvorschriften 
gegen die männliche gleichgeschlechtliche Unzucht 
seien mit dem Gleichheitsgrundsatz des Artikels 3 
Abs. 2 und 3 GG unvereinbar, für die gesetzgebe-
rische Entscheidung ohne jede Bedeutung ist. Der 
biologische Geschlechtsunterschied zwischen Mann 
und Frau prägt, wie das Bundesverfassungsgericht 
überzeugend dargelegt hat, den Sachverhalt hier so 
entscheidend, daß etwa vergleichbare Elemente da-
neben vollkommen zurücktreten. Die gleich-
geschlechtliche Unzucht zwischen Frauen ist eine 
Erscheinung mit andersartigen und namentlich 
weniger einschneidenden Folgen für das Zusammen-
leben in der menschlichen Gesellschaft. Ihre Be-
kämpfung mit Mitteln des Strafrechts ist aus krimi-
nalpolitischen Gründen nicht geboten. 
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Zur Fassung der Vorschriften im einzelnen, die an 
die Stelle des § 175 StGB treten sollen, ist folgendes 
zu bemerken: 

Absatz 1 Nr. 1 droht dem Mann Strafe an, der 
mit einem anderen Mann eine beischlafsähnliche 
Handlung vornimmt. Mit dieser Einschränkung gegen-
über dem geltenden Recht, das jede Form des „Un-
zuchttreibens" genügen läßt, stellt der Entwurf für 
den Verkehr zwischen erwachsenen Männern die 
Rechtslage wieder her, die von der Rechtsprechung 
vor der Neufassung des § 175 StGB durch das Gesetz 
vom 28. Juni 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 839) erarbeitet 
worden ist. Nach § 175 StGB a. F. war die „wider-
natürliche Unzucht" zwischen Personen männlichen 
Geschlechts mit Strafe bedroht. Aus dem Bestreben 
nach sinnvoller Beschränkung und aus Gründen der 
Tradition hat das Reichsgericht dieses Merkmal nur 
als erfüllt angesehen, wenn es zu einer „beischlafs-
ähnlichen Handlung" zwischen den Beteiligten ge-
kommen ist. Die Entwürfe von 1913 bis 1927 haben 
diese Rechtsprechung durch Einführung des gesetz-
lichen Merkmals der beischlafsähnlichen Handlung 
ausdrücklich anerkannt. Erst der nationalsozialisti-
sche Gesetzgeber hat es für notwendig befunden, die 
enge Auslegung des Gesetzes durch die jetzt geltende 
Fassung des § 175 StGB unmöglich zu machen und 
jede Form unzüchtiger Betätigung zwischen Männern 
einzubeziehen. Eine so weite Ausdehnung des Tat-
bestandes ist namentlich deshalb bedenklich, weil 
dadurch die große Mehrzahl der Männer mit einge-
wurzelter gleichgeschlechtlicher Neigung überfordert 
würde. Für die Bewährung der Rechtsordnung genügt 
es, wenn die gesetzliche Mißbilligung der gleich-
geschlechtlichen Unzucht dadurch zum Ausdruck 
kommt, daß nur deren besonders anstößige Formen 
einer Strafdrohung unterworfen werden. Die un-
mittelbare Nachahmung des natürlichen Beischlafs 
gibt der gleichgeschlechtlichen Handlung ein beson-
deres Gewicht und läßt sie als so verwerflich er-
scheinen, daß mindestens durch sie die Strafbarkeit 
begründet werden kann. Der Entwurf stellt deshalb 
auf die Vornahme einer „beischlafsähnlichen Hand-
lung" zwischen den beteiligten Männern ab. Was 
darunter zu verstehen ist, hat die höchstrichterliche 
Rechtsprechung vor 1933 in langjähriger Arbeit ge-
klärt. Auf ihr beruht die Fassung der Nummer 1 des 

• Absatzes 1, die insoweit mit den genannten Entwür-
fen übereinstimmt. Insbesondere wird dabei zu-
grunde gelegt, daß die wechselseitige Onanie unter 
Männern das Merkmal der beischlafsähnlichen Hand-
lung im allgemeinen nicht erfüllt. Das entspricht der 
ständigen Rechtsprechung des Reichsgerichts, die 
erst in der Zeit des Nationalsozialismus, unmittel-
bar vor der Änderung des § 175 StGB, aus Gründen 
aufgegeben worden ist, die nicht zuletzt politisch 
bedingt waren. Im übrigen trifft die Strafe beide an 
dem unzüchtigen Vorgang beteiligten Männer, auch 
wenn nur der eine handelt und der andere dessen 
Tätigkeit lediglich duldet. Insoweit bedeuten die 
Worte „mit einem anderen Mann .... vornimmt" 
dasselbe wie die Worte „miteinander .... voll-
ziehen" in § 192 Abs. 2 Satz 2. 

Während gegen die Beschränkung des Tatbestan-
des auf beischlafsähnliche Handlungen keine Be-
denken bestehen, soweit es sich um den Verkehr 

§ 216 
zwischen erwachsenen Männern handelt, kann Ent-
sprechendes für gleichgeschlechtliche Unzucht mit 
oder gegenüber Männern unter 21 Jahren nicht gel-
ten. In diesem Bereich treten die Erfordernisse des 
Jugendschutzes in den Vordergrund. Hier ist vor 
allem die Tatsache zu berücksichtigen, daß jede 
gleichgeschlechtliche Unzucht für junge, in ihrem 
Geschlechtsleben noch ungefestigte Menschen die 
Gefahr in sich birgt, daß der Trieb auf die gleich-
geschlechtliche Betätigung abgelenkt und festgelegt 
wird. Würde hier die Strafdrohung erst wirksam, 
wenn eine beischlafsähnliche Handlung vorgenom-
men oder wenn das Opfer zur Unzucht verführt wird 
(§ 217 Abs. 1 Nr. 2), so könnte nicht verhindert wer-
den, daß zahlreiche junge Männer auf dem Wege 
über widernatürliche, wenn auch nicht in höchstem 
Maße verwerfliche, Handlungen, etwa der gleich-
zeitigen oder der wechselseitigen Onanie, dem 
Laster des gleichgeschlechtlichen Verkehrs ver-
fielen. Hier eine wirksame Schranke zu errichten, 
ist eine unabweisbare Notwendigkeit, die über-
wiegend auch von denen anerkannt wird, die einen 
allgemeinen, für den Verkehr zwischen Männern 
jeden Alters geltenden Tatbestand ablehnen. Die-
sem Zweck dienen die Nummern 2 und 3 des Ab-
satzes 1. Sie sind in enger Anlehnung an die §§ 210 
und 212 aufgebaut. 

Absatz 1 Nr. 2 droht dem Mann über 21 Jahren 
Strafe an, der mit einem Mann unter 21 Jahren Un-
zucht treibt oder der absichtlich vor einem solchen 
Mann Unzucht an sich selbst oder mit einem anderen 
Mann treibt. Die hier bezeichneten verschiedenen 
Formen der Unzucht sind dem § 210 Abs. 1 und dem 
§ 212 Abs. 1, auf deren Begründung verwiesen wird, 
unmittelbar vergleichbar. Ein wesentlicher Unter-
schied gegenüber der letzteren Vorschrift besteht 
lediglich insofern, als das Schutzalter bei unziich-
tigen Handlungen „vor" dem anderen Mann nicht 
anders bestimmt wird als bei entsprechenden Hand-
lungen mit ihm. Diese Gleichstellung ist geboten, 
weil nach allen bisherigen Erfahrungen auch die 
Unzucht vor einem geschlechtlich noch nicht aus-
gereiften jungen Mann dazu führen kann, daß eine 
gleichgeschlechtliche Neigung geweckt oder ge-
festigt wird. Eine Herabsetzung der Schutzgrenze 
etwa auf 18 Jahre, wie sie bei der Unzucht vor 
Schutzbefohlenen vorgesehen ist, würde den hier 
bestehenden Gefahren nicht in ausreichendem Maße 
entgegenwirken. Daß im übrigen — anders als in 
§ 212 Abs. 1 — die verschiedenen Formen der Un-
zucht vor dem anderen ausdrücklich bezeichnet 
werden, hängt damit zusammen, daß aus dem An-
wendungsbereich des Tatbestandes alle Fälle hetero-
sexueller Unzucht ausgeschieden werden müssen. 
Die Strafdrohung ist auf Täter über 21 Jahre be-
schränkt. Da homosexuelle Verfehlungen meist 
durch einverständliches und tätiges Zusammenwir-
ken von zwei Partnern begangen werden, wäre es 
mißlich, die jeweils durch den Tatbestand geschützte 
Person grundsätzlich zugleich für ihren Beitrag zu 
dem unzüchtigen Geschehen strafrechtlich verant-
wortlich zu machen. Das wäre vor allem dann be-
denklich, wenn der minderjährige Täter in Wahr-
heit nur das Opfer einer Verführung geworden ist. 
Der Entwurf beruht deshalb auf der Vorstellung, 
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daß Männer unter 21 Jahren, die ihre Tat weder in 
der erschwerten Form der Nummer 1 begehen, noch 
im Sinne der Nummer 3 durch Einwirkung auf den 
Partner den Anstoß zur Tat geben, von der Straf-
drohung ausgenommen werden sollen. Das ist vor 
allem deshalb vertretbar, weil es sich in diesem 
Bereich überwiegend um leichte Taten und um wenig 
antriebsstarke Täter handelt und darauf vertraut 
werden kann, daß bei jüngeren Männern auch 
außerstrafrechtliche Maßnahmen eingesetzt werden 
können. 

Absatz 1 Nr. 3 sieht Strafe für den Mann über 
18 Jahre vor, der einen Mann unter 21 Jahren dazu 
bestimmt, daß er mit ihm oder einem anderen 
Mann oder vor ihm an sich selbst Unzucht treibt. 
Dieser Tatbestand hat sein Gegenstück in § 210 
Abs. 2 und § 212 Abs. 2. Jedoch ist hier — abwei-
chend von § 210 Abs. 2 — stets erforderlich, daß der 
Betroffene die geschlechtliche Bedeutung des Ver-
haltens versteht, zu dem er bestimmt wird. Auf die 
zum Schutze der Kinder unerläßliche Erweiterung 
des Tatbestandes ist hier bewußt verzichtet worden, 
weil für sie kein kriminalpolitisches Bedürfnis be-
steht. Außerdem ist der Tatbestand im Gegensatz zu 
der Nummer 2 schon auf Täter anwendbar, die das 
18. Lebensjahr vollendet haben. Diese Erweiterung 
ist bedeutsam. Die Erfahrungen der gerichtlichen 
Praxis und der medizinischen Forschung haben ge-
zeigt, daß es in der Altersgruppe der 18- bis 21-
jährigen Männer gibt, die infolge ihrer Veranlagung 
oder einer durch Gewöhnung erworbenen Neigung 
mit einem fest eingewurzelten gleichgeschlechtlichen 
Trieb behaftet sind, der sie dazu drängt, ständig 
ebenso junge Männer zu verführen und damit in 
ihren Bannkreis zu ziehen. Infolge ihres noch ver-
hältnismäßig jugendlichen Alters gehen sie dabei 
oft recht hemmungslos und ohne Rücksicht auf die 
schweren Gefahren für die Betroffenen vor. Diese 
Täter durch Erweiterung des Tatbestandes der Ver-
führung zur gleichgeschlechtlichen Unzucht (§ 217 
Abs. 1 Nr. 2) zu erfassen und sie damit einer quali-
fizierten Strafe zu unterwerfen, ist nicht ratsam. 
Ebenso wie im geltenden Recht dürfte ihre Bestrafung 
aus der Grundstrafdrohung für die Unzucht zwischen 
Männern genügen. Darüber hinaus ist zu bedenken, 
daß die Männer, die im Einzelfall jeweils durch Ein-
wirkung auf den Willen des Partners den Anstoß 
zur gleichgeschlechtlichen Unzucht geben, überhaupt 
gefährlicher sind als diejenigen, die sich lediglich 
auf einen ihnen angesonnenen Verkehr einlassen. 
In diesem Bereich läßt es sich kaum verantworten, 
auf die Strafbarkeit ganz zu verzichten. Der Entwurf 
droht deshalb auch den 18- bis 21jährigen für den 
Fall Strafe an, daß sie einen anderen noch nicht 
21jährigen Mann zur gleichgeschlechtlichen Unzucht 
bestimmen. Wegen der Auslegung des Begriffs „be-
stimmen" wird auf die Begründung zu § 210 Abs. 2 
verwiesen. 

Die Nummern 2 und 3 des Absatzes 1 setzen 
einheitlich voraus, daß entweder der Täter oder der 
von ihm mißbrauchte Mann „Unzucht treibt". Dazu 
bedarf es unzüchtiger Handlungen von einer ge-
wissen Stärke und Dauer. Soweit die Tatbestände 
Unzucht treiben mit einem anderen erfordern, 
muß dessen Körper durch Berührung als Mittel 

zur Erregung oder Befriedigung der Geschlechtslust 
benutzt werden. Diese Beschränkung wird allerdings 
dadurch weitgehend wieder ausgeglichen, daß auch 
unzüchtige Handlungen vor dem anderen in die Tat-
bestände einbezogen sind. Was den Inhalt gleich-
geschlechtlicher Betätigung gegenüber Männern 
unter 21 Jahren betrifft, gewährt danach die vor-
geschlagene Fassung der beiden Nummern im we-
sentlichen denselben Strafschutz, den die Recht-
sprechung auf der Grundlage des § 175 StGB heraus-
gearbeitet hat. Einerseits sind flüchtige unzüchtige 
Handlungen aus dem Anwendungsbereich gänzlich 
ausgeschieden; andererseits werden aber die vor 
der geschützten Person begangenen gleichgeschlecht-
lichen Handlungen weitgehend getroffen. In diesem 
Bereich tritt gegenüber dem geltenden Recht sogar 
eine gewisse Erweiterung ein, weil es auf den bis-
her erforderlichen intellektuellen Kontakt zwischen 
dem Täter und seinem Opfer nicht mehr ankommt 
(vgl. zu dem Vorstehenden die Ausführungen zum 
Sprachgebrauch in der Vorbemerkung zu diesem 
Untertitel unter 2. und 4.). Es ist erwogen wor-
den, aus den Tatbeständen der Nummern 2 und 3 
die Fälle auszuscheiden, daß der Täter oder sein 
Opfer jeweils vor dem anderen Unzucht an sich selbst 
treibt, um dadurch die ins einzelne gehende Be-
schreibung der verschiedenen Unzuchtsformen über-
flüssig zu machen. Durch eine solche Beschränkung 
würde aber aus dem Anwendungsbereich die außer-
ordentlich wichtige gleichzeitige Onanie ausgeschie-
den, deren kriminalpolitische Bedeutung nicht unter-
schätzt werden darf. Gerade durch sie kommen 
zahlreiche junge Männer erstmalig mit der Homo-
sexualität in Berührung und geraten dann zuneh-
mend unter ihren Einfluß. Im Interesse eines wirk-
samen Jugendschutzes läßt es sich deshalb nicht 
verantworten, die Tatbestände auf die schwereren 
Unzuchtsformen zu beschränken. 

Die Nummern 1 bis 3 des Absatzes 1 über-
schneiden sich mehrfach. Das ist im Interesse des 
Zieles, eine dem kriminalpolitischen Bedürfnis ent-
sprechende Gesamtlösung zu erreichen, nicht ver-
meidbar. Es kann der Rechtsprechung überlassen 
bleiben zu klären, welche Begehungsformen im Falle 
des rechtlichen Zusammentreffens jeweils den Vor-
rang haben und die anderen verdrängen. 

Als Strafe für die einfache Unzucht zwischen 
Männern wird Gefängnis bis zu drei Jahren ange-
droht. Das ist gegenüber § 175 StGB hinsichtlich des 
Mindestmaßes eine Verschärfung und hinsichtlich 
des Höchstmaßes eine Milderung. Die Notwendig-
keit der Mindeststrafe von einem Monat (§ 46 Abs. 1) 
folgt aus der Überlegung, daß der Tatbestand gegen-
über dem geltenden Recht wesentlich eingeschränkt 
worden ist und jetzt wohl keinen Sachverhalt mehr 
erfaßt, in dem der Täter im Sinne des § 48 mit ge-
ringer Schuld gehandelt hat. Neben der Gefängnis-
strafe kann deshalb als weitere Freiheitsstrafe Straf-
haft nicht vorgesehen werden. Auf der anderen Seite 
braucht das Höchstmaß der Gefängnisstrafe nicht 
fünf Jahre zu betragen, weil bei einfacher Unzucht 
zwischen Männern kein kriminalpolitisches Bedürf-
nis für Freiheitsstrafen von mehr als drei Jahren 
besteht. 
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Absatz 2 räumt dem Gericht die Befugnis ein, 
bei Beteiligten unter 21 Jahren von Strafe abzusehen. 
Diese Möglichkeit, die nur insoweit praktische Be-
deutung hat, als sich der noch nicht 21jährige nach 
dem persönlichen Anwendungsbereich der Tat-
bestände überhaupt als Täter oder Teilnehmer straf-
bar machen kann, entspricht im wesentlichen dem 
§ 175 Abs. 2 StGB. Dessen Beschränkung auf beson-
ders leichte Fälle ist jedoch aufgegeben worden, weil 
es bei jungen Tätern ganz allgemein sinnvoll sein 
kann, auf eine Bestrafung zu verzichten. Das trifft 
vor allem zu, wenn sie das Opfer einer Verführung 
geworden sind oder wenn ein besonderer Ver-
trauensbeweis als geeignetes Mittel erscheint, sie 
zur Umkehr zu bewegen. 

§ 217 
Schwere Unzucht zwischen Männern 

Die Tatbestände der schweren Unzucht zwischen 
Männern sind eng an § 175a StGB angelehnt. Sie 
stellen bestimmte erschwerte Formen der männlichen 
gleichgeschlechtlichen Unzucht unter erhöhte Strafe. 
Es handelt sich dabei um die Begehung unter Aus-
nutzung einer durch ein Dienst-, Arbeits- oder Unter-
ordnungsverhältnis begründeten Abhängigkeit, um 
die Verführung eines Mannes unter 21 Jahren und 
um die gewerbsmäßige Begehung. Der in § 175 a 
Nr. 1 StGB außerdem genannte Fall der Nötigung 
mit Gewalt oder durch Drohung mit gegenwärtiger 
Gefahr für Leib oder Leben braucht nicht einbezogen 
zu werden, weil er bereits durch § 206 (Nötigung zur 
Unzucht) mit ausreichender Strafe bedroht ist. Die 
Notwendigkeit, in den genannten Fällen mit stren-
gerer Strafe einzuschreiten, wird fast allgemein an-
erkannt und auch von denen eingeräumt, welche die 
gleichgeschlechtliche Unzucht an sich nicht für straf-
würdig halten. Deshalb ist die Vorschrift hier auch 
nicht auf beischlafsähnliche Handlungen beschränkt, 
sondern, wie sich aus der Verwendung des Begriffs 
„Unzuchttreiben" ergibt, auf alle Formen gleich-
geschlechtlicher Unzucht ausgedehnt (Näheres zu 
diesem Sprachgebrauch ist in der Vorbemerkung zu 
diesem Untertitel unter 2. dargelegt). 

Von den einzelnen Tatbeständen des Absatzes 1 
unterscheidet sich die Nummer 1 vom geltenden 
Recht nur unwesentlich. Soweit nicht mehr davon 
gesprochen wird, daß der Täter den anderen 
„bestimmt, sich von ihm zur Unzucht mißbrauchen 
zu lassen", liegt darin keine sachliche Änderung; 
denn wer seinen Körper einem anderen in einer 
Weise darbietet, daß dessen Verhalten als „Unzucht

-

treiben" anzusehen ist, treibt selbst auch Unzucht mit 
dem anderen ohne Rücksicht darauf, ob er handelnd 
tätig wird oder lediglich die Handlungen des anderen 
duldet. Der Hinweis auf den „Mißbrauch zur Un-
zucht" ist danach überflüssig; er ist aber auch irre-
führend, weil er die hier gebotene Beschränkung auf 
unzüchtige Handlungen von gewisser Stärke und 
Dauer nicht enthält (vgl. dazu die Ausführungen zum 
Sprachgebrauch in der Vorbemerkung zu diesem 
Untertitel unter 5.). Eine Erweiterung des gelten-
den Rechts bringt die Nummer 1 allerdings insofern, 
als sie es genügen läßt, daß der Verletzte dazu 
bestimmt wird, nicht mit dem Täter, sondern mit 

§§ 217, 218 
einem anderen Mann Unzucht zu treiben. Gedacht 
ist dabei namentlich an Fälle, in denen ein dienstlich 
oder beruflich Abhängiger zu einer homosexuellen 
Gruppe stößt, der auch sein Vorgesetzter angehört, 
und von diesem zur gleichgeschlechtlichen Unzucht 
mit anderen Gruppenangehörigen veranlaßt wird. 
Solches Verhalten des Vorgesetzten ist nicht minder 
strafwürdig als die Herbeiführung eigener Unzucht 
mit dem Verletzten. — Auch die Nummern 2 
und 3 lehnen sich eng an das geltende Recht an 
(§ 175a Nr. 3, 4 StGB). Sie sind ihm gegenüber 
lediglich unter denselben Gesichtspunkten geändert 
worden, die bereits zu der Nummer 1 dargelegt sind. 

Als Strafe für die schwere Unzucht zwischen Män-
nern sieht der Entwurf Gefängnis von sechs Monaten 
bis zu zehn Jahren vor. Die in § 175a StGB für den 
Regelfall angedrohte Zuchthausstrafe ist beseitigt 
worden, weil solche Taten nicht zur Hochkriminalität 
gehören und nach den Ergebnissen der Kriminal-
statistik von 1950 bis 1957 nur zu einem geringen 
Bruchteil mit Zuchthaus bestraft worden sind. Auf 
der anderen Seite ist jedoch die Mindeststrafe von 
drei Monaten auf sechs Monate Gefängnis erhöht 
worden. Das hängt vor allem damit zusammen, daß 
der Anwendungsbereich des Tatbestandes gegen-
über dem geltenden Recht dadurch wesentlich ein-
geschränkt wird, daß er nur noch Taten erfaßt, in 
denen es zu körperlicher Berührung kommt (vgl. 
dazu die Ausführungen zum Sprachgebrauch in der 
Vorbemerkung zu diesem Untertitel unter 4.). Die 
meist milder liegenden Fälle, in denen der Kör-
per des Betroffenen in anderer Weise in den un-
züchtigen Vorgang einbezogen wird, scheiden künf-
tig aus und können nur nach anderen Vorschriften, 
etwa nach § 212 oder § 216 Abs. 1 Nr. 2 und 3, ge-
ahndet werden. 

§ 218 
Unzucht mit Tieren 

Der Tatbestand entspricht sachlich dem gelten-
den Recht (§ 175b StGB). Die darin erfaßten Taten 
verletzen aufs schwerste die Menschenwürde, die zu 
achten und zu schützen nach Artikel 1 GG Verpflich-
tung aller staatlichen Gewalt ist. Das Gesetz hat die 
Aufgabe, auch mit den Mitteln des Strafrechts einen 
Schutz gegen die schwerwiegende Mißachtung der 
Menschenwürde zu gewähren, die in der widernatür-
lichen Unzucht mit Tieren liegt. In der Beschreibung 
der einzelnen Merkmale des Tatbestandes wird die 
seit Jahrzehnten feststehende höchstrichterliche 
Rechtsprechung ausdrücklich anerkannt, daß als 
widernatürliche Unzucht mit Tieren nur die Vor-
nahme beischlafsähnlicher Handlungen anzusehen 
ist. Über diesen Begriff enthält die Begründung zu 
§ 216 nähere Ausführungen. 

Die Strafdrohung ist gegenüber § 175b StGB 
im Mindestmaß verschärft und im Höchstmaß ge-
mildert. Die Androhung der Gefängnisstrafe mit 
ihrem gesetzlichen Mindestmaß von einem Monat 
(§ 46 Abs. 1) und der Ausschluß der Strafhaft sind 
schon deshalb geboten, weil die widernatürliche 
Unzucht mit Tieren eine Tat von besonderer Ver-
werflichkeit ist, so daß ihre Ahndung mit Strafhaft, 
also einer Strafart, die bei Vorsatztaten auf Fälle 
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§§ 219, 220 
geringer Schuld beschränkt ist (§ 48), schlechthin 
unangemessen erscheint. Im Höchstmaß besteht da-
gegen kein kriminalpolitisches Bedürfnis, über die 
Grenze von drei Jahren hinauszugehen. 

§ 219 
Erregung öffentlichen Ärgernisses 

§ 183 StGB bedroht den mit Strafe, der durch eine 
unzüchtige Handlung öffentlich ein Ärgernis gibt. 
Diese Fassung des Tatbestandes hat sich aus zwei 
Gründen als wenig glücklich erwiesen. 

Das erste Bedenken besteht darin, daß der zu-
fällige Umstand, ob jemand an der unzüchtigen 
Handlung wirklich ein Ärgernis genommen hat, als 
Merkmal des Tatbestandes verwendet wird. Ab-
gesehen da von, daß dessen Feststellung häufig auf 
Beweisschwierigkeiten stößt, wird dadurch auch der 
Grundgedanke der Vorschrift verfälscht; denn diese 
soll darauf hinwirken, daß bei geschlechtlichen Hand-
lungen in der Öffentlichkeit die Grenzen eingehalten 
werden, welche die Rücksicht auf Zucht und Sitte 
gebietet. Der Entwurf trägt dem Rechnung, indem er 
die Strafbarkeit davon abhängig macht, daß die 
Handlung öffentlich und unter Umständen vor-
genommen wird, unter denen das Verhalten des 
Täters „geeignet ist, Ärgernis zu erregen". Daß tat-
sächlich jemand Ärgernis genommer hat, ist also 
nicht mehr erforderlich. Auf der anderen Seite be-
wirkt allerdings die Neufassung nicht nur eine 
Erweiterung des jetzt geltenden Tatbestandes. Sie 
wird vielmehr auch die notwendige Einschränkung 
des Anwendungsbereichs zur Folge haben, die bisher 
in den Fällen, in denen ein Beobachter die Handlung 
des Täters abwartete und dann an ihr Ärgernis ge-
nommen zu haben behauptete, nur durch einengende 
Gesetzesauslegung erreicht werden konnte. 

Das zweite Bedenken ergibt sich aus der Ver-
wendung des Begriffs der „unzüchtigen Handlung" 
an dieser Stelle. Soweit sonst im geltenden Recht und 
im Entwurf mit den Ausdrücken „Unzucht" oder „un-
züchtige Handlung" ein bestimmtes menschliches 
Verhalten beschrieben wird, ist dazu stets eine wol-
lüstige Absicht erforderlich (vgl. die Ausführungen 
zum Sprachgebrauch in der Vorbemerkung zu diesem 
Untertitel unter 1.). Bei der Erregung öffentlichen 
Ärgernisses durch eine „unzüchtige Handlung" 
kommt es jedoch auf diese Absicht nicht an. Dieser 
grundlegende Unterschied wird zweckmäßig schon 
in der Gesetzesfassung zum Ausdruck gebracht. Der 
Entwurf nimmt deshalb in die Tatbestandsbeschrei-
bung nur die objektiven Voraussetzungen auf, die 
in der Rechtsprechung für die unzüchtige Handlung 
erarbeitet worden sind. Eine sachliche Änderung der 
bisherigen Rechtslage ist damit nicht verbunden. 

Während die vorstehend behandelten Änderungen 
nur dazu dienen, Mängel des geltenden Rechts zu 
beseitigen, schlägt der Entwurf auch eine bedeut-
same Neuerung vor. Er droht dem Strafe an, der 
öffentlich und unter Umständen, unter denen sein 
Verhalten geeignet ist, Ärgernis zu erregen, eine 
Handlung vornimmt, die eine Bereitschaft zur Un-
zucht zwischen Männern erkennen läßt Wie schon 
die Begründung zu § 216 darlegt, ist namentlich in 

den Großstädten zu beobachten, daß sich zahlreiche 
Männer, die dem gleichgeschlechtlichen Verkehr 
ergeben sind, in Gruppen zusammenschließen und 
auf dieser Grundlage eine rege Propaganda ent-
falten, Gelegenheiten zur Unzucht vermitteln oder 
gewähren und sich gegenseitig in ihrem Fortkommen 
fördern. Daß solche organisierten Zusammenschlüsse 
ein zunehmend stärkeres Hervortreten homosexu-
eller Betätigung in der Öffentlichkeit zur Folge 
haben, kann nicht ausbleiben und ist gerade in den 
Jahren nach dem letzten Weltkrieg auch festgestellt 
worden.  Hier  kann mit strafrechtlichen Mitteln eine 
wirksame Schranke dadurch errichtet werden. daß 
der Tatbestand der Erregung öffentlichen Ärger-
nisses nicht nur auf die objektiv unzüchtigen Hand-
lungen erstreckt wird, sondern darüber hinaus auch 
auf solche, die lediglich eine Bereitschaft zur gleich-
geschlechtlichen Unzucht erkennen lassen. Darunter 
ist jedes irgendwie geartete Verhalten zu verstehen, 
das aus der Bereitschaft des Täters zu gleich-
geschlechtlicher Unzucht erwächst und das ein unvor-
eingenommener Beobachter unter Berücksichtigung 
aller Begleitumstände dahin deuten muß, daß er 
einen Mann vor sich hat, der zur Vornahme gleich-
geschlechtlicher Handlungen bereit ist. Zu denken 
ist dabei etwa an das Auftreten von Männern in 
Frauenkleidern in Vergnügungslokalen bestimmter 
Art oder an anstößige, aber noch nicht unzüchtige 
Handlungen in der Öffentlichkeit, welche die gleich-
geschlechtliche Tendenz hervortreten lassen. Es kann 
erwartet werden, daß diese Erweiterung der Straf-
barkeit den Schutz der Öffentlichkeit gegen die von 
der Homosexualität ausgehenden Gefahren fühlbar 
verstärken wird. 

Als Strafe für die Erregung öffentlichen Ärger-
nisses ist, weitgehend in Übereinstimmung mit dem 
geltenden Recht, Gefängnis bis zu zwei Jahren oder 
Geldstrafe vorgesehen. Allerdings wird Strafhaft 
wahlweise neben der Gefängnisstrafe nicht an-
gedroht, weil die Tat überwiegend von abartig ver-
anlagten Menschen begangen wird, die sich im 
allgemeinen für die Strafhaft nicht eignen. Soweit im 
Einzelfall eine Gefängnisstrafe von mindestens 
einem Monat (§ 46 Abs. 1) nicht schuldangemessen 
ist, kann deshalb nur auf Geldstrafe erkannt werden. 

§ 220 
Unzüchtige Schriften und Sachen 

Soweit sich die Tatbestände des § 220 auf unzüch-
tige Schriften, Abbildungen und Darstellungen bezie-
hen, entsprechen sie weitgehend dem geltenden 
Recht (§ 184 Abs. 1 Nr. 1 StGB). In diesem Bereich 
werden zur Vervollständigung des gebotenen Straf-
schutzes nur einige Lücken ausgefüllt. So wird der 
Tonträger seiner technischen Bedeutung entspre-
chend und zur Anpassung an zahlreiche andere Vor-
schriften des Entwurfs als Gegenstand der Tat aus-
drücklich erwähnt. Das geltende Strafgesetzbuch 
erfaßt ihn lediglich unter dem für ihn sprachlich nicht 
ganz zutreffenden Oberbegriff der Darstellung. Fer-
ner wird der Katalog der Tathandlungen schärfer 
gegliedert und auf Grund der Erfahrungen in der 
gerichtlichen Praxis in verschiedener Hinsicht erwei-
tert. Dabei werden vor allem auch die besonders 
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wichtige Einfuhr in den Geltungsbereich des Straf-
gesetzbuches und die Ausfuhr, die dem Zweck der 
Verbreitung dienen, unmittelbar mit Strafe bedroht. 
Damit verwirklicht der Entwurf einen Gedanken, der 
in Artikel 1 der Genfer Internationalen Übereinkunft 
zur Bekämpfung der Verbreitung und des Vertriebs 
unzüchtiger Veröffentlichungen vom 12. September 
1923 (Reichsgesetzbl. 1925 II S. 288 ff.) ausgesprochen 
ist. Die Strafdrohung gegen die Ein- und Ausfuhr hat 
auch die erwünschte Nebenfolge, daß bei Feststellung 
unzüchtiger Schriften oder anderer Darstellungen 
durch die zuständigen inländischen Behörden un-
mittelbar an der Grenze die Rechtslage im Hinblick 
auf die Einziehung und Unbrauchbarmachung nach 
§ 116 klar ist; denn da die Einfuhr und das Unter-
nehmen (§ 11 Abs. 1 Nr. 3) der Ausfuhr als solche 
den Tatbestand verwirklichen, ist die für die Anwen-
dung der Einziehungsvorschriften vorausgesetzte 
rechtswidrige Tat auf jeden Fall begangen und, wenn 
keine bestimmte Person verfolgt oder verurteilt wer-
den kann, das selbständige Einziehungsverfahren 
zulässig (§ 118). Ob in solchen Fällen auch eine 
andere Begehungsform des § 220 verwirklicht wäre, 
hängt von den Umständen ab und läßt sich häufig 
nicht zuverlässig feststellen. Der bloße Versuch einer 
anderen Tathandlung würde aber für das selbstän-
dige Verfahren nicht ausreichen, weil der Versuch, 
von der Ausfuhr abgesehen, nicht mit Strafe bedroht 
ist. 

Nach der Rechtsprechung zu § 184 Abs. 1 Nr. 1 
StGB erfordert das „ Verbreiten " einer Schrift, 
Abbildung oder anderen Darstellung stets das Zu-
gänglichmachen des Gegenstandes nach seiner Sub-
stanz; bloßes Vorlesen oder Vorführen genügt nicht. 
Demgegenüber wird in den vergleichbaren, erst in 
jüngerer Zeit eingeführten Tatbeständen der fahr-
lässigen Förderung hochverräterischer Werbung und 
der staatsgefährdenden Werbung (§§ 84, 93 StGB) 
der Begriff des Verbreitens teils weiter dahin aus-
gelegt, daß er auch gewisse Handlungen, die nicht 
in einem körperlichen Zugänglichmachen des Gegen-
standes bestehen, erfasse. Die Möglichkeit solch 
unterschiedlicher Auslegung kann im Entwurf nicht 
aufrechterhalten bleiben. Es wird deshalb für alle 
Tatbestände, die sich mit der Verbreitung von Schrif-
ten oder anderen Darstellungen befassen, ein ein-
heitlicher Sprachgebrauch eingeführt (vgl. dazu auch 
§ 366 Abs. 2, §§ 367, 372). Dabei setzt der Entwurf in 
Anlehnung an die Rechtsprechung zu § 184 Abs. 1 
Nr. 1 StGB für das „Verbreiten" ein Zugänglich

-

machen des Gegenstandes nach seiner Substanz vor-
aus. Das daneben noch strafwürdige Zugänglich

-

machen in anderer Weise, etwa durch Ausstellen, 
Anschlagen oder Vorführen, wird in allen einschlä-
gigen Vorschriften besonders geregelt. Dadurch wird 
erreicht, daß der Begriff des Verbreitens wenigstens 
insoweit einheitlich ausgelegt werden kann, als 
Schriften oder andere Darstellungen Gegenstand der 
Handlung sind. Wenn es sich jedoch um die Verbrei-
tung von Behauptungen tatsächlicher Art handelt 
(z. B. in den Fällen der üblen Nachrede und der Ver-
leumdung nach §§ 173 und 174), sind die schon nach 
geltendem Recht bestehenden wesentlichen Unter-
schiede auch künftig zu beachten. Soweit die ein-
zelnen Begehungsformen in den Nummern 1 bis 3 
anders beschrieben werden als in § 184 Abs. 1 Nr. 1 

§ 220 
StGB, hängt das — von den bereits behandelten 
Fällen der Ein- und Ausfuhr abgesehen — überwie-
gend mit dieser Vereinheitlichung des Sprach-
gebrauchs zusammen. Wenn in der Nummer 3 ohne 
Vorbild im geltenden Recht davon gesprochen wird, 
daß der Täter die Tathandlung zu dem Zweck vor-
nimmt, daß die aus dem unzüchtigen Gegenstand 
„gewonnenen Stücke verbreitet oder nach Nummer 2 
zugänglich gemacht werden", so wird damit der 
modernen technischen Entwicklung Rechnung getra-
gen. Es muß nämlich damit gerechnet werden, daß 
sich die Tathandlung häufig auch auf Matrizen, Foto-
negative und ähnliche Gegenstände bezieht, die 
selbst nicht verbreitet werden sollen, sondern von 
denen erst die zur Verbreitung bestimmten Abzüge, 
Ablichtungen oder anderen Aufnahmen gemacht 
werden müssen. 

Der Entwurf hält in Übereinstimmung mit § 184 
StGB an dein Merkmal der „ unzüchtigen " Schrift 
oder anderen Darstellung fest. Wenn auch die Recht-
sprechung diesen Begriff überwiegend in einem 
objektiven Sinn ausgelegt und lediglich die Eignung 
des Gegenstandes gefordert hat, das Scham- und 
Sittlichkeitsgefühl in geschlechtlicher Beziehung er-
heblich zu verletzen, erscheint es nicht zweckmäßig, 
an dieser Stelle, etwa in Anlehnung an § 219, aus-
schließlich auf die objektiven Voraussetzungen des 
Unzuchtsbegriffs abzustellen. Das verbietet sich vor 
allem deshalb, weil von manchen Vertretern der 
Rechtswissenschaft mit Gründen, die nicht ohne wei-
teres von der Hand zu weisen sind, ein abweichender 
Standpunkt vertreten und neben dem objektiven Er-
fordernis ein weiteres Merkmal als unverzichtbar 
angesehen wird. Zwar besteht über dessen Inhalt 
keine Einigkeit ;  es kann aber immerhin als eine 
irgendwie geartete in der Schrift verkörperte wollü-
stige Tendenz umschrieben werden. Für den Gesetz-
geber empfiehlt es sich nicht, in diesen Meinungs-
streit einzugreifen, da das sachlich zutreffende Ergeb-
nis hier nicht durch einen gesetzlichen Machtspruch, 
sondern nur durch weitere wissenschaftliche und 
praktische Vertiefung der widerstreitenden Gesichts-
punkte zu gewinnen ist. Hinzu kommt, daß der all-
gemeine Sprachgebrauch des Entwurfs auch nicht 
dazu zwingt, den Begriff der „unzüchtigen" Schrift 
zu vermeiden. Da das Merkmal der Unzucht hier, im 
Gegensatz zu den übrigen Vorschriften des Titels, 
mit einer Sache verbunden und nicht in Beziehung 
auf eine menschliche Handlung verwendet wird, liegt 
offen zutage, daß zu seiner Verwirklichung nicht die 
sonst erforderliche wollüstige Absicht des Täters 
vorausgesetzt werden kann; denn es kommt nach der 
Tatbestandsbeschreibung allein darauf an, ob eine 
bestimmte Sache als solche unzüchtig ist. Es bleibt 
deshalb für die Rechtsprechung kein anderer Weg, 
als an dieser Stelle zu einer selbständigen Auslegung 
gegenüber dem Begriff der unzüchtigen Handlung zu 
kommen. 

Gegen das Merkmal der „unzüchtigen" Schrift sind 
in der Öffentlichkeit, namentlich in Kreisen der 
Schriftsteller, Verleger und Buchhändler, in der Ver-
gangenheit Einwendungen aus einem anderen Grun-
de erhoben worden. Es wird vorgebracht, daß die 
bloße Kennzeichnung eines Gegenstandes als un-
züchtig wegen ihrer Unbestimmtheit nicht geeignet 
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§ 220 

sei, die gerade auf diesem Gebiet dringend gebotene 
Einheitlichkeit in der praktischen Rechtsanwendung 
zu gewährleisten. Diese Auffassung werde durch 
zahlreiche einander widersprechende Entscheidungen 
der unteren Gerichte bestätigt. Soweit ein solcher 
Mißstand, dem die Justizverwaltungen der Länder 
durch Vereinbarungen über eine Strafverfolgung 
nach einheitlichen Grundsätzen bereits nachdrücklich 
entgegengewirkt haben (vgl. dazu Nummer 225 der 
Richtlinien für das Strafverfahren vom 1. August 
1953), überhaupt noch besteht, kann ihm durch eine 
Änderung oder Ergänzung des sachlichen Strafrechts 
nicht abgeholfen werden. Der Begriff der unzüchtigen 
Schrift umspannt eine solche Vielfalt tatsächlicher 
Erscheinungen und ist in seiner jeweiligen Ausle-
gung von der allgemeinen kulturellen Entwicklung 
so abhängig, daß er sich jeder näheren abstrakten 
Beschreibung entzieht. Seine Abgrenzung im Einzel-
fall muß wie bisher den Gerichten überlassen bleiben. 
Nur durch die Rechtsprechung kann deshalb auch 
Bedenken Rechnung getragen werden, die sich gegen 
eine angeblich ungenügende Berücksichtigung künst-
lerischer und wissenschaftlicher Belange richten. Im 
Zusammenhang mit dem Einführungsgesetz wird zu 
prüfen sein, ob die Einheitlichkeit der Rechtspre-
chung auf diesem Gebiet durch verfahrensrechtliche 
Maßnahmen gefördert werden kann. 

Der Entwurf hat die Vorschriften des § 184 Abs. 1 
Nr. 2 und des § 184a StGB, die sich mit dein Verkauf 
unzüchtiger oder schamloser Schriften an Jugend-
liche unter 16 Jahren befassen, nicht übernommen. 
Der Schutz der Jugendlichen gegen die unmittelbare 
Überlassung von Schriften solchen Inhalts ist in um-
fassender Weise durch das Gesetz über die Verbrei-
tung jugendgefährdender Schriften vom 9. Juni 1953 
(Bundesgesetzbl. I  S. 377) gewährleistet, dessen § 6 
einen Schutz gegen die Verbreitung solcher Schriften 
auch ohne Aufnahme in die Liste gewährt. Die Auf-
rechterhaltung der genannten Tatbestände des Straf-
gesetzbuches würde nur zu unerwünschten Über-
schneidungen und zu Schwierigkeiten für die Recht-
sprechung führen. 

Neben dem Strafschutz gegen das Verbreiten un-
züchtiger Schriften und anderer Darstellungen ent-
hält § 220 auch ein umfassendes Verbot der Verbrei-
tung von Sachen, die zu unzüchtigem Ge-
brauch bestimmt sind. Das ist gegenüber dem 
geltenden Recht eine bedeutsame Erweiterung, weil 
§ 184 Abs. 1 Nr. 3 StGB kein allgemeines Vertriebs-
verbot, sondern nur gewisse Beschränkungen der 
Werbung vorsieht. Diese Zurückhaltung des gelten-
den Rechts erklärte sich aus der Tatsache, daß der 
genannte Tatbestand sich ursprünglich auf alle zu 
unzüchtigem Gebrauch bestimmte Sachen, gleich 
welcher Art, bezog. Die Rechtsprechung hat vor der 
Einfügung der Nummer 3 Buchst. a) in den § 184 
Abs. 1 StGB unter diesem Gesichtspunkt nahezu 
sämtliche Gegenstände erfaßt, die beim geschlecht-
lichen Verkehr verwendbar sind und erfahrungs-
gemäß dabei verwendet werden. Das traf auch für 
Gegenstände zu, die zur Verhütung der Empfängnis, 
zum Schutz gegen Ansteckung mit einer Geschlechts-
krankeit oder sonst zu gesundheitlichen Zwecken 
angewendet werden. Gleichzeitig wurde das Tatbe-
standsmerkmal, daß die Gegenstände dem Publikum 

angekündigt oder angepriesen werden, auch dann 
als erfüllt angesehen, wenn dies in ärztlichen oder 
ähnlichen Fachzeitschriften geschehen ist. Angesichts 
dieser weiten Auslegung mußten selbst die Be-
schränkungen der Werbung, die § 184 Abs. 1 Nr. 3 
StGB vorsieht, als zu weitgehend empfunden wer-
den; denn sie engten die Entwicklung der Frauen-
heilkunde ein und förderten die Verbreitung der 
Geschlechtskrankheiten. Das Gesetz zur Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten vom 18. Februar 1927 
(Reichsgesetzbl. I S. 61) hat deshalb dem § 184 Abs. 1 
StGI' als Nummer 3 Buchst. a) eine neue Vorschrift 
eingefügt, die eine Werbung für Mittel, Gegenstände 
oder Verfahren, die zur Verhütung von Geschlechts-
krankheiten dienen, nur noch für den Fall mit Strafe 
bedroht, daß sie in einer Sitte oder Anstand ver-
letzenden Weise erfolgt. Mit Hilfe dieser Vorschrift 
sind nicht nur die ansteckungsverhütenden, sondern 
überwiegend auch die Mittel zur Verhütung der Emp-
fängnis aus dem Anwendungsbereich des § 184 Abs. 1 
Nr. 3 StGB ausgeschieden worden, weil bei den 
meisten Mitteln dieser Art beide Wirkungen mitein-
ander verbunden sind. Schwierigkeiten haben sich 
jedoch in den Fällen ergeben, in denen solche Mittel 
ausschließlich empfängnisverhütende Wirkung haben. 
Es erscheint angebracht, sie den Mitteln zur Verhü-
tung von Geschlechtskrankheiten gleichzustellen. 
Mit ihnen befaßt sich der § 221, in dessen Begrün-
dung auch zu der Frage Stellung genommen wird, 
ob außer den genannten Gegenständen noch andere 
einer Sonderregelung zu unterwerfen sind. 

Auf diese Weise sind aus dem Tatbestand die-
jenigen zum Gebrauch beim geschlechtlichen Verkehr 
bestimmten Gegenständen ausgeschieden, für die we-
der der Vertrieb verboten, noch die Werbung ganz-
lich unterbunden werden kann. Es besteht deshalb 
kein Hinderungsgrund mehr, für die übrigbleibenden, 
zum unzüchtigen Gebrauch bestimmten Sachen, die 
überwiegend der unnatürlichen Befriedigung des Ge-
schlechtstriebs dienen, eine dem kriminalpolitischen 
Bedürfnis entsprechende Lösung zu treffen. Diese 
kann aber nur darin bestehen, daß alle Handlungen 
mit Strafe bedroht werden, die auf ein Verbreiten 
abzielen. Solche Mittel bedrohen ohne Ausnahme 
die sittliche Haltung des Volkes aufs schwerste; sie 
werden in aller Regel nur aus Gewinnsucht oder 
anderen verwerflichen Motiven hergestellt und ver-
trieben. Dieser Standpunkt entspricht dem der Ent-
würfe seit 1927 (vgl. §§ 301, 302 E 1927/30). Ge-
setzestechnisch läßt sich dieses Ergebnis zwanglos 
dadurch erreichen, daß den unzüchtigen Schriften 
und anderen Darstellungen die zu unzüchtigem 
Gebrauch bestimmten Sachen gleichgestellt werden. 
Daß für diese einzelne in den Nummern 1 bis 3 auf-
geführten Begehungsformen nicht passen, ist un-
schädlich, weil sie dann für die Anwendung des Tat-
bestandes ohne weiteres gegenstandslos sind. 

Als Straf e ist Gefängnis bis zu zwei Jahren oder 
Geldstrafe vorgesehen. Die Heraufsetzung des 
Höchstmaßes der Freiheitsstrafe gegenüber dem 
geltenden Recht ist geboten, weil es nach den Er-
fahrungen der gerichtlichen Praxis außerordentlich 
schwere Verstöße gegen die Tatbestände des § 220 
gibt, die mit der bisher zulässigen Höchststrafe von 
einem Jahr Gefängnis nicht ausreichend geahndet 
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werden können. Daß die Strafhaft wahlweise neben 
der Gefängnisstrafe nicht angedroht wird, hängt mit 
der besonderen Art des Tatbestandes zusammen, 
der Taten von geringer Schuld (§ 48) im allgemeinen 
ausschließt. 

§ 221 
Mittel zur Verhütung von Geschlechtskrankheiten 

oder der Empfängnis 
Die Vorschrift ist eng an § 184 Abs. 1 Nr. 3 

Buchst. a) StGB angelehnt, jedoch auf Mittel und 
Verfahren erweitert, die zur Verhütung von Krank-
heiten oder Leiden der Geschlechtsorgane oder der 
Empfängnis dienen. Soweit es sich um die empfäng-
nisverhütenden Mittel und Verfahren handelt, sind 
die Gründe für die Erweiterung des Tatbestandes 
bei § 220 dargelegt. Daß außerdem auch Mittel und 
Verfahren zur Verhütung von Krankheiten oder 
Leiden der Geschlechtsorgane einbezogen werden, 
dient der Anpassung an die §§ 20 und 21 des Ge-
setzes zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten 
vom 23. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 700) und soll 
vor allem verhindern, daß die Beschränkung der 
Werbung für Mittel und Verfahren zur Verhütung 
von Geschlechtskrankheiten umgangen wird. In den 
vorbereitenden Beratungen zum Entwurf ist außer-
dem erwogen worden, dem Tatbestand auch Mittel 
und Verfahren, die gesundheitlichen Zwecken die-
nen, zu unterwerfen. Damit sollte in erster Linie 
erreicht werden, daß gewisse Gegenstände, wie 
z. B. ein Teil der Mittel zur Beeinflussung des Ge-
schlechtstriebes, aus dem Anwendungsbereich des 
§ 220 ausscheiden, weil ihre Bestimmung zu unzüch-
tigem Gebrauch hinter dem verfolgten gesundheit-
lichen Zweck zurücktritt. Von dieser Erweiterung 
des Tatbestandes ist jedoch abgesehen worden, 
weil sie die Werbung für einen nicht überseh-
baren Kreis von Mitteln und Verfahren beschrän-
ken würde. Diejenigen Mittel, die zugleich gesund-
heitlichen Zwecken dienen und zu unzüchtigem 
Gebrauch bestimmt sind, haben demgegenüber nur 
eine verschwindend geringe Bedeutung. Dies gilt 
um so mehr, als die Rechtsprechung schon immer 
den  § 184 Abs. 1 Nr. 3 StGB nicht auf solche Gegen-
stände angewendet hat, die ihrer Gattung nach zur 
Förderung der Gesundheit bestimmt sind, im Einzel-
fall aber auch zu unzüchtigem Gebrauch verwendet 
werden können und erfahrungsgemäß dazu ver-
wendet werden. Die ganze Frage kann deshalb der 
Rechtsprechung überlassen werden. 

Eine bedeutsame Änderung gegenüber dem gel-
tenden Recht bringt der Entwurf insofern, als der 
Zweck der Mittel oder Verfahren „ ganz oder 
überwiegend" in der Verhütung der genannten 
Krankheiten oder der Empfängnis bestehen muß. 
Die Rechtsprechung zu § 184 StGB hat für den Fall, 
daß ein Gegenstand zugleich der Verhütung von Ge-
schlechtskrankheiten dient und zu einem beson-
deren, mit dem Schutzzweck nicht zusammenhängen-
den unzüchtigen Gebrauch bestimmt ist, überwiegend 
die Anwendbarkeit des engeren, für die Verhütungs-
mittel geltenden Tatbestandes angenommen. Das 
hat zur Entwicklung von Gegenständen geführt, bei 
denen der unzüchtige Gebrauch offensichtlich den 
Hauptzweck bildet, die Verwendbarkeit als Ver- 

§§ 221, 222 
hütungsmittel aber nicht geleugnet werden kann. 
Für die Zulassung solcher Gegenstände besteht kein 
sachliches Bedürfnis, weil der anzuerkennende Ver-
hütungszweck durch Mittel anderer Art erreicht 
werden kann. Es werden deshalb nur solche Ver-
hütungsmittel aus dem Anwendungsbereich des § 220 
ausgeschieden, bei denen der Verhütungszweck im 
Vordergrund steht. 

Daß im Gegensatz zu § 184 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. a) 
StGB neben den Verhütungsmitteln und -verfahren 
die entsprechenden „Gegenstände" nicht mehr aus-
drücklich genannt werden, bewirkt keine Änderung 
der bisherigen Rechtslage; denn jeder Gegenstand, 
der dem Verhütungszweck dient, ist zugleich ein 
„Mittel" im Sinne des Tatbestandes. Auch die Erwei-
terung durch die Worte „in einer Versammlung oder 
durch Verbreiten von Schriften, Tonträgern, Abbil-
dungen oder Darstellungen" ist ohne wesentliche 
praktische Bedeutung. Sie bezieht Taten ein, die 
wegen der Bestimmbarkeit des angesprochenen Per-
sonenkreises nicht öffentlich begangen sind, ihrem 
Unrechtsgehalt nach aber den öffentlich begangenen 
Taten gleichkommen. Die Erweiterung client vor-
nehmlich der Anpassung an zahlreiche andere Tat-
bestände des Entwurfs (vgl. z. B. §§ 144, 187, 188 u. a.). 

Der Entwurf enthält sich einer Äußerung zu der 
Frage, unter welchen Voraussetzungen das Feil-
bieten von Verhütungsmitteln durch Münzauto-
maten Sitte oder Anstand verletzt. Für eine 
gesetzliche Klärung dieser Frage besteht kein 
Bedürfnis mehr, nachdem § 41 a der Gewerbeord-
nung i. d. F. des 4. Bundesgesetzes zur Änderung der 
Gewerbeordnung vom 5. Februar 1960 (Bundes-
gesetzbl. I S. 61) die wichtigsten Fälle dieser Art, 
nämlich das Feilbieten von Verhütungsmitteln in 
Warenautomaten an öffentlichen Wegen, Straßen 
und Plätzen, ausdrücklich geregelt hat. 

Als Strafdrohung sieht der Entwurf Gefängnis 
bis zu zwei Jahren, Strafhaft oder Geldstrafe vor. 
Der Rahmen der Gefängnisstrafe ist gegenüber dem 
geltenden Recht aus den Gründen erweitert worden, 
die bei § 220 dargelegt sind. 

§ 222 
Werbung für unzüchtigen Verkehr 

Absatz 1 entspricht im wesentlichen dem § 184 
Abs. 1 Nr. 4 StGB. An Stelle der sprachlich schwer-
fälligen und in der Sache auch nicht ganz zutreffen-
den Wendung „Wer .... Ankündigungen erläßt" 
setzt der Entwurf die Worte „Wer .... eine Mit-
teilung macht". Eine sachliche Änderung ist damit 
nicht verbunden. Im übrigen ist die Vorschrift auch 
auf Taten erstreckt, die in einer geschlossenen Ver-
sammlung oder durch Verbreiten von Schriften oder 
Tonträgern begangen werden. Insoweit wird auf die 
Begründung zu § 221 verwiesen, der in entsprechen-
der Weise erweitert ist. Daß neben den Schriften und 
Tonträgern nicht auch die Abbildungen und Dar-
stellungen erwähnt werden, ergibt sich aus dem 
Inhalt der Tathandlung. 

Die Regelstrafe für Taten nach Absatz 1 be-
trägt Gefängnis bis zu einem Jahr, Strafhaft oder 
Geldstrafe. Das entspricht im wesentlichen dem gel-
tenden Recht. Jedoch wird die Strafe nach Absatz 2 
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§ 223 
für den Fall geschärft, daß die Mitteilung dazu be-
stimmt ist, unzüchtigen Verkehr zwischen Männern 
herbeizuführen. Damit will der Entwurf den Ge-
fahren entgegenwirken, die ein stärkeres Hervor-
treten homosexueller Betätigung in der Offentlich-
keit zur Folge hat. Auf die Begründung zu den §§ 216 
und 219 wird verwiesen. 

§ 223 
Gewerbsmäßige Unzucht 

Die §§ 223 und 224 dienen dazu, die gemeinlästi-
gen Erscheinungsformen der gewerbsmäßigen Un-
zucht einzudämmen. Der Entwurf hält hierbei im 
wesentlichen an den Grundsätzen fest, von denen 
sich der Gesetzgeber bereits im Gesetz zur Be-
kämpfung der Geschlechtskrankheiten vom 18. Fe-
bruar 1927 (Reichsgesetzbl. I S. 61) leiten ließ. Die 
gewerbsmäßige Unzucht als solche soll daher auch in 
Zukunft grundsätzlich straflos bleiben. Der Entwurf 
sieht wie das geltende Recht nur Strafvorschriften 
gegen solche Personen vor, die der Unzucht in einer 
gemeinlästigen oder die Jugend gefährdenden 
Weise nachgehen. In diesem Rahmen verstärkt er 
aber den Schutz der Jugend und der Allgemeinheit 
dadurch, daß er die Strafdrohungen für diese Tat-
bestände, die im geltenden Recht lediglich als 
Übertretungen behandelt sind (§ 361 Nr. 6a bis 6c 
StGB), erheblich verschärft und den Inhalt der Ver-
bote in einigen Punkten erweitert und verdeutlicht. 
Die durch das 5. Strafrechtsänderungsgesetz vom 
24. Juni 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 477) eingeführte 
Neuerung, die den zuständigen Behörden in weite-
rem Umfang als früher die Möglichkeit eröffnet hat, 
in bestimmten Gemeinden und Gemeindebezirken 
die Gewerbsunzucht durch Rechtsverordnung unter 
Strafdrohung zu verbieten, behält der Entwurf bei. 

Wegen des sachlichen Zusammenhangs ordnet 
der Entwurf die Strafvorschriften gegen die gemein-
lästige Ausübung der Gewerbsunzucht und gegen 
das Anlocken zur Unzucht bereits im 3. Titel des 
2. Abschnitts bei den „Straftaten gegen die Sitt-
lichkeit" ein Kriminologisch gesehen gehören diese 
Verhaltensweisen wie die Bettelei und die Land-
streicherei allerdings zu den gemeinlästigen Straf-
taten, die im übrigen im 6. Titel des 4. Abschnitts 
(§§ 354 ff.) behandelt werden. Der Entwurf knüpft 
auch an die strafbaren Erscheinungsformen der Ge-
werbsunzucht, der Bettelei und der Landstreicherei 
im wesentlichen dieselben Tatfolgen. Im übrigen 
setzt sich die Begründung erst in der Vorbemer-
kung zum Titel „Gemeinlästige Straftaten" (vor 
§ 354) allgemein mit den kriminalpolitischen Fra-
gen und Schwierigkeiten auseinander, die bei der 
Bekämpfung dieser asozialen Verhaltensweisen auf-
treten. Dort sind auch die Gründe im einzelnen 
dargelegt, die in diesem Bereich für die kriminal-
politischen Entscheidungen des Entwurfs maß-
gebend waren. 

§ 223 tritt an die Stelle des § 361 Nr. 6a bis 6c 
StGB und gibt im einzelnen an, unter welchen Vor-
aussetzungen die Gewerbsunzucht unter Straf-
drohung verboten ist. Der Entwurf weicht hierbei 
in verschiedenen Einzelfragen vom geltenden Recht 
ab. Er verzichtet namentlich auf das Merkmal der 
Gewohnheitsmäßigkeit. Bei einer Person, die in ver-
botener Weise Gewerbsunzucht treibt, braucht 

daher künftig der nicht immer leicht zu führende 
Nachweis, daß sich bei ihr ein Hang zur Gewerbs-
unzucht durch Übung entwickelt habe, nicht mehr 
geführt zu werden. Das hat vor allem den Vorteil, 
daß auch auf junge Dirnen frühzeitig, solange noch 
eine Besserung zu erwarten ist, mit strafrechtlichen 
Mitteln eingewirkt werden kann. Im übrigen wird 
auch nach dem Entwurf für die Strafbarkeit nicht 
vorausgesetzt, daß es zur Unzucht kommt. Der Un-
zucht „geht" bereits „nach", wer Handlungen vor-
nimmt, die unmittelbar darauf abzielen, Unzucht 
gegen Entgelt zu treiben. Eine Lohndirne, die an 
einer in § 223 bezeichneten Örtlichkeit durch Worte 
oder Gesten einen Mann zur Unzucht auffordert 
oder anlockt, macht sich daher auch dann strafbar, 
wenn sie hierbei nicht in auffälliger oder belästi-
gender Weise vorgeht (§ 224). 

Die Nummern 1 bis 3 geben solche Örtlichkeiten 
an, wo die Ausübung der Gewerbsunzucht stets, 
ohne daß eine besondere Verbotsnorm besteht und 
ohne daß es des Nachweises einer sittlichen Ge-
fährdung Jugendlicher bedarf, verboten ist. Das ist 
nach Nummer 1 wie im geltenden Recht (§ 361 
Nr. 6a StGB) der Fall in der Nähe einer Kirche 
oder, wie der Entwurf ergänzt, eines anderen 
der Religionsübung dienenden Gebäudes. Die Vor-
schrift schützt danach nicht nur Kirchen im enge-
ren Sinne, sondern auch Kapellen, Synagogen und 
Betsäle eines Gemeindehauses. Die beim Kirchen-
diebstahl (§ 236 Nr. 3) geschützten Gebäude sind in 
derselben Weise umschrieben. Nach Nummer 2 
ist die Gewerbsunzucht ausnahmslos auch in der 
Nähe von Schulen und anderen Örtlichkeiten ver-
boten, die zum Besuch von Kindern oder Jugend-
lichen bestimmt sind. Während das geltende Recht 
(§ 361 Nr. 6 b StGB) hier weiter voraussetzt, 
daß die Kinder oder Jugendlichen durch die Ge-
werbsunzucht sittlich gefährdet werden, soll künftig 
die Umgebung solcher Örtlichkeiten stets und unter 
allen Umständen vom Treiben der Dirnen freigehal-
ten werden. In der Nähe von Spielplätzen, Kinder-
gärten oder Jugendheimen ist somit nach dem Ent-
wurf die Ausübung der Gewerbsunzucht auch zu 
Zeiten nicht gestattet, wo sich Kinder oder Jugend-
liche dort nicht aufhalten. Dieses grundsätzliche 
Verbot bezieht sich jedoch nur auf Örtlichkeiten, 
die zum Besuch von Kindern oder Jugendlichen  be

-stimmt sind. Dafür reicht es weder aus, daß sie 
von Kindern oder Jugendlichen häufig besucht wer-
den, noch daß sie nur ganz vorübergehend dem an-
gegebenen Zweck dienen. Gemeindehäuser werden 
daher durch die Vorschrift nicht geschützt, ebenso-
wenig öffentliche Plätze, auf denen sich Jugendliche 
zu versammeln pflegen, oder Lichtspielhäuser und 
Konzertsäle, selbst wenn dort Jugendvorstellungen 
stattfinden. Schließlich ist die Ausübung der Ge-
werbsunzucht nach Nummer 3 stets in einer Woh-
nung verboten, in der Kinder oder Jugendliche 
wohnen. Der Entwurf sieht entgegen dem geltenden 
Recht (§ 361 Nr. 6a und 6b StGB), das den Schutz 
auf „Kinder oder jugendliche Personen zwischen 
drei und achtzehn Jahren" beschränkt, davon ab, 
eine Schutzaltersgrenze nach unten festzulegen. 
Das trüge den neueren wissenschaftlichen Erkennt-
nissen auf dem Gebiete der Psychologie nicht Rech-
nung, wonach frühkindliche Eindrücke mehr als bis- 
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her angenommen worden ist, im Unterbewußtsein 
eines Kindes fortwirken können. Eine Regelung, die 
die Gewerbsunzucht in Wohnungen, wo Kinder und 
Jugendliche wohnen, ausnahmslos verbietet, bringt 
überdies Personen, die der Gewerbsunzucht nach-
gehen, von vornherein nicht mehr in die oft schwie-
rige Lage, plötzlich der Tatsache Rechnung zu tra-
gen, daß ein etwa in ihrer Wohnung untergebrach-
tes Kind das dritte Lebensjahr vollendet. Hingegen 
muß der Schutzbereich dieser Vorschrift auf Kinder 
und Jugendliche im Sinne des Entwurfs (vgl. § 10 
Nr. 1, 2) beschränkt bleiben und kann nicht, wie das 
aus Kreisen der Jugend- und Wohlfahrtspflege zum 
Teil gefordert wird, auf alle Minderjährigen bis zu 
21 Jahren ausgedehnt werden. Zwar erschiene eine 
solche Erweiterung des Jugendschutzes vom fürsor-
gerischen Standpunkt aus wünschenswert. An der 
Macht der Tatsachen scheitert es indessen, diese 
Wünsche zu verwirklichen. Ungereimtheiten ent-
stünden einmal dadurch, daß die Dirnen zu einem 
nicht unerheblichen Teil minderjährig sind und oft 
aus tatsächlichen Gründen an ihrem Treiben nicht 
wirksam gehindert werden können. Zum anderen 
ließe die Erhöhung des Schutzalters auf 21 Jahre 
einen eigenartigen Gegensatz zu § 226 Abs. 4 auf-
kommen, wonach in Übereinstimmung mit dem gel-
tenden Recht (vgl. § 180 Abs. 3 StGB) das bloße 
Gewähren von Wohnung an eine über 18 Jahre alte 
Dirne nicht als Kuppelei strafbar ist (vgl. hierzu die 
Begründung zu § 226). 

Wohnen in einer Wohnung keine Kinder oder 
Jugendliche, wohl aber in dem Hause, zu dem die 
Wohnung gehört, so ist die Gewerbsunzucht nur 
dann verboten, wenn die Kinder oder Jugendlichen 
hierdurch sittlich gefährdet werden (Nummer 4). 
Der Entwurf setzt hier wie das geltende Recht 
(§ 361 Nr. 6b StGB) zur Strafbarkeit den Nachweis 
einer jugendgefährdenden Begehungsweise voraus, 
da in großen Miethäusern die Bewohner der zahl-
reichen in sich abgeschlossenen Wohnungen nicht 
miteinander in Berührung zu kommen brauchen und 
die Tatsache, daß in einer solchen Wohnung ge-
werbsmäßig Unzucht getrieben wird, noch nicht die 
unwiderlegbare Vermutung ergibt, daß Kinder und 
Jugendliche aus anderen Wohnungen desselben 
Hauses sittlich gefährdet werden. 

Schließlich enthält Nummer 5 noch eine Vor-
schrift, die sich gegen Personen richtet, die in be-
stimmten Gemeinden oder Gemeindebezirken, wo 
die Gewerbsunzucht durch Rechtsverordnung ver-
boten ist, diesem Erwerbe nachgehen. In ihrem 
sachlichen Inhalt stimmt sie mit dem geltenden 
§ 361 Nr. 6c StGB überein, der durch das 5. Straf-
rechtsänderungsgesetz vom 24. Juni 1960 (Bundes-
gesetzbl. I S. 477) neugefaßt worden ist und den 
Ländern weitere Möglichkeiten eröffnet hat, zum 
Schutze der Jugend oder des öffentlichen Anstandes 
die Ausübung der Gewerbsunzucht in begrenzten 
Bereichen ganz zu verbieten. Nach der früheren Fas-
sung des § 361 Nr. 6 c StGB war dies den obersten 
Landesbehörden nur in Gemeinden unter zwanzig-
tausend Einwohnern möglich. Darüber hinausgehende 
Verbote, die auf andere Normen des Bundesrechts 
oder auf Vorschriften des Landespolizeirechts ge-
stützt wurden, hatte die Rechtsprechung unter dem 
damaligen Rechtszustand als unwirksam angesehen, 

§ 223 
weil das Gesetz zur Bekämpfung der Geschlechts-
krankheiten vom 18. Februar 1927 (Reichsgesetzbl. I 
S. 61) durch seinen § 16 Nr. III, der dem § 361 StGB 
eine neue Fassung gab, auf diesem Gebiet eine ab-
schließende Regelung getroffen und die Neufassung 
des Gesetzes zur Bekämpfung der Geschlechts-
krankheiten vom 23. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 700) hieran nichts geändert habe. Diese Regelung 
war nach der übereinstimmenden Meinung der Ver-
waltungs-, Polizei- und Fürsorgebehörden unzurei-
chend, da es an einer gesetzlichen Handhabe fehlte, 
in größeren Städten Personen, die der Gewerbs-
unzucht nachgehen, von bestimmten Plätzen und 
Bereichen, namentlich der Nähe von Bahnhöfen und 
der Stadtmitte, fernzuhalten. Das 5. Strafrechtsände-
rungsgesetz vorn 24. Juni 1960 half diesem Mangel 
ab und schuf durch seinen Artikel 2 für die Länder 
eine wesentlich weitergehende Ermächtigung zum 
Erlaß von Rechtsverordnungen. Der Entwurf behält 
in seinem § 223 Nr. 5 in der Sache diese Neu-
regelung bei und verweist den Artikel 2 des 
5. Strafrechtsänderungsgesetzes, der Inhalt und Um-
fang der den Landesregierungen erteilten Ermächti-
gung festlegt, in den Entwurf des Einfuhrungs-
gesetzes (vgl. Fußnote 20 zu § 223). Hiernach sollen 
in Übereinstimmung mit dem geltenden Recht die 
Landesregierungen und die von ihnen bestimmten 
nachgeordneten höheren Verwaltungsbehörden, so-
weit das nach den örtlichen Bedürfnissen zum 
Schutze der Jugend oder des öffentlichen Anstandes 
geboten ist (vgl. Art. 80 GG), ermächtigt sein, durch 
Rechtsverordnung die Gewerbsunzucht in Gemein-
den unter fünfzigtausend Einwohnern ganz, in 
Gemeinden zwischen zwanzig- und fünfzigtausend 
Einwohnern auch für einzelne Bezirke und in Ge-
meinden über fünfzigtausend Einwohnern lediglich 
für einzelne Bezirke zu verbieten. Für Gemeinden 
unter zwanzigtausend Einwohnern gibt es danach 
nur die Möglichkeit des vollständigen Verbots und 
für Gemeinden über fünfzigtausend Einwohnern nur 
die des Verbots in Sperrbezirken. Im mittleren Be-
reich dagegen kann je nach den örtlichen Verhält-
nissen zwischen beiden Möglichkeiten gewählt wer-
den. Diese Regelung läßt für eine Kasernierung der 
Dirnen keinen Raum, wie sie vor dem Inkrafttreten 
des erwähnten Gesetzes zur Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten vom 18. Februar 1927 be-
stand, das auch die Reglementierung der Gewerbs-
unzucht beseitigt hatte. Zur Klarstellung hebt die 
für das Einführungsgesetz vorgesehene Vorschrift 
(Fußnote 20 zu § 223) das sogenannte „Kaser-
nierungsverbot", das in § 17 des früheren Gesetzes 
zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten vom 
18. Februar 1927 festgelegt war, ebenso ausdrücklich 
hervor, wie das Artikel 2 Abs. 2 des 5. Strafrechts-
änderungsgesetzes tut. Rechtlich stellt Absatz 2 eine 
Begrenzung der den Ländern erteilten Ermächtigung 
dar. Es wäre demnach unzulässig, durch Einrichtung 
von Sperrbezirken im größten Teil eines Stadt-
gebietes die Ausübung der Gewerbsunzucht prak-
tisch auf bestimmte Straßen oder Häuserblöcke ab-
zudrängen. 

Der Entwurf sieht davon ab, die Gewerbsunzucht, 
wie das bisweilen verlangt worden ist, in allen Ge-
meinden unter zwanzigtausend Einwohnern schlecht-
hin zu verbieten. Ein solches allgemeines Verbot 
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§§ 224, 225 
wäre in kleineren Städten, in deren Nähe sich Gar-
nisonen und Truppenansammlungen be finden, 
schwer durchsetzbar und hätte insoweit die uner-
wünschte Folge, daß die Gewerbsunzucht im Ver-
borgenen und auf ungesetzliche und nicht überseh-
bare Weise betrieben würde. Es sollte daher wie im 
geltenden Recht auch künftig die Entscheidung, ob 
die Gewerbsunzucht zu verbieten ist, den zustän-
digen Landesbehörden überlassen bleiben. 

Die Strafdrohung ist gegenüber dem gelten-
den Recht verschärft. Der Entwurf droht Gefängnis 
bis zu neun Monaten oder Strafhaft bis zu vier Wo-
chen an. Das entspricht den Strafdrohungen der 
übrigen gemeinlästigen Straftaten. Auf die Vorbe-
merkung zum 6. Titel des 4. Abschnitts (vor § 354) 
wird verwiesen. Neben der Strafe kann das Gericht 
unter den Voraussetzungen des § 84 die Unterbrin-
gung in einem Arbeitshaus und unter den Voraus-
setzungen des § 91 Abs. 1 Nr. 1 Sicherungsaufsicht 
anordnen. 

§ 224 
Anlocken zur Unzucht 

Die Vorschrift enthält in ihrem sachlichen Inhalt 
keine wesentlichen Neuerungen. Bei de. tatbestand-
lichen Umschreibung spricht jedoch der Entwurf, um 
das Verhalten der Dirnen beim Anwerben zur Un-
zucht sachgemäßer und anschaulicher zu kennzeich-
nen, wie Artikel 206 Schweizer. StGB von einem 
„Anlocken zur Unzucht". Hierdurch kommt schon in 
der Fassung deutlicher zum Ausdruck, daß bereits 
das Herumstehen und das Auf- und Abgehen von 
Dirnen an bestimmten Straßenstellen (der soge-
nannte Straßenstrich) vom Tatbestand erfaßt werden 
kann, sofern auch im übrigen dessen Merkmale er-
füllt sind. Die Rechtsprechung hat zwar diese Fälle, 
da in einem solchen Verhalten nicht stets ein „Auf-
fordern" zur Unzucht zu liegen braucht, in bisweilen 
ausdehnender Auslegung regelmäßig als ein „Sich

-

anbieten" zur Unzucht angesehen. Der sachlich etwas 
weitergehende Begriff des Anlockens deckt indessen 
diese Verhaltensweisen bereits nach dem eigent-
lichen Wortsinn und umfaßt darüber hinaus auch 
das bloße Zusammenstehen von Dirnen auf öffent-
lichen Straßen und Plätzen, soweit es in auffälliger 
und anstößiger Weise geschieht. Wie im geltenden 
Recht setzt der Tatbestand auch nach dem Entwurf 
öffentliche Begehung voraus. Dabei wird der Begriff 
„öffentlich", wie die neuere Rechtsprechung annimmt, 
ebenso ausgelegt wie beim Tatbestand der Erre-
gung öffentlichen Ärgernisses (§ 219). Für das öffent-
liche Sichanbieten genügt es somit, daß eine unbe-
stimmte Anzahl von Personen den Vorgang hätte 
wahrnehmen können, ohne daß der Täter imstande 
gewesen wäre, es zu verhindern. Es bedarf also 
nicht des Nachweises, daß im einzelnen Falle über-
haupt Personen in unbestimmter Zahl, die den Vor-
gang hätten bemerken können, anwesend gewesen 
sind. Öffentlich bedeutet schließlich in diesem Zu-
sammenhang nicht, daß die zur Unzucht anlockende 
Person die Tat auf einem öffentlichen Platz oder 
Weg begeht; sie kann sich zu diesem Zweck auch 
vom Fenster eines Hauses aus den Menschen be-
merkbar machen, die auf der Straße vorübergehen. 

Im Gegensatz zur vorhergehenden Bestimmung 
wird beim Tatbestand des Anlockens zur Unzucht 

keine gewerbsmäßige Begehung vorausgesetzt. Der 
Tatbestand will vielmehr das öffentliche Anlocken 
zu jeder Form der Unzucht, wenn es in auffälliger 
oder belästigender Weise geschieht, treffen. Hierzu 
gehört auch die gleichgeschlechtliche Unzucht. Je-
doch ist dabei zu beachten, daß die Unzucht zwischen 
Männern unter den in den §§ 216 und 217 bezeich-
neten Voraussetzungen stets verboten ist und das 
Anlocken hierzu bei gewerbsmäßiger Begehung un-
ter Umständen auch als versuchte schwere Unzucht 
zwischen Männern strafbar sein kann (§ 217 Abs. 1 
Nr. 3, Abs. 2). 

Zur Strafdrohung und zu den sonstigen Tat-
folgen wird auf die Begründung zu § 223 verwiesen. 

§ 225 
Nebenstrafen und Maßnahmen 

Absatz 1 ermöglicht neben einer Gefängnisstrafe 
von mindestens einem Jahr wegen zahlreicher Ta-
ten, die in den Vorschriften über Unzucht mit Strafe 
bedroht sind, die Aberkennung der Fähigkeiten, 
öffentliche Ämter zu bekleiden und Rechte aus 
öffentlichen Wahlen zu erlangen (§ 56 Abs. 1 Nr. 2). 
Dabei sind die einzelnen Tatbestände unter dem Ge-
sichtspunkt ausgewählt, daß sie im allgemeinen oder 
wenigstens häufig durch schweren Mißbrauch einer 
Dienst- oder Vertrauensstellung oder einer tatsäch-
lichen Überlegenheit begangen werden. Das trifft 
für die Nötigung zur Unzucht (§ 206), die Unzucht mit 
oder vor Kindern und Schutzbefohlenen (§§ 210, 211, 
§ 212 Abs. 1), die Unzucht unter Ausnutzung der 
Dienstgewalt oder in Anstalten (§ ,.`,214, 215) und zum 
Teil auch für die schwere Unzucht zwischen Männern 
(§ 217) zu. Dieser letztere Tatbestand ist auch des-
halb in den Katalog aufgenommen worden, weil dem 
Eindringen von Männern, die der gleichgeschlecht-
lichen Unzucht verfallen sind, in das öffentliche 
Leben, vor allem in den öffentlichen Dienst, aus den 
zu § 216 dargelegten Gründen nachdrücklich ent-
gegengewirkt werden muß. Wird wegen eines Ver-
brechens der Notzucht oder der schweren Schändung 
(§§ 204, 207) nach einer Vorschrift, die eine Milde-
rung vorschreibt oder zuläßt (§ 64), oder in einem 
minder schweren Fall auf Gefängnis von mindestens 
einem Jahr erkannt, so ergibt sich die Zulässigkeit 
der genannten Nebenstrafen bereits unmittelbar aus 
§ 56 Abs. 1 Nr. 1. 

Absatz 2 läßt die Sicherungsaufsicht bei den 
Straftaten gegen die geschlechtliche Sittlichkeit zu, 
bei denen nach den Erfahrungen der gerichtlichen 
Praxis häufig mit Rückfällen gerechnet werden muß. 
Die Voraussetzungen der Maßregel im einzelnen 
sind in § 91 Abs. 1 Nr. 2 bestimmt. In dem Katalog 
sind die Tatbestände der gewerbsmäßigen Unzucht 
und des Anlockens zur Unzucht (§§ 223, 224) nicht 
erwähnt, weil sich bei ihnen die Zulässigkeit der 
Sicherungsaufsicht im allgemeinen schon unmittelbar 
aus § 91 Abs. 1 Nr. 1 ergibt. 

Absatz 3 sieht die zwingende und unterschieds-
lose Einziehung von zu unzüchtigem Gebrauch be-
stimmten Sachen vor, die durch eine rechtswidrige 
Tat nach § 220 hervorgebracht oder zu ihrer Bege-
hung oder Vorbereitung gebraucht worden oder be-
stimmt gewesen sind. Diese Erweiterung gegenüber 
dem geltenden Recht dient einer Verschärfung des 
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Kampfes gegen den Handel mit solchen Gegenstän-
den, der die sittliche Haltung der Bevölkerung auf 
das schwerste bedroht. Auf die Einschränkungen, 
die sich für die Einziehung aus § 114 ergeben, wird 
verwiesen. 

Kuppelei, Menschenhandel, Zuhälterei 

Den in der vorstehenden Zwischenüberschrift ge-
nannten Tatbeständen ist gemeinsam, daß sie die 
Förderung fremder Unzucht unter Strafe stellen. 
Dabei stehen die Vorschriften über Kuppelei, deren 
verschiedene Formen in den §§ 226 bis 228 behandelt 
sind, an der Spitze. Wegen des unmittelbaren Zu-
sammenhangs folgen dann die Tatbestände des Men-
schenhandels (§ 229), die sich als qualifizierte Fälle 
der Kuppelei oder deren Vorbereitung darstellen. 
Zum Schluß wird die Zuhälterei (§ 230) geregelt, die 
trotz ihrer vielfältigen Überschneidungen mit der 
Kuppelei als eine selbständige Erscheinungsform 
der Förderung und Ausbeutung fremder Unzucht 
anzusehen ist. 

Kuppelei begeht, wer durch seine Vermittlung 
oder durch Gewähren oder Verschaffen von Gele-
genheit der Unzucht zwischen anderen Vorschub 
leistet. Mit dieser allgemeinen Begriffsbestimmung, 
die auch im geltenden Recht als wichtigstes Merk-
mal der verschiedenen Tatbestände der Kuppelei 
verwendet wird, leitet der Entwurf den § 226 Abs. 1 
ein und ermöglicht es dadurch, die weiteren Vor-
schriften knapper zu fassen, als dies in den §§ 180 
und 181 StGB der Fall ist. Ein geringfügiger, sach-
lich bedeutungsloser Unterschied besteht in der Be-
griffsbestimmung allerdings insofern, als der Ent-
wurf ausdrücklich auf die Notwendigkeit der Un-
zucht „zwischen anderen" hinweist. Damit soll der 
entscheidende Gesichtspunkt hervorgehoben wer-
den, der erst das Wesen der Kuppelei als einer 
Förderung fremder Unzucht ausmacht und der bis-
her nur durch eine einengende Auslegung gewon-
nen werden konnte. Dabei ist nicht zu fordern, daß 
der Begriff der Unzucht „zwischen anderen" notwen-
dig eine körperliche Berührung der beteiligten Part-
ner voraussetzt. Das wäre gegenüber dem geltenden 
Recht eine nicht vertretbare Einschränkung des An-
wendungsbereichs der Kuppelei und ließe sich auch 
mit den Überschriften der §§ 216 und 217 und dem 
Wortlaut des § 219 nicht vereinbaren. 

Ahnlich wie im geltenden Recht und in den frü-
heren Entwürfen setzt die Strafbarkeit voraus, daß 
zu dem Merkmal der Kuppelei jeweils noch eine 
weitere Voraussetzung hinzutritt oder daß die Tat 
in einer bestimmten erschwerten Form begangen 
wird. Die zusätzliche Voraussetzung besteht ent-
weder in dem Eigennutz des Täters (§ 226 Abs. 1) 
oder in seiner besonderen Verantwortlichkeit für 
die verkuppelte Person (§ 227). Als erschwerte und 
deshalb strafwürdige Formen der Kuppelei sieht der 
Entwurf außerdem die Unterhaltung und Leitung 
eines Bordells, die Zuführung eines anderen zur ge-
werbsmäßigen Unzucht und die Begehung der Kup-
pelei durch hinterlistige Machenschaften an (§ 226 
Abs. 2, § 228). Das Merkmal der Gewohnheitsmäßig-
keit ist aus dem geltenden Recht (§ 180 StGB) nicht 
übernommen worden. Es ist im allgemeinen schwer 
nachzuweisen und deshalb im Entwurf überhaupt 
vermieden. Überdies werden die wirklich strafwür-

§ 226 
digen Fälle einer gewohnheitsmäßigen Kuppelei 
meist unter dem Gesichtspunkt des Eigennutzes er-
faßt; denn gewohnheitsmäßig begangene Taten, die 
nicht zugleich auf einem eigennützigen Beweggrund 
beruhen, bilden gerade im Bereich der Förderung 
fremder Unzucht seltene und für die Kriminalpolitik 
bedeutungslose Ausnahmen. Dabei ist auch zu be-
rücksichtigen, daß für ein Handeln aus Eigennutz, 
wie schon die bisherige Rechtsprechung angenom-
men hat, das Erstreben eines Vermögensvorteils 
nicht erforderlich ist. 

§ 226 
Eigennützige Kuppelei 

Die Vorschriften über eigennützige Kuppelei ent-
sprechen weitgehend dem geltenden Recht (§ 180 
StGB). Das trifft vor allem für den Grundtatbestand 
des Absatzes 1 zu, über den das Erforderliche be-
reits in der Vorbemerkung zu den §§ 226 bis 231 
gesagt ist. 

Absatz 2 weicht dagegen in zweifacher Hinsicht 
geringfügig ab. Er ist vor allem dadurch erweitert, 
daß neben der Unterhaltung eines Bordells oder 
bordellartigen Betriebes auch dessen Leitung ein-
bezogen wird. Damit verwirklicht der Entwurf einen 
Gedanken, der in Artikel 2 Nr. 1 des Internationalen 
Abkommens zur Unterdrückung des Menschenhan-
dels und der Ausbeutung der Prostitution anderer 
vom 21. März 1950 ausgesprochen ist. Zwar ist die 
Bundesrepublik Deutschland diesem Abkommen 
noch nicht beigetreten ;  die Frage des Beitritts wird 
aber in absehbarer Zeit zu prüfen sein. Außerdem 
wird das in Absatz 2 beschriebene Verhalten nicht, 
wie es in § 180 Abs. 2 StGB geschieht, als bloßer 
Anwendungsfall der Kuppelei dargestellt, sondern 
als selbständiger Tatbestand behandelt. Zwar trifft 
es zu, daß die Unterhaltung eines Bordells oder bor-
dellartigen Betriebes nur denkbar ist, wenn der Tä-
ter eigennützige Zwecke verfolgt. Auch bei der Lei-
tung eines solchen Betriebes mag das in aller Regel 
der Fall sein; hier ist jedoch der eigennützige Be-
weggrund des Täters nicht begriffsnotwendig. Indem 
Absatz 2 einen selbständigen, gegenüber Absatz 1 
speziellen Tatbestand schafft, trägt er dieser Sach-
lage Rechnung und droht in einem — allerdings 
sehr engen — Bereich Strafe auch dem an, der nicht 
eigennützig handelt. Aus der Überschrift zu § 226, 
die insoweit nicht den Gesamtinhalt der Tatbestände 
deckt, kann nichts Gegenteiliges entnommen wer-
den; denn die Überschriften dienen ohne Anspruch 
auf Vollständigkeit ganz allgemein nur der Bezeich-
nung des wesentlichen Inhalts der Vorschriften, weil 
nur so die gebotene Kürze und Einfachheit erreicht 
werden kann (vgl. dazu die Einleitung der Begrün-
dung zum Besonderen Teil unter II.). Es ist aller-
dings einzuräumen, daß die beiden Erweiterungen 
des Absatzes 2 keine ins Gewicht fallende Verschär-
fung des geltenden Rechts mit sich bringen werden. 
Sie dürften der Strafdrohung gegen Kuppelei zu-
sätzlich nur sehr wenige praktische Fälle unterwer-
fen, deren Strafwürdigkeit allerdings außer Zweifel 
steht. 

Absatz 4 ist gegenüber dem geltenden Recht 
neu. Ihm fällt die Aufgabe zu, eine Bestrafung we-
gen Anstiftung oder Beihilfe zur Kuppelei auszu-
schließen, wenn jemand lediglich durch Einschaltung 
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§ 226 

eines Dritten eigener Unzucht Vorschub leistet  

Handlungen dieser Art kommen in der Praxis häu-
fig vor. Allerdings sind sie nur selten und im allge-
meinen auch nur dann strafrechtlich verfolgt wor-
den, wenn sich aus besonderen Umständen ihre 
Strafwürdigkeit ergab. Immerhin hat aber die Recht-
sprechung grundsätzlich die Strafbarkeit solcher Teil-
nahme bejaht und die im Schrifttum wiederholt erho-
benen Bedenken als unbegründet angesehen. Diese 
beruhen auf der Überlegung, daß die eigennützige 
Förderung eigener Unzucht als solche nicht strafbar 
sei und daß die Tätigkeit des Kupplers ihrem Wesen 
nach nur eine verselbständigte Form der Teilnahme 
an dieser Unzucht darstelle; der Gesichtspunkt der 
Förderung eigener Unzucht habe deshalb den logi-
schen Vorrang vor dem der Teilnahme an der Hand-
lung des Kupplers. Oh diese Auffassung im gelten-
den Recht eine ausreichende Stütze findet, mag da-
hingestellt bleiben. Jedenfalls ist ihr Ergebnis kri-
minalpolitisch erwünscht. Eine folgerichtige Durch-
führung des Grundsatzes, daß die Teilnahme an der 
Kuppelei in den genannten Fällen strafbar ist, würde 
nämlich dazu zwingen, meistens neben dem Kuppler 
auch die Verkuppelten zu bestrafen, weil diese häu-
fi g den Anstoß zu der kupplerischen Tätigkeit gege-
ben oder sie sonst gefördert haben. 

Absatz 5 entspricht, von geringfügigen, über-
wiegend sprachlichen Änderungen abgesehen, dem 
§ 180 Abs. 3 StGB. Er beruht auf der jahrhunderte-
alten Erfahrung, daß der Staat die weibliche Pro-
stitution nicht ausrotten kann. Legt man diese Er-
kenntnis zugrunde, so kann auch nicht durch Straf-
drohung ausnahmslos verboten werden, den Dirnen 
eine Wohnung zu überlassen, in der sie der ge-
werbsmäßigen Unzucht nachgehen; andernfalls drängt 
man die Unzucht auf die Straße. Daß dies zutrifft, 
ist im Zusammenhang mit den vorbereitenden Ar-
beiten an der Strafrechtsreform von keiner Seite 
ernstlich bezweifelt worden. Nun enthält aber das 
oben bereits genannte Internationale Abkommen 
zur Unterdrückung des Menschenhandels und der 
Ausbeutung der Prostitution anderer in Artikel 2 
Nr. 1 die Verpflichtung der Vertragsteile, jede Per-
son zu bestrafen, die „wissentlich ganz oder teil-
weise ein Gebäude oder eine andere Stätte zu 
Zwecken der Prostitutiton anderer vermietet oder 
mietet". Nach dem Zweck des Abkommens, das 
schon auf Grund seiner Überschrift nur die Aus-
beutung der Prostitution verhindern, nicht aber de-
ren Ausrottung anstreben will, kann nicht ange-
nommen werden, daß das Verbot der Vermietung 
auch solche Fälle trifft, in denen lediglich Wohnung 
gewährt und dabei in Kauf genommen wird, daß 
der Mieter dort gewerbsmäßige Unzucht treibt. 
Diese weite Auslegung des Abkommens würde zu 
Strafvorschriften zwingen, die den Prostituierten 
das Recht auf Wohnung aberkennen und sie vor die 
Entscheidung stellen, entweder in gesetzwidrigen 
Verhältnissen zu leben oder von der gewerbsmäßi-
gen Unzucht abzulassen. Die Schaffung einer solchen 
Zwangslage läßt sich nur rechtfertigen, wenn der 
Staat die nach allen bisherigen Erfahrungen aus-
sichtslose Beseitigung der Prostitution versuchen 
wollte. Das Verbot der Kuppelei darf sich deshalb 
nicht auf die bloße Vermietung einer Wohnung im 
Sinne eines ständigen Unterkommens des Mieters 

beziehen, sondern nur auf solche Fälle, in denen 
die Vermietung spezifisch dem Zweck der Prostitu-
tion anderer dienen soll. Bei der Gewährung von 
Wohnung tritt dieser besondere Zweck nur dann 
in den Vordergrund, wenn der Täter die Prostitu-
ierte ausbeutet oder sie zur Unzucht bestimmt oder 
anhält. — Absatz 5 ist nicht nur anwendbar, wenn 
einer einzelnen Prostituierten Wohnung gewährt 
wird; er gilt auch für den Fall, daß durch die Ver-
mietung an mehrere eine sogenannte Dirnen -
wohngemeinschaft entsteht. Diese Auslegung 
ergibt sich zwingend aus dem Wortlaut der Vor-
schrift, der insoweit mit dem geltenden Recht über-
einstimmt. Das völlige Verbot der Dirnenwohn-
gemeinschaften ist namentlich deshalb bedenklich, 
weil sich eine einleuchtende Abgrenzung gegenüber 
der Gewährung einer Einzelwohnung nicht finden 
läßt und weil die Vermietung auch nur eines Rau-
mes in einem Hause an eine Prostituierte dazu füh-
ren kann, daß sich für die übrigen Räume wegen 
der mit der gewerbsmäßigen Unzucht verbundenen 
Belästigungen keine anderen Mieter mehr finden 
lassen. Allerdings muß mit Nachdruck betont wer-
den, daß sich in solchen Fällen die Leistungen an 
die Dirnen in der bloßen Überlassung von Wohnung 
und den dazu üblichen Nebenleistungen erschöpfen 
müssen, daß vor allem keine Organisation bestehen 
darf, die dem Unternehmen den Charakter eines 
Bordells oder bordellartigen Betriebes gibt, und daß 
jede Ausbeutung und jedes Bestimmen oder An-
halten der Dirnen zur Unzucht verboten ist. Es ist 
eine Aufgabe der Strafverfolgungsbehörden, sorg-
fältig darüber zu wachen, daß nicht unter dem Deck-
namen der Dirnenwohngemeinschaft Einrichtungen 
geschaffen und betrieben werden, die in Wahrheit 
Bordelle oder bordellartige Betriebe sind oder de-
ren Unterhaltung als eigennützige Kuppelei straf-
bar ist. 

Zu Absatz 5 ist von verschiedener Seite, vor allem 
aus Kreisen der Jugendpflege und Jugendwohlfahrt, 
vorgeschlagen worden, die Gewährung von Woh-
nung, durch die fremder Unzucht Vorschub geleistet 
wird, nur an Personen über 21 Jahre zuzulassen. 
Von der Erhöhung der Altersgrenze verspricht man 
sich, daß die davon betroffenen minderjährigen 
Mädchen in einer ins Gewicht fallenden Zahl über-
haupt von der Prostitution abgedrängt und damit 
einem ordentlichen Leben zugeführt werden können. 
Ob sich eine solche Erwartung erfüllen würde, ist 
recht zweifelhaft. Ihr steht die große Gefahr gegen-
über, daß auf diese Weise zahlreiche Prostituierte 
im Alter von 18 bis 21 Jahren dazu bestimmt werden 
könnten, ihrem Erwerb im geheimen und unter un-
günstigeren Bedingungen nachzugehen. Das würde 
sie nur erhöhter Verwahrlosung preisgeben und 
vermehrter Ausbeutung durch andere aussetzen. 
Eine Abwägung des Für und Wider läßt eine Er-
höhung der Altersgrenze als ein zu großes Wagnis 
erscheinen. 

Die Strafe für den Grundtatbestand der eigen-
nützigen Kuppelei entspricht im Mindestmaß dem 
geltenden Recht (§ 180 StGB), ist im Höchstmaß aber 
auf drei Jahre ermäßigt. Diese Änderung dient vor 
allem dem Zweck, die für die verschiedenen For-
men der Kuppelei vorgesehenen Strafdrohungen in 
ein sachlich zutreffendes Verhältnis zu bringen. Mit 
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dem engeren Strafrahmen können auch die schwer-
sten Fälle nichtqualifizierter Kuppelei angemessen 
geahndet werden. Auf der anderen Seite wird im 
Gegensatz zu § 180 Abs. 1 StGB davon abgesehen, 
für minder schwere Fälle einen geringeren Straf-
rahmen zur Verfügung zu stellen. Die eigennützige 
Kuppelei ist nach ihrem regelmäßigen Erscheinungs-
bild eine Tat von solcher Schwere, daß die Mindest-
strafe von einem Monat Gefängnis (§ 46 Abs. 1) an-
gemessen erscheint. Ihre Ahndung mit Strafhaft, die 
bei Vorsatztaten auf Fälle geringer Schuld be-
schränkt ist (§ 48), muß auch deshalb ausscheiden, 
weil sich die Kuppler nach den Erfahrungen der 
gerichtlichen Praxis regelmäßig nicht für diese Straf-
art eignen. 

Absatz 3 sieht für die eigennützige Kuppelei 
im Sinne der Absätze 1 und 2 eine Strafschär-
fung vor, wenn der Täter sie an einem Kind oder 
Jugendlichen (§ 10 Nr. 1, 2) oder an seiner Ehefrau 
begeht. Soweit sich die Strafdrohung auf Taten an 
Kindern und Jugendlichen bezieht, ist sie zur Ver-
stärkung des Jugendschutzes unerläßlich. Es ist eine 
alte Forderung der in der Jugendfürsorge tätigen 
Kreise, namentlich die Jugendlichen nachdrücklich 
gegen den gefährlichen Einfluß kupplerischer Tätig-
keit zu schützen. Die früheren Entwürfe seit 1925 
haben deshalb empfohlen, die Kuppelei an Jugend-
lichen als Verbrechen mit Strafe zu bedrohen, auch 
wenn sie nicht aus Eigennutz begangen wird (vgl. 
z. B. § 306 E 1927/30). Gegen diese außerordentlich 
weite Ausdehnung der Strafbarkeit bestehen aller-
dings Bedenken. Sie würde auch Handlungen tref-
fen, die im Umgang zwischen jungen Menschen bis-
weilen vorkommen und bei denen ein die Kuppelei 
sonst kennzeichnendes Motiv gänzlich fehlt. Dem 
kriminalpolitischen Bedürfnis wird es nach aller 
Voraussicht genügen, wenn der Strafrahmen für die 
eigennützige Kuppelei an Kindern und Jugendlichen 
auf Gefängnis von drei Monaten bis zu fünf Jahren 
erhöht wird. Soweit Absatz 3 die an der Ehefrau 
begangene Tat betrifft, bildet er zugleich einen 
qualifizierten Tatbestand gegenüber § 227 Nr. 1, der 
für die Kuppelei an der Ehefrau ohne Rücksicht auf 
den Beweggrund eine Gefängnisstrafe bis zu fünf 
Jahren vorsieht. Da diese Strafdrohung aus den 
bei § 227 näher dargelegten Gründen hinter dem 
geltenden Recht zurückbleibt (§ 181 StGB), bringt 
die Erhöhung der Mindeststrafe auf drei Monate 
Gefängnis einen erwünschten Ausgleich. Sie schließt 
vor allem die nach § 181 Abs. 3 StGB offenstehende 
Möglichkeit aus, auf das gesetzliche Mindestmaß 
der Gefängnisstrafe herabzugehen. 

§ 227 
Kuppelei an Angehörigen und Schutzbefohlenen 
Die Vorschrift ist dem § 181 Abs. 1 Nr. 2 StGB nach-

gebildet. Sie gewährt gewissen Personen, zu denen 
der Täter in einer besonderen, seine Verantwortung 
begründenden Beziehung steht, Strafschutz gegen 
Kuppelei auch dann, wenn diese nicht aus Eigennutz 
oder unter anderen erschwerenden Voraussetzungen 
begangen wird. Der geschützte Personenkreis deckt 
sich hinsichtlich der Art seiner Beziehungen zum 
Täter weitgehend mit dem, der auch nach geltendem 
Recht den entsprechenden Schutz genießt. Die ab-
weichende Ausdrucksweise in den Nummern 2 und  

§ 227 
3 dient nur der Ausfüllung geringfügiger Lücken 
und der Anpassung an die unmittelbar vergleich-
baren Tatbestände der Unzucht mit Schutzbefohle-
nen (§ 211). Eine tiefgreifende Änderung der Rechts-
lage ergibt sich jedoch daraus, daß sich der Tat-
bestand — von der Ehefrau des Täters abgesehen 
— nur noch auf geschützte Personen unter 18 Jah-
ren bezieht. Diese Neuerung beruht namentlich auf 
folgenden Überlegungen: Nach den Erfahrungen 
der gerichtlichen Praxis wird die Kuppelei an An-
gehörigen und Schutzbefohlenen überwiegend in 
der Form begangen, daß der Täter es lediglich seiner 
Pflicht zuwider unterläßt, gegen die Unzucht einzu-
schreiten, oder daß er Handlungen vornimmt, die 
ihrem Gesamtcharakter nach nicht wesentlich über 
das bloße Dulden eines unzüchtigen Verhältnisses 
hinausgehen. Häufig glaubt er dabei, zum Wohle 
der geschützten Person zu handeln, weil er nur 
deren Heiratsaussichten nicht durch sein Eingreifen 
zerstören möchte. Schwierigkeiten dieser Art treten 
namentlich dann besonders deutlich zutage, wenn 
die Tat an Verlobten begangen wird. Die Gerichte 
sind gerade in der jüngeren Vergangenheit ver-
mehrt mit Grenzfällen dieser Art befaßt gewesen. 
Das hat zu einer außerordentlich differenzierten und 
für den Außenstehenden nur noch schwer verständ-
lichen Rechtsprechung geführt. Der Gesetzgeber muß 
sich deshalb um Abhilfe bemühen. Diese ist zu-
nächst in der Weise gesucht worden, daß man die 
Fälle der Kuppelei durch bloßes Dulden besonders 
regeln und insoweit nur einen Strafschutz bis zum 
16. Lebensjahr gewähren wollte. Dieser Weg ist 
jedoch nicht gangbar, weil eine formale Abgrenzung 
der durch positives Tun und der durch Unterlassen 
begangenen Taten häufig zu ungerechten Ergeb-
nissen führen würde, eine sachgemäße Unterschei-
dung aber durch ein anderes, hinreichend bestimmtes 
Merkmal nicht möglich ist. Auch eine Sondervor-
schrift für die Förderung geschlechtlicher Beziehun-
gen zwischen Verlobten würde nur einen geringen 
Teil der Schwierigkeiten ausräumen; sie hätte über-
dies die bedenkliche Folge, daß der Gesetzgeber 
einer Stellungnahme zu der Frage, ob der Verkehr 
zwischen Verlobten als Unzucht anzusehen ist, nicht 
ausweichen könnte. Ein solches Bekenntnis sollte 
aber angesichts der Tatsache, daß die Entwicklung 
in Rechtsprechung und Schrifttum in vollem Fluß 
ist, möglichst vermieden werden. Auch der Vor-
schlag, für die Kuppelei an Verlobten wenigstens 
ein Verfolgungshindernis für den Fall zu schaffen, 
daß diese geheiratet haben, erweckt Bedenken; da-
durch würde auf sie ein unangemessener Druck 
ausgeübt, den Täter durch die Heirat der Bestrafung 
wegen Kuppelei zu entziehen. In Anbetracht dieser 
Schwierigkeiten sieht der Entwurf für den geschütz-
ten Personenkreis — mit Ausnahme der Ehefrau — 
eine Altersgrenze vor und setzt diese auf 18 Jahre 
fest. Das hat zur Folge, daß die geschilderten Un-
zuträglichkeiten künftig nur noch auftreten können, 
wenn der Angehörige oder Schutzbefohlene dieses 
Alter noch nicht erreicht hat. Bei so jungen Men-
schen ist mit schwierigen Grenzfällen jedoch nur 
ausnahmsweise zu rechnen; denn die Rechtspflicht 
der Eltern oder sonst Aufsichtspflichtigen, der Un-
zucht ihrer dem jugendlichen Alter noch nicht ent-
wachsenen Schutzbefohlenen Hindernisse in den 
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§§ 228, 229 

Weg zu legen, ist in der Bevölkerung allgemein 
bekannt, und ihre Verletzung wird überwiegend 
auch als strafwürdiges Unrecht angesehen. Auf der 
anderen Seite ist die Einführung der Altersgrenze 
kriminalpolitisch auch tragbar. Es besteht kein zwin-
gendes Bedürfnis, die uneigennützige Förderung der 
Unzucht erwachsener oder nahezu erwachsener 
Menschen mit Strafe zu bedrohen. Soweit die Tat 
nicht in den erschwerten Formen des § 228 began-
gen wird, kommen als Täter überwiegend nur Men-
schen in Frage, die in einer bestimmten Lebenslage 
versagt, aber keine kriminelle Gesinnung bewiesen 
haben. Die Tat erhält ihre Gefährlichkeit und Straf-
würdigkeit im allgemeinen erst dadurch, daß der 
Täter aus eigennützigen Beweggründen handelt; 
dann aber wird er durch § 226 erfaßt. 

Als Strafdrohung für die Kuppelei an Angehö-
rigen und Schutzbefohlenen sieht der Entwurf Ge-
fängnis bis zu fünf Jahren vor. Hinsichtlich der zeit-
lichen Ausdehnung des Strafrahmens ergibt das 
keinen wesentlichen Unterschied gegenüber dem 
geltenden Recht (§ 181 Abs. 1, 3 StGB). Im Gegen-
satz zu ihm ist jedoch davon abgesehen worden, 
den Tatbestand als Verbrechen auszugestalten und 
nur in minder schweren Fällen eine Gefängnisstrafe 
zuzulassen. Die Beseitigung der Zuchthausstrafe ist 
geboten, weil die Kuppelei an Angehörigen und 
Schutzbefohlenen nicht zur Hochkriminalität gehört 
(vgl. dazu die Begründung zu § 43). Auf der anderen 
Seite wird die Strafe insofern geschärft, als das 
gesetzliche Mindestmaß der Gefängnisstrafe von 
einem Monat (§ 46 Abs. 1) nicht unterschritten wer-
den darf, während § 180 Abs. 3 StGB ein Herabgehen 
bis auf einen Tag Gefängnis gestattet. Diese Ver-
schärfung des Strafrahmens ist vor allem deshalb 
notwendig, weil aus dem Tatbestand durch Einfüh-
rung der Altersgrenze von 18 Jahren alle weniger 
strafwürdigen Fälle ausgeschieden worden sind. 

§ 228 
Schwere Kuppelei 

Die mit erhöhter Strafe bedrohten und nicht 
bereits in § 227 behandelten Fälle der Kuppelei sind 
gegenüber dem geltenden Recht in bedeutsamer 
Weise erweitert. 

Die qualifizierte Strafdrohung des Absatzes 1 
gilt dem bisher nicht besonders geregelten Fall der 
Kuppelei, daß jemand einen Menschen, gleichviel 
welchen Alters oder Geschlechts, der gewerbsmäßi-
gen Unzucht zuführt. Dabei ist unter „Zuführen' ein 
Verhalten zu verstehen, das die Merkmale der Kup-
pelei erfüllt, also durch Vermittlung oder durch Ge-
währen oder Verschaffen von Gelegenheit fremder 
Unzucht Vorschub leistet, und darüber hinaus be-
wirkt, daß die verkuppelte Person in Verhältnisse 
kommt, in denen sie mit der Ausübung der gewerbs-
mäßigen Unzucht beginnt. Auf die weibliche Prosti-
tution bezogen, muß das kupplerische Verhalten des 
Täters Ursache dafür sein, daß das von der Tat 
betroffene Mädchen zur Dirne wird. Die Strafdro-
hung des Absatzes 1 bezieht sich danach nicht auf 
Prostituierte, die lediglich dazu veranlaßt werden, 
der gewerbsmäßigen Unzucht an einem anderen Ort 
oder unter anderen Umständen nachzugehen. Bei 
der gebotenen engen Auslegung werden von dem 

Tatbestand nur Handlungen erfaßt, die in hohem 
Maße strafwürdig sind und bei denen mit der Straf-
drohung des § 226 nicht auszukommen ist. 

Absatz 2 stimmt im wesentlichen mit § 181 Abs. 1 
Nr. 1 StGB überein. Allerdings spricht der Entwurf 
nicht mehr davon, daß hinterlistige „Kunstgriffe" 
angewendet werden. Dieser Begriff trifft nach seiner 
sprachlichen Bedeutung nicht das, was in Wahrheit 
gemeint ist; seine Auslegung hat in der Rechtspre-
chung stets erhebliche Schwierigkeiten bereitet. Der 
Entwurf ersetzt ihn deshalb durch den Ausdruck 
„Machenschaften", der schon in § 109a StGB ver-
wendet wird. Er bezeichnet ein methodisches und 
berechnetes Gesamtverhalten, das einem schwerwie-
genden sittlichen Unwerturteil unterliegt. Gerade 
das ist der Gesichtspunkt, der die besondere Straf-
würdigkeit einer Kuppelei begründet. Es wird Auf-
gabe der Rechtsprechung sein, die Grenzen des Be-
griffs im einzelnen näher zu bestimmen. 

Als Strafe für die schwere Kuppelei sieht der 
Entwurf Gefängnis von sechs Monaten bis zu zehn 
Jahren vor. Obwohl Zuchthausstrafe nicht mehr an-
gedroht wird, weil Taten dieser Art, sofern sie nicht 
in der erschwerten Form des Menschenhandels be-
gangen werden (§ 229), kaum zur Hochkriminalität 
gerechnet werden können, ist die Strafdrohung inso-
fern wesentlich verschärft, als das Höchstmaß der 
Freiheitsstrafe gegenüber § 181 Abs. 1 Nr. 1 StGB 
von fünf Jahren auf zehn Jahre heraufgesetzt wird. 
Die Festsetzung des Mindestmaßes auf sechs Monate 
Gefängnis, das hinter dem geltenden Recht zurück-
bleibt, wird namentlich durch Absatz 1 gerechtfertigt. 
Dieser kann auch durch Taten verletzt werden, die 
eine Gefängnisstrafe von einem Jahr nicht verdie-
nen. Zu denken ist dabei etwa an Fälle der uneigen-
nützigen Kuppelei mit dem Ziel, dem verkuppelten 
Mädchen eine Verdienstmöglichkeit zu schaffen. 

§ 229 
Menschenhandel 

Der Handel mit Menschen, durch den die Prosti-
tution anderer ausgebeutet wird und von dem über-
wiegend Frauen und Kinder betroffen sind, gehört 
zu den schamlosesten Verbrechen, die das Strafrecht 
kennt. Zu seiner Bekämpfung hat sich mit Rücksicht 
auf seinen internationalen Charakter und die Not-
wendigkeit einheitlicher Abwehrmaßnahmen fast 

die ganze Kulturwelt zusammengeschlossen. Die 
Gemeingefährlichkeit dieses Verbrechens ist durch 
das Internationale Abkommen zur Bekämpfung des 
Mädchenhandels vom 4. Mai 1910 (Reichsgesetzbl. 
1913 S. 31), die Genfer Internationale Übereinkunft 
zur Unterdrückung des Frauen- und Kinderhandels 
vom 30. September 1921 (Reichsgesetzbl. 1924 II 
S. 180), das Internationale Abkommen über die 
Unterdrückung des Handels mit volljährigen Frauen 
vom 11. Oktober 1933 und das in der Begründung 
zu § 226 bereits erwähnte Internationale Abkommen 
zur Unterdrückung des Menschenhandels und der 
Ausbeutung der Prostitution anderer vom 21. März 
1950 in allen Teilen der Erde uneingeschränkt aner-
kannt. Die Bundesrepublik Deutschland ist an den 
beiden erstgenannten zwischenstaatlichen Verein-
barungen beteiligt; daß der Beitritt zu dem letzten 
Abkommen, der eine besondere Beteiligung an dem 
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Abkommen von 1933 erübrigen würde, in absehbarer 
Zeit zu erwägen ist, wurde bereits dargelegt. 

Im geltenden Recht dienen der Bekämpfung des 
Menschenhandels neben den Vorschriften über 
Kuppelei nur § 235 Abs. 3, § 236 Abs. 1 und § 237 
Abs. 1 StGB sowie § 48 des Gesetzes über das Aus-
wanderungswesen vom 9. Juni 1897 (Reichsgesetzbl. 
S. 463). Diese Regelung genügt dem kriminalpoliti-
schen Bedürfnis nicht. Der Bedeutung des Menschen-
handels entspricht es auch nicht, wenn wichtige Teile 
des Strafschutzes einem Gesetz überlassen bleiben, 
das anderen Zwecken dient. Es empfiehlt sich viel-
mehr, eine erschöpfende Regelung im Strafgesetz-
buch vorzunehmen und dadurch zugleich die Erfül-
lung der zwischenstaatlichen Verpflichtungen deut-
lich in Erscheinung treten zu lassen. 

Der in Absatz 1 enthaltene Katalog von Hand-
lungen, die als Menschenhandel zu ahnden sind, 
lehnt sich an die oben genannten internationalen 
Abkommen an. Die Strafdrohung der Nummer 1 
gilt dem, der gewerbsmäßig schwere Kuppelei be-
geht. Dabei handelt es sich, wie aus § 228 zu ent-
nehmen ist, um die gewerbsmäßige Zuführung eines 
anderen zur gewerbsmäßigen Unzucht und um die 
gewerbsmäßige Begehung der Kuppelei durch hin-
terlistige Machenschaften. Das besonders strafwür-
dige verbrecherische Moment liegt hier in der 
Gewerbsmäßigkeit des Tuns, die das Wesen des 
Menschenhandels ausmacht. Schon dieser Tatbestand 
greift so weit aus, daß er solchen Handel, in welcher 
Form er auch auftreten mag, in der Mehrzahl aller 
praktischen Fälle erfaßt. Infolge dieses umfassenden 
Anwendungsbereichs dienen die übrigen Nummern 
des Katalogs im wesentlichen nur dein Zweck, ge-
wisse noch verbleibende Lücken auszufüllen und 
für bestimmte besonders schwerwiegende Taten die 
Möglichkeit milderer Bestrafung nach Absatz 2 aus-
zuschließen. Vor allem unter diesem Gesichtspunkt 
wird in der Nummer 2 die gewerbsmäßige Entfüh-
rung eines anderen zur Unzucht im Ausland oder 
zur Unzucht mit unbestimmten Personen geregelt. 
Aus den die Entführung betreffenden §§ 235 bis 237 
StGB bildet der Entwurf in erster Linie die Tatbe-
stände gegen Muntbruch (§ 196) und gegen Entfüh-
rung zur Unzucht (§ 209). Er würdigt dort aber die 
Tat lediglich als einen Einbruch in das Personen-
sorgerecht oder einen Verstoß gegen das Selbstbe-
stimmungsrecht und die geschlechtliche Sittlichkeit. 
Deshalb sind die Strafdrohungen auch nicht beson-
ders schwer. Sie sind vor allem nicht geeignet, dem 
Menschenhandel mit ausreichenden Strafen ent-
gegenzutreten. Die Nummer 2 unterwirft deshalb 
die gewerbsmäßige Entführung zur Unzucht im Aus-
land oder mit unbestimmten Personen ohne jede 
Milderungsmöglichkeit einer Zuchthausstrafe bis zu 
zehn Jahren. Wegen des Begriffs des Entführens 
wird auf die Begründung zu § 209 verwiesen, wo 
auch das Erforderliche zu den in der Vorschrift ge-
nannten Entführungsmitteln gesagt ist. Der vom 
Täter verfolgte Zweck muß stets in der Förderung 
fremder Unzucht bestehen. Wenn dies auch im Hin-
blick auf die „Unzucht im Ausland" nicht ausdrück-
lich gesagt ist, ergibt es sich doch aus dem Gesamt-
zusammenhang, insbesondere dem Erfordernis ge-
werbsmäßigen Handelns. Soweit es dem Täter dar-
auf ankommt, das Opfer zur Unzucht im Ausland zu  

§ 230 
bringen, genügt die Absicht der Herbeiführung jeder 
Form unzüchtigen Verkehrs, also auch des Verkehrs 
mit einer bestimmten Einzelperson, die von vorn-
herein ins Auge gefaßt wird. Diese weite Ausdeh-
nung des Tatbestandes beruht auf der Erfahrung, 
daß ein ins Ausland verbrachtes Opfer regelmäßig 
hilflos ist und wegen der ihm völlig fremden Umge-
bung die erforderlichen Abwehrmaßnahmen oft nicht 
ergreifen kann. In den übrigen Fälle wird hingegen 
die Absicht des Täters vorausgesetzt, das Opfer zur 
Unzucht „mit unbestimmten Personen" zu bringen. 
Damit wird lediglich auf die Unbestimmtheit des für 
die Unzucht in Frage kommenden Personenkreises 
nach seiner Zahl und Zusammensetzung abgestellt, 
ohne ein gewerbsmäßiges Handeln des Opfers zu 
fordern. Diese Abweichung gegenüber § 228 trägt 
der Tatsache Rechnung, daß im Bereich des inter-
nationalen Menschenhandels nicht selten Taten be-
gangen werden, durch die das Opfer in Verhältnisse 
genötigt wird, in denen es der Unzucht ausschließ-
lich zum Nutzen anderer nachgeht und deshalb nicht 
gewerbsmäßig handelt. — Die Nummern 3 und 4 
betreffen das gewerbsmäßige Anwerben von Per-
sonen unter 21 Jahren zur Unzucht im Ausland oder 
mit unbestimmten Personen oder von Frauen jeden 
Alters zur Unzucht im Ausland. In diesen Fä llen, die 
in den obengenannten zwischenstaatlichen Verein-
barungen von 1921 und 1933 ausdrücklich hervor-
gehoben werden, ist die Einwilligung des Opfers 
rechtlich unerheblich. Der Entwurf führt diese Taten 
vor allem deshalb besonders auf, weil sie häufig 
unter dem Gesichtspunkt der schweren Kuppelei 
nicht erfaßt werden können; denn zum Teil stellen 
sie sich nur als Vorbereitungshandlungen zur Kup-
pelei dar und zu einem weiteren Teil verwirklichen 
sie das Merkmal des „Zuführens zur gewerbsmäßi-
gen Unzucht" nicht. 

Als Regelstrafe für den Menschenhandel ist 
Zuchthaus bis zu zehn Jahren vorgesehen. Daß an-
gesichts der Gefährlichkeit und der besonderen Ver-
werflichkeit der Tat nur eine Verbrechensstrafdro-
hung in Frage kommen kann, bedarf keiner näheren 
Darlegung. Da jedoch in den Fällen des Absatzes 1 
Nr. 1, 3 und 4 ausnahmsweise auch Taten vorkom-
men können, die wegen der besonderen Lage des 
Täters oder seines einverständlichen Zusammenwir-
kens mit dem Opfer keine Zuchthausstrafe verdie-
nen, sieht Absatz 2 für minder schwere Fälle einen 
Strafrahmen von einem Jahr bis zu fünf Jahren 
Gefängnis vor. 

§ 230 
Zuhälterei 

In § 181a StGB ist der Tatbestand der Zuhälterei, 
wie die Erfahrung bewiesen hat, in sachgemäßer 
und praktisch verwertbarer Weise umschrieben. Der 
Entwurf übernimmt ihn daher mit nur geringfügigen 
sachlichen Änderungen. Von diesen ist lediglich die 
Erweiterung des Tatbestandes auf die Zuhälter 
männlicher Prostitution besonders hervorzuheben. 
Wenn diese Erscheinungsform der Zuhälterei auch 
keine große praktische Bedeutung erlangt hat, so 
steht ihre Strafwürdigkeit doch außer Zweifel. Vor 
allem kann durch ihre Einbeziehung dem Artikel 1 
Nr. 2 des in der Begründung zu den §§ 226 und 229 
erwähnten Internationalen Abkommens zur Be- 
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§§ 231, 232 
kämpfung des Menschenhandels und der Prostitution 
anderer vom 21. März 1950 zwanglos Rechnung ge-
tragen werden, der die Ausbeutung der Prostitution 
schlechthin, also ohne Rücksicht auf das Geschlecht 
der Prostituierten, verbietet. Von einer Erweiterung 
des Tatbestandes auf weibliche Zuhälter ist aller-
dings abgesehen worden; ein kriminalpolitisches 
Bedürfnis hierfür ist bisher nicht hervorgetreten. 

Wenn der Entwurf als neues Tatbestandsmerkmal 
das „Unterhalten zuhälterischer Beziehungen" ein-
führt, so wird dadurch die geltende Rechtslage nicht 
geändert. In § 181a Abs. 1 StGB ist der Tatbestands-
beschreibung der Klammerzusatz „Zuhälter" beige-
fügt. Die Rechtsprechung hat ihn als ein selbstän-
diges und zusätzliches Merkmal aufgefaßt und des-
halb den Standpunkt vertreten, daß nicht jede Aus-
beutung des unsittlichen Erwerbs der Dirne und 
nicht jede eigennützige Förderung ihres unzüchtigen 
Gewerbes zur Verwirklichung des Tatbestandes 
ausreiche; es müsse vielmehr hinzukommen, daß der 
Täter eine auf gewisse Dauer berechnete Beziehung 
zu der Dirne unterhalte, aus der erkennbar werde, 
daß er in ihrem Gewerbe zu ihr halte und daß eine 
Gemeinschaftlichkeit des Interesses beider vorliege. 
Dieser Gedanke, der Billigung verdient, soll in der 
Neufassung deutlicher zum Ausdruck kommen. Der 
im geltenden Recht verwendete Klammerzusatz 
könnte zu der irrigen Meinung verleiten, daß er nur 
das vorher Gesagte schlagwortartig zusammenfasse 
und deshalb dem Tatbestand kein selbständiges 
Merkmal hinzufüge. 

Als Strafe für die Zuhälterei sieht der Entwurf 
Gefängnis von sechs Monaten bis zu zehn Jahren 
vor. Diese schwere Strafdrohung beruht auf der 
Erfahrung, daß der Zuhälter nicht nur ein Förderer 
der Unzucht in ihrer häßlichsten Erscheinungsform 
ist, sondern daß er regelmäßig auch besonders ge-
meingefährlich und gewalttätig ist. Das Zuhältertum 
ist der Nährboden für Verbrechen aller Art. Ein 
großer Teil der Bewerbs- und berufsmäßigen Ver-
brecher geht aus den Kreisen der Zuhälter hervor 
und findet bei ihnen Unterschlupf und tätige Mit-
hilfe. Eine nachdrückliche strafrechtliche Abwehr ist 
deshalb unerläßlich. Wenn auch im Gegensatz zu 
§ 181a StGB davon abgesehen wird, die Tat als 
Verbrechen mit Zuchthaus zu bedrohen, weil sie 
trotz ihrer Gemeingefährlichkeit und Gemeinschäd-
lichkeit doch wohl nicht zur Hochkriminalität gehört 
(vgl. dazu die Begründung zu § 43), so wird der 
Strafrahmen doch erheblich verschärft. Das Mindest-
maß der Gefängnisstrafe, das im geltenden Recht bei 
Vorliegen mildernder Umstände drei Monate be-
trägt, ist auf sechs Monate und das Höchstmaß der 
Freiheitsstrafe von fünf Jahren auf zehn Jahre 
erhöht. 

Nach § 181 a Abs. 3 StGB i. d. F. des Gesetzes 
vom 25. Juni 1900 (Reichsgesetzbl. S. 303), der 
durch Gesetz vom 24. November 1933 (Reichsgesetzbl. 
I S. 955) geändert worden ist, konnte neben jeder 
Gefängnisstrafe wegen Zuhälterei auf Überweisung 
an die Landespolizeibehörde mit der Folge einer 
Unterbringung im Arbeitshaus erkannt wer-
den. Diese Maßnahme hat sich insofern als wenig 
zweckmäßig erwiesen, als die Zuhälter in der Regel 
ihrer ganzen Art nach von den Personen, die sonst 

für das Arbeitshaus in Frage kommen, völlig ver-
schieden sind. Zwar ist die Arbeitsscheu und der 
Hang zu einem unsteten und ungeordneten Leben 
dem Zuhälter mit den Landstreichern, Bettlern und 
Dirnen gemeinsam. Während die letzteren aber im 
allgemeinen willensschwache passive Naturen sind, 
kennzeichnet den Zuhälter ein besonders hohes Maß 
von Brutalität, die sich in Roheitsverbrechen 
schlimmster Art auszuwirken pflegt. Gegenüber 
Personen dieser Art ist jedenfalls das Arbeitshaus 
des Entwurfs, das überwiegend der Fürsorge für 
labile Personen dienen soll, meist nicht geeignet. 
Das schließt jedoch nicht aus, daß in einigen Fällen 
die Voraussetzungen des § 84 Abs. 1 erfüllt sind. 
Hier wird sorgfältig zu prüfen sein, ob nicht Siche-
rungsverwahrung (§ 85) am Platze ist; denn nach 
allen bisherigen Erfahrungen kann der Zuhälterei 
im allgemeinen nur mit empfindlichen Strafen und 
mit der Sicherungsverwahrung nachhaltig entgegen-
gewirkt werden. 

§ 231 
Nebenstrafen und Sicherungsaufsicht 

Absatz 1 ermöglicht neben einer Gefängnis-
strafe von mindestens einem Jahr wegen Kuppelei 
(§§ 226 bis 228) und wegen Zuhälterei (§ 230) die 
Aberkennung der Fähigkeiten, öffentliche Ämter zu 
bekleiden und Rechte aus öffentlichen Wahlen zu 
erlangen (§ 56 Abs. 1 Nr. 2). Diese weitgehende Zu-
lassung der Nebenstrafen beruht auf der Erwägung, 
daß Menschen, die aus Eigennutz, unter Mißbrauch 
einer Vertrauensstellung oder sonst in erschwerter 
Form fremde Unzucht gefördert oder ausgebeutet 
haben, im allgemeinen die notwendige Vertrauens-
würdigkeit für den öffentlichen Dienst oder für eine 
Betätigung im politischen Leben nicht mehr besitzen. 
Wird wegen eines Verbrechens des Menschenhandels 
(§ 229) nach einer Vorschrift, die eine Milderung 
vorschreibt oder zuläßt (§ 64), oder in einem minder 
schweren Fall auf Gefängnis von mindestens einem 
Jahr erkannt, so ergibt sich die Zulässigkeit der 
genannten Nebenstrafen bereits unmittelbar aus 
§ 56 Abs. 1 Nr. 1. 

Absatz 2 läßt die Sicherungsaufsicht ebenfalls in 
weitem Umfang zu (vgl. § 91 Abs. 1 Nr. 2). Nach 
allen Erfahrungen der Praxis sind an Straftaten, 
durch die fremde Unzucht gefördert oder ausgebeu-
tet wird, überwiegend Täter mit kriminellen Nei-
gungen beteiligt. Ausgenommen ist lediglich der 
Tatbestand der Kuppelei an Angehörigen und 
Schutzbefohlenen, weil er, wie in der Begründung 
zu § 227 dargelegt ist, meistens von Tätern verletzt 
wird, die lediglich in einer bestimmten Lebenslage 
versagen. 

Vierter Titel 
Unterlassene Hilfeleistung 

§ 232 
Unterlassene Hilfeleistung 

Die Strafvorschrift über unterlassene Hilfeleistung 
(§ 330c StGB) ist durch das 3. Strafrechtsänderungs-
gesetz vom 4. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 753) 
neu gefaßt worden. Bei den vorbereitenden Arbei-
ten zu diesem Gesetz bestand Einigkeit darüber, daß 
der Gedanke einer allgemeinen, durch Strafdro-
hung gesicherten Rechtspflicht zur Hilfeleistung bei 
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Unglücksfällen und gemeiner Gefahr oder Not Billi-
gung verdient. Dabei wurde nicht verkannt, daß die 
Annahme einer solchen Rechtspflicht einen gewesen 
Bruch mit älteren strafrechtlichen Vorstellungen be-
deutet; denn mit der Anerkennung sozialethischer 
Pflichtbegründung wird dem Strafrecht ein Bereich 
erschlossen, der früher ausschließlich der Moral vor-
behalten bleiben sollte. Daraus erklärt sich, daß 
man bis zu dem Gesetz vom 28. Juni 1935 (Reichs-
gesetzbl. I S. 839), das dem § 330c StGB im grund-
sätzlichen seine heutige Gestalt gab, eine allgemeine 
Hilfspflicht nur bei ausdrücklicher polizeilicher Auf-
forderung kannte und ihre Verletzung als bloßen 
Ungehorsam, der mit Übertretungsstrafe bedroht 
war, bewertete (§ 360 Nr. 10 StGB i. d. F. vom 15. Mai 
1871; vgl. auch § 401 E 1927/30). Diese Einstellung 
ist etwa seit Beginn dieses Jahrhunderts einem all-
mählichen Wandel unterworfen gewesen. Die ge-
schichtliche Entwicklung hat zu einer Abkehr von 
extrem individualistischen Vorstellungen geführt 
und namentlich die Einsicht in die wechselseitige 
Abhängigkeit der Staatsbürger untereinander und 
den Gedanken der sozialen Verantwortlichkeit des 
einzelnen gegenüber der Gemeinschaft gestärkt. Es 
hat sich deshalb nicht nur in der strafrechtlichen 
Lehre, sondern fast noch ausgeprägter auch in der 
Bevölkerung die Auffassung durchgesetzt, daß die 
Verletzung der allgemeinen Hilfspflicht nicht nur 
ethisch verwerflich, sondern als kriminelles Unrecht 
auch strafwürdig ist. Der Grundgedanke, auf dem 
die Strafvorschrift über unterlassene Hilfeleistung 
beruht, kann deshalb unverändert in den Entwurf 
übernommen werden. 

Auch die Ausgestaltung des Tatbestandes im 
einzelnen lehnt sich eng an das geltende Recht an. 
Wesentliche Auslegungsschwierigkeiten, die durch 
eine Gesetzesänderung behoben werden könnten, 
haben sich in der Rechtsprechung nicht ergeben. Ins-
besondere dürfte kein Anlaß bestehen, das Merkmal 
des „Unglücksfalles" näher zu beschreiben, um mit 
Sicherheit auch die Fälle zu erfassen, in denen durch 
ein plötzlich eintretendes Ereignis zwar noch kein 
Schaden entstanden ist, ein solcher aber unmittelbar 
droht. Daß der Tatbestand in diesem Sinne verstan-
den werden muß, ist inzwischen allgemein anerkannt 
und bedarf deshalb keiner weiteren gesetzlichen 
Klärung. Auch die Frage, ob das Unternehmen eines 
Selbstmordes allgemein oder unter bestimmten Vor-
aussetzungen als Unglücksfall im Sinne der Vor-
schrift anzusehen ist, braucht nicht ausdrücklich 
geregelt zu werden; insoweit handelt es sich um 
eine Randfrage, deren Lösung der Rechtsprechung 
überlassen bleiben kann. Soweit schließlich aus den 
Kreisen der Ärzteschaft gegen die Anwendung des 
§ 330c StGB in bestimmten Einzelfällen, in denen 
ein Arzt seinen Beistand versagt hat, Bedenken 
erhoben worden sind, können diese nicht Anlaß zu 
gesetzgeberischen Maßnahmen bieten. Ob und wie-
weit der Arzt den Tatbestand verwirklicht, läßt sich 
in einer allgemeinen Formel nicht beschreiben und 
kann immer nur an Hand aller Umstände des Einzel-
falles beurteilt werden. Es ist Aufgabe der höchst-
richterlichen Rechtsprechung, für diese allgemeine 
ärztliche Hilfspflicht möglichst klare Rechtsgrund-
sätze zu erarbeiten. Dabei wird vor allem zu beach-
ten sein, daß es mit dem Grundgedanken der 

§ 232 
„Jedermannshilfe" nicht vereinbar wäre, wenn der 
Tatbestand im Wege erweiternder Auslegung dazu 
mißbraucht würde, eine allgemeine ärztliche Rechts-
pflicht zur Übernahme der Behandlung von Verletz-
ten und Kranken zu begründen. 

Die Tatbestandsbeschreibung weist deshalb ge-
genüber dem geltenden Recht nur ganz geringfügige 
Unterschiede auf. Von ihnen ist lediglich die Um-
stellung der Worte „den Umständen nach" beson-
ders zu erwähnen. Während der Wortlaut des § 330 c 
StGB nur für die Zumutbarkeit auf die Umstände 
des Falles abstellt, sieht die Neufassung eine Be-
rücksichtigung dieser Umstände ausdrücklich auch 
für die Erforderlichkeit der Hilfeleistung vor. Da-
durch soll deutlicher als bisher zum Ausdruck kom-
men, daß die Frage, ob im Einzelfall Hilfe erforder-
lich ist, nicht nach abstrakten und möglicherweise 
überhaupt erst nach der Tat erkennbaren Gesichts-
punkten beurteilt werden darf, sondern nach der 
tatsächlichen Lage, wie sie sich dem unvoreinge-
nommenen Beobachter im Zeitpunkt der Tat dar-
bietet. 

Als Strafe für die unterlassene Hilfeleistung 
droht der Entwurf Gefängnis bis zu zwei Jahren, 
Strafhaft oder Geldstrafe an. Das ist gegenüber dem 
geltenden Recht eine wesentliche Verschärfung in-
sofern, als das Höchstmaß der Gefängnisstrafe ver-
doppelt wird. Der bisherige Strafrahmen hat sich 
namentlich in den Fällen als zu eng erwiesen, in 
denen der Täter seine Hilfe bei Lebensgefahr aus ver-
werflichen Motiven versagt oder den Unglücksfall 
oder die gemeine Gefahr oder Not selbst verursacht 
hat. Wenn auch im letzteren Falle häufig Strafbar-
keit nach § 13 wegen unterlassener Erfolgsabwen-
dung, etwa unter den Gesichtspunkten der Tötung, 
Körperverletzung oder Sachbeschädigung, eintreten 
wird, so trifft das doch keineswegs immer zu. Wer 
aber eine Gefahrenlage selbst herbeigeführt hat, ist 
meist auch zur Hilfeleistung mehr als alle anderen 
aufgerufen. Fälle dieser Art kommen namentlich bei 
Verkehrsunfällen in der Weise vor, daß sich der Tä-
ter vom Unfallort entfernt, ohne sich um den Ver-
letzten zu kümmern. Nach geltendem Recht sind sol-
che Taten häufig als besonders schwere Fälle der 
Verkehrsflucht mit empfindlichen Strafen geahndet 
worden. Dabei wurde aber das für die erhöhte Straf-
würdigkeit entscheidende Merkmal weder in der 
Gefährdung fremder Schadensersatzansprüche noch 
in der Vereitelung der Strafverfolgung gesehen, 
sondern in der Rücksichtslosigkeit, mit welcher der 
Täter den Verletzten seinem Schicksal überließ. Die 
vorgeschlagene Erweiterung des Strafrahmens soll 
eine ausreichende Bestrafung auch solcher schwer-
wiegender Verfehlungen ermöglichen. 

An der Rechtsprechung zu § 330c StGB, daß die 
Vorschrift gegenüber einer Verletzung der Erfolgs-
abwendungspflicht nach § 13 nur subsidiäre Be-
deut u n g hat, will der Entwurf nichts ändern. Er 
hat jedoch auf die ausdrückliche Klarstellung dieses 
Verhältnisses verzichtet, weil darüber keine Mei-
nungsverschiedenheiten mehr bestehen und eine 
sachlich zutreffende Subsidiaritätsklausel einen recht 
umständlichen Inhalt haben müßte; denn die Mög-
lichkeit tateinheitlichen Zusammentreffens dürfte 
nicht für alle schwereren Tatbestände ausgeschlos-
sen werden, sondern nur für diejenigen unechten 
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Unterlassungsdelikte, bei denen die Hilfeleistung 
des Täters zugleich ein Beitrag zu der ihm oblie-
genden Erfolgsabwendung wäre. 

Fünfter Titel 

Tierquälerei 
Der Entwurf übernimmt die Strafvorschrift gegen 

Tierquälerei aus § 9 Abs. 1 des Tierschutzgesetzes 
vom 24. November 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 987). 
Dies geschieht nicht nur in dem Bemühen, die Straf-
vorschriften in den Nebengesetzen nach Möglichkeit 
zu verringern, sondern vor allem wegen der allge-
meinen Bedeutung des Tatbestandes. Das Verbot, 
Tiere zu quälen, geht jedermann an; der Unrechts-
gehalt der Tat ist im allgemeinen Volksbewußtsein 
verankert. Vorschriften dieser Art müssen in das 
Strafgesetzbuch aufgenommen werden. Bis zum 
Jahre 1933 war die Tierquälerei auch dort geregelt, 
wenn auch nur als Übertretung und mit engen Vor-
aussetzungen (§ 360 Nr. 13 a. F.). Die Entwürfe 1927 
und 1930 enthalten diesen Tatbestand in § 366. Die 
Strafrechtsnovelle vom 26. Mai 1933 (Reichsgesetz-
bl. I S. 295) regelte die Materie in § 145b. Erst 
das Tierschutzgesetz löste die Vorschrift im Rahmen 
einer umfassenden Regelung des Tierschutzes aus 
dem Strafgesetzbuch heraus. Wenn der Entwurf dies 
rückgängig macht, so will er damit zugleich die Be-
deutung des Tierschutzes und die Verwerflichkeit 
der Tierquälerei betonen. Im übrigen spricht auch 
der Vorschlag des Entwurfs, das „Verbot der Tier-
haltung" im Zusammenhang mit dem Berufsverbot 
in § 102 als Maßregel auszugestalten, für die Über-
nahme des Tatbestandes. Demgegenüber müssen 
die Bedenken, bei der vom Entwurf gewählten Lö-
sung werde die Einheit des Tierschutzgesetzes ge-
stört, zurücktreten. Auch auf anderen Gebieten 
nimmt der Entwurf in Anlehnung an das geltende 
Recht eine Aufteilung von Strafvorschriften zwi-
schen dem Strafgesetzbuch und Nebengesetzen vor, 
weil nur dadurch die Vollständigkeit des Straf-
gesetzbuches erreicht werden kann. Das ist bereits 
in der Einleitung zur Begründung des Besonderen 
Teils unter I. im Zusammenhang dargelegt. 

Das  Tierschutzgesetz behält auch künftig als um-
fassende Sonderregelung des Tierschutzes seine Be-
deutung. Es wird die strafrechtlichen Vorschriften 
enthalten, die den Tatbestand der Tierquälerei er-
gänzen, insbesondere die Vorschriften über den 
Versuch an lebenden Tieren. Aufgabe des Einfüh-
rungsgesetzes zum neuen Strafgesetzbuch wird es 
sein, die erforderliche Anpassung vorzunehmen. 
Dabei wird auch zu prüfen sein, in welchem Umfang 
die Übertretungen des geltenden Tierschutzgesetzes 
auf Ordnungswidrigkeiten umzustellen oder als 
Vergehen aufrechtzuerhalten sind. Der Entwurf geht 
davon aus, daß das Tierschutzgesetz auch dann eine 
Materie des Strafrechts bleibt und der Gesetz-
gebungszuständigkeit des Bundes nach Artikel 74 
Nr. 1 GG zugehört, wenn künftig ein Teil seiner 
Übertretungsbestimmungen in Bußgeldvorschriften 
umgewandelt werden sollte. 

Die Gründe, welche die systematische Eingliede-
rung der Tierquälerei in den von den Straftaten  

gegen die Sittenordnung handelnden 2. Abschnitt 
rechtfertigen, sind in der Einleitung zur Begründung 
des Besonderen Teils unter II. dargelegt. 

§ 233 

Tierquälerei 
Bei der Beschreibung des Tatbestandes der Tier-

quälerei folgt der Entwurf dem geltenden Recht 
(§ 1 Abs. 1, § 9 Abs. 1 des Tierschutzgesetzes). Diese 
Beschreibung macht deutlich, daß das Tier als Krea-
tur geschützt wird, auch wenn sich die Tat, wie in 
der Einleitung zur Begründung des Besonderen Teils 
unter II. dargelegt worden ist, zugleich gegen die 
sittliche Haltung des Menschen gegenüber dem Tier 
richtet. Die Beschreibung des Tatbestandes erfaßt alle 
strafwürdigen Fälle. Bis zum Jahre 1933 wurde die 
Tierquälerei — von landesrechtlichen Bestimmun-
gen abgesehen — nur bestraft, wenn sie öffentlich 
oder in ärgerniserregender Weise begangen war. 
Die genannte Strafrechtsnovelle vom 26. Mai 1933 
brachte zwar einen grundsätzlichen Wandel in der 
Bewertung des Rechtsgutes, verlangte jedoch zur 
Bestrafung, daß der Täter das Tier entweder roh 
mißhandelt oder absichtlich quält. Mit Recht hat 
diese Einschränkung Kritik gefunden. Die Fassung 
des Verbots im geltenden Tierschutzgesetz ist hin-
gegen hinreichend weit und wird den Erfordernissen 
des Tierschutzes gerecht. Der strafrechtliche Schutz 
gilt allen Tieren mit entsprechendem Empfindungs-
vermögen, gleichviel, ob sie höherer oder niederer 
Art sind. Verboten ist nicht nur das unnötige Quälen 
und Mißhandeln von Tieren durch Eingriffe, die 
erhebliche Schmerzen verursachen, sondern im Rah-
men des § 13 auch durch Unterlassungen, die diese 
Folge haben, z. B. durch eine pflichtwidrige Ver-
nachlässigung. Schließlich wird nicht nur das Zu-
fügen von körperlichen Schmerzen im enge-
ren Sinne mit Strafe bedroht, sondern auch das un-
nötige Zufügen anderer Leiden, z. B. von Hun-
gerqualen oder Angstzuständen. 

Nach dem Vorbild des geltenden Rechts stellt der 
Entwurf das Verbot des unnötigen Quälens neben 
das Verbot des rohen Mißhandelns. Diese Merk-
male nebeneinander aufzuführen ist sinnvoll, ob-
wohl das „Mißhandeln" der weitere Begriff ist und 
in der Regel das Quälen mitumfaßt. Abgesehen da-
von, daß beide Begriffe dem Herkommen ent-
sprechen und der Anschaulichkeit des Tatbestandes 
dienen, sind nicht alle Fälle des Mißhandelns zu-
gleich ein Quälen, z. B. nicht in den Fällen, in denen 
dem Tier ein einmaliger und kurzer, aber erheb-
licher Schmerz zugefügt wird. Umgekehrt sind aber 
auch Fälle zu berücksichtigen, bei denen zwar ein 
Quälen, nicht aber auch zugleich ein Mißhandeln 
vorliegt, z. B. wenn dem Tier andere Leiden als 
körperliche Schmerzen zugefügt werden. In 
Übereinstimmung mit dem geltenden Recht hält es 
der Entwurf auch für erforderlich, nur das „un-
nötige" Quälen und das „rohe" Mißhandeln mit 
Strafe zu bedrohen. Die Mißhandlung verdient kri-
minelle Strafe nur dann, wenn sie einer gefühllosen 
Gesinnung entspringt. Das Quälen eines Tieres ist 
nur dann strafwürdig, wenn die Verursachung der 
Schmerzen oder der Leiden unnötig ist, nicht aber, 
wenn die Handlung einen vernünftigen und berech- 
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tigten Zweck verfolgt, der zu den Schmerzen in 
einem angemessenen Verhältnis steht, z. B. bei ärzt-
lichen Eingriffen oder bei dem herkömmlichen Ab-
richten von Tieren. Auf eine gefühllose Gesinnung 
bei der Tat wird meist aus dem Umfang und der 
Heftigkeit des Eingriffs und der zugefügten Schmer-
zen geschlossen werden können sowie aus dem 
Fehlen eines berechtigten oder vernünftigen 
Zweckes. 

Der Entwurf sieht davon ab, die genannten Be-
griffe nach dem Vorbild des § 1 Abs. 2 des Tier-
schutzgesetzes zu beschreiben. Die Merkmale des 
Quälens und Mißhandelns finden sich auch bei an-
deren Strafvorschriften, vor allem bei der Miß-
handlung Wehrloser oder Abhängiger in § 154, 
ohne daß dort, ebensowenig wie in § 223 b StGB, 
das Bedürfnis nach einer Beschreibung durch das 
Gesetz besteht. Bei der Tierquälerei kann künftig 
darauf um so mehr verzichtet werden, als durch die 
bisherige gesetzliche Beschreibung eine durchaus 
gefestigte Praxis entstanden ist. Allerdings werden 
die Begriffe, soweit sie innerhalb des Entwurfs vor-
kommen, grundsätzlich einheitlich ausgelegt werden 
müssen. 

Die Strafvorschrift gegen den ungenehmigten 
Tierversuch (§ 9 Abs. 2 des Tierschutzgesetzes) über-
nimmt der Entwurf nicht in das Strafgesetzbuch. 
Diese Vorschrift hängt mit den besonderen Bestim-
mungen des Tierschutzgesetzes über das Verbot von 
Tierversuchen, die Erteilung von Erlaubnissen zur 
Vornahme wissenschaftlicher Versuche und über die 
Voraussetzungen und die Durchführung solcher Ver-
suche im einzelnen sachlich so eng zusammen, daß 
eine Übernahme nicht sinnvoll erscheint (vgl. §§ 5 
bis 8 des Tierschutzgesetzes). Im übrigen richtet sich 
die Strafvorschrift des § 9 Abs. 2 des Tierschutz-
gesetzes — anders als das Verbot der Tierquälerei 
— nicht gegen jedermann, sondern nur an einen 
verhältnismäßig kleinen Kreis von Wissenschaftlern 
und Arzten. Schließlich kann der Entwurf auch 
keine Regelung darüber enthalten, unter welchen 
Voraussetzungen ein genehmigter oder ungeneh-
migter Tierversuch den Tatbestand der Tierquälerei 
ausschließt oder einen Rechtfertigungsgrund dar-
stellt. Diese Regelung muß nach wie vor dem Tier-
schutzgesetz überlassen bleiben. 

Die wahlweise Strafdrohung von Gefängnis bis 
zu zwei Jahren und von Geldstrafe entspricht dem 
geltenden Recht. Der Entwurf sieht neben der Ge-
fängnisstrafe jedoch auch Strafhaft als Freiheits-
strafe vor. Geldstrafe kann neben Freiheitsstrafe 
nur unter der Voraussetzung des § 52 verhängt 
werden. 

§ 234 
Einziehung 

Der Entwurf kennt — wie auch § 10 des gelten-
den Tierschutzgesetzes — die Einziehung des Tieres, 
an dem eine Tierquälerei begangen worden ist. Die 
Maßnahme ist in das Ermessen des Gerichts gestellt. 
Sie setzt, ebenfalls in Übereinstimmung mit dem 
geltenden Recht, voraus, daß das Tier dem Täter 
oder Teilnehmer zur Zeit der Entscheidung gehört. 
Es würde zu ungerechten Ergebnissen führen, wenn 
diese Einschränkung aufgegeben würde. Anderer-
seits läßt Absatz 1 die Einziehung schon bei der 

§ 234 
rechtswidrigen Tat (§ 11 Abs. 1 Nr. 2) zu. Das 
bedeutet eine Verstärkung des Tierschutzes. Der 
Anwendungsbereich der selbständigen Anordnung 
nach § 118 wird dadurch erweitert. 

§ 113 findet keine Anwendung, da das Tier, an 
dem die rechtswidrige Tat nach § 233 begangen ist, 
nicht zu den dort bezeichneten Gegenständen ge-
hört. Die Anwendbarkeit der Rahmenvorschrift in 
§ 114 jedoch muß ausdrücklich ausgeschlossen 
werden, weil dort unter bestimmten Voraussetzun-
gen auch die Einziehung gegenüber Dritten vorge-
sehen ist, die zur Zeit der Entscheidung Eigentümer 
des Gegenstandes sind. Dem trägt Absatz 2 Rech-
nung. 

Der Entwurf hält es abweichend von § 10 Abs. 1 
Satz 1 des Tierschutzgesetzes nicht für erforderlich, 
wahlweise neben der Einziehung auch die Anord-
nung zuzulassen, daß das Tier getötet wird. Zwar 
kann in einzelnen Fällen die Tötung dem Wohl des 
Tieres entsprechen, jedoch kann nach der Ein-
ziehung die Entscheidung darüber der Vollstrek-
kungsbehörde überlassen werden. Schließlich ver-
zichtet der Entwurf — im Gegensatz zu § 10 Abs. 1 
Satz 2 des Tierschutzgesetzes — auch darauf, die 
anderweitige Unterbringung des Tieres auf Kosten 
des Verurteilten an Stelle der Einziehung zuzulassen. 
Dem Gericht wird es in der Regel Schwierigkeiten 
bereiten, im Zeitpunkt der Entscheidung zu beur-
teilen, ob eine derartige Anordnung wirklich dem 
Schutz des betroffenen Tieres dient und ob nicht bei 
der Vollstreckung der Maßnahme Schwierigkeiten 
entstehen. Im übrigen ist während des Strafver-
fahrens die Unterbringung des Tieres schon im Zuge 
einer nach § 94 StPO angeordneten Verwahrung 
oder Sicherstellung zulässig. 

Das Verbot der Tierhaltung (vgl. bisher § 11 des 
Tierschutzgesetzes) ist in § 102 geregelt. 

Dritter Abschnitt 
STRAFTATEN GEGEN DAS VERMÖGEN 

Der Abschnitt enthält die Tatbestände der gegen 
das Vermögen gerichteten Straftaten. Der Begriff ist 
dabei im weiteren Sinne zu verstehen und umfaßt 
auch die gegen das Eigentum, also unmittelbar ge-
gen fremde Sachen gerichteten Straftaten. Mit die-
sen Tatbeständen befassen sich der 1. bis 3. Titel 
des Abschnitts. Die beiden ersten betreffen die 
rechtswidrige Zueignung von Sachen, und zwar der 
1. Titel die Zueignung durch Diebstahl oder Unter-
schlagung, der 2. die Zueignung durch Raub. Der 
Tatbestand des rechtswidrigen Entzuges von Energie, 
die der Entwurf nicht als Sache behandelt, ist eben-
falls in den 1. Titel eingestellt, da es sich, soweit 
der Täter in Bereicherungsabsicht handelt, um einen 
diebstahlsähnlichen Tatbestand handelt. Dem Dieb-
stahl verwandt ist auch der unbefugte Gebrauch 
eines Fahrzeuges. Es handelt sich um einen Fall des 
sogenannten Gebrauchsdiebstahls. Auch dieser Tat-
bestand ist daher in den 1. Titel eingestellt. Der 3, 
Titel behandelt die Angriffe auf Sachen durch deren 
Beschädigung oder Entziehung. Die Sachentziehung 
ist der Sachbeschädigung näher verwandt als dem 
Diebstahl. Sie setzt keine Zueignungsabsicht vor-
aus. Das ist allerdings auch beim unbefugten Ge- 
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vor § 235 

brauch eines Fahrzeuges der Fall. Im Gegensatz zu 
diesem Tatbestand setzt die Sachentziehung aber 
nicht einmal voraus, daß der Täter Gewahrsam an 
der Sache begründet. Der Tatbestand der Sachent-
ziehung ist daher in den 3. Titel eingestellt worden. 
Er umfaßt auch die Entziehung von Energie, soweit 
der Täter nicht in Bereicherungsabsicht handelt. Mit 
dem 4. Titel beginnen die Straftaten gegen das Ver-
mögen im engeren Sinne. Der 4. Titel faßt die Tat-
bestände des Betruges und der Erpressung zusam-
men, bei denen es sich darum handelt, daß der Täter 
den Verletzten in dem einen Falle durch Täuschung, 
in dem anderen durch Drohung zu einer das Vermö-
gen des Verletzten schädigenden Verfügung veran-
laßt. Der Tatbestand der Erpressung ist damit aus 
dem Zusammenhang mit dem Raub, wie er im gel-
tenden Recht besteht, herausgelöst worden. Der Tat-
bestand der räuberischen Erpressung, der den Zu-
sammenhang herstellt, umfaßt nur noch Fälle, in 
denen es sich nicht um die Zueignung fremder 
Sachen handelt. Der 5. Titel betrifft die Untreue, 
deren Tatbestand sehr viel enger gefaßt ist als im 
geltenden Recht und die Zufügung von Nachteilen 
durch Pflichtwidrigkeit der Besorger fremder Ver-
mögensangelegenheiten zum Gegenstand hat. In 
diesem Rahmen umfaßt er allerdings auch die Zu-
eignung von Sachen. Der 6. Titel behandelt den An-
griff auf fremdes Vermögen durch Wucher und Ver-
führen Minderjähriger zum Schuldenmachen. Der 
7. Titel betrifft das Vereiteln von Gläubigerrechten 
und enthält damit auch die zur Zeit in der Konkurs-
ordnung geregelten Konkursstraftaten. Der 8. Titel 
behandelt die Verletzung fremder Aneignungsrechte 
durch Jagd- und Fischwilderei und durch unbefugtes 
Fischen in deutschen Hoheitsgewässern. Der 9. und 
letzte Titel enthält die Tatbestände von Straftaten, 
die sich an andere Taten anschließen, nämlich Heh-
lerei und Begünstigung. Während die Hehlerei als 
Vortat ausdrücklich eine gegen das Vermögen ge-
richtete Straftat voraussetzt, sprengt die Aufnahme 
der Begünstigung in den 3. Abschnitt insoweit des-
sen Rahmen, als hier auch eine andere Straftat als 
Vortat in Frage kommt. In aller Regel wird es sich 
aber auch hier um Straftaten gegen das Vermögen 
handeln, da der Täter dem Vortäter in der Absicht 
Hilfe leisten muß, ihm die Vorteile der Vortat zu 
sichern (§ 289). Daher erscheint es sinnvoll, Hehlerei 
und Begünstigung in dem letzten Titel des 3. Ab-
schnitts zusammenzufassen. 

Erster Titel 

Diebstahl und Unterschlagung 
Der Titel umfaßt etwa die gleichen Tatbestände 

wie der ihm entsprechende Abschnitt des geltenden 
Strafgesetzbuches (19. Abschnitt des Besonderen 
Teils). Allerdings ist der geltende § 243 StGB, des-
sen starre kasuistische Regelung zu vielfältigen 
Ungerechtigkeiten führt, aufgelöst worden. Darin 
liegt die entscheidende Neuerung des Entwurfs. Er 
behandelt die gegenüber dem einfachen Diebstahl 
des § 235 erschwerten Fälle in den drei Vorschriften 
der §§ 236 bis 238. § 236 droht für besonders schwere 
Fälle des Diebstahls Gefängnis nicht unter sechs 
Monaten an und bringt sechs Regelbeispiele für 
einen besonders schweren Fall. Diese Beispiele  

decken sich zum Teil mit den einzelnen Nummern 
des geltenden § 243 Abs. 1 StGB. Der Vorteil gegen-
über dieser Vorschrift liegt darin, daß der Richter 
einerseits Taten, die sich nicht unter die Beispiele 
bringen lassen, ihnen aber nach Schwere des Un

-

rechts und der Schuld nahe stehen, ebenfalls aus 
dem schwereren Rahmen strafen kann, andererseits 
aber nicht gezwungen ist, jede Tat, die unter eines 
der Beispiele fällt, als schweren Diebstahl zu bestra-
fen. Wenn die Tat nicht als Regelfall anzusehen ist, 
weil infolge besonderer Umstände (§ 62) das Unrecht 
oder die Schuld nicht wesentlich erhöht sind, so ist 
sie als einfacher Diebstahl zu behandeln. Diese 
schmiegsame Regelung vermeidet die Ungerechtig-
keiten des geltenden Rechts. Die §§ 237 und 238 
bringen eine weitere Abstufung innerhalb der ge-
genüber dem einfachen Diebstahl erschwerten Fälle. 
§ 237 bedroht den Diebstahl mit Waffen, den Ban-
dendiebstahl und den gewerbsmäßigen Diebstahl 
mit Gefängnis nicht unter sechs Monaten. Hier ist 
dem Richter die Möglichkeit eines Ausweichens nach 
unten nicht gegeben. Denn der Entwurf sieht in weit-
gehender Übereinstimmung mit früheren Entwürfen 
diese Fälle, die sich zum Teil mit den Nummern 5 
und 6 des geltenden § 243 Abs. 1 StGB decken, als 
so schwerwiegend an, daß zwar noch keine Zucht-
hausstrafe nach der Grundvorstellung des Entwurfs 
von dieser Strafe, wohl aber eine Mindeststrafe von 
sechs Monaten Gefängnis auch in den mildesten 
Fällen am Platze ist. Zuchthausstrafe sieht der Ent-
wurf schließlich in § 238 gegenüber dem Berufsdieb 
vor, der einen Diebstahl unter erschwerten Voraus-
setzungen begeht. Gegenüber der starren Regelung 
des § 243 StGB, die Fälle verschiedenster Schwere 
teils mit zu hoher, teils mit zu milder Strafe bedroht, 
stellt der Entwurf ein wohlabgestuftes System von 
Tatbeständen und Strafdrohungen zur Verfügung, 
das den Richter in gewissen Fällen zwingt, mit nach-
haltigen Strafen einzugreifen, ihm aber in den Fäl-
len, in denen die Tatbeschreibung des Gesetzes Taten 
ganz unterschiedlicher Schwere umfaßt, die nötige 
Freiheit eröffnet. Einer Regelung des Rückfalls, wie 
sie in den geltenden §§ 244 und 245 StGB getroffen 
ist, bedarf der Entwurf in diesem Titel nicht, da die 
Frage in § 61 eine allgemeine Lösung gefunden hat. 
Im übrigen ermöglichen die dem geltenden Recht 
fremden Tatbestände des gewerbs- und berufsmäßi-
gen Diebstahls die angemessene Bestrafung solcher 
Täter, die, vom Rückfall abgesehen, in mehr oder 
weniger schwerwiegender Weise auf die wieder-
holte Begehung von Diebstählen ausgehen. Eine 
Abweichung vom geltenden Recht bringt der Ent-
wurf auch insoweit, als auf einen Tatbestand ver-
zichtet wird, der dem erst durch das Gesetz vom 
24. November 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 995) in das 
geltende Strafgesetzbuch eingefügten § 245a ent-
spricht. Die Vorschrift, die denjenigen, der Diebes-
werkzeug besitzt, für einen anderen verwahrt oder 
einem anderen überläßt, unter gewissen Vorausset-
zungen mit Strafe bedroht, stellt eine vermutete 
Vorbereitungshandlung und eine vermutete Beihilfe 
zu einer Vorbereitungshandlung unter Strafe und 
erscheint damit rechtsstaatlich nicht unbedenklich. 
Das Ziel der Vorschrift kann im Rahmen des Ent-
wurfs durch Weisungen nach § 75 Abs. 2 Nr. 4 oder 
§ 93 Abs. 1 Nr. 6 erreicht werden. 
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Von den früheren Entwürfen zu einem Strafgesetz-
buch weicht der Entwurf vor allem dadurch ab, daß 
er weder Diebstahl noch Unterschlagung von der 
Absicht des Täters abhängig macht, sich oder einen 
Dritten widerrechtlich zu bereichern. Die Entwürfe 
vorn Entwurf Radbruchs 1922 bis zum Erdwurf 1930 
hatten diese Forderung aufgestellt. Der Entwurf 1936 
war davon abgekommen. Es empfiehlt sich in der 
Tat nicht, Diebstahl und Unterschlagung von einer 
Bereicherungsabsicht des Täters abhängig zu 
machen. Sie ist in aller Regel gegeben. Ob sie aber 
nach der natürlichen Vorstellung Voraussetzung 
dieser Taten ist, wie die früheren Entwürfe gemeint 
haben, ist zweifelhaft. Faßt man Diebstahl und Un-
terschlagung nicht als gegen das Vermögen, sondern 
als gegen das Eigentum gerichtete Straftaten auf, 
deren Wesen in der rechtswidrigen Zueignung frem-
den Eigentums liegt, so kann es nicht darauf an-
kommen, ob der Täter mit der Zueignung eine 
Bereicherungsabsicht verbindet. Die von den frühe-
ren Entwürfen vorgeschlagene Einschränkung nötigte 
sie dazu, neben Diebstahl und Unterschlagung einen 
ergänzenden Tatbestand der unberechtigten Aneig-
nung vorzusehen (vgl. § 334 E 1927/30). Mit dieser 
Lösung wird die Anwendung des. Rechts erschwert 
und im Ergebnis wenig geändert. Der Entwurf hält 
daher insoweit am geltenden Recht fest. 

Gegenstand des Angriffs bei den Straftaten dieses 
Titels sind wie im geltenden Recht bewegliche 
Sachen. Als Sache ist wie schon bisher im Strafrecht 
nur der körperliche Gegenstand zu verstehen. Die 
elektrische Energie, die nach modernen wissen-
schaftlichen Vorstellungen vielleicht als Sache ange-
sehen werden könnte, behandelt der Entwurf nicht 
als solche. Denn sie ist kein greifbarer körperlicher 
Gegenstand. Der Entwurf hält daher wie im gelten-
den Recht eine Sondervorschrift über den Entzug 
von Energie für erforderlich, die sich auch auf Ener-
gien anderer Art erstreckt (§ 243). Auf unbewegliche 
Sachen bezieht sich der Titel, ebenso wie der fol-
gende, nicht. Es fehlt an einem kriminalpolitischen 
Bedürfnis, Grundstücke in den Schutz gegen Taten 
wie Diebstahl, Raub und Unterschlagung einzube-
ziehen, die in aller Regel eine örtliche Veränderung 
der angegriffenen Sache voraussetzen. Werden Be-
standteile einer unbeweglichen Sache durch Weg-
nahme beweglich gemacht, so unterliegen sie den 
Vorschriften der beiden ersten Titel, so daß schon 
die Wegnahme Diebstahl sein kann. Denn schon im 
Augenblick der Wegnahme wird der Bestandteil zur 
beweglichen Sache. Die Wegnahme von Leichen und 
Leichenteilen ist im § 191 geregelt. 

Der Titel ist so gegliedert, daß zunächst der ein-
fache Diebstahl behandelt wird (§ 235). Es schließen 
sich die erschwerten Formen des Diebstahls (§§ 236 
bis 238) und die Zulassung der Sicherungsaufsicht 
für die Fälle des erschwerten Diebstahls (§ 239) an. 
Erst dann folgt die Unterschlagung (§ 240). Aus die-
ser Stellung im Gesetz und aus der Gestaltung des 
Tatbestandes folgt, daß der Entwurf die Unterschla-
gung nicht als den Grundtatbestand aller Zueig-
nungsstraftaten ansieht, dem gegenüber Diebstahl, 
Raub und ähnliche Straftaten nur als besondere Aus-
formungen erscheinen. Eine solche Auffassung mag 
vielleicht wissenschaftlich vertretbar sein. Sie wider- 

§ 235 
spricht aber der natürlichen Vorstellung, der Dieb-
stahl, Raub und ähnliche Straftaten als eigenständige 
Formen erscheinen und nicht nur als Sonderfälle der 
Unterschlagung als eines allgemeinen Grundtatbe-
standes. Der Entwurf behandelt daher umgekehrt 
die Unterschlagung als einen Auffangtatbestand, der 
alle Formen widerrechtlicher Zueignung fremder 
beweglicher Sachen umfaßt, die nicht einen Tatbe-
stand eigener Art wie Diebstahl, Raub, Betrug, Er-
pressung oder Untreue erfüllen. Nach der Unter-
schlagung folgen die für Diebstahl und Unterschla-
gung gemeinsamen Vorschriften über Haus- und 
Familiendiebstahl (§ 241) und Entwendung (§ 242), 
die für leichtere Formen der Zueignung mildere 
Strafe oder Straffreiheit zulassen oder die Strafver-
folgung wenigstens von einem Antrag abhängig 
machen. Den Schluß bilden die dem Diebstahl und 
der Unterschlagung nur verwandten Tatbestände 
des Energieentzugs (§ 243) und des unbefugten 
Gebrauchs eines Fahrzeuges (§ 244). 

§ 235 

Diebstahl 

Die Vorschrift entspricht der Sache nach dem gel-
tenden § 242 StGB. Sie ist lediglich sprachlich ver-
einfacht und stellt darüber hinaus nach dem Vorbild 
früherer Entwürfe klar, daß es auch genügt, wenn 
der Täter die Sache nicht sich selbst, sondern einem 
Dritten zueignen möchte. In den Streit der Theorien 
über das Wesen der Zueignung greift der Entwurf 
damit nicht ein. Insbesondere bedeutet er kein 
Bekenntnis zur sogenannten Substanztheorie. Denn 
auch die sogenannte Werttheorie, welche die Schwie-
rigkeiten des geltenden Rechts in den Fällen beseiti-
gen will, in denen der Täter die Sache einem Dritten 
zueignen möchte, versagt dann, wenn der Täter nicht 
derjenige ist, der die Sache dem Dritten zuwendet. 
Der Entwurf läßt auch die Frage offen, ob als Zueig-
nung nur eine Handlung anzusehen ist, die schon 
nach ihrem äußeren Bilde erkennen läßt, daß der 
Handelnde wie ein Eigentümer über die Sache ver-
fahren will. Die Fassung des Gesetzes bringt ledig-
lich wie auch schon das geltende Recht zum Aus-
druck, daß die bloße Wegnahme noch keine Zueig-
nung zu sein braucht. 

Der Entwurf hält daran fest, daß die Absicht des 
Täters, die mit den Wörtern „um zu" ausgedrückt 
ist, auf widerrechtliche Zueignung gerichtet sein 
muß. Es muß darauf ankommen (§ 17 Abs. 1), die 
Sache sich oder einem Dritten zuzueignen. Das Wort 
„widerrechtlich" bezeichnet hier im Gegensatz zu 
dem Wort „rechtswidrig", mit dem der Entwurf ein 
allgemeines Merkmal jeder strafbaren Handlung zu 
bezeichnen pflegt, ein zum gesetzlichen Tatbestand 
gehörendes Merkmal, auf das sich der Vorsatz des 
Täters erstrecken muß. Mindestens an diesem Vor-
satz fehlt es, wenn jemand, der eine Sache gekauft 
hat, sie dem mit der Übergabe in Verzug geratenen 
Verkäufer in der Vorstellung wegnimmt, daß er ein 
Recht auf Zueignung habe. Glaubt der Käufer, er sei 
schon mit Abschluß des Kaufvertrages Eigentümer 
geworden, so fehlt ihm schon deshalb der Vorsatz, 
weil er die Sache nicht für eine fremde hält. 
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§ 236 

Wie schon in der Vorbemerkung zu diesem Titel 
ausgeführt worden ist, löst der Entwurf den § 243 
StGB, der eine verschärfte Strafe für den Diebstahl 
nur unter bestimmt umschriebenen tatbestandlichen 
Voraussetzungen kennt, auf und sieht in § 236 einen 
strengeren Strafrahmen für besonders schwere Fälle 
des Diebstahls vor. Das ermöglicht es, den Straf-
rahmen für den einfachen Diebstahl des § 235 enger 
zu halten als im geltenden Recht. Gefängnis bis zu 
drei Jahren erscheint angemessen. An dessen Stelle 
wird für Fälle geringer Schuld Strafhaft zugelassen, 
wenn der Täter gegenüber der Versuchung, Straf-
taten zu begehen, nicht anfällig ist (§ 48). Bei 
wiederholtem Diebstahl wird danach regelmäßig, 
wenn nicht die Voraussetzungen des Rückfalls oder 
der gewerbsmäßigen Begehung gegeben sind, min-
destens die Strafhaft ausscheiden. Geldstrafe kann 
für Diebstahl entsprechend dem geltenden Recht 
und den früheren Entwürfen bei der Art der Straf-
tat nur nach § 53 an Stelle einer Freiheitsstrafe ver-
hängt werden. Neben Freiheitsstrafe ist Geldstrafe 
nach § 52 zulässig. 

Daß schon der Versuch des Diebstahls strafbar 
sein muß, ist eine kriminalpolitische Notwendigkeit. 
Ihr haben schon das geltende Recht und die früheren 
Entwürfe Rechnung getragen. 

§ 236 

Schwerer Diebstahl 

Es ist schon in der Vorbemerkung zu diesem Titel 
dargelegt worden, in welcher Weise der Entwurf die 
erschwerten Fälle des Diebstahls, abweichend vom 
geltenden Re cht, in den §§ 236 bis 238 behandelt. 
§ 236 droht für besonders schwere Fälle des Dieb-
stahls Gefängnis von sechs Monaten bis zu zehn 
Jahren an. Entsprechend seiner sonstigen Übung 
nennt der Entwurf eine Reihe von Beispielsfällen, 
in denen in der Regel ein besonders schwerer Fall 
anzunehmen ist. Ist ein solcher Beispielsfall ge-
geben, so darf ein einfacher Diebstahl nach § 235 
nur angenommen werden, wenn besondere Um-
stände den Fall nicht als Regelfall erscheinen lassen, 
weil die im § 62 bezeichneten Voraussetzungen nicht 
erfüllt sind. Das kann z. B. in Betracht kommen, 
wenn die gestohlene Sache nur einen sehr geringen 
Wert hat. Der Entwurf führt insgesamt sechs Bei-
spiele für Regelfälle eines besonders schweren 
Diebstahls auf, also wesentlich mehr, als sonst 
im Durchschnitt für besonders schwere Fälle ande-
rer Straftaten genannt werden. Das hängt damit 
zusammen, daß gerade im Bereich des schweren 
Diebstahls bestimmte, in ihrer Eigenart deutlich aus-
geprägte Fälle so bezeichnend sind, daß sie im 
Gesetz genannt werden sollten, um dem Richter 
klare Leitbilder zu geben. Allerdings braucht der 
Entwurf nicht so ausführlich zu sein wie das gel-
tende Recht und der Großteil der früheren Entwürfe, 
die eine abschließende tatbestandliche Umschrei-
bung geben mußten. Denn der Entwurf gibt nur 
Beispiele und kann sich dabei auf die wirklich be-
zeichnenden beschränken. Er läßt daher aus dem 
geltenden Recht die Nummer 4 und zum Teil auch 
die Nummer 7 des § 243 StGB weg, soweit sie den 
Diebstahl von Reisegepäck und anderen Beförde

-rungsgegenständen an bestimmten Orten sowie den 
Einschleichdiebstahl zur Nachtzeit betreffen. Der in 
§ 243 Abs. I Nr. 7 StGB miterfaßte Fall, daß der 
Täter sich in einem Raum verborgen hält, ist in 
gewissem Umfang durch die neue Nummer 1 ge-
deckt. Aus den früheren Entwürfen sind die Fälle 
des Taschen- und Trickdiebstahls sowie die Fälle 
weggelassen, daß eine dem öffentlichen Nutzen 
dienende Sache oder ein Betriebsmittel gestohlen 
wird, dessen Wegnahme die gesicherte Fortführung 
des Betriebes erheblich gefährdet. Es handelt sich 
bei diesen Beispielen zum Teil um solche, die als 
Leitbild für besonders schwere Fälle des Diebstahls 
nicht bezeichnend sind, zum Teil auch um solche, 
die in der Regel der Fälle keine Mindeststrafe von 
sechs Monaten rechtfertigen können. Sind sie im 
einzelnen so gestaltet, daß sie als besonders 
schwere Fälle des Diebstahls anzusehen sind, so ist 
die Strafe dem erhöhten Rahmen des § 236 zu ent-
nehmen, auch wenn eines der ausdrücklich genann-
ten sechs Beispiele nicht zutrifft. Denn darin liegt 
gerade einer der Vorteile der schmiegsamen Rege-
lung des Entwurfs. Auch wenn kein Beispielsfall 
gegeben ist, ist schwerer Diebstahl anzunehmen, 
wenn die Umstände des einzelnen Falles ihn als 
besonders schwer erscheinen lassen. Der Richter hat 
sich dabei von der allgemeinen Umschreibung des 
besonders schweren Falles in § 62 leiten zu lassen. 
Fälle, die nach Unrecht und Schuld den in § 236 ge-
nannten Beispielen entsprechen oder sie gar über-
treffen, wird er regelmäßig als besonders schwer 
anzusehen haben. Er ist aber auch gehalten, Fälle, 
die hinter dem durchaus nicht immer gleichen Un-
rechts- und Schuldgehalt der in § 236 genannten 
Beispiele zurückbleiben, ihnen aber insoweit noch 
nahe stehen, als besonders schwer anzusehen, wenn 
eine wesentliche Erhöhung des Unrechts und der 
Schuld gegenüber den durchschnittlichen Diebstahls-
fällen anzunehmen ist. Liegt ein Fall so, daß gewisse 
Merkmale eines im Gesetz genannten Beispiels 
fehlen, die für dessen Unrechts- und Schuldgehalt 
mitbestimmend sind, so wird der Richter regel-
mäßig nur dann einen besonders schweren Fall an-
nehmen dürfen, wenn andere Umstände hinzukom-
men, welche die Tat ihrem Gesamtbilde nach doch 
als solchen Fall erscheinen lassen. Stiehlt jemand 
z. B. ein im Freien stehendes Kruzifix, so ist der 
Richter nicht gehindert, einen besonders schweren 
Fall anzunehmen, obwohl der Täter nicht aus einem 
der Religionsübung dienenden Gebäude oder Raum 
gestohlen hat, wenn etwa das Kruzifix besonders 
hohen künstlerischen Wert hat oder als Gegenstand 
besonderer religiöser Verehrung weithin bekannt 
ist. 

Bei der Reihenfolge der sechs genannten Regel-
beispiele spielen die praktische Bedeutung und die 
durchschnittliche Schwere der Fälle eine Rolle. Der 
Diebstahl unter den Voraussetzungen einer der 
Nummern 1 bis 4 ist eine der Grundlagen der Straf-
schärfung im Falle des berufsmäßigen Diebstahls 
(§ 238). Insoweit haben diese Beispielsfälle die Be-
deutung von Tatbeständen. Die Nummern 1 und 2 
entsprechen etwa den Nummern 2 und 3 des gelten-
den § 243 Abs. 1 StGB. Nummer 3 entspricht der 
Nummer 1. Die übrigen Nummern sind dem gel-
tenden Re ch t fremd. Doch übernimmt Nummer 4 
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einen schon in § 304 Abs. 1 StGB enthaltenen Rechts-
gedanken. Im einzelnen ist zu den verschiedenen 
Nummern folgendes zu sagen: 

Nummer 1, die gewisse Merkmale der Num-
mern 2 und 3 des § 243 Abs. 1 StGB verbindet, be-
trifft den Fall, daß sich der Täter zur Ausführung 
des Diebstahls in bestimmter Weise Zugang zu 
einem umschlossenen Raum verschafft oder daß er 
sich in einem solchen Raum verborgen hält. Der 
Begriff des umschlossenen Raumes wird im Sinne 
der Rechtsprechung des Großen Senates für Straf-
sachen beim Bundesgerichtshof (BGHSt. 1, 163) ver-
standen, so daß z. B. auch Schiffe, soweit sie um-
schlossene Räume, also insbesondere Wohn- oder 
Aufenthaltsräume enthalten, Eisenbahngüterwagen, 
Wohnwagen oder auch Personenkraftwagen darunter 
fallen. Der Diebstahl eines solchen Wagens, der auf-
gebrochen wurde, um ihn zu stehlen, ist also in der 
Regel als schwerer Diebstahl anzusehen. Der An-
schaulichkeit halber nennt das Gesetz im Anschluß 
an die Bestimmung über den Hausfriedensbruch in 
§ 172 eine Reihe von Beispielen für einen um-
schlossenen Raum, nämlich das Gebäude, die Woh-
nung und den Dienst- oder Geschäftsraum. Als 
Formen des Zugangs, die den Diebstahl regelmäßig 
zum schweren machen, nennt Nummer 1 das Ein-
brechen, das Einsteigen oder das Eindringen mit 
einem falschen Schlüssel oder einem anderen nicht 
zur ordnungsmäßigen Öffnung bestimmten Werk-
zeug. Auch zur Auslegung dieser schon im geltenden 
Recht verwendeten Begriffe kann die bisherige 
Rechtsprechung herangezogen werden. Doch ist 
gerade hier zu beachten, daß die sechs Nummern 
des § 236 nur Beispiele anführen, so daß Fälle, die 
der Beschreibung des Beispieles nicht ganz ent-
sprechen, aber ihm an Unrechts- und Schuldgehalt 
wenigstens nahekommen, als schwerer Diebstahl 
angesehen werden können, ohne daß dadurch gegen 
das Verbot der Analogie verstoßen würde. Hält sich 
der Täter in dem umschlossenen Raum zur Ausfüh-
rung des Diebstahls verborgen, so kommt es nicht 
darauf an, wie er hineingelangt ist, insbesondere ob 
er sich eingeschlichen hat. Auf diese Weise sind die 
Unzuträglichkeiten, die in der Rechtsprechung die 
Auslegung des Begriffes „sich einschleichen" bereitet 
hat, entschärft. Es bleibt dem Richter unbenommen, 
einen Diebstahl, der, ohne daß sich der Dieb ver-
borgen gehalten hätte, durch Einschleichen vor-
bereitet wurde, unter Umständen als besonders 
schweren Fall anzusehen. Einbrechen, Einsteigen, 
Eindringen und Sichverborgenhalten müssen der 
Ausführung der Tat dienen. Nummer 1 setzt danach 
nicht voraus, daß der Diebstahl selbst in dem um-
schlossenen Raum ausgeführt wird, auch wenn das 
regelmäßig der Fall sein wird. So braucht der Dieb-
stahl des aufgebrochenen Kraftwagens nicht in dem 
Wagen stattzufinden. 

Das Regelbeispiel der Nummer 1 hat im übrigen 
auch Bedeutung für die Abgrenzung des Versuchs 
des Einbruchs- und Nachschlüsseldiebstahls gegen-
über nicht strafbaren Vorbereitungshandlungen. Es 
umschreibt den „Tatbestand" dieser Arten des 
schweren Diebstahls mit der Folge, daß die 
schwerere Strafdrohung nur in der Regel eingreift, 
daß aber den Anfang der Ausführung im Sinne des 
§ 26 Abs. 2 nicht erst der Beginn der Wegnahme,  

§ 236 
sondern schon der Beginn der Verwirklichung des 
Erschwerungsgrundes bildet. Die Ablösung des 
Erschwerungstatbestandes des § 243 Abs. 1 Nr. 2 
und 3 StGB durch Regelbeispiele des besonders 
schweren Falles ändert daher nichts daran, daß den 
Anfang der Ausführung jede Handlung bildet, durch 
die der Täter mit der Verwirklichung eines Tat-
bestandsmerkmals des Regelbeispiels beginnt oder 
unmittelbar dazu ansetzt. 

Nummer 2 betrifft den Diebstahl unter Bruch 
einer besonderen Sicherung gegen Wegnahme, der 
ebenso wie der Fall der Nummer 1 besonders straf-
würdig erscheint, weil die Tat ein erhöhtes Maß 
von Rücksichtslosigkeit gegenüber fremdem Eigen-
tum zeigt. Im Fall der Nummer 1 setzt sich der 
Täter über die allgemeine Sicherung hinweg, mit 
der der Mensch seine Habe in einem umschlossenen 
Raum umgibt. Im Fall der Nummer 2 setzt er sich 
über eine besondere Sicherung hinweg, mit der der 
Eigentümer zu erkennen gibt, daß er auf die Er-
haltung gerade dieser Sache Wert legt. Die Sache 
muß durch eine Schutzvorrichtung gegen Wegnahme 
besonders gesichert sein. Eine Sicherung, die sich 
aus der Natur der Sache selbst ergibt, also etwa 
durch ihr hohes Gewicht, reicht dafür nicht aus. Die 
Sache muß vielmehr durch eine Vorrichtung ge-
schützt sein, deren Zweck die Sicherung gegen 
Wegnahme ist. Die Sicherung braucht allerdings 
nicht der alleinige Zweck zu sein. Ein zugeklebter 
Umschlag, der ein Schriftstück lediglich vor fremden 
Augen verbergen soll, reicht dafür nicht aus. Die 
Sicherung muß durch eine Schutzvorrichtung ge-
währleistet sein. Die Rechtsprechung wird diesen 
Begriff abzugrenzen haben. Als Beispiel nennt das 
Gesetz ein verschlossenes Behältnis, also etwa eine 
Kassette. Eine Schnur, mit der ein Gegenstand auf 
dem Gepäckträger eines Fahrrades angebunden ist, 
wird man noch nicht als Schutzvorrichtung ansehen 
können. Ob ein verschnürtes Paket unter den Be-
griff fällt, wird eine Frage des einzelnen Falles 
sein. Wo sich die gesicherte Sache befindet, spielt 
keine Rolle. Der Fall, daß der Dieb die verschlos-
sene Kassette aus einem Haus stiehlt und erst an 
einem anderen Ort aufbricht, macht im Gegensatz 
zum geltenden Recht keine Schwierigkeiten mehr. 
Nach Nummer 2 kommt es überhaupt nicht darauf 
an, ob und wie der Dieb die Schutzvorrichtung be-
seitigt. Der Diebstahl einer verschlossenen Kassette 
ist in der Regel ein besonders schwerer Fall, auch 
dann, wenn der Dieb vor dem Erbrechen der 
Kassette entdeckt wird oder sie veräußert, ohne sie 
erbrochen zu haben. Belanglos ist danach erst redit, 
ob der Dieb zum Offnen einen Nachschlüssel ver-
wendet oder sich in den Besitz des richtigen 
Schlüssels setzt. Steckt dieser allerdings an der 
Kassette, so wird man nicht sagen können, daß der 
Inhalt durch ein verschlossenes Behältnis gegen 
Wegnahme besonders gesichert ist. 

Nummer 3 betrifft den Kirchendiebstahl, der be-
sonders verwerflich ist, weil er zugleich das 
religiöse Empfinden verletzt. Außerdem verdienen 
die dem Gottesdienst gewidmeten oder der reli-
giösen Verehrung dienenden Sachen, die vielfach 
hohen Wert haben, einen besonderen Schutz, weil 
sie sich oft an leicht zugänglicher Stelle in Gottes-
häusern befinden, die häufig dauernd geöffnet und 
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§ 236 
jedermann ohne weiteres zugänglich sind. Die Num-
mer schützt Sachen, die sich in einer Kirche, in 
einem anderen der Religionsübung dienenden Ge-
bäude oder in einem entsprechenden Raume, also 
etwa im Betsaal eines Gemeindehauses, befinden. 
Auch eine Kapelle, in der keine Gottesdienste statt-
finden, Gläubige aber zu beten pflegen, ist ein der 
Religionsübung dienendes Gebäude. Auf die Art der 
Religion kommt es nicht an. Der Schutz beschränkt 
sich nicht auf Räumlichkeiten der im Bundesgebiet 
bestehenden Religionsgesellschaften. Der Schutz be-
zieht sich nur auf Sachen, die unmittelbar dem 
Gottesdienst gewidmet sind, wie etwa Kelche, Altar-
bilder und -kerzen, oder die der religiösen Ver-
ehrung dienen, wie etwa ein Madonnenbild in einer 
Kapelle, nicht aber auf Sachen, die nur mittelbar 
der Religionsübung dienen oder zum Inventar der 
Kirche gehören, wie Gesangbücher, religiöse Schrif-
ten, Kirchenstühle oder Opferstöcke. 

Nummer 4, deren Fassung sich weitgehend mit 
der Nummer 4 des § 250 Abs. 1 deckt, gewährt 
Sachen von kultureller Bedeutung, die der Offent-
lichkeit durch Ausstellung zugänglich gemacht wer-
den, einen erhöhten Schutz. Sachen dieser Art sind 
der Gefahr des Diebstahls besonders ausgesetzt, 
und Diebstähle, die an solchen Sachen begangen 
werden, sind besonders strafwürdig, weil sie die 
Allgemeinheit um vielleicht unersetzliche Werte 
schädigen und weil in ihnen ein besonders grober 
Mißbrauch des den Besuchern von Sammlungen 
oder Ausstellungen entgegengebrachten Vertrauens 
zum Ausdruck kommt. Es ist deshalb mit Recht als 
ein Mangel bezeichnet worden, daß das geltende 
Recht zwar die Beschädigung von Sammlungsgegen-
ständen, nicht aber deren Diebstahl mit besonderer 
Strafe bedroht. Der Entwurf füllt diese Lücke nach 
dem Vorbild früherer Entwürfe aus. Geschützt sind 
nicht schlechthin alle Sachen, die sich in Sammlun-
gen befinden oder öffentlich ausgestellt sind, 
sondern nur Sachen, die für Wissenschaft, Kunst 
oder Geschichte oder für die technische Entwicklung 
von Bedeutung sind. Es ist also nicht jeder Stein 
in einer Mineraliensammlung oder jedes Bild in 
einer Galerie geschützt. Gegenstände gewerblicher 
Art sind nur geschützt, wenn sie auch für die tech-
nische Entwicklung oder für die Wissenschaft Be-
deutung haben Die Sachen müssen sich entweder 
in einer allgemein zugänglichen Sammlung befinden 
oder öffentlich ausgestellt sein. Bei der Sammlung 
kommt es danach nicht darauf an, ob sie im Eigen-
tum des Staates oder einer öffentlichen Körperschaft 
oder in Privateigentum steht. Allgemein zugänglich 
sind Sammlungen auch dann, wenn Zutritt oder 
Benutzung von einem üblichen Entgelt, dem Nach-
weis bestimmter persönlicher Voraussetzungen oder 
einer besonderen Erlaubnis abhängig ist, aber doch 
regelmäßig gewährt wird, wie dies gerade bei den 
wertvollsten Teilen mancher Sammlungen der Fall 
ist. Öffentlich ausgestellt sind Sachen entweder in 
Ausstellungen, die allgemein zugänglich sind, oder 
aber auch in einzelnen Stücken an öffentlich zu-
gänglichen Orten, etwa in einem Rathaus oder in 
einem öffentlichen Park. Im Gegensatz zu § 250 
Abs. 1 Nr. 4, der keine erhöhte Mindeststrafe an-
droht, genügt es jedoch nicht, daß sich die Sache in 
einem öffentlichen Gebäude nur befindet oder sonst 

allgemein zugänglich ist. Sie muß vielmehr aus-
gestellt sein, sich also gerade zur Besichtigung an 
ihrem Orte befinden. 

Nummer 5 bringt eine Neuerung gegenüber dem 
geltenden Recht, das zwar für die Amtsunterschla-
gung, nicht aber für den Amtsdiebstahl eine erhöhte 
Strafe vorsieht. Dies ist mit Recht als unbefriedi-
gend empfunden worden, da die Bestrafung aus 
dem schwereren Strafrahmen in aller Regel nur 
davon abhängt, ob der Beamte an der Sache, die er 
sich rechtswidrig zueignet, Mitgewahrsam oder 
Alleingewahrsam hat. Im ersten Fall ist der Straf-
rahmen wesentlich milder. Das entspricht dem 
Unrechtsgehalt einer solchen Tat nicht. Der Entwurf 
hält es daher für erforderlich, auch für den Amts-
diebstahl eine erhöhte Strafe anzudrohen. Das muß, 
da sich der Titel „Straftaten gegen den öffentlichen 
Dienst" nur noch mit den sogenannten echten Amts-
straftaten befaßt, in dem den Diebstahl betreffenden 
Titel geschehen. Der Entwurf hält es für richtig, 
den Amtsdiebstahl als Regelbeispiel eines besonders 
schweren Falles zu behandeln. Die Regelung der 
Amtsunterschlagung im geltenden Recht krankt 
daran, daß auch die mildesten Fälle, die in der 
Praxis eine nicht unerhebliche Rolle spielen, min-
destens mit drei Monaten Gefängnis bestraft 
werden müssen. Die schwere Amtsunterschlagung 
ist mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren, im Falle 
mildernder Umstände mit Gefängnis von sechs Mo-
naten bis zu fünf Jahren bedroht. Die Behandlung 
des Amtsdiebstahls als eines besonders schweren 
Falles des Diebstahls hat den Vorteil, daß einmal 
die Zuchthausstrafe ausscheidet. Der Amtsdiebstahl 
zählt nicht zur Hochkriminalität, für die der Ent-
wurf die Zuchthausstrafe vorbehalten möchte. Die 
Regelung hat weiter den Vorteil, daß sehr leichte 
Fälle des Amtsdiebstahls als einfacher Diebstahl 
nach § 235 bestraft werden können, weil der Richter 
verneinen kann, daß ein Regelfall vorliegt. Auf der 
anderen Seite ist aber gesichert, daß für die Regel-
fälle ein Strafrahmen zwischen sechs Monaten und 
zehn Jahren Gefängnis gilt. Das erscheint an-
gemessen, da der Unrechtsgehalt der Tat dadurch, 
daß ein Amtsträger die ihm amtlich zugängliche 
Sache stiehlt, wesentlich erhöht wird. Nummer 5 
setzt voraus, daß dem Täter die Sache in seiner 
Eigenschaft als Amtsträger anvertraut worden oder 
zugänglich geworden ist. Bei anvertrauten Sachen 
wird vielfach nur Mitgewahrsam des Täters und 
damit Diebstahl, nicht Unterschlagung gegeben sein. 

Auch Nummer 6 stellt gegenüber dem gelten-
den Recht eine Neuerung dar. Sie entwickelt einen 
Rechtsgedanken weiter, der schon in § 1741c des 
geltenden österreichischen Strafgesetzes enthalten 
ist und den auch frühere Entwürfe berücksichtigt 
haben. Nach § 329 E 1927/30 sollte wegen schweren 
Diebstahls bestraft werden, wer stiehlt, „indem er 
sich die durch Feuers- oder Wassernot oder durch 
Unfall oder durch ähnliche Ereignisse hervor-
gerufene Bedrängnis eines anderen zunutze macht".  
In der Tat erscheint ein derartiger Diebstahl, bei 
dem der Täter die Hilflosigkeit anderer zum Stehlen 
ausnützt und damit eine besonders niedrige Ge-
sinnung zeigt, in erhöhtem Maße strafwürdig. Der 
Gedanke hat aber in den früheren Entwürfen einen 
zu engen Ausdruck gefunden. Die höhere Strafe 
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ist nicht nur dann am Platze, wenn sich der Be-
stohlene in Bedrängnis befindet, sondern auch dann, 
wenn er, um bei Unglücksfällen oder gemeiner 
Gefahr zu helfen, seine Habe ungesichert läßt, also 
z. B. dann, wenn Dorfbewohner, um hei einer Über-
schwemmungskatastrophe zu helfen, ihre Häuser 
unbeaufsichtigt lassen und Diebe sich das zunutze 
machen. Der Gedanke läßt sich aber noch weiter 
verallgemeinern. Höhere Strafe verdient nicht nur, 
wer einen anderen bestiehlt, indem er dessen Be-
drängnis ausnützt, sondern auch der, der die Hilf-
losigkeit seines Opfers zum Diebstahl mißbraucht, 
gleichgültig, ob die Hilflosigkeit verschuldet war 
oder nicht. Zwischen dem Diebstahl an einem Ohn-
mächtigen und dem an einem Betrunkenen kann 
dabei kein Unterschied gemacht werden. Nummer 6 
ist in einer Form gefaßt, die der vorgeschlagenen 
Erweiterung des Rechtsgedankens der früheren Ent-
würfe Rechnung trägt. Der Begriff der Hilflosigkeit 
ist dein geltenden Recht schon bekannt (§ 221 Abs. 1 
StGB). Ebenso sind die Begriffe des Unglücksfalls 
und der gemeinen Gefahr, die auch in § 232 ver-
wendet werden, durch die Rechtsprechung zu der 
entsprechenden Vorschrift des geltenden Rechts in 
§ 330c StGB hinreichend geklärt. Näheres hierzu ist 
in der Begründung zu § 232 gesagt. 

Unter den Regelbeispielsfällen des § 236 ist der 
Rückfall des Täters nicht erwähnt. Der Rückfall 
ist in § 61 als allgemeiner Strafschärfungsgrund an-
erkannt, der zu einer Mindeststrafe von sechs Mo-
naten Gefängnis führt. Allerdings wird dabei vor-
ausgesetzt, daß der Täter mindestens schon zweimal 
wegen einer vorsätzlichen Tat zu Freiheitsstrafe von 
mindestens je drei Monaten verurteilt worden ist. 
Es ist also durchaus möglich, daß jemand zum 
dritten oder vierten Mal wegen Diebstahls vor dem 
Richter steht, ohne daß die Voraussetzungen des 
Rückfalls gegeben sind. Die Tatsache, daß der Täter 
schon mehrmals wegen Diebstahls verurteilt wurde, 
darf dann allein noch nicht zur Annahme eines be-
sonders schweren Falles führen, weil das Gesetz in 
§ 61 zum Ausdruck gebracht hat, daß Rückfälligkeit 
nur unter den dort umschriebenen Voraussetzungen 
zu einer Mindeststrafe von sechs Monaten führen 
darf. Wohl aber kann die Tatsache der früheren 
Verurteilungen in Verbindung mit anderen Um-
ständen der neu abzuurteilenden Tat dazu führen, 
daß diese als besonders schwerer Fall des Dieb-
stahls anzusehen ist. In diesem Zusammenhang ist 
weiter zu beachten, daß der Entwurf in § 237 Abs. 1 
Nr. 3 und § 238 Strafschärfunqen gegen den ge-
werbs- und berufsmäßigen Dieb zur Verfügung 
stellt. 

Unter den Regelbeispielen des § 236 ist weiter 
der Fall nicht erwähnt, daß die gestohlenen Sachen 
besonders hohen Wert haben oder daß doch 
ihr Verlust den Verletzten besonders hart trifft. 
Die  Erwähnung dieses Falles ist erwogen und nur 
deshalb abgelehnt worden, weil der Begriff des be-
sonders hohen Wertes nicht sicher abzugrenzen ist. 
Doch hat der Richter dem Gedanken durchaus Rech-
nung zu tragen. Es ist ein besonderer Mangel des 
geltenden Rechts, daß jemand, der über einen 
Gartenzaun steigt und ein Kinderspielzeug aus dem 
Garten stiehlt, ein Verbrechen begeht, für das der 
Strafrahmen Zuchthaus bis zu zehn Jahren und nur 

§ 236 
bei mildernden Umständen Gefängnis von drei Mo-
naten bis zu fünf Jahren beträgt, während die Tat 
eines anderen, der aus einem versehentlich offen-
gebliebenen Panzerschrank hunderttausend Mark 
stiehlt, nur ein Vergehen ist, für das der Straf-
rahmen Gefängnis von einem Tag bis zu fünf Jahren 
beträgt. Nach dem Entwurf ist es möglich, den 
ersten Fall als einfachen Diebstahl zu behandeln, 
da er nicht als Regelfall eines Einsteigediebstahls 
anzusehen ist, den zweiten hingegen schon wegen 
des hohen Betrages als besonders schweren Fall. 
Denn ein solcher Fall kann nicht nur gegeben sein 
wegen der Art der Ausführung (Nummern 1 und 2), 
wegen der Art der gestohlenen Sachen (Nummern 3 
und 4), wegen besonderer Eigenschaften des Täters 
(Nummer 5) oder des Verletzten (Nummer 6), son-
dern auch wegen des besonderen Wertes, den die 
gestohlene Sache an sich oder wenigstens für den 
Bestohlenen hat. Nur dann wird die Abstufung der 
Strafdrohungen zwischen § 235 und § 236 und ins-
besondere das gegenüber dem geltenden Recht 
niedrigere Höchstmaß von drei Jahren Gefängnis 
für den einfachen Diebstahl sinnvoll. 

Als Strafe droht § 236 Gefängnis nicht unter 
sechs Monaten, also bis zu zehn Jahren an. Von 
Androhung der Zuchthausstrafe sieht der Entwurf 
im Gegensatz zum geltenden Recht ab, da die von 
der Vorschrift umfaßten Taten als solche noch nicht 
zur Hochkriminalität zählen. Die im geltenden Recht 
als Regelstrafe angedrohte Zuchthausstrafe wird 
denn auch in Wirklichkeit nur mit äußerster 
Zurückhaltung verhängt. So sind 1955 von 4862 
nach § 243 StGB verurteilten Erwachsenen nur 159 
mit Zuchthaus bestraft worden. Die entsprechenden 
Zahlen lauten für 1956: 5073 Verurteilte, davon 106 
mit Zuchthaus Bestrafte, für 1957: 5319 Verurteilte, 
davon 101 mit Zuchthaus Bestrafte. Im Höchstmaß 
unterscheidet sich § 236, was die Dauer der mög-
lichen Freiheitsentziehung betrifft, von § 243 StGB 
nicht. Da § 243 StGB als Tatbestand ausgestaltet 
ist, sah man sich dort gezwungen, das Mindestmaß 
des Regelstrafrahmens von einem Jahr Zuchthaus 
im Falle mildernder Umstände auf drei Monate 
herabzusetzen. Das hatte zwei Nachteile. Einmal 
wurden zahlreiche Taten, die schwerere Strafe ver-
dient hätten, nur mit Strafen zwischen drei und 
sechs Monaten geahndet. Zum anderen war es nicht 
möglich, bei außergewöhnlich milden Fällen unter 
einer Strafe von drei Monaten zu bleiben. Nach 
dem Entwurf müssen die Beispielsfälle in der Regel 
mit Gefängnis zwischen sechs Monaten und zehn 
Jahren geahndet werden. Das entspricht auch dem 
typischen Unrechts- und Schuldgehalt dieser Fälle, 
dessen Verkleinerung durch die Rechtsprechung zu 
verhängnisvollen Folgen führen kann. Sache der 
Revisionsgerichte wird es sein, Urteile der Tat-
richter, in denen ein besonders schwerer Fall ver-
neint wird, obwohl ein Regelbeispiel gegeben ist, 
mit besonderer Sorgfalt zu prüfen, um zu verhüten, 
daß die Tatrichter in der Mehrzahl der Beispiels-
fälle zur Verneinung eines schweren Diebstahls 
kommen. Auf der anderen Seite ermöglicht es § 236, 
daß in Ausnahmefällen die Strafe aus § 235 ent-
nommen werden kann, ohne daß die Schranke einer 
Mindeststrafe von drei Monaten Gefängnis besteht. 
Das gilt vor allem für Fälle, in denen Sachen von 
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§ 237 

nur geringem Wert gestohlen werden, so daß die 
Tat als ganze trotz der Erschwerungen des § 236 
noch nicht als besonders schwerer Fall angesehen 
werden kann. 

§ 237 

Diebstahl mit Waffen, Bandendiebstahl, 
gewerbsmäßiger Diebstahl 

Der Entwurf geht davon aus, daß die in den 
sechs Beispielsfällen des § 236 beschriebenen Taten 
nicht stets eine Strafe von mindestens sechs Mo-
naten Gefängnis erfordern. Das gilt auch für den 
Einbruchsdiebstahl, der zwar für die Allgemeinheit 
gefährlich ist und deshalb nach früheren Entwürfen 
mit einer höheren Strafe als der schwere Diebstahl 
bedroht werden sollte. Doch sind Fälle des Ein-
bruchs nicht selten, für die eine Gefängnisstrafe 
von sechs Monaten bereits eine ungerechte Härte 
bedeuten würde. Hingegen geht auch der Entwurf 
davon aus, daß es andere Formen des Diebstahls 
gibt, die auch im mildesten Falle eine Gefängnis-
strafe von mindestens sechs Monaten nötig machen. 
Es sind die in § 237 beschriebenen Fälle, nämlich 
der Diebstahl mit Waffen, der Bandendiebstahl und 
der gewerbsmäßige Diebstahl. Das geltende Recht 
sieht eine Strafschärfung nur in den beiden ersten 
Fällen vor. Frühere Entwürfe haben den ersten 
und dritten Fall mit besonderer Strafe bedroht. Der 
Waffendiebstahl ist nach dein Entwurf vorbereite-
ter Raub, der nur deshalb nicht zur Vollendung 
kommt, weil der Dieb es nicht nötig hat, erwarteten 
Widerstand zu brechen. Der verbrecherische Wille, 
der in solchen Taten zum Ausdruck kommt, und die 
Gefahr, die sie darstellen, rechtfertigen eine be-
sondere Strafe. Das gilt auch für den gewerbs-
mäßigen Diebstahl. Gewerbsmäßigen Dieben, die 
sich häufig spezialisiert haben, wie Taschendiebe, 
Hotel- und Eisenbahndiebe, muß wirksam entgegen-
getreten weiden. Das gilt auch für Bandendiebe, die 
vor allem dann gefährlich und für die Allgemein-
heit bedrohlich sind, wenn sie zu mehreren auf-
treten. Zwar wird der Bandendieb in der Regel auch 
ein gewerbsmäßiger Dieb sein. Doch erscheint es 
am Platze, diesen wichtigen Fall eines besonders 
gefährlichen Diebstahls im Gesetz ausdrücklich 
hervorzuheben, wie es auch das geltende Recht tut. 
Im einzelnen ist zu den verschiedenen Nummern 
folgendes zu sagen: 

Zu Nummer 1: Nach geltendem Recht ist schwe-
rer Diebstahl dann schon gegeben, wenn der Dieb 
oder ein Teilnehmer der Tat bei der Begehung eine 
Waffe lediglich bei sich führt. Die Absicht, erforder-
lichenfalls von ihr Gebrauch zu machen, wird nicht 
vorausgesetzt. Aber erst diese Absicht macht die 
Tat so schwer, daß eine besondere Strafe am Platze 
ist. Mit früheren Entwürfen fordert daher § 236, daß 
mit der Waffe der erwartete oder etwaige Wider-
stand eines Menschen mit Gewalt oder Drohung 
mit Gewalt verhindert oder, wenn er geleistet wird, 
überwunden werden soll. Wird die Absicht aus-
geführt, so ist die Tat Raub. Es mag sein, daß das 
Erfordernis der Gebrauchsabsicht Beweisschwierig-
keiten gegenüber dem geltenden Recht bringt. Doch 
werden sich diese in der Regel überwinden lassen. 
Führt der Dieb etwa eine Schußwaffe bei sich, die  

er vor dem Diebesunternehmen zu sich gesteckt hat, 
so wird an seiner Absicht, sie gegebenenfalls min-
destens zur Drohung zu verwenden, nicht gezweifelt 
werden können. Fordert das Gesetz die Absicht, 
von der Waffe erforderlichenfalls Gebrauch zu 
machen, so rechtfertigt sich die Ausdehnung auf 
andere Mittel, mit denen persönlicher Widerstand 
gewaltsam verhindert oder überwunden werden 
soll. Schon die Rechtsprechung zu § 243 Abs. 1 Nr. 5 
StGB hat den dort allein verwendeten Begriff der 
Waffe in weitem Sinne ausgelegt. Nach dem Sinn 
der Vorschrift muß jedes Mittel, das die besondere 
Absicht des Täters verwirklichen soll, erfaßt wer-
den, also etwa Pfeffer, den er dem Widerstand 
leistenden Menschen ins Gesicht werfen will. Ob 
auch Mittel genügen, welche die Eignung zur Über-
windung von Widerstand nur vortäuschen, ist eine 
Frage, die weiterhin der Rechtsprechung zur Ent-
scheidung überlassen wird. Der Begriff der Gewalt 
ist in § 11 Abs. 2 in seinen Grenzen gesetzlich be-
stimmt und in der Begründung zu dieser Vorschrift 
näher erläutert. Für die Strafschärfung nach § 236 
genügt es, wenn von mehreren Beteiligten (§ 33 
Abs. 2) einer die Waffe oder das entsprechende 
Mittel bei sich führt und der Beteiligte, um dessen 
Bestrafung es geht, davon Kenntnis hat und weiß, 
daß gegebenenfalls von dem Mittel Gebrauch ge-
macht werden soll. 

Zu Nu  m m e r 2: Wie im geltenden Recht bezeich-
net auch der Entwurf als Bande den Zusammen-
schluß mehrerer, die „sich zur fortgesetzten Be-
gehung von Raub oder Diebstahl verbunden" haben. 
Mit fortgesetzter Begehung ist damit wie im gelten-
den Recht die Begehung mehrerer selbständiger, im 
einzelnen noch ungewisser Diebstähle gemeint, 
nicht etwa die Begehung einer fortgesetzten Straftat 
im technischen Sinne. Im Gegensatz zum geltenden 
Recht gilt die Strafschärfung nur gegenüber dem 
am Diebstahl teilnehmenden Bandenmitglied. Wer 
an einem solchen Diebstahl teilnimmt, ohne Mit-
glied der Bande zu sein, kann nach § 33 Abs. 2, der 
von § 50 Abs. 2 StGB hinsichtlich des Begriffes der 
persönlichen Merkmale (§ 14 Abs. 1) abweicht, nicht 
aus dem verschärften Rahmen bestraft werden. 
Denn die Bandenmitgliedschaft ist nach der Fassung 
der Nummer 2 ein persönlicher Umstand. Wer als 
Bandenmitglied zu einem Bandendiebstahl Hilfe 
leistet, wird daher ebenfalls nach Nummer 2 be-
straft, wenn auch unter Milderung der Strafe nach 
§ 31 Abs. 2. Voraussetzung der Strafschärfung ist 
weiter, daß das Bandenmitglied den Diebstahl nicht 
allein, sondern unter Mitwirkung eines anderen 
Bandenmitgliedes begeht. Das entspricht dem gel-
tenden Recht. Der Entwurf geht dabei von der Aus-
legung dieses Begriffes in Rechtsprechung und 
Schrifttum aus, die darunter ein örtliches und zeit-
liches, wenn auch nicht notwendig körperliches 
Zusammenwirken versteht. Schon der erste Dieb-
stahl, den eine Bande begeht, fällt unter die Straf-
schärfung. Die weiteren Diebstähle sind, wie sich 
auch aus § 238 ergibt, selbständige Taten, soweit 
nicht die Voraussetzungen der fortgesetzten Tat im 
technischen Sinn gegeben sind. 

Zu Nu mm e r 3: Mit der Rechtsprechung zum gel-
tenden Recht geht der Entwurf davon aus, daß 
gewerbsmäßig handelt, wer sich aus wiederholter 
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Tatbegehung eine nicht nur vorübergehende Ein-
nahmequelle verschaffen möchte, ohne daß er dar-
aus ein kriminelles Gewerbe zu machen braucht. 
In diesem Sinne verstanden, wird der Diebstahl 
sehr häufig gewerbsmäßig begangen. Der Recht-
sprechung zum geltenden Recht folgt der Entwurf 
auch insoweit, als die Gewerbsmäßigkeit mehrere 
Taten nicht etwa zu einer sogenannten Sammel-
straftat zusammenfaßt. Die einzelnen Taten bleiben 
vielmehr selbständig. Neben dem gewerbsmäßigen 
Diebstahl nennt das Gesetz den gewohnheits-
mäßigen nicht. In der Wirklichkeit kommt es kaum 
vor, daß jemand gewohnheitsmäßig stiehlt, ohne 
zugleich gewerbsmäßig zu handeln. In einem solchen 
seltenen Fall kann die Strafe nach § 236 geschärft 
werden, wenn das am Platze erscheint. Vom 
gewerbsmäßigen Dieb sind der Rückfalltäter und 
der Berufsdieb zu unterscheiden. Der rückfällige 
Dieb wird nach § 61 unter den dort bezeichneten 
Voraussetzungen mit Gefängnis von sechs Monaten 
bis zu sechs Jahren bestraft. Die Erhöhung der 
Schuld liegt bei ihm darin, daß er sich frühere 
Verurteilungen nicht hat zur Warnung dienen 
lassen. Bei dem gewerbsmäßigen Dieb liegt die 
Erhöhung der Schuld darin, daß er weitere Dieb-
stähle plant. Schon seine erste Tat ist gewerbs-
mäßiger Diebstahl. Hat jemand schon mehrmals ge-
stohlen, ohne daß die Voraussetzungen des § 61 
gegeben sind, so kann gewerbsmäßiger Diebstahl 
anzunehmen sein. Gewerbsmäßigkeit und Rückfall 
können aber auch zusammentreffen. Der Straf-
rahmen beträgt dann sechs Monate bis zehn Jahre 
Gefängnis. Der Berufsdiebstahl, der stets auch ge-
werbsmäßiger Diebstahl ist, wird von § 238 erfaßt. 
Liegen dessen Voraussetzungen vor, so ist § 237 
Abs. 1 Nr. 3 nicht anzuwenden. 

Auch die in § 237 umschriebenen Taten gehören, 
wenn nicht die Voraussetzungen des § 238 hinzu-
treten, der Hochkriminalität noch nicht an. Der Ent-
wurf bedroht sie daher im Gegensatz zu § 243 Abs. 1 
Nr. 5 und 6 StGB nicht mit Zuchthaus, sondern mit 
Gefängnis nicht unter sechs Monaten, also bis zu 
zehn Jahren. Dieses Höchstmaß entspricht, was die 
Dauer der Freiheitsentziehung anlangt, dem gelten-
den Recht. Verschärft wird dieses insofern, als die 
Mindeststrafe nach dem Entwurf stets sechs Monate 
beträgt, während das geltende Recht bei mildernden 
Umständen eine Mindeststrafe von nur drei Monaten 
kennt. Die Verschärfung erklärt sich aus der 
Schwere der in § 237 beschriebenen Taten. Die in 
diesem Punkt niedrigere Strafdrohung des gelten-
den Rechts bezieht sich auf weit mehr Tatbestände, 
die zum Teil wesentlich leichter liegen können und 
die der Entwurf mit § 236 erfaßt. Der Tatbestand 
des § 237 Abs. 1 Nr. 1 ist überdies enger umschrie-
ben als der entsprechende des § 243 Abs. 1 Nr. 5 
StGB. Daß der Versuch der Tat auch hier strafbar 
sein muß, bedarf keiner Begründung. 

§ 238 
Berufsmäßiger Diebstahl 

In der kriminellen Wirklichkeit spielt der Berufs-
verbrecher eine nicht unbeträchtliche Rolle. Die 
kriminologische Wissenschaft hat den Typ umschrie-
ben und abgegrenzt. Es ist der Mensch, der seine  

§ 238 
gesamte Lebensführung auf die Begehung von 
Eigentums- oder Vermögensverbrechen gründet und 
die Begehung solcher Straftaten wie einen Beruf 
betreibt, den er häufig auch erlernt, wie etwa den 
Taschendiebstahl, den Warenhausdiebstahl oder den 
Einbruchsdiebstahl unter Erbrechen von Geldschrän-
ken und Tresors. Neben seinem kriminellen Beruf 
hat der Verbrecher dieses Typs einen bürgerlichen 
Beruf meist überhaupt nicht oder nur zum Schein. 
Zum mindesten spielt der bürgerliche Beruf neben 
dem verbrecherischen nur eine untergeordnete Rolle. 
Der Berufsverbrecher tritt vor allem als Dieb, Räu-
ber, Betrüger und Hehler auf. Der Entwurf trägt 
dem Rechnung und sieht in allen diesen Fällen eine 
entsprechende Strafschärfung vor (vgl. außer § 238 
auch § 246 Abs. 1 Nr. 4, § 254 Abs. 2 und § 287 
Abs. 2). Dabei geht der Entwurf davon aus, daß die 
berufsmäßige Begehung, mindesens unter gewissen 
Voraussetzungen, Straftaten in den Bereich der 
Hochkriminalität hebt, die sonst nicht als zu ihr 
gehörig angesehen werden können. Nicht nur im 
Typ des Täters ist ein Unterschied etwa zwischen 
einem bloßen Gelegenheitsdieb und einem Berufs-
dieb. Auch die Taten des Berufsverbrechers sind im 
Durchschnitt von anderer Art als die des bloßen 
Gelegenheitstäters. Sie sind planmäßiger und besser 
vorbereitet als die des Gelegenheitstäters und las-
sen sich daher entsprechend schwerer abwehren. 
Sie werden von einem stärkeren verbrecherischen 
Willen getragen, der sein Ziel beharrlich und hart-
näckig verfolgt. Die Taten sind auf möglichst hohe 
Beute angelegt und daher durchschnittlich weit 
schwerer als die des Gelegenheitstäters. Im ganzen 
sind sie für den Bedrohten weit gefährlicher. Das 
alles rechtfertigt es, derartige Taten auch dann mit 
Zuchthaus zu bestrafen, wenn die Taten als solche 
sonst nur mit Gefängnis bedroht sind. 

Für den Bereich des Diebstahls zieht der Entwurf 
in § 238 aus dieser Erkenntnis die Folgerungen. 
Vorausgesetzt wird, daß der Täter das Stehlen der-
art wie einen Beruf betreibt, daß er daraus ganz 
oder überwiegend seinen Unterhalt zieht. Der Täter 
muß also aus seiner Diebesbeute mindestens über-
wiegend seinen Unterhalt bestreiten. Zu diesem 
entscheidenden Merkmal, das den Berufstäter vom 
bloß gewerbsmäßigen Täter deutlich abhebt, kön-
nen weitere hinzutreten. Dazu gehören die Art der 
Vorbereitung und Planung der Taten, deren Häufig-
keit, die Art der Durchführung, z. B. mit Spezial-
werkzeugen, die Art der Verwertung der Beute und 
ähnliches. Ob das Stehlen, das der Täter wie einen 
Beruf betreibt, sich auf einfache Diebstähle oder 
solche nach § 236 oder § 237 bezieht, ist an sich 
gleichgültig. Strafschärfung nach § 238 tritt jedoch 
nur ein, wenn der Berufsdieb Waffendiebstahl, 
Bandendiebstahl oder Diebstähle unter den Voraus-
setzungen einer der Nummern 1 bis 4 des § 236 
begeht. Bei einfachen Diebstählen erscheint die 
Zuchthausstrafe noch nicht am Platze. Im Bereich 
des § 238 sind die Beispiele des § 236 Nr. 1 bis 4 
als Tatbestände zu werten. Es kommt also darauf 
an, daß der Diebstahl im einzelnen Falle unter den 
Voraussetzungen einer dieser Nummern begangen 
wird. Ob die Tat als solche einen besonders schwe-
ren Fall des Diebstahls darstellen würde, spielt 
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§§ 239, 240 
keine Rolle. Denn § 238 bezieht nur die Voraus-
setzungen der einzelnen Nummern, nicht aber auch 
die des § 236 Satz 1 ein. Das geschieht, weil sich 
die Schärfung der Strafe schon daraus rechtfertigt, 
daß der Täter als Berufsdieb unter erschwerten 
Voraussetzungen stiehlt. Die Nummern 5 und 6 des 
§ 236 sind in § 238 nicht erwähnt, weil sie für eine 
berufsmäßige Begehung nicht in Betracht kommen. 
Die Strafe wird, wie sich aus dem Wortlaut des 
§ 238 ergibt, für jede abzuurteilende Tat geschärft. 
Daraus wird deutlich, daß die Berufsmäßigkeit die 
einzelnen Taten nicht zu einer Einheit verbindet, 
sondern ihre rechtliche Selbständigkeit unberührt 
läßt. 

Als Strafe erscheint Zuchthaus bis zu zehn Jahren 
angemessen. Jede abzuurteilende Tat wird damit 
zum Verbrechen (§ 12 Abs. 1, 4). Wie schon dar-
gelegt worden ist, braucht, wer gewerbsmäßig 
stiehlt, noch nicht berufsmäßig zu stehlen. Hingegen 
handelt der Berufsdieb stets auch gewerbsmäßig. 
Sind die Voraussetzungen des § 238 gegeben, ist 
daher § 237 Abs. 1 Nr. 3 daneben nicht anzuwenden. 
Hingegen braucht der Berufsdieb nicht notwendig 
gleichzeitig Rückfalltäter im Sinne des § 61 zu sein. 
Dieser Vorschrift kommt daher neben § 238 selb-
ständige Bedeutung zu. Das Höchstmaß der Strafe 
erhöht sich infolgedessen, wenn sowohl die Voraus-
setzungen des § 238 als auch die des § 61 erfüllt 
sind, auf zwanzig Jahre Zuchthaus (§ 61 Abs. 1 
Satz 2). Im geltenden Recht beträgt der Regelstraf

-

rahmen für den rückfälligen Dieb, wenn er einen 
schweren Diebstahl begeht, Zuchthaus von zwei bis 
zu fünfzehn Jahren, also ebenfalls bis zur gesetz-
lichen Höchstgrenze der Zuchthausstrafe (§ 244 
Abs. 1 StGB). 

§ 239 

Sicherungsaufsicht 

Diebe neigen in besonderem Maße dazu, rück-
fällig zu werden. Die der Allgemeinheit dadurch 
drohende Gefahr ist vor allem beträchtlich bei Ein-
brechern, Bandendieben, Bewerbs- und berufs-
mäßigen Dieben, aber auch bei Dieben anderer Art, 
deren Taten über den einfachen Diebstahl hinaus-
gehen. Um dieser Gefahr begegnen zu können, 
räumt der Entwurf daher in den Fällen der §§ 236 
bis 238 dem Gericht die Möglichkeit ein, Sicherungs-
aufsicht gegen den Täter anzuordnen, auch wenn 
die Voraussetzungen des § 91 Abs. 1 Nr. 1 nicht, 
wohl aber die übrigen Voraussetzungen dieser Vor-
schrift erfüllt sind. Der Täter muß also zu Zuchthaus 
oder zu Gefängnis von mindestens sechs Monaten 
verurteilt sein. Außerdem muß die Gefahr bestehen, 
daß er ein gesetzwidriges Leben führen wird. Siche-
rungsaufsicht kann im übrigen gegen jeden Dieb 
angeordnet werden, der als Rückfalltäter nach § 61 
verurteilt wird oder seine Tat aus Arbeitsscheu 
oder aus Hang zu einem unsteten oder ungeord-
neten Leben begangen hat, wenn die sonstigen Vor-
aussetzungen des § 91 Abs. 1 erfüllt sind. Das gilt 
also auch gegenüber dem nur wegen einfachen Dieb-
stahls verurteilten Täter. Im Fall des § 91 Abs. 1 
Nr. 1 kommt auch Unterbringung in einem Arbeits-
haus in Betracht (§ 84 Abs. 1). 

§ 240 
Unterschlagung 

Das geltende Recht (§ 246 StGB) sieht als Unter-
schlagung nur die rechtswidrige Zueignung einer 
fremden beweglichen Sache an, die der Täter in 
Besitz oder Gewahrsam hat. Durch diese Einschrän-
kung entstehen Strafbarkeitslücken, die durch eine 
ausdehnende Auslegung der Vorschrift nicht oder 
doch nur mit erheblichen Schwierigkeiten überbrückt 
werden können. Solche Schwierigkeiten treten einmal 
in den Fällen der Fundunterschlagung und der 
Leichenfledderei auf. Sie treten aber auch im Falle 
des Mittäters auf, der selbst keinen Gewahrsam 
hat, also etwa in dem Falle, daß ein Kassierer seinen 
Freund auffordert, sich aus der von ihm verwalteten 
Kasse einen Geldbetrag zu nehmen. Tut der Freund 
das, so kann er nach geltendem Recht jedenfalls 
nicht wegen Unterschlagung bestraft werden. 
Schließlich ergeben sich Schwierigkeiten dann, wenn 
jemand, der die Sache eines anderen, etwa als 
Mieter in Besitz hat, sie einem Dritten weitergibt 
und diesem später, etwa unter der Vorspiegelung, 
Eigentümer zu sein, schenkt oder verkauft. § 240 
füllt nach dem Vorbild früherer Entwürfe diese 
Strafbarkeitslücken aus, indem er auf das Erforder-
nis verzichtet, daß der Täter die Sache in Besitz 
oder Gewahrsam hat. Zur Unterschlagung soll es in 
Zukunft ausreichen, daß jemand eine fremde be-
wegliche Sache sich oder einem anderen widerrecht-
lich zueignet. Die Gründe für die Verwendung die-
ser Tatbestandsmerkmale im einzelnen, insbesondere 
für das Festhalten an den Merkmalen „bewegliche 
Sache" und „widerrechtlich", ergeben sich aus der 
Vorbemerkung zu diesem Titel und der Begründung 
zu § 235. Wie dort muß auch hier der Fall ausdrück-
lich genannt werden, daß der Täter die Sache unmit-
telbar einem anderen zueignen möchte. 

Durch die Neufassung erhält die Unterschlagung 
nun allerdings einen Tatbestand, der eine Reihe 
anderer Tatbestände mitumfaßt oder doch umfas-
sen kann. Er umfaßt seiner Beschreibung nach auch 
die Tatbestände des Diebstahls und des Raubes und 
kann insbesondere auch die des Betruges, der Er-
pressung und der Untreue mitumfassen. Wie schon 
in der Vorbemerkung zu diesem Titel dargelegt 
worden ist, will der Entwurf daraus nicht die Fol-
gerung ziehen, daß die Unterschlagung den Grund-
tatbestand aller Zueignungsstraftaten darstellt, zu 
dem die übrigen im Verhältnis von Spezialgesetzen 
stehen. Der Entwurf behandelt die Unterschlagung 
vielmehr als einen Auffangtatbestand, der eingreift, 
wenn die anderen, ihm gegenüber selbständigen 
Tatbestände ausscheiden. Der Tatbestand der Unter-
schlagung ist also insoweit ein subsidiärer  Tat-
bestand. Das kommt dadurch zum Ausdruck, daß 
Absatz 1 eine sogenannte Subsidiaritätsklausel da-
hin enthält, daß der Täter nur dann wegen Unter-
schlagung bestraft wird, wenn die Tat nicht als 
Diebstahl, Raub, Betrug, Erpressung oder Untreue 
mit Strafe bedroht ist. Ob der Täter nach diesen 
Vorschriften auch bestraft wird, ist nicht maßgebend. 
Wer zum Beispiel seinen Ehegatten bestohlen hat 
und deshalb straffrei bleibt (§ 241 Abs. 3), wird 
nicht etwa wegen Unterschlagung bestraft. Denn die 
Tat war als Diebstahl mit Strafe bedroht. Der Tat- 
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bestand der Hehlerei ist in der Subsidiaritätsklausel 
nicht genannt. Er dürfte jedoch als ein Sondertat-
bestand anzusehen sein, neben dem § 240 aus-
scheidet. 

Als Regelstrafe sieht Absatz 1 Gefängnis, und 
zwar wie im geltenden Recht bis zu drei Jahren, 
oder Strafhaft vor. Die Strafdrohung ist also die-
selbe wie im Falle des einfachen Diebstahls nach 
§ 235. Der Regelstrafrahmen für die Unterschlagung 
kann nicht strenger sein als für den einfachen Dieb-
stahl. Der Entwurf sieht daher auch davon ab, für 
den Fall der Unterschlagung einer dem Täter an-
vertrauten Sache, den Fall der sogenannten Ver-
untreuung, eine Strafschärfung vorzusehen, wie 
das geltende Recht es tut. Denn es wäre ungerecht, 
jemanden, wenn er eine ihm anvertraute Sache 
unterschlägt, härter zu bestrafen, als wenn er die-
selbe Sache stiehlt. Der Fall der Veruntreuung 
wird daher im Entwurf nur als Regelbeispiel für 
einen besonders schweren Fall erwähnt, wenn 
noch weitere Erschwerungsgründe hinzutreten. 

Daß der Versuch der Unterschlagung wie schon 
im geltenden Recht strafbar sein soll, entspricht 
kriminalpolitischen Bedürfnissen. 

In besonders schweren Fällen der Unterschlagung 
soll der Strafrahmen Gefängnis von drei Monaten 
bis zu fünf Jahren betragen. Absatz 3 nennt drei 
Regelbeispiele für einen besonders schweren Fall. 
Als erstes Beispiel wird der Fall der Veruntreu-
ung genannt, aber nur dann, wenn der Täter zur 
Verschleierung der Tat auf Täuschung berechnete 
Mittel anwendet. Die Anwendung derartiger Mittel 
ist nicht erst dann zu bejahen, wenn der Täter wie 
im Falle der täuschenden Machenschaften des § 411 
eine methodische Täuschungsaktion durchführt, also 
etwa ein ganzes Lügengebäude errichtet. Auf der 
anderen Seite muß es sich, anders als im Falle der 
täuschenden Machenschaften, um die Anwendung 
gegenständlicher Mittel handeln. In Betracht kom-
men vor allem die in § 351 StGB genannten Fälle, 
also insbesondere das unrichtige Führen, Ver-
fälschen oder Unterdrücken von Büchern, Rech-
nungen und sonstigen Unterlagen, das Herstellen 
falscher Belege und dergleichen. Ob die auf Täu-
schung berechneten Mittel vor, während oder nach 
der Unterschlagung angewendet werden, ist ohne 
Bedeutung. Ähnlich wie bei § 236 Nr. 1 hat das 
Regelbeispiel des Absatzes 3 Nr. 1 auch Bedeutung 
für die Abgrenzung des Versuchs gegenüber nicht 
strafbaren Vorbereitungshandlungen, da die Vor-
nahme von verschleiernden Handlungen zur Ver-
wirklichung eines Tatbestandsmerkmals des Regel-
beispiels gehört. Wendet der Täter solche Mittel 
nicht an, so kann die Veruntreuung auch aus ande-
ren Gründen einen besonders schweren Fall der 
Unterschlagung darstellen, z. B. wenn die ver-
untreuten Sachen einen besonders hohen Wert 
haben. Für den Fall der Unterschlagung solcher 
Sachen und den Fall, daß der Verlust den Verletzten 
besonders hart trifft, gelten die zu § 236 gemachten 
Ausführungen auch hier. 

Mit dieser Maßgabe ist auch das zweite Regel-
beispiel  zu verstehen, das den Fall der Unter-
schlagung von Sachen nennt, die für gemeinnützige  

§ 240 

oder mildtätige Zwecke gesammelt worden sind und 
einen bedeutenden Wert haben. Die Sachen müssen 
durch eine Sammlung aufgebracht worden sein, 
wobei es nicht darauf ankommt, ob es sich um eine 
erlaubte Sammlung gehandelt hat oder nicht. Aller-
dings wird das Gericht unter Umständen ablehnen 
können, im Falle einer verbotenen Sammlung einen 
besonders schweren Fall anzunehmen. Die gesam-
melten Sachen müssen für gemeinnützige Zwecke, 
also etwa für den Bau einer Kirche, oder für mild-
tätige Zwecke, also etwa für Spenden an Flüchtlinge, 
bestimmt sein. Sie müssen überdies bedeutenden 
Wert haben. Diesen Begriff, den schon das geltende 
Recht kennt (vgl. z. B. § 109 b Abs. 1, § 315 Abs. 3 
StGB), verwendet der Entwurf auch an anderen 
Stellen, vor allem im Bereich der gemeingefähr-
lichen Straftaten (§§ 320 ff.). Der Begriff läßt sich 
nicht zahlenmäßig genau abgrenzen und wird auch 
von den Umständen des Einzelfalls beeinflußt wer-
den, etwa davon, welchen Wert die Sache für den 
Verletzten hat und in welchem Maße sie ersetzbar 
erscheint. Doch wird die Rechtsprechung, wie schon 
im geltenden Recht, mit dem Begriff arbeiten kön-
nen. Im Fall des § 240 wird das dadurch erleichtert, 
daß der Begriff nur in einem Regelbeispiel ver-
wendet wird, das der Richter im Einzelfall nach des-
sen gesamten besonderen Umständen beurteilen 
muß. 

Das dritte Beispiel bringt den Fall der Amts-
unterschlagung. Hier gilt, was schon zur Begründung 
von § 236 Nr. 5 ausgeführt worden ist. Da der Ent-
wurf die sogenannten unechten Amtsstraftaten nicht 
mehr in den Titel „Straftaten gegen den öffentlichen 
Dienst" einbezieht, erscheint auch die Amtsunter-
schlagung nur noch als Regelbeispiel für einen be-
sonders schweren Fall. Damit fallen sowohl § 350 
als auch § 351 StGB, der die schwere Amtsunterschla-
gung zum Gegenstand hat, für den Entwurf weg. Da 
auch der Fall der schweren Amtsunterschlagung nicht 
zur Hochkriminalität gerechnet werden kann, sieht 
der Entwurf insoweit Zuchthausstrafe nicht mehr vor. 
Auch im übrigen treten Milderungen ein. Während 
§ 351 StGB Zuchthaus bis zu zehn Jahren androht, 
sieht § 240 Abs. 3 Gefängnis nur bis zu fünf Jahren 
vor. Das entspricht insoweit der gerichtlichen Praxis, 
als Strafen zwischen fünf und zehn Jahren auch bei 
§ 351 StGB keinerlei Rolle gespielt haben. Als 
Mindeststrafe für den besonders schweren Fall sieht 
§ 240 Abs. 3 im Gegensatz zum schweren Diebstahl 
nur drei Monate Gefängnis vor. Das liegt unter dem 
Mindestmaß des § 351 StGB auch im Falle mildern-
der Umstände und deckt sich mit dem Mindestmaß 
des § 350 StGB. Die starren Mindestgrenzen des 
geltenden Rechts sind in der Praxis immer als zu 
streng empfunden worden. Die beweglichere Lösung 
des Entwurfs ist daher vorzuziehen, die es auch 
ermöglicht, einen besonders schweren Fall zu ver-
neinen, wenn ein Amtsträger nur geringwertige 
Sachen unterschlägt. Im Ergebnis wird der Amts-
diebstahl im Gegensatz zum geltenden Recht stren-
ger bestraft als die Amtsunterschlagung, die nur in 
Betracht kommt, wenn der Amtsträger Allein-
gewahrsam an der Sache hat, die er sich zueignet. 
Diese Unterscheidung entspricht auch dem Unrechts-
gehalt. Denn beim Diebstahl, der im übrigen alle 
Merkmale der Unterschlagung aufweist, kommt 
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noch hinzu, daß der Täter fremden Gewahrsam 
bricht. Auch für die übrigen Fälle, die § 240 Abs. 3 
umfaßt erscheint ein Strafrahmen von drei Monaten 
bis zu fünf Jahren Gefängnis angemessen. 

§ 241 
Haus- und Familiendiebstahl 

Die Vorschrift entspricht dem § 247 StGB, weicht 
allerdings nicht unerheblich von ihm ab. Beide Be-
stimmungen stellen denjenigen gegenüber den all-
gemeinen Bestimmungen besser, der einen Dieb-
stahl oder eine Unterschlagung zum Nachteil von 
Menschen begeht, zu denen er in einem näheren 
persönlichen Verhältnis steht. Richtet sich die Tat 
gleichzeitig gegen Verletzte anderer Art, so scheidet 
§ 241 grundsätzlich aus. Ob das auch dann der Fall 
ist, wenn zwar der Eigentümer Angehöriger des 
Täters ist, nicht jedoch der Gewahrsamsinhaber, 
entscheidet der Entwurf nicht; er überläßt diese 
Frage der Rechtsprechung. 

Das Ziel des Absatzes 1 ist sowohl in der Fas-
sung des Entwurfs als auch in der des geltenden 
Rechts nicht die Besserstellung des Täters. Ihr Sinn 
ist vielmehr, es dem Verletzten, der zum Täter in 
einem persönlichen Verhältnis steht, zu überlassen, 
ob die Tat strafrechtlich verfolgt werden soll. Die 
Verfolgung wird daher von einem Strafantrag ab-
hängig gemacht. Das persönliche Verhältnis wird 
vom geltenden Recht dahin umschrieben, daß sich 
die Tat „gegen Angehörige, Vormünder oder Er-
zieher" oder gegen eine Person richten muß, zu der 
der Täter „im Lehrlingsverhältnis steht oder in 
deren häuslicher Gemeinschaft er als Gesinde sich 
befindet". Es wird also auf eine Angehörigen-
beziehung oder auf ein persönliches Autoritäts-
verhältnis abgestellt. Der Entwurf erweitert in 
Übereinstimmung mit früheren Entwürfen den 
Kreis. Absatz 1 nennt auch den Angehörigen, den 
Vormund, Lehrherrn und Erzieher des Täters, dehnt 
aber das Antragserfordernis schlechthin auf den Fall 
aus, daß der Verletzte mit dem Täter in häuslicher 
Gemeinschaft lebt. Die häusliche Gemeinschaft wird 
dabei als eine so nahe Verbindung von Menschen 
angesehen, daß Diebstähle und Unterschlagungen, 
die innerhalb dieser Gemeinschaft vorkommen, nicht 
von Amts wegen verfolgt werden sollen, sondern 
nur, wenn der Verletzte es wünscht. Die Mög-
lichkeit, die Angelegenheit innerhalb der Gemein-
schaft zu bereinigen und den häuslichen Frieden 
selbst wiederherzustellen, der durch eine Straf-
verfolgung gerade empfindlich gestört werden 
könnte, soll daher in jedem Fall offengehalten 
werden, auch dann, wenn etwa Hausangestellte sich 
gegenseitig oder Mitglieder der Familie des Haus-
herrn bestehlen oder ein Familienmitglied eine 
Unterschlagung zum Nachteil einer Hausangestellten 
begeht. Aus diesem Grunde soll der Strafantrag 
entsprechend dem Vorbild früherer Entwürfe auch 
in jedem Fall des Diebstahls und der Unterschlagung 
erforderlich sein und im Gegensatz zum geltenden 
Recht nicht nur dann, wenn Sachen von unbedeuten-
dem Wert Gegenstand der Tat sind. Auch die Fälle 
der §§ 236 bis 238 sind dabei nicht ausgeschlossen, 
soweit sie in Betracht kommen können. 

Die Absätze 2 und 3 haben im Gegensatz zu 
Absatz 1 eine Besserstellung des Täters, der ein 
Angehöriger des Verletzten, insbesondere dessen 
Ehegatte ist, nicht nur zum Ergebnis, sondern auch 
zum Ziel. Die Besserstellung soll gerade dann mög-
lich sein, wenn der Verletzte in gewissen Fällen des 
Absatzes 1 den Strafantrag stellt. Sie soll möglich 
sein, um eine von dem Verletzten gewünschte Be-
strafung des Täters dann zu vermeiden, wenn sie 
das Angehörigenverhältnis, vor allem die Ehe in 
Gefahr bringen würde, ohne daß die Schwere der 
Tat eine Bestrafung erforderlich macht. Die Frage, 
inwieweit Angehörige im Falle von Diebstahl und 
Unterschlagung eine Besserstellung erfahren sollen, 
ist von jeher umstritten gewesen. Die Lösung des 
geltenden Rechts, die von einem Teil der älteren 
Entwürfe übernommen, von den späteren Entwürfen 
jedoch überwiegend abgelehnt oder abgeändert 
worden ist, geht dahin, daß ein Diebstahl oder eine 
Unterschlagung, die von einem Verwandten auf-
steigender Linie gegen einen Verwandten ab-
steigender Linie oder die von einem Ehegatten 
gegen den anderen begangen wird, straffrei bleibt. 
Diese Lösung kann nicht befriedigen. Daß ein Enkel, 
der seinem Großvater einen geringfügigen Betrag 
gestohlen hat, auf einen Strafantrag hin bestraft 
werden muß, während der Großvater straflos das 
gesamte Vermögen seines Enkels unterschlagen 
darf, erscheint nicht gerecht. Es erscheint auch nicht 
gerecht, jeden Diebstahl oder jede Unterschlagung 
unter Ehegatten straflos zu lassen. Es ist zwar 
richtig, daß sich die Eigentumsverhältnisse an 
Sachen des gemeinschaftlichen Haushaltes vielfach 
nicht klären lassen. Ist das aber der Fall, so ist 
nicht einzusehen, warum ein Ehegatte zum Nachteil 
des anderen hohe Werte straflos stehlen oder unter-
schlagen darf, auch wenn die Ehe schon durch die 
Tat zerstört wird und der verletzte Ehegatte die 
Strafverfolgung wünscht. Der Gesichtspunkt, daß 
eine Strafverfolgung die Ehe erst zerstören könnte, 
darf nicht so weit tragen, daß der verletzte Elegatte 
auch bei schweren Verfehlungen die Strafverfolgung 
des anderen nicht herbeiführen kann. Sonst müßte 
man Straftaten unter Ehegatten in weitestem Um-
fang für straffrei erklären. Das aber würde viel zu 
weit gehen und gerade den schwächeren Teil in der 
Ehe dem anderen schutzlos ausliefern. Der Entwurf 
geht davon aus, daß eine Besserstellung des Täters 
zunächst nur dann in Betracht kommt, wenn Täter 
und Verletzter in häuslicher Gemeinschaft leben. 
Nur dann kann ein so starkes persönliches Band 
vermutet werden, daß die Strafverfolgung Schaden 
stiften könnte oder daß wenigstens mildere Strafe 
am Platze erscheint. Weiter darf der angerichtete 
Schaden nicht bedeutend sein. Der Entwurf stellt 
dabei nicht auf einen absoluten Wert, sondern 
relativ darauf ab, ob der Schaden für den Verletzten 
ins Gewicht fällt. Denn das ist dafür entscheidend, 
ob man dem Verletzten im Interesse der Erhaltung 
der Gemeinschaft zumuten kann, auch auf eine von 
ihm gewünschte Strafverfolgung zu verzichten. Fällt 
der Schaden für den Verletzten nicht ins Gewicht, so 
ist ein Ehegatte straffrei, der die Tat gegen den an-
deren begangen hat (Absatz 3). Handelt es sich um 
Angehörige anderer Art, so steht der Entwurf auf 
dem Standpunkt, daß es zu weit gehen würde, auch 
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hier schon nach dem Gesetz Straffreiheit eintreten 
zu lassen. Es müssen vielmehr alle Umstände des 
einzelnen Falles geprüft werden. Bei einem Dieb-
stahl mit Waffen z. B. kann Strafe erforderlich er-
scheinen, auch wenn der Täter nur einen geringen 
Betrag gestohlen hat. Der Entwurf räumt dem Richter 
daher alle Möglichkeiten ein. Er kann nach den all-
gemeinen Vorschriften bestrafen, kann die Strafe 
nach seinem Ermessen mildern (§ 64 Abs. 2) oder 
aber auch ganz von ihr absehen. 

Die Besserstellung durch § 241 kommt nicht nur 
dem Täter im engeren Sinne, sondern jedem an der 
Tat Beteiligten zugute, für den die Voraussetzun-
gen der Besserstellung zutreffen. Diese Voraus-
setzungen sind persönliche Eigenschaften und Ver-
hältnisse im Sinne des § 14 Abs. 1, so daß sie nach 
§ 33 Abs. 2 dem Beteiligten zugute kommen, bei 
dem sie zutreffen, nicht jedoch einem anderen Be-
teiligten. Das gilt für die Absätze 2 und 3, die Mil-
derung der Strafe, Absehen von Strafe oder Straf-
freiheit vorsehen. Für Absatz 1 ergibt sich aus 
allgemeinen Grundsätzen, daß auch hier das Straf-
antragserfordernis nur hinsichtlich des Beteiligten 
besteht, bei dem die persönlichen Merkmale vor-
liegen. Einer ausdrücklichen Regelung wie in § 247 
Abs. 3 StGB bedarf es daher nicht. Die dort noch er-
wähnte Begünstigung regelt sich im Entwurf, soweit 
es sich um die persönliche Begünstigung des gel-
tenden Rechts handelt, nach § 447 Abs. 6, der die 
Strafvereitelung zugunsten eines Angehörigen für 
straffrei erklärt, und soweit es sich um die sachliche 
Begünstigung des geltenden Rechts handelt, nach 
§ 290 Abs. 2 und 3, welche die Straffreiheit begrün-
den oder die Strafverfolgung von einem Strafantrag 
abhängig machen. 

§ 242 
Entwendung 

Der Entwurf faßt nach dem Vorbild früherer Ent-
würfe die Vorschrift des geltenden Strafgesetz-
buches über Notentwendung (§ 248a StGB) und über 
Mundraub (§ 370 Abs. 1 Nr. 5 StGB) in einer Vor-
schrift zusammen. Diese Zusammenfassung ist da-
durch gerechtfertigt, daß der Entwurf Übertretungen 
nicht mehr kennt, der Mundraub aber nicht nur als 
Ordnungswidrigkeit angesehen werden kann, zumal 
Fälle vorkommen, bei denen eine Freiheitsstrafe am 
Platze ist und eine bloße Geldbuße unbefriedigend 
wäre. Es ist auch nicht einzusehen, warum derjenige, 
der aus Not Sachen von geringem Wert entwendet, 
strenger bestraft werden soll als ein anderer, der 
ohne Not und nur um eines Gelüstes willen Genuß-
mittel in zwar geringer Menge, aber nicht von ge-
ringem Wert entwendet, um sie alsbald zu ver-
zehren. Im übrigen gehen Notentwendungen und 
Mundraub in der Wirklichkeit vielfach ineinander 
über. 

Mit früheren Entwürfen bezeichnet § 242 nicht nur 
die Tat in der Überschrift als Entwendung, sondern 
auch die Tathandlung in den Absätzen 1 und 2 
als Entwenden. Damit soll einmal schon in der Be-
zeichnung zum Ausdruck gebracht werden, daß es 
sich hier um etwas anderes als gemeinen Diebstahl 
handelt und der Tat so das Anrüchige genommen 
werden, das mit den Worten Diebstahl oder Unter-

§ 242 

schlagung verbunden ist. Welche Handlungsweisen 
das Wort Entwenden meint, ist durch den Hinweis 
in der Klammer klargestellt, den Absatz 2 enthält. 
Danach handelt es sich um Diebstahl in den Formen 
der §§ 235 und 236 und um Unterschlagung in allen 
Formen des § 240. Diebstahl mit Waffen, Banden-
diebstahl, Bewerbs- und berufsmäßiger Diebstahl 
scheiden aus. Sie können also, selbst wenn sonst 
die Voraussetzungen des § 242 vorlägen, niemals 
als bloße Entwendung bestraft werden. Die Bezeich-
nung „Entwendung" und „entwenden" soll zum 
anderen klarstellen, daß es sich bei § 242 um einen 
selbständigen Tatbestand handelt. Auch wenn die 
Voraussetzungen des § 236 gegeben sind, kann der 
Täter immer nur wegen Entwendung nach § 242 be-
straft werden. Wendet der Täter nach der Entwen-
dung Gewalt an, um sich im Besitz des Entwendeten 
zu halten, so kann er deshalb zwar zusätzlich wegen 
Nötigung, nicht aber nach § 247 wegen Gewalt-
anwendung nach Diebstahl bestraft werden. Denn 
seine Tat ist kein Diebstahl. Hingegen geht der Tat-
bestand des Raubes, der keinen Diebstahl voraus-
setzt, dem des § 242 vor. Wer unter den Voraus-
setzungen des § 245 wegnimmt oder abnötigt, wird 
als Räuber bestraft, auch wenn es etwa Sachen von 
geringem Wert sind und der Täter aus Not handelt. 
Daß § 242 einen selbständigen Tatbestand enthält, 
hat allerdings auch zur Folge, daß Anstifter und 
Gehilfen, bei denen die besonderen Voraussetzun-
gen des Tatbestandes fehlen, ebenfalls in den Genuß 
der Besserstellung kommen, während Anstifter und 
Gehilfen, bei denen die Voraussetzungen des § 242 
gegeben sind, nach den allgemeinen Vorschriften zu 
bestrafen sind, wenn diese Voraussetzungen bei 
dem Täter fehlen. 

Die Notentwendung des Absatzes 1 und der 
Mundraub des Absatzes 2 unterscheiden sich zu-
nächst durch den Gegenstand der Tat. Bei der Not-
entwendung können Sachen aller Art in Betracht 
kommen, namentlich auch Geld. Mundraub kann 
nur an Nahrungs- oder Genußmitteln oder an 
Gegenständen des hauswirtschaftlichen Verbrauchs 
begangen werden. Der Entwurf weicht hier von 
§ 370 Abs. 1 Nr. 5 StGB insoweit ab, als er das Wort 
„andere" vor „Gegenstände des hauswirtschaft-
lichen Verbrauchs" wegläßt. Er stellt damit klar, daß 
auch Genußmittel, die nicht in der Hauswirtschaft 
verbraucht werden, wie beispielsweise Zigarren, 
unter die Vorschrift fallen. Der Gegenstand der Not-
entwendung muß geringen Wert haben. Mundraub 
kommt auch in Betracht, wenn der Täter zwar ein 
teures Genußmittel, aber nur in geringer Menge 
entwendet. Für die Notentwendung ist der Beweg-
grund des Täters entscheidend, für den Mundraub 
der von ihm verfolgte Zweck, nämlich der alsbaldige 
Verbrauch des Entwendeten. Aus Not handelt auch, 
wer von der Not seiner Angehörigen getrieben 
wird. Daß es auch beim Mundraub ausreicht, wenn 
der Täter die Sachen zum alsbaldigen Verbrauch für 
seine Angehörigen entwendet, stellt Absatz 2 nach 
dem Vorbild früherer Entwürfe klar. 

Die Besserstellung des Täters gegenüber den all-
gemeinen Vorschriften besteht zunächst darin, daß 
eine wesentlich mildere Strafe angedroht wird. 
Gefängnisstrafe sollte hier ausscheiden. Strafhaft 
bis zu drei Monaten oder Geldstrafe bis zu neunzig 
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§ 243  
Tagessätzen erscheint angemessen. Weiter setzt die 
Strafverfolgung wie im geltenden Recht einen 
Strafantrag des Verletzten voraus. Wird die Tat 
gegen einen Angehörigen begangen, mit dem der 
Täter in häuslicher Gemeinschaft lebt, so ist der 
Täter nach Absatz 4 straffrei. Das Gesetz geht 
dabei davon aus, daß hier stets die Voraussetzun-
gen anzunehmen sind, unter denen § 241 Abs. 2 
und 3 Absehen von Strafe oder Straffreiheit für den 
Täter vorsehen. 

Der Versuch der Entwendung soll im geltenden 
Recht straflos bleiben. 

§ 243  
Energieentziehung  

Die Vorschrift entspricht dem § 248c StGB, ge-
staltet ihn aber nicht unerheblich um. Zunächst soll 
die Vorschrift sich nicht nur auf elektrische Energie 
sondern auch auf andere Energieformen beziehen, 
die im Verlaufe der technischen Entwicklung be-
deutsam geworden sind und noch bedeutsam werden 
können. Wichtig ist heute schon z. B. die Wärme-
energie der Fernheizwerke, bei der es nicht immer 
sicher ist, ob der rechtswidrige Gebrauch als Dieb-
stahl bestraft werden kann. Ist das der Fall, so 
scheidet § 243 aus, der nur hilfsweise eingreift, 
wenn die Vorschriften über den Diebstahl versagen. 

Bei der Fassung geht der Entwurf davon aus, daß 
der Tatbestand in einer gewissen Parallele zu dem 
des Diebstahls ausgestaltet werden sollte, vermeidet 
es aber im Gegensatz zum geltenden Recht, Begriffe 
wie „fremd" und „zueignen" zu verwenden, die un-
mittelbar dem Vorstellungsbereich des Diebstahls 
entnommen sind. Zwar beständen dagegen Be-
denken von der Seite des bürgerlichen Rechts nicht, 
wenn auch umstritten ist, ob die elektrische Energie 
als Sache im Sinne dieses Rechtsbereichs anzusehen 
oder doch wenigstens zu behandeln ist. Der Ent-
wurf behandelt jedoch, wie schon in der Vorbemer-
kung zu diesem Titel dargelegt worden ist, die 
elektrische Energie, die kein greifbarer körper-
licher Gegenstand ist, nicht als Sache. Dann emp-
fiehlt es sich aber, die bei der Beschreibung des 
Diebstahls verwendeten Begriffe nicht im über-
tragenen Sinne zu gebrauchen, sondern eine selb-
ständige Fassung zu wählen, die dem naturwissen-
schaftlichen Vorgang besser angepaßt ist. § 243 
spricht daher nicht von fremder Energie, sondern 
verwendet den Begriff des Verfügungsberechtigten. 
Urn die Tathandlung zu bezeichnen, verwendet der 
Entwurf weder den im geltenden Recht gewählten 
Ausdruck „entziehen", noch den in § 463 E 1936 ver-
wendeten Ausdruck „gebrauchen", sondern spricht 
davon. daß der Täter die Energie sich oder einem 
anderen verschafft. Elektrische Energie kann in der 
Form des sogenannten Ruhestroms, etwa wie bei 
einem elektrischen Weidezaun, widerrechtlich ge-
braucht werden, ohne daß sie dem Verfügungs-
berechtigten entzogen wird. Umgekehrt kann elek-
trische Energie, indem sie lediglich abgeleitet wird, 
entzogen werden, ohne daß sie gebraucht wird. 
Gegen die Verwendung des Wortes „gebrauchen" 
spricht auch, daß derjenige, der den Strom entzieht, 
nicht derselbe zu sein braucht, der ihn — vielleicht 
gutgläubig — gebraucht. Diesen Fall regelt der 

vorn Entwurf gewählte Ausdruck, der gleichzeitig 
naturwissenschaftlich unbedenklich erscheint, be-
friedigend. 

Der Entwurf hält an der auch vom geltenden 
Recht geforderten Voraussetzung fest, daß sich der 
Täter die Energie mit Hilfe eines Leiters verschaffen 
muß, die der Verfügungsberechtigte nicht zur Zu-
leitung bestimmt hat. Denn sonst würden Fälle ge-
troffen werden, die hier nicht erfaßt werden dürfen, 
etwa der Fall, daß ein Untermieter widerrechtlich 
das elektrische Bügeleisen seiner Vermieterin ver-
wendet oder daß jemand Falschgeld in einen elek-
trischen Leistungsautomaten wirft, vielleicht sogar 
der Fall, daß jemand schwarz auf der Straßenbahn 
fährt. An Stelle des Ausdrucks „Leiter", der auf die 
elektrische Energie zugeschnitten ist, verwendet der 
Entwurf allerdings den allgemeineren Ausdruck 
„Leitung", der für Energieformen aller Art paßt. 
Der Entwurf spricht auch nicht mehr davon, daß 
die Leitung „nicht zur ordnungsmäßigen Entnahme 
bestimmt" sein muß. Denn dieser Ausdruck paßt 
auch auf Leitungen, die den technischen Sicherheits-
vorschriften nicht entsprechen. Der Entwurf spricht 
daher von einer „Leitung", die der Verfügungs-
berechtigte nicht zur Zuleitung bestimmt hat". Der 
Täter muß in der Absicht handeln, sich oder einen 
anderen widerrechtlich zu bereichern. Diese Voraus-
setzung ist erforderlich, um Fälle auszuscheiden 
wie den, daß jemand, der nach längerer Reise seinen 
Stromanschluß gesperrt findet, ihn eigenmächtig 
wiederherstellt, dabei aber die Absicht hat, ord-
nungsgemäß zu zahlen. Wenn der Entwurf 1936 
derartige Fälle unter Strafe stellen wollte, so hatte 
er dabei den Schutz vor Gefahren im Auge, die 
durch mangelhafte Anlagen entstehen können. 
Dieser Gesichtspunkt vermag aber eine Strafvor-
schrift im Zusammenhang mit Diebstahl und Unter-
schlagung nicht zu rechtfertigen. 

§ 243 erfaßt bewußt nicht den Fall des Schwarz-
hörens, der durch die Sondervorschrift des § 15 des 
Gesetzes über die Fernmeldeanlagen vom 14. Ja-
nuar 1928 (Reichsgesetzbl. I  S. 8) gedeckt ist, aber 
auch nicht den wohl nicht strafwürdigen Fall, daß 
sich jemand durch eine geeignete Vorrichtung 
Energie, die von einem nahen Sender ausgestrahlt 
wird, verschafft, um Glühfäden elektrischer Birnen 
zu erhitzen. Denn die Sendegesellschaft hat mit der 
Ausstrahlung die Verfügungsberechtigung über die 
elektrische Energie verloren. § 243 erfaßt im Gegen-
satz zu § 463 E 1936 nicht den Fall, daß jemand, 
etwa mit Hilfe eines Magneten, auf den Stromzähler 
derart einwirkt, daß dieser zu niedrige Werte zeigt. 
Dieser Fall ist nach § 306 Abs. 4 als Fälschung einer 
technischen Aufzeichnung strafbar. Den in § 248 c 
Abs. 3 StGB unter Strafe gestellten Fall, daß der 
Täter nicht in Bereicherungsabsicht, sondern in der 
Absicht handelt, einem anderen rechtswidrig 
Schaden zuzufügen, erfaßt der Entwurf in etwas 
abweichender Form im Rahmen des § 251 als Sach-
entziehung. 

Da es sich bei dem Energieentzug der Sache nach 
um den Diebstahl von Energie handelt, wählt der 
Entwurf denselben Strafrahmen wie beim einfachen 
Diebstahl. Wie dort muß auch hier der Versuch der 
Tat strafbar sein. 
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§ 244 

Unbefugter Gebrauch eines Fahrzeugs 

Die Vorschrift entspricht dem § 248b StGB, weicht 
aber in einigen Punkten von der dort getroffenen 
Regelung ab. Zunächst erweitert § 244 den Kreis 
der gegen unbefugten Gebrauch geschützten Fahr-
zeuge. Das geltende Recht erscheint insoweit nicht 
folgerichtig, als es nur gewisse mit Maschinenkraft 
bewegte Fahrzeuge schützt und aus dem Bereich 
der sonstigen Fahrzeuge nur das Fahrrad. Es mag 
sein, daß damit die Fälle erfaßt sind, die bei dem 
Erlaß der 1953 in das Strafgesetzbuch übergegange-
nen Notverordnung vom 20. Oktober 1932 (Reichs-
gesetzbl. S. 496) praktisch im Vordergrund standen. 
Schon damals konnte aber der unbefugte Gebrauch 
von Booten, die nicht durch Maschinenkraft bewegt 
werden, durchaus eine Rolle spielen. Vor allem 
legt es aber die technische Entwicklung nahe, den 
Kreis der geschützten Fahrzeuge zu erweitern. Das 
geltende Recht krankt ferner daran, daß es in Ab-
satz 5 eine nur für den § 248b StGB geltende Be-
griffsbestimmung des Kraftfahrzeuges gibt, die von 
der allgemeinen Begriffsbestimmung in § 1 Abs. 2 
des Straßenverkehrsgesetzes abweicht. Der Entwurf 
löst diese Problematik dadurch, daß es in § 244 Abs. 1 
die geschützten Fahrzeuge folgendermaßen bezeich-
net: „ein Kraftfahrzeug, ein anderes durch Maschi-
nenkraft bewegtes Fahrzeug, ein Luftfahrzeug, ein 
Boot oder ein Fahrrad". Damit sind auch Segelflug-
zeuge, Luftballone und Boote aller Art, allerdings 
auch Landkraftfahrzeuge erfaßt, die an Bahngleise 
gebunden sind, also z. B. Straßenbahnen. Der un-
befugte Gebrauch solcher Fahrzeuge wird zwar 
selten sein, ist aber schon vorgekommen, so daß die 
Einbeziehung unbedenklich erscheint. 

Bei der Beschreibung der Tathandlung hält 
der Entwurf im Gegensatz zu § 464 E 1936, der den 
Ausdruck „gebrauchen" verwendet, an dem im gel-
tenden Recht gewählten Ausdruck „in Gebrauch 
nimmt" fest. In Rechtsprechung und Schrifttum zu 
§ 248 b StGB ist umstritten, ob die Tat auch dadurch 
begangen werden kann, daß jemand einen befugten 
Gebrauch unbefugt fortsetzt, also z. B. einen für 
eine bestimmte Fahrt geliehenen Wagen zu einer 
ausgedehnteren Fahrt verwendet, oder daß jemand 
einen Kraftwagen nur im Leerlauf benutzt. Die Ver-
wendung des Ausdrucks „gebrauchen" würde eine 
Bejahung dieser Zweifelsfragen nahelegen. Der 
Entwurf möchte sie offen lassen. Es mag sein, daß 
die Tat bei Verwendung des Ausdrucks „ge-
brauchen" später vollendet wird als bei der Wahl 
des Ausdrucks „in Gebrauch nehmen". Der Entwurf 
sieht darin keinen Nachteil. 

In der Strafdrohung bleibt der Entwurf etwas 
hinter dem geltenden Recht zurück, das Gefängnis 
bis zu drei Jahren androht. Im Entwurf ist das aber 
die Strafdrohung für den einfachen Diebstahl, von 
der sich der Strafrahmen für den unbefugten Ge-
brauch von Fahrzeugen deutlich abheben muß. 
Gefängnis bis zu zwei Jahren, Strafhaft oder Geld-
strafe erscheint als Strafdrohung angemessen. Mit 
dieser Strafdrohung, die der für die Sachentziehung 
in § 251 entspricht, werden auch Spannungen zu 
diesem verwandten Tatbestand vermieden. 

§ 244 
Die Besserstellung der Angehörigen regelt Ab-

satz  4 im Gegensatz zum geltenden Recht, das die 
Tat gegen einen Verwandten absteigender Linie 
und gegen den Ehegatten straflos läßt, wie im Fall 
der Entwendung (§ 242 Abs. 4). Wenn der Sohn den 
Kraftwagen oder das Fahrrad seines Vaters gegen 
dessen Willen benützt, so erscheint das nicht straf-
würdig, solange die häusliche Gemeinschaft besteht. 
In ihr sieht der Entwurf auch hier den entscheiden-
den Gesichtspunkt für die Besserstellung der An-
gehörigen. 

Im übrigen setzt die Strafverfolgung wie im gel-
tenden Recht einen Strafantrag des Verletzten 
voraus. In der Praxis sind zwar gegen diese Rege-
lung Bedenken erhoben worden, da es häufig vor-
komme, daß zunächst Anklage wegen Diebstahls 
eines Kraftwagens erhoben werde, nach dem Ergeb-
nis der Hauptverhandlung dann aber nur unbefug-
ter Gebrauch des Wagens nachzuweisen sei. Dieser 
könne jedoch nicht bestraft werden, weil es am 
Strafantrag fehle. Diese Bedenken können nicht 
dazu führen, das Erfordernis des Strafantrages auf-
zugeben. Es handelt sich dabei um eine allgemeine 
Frage. Erhebt die Staatsanwaltschaft eine Anklage 
wegen einer von Amts wegen zu verfolgenden 
Straftat, ist es aber möglich, daß nur eine auf An-
trag zu verfolgende Tat nachgewiesen werden 
kann, so muß sie sich rechtzeitig vergewissern, ob 
der Verletzte Strafantrag stellt. Die Frage, ob die 
Verfolgung einer Tat von einem Strafantrag ab-
hängig gemacht werden soll, kann nur nach dem 
Wesen der Straftat entschieden werden. Der unbe-
fugte Gebrauch eines Fahrzeuges berührt aber das 
öffentliche Interesse nicht in solchem Maße, daß 
eine Strafverfolgung auch gegen den Willen des 
Verletzten möglich sein müßte. 

Daß schon der Versuch der Tat strafbar ist, 
entspricht kriminalpolitischen Forderungen, denen 
schon das geltende Recht Rechnung trägt. 

Zweiter Titel 

Raub und Gewaltanwendung nach Diebstahl 
Wie in der Vorbemerkung zum 3. Abschnitt be-

reits dargelegt worden ist, umfaßt der Titel im 
Gegensatz zum 20. Abschnitt des geltenden Straf-
gesetzbuches und zu verschiedenen früheren Ent-
würfen, aber in Übereinstimmung mit anderen Ent-
würfen nur noch die Tatbestände des Raubes und 
der bisher als räuberischer -Diebstahl bezeichneten 
Gewaltanwendung nach Diebstahl, aber nicht mehr 
die Tatbestände der Erpressung. Denn der Raub ist 
eine Straftat gegen das Eigentum, die Erpressung 
eine Straftat gegen das Vermögen, die der Entwurf 
daher gemeinsam mit dem Betrug regelt. Im gelten-
den Recht wird diese Unterscheidung allerdings 
dadurch verdunkelt, daß die Abnötigung von Sachen 
mit den Mitteln des Raubes als räuberische Erpres-
sung behandelt wird. Indem der Entwurf diesen 
Fall in Übereinstimmung mit den früheren Ent-
würfen in den Tatbestand des Raubes einbezieht, 
schafft er eine klare Trennungslinie. 

Die Tatbestände des Raubes sind im geltenden 
Recht so aufgebaut, daß dem in § 249 StGB um- 
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§ 245 
schriebenen Grundtatbestand in den §§ 250 und 251 
StGB tatbestandlich ausgestaltete erschwerte Formen 
folgen, nämlich der sogenannte schwere Raub und 
der Raub im Rückfall sowie der besonders schwere 
Raub. Ähnlich wie im Bereich des Diebstahls hat 
auch beim Raub die starre Kasuistik des geltenden 
Rechts zu Schwierigkeiten und Ungerediligkeiten 
geführt. Der Entwurf wählt daher auch hier den 
Weg, tatbestandlich ausgestaltete Schärfungsgründe 
(§ 246 Abs. 2) mit den Rechtsfiguren der besonders 
schweren und minder schweren Fälle zu verbinden 
(§ 245 Abs. 2, § 246 Abs. 1). Dabei geht der Entwurf 
nach dem Vorbild des § 453 Abs. 2 E 1936 noch 
einen Weg eigener Art. Für gewisse, tatbestandlich 
umschriebene Fälle wird zwar keine Strafschärfung 
vorgesehen, aber die Annahme eines minder 
schweren Falles ausgeschlossen (§ 245 Abs. 2 Nr. 1 
bis 4). Es ergeben sich damit vier Stufen der Be-
gehungsweise mit entsprechend unterschiedlichen 
Strafdrohungen. 

Bei der Strafdrohung geht der Entwurf davon 
aus, daß der Raub grundsätzlich zur Hochkriminali-
tät zählt und daher regelmäßig mit Zuchthaus zu 
bestrafen ist. Auch die Zunahme der Fälle des 
Raubes nach 1945 gebietet es, für diese, die Offent-
lichkeit mit Recht besonders beunruhigenden Taten 
grundsätzlich Zuchthaus anzudrohen. Es ergibt sich 
damit eine Grundstufe des Raubes, die mit Zucht-
haus bis zu zehn Jahren bedroht ist. In den in § 245 
Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 bis 4 angeführten Fällen ist die 
Strafe mindestens diesem Grundstrafrahmen zu ent-
nehmen. Unter dieser Grundstufe kennt der Entwurf 
eine leichtere Stufe von minder schweren Fällen, 
die, wie im geltenden Recht der nicht erschwerte 
Raub bei mildernden Umständen, mit Gefängnis von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren bedroht sind. 
Über dieser Grundstufe kennt der Entwurf zwei 
schwerere, nämlich einmal die besonders schweren 
Fälle des § 246 Abs. 1, für die vier Regelbeispiele 
angeführt sind und die mit Zuchthaus von fünf bis 
zu zwanzig Jahren bedroht sind, und schließlich die 
tatbestandlich ausgeformten Fälle des § 246 Abs. 2, 
die etwa dem besonders schweren Raube des gelten-
den Rechts entsprechen und mit Zuchthaus von zehn 
bis zu zwanzig Jahren bedroht sind. 

Dieser neue Aufbau der Tatbestände des Raubes 
wirkt sich auch für den letzten Tatbestand des 
Titels, die Gewaltanwendung nach Diebstahl, aus. 

§ 245 
Raub 

Für den Entwurf ist Raub der Angriff auf fremdes 
Eigentum, der mit dem Ziele widerrechtlicher Zu-
eignung durch Gewalt oder Drohung mit gegen-
wärtiger Gefahr für Leib oder Leben ausgeführt 
wird. Es kommt dabei nicht darauf an, ob der Täter 
den Erfolg dadurch erreicht, daß er die fremde Sache 
dem Opfer wegnimmt, also gleichzeitig den Tat-
bestand des Diebstahls verwirklicht, oder ob er das 
Opfer zwingt, die Sache herauszugeben. Zu Unrecht 
behandelt das geltende Recht nur den ersten Fall 
als Raub, während es in dem zweiten eine räube-
rische Erpressung sieht, die bezeichnenderweise 
aber wie ein Raub bestraft wird (§ 255 StGB). In 
Übereinstimmung mit früheren Entwürfen bezieht  

§ 245 beide Fälle in den Tatbestand des Raubes ein 
und nennt daher neben dem Wegnehmen auch das 
Abnötigen der Sache. Begrifflich läßt sich zwar 
zwischen beiden Fällen scharf unterscheiden, im 
Leben gehen sie aber häufig ineinander über. Mit 
Recht macht auch die Volksanschauung keinen 
Unterschied zwischen dem, der einen anderen 
niederschlägt und ihm dann die Brieftasche weg-
nimmt, und dem, der den anderen mit vorgehaltenem 
Revolver zwingt, sie herauszugeben. Beide werden 
als Räuber angesehen. Der Entwurf zieht daraus die 
Folgerungen. Für den Tatbestand der räuberischen 
Erpressung in § 261 bleiben danach nur Fälle übrig, 
in denen es nicht um die Zueignung von Sachen 
geht. Dieser Tatbestand hat daher nur noch er-
gänzende Bedeutung. 

Bei der Beschreibung der Tathandlung lehnt 
sich § 245 im übrigen in Übereinstimmung mit 
früheren Entwürfen an das geltende Recht an. Die 
Tatbestandsmerkmale sind zum Teil die gleichen 
wie beim Diebstahl. Der Täter muß eine fremde 
bewegliche Sache erlangen, um sie sich oder einem 
anderen widerrechtlich zuzueignen. Hinsichtlich die-
ser Merkmale wird auf die Vorbemerkung zum Titel 
„Diebstahl und Unterschlagung" sowie auf die Be-
gründung zu § 235 verwiesen. Der Kern der Hand-
lung ist das Wegnehmen oder Abnötigen der Sache 
Es muß dadurch bewirkt werden, daß der Täter Ge-
walt anwendet oder mit gegenwärtiger Gefahr für 
Leib oder Leben droht. Die Fassung entspricht im 
wesentlichen dem geltenden Recht. Zum Begriff der 
Gewalt gelten die in der Begründung zu § 237 Abs. 1 
Nr. 1 gemachten Bemerkungen. Er wird durch § 11 
Abs. 2 näher bestimmt und in der Begründung zu 
dieser Vorschrift näher erläutert. Gegenüber dem 
geltenden Recht stellt der Entwurf klar, daß der-
jenige, dem die Sache weggenommen oder abgenö-
tigt wird, nicht derselbe zu sein braucht wie der, 
gegen den Gewalt angewendet oder angedroht wird. 
Es kann ein Dritter sein, der auch nicht in Begleitung 
des Beraubten oder zu dessen Hilfe bereit zu sein 
braucht. Es kommt nur darauf an, daß die Anwen-
dung der Gewalt oder die Drohung gegenüber dem 
Dritten zur Wegnahme oder Herausgabe der Sache 
führt und daß die Drohung auch gegenüber dem 
Dritten gegenwärtige Gefahr für dessen Leib oder 
Leben zum Inhalt hat und nicht etwa nur eine in der 
Zukunft liegende Gefahr. Dabei wird allerdings in 
der Regel die gegen einen Dritten angewendete 
Gewalt zur Wegnahme oder Abnötigung der Sache 
nur führen, wenn sie sich zugleich als Bedrohung 
mit weiterer Gewaltanwendung darstellt. Anwen-
dung von Gewalt und Bedrohung müssen das Ziel 
haben, erwarteten Widerstand zu verhindern oder 
geleisteten zu überwinden. Das braucht im Gesetz 
nicht ausdrücklich gesagt zu werden. Das Weg-
reißen einer Handtasche ist daher nur dort als Raub 
anzusehen, wo der Täter Widerstand zu erwarten 
hat und erwartet. In der Gewaltanwendung durch 
den Täter kann vielfach schon ein Beginn der Weg-
nahme oder des Abnötigens, in der Tötung des 
Opfers eine Vollendung der Wegnahme gesehen 
werden. Die Entscheidung derartiger Fälle im ein-
zelnen, bei denen es auch auf die Art des Täter-
vorsatzes ankommt, wird weiterhin der Rechtspre-
chung überlassen. 
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Durch die Einbeziehung der Abnötigung der 
Sache in den Tatbestand und durch dessen ab-
schließende Beschreibung wird deutlich gemacht, 
daß es sich beim Raub, auch wenn er in der Form 
der Wegnahme durchgeführt wird, nicht um einen 
erschwerten Fall des Diebstahls, sondern um einen 
selbständigen Tatbestand handelt. Die Tat ist daher 
auch dann Raub, wenn sie ohne dessen besondere 
Ausführungsweise, nicht als gemeiner Diebstahl, 
sondern etwa nur als Entwendung (§ 242) oder als 
Feld- oder Forstdiebstahl strafbar wäre. Auf die 
Art der Sache oder die Motive und Ziele des Täters 
kommt es also nicht an. Der Raub ist durch die be-
sonders gefährliche Begehungsweise der Tat ge-
kennzeichnet. 

Bereits in der Vorbemerkung zu diesem Titel ist 
ausgeführt worden, daß der Entwurf an der Zucht-
hausstrafe als Regelstrafe für den Raub festhält und 
nur in minder schweren Fällen ein Straf

-

rihmen von sechs Monaten bis zu fünf Jahren Ge-
fängnis Platz greifen soll, daß aber in gewissen, 
vom Gesetz tatbestandlich umrissenen Fällen die 
Annahme eines minder schweren Falles ausge-
schlossen wird. Es sind die in den Nummern 1 bis 4 
des Absatzes 2 genannten Fälle. Der Entwurf geht 
hinsichtlich der Zahl der Fälle über § 453 Abs. 3 
E 1936, dem er gesetzestechnisch folgt, hinaus. Sind 
die Voraussetzungen einer der vier Nummern ge-
geben, so darf das Gericht einen minder schweren 
Fall nicht annehmen. Diese tatbestandlich ausge-
stalteten Fälle sollen aber darüber hinaus die Wir-
kung von Beispielen für Fälle haben, in denen das 
Gericht einen minder schweren Fall verneinen soll. 
Sind Tatumstände gegeben, die zwar nicht die Vor-
aussetzungen einer der Nummern 1 bis 4 erfüllen, 
ihnen aber im Unrechtsgehalt gleichkommen, so 
wird das Gericht ebenfalls einen minder schweren 
Fall ablehnen. Bedient sich der Täter etwa zur Flucht 
eines vorher bereitgestellten Motorbootes statt eines 
Kraftwagens oder beraubt er den Kassenboten einer 
Bank, der nicht Geld, sondern Goldbarren bei sich 
führt, so handelt es sich um Taten, die den Merk-
malen der Nummern 1 und 2 so nahe stehen, daß 
auch sie nicht als minder schwere Fälle angesehen 
werden können. Zu den einzelnen Nummern ist 
folgendes zu sagen: 

Nummer 1 betrifft den Fall, daß der Täter 
oder ein anderer Beteiligter zur Ausführung des 
Raubes eine Waffe oder ein Kraftfahrzeug ver-
wendet. Die Verwendung einer Maske, die der Ent-
wurf 1936 noch anführte und die nur dem Zweck 
dient, den Täter unkenntlich zu machen, reicht noch 
nicht aus, um eine Mindeststrafe von zwei Jahren 
Zuchthaus zu rechtfertigen. Unter Waffe ist, wie der 
Gegensatz zu § 237 Abs. 1 Nr. 1 zeigt, nur die Waffe 
im technischen Sinne zu verstehen. Waffe und 
Kraftfahrzeug müssen verwendet werden. Das bloße 
Bereithalten eines Kraftwagens oder das Beisich-
führen einer Waffe reichen also noch nicht aus, 
wohl aber das Drohen mit der Waffe. Die Mittel 
müssen bei dem Raub, also bei dessen Ausführung ver-
wendet werden. Die Ausführung dauert über die 
Vollendung der Tat bis zu deren Beendigung an. 
Benützt der Bankräuber, um mit seiner Beute aus 
dem Gefahrenbereich zu entkommen, einen Kraft-
wagen, den er vor der Bank bereitgestellt hat, so 

§ 245 
verwendet er ihn hei der Tat. Entflieht er jedoch zu 
Fuß und bringt er seine Beute erst am nächsten 
Tage mit dem Kraftwagen in eine andere Stadt, so 
verwendet er den Kraftwagen nicht mehr bei der 
Tat. 

Nummer 2 trifft vor allem Raubüberfälle auf 
Banken, Sparkassen und Postämter sowie auf die 
Boten solcher Institute, die Geld zu befördern haben. 
Derartige Überfälle haben sich in den letzten Jah-
ren gehäuft. Sie sind schwerwiegend und gefährlich. 
Das Gesetz muß ihnen mit Nachdruck engegentreten. 
Zwar wird hier das Gericht vielfach einen besonders 
schweren Fall des Raubes nach § 246 Abs. 1 anneh-
men, auch wenn die Voraussetzungen einer der 
Nummern 1 bis 4 des § 246 Abs. 1, die häufig zu-
treffen werden, fehlen. Auch die Voraussetzungen 
des § 245 Abs. 2 Nr. 1 oder 3 werden vielfach 
gegeben sein. Der Entwurf will jedoch sicherstellen, 
daß in derartigen Fällen stets auf eine Zuchthaus-
strafe zu erkennen ist und ein minder schwerer Fall 
des Raubes niemals angenommen werden darf. Das 
ist der Sinn der Nummer 2. Sie trifft nicht nur zu, 
wenn die Aufbewahrung und Beförderung von Geld 
die ausschließliche Aufgabe des Angegriffenen ist. 
Es kommt nur darauf an, daß er berufsmäßig da-
mit betraut ist, Geld aufzubewahren oder zu beför-
dern. Auch der Schalterbeamte der Post oder der 
mit der Einziehung von Rechnungen beauftragte 
Bote der städtischen Kraftwerke genießen den er-
höhten Schutz der Nummer 2, nicht hingegen etwa 
ein Lehrmädchen, das gelegentlich einmal mit Geld 
zur Post geschickt wird. Der Schutz der Nummer 2 
greift selbstverständlich nur ein, wenn der Raub 
das fremde Geld betrifft, das der Angegriffene in 
Ausübung seines Berufes aufbewahrt oder befördert, 
nicht etwa auch, wenn ein Kassenbote seines eige-
nen Geldes beraubt wird. Der Entwurf bringt das 
durch Verwendung des Wortes „Obhut" zum Aus-
druck. 

Nummer 3 betrifft den gewerbsmäßigen Räuber. 
Insoweit wird auf die Begründung zu § 237 Abs. 1 
Nr. 3 hingewiesen. Dort sind bereits die Unter-
schiede gegenüber der Rückfalltat dargelegt worden. 
Da der Rückfalltäter nicht immer gewerbsmäßig zu 
handeln braucht, hält der Entwurf es für erforder-
lich, in Nummer 4 auszuschließen, daß ein Raub 
als minder schwerer Fall angesehen wird, wenn der 
Täter, ohne daß die sogenannte Rückfallverjährung 
des § 61 Abs. 2 eingetreten ist, bereits einmal wegen 
Raubes verurteilt worden ist. Eine derartige Vor-
schrift erscheint auch deshalb am Platze, weil § 61 
gegenüber dem rückfälligen Räuber nicht zu einer 
Erhöhung der Mindeststrafe führt. Da Absatz 2 Nr. 3 
nicht zu einer Strafschärfung, sondern nur zum Aus-
schluß eines minder schweren Falles führt und vor-
aussetzt, daß auch die Vortat ein Raub war, bedarf 
es im Gegensatz zu § 61 nicht der Feststellung, daß 
sich der Täter die frühere Verurteilung schuldhaft 
nicht hat zur Warnung dienen lassen. Nummer 4 
verlangt, daß der Täter schon einmal wegen Raubes 
verurteilt worden ist. Eine Verurteilung wegen 
Gewaltanwendung nach Diebstahl, die zwar mit ge-
wissen Abweichungen nach den §§ 245 und 246 be-
straft wird, aber kein Raub ist, reicht dafür nicht 
aus. Hingegen muß eine Verurteilung wegen Raubes 
in fremden Rechtsgebieten ausreichen, wenn die 
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§ 246 
Voraussetzungen des § 61 Abs. 3 erfüllt sind. Num-
mer 4 bestimmt daher, daß auch diese Vorschrift 
entsprechend gilt. 

Es ist erwogen worden, in Absatz 2 noch eine 
weitere Nummer einzufügen. Sie sollte verhindern, 
daß in Fällen, in denen nach den Beispielen des 
§ 246 Abs. 1 regelmäßig ein besonders schwerer 
Fall des Raubes anzunehmen ist, nicht nur ein der-
artiger Fall verneint, sondern darüber hinaus sogar 
ein minder schwerer Fall angenommen werden 
könnte. Das erscheint jedoch nicht erforderlich. Ist 
§ 246 Abs. 1 Nr. 1 gegeben, so ist schon durch § 245 
Abs. 2 Nr. 1 ein minder schwerer Fall ausgeschlos-
sen. Liegt § 246 Abs. 1 Nr. 4 vor, so schließt bereits 
§ 245 Abs. 2 Nr. 3 einen minder schweren Fall aus. 
Denn wer berufsmäßig handelt, handelt auch immer 
gewerbsmäßig. Im übrigen wird die Rechtsprechung 
von selbst den Schluß ziehen, daß in Fällen, die das 
Gesetz in der Regel als besonders schwere ansieht, 
zwar ausnahmsweise die Voraussetzungen des § 246 
verneint werden können, es aber dem Gesetz wider-
spräche, darüber hinaus sogar einen minder schwe-
ren Fall anzunehmen. 

§ 246 
Schwerer Raub 

Die Vorschrift betrifft, wie schon in der Vorbe-
merkung zu diesem Titel dargelegt worden ist, 
erschwerte Formen des Raubes in zwei Stufen. Ab-
satz 1 behandelt die besonders schweren Fälle des 
Raubes, Absatz 2 tatbestandlich ausgestaltete Be-
gehungsweisen, die dem besonders schweren Raube 
des geltenden Rechts entsprechen. 

Absatz 1 droht für die besonders schweren Fälle 
Zuchthaus von fünf Jahren bis zum gesetzlichen 
Höchstmaß von zwanzig Jahren an. Der Absatz 
nennt vier Regelbeispiele für einen besonders schwe-
ren Fall. Es gelten dabei die Grundsätze, die in der 
Begründung zu § 236 vor der Erläuterung der ein-
zelnen Nummern entwickelt worden sind. Zu den in 
§ 246 Abs. 1 angeführten einzelnen Nummern ist fol-
gendes zu sagen. 

Nummer 1 betrifft einen Sonderfall des § 245 
Abs. 2 Nr. 1, nämlich den Fall, daß die vom Täter 
oder einem anderen Beteiligten verwendete Waffe 
eine Schußwaffe ist. Auch hier ist als verwenden 
schon das Drohen mit einer Schußwaffe anzusehen, 
das schon dann gegeben sein kann, wenn der Täter 
die Waffe entsprechend zur Schau stellt. Der Ent-
wurf geht davon aus, daß die Schußwaffe dabei 
nicht geladen zu sein braucht, wenn der Täter die 
Munition griffbereit mit sich führt. Ist das nicht der 
Fall, so wird man nicht mehr von einer Schußwaffe 
sprechen können, auch wenn der Bedrohte annimmt, 
die Waffe könnte geladen sein. Denn die Nummer 1 
ist als Regelbeispiel genannt, weil die Verwendung 
einer Schußwaffe über die Fälle des § 245 Abs 2 
Nr. 1 hinaus eine besondere Gefahr mit sich bringt. 
Doch ist es denkbar, daß die Verwendung einer 
ungeladenen Schußwaffe in Verbindung mit anderen 
Umständen die Tat als einen besonders schweren 
Fall erscheinen läßt. 

Nummer 2 nennt den Fall, daß der Täter den 
Angegriffenen, der nach § 251 Abs. 1 nicht mit dem 

Beraubten personeneins zu sein braucht, entweder 
vorsätzlich in die Gefahr des Todes bringt, etwa 
durch einen Würgegriff, der den Angegriffenen be-
täuben soll, oder ihn, sei es vorsätzlich, sei es 
leichtfertig (§ 18 Abs. 3) an Körper oder Gesundheit 
schwer schädigt, d. h. eine Körperverletzung mit 
einer der in § 147 Abs. 2 bezeichneten Folgen an 
ihm begeht. Es ist dabei auch sowohl der Fall ge-
deckt, daß der Täter die Körperverletzung vorsätz-
lich begeht und nur hinsichtlich des besonderen 
Erfolges leichtfertig handelt, als auch der Fall, daß 
der Täter den Angegriffenen nur leichtfertig körper-
lich verletzt und auch die besondere Folge nur 
leichtfertig herbeiführt. 

Nummer 3 betrifft den Bandenraub, Nummer 4 
den Berufsräuber. Zur Begründung kann auf die Er-
läuterungen zu den entsprechenden Vorschriften des 
§ 237 Abs. 1 Nr. 2 und des § 238 hingewiesen 
werden. 

Absatz 2 nennt zwei Fälle, die, ohne daß dem 
Gericht die Möglichkeit des Ausweichens wie in den 
Fällen des Absatzes 1 bleibt, mit Zuchthaus nicht 
unter zehn Jahren bedroht werden. Der erste Fall 
ist der, daß der Täter durch den Angriff leichtfertig 
den Tod eines Menschen verursacht. Das geltende 
Recht droht in § 251 StGB Zuchthaus nicht unter zehn 
Jahren oder lebenslanges Zuchthaus an, wenn bei 
dem Raube durch die gegen einen Menschen „ver-
übte Gewalt eine schwere Körperverletzung oder 
der Tod desselben verursacht worden ist". Das 
geltende Recht ist damit teils strenger als der Ent-
wurf, teils bleibt es hinter ihm zurück. Strenger 
ist es insoweit, als es bereits die Verursachung 
einer schweren Körperverletzung und einfache 
Fahrlässigkeit ausreichen läßt. Nach der Auffassung 
des Entwurfs erscheint es gerechter, die Herbei-
führung einer schweren Körperverletzung regel-
mäßig nur als besonders schweren Fall des Raubes 
nach Absatz 1 anzusehen, zumal der Entwurf den 
Tatbestand der schweren Körperverletzung in § 147 
erheblich weiter faßt als das geltende Recht in § 224 
StGB. Daß der Entwurf für den Fall der Herbeifüh-
rung des Todes einfache Fahrlässigkeit nicht aus-
reichen läßt, hängt damit zusammen, daß er die 
vorsätzliche Lebensgefährdung in Absatz 1 Nr. 2 als 
Regelbeispiel für einen besonders schweren Fall des 
Raubes nennt. Die Herbeiführung des Todes kann 
gegenüber diesem Lebensgefährdungsvorsatz nur 
dann als eine, die Strafdrohung wesentlich verschär-
fende Steigerung der Schuld angesehen werden, 
wenn der Täter den Tod des anderen leichtfertig 
verursacht. Das geltende Recht ist auch insoweit 
schärfer als der Entwurf, als es neben der zeitigen 
Zuchthausstrafe auch noch lebenslange Zuchthaus-
strafe zur Wahl stellt. Dabei darf allerdings nicht 
übersehen werden, daß der Entwurf das Höchstmaß 
der Zuchthausstrafe gegenüber dem geltenden Recht 
von fünfzehn auf zwanzig Jahre hinaufsetzt. Weiter 
als das geltende Recht geht der Entwurf insoweit, 
als nach der Fassung des geltenden Rechts die Aus-
legung mindestens naheliegt, daß die Verursachung 
des Todes nur dann strafschärfend wirkt, wenn der 
Getötete derselbe ist, gegen den die die Wegnahme 
ermöglichende Gewalt angewendet wurde, min

-destens aber ein verteidigungsbereiter Dritter. Die 
Fassung hatte daher auch zu Schwierigkeiten und 
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Meinungsverschiedenheiten in Rechtsprechung und 
Schrifttum geführt. Die Fassung des Entwurfs stellt 
klar, daß der Täter den Tod des anderen zwar durch 
den Angriff herbeiführen muß, daß der Getötete 
aber ein beliebiger Dritter sein kann, gegen den 
sich der Angriff gar nicht richtete. Schießt ein Bank-
räuber auf seine Verfolger und trifft er dabei leicht-
fertig einen Vorübergehenden, der sich an der 
Verfolgung nicht beteiligt und beteiligen will, so 
ist, wenn der Getroffene stirbt, ein Fall des Ab-
satzes 2 gegeben. Das erscheint auch gerecht. 

Der zweite Fall, den Absatz 2 nennt, ist der, daß 
der Täter bei dem Raube einen anderen grausam 
mißhandelt. Das geltende Recht droht insoweit die 
schwere Strafe des § 251 StGB dem Täter an, der bei 
dem Raube einen Menschen martert. Der Entwurf will 
denselben Rechtsgedanken verwirklichen, beschreibt 
aber die Handlung des Täters etwas anders. Unter 
Martern versteht das geltende Recht das länger 
dauernde Zufügen heftiger körperlicher Schmerzen 
aus gefühlloser oder unbarmherziger Gesinnung. 
Das grausame Mißhandeln deckt sich insoweit mit 
diesem Begriff, als dabei ebenfalls die Zufügung 
besonders starker Schmerzen oder Qualen aus ge-
fühlloser oder unbarmherziger Gesinnung gefordert 
wird. Die Schmerzzufügung braucht aber nicht 
längere Zeit zu dauern. Auf diese Voraussetzung 
zu verzichten, erscheint am Platze, da schon die 
grausame Mißhandlung allein besonders strenge 
Strafe fordert. Sie kann für den Betroffenen viel 
schwerer wiegen als die länger dauernde Zufügung 
von Schmerzen, die im übrigen gerade in Fällen des 
Raubes auch ungewöhnlich erscheint. Auch in diesem 
zweiten Falle ist es gleichgültig, wer das Opfer der 
grausamen Mißhandlung ist, ob der Beraubte selbst 
oder ein anderer. Die Mißhandlung muß nur Be-
standteil der Tat sein. Das ist so lange möglich, wie 
der Raub noch nicht beendet ist, mag er auch schon 
vollendet sein. 

§ 247 
Gewaltanwendung nach Diebstahl 

Die Vorschrift entspricht dem § 252 StGB, weicht 
aber nicht unerheblich von ihm ab. Das geltende 
Recht bestraft gleich einem Räuber denjenigen, der, 
bei einem Diebstahl auf frischer Tat betroffen, gegen 
eine Person Gewalt verübt oder Drohungen mit 
gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben anwendet, 
um sich im Besitz des gestohlenen Gutes zu erhal-
ten. Die Vorschrift hat in der Rechtsprechung zu 
mannigfachen Schwierigkeiten geführt. Ihr wesent-
licher Nachteil liegt darin, daß dem Täter die 
Absicht nachgewiesen werden muß, sich im Besitz 
der Diebesbeute zu erhalten. Das stößt deshalb auf 
große Schwierigkeiten, weil ein Dieb, der sich nach 
der Tat gegen Festnahme wehrt, damit sehr ver-
schiedene Ziele verfolgen kann, weil diese Ziele 
vielfach ineinander übergreifen können und weil 
sie häufig nicht einmal dem Täter selbst bewußt 
werden, der sich gegen einen unerwarteten Verfolger 
plötzlich zur Wehr setzt. Der Entwurf läßt daher 
neben der Absicht, sich oder einem anderen die 
gestohlene Sache zu erhalten, weiter auch die Ab-
sicht genügen, Feststellungen zu ihrer Wieder-
erlangung zu verhindern. Nach der Rechtsprechung 

§ 247 
reicht diese Absicht für das geltende Recht nicht aus, 
obwohl der Unrechtsgehalt dem ersten Fall gleich-
kommt. Vor allem läßt es § 247 in Übereinstimmung 
mit früheren Entwürfen ausreichen, wenn der Täter 
die Absicht verfolgt, sich oder einen anderen Be-
teiligten der Bestrafung zu entziehen. § 247 greift 
also im Gegensatz zum geltenden Recht schon ein, 
wenn sich der Dieb, nachdem er seine Beute weg-
geworfen hat, nur noch zur Wehr setzt, um der 
Strafe zu entgehen. Frühere Entwürfe haben sich 
hierzu mit der Bemerkung begnügt, ein zum Zweck 
der Strafvereitelung erfolgter Angriff sei gleich 
gefährlich und vielleicht ebenso häufig. Diese Be-
gründung reicht jedoch nicht dafür aus, den Täter 
wie einen Räuber zu bestrafen. Denn, wenn die 
angewendete Gewalt nicht das Ziel hat, die Diebes-
beute zu decken, kann man nicht sagen, daß der 
Diebstahl nachträglich die Form des Raubes annehme. 
Der Entwurf zieht daraus zunächst die Folge, daß 
er die Tat nicht wie frühere Entwürfe als räuberi-
schen Diebstahl, sondern als Gewaltanwendung 
nach Diebstahl bezeichnet. Aus der Erweiterung des 
Tatbestandes läßt sich weiter das Bedenken her-
leiten, daß die Strafvereitelung zugunsten des Täters 
selbst, die der Entwurf in § 453 straflos läßt, hier 
zum Strafschärfungsgrund gemacht wird. Eine solche 
Strafschärfung ist aber schon dem geltenden Recht 
im Falle des Mordes und auch dem Entwurf z. B. 
im Falle des § 240 Abs. 2 Nr. 1 nicht fremd. Sie läßt 
sich im Falle des § 247 damit rechtfertigen, daß 
Gewaltanwendung bei der Tat strafschärfend auch 
dann wirkt, wenn sie die Vereitelung der Strafver-
folgung zum Ziel hat, und daß die Tat im Falle der 
Gewaltanwendung nach Diebstahl, kriminologisch 
gesehen, noch nicht beendet ist. Aus der Erweiterung 
des Tatbestandes zieht der Entwurf jedoch die 
Folge, daß eine Bestrafung des Täters nach den 
Vorschriften über den Raub nicht schon am Platze 
erscheint, wenn der Täter ohne Einsatz besonderer 
Mittel Gewalt anwendet oder androht. Hält der Dieb, 
um sich seiner Verfolger zu erwehren und der Be-
strafung zu entgehen, lediglich eine Tür zu, so ist 
es nicht gerecht, ihn deshalb wie einen Räuber zu 
bestrafen. Der Entwurf fordert daher, daß der Täter 
eine Waffe im technischen Sinne oder wenigstens 
ein anderes gefährliches Werkzeug anwendet oder 
mit ihm droht. Der Begriff des gefährlichen Werk-
zeuges ist in der Rechtsprechung zu dem geltenden 
§ 223a StGB ausreichend abgegrenzt worden. In 
derselben Weise wie den Tatbestand der Gewalt-
anwendung nach Diebstahl gestaltet der Entwurf 
auch den Tatbestand der Gewaltanwendung bei 
Wilderei (§ 282) aus. Man könnte fragen, warum 
der Entwurf nicht auch in anderen Fällen die ver-
suchte Strafvereitelung nach der Tat mit Hilfe von 
Waffen oder anderen gefährlichen Werkzeugen 
strafschärfend wirken läßt. Systematisch wäre eine 
solche Ausdehnung vielleicht geboten. In der Wirk-
lichkeit spielen diese Fälle jedoch in der Regel nur 
nach Diebstahl und Wilderei eine so wesentliche 
Rolle, daß mit einer besonderen Strafdrohung ein-
gegriffen werden muß. 

Im einzelnen ist zu der Vorschrift noch folgendes 
zu sagen. Der Täter muß einen Diebstahl im tech-
nischen Sinne begangen haben. Eine bloße Entwen-
dung nach § 242 oder ein bloßer Feld- oder 
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§ 248 

Forstdiebstahl reichen hierfür nicht aus. Der Dieb-
stahl muß vollendet sein. Wie § 252 StGB greift 
auch § 247 nicht ein, wenn der Täter nur einen 
versuchten Diebstahl begangen hat. Zwar wird das 
im Gegensatz zu § 252 StGB, der den Besitz des 
gestohlenen Gutes voraussetzt, aus dem Wortlaut 
der Vorschrift allein noch nicht ganz klar. Doch 
sollen die Worte „nach einem Diebstahl" an Stelle 
des in früheren Entwürfen verwendeten Ausdruckes 
„bei einem Diebstahl" verdeutlichen, daß der Dieb-
stahl vollendet sein muß. Darüber hinaus wäre es 
auch widersinnig, jemanden, der nach einem ver-
suchten Diebstahl Gewalt anwendet, schärfer zu 
bestrafen als einen anderen, der einen versuchten 
Raub begeht. Der Diebstahl darf nicht nur vollendet, 
er muß auch im rechtlichen Sinne beendet sein. Ist 
er das  noch nicht, so greifen die Vorschriften über 
den Raub unmittelbar ein. Im Gegensatz zum gel-
tenden Recht bezieht sich der Tatbestand nicht nur 
auf den auf frischer Tat betroffenen, sondern auch 
auf den auf frischer Tat verfolgten Täter. Damit 
wird Übereinstimmung zu § 127 StPO hergestellt 
und eine Streitfrage des geltenden Rechts im Sinne 
der höchstrichterlichen Rechtsprechung klargestellt. 
Gegen wen sich die Anwendung oder Androhung 
der Gewalt richtet, ist nach dem Tatbestand gleich-
gültig. Es braucht weder der Bestohlene selbst, noch 
ein Verfolger zu sein. Der Täter braucht nicht der 
Allein- oder Mittäter des Diebstahls zu sein. Auch 
ein Gehilfe des Diebes kann die Tat des § 247 be-
gehen. Ob er im Besitz der Beute ist, ist nach dem 
Entwurf gleichgültig. Im Falle der Nummer 1 
braucht der Täter die Beute nicht sich selbst erhalten 
zu wollen. Er kann auch zugunsten irgendeines 
anderen handeln, der auch an dem Diebstahl nicht 
beteiligt gewesen zu sein braucht. Die insoweit 
abweichende Begründung zu § 332 E 1927 bzw. § 457 
E 1936 ist mit dem Wortlaut auch der damals vor-
geschlagenen Vorschriften nicht zu vereinbaren. Es 
ist auch nicht einzusehen, warum die Strafschärfung 
nicht eintreten soll, wenn der Dieb den gestohlenen 
Pelzmantel seiner erst nach dem Diebstahl hinzu-
gekommenen Freundin erhalten will, mit der er 
anschließend gemeinschaftlich verfolgt wird. Der 
Fall der Nummer 2 kann eine Rolle spielen, wenn 
ein Verfolger allein zu schwach ist, um einer 
Diebesbande die Beute streitig zu machen, aber mit 
Gewalt daran gehindert wird, Feststellungen zur 
Wiedererlangung des Gestohlenen zu treffen, z. B. 
das Kennzeichen des Kraftwagens festzustellen, mit 
dem die Diebe davonfahren wollen. Die N u m m e r 3 
ist auch dann erfüllt, wenn der Täter nicht sich 
selbst, wohl aber einen anderen an dem Diebstahl 
Beteiligten, also einen Mittäter, Anstifter oder Ge-
hilfen (vgl. § 33 Abs. 2), der Bestrafung entziehen 
will. 

Der Entwurf sieht vor, daß der Täter grundsätz-
lich wie ein Räuber bestraft wird. Auch wenn die 
Tat nach der Auffassung des Entwurfs kein Raub 
ist, handelt es sich doch nicht nur um eine er-
schwerte Form des Diebstahls, sondern in der Regel 
um ein dem Raub ähnliches Verbrechen eigener Art, 
das der Entwurf wegen der Verwandschaft zum 
Raub in den gleichen Titel einstellt. Die Tat wie 
einen Raub zu bestrafen, erscheint trotz der Tat-
bestandserweiterung gerechtfertigt, da die schärfere 

Strafe nur eintritt, wenn der Täter eine Waffe oder 
ein anderes gefährliches Werkzeug einsetzt. Die 
Strafdrohung ist auch gegenüber dem Raub insoweit 
milder, als zwar § 245 Abs. 1, aber innerhalb des 
§ 245 Abs. 2 nur Satz 1 angewendet werden soll. 
Ein Verbot, in den Fällen des § 245 Abs. 2 Satz 2 
einen minder schweren Fall anzunehmen, besteht 
im Bereich des § 247 also nicht. Auch die Strafschär-
fungen in den Fällen des § 246 Abs. 1 Nr. 3 und 4 
sollen entfallen. Angebracht erscheint es hingegen, 
die Schärfungen des § 246 Abs. 1 Nr. 1 und 2 sowie 
des Absatzes 2 eintreten zu lassen. 

§ 248 
Sicherungsaufsicht 

Raub und Gewaltanwendung nach Raub sind 
schwere Taten. Begeht jemand derartige Taten, so 
besteht häufig die Gefahr, daß er auch in Zukunft 
solche oder ähnliche Rechtsbrüche begehen wird. Es 
erscheint daher erforderlich, dem Gericht in den 
Fällen der §§ 245 bis 247 die Möglichkeit einzu-
räumen, Sicherungsaufsicht anzuordnen, wenn die 
Voraussetzungen des § 91 im übrigen erfüllt sind. 

Dritter Titel 
Sachbeschädigung und Sachentziehung 

Der Titel umfaßt neben den Tatbeständen der 
Sachbeschädigung auch den der Sachentziehung. Die 
Gründe dafür sind bereits in der Vorbemerkung 
zu diesem Abschnitt dargelegt worden. Auch bei 
den Vorschriften dieses Titels handelt es sich um 
Angriffe gegen das Eigentum. Geschützt sind daher 
nur fremde Sachen, und zwar auch in den Fällen 
des § 250, während das geltende Recht in dem ent-
sprechenden § 304 StGB auch Sachen des Täters 
selbst schützt, die für die Allgemeinheit Bedeutung 
haben. Der Entwurf geht davon aus, daß die Tat-
bestände der Sachbeschädigung nur das Eigentum 
zu schützen haben, während es sich bei dem Verbot, 
eigene Sachen zu beschädigen, um den Schutz ande-
rer Rechtsgüter handelt, der dem Nebenstrafrecht, 
insbesondere den Vorschriften über Naturschutz 
und den Schutz von Kunst- und Kulturgütern über-
lassen bleiben sollte. 

Der Entwurf unterscheidet die Fälle der einfachen 
Sachbeschädigung in § 249 und der schweren Sach-
beschädigung in § 250. Die Vorschriften entsprechen 
den §§ 303 und 304 StGB. Den Tatbestand der Zer-
störung von Bauwerken, den das geltende Recht in 
§ 305 StGB aufstellt, kennt der Entwurf nicht mehr. 
Fälle dieser Art werden im Entwurf nur dann mit 
höherer Strafe bedroht, wenn es sich um gemeinge-
fährliche Straftaten (vgl. dazu insbesondere die 
§§ 320, 323, 333 bis 337) oder um Gefährdung des 
Verkehrs (§§ 342, 343) handelt. Diese Lösung ent-
spricht auch früheren Entwürfen. In Übereinstim-
mung mit dem geltenden Recht macht auch der Ent-
wurf die Strafverfolgung in den Fällen der ein-
fachen Sachbeschädigung von einem Strafantrag 
abhängig. Diese Lösung zwingt dazu, die schwere 
Sachbeschädigung nicht, wie es sonst der Technik 
des Entwurfs entsprochen hätte, als besonders 
schweren Fall, sondern tatbestandlich auszugestal-
ten. 
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Da die Tatbestände der Sachbeschädigung jetzt 
durch den der Sachentziehung ergänzt sind, kann 
der Begriff der Sachbeschädigung eine engere und 
damit klarere Abgrenzung erhalten als in der 
Rechtsprechung zu § 303 StGB. Wie im geltenden 
Recht schützen die Tatbestände der Sachbeschädi-
gung nicht nur bewegliche Sachen. Die Beschädigung 
eines Gebäudes muß ebenfalls unter diese Tatbe-
stände fallen. Auch ein Grundstück kann beschä-
digt werden, z. B., wenn jemand Unkrautsamen auf 
einem fremden Getreidefeld ausstreut. Der Tatbe-
stand der Sachentziehung bezieht sich hingegen 
seiner Natur nach nur auf bewegliche Sachen. 

§ 249 
Sachbeschädigung 

Als Tathandlungen der Sachbeschädigung nennt 
das geltende Recht in § 303 StGB nur das Beschä-
digen und Zerstören einer Sache. Was darunter zu 
verstehen ist, ist in Rechtsprechung und Schrifttum 
umstritten. Man hat nicht nur Veränderungen des 
Stoffes einer Sache unter diese Begriffe gebracht, 
sondern jede Einwirkung auf die Sache, welche 
deren Brauchbarkeit erheblich beeinträchtigt. So soll-
ten auch gewisse Veränderungen in der außeren 
Erscheinung und Form auch ohne Stoffveränderung 
ausreichen, bei lebenden Tieren Einwirkungen auf 
deren Nervensystem, bei zusammengesetzten Sachen, 
etwa einer Maschine oder einem Fahrrad, das Un-
brauchbarmachen durch Auseinandernehmen. Man 
hat selbst das Fliegenlassen eines Vogels unter den 
Begriff der Sachbeschädigung gebracht. Der Entwurf 
versucht, hier Klarheit zu schaffen. Dem in der Aus-
einandersetzung um die Begriffsbestimmung zum 
Ausdruck gekommenen Bedürfnis, gewisse Strafbar-
keitslücken zur schließen, genügt der Entwurf da-
durch, daß er neben dem Zerstören und Beschädigen 
einer Sache auch deren Unbrauchbarmachen und 
Verunstalten nennt. Als Unbrauchbarmachen ist vor 
allem das Auseinandernehmen kompliziert zusam-
mengesetzter Sachen anzusehen. Aber auch der Fall, 
daß jemand die Luft aus den Reifen eines fremden 
Kraftwagens läßt, oder das Löschen eines Tonban-
des, das nicht unter § 303 Abs. 2 oder § 305 fällt, 
können unter diesen Begriff gebracht werden. Die 
Abgrenzung im einzelnen muß der Rechtsprechung 
überlassen bleiben. Der Versuch der Entwürfe 1927 
und 1930, darauf abzustellen, daß der Verletzte die 
Sache nur mit erheblichem Aufwand an Arbeit, 
Kosten oder Zeit wieder brauchbar machen kann, 
überschreitet die dem Gesetz gezogenen Grenzen. 
Unter Verunstalten versteht der Entwurf eine Ver-
änderung der äußeren Erscheinung einer Sache, die 
deren Bild verdirbt, also etwa das Beschmieren eines 
Denkmals mit Farbe, nicht aber schon ein leichtes 
Beschmutzen. Fälle der Entziehung einer Sache, also 
etwa das Fliegenlassen eines Vogels, sollen künftig 
nicht mehr als Sachbeschädigung, sondern nur noch 
unter den Voraussetzungen des § 251 strafrechtlich 
erfaßt werden. Den Fall der Verletzung oder Tötung 
eines Tieres nennt der Entwurf nicht ausdrücklich. 
Es steht außer Zweifel, daß er als Sachbeschädigung 
strafbar ist. Wenn das Strafrecht ebenso wie das 
bürgerliche Recht Tiere als Sachen behandelt, so soll 
damit nicht der Unterschied zwischen einem leben-

§§ 249, 250 
digen Wesen und lebloser Materie verkannt werden. 
Der Entwurf trägt dem durch die Vorschriften gegen 
Tierquälerei Rechnung (§§ 233, 234). Daß das Tier 
im Bereich der Vermögensstraftaten wie eine Sache 
behandelt wird, hat nur rechtstechnische Gründe. 

Die Besserstellung der Angehörigen, die Absatz 3 
vorsieht, entspricht der Regelung in den Fällen des 
Diebstahls und der Unterschlagung. Man könnte eine 
abweichende Regelung damit begründen, daß die 
Sache in den Fällen des Diebstahls und der Unter-
schlagung vielfach wieder beschafft werden kann, in 
den Fällen der Zerstörung aber endgültig verloren 
ist. Das trifft jedoch nicht immer zu. Die gestohlene 
oder unterschlagene Sache, die der Täter weiter ver-
äußert hat, kann verloren sein, die nur unbrauchbar 
gemachte oder bloß verunstaltete kann hingegen 
meist wiederhergestellt werden. Darüber hinaus ist 
der Entwurf, auch wenn dem geltenden Recht und 
früheren Entwürfen eine solche Besserstellung fremd 
ist, der Auffassung, daß eine Sachbeschädigung un-
ter Ehegatten keine strafrechtliche Folgen haben 
darf, wenn der Schaden für den Verletzten nicht ins 
Gewicht fällt, und daß unter diesen Voraussetzun-
gen auch in sonstigen Fällen der Sachbeschädigung 
unter Angehörigen, die in häuslicher Gemeinschaft 
leben, dieselbe bewegliche Lösung am Platze ist wie 
bei Diebstahl und Unterschlagung. 

Im Gegensatz zum geltenden Recht, aber in Über-
einstimmung mit früheren Entwürfen verzichtet der 
Entwurf auf die Strafbarkeit des Versuchs einer 
einfachen Sachbeschädigung. Es würde dem Wert-
verhältnis der geschützten Rechtsgüter widerspre-
chen, wollte man den Versuch einer einfachen Kör-
perverletzung straflos lassen (§ 146), den Versuch 
einer einfachen Sachbeschädigung hingegen nicht. 

Als Strafdrohung sieht der Entwurf Gefäng-
nis, und zwar wie im geltenden Recht bis zu zwei 
Jahren, Strafhaft oder Geldstrafe vor. Unter dem 
Höchstmaß von zwei Jahren zu bleiben, empfiehlt 
sich nicht. Denn die schwere Sachbeschädigung kann, 
wie schon in der Vorbemerkung zu diesem Titel aus-
geführt worden ist, nicht als besonders schwerer Fall 
ausgestaltet werden, sondern verlangt tatbestand-
liche Abgrenzung, weil bei ihr auf das Erfordernis 
des Strafantrages verzichtet und der Versuch unter 
Strafe gestellt werden muß. Die Zerstörung einer 
besonders wertvollen Sache, z. B. eines kostbaren 
Gemäldes, das nicht durch § 250 geschützt ist, muß 
daher im Rahmen des § 249 ausreichend geahndet 
werden können. 

§ 250 

Schwere Sachbeschädigung 
Die Vorschrift entspricht dem § 304 StGB, weicht 

aber in einigen Punkten von ihm ab. Wie schon in 
der Vorbemerkung zu diesem Titel dargelegt wor-
den ist, schützt § 250 im Gegensatz zu § 304 StGB 
nur dem Täter fremde Sachen. Das kommt dadurch 
zum Ausdruck, daß auch der Tatbestand des § 250 
voraussetzt, daß der Täter „eine Sachbeschädigung 
begeht". Die schwere Sachbeschädigung unterschei-
det sich von der einfachen danach nur dadurch, daß 
sie sich gegen Sachen richtet, die im Interesse der 
Allgemeinheit besonders schutzwürdig, vielfach von 
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§ 251 
hohem Wert und unersetzlich sind, der Bevölkerung 
aber leicht zugänglich und daher auch leicht verletz-
lich. Das Höchstmaß der Gefängnisstrafe wird des-
halb auf fünf Jahre hinaufgesetzt. Diese Strafdro-
hung dürfte auch im Gegensatz zu § 304 StGB, der 
drei Jahre Gefängnis als Höchststrafe androht, aus-
reichen, um auch in schwersten Fällen eine gerechte 
Sühne zu ermöglichen. Geldstrafe ist nur auf dem 
Wege über § 53 möglich. Für die Strafverfolgung 
ist ein Strafantrag nicht erforderlich. Der Versuch 
der Tat wird den kriminalpolitischen Bedürfnissen 
entsprechend in Absatz 2 unter Strafe gestellt. 

Den Kreis der schutzwürdigen Sachen umschreibt 
Absatz 1 im Anschluß an das geltende Recht. Neu 
ist die Aufnahme der in Nummer 3 genannten 
Sachen. Weggelassen sind die Grabmäler, deren 
Schutz im Zusammenhang mit den Gräbern selbst 
und dem Grabschmuck in § 191 abschließend gere-
gelt ist. Die Umschreibung in Nummer 5 entspricht 
dem geltenden Recht, die in Nummer 4 ist teils wei-
ter, teils enger. Im einzelnen ist zu den verschiede-
nen Nummern folgendes zu sagen. 

Nummer 1 entspricht § 236 Nr. 3 mit der Maß-
gabe, daß Nummer 1 alle Sachen schützt, die dem 
Gottesdienst gewidmet sind oder der religiösen Ver-
ehrung dienen, gleichgültig ob sie sich in einer 
Kirche oder in einem anderen Gebäude befinden. 
Die Erweiterung ist am Platze, weil § 250 eine weit 
niedrigere Strafdrohung vorsieht als § 236. Im übri-
gen wird auf die Begründung zu § 236 Nr. 3 Bezug 
genommen. Unter den in Nummer 2 genannten 
öffentlichen Denkmälern sind wie im geltenden Recht 
solche zu verstehen, die allgemein zugänglich und 
der Allgemeinheit gewidmet sind. Die neue Nu m-
mer 3 schützt Denkmäler der Natur und Sachen, 
die aus kulturellen Gründen behördlich unter Schutz 
gestellt sind. Die Allgemeinheit hat ein Recht dar-
auf, Sachen solcher Art, die für die kulturelle Ent-
wicklung des Volkes von besonderer Bedeutung 
und vielfach unersetzlich sind, auch unter erhöhten 
Strafschutz gestellt zu sehen. Dem wollten auch 
schon frühere Entwürfe Rechnung tragen. Die Num-
mer nennt zunächst die Naturdenkmäler. Der Begriff 
kann im Anschluß an die Bestimmung des entspre-
chenden Begriffs in § 3 des Naturschutzgesetzes 
vom 26. Juni 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 821), wenn 
auch unter Beachtung des Zusammenhanges mit den 
Vorschriften über Sachbeschädigung, abgegrenzt 
werden. Die Nummer nennt weiter Werke mensch-
licher Tätigkeit, die aus wissenschaftlichen, künst-
lerischen, landschaftlichen, volkskundlichen oder ge-
schichtlichen Gründen behördlich unter Schutz ge-
stellt sind. In welcher Weise das im einzelnen 
geschieht, läßt der Entwurf offen. Er greift in die 
hierfür bestehende Zuständigkeitsregelung nicht ein. 
Der Strafschutz setzt lediglich voraus, daß die Sache 
durch den rechtswirksamen Akt einer Behörde aus 
den in Nummer 3 genannten Gründen unter Schutz 
gestellt ist. Nummer 4 entspricht der gleichen 
Nummer in § 236, zieht aber mit Rücksicht auf die 
wesentlich niedrigere Strafdrohung auch hier den 
Kreis weiter. Die Sachen können sich auch in einem 
öffentlichen Gebäude außerhalb einer allgemein 
zugänglichen Sammlung befinden, also etwa im 
Sitzungssaal eines Rathauses. Geschützt sind vor  

allem die in der Nummer genannten Sachen stets 
dann, wenn sie allgemein zugänglich sind. Anders 
als bei § 236 Nr. 4 brauchen sie also nicht öffentlich 
ausgestellt zu sein. Ein wertvolles Kunstwerk in 
einer Kirche, das nicht schon unter Nummer 1 fällt, 
ist daher ebenso geschützt wie etwa ein künstle-
risch bedeutsames Gitter an einem alten Bürgerhaus. 
Insoweit geht der Entwurf über das geltende Recht 
hinaus, das derartige Sachen nur dann besonders 
schützt, wenn sie in öffentlichen Sammlungen auf-
bewahrt werden oder öffentlich aufgestellt sind. Der 
Aufstellung bedarf es nach dem Entwurf nicht. Auch 
der Rest einer alten römischen Mauer in einer Stadt 
ist geschützt, wenn er für die Geschichte von Be-
deutung ist. Enger als das geltende Recht, das hier 
jeden Gegenstand der Kunst, der Wissenschaft und 
des Gewerbes schützt, ist der Entwurf insoweit, als 
er nur Sachen schützt, die für Kunst, Wissenschaft, 
Geschichte oder technische Entwicklung wirkliche 
Bedeutung haben. In Übereinstimmung mit dem gel-
tenden Recht und mit früheren Entwürfen schützt 
der Entwurf in Nummer 5 schließlich Sachen, die 
dem öffentlichen Nutzen dienen. Erfaßt sind damit 
unter anderem Anschlagsäulen, Feuermelder, Post-
briefkästen, trigonometrische Zeichen und Ruhe-
bänke in öffentlichen Anlagen. Eine Beschränkung 
auf Sachen, die der öffentlichen Sicherheit oder Ver-
sorgung dienen, ist zunächst erwogen worden, er-
scheint aber angesichts des kriminalpolitischen Be-
dürfnisses, dem die Vorschrift dient, zu eng. Es ist 
zwar zuzugeben, daß die Nummer 5 in der erwei-
terten Fassung auch Sachen von geringer Bedeutung 
deckt. Mit Rücksicht auf den Strafrahmen, der auch 
Strafhaft vorsieht, erscheint das jedoch unbedenk-
lich. 

Für die Frage, wann in den einzelnen Fällen der 
Nummern 1 bis 5 der besondere Strafschutz wirk-
sam wird, kommt es darauf an, zu welchem Zeit-
punkt die Sache die besondere Eigenschaft erhält, 
die den erhöhten Strafschutz rechtfertigt, also z. B. 
auf den Zeitpunkt, zu dem die Sache dem Gottes-
dienst gewidmet wird, dem öffentlichen Nutzen zu 
dienen beginnt oder der allgemein zugänglichen 
Sammlung eingereiht wird. In den Fällen der unter 
behördlichen Schutz gestellten Sachen kommt es auf 
den Zeitpunkt an, zu dem der behördliche Akt wirk-
sam wird. 

§ 251 
Sachentziehung 

Nimmt jemand einem anderen eine Sache weg 
oder enthält er sie ihm vor, ohne sie sich zueignen 
zu wollen, so versagen die Vorschriften über Dieb-
stahl und Unterschlagung. Nimmt er an der Sache 
auch keinerlei Veränderung vor, die als Sachbeschä-
digung angesehen werden könnte, so versagt auch 
dieser Tatbestand. Derartige Fälle können aber sehr 
wohl strafwürdig sein. Im geltenden Recht hat man 
die Strafbarkeitslücke dadurch wenigstens zum Teil 
zu schließen versucht, daß man den Begriff der Zu-
eignung oder den der Sachbeschädigung über-
spannte, eine solche z. B. auch annahm, wenn jemand 
einem gefangenen Tier widerrechtlich die Freiheit 
gab. Schon frühere Entwürfe haben die Lücke durch 
eine besondere Vorschrift schließen wollen. Sie ha- 
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ben dabei regelmäßig die Absicht des Täters ver-
langt, einem anderen Nachteil zuzufügen, sind aber 
im übrigen getrennte Wege gegangen. Die Ent-
würfe von 1927 und 1930 haben in § 337 gefordert, 
daß der Täter die Sache dem anderen „dauernd ent-
zieht". Eine solche Einschränkung empfiehlt sich 
nicht. Ob die Sache dem Verletzten wirklich dauernd 
entzogen ist, kann der Richter nur in den seltensten 
Fällen feststellen. Selbst der ins Meer geworfene 
Ring kann durch einen Zufall wieder zu seinem Be-
sitzer zurückkehren. Vor allem wird man aber dem 
Täter den Vorsatz, dem Verletzten die Sache für 
dauernd entziehen zu wollen, meist nicht nachweisen 
können, wenn er das bestreitet. Schließlich würden 
durch eine solche Einengung strafwürdige Fälle nicht 
gedeckt, also etwa der Fall, daß ein Neider einem 
Geiger kurz vor einem für ihn wichtigen Konzert das 
vertraute Instrument entzieht, um es ihm sofort nach 
dem entscheidenden Abend wieder zuzustellen, oder 
daß ein Pressefotograf seinem Konkurrenten dessen 
Kamera nur für die wenigen Minuten entzieht, in 
denen dieser eine besonders wertvolle Aufnahme 
machen möchte. Auch in derartigen Fällen handelt 
es sich um einen Angriff auf das Eigentum. Denn 
dessen Wesen besteht auch darin, in den Augen-
blicken, in denen es dem Eigentümer darauf an-
kommt, davon Gebrauch machen zu können. Der 
Entwurf 1936 ist daher davon ausgegangenn, daß 
eine Einschränkung nach der Zeitdauer der Entzie-
hung den Tatbestand zu sehr einengen würde, und 
hat darauf abgestellt, daß der Täter entweder bos-
haft oder in der Absicht handeln muß, einem an-
deren einen Nachteil zuzufügen. 

§ 251 geht davon aus, daß einerseits der in den 
Entwürfen von 1927 und 1930 vorgesehene Tatbe-
stand zu eng, andererseits aber der im Entwurf 1936 
vorgeschlagene zu weit erscheint. Würde man es 
genügen lassen, daß der Täter boshaft handelt, so 
würden auch manche Scherze unter den Tatbestand 
fallen, die noch nicht strafwürdig erscheinen. Auch 
das Handeln in Nachteilsabsicht allein kann Strafe 
nicht immer rechtfertigen. Der Entwurf fordert da-
her, daß der Täter in der Absicht handeln muß, 
einem andern einen erheblichen Nachteil zuzufügen. 
Damit werden unbedeutende Fälle ausgeschieden. 
Wann ein Nachteil erheblich ist, wird nach den Um-
ständen des Einzelfalles zu entscheiden sein. Der 
Nachteil braucht nicht wirtschaftlicher Art zu sein. 
Auch das dem Täter bekannte persönliche Verhält-
nis des Verletzten zu der entzogenen Sache kann 
dabei eine Rolle spielen, aber auch die zeitliche 
Dauer der Entziehung. Im übrigen bezieht sich der 
Tatbestand, wie schon in der Vorbemerkung zu die-
sem Titel dargelegt ist, im Gegensatz zu früheren 
Entwürfen, die auch unbewegliche Sachen einbezo-
gen, nur auf bewegliche Sachen. Der Entwurf bezieht 
aber außerdem Energien, insbesondere die elek-
trische Energie, ein und deckt damit im wesentlichen 
den Fall, den das geltende Recht in § 248c Abs. 3 
StGB erfaßt. Der Täter muß die Sache oder die 
Energie, gleichgültig auf welche Weise, einem an-
deren widerrechtlich entziehen, um jemandem da-
durch einen erheblichen Nachteil zuzufügen. Der 
andere braucht nicht der Eigentümer der Sache, er 
braucht auch nicht mit demjenigen personeneins zu 
sein, dem der erhebliche Nachteil zugefügt werden  

vor § 252 
soll. Die Absicht muß darauf gerichtet sein, den 
Nachteil durch die Entziehung als solche zuzufügen. 
Es reicht nicht aus, wenn der Täter die Sache ent-
zieht, um mit deren Hilfe einem Dritten einen er-
heblichen Nachteil zuzufügen. Der Entwurf bringt 
das durch das Wort „dadurch" zum Ausdruck. 

Die bloße Sachentziehung berührt das öffentliche 
Interesse regelmäßig nicht in dem Maße, daß die 
Tat von Amts wegen verfolgt werden müßte. Mit 
früheren Entwürfen macht § 251 daher die Strafver-
folgung von einem Antrag abhängig. Wird die Tat 
gegen einen Angehörigen begangen, mit dem der 
Täter in häuslicher Gemeinschaft lebt, so sieht Ab-
satz 3 in entsprechender Anwendung des in § 241 
Abs. 2 und 3 zum Ausdruck gekommenen Rechts-
gedankens, aber in Anpassung an den Tatbestand 
der Sachentziehung Straffreiheit für den Täter vor, 
wenn der beabsichtigte erhebliche Nachteil aus-
bleibt, also gar keiner oder nur ein unerheblicher 
Nachteil eintritt. Als Strafrahmen hält der Ent-
wurf den auch bei der Sachbeschädigung vorgesehe-
nen Rahmen für angemessen. Die Sachentziehung 
läuft in der Mehrzahl der Fälle für den Verletzten 
auf dasselbe Ergebnis hinaus wie die Zerstörung 
der, Sache. Wie bei der Sachbeschädigung soll auch 
hier der Versuch straflos bleiben. 

Der Tatbestand der Sachentziehung soll seiner 
Natur nach nur dann hilfsweise eingreifen, wenn die 
anderen Vorschriften zum Schutz des Vermögens, 
insbesondere des Eigentums, versagen. Das bringt 
Absatz 1 durch eine entsprechende Subsidiari-
tätsklausel zum Ausdruck. Die Rechtsprechung 
ist daher auch in Zukunft nicht gehindert, etwa den 
Fall, daß jemand einen Kraftwagen entwendet und 
nach mehr oder minder vorübergehendem Gebrauch 
an beliebigem Ort stehen läßt, weiterhin als Dieb-
stahl zu bestrafen. Aber auch der Tatbestand des 
unbefugten Gebrauchs eines Fahrzeugs, für den die-
selbe Strafdrohung vorgesehen ist wie für die Sach-
entziehung, geht dem § 251 vor. Im Verhältnis zu 
Tatbeständen, die nicht dem Schütz des Vermögens 
dienen, kann jedoch Tateinheit bestehen. So kann 
z. B. in einer Sachentziehung zugleich eine Beleidi-
gung liegen. 

Vierter Titel 
Betrug und Erpressung 

Daß dieser Titel außer den Tatbeständen des Be-
truges auch die der Erpressung umfaßt, ist bereits 
in den Vorbemerkungen zum 3. Abschnitt und zum 
2. Titel dargelegt und begründet worden. Die Er-
pressung ist nach dem Entwurf ebenso ein Vermö-
gensdelikt wie der Betrug. Beide Tatbestände unter-
scheiden sich voneinander nur dadurch, daß das Mit-
tel der Tat im Falle des Betruges die Täuschung, im 
Falle der Erpressung Gewalt oder Drohung ist. In 
Übereinstimmung mit dem geltenden Recht enthält 
der Titel auch den betrugsähnlichen Tatbestand des 
Erschleichens von Leistungen. Dazu kommt noch der 
Auswanderungsbetrug, der in etwas abweichender 
Fassung im geltenden Strafgesetzbuch (§ 144 StGB) 
in den 7. Abschnitt des Besonderen Teils „Vergehen 
wider die öffentliche Ordnung" eingestellt ist, aber 
mindestens dann seinen Platz neben dem Betrug er- 
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§ 252 
halten sollte, wenn die Tat wie nach § 258 des Ent -
wurfs Bereicherungsabsicht des Täters voraussetzt. 

Nicht in den Titel eingestellt sind die Tatbestände 
des Erschleichens eines Amtes, einer Bestallung 
oder Zulassung und der Tatbestand der unerlaubten 
Hilfe bei Prüfungen. Diese Taten richten sich nicht 
gegen das Vermögen. Zum mindesten überwiegt bei 
ihnen der Gedanke, daß die für das öffentliche Le-
ben wichtigen Ämter und Berufe nicht mit unwür-
digen und ungeeigneten Trägern besetzt werden 
sollen. Der Entwurf stellt diese Tatbestände daher 
in den §§ 468 bis 470 in den Titel „Straftaten gegen 
den öffentlichen Dienst" ein. Betrugsähnliche Tat-
bestände, wie sie sich bisher im Nebenrecht, etwa 
im Lebensmittelrecht, finden, in das Strafgesetzbuch 
zu übernehmen, hält der Entwurf nicht für angezeigt. 
Diese Tatbestände sollten nicht aus dem Zusammen-
hang mit dem besonderen Rechtsstoff herausgerissen 
werden, dessen Kenntnis auch für ihr Verständnis 
von Bedeutung ist. 

Der Entwurf verzichtet darauf, für den sogenann-
ten Prozeßbetrug eine Sonderregelung zu bringen. 
Der allgemeine Tatbestand des Betruges erlaubt es, 
die strafwürdigen Fälle in angemessener Weise zu 
erfassen. Der Entwurf verzichtet weiter darauf, eine 
Sondervorschrift für den Fall vorzusehen, daß 
jemand einen Scheck ausstellt, der im Zeitpunkt der 
Begehung keine Deckung hat. Solche Fälle können 
durchaus einen Betrug darstellen. Ist das nicht der 
Fall, so erscheint es nicht unbedenklich, eine ergän-
zende Strafvorschrift zu schaffen, da nach Artikel 3 
des Scheckgesetzes der Scheck erst im Zeitpunkt der 
fristgerechten Vorlegung Deckung zu haben braucht. 
Es gibt auch Fälle, in denen dem Aussteller eines 
Scheckes kaum ein Vorwurf daraus gemacht werden 
kann, daß Deckung im Zeitpunkt der Ausstellung 
noch nicht besteht, so festen Gehaltsempfängern, die 
damit rechnen können, daß ihr Gehalt an einem be-
stimmten Zeitpunkt auf ihr Konto überwiesen sein 
wird. Sollte das einmal aus irgendeinem Grunde 
nicht der Fall sein, so kann man das Verhalten des 
Ausstellers mindestens nicht als strafwürdig an-
sehen. Ob im Ausstellen von Schecks, die in diesem 
Zeitpunkt ungedeckt sind, etwa nach österreichi-
schem Vorbild, eine Ordnungswidrigkeit gesehen 
werden könnte, die mit einer Geldbuße zu ahnden 
wäre, wenn der Scheck bei Vorlegung nicht einge-
löst wird, kann hier dahingestellt bleiben. Auch eine 
Vorschrift gegen den Mißbrauch von Finanzwechseln 
sollte, wenn sie erforderlich wird, nicht in das Straf-
gesetzbuch eingestellt werden. Der Entwurf sieht 
schließlich auch davon ab, nach dem Vorbild des 
§ 452 E 1936 und einzelner ausländischer Rechte 
einen Tatbestand der arglistigen Schädigung frem-
den Vermögens zu schaffen, der eine Täuschung 
unter Strafe stellt, die zu einer schädigenden Ver-
mögensverfügung des Getäuschten führt, ohne daß 
der Täter in Bereicherungsabsicht handelt. Strafwür-
dige Fälle dieser Art werden selten sein. In der 
Mehrzahl wird es sich um schlechte Scherze handeln. 
Der Entwurf, der davon ausgeht, daß es grundsätz-
lich seine Aufgabe nicht sein kann, das geltende 
Strafrecht durch neue Tatbestände zu erweitern, 
würde es für eine Überspannung halten, die Gren-
zen der Strafbarkeit so weit auszudehnen. 

Der Titel ist so gegliedert, daß sich dem Tat-
bestand des einfachen Betruges in § 252 die beiden 
erschwerten Formen des schweren sowie des ge-
werbs- und berufsmäßigen Betruges in §§ 253 und 
254 und die leichtere Form des Notbetruges in § 255 
anschließen. Es folgt in § 256 der eigenartige Tat- 
bestand des Versicherungsmißbrauches, der nur in 
einem gewissen Umfang als Vorbereitungshandlung 
zum Betrug angesehen werden kann. Die folgenden 
§§ 257 und 258 bringen die betrugsähnlichen Tat-
bestände des Erschleichens von Leistungen und des 
Auswanderungsbetruges. Den Schluß bilden die Tat-
bestände der einfachen Erpressung, der schweren 
und der räuberischen Erpressung in den §§ 259 bis 
261. § 262 bestimmt zusammenfassend, in welchen 
Fällen des Titels das Gericht Sicherungsaufsicht an-
ordnen darf. 

§ 252 
Betrug 

Der Entwurf möchte a m.  Tatbestand des Betruges, 
wie er in einer langjährigen Rechtsprechung zu 
§ 263 StGB entwickelt worden ist, nichts ändern. Nur die 
Fassung des Gesetzes soll sprachlich verbessert wer-
den. Dabei kommt es vor allem darauf an, die 
wesentlichen Merkmale des Tatbestandes und deren 
Verknüpfung deutlicher herauszuarbeiten. 

Der Tatbestand des Betruges setzt sich aus einer 
Kette von fünf Merkmalen zusammen. Es sind dies 
die Täuschungshandlung des Täters, der durch sie 
hervorgerufene Irrtum des Getäuschten, dessen Ver-
fügung über ein seiner Verfügungsmacht unterlie-
gendes Vermögen, die dadurch bewirkte Schädigung 
dieses Vermögens und schließlich der daraus ent-
springende Vermögensvorteil für den Täter oder 
einen Dritten. Zwischen allen Merkmalen muß ein 
ursächlicher Zusammenhang in der Weise bestehen, 
daß jedes Merkmal jeweils Ursache des nächsten ist. 
Für die Vollendung der Tat genügt es, wenn das 
letzte Merkmal zwar nicht bereits verwirklicht ist, 
es aber dem Täter darauf ankommt, den Vermögens-
vorteil zu erreichen. 

Der Entwurf vereinfacht die Fassung des § 263 
StGB insoweit, als er lediglich von einer „Täuschung 
über Tatsachen" spricht, während es im geltenden 
Recht heißt, daß der Täter „durch Vorspiegelung 
falscher oder durch Entstellung oder Unterdrückung 
wahrer Tatsachen einen Irrtum erregt oder unter-
hält". Diese Fassung ist nicht nur umständlich, son-
dern auch wegen der Verwendung des Begriffes der 
wahren und falschen Tatsachen mindestens nicht un-
bedenklich. Es steht außer Zweifel, daß sowohl fal-
sche als auch entstellte Tatsachenbehauptungen, die 
nur eine Unterart falscher Behauptungen darstellen, 
ebenso unter den Begriff der Täuschung fallen wie 
das Erregen oder Unterhalten eines Irrtums. Auch 
wer einen Irrtum nur unterhält, täuscht. Unter „Täu-
schung" versteht der Entwurf sowohl die Täu-
schungshandlung des Täters als auch die Herbei-
führung des Irrtums bei dem Getäuschten. Täuschung 
ist also die erfolgreiche Täuschungshandlung. Sache 
der Rechtsprechung muß es nach wie vor sein, den 
Begriff des Irrtums, den das Gesetz ausdrücklich 
nicht mehr verwendet, näher zu bestimmen. Mit dem 
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geltenden Recht und den Entwürfen 1922, 1925, 1927 
und 1930, aber im Gegensatz zu dem Entwurf 1936, 
läßt § 252 nur eine Täuschung über Tatsachen ge-
nügen. Irreführende Werturteile oder Anpreisungen, 
Täuschungen über Gefühle, Einstellungen oder Hoff-
nungen, sollen nicht zu einer Bestrafung wegen Be-
truges führen. Zwar ist zuzugeben, daß die Grenze 
zwischen Tatsachenbehauptungen und Werturteilen 
nicht leicht zu ziehen ist. Das Recht kann aber auf 
eine derartige Grenzziehung auch in anderem Zu-
sammenhang nicht verzichten. Wie im geltenden 
Recht, kann die Täuschung durch Tätigwerden des 
Täuschenden, aber auch durch ein Unterlassen, ins-
besondere durch bloßes Schweigen, bewirkt werden. 
Inwieweit das Unterlassen dem Tun gleichzusetzen 
ist, richtet sich nach den in § 13 aufgestellten Regeln. 
Der Täter muß rechtlich dafür einzustehen haben, 
daß es bei dem anderen nicht zu einem Irrtum 
kommt. Außerdem muß das Unterlassen nach den 
Tatumständen dem Täuschen durch ein Tun recht-
lich gleichwertig sein. Wie die Täuschung durch ein 
Tun umfaßt auch die durch Unterlassung sowohl den 
Fall, daß der Täter bei dem anderen einen Irrtum 
hervorruft, als auch den Fall, daß der Täter einen 
schon vorhandenen Irrtum festigt oder steigert. In-
wieweit es auch als Täuschung anzusehen ist, wenn 
es jemand unterläßt, einen bestehenden Irrtum ledig-
lich nicht aufzuklären und den Irrtum für sich aus-
nutzt, überläßt der Entwurf weiterhin der Recht-
sprechung. Es geht dabei vor allem um die Fälle, 
daß jemand beim Wechseln zuviel Geld zurückbe-
kommt und es, obwohl er das Versehen bemerkt, 
schweigend einsteckt, daß ein Schuldner seinem 
Gläubiger eine Rechnung irrtümlich zweimal bezahlt 
und der Gläubiger das Versehen nicht aufdeckt, daß 
sich ein Versicherter vom Versicherer für den ver-
meintlichen Verlust einer Sache entschädigen läßt, 
die Sache sich aber später wiederfindet, ohne daß 
der Versicherte dem Versicherer Meldung macht, 
und um ähnliche Fälle. Bei der Beratung des Ent-
wurfs ist eingehend erwogen worden, diese Fälle 
aus dem Tatbestand des Betruges auszuscheiden 
und in einer besonderen Vorschrift unter Strafe zu 
stellen. Eine befriedigende Lösung, die eine Abgren-
zung der strafwürdigen Fälle von den nicht mehr 
strafwürdigen ermöglicht hätte, hat sich dabei nicht 
finden lassen. Es soll daher weiterhin die Recht-
sprechung entscheiden, inwieweit im Unterlassen 
der Aufklärung eines Irrtums eine Täuschung im 
Sinne des Gesetzes zu sehen ist. Die Regel des § 13, 
wonach das Unterlassen dem Tun nach den Umstän-
den der Tat rechtlich gleichwertig sein muß, wird 
eine sinnvolle Abgrenzung erleichtern. Entgegen 
den Entwürfen von 1909, 1913, 1919 und 1936, aber 
mit dem geltenden Recht und den Entwürfen 1922, 
1925, 1927 und 1930 fordert § 252 nicht, daß die Täu-
schung eine arglistige sein müsse. Ein solches zu-
sätzliches Merkmal richtig zu bestimmen, würde der 
Rechtsprechung Schwierigkeiten machen, und zwar 
nicht nur wegen der Verwendung desselben Aus-
drucks in § 123 BGB, wo damit jede mit dem Vor-
satz der Willensbeugung begangene Täuschung ge-
meint ist. Schädigt jemand einen anderen durch eine 
Täuschung, um sich selbst einen rechtswidrigen Ver-
mögensvorteil zu verschaffen, so wird er in aller 
Regel arglistig handeln. Fälle der Täuschung durch 

§ 252 
ein bloßes Schweigen, in denen das vielleicht zwei-
felhaft sein könnte, insbesondere gewisse Fälle des 
rechtsgeschäftlichen Verkehrs, werden durch die ein-
engende Regel des § 13 ausgeschieden werden kön-
nen. Denn aus rechtsgeschäftlichen Verpflichtungen 
läßt sich eine Garantenstellung im Sinne dieser Vor-
schrift nicht ohne weiteres herleiten. 

Als wesentliche Verdeutlichung des Tatbestandes 
sieht es der Entwurf an, wenn § 252 Abs. 1 ausdrück-
lich fordert, daß der Täter durch seine Täuschung 
den anderen „zu einer Vermögensverfügung be-
stimmt". Dieses im geltenden Recht ungeschriebene 
Tatbestandsmerkmal der Vermögensverfügung sollte 
im Gesetz ausdrücklich genannt werden, nachdem es 
in Rechtsprechung und Lehre eingehend entwickelt 
und gefestigt worden ist. Auch die früheren Ent-
würfe zu einem Strafgesetzbuch haben dieses Merk-
mal in den Tatbestand des Betruges aufnehmen 
wollen. Nur in der Fassung sind sie voneinander 
abgewichen. Während bereits § 276 E 1909 von einer 
„Verfügung über Vermögen" sprach, haben die Ent-
würfe von 1922 bis 1936 die Wendung „Handlung, 
Duldung oder Unterlassung" vorgezogen. Dagegen 
bestehen jedoch Bedenken. Mit dieser weiten Um-
schreibung würden auch Fälle erfaßt, die ihrem We-
sen nach kein Betrug sind, etwa der Fall, daß jemand 
durch Täuschung einen anderen aus dessen Woh-
nung lockt, um dann darin zu stehlen. Zum Wesen 
des Betruges gehört es, daß der Getäuschte infolge 
der Täuschung nicht etwa nur eine beliebige, zu 
einem Vermögensschaden führende Handlung, son-
dern einen unmittelbaren Vermögenseingriff vor-
nimmt, der das Vermögen mindert. In Rechtspre-
chung und Lehre hat sich dafür der Begriff der Ver-
mögensdisposition oder Vermögensverfügung ein-
gebürgert. Dabei besteht Einigkeit darüber, daß der 
Begriff nicht im bürgerlich-rechtlichen Sinne zu ver-
stehen ist. Es bedarf dazu keiner rechtsgeschäftlichen 
Willenserklärung. Auch Kinder oder Geisteskranke, 
die tatsächlich willensfähig sind, können eine Ver-
mögensverfügung im strafrechtlichen Sinne treffen. 
Die für das geltende Recht umstrittene, aber vom 
Reichsgericht bejahte Frage, ob auch eine unbe-
wußte Vermögensverfügung möglich ist, läßt der 
Entwurf offen. In jedem Falle muß das Vermögen, 
um das es geht, der Disposition des Verfügenden 
unterliegen. 

So wie die Vermögensverfügung einerseits Folge 
der Täuschung sein muß, muß sie andererseits Ur-
sache des Vermögensschadens sein, den der Ge-
täuschte damit sich selbst oder dem Vermögen zu-
fügt, das seiner Verfügungsmacht unterliegt. Wenn 
der Entwurf davon spricht, daß die Vermögensver-
fügung „einen Vermögensnachteil zufügt", so ist 
damit sachlich keine Abweichung vom geltenden 
Recht gemeint, das von der Beschädigung des Ver-
mögens redet. So wie der Gesetzgeber den schwie-
rigen Begriff des Vermögens nicht näher zu bestim-
men vermag, muß er auch auf eine nähere Abgren-
zung des ebenso schwierigen Begriffes des Vermö-
gensnachteils verzichten. Wie im geltenden Recht 
wird die Rechtsprechung darunter schon die Gefähr-
dung eines Vermögensrechtes begreifen können. 

Der „Absicht, sich oder einem Dritten einen rechts-
widrigen Vermögensvorteil zu verschaffen", wie sie 
das geltende Recht in § 263 StGB beschreibt, ent- 
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§ 253 
spricht im Entwurf die Wendung „um daraus sich 
oder einen Dritten widerrechtlich zu bereichern". 
Bereicherung bedeutet wie der Vermögensvorteil 
jede günstigere Gestaltung der Vermögenslage, wo-
bei auch hier die Rechtsprechung die Grenzen im 
einzelnen zu ziehen hat. Widerrechtlich ist die Be-
reicherung, wenn der Bereicherte keinen rechtlich 
begründeten Anspruch auf sie hat. Auf das Merkmal 
„widerrechtlich" kann das Gesetz nicht verzichten, 
da mindestens im Schrifttum nicht gesichert er-
scheint, daß die unfreiwillige Tilgung einer fälligen 
Schuld für den Schuldner kein Vermögensnachteil 
und die Befriedigung des Gläubigers auf diese 
Weise keine Bereicherung für ihn ist. Mit der Wen-
dung „um . . . zu" bringt der Entwurf zum Aus-
druck, daß der Täter im Sinne des § 17 Abs. 1 die 
Absicht haben muß, sich oder einen Dritten wider-
rechtlich zu bereichern. Es muß dem Täter also auf 
die Bereicherung ankommen. Das bedeutet nicht, daß 
sie auch sein Endziel zu sein braucht. Wenn es im 
Entwurf heißt, daß der Täter die Absicht haben muß, 
sich oder einen Dritten „daraus" widerrechtlich zu 
bereichern, so soll damit ein Tatbestandsmerkmal 
deutlich gemacht werden, das Rechtsprechung und 
Schrifttum schon zu § 263 StGB herausgearbeitet ha-
ben und das mit dem Stichwort ..Stoffgleichheit" 
zwischen Schaden und Vorteil bezeichnet zu werden 
pflegt. Erst dieses Merkmal macht den Betrug zu 
einem Delikt de Vermögensverschiebung. Gemeint 
ist damit, daß der Vermögensnachteil des Geschä-
digten zum Vortei für den Betrüger werden muß 
und daß es für den Tatbestand des Betruges nicht 
genügt, wenn die Täuschung zwar zu einem Ver-
mögensnachteil führt, der Vermögensvorteil für den 
Betrüger aber aus einer anderen Quelle stammt. Das 
ist etwa dann der Fall, wenn ein Provisionsvertre-
ter Bestellungen erschwindelt, um von seiner Firma 
Provisionen zu erhalten. Für derartige Falle eine 
besondere Vorschrift vorzusehen, hält der Entwurf 
nicht für angezeigt. 

Die Strafdrohungen, die der Entwurf für den Be-
trug vorsieht, entsprechen denen für den Diebstahl. 
Der einfache Betrug soll mit Gefängnis bis zu drei 
Jahren oder mit Strafhaft bestraft werden. Für be-
sonders schwere Fälle, für gewerbsmäßigen und be-
rufsmäßigen Betrug sehen die §§ 253 und 254 Ver-
schärfungen vor, die denen im Falle des Diebstahls 
unter den gleichen Voraussetzungen entsprechen. 
Der Versuch des Betruges muß ebenso wie der des 
Diebstahls mit Strafe bedroht sein. Das wird in Ab-
satz 2 ausgesprochen. Auch die Privilegierung von 
Angehörigen und Hausgenossen sollte der Rege-
lung im Falle des Diebstahls entsprechen. § 252 er-
reicht das dadurch, daß in Absatz 3 der § 241 für 
entsprechend anwendbar erklärt wird. 

§ 253 

Schwerer Betrug 

Im Gegensatz zum geltenden Recht, das die be-
sonders schweren Fälle des Betruges nur in einem 
Absatz des § 263 StGB regelt, widmet der Entwurf 
dieser Regelung eine eigene Vorschrift, weil die 
besonders schweren Fälle auch hier durch die Auf-
zählung von Regelbeispielen für den Richter deut

-lich gemacht werden sollen. Anders als beim Dieb-
stahl, wo der Entwurf in § 236 sechs Regelbeispiele 
bringt, aber ähnlich wie bei der Unterschlagung, 
heben sich im Bereich des schweren Betruges be-
stimmte, in ihrer Eigenart deutlich ausgeprägte 
Fälle nicht ohne weiteres heraus. Die möglichen be-
sonders schweren Fälle des Betruges sind mannig-
faltig und ergeben sich meist erst aus einem 
Zusammentreten verschiedener Umstände, so daß 
das Gesetz nur wenige Fälle nennen kann, bei 
denen im Regelfall eine Gefängnisstrafe nicht unter 
sechs Monaten angebracht erscheint. Die in § 253 
aufgezählten drei Regelbeispiele decken daher 
auch, anders als im Falle des schweren Diebstahls, 
die Masse der vorkommenden besonders schweren 
Fälle des Betruges nicht. Sie sind ausgewählte Leit-
beispiele, von denen nur das erste allgemeinere Be-
deutung hat, während die anderen Beispiele Fälle 
eigener Art im Auge haben. Der Richter wird daher 
im Bereich des Betruges selbständiger zu prüfen 
haben, ob ein besonders schwerer Fall gegeben ist, 
und die Regelbeispiele vor allem für die Frage her-
anziehen, welchen Unrechtsgehalt die Tat haben 
muß, um in den Augen des Gesetzgebers als beson-
ders schwer zu gelten. Diese Prüfung wird der 
Richter anzustellen haben, wenn der Täter Ver-
mögenswerte erschwindelt hat, die besonders 
hohen Wert haben oder deren Verlust den Ver-
letzten besonders hart trifft, weiter aber auch in 
Fällen, in denen der Betrug in einer herausge-
hobenen Form auftritt, die zwar nicht regelmäßig 
einen Strafrahmen von sechs Monaten bis zu zehn 
Jahren Gefängnis angebracht erscheinen läßt, aber 
doch sehr häufig besonders schweres Unrecht dar-
stellt. Es handelt sich etwa um Fälle des Heirats-
schwindels, um Betrug durch sogenannte Grußbe-
steller oder gewisse Formen des Kreditbetruges. 
Auch der Betrug, der unter Mißbrauch eines Amtes 
begangen wird, kann hierher gehören. Der Hoch-
stapler wird hingegen unter die besondere Vor-
schrift des § 254 fallen. 

Zu den einzelnen Regelbeispielen ist folgendes 
zu bemerken: Die Nummer 1 betrifft den Fall, 
daß der Täter durch die Tat den Verletzten in wirt-
schaftliche Bedrängnis bringt, ihn also etwa seiner 
Ersparnisse beraubt und dadurch in eine Lage ver-
setzt, die ihm erhebliche wirtschaftliche Schwierig-
keiten macht. Es braucht sich noch nicht um wirt-
schaftliche Not zu handeln, wie sie der Entwurf in 
§ 266 Abs. 1 Nr. 3 und in § 433 Abs. 1 Nr. 2 in den 
Fällen des schweren Wuchers und des schweren 
Meineides voraussetzt. Im Falle des Wuchers wird 
eine wirtschaftliche Bedrängnis des Verletzten viel-
fach schon von vornherein gegeben sein. Im Falle 
des Meineides geht es um die Androhung der 
Zuchthausstrafe, die strengere Voraussetzungen 
fordert. Das in Nummer 2 genannte Regelbeispiel 
steht in Verbindung mit dem Regelbeispiel in 
§ 240 Abs. 3 Nr. 2 für den besonders schweren Fall 
der Unterschlagung an Sachen von bedeutendem 
Wert, die für gemeinnützige oder mildtätige 
Zwecke gesammelt worden sind. Was dort in der 
Begründung zum Begriff des gemeinnützigen und 
mildtätigen Zweckes sowie zum Begriff des bedeu-
tenden Wertes ausgeführt worden ist, gilt auch 
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hier. Im Gegensatz zu § 240 Abs. 3 Nr. 2 braucht 
es sich bei § 253 Nr. 2 aber nicht um gesammelte 
Sachen zu handeln. Das Regelbeispiel deckt auch 
einerseits den Fall, daß der Täter bedeutende Ver-
mögenswerte einer caritativen Einrichtung wie 
etwa des Roten Kreuzes, die für dessen Zwecke be-
stimmt sind, aber nicht aus Sammlungen herrühren, 
erschwindelt, wie auch andererseits den Fall, daß 
sich der Täter als Sammler für eine solche carita-
tive Einrichtung ausgibt und auf diese Weise be-
deutende Summen erlangt, die für den von ihm 
vorgetäuschten Zweck gespendet werden. Die Vor-
schrift verlangt weiter, daß der Täter aus Eigen-
nutz handelt. Da die Mindeststrafe des § 253 im 
Gegensatz zu § 240 Abs. 3, der nur drei Monate 
Gefängnis als Mindeststrafe androht, sechs Monate 
beträgt, erscheint diese Einengung gegenüber § 240 
Abs. 3 Nr. 2 am Platze. Die Nummer 3 betrifft 
die Fälle eines Versicherungsbetruges, die schon im 
Bereich der Vorbereitung als besonders schwere 
Fälle des Versicherungsmißbrauches in § 256 Abs. 4 
Nr. 1 bis 3 in der Regel mit Gefängnis von drei 
Monaten bis zu fünf .Jahren bedroht sind. Es ist 
das einmal der Fall, daß der Täter einen Versiche-
rungsfall vortäuscht, nachdem er sich zur Vorberei-
tung des Betruges an Körper oder Gesundheit 
selbst schwer geschädigt hat. Dabei muß es dem 
Täter u rn  Versicherungsleistungen von bedeuten-
dem Wert gehen. Der Begriff des bedeutenden 
Wertes ist derselbe wie in Nummer 2 und in § 240 
Abs. 3 Nr. 2. Wenn der Fall nicht genannt ist, daß 
der Täter, um einen Versicherungsfall auszulösen, 
nicht sich selbst, sondern einen anderen körperlich 
schwer verletzt, so hat das seinen Grund darin, daß 
der Täter in diesem Falle schon nach § 147 Abs. 1 
mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren, mindestens aber 
nach § 147 Abs. 3 mit Gefängnis von sechs Monaten 
bis zu fünf Jahren bestraft wird. Auch eine Einwil-
ligung des Verletzten kann die Bestrafung dann 
nicht hindern, da die Tat im Sinne des § 152 ver-
werflich ist. Bei einer solchen Sachlage wird das 
Gericht in der Regel nach dem Rechtsgedanken der 
Nummer 3 Buchst. a) gleichzeitig auch einen be-
sonders schweren Fall des Versicherungsbetruges 
annehmen. Nummer 3 Buchst. b) betrifft den Fall, 
daß der Täter, um den Versicherungsbetrug vorzu-
bereiten, entweder eine Sache von bedeutendem 
Wert in Brand gesetzt oder ein Schiff zum Sinken 
oder Stranden gebracht hat und dann den darauf 
aufgebauten Versicherungsbetrug mindestens ver-
sucht. Der in Nummer 3 Buchst. b) verwendeten Be-
griffe bedient sich schon das geltende Recht in § 265 
Abs. 1 und in § 109 b Abs. 1 StGB. Über das Ver-
hältnis zwischen der Nummer 3 und § 256 ist in der 
Begründung zu dieser Vorschrift Näheres gesagt. 

Im Gegensatz zum geltenden Recht, das in § 263 
Abs. 4 StGB den besonders schweren Fall des Be-
truges mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren bedroht, 
sieht der Entwurf als Strafe nur Gefängnis von sechs 
Monaten bis zu zehn Jahren vor. Das entspricht sei-
ner Grundeinstellung, daß nur die Fälle der Hoch-
kriminalität mit Zuchthaus bedroht werden sollen. 
Hochkriminalität ist aber nach Auffassung des Ent-
wurfs im Bereich des Betruges nur in den Fällen des 

§§ 254, 255 

' berufsmäßigen Betruges (§ 254 Abs. 2) gegeben. Der 
Entwurf begnügt sich auch in § 253 mit einer Min-
deststrafe von sechs Monaten. Das entspricht dem 
Unrechtsgehalt der Regelbeispiele, bei denen zwar 
vielfach eine höhere Strafe angezeigt ist, aber auch 
nicht wenige Fälle vorkommen, die eine Mindest-
strafe von einem Jahr als zu hoch erscheinen ließen. 
Es entspricht das weiter der Strafdrohung in § 236 
für die besonders schweren Fälle des Diebstahls. 
Der Entwurf geht, wie bereits betont worden ist, 
davon aus, daß sich die Strafdrohungen für Dieb-
stahl und Betrug entsprechen sollen. 

§ 254 
Gewerbs- und berufsmäßiger Betrug 

Das geltende Recht hebt gegenüber dem einfachen 
Betrug nur die besonders schweren Fälle und den 
Rückfallbetrug heraus und bedroht sie mit erhöhter 
Strafe. Der Entwurf gliedert hingegen ebenso wie 
im Bereich des Diebstahls in der Weise, daß zu den 
besonders schweren Fällen des Betruges, die mit 
Gefängnis nicht unter sechs Monaten bedroht wer-
den, einmal der mit der gleichen Strafe bedrohte 
gewerbsmäßige Betrug tritt, dazu aber noch der 
berufsmäßige Betrug, den der Entwurf zur Hoch-
kriminalität rechnet und mit Zuchthaus bis zu zehn 
Jahren bedroht. Der rückfällige Betrüger wird be-
reits nach § 61 mit Gefängnis nicht unter sechs 
Monaten bestraft. 

§ 254 Abs. 1 entspricht dem § 237 Abs. 1 Nr. 3. 
Was in der Begründung zu dieser Vorschrift über 
den Begriff der gewerbsmäßigen Begehung und über 
das Verhältnis zur Strafschärfung wegen Rückfalls 
gesagt ist, gilt auch für § 254 Abs. 1. Der gewerbs-
mäßige Betrug spielt in der Praxis eine erhebliche 
Rolle. Es erscheint daher am Platze, ebenso wie im 
Falle des gewerbsmäßigen Diebstahls eine zwin-
gende Strafschärfung vorzusehen und es nicht dem 
Gericht zu überlassen, ob es einen besonders schwe-
ren Fall nach § 253 annimmt. Daß der Versuch des 
gewerbsmäßigen Betruges strafbar sein muß, bedarf 
keiner Begründung. 

§ 254 Abs. 2 entspricht dem § 238. Was in der 
Begründung zu dieser Vorschrift über den Typus 
des Berufsverbrechers, über die Besonderheit der 
von ihm begangenen Taten, über die rechtliche 
Selbständigkeit der einzelnen abzuurteilenden Taten 
und über das Verhältnis zur Strafschärfung wegen 
Rückfalls gesagt ist, gilt entsprechend auch für § 254 
Abs. 2. Die Vorschrift wird vor allem für den Hoch-
stapler in Betracht kommen, der einen bürgerlichen 
Beruf nicht oder nur zum Schein betreibt und sein 
gesamtes Leben auf Betrügereien aufbaut. 

§ 255 
Notbetrug 

Die Vorschrift entspricht dem § 264a StGB und 
stellt das Gegenstück zur Notentwendung in § 242 
dar. Im Gegensatz zum geltenden Recht spricht die 
Vorschrift nicht von „geringwertigen Gegenstän-
den", sondern benützt die Wendung „wer . . . nur 
geringen Nachteil zufügt". Damit soll im Sinne der 
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§ 256 
Rechtsprechung zu § 264a StGB sichergestellt wer-
den, daß die Vorschrift nicht nur den Fall des Er-
schwindelns beweglicher Sachen, sondern auch ande-
rer Vermögensvorteile deckt. Wann ein geringer 
Nachteil anzunehmen ist, wird die Rechtsprechung 
im einzelnen herausarbeiten müssen, so wie sie auch 
den Begriff des geringen Wertes in den §§ 248a, 
264a StGB und den in diesen Bestimmungen bereits 
verwendeten Begriff des Handelns „aus Not" näher 
abgegrenzt hat. Die Not muß der entscheidende 
Beweggrund für den Täter sein. Die Frage, ob es 
sich immer um eigene Not des Täters handeln muß 
oder ob auch die Not von Angehörigen ausreicht, 
möchte der Entwurf ebenso wie im Falle der Not-
entwendung bejahen, zumal § 242 Abs. 2 im Falle 
des Mundraubes die Frage ausdrücklich in diesem 
Sinne klarstellt. 

Außer den besonderen Merkmalen des Handelns 
aus Not und der Zufügung eines nur geringen Nach-
teiles setzt § 255 die Erfüllung sämtlicher Tatbe-
standsmerkmale des Betruges voraus. Der Entwurf 
bringt das durch die Wendung „Wer . . . betrügt 
(§ 252 Abs. 1)" zum Ausdruck. Durch. den Klammer-
hinweis wird weiter klargestellt, daß die Vergünsti-
gungen des § 255 ausgeschlossen sind, wenn ein 
besonders schwerer Fall des Betruges oder ein ge-
werbsmäßiger Betrug anzunehmen ist. Die in § 253 
angeführten Regelbeispiele schließen die Vorausset-
zungen des § 255 fast durchweg von selbst aus. 
Nimmt das Gericht in einem unbenannten Falle an, 
daß trotz der Voraussetzungen des § 255 ein beson-
ders schwerer Fall zu bejahen ist, was allerdings 
kaum denkbar erscheint, ist eine Strafmilderung 
nicht am Platze. 

Ebenso wie die Notentwendung stellt der Notbe-
trug einen eigenständigen Tatbestand dar. Die recht-
lichen Folgen, die sich daraus für die Teilnehmer 
ergeben, sind bereits in der Begründung zu § 242 
dargelegt worden. 

Die Vergünstigungen, die § 255 vorsieht, entspre-
chen den im Falle der Notentwendung. Als Strafe 
wird lediglich Strafhaft bis zu drei Monaten oder 
Geldstrafe bis zu neunzig Tagessätzen angedroht. 
Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. Wer die Tat 
gegen einen Angehörigen begeht, mit dem er in 
häuslicher Gemeinschaft lebt, ist straffrei. Auch der 
Versuch soll im Gegensatz zum geltenden Recht, das 
wenig folgerichtig nur den Versuch des Notbetruges, 
nicht aber den der Notentwendung mit Strafe be-
droht, aber in Übereinstimmung mit den Entwürfen 
von 1927 und 1930 ebenso wie im Falle der Notent-
wendung straflos bleiben. 

Der Entwurf hält es in Übereinstimmung mit dem 
geltenden Recht und mit früheren Entwürfen nicht 
für angebracht, einen dem Mundraub ähnlichen Son-
dertatbestand auch im Bereich des Betruges vorzu-
sehen. Die Zechprellerei, die hier in erster Linie in 
Frage kommt, fällt, wenn sie aus Not begangen wird, 
ohnehin unter § 255. Ist das nicht der Fall, so er-
scheint es zweifelhaft, die weitgehenden Vergünsti-
gungen des § 255 ausnahmslos vorzusehen. Leichte 
Fälle können auch im Rahmen des § 252 Abs. 1 an-
gemessen geahndet werden. 

§ 256 
Versicherungsmißbrauch 

Der Tatbestand des Versicherungsbetruges ist in 
dem geltenden § 265 StGB eng umgrenzt. Er greift 
nur ein, wenn eine gegen Feuersgefahr versicherte 
Sache in Brand gesetzt oder ein Schiff, das als sol-
ches oder dessen Ladung oder Fracht versichert ist, 
zum Sinken oder Stranden gebracht wird. § 265 StGB 
erhebt eine Vorbereitungshandlung zum Betrug zu 
einem selbständigen Tatbestand. Er ist nur anzu-
wenden, wenn der Täter in betrügerischer Absicht 
handelt, scheidet also z. B. dann aus, wenn ein Sohn 
den Gutshof des Vaters, der zu dessen Gunsten ver-
sichert ist, ohne dessen Wissen in Brand setzt, um 
ihm die Versicherungssumme zu verschaffen, wenn 
der Vater auch in einem solchen Falle Anspruch auf 
sie hat. Das Verhältnis des § 265 StGB zum Grund-
tatbestand des Betruges in § 263 StGB ist umstritten. 
Überwiegend wird Tatmehrheit angenommen, ob-
wohl der Versicherungsbetrug nach der Ausgestal-
tung durch das geltende Recht nur eine Vorberei-
tungshandlung zum Betrug darstellt. Die Schwierig-
keit des Verhältnisses zwischen § 265 und § 263 
StGB hängt mit der hohen Strafdrohung in § 265 
StGB zusammen, der im Regelfall Zuchthaus bis zu 
zehn Jahren, bei mildernden Umständen Gefängnis 
von sechs Monaten bis zu fünf Jahren als Strafe 
vorsieht. Die hohe Strafdrohung geht darauf zurück, 
daß dem Gedanken der bei Bränden und Schiffskata-
strophen entstehenden Gemeingefahr ein zu großes 
Gewicht beigemessen worden ist. Dieser Gedanke 
sollte im Bereich des Versicherungsbetruges zurück-
stehen und braucht auch bei dem Brande kleinerer 
Sachen keine Rolle zu spielen. 

Der Entwurf gestaltet den Tatbestand im Anschluß 
an frühere Entwürfe, insbesondere die der Jahre 
1925 bis 1936, weitgehend um. Zunächst verallge-
meinert er den dem § 265 StGB zugrunde liegenden 
Gedanken. Strafwürdiges Unrecht ist nicht nur dann 
gegeben, wenn jemand, um den Versicherungsfall 
auszulösen, eine Sache in Brand steckt oder ein 
Schiff zum Sinken oder Stranden bringt, sondern 
auch dann, wenn er zu einem solchen Zwecke Sachen, 
die versichert sind, auf andere Weise zerstört oder 
Körperverletzungen begeht. Gerade dieser letzte 
Fall spielt in der Praxis der Versicherungen eine 
erhebliche Rolle. § 256 stellt daher in Absatz 1 den 
Versicherungsmißbrauch, der durch körperliche Ver-
letzungen getrieben wird, in Absatz 2 den durch Ein-
wirkung auf versicherte Sachen unter Strafe. Ferner 
erweitert der Entwurf den Tatbestand so, daß er 
nicht mehr in allen Fällen als bloße Vorbereitungs-
handlung zum Betruge erscheint. § 256 deckt auch 
den oben geschilderten Fall der Brandstiftung durch 
den Sohn des Bauern und Fälle ähnlicher Art. Inso-
weit ist § 256 ein gegenüber dem Betrug selbstän-
diger Tatbestand. Die Vorschrift soll daher auch an 
Stelle der Bezeichnung „Versicherungsbetrug" die 
Überschrift „Versicherungsmißbrauch" erhalten. In 
den Fällen, in denen die Tat als Vorbereitung zum 
Betrug anzusehen ist, stellt die in Absatz 1 enthal-
tene Subsidiaritätsklausel das Verhältnis zu § 252 
klar. Sobald der Täter wegen Betruges strafbar wird, 
tritt § 256 hinter § 252 zurück. Das bedeutet, daß 
§ 256 auch dann eingreift, wenn der Täter zwar einen 
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Versuch des Versicherungsbetruges begeht, von die-
sem Versuch aber zurücktritt, so daß er nicht wegen 
Betruges bestraft werden kann. Das Verhältnis der 
Subsidiarität zwischen § 256 und § 252 wird im Ge-
gensatz zum geltenden Recht dadurch ermöglicht, 
daß die Strafdrohungen beider Bestimmungen auf-
einander abgestimmt sind. Die Erweiterung des Tat-
bestandes gegenüber dem geltenden Recht läßt eine 
so schwere Strafdrohung wie in § 265 StGB nicht 
mehr zu: Im übrigen wird dem Umstand, daß der 
Täter etwa eine Gemeingefahr auslöst, durch die 
Tatbestände der gemeingefährlichen Straftaten, die 
mit § 256 in Tateinheit stehen können, Rechnung 
getragen. Die Strafdrohungen des § 262 müssen hin-
ter denen der §* 252 und 253 zurückbleiben, da es 
sich bei den Taten des § 256 um bloße Vorberei-
tungshandlungen zum Betrug oder um Taten eigener 
Art handelt, deren Unrechtsgehalt hinter dem des 
Betruges zurückbleibt. Wollte man für den Ver-
sicherungsmißbrauch dieselbe Strafe androhen wie 
für den Betrug, so würde das zu dem widersinnigen 
Ergebnis führen, daß die Strafe, wenn der Täter 
bereits einen Versuch des Versicherungsbetruges 
begangen hätte, nach § 27 Abs. 1 Satz 2 gemildert 
werden könnte, während eine solche Milderung aus-
geschlossen wäre, wenn der Täter bei der bloßen 
Vorbereitungshandlung des § 256 stehengeblieben 
wäre. § 256 Abs. 1 sieht daher als Strafdrohung Ge-
fängnis bis zu zwei Jahren oder Strafhaft vor, wäh-
rend Absatz 4 die besonders schweren Fälle, eben-
falls in deutlichem Abstand zu § 253, mit Gefängnis 
von drei Monaten bis zu fünf Jahren bedroht. 

Im einzelnen ist zu der Vorschrift noch folgendes 
zu sagen. Der Täter muß jeweils in der Absicht han-
deln, sich oder einem anderen Leistungen aus einer 
Versicherung zu verschaffen. Dem Täter muß es also 
darauf ankommen, dieses Ziel, das nicht sein Endziel 
zu sein braucht, zu erreichen. Gedeckt ist dabei auch 
der Fall, daß der Täter Teilleistungen oder höhere 
Leistungen aus einer Versicherung anstrebt. Im Falle 
des Absatzes 1 ist Tathandlung, daß der Täter sich 
oder einen anderen körperlich verletzt oder aber bei 
sich oder einem anderen die Folgen einer bereits 
eingetretenen Verletzung durch Einwirkungen 
irgendwelcher Art verschlimmert. In Absatz 2 ist 
Tathandlung, daß der Täter Sachen, die gegen Unter-
gang, Beschädigung, Beeinträchtigung der Brauch-
barkeit, Verlust oder Diebstahl versichert sind, zer-
stört, beschädigt, in ihrer Brauchbarkeit beeinträch-
tigt oder beiseite schafft. Die Begriffe des Zerstörens 
und Beschädigens werden hier in demselben Sinne 
verwendet wie in § 249. Die Brauchbarkeit einer 
Sache ist beeinträchtigt, wenn das durch die Ver-
sicherung geschützte Maß der Brauchbarkeit herab-
gesetzt ist. Beiseite geschafft ist eine Sache, wenn 
sie der Verfügungsmöglichkeit des Berechtigten 
räumlich entzogen ist. 

Die Strafbarkeit des Versuchs, die Absatz 3 vor-
sieht, entspricht dem, tatbestandlich allerdings ein-
geengten, geltenden Recht, aber auch den früheren 
Entwürfen. Sie erscheint bei der Gefährlichkeit der 
Tat nicht entbehrlich. 

Absatz 4 betrifft die besonders schweren Fälle 
des Versicherungsmißbrauchs. Der Absatz nennt drei 
Regelbeispiele für einen besonders schweren Fall, 

§ 257 
die zum Teil an den Tatbestand des geltenden § 265 
StGB angelehnt sind und sich mit den Beispielen in 
§ 253 Nr. 3 Buchst. . a) und b) decken. Auf die Be-
gründung zu diesen Vorschriften wird Bezug ge-
nommen. 

§ 257 
Erschleichen von Leistungen 

Die Vorschrift entspricht dem geltenden § 265a 
StGB, der sich als notwendig erwiesen hat, weil sich 
in den Fällen des Erschleichens von Leistungen die 
Tatbestandsmerkmale des Betruges, insbesondere 
die Täuschung oder der Vermögensnachteil, nicht im-
mer nachweisen lassen. Der Entwurf ändert die Vor-
schrift, die zwar schon in früheren Entwürfen ge-
plant war, aber erst durch das Gesetz vom 28. Juni 
1935 (Reichsgesetzbl. I S. 839) eingeführt und durch 
das 3. Strafrechtsänderungsgesetz vom 4. August 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 735) mit Einfügung des 
Absatzes 3 ergänzt worden ist, nur in einigen Punk-
ten ab. 

§ 265a StGB fordert die Absicht des Täters, das 
Entgelt für die erschlichene Leistung nicht zu ent-
richten. Nach dem Entwurf könnte das zu eng er-
scheinen, da der Täter nach § 17 Abs. 1 absichtlich 
nur dann handeln würde, wenn es ihm darauf an-
käme, das Entgelt nicht zu entrichten. Der Entwurf 
verwendet statt dessen die Wendung „ohne das 
Entgelt entrichten zu wollen". Damit ist klargestellt, 
daß insoweit Vorsatz, also auch bedingter Vorsatz 
ausreicht. 

§ 265a StGB regelt das Verhältnis der Vorschrift 
zu anderen Tatbeständen im Wege einer einfachen 
Subsidiaritätsklausel. Der Entwurf sieht eine beson-
dere Regelung vor. Danach ist §257 gegenüber allen 
anderen Vorschriften, die fremdes Vermögen schüt-
zen, nur hilfsweise anzuwenden, also auch gegen-
über Vorschriften mit einer niedrigeren Strafdro-
hung. Das bedeutet z. B., daß nur wegen Entwen-
dung bestraft werden kann, wenn auch die Voraus-
setzungen des § 242 gegeben sind. Dasselbe gilt für 
den Notbetrug. Dieses von der Gerechtigkeit gebo-
tene Ergebnis ist mit der Fassung des geltenden 
§ 265a StGB nicht zu erreichen. Nur gegenüber 
§ 251 darf § 257 nicht lediglich hilfsweise anwend-
bar sein, da es ungerechtfertigt erscheint, wegen der 
schweren Tat der Sachentziehung bestrafen zu müs-
sen, wenn der Täter nur die Leistung eines Waren-
automaten erschlichen hat. Die Streitfrage, inwie-
weit Diebstahl anzunehmen ist, wenn jemand einem 
Sachautomaten durch Verwendung falschen Geldes 
eine Ware entnimmt, läßt der Entwurf offen. Gegen-
über Vorschriften, die nicht zum Schutze fremden 
Vermögens bestimmt sind, tritt § 257 nicht zurück. 
Hier kommt Tateinheit in Betracht, und zwar auch 
dann, wenn die andere Vorschrift eine niedrigere 
Strafe androht. Das gilt z. B. im Falle des § 29 Nr. 3 
des Versammlungsgesetzes vom 24. Juli 1953 (Bun-
desgesetzbl. I S. 684), der auch denjenigen mit Über-
tretungsstrafe bedroht, der sich nach seinem Aus-
schluß aus einer öffentlichen Versammlung wieder 
in sie einschleicht. 

Die Strafdrohung, die § 257 vorsieht, entspricht 
dem geltenden Recht, mit der Maßgabe, daß auch 
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§§ 258, 259  
Strafhaft möglich ist. Auch der Versuch, den Ab-
satz 2 mit Strafe bedroht, ist schon im geltenden  

Recht strafbar.  
§ 265a StGB in der Fassung des 3. Strafänderungs-

gesetzes macht die Strafverfolgung nur dann von  

einem Antrag abhängig, wenn die Tat gegen Ange-
hörige, den Vormund oder einen Erzieher des Täters  

begangen wird. Der Entwurf möchte die Strafverfol-
gung im Sinne früherer Entwürfe stets von einem  
Strafantrag abhängig machen (Absatz 3). Nach der  

Art der Tat besteht kein grundsätzliches öffentliches  

Interesse an Strafverfolgung. Wird die Tat gegen-
über Angehörigen begangen, so sieht der Entwurf  

in Absatz 4 eine weitere Vergünstigung im Sinne  
des § 241 Abs.2 und 3 vor. Das erscheint folgerichtig.  

§ 258  

Auswanderungsbetrug  

Der geltende § 144 StGB bestraft denjenigen, der  

„es sich zum Geschäfte macht, Deutsche unter Vor-
spiegelung falscher Tatsachen oder wissentlich mit  

unbegründeten Angaben oder durch andere auf Täu-
schung berechnete Mittel zur Auswanderung zu ver-
leiten". Die Vorschrift hat in den Jahren 1934 bis  

1936 und 1950 bis 1951, für die statistische Zahlen  
vorliegen, keine Rolle gespielt. Für die Jahre un-
mittelbar nach 1945, für die statistische Angaben  

fehlen, könnte die Vorschrift sehr wohl von Bedeu-
tung gewesen sein. Allerdings wird ihr Anwen-
dungsbereich dadurch eingeschränkt, daß dem Täter  

nachgewiesen werden muß, geschäftsmäßig gehandelt  

zu haben, also mit dem Ziel, derartige Taten zu wie-
derholen und sie dadurch zu einem dauernden oder  

wenigstens wiederkehrenden Bestandteil seiner Be-
schäftigung zu machen.  

Der Entwurf geht mit den Entwürfen von 1925 bis  

1936 davon aus, daß in einem auf Dauer berechneten  

Strafgesetzbuch eine Vorschrift ähnlicher Art neben  

den besonderen Vorschriften des Gesetzes über das  

Auswanderungswesen vom 9. Juni 1897 (Reichs-
gesetzbl. S. 463) und den damit zusammenhängen-
den Verordnungen und ergänzenden Bestimmungen  
nicht fehlen darf. Allerdings sollte sie so ausgestal-
tet werden, daß sie dem Auswanderungsbetrug, der  
in gewissen Zeiten zu einer gefährlichen Straftat  

werden und ganze Familien ins Unglück stürzen  
kann, wirksam entgegenzutreten vermag. Die Fas-
sung des § 258 versucht das zu erreichen. Sie macht  
nicht mehr zur Voraussetzung, daß der Täter ge-
schäftsmäßig handelt. Hingegen führt gewerbsmä-
ßige Begehung zu einer Verschärfung der Strafe.  

Der Täter muß einen anderen, der kein Deutscher  

zu sein braucht, durch Täuschung dazu bestimmen,  

daß er aus dem Inland auswandert, sich also zur  

Begründung eines dauernden Wohnsitzes in das  
Ausland begibt. Der Entwurf geht im Gegensatz zur  

Begründung früherer Entwürfe davon aus, daß die  

Tat erst dann vollendet ist, wenn dieser Erfolg er-
reicht ist. Jedoch ist der Versuch in Absatz 3 der  

Vorschrift unter Strafe gestellt. Zum Begriff der  

Täuschung gilt das in der Begründung zu § 252 Ge-
sagte. Der Täter muß in der Absicht handeln, sich  

oder einen Dritten zu bereichern. Dieses Tatbe-
standsmerkmal, das dem geltenden § 144 StGB  

fremd ist, rückt die Tat in Verbindung mit dem  
Merkmal der Täuschung in die Nähe des Betruges,  
so daß die Einstellung der Vorschrift in den 4. Titel  

des 3. Abschnitts entgegen der Einordnung durch  
frühere Entwürfe gerechtfertigt erscheint, hebt die  

Tat aber gleichzeitig vom Betrug ab. Denn es kommt  
bei § 258 nicht darauf an, daß sich die Bereicherung  
aus einem Vermögensnachteil für den Geschädigten  

herleitet, und es kommt nicht darauf an, daß sich  

der Täter widerrechtlich bereichern will. Soll die  
Vorschrift ihr Ziel erreichen, so muß gerade auf  

diese für den Betrug wesentlichen Merkmale ver-
zichtet werden.  

Mit Rücksicht auf die Gefährlichkeit der Tat sieht  

der Entwurf als Strafe Gefängnis bis zu drei Jah-
ren oder Strafhaft, in den Fällen gewerbsmäßiger  

Begehung nach Absatz 2 Gefängnis von drei Mona-
ten bis zu fünf Jahren vor. Insoweit bleibt die Strafe  

nicht unerheblich hinter der des gewerbsmäßigen  

Betruges zurück. Das erscheint mit Rücksicht auf die  

nicht unwesentlich weitere Fassung des Tatbestan-
des am Platze.  

Absatz 3 erklärt den Versuch der Tat für straf-
bar. Das entspricht zwar nicht dem abweichend aus-
gestalteten § 144 StGB, wohl aber früheren Entwür-
fen und erscheint kriminalpolitisch geboten, um ein  

rechtzeitiges Eingreifen zu ermöglichen.  

§ 259  

Erpressung  

Das geltende Recht stellt den Tatbestand der Er-
pressung zusammen mit dem des Raubes in einen  
Abschnitt ein. Die Verbindung wird durch den Tat-
bestand der räuberischen Erpressung hergestellt, der  

auch dann eingreift, wenn der Täter durch Anwen-
dung von Gewalt die Herausgabe einer Sache durch  

das Opfer erzwingt. Der Entwurf trennt, wie schon  

in der Vorbemerkung zum 3. Abschnitt und zum  
2. und 4. Titel dieses Abschnitts dargelegt worden  
ist, diese Verbindung von Raub und Erpressung.  
Vom Standpunkt des Entwurfs ist der Raub eine  

Straftat gegen das Eigentum, so daß sich die Ver-
bindung mit dem Diebstahl rechtfertigt, während die  
Erpressung eine Straftat gegen das Vermögen ist,  

so daß die Verbindung mit dem Betrug naheliegt.  

Der Entwurf behandelt außerdem den Fall, daß der  

Täter die Herausgabe einer Sache mit Gewalt ab-
nötigt, als Raub. Der Anwendungsbereich der räu-
berischen Erpressung wird damit erheblich einge-
schränkt. Sie wird zu einer reinen Straftat gegen  

das Vermögen.  
Daß der Entwurf die Erpressung gemeinsam mit  

dem Betrug in einen Titel einstellt, hat darüber  

hinaus noch andere Gründe. Im Tatbestand der  

Erpressung sind Merkmale der Nötigung, also eines  
Angriffes gegen die Entschließungsfreiheit, mit  

Merkmalen eines Angriffes gegen das Vermögen  

verknüpft. Es ist Sache des Gesetzgebers zu bestim-
men, welchen Merkmalen das Schwergewicht zu-
kommen soll. Der Entwurf entschließt sich dafür, den  

Merkmalen der Straftat gegen das Vermögen den  
Vorrang zu geben und den Tatbestand der Erpres-
sung als ein Delikt der Vermögensverschiebung ent-
sprechend dem Betruge auszugestalten, von dem er  
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sich nur dadurch unterscheidet, daß der Angegrif-
fene in dem einen Fall durch Täuschung, im anderen 
durch Gewalt oder Drohung zu einer nachteiligen 
Vermögensverfügung bestimmt wird. Diese gleich-
artige Regelung für Betrug und Erpressung, die einer 
vor allem im Schrifttum entwickelten Lehre vom 
Wesen der beiden Delikte entspricht, ermöglicht eine 
saubere Einordnung in den Gesamtzusammenhang 
der Tatbestände, vor allem eine klare Abgrenzung 
gegenüber dem Raube, dessen Tatbestand sich sonst 
weit mehr, als es nach der Regelung des Entwurfs 
der Fall ist, mit dem der Erpressung überschneiden 
würde. Diese Lösung muß allerdings in Kauf neh-
men, daß in gewissen Fällen, von denen in der Be-
gründung zu § 261 gesprochen wird, nicht wegen 
räuberischer Erpressung, sondern nur wegen Nöti-
gung oder einer anderen mit geringerer Strafe be-
drohten Tat gestraft werden kann. Da diese Fälle 
praktisch kaum eine Rolle spielen, gibt der Entwurf 
dem Gesichtspunkt größerer Rechtsklarheit cien Vor-
zug. 

Die maßgebliche Annäherung des Tatbestan-
des an den des Betruges liegt darin, daß der Ent-
wurf im Gegensatz zum geltenden Recht und zu frü-
heren Entwürfen es nicht ausreichen läßt, daß der 
Täter den Erpreßten zu einer beliebigen „Handlung, 
Duldung oder Unterlassung" nötigt, sondern fordert, 
daß die Nötigung zu einer Vermögensverfügung 
führt. Der Erpreßte muß also selbst über das da-
durch geschädigte Vermögen verfügen. Das bedeu-
tet, daß Fälle absoluter Gewalt, in denen dem Ge-
nötigten keinerlei Verfügungsrnöglichkeit mehr 
bleibt, aus dem Bereich der Erpressung ausscheiden. 
Sie sind, wenn der Täter eine fremde bewegliche 
Sache abnötigt, um sie sich oder einem anderen 
widerrechtlich zuzueignen, als Raub, sonst aber nur 
als Nötigung zu bestrafen. Das Erfordernis der Ver-
mögensverfügung bedeutet, wie schon in der Be-
gründung zu § 252 ausgeführt worden ist, weiter, 
daß eine beliebige, zu einem Vermögensschaden 
führende Handlung des Genötigten nicht ausreicht, 
sondern daß er einen unmittelbaren Vermögensein-
griff vornehmen muß, der das seiner Verfügungs-
macht unterliegende Vermögen mindert. Zwingt ein 
Kriminalbeamter jemanden, eine Haussuchung zu 
dulden, und eignet er sich dabei widerrechtlich eine 
Sache an, so ist diese Tat Diebstahl, nicht Erpres-
sung. Denn es fehlt an einer Vermögensverfügung 
des Genötigten. In weiterer Annäherung der Tat-
bestände des Betruges und der Erpressung fordert 
der Entwurf auch für diesen das Merkmal der soge-
nannten Stoffgleichheit, zu dem Näheres in der Be-
gründung zu § 252 gesagt ist. Es kommt das in dem 
Wort „daraus" in der Wendung zum Ausdruck: „um 
daraus sich oder einen Dritten widerrechtlich zu be-
reichern." Wie beim Betrug muß danach auch bei 
der Erpressung der Vermögensnachteil für den Ge-
schädigten zum Vorteil für den Täter oder den Drit-
ten werden. Erst damit wird auch die Erpressung zu 
einem Vermögensverschiebungsdelikt wie der Be-
trug. Nötigt jemand einen anderen zu einer für 
diesen nachteiligen Vermögensverfügung, um dafür 
von einem Dritten eine Belohnung zu erhalten, so 
ist das nur Nötigung, aber keine Erpressung. 

Da sich die Tatbestandsmerkmale der Erpressung 
und des Betruges nach der Ausgestaltung durch den 

§ 259 
Entwurf weitgehend decken, kann insoweit auf die 
Begründung zu § 252 Bezug genommen werden. Es 
gilt das außer für das Merkmal der Vermögensver-
fügung für die Merkmale der Zufügung eines Ver-
mögensnachteils und der widerrechtlichen Bereiche-
rung. 

Hinsichtlich der Merkmale, die den Tatbestand 
der Erpressung mit dem der Nötigung verbinden, 
ist folgendes zu bemerken. Die Nötigungsmittel be-
schränkt der Entwurf im Gegensatz zur Nötigung 
selbst nicht auf Gewalt und gefährliche Drohung im 
Sinne der Begriffsbestimmung des § 11 Abs. 1 Nr. 7 
und Abs. 2. Vielmehr läßt er jede Drohung mit 
einem empfindlichen Übel genügen. Das entspricht 
dem geltenden Recht. Im Falle der Nötigung zwingt 
der Umstand, daß es sich dabei um einen sogenann-
ten offenen Tatbestand handelt, bei dem die Tatbe-
standsverwirklichung für sich allein nicht schon grund-
sätzlich Unrecht ist, dazu, die Nötigungsmittel gegen 
über dem geltenden Recht in Anlehnung an frühere 
Entwürfe weitgehend einzuschränken. Auch die Er-
pressung ist noch bis zu einem gewissen Grade ein 
offener Tatbestand. Nicht jede Verwirklichung des 
Tatbestandes ist grundsätzlich als rechtswidrig an-
zusehen. Jedoch ist der Tatbestand der Erpressung 
weit weniger offen als der der Nötigung. Die Hand-
lung, zu der der Täter im Falle des § 170 nötigt, 
kann durchaus der Rechtsordnung entsprechen. Im 
Falle der Erpressung muß der Täter hingegen einen 
widerrechtlichen Vermögensvorteil anstreben. Hier 
genügt es daher, die Rechtswidrigkeit durch die 
schon in § 170 Abs. 2 verwendete Rechtswidrigkeits-
formel abzugrenzen, die dem geltenden § 253 Abs. 2 
StGB entspricht. Sie ermöglicht es, in Grenzfällen, 
insbesondere im Bereich des Arbeitskampfes, zu 
sinnvollen Ergebnissen zu gelangen, ohne daß es 
einer kriminalpolitisch bedenklichen Einschränkung 
der Nötigungsmittel über das geltende Recht hinaus 
bedarf. 

Für den Begriff der Gewalt, den § 11 Abs. 2 in 
seinen Grenzen näher festlegt, gilt das in der Be-
gründung zu § 237 Abs. 1 Nr. 1 Gesagte. Sie muß 
sich gegen Sachen richten. Richtet sie sich gegen 
Personen, so ist räuberische Erpressung auch dann 
anzunehmen, wenn die Gefahr nicht mit gegenwär-
tiger Gefahr für Leib oder Leben des Genötigten 
verbunden ist. Das ist zwar im geltenden Recht, das 
in den §§ 253 und 255 StGB dieselben Ausdrücke 
verwendet wie der Entwurf in den §§ 259 und 261, 
umstritten. Die Gegenmeinung widerspricht aber dem 
klaren Gesetzeswortlaut und führt zu ungerechten 
Ergebnissen. Es wäre nicht einzusehen, daß jemand, 
der einen anderen mit einer Leib oder Leben nicht 
gefährdenden Gewalt nötigt, wegen Raubes bestraft 
werden soll, wenn es um die Abnötigung einer 
Sache geht, hingegen nicht wegen räuberischer, son-
dern nur wegen einfacher Erpressung, wenn es sich 
um die Abnötigung einer Unterschrift unter eine 
Quittung handelt. Die Gewalt braucht sich nicht ge-
gen denjenigen zu richten, der die Vermögensver-
fügung vornimmt, wenn sie sich diesem gegenüber 
gleichzeitig als Drohung auswirkt. Die Drohung 
muß sich gegen den Verfügenden richten. Das in 
Aussicht gestellte Übel kann hingegen einen ande-
ren betreffen. Ebenso können wie beim Betruge der 
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§ 260 
Verfügende und der Träger des geschädigten Ver-
mögens auseinanderfallen. Die Absicht widerrecht-
licher Bereicherung muß der Täter schon im Augen-
blick der Gewaltanwendung oder der Drohung 
haben. 

Zu den Einzelheiten der in Absatz 2 verwendeten 
Rechtswidrigkeitsformel wird auf die Begründung 
zu § 170 Abs. 2 verwiesen. 

Was die Strafdrohung anlangt, so setzt der 
Entwurf die durch das 3. Strafrechtsänderungsgesetz 
im geltenden § 253 Abs. 1 StGB auf zwei Monate 
Gefängnis herabgesetzte Mindeststrafe in Überein-
stimmung mit den Entwürfen von 1927 und 1930 
dadurch auf einen Monat weiter herab, daß er als 
Regelstrafe Gefängnis bis zu fünf Jahren androht. 
Die Erpressung ist zwar eine Straftat von regel-
mäßig erheblichem Unrechtsgehalt. Doch sind leichte 
Fälle nicht nur denkbar, sondern in der Praxis auch 
häufig. Dem Richter sollte daher nach unten ein 
ausreichender Spielraum zur Verfügung gestellt 
werden. Für die besonders schweren Fälle der Er-
pressung, die grundsätzlich zur Hochkriminalität ge-
zählt werden müssen, droht der Entwurf in § 260 
als Regelstrafe Zuchthaus an. 

Daß der Versuch der Erpressung wie im geltenden 
Recht und entsprechend den früheren Entwürfen 
strafbar sein muß, bedarf keiner näheren Begrün-
dung. 

§ 260 

Schwere Erpressung 

Nach der dem Entwurf zugrunde liegenden Auf-
fassung, die sich insoweit mit dem geltenden Recht 
und den früheren Entwürfen deckt, kann die Er-
pressung in so schweren Formen auftreten, daß als 
gerechte Strafe Gefängnis nicht mehr ausreicht, son-
dern Zuchthaus erforderlich wird. Das gilt auch, 
wenn man mit dem Entwurf davon ausgeht, daß 
die Zuchthausstrafe der Hochkriminalität vorbehal-
ten sein und deshalb auch mit einem Mindestmaß 
von zwei Jahren beginnen soll. Die Erpressung kann 
ein solches Maß an gemeiner Gesinnung aufweisen, 
kann für den Erpreßten ein solches Martyrium be-
deuten und in vielen Fällen innerlich und äußerlich 
zur Zerstörung seines Lebens führen, daß der Un-
rechtsgehalt der Tat hinter anderen mit Zuchthaus 
bedrohten Straftaten, wie etwa dem Raube, in keiner 
Weise zurücktritt, sondern deren Unrechtsgehalt 
weit zu übertreffen vermag. Das geltende Recht 
sieht für besonders schwere Fälle der Erpressung 
Zuchthaus vor. Eine ähnliche Regelung war in den 
früheren Entwürfen geplant. Der Entwurf folgt dem 
nicht, weil er den Übergang von Gefängnis zu Zucht-
haus in besonders schweren Fällen vermeiden und 
ihn aus rechtsstaatlichen Gründen nur dann vor-
sehen will, wenn die Erschwerungsgründe tatbe-
standsmäßig ausgeformt sind. Das ist in § 260 ge-
schehen. Dieses Verfahren mag gewisse Lücken 
lassen. Der Entwurf glaubt, sie in Kauf nehmen zu 
müssen. Das Verfahren zwingt weiter dazu, in min-
der schweren Fällen der tatbestandsmäßig umschrie-
benen Erschwerungsgründe eine Gefängnisstrafe zu-
zulassen, da Fälle, insbesondere im Bereich der 

Nummern 1 und 2 des Absatzes 1, vorkommen, die 
noch nicht als zuchthauswürdig angesehen werden 
können. 

Zu den einzelnen Fällen, die in den Nummern des 
Absatzes 1 angeführt sind, ist folgendes zu sagen. 
Die Nummer 1 betrifft den Fall, daß der Täter 
gewerbsmäßig handelt, sich also aus wiederholten 
Erpressungen eine Erwerbsquelle von gewisser 
Dauer schaffen möchte. In diese Nummer ist auch 
der wohl seltene Fall einbezogen, daß der Täter 
Erpressungen im Sinne der §§ 238 und 254 Abs. 2 
wie einen Beruf betreibt. Die Nummer 2 betrifft 
den Fall, daß das empfindliche Übel, mit dem der 
Erpresser droht, ein Verbrechen ist, also etwa Tot-
schlag oder Mord an dem Genötigten oder an einem 
ihm nahestehenden Menschen. Die Nummer 3 hat 
die Fälle im Auge, in denen der Erpresser sein 
Opfer fortgesetzt aussaugt. Der Entwurf umschreibt 
das mit den Worten, daß der Täter die Zwangslage, 
in die er sein Opfer durch die Erpressung gebracht 
hat, hartnäckig, das heißt immer wieder und ohne 
sich durch die Lage des Opfers oder irgendwelche 
Bedenken zurückhalten zu lassen, ausbeutet, also 
als Erwerbsquelle ausnutzt. In diesem Falle braucht 
der Täter nicht immer gewerbsmäßig zu handeln, so 
daß nicht gleichzeitig auch die Nummer 1 verwirk-
licht sein muß. Beutet der Täter nur ein einziges 
Opfer in einer fortgesetzten Handlung aus, ohne 
auf Erpressungen anderer Art auszugehen, scheidet 
gewerbsmäßiges Handeln aus. Die Nummer 4 um-
faßt zwei Unterfälle. Im ersten treibt der Erpresser 
den Genötigten oder den, den das angedrohte Übel 
treffen soll, also etwa die Frau des Genötigten, der 
mit einer schwerwiegenden Enthüllung gedroht 
wird, zu dem Entschluß, Selbstmord zu begehen, 
und der Bedrohte versucht mindestens auch, den 
Entschluß zu verwirklichen. In diesem Falle muß 
der Täter, wie auch in den Fällen der Nummern 1 
bis 3, vorsätzlich handeln. Nun wird es selten sein, 
daß ein Erpresser den bestimmten Vorsatz hat, sein 
Opfer in den Tod zu treiben. Denn der Tod des 
Opfers bedeutet in aller Regel auch das Ende der 
Erpressungsmöglichkeit. Handelt der Tätei wirklich 
mit bestimmtem Vorsatz und tötet sich das Opfer 
oder versucht es das wenigstens, so wird ein Tö-
tungsverbrechen anzunehmen sein, wenn der Er-
presser sein Opfer so weit in der Hand hat, daß ihm 
Tatherrschaft zuzusprechen ist. Er ist dann mittel-
barer Täter. Ist das jedoch nicht der Fall, so wird 
die Strafdrohung der Nummer 4 von Bedeutung. 
Sie wird es vor allem in den Fällen, in denen der 
Erpresser nur mit bedingtem Vorsatz handelt, also 
bis an die äußerste Grenze zu gehen bereit ist und 
sich mit dem etwaigen Selbstmord seines Opfers 
abfindet. In diesen, praktisch wichtigen Fällen schei-
det Tatherrschaft und .damit ein versuchtes oder 
vollendetes Tötungsverbrechen aus. Der zweite Un-
terfall der Nummer 4 bezieht sich auf den Fall, daß 
der Erpresser den Tod seines Opfers leichtfertig 
durch die Tat verursacht. Hier handelt der Täter 
also nicht vorsätzlich, aber grob fahrlässig (§ 18 
Abs. 3). Wie es zum Tode des Opfers kommt, etwa 
durch Selbstmord oder durch einen körperlichen Zu-
sammenbruch, der die Folge der Erpressung ist, ist 
gleichgültig. Der Übergang von Gefängnis zu Zucht-
haus ist hier deshalb gerechtfertigt, weil der Täter 
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nicht nur fahrlässig, sondern leichtfertig handelt. 
Außerdem zeigt sich in der schweren Folge, die der 
Täter grob fahrlässig herbeiführt, in aller Regel zu-
gleich auch die Schwere der Erpressung, der das 
Opfer ausgesetzt war. In dem Regelbeispiel eines 
besonders schweren Falles der Nötigung in § 171 
Nr. 3, der dem Fall der Nummer 4 verwandt ist, sind 
weniger strenge Voraussetzungen gefordert. Dort 
genügt es, wenn der Nötiger den Selbstmord oder 
einen Selbstmordversuch des Genötigten oder des-
jenigen, den das angedrohte Übel treffen soll, fahr-
lässig herbeiführt. Die verschiedene Ausgestaltung 
ist darauf zurückzuführen, daß es in den Fällen der 
Nummer 4 um den Übergang von Gefängnis zu 
Zuchthaus geht, nicht hingegen in den Fällen der 
schweren Nötigung. 

Als Regelstrafe droht Absatz 1 Zuchthaus bis zu 
zehn Jahren an. Das entspricht den Entwürfen von 
1925 bis 1930, bleibt allerdings hinter dem gelten-
den Recht insoweit zurück, als dort ein Höchstmaß 
von fünfzehn Jahren vorgesehen ist. Eine Höchst-
strafe von zehn Jahren dürfte jedoch ausreichen, 
um auch den schwersten Fällen, die noch kein Tö-
tungsverbrechen darstellen, gerecht zu werden. In 
minder schweren Fällen des Absatzes 1 sieht der Ent-
wurf in Absatz 2 Gefängnis von sechs Monaten bis 
zu fünf Jahren vor. 

§ 261 
Räuberische Erpressung 

Der Tatbestand der räuberischen Erpressung ist, 
wie schon erwähnt, gegenüber dem geltenden Recht 
im Entwurf dadurch erheblich eingeengt, daß der Ent

-

wurf alle Fälle, in denen der Täter dem Opfer eine 
fremde bewegliche Sache durch Gewalt oder Dro-
hung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben 
abnötigt, um sie sich oder einem Dritten widerrecht-
lich zuzueignen, als Raub behandelt. Eine weitere 
Einengung ist dadurch eingetreten, daß der Ent-
wurf für die Erpressung und damit auch für den Fall 
des § 261 eine Vermögensverfügung des Genötigten 
fordert, so daß die Fälle der absoluten Gewalt, bei 
denen dem Genötigten keinerlei Verfügungsmög-
lichkeit mehr bleibt, nicht als Erpressung bestraft 
werden können. Geht es dabei um die Wegnahme 
von Sachen, so ist regelmäßig Raub gegeben. Han-
delt es sich allerdings um Sachen, die dem Täter 
selbst gehören, etwa in einem Falle der Pfandkehr 
durch Anwendung von Gewalt, oder will der Täter 
keine Zueignung der Sache, sondern nur eine vor-
übergehende Benützung oder eine Sachentziehung, 
so versagt sowohl § 245 als auch § 261. Dasselbe 
gilt, wenn es nicht um Wegnahme von Sachen geht, 
der Täter das Opfer also etwa zwingt, die Vernich-
tung eines Schuldscheines zu dulden. In allen diesen 
Fällen kann zwar bestraft werden, jedoch nur aus 
Vorschriften mit milderer Strafdrohung, mindestens 
wegen Nötigung, die als besonders schwerer Fall 
mit Gefängnis von sechs Monaten bis zu zehn 
Jahren zu bestrafen ist. Es handelt sich hier um die 
Lückenfälle, von denen in der Begründung zu § 259 
die Rede ist. Da sie praktisch keine Rolle spielen, 
vielfach nicht als zuchthauswürdig erscheinen und 
stets Bestrafung nach einer anderen Vorschrift mög-
lich ist, nimmt sie der Entwurf in Kauf. In den Ent-
würfen von 1925 bis 1936, die auf den Tatbestand 

§ 261 
der räuberischen Erpressung überhaupt verzichten 
zu können meinten, entstanden weit empfindlichere 
Lücken, die nur bis zu einem gewissen Grade da-
durch ausgeglichen wurden, daß die Fälle der räu-
berischen Erpressung als besonders schwere Fälle 
der Erpressung angesehen werden konnten. 

Für § 261 bleiben die Fälle, daß der Täter oder 
ein anderer Beteiligter sein Opfer mit Gewalt gegen 
die Person oder durch Drohung mit gegenwärtiger 
Gefahr für Leib oder Leben nötigt, eine nachteilige 
Vermögensverfügung zu treffen, die nicht die Her-
ausgabe einer Sache ist, also etwa die Unterzeich-
nung eines Schuldscheines, oder daß er zwar zur 
Herausgabe einer Sache nötigt, die übrigen Voraus-
setzungen des § 245 aber nicht erfüllt sind. Daß 
dabei die Gewalt gegen den Genötigten selbst nicht 
mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben ver-
bunden zu sein braucht, ist bereits in der Begrün-
dung zu § 259 gesagt worden. 

Die Unterschiede zwischen den Taten, die § 261 
umfaßt, und dem Raube ergeben sich nicht aus einer 
verschiedenen Schwere der Taten, sondern aus dem 
gedanklichen Aufbau des Gesetzes. Kriminologisch 
und nach ihrem Unrechtsgehalt unterscheiden sich 
die Taten des § 245 und die des § 261 im wesent-
lichen nicht. Es ist daher nur folgerichtig, wenn die 
räuberische Erpressung entsprechend dem geltenden 
Recht wie der Raub bestraft wird. § 261 bringt das 
durch die Bestimmung zum Ausdruck, daß der Täter, 
falls nicht § 245 Abs. 1 unmittelbar anzuwenden ist, 
wie ein Räuber nach den §§ 245 und 246 bestraft 
wird. Die Klausel „wenn die Voraussetzungen des 
§ 245 Abs. 1 nicht vorliegen" soll die Natur des 
§ 261 als einer den § 245 ergänzenden Vorschrift 
deutlich machen. 

Bestrafung nach den §§ 245, 246 heißt, daß die-
jenigen Bestimmungen dieser beiden Vorschriften 
anzuwenden sind, deren Voraussetzungen in dem 
abzuurteilenden Fall der räuberischen Erpressung 
erfüllt sind. Hat der Täter also etwa eine Waffe 
verwendet, so ist § 245 Abs. 2 Nr. 1 anzuwenden. 
Handelt es sich dabei um eine Schußwaffe, so 
kommt § 246 Abs. 1 Nr. 1 zur Anwendung. Gefähr-
det der Täter durch den Angriff das Leben des An-
gegriffenen, so kommt § 246 Abs. 1 Nr. 2, verursacht 
er leichtfertig dessen Tod, § 246 Abs. 2 zum Zuge. 
Einzelne Bestimmungen der §§ 245 und 246 passen 
auf den Fall der räuberischen Erpressung nicht, so 
§ 245 Abs. 2 Nr. 2. Ihre Anwendung verbietet sich 
von selbst. Sie ausdrücklich auszuschließen, hätte 
die Fassung des § 261 zu schwerfällig gemacht. Bei 
gewissen Bestimmungen der §§ 245 und 246 könnte 
es fraglich sein, inwieweit sie in den Fällen räube-
rischer Erpressung eingreifen, also etwa bei § 246 
Abs. 1 Nr. 3 oder 4. Zu richtigen Ergebnissen kommt 
man, wenn man sich in diesen Bestimmungen an die 
Stelle des Wortes „Raub" oder „Rauben" das Wort 
„räuberische Erpressung" eingesetzt denkt. 

Die den Besonderheiten des Falles angepaßte be-
wegliche Strafdrohung des § 261, die auf die ver-
schiedenen Strafdrohungen der §§ 245 und 246 zu-
rückgreift, ermöglicht gerechtere Ergebnisse als eine 
selbständige Strafdrohung für die räuberische Er-
pressung. Aus diesem Grunde ist schon das geltende 
Recht denselben Weg gegangen. 
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§§ 262, 263 
§ 262 

Sicherungsaufsicht 
Die Vorschrift faßt, wie das ähnlich schon im 

1. und 2. Titel dieses Abschnitts geschehen ist, die 
Fälle des Titels zusammen, in denen das Gericht 
Sicherungsaufsicht anordnen kann, auch wenn die 
Voraussetzungen des § 91 Abs. 1 Nr. 1 nicht erfüllt 
sind. Es sind die Tatbestände des Bewerbs- und 
berufsmäßigen Betruges, des gewerbsmäßigen Aus-
wanderungsbetruges, der schweren und der räube-
rischen Erpressung. In diesen Fällen besteht vielfach 
schon nach der Art der Tat beträchtliche Rückfall-
gefahr. Die Voraussetzungen des § 91 Abs. 1 Nr. 1 
werden häufig erfüllt sein. Ist das nicht der Fall, 
verhängt das Gericht aber Zuchthaus oder eine Ge-
fängnisstrafe von mindestens sechs Monaten und 
besteht die Gefahr, daß der Täter ein gesetzwidri-
ges Leben führen wird, so kann das Gericht die 
Maßregel anordnen. 

Fünfter Titel 

Untreue 

§ 263 
Untreue 

Der geltende § 266 StGB weist Mängel auf, wie 
allgemein anerkannt ist. Der Entwurf will diese 
Mängel beseitigen. Er ist darum bemüht, den Tat-
bestand mit eindeutigen Merkmalen abzugrenzen 
und dadurch zugleich den Anwendungsbereich der 
Untreue im Vergleich zum geltenden Recht einzu-
schränken. 

§ 266 StGB in der vor dem Gesetz vom 26. Mai 
1933 (Reichsgesetzbl. I S. 295) geltenden Fassung 
hatte den wissenschaftlichen Streit nach dem „We-
sen der Untreue" ausgelöst. Die Wortfassung führte 
zu der Frage, ob der Mißbrauch rechtsgeschäftlicher 
Vertretungsbefugnis oder die Verletzung bestimm-
ter Treupflichten der die Strafwürdigkeit begrün-
dende Grundgedanke der Strafvorschrift sei. Schwie-
rigkeiten bereitete der Praxis insbesondere die 
Nummer 2 der alten Vorschrift. Äußere Tathandlung 
der Untreue war nach dem Wortlaut allein das 
„Verfügen über Vermögensstücke des Auftragge-
bers". Diese Wortfassung wurde von der Recht-
sprechung als zu eng angesehen und schließlich 
mit Hilfe des Begriffes einer „wirtschaftlichen Ver-
mögenszugehörigkeit" und des sogenannten „Indi-
vidualanspruchs" ausdehnend angewendet. Gleich-
wohl blieben bei der ausdrücklichen Beschränkung 
der Tathandlung auf die pflichtwidrige „Verfügung" 
strafwürdige Fälle straflos. Auch die Kasuistik der 
alten Fassung ließ viele Lücken. Das Gesetz zur 
Änderung strafrechtlicher Vorschriften vom 26. Mai 
1933 (Reichsgesetzbl. I S. 295) glaubte die methodi-
schen und praktischen Schwierigkeiten lösen zu 
können, indem es bei der Neufassung des § 266 den 
„Treubruchstatbestand" neben den „Mißbrauchstat-
bestand" stellte. Damit war zwar dem kriminalpoli-
tischen Bedürfnis nach Ausdehnung des Tatbestan-
des Rechnung. getragen. Jedoch ergaben sich zugleich 
Probleme in anderer Richtung. Abgesehen von der 
Schwierigkeit, beide Fallgruppen zu unterscheiden, 

verlangte das praktische Bedürfnis nunmehr die 
Einschränkung des Treubruchstatbestandes. 
Kommt es beim äußeren Tatbestand allein darauf 
an, ob der Täter die ihm kraft eines Treuverhält-
nisses obliegende Pflicht, fremde Vermögensinter-
essen wahrzunehmen, verletzt hat, so könnte — 
dem Wortlaut nach — nahezu jede Vertragsverlet-
zung bestraft werden. Dies aber widerspricht dem 
kriminalpolitischen Zweck der Strafvorschrift. Die 
Strafvorschrift über die Untreue hat nicht die Auf-
gabe, ein umfassendes System strafrechtlichen Ver-
mögensschutzes durch eine Generalklausel abzu-
schließen, sondern im Bereich der Treupflicht zur 
Wahrnehmung fremder Vermögensinteressen eine 
abschließend umschriebene Gruppe von Handlungen 
zu Straftaten zu erklären, deren Straflosigkeit für 
das allgemeine Rechtsempfinden unerträglich wäre. 
Durch die weite Fassung des geltenden Rechts ent-
stehen auch Schwierigkeiten bei der Abgrenzung 
der Untreue von der Unterschlagung in der Form 
der sogenannten Veruntreuung. Die Rechtsprechung 
ist deshalb seit dem Inkrafttreten der Novelle darum 
bemüht, den Treubruchstatbestand sinnvoll einzu-
grenzen, und verlangt, daß die Pflicht, fremde Ver-
mögensinteressen wahrzunehmen, der „typische und 
wesentliche Inhalt" des Treuverhältnisses ist. Es 
müssen Pflichten von Gewicht verletzt werden. Die 
Beauftragung mit einer untergeordneten Tätigkeit 
oder mit einer nur mechanischen Leistung kommt 
für den Treubruch nicht in Betracht. Gerade aber 
diese Bemühungen der Praxis lassen die Mängel 
des geltenden Rechts zutage treten: Das Gesetz 
gibt bei der Beschreibung des Tatbestandes keine 
Abgrenzungsmerkmale, die erkennen lassen, wo-
durch sich die strafrechtlich gesicherte Pflicht (Treu-
pflicht), fremde Vermögensinteressen wahrzuneh-
men, von sonstigen, insbesondere durch Rechts-
geschäfte begründeten Pflichten, fremde Vermögens-
belange zu berücksichtigen, unterscheidet. Diese 
Abgrenzung und damit zugleich die Bestimmung des 
Wesens der Untreue wird der Rechtsprechung über-
lassen. Die Gerichte mögen im allgemeinen diese 
ihr überlassene Aufgabe gelöst haben und zu an-
gemessenen Ergebnissen gelangt sein. Gleichwohl 
hält der Entwurf die Beibehaltung des bisherigen 
unklaren Tatbestandes nicht für tragbar, zumal die 
geltende Vorschrift trotz ihrer einschränkenden 
Auslegung in der Praxis in unangemessener Weise 
zur Bestrafung von Vertragsverletzungen geführt 
hat. Die Frage nach der Strafbarkeit der Untreue 
hängt zur Zeit von der Beurteilung der Umstände 
des einzelnen Falles ab, bei der wiederum vorwie-
gend kriminalpolitische Gesichtspunkte maßgebend 
sind. Das ist mit rechtsstaatlichen Grundsätzen nicht 
vereinbar. Es ist die Aufgabe des Gesetzes, dem 
Tatbestand eine Fassung zu geben, die es ermög-
licht, von vornherein und mit brauchbaren Maß-
stäben den Wesensgehalt der Untreue zu bestim-
men und dabei die Grenzen der Strafbarkeit mit 
begrifflicher Schärfe festzulegen. 

In dem Bemühen um einen eindeutigen Tatbe-
stand lehnt der Entwurf die weite Treubruchstheorie 
ab; er gibt aber auch die Mißbrauchstheorie auf 
und verläßt damit die Unterscheidung zwischen Miß-
brauchs- und Treubruchstatbestand. Gleichwohl 
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bleibt der innere Zusammenhang mit dem früheren 
Recht gewahrt: Das Wesentliche der Untreue liegt 
nicht in der Verletzung einer Vertretungsbefugnis, 
d. h. darin, daß der Täter gerade die ihm einge-
räumte Möglichkeit, mit Wirkung für den Vertre-
tenen zu handeln, mißbraucht. Wesentlich ist viel-
mehr die Verletzung von Treupflichten, aber nur 
von solchen Pflichten, die mit einer Vertretungs-
befugnis verbunden sind. Dabei kommt es aller-
dings nur darauf an, ob der Täter mit Wirkung für 
fremdes Vermögen handeln kann, nicht aber, ob er 
im eigenen oder fremden Namen auftritt oder auf-
treten soll. Zwischen dem sogenannten offenen oder 
versteckten Vertreter besteht kein Unterschied. Ent-
scheidend ist allein, daß er damit betraut ist, Ver-
mögensangelegenheiten eines anderen durch Ab-
schluß von Rechtsgeschäften für dessen Rechnung 
zu besorgen. Liegen nämlich diese Voraussetzungen 
vor, so besteht ein besonderes schutzwürdiges Ver-
trauensverhältnis. Der Vertretungsberechtigte hat 
infolge seiner Verpflichtung, fremde Vermögens-
angelegenheiten zu besorgen, und infolge seiner 
ihm deshalb eingeräumten Vertretungsmacht Ge-
legenheit, das Vermögen des Vertretenen zu schä-
digen. In diesem Umfang ist die pflichtwidrige Ver-
letzung der Vertreterpflichten strafwürdig. Damit 
bringt der Entwurf — nach dem Vorbild von Re-
formvorschlägen aus dem Schrifttum — eine engere 
Treubruchstheorie zur Anwendung. Seine Lösung 
vereinigt Elemente des geltenden § 266 StGB mit 
dem des früheren Tatbestandes: Nach § 266 StGB 
der ursprünglichen Fassung konnte Täter der Un-
treue grundsätzlich nur sein, wer rechtliche Vertre-
tungsmacht für einen anderen hatte. Zu eng war 
lediglich die Beschreibung des Täterkreises und der 
Tathandlung, in der das Gesetz den Mißbrauch der 
Vertretungsbefugnis sah. Der geltende § 266 StGB 
vermeidet diesen Fehler, steckt jedoch den Kreis 
der in Betracht kommenden Täter so weit, daß 
schlechthin jede Vertragsverletzung erfaßt werden 
kann. Der Entwurf hingegen beruht auf der Erkennt-
nis, daß es möglich ist, den Kreis der Täter einzu-
engen, ohne zugleich die Tathandlungen zu be-
schränken. Bei dieser Einengung erhält der Untreue-
tatbestand einen charakteristischen Unterschied ge-
genüber der Unterschlagung. 

Bei der Einzelausgestaltung der einge-
schränkten Treubruchstheorie unterscheidet der Ent-
wurf in den Absätzen 1 und 2 des § 263 zwei Fall-
gruppen. Absatz 1 betrifft die Fälle der Vermögens-
verwaltung, Absatz 2 die Geschäftsbesorgungen 
ohne Vermögensverwaltung, kraft deren jemand 
damit betraut ist, für Rechnung eines anderen 
Rechtsgeschäfte abzuschließen. Diese Befugnis ist 
auch bei der Vermögensverwaltung kennzeichnend. 
Gleichwohl ist es erforderlich, die beiden genannten 
Fallgruppen in zwei Absätzen zu unterscheiden: Bei 
der Verwaltung eines Vermögens im ganzen oder 
von Vermögensteilen ist die Treupflicht in der Re-
gel umfassender als bei einem Geschäftsbesorgungs-
verhältnis anderer Art. Wer mit rechtsgeschäftlicher 
Vermögensverwaltung für einen anderen betraut ist, 
steht in einer besonderen Vertrauensstellung und 
hat zugleich so weitreichende und gefährliche Mög-
lichkeiten, das anvertraute Vermögen zu schädigen, 

§ 263 
daß die absichtliche oder wissentliche Schädigung 
des fremden Vermögens durch ihn in jedem Falle 
strafwürdig ist. Die Betrauung mit einer Vermö-
gensverwaltung kann auch bedeutsam sein für die 
Entscheidung über die Pflichtwidrigkeit, insbeson-
dere bei Begehen der Tat durch Unterlassen (§ 13), 
aber auch für die Beurteilung der Fälle, in denen 
ein Interessenwiderstreit besteht. Im übrigen sind 
bei Absatz 1 neben der Vermögensverwaltung die 
Fälle der Aufsicht über eine solche Verwaltung zu 
berücksichtigen. Die Unterscheidung von zwei Fall-
gruppen in den Absätzen 1 und 2 ist aber vor allem 
erforderlich, weil, wie noch näher auszuführen sein 
wird, bei den Geschäftsbesorgungen ohne Vermö-
gensverwaltung in Absatz 2 Fälle, die nicht straf-
würdig sind, durch eine Verschärfung der Voraus-
setzungen des inneren Tatbestandes ausgeschieden 
werden müssen. 

Absatz 1 erfaßt mit der Nummer 1 die Fälle 
der Vermögensverwaltung. Durch die Verwendung 
des Begriffes „betrauen" soll klargestellt werden, 
daß nur solche Fälle getroffen sind, in denen der 
Täter von einem anderen mit der Vermögens-
verwaltung beauftragt ist und daß die Fälle der 
Geschäftsführung ohne Auftrag ausscheiden. Die 
Beispiele in Buchstabe a) und b) der Nummer 1 sol-
len den Begriff „Vermögensverwaltung" deutlich 
machen und zugleich die Abgrenzung von Absatz 1 
und 2 erleichtern. Buchstabe a) betrifft die Vermö-
gensverwaltung bei juristischen Personen durch de-
ren Organe. Insoweit wird auch auf die Begründung 
zu § 14 Bezug genommen. Buchstabe b) zählt eine 
Reihe von typischen Vermögensverwaltern auf. 
Buchstabe c) unterwirft dem Absatz 1 auch andere 
Vermögensverwaltungen, gleichviel ob sie auf Ge-
setz, behördlichem Auftrag oder Rechtsgeschäft be-
ruhen. Zu den hierdurch erfaßten Vermögensver-
waltern gehören etwa die Eltern als Verwalter des 
Kindesvermögens, die Verwalter nichtrechtsfähiger 
Stiftungen, die Liquidatoren offener Handelsgesell-
schaften und diejenigen, die vom Träger eines Pri-
vatvermögens mit dessen Verwaltung beauftragt 
werden. Nummer 2 bezieht diejenigen ein,  die 

 eine Vermögensverwaltung kraft Gesetzes, behörd-
lichen Auftrags oder Rechtsgeschäfts zu beaufsich-
tigen haben, also etwa die Aufsichtsorgane juristi-
scher Personen. Wenn solche Aufsichstorgane durch 
vorsätzliche Vernachlässigung ihrer Pflichten den 
vertretungsberechtigten Organen die Möglichkeit 
gewähren, das Vermögen der juristischen Person zu 
schädigen, so verdienen sie die Bestrafung wegen 
Untreue. 

Tathandlung der Untreue nach Absatz 1 ist das 
pflichtwidrige Führen der Verwaltung oder Auf-
sicht. In Frage kommen nicht nur pflichtwidrige Ver-
fügungen über Mittel oder Gegenstände, die der 
Täter zur oder bei der Vermögensverwaltung er-
hält, sondern auch alle tatsächlichen schädigenden 
Handlungen, aber auch Unterlassungen, z. B. das 
Verjährenlassen einer Forderung oder die Versäu-
mung einer Schadensabwendung. Ob der Täter 
pflichtwidrig handelt, ergibt sich aus dem Inhalt des 
Treueverhältnisses, d. h. des Rechtsverhältnisses, 
auf dem die Vermögensverwaltung oder Beaufsich-
tigung im einzelnen Fall beruht. Für den Begriff 
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des Vermögensnachteils gelten im Vergleich zu an-
deren Vorschriften, die diesen Begriff verwenden 
(z. B. §§ 252, 259), keine Besonderheiten. In sujbek-
tiver Hinsicht genügt zur Strafbarkeit wegen Un-
treue nach geltendem Recht, daß der Täter mit be-
dingtem Vorsatz handelt,  und zwar hinsichtlich des 
Mißbrauchs der Verfügungsbefugnis oder der Treu-
verletzung, aber auch in bezug auf die Pflichtwidrig-
keit und den Vermögensnachteil. Der Entwurf läßt 
zwar bedingten Vorsatz genügen, soweit es sich 
um die pflichtwidrige Führung der Verwaltung oder 
der Aufsicht handelt, setzt aber bei Absatz 1 — 
ebenso wie bei Absatz 2 — für die Strafbarkeit 
voraus, daß der Täter den Vermögensnachteil dem 
ihm anvertrauten Vermögen absichtlich oder wis-
sentlich zufügt. Dadurch wird der Anwendungsbe-
reich der Strafvorschrift weiter eingeengt. Von der 
Strafbarkeit werden dadurch nicht nur die soge-
nannten „Risikogeschäfte" ausgeschlossen, bei de-
nen nicht schon das objektive Merkmal der Pflicht-
widrigkeit fehlt, sondern auch Fälle, in denen der 
Täter zwar die Vermögensverwaltung pflichtwidrig 
führt, aber nur aus Nachlässigkeit handelt, sei es, 
daß es ihm nicht darauf ankommt, den Vermögens-
nachteil herbeizuführen, sei es, daß er den Eintritt 
eines solchen Nachteils nicht als sicher vorsieht 
(§ 17). In diesen Fällen der Nachlässigkeit mögen 
zivilrechtliche Folgen eintreten; kriminelle Strafe 
ist jedoch nicht angemessen. 

In den Fällen des Absatzes 2 wird — im Gegen-
satz zu denen des Absatzes 1 — das Treuverhältnis 
nicht durch die Übernahme einer Verwaltung oder 
Beaufsichtigung eines Vermögens im ganzen, son-
dern dadurch begründet, daß der Täter mit der Be-
sorgung einzel n er Vermögensangelegenheiten 
eines anderen betraut ist. Merkmal des Treuver-
hältnisses ist hier, daß der Täter damit betraut ist, 
Rechtsgeschäfte für Rechnung des anderen abzu-
schließen. Gegenüber der weiten Fassung des § 266 
StGB erfährt der Tatbestand der Untreue dadurch 
eine wesentliche Einschränkung. Soll wegen Un-
treue nur strafbar sein, wer damit betraut ist, einen 
anderen in dem eben beschriebenen Sinn rechtsge-
schäftlich zu vertreten, so bleiben alle sonstigen 
Dienstleistungen und Geschäftsbesorgungen außer 
Betracht. Wer mit bloß mechanischer oder techni-
scher Tätigkeit für einen anderen betraut ist, z. B. 
der Bote, das Hausmädchen, der Verwahrer einer 
Sache oder der Lagerverwalter, scheidet aus dem 
Täterkreis aus. Der Kassenbote, der das ihm anver-
traute Geld sich oder einem anderen rechtswidrig 
zueignet, begeht nicht Untreue, sondern Unterschla-
gung. Dadurch wird eine Streitfrage bereinigt, die 
das geltende Recht aufwirft und bei der die Schwie-
rigkeit der Abgrenzung des Untreuetatbestandes be-
sonders deutlich hervorgetreten ist. Das Merkmal 
der Besorgung von Vermögensangelegenheiten 
eines anderen für dessen Rechnung schließt alle 
Tätigkeiten für eigene Rechnung und im eigenen 
Interesse aus. Nach dem Entwurf begeht daher nicht 
Untreue der Eigentümer, der über den ihm nur zur 
Sicherung übereigneten Gegenstand widerrechtlich 
verfügt. Der Vorbehaltskäufer, der die unter Eigen-
tumsvorbehalt erworbene Sache vertragswidrig wei-
terveräußert, begeht nicht Untreue, sondern Unter-
schlagung. Das gleiche gilt bei der vertragswidrigen 

Verfügung des Sicherungsgebers, der im Besitz der 
zur Sicherung übereigneten Sache geblieben ist. 
Auch die vertragswidrige Verwendung von Kredi-
ten wird von dem Untreuetatbestand grundsätzlich 
nicht erfaßt. 

Tathandlung ist sowohl nach Nummer 1 als 
auch nach Nummer 2 das pflichtwidrige Führen 
des übertragenen Geschäfts. Dabei ist die „pflicht-
widrige Verfügung" zum Zwecke der Anschaulich-
keit als ein typisches Beispiel hervorgehoben. Neben 
der Verfügung über „Gegenstände" ist auch die Ver-
fügung über „Mittel" des Treugebers genannt. Da-
durch wird deutlich, daß die Tat auch in bezug auf 
solche Gegenstände begangen werden kann, die, 
zivilrechtlich betrachtet, in das Eigentum des Täters 
gelangt sind, z. B.  in bezug auf fremdes Geld, das 
der Täter mit seinem eigenen vermischt hat oder 
das ihm übereignet worden ist. Insoweit besteht 
kein Unterschied zu Absatz 1. Sind die Tatbestands-
merkmale des Absatzes 2 hinsichtlich des Täterkrei-
ses erfüllt, so kann der Vermögensnachteil durch 
jede Art von Pflichtverletzung verursacht werden: 
durch positives Tun ebenso wie durch Unterlassen, 
durch rechtsgeschäftliche Verpflichtungen oder Ver-
fügungen, aber auch durch tatsächliche Einwirkun-
gen auf das Vermögen, das Gegenstand des Treu-
verhältnisses ist. 

Der subjektive Tatbestand des Absatzes 2 ist je-
doch enger als der des Absatzes 1. Zwar genügt 
auch hier bedingter Vorsatz, soweit es sich um das 
pflichtwidrige Führen der dem Täter übertragenen 
Geschäfte handelt. Bei der Zufügung des Vermö-
gensnachteils hingegen unterscheidet der Entwurf. 
Kommt es dem Täter darauf an, dem Geschäfts-
herrn einen Vermögensnachteil zuzufügen, handelt 
er also in dieser Hinsicht absichtlich (§ 17), so ist 
damit der subjektive Tatbestand erfüllt (Nummer 1). 
Insoweit stimmt Absatz 2 mit Absatz 1 überein. 
Fehlt jedoch diese Absicht, so setzt der Entwurf vor-
aus, daß der Täter dem Geschäftsherrn den Vermö-
gensnachteil wissentlich zufügt und dabei außerdem 
in der Absicht handelt, durch die Tat sich oder einen 
anderen zu bereichern (Nummer 2). Wer den Ge-
schäftsherrn durch sein Handeln absichtlich schädigt, 
ist ebenso strafwürdig wie der ungetreue Vermö-
gensverwalter in den vom Absatz 1 erfaßten Fällen-
Hingegen kommen im Bereiche einzelner Geschäfts-
besorgungen Fälle pflichtwidrigen Handelns vor, in 
denen trotz wissentlicher Schädigung des Auftrag-
gebers die Bestrafung des Täters nicht angemessen 
wäre und der zivilrechtliche Schutz ausreicht. Das 
gilt insbesondere für Geschäftsbesorgungen, die aus 
Gefälligkeit übernommen werden, für Schädigungen 
aus Nachlässigkeit, Trägheit oder Bequemlichkeit 
und Schädigungen, die durch Unterlassen herbeige-
führt werden, insbesondere bei Tätern, die in einem 
Arbeits- oder Dienstverhältnis stehen. Erst die Ab-
sicht, sich oder einen anderen durch die Vermögens-
schädigung zu bereichern, begründet in diesen Fäl-
len die Strafwürdigkeit. 

Als Strafe wird in den beiden Absätzen Gefäng-
nis bis zu drei Jahren oder Strafhaft angedroht. Die-
ser Strafrahmen entspricht dem Grundstrafrahmen 
bei anderen Vermögensdelikten, wie Diebstahl, Un-
terschlagung, Betrug (§§ 235, 240, 252). Das Verhält- 
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nis der Untreue zur Unterschlagung wird durch § 240 
Abs. 1 dahin geklärt, daß die Unterschlagung gegen-
über der Untreue subsidiär ist. Dieses Verhältnis 
wird auch durch die Strafdrohungen bedingt. Da für 
besonders schwere Fälle der Untreue in § 264 
schwerere Strafe angedroht ist als für besonders 
schwere Fälle der Unterschlagung in § 240 Abs. 3, 
muß der Tatbestand der Unterschlagung in allen 
Fällen zurücktreten, in denen sich die Tat als Un-
treue darstellt. Wie im geltenden Recht bleibt der 
Versuch straflos. Erst wenn der Vermögensnachteil 
tatsächlich eingetreten ist, ist die Tat greifbar. Dies 
folgt aus der Eigenart des Tatbestandes. Es besteht 
kein kriminalpolitisches Bedürfnis, das pflichtwidrige 
Führen einer fremden Vermögensanlegehenheit, bei 
dem lediglich die Möglichkeit oder Wahrscheinlich-
keit eines Vermögensnachteils besteht, zu bestrafen, 
ganz abgesehen von den praktischen Schwierigkei-
ten, diese Möglichkeit feststellen zu können. Es ent-
steht allerdings damit eine gewisse Spannung zu 
§ 240, weil der Versuch der Unterschlagung strafbar 
ist, die Unterschlagung aber andererseits grundsätz-
lich hinter der Untreue zurücktritt, wenn auch de-
ren Voraussetzungen gegeben sind. Ist das der Fall, 
so wird die Tat, wenn es nur zum Versuch gekom-
men ist, nach § 240 Abs. 2 bestraft, hingegen nach 
§ 263, wenn die Tat vollendet wird. Denn im ersten 
Fall ist die Tat nicht als Untreue mit Strafe bedroht. 
Der Entwurf nimmt dieses Ergebnis in Kauf. Das ist 
auch möglich, weil die Grundstrafdrohung in den 
§§ 240 und 263 dieselbe ist. Der Unterschied in den 
Strafdrohungen für besonders schwere Fälle kann 
hingenommen werden, weil der Strafrahmen des 
§ 240 Abs. 3, wie bereits dargelegt, niedriger ist als 
der des § 264. 

Absatz 3 will Zweifel ausschließen, die ange-
sichts der Wortfassung des Absatzes 1, insbeson-
dere bei Nummer 1 Buchst. a), und des Absatzes 2 
auftreten könnten: er stellt klar, daß die Bestrafung 
wegen Untreue nicht etwa dann ausgeschlossen ist, 
wenn im einzelnen Fall der behördliche Auftrag 
oder das Rechtsgeschäft, das der Betreuung zu-
grunde liegt, rechtlich unwirksam ist. Strafrechtlich 
kann es darauf nicht ankommen. Insoweit schützt 
der Entwurf auch tatsächliche Treuverhältnisse. 
Eine ähnliche Vorschrift enthalten § 14 Abs. 2, § 109 
Abs. 3 Satz 2 und § 120 Abs. 3. 

Absatz 4 verweist auf § 247. Die Erwägungen, 
die bei dem „Haus- und Familiendiebstahl" für eine 
Sonderregelung sprechen, wenn der Verletzte eine 
dem Täter nahestehende Person ist, gelten auch bei 
der Untreue. 

Die Neuregelung der Untreue ermöglicht es, auf 
Sondervorschriften des Nebenstrafrechts über Un-
treue im Handelsverkehr weitgehend zu verzichten. 
Darauf ist schon in der Einleitung der Begründung 
zum Besonderen Teil unter I. hingewiesen worden. 

§ 264 
Schwere Untreue 

Die Vorschrift sieht für besonders schwere Fälle der 
Untreue eine erhöhte Mindeststrafe vor. Als Regel-
beispiel berücksichtigt Nummer 1 den Fall des ge-
winnsüchtigen Handelns. Bei dem Begriff der Ge-

§ 264 
winnsucht geht der Entwurf wie in § 52 von dem 
Inhalt aus, den die Rechtsprechung diesem Begriff 
nach geltendem Recht gegeben hat. Auf die Begrün-
dung zu § 52 wird Bezug genommen. Das Beispiel 
in Nummer 2 (Herbeiführung der wirtschaftlichen 
Bedrängnis für den Verletzten) entspricht § 253 Nr. 1 
beim schweren Betrug. Insoweit wird auf die Be-
gründung zu § 253 hingewiesen. Das Beispiel in 
Nummer 3 (Mißbrauch der Befugnis oder Stellung 
als Amtsträger) steht in Beziehung zu dem Beispiel 
in § 240 Abs. 2 Nr. 3 bei der Unterschlagung. Liegt 
dort in der Regel ein besonders schwerer Fall vor, 
wenn die Sache dem Täter als Amtsträger anver-
traut oder zugänglich geworden ist, so muß der 
Mißbrauch der Amtsstellung auch bei der Untreue 
ein besonders schwerer Fall sein, wenn der Täter 
die Absicht hatte, durch den Mißbrauch sich oder 
einen anderen zu bereichern. Dadurch, daß neben 
dem Mißbrauch der „Befugnisse" auch der Miß-
brauch der „Stellung" als Amtsträger hervorgeho-
ben ist, sollen die Fälle erfaßt werden, in denen der 
Täter in seiner Eigenschaft als Amtsträger privat-
rechtliche Pflichten zu erfüllen hat, z. B. als Auf-
sichtsratsmitglied einer Aktiengesellschaft, 

Sechster Titel 

Wucher 
Das geltende Strafgesetzbuch kannte bei seinem 

Inkrafttreten keine Strafvorschriften gegen den 
Wucher. Das entsprach der damals vorherrschenden 
liberalistischen Wirtschaftsauffassung. Das Fehlen 
solcher Vorschriften führte aber bald zu Mißständen, 
die den Gesetzgeber zum Eingreifen zwangen. Das 
Gesetz betreffend den Wucher vom 24. Mai 1880 
(Reichsgesetzbl. S. 109), das später durch das Gesetz 
vom 19. Juni 1893 (Reichsgesetzbl. S. 197) geändert 
und durch die Vorschriften über den Sachwucher 
erweitert wurde, schloß diese Lücke. Seither sind 
diese Vorschriften — von der Einführung der Zucht-
hausstrafe für besonders schwere Fälle abgesehen — 
sachlich nicht mehr geändert worden. Sie richten sich 
nach ihrem Grundgedanken gegen den, der die wirt-
schaftliche Schwäche einer bestimmten anderen Per-
son ausbeutet, um sich auf deren Kosten zu berei-
chern (sogenannter Individualwucher). Nicht von 
diesen Vorschriften erfaßt sind die Fälle, in denen 
es nicht um die wirtschaftliche Ausbeutung eines 
einzelnen geht, sondern um die Ausnutzung der 
wirtschaftlichen Not der Allgemeinheit (sogenannter 
Sozialwucher). Diese Erscheinungsformen des Wu-
chers und der Preistreiberei nahmen vor allem wäh-
rend der beiden Weltkriege und in den Zeiten wirt-
schaftlichen Niedergangs nach diesen Kriegen über-
hand. Der Gesetzgeber begegnete ihnen durch wirt-
schaftsstrafrechtliche Sondervorschriften, die den 
jeweiligen wirtschaftspolitischen Bedürfnissen ange-
paßt und wieder gelockert oder auch aufgehoben 
wurden, wenn nach den wirtschaftlichen Verhält-
nissen ein besonderer strafrechtlicher Schutz auf 
diesem Gebiet als entbehrlich erschien. Nach der 
Überwindung der drängendsten Notlage der dem 
zweiten Weltkrieg folgenden Nachkriegsjahre hatte 
das Wirtschaftsstrafgesetz vom 9. Juli 1954 (Bundes-
gesetzbl. I S. 175) zunächst auf eine Strafvorschrift 
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vor § 265 

gegen Preistreiberei verzichtet und sich mit den 
Strafvorschriften für Verstöße gegen die damals 
noch geltenden Preisvorschriften begnügt. Das Ge-
setz zur Änderung des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 
vom 19. Dezember 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 924) hat 
jedoch in dem § 2a des Wirtschaftsstrafgesetzes 
wiederum eine besondere Strafvorschrift gegen 
Preisüberhöhung geschaffen, die dem Schutz der All-
gemeinheit vor wirtschaftlicher Ausbeutung oder 
Übervorteilung dienen soll. Ihre Geltungsdauer ist 
durch das Gesetz vom 21. Dezember 1958 (Bundes-
gesetzbl. I S. 949) bis zum 31. Dezember 1962 be-
grenzt worden. 

Mit dem Sozialwucher, der die wirtschaftlichen 
Nöte der Gesamtheit eigensüchtig ausnutzt, befaßt 
sich der Entwurf nicht. Denn es hängt von den je-
weiligen wirtschaftlichen Zeitverhältnissen ab, ob 
und in welchem Umfang ein Bedürfnis besteht, solche 
Verhaltensweisen unter Strafdrohung zu stellen. Für 
ein auf Dauer und Beständigkeit angelegtes Gesetz-
gebungswerk ist für eine Regelung dieses Sachge-
biets kein Raum. Der Entwurf sieht daher, wie das 
geltende Strafgesetzbuch, in diesem Titel nur Straf-
tatbestände gegen die Ausbeutung der wirtschaft-
lichen Schwäche des einzelnen vor. 

Das geltende Recht (§§ 302a bis 302e StGB) unter-
scheidet zwischen Kreditwucher und Sachwucher. 
Hiernach sind wucherische Kreditgeschäfte stets 
(§§ 302a, 302b StGB) strafbar, wucherische Rechts-
geschäfte anderer Art (§ 302e StGB) nur dann, wenn 
sie gewerbs- oder gewohnheitsmäßig begangen wer-
den (§ 302d StGB). Auch der sogenannte Nach-
wucher (§ 302c StGB) ist nur, wenn er sich auf einen 
Kreditwucher stützt, unter Strafe gestellt. 

Der Entwurf ändert die Wuchervorschriften in 
mehrfacher Hinsicht. Zwischen Kredit- und Sach-
wucher unterscheidet er nicht mehr (§ 2(35). Die un-
terschiedliche Behandlung dieser Wucherarten im 
geltenden Recht geht auf das bereits angeführte Ge-
setz vom 19. Juni 1893 zurück, das die Strafbarkeit 
des Sachwuchers einführte. Man glaubte damals, daß 
es mit der Sicherheit des Verkehrs kaum vereinbar 
sei, jede rücksichtslose Ausnutzung gewisser Um-
stände und jede Erzielung ungewöhnlicher Ge-
schäftsgewinne, auch wenn sie im einzelnen Fall 
sittlich verwerflich sein sollten, ohne weiteres straf-
rechtlicher Verfolgung auszusetzen. Dem ist jedoch 
entgegenzuhalten, daß der Sachwucher an Verwerf-
lichkeit dem Kreditwucher keineswegs nachsteht. 
Gerade die verwerflichsten Wucherarten, wie etwa 
der Grundstücks-, der Miet-, der Lohn- und der 
Viehwucher, sind Erscheinungsformen des Sachwu-
chers. Bliebe es beim geltenden Recht, so hätte das 
die eigenartige Folge, daß der Verkauf eines Grund-
stücks unter wucherischen Bedingungen nur bei ge-
werbsmäßiger Begehung, die wucherische Verschaf-
fung der zum Ankauf des Grundstücks erforder-
lichen Geldmittel im Wege der Hingabe eines Dar-
lehens hingegen schon in der einfachen Begehungs-
form strafbar wäre. Es muß damit gerechnet werden, 
daß die Verfolgung strafwürdiger Fälle oft an Be-
weisschwierigkeiten scheitern wird, solange in den 
Fällen des Sachwuchers die Strafbarkeit vom Nach-
weis der Gewerbs- oder Gewohnheitsmäßigkeit ab-
hängt. Aber noch weitere Erschwerungen in der 

praktischen Handhabung folgen aus der gesetzlichen 
Trennung zwischen Kredit- und Sachwucher: Einmal 
ist die Grenze zwischen diesen beiden Wucherfor-
men flüssig, zum anderen ist die Rechtsprechung 
beim Kreditwucher in der Frage, welche zweiseiti-
gen Rechtsgeschäfte „denselben wirtschaftlichen 
Zwecken dienen sollen" wie ein Darlehen, nicht ein-
heitlich. Die tatbestandliche und begriffliche Zusam-
menfassung des Kredit- und Sachwuchers in einem 
einheitlichen Wuchertatbestand beseitigt diese prak-
tischen Schwierigkeiten, ermöglicht eine übersicht-
lichere und straffere Fassung der Wuchervorschrif-
ten und bringt daher eine wesentliche Vereinfachung 
für die praktische Rechtspflege. Sondervorsrchiften 
für den Miet- und Lohnwucher erübrigen sich. Auch 
ist die sachwidrige Beschränkung der Strafbarkeit 
des Nachwuchers auf die Fälle, in denen er sich auf 
ein Kreditwuchergeschäft stützt, mit der Schaffung 
des einheitlichen Wuchertatbestandes beseitigt. 

Die Strafdrohungen  dieses Titels haben im Ent-
wurf eine grundlegende Umgestaltung erfahren. Im 
geltenden Recht sind sie dadurch, daß mehrfach ein-
zelne Vorschriften abgeändert worden sind, nicht 
mehr hinreichend aufeinander abgestimmt und zu 
starr. Denn sie erweisen sich in der Praxis auf der 
einen Seite als unzureichend, auf der anderen Seite 
als übersetzt: Mag eine Tat noch so schwer oder gar 
für den Bewucherten wirtschaftlich lebensbedrohend 
sein, solange beim Täter der Nachweis der gewerbs- 
oder gewohnheitsmäßigen Begehung nicht gelingt 
und die abschließend bestimmten Erschwerungs-
gründe des § 302 b StGB nicht gegeben sind, kann 
die Höchststrafe von sechs Monaten nicht über-
schritten werden. Hingegen trifft den Täter auch in 
einem verhältnismäßig leicht liegenden Fall neben 
Geldstrafe und dem zwingend vorgeschriebenen 
Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte eine Mindest-
gefängnisstrafe von drei Monaten, wenn sich aus 
den Umständen ergibt, daß er sich auch künftig auf 
diese Weise eine nicht nur vorübergehende Ein-
nahmequelle verschaffen wollte, er also gewerbs-
mäßig gehandelt hat. Für besonders schwere Fälle 
des gewerbs- oder gewohnheitsmäßig begangenen 
Wuchers sieht das geltende Recht seit dem 3. Straf-
rechtsänderungsgesetz vom 4. August 1953 (Bundes-
gesetzbl. I S. 735) auch eine Zuchthausstrafe bis zu 
zehn Jahren und Geldstrafe in unbeschränkter Höhe 
vor, nachdem bereits während des zweiten Welt-
kriegs eine ähnliche Regelung (vgl. § 3 des Geset-
zes vom 4. September 1941, Reichsgesetzbl. I S. 549) 
galt. Der Entwurf beseitigt diese sachlich nicht ge-
rechtfertigten Spannungen zwischen den einzelnen 
Strafdrohungen der Wuchervorschriften. Er hebt 
einmal die Strafdrohung für den Grundtatbestand 
auf Gefängnis bis zu drei Jahren an (§ 265) und 
läßt damit deutlich werden, daß der Wucher seinem 
Unrechtsgehalt nach den anderen Vermögensstraf-
taten nicht etwa nachsteht. Zum anderen läßt er es, 
da die Zuchthausstrafe den Fällen der Hochkrimi-
nalität vorbehalten bleiben soll, ähnlich wie bei 
anderen Eigentums- und Vermögensstraftaten, auch 
beim schweren Wucher (§ 266) mit einer Gefängnis-
strafe bewenden, deren Mindestmaß bei besonders 
schweren Fällen (§ 62) sechs Monate beträgt. Tat-
bestandlich herausgehoben ist lediglich der Fall, 
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daß der gewerbsmäßig handelnde Täter den wirt-
schaftlichen Zusammenbruch des Bewucherten her-
beiführt. Hierfür ist die erhöhte Mindeststrafe von 
einem Jahr Gefängnis vorgesehen. Eine besondere 
Androhung von Geldstrafe ist bei den Wuchervor-
schriften entbehrlich, da nach § 52 ohnehin zusätz-
lich stets dann auf Geldstrafe erkannt werden kann, 
wenn die Tat auf Gewinnsucht beruht. Das ist beim 
Wucher regelmäßig der Fall. 

Außer den Vorschriften über den Wucher (§§ 265, 
266) ist in diesem Titel noch der Tatbestand des 
Verführens Minderjähriger zum Schuldenmachen 
(§ 267) untergebracht. 

§ 265 
Wucher 

Absatz 1 unterscheidet sich in seinem tatbestand-
lichen Aufbau von § 302 a StGB nicht. Da aber die 
ausdrückliche Unterscheidung zwischen Kredit- und 
Sachwucher weggefallen ist, kann die Fassung des 
Tatbestandes sachlich und sprachlich wesentlich ver-
einfacht werden. Es sind daher im Tatbestand nicht 
mehr einzelne Arten von Rechtsgeschäften auf-
geführt, auf die sich die wucherischen Bedingungen 
beziehen, sondern es ist insoweit lediglich all-
gemein von einer „Leistung" die Rede. Dieser Be-
griff ist hier in umfassendem Sinne zu verstehen. 
Auch die Vermittlung eines Darlehens oder eines 
sonstigen Rechtsgeschäfts unter wucherischen Be-
dingungen fällt darunter. Wie im geltenden Recht 
liegt das entscheidende Merkmal des Wuchers 
darin, daß der versprochene oder gewährte Ver-
mögensvorteil zu der Leistung „in auffälligem Miß-
verhältnis" steht. Hieran knüpft sich die Streitfrage, 
wessen Vermögensvorteile und wessen Leistungen 
miteinander zu vergleichen sind; ob also ein auf-
fälliges Mißverhältnis vorausgesetzt wird zwischen 
dem Vermögensvorteil des Gläubigers und seiner 
Leistung (Gläubigerstandpunkt) oder zwischen der 
Leistung des Gläubigers und den Vorteilen, die der 
Schuldner aus dem Geschäft erlangt oder sich ver-
spricht (Schuldnerstandpunkt). Nur der erste Stand-
punkt, den die Rechtsprechung und die herrschende 
Lehre für das geltende Recht ständig vertritt, ent-
spricht dem Sinn und Zweck der Vorschrift. Daß es 
auch künftig dabei verbleiben soll, glaubt der Ent-
wurf hinreichend dadurch deutlich zu machen, daß 
dort, wo die Vorschrift die Begriffe des Vermögens-
vorteils oder der Leistung verwendet oder an sie 
anknüpft, sie ersichtlich nur auf den Gläubiger be-
zogen sein können. 

Das geltende Recht setzt voraus, daß die wuche-
rische Handlung weiter „unter Ausbeutung der Not-
lage, des Leichtsinns oder der Unerfahrenheit" des 
Bewucherten begangen sein muß. Hierdurch werden 
jedoch nicht alle schutzwürdigen Fälle getroffen. 
Namentlich der Begriff der Notlage hat sich als zu 
eng erwiesen. Denn die Rechtsprechung versteht 
hierunter nur eine wirtschaftliche Notlage, die sich, 
wenn auch lediglich durch vorübergehende Geld-
verlegenheit bedingt, existenzbedrohend auswirkt 
und die durch die Leistung des Wucherers abgewen-
det werden kann und soll. Wucherisches Verhalten 
ist aber nicht nur unter diesen engen Voraussetzun- 

§ 265 
gen strafwürdig. Auch die Ausbeutung einer wirt-
schaftlichen Bedrängnis, die zwar nicht die Existenz 
des Betroffenen in Frage stellt, wohl aber schwere 
wirtschaftliche Nachteile nach sich zieht, sollte vom 
Tatbestand einbezogen werden. Denn auch wer 
begütert ist, aber nicht über flüssige Mittel verfügt, 
um z, B. eine drohende Grundstücksversteigerung 
abzuwenden, ist in seiner Willensfreiheit weit-
gehend beschränkt und be findet sich in einer 
Zwangslage. Dasselbe gilt aber auch dort, wo nicht 
unmittelbar eine wirtschaftliche Bedrängnis, sondern 
Umstände anderer Art ein dringendes Geld- oder 
Sachbedürfnis entstehen lassen. Der Entwurf spricht 
daher, wie es auch schon frühere Entwürfe taten, 
beim Tatbestand des Wuchers allgemeiner von der 
Ausbeutung einer „Zwangslage". Solche Zwangs-
lagen können z. B. auch dann vorliegen, wenn einem 
Großbauer ein Teil seiner Stallungen abbrennt und 
er aus diesem Grunde erhebliche Viehbestände 
abstoßen muß oder wenn ein Erfinder die notwendi-
gen Aufwendungen für die Sicherung und Verwer-
tung seines Patentanspruchs nicht aufzubringen ver-
mag. Mit der Verwendung des Begriffs der Zwangs-
lage möchte indessen der Entwurf nicht jede 
Ausnutzung einer günstigen Gelegenheit zu vorteil-
haftem Geschäftsabschluß in den Bereich des straf-
baren Wuchers rücken. Das weitere, stark ein-
engende Merkmal des „Ausbeutens" bietet eine 
hinreichende Sicherung dagegen, daß sich diese Er-
weiterung des Wuchertatbestandes als eine Be-
hinderung des Geschäftsverkehrs auswirken könnte. 

Weiterhin schützt der Entwurf nicht nur wie das 
geltende Recht den Leichtsinn und die Unerfahren-
heit gegen wucherische Ausbeutung, sondern auch 
den Mangel an Urteilsvermögen und die Willens-
schwäche. Ein Mangel an Urteilsvermögen wird 
zunächst dann anzunehmen sein, wenn dem Be-
wucherten die Fähigkeit, sich durch vernünftige 
Beweggründe leiten zu lassen, in erheblichem Maße 
abgeht. Das ist mehr als bloße Unerfahrenheit, die 
nur den erheblichen Mangel an geschäftlicher Er-
fahrung bezeichnet. Der Mangel an Urteilsvermögen 
umfaßt aber auch die Unfähigkeit, die beiderseitigen 
Leistungen und die wirtschaftlichen Folgen des Ge-
schäftsabschlusses richtig zu bewerten. Meist wird 
dieses Unvermögen die Folge einer Verstandes-
schwäche sein. Unter den Begriff der Willens-
schwäche fällt jede Form einer verminderten Wider-
standsfähigkeit, die in der Persönlichkeit und dem 
Wesen des Bewucherten ihre Ursache hat. 

Absatz 2 betrifft den Nachwucher. Die Vorschrift 
schließt sachlich an den vereinheitlichten Grund-
tatbestand des Wuchers an und bezieht damit, wie 
eingangs schon erwähnt und begründet wurde, ab-
weichend vom geltenden Recht auch solche Fälle des 
Nachwuchers ein, denen ein Sachwuchergeschäft zu-
grunde liegt. Die Vorschrift enthält aber noch 
weitere Änderungen des geltenden Rechts: § 302 c 
StGB setzt für den Tatbestand des Nachwuchers 
voraus, daß der Täter die wucherische Forderung 
in Kenntnis des Sachverhalts erwirbt und entweder 
weiterveräußert oder die wucherischen Vermögens-
vorteile geltend macht. Wer eine wucherische For-
derung gutgläubig erwirbt und sie hernach bös-
gläubig wucherisch verwertet, ist somit nach dem 
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§ 266 
geltenden Recht nicht strafbar. Hiergegen bestehen 
Bedenken. Denn grundsätzlich verdient auch Strafe, 
wer eine Forderung verwertet, von deren wuche-
rischem Ursprung er erst nach deren Erwerb Kennt-
nis erlangt hatte. Auch ist in einem solchen Falle 
für das Opfer die Verwertung der wucherischen 
Forderung nicht weniger einschneidend. Es mag bei 
der Strafzumessung berücksichtigt werden, wenn 
die Schuld des Nachwucherers, der die Forderung 
gutgläubig erworben hat, leichter wiegt, als wenn 
er sie bösgläubig erworben oder selbst begründet 
hätte. Der Entwurf stellt daher einem Wucherer 
allgemein gleich, „wer eine wucherische Forderung 
als Rechtsnachfolger zu verwerten sucht". Damit ist 
zunächst geklärt, daß es für die Strafbarkeit des 
Nachwuchers auf die Art des Erwerbs der wucheri-
schen Forderung nicht ankommt, also auch die Ver-
wertung einer ererbten wucherischen Forderung 
Strafe nach sich ziehen kann. Außerdem vereinfacht 
und erweitert der Entwurf die Beschreibung der Tat-
handlung dahin, daß nicht mehr wie im geltenden 
Recht bestraft wird, wer die Forderung weiter-
veräußert oder die wucherischen Vermögensvorteile 
geltend macht, sondern derjenige, der die wuche-
rische Forderung „zu verwerten sucht". Diese Fas-
sung macht deutlich, daß die Tat schon vollendet ist, 
sobald der Täter auf einen anderen einwirkt, um 
die wucherische Forderung zu verwerten. Ob er bei 
diesem Tun Erfolg gehabt hat, ist nicht entscheidend. 
Der Täter sucht die wucherische Forderung auch 
dann zu verwerten, wenn er Nebenforderungen wie 
etwa Zinsen geltend macht. Aus der Fassung ist 
weiterhin zu erkennen, daß zwar der Tatbestand 
nicht voraussetzt, daß der Nachwucherer einen wei-
teren wucherischen Aufschlag nimmt, daß aber dann 
von einem Nachwucher keine Rede sein kann, wenn 
sich der Rechtsnachfolger die Forderung ohne die 
wucherischen Vorteile übertragen läßt oder sie ohne 
die wucherischen Bedingungen geltend macht. Wenn 
der Entwurf davon spricht, daß der Täter die wuche-
rische „Forderung" als „Rechtsnachfolger" zu ver-
werten sucht, so sind diese Begriffe in einem straf-
rechtlichen Sinne zu verstehen. Daß die Forderung 
zivilrechtlich nach § 138 BGB nichtig ist und daher 
auch keine Rechtsnachfolge eintreten kann, spielt 
für die strafrechtliche Betrachtung keine Rolle. In-
soweit genügt es, daß der Nachwucherer den Schein 
einer bestehenden Forderung aufrechterhält und als 
Träger dieser Forderung auftritt. 

§ 266 
Schwerer Wucher 

Absatz 1 regelt die besonders schweren Fälle 
des Wuchers. Die Rechtsfigur der besonders schwe-
ren Fälle (§ 62) ermöglicht gerade beim Tatbestand 
des Wuchers eine ausgewogenere und befriedigen-
dere Strafzumessung, als dies nach der starren Re-
gelung des geltenden Rechts möglich ist. Denn Un-
recht und Schuld können insbesondere bei den 
schwereren Erscheinungsformen des Wuchers von 
zahllosen äußeren und inneren Umständen beein-
flußt sein, die sich einer tatbestandlich umrissenen 
Umschreibung entziehen. Der Entwurf begnügt sich 
daher mit der Hervorhebung einiger Beispiele, die 
dem Richter Anhalt und Maß dafür an die Hand 

geben sollen, wann regelmäßig ein besonders schwe-
rer Fall vorliegt. Das ist vor allem bei der häufigen 
und besonders verwerflichen Erscheinungsform des 
gewerbsmäßigen Handelns der Fall (Nummer 1). 
Auch im geltenden Recht wirkt das Bewerbs- und 
gewohnheitsmäßige Handeln in den Fällen des Kre-
ditwuchers strafschärfend, in den Fällen des Sach-
wuchers indessen strafbegründend. Wer gewohn-
heitsmäßig Wucher treibt, handelt in aller Regel 
auch gewerbsmäßig. Sollte der Täter in einem Ein-
zelfall nur gewohnheitsmäßig handeln, so ist das 
Gericht nicht gehindert, den Fall deshalb als be-
sonders schwer anzusehen. Einen besonders schwe-
ren Fall nimmt der Entwurf weiterhin an, wenn 
sich der Täter die wucherischen Vermögensvorteile 
wechselmäßig versprechen läßt (Nummer 2). Diese 
Form des schweren Wuchers, die neben anderen, 
nicht mehr praktischen Erschwerungsformen bereits 
das geltende Recht ausdrücklich hervorhebt (§ 302b 
StGB), ist für den Betroffenen besonders gefährlich, 
weil Wechsel verhältnismäßig leicht weitergegeben 
werden können und der Aussteller dann gegenüber 
dem gutgläubigen Dritten die Einwendungen aus 
der Nichtigkeit des Wechsels nicht entgegenhalten 
kann, die er gegenüber dem Wucherer erheben 
könnte. Als letztes Beispiel erwähnt die Vorschrift 
den Fall, daß der Täter durch die Tat den Bewu-
cherten in wirtschaftliche Not bringt (Nummer 3). 
Diese Erscheinungsform des Wuchers ist also nicht 
durch die erschwerte Begehung, sondern durch die 
schwere Folge gekennzeichnet. Im geltenden Recht 
fehlt es an einem ähnlichen Erschwerungstatbe-
stand, der diesem Beispielsfall entspräche. Er liegt 
nur dann vor, wenn der Bewucherte gerade „durch 
die Tat" in die wirtschaftliche Notlage geraten ist. 
Ein ähnliches Merkmal verwendet § 433 Abs. 1 Nr. 2 
zur Kennzeichnung des schweren Meineides. Der 
Betroffene ist nicht schon dann in wirtschaftliche 
Not gebracht, wenn das ausbeutende Verhalten des 
Täters die bereits bei Geschäftsabschluß bestehende 
Bedrängnis des Bewucherten verschärft hat. Zu ver-
langen ist vielmehr, daß der Bewucherte als Folge 
der Tat in eine Mangellage gerät, die im geschäft-
lichen Bereich seine Daseinsgrundlage gefährdet 
oder auf Grund deren im persönlichen Bereich der 
notwendige Lebensunterhalt ohne Hilfe dritter Per-
sonen nicht mehr gewährleistet ist. Zu dem schwä-
cheren Begriff der wirtschaftlichen Bedrängnis ver-
gleiche die Begründung zu § 253 Nr. 1. 

Diese geschmeidigere Regelung der besonders 
schweren Fälle beseitigt die Unausgewogenheiten, 
die bei den Strafdrohungen der Wuchervorschriften 
des geltenden Rechts namentlich im Verhältnis des 
§ 302b zu § 302d StGB bestehen. Der Entwurf ist 
somit in dieser Hinsicht im Vergleich zum geltenden 
Recht teils milder, teils schärfer. Milder wirkt sich 
die Regelung des Entwurfs insoweit aus, als in Ab-
weichung von § 302d Abs. 2 StGB auch bei beson-
ders schweren Fällen des gewerbsmäßigen Wuchers 
eine Zuchthausstrafe ausgeschlossen ist. Auf der 
anderen Seite geht der Entwurf davon aus, daß die 
gewerbsmäßige Begehung oder das wechselmäßige 
Sich-versprechen-lassen wucherischer Vermögens-
vorteile so schwer wiegt, daß ein solches Verhalten 
in der Regel die Voraussetzungen für die Annahme 
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eines besonders schweren Falles erfüllt, für den 
eine Strafdrohung von Gefängnis von sechs Mona-
ten bis zu zehn Jahren vorgesehen ist, während 
das geltende Recht für den tatbestandlich umschrie-
benen Fall des gewerbsmäßigen Wuchers im Regel-
strafrahmen Gefängnis von drei Monaten bis zu 
fünf Jahren (§ 302d Abs. 1 StGB) und für andere 
tatbestandlich umschriebene Erschwerungsfälle, zu 
denen auch das wechselmäßige Sich-versprechen-
lassen der wucherischen Vermögensvorteile gehört, 
neben Geldstrafe lediglich eine Gefängnisstrafe bis 
zu einem Jahr (§ 302b StGB) androht. 

Absatz 2 hebt einen Fall, der durch erschwerte 
Begehung und außergewöhnlich schwere Folgen ge-
kennzeichnet ist, in der Strafdrohung besonders 
heraus: Der gewerbsmäßige Täter, der durch seine 
Tat den wirtschaftlichen Zusammenbruch des Be-
wucherten herbeiführt, soll stets mit einer Gefäng-
nisstrafe nicht unter einem Jahr rechnen müssen. 
Dieser Fall liegt immer so schwer, daß eine Min-
deststrafe in dieser Höhe geboten erscheint. Von 
einem „wirtschaftlichen Zusammenbruch" wird aller-
dings nur dann gesprochen werden können, wenn 
sich die wirtschaftliche Daseinsgrundlage des Be-
troffenen auf Vermögenswerte von nicht ganz uner-
heblichem Umfang gestützt hat und diese Werte, 
auch wenn sie vorher schon gefährdet waren, in-
folge der Tat für den Verletzten im wesentlichen 
verlorengegangen sind. 

Absatz 3 eröffnet dem Gericht die Möglichkeit, 
soweit die sonstigen gesetzlichen Voraussetzungen 
vorliegen (§ 91), in allen Fällen des schweren 
Wuchers Sicherungsaufsicht anzuordnen. Diese Mög-
lichkeit wird praktisch in den Fällen des gewerbs-
mäßigen Wuchers eine bedeutsame Rolle spielen. 

§ 267 
Verführen Minderjähriger zum Schuldenmachen 

Die Vorschrift soll an die Stelle der §§ 301 und 
302 StGB treten, die bisher im praktischen Rechts-
leben nur eine untergeordnete Bedeutung erlangen 
konnten. Der Hauptgrund hierfür scheint darin zu 
liegen, daß im geltenden Recht die Tat in der ein-
fachen und in der erschwerten Begehungsform nur 
auf Antrag verfolgbar ist. Anträge werden aber 
erfahrungsgemäß in solchen Fällen nur selten ge-
stellt. Soweit den antragsberechtigten Personen die 
Vorschrift überhaupt bekannt ist, werden sie, selbst 
wenn sie von der Strafwürdigkeit des Täters über-
zeugt sind, oft davor zurückscheuen, ein Strafver-
fahren herbeizuführen. Das mag darin seine Ursache 
haben, daß sie dem Minderjährigen die oft damit 
verbundene Bloßstellung ersparen oder sich als 
Erziehungsberechtigte nicht selbst dem Vorwurf, die 
Erziehungspflicht oder die Aufsicht vernachlässigt 
zu haben, aussetzen wollen. 

Der Entwurf behält gleichwohl eine Vorschrift 
dieser Art bei. Denn deren Grundgedanke hat heute 
keineswegs an Bedeutung verloren. Es geht ledig-
lich darum, ihn durch die Fassung des Tatbestandes 
deutlicher werden zu lassen und die Anwendbar-
keit der Bestimmung zu erleichtern. Der Sinn der 
Vorschrift liegt darin, über die Vorschriften des 

§ 267 
bürgerlichen Rechts hinausgehend den Schutz der 
Minderjährigen vor Gefahren zu verstärken, die 
ihnen durch den unüberlegten Abschluß von Kredit-
geschäften drohen können. Gerade in der heutigen 
Zeit sind solche Versuchungen für junge Leute be-
sonders groß. Denn die neuere Entwicklung im 
wirtschaftlichen und sozialen Leben hat das Ange-
bot nach Verbrauchsgütern der verschiedensten Art 
und die Nachfrage nach solchen Gütern erheblich 
wachsen lassen. Ein großer Teil dieses gesteigerten 
Bedarfs wird allenthalben durch Abschluß von Ab-
zahlungsgeschäften befriedigt. Da im Erwerbsleben 
stehende Minderjährige heute anders als in früheren 
Zeiten bisweilen erheblich verdienen und ihr Ar-
beitsverdienst ihnen oft zu freier Verfügung über-
lassen wird, ist der Anreiz, solche Geschäfte abzu-
schließen, für unerfahrene Minderjährige und 
bedenkenlose Geschäftsleute nicht gering. Diese Ge-
schäfte sind zwar nach bürgerlichem Recht in der 
Regel schwebend unwirksam (§ 108 BGB), darüber 
hinaus sogar nichtig, wenn sie gegen ein gesetz-
liches Verbot verstoßen (§ 134 BGB) oder sitten-
widrig sind (§ 138 Abs. 1 BGB). Daher lassen sich 
zwar die Ansprüche aus solchen Geschäften gericht-
lich oft nicht durchsetzen. Das schließt aber nicht 
aus, daß Minderjährige oder auch deren gesetzliche 
Vertreter aus Unkenntnis oder Scheu vor Unan-
nehmlichkeiten das Geschäft abwickeln oder vom 
Geschäftspartner auf unlautere Weise hierzu ange-
halten werden. Ein wirksamer Schutz gegen eine 
solche Ausnutzung der jugendlichen Unerfahrenheit 
und des Leichtsinns läßt sich daher nur dadurch er-
zielen, daß bereits der Abschluß solcher Geschäfte 
unter Strafdrohung gestellt wird. 

Im geltenden Recht sind jedoch die Vorschriften 
erheblich zu weit gefaßt. Denn nach § 301 StGB 
erfüllt den Tatbestand schon, wer unter Ausnutzung 
des Leichtsinns und der Unerfahrenheit eines Min-
derjährigen sich von ihm eine Urkunde ausstellen 
läßt, die eine Verpflichtung zum Gegenstand hat, 
oder sich von ihm auch nur mündlich ein Zahlungs-
versprechen erteilen läßt. Da die Rechtsprechung bei 
diesem Tatbestand für das weitere Erfordernis der 
„gewinnsüchtigen Absicht" das Vorliegen der Be-
reicherungsabsicht genügen läßt, können auch harm-
lose Fälle, bei denen der Geschäftspartner z. B. dem 
ständigen Drängen des Minderjährigen schließlich 
nachgegeben hat, oder sonstige Fälle, die von vorn-
herein das Merkmal der Sittenwidrigkeit an sich 
tragen, tatbestandsmäßig sein. 

Der Entwurf engt den Tatbestand in zwei 
Punkten entscheidend ein. Zunächst wird voraus-
gesetzt, daß der Täter den Minderjährigen zu einem 
solchen Geschäft „verführt". Das bedeutet, daß der 
Täter die Triebfeder dafür war, daß sich der Minder-
jährige auf das Geschäft eingelassen hat. Er muß 
nachhaltig auf den nachgiebigen Willen des Min-
derjährigen eingewirkt und es verstanden haben, 
ihn zum Abschluß des gewünschten Geschäfts ge-
neigt zu machen. In Anlehnung an den Tatbestand 
des Wuchers muß zum anderen hinzukommen, daß 
er dabei den Leichtsinn, die Unerfahrenheit oder 
die Willensschwäche des Minderjährigen oder des-
sen Mangel an Urteilsvermögen „ausgebeutet" hat. 
Auch hierdurch wird deutlich, daß es nach der Fas- 
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§ 268 
sung des neuen Tatbestandes nicht genügt, daß der 
Täten gelegentlich ein Geschäft mit einem unüber-
legt handelnden Minderjährigen abschließt, sondern 
daß er es bei seinem Geschäftsgebaren darauf an-
legt, sich gerade die mangelnde Reife Minderjähri-
ger nutzbar zu machen und daraus in unlauterer 
Weise Gewinn zu ziehen. Nicht notwendig ist hin-
gegen, daß die Tat im Rechtssinne „auf Gewinn-
sucht" (§ 52) beruht. Denn die Rechtsprechung hält 
dieses Merkmal nur für gegeben, wenn der Tat ein 
Erwerbssinn zugrunde liegt, der auf ein ungewöhn-
liches und sittlich anstößiges Maß gesteigert ist. 
Eine solche Einengung wäre dem Wesen und der 
Aufgabe dieses Tatbestands nicht angemessen. Denn 
ein Erwerbssinn, der auf ein ungewöhnliches und 
sittlich anstößiges Maß gesteigert ist, wird sich in 
erster Linie im Inhalt der abgeschlossenen Geschäfte 
offenbaren. Der Tatbestand des Verführens Minder-
jähriger zum Schuldenmachen bezieht aber seine 
Strafwürdigkeit nicht wie der Wucher aus dem 
Inhalt des mißbilligten Geschäfts, sondern aus der 
Wahl eines Geschäftspartners, dessen fehlende 
Urteilsreife das Gesetz schützt. Es kommt daher 
bei diesem Tatbestand auch nicht entscheidend dar-
auf an, ob das mit dem Minderjährigen abgeschlos-
sene Geschäft im übrigen den Bedingungen ent-
spricht, die auch im Verkehr unter geschäftsfähigen 
Personen üblich sind. 

Die Fassung des Tatbestandes ist in den übrigen 
Tatbestandsmerkmalen dem Wucher angenähert. 
Auch hier sind die einzelnen Formen der Verpflich-
tung des Minderjährigen nicht mehr einzeln auf-
geführt. Dem Versprechen einer Leistung ist ledig-
lich noch der Fall gleichgestellt, daß der Minder-
jährige die Erfüllung eines solchen Versprechens 
in irgendeiner Form sicherstellt. 

Die Strafdrohung ist auch hier wesentlich er-
höht. Im geltenden Recht ist neben Geldstrafe 
Gefängnis bis zu sechs Monaten (§ 301 StGB) und 
bei gewissen erschwerenden Umständen Gefängnis 
bis zu einem Jahr (§ 302 StGB) angedroht. Der Ent-
wurf droht einheitlich Gefängnis bis zu zwei Jahren 
oder Strafhaft an. Diese Verschärfung ist gerecht-
fertigt, da nunmehr die Grenzen des Tatbestandes 
wesentlich enger gezogen sind und die Tat daher 
regelmäßig wesentlich schwerer wiegt. Eine Ver-
hängung von Geldstrafe ist künftig nur noch unter 
den Voraussetzungen des § 53 möglich. Neben einer 
Gefängnisstrafe kann zugleich auf Geldstrafe er-
kannt werden, wenn der Täter aus Gewinnsucht 
gehandelt hat (§ 52). 

Absatz 2 regelt die Strafbarkeit des Rechts-
nachfolgers einer solchen Forderung. Nach dem 
geltenden Recht (§ 302 Abs. 3 StGB) wird bereits 
der Erwerb einer Forderung, die aus der Verleitung 
eines Minderjährigen entstanden ist, bestraft, aller-
dings nur unter der Voraussetzung, daß der Minder-
jährige sich auf Ehrenwort, eidlich oder unter ähn-
lichen Versicherungen verpflichtet hat. Nach dem 
Entwurf ist für die Strafbarkeit des Rechtsnachfol-
gers hingegen erforderlich, daß er, wie beim Nach-
wucher (§ 271 Abs. 2 StGB), eine Forderung der in 
Absatz 1 umschriebenen Art „zu verwerten sucht". 
Diese Einschränkung ist sachgemäß, da die Abtre-
tung der Forderung auch in der Absicht geschehen  

kann, dem Minderjährigen zu helfen. Das straf-
würdige Unrecht liegt in der Verwertung einer 
solchen Forderung. Im übrigen wird auf die Begrün-
dung zu § 265 Abs. 2 Bezug genommen. • 

Im geltenden Recht (§ 301 Abs. 2, § 302 Abs. 4 
StGB) wird die Tat nur auf Antrag verfolgt. Der 
Entwurf kann auf das Antragserfordernis, das die 
Schutzwirkung der Bestimmung bisher stark ein-
geschränkt hat, um so eher verzichten, als der Tat-
bestand nur noch Fälle erfaßt, an deren Verfolgung 
stets ein öffentliches Interesse besteht. 

Siebenter Titel 

Vereiteln von Gläubigerrechten 
Vereitelt der Eigentümer einer Sache die Aus-

übung eines daran bestehenden Rechts eines ande-
ren oder erfüllt ein Schuldner eine ihm obliegende 
Verbindlichkeit nicht, so ist Abhilfe regelmäßig nur 
im Wege des bürgerlichen Rechtsstreits zu suchen. 
Die Rechtsentwicklung hat jedoch dazu geführt, daß 
in bestimmten schweren Fällen der Verletzung 
solcher fremder Rechte Strafschutz gewährt wird. 

Aus dem geltenden Recht kommen hier vor allem 
die §§ 288 bis 290 StGB in Frage, die sich mit der 
Vollstreckungsvereitelung, der Pfandkehr und der 
Gebrauchsanmaßung durch Pfandleiher befassen. 
Von ihnen wird im Anschluß an frühere Entwürfe 
der § 290 StGB aufgegeben; für ihn besteht kein 
Bedürfnis, weil gewerberechtliche Maßnahmen ge-
nügen, um dem im Tatbestand beschriebenen Ver-
trauensmißbrauch entgegenzutreten. Außerdem dro-
hen die §§ 239 bis 244 der Konkursordnung für 
bestimmte Formen der Gefährdung von Gläubiger-
rechten Strafe an. Der Entwurf faßt diese und die 
genannten Vorschriften des Strafgesetzbuches, die 
er den gegebenen dogmatischen und kriminal-
politischen Bedürfnissen entsprechend ändert, in 
dem Titel „Vereiteln von Gläubigerrechten" zusam-
men. Neu eingefügt wird darüber hinaus ein bereits 
in den früheren Entwürfen enthaltener Tatbestand 
über die unlautere Einflußnahme auf Versteigerun-
gen und Vergaben (§ 270). Zwar wird er von der 
Überschrift des Titels nicht gedeckt; ihn an dieser 
Stelle einzufügen, ist jedoch durch den engen 
Zusammenhang mit der Vollstreckungsvereitelung 
gerechtfertigt. Der besseren Übersicht wegen sind 
die aus der Konkursordnung übernommenen Tat-
bestände unter einer gemeinsamen Zwischen-
überschrift zusammengefaßt. 

§ 268 
Pfandkehr 

§ 289 StGB droht dem Strafe an, der seine eigene 
oder zugunsten des Eigentümers eine fremde be-
wegliche Sache dem Nutznießer, dem Pfandgläubi-
ger oder dem Berechtigten, dem an der Sache ein 
Gebrauchs- oder Zurückbehaltungsrecht zusteht, in 
rechtswidriger Absicht wegnimmt. Dabei versteht 
die Rechtsprechung unter „rechtswidriger Absicht" 
den bestimmten Vorsatz, eines der im Tatbestand 
geschützten Rechte zu beeinträchtigen. Der wahre 
Grund der Strafbarkeit kommt im geltenden Recht 
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nicht klar zum Ausdruck. Er liegt nicht in der Weg-
nahme, sondern darin, daß der Täter dem Berechtig-
ten durch die Wegnahme der Ausübung seines 
Rechts unmöglich macht. Absatz 1 setzt deshalb 
zur Vollendung der Tat voraus, daß der Täter das 
Recht des anderen ganz oder teilweise vereitelt. 
Dabei werden als subjektive Merkmale Absicht oder 
Wissentlichkeit (§ 17) gefordert, wodurch der nur 
bedingte Vorsatz des Verietelns aus dem Tatbestand 
ausgeschlossen wird. Das stimmt mit den subjek-
tiven Erfordernissen des § 289 StGB überein und ist 
auch sachgerecht; denn bei nur bedingt vorsätz-
licher Rechtsvereitelung stehen in der Vorstellung 
des Täters bisweilen Gesichtspunkte im Vorder-
grund, die den Eingriff in das fremde Recht zu einer 
nur zufälligen Nebenerscheinung des Gesamtverhal-
tens machen. 

Als Tathandlung sieht § 289 StGB nur die 
Wegnahme vor. Diese Beschränkung ist unbegrün-
det. Der Zugriff, der nicht in einer Wegnahme, 
sondern darin besteht, daß die Sache zerstört, be-
schädigt oder unbrauchbar gemacht wird, ist nicht 
minder strafwürdig; denn er vereitelt das fremde 
Recht noch gröber als die Wegnahme und kann 
überdies nur den Zweck haben, den Berechtigten zu 
schädigen. Der Entwurf fügt deshalb diese weiteren 
Begehungsformen in den Tatbestand des Absatzes 1 
ein. Außerdem hat es sich als mißlich erwiesen, daß 
der Begriff der Wegnahme in § 289 StGB anders 
ausgelegt werden muß als im Tatbestand des Dieb-
stahls. Wollte man bei der Pfandkehr zur Weg-
nahme ausnahmlos den Bruch fremden Gewahrsams 
fordern, so wären alle Rechte schutzlos, die an einer 
im Gewahrsam des Eigentümers be findlichen Sache 
bestehen. Das wäre namentlich für das Vermieter-
pfandrecht eine unerträgliche Folge. Um die Mög-
lichkeit einer einheitlichen Auslegung des Begriffs 
an dieser Stelle und im Diebstahlstatbestand gleich-
wohl offenzuhalten, wird in Absatz 1 als weitere 
Tathandlung das „Beiseiteschaffen" hinzugefügt, bei 
dem vor allem an die Fälle gedacht ist, in denen 
der Täter das fremde Recht nicht durch Gewahrsams-
bruch, sondern durch bloßes Wegschaffen der Sache 
beeinträchtigt. 

Das geltende Recht gewährt nur Rechten an be

-

weglich en  Sachen Strafschutz. Diese Beschrän-
kung erscheint begründet, solange ausschließlich 
die Wegnahme der Sache mit Strafe bedroht ist. Da 
der Entwurf aber das Zerstören, Beschädigen und 
Unbrauchbarmachen einbezieht, ist es folgerichtig, 
auch Rechte an Grundstücken zu berücksichtigen. 
Wenn der Hauswirt dagegen geschützt wird, daß 
der Mieter die eingebrachten Sachen zerstört, be-
schädigt oder unbrauchbar macht und ihn dadurch 
um sein Pfandrecht bringt, so ist es nur billig, auch 
dem Hypothekengläubiger einen Schutz gegen Ver-
wüstung des Grundstücks zu bieten, die der Eigen-
tümer in der Absicht oder dem Bewußtsein vor-
nimmt, dadurch die Befriedigung aus dem Grundstück 
ganz oder teilweise zu vereiteln. 

Der Kreis der geschützten Rechte deckt sich 
im wesentlichen mit dem des § 289 StGB. Da das 
bürgerliche Recht die Grundpfandrechte nicht als 
Pfandrechte, sondern als Hypotheken, Grund-
schulden und Rentenschulden bezeichnet, spricht 
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Absatz 1 von Rechten auf Befriedigung aus der 
Sache. Daß durch diese Wendung neben den Pfand-
rechten auch die Reallasten getroffen werden, ist 
zweckmäßig; denn gerade hier werden, etwa bei 
Streitigkeiten mit Altenteilsberechtigten, Rechtsver-
letzungen durch Zerstören oder Beschädigen der 
dienenden Sache nicht selten vorkommen. Außerdem 
wird der Begriff des Nutznießungsrechts, der nach 
dem Sprachgebrauch des Bürgerlichen Gesetzbuches 
bestimmten Rechten aus dem Bereich des Familien-
und Erbrechts vorbehalten ist, durch den Ausdruck 
„Nutzungsrecht" ersetzt; dadurch wird namentlich 
klargestellt, daß der Tatbestand auch für das Nieß-
brauchsrecht nach den §§ 1030 ff. BGB gilt. 

Täter ist ebenso wie im geltenden Recht in erster 
Linie der Eigentümer der Sache. Nach Absatz 2 
wird ihm gleichgestellt, wer die Handlung mit 
seiner Einwilligung oder zu seinen Gunsten vor-
nimmt Mit dieser Vorschrift wird der Rechts-
gedanke, auf dem die allgemeine Vorschrift über 
Handeln für einen anderen (§ 14) beruht, in einer 
den besonderen Bedürfnissen des Tatbestandes ent-
sprechenden Weise ausgestaltet. Die in § 289 StGB 
nicht vorgesehene Einbeziehung von Taten, die 
mit Einwilligung des Eigentümers begangen werden, 
soll die Fälle treffen, in denen jemand im Auftrag 
des Eigentümers die Sache zerstört, beschädigt oder 
unbrauchbar macht; man kann hier kaum davon 
sprechen, daß er „zugunsten" des Eigentümers han-
delt. Den Täterkreis über den Rahmen des Ab-
satzes 2 hinaus zu erstrecken, also auch den mit 
Strafe zu bedrohen, der ohne Rücksicht auf den 
Eigentümer handelt, besteht kein kriminalpolitisches 
Bedürfnis. Man würde damit auch den Grund-
gedanken des Tatbestandes verlassen, der den Be-
rechtigten gegen Angriffe des Verpflichteten und 
seiner Helfer schützen soll. 

Der Strafrahmen ist im Höchstmaß gegenüber 
dem geltenden Recht von drei Jahren auf zwei 
Jahre ermäßigt. Das erscheint schon deshalb ge-
boten, um ein sachlich zutreffendes Verhältnis zur 
Bewertung des Diebstahls zu erreichen. 

Die Strafbarkeit des Versuchs , das Erfordernis 
des Strafantrags und die Privilegierung der  An-
gehörigen werden beibehalten (Absätze 3 bis 5). 

§ 269 
Vereiteln der Zwangsvollstreckung 

Die Vorschrift des Absatzes 1 ist dem § 238 
StGB nachgebildet, jedoch in verschiedener Hinsicht 
wesentlich geändert. Hervorzuheben ist namentlich, 
daß der Tatbestand in ein schlichtes Erfolgs-
delikt umgewandelt wird. An die Stelle der 
Absicht, die Befriedigung des Gläubigers zu ver-
eiteln, die in der Rechtsprechung stets nur als be-
stimmter Vorsatz verstanden worden ist, tritt das 
Erfordernis, daß der Täter absichtlich oder wissent-
lich (§ 17) die Befriedigung des Gläubigers ganz 
oder zum Teil vereitelt. Abgesehen davon, daß die 
Änderung den Tatbestand an § 268 anpaßt, ist sie 
auch unerläßlich, weil an dem ausschließlichen 
Merkmal der Absicht nicht festgehalten werden 
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kann. Dieses müßte nach § 17 Abs. 1 im Sinne 
zweckgerichteten Handelns des Täters verstanden 
werden. Das entspricht aber für sich allein nicht den 
Erfordernissen des Strafschutzes, dessen der Gläu-
biger im Vollstreckungsverfahren bedarf. Wenn ein 
Schuldner bei einer ihm drohenden Zwangsvollstrek-
kung Bestandteile seines Vermögens dem Zugriff 
des Gläubigers entzieht, ist er nicht erst straf-
würdig, wenn es ihm darauf ankommt, die Befriedi-
gung des Gläubigers zu vereiteln, sondern schon 
dann, wenn er sich dieser Wirkung als einer zwin-
genden Folge seines Verhaltens bewußt ist. Gerade 
im Falle der Zwangsvollstreckung werden die 
Verhältnisse oft so liegen, daß es dem Täter nur 
darauf ankommt, sich das Vermögensstück für 
seine eigenen Bedürfnisse zu erhalten, und daß 
ihm die Vollstreckungsvereitelung eine durchaus 
unerwünschte Nebenfolge ist. Durch das zusätzliche 
Erfordernis „wissentlichen" Vereitelns wird in sub-
jektiver Hinsicht dasselbe vorausgesetzt, was die 
Rechtsprechung zum geltenden Recht durch er-
weiternde Auslegung des Begriffs der Absicht er-
reicht: Es wird aus dem Tatbestand lediglich der 
bedingte Vorsatz der Vereitelung ausgeschieden. 
Daß allerdings auf dessen Einbeziehung verzichtet 
werden muß, kann noch weniger zweifelhaft sein 
als bei der Pfandkehr (§ 268); denn Absatz 1 unter-
wirft praktisch das ganze Vermögen des Schuldners 
für die Zeit einer drohenden Zwangsvollstreckung 
gleichsam einer Verfügungsbeschränkung zugunsten 
seiner Gläubiger. Er beeinträchtigt also die wirt-
schaftliche Bewegungsfreiheit ganz erheblich. Soll 
die Vorschrift nicht zu einem Fallstrick werden, so 
ist dafür Sorge zu tragen, daß sie nur die wirklich 
strafwürdigen Schiebungen trifft. Das wird durch 
die Beschränkung auf den bestimmten Vorsatz des 
Vereitelns in zweckmäßiger Weise gewährleistet. 
Daß die Umwandlung des Tatbestandes in ein Er-
folgsdelikt auf der anderen Seite die Feststellung 
einer tatsächlich eingetretenen Vollstreckungsver-
eitelung erfordert, ist sachgemäß; denn der Erfolg 
der Tathandlung ist für die Beurteilung von Unrecht 
und Schuld durchaus wesentlich. Läßt er sich nicht 
feststellen, was in der Praxis nicht selten vor-
kommen wird, so ist eine Bestrafung nur wegen 
Versuchs angemessen, der mit Rücksicht auf die 
Neugestaltung des Tatbestandes für strafbar erklärt 
werden muß (Absatz 3). 

Im Gegensatz zu den Tatbeständen des Konkurs-
strafrechts (§§ 271, 272) stellt Absatz 1 nicht darauf 
ab, daß die Befriedigung des Gläubigers gefähr-
det wird; es ist vielmehr erforderlich, daß der Täter 
sie ganz oder teilweise vereitelt. Eine solche Ver-
eitelung liegt vor, wenn der Gläubiger infolge der 
Handlung des Täters überhaupt nicht befriedigt 
wird oder wenn er eine geringere oder spätere Be-
friedigung erhält, als er sie ohne die Handlung 
erreicht hätte. Die Benachteiligung des Gläubigers 
muß also tatsächlich eingetreten und feststellbar 
sein. Dieses Erfordernis ist sinnvoll, weil lediglich 
die rechtliche Beziehung zwischen einem Gläubi-
ger und einem Schuldner zu klären ist. Im Bereich 
der Gesamtvollstreckung dagegen bestehen viel

-fältige Rechtsverhältnisse zwischen dem Schuldner 
und einer regelmäßig großen Zahl von Gläubigern. 
Hier für die einzelne Bankrotthandlung die un-
mittelbar schädigende Wirkung für die Gesamtheit 
der Gläubiger feststellen zu wollen, würde häufig, 
namentlich wenn die Tat vor Zahlungseinstellung 
oder Eröffnung des Konkursverfahrens begangen 
ist, auf erhebliche sachliche und prozessuale Schwie-
rigkeiten stoßen. Der Entwurf begnügt sich deshalb 
bei den Konkursstraftaten damit, daß die Befriedi-
gung der Gläubiger gefährdet, d. h. eine nahe Wahr-
scheinlichkeit ihrer Benachteiligung geschaffen wird. 

Daß nach Absatz 1, im Gegensatz zum geltenden 
Recht, auch mit Strafe bedroht wird, wer einen Ver-
mögensbestandteil zerstört, beschädigt oder un-
brauchbar macht, beruht auf denselben Erwägungen, 
die in der Begründung zu § 268 im Hinblick auf die 
dort vorgeschlagene entsprechende Ergänzung dar-
gelegt sind. Dagegen ist die Tathandlung des „Ver-
äußerns" nicht mehr aufgenommen. Soweit sie 
überhaupt unter den Tatbestand fällt, wird sie durch 
das Merkmal „Beiseiteschaffen" erfaßt. Die Ver-
äußerung eines Gegenstandes ist im allgemeinen 
für die Begehung der Tat nicht typisch, weil sie 
häufig auf einem entgeltlichen Grundgeschäft beruht, 
das dem Vermögen des Schuldners einen der 
Zwangsvollstreckung unterliegenden Gegenwert zu-
führt mit der Folge, daß die Befriedigung des Gläu-
bigers möglicherweise überhaupt nicht vereitelt 
wird. 

Täter des Vergehens nach Absatz 1 ist der, dem 
die Zwangsvollstreckung droht, bei bürgerlichrecht-
lichen Ansprüchen also der Schuldner im Sinne der 
Zivilprozeßordnung. Das geltende Recht beschränkt 
die Täterschaft aus diesen Fall. Das ist offenbar un-
billig, weil Taten, die zugunsten des Schuldners be-
gangen werden, unter demselben rechtlichen Ge-
sichtspunkt Strafe verdienen. Das zeigt schon ein 
Vergleich mit den Vorschriften des geltenden 
Rechts über die Pfandkehr (§ 289 StGB) und über 
die Schuldnerbegünstigung in der Gesamtvollstrek-
kung (§ 242 der Konkursordnung). Absatz 2 er-
streckt daher die Strafbarkeit auf den, der die Tat 
an Vermögensbestandteilen eines anderen mit des-
sen Einwilligung oder zu dessen Gunsten begeht, 
und stimmt insoweit mit § 268 Abs. 2 voll überein. 
Auf dessen Begründung wird verwiesen. 

Als Strafe sieht der Entwurf Gefängnis bis zu 
zwei Jahren, Strafhaft oder Geldstrafe vor. Das ent-
spricht sachlich der Strafdrohung des § 288 StGB. 

Das Erfordernis des Strafantrags behält der 
Entwurf bei (Absatz 4). Jedoch wird im Gegensatz 
zu § 268, aber in Übereinstimmung mit dem gel-
tenden Recht davon abgesehen, Taten von  Ange-
hörigen nach § 241 Abs. 2, 3 zu privilegieren. Die 
Gründe, die eine Besserstellung der Angehörigen 
nahelegen, verlieren in den praktisch recht häufigen 
Fällen an Gewicht, in denen der durch die Tat Ver-
letzte in einem Rechtsverfahren einen vollstreck-
baren Titel hat erstreiten müssen. Es wäre kriminal-
politisch bedenklich, hier den Strafschutz ganz oder 
teilweise zu entziehen und dadurch möglicherweise 
das ganze vorausgegangene Verfahren für den 
Verletzten sinnlos zu machen. 
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Unlautere Einflußnahme auf Versteigerungen 
und Vergaben 

Strafvorschriften gegen unlautere Einflußnahme 
auf öffentliche Versteigerungen und Vergaben sind 
nicht im geltenden Strafgesetzbuch, wohl aber in 
sämtlichen Entwürfen seit 1922 und mit Beschrän-
kung auf Versteigerungen sogar seit 1909 enthalten 
(vgl. z. B. § 355 E 1927/30). Was die Einflußnahme 
auf die Mitbewerbung bei Versteigerungen betrifft, 
ist gegenwärtig das Abhalten vom Bieten auf öf-
fentlichen Versteigerungen in einigen deutschen 
Ländern mit Strafe bedroht, z. B. in den Gebieten 
des ehemaligen Preußens, in denen § 270 des Preu-
ßischen Strafgesetzbuches vom 14. April 1851 (Ge-
setz-Sammlung S. 101) noch gilt. In anderen Län-
dern fehlen solche Vorschriften; zum Teil, z. B. in 
Bayern, haben sie früher bestanden, sind aber auf-
gehoben worden. Für einen bundesrechtlichen Tat-
bestand spricht außer dem Gedanken der Rechts-
einheit vor allem die Erwägung, daß ein allge-
meines Interesse daran besteht, der Verschleuderung 
wirtschaftlicher Werte entgegenzuwirken und zu 
verhüten, daß Gläubiger und Schuldner bei öffent-
lichen Versteigerungen durch unlautere Machen-
schaften Schaden erleiden. 

Auch Ausschreibungen von Lieferungen und Lei-
stungen haben im modernen Wirtschaftsleben in 
steigendem Maße Bedeutung erlangt. Ihr Zweck be-
steht darin, auf selbständiger und verantwortlicher 
Berechnung beruhende Angebote heranzuziehen, die 
der vergebenden Stelle einen Überblick über die 
erforderlichen Aufwendungen und die Güte der 
dafür zu erwartenden Leistungen ermöglichen. Die 
Erreichung dieses Zweckes wird gefährdet, wenn 
die für die Abgabe eines Angebots in Frage kom-
menden Unternehmen miteinander in Verbindung 
treten, Vereinbarungen über Preise oder den 
sonstigen Inhalt der Angebote oder sogar über 
Ausfallentschädigungen treffen und so eine den 
wirklichen Wettbewerbsverhältnissen entsprechende 
Vergabe vereiteln. Gegen solche unlauteren Ein-
wirkungen bietet bereits das Gesetz gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen vom 27. Juli 1957 (Bundes-
gesetzbl. I  S. 1081) im Rahmen seiner allgemeinen 
Bestimmungen gegen wettbewerbsgefährdendes Ver-
halten einen gewissen Schutz, der allerdings bei 
schwerwiegenden Taten nicht ausreicht, weil Zu-
widerhandlungen immer nur als Ordnungswidrig-
keiten mit Geldbuße geahndet werden können 
(§§ 38 ff. a. a.O.). Der Entwurf droht deshalb für be-
stimmte schwere Formen von Einwirkungen dieser 
Art kriminelle Strafe an; er schafft damit einen 
Tatbestand, der im Rahmen seines Anwendungs-
bereichs den zugleich verletzten Bußgeldvorschrif-
ten des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen vorgeht (vgl. dazu § 4 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten). 

Der Tatbestand des Absatzes 1 Nr. 1 schützt 
Zwangsversteigerungen und andere auf gesetzlicher 
Vorschrift beruhende öffentliche Versteigerungen. 
Er umfaßt danach neben den Zwangsversteigerun-
gen namentlich auch die Versteigerungen zum 
Zwecke der Aufhebung einer Bruchteils- oder 
Gesamthandsgemeinschaft (§§ 753, 731, u. a. BGB)  

§ 270 
sowie den Pfandverkauf und den Selbsthilfeverkauf 
im Wege der öffentlichen Versteigerung (§ 1235 
Abs. 1 BGB, § 373 Abs. 2 HGB). Die Beschränkung 
des Strafschutzes auf Versteigerungen dieser Art 
beruht auf der Erwägung, daß sich der Eigentümer 
oder Miteigentümer hier der öffentlichen Aus-
bietung seiner Sache nicht entziehen und sich des-
halb auch nicht selbst gegen unlautere Machen-
schaften wehren kann, die den Erfolg der Ver-
steigerung in Frage stellen. 

Absatz 1 Nr. 2 schützt nur die Vergabe von 
Lieferungen und Leistungen, soweit sie von Behör-
den oder von Körperschaften, Anstalten oder Stif-
tungen des öffentlichen Rechts ausgehen. Diese 
Beschränkung empfiehlt sich vor allem deshalb, 
weil nur die Vergabe öffentlicher Aufträge eines 
besonderen, über die allgemeinen Vorschriften 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen hinausgehen-
den Schutzes bedarf. Die Erfahrungen der letzten 
Jahrzehnte haben bewiesen, daß gewisse Unter-
nehmer immer wieder der Versuchung unterliegen, 
sich durch unlautere Absprachen bei öffentlichen 
Vergaben große Gewinne auf Kosten der Allgemein-
heit zu verschaffen. Ein solches Gebaren ist nicht 
nur für den Staat, sondern vor allem für den Steuer-
zahler, der letzten Endes die Mittel für solche 
ungerechtfertigten Leistungen aufbringen muß, eine 
schwerwiegende Gefahr. Ihm muß mit einer krimi-
nellen Strafdrohung nachdrücklich entgegengewirkt 
werden. 

Als Tathandlung setzt Absatz 1 voraus, daß 
der Täter einem anderen ein Entgelt anbietet, ver-
spricht oder gewährt oder ein empfindliches Übel 
androht und ihn dadurch dazu bestimmt, daß er 
sich an einer der obengenannten Versteigerungen 
oder Vergaben als Bewerber nicht beteiligt oder 
dabei unzulässige Bindungen einhält. Den Kern des 
Tatbestandes bildet danach die erfolgreiche Willens-
bestimmung des anderen zu einem bestimmten Ver-
halten in bezug auf die Versteigerung oder Ver-
gabe. Erst wenn dieser Erfolg herbeigeführt, d. h. 
durch Einflußnahme auf den anderen bewirkt ist, 
daß dieser sich nicht beteiligt oder unzulässige 
Bindungen einhält, ist die Tat vollendet. Das ver-
sucht der Entwurf — ebenso wie in einigen anderen 
Tatbeständen (vgl. z. B. § 210 Abs. 2 und die Be-
gründung dazu) — dadurch klarzustellen, daß er 
das dem anderen angesonnene Verhalten nicht 
durch einen Infinitivsatz, sondern durch einen Daß

-

Satz in der Wirklichkeitsform beschreibt. Der andere 
hält „unzulässige Bindungen" ein, wenn er sich 
zwar als Mitbewerber an der Versteigerung oder 
Vergabe beteiligt, bei seinem Angebot oder im 
Zusammenhang damit aber auf Vereinbarungen 
Rücksicht nimmt, die nach dem oben bereits ge-
nannten Gesetz über Wettbewerbsbeschränkungen 
nicht getroffen werden dürfen oder die sonst nach 
anderen Vorschriften des sachlichen Rechts wider-
rechtlich sind. Zu denken ist dabei etwa an die 
Vereinbarungen, in dem Angebot an die aus-
schreibende Stelle bestimmte Mindestpreise einzu-
halten oder für den Fall der Auftragserteilung an 
die unterlegenen Mitbewerber eine Ausfallentschä-
digung zu zahlen. Nach einigen früheren Entwürfen 
(§ 355 E 1927/30) sollte es nicht darauf ankommen, 
welche Mittel der Täter anwendet, um den anderen 
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zu dem für die Versteigerung oder die Vergabe 
schädlichen Verhalten zu bestimmen; auch bloßes 
Zureden sollte genügen. Eine so weite Ausdehnung 
des Tatbestandes erweckt Bedenken, weil sie auch 
Handlungen erfaßt, die zwar mißbilligenswert, aber 
doch nicht kriminell strafwürdig sind. Der Entwurf 
unterwirft dem Tatbestand deshalb nur die be-
sonders gefährlichen Mittel der Bestechung und der 
Nötigung, die er in der oben bezeichneten Weise 
näher beschreibt. Dabei ist unter „Entgelt" jede in 
einem Vermögensvorteil bestehende Gegenleistung 
zu verstehen (§ 11 Abs. 1 Nr. 6). Der Begriff des 
empfindlichen Übels entspricht dem des § 240 StGB; 
er wird zwar nicht mehr bei der Nötigung (§ 170), 
wohl aber in einer Anzahl anderer Vorschriften 
des Entwurfs verwendet (vgl. z. B. § 189 Abs. 1, 
§ 190 Abs. 1, § 195 Abs. 2, §§ 196, 209, 259). Der Tat-
bestand des Abhaltens vom Bieten wird voraus-
sichtlich gerade in dem Bereich praktische Bedeu-
tung erlangen, der infolge der Beschränkung des 
Nötigungstatbestandes auf Fälle der gefährlichen 
Drohung nicht mehr erfaßt wird; denn für Taten 
dieser Art ist es typisch, daß wirtschaftlicher oder 
gesellschaftlicher Druck ausgeübt wird, der im all-
gemeinen die Merkmale der gefährlichen Drohung 
(§ 11 Abs. 1 Nr. 7) nicht erfüllt. 

Als besondere subjektive Voraussetzung 
fordert Absatz 1 die Absicht des Täters, die Ver-
steigerung oder Vergabe zu verhindern oder ihren 
Erfolg zu beeinträchtigen. Es muß ihm also darauf 
ankommen, gerade durch die Beeinflussung des von 
der Tat Betroffenen auf die Durchführung oder den 
Erfolg der Versteigerung oder Vergabe einzuwirken 
(§ 17 Abs. 1). Auf den Beweggrund oder einen etwa 
verfolgten weiteren Zweck kommt es dabei nicht an. 
Im allgemeinen wird der Täter seines eigenen Vor-
teils wegen handeln; es genügt aber auch, wenn 
es ihm letztlich nur um die Schädigung oder die 
Begünstigung eines anderen geht. 

Als Strafe sieht der Entwurf in Anlehnung an 
die §§ 268 und 269 Gefängnis bis zu zwei Jahren, 
Strafhaft oder Geldstrafe vor. 

Nach Absatz 2 ist der Versuch strafbar. Da die 
Bestrafung wegen vollendeter Tat von dem Erfolg 
der Einflußnahme auf den anderen abhängt, kann 
auf die Strafbarkeit des Versuchs nicht verzichtet 
werden. Andernfalls würden gerade die Fälle straf-
los bleiben, in denen das unlautere Verhalten durch 
die Weigerung dessen, auf den in rechtswidriger 
Weise eingewirkt worden ist, aufgedeckt wird. 

Konkursstraftaten 
Die §§ 239 bis 244 der Konkursordnung (KO) ver-

folgen vorwiegend den Zweck, gegen solche Schuld-
ner Strafschutz zu gewähren, die bei drohendem 
oder schon eingetretenem Vermögensverfall durch 
böswillige Machenschaften die Befriedigung ihrer 
Gläubiger gefährden. Die Vorschriften haben ihr 
Gegenstück in § 288 StGB, der einen entsprechen-
den, allerdings im einzelnen nicht so umfassenden 
Schutz für die Einzelzwangsvollstreckung gewährt. 
Wegen dieses inneren Zusammenhangs, zugleich 
aber auch wegen des durchweg schwerwiegenden 
kriminellen Gehalts und der allgemeinen Bedeu-
tung, die solchen Straftaten zukommen, empfiehlt 

der Entwurf, das Konkursstrafrecht in das Straf-
gesetzbuch zu überführen und dabei auch die Straf-
vorschriften der Vergleichsordnung überflüssig zu 
machen. Durch diese systematische Neuordnung 
bleibt allerdings die enge Verflechtung des sach-
lichen und formellen Konkursrechts mit den seinem 
Schutz dienenden Strafbestimmungen unberührt. 
Vor allem ändert sich nichts an der Tatsache, daß 
die Auslegung zahlreicher in den Straftatbeständen 
verwendeter Begriffe von dem allgemeinen Kon-
kursrecht abhängt. In den Entwurf nicht über-
nommen sind § 243 KO und § 123 der Vergleichs-
ordnung, die Strafdrohungen gegen den Stimmen-
verkauf enthalten, sowie § 244 KO, der die 
strafrechtliche Haftung in gewissen Fällen auf 
gesetzliche Vertreter des Schuldners erstreckt. Für 
die letztere Vorschrift besteht kein Bedürfnis, weil 
der Entwurf die Strafbarkeit des Handelns für einen 
anderen allgemein und in einer auch für die 
Konkursstraftaten ausreichenden Weise regelt (§ 14). 
Auf die Tatbestände gegen Stimmenverkauf kann 
verzichtet werden, weil sie nach den Erfahrungen 
der gerichtlichen Praxis keine wesentliche Bedeu-
tung erlangt haben. Daß daneben auch ein Teil der 
Bestimmungen über Schuldnerbegünstigung (§ 242 
KO, § 122 der Vergleichsordnung) wegfallen soll, 
wird in der Einzelbegründung zu § 275 dargelegt. 

Zugleich mit der Aufnahme in das Strafgesetz-
buch wird das Konkursstrafrecht grundlegend um-
gestaltet. Nach dem geltenden Recht werden Schuld-
ner bestraft, die ihre Zahlungen eingestellt haben 
oder über deren Vermögen das Konkursverfahren 
eröffnet worden ist, wenn sie eine sogenannte 
Bankrotthandlung begangen, etwa Vermögensstücke 
beiseite geschafft, übermäßigen Aufwand getrieben 
oder Handelsbücher vernichtet haben (§§ 239, 240 
KO). Zu diesen Grundvoraussetzungen tritt nur in 
den Fällen des betrügerischen Bankrotts die Ab-
sicht des Täters, seine Gläubiger zu benachteiligen, 
als ergänzendes Tatbestandsmerkmal hinzu. Welche 
rechtliche Bedeutung der Zahlungseinstellung oder 
Eröffnung des Konkursverfahrens auf der einen und 
der Bankrotthandlung auf der anderen Seite zu-
kommt, war in Rechtsprechung und Schrifttum lange 
umstritten. Überwiegend durchgesetzt hat sich in-
zwischen die dogmatisch noch am ehesten vertret-
bare Auffassung, daß die Bankrotthandlung Tat-
bestandsmerkmal, die Zahlungseinstellung oder 
Eröffnung des Konkursverfahrens dagegen nur 
objektive Bedingung der Strafbarkeit sei. Aber auch 
von diesem Standpunkt aus läßt sich das geltende 
Recht mit einem Schuldstrafrecht, wie es dem Ent-
wurf zugrunde liegt (vgl. dazu die allgemeine Ein-
leitung der Begründung unter B, I), nicht voll in 
Einklang bringen. Ein Teil der Bankrotthandlungen, 
wie z. B. der übermäßige Aufwand, kann bei einem 
zahlungsfähigen Kaufmann durchaus rechtmäßig 
und deshalb völlig vorwurfsfrei sein. In gleicher 
Weise kann es auch in dem vielfach verknüpften 
modernen Wirtschaftsleben zur Zahlungseinstellung 
oder Eröffnung des Konkursverfahrens ohne jeg-
liches Verschulden des Betroffenen kommen. Da 
§ 240 KO keinen Ursachenzusammenhang zwischen 
der Bankrotthandlung einerseits und der Zahlungs-
einstellung oder Eröffnung des Konkursverfahrens 
andererseits voraussetzt, bleibt die Möglichkeit der 
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vollen Erfüllung aller Voraussetzungen der Be-
strafung auch für den Fall offen, daß dem Täter sein 
Verhalten nicht zum Vorwurf gereicht. Eine solche 
Lösung verletzt den Schuldgrundsatz. 

Der Entwurf sucht diesen Mangel zu beheben. Er 
geht davon aus, daß weder die einzelnen Bankrott-
handlungen — von den Verstößen gegen die gesetz-
lichen Pflichten zur Buchführung, zur Aufbewahrung 
der Handelsbücher und zur Bilanzziehung abge-
sehen —, noch die Zahlungseinstellung oder Er-
öffnung des Konkursverfahrens für sich allein einen 
selbständigen Handlungs- oder Erfolgsunwert auf-
weisen. Er sieht vielmehr das eigentlich Vorwerf-
bare im Verhalten des Täters darin, daß dieser 
durch seine Bankrotthandlung die Befriedigung 
seiner Gläubiger gefährdet. Damit wird an das 
bereits erwähnte und auf alle Fälle des betrüge-
rischen Bankrotts (§ 239 KO) beschränkte Merkmal 
der Benachteiligungsabsicht angeknüpft, das von der 
Rechtsprechung nicht als Absicht im Sinne des Ent-
wurfs (§ 17 Abs. 1), sondern stets nur als unbeding-
ter Benachteiligungsvorsatz aufgefaßt worden ist. 
Dieser Auslegung gegenüber bedeutet es keine 
bedeutsame sachliche Änderung, sondern über-
wiegend nur eine Vereinfachung und Klarstellung, 
wenn die Tatbestände in schlichte Erfolgsdelikte 
umgewandelt werden und an die Stelle des 
Benachteiligungswillens das Merkmal tritt, daß die 
Befriedigung der Gläubiger gefährdet wird. Unter 
Gefährdung ist dabei — ebenso wie in zahlreichen 
anderen Tatbeständen des Entwurfs (vgl. vor allem 
die Vorschriften über gemeingefährliche Straftaten, 
§§ 320 ff.) — die Herbeiführung oder Vergröße-
rung einer konkreten Gefahr, d. h. einer nach den 
Umständen nahen Wahrscheinlichkeit des Schadens-
eintritts, zu verstehen. Der strafrechtlich erhebliche 
Vorwurf gegen den Täter besteht also darin, daß 
er schuldhaft eine Lage schafft, welche die nahe 
Wahrscheinlichkeit begründet oder vergrößert, daß 
seine Gläubiger keine oder eine im Vergleich zu 
den Aussichten vor der Tat geringere Befriedigung 
erhalten. Eine Gefährdung in diesem Sinne kann 
danach nur angenommen werden, wenn der Täter 
entweder durch seine Handlung eine wirtschaftliche 
Krise seines Unternehmens herbeiführt, oder wenn 
er die Bankrotthandlung vornimmt, obwohl er sich 
schon in einer solchen Krise befindet. Aus welchen 
Gründen der Entwurf nicht unmittelbar auf die 
Benachteiligung der Gläubiger abstellt, sondern 
deren bloße Gefährdung genügen läßt, ist in der 
Begründung zu § 269 bereits dargelegt. Auch auf die 
Ausnahme des bedingten Vorsatzes aus den Tat-
beständen wird im Gegensatz zur Vereitelung der 
Einzelzwangsvollstreckung verzichtet. Die Beschrän-
kung auf bestimmten Vorsatz ist hier vor allem 
deshalb nicht angebracht, weil ein Schuldner, der 
vor dem wirtschaftlichen Zusammenbruch steht, 
nicht nur dann Strafe verdient, wenn er in voller 
Kenntnis seiner Lage eine Bankrotthandlung vor-
nimmt, sondern auch, wenn er infolge ungenügen-
der Übersicht über seine Verhältnisse mit der Mög-
lichkeit einer kritischen Lage rechnet und ohne 
Rücksicht darauf handelt. 

Neben dem entscheidenden Merkmal der Gläu-
bigergefährdung geben die einzelnen Bankrott-
handlungen nur die verschiedenen Mittel an, durch  

vor § 271 
welche die Gefahr herbeigeführt werden kann. 
Diese Beschränkung des Tatbestandes auf be-
stimmte typische Formen der Begehung . ist aus 
rechtsstaatlichen Gründen unerläßlich; denn nur so 
kann eine ausreichend bestimmte Beschreibung des 
Unrechts und die erforderliche eindeutige Ab-
grenzung des strafbaren Bereichs erzielt werden. 
Die Verbindung der Bankrotthandlungen mit der 
Gläubigergefährdung ergibt insgesamt einen Tat-
bestand, der sowohl als Grundlage für einen Schuld-
vorwurf ausreicht, als auch rechtsstaatlichen An-
forderungen genügt. Für die Begründung der Straf-
barkeit bedürfte es danach der Zahlungseinstellung 
oder Eröffnung des Konkursverfahrens nicht mehr. 
Gleichwohl hält der Entwurf an diesem zusätzlichen 
Erfordernis fest; denn könnte und müßte die Tat 
unabhängig von ihm verfolgt werden, so bestände 
für viele wirtschaftlich schwache Unternehmer die 
ständige Gefahr, angezeigt und in ein Strafverfah-
ren verwickelt zu werden, was möglicherweise erst 
die wahre Ursache für ihren Zusammenbruch wäre. 
Auch aus Beweisgründen kann auf die Zahlungs-
einstellung oder Eröffnung des Konkursverfahrens 
nicht verzichtet werden; denn diese sind im allge-
meinen geeignet, die gefährdende Wirkung einer 
bestimmten Bankrotthandlung für die Befriedigung 
der Gläubiger zu erhärten. Da die beiden Merkmale 
aber nicht zur Unrechtsmaterie gehören, müssen 
sie in Übereinstimmung mit dem geltenden Recht 
als objektive Bedingungen der Strafbarkeit ange-
sehen werden. Auf diese besondere Rechtsnatur 
weist der Entwurf dadurch hin, daß er sie nicht in 
die Tatbestandsbeschreibung aufnimmt, sondern 
jeweils in einem besonderen Absatz und in der 
Form eines Bedingungssatzes behandelt. Die Frage, 
ob die Merkmale nicht sogar als Prozeßvoraus-
setzungen anzusehen sind, ist geprüft und verneint 
worden. Die Zahlungseinstellung oder Eröffnung 
des Konkursverfahrens ist zwar zur Begründung 
des Unrechts der Tat ohne Bedeutung; gleichwohl 
trägt sie zur Gesamtcharakterisierung von Tat und 
Täter irgendwie hei und rundet das Bild des Tat-
bestandes ab. Deshalb liegt eine materielirechtliche 
Ausgestaltung nahe. Diese hat namentlich auch den 
Vorteil, daß die Garantie des § 1 sich auch auf diese 
Merkmale erstreckt (vgl. dazu die Einleitung der 
Begründung zum Besonderen Teil unter IV). 

Dieser Ausgangspunkt für die Neugestaltung der 
wichtigsten Tatbestände des Konkursstrafrechts er-
möglicht einen vom geltenden Recht grundsätzlich 
abweichenden Aufbau. Ein schwerer Schuldvorwurf 
trifft den Täter, dessen Vorsatz sowohl die Bankrott-
handlung als auch die Gefährdung der Befriedigung 
seiner Gläubiger umfaßt. Mit diesem Fall des 
schweren Bankrotts befaßt sich der § 271. Er bezieht 
im Gegensatz zu § 239 KO sämtliche Bankrott-
handlungen in seinen Anwendungsbereich ein; denn 
diese machen nicht den eigentlichen Kern des Un-
rechts aus und sind deshalb für dessen Umfang 
nur von zweitrangiger Bedeutung. Ein nicht un-
erheblicher Schuldvorwurf trifft den Täter aber auch 
dann, wenn er durch eine vorsätzlich begangene 
Bankrotthandlung fahrlässig die Befriedigung seiner 
Gläubiger gefährdet. Diesen Tatbestand regelt der 
Entwurf unter dem Gesichtspunkt des einfachen 
Bankrotts in § 272. Zu denken ist dabei vor allem 
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§0 271, 272 
an Täter, die den wirtschaftlichen Ruin ihres Unter-
nehmens infolge von Fahrlässigkeit nicht erkennen 
oder ihn nicht wahrhaben wollen und aus dieser 
Einstellung heraus eine Bankrotthandlung vorneh-
men. Dogmatische Gründe ständen auch der Ein-
beziehung des Falles nicht entgegen, daß der Täter 
fahrlässig eine Bankrotthandlung vornimmt und 
dadurch fahrlässig die Befriedigung seiner Gläubi-
ger gefährdet. Dafür besteht aber kein ausreichen-
des kriminalpolitisches Bedürfnis. Diesem dürfte es 
vollauf genügen, wenn § 273 gewisse Verletzungen 
der Buchführungspflicht, die zwar in den §§ 271 
und 272 bereits als Bankrotthandlungen erfaßt sind, 
aber schon für sich allein selbständigen Unrechts-
gehalt haben, auch für den Fall mit Strafe bedroht, 
daß die Befriedigung der Gläubiger nicht gefährdet 
wird. Die §§ 274 und 275 schließlich behandeln die 
Gläubiger- und die Schuldnerbegünstigung, die 
insofern nur eine abrundende und ergänzende Be-
deutung haben, als der erste Tatbestand bestimmte 
Fälle des Bankrotts privilegiert und der zweite der 
Vornahme gewisser Bankrotthandlungen durch 
Dritte, die zugunsten des Schuldners tätig werden, 
entgegentritt. 

Soweit in den einzelnen Tatbeständen von der 
Befriedigung der „Gläubiger" gesprochen wird, sind 
unter diesen, ebenso wie im geltenden Recht, die 
Gläubiger, nach Eröffnung des Konkurses die Kon-
kursgläubiger, in ihrer Gesamtheit zu verstehen. 

§ 271 
Schwerer Bankrott 

Die Vorschrift tritt zusammen mit den §§ 272 und 
273 an die Stelle der §§ 239 und 240 der Konkurs-
ordnung (KO). Über ihren systematischen Auf-
bau und über die rechtliche Bedeutung ihrer einzel-
nen Merkmale ist in der Vorbemerkung zu diesem 
Zwischentitel bereits das Grundsätzliche gesagt. Zu 
den in Absatz 1 Nr. 1 bis 7 aufgeführten Bankrott-
handlungen ist ergänzend folgendes zu bemerken: 

Die Nummer 1 entspricht dem § 239 Abs. 1 Nr. 1 
KO. Jedoch sind dem Beiseiteschaffen und Verheim-
lichen von Vermögensbestandteilen wegen der glei-
chen Strafwürdigkeit das Zerstören, Beschädigen und 
Unbrauchbarmachen an die Seite gestellt (vgl. dazu 
auch die Begründung zu den §§ 268 und 269). Eine 
Beschränkung des Tatbestandes auf Gegenstände 
von nicht unerheblichem Wert, an die man hier 
denken könnte, empfiehlt sich nicht, denn einerseits 
ist der Schuldner verpflichtet, sein gesamtes der 
Zwangsvollstreckung unterliegendes Vermögen den 
Gläubigern zur Verfügung zu halten, und anderer-
seits werden bedeutungslose Handlungen schon da-
durch ausgeschieden, daß sie die Befriedigung der 
Gesamtgläubigerschaft nicht gefährden. 

Die Nummern 2 und 3 entsprechen weitgehend 
dem § 240 Abs. 1 Nr. 1 und 2 KO. Die einzige sach-
liche Änderung besteht darin, daß bei der Verschleu-
derung von Waren oder Wertpapieren, die auf Kre-
dit beschafft sind, nicht mehr die Absicht des Täters 
gefordert wird, die Eröffnung des Konkursverfah-
rens hinauszuschieben. Darauf kann es nicht mehr 
ankommen, nachdem die Gefährdung der Gläubiger 
— im Gegensatz zu § 240 KO — zum selbständigen 

Tatbestandsmerkmal erhoben worden ist; denn jetzt 
bildet nicht der Zweck der Konkursverschleppung 
sondern die durch die Verschleuderung herbeige-
führte Gefahr für die Befriedigung der Gläubiger 
den tragenden Grund für die Strafdrohung. 

Die Nummer 4 ist dem § 239 Abs. 1 Nr. 2 KO 
nachgebildet und stimmt sachlich mit ihm überein. 
Durch den Begriff der „nicht bestehenden Verbind-
lichkeit" wird im wesentlichen dasselbe zum Aus-
druck gebracht, was das geltende Recht durch die 
Worte „Schulden oder Rechtsgeschäfte, welche ganz 
oder teilweise erdichtet sind" umschreibt. Erfaßt 
werden deshalb auch Fälle, in denen die Verbind-
lichkeit nur teilweise nicht besteht oder unzutreffend 
durch die Merkmale eines in Wahrheit fehlenden 
Konkursvorrechts gekennzeichnet wird. Auch daß 
nicht mehr von dem „Aufstellen" einer Verbindlich-
keit gesprochen, sondern ein „Vortäuschen" gefor-
dert wird, ändert die Rechtslage nicht. Nach der Aus-
legung, die der Begriff des Aufstellens durch die 
Rechtsprechung erfahren hat, ist dazu erforderlich, 
daß das Bestehen der Verbindlichkeit anderen ge-
genüber geltend gemacht wird. Es muß danach ein 
Partner vorhanden sein, dem die Verbindlichkeit 
vorgetäuscht wird. Dieses Erfordernis kommt in der 
Neufassung zur Geltung. Die Verwendung des Aus-
drucks „Aufstellen" kann dagegen zu der irrigen 
Auffassung verleiten, daß schon das Eintragen nicht 
bestehender Verbindlichkeiten in Handelsbücher 
oder das Anfertigen unrichtiger Belege für sich 
allein genüge. 

Die Nummern 5 bis 7 sind eng an § 239 Abs. 1 
Nr. 3 und 4 und § 240 Abs. 1 Nr. 3 und 4 KO ange-
lehnt. Sie befassen sich mit der Verletzung der Buch-
führungspflicht, dem Vernichten, Beschädigen, Bei-
seiteschaffen oder Verheimlichen von Handels-
büchern und dem Unterlassen der Bilanzziehung. Da 
in allen diesen Fällen zu den genannten Bankrott-
handlungen die Gefährdung der Gläubiger hinzu-
kommen muß, sind — im Gegensatz zu § 240 KO — 
auch Handlungen einbezogen, die nicht schon als 
solche die Verletzung einer durch das Handelsrecht 
auferlegten Pflicht enthalten. Daß außerdem in der 
Nummer 5 die Begehungsformen des „Beschädigens" 
und „Beiseiteschaffens" besonders erwähnt werden, 
soll die Vorschrift an Absatz 1 Nr. 1 und an die 
§§ 268 und 269 anpassen. 

Als Strafe für den schweren Bankrott sieht Ab-
satz 1 Gefängnis bis zu fünf Jahren vor. Die Straf-
drohung des geltenden Rechts, die Zuchthaus bis zu 
fünfzehn Jahren beträgt, ist an sich schon im Ver-
hältnis zu zahlreichen anderen Vorschriften über den 
Schutz fremden Vermögens überhöht. Da die Neu-
fassung außerdem eine nicht unerhebliche Erweite-
rung der Strafbarkeit gegenüber § 239 KO mit sich 
bringt, erscheint der ermäßigte Strafrahmen ange-
messen. 

§ 272 
Einfacher Bankrott 

Die Vorschrift, die zusammen mit den §§ 271 und 
273 die §§ 239 und 240 der Konkursordnung er-
setzen soll, bedroht den mit Strafe, der durch eine 
vorsätzliche Bankrotthandlung nach § 271 Abs. 1 
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Nr. 1 bis 7 die Befriedigung seiner Gläubiger fahr -
lässig gefährdet. Wegen der grundsätzlichen Fra-
gen, die der Tatbestand aufwirft, wird auf die Vor-
bemerkung zu diesem Zwischentitel und wegen der 
Bankrotthandlungen im einzelnen auf die Begrün-
dung zu § 271 verwiesen. Wenn auch bei einzelnen 
Bankrotthandlungen wegen ihrer besonderen Art die 
Gefahr für die Befriedigung der Gläubiger im all-
gemeinen nur vorsätzlich herbeigeführt wird (z. B. 
bei dem Verheimlichen von Vermögensbestandtei-
len), so sind doch stets auch Fälle fahrlässiger Ge-
fährdung denkbar. Es besteht deshalb kein Anlaß, 
den Tatbestand auf bestimmte Bankrotthandlungen 
zu beschränken, bei denen die nur fahrlässige Gläu-
bigergefährdung die Regel oder wenigstens eine 
häufige Erscheinungsform ist. 

Als Strafe für den einfachen Bankrott wird Ge-
fängnis bis zu zwei Jahren, Strafhaft oder Geldstrafe 
angedroht. Das ist gegenüber § 240 KO eine erheb-
liche Milderung, die sich im wesentlichen aus den-
selben Gründen erklärt, die bei dem Strafrahmen 
des § 271 dargelegt sind. 

§ 273 
Verletzung der Buchführungspflicht 

Wie in der Vorbemerkung zu diesem Zwischen-
titel dargelegt ist, droht § 240 Abs. 1 Nr. 3 und 4 
der Konkursordnung für die Verletzung von Buch-
führungspflichten Gefängnisstrafe bis zu fünf Jah-
ren allein unter der objektiven Bedingung der Straf-
barkeit an, daß der Täter seine Zahlungen eingestellt 
hat oder daß gegen ihn das Konkursverfahren er-
öffnet worden ist. Gegen eine so schwere Strafdro-
hung bestehen für den Fall Bedenken, daß das Ver-
halten des Täters die Befriedigung seiner Gläubiger 
nicht gefährdet. Wer in Zeiten wirtschaftlichen Wohl-
ergehens gegen die Vorschriften über die Buchfüh-
rung, die Aufbewahrung von Handelsbüchern und 
die Bilanzziehung verstößt, begeht kein schweres 
kriminelles Unrecht, sondern nur einen Verstoß, 
dessen Zuweisung zu den Ordnungswidrigkeiten 
durchaus erwogen werden könnte. Von einer sol-
chen Umstellung der Tatbestände sieht der Entwurf 
jedoch wegen der erheblichen praktischen Bedeu-
tung ab, die einer ordnungsmäßigen Buchführung in 
der modernen Wirtschaft zukommt. Infolge der viel-
fältigen Abhängigkeiten und Verknüpfungen, die 
zwischen den einzelnen Unternehmen und zum Teil 
sogar zwischen ganzen Gruppen von Unternehmen 
bestehen, hat der einzelne nur einen begrenzten 
Einfluß darauf, daß seine wirtschaftliche Lage für 
alle Zukunft gesichert bleibt. Es ist nie ganz aus-
zuschließen, daß das Vorhandensein einer ordnungs-
mäßigen Buchführung in irgendeinem Zeitpunkt für 
die gerechte Befriedigung der Gläubiger zu einer 
wichtigen Voraussetzung wird. Es empfiehlt sich 
deshalb, an einer kriminellen Strafdrohung festzu-
halten, zugleich aber den Strafrahmen gegenüber 
§ 240 KO erheblich zu ermäßigen. Insoweit er-
scheint die ausschließliche Androhung von Strafhaft 
und Geldstrafe angemessen. 

Die Beschreibung der einzelnen Tatbestände lehnt 
sich eng an § 271 Abs. 1 Nr. 5 bis 7 an. Jedoch sind 
hier in Übereinstimmung mit § 240 KO diejenigen 

§§ 273-275 
Handlungen ausgeschieden, die nicht schon als 
solche eine Verletzung handelsrechtlicher Pflichten 
enthalten. Daß in Absatz 1 Nr. 1 auch fahrlässiges 
Handeln mit Strafe bedroht wird, entspricht der 
Rechtsprechung zum geltenden Recht. Für die Num-
mern 2 und 3 fehlt es dagegen an einem kriminal-
politischen Bedürfnis, auch fahrlässiges Verhalten 
einzubeziehen. 

§ 274 
Gläubigerbegünstigung 

Die Vorschriften über Gläubigerbegünstigung tre-
ten an die Stelle des § 241 der Konkursordnung und 
stimmen sachlich mit diesem weitgehend überein. 
Die sprachlichen Abweichungen sollen überwiegend 
nur die Fassung vereinfachen oder die Rechtslage 
klarstellen. Die einzige sachlich ins Gewicht fal-
lende Änderung besteht darin, daß der Tatbestand 
in ein schlichtes Erfolgsdelikt umgewandelt wird. 
Die Gründe dafür stimmen im wesentlichen mit 
denen überein, die für die entsprechende Umgestal-
tung des Tatbestandes der Vollstreckungsvereite-
lung in der Begründung zu § 269 dargelegt sind. 
Außerdem wird dadurch eine Anpassung an die Tat-
bestände des Bankrotts erreicht, die ebenfalls als 
Erfolgsdelikte ausgestaltet sind. 

Den Standpunkt der Rechtsprechung zu § 241 KO, 
daß es sich bei der Gläubigerbegünstigung um einen 
privilegierten Fall des Bankrotts handele, läßt der 
Entwurf unberührt. Er geht insbesondere davon aus, 
daß Handlungen, die lediglich der Begünstigung 
eines Gläubigers dienen, ohne zugleich die Masse 
zum Nachteil der Gesamtgläubigerschaft einschließ-
lich des begünstigten Gläubigers zu beeinträchtigen, 
auch dann nicht als Bankrott mit Strafe bedroht 
sind, wenn sie im Einzelfall den Tatbestand der 
Gläubigerbegünstigung nicht erfüllen. 

§ 275 
Schuldnerbegünstigung 

Die Vorschriften über Schuldnerbegünsti-
gung sind gegenüber dem geltenden Recht wesent-
lich geändert. Vor allem wird der sogenannte Kon-
kursbetrug (§ 242 Nr.2 der Konkursordnung) besei-
tigt. Wer im Interesse eines Gemeinschuldners oder, 
um sich oder einem Dritten einen Vermögensvorteil 
zu verschaffen, im Konkursverfahren erdichtete For-
derungen geltend macht, ist regelmäßig wegen Be-
truges oder Betrugsversuchs (§§ 252 bis 254) straf-
bar. Einer qualifizierten Strafdrohung bedarf es in-
soweit nicht. Dasselbe gilt auch für § 122 der Ver-
gleichsordnung, der sich mit der Geltendmachung 
erdichteter Forderungen in einem gerichtlichen Ver-
gleichsverfahren befaßt. Beide Vorschriften sind im 
Einführungsgesetz ersatzlos aufzuheben. 

Der Tatbestand der eigentlichen Schuldner-
begünstigung ist einerseits in einer rechtsstaatlichen 
Bedürfnissen entsprechenden Weise eingeschränkt, 
andererseits aber zur Anpassung an die Vorschrif-
ten über Vollstreckungsvereitelung (§ 269) und 
Bankrott (§§ 271, 272) in anderer Richtung erweitert. 

§ 242 Nr. 1 KO bedroht das Verheimlichen und 
Beiseiteschaffen von Vermögensstücken des Schuld- 
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vor § 276 

ners schon dann mit Strafe, wenn es im Interesse 
des Schuldners geschieht und wenn dieser vor oder 
nach der Tathandlung seine Zahlungen einstellt oder 
wenn über sein Vermögen das Konkursverfahren 
eröffnet wird. Diese Ausgestaltung läßt den inne-
ren Zusammenhang zwischen der Tathandlung und 
der Gefährdung der Gläubiger nicht hervortreten 
und eröffnet damit die Möglichkeit einer Bestrafung 
auch da, wo es an einem solchen Zusammenhang 
überhaupt fehlt. Der Entwurf setzt deshalb voraus, 
daß der Täter durch sein Verhalten die Gläubiger 
des von ihm begünstigten Schuldners gefährdet. Er 
übernimmt damit sachlich dasselbe Merkmal, das 
auch in den Vorschriften über den Bankrott verwen-
det wird, um den Tatbeständen die gebotene rechts

-

staatliche Abgrenzung zu geben und Zweifel an 
ihrer Vereinbarkeit mit dem Schuldgrundsatz zu be-
seitigen. Wegen des Inhalts dieses Merkmals im 
einzelnen wird auf die Vorbemerkung zu diesem 
Zwischentitel verwiesen. Darüber hinaus spaltet der 
Entwurf den Tatbestand der Schuldnerbegünstigung 
in zwei Phasen auf, von denen sich die eine auf die 
Zeit einer dem Schuldner lediglich drohenden Zah-
lungsunfähigkeit (Absatz 1 Nr. 1) und die andere 
auf die Zeit nach Zahlungseinstellung oder Beginn 
eines Insolvenzverfahrens (Absatz 2 Nr. 2) bezieht. 
In der zusätzlichen Aufnahme dieser Merkmale liegt 
der wesentliche Unterschied der Schuldnerbegünsti-
gung gegenüber dem Bankrott. Während der Schuld-
ner sich nach § 271 Abs. 1 Nr. 1 schon strafbar 
macht, wenn er die Bankrotthandlung vornimmt 
und dadurch vorsätzlich — sei es auch nur mit be-
dingtem Vorsatz — die Befriedigung seiner Gläu-
biger gefährdet, muß der Dritte, der als Täter einen 
Schuldner begünstigt, entweder sicher wissen, daß 
diesem die Zahlungsunfähigkeit droht, oder in einem 
Zeitpunkt handeln, in dem die wirtschaftliche Krise 
des Schuldners durch Zahlungseinstellung, Eröff-
nung des Konkursverfahrens oder des gerichtlichen 
Vergleichsverfahrens oder durch ein Verfahren zur 
Herbeiführung der Entscheidung über die Eröffnung 
des Konkurs- oder gerichtlichen Vergleichsverfah-
rens offenbar geworden ist. Die strengeren Anforde-
rungen, die an die Schuldnerbegünstigung gestellt 
werden, erklären sich daraus, daß der Täter nicht 
dieselbe Verantwortung für die Befriedigung der 
Gläubigerschaft trägt wie der Schuldner selbst. Bei 
ihm kann deshalb das bloße Bewußtsein, daß der 
Schuldner sich in einer Krise befindet und deshalb 
die Gläubiger möglicherweise gefährdet werden, 
nicht genügen. Sein Wissen um die wirtschaftliche 
Lage des Schuldners muß bestimmter sein. Deshalb 
wird die sichere Kenntnis des Täters von der dro-
henden Zahlungsunfähigkeit des Schuldners oder 
die Vornahme der Begünstigunghandlung erst 
nach Beginn eines Insolvenzverfahrens, das vom 
Vorsatz umfaßt sein muß, vorausgesetzt. Durch diese 
Einschränkung wird der Tatbestand in einer rechts-
staatlichen Grundsätzen entsprechenden Weise ab-
gegrenzt. Dabei geht der Entwurf davon aus, daß 
die engere tatbestandliche Ausgestaltung, die den 
§ 275 von dem § 271 Abs. 1 Nr. 1 unterscheidet, nur 
bei den Tätern zur Straflosigkeit führt, die nicht 
zugleich Teilnehmer an dem von dem Schuldner be-
gangenen Bankrott sind. Soweit sie nämlich als An-
stifter oder Gehilfen des Schuldners nach § 271 er

-faßt werden, kommen ihnen die Einschränkungen 
des § 275 nicht zugute. Der Wortlaut des Entwurfs 
bietet jedenfalls für die gegenteilige Auffassung 
keinen Anhaltspunkt. Er beruht vielmehr auf der 
Vorstellung, daß die Strafwürdigkeit einer Hand-
lung, die fremdes strafbares Tun fördert, strafrecht-
lich anders zu beurteilen ist als eine Handlung, die 
jemand ohne Mitwirkung des Begünstigten als Tat-
herrn vornimmt. 

Die oben erwähnte Erweiterung des § 275 ge-
genüber dem geltenden Recht (§ 242 Nr. 1 KO) be-
steht darin, daß neben den Begehungsformen des 
Verheimlichens und Beiseiteschaffens auch das Zer-
stören, Beschädigen und Unbrauchbarmachen von 
Vermögensbestandteilen genannt werden. Das dient 
der Anpassung an § 269 Abs. 2, der für die Einzel-
zwangsvollstreckung eine entsprechende Regelung 
vorsieht und an § 271 Abs. 1 Nr. 1, der auch dem Ge-
meinschuldner solche Handlungen verbietet. Sach-
liche Gründe dafür, diese Handlungen bei der 
Schuldnerbegünstigung auszuscheiden, sind nicht er-
sichtlich. Außerdem wird in Anlehnung an § 268 
Abs. 2 und § 269 Abs. 2 nicht nur die zugunsten des 
Schuldners, sondern auch die mit seiner Einwilligung 
begangene Tat erfaßt. Die dafür maßgebenden Ge-
sichtspunkte sind in der Begründung zu § 268 dar-
gelegt. 

Als Strafe für die Schuldnerbegünstigung sieht 
der Entwurf Gefängnis bis zu fünf Jahren vor. Sie 
ist gegenüber dem § 242 KO dadurch erheblich ge-
mildert, daß die Zuchthausdrohung beseitigt und das 
Höchstmaß der Freiheitsstrafe von zehn Jahren auf 
fünf Jahre ermäßigt wird. Insoweit ist der Strafrah-
men des geltenden Rechts überhöht. Auf der ande-
ren Seite wird aber die untere Grenze des Strafrah-
mens angehoben. Nach § 242 Abs. 2 KO kann bei 
Vorliegen mildernder Umstände auf Gefängnis bis 
zu einem Tag herabgegangen oder auf Geldstrafe 
erkannt werden. Demgegenüber setzt der Entwurf 
das Mindestmaß auf einen Monat Gefängnis fest 
(§ 46 Abs. 1). Diese Verschärfung ist vor allem des-
halb geboten, weil der Tatbestand gegenüber dem 
geltenden Recht wesentlich eingeschränkt ist und 
nur noch Taten erfaßt, bei denen von einer geringen 
Schuld des Täters nicht gesprochen werden kann. 

Achter Titel 

Jagd- und Fischwilderei 
Die Vorschriften des geltenden Strafgesetzbuches 

zum Schutze des Jagd- und Fischereirechts sind 
durch Artikel 10 des Gesetzes vom 28. Juni 1935 
(Reichsgesetzbl. I S. 839) grundlegend umgestaltet 
und erheblich verschärft worden. Die hierfür maß-
gebenden Gründe entsprangen nicht nur national-
sozialistischem Zeitgeist. Vielmehr sind ältere Re-
formwünsche, die schon in früheren Entwürfen 
Gestalt gewonnen hatten, durch diese Gesetzesände-
rung verwirklicht worden. Es fand hierbei die auch 
heute gültige Auffassung gesetzlichen Ausdruck, 
daß Wildereivergehen nicht, wie man früher an-
nahm, bloße Verletzungen fremder Vermögens-
rechte sind, sondern daß sie darüber hinaus auch 
Eingriffe in die Hege und Pflege des Wild- und 
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Fischbestandes enthalten und damit auch Rechts-
güter verletzen, die die Allgemeinheit angehen. 

Der Entwurf faßt die Wildereivergehen, die das 
geltende Strafgesetzbuch bei den Vorschriften des 
Abschnitts „Strafbarer Eigennutz und Verletzung 
fremder Geheimnisse" in den §§ 292 bis 296a StGB 
und zu einem kleinen Teil auch bei den Übertretun-
gen in § 368 Nr. 10 und 10a StGB behandelt, in 
einem selbständigen Titel zusammen. Die einzelnen 
Wildereitatbestände entsprechen in Inhalt und Aus-
gestaltung im wesentlichen den §§ 292 bis 294 StGB. 
Um einer besseren Übersichtlichkeit willen sind den 
schwereren Fällen der Wilderei besondere Para-
graphen gewidmet. Der Entwurf bezeichnet die Fälle 
des unberechtigten Fischens in Anlehnung an den 
Begriff der Jagdwilderei und einem inzwischen ein-
gebürgerten Sprachgebrauch folgend als „Fisch-
wilderei". Hierdurch wird zugleich die rechtliche 
Angleichung an die Tatbestände der Jagdwilderei 
betont und die Fassung von Vorschriften vereinfacht, 
die für beide Wildereiformen gelten. Neu ist die 
Vorschrift über Gewaltanwendung bei Wilderei 
(§ 282), die dem Tatbestand der Gewaltanwendung 
nach Diebstahl (§ 247) entspricht. Sie geht auf 
österreichische Entwürfe zurück und trifft den ge-
fährlichen Wilderer, der, auf frischer Tat betroffen 
oder verfolgt, sich mit Gewalt zur Wehr setzt. 
Neben den Vorschriften über die Sicherungsaufsicht 
(§ 283) und über die Einziehung von Jagd- und 
Fischereigeräten (§ 284) enthält der Titel den Tat-
bestand des unbefugten Fischens in deutschen 
Hoheitsgewässern (§ 285), der dem Schutz der deut-
schen Küstenfischerei dient und dem geltenden 
§ 296a StGB entspricht. Auf einen dem § 296 StGB 
entsprechenden Tatbestand verzichtet der Entwurf 
aus denselben Gründen, die zu einem Verzicht auf 
einen dem § 245a StGB entsprechenden Tatbestand 
geführt haben. Insoweit wird auf die Vorbemerkung 
zum 1. Titel des 3. Abschnitts Bezug genommen. 

Der Titel regelt, ebenso wie die §§ 292 ff. StGB, 
das Jagd- und Fischereistrafrecht nicht abschließend. 
Er befaßt sich nur mit Tatbeständen, die neben dem 
Eingriff in die Hege und Pflege des Wildbestandes 
in erster Linie einen Eingriff auf die ausschließliche 
Aneignungsbefugnis des Jagd- oder Fischerei-
berechtigten enthalten. Aus diesem Grunde ist der 
Titel auch in dem Abschnitt „Straftaten gegen das 
Vermögen" eingestellt. Strafvorschriften, die sich 
gegen nichtweidgerechtes Jagen von Jagdaus

-

übungsberechtigten richten, sowie jagd- und 
fischereipolizeiliche Bestimmungen enthalten die 
§§ 38 und 39 des Bundesjagdgesetzes vom 29. No-
vember 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 780) und die 
Jagd- und Fischereigesetze der Länder. Nach diesen 
Vorschriften bestimmt sich auch im einzelnen, wann 
und in welchen Grenzen ein Jagd- oder Fischerei-
recht besteht, welche Sachen ihm unterliegen und 
wer es ausüben darf. 

§ 276 
Jagdwilderei 

Die Vorschrift entspricht im sachlichen Inhalt und 
im wesentlichen auch in der Fassung dem § 292 
Abs. 1 StGB. Verdeutlicht ist lediglich, daß die Tat 
nicht nur unter Verletzung des Jagdrechts, sondern 

§§ 276, 277 
auch unter Verletzung des Jagdausübungsrechts 
begangen werden kann. Darin liegt indessen keine 
sachliche Änderung. Der Entwurf gleicht sich in-
soweit nur dem Sprachgebrauch des Bundesjagd-
gesetzes vom 29. November 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 780) an, das zwischen dem Jagdrecht als solchem, 
das stets dem Grundeigentümer zusteht (§ 3 Abs. 1), 
und dem Jagdausübungsrecht, das verpachtet wer-
den kann (§ 11 Abs. 1), unterscheidet. Im geltenden 
Strafgesetzbuch wird der Begriff des Jagdrechts 
nicht im Sinne des Bundesjagdgesetzes verstanden, 
sondern schließt den des Jagdausübungsrechts mit 
ein. Daher ist auch schon bisher wegen Jagdwilderei 
strafbar, wer als Eigenjagdinhaber auf einem Jagd-
bezirk jagt, den er einem anderen zur Ausübung der 
Jagd verpachtet hat. 

Im übrigen hat sich die durch das bereits erwähnte 
Gesetz vom 28. Juni 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 839) 
eingeführte Umschreibung der einzelnen Tathand-
lungen der Wilderei bewährt. Der Entwurf hält 
daran fest. Ergänzt ist wie beim Tatbestand des 
Diebstahls (§ 235) lediglich noch, daß der Täter auch 
dann strafbar ist, wenn er das Wild oder die dem 
Jagdrecht unterliegende Sache nicht sich, sondern 
einem anderen zueignet. Unter „Wild" sind wild-
lebende jagdbare Tiere (§ 1 Abs. 1 des Bundesjagd-
gesetzes) zu verstehen, die im einzelnen in § 2 
des Bundesjagdgesetzes oder in den nach dessen 
Absatz 2 ergangenen landesrechtlichen Vorschrif-
ten') aufgeführt sind. Zu den „dem Jagdrecht unter-
liegenden Sachen" gehören verendetes Wild, Fall-
wild und Abwurfstangen sowie Eier jagdbaren 
Federwildes (§ 1 Abs. 5 des Bundesjagdgesetzes). 

Als Strafdrohung sieht der Entwurf für die 
Fälle der einfachen Jagdwilderei Gefängnis bis zu 
drei Jahren oder Strafhaft vor. Der Regelstrafrah-
men ist somit gegenüber dem geltenden Recht, 
dessen Strafdrohung bei fünf Jahren Gefängnis 
endet (§ 292 Abs. 1 StGB), enger gehalten. Das er-
scheint sachgerecht, da für Taten, die eine höhere 
Strafe verdienen, stets der Strafrahmen der beson-
ders schweren Fälle (§ 277) eingreifen soll. Auch in 
anderen vergleichbaren Tatbeständen, die besonders 
schwere Fälle kennen, insbesondere beim Diebstahl 
und beim Betrug, ist aus diesem Grunde die Regel-
strafdrohung in der Obergrenze ebenso herabgesetzt 
worden. 

§ 277 
Schwere Jagdwilderei 

Um einer besseren Übersicht und Sachanordnung 
willen regelt der Entwurf die besonders schweren 
Fälle der Jagdwilderei in einer eigenen Vorschrift. 
Inhaltlich ist sie eng an das geltende Recht an-
gelehnt: Als Strafdrohung ist wie in § 292 Abs. 2 
StGB Gefängnis von drei Monaten bis zu fünf 
Jahren vorgesehen. Auch die in § 292 Abs. 2 StGB 
angeführten Beispiele für besonders schwere Fälle 
kehren im Entwurf wieder. Die Aufzählung beginnt 
mit den Fällen, daß jemand die Jagdwilderei zur 

*) Vgl. § 1 der Zweiten Durchführungsverordnung zum hessischen 
Ausführungsgesetz zum Bundesjagdgesetz vom 29 Oktober 1954 
(GVBl. S. 185); § 35 der Rheinland-Pfälzischen Landesverordnung 
zum Landesgesetz zur Ausführung des Bundesjagdgesetzes vom 
15. März 1956 (GVBl. S. 15). 
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§ 278 
Nachtzeit oder in der Schonzeit begeht (Nummern 
1 und 2). Als neues Beispiel für einen besonders 
schweren Fall führt der Entwurf die Jagd auf Tiere 
an, „die zu erlegen wegen Bedrohung des Bestandes 
ihrer Art verboten ist" (Nummer 3). Verbote 
dieser Art sind in § 21 Abs. 3 des Bundesjagd-
gesetzes gegenüber den Jagdausübungsberechtigten 
vorgesehen und durch § 38 Abs. 1 des Bundesjagd-
gesetzes strafrechtlich geschützt. Eine solche Tat 
kann nicht wiederzuersetzenden Schaden stiften 
und ist dann besonders strafwürdig, wenn sie von 
Wilderern begangen wird. Wie im geltenden Recht 
ist unter den besonders schweren Fällen namentlich 
die Jagdwilderei „unter Anwendung von Schlingen" 
aufgeführt (Nummer 4) , hingegen erwähnt der 
Entwurf abweichend von § 292 Abs. 2 StGB nicht 
auch die Tatbegehung „in anderer nichtweid-
männischer Weise". Denn dieses Merkmal schließt 
eine Unzahl nicht weidgerechter Verhaltensweisen 
mit bisweilen sehr unterschiedlichem Unrechtsgehalt 
ein. Einen Hinweis auf einen bestimmten Schwere

-

grad einer Tat liefert demnach dieses Merkmal 
gerade nicht. Die bei den besonders schweren Fällen 
angeführten Beispiele können aber bei der Rechts-
anwendung nur dann als Leitbild dienen, wenn sie 
in der Regel auch eine bestimmte Tatschwere zu 
kennzeichnen vermögen. Hinzu kommt, daß das 
Merkmal der nichtweidmännischen Begehung auch 
zu umfassend und zu unbestimmt ist: Die Verbots-
norm des § 19 Abs. 1 des Bundesjagdgesetzes zählt 
zwanzig verschiedene Fälle unweidmännischen Ver-
haltens auf. Dieses Verzeichnis ist jedoch nicht ein-
mal erschöpfend. Nichtweidgerechtes Verhalten 
kann sich auch aus anderen Vorschriften, etwa aus 
den Bestimmungen des Tierschutzgesetzes ergeben. 
Außerdem können die Länder die Verbote des § 19 
Abs. 1 des Bundesjagdgesetzes nach dessen Absatz 2 
erweitern und auch zeitweise einschränken. Da die 
Beispielsfälle des § 277 bei der Vorschrift der 
schweren gewerbsmäßigen Jagdwilderei (§ 278 
Satz 2) als gesetzliche Tatbestände verwendet wer-
den, kann auch bei den einzelnen Beispielen auf 
eine hinreichende Tatbestandsbestimmtheit nicht 
verzichtet werden. Im übrigen ist es der Vorzug der 
geschmeidigeren Rechtsfigur der besonders schweren 
Fälle, daß gleichwohl alle ernsteren Fälle nicht-
weidgerechten Jagens vom Richter unter die schwe-
rere Strafdrohung des § 277 gezogen werden 
können. Neu ist weiter das Beispiel, daß ein Täter 
bei der Jagdwilderei „eine in einem Stock oder in 
ähnlicher Weise verborgene oder mit einem Schall-
dämpfer versehene Schußwaffe bei sich führt" 
(Nummer 5). Es schließt sich an das Verbot des 
§ 25 des Waffengesetzes vom 18. März 1938 (Reichs-
gesetzbl. I S. 265) an, das sich gegen die Herstellung, 
den Handel, das Führen und den Besitz der so-
genannten Wildererwaffen richtet. Eine auf diese 
Weise begangene Tat ist besonders tückisch und 
zeugt von einem hohen Grade kriminellen Willens; 
sie ist schwerer entdeckbar und daher besonders 
gefährlich. Schließlich führt der Entwurf die gemein-
schaftliche Begehung der Jagdwilderei, wenn einer 
der Beteiligten mit einer Schußwaffe ausgerüstet 
ist, als Beispiel für einen besonders schweren Fall 
an (Nummer 6). Das geltende Recht setzt beim 

entsprechenden Fall in § 292 Abs. 2 StGB voraus, 
daß mehrere, also mindestens zwei Tatbeteiligte, 
mit Schußwaffen ausgerüstet sein müssen. Dort 
handelt es sich aber um eine zwingend vorgeschrie-
bene Strafschärfung. Der in Nummer 6 umschriebene 
Sachverhalt wiegt immerhin so schwer, daß er eine 
Strafschärfung jedenfalls für den Regelfall recht-
fertigt. 

Alle in dieser Vorschrift angeführten Beispiele 
geben dem Richter nur Maß und Anhalt dafür, wann 
er in der Regel einen besonders schweren Fall an-
zunehmen hat. Die Beispiele sind wie in anderen 
Vorschriften über besonders schwere Fälle nicht 
erschöpfend. Die erhöhte Strafdrohung gilt daher 
auch für andere Handlungen, die den Beispielsfällen 
im Unrechtsgehalt entsprechen. Auf der anderen 
Seite braucht die Verwirklichung der tatsächlichen 
Voraussetzungen der erwähnten Beispielsfälle dann 
nicht unbedingt zur Anwendung der erhöhten Straf-
drohung zu führen, wenn nach den besonderen 
Umständen des einzelnen Falles und im Hinblick auf 
die Begriffsbestimmung des § 62 die Annahme eines 
besonders schweren Falles nicht gerechtfertigt er-
scheint. Solche Fälle können namentlich bei den 
Nummern 1 bis 3 vorkommen, wenn etwa der Täter 
ohne Erfolg dem Wild nachgestellt hat. Der Entwurf 
ist in dieser Hinsicht geschmeidiger als das geltende 
Recht, für das die Rechtsprechung aus dem Wortlaut 
des § 292 Abs. 2 StGB entnimmt, daß stets ein be-
sonders schwerer Fall angenommen werden muß, 
wenn einer der im Gesetz angeführten Beispiels-
fälle vorliegt. 

§ 278 
Gewerbsmäßige Jagdwilderei 

Die Vorschrift ersetzt § 292 Abs. 3 StGB, der für 
Bewerbs- oder gewohnheitsmäßige Jagdwilderei 
Gefängnis von drei Monaten bis zu fünf Jahren, in 
besonders schweren Fällen Zuchthaus bis zu fünf 
Jahren androht. 

Wie an anderen Stellen verzichtet der Entwurf 
auch hier auf den Erschwerungsgrund der Gewohn-
heitsmäßigkeit. Es reicht aus, wenn das Gericht die 
Strafe in diesen Fällen nach § 277 schärfen kann. 
Bei gewerbsmäßiger Begehung der Jagdwilderei 
hält er in der Grundstrafdrohung am geltenden 
Recht fest. An die Stelle der mit Zuchthaus bedroh-
ten unbenannten besonders schweren Fälle setzt der 
Entwurf einen Schärfungstatbestand, der alle ge-
werbsmäßigen Taten, die unter den Voraussetzun-
gen einer der Nummern 1 bis 6 des § 277 begangen 
werden, mit Gefängnis nicht unter sechs Monaten 
bedroht. Im Bereich des § 278 gewinnen die in § 277 
aufgezählten Beispielsfälle damit den Charakter von 
Erschwerungstatbeständen, deren Verwirklichung 
zwingend zur höheren Strafdrohung des § 278 Satz 2 
führt. Eine Zuchthausstrafe, die im Entwurf auf die 
Hochkriminalität beschränkt ist, erscheint allerdings 
auch bei diesen schwereren Fällen der Wilderei 
nicht erforderlich. Auf der anderen Seite verschärft 
der Entwurf die Strafdrohung insoweit, als er das 
Höchstmaß der Freiheitsstrafe auf zehn Jahre hin-
aufsetzt. Das erscheint im Bereich des Satzes 2 
angemessen. 
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§ 279 
Fischwilderei 

Die Vorschriften über die Fischwilderei sind denen 
der Jagdwilderei nachgebildet. In § 279 ist daher 
auch das Fischereiausübungsrecht aus Gründen, die 
schon zu § 276 dargelegt sind, ausdrücklich erwähnt. 
Auch ist der Fall ausdrücklich einbezogen, daß der 
Täter eine Sache, die dem Fischereirecht unterliegt, 
nicht sich selbst, sondern einem anderen zueignet. 
Im übrigen stimmt § 279 mit § 293 Abs. 1 StGB im 
Tatbestand wörtlich überein. Hervorzuheben ist, 
daß unter „Fischen" jede Tätigkeit zu verstehen ist, 
die auf ein Erlegen oder Ergreifen eines dem Fische-
reirecht unterliegenden Wassertiers gerichtet ist. 
Hierzu gehört auch das Krebsen. Inhalt und Um-
fang des Fischereirechts ergeben sich aus dem Lan-
desrecht. Bundeseinheitliche Vorschriften hierüber 
fehlen bisher. 

In der Strafdrohung für die einfache Fischwilderei 
begnügt sich der Entwurf im Gegensatz zum gelten-
den Recht, das in § 293 Abs. 1 StGB Gefängnis bis 
zu zwei Jahren oder Geldstrafe vorsieht, neben der 
Androhung von Strafhaft und Geldstrafe mit einer 
Höchststrafe von einem Jahr Gefängnis. Das ent-
spricht der Herabsetzung des Höchstmaßes der 
Regelstrafe gegenüber dem geltenden Recht in § 276. 
Eine höhere Strafe kann nach dem Entwurf nur in 
besonders schweren Fällen (§ 280 Abs. 1) oder bei 
gewerbsmäßigem Handeln verhängt werden. Gegen-
über der Jagdwilderei sind die Strafdrohungen für 
die Fischwilderei im Höchstmaß beim Grund-
tatbestand wie bei den Schärfungsgründen ermäßigt. 
Dadurch wird dem Umstand Rechnung getragen, daß 
der Unrechtsgehalt der Fischwilderei durchschnittlich 
weniger schwer wiegt als derjenige der Jagd-
wilderei. 

§ 280 
Schwere Fischwilderei 

Die Vorschrift ist im Tatbestand und in der Straf-
drohung eng an den § 293 Abs. 2 und 3 StGB an-
gelehnt. Sie enthält die besonders schweren Fälle 
der Fischwilderei (Absatz 1) und den Erschwerungs-
tatbestand der gewerbsmäßigen Begehung (Absatz 2). 

Die vom Entwurf verwendeten Beispiele für be-
sonders schwere Fälle stimmen mit dem geltenden 
Recht überein. Lediglich in Nummer 3 ist neben der 
Tatbegehung mit Sprengstoffen und anderen schäd-
lichen Mitteln auch die Fischwilderei mit elektrischer 
Energie zur Klarstellung ausdrücklich erwähnt. Wie 
in § 277 führt auch bei dieser Vorschrift die Fest-
stellung eines Beispielsfalles entgegen der Regelung 
in § 293 Abs. 2 StGB nur in der Regel und nicht 
zwingend zur Annahme eines besonders schweren 
Falles. Da die Fischwilderei aus den zu § 279 dar-
gelegten Gründen auch sonst mit geringerer Strafe 
bedroht wird als die Jagdwilderei, hat der Entwurf 
die Höchststrafe für besonders schwere Fälle gegen-
über dem geltenden Recht von fünf Jahren auf drei 
Jahre herabgesetzt. Für die gewerbsmäßige Fisch-
wilderei ist wie im geltenden Redil Gefängnis von 
drei Monaten bis zu fünf Jahren angedroht. Ge-
wohnheitsmäßige Begehung kann nach dem Entwurf 
aus den zu § 278 genannten Gründen nur zu einer 
Strafschärfung nach Absatz 1 führen. 

§§ 279-282 
§ 281 

Strafantrag 
Der Entwurf hält an der Regelung des geltenden 

Rechts (§ 294 StGB) fest, wonach die einfache Jagd-
und Fischwilderei nur auf Antrag verfolgt wird, 
wenn der Täter Angehöriger des Verletzten ist oder 
die Tat an einem Ort begangen worden ist, wo der 
Täter die Jagd oder die Fischerei in beschränktem 
Umfang ausüben durfte. Das ist etwa der Fall, 
wenn einem Jagdgast nur der Abschuß bestimmter 
Tierarten oder einer bestimmten Zahl von Tieren 
gestattet ist und er sich an diese Beschränkungen 
nicht hält. Da auch in solchen Fällen in der Regel 
persönliche Beziehungen zwischen dem Verletzten 
und dem Täter bestehen, empfiehlt es sich, für die 
Strafverfolgung einen Strafantrag des Verletzten 
vorauszusetzen. Das Antragserfordernis gilt nicht 
für besonders schwere Fälle der Wilderei und ge-
werbsmäßige Wilderei (§§ 277, 278, 280). In diesen 
Fällen muß das öffentliche Interesse an der Ver-
folgung stets den Vorrang vor den Belangen des 
Verletzten beanspruchen. 

§ 282 
Gewaltanwendung bei Wilderei 

Die Vorschrift ist neu und enthält eine kriminal-
politisch bedeutsame Verstärkung des Strafschutzes 
gegen die Wilderei. 

§ 247 bedroht im Anschluß an § 252 StGB den auf 
frischer Tat betroffenen Dieb, der bestimmte räube-
rische Mittel anwendet, um sich oder einem anderen 
die gestohlene Sache zu erhalten, Feststellungen zu 
ihrer Wiedererlangung zu verhindern oder sich 
oder einen anderen an der Tat Beteiligten der Be-
strafung zu entziehen, mit bestimmten für den Raub 
vorgesehenen Strafen. Auf den ertappten Wilderer 
ist diese Bestimmung nicht anwendbar, weil die 
Jagdbeute herrenlos bleibt und es deshalb an dem 
für den Diebstahlstatbestand wesentlichen Merkmal 
der „fremden Sache" fehlt. Hierdurch entsteht eine 
unbefriedigende Lücke. Denn der Wilddieb, der re-
gelmäßig bewaffnet ist, neigt nach allgemeiner Er-
fahrung, wenn er bei der Tat überrascht wird, 
häufig dazu, seine Beute mit Gewalt zu verteidigen 
und sich oder seine Begleiter mit allen Mitteln der 
Verfolgung und damit der Bestrafung zu entziehen. 
In solchen Fällen reichen die sonstigen Strafdrohun-
gen des Entwurfs nicht immer für eine schuldange-
messene Ahnung aus. Insbesondere wird der 
Schutz, den die §§ 420 und 421 in Verbindung mit 
den §§ 418 und 419 dem Personenkreis der Forst-, 
Feld-, Jagd- oder Fischereischutzberechtigten und 
ihren Hilfspersonen gegen Widerstandshandlungen 
gewähren, dem Sicherungsbedürfnis dieser Personen 
gegen die schwere Gefahr, die vom Gewalt anwen-
denden Wilderer ausgeht, nicht gerecht. Denn die 
Strafdrohungen jener allgemeinen Vorschriften ge-
gen den Widerstand können sich auch gegen Taten 
richten, die im Unrecht und in der Gefährlichkeit 
weit hinter den Fällen der Gewaltanwendung bei 
der Wilderei zurückbleiben. Der Entwurf schafft 
daher einen besonderen Tatbestand für diese Fälle 
und droht hierfür wie in § 247 bestimmte für den 
Raub vorgesehene Strafen an. Er folgt damit Vor- 
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§§ 283-285 
schlägen der österreichischen Entwürfe, auf die 
schon die Vorbemerkung zu diesem Titel hinweist. 

Im einzelnen ist der Tatbestand der Gewalt-
anwendung bei Wilderei, der die Jagdwilderei so-
wie die Fischwilderei umfaßt, wie die entsprechende 
Vorschrift des § 247 ausgestaltet. Die Überschrift 
und die Fassung der beiden Vorschriften weichen 
jedoch insoweit voneinander ab, als von einer Ge-
waltanwendung „nach" einem Diebstahl und „bei" 
einer Wilderei die Rede ist. Das hat im Wesen der 
beiden Tatbestände seine Gründe: Beim Diebstahl 
soll im Falle der Gewaltanwendung die Strafschär-
fung nur dann zum Zuge kommen, wenn die Tat 
vollendet ist und nicht schon dann, wenn sie im 
Versuch steckengeblieben ist. Wird die Gewalt schon 
während der Tat angewendet, so ist in aller Re-
gel Raub gegeben. Bei der Wilderei ist die Tat 
im Rechtssinne stets schon dadurch vollendet, daß 
der Täter „dem Wilde nachstellt" ; das Tatgesche-
hen der Wilderei im ganzen dauert hingegen in 
aller Regel länger an. Wenn der auf frischer Tat 
betroffene Wilderer Gewalt anwendet, geschieht 
das daher „bei" der Wilderei. Die Vorschrift des 
§ 282 muß schon in diesem Stadium eingreifen, da 
es im Bereich der Wilderei an einem dem Raub ent-
sprechenden Tatbestand fehlt. Das § 282 darüber 
hinaus auch eingreift, wenn die Wilderei rechtlich 
beendet ist, ergibt sich daraus, daß der Tatbestand 
ausdrücklich auch den Fall deckt, daß der Täter auf 
frischer Tat verfolgt wird. Aus der Eigenart des 
Tatbestandes ergibt sich ferner, daß in Nummer 2 
nicht wie in § 247 von der Wiedererlangung, son-
dern von der „Erlangung" gesprochen wird, da die 
Jagdbeute des Wilderers herrenlos ist und daher 
bisher auch noch nicht im Besitze des Berechtigten 
war. Im Bereich des § 282 genügt es schließlich, 
wenn der Täter handelt, um sich oder einem ande-
ren eine der Einziehung unterliegende Sache, also 
etwa sein Gewehr oder sonstiges Jagdgerät (vgl. 
§ 284) zu erhalten. Diese Fälle sind praktisch 
wichtig. Würden sie nicht erfaßt, so könnte der 
Gewalt anwendende Täter der Bestrafung nach 
§ 282 mit der Behauptung entgehen, daß er nur sein 
Gewehr habe erhalten wollen. Im Bereich des Dieb-
stahls spielen diese Fälle keine solche Rolle. Im 
übrigen stimmt die Fassung der Vorschrift in der 
Sache mit § 247 überein. Auf die Begründung zu 
dieser Vorschrift wird verwiesen. 

§ 283 
Sicherungsaufsicht 

Da Wilderer, die schwere Wilderei begehen oder 
Gewalt anwenden (§§ 277, 280 Abs. 1, § 282), für die 
Allgemeinheit, namentlich für Forst-, Feld-, Jagd-
oder Fischereischutzberechtigte eine schwere Ge-
fahr bilden können und gewerbsmäßig handelnde 
Wilderer (§§ 278, 280 Abs. 2), wie die Erfahrung 
lehrt, häufig zu Rückfällen neigen, läßt der Entwurf 
in diesen Fällen die Anordnung der Sicherungs-
aufsicht zu, wenn im übrigen die allgemeinen ge-
setzlichen Voraussetzungen dieser Maßnahme ge-
geben sind (vgl. § 91 Abs. 1). 

§ 284 
Einziehung 

§ 295 StGB schreibt die Einziehung von Jagd- und 
Fischereigeräten, Hunden und anderen Tieren, die 
der Täter oder ein Teilnehmer bei der Tat mit sich 
geführt oder verwendet hat, grundsätzlich zwingend 
vor. Jedoch wird eine Ausnahme von diesem Grund-
satz dann zugelassen, wenn die betreffende Sache 
ohne Schuld des Eigentümers zur Tat benutzt wor-
den ist oder die Einziehung eine unbillige Härte für 
den Betroffenen bedeuten würde. 

Der Entwurf zieht es demgegenüber vor, die Ein-
ziehung in allen Fällen dem pflichtgemäßen Er-
messen des Gerichts zu überlassen. Dabei gelten 
die Grundsätze, die der Allgemeine Teil in § 114 
für die Einziehung aufstellt. Der Entwurf geht durch 
§ 284 über die in § 113 bezeichneten Voraussetzun-
gen insoweit hinaus, als es nicht darauf ankommt, 
ob die Gegenstände zur Zeit der Tat oder zur Zeit 
der Entscheidung Eigentum des Täters oder eines 
Teilnehmers sind, und eine Einziehung von Jagd-
und Fischereigeräten, Hunden und anderen Tieren 
schon möglich ist, wenn der Täter oder ein Teil-
nehmer diese Sachen bei der Tat lediglich mit sich 
geführt oder verwendet hat. Allerdings sind jedoch 
hierbei die in § 114 in Verbindung mit § 113 näher 
angegebenen Beschränkungen zu beachten. Hiernach 
ist die Einziehung, soweit sie sich gegen einen 
Dritten richtet, nur zulässig, wenn die Voraus-
setzungen des § 113 Abs. 2 Nr. 3 oder 4 gegeben 
sind oder der Dritte eine der in § 113 Abs. 2 Nr. 2 
Buchst. a) bis c) bezeichneten Voraussetzungen er-
füllt. 

§ 285 
Unbefugtes Fischen 

in deutschen Hoheitsgewässern 
Die Vorschrift sichert die einheimische Fischerei 

in den deutschen Küstengewässern, die nach völker-
rechtlichen Grundsätzen den deutschen Staats-
angehörigen vorbehalten werden darf, gegen un-
berechtigte ausländische Übergriffe. Im geltenden 
Recht richtet sich § 296 a StGB nur gegen Aus-
länder, die unbefugt und vorsätzlich in deutschen 
Küstengewässern fischen. Dieser Schutz ist unzurei-
chend. Der Entwurf erweitert und vervollkommnet 
ihn daher. Für die Fischerei in den Küstengewässern 
der Nordsee enthält nähere Bestimmungen der Inter-
nationale Vertrag vom 6. Mai 1882 (Reichsgesetzbl. 
1884 S. 25), der zuletzt durch das Abkommen vom 
3. Juni 1955, in der Bundesrepublik Deutschland 
ratifiziert durch Gesetz von 28. April 1957 (Bundes-
gesetzbl. II S. 213), ergänzt worden ist. Deutsche 
Ausführungsbestimmungen zu diesem Vertrag ent-
hält das Gesetz vom 30. April 1884 (Reichsgesetzbl. 
S. 48). 

Absatz 1 stimmt sachlich mit § 296 a Abs. 1 StGB 
überein. Es dient lediglich der Verdeutlichung, wenn 
im Entwurf statt von „deutschen Küstengewässern" 
vom „deutschen Küstenmeer" oder den „deutschen 
Eigengewässern" die Rede ist. Das Küstenmeer ist 
eine vom Festland bei Niedrigwasserstand errech-
nete Zone des Meeres, deren Breite sich nach 
Völkerrecht bestimmt. Zu den deutschen Eigen- 
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Bewässern gehören vor allem die Wasserflächen 
der Seehäfen. Der Begriff „unbefugt" enthält nach 
dem Sprachgebrauch des Entwurfs kein Tatbestands-
merkmal, sondern lediglich einen gesetzlichen Hin-
weis auf denkbare Rechtfertigungsgründe, die sich 
insbesondere aus behördlicher Erlaubnis oder aus 
internationalen Verträgen ergeben können. Vorsätz-
liches Handeln setzt daher nicht voraus, daß der 
Ausländer seine fehlende Berechtigung zum Fischen 
kennt. Fischt er in deutschen Hoheitsgewässern in 
Unkenntnis des Verbots oder glaubt er aus Grün-
den, die die deutsche Rechtsordnung nicht anerkennt, 
dort zum Fischen berechtigt zu sein, so ist er nach 
der Vorschrift über den Verbotsirrtum (§ 21) nur 
dann entschuldigt, wenn ihm dieser Irrtum nicht 
vorzuwerfen ist. Anderenfalls trifft ihn die Vor-
satzstrafe, die nach § 64 Abs. 1 gemildert werden 
kann. Wegen vorsätzlicher Begehung kann ein Aus-
länder indessen nicht bestraft werden, wenn er irrig 
annimmt, eine Erlaubnis zum Fischen in deutschen 
Hoheitsgewässern sei ihm rechtswirksam erteilt 
worden, oder wenn er über den tatsächlichen Um-
fang der erteilten Erlaubnis irrt (§ 20). Beruht aber 
dieser Irrtum auf Fahrlässigkeit, so greift die Straf-
drohung des Absatzes 3 ein. Dasselbe gilt, wenn der 
Täter versehentlich nicht erkennt, daß er die Gren-
zen der deutschen Hoheitsgewässer überschritten 
hat (vgl. § 19 Abs. 1). 

Absatz 2 bedroht auch einen Deutschen mit 
Strafe, der die in Absatz 1 bezeichnete Tat für 
einen Ausländer auf einem ausländischen Schiff be-
geht. Diese Vorschrift ist neu. Nach dem geltenden 
Recht muß ein Inländer, der unerlaubt die Fischerei 
im Dienste eines ausländischen Unternehmens be-
treibt, straflos bleiben, wenn ihm nicht nachgewiesen 
werden kann, daß er bei einer vorsätzlichen Tat 
eines Ausländers wissentlich Hilfe geleistet hat. 
Nach dem Entwurf ist ein Deutscher wegen einer 
solchen Tat als Täter, und zwar nach Absatz 3 be-
reits bei fahrlässiger Begehung strafbar. Die neue 
Vorschrift trifft hingegen weder Deutsche, die auf 
eigene. Rechnung auf einem ausländischen Schiff 
fischen, noch Ausländer, die im Dienst eines Deut-
schen handeln. Ausländische Schiffe sind solche, die 
nicht deutsche Schiffe im Sinne des § 4 sind. 

Die Strafdrohung wird gegenüber dem gelten-
den Recht, das in § 296a StGB nur Geldstrafe oder 
Gefängnis bis zu sechs Monaten vorsieht, auf Ge-
fängnis bis zu einem Jahr oder Strafhaft erhöht. 
Hierdurch wird vermieden, daß das Schutzgut der 
Küstenfischerei, das innerhalb der deutschen Volks-
wirtschaft eine bedeutsame Rolle spielt, im Vergleich 
zu anderen Rechtsgütern eine Abwertung erfährt. 
Der im Entwurf vorgesehene Strafrahmen ist über-
dies auch erforderlich, um schwereren oder wieder-
holten Fällen strafrechtlich wirksam entgegentreten 
zu können. 

Absatz 3 setzt auch fahrlässiges Handeln unter 
Strafe und droht in diesen Fällen Strafhaft oder 
Geldstrafe an. Dieser neuen Vorschrift liegen kri-
minalpolitische Erwägungen zugrunde. Sie gibt 
eine gesetzliche Handhabe dafür, auch dann mit 
Mitteln der Strafe und der Einziehung (vgl. Absatz 4) 
einzuschreiten, wenn der Täter aus Mangel an der 
gebotenen Sorgfalt die Grenzen der deutschen  

vor § 286 
Hoheitsgewässer überschritten und dort unerlaubt 
gefischt hat oder wenn der bisweilen schwer zu 
führende Nachweis vorsätzlichen Handelns nicht 
gelingt. 

Absatz 4 schreibt in Übereinstimmung mit dem 
geltenden Recht (§ 296 a Abs. 2 StGB) die Ein-
ziehung der Fanggeräte vor, die der Täter oder 
ein Teilnehmer bei der Tat mit sich geführt oder 
verwendet hat. Die nach dieser Bestimmung auch 
gegenüber tatunbeteiligten Dritteigentümern zwin-
gend vorgeschriebene Einziehung erfährt jedoch die 
in § 114 in Verbindung mit § 113 näher angegebe-
nen Beschränkungen. Hierzu gehört vor allem, daß 
eine Einziehung gegenüber Dritten nur zulässig ist, 
wenn die Voraussetzungen des § 113 Abs. 2 Nr. 3 
oder 4 gegeben sind oder der Dritte eine der in 
§ 113 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a) bis c) bezeichneten 
Voraussetzungen erfüllt. Für den Fang bedarf es 
entgegen dem geltenden Recht im Entwurf keiner 
besonderen Regelung: Die gefangenen Fische unter-
liegen nicht den Vorschriften über die Einziehung, 
sondern denen über den Verfall (§§ 109 ff.), da es 
sich um einen aus der Straftat erlangten Gewinn 
handelt. 

Neunter Titel 

Hehlerei und Begünstigung 
Das geltende Strafgesetzbuch behandelt die Tat-

bestände der Begünstigung und Hehlerei im 21. Ab-
schnitt des Besonderen Teils unter den Straftaten 
gegen das Vermögen. Es faßt die sachliche Begünsti-
gung und die Strafvereitelung in einer Vorschrift 
(§ 257 StGB) zusammen und stellt sie der Hehlerei 
(§ 259 StGB) gegenüber. Diese Verbindung erklärt 
sich im wesentlichen aus der geschichtlichen Ent-
wicklung dieser Tatbestände, die zunächst einheit-
lich als nichtselbständige Fälle der nachträglichen 
Beihilfe zur Vortat aufgefaßt worden sind und erst 
später die Eigenschaft selbständiger Straftaten er-
langt haben. Dem richtigen Verständnis der Tat-
bestände war insbesondere die enge Verbindung 
von Begünstigung und Strafvereitelung hinderlich. 
Der Entwurf trennt daher in Übereinstimmung mit 
früheren Entwürfen diese beiden Tatbestände und 
behandelt die Strafvereitelung entsprechend dem 
Rechtsgut, gegen das sie sich richtet, in § 447 unter 
den Tatbeständen zum Schutze der Rechtspflege. Der 
vorliegende letzte Titel des 3. Abschnitts über die 
Straftaten gegen das Vermögen umfaßt daher nur 
noch die Tatbestände der Hehlerei und der sach-
lichen Begünstigung. Obwohl die Begünstigung im 
Gegensatz zur Hehlerei als Vortat nicht eine gegen 
fremdes Vermögen gerichtete Tat voraussetzt und 
daher insoweit den Rahmen des 3. Abschnitts des 
Entwurfs sprengt, ist es, wie in der Vorbemerkung 
zu diesem Abschnitt bereits dargelegt ist, gleich-
wohl sinnvoll, sie zusammen mit der Hehlerei zu 
behandeln. Denn in aller Regel wird es sich auch 
bei der Vortat der Begünstigung um eine Straftat 
gegen das Vermögen handeln. 

In der Ausgestaltung der Tatbestände der 
Hehlerei und der Begünstigung folgt der Entwurf im 
Grundsatz dem geltenden Recht. Er will vor allem 
eine klarere Grenze zwischen Hehlerei und Begünsti- 
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§ 286  

gung ziehen und verzichtet daher insbesondere auf  

die umstrittene und zwitterhafte Vorschrift des  

§ 258 StGB, deren Abgrenzung zu § 257 StGB erheb-
liche Schwierigkeiten macht Um besonders gefähr-
liche und in ihrem Unrechtsgehalt schwere Erschei-
nungsformen der Hehlerei mit Nachdruck bekämpfen  
zu können, wird wie im geltenden Recht die ge-
werbsmäßige Hehlerei mit erhöhter Strafe bedroht  

(§ 287 Abs. 1). Hinzu kommt die berufsmäßige  
Hehlerei, die der Entwurf zur Hochkriminalität rech-
net und mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren bedroht  
(§ 287 Abs. 2). Einer besonderen Regelung der  

Hehlerei im Rückfall (§ 261 StGB) bedarf es nicht,  

da der Rückfall in § 61 eine allgemeine Regelung  

gefunden hat. Als wesentlichste Neuerung sieht der  

Entwurf den besonderen Tatbestand der Beteiligung  

an der Beute (§ 288) vor. Durch ihn wird eine schon  

seit langem beklagte empfindliche Lücke des Straf-
schutzes geschlossen, die der Tatbestand der  

Hehlerei dadurch aufweist, daß er nur die durch die  

Vortat erlangte Sache selbst, nicht aber die an ihre  

Stelle getretene Ersatzsache als tauglichen Gegen-
stand der Hehlerei gelten läßt. Auch sämtliche  
früheren Entwürfe haben sich darum bemüht, diese  

Lücke zu schließen. Während z. B. § 352 E 1927/30  

und § 474 E 1936 nach dem Vorbild des § 19 des Ge-
setzes über den Verkehr mit unedlen Metallen vom  

11. Juni 1923, jetzt § 18 des gleichnamigen Gesetzes  
vom 23. Juli 1926 (Reichsgesetzbl. 1923 I S. 366; 1926  
I S. 415) und des § 17 des Gesetzes über den Ver-
kehr mit Edelmetallen, Edelsteinen und Perlen vom  

11. Juni 1923, jetzt § 5 des Gesetzes i. d. F. des Ge-
setzes vom 29. Juni 1926 (Reichsgesetzbl. 1923 I  
S. 369; 1926 I S. 321), auch die fahrlässige Hehlerei,  
soweit sie beim Betrieb eines Handels oder Ge-
werbes begangen wird, mit Strafe bedrohten, sieht  

der vorliegende Entwurf von der Schaffung einer  

solchen Vorschrift ab. Obwohl sich bei der Fest-
stellung des Hehlereivorsatzes erfahrungsgemäß  

nicht selten Schwierigkeiten ergeben, ist ein zwin-
gendes kriminalpolitisches Bedürfnis nach Bestra-
fung der fahrlässigen Hehlerei außerhalb der er-
wähnten Metallgesetzes wohl nicht zu bejahen. Auf  

der anderen Seite lassen sich auch grundsätzliche  
Bedenken dagegen geltend machen, die nur fahr-
lässige Verletzung von Vermögensrechten mit Strafe  

zu bedrohen.  

§ 286  
Hehlerei  

Der Entwurf hält am Tatbestand der Hehlerei,  

wie er in einer langjährigen Rechtsprechung zu  

§ 259 StGB entwickelt worden ist, im Grundsatz  

fest. Mit der Rechtsprechung sieht er das Wesen  

der Hehlerei nicht in der Beteiligung an dem ver-
werflichen, durch die Vortat erlangten Gewinn, son-
dern in der Aufrechterhaltung der durch die Vortat  

geschaffenen rechtswidrigen Vermögenslage, die  
durch das Weiterschieben der durch die Vortat er-
langten Sache im Einverständnis mit dem Vortäter  
erreicht wird. Die vorgeschlagenen Änderungen  
haben in erster Linie zum Ziel, eine klarere Grenze  

zum Tatbestand der Begünstigung zu ziehen und  

die Fälle des Erwerbs bemakelter Sachen für einen  

Dritten (z. B. Erwerb des Gewerbegehilfen für den  

Geschäftsherrn), die der Rechtsprechung immer  

wieder Schwierigkeiten gemacht haben, eindeutig  

als strafbare Hehlerei zu kennzeichnen. Die übrigen  

Änderungen sind, soweit sie überhaupt den gelten-
den Rechtszustand betreffen und nicht nur die Er-
gebnisse der bisherigen Rechtsprechung bestätigen,  

lediglich von untergeordneter Bedeutung.  

Gegenstand der Hehlerei sind nach § 259 StGB  

Sachen, die „mittels einer strafbaren Handlung er-
langt sind" Trotz dieser weiten Fassung sind aber,  

wie in der Rechtsprechung anerkannt ist, nur Sachen  

gemeint, die durch strafbare Verletzung fremden  

Vermögens erlangt wurden; durch Bettelei, ver-
botenes Glücksspiel, Gewerbsunzucht oder andere  
nicht gegen fremdes Vermögen gerichtete Taten  

erlangte Sachen scheiden im geltenden Recht nach  

allgemeiner Auffassung als Gegenstände der  
Hehlerei aus Es dient daher nur der Klarstellung,  
wenn der Entwurf als Vortat ausdrücklich eine  
solche verlangt, die gegen fremdes Vermögen ge-
richtet ist. Durch die Worte „ein anderer" wird zu-
gleich deutlich gemacht, daß beispielsweise der Dieb  
selbst keine Hehlerei an den von ihm gestohlenen  
Sachen begehen kann. Der Möglichkeit, den An

-stifter eines Diebstahls oder den Gehilfen eines 

Diebes wie bisher als Hehler zu bestrafen, steht  

diese Fassung nicht entgegen, da der Dieb im Ver-
hältnis zum Anstifter und Gehilfen ebenfalls „ein  
anderer" ist. Ob auch vom Vortäter unterschlagene  
Sachen Gegenstand der Hehlerei sein können, wurde  

früher gelegentlich bezweifelt, da Unterschlagung  

Besitz oder Gewahrsam des Täters voraussetze,  
dieser die Sachen durch die Zueignung im strengen  
Sinne also nicht „erlangt" habe. Diese zu enge Aus-
legung des Merkmals des Erlangens wird heute ab-
gelehnt. Auch an unterschlagenen Sachen kann nach  
allgemeiner Auffassung Hehlerei begangen werden.  
Eine Klarstellung im Wortlaut des Gesetzes, wie sie  
§ 350 Abs. 1 E 1927 vorgesehen hat, ist daher nicht  
erforderlich. Da die Vortat beim Tätigwerden des  

Hehlers abgeschlossen sein muß, liegt, wenn der  
Besitzer einer fremden Sache sie an einen Bös-
willigen veräußert, bei dem Erwerber nicht Hehlerei  

sondern Beteiligung an der Unterschlagung vor, es  

sei denn, daß die Zueignungshandlung des Besitzers  
zeitlich der Veräußerung vorangegangen ist. Diese  

bisher nur als Beihilfe zur Unterschlagung straf-
baren Fälle in den Tatbestand der Hehlerei einzube-
ziehen, wie es § 470 Abs. 2 Satz 1 E 1936 vor-
gesehen hat, ist sachlich nicht berechtigt und auch  

deshalb nicht erforderlich, weil es die Neufassung  

des Tatbestandes der Unterschlagung in § 240 er-
möglicht, den Erwerber unter Umständen als Mit-
täter der Unterschlagung zu bestrafen.  

Wie die Teilnahme eine Haupttat verlangt, so  
setzt die Hehlerei eine Vortat voraus, an die sie  

sich anschließt. Damit taucht auch bei der Hehlerei  

die Frage der rechtlichen Abhängigkeit von der  

Vortat auf. Es geht dabei um die Frage, welche  
rechtlichen Voraussetzungen bei der Vortat erfüllt  

sein müssen, damit sich daran strafbare Hehlerei  
anschließen kann. Früher ließ die Rechtsprechung  

nach dem Grundsatz der strengen Abhängigkeit nur  

eine tatbestandsmäßige, rechtswidrige und gleich-
zeitig voll schuldhafte Handlung als taugliche Vor-
tat gelten. Diese Auffassung hatte breite Strafbar- 
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keitslücken zur Folge. So blieb z. B. die Hehlerei, 
die sich an den Diebstahl eines Zurechnungsunfähi-
gen anschloß, straflos. Als jedoch das Gesetz durch 
die Strafrechtsangleichungsverordnung vom 29. Ma, 
1943 (Reichsgesetzbl. I S. 339) auf Grund einer langen 
Entwicklung für das Gebiet der Teilnahme zum 
Grundsatz der sogenannten begrenzten Abhängig-
keit übergegangen war, setzte sich dieser auch bei 
der Hehlerei durch. Gleichwohl sind aber Streit-
fragen geblieben, die im wesentlichen auf verschie-
denen Auffassungen über den Strafgrund der 
Hehlerei beruhen. In der Rechtsprechung ist heute 
anerkannt, daß die Vortat den äußeren Tatbestand 
einer strafbaren Handlung erfüllen und rechts-
widrig sein muß. Weiter ist nötig, daß sie vorsätz-
lich oder, wenn die Vortat auch bei fahrlässiger 
Begehung strafbar ist, fahrlässig begangen ist. Un-
erheblich ist dagegen nach der Rechtsprechung, ob 
der Vortäter ohne Schuld gehandelt hat, z. B. wegen 
Zurechnungsunfähigkeit oder Strafunmündigkeit 
straflos ist oder das Bewußtsein der Rechtswidrig-
keit hatte oder haben mußte (BGHSt. 4, 76). Der Ent-
wurf verwendet zur Umschreibung der Vortat den Be-
griff der „rechtswidrigen Tat" (vgl. § 11 Abs. 1 Nr.2). 
Er bringt damit zum Ausdruck, daß die Vortat zwar 
tatbestandsmäßig und rechtswidrig sein muß, aber 
nicht schuldhaft begangen zu sein braucht. Die Lö-
sung der Fragen, die auch bei dieser Fassung noch 
offen bleiben, wird der Rechtsprechung überlassen, 
die nicht gehindert ist, an ihrer bisherigen Auf-
fassung festzuhalten. 

Die strafbare Tätigkeit des Hehlers besteht nach 
geltendem Recht darin, daß er die Sachen „ver-
heimlicht, ankauft, zum Pfand nimmt oder sonst an 
sich bringt oder zu deren Absatz bei anderen mit-
wirkt". Allen diesen Ausführungshandlungen ist 
gemeinsam, daß sie im Einverständnis mit dem Vor-
täter erfolgen müssen. Daran will der Entwurf, auch 
soweit er in der Umschreibung der Ausführungs-
handlungen vom geltenden Recht abweicht, nichts 
ändern. Unter dem Merkmal des Ansichbringens 
verstand das Reichsgericht in ständiger Rechtspre-
chung den abgeleiteten Erwerb der eigenen Ver-
fügungsgewalt in dem Sinne, daß der Erwerber den 
Willen haben mußte, über die Sachen als eigene 
oder zu eigenen Zwecken zu verfügen (vgl. RGSt. 55, 
220; 57, 73; 64, 21). Der Gewerbegehilfe, der die 
Sachen für seinen Geschäftsherrn ankauft, erfüllte 
nach dieser Auffassung das Merkmal des Ansich-
bringens nicht. Dies hatte im Schrifttum wiederholt 
Widerspruch erfahren, weil dadurch dem Hehler-
gewerbe die Möglichkeit eröffnet wurde, sich im 
Wege der Arbeitsteilung zwischen Geschäftsherrn 
und Gehilfen dem strafrechtlichen Zugriff zu ent-
ziehen. Der Bundesgerichtshof hat daher in Ab-
weichung von der Rechtsprechung des Reichsgerichts 
den Satz aufgestellt, daß zum Ankauf oder Ansich-
bringen nicht die Erlangung der eigenen Verfü-
gungsgewalt gehöre (BGHSt. 2, 262, 355). Infolge-
dessen könne Täter nach § 259 StGB auch der für 
den Geschäftsherrn ankaufende Gewerbegehilfe 
sein, sofern er hierbei nach den Umständen des 
Einzelfalles selbständig tätig werde. Diese Recht-
sprechung will der Entwurf auf eine sichere gesetz-
liche Grundlage stellen. Er ersetzt daher den Begriff 
des Ansichbringens durch die Wendung „sich oder 
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einem Dritten verschafft" und bringt damit zum 
Ausdruck, daß neben der Begründung eigener auch 
die Begründung fremder Verfügungsgewalt aus-
reicht. Wird, wie etwa beim Mitgenuß gestohlener 
Sachen, eine Verfügungsgewalt des Täters nicht 
begründet, so scheidet Hehlerei wie bisher aus. Auf 
das Merkmal „zum Pfande nimmt", das im gelten-
den Recht nur ein Unterfall des Ansichbringens und 
im Entwurf ein Unterfall des Sichverschaffens ist, 
wird zur Vereinfachung der Fassung des Tat-
bestandes verzichtet. Eine sachliche Änderung ist 
damit nicht verbunden. Das Merkmal des Verheim-
lichens, das in § 259 StGB als selbständige Hehler-
handlung aufgeführt ist, erschwert die Abgrenzung 
von Hehlerei und Begünstigung. Der Entwurf nimmt 
es daher nicht mehr auf. Die von diesem Merkmal 
bisher als Hehlerei erfaßten Fälle werden künftig, 
soweit der Täter sich die Sache nicht gleichzeitig 
verschafft oder sie abzusetzen hilft, nur noch als 
Begünstigung (§ 289) strafbar sein. Das entspricht 
dem Wesen dieser Tat. Strafbarkeitslücken ent-
stehen dadurch nicht. Die Strafdrohung der Begün-
stigung reicht auch aus, diese Fälle angemessen zu 
bestrafen. Nur von untergeordneter Bedeutung ist 
es, daß der Entwurf als Tathandlung neben dem 
Hilfeleisten beim Absatz auch das Absetzen selbst 
aufführt. Diese Änderung dient nur der Klarstel-
lung, daß Hehler auch derjenige ist, der die Sache 
zwar im Einverständnis mit dem Vortäter, aber sonst 
völlig selbständig auf dessen Rechnung absetzt. 

Auf der inneren Tatseite verlangt der Ent-
wurf Vorsatz, wobei bedingter Vorsatz genügt. Die 
Beweisregel für die Feststellung des Vorsatzes 
(„Sachen, von denen er . . . den Umständen nach 
annehmen muß") gibt der Entwurf im Anschluß an 
die früheren Entwürfe (vgl. z. B. § 350 E 1927/30, 
§ 470 E 1936) auf. Sie bereitet, wie die Erfahrung 
lehrt, in der Anwendung den unteren Gerichten 
immer wieder Schwierigkeiten und widerspricht vor 
allem dem Grundsatz, daß dem Täter die Schuld 
voll nachgewiesen werden muß. Kriminalpolitisch 
ist sie, obwohl der Nachweis des Hehlereivorsatzes 
mitunter sehr schwierig ist und der Entwurf auf 
einen Tatbestand der fahrlässigen Hehlerei verzich-
tet, nicht unbedingt geboten. Vielfach wird in den 
Fällen, in denen die bisherige Beweisregel zu-
trifft, bedingter Vorsatz nachgewiesen werden 
können. Wie das geltende Recht verlangt der Ent-
wurf auf der inneren Tatseite weiter, daß der Täter 
seines Vorteils wegen handelt. Das Handeln in 
Vorteilsabsicht entspricht nicht nur der im Volks-
bewußtsein lebendigen Vorstellung vom Hehler, 
sondern verhindert auch eine zu weite Ausdehnung 
der Strafbarkeit. Abweichend vom geltenden Recht 
soll jedoch, wie durch die auch in anderen Vor-
schriften (vgl. z. B. § 252 Abs. 1, § 258 Abs. 1, § 259 
Abs. 1, § 263 Abs. 2 Nr. 2, § 264 Nr. 3) gebrauchte Wen-
dung „um sich ... zu bereichern" zum Ausdruck ge-
bracht wird, nur noch das Streben nach einem Ver-
mög en svorteil den Tatbestand erfüllen. Das hat 
eine, wenn auch nicht besonders bedeutsame, so 
doch wünschenswerte Einschränkung der Strafbar-
keit zur Folge, die dem Wesen der Hehlerei als 
einer gegen fremdes Vermögen gerichteten Tat Rech-
nung trägt. Eine Erweiterung des Tatbestandes ge-
genüber dem geltenden Recht liegt andererseits dar- 
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in, daß der Entwurf auch das Streben, einen Dritten 
zu bereichern, genügen läßt. Diese Änderung hängt 
damit zusammen, daß beim Erwerb bemakelter 
Sachen neben der Begründung eigener Verfügungs-
gewalt auch die Begründung der Verfügungsgewalt 
eines Dritten ausreichend sein soll. Sie hat zum Ziel, 
den Gewerbegehilfen z. B. auch dann wegen Hehlerei 
bestrafen zu können, wenn er den Vermögens-
vorteil nicht für sich, sondern für seinen Geschäfts-
herrn erstrebt. 

Die Strafe ist in grundsätzlicher Übereinstim-
mung mit dem geltenden Recht Gefängnis bis zu 
fünf Jahren. Die Erhöhung des ordentlichen Straf-
rahmens gegenüber dem Diebstahl (§ 235) recht-
fertigt sich daraus, daß bei der Hehlerei eine dem 
Tatbestand des schweren Diebstahls (§ 236) ver-
gleichbare Vorschrift nicht vorgesehen ist. An Stelle 
von Gefängnis wird, wie beim Diebstahl, für Fälle 
geringer Schuld Strafhaft zugelassen, wenn der 
Täter nicht gegenüber der Versuchung, Straftaten 
zu begehen, anfällig ist (§ 48). Geldstrafe kann bei 
der Hehlerei entsprechend dem geltenden Recht nur 
nach § 53 Abs. 1 an Stelle einer Freiheitsstrafe ver-
hängt werden. Neben Freiheitsstrafe ist Geldstrafe 
nach § 52 zulässig. 

An der Strafbarkeit des Versuchs, die einem 
kriminalpolitischen Bedürfnis entspricht, hält der 
Entwurf im Einklang mit dem geltenden Recht fest 
(Absatz 2). 

Einen besonderen Tatbestand der Haus- und 
Familienhehlerei gibt es im geltenden Recht nicht. 
Sachlich ist es jedoch berechtigt, die Haus- und 
Familienhehlerei in gleicher Weise wie den Haus-
und Familiendiebstahl zu behandeln. Der Entwurf 
erklärt daher in Absatz 3 den § 241 für entspre-
chend anwendbar. Das bedeutet, daß die Hehlerei 
nur auf Antrag verfolgt wird, wenn durch sie ein 
Angehöriger oder der Vormund, Lehrherr oder Er-
zieher des Täters verletzt wird oder wenn der Ver-
letzte mit dem Täter in häuslicher Gemeinschaft 
lebt. Unter den in § 241 Abs. 2 genannten Voraus-
setzungen kann das Gericht die Strafe wegen Heh-
lerei nach seinem Ermessen mildern (§ 64 Abs. 2) 
oder von Strafe absehen. Wer Hehlerei zum Nach-
teil seines Ehegatten begeht, also etwa die seinem 
Ehegatten gestohlene Sache vom Dieb erwirbt, ist 
unter den in § 241 Abs. 3 genannten Voraussetzun-
gen straffrei. 

Eine besondere Milderungsvorschrift für N o t -
hehlerei oder Hehlerei an Nahrungs- oder Genuß-
mitteln oder Sachen des hauswirtschaftlichen Ver-
brauchs ist dem geltenden Recht unbekannt. Die 
Schaffung einer solchen Vorschrift für alle diese 
Fälle der Hehlerei wäre bei dem Anreiz, den das 
Vorhandensein des Hehlers insbesondere für die 
Begehung von Diebstählen bildet, kriminalpolitisch 
bedenklich. Unschädlich und geboten ist es jedoch, 
wenigstens für die Nothehlerei einen milderen 
Strafrahmen vorzusehen. Hier sind Fälle so geringer 
Schuld denkbar, daß selbst das Mindestmaß des 
ordentlichen Strafrahmens (ein Monat Gefängnis, 
eine Woche Strafhaft) noch als zu hoch erscheint. Der 
Entwurf erklärt daher in Absatz 3 auch den § 242 
Abs. 1 für entsprechend anwendbar und sieht 
damit für den Täter, der aus Not Sachen von ge- 

ringem Wert hehlt, Strafhaft bis zu drei Monaten 
oder Geldstrafe bis zu neunzig Tagessätzen vor. Im 
Gegensatz zur Notentwendung soll jedoch die Be-
strafung der Nothehlerei nicht von der Stellung 
eines Strafantrags des Verletzten abhängig sein. 
Diese unterschiedliche Behandlung berücksichtigt 
die allgemeine Gefährlichkeit jeder Hehlerei und 
trägt zugleich der Erfahrung Rechnung, daß es bei 
der Hehlerei nicht selten schwer ist, den Verletzten 
und damit den zum Strafantrag Berechtigten aus-
findig zu machen. 

§ 287 
Gewerbs- und berufsmäßige Hehlerei 

Das geltende Recht hebt gegenüber der einfachen 
Hehlerei die gewerbs- und gewohnheitsmäßige 
Hehlerei und die Hehlerei im Rückfall hervor 
und bedroht sie mit erhöhter Strafe (vgl. §§ 260, 
261 StGB). Der Entwurf gliedert hingegen, ähnlich 
wie beim Diebstahl und beim Betrug, in der Weise, 
daß zu der einfachen Hehlerei die gewerbsmäßige 
und die berufsmäßige Hehlerei hinzukommen. Die 
Hehlerei im Rückfall wird bereits nach der allge-
meinen Vorschrift des § 61 mit Gefängnis nicht 
unter sechs Monaten bestraft. 

Absatz 1, der die gewerbsmäßige Hehlerei be-
handelt, entspricht dem § 260 StGB. Die gewohn-
heitsmäßige Hehlerei hebt der Entwurf allerdings 
nicht mehr besonders hervor. Der Fall, daß jemand 
gewohnheitsmäßig hehlt, ohne gleichzeitig gewerbs-
mäßig zu handeln, kommt in der Wirklichkeit kaum 
vor. Er kann, falls er einmal auftreten sollte, aus 
dem Regelstrafrahmen der Hehlerei ausreichend be-
straft werden. Der Begriff der Gewerbsmäßigkeit ist 
der gleiche wie in § 237 Abs. 1 Nr. 3. Was in der 
Begründung zu dieser Vorschrift über den Begriff 
der gewerbsmäßigen Begehung und über das Ver-
hältnis zur Strafschärfung wegen Rückfalls gesagt 
ist, gilt auch hier. Als Strafe sieht der Entwurf für 
die gewerbsmäßige Hehlerei, wie für den gewerbs-
mäßigen Diebstahl (§ 237 Abs. 1 Nr. 3) und den ge-
werbsmäßigen Betrug (§ 254 Abs. 1), Gefängnis nicht 
unter sechs Monaten, also bis zu zehn Jahren vor. 
Auf Zuchthausstrafe, die das geltende Recht (§ 260 
StGB) androht, wird verzichtet, da die gewerbs-
mäßige Hehlerei noch nicht zur Hochkriminalität zu 
rechnen ist. Im übrigen entspricht aber der vorge-
sehene Strafrahmen, was die Dauer der Freiheits-
entziehung anlangt, sowohl im Höchstmaß als auch 
im Mindestmaß dem geltenden Recht. 

Absatz 2 behandelt die berufsmäßige Hehlerei. 
Er entspricht beim Diebstahl dem § 238 und beim 
Betrug dem § 254 Abs. 2. Was in der Begründung zu 
§ 238 über den Typus des Berufsverbrechers, über 
die Besonderheit der von ihm begangenen Taten, 
über die rechtliche Selbständigkeit der einzelnen 
abzuurteilenden Taten und über das Verhältnis zur 
Strafschärfung wegen Rückfalls gesagt ist, gilt ent-
sprechend auch hier. Der berufsmäßige Hehler spielt 
in der kriminellen Wirklichkeit eine bedeutende 
Rolle. Er bildet den Rückhalt für den gewerbs- und 
berufsmäßigen Dieb. Die Strafe ist, wie beim be-
rufsmäßigen Diebstahl und beim berufsmäßigen 
Betrug, Zuchthaus bis zu zehn Jahren. 
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Gewerbs- und berufsmäßige Hehler neigen, wie 
sich schon aus der Art ihrer Taten ergibt, in beson-
derem Maße zum Rückfall. Absatz 3 räumt daher 
die Möglichkeit ein, bei gewerbs- und berufsmäßi-
ger Hehlerei Sicherungsaufsicht anzuordnen, wenn 
die Voraussetzungen des § 91 Abs. 1 im übrigen 
erfüllt sind. 

§ 288 
Beteiligung an der Beute 

Eine empfindliche Lücke des Strafschutzes weist 
der Tatbestand der Hehlerei im geltenden Recht 
dadurch auf, daß er nur die unmittelbar durch die 
Vortat erlangte Sache, nicht aber eine an ihre Stelle 
getretene andere Sache als tauglichen Gegenstand 
der Hehlerei gelten läßt. Die Einbeziehung dieser 
sogenannten Ersatzhehlerei, um die sich auch alle 
früheren Entwürfe bemüht haben, bereitet jedoch 
erhebliche Schwierigkeiten. Diese ergeben sich zu-
nächst bei der Bestimmung des Wesens der Ersatz-
hehlerei und vor allem auch bei der rechtsstaat-
lichen Erfordernissen entsprechenden Abgrenzung 
des Tatbestandes. Das Wesen der Ersatzhehlerei 
liegt, anders als das der eigentlichen Hehlerei, nicht 
so sehr in der Aufrechterhaltung einer rechtswidri-
gen Vermögenslage, als vor allem in der verwerf-
lichen Beteiligung an der Verbrechensbeute. In 
§ 471 E 1936 ist dies im Gegensatz zu den voran-
gegangenen Entwürfen klar erkannt. Ihm schließt 
sich daher der vorliegende Entwurf im Grundsatz 
an, sucht dabei aber der Strafbarkeit festere Gren-
zen zu ziehen. 

Wie bei der Hehlerei kommt nach dem Entwurf 
auch bei der Beteiligung an der Beute als Vortat 
nur Diebstahl oder eine sonstige gegen fremdes 
Vermögen gerichtete rechtswidrige Tat in Betracht. 
Auch die Hehlerei und der Tatbestand des § 288 
können demnach Vortat sein. Bettelei, verbotenes 
Glücksspiel, Gewerbsunzucht oder andere nicht 
gegen fremdes Vermögen gerichtete Taten scheiden 
auch hier als Vortaten aus. Gegenstand der Betei-
ligung an der Beute ist der Erlös aus einer Sache, 
die ein anderer durch eine gegen fremdes Vermögen 
gerichtete rechtswidrige Tat erlangt hat. Der Begriff 
des Erlöses ist enger als der des Gewinns in § 109 
Abs. 2 und umfaßt nur das, was der Vortäter durch 
Veräußerung der durch die Vortat erlangten Sache 
erhalten hat, also etwa das durch einen Verkauf 
erlöste Geld oder eine durch Tausch erworbene 
andere Sache. Er umfaßt aber auch Sachen, die der 
Vortäter für das erlöste Geld angeschafft oder für 
eine eingetauschte Sache erhalten hat. Die Grenz-
ziehung im einzelnen muß der Rechtsprechung über-
lassen werden. 

Die Tathandlung besteht darin, daß der Täter aus 
dem Erlös mit Einwilligung des Vortäters sich oder 
einem Dritten einen Vermögensvorteil verschafft. 
Auch hier wird also, wie bei der Hehlerei, einver-
ständliches Handeln des Täters mit dem Vortäter 
verlangt. Um insoweit keine Zweifel aufkommen 
zu lassen, hebt hier der Entwurf das Erfordernis des 
Handelns „mit Einwilligung des Vortäters" aus-
drücklich hervor. Fehlt die Einwilligung des Vor-
täters, so kann sich die Strafbarkeit aus anderen  

§§ 288, 289 
Vorschriften dieses Abschnitts ergeben. Durch den 
Aufbau und die Fassung der Vorschrift soll zudem 
deutlich gemacht werden, daß die Beteiligung an 
der Beute nur strafbar ist, wenn der Täter den Ver-
mögensvorteil unmittelbar aus dem der Verfügungs-
gewalt des Vortäters unterliegenden Erlös sich oder 
einem Dritten verschafft. Ist der Erlös aus der Ver-
fügungsgewalt des Vortäters in diejenige eines 
Gutgläubigen gelangt und erst von diesem an einen 
Dritten weitergegeben worden, der die Herkunft 
des Erlöses kennt, so kann er nicht mehr Gegen-
stand der Verwirklichung des im § 288 bezeichneten 
Tatbestandes sein. Eine Ausdehnung der Straf-
barkeit auf solche Fälle wäre geeignet, die Sicher-
heit des Rechtsverkehrs zu beeinträchtigen. Für 
eine solche Ausdehnung besteht kein kriminalpoliti-
sches Bedürfnis. 

Eine wesentliche, aber kriminalpolitisch erforder-
liche Einschränkung der Strafbarkeit bedeutet es, 
daß der Entwurf auf der inneren Tatseite Vorsatz 
allein nicht genügen läßt, sondern zusätzlich ver-
langt, daß der Täter den Vermögensvorteil „in ver-
werflicher Weise" zieht. Das ist wie z. B. auch in 
§ 113 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. b) und § 119 Abs. 2 Nr. 2 
dann der Fall, wenn das Verhalten des Täters in 
gesteigertem Maße gegen die guten Sitten verstößt. 
Damit begegnet der Entwurf der Gefahr, daß etwa der 
Lebensmittelkaufmann, der seine Ware zum üblichen 
Preis verkauft und dafür den Erlös aus einer ge-
stohlenen Sache in Zahlung nimmt, ohne weiteres 
wegen Beteiligung an der Beute strafbar ist oder 
der Arzt, der den Täter behandelt, sich schon dann 
strafbar macht, wenn er von diesem Gelder aus dem 
Erlös als Honorar entgegennimmt. 

Bestraft wird der Täter wie ein Hehler nach den 
§§ 286 und 287. Der ordentliche Strafrahmen ist 
demnach Gefängnis bis zu fünf Jahren oder Straf-
haft (§ 286 Abs. 1). Es gelten auch die Vorschriften 
über die Strafbarkeit des Versuchs und die ent-
sprechende Anwendung der §§ 241 und 242 Abs. 1. 
Bei gewerbs- oder berufsmäßiger Begehung richten 
sich die Strafdrohungen nach § 287 Abs. 1 und 2. 
Nicht anwendbar ist § 287 Abs. 3, so daß Sicherungs-
aufsicht nur unter den in § 91 Abs. 1 Nr. 1 und 
Abs. 2 bezeichneten Voraussetzungen angeordnet 
werden kann. Ein kriminalpolitisches Bedürfnis 
dafür, eine dem § 287 Abs. 3 entsprechende Vor-
schrift zu schaffen, ist nicht ersichtlich. 

§ 289 
Begünstigung 

Wegen Begünstigung ist nach geltendem Recht 
(§ 257 StGB) strafbar, „wer nach Begehung eines 
Verbrechens oder Vergehens dem Täter oder Teil-
nehmer wissentlich Beistand leistet, um denselben 
der Bestrafung zu entziehen oder um ihm die Vor-
teile des Verbrechens oder Vergehens zu sichern". 
Der Entwurf scheidet, wie in der Vorbemerkung zu 
diesem zu diesem Titel bereits dargelegt ist, aus 
dem Tatbestand der Begünstigung den Fall, daß der 
Unterstützte der Bestrafung entzogen werden soll, 
also die sogenannte persönliche Begünstigung als 
Strafvereitelung aus und behandelt diese in einer 
besonderen Vorschrift (§ 447). Im übrigen stimmt 
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der Tatbestand des § 289 mit der sogenannten sach-
lichen Begünstigung des geltenden Rechts im 
wesentlichen überein. Wenn der Entwurf bei der 
Vortat nicht mehr von einem Verbrechen oder Ver-
gehen spricht, sondern die Begünstigung bei jeder 
rechtswidrigen Tat für strafbar erklärt, so bedeutet 
das, da der Entwurf die Übertretungen insgesamt 
beseitigt, daß auch künftig als Vortaten nur Ver-
brechen und Vergehen in Frage kommen. Anders 
als bei der Hehlerei braucht es sich bei der Vortat 
nicht um eine strafbare Handlung gegen das Ver-
mögen zu handeln. Auch die Vorteile, deren Siche-
rung der Begünstiger erstrebt, brauchen keine 
Vermögensvorteile zu sein. Als Vortaten der Be-
günstigung kommen daher auch solche Delikte in 
Betracht, die, wie etwa der Muntbruch (§ 196), die 
Preistreiberei und andere Wirtschaftsstrafvergehen, 
Vergehen gegen das Gesetz über die Verbreitung 
jugendgefährdender Schriften, Vergehen gegen das 
Gesetz zum Schutze der Jugend in der Offentlich-
keit, keinen Angriff auf das Vermögen enthalten. 
Die rein vermögensrechtliche Auffassung der Be-
günstigung, von der eine Minderheit schon im 
Schrifttum zum geltenden Recht ausgeht, führt zu 
Strafbarkeitslücken, die vermieden werden sollten. 
Das zeigen, außer den bereits erwähnten Beispie-
len, insbesondere auch die Fälle, wo durch das Ver-
halten des Begünstigers etwa eine durch Urkunden-
fälschung erschlichene Approbation als Arzt oder 
sonstige Berechtigung gesichert werden soll. Eine 
Straftat gegen das Vermögen scheidet in derartigen 
Fällen aus. Die Vereitelung des Verfalls (§ 109) 
oder der Einziehung (§ 113), die nach dem Entwurf 
als Strafvereitelung (§ 447) strafbar wäre, kommt 
in diesen Fällen nicht in Betracht, da die erschli-
chene Berechtigung weder dem Verfall noch der 
Einziehung unterliegt. Eine Bestrafung wegen Ver-
eitelung der Strafe der Urkundenfälschung ist in 
solchen Fällen keineswegs immer möglich und im 
übrigen auch nicht geeignet, den Unrechtsgehalt der 
Taten, soweit er in der Vorteilssicherung liegt, 
auszuschöpfen. 

Wie die Hehlerei, so setzt auch die Begünstigung 
eine Vortat voraus, an die sie sich anschließt. Damit 
taucht auch bei der Begünstigung die Frage der Ab-
hängigkeit von der Vortat auf. Der Entwurf regelt 
diese Frage ähnlich wie bei der Hehlerei. Verlangt 
wird als Vortat eine rechtswidrige Tat, also eine 
rechtswidrige Handlung, die den Tatbestand eines 
Strafgesetzes verwirklicht, aber nicht notwendig 
schuldhaft begangen zu sein braucht (§ 11 Abs. 1 
Nr. 2). Die Lösung der Fragen, die auch bei dieser 
Fassung noch offenbleiben, muß hier ebenso der 
Rechtsprechung überlassen bleiben wie bei der 
Hehlerei. 

Daß der Entwurf neben der Begünstigung des 
Täters die Begünstigung des Teilnehmers nicht mehr 
besonders erwähnt, bedeutet keine sachliche Ände-
rung, da von dem Begriff der rechtswidrigen Tat 
nicht nur die Handlung des Täters, sondern auch die-
jenige des Teilnehmers erfaßt wird. Auch in der wei-
teren Umschreibung der Tathandlung „in der Ab-
sicht Hilfe leistet, ihm die Vorteile der Tat zu 
sichern" weicht der Entwurf trotz einzelner sprach-
licher Änderungen in sachlicher Hinsicht vom gel- 

tenden Recht nicht ab. Das Merkmal der Absicht ist 
dann erfüllt, wenn es dem Täter darauf ankommt 
(vgl. § 17 Abs. 1), dem Vortäter die Vorteile der 
Tat zu sichern. Gemeint ist dabei die Sicherung ge-
gen ein Entziehen z. B. zugunsten des Verletzten, 
nicht etwa die Sicherung der durch die Vortat er-
langten Sache gegen die Einwirkung von Natur-
gewalten oder gegen rechtswidrige Angriffe von 
dritter Seite. 

Die S t rafe der Begünstigung ist nach geltendem 
Recht Geldstrafe oder Gefängnis bis zu einem Jahr; 
handelt der Täter seines Vorteils wegen, so wird 
er mit Gefängnis bis zu fünf Jahren bestraft (§ 257 
Abs. 1 StGB). Eine weitere Schärfung der Strafe 
sieht § 258 StGB unter den dort näher bezeichneten 
Voraussetzungen vor. Der Entwurf beseitigt diese 
kasuistischen Unterscheidungen und erweitert dafür 
den ordentlichen Strafrahmen. Die Begünstigung 
soll künftig mit Gefängnis bis zu fünf Jahren, mit 
Strafhaft oder mit Geldstrafe geahndet werden. 
Obwohl damit, wenn man die Strafschärfung des 
§ 258 StGB berücksichtigt, das Höchstmaß der Frei-
heitsstrafe ermäßigt wird, reicht der vorgesehene 
Strafrahmen doch aus, allen praktisch vorkommen-
den Fällen gerecht zu werden. Die wahlweise An-
drohung von Strafhaft und Geldstrafe trägt Fällen 
geringer Schuld Rechnung. Das Verhältnis der Strafe 
der Begünstigung zu der Strafe für die Vortat wird 
in Absatz 2 in Übereinstimmung mit dem geltenden 
Recht (§ 257 Abs. 1 Satz 2 StGB) dahin geregelt, daß 
die Strafe der Begünstigung nach Art und Maß nicht 
schwerer sein darf als die für die Vortat angedrohte 
Strafe. 

Die Bestimmung des § 257 Abs. 3 StGB, nach der 
die Begünstigung als Beihilfe zu bestrafen ist, wenn 
sie vor Begehung der Tat zugesagt worden ist, wird 
nicht übernommen. Soweit eine solche Zusage als 
Hilfeleistung zur Vortat zu werten ist, ist sie auch 
ohne ausdrückliche Vorschrift als Beihilfe zu be-
strafen; soweit das nicht der Fall ist, fehlt es an 
einem ausreichenden Grund für eine strengere 
Behandlung. 

Die Selbtsbegünstigung ist nach dem Entwurf wie 
nach dem geltenden Recht schon mangels Tat-
bestandsmäßigkeit nicht strafbar. Denn der Täter 
muß einem „anderen" Hilfe leisten. Weder im gel-
tenden Recht noch in den früheren Entwürfen ist 
jedoch die Frage ausdrücklich geregelt, ob und 
inwieweit ein an der Vortat Beteiligter wegen Be-
günstigung eines anderen Beteiligten strafbar ist. 
Diese Frage ist daher sehr umstritten. Nach der 
Rechtsprechung (RGSt. 63, 373) ist die Begünstigung, 
die ein an der Vortat Beteiligter einem anderen 
Beteiligten gewährt, strafbar, und zwar im Unter-
schied zur Strafvereitelung auch dann, wenn der 
Täter sich zugleich selbst begünstigen will, da er 
sich hier nicht in einer notstandsähnlichen Lage 
befinde. Gründe der Rechtssicherheit und das Be-
dürfnis, diese sehr weite Ausdehnung der Strafbar-
keit durch die Rechtsprechung einzuschränken, 
sprechen dafür, die Frage gesetzlich zu regeln. Die 
entsprechende Vorschrift findet sich in Absatz 3. 
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Danach wird wegen Begünstigung nicht bestraft, 
„wer wegen Beteiligung an der Vortat strafbar ist". 
Die Bestimmung beruht auf dem Gedanken, daß es 
sich bei der Begünstigung sachlich um die nach-
trägliche Unterstützung der Tat eines anderen han-
delt, die durch die wegen Beteiligung an dieser Tat 
verwirkte Strafe abgegolten ist. Wer strafbar ist, 
weil er durch Beteiligung an einer Straftat einem 
anderen zu Vorteilen verholfen hat, kann nicht 
nochmals deshalb bestraft werden, weil er diese 
Vorteile nachträglich zu sichern versucht hat. Dieser 
Gedanke der „mitbestraften Nachtat" greift aber 
nur dann durch, wenn der Begünstiger wegen seiner 
Beteiligung an der Vortat auch wirklich strafbar 
und nicht z. B. wegen Schuldunfähigkeit (§ 24), die 
im Zeitpunkt seiner Vortatbeteiligung bestand, nicht 
bestraft werden kann. Die Frage, ob und inwieweit 
der Vortäter wegen Beteiligung an der Begünsti-
gung, die ihm ein anderer gewährt, insbesondere 
wegen Anstiftung eines an der Vortat Unbeteiligten 
zur Begünstigung strafbar ist, wird nicht ausdrück-
lich geregelt, sondern der Entscheidung durch die 
Rechtsprechung überlassen. 

§ 290 
Besondere persönliche Merkmale und 

Verfolgungsvoraussetzungen 

Die Vorschrift hat ein Vorbild zwar nicht im gel-
tenden Recht, wohl aber in gewissem Umfang in 
früheren Entwürfen. Sie zieht die Folgerungen, die 
sich zugunsten des Täters aus dem Wesen der Be-
günstigung als nachträglicher Unterstützung einer 
fremden Tat ergeben. 

Nach Absatz 1 kann das Gericht die Strafe 
wegen Begünstigung nach seinem Ermessen mildern 
(§ 64 Abs. 2) oder von Strafe absehen, wenn dies 
wegen besonderer persönlicher Merkmale (§ 14 
Abs. 1), die beim Begünstiger vorliegen, ihm gegen-
über auch als Täter oder Teilnehmer der Vortat 
zulässig wäre. Dabei ist z. B. an den Fall zu denken, 
daß der Dieb vom Sohn des Bestohlenen begünstigt 
wird. Hätte der Sohn den Diebstahl selbst begangen 
oder sich an ihm beteiligt, so könnte das Gericht 
unter den Voraussetzungen des § 241 Abs. 2 die 
Strafe nach seinem Ermessen mildern oder von 
Strafe absehen. Absatz 1 gibt dem Gericht unter 
den gleichen Voraussetzungen die Möglichkeit, auch 
die Strafe wegen Begünstigung nach seinem Er-
messen zu mildern oder von Strafe abzusehen. 

Absatz 2 stellt den Begünstiger für den Fall 
straffrei, daß er als Täter oder als Teilnehmer der 
Vortat wegen besonderer persönlicher Merkmale, 
die bei ihm vorliegen, straffrei wäre. Die Vorschrift 
kann z. B. Bedeutung haben, wenn der Dieb vom 
Ehegatten des Bestohlenen begünstigt wird (§ 241 
Abs. 3). 

Absatz 3 schließlich bestimmt, daß die Begünsti-
gung nur auf Antrag, mit Ermächtigung oder auf 
Strafverlangen verfolgt wird, wenn der Begünstiger 
als Täter oder Teilnehmer der Vortat nur unter ent-
sprechenden Voraussetzungen verfolgt werden 
könnte. Das ist z. B. der Fall, wenn der Dieb von 
einem Angehörigen des Bestohlenen begünstigt 
wird (§ 241 Abs. 1). Die Frage, ob die Verfolgung 

§ 290 
des Begünstigers davon abhängig ist, daß der zur 
Verfolgung des Vortäters etwa erforderliche Straf-
antrag gestellt ist, wird durch Absatz 3 nicht ge-
regelt. Sie ist mit der herrschenden Meinung zum 
geltenden Recht zu verneinen. Für den Entwurf er-
gibt sich das daraus, daß es nach § 289 Abs. 1 aus-
reicht, wenn der andere eine rechtswidrige Tat be-
gangen hat. Dazu bedarf es aber nach § 11 Abs. 1 
Nr. 2 nur einer rechtswidrigen Handlung, die den 
Tatbestand eines Strafgesetzes verwirklicht, nicht 
aber auch weiterer Voraussetzungen wie etwa der 
Stellung eines Strafantrags. 

Vierter Abschnitt 
STRAFTATEN 

GEGEN DIE ÖFFENTLICHE ORDNUNG 

Aus den Gründen, die in der Einleitung der Be-
gründung zum Besonderen Teil näher dargelegt 
sind, führt der Entwurf vom Schutz des Mitmenschen 
und von den Rechtsgütern, die dem Menschen im 
täglichen Leben zuerst und unmittelbar entgegen-
treten, im 4. Abschnitt zu dem weiteren Kreis der 
Straftaten gegen die öffentliche Ordnung. Während 
der 2. Abschnitt die Straftaten gegen die Sittenord-
nung und der 5. Abschnitt mit den Straftaten gegen 
den Staat und seine Einrichtungen auch Angriffe 
gegen die Tätigkeit staatlicher Einrichtungen und 
Organe und damit auch gegen die staatliche Ord-
nung umfaßt, behandelt der 4. Abschnitt als Straf-
taten gegen die öffentliche, aber noch nicht im 
engeren Sinne staatliche Ordnung insbesondere 
Angriffe gegen das geordnete und friedliche Zusam-
menleben in der Gemeinschaft. 

Der 1. Titel übernimmt als Straftaten gegen den 
Gemeinschaftsfrieden u. a. einen Teil der Straftaten, 
die das geltende Recht als Verbrechen oder Ver-
gehen wider die öffentliche Ordnung bezeichnet. Im 
2. Titel sind als Straftaten gegen die Sicherheit des 
Rechts- und Geldverkehrs Urkundenstraftaten und 
Geld- und Wertzeichenfälschung zusammengefaßt. 
Dabei geht der Entwurf davon aus, daß die 
Urkundenstraftaten sich in erster Linie gegen das 
Vertrauen richten, das im Rechtsverkehr in Ur-
kunden und ähnliche Beweismittel gesetzt wird. 

Auch die Bestimmungen des 3. Titels über ge-
meingefährliche Straftaten gehören in den vor-
liegenden Abschnitt. Sie schützen zwar als konkrete 
Gefährdungsdelikte auch den einzelnen, werden aber 
mit Mitteln begangen, die ihrer Art nach geeignet 
sind, eine Vielzahl von Menschen und bedeutende 
Sachwerte zu gefährden, Ähnliches gilt für die 
Verkehrsstraftaten, die wegen ihrer wachsenden 
Bedeutung und der besseren Ubersicht in einen 
selbständigen 4. Titel verwiesen sind. 

Durch den Mißbrauch von Rauschmitteln (5. Titel) 
wird die öffentliche Ordnung sehr häufig betroffen 
oder mitbetroffen. Die Aufnahme der gemeinlästigen 
Straftaten (6. Titel) in den vorliegenden Abschnitt 
ist gerechtfertigt, weil bei ihnen der Schutz der 
Allgemeinheit gegen asoziale Personen im Vorder-
grund steht. Schließlich dienen auch die Bestimmun-
gen über das Glücksspiel (7. Titel) der Aufrecht-
erhaltung der öffentlichen Ordnung auf einem für 
die Allgemeinheit nicht unwichtigen Gebiet. 
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§ 291 

Erster Titel 
Straftaten gegen den Gemeinschaftsfrieden 
Der Titel, dessen Überschrift in Anlehnung an 

den schon im geltenden Recht (§§ 126, 130 StGB) 
verwendeten Begriff des öffentlichen Friedens ge-
wählt ist, faßt Straftaten gegen die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung zusammen, bei denen die 
besonderen Angriffsziele und Angriffsmittel, die die 
Straftaten der anderen Titel dieses Abschnitts 
kennzeichnen, nicht hervortreten. Diese Straftaten 
sind dadurch gekennzeichnet, daß sie Unruhe, Un-
frieden, Schrecken oder Unsicherheit in der Bevölke-
rung hervorrufen oder die Allgemeinheit wenigstens 
belästigen. Sie sind gegen den öffentlichen Frieden 
gerichtet. 

Den Kern des Titels bilden einige der Bestim-
mungen, die das geltende Strafgesetzbuch in dem 
Abschnitt „Verbrechen und Vergehen wider die 
öffentliche Ordnung" vereinigt. Von dort übernom-
men sind, zum Teil verändert oder ergänzt, folgende 
Tatbestände des Entwurfs: die Belohnung oder 
Billigung von Verbrechen (§ 293), die verbrecheri-
schen Vereinigungen (§ 294), der Landfriedensbruch 
(§§ 295, 296), die Volksverhetzung (§ 298), die Ver-
ängstigung der Bevölkerung (§ 299) und der Miß-
brauch von Titeln, Uniformen und Abzeichen (§ 302). 

In Anlehnung an die Entwürfe 1925 und 1927 sind 
mit diesen Bestimmungen drei ihnen verwandte 
Strafvorschriften vereinigt, die das geltende Straf-
gesetzbuch in den Abschnitt „Widerstand gegen die 
Staatsgewalt" einordnet: die Aufforderung zum 
Ungehorsam (§ 291), die Aufforderung zu Straftaten 
(§ 292) und der Auflauf (§ 297). 

Neu in den vorliegenden Titel aufgenommen sind 
aus den Gründen, die bei diesen Bestimmungen 
angegeben sind: der Mißbrauch von Notrufen 
(§ 300) und die Belästigung der Allgemeinheit 
(§ 301). 

Abweichend von den früheren Entwürfen ver-
zichtet der Entwurf auf eine besondere Strafvor-
schrift über die Aufforderung zur Steuerverweige-
rung, weil die meisten strafwürdigen Fälle durch 
die Aufforderung zum Ungehorsam (§ 291) erfaßt 
werden. Soweit darüber hinaus ein Bedürfnis für 
eine Strafvorschrift besteht, wird sie nicht in das 
Strafgesetzbuch, sondern wie andere Steuerdelikte 
in das Abgabenstrafrecht aufzunehmen sein. Es 
erscheint auch nicht angezeigt, die öffentliche Auf-
forderung zu Ordnungswidrigkeiten mit krimineller 
Strafe zu bedrohen. Auf eine Übernahme der Be-
stimmung über die Störung von Versammlungen 
(§ 173 E 1927), ist verzichtet, weil sich eine ent-
sprechende Vorschrift in § 21 des Versammlungs-
gesetzes vom 24. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 684) 
befindet. 

Die mehr oder weniger lose zusammenhängenden 
Strafvorschriften, die das geltende Recht neben den 
hierher übernommenen Bestimmungen im Abschnitt 
„Verbrechen und Vergehen wider die öffentliche 
Ordnung" sonst zusammenfaßt, sind z. T. in andere 
Titel verwiesen, z. T. als entbehrlich gestrichen. 
So sind eingestellt: der Hausfriedensbruch (§§ 123, 
124 StGB) in den Titel Straftaten gegen die persön-
liche Freiheit (§ 172), der Verstoß gegen ein 

Vereinigungsverbot (§ 129a StGB) in den Titel 
Hochverrat und Staatsgefährdung (§ 375), die 
Amtsanmaßung (§ 132 StGB) in den Titel Straftaten 
gegen den öffentlichen Dienst (§ 467), der Verwah-
rungsbruch, der Verstrickungsbruch und Siegelbruch, 
die Verletzung amtlicher Bekanntmachungen und 
der Verstoß gegen das Berufsverbot (§§ 133 bis 
137, 145c StGB) in den Titel Auflehnung gegen die 
Staatsgewalt (§§ 426 bis 428, 430), die unterlassene 
Verbrechensanzeige und das Vortäuschen einer 
Straftat (§§ 138, 139, 145d StGB) in den Titel Ge-
fährdung der Rechtspflege (§§ 446, 449), die Ver-
kehrsflucht (§ 142 StGB) in den Titel Verkehrs-
straftaten (§ 347), die Verletzung der Aufsichtspflicht 
(§ 143 StGB) in den Titel Straftaten gegen Ehe, 
Familie und Personenstand (§ 199) und der Aus-
wanderungsbetrug (§ 144 StGB) in den Titel Betrug 
und Erpressung (§ 258). 

Auf besondere Bestimmungen über die Bildung 
bewaffneter Haufen (§ 127 StGB) und über Verbin-
dungen zu Verbrechen wider das Leben (§ 176 E 
1927/30) verzichtet der Entwurf, da die insoweit 
strafwürdigen Fälle über § 35 (Versuch der Be-
teiligung) und durch § 294 (verbrecherische Ver-
einigungen), § 369 (Vorbereitung einer Gewalt-
herrschaft), § 374 (Verstoß gegen Entscheidungen 
des Bundesverfassungsgerichts) und § 375 (Verstoß 
gegen ein Vereinigungsverbot) erfaßt werden 
können. 

Neben § 369 Abs. 1 Nr. 1 (Vorbereitung einer 
Gewaltherrschaft) erscheint auch eine Bestimmung 
über Geheimbündelei (§ 128 StGB), die auf anders-
artige gesellschaftliche und politische Verhältnisse 
zurückging, nicht mehr erforderlich; auf die Be-
gründung zu § 294 wird Bezug genommen. Eine 
besondere Vorschrift über Staatsverleumdung (§ 131 
StGB) ist entbehrlich, da insoweit die Bestimmungen 
über die Verunglimpfung des Staates und seiner 
Symbole und von Verfassungsorganen (§§ 378, 379), 
die Verleumdung (§§ 174, 180 Abs. 3 Satz 2, Abs 4) 
und über die Lügenpropaganda gegen die Bundes-
wehr (§ 412) ausreichen. 

§ 145 StGB über die Verletzung seerechtlicher 
Bestimmungen ist überholt, da sämtliche Verord-
nungen, die auf diese Vorschrift gestützt waren, 
aufgehoben sind. Statt dessen sind im Nebenrecht 
strafrechtliche Vorschriften eigener Art geschaffen 
worden. 

§ 291 

Aufforderung zum Ungehorsam 
Das geltende Recht bedroht in §110 StGB die Auf-

forderung zum Ungehorsam gegen bestimmte Vor-
schriften mit Strafe. Nach herrschender Auffassung 
wird damit getroffen, wer dazu auffordert, eine 
Vorschrift allgemein zu mißachten, wer zu grund-
sätzlichem Ungehorsam anstachelt, nicht auch, wer 
bei grundsätz li cher Anerkennung der Gültigkeit 
einer Vorschrift nur ihre Anwendung im Einzelfalle 
verhindern will. Der Entwurf schließt sich insoweit 
dem § 110 StGB an. Während die früheren Entwürfe 
von „Auflehnung" sprechen, behält er das Wort 
„Ungehorsam" bei. Er will damit klarstellen, daß 
es entscheidend auf die grundsätzliche Ablehnung 
der Vorschrift durch Verweigerung des Gehorsams 
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schlechthin ankommt und daß eine ablehnende 
Kritik und das Eintreten für eine Änderung auf 
verfassungsmäßigem Wege als solche nicht strafbar 
sind. 

§ 110 StGB schützt Gesetze, Verordnungen und 
die von der Obrigkeit innerhalb ihrer Zuständigkeit 
getroffenen Anordnungen. Der Entwurf erstreckt 
seinen Schutz ebenfalls auf Gesetze und Verord-
nungen. Mit dem Grundgesetz wird aber bei den 
Verordnungen zwischen Rechtsverordnungen und 
allgemeinen Verwaltungsvorschriften unterschieden 
(vgl. u. a. Artikel 80, 84 Abs. 2, Artikel 85 Abs. 2, 
Artikel 86 GG) Die Einbeziehung der allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften und damit unter anderem 
von Anordnungen im Rahmen eines besonderen 
Gewaltverhältnisses und von Dienstvorschriften hat 
voraussichtlich keine größere praktische Bedeutung. 
Sie ist aber notwendig, weil es Verwaltungsvor-
schriften gibt, die denselben Strafschutz verdienen 
wie Rechtsverordnungen. Das gilt insbesondere für 
allgemeine Verwaltungsvorschriften auf dem Gebiete 
der Steuern, der Zölle, der Wirtschaft und des 
Schulwesens. Bei einer Beschränkung der Vorschrift 
auf Rechtsverordnungen würde auch die oft schwer 
zu entscheidende Frage nach dem materiellen Ge-
halt einer Verordnung aufgeworfen werden können. 

An Stelle der in § 110 StGB aufgeführten obrig-
keitlichen Anordnungen schützt § 291 lediglich die 
allgemeinen Verfügungen. Diese sind Verwaltungs-
akte, die an eine Vielzahl von Personen gerichtet 
sind, und unterscheiden sich von den allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften dadurch, daß sie einen 
Einzelfall regeln. Unter die allgemeinen Verfügun-
gen in diesem Sinne fallen etwa: das Setzen von 
Verkehrszeichen nach § 3 der Straßenverkehrsord-
nung, die Auflösung einer Versammlung, das Verbot 
einer Versammlung unter freiem Himmel und die 
Auflösung eines öffentlichen Aufzuges nach den 
§§ 13 und 15 des Versammlungsgesetzes vom 24. Juli 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 684), die Auflösung einer 
Vereinigung nach dem Vereinsgesetz und die Auf-
nahme einer Schrift in die Liste der jugendgefähr-
denden Schriften. 

Die Aufforderung zum Ungehorsam gegen allge-
meine Verfügungen bildet den Hauptanwendungsfall 
des § 110 StGB. Der Entwurf bezieht die allgemeinen 
Verfügungen auch deshalb ein, weil sie von Rechts-
verordnungen und allgemeinen Verwaltungsvor-
schriften oft nur schwer abzugrenzen sind. Verzichtet 
man auf den Schutz allgemeiner Verfügungen, so 
ist insbesondere nicht sichergestellt, daß die Auf-
forderung zum Ungehorsam gegen Anordnungen 
nach § 3 der Straßenverkehrsordnung, also u. a. 
gegen Verkehrsverbote, Geschwindigkeitsbeschrän-
kungen, Halte- und Parkverbote erfaßt wird; denn 
es ist streitig, ob es sich bei diesen Anordnungen, 
die einen unbestimmten Personenkreis treffen, um 
Rechtsverordnungen oder um Verwaltungsakte 
handelt. Die Aufforderung zum Ungehorsam gegen 
allgemeine Verfügungen soll nur strafbar sein, 
wenn diese nicht mehr anfechtbar oder wenn sie 
wenigstens vorläufig vollziehbar sind (vgl. auch 
§ 374 Abs. 4). 

Wie bei der öffentlichen Erörterung fremder 
Privatangelegenheiten (§ 182) oder der öffentlichen  

§ 291 
Beleidigung und Verunglimpfung nach den §§ 377 
bis 379 ist der öffentlichen Aufforderung die Auf-
forderung in einer Versammlung oder durch Ver-
breiten von Schriften, Tonträgern, Abbildungen oder 
Darstellungen gleichgestellt. 

Die Strafdrohung entspricht der des geltenden 
Rechts. Neben Gefängnis bis zu zwei Jahren ist, wie 
auch sonst regelmäßig bei Strafdrohungen dieser 
Höhe, Strafhaft vorgesehen. 

Absatz 2 bestimmt in Anlehnung an § 419 Abs. 4, 
daß die Aufforderung zum Ungehorsam gegen eine 
Vorschrift als solche nicht strafbar ist, wenn die 
Vorschrift nicht gültig ist. Mit der farblosen Formu-
lierung „ist nicht strafbar" will der Entwurf  off en-
lassen, wie die Straflosigkeit im einzelnen zu beur-
teilen ist, insbesondere ob die Gültigkeit eine 
Bedingung der Strafbarkeit ist oder ihr Fehlen die 
Rechtswidrigkeit ausschließt (vgl. auch die Einlei-
tung der Begründung zum Besonderen Teil unter 
IV.). Der Ausdruck „gültig" entspricht dem Sprach-
gebrauch in Artikel 100 Abs. 1 GG. Ein Teil des 
Schrifttums nimmt an, daß § 110 StGB, der die 
Gültigkeit nur bei Verordnungen ausdrücklich ver-
langt, auch gültige Gesetze voraussetzt. Der Entwurf 
geht ausdrücklich davon aus. Er ist der Auffassung, 
daß nach Begründung des richterlichen Prüfungs-
rechts durch Artikel 100 GG kein Grund mehr 
besteht, insoweit einen Unterschied zwischen Ge-
setzen und anderen Vorschriften zu machen. Wenn 
die Bestrafung wegen Anstiftung zu der von einem 
anderen begangenen Tat oder die Aufforderung zu 
Straftaten nach § 292 ein gültiges Strafgesetz vor-
aussetzt, so ist nicht einzusehen, warum das etwa 
bei einer erfolglosen und unter Umständen viel 
weniger strafwürdigen Aufforderung zum Ungehor-
sam gegen ein Strafgesetz anders sein soll. Die 
Zuständigkeit der anordnenden Stelle ist bei allge-
meinen Verfügungen nicht besonders gefordert; sie 
kann jedoch im Rahmen der Gültigkeitsprüfung 
Bedeutung haben. 

Ist eine Vorschrift ungültig, so soll nach Absatz 2 
Satz 2 die irrige Annahme, sie sei gültig, dem Täter 
nicht schaden. Diese Regelung entspricht der in 
§ 419 Abs. 4; sie hat Vorläufer in § 22 Abs. 1 Satz 2 
des Wehrstrafgesetzes und § 109b Abs. 5 Satz 2 
StGB. Obwohl der Versuch einer Aufforderung zum 
Ungehorsam nach § 291 nicht strafbar sein soll, wird 
diese Frage geregelt, um sicherzustellen, daß nicht 
im Falle eines solchen Irrtums eine vollendete vor-
sätzliche Tat angenommen wird. Das käme nach 
gewissen Lehrmeinungen in Betracht. Ein sogenann-
ter untauglicher Versuch würde voraussetzen, daß 
die Gültigkeit der Vorschrift ein Merkmal des Tat-
bestandes wäre. Das ist sie jedoch nach der Rege-
lung in Absatz 2 nicht. 

Absatz 3 geht davon aus, daß ein Verstoß gegen 
eine gültige Vorschrift grundsätzlich ohne Rücksicht 
darauf strafwürdig ist, ob der Täter sie für gültig 
oder ungültig hält. Im Rechtsstaat stehen dem 
Bürger hinreichend Rechtsbehelfe zur Verfügung, 
die von ihm angenommene Ungültigkeit einer Vor-
schrift feststellen zu lassen. Wenn er statt dessen 
den Weg wählt, öffentlich zum Ungehorsam aufzu-
fordern, so muß er, auch strafrechtlich, die Folgen 
auf sich nehmen, wenn sich die Vorschrift entgegen 
seiner Annahme als gültig erweist. Immerhin läßt 
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§§ 292, 293 
Absatz 3 in Anlehnung an § 419 Abs. 5 zu, daß das 
Gericht von Strafe absieht, wenn dem Täter der 
Irrtum, die Vorschrift sei ungültig, nicht vorzuwerfen 
ist. Ein solches Absehen von Strafe wird dann ge-
boten sein, wenn dem Täter infolge einer besonde-
ren Lage nicht zuzumuten war, sich etwaiger 
Rechtsbehelfe zu bedienen. Ein Absehen von Strafe 
soll auch bei Gesetzen möglich sein. Ein nicht vor-
zuwerfender Irrtum über die Gültigkeit eines Ge-
setzes wird aber in einem Rechtsstaat erheblich 
seltener vorkommen als der Irrtum über die Gültig-
keit anderer Vorschriften. Da im Gesetzgebungs-
verfahren von berufener Seite die Verfassungs-
mäßigkeit eines Gesetzes festgestellt wird, sind an 
die Pflicht des Täters zu sorgfältiger Prüfung seines 
abweichenden Standpunkts erheblich höhere An-
forderungen zu stellen als bei Verordnungen oder 
allgemeinen Verfügungen. 

§ 292 
Aufforderung zu Straftaten 

Die Vorschrift, die die öffentliche Aufforderung 
zu einer Straftat mit Strafe bedroht, lehnt sich an 
das geltende Recht an und will damit auch den An-
schluß an Rechtsprechung und Schrifttum zu § 111 
StGB ermöglichen: § 292 soll im Gegensatz zur 
Anstiftung (§ 30) und zur versuchten Anstiftung 
(§ 35) nur Aufforderungen erfassen, die sich nicht 
an bestimmte Personen richten und, im Gegensatz 
zur Aufforderung zum Ungehorsam (§ 291), nur 
Aufforderungen zu bestimmten, wenigstens nach 
ihrem rechtlichen Wesen gekennzeichneten Straf-
taten. 

Anders als die versuchte Beteiligung nach § 35 
ist die erfolglose Aufforderung auch strafbar bei 
Vergehen. Die Strafwürdigkeit ergibt sich hier 
daraus, daß der Täter öffentlich handelt und sich an 
einen unbestimmten Personenkreis wendet. Dadurch 
wird der Gemeinschaftsfrieden gefährdet. Der öffent-
lichen Aufforderung ist wie in § 291 die Aufforde-
rung in einer Versammlung oder durch Verbreiten 
von Schriften, Tonträgern, Abbildungen oder Dar-
stellungen gleichgestellt. Strafbar soll nur die Auf-
forderung zu einer Straftat sein (§ 11 Abs. 1 Nr. 1). 
In Übereinstimmung mit dem geltenden Recht hält 
der Entwurf es nicht für geboten, die öffentliche 
Aufforderung zu einer Ordnungswidrigkeit zum 
Vergehen zu machen. Der Auffordernde würde dann 
kriminell bestraft, während der Täter nur eine 
Geldbuße erhalten könnte. 

Während die früheren Entwürfe eine selbständige 
Strafe androhen, soll der Täter nach § 292 in Über-
einstimmung mit dem geltenden Recht wie ein An-
stifter bestraft werden. Die Strafdrohung ist damit 
der Art und Schwere der Straftat angepaßt, zu der 
aufgefordert wird. Diese Lösung führt zu gerech-
teren Ergebnissen. 

Ab s a t z 2 schreibt für die erfolglose Aufforderung 
wie § 35 Abs. 1 für die versuchte Beteiligung eine 
Milderung nach § 64 Abs. 1 vor. Dabei geht der 
Entwurf davon aus, daß entsprechend den Grund-
sätzen bei der Teilnahme (§§ 30, 31) die Aufforde-
rung schon dann als erfolgreich anzusehen ist, wenn 
jemand daraufhin den Tatbestand der Straftat ohne 
Schuld, aber vorsätzlich und rechtswidrig ver-
wirklicht. 

§ 293 
Belohnung oder Billigung von Verbrechen 

Die Vorschrift tritt an die Stelle des § 140 StGB, 
der durch das 3. Strafrechtsänderungsgesetz vom 
4. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 735) geschaffen 
worden ist. Sie findet ihren Grund im Schutz des 
öffentlichen Friedens, insbesondere des Gefühls der 
Rechtssicherheit. Absatz 1 bedroht die Belohnung, 
Absatz 2 die öffentliche Billigung von Verbrechen 
mit Strafe. Verbrechen sind rechtswidrige Taten, die 
mit Zuchthaus bedroht sind; daß sie schuldhaft 
begangen sind, ist nicht erforderlich (vgl. § 12 Abs. 1 
in Verbindung mit § 11 Abs. 1 Nr. 2). In beiden 
Tatbeständen gibt der Entwurf die Beschränkung 
auf bestimmte, näher genannte Verbrechen auf und 
stellt die Belohnung und öffentliche Billigung aller 
Verbrechen unter Strafe. Da der Entwurf im Gegen-
satz zum geltenden Recht als Verbrechen nur noch 
Taten von besonderer Schwere ansieht, ist diese 
Erweiterung der Strafbarkeit nicht von allzu großer 
Bedeutung. Sachlich ist sie für die begrenzte Zahl 
der Taten, die vom Entwurf als Verbrechen gewertet 
werden, durchaus berechtigt. Wer z. B. ein Not-
zuchtsverbrechen (§ 204) belohnt oder öffentlich 
billigt, ist nicht weniger strafwürdig als der, welcher 
einen Raub oder eine räuberische Erpressung 
(§§ 245, 246, 261) belohnt oder öffentlich billigt und 
deshalb schon nach geltendem Recht strafbar ist. 

Von der erwähnten Erweiterung abgesehen ist 
der Tatbestand der Belohnung eines Verbrechens 
(Absatz 1) gegenüber dem geltenden Recht nicht 
verändert. Voraussetzung ist, daß das Verbrechen 
begangen oder seine Begehung versucht worden 
ist. Unter dem Belohnen ist die Zuwendung irgend-
eines Vorteils, sei er materieller oder ideeller Art, 
an den Täter oder Teilnehmer des Verbrechens zu 
verstehen. 

Die Billigung eines Verbrechens (Absatz 2) ist, 
wie im geltenden Recht, nur dann strafbar, wenn sie 
öffentlich geschieht. Die Erweiterung des Tatbestandes 
durch die Worte „in einer Versammlung oder durch 
Verbreiten von Schriften, Tonträgern, Abbildungen 
oder Darstellungen" ist aus kriminalpolitischen 
Gründen vorgesehen. Sie bezieht Äußerungen ein, 
die wegen der Bestimmbarkeit des angesprochenen 
Personenkreises nicht öffentlich gemacht werden, 
ihrem Unrechtsgehalt nach aber den öffentlich be-
gangenen Taten gleichkommen. Die Erweiterung 
dient zugleich der Anpassung an zahlreiche andere 
Tatbestände des Entwurfs (vgl. z. B. §§ 187, 188, 291, 
292, 377, 378, 379). Eine Einschränkung der Straf-
barkeit bedeutet es, daß die Billigung von Ver-
brechen nach dem Entwurf nur noch dann strafbar 
sein soll, wenn sie in einer Weise erfolgt, „die 
geeignet ist, den öffentlichen Frieden zu stören". 
Das ist dann der Fall, wenn die Tat eine nicht nur 
entfernte Möglichkeit herbeiführt, daß das Gefühl 
der Rechtssicherheit in einem größeren Personen-
kreis gestört wird. Durch dieses Tatbestandsmerk-
mal wird die Strafbarkeit auf die strafwürdigen 
Fälle beschränkt und gleichzeitig der Grundgedanke 
der Vorschrift deutlich gemacht. Ausgeschieden 
werden vor allem Verbrechen, die nur noch ge-
schichtliche Bedeutung haben. Andererseits wird 
durch diese Fassung aber auch vermieden, daß die 
Vorschrift zu eng wird, wie das etwa dann der Fall 
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wäre, wenn man den Nachweis der Gefahr fordern 
würde, daß ein anderer zu einem Verbrechen an-
gereizt wird. Bei einer solchen Ausgestaltung wäre 
die Vorschrift kaum mehr geeignet, etwa die öffent-
liche Billigung bestimmter, während der national-
sozialistischen Herrschaft begangener Massenver-
brechen zu erfassen, die vor allem von ihr getrof-
fen werden soll. 

Als Strafe sieht der Entwurf für die Belohnung 
und die öffentliche Billigung von Verbrechen ein-
heitlich Gefängnis bis zu drei Jahren vor. Auch 
wenn das Höchstmaß der Freiheitsstrafe gegenüber 
dem geltenden Recht, das Gefängnis bis zu fünf 
Jahren und in besonders schweren Fällen Zuchthaus 
bis zu fünf Jahren androht, damit ermäßigt wird, 
reicht die vorgesehene Strafdrohung doch aus, auch 
Fälle mit hohem Unrechts- und Schuldgehalt aus-
reichend zu ahnden. Eine Zuchthausstrafdrohung 
kommt für den Entwurf nicht in Betracht, da die Tat 
nicht zur Hochkriminalität zählt. Auf der anderen 
Seite ist Strafhaft mit Rücksicht auf die Art der 
Taten, die stets auf eine erhebliche rechts- und 
gemeinschaftsfeindliche Gesinnung des Täters schlie-
ßen lassen, nicht angedroht. Unter den Voraus-
setzungen des § 53 Abs. 1 kann an Stelle einer 
Gefängnisstrafe bis zu drei Monaten auf Geldstrafe 
erkannt werden. 

§ 293 tritt, wie § 140 StGB, mit seinen beiden 
Tatbeständen zurück, wenn die Tat nach anderen 
Vorschriften, etwa nach § 363, mit schwererer Strafe 
bedroht ist. § 10 Abs. 2 des Sprengstoffgesetzes, der 
einen dem § 293 ähnlichen Tatbestand enthält, wird 
im Einführungsgesetz aufzuheben sein. 

§ 294 

Verbrecherische Vereinigungen 

Die Vorschrift ersetzt den § 129 StGB, der auf das 
Strafrechtsänderungsgesetz vom 30. August 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 739) zurückgeht, ohne die 
Rechtslage grundsätzlich zu ändern. Sie verfolgt den 
Zweck, dem in Artikel 9 Abs. 2 GG enthaltenen 
Vereinigungsverbot Geltung zu verschaffen, 
soweit es sich auf Vereinigungen bezieht, deren 
Zwecke oder deren Tätigkeit den Strafgesetzen zu-
widerlaufen. Strafvorschriften gegen Vereinigungen, 
die nach der genannten Vorschrift verboten sind, 
weil sie sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung 
oder den Gedanken der Völkerverständigung rich-
ten, sind in den §§ 374 und 375 vorgesehen. Über 
diesen Rahmen hinaus bedroht § 128 StGB auch die 
Teilnahme an einer Verbindung mit Strafe, deren 
Dasein, Verfassung oder Zweck vor der Staatsregie-
rung geheimgehalten werden soll, oder in der gegen 
unbekannte Obere Gehorsam oder gegen bekannte 
Obere unbedingter Gehorsam versprochen wird. 
Einen solchen Tatbestand nimmt der Entwurf nicht 
auf. Soweit im Bereich des Staatsschutzes ein Be-
dürfnis besteht, der Bildung und Fortführung 
geheimgehaltener Vereinigungen entgegenzuwir-
ken, wird dieses durch § 369 Abs. 1 Nr. 1 befriedigt. 
Darüber hinaus kommt der Geheimbündelei keine 
ins Gewicht fallende praktische Bedeutung zu. Die 
Erfahrungen haben überdies gezeigt, daß Taten 
nach § 123 StGB in aller Regel den Tatbestand 

§ 294 
anderer Organisationsdelikte erfüllen und deshalb 
schon unter diesem Gesichtspunkt ausreichend ge-
ahndet werden können. 

Absatz 1 lehnt sich eng an § 129 Abs. 1 StGB 
an. Daß unter den Begehungsformen nunmehr auch 
das „Werben" für die verbotene Vereinigung ge-
nannt wird, dient der Anpassung an die Vereini-
gungsdelikte im Bereich der Staatsgefährdung; auf 
die Begründung zu § 374 wird verwiesen. Der im 
geltenden Recht besonders geregelte Fall der Auf-
forderung zur Gründung einer verbotenen Ver-
einigung ist dagegen gestrichen worden, weil er 
infolge Erweiterung des § 292 gegenüber der ent-
sprechenden Vorschrift des § 111 StGB entbehrlich 
ist. Soweit der Täter öffentlich, in einer Versamm-
lung oder durch Verbreiten von Schriften, Tonträ-
gern, Abbildungen oder Darstellungen auffordert, 
erfüllt sein Verhalten die Voraussetzungen des 
§ 292. Richtet sich seine Aufforderung an bestimmte 
Personen und hat sie Erfolg, so ist er Anstifter 
(§ 30). Über diesen Rahmen hinaus besteht kein 
kriminalpolitisches Bedürfnis nach Bestrafung. Ab-
satz 1 sieht schließlich im Gegensatz zu § 129 StGB 
eine Subsidiaritätsklausel vor, nach der § 294 bei 
rechtlichem Zusammentreffen mit anderen Tatbestän-
den zurücktritt, wenn diese im Höchstmaß die 
gleiche oder eine schwerere Strafe androhen. Diese 
Einschränkung ist sinnvoll; sie macht deutlich, daß 
als Schwerpunkt einer Tat, die bestimmte strafrecht-
lich geschützte Rechtsgüter verletzt und sich zugleich 
im Sinne des Absatzes 1 als Unterstützung der 
Tätigkeit einer verbotenen Vereinigung darstellt, 
nicht der Verstoß gegen das Vereinigungsverbot, 
sondern der konkrete mit Strafe bedrohte Eingriff 
anzusehen ist. 

Absatz 2, der im geltenden Recht kein Vorbild 
hat, soll die Anwendung des Tatbestandes in zweck-
mäßiger Weise einschränken und namentlich ver-
hindern, daß der Wegfall des § 90a StGB, über den 
in der Vorbemerkung zum Titel Hochverrat und 
Staatsgefährdung (§§ 361 ff.) Näheres dargelegt ist, 
weitgehend durch das allgemeine Vereinigungsver-
bot des § 294 wieder aufgefangen wird. So gehört 
es beispielsweise regelmäßig zur Tätigkeit einer 
Vereinigung, die gegen die verfassungsmäßige 
Ordnung gerichtet ist, daß wenigstens nebenbei 
auch Straftaten begangen werden. Zu denken ist 
dabei etwa an das Ankleben oder Abreißen von 
politischen Plakaten und das Beschmieren von 
Hauswänden mit politischen Parolen (Sachbeschädi-
gung), an das Randalieren in politischen Versamm-
lungen (Körperverletzung und Sachbeschädigung) 
und an das Verunglimpfen von politischen Gegnern 
(Beleidigung). Da nach der Rechtsprechung zu § 129 
StGB zu den Zwecken und der Tätigkeit einer Ver-
einigung nicht nur der von ihr verfolgte Hauptzweck 
und ihre Haupttätigkeit gehören, sondern die 
Grenze erst gegenüber gelegentlichen vorsätzlichen 
Delikten der Vereinsorgane und gegenüber Fahr-
lässigkeitstaten gezogen wird, würden sich die Mit-
glieder nicht verbotener politischer Organisationen 
schon dann strafbar machen, wenn sie wissen, daß 
sich ihre Organisation bisweilen auch solcher straf-
barer Methoden des politischen Kampfes bedient. 
Diese weite Ausdehnung der Strafbarkeit würde 
dem Grundgedanken widersprechen, der zur Neu-
ordnung der Organisationsdelikte im Bereich des 
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§ 295 
Staatsschutzes geführt hat. Die Nummer 1 des 
Absatzes 2 bestimmt deshalb, daß der Tatbestand 
nicht anzuwenden ist, wenn die Begehung von 
Straftaten nur ein Zweck oder eine Tätigkeit der 
Vereinigung von untergeordneter Bedeutung ist. 
Dabei wird der Begriff „untergeordnete Bedeutung" 
sowohl in einem absoluten wie auch einem relati-
ven Sinn verstanden. Einerseits können Zwecke und 
Tätigkeiten, die für die Allgemeinheit erhebliche 
Tragweite haben, niemals von untergeordneter Be-
deutung sein; andererseits sind sie es ohne Rück-
sicht auf ihre Tragweite für die Allgemeinheit aber 
auch dann nicht, wenn sie den Hauptzweck oder die 
Haupttätigkeit der Vereinigung bilden. Einer in der 
gleichen Richtung liegenden Einschränkung dient 
auch die Nummer 2 des Absatzes 2. Indem sie die 
Gründung und Unterstützung von Vereinigungen, 
deren Zwecke oder deren Tätigkeit auf staatsgefähr-
dende Werbung (§ 372) oder auf Verstöße gegen 
ein Partei- oder anderes Vereinigungsverbot (§§ 374, 
375) gerichtet sind, aus dem Tatbestand ausnimmt, 
erreicht sie ein wichtiges Ziel: Wenn in einer ver-
fassungsfeindlichen Vereinigung dem Strafgesetz 
nur insofern zuwidergehandelt wird, als staatsge-
fährdende Werbung betrieben und die Aufrecht-
erhaltung des organisatorischen Zusammenhalts für 
den Fall eines etwaigen Verbots vorbereitet wird, 
sind die Betätigung in der Vereinigung und deren 
Unterstützung als solche erst von dem Zeitpunkt 
an strafbar, in dem die Verfassungswidrigkeit durch 
rechtskräftigen staatlichen Akt festgestellt ist. Durch 
diese Einschränkungen der Nummer 1 und 2 wird 
auf die besonderen Verhältnisse in der politischen 
Auseinandersetzung mit verfassungsfeindlichen 
Kräften, insbesondere auf das Vorhandensein von 
Tarnorganisationen, Rücksicht genommen. Weil die 
Ziele und die wahre Tätigkeit solcher Vereinigun-
gen im allgemeinen sorgfältig verschleiert werden, 
ict es für viele in die Zusammenhänge nicht ein-
geweihte Mitglieder schwer, den wirklichen Cha-
rakter ihrer Vereinigung zu erkennen und die 
Tragweite ihrer unterstützenden Tätigkeit richtig 
einzuschätzen. Sie sollen vor Strafverfolgung ge-
schützt werden, solange die Vereinigung die in 
Absatz 2 gezogenen Grenzen nicht überschreitet 
und auch zu gerichtlichen oder behördlichen Maß-
nahmen gegen ihren Bestand keinen Anlaß bietet. 

Auch Absatz 3 ist gegenüber § 129 StGB neu. Er 
erklärt nur den Versuch, eine in Absatz 1 bezeich-
nete Vereinigung zu gründen, nicht aber den Ver-
such, sich als Mitglied zu beteiligen, für die Vereini-
gung zu werben oder sie sonst zu unterstützen, für 
strafbar. Abgesehen davon, daß es kriminalpolitisch 
sinnvoll ist, die mißglückte Gründung einer verbote-
nen Vereinigung strafrechtlich zu erfassen, dient die 
Erweiterung vor allem dem Zweck, die Vorschrift 
mit § 374 Abs. 5 und § 375 Abs. 4 in Einklang zu 
bringen. Nach diesen Vorschriften ist der Versuch 
strafbar, eine verbotene verfassungsfeindliche Ver-
einigung fortzuführen, ihren organisatorischen Zu-
sammenhalt auf andere Weise aufrechtzuerhalten 
oder für sie eine Ersatzorganisation zu schaffen. 

Als Strafe für Taten nach Absatz 1 sieht der 
Entwurf Gefängnis bis zu drei Jahren oder Strafhaft 
vor. Gegenüber dem geltenden Recht wird damit 
das Höchstmaß der Gefängnisstrafe um zwei Jahre 

ermäßigt und der allgemeinen Tendenz des Ent-
wurfs, die Strafrahmen eng zu halten, Rechnung 
getragen. Absatz 4 droht in Anlehnung an § 129 
Abs. 2 StGB für besonders schwere Fälle Gefängnis 
von drei Monaten bis zu fünf Jahren an. Die Straf-
drohung weicht vom geltenden Recht namentlich in-
sofern ab, als die Zuchthausstrafe entfällt. Da diese 
nach den allgemeinen Grundsätzen, denen der Ent-
wurf folgt, auf Taten der Hochkriminalität be-
schränkt bleiben soll (vgl. die Begründung zu § 43), 
kommt sie hier nicht in Betracht. In einem neuen 
Regelbeispiel für den besonders schweren Fall wer-
den die Vereinigungen zur Begehung von Ver-
brechen wider das Leben und von gemeingefähr-
lichen Verbrechen ausdrücklich genannt, weil sie 
nach den Erfahrungen der Praxis die Allgemeinheit 
schwer gefährden. Diese Regelung knüpft hinsicht-
lich der Verbrechen wider das Leben an § 49b StGB 
an, der auf die Republikschutzgesetze von 1922 und 
1930 zurückgeht. Die Möglichkeit, unter den im § 91 
Abs. 1 Nr. 2 allgemein geregelten Voraussetzungen 
Sicherungsaufsicht anzuordnen, entspricht einem 
kriminalpolitischen Bedürfnis. 

Die Absätze 5 und 6, die das Absehen von 
Strafe in bestimmten Fällen von untergeordneter 
Bedeutung und die tätige Reue betreffen, unter-
scheiden sich von § 129 Abs. 3, 4 StGB im wesent-
lichen nur durch redaktionelle Änderungen, die der 
Anpassung an andere vergleichbare Vorschriften des 
Entwurfs dienen. Hervorzuheben ist lediglich, daß 
bei der tätigen Reue nicht mehr Strafbefreiung vor-
geschrieben, sondern dem Gericht nur die Befugnis 
eingeräumt wird, die Strafe nach seinem Ermessen 
zu mildern (§ 64 Abs. 2) oder von Strafe abzusehen. 
Dadurch wird es möglich, auch in den Fällen zu 
einem angemessenen Ergebnis zu kommen, in denen 
sich der Täter von einer verbotenen Vereinigung 
aus Beweggründen abwendet, die eine Belohnung 
durch Straffreiheit nicht verdienen. 

§ 295 

Landfriedensbruch 
Die Vorschrift faßt den Aufruhr und den Land-

friedensbruch des geltenden Rechts (§§ 115, 125 
StGB), deren Tatbestände sich weitgehend decken, 
in Anlehnung an die früheren Entwürfe zusammen. 
Sie will dadurch Abgrenzungsschwierigkeiten ver-
meiden. 

§ 295 setzt wie § 125 StGB die öffentliche Zu-
sammenrottung einer Menschenmenge, d. h. einer 
größeren Zahl von Menschen voraus. Eine Zu-
sammenrottung ist das nach außen erkennbare 
räumliche Zusammentreten oder Zusammenhalten 
einer Menschenmenge zu einem gemeinschaftlichen 
bedrohlichen oder gewalttätigen Zweck. Das Merk-
mal der Offentlichkeit ist gegeben, wenn die Mög-
lichkeit besteht, daß sich eine unbestimmte Zahl von 
Personen beteiligt. An einer Zusammenrottung be-
teiligt sich, wer räumlich zu der Menschenmenge hin-
zutritt oder in ihr bleibt und dadurch die Gefahr 
vergrößert, die die Zusammenrottung für die All-
gemeinheit darstellt. Der Täter muß sich vorsätzlich 
an der öffentlichen Zusammenrottung beteiligen. 
Sein Vorsatz muß sich also auch darauf erstrecken, 
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daß es sich um eine Menschenmenge mit friedens-
störenden Zielen handelt, ferner darauf, daß seine 
Beteiligung die Gefahr für die Allgemeinheit ver-
größert. Eine Billigung der friedensstörenden Ziele 
ist nicht vorausgesetzt. 

§ 295 geht davon aus, daß solche Beteiligung schon 
deshalb Unrecht ist, weil sie die Gefahr für den 
öffentlichen Frieden steigert. Eine Bestrafung soll 
aber nur dann eintreten, wenn bestimmte Ausschrei-
tungen begangen werden und sich dadurch erweist, 
daß die Zusammenrottung besonders gefährlich war. 
Der Entwurf folgt damit in Anlehnung an die Re-
gelung in § 156 Abs. 1 den Erwägungen, die Recht-
sprechung und Schrifttum veranlaßt haben, bei § 115 
StGB — vereinzelt auch bei § 125 StGB — die Be-
gehung der dort vorausgesetzten Taten als Bedin-
gung der Strafbarkeit anzusehen. Diese Regelung 
ist mit dem Schuldstrafrecht vereinbar (vgl. die Ein-
leitung der Begründung zum Besonderen Teil un-
ter IV.). Würde man eine Bestrafung nur vorsehen, 
wenn der Täter erkennt, daß eine Ausschreitung 
begangen wird, so wäre der kriminalpolitische 
Zweck der Vorschrift weitgehend verfehlt, weil 
solche Kenntnis erfahrungsgemäß nur selten nach-
zuweisen ist. Gerade die Rädelsführer einer Zu-
sammenrottung würden sich durch rechtzeitige Ent-
fernung aus der Menge einer Verurteilung vielfach 
entziehen können. 

Bestraft wird der Täter, wenn bei der Zusammen-
rottung mit vereinten Kräften eine Gewalttätigkeit 
gegen Menschen oder Sachen oder eine rechts-
widrige Tat begangen wird, die dem Tatbestand der 
Nötigung zu Diensthandlungen oder des Widerstan-
standes (§§ 418 bis 421) verwirklicht. Der Begriff 
„Gewalttätigkeit" ist schon in § 125 StGB verwen-
det (vgl. auch § 369 dieses Entwurfs). Gewalttätig-
keiten begeht, wer durch körperliche Gewalt gegen 
einen Menschen oder eine Sache Kräfte entfaltet oder 
in Bewegung setzt; eine Berührung der Menschen oder 
der Sache oder ein schädigender Erfolg ist nicht vor-
ausgesetzt. Mit vereinten Kräften kann auch ein ein-
zelner handeln, wenn er vom Gemeinschaftswillen 
getragen wird. Mittäterschaft im Sinne des § 29 
Abs. 2 braucht nicht gegeben zu sein. Die Vergehen 
der Nötigung zu Diensthandlungen und des Wider-
standes sind in den §§ 418 bis 421 tatbestandlich 
umschrieben. Wie sich aus § 11 Abs. 1 Nr. 2 ergibt, 
genügt es als Bedingung der Strafbarkeit, daß bei 
der Zusammenrottung eine rechtswidrige Tat be-
gangen wird, die den Tatbestand dieser Vergehen 
erfüllt, ohne Rücksicht darauf, ob sie schuldhaft be-
gangen ist. Im übrigen wird wegen dieser Vergehen 
auf die Begründung zu den §§ 418 bis 421 Bezug 
genommen. 

In Übereinstimmung mit der Fassung des § 115 
StGB stellt § 295 klar, daß es genügt, wenn die be-
zeichneten Taten bei der öffentlichen Zusammen-
rottung, also während der Zusammenrottung und im 
Zusammenhang mit ihr und ihren friedensstörenden 
Zielen, begangen werden. Es wird weder voraus-
gesetzt, daß die Menge als solche handelt, noch daß 
der Täter sich zur Zeit der Begehung der Tat schon 
oder noch in der Menge befindet. Wollte man dies 
fordern, so würde man die Vorschrift kriminalpoli-
tisch weitgehend entwerten. 

§ 296 

Die Strafdrohung berücksichtigt in Absatz 1 
nur den Unrechtsgehalt, der in der bloßen Beteili-
gung an einer Zusammenrottung liegt. Absatz 2 
droht eine erhöhte Strafe für den Fall an, daß der 
Täter sich an der Zusammenrottung beteiligt, ob-
wohl er erkennt, daß eine Ausschreitung der ge-
nannten Art begangen wird. Es genügt nicht, daß er 
deren Verwirklichung für möglich hält und sich 
damit abfindet. Auf der anderen Seite setzt Absatz 2 
lediglich voraus, daß der Täter das erkennt, was im 
Bereich des Absatzes 1 bloße Bedingung der Straf-
barkeit ist. Deshalb genügt es, wenn er bei seinem 
Zutritt zu der Zusammenrottung Kenntnis davon er-
hält, daß schon vorher eine Ausschreitung der 
genannten Art begangen wurde, oder wenn er sieht, 
daß sie begangen wird, oder wenn er auch nur als 
sicher voraussieht (§ 17 Abs. 2), daß sie begangen 
werden wird. Fahrlässiges Nichterkennen reicht hin-
gegen nicht aus, so daß nach Absatz 2 auch der nicht 
bestraft werden kann, der irrig die Voraussetzungen 
von Rechtfertigungsgründen hinsichtlich der Aus-
schreitung für gegeben hält. 

Absatz 3 soll klarstellen, daß der Ausschluß der 
Strafbarkeit und die Irrtumsregelung, die in § 419 
Abs. 4 vorgesehen sind, auch für die Beteiligung an 
der Zusammenrottung gelten, wenn bei dieser Wi-
derstand gegen eine nicht rechtmäßige Diensthand-
lung begangen wird. Eine Regelung nach Art des 
§ 419 Abs. 5 erscheint hier nicht am Platze. Nimmt 
der Täter irrig an, die Diensthandlung, gegen die 
sich der Widerstand richtet, sei unrechtmäßig, so 
kann er aus den oben genannten Gründen nicht nach 
Absatz 2 bestraft werden. Hingegen bleibt seine Be-
strafung aus Absatz 1 unberührt, da die Begehung 
des Widerstandes dort nur Bedingung der Strafbar-
keit ist. 

§ 296 
Schwerer Landfriedensbruch 

Die Vorschrift enthält eine Strafschärfung für be-
sonders schwere Fälle des Landfriedensbruchs und 
nennt Regelbeispiele für solche Fälle. Sie verzichtet 
auf einen festen Strafschärfungstatbestand, weil 
weitere Fälle denkbar sind, die erhöhte Strafe er-
fordern, und weil andererseits bei zwingender Straf-
schärfung im Einzelfall bedenkliche Härten entstehen 
können. 

Absatz 1 Nr. 1 erfaßt wie die §§ 115 und 125 StGB 
und in Anlehnung an die früheren Entwürfe bis 1930 
den Rädelsführer (vgl. auch § 369 Abs. 1 Nr. 1 und 
§ 424 Nr. 1 des Entwurfs). Rädelsführer ist, wer als 
Beteiligter an der Zusammenrottung (§ 295 Abs. 1 
oder 2) geistig oder körperlich eine führende Rolle 
spielt. Nummer 2 sieht in Anlehnung an den Tat-
bestand der gefährlichen Körperverletzung (§ 148) 
als weiteres Regelbeispiel den Fall vor, daß der 
Täter des Landfriedensbruchs vorsätzlich durch eine 
Gewalttätigkeit einen anderen in die Gefahr des 
Todes oder einer schweren Schädigung an Körper 
oder Gesundheit (§ 147 Abs. 2) bringt. Daneben wird 
mit den früheren Entwürfen bis 1930 auch der Fall 
erwähnt, daß der Täter an fremden Sachen bedeu-
tenden Schaden anrichtet. Die Gefahr eines solchen 
Schadens genügt nur, wenn noch andere erschwe-
rende Umstände hinzutreten, so daß die Tat in ihrer 
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§§ 297, 298 

Gesamtheit als besonders schwerer Fall anzusehen 
ist. Ein weiterer, in § 296 nicht ausdrücklich genann-
ter besonders schwerer Fall wird vielfach gegeben 
sein, wenn die Beteiligung an einer Gewalttätigkeit 
den Tod eines Menschen zur Folge hat und den Tä-
ter der Vorwurf der Fahrlässigkeit trifft. 

Hinsichtlich der Strafdrohung weicht der Ent-
wurf nicht unerheblich von dem Strafrahmen der 
§§ 115 und 125 StGB ab, die übersetzt erscheinen. Auf 
die Androhung von Zuchthaus ist verzichtet, weil 
zuchthauswürdige Fälle durch die Vorschriften über 
Mord, Totschlag, schwere Körperverletzung, Körper-
verletzung mit schwerer Folge (§§ 134, 135, 147, 148 
Abs. 1 Nr. 3) und andere Strafdrohungen erfaßt wer-
den. Von diesen Fällen abgesehen, ist die Tat noch 
nicht der Hochkriminalität zuzurechnen. 

Die Zulassung von Sicherungsaufsicht in 
besonders schweren Fällen unter den in § 91 Abs. 1 
Nr. 2 allgemein geregelten Voraussetzungen ent-
spricht einem kriminalpolitischen Bedürfnis (vgl. 
auch § 294 Abs. 4, § 340 Abs. 1, § 350 Abs. 2). Sie ist 
damit gerechtfertigt, daß es im Bereich des Land-
friedensbruchs, vor allem in politisch unruhigen Zei-
ten, Täter gibt, bei denen Wiederholungsgefahr 
besteht. 

Für denjenigen, der durch Begehung eines Land-
friedensbruchs nach § 295 Abs. 2 staatsgefährdende 
Bestrebungen verfolgt, sieht § 376 Abs. 2 eine Ge-
fängnisstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren 
vor. 

§ 297 
Auflauf 

Die Vorschrift entspricht dem geltenden § 116 
StGB, enthält aber einige Änderungen und Ergän-
zungen. Während § 116 StGB voraussetzt, daß sich 
eine Menschenmenge auf öffentlichen Wegen, Stra-
ßen oder Plätzen versammelt hat, verlangt der Ent-
wurf mit den Vorentwürfen nur die öffentliche An-
sammlung einer Menge. Als Tatort kommen danach 
auch private, nicht für den allgemeinen Verkehr frei-
gegebene Grundstücke in Betracht. Soweit dort 
öffentliche Ansammlungen stattfinden, kann auch 
deren Auflösung im Interesse der öffentlichen Ord-
nung notwendig sein.  Öffentlich bedeutet hier wie 
in § 295, daß für eine unbekannte Zahl von Perso-
nen die Möglichkeit besteht, sich an der Ansamm-
lung zu beteiligen. 

Mit der Aufforderung, sich zu entfernen, meint 
§ 116 StGB die Aufforderung, auseinanderzugehen, 
den räumlichen Zusammenhang mit der Menge auf-
zugeben. § 295 verwendet daher das Wort „ausein-
andergehen". Wie im geltenden Recht und den frü-
heren Entwürfen wird eine dreimalige Aufforderung 
vorausgesetzt. Darüber hinaus verlangt der Entwurf 
einen einmaligen Hinweis auf die Strafbarkeit des 
Ungehorsams. 

Die Auforderung und der Hinweis müssen an die 
Menschenmenge oder an den einzelnen als Bestand-
teil der Menge gerichtet sein. Sie müssen von einem 
Träger von Hoheitsbefugnissen ausgehen. Mit die-
sem Begriff werden neben Amtsträgern wie in § 116 
StGB auch Soldaten erfaßt, wenn und soweit sie — 

etwa bei einem äußeren Notstand — rechtmäßig 
zum Auseinandergehen auffordern können. Zur Zeit 
sind diese Voraussetzungen bei Soldaten jedoch 
nicht gegeben. 

Wie beim Widerstand (§ 419 Abs. 4) die Recht-
mäßigkeit der Dienststellung und bei der Aufforde-
rung zum Ungehorsam (§ 291 Abs. 2) die Gültigkeit 
der Vorschriften, so soll nach Absatz 2 Satz 1 die 
Rechtmäßigkeit der Aufforderung Voraussetzung 
der Strafbarkeit sein (vgl. die Begründung zu § 291 
Abs. 2). In § 116 StGB ist sie nach der Rechtspre-
chung Bedingung der Strafbarkeit. Der Entwurf läßt 
auch hier offen, wie der Wegfall der Strafbarkeit 
rechtlich zu beurteilen ist. Für öffentliche Versamm-
lungen unter freiem Himmel und Aufzüge sind die 
Voraussetzungen der Auflösung in § 15 Abs. 2 des 
Versammlungsgesetzes vom 24. Juli 1953 (Bundes-
gesetzbl. I S. 684) geregelt. Die Irrtumsregelung in 
Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 entspricht derjenigen 
in § 291 Abs. 2, 3 und § 419 Abs. 4, 5. Die Rechtslage 
ist hier die gleiche. 

Als Strafe ist Strafhaft oder Geldstrafe vorgese-
hen. Angesichts des verhältnismäßig geringen Un-
rechts- und Schuldgehalts der Tat verzichtet der 
Entwurf im Gegensatz zum geltenden Recht auf die 
Androhung von Gefängnis. Andererseits ermöglicht 
§ 297 eine Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten, 
während sich § 116 Abs. 1 StGB mit einem Höchst-
maß von drei Monaten begnügt. 

Eine besondere Bestimmung für den aufrühre-
rischen Auflauf (§ 116 Abs. 2 StGB) ist entbehrlich, 
weil diese Fälle, soweit sie eine schwerere Strafe 
verdienen, regelmäßig als Landfriedensbruch von 
§ 295 erfaßt werden. 

Das Verhältnis von § 297 zu § 29 Nr. 4 des Ver-
sammlungsgesetzes vorn 24. Juli 1953 (Bundesgesetz-
bl. I S. 684) soll im Einführungsgesetz geklärt werden. 

§ 298 
Volksverhetzung 

Die Vorschrift entspricht mit einer gewissen 
Abweichung in der Strafdrohung, auf die noch ein-
gegangen werden wird, wörtlich dem geltenden 
§ 130 StGB, der durch das 6. Strafrechtsänderungs-
gesetz vom 30. Juni 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 478) 
in das Strafgesetzbuch eingefügt worden ist. 

Geschütztes Rechtsgut ist danach der öffentliche 
Frieden. Das rechtfertigt auch die Einstellung der 
Vorschrift in den Titel. Der Täter muß in einer 
Weise handeln, die geeignet ist, den öffentlichen 
Frieden zu stören. Die Tat braucht nicht öffentlich 
begangen zu sein. Mit dem öffentlichen Frieden ist 
der Frieden innerhalb der Bevölkerung gemeint ein-
schließlich des allgemeinen Friedensgefühls, das 
gestört wird, wenn Unruhe, Streit oder Feindselig-
keit hervorgerufen werden. Daß es zu einer solchen 
Störung kommt, ist nicht erforderlich. Der Entwurf 
stellt darüber hinaus klar, daß auch die Wahrschein-
lichkeit einer tatsächlichen Störung nicht festgestellt 
zu werden braucht. Es genügt, daß die Handlung 
geeignet ist, den öffentlichen Frieden zu stören. Die 
Eingangsworte „in einer Weise" sind so gemeint, 
daß sowohl Art und Umstände der Handlung als 
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auch der Inhalt der Äußerung selbst bei der Prüfung 
der Frage heranzuziehen sind, ob die Handlung ge-
eignet ist, den öffentlichen Frieden zu stören. 

Die Handlung selbst ist durch eine doppelte 
Angriffsrichtung gekennzeichnet. Sie muß die Men-
schenwürde anderer angreifen und zugleich gegen 
Teile der Bevölkerung gerichtet sein. Unter Teilen 
der Bevölkerung sind weder „Klassen" im Sinne 
des § 130 StGB a. F. zu verstehen, noch ist der Be-
griff auf Gruppen im Sinne des Entwurfs eines 
Gesetzes gegen Volksverhetzung vom 5. März 1959 
(BT-Drucks. Nr. 918 der 3. Wahlperiode) beschränkt. 
Der weite Begriff der Teile der Bevölkerung soll 
gerade vermeiden, daß die Vorschrift als ein Schutz-
gesetz für bestimmte Gruppen aufgefaßt werden 
könnte, wie sie etwa durch Abstammung, Religion 
oder ähnliche Gesichtspunkte bestimmt sind. Unter 
einem Teil der Bevölkerung versteht der Entwurf 
jede Mehrheit von Menschen innerhalb der deutschen 
Bevölkerung, die sich durch irgendein Unterschei-
dungsmerkmal als Teil heraushebt, also nicht nur 
die genannten Gruppen, sondern Personenmehr-
heiten der verschiedensten Art, z. B. die Bauern, die 
Arbeiter, die Beamten, die Ärzte, die Rechtsanwälte, 
die Bürger einer bestimmten Stadt, die Angehörigen 
einer bestimmten Partei oder die Anhänger einer 
bestimmten Weltanschauung. Dabei wird die Per-
sonenmehrheit allerdings einen gewissen Umfang 
und eine gewisse Bedeutung aufweisen müssen, 
damit sie als Teil der Bevölkerung angesehen wer-
den kann. 

Die Verwendung dieses weiten Begriffes „Teile 
der Bevölkerung", der auch politische und welt-
anschauliche Personenmehrheiten umschließt, läßt 
es erforderlich erscheinen, nur Angriffe bestimmter 
Art und Stärke unter Strafe zu stellen, um den 
Bereich der Strafbarkeit nicht zu weit auszudehnen. 
Der Angriff gegen einen Teil der Bevölkerung muß 
daher zugleich ein Angriff gegen die Menschen-
würde anderer sein. Wenn auch der Begriff der 
Menschenwürde im Sinne des Artikels 1 Abs. 1 GG 
verfassungsrechtlich umstritten und schwer abzu-
grenzen ist, so erscheint er doch im engeren Bereich 
des Strafrechts durchaus anwendbar. Das zeigen ins-
besondere § 31 des Wehrstrafgesetzes vom 30. März 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 298), der die entwürdi-
gende Behandlung eines Untergebenen unter Strafe 
stellt, sowie die Vorläufer dieser Vorschrift im alten 
Militärstrafrecht. Eine eingehende Rechtsprechung 
hat dazu den Unterschied zwischen bloßen Beleidi-
gungen und einer entwürdigenden Behandlung 
herausgearbeitet. Die Menschenwürde anderer greift 
der Täter nicht schon an, wenn er einzelne Persön-
lichkeitsrechte anderer, etwa deren Ehre, angreift, 
sondern erst dann, wenn er durch die in den Num-
mern 1 bis 3 bezeichneten Tathandlungen die Ange-
griffenen um ihres bloßen Soseins willen als 
unterwertige Wesen behandeln will, die den Schutz 
des verfassungsrechtlichen Gleichheitssatzes nicht 
genießen dürften, ihnen etwa das Lebensrecht als 
gleichwertige Persönlichkeiten in der staatlichen 
Gemeinschaft abspricht. Es sind daher derbe Äuße-
rungen, mit denen sich die Angehörigen deutscher 
Stämme gegenseitig mehr oder weniger ernsthaft 
zuweilen bezeichnen, in aller Regel keine Angriffe 

§ 298 
gegen die Menschenwürde anderer. Wohl aber sind 
es z. B. Äußerungen, in denen Teile der Bevölke-
rung als Untermenschen bezeichnet werden oder 
Bedauern darüber zum Ausdruck gebracht wird, daß 
gewisse Bevölkerungsgruppen nicht vergast worden 
sind. In der Regel werden die anderen, deren 
Menschenwürde der Täter angreift, die Angehörigen 
des Bevölkerungsteils sein, gegen den sich der 
Täter zugleich wendet. Doch braucht das nicht stets 
der Fall zu sein. 

Die Vorschrift stellt schließlich sicher, daß nur 
bestimmte gesteigerte Formen des Angriffs gegen 
Teile der Bevölkerung strafbar sind. Insbesondere 
soll weder eine einfache Äußerung der Mißachtung 
ausreichen, noch die Aufstellung von herabsetzen-
den Behauptungen, deren Wahrheit nicht zu erwei-
sen ist. § 298 bedroht daher nur drei Formen der 
Volksverhetzung mit Strafe. Der Täter muß ent-
weder zum Haß aufstacheln (Nummer 1 ). Damit 
ist eine gesteigerte und eindringliche Form des 
Anreizens zum Haß gemeint. Oder er muß zu 
Gewalt- oder anderen Willkürmaßnahmen gegen 
einen Bevölkerungsteil auffordern (Nummer 2). 
Der im Entwurf verschiedentlich verwendete Begriff 
der Gewalt- oder anderer Willkürmaßnahmen, der 
in § 168 eine nähere Bestimmung für den Bereich 
der §§ 166 und 167 erfährt, ist hier im Anschluß 
daran in dem gleichen Sinne zu verstehen, wie er 
etwa in § 369 Abs. 1 Nr. 3 gebraucht und in der 
Begründung zu dieser Vorschrift näher erläutert ist. 
Die dritte Form des Angriffes ist, daß der Täter 
den Bevölkerungsteil beschimpft, böswillig verächt-
lich macht oder verleumdet (Nummer 3). Die Be-
griffe des Beschimpfens und böswilligen Ver-
ächtlichmachens, die  schon das geltende Recht, z. B. 
in § 96 Abs. 1 Nr. 1 StGB kennt, sind durch die 
Rechtsprechung hinreichend geklärt. Beschimpfen ist 
eine nach Form oder Inhalt besonders verletzende 
Mißachtenskundgebung. Mit böswilligem Verächt-
lichmachen ist eine Äußerung der Mißachtung aus 
feindseliger Gesinnung gemeint, mit der die Ange-
griffenen der Achtung der Staatsbürger als unwert 
hingestellt werden. Verleumdung ist in Anlehnung 
an § 174 zu verstehen als das Aufstellen oder Ver-
breiten von unwahren Behauptungen tatsächlicher 
Art, die das Ansehen des Bevölkerungsteiles herab-
setzen, und zwar wider besseres Wissen des Täters. 
Die Frage der Beleidigungsfähigkeit von Personen-
mehrheiten (vgl. dazu Vorbemerkung vor § 173 und 
die Begründung zu § 180 Abs. 4) soll auch an dieser 
Stelle offen bleiben. Im übrigen kann der Täter 
auch dadurch zum Haß aufstacheln, beschimpfen 
oder böswillig verächtlich machen, daß er Behaup-
tungen tatsächlicher Art aufstellt oder verbreitet. 

Da § 298 danach nur gesteigerte Formen von 
Angriffen gegen Gruppen erfaßt und dabei voraus-
setzt, daß der Täter vorsätzlich in einer Weise han-
delt, die den öffentlichen Frieden zu stören geeignet 
ist, weist die Tat einen so beträchtlichen Unrechts-
gehalt auf, daß der Entwurf als Strafe Gefängnis 
von mindestens drei Monaten bis zu fünf Jahren 
vorsieht. Die Möglichkeit der Strafhaft wird ausge-
schlossen. Geldstrafe neben der Freiheitsstrafe ist 
im Gegensatz zu dem geltenden § 130 StGB aller-
dings nur unter den Voraussetzungen des § 52 
möglich. 
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§§ 299, 300 

Die Verfolgung der Tat ist auch in den Fällen der 
Nummer 3 im Gegensatz zu der Beleidigung (§ 180 
Abs. 1) nicht von einem Antrag abhängig. Denn 
nicht der Angriff auf die Ehre der Betroffenen, 
sondern die Störung des öffentlichen Friedens durch 
das Schüren des Hasses und der Unmenschlichkeit 
geben dem in § 298 für strafbar erklärten Verhalten 
das Gepräge. Das rechtfertigt nicht nur die Höhe 
der Strafdrohung, sondern auch den Wegfall des 
Antragserfordernisses. 

§ 299 
Verängstigung der Bevölkerung 

Die Vorschrift soll § 126 StGB ersetzen, wonach 
wegen Landzwanges bestraft wird, wer durch An-
drohung eines gemeingefährlichen Verbrechens den 
öffentlichen Frieden stört. Was zu den gemein-
gefährlichen Verbrechen im Sinne dieser Bestimmung 
gehört, ist bestritten. Der Entwurf geht davon aus, 
daß auch andere als gemeingefährliche Verbrechen 
im Sinne des 3. Titels dieses Abschnitts und im Sinne 
des 27. Abschnitts des Strafgesetzbuches, des Ge-
setzes gegen den verbrecherischen und gemein-
gefährlichen Gebrauch von Sprengstoffen vom 
9. Juni 1884 (Reichsgesetzbl. S. 61) und des Atom-
gesetzes vom 23. Dezember 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 814; § 51) die Bevölkerung verängstigen und so 
die öffentliche Ordnung gefährden können. Er stellt 
daher die Androhung aller Verbrechen und bestimm-
ter oder näher bezeichneter Vergehen unter Strafe. 
Einbezogen werden neben Vergehen der Sabotage 
(§§ 335, 370, 413) wie bei der Bedrohung (§ 169) 
solche Vergehen, die mit einer Gewalttätigkeit oder 
mit einer Gefahr für Leib oder Leben oder für 
Sachen von bedeutendem Wert verbunden sind. In-
soweit wird auf die Begründung zu § 169 Bezug 
genommen. 

Im übrigen ist die Fassung des § 299 dem § 179 
E 1927/30 nachgebildet. Während nach § 126 StGB 
eine Störung des öffentlichen Friedens erforderlich 
ist, stellt § 299 mit den genannten Entwürfen auf die 
Eignung ab, in der Bevölkerung Angst oder Schrek-
ken zu erregen. Die Vorschrift wird damit zum Ge-
fährdungstatbestand. Das erleichtert ihre Anwen-
dung. Die Neufassung bringt auch klarer zum 
Ausdruck, was § 299 in Übereinstimmung mit § 126 
StGB und der dazu ergangenen Rechtsprechung 
meint. 

Wegen der Gefahren, die mit der Verängstigung 
der Bevölkerung durch Androhung von Verbrechen 
und der in Nummer 2 und 3 bezeichneten Vergehen 
verbunden sind, erscheint eine Strafdrohung von 
Gefängnis bis zu zwei Jahren oder Strafhaft geboten. 

§ 300 
Mißbrauch von Notrufen 

Nach § 17 des Gesetzes über Fernmeldeanlagen 
in der Fassung vom 14. Januar 1928 (Reichsgesetzbl. I 
S. 8) wird mit Gefängnis bestraft, wer vorsätzlich ein 
Notzeichen mißbraucht, das für Funkanlagen bei Not 
oder Gefahr in der Seefahrt, Binnenschiffahrt, Luft-
fahrt oder bei Eisenbahnen des öffentlichen Ver-
kehrs vorgesehen ist. Mit der Schaffung dieser Straf-
bestimmung ist eine Verpflichtung eingelöst worden,  

die sich aus Artikel 5 d des Weltfunkvertrages vom 
25. November 1927 (Reichsgesetzbl. 1929 II S. 265) 
ergab. Nach Artikel 47 des Internationalen Fern-
meldevertrages Buenos Aires 1952 (Bundesgesetzbl. 
1955 II S. 9, 884) besteht auch heute für die Bundes-
republik Deutschland die Pflicht, Maßnahmen zu 
treffen, die geeignet sind, die Aussendung oder die 
Verbreitung von falschen oder irreführenden Not-
oder Sicherheitszeichen zu verhindern. 

§ 300 will den § 17 des Gesetzes über Fernmelde-
anlagen ersetzen, zugleich aber den Gedanken die-
ser Vorschrift im Sinne früherer Entwürfe (vgl. § 362 
Nr. 2 E 1925, § 395 Nr. 2 E 1927/30, § 302 E 1936) und 
in Fortentwicklung von Artikel 24 des Bayerischen 
Landesstraf- und Verordnungsgesetzes vom 17. No-
vember 1956 (BayBS I S. 327) auf andere Not- oder 
Hilferufe auszudehnen, insbesondere auch auf solche 
bei Verkehrsunfällen, Bergnot, Feuersbrunst und 
Überschwemmungen. Er will sicherstellen, daß vor 
allem in den Fällen, in denen eine Pflicht zur Hilfe-
leistung oder Gefahrenabwehr besteht, Notrufe oder 
Notzeichen nicht mißbraucht werden und fremde 
Hilfe nur in Anspruch genommen wird, wenn sie 
erforderlich ist. § 300 ist insoweit ein notwendiges 
Gegenstück zu § 232, der die unterlassene Hilfe-
leistung mit Strafe bedroht. 

Die Vorschrift erfaßt in Nummer 1 den Miß-
brauch von Notrufen oder Notzeichen. Zum Wesen 
des Notrufs oder Notzeichens gehört, daß sie auf 
eine Not, das Bedürfnis nach fremder Hilfe oder auf 
eine erhebliche Gefahr aufmerksam machen. Eine 
weitere Begrenzung wird dadurch erreicht, daß § 300 
neben dem praktisch wichtigsten Fall des Notrufs, 
dem Ruf nach fremder Hilfe, in Nummer 2 andere 
Hilfeanforderungen bei Unglücksfällen, Gefahr oder 
Not, also Notrufe im weiteren Sinne nennt und da-
mit klarstellt, daß in Nummer 1 nur Notrufe im 
eigentlichen, engeren Sinne gemeint sind. Auch 
Hilferufe bei geringfügigen häuslichen Streitigkeiten 
sind nicht Notrufe im Sinne der Vorschrift. Bei den 
Notrufen und Notzeichen, die Nummer 1 im Auge 
hat, sind die Voraussetzungen, zum Teil auch Art 
und Ablauf der Zeichen und Art, Inhalt, Übermitt-
lung und Empfänger der Rufe, durch Gesetz, behörd-
liche Anordnung, Vereinbarung oder Übung im we-
sentlichen festgelegt. Solche Rufe und Zeichen sind 
zugelassen bei bestimmten Gefahren oder Not-
lagen. Ein Mißbrauch liegt vor allem dann vor, wenn 
sie gebraucht werden, obwohl keine Not oder Ge-
fahr oder kein Bedürfnis nach fremder Hilfe besteht. 

Nummer 2 will Hilferufe erfassen, bei denen es 
sich nicht um Notrufe oder Notzeichen im Sinne der 
Nummer 1 handelt. Der Täter muß vortäuschen, daß 
wegen eines Unglücksfalles oder wegen gemeiner 
Gefahr oder Not die Hilfe anderer erforderlich sei. 
Im Falle der Nummer 2 ist also, anders als im Falle 
der Nummer 1, eine falsche Gefahrenmeldung nicht 
ausreichend, sofern nicht gleichzeitig die Notwen-
digkeit fremder Hilfe vorgetäuscht wird. Anderer-
seits soll eine Bestrafung auch dann eintreten, wenn 
ein Unglücksfall vorliegt, aber absichtlich oder wis-
sentlich fremde Hilfe angefordert wird, die nicht 
oder nicht mehr erforderlich ist. Wegen des Begriffs 
„vortäuschen" wird auf die Begründung zu § 446 
(Vortäuschen einer Straftat) Bezug genommen. Die 
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Begriffe „Unglücksfall" und „gemeine Gefahr oder 
Not" sind dem § 330c StGB entnommen. Der Ent-
wurf verwendet sie auch in der entsprechenden 
Vorschrift des § 232 (vgl. die dortige Begründung). 

Für den inneren Tatbestand verlangt § 300 ab-
sichtliches oder wissentliches Handeln (§ 17). Er 
lehnt insoweit an die früheren Entwürfe an. 

Durch den Mißbrauch von Notrufen kann Leib 
oder Leben anderer gefährdet oder erheblicher Sach-
schaden oder die Gefahr bedeutender Aufwendun-
gen herbeigeführt werden. Die Androhung von Ge-
fängnis bis zu zwei Jahren wahlweise neben Straf-
haft oder Geldstrafe ist daher geboten. Die Notwen-
digkeit, Gefängnis anzudrohen, ergibt sich auch 
durch die Einbeziehung von § 17 des Gesetzes über 
Fernmeldeanlagen, der im Einführungsgesetz auf-
zuheben sein wird; dieser sieht Gefängnis bis zu 
fünf Jahren als einzige Strafe vor. 

§ 301 
Belästigung der Allgemeinheit 

Nach § 360 Abs. 1 Nr. 11 StGB wird mit Geldstrafe 
bis zu einhundertfünfzig Deutsche Mark oder mit 
Haft bestraft, wer ungebührlicherweise ruhestören-
den Lärm erregt oder wer groben Unfug verübt. Da 
der Entwurf keine Übertretungen kennt, erhebt sich 
beim groben Unfug, wie bei anderen praktisch be-
sonders wichtigen Übertretungen des geltenden 
Rechts, die Frage: Kann die Tat künftig als Ord-
nungswidrigkeit geahndet oder muß sie ganz oder 
teilweise als Vergehen behandelt werden? Diese 
Frage muß für den Tatbestand des § 360 Abs. 1 
Nr. 11 StGB weitgehend zugunsten der strafrecht-
lichen Erfassung beantwortet werden. 

Mit der ständig zunehmenden Motorisierung und 
Technisierung hat der Lärm, den insbesondere ge-
werbliche Betriebe, Kraftfahrzeuge und Lautsprecher 
verursachen, ein teilweise unerträgliches Ausmaß 
angenommen. Bei allen dafür verantwortlichen Stel-
len und in weiten Kreisen der Bevölkerung hat sich 
die Überzeugung durchgesetzt, daß nachdrückliche 
Maßnahmen notwendig sind, um den täglichen Lärm 
und die damit verbundenen Gefahren für die Ge-
sundheit und Leistungsfähigkeit der Bevölkerung 
zu verringern. Auch das Strafrecht kann sich der 
Aufgabe nicht entziehen, vermeidbaren Lärm mit 
wirksamen Strafdrohungen zu bekämpfen. Darüber 
hinaus bedarf es eines ausreichenden Schutzes gegen 
die ebenfalls ständig zunehmenden erheblichen Be-
lästigungen der Allgemeinheit durch Ausschreitun-
gen sogenannter Halbstarker, Schlägereien, körper-
liche Behinderungen, Anrempeleien, Anpöbeleien, 
beschimpfenden Unfug und ähnliches Verhalten. 
Solche Taten gefährden den Gemeinschaftsfrieden 
und sind strafwürdig. Sie können durch andere Straf-
bestimmungen nicht oder häufig nicht erfaßt werden. 
Würden sie nur als Ordnungswidrigkeiten verfolgt, 
so wäre ihretwegen weder eine vorläufige Fest-
nahme nach § 127 StPO, noch eine Ahndung durch 
Freiheitsentziehung zulässig. 

§ 360 Abs. 1 Nr. 11 StGB setzt nach herrschender 
Auffassung voraus, daß der Lärm oder grobe Unfug 
geeignet ist, die Allgemeinheit zu gefährden, zu 
belästigen, zu beunruhigen oder in ihrer Ruhe zu 
stören. Ob die Allgemeinheit belästigt oder die Ruhe 

§§ 301, 302 
tatsächlich gestört wird, ist nicht entscheidend. Das 
dürfte auch in der Regel nur sehr schwer nachzu-
weisen sein. § 301 knüpft daran an und verlangt, 
daß die Tat in einer Weise begangen wird, die ge-
eignet ist, die Allgemeinheit „erheblich" zu belästi-
gen. Das Wort „erheblich" wird auch sonst im Ent-
wurf verwendet (vgl. etwa die §§ 82, 83, 85, 86). Die 
Eignung zu nur geringfügigeren Belästigungen soll 
danach für eine gerichtliche Bestrafung nicht aus-
reichen. Ob insoweit eine Ordnungswidrigkeit vor-
gesehen werden soll, bedarf der Prüfung. Die All-
gemeinheit ist betroffen, wenn die Tat geeignet ist, 
eine zufällige, unbestimmte Mehrheit von Personen 
zu belästigen. Durch Handlungen gegenüber einer 
Einzelperson oder an nicht öffentlichen Orten kann 
der Tatbestand erfüllt werden, wenn sie von einer 
unbestimmten Mehrheit von Personen wahrgenom-
men werden können. Die Entscheidung der Frage, 
wieweit durch die Belästigung einer Hausgemein-
schaft oder der Gäste einer Wirtschaft eine unbe-
stimmte Mehrheit von Personen getroffen wird, soll 
weiterhin der Rechtsprechung überlassen bleiben. 

Die Tathandlung besteht darin, daß der Täter 
grob ungebührlich Lärm erregt oder sich sonst grob 
ungebührlich verhält. Die hierbei verwendeten Be-
griffe sind durch die Rechtsprechung zu § 360 Abs. 1 
Nr. 11 StGB hinreichend geklärt. Auch das sonstige 
grob ungebührliche Verhalten setzt wie das Erregen 
von Lärm die Eignung zu unmittelbarer Einwirkung 
auf die Allgemeinheit voraus, die grundsätzlich dann 
gegeben ist, wenn sich die Handlung gegen Einrich-
tungen der Allgemeinheit selbst wendet; Handlun-
gen, die die Allgemeinheit erst durch die Presse 
erfährt, genügen nicht. Der innere Tatbestand er-
fordert Vorsatz. 

Da nur Taten bestraft werden sollen, die grob 
ungebührlich und geeignet sind, die Allgemeinheit 
erheblich zu belästigen, und da die hier erfaßten 
Belästigungen zunehmend bedrohlicher geworden 
sind, rechtfertigt es sich, daß an Stelle der in § 360 
StGB vorgesehenen Haft wahlweise neben Geld-
strafe bis zu neunzig Tagessätzen auch Strafhaft bis 
zu drei Monaten angedroht wird. 

§ 302 
Mißbrauch von Titeln, Uniformen und Abzeichen 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen dein 
§ 132a StGB, der durch das 3. Strafrechtsänderungs-
gesetz vom 4. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 735) 
neu gefaßt worden ist. Der Mißbrauch von Titeln, 
Uniformen und Abzeichen ist seit der Einführung 
des § 132a StGB durch das Gesetz zur Änderung 
des Strafgesetzbuches vom 28. Juni 1935 (Reichs-
gesetzbl. I S. 839) ein Vergehen; bis dahin war er 
eine Übertretung nach § 360 Nr. 8 StGB. 

Der Tatbestand des Absatzes 1 unterscheidet 
sich sachlich vom geltenden Recht in zweifacher Hin-
sicht. In die Nummer 1 sind auch die akademischen 
Grade aufgenommen worden, deren unbefugtes Füh-
ren durch § 5 des Gesetzes über die Führung aka-
demischer Grade vom 7. Juni 1939 (Reichsgesetzbl. I 
S. 985) mit der auch für § 132a StGB vorgesehenen 
Strafe bedroht ist. Die Nummer 2 enthält den Straf-
schutz für Orden und Ehrenzeichen, der zur Zeit in 
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vor § 303 
§ 15 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Titel, Orden und 
Ehrenzeichen vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 844) geregelt ist. § 5 Abs. 1 Buchst. a) des Gesetzes 
über die Führung akademischer Grade und § 15 
Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Titel, Orden und 
Ehrenzeichen werden damit entbehrlich und sind im 
Einführungsgesetz aufzuheben. 

Absatz 2 erstreckt in Anlehnung an § 132a StGB 
den Strafschutz auf Bezeichnungen, akademische 
Grade, Titel, Würden, Orden, Ehrenzeichen, Bänder, 
Uniformen, Kleidungen, Trachten und Abzeichen, die 
den in Absatz 1 Nr. 1 bis 4 genannten zum Verwech-
seln ähnlich sind. Dadurch wird § 5 Abs. 1 Buchst. b) 
des Gesetzes über die Führung akademischer Grade 
entbehrlich, der den Strafschutz auf Bezeichnungen 
erstreckt, welche den Anschein erwecken, als handle 
es sich um einen inländischen oder ausländischen 
akademischen Grad. 

Absatz 3 entspricht dem geltenden Recht. 
Der Entwurf sieht davon ab, einen allgemeinen 

Strafschutz gegen das unbefugte Führen einer Be-
rufsbezeichnung einzuführen. Die Aufnahme 
einer solchen Strafnorm würde nebenstrafrechtliche 
Sondervorschriften in Berufsordnungsgesetze nicht 
überflüssig machen, weil nicht alle Berufsbezeich-
nungen unterschiedslos strafrechtlich geschützt wer-
den können. Auch müßten die einzelnen Berufsord-
nungsgesetze nach wie vor Regelungen vorsehen, 
unter welchen Voraussetzungen die Führung einer 
Berufsbezeichnung unbefugt ist (vgl. z. B. § 16 
der Reichsärzteordnung vorn 13. Dezember 1935, 
Reichsgesetzbl. I S. 1433). Bedenken gegen die Auf-
nahme einer solchen Strafvorschrift bestehen aber 
vor allem deshalb, weil die Fälle unbefugter Füh-
rung von Berufsbezeichnungen im neueren Bundes-
und Landesrecht überwiegend nicht als Straftaten, 
sondern als Ordnungswidrigkeiten ausgestaltet sind 
(vgl. z. B. § 14 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über die 
Ausübung des Berufs der medizinisch-technischen 
Assistentin vom 21. Dezember 1958, Bundesgesetz-
blatt I S. 981; § 14 des Gesetzes über die Ausübung 
der Berufe des Masseurs, des Masseurs und medizi-
nischen Bademeisters und des Krankengymnasten 
vom 21. Dezember 1958, Bundesgesetzbl. I S. 985; § 2 
Abs. 5 des Baden-Württembergischen Architekten-
gesetzes vom 5. Dezember 1955, GBl. S. 265). Von 
dieser Bewertung solcher Taten als Ordnungsunrecht 
wieder abzugehen, besteht kein zwingender Anlaß. 
Außerdem wäre es nicht unbedenklich, den Miß-
brauch von Berufsbezeichnungen ohne Rücksicht auf 
die tatsächliche Bedeutung der einzelnen Berufe mit 
einer einheitlichen Strafe zu bedrohen. Das könnte 
auf eine Gleichbewertung von Sachverhalten hin-
auslaufen, bei denen eine allgemeine Aufteilung in 
verschiedene Wertgruppen angebracht wäre. 

Der Strafrahmen ist gegenüber dem geltenden 
Recht gemildert. Die Androhung einer Gefängnis-
strafe bis zu einem Jahr für eine Tat, die sich auf 
das Führen einer Amtsbezeichnung oder eines Titels 
oder auf das Tragen eines Ordens oder einer Uni-
form beschränkt, ist nicht gerechtfertigt. In Fällen, 
in denen sich der Täter darüber hinaus auch mit der 
Ausübung eines Amtes oder einer militärischen Be-
fehlsbefugnis befaßt, ist der höhere Strafrahmen des 
§ 467 anwendbar. Begeht er die Tat in Bereiche- 

rungsabsicht, um eine Täuschung glaubhaft zu 
machen, so wird er regelmäßig wegen Betruges oder 
Betrugsversuchs strafbar sein. Im Gegensatz zu § 392 
E 1927/30 wird jedoch auf die Androhung von Frei-
heitsstrafe nicht gänzlich verzichtet werden können. 
Zwar wird in neueren Bundes- und Landesgesetzen, 
wie oben bereits dargelegt, das unbefugte Führen 
einer Berufsbezeichnung häufig als Ordnungswidrig-
keit lediglich mit Geldbuße bedroht. Damit sind aber 
die in § 302 beschriebenen Taten nicht vergleichbar. 
Bei ihnen handelt es sich um sozial-ethisches Un-
recht, dessen Ahndung nicht selten die Verhängung 
einer Freiheitsstrafe erfordert. Dem trägt der Ent-
wurf durch Androhung von Strathaft oder Geldstrafe 
Rechnung. 

Zweiter Titel 

Straftaten gegen die Sicherheit des 
Rechts- und Geldverkehrs 

Der Entwurf faßt die Tatbestände, die der Sicher-
heit und Zuverlässigkeit des Rechts- und Geldver-
kehrs dienen, in einem Titel zusammen. Er beginnt 
mit den Schutzvorschriften für Urkunden und Be-
weiszeichen sowie für Tonträger und technische 
Aufzeichnungen, die als Beweismittel in ihrer Auf-
gabe und Bedeutung im Rechtsleben den Urkunden 
vergleichbar sind. Das geltende Strafgesetzbuch 
sieht die Urkundenfälschung noch in engem Zusam-
menhang mit den Straftaten gegen das Vermögen 
und ordnet sie deshalb zwischen den Bestimmungen 
über Betrug und Untreue auf der einen und den 
Vorschriften über strafbaren Eigennutz auf der an-
deren Seite ein. Das wird dem Wesen der Urkun-
denstraftaten nicht gerecht. Denn es geht bei diesen 
Straftatbeständen im Grunde nicht um den Schutz 
fremden Vermögens. Ihre eigentliche Aufgabe liegt 
vielmehr darin, das Vertrauen, das im Rechtsver-
kehr in die Urkunden und ähnliche Beweismittel ge-
setzt wird, zu schützen. Das bringt der Entwurf auch 
dadurch zum Ausdruck, daß er die Urkundenstraf-
taten in den 4. Abschnitt einstellt, der die „Straf-
taten gegen die öffentliche Ordnung" enthält. 

Auf die Urkundenstraftaten folgen die Tatbe-
stände der Geld- und Wertzeichenfälschung 
(§§ 312 ff.). Abweichend vom geltenden Recht sind 
die Tatbestände zum Schutze der amtlichen Wert-
zeichen nicht im Zusammenhang mit den Urkunden-
straftaten, sondern im Anschluß an die Tatbestände 
der Geldfälschung geregelt, da sie mit diesen sach-
lich enger zusammenhängen Der Titel schließt mit 
einigen Vorschriften, die für Urkundenstraftaten 
und die Tatbestände der Geld- und Wertzeichenfäl-
schung gemeinsam gelten (§§ 318, 319). 

Urkundenstraftaten 
Eine Regelung der Urkundenstraftaten, die so-

wohl den rechtsstaatlichen Anforderungen der 
Rechtssicherheit und Rechtsklarheit als auch den Be-
dürfnissen der Praxis gerecht wird, aber auch mit 
der modernen Entwicklung des Rechts- und  Wirt-
schaftslebens Schritt hält, stellt den Gesetzgeber vor 
eine Reihe schwieriger Fragen. Das geltende Recht 
entspricht diesen Anforderungen nur unvollkom- 
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men, aber auch die Lösungen, die frühere Entwürfe 
vorgeschlagen haben, müssen bei sorgfältiger Nach-
prüfung Bedenken erwecken und erscheinen nur in 
begrenztem Umfang für eine Neuregelung verwert-
bar. 

Der Hauptmangel des geltenden Rechts lag von 
jeher darin, daß das Gesetz den Begriff der 
Urkunde offengelassen hat. Zwar hat sich allmäh-
lich unter Führung des Reichsgerichts eine im we-
sentlichen feststehende Rechtsauffassung herausge-
bildet. Sie widersprach indessen der überwiegenden 
Auffassung in der Rechtslehre und ließ den Streit 
um den Urkundenbegriff nie zur Ruhe kommen. In 
der Tat vermochten die Abgrenzungsmerkmale, die 
die Rechtsprechung hierbei gewonnen hatte, in man-
cher Hinsicht nicht zu überzeugen. Die Fülle der Ein-
zelentscheidungen wurde schwer übersehbar. Sie 
blieben untereinander auch nicht ohne Wider-
sprüche. Gerade bei der Abgrenzung des Schutzbe-
reichs der Urkundenstraftaten ist daher immer noch 
eine gewisse Rechtsunsicherheit festzustellen. Das 
geltende Recht krankt aber nicht nur am Fehlen be-
grifflicher Klarheit. Auch der einheitliche Aufbau 
der Urkundenstraftaten ist dadurch beeinträchtigt 
worden, daß die Strafrechtsangleichungsverordnung 
vom 29. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 339) zwar die 
Tatbestände der Urkundenfälschung umgestaltet und 
erheblich vereinfacht, im übrigen aber die Ur-
kundenstraftaten im wesentlichen unverändert ge-
lassen hat. Schließlich haben sich durch das Fort-
schreiten der technischen Entwicklung Lücken im 
Schutz des Rechtsverkehrs ergeben, die sich auf dem 
Boden der gefestigten Rechtsprechung zum Ur-
kundenbegriff nicht schließen lassen. 

Der Entwurf ordnet die dem Urkundenschutz 
dienenden Tatbestände daher neu, klärt die verwen-
deten Begriffe, namentlich die der Urkunde und des 
Beweiszeichens, und fügt zur Vervollkommnung des 
Schutzes des Rechtsverkehrs weitere, durch die tech-
nische Entwicklung notwendig gewordene Tatbe-
stände hinzu. Unter der Überschrift „Urkundenstraf-
taten" behandelt der Entwurf zunächst die Vor-
schriften, die der Echtheit und Unversehrtheit von 
Urkunden und Beweiszeichen (§§ 303, 304), von Ton-
trägern (§ 305) und von technischen Aufzeichnungen 
(§ 306) dienen. Es folgen die Tatbestände, durch die 
der Entwurf auch die inhaltliche Richtigkeit von Ur-
kunden schützt, nämlich die Vorschriften über un-
wahre öffentliche Beurkundung (§ 307) und unwahre 
Gesundheitszeugnisse (§ 309). Am Schluß stehen die 
Vorschriften, die vom Mißbrauch von Ausweisen 
(§ 310) und von der Grenzverrückung (§ 311) han-
deln. Die besonders schweren Fälle sind für alle 
Tatbestände, bei denen sie in Frage kommen, in 
einer Vorschrift zusammengefaßt (§ 308). 

Dieser Aufbau und die Ausgestaltung der Ur-
kundenstraftaten im einzelnen weichen von den 
Vorbildern früherer Reformvorschläge erheblich ab. 
Zur Begründung der Regelung des Entwurfs, insbe-
sondere der hierbei verwendeten Rechtsbegriffe, ist 
daher neben einem Blick auf die Rechtsprechung 
und die Rechtslehre auch ein Hinweis darauf erfor-
derlich, wie die früheren Entwürfe den Begriff der 
Urkunde bestimmt und die Urkundenstraftaten auf-
gebaut haben. 

vor § 303 
In der Rechtslehre sind die verschiedensten 

Auslegungen des Urkundenbegriffs vertreten. 
Manche sehen als Urkunden nur Schriftstücke an, 
andere hingegen beziehen auch sonstige körperliche 
Gegenstände ein. Zum Teil wird verlangt, daß die 
Urkunde gerade zum Beweise der in ihr beurkun-
deten Tatsachen ausgestellt ist; nach anderen ge-
nügt es auch, daß die Urkunde zu solchem Beweise 
nachträglich bestimmt wird; wieder andere fordern 
nur, daß die Urkunde an sich zu solcher Beweisfüh-
rung geeignet ist. Von einzelnen wird die Beweis-
fähigkeit für eine rechtserhebliche Tatsache voraus-
gesetzt, von anderen die Beweisfähigkeit für irgend-
eine Tatsache für ausreichend angesehen. 

In der Rechtsprechung hat sich zum Begriff 
der Urkunde im Laufe der Zeit eine einheitliche 
Meinung durchgesetzt. Danach ist unter Urkunde 
jeder wahrnehmbare Gegenstand zu verstehen, der 
nach Gesetz, Herkommen oder Vereinbarung der 
Beteiligten dazu bestimmt und geeignet ist, über 
sein körperliches Dasein hinaus eine Gedanken-
äußerung des Urhebers darzustellen und für be-
stimmte rechtliche Beziehungen Beweis zu erbrin-
gen. Die Rechtsprechung geht hiernach bei Anwen-
dung der Urkundentatbestände über den Begriff der 
Urkunde, wie er im allgemeinen Sprachgebrauch 
verstanden wird, weit hinaus. Denn nicht nur die 
rechtserheblichen Schriftstücke fallen unter den Ur-
kundenbegriff, sondern auch Zeichen und Sachen, 
soweit sie die Gedankenäußerung eines Urhebers 
verkörpern und eine Beweisaufgabe erfüllen (soge-
nannte Beweiszeichen). Das kann bei Prägezeichen, 
Warenzeichen, Kerbholzzeichen, Stempelabdrücken, 
Zollplomben und ähnlichen Gegenständen der Fall 
sein. Soweit solche Zeichen indessen nur der Kenn-
zeichnung oder Unterscheidung dienen (sogenannte 
Kennzeichen und Unterscheidungszeichen), hat sie 
die Rechtsprechung nicht als Urkunden behandelt, 
da solche Zeichen über ihr Dasein hinaus keine Ge-
dankenäußerung enthalten. Der Rechtsprechung ist 
es indessen nicht gelungen, zwischen den geschütz-
ten Beweiszeichen und den nicht geschützten Kenn-
zeichen eine klare Abgrenzung zu finden. So blieb 
namentlich im Bereich der Beweiszeichen eine ge-
wisse Rechtsunsicherheit bestehen. 

Die Entwürfe bemühten sich seit 1911, die zahl-
reichen Zweifelsfragen durch eine gesetzliche Fest-
legung des Begriffs der Urkunde auszuräumen. Sie 
haben hierbei allerdings verschiedene Wege be-
schritten: Die frühen Entwürfe blieben bei dem von 
der Rechtsprechung entwickelten weiten Urkunden-
begriff, der von jeher, namentlich von der Rechts-
lehre, starken Angriffen ausgesetzt war. Seit 1922 
trugen die Entwürfe den Einwendungen des Schrift-
tums Rechnung und schlugen eine Regelung vor, 
die die Überdehnung des Rechtsbegriffs der Ur-
kunde vermied und ihn dem Urkundenbegriff des 
allgemeinen Sprachgebrauchs annäherte. So sollten 
als Urkunden im Rechtssinne nach § 9 Nr. 9 E 1927/ 
30 nur noch „Schriften" gelten, „die errichtet worden 
sind, um ein Recht oder ein Rechtsverhältnis zu be-
gründen, zu ändern oder aufzuheben oder eine Tat-
sache von rechtlicher Bedeutung zu beweisen". 
Durch die Beschränkung des Urkundenbegriffs auf 
die sogenannten Absichtsurkunden fielen die soge-
nannten Zufallsurkunden, deren Beweisbedeutung 
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vor § 303 
erst später durch zufällige äußere Umstände hervor-
tritt, ebenso aus dem Urkundenschutz heraus wie 
die Beweiszeichen. Diese Beschränkung suchte man 
dadurch auszugleichen, daß man im Abschnitt über 
die Urkundenfälschung für sogenannte öffentliche 
Beglaubigungszeichen besondere Vorschriften ein-
fügte und für Beweismittel, soweit sie in Rechtsver-
fahren Verwendung finden sollten, einen besonde-
ren Schutz vorsah (vgl. z. B. §§ 193 und 206 E 1927/ 
30). Unter öffentlichen Beglaubigungszeichen waren 
„Zeichen" zu verstehen, die „eine öffentliche Be-
hörde innerhalb ihrer Amtsbefugnisse oder eine mit 
öffentlichem Glauben versehene Person innerhalb 
des ihr zugewiesenen Geschäftskreises an einer 
Sache in der vorgeschriebenen Form angebracht hat, 
um eine auf die Sache bezügliche Tatsache zu be-
stätigen" (vgl. § 9 Nr. 10 E 1927/30). Hierzu ge-
hören Zeichen, durch die der Verkehrswert, das 
Maß oder das Gewicht einer Sache oder andere 
rechtserhebliche Umstände amtlich bestätigt werden, 
z. B. Fleischbeschaustempel, Eichzeichen, Zollplom-
ben oder andere Stempelabdrucke und Zeichen 
dieser Art. 

Für entbehrlich hielten die früheren Entwürfe hin-
gegen einen besonderen Schutz für private Beweis-
zeichen. Man wies darauf hin, daß einzelne dieser 
Beweiszeichen durch besondere Vorschriften ge-
schützt seien, z. B. die Grenzsteine und die Waren-
zeichen; bei den anderen genüge es, Strafbarkeit 
erst dann eintreten zu lassen, wenn das gefälschte 
Zeichen zur Begehung irgendeiner anderen Straftat, 
z. B. eines Betruges, verwendet werde. Auch für die 
sogenannten Zufallsurkunden bestehe kein umfas-
sendes Schutzbedürfnis. Soweit sie zum Gebrauch 
in einem Rechtsverfahren bestimmt oder vorgesehen 
seien, greife im Abschnitt „Schädigung der Rechts-
pflege" der allgemein für Beweismittel vorgesehene 
Rechtsschutz ein. 

Der vorliegende Entwurf vermag bei der Neure-
gelung der Urkundenstraftaten diesem Vorbild der 
früheren Entwürfe nicht zu folgen. Denn die dort 
erstrebte Regelung bräche mit einer seit vielen 
Jahrzehnten von der Rechtsprechung stetig verfolg-
ten Rechtsentwicklung und schüfe einen Strafschutz, 
der in bedenklicher Weise hinter dem des geltenden 
Rechts zurückbliebe, gleichwohl aber für die Rechts-
praxis eine Vermehrung von Vorschriften und 
Unterscheidungen brächte. 

Der Strafschutz würde namentlich dadurch unzu-
länglich, daß nach der Regelung der früheren Ent-
würfe die sogenannten privaten Beweis -
z ei c h en  ungeschützt blieben. Das würde der Be-
deutung, die solche Zeichen im Rechts- und Beweis-
verkehr allenthalben haben, nicht gerecht. Sie ge-
nießen im Rechtsleben nicht selten das gleiche Ver-
trauen wie Urkunden und dienen denselben Zwek-
ken. So kommt es im Verkehr mit Kraftfahrzeugen 
und sonstigen industriellen Erzeugnissen oft ent-
scheidend auf Fertigungsnummern und auf Her-
kunfts- oder Gütezeichen an. Ferner wird im Rechts-
leben auf die Rabatt- oder Flaschenpfandmarken, 
den Kassenstempel von Quittungen und auf den 
Korkbrand bei der gefüllten Originalflasche ver-
traut. Es gibt aber noch viele andere Zeichen, die 
bald als Stempel-, Präge- oder Brandzeichen, bald 

als Aufklebe- oder Anhängemarken aufzutreten 
pflegen und im Rechtsleben beweiserhebliche Auf-
gaben haben. In der heutigen, auf Massenerzeugung 
und Massenverbrauch ausgerichteten Wirtschaft, in 
der es auf Leichtigkeit, Flüssigkeit und Vereinfa-
chung des Rechtsverkehrs immer mehr ankommt, 
wird die praktische Bedeutung solcher privater Be-
weiszeichen eher zunehmen. Sachlich gerechtfertigt 
ist es vor allem nicht, den Strafschutz der Beweis-
zeichen danach zu bestimmen, ob es sich um öffent-
liche Beglaubigungszeichen handelt oder nicht. Denn 
es gibt nicht selten private Beweiszeichen, die an 
Vertrauenswürdigkeit, Zuverlässigkeit und Beweis-
erheblichkeit den öffentlichen Beglaubigungszeichen 
nicht nachstehen. Eine Unterscheidung zwischen pri-
vaten Beweiszeichen und öffentlichen Beglaubi-
gungszeichen erschiene daher willkürlich. So sollte 
der Strafschutz der Plombe an einem Stromzähler, 
der den Zählerstand beweisen soll, nicht etwa 
davon abhängig sein, ob der Strom von den Stadt-
werken oder einer Aktiengesellschaft geliefert wird. 
Auch verdient ein amtlicher Entwertungsvermerk 
auf einer Stempelmarke, der auch über den Zeit-
punkt der Entwertung Beweis liefern soll, oder eine 
Zollplombe nicht von vornherein mehr Rechtsschutz 
als etwa ein Kontrollstempel oder ein Datumsver-
merk auf einem Erzeugnis der pharmazeutischen 
oder chemischen Industrie. Eine unterschiedliche Be-
handlung von privaten Beweiszeichen und öffent-
lichen Beglaubigungszeichen ist um so weniger ge-
rechtfertigt, als auch der frühere Unterschied zwi-
schen öffentlichen und privaten Urkunden im gel-
tenden Recht seit der Strafrechtsangleichungsverord-
nung mit Recht beseitigt worden ist und auch der 
Entwurf diesen Unterschied nicht mehr kennt. 
Schließlich kann auf den Strafschutz der privaten 
Beweiszeichen auch nicht mit dem Hinweis verzich-
tet werden, daß, soweit erforderlich, ihr Schutz 
durch besondere Vorschriften gesichert sei, wie das 
bei den Warenzeichen (vgl. § 26 des Warenzeichen-
gesetzes i. d. F. der Anlage 3 zu § 18 des 5. Gesetzes 
zur Änderung und Uberleitung von Vorschriften auf 
dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes vom 
18. Juli 1953, Bundesgesetzbl. I S. 643) oder den 
Grenzsteinen (vgl. § 274 Abs. 1 Nr. 2 StGB und 
§ 311 des Entwurfs) der Fall sei. Denn es gibt auch 
Sondervorschriften gegen Fälschung und Beseiti-
gung von öffentlichen Beglaubigungszeichen (vgl. 
z. B. für den Fleischbeschaustempel § 19 und § 26 
Nr. 3 des Fleischbeschaugesetzes vom 29. Oktober 
1940, Reichsgesetzbl. I S. 1463, und für geeichte Meß-
geräte § 60 Abs. 1 Nr. 6 des Maß- und Gewichtsge-
setzes vom 13. Dezember 1935, Reichsgesetzbl. I 
S. 1499), ohne daß daraus in den Entwürfen der 
Schluß gezogen worden wäre, daß ein allgemeiner 
Schutz öffentlicher Beglaubigungszeichen entbehr-
lich sei. Das ist auch nicht der Fall. Denn soweit 
solche Sondervorschriften überhaupt vorhanden 
sind, dienen sie begrenzten Aufgaben aus dem je-
weiligen Sachgebiet, dem sie entstammen, und las-
sen schon in ihrer Ausgestaltung erkennen, daß sie 
nicht in erster Linie zum Schutze des allgemeinen 
Rechts- und Beweisverkehrs bestimmt sind. So 
stehen bei der oben angeführten Vorschrift des 
Warenzeichengesetzes wettbewerbs- und ver-
mögensrechtli che  Gesichtspunkte im Vordergrund. 
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Bei den Vorschriften der Straßenverkehrszu-
lassungsordnung, die sich mit den Fabriknummern 
an Fahrgestellen von Kraftfahrzeugen befassen 
(§§ 59, 71 i. d. F. der Bekanntmachung vom 29. März 
1956, Bundesgesetzbl. I  S. 271), geht es vornehmlich 
um Erfordernisse für die Zulassung zum Straßen-
verkehr, die zu dessen Sicherheit beitragen und 
dessen Überwachung erleichtern sollen. Dem be-
grenzten Schutzzweck dieser Normen entsprechen 
die verhältnismäßig niedrigen Strafdrohungen und 
die Tatsache, daß sie nicht als dem allgemeinen 
Strafrecht vorgehende Sondervorschriften behandelt 
werden, sondern von Gesetzes wegen gegenüber 
schwereren Strafdrohungen zurücktreten oder, wenn 
das nicht der Fall ist, nach der Rechtsprechung meist 
mit den Tatbeständen des allgemeinen Strafrechts in 
Tateinheit zusammentreffen. 

Die Regelung in den früheren Entwürfen ist aber 
nicht nur deshalb bedenklich, weil sie die privaten 
Beweiszeichen schutzlos läßt. Unzureichend ist es 
auch, Zufallsurkunden Schutz nur dann zu ge-
währen, wenn sie zum Gebrauch in einem Rechts-
verfahren vorgesehen sind. Denn gefälschte Zufalls-
urkunden können nicht nur die Rechtspflege, son-
dern auch die Sicherheit des sonstigen Rechtsver-
kehrs beeinträchtigen. Aus diesem Grunde hat be-
reits § 396 E 1936 den Urkundenbegriff wieder auf 
die Zufallsurkunden ausgedehnt. Oft hängt es von 
Zufälligkeiten ab, ob sie zum Gebrauch in einem 
Rechtsverfahren oder im außergerichtlichen Verkehr 
vorgesehen sind. Wer einen Privatbrief fälscht, um 
ihn in beweiserheblicher Weise im Rechtsverkehr 
außerhalb eines gerichtlichen Verfahrens zu ver-
wenden, darf ebensowenig straffrei bleiben wie je-
mand, der ein Tagebuch fälschlich herstellt, um da-
mit in einem Rechtsverfahren für irgendwelche Tat-
sachen Beweis zu erbringen. 

Aus diesen Gründen hat sich der Entwurf davon 
leiten lassen, für die Urkunden grundsätzlich nicht 
hinter dem Strafschutz zurückzubleiben, der auf dem 
Boden des geltenden Rechts von der Rechtsprechung 
in jahrzehntelanger Entwicklung herausgearbeitet 
worden ist. Zugleich stellt er sich die Aufgabe, eine 
Regelung zu finden, die die vorhandenen Zweifels-
fragen zum Begriff der Urkunde ausräumt und der 
Rechtspraxis übersichtliche und klare Vorschriften 
an die Hand gibt. Der Entwurf trennt zwar Urkun-
den und Beweiszeichen begrifflich, stellt sie aber im 
übrigen hinsichtlich des Strafschutzes einander 
gleich. Dadurch werden mehrere Zwecke erreicht: 
Vor allem wird es möglich, den Urkundenbegriff 
unter ausdrücklicher Einbeziehung der Zufallsurkun-
den im Gegensatz zum geltenden Recht auf die 
eigentlichen Schriftstücke zu beschränken und ihn 
damit dem Urkundenbegriff des Verfahrensrechts 
und des allgemeinen Sprachgebrauchs anzupassen. 
Zum anderen können die Beweiszeichen gesetzlich 
derart bestimmt werden, daß die in der Rechtspre-
chung aufgetretenen Abgrenzungsschwierigkeiten 
zwischen Beweiszeichen und Kennzeichen vermieden 
werden. Schließlich wird durch die Gleichstellung 
der Beweiszeichen mit den Urkunden im Strafschutz 
den tatsächlichen Verhältnissen Rechnung getragen 
und zugleich die Rechtsanwendung wesentlich er-
leichtert. Oft stehen Beweiszeichen in ihrer Beweis-
erheblichkeit und Vertrauenswürdigkeit den Ur- 

§ 303 
kunden nicht nach. Bisweilen hängt es nur vom 
Zufall ab, ob ein Beweisstück die Gestalt einer Ur-
kunde oder die eines Beweiszeichens hat, so wenn 
z. B. in einem Warenhaus an Stelle einer Quittung 
der Kassenzettel, der nur den bezahlten Betrag, das 
Datum und das Firmenzeichen ausweist, hingegeben 
wird. Wo der tägliche Rechtsverkehr nach Schnellig-
keit und Flüssigkeit strebt, ist allgemein festzustel-
len, daß Urkunden durch Beweiszeichen verdrängt 
werden. Der Wert und die Zuverlässigkeit des Be-
weismittels wird dadurch, wie der Fall des Kassen-
zettels aus einer Registrierkasse zeigt, nicht herab-
gesetzt. Mitunter kann auch zweifelhaft sein, ob 
eine Urkunde oder ein Beweiszeichen vorliegt. 
Durch die rechtliche Gleichstellung von Urkunden 
und Beweiszeichen wird die Rechtsanwendung er-
heblich erleichtert, weil auch der Weg für soge-
nannte Wahlfeststellungen offen steht. 

Die Begriffsbestimmungen der Urkunde und des 
Beweiszeichens enthält § 304; dort werden sie auch 
im einzelnen erläutert. Der Entwurf ergänzt den 
Urkundenschutz ferner dadurch, daß Erklärungen, 
die in Tonträgern verkörpert sind, Urkunden gleich-
gestellt werden (§ 305). Auch bestimmte rechtser-
hebliche Aufzeichnungen, die durch technische Ge-
räte selbsttätig bewirkt werden (§ 306), sind im 
Entwurf gegen Fälschung und Unterdrückung straf-
rechtlich in derselben Weise geschützt wie die Ur-
kunden. Schließlich werden in begrenztem Umfang 
im Titel „Gefährdung der Rechtspflege" auch Be-
weismittel anderer Art, soweit sie zur Verwendung 
in einem rechtlich geordneten Verfahren bestimmt 
worden sind, gegen Unterdrückung geschützt (§ 451). 

§ 303 
Fälschung und Unterdrückung von 

Urkunden und Beweiszeichen 

Die Vorschrift schützt die Echtheit und Unver-
sehrtheit von Urkunden. Sie faßt die Tatbestände 
der Fälschung und Unterdrückung von Urkunden 
zusammen und stellt für diese Tatbestände die Be-
weiszeichen den Urkunden gleich. 

In Absatz 1 sind die Tatbestände des Fälschens 
von Urkunden und des Gebrauchens falscher Urkun-
den geregelt. Die Vorschrift stimmt fast wörtlich 
mit § 267 Abs. 1 StGB in der seit der Strafrechtsan-
gleichungsverordnung vom 29. Mai 1943 (Reichsge-
setzbl. I S. 339) geltenden Fassung überein. Bis dahin 
gehörte zum Grundtatbestand der Urkundenfäl-
schung nicht nur das Fälschen der Urkunde, sondern 
auch deren Gebrauch im Rechtsverkehr (zweiaktiger 
Tatbestand). Weiterhin wurde im früheren Recht 
zwischen öffentlichen und privaten Urkunden, zwi-
schen inländischen und ausländischen Urkunden und 
zwischen einfacher und gewinnsüchtiger Urkunden-
fälschung unterschieden (§§ 267, 268 a. F. StGB). Die 
Strafrechtsangleichungsverordnung hat diese Unter-
schiede beseitigt, außerdem die Fälle des Fälschens 
von Urkunden und des Gebrauchens falscher Ur-
kunden jeweils zu selbständigen Straftaten umge-
staltet und die durch die Neuregelung entbehrlich 
gewordenen besonderen Vorschriften über die 
Blankettfälschung (§ 269 a. F. StGB) und das wis-
sentliche Gebrauchen falscher Urkunden (§ 270 a. F. 
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StGB) gestrichen. Diese Neuerung, die in ihren 
Grundgedanken schon von den früheren Entwürfen 
geplant war, hat sich bewährt. Sie vereinfacht im 
Vergleich zum früheren Recht nicht nur die Rechts-
anwendung, sondern wird auch der Tatsache gerecht, 
daß in der Handlung des Fälschens der verbreche-
rische Wille am stärksten hervortritt. Die Fäl-
schungshandlung schafft erst die Voraussetzung für 
den Mißbrauch von Urkunden. Sie ist die gefähr-
lichere und daher strafwürdigere Seite des Verge-
hens. Wird sie zur Täuschung im Rechtsverkehr be-
gangen, so genügt das, um die für die Urkunden-
fälschung vorgesehene Strafdrohung zu begründen. 

Der erste Tatbestand des Absatzes 1 betrifft wie 
im geltenden Recht das Herstellen einer unechten 
Urkunde. Er wird durch den Tatbestand des Ver-
fälschens einer Urkunde ergänzt. Diese beiden, dem 
Echtheitsschutz dienenden Tatbestände lassen sich 
nicht scharf voneinander trennen. Denn auch das 
Verfälschen einer Urkunde läßt sich zugleich als 
Herstellen einer neuen, infolge der Änderung ins-
gesamt unechten Urkunde auffassen. Selbständige 
Bedeutung hat der Tatbestand des Verfälschens aber 
mindestens dann, wenn der wirkliche Aussteller 
selbst, ohne dazu berechtigt zu sein, die Urkunde 
nachträglich ändert. Unecht im Sinne dieser beiden 
Tatbestände ist daher eine Urkunde dann, wenn und 
soweit sie nicht von dem angeblichen Aussteller 
herrührt oder wenn und soweit der richtige Aus-
steller sie geändert hat, nachdem sie seiner Ver-
fügungsgewalt entzogen war, weil ein anderer ein 
Recht auf die Unversehrtheit der Urkunde erlangt 
hatte. Urkunden können auch Gegenstand wieder-
holter Fälschungen sein. Das ist in der Rechtspre-
chung anerkannt. Ein Bedürfnis für den Strafschutz 
gefälschter Urkunden kann dann eintreten, wenn es 
gerade um das Vorhandensein oder das Aussehen 
einer Fälschung geht oder wenn sich aus einer ge-
fälschten Urkunde irgendeine andere rechtlich er-
hebliche Tatsache ergibt. Abweichend von der seit 
1943 geltenden Fassung stellt der Entwurf diese 
Frage dadurch klar, daß er nicht vom Verfälschen 
einer echten Urkunde, sondern lediglich vom Ver-
fälschen einer Urkunde spricht. Da er im übrigen bei 
der tatbestandlichen Umschreibung der Urkunden-
fälschung sachlich nichts ändert, werden die Grund-
sätze, die die Rechtsprechung zur Urkundenfäl-
schung entwickelt hat, auch künftig von Bedeutung 
bleiben. Das gilt vor allem für die Frage, unter 
welchen Voraussetzungen Zeichnen unter fremdem 
Namen nicht tatbestandsmäßig ist und unter welchen 
Umständen Abschriften, Durchschriften oder Ablich-
tungen in den Urkundenschutz einbezogen sind. 

Der Tatbestand des Gebrauchens einer unechten 
oder verfälschten Urkunde entspricht wörtlich dem 
des geltenden Rechts. Er hat namentlich für die Fälle 
praktische Bedeutung, in denen der Täter eine 
falsche Urkunde verwertet, die er selbst ohne 
Täuschungsabsicht oder die ein anderer gefälscht 
hat. Insofern ersetzt er den durch die Strafrechtsan-
gleichungsverordnung aufgehobenen § 270 a. F. StGB. 

Absatz 2 regelt den Tatbestand der Urkunden-
unterdrückung. Er weicht in mehrfacher Hinsicht 
vom geltenden Recht ab. Nach § 274 Abs. 1 Nr. 1 
StGB ist strafbar, wer eine Urkunde, die ihm ent-
weder überhaupt nicht oder nicht ausschließlich ge

-hört, in der Absicht, einem anderen Nachteil zuzu-
fügen, vernichtet, beschädigt oder unterdrückt. Diese 
Fassung hat Zweifel aufkommen lassen, was gilt, 
wenn die Urkunde zwar im Alleineigentum des 
Täters steht, er aber aus Rechtsgründen zu deren 
Vorlegung oder Herausgabe verpflichtet ist. Dem 
Zweck der Vorschrift wird es nicht gerecht, die 
Strafbarkeit der Urkundenunterdrückung davon ab-
hängig zu machen, ob sie dem Täter nicht oder nicht 
ausschließlich gehört. Denn es geht hier nicht wie 
bei der Sachbeschädigung um das Eigentum oder 
andere dingliche Rechte an dem Stück Papier, das 
die Erklärung trägt, sondern um das Recht, die Ur-
kunde zum Beweis zu gebrauchen. Dieses Recht 
braucht mit dem Eigentum nicht zusammenzufallen. 
Der Entwurf schützt daher Urkunden gegen Unter-
drückung immer schon dann, wenn der Täter über 
sie „nicht allein verfügen darf". Das ist nicht im 
bürgerlich-rechtlichen Sinne zu verstehen. Es ist 
vielmehr eine selbständige Auslegung unter straf-
rechtlichen Gesichtspunkten geboten, die vom ge-
schützten Rechtsgut ausgeht. Danach fehlt dem Täter 
das Recht, über die Urkunde allein zu verfügen, 
nicht etwa nur dann, wenn an ihr dingliche Rechte 
Dritter bestehen. Es kann vielmehr schon genügen, 
daß die Rechtsordnung ihm die Verpflichtung aufer-
legt, die Urkunde für die Beweisführung eines ande-
ren herauszugeben oder bereitzuhalten. Neben den 
Herausgabepflichten kommen hier namentlich Vor-
legungspflichten in Betracht, wie sie in § 810 BGB 
geregelt sind. Indessen verdienen nicht alle Fälle, 
in denen jemand verpflichtet ist, Belege, Bücher 
oder sonstige Unterlagen vorzulegen oder zur Ein-
sicht zu überlassen, unter dem Gesichtspunkt der 
Urkundenunterdrückung strafrechtlichen Schutz. 
Denn die einzelnen Vorlegungspflichten, deren es 
auf den verschiedensten Rechtsgebieten eine große 
Anzahl gibt, sind in ihrem verpflichtenden Range 
einander nicht ebenbürtig. Mitunter kommt ihnen 
nur Ordnungswert zu, der für sich allein die An-
nahme einer materiellen Beschränkung der Verfü-
gungsbefugnis nicht rechtfertigt. Im Bereich des öf-
fentlichen Rechts sollen sie meist bestimmte Ver-
waltungs- oder Überwachungsaufgaben erleichtern. 
Es muß der Rechtsprechung überlassen bleiben, im 
Einzelfall zu entscheiden, inwieweit das Verfügungs-
recht des Inhabers von vorzulegenden Urkunden 
auch im Sinne des § 303 Abs. 2 ausgeschlossen ist. 
Hierbei ist insbesondere zu berücksichtigen, daß sich 
die Rechtsordnung häufig bereits auf andere Weise 
gegen die Verletzung solcher Vorlegungspflichten 
schützt. So sind z. B. im Wirtschaftsrecht bei Ver-
stößen dieser Art selbständige Straf- oder Bußgeld-
drohungen, im Verfahrensrecht Beweisnachteile und 
im Besteuerungsverfahren Nachteile besonderer Art 
vorgesehen. 

Bei der Beschreibung der Tathandlungen fügt der 
Entwurf wie bei den übrigen Unterdrückungstatbe-
ständen (vgl. § 306 Abs. 2, §§ 390, 451 Abs. 1) dem 
Vernichten, Beschädigen und Unterdrücken das Un-
brauchbarmachen und Beiseiteschaffen hinzu. Sach-
lich wird das geltende Recht hierdurch nicht geän-
dert. Es wird lediglich verdeutlicht, daß der Tatbe-
stand auch dann erfüllt sein kann, wenn der Täter 
lediglich die bestimmungsmäßige Verwendung einer 
Sache unmöglich macht, ohne sie stofflich zu beschä- 
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digen. Dieser Fall wird insbesondere beim Löschen 
eines Tonträgers praktisch, der einer Urkunde 
gleichsteht (§ 305). Die Einfügung des Merkmals 
„beiseite schaffen" soll sachlich nicht begründete 
Verschiedenheiten im Sprachgebrauch des geltenden 
Rechts beseitigen, das bei der Umschreibung des 
gleichen Tatbestandes einmal von „unterdrücken" 
(§ 274 Abs. 1 Nr. 1 StGB), ein andermal von „bei-
seite schaffen" (§ 348 Abs. 2 StGB) spricht. Durch 
den Begriff des Beiseiteschaffens werden namentlich 
die Fälle getroffen, in denen die Urkunde dem Be-
rechtigten durch räumliche Entfernung entzogen 
wird. Den Begriff verwendet der Entwurf auch in 
anderen verwandten Tatbeständen (vgl. § 256 
Abs. 2, § 268 Abs. 1, § 269 Abs. 1, § 271 Abs. 1 Nr. 1, 
6, § 275 Abs. 1, § 335 Abs. 1, § 413 Abs. 1). 

Für den inneren Tatbestand ist im geltenden 
Recht vorausgesetzt, daß der Täter in der Absicht 
handelt, einem anderen Nachteile zuzufügen. Dar-
unter hat die Rechtsprechung nicht notwendig Ver-
mögensnachteile verstanden, sondern in ausdehnen-
der Auslegung sogar durch die Tat erstrebte see-
lische Erregungen als ausreichend angesehen. Nach 
dem Entwurf kommt es hingegen auf die Absicht 
des Täters an, den Gebrauch der Urkunde im Rechts-
verkehr zu verhindern. Das folgt aus der Aufgabe 
der Vorschrift, den Rechts- und Beweisverkehr vor 
Beeinträchtigungen zu schützen. 

Absatz 3 stellt für die Tatbestände der Fäl-
schung und Unterdrückung die Beweiszeichen den 
Urkunden gleich. Die hierfür maßgebenden Gründe 
sind bereits in der Vorbemerkung zu diesem Titel 
dargelegt. Der Begriff des Beweiszeichens wird in 
§ 304 Abs. 2 erläutert. 

Die Strafdrohung beträgt für alle Tatbestände 
des Fälschens und Unterdrückens von Urkunden 
und Beweiszeichen (Absätze 1 bis 3) Gefängnis bis 
zu drei Jahren oder Strafhaft, in besonders schwe-
ren Fällen (§ 62) Gefängnis von sechs Monaten bis 
zu zehn Jahren (§ 3Q8). Nach der Gleichstellungsvor-
schrift des § 305 ist diese Strafdrohung auch auf die 
Fälle der Fälschung und Unterdrückung von Ton-
trägern anwendbar. Sie gilt ferner für die ver-
wandten Tatbestände der Fälschung und Unterdrük-
kung technischer Aufzeichnungen (§ 306). Der Ent-
wurf stuft somit in den Fällen der Fälschung und 
Unterdrückung von Urkunden und anderen Beweis-
mitteln den Regelstrafrahmen nicht mehr nach dem 
Gegenstand der Tat, der Art der Begehung und den 
besonderen persönlichen Merkmalen des Täters be-
sonders ab; denn aus solchen äußeren Merkmalen 
lassen sich keine allgemeingültigen Bewertungsmaß-
stäbe für das Unrecht der Tat und die Schwere der 
Schuld herleiten. Die vielfältigen Unterscheidungen 
im Tatbestand und in der Strafdrohung, die das gel-
tende Recht noch vor der Strafrechtsangleichungs-
verordnung kannte (vgl. §§ 267, 268, 274 Nr. 1, 
§§ 348, 349 a. F. StGB), haben sich nicht bewährt. 
Der Entwurf ersetzt daher auch die im geltenden 
Recht verbliebenen Verschiedenheiten in der Straf-
drohung des § 267 Abs. 1, des § 274 Abs. 1 Nr. 1 und 
des § 348 Abs. 2 StGB durch einen einheitlichen Regel-
strafrahmen, an dessen Stelle bei Vorliegen eines 
besonders schweren Falles (§§ 62, 308) gleichmäßig 
in allen Tatbeständen der Fälschung und Unterdrük-

§ 304 
kung von Urkunden und anderen Beweismitteln die 
hierfür vorgesehene erhöhte Strafdrohung tritt (vgl. 
auch § 451 Abs. 3). Da das geltende Recht in „schwe-
ren Fällen" der Urkundenfälschung (§ 267 Abs. 3 
StGB) sowie der Urkundenverfälschung und Urkun-
denunterdrückung im Amt (§ 348 Abs. 2, 4 StGB) 
Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren androht, ist insoweit 
der Entwurf milder. Das ist schon deshalb notwen-
dig, weil Urkundenstraftaten auch in ihren schweren 
Erscheinungsformen nicht der Hochkriminalität an-
gehören und der Entwurf überdies bei besonders 
schweren Fällen grundsätzlich keinen Übergang zur 
Zuchthausstrafe kennt. Bei der Urkundenunterdrük-
kung kann sich indessen die Strafdrohung des Ent-
wurfs im Ergebnis als Erschwerung auswirken, weil 
sich bei diesem Tatbestand unter den Voraussetzun-
gen eines besonders schweren Falles (§ 308) die 
Strafdrohung auf Gefängnis bis zu zehn Jahren er-
höht, während die Strafdrohung des geltenden 
Rechts (§ 274 Abs. 1 Nr. 1 StGB) bei Gefängnis bis 
zu fünf Jahren endet und nur bei Begehung im Amt 
(§ 348 Abs. 2, 4 StGB) „schwere Fälle" vorgesehen 
sind. 

Absatz 4 erklärt den Versuch bei allen Tatbe-
ständen der Urkundenfälschung und -unterdrückung 
für strafbar. Das entspricht dem geltenden Recht 
(§ 267 Abs. 2, § 274 Abs. 2, § 348 Abs. 3 StGB). 

§ 304 

Begriffsbestimmungen 

Absatz 1 bestimmt den Rechtsbegriff der Ur-
kunde, den der Entwurf in den §§ 303, 305, 308 
Abs. 3 verwendet. Er setzt zunächst eine „in einer 
Schrift verkörperte Erklärung" voraus. Auch Ge-
heimschriften, Abkürzungen oder Schriftzeichen in 
Verbindung mit bildlichen Darstellungen, selbst 
Bilderschriften können hierfür genügen, wenn im 
übrigen die Urkundenmerkmale gegeben sind. Aus 
sich verständlich, wie das gelegentlich im Schrifttum 
verlangt wird, braucht die Urkunde nicht zu sein. 
Bei vielen Urkunden wird sich ihr voller Inhalt erst 
durch außerhalb der Urkunde liegende Umstände 
erschließen. Wird die Erklärung auf diese Weise 
„allgemein oder für Eingeweihte verständlich", so 
ist das zur Urkundeneigenschaft ausreichend. Denn 
auch Erklärungen, die ihrem Sinngehalt nach nur 
von wenigen Personen verstanden und für einen 
begrenzten Bereich abgegeben werden, erfüllen im 
Rechtsverkehr schutzwürdige Aufgaben. Ferner ist 
vorausgesetzt, daß die Urkunde „allgemein oder für 
Eingeweihte den Aussteller erkennen läßt". Das soll 
nicht heißen, daß die Urkunde selbst den Aussteller 
kenntlich machen müßte. Seine Person kann sich 
auch aus den Umständen, unter denen die Urkunde 
erscheint, ergeben. Schließlich muß die Urkunde 
„zum Beweis einer rechtlich erheblichen Tatsache 
bestimmt" sein. Das entspricht der im geltenden 
Recht überwiegend vertretenen Auffassung. Die 
bloße Beweiserheblichkeit genügt nicht. Da der Ent-
wurf aus den bereits dargelegten Gründen auch die 
Zufallsurkunde in den Urkundenbegriff einbezieht, 
ist bei der Begriffsbestimmung ausdrücklich hervor-
gehoben, daß es nicht darauf ankommt, ob der Ur-
kunde die Beweisbestimmung wie bei einem Testa- 
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ment oder einer Wechselunterschrift schon bei der 
Ausstellung gegeben wird oder ob sie erst später 
eine Beweisbestimmung erhält, wie das z. B. bei 
einem Privatbrief der Fall sein kann, der einen erst 
nachträglich rechtserheblich gewordenen Umstand 
bezeugt. Eine solche nachträgliche Beweisbestim-
mung kann von jedermann ausgehen, nicht nur vom 
ursprünglichen Aussteller oder vom Täter. 

Absatz 2 erläutert den Begriff des Beweis-
zeichens, den der Entwurf in § 303 Abs. 3, § 307 
Abs. 5 Nr. 1 und § 308 Abs. 3 verwendet. Im Gegen-
satz zur Urkunde, die stets eine in einer Schrift 
verkörperte Erklärung voraussetzt, genügt für die 
äußere Gestalt eines Beweiszeichens jedes verkör-
perte Zeichen. Dem Gegenstand und dem Aussehen 
nach können die Beweiszeichen daher recht vielge-
staltig sein. Ihre sachliche Begrenzung erfahren sie 
erst durch ihre Aufgabe im Rechtsverkehr und deren 
Erkennbarkeit: Sie müssen einmal zum Beweis einer 
rechtlich erheblichen Tatsache bestimmt sein und 
zum anderen diese Beweisbestimmung sowie den 
Aussteller des Zeichens allgemein oder für Einge-
weihte aus den Umständen erkennen lassen. Meist 
sind sie daher für sich allein nicht verständlich, 
sondern empfangen ihren Sinngehalt erst in Verbin-
dung mit der Sache, an der sie angebracht, oder 
sonst durch den Zusammenhang, in dem sie verwen-
det werden. 

Im geltenden Recht zählt die Rechtsprechung, wie 
bereits in der Vorbemerkung zu diesem Titel darge-
legt, die Beweiszeichen zu den Urkunden. Daraus 
ergab sich die Notwendigkeit, auch für die Beweis-
zeichen vorauszusetzen, daß sie eine Gedankener-
klärung des Ausstellers verkörpern. Denn ohne 
Verkörperung einer Gedankenerklärung ist auch ein 
weit ausgedehnter Urkundenbegriff nicht denkbar. 
Demgemäß wird nach den von der Rechtsprechung 
entwickelten Grundsätzen auch für Beweiszeichen 
gefordert, daß sie eine außer ihnen selbst liegende 
Gedankenerklärung enthalten. Nur dann werden sie 
bisher des Strafschutzes teilhaftig. Andere Zeichen 
hingegen, die etwa nur der Kennzeichnung, der 
Unterscheidung oder dem bloßen Eigentumsnach-
weis dienen, fallen nach der Rechtsprechung aus 
dem Strafschutz heraus, selbst wenn es für den Be-
weisverkehr gerade auf eine Kennzeichnung dieser 
Art ankommt. 

Diese Abgrenzung zwischen den Beweiszeichen 
und den bloßen Kennzeichen oder Unterscheidungs-
zeichen hat sich in der Praxis nicht in allen Fällen 
als vollziehbar erwiesen. Denn bisweilen ist der 
bloße Zeicheninhalt an sich schon rechts- und be-
weiserheblich und es kann zweifelhaft sein, ob das 
Zeichen außerdem noch eine außer ihm selbst 
liegende Gedankenerklärung des Ausstellers ver-
körpert. Mitunter kam es daher in diesem Bereich 
zu willkürlichen Ergebnissen. So wurden z. B. Her-
stellungsnummern technischer Erzeugnisse, aber 
auch Plomben an Zählern und Uhren, ohne daß we-
sentliche sachliche Unterschiede erkennbar gewesen 
wären, bald als Beweiszeichen und bald als bloße 
Kennzeichen behandelt. Bei den Herstellungsnum-
mern von Motoren und Fahrgestellen von Kraftfahr-
zeugen hat die Rechtsprechung des Bundesgerichts-
hofs (BGHSt. 9, 235, 238) zur Begründung des Straf-

schutzes in jüngerer Zeit lediglich auf die Beweis-
bedeutung hingewiesen, die diese Nummern im 
Rechtsleben haben, und im übrigen die für den Be-
weiszeichenbegriff erforderliche Gedankenerklärung 
ausschließlich aus der Beweisaussage hergeleitet, 
die sich schon unmittelbar aus der Kennzeichnungs-
funktion der Herstellungsnummer ergibt. Die Be-
weiszeicheneigenschaft wird somit in Wahrheit be-
reits auf den Beweiswert gestützt, der im bloßen 
Dasein des Zeichens liegt. Diese Rechtsprechung 
mag, solange die Beweiszeichen als besondere Art 
von Urkunden gelten, nicht unbedenklich sein. Sie 
läßt aber eine Entwicklung erkennen, die die Be-
weiszeichen bis zu einem gewissen Grade aus dem 
Urkundenbegriff löst. In der Tat sind die Beweis-
zeichen neben den Urkunden als selbständige Er-
scheinungen im Rechtsverkehr verstehbar. Nicht daß 
sie eine außer ihnen selbst liegende Gedankener-
klärung enthalten, macht in jedem Falle ihr Wesen 
aus, sondern daß ihnen eine Beweisaussage über 
eine beweiserhebliche Tatsache innewohnt. Das 
kann aber auch bei Zeichen, die einen bloßen Eigen-
tums-, Herkunfts- oder Namensnachweis liefern 
sollen oder die sonst einer Kennzeichnung oder 
Unterscheidung dienen, der Fall sein. Sie sind eines 
Schutzes dann bedürftig, wenn es nach dem erkenn-
baren Willen des Ausstellers im Rechtsverkehr ge-
rade auf diese Umstände ankommt. Es ist nicht ein-
zusehen, daß beispielsweise eine Verschlußplombe 
an einer Gasuhr, die den Zählerstand angibt, als 
Beweiszeichen geschützt wird, nicht aber ein Na-
menszeichen, welches das Eigentum, ein Hersteller-
zeichen, das die Herkunft, oder ein Datumszeichen, 
das die Haltbarkeit einer verderblichen Ware für 
den Rechtsverkehr erkennen läßt. 

Aus diesem Grunde hebt der Entwurf beim Be-
weiszeichenbegriff nicht auf das Vorhandensein 
einer in dem Zeichen verkörperten Gedankenerklä-
rung ab, sondern lediglich darauf, daß er zum Be-
weis einer rechtlich erheblichen Tatsache bestimmt 
ist. Das taten auch die früheren Entwürfe, soweit sie 
für Beweiszeichen Strafschutz vorgesehen hatten. 
Denn die sogenannten öffentlichen Beglaubigungs-
zeichen wurden dort als Zeichen verstanden, die an 
einer Sache angebracht sind, um eine bestimmte Tat-
sache zu bestätigen (§ 9 Nr. 10 E 1927/30, § 396 
Abs. 2 E 1936). 

In anderer Hinsicht ist der Begriff des Beweis-
zeichens enger als der der Urkunde. Dieser kann 
die Beweisbestimmung auch später gegeben werden 
(Zufallsurkunde). Beweiszeichen im Rechtssinne 
können hingegen nur solche Zeichen sein, die von 
vornherein zum Beweis bestimmt sind. Sie müssen 
gerade zu dem Zweck, eine rechtlich erhebliche Tat-
sache zu beweisen, hergestellt, ausgegeben oder an 
einer Sache angebracht sein. Diese Fassung weist 
zugleich auf die unterschiedlichen Entstehungs- und 
Verwendungsarten von Beweiszeichen hin; denn 
Beweiszeichen werden bald mit der Sache, über die 
sie Beweis liefern sollen, hergestellt (z. B. Her-
kunftszeichen), bald später an ihr angebracht (z. B. 
Fleischbeschaustempel) oder bald lose zum Nach-
weis von Berechtigungen ausgegeben (z. B. Rabatt-
marken, Flaschenpfandscheine). 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 	 Drucksache 2150 

§ 305 
Tonträger 

Seit technische Mittel erlauben, das gesprochene 
Wort auf Tonträger aufzunehmen und es durch 
technische Geräte wiederzugeben, geht man in im-
mer weiterem Umfang dazu über, auch im Rechts-
leben Erklärungen auf diese Weise festzuhalten und 
solche Tonaufnahmen zum Beweise rechtlich erheb-
licher Tatsachen zu verwenden. Im Geschäftsverkehr 
ist es vielfach üblich geworden, den Ablauf bedeut-
samer Verhandlungen und Ferngespräche zur Be-
weissicherung auf Tonband aufzunehmen. Auch im 
Nachrichtenverkehr und sonst im öffentlichen Leben 
spielen Tonaufnahmen eine bedeutende Rolle. In 
gewissem Umfange können sie auch innerhalb der 
Rechtspflege zur Wiedergabe des Herganges und 
des Inhalts von Vernehmungen verwendet werden. 

Werden solche Tonaufnahmen im Rechtsleben 
dazu hergestellt, um rechtlich erhebliche Tatsachen 
zu beweisen, so stehen sie in ihrem Beweiswert den 
Urkunden nicht nach. Tonaufnahmen vermögen 
überdies nicht nur wie wörtliche Niederschriften den 
sachlichen Inhalt einer gesprochenen Erklärung fest-
zuhalten, sie vermitteln darüber hinaus dem Ohr 
eine Wiederholung der Erklärung selbst. Durch 
„Schnitte" oder Überspielungen können sie verhält-
nismäßig leicht gefälscht oder in ihrem Inhalt ver-
ändert werden. Angesichts ihrer großen Bedeutung 
im Beweisverkehr bedürfen sie daher desselben 
Schutzes wie Urkunden. 

Das geltende Recht kann diesen Schutz nicht ge-
währleisten. Zwar wird im Schrifttum vereinzelt 
die Auffassung vertreten, daß Tonaufnahmen Ur-
kunden im Rechtssinne sein könnten und daher 
insoweit deren strafrechtlichen Schutz genießen. 
Hiergegen sind jedoch Gründe von erheblichem 
Gewicht geltend gemacht worden. Selbst viele An

-

hanger des von der Rechtsprechung entwickelten 
weiteren Urkundenbegriffs meinen, es gehöre zum 
Wesen einer Urkunde, daß ihr verkörperter Erklä-
rungsinhalt unmittelbar mit dem Auge wahrzuneh-
men sei. Hingegen lasse sich der Inhalt einer Er-
klärung, die durch eine Tonaufnahme verkörpert 
sei, nur dem Ohr durch Verwendung eines techni-
schen Wiedergabegeräts wahrnehmbar machen. Es 
ist auch bezweifelt worden, ob das Unbrauchbar

-

machen einer beweiserheblichen Tonaufnahme durch 
Löschen oder Überspielen nach dem geltenden Recht 
als Sachbeschädigung verfolgt werden könne. Be-
denken werden deswegen geäußert, weil beim Vor-
gang des Löschens Tonbänder und Schallplatten 
stofflich nicht beeinträchtigt, sondern lediglich die 
in ihnen festgehaltene magnetische Energie verän-
dert wird. Der Entwurf klärt die Frage bei der 
Sachbeschädigung (§ 249) ausdrücklich in dem Sinne, 
daß auch das bloße Unbrauchbarmachen, das nicht 
notwendig mit einer Substanzverletzung verbunden 
ist, vom Tatbestand erfaßt wird. Trotz dieser Klar-
stellung wäre es nicht sachgerecht, das Unbrauch-
barmachen von Tonaufnahmen lediglich als Eigen-
tumsverletzung zu verfolgen. Denn wer, ohne dazu 
berechtigt zu sein, eine rechtserhebliche Tonauf-
nahme löscht, beeinträchtigt im allgemeinen nicht 
fremdes Eigentum, sondern die Möglichkeiten eines 
anderen, rechtlich erhebliche Tatsachen zu beweisen.  

§ 305 
Der Entwurf schafft daher eine besondere Vor-

schrift zum Schutz rechtlich erheblicher Erklärungen, 
die in einem Tonträger verkörpert sind. Der  Be-
griff des Tonträgers umfaßt Schallplatten, Ton-
bänder und ähnliche Vorrichtungen, die der wieder-
holbaren Wiedergabe von Tönen dienen. Die Be-
zeichnung „Tonträger", die der Entwurf auch in 
anderen Vorschriften verwendet, ist gegenüber dem 
bisher im Strafgesetzbuch gebrauchten Ausdruck 
„Schallaufnahme" (vgl. § 84 Nr. 1, §§ 93, 95 bis 97, 
187a StGB) genauer, weil er nicht auch die Tätig-
keit der Tonaufnahme selbst einbezieht, sondern 
nur ihr Ergebnis. Darüber hinaus deckt der Aus-
druck „Tonträger" auch die Fälle, in denen es an 
einer Tonaufnahme überhaupt fehlt, weil etwa 
Schriftzeichen in einem technischen Verfahren, ohne 
die Stufe des Schalles durchlaufen zu haben, un-
mittelbar auf einen solchen Tonträger übertragen 
werden. Aus diesen Erwägungen wird der Begriff 
des Tonträgers auch sonst in neueren Gesetzesent-
würfen, insbesondere des Urheberrechts, verwendet. 

Der Entwurf umschreibt den Kreis der in § 305 
geschützten Tonträger in enger Anlehnung an den 
Begriff der Urkunde (§ 304 Abs. 1). An Stelle der 
in einer Schrift verkörperten Erklärung tritt in § 305 
die „in einem Tonträger verkörperte Erklärung", 
an die Stelle des Ausstellers der Schrift „der Erklä-
rende". Darin kommt ein weiterer sachlicher Unter-
schied zu den Urkunden zum Ausdruck. Denn bei 
Urkunden ist der Erklärende stets auch Aussteller, 
da die Entstehung einer Urkunde zwar nicht immer 
einen Beurkundungswillen, stets aber einen Ver-
körperungswillen des Erklärenden voraussetzt. Die 
körperliche Festlegung der Erklärung muß vom 
Willen des Erklärenden getragen sein, der dadurch 
zum Aussteller der Urkunde wird. Bei Erklärungen, 
die auf Tonträger verkörpert sind, gilt das nicht in 
jedem Falle. Vielmehr sind zwei Arten zu unter-
scheiden. Bespricht jemand zur Ersparung von 
Schreibarbeit ein Tonband, um auf diese Weise 
seine rechtsgeschäftliche Erklärung festzuhalten und 
seinem Geschäftspartner mitzuteilen, so ist der Er-
klärende wie bei der Urkunde zugleich auch Aus-
steller. Der so besprochene Tonträger enthält, wenn 
man vom Schrifterfordernis absieht, alle wesent-
lichen Eigenschaften einer Urkunde. Wird hingegen 
eine Erklärung auf einen Tonträger aufgenommen, 
ohne daß der Erklärende es weiß oder gar will, so 
fehlt es am Verkörperungswillen des Erklärenden. 
Er hat zwar etwas erklärt, jedoch nicht mit Willen 
dazu beigetragen, daß das Erklärte dauerhaft ver-
körpert wird und in dieser Form im Rechtsleben 
fortwirkt. Auf diese Weise zustande gekommene, 
in Tonträgern verkörperte Erklärungen gibt es heut-
zutage häufig. Sie werden nicht selten zum Beweis 
einer rechtlich erheblichen Tatsache bestimmt, etwa 
wenn sie den Inhalt von Verhandlungen über Ge-
schäftsabschlüsse oder sonstige Vorgänge wieder-
geben, die rechtserheblich sind oder es nachträg-
lich geworden sind, und nehmen gleichermaßen an 
dem hohen Beweiswert teil, der Tonaufnahmen im 
Rechtsleben zukommt. Zum Schutze des Rechtsver-
kehrs ist es erforderlich, Tonträger, die rechtserheb-
liche und zum Beweis bestimmte Erklärungen ver- 
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körpern, stets dem Strafschutz zu unterwerfen 
gleichviel, ob der Erklärende Verkörperungswillen 
hatte oder nicht. 

§ 305 enthält keine besonders umschriebenen Tat-
bestände zum Schutze der auf Tonträger verkörper-
ten Erklärungen, sondern stellt sie den Urkunden 
im Sinne des § 303 gleich. Die dort angeführten Tat-
bestände und ihre Strafdrohungen gelten somit in 
gleicher Weise auch für Erklärungen, die in Ton-
trägern verkörpert sind. Es ist jedoch zu beachten, 
daß ihre begriffliche Umschreibung in § 305, wie 
bereits bemerkt, an der Person des „Erklärenden" 
ausgerichtet ist. Daraus folgt für die Anwendung 
der Tatbestände des § 303 auf diese Fälle, daß sich 
auch nach der Person des Erklärenden bestimmt, ob 
die im Tonträger verkörperte Erklärung echt oder 
unecht ist. Hierin liegt indessen nur insoweit eine 
praktisch bedeutsame Abweichung von der Ur-
kunde, als es dem Erklärenden in dem bereits dar-
gelegten Sinne am Verkörperungswillen gefehlt hat 
und er daher nicht zugleich Aussteller ist. Eine auf 
einem Tonträger verkörperte Erklärung ist hiernach 
dann unecht, wenn und soweit sie nicht von dem an-
geblich Erklärenden herrührt oder wenn und soweit 
der Erklärende sie geändert hat, nachdem sie in 
den Rechtsverkehr gelangt oder sonst seiner Ver-
fügungsgewalt entzogen war, weil ein anderer ein 
Recht auf Unversehrtheit erlangt hatte. 

Die Form einer Gleichstellungsvorschrift ist in 
§ 305 jedoch nicht nur der einfacheren Fassung we-
gen gewählt. Vielmehr wird hierdurch zugleich eine 
sachgerechte Regelung für eine praktische wichtige 
Fallgruppe erreicht: Gedankenerklärungen können 
zum Teil in Schriftzeichen, zum Teil in Tonträgern 
verkörpert werden. Besonders häufig kommt es vor, 
daß sich bei einem Tonband die Person des Aus-
stellers nicht aus der gesprochenen Erklärung, son-
dern erst aus einem schriftlich beigefügten Namens-
zeichen ergibt. Aber es kann auch sonst Fälle geben, 
in denen die Art der Verkörperung nicht einheitlich 
ist und sich dann unter Umständen Schrift- und 
Tonteil dergestalt ergänzen, daß auch für Einge-
weihte nur bei Wahrnehmung beider Teile die Er-
klärung verständlich und der Aussteller erkennbar 
ist. In dieser Weise verkörperte Gedankenerklärun-
gen kann die Rechtsprechung auf Grund der Gleich-
stellungsvorschrift des § 305 in den Strafschutz ein-
beziehen. Schüfe man hingegen für Schrift- und 
Tonerklärungen jeweils selbständige und getrennt 
geregelte Tatbestände, so erschiene das dann nicht 
gesichert, wenn bei einer Erklärung der Schrift- und 
Tonteil, jeder für sich betrachtet, weder den einen 
noch den anderen Tatbestand erfüllte. 

§ 306 
Fälschung und Unterdrückung technischer 

Aufzeichnungen 
Auch diese Vorschrift ist neu und hat ebenfalls 

die Aufgabe, auf technischem Wege hergestellte 
Beweismittel, die neuerdings im Rechtsleben Ein-
gang gefunden haben, strafrechtlich zu sichern. In 
Industrie und Wirtschaft werden in immer zuneh-
mendem Maße rechtlich erhebliche Zustände, Ge-
schehensabläufe oder Vorgänge durch Aufzeichnun-

gen selbsttätig arbeitender technischer Geräte fest-
gehalten. In weiten Bereichen haben solche Ver-
fahren neue Wege und Möglichkeiten für eine 
zuverlässige Beweisführung erschlossen; bisweilen 
sind solche automatischen Aufzeichnungen auch an 
die Stelle von bisher durch Menschenhand angefer-
tigten Zeichen oder an die Stelle von schriftlichen 
Erklärungen oder Eintragungen in Büchern und Re-
gistern getreten. Zu denken ist hierbei etwa an 
die Aufzeichnungen selbsttätiger Meßgeräte, z. B. 
Waagen mit selbsttätigem Druckwerk, Thermogra-
phen zur Aufzeichnung der Temperatur von Flüssig-
keiten, Flüssigkeitsmeßgeräte und automatische 
Zählwerke mit Druckwerk, Schreibgeräte bei Ma-
nometern sowie Registriergeräte zur Ermittlung 
von Energieleistungen bei Wasser, Gas und Strom. 
Zu erwähnen sind weiter Meßgeräte in Kraftfahr-
zeugen, bei denen die zurückgelegte Wegstrecke, 
die Geschwindigkeit sowie die Fahr- und Haltezei-
ten aufgezeichnet werden (Fahrtschreiber), Auf-
zeichnungen der Motordrehzahlen, Getriebeum-
schaltungen und anderer Betriebsvorgänge in 
Kraftfahrzeugen, fotogra fische Ablesungen von Uh-
ren, fotogra fische Aufnahmen durch die Verkehrs-
polizei bei Geschwindigkeitsüberschreitungen und 
anderen Verkehrsverstößen, Elektrokardiogramme 
und andere Aufzeichnungen medizinischer Geräte, 
Röntgenaufnahmen sowie die Aufzeichnungen da-
tenverarbeitender Maschinen. 

Werden solche technischen Aufzeichnungen im 
Rechtsverkehr zum Beweis rechtserheblicher Tat-
sachen verwendet, so ist angesichts ihres Beweis-
wertes ein Bedürfnis, sie strafrechtlich vor Miß-
brauch zu schützen, unbestreitbar. Die Vorschriften 
über den Schutz von Urkunden taugen hierfür nicht; 
denn solche technischen Aufzeichnungen enthalten 
keine auf einen Aussteller zurückgehende mensch-
liche Erklärung. Auch als Beweiszeichen lassen sie 
sich nicht begreifen. Zwar hat die Rechtsprechung 
früher bisweilen auch technische Aufzeichnungen, 
wie Markierungen durch Kontrolluhren oder Regi-
strierkassen, in den weiten Urkundenbegriff einbe-
zogen. Das blieb nicht unangefochten. Immerhin 
waren es aber stets Aufzeichnungen, die von einem 
erklärenden Willen geleitet und in einem einfache-
ren Mechanismus durch bewußte menschliche Tätig-
keit unmittelbar ausgelöst wurden. Der Beweis-
und Aussagegehalt von Aufzeichnungen selbsttäti-
ger Geräte kann indessen auch nicht mittelbar auf 
eine menschliche Erklärung zurückgeführt werden, 
zumal mit zunehmender Automation oft die Arbeits-
gänge mehrerer automatischer Geräte ineinander

-

greifen und ihre Arbeitsergebnisse zugleich auf 
automatischem Wege ausgewertet werden. 

Diese technischen Neuerungen, die auch im 
Rechtsleben immer mehr Bedeutung erlangen, kann 
das Strafgesetz nicht unberücksichtigt lassen. Sonst 
würde sogar der bisher vorhandene Schutz des 
Rechts- und Beweisverkehrs dort empfindlich ver-
kürzt, wo der Beweis durch technische Aufzeichnun-
gen den Urkundenbeweis verdrängt. Es wäre in 
der Tat nicht einzusehen, daß Bescheinigungen eines 
Wiegemeisters gegen Fälschungen geschützt sind, 
nicht aber die selbsttätig erzeugten Wiegestreifen 
einer vollautomatischen Waage, sofern sie nicht nur 
das Ergebnis der Wiegung, sondern auch deren 
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Gegenstand erkennen lassen. Auch wer Aufzeich-
nungen auf dem Schaublatt eines Fahrtschreibers 
zur Täuschung im Rechtsverkehr verändert oder 
nachmacht, verdient dieselbe Strafe wie ein Urkun-
denfälscher. Zwar fälscht er nicht eine menschliche 
Erklärung, wohl aber das Arbeitsergebnis einer 
selbsttätigen Vorrichtung, das im Rechtsleben ähn-
liche Aufgaben erfüllt wie eine Urkunde und ver-
möge seiner Zuverlässigkeit und technischen Voll-
kommenheit im Rechtsverkehr kein geringeres Ver-
trauen genießt. 

Es ist der Sinn der neuen Vorschrift des § 306, 
den strafrechtlichen Schutz im Rechtsverkehr den 
Erfordernissen der neueren Entwicklung anzupassen. 
Im Aufbau und Sprachgebrauch schließt sich die 
Vorschrift eng an die entsprechenden Tatbestände 
der Fälschung und Unterdrückung von Urkunden 
und Beweiszeichen (§ 303) an. 

Die Absätze 1 und 2 umschreiben die einzelnen 
tatbestandsmäßigen Handlungen in derselben Weise 
wie § 303. Aus dem Wesen der technischen Auf-
zeichnungen, bei denen es weder einen „Aussteller" 
noch einen „Erklärenden" gibt, folgt indessen, daß 
die Frage, wann eine technische Aufzeichnung „un-
echt" ist, aus der Eigenart dieser Fälle zu beurtei-
len ist. Der Begriff der Echtheit ist daher bei diesem 
Tatbestand nicht auf einen bestimmten Aussteller 
bezogen, sondern auf die Herkunft aus einem Her-
stellungsvorgang, der in seinem Ablauf durch die 
selbsttätige Arbeitsweise des betreffenden techni-
schen Geräts zwangsläufig vorgegeben ist und der 
bei richtig in Gang gesetztem und ordnungsgemäß 
arbeitendem Gerät die Zuverlässigkeit der Aufzeich-
nung verbürgt. Hierin liegt der hohe Beweiswert 
begründet, der solchen Aufzeichnungen im Rechts-
verkehr zukommt und der es rechtfertigt, Fälschun-
gen solcher Aufzeichnungen wie Urkundenfälschun-
gen zu behandeln. 

Eine unechte technische Aufzeichnung stellt dem-
nach her, wer z. B. von Hand eine Kurvenzeichnung 
fertigt, der er unter Verwendung des für die be-
treffenden technischen Aufzeichnungen vorgesehenen 
Papiers und Farbstoffs oder mit ähnlichen Mitteln 
den Anschein gibt, als sei sie unter den für den 
Beweis maßgeblichen Umständen durch die selbst-
tätige Arbeitsweise des betreffenden technischen 
Geräts zustande gekommen. Verfälscht wird eine 
technische Aufzeichnung, wenn der Täter sie in 
beweiserheblicher Weise verändert und hierbei den 
Eindruck erweckt, als trüge sie im veränderten Zu-
stand die Gestalt, in der sie nach ordnungsmäßigem 
Herstellungsvorgang das technische Gerät verlas-
sen hat. 

Fälschungshandlungen im Sinne des Absatzes 1 
liegen indessen nur vor, wenn hierdurch die tech-
nische Aufzeichnung ihre Echtheit in dem dargeleg-
ten Sinne verliert. Das ist nicht der Fall, wenn etwa 
ein Täter ordnungsgemäß zustande gekommene 
technische Aufzeichnungen auswechselt oder unter-
schiebt, ohne an der Aufzeichnung selbst oder auf 
dem Aufzeichnungspapier irgendwelche Änderungen 
vorzunehmen. Solche Fälle können nicht anders be-
urteilt werden, wie wenn jemand echte, aber nicht 
zu der betreffenden Sache gehörende Urkunden oder 
Beweiszeichen zur Täuschung verwendet. Sind hin- 

§ 306 
gegen auf technische Aufzeichnungen außerdem noch 
Namens- oder sonstige schriftliche Eintragungen an-
gebracht, die allein oder in Verbindung mit der Auf-
zeichnung die begrifflichen Merkmale von Urkunden 
oder Beweiszeichen erfüllen, so kann das Auswech-
seln von technischen Aufzeichnungen, wenn es den 
Inhalt der Beweisaussage der Urkunde oder des 
Beweiszeichens ändert, auch als Urkundenfälschung 
strafbar sein. Die praktisch bedeutsame Fallgruppe, 
daß der Täter den ungehinderten technischen Ablauf 
des Aufzeichnungsvorgangs eines selbsttätigen Ge-
räts durch irgendwelche Machenschaften stört und 
hierdurch das Ergebnis der Aufzeichnung beeinflußt, 
regelt der Entwurf in einer besonderen Vorschrift. 
Diese Fälle können zwar bei sinngemäßer Auslegung 
des Absatzes 1 auch unmittelbar als Herstellen einer 
unechten technischen Aufzeichnung angesehen wer-
den. Um dieses Ergebnis aber mit Sicherheit zu 
erreichen und jeden Zweifel auszuschließen, stellt 
sie der Entwurf ausdrücklich dem Herstellen einer 
unechten technischen Aufzeichnung gleich ( A b -
s a t z 4). Ihr Unrechtsgehalt steht den Fällen des 
Nachmachens technischer Aufzeichnungen nicht nach. 
Sie sind sogar besonders listig und für die Sicherheit 
des Rechtsverkehrs meist gefährlicher. Denn auf 
diese Weise beeinflußte technische Aufzeichnungen 
sind als Falschstücke in der Regel schwerer erkenn-
bar als außerhalb eines technischen Geräts fälsch-
lich hergestellte oder nachträglich veränderte Auf-
zeichnungen. 

Absatz 3 bestimmt den Rechtsbegriff der tech-
nischen Aufzeichnung. Er ist, soweit sich aus der 
Besonderheit der technischen Aufzeichnung nichts 
anderes ergibt, in seinen Erfordernissen an den Be-
griff der Urkunde (§304 Abs. 1) angelehnt. An Stelle 
der in einer Schrift verkörperten Erklärung eines 
Ausstellers steht hier die „Aufzeichnung eines 
Meßwertes, Zustandes oder Geschehensablaufs, die 
durch ein technisches Gerät ganz oder teilweise 
selbsttätig bewirkt wird". Beispiele für solche Ge-
räte und ihre Aufzeichnungen wurden schon ein-
gangs angeführt. Einen Meßwert halten z. B. die 
Druckwerke selbsttätiger Waagen fest, den Zustand 
eines Körperteils geben z. B. Röntgenaufnahmen 
wieder und einen Geschehensablauf, wie z. B. die 
Geschwindigkeit eines Kraftfahrzeugs, registrieren 
die Schaublätter eines Fahrtschreibers. Die technische 
Aufzeichnung muß weiter den Gegenstand der Auf-
zeichnung allgemein oder für Eingeweihte erkennen 
lassen, so daß der Strafschutz nur solchen Aufzeich-
nungen zuteil wird, deren Beziehung zu ihrem Ge-
genstand erkennbar ist. Das ist ähnlich auszulegen 
wie das Erfordernis der Verständlichkeit und der 
Erkennbarkeit des Ausstellers bei der Urkunde. Es 
reicht demnach für den Strafschutz aus, daß der 
Gegenstand der Aufzeichnung nicht lediglich aus 
dieser, sondern nur in Verbindung mit anderen An-
haltspunkten wenigstens für Eingeweihte erkennbar 
ist. Schließlich werden von der Vorschrift nur solche 
technischen Aufzeichnungen erfaßt, die zum Beweis 
einer rechtlich erheblichen Tatsache bestimmt sind. 
Dienen sie rein technischen, innerbetrieblichen oder 
wissenschaftlichen Zwecken, so kommt ein straf-
rechtlicher Schutz nicht in Betracht. Allerdings kön-
nen wie bei der Urkunde technische Aufzeichnungen 
zum Beweis einer rechtlich erheblichen Tatsache 
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§ 307 

auch erst nachträglich bestimmt werden. Wer etwa 
ein Elektrokardiogramm, das aus Anlaß seiner Heil-
behandlung aufgenommen worden ist, verfälscht, um 
auf diese Weise einen günstigeren Versicherungs-
vertrag abschließen zu können, macht sich nach § 306 
Abs. 1 strafbar. 

In Absatz 5 wird der Versuch der Fälschung und 
der Unterdrückung von technischen Aufzeichnungen 
für strafbar erklärt. Das entspricht einem kriminal-
politischen Bedürfnis und berücksichtigt die Rege-
lung, die § 303 Abs. 4 für die Fälschung und Unter-
drückung von Urkunden und Beweiszeichen vorsieht. 

§ 307 

Unwahre öffentliche Beurkundung 
Die Vorschrift dient nicht wie § 303 dem Schutz 

der Echtheit und Unversehrtheit von Urkunden, 
sondern dem Schutz ihrer inhaltlichen Richtigkeit. 
Dieser sogenannte Wahrheitsschutz ist im Entwurf 
wie im geltenden Recht auf einige besonders hervor-
gehobene Arten von Urkunden, die öffentlichen 
Beurkundungen, beschränkt. Der Entwurf faßt die 
Tatbestände der unwahren öffentlichen Beurkun-
dung sowie des Bewirkens und des Gebrauchens 
einer solchen Beurkundung, die das geltende Recht 
in verschiedenem Zusammenhang und in besonde-
ren Bestimmungen behandelt, wegen ihrer engen 
sachlichen Zusammengehörigkeit in einer Vorschrift 
zusammen. 

Absatz 1 regelt das Amtsvergehen der unwah-
ren öffentlichen Beurkundung. Die Vorschrift steht 
im geltenden Recht bei den Verbrechen und Ver-
gehen im Amt (§ 348 Abs. 1 StGB) und bedroht den 
Beamten mit Strafe, der innerhalb seiner Zuständig-
keit eine rechtlich erhebliche Tatsache falsch beur-
kundet oder in öffentliche Register oder Bücher 
falsch einträgt. Der Entwurf behält diesen Tatbestand 
seinem sachlichen Inhalt nach bei, vereinfacht ihn 
aber im Wortlaut und führt ihn in der Tatbestands-
umschreibung dadurch auf die wesentlichen Merk-
male zurück, daß er lediglich einen Amtsträger (vgl. 
§ 10 Nr. 4) voraussetzt, „der innerhalb seiner sach-
lichen Zuständigkeit etwas Unwahres zu öffent-
lichem Glauben beurkundet". Dabei vermeidet der 
Entwurf die Begriffe „falsch" oder „verfälschen", um 
die Fälle des Wahrheits- und des Echtheitsschutzes 
auch im Sprachgebrauch zu unterscheiden. Der Fa ll 

 der falschen Eintragung in öffentliche Register oder 
Bücher ist im Entwurf nicht mehr ausdrücklich er-
wähnt, da er lediglich eine besondere Art der un-
wahren Beurkundung bildet. Im übrigen spricht die 
gedrängte Fassung dieses Tatbestandes zugleich 
besonders aus, daß die Beurkundung „zu öffent-
lichem Glauben", also mit voller Beweiswirkung für 
und gegen jedermann, geschehen sein muß. Für das 
geltende Recht hat das die Rechtsprechung aus dem 
Begriff der „öffentlichen Urkunde" abgeleitet, der sich 
aus den §§ 415 und 418 Abs. 1 ZPO ergibt. Der Ent-
wurf hält es für entbehrlich, ausdrücklich zu erwäh-
nen, daß die Beurkundung in einer öffentlichen 
Urkunde niedergelegt sein muß. Das versteht sich 
schon deswegen von selbst, weil auf andere Weise 
nicht „zu öffentlichem Glauben beurkundet" werden 
kann. Im übrigen bringt die Fassung des Entwurfs  

klar zum Ausdruck, daß nicht etwa alle Urkunden, 
die von Behörden oder Amtsträgern herrühren, 
unter die Vorschrift fallen. Deshalb kann nicht die 
Person des Ausstellers für die Erhöhung des Straf-
schutzes entscheidend sein; es ist letztlich vielmehr 
die erhöhte Beweiswirkung solcher Beurkundungen, 
die einen besonderen Schutz rechtfertigt und not-
wendig macht. Schließlich wird durch die Fassung 
des Entwurfs vermieden, daß etwaige Schwankun-
gen und Änderungen des einem anderen Rechtsge-
biet angehörenden Begriffs der öffentlichen Urkunde 
auf den strafrechtlichen Tatbestand einwirken kön-
nen. Notwendig ist aber, den Tatbestand auf den 
Amtsträger zu beschränken, der für eine solche Be-
urkundung sachlich zuständig ist. Denn nur dann ist 
in der Person des Täters das erhöhte Unrecht gege-
ben, das diese besondere Bestimmung mit ihrer 
erhöhten Strafdrohung rechtfertigt. Abweichend vom 
geltenden Recht setzt der Tatbestand jedoch nur 
voraus, daß der Amtsträger sachlich, nicht aber, daß 
er auch örtlich zuständig ist. Diese Ausdehnung des 
Tatbestandes erscheint sachgemäß; denn der bloße 
Mangel örtlicher Zuständigkeit ist für das allgemeine 
Vertrauen in die Wahrheit der Beurkundung bedeu-
tungslos. Endlich hebt der Entwurf nicht mehr her-
vor, daß der Amtsträger „zur Aufnahme öffentlicher 
Urkunden befugt" sein muß. Soweit in dieser Rich-
tung eine Beschränkung des Täterkreises geboten 
ist, wird sie schon durch das Erfordernis der sach-
lichen Zuständigkeit des Amtsträgers erreicht. So-
weit jedoch die Rechtsprechung die Fassung des 
geltenden Rechts zum Anlaß nimmt, zwischen dem 
Aufnehmen und dem Ausstellen einer öffentlichen 
Urkunde zu unterscheiden, möchte der Entwurf die-
ser Auslegung entgegenwirken. Sie hat dazu geführt, 
daß der Tatbestand der unwahren öffentlichen Beur-
kundung des § 348 Abs. 1 StGB im Gegensatz zur 
mittelbaren unwahren Beurkundung des § 271 StGB 
auf die Fälle des „Aufnehmens" einer öffentlichen 
Urkunde beschränkt wurde. Der sachliche Anwen-
dungsbereich dieser beiden Vorschriften darf jedoch 
nicht auseinanderfallen. 

Die Strafdrohung für Absatz 1 (Gefängnis von 
einem Monat bis zu fünf Jahren) entspricht dem gel-
tenden Recht (§ 348 Abs. 1 StGB). Der Entwurf sieht 
auch besonders schwere Fälle vor, deren Vroaus-
setzungen und Strafdrohung sich aus der gemein-
samen Vorschrift des § 308 Abs. 1 und 2 ergeben. 
Insoweit enthält der Entwurf aus den bereits zu 
§ 303 dargelegten Gründen im Vergleich zum gel-
tenden Recht, wo Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren 
angedroht ist (§ 348 Abs. 4 StGB), eine wesentliche 
Milderung. 

Absatz 2 behandelt die sogenannte mittelbare 
unwahre Beurkundung. Der Tatbestand ist dann ge-
geben, wenn jemand bewirkt, daß ein Amtsträger 
die in Absatz 1 umschriebene Handlung in gutem 
Glauben vornimmt. Der Sache nach handelt es sich 
hierbei um einen Fall der mittelbaren Täterschaft 
(vgl. § 29 Abs. 1), bei der jedoch der mittelbare 
Täter der unwahren Beurkundung nicht nach § 307 
Abs. 1 bestraft werden kann, weil ihm regelmäßig 
die besonderen persönlichen Eigenschaften des Amts-
trägers und der sachlichen Zuständigkeit fehlen. 
Öffentliche Urkunden müssen aber wegen ihrer all- 
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seitigen Beweiswirkung auch geschützt werden, 
wenn ihre inhaltliche Richtigkeit dadurch beeinträch-
tigt wird, daß gutgläubige Amtsträger durch listige 
oder unlautere Machenschaften Außenstehender bei 
der Beurkundung getäuscht werden. Hierfür ist wie 
im geltenden Recht eine besondere Vorschrift erfor-
derlich. 

Das Strafgesetzbuch regelt die mittelbare unwahre 
Beurkundung in einem Grundtatbestand (§ 271 StGB) 
und sieht eine Strafschärfung vor, wenn der Täter 
in der Absicht handelt, sich oder einem anderen 
einen Vermögensvorteil zu verschaffen oder einem 
anderen Schaden zuzufügen (§ 272 StGB). Diese Tat-
bestände entsprechen im Aufbau der Regelung der 
einfachen und der gewinnsüchtigen Urkundenfäl-
schung, wie sie vor der Strafrechtsangleichungsver-
ordnung vom 29. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 339) 
bestand (vgl. §§ 267, 268 a. F. StGB). Da der Entwurf 
diesen Aufbau bei der Urkundenfälschung aus den 
zu § 303 dargelegten Gründen nicht wieder auf-
nimmt, kann auch hier nicht anders verfahren wer-
den. Die tatbestandliche Unterscheidung zwischen 
einfacher und schwerer unwahrer Beurkundung wird 
deshalb aufgegeben. 

Der Entwurf sieht bei der mittelbaren unwahren 
Beurkundung im Tatbestand keine wesentlichen 
sachlichen Änderungen vor. In der Fassung vermei-
det er die überladene und schwer übersehbare Um-
schreibung der Tatbestandsmerkmale des § 271 StGB 
und lehnt sich eng an den Wortlaut des voraus-
gehenden Tatbestandes der unwahren öffentlichen 
Beurkundung an. Hierdurch soll zum Ausdruck kom-
men, daß der sachliche Anwendungsbereich der bei-
den Absätze vollständig übereinstimmt. Die Beson-
derheit des Absatzes 2 liegt lediglich darin, daß der 
Täter durch sein Verhalten bewirkt, daß ein Amts-
träger eine Beurkundung im Sinne des Absatzes 1 
in gutem Glauben vornimmt. Handelt der Amtsträ-
ger selbst bösgläubig und weiß der Täter das, so ist 
§ 307 Abs. 2 nicht anwendbar. Der außenstehende 
Täter ist dann vielmehr als Anstifter zu der vom 
Amtsträger begangenen unwahren öffentlichen Be-
urkundung zu bestrafen (§ 307 Abs. 1, §§ 30, 33 
Abs. 1). Dasselbe gilt, wenn der außenstehende Täter 
irrig annimmt, der Amtsträger handle bösgläubig 
(vgl. § 32). 

Absatz 3 erklärt für die Tatbestände der Ab-
sätze 1 und 2 den Versuch für strafbar. Das stimmt 
beim Tatbestand der unwahren öffentlichen Beur-
kundung mit der Regelung des Strafgesetzbuchs 
überein (§ 348 Abs. 3 StGB) ; bei der mittelbaren 
unwahren Beurkundung beschränkt das geltende 
Recht die Strafbarkeit des Versuchs jedoch auf die 
Fälle der gewinnsüchtigen Begehung (§ 272 Abs. 1, 
§ 43 Abs. 2 StGB). Bei der Ausgestaltung des Tatbe-
standes im Entwurf ist für diese Unterscheidung 
kein Raum; sie ist auch sachlich nicht geboten. 

Absatz 4 betrifft das Gebrauchen unwahrer 
öffentlicher Beurkundungen. Der Tatbestand ent-
spricht dem § 273 StGB. In Übereinstimmung mit 
dem geltenden Recht ist hier mit Beurkundung 
nicht der Vorgang der Beurkundung, sondern das 
Ergebnis dieser Tätigkeit gemeint. Der Tatbestand 
setzt wie in den Absätzen 1 und 2 eine inhaltlich un-
wahre Beurkundung voraus, die von einem Amts- 

§ 307 

träger innerhalb seiner sachlichen Zuständigkeit zu 
öffentlichem Glauben vorgenommen worden ist. Das 
bedeutet indessen nicht, daß diese unwahre Beur-
kundung auch auf die in den Absätzen 1 und 2 
umschriebene strafbare Weise zustande gekommen 
sein müßte. Vielmehr will der Tatbestand auch Be-
urkundungen miterfassen, deren unrichtiger Inhalt 
nicht auf strafbare Weise, sondern etwa durch einen 
Irrtum entstanden ist. Denn die Sicherheit des 
Rechtsverkehrs wird durch den Gebrauch solcher 
Beurkundungen ebenso beeinträchtigt, wie wenn der 
Täter eine Beurkundung verwendet hätte, die auf 
strafbare Weise herbeigeführt worden ist. Die 
Rechtsprechung hat diese Auffassung auch für das 
geltende Recht vertreten. Im Entwurf kommt sie da-
durch zum Ausdruck, daß der Begriff der unwahren 
Beurkundung, wie er in Absatz 4 verwendet wird, 
keinen Hinweis für eine solche Beschränkung ent-
hält. 

Nach der inneren Tatseite setzt der Tatbestand 
voraus, daß der Täter die unwahre Beurkundung 
zur Täuschung im Rechtsverkehr gebraucht und 
hierbei sicher weiß, daß ihr Inhalt unwahr ist. Das 
Tatbestandsmerkmal „wider besseres Wissen" schei-
det den Fall aus, daß der Täter nur mit der Möglich-
keit der Unwahrheit rechnet. Hierin liegt kein sach-
licher Unterschied zu § 273 StGB. Der Entwurf ver-
wendet jedoch den dort gebrauchten Ausdruck 
„wissentlich" in diesem Zusammenhang nicht mehr, 
weil der Begriff der Wissentlichkeit auch die sichere 
Voraussicht eines künftig eintretenden Umstandes 
umfaßt (§ 17 Abs. 2), eine solche Voraussicht aber 
schon aus Gründen der Logik nicht auf die Wahrheit 
oder Unwahrheit einer Tatsache bezogen werden 
kann. Auch in anderen Tatbeständen, wo das be-
stimmte Wissen des Täters von der Unwahrheit 
einer Tatsache vorausgesetzt ist, wird dieses Erfor-
dernis durch den Ausdruck „wider besseres Wissen" 
umschrieben (vgl. §§ 309, 444). 

Der Versuch des Gebrauchens einer unwahren 
Beurkundung ist, wie sich aus der Stellung des Ab-
satzes 3 ergibt, nicht strafbar. Hierin liegt eine 
Abweichung vom geltenden Recht, das den Versuch 
in den Fällen der gewinnsüchtigen Begehung für 
strafbar erklärt (vgl. §§ 273, 272 Abs. 1, § 43 Abs. 2 
StGB). Es besteht kein praktisches Bedürfnis, auch 
beim Gebrauchen einer unwahren Beurkundung die 
Strafbarkeit auf den Versuch auszudehnen. Denn 
dieser Tatbestand hat regelmäßig nur dann selbstän-
dige Bedeutung, wenn der Täter nicht bereits nach 
den Absätzen 1 oder 2, bei denen die Strafbarkeit 
des Versuchs vorgesehen ist, bestraft werden kann. 
Auf der anderen Seite vermeidet der Entwurf aber 
durch diese Regelung das mißliche Ergebnis, daß 
wegen Versuchs strafbar wird, wer von einer wah-
ren Beurkundung in der irrigen Meinung, sie sei 
unwahr, Gebrauch macht. 

Als Strafdrohung ist für die Tatbestände der 
Absätze 2 und 4 Gefängnis bis zu drei Jahren oder 
Strafhaft und bei Vorliegen eines besonders schwe-
ren Falles (§ 308) Gefängnis von sechs Monaten bis 
zu zehn Jahren festgesetzt. Das entspricht der Straf-
drohung für die Urkundenfälschung (§ 303). Auf das 
dort Gesagte wird verwiesen. 
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§§ 308, 309 
Absatz 5 dehnt die Tatbestände der Absätze 1, 

2 und 4 auf weitere praktisch wichtige Fälle aus. 

Die Nummer 1 führt auf dem Gebiet des Wahr-
heitsschutzes die Gleichstellung zwischen Urkunden 
und Beweiszeichen herbei. Beweiszeichen werden 
nicht nur im privaten Rechtsverkehr zum Beweis 
rechtserheblicher Tatsachen verwendet. In bestimm

-

tem Umfange dienen sie auch im amtlichen Verkehr 
dieser Aufgabe und entsprechen insoweit den öf-
fentlichen Urkunden. Als Beispiele für solche öffent-
liche Beglaubigungs- oder Bestätigungszeichen (öf-
fentliche Beweiszeichen) sind z. B. die amtlichen 
Eichzeichen und die Fleischbeschaustempel zu er-
wähnen. Der Schutz dieser öffentlichen Beweiszei-
chen kann indessen nicht weitergehen als der der 
öffentlichen Beurkundung. Der Beurkundung wird 
daher im Entwurf die von einem Amtsträger durch 
ein Beweiszeichen vorgenommene Bestätigung einer 
Tatsache gleichgestellt. Das bedeutet, daß die Vor-
schrift nur für solche öffentliche Beweiszeichen an-
wendbar ist, die im übrigen denselben Anforde-
rungen entsprechen, wie sie für die öffentliche Be-
urkundung vorausgesetzt sind. Daher werden nur 
solche öffentlichen Beweiszeichen auf ihre inhalt-
liche Richtigkeit geschützt, bei denen ein Amtsträ-
ger innerhalb seiner sachlichen Zuständigkeit die 
Bestätigung zu öffentlichem Glauben vorgenommen 
hat. Im übrigen kommen bei diesem Tatbestand — 
mit Rücksicht auf die tatsächlichen Verhältnisse, die 
es zu regeln gilt — nur solche Beweiszeichen in 
Betracht, die an einer Sache, auf die sich die Be-
weisaussage des Zeichens bezieht, angebracht sind. 

Die Numme r 2 stellt für die Absätze 1, 2 und  4 
die Träger von Ämtern der Religionsgesellschaften 
des öffentlichen Rechts den Amtsträgern gleich. 
Diese Gleichstellung ist geboten, weil auch kirch-
liche Amtsträger Beurkundungen vornehmen, die 
für den Rechtsverkehr von Bedeutung sind. Zu den-
ken ist namentlich an Eintragungen in Kirchenbü-
chern und an die Beurkundung von Auszügen aus 
solchen Büchern. 

§ 308 
Besonders schwere Fälle 

Die Vorschriften über besonders schwere Fälle sind 
für die Tatbestände der Fälschung und Unterdrük-
kung von Urkunden, Beweiszeichen, Tonträgern 
oder technischen Aufzeichnungen (§§ 303, 305, 306) 
und der unwahren öffentlichen Beurkundung (§ 307) 
der Einfachheit halber in einer Bestimmung zusam-
mengefaßt. 

Absatz 1 setzt die Strafdrohung für die beson-
ders schweren Fälle fest. Sie beträgt Gefängnis von 
sechs Monaten bis zu zehn Jahren und baut jeweils 
auf einem Regelstrafrahmen von Gefängnis bis zu 
drei Jahren oder Strafhaft auf. Lediglich in den 
Fällen des § 307 Abs. 1 ist der Regelstrafrahmen 
Gefängnis bis zu fünf Jahren, da ein Amtsvergehen 
vorliegt. Die vorgesehene allgemeine Strafdrohung 
für besonders schwere Fälle reicht auch für diesen 
Tatbestand aus. Im übrigen sind die Strafrahmen — 
auch im Hinblick auf ihre Abweichungen vom gel-
tenden Recht — bei den Einzelvorschriften, nament-
lich bei § 303, bereits begründet. Hierauf wird ver-
wiesen. 

Die Absätze 2 und 3 enthalten die Beispiels-
fälle, in denen in der Regel ein besonders schwerer 
Fall anzunehmen ist. Näheres zur rechtlichen Be-
deutung der Regelbeispiele ist in der Begründung 
zu § 62 dargelegt. 

In Absatz 2 erwähnt die Nummer 1 den Fall, 
daß durch die Tat schwere Nachteile für die Lebens-
verhältnisse eines anderen herbeigeführt werden. 
Das brauchen nicht unbedingt Vermögensnachteile 
zu sein. Ein besonders schwerer Fall kann auch dann 
vorliegen, wenn der Täter beispielsweise durch die 
hinterlistige Fälschung eines Briefes die Familien-
verhältnisse oder die Ehe des Betroffenen zerrüttet 
oder eine im öffentlichen Leben stehende Person 
um Ruf und Ansehen bringt. Als weitere Regelbei-
spiele führen die Nummern 2 und 3 die Bege-
hung der Tat aus Gewinnsucht und die gewerbs-
mäßige Begehung auf. In beiden Fällen ist der 
Unrechtsgehalt erheblich gesteigert, und zwar im 
einen Falle durch die verwerfliche Gesinnung des 
Täters und im anderen durch die erhöhte Gefahr, 
die der Sicherheit des Rechtsverkehrs dadurch droht, 
daß sich jemand durch Fälschungen eine dauernde 
Erwerbsquelle schafft. Absatz 3 zählt als Regel-
beispiele für besonders schwere Fälle schließlich be-
stimmte von Amtsträgern begangene Fälschungs-
handlungen auf. Allerdings sollen nach dem Ent-
wurf im Amt begangene Urkundenvergehen aus 
allgemeinen Gründen (vgl. dazu die Vorbemerkung 
zum 8. Titel des 5. Abschnitts „Straftaten gegen den 
öffentlichen Dienst") nicht stets wie im geltenden 
Recht (§ 348 StGB) allein wegen ihrer Eigenschaft 
als Amtsvergehen mit höherer Strafe bedroht wer-
den. Durch das Regelbeispiel kommt indessen zum 
Ausdruck, daß Fälschungshandlungen von Amtsträ-
gern, die an amtlich anvertrauten oder amtlich zu-
gänglich gewordenen Urkunden, Beweiszeichen, 
Tonträgern oder technischen Aufzeichnungen in der 
Absicht begangen werden, einem anderen Nachteil 
zuzufügen, so schwer wiegen, daß sie regelmäßig 
als besonders schwere Fälle zu kennzeichnen sind. 
Fälle des Unterdrückens im Sinne des § 303 Abs. 2 
allein oder in Verbindung mit § 305 und des § 306 
Abs. 2 sind jedoch im Unrechtsgehalt unter Um-
ständen milder zu beurteilen. Sie können daher für 
den vorn Gesetz vorausgesetzten Unrechtsgehalt 
eines besonders schweren Falles nicht als Leitbild 
dienen. 

§ 309 
Unwahre Gesundheitszeugnisse 

Wie im geltenden Recht werden auch im Entwurf 
Gesundheitszeugnisse nicht nur auf ihre Echtheit, 
sondern wegen ihrer Bedeutung im sozialen Leben 
auch auf ihre inhaltliche Richtigkeit geschützt. Je-
doch weicht die Regelung des Entwurfs im Aufbau, 
zum Teil auch im sachlichen Inhalt vom geltenden 
Recht ab. 

Eine dem § 277  StGB entsprechende, dem Echt-
heitsschutz dienende Sondervorschrift für Gesund-
heitszeugnisse hält der Entwurf für entbehrlich. Die 
Regelung des § 277 StGB ist auch sachlich nicht ge-
rechtfertigt, soweit sie sich im Tatbestand auf den 
Schutz bestimmter Stellen beschränkt und gegen-
über der allgemeinen Urkundenfälschung eine mil- 
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dere Strafe vorsieht. Die in § 277 StGB geregelten 
Tatbestände des Fälschens von Gesundheitszeug-
nissen und des unberechtigten Ausstellens eines 
Zeugnisses unter nicht zustehender Berufsbezeich-
nung und fremdem Namen sind stets Urkunden-
fälschungen und unterliegen nach dem Entwurf den 
allgemeinen Vorschriften. Es ist kein Grund dafür 
ersichtlich, diese Fälle einer milderen Strafdrohung 
zu unterstellen oder die Strafbarkeit wie beim zwei-
aktigen § 277 StGB erst beim Gebrauchmachen ein-
treten zu lassen. Auch der weitere Fall des § 277, 
daß der Täter lediglich unter einer ihm nicht zu-
stehenden Berufsbezeichnung ein Gesundheitszeug-
nis ausstellt, kann dann, wenn dadurch zugleich 
eine Täuschung über seine Person eintritt, Urkun-
denfälschung sein. Ist das nicht der Fall, und ist 
die Tat auch aus anderen rechtlichen Gründen, etwa 
als Betrug, nicht zu verfolgen, so bieten regelmäßig 
die Strafvorschriften zum Schutze der mißbrauchten 
Berufsbezeichnungen (vgl. z. B. § 16 der Reichsärzte-
ordnung vom 13. Dezember 1935, Reichsgesetzbl. I 
S. 1433; § 16 der Reichstierärzteordnung vom 3. April 
1936, Reichsgesetzbl. I S. 347; § 18 des Gesetzes über 
die Ausübung der Zahnheilkunde vom 31. März 
1952, Bundesgesetzbl.I  S. 221) ausreichende Mög-
lichkeiten für eine Bestrafung. Weiß der Täter, daß 
der Inhalt des Zeugnisses unwahr ist, so greift auch 
nach dem Vorschlag des Entwurfs § 309 ein (vgl. 
Absatz 3). 

Schließlich fehlt es an ausreichenden Gründen, 
den Strafschutz für Gesundheitszeugnisse, wie es in 
den §§ 277 bis 279 StGB geschieht, auf solche Zeug-
nisse zu beschränken, die zum Gebrauch bei einer 
Behörde oder einer Versicherungsgesellschaft be-
stimmt sind. Gefälschte oder unwahre Gesundheits-
zeugnisse können auch auf anderen Lebensgebieten 
schwere Folgen nach sich ziehen. Man denke etwa 
an den Fall, daß ein Bewerber für die Anstellung 
in einem gefährlichen Betrieb, wo besonders hohe 
Anforderungen an die körperliche Leistungsfähig-
keit, z. B. an die Schärfe der Sehkraft oder des Ge-
hörs, gestellt werden, ein unwahres Zeugnis vorlegt 
und hierdurch seine Anstellung bewirkt, ohne den 
gesundheitlichen Anforderungen zu entsprechen. 

Die Absätze 1 und 2 des § 3 09 ersetzen den 
§ 278 StGB. Der Kreis der Personen, deren Zeugnisse 
nach dieser Vorschrift auf ihre inhaltliche Richtig-
keit geschützt werden, grenzt der Entwurf indessen 
anders ab als das geltende Recht. Er spricht in die-
sem Zusammenhang nicht mehr wie § 278 StGB von 
„Ärzten und anderen approbierten Medizinalperso-
nen". Denn für eine sachgemäße Begrenzung des 
Tatbestandes ist der Begriff der „approbierten Me-
dizinalperson" oder eine ähnliche Sammelbezeich-
nung für Angehörige eines Heil- und Heilhilfsberufs 
mit staatlich geregelter Ausbildung und Zulassung 
nicht mehr geeignet. Ein staatlich anerkannter Aus-
bildungsgang, eine staatliche Prüfung und das Er-
fordernis der staatlichen Erlaubnis ist inzwischen 
auch bei solchen Heilberufen vorgeschrieben, deren 
Zeugnissen und Bestätigungen kein solches Ver-
trauen entgegengebracht wird, daß sie gleichen 
Schutz verdienten wie ärztliche Zeugnisse. Der Ent-
wurf engt daher den Tatbestand im Vergleich zum 
geltenden Recht ein und zählt auch um der Rechts-
sicherheit willen alle Berufsbezeichnungen einzeln  

§ 309 
auf, deren Träger der Strafdrohung des § 309 unter-
liegen. Hierbei werden neben den ärztlichen Beru-
fen auch die Heilpraktiker und Dentisten erwähnt. 
Das erscheint wegen der Tätigkeit dieser Berufs-
gruppen, die gleichfalls Gesundheitszeugnisse aus-
stellen, geboten. Allerdings hat die Nennung der 
Dentisten in diesem Zusammenhang nur noch für 
eine Übergangszeit Bedeutung, da nach §§ 8 ff., 19 
und 24 des bereits erwähnten Gesetzes über die 
Ausübung der Zahnheilkunde seit dem 1. April 1952 
keine Neuzugänge mehr zum Beruf des Dentisten 
möglich sind. Weiterhin nennt der Entwurf die 
Leiter und Bediensteten einer medizinischen Zwek-
ken dienenden Untersuchungsanstalt. Diese Erwei-
terung ist notwendig, weil auch solche Personen 
unter Umständen Zeugnisse ausstellen können, die 
den Körper- oder Gesundheitszustand eines Men-
schen betreffen. Insbesondere gilt das für Blutalko-
holuntersuchungen, die in Rechtsverfahren von 
großer Bedeutung sind und nicht selten in chem-
schen Untersuchungsanstalten oder auch in Lebens-
mitteluntersuchungsämtern durchgeführt werden. 
Abweichend vom geltenden Recht setzt der Entwurf 
jedoch nicht stets Gesundheitszeugnisse im eigent-
lichen Sinne voraus. Auch Zeugnisse über die Ge-
burt und den Tod eines Menschen werden durch die 
Vorschrift geschützt. Daher sind auch Hebammen 
und Leichenschauer, die hierüber Bescheinigungen 
auszustellen pflegen, besonders aufgeführt. Neu ist 
schließlich, daß der Entwurf nach Absatz 2 auch 
tierärztliche Zeugnisse des in Absatz 1 bezeichne-
ten Inhalts über ein Tier in den Strafschutz einbe-
zieht. Das ist geboten, da die tierärztlichen Zeug-
nisse namentlich aus Gründen der seuchen- und 
gesundheitspolizeilichen Überwachung Bedeutung 
haben können. 

In allen Fällen ist das Ausstellen solcher unrich-
tiger Zeugnisse nur strafbar, wenn es bei berufs-
mäßiger Ausübung der Heilkunde, Krankenpflege, 
Geburtshilfe oder Leichenschau geschieht. Der Ent-
wurf macht das dadurch deutlich, daß der Täter 
„als" Arzt oder Angehöriger einer in den Ab-
sätzen 1 und 2 bezeichneten Berufsgruppe tätig 
werden muß. Ein Arzt, der z. B. als Vater eine un-
richtige Bestätigung ausschreibt, um eine Schulver-
säumnis seines Sohnes zu entschuldigen, handelt 
daher nicht tatbestandsmäßig. 

Der Entwurf setzt nach der inneren Tatseite 
schließlich voraus, daß der Täter das unwahre Zeug-
nis „wider besseres Wissen" ausstellt. Hält ein 
Arzt es lediglich für möglich, daß er sich bei einer 
Bescheinigung über einen Krankheitsbefund geirrt 
haben könnte, so trifft ihn, auch wenn sein Zeugnis 
unrichtig ist, kein strafrechtlicher Vorwurf. Auch 
das geltende Recht (§ 278 StGB) läßt mit Recht be-
dingten Vorsatz zur Strafbarkeit nicht genügen, da 
es oft schwierig ist, Leiden und Krankheiten zuver-
lässig zu bestimmen und zu beurteilen. 

Hingegen beschränkt der Entwurf aus den bereits 
erwähnten Gründen den Tatbestand abweichend 
vom geltenden Recht nicht auf solche Zeugnisse, die 
zum Gebrauch bei einer Behörde oder Versiche-
rungsgesellschaft bestimmt sind. Es genügt wie bei 
den übrigen Urkundenstraftaten, daß der Täter „zur 
Täuschung im Rechtsverkehr" handelt. Den Tatbe- 
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§ 310 
stand verwirklicht daher nicht, wer ein solches un

-

richtiges Zeugnis nur deswegen ausstellt, um damit 
den Kranken oder einen Angehörigen zu beruhigen. 

Als Strafdrohung ist Gefängnis bis zu zwei 
Jahren, Strafhaft oder Geldstrafe vorgesehen. Das 
entspricht im Höchstmaß dem geltenden Recht (§ 278 
StGB). Die Strafdrohung bleibt gegenüber § 307 
Abs. 1 wesentlich zurück, weil die Verletzung der 
Amtspflicht, die sich ein Amtsträger bei einer un-
wahren Beurkundung zuschulden kommen läßt, re-
gelmäßig erheblich schwerer wiegt als die in § 309 
vorausgesetzte Verletzung der Berufspflicht. Die 
Mindeststrafe des § 278 StGB von einem Monat Ge-
fängnis hat der Entwurf nicht beibehalten, weil der 
Tatbestand gegenüber dem geltenden Recht erwei-
tert ist und daher auch leichtere Fälle vorkommen 
können, für die eine gerechte Ahndung möglich 
bleiben muß. 

Absatz 3 unterstellt auch diejenigen der Straf-
drohung dieser Vorschrift, die sich lediglich als 
Träger der in den Absätzen 1 und 2 bezeichneten 
Eerufe ausgeben. Durch diese Tatbestandserweite-
rung wird jedoch der in § 277 StGB geregelte Tat-
bestand des Ausstellens von Gesundheitszeugnissen 
unter nicht zustehender Berufsbezeichnung nur inso-
weit getroffen, als der Täter weiß, daß das von ihm 
ausgestellte Zeugnis unwahr ist. Ließe man es da-
bei bewenden, daß auch in einem solchen Falle regel-
mäßig eine Bestrafung wegen des Mißbrauchs der be-
treffenden Berufsbezeichnung eingreift, so würde der 
Unrechtsgehalt der Tat nicht ausgeschöpft. Zwar 
liegt in den Fällen des Absatzes 3 im Grunde le-
diglich eine schriftliche Lüge vor, die regelmäßig 
straffrei ist. Es ist aber hier zu berücksichtigen, daß 
von Unberechtigten ausgestellte Gesundheitszeug-
nisse als solche oft ohne Nachforschungen nicht er-
kennbar sind und daher für die Allgemeinheit 
dieselbe Gefahr bilden können wie unwahre Zeug-
nisse einer zur Ausstellung berechtigten Person. 
Kriminalpolitisch ist es daher geboten, ihnen in 
gleicher Weise zu begegnen. Im übrigen erscheint 
es nicht unbillig, in diesen Fällen den Täter straf-
rechtlich so haften zu lassen, wie wenn er die Stel-
lung innehätte, die er sich durch die Tat angemaßt 
hat. 

Absatz 4 bedroht den mit Strafe, der zur Täu-
schung im Rechtsverkehr unwahre Gesundheitszeug-
nisse gebraucht. Die entsprechende Vorschrift des 
geltenden Rechts (§ 279 StGB) wurde in der Recht-
sprediung auch auf Fälle angewendet, in denen der 
Täter ein unwahres Zeugnis gebraucht, das von 
einem Arzt in gutem Glauben an die Richtigkeit 
des Inhalts ausgestellt worden ist. Diese Auslegung 
kann, da sich der Tatbestand gegen jedermann 
richtet, zu unangemessenen Ergebnissen führen. Der 
Wortlaut des Entwurfs stellt daher klar, daß nur 
das Gebrauchen solcher unwahren Zeugnisse unter 
die Bestimmung fällt, die wider besseres Wissen 
unwahr ausgestellt worden sind. Dieser Umstand 
muß auch vorn Vorsatz dessen umfaßt sein, der von 
dem Zeugnis Gebrauch macht. Jedoch genügt inso-
weit bedingter Vorsatz. Auch hier entspricht d i e 
Strafdrohung im Höchstmaß dem geltenden 
Recht (§ 279 StGB). Neben Strafhaft sieht der Ent-
wurf für leichtere Fälle auch Geldstrafe vor. 

§ 310 
Mißbrauch von Ausweisen 

Von der Strafdrohung abgesehen, enthält die Vor-
schrift gegenüber dem geltenden Recht keine Neue-
rungen. Der geltende § 281 StGB wurde durch das 
Gesetz vom 4. September 1941 (Reichsgesetzbl. I 
S. 549) in das Strafgesetzbuch eingefügt. Bis dahin 
galt § 363 a. F. StGB der hei Handeln „zum Zwecke 
besseren Fortkommens" die Fälschung und den 
Mißbrauch von Pässen und sonstigen Legitimations-
papieren als Übertretungen behandelte, die in ihrem 
Bereich die Vorschriften über die Urkundenfälschung 
verdrängten. 

§ 281 StGB war bei seiner Einführung nicht ledig-
lich für die besonderen Verhältnisse und Bedürf-
nisse während des Krieges bestimmt. Auch ist er 
nicht etwa dem damals herrschenden polizeistaat-
lichen Denken entsprungen. Schon Jahrzehnte vorher 
war man sich allgemein darüber einig, daß der ur-
sprünglich vorgesehene strafrechtliche Schutz gegen 
den Mißbrauch von Ausweispapieren den tatsäch-
lichen Bedürfnissen nicht annähernd genüge und 
daß es nicht gerechtfertigt sei, Fälschungen von Aus-
weispapieren gegenüber anderen Urkundenfälschun-
gen besserzustellen. Dem entsprach auch die Rege-
lung in den früheren Entwürfen, auf die § 281 StGB 
im sachlichen Inhalt und im Wortlaut zurückgeht 
(vgl. § 240 E 1919, § 190 E 1925, § 210 E 1927/30). 

Die Gründe, die in diesen Entwürfen für die Ver-
stärkung des strafrechtlichen Schutzes von Ausweis-
papieren vorgebracht wurden, haben eher an Ge-
wicht zugenommen. Die modernen Lebens- und 
Verkehrsverhältnisse und das starke Anwachsen 
des Reiseverkehrs machen es Verbrechern und geg-
nerischen Agenten verhältnismäßig leicht, sich dem 
Zugriff der Behörden zu entziehen. Meist haben 
solche Personen Verbindung zu Stellen, die die Fäl-
schung von Pässen und Ausweisen geschäfts- und 
berufsmäßig betreiben und in der Nachahmung 
echter Papiere einen hohen Grad von Vollkommen-
heit erreicht haben. Solche Fälschungen erschweren 
die Überwachung des Fremdenstroms beträchtlich. 
Sie behindern damit die Aufdeckung schwerer Ver-
brechen, leisten weiteren Vorschub und bilden hier-
durch eine schwere Gefahr für die Allgemeinheit. 
Um dem zu begegnen, unterstellt der Entwurf jede 
Art der Ausweisfälschung entgegen dem früheren 
Recht nicht nur den allgemeinen Vorschriften über 
die Urkundenfälschung; er dehnt darüber hinaus in 
§ 318 die Strafbarkeit auch auf die Vorbereitung der 
Ausweisfälschung aus, um namentlich das geschäfts- 
und berufsmäßige Herstellen unechter Ausweise in 
Fälscerhwerkstätten nachdrücklich zu bekämpfen 
(vgl. die Begründung zu § 318). 

Aber nicht nur Fälschungshandlungen, auch das 
mißbräuchliche Verwenden echter Ausweispapiere 
kann ähnliche Gefahren in sich bergen und darüber 
hinaus auch andere, mit der Einführung des gesetz-
lichen Ausweiszwanges im Bundesgebiet (vgl. § 1 des 
Gesetzes über Personalausweise vom 19. Dezember 
1950, Bundesgesetzbl. S. 807; § 2 des Gesetzes über 
das Paßwesen vom 4. März 1952, Bundesgesetzbl. I 
S. 290) verfolgte Zwecke beeinträchtigen. Es ist 
daher kriminalpolitisch notwendig, den Rechtsver-
kehr auch hiervor zu schützen. Es ist hierbei auch 
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§§ 311, 312 

an Ausweise zu denken, die dem berechtigten Inha-
ber Bezugsrechte oder Vergünstigungen vermitteln 
(z. B. Flüchtlingsausweise, Kriegsbeschädigtenaus-
weise) und deren Mißbrauch nicht in allen Fällen 
unter den Tatbestand des Betruges fällt. 

Die neue Vorschrift des § 310 behandelt die bei-
den in § 281 Abs. 1 StGB geregelten Tatbestände 
des Überlassens und Gebrauchens echter für einen 
anderen ausgestellter Ausweispapiere der besseren 
Übersicht wegen in zwei getrennten Absätzen. 
Ihrem sachlichen Inhalt nach weichen sie ebenso-
wenig vom geltenden Recht ab wie Absatz 3, der die 
den Ausweisen gleichstehenden Papiere behandelt. 

Die Strafdrohung des § 281 StGB, die nach 
Art und Höhe stark übersetzt ist, hat der Entwurf 
auf Gefängnis bis zu einem Jahr, Strafhaft oder 
Geldstrafe herabgesetzt. Die für einzelne Ausweis-
papiere geltenden besonderen Strafvorschriften, die 
z. B. in § 3 des Gesetzes über Personalausweise und 
§ 11 des Gesetzes über das Paßwesen enthalten 
sind, läßt die Regelung des § 310 unberührt. 

§ 311 
Grenzverrückung 

Die Vorschrift ist erforderlich, da die allgemeinen 
Tatbestände über Beweiszeichen für den Schutz von 
Grenz- und Wasserstandszeichen nicht ausreichen. 
Das liegt daran, daß Grenz- und Wasserstandszei-
chen vielfach den begrifflichen Voraussetzungen für 
Beweiszeichen nicht genügen, weil es ihnen oft an 
der Erkennbarkeit des Ausstellers fehlt (vgl. § 304 
Abs. 2). Durch eine besondere Vorschrift kann auch 
di Umschreibung der Tathandlungen besser auf die 
Eigenart der bei Grenz- und Wasserstandszeichen 
in Frage kommenden Täuschungshandlungen abge-
stimmt werden. 

Gegenüber der entsprechenden Vorschrift des 
geltenden Rechts (§ 274 Abs. 1 Nr. 2 StGB) weist 
der Entwurf einige Änderungen auf. Den geschützten 
Gegenstand bezeichnet er nicht mehr wie das gel-
tende Recht als „einen Grenzstein oder ein anderes 
zur Bezeichnung einer Grenze oder eines Wasser-
standes bestimmtes Merkmal", sondern spricht 
schlichter von einem „trenz- oder Wasserstands-
zeichen". Die Worte „wegnimmt" und „vernichtet" 
werden durch den allgemeineren Ausdruck „besei-
tigt" und das Wort „verrückt" durch die klarere 
Wendung '„an eine unrichtige Stelle rückt" ersetzt. 
Bei der Umschreibung des inneren Tatbestandes 
setzt der Entwurf nicht mehr die „Absicht, einem 
anderen Nachteil zuzufügen" voraus, sondern läßt 
es wie bei den anderen Urkundenstraftaten genü-
gen, daß der Täter „zur Täuschung im Rechtsver-
kehr" handelt. 

Geld- und Wertzeichenfälschung 
Die Vorschriften des Strafgesetzbuches über die 

Münzverbrechen und Münzvergehen haben sich in 
der Praxis im allgemeinen bewährt. Der Entwurf 
knüpft deshalb in Übereinstimmung mit allen 
früheren Entwürfen an diese Regelung an und be-
schränkt sich darauf, ihre Grundgedanken weiter 
auszubauen und die Tatbestände zu vereinfachen. 
Über den Rahmen der §§ 146 bis 152 StGB hinaus 

nimmt er jedoch auch die Fälschung amtlicher Wert-
zeichen wegen ihrer engen Verwandtschaft mit der 
Geldfälschung in diesen Titel auf und ersetzt damit 
eine größere Anzahl von Bestimmungen, die jetzt 
im Strafgesetzbuch und in mehreren Nebengesetzen 
verstreut sind. 

Eine wichtige Ergänzung der Vorschriften über 
Geldfälschung bildet die dem geltenden Recht weit-
gehend entsprechende Bestimmung des § 5 Abs. 1 
Nr. 5. Sie sieht für Taten dieser Art unabhängig 
vom Recht des Tatorts die Geltung des deutschen 
Strafrechts vor. 

§ 312 
Geldfälschung 

Die Vorschrift ist mit einer wesentlich vereinfach-
ten Fassung den §§ 146 und 147 StGB nachgebildet, 
jedoch sachlich in verschiedener Richtung gering-
fügig erweitert. 

Keine ins Gewicht fallende Änderung des gelten-
den Rechts ergibt sich daraus, daß in Absatz 1 
Nr. 1 bei den Fälschungshandlungen im engeren 
Sinne nur noch von „Nachmachen" und „Verfäl-
schen" gesprochen wird. Die in § 146 StGB enthal-
tene ausführliche Beschreibung, die voraussetzt, daß 
Geld nachgemacht, echtem Gelde durch Veränderung 
der Schein eines höheren Wertes oder verrufenem 
Gelde durch Veränderung das Ansehen eines noch 
geltenden gegeben wird, ist durch die Begriffe des 
Nachmachens und Verfälschens voll gedeckt. Die 
Neufassung ist allerdings insofern weiter, als sie 
auch Fälle erfaßt, in denen jemand echtem Gelde 
durch Verfälschen den Anschein eines geringeren 
Wertes gibt. Abgesehen davon, daß derartige Ver-
fälschungen in der Praxis kaum vorkommen wer-
den, besteht kein Grund, sie aus dem Tatbestand 
auszunehmen; denn auch durch sie wird die Sicher-
heit des Geldverkehrs beeinträchtigt. Dem geringe-
ren Unrechtsgehalt solcher Taten kann das Gericht 
durch Annahme eines minder schweren Falles 
Rechnung tragen. 

Daß nach Absatz 1 Nr. 2 Strafbarkeit schon 
dann eintritt, wenn jemand falsches Geld in der 
Absicht, daß es als echt in Verkehr gebracht werde, 
sich oder einem anderen verschafft, einem anderen 
überläßt oder in den räumlichen Geltungsbereich 
dieses Gesetzes einführt, ist ebenfalls nur eine ge-
ringfügige Erweiterung des geltenden Rechts. Nach 
§ 147 StGB wird vorausgesetzt, daß der Täter fal-
sches Geld, das er sich verschafft hat, entweder in 
Verkehr bringt oder zum Zwecke der Verbreitung 
aus dem Ausland einführt. Die Neufassung ist inso-
fern weiter, als sie in größerem Umfang Handlungen 
erfaßt, die dem Inverkehrbringen des falschen Gel-
des vorausgehen. Bei der Gefährlichkeit solcher 
Handlungen ist die Ausdehnung berechtigt; sie ist 
jedoch praktisch nur wenig bedeutsam, weil die Vor-
schriften über Versuch und Beihilfe überwiegend 
schon jetzt eine Bestrafung nach § 147 StGB ermög-
lichen. 

Obwohl der Tatbestand der Geldfälschung mit 
dem der Urkundenfälschung (§ 303) inhaltlich zum 
Teil übereinstimmt, bedient sich der Entwurf einer 
unterschiedlichen Ausdrucksweise. In Anlehnung an 
§ 146 StGB verwendet er den allgemein gebräuch- 
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§§ 313, 314 
lichen Ausdruck des „Nachmachens" von Geld und 
vermeidet es namentlich aus sprachlichen Gründen, 
den Begriff der „Herstellung unechten Geldes" ein-
zuführen. Dieser würde auch dazu zwingen, inner-
halb des Tatbestandes zwischen „echt" einerseits 
und „unecht oder verfälscht" andererseits einen 
begrifflichen Gegensatz zu bilden, was aus Gründen 
der Logik nicht ganz unbedenklich wäre. Außerdem 
besteht im Bereich der Geldfälschung die Möglich-
keit, das nachgemachte und verfälschte Geld unter 
dem gemeinsamen Oberbegriff „falsches Geld" zu-
sammenzufassen. Während bei der Urkundenfäl-
schung eine solche Zusammenfassung zu dem un-
richtigen Schluß verleiten könnte, daß auch unwahre 
Urkunden gemeint seien, tritt diese Schwierigkeit 
hier nicht auf; denn im Geldverkehr kann es sich 
immer nur um den Echtheits- und nicht um den 
Wahrheitsschutz handeln. 

Die Regelstrafdrohung für die Geldfälschung 
entspricht der des geltenden Rechts. Für minder 
schwere Fälle sieht der Entwurf jedoch eine Min-
deststrafe von drei Monaten Gefängnis vor. Die in 
§ 146 Abs. 2 StGB vorgesehene Möglichkeit, bei 
Vorliegen mildernder Umstände auf das gesetz-
liche Mindestmaß der Gefängnisstrafe herabzugehen, 
wird der Schwere und der kriminalpolitischen Be-
deutung der Geldfälschungsverbrechen nicht gerecht. 
Wo ein Bedürfnis nach geringerer Bestrafung be-
steht, wird es sich regelmäßig um das Abschieben 
von Falschgeld handeln, das in § 314 besonders ge-
regelt ist. 

§ 313 
Münzverringerung 

Die Vorschrift scheidet in Übereinstimmung mit 
§ 150 StGB die Münzverringerung aus dem Tat-
bestand der allgemeinen Geldfälschung aus. Sie 
wird an dieser Stelle besonders behandelt, weil sie 
im Regelfall weniger strafwürdig ist; denn bei ihr 
fehlt es an der für die Geldfälschung sonst kenn-
zeichnenden Vermehrung des Volumens der um-
laufenden Zahlungsmittel. 

Im einzelnen ist der Tatbestand einfacher als bis-
her gestaltet und den Vorschriften des § 312 ange-
paßt. Absatz 3 sieht für die gewerbsmäßige 
Begehung der Tat eine Strafschärfung vor. Er er-
möglicht es, gegen Täter, die aus der Münzver-
ringerung eine dauernde Einnahmequelle machen, 
mit aller Strenge vorzugehen. 

§ 314 
Abschieben von Falschgeld 

Die Vorschrift über das Abschieben von Falsch-
geld enthält, nachdem durch die §§ 312 und 313 
jedes Inverkehrbringen falschen oder verringerten 
Geldes unter Strafe gestellt ist, ein besonderes mil-
deres Gesetz für die Fälle, in denen solches Geld 
als echt oder gültig erlangt und vom Empfänger 
weitergegeben wird, nachdem er die Unechtheit 
oder Ungültigkeit erkannt hat. Die mildere Beur-
teilung beruht auf dem Gedanken, daß für den, der 
versehentlich Falschgeld als echt erlangt hat, die 
Versuchung der Weitergabe zur Abwälzung des ihm 
entstandenen Schadens besonders groß ist und daß 
eine Bestrafung wegen Geldfälschung ihn deshalb 

zu hart treffen würde. Diese Erwägung trifft — im 
Gegensatz zur Regelung des geltenden Rechts 
(§ 148 StGB) — nicht nur für den Fall zu, daß der 
Täter das falsche oder verringerte Geld selbst er-
langt und auch selbst weitergegeben hat. Nach dem 
Grundgedanken der Regelung ist es vielmehr ge-
rechtfertigt, auch den Täter milder zu bestrafen, der 
falsches oder verringertes Geld weitergibt, das ein 
anderer für ihn als echt oder gültig erlangt hat. 
Darüber hinaus droht Absatz 2 auch noch für den 
Fall mildere Strafe an, daß jemand falsches oder 
verringertes Geld für einen anderen uneigennützig 
abschiebt. Wenn dieser Sachverhalt auch durch den 
Gedanken der Abwälzung eigenen Schadens auf 
einen anderen nicht mehr erfaßt wird, so ist es doch 
zweckmäßig, ihn in die Strafmilderung einzube-
ziehen. Denn es ist hier vornehmlich an Fälle zu 
denken, in denen jemand einem anderen, dem es 
selbst an Mut oder Gelegenheit zum Abschieben 
fehlt, dazu lediglich in dessen Interesse behilflich 
ist. Um der Gefahr eines Mißbrauchs zu begegnen, 
ist die mildere Strafvorschrift nur anwendbar, wenn 
der einspringende Dritte uneigennützig handelt, 
d. h. wenn Beweggrund zur Tat nicht sein eigener 
Vorteil ist. Diese damit vorausgesetzte innere Ein-
stellung des Täters wird allerdings nicht unbedingt 
dadurch ausgeschlossen, daß ihm nach der Tat ein 
Entgelt gewährt wird, das im wesentlichen nur der 
Anerkennung einer Gefälligkeit dient. Zu denken 
ist dabei nament lich an die in der Praxis keines-
wegs seltenen Fälle, in denen wirtschaftlich Ab-
hängige, etwa Angestellte oder Lehrlinge, von 
ihren Dienstherren zum Abschieben von Falschgeld 
veranlaßt werden. Sie tun das meistens nicht ihres 
eigenen Vorteils wegen, sondern ausschließlich im 
Interesse des Dienstherrn, dessen Geschäft sie 
besorgen. 

Der Tatbestand setzt voraus, daß der Täter das 
Geld als echt oder gültig „erlangt" hat. Dadurch soll 
in Übereinstimmung mit der Rechtsprechung zu 
§ 148 StGB zum Ausdruck gebracht werden, daß es 
auf die Art des Erwerbsaktes nicht ankommt. Auch 
wer das falsche oder verringerte Geld unrechtmäßig, 
etwa durch Diebstahl, Fundunterschlagung oder 
Betrug, erlangt hat, soll der milderen Bestrafung 
teilhaftig werden. Wenn dadurch eine Erweiterung 
des Tatbestandes gegenüber dem kriminalpolitischen 
Bedürfnis nach milderer Bestrafung eintritt, so ist 
das bewußt in Kauf genommen worden; denn eine 
auf den Grundgedanken der Vorschrift beschränkte 
und zugleich den rechtsstaatlichen Erfordernissen 
genügende Abgrenzung läßt sich kaum finden. Ins-
besondere ist darauf verzichtet worden, den Ge-
sichtspunkt der Schadensabwälzung unmittelbar in 
den Tatbestand aufzunehmen, weil dadurch Fälle 
aus dem Anwendungsbereich ausgeschieden wür-
den, die einbezogen bleiben müssen; dabei ist etwa 
an Täter zu denken, die das falsche oder verringerte 
Geld durch Schenkung oder durch Betteln erlangt 
haben. Überhaupt ist das Merkmal des „Erlangens" 
weit auszulegen. Es ist auch verwirklicht, wenn 
jemand das falsche oder verringerte Geld für einen 
anderen, z. B. als Kassierer, empfangen und für ihn 
wieder ausgegeben hat. 

Im Gegensatz zu § 148 StGB stellt der Entwurf 
nicht mehr ausdrücklich darauf ab, daß der Täter 
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das Geld „nach erkannter Unechtheit" weitergibt. 
Dadurch wird die in der Rechtsprechung hervor-
getretene Streitfrage in bejahendem Sinne beant-
wortet, ob ein Handeln mit bedingtem Vorsatz, der 
sich auf die Unechtheit des weitergegebenen Gel-
des bezieht, ausreicht. 

Mit Rücksicht auf die Tatsache, daß die mildere 
Bestrafung nach § 314 auch in Frage kommt, wenn 
im Einzelfall dafür ein unabweisbares kriminal-
politisches Bedürfnis nicht besteht, ist das Höchst-
maß der Gefängnisstrafe gegenüber dem geltenden 
Recht von drei Monaten auf ein Jahr heraufgesetzt 
worden. 

§ 315 
Wertzeichenfälschung 

Der Entwurf faßt die im geltenden Recht ver-
streuten Strafvorschriften gegen das Nachmachen 
und Verfälschen amtlicher Wertzeichen, wie sie 
sich in § 275 StGB, in mehreren Steuergesetzen und 
in den Sozialversicherungsgesetzen finden, zusam-
men und erweitert sie zugleich nach verschiedenen 
Richtungen. Bisher beschränkt sich der Schutz im 
Strafgesetzbuch auf Stempel- und Postwertzeichen, 
in den genannten Nebengesetzen auf eine Reihe 
von Steuerzeichen und auf amtliche Versicherungs-
marken. Dabei sind die geschützten Arten von Zei-
chen in den verschiedenen Gesetzen einzeln aufge-
führt. Um den Grundgedanken des strafrechtlichen 
Schutzes der Wertzeichen klarer hervortreten zu 
lassen und eine künftige Ergänzung durch neue 
Sondervorschriften überflüssig zu machen, wird auf 
die Einzelaufzählung verzichtet und der Strafschutz 
allgemein auf alle in- und ausländischen Wert-
zeichen erstreckt (vgl. dazu auch § 317). Dabei um-
faßt der Begriff des „Wertzeichens" im wesentlichen 
alle Zeichen, die unter demselben rechtlichen Ge-
sichtspunkt schon nach geltendem Recht geschützt 
sind, namentlich also auch Stempel- und andere 
Wertmarken sowie Stempelabdrucke und Auf-
drucke, die auf Postsendungen zur Freimachung an-
gebracht werden. Frühere Entwürfe haben dem-
gegenüber die Wertmarken sowie die postalischen 
Freistempel und Freidrucke ausdrücklich erwähnt 
und sie den Wertzeichen gleichgestellt (vgl. z. B. 
§ 218 E 1927/30; § 400 E 1936). Hinsichtlich der 
Stempelabdrucke, die auf Postsendungen zur Frei-
machung angebracht werden, ist diese Gleichstel-
lung durch Artikel 3 des Gesetzes über die Welt-
postvereinsverträge und den strafrechtlichen Schutz 
von Freistempelabdrucken vom 23. November 1921 
(Reichsgesetzbl. S. 1375) ausdrücklich ausgesprochen 
worden, da die vor dem 3. Strafrechtsänderungs-
gesetz vom 4. August 1953 (Bundesgesetzbl.I S.735) 
geltende Fassung des § 275 noch von Postfreimar-
ken sprach. Dafür besteht angesichts der neuen 
Fassung jedoch kein sachliches Bedürfnis, weil die 
Wertzeicheneigenschaft solcher Marken, Stempel 
und Drucke offen zutage liegt. 

Die Tatbestände der Wertzeichenfälschung leh-
nen sich eng an die entsprechenden Vorschriften 
über Geldfälschung an. Absatz 1 Nr. 1 ist aller-
dings gegenüber § 312 Abs. 1 Nr. 1 insofern erwei-
tert, als die Absicht des Täters nicht nur auf das 
Inverkehrbringen der falschen Wertzeichen, sondern 

§ 315 
auch auf ihre Verwendung gerichtet sein kann. Die 
Notwendigkeit dieser Erweiterung folgt aus der 
Tatsache, daß die Wertzeichen in gewissen Fällen 
ihrer Bestimmung gemäß verwendbar sind, ohne 
daß sie zugleich in Verkehr gebracht werden müs-
sen. Die früheren Entwürfe haben überhaupt nur 
auf die Absicht der Verwendung abgestellt und 
damit zum Ausdruck bringen wollen, daß lediglich 
die bestimmungsmäßige Verwendung des Wert-
zeichens gemeint sei und daß deshalb die Fälschung 
von Wertzeichen in der Absicht, sie an Sammler 
als echt zu verkaufen, nicht erfaßt werde. Diese 
Einschränkung ist, wie sich aus dem Merkmal des 
Inverkehrbringens ergibt, bewußt aufgegeben wor-
den; denn es besteht in allen Fällen dieser Art die 
Gefahr, daß das vom Täter in Verkehr gebrachte 
Wertzeichen nicht nur als Sammelobjekt, sondern 
seiner eigentlichen Bestimmung gemäß weiterver-
wendet wird. 

In Absatz 1 Nr. 3 wird als Begehungsform 
neben dem Verwenden und Inverkehrbringen der 
falschen Wertzeichen auch das Feilhalten aufge-
führt. Da es sich hier — anders als beim Geld  — 
um  Gegenstände handelt, die gegen Geld erworben 
werden, könnten Zweifel entstehen, ob das Feil-
halten schon als Beginn des Inverkehrbringens oder 
nur als Vorbereitungshandlung dazu anzusehen 
wäre. 

Den Regelstrafrahmen für die Wertzeichen-
fälschung, der nach § 275 StGB Gefängnis nicht 
unter drei Monaten beträgt, ermäßigt der Entwurf 
mit Rücksicht auf den erweiterten Tatbestand auf 
das gesetzliche Mindestmaß der Gefängnisstrafe. 
Jedoch wird für gewerbsmäßig begangene Taten 
Gefängnis nicht unter sechs Monaten vorgesehen 
(Absatz 3) und damit den Gerichten ermöglicht, 
gegen Täter, die aus der Wertzeichenfälschung eine 
dauernde Einnahmequelle machen, mit aller Strenge 
vorzugehen. 

Absatz 2 sieht für Taten nach Absatz 1, denen 
lediglich die Beseitigung des Entwertungszeichens 
an einem bereits verwendeten amtlichen Wert-
zeichen zugrunde liegt, eine mildere Strafe vor. In 
§ 276 StGB und den früheren Entwürfen wird dieser 
Fall unter dem Gesichtspunkt der Wiederverwen-
dung von Wertzeichen als selbständiger Tatbestand 
behandelt. Da jedoch ein amtliches Wertzeichen 
diesen Charakter mit der Anbringung des Entwer-
tungszeichens einbüßt, muß dessen Entfernung als 
Herstellung eines unechten Wertzeichens angesehen 
werden mit der Folge, daß an sich der Absatz 1 
unmittelbar anwendbar wäre. Diesem Ergebnis 
beugt Absatz 2 durch eine Milderung des Straf-
rahmens vor; denn es bedarf keiner weiteren Be-
gründung, daß der Unrechts- und Schuldgehalt der 
Tat allgemein geringer ist, wenn sie sich lediglich 
auf ein bereits verwendetes und entwertetes amt-
liches Wertzeichen bezieht. Zu denken ist dabei 
etwa an die einmalige Wiederverwendung gering-
wertiger Briefmarken nach Beseitigung des Ent-
wertungszeichens, die häufig ohne besondere Schwie-
rigkeit, insbesondere ohne Anwendung technischer 
Mittel möglich ist. Absatz 2 ist allerdings nicht nur 
wegen dieses dogmatischen Zusammenhangs in den 
§ 315 übernommen worden. Über seinen Inhalt hin- 
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§ 316 
aus besteht für einen selbständigen Strafschutz 
gegen die Wiederverwendung von Wertzeichen, wie 
ihn § 276 StGB vorsieht, kein ausreichendes krimi-
nalpolitisches Bedürfnis. Solches Verhalten kann 
nach den Vorschriften über Betrug (§ 252) oder Ab-
gabenhinterziehung angemessen geahndet werden. 
Soweit es wegen des geringen Unrechtsgehalts von 
Taten dieser Art zweckmäßig erscheint, auch die 
Anwendbarkeit des Betrugstatbestandes oder der 
Vorschriften über Abgabenhinterziehung auszu-
schließen, kann dies nicht allgemein, sondern nur 
für bestimmte Arten von Wertzeichen geschehen; 
insoweit dürfte sich dann die Einführung von Ord-
nungswidrigkeiten empfehlen. Einer Ersatzvorschrift 
für § 276 StGB bedarf es danach nur insoweit, als 
es sich um Fälle der Beseitigung des Entwertungs-
zeichens handelt. Diese aber ihrer rechtlichen Natur 
entsprechend als Wertzeichenfälschung zu kenn-
zeichnen und lediglich mit milderer Strafe zu be-
drohen, erscheint aus dogmatischen Gründen folge-
richtig. Wenn der Täter allerdings gewerbsmäßig 
handelt, ist Absatz 3 anwendbar; insoweit ist ein 
Bedürfnis nach milderer Bestrafung nicht erkennbar. 

Durch die Tatbestände der Wertzeichenfälschung 
erfüllt die Bundesrepublik Deutschland zugleich 
einen wesentlichen Teil ihrer Verpflichtungen aus Ar-
tikel 47 des Weltpostvertrages vom 3. Oktober 1957 
(Bundesgesetzbl. 1960 II  S. 697, 699). Allerdings ist — 
in  gewissem Gegensatz zu dem Inhalt des Abkom-
mens — bewußt darauf verzichtet worden, den 
Strafschutz des § 315 auch auf solche Postwert-
zeichen zu erstrecken, die bereits aus dem Verkehr 
gezogen worden sind. Postwertzeichen, die infolge 
amtlichen Aufrufs den in ihnen angegebenen Wert 
nicht mehr repräsentieren, haben ihre Wertzeichen

-

eigenschaft eingebüßt und können deshalb unter 
diesem Gesichtspunkt strafrechtlich nicht mehr ge-
schützt sein. Die Einbeziehung der außer Kurs ge-
setzten Wertzeichen würde den einheitlichen Cha-
rakter der Tatbestände des § 315 zerstören und 
einem gänzlich andersartigen Rechtsgut Schutz ver-
leihen. Insbesondere wäre bei einer solchen Erwei-
terung die Strafdrohung mit dem Mindestmaß von 
einem Monat Gefängnis nicht zu halten. Im übrigen 
beruht die Regelung des Entwurfs auf der Vor-
stellung, daß der Verkehr mit nicht mehr gültigen 
Wertzeichen im Bereich des kriminellen Strafrechts 
durch die Strafdrohung gegen Betrug ausreichend 
geschützt ist und daß allenfalls erwogen werden 
kann, jeden Zweifel an der vollständigen Erfüllung 
des Weltpostvertrages dadurch auszuräumen, daß 
gewisse Fälschungshandlungen, die sich auf außer 
Kurs gesetzte Postwertzeichen beziehen, als Ord-
nungswidrigkeiten mit Geldbuße bedroht werden. 

§ 316 
Wertpapiere 

Die Vorschrift ist dem § 149 StGB nachgebildet, 
ihm gegenüber jedoch nach verschiedener' Richtung 
geändert. Das geltende Recht stellt nur bestimmte 
Inhaberpapiere dem Gelde gleich und unterwirft sie 
damit dem besonderen Strafschutz gegen Geldfäl-
schung. Der Entwurf geht über diesen Rahmen hin-
aus. Die Neufassung beruht auf der Überlegung, 
daß es gewisse Wertpapiere gibt, die im Geschäfts-

verkehr wegen ihres massenhaften Vorkommens 
und ihrer damit zusammenhängenden, dem Papier-
geld ähnlichen tatsächlichen Ausstattung besonderes 
Vertrauen genießen und deshalb meist ohne sorg-
fältige Prüfung ihrer Echtheit den Besitzer wechseln. 
Diese Papiere sind in einem über die Vorschriften 
der Urkundenfälschung hinausgehenden Maße 
schutzwürdig. Nun treffen die genannten Voraus-
setzungen weder für alle Inhaberpapiere zu, noch 
sind sie auf diese beschränkt. In den Nummern 1 
bis 7 werden deshalb die Papiere, die demselben 
Strafschutz wie das Geld unterworfen werden sollen, 
einzeln aufgezählt; für die Auswahl waren dabei 
sowohl die rechtliche Ausgestaltung des Papiers wie 
auch seine praktische Bedeutung und die verschie-
denen Arten seiner Verwendung im Wirtschafts-
leben maßgebend. Zu dem Katalog, der überwiegend 
keiner besonderen Erläuterung bedarf, wird im 
einzelnen folgendes bemerkt: 

Die in Nummer 1 vorgesehene Beschränkung 
des besonderen Strafschutzes auf Inhaberschuldver-
schreibungen, in denen die Zahlung einer bestimm-
ten Geldsumme versprochen wird, dient der Anpas-
sung an § 795 BGB in der Fassung des Gesetzes 
über die staatliche Genehmigung der Ausgabe von 
Inhaber- und Orderschuldverschreibungen vom 
26. Juni 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 147). Sie berück-
sichtigt die Tatsache, daß Inhaberschuldverschrei-
bungen, die nicht auf Geld lauten, weder zahlen-
mäßig noch nach ihrem tatsächlichen Umlauf eine 
bemerkenswerte Rolle spielen. Dagegen müssen 
Orderschuldverschreibungen, die Teile einer Ge-
samtemission sind und in denen die Zahlung einer 
bestimmten Geldsumme versprochen wird, in den 
Katalog aufgenommen werden. Sie sind durch Ein-
führung der Genehmigungspflicht nach § 808a BGB 
in der Fassung des erwähnten Gesetzes den Inha-
berschuldverschreibungen, in denen die Zahlung 
einer bestimmten Geldsumme versprochen wird, 
rechtlich gleichgestellt worden und kommen am 
Kapitalmarkt in erheblichem Umfang vor. — Num-
mer 3 bezieht — in Abweichung vom geltenden 
Recht — nicht nur Inhaberaktien, sondern auch 
Namensaktien in den erhöhten Strafschutz ein. 
Namensaktien sind überwiegend so ausgestaltet, 
daß sie wie Inhaberaktien am Wertpapierverkehr 
teilnehmen. Hingegen werden Zwischenscheine 
(Interimsscheine) und Quittungen, die den Aktio-
nären vor Ausgabe von Aktienurkunden erteilt 
werden, nicht mehr demselben Strafschutz wie die 
Aktien selbst unterstellt. Diese Urkunden treten im 
Verkehr nicht in Massen auf und haben auch keine 
dem Papiergeld ähnliche Ausstattung. Die in den 
Nummern 6 und 7 genannten Kreditbriefe und 
Reiseschecks sind in den letzten Jahren zu wichti-
gen Mitteln des internationalen Geldverkehrs ge-
worden. Ihr erhöhter strafrechtlicher Schutz ist 
deshalb schon von der 3. Internationalen Konferenz 
zur Bekämpfung des Falschgeldunwesens empfohlen 
worden, die vom 15. bis 21. Juni 1950 im Haag 
stattgefunden hat. Unter Reiseschecks sind Wert-
papiere zu verstehen, die von inländischen oder 
ausländischen Kreditinstituten unter der Bezeich-
nung „Reisescheck" oder einer entsprechenden 
fremdsprachigen Bezeichnung ausgegeben werden. 
Ihrer Ausgabe liegen Vereinbarungen der beteilig- 
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ten Kreditinstitute zugrunde. Im Gegensatz zum 
geltenden Recht werden die Banknoten nicht er-
wähnt. Soweit es sich um deutsche Banknoten 
handelt, steht ihre Geldeigenschaft außer Zweifel. 
Ob das auch für die ausländischen Banknoten zu-
trifft, hängt von ihrer rechtlichen Ausgestaltung ab. 
Artikel 2 des Internationalen Abkommens zur Be-
kämpfung der Falschmünzerei vom 20. April 1929 
(Reichsgesetzbl. 1933 II  S. 913) sieht nur die Bank-
noten als Geld an, die auf Grund einer gesetzlichen 
Vorschrift im Umlauf sind. 

Für alle Papiere, die dem Geld gleichgestellt wer-
den, ist weiter Voraussetzung, daß sie „auf einen 
zur Ausgabe berechtigten Aussteller lauten". Im 
Gegensatz zu § 149 StGB verzichtet der Entwurf 
darauf, neben dem Aussteller den Staat noch be-
sonders zu erwähnen, weil dafür kein sachliches 
Bedürfnis besteht. Außerdem läßt er für die Gleich-
stellung genügen, daß das Wertpapier auf einen zur 
Ausgabe berechtigten Aussteller „lautet". Durch 
diese Fassung tritt gegenüber dem geltenden Recht 
insofern eine geringfügige Erweiterung ein, als 
Fälschungshandlungen schon dann den erhöhten 
Strafdrohungen der §§ 312 ff. unterworfen sind, 
wenn der zur Ausgabe Berechtigte selbst noch keine 
Wertpapiere der vom Täter gefälschten Art aus-
gegeben hat, 

§ 317 
Geld, Wertzeichen und Wertpapiere 

des Auslandes 
Die Vorschrift stellt ausdrücklich klar, daß die 

Tatbestände der Geld- und Wertzeichenfälschung 
das Geld, die amtlichen Wertzeichen und die Wert-
papiere ohne Rücksicht darauf schützen, ob es sich 
um Geld, Wertzeichen oder Wertpapiere des In-
landes oder des Auslandes handelt. Für das Geld 
ergibt sich die Verpflichtung zu unterschiedslosem 
Strafschutz aus Artikel 5 des Internationalen Ab-
kommens zur Bekämpfung der Falschmünzerei vom 
20. April 1929 (Reichsgesetzbl. 1933 II S. 913 ff.). Daß 
auch bei den Wertzeichen kein Unterschied gemacht 
wird, entspricht hinsichtlich der Postwertzeichen 
den von der Bundesrepublik Deutschland in Ar-
tikel 47 des Weltpostvertrages vom 3. Oktober 1957 
(Bundesgesetzbl. 1960 II  S. 697, 699) übernommenen 
zwischenstaatlichen Verpflichtungen; es trägt zu-
gleich der nahen Verwandtschaft der Wertzeichen-
fälschung mit der Fälschung von Papiergeld 
Rechnung. 

Gemeinsame Vorschriften 

Die §§ 318 und 319 regeln eine Anzahl von 
Einzelfragen, die für den Bereich sowohl der 
Urkundenstraftaten wie auch der Geld- und  Wert-
zeichenfälschung bedeutsam sind. Es handelt sich 
allerdings nicht um gemeinsame Vorschriften in 
dem Sinne, daß sie für alle Bestimmungen des Titels 
in gleicher Weise anwendbar wären. Die Zusammen-
fassung betrifft nur bestimmte, ausdrücklich be-
handelte Fragen und dient dem technischen Zweck, 
eine Häufung von Vorschriften gleicher sachlicher 
Struktur zu vermeiden. 

§§ 317, 318 
§ 318 

Vorbereitung der Geld-, Wertzeichen- oder 
Ausweisfälschung 

Die schweren Gefahren, die der Umlauf falschen 
Geldes und falscher Wertzeichen für den Verkehr 
und die ganze Volkswirtschaft mit sich bringt, 
machen es notwendig, hier über den Versuch hinaus 
schon Handlungen mit Strafe zu bedrohen, die den 
Boden für die Geldfälschung und die Wertzeichen-
fälschung erst vorbereiten. Dasselbe gilt auch 
für Handlungen, mit denen die Fälschung amtlicher 
Ausweise vorbereitet wird; denn in den letzten Jah-
ren sind falsche Ausweise, namentlich Pässe, oft 
systematisch, bisweilen geradezu fabrikmäßig her-
gestellt worden, um dadurch Agenten verschieden-
ster Art die Aufnahme ihrer gemeinschaftsschädi-
genden Tätigkeit im Bundesgebiet zu erleichtern. 
Vorschriften gegen Vorbereitungshandlungen im 
Bereich der Geld- und Wertzeichenfälschung enthält 
das geltende Recht bereits in § 151 StGB und in 
einer Reihe von Nebengesetzen, die namentlich das 
Herstellen von Formen und Gerätschaften zur An-
fertigung von Banknoten oder Steuerzeichen sowie 
das Herstellen und Inverkehrbringen des dazu be-
stimmten Papiers mit Strafe bedrohen, wenn diese 
Handlungen zum Zwecke einer Geld- oder Steuer-
zeichenfälschung vorgenommen werden. Für die 
Vorbereitung der Fälschung anderer Wertzeichen 
und insbesondere der Fälschung amtlicher Ausweise 
fehlt es bisher an gleichartigen Vorschriften. Einen 
gewissen Ersatz bieten, soweit Stempel- oder Post-
wertzeichen und amtliche Ausweise in Frage 
kommen, die Tatbestände des § 360 Abs. 1 Nr. 4 
und 5 StGB; sie stellen u. a. den unter Strafe, der 
ohne schriftlichen Auftrag einer Behörde Formen, 
die zur Herstellung solcher Wertzeichen oder öffent-
licher Bescheinigungen dienen können, anfertigt 
oder sonst in bestimmter Weise verwendet. Allein 
diese Bestimmungen reichen nicht aus. Sie decken 
nicht alle Handlungen, die eine Gefahr unmittelbar 
bevorstehender Fälschung begründen, und ermög-
lichen keine ausreichende Ahndung, wenn der Täter 
wirklich eine Fälschung beabsichtigt. Der Entwurf 
faßt deshalb die bereits bestehenden Tatbestände 
zu einer einheitlichen Vorschrift zusammen, mit der 
zugleich die erwähnten Lücken ausgefüllt werden. 
Allerdings ist im Gegensatz zu den früheren Ent-
würfen (vgl. z. B. § 211 E 1927/30) darauf verzichtet 
worden, die Vorbereitung der Fälschung öffentlicher 
Urkunden und öffentlicher Beglaubigungszeichen im 
Sinne des § 307 Abs. 5 Nr. 1 allgemein unter Strafe 
zu stellen. Von den amtlichen Ausweispapieren ab-
gesehen dürfte dafür ein ausreichendes kriminal-
politisches Bedürfnis nicht bestehen. 

Absatz 1 erfaßt die in Frage kommenden Vor-
bereitungshandlungen zur Geld- oder Wertzeichen-
fälschung und zur Fälschung amtlicher Ausweise 
durch einen selbständigen Tatbestand. Dabei werden 
die strafbaren Tätigkeiten in Anlehnung an die Tat-
bestände der Geldfälschung und der Wertzeichen-
fälschung (§§ 312, 315) umschrieben. Die in § 151 
StGB verwendeten Ausdrücke „Anfertigen" und 
„Anschaffen" hat der Entwurf nicht übernommen. 
Den Begriff des Anfertigens ersetzt er in Überein-
stimmung mit anderen Tatbeständen, die Vor-
bereitungshandlungen mit Strafe bedrohen (vgl. z. B. 
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§ 319 
§ 326 Abs. 1), durch den des Herstellens. Damit ist 
keine sachliche Änderung verbunden. Der Ausdruck 
„Anschaffen" läßt nur schwer erkennen, daß er auch 
den Fall trifft, in dem ein anderer die Geldfälschung 
begehen soll. Die im Entwurf gebrauchte Wendung 
„sich oder einem anderen verschafft oder einem 
anderen überläßt" deckt die Begehungsform des An-
schaffens voll. 

Was Gegenstand der Vorbereitungshandlungen 
sein kann, ist in den Nummern 1 und 2 des Ab-
satzes 1 im einzelnen ausgeführt. Hier ist vor allem 
zu beachten, daß die Gegenstände der Nummer 1 
„ihrer Art nach zur Begehung der Tat verwendbar" 
sein müssen. Diese einschränkende Fassung soll 
zum Ausdruck bringen, daß nicht alle zur Fälschung 
irgendwie brauchbaren Mittel erfaßt werden, sondern 
nur solche, denen schon ihrer Art nach eine spezi-
fische Verwendbarkeit zur Ausführung von Fäl-
schungen innewohnt. Ein einfacher Hammer oder 
Meißel wird deshalb bereits unter diesem Gesichts-
punkt ausgeschieden. Darüber hinaus werden neben 
den Formen, Stempeln, Abdrucken, Klischees und 
Fotonegativen, die typische Fälschungsmittel sind, 
nur „ähnliche" Gegenstände in den Tatbestand ein-
bezogen. Darunter sind Gegenstände zu verstehen, 
die nach ihrem Erscheinungsbild und in ihrer Eigen-
schaft als Fälschungsmittel den ausdrücklich auf-
geführten Gegenständen vergleichbar sind. Die Ein-
schränkung verfolgt den Zweck, dem Tatbestand 
eine ausreichend klare, mit rechtsstaatlichen Grund-
sätzen vereinbare Abgrenzung zu geben. Auch in 
Nummer 2, die sich auf das zur Herstellung von 
Geld oder amtlichen Wertzeichen oder Ausweisen 
bestimmte Papier bezieht, wird das Bestreben nach 
Maßhalten deutlich. Es genügt nicht, daß sich die 
Tathandlung auf irgendwelche Papiersorten bezieht. 
Um nur die wirklich gefährlichen Vorbereitungs-
handlungen zu treffen, wird vielmehr vorausgesetzt, 
daß das Papier stets einer gegen Nachahmung, etwa 
durch Wasserzeichen oder durch Einstreuung von 
unsichtbaren Fasern, besonders gesicherten Papier-
art gleicht oder zum Verwechseln ähnlich ist. Dabei 
sind als „zum Verwechseln ähnlich" hier — ebenso 
wie in § 302 Abs. 2 — solche Gegenstände zu ver-
stehen, die nach ihrem Gesamtbild oder Gesamt-
eindruck trotz der vorhandenen Abweichungen ge-
eignet sind, bei einem durchschnittlichen, über 
besondere Sachkunde nicht verfügenden Betrachter 
oder Beurteiler, der sie einer näheren und genaueren 
Prüfung nicht unterzieht, die irrige Vorstellung zu 
erwecken, daß er es mit einem der im Gesetz ge-
nannten Gegenstände zu tun habe. 

Die Strafdrohung, die für die Vorbereitung 
einer Geldfälschung einerseits und die einer Wert-
zeichenfälschung und einer Fälschung von amtlichen 
Ausweisen andererseits abgestuft ist, ermöglicht 
eine ausreichende Ahndung der im allgemeinen ge-
fährlichen Vorbereitungshandlungen, bleibt zugleich 
aber angemessen hinter dem Strafrahmen des 
jeweils zugehörigen Fälschungsdelikts zurück. Das 
für die Vorbereitung der Geldfälschung in § 151 
StGB angedrohte Höchstmaß der Gefängnisstrafe 
von zwei Jahren wird dem kriminalpolitischen Be-
dürfnis nicht voll gerecht. 

Um auch dem Täter, der den Vorbereitungs-
tatbestand schon erfüllt hat, einen Anreiz zum Ab

-

lassen von seinem strafbaren Vorhaben zu geben, 
sehen die Absätze 2 und 3 bei tätiger Reue Straf-
freiheit vor. Die Vorschriften sind den §§ 28 und 36 
nachgebildet und mit zahlreichen entsprechenden 
Bestimmungen des Besonderen Teils abgestimmt 
(vgl. z. B. § 166 Abs. 3, § 167 Abs 5, § 294 Abs. 6, 
§§ 342, 346 und 368). Da jedoch die Vorbereitung 
der Geld- oder Wertzeichenfälschung und der Fäl-
schung amtlicher Ausweise im allgemeinen dadurch 
gekennzeichnet ist, daß besondere Werkzeuge und 
andere Mittel zur Ausführung der vorbereiteten 
Tat bereitgestellt werden, fordert Absatz 2 Nr. 2 
über die Aufgabe des Tatplans hinaus, daß der 
Täter etwa noch vorhandene und zur Fälschung 
brauchbare Fälschungsmittel vernichtet, unbrauch-
bar macht, ihr Vorhandensein einer Behörde anzeigt 
oder sie dort abliefert. Dieses gegenüber den all-
gemeinen Rücktrittsvorschriften zusätzliche Merk-
mal soll sicherstellen, daß die gefährlichen Fäl-
schungswerkzeuge unschädlich gemacht werden. 

§ 319 
Nebenstrafen und Maßnahmen 

Absatz 1 befaßt sich mit den Nebenstrafen, die 
bei der Verurteilung wegen einer Straftat gegen die 
Sicherheit des Rechts- oder Geldverkehrs zulässig 
sind. Er ermöglicht die Aberkennung der Fähig-
keiten, öffentliche Ämter zu bekleiden und Rechte 
aus öffentlichen Wahlen zu erlangen (§ 56 Abs. 1 
Nr. 2) neben einer Gefängnisstrafe von mindestens 
einem Jahr in den Fällen der unwahren öffent-
lichen Beurkundung durch einen Amtsträger (§ 307 
Abs. 1, 5) und einer von einem Amtsträger unter 
den Voraussetzungen des § 308 Abs. 3 begangenen 
Tat. Diese Tatbestände sind namentlich deshalb in 
den Katalog aufgenommen worden, weil sie einen 
Amtsträger als Täter und regelmäßig auch einen 
Amtsmißbrauch voraussetzen. Soweit § 308 Abs. 3 
als Grundlage für die Aberkennung in Frage kommt, 
ist darauf zu achten, daß die Tat nicht unbedingt ein 
besonders schwerer Fall der §§ 303 und 305 bis 307 
sein muß; es genügt schon, wenn lediglich die tat-
bestandlichen Voraussetzungen des Regelbeispiels 
vorliegen und das Gericht auf die in Absatz 1 be-
zeichnete Mindeststrafe erkennt. Für das Verbrechen 
der Geldfälschung, das mit Gefängnisstrafe geahndet 
werden kann, wenn ein besonderer gesetzlicher 
Milderungsgrund (§ 64) oder ein minder schwerer 
Fall (§ 312 Abs. 2) vorliegt, ergibt sich die Zulässig-
keit der Nebenstrafen aus § 56 Abs. 1 Nr. 1. 

Absatz 2 läßt die Sicherungsaufsicht bei dem 
Verbrechen der Geldfälschung und bei allen anderen 
Tatbeständen des Titels zu, die gewerbsmäßiges 
Handeln des Täters voraussetzen, weil hier nach 
den Erfahrungen der Praxis in erheblichem Umfang 
mit Rückfällen zu rechnen ist. Auf § 91 Abs. 1 Nr. 2 
wird verwiesen. 

Absatz 3, der die Einziehung bestimmter Gegen-
stände vorschreibt, die durch die Tat hervorgebracht 
oder zu ihrer Begehung oder Vorbereitung ge-
braucht worden oder bestimmt gewesen sind, ent-
hält gegenüber dem geltenden Recht (§ 152 StGB) 
eine Erweiterung insofern, als auch unechte öffent-
liche Urkunden lediglich unter den Beschränkungen 
des § 114 einzuziehen sind. Diese Ergänzung emp-
fiehlt sich deshalb, weil es unter keinem tatsäch- 
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lichen oder rechtlichen Gesichtspunkt geboten oder 
auch nur sinnvoll sein kann, unechte öffentliche 
Urkunden in der Hand von Privatpersonen zu be-
lassen und dadurch die Gefahr weiterer mißbräuch-
licher Verwendung zu begründen. 

Dritter Titel 
Gemeingefährliche Straftaten 

Dem 27. Abschnitt im Besonderen Teil des gelten-
den Strafgesetzbuches, der die gemeingefährlichen 
Verbrechen und Vergehen zum Gegenstand hat, fehlt 
es, mindestens in seiner heutigen Gestalt, aus ver-
schiedenen Gründen an Einheitlichkeit und Folge-
richtigkeit. Manche der darin enthaltenen Tat-
bestände haben mit einer Gefährdung nichts zu tun, 
so etwa der des § 330 a StGB, der die Rauschtaten 
betrifft. Einige Tatbestände haben nichts mit einer 
Gemeingefahr zu tun, so etwa der der verbotenen 
Abgabe von Rauschmitteln an Süchtige in § 330 b 
StGB. Unter den Gefährdungsdelikten befinden sich 
teils sogenannte konkrete, d. h. solche, zu deren Tat-
bestand die Herbeiführung einer Gefahr im einzel-
nen Falle gehört, teils abstrakte Gefährdungsdelikte, 
d. h. solche, bei denen der mögliche Eintritt einer 
Gefahr lediglich der gesetzgeberische Grund für die 
Strafbarkeit der Tat ist, der Eintritt einer Gefahr im 
einzelnen Falle aber nicht zum Tatbestand gehört. 
Zu diesen letzten zählen z. B. der schon erwähnte 
Tatbestand des § 330 b StGB und die sogenannten 
Blankettvorschriften der §§ 327 und 328 StGB, die 
Strafdrohungen gegen die Verletzung von Absper-
rungs- oder Aufsichtsmaßregeln und Einfuhrver-
boten zur Verhütung von ansteckenden Krankheiten 
und Tierseuchen enthalten. Schließlich gibt es Tat-
bestände sehr erheblicher gemeingefährlicher Ver-
brechen außerhalb des Strafgesetzbuches, so vor 
allem im Sprengstoffgesetz vom 9. Juni 1884 (Reichs-
gesetzbl. S. 61) i. d. F. vom 8. August 1941 (Reichsge-
setzbl. I S. 531) und im Atomgesetz vom 23. Dezem-
ber 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 814). 

Der Entwurf bemüht sich um einen geschlossene-
ren und folgerichtigeren Aufbau des Titels, wobei 
allerdings systematische Gesichtspunkte allein nicht 
entscheiden können, sondern auch kriminalpolitische 
Erwägungen berücksichtigt werden müssen. Der Ent-
wurf versucht dabei, folgende Ziele zu erreichen. Die 
Tatbestände konkreter Gefährdungsdelikte, soweit 
es sich um schwerwiegendere Taten, insbesondere 
um Verbrechen handelt, sollen aus dem Nebenstraf-
recht in das Strafgesetzbuch übergeführt werden. Das 
bedeutet, daß vor allem die Tatbestände der Spreng-
stoffverbrechen und der Kernenergie- und Strah-
lungsverbrechen in den 3. Titel eingestellt werden. 
Tatbestände abstrakter Gefährdungsdelikte sollen 
möglichst in konkrete umgewandelt oder aber dem 
Nebenstrafrecht überlassen werden. In diesem Sinne 
wandelt der Entwurf den abstrakten Gefährdungs-
tatbestand der gemeingefährlichen Vergiftung in 
§ 324 StGB in die konkreten Gefährdungstatbestände 
der Brunnenvergiftung und der Vergiftung von Le-
bensmitteln, Arzneimitteln und Bedarfsgegenständen 
(§§ 329, 330) um und beseitigt die Blankettvorschrif-
ten der §§ 327, 328 StGB, an deren Stelle die kon-
kreten Gefährdungstatbestände des Verbreitens 
einer übertragbaren Krankheit unter Menschen 

vor § 320 
(§ 331) und von Krankheitserregern oder Schädlin-
gen unter Tieren und Pflanzen (§ 332) treten. Ganz 
läßt sich allerdings der Gedanke, abstrakte Gefähr-
dungstatbestände dem Nebenstrafrecht zu überlas-
sen, nicht durchführen. So ist in dem Tatbestand der 
Brandstiftung nach § 320 Abs. 1, den man in erster 
Linie als einen Verletzungstatbestand auffassen 
kann, der Gedanke des abstrakten Gefährdungs-
delikts insoweit enthalten, als auch die Brandstif-
tung an eigenen Gebäuden und Schiffen unter Strafe 
gestellt ist. Auch hinter dem Tatbestand der Sabo-
tage an lebenswichtigen Betrieben in § 335, bei dem 
es sich in gewissem Umfang um eine schwere Sach-
beschädigung eigener Art handelt, steht der Ge-
danke der Gefährdung der Allgemeinheit durch der-
artige Taten. 

Die Schaffung konkreter Gefährdungstatbestände 
liegt auf der Linie des Schuldstrafrechts, das die 
Grundlage des Entwurfs bildet. Zwischen dem ab-
strakten Gefährdungsdelikt, das nur mit verhältnis-
mäßig niedriger Strafe bedroht werden kann, weil 
es auf den Eintritt einer Gefahr im Einzelfall nicht 
ankommt, und dem Verletzungsdelikt klafft eine 
Lücke. Führt der Täter im Einzelfall eine Gefahr her-
bei, so ist es vielfach nur vom Zufall abhängig, ob 
ein Schaden eintritt oder nicht. Die Schuld des Tä-
ters ist in beiden Fällen dieselbe. Es würde daher 
dem Schuldstrafrecht widersprechen, wenn der Täter, 
falls es nicht zu einem Schaden kommt, nur wegen 
eines abstrakten Gefährdungsdelikts oder aber, 
wenn es auch an einem solchen Tatbestand fehlt, 
überhaupt nicht bestraft werden könnte, während 
er, falls ein Schaden eintritt, wegen eines Verlet-
zungsdeliktes eine vielleicht empfindliche Strafe er-
hielte. Diesen Rechtsgedanken, der schon den Ge-
fährdungstatbeständen des geltenden Rechts zu-
grunde liegt und vor allem zu den Straßenverkehrs-
gefährdungsvorschriften der §§ 315 a und 316 StGB 
geführt hat, entwickelt der Entwurf folgerichtig 
weiter. 

Er gibt dabei, um zu gerechten und kriminalpoli-
tisch notwendigen Ergebnissen zu kommen, den 
Begriff der Gemeingefahr auf, den auch das 
geltende Strafgesetzbuch im 27. Abschnitt des Beson-
deren Teils, wenn man von den Verkehrsstraftaten 
absieht, nur in den Tatbeständen der Überschwem-
mung (§§ 312 bis 314) ausdrücklich verwendet. Frü-
here Entwürfe, so der von 1919, aber auch noch der 
von 1925, haben diesen Begriff zugrunde gelegt, und 
zwar in dem Sinne, daß eine Gemeingefahr eine 
Mehrheit gefährdeter Personen oder Sachen nicht 
voraussetze, daß die gefährdete Person oder Sache 
aber nicht individuell bestimmt sein dürfe. Schon 
der Entwurf 1927, und ihm folgend der von 1930, 
haben mit dieser Auffassung gebrochen, da es not-
wendig sei, den Strafschutz auch in den Fällen der 
Gefährdung bestimmter Personen oder Sachen zu 
gewährleisten. Das Gesetz vom 28. Juni 1935 (Reichs-
gesetzbl. I S. 839) hat dann in dem geltenden § 315 
Abs. 3 StGB eine gesetzliche Bestimmung der Ge-
meingefahr in folgender Weise gegeben: „Gemein-
gefahr bedeutet eine Gefahr für Leib oder Leben, sei 
es auch nur eines einzelnen Menschen, oder für be-
deutende Sachwerte, die in fremdem Eigentum ste-
hen oder deren Vernichtung gegen das Gemeinwohl 
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vor § 320 
verstößt." Diese, im entscheidenden Punkt unklare 
Begriffsbestimmung hat zu entsprechenden Schwie-
rigkeiten geführt. Das Schrifttum hat weitgehend die 
Auffassung vertreten, aus der Verwendung des Be-
griffes der Gemeingefahr ergebe sich, daß mit dem 
einzelnen Menschen nur der unbestimmte einzelne 
gemeint sein könne. Die Rechtsprechung hat dem-
gegenüber lange Zeit den Standpunkt vertreten, daß 
auch der bestimmte einzelne schlechthin geschützt 
sei, so vor allem in den Fällen der Gefährdung des 
Insassen eines Kraftfahrzeuges durch den Wagen-
führer. Erst mit einem Urteil vom 16. Januar 1958 
(BGHSt. 11, 199) hat sich der 4. Strafsenat des Bun-
desgerichtshofes auf den Standpunkt gestellt, daß 
eine Gemeingefahr bei Gefährdung eines bestimm-
ten einzelnen nur dann anzunehmen sei, wenn die-
ser die Allgemeinheit vertrete, wenn also an Stelle 
des betroffenen einzelnen auch ein beliebiger ande-
rer der Gefahr hätte ausgesetzt sein können. Diese 
Auffassung führt zu schwierigen und nicht immer 
befriedigenden Unterscheidungen. Es ist demgegen-
über bemerkenswert, daß bereits der Entwurf 1936 
von der im Gesetz von 1935 eingeführten Formel 
wieder abgerückt ist und auf den Begriff der Ge-
meingefahr verzichtet hat, weil er auch die Fälle 
der Gefahr für einen einzelnen Menschen oder eine 
einzelne Sache mit erfassen, sie aber nicht in den 
Begriff der Gemeingefahr hineinpressen wollte. 

Auch der Entwurf verzichtet auf den Begriff der 
Gemeingefahr. Es würde diesem Begriff in der Tat 
widersprechen, wenn man darunter auch eine Gefahr 
für einzelne Menschen oder Sachen verstehen 
wollte, mindestens dann, wenn es sich um bestimmte 
Menschen oder Sachen handelt. Es ist jedoch nicht 
einzusehen, warum bei der Gefährdung eines unbe-
stimmten einzelnen der Täter wegen einer gemein-
gefährlichen Straftat eine vielleicht schon infolge 
des Mindestmaßes erhebliche Strafe erhalten müßte, 
während er bei der Gefährdung eines bestimmten 
einzelnen straflos ausgehen würde oder nur wegen 
eines abstrakten Gefährdungsdeliktes verhältnis-
mäßig geringfügig bestraft werden könnte. Der Be-
griff der Gemeingefahr würde sich ohne innere Span-
nungen nur dann verwenden lassen, wenn man ihn 
auf eine Gefahr für eine unbestimmte Zahl oder für 
eine bestimmte Vielzahl von Menschen und Sachen 
beschränkte. Ein so eingeschränkter Begriff könnte 
aber dem kriminalpolitischen Bedürfnis nicht ge-
nügen, das die Tatbestände der gemeingefährlichen 
Straftaten befriedigen sollen. Der entscheidende Ge-
danke liegt hier nicht darin, daß im einzelnen Fall 
tatsächlich eine Vielzahl von Menschen oder Sachen 
in Gefahr gebracht wird, sondern darin, daß der 
Täter mit Mitteln vorgeht, die wie Feuer, Spreng-
stoff, Giftgas, Wassermassen ihrer Art nach geeignet 
sind, eine Vielzahl von Menschen und bedeutende 
Sachwerte zu gefährden, und deren Auswirkung der 
Täter, wenn er sich ihrer einmal zu bedienen be-
ginnt, regelmäßig nicht mehr in der Hand hat. Darin 
liegt für den Gesetzgeber der ausschlaggebende 
Grund, bereits die Herbeiführung einer Gefahr mit 
verhältnismäßig schweren Strafen zu bedrohen, auch 
wenn sich die Gefahr im Einzelfall nur für einzelne 
Menschen oder Sachen auswirkt. Hinter der Ausge-
staltung der Tatbestände als konkrete Gefährdungs-

delikte im Sinne einer Gefahr für vielleicht nur ein-
zelne Menschen oder Sachen steht also der Gedanke 
der abstrakten Gefahr für eine unbestimmte Viel-
zahl von Menschen oder Sachen als gesetzgebe-
rischer Grund. Deshalb bezeichnet auch der Entwurf 
die Straftaten des 3. Titels in dessen Überschrift 
weiterhin als gemeingefährliche Straftaten. 

Statt des Begriffs der Gemeingefahr verwendet 
der Entwurf bei der Bezeichnung der Gefahr regel-
mäßig die Formel: „Gefahr für Leib oder Leben 
eines anderen oder fremde Sachen von bedeuten-
dem Wert". Bei der Gefahr für den Menschen reicht 
also die für den Täter selbst, der vielleicht Selbst-
mord mit Hilfe eines gemeingefährlichen Mittels 
begehen möchte, nicht aus. Unter Leibesgefahr ist 
auch hier nur eine ernste Gefährdung der Gesund-
heit oder leiblichen Unversehrtheit zu verstehen. 
Im Bereich der Sachgefährdung läßt der Entwurf 
die Gefährdung eigener Sachen regelmäßig nicht 
ausreichen, sondern nur dann, wenn sie zu einer 
konkreten Gefährdung fremder Sachen führt oder 
wenigstens eine solche Gefahr abstrakt zu befürch-
ten ist. Der Begriff der Sache von bedeutendem 
Wert ist derselbe, wie er an anderen Stellen des 
Entwurfs verwendet wird und in der Begründung 
zu § 240 Abs. 3 Nr. 2 erläutert ist. Dieser Begriff ist 
auch dem geltenden Recht bekannt (vgl. § 109b 
Abs. 1 StGB, § 2 Nr. 3 Wehrstrafgesetz). Ob der 
bedeutende Wert darauf zurückgeht, daß schon der 
Wert einer einzelnen Sache bedeutend ist oder daß 
erst die Gesamtheit der gefährdeten Sachen diesen 
Wert erreicht, ist gleichgültig. 

Den Begriff der Gefahr näher zu bestimmen, über-
läßt der Entwurf der Rechtsprechung. Das entspricht 
dem geltenden Recht. Einer gesetzlichen Umschrei-
bung in den Vorschriften des Allgemeinen Teils 
über den Sprachgebrauch steht die Schwierigkeit 
entgegen, daß der Begriff der Gefahr nicht in allen 
Vorschriften des Gesetzes einheitlich verwendet 
werden kann, sondern jeweils aus dem Wesen und 
Sinngehalt der in Betracht kommenden Bestimmun-
gen abgeleitet werden muß. So hat denn auch die 
Rechtsprechung schon bisher den Begriff der Gefahr 
nicht einheitlich bestimmt. Für den Bereich der ge-
meingefährlichen Straftaten wäre eine solche ein-
heitliche Bestimmung allerdings vielleicht möglich. 
Man könnte für diesen Bereich die Gefahr als den 
Zustand naher Wahrscheinlichkeit des Eintritts eines 
Schadens umschreiben. Auch die Frage, von wel-
chem Standpunkt aus im einzelnen Falle zu prüfen 
ist, ob eine Gefahr bestand, überläßt der Entwurf 
der Rechtsprechung. Das gilt sowohl für die Frage, 
ob sich der Richter bei der Feststellung, ob eine 
Gefahr bestand, auf Tatsachen stützen darf, die 
zeitlich nach der Handlung des Täters liegen, als 
auch für die Frage, ob der Richter die Feststellung 
nach dem subjektiven Standpunkt des Täters treffen 
muß oder nach dem Standpunkt eines objektiven 
Beobachters, dem alle für die Feststellung wesent-
lichen Umstände bekannt sind. Die Verfasser des 
Entwurfs neigen zu der Auffassung, daß für die 
Frage, ob eine Gefahr eingetreten ist, auch Um-
stände herangezogen werden können, die zeitlich 
nach der Handlung des Täters liegen, und daß die 
Frage vom Standpunkt eines objektiven Beobach- 
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ters her beantwortet werden muß, dem alle wesent-
lichen Umstände bekannt sind. Der subjektive 
Standpunkt des Täters sowie die ihm zur Zeit der 
Handlung bekannten Umstände sind lediglich für 
die Entscheidung der Frage bedeutsam, ob der 
Täter vorsätzlich oder fahrlässig gehandelt hat. 

Der Verzicht des Entwurfs auf den Begriff der 
Gemeingefahr und die damit verbundene Erweite-
rung des im Bereich des 3. Titels verwendeten 
Gefahrbegriffes haben Auswirkungen für die 
Strafdrohungen, die der Entwurf in diesem 
Bereich vorsieht. Während die Höchststrafen die 
Fälle berücksichtigen müssen, in denen eine Ge-
meingefahr erheblichen Ausmaßes eintritt, müssen 
die Mindeststrafen den Fällen gerecht werden, in 
denen die Gefahr nur einem einzelnen Menschen 
oder einer einzelnen Sache droht. Der Entwurf 
erreicht das dadurch, daß er einerseits verschärfte 
Strafen für besonders schwere Fälle vorsieht, die in 
§ 338 durch Regelbeispiele näher gekennzeichnet 
werden, und daß er andererseits vielfach minder 
schwere Fälle vorsieht, in denen statt der Zucht-
hausstrafe Gefängnis verhängt werden kann. Im 
Ergebnis liegen danach die Mindeststrafen häufig 
unter denen des geltenden Rechtes, so in den Fällen 
der Brandstiftung, der Überschwemmung, der Brun-
nen- und Lebensmittelvergiftung. Abweichend vom 
geltenden Recht, das hier weniger fein unterschei-
det, beachtet der Entwurf im Bereich der Gefähr-
dungsstraftaten auch, ob der Täter die eigentliche 
Tathandlung vorsätzlich oder fahrlässig begeht und 
ob er die daraus erwachsende Gefahr vorsätzlich 
oder fahrlässig herbeiführt. Diese Unterscheidung 
spielt bei den Tatbeständen selbst, aber auch im 
Bereich der tätigen Reue nach § 341 eine Rolle. 
Allerdings geht der Entwurf dabei im Gegensatz 
zum Wehrstrafgesetz (vgl. dort die §§ 21, 42 Abs. 3, 
§ 44 Abs. 3) davon aus, daß eine fahrlässige Tathand-
lung nicht mit einer vorsätzlichen Herbeiführung 
der Gefahr zusammentreffen kann. In diesen Fällen 
handelt es sich entweder um einen unbeachtlichen 
nachträglichen Vorsatz oder um eine neue, ins-
gesamt vorsätzliche Tat. 

Der 3. Titel ist folgendermaßen gegliedert. Am 
Anfang stehen wie im geltenden Recht die Straf-
taten, bei denen es sich um Gefährdung durch Feuer 
handelt (§§ 320 und 321). Es folgt dann die neue 
Gruppe der Explosions- und Strahlungsverbrechen in 
den §§ 322 bis 324 mit den gemeinsamen Vorschrif-
ten über besonders schwere Fälle und die Vor-
bereitung eines Explosions- oder Strahlungsver-
brechens in den §§ 325 und 326, die im wesentlichen 
Strafvorschriften des Atomgesetzes und des Spreng-
stoffgesetzes entsprechen. In den §§ 327 bis 337 
schließen sich weitere einzelne Tatbestände an, und 
zwar Gefährdung durch giftige Gase (§ 327), Ent-
fesseln von Naturkräften, wozu auch die Über-
schwemmung gehört (§ 328), Brunnenvergiftung und 
Vergiftung von Lebensmitteln, Arzneimitteln und 
Bedarfsgegenständen (§§ 329 und 330), Verbreiten 
einer übertragbaren Krankheit unter Menschen und 
von Krankheitserregern oder Schädlingen unter 
Tieren oder Pflanzen (§§ 331 und 332), Beeinträch-
tigung von Wasser-, Kraft- und Schutzanlagen und 
von Arbeitsschutzvorrichtungen (§§ 333 und 334), 

§ 320 
Sabotage an lebenswichtigen Betrieben (§ 335), Ge-
fährdung durch Einsturz eines Bauwerkes (§ 336) 
und Baugefährdung (§ 337). Den Schluß bilden die 
gemeinsamen Vorschriften, und zwar über beson-
ders schwere Fälle (§ 338), Nebenstrafen und Maß-
nahmen (§ 339) und tätige Reue (§ 341). In diese 
gemeinsamen Vorschriften ist noch die Bestimmung 
des § 340 eingefügt, welche die Erweiterung einer 
Reihe der vorausgegangenen Tatbestände auf reine 
Fahrlässigkeitstaten, insbesondere auf die Fälle 
betrifft, in denen sowohl die Tathandlung fahrlässig 
begangen als auch die Gefahr fahrlässig verursacht 
wird (§ 340 Abs. 1). Die Fälle, in denen der Täter 
zwar die Tathandlung vorsätzlich begeht, die da-
durch ausgelöste Gefahr aber nur fahrlässig ver-
ursacht, sind der besseren Übersichtlichkeit wegen 
bei den einzelnen Grundtatbeständen behandelt. 

Nicht in den 3. Titel aufgenommen sind im Gegen-
satz zum geltenden Recht und zu früheren Entwür-
fen die Tatbestände der Verkehrsgefährdung, ob-
wohl sie systematisch zu den gemeingefährlichen 
Straftaten gehören. Der praktischen Bedeutung die-
ser Taten entspricht es jedoch besser, sie gemein-
sam mit den sonstigen Straftaten im Verkehr, die 
keine Gefährdungstaten sind, nämlich mit der Ver-
kehrsflucht und dem räuberischen Angriff auf Kraft-
fahrer, in einem besonderen Titel zu vereinigen. Es 
ist das der folgende 4. Titel. Einen allgemeinen Tat-
bestand der Lebensgefährdung in den Entwurf auf-
zunehmen, wie das in § 243 E 1927/30 sowie in § 315 
E 1936 vorgesehen war und etwa dem österreichi-
schen Recht entspricht, ist erwogen worden. Die 
Gründe dafür, von der Aufnahme einer solchen 
Vorschrift abzusehen, sind in der Vorbemerkung 
zum 1. Titel des 1. Abschnitts (vor § 134) dargelegt. 

§ 320 

Brandstiftung 

Die Regelung, welche die Brandstiftung in den 
geltenden §§ 306 bis 310 StGB gefunden hat, ist 
zwar sehr eingehend, vermag aber in mancher Hin-
sicht nicht zu befriedigen. Sie führt in ihrer Kasui-
stik dazu, daß gewisse strafwürdige Fälle nicht 
bestraft werden können. So kann etwa derjenige, 
der eine Holzbrücke in Brand setzt und dadurch die 
Verbindung mit einem Ort abschneidet, nicht wegen 
Brandstiftung, sondern nur wegen Vergehens nach 
§ 305 StGB bestraft werden. Die Vorschriften gegen 
Brandstiftung versagen auch, wenn jemand seine 
eigene Waldung in Brand steckt, falls dadurch zwar 
Menschen, die sich darin aufhalten, in Lebensgefahr 
geraten, es aber nach Lage der Sache ausgeschlos-
sen ist, daß das Feuer auf eine fremde, gegen 
Brandstiftung geschützte Sache übergreift. Anderer-
seits führt es zu Härten, wenn nach § 306 StGB mit 
Zuchthaus nicht unter einem Jahr bestraft wird, wer 
eine ihm gehörende Hüterhütte zu einer Zeit in 
Brand setzt, zu der sich der Hüter sonst darin auf-
hält, während sich der Täter davon überzeugt hat, 
daß sie gerade leer ist, oder wenn nach § 308 StGB 
mit mindestens sechs Monaten Gefängnis bestraft 
werden muß, wer eine fremde Gartenhütte, in der 
nur Gerätschaften aufbewahrt werden, anzündet, 
obwohl keinerlei weitere Gefahr dadurch entsteht. 
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§ 320 
Die früheren Entwürfe haben auf verschiedenen 

Wegen versucht, die Mängel des geltenden Rechts 
zu beheben. Der Entwurf 1909 ließ dessen Kasuistik 
fallen und erstreckte den Strafschutz auf Sachen 
aller Art ohne Rücksicht auf die Eigentumsverhält-
nisse, forderte aber in jedem Falle die Herbeifüh-
rung einer Gemeingefahr. Die Entwürfe 1913 und 
1919 forderten diese Voraussetzung nur für die 
Brandstiftung an eigenen Sachen und kehrten im 
übrigen zu einer kasuistischen Regelung zurück. Der 
Entwurf 1925 schloß sich dem hinsichtlich der eige-
nen Sachen des Täters an. Im übrigen wollte er 
denjenigen bestrafen, der an einer fremden Sache 
eine Feuersbrunst verursacht. Der Entwurf 1927 be-
gnügte sich nur noch mit einer Generalklausel und 
bedrohte denjenigen, der „eine Sache in Brand setzt 
und dadurch eine Gefahr für Leib oder Leben oder 
in bedeutendem Umfang für fremdes Eigentum her-
beiführt". Der Entwurf 1936 schließlich gewährt 
solchen Gebäuden, Fahrzeugen und Hütten, die 
Menschen als Wohnung dienen, einen unbedingten 
Schutz, während im übrigen wegen Brandstiftung 
nur bestraft werden sollte, „wer an eine andere 
Sache Feuer anlegt und dadurch die Gefahr einer 
Feuersbrunst herbeiführt, die Menschen oder bedeu-
tende Werte gefährdet". 

Auch der Entwurf geht davon aus, daß gewisse 
Sachen eines unbedingten Schutzes gegen Brand-
legung in der Weise bedürfen, daß es nicht darauf 
ankommen kann, ob sie im Eigentum des Täters 
stehen und ob im einzelnen Falle der Eintritt einer 
Gefahr für Menschen oder bedeutende Sachwerte 
nachgewiesen wird. § 320 beschreibt diese Sachen 
in Absatz 1 Nr. 1 und 2. Es handelt sich dabei ein-
mal um solche Gebäude und Schiffe, die Menschen 
als Wohnung dienen. Der Wohnstätte des Men-
schen als Mittelpunkt seines Lebens gebührt ein so 
weitreichender Schutz. Dasselbe muß aber für be-
stimmte Gebäude gelten, die im menschlichen Leben 
eine ähnlich bedeutsame Rolle spielen. Es würde 
zu weit gehen, dabei alle Gebäude zu erfassen, die 
Menschen zum Aufenthalt dienen. Es kann sich nur 
um solche handeln, die für einen herausgehobenen 
Zweck bestimmt sind. Der Entwurf nennt in erster 
Linie die Gebäude, die als Stätte der Religions-
übung dienen, womit nicht nur Kirchen, sondern 
auch kleinere Kapellen gemeint sind, soweit sie 
noch im Sinne der von der Rechtsprechung heraus-
gearbeiteten Begriffsbestimmung als Gebäude an-
zusehen sind. Der Entwurf nennt weiter die Ge-
bäude, die als Versammlungsraum oder Raum für 
Besichtigungen dienen. Der Begriff der Versamm-
lung ist hier in einem weiten Sinne zu verstehen, 
so daß nicht nur Gebäude für öffentliche Versamm-
lungen, sondern auch solche erfaßt werden, in 
denen Menschen in größerer Zahl zusammenkom-
men, um künstlerischen, sportlichen oder ähnlichen 
Darbietungen beizuwohnen, also etwa Theater, 
Kinos, Sportpaläste oder Zirkusgebäude, aber auch 
Gebäude, in denen sich Menschen zu Unterrichts-
oder Bildungszwecken zusammenfinden, wie Schulen 
und Universitäten. Auch Räume für gesellige Ver-
anstaltungen gehören dazu. Bei den Gebäuden, die 
als Räume für Besichtigungen dienen, handelt es 
sich vor allem uni Museen und Ausstellungs

-

gebäude. Schließlich nennt der Entwurf noch die 
Gebäude, die vielen Menschen als Arbeitsstätte 
dienen. Auch die Arbeitsstätte bedeutet neben der 
Wohnung einen Mittelpunkt des menschlichen Le-
bens, aber doch nicht in einem solchen Maße, daß 
der unbedingte Schutz auch die kleinste Arbeits-
stelle erfassen müßte, etwa eine Werkstätte, in der 
nur wenige Personen tätig sind. Vielmehr sollte der 
Schutz etwa dem der Gebäude entsprechen, die als 
Religionsstätte, für Versammlungen oder Besich-
tigungen dienen. Diese Gebäude sind ihrem Wesen 
nach für viele Menschen bestimmt, wenn man etwa 
von Privatkapellen absieht. Auch die Arbeitsstätte 
soll daher nur dann den besonderen Schutz des 
Absatzes 1 genießen, wenn sie für viele Menschen 
bestimmt ist. Darunter fallen etwa Fabriken, Büro-
gebäude, Krankenhäuser, Geschäftshäuser, Verwal-
tungs- und Gerichtsgebäude. Es wird zwar für die 
Rechtsprechung nicht ganz leicht sein, den Begriff 
der vielen Menschen befriedigend abzugrenzen. 
Ohne derartige mengenmäßige Begriffe vermag das 
Gesetz aber nicht immer auszukommen. Der beson-
dere Schutz des Absatzes 1 dauert so lange, wie 
das Gebäude oder das Schiff dem vom Gesetz ge-
nannten Zweck gewidmet sind. Beginn und Ende 
dieser Widmung wird die Rechtsprechung zu be-
stimmen und insbesondere zu entscheiden haben, 
inwieweit der Eigentümer eines Gebäudes oder 
Schiffes eine Entwidmung durch Inbrandsetzen voll-
ziehen kann. 

Sämtliche nicht in Absatz 1 genannten Sachen 
schützt § 320 nur im Rahmen des Absätzes 2. Das 
mag dazu führen, daß gewisse Sachen, etwa Wälder 
und Heiden, oder gewisse Gebäude oder Fahrzeuge, 
etwa Land- und Luftfahrzeuge, die mindestens im 
Einzelfall den unbedingten Schutz des Absatzes 1 
verdienen könnten, nur schwächer geschützt sind. 
Das nimmt der Entwurf in Kauf. Der Katalog des 
Absatzes 1 darf nicht zu weit reichen. Insbesondere 
müssen kleinere Baulichkeiten, die Menschen nur 
zum Aufenthalt dienen, ausgeschlossen bleiben. 
Ställe, Scheunen, Schuppen, Garagen, aber auch 
Lagerhäuser bedürfen des unbedingten Schutzes 
nicht. Der Katalog des Absatzes 1 kann auch klein 
gehalten werden, weil in schwerwiegenderen Fällen 
Absatz 2 eingreift. 

Danach wird bestraft, wer sonst eine Sache in 
Brand setzt, allerdings nur, wenn zwei weitere Vor-
aussetzungen erfüllt sind. Die Sache muß so in 
Brand gesetzt sein, daß eine Feuersbrunst droht. 
Unter Feuersbrunst versteht der Entwurf im An-
schluß an § 202 E 1925 und an die Artikel 221, 222 
des Schweizer. StGB einen Brand von erheblichem 
Umfang, der in der Regel von dem Brandleger nicht 
mehr beherrscht werden kann. Als Feuersbrunst im 
Sinne des Gesetzes wird man auch einen ausgedehn-
ten Brand etwa von Tuchlagern oder von Torf-
mooren anzusehen haben, auch wenn es sich nicht 
um ein offenes Feuer, sondern um ein Glühen und 
Glimmen handelt. Ob die Feuersbrunst an der Sache 
droht, die der Täter in Brand gesetzt hat, also etwa 
an einer von ihm unmittelbar angesteckten Scheune, 
oder erst an weiteren Sachen, auf die .das Feuer 
wahrscheinlich übergreift, ist gleichgültig. Voraus-
setzung ist ferner, daß der Täter nicht nur die 
Gefahr einer Feuersbrunst auslöst, sondern dadurch 
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weiter Leib oder Leben eines anderen oder fremde 
Sachen von bedeutendem Wert gefährdet. Diese 
Gefahrformel ist bereits in der Vorbemerkung zu 
diesem Titel näher erläutert worden. Während es 
bei der Sache, die der Täter in Brand setzt, nicht 
darauf ankommt, ob ihm die Sache gehört, müssen 
die Sachen, die er gefährdet, fremde sein. Der Täter 
wird also nicht wegen Brandstiftung bestraft, wenn 
er z. B. eine fremde Sache ohne bedeutenden Wert 
in Brand setzt, aber nur eigene Sachen von bedeu-
tendem Wert gefährdet. Der Entwurf geht dabei 
davon aus, daß Brandstiftung an eigenen Sachen 
nur dann bestraft werden soll, wenn es sich um die 
in Absatz 1 genannten herausgehobenen Schutz-
objekte handelt, bei deren Brand in der Regel Ge-
fahr für Menschen droht. Bei den übrigen Sachen 
muß es dem Eigentümer freistehen, auf welche 
Weise er sie vernichten will. Wenn der Entwurf in 
Absatz 2 die Wendung gebraucht, daß der Täter 
Menschen oder Sachen „gefährdet", während in 
Absatz 4 davon die Rede ist, daß er „die Gefahr 
verursacht", so soll durch diese Unterscheidung 
lediglich zum Ausdruck kommen, daß es sich im 
ersten Fall um vorsätzliches Herbeiführen, im zwei-
ten nur um fahrlässiges Verursachen handelt. Im 
übrigen soll ein Unterschied nicht gemacht werden. 
Insbesondere reicht es auch im Falle des Absatzes 2 
aus, daß die Gefahr nicht unmittelbar mit der Hand-
lung des Täters, sondern erst später als ihre Folge 
eintritt. 

Der Entwurf steht auf dem Standpunkt, daß die 
Taten des Absatzes 1 und die des Absatzes 2 in 
gleicher Weise strafwürdig sind. In den Fällen des 
Absatzes 1 geht es um die herausgehobenen Ge-
bäude und Schiffe, in den Fällen des Absatzes 2 um 
eine im Einzelfall festgestellte Gefährdung durch 
eine Feuersbrunst. Der Unrechts- und Schuldgehalt 
der beiden Fälle erscheint etwa gleich. Auch inner-
halb des Absatzes 2 macht der Entwurf in der 
Strafdrohung keinen Unterschied zwischen der 
Gefährdung von Menschen und Sachen. Auch die 
Gefährdung fremder Sachen von bedeutendem Wert 
durch eine Feuersbrunst sollte regelmäßig mit Zucht-
haus bestraft werden. Man denke an eine Scheune, 
welche die gesamte Ernte eines Bauern birgt, eine 
Lagerhalle mit Warenvorräten oder an ähnliche 
Fälle. Außerdem würde eine Spannung zu Absatz 1 
eintreten, wenn man die Fälle der Sachgefährdung 
in Absatz 2 etwa nur mit Gefängnis ahnden wollte. 
Denn auch im Bereich des Absatzes 1 kann die Ge-
fährdung im Einzelfall lediglich Sachwerte treffen. 
Der Entwurf sieht danach als Regelstrafrahmen für 
Absatz 1 und 2 Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren 
vor. Das entspricht etwa dem geltenden Recht. In 
besonders schweren Fällen droht Absatz 3 Zucht-
haus von fünf bis zu zwanzig Jahren an. Das ist 
weniger streng als das geltende Recht in § 307 StGB, 
erscheint aber angesichts des veränderten Tat-
bestandes angemessen. Die besonders schweren 
Fälle sind in § 338 durch Regelbeispiele erläutert. 
In minder schweren Fällen, die, wie in der Vor-
bemerkung zu diesem Titel ausgeführt worden  ist, 

 mit Rücksicht auf die Erweiterung der Gefahrformel 
unentbehrlich erscheinen, sieht Absatz 3 Gefängnis 
von sechs Monaten bis zu fünf Jahren vor. Das ent-
spricht dem geltenden § 308 Abs. 2 StGB.  

§ 321 
In den Fällen des Absatzes 2 muß sich der Vor-

satz des Täters auf die eigentliche Tathandlung, also 
das Inbrandsetzen in der Weise, daß eine Feuers-
brunst droht, ebenso beziehen wie auf die Herbei-
führung der Gefahr. Für den Fall, daß nur die 
Tathandlung vorsätzlich begangen, die Gefahr aber 
lediglich fahrlässig verursacht wird, droht Absatz 4 
Gefängnis bis zu fünf Jahren an. Der Fall, daß der 
Täter die Tat des Absatzes 1 oder die des Absatzes 2 
in vollem Umfange fahrlässig begeht, ist in § 340 
Abs. 1 Nr. 1 und 2 behandelt. 

§ 321 
Herbeiführen einer Brandgefahr 

Die Vorschrift entspricht dem geltenden § 310a 
StGB, der durch Gesetz vom 28. Juni 1935 (Reichs-
gesetzbl. I S. 839) in das Strafgesetzbuch eingefügt 
wurde, und zum Teil dem § 265 E 1936. Während 
§ 320 voraussetzt, daß eine Sache in Brand gesetzt 
wird, läßt es § 321 mit Rücksicht auf den Schutz 
besonders feuergefährdeter wichtiger Sachen ge-
nügen, daß diese Sachen in Brandgefahr gebracht 
werden. Läßt sich eine solche Gefahr im Einzelfall 
nicht feststellen, so greifen Strafvorschriften des 
Nebenstrafrechts, die abstrakte Gefährdungsdelikte 
zum Gegenstand haben, ein, so insbesondere die 
Verordnung zur Verhütung und Bekämpfung von 
Waldbränden vom 18. Juni 1937 (Reichsgesetzbl. I 
S. 721) und die Verordnung zum Schutze der Wäl-
der, Moore und Heiden gegen Brände vom 25. Juni 
1938 (Reichsgesetzbl. I S. 700). Bleibt es nicht nur 
bei der Gefahr, sondern bricht Feuer aus, so tritt 
§ 321 hinter § 320 zurück, soweit dessen Tatbestand 
gegeben ist. 

In der Beschreibung der geschützten Sachen 
weicht § 321 etwas von § 310a StGB ab. Im wesent-
lichen handelt es sich dabei um eine Vereinfachung. 
Die feuergefährdeten Betriebe und Anlagen erläutert 
§ 321 nicht näher. „Anlagen oder Betriebe der 
Land- oder Ernährungswirtschaft, in denen sich Ge-
treide, Futter oder Streumittel, Heu, Stroh, Hanf, 
Flachs oder andere land- oder ernährungswirtschaft-
liche Erzeugnisse befinden" (§ 310a Nr. 1 StGB 
zweite Alternative) werden in der Regel feuer-
gefährdete Betriebe oder Anlagen sein. Sind sie es 
nicht, bedarf es auch des besonderen Schutzes des 
§ 321 nicht. Statt der „Felder, auf denen Getreide, 
Heu oder Stroh lagert", stellt § 321 genauer auf 
„leicht entzündliche Erzeugnisse der Landwirtschaft, 
die auf Feldern lagern, insbesondere Getreide, Heu 
oder Stroh" ab. 

Auf welche Weise der Täter die geschützten 
Sachen in Brandgefahr bringt, ist für die Verwirk-
lichung des Tatbestandes gleichgültig. Die Gefähr-
dung durch offenes Feuer oder Licht oder durch 
Wegwerfen brennender Gegenstände nennt § 321 
nur beispielsweise. Die Gefährdung kann durch 
Handlungen eintreten, die als solche nicht verboten 
sind, also etwa durch Hantieren mit elektrischen 
Geräten oder durch Rauchen. Ein wesentlicher 
Unterschied zu § 310 a StGB liegt darin, daß § 321 
grundsätzlich nur Sachen schützt, die dem Täter 
nicht gehören. Die in § 321 Abs. 1 aufgezählten 
Sachen fallen in aller Regel nicht unter Absatz 1 
des § 320, sondern unter dessen Absatz 2. Der 
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§ 322 

Eigentümer darf sie also straflos verbrennen. Dann 
muß er sie folgerichtig aber auch in Brandgefahr 
bringen dürfen. Anders ist die Sachlage nur dann, 
wenn der Täter mit der Gefährdung eigener Sachen 
der in § 321 Abs. 1 bezeichneten Art zugleich Leib 
oder Leben eines anderen oder fremde Sachen von 
bedeutendem Wert gefährdet. Dem trägt die Sonder-
vorschrift des § 321 Abs. 2 Rechnung. 

§ 321 droht als Strafe Gefängnis bis zu zwei 
Jahren oder Strafhaft an, während § 310 a StGB 
Gefängnis bis zu fünf Jahren und Geldstrafe oder 
eine dieser Strafen vorsieht. Das erscheint einerseits 
zu streng, andererseits zu milde. Geldstrafe sollte 
bei der Gefährlichkeit der Tat für die Allgemeinheit 
nur über § 53 möglich sein, wenn die Tat vorsätz-
lich begangen wird. Die Strafdrohung des § 310 a 
StGB gilt auch für den Fall fahrlässiger Begehung, 
während der Entwurf diesen Fall gesondert in § 340 
Abs. 2 behandelt und dort auch Geldstrafe als eine 
der Regelstrafen vorsieht. 

§ 322 
Herbeiführen einer Explosion durch Kernenergie 

Die Vorschrift leitet eine Gruppe von Bestim-
mungen ein, die sich mit Explosions- und Strah-
lungsverbrechen befassen (§§ 322 bis 326) und auf 
Tatbestände des Atomgesetzes und des Sprengstoff-
gesetzes zurückgreifen. Daß diese Tatbestände 
wegen ihrer Bedeutung in das Strafgesetzbuch ein-
gestellt werden müssen, ist in der Vorbemerkung 
zu diesem Titel dargelegt worden. § 322 entspricht 
dem § 41 Abs. 1 und 2 des Atomgesetzes, § 323 
Abs. 1 dem § 5 Abs. 1 des Sprengstoffgesetzes, § 324 
dem § 41 Abs. 1, 2 und 4 des Atomgesetzes, § 325 
dem § 41 Abs. 3 und § 42 Abs. 3 des Atomgesetzes 
sowie dem § 5 Abs. 2 des Sprengstoffgesetzes, § 326 
dem § 43 des Atomgesetzes und § 7 des Sprengstoff-
gesetzes. 

Unter den neuzeitlichen Möglichkeiten der Herbei-
führung einer Explosion ist die durch Freisetzung 
von Kernenergie bei weitem die gefährlichste. Die 
zerstörende Kraft der Kernenergie ist, wie sich bei 
den Versuchen mit Atombomben und Wasserstoff-
bomben gezeigt hat, so gewaltig, daß einem ver-
brecherischen Mißbrauch schon möglichst früh mit 
strengen Strafen entgegengetreten werden muß. Das 
ist, in Verbindung mit den §§ 324, 325, 326 und 338, 
die Aufgabe des § 322. Dessen erster Absatz betrifft 
den Fall, daß der Täter es vorsätzlich unternimmt, 
eine Explosion herbeizuführen und dadurch Men-
schen oder bedeutende Sachwerte zu gefährden. 
Absatz 2 betrifft den Fall, daß der Täter vorsätzlich 
eine Explosion herbeiführt, eine Gefahr für Men-
schen oder Sachwerte aber nur fahrlässig verursacht. 

Zu den beiden Absätzen ist gemeinsam folgendes 
zu sagen. Unter Kernenergie ist die in den 
Atomkernen gebundene Energie zu verstehen, die 
durch Kernspaltungs- oder Kernvereinigungsvor-
gänge freigesetzt wird. Inwieweit die in § 2 Nr. 1 
des Atomgesetzes vom 23. Dezember 1959 (Bundes-
gesetzbl. I S. 814) näher bestimmten Kernbrenn-
stoffe, die für die Herbeiführung einer Explosion 
durch Freisetzung von Kernenergie im Wege der 
Kernspaltung in erster Linie geeignet sind, zugleich 
als Sprengstoffe im Sinne des Sprengstoffgesetzes 

und der dazu ergangenen höchstrichterlichen Recht-
sprechung (vgl. RGSt. 48, 75) anzusehen sind, ist 
zweifelhaft, weil der physikalische Vorgang der 
Kernspaltung Vergleiche mit dem Verbrennungs-
vorgang bei der Anwendung der herkömmlichen 
Sprengstoffe kaum zuläßt. Immerhin könnte es sein, 
daß die Rechtsprechung Kernbrennstoffe von hoher 
Reinheit als Sprengstoffe ansehen würde. Durch die 
Regelung der §§ 322 und 323 soll jedoch für den 
Bereich des Strafrechts klargestellt werden, daß 
Explosionen durch Freisetzung von Kernenergie 
stets nur unter die Vorschrift des § 322 fallen, nicht 
hingegen unter die des § 323. Den Begriff der Ex-
plosion, die durch Freisetzung von Kernenergie 
ausgelöst wird, wird die Rechtsprechung erforder-
lichenfalls näher klären müssen. Schon nach dem 
heutigen Stande der Technik ist dabei denkbar, daß 
sie Vorgänge als Explosionen ansehen wird, die bei 
weitem nicht die Auswirkungen einer Atombomben-
explosion haben. Im übrigen ist damit zu rechnen, 
daß die weitere Entwicklung der Technik dazu führt, 
Atomexplosionen weitgehend in ihren Ausmaßen 
und Wirkungen einzuschränken. 

Absatz 1 bedroht den Täter schon dann mit der 
Strafe der vollendeten Tat, wenn er sie nur ver-
sucht. Das ergibt sich aus der Verwendung des Be-
griffes „Unternehmen" (vgl. § 11 Abs. 1 Nr. 3). 
Daraus folgt auch, daß ein strafbefreiender Rücktritt 
vom Versuch nach § 28 nicht möglich ist und tätige 
Reue nur im Rahmen des § 341 Abs. 1 zu einer 
Vergünstigung führen kann. Diese strenge Regelung 
wird durch die ungeheuere Gefährlichkeit der Tat 
notwendig gemacht. Daß § 322 die Strafbarkeit der 
Tat nicht allein schon an das Unternehmen knüpft, 
eine Explosion herbeizuführen, sondern darüber 
hinaus fordert, daß der Täter Menschen oder be-
deutende Sachwerte gefährden will, ist damit zu 
erklären, daß schon heute Atombombenexplosionen 
unter solchen Schutzmaßnahmen durchgeführt wer-
den können, daß unmittelbare Gefährdungen aus-
geschlossen sind. Dasselbe kann bei kleineren Ex-
plosionen der Fall sein, mit deren Möglichkeit zu 
rechnen ist. In Fällen, in denen eine Gefahr nicht 
eintritt, wäre aber eine hohe Zuchthausstrafe nicht 
am Platze, die unter den Voraussetzungen des Ab-
satzes 1 unbedingt geboten ist. Der Entwurf bemißt 
sie auf mindestens fünf Jahre ohne die Möglichkeit 
minder schwerer Fälle. Dabei ist zu berücksichtigen, 
daß § 325 Nr. 1 für besonders schwere Fälle Zucht-
haus nicht unter zehn Jahren oder lebenslanges 
Zuchthaus vorsieht. 

Von der Möglichkeit kleinerer Explosionen, die 
nicht unbedingt mit einer Gefahr für Menschen oder 
bedeutende Sachwerte verbunden zu sein brauchen, 
geht auch Absatz 2 aus, wenn er den Täter mit 
Strafe bedroht, der die Explosion zwar vorsätzlich 
auslöst, die Gefahr aber nur fahrlässig verursacht, 
Die Vorschrift entspricht dem praktisch wichtigen 
§ 323 Abs. 4, der sein Gegenstück auch im Bereich 
der Kernenergieexplosionen haben muß. Der wis-
senschaftliche Fortschritt kann durch eine solche 
Vorschrift nicht gehemmt werden. Wissenschaftler 
werden kaum Genehmigungen zur Durchführung 
von Kernexplosionen erhalten. Wäre das aber der 
Fall und würden sie dabei gegen ihnen erteilte 
Auflagen verstoßen und fahrlässig eine Gefahr 
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herbeiführen, so wären sie nicht nach § 322 Abs. 2, 
sondern nur nach besonderen Vorschriften des 
Atomgesetzes, insbesondere nach dessen § 45 Abs. 3 
oder § 47 strafbar. Anders wäre es, wenn sie gegen 
Bedingungen der Genehmigung verstießen und die 
Explosion als solche daher schon als ungenehmigte 
anzusehen wäre. In diesem Falle würde aber § 322 
Abs. 2 zu Recht eingreifen. Als Strafdrohung sieht 
Absatz 2 Zuchthaus bis zu zehn Jahren vor, eröffnet 
aber die Möglichkeit, in minder schweren Fällen, 
etwa dann, wenn nur Sachwerte gefährdet worden 
sind, auf Gefängnis von einem Jahr bis zu fünf 
Jahren zu erkennen. In besonders schweren Fällen 
sieht § 325 Nr. 2 Zuchthaus nicht unter fünf Jahren 
vor. 

Den Fall, daß die gesamte Tat des § 322 nur 
fahrlässig begangen wird, ein Fall, der wohl kaum 
denkbar ist, stellt der Entwurf nicht unter Strafe, 
da er ausreichend durch § 45 des Atomgesetzes 
erfaßt wird. Auch die Schaffung weiterer Tat-
bestände im Bereich des Umgangs mit Kernenergie 
überläßt der Entwurf, wenn man von § 324 absieht, 
dem Nebenstrafrecht, also dem Atomgesetz. 

§ 323 
Herbeiführen einer anderen Explosion 

Die Vorschrift umfaßt die Herbeiführung von Ex-
plosionen jeder Art mit Ausnahme der Explosionen, 
die durch Freisetzung von Kernenergie ausgelöst 
werden und die, wie in der Begründung zu § 322 
ausgeführt worden ist, auch dann unter diese Vor-
schrift fallen, wenn die dabei verwendeten Kern-
brennstoffe als Sprengstoffe anzusehen sein sollten. 
Absatz 1 betrifft die Explosionen, die durch An-
wendung von Sprengstoff herbeigeführt werden, 
Absatz 2 Explosionen anderer Art. Die Trennung 
in zwei verschiedene Absätze trotz gleicher Straf-
drohung hat ihren Grund lediglich darin, daß die 
Vorbereitung der Tat nur in den Fällen des Ab-
satzes 1 nach § 326 strafbar sein soll. § 323 in Ver-
bindung mit § 325 Nr. 2 macht sowohl den geltenden 
§ 311 StGB, der die Zerstörung einer Sache durch 
Sprengstoff der Inbrandsetzung gleichsetzt, als auch 
den § 5 des Sprengstoffgesetzes überflüssig, der die 
Herbeiführung einer Gefahr für Eigentum, Gesund-
heit oder Leben durch Anwendung von Sprengstoff 
mit Zuchthaus und in Fällen eines schweren Erfol-
ges mit noch schärferer Strafe bedroht. Das Ver-
brechen des § 323 kann zur Brandstiftung im 
Verhältnis der Tateinheit stehen, wenn durch eine 
Explosion ein Brand entsteht. Der Entwurf sieht den 
Unrechtsgehalt der Brandstiftung in den Fällen 
des § 320 Abs. 1 und 2 und den der Taten nach § 323 
als etwa gleich an und sieht daher auch in § 323 
als Regelstrafe Zuchthaus bis zu fünfzehn Jah-
ren vor. Das entspricht der Strafdrohung in § 5 
Abs. 1 des Sprengstoffgesetzes. Von einer Unter-
scheidung in der Strafdrohung zwischen Absatz 1 
und 2 sieht der Entwurf ab. Zwar mögen die Fälle 
des Absatzes 1 im Durchschnitt etwas schwerer 
wiegen als die des Absatzes 2. Der Unterschied 
erscheint aber nicht so groß, als daß er sich inner-
halb des im Entwurf verwendeten Strafrahmen

-

systems gerecht zum Ausdruck bringen ließe. Es 
läßt sich auch nicht übersehen, daß Fälle etwa einer 

§§ 323, 324 
Wasserdampf- oder Leuchtgasexplosion ebenso 
gefährlich sein können wie die einer Explosion 
durch Sprengstoff. Auch die Regelung der minder 
schweren Fälle in Absatz 3 wie die der besonders 
schweren Fälle in § 325 Nr. 2 entspricht der Rege-
lung bei der Brandstiftung. Dasselbe gilt für den in 
Absatz 4 behandelten Fall, daß der Täter die 
Explosion zwer vorsätzlich auslöst, die Gefahr aber 
nur fahrlässig verursacht. Der Hinweis auf die 
Absätze 1 und 2 in Absatz 4 bezieht sich der Sache 
nach auch auf Absatz 3, da dieser keinen eigenen 
Tatbestand enthält, sondern nur eine Strafmilderung 
für minder schwere Fälle vorsieht. Die Fälle reiner 
Fahrlässigkeit sind in § 340 Abs. 1 in der Weise 
geregelt, daß auch Strafhaft und Geldstrafe ange-
droht werden. Im Bereich des § 323 Abs. 4 erscheint 
das nicht angezeigt. Fälle der Verwendung kleinster 
Feuerwerkskörper können schon mit Hilfe des 
Begriffes der Explosion aus dem Tatbestand ausge-
schieden werden. 

§ 324 
Mißbrauch ionisierender Strahlen 

Die Vorschrift richtet sich gegen die verbrecheri-
sche Gefährdung durch die Strahlung, die von 
natürlichen oder von künstlichen radioaktiven 
Stoffen ausgeht. Sie ist auch auf Gefährdung durch 
Neutronenstrahlung anwendbar, die bei der Spal-
tung von Kernbrennstoffen entsteht, sowie auf 
künstlich erzeugte ionisierende Strahlen, vor allem 
Röntgenstrahlen. Den Tatbestand auf sämtliche 
ionisierenden Strahlen zu erstrecken, erscheint 
gerechtfertigt, weil solche Strahlen ohne Rücksicht 
darauf, ob sie von radioaktiven Stoffen ausgesandt 
oder künstlich erzeugt werden, für den Menschen 
in gleichem Maße gefährlich sind. Der Entwurf 
nennt die radioaktiven Strahlen nur deshalb be-
sonders, weil es sich dabei um einen Hauptfall der 
Anwendung der Vorschrift handelt und diese da-
durch für den Unkundigen anschaulicher wird. 

Die Vorschrift unterscheidet drei Fälle mit ent-
sprechend abgestufter Strafdrohung. Im Fall des 
Absatzes 1 muß der Täter die Absicht haben, die 
Gesundheit eines anderen zu schädigen, der auch 
ein bestimmter einzelner sein kann. Im Falle des 
Absatzes 3, der einen besonderen Fall des Ab-
satzes 1 darstellt, muß sich diese Absicht auf eine 
unübersehbare Zahl von Menschen beziehen. Im 
Falle des Absatzes 4 schließlich hat der Täter die 
Absicht, die Brauchbarkeit einer fremden Sache von 
bedeutendem Wert zu beeinträchtigen. In allen 
Fällen verlangt der Entwurf absichtliches Handeln 
des Täters. Es muß ihm also darauf ankommen, 
den angestrebten Erfolg zu erreichen, auch wenn 
dieser nicht sein Endziel zu sein braucht. Wissent-
liches Handeln oder gar bloßen bedingten Vorsatz 
läßt das Gesetz in keinem Falle ausreichen. Das hat 
zwei Gründe. Der Entwurf will im Bereich des 
Strafgesetzbuches nur die Fälle der verbrecherischen 
Gefährdung durch ionisierende Strahlen erfassen, 
die durch die Absicht des Täters gekennzeichnet 
sind. Weiter aber würde, wenn der Entwurf schon 
wissentliches Handeln oder bedingten Vorsatz für 
die Strafbarkeit ausreichen ließe, der medizinische 
und wissenschaftliche Umgang mit ionisierenden 
Strahlen in bedenklicher Weise beeinträchtigt wer-
den. Im Bereich dieses Umgangs lassen sich zwar 
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§§ 325, 326 
Schädigungen, aber nicht stets auch Gefährdungen 
durch Strahlung vermeiden. Geht eine solche Ge-
fährdung auf die Verletzung von Schutzvorschriften 
zurück, so wären die in § 324 vorgesehenen Straf-
drohungen viel zu schwer. Es reicht dann aus, wenn 
der Täter nach den Vorschriften des.  Atomgesetzes, 
insbesondere nach dessen § 45 Abs. 3 oder § 47, 
bestraft wird. 

In den Absätz en  1 und 3 ist Tathandlung, daß 
der Täter es unternimmt, andere Menschen einer 
ionisierenden Strahlung auszusetzen. Wie im Falle 
des § 322 Abs. 1 wird also auch hier wegen der 
Gefährlichkeit der Tat deren Versuch der Voll-
endung mit dem Ergebnis gleichgestellt, daß die 
Strafe demselben Strafrahmen zu entnehmen ist 
und der Täter im Falle tätiger Reue nur nach § 341 
eine Vergünstigung erhalten, nicht aber strafbe-
freiend vom Versuch zurücktreten kann. Die Strah-
lung muß geeignet sein, die Gesundheit des Be-
drohten zu schädigen. Glaubt der Täter nur irrig 
an diese Eignung, so ist untauglicher Versuch, unter 
Umständen § 27 Abs. 3 anzunehmen. Als Strafe 
droht Absatz 1 Zuchthaus bis zu zehn Jahren an. 
Die hohe Strafdrohung rechtfertigt sich aus der 
Heimtücke, die in der Tat liegt, und aus dem Um-
stand, daß die aus der Einwirkung ionisierender 
Strahlen für den Menschen entstehenden Schäden 
vielfach unabsehbar sind. Allerdings sind, etwa im 
Bereich des Mißbrauches mit Röntgenstrahlen, min-
der schwere Fälle denkbar, für die Absatz 2 Ge-
fängnis von sechs Monaten bis zu fünf Jahren vor-
sieht. 

Mit der Strahlung radioaktiver Stoffe ist es auch 
möglich, eine Gefahr für eine unbestimmt große 
Zahl von Menschen, also eine Massengefahr herbei-
zuführen. Für einen solchen Fall reicht die Straf-
drohung des Absatzes 1 nicht aus und muß Absatz 2 
ausscheiden. Deshalb regelt Absatz 3 diesen Fall 
besonders und droht dafür Zuchthaus nicht unter 
fünf Jahren an. Damit ist die Strafdrohung der des 
§ 322 Abs. 1 gleichgestellt. Die Benutzung ionisie-
render Strahlen zum Zwecke der Massengefährdung 
ist auch ebenso verwerflich wie der Mißbrauch von 
Kernenergie zur Herbeiführung einer Explosion. 
Absatz 3 bringt die Natur der Straftat als eines 
Massenverbrechens dadurch zum Ausdruck, daß der 
Täter es unternehmen muß, eine „unübersehbare 
Zahl von Menschen" einer ionisierenden Strahlung 
auszusetzen. Mit dem Begriff „unübersehbar", der 
auch in § 331 verwendet wird, ist gemeint, daß die 
Zahl der gefährdeten Menschen so groß sein muß, 
daß sie auch für einen objektiven Beobachter nicht 
ohne weiteres übersehbar, also in ihrer ungefähren 
Zahl zu bestimmen ist. Demgegenüber spricht § 41 
Abs. 2 des Atomgesetzes von dem Unternehmen, 
eine Vielzahl von Menschen einer ionisierenden 
Strahlung auszusetzen. Dieser Ausdruck greift wohl 
weiter als das Merkmal der unübersehbaren Zahl 
von Menschen, das den Gesichtspunkt des Massen-
verbrechens wohl schärfer zum Ausdruck bringt. In 
Anbetracht der Schwere der Strafdrohung zieht der 
Entwurf die engere Fassung vor. 

Absatz 4 betrifft den Fall einer versuchten 
Sachbeschädigung an Sachen von bedeutendem 
Wert in einer schweren Begehungsform, nämlich 
durch Verwendung ionisierender Strahlen. Mit ihrer 

Hilfe lassen sich erhebliche Schäden auf heimliche, 
schwer abzuwehrende Weise anrichten. Entsprechend 
der Regelung in Absatz 1 muß die Strahlung hier 
geeignet sein, die Brauchbarkeit der Sache zu be-
einträchtigen. Es wäre zu eng, etwa auf Zerstörung 
oder Beschädigung der Sache abzustellen. Insbeson-
dere müssen Fälle erfaßt werden, in denen Filme 
durch Strahleneinwirkung unbrauchbar gemacht 
werden. Im Falle des Absatzes 4 erscheint es nicht 
erforderlich, den Versuch der Tat der Vollendung 
gleichzustellen. Statt dessen ist der Versuch unter 
Strafe gestellt. Als Strafdrohung ist Gefängnis bis 
zu fünf Jahren vorgesehen, also etwa die gleiche 
Strafdrohung wie im Falle der schweren Sachbe-
schädigung. Eine Strafschärfung für besonders 
schwere Fälle erscheint nicht erforderlich. 

§ 325 
Besonders schwere Fälle 

des Explosions- und Strahlungsverbrechens 
Die Vorschrift faßt für die Gruppe der Explosions-

und Strahlungsverbrechen die Regelung der beson-
ders schweren Fälle zusammen und bestimmt dafür 
die Strafdrohung. In der Begründung zu den §§ 322 
bis 324 ist bereits davon die Rede gewesen. Der 
Entwurf sieht für fast alle Tatbestände der Explo-
sions- und Strahlungsverbrechen besonders schwere 
Fälle vor, nur nicht für die Tat des § 323 Abs. 4 
und die des § 324 Abs. 4. § 325 unterscheidet in den 
Nummern 1 und 2 zwei Gruppen der Explosions-
und Strahlungsverbrechen. Zur ersten Gruppe 
gehören nur die an sich schon besonders schweren 
Taten der vorsätzlichen Gefährdung durch eine 
Kernenergieexplosion nach § 322 Abs. 1 und das 
Massenstrahlungsverbrechen des § 324 Abs. 3. Hier 
ist die Strafe lebenslanges Zuchthaus oder Zucht-
haus nicht unter zehn Jahren. Die Tatbestände 
des § 322 Abs. 2, des § 323 Abs. 1 und 2 sowie des 
§ 324 Abs. 1 bilden die zweite Gruppe. Hier soll die 
Strafe Zuchthaus nicht unter fünf Jahren sein. Die 
Regelbeispiele für die besonders schweren Fälle 
auch des § 325 sind in § 338 aufgeführt. Alle drei 
dort genannten Beispiele können bei den Explo-
sions- und Strahlungsverbrechen eine Rolle spielen. 
Das Nähere zu diesen Beispielen ist in der Be-
gründung zu § 338 gesagt. 

§ 326 
Vorbereitung eines Explosions- oder 

Strahlungsverbrechens 
Schon das Sprengstoffgesetz stellt die Vorberei-

tung eines Sprengstoffverbrechens unter gewissen 
Voraussetzungen unter Strafe. Nach § 6 wird be-
straft, wer sich mit anderen zu einem Sprengstoff-
verbrechen verabredet oder zur fortgesetzten 
Begehung derartiger Taten verbindet. Nach § 7 wird 
bestraft, wer zur Vorbereitung eines Sprengstoff-
verbrechens Sprengstoffe herstellt, anschafft, be-
stellt, in seinem Besitz hat oder anderen überläßt. 
§ 6 wird im wesentlichen durch § 35 Abs. 2 des 
Entwurfs abgedeckt und ist daher in Zukunft ent-
behrlich. § 7 soll durch § 326 ersetzt und erweitert 
werden. 

§ 326 stellt nicht nur die Vorbereitung eines 
Sprengstoffverbrechens nach § 323 Abs. 1, sondern 
vor allem die Vorbereitung eines Kernenergie- 
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explosionsverbrechens nach § 322 Abs. 1 und die 
eines Strahlungsmassenveibrechens nach § 324 Abs. 3 
unter Strafe. Gerade bei diesen beiden Verbrechen 
schwersten Grades muß schon die Vorbereitung 
strafbar sein. Die Vorbereitung eines Verbrechens 
nach § 323 Abs. 1 wird von § 326 auch dann erfaßt, 
wenn die vorbereitete Tat als ein minder schwerer 
Fall nach § 323 Abs. 3 anzusehen wäre. Denn sie 
bleibt auch als minder schwerer Fall eine Tat nach 
§ 323 Abs. 1. Allerdings wird das Gericht unter 
solchen Umständen auch einen minder schweren 
Fall der Vorbereitung nach § 326 Abs. 2 annehmen 
können. Die Vorbereitung eines Verbrechens nach 
§ 323 Abs. 2 ebenfalls mit Strafe zu bedrohen, 
erscheint nicht erforderlich. Fälle dieser Art werden 
kaum von langer Hand vorbereitet. Vor allem liegt 
die Gefährlichkeit einer Vorbereitung der in § 326 
erfaßten Verbrechen darin, daß sich der Täter dabei 
regelmäßig in den Besitz von Kernbrennstoffen, 
Sprengstoffen oder radioaktiven Stoffen setzt, die 
schon vor dem Beginn des Tatversuchs in seiner 
Hand eine besondere Gefahr bedeuten. 

Der Entwurf stellt nur die Vorbereitung eines 
bestimmten Unternehmens nach § 322 Abs. 1 
oder § 324 Abs. 3 unter Strafe. Er schließt sich damit 
an die Fassung des geltenden § 81 StGB an, die 
auch in § 363 des Entwurfs wiederkehrt. Die von 
der Rechtsprechung, insbesondere der des Bundes-
gerichtshofes, zu dem Begriff der Bestimmtheit eines 
hochverräterischen Unternehmens herausgearbeite-
ten Gesichtspunkte, wonach das Unternehmen hin-
sichtlich des Angriffszieles, der Angriffsmittel und 
des Zeitpunktes schon bis zu einem gewissen Grade 
konkretisiert sein muß, wird auch für die Auslegung 
des § 326 Bedeutung haben. 

Während es im Bereich des Hochverrats kaum 
möglich erscheint, die strafwürdigen Formen der 
Vorbereitung im Gesetz näher zu umschreiben, weil 
dort bei der Vorbereitung weitgehend geistige 
Mittel eingesetzt werden, erscheint es im Bereich 
des § 326 möglich und sinnvoll, die strafbaren 
Formen der Vorbereitung so zu umschreiben, daß 
nicht schon jede beliebige Handlung unter die 
schwere Strafdrohung fällt. Denn zur Vorbereitung 
und Durchführung der von § 326 erfaßten Ver-
brechen bedarf es bestimmter sachlicher Mittel. Der 
Entwurf erklärt es für strafbar, wenn der Täter 
„Kernbrennstoffe, Sprengstoffe, radioaktive Stoffe 
oder die zur Ausführung der Tat erforderlichen 
Vorrichtungen herstellt, sich oder einem anderen 
verschafft, verwahrt, einem anderen überläßt oder 
in den räumlichen Geltungsbereich des Gesetzes 
einführt". Unter Kernbrennstoffen sind die in § 2 
Nr. 1 des Atomgesetzes aufgeführten Stoffe zu ver-
stehen. Das „Ausführen" und das „Inverkehr-
bringen" der bezeichneten Gegenstände nennt der 
Entwurf nicht. Handlungen dieser Art werden durch 
die Wendung „einem anderen verschafft oder über-
läßt" gedeckt. Zum mindesten fallen sie unter die 
ergänzende Klausel, die der Entwurf der Beschrei-
bung einzelner Tätigkeiten noch anfügt. Danach 
wird auch bestraft, wer „eine Handlung von gleicher 
Gefährlichkeit vornimmt". Durch diese, schon in 
dem geltenden § 315 Abs. 1 StGB und in § 342 
Abs. 1, § 343 Abs. 1 des Entwurfs in ähnlicher Weise 
verwendete Klausel wird einmal erreicht, daß auch 

§ 327 

Handlungen einbezogen werden, die der Gesetz-
geber nicht im einzelnen zu umschreiben vermag, 
deren Unrechtsgehalt den umschriebenen aber nicht 
nachsteht. Auf der anderen Seite werden weit 
entfernte Vorbereitungshandlungen ausgeschieden, 
die kaum gefährlich erscheinen und noch in keiner 
näheren Beziehung zu den Stoffen stehen, die für 
das vorbereitete Verbrechen gebraucht werden. In 
den Strafdrohungen unterscheidet der Entwurf zwi-
schen der Vorbereitung der besonders schweren 
Verbrechen des § 321 Abs. 1 und § 324 Abs. 3 und 
der Vorbereitung eines Sprengstoffverbrechens nach 
§ 323 Abs. 1. Nur in den beiden ersten Fällen 
erscheint eine Zuchthausstrafe angebracht, für die 
der Entwurf ein Höchstmaß von zehn Jahren vor-
sieht. Allerdings muß auch hier die Möglichkeit 
minder schwerer Fälle berücksichtigt werden. Für 
sie sieht Absatz 2 Gefängnis von sechs Monaten 
bis zu fünf Jahren vor. Für die Vorbereitung eines 
Sprengstoffverbrechens droht der Entwurf im 
Gegensatz zu § 7 des Sprengstoffgesetzes nicht 
Zuchthaus, sondern Gefängnis von einem bis zu 
zehn Jahren an, in minder schweren Fällen nach 
Absatz 2 Gefängnis von drei Monaten bis zu drei 
Jahren. Gefängnisstrafen müssen in diesem Bereich 
für die bloße Vorbereitung der Tat als ausreichend 
angesehen werden. Die Strafdrohungen des Spreng-
stoffgesetzes erscheinen in dieser Hinsicht über-
setzt. 

§ 327 
Gefährdung durch giftige Gase 

Wie in der Vorbemerkung zu diesem Titel dar-
gelegt worden ist, verzichtet der Entwurf auf einen 
allgemeinen Lebensgefährdungstatbestand, also eine 
Vorschrift, welche die Gefährdung des Lebens eines 
anderen ohne Rücksicht darauf unter Strafe stellt, 
auf welche Weise die Tat begangen wird. Ein 
solcher Verzicht läßt es erforderlich erscheinen, 
wenigstens die Fälle einer Lebensgefährdung unter 
Strafe zu stellen, die mit gemeingefährlichen Mitteln 
von allgemeiner Bedeutung begangen werden. Dazu 
gehört ohne Zweifel das giftige Gas, d. h. solches 
Gas, das die menschliche Gesundheit zu zerstören 
geeignet ist. Eine Vorschrift gegen die Gefährdung 
durch giftige Gase zu schaffen, scheint auch mit 
Rücksicht darauf am Platze, daß der Entwurf eine 
dem geltenden § 229 StGB entsprechende Strafvor-
schrift nicht mehr kennt. § 327 hat in den früheren 
deutschen Entwürfen einen gewissen Vorläufer nur 
in § 309 E 1936. Jedoch kennt das Schweizerische 
Strafgesetzbuch entsprechende Bestimmungen in 
den Artikeln 224 und 225. 

Schafft man eine Vorschrift gegen die Gefährdung 
durch giftige Gase, so empfiehlt es sich allerdings, 
sie auf die Herbeiführung einer Todesgefahr oder 
einer schweren Schädigung an Körper oder Gesund-
heit im Sinne des § 147 Abs. 2 zu beschränken. 
Fälle geringerer Gesundheitsgefährdung oder von 
bloßer Sachgefahr sollten aus dem Bereich der 
Strafbarkeit ausscheiden. Solche Gefährdungen, ins-
besondere durch Leuchtgas, können im täglichen 
Leben nicht immer vermieden werden und sollten 
jedenfalls nicht zu einer kriminellen Strafe führen. 
Beschränkt man den Tatbestand in der vorgesehe-
nen Weise, so erscheint eine Zuchthausstrafe für die 
vorsätzliche Tat angemessen. Der Entwurf begrenzt 
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§§ 328, 329 
sie auf zehn Jahre. Allerdings sollte in minder 
schweren Fällen Gefängnisstrafe möglich sein. Die 
minder schweren Fälle können vor allem bei Selbst-
mordversuchen durch Leuchtgas in Betracht kom-
men. Hier wird der Täter vielfach nicht vorsätzlich 
handeln. Häufig werden auch die Voraussetzungen 
des § 25 erfüllt sein. Es gibt jedoch auch Selbst-
mörder, die mit voller Einsichts- und Handlungs-
fähigkeit in den Tod gehen. Gefährden sie dabei 
bewußt andere Menschen, so erscheint Bestrafung 
nach § 327 am Platze, wenn es beim Selbstmord-
versuch bleibt. In solchen Fällen werden häufig 
Menschen in hohe Lebensgefahr gebracht. Die 
übrigen Umstände können jedoch die Annahme 
eines minder schweren Falles nahelegen. Absatz 2 
sieht für minder schwere Fälle Gefängnis von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren vor. 

In besonders schweren Fällen, wie sie etwa bei 
einer vorsätzlichen Gefährdung einer großen Zahl 
von Menschen in Betracht kommen, droht Absatz 2 
Zuchthaus nicht unter fünf Jahren an. Für den Fall, 
daß der Täter zwar vorsätzlich Giftgas freisetzt, die 
Gefahr aber nur fahrlässig herbeiführt, sieht Ab-
satz 3 mit Rücksicht auf die Schwere der Gefahr, 
die der Tatbestand voraussetzt, Gefängnis von drei 
Monaten bis zu fünf Jahren vor. Der Fall, daß der 
Täter in vollem Umfange fahrlässig handelt, ist in 
§ 340 Abs. 1 Nr. 2 geregelt. Sollte § 327 mit § 340 
Gesetz werden, so müßte § 147 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a) 
der Gewerbeordnung, eingefügt durch die Novelle 
vom 29. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1459), 
danach abgestimmt werden. Diese Vorschrift droht 
Geldstrafe bis zu 10 000 DM an, wenn jemand ohne 
behördliche Genehmigung eine überwachungs-
pflichtige Anlage nach § 24 Gewerbeordnung vom 
11. Juni 1869 i. d. F. vom 26. Juli 1900 (Reichsgesetz-
blatt S. 871), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
5. Februar 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 61) ändert, die 
der Verwendung giftiger Gase dient, und dadurch 
Leben oder Gesundheit von Menschen leichtfertig 
gefährdet. Die Strafdrohung dieser Vorschrift 
stimmt mit dem Unrechtsgehalt der Tat nicht über-
ein. 

§ 328 
Entfesseln von Naturkräften 

Das geltende Strafgesetzbuch bedroht das vor-
sätzliche Herbeiführen einer Überschwemmung, 
wenn dabei eine Gemeingefahr für Menschenleben 
entsteht, in § 312 StGB grundsätzlich mit Zuchthaus 
nicht unter drei Jahren, wenn hingegen nur Gefahr 
für das Eigentum entsteht, in § 313 grundsätzlich 
mit Zuchthaus. Das fahrlässige Herbeiführen einer 
Überschwemmung mit gemeiner Gefahr für Leben 
oder Eigentum wird in § 314 StGB mit Gefängnis 
bis zu einem Jahr bedroht. Der Fall, daß der Täter 
zwar die Überschwemmung vorsätzlich, die Gemein-
gefahr aber nur fahrlässig herbeiführt, wird nicht 
besonders berücksichtigt. Wenn die Überschwem-
mung zum Tode eines Menschen führt, greifen 
entsprechend verschärfte Strafdrohungen ein. 

Der Entwurf übernimmt weitgehend das geltende 
Recht, dehnt aber im Anschluß an § 307 E 1936 und 
in Anlehnung an Artikel 227 Schweizer. StGB den 
Tatbestand auf den Fall aus, daß der Täter eine 
Lawine oder Erd- oder Felsmassen niedergehen 
läßt. Der Entwurf 1936 wollte darüber hinaus noch 

bestrafen, wenn der Täter ein ähnliches gefährliches 
Ereignis verursacht. Eine derartige Generalklausel 
erscheint in diesem Bereich bedenklich, auch wenn 
Fälle wie etwa die Entfesselung von Erdgas oder 
das Herbeiführen eines Steinschlages, bei dem noch 
nicht Felsmassen niedergehen, strafwürdig er-
scheinen mögen. Der Entwurf glaubt jedoch um der 
nötigen Bestimmtheit des Tatbestandes willen auf 
eine solche Erweiterung verzichten zu sollen. Eine 
Überschwemmung führt der Täter auch herbei, wenn 
er eine schon bestehende Überschwemmung auf ein 
weiteres Gebiet übergreifen läßt. Eine Lawine oder 
Erd- oder Felsmassen läßt der Täter auch nieder-
gehen, wenn er durch Beseitigung von Schutzvor-
richtungen erreicht, daß die Schnee- oder Fels-
massen ihren Weg weiter zu Tale nehmen. Über das 
Verhältnis zur Vorschrift zu § 333 Abs. 1 Nr. 2 in 
solchen Fällen wird in der Begründung zu dieser 
Bestimmung Näheres gesagt. 

Absatz 1 droht für den Fall, daß der Täter Leib 
oder Leben eines anderen gefährdet, Zuchthaus bis 
zu zehn Jahren an. In besonders schweren Fällen, 
zu denen auch ähnlich wie im geltenden Recht in 
der Regel die leichtfertige Herbeiführung des Todes 
eines anderen gehört (§ 338 Nr. 1), ist die Strafe 
nach Absatz 2 Zuchthaus nicht unter fünf Jahren, in 
minder schweren Fällen Gefängnis von sechs Mo-
naten bis zu fünf Jahren. Begeht der  Liter  die 
eigentliche Tathandlung zwar vorsätzlich, verursacht 
er aber die Gefahr für Leib oder Leben des anderen 
nur fahrlässig, so droht Absatz 4 Gefängnis von 
drei Monaten bis zu fünf Jahren an. 

Gefährdet der Täter lediglich Sachen von be-
deutendem Wert, so droht Absatz 3 für die vor-
sätzliche Tat Gefängnis von sechs Monaten bis zu 
fünf Jahren an. Begeht der Täter die eigentliche 
Tathandlung zwar vorsätzlich, verursacht er aber 
die Gefahr nur fahrlässig, so sieht Absatz 4 Ge-
fängnis bis zu zwei Jahren, Strafhaft oder Geldstrafe 
vor. 

Der Fall, daß der Täter die Tat des Absatzes 1 
oder die des Absatzes 3 in vollem Umfange fahr-
lässig begeht, ist in § 340 Abs. 1 Nr. 2 geregelt. 

§ 329 
Brunnenvergiftung 

Wie schon in der Vorbemerkung zu diesem Titel 
ausgeführt worden ist, löst der Entwurf den Tat-
bestand des geltenden § 324 StGB, der ein abstraktes 
Gefährdungsdelikt betrifft, in die beiden Tatbestände 
der Brunnenvergiftung in § 329 und der Vergiftung 
von Lebensmitteln, Arzneimitteln und Bedarfsgegen-
ständen in § 330 auf. Dabei werden die abstrakten 
in konkrete Gefährdungsdelikte umgestaltet. 

Mit früheren Entwürfen umschreibt der Entwurf 
abweichend vom geltenden Recht, das Brunnen und 
Wasserbehälter nennt, den Schutzgeg enstand 
mit „Wasser in gefaßten Quellen, in Brunnen, Lei-
tungen oder Trinkwasserspeichern". Der Entwurf 
will damit nur Wasser schützen, das in besonderen 
Vorrichtungen aufgefangen ist, um einen einwand-
freien Gebrauch für Menschen und Tiere, ins-
besondere zu Trinkzwecken, zu sichern. Nur die 
Vergiftung solchen Wassers soll der schweren 
Strafdrohung für eine gemeingefährliche Tat unter- 
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liegen. Das ist auch der Grundgedanke des geltenden 
Rechts. Der in § 324 StGB verwendete Ausdruck 
„Wasserbehälter" erscheint jedoch zu ungenau. Die 
klarere Beschreibung des Entwurfs verdient den 
Vorzug. Der Schutz des Wassers, das sich nicht in 
besonderen Vorrichtungen befindet, also vor allem 
des fließenden Wassers in Flüssen, Bächen und 
ungefaßten Quellen oder des Wassers in Seen und 
Teichen überläßt der Entwurf dem Wasserhaushalts-
gesetz vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1110), 
das in den §§ 38 und 39 entsprechende Strafvor-
schriften enthält. Soweit sie sich im einzelnen Fall 
mit § 329 überschneiden sollten, geht ihnen diese 
Bestimmung als besondere Vorschrift vor. 

Die Tathandlung beschreibt Absatz 1 dahin, 
daß der Täter das Wasser vergiftet oder ihm 
gesundheitsschädliche Stoffe beibringt. Vergiftet ist 
das Wasser, wenn sein Gebrauch infolge der 
Beimengung von Fremdstoffen die Gesundheit zu 
zerstören geeignet ist. Das Beibringen gesundheits-
schädlicher Stoffe ist das Einbringen oder Einleiten 
von solchen Stoffen, welche die Gesundheit lediglich 
zu schädigen geeignet sind. Dabei ist es gleichgültig, 
ob es sich um die Zuführung von Bakterien oder 
anderen krankheitserregenden Mikroorganismen 
oder um anorganische gesundheitsschädliche Stoffe 
handelt. Eine bloße Verunreinigung des Wassers 
reicht nicht aus. Die Tathandlung braucht nicht 
unmittelbar an dem in der Vorrichtung befindlichen 
Wasser vorgenommen zu werden. Es genügt, wenn 
etwa Wasser vergiftet wird, das unmittelbar in eine 
der geschützten Vorrichtungen fließt und dort 
aufgefangen wird. Durch seine Handlung muß der 
Täter eine Gefahr herbeiführen. Je nach deren Art 
unterscheidet § 329 die Fälle der Absätze 1, 2 und 4 
erster Halbsatz einerseits und die der Absätze 3 
und 4 zweiter Halbsatz andererseits. Wie es zu der 
Gefährdung kommt, ist unerheblich. Die Gefahr 
kann sich aus der Wahrscheinlichkeit ergeben, daß 
Menschen oder Tiere unmittelbar aus den Wasser-
behältern trinken oder das Wasser sonst in einer 
gesundheitsschädlichen Weise verwenden. Es ge-
nügt, wenn sie Wasser verwenden, das aus der 
Vorrichtung entnommen worden oder etwa aus der 
vergifteten Quelle abgeflossen ist. 

Absatz 1 betrifft den Fall, daß der Täter einen 
anderen in die Gefahr des Todes oder einer schwe-
ren Schädigung an Körper oder Gesundheit im 
Sinne des § 147 Abs. 2 bringt. Nur in dem Falle 
einer so schweren Gefahr erscheint eine Zuchthaus-
strafe angemessen, die der Entwurf im Höchstmaß 
auf zehn Jahre begrenzt. In besonders schweren 
Fällen, für die § 338 Regelbeispiele aufführt, ist die 
Strafe nach Absatz 2 Zuchthaus nicht unter fünf 
Jahren, in minder schweren Fällen Gefängnis von 
einem Jahr bis zu fünf Jahren. Vergiftet der Täter 
das Wasser zwar vorsätzlich oder bringt er ihm die 
gesundheitsschädlichen Stoffe zwar vorsätzlich bei, 
verursacht er aber die in Absatz 1 beschriebene 
Gefahr nur fahrlässig, so ist die Strafe nach Ab-
satz 4 Gefängnis von sechs Monaten bis zu fünf 
Jahren. 

Absatz 3 betrifft zwei Fälle. Der erste ist der, 
daß der Täter einen anderen Menschen gefährdet, 
die Gefahr aber keine so schwere ist wie im Falle 
des Absatzes 1. Im zweiten Falle führt der Täter 

§ 330 
eine Gefahr für das Leben einer großen Zahl von 
Haustieren oder anderen nützlichen Tieren herbei, 
die ihm nicht gehören. Es erscheint angebracht, auch 
im Bereich der Brunnenvergiftung den Gedanken 
der Gefährdung bedeutender Sachwerte ebenso zur 
Auswirkung zu bringen wie in anderen Tatbestän-
den gemeingefährlicher Straftaten. Schon die Ent-
würfe 1927 bis 1936 haben das in der Form getan, 
daß sie eine Gefahr „in bedeutendem Umfang für 
fremde Haustiere" (Entwürfe 1927 und 1930) oder 
die „eines großen Tierschadens" (Entwurf 1936) als 
Tatbestandsmerkmal vorgesehen haben. Die Be-
schränkung auf Haustiere erscheint jedoch zu eng, 
die Ausdehnung auf jeden großen Tierschaden hin-
gegen zu weit. Der Entwurf nennt daher neben den 
Haustieren noch andere nützliche Tiere, die dem 
Täter nicht gehören, also zum Beispiel jagdbare 
Tiere, die herrenlos sind. Aufgabe der Recht-
sprechung wird es sein, den Begriff des nützlichen 
Tieres und der großen Zahl näher abzugrenzen. 
Begeht der Täter in den Fällen des Absatzes 3 die 
eigentliche Tathandlung zwar vorsätzlich, verursacht 
er aber die Gefahr nur fahrlässig, so sieht Absatz 4 
Gefängnis bis zu zwei Jahren, Strafhaft oder Geld-
strafe vor. 

Der Fall, daß der Täter die Tat des Absatzes 1 
oder die des Absatzes 3 in vollem Umfange fahr-
lässig begeht, ist in § 340 Abs. 1 Nr. 2 geregelt. 

§ 330 
Vergiftung von Lebensmitteln, Arzneimitteln 

und Bedarfsgegenständen 
Der geltende § 324 StGB enthält außer dem Tat

-

bestande der Brunnenvergiftung, den der Entwurf 
in § 329 regelt, einen weiteren Tatbestand, wonach 
derjenige mit  Zuchthaus bis zu zehn Jahren bestraft 
wird, der „Gegenstände, welche zum öffentlichen 
Verkaufe oder Verbrauche bestimmt sind, vergiftet 
oder denselben Stoffe beimischt, von denen ihm 
bekannt ist, daß sie die menschliche Gesundheit zu 
zerstören geeignet sind, ingleichen wer solche ver-
giftete oder mit gefährlichen Stoffen vermischte 
Sachen wissentlich und mit Verschweigung dieser 
Eigenschaft verkauft, feilhält oder sonst in Verkehr 
bringt". § 330 soll diesen Tatbestand ersetzen. 
Einige frühere Entwürfe, so die von 1925 bis 1930, 
haben sich allerdings auf den Standpunkt gestellt, 
daß ein derartiger Tatbestand dem Lebensmittel-
gesetz überlassen werden sollte. Hingegen hat der 
Entwurf 1936 den Tatbestand beibehalten, ihn aller-
dings als § 181 in den Zusammenhang der Angriffe 
auf die Volksgesundheit gebracht. Nach Auffassung 
des Entwurfs ist ein Tatbestand nach Art des § 330, 
der als konkretes Gefährdungsdelikt auszugestalten 
und auf Arzneimittel auszudehnen ist, erforderlich. 
Er gehört in den Zusammenhang der gemeingefähr-
lichen Straftaten und damit in das Strafgesetzbuch. 
Es wäre nicht verständlich, wenn die Vergiftung 
von Trinkwasser in einem Tatbestand des Straf-
gesetzbuches geregelt wäre, die von Lebensmitteln 
und Arzneien hingegen in Nebengesetzen. Tatbe-
stände mit Strafdrohungen von der Schwere des 
§ 330, der in besonders schweren Fällen Zuchthaus 
nicht unter fünf Jahren vorsieht, können grundsätz-
lich nicht dem Nebenrecht überlassen bleiben. Es 
kommt hinzu, daß sich die Strafdrohung nicht etwa 
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§ 331 
nur an Träger bestimmter Berufskreise, sondern an 
jedermann wendet und daß der Tatbestand für die 
Allgemeinheit von grundsätzlicher Wichtigkeit ist. 
Das alles rechtfertigt die Einstellung in das Straf-
gesetzbuch. 

Der Tatbestand bezieht sich auf Lebensmittel, 
Arzneimittel und Bedarfsgegenstände. Die Begriffs-
bestimmung für Lebensmittel und  Bedarfsgegen-
stände kann sich an die gesetzlichen Umschreibun-
gen in den §§ 1 und 2 des Lebensmittelgesetzes in 
der Fassung vom 21. Dezember 1953 (Bundesge-
setzbl. I S. 950) anlehnen, diejenige für Arzneimittel 
an das künftige Arzneimittelgesetz (vgl. § 1 des 
Entwurfes der Bundesregierung vom 23. Juli 1958, 
BT-Drucks. Nr. 654 der 3. Wahlperiode, und § 1 des 
Entwurfes nach dem Antrage der SPD vom 26. Juni 
1958, BT-Drucks. Nr. 485 der 3. Wahlperiode). 

Der Tatbestand des § 330 gliedert sich in die bei-
den Fallgruppen der Nummern 1 und 2 des Ab-
satzes 1. Bei der ersten Fallgruppe geht es 
darum, daß der Täter Gegenstände, die als Lebens-
mittel, Arzneimittel oder Bedarfsgegenstände in 
Verkehr gebracht werden sollen, so gewinnt oder 
behandelt, daß ihre bestimmungsmäßige Verwen-
dung als Lebensmittel, Arzneimittel oder Bedarfs-
gegenstand, also ihr Genuß, Gebrauch oder Ver-
brauch, die menschliche Gesundheit schwer zu 
schädigen geeignet ist. Die Eignung zu leichteren 
Schädigungen reicht nicht aus. Kommt nur sie in 
Betracht, so greifen allein die §§ 3, 11 des Lebens-
mittelgesetzes ein. Der Entwurf spricht bewußt nicht 
davon, daß der Täter „Lebensmittel" usw. behan-
delt, weil nicht nur die Fälle erfaßt werden dürfen, 
in denen etwa ein Lebensmittel vergiftet wird, son-
dern vor allem auch die, in denen einem Gegen-
stand, der kein Lebensmittel ist, von vornherein 
nur der Anschein eines Lebensmittels gegeben wird. 
Dieselbe Erwägung gilt auch für die Fälle der Num-
mer 2. Der Entwurf spricht im Anschluß an § 3 Nr. 1 
Buchst. a) des Lebensmittelgesetzes von Gewinnen, 
Herstellen und Behandeln. Gewonnen werden Le-
bensmittel, so wie Tiere oder Pflanzen sie hervor-
bringen. Der Fall der Nummer 1 kommt hier etwa 
in Betracht, wenn Tiere oder Pflanzen an Krank-
heiten leiden, welche die Lebensmittel schwer ge-
sundheitsgefährlich machen. Als wichtige Beispiele 
für ein Behandeln nennt der Entwurf die Vergiftung 
und, vor allem zur Klarstellung, das Verderben

-

lassen. Das Herstellen von Arzneien, die um ihrer 
Heilwirkung willen Gift enthalten, ist kein Ver-
giften im Sinne des Gesetzes. Ein derartiger Vor-
gang ist sozialadäquat und schließt daher den Tat-
bestand, mindestens aber die Rechtswidrigkeit der 
Handlung aus. Inverkehrbringen bedeutet die Über-
tragung der Verfügungsgewalt an einen anderen. 
Im Falle der Nummer 1 kommt es nicht darauf an, 
ob der Täter den Gegenstand selbst in Verkehr 
bringen will oder ob das durch andere geschehen 
soll. 

Nummer 2 betrifft den Fall, daß der Täter Ge-
genstände als Lebensmittel, Arzneimittel oder Be-
darfsgegenstände, deren Verwendung als solche, 
d. h. in dieser Eigenschaft, die menschliche Gesund-
heit schwer zu schädigen geeignet ist, in Verkehr 
bringt oder dafür vorrätig hält. Wie die Gegen-

stände in den gesundheitsschädlichen Zustand ge-
kommen sind, ist für den Fall der Nummer 2 gleich-
gültig. Es braucht sich nicht etwa um Gegenstände 
zu handeln, die durch ein Verbrechen nach Num-
mer 1 in diesen Zustand gebracht worden sind. Es 
muß auch der Fall gedeckt werden, daß jemand ein 
Lebensmittel so behandelt hat, daß es schwer ge-
sundheitsschädlich wurde, ohne daß aber die Ab-
sicht bestand, es in Verkehr zu bringen, und daß 
nun ein Dritter dieses Lebensmittel in Verkehr 
bringt. Es muß weiter der Fall gedeckt werden, daß 
jemand ein Lebensmittel, das verdorben ist, ohne 
daß es jemand hat verderben lassen, in den Ver-
kehr bringt. Neben dem Inverkehrbringen nennt der 
Entwurf nur noch das Vorrätighalten zu dem Zweck, 
den Gegenstand in Verkehr zu bringen. Das reicht 
aus, um die strafwürdigen Handlungen ausreichend 
zu erfassen. Hält jemand ein gesundheitsschädliches 
Lebensmittel nur feil, ohne es gleichzeitig vorrätig 
zu halten, versucht er, es in Verkehr zu bringen, 
und ist insoweit strafbar. 

Sowohl im Falle der Nummer 1 als auch in dem 
der Nummer 2 muß der Täter einen anderen in die 
Gefahr des Todes oder einer schweren Schädigung 
an Körper oder Gesundheit im Sinne des § 147 
Abs. 2 bringen. Fälle geringerer Gesundheitsgefähr-
dung werden durch die Strafvorschriften des Le-
bensmittel- und des Arzneimittelgesetzes erfaßt. Die 
Beschränkung auf schwere Gefährdungen recht-
fertigt die Zuchthausstrafe bis zu zehn Jahren, die 
der Entwurf als Regelstrafe für die vorsätzliche Tat 
vorsieht. In besonders schweren Fällen, für welche 
Regelbeispiele in § 338 enthalten sind, droht Ab-
s atz  2 Zuchthaus nicht unter fünf Jahren, für 
minder schwere Fälle Gefängnis von einem Jahr 
bis zu fünf Jahren an. Für den Fall, daß der Täter 
zwar die eigentliche Tathandlung vorsätzlich be-
geht, die Gefahr aber nur fahrlässig verursacht, 
sieht Absatz 3 Gefängnis von sechs Monaten bis 
zu fünf Jahren vor. Den Fall, daß der Täter die 
gesamte Tat lediglich fahrlässig begeht, behandelt 
der Entwurf nicht. § 340 bezieht sich auf § 335 nicht. 
Fälle dieser Art können den Vorschriften des 
Lebensmittel- und des Arzneimittelgesetzes über-
lassen werden. 

Der Entwurf geht davon aus, daß § 11 Abs. 3 des 
Lebensmittelgesetzes, der für Verstöße gegen das 
Gesetz in besonders schweren Fällen Zuchthaus bis 
zu zehn Jahren androht, aufgehoben wird und daß 
auch das Arzneimittelgesetz keinen Tatbestand ent-
halten wird, der die Zuchthausstrafe vorsieht. Die 
schwere Zuchthausstrafe erscheint im Bereich des 
Verkehrs mit Lebens- und Arzneimitteln und Be-
darfsgegenständen nur unter den Vorausestzungen 
des § 330 gerechtfertigt. 

§ 331 
Verbreiten einer übertragbaren Krankheit 

unter Menschen 
Wie schon in der Vorbemerkung zu diesem Titel 

ausgeführt worden ist, enthalten die geltenden 
§§ 327 und 328 StGB, welche die Verletzung von 
Vorschriften zum Schutze von ansteckenden Krank-
heiten und Viehseuchen zum Gegenstand haben, so-
genannte Blankettbestimmungen, auf die übrigens 
nur wenige Vorschriften des Nebenrechts Bezug 
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nehmen. Auch frühere Entwürfe wollten sich mit 
derartigen Blankettbestimmungen begnügen. Es ist 
schon in der Vorbemerkung dargelegt worden, daß 
eine solche Regelung für den Entwurf ausscheidet. 
§ 331 erfaßt daher ähnlich wie Artikel 231 Schweizer. 
StGB nur den Fall der Verbreitung einer gefähr-
lichen Krankheit. Dabei geht der Entwurf davon 
aus, daß im Strafgesetzbuch nur die verbrecherische 
Verbreitung ansteckender Krankheiten unter Men-
schen mit Strafe bedroht werden sollte. Alle übrigen 
strafwürdigen Fälle können durch das Nebenrecht, 
insbesondere durch das in Vorbereitung befindliche 
Seuchengesetz (BR-Drucks. Nr. 9/1960) erfaßt wer-
den. In diesem Rahmen wird auch für die §§ 327 
und 328 StGB Ersatz zu schaffen sein. 

§ 331 bedroht daher nur das absichtliche Verbrei-
ten einer übertragbaren Krankheit unter Menschen 
mit Strafe. Dem Täter muß es also darauf ankom-
men, daß die Krankheit verbreitet wird. Fälle, daß 
ein Kranker sein Leiden verheimlicht und mit be-
dingtem Vorsatz unter Menschen verbreitet, mit 
denen er zusammenkommt, scheiden daher aus dem 
Tatbestand aus. Unter Verbreiten versteht der Ent-
wurf das Übertragen der Krankheit auf einen an-
deren mit dem Vorsatz der Ansteckung einer un-
bestimmten Zahl von Menschen. Auf welche Weise 
der Täter die Krankheit verbreitet, etwa durch Kon-
taktinfektion oder durch Ausstreuen von Bazillen, 
ist gleichgültig. Den Begriff der übertragbaren 
Krankheit entnimmt der Entwurf dem § 5 Abs. 2 
des Gesetzes betreffend die Bekämpfung gemein-
gefährlicher Krankheiten vom 30. Juni 1900 (Reichs-
gesetzbl. S. 306) und der auf Grund dieses Gesetzes 
erlassenen Verordnung zur Bekämpfung übertrag-
barer Krankheiten vom 1. Dezember 1938 (Reichs-
gesetzbl. I S. 1721). § 331 beschränkt den Tatbestand 
allerdings nicht auf bestimmte Krankheiten. Die er-
forderliche Einschränkung tritt dadurch ein, daß die 
Krankheit geeignet sein muß, eine unübersehbare 
Zahl von Menschen in die Gefahr des Todes oder 
einer schweren Schädigung an Körper oder Gesund-
heit im Sinne des § 147 Abs. 2 zu bringen. Durch 
dieses Erfordernis scheiden harmlose Krankheiten 
aus. Zum Begriff der unübersehbaren Zahl, den der 
Entwurf auch in § 324 Abs. 3 verwendet, gilt das in 
der Begründung zu dieser Vorschrift Gesagte. Hin-
sichtlich der Eignung der Krankheit, eine schwere 
Gefahr herbeizuführen, genügt Vorsatz des Täters, 
also auch bedingter Vorsatz. 

Der Unrechtsgehalt der Tat ist, da § 331 den Tat-
bestand auf absichtliches Handeln beschränkt, sehr 
hoch. Der Entwurf droht daher eine Zuchthausstrafe 
bis zu fünfzehn Jahren, in besonders schweren 
Fällen, für welche die Regelbeispiele des § 338 von 
Bedeutung sind, Zuchthaus nicht unter fünf Jahren 
an. Man könnte zweifeln, ob bei der Schwere der 
Tat minder schwere Fälle und damit die Möglichkeit 
der Gefängnisstrafe vorgesehen werden sollten. 
Wenn sich der Entwurf dazu entschließt und für 
diese Fälle Gefängnis von Sechs Monaten bis zu 
fünf Jahren androht, so in der Erwägung, daß nach 
§ 147 Abs. 2 eine schwere Schädigung an Körper 
oder Gesundheit schon dann anzunehmen ist, wenn 
der Verletzte in seiner Arbeitsfähigkeit erheblich 
beeinträchtigt wird oder für lange Dauer erkrankt. 

§ 332 
Bei dieser Rechtslage sind Fälle denkbar, die noch 
nicht als zuchthauswürdig angesehen werden 
können. 

§ 332 
Verbreiten von Krankheitserregern oder 
Schädlingen unter Tieren oder Pflanzen 

Wie schon in der Vorbemerkung zu diesem Titel 
und in der Begründung zu § 331 ausgeführt worden 
ist, übernimmt der Entwurf die Regelung des gelten-
den § 328 StGB nicht. Er begnügt sich auch nicht 
damit, die bloße Verbreitung von Seuchen unter 
Tieren oder von Pflanzenschädlingen unter Strafe 
zu stellen, wie das das Schweizerische Strafgesetz-
buch in den Artikeln 232 und 233 tut. Der Entwurf 
bedroht vielmehr entsprechend der in § 331 ge-
troffenen Regelung nur das absichtliche Verbreiten 
von Krankheitserregern oder Schädlingen unter 
Tieren oder Pflanzen mit Strafe. Es muß dem Täter 
also darauf ankommen, daß der Krankheitserreger 
oder der Schädling Tiere oder Pflanzen in größerer 
Zahl ergreift. Unter Krankheitserregern versteht der 
Entwurf Bazillen oder andere Mikroorganismen, 
welche Krankheiten erregen, unter Schädlingen an-
dere Kleinlebewesen, welche Tiere oder Pflanzen, 
etwa als Schmarotzer, befallen und schädigen, z. B. 
bestimmte Würmerarten bei Tieren oder die Schild-
laus, die Nonne oder den Kartoffelkäfer bei Pflan-
zen (vgl. dazu Anlage 1 der Pflanzenbeschauverord-
nung vom 23. August 1957, Bundesgesetzbl. I S. 1258). 

Absatz 1 schützt wie in § 329 Abs. 3 Haustiere 
und andere nützliche Tiere. Zu diesem Begriff gilt 
das in der Begründung zu § 329 Gesagte. Auch unter 
eigenen Tieren kann der Täter den Krankheits-
erreger oder den Schädling verbreiten. Diese 
müssen jedoch geeignet sein, eine große Zahl nütz-
licher Tiere, die dem Täter nicht gehören, also ent-
weder fremde oder herrenlose Tiere, zu gefährden. 
Der Entwurf verwendet hier denselben Begriff der 
großen Zahl wie in § 329 Abs. 3, nicht den Begriff 
der unübersehbaren Zahl wie in § 331. Denn anders 
als dort muß hier auch der Fall erfaßt werden, daß 
der Täter eine bestimmte große Zahl, etwa den 
gesamten Bestand eines landwirtschaftlichen Groß-
betriebes, gefährdet, der keineswegs unübersehbar 
ist. 

Absatz 2 behandelt den Fall der Verbreitung 
eines Krankheitserregers oder eines Schädlings 
unter Pflanzen. In seiner Ausgestaltung entspricht 
er dem Absatz 1. Geschützt sind nur Kulturpflanzen. 
Unter diesem Begriff, den schon das Gesetz zum 
Schutze der Kulturpflanzen i. d. F. vom 26. August 
1949 (Gesetzblatt der Verwaltung des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes S. 308) verwendet, aber gesetz-
lich nicht bestimmt, versteht der Entwurf alle Pflan-
zen, die der Mensch zieht oder pflegt. Im einzelnen 
wird der Begriff von der Rechtsprechung abzugren-
zen sein. Auch im Bereich des Absatzes 2 kann der 
Täter den Krankheitserreger oder den Schädling 
unter eigenen Pflanzen verbreiten, wenn dieser ge-
eignet ist, Pflanzenbestände, die ihm nicht gehören, 
zu gefährden. Der Begriff des großen Bestandes 
wird ebenso wie der der großen Zahl von der Recht-
sprechung näher zu bestimmen sein. Mit Absatz 2 
wird zugleich ein Beitrag zur Bekämpfung von 
Krankheiten und Schädlingen im Sinne von Artikel 
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§ 333 
VII des Internationalen Pflanzenschutzabkommens 
vom 6. Dezember 1951 geleistet, dem die Bundes-
republik Deutschland mit Gesetz vorn 6. November 
1956 beigetreten ist (Bundesgesetzbl. II S. 947). 

Als Strafe sieht § 332 Gefängnis von drei Mo-
naten bis zu fünf Jahren vor. Die Tat ist also, da 
es sich nur um die Gefährdung von Tieren oder 
Pflanzen handelt, ein Vergehen. Es empfiehlt sich 
aber, den Versuch unter Strafe zu stellen, wie das 
Absatz 3 vorsieht. Andererseits erscheint die Min-
deststrafe von drei Monaten gerechtfertigt. Durch 
die Absicht, die der Tatbestand voraussetzt, hat die 
Tat einen erheblichen Grad von Schwere. In der 
Regel wird der Täter auch nicht die Absicht bloßer 
Verbreitung des Krankheitserregers oder Schäd-
lings, sondern zugleich die Absicht haben, erheb-
lichen Schaden unter fremden Tieren oder Pflanzen 
anzurichten. Dieser Schaden wirkt sich letzten Endes 
für den Menschen aus, da die nützlichen Tiere oder 
die Kulturpflanzen, gegen die sich die Tat unmittel-
bar richtet, um des Menschen willen geschützt sind. 

Der Entwurf geht davon aus, daß § 14 des Ge-
setzes zum Schutze der Kulturpflanzen aufgehoben 
wird, wonach mit Gefängnis nicht unter drei Mo-
naten oder mit Zuchthaus bestraft wird, wer ab-
sichtlich Krankheiten oder Schädlinge in das Inland 
verbringt oder im Inland verbreitet. 

§ 333 
Beeinträchtigung von Wasser-, Kraft- und 

Schutzanlagen 
Der geltende § 321 StGB schützt gegen Beschädi-

gung einmal Wasserbauten, von denen einige bei-
spielsweise aufgezählt sind, ferner Brücken, Fähren, 
Wege und Schutzwehre, schließlich bestimmte, dem 
Bergwerksbetrieb dienende Vorrichtungen. In dieser 
Vorschrift sind mehrere Gedanken enthalten. Ein-
mal sollen geschützt werden Anlagen, die dem Men-
schen dazu dienen, sich Naturkräfte nutzbar zu 
machen, weiterhin Anlagen, die dem Schutz vor 
Naturkräften dienen, drittens Anlagen, die vor Be-
triebsgefahren schützen sollen, und endlich An-
lagen, die dem Verkehr dienen. Mit früheren Ent-
würfen behandelt der Entwurf diese verschiedenen 
Fälle in getrennten Vorschriften und kommt damit 
zu einer Aufspaltung des geltenden § 321 StGB. 
Den Schutz vor Betriebsgefahren regelt § 334, den 
Schutz von Anlagen, die dem Verkehr dienen, über-
nehmen die §§ 342 ff. Für § 333 bleiben die Fälle, 
die in den Numern 1 und 2 des Absatzes 1 um-
schrieben sind. Der Entwurf erweitert und verall-
gemeinert dabei die Regelung des geltenden § 321 
StGB. 

Nummer 1 schützt Anlagen, die dazu dienen, 
Naturkräfte nutzbar zu machen, und deren Beschä-
digung oder Störung dazu führen kann, daß diese 
Naturkräfte frei werden und Menschen oder be-
deutende Sachwerte gefährden. Der Entwurf nennt 
Anlagen zur Gewinnung, Erzeugung, Speicherung, 
Fortleitung oder Abgabe bestimmter Naturkräfte. 
Gewonnen werden Naturkräfte, wenn die Natur sie 
unmittelbar liefert, also etwa Erdöl oder Erdgas. Er-
zeugt werden sie, wenn der Mensch natürliche Ener-
gien durch technische Einwirkung umwandelt, also 
etwa aus Kohle Elektrizität erzeugt. Die Speiche

-

rung umfaßt jede Form der Haltung. Die Natur-
kräfte, auf die sich die Nummer 1 bezieht, sind 
Wasser, Gas, Wärme, Elektrizität und Kernenergie. 
Diese Naturkräfte können in der Regel nur dann in 
gemeingefährlicher Weise frei werden, wenn es sich 
um Anlagen größeren Ausmaßes handelt. Der Ofen 
in einer Wohnung oder die Wasserleitung in einer 
Küche können nicht in den Schutz des § 333 ein-
bezogen werden. Der Entwurf schützt daher nur 
Großanlagen. Die nähere Abgrenzung dieses Be-
griffes muß die Rechtsprechung an Hand des Sinn-
gehaltes der Vorschrift herausarbeiten. 

Die Nummer 2 betrifft Schutzvorrichtungen 
gegen Naturgewalten, also etwa gegen Blitzschlag, 
gegen Überschwemmung, Lawinen oder Steinschlag. 

Die Tathandlung besteht in beiden Fällen darin, 
daß der Täter die Anlage oder Schutzvorrichtung 
ganz oder teilweise beseitigt, unbrauchbar oder 
durch technische Mittel unwirksam macht. Es han-
delt sich bei dem Tatbestand also nicht um eine 
besondere Form der Sachbeschädigung, sondern um 
eine Störung der Wirksamkeit von Anlagen und 
Schutzvorrichtungen. Die Störung braucht keine Be-
schädigung zu sein. So kann das Offnen eines Ven-
tils an einem Gasbehälter oder das Hochziehen 
einer Falle an einem Stauwehr genügen. Unter dem 
Unwirksammachen durch technische Mittel ist ein 
Einwirken auf mechanischem oder chemischem 
Wege oder mittels elektrischer oder anderer Ener-
gien gemeint. Nicht erfaßt werden soll der Fall, daß 
etwa ein Elektrizitätswerk durch einen Streik lahm-
gelegt wird. Für die Verwirklichung des Tatbestan-
des reicht umgekehrt auch eine Sachbeschädigung 
allein nicht aus, wenn sie sich auf die Funktion der 
Anlage oder Schutzvorrichtung nicht entsprechend 
auswirkt. Die Zerstörung oder Beschädigung sind 
abweichend von § 321 StGB als Tathandlung nicht 
besonders genannt, da sie ohne Rücksicht auf die 
Herbeiführung einer Gefahr für Menschen oder 
Sachen schon durch die §§ 249 und 250 ausreichend 
erfaßt sind. 

Durch die Tathandlung muß der Täter Leib oder 
Leben eines anderen oder fremde Sachen von be-
deutendem Wert gefährden. Als Strafdrohung sieht 
§ 333, da auch leichte Fälle denkbar sind, die ein 
erhöhtes Strafmindestmaß nicht rechtfertigen wür-
den, Gefängnis bis zu fünf Jahren vor. Der Ver-
such ist in Absatz 2 unter Strafe gestellt. Der Fall, 
daß der Täter zwar die eigentliche Tathandlung 
vorsätzlich begeht, die Gefahr aber nur fahrlässig 
verursacht, ist in Absatz 3 geregelt, der als Strafe 
Gefängnis bis zu zwei Jahren, Strafhaft oder Geld-
strafe vorsieht. Der Fall, daß der Täter die gesamte 
Tat nur fahrlässig begeht, findet seine Regelung in 
§ 340 Abs. 1 Nr. 2. 

Der Tatbestand des Absatzes 1 Nr. 2 berührt sich 
insoweit, als er sich auch auf Schutzvorrichtungen 
gegen Überschwemmung, gegen Lawinen und gegen 
den Absturz von Erd- und Felsmassen bezieht, mit 
dem des § 328, der eine weit schwerere Strafe an-
droht. Der Unterschied zwischen den beiden Vor-
schriften liegt im Vorsatz des Täters. Will er mit 
der Beseitigung einer Schutzvorrichtung eine Über-
schwemmung, eine Lawine oder einen Felssturz her-
beiführen, so wird er, wenn er diesen Erfolg er- 
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reicht, wegen einer vollendeten Tat nach § 328 be-
straft, sonst wegen Versuchs, wenn es sich um einen 
Fall des § 328 Abs. 1 oder 3 handelt. Führt der Täter 
hingegen vorsätzlich nur die Gefahr einer Über-
schwemmung herbei und findet er sich nicht damit 
ab, daß sie eintritt, so wird er nur wegen eines 
Vergehens nach § 333 bestraft. 

§ 334 
Beeinträchtigung von Arbeitsschutzvorrichtungen 
Die Vorschrift ersetzt den Teil des geltenden 

§ 321 StGB, der sich auf den Schutz vor Betriebsge-
fahren bezieht. Der Entwurf hält mit den früheren 
Entwürfen daran fest, daß die Hauptvorschrift über 
den Schutz der Menschen an den Arbeitsstätten in 
das Strafgesetzbuch gehört und nicht dem Neben-
strafrecht überlassen werden kann. Die neue Vor-
schrift dient einmal neben anderen Bestimmungen 
dem unmittelbaren Schutz der Betriebsangehörigen 
vor den vom Betrieb ausgehenden besonderen Ge-
fahren. Insoweit wird auf die Einleitung der Be-
gründung zum Besonderen Teil unter II. und auf die 
Begründung zu § 155 Bezug genommen. Darüber 
hinaus schützt die Vorschrift aber auch betriebs-
fremde Personen, die von den besonderen Betriebs-
gefahren betroffen werden. Das können Einzelper-
sonen sein, z. B. die Besucher des Betriebs, aber 
auch die Allgemeinheit, z. B. die von einer Betriebs-
explosion betroffenen Nachbarn und Straßenbe-
nutzer. Die besonderen Betriebsgefahren werden 
vielfach Gemeingefahren sein. Das rechtfertigt die 
Einstellung der Vorschrift in diesen Titel. Das hat 
zugleich den technischen Vorteil, daß die Regelung 
der Maßnahmen und der tätigen Reue durch Einbe-
ziehung der Vorschrift in die betreffenden Sammel-
bestimmungen möglich ist (vgl. §§ 339, 341 Abs. 2 
Nr. 3). 

§ 321 StGB gewährt nur den in Bergwerksbetrie-
ben beschäftigten Personen einen besonderen Schutz 
gegen die Zerstörung oder Beschädigung von Ein-
richtungen, welche die Arbeiter vor den mit dem 
Betrieb verbundenen Gefahren schützen sollen, und 
nennt dabei die dem Bergwerksbetrieb dienenden 
Vorrichtungen zur Wasserhaltung, zur Wetterfüh-
rung oder zum Ein- und Ausfahren der Arbeiter. 
Diese Beschränkung entspricht nicht mehr der allge-
meinen technischen Entwicklung und der Bedeutung, 
welche den Maßnahmen zur Unfallverhütung in Be-
trieben aller Art zukommt. Nach § 120 a der Ge-
werbeordnung i. d. F. des Gesetzes vom 29. Septem-
ber 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1459) sind die Ge-
werbeunternehmer verpflichtet, die Arbeitsräume, 
die Betriebsvorrichtungen, Maschinen und Gerät-
schaften so einzurichten und zu unterhalten und den 
Betrieb so zu regeln, daß die Arbeiter gegen Ge-
fahren für Leben und Gesundheit so weit geschützt 
sind, wie es die Natur des Betriebes gestattet. Nach 
dem Absatz 3 dieser Vorschrift haben die Unterneh-
mer diejenigen Vorrichtungen herzustellen, welche 
zum Schutz der Arbeiter gegen gefährliche Berüh-
rungen mit Maschinen oder Maschinenbestandteilen 
oder gegen andere in der Natur der Betriebsstätte 
oder des Betriebs liegende Gefahren, namentlich 
auch gegen die Gefahren, welche aus Fabrikbränden 
erwachsen können, erforderlich sind. Mit Maßnah-
men zur Unfallverhütung befassen sich auch die 

§ 334 
§§ 24 bis 24 d der Gewerbeordnung zum Schutze der 
Beschäftigten und Dritten vor Gefahren durch An-
lagen, die mit Rücksicht auf ihre Gefährlichkeit 
einer besonderen Überwachung bedürfen. Die Un-
fallverhütung ist schließlich eine der wichtigsten 
Aufgaben der Berufsgenossenschaften, denen es 
nach § 848 a der Reichsversicherungsordnung ob-
liegt, Vorschriften über Einrichtungen und Anord-
nungen zu erlassen, welche die Unternehmer zur 
Verhütung von Unfällen in ihren Betrieben zu tref-
fen haben. Die Gefahren, deren Abwehr die nach 
diesen Vorschriften zu ergreifenden Maßnahmen 
dienen, sind besondere Betriebsgefahren im Sinne 
des § 334. Die Schutzvorrichtungen zur Abwehr 
dieser besonderen Betriebsgefahren sind Tatobjekt 
der Vorschrift, Vorrichtungen zum Schutze gegen 
allgemeine Gefahren, die unabhängig von der 
Eigenart des Betriebes, seinen Anlagen und Gerät-
schaften und der dort ausgeübten Tätigkeit überall 
auftreten können, sind nicht erfaßt. Aus dem Schutz 
der Vorschrift scheiden daher Vorrichtungen aus, 
wie sie in allen Wohnhäusern zu finden sind, wie 
etwa Treppengeländer, Vordächer über Eingangs-
türen und normale Steckdosen in Büroräumen. Die 
geschützten Vorrichtungen werden in Übereinstim-
mung mit dem Sprachgebrauch in § 335 Abs. 1 Nr. 1 
und 4 als „Anlagen" und „Einrichtungen" gekenn-
zeichnet, wobei erstere die unbeweglichen (z. B. Be-
tonschutzmauern bei Kernreaktoren) und letztere 
die beweglichen Vorkehrungen (z. B. Schutzgitter an 
Maschinen oder unter Treibriemen) bezeichnen sol-
len. Zu den „Einrichtungen" werden daher z. B. auch 
die Asbestanzüge der Arbeiter und die Warn-
schilder vor Hochspannung im Betrieb gehören. 

Die Tathandlung besteht darin, die Anlagen 
oder Einrichtungen ganz oder teilweise zu beseiti-
gen, unbrauchbar zu machen oder durch technische 
Mittel unwirksam zu machen. Die „technischen Mit-
tel" sind auch hier wie in § 333 zur Einschränkung 
eingefügt, so daß andere Mittel wie z. B. Streik nicht 
tatbestandsmäßig sind. Nach der Fassung der Vor-
schrift ist das Unterlassen der Anbringung, der Er-
haltung oder der Verwendung der Schutzvorrich-
tung, das die früheren Entwürfe mehr oder weniger 
mit erfassen, nicht tatbestandsmäßig. Der Grund für 
die Ausscheidung liegt darin, daß der Täterkreis, 
dem eine solche Garantenstellung obliegt, nur unter 
Verweisung auf das Nebenrecht gekennzeichnet 
werden könnte. Denn die Garantenstellung muß auf 
einer Rechtsvorschrift beruhen, wenn die strafrecht-
liche Verantwortlichkeit nicht ins Uferlose ausge-
dehnt werden soll. Der Unternehmer hat eine Ga-
rantenstellung zwar grundsätzlich, vor allem auf 
Grund der Unfallverhütungsvorschriften, aber nicht 
ausnahmslos. Er kann sie im Rahmen gesetzlicher 
Vorschriften auf andere übertragen (vgl. z. B. § 151 
der Gewerbeordnung; §§ 850, 913 der Reichsver-
sicherungsordnung). Also steht der Garantenpflicht 
des Unternehmers die auf derartigen Rechtsvor-
schriften beruhende Pflicht von Personen gleich, die 
der Unternehmer mit der Anbringung, Erhaltung 
oder Verwendung der Schutzvorrichtung beauftragt 
hat. Der Unterlassungstatbestand müßte hiernach 
auf einem doppelten Blankett aufbauen, nämlich 
hinsichtlich der Rechtspflicht und der Verpflichteten. 
Das zeigt, daß der Unterlassungstatbestand seinen 
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§§ 335, 336 
Platz nicht im Strafgesetzbuch, sondern nur bei den 
betreffenden Rechtsvorschriften im Nebenstrafrecht 
erhalten kann. 

Die Strafdrohung sieht entsprechend den ver-
wandten §§ 333 und 337 Gefängnis bis zu fünf Jah-
ren vor. Besonders schwere Fälle mit erhöhtem 
Strafrahmen werden ebensowenig wie in den §§ 333 
und 337 vorgesehen. Zwar drohen sowohl § 321 
Abs. 2 StGB als auch die entsprechenden Vor-
schriften der Entwürfe mit Ausnahme des Entwurfs 
von 1922 für benannte oder unbenannte besonders 
schwere Fälle sogar die Zuchthausstrafe an. Jedoch 
wäre diese Strafdrohung für ein Gefährdungsdelikt 
der vorliegenden Art, das nur zum Teil in den Kreis 
der gemeingefährlichen Straftaten hineinreicht, mit 
den Grundsätzen des Entwurfs für die Anwendung 
der Zuchthausstrafe nicht vereinbar. Sie würde auch 
in keinem abgewogenen Verhältnis zu der Straf-
drohung für das Verletzungsdelikt der gefährlichen 
Körperverletzung mit schwerer Folge (§ 149 Abs. 1 
Nr. 1) stehen. 

Nach Absatz 2 ist der Versuch, der z. B. im Be-
ginn des Abmontierens der Schutzvorrichtung liegt, 
ebenso strafbar wie in den §§ 333 und 337. 

Absatz 3 sieht für den Fall, daß der Täter zwar 
die Tathandlung vorsätzlich begeht, die Gefahr aber 
nur fahrlässig verursacht, Gefängnis bis zu zwei 
Jahren, Strafhaft oder Geldstrafe vor. Das stimmt 
mit der Strafdrohung in den entsprechenden Fällen 
des § 333 Abs. 3 und des § 337 Abs. 3 überein. 

Der Tatbestand des § 147 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a) 
der Gewerbeordnung überschneidet sich mit dem des 
§ 334. Danach ist Geldstrafe bis zu 10 000 DM dem 
angedroht, der Vorschriften oder Verfügungen über 
überwachungspflichtige Anlagen zuwiderhandelt 
und dadurch vorsätzlich oder leichtfertig Leben oder 
Gesundheit von Menschen gefährdet. Wie bereits 
die Begründung zu § 327 bemerkt, wird diese Vor-
schrift im Einführungsgesetz an § 334 anzupassen 
sein. 

§ 335 
Sabotage an lebenswichtigen Betrieben 

Die Vorschrift verschmilzt die geltenden §§ 316 b 
und 317 StGB, die durch das 1. Strafrechtsänderungs-
gesetz vom 30. August 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 739) neu gefaßt worden sind. Frühere Entwürfe, 
namentlich die Entwürfe von 1925 bis 1930, hatten 
die beiden Bestimmungen getrennt. Der Entwurf 
1936 hatte sie erstmals miteinander verbunden. Die 
Verbindung empfiehlt sich aus Gründen der Verein-
fachung. Die geltenden §§ 316 b und 317 StGB unter-
scheiden sich nur dadurch, daß § 317, der sich auf 
den Betrieb einer öffentlichen Zwecken dienenden 
Fernmeldeanlage bezieht, als Tathandlung schon die 
Gefährdung, nicht erst die Störung des Betriebes 
wie in § 316 b genügen läßt und daß er in Absatz 4 
auch die fahrlässige Begehung der Tat mit Strafe 
bedroht. Diese Erweiterungen haben ihren Grund 
in der größeren Empfindlichkeit dieser Betriebe, 
hängen aber auch mit dem Internationalen Vertrag 
zum Schutze der unterseeischen Telegraphenkabel 
vom 14. März 1884 (Reichsgesetzbl. 1888 S. 151) zu-
sammen, dem Deutschland beigetreten ist. Die Ver-
schmelzung der beiden Vorschriften läßt sich unter 
Wahrung der Verpflichtungen aus diesem Vertrage 

durchführen. Es reicht aus, wenn der Versuch der 
Störung an Stelle der Gefährdung unter Strafe ge-
stellt wird. Das geschieht in Absatz 2 des § 335. Der 
Verpflichtung, auch die fahrlässig begangene Tat im 
Bereich der öffentlichen Zwecken dienenden Fern-
meldeanlagen mit Strafe zu bedrohen, kommt der 
Entwurf in § 340 Abs. 2 Nr. 2 nach. 

Bei der Beschreibung der geschützten Betriebe 
weicht der Entwurf sachlich im wesentlichen nicht 
vom geltenden Recht ab, sondern ändert nur die 
Fassung. Die Nummer 1 entspricht der Nummer 1 
des § 316 b Abs. 1 StGB. Die besondere Erwähnung 
der Eisenbahn ist ebenso wie in § 370 Abs. 1 Nr. 1, 
der den § 90 StGB ersetzen soll, gestrichen. Soweit 
eine Eisenbahn dem öffentlichen Verkehr dient, 
wird sie durch die Nummer 1 ohnedies erfaßt. Der 
Schutz von Eisenbahnen, die nicht dem öffentlichen 
Verkehr dienen, ist im Rahmen des Absatzes 1 
Nr. 3 gesichert, so daß die Aufführung der Eisen-
bahn in Nummer 1 entbehrt werden kann. Die 
Nummer 2 schützt die in § 317 StGB genannten 
Fernmeldeanlagen, die öffentlichen Zwecken dienen. 
Die Nummern 3 und 4 entsprechen den Num-
mern 2 und 3 des § 316b StGB. Nummer 4 ist in 
Übereinstimmung mit § 370 Abs. 1 Nr. 4 dahin ver-
deutlicht, daß die Anlage oder Einrichtung ganz 
oder überwiegend der öffentlichen Sicherheit oder 
Ordnung dienen muß. Die Tathandlungen beschreibt 
§ 335 ebenso wie § 316b StGB. Unter Störung des 
Betriebes versteht der Entwurf eine nicht unerheb-
liche Beeinträchtigung der ordnungsgemäßen Fort-
führung. In der Beschreibung der möglichen Einwir-
kungsformen auf die Sache ist lediglich die Reihen-
folge geändert, und zwar nach dem Grad des Ein-
griffs in die Substanz. Bei einzelnen Formen der 
Einwirkung auf die Sache ist eine Überschneidung 
mit § 250 Abs. 1 Nr. 5 möglich. Diese Bestimmung 
tritt dann hinter der besonderen Vorschrift des § 335 
zurück. Während § 316b StGB als letzte Form der 
Verhinderung oder Störung des Betriebes die Ent-
ziehung der für ihn bestimmten elektrischen Kraft 
nennt, dehnt der Entwurf diesen Fall entsprechend 
der wachsenden Bedeutung anderer Energieformen 
auf jede für den Betrieb bestimmte Energie aus. Ob 
der Tatbestand insoweit auch dadurch verwirklicht 
werden kann, daß einem geschützten Unternehmen 
durch einen illegalen Streik in einem Elektrizitäts-
werk der Strom entzogen wird, muß der Entschei-
dung durch die Rechtsprechung überlassen bleiben. 

Da es sich bei der Tat des § 335 nur um ein ab-
straktes Gefährdungsdelikt handelt, bei dem auch 
leichte Fälle möglich sind, droht der Entwurf als 
Strafe lediglich Gefängnis bis zu fünf Jahren an. 
Eine Zuchthausdrohung wie im geltenden Recht hält 
der Entwurf mit Rücksicht auf die veränderte Be-
deutung der Zuchthausstrafe nicht für angemessen. 
Eine Strafschärfung ist nur in den Fällen erforder-
lich, in denen der Täter mit staatsgefährdendem 
Vorsatz handelt. Deshalb wird nach § 370 Abs. 2 mit 
Gefängnis nicht unter sechs Monaten bestraft, wer 
unter den Voraussetzungen dieser Vorschrift eine 
Tat nach § 335 begeht. 

§ 336 
Gefährdung durch Einsturz eines Bauwerkes 

Die Vorschrift ist dem geltenden Recht fremd und 
war auch in früheren Entwürfen nicht vorgesehen. 
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Sie hat ein Vorbild in Artikel 227 Schweizer. StGB, 
wonach mit Zuchthaus, im Falle des Eintritts eines 
nur geringen Schadens jedoch nur mit Gefängnis 
bestraft wird, wer vorsätzlich unter anderem den 
Einsturz eines Bauwerkes verursacht und dadurch 
wissentlich Leib und Leben von Menschen oder 
fremdes Eigentum in Gefahr bringt. Gegen die Auf-
nahme einer derartigen Vorschrift spricht, daß der 
Einsturz mindestens eines größeren Bauwerkes in 
der Regel nur durch Brandstiftung oder Sprengung 
herbeigeführt werden kann. Dann liegt ein Ver-
brechen nach § 320 oder § 323 vor. Immerhin ist es 
bei kleineren Bauwerken, etwa Mauern, und bei 
größeren unter gewissen Umständen — etwa wenn 
zum Zwecke eines Umbaues Mauerwerk im Erdge-
schoß weggenommen und durch Stützbalken ersetzt 
worden ist — möglich, einen Einsturz auch auf an-
derem Wege herbeizuführen. Für eine derartige 
Vorschrift spricht weiter, daß der Entwurf eine dem 
geltenden § 305 StGB entsprechende Vorschrift nicht 
mehr kennt, wonach mit Gefängnis nicht unter einem 
Monat bestraft wird, wer unter anderem ein Ge-
bäude zerstört. Schließlich verfolgt der Entwurf das 
Ziel, mit Rücksicht darauf, daß er auf einen allge-
meinen Lebensgefährdungstatbestand verzichtet, 
Gefährdungen durch gemeingefährliche Mittel, die 
im Leben eine Rolle spielen können, strafrechtlich 
zu erfassen. Dazu gehört auch der Fall des § 336. 

Von dein Tatbestand des folgenden § 337 unter-
scheidet sich der des § 336 dadurch, daß es sich bei 
dem Fall des Abbruchs eines Bauwerkes im Rah-
men des § 337 um einen rechtmäßigen Abbruch 
handelt, bei dem lediglich die allgemein anerkann-
ten Regeln der Technik verletzt werden, während 
der Täter im Falle des § 336 ein Bauwerk rechts-
widrig zum Einsturz bringt. Wegen dieses Wesens-
unterschiedes empfiehlt es sich auch nicht, die Vor-
schrift des § 336 in die des § 337 einzuarbeiten. Der 
Tatbestand des § 336 beschränkt sich auf die Ge-
fährdung von Leib oder Leben eines anderen. Eine 
bloße Sachgefährdung wie in § 337 reicht nicht aus. 
Mit Rücksicht darauf und mit Rücksicht auf den Um-
stand, daß der Täter im Falle des § 336 das Bau-
werk rechtswidrig zum Einsturz bringt, erscheint 
auch eine Strafe erforderlich, die über die in § 337 
angedrohte hinausgeht. Der Entwurf sieht Gefäng-
nis von drei Monaten bis zu fünf Jahren vor. Führt 
der Täter lediglich den Einsturz des Bauwerkes 
vorsätzlich herbei und verursacht er die Gefahr für 
den anderen nur fahrlässig, so droht Absatz 2 Ge-
fängnis bis zu zwei Jahren, Strafhaft oder Geld-
strafe an. 

§ 337 
Baugefährdung 

Die Vorschrift entspricht dem geltenden § 330 
StGB, bringt aber diesem gegenüber Erweiterungen 
des Tatbestandes und einzelne Klarstellungen. Eine 
Erweiterung stellt vor allem der dem geltenden 
Recht fremde Absatz 2 dar. Aber auch Absatz 1 
ist gegenüber § 330 StGB weiter und klarer gefaßt. 
Schon die Rechtsprechung zu § 330 StGB hatte her-
ausgearbeitet, daß unter dem Begriff des Baues 
auch der Abbruch eines Bauwerkes zu verstehen 
sei. In Übereinstimmung mit früheren Entwürfen 
stellt § 337 das ausdrücklich klar. Die Rechtslehre 

§ 337 
hatte den Begriff der Regeln der Baukunst dahin 
ausgelegt, daß darunter auch die bei der Planung 
und Berechnung eines Baues zu beachtenden Regeln 
zu verstehen seien. Jedoch hatte die Rechtsprechung 
die bloße Anfertigung des Bauplanes nicht als Lei-
tung eines Baues angesehen. Insoweit erscheint 
§ 330 StGB zu eng. Werden bei der Anfertigung des 
Bauplanes, der die Grundlage für die Ausführung 
des Baues darstellt und zu dem auch die statischen 
Berechnungen gehören, die allgemein anerkannten 
Regeln der Technik verletzt und wird dadurch eine 
Gefahr für Menschen oder bedeutende Sachwerte 
herbeigeführt, so muß auch ein solcher Verstoß 
strafbar sein. In Übereinstimmung mit § 310 E 1936 
bezieht daher § 337 auch den Fall der Planung eines 
Baues in den Tatbestand ein, Der Entwurf geht von 
der weiten Auslegung aus, die der Begriff des 
Baues in Rechtsprechung und Schrifttum gefunden 
hat. Der Begriff umfaßt danach nicht nur den Hoch-
bau, sondern auch Tiefbau, Wasserbau, Straßen-
und Bergbau. Eine weitere Erstreckung auch auf den 
Bau von Schiffen, Land- und Luftfahrzeugen sowie 
von Maschinen, wie sie der Entwurf 1936 anstrebte, 
dürfte zu weit gehen. Der ausgedehnte Begriff des 
Baues legt es jedoch nahe, statt von den Regeln der 
Baukunst, bei denen nach dem Wortsinn das 
Schwergewicht auf den künstlerischen Regeln der 
Architektur liegt, im Anschluß an den Entwurf 1936 
von den „allgemein anerkannten Regeln der Tech-
nik" zu sprechen. Denn es geht um Regeln, deren 
Verletzung zu Gefahren für Menschen oder Sach-
werte führen kann. Unter diesen Begriff können 
auch Regeln fallen, die sich auf Anforderungen an 
einen Bau in gesundheitlicher Hinsicht beziehen. 

Die Vorschrift des Absatzes 2 enthält eine Re-
gelung, die dem geltenden Recht fremd ist, aber 
einen Vorläufer in § 310 E 1936 hat, der noch weiter 
als § 337 sämtliche „Arbeiten an einem Bau, einer 
technischen Anlage oder Einrichtung" zum Gegen-
stand hatte. Wenn das auch zu weit gehen dürfte, 
so unterscheiden sich doch die Gefahren, die durch 
Außerachtlassung der technischen Regeln beim Ein-
bau oder bei der Installation von technischen An-
lagen, insbesondere von Feuerstätten, oder beim 
Umbau derartiger Anlagen entstehen, nicht wesent-
lich von denen, die bei Neubauten oder beim Ab-
bruch eines Bauwerkes durch Verstöße gegen die 
Regeln der Technik entstehen können. Absatz 2 
dehnt daher den Absatz 1 auf Vorhaben aus, tech-
nische Einrichtungen, etwa Maschinen, Heizanlagen, 
Gasrohre oder elektrische Anlagen, in ein Bauwerk 
einzubauen oder eingebaute Einrichtungen dieser 
Art zu ändern. Allerdings beschränkt Absatz 2 den 
Täterkreis auf diejenigen, die in Ausübung eines 
Berufs oder Gewerbes handeln. Eine derartige Be-
schränkung ergibt sich für Absatz 1 in aller Regel 
aus der Natur der Sache. Sollte sich aber ein Nicht-
fachmann in eine Tätigkeit einmischen, wie Absatz 1 
sie im Auge hat, so trifft ihn die Strafvorschrift mit 
Recht. Im Bereich des Absatzes 2 sind jedoch zahl-
reiche Fälle denkbar, in denen es zu weit gehen 
würde, denjenigen mit krimineller Strafe zu bedro-
hen, der nicht in Ausübung eines Berufes oder Ge-
werbes handelt, sondern als Eigentümer oder Mieter 
den Einbau vornimmt. 
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§ 338 
Der Tatbestand des § 330 StGB setzt voraus, daß 

aus der Verletzung der Regeln der Baukunst eine 
Gefahr für andere entsteht. Der Entwurf verwendet 
sowohl in Absatz 1 als auch in Absatz 2 die all-
gemeine Gefahrformel, wonach der Täter Leib oder 
Leben eines anderen oder fremde Sachen von be-
deutendem Wert gefährden muß. Als anderer ist 
mit der Rechtsprechung zu § 330 StGB jeder anzu-
sehen, der nicht Täter oder Teilnehmer der Tat ist. 
Es genügt also, wenn durch die Tat Arbeiter ge-
fährdet werden, die an dem Bau oder Einbau be-
schäftigt sind, ohne selbst an der Tat beteiligt zu 
sein. Der Entwurf läßt es über die Auslegung hin-
aus, die das geltende Recht gefunden hat, genügen, 
daß eine Gefahr lediglich für Sachen entsteht. Eine 
Einschränkung auf Gefahren für Menschen erscheint 
bei diesem Tatbestand nicht am Platze. Durch Ver-
letzung der Regeln der Technik bei einem Bau oder 
Einbau können in erheblichem Maße Gefahren für 
bedeutende Sachwerte entstehen. Auch die Herbei-
führung einer solchen Gefahr erscheint strafwürdig. 
Allerdings muß es sich auch hier um fremde Sachen 
und um Sachen von bedeutendem Wert handeln. 
Das Bauwerk selbst kann eine solche Sache sein, 
wenn Täter nicht der Eigentümer ist. 

§ 330 StGB droht lediglich Geldstrafe oder Ge-
fängnis bis zu einem Jahr an. Dabei ist nach herr-
schender Meinung auch die bloß fahrlässige Tat 
erfaßt. Der Entwurf unterscheidet hier entsprechend 
seinen allgemeinen Grundsätzen. Für die vorsätz-
liche Tat sieht § 337 in Übereinstimmung mit frühe-
ren Entwürfen, die teilweise sogar in besonders 
schweren Fällen Zuchthaus androhten, in beiden 
Absätzen Gefängnis bis zu fünf Jahren vor. Der 
Fall, daß der Täter die Regeln der Technik zwar 
vorsätzlich verletzt, die Gefahr aber nur fahrlässig 
verursacht, ist in Absatz 3 geregelt, der als Strafe 
Gefängnis bis zu zwei Jahren, Strafhaft oder Geld-
strafe vorsieht, und zwar sowohl für Taten nach 
Absatz 1 als auch nach Absatz 2. Der Fall, daß die 
gesamte Tat fahrlässig begangen wird, findet seine 
Regelung in § 340 Abs. 1 Nr. 2. 

§ 338 
Besonders schwere Fälle 

Die Vorschrift leitet die Gruppe der Bestimmun-
gen dieses Titels ein, die gemeinsam für die in den 
vorausgegangenen Vorschriften enthaltenen Tat-
bestände gelten. In diesen Vorschriften ist mehr-
fach eine Strafschärfung für besonders schwere 
Fälle vorgesehen. Von diesen Strafschärfungen ist 
bereits in der Begründung zu den einzelnen Be-
stimmungen gesprochen worden. Um die einzelnen 
Tatbestände zu entlasten, verzichtet der Entwurf 
darauf, jeweils Regelbeispiele für besonders schwere 
Fälle zu nennen. § 338 bringt dafür drei gemein-
same Regelbeispiele, die für alle in Betracht kom-
menden Tatbestände gelten. Es handelt sich dabei 
um drei Gruppen von Tatbeständen. Zur ersten 
gehört nur der Tatbestand der Brandstiftung in 
§ 320 Abs. 3. Die zweite Gruppe bilden die Ex-
plosions- und Strahlungsverbrechen, die der Ent-
wurf hinsichtlich der Strafdrohung in § 325 zu-
sammenfaßt. Es handelt sich dabei um die 
schwersten Verbrechen des vorsätzlichen Unter

-

nehmens einer Kernenergieexplosion und eines 
Massenstrahlungsverbrechens nach § 322 Abs. 1 und 
§ 324 Abs. 3, ferner um die Verbrechen der Kern-
energieexplosion mit fahrlässiger Gefährdung nach 
§ 322 Abs. 2, der Herbeiführung einer Erxplosion 
nach § 323 Abs. 1 und 2 und des Mißbrauchs ioni-
sierender Strahlen nach § 324 Abs. 1. Die dritte 
Gruppe wird von den Tatbeständen der §§ 327 bis 
331 gebildet. Es handelt sich um Gefährdung durch 
giftige Gase (§ 327), Entfesseln von Naturkräften 
(§ 328), Brunnenvergiftung (§ 329), Vergiftung von 
Lebensmitteln, Arzneimitteln und Bedarfsgegen-
ständen (§ 330) und Verbreiten einer übertragbaren 
Krankheit unter Menschen (§ 331). In den besonders 
schweren Fällen der Tatbestände, auf die sich § 338 
bezieht, ist als Strafe fast stets Zuchthaus nicht 
unter fünf Jahren, also bis zu zwanzig Jahren, an-
gedroht. Nur in den besonders schweren Fällen des 
§ 322 Abs. 1 und des § 324 Abs. 3 ist die Strafe 
lebenslanges Zuchthaus oder Zuchthaus nicht unter 
zehn Jahren. 

Von den Regelbeispielen, die § 338 nennt, hat das 
erste eine ganz allgemeine Bedeutung. Die beiden 
anderen Beispiele werden vor allem dann Bedeu-
tung erhalten, wenn gemeingefährliche Straftaten 
aus politischen Beweggründen begangen werden. 
Sie können aber, besonders in krisenhaften Zeiten, 
auch im Zusammenhang mit anderen kriminellen 
Taten eine Rolle spielen. Der Gedanke der Num-
mern 2 und 3 klingt schon im geltenden Recht in 
§ 307 Nr. 2 StGB an. Der Fall der Nummer 2 ist im 
Entwurf 1936 schlechthin für einen besonders schwe-
ren Fall erklärt worden. 

Zu den einzelnen Beispielen ist folgendes zu 
sagen. Der Fall der Nummer 1 wird im Entwurf 
vielfach herausgehoben, meist allerdings als straf-
schärfendes Tatbestandsmerkmal, nicht als bloßes 
Regelbeispiel für einen besonders schweren Fall. 
Man könnte von den Grundsätzen des Schuldstraf-
rechts her gewisse Zweifel haben, ob die leicht-
fertige Verursachung des Todes eines anderen ge-
rade im Bereich der gemeingefährlichen Straftaten 
geeignet sein kann, in der Regel zu einer Straf

-

schärfung zu führen. Denn die Tatbestände, auf die 
sich § 338 bezieht, setzen fast sämtlich voraus, daß 
der Täter vorsätzlich eine Gefahr für Leib oder 
Leben eines anderen herbeiführt. Kommt es darüber 
hinaus zum Tode eines anderen, so wird sich aus 
dem Vorsatz der Gefährdung in aller Regel bereits 
der Vorwurf der Fahrlässigkeit hinsichtlich der Ver-
ursachung des Todes herleiten lassen. Es kommt 
hinzu, daß die Tatbestände der gemeingefährlichen 
Straftaten zwar regelmäßig als Gefährdungstatbe-
stände ausgestaltet sind, aber ihre Bedeutung auch 
behalten, wenn es nicht bei der Gefahr geblieben, 
sondern ein Schaden eingetreten ist. Denn die Vor-
schriften über Sachbeschädigung, fahrlässige Tötung 
oder Körperverletzung drohen in der Regel nur 
geringere Strafen an. Dennoch läßt es sich recht-
fertigen, den Sachverhalt der Nummer 1 als Regel-
beispiel für einen besonders schweren Fall anzu-
sehen. Denn die Nummer 1 läßt einfache Fahrlässig-
keit des Täters, die bei einem Gefährdungsvorsatz 
regelmäßig zu bejahen ist, nicht ausreichen, sondern 
verlangt leichtfertiges, also nach § 18 Abs. 3 grob 
fahrlässiges Verhalten. Weiter ist der Tatbestand 
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des Gefährdungsdelikts im Bereich der ersten bei-
den Tatbestandsgruppen, auf die sich § 338 bezieht, 
mit Ausnahme der Fälle des § 324 schon dann ver-
wirklicht, wenn der Täter vorsätzlich eine Gefahr 
für bedeutende Sachwerte herbeiführt. Er braucht 
also gar keinen Gefährdungsvorsatz gegenüber Leib 
oder Leben eines anderen zu haben. Schließlich 
zeigt ein tödlicher Erfolg in aller Regel, daß die 
Gefahr, die der Täter herbeigeführt hat, eine be-
sonders schwere war. Denn sie hat zu einem der-
artigen Schaden führen können. Der Gesetzgeber 
ist nicht gehindert, in Fällen, in denen die Gefahr 
ein solches Ausmaß erreicht hat, regelmäßig eine 
schwerere Strafe anzudrohen. Dabei ist zu beachten, 
daß die Vorschriften, auf die sich § 338 bezieht, an 
sich schon Zuchthaus androhen, so daß die Vor-
schrift eine Verschärfung nur im Strafmaß, nicht 
aber in der Art der Strafe bringt. In Nummer 1 ist 
der Fall nicht erwähnt, daß die Tat zwar nicht zum 
Tode, wohl aber zu einer schweren Schädigung an 
Körper oder Gesundheit eines anderen im Sinne 
des § 147 Abs. 2 führt. Aus den oben angeführten 
Bedenken, die in diesem Bereich wesentlich schwerer 
wiegen, ist dieser Fall nicht als Regelbeispiel für 
einen besonders schweren Fall genannt. Der Richter 
wird aber im Fall der leichtfertigen Verursachung 
eines solchen Schadens einen besonders schweren 
Fall anzunehmen haben, wenn die gesamten Um-
stände der Tat eine wesentliche Erhöhung von Un-
recht und Schuld ergeben. 

Die Nummer 2 betrifft den Fall, daß es dem 
Täter darauf ankommt, durch seine Tat Angst oder 
Schrecken in der Bevölkerung zu erregen. Dieselben 
Begriffe verwendet der Entwurf schon in § 299, den 
Begriff des Versetzens in Angst und Schrecken auch 
in § 169 Abs. 1. Die Angst, die der Täter erregen 
will, braucht sich nicht darauf zu beziehen, daß 
weitere Taten der gleichen Art begangen werden 
könnten. Nummer 3 betrifft den Fall, daß der 
Täter als Mitglied oder im Auftrag einer Gruppe 
handelt, der die Begehung von Taten der begange-
nen Art als Mittel für ihre Zwecke dient. Der Be-
griff des Mitgliedes einer Gruppe ist so auszulegen 
wie der des Mitgliedes einer Bande in § 237 Nr. 2 
und § 246 Abs. 1 Nr. 3. Die Zwecke der Gruppe 
können politische, aber auch kriminelle sein, so 
etwa wenn eine Bande Brandstiftungen begeht, um 
die dabei entstehende Verwirrung zu Diebstählen 
auszunutzen. Neben der Brandstiftung werden hier 
in erster Linie Sprengstoffverbrechen eine Rolle 
spielen können. 

Da die Fälle der Nummern 2 und 3 selten sein 
werden, wird es Aufgabe des Richters sein, im ein-
zelnen Fall die gesamten Umstände darauf zu prüfen, 
ob Unrecht und Schuld wesentlich erhöht sind. Art, 
Grad und Umfang der Gefahr oder eines schon ein-
getretenen Schadens werden dabei die ent-
scheidende Rolle spielen. 

§ 339 
Nebenstrafen und Maßnahmen 

Die Vorschrift bestimmt für den 3. Titel, inwie-
weit in dessen Bereich Nebenstrafen und Maßnah-
men über die Vorschriften des Allgemeinen Teils 
hinaus möglich sind. Dabei betrifft Absatz 1 die 
Nebenstrafen, die Absätze 2 und 3 die Maßnahmen.  

§ 339 
Absatz 1 beruht auf folgender Erwägung. Nach 

§ 45 Abs. 1 verliert, wer zu Zuchthaus verurteilt 
wird, die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden 
und Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen. 
Wird nach § 64 an Stelle von Zuchthaus auf eine 
Gefängnisstrafe von mindestens einem Jahr er-
kannt, etwa weil nur Beihilfe oder Versuch gege-
ben sind oder der Täter vermindert schuldfähig ist, 
so kann das Gericht die Aberkennung nach § 56 
Abs. 1 Nr. 1 aussprechen. Dasselbe gilt, wenn bei 
Straftaten, die in der Regel mit Zuchthaus bedroht 
sind, das Gericht zwar einen minder schweren Fall 
annimmt, immerhin aber noch auf eine Gefängnis-
strafe von einem Jahr oder mehr erkennt. Diesen 
Grundsatz erweitert der Entwurf einmal insoweit, 
als das Gericht dieselbe Möglichkeit auch im Falle 
der Vorbereitung eines Sprengstoffverbrechens nach 
§ 326 Abs. 1 in Verbindung mit § 323 Abs. 1 er-
halten soll. Dort handelt es sich zwar nicht um einen 
minder schweren Fall, sondern um den Fall der Vor-
bereitung einer mit Zuchthaus bedrohten Straftat. 
Wenn aber das Gericht die Möglichkeit einer Aber-
kennung der genannten Rechte nach § 56 Abs. 1 
Nr. 1 in den genannten Fällen hat, so sollte das-
selbe gelten, wenn es sich um die Vorbereitung 
einer Tat handelt, deren Vollendung mit Zuchthaus 
bedroht ist. Außerdem eröffnet § 339 Abs. 1 die 
Möglichkeit der Aberkennung noch für die Fälle 
des § 328 Abs. 3. Für die Absätze 1 und 2 dieser 
Vorschrift gelten bereits § 45 Abs. 1 und § 56 Abs. 1 
Nr. 1. Aber auch die Tat des Absatzes 3, die mit 
einer Mindeststrafe von sechs Monaten bedroht ist, 
wiegt so schwer, daß man die Möglichkeit der Ab-
erkennung im Sinne des § 56 Abs. 1 Nr. 1 eröffnen 
sollte, wenn der Täter zu mindestens einem Jahr 
Gefängnis verurteilt wird. 

Die Maßnahmen, auf die sich § 339 Abs. 2 und 3 
bezieht, sind die Anordnung der Sicherungsaufsicht 
und die Einziehung. Absatz 2 nennt die Fälle, in 
denen das Gericht Sicherungsaufsicht anordnen 
kann. Absatz 3 enthält eine Sonderregelung für die 
Einziehung von Gegenständen im Bereich der ge-
meingefährlichen Straftaten. 

Der Entwurf will es dem Richter weitgehend er-
möglichen, neben der Strafe wegen einer gemein-
gefährlichen Straftat Sicherungsaufsicht anzuordnen. 
Die Voraussetzungen des § 91 Abs. 1 Nr. 1 werden 
hier nur verhältnismäßig selten erfüllt sein. Um so 
größere Bedeutung kommt daher der Nummer 2 
dieser Vorschrift zu. Gemeingefährliche Straftaten 
berühren die Allgemeinheit regelmäßig in beson-
derem Maße. Der Gefahr ihrer Wiederholung muß 
soweit wie möglich vorgebeugt werden. Absatz 2 
eröffnet daher mit zwei Ausnahmen in sämtlichen 
Fällen gemeingefährlicher Straftaten die Möglich-
keit, neben der Strafe Sicherungsaufsicht anzuord-
nen. Die beiden Ausnahmen sind die Herbeiführung 
einer Brandgefahr nach § 321 und die Baugefähr-
dung nach § 337. Hier handelt es sich um Taten, die 
ohne Erhöhung des Mindestmaßes lediglich mit Ge-
fängnis bedroht sind und ihrer Art nach eine Maß-
regel wie die Sicherungsaufsicht nicht nötig machen. 

Absatz 3 bringt in zweierlei Hinsicht eine Ab-
weichung von der allgemeinen Einziehungsvor-
schrift des § 113. Einmal können nicht nur Gegen-
stände eingezogen werden, die durch eine gemein- 
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§ 340 
gefährliche Straftat hervorgebracht oder zu ihrer 
Begehung oder Vorbereitung gebraucht worden 
oder bestimmt gewesen sind, sondern auch Gegen-
stände, auf die sich eine Tat nach § 330 bezieht, 
also die vergifteten Lebensmittel oder gesundheits-
schädlichen Arzneimittel oder Bedarfsgegenstände. 
Solche Gegenstände müssen eingezogen werden 
können. Es ist aber zweifelhaft, ob sie durch die Tat 
hervorgebracht oder zu ihrer Begehung gebraucht 
worden sind. Man kann vielmehr den Standpunkt 
vertreten, daß sie Gegenstand der Tat selbst 
waren. Der Entwurf hält daher eine Klarstellung für 
erforderlich. Zum zweiten soll die Einziehung nicht 
voraussetzen, daß der Gegenstand dem Täter oder 
Teilnehmer zur Zeit der Tat gehörte oder zustand 
oder zur Zeit der Entscheidung gehört oder zusteht. 
Die Einziehung soll also eine sogenannte unter-
schiedslose Einziehung sein. Denn sie erscheint auch 
dann gerechtfertigt, wenn derjenige, der zur Zeit 
der Entscheidung Eigentümer des Gegenstandes ist, 
zwar nicht an der Tat beteiligt war, wohl aber 
leichtfertig dazu beigetragen hat, daß der Gegen-
stand zum Mittel einer gemeingefährlichen Straftat 
werden konnte, oder wenn er aus der Tat in ver-
werflicher Weise einen Vermögensvorteil gezogen 
oder den Gegenstand in Kenntnis der Umstände, 
welche die Einziehung ermöglicht hätten, in ver-
werflicher Weise erworben hat. Eine dieser Voraus-
setzungen muß gegeben sein, wenn die des § 113 
Abs. 2 Nr. 1, 3 oder 4 fehlen. Denn soweit Absatz 3 
die Einziehung über § 113 hinaus zuläßt oder vor-
schreibt, gelten die einschränkenden Bestimmungen 
des § 114. 

§ 340 
Fahrlässige Begehung 

Gemeingefährliche Straftaten werden überwie-
gend nicht vorsätzlich, sondern nur fahrlässig be-
gangen. Für die praktische Bedeutung der Vor-
schriften ist es daher ausschlaggebend, in welchem 
Umfange auch die fahrlässige Begehung mit Strafe 
bedroht wird. Dabei spielt im Bereich der gemein-
gefährlichen Straftaten die sich aus einer eigent-
lichen Tathandlung und der Herbeiführung einer 
Gefahr durch diese Handlung zusammensetzen, der 
Fall eine besondere Rolle, daß der Täter zwar die 
Tathandlung vorsätzlich begeht, die Gefahr aber nur 
fahrlässig verursacht. Aus Gründen der besseren 
Ubersicht regelt der Entwurf diese Fälle im Rahmen 
der einzelnen Vorschriften. Die Regelung ist dort 
auch begründet worden. § 340 betrifft daher nur 
die Fälle reiner Fahrlässigkeit. 

Bei einer Reihe von gemeingefährlichen Straf-
taten verzichtet der Entwurf darauf, die reine Fahr-
lässigkeit unter Strafe zu stellen oder das jedenfalls 
im Bereich des Strafgesetzbuches zu tun. Die Straf-
taten des § 324 (Mißbrauch ionisierender Strahlen) 
lassen nicht einmal Vorsatz des Täters genügen, 
sondern fordern eine bestimmte Absicht. Es verbie-
tet sich daher, die bloße Fahrlässigkeit unter Strafe 
zu stellen. In den Fällen der Gefährdung durch Ein-
sturz eines Bauwerkes nach § 336 hält es der Ent-
wurf nicht für angezeigt, die reine Fahrlässigkeit 
mit Strafe zu bedrohen. Dasselbe gilt mit Ausnahme 
des in § 340 Abs. 2 besonders geregelten Falles, der 
sich auf eine öffentlichen Zwecken dienende Fern

-

meldeanlage bezieht, für die Sabotage an lebens-
wichtigen Betrieben nach § 335. Es erscheint inso-
weit ausreichend, wenn die Strafbarkeit erst bei 
dem Eintritt eines Schadens einsetzt. In diesem Um-
fang ist die Strafbarkeit regelmäßig gesichert. Dem 
Nebenstrafrecht überläßt es der Entwurf, reine 
Fahrlässigkeit in den Fällen der §§ 322, 330, 331, 332 
und 334 unter Strafe zu stellen. Es handelt sich 
dabei um die fahrlässige Herbeiführung einer Kern-
energieexplosion, die nach dem augenblicklichen 
Stand der Technik kaum denkbar erscheint, um die 
Vergiftung von Lebensmitteln, Arzneimitteln und 
Bedarfsgegenständen, das Verbreiten einer über-
tragbaren Krankheit unter Menschen und von 
Krankheitserregern oder Schädlingen unter Tieren 
und Pflanzen sowie die Beeinträchtigung von Ar-
beitsschutzvorrichtungen. 

Im übrigen bedroht der Entwurf auch die reine 
Fahrlässigkeit mit Strafe. Für die Fälle des § 321, 
also der Herbeiführung einer Brandgefahr, und die 
eben genannten Fälle des § 325, die mit dem in der 
Begründung zu dieser Vorschrift erwähnten Inter-
nationalen Seekabelvertrag zusammenhängen, sieht 
Absatz 2 als Strafe Gefängnis bis zu einem Jahr, 
Strafhaft oder Geldstrafe vor. Für die übrigen Fälle 
fahrlässiger Begehung droht Absatz 1 in seinen 
Nummern 1 und 2 Gefängnis bis zu zwei Jahren, 
Strafhaft oder Geldstrafe an. Es sind das die Fälle 
der fahrlässigen Brandstiftung nach § 320 Abs. 1 und 
2, der fahrlässigen Herbeiführung einer Explosion, 
die keine Kernenergieexplosion ist, nach § 325, der 
fahrlässigen Gefährdung durch giftige Gase nach 
§ 327, des Entfesselns von Naturkräften nach § 328, 
der Brunnenvergiftung nach § 329, der Beeinträchti-
gung von Wasser-, Kraft- und Schutzanlagen nach 
§ 333 und der Baugefährdung nach § 337. 

Die in Absatz 1 angedrohte Strafe ist dieselbe, 
wie sie in einer Reihe von Fällen vorsätzlicher Be-
gehung der eigentlichen Tathandlung und fahrlässi-
ger Verursachung der Gefahr angedroht ist, so daß 
insoweit ein Unterschied in der Strafdrohung ge-
genüber den Fällen der fahrlässigen Begehung der 
gesamten Tat nicht besteht. Das gilt für die Tat-
bestände des § 328 Abs. 4 2. Halbsatz, § 329 Abs. 4 
2. Halbsatz, § 333 Abs. 3 und § 337 Abs. 3. Im Sinne 
des allgemeinen Aufbaues des Entwurfs mag das 
nicht ganz folgerichtig erscheinen. Denn der Entwurf 
unterscheidet grundsätzlich zwischen den beiden 
Begehungsformen. Sie haben auch einen unterschied-
lichen Unrechts- und Schuldgehalt. Wenn der Ent-
wurf dennoch vielfach die gleiche Strafdrohung vor-
sieht, so liegen dem ausschließlich praktische Erwä-
gungen zugrunde. Die Feststellung, ob der Täter 
nur die eigentliche Tathandlung vorsätzlich oder 
ob er die gesamte Tat fahrlässig begangen hat, 
wird nicht immer leicht sein. Die Arbeit des Rich-
ters wird in vielen Fällen erleichtert, wenn für 
beide Fälle die gleiche Strafdrohung gilt. Unrechts-
und Schuldgehalt der beiden Begehungsformen sind 
nicht so sehr voneinander unterschieden, daß das 
im Strafrahmensystem des Entwurfs durch klare 
Strafrahmenabstufung zum Ausdruck gebracht wer-
den könnte. Für beide Begehungsformen kommt im 
Bereich der genannten Tatbestände nur die Gefäng-
nisstrafe in Betracht. Es geht also nicht um den 
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Übergang von Gefängnis zu Zuchthaus, der zwei-
fellos eine Unterscheidung der Begehungsformen 
auch in den Strafdrohungen notwendig machen 
würde. 

Entschließt man sich in den genannten Fällen zu 
derselben Strafdrohung, so könnte es naheliegen, 
auf eine Unterscheidung der beiden Begehungsfor-
men überhaupt zu verzichten, so wie auch das gel-
tende Strafgesetzbuch im 27. Abschnitt des Besonde-
ren Teils eine solche Unterscheidung nicht kennt. 
Ein solches Verfahren empfiehlt sich jedoch nicht. 
Der Entwurf unterscheidet in mancher Hinsicht zwi-
schen vorsätzlichen und fahrlässigen Taten. Insbe-
sondere ist Teilnahme nach den §§ 30 und 31 nur 
an vorsätzlichen Taten möglich. Die Regel des § 48 
für die Wahl zwischen Gefängnis und Strafhaft 
lautet anders, je nachdem ob es sich um eine vor-
sätzliche oder fahrlässige Tat handelt. Nach § 78 
Abs. 1 Nr. 2 hat das Gericht eine Strafaussetzung 
zur Bewährung zu widerrufen, wenn der Verurteilte 
wegen eines vorsätzlichen Vergehens unter be-
stimmten sonstigen Voraussetzungen zu Freiheits-
strafe verurteilt wird. Für gewisse Sicherungsmaß-
regeln wie die Sicherungsverwahrung und die 
vorbeugende Verwahrung ist die Begehung be-
stimmter vorsätzlicher Taten Voraussetzung. Würde 
das Gesetz die Fälle, in denen der Täter die eigent-
liche Handlung vorsätzlich begeht, die Gefahr aber 
nur fahrlässig verursacht, unterschiedslos mit de-
nen zusammenziehen, in denen der Täter die Tat in 
vollem Umfang fahrlässig begeht, so würden wohl 
auch in jenen Fällen fahrlässige Taten im Sinne der 
sonstigen Bestimmungen des Entwurfs anzunehmen 
sein. Ein solches Ergebnis wäre nicht sinnvoll. Der 
Entwurf geht davon aus, daß eine Tat als vorsätz-
lich im Sinne der sonstigen Bestimmungen des Ent-
wurfs anzusehen ist, wenn der Täter die eigentliche 
Handlung vorsätzlich begeht, die Gefahr aber nur 
fahrlässig verursacht. Es kommt noch hinzu, daß 
§ 341 die Rechtsfolgen der tätigen Reue in Absatz 2 
Nr. 3 und in Absatz 3 für die beiden Fallgruppen 
verschieden regelt. 

§ 341 
Tätige Reue 

Schon das geltende Recht hat erkannt, daß im 
Bereich der gemeingefährlichen Straftaten die all-
gemeine Vorschrift über den strafbefreienden Rück-
tritt vom Versuch, wie der Entwurf sie in § 28 ent-
hält, nicht ausreicht, um den kriminalpolitischen 
Bedürfnissen gerecht zu werden, die im Falle täti-
ger Reue auftreten. Das geltende Recht hat diesen 
Gedanken jedoch nur im Bereich der Brandstiftung 
dahin verwirklicht, daß nach § 310 StGB wegen 
dieser Tat nicht bestraft wird, wer „den Brand, 
bevor derselbe entdeckt und ein weiterer als der 
durch die bloße Inbrandsetzung bewirkte Schaden 
entstanden war, wieder gelöscht hat". Schon die 
früheren Entwürfe haben den Gedanken mit Recht 
verallgemeinert und eine Vorschrift über tätige 
Reue vorgesehen, die grundsätzlich für die gemein-
gefährlichen Straftaten gelten sollte. 

Deren Eigentümlichkeit liegt ja gerade darin, daß 
in der Regel schon der Eintritt einer Gefahr und 
nicht erst der eines Schadens für die Vollendung 
der Tat genügt, so daß die Beseitigung der Gefahr 

§ 341 

vor dem Eintritt eines Schadens nicht mehr als Rück-
tritt vom Versuch gewertet werden kann. Diese 
Eigentümlichkeit der gemeingefährlichen Straftaten, 
die kriminalpolitisch erwünscht ist, um im Wege 
des Strafrechts so bald wie möglich eingreifen zu 
können, erweist sich als nachteilig, wenn es sich 
um tätige Reue handelt. Aus diesem Grunde ist 
eine Sondervorschrift notwendig, die für den Fall, 
daß der Täter die Gefahr abwendet, bevor ein 
Schaden oder jedenfalls ein nennenswerter Schaden 
eingetreten ist, Vergünstigungen vorsieht. Das ist 
die Aufgabe des § 341. 

Die Vorschrift unterscheidet drei Gruppen von 
Straftaten. Bei den schwersten Taten, die Absatz 1 
zum Gegenstand hat, soll nur eine Milderung, aber 
kein Absehen von Strafe möglich sein. Bei den 
fahrlässigen Straftaten des § 340 soll die tätige 
Reue zur Straflosigkeit führen. Das ist in Absatz 3 
bestimmt. Bei der großen Mittelgruppe, die Absatz 2 
regelt und bei der es sich sowohl um rein vorsätz-
liche Taten als auch um Taten handelt, bei denen 
der Täter die eigentliche Tathandlung zwar vor-
sätzlich begeht, die Gefahr aber nur fahrlässig ver-
ursacht, soll es dem Gericht überlassen bleiben, ob 
es von Strafe absehen, die Strafe mildern oder eine 
Vergünstigung versagen will. Im Sinne des oben 
dargestellten Grundgedankens der Vorschrift be-
zieht sie sich auf sämtliche gemeingefährlichen Straf-
taten, bei denen die Herbeiführung einer Gefahr 
zum Tatbestand gehört. § 341 geht jedoch darüber 
noch hinaus und bezieht auch Tatbestände ein, bei 
denen zwar der Eintritt einer Gefahr nicht Tatbe-
standsmerkmal ist, aber mit der Tat ihrem Wesen 
nach verbunden ist. Das gilt für die Brandstiftung 
nach § 320 Abs. 1, für den Mißbrauch ionisierender 
Strahlen nach § 324 Abs. 1 sowie für das Verbreiten 
einer übertragbaren Krankheit unter Menschen nach 
§ 331 und von Krankheitserregern und Schädlingen 
unter Tieren oder Pflanzen nach § 332. § 341 bezieht 
schließlich auch Tatbestände ein, zu deren Wesen 
es gehört, daß eine Gefahr herbeigeführt werden 
soll. Das gilt für die Vorbereitung eines Explosions-
und Strahlungsverbrechens nach § 326. Verletzungs-
delikte wie die Sabotage an lebenswichtigen Be-
trieben nach § 335 sind in § 341 nicht berücksichtigt. 
Hier muß die allgemeine Rücktrittsvorschrift aus-
reichen. 

Die Voraussetzungen für die tätige Reue be-
stimmt § 341 je nach der Art der Tat. Ist das Unter-
nehmen der Tat strafbar, wird also der Versuch der 
Vollendung der Tat gleichgestellt, oder ist bereits 
die Vorbereitung mit Strafe bedroht, so muß der 
Täter freiwillig die weitere Ausführung der Tat auf-
geben, so wie das auch § 28 Abs. 1 für den Rücktritt 
vom Versuch fordert, oder sonst die Gefahr abwen-
den. Zum Eintritt irgendeines Schadens darf es noch 
nicht gekommen sein. Um Taten dieser Art handelt 
es sich in den Fällen des Absatzes 1 und des Absat-
zes 2 Nr. 2. In den Fällen, in denen die Herbeifüh-
rung einer Gefahr zum Tatbestand gehört, läßt es 
der Entwurf genügen, wenn der Täter die Gefahr 
abwendet, bevor ein erheblicher Schaden entstan-
den ist. Unter dem Abwenden der Gefahr versteht 
der Entwurf sowohl den Fall, daß der Täter den 
Eintritt der Gefahr verhindert, als auch den Fell, 
daß er die bereits eingetretene Gefahr wieder be- 
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vor § 342 
seitigt. In diesem Sinne wird der Begriff des Ab-
wendens einer Gefahr auch sonst in Gesetzen ver-

standen, so etwa in § 153 c StPO. Die tätige Reue 
ist auch dann noch beachtlich, wenn schon ein ge-
wisser Scharen eingetreten ist. Nur darf er noch 
nicht erheblich sein. Diesen Gedanken, der zu einer 
weitgahenden Berücksichtigung der tätigen Reue 
führt, entnimmt der Entwurf dem § 321 E 1936. Die 
Fälle, in denen die Herbeiführung einer Gefahr zum 
Tatbestand gehört, erfaßt § 341 in Absatz 2 Nr. 3 
und in Absatz 3 Nr. 2. Von demselben Gedanken 
wie bei dieser Gruppe läßt sich der Entwurf in den 
Fällen der Brandstiftung leiten, bei denen der Ein-
tritt einer Gefahr nicht zum Tatbestand gehört, also 
in den Fällen des § 320 Abs. 1 und der fahrlässigen 
Brandstiftung nach § 340 Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung 
mit § 320 Abs. 1. Auch hier soll es ausreichen, wenn 
der Täter den Brand löscht, bevor ein erheblicher 
Schaden entstanden ist. Die Beschränkung des gel-
tenden § 310 StGB auf den durch die bloße Inbrand-
setzung eingetretenen Schaden erscheint zu eng. 
Auch ein darüber hinausgehender Schaden kann 
noch ganz geringfügig sein. Diese dritte Gruppe 
von Taten regelt § 341 in Absatz 2 Nr. 1 und in 
Absatz 3 Nr. 1. 

Absatz 4 des § 341 übernimmt den schon in § 28 
Abs. 3 und § 36 Abs. 2 enthaltenen Rechtsgedanken. 
Bemüht sich der Täter freiwillig und ernsthaft 
darum, die zum Tatbestand gehörende Gefahr abzu-
wenden oder in den Fällen der Brandstiftung nach 
§ 320 Abs. 1 und § 340 Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung 
mit § 320 Abs. 1 den Brand zu löschen, so ist dieses 
Verhalten als tätige Reue auch dann anzusehen, 
wenn ohne sein Zutun die Gefahr abgewendet oder 
der Brand gelöscht wird. 

Die unterschiedliche Regelung der Absätze 1 bis 3 
hinsichtlich der Rechtsfolgen beruht auf folgenden 
Erwägungen. Die Straftaten, auf die sich Absatz l 
bezieht, gehören zu den schwersten, welche unsere 
Rechtsordnung kennt. Die abschreckende Wirkung, 
welche die Strafdrohung in diesen Fällen haben 
muß, würde in gefährlicher Weise abgeschwächt 
werden, wenn man, obwohl die Tat schon vollendet 
ist, dem Gericht noch die Möglichkeit einräumen 
würde, von Strafe gänzlich abzusehen, oder ihm eine 
Milderung der Strafe vorschreiben wollte. Hier kann 
nur in Betracht kommen, daß das Gericht je nach 
den Gesamtumständen des Falles entscheidet, ob 
nach der Schwere von Unrecht und Schuld eine Mil-
derung der Strafe nach den Grundsätzen des § 64 
Abs. 1 angezeigt ist oder nicht. Umgekehrt ist die 
Lage bei den rein fahrlässigen Taten des Absatzes 3. 
Hier hat der Täter nicht mit bösem Vorsatz, sondern 
in der Regel aus Nachlässigkeit eine Gefahr ver-
ursacht. Erkennt er das rechtzeitig und wendet er 
freiwillig die Gefahr ab, bevor nennenswerter Scha-
den entsteht, so hat er seine Schuld wiedergutge-
macht. In diesen Fällen erscheint es daher richtig, 
wenn das Gesetz Straflosigkeit vorschreibt. In der 
Mittelgruppe des Absatzes 2 läßt der Entwurf dem 
Gericht freie Hand, ob es von Strafe absehen, die 
Strafe mildern oder jede Vergünstigung versagen 
will. Eine so bewegliche Lösung erscheint hier im 
Gegensatz zum Rücktritt vom Versuch am Platze. 
Die Tat ist in allen diesen Fällen bereits vollendet. 
Der Entwurf entschließt sich sogar dazu, tätige Reue 

noch anzunehmen, wenn bereits ein gewisser Scha-
den entstanden ist. Dieser Ausweitung des Berei-
ches der tätigen Reue muß auch ein weiter Ermes-
sensspielraum des Richters entsprechen. Die in Be-
tracht kommenden Fälle können sehr verschieden 
liegen. Trotz tätiger Reue können Unrecht und 
Schuld des Täters noch immer so schwer wiegen, 
daß es verfehlt wäre, irgendeine Vergünstigung zu 
gewähren. Umgekehrt kann es so liegen, daß Un-
recht und Schuld durch Art und Maß der tätigen 
Reue ausgeglichen erscheinen. Dann ist ein Absehen 
von Strafe am Platze. Dazwischen liegen die viel-
leicht zahlreichsten Fälle, bei denen eine Milderung 
der Strafe, aber keine weitergehende Vergünstigung 
angezeigt ist. Die in § 341 vorgesehenen Vergünsti-
gungen beziehen sich immer nur auf die Strafe 
wegen der in der Vorschrift genannten Straftaten. 
Stehen damit Straftaten anderer Art in Tateinheit, 
so werden diese von einer Vergünstigung nach § 341 
nicht erfaßt. 

Die Regelung des Entwurfs, die je nach der ver-
schiedenen Sachlage unterscheidet, dürfte nach alle-
dem der Gerechtigkeit besser entsprechen als die 
zwar einfachere, aber wesentlich gröbere Regelung 
in § 237 E 1927/30 und in § 321 E 1936. 

Vierter Titel 

Verkehrsstraftaten 
Wie bereits in der Vorbemerkung zum 3. Titel 

dieses Abschnitts dargelegt wurde, besteht zwischen 
der Verkehrsgefährdung (§§ 342, 343) und den mei-
sten gemeingefährlichen Straftaten ein enger syste-
matischer Zusammenhang insofern, als der Aufbau 
der Tatbestände einheitlich dadurch gekennzeichnet 
ist, daß die Herbeiführung einer konkreten Gefahr 
durch eine abstrakt gefährliche Tathandlung voraus-
gesetzt wird. Während die Tathandlung jeweils nach 
ihrer Art geeignet ist, eine Vielzahl von Menschen 
oder von bedeutenden Sachwerten zu gefährden, 
reicht es für die Gefahr aus, daß sie sich nur für ein-
zelne Menschen oder für einzelne Sachen von be-
deutendem Wert auswirkt. Dieses Verhältnis von 
Tathandlung und Gefahr kann auch anders bestimmt 
werden und ist sowohl im geltenden Recht als auch 
in einigen früheren Entwürfen anders bestimmt wor-
den; darüber ist in der Vorbemerkung zu dem Titel 
„Gemeingefährliche Straftaten" Näheres ausgeführt. 
Jedoch ist eine einheitliche Gestaltung in beiden 
Bereichen geboten, da sonst unbegründete Spannun-
gen in den Grundlagen des Entwurfs entstehen wür-
den. Wegen dieses Zusammenhangs haben die frü-
heren Entwürfe die Verkehrsgefährdung unmittel-
bar in die Tatbestände der gemeingefährlichen De-
likte eingeordnet und auf eine Verselbständigung 
der Verkehrsstraftaten überhaupt verzichtet. Ein 
solcher Aufbau ist mit der Entwicklung des moder-
nen Verkehrs nicht mehr vereinbar. Nach dem 
sprunghaften Ansteigen der Motorisierung — na-
mentlich im Straßen- und Luftverkehr — haben die 
Verkehrsstraftaten nach Zahl und Schwere so sehr 
an Bedeutung gewonnen, daß es schon aus Gründen 
der leichteren Übersicht geboten ist, sie in einem 
selbständigen Titel zu vereinigen. Die Tatsache, daß 
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die Vorschriften über Verkehrsgefährdung systema-
tisch zugleich in den Zusammenhang der gemein-
gefährlichen Straftaten gehören, muß demgegenüber 
zurücktreten, darf aber bei der Gestaltung der Tat-
bestände nicht vernachlässigt werden. 

Über diese Zusammenfassung hinaus ist von ver-
schiedener Seite angeregt worden, die den Straßen-
verkehr betreffenden Straftatbestände überhaupt 
aus dem Strafgesetzbuch herauszunehmen und sie 
dem Straßenverkehrsgesetz zuzuweisen. Dafür wird 
vorgebracht, daß die Aufteilung des für den Straßen-
verkehr geltenden Strafrechts auf das Strafgesetz-
buch und das Nebenstrafrecht die Einheitlichkeit der 
Rechtsordnung störe, dem Verkehrsteilnehmer den 
raschen und vollständigen Überblick erschwere und 
auch zu einer uneinheitlichen Bewertung der einzel-
nen Straftatbestände verführe. Der Entwurf hält 
diese Bedenken nicht für durchschlagend. Das Straf-
gesetzbuch dient dem Zweck, das materielle Straf-
recht, soweit es wichtiges sozial-ethisches Unrecht 
betrifft und für die Bevölkerung allgemeine Bedeu-
tung hat, in einem umfassenden Gesetzgebungswerk 
zu vereinigen. Bei der Verwirklichung dieses Grund-
satzes wird gegenüber allen Sachgebieten nach ein-
heitlichen Maßstäben verfahren. Eine Ausscheidung 
der den Straßenverkehr schützenden Tatbestände 
würde dazu zwingen, auf zahlreichen anderen Son-
dergebieten denselben Gesichtspunkt zu berücksich-
tigen, weil ein einleuchtender Grund für eine unter-
schiedliche Gestaltung nicht ersichtlich wäre. Damit 
würde die ohnehin schon beklagenswerte Zersplitte-
rung des Strafrechts in einem kaum erträglichen 
Umfang vergrößert. Außerdem wäre es in diesem 
Falle aus systematischen Gründen kaum vertretbar, 
die Vorschriften über die Gefährdung der Eisen-
bahn, der Schiffahrt und der Luftfahrt im Straf-
gesetzbuch zu belassen. Der Tatbestand der Trans-
portgefährdung (§ 315 StGB) müßte dann aufgelöst 
und für die einzelnen Verkehrsarten in jeweils selb-
ständigen Vorschriften geregelt werden. Das würde 
gegenüber dem geltenden Recht zu einer erheblichen 
Komplizierung führen. Ferner müßten auch die Vor-
schriften über die gerichtliche Entziehung der Fahr-
erlaubnis (§§ 99, 100) in das Straßenverkehrsgesetz 
übergeführt werden. Wegen der engen Verzahnung 
dieser Maßregel mit den anderen Maßregeln der 
Besserung und Sicherung würde das zu erheblichen 
technischen Schwierigkeiten führen. Schließlich muß 
auch bedacht werden, daß es sich bei den im Straf-
gesetzbuch geregelten Tatbeständen des Straßenver-
kehrsrechts um besonders wichtige Vorschriften han-
delt, deren gründliche wissenschaftliche Durcharbei-
tung dringend erwünscht ist. Ihr Ausscheiden be-
gründet nach den Erfahrungen mit anderen Tatbe-
ständen die Gefahr, daß sich die wissenschaftliche 
Diskussion zunehmend auf verkehrsrechtliche Ge-
sichtspunkte verengt und daß die strafrechtlichen 
Fragen zu kurz kommen. Auf Grund einer sorgfäl-
tigen Abwägung gibt der Entwurf deshalb dem all-
gemeinen strafrechtlichen Ordnungsgesichtspunkt 
den Vorrang. Dabei fällt namentlich auch ins Ge-
wicht, daß durch die Zusammenfassung der Ver-
kehrsvorschriften in einem besonderen Titel bereits 
die wichtigsten Einwendungen gegen die Zersplit-
terung des für den Straßenverkehr geltenden Straf-
rechts ausgeräumt sind. 

§ 342 

Bei der Auswahl der Strafvorschriften aus 
dem Bereich des Verkehrsrechts folgt der Entwurf 
den Grundsätzen, die in der Einleitung der Begrün-
dung zum Besonderen Teil unter I. dargelegt sind. 
Er faßt im Strafgesetzbuch lediglich diejenigen Tat-
bestände zusammen, die sozial-ethisch verwerfliches 
Unrecht beschreiben und dem Schutz wichtiger Rechts-
güter der Allgemeinheit oder des einzelnen dienen. 
Dabei können allerdings die Tatbestände der fahr-
lässigen Tötung (§ 138) und der fahrlässigen Körper-
verletzung (§ 151), die nach den Erfahrungen der 
Praxis überwiegend im öffentlichen Verkehr began-
gen werden, nicht nach hier übernommen werden, 
weil sie wegen ihrer allgemeinen Bedeutung in den 
Zusammenhang der Straftaten gegen das Leben und 
die körperliche Unversehrtheit gehören. 

Am Anfang des Titels stehen die Vorschriften 
über Verkehrsgefährdung, die sich ebenso wie im 
geltenden Recht (§§ 315 bis 316 StGB) jeweils ge-
sondert auf den Bahn-, Schiffs- und Luftverkehr auf 
der einen und den Straßenverkehr auf der anderen 
Seite beziehen (§§ 342 bis 345). Sie sind vor allem 
deshalb an die Spitze gestellt, weil sie für die Ver-
kehrssicherheit von hervorragender Bedeutung sind 
und weil sie mit dem vorausgehenden Titel „Ge-
meingefährliche Straftaten" systematisch eng zusam-
menhängen. In unmittelbarem Anschluß an die Ver-
kehrsgefährdung folgt der Tatbestand der Trunken-
heit im Verkehr (§ 346), weil er als unselbständige 
Tathandlung bereits in den §§ 342 und 343 vor-
kommt. Alsdann schließen sich die Tatbestände der 
Verkehrsflucht an (§ 347), die an die Stelle des § 142 
StGB treten. Bei den weiteren Vorschriften über 
räuberische Angriffe auf Kraftfahrer und Gefähr-
dung von Schiffen und Luftfahrzeugen durch Bann-
ware (§§ 348, 349), welche die §§ 316a und 297 StGB 
ersetzen, ist die Zuordnung zu dem Titel „Verkehrs-
straftaten" nicht ganz zweifelsfrei; die Einzelbe-
gründung enthält darüber nähere Ausführungen. 
Den Schluß des Titels bilden gemeinsame Vorschrif-
ten über Nebenstrafen und Maßnahmen (§ 350). 

§ 342 

Gefährdung des Bahn-, Schiffs- oder Luftverkehrs 

Die Vorschrift, die dem Schutz der Sicherheit des 
Bahn-, Schiffs- und Luftverkehrs dient, soll den Tat-
bestand der Transportgefährdung des § 315 
StGB in einer den Bedürfnissen des modernen Ver-
kehrs entsprechenden Weise ersetzen. Während sich 
die Tatbestandsbeschroibung des Absatzes 1 ver-
hältnismäßig eng an das geltende Recht anschließt, 
ändert der Entwurf die Strafdrohungen grundlegend 
und bringt in den folgenden Absätzen einige für die 
Praxis bedeutsame Ergänzungen. Damit verfolgt er 
vornehmlich den Zweck, den Schutz des Bahn-, 
Schiffs- und Luftverkehrs auf der einen und den des 
Straßenverkehrs auf der anderen Seite nach einheit-
lichen Gesichtspunkten zu gestalten und ihn zugleich 
mit den allgemeinen Grundsätzen in Übereinstim-
mung zu bringen, die für die gemeingefährlichen 
Straftaten erarbeitet worden sind; denn daß die Tat-
bestände der Verkehrsgefährdung systematisch zu 
den gemeingefährlichen Straftaten gehören, ist in 
der Vorbemerkung zu diesem Titel dargelegt. 
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Soweit Absatz 1 den Tatbestand der Transport-

gefährdung abweichend vorn geltenden Recht be-
schreibt, wird dazu folgendes bemerkt: 

Daß nicht mehr „die Sicherheit des  Be triebes 
einer Schienenbahn oder Schwebebahn, der Schiff-
fahrt oder der Luftfahrt" geschützt wird, sondern 
„die Sicherheit des Schienenbahn-, Schwebebahn-, 
Schiffs- oder Luftverkehrs", dient vornehmlich der 
Vereinheitlichung des Sprachgebrauchs; denn schon 
im geltenden Recht ist in den vergleichbaren Tatbe-
ständen der Straßenverkehrsgefährdung (§ 315 a 
StGB) davon die Rede, daß „die Sicherheit des Stra-
ßenverkehrs" beeinträchtigt wird. Darüber hinaus 
bietet die Änderung den Vorteil, daß sie den für 
den Strafschutz maßgeblichen Gesichtspunkt deut-
licher hervortreten läßt und das aus sprachlichen 
Gründen mögliche, aber sinnwidrige Ergebnis ver-
meidet, der Täter müsse die Sicherheit des Betriebes 
der Schiffahrt oder der Luftfahrt im ganzen beein-
trächtigen. 

Während § 315 Abs. 1 StGB zur Ausscheidung der 
Straßenbahnen aus dem Anwendungsbereich 
das überwiegend formale Merkmal der „Schienen-
bahnen auf besonderem Bahnkörper" verwendet, 
regelt der Entwurf dieses Grenzgebiet zwischen den 
Tatbeständen der §§ 342 und 343 künftig in der 
Weise, daß Absatz 1 zunächst alle Schienenbahnen 
einbezieht, Absatz 5 jedoch die Anwendbarkeit 
sämtlicher Tatbestände der Transportgefährdung 
ausschließt, soweit die Schienenbahnen am Straßen-
verkehr teilnehmen. Diese werden damit dem § 343 
zugewiesen und den Regeln über den Straßenver-
kehr unterstellt. Über die Gründe für diese Ände-
rung wird im Zusammenhang mit Absatz 5 Näheres 
dargelegt. 

Während § 315 StGB zur Ergänzung der bestimmt 
umschriebenen Begehungsformen dem Strafe an-
droht, der „durch ähnliche Eingriffe oder durch 
eine an Gefährlichkeit einem solchen Eingriff gleich-
kommende Unterlassung" die Sicherheit des Ver-
kehrs beeinträchtigt, spricht der Entwurf nur noch 
davon, daß der Täter „einen ähnlichen Eingriff von 
gleicher Gefährlichkeit vornimmt". Diese Änderung 
beruht auf zwei voneinander unabhängigen Gesichts-
punkten. Einerseits wird auf das selbständige Merk-
mal der Unterlassung verzichtet, weil die Strafbar-
keit des unechten Unterlassungsdelikts im Allge-
meinen Teil (§ 13) geregelt ist und eine Sondervor-
schrift nur zu rechtlicher Unsicherheit führen würde. 
§ 13 stellt klar, daß die Beeinträchtigung der Ver-
kehrssicherheit durch ein Unterlassen nur dann tat-
bestandsmäßig ist, wenn der Täter oder Teilnehmer 
rechtlich dafür einzustehen hat, daß die Beeinträch-
tigung nicht eintreten werde, und wenn sein Ver-
halten den Umständen nach der Verwirklichung des 
gesetzlichen Tatbestandes gleichwertig ist. Ob und 
gegebenenfalls in welchem Umfang diese Voraus-
setzungen auch erfüllt sein müßten, wenn „die einem 
ähnlichen Eingriff an Gefährlichkeit gleichkommende 
Unterlassung" selbständig mit Strafe bedroht wäre, 
läßt sich nicht zuverlässig beurteilen und müßte von 
der Rechtsprechung erst geklärt werden. Anderer-
seits verfolgt die Neufassung auch den Zweck, den 
Anwendungsbereich des Tatbestandes einzuschrän-
ken. Namentlich aus der Tatsache, daß im geltenden 

Recht für die Unterlassung eine Gleichwertigkeit mit 
dem ähnlichen Eingriff nur hinsichtlich ihrer Gefähr-
lichkeit vorausgesetzt wird, hat die Rechtsprechung 
die Berechtigung abgeleitet, Pflichtverletzungen ver-
schiedenster Art und auch sehr verschiedenen Un-
rechtsgehalts einzubeziehen. Das hat dazu geführt, 
daß der Verbrechenstatbestand der Transportgefähr-
dung bisweilen auf Taten angewendet werden 
mußte, gegen deren Verbrechensnatur sachliche Be-
denken bestehen. Dabei muß allerdings eingeräumt 
werden, daß für die Rechtsprechung nur die Mög-
lichkeit dieser weiten Auslegung bestand, weil es 
aus kriminalpolitischen Gründen nicht zu verantwor-
ten gewesen wäre, gewisse Transportgefährdungen 
entweder ganz straffrei zu lassen oder sie nur nach 
den jeweils verletzten Verhaltensvorschriften mit 
Übertretungsstrafe zu ahnden. Um diesen Schwie-
rigkeiten abzuhelfen, schränkt der Entwurf den An-
wendungsbereich des mit einer schweren Strafdro-
hung ausgestatteten Absatzes 1 ein und schafft in 
Absatz 3 einen neuen, mit geringerer Strafe bedroh-
ten Tatbestand, dem Fahrzeugführer und sonst für 
die Sicherheit Verantwortliche unterworfen sind, 
wenn sie durch grob pflichtwidriges Verhalten 
gegen Sicherheitsvorschriften verstoßen, die für die 
hier in Frage stehenden Verkehrsarten gelten. Damit 
wird sowohl eine engere Fassung als auch eine 
engere Auslegung des Absatzes 1 gegenüber dem 
geltenden Recht ermöglicht. Da der Entwurf neben 
den bestimmt umschriebenen Begehungsformen 
einen „ähnlichen Eingriff von gleicher Gefährlich-
keit" voraussetzt, erfaßt er damit nur Handlungen, 
die ihrer Art nach diesen Begehungsformen ver-
wandt sind und ihnen zugleich auch an Gefährlich-
keit gleichkommen. Das bedeutet gegenüber der 
Rechtsprechung zu § 315 StGB eine fühlbare Be-
schränkung. Auf den wertausfüllungsbedürftigen 
Begriff des „ähnlichen Eingriffs", gegen den aus 
rechtsstaatlichen Gründen gewisse Einwendungen 
erhoben werden könnten, überhaupt zu verzichten, 
ist freilich nicht möglich. Im Verkehr gibt es zahl-
reiche höchst gefährliche Handlungen, die sich in-
folge ihrer Mannigfaltigkeit einer erschöpfenden 
Aufzählung entziehen. Zu denken ist dabei etwa an 
die gewaltsame Behinderung des Personals bei der 
Führung von Fahrzeugen oder der Bedienung von 
Sicherheitsanlagen, an das Unterbrechen der Strom-
versorgung für Sicherheitsanlagen, an das Verdecken 
von Signalen durch Tücher oder andere Vorrichtun-
gen oder an die Störung des Funkverkehrs, der die 
Flug- und Wasserwege sichert. Diese Beispiele lie-
ßen sich beliebig vermehren. Es wäre aus kriminal-
politischen Gründen nicht vertretbar, sie alle durch 
Verzicht auf die Analogieklausel aus dem Anwen-
dungsbereich auszuscheiden. 

Im Tatbestand des Absatzes 1 gibt der Entwurf 
schließlich den Begriff der Gemeingefahr auf 
und stellt lediglich darauf ab, ob der Täter „Leib 
oder Leben eines anderen oder fremde Sachen von 
bedeutendem Wert gefährdet". Diese grundsätzliche 
Abkehr vom geltenden Recht ist nicht nur  bei  der 
Verkehrsgefährdung, sondern in großem Umfang 
auch bei den gemeingefährlichen Straftaten voll-
zogen worden; denn schon dort verwendet der Ent-
wurf, um zu gerechten und kriminalpolitisch gebo-
tenen Ergebnissen zu kommen, die Gefährdung indi- 
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viduell bestimmter Personen oder Sachen als Merk-
mal zahlreicher Tatbestände. Auf die Vorbemerkung 
zu dem Titel „Gemeingefährliche Straftaten" wird 
verwiesen. Sie behandelt die für diese Änderung 
maßgebenden Gesichtspunkte ausführlich und ent-
hält darüber hinaus auch Hinweise für die Auslegung 
des Gefahrbegriffs im allgemeinen und der Personen-
und Sachgefährdung im besonderen. 

Als Strafe für die Transportgefährdung nach 
Absatz 1 schlägt der Entwurf Gefängnis von drei 
Monaten bis zu zehn Jahren (§ 46 Abs. 1) vor. Er 
gibt damit die Zuchthausdrohung des geltenden 
Rechts aus der Erkenntnis auf, daß nach den Erfah-
rungen der Praxis selbst die vorsätzliche Transport-
gefährdung ihre Wurzel nicht überwiegend in ver-
brecherischen Absichten oder Neigungen des Täters 
hat, sondern oft auch auf Leichtsinn, Bequemlichkeit, 
Nachlässigkeit oder Kopflosigkeit beruht. So gehört 
z. B. die Tat eines Kraftfahrers, der an einem unbe-
schrankten Bahnübergang in voller Erkenntnis der 
Gefahr versucht, die Gleise vor dem herannahenden 
Zug noch schnell zu überqueren, nicht zur Hoch-
kriminalität (vgl. dazu die Begründung zu § 43), so 
daß ihre Ahndung mit Zuchthausstrafe den kriminal-
politischen Grundanschauungen des Entwurfs wider-
sprechen würde. Auch im Schiffs- und Luftverkehr 
geraten die für die Navigation Verantwortlichen 
bisweilen in unvorhergesehen schwierige Lagen, in 
denen sie sich ohne böse Absicht, aber im Bewußt-
sein der Gefahr zu Fehlhandlungen entschließen, die 
den Tatbestand des Absatzes 1 erfüllen. Da aber 
solches letztlich nur leichtsinnige oder sonst verant-
wortungslose Verhalten im Rahmen der tatsächlich 
vorkommenden Transportgefährdungen zahlenmäßig 
einen breiteren Raum einnimmt als die eigentliche 
Sabotage, geht der Entwurf von dieser Fallgruppe 
aus und droht als Regelstrafe Gefängnis an. Der 
Übergang zu Zuchthaus ist nach Absatz 2 nur unter 
der Voraussetzung vorgesehen, daß der Täter ent-
weder in der Absicht, eine andere Straftat zu ermög-
lichen oder zu verdecken oder in der Bevölkerung 
Angst oder Schrecken zu erregen, oder als Mitglied 
oder im Auftrag einer Gruppe handelt, der die Bege-
hung von Transportgefährdungen als Mittel für ihre 
Zwecke dient. Aus dieser Abgrenzung ergibt sich, 
daß nicht alle Fälle, in denen der Täter die Beein-
trächtigung der Verkehrssicherheit oder die Gefähr-
dung von Menschen oder Sachen beabsichtigt (§ 17 
Abs. 1), der Zuchthausdrohung unterworfen sind. 
Das ist zwar zunächst erwogen, aber nach eingehen-
der Prüfung schließlich doch verworfen worden. In 
aller Regel verfolgt der Täter weder die Beeinträch-
tigung des Verkehrs noch die Herbeiführung der 
Gefahr als Selbstzweck; im allgemeinen dient ihm 
vielmehr der Eingriff in den Verkehr nur als Mittel 
zur Erreichung weiterer Zwecke. Bei dieser tatsäch-
lichen Lage wären für die Abgrenzung von Absicht 
und Vorsatz erhebliche theoretische und praktische 
Schwierigkeiten zu erwarten; denn dafür ist maß-
gebend, ob die Beeinträchtigung oder Gefährdung 
eine vom Täter erstrebte Voraussetzung seines 
weiteren Handelns oder nur eine unvermeidbare 
Folge seines bisherigen Verhaltens war. Das im Ein-
zelfall mit der gebotenen Sicherheit zu unterschei-
den, ist nicht immer möglich. Auf diese Unterschei-
dung allein aber den Übergang zur Zuchthausstrafe  

§ 342 
zu gründen, erweckt aus rechtsstaatlichen Gründen 
Bedenken. Der Entwurf muß sich deshalb darauf 
beschränken, in den Anwendungsbereich des Ab-
satzes 2 nur diejenigen Sabotagefälle einzubeziehen, 
mit denen nach den Erfahrungen der Praxis nicht 
nur ausnahmsweise zu rechnen ist und denen aus 
diesem Grunde kriminalpolitische Bedeutung zu-
kommt. Aus dieser Beschränkung folgt zugleich, daß 
der Strafrahmen des Absatzes 1 weit gespannt sein 
muß; denn er erfaßt nicht nur die oben beschriebe-
nen, auf bloßer Verantwortungslosigkeit beruhenden 
Taten, sondern auch gewisse schwer kriminelle 
Handlungen, die auf eine Beeinträchtigung der Ver-
kehrssicherheit abzielen, aber den Tatbestand des 
Absatzes 2 nicht erfüllen. Mit Rücksicht auf diese 
grundsätzlich verschiedenen Fallgruppen und die 
damit verbundene außerordentlich große Spannweite 
von Unrecht und Schuld verwendet der Entwurf hier 
ausnahmsweise eine Strafdrohung, die von drei 
Monaten bis zu zehn Jahren Gefängnis reicht. Da 
eine weitere sachgemäße Unterteilung durch tat-
bestandlich umschriebene und zugleich ausreichend 
bestimmte Merkmale auf kaum überwindliche 
Schwierigkeiten stößt, muß dieser weite Strafrahmen 
in Kauf genommen werden. Dabei darf darauf hin-
gewiesen werden, daß die Strafdrohung des § 315 
StGB noch sehr viel unbestimmter ist. Sie reicht von 
drei Monaten Gefängnis bis zu lebenslangem Zucht-
haus und ist lediglich durch die nicht näher beschrie-
bene Abstufung nach minder schweren und beson-
ders schweren Fällen unterteilt. 

Die Umstellung der Regelstrafe auf Gefängnis 
dient außerdem auch dem Zweck, zwischen den 
Strafdrohungen für die Gefährdung des Bahn-, 
Schiffs- und Luftverkehrs auf der einen und des 
Straßenverkehrs auf der anderen Seite ein angemes-
senes Verhältnis herzustellen. Der außerordentlich 
große Unterschied in den Strafdrohungen der §§ 315 
und 315a Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3 StGB und die darin 
zum Ausdruck kommende unterschiedliche Bewer-
tung der verschiedenen Verkehrsarten ist nicht mehr 
zeitgemäß. In den letzten Jahrzehnten haben sich 
die Verkehrsarten, was die Zahl der Personen und 
die Masse der Güter betrifft, die jeweils in einem 
Beförderungsmittel zusammengefaßt werden, weit-
gehend angenähert. Während die Eisenbahn zuneh-
mend mit kleineren Einheiten, insbesondere mit 
Schienenomnibussen und anderen Kurzzügen, arbei-
tet, haben im Straßenverkehr die Omnibusse und 
Lastzüge einen Umfang angenommen, der sie als 
Massenverkehrsmittel geeignet macht. Gleichwohl 
kann der Entwurf auf eine Abstufung der Strafdro-
hungen für die beiden Bereiche nicht ganz verzich-
ten; denn ein wesentlicher Unterschied wird wahr-
scheinlich noch lange Zeit bestehen bleiben: Wäh-
rend im Bahn-, Schiffs- und Luftverkehr der 
Großtransport weitaus im Vordergrund steht und 
zur Abwicklung der Verkehrsvorgänge überwiegend 
die Zusammenarbeit vieler Menschen erforderlich 
ist, hat im Straßenverkehr die alleinverantwortliche 
Teilnahme des einzelnen eine große Bedeutung. 
Gerade weil hier der Verkehrsteilnehmer in sehr 
viel geringerem Umfang zur Vorbereitung und Be-
wältigung des Verkehrs der Hilfe anderer bedarf 
und weil außerdem das Massenverkehrsmittel 
gegenüber dem Einzelfahrzeug nicht überwiegt, ist 
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§ 342 
der Straßenverkehr gegen widerrechtliche Eingriffe 
von außen nicht so empfindlich wie die anderen Ver-
kehrsarten. Wenn die Sicherheit des Bahn-, Schiffs-
oder Luftverkehrs beeinträchtigt wird, ist das Aus-
maß der Gefahren im Durchschnitt wesentlich 
größer. Diese Erkenntnis führt zwangsläufig zu einer 
Abstufung der Strafdrohungen, die jedoch gegen-
über dem geltenden Recht wesentlich verringert 
werden muß. Das kann in sachgemäßer Weise da-
durch geschehen, daß die Zuchthausstrafe bei der 
Gefährdung des Bahn-, Schiffs- und Luftverkehrs auf 
bestimmte schwere Fälle beschränkt und eine ent-
sprechende Strafschärfung auch bei der Gefährdung 
des Straßenverkehrs vorgesehen wird (vgl. dazu 
§ 343 Abs. 2). Dadurch wird erreicht, daß die Bewer-
tung von Eingriffen in die verschiedenen Verkehrs-
arten qualitativ gleich ist und das größere Ausmaß 
der Gefahren beim Bahn-, Schiffs- und Luftverkehr 
nur in der zeitlichen Ausdehnung der Strafrahmen 
Ausdruck findet. 

Über den Absatz 2 und die Gründe, die für seine 
Ausgliederung aus dem Grundtatbestand der Trans-
portgefährdung sprechen, ist das Wichtigste bereits 
im Zusammenhang mit der Strafdrohung des Absat-
zes 1 ausgeführt. Hier ist nur noch folgendes nach-
zutragen. Die sachlichen Voraussetzungen, unter 
denen die Transportgefährdung zum Verbrechen 
wird, haben in einer Anzahl anderer Vorschriften 
des Entwurfs ein Vorbild. Die Nummer 1 stimmt, 
soweit es sich um die Absicht handelt, eine andere 
Straftat zu ermöglichen, mit dem absoluten Mord-
merkmal des § 135 Abs. 1 Nr. 4 überein. Während 
dort jedoch im Gegensatz zum geltenden Recht 
(§ 211 Abs. 2 StGB) die Absicht, eine andere Straftat 
zu verdecken, nicht erwähnt wird, verwendet der 
Entwurf sie hier als erschwerendes Merkmal. Dieser 
auffallende Unterschied erklärt sich daraus, daß das 
Merkmal bei der vorsätzlichen Tötung geeignet 
sein müßte, die absolute Strafe des lebenslangen 
Zuchthauses zu rechtfertigen. Dazu reicht es aber 
ersichtlich nicht aus, weil es nicht selten als Selbst-
oder Fremdbegünstigung in Konfliktsituationen ver-
wirklicht wird, deren Berücksichtigung eine lebens-
lange Freiheitsstrafe nicht schuldangemessen erschei-
nen läßt. Bei der Verkehrsgefährdung dagegen soll 
die genannte Absicht nur den Übergang von der 
Gefängnisstrafe zu einer zeitigen, im Mindestmaß 
nicht erhöhten Zuchthausstrafe begründen. Dazu 
dürfte sie aber genügen; denn wer die Beeinträchti-
gung der Verkehrssicherheit und die im Tatbestand 
geforderte schwerwiegende Gefahr für Menschen 
oder Sachen anstrebt, lediglich um eine Straftat zu 
verdecken, handelt nicht nur verantwortungslos, 
sondern in hohem Maße verbrecherisch. Er verdient 
grundsätzlich eine Zuchthausstrafe, wenn nicht be-
sondere Umstände, die sich etwa aus einer dem 
Notstand nahekommenden Konfliktslage ergeben 
können, die Annahme eines minder schweren Falles 
rechtfertigen. Während die Nummer 1 den größten 
Teil derjenigen Sabotageakte erfaßt, die von gemei-
nen Verbrechern zu ihrem persönlichen Nutzen be-
gangen werden, verfolgen die Nummern 2 und 3 
vornehmlich den Zweck, Verkehrsgefährdungen aus 
politischen Beweggründen entgegenzuwirken. Sie 
stimmen inhaltlich mit § 338 Nr. 2 und 3 überein, 
werden dort aber nicht als Qualifikationsmerkmale, 

sondern nur als Regelbeispiele für besonders 
schwere Fälle bestimmter gemeingefährlicher Straf-
taten verwendet. Für ihre Auslegung im einzelnen 
kann auf die Begründung zu § 338 verwiesen 
werden. 

Ist einer der in Absatz 2 bezeichneten Erschwe-
rungsgründe verwirklicht, so beträgt die Straf e 
für Transportgefährdung Zuchthaus bis zu fünfzehn 
Jahren, in minder schweren Fällen Gefängnis von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren. Bei der Straf-
drohung fällt auf, daß sie hinter allen Strafrahmen 
zurückbleibt, die  sich für die gemeingefährlichen 
Delikte aus den §§ 320, 325 und 327 bis 331 in Ver-
bindung mit § 338 ergeben. Das hängt mit der grund-
sätzlich milderen Bewertung des Grundtatbestandes 
zusammen, bei der auf einen verhältnismäßig großen 
Anteil von Taten, die nicht zur Hochkriminalität 
gehören, Rücksicht genommen werden muß. Damit 
sind zugleich der Möglichkeit, bei Vorliegen er-
schwerender Umstände verschärfte Strafen anzu-
drohen, gewisse Grenzen gesetzt. Nun ist aller-
dings einzuräumen, daß die schwersten Transport-
gefährdungen nach Unrechts- und Schuldgehalt mit 
den besonders schweren Fällen der meisten gemein-
gefährlichen Straftaten durchaus vergleichbar sind 
und deshalb im Einzelfall auch die gleiche Strafe 
verdienen können. Der Entwurf hat gleichwohl von 
einer weiteren Strafschärfung abgesehen, weil ihr 
systematische Schwierigkeiten entgegenstehen und 
weil darauf vertraut werden kann, daß die genann-
ten Fälle sämtlich unter dem Gesichtspunkt der 
Tötung oder der versuchten Tötung nach den §§ 134 
und 135 erfaßt werden. Diese Überlegung rechtfer-
tigt auch den Wegfall der lebenslangen Zuchthaus-
strafe, die § 315 Abs. 1 Satz 2 StGB für besonders 
schwere Fälle wahlweise neben zeitiger Zuchthaus-
strafe vorsieht. Auf der anderen Seite kann auch 
auf einen ermäßigten Strafrahmen für minder 
schwere Fälle (§ 63) nicht verzichtet werden; na-
mentlich bei Taten nach Nummer 1, die in not-
standsähnlichen Konfliktslagen begangen werden 
können, und bei Taten nach Nummer 3, zu denen 
bisweilen bloße Mitläufer Tatbeiträge von unter-
geordneter Bedeutung leisten, ist die Möglichkeit 
des Ausweichens in die Gefängnisstrafe unerläßlich. 

Die Tatbestände des Absatzes 3 sind im gel-
tenden Recht für den Bahn-, Schiffs- und Luftver-
kehr nicht vorgesehen. Während die Nummer 1 le-
diglich die gebotene Übereinstimmung mit der für 
den Straßenverkehr geltenden Regelung herbeifüh-
ren soll, verfolgt die Nummer 2 vornehmlich den 
Zweck, den Anwendungsbereich des Absatzes 1 auf 
schwere Eingriffe in den Verkehrsablauf zu be-
schränken und die sonst noch strafwürdigen Ver-
kehrsgefährdungen durch eine mildere Strafdrohung 
aufzufangen. Darüber ist in der Begründung zu Ab-
satz 1 Näheres ausgeführt. 

Die Nummer 1 des Absatzes 3 überträgt die 
Vorschriften des § 315a Abs. 1 Nr. 2 und 3 StGB 
über die Gefährdung des Straßenverkehrs durch 
Fahrzeugführer, die sich infolge Rauschzustandes 
oder anderer geistiger oder körperlicher Mängel 
nicht sicher im Verkehr bewegen können, auch auf 
den Bahn-, Schiffs- und Luftverkehr; denn es ist 
kein Grund ersichtlich, der in dieser Frage eine 
unterschiedliche Behandlung der verschiedenen Ver- 
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kehrsarten rechtfertigen könnte. Dabei wird die 
getrennte und überwiegend nur im sprachlichen Aus-
druck unterschiedliche Regelung des Rauschzustan-
des auf der einen und der übrigen geistigen oder 
körperlichen Mängel auf der anderen Seite aufge-
geben; denn für beide Bereiche kommt es einheit-
lich darauf an, ob der Täter infolge seines Zustandes 
nicht in der Lage ist, sein Fahrzeug sicher zu füh-
ren. Des in § 315a Abs. 1 Nr. 3 StGB enthaltenen 
und auf § 2 Abs. 1 der Straßenverkehrszulassungs-
ordnung zurückgehenden besonderen Hinweises auf 
die Vorsorge, daß der Täter andere nicht gefährdet, 
bedarf es im Strafgesetzbuch nicht. Wenn die Vor-
sorge von der Art ist, daß sie den Täter in die 
Lage versetzt, sich sicher im Verkehr zu bewegen, 
ist der Tatbestand nicht erfüllt. Reicht sie aber dazu 
nicht aus, dann darf der Täter am Verkehr nicht 
teilnehmen; eine solche Vorsorge ist ungenügend 
und kann ihn nicht entlasten. Daß der Entwurf im 
übrigen nicht mehr von „geistigen", sondern von 
„alkoholischen" Getränken spricht, dient der Anpas-
sung an den allgemein üblichen Sprachgebrauch. 
Darüber hinaus ist erwogen worden, den Tatbestand 
der Nummer 1 im Gegensatz zum geltenden Recht 
auf Fälle zu beschränken, in denen die Unfähigkeit 
des Täters, sein Fahrzeug sicher zu führen, in Ver-
stößen gegen die Verkehrsregeln sichtbaren Aus-
druck findet. Das hätte namentlich den Vorteil, daß 
die gerichtlichen Feststellungen zur Fahrunfähigkeit 
auf eine zuverlässigere Grundlage gestellt werden 
könnten. Der Entwurf geht jedoch diesen Weg nicht, 
weil dadurch der Strafschutz in unvertretbarer Weise 
eingeschränkt und zugleich eine dogmatisch nicht 
unbedenkliche Zufallshaftung geschaffen würde; 
denn jeweils nach den zufälligen Anforderungen, 
die im Einzelfall durch die gegebene Verkehrslage 
gestellt werden, wird der Täter sich Fehlhandlungen 
in seiner Fahrweise zuschulden kommen lassen oder 
sie vermeiden können. Dieser Gesichtspunkt ist des-
halb schon aus Gründen der Gerechtigkeit als Ab-
grenzungsmerkmal nicht brauchbar. 

Die Nummer 2 des Absatzes 3 ist eine Blankett-
vorschrift. Sie bezieht sich auf grob pflichtwidrige 
Verstöße von Fahrzeugführern oder sonst für die 
Sicherheit Verantwortlichen gegen Sicherheitsvor-
schriften jeder Art, die den Bahn-, Schiffs- oder 
Luftverkehr betreffen. Aus ihrer Zweckbestimmung, 
den Absatz 1 zu entlasten, ergibt sich, daß sie kein 
umfassender spezieller Tatbestand für den genann-
ten Personenkreis sein kann. Da sie für diesen 
lediglich die Möglichkeiten strafbarer Verkehrs-
gefährdung erweitert, hat sie nur subsidiäre Bedeu-
tung und tritt gegenüber Absatz 1 als dem schwere-
ren Gesetz, das unterschiedslos für jedermann gilt, 
zurück. Die Beschränkung des Anwendungsbereichs 
auf die für die Sicherheit Verantwortlichen erklärt 
sich daraus, daß die Sicherheit der Fahrgäste und 
Beförderungsgüter des Bahn-, Schiffs- und Luftver-
kehrs weitgehend diesen Personen, die durch stän-
dig wiederholte Belehrung eingehend über ihre 
Pflichten unterrichtet werden, anvertraut werden 
muß. Da hier die Abwicklung des Verkehrs im all-
gemeinen nur durch die Zusammenarbeit einer Viel-
zahl von Menschen bewältigt werden kann und 
deshalb die Gefahrenquellen und die Möglichkeiten 
des Versagens außerordentlich mannigfaltig sind, 

§ 342 
ist es nicht möglich, in Anlehnung an die Tatbe-
stände der Straßenverkehrsgefährdung bestimmte, 
typischerweise gefährliche Verhaltensweisen her-
auszuschälen und die übrigen dem Nebenstrafrecht 
zu überlassen. Mit Rücksicht auf die gegenüber dem 
Straßenverkehr größeren und vielgestaltigeren Ge-
fahren ist es unerläßlich, alle Verstöße gegen Si-
cherheitsvorschriften zu erfassen und die gebotene 
Einschränkung durch das Merkmal der groben 
Pflichtwidrigkeit herbeizuführen. Das trifft vor allem 
auch auf den Schiffsverkehr zu, für den interessierte 
Kreise eine Beschränkung des Tatbestandes auf 
einzelne besonders gefährliche Begehungsformen 
gefordert haben. Daß die Vorschrift nicht aus sich 
selbst, sondern erst im Zusammenhang mit den für 
die jeweils betroffene Verkehrsart geltenden Si-
cherheitsvorschriften verständlich ist, fällt gegen-
über dem bestehenden kriminalpolitischen Bedürf-
nis nur als geringfügiges Bedenken ins Gewicht; 
denn der Tatbestand richtet sich ausschließlich an 
Personen, die mit den für sie maßgebenden Sicher-
heitsvorschriften gründlich vertraut sind oder min-
destens vertraut sein müssen. Unter Sicherheits-
vorschriften sind solche Vorschriften zu verstehen, 
die nach ihrem Inhalt der Sicherung des Verkehrs 
dienen; ob sie als solche bezeichnet sind, ist uner-
heblich. Sicherheitsvorschriften enthalten z. B. im 
Bereich der Eisenbahn die inzwischen mehrfach ge-
änderte Eisenbahnbau- und Betriebsordnung vom 
17. Juli 1928 (Reichsgesetzbl. II S. 541), im Bereich 
der Seeschiffahrt die Seeschiffahrtsstraßenordnung 
vom 6. Mai 1952 (Bundesgesetzbl. II S. 553), im Be-
reich der Binnenschiffahrt die Binnenschiffahrts-
straßenordnung vom 19. Dezember 1954 (Bundesge-
setzbl. II  S. 1137) und im Bereich der Luftfahrt die 
inzwischen mehrfach geänderte Verordnung über 
den Luftverkehr vom 21. August 1936 (Reichsge-
setzbl. I S. 659). Andere Sicherheitsvorschriften sind 
vielfach auch in Sonderregelungen enthalten. Daß 
im übrigen zur Einschränkung der Strafbarkeit ab-
weichend von § 343 Abs. 3 Nr. 2 des Entwurfs und 
von § 315a Abs. 1 Nr. 4 StGB auf grob pflichtwidri-
ges und nicht auf grob verkehrswidriges und rück-
sichtsloses Verhalten des Täters abgestellt wird, 
ergibt sich aus den unterschiedlichen tatsächlichen 
Verhältnissen in den verschiedenen Verkehrsarten; 
wo in der Regel viele Menschen Teilbeiträge zu den 
einzelnen Verkehrsvorgängen erbringen, eignet sich 
das Merkmal der Rücksichtslosigkeit zur Begrün-
dung der Strafbarkeit nicht. 

Die Strafe für Verkehrsgefährdungen nach Ab-
satz 3 beträgt. Gefängnis bis zu fünf Jahren. Sie 
bleibt angemessen hinter der Strafdrohung des Ab-
satzes 1 zurück, reicht andererseits aber aus, um 
auch schwere Taten angemessen zu ahnden. In 
Übereinstimmung mit § 315a StGB ist der Versuch 
nur im Falle der Nummer 1 strafbar. Wegen des 
Blankettcharakters der Nummer 2 könnte die Straf-
drohung für den Versuch in einer nicht überseh-
baren Zahl von Fällen zu unerwünschten Ergeb-
nissen führen. 

Bei Taten nach den Absätzen 1 und 3 muß sich der 
Vorsatz des Täters auf die eigentliche Tathandlung 
ebenso beziehen wie auf die Herbeiführung der Ge-
fahr. Wird nur die Tathandlung vorsätzlich begangen, 
die Gefahr aber bloß fahrlässig verursacht, so droht 



Drucksache 2150 	Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 

§ 343 
Absatz 4 in den Fällen des Absatzes 1 Gefängnis 
bis zu fünf Jahren und in den Fällen des Absatzes 3 
Gefängnis bis zu zwei Jahren, Strafhaft oder Geld-
strafe an. Der Fall, daß der Täter eine Tat nach 
Absatz 1 oder 3 in vollem Umfang fahrlässig be-
geht, wird in § 344 behandelt. Mit dieser Unter-
scheidung der beiden Fallgruppen weicht Absatz 4 
vom geltenden Recht ab, das in § 316 Abs. 1 StGB 
nur einen einheitlichen Fahrlässigkeitstatbestand 
vorsieht. Die Frage, ob und aus welchen Gründen 
die getroffene Unterscheidung notwendig ist, ergibt 
sich bereits bei einer großen Zahl von Tatbeständen 
des Titels „Gemeingefährliche Straftaten". Die Be-
gründung zu § 340 enthält darüber nähere Ausfüh-
rungen. Praktische Bedeutung erlangt die Unter-
scheidung namentlich für die tätige Reue nach § 345. 

Absatz 5 nimmt aus dem Anwendungsbereich 
der Tatbestände über Transportgefährdung die 
Schienenbahnen aus, soweit sie am Straßenverkehr, 
wenn auch auf besonderem Bahnkörper, teilnehmen. 
Er weicht vom geltenden Recht (§ 315 StGB) inso-
fern ab, als er für die Zuweisung der Schienenbah-
nen zu den in Frage kommenden Verkehrsarten 
nicht auf das formale Merkmal der „Schienenbahn 
auf besonderem Bahnkörper", sondern materiell 
auf die Teilnahme am Straßenverkehr abstellt. Er 
geht dabei von dem Gedanken aus, daß für alle 
Teilnehmer am Straßenverkehr einheitlich die Vor-
schriften über die Straßenverkehrsgefährdung an-
wendbar sein müssen. Wollte man einzelne Beför-
derungsmittel strafrechtlich anders behandeln als 
die übrigen, würden sich für die Verkehrsteilnehmer 
Vergünstigungen und Benachteiligungen ergeben, 
die sich mit sachlichen Gründen nur schwer erklä-
ren ließen und die wahrscheinlich auch für das Ver-
halten im Verkehr zu Unsicherheit führen müßten. 
Für die Zuordnung einer Schienenbahn zum Tat-
bestand der Straßenverkehrsgefährdung (§ 343) 
kommt es deshalb ausschließlich darauf an, ob sie 
am Straßenverkehr teilnimmt. Das mag im allgemei-
nen nicht zutreffen, wenn sie auf besonderem Bahn-
körper verkehrt. Immer ist das jedoch keineswegs 
der Fall. Es gibt gegenwärtig eine Anzahl von 
Straßenbahnen, deren Bahnkörper zwar von der 
öffentlichen Straße, in der er verläuft, abgetrennt 
ist, die sich aber infolge dos Vorhandenseins zahl-
reicher Überwege und Kreuzungen und der im Ein-
zelfall getroffenen Verkehrsregelung weitgehend 
nach den Bedürfnissen des sie umgebenden Straßen-
verkehrs richten müssen. Solche Bahnen nehmen 
trotz ihres besonderen Bahnkörpers am Straßen-
verkehr teil. In Grenzfällen wird es allerdings nicht 
immer leicht sein zu klären, ob eine bestimmte, ge-
gen die Bahn gerichtete Handlung den Straßenver-
kehr oder den Verkehr außerhalb der Straße ge-
fährdet hat. Diese Schwierigkeit wird noch dadurch 
erhöht, daß ebenso wie im geltenden Recht eine 
und dieselbe Bahn teils nach § 342 und teils nach 
§ 343 Strafschutz genießen kann, weil sie nur auf 
Teilstrecken am Straßenverkehr teilnimmt. Dieses 
Ergebnis, das mancherlei Rechtsfragen namentlich 
im Hinblick auf Taten mit sich bringt, die außerhalb 
des Streckenkörpers, etwa im Depot der Bahn, be-
gangen werden, muß hingenommen werden; denn 
es ist bei den gegebenen Verhältnissen schlechthin 
ausgeschlossen, den Charakter sämtlicher Eisen-

und Straßenbahnen für die von ihnen befahrenen 
Strecken einheitlich zu bestimmen. Dabei kann man 
namentlich nicht auf die gewerberechtliche Zulas-
sung als Eisenbahn oder als Straßenbahn abstellen, 
weil diese von zahlreichen, den sachlichen Unter-
schied der beiden Verkehrsarten nicht betreffenden 
Zufälligkeiten abhängt. Auch eine Anknüpfung an 
den überwiegenden Charakter einer Bahn erweckt 
Bedenken, weil ein solches Übergewicht häufig nicht 
feststellbar ist und weil es sich auch nicht rechtfer-
tigen ließe, die strengeren Vorschriften des § 342 
auch da anzuwenden, wo die Bahn auf längeren 
Strecken unmittelbar am Straßenverkehr teilnimmt 
und sich möglicherweise von anderen Straßenbah-
nen, die denselben Teilabschnitt benutzen, über-
haupt nicht unterscheidet. Um die dargelegten Ab-
grenzungsschwierigkeiten zu überwinden, ist von 
verschiedener Seite angeregt worden, die Tatbe-
stände der Gefährdung des Bahn-, Schiffs- und 
Luftverkehrs auf der einen und des Straßenverkehrs 
auf der anderen Seite überhaupt zusammenzufassen 
und sie einer einheitlichen Strafdrohung zu unter-
werfen. Dagegen bestehen jedoch Bedenken, die 
im Zusammenhang mit der Strafdrohung des Ab-
satzes 1 dargelegt sind. 

§ 343 
Gefährdung des Straßenverkehrs 

Die Vorschrift tritt an die Stelle des § 315a StGB, 
der erst vor einigen Jahren durch das Gesetz zur 
Sicherung des Straßenverkehrs vom 19. Dezember 
1952 (Bundesgesetzbl. I  S. 832) zu dem Zweck ein-
geführt worden ist, das Strafrecht den Bedürfnissen 
des modernen Straßenverkehrs anzupassen. Die — 
infolge der Kürze des Beobachtungszeitraums aller-
dings noch nicht umfassenden — Erfahrungen der 
Praxis haben gezeigt, daß dieser Zweck im wesent-
lichen erreicht worden ist. Der Entwurf lehnt sich 
deshalb eng an das geltende Recht an. Die verhält-
nismäßig geringfügigen Änderungen, die er vor-
schlägt, sind überwiegend nur dazu bestimmt, einen 
einheitlichen Aufbau der Vorschriften über die Ge-
fährdung der verschiedenen Verkehrsarten (§§ 342, 
343) und über die vergleichbaren gemeingefährli-
chen Straftaten zu erreichen. Auf den systematischen 
Zusammenhang der Verkehrsgefährdung mit den 
letzteren Vorschriften ist in der Vorbemerkung zu 
diesem Titel hingewiesen. 

Der Tatbestand des Absatzes 1 weicht von 
§ 315a Abs. 1 Nr. 1 StGB lediglich insofern ab, als 
er die Tathandlung der Vornahme eines ähnlichen 
Eingriffs im Verhältnis zu den übrigen Begehungs-
formen durch das Erfordernis gleicher Gefährlich-
keit näher erläutert und statt der „Gemeingefahr" 
eine Gefahr für Leib oder Leben eines anderen oder 
für fremde Sachen von bedeutendem Wert voraus-
setzt. Beide Änderungen sieht der Entwurf auch in 
§ 342 Abs. 1 vor, so daß insoweit auf die Begrün-
dung zu dieser Vorschrift verwiesen werden kann. 
Die Gesichtspunkte im einzelnen, die zur Aufgabe 
des Begriffs der Gemeingefahr zwingen, sind aller-
dings nicht dort, sondern schon in der Vorbemer-
kung zu dem Titel „Gemeingefährliche Straftaten" 
dargelegt. 
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Daß in Absatz 1 im Gegensatz zu § 342 Abs. 1, 
aber in Übereinstimmung mit dem geltenden Recht 
das Geben falscher Zeichen oder Signale als 
Begehungsform nicht erwähnt wird, ist sachlich 
begründet. Im Straßenverkehr darf die falsche Rich-
tungsanzeige des in Bewegung befindlichen Fahr-
zeugs für sich allein nicht ausreichen, um den 
Tatbestand zu erfüllen; denn das würde bei Fahr-
lässigkeitstaten (§ 344) zu unangemessenen Ergeb-
nissen führen. Hier muß es genügen, daß schwer-
wiegende Fälle falscher Zeichen- oder Signalgebung, 
namentlich solche mittels fester Anlagen, meist 
unter dem Gesichtspunkt des „ähnlichen Eingriffs 
von gleicher Gefährlichkeit" erfaßt werden können. 
Im Bahn-, Schiffs- und Luftverkehr kommt dagegen 
den falschen Zeichen und Signalen eine ungleich 
viel größere Bedeutung zu; hier verursachen sie 
regelmäßig und typischerweise eine schwere Be-
triebsgefahr, deren wirksame strafrechtliche Be-
kämpfung nicht davon abhängen darf, ob zufällig 
auch des Merkmal des „ähnlichen Eingriffs" ver-
wirklicht ist. 

Die Strafe für Taten nach Absatz 1 beträgt Ge-
fängnis bis zu fünf Jahren. Das ist gegenüber dem 
geltenden Recht (§ 315a Abs. 1 StGB) eine Straf

-

schärfung insofern, als das gesetzliche Mindestmaß 
der Gefängnisstrafe auf einen Monat erhöht wird 
(vgl. § 46 Abs. 1). Diese Schärfung ist geboten, weil 
die vorsätzliche Gefährdung des Straßenverkehrs 
durch die in Absatz 1 beschriebenen Eingriffe 
im allgemeinen nicht mit geringer Schuld (§ 48) 
begangen und deshalb Strafhaft als weitere Frei-
heitsstrafe nicht vorgesehen werden kann. Soweit 
im Einzelfall ausnahmsweise eine einmonatige Ge-
fängnisstrafe nicht schuldangemessen sein sollte, 
bietet § 53 (Geldstrafe an Stelle von Freiheitsstrafe) 
eine hinreichende Ausweichmöglichkeit. Gegenüber 
der Gefährdung des Bahn-, Schiffs- und Luftverkehrs 
bleibt die Strafdrohung zurück. Darüber ist in der 
Begründung zu § 342 Abs. 1 Näheres ausgeführt. 

Absatz 2 macht die Gefährdung des Straßenver-
kehrs nach Absatz 1 zum Verbrechen, wenn sie unter 
bestimmten erschwerenden Umständen begangen 
wird. Dieser neue Qualifikationstatbestand ersetzt 
einerseits den § 315a Abs. 3 StGB, der in besonders 
schweren Fällen ohne nähere Erläuterung Zucht-
hausstrafe zuläßt und in dieser Form nicht übernom-
men werden kann, weil der tatbestandlich nicht ab-
schließend umschriebene Übergang zu Zuchthaus 
den allgemeinen Grundsätzen des Entwurfs wider-
spricht (vgl. dazu die Einleitung der Begründung 
zum Besonderen Teil unter III). Andererseits stellt 
er die gebotene Übereinstimmung mit den Tatbe-
ständen der Gefährdung des Bahn-, Schiffs- und 
Luftverkehrs her. Da die Beschreibung der einzelnen 
erschwerenden Umstände wörtlich dem § 342 Abs. 2 
entspricht, kann insoweit auf die dort gegebene Be-
gründung verwiesen werden. Daß der Strafrahmen 
in seiner zeitlichen Ausdehnung hinter der genann-
ten Vorschrift zurückbleibt, hängt mit der allgemein 
milderen Bewertung der Straßenverkehrsgefährdung 
zusammen. 

Die Tatbestände des Absatzes 3 entsprechen 
dem § 315a Abs. 1 Nr. 2 bis 4 StGB. Von der Besei-
tigung des Begriffs der Gemeingefahr abgesehen,  

§ 343 

die bereits im Zusammenhang mit Absatz 1 behan-
delt ist, sind lediglich folgende Unterschiede hervor-
zuheben: 

Der Entwurf setzt nicht mehr voraus, daß der 
Täter durch sein Verhalten „die Sicherheit des Stra-
ßenverkehrs beeinträchtigt"; es genügt vielmehr, 
daß er „im Straßenverkehr" handelt. Aus der Fas-
sung des geltenden Rechts ist die Streitfrage erwach-
sen, ob die Vorschrift nur die am Verkehr teilneh-
menden oder auch die neben der Straße befindlichen 
Personen und Sachen schützt. Die Frage wird deut-
lich an dem Beispiel, daß ein betrunkener Kraftfah-
rer auf einsamer Straße von der Fahrbahn abkommt 
und einen auf dem Felde pflügenden Bauern der im 
Tatbestand beschriebenen Gefahr aussetzt. Daß ein 
praktisches Bedürfnis besteht, Fälle dieser Art ein-
zubeziehen, bedarf keiner näheren Begründung. Die 
Rechtsprechung hat deshalb schon das geltende Recht 
in diesem weiteren Sinne ausgelegt. Die Neufassung 
räumt insoweit jeden Zweifel aus. 

In der Nummer 1 des Absatzes 3 sind die Num-
mern 2 und 3 des § 315a Abs. 1 StGB unter einem 
einheitlichen Gesichtspunkt zusammengefaßt. Da 
eine entsprechende Vorschrift auch für den Bahn-, 
Schiffs- und Luftverkehr vorgesehen ist, sind die 
Gründe für diese sachlich wenig bedeutsame Ände-
rung bereits zu § 343 Abs. 3 dargelegt. 

In der Nummer 2 des Absatzes 3 wird als eine 
Begehungsform der Tat nicht mehr nur das falsche 
Überholen, sondern jedes falsche Handeln bei Über-
holvorgängen bezeichnet. Die Praxis hat hier eine 
empfindliche Lücke erkennbar gemacht. An jedem 
Überholvorgang sind stets mindestens zwei Fahr-
zeuge beteiligt, nämlich das überholende und das 
überholte Fahrzeug. Verhält sich der Führer des 
überholenden Fahrzeugs falsch, so wird er durch das 
geltende Recht erfaßt. Begeht jedoch der Führer des 
anderen Fahrzeugs einen Verkehrsverstol3, so ist 
er nicht betroffen; denn er überholt nicht. Nun zeigt 
aber die Erfahrung, daß es oft zu schweren Unfällen 
kommt, weil der Führer des Fahrzeugs, das über-
holt wird, etwa durch Ausscheren auf die linke Fahr-
bahn, durch Wenden oder durch Beschleunigen sei-
ner Geschwindigkeit gegen die Verkehrsregeln ver-
stößt. Solches Verhalten bildet namentlich für den 
Schnellverkehr auf Autobahnen und anderen ver-
gleichbaren Straßen eine besonders häufige und 
schwerwiegende Gefahrenquelle. Die Neufassung 
soll auch diese Fälle in den Tatbestand einbeziehen. 
Wenn der Entwurf außerdem bei der Begehungsform 
des zu schnellen Fahrens auch die Bahnübergänge 
erwähnt, so schließt er damit eine unverständliche 
Lücke des geltenden Rechts; denn die Bahnüber-
gänge gehören mehr noch als die Straßenkreuzun-
gen und -einmündungen zu den Gefahrenpunkten 
des Straßenverkehrs erster Ordnung. 

Die Strafe für Taten nach Absatz 3 wird gegen-
über dem geltenden Recht in derselben Weise und 
aus denselben Gründen wie bei dem Grundtatbe-
stand des Absatzes 1 geschärft. Auf die Ausführun-
gen zu dessen Strafrahmen kann deshalb verwiesen 
werden. 

In den Fällen der Absätze 1 und 3 muß sich der 
Vorsatz des Täters auf die eigentliche Tathandlung 
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§§ 344, 345 

ebenso beziehen wie auf die Herbeiführung der 
Gefahr. Wird nur die Tathandlung vorsätzlich be-
gangen, die Gefahr aber bloß fahrlässig verursacht, 
so droht Absatz 4 Gefängnis bis zu zwei Jahren, 
Strafhaft oder Geldstrafe an. Der Fall, daß der Täter 
eine Tat nach Absatz 1 oder 3 in vollem Umfang 
fahrlässig begeht, ist in § 344 behandelt. Näheres 
zur Unterscheidung dieser beiden Fallgruppen ist in 
der Begründung zu den §§ 340 und 342 Abs. 4 aus-
geführt. 

Die Tatbestände der Straßenverkehrsgefährdung 
gelten uneingeschränkt auch für Schienenbah - 
nen, soweit sie am Straßenverkehr teil-
nehmen. Das ergibt sich aus § 342 Abs. 5, der die 
Anwendbarkeit der Vorschriften über Transportge-
fährdung für solche Bahnen ausdrücklich ausschließt 
und sie damit dem Straßenverkehrsrecht zuweist. 
Auf die Begründung zu dieser Vorschrift wird ver-
wiesen. 

§ 344 
Fahrlässige Begehung 

Ebenso wie die gemeingefährlichen Straftaten 
wird auch die Verkehrsgefährdung nach den §§ 342 
und 343 überwiegend nicht vorsätzlich, sondern nur 
fahrlässig begangen. Nach den Erfahrungen der 
Praxis kommt vor allem der fahrlässigen Gefähr-
dung des Straßenverkehrs eine für die Strafrechts-
pflege kaum zu unterschätzende Bedeutung zu. Im 
Gegensatz zum geltenden Recht (§ 316 StGB) spaltet 
der Entwurf die beiden denkbaren Formen der fahr-
lässigen Gefährdung auf und regelt den Fall, daß 
der Täter zwar die Tathandlung vorsätzlich vor-
nimmt, aber die Gefahr nur fahrlässig verursacht, 
im Zusammenhang mit den Vorsatzdelikten (§ 342 
Abs. 4, § 343 Abs. 4), während er die in vollem Um-
fang fahrlässige Begehung an dieser Stelle mit 
Strafe bedroht. Warum diese Unterscheidung ein-
geführt wird, ist in der Begründung zu § 340, der die-
selbe Frage im Hinblick auf zahlreiche Tatbestände 
der gemeingefährlichen Delikte behandelt, ausführ-
lich dargelegt. Ebenso wie bei einer Anzahl dieser 
Delikte ergibt sich auch bei der Straßenverkehrs-
gefährdung (§ 343), daß die vorsätzliche Begehung 
der Tathandlung und die fahrlässige Verursachung 
der Gefahr mit derselben Strafe bedroht sind wie 
die fahrlässige Begehung der gesamten Tat. Auch 
zu dieser theoretisch nicht ganz folgerichtigen 
Gleichziehung der Strafrahmen ist in der Begrün-
dung zu § 340 Näheres ausgeführt. 

Gegenüber der Strafdrohung des § 316 StGB un-
terscheidet sich die Straf e für fahrlässige Verkehrs-
gefährdung nur unwesentlich. Allerdings wird sich 
voraussichtlich gerade hier die Einführung der Straf-
haft als einer für Fahrlässigkeitstaten geeigneten 
Besinnungsstrafe (vgl. dazu die Begründung zu § 43) 
besonders stark auswirken; denn Verkehrsgefähr-
dungen, die sowohl nach ihrer Tathandlung wie 
auch nach der Verursachung der Gefahr fahrlässig 
begangen werden, fallen nach den Erfahrungen der 
Praxis in großem Umfang Tätern zur Last, die nicht 
gewissenlos oder sonst mit schwerer Schuld gehan-
delt haben (§ 48) und bei denen der Vollzug der 
Strafhaft mit Rücksicht auf ihre Persönlichkeit Erfolg 
verspricht. Wenn im übrigen § 316 Abs. 1 StGB für 

die fahrlässige Transportgefährdung eine höhere Ge-
fängnisstrafe androht, so hängt das mit der Tatsache 
zusammen, daß er auch den Fall des § 342 Abs. 4 
miterfassen muß, für den der Entwurf ebenfalls in 
einem bestimmten Teilbereich Gefängnis bis zu fünf 
Jahren vorsieht. 

§ 345 
Tätige Reue 

Soweit die Tatbestände der Verkehrsgefährdung 
einen die Sicherheit beeinträchtigenden Eingriff des 
Täters voraussetzen (§ 342 Abs. 1, 2, § 343 Abs. 1, 2), 
sind sie mit den gemeingefährlichen Straftaten eng 
verwandt. Hier wie dort ist es deshalb in gleicher 
Weise sinnvoll, dem Täter, der die Tat durch Her-
beiführung einer Gefahr für Leib oder Leben eines 
anderen oder für fremde Sachen von bedeutendem 
Wert vollendet hat, einen Anreiz zur tätige n 
Reue zu bieten. Das geschieht in enger Anlehnung 
an § 341, der mit einem Teil seiner Vorschriften un-
mittelbar als Vorbild gedient hat. Diese nur teil-
weise Übernahme der vergleichbaren Regelung er-
klärt sich daraus, daß die Tatbestände der Ver-
kehrsgefährdung die Herbeiführung einer Gefahr 
voraussetzen, was nicht für alle gemeingefährlichen 
Straftaten zutrifft, und daß sie ihrer Schwere nach 
der großen Mittelgruppe dieser Straftaten entspre-
chen. Soweit der Gedanke der tätigen Reue in den 
Bereich der Verkehrsgefährdung übertragen wird, 
unterscheidet sich seine Ausgestaltung auch in den 
Einzelheiten von § 341 nicht. Auf die Begründung 
dieser Vorschrift kann deshalb verwiesen werden. 

Der Entwurf gewährt dem zurücktretenden Täter 
die verschiedenen in der Vorschrift genannten Ver-
günstigungen nur für den Fall, daß seine Tat die in 
§ 342 Abs. 1 oder § 343 Abs. 1 bezeichneten Merk-
male erfüllt. Dabei kommt es für die grundsätzliche 
Anerkennung der tätigen Reue nicht darauf an, ob 
eine solche Tat in qualifizierter Form begangen wird 
(§ 342 Abs. 2, § 343 Abs. 2) oder ob der Täter den 
Tatbestand ganz oder teilweise nur fahrlässig ver-
wirklicht (§ 342 Abs. 4, § 343 Abs. 4, § 344). Liegt 
hingegen eine Tat vor, die von den Merkmalen des 
§ 342 Abs. 3 oder des § 343 Abs. 3 ausgeht, so ist 
eine Vergünstigung wegen tätiger Reue auch dann 
ausgeschlossen, wenn sich die Strafbarkeit nicht aus 
diesen Vorschriften, sondern aus den vorstehend 
genannten Fahrlässigkeitstatbeständen ergibt. Die-
ser bedeutsame Unterschied ist in der Natur der 
Sache begründet. Er ergibt sich daraus, daß die Ab-
sätze 3 der §§ 342 und 343 überwiegend das Fehl-
verhalten von Verkehrsteilnehmern im fließenden 
Verkehr mit Strafe bedrohen, während deren Ab-
sätze 1 beeinträchtigende Eingriffe von außen in den 
Verkehr betreffen. Wer sich als Verkehrsteilnehmer 
falsch verhält, kann nicht etwa deshalb von Strafe 
verschont werden, weil er die verschuldete Gefahr 
durch geschicktes Fahren gemeistert hat oder weil 
er nach längerer Fahrt in trunkenem Zustand nicht 
weitergefahren ist. Abgesehen davon, daß die Aner-
kennung tätiger Reue hier unwiderlegbaren Aus-
reden Tür und Tor öffnete, paßt der Gedanke in die-
sen Zusammenhang überhaupt nicht recht. Soweit 
Zuwiderhandlungen im fließenden Verkehr Gefah-
renlagen verursachen, handelt es sich meist um 
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Situationen, die für alle betroffenen Verkehrsteil-
nehmer mit Einschluß des Täters die nahe Wahr-
scheinlichkeit eines Schadens begründen. Diese sind 
deshalb regelmäßig auch alle daran interessiert, die 
Gefahr zu überwinden. Sogar der Täter wird sich 
aus Selbsterhaltungstrieb um die Abwendung der 
Gefahr mindestens von dem Zeitpunkt an bemühen, 
in dem er erkennt, daß er selbst Schaden zu neh-
men droht. Unter solchen Umständen die freiwillige 
Gefahrabwendung strafrechtlich zu begünstigen, 
wäre sinnwidrig und würde aller Voraussicht nach 
den Kampf gegen die Verkehrsgefahren in gefähr-
licher Weise schwächen. Es ist allerdings einzuräu-
men, daß § 342 Abs. 3 Nr. 2 auch Sachverhalte trifft, 
die den Taten nach § 342 Abs. 1 im Einzelfall ver-
wandt sind und bei denen ein gewisses Bedürfnis 
für die Anerkennung der tätigen Reue nicht zu 
leugnen ist. Diese Sachverhalte lassen sich jedoch 
aus dem Tatbestand nicht ausscheiden, ohne daß zu-
gleich das Gebot rechtsstaatlicher Bestimmtheit ver-
letzt wird. Außerdem ist ihnen allen gemeinsam, daß 
die Tat von Trägern besonderer Pflichten begangen 
wird, denen gegenüber die Zulassung tätiger Reue 
als ungerechtfertigte Milde des Gesetzes aufgefaßt 
werden könnte. In besonders gelagerten Härtefällen 
dürfte die Rechtsprechung übrigens nicht gehindert 
sein, die Rücktrittsvorschrift zugunsten des Täters 
unter der Voraussetzung analog anzuwenden, daß 
der gesetzgeberische Grund für die Privilegierung 
der tätigen Reue vorliegt. 

§ 346 
Trunkenheit im Verkehr 

Im Zusammenhang mit den Beratungen über den 
Entwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung von  Un-
fällen  im Straßenverkehr (BT-Drucks. Nr. 2674 der 
1. Wahlperiode) hat der Bundestagsausschuß für 
Verkehrswesen auf Vorschlag des Bundesrates eine 
Ergänzung des Strafgesetzbuches durch einen Tatbe-
stand (§ 139c StGB) empfohlen, welcher schon dem 
Vergehensstrafe androht, der auf öffentlichen Straßen 
ein Fahrzeug führt, obwohl er infolge des Genusses 
geistiger Getränke oder anderer berauschender Mit-
tel nicht in der Lage ist, das Fahrzeug sicher zu füh-
ren. Zur Begründung hat der Berichterstatter des 
Ausschusses vorgetragen, daß die Trunkenheit am 
Steuer eine beachtliche Gefahrenquelle darstelle und 
daß sie deshalb schon dann als Vergehen mit stren-
ger Strafe bedroht werden müsse, wenn eine kon-
krete Gefährdung von Verkehrsteilnehmern oder 
eine sonstige Gemeingefahr nicht eingetreten sei 
(vgl. dazu den Schriftlichen Bericht des 27. Ausschus-
ses zu dem genannten Entwurf — BT-Drucks. 
Nr. 3774 der 1. Wahlperiode —). Der Vorschlag hat 
im Bundestag nicht die erforderliche Mehrheit ge-
funden und ist deshalb nicht Gesetz geworden. Die 
weitere Entwicklung' der Verkehrsverhältnisse auf 
den Straßen, namentlich die erhebliche Zunahme der 
Verkehrsunfälle im allgemeinen und der alkohol

-

bedingten Unfälle im besonderen, haben jedoch min-
destens erwiesen, daß die damalige Entscheidung 
des Gesetzgebers nicht mehr aufrechterhalten wer-
den kann. Es darf nur darauf hingewiesen werden, 
daß die Zahl der Unfälle mit Toten oder Verletzten, 
bei denen einer der beteiligten Fahrzeugführer un-
ter Alkoholeinfluß stand, von 1953 bis 1958 in ihrem 

§ 346 

Verhältnis zur Gesamtzahl dieser Unfälle um mehr 
als 50 v. H. gestiegen ist und daß für das Jahr 1959 
mit einer weiteren Zunahme gerechnet werden muß. 
Schon die 4. Gemeinsame Verkehrssicherheitskonfe-
renz, die unter Beteiligung der für den Verkehr, den 
Straßenbau, die Polizei, die Justiz, die Finanzen und 
die Kulturangelegenheiten zuständigen Minister der 
Länder am 23. Mai 1957 stattfand, hat deshalb in 
einer ausdrücklichen Entschließung gefordert, „durch 
gesetzgeberische Maßnahmen das Führen eines 
Kraftfahrzeuges in fahruntüchtigem Zustand infolge 
Alkoholgenusses mit Vergehensstrafe zu bedrohen". 
Auf ihrer 5. Gemeinsamen Verkehrssicherheitskonfe-
renz vom 4. Juni 1959 haben die Minister die Frage 
der Trunkenheit im Verkehr erneut behandelt und 
folgende Entschließung gefaßt: 

„Die Konferenz hat mit großer Sorge von dem 
beunruhigend hohen Anteil des Alkohols als 
Ursache von schweren Unfällen Kenntnis ge-
nommen. Sie hält es für geboten, die Offent-
lichkeit über diese Gefahren nachhaltig auf-
zuklären." 

Angesichts dieser Lage ist die Umwandlung des 
Tatbestandes der Trunkenheit im Verkehr, die im 
geltenden Recht nach § 71 in Verbindung mit § 2 
der Straßenverkehrszulassungsordnung als bloße 
Übertretung mit Haft- oder Geldstrafe bedroht ist, 
in ein Vergehen unerläßlich. Der vorliegende § 346 
soll vor allem diesen Zweck erfüllen. Der Entwurf 
erstreckt jedoch den Tatbestand zugleich auf alle 
Verkehrsarten, die durch die Vorschriften über 
Verkehrsgefährdung (§§ 342, 343) strafrechtlichen 
Schutz genießen. Es wäre mit sachlichen Gründen 
nicht zu erklären, warum das Führen eines Fahr-
zeugs in trunkenem Zustand nicht auch im Eisen-
bahn-, Schiffs- und Luftverkehr die gleiche Strafe 
verdient wie im Straßenverkehr. 

In der Beschreibung des Tatbestandes lehnt sich 
Absatz 1 eng an die entsprechenden Vorschriften 
über Verkehrsgefährdung (§ 342 Abs. 3 Nr. 1, Abs. 4, 
§ 343 Abs. 3 Nr. 1, Abs. 4, § 344) an. Er unterscheidet 
sich von ihnen lediglich dadurch, daß er auf das 
Führen von Fahrzeugen im Rauschzustand be-
schränkt ist, also die Fahrunfähigkeit wegen anderer 
geistiger oder körperlicher Mängel ausscheidet, und 
daß eine Gefahr für Leib oder Leben eines anderen 
oder für fremde Sachen von bedeutendem Wert nicht 
vorausgesetzt wird. Für eine Erstreckung des Tat-
bestandes auf körperliche und geistige Mängel 
jeder Art hat sich bisher kein kriminalpolitisches 
Bedürfnis ergeben. Dagegen wird der Verzicht auf 
das Merkmal der konkreten Gefährdung eine nach-
drückliche Verstärkung des Kampfes gegen den 
Alkohol als Unfallursache ermöglichen. Angesichts 
der Tatsache, daß jedem Verkehrsteilnehmer infolge 
der Aufklärung durch Presse, Rundfunk und zahl-
reiche andere Veröffentlichungen die schwerwie-
gende Bedeutung des Alkoholgenusses für die Ver-
kehrssicherheit bekannt ist oder mindestens bekannt 
sein muß, ist die Umwandlung der Vorschrift in ein 
Vergehen aus Schuldgesichtspunkten gerechtfertigt. 
Der Tatbestand ist seiner Natur nach subsidiär. Er 
tritt zurück, wenn im Einzelfall die Voraussetzungen 
der Verkehrsgefährdung nach den §§ 342 bis 344 er-
füllt sind. 
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§ 347 

Als Strafe schlägt der Entwurf sowohl für die vor-
sätzliche als auch für die fahrlässige Tat Gefängnis 
bis zu einem Jahr, Strafhaft oder Geldstrafe vor. 
Eine Abstufung der Strafdrohungen ist vor allem 
aus praktischen Gründen unterblieben. Einerseits 
gehen bei dem Delikt der Trunkenheit im Verkehr 
Vorsatz und Fahrlässigkeit häufig kaum unterscheid-
bar ineinander über, und andererseits ist der Vor-
satz nicht selten nur infolge des Rauschzustandes 
ausgeschlossen, was im allgemeinen den Täter nicht 
entlastet. Der Strafrahmen bleibt hinter dem, der 
für die verschiedenen Formen der Verkehrsgefähr-
dung vorgesehen ist, angemessen zurück. Mit dem 
Höchstmaß der Gefängnisstrafe von einem Jahr er-
möglicht er jedoch, auch schwersten Fällen der Trun-
kenheit im Verkehr, die nicht den Tatbestand der 
Verkehrsgefährdung erfüllen, mit wirksamen Stra-
fen entgegenzutreten. 

Absatz 2 erklärt den Versuch der vorsätzlichen 
Tat für strafbar. Dafür besteht ein unabweisbares 
kriminalpolitisches Bedürfnis, damit die Strafverfol-
gungsbehörden schon einschreiten können, wenn 
der Täter nach Alkoholgenuß unmittelbar zum Ab-
fahren ansetzt (§ 26 Abs. 2). Die Strafbarkeit des Ver-
suchs stimmt auch mit der entsprechenden Regelung 
bei der Verkehrsgefährdung im geltenden Recht 
(§ 315a Abs. 2 StGB) und im Entwurf (§ 342 Abs. 3 
Satz 2, § 343 Abs. 3 Satz 2) überein. Die Beschrän-
kung der Versuchsstrafdrohung auf die vorsätzliche 
Tat folgt daraus, daß bei einer fahrlässigen Tat ein 
Versuch im strafrechtlichen Sinne (§ 26) nicht mög-
lich ist. 

§ 347 
Verkehrsflucht 

Die Auslegung des Tatbestandes der Verkehrs-
flucht (§ 142 StGB), dessen jetzt geltende Fassung 
durch Artikel I Nr. 4 der Verordnung zur Änderung 
der Strafvorschriften über fahrlässige Tötung, Kör-
perverletzung und Flucht bei Verkehrsunfällen vom 
2. April 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 606) eingeführt 
worden ist, hat der Rechtsprechung von Anfang an 
große Schwierigkeiten gemacht. Namentlich die für 
die Abgrenzung bedeutsamen Rechtsfragen, welches 
Rechtsgut den Gegenstand des Strafschutzes bildet, 
unter welchen Voraussetzungen der Täter zum Ver-
lassen des Unfallortes berechtigt ist, insbesondere 
ob und in welchem Umfang ihn eine Wartepflicht 
trifft und ob er nach berechtigter oder entschuldig-
ter Entfernung zur Rückkehr oder Meldung ver-
pflichtet ist, haben immer wieder Anlaß zu höchst-
richterlichen Entscheidungen gegeben. Der Entwurf 
unternimmt den Versuch, die nach geltendem Recht 
bestehende Unsicherheit durch eine ausführlichere 
Fassung so weit zu beheben, als das nach der Eigen-
art des Tatbestandes überhaupt möglich ist. Dabei 
legt er überwiegend die in der Rechtsprechung er-
arbeiteten Ergebnisse zugrunde, weicht aber in Ein-
zelheiten auch von ihnen ab, um insgesamt eine den 
Erfordernissen des modernen Verkehrs entspre-
chende und zugleich ausgewogene Lösung zu er-
reichen. 

Eine Vorschrift, die dem Unfallbeteiligten gebie-
tet, an Ort und Stelle die Aufnahme des Unfallher-
gangs durch die Polizei oder durch andere Personen 

abzuwarten, kann verschiedene Zwecke ver-
folgen. So kann sie etwa dem Interesse der Allge-
meinheit an lückenloser Erfassung aller Verkehrs-
unfälle dienen, um durch Bestrafung der Schuldigen 
und durch geeignete Präventivmaßnahmen die Ver-
kehrssicherheit zu heben. Sie kann auch lediglich 
bezwecken, die Interessen der durch den Unfall Be-
troffenen, insbesondere die Ersatzansprüche der 
Geschädigten, zu sichern, die erfahrungsgemäß durch 
Unfallflucht häufig beeinträchtigt werden. Schließ-
lich wäre auch denkbar, die Strafdrohung mit der in 
der Tat zum Ausdruck kommenden rücksichtslosen 
und selbstsüchtigen Gesinnung des Täters zu er-
klären. In der früheren Rechtsprechung und Lehre 
waren alle diese Gesichtspunkte als tragende 
Gründe für die Vorschrift anerkannt; es hing meist 
nur von den Umständen des Einzelfalles ab, ob 
jeweils das öffentliche Interesse, das private Inter-
esse der Betroffenen oder die sozial-ethische Be-
trachtungsweise mehr in den Vordergrund gerückt 
wurde. Gegen diesen Mischcharakter des Tatbestan-
des, der die Herausarbeitung eines einheitlichen 
geschützten Rechtsgutes ausschließt, haben sich 
namentlich in den letzten Jahren sowohl in der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung als auch im 
Schrifttum berechtigte Bedenken durchgesetzt. Diese 
richten sich vornehmlich gegen den Gedanken, daß 
der Tatbestand eine umfassende Bestrafung aller 
Verkehrsstraftaten, die zu einem Verkehrsunfall 
geführt haben, und die Ausschaltung ungeeigneter 
Fahrzeugführer aus dem Verkehr gewährleisten 
solle. Der Strafrechtsordnung liegt ganz allgemein 
die Vorstellung zugrunde, daß eine Selbstbegünsti-
gung straflos ist, sofern sie nicht in der Form einer 
aus anderen Gründen strafbaren Tat begangen wird 
und auch an der Vortat Unbeteiligte nicht zu einer 
Straftat veranlaßt. Diesem Grundsatz widerspricht 
ein Tatbestand der Verkehrsflucht, wenn er be-
zweckt, den Täter der Verfolgung durch Strafe oder 
durch Präventivmaßnahmen auszuliefern; denn er 
legt diesem die Verpflichtung auf, sich am Unfall-
ort für die Verfolgung zur Verfügung zu halten, 
was im Einzelfall geradezu auf den Zwang zur 
Selbstbezichtigung hinauslaufen kann. Außerhalb 
des Anwendungsbereichs des § 142 StGB gibt es 
deshalb ein vergleichbares Verbot der Selbst-
begünstigung nicht. Dessen Beschränkung auf Ver-
kehrsunfälle ist unter dem Gesichtspunkt des öffent-
lichen Interesses überdies bis zu einem gewissen 
Grade willkürlich, weil das Bedürfnis nach Straf-
verfolgung und nach Ausschaltung ungeeigneter 
Personen aus bestimmten Betätigungsbereichen hei 
Straftaten aller Art in mehr oder minder großem 
Umfang gegeben ist. Gleichwohl wäre eine Aus-
nahme von der allgemeinen Möglichkeit strafloser 
Selbstbegünstigung nicht schlechthin ausgeschlos-
sen, wenn dafür zwingende kriminalpolitische 
Gründe vorgebracht werden könnten. Das ist aber 
nicht der Fall. Daß dem Unfallbeteiligten grund-
sätzlich verboten wird, sich vor Feststellung seiner 
Person, seines Fahrzeugs und der Art seiner Be-
teiligung vom Unfallort zu entfernen, läßt sich 
zwanglos aus der Notwendigkeit erklären, die 
Interessen der von dem Unfall Betroffenen, vor 
allem die Ersatzansprüche der Geschädigten, zu 
sichern. Infolge der Entwicklung des Verkehrs, ins- 
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besondere der Verwendung schneller Fahrzeuge, 
sind die Möglichkeiten, sich bei einem Verkehrs-
unfall der bürgerlich-rechtlichen Verantwortlichkeit 
durch Flucht zu entziehen, außerordentlich ver-
mehrt worden. Hinzu kommt, daß wegen der Be-
sonderheit der Verhältnisse im Verkehr ein zuver-
lässiges Bild des Unfallhergangs meist nur durch 
sofortige Feststellungen am Unfallort gewonnen 
werden kann. Würde das Strafgesetz den Unfall-
beteiligten nicht verpflichten, diese Feststellungen 
abzuwarten, so wäre in vielen Fällen der gesamte 
zivilrechtliche Rechtsschutz für den Geschädigten 
ohne praktischen Wert, weil der für den Schaden 
Verantwortliche unbekannt und die Feststellung der 
Art seiner Beteiligung endgültig vereitelt wäre. 
Auch könnten die anderen Unfallbeteiligten in die 
Gefahr ungerechtfertigter Verfolgung geraten, weil 
die Aufklärung des Sachverhalts infolge der Flucht 
eines Beteiligten leicht in falsche Bahnen gerät. Für 
einen Tatbestand, der diese privaten Interessen der 
Unfallbeteiligten und Geschädigten schützen soll, 
besteht demnach ein wichtiges Bedürfnis. Vor allem 
schlägt der Gesichtspunkt, daß dadurch zugleich be-
stimmte Fälle der Selbstbegünstigung strafbar wer-
den, nicht durch; denn soweit das Interesse des 
Täters, sich straflos begünstigen zu dürfen, mit diesen 
anderen Interessen in Widerstreit gerät, gebührt 
ihnen als den stets höherwertigen der unbedingte 
Vorzug. Das gilt selbst für den Fall, daß es dem Täter 
nur auf die Vereitelung der Strafverfolgung ankommt 
und die Gefährdung der Interessen der Unfallbetei-
ligten und Geschädigten sich lediglich als eine un-
vermeidbare Nebenwirkung seines Verhaltens dar-
stellt. Er muß deshalb je nach Lage des Einzelfalles 
die Bestrafung, die Entziehung der Fahrerlaubnis 
und andere Präventivmaßnahmen hinnehmen. Die-
ser mittelbare Zwang ist aber keine vom Gesetz 
erstrebte, sondern nur eine — im Interesse der 
Verkehrssicherheit allerdings durchaus willkom-
mene — Folge der Anwendung des auf den Schutz 
anderer Interessen gerichteten Tatbestandes. Diese 
Beschränkung bewirkt allerdings, daß gewisse Sach-
verhalte aus dem Anwendungsbereich ausscheiden 
müssen, die bei Berücksichtigung des oben beschrie-
benen öffentlichen Interesses einbezogen werden 
könnten. Das gilt vor allem für Verkehrsunfälle, bei 
denen ausschließlich der Täter selbst unfallbeteiligt 
ist und als Geschädigter in Frage kommt, die ge-
botenen Feststellungen im gegenseitigen Einver-
nehmen ohne Zuziehung staatlicher Organe getrof-
fen werden oder die anderen Unfallbeteiligten und 
Geschädigten auf Feststellungen überhaupt ver-
zichten. Fälle dieser Art sind schon von der Recht-
sprechung zu § 142 StGB nicht als Verkehrsflucht 
angesehen worden. Ihr Ausscheiden hat sich auch 
als kriminalpolitisch vertretbar erwiesen; denn nach 
allen Erfahrungen bestehen die Beteiligten an Un-
fällen von einiger Schwere regelmäßig auf einer 
polizeilichen Unfallaufnahme, um eine zuverlässige 
Grundlage für die zivilrechtliche Abwicklung zu 
gewinnen und ihre Versicherungsansprüche nicht zu 
gefährden. Bei dieser Sachlage ist kein zwingendes 
Bedürfnis für eine rechtliche Gestaltung ersichtlich, 
die den beschriebenen dogmatischen Einwendungen 
ausgesetzt ist. Sie würde überdies den Tatbestand 
nur auf Fälle erweitern, deren Straflosigkeit von 
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der Allgemeinheit durchweg angenommen wird und 
deren Strafwürdigkeit unter sozial-ethischen Ge-
sichtspunkten mindestens zweifelhaft erscheint. 

Um als geschütztes Rechtsgut des Tatbestandes 
das Interesse der anderen Unfallbeteiligten und 
Geschädigten herauszuarbeiten, setzt der Entwurf 
in Absatz 1 Nr.  1 voraus, daß der Täter die Fest-
stellung seiner Person, seines Fahrzeugs und der 
Art seiner Beteiligung „zugunsten der anderen Un-
fallbeteiligten und der Geschädigten" ermöglicht. 
Dabei ist der Hinweis auf die Unfallbeteiligten nicht 
nur wegen der oben angedeuteten Gefahr un-
gerechtfertigter Verfolgung aufgenommer worden. 
Jeder Unfallbeteiligte ist vielmehr möglicherweise 
auch dadurch betroffen, daß er dem unmittelbar Ge-
schädigten Schadensersatz leisten muß. Er ist des-
halb regelmäßig an einer Feststellung der Art der 
Beteiligung aller anderen Unfallbeteiligten inter-
essiert, um sich im Innenverhältnis der Ersatz-
pflichtigen gegebenenfalls schadlos halten zu 
können. Da also jeder Unfallbeteiligte bis zur end-
gültigen Klärung der Rechtslage als Geschädigter 
in Frage kommt, kann der Tatbestand nicht auf den 
wirklich Geschädigten beschränkt werden. Wenn im 
übrigen der Entwurf im Gegensatz zu seinem sonsti-
gen Sprachgebrauch nicht von dem Verletzten, 
sondern von dem Geschädigten spricht, so will er 
damit ausschließen, daß die Rechtsprechung eine 
Feststellungspflicht des Täters auch gegenüber 
Personen annimmt, die nur behindert oder belästigt 
worden sind. 

Wenn aus der dargelegten Neuregelung auch folgt, 
daß der Entwurf als geschütztes Rechtsgut nicht das 
öffentliche Interesse, sondern nur das Interesse der 
Unfallbeteiligten und Geschädigten ansieht, so ist 
damit die Mitberücksichtigung der sozial-ethisch 
besonders verwerflichen Gesinnung, die bei schwe-
ren Taten häufig in der Rücksichtslosigkeit und der 
Selbstsucht des Täters zutage tritt, nicht ausgeschlos-
sen. Der Entwurf trägt vielmehr dem allgemeinen 
Rechtsempfinden, das die Flucht nach Unfällen ge-
rade unter diesem Gesichtspunkt als schweres krimi-
nelles Unrecht ansieht, dadurch Rechnung, daß er 
die einzelnen Tatbestände unter der abwertenden 
Überschrift „Verkehrsflucht" zusammenfaßt, einen 
verhältnismäßig weiten Strafrahmen zur Verfügung 
stellt und keinen Strafantrag des Verletzten voraus-
setzt, obwohl das geschützte Rechtsgut ausschließ-
lich privater Natur ist. 

Von dieser grundsätzlichen Klarstellung abge-
sehen, versucht der Entwurf, auch zahlreiche Einzel-
fragen so zu regeln, daß die in der Vergangenheit 
zu beobachtende Unsicherheit der Rechtsprechung 
entweder ganz beseitigt oder in Teilbereichen we-
nigstens vermindert wird. So wird in Absatz 1 Nr. 1 
das bisher verwendete Merkmal der Flucht aufge-
geben, das namentlich im Hinblick auf die Warte-
pflicht des Täters zu Zweifeln geführt hat. Der 
Begriff „Flucht" setzt nach seinem Wortsinn vor-
aus, daß ein anderer da ist, dem sich der Fliehende 
entzieht. Darauf kann es aber, wie die Rechtspre-
chung inzwischen überzeugend herausgearbeitet hat, 
nicht ankommen; der Täter muß vielmehr, wenn nie-
mand anwesend ist, der die Feststellungen treffen 
will, eine gewisse Zeit am Unfallort warten. Diese 
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Rechtslage stellt der Entwurf dadurch klar, daß er 
es zur Erfüllung des Tatbestandes genügen läßt, 
wenn der Täter sich vom Unfallort entfernt, bevor 
er entweder die Feststellungen ermöglicht oder eine 
nach den Umständen angemessene Zeit gewartet 
hat, ohne daß jemand bereit war, die Feststellungen 
zu treffen. Damit wird die in der Rechtsprechung 
lange umstrittene, jetzt aber allgemein bejahte 
Wartepflicht ausdrücklich anerkannt. Allerdings ist 
es nicht möglich, den Zeitraum, den der Täter im 
Einzelfall warten muß, bestimmter anzugeben, als 
es der Entwurf in Übereinstimmung mit der bis-
herigen Rechtsprechung tut. Die Wartezeit ist von 
einer so großen Zahl verschiedener Umstände, z. B. 
der Art und der Schwere des Unfalls, der Verkehrs-
dichte, der Tageszeit, der Witterung, der Interessen-
lage der Beteiligten und der Möglichkeit, den Ge-
schädigten oder die Polizei zu verständigen, abhän-
gig, daß sich das Gesetz mit einem Hinweis auf ihre 
Angemessenheit begnügen muß. Ihre bestimmte Be-
grenzung auf Stunden oder Minuten würde zu einer 
unerträglichen Starrheit und damit zugleich zu zahl-
reichen unbilligen Ergebnissen führen. Im übrigen 
hat sich bisher in der Praxis ein Bedürfnis nach wei-
terer gesetzlicher Konkretisierung der Wartezeit 
nicht gezeigt; denn ernste Schwierigkeiten, durch die 
dem Täter im Einzelfall ein unzumutbares Risiko 
aufgebürdet worden wäre, sind nicht aufgetreten. 

Aus der Fassung des § 142 StGB hat die Recht-
sprechung abgeleitet, daß die Feststellungs

-

pflicht  des Täters eine lediglich passive sei, daß 
ihn also nicht die Pflicht treffe, über seine bloße 
Anwesenheit hinaus die Ermittlungen zur Klärung 
des Unfallhergangs zu fördern. Daran will der Ent-
wurf festhalten. Die Frage, was jemand straflos tun 
oder unterlassen kann, um sich der Bestrafung oder 
anderen staatlichen Maßnahmen zu entziehen oder 
um bürgerlich-rechtliche Ansprüche eines anderen 
zu vereiteln, ist allgemeiner Natur und kann für 
Verkehrsunfälle, wenn man von der Anwesenheits-
pflicht der Unfallbeteiligten absieht, nicht besonders 
beantwortet werden. Um zu verhindern, daß gegen-
über dem geltenden Recht aus dem neuen Begriff 
des „Ermöglichens" der Feststellungen abweichende 
Folgerungen gezogen werden, wird in Absatz 1 Nr. 1 
ausdrücklich darauf hingewiesen, daß der Täter die 
Feststellungen lediglich „durch seine Anwesenheit" 
zu ermöglichen hat. 

Im übrigen ist das an den Unfallbeteiligten ge-
richtete Verbot, sich vom Unfallort zu entfernen, be-
vor er die Feststellung seiner Person, seines Fahr-
zeugs und der Art seiner Beteiligung ermöglicht hat, 
weitgehend gleichbedeutend mit dem Verbot des 
geltenden Rechts, sich durch Flucht diesen Feststel-
lungen zu entziehen. Der Unfallbeteiligte muß da-
nach so lange am Unfallort bleiben, als solche Fest-
stellungen noch getroffen werden sollen. Er darf sich 
vor allem nicht entfernen, wenn er nur die Feststel-
lung seiner Person und seines Fahrzeugs, nicht aber 
die der Art seiner Beteiligung ermöglicht hat oder 
wenn ein Unfallbeteiligter, ein Geschädigter oder 
ein für sie Feststellungsbereiter auf weiteren Fest-
stellungen, etwa auf der Zuziehung der Polizei, be-
steht. Andererseits braucht er nicht weiter zu war-
ten, wenn sich der Unfallbeteiligte selbst, zu dessen 

Gunsten er allein feststellungspflichtig ist, der Auf-
nahme des Unfallhergangs durch Verkehrsflucht ent-
zieht; denn in diesem Falle hat er die Feststellungen 
im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 ermöglicht. 

Daß sich ein Unfallbeteiligter nicht immer strafbar 
macht, wenn er den Unfallort verläßt, bevor er die 
Feststellungen ermöglicht hat, ist in der Rechtspre-
chung zu § 142 StGB auch ohne besondere gesetz-
liche Vorschrift anerkannt. In Frage kommen hier 
namentlich Taten, die aus besonderen Gründen ge-
rechtfertigt oder entschuldigt sind, etwa weil es sich 
für den Täter als notwendig erweist, den Verletzten 
in ein Krankenhaus zu bringen, sich selbst in sofor-
tige ärztliche Behandlung zu begeben oder ein an-
deres gegenüber den Unfallfolgen überwiegendes 
Interesse wahrzunehmen, oder weil er etwa durch 
die drohende Haltung der vom Unfall angelockten 
Zuschauermenge in Gefahr für Leib oder Leben ge-
rät. Zu denken ist ferner an die Fälle, in denen sich 
der Unfallbeteiligte erst nach Erfüllung seiner 
Wartepflicht entfernt. In der höchstrichterlichen 
Rechtsprechung war lange umstritten, ob den Täter, 
der sich unter solchen Voraussetzungen vom Unfall-
ort entfernt hat, eine Pflicht zur Meldung bei der 
Polizei trifft oder ob er wenigstens nach Wegfall 
des ihn berechtigenden oder entschuldigenden Grun-
des an den Unfallort zurückkehren muß. Vor allem 
mit Rücksicht auf den Wortlaut des § 142 StGB, der 
für eine umfassende Begründung dieser Pflichten 
keinen ausreichenden Anhaltspunkt bietet, ist 
schließlich jegliche Meldepflicht verneint und eine 
Rückkehrpflicht nur bei Entfernung zu vorüber-
gehendem Zweck angenommen worden, solange nach 
den Umständen am Unfallort noch Feststellungen 
möglich sind. Dieses Ergebnis ist unbefriedigend; 
denn die Sicherung der Interessen der anderen Un-
fallbeteiligten und Geschädigten kann nicht davon 
abhängen, ob zufällig Gründe vorliegen, die es dem 
Täter möglich machen, sich straflos vom Unfallort 
zu entfernen und dorthin nicht mehr zurückzukeh-
ren. Absatz 2 enthält deshalb das Gebot an den 
Unfallbeteiligten, unverzüglich die Feststellungen 
nachträglich zu ermöglichen, wenn er sich nach Ab-
lauf der Wartezeit oder berechtigt oder entschuldigt 
vom Unfallort entfernt hat. Ein Recht, sich zu ent-
fernen, kann insbesondere auf den rechtfertigenden 
Notstand (§ 39) oder die Pflicht zur Hilfeleistung 
(§ 232) gestützt werden. Eine Entschuldigung kann 
sich insbesondere aus dem entschuldigenden Not-
stand (§ 40) ergeben. Der durch Absatz 2 begrün-
deten Pflicht kann der Täter (lurch jede Handlung 
genügen, die zugunsten der anderen Unfallbeteilig-
ten und Geschädigten ausreichende Ansatzpunkte 
bietet, um die noch möglichen Feststellungen über 
den Unfallhergang zu treffen. Das kann je nach Sach-
lage beispielsweise durch Rückkehr an den Unfall-
ort, durch Aufnahme von Verhandlungen mit dem 
Geschädigten oder durch Meldung bei einer Polizei-
behörde geschehen. Da jedoch über die Frage, welche 
Handlungen des Unfallbeteiligten im Einzelfall ge-
fordert werden müssen, durchaus verschiedene Auf-
fassungen denkbar sind, sieht Absatz 4 bestimmte 
Mindestvoraussetzungen vor, deren Erfüllung in je-
dem Falle ausreicht, um die Anwendbarkeit des 
Tatbestandes auszuschließen. Wenn der Täter den 
Berechtigten, d. h. den anderen Unfallbeteiligten und 
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den Geschädigten, oder der nächsten Polizeidienst-
stelle die Tatsache seiner Unfallbeteiligung mitteilt 
und seinen Namen, seinen Aufenthalt sowie das 
Kennzeichen und den Standort seines etwa beteiligt 
gewesenen Fahrzeugs angibt, soll das grundsätzlich 
mit der einzigen Ausnahme genügen, daß er durch 
sein Verhalten die Feststellungen absichtlich (§ 17 
Abs. 1) vereitelt. An Hand der bezeichneten An-
gaben sind die nachträglichen Feststellungen, soweit 
sie überhaupt noch möglich sind, im allgemeinen 
ohne große Schwierigkeiten durchführbar. Der Ent-
wurf hat dem Täter bewußt nur diese eng begrenz-
ten Pflichten auferlegt, um einerseits eine rechtsstaat-
lichen Grundsätzen entsprechende eindeutige Ab-
grenzung zu erreichen und andererseits den allge-
meinen Grundsatz, daß die Feststellungspflicht keine 
Pflicht zu aktiver Mitwirkung bei den Ermittlungen 
enthält, nur in dem unbedingt gebotenen Umfang 
zu durchbrechen. Da die Rechtsordnung dem Täter 
ermöglicht, sich straflos vom Unfallort zu entfernen 
und dadurch die anderen Unfallbeteiligten und den 
Geschädigten in Beweisnot zu bringen, muß von ihm 
ein gewisses Maß von Mitwirkung gefordert wer-
den; denn nur so kann überhaupt ein Ansatzpunkt 
für erfolgversprechende Feststellungen gefunden 
werden. Diese Mitwirkung ist ohnehin nur ein 
schwacher Ersatz für die Anwesenheit des Täters 
am Unfallort. Mit den oben bezeichneten Angaben 
und dem Verbot absichtlicher Vereitelung der Fest-
stellungen dürfte das Mindestmaß der Mitwirkung 
beschrieben sein. 

Im Falle des Absatzes 2 ist der Täter verpflichtet, 
die nachträglichen Feststellungen „unverzüglich" zu 
ermöglichen. Danach begründet jedes vorwerfbare 
Zögern die Anwendbarkeit des Tatbestandes. Der 
Maßstab für die Vorwerfbarkeit bestimmt sich nach 
strafrechtlichen Grundsätzen; die Abgrenzung des 
zivilrechtlichen Begriffs „unverzüglich" stimmt da-
mit nicht überein. Absatz 2 Nr. 2 gilt im übrigen 
nicht nur für den Täter, der sich berechtigt oder 
entschuldigt vom Unfallort entfernt hat, sondern 
auch für den, der deshalb nicht nach Absatz 1 be-
straft werden kann, weil er irrig Umstände ange-
nommen hat, die ihn zur Entfernung berechtigt oder 
sie entschuldigt hätten; denn ist schon ein Unfall-
beteiligter feststellungspflichtig, der sich mit aus-
reichendem Grund vom Unfallort entfernt hat, so 
muß das erst recht für den gelten, der einen solchen 
Grund nur irrig angenommen hat. 

Eine gewisse Unsicherheit bei der Anwendung 
des § 142 StGB hat sich in der Rechtsprechung auch 
insofern gezeigt, als die Voraussetzungen einer 
berechtigten oder entschuldigten Entfernung vom 
Unfallort nicht abschließend geklärt sind. Schwierig-
keiten haben dabei vor allem die Fälle gemacht, in 
denen dem Täter ein Ausharren am Unfallort wegen 
entgegenstehender Interessen oder Pflichten kaum 
zugemutet werden konnte, ein im Strafrecht allge-
mein anerkannter Rechtfertigungs- oder Entschul-
digungsgrund aber nicht vorlag. Für diesen Bereich 
bringt der Entwurf in Absatz 3 eine Klarstellung 
der Rechtslage und eine bedeutsame Milderung für 
den Täter. Er geht davon aus, daß Taten nach Ab-
satz 1 nur im Rahmen der allgemeinen strafrecht-
lichen Grundsätze gerechtfertigt oder entschuldigt 
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werden können. Beispiele für solche Gründe sind 
zu Absatz 2 dargelegt. Wenn die Voraussetzungen 
eines Rechtfertigungs- oder Entschuldigungsgrundes 
nicht vorliegen, der Täter sich immerhin aber zur 
Wahrnehmung eines für ihn wichtigen, schutz-
würdigen Interesses vom Unfallort entfernt und 
unverzüglich die Feststellungen nachträglich ermög-
licht hat, kann das Gericht von Strafe absehen. Ob 
das vom Täter wahrgenommene Interesse öffent-
licher oder privater, ideeller oder vermögensrecht-
licher Art ist, macht keinen Unterschied. Es muß nur 
von der Rechtsordnung als schutzwürdig anerkannt 
und objektiv wichtig sein; außerdem muß es den 
Täter so nahe angehen, daß seine Wahrnehmung 
auch für ihn ein wichtiges Anliegen ist. Daß der 
Entwurf hier keine zwingende Strafbefreiung vor-
sieht, beruht auf zwei Gesichtspunkten. In erster 
Linie wird eine Verhältnismäßigkeit zwischen dem 
vom Täter wahrgenommenen Interesse und dem 
Feststellungsinteresse der anderen Unfallbeteiligten 
und der Geschädigten nicht gefordert. Auch wenn 
das letztere weit überwiegt, sind die Voraussetzun-
gen der Vorschrift erfüllt; das Gericht wird dann 
aber von der Möglichkeit des Absehens von Strafe 
keinen Gebrauch machen und den Interessenkon-
flikt lediglich bei der Strafzumessung berücksichti-
gen. Außerdem macht die Kann-Vorschrift es mög-
lich, erkennbaren Mißbräuchen entgegenzutreten. 
Wenn sich beispielsweise herausstellt, daß der 
Täter durch seine Entfernung vom Unfallort bewußt 
wichtige Feststellungen, etwa über den Grad seiner 
Trunkenheit, endgültig vereitelt hat, kann das bei 
der Ausübung des richterlichen Ermessens voll ge-
würdigt werden. 

Von den vorstehend dargelegten Änderungen 
abgesehen stimmen die Tatbestände der Verkehrs-
flucht sachlich weitgehend mit dem Inhalt des § 142 
StGB überein. Das gilt für den persönlichen Anwen-
dungsbereich, der auf die sogenannten „Unfall-
beteiligten" beschränkt ist; die in Absatz 5 ent-
haltene Begriffsbestimmung ist gegenüber dem 
geltenden Recht lediglich sprachlich vereinfacht. Das 
gilt ferner für den sachlichen Anwendungsbereich, 
der sich grundsätzlich auf alle Verkehrsarten be-
zieht, soweit sich nicht im Einzelfall die Unanwend-
barkeit aus Sondervorschriften oder aus der Eigen-
art des Sachverhalts ergibt. Die in einem Teil des 
Schrifttums vertretene Ansicht, daß § 142 StGB nach 
seiner Entstehungsgeschichte nur auf den Straßen-
verkehr anwendbar sei, findet in der Neufassung 
keine Stütze und kann deshalb für das künftige 
Recht nicht aufrechterhalten werden. Schließlich 
knüpft der Entwurf die Tatbestände der Verkehrs-
flucht ebenso wie das geltende Recht an das Merk-
mal des „Verkehrsunfalls" an, für das er die in der 
Rechtsprechung entwickelte Auslegung zugrunde 
legt. Er verschließt sich damit der in der Öffentlich-
keit bisweilen erhobenen Forderung, aus dem An-
wendungsbereich solche Taten auszunehmen, die 
nach einem Verkehrsunfall mit verhältnismäßig ge-
ringfügigem Sachschaden begangen worden sind. 
Gegen diese Einschränkung bestehen Bedenken. Vor 
allem würde der Zwang zur Rücksichtnahme im 
Verkehr in gefährlicher Weise aufgeweicht, wenn 
das Gesetz den Strafschutz gegen Verkehrsflucht 
bei kleineren Sachschäden versagen wollte. Außer- 
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dem würden in kaum übersehbarem Umfang un-
widerlegbare Ausreden ermöglicht; denn der Täter 
könnte sich oft damit herausreden, er habe den 
Schaden auf Grund seines flüchtigen Eindrucks un-
mittelbar nach dem Unfall für gering gehalten. 
Soweit überhaupt ein kriminalpolitisches Bedürfnis 
besteht, von einer Bestrafung wegen der Gering-
fügigkeit des angerichteten Schadens abzusehen, 
kann ihm durch Einstellung des Verfahrens nach 
§ 153 StPO und in zahlreichen Fällen auch durch 
Absehen von Strafe nach Absatz 3 Rechnung ge-
tragen werden. 

Die Strafe für Verkehrsflucht beträgt Gefängnis 
bis zu zwei Jahren, Strafhaft oder Geldstrafe. Die 
Strafdrohung des geltenden Rechts für besonders 
schwere Fälle, die Gefängnis nicht unter sechs 
Monaten oder Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren 
vorsieht, kommt in Wegfall, weil sie unter jedem 
rechtlichen Gesichtspunkt überhöht erscheint. Das 
Feststellungsinteresse der Unfallbeteiligten und Ge-
schädigten kann eine Strafe, die für Taten der Hoch-
kriminalität vorbehalten ist (vgl. dazu die Begrün-
dung zu § 43), nicht rechtfertigen. Aber auch wenn 
man das öffentliche Interesse an der Sicherung der 
Strafverfolgung und der Ausschaltung ungeeigneter 
Verkehrsteilnehmer als mitgeschützt ansehen 
wollte, ließe sich die Zuchthausstrafe nicht begrün-
den; denn auch dieses Rechtsgut ist nicht von be-
sonders hohem Rang und wird überdies regelmäßig 
in der Form der Selbstbegünstigung angegriffen. 
Allein aus der sozial-ethischen Verwerflichkeit der 
Tat aber die Zuchthausstrafe herzuleiten, wider-
spricht wegen der Überbetonung des bloßen Gesin-
nungselements den allgemeinen Grundlagen des 
Strafrechts. Soweit in der Praxis Zuchthausstrafen 
wegen Verkehrsflucht verhängt worden sind, wurde 
der besonders schwere Schuldvorwurf fast immer 
damit begründet, daß der Täter das schwerverletzte 
und sofortiger Hilfe bedürftige Opfer seiner Ver-
kehrszuwiderhandlung rücksichtslos im Stich gelas-
sen habe. Dieser Gesichtspunkt ist aber bei syste-
matischer Betrachtung der Tatbestände kein quali-
fizierendes Merkmal der Verkehrsflucht, sondern 
ein solches der unterlassenen Hilfeleistung. Gerade 
aus diesem Grunde ist deren Strafrahmen gegen

-

über dem geltenden Recht wesentlich erweitert 
worden (vgl. dazu die Begründung zu § 232). Dar-
über hinaus besteht im Falle der Verkehrsflucht, 
die gegenüber einem schwerverletzten und hilfs-
bedürftigen Unfallbeteiligten begangen wird, häufig 
Anlaß zur Prüfung der Frage, ob sich der Täter 
wegen vorsätzlicher Tötung oder Körperverletzung, 
begangen durch Unterlassen der ihm obliegenden 
Erfolgsabwendung, strafbar gemacht hat (§ 13). 

Im Gegensatz zu § 142 Abs. 2 StGB verzichtet der 
Entwurf auf die Strafbarkeit des Versuchs. Da-
durch wird allerdings die geltende Rechtslage nicht 
wesentlich geändert. Während nach § 142 Abs. 1 
StGB die Tat erst vollendet ist, wenn der Täter sich 
den Feststellungen durch Flucht entzogen, d. h. so 
weit vom Unfallort entfernt hat, daß er sich außer 
Reichweite der dort verbliebenen Personen be-
findet, tritt Vollendung nach der Neufassung schon 
dann ein, wenn der Täter sich vom Unfallort ent-
fernt, d. h. wenn er mit der Tätigkeit des Entfernens 

befaßt ist. Die Vollendung ist damit gegenüber dem 
geltenden Recht wesentlich vorverlegt, so daß für 
die Strafbarkeit des Versuchs kein kriminalpoliti-
sches Bedürfnis mehr besteht. 

§ 348 
Räuberischer Angriff auf Kraftfahrer 

Die Vorschrift, die gegen räuberische Angriffe auf 
Führer von Kraftfahrzeugen und ihre Mitfahrer 
besonders nachdrücklichen Strafschutz gewährt, tritt 
an die Stelle des § 316a StGB. Dieser ist durch das 
Gesetz zur Sicherung des Straßenverkehrs vom 
19. Dezember 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 832) einge-
führt worden, um gewissen kriminellen Erscheinun-
gen, die sich für den reibungslosen Ablauf des 
Kraftverkehrs als Bedrohung erwiesen hatten, wirk-
sam entgegenzutreten. Obwohl die Vorschrift ihrem 
Inhalt nach vornehmlich den Schutz von Verkehrs-
teilnehmern gegen Raub und räuberische Erpressung 
zu bezwecken scheint, gehört sie doch in den Zu-
sammenhang der Verkehrsstraftaten. Es handelt 
sich hier um einen Tatbestand, der gewissermaßen 
auf der Nahtstelle zwischen den Vermögens- und 
den Verkehrsdelikten liegt. Ausschlaggebend für 
seine systematische Einordnung ist der Gedanke, 
daß sich sowohl die Erweiterung der Strafbarkeit 
wie auch die Verschärfung der Strafe gegenüber 
Raub und Erpressung nur aus den besonderen Be-
dürfnissen des Kraftverkehrs, der durch solche 
Taten und die von ihnen ausgehende Unsicherheit 
geradezu lahmgelegt werden kann, erklären lassen. 

Der Tatbestand entspricht weitgehend dem 
§ 316a Abs. 1 StGB. Der einzige sachliche Unter-
schied besteht darin, daß der Entwurf nicht schon 
das Unternehmen des Angriffs mit Strafe bedroht, 
sondern erst dessen Verübung. Dadurch wird die 
im geltenden Recht vorgesehene Gleichstellung von 
Versuch und Vollendung (vgl. dazu § 87 StGB; § 11 
Abs. 1 Nr. 3 des Entwurfs) aufgegeben. Sie ist im 
Bereich des vorliegenden Tatbestandes kriminal-
politisch wenig sinnvoll; denn einerseits bleibt der 
Versuch hier im allgemeinen ebenso wie bei der 
überwiegenden Mehrzahl aller Delikte nach Un-
rechts- und Schuldgehalt hinter der vollendeten Tat 
zurück, und andererseits wird durch das Merkmal 
des „Angriffs" die Strafbarkeit schon weit in den 
Bereich der Vorbereitungshandlungen des Raubes 
und der Erpressung vorverlegt, so daß die volle 
Strafe für den Versuch unter Umständen auch Taten 
trifft, bei denen die Mindeststrafe von fünf Jahren 
Zuchthaus unangemessen ist. Die Abstufung der 
Strafdrohungen nach Versuch und Vollendung des 
Angriffs entspricht deshalb einem sachlichen Bedürf-
nis. Die Einschränkung hat außerdem den Vorteil, 
daß sie die unter verschiedenen Gesichtspunkten 
anfechtbare Rücktrittsvorschrift des § 316a Abs. 2 
StGB überflüssig macht. Da der Versuch nunmehr 
nach der allgemeinen Regelung des § 27 strafbar 
ist, gelten auch die Vorschriften des § 28 über den 
Rücktritt unmittelbar. 

Die Strafe für den räuberischen Angriff auf 
Kraftfahrer beträgt Zuchthaus von fünf Jahren bis 
zu zwanzig Jahren (§ 44 Abs. 2). Das ist gegenüber 
dem geltenden Recht eine Milderung insofern, als 
die lebenslange Zuchthausstrafe nicht mehr vor- 
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gesehen ist. Ihr Wegfall ist aus Gründen der Ver-
hältnismäßigkeit der Strafdrohungen des Entwurfs 
nicht zu vermeiden; er kann aber namentlich des-
halb hingenommen werden, weil das Höchstmaß der 
zeitigen Zuchthausstrafe gegenüber dem geltenden 
Recht um fünf Jahre erhöht worden ist. 

§ 349 
Gefährdung von Schiffen und Luftfahrzeugen 

durch Bannware 
Die Vorschrift schützt den Schiffs- und Luftver-

kehr gegen Gefahren, die aus der Beförderung von 
Bannware für das Beförderungsmittel, dessen La-
dung und die für die Abwicklung des Verkehrs Ver-
antwortlichen erwachsen. Ihre Einordnung in den 
Titel „Verkehrsstraftaten" beruht auf der Erwä-
gung, daß sie in erster Linie der allgemeinen Sicher-
heit der genannten Verkehrsarten zu dienen be-
stimmt ist. Wenn damit zugleich auch der Schutz in-
dividueller Rechtsgüter verbunden ist, so muß das 
als eine — allerdings durchaus erwünschte — 
Nebenwirkung angesehen werden. 

§ 297 StGB enthält eine Strafdrohung gegen den 
Reisenden oder Schiffsmann, der ohne Vorwissen 
des Schiffers, und gegen den Schiffer, der ohne Vor-
wissen des Reeders „Gegenstände an Bord nimmt, 
welche das Schiff oder die Ladung gefährden, indem 
sie die Beschlagnahme oder Einziehung des Schiffes 
oder der Ladung veranlassen können". Absatz 1 
nimmt diesen Tatbestand auf, ändert und ergänzt 
ihn jedoch in mehrfacher Hinsicht, um den Erforder-
nissen des internationalen Verkehrs zu genügen. 

Einem in Schiffahrtskreisen seit langem beklagten 
Mangel wird durch Erweiterung des Täterkreises, 
der ohne einleuchtenden Grund auf den Reisenden, 
den Schiffsmann und den Schiffer beschränkt ist, ab-
geholfen. Künftig soll jedermann, namentlich also 
auch der Befrachter, der Ablader und der Lotse, bei 
denen die Strafbarkeitslücke häufig zu unangemes-
senen Ergebnissen geführt hat, dem Tatbestand 
unterworfen sein. Daraus folgt zugleich, daß sich der 
Täter nicht an Bord des Schiffes zu befinden 
braucht; neben dem gegenwärtig allein strafbaren 
„Anbordnehmen" wird deshalb auch das „Anbord-
bringen" der Bannware mit Strafe bedroht. 

Der Tatbestand wird ferner insofern erweitert, als 
es auch genügt, wenn aus der Beförderung der 
Bannware dem Reeder oder dem Schiffer die Gefahr 
einer Bestrafung erwächst (Absatz 1 Nr. 2). Daß 
nicht mehr lediglich auf die Gefahr der Beschlag-
nahme oder Einziehung von Schiff oder Ladung ab-
gestellt wird, ist zum Schutz des Schiffsverkehrs 
sinnvoll; denn die Unsicherheit, welche die Gefahr 
einer Bestrafung des Reeders oder des Schiffers für 
die Abwicklung des Verkehrs mit sich bringt, ist 
kaum minder groß als die einer Beschlagnahme oder 
Einziehung. 

Die Strafbarkeit des Schiffers, der Bannware über-
nimmt, entfällt nach geltendem Recht nur, wenn der 
Reeder um die Übernahme weiß. Das genügt dem 
praktischen Bedürfnis nicht. Der Schiffer ist, wenn 
sich das Schiff etwa im Ausland befindet, nicht im-
mer in der Lage, den Reeder rechtzeitig vor der 
Übernahme von Bannware zu verständigen. Es 

§ 349 

wäre unbillig, wenn der Reeder, der beim Gelingen 
des Transports wahrscheinlich mit der Übernahme 
einverstanden gewesen wäre, beim Mißlingen den 
Schiffer zur Bestrafung bringen könnte, weil er im 
Einzelfall von der Übernahme nichts gewußt hat. 
Der Entwurf setzt deshalb voraus, daß der Schiffer 
gegen den Willen des Reeders handelt. Er ist also 
nicht strafbar, wenn er geglaubt hat, der Reeder 
werde mit der Übernahme der Bannware einver-
standen sein, mag diese Annahme auch auf einem 
vorwerfbaren Irrtum beruhen. Bringt oder nimmt 
ein anderer als der Schiffer die Bannware an Bord, 
so ist der Tatbestand nicht verwirklicht, wenn der 
Reeder oder der Schiffer darum weiß. Auch hierin 
liegt eine Abweichung von § 297 StGB, der den 
Reisenden und den Schiffsmann nur dann aus dem 
Tatbestand ausnimmt, wenn sie mit Wissen des 
Schiffers handeln. Damit wird die Unbilligkeit be-
seitigt, daß jemand, der einen Frachtvertrag mit 
einem Reeder geschlossen hat, letztlich nur deshalb 
bestraft wird, weil dieser bei Abschluß des Ver-
trages die Interessen anderer außer acht gelassen 
hat. Reeder und Schiffer treten denen, die an der 
Ladung des Schiffes beteiligt sind, so sehr als Ein-
heit gegenüber, daß das Wissen jedes einzelnen 
von ihnen beiden zugerechnet werden muß. 

Absatz 2 soll die Ergänzungen, die das geltende 
Recht durch Absatz 1 erfährt, vervollständigen. 
Wenn der Schiffer für den Fall strafbar ist, daß er 
Bannware, deren Beförderung für den Reeder die 
Gefahr einer Bestrafung herbeiführt, gegen dessen 
Willen an Bord bringt oder nimmt, so muß dasselbe 
auch für den umgekehrten Fall gelten. Es ist kein 
einleuchtender Grund ersichtlich, der es rechtfer-
tigen könnte, zwar dem Reeder Strafschutz zu ge-
währen, wenn der Schiffer ihn gegen seinen Willen 
der Gefahr einer Bestrafung aussetzt, den Schiffer 
dagegen schutzlos zu lassen, wenn ihm dies durch 
den Reeder geschieht. 

Im Gegensatz zum geltenden Recht sind die Tat-
bestände der Absätze 1 und 2 auf deutsche 

 Schiffe beschränkt, weil im allgemeinen ein kri-
minalpolitisches Bedürfnis nach Bestrafung nur be-
steht, wenn sich die Tat auf ein solches Schiff be-
zieht. Andernfalls wäre nicht ausgeschlossen, daß 
sich die deutschen Strafverfolgungsbehörden mit 
Vorgängen befassen müßten, die deutsche Interes-
sen nicht berühren, deren strafrechtliche Verfolgung 
aber internationale Verwicklungen zur Folge haben 
kann. Absatz 3 bestimmt jedoch, daß der Tatbe-
stand des Absatzes 1 Nr. 1 auch für ausländische 
Schiffe gilt, die ihre Ladung ganz oder zum Teil 
im räumlichen Geltungsbereich des Strafgesetz-
buches genommen haben. Dadurch werden die Fälle, 
in denen Schiff oder Ladung der Gefahr einer Be-
schlagnahme oder Einziehung ausgesetzt sind und 
das Vorhandensein deutscher Interessen durch den 
Ort der Beladung offenbar wird, in den Anwen-
dungsbereich einbezogen. Diese Lösung hat ihr Vor-
bild in § 240 E 1927/30. Davon abweichend sind je-
doch Taten, die lediglich für den Reeder oder den 
Schiffer die Gefahr einer Bestrafung herbeiführen, 
ausgeschieden, weil sich aus den Grundsätzen des 
internationalen Strafrechts gewisse Bedenken gegen 
eine solche Ausdehnung der Strafbarkeit ergeben. 
Aus dem Schutzzweck des Absatzes 3 ist zu ent- 
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§ 350, vor § 351 
nehmen, daß das ausländische Schiff im Geltungs-
bereich des Strafgesetzbuches nicht ausschließlich mit 
Bannware beladen worden sein darf; denn für 
diesen Fall wäre die Ausdehnung der Strafbarkeit 
sinnwidrig. Im übrigen wird darauf hingewiesen, 
daß sich auch aus § 4 (Taten auf deutschen Schiffen 
und Luftfahrzeugen) wesentliche Unterschiede im 
Geltungsbereich der Absätze 1 und 3 ergeben. 

Absatz 4 schließlich erstreckt die Tatbestände 
der Gefährdung durch Bannware auch auf Luftfahr-
zeuge. Die Notwendigkeit dieser Erweiterung des 
geltenden Rechts ergibt sich aus der Entwicklung, 
welche die Luftfahrt in den letzten Jahrzehnten ge-
nommen hat. Da Luftfahrzeuge heute in großem Um-
fang zur Verbindung voneinander weit entfernter 
Länder und Erdteile eingesetzt werden, sind die tat-
sächlichen Möglichkeiten des Transports von Bann-
ware nicht geringer als im Bereich der Schiffahrt. 
Ihre gleiche strafrechtliche Behandlung ist deshalb 
geboten. 

Die Strafe für die Gefährdung von Schiffen und 
Luftfahrzeugen durch Bannware beträgt Gefängnis 
bis zu zwei Jahren, Strafhaft oder Geldstrafe. Sie 
stimmt im wesentlichen mit dem geltenden Recht 
überein. 

§ 350 
Nebenstrafen und Maßnahmen 

Absatz 1 ermöglicht neben einer Gefängnis-
strafe von mindestens einem Jahr die Aberkennung 
der Fähigkeiten, öffentliche Ämter zu bekleiden und 
Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen (§ 56 
Abs. 1 Nr. 2), wenn der Täter den Verkehr nach 
§ 342 Abs. 1 oder § 343 Abs. 1 vorsätzlich gefährdet 
hat. Da es sich bei den genannten Straftaten über-
wiegend um Sabotagefälle oder um Fälle schwerer 
Pflichtversäumnis handelt (vgl. dazu die Begrün-
dung zu den §§ 342 und 343), ist bei Tätern, die 
solche Taten begehen, stets zu prüfen, ob sie die 
notwendige Vertrauenswürdigkeit für den öffent-
lichen Dienst und für eine Betätigung im politi-
schen Leben besitzen. Wird der Täter wegen eines 
Verbrechens nach § 342 Abs. 2 oder § 343 Abs. 2 
auf Grund einer Vorschrift, die eine Milderung vor-
schreibt oder zuläßt (§ 64), oder in einem minder 
schweren Fall zu Gefängnisstrafe verurteilt, so be-
stimmt sich die Zulässigkeit der Nebenstrafen nach 
§ 56 Abs. 1 Nr. 1. 

Absatz 2 läßt die Sicherungsaufsicht bei Sabo-
tageakten gegen den Verkehr (§ 342 Abs. 2, § 343 
Abs. 2) und bei räuberischen Angriffen auf Kraft-
fahrer (§ 348) zu. Insoweit handelt es sich um be-
sonders gefährliche Verbrechen, bei denen für die 
Anordnung der Sicherungsaufsicht unabhängig vom 
Rückfall des Täters ein dringendes Bedürfnis be-
stehen kann (vgl. dazu § 91 Abs. 1). Die Verhält-
nisse liegen hier ganz ähnlich wie bei den gemein-
gefährlichen Delikten; auf die Begründung zu § 339 
Abs. 2 kann verwiesen werden. 

Absatz 3 bringt eine Abweichung von der all-
gemeinen Einziehungsvorschrift des § 113 insofern, 
als es nicht darauf ankommt, ob der einzuziehende 
Gegenstand dem Täter oder Teilnehmer im Zeit-
punkt der Tat gehört oder zugestanden hat oder ob 
er ihm im Zeitpunkt der Entscheidung gehört oder  

zusteht. In den Fällen des § 342 Abs. 1, 2 und des 
§ 343 Abs. 1, 2 soll also die Einziehung eine soge-
nannte unterschiedslose Einziehung sein. Mit Rück-
sicht auf die besondere Gefährlichkeit der ge-
nannten Taten ist es gerechtfertigt, die Möglichkeit 
der Einziehung auch auf Dritte zu erstrecken, die 
zwar nicht an der Tat beteiligt waren, aber doch eine 
der in § 114 Nr. 2 bezeichneten Voraussetzungen 
erfüllen. Das kommt namentlich in Frage, wenn der 
Dritte wenigstens leichtfertig dazu beigetragen hat, 
daß der Gegenstand zum Mittel der Verkehrsgefähr-
dung werden konnte, oder wenn er aus der Tat in 
verwerflicher Weise einen Vermögensvorteil ge-
zogen hat. 

Fünfter Titel 

Mißbrauch von Rauschmitteln 
Der Mißbrauch von Rauschmitteln, insbesondere 

der Alkoholmißbrauch, steht in enger Beziehung 
zu Art und Umfang der Kriminalität. Von jeher 
wurde ein erheblicher Teil aller Straftaten unter der 
unmittelbaren Einwirkung von Rauschmitteln began-
gen. Für die neuere Zeit trifft das noch mehr zu. Der 
Alkoholverbrauch hat in der Bundesrepublik 
Deutschland seit den Jahren des wirtschaftlichen 
Aufschwungs beträchtlich zugenommen. Auch die 
Zahl der wegen Volltrunkenheit rechtskräftig ver-
urteilten Personen hat sich seit 1950 mehr als ver-
doppelt'). Besonders unheilvoll wirkt sich diese Ent-
wicklung im Straßenverkehr aus. Verkehrsteilneh-
mer, deren Fahrtüchtigkeit infolge Mißbrauchs alko-
holischer Getränke herabgesetzt ist, bilden bei der 
wachsenden Verkehrsdichte eine immer größer wer-
dende schwere Gefahr für die Allgemeinheit. Dabei 
ist aber nicht nur an die Straftaten zu denken, die 
durch Alkoholmißbrauch unmittelbar hervorgerufen 
oder gefördert werden. Nicht minder beträchtlich 
sind die Verfehlungen solcher Personen, die straf-
bare Handlungen begehen, weil sie, durch den Miß-
brauch von Rauschmitteln körperlich und geistig 
zerrüttet, nicht fähig sind, Versuchungen zu wider-
stehen oder ihren Lebensunterhalt redlich zu verdie-
nen. Schließlich sind unter den Straffälligen auch 
eine erhebliche Anzahl von Personen, die infolge 
der Abstammung von Alkoholikern oder Rauschgift-
süchtigen seelisch entartet oder enthemmt sind. 

Das soziale Übel, das sich im Überhandnehmen 
des Mißbrauchs von Rauschmitteln äußert, läßt sich 
zwar mit Mitteln des Strafrechts nur in engen Gren-
zen bekämpfen. Jedoch kann ein Strafgesetz, das 
sich zur Aufgabe setzt, dem Verbrechen auch in sei-
nen Ursachen entgegenzutreten, durch geeignete 
Maßnahmen daran mitwirken, den Mißbrauch von 
Rauschmitteln einzudämmen. Diesem Zweck dienen 
namentlich die Vorschriften des Entwurfs, die dem 

*) Im Bundesgebiet wurden wegen Volltrunkenheit (§ 330 a StGB) 
rechtskräftig verurteilt: 

im Jahr Verurteilte 
insgesamt 

davon Jugendliche 
(14 bis unter 

18 Jahre) 

1950 2 711 26 
1951 3 893 35 
1952 4 890 31 
1953 5 057 45 
1954 5 362 53 
1955 6 087 44 
1956 6 400 64 
1957 7 064 102 
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Mißbrauch von Rauschmitteln vorbeugen sollen. Als 
Maßregel der Besserung und Sicherung ist hier in 
erster Linie die Unterbringung in einer Entziehungs-
anstalt (§ 83) zu erwähnen. Aber auch die Anord-
nung und zweckvolle Führung der Sicherungsauf-
sicht (§§ 91 ff.) kann dazu dienen, Personen, die im 
Übermaß Rauschmittel zu sich nehmen und unter 
deren Einfluß die Strafgesetze verletzen, wieder an 
ein gesetzmäßiges und geordnetes Leben zu gewöh-
nen. Vorbeugende Aufgaben haben auch die beiden 
letzten Straftatbestände dieses Titels: Nach § 352 
wird bestraft, wer wissentlich einer Person, die zu 
einer Entziehungskur in einer Anstalt untergebracht 
ist, alkoholische Getränke oder andere Rauschmittel 
verschafft oder überläßt oder sie zum Genuß solcher 
Mittel verleitet. Hierdurch soll der Erfolg gerichtlich 
angeordneter oder sonst ohne Einwilligung des Be-
troffenen veranlaßter Besserungsmaßnahmen für 
Trunk- und Rauschgiftsüchtige gegen Störung ge-
sichert werden. § 353 bedroht das Verabreichen 
alkoholischer Getränke an Betrunkene mit Strafe. 
Neben diesen mehr der Vorbeugung dienenden Tat-
beständen enthält der Titel auch die Vorschrift über 
den Vollrausch (§ 351). Sie ist für die Rechtspflege 
unter den bereits erwähnten Vorschriften die be-
deutsamste. Nach ihr wird mit Strafe bedroht, wer 
sich schuldhaft in einen Rausch versetzt und im 
Rauschzustand eine rechtswidrige Tat begeht. 

Auf eine erschöpfende Zusammenfassung der 
Strafvorschriften gegen den Mißbrauch von Rausch-
mitteln in diesem Titel hat der Entwurf verzichtet. 
Die strafrechtliche Bekämpfung des unerlaubten 
Inverkehrbringens von Opium, Morphin, Kokain 
und ähnlichen Stoffen oder Zubereitungen überläßt er 
dem wiederholt geänderten Gesetz über den Ver-
kehr mit Betäubungsmitteln (Opiumgesetz) vom 
10. Dezember 1929 (Reichsgesetzbl. I S. 215), das zu 
diesem Rechtsgebiet neben den strafrechtlichen auch 
die verwaltungsrechtlichen Vorschriften enthält. Das 
Verabreichen alkoholischer Getränke an Kinder und 
Jugendliche ist in den §§ 3 und 13 des Gesetzes zum 
Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit in der Fas-
sung vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1058) 
unter Strafe gestellt. Auch hier empfiehlt es sich 
nicht, diese Bestimmungen aus dem Zusammenhang 
des Jugendschutzes herauszulösen. 

§ 351 
Vollrausch 

Eine Vorschrift, nach der die Tat des Vollrausches 
strafbar ist, wurde erst durch das Gesetz gegen ge-
fährliche Gewohnheitsverbrecher und über Maß-
regeln der Sicherung und Besserung vom 24. Novem-
ber 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 995) als § 330a in das 
Strafgesetzbuch eingefügt. Bis dahin konnte ein 
Täter, der im Vollrausch eine mit Strafe bedrohte 
Handlung begangen hat, nicht bestraft werden, es 
sei denn, er hätte sich schuldhaft in den Rausch ver-
setzt, und zwar entweder mit dem Willen, eine be-
stimmte Tat zu begehen, oder obwohl er damit ge-
rechnet hat oder damit rechnen konnte, daß er in 
diesem Zustand eine bestimmte strafbare Handlung 
begehen werde (sogenannte actio libera in causa). 
Diese Gesetzeslücke war unerträglich. § 330a StGB 
hat inzwischen große praktische Bedeutung erlangt 
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und sich kriminalpolitisch als unentbehrlich erwie-
sen. Trotz gewisser Anderungen im tatbestandlichen 
Aufbau bleibt auch nach dem Entwurf der bisherige 
Wirkungsbereich der Bestimmung erhalten. 

Über den inneren Aufbau und den genauen sach-
lichen Inhalt des § 330a StGB konnte in Rechtspre-
chung und Lehre keine Einigung erreicht werden. 
Die Vorschrift setzt nach ihrem Wortlaut für die 
Strafbarkeit des Rauschtäters lediglich voraus, daß 
er sich vorsätzlich oder fahrlässig durch den Genuß 
geistiger Getränke oder durch andere berauschende 
Mittel in einen die Zurechnungsfähigkeit ausschlie-
ßenden Rausch versetzt und daß er in diesem Zu-
stand eine mit Strafe bedrohte Handlung begeht. 
Unbestritten ist, daß die angedrohte Strafe durch die 
Gefährlichkeit des Rausches begründet wird Zwei-
felhaft blieb hingegen, ob schon die allgemeine Ge-
fährlichkeit von Rauschzuständen die Strafdrohung 
rechtfertigen kann (sogenanntes abstraktes Gefähr-
dungsdelikt) oder ob die Vorschrift als weiteres un-
geschriebenes Tatbestandsmerkmal gerade die Ge-
fährlichkeit des einzelnen Täters im Rausch voraus-
setzt (sogenanntes konkretes Gefährdungsdelikt). 
Die Rechtsprechung hatte sich zunächst in Überein-
stimmung mit einem erheblichen Teil des Schrift-
tums auf den ersteren Standpunkt gestellt und dar-
aus gefolgert, daß die Schuld des Täters sich nur auf 
das Sichberauschen beziehen müsse, während die 
Begehung einer Rauschtat als sogenannte Bedingung 
der Strafbarkeit von der Schuld nicht umfaßt zu sein 
brauche. Hierin sieht die Gegenmeinung einen Ver-
stoß gegen den Schuldgrundsatz und verlangt 
für die Strafbarkeit des Vollrausches, daß sich der 
Täter der Gefahr, im Rausch Ausschreitungen zu be-
gehen, bewußt war oder zumindest hätte bewußt 
sein können. Der Bundesgerichtshof hat in dieser 
Streitfrage einen vermittelnden Standpunkt einge-
nommen (BGHSt. 10, 247). Danach müssen sich der 
Vorsatz oder die Fahrlässigkeit des Rauschtäters 
auch auf den Umstand erstrecken, daß er möglicher-
weise irgendwelche Ausschreitungen strafbarer Art 
im Rausch begehen werde. Jedoch verstehe sich eine 
solche Voraussicht oder Voraussehbarkeit in der 
Regel derart von selbst, daß im allgemeinen davon 
abgesehen werden könne, vom Tatrichter besondere 
Urteilsfeststellungen hierüber zu verlangen. 

Da der Schuldgrundsatz einer der tragenden Pfei-
ler ist, auf denen der Entwurf ruht, kann für den 
Tatbestand des Vollrausches nur eine Regelung in 
Frage kommen, die mit diesem Grundsatz überein-
stimmt. Dazu muß aber vorausgesetzt werden, daß 
die Straffolge ihre Stütze in einem Verhalten findet, 
das wegen seines sittlichen Unwerts dem Täter zum 
Vorwurf gereicht. Diese Voraussetzung sei — so 
glauben die Gegner der herrschenden Meinung — 
nur gegeben, wenn der Tatbestand des Vollrausches 
eine konkrete Gefährlichkeit des Rauschtäters er-
fordere, welche diesem zur Schuld angerechnet wer-
den könne. Betrachtet man die Folgen dieser Auf-
fassung für die Rechtsprechung, so ergibt sich, daß 
eine solche Regelung den Anwendungsbereich der 
Vorschrift in bedenklicher Weise einengen und des-
halb den Bedürfnissen der Rechtspflege Abbruch tun 
könnte. Die Lücke, die das Gesetz mit § 330a StGB 
geschlossen hatte, würde zum Teil wieder aufgeris- 
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sen. Einmal fielen alle Rauschtaten, bei denen der 
Täter seine gefährlichen Neigungen erstmals er-
kannte, möglicherweise in den straffreien Raum. Es 
wäre aber unbefriedigend und der Rechtsüberzeu-
gung des Volkes zuwider, wollte man bei allen 
ersten Rauschtaten, die nicht selten schwerste Fol-
gen haben, die Strafbarkeit regelmäßig ausschließen. 
Für die Rechtspflege bedenklich ist aber auch, daß 
dann die Möglichkeit der strafrechtlichen Ahndung 
davon abhinge, ob sich die Schutzbehauptung des 
Täters, daß er mit der Begehung rechtswidriger 
Taten nach den Umständen nicht habe zu rechnen 
brauchen, widerlegen läßt. Vom Standpunkt der Kri-
minalpolitik wäre eine Regelung mit den geschilder-
ten Nachteilen gegenüber dem geltenden Rechtszu-
stand ein bedauerlicher Rückschritt. 

Eine solche Einschränkung des Tatbestandes des 
Vollrausches müßte hingenommen werden, wenn die 
Grundsätze des Schuldstrafrechts das erforderten. 
Das trifft aber nicht zu. Die vorstehend dargelegte 
Lehrmeinung geht von der Annahme aus, daß die 
Herbeiführung eines die Schuldfähigkeit ausschlie-
ßenden (§ 24) Rausches für sich allein kein straf-
rechtlich erhebliches Unrecht enthalte. Diese Auf-
fassung kann indessen in einem Gemeinwesen, in 
dem die Menschen auf engsten Raum zusammenge-
drängt sind, keine Anerkennung mehr beanspruchen. 
Wer sich schuldhaft in einen schweren Rausch ver-
setzt, wird, solange dieser Zustand andauert, für die 
Allgemeinheit eine Gefahr bilden, sei es, daß er sich 
durch die eingetretene Enthemmung und Steuerungs-
losigkeit zu Angriffshandlungen gegen rechtlich ge-
schützte Güter hinreißen läßt oder daß er durch die 
herabgesetzte Beherrschung seiner körperlichen und 
geistigen Kräfte seine ihm in der Gemeinschaft ob-
liegenden Sorgfaltspflichten nicht zu erfüllen ver-
mag. Die Möglichkeit des Eintritts solcher Gefahren 
mag vorher vom Täter durch geeignete Vorkehrun-
gen herabgemindert werden können; völlig aus-
schließen läßt sie sich indessen nicht. Auch wer sich 
zu Hause betrinkt, kann aus unvorhersehbaren 
Gründen das Haus verlassen müssen und dann in-
folge seiner Trunkenheit zu einer Gefahr für andere 
werden. Deshalb muß das Strafgesetz die Herbei-
führung eines schweren, die Schuldfähigkeit aus-
schließenden Rauschzustandes als ausreichende 
Grundlage einer Strafvorschrift ansehen. Solange 
die an einen solchen Tatbestand geknüpfte Straf-
folge zu dem darin umschriebenen Unrecht in einem 
angemessenen Verhältnis steht, verstößt das Gesetz 
dabei nicht gegen den Schuldgrundsatz. Auch die 
Fälle, in denen der Täter wegen einer krankhaften 
Überempfindlichkeit durch ganz geringfügigen Alko-
holgenuß in einen die Schuldfähigkeit ausschließen-
den Rausch gerät, erwecken in dieser Hinsicht keine 
Bedenken. War dem Täter seine krankhafte Ver-
anlagung nicht bekannt, so hat er sich nicht schuld-
haft in einen Rausch versetzt. Weiß er aber, daß be-
reits geringe Alkoholmengen ihn in den Rauschzu-
stand versetzen, so muß er sich entsprechend ver-
halten. 

Nach alledem kann eine Regelung, die, wie das 
geltende Strafrecht, bereits die schuldhafte Herbei-
führung der eigenen Volltrunkenheit zur Grund-
l oge einer Strafdrohung macht, nicht von vornherein 
gegen die Grundsätze des Schuldstrafrechts ver

-

stoßen. Der Entwurf unterscheidet aber im Gegen-
satz zum geltenden Recht in der Strafdrohung da-
nach, ob der Täter bei seinem Handeln mit der Be-
gehung rechtswidriger Taten gerechnet hat oder zu-
mindest rechnen konnte oder ob das nicht zutrifft. 
In diesem Fall sieht er eine leichte Strafe vor, in 
jenem eine wesentlich schwerere. Eine so abgestufte 
Strafdrohung hebt den unterschiedlichen Unrechts-
und Schuldgehalt dieser beiden Arten von Rausch-
taten besonders deutlich hervor. Sie kommt insoweit 
auch dem Schuldgrundsatz entgegen und trägt zu-
gleich dringenden kriminalpolitischen Bedürfnissen 
Rechnung. 

Absatz 1 umschreibt den Grundtatbestand des 
Vollrausches. Er setzt voraus, daß sich der Täter 
durch den Genuß alkoholischer Getränke oder durch 
andere Rauschmittel vorsätzlich oder fahrlässig in 

 einen Rausch versetzt, in diesem Zustand eine 
rechtswidrige Tat begeht und ihretwegen nicht be-
straft werden kann, weil er infolge des Rausches 
schuldunfähig war oder weil dies nicht auszuschlie-
ßen ist. Unter „Rauschmitteln" sind wie im gelten-
den Recht unter „berauschenden Mitteln" solche 
Mittel zu verstehen, die ähnlich berauschend und 
betäubend wirken wie alkoholische Getränke, z. B. 
Äther, Kokain, Haschisch, Opium, Morphin und 
andere derartige Gifte, Stoffe und Zubereitungen. 
Die Begehung der Rauschtat braucht von der Schuld 
des Täters nicht umfaßt zu sein. Damit wird zugleich 
sichergestellt, daß nur diejenigen Fälle des Sich-
berauschens vor den Strafrichter kommen, die sich 
objektiv als gefährlich erwiesen haben. Der Ent-
wurf gibt somit der allgemeinen Gefährlichkeit des 
Sichberauschens nur dann eine strafrechtliche Folge, 
wenn diese allgemeine Gefährlichkeit sich jeweils 
in einer rechtswidrigen Tat geäußert hat. Die 
Rauschtat ist damit nur eine aus kriminalpolitischer 
Zweckmäßigkeit eingefügte Strafbarkeitsbedingung, 
die das Unrecht der Tat nicht betrifft, aber ver-
hindert, daß die Gerichte mit sachlich bedeutungs-
losen Vorgängen befaßt werden. Auf die Aus-
führungen über die objektiven Bedingungen der 
Strafbarkeit in der Einleitung der Begründung zum 
Besonderen Teil unter IV wird im übrigen ver-
wiesen . 

Im Gegensatz zum geltenden Recht (§ 330a Abs. 1 
StGB) spricht der Entwurf in § 351 nicht mehr von 
einem „die Zurechnungsfähigkeit ausschließenden 
Rausch". Er läßt es vielmehr ausdrücklich genügen, 
wenn infolge des Rausches die Schuldunfähigkeit 
des Täters nicht auszuschließen ist. Damit wird eine 
Lücke geschlossen, deren Ausfüllung der Recht-
sprechung beträchtliche Schwierigkeiten bereitet hat. 
Blieb nämlich zweifelhaft, ob der Rausch die Schuld-
fähigkeit des Täters ausgeschlossen oder nur ver-
mindert hat, so tauchte die Frage auf, ob eine Ver-
urteilung wahlweise wegen verschuldeten Voll-
rausches oder wegen der im Zustand verminderter 
Schuldfähigkeit begangenen Rauschtat zulässig ist. 
Die Rechtsprechung hat diese Frage zunächst über-
wiegend verneint, da sie für eine zulässige wahl-
deutige Feststellung grundsätzlich voraussetzt, daß 
rechtsethisch und psychologisch vergleichbare Straf-
tatbestände einander gegenüberstehen. Der Bun-
desgerichtshof hat durch den Großen Senat für Straf-
sachen (BGHSt. 9, 390) jedoch später bejaht, daß der 
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Täter auch dann nach § 330a StGB zu verurteilen 
ist, wenn zweifelhaft bleibt, ob der verschuldete 
Rausch die Schuldfähigkeit des Täters ausgeschlos-
sen oder nur erheblich vermindert hat. Im Ergebnis 
entspricht diese Entscheidung einem unabweisbaren 
kriminalpolitischen Bedürfnis. Der Entwurf legt 
daher dieses Ergebnis gesetzlich fest. 

Als Strafe für die Verwirklichung des Grundtat-
bestandes sieht der Entwurf Strafhaft oder Geld-
strafe vor. In dieser Strafdrohung kommt zum Aus-
druck, daß den Täter, dem nur das Sichberauschen, 
nicht aber die Rauschtat als solche zum Vorwurf 
gemacht werden kann, regelmäßig kein schweres 
Verschulden trifft. Sie reicht indessen aus, im Rah-
men dieses Verschuldens auch bei Rauschtaten mit 
unvorhersehbar schweren Folgen eine das Sühne-
bedürfnis befriedigende Strafe zu finden. 

Absatz 2 baut auf dem Grundtatbestand des Ab-
satzes 1 auf. Er bedroht den Täter, der damit ge-
rechnet hat oder damit rechnen konnte, daß er im 
Rausch rechtswidrige Taten begehen werde, mit Ge-
fängnis bis zu fünf Jahren, Strafhaft oder Geld-
strafe. Diese wesentlich schwerere Strafdrohung 
rechtfertigt sich daraus, daß einem Rauschtäter, dem 
die Gefahr, daß er im Rausch rechtswidrige Taten 
begehen werde, bewußt war oder hätte bewußt sein 
können, eine ungleich schwerere Schuld trifft. Ihm 
ist nicht nur das an sich gefährliche Sichberauschen, 
sondern bis zu einem gewissen Grade auch die 
Rauschtat selbst zum Vorwurf zu machen. Die in 
solchen Rauschtaten enthaltene Rechtsgutsverletzung 
und das in der Berauschungshandlung liegende Ver-
schulden können im Einzelfall verhältnismäßig 
leicht, aber auch sehr schwer wiegen. Der Tat-
bestand des Absatzes 2 verlangt daher einen weiten 
Strafrahmen. 

In sachlicher Übereinstimmung mit der oben er-
wähnten neueren Rechtsprechung des Bundes-
gerichtshofes geht der Entwurf von der Vorstellung 
aus, daß der Vollrausch in der Mehrzahl der Fälle 
den Tatbestand des Absatzes 2 verwirklicht, weil 
jeder, der sich in einen die Schuldfähigkeit aus-
schließenden Rausch versetzt, im allgemeinen mit 
der Möglichkeit rechnen muß, daß er im Rausch-
zustand rechtswidrige Taten irgendwelcher Art be-
gehen wird. Das gilt vor allem für Täter, die sich 
erstmalig schwer berauschen und dann — sei es 
auch zu ihrer Überraschung — mehr oder minder 
schwere Taten begehen; denn niemand kann ohne 
zureichende Erfahrungen annehmen, daß die ent-
hemmenden Wirkungen des Alkohols sich bei ihm 
in ungefährlicher Weise äußern werden. Nur wer 
begründete Anhaltspunkte für die Annahme hat, er 
werde sich auch in einem die Schuldfähigkeit aus-
schließenden Rausch so in der Gewalt haben, daß 
er rechtswidrige Taten vermeiden kann, scheidet 
aus dem Anwendungsbereich des Absatzes 2 aus. 
Dieser bildet also nach der allgemeinen Lebens-
erfahrung die Regel, während der Absatz 1 die 
Ausnahme beschreibt. 

Die bereits erwähnten Fälle, in denen der Täter 
vorhergesehen oder schuldhaft nicht vorhergesehen 
hat, daß er im Rausch eine bestimmte Tat begehen 
werde (sogenannte actio libera in causa), läßt der 
Tatbestand unberührt. Das kommt in der Fassung  
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des Absatzes 1 zum Ausdruck; denn die Strafbar-
keit wegen Vollrausches wird davon abhängig ge-
macht, daß der Täter eine rechtswidrige Tat begeht 
„und ihretwegen nicht bestraft werden kann" Für 
die Strafdrohung des Absatzes 2 gilt nichts anderes. 
Sie baut auf den tatbestandlichen Voraussetzungen 
des Absatzes 1 auf. Die in Absatz 2 geforderte 
Voraussehbarkeit bezieht sich lediglich allgemein 
auf die Begehung irgendwelcher rechtswidriger 
Taten. Hat der Täter mit der Begehung einer be-
stimmten Tat gerechnet oder hätte er damit rechnen 
können, so hat ihn die Rechtsprechung von jeher 
wegen vorsätzlicher oder fahrlässiger Begehung 
dieser Tat zur Verantwortung gezogen. Bei dieser 
sachgerechten Rechtsprechung soll es auch künftig 
verbleiben. 

Absatz 3 bindet die richterliche Strafbemessung 
insoweit, als der Vollrausch nie schwerer bestraft 
werden kann als die in unverminderter Schuldfähig-
keit begangene Rauschtat. Um dieses Ziel für alle 
Fälle sicherzustellen, darf als Obergrenze für die 
Strafe nicht, wie es in § 330a Abs.2 StGB heißt, 
„die für die vorsätzliche Begehung der Handlung 
angedrohte Strafe" maßgebend sein. Denn von der 
Strafdrohung des Vollrausches werden auch Hand-
lungen erfaßt, bei denen dem Täter der sogenannte 
natürliche Vorsatz fehlt, er aber, durch seinen 
Rausch bedingt, durch Unachtsamkeit eine rechts-
widrige Tat begeht. In diesen Fällen ist die Tat nach 
der Rechtsprechung wegen Vollrausches nur straf-
bar, soweit fahrlässiges Handeln nach dem Tatbe-
stand der Rauschtat mit Strafe bedroht ist. Dann muß 
aber die Strafe für den Vollrausch in der Straf-
drohung für die fahrlässige Rauschtat ihre Grenze 
haben. Wer also in volltrunkenem Zustand durch 
achtloses Umgehen mit offenem Feuer eine Brand-
stiftung begeht, kann nur mit einer Strafe belegt 
werden, welche die für fahrlässige Brandstiftung 
vorgesehene Höchststrafe von zwei Jahren Gefäng-
nis (§ 341 Abs. 1, § 320) nicht übersteigt. 

Absatz 4 macht auch die Verfolgung wegen Voll-
rausches von denselben verfahrensrechtlichen Vor-
aussetzungen abhängig, wie sie für die Verfolgung 
der Rauschtat bestehen. Die Vorschrift entspricht 
§ 330a Abs. 3 StGB. 

§ 352 
Gefährdung einer Entziehungskur 

Die Vorschrift ersetzt den § 330b, der wie die 
Bestimmung über den Vollrausch duren das Gesetz 
vom 24. November 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 995) in 
das geltende Strafgesetzbuch eingefügt worden ist. 
Sie dient dem Schutz gerichtlich angeordneter oder 
sonst ohne Einwilligung des Betroffenen veranlaßter 
Entziehungskuren gegen Störungen durch Dritte. In 
der Ausgestaltung des Tatbestandes beläßt es der 
Entwurf im wesentlichen beim geltenden Recht. Es 
wird lediglich die tatbestandsmäßige Gefährdungs-
handlung des Verschaffens von Rauschmitteln durch 
weitere ähnliche Verhaltensweisen ergänzt, um die 
Umgehung der Vorschrift zu erschweren. Außerdem 
enthält der Tatbestand einige Klarstellungen. 

Geschützt werden nur Entziehungskuren Süchti-
ger, die in einer Anstalt untergebracht sind. Es ist 
in diesem Zusammenhang nicht mehr wie im gel- 
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tenden Recht ausdrücklich von „einer Trinkerheilan-
stalt oder einer Entziehungsanstalt", sondern allge-
mein von einer „Anstalt" die Rede. Nicht selten 
werden Entziehungskuren auch in Krankenanstalten 
oder in Heil- oder Pflegeanstalten durchgeführt. 
Auch diese Kuren muß der Tatbestand mit erfassen, 
da er nicht bestimmte Anstalten, sondern bestimmte 
Anstaltsbehandlungen schützt. Ambulante Ent-
ziehungskuren sind in den Strafschutz jedoch nicht 
einbezogen. Sie werden zwar nach dem künftigen 
Maßregelnsystem keine geringe Rolle spielen (vgl. 
§ 105 Abs. 1, § 75 Abs. 3). Ein Schutzbedürfnis läßt 
sich daher nicht ohne weiteres bestreiten. Der Ent-
wurf sieht aber von einer solchen Ausdehnung des 
Tatbestandes ab. Einmal ließe sich die Befolgung 
der Verbotsnorm nicht hinreichend überwachen. 
Auch wäre eine gleichmäßige Behandlung, nament-
lich in den Großstädten, nicht gewährleistet. Schließ-
lich wird die Verleitung zur Nichterfüllung gericht-
lich erteilter Weisungen auch in anderen Fällen 
nicht mit Strafe bedroht. 

Wie im geltenden Recht schützt die Vorschrift 
solche Entziehungskuren nicht, denen sich der Süch-
tige freiwillig in einer Anstalt unterzieht. Das folgt 
schon daraus, daß nicht in einer Anstalt „unterge-
bracht" ist, wer sich zur Kur freiwillig dorthin be-
geben hat. Der Entwurf verdeutlicht das im Tatbe-
stand noch durch das weitere Erfordernis, daß der 
Süchtige „auf gerichtliche Anordnung" oder „ohne 
seine Einwilligung" untergebracht worden sein muß. 
Die gerichtliche Anordnung braucht nicht unbedingt 
auf § 83 zu beruhen. Es kommen hier, wie bereits 
erwähnt, auch andere Formen der Unterbringung, 
etwa die in einer Heil- oder Pflegeanstalt nach § 82 
oder nach § 126 a StPO oder Unterbringungsanord-
nungen der Verwaltungsbehörden, über deren Zu-
lässigkeit das Gericht entschieden hat (vgl. Artikel 
104 Abs. 2 GG), in Betracht. Vor allem braucht die 
gerichtliche Anordnung der Unterbringung nicht 
ausdrücklich oder ausschließlich zu dem Zweck er-
gangen zu sein, eine Entziehungskur durchzuführen. 
Es genügt, wenn die Unterbringung selbst gericht-
lich angeordnet ist und die Entziehungskur sich im 
Rahmen des Zweckes der Unterbringung hält. Der 
weiter erwähnte Fall der Unterbringung eines Süch-
tigen „ohne seine Einwilligung" ist gegeben, wenn 

 der Vormund oder Pfleger des Süchtigen der Unter-
bringung zugestimmt hat und es daher einer gericht-
lichen Anordnung nicht bedarf. Auch in diesen Fäl-
len ist ein Bedürfnis anzuerkennen, Entziehungs-
kuren vor Störungen durch Dritte zu schützen. Der 
Anwendbarkeit der Vorschrift steht es nicht entge-
gen, wenn neben der Zustimmung des gesetzlichen 
Vertreters zur Unterbringung auch die Einwilligung 
des Betroffenen allein deswegen eingeholt wird, um 
für dessen wirksame Behandlung psychologisch gün-
stigere Voraussetzungen zu schaffen. Denn die Vor-
schrift stellt beim negativen Erfordernis der fehlen-
den Einwilligung nur auf die Fälle der rechtserheb-
lichen Einwilligung ab. 

Die Handlung des § 352 kann nicht nur wie im 
geltenden Recht darin bestehen, daß der Täter dem 
Süchtigen alkoholische Getränke oder andere 
Rauschmittel verschafft, sondern auch darin, daß er 
ihm solche Mittel überläßt oder ihn zu deren Genuß 
verleitet. Diese Erweiterung vermeidet Strafbar-

keitslücken und paßt die Fassung an andere ver-
gleichbare Tatbestände an (vgl. z. B. § 318 Abs. 1, 
§ 326 Abs. 1). Unter Rauschmittel ist dasselbe zu 
verstehen wie in § 351. Auf die Begründung zu 
jener Vorschrift wird verwiesen. Ob der Täter für 
die Tat ein Entgelt erhalten hat, ist wie im gelten-
den Recht unerheblich. Die Tat ist aber auch künftig 
nur strafbar, wenn sie ohne Erlaubnis des Anstalts-
leiters oder, wie der Entwurf ergänzt, „seines Be-
auftragten" geschehen ist. Diese Ergänzung ist ge-
boten, weil der Anstaltsleiter die Durchführung und 
Überwachung einer Kur, die die allmähliche Ent-
wöhnung des Süchtigen zum Ziele hat, auch anderen 
Personen übertragen kann. Die Vorschrift setzt wie 
§ 330b StGB wissentliche Begehung (§ 17 Abs. 2) 
voraus. Wer nur für möglich hält, daß es sich um 
eine untergebrachte Person handeln könnte, ohne 
bestimmte Kenntnis davon zu haben, macht sich 
nicht strafbar. 

Die Strafe ist im Vergleich zum geltenden Recht, 
das nur Gefängnis bis zu drei Monaten oder Geld-
strafe androht, erheblich erhöht. Die Störung einer 
Entziehungskur, die in einer Anstalt durchgeführt 
wird, kann unter Umständen schwere Folgen haben. 
Oft deutet die im Tatbestand vorausgesetzte wis-
sentliche Begehung auch auf eine besonders verant-
wortungslose Einstellung des Täters hin. In schwe-
reren Fällen dieser Art muß der Richter daher auch 
die Möglichkeit haben, eine empfindliche Gefängnis-
strafe zu verhängen. 

§ 353 
Verabreichen alkoholischer Getränke 

an Betrunkene 
Der Entwurf übernimmt diesen Tatbestand aus 

§ 16 Abs. 1 Nr. 3 und § 29 Nr. 8 des Gaststättenge-
setzes vom 28. April 1930 (Reichsgesetzbl. I S. 146). 
Die Vorschrift umschreibt strafwürdiges Unrecht. 
Ihre Strafdrohung richtet sich zwar vornehmlich 
gegen Inhaber von Gast- und Schankwirtschaften, 
gegen Kleinhändler und gegen die in diesen Be-
trieben beim Ausschank oder Verkauf beschäftigten 
Personen. Die Vorschrift geht aber mittelbar auch 
die Allgemeinheit an. Ihr Vorhandensein kann sich 
vor allem zum Schutze der Gastwirte und Klein-
händler auswirken, die sich unter dem Hinweis auf 
die Gefahr einer strafgerichtlichen Verfolgung eher 
dem Drängen Betrunkener widersetzen können. 
Diese mehr vorbeugende Aufgabe kann die Vor-
schrift nur erfüllen, wenn sie hinreichend bekannt 
ist. Ihre Einstellung in das Strafgesetzbuch läßt in-
soweit eine nachhaltigere Wirkung erwarten. 

Sofern das Verabreichen alkoholischer Getränke 
an Betrunkene im Betrieb einer Gast- oder Schank-
wirtschaft oder im Kleinhandel geschieht, ist die Tat 
strafbar, gleichgültig, ob die Getränke entgeltlich 
oder unentgeltlich abgegeben werden. „Betrunkene" 
im Sinne der Vorschrift sind Personen, die durch 
vorausgegangenen Alkoholgenuß bereits weitge-
hend enthemmt sind, ohne daß in jedem Falle ein 
Vollrausch im Sinne des § 351 vorausgesetzt ist. 
Das Verabreichen von alkoholischen Getränken an 
Angeheiterte oder leicht Angetrunkene fällt nicht 
unter die Vorschrift. 
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Im geltenden Recht ist die Tat eine Übertretung 
und daher nur mit Haft oder mit Geldstrafe bis zu 
einhundertfünfzig Deutsche Mark bedroht. Diese 
Strafdrohung hat sich als unzureichend erwiesen. 
Der vorliegende Entwurf droht Gefängnis bis zu 
einem Jahr, Strafhaft oder Geldstrafe an. Auf die 
Gefängnisstrafe kann nicht verzichtet werden, da 
die Strafhaft für die Fälle ungeeignet erscheint, in 
denen der Täter sein Verhalten hartnäckig wieder-
holt oder besonders schwere Folgen eintreten, mit 
denen er hätte rechnen können. 

Sechster Titel 

Gemeinlästige Straftaten 
§ 361 StGB bedroht in seinen Nummern 3 bis 8 

Landstreicher, Bettler und Arbeitsscheue sowie 
Dirnen, die der Gewerbsunzucht in anstößiger Weise 
nachgehen, mit Haftstrafen. Daneben sieht § 42d 
StGB die Unterbringung dieser gemeinlästigen Per-
sonen in einem Arbeitshaus vor, wenn dies erfor-
derlich ist, um sie zur Arbeit anzuhalten und an ein 
gesetzmäßiges und geordnetes Leben zu gewöhnen. 
Bei Bettlern und bei solchen Dirnen, die in an-
stößiger Weise zur Unzucht auffordern, ist die 
Unterbringung noch von weiteren gesetzlichen Vor-
aussetzungen abhängig (§ 42d Abs. 2, 3 StGB). 
Diese gerichtlich anzuordnende Unterbringung in 
einem Arbeitshaus, die durch das Gesetz gegen ge-
fährliche Gewohnheitsverbrecher und über Maß-
regeln der Sicherung und Besserung vom 24. No-
vember 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 995) eingeführt 
worden ist, gibt dem Richter eine sehr wirkungs-
volle Waffe zur Bekämpfung gemeinlästiger Täter 
in die Hand. Früher hatte er lediglich die Möglich-
keit, solche nach § 361 Nr. 3ff. StGB verurteilte 
Personen der Landespolizeibehörde zu überweisen, 
die dadurch die Befugnis erhielt, sie in einem Ar-
beitshaus unterzubringen (vgl. § 362 Abs. 2, 3 a. F. 
StGB). Die Einführung der Maßregel des § 42d StGB 
war ein bedeutsamer kriminalpolitischer Fortschritt. 
Gleichwohl blieb die gesetzliche Regelung zur Be-
kämpfung der Landstreicher, Bettler und Dirnen 
insgesamt unvollkommen. Namentlich die kurze 
Haftstrafe, die grundsätzlich vor der Unterbringung 
zu vollziehen ist (vgl. § 456b StPO), hat sich im 
Regelfall als ungeeignet und wenig wirksam er-
wiesen. Als leichteste Form der Freiheitsentziehung, 
die sechs Wochen nicht übersteigen darf und meist 
für erheblich kürzere Zeit verhängt wird, hält sie 
gemeinlästige Personen im allgemeinen nicht vom 
Rückfall ab. Auf der anderen Seite pflegen die Ge-
richte die Unterbringung in einem Arbeitshaus 
wegen der einschneidenden Folgen dieser Maßregel 
meist nur bei fortgeschrittener Verwahrlosung anzu-
ordnen. Das führt in der Praxis dazu, daß es gerade 
für die besserungsfähigen Täter vielfach an der 
Möglichkeit eines sinnvollen Einschreitens fehlt. 

Strafrecht und Kriminalpolitik stehen bei der Be-
kämpfung dieser asozialen Personen vor besonderen 
Aufgaben und Schwierigkeiten. Die Beobachtung 
der Insassen von Arbeitshäusern zeigt, daß die 
wegen Landstreicherei, Bettelei oder Gewerbsun-
zucht Verurteilten fast ausnahmslos Menschen sind, 
denen ihrer Anlage nach das Bedürfnis und die 

vor § 354 
Fähigkeit abgeht, ihren Lebensunterhalt durch ge-
regelte Arbeit zu verdienen. Meist sind sie sittlich 
abgestumpft und in ihren seelischen Fähigkeiten 
beeinträchtigt. In vielen ist ein krankhafter Wan-
dertrieb rege. Werden sie nach der Entlassung aus 
dem Arbeitshaus in einer Arbeitsstelle unterge-
bracht, so geben sie bald Arbeit und Obdach preis, 
um wieder in zweifelhaften Bezirken der Großstädte 
unterzutauchen oder auf der Landstraße umherzu-
irren. Andere haben im Leben Schiffbruch erlitten 
oder sind sonst wurzellos geworden und verlernten 
es mit der Zeit, sich in geordnete Verhältnisse zu 
fügen. Meist sind diese an sich schon haltlosen und 
willensschwachen Menschen durch übermäßigen Al-
koholgenuß oder durch ihr unstetes Leben zermürbt 
und bleiben einer Einwirkung im Straf- oder Maß-
regelvollzug weit weniger zugänglich als andere 
Verurteilte. Sie bedürfen einer starken Hand und 
einer nachhaltigen Fürsorge, um vor weiterem Ab-
gleiten und der vollen sittlichen und körperlichen 
Verwahrlosung bewahrt zu werden. 

Um dieses Ziel zu erreichen, sind in den letzten 
Jahrzehnten verschiedene Wege vorgeschlagen 
worden. Bemerkenswert ist in dieser Hinsicht der 
Entwurf von 1925. Er wollte bei der Bekämpfung 
von Landstreichern, Bettlern und Dirnen auf Straf-
drohungen ganz verzichten. Der notwendige Schutz 
der Allgemeinheit vor diesen gemeinlästigen Per-
sonen sollte lediglich durch die Maßregel des Ar-
beitshauses bewirkt werden. Die Vorschriften hierzu 
waren in einem besonderen 3. Buch jenes Entwurfs 
(§§ 378 bis 384) enthalten. Wie dessen Begründung 
ergibt, war man dabei davon ausgegangen, daß 
diese Vorschriften in absehbarer Zeit in ein beson-
deres Verwahrungsgesetz aufgenommen würden, 
das damals vorbereitet wurde. Der Regelung lag 
die Meinung zugrunde, daß gegen die gemein-
lästigen Personen mit strafrechtlichen Mitteln wenig 
auszurichten sei und daß dieses soziale Übel mit 
fürsorgerischen, polizeilichen und verwaltungsrecht-
lichen Maßnahmen bekämpft werden müsse. 

Bereits der Entwurf 1927 ist von dieser Regelung 
wieder abgekommen und zu der später durch das 
Gesetz vom 24. November 1933 weiter ausgebauten 
zweispurigen Lösung zurückgekehrt. Man glaubte, 
daß der völlige Verzicht auf Strafe den Schutz der 
Allgemeinheit zu sehr abschwäche, daß andererseits 
aber die Einweisung in ein Arbeitshaus namentlich 
bei erstmaligen Verfehlungen ein zu schwerer Ein-
griff sei. Diese Bedenken haben noch heute Gültig-
keit. Ein umfassendes Verwahrungsgesetz für ge-
fährdete und asoziale Personen ist bis heute nicht 
zustande gekommen. Ob ein solches Gesetz je ver-
wirklicht werden kann, ist noch nicht abzusehen. 
Der Entwurf eines Sozialhilfegesetzes hält zwar 
entsprechend dem § 20 der Fürsorgepflichtverord-
nung vom 13. Februar 1924 (Reichsgesetzbl. I S. 100 
mit Änderungen) daran fest, daß Arbeitsscheue in 
eine als Arbeitseinrichtung geeignete geschlossene 
Anstalt eingewiesen werden können, wenn sie 
schuldhaft sich oder einen Unterhaltsberechtigten 
der öffentlichen Fürsorge anheimfallen lassen. Der 
genannte Entwurf sieht auch für Gefährdete, die 
aus Mangel an innerer Festigkeit ein geordnetes 
Leben in der Gemeinschaft nicht führen können, die 
Einweisung in eine geschlossene Anstalt als letzten 



Drucksache  2150 	Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 

vor § 354 
Ausweg vor, wenn andere Arten der Hilfe nicht 
ausreichen. Er will jedoch damit die strafrechtlichen 
Maßnahmen gegen asoziale Personen nicht ver-
drängen und verfolgt nicht das Ziel, neben seinen 
fürsorgerischen Aufgaben auch den Schutz der All-
gemeinheit vor gemeinlästigen Personen sicherzu-
stellen. Ob es überhaupt sinnvoll und möglich ist, 
durch ein auf strafrechtliche Maßnahmen verzichten-
des Verwahrungsgesetz nach dem Grundgedanken 
des Entwurfs 1925 und der Bemühungen vor 1933 
alle Aufgaben der Bekämpfung asozialen Verhaltens 
umfassend zu lösen, ist zweifelhaft. Für die Gesetz-
gebung empfiehlt es sich, die Gewährung sozialer 
Hilfe für asoziale Personen in einem Sozialhilfe-
gesetz zu regeln, aber die zum Schutz der Allge-
meinheit erforderlichen Maßnahmen gegen diese 
Personen, soweit sie strafwürdiges Unrecht begehen, 
dem Strafrecht zu überlassen. Unter den Gemein-
lästigen sind nicht selten gefährliche Personen zu 
finden, die zu Gewalttätigkeiten neigen, wenn sie 
daran gehindert werden, ihr zügelloses Leben auf 
Kosten der Allgemeinheit fortzusetzen. Die Beauf-
tragten der öffentlichen Fürsorge, die in erster Linie 
berufen sind zu helfen und vorzubeugen, sind wider-
setzlichen und böswilligen Personen oft auch nicht 
gewachsen; zumindest erschweren diese die eigent-
liche fürsorgerische Arbeit sehr. 

Mit Mitteln des Strafrechts kann indessen gegen 
asoziale Personen nur insoweit vorgegangen wer-
den, als ihnen die Begehung strafwürdigen Unrechts 
vorzuwerfen ist. Die Grenzen der strafrechtlichen 
Tatbestände sind daher namentlich in den in diesem 
Titel enthaltenen Vorschriften über die Bettelei und 
die Landstreicherei wesentlich enger zu ziehen als 
im geltenden Recht: Bloßes Umherziehen als Land-
streicher oder bloßes Betteln (§ 361 Nr. 3, 4 StGB) 
ist nicht schon ohne weiteres strafwürdig und erfüllt 
daher den gesetzlichen Tatbestand künftig nicht. Der 
Entwurf sieht für diese Tatbestände vielmehr wei-
tere einengende Merkmale nach der äußeren und 
inneren Tatseite vor, welche die gemeinlästigen und 
zugleich strafwürdigen Formen solchen Verhaltens 
hervortreten lassen. Dem entspricht es, daß der Ent-
wurf an ein so umschriebenes strafwürdiges Unrecht 
nicht nur eine Maßregel der Besserung und Siche-
rung, sondern wie bei den übrigen Tatbeständen 
auch eine Straffolge knüpft. Dadurch wird das Un-
werturteil deutlicher, das solchen Verhaltensweisen 
innerhalb der Rechtsordnung zukommt. Sie bilden, 
wenn auch der einzelne Täter bisweilen harmlos 
und mehr lästig als gefährlich erscheinen mag, in 
ihrer Gesamtheit ein beträchtliche Gefahr für die 
Allgemeinheit und leisten oft schweren Straftaten 
Vorschub. 

Das gilt nicht nur von den in diesem Titel be-
handelten strafbaren Formen der Bettelei und 
Landstreicherei, sondern vor allem auch für das 
gemeinlästige Anlocken zur Unzucht und für die 
anstößige Ausübung der Gewerbsunzucht (§ 361 
Nr. 6 bis 6 c StGB). Der Entwurf hat allerdings diese 
Tatbestände, die sich im wesentlichen gegen Dirnen 
richten, des sachlichen Zusammenhangs wegen be-
reits im 3. Titel des 2. Abschnitts bei den „Straf-
taten gegen die Sittlichkeit" behandelt. Was hier 
einleitend allgemein über die Bekämpfung gemein-
lästiger Verhaltensweisen und was nachfolgend zur  

näheren Begründung der Tatfolgen ausgeführt ist, 
hat in gleicher Weise auch für die Tatbestände der 
gewerbsmäßigen Unzucht (§ 223) und des Anlockens 
zur Unzucht (§ 224) Geltung, die in der Strafdrohung 
mit den §§ 354 und 356 dieses Titels übereinstimmen. 

Der Entwurf droht bei den gemeinlästigen Straf-
taten der Bettelei und Landstreicherei (§§ 354, 356) 
sowie der gewerbsmäßigen Unzucht und des An-
lockens zur Unzucht (§§ 223, 224) in erster Linie 
Gefängnisstrafe an. Ihr Höchstmaß muß, wie sich 
aus den vorstehenden Darlegungen ergibt, erheblich 
über dem der Haftstrafe liegen, die das geltende 
Recht vorsieht. Es ist im Hinblick auf die gesetz-
lichen Voraussetzungen der Unterbringung in einem 
Arbeitshaus (§ 84) auf neun Monate festgesetzt. Die 
Maßregel der Unterbringung in einem Arbeitshaus, 
die der Resozialisierung solcher Personen dient, die 
aus Arbeitsscheu oder aus Hang zu einem unsteten 
oder ungeordneten Leben Straftaten begangen 
haben (§ 84), wird bei der Bekämpfung von Bettlern, 
Landstreichern und Dirnen im Vordergrund stehen. 
Von besonderer Bedeutung ist in diesem Zusam-
menhang, daß der Entwurf wie bei anderen frei-
heitsentziehenden Maßregeln auch hier dem Richter 
die Möglichkeit gibt, die zugleich mit der Strafe 
angeordnete Unterbringung in einem Arbeitshaus 
vorweg zu vollstrecken und den Vollzug der Maß-
regel auf die Strafe anzurechnen (§ 87). Ein solches 
Verfahren ist bei Bettlern, Landstreichern und 
Dirnen in der Regel dann am Platze, wenn bereits 
ein Fall fortgeschrittener Verwahrlosung gegeben 
ist oder sonst der Vollzug einer verhältnismäßig 
kurzfristigen Freiheitsstrafe nicht erfolgversprechend 
erscheint. 

Der Vollzug einer Freiheitsstrafe braucht aber ge

-

gegenüber gemeinlästigen Personen nicht in jedem 
Falle wirkungslos zu sein. Innerhalb eines wirksa-
men Strafvollzuges kann eine empfindliche Freiheits-
strafe die Wiedereingliederung etwa eines jünge-
ren, noch beeinflußbaren Täters unter Umständen 
eher fördern als die Unterbringung in einem Ar-
beitshaus, wo der nachteilige Einfluß älterer In-
sassen nicht immer ausgeschlossen werden kann. 
Die Beibehaltung der Strafdrohung bei diesen Tat-
beständen eröffnet darüber hinaus dem Gericht die 
Möglichkeit, soweit das angebracht erscheint und 
die gesetzlichen Voraussetzungen der §§ 71 und 72 
oder des § 79 erfüllt sind, Strafaussetzung oder Aus-
setzung des Strafrestes zur Bewährung anzuordnen 
und dem Verurteilten Weisungen zu erteilen. Es 
besteht kein Grund, die durch den Entwurf stark 
angereicherten Möglichkeiten einer Einwirkung 
außerhalb des Strafvollzuges in diesen Fällen von 
vornherein gesetzlich zu beschränken. Vielmehr 
soll es dem Richter im einzelnen Falle überlassen 
bleiben, für den Täter jeweils die Tatfolge auszu-
wählen, die seinem Verschulden entspricht und zu-
gleich das geeignetste Mittel ist, ihn wieder in die 
Gemeinschaft einzugliedern. Es ist auch zu berück-
sichtigen, daß der Richter gegenüber den gemein-
lästigen Personen auch die Sicherungsaufsicht an-
ordnen kann, wenn sie ihre Taten aus Arbeitsscheu 
oder aus Hang zu einem unsteten oder ungeord-
neten Leben begehen und die Gefahr besteht, daß 
sie ein gesetzwidriges Leben führen werden (§ 91 
Abs. 1 Nr. 1). Diese Voraussetzungen sind nach den 
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Erfahrungen der Praxis bei Bettlern, Landstreichern 
und Dirnen häufig erfüllt. Überdies schreibt der Ent-
wurf die Anordnung der Sicherungsaufsicht auch für 
den Fall vor, daß die Vollstreckung der Unterbrin-
gung in einem Arbeitshaus zur Bewährung aus-
gesetzt wird, weil besondere Umstände die Erwar-
tung rechtfertigen, daß der Zweck der Maßregel 
auch dadurch erreicht werden kann (§ 105 Abs. 1, 
§ 107 Abs. 2, § 91). In beiden Fällen dürfte der 
Sicherungsaufsicht erhebliche praktische Bedeutung 
zukommen, weil sie eine nachdrücklichere Über-
wachung des Täters ermöglicht als die Bewährungs-
hilfe (§ 76) und es beispielsweise gestattet, die Be-
aufsichtigung der unter Sicherungsaufsicht stehen-
den Dirnen der Polizeibehörde als Überwachungs-
behörde zu übertragen (§ 92 Abs. 2), die mit dieser 
Aufgabe besonders geschulte Kräfte der weiblichen 
Kriminalpolizei betraut. 

Neben der Gefängnisstrafe ist in den Tatbestän-
den der Bettelei, Landstreicherei und der Gewerbs-
unzucht schließlich auch Strafhaft bis zu vier 
Wochen vorgesehen. Hierbei folgt der Entwurf einer 
Anregung aus der Praxis, welche die ausschließliche 
Androhung von Gefängnisstrafe mit den Grund-
sätzen des Schuldstrafrechts als schwer verein-
bar ansieht. Es ist zuzugeben, daß die für Ge-
fängnis vorgesehene Mindeststrafe von einem 
Monat (§ 46 Abs. 1) in leichteren Fällen unangemes-
sen hoch erscheint. Auf der anderen Seite ist die 
Strafhaft als nächstniedere Strafart nach ihrem 
Sinn und Wesen gerade für Bettler, Dirnen und 
andere asoziale Personen wenig geeignet (vgl. § 56 
und die Begründung zu § 43). Der Entwurf geht 
daher einen Mittelweg: Er droht, um die zu hohe 
Mindeststrafe zu vermeiden, wahlweise auch Straf-
haft bis zu vier Wochen an. Es ist jedoch vor-
gesehen, im Vollzugsgesetz anzuordnen, daß Straf-
haft, die nach den §§ 223, 224, 354 oder 356 ver-
hängt wird, wie Gefängnis zu vollziehen ist (vgl. 
Fußnoten 21 und 24 des Entwurfs). Eine solche Rege-
lung führt zwar zu einer gewissen Einbuße in der 
Folgerichtigkeit des Strafensystems. Jedoch hat sie 
ihren Grund darin, daß die Grundentscheidungen 
zum Strafensystem im Entwurf nicht nach den Be-
sonderheiten der Bekämpfung von Bettlern, Dirnen 
und Landstreichern ausgerichtet sind und daß für 
diese Fälle daher in anderer Weise ein Ausgleich 
zwischen den Erfordernissen der Kriminalpolitik 
und dem Schuldgrundsatz gesucht werden muß. Aus 
ähnlichen Gründen besteht für diese Fälle bereits 
im geltenden Recht für den Vollzug der Haft eine 
Sondervorschrift: Personen, die wegen gemeinlästi-
ger Verhaltensweisen Haft zu verbüßen haben, 
können entgegen § 18 Abs. 2 StGB zur Arbeit 
angehalten werden (§ 362 StGB). 

Einen Tatbestand des strafbaren Müßiggangs 
(§ 361 Nr. 5 StGB) übernimmt der Entwurf nicht. So-
weit in dieser Richtung eine Strafbedürfnis an-
erkannt werden kann, wird die Vorschrift über die 
Verletzung der Unterhaltspflicht (§ 200) dem hin-
reichend gerecht. Für die Unterbringung in einem 
Arbeitshaus in solchen Fällen gibt § 20 der Für-
sorgepflichtverordnung vom 13. Februar 1924 die 
Grundlage. Auch die Tatbestände der Arbeitsver-
weigerung (§ 361 Nr. 7 StGB) und der Obdachlosig- 

§ § 354, 355 
keit (§ 361 Nr. 8 StGB) behält der Entwurf nicht bei. 
Die eine Vorschrift hat keine selbständige Bedeutung 
mehr, die andere enthält kein strafwürdiges 
Unrecht. 

§ 354 
Bettelei 

Der Entwurf setzt den Begriff des Bettelns ebenso 
wie § 361 Nr. 4 StGB als bekannt voraus. Abwei-
chend vom geltenden Recht wird aber der Tatbe-
stand der Bettelei nach der äußeren und der inneren 
Tatseite stark eingeengt: Einmal ist erforderlich, 
daß der Täter aufdringlich oder in einer Weise 
bettelt, die geeignet ist, die Allgemeinheit oder 
einzelne andere zu beunruhigen; zum anderen muß 
er aus Arbeitsscheu oder Liederlichkeit gehandelt 
haben. Damit trifft der Tatbestand nur noch Per-
sonen, die aus einer asozialen Lebenshaltung heraus 
betteln und durch ihr Treiben anderen lästig fallen 
oder Unruhe erwecken. Wer wegen einer vorüber-
gehenden Notlage oder wegen seiner Arbeits-
unfähigkeit die Mildtätigkeit seiner Mitmenschen 
anruft, kann nicht wegen Bettelei bestraft werden; 
ebensowenig, wer in anständiger Form um eine 
milde Gabe bittet. Das Merkmal des Bettelns aus 
Arbeitsscheu oder Liederlichkeit entnimmt der Ent-
wurf dem § 42d Abs. 3 StGB. 

Zur Frage der Strafdrohung wird auf die Vorbe-
merkung zu diesem Titel verwiesen. 

§ 355 
Anhalten zum Betteln 

§ 361 Nr. 4 StGB regelt nicht nur die eigentliche 
Bettelei. Mit derselben Strafe wird nach dieser Vor-
schrift auch bedroht, wer Kinder zum Betteln an-
leitet oder ausschickt. Ein solches Verhalten ist be-
sonders verwerflich und gemeinschädlich. Es ver-
dirbt die Jugend, gewöhnt sie frühzeitig an ein lie-
derliches Leben und wirkt den Bestrebungen der 
Jugendpflege entgegen. Oft wird hierin eine gröb-
liche Vernachlässigung der Fürsorge- und Erzie-
hungspflichten enthalten sein, die das geltende Recht 
nach § 170d StGB mit Strafe bedroht und der Ent-
wurf im § 198 regelt. Auch sind gewisse Überschnei-
dungen mit dem Tatbestand der Verletzung der Auf-
sichtspflicht denkbar (§ 143 StGB, § 199 des Ent-
wurfs). Gleichwohl behält der Tatbestand des An-
haltens zum Betteln seine selbständige Bedeutung. 
Es handelt sich hierbei um eine besondere, nicht sel-
ten anzutreffende Erscheinungsform der Bettelei, die 
deswegen verwerflich ist, weil sie kindliches Elend 
zur Schau stellt und mißbraucht, um andere zu er-
höhter Mildtätigkeit geneigt zu machen. Zum Schutze 
der heranwachsenden Jugend muß ein solches Ver-
halten unter Strafe gestellt werden, ohne Rücksicht 
darauf, ob die in §§ 198, 199 bezeichneten weiteren 
tatbestandlichen Voraussetzungen der Verletzung 
der Fürsorge- oder Erziehungspflicht gegeben sind. 
Auch die allgemeinen Teilnahmevorschriften können 
in diesen Fällen dem Strafbedürfnis schon deswegen 
nicht gerecht werden, weil der Betteleitatbestand 
künftig an wesentlich engere Voraussetzungen ge-
knüpft ist, die beim Tatbestand des Anhaltens zum 
Betteln nicht vorzuliegen brauchen. Im übrigen 
weicht der Entwurf in mehrfacher Hinsicht vom gel-
tenden Recht ab. Vor allem gewährt er den Straf- 
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§ 356, vor § 357 
schatz im Rahmen der vorgesehenen Altersgrenze 
nicht unterschiedslos allen Minderjährigen, sondern 
beschränkt ihn mit Rücksicht auf die tatsächlichen 
sozialen Verhältnisse der Gegenwart, unter denen 
dem Anhalten fremder Kinder zum Betteln keine 
nennenswerte kriminalpolitische Bedeutung mehr 
zukommt, auf solche Kinder und Jugendliche, für 
die dem Täter die Personensorge zusteht oder die 
seiner Erziehung anvertraut sind. Es kommt hier-
nach nicht darauf an, ob der Täter mit dem Kinde 
oder dem Jugendlichen in einem Verwandtschafts-
verhältnis steht oder der Schutzbefohlene zu seiner 
Hausgemeinschaft gehört. Im Hinblick auf diese 
sachliche Beschränkung des Tatbestandes ist es auf 
der anderen Seite angebracht, nicht nur Kinder, son-
dern auch Jugendliche (§ 10 Nr. 2), die zu dem Täter 
in dem beschriebenen Verhältnis stehen, in den An-
wendungsbereich einzubeziehen. Der Entwurf spricht 
nicht mehr wie das geltende Recht vorn Anleiten 
oder Ausschicken zum Betteln, sondern umfassender 
vom „Anhalten zum Betteln". Aber auch wer es un-
terläßt, ihm anvertraute Schutzbefohlene vom Bet-
teln abzuhalten, wird in die Vorschrift einbezogen. 
Das rechtfertigt sich aus der Aufsichts- und Fürsorge-
pflicht des Täters. Dieser Tatbestand war bereits in 
der früheren Fassung des § 361 Nr. 4 StGB enthal-
ten. Er wurde indessen infolge der Umgestaltung 
des § 361 Nr. 9 StGB, der im Rahmen der Übertre-
tungen die Verletzung der Aufsichtspflicht regelt, im 
3. Strafrechtsänderungsgesetz vom 4. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 735) für entbehrlich gehalten 
und gestrichen. Der Unterlassungstatbestand des 
Nichtabhaltens vom Betteln hat jedoch im Entwurf 
ebenso wie der entsprechende Tatbestand des An-
haltens zum Betteln eine selbständige Bedeutung; 
denn die Vorschrift über die Verletzung der Auf-
sichtspflicht (§ 199) greift in den Fällen des Nicht-
abhaltens vom Betteln häufig nicht ein, da das Bet-
teln als solches nach § 354 keine rechtswidrige Tat 
ist. Abweichend von dem früher geltenden Recht er-
faßt indessen dieser zweite Tatbestand der Vor-
schrift nur Fälle vorsätzlichen Unterlassens (vgl. § 15). 

In der Strafdrohung ist die Vorschrift den Tat-
beständen der Bettelei und Landstreicherei ange-
nähert. Das Höchstmaß der Gefängnisstrafe beträgt 
daher neun Monate; jedoch ist abweichend von den 
§§ 354 und 356 für die Strafhaft kein besonderes 
Höchstmaß und im Vollzugsgesetz für ihre Voll-
streckung keine besondere Regelung vorgesehen 
(vgl. Fußnote 24 des Entwurfs). Das rechtfertigt sich 
daraus, daß hier auch mit Tätern zu rechnen ist, die 
nicht zu der Gruppe der sogenannten Gemeinlästigen 
gehören und bei denen der Vollzug der Strafhaft als 
einer Denkzettel- und Besinnungsstrafe durchaus Er-
folgsaussichten verspricht. 

§ 356 
Landstreicherei 

Der Landstreicher bedeutet nicht nur eine Be-
lastung der Volkswirtschaft, sondern gefährdet oft 
auch die öffentliche Sicherheit. Es kommen freilich 
unter den Landstreichern auch verhältnismäßig 
harmlose Menschen vor, die lediglich dem Wander-
trieb folgen und keinen Schaden tun. Daneben gibt 
es aber auch Landstreicher, die von Diebstählen und 

Zechprellereien leben und bei günstiger Gelegenheit 
auch vor schwereren Straftaten nicht zurückschrek-
ken. Zu einer schlimmen Plage, namentlich auf dem 
Lande, werden Landstreicher, die bandenmäßig um-
herziehen. Solche Banden bilden nicht selten den 
Schrecken ganzer Gegenden und vor allem der Be-
wohner einsamer Gehöfte. 

Die Landstreicherei ist zumindest in diesen ge-
meinlästigen, beunruhigenden und gefährlichen For-
men strafwürdig. Das geltende Recht (§ 361 Nr. 3 
StGB) bedroht schon allgemein den mit Haft, der 
„als Landstreicher umherzieht". Der Entwurf be-
müht sich, ähnlich wie bei der Bettelei, die straf-
würdigen Formen der Landstreicherei im Tatbestand 
schärfer zu erfassen. Hierbei unterscheidet er zwi-
schen dem mittellosen Landstreicher, der sich als 
Einzelgänger ohne festes Unterkommen umhertreibt 
(Absatz 1), und dem Landstreicher, der dies als Mit-
glied einer Bande tut (Absatz 2). In beiden Fällen 
ist nach dem Entwurf die Landstreicherei jedoch nur 
dann strafbar, wenn das Verhalten geeignet ist, die 
Allgemeinheit oder einzelne andere zu beunruhigen 
oder zu belästigen. Der harmlose und friedfertige 
Müßiggänger fällt daher in keinem Falle unter den 
Tatbestand. 

Zum Tatbestand des Absatzes 1 gehört im übri-
gen, daß der Täter sich aus Arbeitsscheu oder Lie-
derlichkeit umhertreibt. Landstreicher ist daher nicht, 
wer sich, um Arbeit zu suchen, auf die Wanderschaft 
begibt. Bei Arbeitsunfähigen ist der Tatbestand nur 
erfüllt, wenn erwiesen ist, daß das Umherziehen 
selbstverschuldeter Verwahrlosung und einem Hang 
zu ungeordnetem Leben entspringt. Im übrigen setzt 
der Tatbestand nicht mehr voraus, daß der Täter 
„im Lande umherzieht", also von Ort zu Ort wan-
dert. Im Sinne der Vorschrift treibt sich auch umher, 
wer nach Landstreicherart innerhalb eines Ortes, 
etwa einer Großstadt, den Aufenthalt ständig wech-
selt. Diese Fälle müssen in den Tatbestand einbe-
zogen werden, da sich diese Erscheinungsform der 
Landstreicherei (sogenannte Stadtstreicherei) neuer-
dings namentlich in Großstädten breitmacht. 

Die bandenmäßige Landstreicherei des Absat

-

zes 2 ist im übrigen dadurch gekennzeichnet, daß 
der Täter sich aus Arbeitsscheu oder aus Hang zu 
einem unsteten oder ungeordneten Leben als Mit-
glied einer Bande umhertreibt. Mittellosigkeit der 
Täter und Fehlen eines festen Unterkommens wird 
für diesen Tatbestand nicht vorausgesetzt. Banden-
mäßig umherschweifende Landstreicher sind nicht 
selten im Besitz größerer Mengen Geldes und gehen 
gleichwohl auf Diebstähle, Betrügereien und erpres-
sungsähnliche Betteleien aus. Sie haben oft auch 
eine feste Unterkunft, die sie allerdings nur von 
Zeit zu Zeit benutzen. 

Die Strafdrohung ist bereits in der Vorbemerkung 
zu diesem Titel begründet. Hierauf wird verwiesen. 

Siebenter Titel 

Glücksspiel 
Der Titel enthält Strafvorschriften gegen die Ver-

anstaltung von öffentlichen Lotterien und gegen 
das Glücksspiel. Er schließt sich weitgehend an die 
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§§ 284 bis 286 StGB, deren Fassung auf dem Gesetz 
gegen das Glücksspiel vom 23. Dezember 1919 
(Reichsgesetzbl. S. 2145) beruht, an. Im Aufbau und 
in manchen Einzelheiten weicht er jedoch nicht un-
erheblich vom geltenden Recht ab. 

Zu der umstrittenen Frage, ob durch die Straf-
vorschriften gegen das Glücksspiel ein bestimmtes 
Rechtsgut geschützt wird und welches Rechtsgut 
dies ist, nimmt der Entwurf nicht Stellung. Er geht 
aber davon aus, daß in der Veranstaltung eines 
Glücksspiels und auch schon in der bloßen Beteili-
gung daran nicht nur Ordnungsunrecht, sondern kri-
minelles Unrecht liegt, wenn das Spiel ohne die bei 
einer staatlichen Genehmigung gegebenen Möglich-
keiten veranstaltet wird, die Durchführung zu über-
wachen, Mißbräuchen entgegenzutreten und die 
Spielverluste in gewissen Grenzen zu halten. 

Die Materie ist wie bisher abgegrenzt. Der Ent-
wurf verzichtet darauf, bestimmte Arten oder Orga-
nisationsformen von Glücksspielen, etwa Spiel-
banken, gänzlich zu verbieten, sondern überläßt es 
den Ausführungsvorschriften, zu bestimmen, welche 
Arten von Lotterien und Glücksspielen von der 
Behörde erlaubt werden können. Die auf diesem 
Gebiet bestehenden Verwaltungsvorschriften und 
Sonderregelungen werden von dem Entwurf nicht 
berührt (vgl. z. B. Bekanntmachung betr. Ausfüh-
rungsvorschriften zu dem Gesetz gegen das Glücks-
spiel vom 27. Juli 1920, Reichsgesetzbl. I S. 1482; 
Rennwett- und Lotteriegesetz vom 8. April 1922, 
Reichsgesetzbl. I S. 393; Gesetz über die Zulassung 
öffentlicher Spielbanken vom 14. Juli 1933, Reichs-
gesetzbl. I  S. 480 in der Fassung des Gesetzes vom 
23. März 1934, Reichsgesetzbl. I S. 213; § 33 d bis h 
der Gewerbeordnung vom 11. Juni 1869 in der 
Fassung vom 26. Juli 1900, Reichsgesetzbl. S. 871, 
zuletzt geändert durch das Vierte Bundesgesetz zur 
Änderung der Gewerbeordnung vom 5. Februar 
1960, Bundesgesetzbl. I S. 61; Verordnung über die 
Genehmigung öffentlicher Lotterien und Ausspielun-
gen vom 6. März 1937, Reichsgesetzbl. I S. 283, sowie 
die landesrechtlichen Vorschriften über Sport- und 
Zahlenwetten). Die  in  einzelnen dieser Rechtsvor-
schriften enthaltenen Strafvorschriften müssen schon 
des Zusammenhangs wegen in diesen Sondervor-
schriften verbleiben; sie eignen sich auch deshalb 
wenig zur Aufnahme in das Strafgesetzbuch, weil 
ihnen nach ihrem sozial-ethischen Unrechtsgehalt 
meist keine allgemeine Bedeutung zukommt (vgl. 
z. B. die §§ 5 bis 9 des Rennwett- und Lotterie-
gesetzes; § 146 Abs. 1 Nr. 5 der Gewerbeordnung). 

Die wesentlichste Änderung gegenüber dem gel-
tenden Recht besteht darin, daß die umstrittene 
Vorschrift des § 285 StGB über das gewerbsmäßige 
Glücksspiel nicht übernommen worden ist. Die gel-
tende Regelung des gewerbsmäßigen Glücksspiels 
ist unbefriedigend, da sie nach überwiegender Mei-
nung nur den gewerbsmäßigen Spieler, nicht aber 
dengewerbsmäßigen Veranstalter erfaßt. Für diese 
unterschiedliche Behandlung besteht kein innerer 
Grund; sie ist auch kriminalpolitisch nicht gerecht-
fertigt. Der Entwurf vermeidet dieses ungerechte 
Ergebnis, indem er neben dem gewerbsmäßigen 
Spielen auch das gewerbsmäßige Veranstalten von 
Glücksspielen mit Strafe bedroht und beide Fälle 

§§ 357, 358 
als Strafschärfungsgrund gegenüber den Grundtat-
beständen behandelt (§ 358 Abs. 2, § 359 Abs. 2). 
Damit ist auch klargestellt, daß der gewerbsmäßige 
Spieler nicht strafbar ist, wenn er sich an einem 
behördlich erlaubten Glücksspiel beteiligt. Es er-
scheint nicht gerechtfertigt, die Beteiligung an einem 
erlaubten Glücksspiel nur deshalb mit Strafe zu 
bedrohen, weil sie in der Absicht erfolgt, durch das 
Spielen eine fortgesetzte auf Erwerb gerichtete 
Tätigkeit auszuüben. So hat schon § 2 des Gesetzes 
über die Zulassung öffentlicher Spielbanken die 
Anwendung der §§ 284 bis 285a StGB auf zuge-
lassene Spielbanken ausgeschlossen. 

Die Aufnahme einer dem § 285a StGB entspre-
chenden Vorschrift erübrigt sich, weil der Entwurf 
den Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte nicht 
mehr kennt und die Veröffentlichung des Urteils 
nur noch zuläßt, wenn es der Wiedergutmachung 
des Verletzten dient. An Stelle der von § 285 a StGB 
vorgesehenen Möglichkeit, Polizeiaufsicht anzuord-
nen, ist vorgesehen, daß das Gericht neben einer 
Verurteilung wegen gewerbsmäßiger Veranstaltung 
eines unerlaubten Glücksspiels oder wegen ge-
werbsmäßiger Beteiligung an einem solchen Glücks-
spiel Sicherungsaufsicht anordnen kann. Auch kann 
unter den Voraussetzungen des § 87 der Verurteilte 
in einem Arbeitshaus untergebracht werden. Für 
die Zulassung der in § 56 bezeichneten Nebenstrafen 
besteht dagegen kein Bedürfnis. 

§ 357 
Unerlaubte Veranstaltung einer Lotterie 

Die Vorschrift entspricht § 286 StGB. Nach dem 
Vorbild des Entwurfs 1927 (§ 356) sowie späterer 
Entwürfe ist die Vorschrift auf die Ausspielung geld-
werter Leistungen erstreckt worden. Damit ist klar-
gestellt, daß z. B. auch die Ausspielung einer Ur-
laubsreise erfaßt wird. Die übrigen Änderungen 
betreffen nur die Fassung. Das Fehlen der behörd-
lichen Erlaubnis sieht der Entwurf als Tatbestands-
merkmal an. Es muß daher vom Vorsatz umfaßt sein. 

Die Strafdrohung entspricht der des geltenden 
Rechts; hinzugekommen ist die Möglichkeit, auch 
Strafhaft zu verhängen. 

§ 358 
Unerlaubte Veranstaltung eines Glücksspiels 

Die Nummern 1 und 2 des Absatzes 1 ent-
sprechen § 284 Abs. 1 StGB. In Nummer 1 sind die 
Worte „öffentlich ein Glücksspiel veranstaltet" 
durch die Fassung „ein öffentliches Glücksspiel ver-
anstaltet" ersetzt. Dadurch soll klargestellt werden, 
daß solche Spiele vom Tatbestand nicht erfaßt 
werden, zu denen nur ein geschlossener Personen-
kreis zugelassen ist, und daß die Offentlichkeit der 
Veranstaltung nicht entscheidend ist. Schon die 
Rechtsprechung zum geltenden Recht hat trotz des 
zweifelhaften Wortlauts des § 284 Abs. 1 ein öffent-
lich veranstaltetes Glücksspiel nur angenommen, 
wenn die Möglichkeit der Beteiligung für einen 
unbestimmten Kreis bestand. 

Neu gegenüber dem geltenden Recht ist die in 
Nummer 3 enthaltene Erstreckung der Strafdrohung 
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§§ 359, 360, vor § 361 
auf denjenigen, der in seinen Räumen die Ver-
anstaltung eines öffentlichen Glücksspiels duldet. 
Das Strafgesetzbuch in der bis 1919 geltenden Fas-
sung enthielt in § 285 eine ähnliche Vorschrift. Das 
Gesetz gegen das Glücksspiel vom 23. Dezember 
1919 hatte auf den Tatbestand in der Annahme ver-
zichtet, daß dieser Fall stets als Beihilfe zur Ver-
anstaltung eines öffentlichen Glücksspiels erfaßt 
werden könnte. In der Praxis hat sich jedoch ge-
zeigt, daß dies nicht immer möglich ist. Bereits der 
Entwurf Radbruch (§ 315 Abs. 1) von 1922 hat daher 
vorgeschlagen, einen entsprechenden Tatbestand 
wieder in das Strafgesetzbuch aufzunehmen. Damit 
wird das Einschreiten in solchen Fällen erleichtert. 
Auch hier geht der Entwurf davon aus, daß das 
Fehlen der behördlichen Erlaubnis Tatbestands-
merkmal ist. Die Strafdrohung des Absatzes 1 ent-
spricht der des § 357. 

Absatz 2 enthalt für die gewerbsmäßige Be-
gehung der Tat eine erhöhte Strafdrohung. Auch 
kann in solchen Fällen Sicherungsaufsicht angeord-
net werden, wenn die Voraussetzungen des § 91 
Abs. 1 im übrigen erfüllt sind. 

Wie im bisherigen Recht werden unter bestimm-
ten Voraussetzungen auch nichtöffentliche Glücks-
spiele mit Strafe bedroht. Absatz 3 stellt darauf 
ab, daß es sich um „Spielklubs" oder ähnliche Ver-
eine oder geschlossene Gesellschaften handeln muß, 
in denen die Veranstaltung von Glücksspielen 
„üblich" ist. Glücksspiele, die im Kreise der Familie 
oder zwischen Bekannten bei regelmäßigen Zu-
sammenkünften veranstaltet werden, sollen von der 
Strafdrohung nicht erfaßt werden. Der Entwurf er-
setzt das in § 284 Abs. 2 StGB und in früheren Ent-
würfen verwendete Wort „gewohnheitsmäßig" durch 
den Ausdruck „üblich", weil bei der Auslegung des 
Begriffes „gewohnheitsmäßig" im Sinne der Recht-
sprechung zu anderen Vorschriften gefordert werden 
müßte, daß die Veranstalter einen durch Übung er-
worbenen Hang zu wiederholter Tatbegehung 
haben. Damit würde aber der Tatbestand zu eng. 

§ 359 
Unerlaubte Beteiligung am Glücksspiel 

Entgegen den Entwürfen von 1927 und 1936 wird, 
wie in § 284a StGB, auch die nichtgewerbsmäßige 
Beteiligung an einem unerlaubten Glücksspiel unter 
Strafe gestellt. Der in der Begründung der früheren 
Entwürfe gebrachte Hinweis, daß die Aufrecht-
erhaltung des § 284 a StGB zu erheblichen Schwierig-
keiten im Verfahren führe, da sämtliche am Spiel 
Beteiligten Beschuldigte seien und keiner als Zeuge 
vernommen werden könne, schlägt auch nach den 
Erfahrungen der Praxis nicht durch. Die Möglichkeit, 
daß Mitspieler als Mitbeschuldigte oder als Zeugen 
den Veranstalter des Spiels belasten, ist in beiden 
Fällen etwa die gleiche. Hingegen sprechen folgende 
Gesichtspunkte gegen eine Einschränkung auf 
gewerbsmäßige Beteiligung. Die Gewerbsmäßigkeit 
ist so schwer nachweisbar, daß die  Zahl der Ver-
urteilungen auf Grund des geltenden § 285 StGB im 
Verhältnis zu den Zahlen der Verurteilungen aus 
§ 284a verschwindend gering ist. Würde man die 
nichtgewerbsmäßige Beteiligung am unerlaubten 
Glücksspiel straflos lassen, würden die Glücksspiel

-

vorschriften weitgehend ihre praktische Bedeutung 
verlieren. Es besteht auch ein kriminalpolitisches 
Bedürfnis, die nichtgewerbsmäßige Beteiligung un-
ter Strafe zu stellen. Bei gewissen Kartenspielen, 
die Glücksspiele darstellen, gibt es überhaupt 
keinen Veranstalter. Zumindest läßt er sich vielfach 
nicht feststellen. Gerade bei solchen Spielen, wie 
sie häufig von Berufsspielern und Kriminellen in 
Gaststätten und im Freien betrieben werden, werden 
unerfahrene Spieler, vor allem aber Jugendliche 
und Heranwachsende hereingezogen. Aus derartigen 
Spielen entsteht auch häufig der Anreiz zu krimi-
nellen Taten anderer Art. Es wäre daher bedenk-
lich, die nichtgewerbsmäßige Beteiligung am un-
erlaubten Glücksspiel straffrei zu lassen. Absatz 1 
zieht daraus die Folgerung. Es wird jedoch vorge-
schlagen, die Tat lediglich mit Strafhaft oder mit 
Geldstrafe zu bedrohen. 

Absatz 2 sieht eine höhere Strafdrohung für das 
gewerbsmäßige Handeln vor. Auf die Androhung 
von Gefängnis kann schon mit Rücksicht auf die 
Strafdrohung des § 358 Abs. 2, der den gewerbs-
mäßigen Veranstalter eines unerlaubten Glücks-
spiels mit Gefängnis bis zu fünf Jahren bedroht, 
nicht verzichtet werden. Der Unrechtsgehalt der Tat 
ist bei Veranstalter und Beteiligten nicht so ver-
schieden, daß die gewerbsmäßige Beteiligung nur 
mit Strafhaft oder Geldstrafe bedroht werden 
könnte. Absatz 2 sieht schließlich wie im Falle der 
gewerbsmäßigen Tat nach § 358 Abs. 2 die Möglich-
keit der Sicherungsaufsicht vor, wenn die Voraus-
setzungen des § 91 Abs. 1 im übrigen erfüllt sind. 
Gerade gegenüber gewerbsmäßigen Glücksspielern 
wird die Sicherungsaufsicht eine wichtige Rolle zu 
spielen haben. 

§ 360 
Einziehung 

Die Vorschrift sieht wie § 284 b StGB die Ein-
ziehung der Spieleinrichtungen und des auf dem 
Spieltisch oder in der Bank vorgefundenen Geldes 
zwingend vor, wenn sie dem Täter oder Teilnehmer 
zur Zeit der Entscheidung gehören. Andernfalls 
können die Gegenstände einbezogen werden. Durch 
die Beschränkung der Einziehung auf das „vor-
gefundene Geld" wird klargestellt, daß nur das 
beim polizeilichen Zugriff vorgefundene Geld erfaßt 
werden soll. Der im geltenden Recht und in frühe-
ren Entwürfen verwendete Ausdruck „be findliche 
Geld" ist insoweit unklar. § 360 ist eine besondere 
Vorschrift, welche die Einziehung über § 113 hinaus 
in Satz 1 vorschreibt und in Satz 2 zuläßt. Die 
Gegenstände dürfen daher nur eingezogen werden, 
wenn auch die Voraussetzungen des § 114 erfüllt 
sind. Das beim Spiel verwendete Geld, das beim 
Zugriff nicht mehr oder nicht auf dem Spieltisch 
oder in der Bank vorgefunden wurde, unterliegt der 
Einziehung oder dem Verfall nach den allgemeinen 
Bestimmungen. 

Fünfter Abschnitt 
STRAFTATEN GEGEN DEN STAAT 

UND SEINE EINRICHTUNGEN 

Den Grundsätzen für die neue Gliederung des 
Besonderen Teils, die in der Einleitung zu dessen 
Begründung unter II. dargelegt worden sind, ent- 
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spricht es, wenn der Entwurf die Straftaten gegen 
den Staat und seine Einrichtungen erst im 5. Ab-
schnitt behandelt, während sie das geltende Straf-
gesetzbuch im wesentlichen an den Anfang des Be-
sonderen Teils stellt. Innerhalb des 5. Abschnitts 
stimmt die Gliederung mit der des geltenden Ge-
setzes hingegen auf weite Strecken überein. Der 
Abschnitt beginnt mit dem Staatsschutz im engeren 
Sinne, nämlich mit Hochverrat, Staatsgefährdung 
und Landesverrat. Während das geltende Straf-
gesetzbuch diesen drei Gruppen jeweils einen Ab-
schnitt widmet, faßt der Entwurf Hochverrat und 
Staatsgefährdung als zwei Zwischentitel eines ein-
zigen Titels zusammen, da es sich dabei um die 
Abwehr eines inneren Umsturzes handelt, der durch 
Hochverrat ausgeführt oder dem durch Staatsgefähr-
dung das Feld bereitet werden soll. Ein dritter 
Zwischentitel faßt gemeinsame Vorschriften zusam-
men. Die Bestimmungen über den Landesverrat 
bringt der Entwurf in einem besonderen 2. Titel. 
Dabei geht es um Angriffe auf den Staat durch 
Verrat nach außen, insbesondere um Verrat von 
Staatsgeheimnissen. Während das geltende Strafge-
setzbuch anschließend einen Abschnitt über „Hand-
lungen gegen ausländische Staaten" folgen läßt, die 
der Entwurf erst im Zusammenhang mit den Straf-
taten gegen die Völkergemeinschaft behandelt, 
stimmen das geltende Recht und der Entwurf hin-
sichtlich der folgenden Straftatengruppen grundsätz-
lich wieder überein. Die „Verbrechen und Vergehen 
in Beziehung auf die Ausübung staatsbürgerlicher 
Rechte", denen der 5. Abschnitt im Besonderen Teil 
des geltenden Strafgesetzbuches gewidmet ist, teilt 
de:  Entwurf allerdings in zwei Titel auf. Der eine, 
der 3. Titel des Abschnitts, betrifft die „Straftaten 
gegen Verfassungsorgane" und schützt das stö-
rungsfreie Arbeiten dieser Organe, insbesondere 
der Parlamente, Regierungen und Verfassungs-
gerichte, während der folgende 4. Titel Wahlen und 
Abstimmungen in öffentlichen Angelegenheiten vor 
unzulässigen Beeinflussungen jeglicher Art schützt. 
Wie im geltenden Recht schließen sich im 5. Titel 
die „Straftaten gegen die Landesverteidigung" und 
im 6. Titel die „Auflehnung gegen die Staatsgewalt" 
an. Der 5. Titel stimmt mit dem 5a. Abschnitt im 
Besonderen Teil des geltenden Strafgesetzbuches 
weitgehend überein, während sich der 6. Titel nur teil-
weise mit dem 6. Abschnitt deckt. Der Entwurf weist 
eine Reihe der dort eingefügten Tatbestände den 
Straftaten gegen den Gemeinschaftsfrieden (4. Ab-
schnitt, 1. Titel) zu, während er einige im geltenden 
Recht unter die Vergehen wider die öffentliche Ord-
nung eingereihten Tatbestände in den 6. Titel her-
überzieht. Der entscheidende Gesichtspunkt für den 
Entwurf ist, daß Taten, die sich unmittelbar gegen 
Träger der Staatsgewalt (so die §§ 418 bis 424) oder 
gegen staatliche Maßnahmen richten (so die §§ 425 
bis 430) dem Titel „Auflehnung gegen die Staats-
gewalt" zuzuordnen sind, während Straftaten, die 
sich darüber hinaus gegen die öffentliche Ordnung 
richten, hier ausgeschieden und dem 1. Titel „Straf-
taten gegen den Gemeinschaftsfrieden" im 4. Ab-
schnitt einzugliedern sind. Das geltende Recht läßt 
hier klare Gliederungsgesichtspunkte vermissen. 
Nach dem 6. Titel läßt der Entwurf im 5. Abschnitt 
noch zwei weitere Titel folgen, nämlich im 7. Titel 

vor § 361 
di 2 „Gefährdung der Rechtspflege" und im 8. Titel 
die „Straftaten gegen den öffentlichen Dienst". Der 
erste Untertitel des 7. Titels „Falsche Aussage" ent-
spricht dem 9. Abschnitt des geltenden Strafgesetz-
buches. Die in dem zweiten Untertitel „Andere 
Straftaten gegen die Rechtspflege" zusammengefaß-
ten Tatbestände sind hingegen im geltenden Gesetz 
an verschiedenen Stellen verstreut. Die Einzelheiten 
hierzu sowie die Gründe für die Zusammenfassung 
sind in der Vorbemerkung zum 7. Titel dargelegt. 
Der 8. Titel „Straftaten gegen den öffentlichen 
Dienst" enthält einen Teil der „Verbrechen und 
Vergehen im Amt", die das geltende Gesetz im 
28. Abschnitt wenig organisch an den Schluß des 
Besonderen Teils stellt. Der Entwurf löst diesen 
Abschnitt auf und faßt nur einen Rest im 8. Titel 
zusammen, dem andererseits auch einige neue Tat-
bestände eingefügt sind. Wegen der Einzelheiten 
und der Untergliederung des 8. Titels wird auf die 
Vorbemerkung dazu verwiesen. 

Erster Titel 

Hochverrat und Staatsgefährdung 
Während die Kerntatbestände des Hochverrats 

an alte Rechtstradition anknüpfen, können die Be-
stimmungen über Staatsgefährdung nur auf eine 
kurze Geschichte zurückblicken. Erst das 1. Straf-
rechtsänderungsgesetz vom 30. August 1951 (Bun-
desgesetzbl. I S. 739) hat die gleichzeitig wiederein-
geführten Vorschriften des Strafgesetzbuches über 
Hochverrat durch Tatbestände der Staatsgefährdung 
ergänzt, wobei die entsprechenden schweizerischen 
Strafbestimmungen, entstanden in Abwehr fremder 
autoritäterer Machtbestrebungen, in mancher Hin-
sicht als Vorbild dienten. Beide Gruppen von Straf-
taten gehören eng zusammen und sind daher in 
einem Titel zusammengefaßt. Denn beide haben 
den Zweck, dem Staatsumsturz und seiner Vorbe-
reitung entgegenzuwirken. Die Kerntatbestände des 
Hochverrats (§§ 361 bis 363) sind durch die Mittel 
der Gewalt oder der Drohung mit Gewalt gekenn-
zeichnet. Diesen Mitteln stellt der Entwurf weit-
gehend den Mißbrauch und die Anmaßung von Ho-
heitsbefugnissen gleich (§ 364 Abs. 1 und 2). Denn 
diese Art des „Umsturzes von oben" ist ebenso als 
Hochverrat zu beurteilen wie der Umsturz unter 
Anwendung von Gewalt oder Drohung mit Gewalt. 
Auch der Angriff gegen das Staatsoberhaupt ist 
alter Rechtstradition gemäß als Hochverrat bezeich-
net (§ 365). Abgesehen von diesem Fall richtet sich 
das Verhalten, das in den Tatbeständen über den 
Hochverrat gegen den Bund erfaßt wird, gegen den 
„Bestand der Bundesrepublik Deutschland", d. h. 
gegen ihre Unabhängigkeit, die durch Unterwerfung 
unter fremde Botmäßigkeit beeinträchtigt wird, ge-
gen ihre bundesstaatliche Einheit oder die Unver-
sehrtheit ihres Gebietes (§ 380 Abs. 1) oder gegen 
die „Verfassung" in ihren wesentlichen Grund-
sätzen und Einrichtungen. Auch die Bestimmungen 
über die Staatsgefährdung dienen dem Schutz des 
Bestandes der Bundesrepublik Deutschland und der 
Verfassung. Aus dem Bereiche der Verfassung 
schützen sie jedoch — insoweit in Übereinstimmung 
mit der zum Hochverrat gehörenden Vorschrift über 
Verfassungsverrat (§ 364 Abs. 1 Nr. 2) — nur die 
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fundamentalen Grundsätze der freiheitlichen demo-
kratischen Grundordnung, die zur klaren Abgren-
zung für den Bereich des Strafgesetzbuches in § 380 
Abs. 2 im einzelnen aufgeführt sind. Abgesehen 
davon unterscheiden sich die Tatbestände des Hoch-
verrats und die der Staatsgefährdung im Grund-
sätzlichen dadurch, daß die ersteren den Umsturz 
mit den typischen Mitteln der Gewalt, der Drohung 
mit Gewalt, des Mißbrauchs oder der Anmaßung 
von Hoheitsbefugnissen erfassen, während die 
Staatsgefährdungstatbestände sonstigen Umsturz-
methoden entgegenwirken sollen. 

Der im Jahre 1951 eingeführte zusätzliche Schutz 
des Staates, den die Strafbestimmungen über die 
Staatsgefährdung bezwecken, ist erforderlich gewor-
den und weiterhin notwendig, um die Gefahr 
totalitärer Diktatur abzuwehren. Diese neue Herr-
schaftsform unterscheidet sich wesentlich von den 
früheren alten Formen der Unterdrückung der 
menschlichen Freiheit durch einen Tyrannen oder 
einen Despoten. Denn die totalitäre Diktatur umfaßt 
mit Hilfe einer totalitären Ideologie und einer allein 
dem Maßstab dieser Ideologie untergeordneten 
Machtausübung alle Lebensäußerungen der ihr un-
terworfenen Menschen und beseitigt damit jede 
echte individuelle Freiheit. Solange die Gefahr tota-
litärer Diktaturbestrebungen irgendwelcher Art be-
steht, muß sich der Staat um der Freiheit seiner 
Bürger willen auch mit strafrechtlichen Mitteln 
gegen Angriffe wehren, die auf die Errichtung einer 
totalitären Herrschaft abzielen. Die der Abwehr 
dienenden Strafbestimmungen müssen die erfah-
rungsgemäß vorwiegend angewandten Angriffs-
methoden erfassen. Zu diesen gehört insbesondere 
die ständige planmäßige Untergrabung des Ver-
trauens im Volke zu den Organen und Einrichtun-
gen des freiheitlichen Staates und zu den von 
diesem vertretenen Grundsätzen einer auf Men-
schenwürde und persönlicher Freiheit beruhenden 
Staats- und Gesellschaftsform. Die Gegner der frei-
heitlichen Demokratie versuchen zunächst eine all-
gemeine Stimmung der Unzufriedenheit zu schaffen, 
das Volk von dem Unwert des Staates zu überzeu-
gen und es dadurch für die Aufnahme des gleich-
zeitig verbreiteten totalitären Ideengutes bereit zu 
machen. Hat das Bemühen, die Massen in diesem 
Sinne auszurichten, Erfolg, so entsteht die akute 
Gefahr, daß einer relativ kleinen Aktivistengruppe 
der totalitären „Bewegung" die „Machtergreifung" 
gelingt, wobei es vielleicht gar nicht oder nur im 
letzten Stadium der faktischen Unabwendbarkeit 
zum Einsatz der für den Hochverrat typischen Mittel 
kommt. Die Abwehr totalitärer Machtbestrebungen 
wäre daher ungenügend und käme zu spät, wenn 
lediglich die Hochverratsbestimmungen zur Verfü-
gung ständen. Die Strafbestimmungen über die 
Staatsgefährdung richten sich nicht gegen irgend-
welche Gesinnungen, sondern nur gegen klare An-
griffshandlungen. Sie enthalten keine Generalklau-
seln, sondern grenzen das strafwürdige Verhalten 
durch festumrissene Tatbestände ab und lassen 
damit den jenseits dieser Tatbestände liegenden 
Auseinandersetzungen innerhalb des politischen Le-
bens einer Demokratie freien Raum. So wenig wie 
bei den Hochverratsbestimmungen handelt es sich 

bei den Bestimmungen über die Staatsgefährdung 
um ein Provisorium. Die Strafrechtsmaterie der 
Staatsgefährdung ist vielmehr, mindestens in ihren 
Kerntatbeständen, ein unentbehrliches Abwehr-
mittel von Dauer, das auch zur Verfügung stehen 
muß, wenn die Gefahr totalitärer Machtbestrebun-
gen zeitweilig nicht besteht oder unsichtbar ist. 

Die Handlungen, die in den Bestimmungen über 
Hochverrat und Staatsgefährdung mit Strafe be-
droht werden, verstoßen nicht nur gegen die be-
stehende politische Ordnung; sie sind vielmehr — 
ebenso wie die anderen strafbaren Handlungen — 
sozialethisch verwerfliche Taten. Die Anwendung 
oder Androhung von Gewalt und der Mißbrauch 
oder die Anmaßung von Befugnissen als Mittel zur 
Verletzung von Rechtsgütern des Individuums oder 
zur Störung der öffentlichen Ordnung sind von jeher 
durch eine Reihe von Strafvorschriften als krimi-
nelles Unrecht gekennzeichnet. Als noch schwereres 
Unrecht ist ein Handeln zu beurteilen, bei dem 
solche Mittel gegen den Bestand des Staates oder 
gegen den Verfassungsfrieden der Gemeinschaft 
eingesetzt werden. Solche Angriffe setzen die Tat-
bestände des Untertitels „Hochverrat" voraus. Je-
doch auch die Bestimmungen des Untertitels „Staats-
gefährdung" schützen dieselben Rechtsgüter. Sie 
drohen in ihrer Mehrzahl Strafe für die Angriffe an, 
die das Grundgesetz, insbesondere in Artikel 9 Abs. 2, 
Artikel 18, 21 Abs. 2, für Unrecht erklärt. Auch hier 
handelt es sich überwiegend um schwere Straftaten. 
Denn hinter den Rechtsgütern des Bestandes des 
Staates und der freiheitlichen demokratischen Grund-
ordnung steht die Freiheit und Menschenwürde der 
in, diesem Staate Lebenden. Wenn schon der rechts-
widrige gewaltlose Angriff auf die Freiheit und 
Würde des Individuums in einer Reihe von Straf-
vorschriften als kriminelles Unrecht gekennzeichnet 
ist, so muß diese Beurteilung in weit höherem 
Maße für ein Handeln gelten, das auf die Zerstö-
rung des von der Gemeinschaft selbst errichteten 
und ihr dienenden Staates oder auf die Untergra-
bung der Grundlagen abzielt, von denen der Ver-
fassungsfriede, die Achtung vor der Menschenwürde 
und die Entfaltung der persönlichen Freiheit in der 
Gemeinschaft abhängt. 

Aus den dargelegten Gründen sieht der Entwurf 
in Übereinstimmung mit dem geltenden Recht auch 
in den Bereichen des Hochverrats und der Staats-
gefährdung eine custodia honesta im Sinne einer 
die Ehre des Verurteilten nicht antastenden Frei-
heitsstrafe nicht vor (vgl. auch die Begründung zu 
§ 43). Eine solche Strafart ist auch nicht zur Privi-
legierung der sogenannten Überzeugungstäter vor-
gesehen. Denn der Entwurf geht davon aus, daß 
eine Überzeugung, die den Täter zu sozialethisch 
verwerflichem Handeln führt, nicht vom Gesetz-
geber durch die Art der Strafe als ehrenhaft aner-
kannt werden kann. Rechtsblindheit und sittlich 
nicht achtenswerte Überzeugungen werden auch 
sonst im Strafrecht nicht durch Straffreiheit oder 
eine mildere Strafart privilegiert. Soweit im Einzel-
fall bei einem Täter, der sich nach einer der Hoch-
verrats- oder Staatsgefährdungsbestimmungen straf-
bar macht, auch achtenswerte Beweggründe eine 
Rolle mitspielen, können diese bei der Strafbemes- 
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sung, gegebenenfalls auch durch die Annahme eines 
minder schweren Falles, berücksichtigt werden. 
Grundsätzlich bleibt der Entwurf dabei, die Kern-
tatbestände des Hochverrats als zuchthauswürdige 
Delikte der Hochkriminalität, die Staatsgefährdungs-
tatbestände dagegen nur als Vergehen auszuge-
stalten. 

Ein Vergleich der Hochverrats- und Staatsgefähr-
dungsbestimmungen des Entwurfs mit dem gelten-
den Recht, der sich auf das wesentliche beschränken 
soll, ergibt folgendes: 

Auf dem Gebiet des  Ho chverrats ändert der 
Entwurf die Grenze des Strafbaren nur unwesent-
lich. Daß der Tatbestand des Verfassungsverrats 
(§ 364), der bisher in die Staatsgefährdungsbestim-
mungen eingereiht ist (§ 89 StGB), in die Hochver-
ratsvorschriften aufgenommen wird, hat vorwiegend 
systematische Bedeutung. Die Rechtfertigung des 
neuen Tatbestandes der hochverräterischen Werbung 
(§ 366) beruht zum Teil darauf, daß der Begriff des 
hochverräterischen Unternehmens immer mehr im 
Sinne der konkreten Bestimmtheit eingeengt worden 
ist. Dadurch ist auch die Grenze der Strafbarkeit 
der hochverräterischen Werbung (vgl. § 111 StGB 
in Verbindung mit § 81 StGB) zurückgedrängt wor-
den. Diejenigen, die auf einen hochverräterischen 
Umsturz hinarbeiten, sind aber — heute mehr als 
früher — darauf angewiesen, schon vor der Aus-
führung der Tat breite Bevölkerungsschichten auf 
ihre Seite zu bringen. Die dahin zielende Propa-
ganda mit ihren modernen Einwirkungsmöglichkei-
ten schafft schon eine erhebliche Gefahrenlage. Des-
halb besteht, wie zu § 366 noch näher ausgeführt 
wird, ein kriminalpolitisches Bedürfnis dafür, die 
hochverräterische Werbung schon dann strafrecht-
lich zu erfassen, wenn die Träger solcher Bestre-
bungen einen bestimmten Umsturzplan noch nicht 
haben oder wenn ein solcher Plan in der Werbung 
noch nicht in Erscheinung tritt. 

Auf dem Gebiet der Staatsgefährdung 
schränkt der Entwurf die Strafbarkeit in einer 
Reihe von Tatbeständen erheblich ein. Diese Ein-
schränkungen sind überwiegend das Ergebnis der 
Erfahrungen, die seit der Einführung der Straf-
bestimmungen über die Staatsgefährdung gewon-
nen worden sind. Wohl die bedeutsamste Änderung, 
die der Entwurf vorsieht, besteht darin, daß er eine 
dem § 90a StGB entsprechende Strafvorschrift nicht 
mehr enthält. Dabei geht der Entwurf von dem Ge-
danken aus, daß es genügt, die Betätigung in einer 
verfassungswidrigen Vereinigung und deren Unter-
stützung als solche grundsätzlich erst von dem Zeit-
punkt an strafbar werden zu lassen, in dem die Ver-
einigung auf Grund des Artikels 9 Abs. 2 GG durch 
unanfechtbaren staatlichen Akt aufgelöst wird (§ 375). 
Ebenso sollen nach dem Entwurf, vorbehaltlich der 
durch die übrigen Strafvorschriften gezogenen Gren-
zen, die bloße Betätigung in einer verfassungs-
widrigen Partei und deren Unterstützung nur straf-
bar sein, soweit diese Handlungen nach dem Verbot 
der Partei durch das Bundesverfassungsgericht be-
gangen werden (§ 374). Diese beiden Bestimmungen, 
die an die §§ 47 und 42 des Gesetzes über das Bun-
desverfassungsgericht vom 12. März 1951 (Bundes-
gesetzbl. I S. 243) und an § 129a StGB anknüpfen, 

vor § 361 
werden in den Untertitel über Staatsgefährdung 
eingestellt, dem sie nach ihrem Inhalt zugehören. 
Ein gewisser Ersatz für § 90a StGB ist in § 369 
(Vorbereitung einer Gewaltherrschaft) enthalten. 
Denn hiernach sind die eine Gewaltherrschaft vor-
bereitenden Aktivisten und Drahtzieher besonders 
gefährlicher Gruppen strafbar, ohne daß es eines 
vorherigen Auflösungsverfahrens bedarf, auch wenn 
es sich um eine Vereinigung handelt. Darüber hin-
aus enthält der Entwurf gegenüber dem geltenden 
Recht noch weitere Einschränkungen auf dem Gebiet 
der sogenannten Organisationsdelikte. Denn auch 
die §§ 128 und 129 StGB, die bisher zwar nicht im 
Abschnitt über Staatsgefährdung stehen, aber haupt-
sächlich bei organisierter staatsgefährdender Betäti-
gung Bedeutung haben, erscheinen in dem Entwurf 
nicht mehr in der bisherigen Form. Ein Rest der 
bisherigen Strafbestimmung über Geheimbündelei 
(§ 128 StGB) ist noch in der zweiten Alternative 
des § 369 Abs. 1 Nr. 1 zu finden, wonach im wesent-
lichen diejenigen Rädelsführer und Hintermänner 
von Geheimgruppen bestraft werden, die mit Hilfe 
dieser Zusammenschlüsse auf die Vorbereitung einer 
Gewaltherrschaft hinarbeiten. Der bisher in § 129 
StGB enthaltene Tatbestand, der sich gegen ver-
brecherische Vereinigungen richtet, ist in § 294 so 
gestaltet, daß er bei bloßem Verstoß gegen ein 
Vereinigungs- oder Parteiverbot durch die §§ 374 
und 375 verdrängt wird. Auch wenn die kriminelle 
Zwecksetzung oder Tätigkeit der Vereinigung nur 
in staatsgefährdender Werbung (§ 372) besteht, 
scheidet § 294 nach dessen Absatz 2 Nr. 2 aus. In 
einem solchen Fall soll der Täter zwar für sein 
staatsgefährdendes Verhalten, soweit es strafbar 
ist, verantwortlich sein, aber die Gründung der Ver-
einigung, die bloße Beteiligung an der Organisation 
und ihre Unterstützung als solche sollen als Orga-
nisationsdelikt grundsätzlich erst nach dem rechts-
kräftigen Verbot der Organisation erfaßt werden. 
Auch der in § 92 StGB enthaltene Tatbestand des 
staatsgefährdenden Nachrichtendienstes ist in den 
Entwurf in der bisherigen Ausgestaltung nicht mehr 
übernommen. Nur zu einem kleinen Teil kehrt er 
in § 373 Abs. 1 Nr. 2 wieder. Hiernach wird mit 
Strafe bedroht, wer, für eine fremde Institution 
außerhalb des räumlichen Geltungsbereichs des 
Strafgesetzbuches handelnd, „durch Erkunden der 
Verhältnisse" der Ausführung oder dem Vorhaben 
einer staatsgefährdenden Infiltrationstätigkeit Vor-
schub leistet. Im übrigen knüpft § 373 (staatsgefähr-
dende Agententätigkeit) an § 100d Abs. 2 StGB an. 
Denn diese Bestimmung erfaßt eine Tat, die ihrem 
Wesen nach Staatsgefährdung ist. Sie bezweckt 
im wesentlichen die Abwehr fremder Einmischung 
in die innere Staats- und Verfassungsgestaltung. 
Gegenüber dem geltenden Recht bedeutet § 373 eine 
wesentliche Einschränkung. Denn die in Absatz 2 
enthaltene Strafdrohung für staatsgefährdende Be-
ziehungen trifft nur noch einen eng begrenzten 
Täterkreis. Zu diesem gehören neben den Abge-
ordneten nur die Amtsträger (§ 10 Nr. 4) und die 
Soldaten (§ 10 Nr. 8), weil zwischen diesen Personen 
und dem Staat ein besonderes Pflicht- und Treuever-
hältnis besteht. Außerdem erfaßt die Strafbestim-
mung die Beziehungen nur soweit, als sie der Täter 
während dieses besonderen Verhältnisses aufnimmt 



Drucksache 2150 	Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 

§ 361 
oder unterhält. Zur Gruppe der Staatsgefährdungs-
delikte ist auch die in § 100d Abs. 3 StGB mit Strafe 
bedrohte Handlung zu rechnen. Danach ist strafbar, 
wer in staatsgefährdender Absicht unwahre oder 
gröblich entstellte Behauptungen tatsächlicher Art 
aufstellt oder verbreitet. Auf diese Bestimmung, 
die bisher keine bedeutsame praktische Rolle ge-
spielt hat, verzichtet der Entwurf. Dies erscheint 
v `rotbar, weil die übrigen Strafbestimmungen, ins-
besondere die Vorschriften über staatsgefährdende 
Verunglimpfung (§§ 377 bis 379), staatsgefährdende 
Werbung (§ 372) und Lügenpropaganda gegen die 
Bundeswehr (§ 412), ausreichende Möglichkeiten 
strafrechtlichen Einschreitens gegen das in § 100d 
Abs. 3 StGB bezeichnete Verhalten geben. 

In mehreren Tatbeständen, nämlich in den §§ 90, 
92, 94, 95 Abs. 3, § 96 Abs. 3, §§ 97 und 100d Abs. 2, 3 
StGB setzt das geltende Recht eine bestimmte staats-
gefährdende Absicht voraus. Der Entwurf sieht in 
einer Reihe von Bestimmungen ein ähnliches Er-
fordernis vor, gestaltet es aber in Anlehnung an die 
Strafvorschrift über staatsgefährdende Zersetzung 
in § 91 StGB i. d. F. des 4. Strafrechtsänderungs-
gesetzes vom 11. Juni 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 597) 
in einen Tatbestandsteil um, der aus subjektiven 
und objektiven Merkmalen besteht. Der erste Teil 
des Tatbestandes beschreibt zunächst die besondere 
Tathandlung, der zweite fordert sodann, daß der 
Täter „dadurch Bestrebungen gegen den Bestand 
der Bundesrepublik Deutschland oder gegen Verfas-
sungsgrundsätze verfolgt oder sich in ihren Dienst 
stellt". Für diesen wird überwiegend verlangt, daß 
der Täter den staatsgefährdenden Angriff (vgl. § 380 
Abs. 3, 4 und Begründung dazu) absichtlich (§ 17 
Abs. 1) oder wissentlich (§ 17 Abs. 2) führt: in 
einigen Fällen genügt auch bedingter Vorsatz (§ 16, 
letzte Alternative). In dieser Weise sind folgende 
Strafvorschriften des Entwurfs aufgebaut: die Vor-
bereitung einer Gewaltherrschaft (§ 369 Abs. 1), die 
staatsgefährdende Sabotage (§ 370 Abs. 1, 2), die 
Erschwerungstatbestände der §§ 376, 377 Abs. 4 und 
§ 378 Abs. 3, die Verunglimpfung von Verfassungs-
organen (§ 379 Abs. 1). In etwas abgewandelten 
Formen findet sich der gleiche Aufbau bei der 
staatsgefährdenden Zersetzung (§ 371), der staats-
gefährdenden Werbung (§ 372 Abs. 1) und der 
staatsgefährdenden Agententätigkeit (§ 373 Abs. 1, 2) . 
Besonders durch die Tatbestände der §§ 376, 377 
Abs. 4 und des § 378 Abs. 3 wird deutlich, daß es ein 
allgemeiner gesetzlicher Strafschärfungsgrund ist, 
wenn der Täter mit seiner Straftat einen Angriff auf 
den Bestand der Bundesrepublik Deutschland oder 
die strafrechtlich geschützten Verfassungsgrundsätze 
führt. 

Während § 91 StGB darauf abstellt, daß der Täter 
durch sein Handeln staatsgefährdenden Bestrebun-
gen „dient", verlangt der Entwurf in den angegebe-
nen Bestimmungen, daß der Täter diese Bestre-
bungen „verfolgt oder sich in ihren Dienst stellt" 
Zwar will § 91 StGB, wie sich aus seinem Sinn und 
Zweck ergibt, auch die Fälle erfassen, in denen der 
Täter die Bestrebungen als eigene verfolgt. Um aber 
den möglichen sprachlichen Einwand auszuräumen 
das „Dienen" setze fremde Bestrebungen voraus, 
führt der Entwurf den Fall, daß der Täter die Be

-

strebungen selbst verfolgt, besonders an. Ferner 
ersetzt er den Begriff des Dienens durch die Um-
schreibung „sich in den Dienst stellt". Denn das 
Erfordernis des Dienens könnte auch im Sinne von 
Dienlichsein oder Förderlichsein und damit im Sinne 
von Fördern aufgefaßt werden. Eine solche Ausle-
gung, die aus kriminalpolitischen Gründen deutlich 
ausgeschlossen werden muß, ist bei der Umschrei-
bung „sich in den Dienst stellt" nicht möglich. Diese 
macht vielmehr deutlich, daß es genügt, wenn der 
Täter als Anhänger oder Gefolgsmann der Bestre-
bungen eines anderen tätig wird, gleichviel, ob er 
durch seine Tat die Bestrebungen ihrem Ziele näher 
bringt oder nicht. Das „Dienstverhältnis" braucht 
aber nicht von längerer Dauer zu sein; es genügt 
vielmehr, daß es bei der Begehung der Tat besteht, 
daß die Tat eine oder auch die einzige Tätigkeit im 
Rahmen dieses Dienstverhältnisses ist. Darauf, ob 
der Täter mit dem Ziel der Bestrebungen einver-
standen ist und aus welchen Motiven er handelt, 
kommt es nicht entscheidend an. In den Dienst ver-
fassungsfeindlicher Bestrebungen eines anderen kann 
sich auch stellen, wer ohne Billigung des Zieles 
dieser Bestrebungen lediglich aus Eigennutz oder 
Geltungssucht handelt. 

Unter der staatsgefährdenden „Absicht" im Sinne 
des geltenden Rechts ist nach der Rechtsprechung 
der direkte Vorsatz zu verstehen. Zur Begründung 
für diese Auslegung hat die Rechtsprechung dem 
Sinne nach unter anderem ausgeführt, daß eine 
engere Auffassung zu einer allzu starken Einschrän-
kung der praktischen Anwendbarkeit der betreffen-
den Strafvorschriften führen würde. Diesen Gedan-
ken berücksichtigt der Entwurf. Er stellt nämlich 
überwiegend in dem zweiten Tatbestandsteil der 
Staatsgefährdungsvorschriften absichtliches und wis-
sentliches Handeln des Täters gleich; in den §§ 371 
und 372 läßt er auch bedingten Vorsatz genügen. 
Daß das Erfordernis der Absicht neben dem der 
Wissentlichkeit nicht überflüssig ist, mag folgendes 
Beispiel zeigen: Der Täter beteiligt sich an einer 
Sabotagehandlung im Sinne des § 370 Abs. 1 oder 2. 
Dabei kommt es ihm darauf an, sich in den Dienst 
der staatsgefährdenden Bestrebungen einer auf die 
Machtergreifung hinarbeitenden totalitären politi-
schen Gruppe zu stellen, ohne zu wissen, daß die 
Sabotagehandlung von dieser Gruppe ausgeht, und 
ohne sicher vorauszusehen, daß sie in deren Sinn 
liegt. Hier verwirklicht der Täter den zweiten Tat-
bestandsteil absichtlich (§ 17 Abs. 1), aber nicht 
wissentlich (§ 17 Abs. 2). Er könnte also nicht be-
straft werden, wenn der Tatbestand nicht ausdrück-
lich absichtliches und wissentliches Handeln gleich-
stellen würde. 

Hochverrat 

§ 361 
Hochverräterisches Unternehmen 

gegen die Bundesrepublik Deutschland 

In dem Tatbestand des hochverräterischen Unter-
nehmens gegen die Bundesrepublik Deutschland 
nach § 80 Abs. 1 Nr. 1, 2 StGB ist zwischen Verfas-
sungs- und Gebietshochverrat unterschieden. § 361 
behält diese Unterscheidung grundsätzlich bei, ge-
staltet jedoch den Tatbestand des Gebietshoch - 
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verrats in einen solchen des Bestandshochverrats 
um. Er stellt nämlich dem Unternehmen, „das Bun-
desgebiet einem fremden Staate einzuverleiben oder 
einen Teil des Bundesgebietes loszulösen", d. h. dem 
Angriff gegen die Unversehrtheit des Bundesgebie-
tes, den Angriff gleich, der sich gegen die Freiheit 
des Staates von fremder Botmäßigkeit oder gegen 
die staatliche Einheit der Bundesrepublik Deutsch-
land richtet (Absatz 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 380 
Abs. 1). Damit stellt der Entwurf in Anlehnung an 
§ 88 StGB, der nur für das Rechtsgebiet der Staats-
gefährdung gilt, auch auf dem Gebiete des Hochver-
rats neben das Rechtsgut der Verfassung das Schutz

-

objekt des Bestandes des Staates. 

Mit dem ersten Teil der darin liegenden Erweite-
rung wird eine Erscheinung im Staatenleben berück-
sichtigt, die in der jüngeren Geschichte erhebliche 
Bedeutung erlangt hat, nämlich der „Satellitenstaat", 
der bei äußerer Selbständigkeit in Wirklichkeit 
unter der Botmäßigkeit einer anderen Macht steht. 
Die Erfassung dieser Unterjochungsform bei der Ge-
staltung der Strafvorschrift über den Bestandshoch-
verrat ist aus grundsätzlichen Erwägungen geboten, 
obgleich ein solcher Hochverrat ohne Änderung der 
auf dem Grundgesetz der Bundes republik Deutsch-
land beruhenden Verfassung, also ohne Zusammen-
treffen mit Verfassungshochverrat schwer denkbar 
ist. Eine weitere Vervollständigung des Tatbestan-
des des hochverräterischen Unternehmens gegen die 
Bundesrepublik Deutschland besteht darin, daß von 
der Strafbestimmung auch derjenige erfaßt wird, 
der die „staatliche Einheit" zu beeinträchtigen ver-
sucht oder beeinträchtigt, ohne daß das Unterneh-
men darauf gerichtet ist, einen Gebietsteil unter 
fremde Botmäßigkeit zu bringen oder loszureißen. 
Ein solches Loslösen aus der bundesstaatlichen Ge-
setzgebungs- und Verwaltungseinheit — etwa durch 
das Unternehmen, einen Staatenbund zu bilden — 
stellt sich ebenso als Hochverrat gegen den Bund 
dar wie die Beeinträchtigung der Gebietseinheit. 

Der Tatbestand des Verfassungshochver-
rats  gegen die Bundesrepublik Deutschland in 
der durch das 1. Strafrechtsänderungsgesetz vom 
30. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 739) eingeführ-
ten, zur Zeit geltenden Fassung schützt die „auf 
dem Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland 
beruhende verfassungsmäßige Ordnung". Daß in 
Absatz 1 Nr. 2 der Ausdruck „verfassungsmäßige 
Ordnung" durch das Wort „Verfassung" ersetzt 
wird, bedeutet eine Klarstellung. Der Ausdruck 
„verfassungsmäßige Ordnung" wird — schon im 
Grundgesetz — in so verschiedenem Sinne ge-
braucht, daß es angebracht erscheint, ihn hier durch 
einen anderen zu ersetzen. Schon das Strafgesetz-
buch vom 15. Mai 1871 wie auch alle früheren Ent-
würfe verwenden in den Tatbeständen über den 
Hochverrat den Begriff „Verfassung". Zu diesem 
Begriff liegt eine durch Jahrzehnte entwickelte und 
gefestigte Rechtsprechung des früheren Reichsge-
richts vor, die ihm die erforderlichen Konturen ver-
liehen hat. Zur Verfassung als Schutzobjekt der 
Strafvorschrift gehören hiernach nur diejenigen 
Bestandteile der Verfassungsnormen und diejenigen 
konkreten Verfassungseinrichtungen, welche die 
Grundlagen des politischen Lebens im Staate bilden.  

§ 361 

Zu den grundlegenden Verfassungsnormen gehören 
etwa die Normen über die Rechte und die Begren-
zung der Gewalten, zu den grundlegenden Verfas-
sungseinrichtungen die obersten Verfassungsorgane. 
Die „Verfassung" umfaßt demnach nicht nur die in 
§ 380 Abs. 2 umschriebenen strafrechtlich geschütz-
ten Verfassungsgrundsätze, die zu den Wesens-
elementen der freiheitlichen demokratischen Grund-
ordnung gehören, sondern darüber hinaus die We-
sensbestandteile der konkreten Verfassungsordnung 
und Verfassungswirklichkeit. Wie im geltenden 
Recht wird auch in Nummer 2 nur die „auf dem 
Grundgesetz beruhende" Verfassung geschützt. 
Grundsätze und Einrichtungen, die entstehen, ohne 
ihre Grundlage im Grundgesetz zu haben, fallen 
nicht unter diese Bestimmung. Vor allem soll nicht 
schlechthin die jeweils geltende Verfassung Schutz-
objekt sein. Für eine Verfassung oder für Verfas-
sungsteile, deren Einführung selbst wegen Unver-
einbarkeit mit den Normen des Grundgesetzes 
schon ein „Umsturz" wäre, gilt Nummer 2 nicht. 

Der Tatbestand des Verfassungshochverrats setzt 
voraus, daß das Unternehmen des Täters darauf 
gerichtet ist, die Verfassung, wenn auch nur in ein-
zelnen Teilen, zu „ändern". Eine Verfassungsnorm 
ändert, wer sie formell und materiell „beseitigt" 
oder materiell auf Dauer „außer Geltung setzt" (vgl. 
§ 380 Abs. 4). Das bloße „Untergraben" eines 
Grundsatzes oder das bloße Stören seiner Verwirk-
lichung genügt für die Anwendung der Nummer 2 
nicht, kann sich jedoch als Vorbereitungshandlung 
darstellen und nach § 363 strafbar sein. Eine kon-
krete Verfassungseinrichtung ändert, wer sie be-
seitigt oder auf Dauer in der Erfüllung ihrer Auf-
gaben lahmlegt. Damit braucht kein allgemeines 
Abschaffen der Institution als solcher verbunden zu 
sein. Das bloße Stören des Wirkens der Verfas-
sungseinrichtung ist jedoch nicht tatbestandsmäßig 
im Sinne der Nummer 2, kann aber nach § 365 
Abs. 2, §§ 395, 396 als Nötigung eines Verfassungs-
organs oder dessen Mitglieder strafbar sein. 

Der Begriff des „Unternehmens" ist in § 11 Abs. 1 
Nr. 3 in Übereinstimmung mit § 87 StGB gesetzlich 
umschrieben. Er umfaßt den Versuch und die Voll-
endung der Tat. Daraus ergibt sich, daß die §§ 27 
und 28 für den Tatbestand des § 361 nicht anwend-
bar sind. Durch die Zusammenfassung der Vollen-
dung und des Versuchs in dem Unternehmenstat-
bestand wird nicht nur eine treffendere Beurteilung 
des Unrechtsgehalts des versuchten Hochverrats 
erreicht, sondern auch eine eigenständige, der 
Rechtsmaterie angemessene Regelung über Rücktritt 
und tätige Reue ermöglicht (§ 368). 

Die Merkmale der Gewalt und der Drohung mit 
Gewalt versteht der Entwurf in demselben Sinne, 
wie es die geltenden Hochverratsvorschriften tun. 
Die Ausdehnung des Gewaltbegriffs durch § 11 
Abs. 2 hat nur Bedeutung für die Strafvorschriften 
über Taten gegen eine bestimmte Person, etwa Raub 
oder Erpressung. Sie läßt schon nach der Fassung 
des § 11 Abs. 2 keine Gegenschlüsse auf das Merk-
mal der Gewalt in denjenigen Strafnormen zu, 
welche die Allgemeinheit gegen Gewalt schützen. 
Auf die Begründung zu § 11 Abs. 2 wird verwiesen. 
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§§ 362-364 

Der Strafrahmen , den § 361 vorsieht, ist in 
zwei Stufen unterteilt, welche die Grundstraf-
drohung und die minder schweren Fälle unterschei-
den. Die Gesamtspannweite des Strafrahmens reicht 
von zwei Jahren Zuchthaus bis zu lebenslangem 
Zuchthaus. Er entspricht dem Strafrahmen des § 80 
StGB mit der Maßgabe, daß die Mindeststrafe in 
minder schweren Fällen nach § 44 Abs. 2 zwei Jahre 
Zuchthaus beträgt. Daß die schwerste Strafe, die im 
Entwurf vorgesehen ist, auch für den Hochverrat 
nach § 361 angedroht werden muß, ergibt sich aus 
der Art der geschützten Rechtsgüter und der Tat-
mittel. Andererseits ist es notwendig, den Straf-
rahmen nach unten bis zum gesetzlichen Mindest-
maß der Zuchthausstrafe auszudehnen, weil das 
„Unternehmen" auch den Versuch einschließt und 
daher eine Strafmilderung nach § 27 Abs. 2 Satz 2 
und § 64 Abs. 1 nicht in Betracht kommt und weil 
die denkbaren Fälle von sehr unterschiedlicher Be-
deutung sein können. 

§ 362 
Hochverräterisches Unternehmen gegen ein Land 
Der Tatbestand des hochverräterischen Unter-

nehmens gegen ein Land ist in seinem Aufbau dem 
§ 361 angeglichen. In Absatz 1 Nr. 1 ist, dem § 80 
Abs. 1 Nr. 3 StGB entsprechend, der Gebietsbestand 
der Länder im inneren Bereich der Bundesrepublik 
Deutschland geschützt. Darüber hinausgehende hoch-
verräterische Angriffe auf den Bestand der Länder 
werden, da sie sich zugleich gegen den Bestand der 
Bundesrepublik richten, durch § 361 erfaßt. In 
Absatz 1 Nr. 2 ist der Begriff „Verfassung" in dem 
gleichen Sinne wie in § 361 Abs. 1 Nr. 2 zu ver-
stehen. Er umfaßt also nicht alle Bestandteile des 
Verfassungsgesetzes des Landes und nicht alle ver-
fassungsmäßigen Organe und Einrichtungen. Schutz-
objekt sind vielmehr nur die Verfassungsgrundsätze 
und konkreten Verfassungseinrichtungen, welche die 
Grundlage des politischen Lebens des Landes bilden. 
Der hochverräterische Angriff auf ein Grundelement 
des Verfassungslebens des Landes erfüllt aber schon 
den Tatbestand des § 361 Abs. 1 Nr. 2, soweit es 
sich um einen Bestandteil der Verfassung handelt, 
der durch das Grundgesetz gewährleistet ist (Arti-
kel 28 Abs. 3, Artikel 79 Abs. 3 GG). Im übrigen ist 
die Verfassung eines Landes durch § 362 so ge-
schützt, wie sie durch das jeweilige Verfassungs-
gesetz gestaltet ist. Das Erfordernis „auf dem Ver-
fassungsgesetz eines Landes beruhend" bedeutet, 
daß Grundsätze oder Einrichtungen, die in einem 
Lande entstehen, ohne ihre Grundlage in dem Lan-
desverfassungsgesetz zu haben, durch § 362 nicht 
geschützt sind. In dem Verfassungsbereich, für den 
die Gewährleistung des Grundgesetzes besteht und 
der Schutz des § 361 Abs. 1 Nr. 2 eingreift, wäre 
eine abweichende Regelung in einem Lande unzu-
lässig und als grundgesetzwidrig auch nicht durch 
§ 362 geschützt. 

Da die besonders gefährlichen hochverräterischen 
Unternehmen überwiegend auch unter § 361 fallen, 
begnügt sich § 362 mit der Androhung von Zucht-
haus bis zu zehn Jahren. Für minder schwere Fälle 
ist in Absatz 2 Gefängnis von einem bis zu fünf 
Jahren vorgesehen. Die obere Begrenzung dieser 

Strafdrohung beruht auf der Erwägung, daß eine 
Tat, für die eine schwerere Strafe schuldangemessen 
erscheint, nicht mehr als minder schwerer Fall zu 
beurteilen ist. § 80 StGB bedroht demgegenüber den 
Hochverrat gegen das Gebiet eines Landes mit 
Zuchthaus bis zu fünf Jahren. Die Erhöhung der 
Strafdrohung rechtfertigt sich, weil § 362 nicht nur 
den Gebietshochverrat, sondern auch den Verfas-
sungshochverrat gegen ein Land trifft. Während 
§ 80 Abs. 2 StGB bei mildernden Umständen in den 
Fällen des Gebietshochverrats gegen ein Land nur 
Gefängnis nicht unter sechs Monaten androht, ist 
das Mindestmaß der Strafdrohung für minder 
schwere Fälle mit Rücksicht auf den Unrechtsgehalt 
der Tat auf ein Jahr erhöht. 

§ 363 
Vorbereitung 

eines hochverräterischen Unternehmens 
Die Vorschrift bedroht denjenigen mit Strafe, der 

ein bestimmtes hochverräterisches Unternehmen 
gegen den Bund (Absatz 1) oder gegen ein Land 
(Absatz 2) vorbereitet. Das Erfordernis der Be-
stimmtheit des Unternehmens bedeutet nicht, daß 
der hochverräterische Plan nach Ziel sowie Art und 
Zeit seiner Ausführung schon in den Einzelheiten 
festliegen muß. Es genügt vielmehr, daß er nach 
seinem sachlichen Inhalt in den Grundzügen be-
stimmt ist. Hinsichtlich der Zeit der Ausführung ist 
bei Zugrundelegung der Rechtsprechung zu § 81 
StGB erforderlich, daß der Plan an die obwaltenden 
politischen Verhältnisse oder an eine konkrete, als 
unmittelbar bevorstehend erwartete Änderung der 
politischen Verhältnisse anknüpft. Diese Auslegung 
des Erfordernisses der Bestimmtheit beruht, wie 
noch zu § 366 näher ausgeführt wird, auf der Recht-
sprechung des Bundesgerichtshofes, der für die An-
nahme der zeitlichen Bestimmtheit des Unterneh-
mens strengere Voraussetzungen als das frühere 
Reichsgericht aufgestellt hat. 

Die Strafdrohung in Absatz 1 ist die gleiche 
wie in § 362. In Absatz 2 ist ein besonderer Straf-
rahmen für minder schwere Fälle nicht vorgesehen, 
da der Regelstrafrahmen — Gefängnis von sechs 
Monaten bis zu zehn Jahren — dem Richter genü-
gend Gestaltungsmöglichkeit bei der Strafbemessung 
gewährt. Gegenüber § 81 Abs. 2 StGB ist die Straf-
drohung des Absatzes 2 mit Rücksicht auf den 
Unrechtsgehalt der Tat erhöht. 

§ 364 
Verfassungsverrat 

Der Tatbestand des Verfassungsverrats ist nach 
§ 89 StGB ein Verbrechen der Staatsgefährdung. 
Der Entwurf dagegen sieht in diesem Verbrechen, 
wie bereits in der Vorbemerkung zu diesem Titel 
dargelegt worden ist, eine Erscheinungsform des 
Hochverrats. Während die §§ 361 bis 363 das Unter-
nehmen und die Vorbereitung eines Umsturzes „mit 
Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt" mit Strafe 
bedrohen, erfaßt § 364 das Unternehmen und die 
Vorbereitung eines Umsturzes „durch Mißbrauch 
oder Anmaßung von Hoheitsbefugnissen". Dabei 
macht es keinen Unterschied, ob die mißbrauchten 
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oder angemaßten Hoheitsbefugnisse dem Bund oder 
einem Land zustehen oder zustehen würden. 

Auch beim Verfassungsverrat wird zwischen dem 
Angriff auf den Bestand der Bundesrepublik Deutsch-
land (§ 380 Abs. 1) und dem Unternehmen gegen die 
Verfassung unterschieden. Nur ist die Verfassung 
hier nicht in dem gleichen Umfange wie in § 361 
Abs. 1 Nr. 2 geschützt. Der Tatbestand des § 364 
Abs. 1 Nr. 2 setzt nämlich in sachlicher Überein-
stimmung mit § 89 Abs. 1 Nr. 2 StGB voraus, daß 
das Unternehmen darauf gerichtet ist, einen „Ver-
fassungsgrundsatz" (§ 380 Abs. 2) zu beseitigen oder 
außer Geltung zu setzen. Die Verwendung des 
wesentlich weiteren Begriffs der „Verfassung" in 
den §§ 361 und 362 ist dadurch gerechtfertigt, daß 
der in den Rechtsgütern weite Anwendungsbereich 
dieser Bestimmungen durch die vorausgesetzten 
Tatmittel wieder stark eingeengt wird. Da diese 
Abgrenzungsfunktion durch die Begehungsmittel 
des Mißbrauchs und der Anmaßung von Hoheits-
befugnissen nicht in dem gleichen Maße erfüllt wird, 
ist in Absatz 1 Nr. 2 das Schutzobjekt eingeengt. 
Die darin liegende Einschränkung des Tatbestandes 
ist kriminalpolitisch deshalb vertretbar, weil die 
weiter gehende Vorschrift des § 361 Abs. 1 Nr. 2 
anwendbar wird, sobald mit dem Mißbrauch oder 
der Anmaßung von Hoheitsbefugnissen die Anwen-
dung von Gewalt oder auch nur die Drohung mit 
Gewalt verbunden wird. § 364 erfaßt nicht das 
Unternehmen, durch Mißbrauch oder Anmaßung von 
Hoheitsbefugnissen die innere Einteilung des Bun-
desgebietes zu ändern. Denn der Entwurf geht in 
sachlicher Übereinstimmung mit § 89 StGB davon 
aus, daß es genügt, ein derartiges Unternehmen 
nur dann mit Strafe zu bedrohen, wenn die Mittel 
der Gewalt oder der Drohung mit Gewalt angewandt 
werden oder geplant sind (§ 362 Abs. 1 Nr. 1, § 363 
Abs. 2, §§ 366, 367). Absatz 2 ist für den Verfas-
sungsverrat das Gegenstück zu § 363. Denn er hat 
die Vorbereitung eines bestimmten Unternehmens 
des Verfassungsverrats zum Gegenstand. Der in zwei 
Stufen unterteilte Strafrahmen für das Unter-
nehmen des Verfassungsverrates nach Absatz 1 
entspricht der Regelung des § 361. Die ebenfalls 
zweistufige Strafdrohung für die Vorbereitungstat 
nach Absatz 2 ist der des § 363 Abs. 1 angeglichen. 

§ 365 
Angriff gegen den Bundespräsidenten 

Zu den Kerntatbeständen des Hochverrats nach 
den §§ 361 bis 363 und des Verfassungsverrats nach 
§ 364 tritt in § 365 eine weitere Form des Hochver-
rats, das Unternehmen (§ 11 Abs. 1 Nr. 3) eines 
Angriffs gegen den Bundespräsidenten während 
seiner Amtsdauer. Dieser Tatbestand knüpft an alte 
Tradition an und entspricht inhaltlich im wesent-
lichen dem § 83 StGB. Jedoch erfüllt entgegen dem 
§ 83 StGB den Tatbestand nicht nur die Vollendung, 
sondern entsprechend dem Aufbau der §§ 361, 362 
und 364 schon der Versuch. Ein Angriff auf das 
Staatsoberhaupt, den obersten Repräsentanten der 
Bundesrepublik Deutschland, erschüttert das staat-
liche Leben so sehr, daß er schon durch die syste-
matische Stellung der Strafvorschrift als hochver-
räterisches Verhalten gekennzeichnet werden muß. 

§ 365 
Absatz 1 bedroht das Unternehmen eines unmit-

telbar auf den Körper des Bundespräsidenten zielen-
den Angriffs mit Strafe. Dabei ist anstatt des Wortes 
„Körper" die hergebrachte Formulierung „Leib oder 
Leben" verwendet, obgleich eine Bestrafung nach 
Absatz 1 infolge der Subsidiaritätsklausel entfällt, 
wenn der Täter wegen vorsätzlicher Straftat gegen 
das Leben des  Bundespräsidenten bestraft wird. Da 
der Strafrahmen somit auf die Fälle der Körperver-
letzung abzustellen ist, sieht der Entwurf eine Zucht-
hausstrafe his zu zehn Jahren vor. Weil der Tat-
bestand auch nichtzuchthauswürdige Handlungen 
erfaßt und der Strafrahmen nicht nur für den voll-
endeten, sondern auch für den versuchten Angriff 
gegen den Bundespräsidenten gilt, ist für minder 
schwere Fälle eine Gefängnisstrafe von sechs Mo-
naten bis zu fünf Jahren vorgesehen. 

In Absatz 2 sind die Befugnisse des Bundes-
präsidenten und deren freie Ausübung geschützt. 
Der Tatbestand stimmt sachlich mit der Regelung 
überein, welche der durch das 1. Strafrechtsände-
rungsgesetz vom 30. August 1951 aufgehobene 
Artikel 143 Abs. 1 GG i. d. F. vom 23. Mai 1949 
(Bundesgesetzbl. S. 1) vorgesehen hatte. Der sach-
liche Schwerpunkt der Bestimmung liegt in deren 
Nummer 2. Es handelt sich hier um eine Spezial-
regelung der „Nötigung eines Verfassungsorgans" 
(§§ 395, 396), die nur aus den zu Absatz 1 bereits 
dargelegten Gründen nicht in den 3. Titel des 5. Ab-
schnitts eingestellt ist. Der Begriff „Nötigen" ist in 
Nummer 2 in demselben Sinne zu verstehen, wie 
ihn § 170 tatbestandlich ausgestaltet, was der Klam-
merzusatz „(§ 170) " zum Ausdruck bringt. Das 
Unternehmen ist also nur strafbar, wenn der Täter 
den Bundespräsidenten durch Anwendung von Ge-
walt oder durch gefährliche Drohung (§ 11 Abs. 1 
Nr. 7) in eine Zwangslage zu versetzen versucht. 
Eine gefährliche Drohung kann z. B. unter Umstän-
den auch darin liegen, daß der Täter mit einer 
Strafanzeige gegen einen Dritten droht (§ 11 Abs. 1 
Nr. 7 Buchst. c). Die Tat ist jedoch nur rechtswidrig, 
wenn die Anwendung des Mittels zu dem ange-
strebten Zweck verwerflich ist, wie sich aus der 
auch für Nummer 2 geltenden Bestimmung des § 170 
Abs. 2 ergibt. Gegenüber § 83 StGB sind die Nöti-
gungsmittel aus den Gründen eingeschränkt, die 
auch dazu geführt haben, den Kreis der Nötigungs-
mittel in § 170 gegenüber § 240 StGB zu beschränken. 

Das Unternehmen, den Bundespräsidenten seiner 
verfassungsmäßigen Befugnisse zu berauben, muß 
auch strafbar sein, wenn der Täter nicht eines der 
in § 170 bezeichneten Mittel anwendet, sondern sich 
anderer Mittel, wie z. B. der Täuschung, bedient. 
Außerdem setzt das Berauben im Sinne der Num-
mer 1 mehr als ein Behindern der freien Willens-
betätigung im Einzelfall voraus, nämlich ein rechts-
widriges Entziehen einer verfassungsmäßigen Be-
fugnis oder mehrerer oder aller dieser Befugnisse 
auf gewisse Dauer. Diese Unterschiede im Tatbestand 
machen die Gründe deutlich, aus denen in Absatz 2 
neben der Nummer 2 auch die Nummer 1 notwendig 
ist. 

Abgesehen von der Herabsetzung der Höchst-
strafe von bisher fünfzehn Jahren auf zehn Jahre 
Zuchthaus weicht § 365 in der Strafdrohung 
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§ 366 
auch insofern von § 83 StGB ab, als er für minder 
schwere Fälle Gefängnis vorsieht, da in diesen 
Fällen eine Zuchthausstrafe, deren Mindesthöhe 
nach dem Entwurf allgemein zwei Jahre beträgt, zu 
schwer wäre. 

§ 366 
Hochverräterische Werbung 

Nach dem geltenden Recht macht sich strafbar, 
wer öffentlich vor einer Menschenmenge oder durch 
Verbreitung oder öffentlichen Anschlag oder öffent-
liche Ausstellung von Schriften oder anderen 
Darstellungen zu einem hochverräterischen Unter-
nehmen oder zur Vorbereitung eines bestimmten 
Unternehmens dieser Art mit oder ohne Erfolg auf-
fordert (§ 111 StGB in Verbindung mit §§ 110, 80 
und 81 StGB). Obwohl der Entwurf die Bestimmung 
des § 111 StGB in der Form des § 292 übernimmt, 
ist § 366 notwendig. Für Personen oder Organi-
sationen, die hochverräterische Bestrebungen ver-
folgen, kommt es in hohem Maße darauf an, früh-
zeitig dafür zu sorgen, daß sie im entscheidenden 
Zeitpunkt von einer breiten Bevölkerungsschicht 
unterstützt werden und möglichst wenig Gegner 
haben. Deshalb sind sie darauf angewiesen, für sich 
und ihre Ziele Propaganda zu machen, und zwar 
bereits zu einer Zeit, zu der sie selbst kaum schon 
einen wenigstens in seinen Grundzügen konkreti-
sierten, insbesondere nach Art und Zeit der Aus-
führung genügend bestimmten Plan haben. Aber 
selbst wenn der bestimmte Plan schon vorhanden 
wäre, würden ihn seine Träger bei der Propaganda 
nicht erkennen lassen. Sie könnten also in diesen 
Fällen wegen ihrer hochverräterischen Werbung 
nicht nach § 292 in Verbindung mit den §§ 361 und 
362 belangt werden. 

Dabei spielt folgende rechtliche Entwicklung eine 
wesentliche Rolle: § 86 StGB der vor 1934 gelten-
den Fassung, der im übrigen dem jetzigen § 81 StGB 
entspricht, enthielt, im Gegensatz zu diesem, nicht 
das Merkmal der Bestimmtheit des Unternehmens. 
Das Reichsgericht hat in seiner Rechtsprechung zu 
§ 86 a. F. StGB dieses Tatbestandserfordernis aber 
aus dem Zusammenhang der übrigen Strafvorschrif-
ten entnommen. Dabei forderte es, daß das Unter-
nehmen nach Gegenstand, Ziel, Mittel und Zeit-
punkt des Angriffs genügend bestimmt sei. Für die 
zeitliche Bestimmtheit sah es das Reichsgericht als 
ausreichend an, daß der Umsturz für die nächste sich 
bietende Gelegenheit, nicht erst zu einem in nebel-
hafter Ferne liegenden Zeitpunkt in Aussicht genom-
men war. Der Bundesgerichtshof verlangt im Inter-
esse größerer Rechtssicherheit mit Recht mehr. Nach 
seiner Rechtsprechung, von der der Entwurf in § 363 
ausgeht, setzt der Begriff des „bestimmten" hoch-
verräterischen Unternehmens voraus, daß der Um-
sturzplan unmittelbar an die obwaltenden politi-
schen Verhältnisse anknüpft. Diese Voraussetzung 
liegt vor, wenn das Unternehmen alsbald oder nach 
einer als unmittelbar bevorstehend erwarteten 
Änderung der politischen Verhältnisse durchgeführt 
werden soll oder wenn es einen Teil des Umsturz-
planes bildet, alsbald auf eine solche Änderung der 
Verhältnisse mit Gewalt hinzuwirken (vgl. BGHSt. 7, 
11). Gerade diese Einengung führt dazu, daß § 292 
in Verbindung mit den §§ 361 und 362 gegenüber 

hochverräterischer Propaganda versagt, wenn bei 
den treibenden Kräften ein genügend bestimmter 
Plan noch nicht besteht oder wenn die Existenz 
eines solchen Planes nicht nachweisbar ist. 

Diese Lücke im strafrechtlichen Schutz vor der 
Vorbereitung gewaltsamen Umsturzes soll § 366 
schließen. Darauf kann nicht mit dem Hinweis auf 
die Strafvorschriften über die Staatsgefährdung, ins-
besondere auf § 372 (staatsgefährdende Werbung), 
verzichtet werden. Denn diese greifen nicht ein, 
wenn mit den hochverräterischen Zielen nicht oder 
nicht nachweisbar staatsgefährdende Bestrebungen 
(§ 380 Abs. 3 und 4) zusammentreffen. 

Die mündliche hochverräterische Werbung erfaßt 
der Entwurf in Absatz 1 und in Absatz 2 Nr. 2, je 
nachdem, ob der Täter eigene Äußerungen macht 
oder fremde Äußerungen verbreitet. Die Freiheit 
des Wortes soll dabei aber nur insoweit einge-
schränkt werden, als die Bedürfnisse des strafrecht-
lichen Staatsschutzes dies unabweisbar erfordern. 
Daher erfaßt der Tatbestand die mündliche hochver-
räterische Werbung nur insoweit, als der Täter 
öffentlich oder in einer Versammlung tätig wird. 
Absatz 1 und Absatz 2 Nr. 2 könnten an sich auch 
bei Anwendung gegenständlicher Werbemittel er-
füllt sein. Diese Art der Werbung ist aber in Ab-
satz 2 Nr. 1 — in Anlehnung an § 372 — in weiterem 
Umfang, nämlich schon im Stadium der Vorberei-
tung, erfaßt, weil sie durch die modernen, häufig 
konspirativ angewandten Propagandamethoden be-
sonders gefährlich ist. Das Tatbestandsmerkmal des 
„Verbreitens" in Absatz 2 Nr. 1, das schon in der 
Begründung zu § 220 näher erläutert worden ist, 
setzt nur voraus, daß das Werbemittel einem größe-
ren Personenkreis der Substanz nach zugänglich 
gemacht wird. Hierzu und zu den übrigen Bege-
bungsformen des Absatzes 2 Nr. 1 vgl. ergänzend 
die Begründung zu § 372. 

Die Tatbestände des Absatzes 2 Nr. 1 und 2 setzen 
voraus, daß der Täter die hochverräterischen Be-
strebungen selbst verfolgt oder daß er sich in den 
Dienst solcher Bestrebungen, die von anderen ver-
folgt werden, stellt. Was diese Erfordernisse bedeu-
ten, ergibt sich aus der Vorbemerkung zu diesem 
Titel. Wer öffentlich oder in einer Versammlung zu 
hochverräterischem Verhalten auffordert, verfolgt 
damit die hochverräterischen Bestrebungen selbst, 
auch wenn er sich damit zugleich in den Dienst der 
Bestrebungen anderer stellt. Daher erübrigt es sich, 
in Absatz 1 ebenfalls zu verlangen, daß der Täter 
mit der Tat entweder selbst hochverräterische Be-
strebungen verfolgt oder sich in den Dienst solcher 
Bestrebungen stellt. 

Da die Tat noch kein bestimmtes hochverräteri-
sches Unternehmen zum Gegenstand hat, ist in den 
Absätzen 1 und 2 nur eine Gefängnisstrafe bis zu 
fünf Jahren vorgesehen. Die Subsidiaritätsklausel 
gilt auch für Absatz 2, was durch die Eingangsformel 
„ebenso wird bestraft" zum Ausdruck gebracht 
wird. Beim Zusammentreffen des Absatzes 2 und 
des § 372 greift die dortige Subsidiaritätsklausel 
ein, so daß nur § 366 anwendbar ist. 
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§ 367 
Fahrlässige Förderung 

hochverräterischer Bestrebungen 
§ 367, der inhaltlich im wesentlichen dem § 84 

StGB entspricht, läßt es im Gegensatz zu § 366 Abs. 2 
genügen, daß der Täter den hochverräterischen 
Inhalt des Werbemittels (Absatz 1 Nr. 1) oder der 
Äußerung (Absatz 1 Nr. 2) „hätte erkennen kön-
nen". Dadurch wird demjenigen, der unmittelbar 
oder mittelbar für eine möglicherweise hochverräte-
rische Bestrebungen verfolgende Gruppe oder Per-
son tätig wird, ebenso wie im geltenden Recht die 
Rechtspflicht zur Prüfung des Inhalts des Werbe-
mittels auferlegt. Diese Pflicht entsteht, wie sich aus 
§ 18 ergibt, sobald die Möglichkeit, das gegenständ-
liche Werbemittel oder die Äußerung könne hoch-
verräterischen Inhalt haben, auf Grund konkreter 
Umstände für den Täter voraussehbar ist. Solche 
Anhaltspunkte können sich z. B. ergeben aus der 
Person dessen, der die Schrift herausgibt oder von 
dem die Äußerung stammt, oder aus der Person des 
Auftraggebers, aus der Aufmachung der Schrift 
oder aus der geheimen Vorbereitung der Werbe-
aktion. 

Der Tatbestand des Absatzes 1 enthält in sei-
nem letzten Teil eine Einschränkung, die in § 84 
StGB fehlt, nämlich die Voraussetzung, daß der 
Täter durch sein Verhalten fahrlässig den mit dem 
Werbemittel verfolgten Bestrebungen Vorschub 
leistet. Aus dieser Formulierung ergibt sich, daß es 
sich um eine Werbeaktion anderer handeln muß, 
welche die hochverräterischen Bestrebungen ver-
folgen. In eine solche Aktion muß sich der Täter 
helfend einschalten, wobei es nicht darauf ankommt, 
ob er sie wirklich fördert oder nicht. Der Tatbestand 
erfaßt also — ebenso wie § 366 — insbesondere 
solche Handlungen nicht, die wissenschaftlichen 
Zwecken, der Abwehr der hochverräterischen Be-
strebungen oder lediglich der öffentlichen Bericht-
erstattung über die Bestrebungen dienen sollen. So 
erfüllt der zweite Teil des Tatbestandes seine ein-
engende Funktion, indem er sicherstellt, daß derje-
nige, der sich fahrlässig als Helfer in eine hochver-
räterische Werbeaktion anderer einschaltet, nicht 
strafbar ist, wenn er bei vorsätzlichem Handeln 
nicht nach § 366 Abs. 2 belangt werden könnte. 

Abgesehen vom subjektiven Tatbestand unter-
scheidet sich § 367 auch dadurch von § 366, daß die 
Tat nicht durch Rede oder durch mündliches Ver-
breiten von Äußerungen anderer begangen werden 
kann. § 367 trifft vielmehr nur die besonders gefähr-
lichen Propagandatätigkeiten, nämlich die Werbung 
mit gegenständlichen Mitteln (Absatz 1 Nr. 1) und 
die Verbreitung von Äußerungen durch Funk oder 
sonstige technische Vervielfältigung, die mit ande-
ren Mitteln als den in Nummer 1 aufgeführten er-
reicht wird (Absatz 1 Nr. 2). Das weitere in Num-
mer 2 enthaltene Erfordernis, daß die Äußerung 
öffentlich oder in einer Versammlung verbreitet 
wird, ist eine notwendige Folge der Regelung des 
§ 366 Abs. 2 Nr. 2. Es verhindert, daß eine Verbrei-
tungstätigkeit, die bei vorsätzlichem Handeln des 
Täters nicht zur Anwendung des  § 366 Abs. 2 Nr. 2 
führen könnte, unter geringeren subjektiven Vor-
aussetzungen nach § 367 Abs. 1 Nr. 2 strafbar wäre. 

§§ 367, 368 
Absatz 1 bezieht in Anlehnung an § 84 StGB auch 

den Fall in den Tatbestand ein, daß der Inhalt der 
Schrift, des Tonträgers, der Abbildung, Darstellung 
oder Äußerung „den äußeren Tatbestand der Vor-
bereitung eines hochverräterischen Unternehmens 
(§ 363) erfüllt". Dieser Zusatz führt dazu, daß der 
objektive Tatbestand der Strafvorschrift auch durch 
fahrlässige Mithilfe bei einer Tätigkeit erfüllt wer-
den kann, die nur auf die Weitergabe von Einzel-
heiten der Planung oder Ausführung der Tat an 
einen größeren, zur Tatausführung bereits ent-
schlossenen Personenkreis abzielt, ohne daneben 
noch dem Zweck der Werbung für die hochverräte-
rischen Bestrebungen zu dienen. 

Die Strafdrohung — Gefängnis bis zu zwei 
Jahren oder Strafhaft — ist wesentlich milder als 
in § 84 StGB. Absatz 2 gestattet dem Gericht, bei 
solchen Beteiligten von Strafe abzusehen, deren 
Schuld gering und deren Beteiligung von unter-
geordneter Bedeutung ist. Aus dieser Regelung, die 
sich auch bei den Tatbeständen der §§ 370, 372 
und 375 (staatsgefährdende Sabotage, staatsgefähr-
dende Werbung und Verstoß gegen ein Vereini-
gungsverbot) findet, ergibt sich auch die Möglich-
keit, nach § 153a StPO von der Erhebung der 
öffentlichen Klage abzusehen oder das Verfahren 
einzustellen, und zwar auch in Fällen, in denen dies 
nach § 153 StPO nicht möglich wäre, weil die Folgen 
der Tat, an der der Täter beteiligt war, nicht unbe-
deutend sind. 

§ 368 
Tätige Reue 

Soweit die Tatbestände des Untertitels „Hoch-
verrat" die Vollendung und den Versuch der Tat in 
dem Begriff des Unternehmens (§ 11 Abs. 1 Nr.3) 
zusammenfassen, kann § 28 keine Anwendung fin-
den. Schon deshalb bedarf es für diesen Bereich 
einer besonderen Regelung über die tätige Reue. 
Dazu kommt, daß auch aus sachlichen Gründen für 
das Gebiet des Hochverrats eine dieser Rechts-
materie angemessene Regelung über die tätige Reue 
notwendig ist. Noch mehr als für die Unternehmens-
tatbestände gilt dies für die übrigen Strafvorschrif-
ten des Untertitels. Denn sie bezwecken alle, den 
hochverräterischen Bestrebungen möglichst frühzei-
tig, also schon im Vorfeld, zu begegnen. Gerade bei 
diesen Taten ist es angebracht, für den freiwilligen 
Rücktritt weitgehende Möglichkeiten der Vergünsti-
gung vorzusehen. Weil durch rechtzeitigen Rücktritt 
des Täters von seinem hochverräterischen Tun 
schwere Erschütterungen des Bestandes des Staates 
und der Verfassung verhindert werden können, will 
§ 368, soweit vertretbar, einen möglichst wirksamen 
Anreiz für den Täter schaffen, sich aus der Ver-
strickung in ein hochverräterisches Unternehmen 
oder in Vorbereitungshandlungen zu solchen Unter-
nehmen zu lösen. 

Die Regelung muß verschieden sein, je nachdem, 
ob der Täter einen der Unternehmenstatbestände 
(§§ 361, 362, 364 Abs. 1, § 365) oder nur einen Vor-
bereitungstatbestand (§§ 363 und 364 Abs. 2) erfüllt 
oder eine noch weiter im Vorfeld liegende Tat 
(§§ 366, 367) begangen hat. Außerdem wirkt sich 
auf die Gestaltung der Vorschrift die Tatsache aus, 
daß es sich um Taten handelt, die kaum je von 
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§ 368 
Einzelpersonen allein ausgeführt werden. Deshalb 
müssen die Vergünstigungen für die tätige Reue 
auch davon abhängig gemacht werden, daß der Tä-
ter die Gefahr der Fortsetzung der Tat durch andere 
beseitigt oder die Vollendung des vorbereiteten 
oder begonnenen hochverräterischen Unternehmens 
verhindert. Mit Rücksicht darauf, daß die hochver-
räterischen Handlungen trotz der tätigen Reue des 
Täters zu nicht wiedergutzumachenden Nachteilen 
verschiedener Art für den Staat oder das Verfas-
sungsleben führen können, sind hier — im Gegen-
satz zu der Regelung des § 28 — die Vergünstigun-
gen nicht zwingend vorgesehen. 

Absatz 1 bestimmt, wie und unter welchen Vor-
aussetzungen die tätige Reue berücksichtigt werden 
kann, wenn es über die Vorbereitung hinaus bereits 
zu einem hochverräterischen Unternehmen, jedoch 
noch nicht zur Vollendung der Tat gekommen ist. 
Als Vergünstigung ist für diese Fälle die Möglich-
keit der Strafmilderung nach § 64 Abs. 1 vorgesehen. 
Hat der Täter noch nicht alles getan, was nach seiner 
Vorstellung zur Herbeiführung des Erfolges der Tat 
erforderlich ist, so kann es genügen, daß er die 
weitere Ausführung der Tat freiwillig aufgibt. Vor-
aussetzung für die Vergünstigung ist in diesem Fall 
allerdings, daß eine Gefahr der weiteren Ausfüh-
rung des Unternehmens durch andere nicht vor-
handen ist. Wenn aber die naheliegende Möglich-
keit besteht, daß andere das Unternehmen weiter 
ausführen, so muß der Täter, um in den Genuß der 
Vergünstigung des Absatzes 1 kommen zu können, 
diese Gefahr freiwillig abwenden, auch wenn er 
sie selbst nicht verursacht hat. Gelingt ihm dies 
nicht oder entschließt er sich zur Umkehr erst, nach-
dem er die Tathandlung bereits beendet hat, so ist 
Absatz 1 dennoch anwendbar, wenn er freiwillig die 
Vollendung der Tat, d. h. den Eintritt des Erfolges 
verhindert. Bei der Abwendung der Gefahr oder bei 
der Verhinderung des Erfolges kann sich der Täter 
der Hilfe anderer bedienen. Eine derartige, von ihm 
veranlaßte Tätigkeit anderer, z. B. auch die Mitwir-
kung von Behörden, wird dem Täter als eigene 
Reuehandlung zugerechnet. Wird ohne sein Zutun 
die Gefahr abgewendet oder die Vollendung der 
Tat verhindert, z. B. durch andere Personen oder 
durch Behörden, so kann der Täter nach Absatz 4 
in den Genuß der Vergünstigung gelangen, wenn er 
sich freiwillig und ernsthaft bemüht hat, das Ziel 
der Abwendung der Gefahr oder des Erfolges zu 
erreichen. Absatz 4 ist auch anzuwenden, wenn der 
Wegfall der Gefahr oder das Ausbleiben des Er-
folges nicht auf den Bemühungen des Täters oder 
anderer Personen beruht, sondern allein auf irgend-
welche andere Umstände zurückzuführen ist. Er gilt 
ferner, wenn der Wegfall der Gefahr oder die Ver-
hinderung der Vollendung der Tat zum Teil auf die 
Initiative des reuigen Täters zurückzuführen ist, 
zum anderen Teil aber ohne sein Zutun eintritt. 
Wenn der Täter den vollen Abwendungs- oder Ver-
hinderungserfolg nicht selbst herbeiführt, muß er 
sich wenigstens um diesen vollen Erfolg ernsthaft 
bemüht haben. 

Absatz 2 sieht viel umfassendere Möglichkeiten 
der Vergünstigung vor als Absatz 1. Er gestattet 
dem Gericht sogar, von Strafe völlig abzusehen. 
Daraus ergibt sich auch die prozessuale Befugnis.  

nach § 153a StPO von der Erhebung der öffentlichen 
Klage abzusehen oder das Verfahren einzustellen. 
Gibt der Täter freiwillig sein auf die Vorbereitung 
eines eigenen oder fremden Unternehmens gerich-
tetes Vorhaben auf, so muß er außerdem eine etwa 
von ihm verursachte Gefahr der weiteren Vorberei-
tung oder der Ausführung durch andere abwenden. 
Daß er auch eine von ihm nicht verursachte Gefahr 
dieser Art abwendet, setzt Absatz 2 — im Gegen-
satz zu Absatz 1 — nicht voraus. War dem Täter die 
Abwendung der von ihm verursachten Fortsetzungs-
gefahr nicht möglich oder hat er die Möglichkeit der 
Abwendung versäumt, so kann er sich die Chance 
einer Vergünstigung nach Absatz 2 auch noch da-
durch verdienen, daß er freiwillig die auf seiner 
Vorbereitungstätigkeit aufbauende Vollendung des 
Hochverrats verhindert. Dabei macht es rechtlich 
keinen Unterschied, ob er sein eigenes Vorhaben 
bereits beendet hatte oder nicht. Ebenso wie in den 
Fällen des Absatzes 1 genügt auch in den Fällen des 
Absatzes 2 unter den in Absatz 4 bezeichneten 
Voraussetzungen das freiwillige und ernsthafte 
Bemühen des reuigen Täters, die Gefahr des 
hochverräterischen oder verfassungsverräterischen 
Unternehmens oder dessen Vollendung zu verhin-
dern. 

Absatz 3 betrifft in seinem Satz 1 den Rücktritt 
von Vergehen der hochverräterischen Werbung 
nach § 366. Er sieht hierfür die gleichen Möglichkei-
ten der Vergünstigung wie Absatz 2 vor und ge-
staltet auch deren Voraussetzungen ähnlich aus. Der 
Täter muß seine Tätigkeit freiwillig aufgeben. Falls 
er aber bereits die Gefahr verursacht hat, daß 
andere die hochverräterischen Bestrebungen weiter-
verfolgen, muß er auch diese Gefahr freiwillig ab-
wenden. Hat er z. B. Exemplare einer von ihm her-
gestellten hochverräterischen Schrift schon an andere 
weitergegeben, so muß er diese Stücke zurückholen 
und vernichten oder sonstwie verhindern, daß 
andere damit für die in § 366 in Verbindung mit 
den §§ 361 und 362 bezeichneten hochverräterischen 
Bestrebungen weiterwerben. Wird die von dem Tä-
ter verursachte Fortsetzungsgefahr ohne sein Zutun 
durch andere abgewendet oder entfällt sie infolge 
irgendwelcher Umstände, so kann der Täter nach 
Absatz 4 nur dann in den Genuß einer Vergünsti-
gung für tätige Roue kommen, wenn er sich wenig-
stens freiwillig und ernsthaft bemüht hat, die Fort-
setzungsgefahr selbst oder mit Hilfe anderer zu 
beseitigen. Dabei ist nicht Voraussetzung, daß es 
nach seinem Rücktritt von der Tat überhaupt nicht 
mehr zu weiteren Werbehandlungen nach § 366 ge-
kommen ist, die auf seinem früheren Tatbeitrag 
aufbauen. Der Entwurf läßt in Absatz 3 und in Ab-
satz 4, soweit sich dieser auf Absatz 3 bezieht, 
bewußt den Fall außer acht, daß der Täter die Voll-
endung der Tat verhindert. Dies hat seinen Grund 
darin, daß § 366 gerade die Fälle treffen will, in 
denen ein bestimmter Umsturzplan noch nicht 
existiert. Es sind also systematische Gründe dafür 
maßgebend, daß die Regelung über die tätige Reue 
hier nur auf die Abwendung der Gefahr der hoch-
verräterischen Werbung im Sinne des § 366 abstellt, 
nicht aber auf die Verhinderung der „Vollendung 
der Tat". Sollte der Fall eintreten, daß zur Zeit der 
Tat ein bestimmter Umsturzplan bereits vorlag, der 
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Täter aber aus subjektiven Gründen für seine 
Werbetätigkeit nur nach § 366 strafbar ist, so kann 
darauf vertraut werden, daß die Rechtsprechung die 
Anwendbarkeit des § 368 Abs. 3 und 4 nicht ver-
neinen würde, wenn der reuige Täter die Voll-
endung des hochverräterischen Unternehmens ver-
hindert oder, falls dieser Erfolg ohne sein Zutun 
eintritt, sich freiwillig und ernsthaft darum bemüht. 

Nach Absatz 3 Satz 2 gilt die gesamte zu der 
Vorsatztat des § 366 gehörende Rücktrittsregelung 
„entsprechend" für die Fahrlässigkeitstat nach § 367. 
Daß nur eine entsprechende Anwendung in Betracht 
kommt, ergibt sich schon daraus, daß man von 
einem freiwilligen Aufgeben einer strafbaren Tätig-
keit nur bei vorsätzlichen Straftaten sprechen kann. 
Die Regelung des Satzes 2 bezweckt, auch dem Tä-
ter des § 367, sobald er das Strafbare seines Han-
delns erkennt, die Möglichkeit zu geben, sich durch 
die Nichtfortsetzung seiner Tätigkeit und durch frei-
willige Abwendung einer etwa von ihm verursach-
ten Fortsetzungsgefahr die Chance zu verdienen, 
daß seine Strafe gemildert oder daß von Strafe ab-
gesehen oder das Verfahren nach § 153a StPO ein-
gestellt wird. Hat der Täter eine Gefahr, daß andere 
die hochverräterischen Bestrebungen weiterverfol-
gen oder das hochverräterische Unternehmen fort-
setzen, nicht verursacht, so genügt es, wenn er aus 
eigenem freiem Entschluß seine Tätigkeit, mit der 
er den Tatbestand des § 367 erfüllt hat, nicht fort-
setzt. Vermag er die von ihm verursachte Fort-
setzungsgefahr nicht, auch nicht mit Hilfe anderer, 
abzuwenden, so kann er nach Absatz 4 dennoch in 
den Genuß einer der vorgesehenen Vergünstigun-
gen gelangen, wenn er sich um die Abwendung der 
Gefahr freiwillig und ernsthaft bemüht hat, voraus-
gesetzt, daß die Gefahr überhaupt abgewendet wird 
oder entfällt. 

§ 368 handelt nur von der tätigen Reue, die auf 
einem freiwilligen Entschluß des Täters beruht und 
die durch sein eigenes Handeln gesetzten Gefahren 
beseitigt. Die Vorschrift setzt voraus, daß § 153c 
StPO im Einführungsgesetz auf die in den §§ 361 bis 
367 bezeichneten Straftaten ausgedehnt wird, wenn 
der Täter sein mit der Tat zusammenhängendes 
Wissen über hochverräterische oder staatsgefähr-
dende Bestrebungen anderer offenbart und dadurch 
dazu beiträgt, eine Gefahr für den Bestand der Bun-
desrepublik Deutschland oder die verfassungsmäßige 
Ordnung abzuwenden. Die Gesichtspunkte, die den 
§ 153c StPO im Bereich der Staatsgefährdung und 
des Landesverrats rechtfertigen, treffen auch auf die 
Straftaten nach den §§ 361 bis 367 nach der Gestal-
tung dieser Vorschriften und in Anbetracht der 
Schranken zu, die sich für die Berücksichtigung der 
tätigen Reue aus § 368 ergeben. 

Staatsgefährdung 

§ 369 
Vorbereitung einer Gewaltherrschaft 

Die erste Strafvorschrift dieses Untertitels ist 
zwar in dieser Form neu. Sie knüpft aber in mehr-
facher Beziehung an das geltende Recht an und er-
faßt nur solche Handlungen, die entweder schon 
gegenwärtig strafbar sind oder jedenfalls nach dem  

§ 369 
gesamten Rechtssystem strafwürdiges Unrecht dar-
stellen. Soweit die mit Strafe bedrohten Handlungen 
auf einen Umsturz unter Anwendung von Gewalt 
oder Drohung mit Gewalt hinzielen, kann es sich 
um Taten im Vorfeld des Hochverrats handeln. Der 
Tatbestand setzt eine solche Zielrichtung aber nicht 
voraus. Er ist vielmehr auch anwendbar, wenn die 
staatsgefährdenden Bestrebungen (§ 380 Abs. 3 
und 4) auf gewaltlose „Machtergreifung" gerichtet 
sind oder das Ziel des gewaltsamen Umsturzes nicht 
nachweisbar ist. Die Geschichte hat gezeigt, daß 
eine totalitäre Bewegung einerseits verkünden 
kann, sie wolle die Macht im Staate auf „legalem 
Wege" erlangen, daß ihre Aktivisten aber anderer-
seits alle die Handlungen begehen, die in Absatz 1 
aufgeführt sind. Um diese erfassen zu können, ist es 
daher notwendig, nicht darauf abzustellen, ob es 
das Ziel der staatsgefährdenden Kräfte ist, mit 
hochverräterischen Mitteln oder ohne diese an die 
Macht zu kommen, zumal da das Programm in 
diesem Punkt wechseln oder offengelassen werden 
kann. Daher gehört § 369 zu den Tatbeständen der 
Staatsgefährdung (vgl. ergänzend die Vorbemer-
kung zu diesem Titel). 

Die Tat nach Nummer 1 gehört mit den Ver-
gehen nach den §§ 374 und 375 zu den staats-
gefährdenden Organisationsvergehen. In ihrem 
ersten Teil, der sich gegen die zu Gewalttätigkeiten, 
zur Sabotage, zur Zersetzung oder zur Agenten-
tätigkeit eingesetzten oder vorgesehenen Gruppen 
richtet, stellt sie einen Teilersatz für den im Ent-
wurf nicht mehr beibehaltenen § 90a StGB dar. 
Nummer 1 beruht allerdings auf einer anderen 
Grundauffassung. Während § 90a StGB im Anschluß 
an Artikel 9 Abs. 2 GG verfassungsfeindliche Be-
strebungen der Vereinigung voraussetzt, verlegt 
die neue Regelung das Erfordernis der staats-
gefährdenden Bestrebungen von der Organisation 
auf den Täter. Es ist daher für die Anwendung des 
Tatbestandes nicht erforderlich, nachzuweisen, daß 
die Gruppe als solche verfassungsfeindliche Ziele 
verfolgt oder ihnen dient. Der Kreis der Zusammen-
schlüsse, deren Gründer, Rädelsführer und Hinter-
männer erfaßt werden, ist daher einerseits weiter 
als in § 90a StGB; andererseits aber wird er durch 
die im Tatbestand vorausgesetzten Zwecke der 
Gruppe stark eingeengt. Im zweiten Teil der Num-
mer 1, der sich gegen Geheimgruppen wendet, ist 
ein Teilbereich des § 128 StGB enthalten, der im 
übrigen im Entwurf ebenfalls nicht wiederkehrt. Die 
Strafdrohung richtet sich in allen Fällen der Num-
mer 1 nur gegen Gründer, Hauptfunktionäre und 
Hintermänner der Gruppen, während die sonstigen 
Mitglieder und Förderer als solche, sofern sie nicht 
gegen andere Strafgesetze verstoßen, vorbehaltlich 
des § 294, erst nach dem formellen, unanfechtbaren 
Verbot der Organisation nach den §§ 374 und 375 
bestraft werden können. 

Der Begriff „Gruppe", der auch in § 338 Nr. 3 ver-
wendet wird, ist weiter als der Begriff „Vereini-
gung" im Sinne der §§ 294 und 375. Denn er setzt 
lediglich einen Zusammenschluß mehrerer Personen 
zu einem bestimmten gemeinsamen Zweck voraus, 
der nicht auf Dauer berechnet und auch nicht frei-
willig zu sein braucht. Erst recht ist nicht erforder- 
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§ 369 

lieh, daß die Mitglieder dem Gemeinschaftswillen 
untergeordnet sind. Auch einer organisierten Auf-
gabenverteilung bedarf es nicht notwendig. Ob die 
Gruppe ein selbständiger Zusammenschluß oder Teil 
einer oder mehrerer bestehender Organisationen ist, 
macht rechtlich keinen Unterschied. So kann z. B. 
auch ein Führungsgremium einer Organisation oder 
ein Zusammenschluß führender Funktionäre mehre-
rer Organisationen eine Gruppe im Sinne der Num-
mer 1 darstellen. 

Zum Begriff „Gewalttätigkeiten", der auch in den 
§§ 169, 295 Abs. 1 und § 299 verwendet wird und 
sich auch im geltenden Recht, z. B. in § 122 Abs. 3 
StGB findet, gehört die Anwendung von Gewalt 
gegen Menschen oder Sachen, wobei der Täter 
physische Kraft entfaltet oder in Bewegung setzt, 
die, sofern sie sich gegen einen Menschen richtet, 
von dem Betroffenen körperlich empfunden wird. 
Der Tatbestand verlangt nicht, daß der Täter oder 
die Gruppe einen bestimmten Plan für Art, Gegen-
stand, Ort und Zeit der Gewalttätigkeiten hat. Den 
Gewalttätigkeiten sind andere gleichgefährliche 
Handlungen gleichgestellt, nämlich die Sabotage 
(§§ 335, 370 und 413), die Zersetzung (§ 371) und die 
staatsgefährdende Agententätigkeit (§ 373). Es ge-
hört zum Tatbestand, daß die Gruppe die Gewalt-
tätigkeiten oder die gleichgestellten Angriffshand-
lungen selbst ausführen oder sie leiten soll. Diese 
letztere Alternative setzt voraus, daß die Gruppe 
unmittelbar oder mittelbar auf die Ausführung 
durch andere Personen oder Gruppen richtung-
weisend einwirken soll. 

Zu den Gruppen, gegen die sich Nummer 1 wen-
det, gehören auch solche, die ihr Dasein. ihre 
Zusammensetzung oder ihre Aufgabe vor den Be-
hörden geheimhalten wollen. Eine weitere Kenn-
zeichnung dieser Gruppen sieht der Tatbestand nicht 
vor ;  jedoch ist er gegenüber § 128 StGB durch die 
für den Täter aufgestellten Voraussetzungen der 
Strafbarkeit stark eingeschränkt. Daß die Gruppe 
selbst staatsgefährdenden Zwecken dient, wird nicht 
vorausgesetzt. Eine derartige Feststellung kann auch 
nur als Anzeichen für das Streben des Täters Be-
deutung erlangen. Die „Zusammensetzung" soll 
geheimgehalten werden, wenn vereinbart ist, die 
entscheidenden Tatsachen, die ein Bild von der 
Grundorganisation, von der inneren Aufgaben-
verteilung und von den das Wesen der Gruppe mit-
bestimmenden Beziehungen nach außen nicht 
bekanntzugeben. Bei kleinen Aktivistengruppen ge-
nügt es schon, daß die zur Identifizierung erforder-
lichen Personalien der Mitglieder vor den Behörden 
geheimgehalten werden sollen; bei größeren Ver-
einigungen kann es ausreichen, daß die Namen der 
Funktionäre vor der Kenntnis der Behörden ge-
schützt werden sollen. Die „Aufgabe" der Gruppe 
soll nicht nur dann geheimgehalten werden, wenn 
vereinbart ist, sie völlig zu verschweigen, sondern 
auch schon dann, wenn zur Tarnung der wahren 
Ziele der Gruppe eine andere Aufgabe vorgespiegelt 
oder nur eine Aufgabe von nebensächlicher Bedeu-
tung angegeben wird. 

Das Unternehmen, eine Gruppe „zu schaffen" 
(vgl. § 374 Abs. 2), erfaßt sowohl das Gründen einer 
Gruppe wie auch das Umgestalten einer schon be

-

stehenden Gruppe. Es setzt voraus, daß der Täter 
dabei maßgebend mitwirkt. Schließen sich nur 
einige wenige Personen zu einer Gruppe zusammen, 
ohne daß ein einzelner dabei eine entscheidende 
Rolle spielt, so kann das Zusammentreten der Akt 
der Schaffung sein, der allen Beteiligten gleicher-
maßen anzurechnen ist. Mit dem Ausdruck „ein-
üben" wird das Einexerzieren und jede ähnliche 
Unterrichtung erfaßt, z. B. die systematische Unter-
weisung der Mitglieder, wie sie sich in technischer, 
politischer oder psychologischer Hinsicht bei der 
Ausführung ihrer Aufgaben verhalten sollen. Das 
„Unterhalten" der Gruppe kann in Finanzierung 
bestehen, die allerdings über eine bloße Unter-
stützung erheblich hinausgehen muß, oder in 
einer umfassenden richtungweisenden Einflußnahme, 
welche die Gruppe im wesentlichen als Instrument 
in der Hand des Täters erscheinen läßt. Die Straf-
vorschrift gilt aber auch für die Rädelsführer und 
Hintermänner, die zwar die Gruppe nicht einüben 
oder unterhalten, aber dennoch einen bestimmenden 
Einfluß auf eine nicht unwesentliche Zahl von An-
gehörigen oder Freunden der Gruppe und damit auf 
diese selbst ausüben oder sich sonst in maßgeben-
der Weise für die Gruppe betätigen. Eine solche 
Betätigung kann z. B. in der Wahrnehmung einer 
Funktion innerhalb der Gruppe, in wesentlicher 
finanzieller Unterstützung oder in sonstigem wesent-
lichen Einsatz materieller oder geistiger Mittel für 
die Zwecke der Gruppe bestehen. Welche Angehö-
rigen der Gruppe Rädelsführer und welche Außen-
stehenden Hintermänner der Gruppe sind, ist nach 
den gleichen Maßstäben zu beurteilen. Der Tat-
bestand unterscheidet im übrigen auch bei den 
anderen Begehungsarten nicht zwischen Mitgliedern 
der Gruppe und Außenstehenden. 

Nummer 2 richtet sich gegen die Schaffung von 
Waffenlagern zu staatsgefährdenden Zwecken, sei 
es, daß die Kampfmittel an zentraler Stelle oder 
aufgeteilt auf einzelne Verwahrer bereitgehalten 
werden sollen. Der Tatbestand vermeidet aber den 
Ausdruck „Waffenlager". Nur bei den Begehungs-
formen des Sammelns oder des Verteilens ergibt es 
sich aus dem Wortlaut der Bestimmung, daß es sich 
um eine Mehrzahl von Waffen handeln muß. Da 
die übrigen Begehungsformen nicht ausdrücklich 
voraussetzen, daß das Unternehmen des Täters eine 
Mehrzahl von Waffen zum Gegenstand hat, wird es 
ermöglicht, beim Vorliegen der übrigen Voraus-
setzungen auch denjenigen zu bestrafen, der es 
unternimmt, ein einziges Kampfmittel herzustellen, 
zu beschaffen oder bereitzuhalten, das in seiner 
Gefährlichkeit einer Vielzahl anderer Waffen ent-
spricht. 

Nummer 3 wendet sich gegen die staatsgefähr-
dende Einschüchterung der Bevölkerung. Das Ein-
schüchtern ist ein wichtiges psychologisches Angriffs-
mittel, das für totalitäre Bewegungen typisch ist. 
Denn es dient dazu, den Widerstandswillen und die 
Widerstandskraft der Bevölkerung gegen Angriffe 
auf den Bestand des Staates und die Verfassungs-
grundsätze zu brechen. Der Entwurf beschränkt sich 
jedoch darauf, das Unternehmen der Einschüchte-
rung soweit zu erfassen, als es mit dem Mittel der 
Ankündigung von Gewalt- oder anderen Willkür-
maßnahmen betrieben wird. Gewaltmaßnahmen im 
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Sinne der Nummer 3 sind Gewalttätigkeiten (vgl. 
Nummer 1), die sich als Willkürmaßnahmen dar-
stellen; denn diese bilden den Oberbegriff. Willkür-
maßnahmen sind Eingriffe, die grob gegen „Gesetz 
und Recht" (vgl. § 380 Abs. 2 Nr. 2) verstoßen. Der 
Rechtsbegriff „Gewalt- oder andere Willkürmaß-
nahmen" ist hier im Zusammenhang mit dem Ver-
fassungsgrundsatz „Ausschluß jeder Gewalt- und 
Willkürherrschaft" in § 380 Abs. 2 Nr. 6 zu ver-
stehen. Von diesem Verfassungsgrundsatz her er-
hält er seinen Inhalt. Es handelt sich also um 
rechtsstaatswidrige Gewalttätigkeiten oder andere 
Akte der Willkür, wie sie in einem totalitären Staat 
von diesem selbst oder mit dessen Billigung zur 
Festigung der Diktatur oder zur Erreichung seiner 
Ziele begangen zu werden pflegen. Die in § 168 ent-
haltene Erläuterung des Begriffs der „Gewalt- oder 
anderen Willkürmaßnahmen" ist zwar nur für den 
Anwendungsbereich der §§ 166 und 167 bestimmt 
und bezweckt für dieses Rechtsgebiet eine gewisse 
Einschränkung (vgl. Begründung zu § 168). Dennoch 
lassen sich unter Berücksichtigung dieser Besonder-
heit auch aus § 168 allgemeine Anhaltspunkte für 
die Auslegung des Begriffes im Sinne der Nummer 3 
herleiten. Der Einschüchterungstatbestand der Num-
mer 3 setzt nicht voraus, daß die angekündigten 
Maßnahmen vom Täter selbst ausgehen sollen oder 
daß dieser bei deren Ausführung mitzuwirken be-
absichtigt. Ein „bestimmter Bevölkerungskreis" ist 
jeder irgendwie abgrenzbare Teil der Bevölkerung, 
der eine Vielzahl von Menschen umfaßt, z. B. alle, 
die sich den staatsgefährdenden Bestrebungen nicht 
anschließen, oder der Teil der Bevölkerung, der 
diesen Bestrebungen entgegentritt, oder alle, die 
zur Bevölkerung einer bestimmten Stadt oder Ge-
gend gehören, oder die Personen, die in staatlichen 
Einrichtungen tätig sind. 

Zu den in den Nummern 1 bis 3 umschriebenen 
Handlungsmerkmalen muß hinzukommen, daß der 
Täter dadurch absichtlich oder wissentlich Be-
strebungen gegen den Bestand der Bundesrepublik 
Deutschland oder gegen Verfassungsgrundsätze im 
Sinne des § 380 verfolgt oder sich in ihren Dienst 
stellt. Diese zusätzlichen Merkmale sind in der Vor-
bemerkung zu diesem Titel näher erläutert. 

Bei der Schwere der in § 369 mit Strafe bedrohten 
Unternehmen ist es geboten, eine Mindeststrafe von 
sechs Monaten vorzusehen. Der Versuch der in den 
Nummern 1 bis 3 beschriebenen Handlungen ist 
durch den Begriff des „Unternehmens" (§ 11 Abs. 1 
Nr. 3) rechtlich der Vollendung gleichgestellt. Daher 
ist § 27 nicht anwendbar. Die Strafe kann somit 
nicht nach § 64 Abs. 1 unter dem Gesichtspunkt ge-
mildert werden, daß nur ein Versuch vorliegt. 
Dagegen ist die Strafe des Gehilfen nach § 31 Abs. 2 
in Verbindung mit § 64 Abs. 1 zu mildern, sofern 
die Beihilfe überhaupt strafbar ist. An dieser Vor-
aussetzung fehlt es in den Fällen der Nummer 1. 
Denn durch die vorgesehene Begrenzung des Täter-
kreises, welche der des § 90a StGB entspricht, ist 
klargestellt, daß Angehörige der Gruppe und 
Außenstehende nur bestraft werden dürfen, wenn 
ihre Tätigkeit für die Gruppe einen solchen Grad 
erreicht, daß sie Rädelsführer oder Hintermänner 
sind. 

§ 370 
Absatz 2 sieht die gleichen Möglichkeiten der 

Vergünstigung für tätige Reue vor wie § 368 Abs. 2 
und 4. Die dort bezeichneten Voraussetzungen gel-
ten entsprechend. Der Täter muß also freiwillig das 
Unternehmen aufgeben und eine etwa von ihm ver-
ursachte Gefahr, daß es andere weiter ausführen, 
abwenden. Da die zweite Alternative, daß er frei-
willig „die Vollendung der Tat verhindert", minde-
stens in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 kaum 
Bedeutung gewinnen kann, sind in Absatz 2 Satz 2 
noch weitere Alternativen für die Reuehandlung 
vorgesehen. In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 kann 
der Täter auch dann in den Genuß der Vergünsti-
gung für tätige Reue kommen, wenn er freiwillig 
— aus eigener Kraft oder mit Hilfe anderer — das 
Fortbestehen der Gruppe verhindert, ohne daß es 
dabei rechtlich darauf ankommt, ob eine von ihm 
zu vertretende Gefahr, daß andere den Plan neu 
aufgreifen, bestehen bleibt. Es genügt sogar, daß 
der reuige Täter freiwillig sein gesamtes Wissen 
über die Gruppe einer Behörde offenbart. Auch für 
die Fälle des Absatzes 1 Nr. 2 sind zwei entspre-
chende zusätzliche Alternativen für die anrechen-
baren Reuehandlungen vorgesehen. Absatz 2 in 
Verbindung mit § 153a StPO gibt auch die Befugnis, 
von der Erhebung der öffentlichen Klage abzusehen 
oder das Verfahren einzustellen. Die Frage, ob 
§ 369 in die Regelung des § 153c StPO, der die Vor-
aussetzung für das Absehen von der Erhebung der 
öffentlichen Klage und für die Einstellung des Ver-
fahrens noch erweitert, einbezogen werden soll, 
wird im Einführungsgesetz geregelt. 

§ 370 
Staatsgefährdende Sabotage 

Der Tatbestand der staatsgefährdenden Sabotage 
knüpft an § 90 StGB an. Der Katalog der Schutz-
objekte des Absatzes 1 schließt den des § 335 
Abs. 1 ein. Auf die Begründung zu § 335 Abs. 1 
Nr. 1 bis 4 wird Bezug genommen. 

Während § 335 denjenigen mit Strafe bedroht, 
der „den Betrieb" des Unternehmens, der Anlage 
oder der Einrichtung durch bestimmte Eingriffe in 
die Betriebssubstanz „verhindert oder stört", will 
Absatz 1 die staatsgefährdende Tat erfassen, die das 
Schutzobjekt „ganz oder teilweise außer Tätigkeit 
setzt oder den bestimmungsmäßigen Zwecken ent-
zieht". Dieser Unterschied beruht darauf, daß Ab-
satz 1 im Gegensatz zu § 335 nicht einen Eingriff 
in die das Funktionieren des Betriebes gewähr-
leistende Substanz voraussetzt, sondern auch andere 
Störhandlungen genügen läßt. Als Tathandlung im 
Sinne des Absatzes 1 kommen nicht nur solche 
Tätigkeiten in Betracht, die in § 335 Abs. 1 und 
§ 413 Abs. 1 genannt sind. Wie die Beispiele der 
Aussperrung und des Streiks deutlich machen, er-
faßt der Tatbestand insbesondere auch die Einwir-
kung auf die Personen, deren Aufgabe darin be-
steht, dafür zu sorgen, daß das Schutzobjekt seine 
bestimmungsmäßigen Zwecke erfüllt. Damit hängt 
es auch zusammen, daß in Nummer 4 neben den 
Anlagen und Einrichtungen, die ganz oder über-
wiegend der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung 
dienen, in Übereinstimmung mit § 90 Abs. 1 Nr. 4 
StGB auch die Dienststellen dieser Art aufgeführt 
sind. 
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§ 371 
Daß in Nummer 4 auch die „Gegenstände" ge-

nannt sind, die ganz oder überwiegend der öffent-
lichen Sicherheit oder Ordnung dienen, hat folgende 
Gründe: Wer ein Einsatzmittel der Polizei oder der 
Bundeswehr, das nicht „Anlage" oder „Einrichtung" 
ist, etwa Waffen, in staatsgefährdendem Angriff 
anders als durch die in § 413 Abs. 1 bezeichneten 
Handlungen seinem Zwecke entzieht, ist nicht nach 
§ 413 Abs. 1 und § 370 Abs. 2 strafbar. Da es nicht 
vertretbar wäre, ihn bloß wegen der Wahl einer 
anderen Störmaßnahme straflos zu lassen, soll er 
nach Nummer 4 strafbar sein. Vor allem hat Num-
mer 4 Bedeutung für die strafrechtliche Abwehr 
staatsgefährdender Störhandlungen gegen die Ein-
satzmittel der Polizei, des Grenzschutzes, der Feuer-
wehr oder anderer öffentlicher Organe, die dem 
Schutz der inneren Sicherheit oder Ordnung dienen, 
und zwar ohne Unterschied, ob es sich um Einrich-
tungen, Anlagen oder Gegenstände handelt. 

Wie bereits diese Ausführungen zeigen, ist der 
Begriff der „öffentlichen Sicherheit" in Nummer 4 
— ebenso wie in den §§ 371 und 373 der Begriff 
der „Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland" — 
sowohl im Sinne der inneren wie der äußeren 
Sicherheit aufzufassen. Das ergibt sich auch aus 
einem Vergleich mit § 371, wo die Bundeswehr als 
Hauptbeispiel der öffentlichen Sicherheitsorgane 
aufgeführt ist. Zum Gebiet der öffentlichen Sicher-
heit gehört auch die Landesverteidigung einschließ-
lich des Schutzes der Zivilbevölkerung gegen 
Kriegsgefahren. 

Der Entwurf schützt in Nummer 4 auch die 
Rüstungsbetriebe und solche Unternehmen, die Ein-
satzmittel der Polizei, des Grenzschutzes, der Feuer-
wehren und des zivilen Luftschutzes herstellen. In 
Anlehnung an das geltende Recht (§ 109e StGB) und 
in Übereinstimmung mit § 413 Abs. 1 Nr. 2 sind die 
Rüstungsbetriebe und die ihnen gleichgestellten 
Unternehmen aber nur unter der Voraussetzung ge-
schützt, daß sie mit ihrer Produktion „ganz oder 
überwiegend" der öffentlichen Sicherheit und Ord-
nung dienen. Soweit es an dieser Voraussetzung 
fehlt, begnügt sich der Entwurf mit den strafrecht-
lichen Möglichkeiten, die sich aus anderen Bestim-
mungen ergeben. Für die Anwendung des Ab-
satzes 1 kommt es nicht darauf an, ob die Stör-
handlung nach anderen strafrechtlichen oder nach 
zivilrechtlichen Bestimmungen rechtswidrig ist. Sie 
wird rechtswidrig schon dadurch, daß mit ihr ein 
Angriff gegen den Bestand der Bundesrepublik 
Deutschland oder gegen Verfassungsgrundsätze ge-
führt wird. An dieser Voraussetzung fehlt es z. B. 
bei einem arbeitsrechtlichen Lohnstreik. 

Verbindet der Täter mit einer Sabotage an lebens-
wichtigen Betrieben nach § 335 oder mit einer 
Wehrmittelsabotage nach § 413 einen staatsgefähr-
denden Angriff, so wird er wegen dieses erschwer-
ten Tatbestandes nach Absatz 2 bestraft. Diese 
Bestimmung sieht auf Grund des Hinzutretens des 
Teils des Tatbestandes, der die Tat zum Vergehen 
der Staatsgefährdung macht, ebenso wie § 376 Abs. 2 
eine Mindeststrafe von sechs Monaten Gefängnis 
vor. 

Die Strafbarkeit des Versuchs übernimmt der 
Absatz 3 aus § 90 Abs. 2 StGB. Absatz 4 trägt 
der Tatsache Rechnung, daß bei manchen Arten von 
Störmaßnahmen nach Absatz 1 eine Vielzahl von 
Personen mitwirkt und daß bei einem kleineren oder 
größeren Teil der Mitwirkenden die Schuld gering 
und die Beteiligung von untergeordneter Bedeutung 
sein kann. Daher ist — ebenso wie in den Fällen 
des § 367 Abs. 2, § 372 Abs. 3 und § 375 Abs. 4 — 
vorgesehen, daß bei solchen Beteiligten von Strafe 
abgesehen werden kann. Unter denselben Voraus-
setzungen ist es auch zulässig, nach § 153a StPO 
von der Erhebung der öffentlichen Klage abzusehen 
oder das Verfahren einzustellen, und zwar in einem 
über § 153 Abs. 2 und 3 StPO hinausgehenden Aus-
maß, wie bereits zu § 367 Abs. 2 begründet wurde. 
Diese Befugnis zu materieller oder verfahrensrecht-
licher Vergünstigung wird auf die Fälle der Beteili-
gung an einer in Absatz 1 bezeichneten Tat be-
schränkt. Bei Beteiligung an einer staatsgefährdenden 
Sabotage in den Fällen des Absatzes 2 dagegen wird 
sie nicht gewährt. 

§ 90 Abs. 3 StGB hat auch die erfolglose An-
stiftung und andere in § 49a StGB umschriebene 
Vorbereitungshandlungen für strafbar erklärt. Ein 
Bedürfnis, in diesem Umfang die Strafbarkeit auch 
auf Vorbereitungshandlungen auszudehnen, hat sich 
nicht gezeigt. Der Entwurf begnügt sich damit, Vor-
bereitungshandlungen der staatsgefährdenden Sa-
botage nur im Rahmen des § 369 Abs. 1 Nr. 1 zu 
erfassen. Auch für die in § 90 Abs. 4 StGB ange-
drohte Zuchthausstrafe ist kein Raum, da der Ent-
wurf die Zuchthausstrafe auf die schwerste Krimina-
lität beschränkt. 

§ 371 
Staatsgefährdende Zersetzung 

Die Vorschrift über staatsgefährdende Zersetzung 
stimmt im wesentlichen mit § 91 StGB i. d. F. des 
4. Strafrechtsänderungsgesetzes vom 11. Juni 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 597) überein. Während § 370 
die staatsgefährdende Einwirkung auf besonders 
wichtige, in einem weiteren Sinn „öffentliche" In-
stitutionen und Gegenstände betrifft, erfaßt § 371 
die staatsgefährdende Einwirkung auf Angehörige 
von Behörden oder öffentlichen Sicherheitsorganen 
und ihre pflichtgemäße Bereitschaft zum Schutze des 
Staates. Zu diesen Sicherheitsorganen gehören 
außer der Bundeswehr, die im Tatbestand als Bei-
spiel genannt ist, auch alle diejenigen Verbände, 
die, ohne Behörden zu sein, die innere Sicherheit zu 
schützen haben. Vergleiche zu dem Begriff der 
„öffentlichen Sicherheit" die Begründung zu § 370 
Abs. 1 Nr. 4. Der Tatbestand setzt voraus, daß der 
Täter auf den Pflichtenträger einwirkt, um dessen 
pflichtgemäße Bereitschaft zum Schutze des Be-
standes (§ 380 Abs. 1) oder der inneren oder äuße-
ren Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland oder 
der verfassungsmäßigen Ordnung des Bundes oder 
eines Landes zu untergraben. Aus den Worten 
„um — zu" folgt, daß nur die absichtliche (§ 17 
Abs. 1) Zersetzung mit Strafe bedroht ist. Es muß 
der oder ein Zweck der Tat sein, das Pflichtgefühl 
des von der Einwirkung Betroffenen allgemein zu 
erschüttern, bei ihm eine dauernde pflichtwidrige 
Haltung herbeizuführen. Die Absicht des Täters, 
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eine bestimmte pflichtwidrige Einzelhandlung dessen, 
auf den er einwirkt, zu erreichen, ist weder genü-
gend noch erforderlich. Die Tat muß aber auf Be-
einflussung eines bestimmten Angehörigen einer 
Behörde oder eines öffentlichen Sicherheitsorgans 
oder gegen einen bestimmten kleineren oder größe-
ren Kreis solcher Personen gerichtet sein. Die Ein-
wirkung auf einen „bestimmten Bevölkerungskreis", 
z. B. auf alle Angehörigen staatlicher Einrichtungen, 
kann unter den Voraussetzungen des § 369 Abs. 1 
Nr. 3 strafbar sein. Der Begriff „verfassungsmäßige 
Ordnung" ist weiter als der Begriff „Verfassung" 
in § 361 Abs. 1 Nr. 2 und § 362 Abs. 1 Nr. 2, aber 
enger als der Begriff „öffentliche Ordnung", der 
z. B. in der Überschrift des 4. Abschnitts verwendet 
wird. Unter verfassungsmäßiger Ordnung im Sinne 
des § 371 ist die Verfassungswirklichkeit zu ver-
stehen, zu deren Schutz die Behörden und öffent-
lichen Sicherheitsorgane berufen sind. In seinem 
zweiten Teil setzt der Tatbestand voraus, daß der 
Täter staatsgefährdende Bestrebungen (§ 380 Abs. 3 
und 4) verfolgt oder sich in den Dienst solcher Be-
strebungen stellt (vgl. dazu die Vorbemerkung zu 
diesem Titel). Diese Bestrebungen sind hier jedoch 
in Anlehnung an § 91 StGB, ebenso wie in den ver-
wandten Einwirkungstatbeständen des § 373 Abs. 1 
Nr. 1 und Abs. 2, in einem weiteren Sinne umschrie-
ben als in den anderen Bestimmungen, die staats-
gefährdende Bestrebungen voraussetzen. Denn die 
Zersetzung muß auch dann eine strafbare Handlung 
sein, wenn der Täter aus irgendwelchen Gründen 
die äußere oder innere Sicherheit des Staates zu 
untergraben strebt oder sich in den Dienst solchen 
Strebens stellt. Die Strafdrohung — Gefängnis 
bis zu fünf Jahren — unterscheidet sich von der des 
§ 91 StGB dadurch, daß eine Regelung für besonders 
schwere Fälle nicht mehr vorgesehen ist. Außerdem 
ist die Mindeststrafe mit Rücksicht auf den Unrechts-
gehalt der Tat nach § 46 Abs. 1 auf einen Monat 
Gefängnis erhöht. 

§ 372 
Staatsgefährdende Werbung 

§ 372 übernimmt im wesentlichen den Tatbestand 
des § 93 StGB. Wie dieser beschränkt er sich darauf, 
die staatsgefährdende Propaganda mit gegenständ-
lichen Werbemitteln zu erfassen. Wer öffentlich 
oder in einer Versammlung staatsgefährdende 
Reden hält oder staatsgefährdende Außerungen 
anderer verbreitet, ist — anders als bei hochver-
räterischer Werbung (§ 366 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 2) — 
nach § 372 nicht strafbar. Dagegen kann eine Schall-
aufnahme von der Rede oder eine Schrift, die den 
Inhalt der Rede ganz oder teilweise zum Zwecke 
der Werbung wiedergibt, Propagandamittel im 
Sinne des § 372 sein. Auch wenn es zu einer solchen 
Umwandlung der Rede in ein gegenständliches Pro-
pagandamittel nicht kommt, ist der Staat gegen die 
staatsgefährdende öffentliche Rede nicht wehrlos. 
Abgesehen davon, daß der Täter strafbar ist, wenn 
er mit der Rede hochverräterische Werbung (§ 366 
Abs. 1, Abs. 2 Nr. 2) begeht oder einen anderen 
Straftatbestand erfüllt, kann gegen eine Vereinigung 
oder eine politische Partei, die in ihren Versamm-
lungen durch ihre Funktionäre oder andere Perso-
nen staatsgefährdende Reden halten läßt, unter den 

§ 372 
Voraussetzungen des Artikels 9 Abs. 2 und des 
Artikels 21 Abs. 2 GG vorgegangen werden. Da-
durch können die §§ 374 und 375 anwendbar ge-
macht werden. Diese machen jedoch die Bestimmung 
des § 372 keineswegs überflüssig. Sie ermöglichen 
es zwar, gegen die Werbung für eine vom Bundes-
verfassungsgericht für verfassungswidrig erklärte 
Partei oder für eine unanfechtbare verbotene Ver-
einigung und deren Ersatzorganisationen mit straf-
rechtlichen Mitteln vorzugehen und auch gegen-
ständliche Werbemittel einzuziehen (§ 382 Abs. 2), 
die von einer solchen Partei oder Vereinigung oder 
einer Ersatzorganisation ausgehen oder mit denen 
für sie geworben wird. Sie versagen aber, wenn ein 
solcher Zusammenhang nicht besteht oder nicht er-
kennbar oder nicht nachweisbar ist oder wenn es 
noch nicht zu einem rechtskräftigen Verbot der Par-
tei oder Vereinigung gekommen ist. 

Die Werbemittel können Schriften, Tonträger 
(vgl. § 305 und Begründung dazu), Abbildungen oder 
Darstellungen sein. Diese Zusammenstellung findet 
sich in einer Reihe von Bestimmungen des Beson-
deren Teils, auch mehrfach in diesem Titel (§ 366 
Abs. 2 Nr. 1, § 367 Abs. 1 Nr. 1, § 377 Abs. 1, § 378 
Abs. 1, § 379 Abs. 1). Was im folgenden über Schrif-
ten ausgeführt wird, gilt jeweils entsprechend auch 
für Tonträger, Abbildungen und Darstellungen, 
wenn sich nicht aus dem Zusammenhang etwas 
anderes ergibt. Der Tatbestand setzt voraus, daß 
sich die Schriften nach ihrem Inhalt gegen den Be-
stand der Bundesrepublik Deutschland (§ 380 Abs. 1 
und 3) oder gegen Verfassungsgrundsätze (§ 300 
Abs. 2 und 4) richten. Die Bestrebungen gegen Ver-
fassungsgrundsätze sind hier jedoch noch durch ein 
zusätzliches Erfordernis gekennzeichnet. Sie müssen 
nämlich auf die Unterdrückung der demokratischen 
Freiheit gerichtet sein. Dieses dem geltenden Recht 
entsprechende Merkmal ist notwendig, weil ohne es 
schon das propagandistische Hinarbeiten auf die 
Änderung eines Verfassungsgrundsatzes erfaßt 
würde, mit der eine Unterdrückung der demokrati-
schen Freiheit nicht verbunden zu sein braucht. Wer 
z. B., ohne dabei der Vorbereitung einer Gewaltherr-
schaft zu dienen, den Grundsatz der Gleichheit der 
Wahl (§ 380 Abs. 2 Nr. 1) angreift und ein nach deli 
Alter der Wähler oder nach sonstigen allgemeinen 
Kriterien unterschiedliches Wahlrecht anstrebt, er-
füllt den Tatbestand nicht. Die Kennzeichnung der 
verfassungsfeindlichen Bestrebungen durch das zu-
sätzliche Merkmal, daß sie auf die Unterdrückung 
der demokratischen Freiheit gerichtet sein müssen, 
fehlt in den übrigen Staatsgefährdungstatbeständen. 
Das hat seinen Grund darin, daß diese Tatbestände 
besondere Angriffe mit Strafe bedrohen, die über 
die bloße innere politische Willensbildung in der 
Bevölkerung der Bundesrepublik durch Werbung 
hinausgehen oder ihrer Art nach mit solcher Wer-
bung nichts zu tun haben und wegen ihrer Richtung 
ohne Einschränkung rechtswidrig sind. Mit dem Er-
fordernis, daß die Schrift nach ihrem Inhalt zum 
staatsgefährdenden Propagandamittel bestimmt ist, 
knüpft der Tatbestand an die in § 93 StGB enthal-
tene Voraussetzung an, daß durch den Inhalt staats-
gefährdende Bestrebungen herbeigeführt oder ge-
fördert werden „sollen". Mit dem Wort „Propa-
gandamittel", das in § 93 StGB nicht verwendet ist, 
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§ 372 
soll in plastischer Weise deutlich gemacht werden, 
daß aus dem Anwendungsbereich des § 372 von 
vornherein solche Schriften ausscheiden, die nach 
ihrem Inhalt nicht auf Propaganda angelegt, son-
dern z. B. Zwecken der Wissenschaft, der Geschichts-
schreibung oder der bloßen Information zu dienen 
bestimmt sind. So fällt z. B. ein philosophisches 
Werk oder eine Biographie nicht unter § 372, selbst 
wenn darin eine totalitäre Ideologie vertreten wird, 
sofern die Schrift nicht nach ihrem Inhalt als staats-
gefährdendes Propagandamittel erscheint. Eine wei-
tere Einschränkung des Tatbestandes besteht darin, 
daß die Schrift nach ihrem Inhalt „dazu geeignet" 
sein muß, den genannten Zweck zu erfüllen. Ein 
einsichtiger Leser muß also aus der Schrift selbst 
erkennen, daß sie von den Herstellern zum staats-
gefährdenden Propagandamittel bestimmt und ihr 
Inhalt objektiv geeignet ist, für staatsgefährdende 
Bestrebungen zu werben. Dabei müssen sich nach 
der Rechtsprechung, die der Bundesgerichtshof zu 
den §§ 84 und 93 StGB entwickeln hat, für den ein-
sichtigen Leser aus der Schrift mindestens Anhalts-
punkte ergeben, die zusammen mit allgemeinkun-
digen Tatsachen die staatsgefährende Zweckbestim-
mung und Eignung der Schrift erkennen lassen. 

Ob der unveränderte Nachdruck einer staatsge-
fährdend wirkenden Schrift, die aus der Zeit vor 
dem Inkrafttreten des Grundgesetzes stammt, oder 
das Verbreiten einer solchen Schrift unter § 372 
fällt, wird die Rechtsprechung zu klären haben. 
Solche inhaltlich zur staatsgefährenden Propaganda 
objektiv geeigneten Schriften fallen allerdings sicher 
dann unter § 372, wenn ihnen ein zusätzlicher Inhalt 
gegeben wird, aus dem sich die Angriffsrichtung 
gegen den Bestand der Bundesrepublik oder gegen 
einen der im Grundgesetz verankerten, in § 380 
Abs. 2 aufgeführten Verfassungsgrundsätze ergibt. 
Dabei genügt es, daß sich die Zweckbestimmung 
z. B. aus einem Vorwort oder einem Nachwort oder 
aus Einfügungen im Text oder sinnverändernden 
Weglassungen oder Hervorhebungen oder aus Text 
oder Aufmachung des Buchumschlags ergibt. Denn 
all dies gehört zum Gesamtinhalt der Schrift. Da 
Nachdrucke ohne solche Zusätze oder Änderungen 
im allgemeinen kaum große propagandistische Be-
deutung erlangen können, bietet § 372 genügend 
Möglichkeiten des Einschreitens gegen die Werbung 
mittels Nachdrucks von Schriften, die aus der Zeit 
vor dem Inkrafttreten des Grundgesetzes stammen. 
Es wird noch zu prüfen sein, ob darüber hinaus im 
Einführungsgesetz eine besondere Strafvorschrift 
gegen den unveränderten Nachdruck nazistischer 
Schriften zu schaffen ist. 

Der Tatbestand begnügt sich nicht damit, daß die 
Schrift selbst — bildlich gesehen — die Rolle des 
Propagandisten spielt, sondern verlangt dies auch 
noch von dem Täter. Das in § 93 StGB nicht enthal-
tene Erfordernis, daß der Täter durch seine Tat 
staatsgefährdende Bestrebungen (§ 380 Abs. 3 und 4) 
verfolgt oder sich in den Dienst solcher Bestrebun-
gen stellt (vgl. dazu die Vorbemerkung zu diesem 
Titel), schließt die Strafbarkeit desjenigen aus, 
dessen Tat eine staatsgefährdende Schrift zum 
Gegenstand hat, der aber mit seinem Tun selbst 
nicht für die in der Schrift enthaltenen Bestrebungen  

wirbt. Dadurch scheidet aus den. Kreis der Täter 
insbesondere aus, wer eine staatsgefährdende 
Schrift zum Zwecke der Abwehr der staatsgefähr-
denden Bestrebungen oder nur zur wissenschaft-
lichen Erforschung verfassungsfeindlicher Bewegun-
gen oder zur bloßen Unterrichtung verfassungstreuer 
Kreise oder der Offentlichkeit bezieht, einführt oder 
verbreitet. 

Die Tatbestandshandlungen, die Absatz 1 unter 
den Nummern 1 bis 3 in schärferer Gliederung als 
§ 93 StGB aufzählt, sind die gleichen wie in § 366 
Abs. 2 Nr. 1 und § 367 Abs. 1 Nr. 1. Das „Verbrei-
ten" setzt voraus, daß die Schrift durch körperliche 
Weitergabe an einen größeren Personenkreis ge-
langt. Ob dies durch Weitergabe eines Stücks oder 
durch Verteilen einer größeren oder kleineren Zahl 
von Stücken geschieht, macht rechtlich keinen Unter-
schied. Das sonstige Zugänglichmachen, das nicht in 
körperlicher Übergabe der Schrift besteht, ist in 
Nummer 2 erfaßt, jedoch nur insoweit, als es öffent-
lich oder in einer Versammlung geschieht. Dabei 
muß der Gegenstand körperlich da sein, wie die 
Beispiele des Ausstellens, des Anschlagens und des 
Vorführens zeigen. Daher ist es kein Zugänglich-

machen der Schrift, wenn deren Inhalt von einem 
Sender verbreitet und vom Täter mittels Empfangs-
gerätes öffentlich oder in einer Versammlung ande-
ren zur Kenntnis gebracht wird. Auch das Vorlesen 
der Schrift in einer Versammlung fällt nicht unter 
Nummer 2. In diesen beiden Fallen handelt es sich 
um ein Verbreiten von „Äußerungen" anderer, das 
als staatsgefährdende Werbung — im Gegensatz 
zur hochverräterischen Werbung (§ 366 Abs. 2 
Nr. 2) — nach dem Entwurf, wie eingangs bereits 
ausgeführt, nicht mit Strafe bedroht wird. In Num-
mer 3 erfaßt der Tatbestand bestimmte Vorberei-
tungshandlungen zu den Begehungsformen der 
Nummern 1 und 2. Das „Herstellen" im Sinne der 
Nummer 3 umfaßt nicht nur das technische Anfer-
tigen, sondern auch das Mitwirken bei der Entste-
hung des Propagandamittels durch geistige Einfluß-
nahme auf die Gestaltung des Inhalts. So gehört zu 
den Herstellern einer Schrift auch deren Autor oder 
dessen Auftraggeber. Das Beziehen einer Schrift 
setzt nicht voraus, daß sie der Täter bestellt hat. 
Erforderlich ist nur, daß sie dem Täter mit seinem 
Einverständnis zugesandt oder übergeben wird. Mit 
der in Nummer 3 bezeichneten Handlung muß der 
Täter bezwecken, daß die Schriften, Tonträger, Ab-
bildungen oder Darstellungen oder aus ihnen 
gewonnene Stücke verbreitet oder öffentlich oder 
in einer Versammlung zugänglich gemacht werden. 
Hiernach ist also auch derjenige strafbar, dem es 
bei seiner Handlung nicht darauf ankommt, daß der 
Gegenstand seiner Tat selbst verbreitet oder nach 
Nummer 2 zugänglich gemacht wird, der aber darauf 
hinarbeitet, daß dies mit den aus dem Gegenstand 
seiner Tat zu gewinnenden Stücken geschieht. Dabei 
ist z. B. an den Fall zu denken, daß der Täter von 
der staatsgefährdenden Schrift ein fotografisches 
Negativ oder eine Druckplatte herstellt, bezieht, an 
einen anderen gelangen läßt, vorrätig hält oder ein-
führt und damit bezweckt, daß mit Hilfe des Nega-
tivs oder der Druckplatte Verbreitungsexemplare 
hergestellt oder verbreitet oder öffentlich oder in 
einer Versammlung zugänglich gemacht werden. 
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Vergleiche zu den in den Nummern 1 bis 3 aufge-
führten Tatbestandsmerkmalen ergänzend die Be-
gründung zu § 220. 

Als Strafe ist Gefängnis bis zu fünf Jahren oder 
Strafhaft angedroht, „wenn nicht die Tat in anderen 
Vorschriften dieses Titels im Höchstmaß mit der 
gleichen oder einer schwereren Strafe bedroht ist". 
Hat die Schrift z. B. zugleich hochverräterischen 
Inhalt, so wird § 372 durch die Anwendbarkeit der 
Hochverratsbestimm.ungen mit Ausnahme des § 367 
zurückgedrängt. Das gleiche gilt, wenn sich die Tat 
auf Schriften bezieht, die von einer verbotenen 
Partei oder Vereinigung oder einer Ersatzorganïsa-
tion ausgehen oder für sie werben, die Tat also nach 
den §§ 374 oder 375 strafbar ist. Auch § 373 Abs. 1 
Nr. 1 geht dem § 372 vor, wenn die Schrift ein 
Mittel der staatsgefährdenden Einwirkung von 
außen her ist. Der Hauptvorteil der Subsidiaritäts-
klausel des § 372 für die Praxis liegt darin, daß in 
allen Fällen, in denen § 372 nicht anzuwenden ist, 
nicht umfassend geprüft zu werden braucht, ob und 
wieweit die Schrift staatsgefährdenden Inhalt hat. 

Der Versuch ist nach dem Absatz 2 ebenso wie 
in § 93 StGB und in der verwandten Strafbestimmung 
des § 366 (hochverräterische Werbung) strafbar. 
Da bei staatsgefährdenden Werbeaktionen häufig 
eine größere Zahl von Personen mitwirkt, sieht Ab-
satz 3 die Möglichkeit vor, bei Beteiligten, deren 
Schuld gering und deren Beteiligung von unterge-
ordneter Bedeutung ist, von Strafe abzusehen. Diese 
Regelung macht auch, wie schon zu § 367 Abs. 2 
ausgeführt, § 153a StPO anwendbar, der eine über 
§ 153 StPO hinausgehende Befugnis gibt, von der 
Erhebung der öffentlichen Klage abzusehen oder das 
Verfahren einzustellen. 

§ 373 
Staatsgefährdende Agententätigkeit 

Wie bereits in der Vorbemerkung zu diesem Titel 
ausgeführt, knüpft § 373 im wesentlichen an § 100d 
StGB an, dessen Absatz 1 durch § 388 ersetzt wird 
und dessen Absatz 3 ersatzlos wegfallen soll. Die 
Vorschrift soll demnach den § 100d Abs. 2 StGB er-
setzen und die Anwendung in der Praxis dadurch 
erleichtern, daß der Tatbestand durch schärfere Um-
schreibung seiner Merkmale das strafwürdige Ver-
halten gegenüber dem nichtstrafbaren Tun deutlicher 
abgrenzt. Absatz 1 erfaßt, vereinfacht ausgedrückt, 
die staatsgefährdende Agententätigkeit von außen 
nach innen, Absatz 2 diejenige von innen nach 
außen mit Reflexwirkung nach innen. Absatz 1 
geht davon aus, daß sich der Staat gegen eine der 
inneren Aggression dienende politische Einmischung 
fremder Regierungen, Parteien, anderer Vereinigun-
gen oder Einrichtungen zur Wehr setzen muß, wenn 
es sich um Angriffe gegen den Bestand der Bundes-
republik Deutschland (§ 380 Abs. 1 und 3) oder gegen 
Verfassungsgrundsätze (§ 380 Abs. 2 und 4) handelt. 
Für die Anwendung des Tatbestandes macht es 
keinen Unterschied, ob der Täter selbst Mitglied 
oder Vertreter der fremden Institution oder ihr 
beauftragter Mittelsmann (vgl. Begründung zu § 387) 
oder Agent eines solchen ist. Erforderlich ist nur, 
daß der Täter mit oder ohne Auftrag für die fremde 
Stelle oder deren Mittelsmann handelt. Die Einrich- 

§ 373 
tung, für die der Täter als Agent in dem bezeich-
neten Sinn handelt, muß nicht nur fremd sein (vgl. 
§ 387), sie muß auch — ebenso wie im Falle des 
§ 388 — ihren Sitz außerhalb des räumlichen Gel-
tungsbereichs des Strafgesetzbuches haben. Das Er-
fordernis „fremd" ist zwar in der Formulierung des 
Tatbestandes nicht ausdrücklich erwähnt; es ergibt 
sich aber aus dem Sinn der Bestimmung, insbeson-
dere daraus, daß als erstes Beispiel der Stellen, für 
die der Täter handeln muß, die „Regierung" außer-
halb des räumlichen Geltungsbereichs des Strafge-
setzbuches genannt ist. 

Nummer 1 setzt voraus, daß der Täter auf Per-
sonen einwirkt, die sich im räumlichen Geltungs-
bereich des Strafgesetzbuches befinden. Das Beein-
flussen der Bevölkerung außerhalb dieses Bereichs 
zu dem Zweck, bei ihr staats- oder sicherheitsge-
fährdende Bestrebungen gegen die Bundesrepublik 
Deutschland herbeizuführen oder zu fördern, wird 
nicht erfaßt. Der Tatbestand verlangt in seinem 
ersten Teil ein politisches Agitieren im Geltungs-
bereich des Strafgesetzbuches ; in seinem zweiten Teil, 
der die Tat erst rechtswidrig macht, setzt er voraus, 
daß der Täter mit seinem Tun, wiederum für die 
fremde Stelle handelnd, einen staatsgefährdenden 
Angriff verbindet, nämlich absichtlich oder wissent-
lich in der Bundesrepublik Deutschland staats- oder 
sicherheitsgefährdende Bestrebungen herbeizufüh-
ren, zu verstärken oder durchzusetzen, oder dazu 
Hilfe zu leisten versucht. Durch diese Voraus-
setzungen wird sichergestellt, daß z. B. politische 
Einzel- oder Gruppengespräche oder eine Presse-
berichterstattung, die bloß der Information, der Ab-
klärung der Standpunkte oder der geistigen Aus-
einandersetzung dienen, nicht erfaßt werden. Ande-
rerseits ist es für die Anwendung des Absatzes 1 
nicht erforderlich, daß es das Ziel des Einwirkens 
ist, den anderen völlig in das Lager der Bestrebun-
gen zu ziehen, die der Tat zugrunde liegen. So 
genügt es z. B., wenn der Täter auf eine Vereinigung, 
die andere Endziele verfolgt, durch Finanzierung 
oder sonstige Mittel einwirkt, um sie in einer be-
stimmten politischen Frage zu einer Haltung oder 
Aktivität zu veranlassen, die auch in den Plan des 
Täters passen würde und nach seiner Meinung auch 
den Bestrebungen der fremden Stelle nützlich wäre. 
Ebenso kann der Tatbestand z. B. dadurch erfüllt 
werden, daß der Agent Persönlichkeiten, welche die 
Politik in der Bundesrepublik mitgestalten, durch 
Zuwendungen, Versprechungen oder Drohungen zur 
Neutralität gegenüber den staats- oder sicherheits-
gefährdenden Bestrebungen der fremden Stelle zu 
bewegen sucht. Soweit die Agitation nach § 373 mit 
Schriften, Tonträgern, Abbildungen oder Darstel-
lungen betrieben wird, tritt § 372 auf Grund seiner 
Subsidiaritätsklausel zurück. 

Den staatsgefährdenden Bestrebungen im Sinne 
des § 380 Abs. 3 und 4 sind in Absatz 1 — ebenso 
wie in Absatz 2 und in § 371 — die gegen die innere 
oder äußere „Sicherheit" der Bundesrepublik Deutsch-
land gerichteten Bestrebungen gleichgestellt. Im 
übrigen wird zu dem zweiten Teil des Tatbestandes 
auf die Vorbemerkung zu diesem Titel Bezug ge-
nommen. 

Nummer 2 ist notwendig, weil bei organisierter 
Infiltrationstätigkeit die Aufgaben so verteilt sein 
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können, daß die einen nur Gelegenheiten auszu-
kundschaften, die anderen der Agententätigkeit auf 
andere Weise Vorschub zu leisten haben, ohne je-
weils einem anderen zu seiner Tat Hilfe zu leisten 
(§ 31 Abs. 1). Das „Vorschubleisten" setzt, wie be-
reits in der Begründung zu § 367 Abs. 1 ausgeführt, 
nicht voraus, daß es den Plan dem Ziele näher 
bringt. Wenn das Vorschubleisten nach Nummer 2 
aber zugleich eine Beihilfe (§ 31) zu einem Vergehen 
nach Nummer 1 darstellt, ist nur Nummer 2 als die 
lex specialis anwendbar. Jedoch schließt Nummer 2 
im übrigen die Anwendbarkeit des § 31 nicht aus. 

Nummer 3 ist notwendig, weil ohne sie die 
Entsendung von Agenten zum Zwecke staatsgefähr-
dender Infiltrationstätigkeit nur unter den Voraus-
setzungen der Mittäterschaft (§ 29 Abs. 2) oder der 
Teilnahme (§§ 30, 31) erfaßt und damit häufig über-
haupt nicht bestraft werden könnte. Die Tatbestände 
der Nummern 2 und 3 verlangen — im Gegensatz 
zu Nummer 1 und zu Absatz 2 — nicht, daß der 
Täter durch sein Handeln staats- oder sicherheits-
gefährdende Bestrebungen verfolgt oder sich in 
ihren Dienst stellt. In beiden Fällen handelt es sich 
aber nur um besonders geartetes Mitwirken an einer 
gegenwärtigen Infiltrationstätigkeit oder um spe-
zielle Vorbereitungshandlungen für eine solche. 
Dieser Zusammenhang mit Nummer 1 führt dazu, 
daß sich der Vorsatz des Täters auch auf die objek-
tiven Erfordernisse beider Tatbestandsteile der 
Nummer 1 beziehen muß, also auch darauf, daß der-
jenige, der die Einwirkung nach Nummer 1 ausführt 
oder später vornehmen wird, damit einen staats-
oder sicherheitsgefährdenden Angriff auf die Bun-
desrepublik Deutschland führt oder unternehmen 
wird. 

In dem Agententatbestand des Absatzes 2 wird 
in einem engen Rahmen das Aufnehmen und Unter-
halten von Beziehungen zu einer fremden Institu-
tion, die ihren Sitz außerhalb des räumlichen Gel-
tungsbereichs des Strafgesetzbuches hat, mit Strafe 
bedroht. Der Täterkreis ist gegenüber dem des § 100 d 
Abs. 2 StGB stark eingeschränkt. Die Strafdrohung 
bezieht sich nämlich nur auf die Mitglieder der im 
Tatbestand bezeichneten Gesetzgebungsorgane, auf 
Amtsträger (§ 10 Nr. 4) und auf Soldaten (§ 10 Nr. 8), 
sofern sie die Tat während ihres besonderen Pflicht-
und Treueverhältnisses zum Staat begehen. 

Im Gegensatz zu § 387 Abs. 2 Nr. 1 und § 388 Abs. 1 
führt Absatz 2 unter den Beziehungspartnern die 
„Mittelsmänner" der fremden Einrichtung nicht auf. 
Wenn der Täter Beziehungen zu einem solchen Mit-
telsmann aufnimmt oder unterhält, kann darin nur 
ein strafbarer Versuch liegen (Absatz 3). Die Voll-
endung des Vergehens setzt in diesem Fall voraus, 
daß der Mittelsmann die Beziehungen zwischen dem 
Täter und einem Vertreter der fremden Institution 
tatsächlich vermittelt. Der Täter muß durch die Tat 
entweder bei der fremden Stelle staats- oder sicher-
heitsgefährdende Bestrebungen herbeizuführen su-
chen oder, wenn die fremde Stelle solche Bestrebun-
gen bereits verfolgt, sich in den Dienst dieser Be-
strebungen der fremden Institution stellen. Durch 
diesen Teil des Tatbestandes erhält die Aufnahme 
oder Unterhaltung der im ersten Teil bezeichneten 
Art den Stempel der Rechtswidrigkeit. 

In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 3 und des Ab-
satzes 2 folgt schon aus der Art der Tatbestände, 
daß sie auch gelten, wenn die Tat außerhalb des 
räumlichen Geltungsbereichs des Strafgesetzbuches 
begangen wird. Daß diese Bestimmungen auch bei 
Tatbegehung im Ausland gelten, stellt § 5 Abs. 1 
Nr. 8 noch ausdrücklich klar; zur Frage der inner-
deutschen Anwendung vgl. die Fußnote zu § 3. 

§ 374 
Verstoß gegen Entscheidungen des 

Bundesverfassungsgerichts 
Mit § 374 übernimmt der Entwurf im wesentlichen 

die Straftatbestände der §§ 47 und 42 des Gesetzes 
über das Bundesverfassungsgericht vom 12. März 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), die durch das Ein-
führungsgesetz aufgehoben werden sollen. Sowohl 
Absatz 1 als auch der verwandte Tatbestand des 
§ 375 Abs. 1 lehnen sich hinsichtlich des ersten Teils 
der Tathandlung an den Wortlaut des § 129a StGB 
an. Es ist lediglich noch das „Werben" für die Orga-
nisation als weitere Begehungsform eingefügt, da 
ein solches Verhalten als Ungehorsam gegen das 
Parteiverbot von der Strafdrohung auch dann erfaßt 
werden muß, wenn es nicht nachweisbar zu irgend-
einem Erfolg fahrt und daher noch nicht als „Unter-
stützen" beurteilt werden kann. So ist § 374 Abs. 1 
auch anwendbar, wenn das Einwirken auf andere 
mit dem Ziel, sie für eine Mitgliedschaft oder eine 
materielle oder geistige Unterstützung der Organi-
sation oder ihres Wirkens zu gewinnen, erfolglos 
bleibt. Daß der Tatbestand abschließend jedes son-
stige Unterstützen der Organisation erfaßt, bedeutet 
nicht, daß das Werben für sie nur dann strafbar ist, 
wenn es zu einer Unterstützung geführt hat. 

Absatz 2 trifft den Ungehorsam gegen das Ver-
bot, für eine verbotene Partei eine Ersatzorganisa-
tion zu schaffen, und tritt an die Stelle der entspre-
chenden Regelung der §§ 47 und 42 in Verbindung 
mit § 46 Abs. 3 Satz 1 des Gesetzes über das Bun-
desverfassungsgericht. Die Ersatzorganisation braucht 
nicht Partei zu sein; sie muß nicht einmal darauf 
angelegt sein, eine Partei zu werden. Es muß sich 
jedoch um eine Vereinigung oder eine sonstige 
Organisation handeln, die ganz oder teilweise, offen 
oder getarnt, in dem früheren politischen Wirkungs-
bereich der Partei die verfassungswidrigen Ziele 
aktiv weiter verfolgt, die zum Verbot der Partei 
geführt haben. Eine Ersatzorganisation „schafft", wer 
sie gründet oder wer eine schon bestehende Orga-
nisation in eine Ersatzorganisation umwandelt (vgl. 
die Begründung zu § 369 Abs. 1 Nr. 1). Das „Unter-
stützen" einer Ersatzorganisation setzt voraus, daß 
diese bereits besteht. Ob diese Voraussetzung auch 
bei der Begehungsform des „Werbens" für eine Er-
satzorganisation gilt, kann der Entscheidung durch 
die Rechtsprechung überlassen bleiben. Jedenfalls 
stellt das Werben für die Schaffung einer Ersatz-
organisation einen Versuch der Schaffung nach Ab-
satz 2 dar, wenn der Täter durch das Werben maß-
geblichen Einfluß auf die Entstehung der Organisa-
tion ausüben will. Außerdem ist das Auffordern, 
eine Ersatzorganisation zu bilden, unter den Vor-
aussetzungen des § 292 strafbar. Die Strafdro-
hung  der Absätze 1 und 2, deren Rahmen nach dem 
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geltenden Recht von sechs Monaten bis zu fünf 
Jahren Gefängnis reicht, wird dadurch gemildert, 
daß die Mindeststrafe nur noch drei Monate Ge-
fängnis beträgt. 

Absatz 3 trifft die Zuwiderhandlungen gegen 
andere Sachentscheidungen nach Artikel 21 Abs. 2 
GG und gegen alle Sachentscheidungen nach Arti-
kel 18 GG, und zwar einschließlich der den Vollzug 
betreffenden Sachentscheidungen des Bundesverfas-
sungsgerichts. Eine erhöhte Mindeststrafe ist hier 
nicht vorgesehen. 

Absatz 4 ergänzt den Absatz 2 insofern, als er 
entsprechend dem geltenden Recht auch das Zuwi-
derhandeln gegen eine vollziehbare behördliche 
Maßnahme, die im Vollzug einer Sachentscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts getroffen wird, mit 
Strafe bedroht. Während in den §§ 42 und 47 des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht auch 
für dieses Vergehen eine Gefängnisstrafe von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren angedroht ist, sieht Ab-
satz 4 nur Gefängnis bis zu drei Jahren oder Straf-
haft vor. 

In Anlehnung an § 294 Abs. 3 macht Absatz 5 
den Versuch nur bei den schwersten Bcgehungsfor-
men der Absätze 1 und 2 strafbar, nämlich nur den 
Versuch des Fortführens einer verbotenen Partei, 
des Aufrechterhaltens ihres organisatorischen Zu-
sammenhalts und des Schaffens einer Ersatzorgani-
sation. 

§ 375 
Verstoß gegen ein Vereinigungsverbot 

§ 375 knüpft an § 129a StGB an und ergänzt den 
§ 374. Er erfaßt nur die Verstöße gegen ein Ver-
einigungsverbot, das darauf beruht, daß sich die 
Vereinigung gegen die verfassungsmäßige Ordnung 
oder gegen den Gedanken der Völkerverständigung 
richtet. Die Betätigung in einer Vereinigung oder 
für eine solche, deren Zwecke oder deren Tätigkeit 
auf die Begehung strafbarer Handlungen gerichtet 
sind, wird durch § 294 erfaßt, dessen Anwendung 
nicht von einem vorherigen förmlichen Verbot der 
Vereinigung abhängig ist. Die Fassung des § 375 
beruht auf dem gegenwärtigen Rechtszustand, wo-
nach neben der Befugnis der Verwaltungsbehörden, 
verfassungsfeindliche Vereinigungen nach dem Ver-
einsgesetz vom 19. April 1908 (Reichsgesetzbl. S. 151) 
aufzulösen, die Möglichkeit besteht, durch das Bun-
desverwaltungsgericht oder das oberste Verwal-
tungsgericht eines Landes das Verbotensein einer 
Vereinigung gemäß Artikel 9 Abs. 2 GG feststellen 
zu lassen (vgl. § 9 Abs. 1 Buchst. d, §§ 77 und 78 
des Gesetzes über das Bundesverwaltungsgericht 
vom 23. September 1952, Bundesgesetzbl. I S. 625). 
Diese Regelung wird durch die §§ 48 und 50 Abs. 1 
Nr. 2 der am 1. April 1960 in Kraft getretenen Ver-
waltungsgerichtsordnung vom 21. Januar 1960 (Bun-
desgesetzbl. I S. 17) aufrechterhalten. Falls das in 
Vorbereitung befindliche neue Vereinsgesetz diese 
Möglichkeit ausschließen sollte, wäre § 375 entspre-
chend zu ändern. In Übereinstimmung mit der Rege-
lung des § 374 geht § 375 davon aus, daß die sich 
auf die Vereinigung beziehende Entscheidung das 
Verbot von Ersatzorganisationen mitumfaßt, was 
auch in dem neuen Vereinsgesetz zum Ausdruck ge- 

§ § 375, 376 
bracht werden soll. Im übrigen wird auf die Begrün-
dung zu § 374 Abs. 1, 2 und 5 Bezug genommen. 

Absatz 4 sieht, ebenso wie § 129a Abs. 2 StGB 
in Verbindung mit § 129 Abs. 3 StGB, die Möglich-
keit vor, bei Beteiligten, deren Schuld gering und 
deren Beteiligung von untergeordneter Bedeutung 
sind, von Strafe abzusehen, wodurch auch § 153a 
StPO anwendbar wird (vgl. auch § 294 Abs. 5, § 367 
Abs. 2, § 370 Abs. 4, § 372 Abs. 3). Für den verwand-
ten Tatbestand des § 374 Abs. 1 fehlt eine entspre-
chende Regelung deshalb, weil ein Parteiverbot-
urteil des Bundesverfassungsgerichts vor Zuwider-
handlungen stärker als ein Vereinigungsverbot 
geschützt werden soll, was sich auch darin zeigt, 
daß in § 374 Abs. 1 im Gegensatz zu § 375 eine 
Mindeststrafe von drei Monaten Gefängnis vorge-
sehen ist. 

Eine dem § 374 Abs. 3 und 4 entsprechende Rege-
lung fehlt in § 375. Ob die Zuwiderhandlungen ge-
gen ein noch anfechtbares Vereinigungsverbot oder 
gegen die zum Vollzug eines Verbotes getroffenen 
vollziehbaren behördlichen Maßnahmen mit Strafe 
bedroht werden sollen, bleibt der Regelung durch 
das in Vorbereitung befindliche Vereinsgesetz vor-
behalten. 

§ 376 
Strafschärfung bei staatsgefährdenden Bestrebungen 

§ 376 knüpft zwar an § 94 StGB an, unterscheidet 
sich von diesem aber wesentlich. Denn er macht die 
in seinem Katalog aufgeführten Vergehen nicht mehr 
zu Verbrechen und sieht von einer Erhöhung der 
Höchststrafen ab. Er beruht auf der Erwägung, daß 
die einzelnen Strafdrohungen nach oben weit genug 
gespannt sind, um in ihrem Rahmen regelmäßig auch 
noch das zusätzliche Unrecht berücksichtigen zu 
können, das in dem hinzutretenden zweiten Teil 
des Tatbestandes erfaßt wird. 

Daß es ein Strafschärfungsgrund ist, wenn der 
Täter eine nach anderen Vorschriften strafbare 
Handlung begeht und dadurch Bestrebungen gegen 
den Bestand der Bundesrepublik Deutschland (§ 380 
Abs. 1 und 3) oder gegen Verfassungsgrundsätze 
(§ 380 Abs. 2 und 4) verfolgt oder sich in ihren 
Dienst stellt, ergibt sich schon aus der Existenz ver-
schiedener Staatsgefährdungstatbestände, besonders 
deutlich aus § 370 Abs. 2, § 377 Abs. 4, § 378 Abs. 3 
und § 379. Dem Grundgedanken dieses Strafschär-
fungsgrundes folgend, kennzeichnet § 376 auch an-
dere Straftaten, die der Täter mit dem ebenso um-
schri ebenen staatsgefährdenden Vorsatz begeht, als 
Vergehen der Staatsgefährdung mit der Folge, daß 
eine schwerere Strafdrohung anwendbar ist, und, 
soweit es sich um Antragsdelikte handelt, das An-
tragserfordernis entfällt. Dabei beschränkt sich der 
Katalog der Absätze 1 und 2 auf solche Straftaten, 
deren Begehen durch Anhänger totalitärer Bestre-
bungen zur Erreichung ihrer Ziele typisch ist oder 
typisch werden könnte. 

Die in der Nummer 1 vorgesehene Erhöhung 
der Gefängnisstrafe auf drei Monate tritt nicht ein, 
wenn für das einfache Vergehen außer Gefängnis 
wahlweise Strafhaft oder Geldstrafe angedroht ist. 
In diesen Fällen greift aber die Nummer 2 ein, 
die Strafhaft sowie Geldstrafe als einzige Strafe 
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§ 377 

ausschließt. Da an der Verfolgung von Straftaten, 
mit denen ein staatsgefährdender Angriff gegen die 
Bundesrepublik geführt wird, ein öffentliches Inter-
esse besteht, bestimmt die Nummer 3 — ebenso 
wie § 94 Abs. 2 StGB —, daß die Verfolgung der Tat 
auch dann nicht von einem Strafantrag abhängig ist, 
wenn ein solches Erfordernis für die Verfolgung 
des einfachen Vergehens vorgesehen ist. Von den 
Straftaten dieser Art enthält der Katalog des Ab-
satzes 1 nur solche Tatbestände, bei denen Raum 
für eine der in den Nummern 1 und 2 bezeichneten 
Strafschärfungen ist. So erklärt es sich, daß z. B. 
von § 166 zwar Absatz 2, nicht aber Absatz 1 auf-
geführt ist. 

Absatz 2 sieht für zwei Straftaten, die der hin-
zugefügte Teil des Tatbestandes zu Staatsgefähr-
dungsvergehen macht, eine Anhebung der Mindest-
strafe auf sechs Monate Gefängnis vor. Die gleiche 
Erhöhung tritt nach § 370 Abs. 2 für die Vergehen 
nach den §§ 335 und 413 ein, wenn der Täter mit 
der Tat einen staatsgefährdenden Angriff führt. In 
zwei von diesen insgesamt vier Fällen, nämlich bei 
den §§ 413 und 463 Abs. 2 handelt es sich um eine 
Anhebung der Mindeststrafe von drei auf sechs 
Monate Gefängnis. Die stärkere Erhöhung der Min-
deststrafe bei dem Landfriedensbruch nach § 295 
Abs. 2 ist aus Gründen der Angleichung an die Min-
deststrafdrohung für den schweren Landfriedens-
bruch (§ 296) gerechtfertigt, diejenige bei der Sabo-
tage an lebenswichtigen Betrieben aus Gründen der 
Angleichung an die Strafdrohung für die staatsge-
fährdende Wehrmittelsabotage vorgesehen. 

§ 377 
Beleidigung des Bundespräsidenten 

Die §§ 377 bis 379, die an die §§ 95 bis 97 StGB 
anknüpfen, bilden innerhalb der Vorschriften über 
die Staatsgefährdung insofern eine Gruppe, als sie 
Angriffe gegen das Ansehen des Staates treffen sol-
len. Aus den gleichen Gründen, aus denen in § 365 
Abs. 1 der Angriff auf Leib oder Leben des Bundes-
präsidenten als Hochverrat gekennzeichnet ist (vgl. 
Begründung zu § 365), macht § 377 den Angriff auf 
das Ansehen des Bundespräsidenten (§§ 173 bis 175) 
zu einem mit schwerer Strafe bedrohten Vergehen 
der Staatsgefährdung, soweit die Beleidigung öffent-
lich, in einer Versammlung oder durch Verbreiten von 
Schriften, Tonträgern, Abbildungen oder Darstellun-
gen begangen wird. Dabei ist nicht erforderlich, daß 
sich die Beleidigung auf den Bundespräsidenten als 
verfassungsmäßiges Organ bezieht. Nur wenn die 
Voraussetzungen des § 377 nicht vorliegen, sind die 
§§ 173 bis 175 auch bei einer gegen den Bundes-
präsidenten gerichteten Beleidigung anwendbar, 
wobei die Zulässigkeit der Strafverfolgung von 
einem Strafantrag nach § 180 Abs. 1 abhängt. § 176 
(Beleidigung von Persönlichkeiten des politischen 
Lebens) ist zwar in § 377 nicht erwähnt. Dennoch 
wird auch er durch § 377 verdrängt. Jedoch darf, 
wenn beide Tatbestände erfüllt sind, die in § 176 
angedrohte Strafe nicht in Anwendung des § 377 
Abs. 3 unterschritten werden. In § 95 Abs. 1 StGB 
ist ebenso wie in § 96 Abs. 1 und § 97 StGB neben 
den verletzenden Handlungen auch das Auffordern 
zu einer solchen als Begebungsform genannt. Einer  

solchen Erweiterung des Tatbestandes bedarf es in 
§ 377 nicht mehr. Denn wer öffentlich, in einer Ver-
sammlung oder durch Verbreiten von Schriften, Ton-
trägern, Abbildungen oder Darstellungen zu einer 
Straftat auffordert, ist nach § 292 wie ein Anstifter 
zu bestrafen. Bleibt die Aufforderung ohne Erfolg, 
so ist die Strafe nach § 64 Abs. 1 zu mildern. Vor 
dem 3. Strafrechtsänderungsgesetz vom 4. August 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 735) galt insoweit für die 
Strafdrohung eine andere Regelung. 

Absatz 2 sieht auch für das Vergehen der 
„öffentlichen Erörterung fremder Privatangelegen

-

heten" (§ 182), das gegen den Bundespräsidenten 
begangen wird, einen erhöhten Strafrahmen vor. 
Diese Regelung entspricht dem § 482, der die gegen 
ein ausländisches Staatsoberhaupt begangene Tat 
gleicher Art betrifft. Bei Anwendung des § 182 
Abs. 1 und des § 377 Abs. 2 ist eine Beweiserhebung 
über die Wahrheit der Behauptung unzulässig (§ 182 
Abs. 2). Eine Bestrafung des Täters wegen Beleidi-
gung des Bundespräsidenten nach Absatz 1 in Ver-
bindung mit den §§ 173 bis 176 ist ausgeschlossen, 
wenn die sachlichen Voraussetzungen für die An-
wendung des § 182 Abs. 1 und des § 377 Abs. 2 
vorliegen (§ 182 Abs. 4). Denn diese Grundsätze des 
§ 182 gelten auch im Anwendungsbereich des § 377. 

Absatz 4 verschärft die Strafdrohung für den 
Fall, daß der Täter durch die Tat nach Absatz 1 
Satz 1 oder nach Absatz 2 absichtlich oder wissent-
lich staatsgefährdende Bestrebungen (§ 380 Abs. 3 
und 4) verfolgt oder sich in den Dienst solcher Be-
strebungen stellt. Absatz 4 bezieht sich nicht auf 
die Fälle der Verleumdung, da für diese bereits 
durch Absatz 1 Satz 2 eine Mindeststrafe von sechs 
Monaten vorgesehen ist und die Weite des Straf-
rahmens die erforderliche Berücksichtigung des 
staatsgefährdenden Strebens des Täters bei der 
Strafbemessung in aller Regel ermöglicht. 

Nach Absatz 5 Satz 1 setzt die Strafverfolgung 
voraus, daß der Verletzte die Ermächtigung dazu er-
teilt. Diese ist, wie nach dem geltenden Recht, nicht 
an eine Frist gebunden. Das ergibt sich daraus, daß 
in § 126 die Regelung des § 123 nicht für entspre-
chend anwendbar erklärt ist. Die Ermächtigung kann 
zurückgenommen werden (§§ 126, 125 Abs. 1). Da 
der Begriff „Tat" in Absatz 5 sowohl die Tat nach 
Absatz 1 als auch die nach Absatz 2 umfaßt, ersetzt 
Absatz 5 für den Anwendungsbereich des § 377 den 
§ 180 und den § 182 Abs. 3. Dadurch, daß Absatz 5 
abweichend von § 95 Abs. 4 StGB nicht die Ermäch-
tigung des Bundespräsidenten, sondern die des 
„Verletzten" verlangt, wird klargestellt, daß der 
Amtsnachfolger des verletzten Bundespräsidenten 
weder eine Ermächtigung erteilen noch eine von 
seinem Amtsvorgänger erteilte Ermächtigung wider-
rufen kann. Stirbt der verletzte Bundespräsident 
während seiner Amtszeit oder nach seinem Aus-
scheiden aus dem Amt, so tritt an die Stelle seiner 
unbefristeten Befugnis, die Ermächtigung zur Straf-
verfolgung zu erteilen, die befristete Befugnis der in 
§ 121 Abs. 2 bezeichneten Angehörigen, einen Straf-
antrag zu stellen, wobei auch § 123 Abs. 4 entspre-
chend gilt. Hat der verletzte Bundespräsident vor 
seinem Tode die Ermächtigung zur Strafverfolgung 
bereits erteilt, so kann sie nach §§ 126 und 125 
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Abs. 2 von seinen Angehörigen zurückgenommen 
werden. Daß diese dadurch die Befugnis erhalten, 
die Strafverfolgung zu verhindern, die auch staat-
liche Interessen wesentlich berühren kann, wird in 
Kauf genommen. 

§ 378 
Verunglimpfung des Staates und seiner Symbole 

Die Bestimmung, die im wesentlichen mit § 96 
StGB übereinstimmt, regelt, unter welchen Voraus-
setzungen eine Verunglimpfung des Staates selbst 
strafbar ist. Dem Staat wird in Absatz 1 Nr. 1 
seine verfassungsmäßige Ordnung an die Seite ge-
stellt. Außerdem schützt der Entwurf in Absatz 1 
Nr. 2 die dort aufgezählten staatlichen Symbole. In 
beiden Fällen beginnt die Strafbarkeit — ebenso 
wie im geltenden Recht — erst, wenn es sich um 
erhebliche Angriffe auf das Schutzobjekt handelt. 
Da die Tat nicht in einer Verletzung des Ansehens 
bestimmter Staatsorgane besteht, ist ihre Strafver-
folgung nicht von einer Ermächtigung zur Strafver-
folgung abhängig. 

Das Beschimpfen oder das böswillige Verächtlich
-machen des Staates muß sich nicht notwendig auch 

auf dessen verfassungsmäßige Ordnung beziehen. 
Denn beide sind in Absatz 1 Nr. 1 nebeneinander 
als selbständige Schutzobjekte genannt. Das beson-
ders Verletzende, das zum Begriff des ,,Beschimp

-

fens" gehört, kann in der Roheit des Ausdrucks 
liegen. Es kann aber auch in dem Vorwurf eines 
schimpflichen Verhaltens oder Zustandes bestehen. 
Auf diese Art des Inhalts der Äußerung muß sich 
auch der Vorsatz des Täters beziehen. Wer Äuße-
rungen solcher Art aus Gedankenlosigkeit oder 
Oberflächlichkeit ohne volles Verständnis für ihren 
gedanklichen Inhalt macht, erfüllt daher den Tat-
bestand aus subjektiven Gründen nicht. Das „Ver-
ächtlichmachen" kann in der Abgabe von Wertur-
teilen oder in formal herabsetzenden Kundgebungen 
bestehen. Der Begriff ist weiter als der des Be-
schimpfens. Die beiden Begehungsformen sind im 
Grade des Unrechtsgehalts einander jedoch dadurch 
angeglichen, daß nur das „böswillige" Verächtlich

-

machen strafbar ist. Nur wenn die Äußerung mehr 
ist als die Folge einer aus einer besonderen Lage 
entstandenen Verärgerung, nämlich die Folge einer 
feindseligen Einstellung gegenüber dem verächtlich 
gemachten Staat oder der verächtlich gemachten 
verfassungsmäßigen Ordnung oder sonst auf einer 
feindseligen Gesinnung — etwa gegenüber bestimm-
ten politischen Persönlichkeiten — beruht, ist das 
Tatbestandsmerkmal der Böswilligkeit erfüllt. Daher 
sind bloße Unmutsäußerungen, mit denen der Staat 
oder die verfassungsmäßige Ordnung als verach-
tenswert hingestellt wird, nicht strafbar. Weder in 
der Alternative des „Beschimpfens" noch in der des 
„böswilligen Verächtlichmachens" erfaßt der Tat-
bestand eine sachliche Kritik an dem Staat oder 
seiner verfassungsmäßigen Ordnung. Das Auffor-
dern zur Verunglimpfung des Staates und seiner 
Symbole, das in § 96 Abs. 1 StGB ausdrücklich als 
besondere Begehungsform aufgeführt ist, bedarf mit 
Rücksicht auf § 292 keiner Aufnahme in den Tatbe-
stand des § 378 (vgl. die Begründung zu § 377). Die 
neue Fassung der Nummer 2 macht deutlicher als 
die entsprechende Bestimmung des § 96 StGB, daß 

§§ 378, 378a 
nicht nur die Symbole des Bundes, sondern auch die 
der Länder vor Verunglimpfung geschützt sind. 
Dabei setzt das Tatbestandsmerkmal der Verun-
glimpfung — ebenso wie in den §§ 379 und 177 — 
eine schwerwiegende Herabwürdigung voraus. 

In Absatz 2 fügt der Entwurf noch das „Un-
brauchbarmachen" ein, weil dieses nicht notwendig 
mit einem Entfernen, Zerstören, Beschädigen oder 
Unkenntlichmachen der Flagge oder des Zeichens 
der Hoheit verbunden zu sein braucht. Der Versuch 
des Vergehens nach Absatz 2 ist strafbar, während 
der Versuch in den Fällen des Absatzes 1 — ebenso 
wie nach den §§ 377, 379, 173 bis 177 — straflos 
bleibt. 

Die Strafdrohung der Absätze 1 und 2 ist 
gegenüber dem geltenden Recht, das Gefängnis bis 
zu fünf Jahren androht, gemildert. Die Höchststrafe 
beträgt nur noch drei Jahre Gefängnis. Außerdem 
sieht der Entwurf wahlweise Strafhaft vor. Nur für 
den Erschwerungstatbestand des Absatzes 3 ist, ent-
sprechend dem geltenden Recht und in Anlehnung 
an § 379, ausschließlich eine von drei Monaten bis 
zu fünf Jahren reichende Gefängnisstrafe vorge-
sehen. 

§ 378 deckt zusammen mit § 379 einen wesent-
lichen Teil des Tatbestandes der Staatsverleumdung 
nach § 131 StGB. Andere Verleumdungen, die sich 
gegen das Ansehen eines Staatsorgans richten, kön-
nen nach den §§ 174 und 180 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 
strafrechtlich verfolgt werden. Wie bereits in der 
Vorbemerkung zum 1. Titel des 4. Abschnitts darge-
legt ist, verzichtet der Entwurf daher darauf, den 
§ 378 durch einen besonderen Tatbestand der Staats-
verleumdung zu ergänzen. 

§ 338 a 
Verwendung von Kennzeichen 

verfassungswidriger Organisationen 

Die Vorschrift entspricht — abgesehen von einer 
noch zu erörternden Anpassung der Strafdrohung 
an verwandte Vorschriften des Entwurfs und 
geringfügigen redaktionellen Angleichungen — dem 
geltenden § 96a StGB, der durch das 6. Strafrechts-
änderungsgesetz vom 30. Juni 1960 (Bundesge-
setzbl. I  S. 478) in das Strafgesetzbuch eingefügt 
worden ist. Sie ergänzt den Strafschutz, den § 378 
dem Staat und seinen Symbolen gewährt, durch ein 
strafbewehrtes Verbot von Kennzeichen verfas-
sungswidriger Organisationen, deren Verwendung 
erfahrungsgemäß oftmals eine Herausforderung 
gegenüber der verfassungsmäßigen Ordnung der 
Bundesrepublik oder ihren Symbolen darstellt. 
Dieser enge sachliche Zusammenhang rechtfertigt es, 
die Vorschrift in den Untertitel „Staatsgefährdung" 
einzuordnen. 

Zu den Organisationen, deren Kennzeichen nicht 
verwendet werden dürfen, gehören zunächst die 
Parteien, die gemäß Artikel 21 Abs. 2 GG vom Bun-
desverfassungsgericht für verfassungswidrig erklärt 
sind, und die Vereinigungen, die gemäß Artikel 9 
Abs. 2 GG unanfechtbar verboten sind (vgl. zu 
letzterem die Begründung zu § 375). In diesen Fäl-
len genügt es mithin nicht, daß die sachlichen Vor-
aussetzungen der Verfassungswidrigkeit nach Ar- 



Drucksache 2150 	Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 

§ 379 
tikel 9 Abs. 2 oder Artikel 21 Abs. 2 GG vorliegen; 
vielmehr wird — ebenso wie bei den §§ 374, 
375 — ein formelles, unanfechtbares Verbot der 
Organisation vorausgesetzt. Einer Hervorhebung 
dieser förmlichen Voraussetzung bedarf es nicht bei 
den weiter aufgeführten ehemaligen nationalsozia-
listischen Organisationen, worunter insbesondere 
die ehemalige NSDAP, ihre Gliederungen und an-
geschlossenen Verbände zu verstehen sind. 

Als Kennzeichen, deren Verwendung verboten ist, 
bezeichnet Absatz 2 in einer beispielhaften, nicht 
erschöpfenden Aufzählung insbesondere Fahnen, 
Abzeichen, Uniformstücke, Parolen und Grußformen. 
Daraus ergibt sich, daß zu den Kennzeichen sowohl 
verkörperte als auch nichtverkörperte Merkmale 
zählen und daß auch andere als die in Absatz 2 be-
zeichneten Merkmale, wie etwa Lieder und Musik-
stücke, Kennzeichen im Sinne dieser Vorschrift 
darstellen können. 

Aus diesem weiten Begriff des Kennzeichens 
ergibt sich zugleich, daß auch das Tatbestands-
merkmal des Verwendens im weitesten Sinne zu 
verstehen ist. Es umfaßt jede Form des Gebrauch-
machens, also zum Beispiel auch das Singen und 
Spielen. Die Verwendung des Kennzeichens muß 
jedoch öffentlich, in einer Versammlung oder in 
vom Täter verbreiteten Schriften, Tonträgern, Ab-
bildungen oder Darstellungen geschehen sein. Wer 
solche Schriften, Tonträger, Abbildungen und Dar-
stellungen unter Verwendung verbotener Kenn-
zeichen lediglich herstellt, ist daher nicht als Täter, 
sondern nur nach den Grundsätzen der Teilnahme 
strafbar. 

Ausgenommen ist nach Absatz 1 Satz 2 eine Ver-
wendung von Kennzeichen im Rahmen der staats-
bürgerlichen Aufklärung, der Abwehr verfassungs-
widriger Bestrebungen oder ähnlicher Zwecke. 
Damit wird klargestellt, daß die Vorschrift auf eine 
sozialadäquate Verwendung jener Kennzeichen 
nicht anwendbar ist. Das Zeigen der verbotenen 
Kennzeichen im staatsbürgerlichen Unterricht, in 
wissenschaftlichen Vorträgen, in historischen Doku-
mentationen, in künstlerischen Darstellungen ge-
schichtlichen — nicht propagandistischen — Inhalts 
und zu ähnlichen sozialadäquaten Zwecken werden 
von der Strafdrohung nicht erfaßt. Die Fassung des 
Absatzes 1 Satz 2 stellt klar, daß die Verwendung 
der Kennzeichen sich im Rahmen einer sozial-
adäquaten Handlungsweise halten muß. Wird dieser 
Rahmen überschritten und mit der Verwendung der 
Kennzeichen Propaganda für die verbotene Organi-
sation getrieben, so greift die Strafdrohung des 
Absatzes 1 Satz 1 ein. 

Soweit die Vorschrift Gefängnis bis zu drei Jah-
ren androht, entspricht sie dem geltenden Recht. Es 
erscheint jedoch angezeigt, ebenso wie bei § 378 
auch hier wahlweise Strafhaft vorzusehen. Unter 
den in Absatz 3 bezeichneten erschwerenden Vor-
aussetzungen des § 378 Abs. 3 ist jedoch — wie 
dort — ausschließlich Gefängnis von drei Monaten 
bis zu fünf Jahren vorgesehen. Unberührt bleibt 
eine etwaige Strafbarkeit nach anderen Vorschrif-
ten, z. B. dann, wenn die Verwendung der verbote

-

nen Kennzeichen zugleich den Tatbestand der 
Unterstützung einer verbotenen Partei oder einer 
verbotenen Vereinigung nach den §§ 374, 375 erfüllt. 

§ 379 

Verunglimpfung von Verfassungsorganen 

Die Vorschrift, die im wesentlichen den Tatbe-
stand des § 97 StGB übernimmt, bedroht die staats-
gefährdende Verunglimpfung von Verfassungsorga-
nen mit Strafe. Sie bildet mit den §§ 377 und 378 
innerhalb der Strafvorschriften über die Staatsge-
fährdung eine Gruppe von Tatbeständen zum 
Schutze des  Ansehens des Staates vor Angriffen, 
die öffentlich, in einer Versammlung oder durch 
Verbreiten von Schriften, Tonträgern, Abbildungen 
oder Darstellungen geführt werden. § 379 ist jedoch 
nur anwendbar, wenn der Täter mit der Tat absicht-
lich oder wissentlich staatsgefährdende Bestrebun-
gen (§ 380 Abs. 3, 4) verfolgt oder sich in den Dienst 
solcher Bestrebungen stellt (vgl. dazu die Vorbemer-
kung zu diesem Titel), während dieses Streben in 
den beiden anderen Bestimmungen einen besonde-
ren Erschwerungsgrund bildet (§ 377 Abs. 4, § 378 
Abs. 3). 

Zu den geschützten Organen gehören ebenso wie 
nach § 97 StGB die Gesetzgebungsorgane des Bun-
des und der Länder, die Regierungen und die Ver-
fassungsgerichte des Bundes und der Länder. Die 
Verfassungsgerichte sind hier ebenso wie in der 
Vorschrift über die Nötigung eines Verfassungs-
organs (§ 395) nicht nur als Repräsentanten der 
„Dritten Gewalt" im Staat, sondern hauptsächlich 
deshalb miteinbezogen, weil ihre Entscheidungen 
unter bestimmten Voraussetzungen Gesetzeskraft 
haben und sie dadurch die Eigenschaft von Verfas-
sungsorganen erhalten, die mit den Gesetzgebungs-
organen und den Regierungen vergleichbar sind. 

Der Tatbestand setzt voraus, daß sich die ehrver-
letzende Handlung gegen das Verfassungsorgan ins-
gesamt oder gegen das Organ in der Person eines 
seiner Mitglieder richtet. Es genügt also — anders 
als im Falle des § 396 — nicht, daß sich die Tat 
gegen ein Mitglied des Verfassungsorgans in dieser 
Eigenschaft richtet; die Kränkung muß sich vielmehr 
mindestens mittelbar in der Form des Angriffs auf 
ein Mitglied gegen das Verfassungsorgan als sol-
ches richten. Die Vorschrift bedroht nur das „Verun-
glimpfen" mit Strafe, d. h. eine nach Form, Inhalt, 
Motiven oder Begleitumständen erhebliche Krän-
kung. Geringere Entgleisungen beleidigenden Cha-
rakters genügen nicht. Die weitere, auch schon in 
§ 97 StGB enthaltene Einschränkung, wonach die 
Verunglimpfung gleichzeitig das Ansehen des Staa-
tes gefährden muß, trägt der Tatsache Rechnung, 
daß das Ansehen des Staates und das seiner ober-
sten Amtsträger trotz engster Verbindung nicht 
identisch sind. Durch den auch in § 177 verwendeten 
Zusatz „durch üble Nachrede, Verleumdung oder 
Kundgabe von Mißachtung" wird deutlich, daß § 379 
auf den Vorschriften über die Beleidigung aufbaut 
und daß deshalb bei seiner Anwendung die Bestim- 
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mungen über den Wahrheitsbeweis (§ 173 Abs. 2, 
§ 175 Abs. 2), über die Wahrnehmung berechtigter 
Interessen (§ 178) und über die Bekanntgabe der 
Verurteilung (§ 181) anwendbar sind. Andererseits 
ist eine Bestrafung wegen „Verunglimpfung von 
Verfassungsorganen" nach § 379 keine „Bestrafung 
wegen Beleidigung" im Sinne des § 182 Abs. 4. Die 
Verfolgung einer Verunglimpfung von Verfassungs-
organen wird also durch § 182 nicht beeinträchtigt. 
Die Übernahme des Teils des § 97 StGB, der die 
Aufforderung zur Verunglimpfung betrifft, in § 379 
erübrigt sich im Hinblick auf § 292. 

Die unbefristete Befugnis, die Ermächtigung zur 
Strafverfolgung zu erteilen (Absatz 2), steht sowohl 
dem verletzten Verfassungsorgan als auch dem be-
treffenden Mitglied zu. Das Organ wie das Mitglied 
kann die Ermächtigung selbständig erteilen (§§ 126, 
121 Abs. 4). Die bisher umstrittene Frage, ob die 
Ermächtigung zurückgenommen werden kann, ent-
scheidet der Entwurf im bejahenden Sinne (§§ 126 
und 125). Jeder zur Erteilung der Ermächtigung 
Befugte kann nur die von ihm erteilte Ermächtigung 
zurücknehmen. Das Staatsorgan übt seine Befugnis 
in der Besetzung aus, die es zur Zeit seiner Ent-
scheidung über die Ermächtigung oder der Zurück-
nahme hat. Das gilt auch, wenn es nur in einem 
seiner Mitglieder verunglimpft worden ist, dieses 
aber inzwischen nicht mehr dem Staatsorgan ange-
hört. 

Gemeinsame Vorschriften 

§ 380 
Begriffsbestimmungen 

In dem Titel über „Hochverrat und Staatsgefähr-
dung" werden einige Begriffe immer wieder ver-
wendet, die der gesetzlichen Bestimmung bedürfen, 
um den Tatbeständen klare Umrisse zu verleihen. 

Absatz 1 beschreibt in sachlicher Übereinstim-
mung mit § 88 Abs. 1 StGB, was unter „Bestand der 
Bundesrepublik Deutschland" — ein Begriff, den 
auch die Artikel 21 Abs. 2 und 91 Abs. 1 GG ver-
wenden — zu verstehen ist. Der erste Bestandteil 
des Begriffs ist die „Freiheit von fremder Botmäßig-
keit". Eine fremde „Botmäßigkeit" über die Bundes-
republik oder einen ihrer Teile entsteht nicht, wenn 
die Bundesrepublik an über- oder zwischenstaat-
lichen Einrichtungen teilnimmt, auf die sie durch 
völkerrechtliche Verträge Hoheitsrechte überträgt 
oder zu deren Gunsten sie selbst vertraglich ihre 
eigenen Hoheitsrechte beschränkt. Daher ist eine 
dem § 88 Abs. 1 Satz 2 StGB entsprechende Bestim-
mung entbehrlich. Der zweite Bestandteil ist die 
innere bundesstaatliche Einheit. Der im geltenden 
Recht hierfür verwendete Ausdruck „Selbständig-
keit" wird in § 380 deshalb vermieden, weil er sich 
in erster Linie auf das Verhältnis zu fremden Staa-
ten bezieht. Die dritte Komponente des Begriffes ist 
die „Unversehrtheit" des Bundesgebiets. Ihre Beein-
trächtigung setzt eine rechtswidrige Loslösung eines 
Gebietsteils voraus. Daran würde es fehlen, wenn 
ein Gebietsteil, z. B. bei einer Grenzbegradigung, 
durch völkerrechtlichen Vertrag an  einen anderen 
Staat abgetreten würde. 

§ 380 

Absatz 2 definiert auf der Grundlage des § 88 
Abs. 2 StGB den Begriff „Verfassungsgrundsätze", 
der zur Bezeichnung des Schutzobjekts im Tatbe-
stand des Verfassungsverrats (§ 364 Abs. 1 Nr. 2) 
und in den meisten Bestimmungen über Staatsge-
fährdung verwendet wird. Der Katalog der Verfas-
sungsgrundsätze umfaßt den Wesenskern der frei-
heitlichen demokratischen Grundordnung (vgl. Arti-
kel 21 Abs. 2, Artikel 18, 91 Abs. 1 GG), stellt diese 
aber nicht erschöpfend dar. Absatz 2 ermöglicht es, 
in den Strafbestimmungen, die dem unmittelbaren 
Schutz der freiheitlichen demokratischen Grund-
ordnung dienen, einen Begriff zu verwenden, den 
das Strafgesetzbuch selbst für seine Zwecke ab-
grenzt. 

Nummer 1 nennt die Volkssouveränität und die 
Gewaltenteilung (Artikel 20 Abs. 2 GG), Grundsätze, 
deren Änderung durch das Grundgesetz schlechthin 
für unzulässig erklärt ist (Artikel 79 Abs. 3 GG). 
Sodann sind in Anknüpfung an Artikel 38 Abs. 1 
Satz 1 und Artikel 28 Abs. 1 Satz 2 GG die Wahlgrund-
sätze aufgeführt. Nur der Grundsatz der Unmittel-
barkeit der Wahl, der in § 88 Abs. 2 Nr. 1 StGB mit 
aufgeführt ist, fehlt in der Aufzählung. Denn er ist 
nicht unabdingbarer Bestandteil einer freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung. Die übrigen Wahl-
grundsätze dagegen gehören zu dem besonders zu 
schützenden Verfassungsbereich. Das gilt auch für 
den Grundsatz der Gleichheit der Wahl. Dabei wird 
davon ausgegangen, daß eine für die gesamte Be-
völkerung gleichermaßen geltende Begrenzung des 
für den Beginn des aktiven oder passiven Wahl-
rechts maßgebenden Alters keine Beeinträchtigung 
des Grundsatzes der Gleichheit der Wahlen ist. Eine 
andere Abgrenzung des Kreises der Wahlberechtig-
ten oder eine unterschiedliche Verteilung des Stimm-
rechts jedoch wäre eine solche Beeinträchtigung, 
durch welche die demokratische Freiheit unterdrückt 
werden kann. Da es nicht ausgeschlossen ist, daß 
Personen, die den Boden der freiheitlichen demo-
kratischen Grundordnung nicht verlassen wollen, 
in gewisser Verkennung dieser Ordnung für Be-
strebungen gegen den Grundsatz der Gleichheit der 
Wahlen oder auch gegen einen anderen der aufge-
zählten Verfassungsgrundsätze werben, ist in § 372 
das Erfordernis der verfassungsfeindlichen Bestre-
bungen durch den Zusatz „zur Unterdrückung der 
demokratischen Freiheit" ergänzt (vgl. dazu die Be-
gründung zu § 372). 

Die in den Nummern 2 und 5 aufgeführten 
Grundsätze machen den wesentlichen Kern des 
Rechtsstaates aus. Nummer 2 knüpft in seinem 
Wortlaut an Artikel 20 Abs. 3 GG an, dessen Grund-
sätze Artikel 79 Abs. 3 GG vor jeder Änderung 
schützen will. Nummer 5 hebt den Grundsatz der 
Unabhängigkeit der Gerichte, obgleich er in seinem 
Wesen schon durch die Nummern 1 und 2 miterfaßt 
sein dürfte, noch besonders hervor (vgl. auch 
Artikel 97 Abs. 1 GG), da er für den Rechtsstaat 
von besonderer Bedeutung ist. Der in Nummer 3 
aufgeführte Verfassungsgrundsatz, nämlich das im 
wesentlichen durch Artikel 21 Abs. 1 Satz 1 GG 
gewährleistete Recht auf die verfassungsmäßige 
Bildung und Ausübung einer parlamentarischen 
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§ 380 
Opposition, stellt ebenfalls einen unverzichtbaren 
Teil der freiheitlichen demokratischen Grundord-
nung dar. 

Nummer 4 des Katalogs sieht eine sprachliche 
Änderung gegenüber § 88 Abs. 2 Nr. 4 StGB vor. Da 
der Begriff der „parlamentarischen Verantwortlich-
keit" wegen seines sprachlichen Anklangs an den 
Begriff des parlamentarischen Regierungssystems zu 
Auslegungsschwierigkeiten geführt hat, wird er im 
Entwurf durch den Begriff der „Verantwortlichkeit 
gegenüber der Volksvertretung" ersetzt. Aber auch 
dieser könnte für sich allein wiederum zu Aus-
legungszweifeln führen. Er könnte nämlich die 
Meinung entstehen lassen, dem Grundsatz sei Ge-
nüge getan, wenn die Regierung dem Parlament 
Rede und Antwort stehen muß. Zur Klarstellung 
stellt daher der Entwurf dem Begriff der Verant-
wortlichkeit den der „Ablösbarkeit" der Regierung 
an die Seite. Dieser in der staatsrechtswissenschaft-
lichen Terminologie bisher nicht geläufige Begriff 
ist nicht in dem Sinne einer jederzeitigen Ablösbar-
keit zu verstehen. Durch die Verbindung der beiden 
Begriffe der Ablösbarkeit und der Verantwortlich-
keit soll der Sinn des in Nummer 4 bezeichneten 
Grundsatzes in einer im strafrechtlichen Raum er-
forderlichen Weise klargestellt werden. Gegen 
diesen Grundsatz würde jedes Regierungssystem 
verstoßen, in dem das Parlament nicht in irgend-
einer Form eine wirksame Kontrolle über die Re-
gierung ausübt. 

Nummer 6 schließt, entsprechend dem geltenden 
Recht, den Katalog mit dem Verfassungsgrundsatz 
„Ausschluß jeder Gewalt- und Willkürherrschaft„ ab. 
Dabei handelt es sich nicht um einen selbständigen 
Verfassungsgrundsatz, aber auch nicht nur um eine 
Zusammenfassung der vorher genannten Grund-
sätze. In dem Grundsatz des Ausschlusses jeder 
Gewalt- und Willkürherrschaft liegt vielmehr eine 
einfache, klar abgegrenzte Zusammenfassung we-
sentlicher, unverzichtbarer Verfassungsgrundsätze 
einer freiheitlichen demokratischen Grundordnung. 
Der Begriff der Gewalt- und Willkürherrschaft ist 
ein in Rechtsprechung und Wissenschaft entwickel-
ter Rechtsbegriff. Er bedeutet ein Herrschaftssystem, 
das zur Erreichung seiner Ziele im Widerspruch zu 
rechtsstaatlichen Grundsätzen und unter Verletzung 
von Grundrechten „Gewalt- oder andere Willkür-
maßnahmen" anwendet. Dieser Rechtsbegriff der 
„Gewalt- oder anderen Willkürmaßnahme", das 
Korrelat zu dem Begriff der Gewalt- und Willkür-
herrschaft, wird ebenfalls sowohl im geltenden 
Recht wie im Entwurf verwendet, nämlich in den 
Tatbeständen der Verschleppung (§ 166, bisher 
§ 234a StGB), der politischen Verdächtigung (§ 167, 
bisher § 241a StGB) und der Vorbereitung einer 
Gewaltherrschaft (§ 369 Abs. 1 Nr. 3). Die Begriffs-
erläuterung des § 168 gilt zwar nach der Fassung 
dieser Bestimmung nur für die Anwendung der 
§§ 166 und 167. Dennoch gibt sie, wie bereits zu 
§ 369 Abs. 1 Nr. 3 ausgeführt, bei Berücksichtigung 
ihres besonderen Zweckes allgemeingültige An-
haltspunkte für die Auslegung des Begriffs. Das 
Wort „jeder" in Nummer 6 soll nicht nur zum Aus-
druck bringen, daß die freiheitliche demokratische 

Verfassung der Bundesrepublik Deutschland jeder 
Art von Despotie oder totalitärer Herrschaft ent-
gegensteht; es soll vielmehr auch klarstellen, daß 
der Verfassungsgrundsatz bereits durch eine par-
tielle Gewalt- und Willkürherrschaft gegen eine Be-
völkerungsschicht oder -gruppe verletzt würde. 

In den meisten Staatsgefährdungstatbeständen ist 
das Erfordernis der staatsgefährdenden Bestrebun-
gen in der Weise umschrieben, daß der Täter durch 
die Tat „Bestrebungen gegen den Bestand der 
Bundesrepublik Deutschland oder gegen Verfas-
sungsgrundsätze verfolgt oder sich in ihren Dienst 
stellt". Was unter diesen Bestrebungen, die kurz als 
„staatsgefährdend" bezeichnet werden können, zu 
verstehen ist, erläutern die Absätze 3 und 4 in 
Anknüpfung an Artikel 21 Abs. 2 GG. Diese Ver-
fassungsbestimmung bezieht sich zwar nur auf Par-
teien; in ihr kommt aber gleichzeitig zum Ausdruck, 
daß es ganz allgemein rechtswidrig ist, darauf aus-
zugehen, „die freiheitliche demokratische Grund-
ordnung zu beeinträchtigen oder zu beseitigen oder 
den Bestand der Bundesrepublik Deutschland zu 
gefährden" (vgl. auch Artikel 9 Abs. 2, Artikel 18, 
91 Abs. 1 GG). Der Begriff des „Beeinträchtigens" in 
Absatz 3, der in Artikel 21 Abs. 2 GG neben dem 
des „Beseitigens" verwendet wird, schließt das Be-
seitigen mit ein. Er ist eindeutig und bedarf daher 
keiner gesetzlichen Erläuterung. Bestrebungen sind 
auch schon dann auf die Beeinträchtigung des Be-
standes der Bundesrepublik Deutschland gerichtet, 
wenn deren staatlicher Machtbereich räumlich oder 
sachlich durch Schaffung fremder Botmäßigkeit ver-
mindert werden soll. Das gleiche gilt, wenn es den 
Trägern der Bestrebungen, gleichviel aus welchen 
Gründen, darum geht, rechtswidrig einen Teil des 
Bundesgebiets aus dem bundesstaatlichen Verband 
herauszulösen oder ihn loszureißen. Nach Absatz 4 
muß es das Ziel der Träger der Bestrebungen sein, 
einen Verfassungsgrundsatz „zu beseitigen, außer 
Geltung zu setzen oder zu untergraben". Damit 
wird eine bereits im geltenden Recht verwendete 
Ausdrucksweise übernommen (vgl. §§ 90, 92 bis 94 
StGB). Sie besagt das gleiche wie die Wendung „zu 
beeinträchtigen oder zu beseitigen" in Artikel 21 
Abs. 2 GG. Während das „Beseitigen" eines Verfas-
sungsgrundsatzes auch dessen formelle Aufhebung 
einschließt, bedeutet das „Außergeltungsetzen" nur 
das Schaffen eines Zustandes, in dem der Grundsatz 
nicht mehr angewandt wird. Da auch das „Unter-
graben" der Verfassungsgrundsätze eine rechtswi-
drige Beeinträchtigung der freiheitlichen demokrati-
schen Grundordnung ist, muß es als dritte Angriffs-
form erwähnt werden. Für die Auslegung der 
Vorschriften ist es von großer Bedeutung, daß sie 
zum Ausdruck bringen, der Täter müsse auf das ver-
fassungswidrige Ziel „hinarbeiten". Sie lassen damit 
das aggressive Element der staatsgefährdenden Be-
strebungen klar hervortreten. Dadurch wird noch 
mehr als bisher deutlich gemacht, daß nur Angriffs-
handlungen gegen den Bestand der Bundesrepublik 
Deutschland oder gegen Verfassungsgrundsätze von 
den einschlägigen Tatbeständen der Staatsgefähr-
dung erfaßt werden und Haltungen der Ablehnung 
oder des Nörglertums außerhalb des strafrechtlichen 
Bereichs bleiben. 
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§ 381 
Nebenstrafen 

Absatz 1 knüpft an § 56 Abs. 3 an. Er sieht die 
Möglichkeit, das aktive Wahl- und Stimmrecht ab-
zuerkennen, jedoch nur für die Fälle vor, in denen 
auf Zuchthaus erkannt wird. Da diese Strafart in 
keiner Bestimmung der Staatsgefährdung vorge-
sehen ist, kommt die Aberkennung des aktiven 
Wahl- und Stimmrechts nur bei Verurteilung wegen 
Hochverrats in Betracht, soweit auf Zuchthausstrafe 
erkannt wird. Neben Gefängnis ist sie auch dann 
nicht zulässig, wenn auf diese Strafe nach § 64 an 
Stelle von Zuchthaus erkannt wird. 

Die Absätze 2 und 3 knüpfen an § 56 Abs. 1 
Nr. 2 an. Mit einer Verurteilung zu Zuchthausstrafe 
ist kraft Gesetzes der dauernde Verlust der Fähig-
keit, öffentliche Ämter zu bekleiden, und der Fähig-
keit, Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen, 
verbunden (§ 45 Abs. 1 Nr. 1 und 4). Für den Fall, 
daß nach § 64 oder in einem minder schweren Fall 
wegen eines Verbrechens auf Gefängnis von min-
destens einem Jahr erkannt wird, kann das Gericht 
auf zeitweiligen Verlust der genannten Fähigkeiten 
nach § 56 Abs. 1 Nr. 1 erkennen. Absatz 2 des § 381 
läßt darüber hinaus die Aberkennung dieser Fähig-
keiten auf Zeit auch dann zu, wenn der Täter wegen 
einer hochverräterischen Handlung nach § 363 Abs. 2 
oder § 366 zu einer Gefängnisstrafe von mindestens 
einem Jahr verurteilt wird; die Fahrlässigkeitstat 
des § 367 bleibt dabei außer Betracht. Ebenso läßt 
er die zeitweilige Aberkennung der bezeichneten 
Fähigkeiten als Nebenstrafe neben einer Gefängnis-
strafe von mindestens einem Jahr zu, die wegen 
Staatsgefährdung — ausgenommen die §§ 377 bis 
379 — verhängt wird. Das gilt also auch in Fällen 
der Verurteilung nach § 376. Da für die dort nur aus 
äußeren Gründen nicht aufgeführten schwereren 
Begehungsformen, wenn sie mit einem staatsgefähr-
denden Angriff verbunden sind, bezüglich der 
Nebenstrafe das gleiche gelten muß wie bei den 
leichteren Tatformen, ist Absatz 3 notwendig. Dieser 
bezieht in seine Regelung außerdem noch einige 
Taten ein, bei denen im Falle der Verknüpfung mit 
staatsgefährdenden Bestrebungen (§ 380 Abs. 3, 4) 
neben einer Gefängnisstrafe von mindestens einem 
Jahr die Zulassung der Nebenstrafe ebenfalls ge-
rechtfertigt und geboten erscheint. 

§ 382 

Maßnahmen 

Absatz 1 knüpft an den Vorbehalt des § 91 
Abs. 1 Nr. 2 an. Da die Sicherungsaufsicht bezweckt, 
gefährliche Verurteilte in ihrer Lebensführung in 
der Freiheit über gewisse kritische Zeiträume hin-
weg zu überwachen, um sie von weiteren Straftaten 
abzuhalten, muß ihre Anordnung bei Verurteilung 
wegen schwerer Verbrechen oder Vergehen gegen 
den Staat zulässig sein. Das gilt um so mehr, als 
es unter den wegen solcher Straftaten Verurteilten 
Überzeugungstäter gibt, bei denen die Gefahr neuer 
Verstöße gegen Staatsschutzbestimmungen im be-
sonderen Maße besteht. In dem Bestreben, die Maß-
regel nur in dem unbedingt erforderlichen Umfang  

§§ 381, 382, vor 383 

zuzulassen, sieht sie der Entwurf nicht bei Ver-
urteilung wegen der Fahrlässigkeitstat des § 367 
vor. Ebenso wird die Anordnung der Sicherungs-
aufsicht nicht neben einer Strafe aus § 376 zugelas-
sen, so daß sich die Zulässigkeit der Maßnahme in 
diesen Fällen nach der Grundstraftat richtet. In den 
Fällen der §§ 337 bis 379 ist die Möglichkeit, die 
Sicherungsaufsicht anzuordnen, ebenfalls nicht vor-
gesehen. 

Absatz 2 ergänzt die allgemeinen Vorschriften 
über die Einziehung (§§ 113, 114). Nach § 113 Abs. 1 
setzt die Einziehung voraus, daß eine „vorsätzliche 
Straftat begangen" worden ist. Wie andere Vor-
schriften des Besonderen Teils (§ 319 Abs. 3, § 340 
Abs. 2, § 350 Abs. 3, § 394 Abs. 4 und § 417 Abs. 3) 
ändert Absatz 2 diese Voraussetzung und verlangt 
nur, daß eine in dem Titel über Hochverrat und 
Staatsgefährdung bezeichnete „rechtswidrige Tat" 
begangen worden ist. Er sieht auch von den beson-
deren Voraussetzungen des § 113 Abs. 2 ab und 
unterstellt die Einziehung damit nur den in § 114 
bezeichneten Voraussetzungen. Ähnlich wie § 340 
Abs. 2 Nr. 2, § 394 Abs. 4 Nr. 2 und § 417 Abs. 3 Nr. 2 
erweitert § 382 Abs. 2 Nr. 2 die allgemeinen Ein-
ziehungsvorschriften noch in anderer Beziehung: Er 
läßt die Einziehung von Gegenständen zu, auf die 
sich die rechtswidrige Tat bezieht. So können die 
Kampfmittel eingezogen werden, die im Falle des 
§ 369 Abs. 1 Nr. 2 gesammelt, bereitgehalten oder 
verteilt werden. Gegenstand der anderen angeführ-
ten Taten, nämlich der Vergehen nach § 366 Abs. 2, 
§§ 367 und 372, sind Schriften, Tonträger, Abbil-
dungen und Darstellungen. Da diese Tatbestände 
jeweils aus zwei Teilen bestehen und auch der 
zweite zum objektiven Tatbestand gehört, würde 
nicht jedes Verbreiten der Gegenstände den äuße-
ren Tatbestand eines Strafgesetzes erfüllen. Daher 
wäre § 116 Abs. 1 nicht anwendbar; die Regelung 
des § 116 Abs. 2 würde aber nicht ausreichen. Diese 
Lücke beseitigt § 382 Abs. 2 Nr. 2, indem er bei den 
angeführten Taten die Anwendung des § 116 Abs. 1, 
3 und 4 folgendermaßen ermöglicht: Die den Inhalt 
betreffende Einziehungsvoraussetzung in § 116 
Abs. 1 wird für die Bereiche der hochverräterischen 
und staatsgefährdenden Werbung dadurch ersetzt, 
daß es sich um Schriften, Tonträger, Abbildungen 
oder Darstellungen hochverräterischen oder staats-
gefährdenden Inhalts handeln muß. 

Zweiter Titel 

Landesverrat 
Während die Vorschriften des 1. Titels über Hoch-

verrat und Staatsgefährdung den Bestand des Staa-
tes und die Verfassung schützen, bezwecken die Be-
stimmungen über Landesverrat den Schutz des Woh-
les der Bundesrepublik Deutschland und ihrer Län-
der im Verhältnis zu fremden Staaten und Macht-
bereichen. Dabei geht der Entwurf ebenso wie das 
geltende Recht davon aus, daß sich der Staat des 
Angriffs gegen seine Belange ohne Rücksicht darauf 
erwehren muß, von welcher Seite er kommt. Die Tat-
bestände des „Landesverrats" setzen daher nicht 
voraus, daß der Täter durch die Tat ein besonderes 
Schutz- oder Treueverhältnis verletzt. Stellt die 



Drucksache 2150 	Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 

§ 383 
Handlung einen „Verrat" des Täters am eigenen 
Staat dar, so wird dies bei der Strafbemessung in-
nerhalb des gesetzlichen Strafrahmens zu berücksich-
tigen sein. 

Die Haupttatbestände des Landesverrats knüpfen 
an den Begriff des Staatsgeheimnisses an. Dieser 
Begriff setzt nach der Legaldefinition, die den Lan-
desverratstatbeständen in § 393 folgt, ebenso wie 
§ 99 Abs. 1 StGB voraus, daß es sich um Tatsachen, 
Gegenstände, Erkenntnisse oder Nachrichten darüber 
handelt, deren Geheimhaltung „vor einer fremden 
Regierung für das Wohl der Bundesrepublik Deutsch-
land oder eines ihrer Länder" erforderlich ist. Ein 
Staatsgeheimnis in diesem strafrechtlichen Sinn ent-
steht also nicht dadurch, daß etwas nur aus Grün-
den der inneren Sicherheit oder nur aus sonstigen 
innenpolitischen Gründen geheimhaltungsbedürftig 
ist. Was das Staatsgeheimnis ausmacht, ist die Ge-
fahr einer Benachteiligung des Schutzbereichs der 
Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer Län-
der gegenüber einem fremden Staat oder Macht-
bereich, falls dort das Geheimnis bekannt würde. 
Zum Schutze vor Gefahren der bezeichneten Art 
begründet das Strafrecht eine materielle Geheimhal-
tungspflicht (§§ 383, 385, 393) und ein Verbot, unbe-
fugt in diesen Geheimnisbereich einzudringen 
(§§ 384, 386, 387). 

Eine weitere Art des Landesverrats ist das Zu-
sammenarbeiten mit gegnerischen Machtgruppen, 
durch das der Täter absichtlich oder wissentlich Be-
strebungen, die auf einen Krieg oder ein bewaffne-
tes Unternehmen gegen die Bundesrepublik Deutsch-
land oder auf Zwangsmaßregeln gegen den Bund 
oder ein Land gerichtet sind, verfolgt oder sich in 
ihren Dienst stellt. Dieser Tatbestand der „landes-
verräterischen Friedensgefährdung" (§ 388) über-
nimmt den Tatbestand des § 100d Abs. 1 StGB. Er 
ist mit § 373 Abs. 2 verwandt, gilt aber im Gegen-
satz zu diesem nicht nur für einen bestimmten engen 
Täterkreis, da er eine ganz besonders gefährliche 
Art des Wirkens gegen das Wohl der Bundesrepu-
blik Deutschland treffen will. 

Schließlich haben die Landesverratstatbestände 
auch Handlungen zum Gegenstand, die das Wohl 
der Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer 
Länder im Verhältnis zu fremden Staaten und 
Machtbereichen durch Täuschung oder ähnliche 
Handlungen gefährden oder zu einer solchen Ge-
fährdung führen könnten (§§ 389 bis 391). Einen 
Anhang zu dieser Gruppe bildet schließlich der Tat-
bestand der landesverräterischen Untreue bei der 
Führung auswärtiger Staatsgeschäfte (§ 392). 

Die Bestimmungen des Entwurfs über Landesver-
rat weisen einige nicht unwesentliche Änderungen 
gegenüber dem geltenden Recht auf. So wird mit 
§ 386 (Eindringen in Staatsgeheimnisse) ein neuer 
Tatbestand eingeführt. Wer sich unbefugt ein 
Staatsgeheimnis verschafft, soll — in Übereinstim-
mung mit § 100 Abs. 2 StGB — wegen landesver-
räterischer Ausspähung nach § 384 nur strafbar sein, 
wenn er in der Absicht handelt, es zu verraten. Ein 
Täter, der sich ein Staatsgeheimnis verschafft, um 

es sonstwie in einer das Wohl der Bundesrepublik 
Deutschland oder eines ihrer Länder gefährdenden 
Weise zu verwenden, wäre nach § 384 nicht straf-
bar. Derartige Fälle sollen durch § 386 erfaßt wer-
den. Daneben sieht § 386 noch eine andere Bege-
hungsform vor, nämlich das unbefugte Inbesitz-
behalten eines Staatsgeheimnisses. Eine ähnliche 
Regelung enthält das englische Spionagegesetz von 
1911 (vgl. ergänzend die Begründung zu § 386). Auch 
für die zweite Alternative setzt § 386 voraus, daß 
der Täter die Absicht hat, das Staatsgeheimnis in 
einer das Wohl der Bundesrepublik Deutschland 
oder eines ihrer Länder gefährdenden Weise zu 
verwenden. Weil es dieses Vorhaben in erster Linie 
ist, was die Strafbarkeit begründet, sind beide Be-
gehungsformen mit der gleichen Strafe bedroht. Neu 
ist auch der Tatbestand des § 391. Er füllt eine Lücke 
aus, die aus kriminalpolitischen Gründen nicht be-
stehen bleiben kann. Wie das Wohl der Bundesre-
publik Deutschland oder eines ihrer Länder dadurch 
gefährdet werden kann, daß echte oder unechte 
Staatsgeheimnisse einer fremden Regierung mitge-
teilt werden (vgl. § 383 Abs. 1, § 389 Abs. 4), so 
kann es auch dadurch in Gefahr gebracht werden, 
daß an die Bundesregierung selbst unwahre Nach-
richten herangebracht werden, die zu falschen, dem 
Wohl des Staates abträglichen Maßnahmen Anlaß 
geben können. Diesem Gedanken trägt der Tatbe-
stand der „landesverräterischen Täuschung" in der 
Form des § 391 Rechnung. 

Von der Großen Strafrechtskommission ist die 
Frage, ob die Sonderregelung des § 100 Abs. 3 StGB 
beibehalten werden soll, verneint worden. Nach die-
ser Vorschrift handelt ein Abgeordneter des Bun-
destages unter bestimmten Voraussetzungen nicht 
rechtswidrig, wenn er im Bundestag oder in einem 
seiner Ausschüsse ein Staatsgeheimnis öffentlich 
bekanntmacht. Wie sich aus Artikel 46 Abs. 1 GG 
ergibt, sind solche parlamentarischen Äußerungen 
ohnehin straflos (vgl. auch § 41). Darüber hinaus 
sind sie unter den Voraussetzungen der Notstands-
bestimmungen der §§ 39 und 40 gerechtfertigt oder 
strafrechtlich nicht vorwerfbar. Der Entwurf geht 
mit der Großen Strafrechtskommission davon aus, 
daß es einer weiter re ichenden rechtfertigenden Vor-
schrift nicht bedarf, da dem Anliegen der bisherigen 
Sonderregelung des § 100 Abs. 3 StGB durch die auf-
geführten allgemeinen Bestimmungen genügend 
Rechnung getragen wird. 

§ 383 

Landesverrat 

Absatz 1 entspricht inhaltlich dem § 100 Abs. 1 
StGB. Die diesem vorausgehende, in § 99 Abs. 1 
StGB enthaltene Bestimmung des Begriffs des Staats-
geheimnisses bringt der Entwurf erst nach den Tat-
beständen im vorletzten Paragraphen des Titels, 
nämlich in § 393. Diese systematische Umstellung 
entspricht dem Aufbau des 1. Titels über Hochver-
rat und Staatsgefährdung, in dem die Begriffsbe-
stimmungen ebenfalls den Tatbeständen nachfolgen. 
Eine besondere Bestimmung des Begriffs „Verrat", 
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wie sie in § 99 Abs. 2 StGB enthalten ist, sieht der 
Entwurf nicht mehr vor, da sie nur für den Tatbe

-

stand des § 383 Abs. 1 verwendet werden könnte. 

Der Entwurf behält den materiellen Begriff des 
Staatsgeheimnisses bei, der in der Begründung zu 
§ 393 dargelegt ist. Das Gelangenlassen des Staats-
geheimnisses an einen „Unbefugten" setzt voraus, 
daß weder eine Verpflichtung noch eine Befugnis 
besteht, das Geheimnis dem anderen zur Kenntnis 
zu bringen. Ob eine solche Pflicht oder Befugnis be-
steht, richtet sich vielfach nach außerstrafrechtlichen 
Gesichtspunkten. Im Verhältnis der Behörden unter-
einander und innerhalb einer Behörde ergibt sich 
der Kreis der Befugten aus den allgemeinen oder 
besonderen Anordnungen über die Bearbeitung der 
anfallenden Sachen, insbesondere über Zuständig-
keiten und Geschäftsverteilung. Durch Genehmi-
gung der zuständigen Behörden können Mittei-
lungsempfänger auch dann zu Befugten werden, 
wenn sie nicht zu einer Behörde gehören, z. B. bei 
der Erteilung von Rüstungsaufträgen. Da die Lan-
desverratsbestimmungen — im Gegensatz zu ande-
ren Tatbeständen, wie z. B. den §§ 472 und 473 — 
nicht auf unbefugtes Mitteilen abstellen, sondern 
darauf, ob der Mitteilungsempfänger Unbefugter ist, 
kommt es auf die Eigenschaft dessen an, dem der 
Täter das Staatsgeheimnis mitteilt. 

Da jede Mitteilung eines Staatsgeheimnisses an 
einen anderen, der es bisher nicht kennt, die ab-
strakte Möglichkeit vergrößert, daß es von dem 
Empfänger unmittelbar oder mittelbar den Weg zu 
der fremden Regierung findet, vor der das Geheim-
nis gewahrt werden soll, ist an sich mit jeder sol-
chen Mitteilung eine abstrakte Gefährdung des 
Wohls der Bundesrepublik Deutschland oder eines 
ihrer Länder verbunden. Das ergibt sich aus der 
Natur des Staatsgeheimnisses. Wie das geltende 
Recht setzt aber der Tatbestand des Landesverrats 
voraus, daß durch die Tat eine konkrete Gefähr-
dung des Wohls des Staates eintritt. Diese besteht 
in der naheliegenden Möglichkeit, daß die fremde 
Regierung Kenntnis von dem Staatsgeheimnis erhält 
und Maßnahmen trifft, die dem Wohl der Bundes-
republik oder eines ihrer Länder abträglich sind. Es 
genügt aber auch die konkrete Gefahr, daß ohne 
derartige besondere Maßnahmen der fremden Re-
gierung eine Verschlechterung der Lage der Bundes-
republik Deutschland oder eines ihrer Länder im 
Verhältnis zu irgendwelchen fremden Mächten ein-
tritt. Hat die Tat z. B. ein Geheimnis zum Gegen-
stand, das der Bundesrepublik von einem Bundes-
genossen mit Geheimhaltungsvereinbarung anver-
traut worden ist (vgl. Begründung zu § 393), so 
kann die Gefährdung des Wohls darin liegen, daß 
möglicherweise das Vertrauen des Bundesgenossen 
zur Bundesrepublik Deutschland erheblich beein-
trächtigt wird. 

Absatz 1 sieht in Übereinstimmung mit § 100 
Abs. 1 StGB zwei Begehungsformen vor. Neben dem 
Gelangenlassen des Staatsgeheimnisses an einen 
Unbefugten wird das öffentliche Bekanntmachen 
des Staatsgeheimnisses mit Strafe bedroht. Diese  

§ 389 
zweite Alternative ist nicht überflüssig. Denn bei 
ihr ist es nicht erforderlich festzustellen, daß ein 
bestimmter Unbefugter von der öffentlichen Mittei-
lung Kenntnis genommen hat und daß gerade da-
durch, daß das Staatsgeheimnis zu seiner Kenntnis 
gelangt ist, eine konkrete Gefahr für das Wohl der 
Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer Län-
der entstanden ist. Daß aber die öffentliche Mittei-
lung des Staatsgeheimnisses eine derartige Gefahr 
zur Folge hat, muß auch bei der zweiten Begehungs-
form des § 383 nachgewiesen sein. 

Während der Regelstrafrahmen des Absatzes 1 
Zuchthaus bis zu zehn Jahren vorsieht, droht Ab-
satz 2 für besonders schwere Fälle wahlweise 
neben einer zeitigen Zuchthausstrafe — in Überein-
stimmung mit § 93 Abs. 2 E 1927 — auch lebenslan-
ges Zuchthaus an. Dabei ist berücksichtigt, daß Lan-
desverrat für das Volksganze — zumal in einer Zeit 
der Massenvernichtungsmittel — zu ebenso schwe-
ren Gefahren oder Nachteilen führen kann wie Hoch-
verrat, für den ebenfalls lebenslanges Zuchthaus an-
gedroht ist (§ 361 Abs. 1). Für besonders schwere 
Fälle ist eine Mindeststrafe von fünf Jahren Zucht-
haus vorgesehen. Die allgemeine Bedeutung des 
Regelbeispiels (Absatz 2 Satz 2) ist in der Begrün-
dung zu § 62 und in der Einleitung der Begründung 
zum Besonderen Teil unter III. dargelegt. Der als 
Regelbeispiel genannte Fall, daß der Täter durch 
den Landesverrat die Gefahr eines besonders schwe-
ren Nachteils für die Bundesrepublik Deutschland 
herbeiführt, macht deutlich, daß es sich um das 
Volksganze treffende außergewöhnliche Gefahren 
handeln muß, wie sie etwa in kritischen Zeiten mit 
dem Verrat von Atomgeheimnissen verbunden sein 
können. Während das geltende Recht für den voll-
endeten Landesverrat ausschließlich Zuchthaus an-
droht, ist in Absatz 3 für minder schwere Fälle 
(§ 63) Gefängnis von einem Jahr bis zu fünf Jahren 
vorgesehen. Diese Milderung beruht darauf, daß das 
Mindestmaß der Zuchthausstrafe durch § 44 Abs. 2 
auf zwei Jahre erhöht wird. Sie berücksichtigt auch, 
daß es Fälle des Landesverrats geben kann, bei 
denen die subjektive Einstellung des Täters die 
Zuchthausstrafe nicht rechtfertigt oder die Gefähr-
dung der Bundesrepublik Deutschland von verhält-
nismäßig geringem Gewicht ist. 

§ 384 

Landesverräterische Ausspähung 

Was § 384, der an § 100 Abs. 2 StGB anknüpft, 
mit Strafe bedroht, ist zwar eine Vorbereitungs-
handlung zum Landesverrat (§ 383). Es handelt sich 
aber um eine Tat, die dem Landesverrat nicht not-
wendig vorausgeht, selbständiges Unrecht darstellt 
und in ihrem Unrechtswert dem Landesverrat, wenn 
man von dessen besonders schweren Fällen absieht, 
gleichsteht. 

Das Tatbestandsmerkmal „sich verschafft" setzt 
voraus, daß der Täter darauf hinarbeitet, das Staats-
geheimnis zu erlangen. Daher genügt es nicht, wenn 
ihm ein Staatsgeheimnis ohne sein Zutun in die 
Hand fällt oder zur Kenntnis gelangt. Vorausset- 
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zung für die Strafbarkeit ist ferner, daß der Täter 
mit der Absicht (§ 17 Abs. 1) tätig wird, das Staats-
geheimnis an einen Unbefugten gelangen zu lassen 
oder es öffentlich bekanntzumachen. Das Erforder-
nis der Absicht bezieht sich nur auf die Weitergabe 
des Staatsgeheimnisses als solche, nicht auf die da-
bei vorausgesetzte Ausführungsweise. Insoweit ge-
nügt vielmehr Vorsatz. Zu der bezeichneten Absicht 
muß also hinzukommen, daß sich der Vorsatz (§ 16) 
des Täters darauf erstreckt, die beabsichtigte Wei-
tergabe des Staatsgeheimnisses werde das Wohl 
der Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer 
Länder gefährden. Um das klarzustellen, ist in § 384 
nicht mehr wie in § 100 Abs. 2 StGB vorausgesetzt, 
daß der Täter in der Absicht des „Verrats" (§ 383 
Abs. 1) handelt. Denn aus einem solchen subjek-
tiven Merkmal könnte der Schluß gezogen werden, 
daß nicht nur für die Weitergabe des Staatsgeheim-
nisses, sondern auch für die im Falle des Verrats zu 
erwartende Gefährdung des Wohls des Staates Ab-
sicht erforderlich sei. Ebenso wie in § 383 Abs. 1 ist 
auch in § 384 Abs. 1 nur eine solche Gefährdung des 
Wohls der Bundesrepublik oder eines ihrer Länder 
bedeutsam, die das Verhältnis zu fremden Staaten 
oder Machtbereichen betrifft. 

Die Strafbarkeit wegen Versuchs der Ausspähung 
setzt voraus, daß der Täter einen Angriff auf die 
Geheimsphäre eines bestimmten Staatsgeheimnisses 
begonnen hat. Dabei muß er von dem Geheimnis 
wenigstens eine Vorstellung in groben Umrissen 
haben. Fehlt es an diesem Mindestmaß der Kon-
kretisierung in dem Plan des Täters, so liegt ein 
versuchtes Verbrechen nach § 384 nicht vor. In sol-
chen Fällen wird aber oft § 387 anwendbar sein. 

Der Tatbestand des § 384 verlangt zwar einerseits 
weniger als der des § 383, da das Staatsgeheimnis 
noch nicht an einen Unbefugten gelangt zu sein 
braucht. Andererseits setzt aber § 383 nicht ein un-
befugtes Eindringen des Täters in die Geheimsphäre 
voraus. Deshalb ist der Regelstrafrahmen des § 384 
Abs. 1 dem des § 383 Abs. 1 angeglichen. Für die 
besonders schweren Fälle der landesverräterischen 
Ausspähung sieht Absatz 2 die gleiche Andro-
hung von zeitigem Zuchthaus vor wie § 383 Abs. 2. 
Jedoch fehlt in § 384 Abs. 2 die Androhung lebens-
langen Zuchthauses. Zwar stellen die Regelbei-
spiele beider Bestimmungen auf die „Gefahr" eines 
besonders schweren Nachteils für die Bundesrepu-
blik ab. Der besonders schwere Fall des Landesver-
rats kann aber darin bestehen, daß dieser Nachteil 
selbst verwirklicht wird. Bei der Ausspähung nach 
§ 384 dagegen kann er nur in der Verursachung der 
Gefahr bestehen, die im Falle des Verrats, d. h. durch 
Mitteilung an einen Unbefugten oder durch öffent-
liche Bekanntmachung des Staatsgeheimnisses, ein-
treten würde. Dem trägt die mildere Strafdrohung 
des § 384 Abs. 2 Rechnung. Eine Verurteilung nach 
dem Regelbeispiel des Absatzes 2 setzt voraus, daß 
sich der Vorsatz des 'Täters auf diese besondere Ge-
fahr erstreckt. Die Strafdrohung des Absatzes 3 
für den minder schweren Fall der Ausspähung ist 
ebenso wie der Regelstrafrahmen der Regelung des 
§ 383 angeglichen. 

§ 385 
§ 385 

Preisgabe und fahrlässige Bekanntgabe 
von Staatsgeheimnissen 

Absatz 1 entspricht § 100c Abs. 1 StGB. Wer 
ein Staatsgeheimnis einem Unbefugten preisgibt, 
führt in der Regel die Gefahr herbei, daß es seiner 
Bewahrung weiter entzogen und der fremden Re-
gierung bekannt wird. Wird die damit verbundene 
allgemeine Gefahr für das Wohl der Bundesrepublik 
oder eines ihrer Länder zur konkreten Gefährdung 
und bezieht sich der Vorsatz des Täters hierauf, so 
ist § 383 Abs. 1 anwendbar. Hat der Täter aber die 
aus der Preisgabe des Staatsgeheimnisses ent-
stehende konkrete Gefahr aus Fahrlässigkeit nicht 
erkannt oder hat er pflichtwidrig und vorwerfbar 
darauf vertraut, daß sie nicht eintreten werde 
(§ 18 Abs. 1, 2), so ist er nach § 385 Abs. 1 strafbar. 

Absatz 2, der an § 100c Abs. 2 StGB anknüpft, 
ist nur anwendbar, wenn das Staatsgeheimnis dem 
Täter auf ganz bestimmte Weise zugänglich war. 
„Zugänglich" im Sinne dieser Bestimmung ist dem 
Täter ein Staatsgeheimnis nicht nur, wenn er die 
Möglichkeit hat, ohne unbefugtes Einbrechen in die 
Geheimsphäre von dem Staatsgeheimnis Besitz zu 
ergreifen oder Kenntnis zu nehmen, sondern auch 
dann, wenn er diesen Besitz oder diese Kenntnis 
ohne jegliches eigenes Zutun erlangt. „Kraft seines 
Amtes" wird dem Täter ein Staatsgeheimnis ins-
besondere dann bekannt, wenn er in seiner Eigen-
schaft als Amtsträger (§ 10 Nr. 4) Besitz oder Kennt-
nis davon erhält. Es genügt aber auch, daß das 
Staatsgeheimnis dem Täter „kraft seiner Dienst-
stellung" zugänglich war. Im geltenden Recht ist die 
Bezeichnung „dienstliche Stellung" verwendet. Der 
Entwurf zieht diese beiden Worte in eines zusam-
men und versteht unter „Dienststellung" ebenso wie 
das geltende Recht unter „dienstlicher Stellung" die 
Stellung als Amtsträger, als Soldat oder als Person, 
die bei einer Behörde oder einer Körperschaft, 
Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts be-
schäftigt ist und Aufgaben des öffentlichen Dien-
stes wahrnimmt (vgl. § 11 Abs. 1 Nr. 4). Dem Täter 
kann das Staatsgeheimnis auch kraft Auftrages 
zugänglich geworden sein. Dieser braucht im Gegen-
satz zum geltenden Recht nicht mehr von einer 
„Dienststelle" erteilt zu sein. Der Entwurf läßt es 
vielmehr genügen, daß das Staatsgeheimnis dem 
Täter kraft eines von einem dazu „Befugten" er-
teilten Auftrags zugänglich geworden ist. Zwar 
setzt auch § 100c Abs. 2 StGB nicht voraus, daß der 
Täter den Auftrag unmittelbar von der Dienststelle 
erhält. Deshalb sind nach dieser Bestimmung auch 
solche Personen strafbar, die im mittelbaren Auf-
trag der Dienststelle bei einem Herstellungs- oder 
Entwicklungsvorhaben in einem Industrieunterneh-
men mitwirken. Wenn hinter dem Vorhaben aber 
kein behördlicher Auftrag steht, ist § 100 c Abs. 2 
StGB auf diejenigen, die bei der Durchführung mit-
wirken, nicht anwendbar. Eine solche Unterschei-
dung ist nicht gerechtfertigt. Daher setzt Absatz 2 
des § 385 lediglich voraus, daß der Auftrag von 
einem dazu „Befugten" erteilt worden ist, gleich-
gültig, ob diese Befugnis auf einem behördlichen 
Auftrag oder dem Einverständnis der zuständigen 
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staatlichen Stelle oder auf einem sonstigen Recht 
beruht. Daraus, daß Absatz 2 auch für den ersten 
Teil des Tatbestandes die Schuldform der Fahrläs-
sigkeit (§ 18) vorsieht, ergibt sich eine wichtige 
Prüfungspflicht für diejenigen, denen Staatsgeheim-
nisse kraft ihres Amtes oder ihrer Dienststellung 
oder kraft eines von einem Befugten erteilten Auf-
trages zugänglich werden. Sie müssen nämlich bei 
einer etwaigen Weitergabe des Staatsgeheimnisses 
prüfen, ob der andere, an den sie es mitteilen wol-
len, nicht etwa Unbefugter ist. 

Als Strafe sieht Absatz 1 in Übereinstimmung 
mit § 100 c Abs. 1 StGB im Höchstmaß eine Gefängnis-
strafe bis zu fünf Jahren vor, erhöht aber, wie sich 
aus § 46 Abs. 1 ergibt, die Mindeststrafe auf einen 
Monat Gefängnis. Das entspricht dem Unrechtsgehalt 
der Tat. Für die reine Fahrlässigkeitstat nach Ab-
satz 2 wird die Strafdrohung von bisher zwei Jahren 
auf drei Jahre erhöht, um schwerwiegenden Taten 
mit bedeutsamen Nachteilen gerecht werden zu 
können. Andererseits wird die Strafdrohung des 
§ 100c Abs. 2 StGB in § 385 Abs. 2 insofern gemil-
dert, als neben der Gefängnisstrafe wahlweise 
Strafhaft vorgesehen ist. 

Während nach dem geltenden Recht die Strafver-
folgung nur bei dem reinen Fahrlässigkeitstatbe-
stand des § 100c Abs. 2 StGB von einer Ermächti-
gung der Regierung des Bundes oder des betroffenen 
Landes abhängig ist, sieht Absatz 3 diese Ver-
fahrensvoraussetzung für die beiden Tatbestände 
der Absätze 1 und 2 vor. Dadurch soll erreicht wer-
den, daß in beiden Fällen nur die Taten strafrecht-
lich verfolgt werden, in denen es nach den gesamten 
Umständen, insbesondere nach dem Grade des Ver-
schuldens des Täters und nach Art und Maß der 
Gefährdung oder Schädigung des Wohls der Bun-
desrepublik oder eines ihrer Länder, geboten ist. 

§ 386 

Eindringen in Staatsgeheimnisse 

Diese Bestimmung ist neu und ergänzt den § 384. 
Schon § 92 E 1927 wollte den Ausspähungstat-
bestand nicht auf Fälle beschränken, in denen der 
Täter in Verratsabsicht handelt; er wollte vielmehr 
die Absicht des Täters genügen lassen, das Staats-
geheimnis irgendwie in einer das Wohl des Staates 
„gefährdenden Weise zu verwenden". Daran knüpft 
§ 386 in seiner ersten Alternative an. In seiner 
zweiten Alternative stellt er demjenigen, der sich 
in der bezeichneten Absicht ein Staatsgeheimnis 
verschafft, den Täter gleich, der mit der gleichen 
Absicht ein Staatsgeheimnis unbefugt in Besitz 
behält. Eine ähnliche Regelung enthält das engliche 
Strafrecht schon seit langem. Nach § 2 Official 
Secrets Act 1911 wird nämlich bestraft, wer geheime 
„Skizzen, Pläne, Modelle, Gegenstände, Notizen, 
Dokumente oder Nachrichten in seinem Besitz oder 
Gewahrsam zurückbehält, ohne hierzu berechtigt zu 
sein, oder sie im Widerspruch mit seiner Pflicht 
zurückbehält". Ein solches Verhalten strafrechtlich 
zu erfassen, ist schon aus allgemeinen kriminal-
politischen Gründen notwendig. Dazu kommt aber, 
daß diese Regelung den Staatsgeheimnissen aus 

§ 386 
dem englischen Rechtskreis, die der Bundesregie-
rung unter Geheimhaltungsvereinbarung anvertraut 
werden (vgl. Absatz 3 der Begründung zu § 393), im 
wesentlichen den gleichen Rechtsschutz gewährt, 
den sie nach dem Recht ihres Ursprungslandes 
genießen. 

Das Tatbestandsmerkmal „sich verschafft" setzt — 
ebenso wie im Falle des § 384 — voraus, daß der 
Täter, ohne dazu befugt zu sein, darauf hinarbeitet, 
das Staatsgeheimnis zu erlangen. Das Eindringen in 
die Geheimsphäre aus reiner Neugier genügt nicht. 
§ 386 setzt vielmehr voraus, daß der Täter durch 
die beabsichtigte Verwendung des Staatsgeheim-
nisses eine konkrete Gefahr für das Wohl der Bun-
desrepublik Deutschland oder eines ihrer Länder 
herbeiführen würde. § 384 trifft nur den Fall, daß 
die Gefahr für das Staatswohl durch die Weitergabe 
des Staatsgeheimnisses an einen Unbefugten oder 
die öffentliche Bekanntgabe herbeigeführt wird. Er 
reicht aber nicht aus, um Schutz dagegen zu gewäh-
ren, daß diese Gefahr auf andere Weise verursacht 
werden soll. Er erfaßt z. B. nicht den Fall, in dem 
es dem Täter darauf ankommt, das Staatsgeheimnis 
selbst in einer das Wohl der Bundesrepublik 
Deutschland oder eines ihrer Länder gefährdenden 
Weise zu verwenden. So wäre z. B. derjenige nicht 
wegen Ausspähung strafbar, der sich ein Staats-
geheimnis aus dem Bereich der Abwehr gegneri-
scher Nachrichtendienste verschafft, um die Abwehr-
tätigkeit durch eigene Störmaßnahmen zeitweise 
lahmzulegen. § 384 würde auch dann nicht eingrei-
fen, wenn sich der Täter Staatsgeheimnisse, die sich 
etwa auf die Freisetzung von Kernenergie beziehen, 
verschafft, um sie zu Sabotageakten zu verwenden. 
Diese Lücke des Schutzes der Staatsgeheimnisse zu 
schließen, ist der Zweck der ersten Alternative des 
§ 386. Aus dem durch Absatz 1 umschriebenen 
Tatbestand greift die Ausspähung in § 384 die 
praktisch bedeutsamsten und gefährlichsten Fälle 
heraus und bedroht sie mit Zuchthausstrafe. Die 
spezielle Subsidiaritätsklausel des § 386 stellt klar, 
daß beim Zusammentreffen beider Tatbestände § 386 
hinter § 384 zurücktritt. 

Die zweite Alternative stellt nicht darauf ab, ob 
der Täter den Besitz befugtermaßen erlangt hat 
oder nicht. In erster Linie allerdings will sie die 
Fälle erfassen, in denen der Täter das Staatsgeheim-
nis als Befugter erhält, es aber pflichtwidrig nicht 
zurückgibt oder an denjenigen weitergibt, an den 
er es gelangen lassen müßte. Dabei kann die Pflicht, 
das Staatsgeheimnis zurück- oder weiterzugeben, 
auf öffentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher 
Grundlage beruhen. Die zweite Alternative ist 
jedoch auch anwendbar, wenn sich der Täter das 
Staatsgeheimnis unbefugt verschafft, den Plan der 
verbotenen Verwendung aber erst später faßt, so 
daß weder § 384 noch die erste Alternative des 
§ 386 anwendbar sind. 

Durch die Formulierung „in Besitz behält" wird 
deutlich, daß sich die Tat auf ein gegenständliches 
Staatsgeheimnis beziehen muß. Dabei kommt es 
entscheidend nur darauf an, daß der Täter das 
Staatsgeheimnis in gegenständlicher Form unbefugt 
zurückbehält, z. B. in Form einer von ihm selbst 
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gefertigten Abschrift eines Geheimschreibens. Inso-
fern besteht ein wesentlicher Unterschied zu der 
ersten Alternative. Denn bei dieser genügt es, daß 
sich der Täter die Kenntnis von einem Staats-
geheimnis verschafft, ohne dieses in gegenständ-
licher Form in Besitz zu nehmen. 

Ebenso wie die erste Alternative setzt der Tat-
bestand der zweiten Begehungsform voraus, daß es 
dem Täter darauf ankommt, das Staatsgeheimnis in 
einer das Wohl der Bundesrepublik Deutschland 
oder eines ihrer Länder gefährdenden Weise zu ver-
wenden. Diese Absicht kann in dem Plan bestehen, 
das Staatsgeheimnis an einen Unbefugten gelangen 
zu lassen oder es öffentlich bekanntzumachen oder 
auch in dem Vorhaben, es selbst in einer das Wohl 
des Staates gefährdenden Weise zu verwenden. So-
bald zu dem rechtswidrigen Besitz, gleichviel wie er 
entstanden ist, die Absicht der verbotenen Ver-
wendung hinzutritt, wird das Verhalten des Täters, 
sofern es nicht schon vorher nach einer anderen 
Bestimmung strafbar war, ein Vergehen nach § 386. 

Die Strafdrohung des § 386 ist gegenüber der in 
§ 384 angedrohten Strafe gemildert, da der Un-
rechtsgehalt der Tat gegenüber der Ausspähung 
weniger schwer wiegt. Der Strafrahmen reicht von 
einem Jahr bis zu zehn Jahren Gefängnis und ent-
spricht damit den kriminalpolitischen Bedürfnissen. 
Er gilt für beide Alternativen gleichermaßen. Für 
die zweite Begehungsform einen geringeren Straf-
rahmen vorzusehen, besteht kein Anlaß. Zwar ist 
der verbrecherische Wille des Täters bei der ersten 
Alternative meist stärker. Aber mit der zweiten 
Begehungsform ist in der Regel ein Vertrauensbruch 
verbunden. Deshalb ist im Durchschnitt der Unrechts-
gehalt beider Alternativen etwa gleich. 

Absatz 2 bedroht den Versuch mit Strafe. Wegen 
Versuchs der zweiten Begehungsform ist z. B. jemand 
strafbar, der den Plan der nachteiligen Verwendung 
bereits gefaßt hat und dabei betroffen wird, wie er 
das ihm zugänglich gemachte Staatsgeheimnis durch 
Anfertigung von Fotokopien in seinen Besitz zu 
überführen begonnen hat. 

§ 387 

Landesverräterischer Nachrichtendienst 

Um Staatsgeheimnisse wirksam vor Ausspähung 
und Verrat zu schützen, ist es notwendig, auch 
künftig — ebenso wie im geltenden Recht — die 
Beziehungen zu Einrichtungen, die fremden Macht-
bereichen angehören und systematisch auf die Er-
langung von Staatsgeheimnissen ausgehen, mit 
Strafe zu bedrohen. Diesem Zweck dient § 387. Er 
übernimmt inhaltlich im wesentlichen den Tatbe-
stand des § 100 e StGB, der seinerseits in dem 
früheren § 90c StGB und in § 6 des Gesetzes gegen 
den Verrat militärischer Geheimnisse vom 3. Juni 
1914 (Reichsgesetzbl. S. 195) sein Vorbild hatte. Er 
berücksichtigt die kriminalpolitisch bewährte, stän-
dige höchstrichterliche Rechtsprechung zu § 100 e 
StGB und verdeutlicht die Grenzen der Strafbarkeit. 
Wie bisher ist der Tatbestand der landesverräteri-
schen Beziehungen als abstraktes Gefährdungsdelikt  

ausgestaltet, da es sich um eine Tat handelt, die 
wegen ihrer allgemeinen Gefährlichkeit aus krimi-
nalpolitischen Gründen ohne Rücksicht darauf straf-
bar sein muß, ob eine konkrete Gefährdung von 
Staatsgeheimnissen und damit des Wohls der Bun-
desrepublik oder eines ihrer Länder eingetreten ist. 
Außerdem würde das Erfordernis einer solchen 
konkreten Gefährdung die Vorschrift, die eine im 
„Vorfeld" des Landesverrats liegende Handlung zum 
Gegenstand hat, praktisch wertlos machen. 

Da die Beschaffung von Staatsgeheimnissen für 
fremde Staaten oder Machtbereiche in erster Linie 
durch deren organisierte geheime Nachrichtendienste 
betrieben wird und diese Tätigkeit in den letzten 
Jahrzehnten immer umfangreicher und stärker ge-
worden ist, kommt Absatz 1 besonders große 
praktische Bedeutung zu. Diese Vorschrift will das 
Aufnehmen und Unterhalten nachrichtendienstlicher 
Beziehungen zu fremden Spionagediensten treffen. 
Die Aufnahme solcher Beziehungen ist vollendet, 
wenn der Täter mindestens mittelbar mit der frem-
den Einrichtung in Fühlung gekommen ist und 
Übereinstimmung mit dem Beziehungspartner an-
strebt. Ob der andere Teil bereit ist, auf das Ange-
bot oder das Ansinnen dessen, der die Beziehung 
sucht, einzugehen, ist für das Aufnehmen der Be-
ziehungen rechtlich ohne Bedeutung. Das „Unter-
halten" der Beziehungen dagegen setzt voraus, daß 
beide Teile mit den Beziehungen einverstanden 
sind, 

Ein „fremder Nachrichtendienst" im Sinne des 
Absatzes 1 ist eine Einrichtung, die sich allgemein 
oder auf weiten Sachgebieten mit der Beschaffung 
von Staatsgeheimnissen im Sinne des § 393 befaßt. 
Diesen Spionagediensten sind andere fremde Ein-
richtungen gleichgestellt, die sich nur mit der Be-
schaffung von Staatsgeheimnissen in einem engeren 
Bereich oder gar nur mit der Beschaffung eines ein-
zigen bestimmten Staatsgeheimnisses befassen. Denn 
in der Sache sind auch sie Spionageeinrichtungen, 
gleichviel, ob sie auch nach dem üblichen Sprach-
gebrauch als „Nachrichtendienste" zu bezeichnen 
wären oder nicht. Den Beziehungen zu der fremden 
Einrichtung stehen solche zu einem ihrer Mittels-
männer gleich. Dabei ist unter Mittelsmann eine 
Person zu verstehen, die zwar außerhalb der frem-
den Spionageeinrichtung steht, aber selbst nach-
richtendienstliche Beziehungen zu dieser unterhält. 

Der „nachrichtendienstliche" Charakter von Be-
ziehungen ist dadurch gekennzeichnet, daß die Be-
teiligten Heimlichkeit anstreben und sich bei der 
Anknüpfung und Unterhaltung der Beziehungen 
möglichst der für die geheimen Nachrichtendienste 
typischen konspirativen Methoden zu bedienen ver-
suchen. Rechtlich entscheidend ist aber, daß die 
Beziehungen ihrer Art nach — von außen betrach-
tet — die Übermittlung von Nachrichten oder Ge-
genständen an den anderen Teil oder an einen von 
ihm bestimmten Empfänger oder wenigstens die 
Vermittlung oder Unterstützung einer solchen Tätig-
keit zum Gegenstand haben. Rein geschäftliche Be-
ziehungen scheiden daher bei der Anwendung der 
Bestimmung aus. Der Gegenstand der Beziehungen 
wird aber in dem Tatbestand nochmals einge- 
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schränkt. Absatz 1 setzt nämlich voraus, daß die 
Beziehungen die Mitteilung von „Angelegenheiten 
der Bundesrepublik Deutschland" zum Gegenstand 
haben. Die Beziehungen sind also nach Absatz 1 
insoweit nicht tatbestandsmäßig, als sie ausschließ-
lich Angelegenheiten eines fremden Staates betref-
fen. Daß sich der fremde Nachrichtendienst im 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland betätigt, 
reicht allein zur Strafbarkeit nicht aus. Die nach-
richtendienstlichen Beziehungen sind vielmehr nach 
Absatz 1 nur strafbar, wenn und soweit ihr Gegen-
stand zum Schutzbereich der Bundesrepublik Deutsch-
land gehört. Ist das der Fall, so ist Absatz 1 auch 
dann anwendbar, wenn die Tat im Ausland began-
gen wird (§ 5 Abs. 1 Nr. 9). 

Nach Artikel 7 Abs. 1 des 4. Strafrechtsänderungs-
gesetzes vom 11. Juni 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 597) 
gelten die §§ 99, 100 und 100 c bis 100 e StGB zum 
Schutze der nichtdeutschen Vertragsstaaten des 
Nordatlantikpaktes und ihrer in der Bundesrepublik 
Deutschland stationierten Truppen unter bestimmten 
Voraussetzungen mit der Maßgabe, daß den Staats-
geheimnissen die militärischen Geheimnisse der 
Vertragsstaaten entsprechen. Wenn künftig an die 
Stelle des § 100e StGB der § 387 tritt, wird diese 
Bestimmung mit der weiteren Maßgabe anzuwenden 
sein, daß den Angelegenheiten der Bundesrepublik 
Deutschland die Angelegenheiten der Stationie-
rungstruppen entsprechen. Es wird Aufgabe des 
Entwurfs eines Einführungsgesetzes sein, dies klar-
zustellen. 

In subjektiver Hinsicht bedarf es für die Anwen-
dung des Absatzes 1 nicht des Nachweises, daß es 
einem der Beteiligten bei der Aufnahme oder Un-
terhaltung der Beziehungen auf die Beschaffung 
oder Erlangung von Nachrichten angekommen ist 
(vgl. § 17 Abs. 1). Denn wie ein Vergleich mit Ab-
satz 2 zeigt, müssen die Beziehungen nicht auf einen 
solchen Erfolg „gerichtet" sein. Der Tatbestand des 
Absatzes 1 läßt vielmehr in allen Punkten den ein-
fachen Vorsatz des Täters genügen. 

Der Zweck des Absatzes 2 ist, die landesver-
räterischen Beziehungen zu treffen, die auch nach 
dem geltenden Recht wegen ihrer allgemeinen Ge-
fährlichkeit strafbar sind, aber von Absatz 1 noch 
nicht erfaßt werden. Nummer 1 betrifft die Bezie-
hungen zu einer fremden Regierung oder Einrich-
tung, die nicht Spionageeinrichtung im Sinne des 
Absatzes 1 ist oder vom Täter nicht als solche er-
kannt wird, und die Beziehungen zu einem ihrer 
Mittelsmänner. Sie setzt aber in Anlehnung an 
§ 100e StGB voraus, daß die Beziehungen selbst — 
mindestens letzten Endes — auf die Mitteilung von 
Staatsgeheimnissen gerichtet sind. 

Der Ausdruck „Mitteilung" ist für die eine Seite 
im Sinne des Übermittelns von Staatsgeheimnissen, 
für die andere Seite im Sinne des Erhaltens solcher 
Geheimnisse zu verstehen. Daß es nach dem Tatbe-
stand genügt, wenn die Beziehungen „wenigstens 
für einen der Beteiligten" auf die Mitteilung von 
Staatsgeheimnissen gerichtet sind, entspricht der 
ständigen Rechtsprechung zu § 100e StGB. Die Be-
ziehungen sind seitens der fremden Einrichtung auf 
die Mitteilung von Staatsgeheimnissen gerichtet, 
wenn sie sich der Mithilfe des Täters bedienen will,  

§ 387 
um unmittelbar oder mittelbar, wenn auch erst nach 
längerer Zeit, Zugang zu einem Staatsgeheimnis zu 
erlangen. Seitens des Täters sind die Beziehungen 
auf die Mitteilung von Staatsgeheimnissen gerich-
tet, wenn er sie mit dem Vorhaben aufnimmt oder 
unterhält, Staatsgeheimnisse — wenn auch erst all-
mählich oder über einen längeren Weg — an die 
fremde Einrichtung gelangen zu lassen. Wenn er 
seinerseits nicht auf die Mitteilung von Staatsge-
heimnissen ausgeht, muß sich wenigstens sein Vor-
satz darauf beziehen, daß es dem anderen Teil auf 
die Erlangung von Staatsgeheimnissen ankommt. 

Der Begriff „Einrichtung" umfaßt auch eine Partei 
und eine andere Vereinigung. Diese werden daher, 
abweichend von § 100e StGB, im Tatbestand nicht 
mehr besonders erwähnt. Eine sachliche Änderung 
liegt darin nicht. Denn der Begriff Einrichtung ist in 
beiden Absätzen — ebenso wie in § 373 Abs. 1 und 2 
und § 388 Abs. 1 — der Oberbegriff, der auch die 
jeweils aus Gründen der Anschaulichkeit noch be-
sonders genannten fremden Institutionen erfaßt. Ob 
die Einrichtung ihren Sitz außerhalb des räumlichen 
Geltungsbereichs des Strafgesetzbuches oder in die-
sem Bereich hat, ist für die Anwendung des § 387 
rechtlich ohne Bedeutung. 

Nummer 2 knüpft an § 100e Abs. 2 StGB an, 
wonach derjenige strafbar ist, der für die fremde 
Einrichtung „tätig ist" und landesverräterische Be-
ziehungen zu einem anderen aufnimmt. Das Erfor-
dernis des Tätisgeins, das noch in § 100e Abs. 2 
StGB genannt ist, kehrt in Nummer 2 nicht wieder. 
Denn es kann für die Strafbarkeit der Beziehungen 
nicht entscheidend sein, ob der Täter für die fremde 
Einrichtung auch anderswie tätig ist. Das Aufneh-
men oder Unterhalten von Beziehungen „für" die 
fremde Einrichtung setzt auch nicht voraus, daß der 
Täter im Auftrag oder mit Einverständnis dieser 
Stelle tätig wird. Es genügt vielmehr, daß er aus 
eigenem Entschluß für sie handelt, ohne selbst in 
äußeren Beziehungen zu ihr zu stehen (vgl. § 373). 
Hat der Täter seinerseits schon Beziehungen der in 
Absatz 1 oder Absatz 2 Nr. 1 bezeichneten Art, so 
wird die Anwendbarkeit dieser Bestimmungen durch 
Absatz 2 Nr. 2 nicht berührt. 

Die Strafdrohung sieht Gefängnis von drei 
Monaten bis zu fünf Jahren vor und ist für beide 
Absätze gleich Die Mindeststrafe ist demnach, ab-
weichend von § 100 e StGB, den kriminalpolitischen 
Erfordernissen entsprechend auf drei Monate Ge-
fängnis erhöht. Mit der den Absatz 2 einleitenden 
Wendung „ebenso wird bestraft", ist — wie z. B. 
auch im Falle des § 366 Abs. 2 — außer der Straf-
drohung auch die Subsidiaritätsklausel des Absat-
zes 1 in die Regelung des Absatzes 2 einbezogen. 
Mit dieser Klausel ist berücksichtigt, daß schon nach 
der Rechtsprechung zu § 100 e StGB der Tatbestand 
der verräterischen Beziehungen unter bestimmten 
Voraussetzungen zu § 100 Abs. 1 und 2 StGB im 
Verhältnis der Subsidiarität steht, obgleich das 
Gesetz dies nicht ausdrücklich vorsieht. Die Sub-
sidiaritätsklausel bewirkt, daß § 387 als Tat-
bestand des Vorfeldschutzes stets zurücktritt, wenn 
die Tat in anderen Vorschriften des Titels mit 
schwererer Strafe bedroht ist. Dies gilt auch 
für den Fall, daß der Täter im Rahmen der verrä- 
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terischen Beziehungen einen strafbaren Versuch der 
Beteiligung (§ 35) an einem im Titel über Landes-
verrat mit Strafe bedrohten Verbrechen begeht. 
Denn auch in diesen Fällen ist die Strafdrohung in 
den Landesverratsbestimmungen enthalten, da die 
Bestimmungen über die Teilnahme im 3. Titel des 
2. Abschnitts des Allgemeinen Teils keine selbstän-
digen Strafdrohungen vorsehen. 

Für besonders schwere Fälle der Absätze 1 und 2 
ist in Absatz 3 ein besonderer Strafrahmen, näm-
lich Gefängnis nicht unter einem Jahr, vorgesehen. 
Eine maßgebende nachrichtendienstliche Stellung, 
auf die das Regelbeispiel hinweist, hat der Täter 
inne, wenn er innerhalb der nachrichtendienstlichen 
Organisation, für die er tätig ist, eine führende 
Rolle spielt oder wenn er sonst eine für die nach-
richtendienstlichen Ziele der fremden Einrichtung 
maßgebliche Tätigkeit ausübt. Ein besonders schwe-
rer Fall kann nach § 62 auch sonst angenommen 
werden, so etwa wenn der Täter außerhalb des 
Nachrichtendienstes, z. B. in seinem Beruf, eine maß-
gebende Stellung innehat, die mit der Kenntnis 
wichtiger Staatsgeheimnisse verbunden ist. 

Absatz 4 sieht einen dem geltenden Recht un-
bekannten Strafausschließungsgrund vor, für den 
sich ein praktisches Bedürfnis gezeigt hat. Dieser 
Strafausschließungsgrund tritt neben die Notstands-
regelung der §§ 39 und 40. Absatz 4 verbindet in 
seinen Voraussetzungen Elemente des Notstands 
und der tätigen Reue. Das „Drängen" im Sinne des 
Absatzes 4 setzt nicht voraus, daß der Täter ge-
nötigt (§ 170) oder bedroht (§ 169) wird. Es bedeutet 
nur, daß er in eine Lage der Bedrängnis versetzt 
wird, in der seine Willensfreiheit beeinträchtigt ist. 
Die Anwendung des Absatzes 4 setzt weiter voraus, 
daß der Täter die Beziehungen einer Behörde offen-
bart. Der Begriff des Offenbarens bedeutet mehr als 
Anzeigen (vgl. § 449); er setzt nämlich ein Offen-
legen der gesamten Beziehungen voraus. Die Be-
hörde, an die sich der Täter wenden muß, braucht 
nicht für die Strafverfolgung oder für die Spionage-
abwehr zuständig zu sein. Von dem Erfordernis der 
Zuständigkeit der Behörde sieht Absatz 4 — ebenso 
wie § 449 (Unterlassene Verbrechensanzeige) — ab, 
da der Täter nicht mit einer Zuständigkeitsprüfung 
belastet werden oder Gefahr laufen soll, von einer 
Behörde aus Zuständigkeitsgründen zur anderen 
verwiesen zu werden. Als Empfänger der Meldung 
des Täters kommen nur Behörden in Betracht, die 
nicht zu einem fremden Machtbereich gehören. 

§ 388 

Landesverräterische Friedensgefährdung 

§ 388 knüpft an § 100 d Abs. 1 StGB an. Er nennt 
— wie § 100 d StGB und § 373 — als Beziehungs-
partner neben Regierungen und Einrichtungen auch 
Parteien und andere Vereinigungen, obgleich diese 
ebenfalls „Einrichtungen" in dem Sinne sind, in dem 
der Begriff hier zu verstehen ist. Ihre Aufzählung, 
auf die in § 387 verzichtet wird, ist hier deshalb 
angebracht, weil Träger der politischen Bestrebun-
gen, die  der Tatbestand erfassen will, gerade Par-
teien oder andere politische Vereinigungen sein  

können. Während § 387 darauf abstellt, ob es sich 
um eine „fremde", d. h. einem fremden Machtbereich 
angehörende Einrichtung handelt, setzt § 388 vor-
aus, daß die Einrichtung nicht nur fremd ist, sondern 
auch ihren Sitz außerhalb des räumlichen Geltungs-
bereichs des Strafgesetzbuches hat. Das Aufnehmen 
oder Unterhalten friedensgefährdender Beziehungen 
zu einer fremden Einrichtung, die im Geltungs-
bereich des Strafgesetzbuches ihren Sitz hat, kann 
jedoch ein Versuch des Verbrechens nach § 388 
sein; ein vollendetes Verbrechen wäre es nur, wenn 
der Angehörige der Stelle, mit dem der Täter Be-
ziehungen aufnimmt oder unterhält, zugleich Mit-
telsmann (vgl. dazu Absatz 3 der Begründung zu 
§ 387) einer Einrichtung außerhalb des räumlichen 
Geltungsbereichs des Strafgesetzbuches wäre. 

Die Bestrebungen, die der zweite Teil des Tat-
bestandes voraussetzt, sind auf einen Krieg oder ein 
bewaffnetes Unternehmen (Absatz 1) gegen die 
Bundesrepublik Deutschland oder auf sonstige 
Zwangsmaßregeln gegen den Bund oder ein Land 
(Absatz 3) gerichtet. Der Tatbestand setzt voraus, 
daß der Täter entweder selbst (allein oder neben 
anderen) Träger der Bestrebungen ist oder sich 
absichtlich oder wissentlich in den Dienst solcher 
Bestrebungen stellt, die von dem Beziehungspartner 
oder anderen Stellen oder Personen verfolgt wer-
den. Der Ausdruck „sich in ihren Dienst stellt" hat 
die gleiche Bedeutung wie in den Staatsgefähr-
dungsbestimmungen, die ihn verwenden (vgl. dazu 
die Ausführungen in der Vorbemerkung zum 
1. Titel dieses Abschnitts). 

Die Zuchthausstrafdrohung für das Verbrechen 
nach Absatz 1 hat die gleiche Gesamtspannweite, 
wie sie in § 383 und in § 389 Abs. 4 vorgesehen ist. 
Der Regelstrafrahmen und die Strafdrohung für be-
sonders schwere Fälle (Absatz 2) sind nur anders 
voneinander abgegrenzt als in diesen beiden Be-
stimmungen. Das hat seinen Grund darin, daß schon 
im Regelstrafrahmen des Absatzes 3 eine Zucht-
hausstrafe bis zu zehn Jahren vorgesehen werden 
muß und der Regelstrafrahmen des Absatzes 1, der 
eine schwerere Tat betrifft, weiter sein muß. Hinzu 
kommt, daß die Regelbeispiele des § 383 Abs. 2 und 
des 389 Abs. 4 Satz 3 auf die „Gefahr" eines be-
sonders schweren Nachteils abstellen, während nach 
§ 388 Abs. 2 ein besonders schwerer Fall in der 
Regel nur vorliegt, wenn der Täter der Bundes-
republik Deutschland schweren „Nachteil" zufügt. 
Der Regelstrafrahmen muß daher so gestaltet sein, 
daß auch die vorsätzliche Herbeiführung einer 
großen Gefahr dieser Art mit ihm erfaßt werden 
kann. Daß sich infolgedessen der Regelstrafrahmen 
und die Strafdrohung für den besonders schweren 
Fall stärker überschneiden als in den Fällen der 
§§ 383 und 389 Abs. 4, ist unschädlich. Die Art des 
Verbrechens nach Absatz 1 verbietet es, für be-
stimmte Gruppen von Fällen Gefängnisstrafe vor-
zusehen. 

§ 389 

Landesverräterisches Vortäuschen 
von Staatsgeheimnissen 

Die Bestimmung, die sachlich im wesentlichen mit 
§ 100 a StGB übereinstimmt, bedroht das Herstellen 
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und das Verwenden „unechter" Staatsgeheimnisse 
sowie Vorbereitungshandlungen dazu mit Strafe. In 
der Zeit vor 1933 ist dem Deutschen Reich wieder-
holt dadurch schwerer Schaden zugefügt worden, 
daß dem Ausland erdichtete Mitteilungen über ge-
heime Vorgänge politischer oder militärischer Art 
zugeleitet worden sind. Derartige Machenschaften 
sind in besonderem Maße geeignet, innen- und 
außenpolitischen Schaden anzurichten. Da die lan-
desverräterische Fälschung und Mitteilung solcher 
unechten Staatsgeheimnisse das Wohl der Bundes-
republik Deutschland oder eines ihrer Länder eben-
so schädigen kann wie die Mitteilung echter Staats-
geheimnisse an Unbefugte, sehen die Absätze 2, 4 
und 6 Tatbestände vor, die den §§ 384, 383 und 385 
Abs. 1 entsprechen. Lediglich für Absatz 1, der das 
Herstellen unechter Staatsgeheimnisse mit Strafe 
bedroht, fehlt ein Gegenstück unter den das echte 
Staatsgeheimnis betreffenden Bestimmungen. 

Die Taten nach den Absätzen 1 und 2 beziehen 
sich nur auf gegenständliche unechte Staatsgeheim-
nisse, Absatz 4 dagegen auch auf nichtgegenständ-
liche. Ein Gegenstand oder eine Behauptung täuscht 
ein Staatsgeheimnis vor, wenn es sich um eine An-
gelegenheit handelt, die im Falle ihrer Echtheit oder 
Wahrheit eine geheime Angelegenheit der Bundes-
republik Deutschland wäre und zum Schutze des 
Wohls der Bundesrepublik Deutschland oder eines 
ihrer Länder der Geheimhaltung vor einer fremden 
Regierung bedürfte. Fehlt es hieran, so kommt eine 
Bestrafung nach den §§ 391 und 412 in Betracht. 

Den Absätzen 1 und 2 ist gemeinsam, daß der 
Täter nur strafbar ist, wenn er die Tat in der Ab-
sicht (§ 17 Abs. 1) begeht, das unechte Staatsgeheim-
nis zu verwenden, und wenn sich dabei sein Vorsatz 
darauf erstreckt, daß durch die beabsichtigte Ver-
wendung eine Gefahr für das Wohl der Bundes-
republik Deutschland oder eines ihrer Länder ent-
steht. In ihrem Unrechtsgehalt unterscheiden sich 
die Taten nach den Absätzen 1 und 2 nur wenig. 
Daher ist die Strafdrohung für beide Tatbestände 
in den vorgesehenen drei Stufen gleich. Da es dem 
Täter regelmäßig darauf ankommen wird, daß der 
gefälschte oder verfälschte Gegenstand zur Täu-
schung nach Absatz 4 verwendet wird, bedarf es im 
Regelstrafrahmen keiner Parallele zu § 386. Sollte 
aber im Einzelfall die Tat nach § 389 Abs. 2 nach 
ihrem Unrechtsgehalt nicht schwerer sein als das 
Vergehen nach § 386, so kann dies die Annahme 
eines minder schweren Falles rechtfertigen, für den 
Absatz 5 eine Gefängnisstrafe von einem bis zu 
fünf Jahren vorsieht. 

Das Vortäuschen nach Absatz 4 kann auch darin 
bestehen, daß der Täter Nachrichten über gefälschte 
oder verfälschte Gegenstände an einen anderen ge-
langen läßt oder öffentlich bekanntmacht, ohne die 
Unechtheit, auf die sich sein Vortäuschen bezieht, 
ebenfalls mitzuteilen. Daß eine bestimmte Stelle ge-
täuscht wird, setzt der Tatbestand nicht voraus. Er-
forderlich ist nur, daß die Täuschungshandlung eine 
konkrete Gefahr für das Wohl der Bundesrepublik 
Deutschland oder eines ihrer Länder verursacht. Die 
Bestimmung ist daher auch anwendbar, wenn eine 
auf der Täuschungshandlung beruhende Maßnahme 
eines Vertreters der Regierung des Bundes oder  

§ 390 
eines Landes bei der Verursachung der Gefahr mit-
gewirkt hat. Diese Auffassung wird im übrigen 
durch die Subsidiaritätsklausel des § 391 bestätigt. 
In jedem Fall ist der Täter nach Absatz 4 nur straf-
bar, wenn sich sein Vorsatz nicht nur auf das im 
ersten Teil des Tatbestandes beschriebene Vortäu-
schen, sondern auch auf den zweiten Teil des Tat-
bestandes bezieht, nämlich darauf, daß seine Tat zu 
einer konkreten Gefahr für das Wohl der Bundes-
republik Deutschland oder eines ihrer Länder führen 
wird. Die Strafdrohung für die Tat nach Absatz 4 
entspricht der Regelung des § 383. 

Eine Ersatzvorschrift für § 100a Abs. 4 StGB ist 
im Entwurf nicht vorgesehen. Denn in den dort auf-
geführten Fällen ist der Täter wegen Versuchs straf-
bar. Dabei richtet sich die Strafe nach der Straf-
drohung für die vollendete Tat (§ 27 Abs. 2). Daß 
ihre Milderung nach § 64 Abs. 1 möglich ist, ent-
spricht den allgemeinen Grundsätzen über die Straf-
barkeit des Versuchs, die hier nicht geändert zu 
werden brauchen. 

Absatz 6 ist neu und erfüllt ein in der Praxis 
hervorgetretenes kriminalpolitisches Bedürfnis. Er 
entspricht im Aufbau und in der Strafdrohung der 
in § 385 Abs. 1 für strafbar erklärten Preisgabe von 
Staatsgeheimnissen. 

§ 390 
Landesverräterische Fälschung und Unterdrückung 

von Beweismitteln 
§ 390 entspricht dem § 100b StGB, der seinerseits 

an § 92 Abs. 1 Nr. 2 a. F. StGB und an die Entwürfe 
seit 1919 anknüpft. Er schützt die außenpolitisch 
bedeutsamen Beweismittel, während die Tat nach 
§ 451 nur die Sachen betrifft, die ein anderer „zur 
Verwendung als Beweismittel in einem rechtlich 
geordneten Verfahren bestimmt hat". Die Tat nach 
§ 390 hat Beweismittel für Tatsachen zum Gegen-
stand, die für die Beziehungen der Bundesrepublik 
oder eines ihrer Länder zu einem fremden Staat 
oder Gebiet oder einer über- oder zwischenstaat-
lichen Einrichtung von Bedeutung sind. Der Begriff 
„Staat" ist umfassender als der Begriff „Regierung". 
Um auswärtige Beziehungen zu einem fremden 
Staat kann es sich auch dann handeln, wenn auf der 
anderen Seite nicht die Regierungsbehörden selbst, 
sondern andere staatliche Behörden stehen. Dagegen 
ginge es zu weit, hier den Beziehungen zu einer 
fremden Regierung allgemein die Beziehungen zu 
irgendeiner fremden „Einrichtung" gleichzustellen 
(vgl. §§ 373, 387 Abs. 2 Nr. 1, 2, § 388). Der in § 100b 
StGB verwendete Ausdruck „Staatengemeinschaft" 
ist in § 390 durch den Begriff „überstaatliche Ein-
richtung" ersetzt, der den Sprachgebrauch der §§ 480 
bis 483 berücksichtigt. 

Während in § 451 nur die sachlichen Beweismittel 
geschützt sind, wie sich aus der Formulierung des 
Tatbestandes ergibt, ist § 390 nach Wortlaut und Sinn 
auch bei der Beeinträchtigung persönlicher Beweis-
mittel anwendbar. So ist der Tatbestand z. B. erfüllt, 
wenn jemand einen Zeugen oder eine Person, deren 
Körper als Augenscheinsobjekt beweiserheblich ist, 
als Beweismittel dadurch „beiseite schafft", daß er 
die Person durch Verschleppung oder auf andere 
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§§ 391, 392 
Weise der möglichen Verwendung als Beweismittel 
entzieht. Da sich die Begriffe „vernichten" und „be-
schädigen" für die Anwendung auf Personen nicht 
eignen, andererseits aber der Schutz der sachlichen 
und persönlichen Beweismittel der gleiche sein soll, 
ist schon in § 100b StGB die in dem früheren § 90h 
StGB und in den früheren Entwürfen nicht enthal-
tene Alternative „sonst in seiner Verwendbarkeit 
beeinträchtigt" eingefügt worden. Diese Regelung 
übernimmt § 390. 

Für den Grad der Bedeutung der Beweismittel 
ergibt sich allerdings mittelbar ein wesentlicher 
Gesichtspunkt aus dem zweiten Teil des Tatbestan-
des, der voraussetzt, daß der Täter durch die Tat das 
Wohl der Bundesrepublik Deutschland oder eines 
ihrer Länder gefährdet. Eine derartige Wirkung 
kann nur entstehen, wenn es sich um entscheidende 
Beweismittel für wichtige auswärtige Beziehungen 
handelt. 

Die angedrohte Zuchthausstrafe bis zu zehn Jah-
ren entspricht dem Regelstrafrahmen der vergleich-
baren anderen Tatbestände des Landesverrats (§ 383 
Abs. 1, § 384 Abs. 1, § 388 Abs. 3, § 389 Abs. 1, 2, 4). 
Die Strafdrohung für minder schwere Fälle (Ab-
satz 2) stimmt mit § 388 Abs. 3 überein. 

§ 391 

Landesverräterische Täuschung 

Zu einer konkreten Gefährdung des Wohls der 
Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer Länder 
kann es nicht nur durch Verrat oder Vortäuschen 
von Staatsgeheimnissen (§§ 383, 389 Abs. 4) oder 
durch Fälschung oder Unterdrückung politisch be-
deutsamer Beweismittel (§ 390) kommen, sondern 
auch dadurch, daß der Regierung fremde Staatsge-
heimnisse vorgetäuscht oder andere unwahre Nach-
richten von erheblichem außenpolitischen Gewicht 
in die Hand gespielt werden, um sie dadurch irre-
zuführen. Diese Art der Täuschung und Gefährdung 
des Wohls des Staates ist Gegenstand des § 391. 

Unwahre Nachrichten, die der Täter mit dem Ziel, 
die Regierung irrezuführen, an einen der im Tat-
bestand näher bezeichneten Empfänger gelangen 
läßt, müssen ihrem Inhalt und ihrer Bedeutung nach 
geeignet sein, die außenpolitischen Beziehungen zu 
stören. Sie müssen also Angelegenheiten betreffen, 
welche die Bundesrepublik Deutschland berühren. 
Es ist aber rechtlich ohne Bedeutung, ob die Ange-
legenheiten, ihre Wahrheit oder Echtheit unterstellt, 
dem einen oder dem anderen Interessenbereich zu-
zurechnen wären (vgl. Begründung zu § 393). Die 
Subsidiaritätsklausel bewirkt aber, daß beim Vor-
täuschen von Staatsgeheimnissen § 391 zurücktritt 
und nur § 389 Abs. 4 anwendbar ist. 

Der Tatbestand der landesverräterischen Täu-
schung ist durch eine Reihe von Merkmalen so ein-
geengt, daß er keinesfalls zu einer Gefährdung der 
Freiheit der Berichterstattung durch Presse, Funk, 
literarische oder ähnliche Betätigung führen kann. 
So setzt § 391 auf subjektivem Gebiet voraus, daß 
der Täter die Unwahrheit der Nachrichten erkennt 
und daß sich sein Vorsatz auf die außenpolitische 
Bedeutung des Inhalts der Nachrichten erstreckt. 

Darüber hinaus muß er die Nachrichten gezielt an 
eine Behörde, einen Amtsträger (§ 10 Nr. 4) oder 
einen Soldaten (§ 10 Nr. 8) gelangen lassen. Er er-
füllt den Tatbestand also nicht schon dadurch, daß 
er die unwahren Nachrichten veröffentlicht. Außer-
dem muß es dem Täter in jedem Fall darauf an-
kommen, daß die Nachrichten von der Behörde, dem 
Amtsträger oder dem Soldaten an die Regierung 
weitergegeben werden und daß diese irregeführt 
wird. Diese Voraussetzung zeigt im übrigen, daß 
auch der sogenannte Irreführungsagent, der als 
Angehöriger eines fremden Spionagedienstes ledig-
lich den Abwehrdienst zu falschem Vorgehen ver-
leiten will, von der Strafvorschrift nicht erfaßt wird, 
da seine Tätigkeit schon nach § 387 strafbar ist. 

In seinem zweiten Teil setzt der Tatbestand 
— ebenso wie der mit ihm verwandte § 389 Abs. 4 
und § 390 — für die Vollendung der Tat voraus, 
daß diese zu einer konkreten Gefährdung des Wohls 
des Staates führt. Dennoch ist § 391 nur als Ver-
gehen ausgestaltet, für das nur eine Strafdrohung 
von drei Monaten bis zu fünf Jahren vorgesehen ist. 
Das hat seinen Grund darin, daß die Bestimmung 
infolge der Subsidiaritätsklausel nur Anwendung 
findet, wenn die Verbrechenstatbestände der §§ 389 
und 390 ausscheiden. 

Da die Strafbarkeit der Irreführungstat nicht da-
von abhängen kann, ob der Täter den angestrebten 
Erfolg erreicht und ob dadurch wirklich eine kon-
krete Gefahr für das Wohl des Staates entsteht, 
wird in Absatz 2 der Versuch für strafbar erklärt. 

§ 392 

Landesverräterische Untreue 

§ 392 hat die pflichtwidrige Führung von Staats-
geschäften zum Nachteil der Bundesrepublik 
Deutschland oder eines ihrer Länder zum Gegen-
stand. Er entspricht im wesentlichen dem § 100f 
StGB. Der Begriff „Staatengemeinschaft" wird aus 
den zu § 390 angeführten Gründen durch den Begriff 
„überstaatliche Einrichtung" ersetzt. Der Täter muß 
einen allgemeinen oder besonderen Auftrag haben, 
das Staatsgeschäft mit der anderen Regierung oder 
mit einem entsprechenden Organ der über- oder 
zwischenstaatlichen Einrichtung zu führen. 

Der Tatbestand setzt voraus, daß ein außenpoli-
tischer Nachteil entsteht. Daran fehlt es, wenn das 
Staatsgeschäft als Ganzes untrennbare Vor- und 
Nachteile mit sich bringt, die Nachteile aber durch 
die Vorteile aufgewogen werden. Der Tatbestand 
setzt im Gegensatz zu § 475 Abs. 1 Nr. 1 nicht vor-
aus, daß der Täter „wissentlich einer amtlichen An-
weisung zuwiderhandelt". Ist dies der Fall, so 
kommt Tateinheit mit der genannten Strafvorschrift 
in Betracht. 

Während das geltende Recht für das Handeln des 
Täters zum Nachteil des Auftraggebers bedingten 
Vorsatz genügen läßt, wollten die Entwürfe 1927 
und 1930 übereinstimmend die Strafbarkeit von dem 
Wissen des Täters abhängig machen, daß sich seine 
Geschäftsführung zum Nachteil des Auftraggebers 
auswirke. Der Tatbestand des § 392 dagegen ver-
langt, daß der Täter entweder absichtlich (§ 17 
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Abs. 1) oder wissentlich (§ 17 Abs. 2) zum Nachteil 
des Auftraggebers handelt. Das Handeln mit beding-
tem Vorsatz sollte von der Strafbarkeit ausgeschlos-
sen sein, da die Erstreckung der Strafdrohung auf 
solche Fälle den Staatsbeauftragten der Gefahr einer 
ungerechtfertigten Strafverfolgung aussetzen und 
sich nachteilig auf seine Entschlußfreudigkeit aus-
wirken könnte. Aus ähnlichen Gründen engt der 
Entwurf auch gegenüber § 266 StGB die Strafbarkeit 
in dem neuen Tatbestand der Untreue (§ 263) auf 
absichtliches und wissentliches Handeln ein. Hier-
nach sind in subjektiver Hinsicht zwei verschiedene 
Gestaltungen der Tat denkbar: Bei der einen kommt 
es dem Täter darauf an, den Nachteil herbeizufüh-
ren. Dabei muß er nicht sicher wissen oder voraus-
sehen, ob sein Verhalten dem auftraggebenden 
Staat wirklich schadet oder sich als Nachteil für ihn 
auswirken wird. Die andere Gestaltung der Tat be-
steht darin, daß der Täter die nachteilige Auswir-
kung seiner Tat erkennt oder als sicher voraussieht. 
In diesem Fall ist es nicht erforderlich, daß es ihm 
auf diese Wirkung ankommt. 

Die Strafdrohung entspricht in ihrem Höchst-
maß von Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren und in 
ihrem Mindestmaß von drei Monaten Gefängnis 
dem geltenden Recht. Der Übergang zur Gefängnis-
strafe muß bei minder schweren Taten möglich sein 
(Absatz 2), weil es Fälle geben kann, in denen 
die Mindestzuchthausstrafe von zwei Jahren dem 
Grad des Verschuldens des Täters und den Folgen 
der Tat nicht angemessen wäre. 

§ 393 

Staatsgeheimnisse 

Bewährter deutscher Rechtstradition entsprechend 
hält § 393 in Übereinstimmung mit § 99 Abs. 1 StGB 
an dem materiellen Begriff des Staatsgeheimnisses 
fest. Dafür, ob ein Geheimnis die Eigenschaft eines 
Staatsgeheimnisses hat, ist hiernach nicht entschei-
dend, ob es unter förmliche staatliche Sekretur ge-
stellt ist. Würde auf dieses Kennzeichen, das den 
formellen Geheimnisbegriff ausmacht, abgestellt, so 
wären die Tatbestände des Landesverrats nicht an-
wendbar, wenn eine materiell geheimhaltungsbe-
dürftige Angelegenheit den zuständigen Staatsorga-
nen noch nicht bekannt oder von ihnen aus sonstigen 
Gründen noch nicht unter förmliche Sekretur ge-
stellt ist. 

Eine Tatsache, ein Gegenstand oder eine Erkennt-
nis ist ein Staatsgeheimnis, wenn es sich um eine 
geheime Angelegenheit handelt und es erforderlich 
ist , sie vor einer fremden Regierung geheimzuhal-
ten, um einen Nachteil für das Wohl der Bundes-
republik Deutschland oder eines ihrer Länder im 
Verhältnis zu anderen Staaten oder Machtbereichen 
oder die Gefahr eines solchen Nachteils abzuwen-
den. Diese Voraussetzung liegt vor, wenn die Kennt-
nis der fremden Regierung die allgemeine Gefahr 
einer Benachteiligung des Schutzbereichs der Bun-
desrepublik gegenüber einem fremden Staat oder 
Machtbereich herbeiführen würde. Daraus ergibt 
sich, daß es sich um Angelegenheiten von erheb-
licher Bedeutung handeln muß. Auf welchem Sach-
gebiet die Gefahr einer Beeinträchtigung des Staats- 

§ § 393, 394 
wohls, die auch in dem Vereiteln eines Vorteils 
bestehen kann, eintreten würde, ist rechtlich ohne 
Bedeutung. 

Aus dem ersten Teil des Wortes Staats geheim-
nis ergibt sich eine reitere Einschränkung, die in 
der Begriffsdefinition nicht ausdrücklich erwähnt ist. 
Es muß sich nämlich um eine „Angelegenheit der 
Bundesrepublik Deutschland" (vgl. § 387 Abs. 1) 
handeln, d. h. um eine solche, die dem Schutzbereich 
der Bundesrepublik Deutschland — einschließlich 
ihrer Länder — zuzurechnen ist. Zu diesem Schutz-
bereich zählt in der Regel, was der Rechtshoheit der 
Bundesrepublik Deutschland unterworfen ist. Dies 
setzt nicht notwendig voraus, daß die Angelegenheit 
im räumlichen Geltungsbereich des Strafgesetzbuches 
„belegen" ist. So können z. B. auch Geheimnisse von 
Vertretungen, Kommissionen oder Einrichtungen 
der Bundesrepublik, die sich außerhalb des Gel-
tungsbereichs des Strafgesetzbuches befinden, Staats-
geheimnisse sein, Ein zunächst dem Schutzbereich 
der Bundesrepublik Deutschland nicht zugehörendes 
Geheimnis kann dadurch zu ihrem Staatsgeheimnis 
werden, daß es irgendwie in diesen Schutzbereich 
gelangt. Das kann z. B. dadurch geschehen, daß eine 
fremde Regierung der Bundesregierung ein Ge-
heimnis anvertraut und beide vereinbaren, die 
Angelegenheit geheimzuhalten. Dadurch wird das 
anvertraute Geheimnis schon deshalb zum Staats-
geheimnis, weil die Verletzung der Geheimhaltungs-
vereinbarung das Vertrauen des anvertrauenden 
Staates und möglicherweise auch noch anderer Re-
gierungen, die davon erfahren, beeinträchtigen 
könnte. Eine fremde Angelegenheit wird aber nicht 
dadurch zum Staatsgeheimnis der Bundesrepublik 
Deutschland, daß sie im Geltungsbereich des Straf-
gesetzbuches von exterritorialen Stellen oder von 
diplomatischen Vertretern einer fremden Regierung 
geheimgehalten wird. Diesen Rechtsgedanken be-
rücksichtigt auch Artikel 7 Abs. 1 Nr. 1 des  4. Straf-
rechtsänderungsgesetzes vorn 11. Juni 1957 (Bundes-
gesetzbl. I S. 597). Hier werden militärische Geheim-
nisse der Vertragsstaaten des Nordatlantikpaktes, 
die von deren Truppen im Geltungsbereich des 
Strafgesetzbuches gewahrt werden, strafrechtlich den 
Staatsgeheimnissen der Bundesrepublik gleichge-
stellt. Dessen hätte es nicht bedurft, wenn die mili-
tärischen Geheimnisse der Vertragsstaaten schon 
dadurch Staatsgeheimnisse im Sinne des Strafgesetz-
buches würden, daß sie in den Hoheitsbereich der 
Bundesrepublik Deutschland gelangen. 

§ 394 

Nebenstrafen und Maßnahmen 
§ 394 trifft für den Bereich des Landesverrats eine 

ähnliche Regelung über Nebenstrafen und Maßnah-
men, wie sie die §§ 381 und 382 für das Gebiet des 
Hochverrats und der Staatsgefährdung enthalten. Er 
knüpft in seinen Absätzen 1 und 2 an § 56 Abs. 3 
und Abs. 1 Nr. 2, in seinem Absatz 3 an § 91 Abs. 1 
Nr. 2 und in seinem Absatz 4 an § 114 an. 

Die Aberkennung des aktiven Wahl- und Stimm-
rechts ist nach Absatz 1 nur bei Verurteilung zu 
Zuchthausstrafe vorgesehen, jedoch nicht für alle 
Fälle der Verurteilung wegen eines Verbrechens 
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vor § 395, § 395 
nacht dem Untertitel über Landesverrat. Die Neben-
strafe ist neben Verurteilung zu Zuchthausstrafe 
nach § 390 oder nach § 392 entbehrlich. 

Eine Verurteilung zu Zuchthausstrafe hat von 
selbst den dauernden Verlust der Fähigkeit, öffent-
liche Ämter zu bekleiden, und der Fähigkeit, Rechte 
aus öffentlichen Wahlen zu erlangen, zur Folge (§ 45 
Abs. 1 Nr. 1, 4). Für den Fall, daß wegen eines Ver-
brechens anstatt auf Zuchthaus nach § 64 oder in 
Anwendung eines für minder schwere Fälle vorge-
sehenen Strafrahmens auf Gefängnis von mindestens 
einem Jahr erkannt wird, kann das Gericht auf 
zeitweiligen Verlust der genannten Fähigkeiten er-
kennen (§ 56 Abs. 1 Nr. 1). Absatz 2 läßt darüber 
hinaus die Aberkennung dieser Fähigkeiten auf Zeit 
auch sonst zu, wenn der Täter wegen einer Straftat 
nach dem Titel über Landesverrat — ausgenommen 
§ 335 Abs. 2 — zu einer Gefängnisstrafe von minde-
stens einem Jahr verurteilt wird. 

Absatz 3 ermöglicht es, bei Verurteilung wegen 
eines Verbrechens oder Vergehens nach dem Titel 
über Landesverrat neben der Strafe die Sicherungs-
aufsicht anzuordnen. Er nimmt dabei nur zwei Vor-
schriften aus, nämlich den reinen Fahrlässigkeitstat-
bestand des § 385 Abs. 2 und das Verbrechen nach 
§ 392, weil in beiden Fällen ein Bedürfnis für die 
Anordnung der Sicherungsaufsicht nicht besteht. Zu 
den formellen Erfordernissen des Absatzes 3 tritt die 
in § 91 Abs. 1 bezeichnete materielle Voraussetzung 
für die Anordnung, daß die Gefahr besteht, der 
Täter werde ein gesetzwidriges Leben führen. 

Absatz 4 sieht in Nummer 1 vor, daß die Ein-
ziehung nicht nur wegen „vorsätzlicher Straftat" 
(vgl. § 113), sondern wegen jeder rechtswidrigen 
Tat der in dem Titel über Landesverrat bezeichneten 
Art angeordnet werden kann. Außerdem erweitert 
Nummer 2 den Kreis der Gegenstände, die der Ein-
ziehung unterliegen. Er läßt nämlich auch die Ein-
ziehung solcher Sachen zu, die nicht instrumenta 
oder producta sceleris sind, die aber Staatsgeheim-
nisse darstellen (§ 393) oder vortäuschen (§ 389) und 
Gegenstand der Tat sind. Durch diese Bestimmung 
wird insbesondere erreicht, daß in den Fällen der 
§§ 383 und 385 das gegenständliche Staatsgeheimnis 
eingezogen werden kann, ohne daß es der Fest-
stellung bedarf, ob der Gegenstand als Verkörpe-
rung eines nichtgegenständlichen Staatsgeheimnisses 
zugleich Mittel zur Begehung der rechtswidrigen 
Bekanntgabe des Staatsgeheimnisses war. Der letzte 
Satz des Absatzes 4 entspricht dem § 417 Abs. 3 
Satz 2 und schreibt die Einziehung auch unabhängig 
von den in § 114 Nr. 1 und 2 bezeichneten Voraus-
setzungen vor. 

Dritter Titel 

Straftaten gegen Verfassungsorgane 
Neben den Vorschriften über Hochverrat und 

Staatsgefährdung, die sich gegen Angriffe auf den 
Bestand der Bundesrepublik Deutschland und die 
freiheitliche demokratische Grundordnung richten, 
bedarf es weiterer Vorschriften, welche den Ver-

fassungsorganen strafrechtlichen Schutz für die Frei-
heit ihrer Willensbildung und Willensentschließung 
gewähren. 

Der 3. Titel, welcher diese Vorschriften enthält, 
beginnt mit der Nötigung eines Verfassungsorgans 
(§ 395). Die Vorschrift dient dem Schutz der Ver-
fassungsorgane in ihrer Gesamtheit und entspricht 
dem bisherigen Tatbestand der sogenannten Par-
lamentssprengung (§ 105 StGB). Dem schließt sich 
die Nötigungsvorschrift zum Schutze der Mitglieder 
dieser Verfassungsorgane als Einzelpersonen an 
(§ 396). Der Schutzbereich beider Vorschriften geht 
weiter als im geltenden Recht, da auch die Bundes

-

versammlung, die Bundesregierung und das Bun-
desverfassungsgericht sowie die Landesregierungen 
und die Verfassungsgerichte der Länder einbezogen 
sind. Es folgen die Strafvorschriften gegen die Ver-
letzung des befriedeten Bannkreises um die Ge-
bäude deß Gesetzgebungsorgane und des Bundes-
verfassungsgerichts (§ 397) und gegen die Verletzung 
der Hausordnung von Gesetzgebungsorganen (§ 398). 
Zum Schluß regelt der Titel die Voraussetzungen 
für die Verhängung von Nebenstrafen und die An-
ordnung der Sicherungsaufsicht (§ 399). 

§ 395 
Nötigung eines Verfassungsorgans 

Die Vorschrift ist gegenüber dem Tatbestand der 
Parlamentssprengung (§ 105 StGB) in ihrem Schutz-
bereich erweitert, in ihrer tatbestandlichen Aus-
gestaltung vereinfacht, der heutigen Entwicklung 
angepaßt und dem Sprachgebrauch des Entwurfs an-
geglichen worden. 

§ 105 StGB beschränkt sich darauf, die Gesetz-
gebungsorgane des Bundes und der Länder gegen 
Nötigungshandlungen zu schützen. Hierunter fallen 
nach der Rechtsprechung auch die auf Grund der 
Geschäftsordnung gebildeten Ausschüsse dieser Or-
gane. Der Entwurf stellt das angesichts der Auf-
gaben dieser Ausschüsse klar. Darüber hinaus 
erstreckt er den Strafschutz auch auf die Bundes-
versammlung, die Regierungen und die Verfassungs-
gerichte. Der Bundesversammlung, dem Bundesver-
fassungsgericht und den Verfassungsgerichten der 
Länder kommt dieser erhöhte Schutz schon wegen 
ihrer Stellung als Verfassungsorgane zu. Es ist 
aber auch erforderlich, den Trägern der Regierungs-
gewalt, denen die verantwortliche Leitung der 
Staatsgeschäfte obliegt, die freie Ausübung ihrer 
Befugnisse gegen Angriffe zu sichern, die an der 
Grenze des Hochverrats liegen. Auch die früheren 
Entwürfe, die in einem republikanischen und demo-
kratischen Staatswesen erarbeitet worden sind, 
haben die Regierungen auf diese Weise geschützt 
(vgl. § 150 E 1919, § 98 E 1925 und § 99 E 1927/30). 
Der vorgeschlagene Schutz der Regierungen ent-
sprich' der verfassungsrechtlichen und politischen 
Stellung, welche die Regierungen im Verfassungs-
leben einer freiheitlichen Demokratie haben. Bei 
den Landesregierungen kommt hinzu, daß sie die 
Staatsgewalt repräsentieren, weil in den Ländern 
eine dem Bundespräsidenten entsprechende Einrich-
tung fehlt. Für ihren Schutz sprechen deshalb ähn-
liche Erwägungen wie für den Schutz, den § 365 
Abs. 2 für den Bundespräsidenten vorsieht. 
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Das geltende Recht unterscheidet in § 105 StGB 
drei verschiedene Begehungsformen: Strafbar ist, ein 
Gesetzgebungsorgan „auseinander zu sprengen, zur 
Fassung oder Unterlassung von Beschlüssen zu nö-
tigen" oder daraus Mitglieder „gewaltsam zu ent-
fernen". Der Entwurf begnügt sich damit, bei § 395 
diE tatbestandsmäßige Handlung nach dem Vorbild 
der allgemeinen Nötigungsvorschrift (§ 170 Abs. 1) 
zu umschreiben, wobei ebenso wie dort durch den 
Begriff des „Nötigens" nicht nur die Fälle der wil-
lensbeeinflussenden Gewalt (vis compulsiva), son-
dern auch die der überwältigenden Gewalt (vis 
absoluta) getroffen werden sollen. Der Fall des Aus-
einandersprengens ist nicht mehr besonders er-
wähnt. Er wird stets unter dem Gesichtspunkt der 
Nötigung mit erfaßt und hat an praktischer Bedeu-
tung verloren, da in neuerer Zeit die staatsgefähr-
denden und staatszerstörenden Kräfte demokratische 
Einrichtungen auf andere Weise zu lähmen suchen 
als durch Anwendung unmittelbarer körperlicher 
Gewalt. Aus demselben Grunde hebt der Entwurf 
auch das gewaltsame Entfernen eines Mitglieds aus 
einem Gesetzgebungsorgan nicht mehr besonders 
hervor. Der Sache nach gehört dieser Fall ohnehin 
in den Bereich der nachfolgenden Vorschrift, welche 
die Mitglieder von Verfassungsorganen als Einzel-
personen gegen Nötigung schützt. 

In Abweichung vom geltenden Recht, wo voraus-
gesetzt ist, daß der Täter das Gesetzgebungsorgan 
„zur Fassung oder Unterlassung von Beschlüssen" 
nötigt, beschreibt der Entwurf das Ziel der Nöti-
gungshandlung in der Weise, daß das geschützte 
Verfassungsorgan seine „Befugnisse nicht oder in 
einem bestimmten Sinne ausübt". Hierdurch wird 
klargestellt, daß sich die Nötigung nicht etwa nur 
auf Angelegenheiten beziehen kann, mit denen das 
Organ geschäftsordnungsmäßig bereits befaßt ist 
oder sich demnächst befassen will; das Nötigungs-
ziel kann auch Angelegenheiten betreffen, die durch 
den Täter an das Verfassungsorgan neu herange-
tragen werden. 

Im geltenden Recht gibt der Tatbestand der Par-
lamentsnötigung die Nötigungsmittel nicht an. Diese 
Unzulänglichkeit der Vorschrift ist aus der Entste-
hungsgeschichte zu erklären. Sie hat zu einer wi-
dersprechenden Auslegung geführt und die Praxis 
mit einer erheblichen Rechtsunsicherheit belastet. 
Die einen lassen bei § 105 StGB jedes Nötigungs-
mittel genügen; andere setzen wie bei § 240 StGB 
Gewaltanwendung oder Androhung eines empfind-
lichen Übels voraus; wieder andere fordern, wie das 
§ 240 StGB in der vor der Strafrechtsangleichungs-
verordnung vom 29. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I 
S. 339) geltenden Fassung vorgesehen hatte, die An-
wendung von Gewalt oder die Bedrohung mit einem 
Verbrechen oder Vergehen. Schließlich wird auch 
die Meinung vertreten, daß bei dem Nötigen im 
Sinne dieser Vorschrift ebenso wie bei den Bege-
hungsformen des Auseinandersprengens und des 
gewaltsamen Entfernens von Mitgliedern nur die 
Anwendung oder Androhung von Gewalt ausrei-
chen könne. 

Der Entwurf klärt diese Streitfrage und setzt 
ebenso wie bei den Tatbeständen des Hochverrats 
(§§ 361, 362) als Nötigungsmittel Gewalt oder Dro- 

§ 395 
hung mit Gewalt voraus. Der umfassendere Rechts-
begriff der gefährlichen Drohung (vgl. § 11 Abs. 1 
Nr. 7) ist hier einmal deswegen nicht verwendbar, 
weil ein Teil seines Inhalts nur für Nötigungen von 
Einzelpersonen paßt; zum anderen erscheint es ge-
raten, die in dieser Vorschrift geschützten Verfas-
sungsorgane nur gegen Gewalt und gegen die 
Androhung von Gewalt strafrechtlich abzuschirmen. 
Die Anwendung anderer, weniger schwerer Nöti-
gungsmittel soll den schwerwiegenden Vorwurf der 
Nötigung eines Verfassungsorgans nicht begründen 
können. Die Verfassungsorgane stehen mitten im 
politischen Leben und sind den Strömungen, Kräften 
und Gegenkräften, die das politische Geschehen 
bestimmen, ausgesetzt. Auf sie wirken daher zu-
mindest mittelbar auch die Machtmittel der ver-
schiedensten Art ein, die in den politischen Ausein-
andersetzungen von den widerstreitenden Gruppen 
eingesetzt werden. Es ist nicht die Aufgabe des 
Strafrechts, solche Einflüsse und Einwirkungen von 
den Verfassungsorganen fernzuhalten, soweit nicht 
diese Druckmittel von staats- und verfassungsfeind-
lichen Gruppen ausgehen und im strafrechtlichen 
Bereich durch die Vorschriften über Hochverrat und 
Staatsgefährdung getroffen werden oder ihre An-
wendung sonst unter einem anderen rechtlichen 
Gesichtspunkt mit Strafe bedroht ist. Es empfiehlt 
sich auch nicht, den Kreis der Nötigungsmittel unter 
Hinzufügung einer Rechtswidrigkeitsregel zu erwei-
tern, wie sie der Grundtatbestand der Nötigung 
(§ 170 Abs. 2) vorsieht. Dann würde letztlich die 
schwierige und im Kern politische Frage, unter wel-
chen Voraussetzungen politische Kampfmaßnahmen 
verwerflich sind, der Rechtsprechung überbürdet. 
Das zöge die Gerichte in den rein politischen Mei-
nungsstreit hinein, erschütterte das Vertrauen in 
die Unabhängigkeit der Rechtspflege und schüfe 
neuen Streitstoff, ohne den alten zu beseitigen. Der 
Entwurf sieht daher davon ab, in dieser Vorschrift 
neben der Anwendung und Androhung von Gewalt 
andere Nötigungsmittel zur Strafbarkeit genügen zu 
lassen, selbst wenn ihre Anwendung im Einzelfall 
strafwürdig erschiene. 

Der Begriff der Gewalt ist auch im Entwurf je-
weils nach dem Inhalt des einzelnen Tatbestandes 
und dem systematischen Zusammenhang auszulegen. 
Dabei werden sich für die Gewaltanwendung gegen 
bestimmte Personen auf der einen und gegen staat-
liche Einrichtungen oder sonstige Personenmehrhei-
ten auf der anderen Seite gewisse Unterschiede 
ergeben, die in der Natur der Sache begründet sind. 
Nur der Gewalt im Sinne der Vorschriften über 
Taten gegen eine bestimmte Person stellt § 11 Abs. 2 
im Anschluß an die Rechtsprechung unter gewissen 
Voraussetzungen die Anwendung von Hypnose und 
von betäubenden, berauschenden oder anderen 
Mitteln gleich. Selbst wenn man aus dieser Gleich-
stellung ableiten wollte, daß der Entwurf unter 
„Gewalt" die Anwendung körperlicher Kraft zur 
Überwindung eines Widerstandes versteht, so kann 
dieser Schluß nur für die Gewalt gegen Einzelper-
sonen gezogen werden; allgemeine Bedeutung 
kommt ihm nicht zu. Es ist deshalb im Rahmen des 
vorliegenden Tatbestandes nicht ausgeschlossen, die 
bisherige Rechtsprechung, die in gewissen Fällen 
für den Rechtsbegriff der Gewalt den ohne Kraft- 
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§§ 396, 397 
anwendung herbeigeführten körperlich wirkenden 
Zwang genügen läßt, weiter zu entwickeln. Hier 
gelten ähnliche Grundsätze wie im Bereich des Hoch-
verrats (§§ 361 bis 363). 

Als Strafe ist im Regelstrafrahmen Zuchthaus 
bis zu zehn Jahren, in minder schweren Fällen (Ab-
satz 2) Gefängnis von sechs Monaten bis zu fünf 
Jahren angedroht. Die Milderung der Mindeststrafe 
gegenüber dem geltenden Recht, das Zuchthaus nicht 
unter fünf Jahren oder Einschließung von gleicher 
Dauer und bei mildernden Umständen Einschließung 
nicht unter einem Jahr vorsieht, rechtfertigt sich 
daraus, daß der Entwurf die Verfassungsgerichte 
und die Regierungen in den Schutz einbezieht und 
leichter liegenden Fällen namentlich auch im Hin-
blick darauf Rechnung tragen muß, daß die Vor-
schrift als Unternehmenstatbestand (vgl. § 11 Abs. 1 
Nr. 3) ausgestaltet ist. Wegen des Wegfalls der 
Strafe der Einschließung wird auf die Begründung 
zu § 43 verwiesen. 

Durch Absatz 3 werden die besonderen Bestim-
mungen über die tätige Reue, die für die Vorberei-
tung des Hochverrats und des Verfassungsverrats 
(§§ 363, 364 Abs. 2, § 368 Abs. 2, 4) vorgesehen sind, 
für entsprechend anwendbar erklärt. Auf die Be-
gründung zu § 368 wird verwiesen. 

§ 396 
Nötigung von Mitgliedern eines Verfassungsorgans 

Das geltende Recht schützt Mitglieder von Gesetz-
gebungsorganen des Bundes und der Länder als 
Einzelpersonen durch besondere Vorschriften da-
gegen, daß sie gewaltsam aus dem Gesetzgebungs-
organ entfernt (§ 105 StGB) oder verhindert werden, 
sich an den Ort der Versammlung zu begeben- oder 
zu stimmen (§ 106 StGB). Der Entwurf dehnt den 
Strafschutz, wie in der Vorbemerkung zu diesem 
Titel dargelegt und in der Begründung zu § 395 
näher ausgeführt wurde, auf weitere Verfassungs-
organe aus. 

Die einzelnen Nötigungshandlungen werden auch 
im Tatbestand des Absatzes 1 nicht besonders 
aufgezählt. Der Entwurf schafft vielmehr auf dem 
Boden des Grundtatbestandes der Nötigung ebenso 
wie in § 365 Abs. 2 Nr. 2 zum Schutze des Bundes-
präsidenten einen Erschwerungstatbestand zum 
Schutze der einzelnen Mitglieder der Verfassungs-
organe. Die tatbestandliche Angleichung dieser be-
sonderen Nötigungsvorschriften an den Grundtat-
bestand dient der Vereinfachung und der Klarstel-
lung. Der Klammerhinweis in Absatz 1 macht hier-
bei deutlich, daß die Tathandlung des „Nötigens" 
ebenso wie in § 170 zu verstehen ist. Daraus folgt 
einmal, daß als tatbestandsmäßige Nötigungsmittel 
nicht nur wie in § 395 die Anwendung und Andro-
hung von Gewalt vorgesehen sind, sondern daß 
neben der Gewalt jede Form der gefährlichen Dro-
hung (vgl. dazu § 11 Abs. 1 Nr. 7) ausreicht. Zum 
anderen ist grundsätzlich auch die Rechtswidrigkeits-
regel des § 170 Abs. 2 anzuwenden, wonach die Tat 
nur rechtswidrig ist, wenn die Anwendung des Mit-
tels zu dem angestrebten Zweck verwerflich ist. In 
aller Regel wird das aber bei der Nötigung von 
Mitgliedern eines Verfassungsorgans der Fall sein. 

Als Regelstrafrahmen sieht Absatz 1 Gefäng-
nis von drei Monaten bis zu fünf Jahren vor. Die 
Zuchthausstrafdrohung des geltenden Rechts wird 
nicht beibehalten, weil der Entwurf die Nötigung 
einzelner Mitglieder von Verfassungsorganen im 
Gegensatz zur Nötigung solcher Organe in ihrer 
Gesamtheit nicht zur Hochkriminalität rechnet. Die 
im geltenden Recht außerdem angedrohte Strafart 
der Einschließung übernimmt der Entwurf aus den 
in der Begründung zu § 43 dargelegten Gründen 
nicht. Da § 106 Abs. 2 StGB bei mildernden Umstän-
den lediglich Einschließung von einem Tag bis zu 
zwei Jahren vorsieht, erfährt die Vorschrift nach 
dem Entwurf im Mindestmaß der Strafdrohung eine 
erhebliche Verschärfung. Das beruht auf der Erwä-
gung, daß die Nötigung von Mitgliedern eines Ver-
fassungsorgans, die sich auf deren Befugnisse aus 
dieser Stellung bezieht, schwerer wiegt als die Nöti-
gung anderer Personen. Die für diesen Erschwe-
rungstatbestand vorzusehende Strafdrohung ist da-
her vom Regelstrafrahmen des Grundtatbestandes 
deutlich abzusetzen. 

Ebenso wie bei der allgemeinen Nötigungsvor-
schrift sind auch bei der Nötigung von Mitgliedern 
eines Verfassungsorgans besonders schwere Fälle 
vorgesehen (Absatz 3). In der Strafdrohung ist 
gegenüber den besonders schweren Fällen der 
Grundvorschrift (§ 171) das Mindestmaß der Gefäng-
nisstrafe von sechs Monaten auf ein Jahr angehoben. 
Der  Klammerhinweis auf § 171 Satz 2 bringt zum 
Ausdruck, daß die dort angegebenen Regelbeispiele 
auch für § 396 als Leitbild dienen sollen. Allerdings 
wird unter den in § 171 Satz 2 aufgezählten drei 
Beispielsfällen, die vornehmlich nach den Bedürf-
nissen der allgemeinen Nötigungsvorschrift ausge-
wählt sind, die Nummer 3 für den Tatbestand der 
Nötigung von Mitgliedern eines Verfassungsorgans 
nur geringe Bedeutung haben. 

§ 397 
Verletzung des Bannkreises 

Die Vorschrift dient dazu, aus dem Bereich der 
um die Gebäude bestimmter Verfassungsorgane 
errichteten Bannkreise verbotene Versammlungen 
und Aufzüge fernzuhalten, um eine ungestörte und 
unbehinderte Tätigkeit dieser Organe zu gewähr-
leisten. Eine solche Bestimmung wurde zum Schutze 
der Gesetzgebungsorgane des Bundes und der Län-
der durch das Strafrechtsänderungsgesetz vorn 
30. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 739) als § 106 a 
in das Strafgesetzbuch eingefügt. Das 3. Strafrechts-
änderungsgesetz vom 4. August 1953 (Bundesgesetz-
blatt I S. 735) hat den Schutz auf das Bundesverfas-
sungsgericht ausgedehnt. 

§ 397 hält sachlich an der Regelung des § 106 a 
StGB fest. Er ist als offene Strafvorschrift ausge-
staltet und setzt voraus, daß die Tat Vorschriften 
zuwiderläuft, die für den Bannkreis erlassen sind. 
Die entsprechende Verbotsnorm enthält § 16 des 
Versammlungsgesetzes vom 24. Juli 1953 (Bundes-
gesetzbl. I S. 684). Die nähere Abgrenzung der ver-
schiedenen Bannkreise enthalten die Bannmeilen-
gesetze des Bundes und der Länder. Für den Bund ist 
dazu das Bannmeilengesetz vorn 6. August 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 504) ergangen. 
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Als Strafe ist Gefängnis bis zu einem Jahr, 
Strafhaft oder Geldstrafe vorgesehen. Die Strafdro-
hung des geltenden Rechts, die nur auf Gefängnis 
bis zu sechs Monaten oder Geldstrafe lautet, läßt 
die Tat zu sehr als geringfügiges Unrecht erscheinen 
und ist der Bedeutung des geschützten Rechtsgutes 
nicht angemessen. 

Absatz 2 droht wie § 106a Abs. 2 StGB schwe-
rere Strafe (Gefängnis bis zu zwei Jahren oder 
Strafhaft) für Täter an, die zu Versammlungen oder 
Aufzügen innerhalb eines befriedeten Bannkreises 
auffordern. Diesen Erschwerungstatbestand erweitert 
der Entwurf auf die Fälle, daß jemand solche Ver-
sammlungen oder Aufzüge veranstaltet oder als 
Rädelsführer an ihnen teilnimmt. Diese Verhaltens-
weisen stehen dem Auffordern im Unrechtsgehalt 
nicht nach. 

§ 398 
Verletzung der Hausordnung eines 

Gesetzgebungsorgans 
Die Vorschrift verstärkt den Schutz des Haus-

rechts und der Polizeigewalt in den Gebäuden der 
Gesetzgebungsorgane des Bundes und der Länder 
sowie auf den dazugehörenden Grundstücken. Im 
Bereich des Deutschen Bundestages stehen diese 
Rechte dem Bundestagspräsidenten zu (Artikel 40 
Abs. 2 Satz 1 GG). In ihrem Inhalt stimmt die Vor-
schrift, von der Strafdrohung abgesehen, sachlich 
mit § 106b StGB vollständig überein. Wie die vor-
hergehende Bestimmung wurde auch § 106b StGB 
durch das Strafrechtsänderungsgesetz vom 30. August 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 739) in das Strafgesetz-
buch eingefügt. 

Als Strafdrohung sieht der Entwurf Strafhaft 
oder Geldstrafe vor. § 106b StGB droht in Anleh-
nung an den Strafrahmen für den einfachen Haus-
friedensbruch (§ 123 Abs. 1 StGB) lediglich Geld-
strafe oder Gefängnis bis zu drei Monaten an. Der 
Entwurf erhöht die unzureichende Strafdrohung für 
den Hausfriedensbruch auf Gefängnis bis zu einem 
Jahr, Strafhaft oder Geldstrafe (§ 172), begnügt sich 
aber bei § 398 mit der wahlweisen Androhung von 
Strafhaft oder Geldstrafe. Die Strafverfolgung ist 
wie im geltenden Recht von der Ermächtigung des 
Präsidenten des Gesetzgebungsorgans abhängig. 

§ 399 
Nebenstrafen und Sicherungsaufsicht 

Absatz 1 gibt die näheren Voraussetzungen an, 
unter denen bei Straftaten gegen Verfassungsorgane 
die Verhängung von Nebenstrafen nach § 56 Abs. 1 
Nr. 2 zulässig ist. Hiernach kann das Gericht die 
Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden, und die 
Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlan-
gen, aberkennen, wenn der Täter wegen Nötigung 
von Mitgliedern eines Verfassungsorgans (§ 396) zu 
einer Gefängnisstrafe von mindestens einem Jahr 
verurteilt wird. Die Zulässigkeit dieser Nebenstrafen 
in minder schweren Fällen der Nötigung eines Ver-
fassungsorgans (§ 395 Abs. 2) ergibt sich bereits aus 
§ 56 Abs. 1 Nr. 1. Die Nebenstrafen werden aus 
denselben Erwägungen zugelassen wie bei zahl-
reichen anderen Staatsschutzvorschriften (vgl. § 381 

§§ 398, 399, vor j 400 
Abs. 2, 3; § 394 Abs. 2). Aus denselben Gründen 
wie in § 382 Abs. 1 und § 394 Abs. 3 kann auch bei 
Taten nach den §§ 395 und 396 Sicherungsaufsicht 
angeordnet werden (Absatz 2). Auf die Begrün-
dung zu den §§ 381, 382 und 394 wird verwiesen. 
Hingegen sind die §§ 397 und 398 mit den voraus-
gehenden Nötigungstatbeständen im Unrechtsgehalt 
nicht vergleichbar. Sie rechtfertigen die Verhängung 
von Nebenstrafen und die Anordnung der Siche-
rungsaufsicht nicht. 

Vierter Titel 

Straftaten bei Wahlen und Abstimmungen 
Die Regelung der Wahlvergehen im geltenden 

Recht (§§ 107 bis 108d StGB) geht auf das 3. Straf-
rechtsänderungsgesetz vom 4. August 1953 (Bundes-
gesetzbl. I S. 735) zurück. Dem Schutz von Wahlen 
und Abstimmungen dienten bis dahin der Tatbe-
stand der Hinderung Wahlberechtigter, in Ausübung 
staatsbürgerlicher Rechte zu wählen oder zu stim-
men (§ 107 a. F. StGB), und die Vorschriften über 
die Wahlfälschung und den Kauf einer Wahlstimme 
in einer öffentlichen Angelegenheit (§§ 108, 109 a. F. 
StGB). Die Entwürfe hatten seit langem vorgeschla-
gen, die Wahlvergehen durch weitere Tatbestände 
gegen den Bruch des Wahlgeheimnisses sowie gegen 
Wahltäuschung und Wahlnötigung zu ergänzen und 
ihren Anwendungsbereich auf alle Wahlen und Ab-
stimmungen in öffentlichen Angelegenheiten auszu-
dehnen. Dem entsprach auch Artikel 1 Nr. 4 des 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Straf-
gesetzbuches — Strafrechtsänderungsgesetz 1950 — 
(BT-Drucks. Nr. 1307 der 1. Wahlperiode). Bei den 
Beratungen in den gesetzgebenden Körperschaften 
kamen aber Bedenken dagegen auf, Wahlen un d 
Abstimmungen innerhalb der Volksvertretungen in 
den Strafschutz einzubeziehen. Es setzte sich die 
Auffassung durch, daß vor allem die Frage der Ab-
geordnetenbestechung einer besonderen und aus-
drücklichen Regelung bedürfe. Das ergebe sich 
schon aus der besonderen Rechtsstellung der Abge-
ordneten und der Art ihrer politischen Aufgaben 
und Tätigkeiten. Eine Regelung dieser Frage im 
Rahmen der allgemeinen Wahlbestechung werde 
diesen Besonderheiten nicht gerecht. Das 3. Straf-
rechtsänderungsgesetz hat deshalb den Schutz von 
Wahlen und Abstimmungen nach dem Vorbild der 
früheren Entwürfe zwar insofern erweitert, als es 
neue Tatbestände schuf und die Fassung der vor-
handenen verbesserte, zugleich aber den Anwen-
dungsbereich allgemein auf die Wahlen und Ab-
stimmungen des Volkes im Bund, in den Ländern, 
Gemeinden und Gemeindeverbänden, also auf die 
eigentlichen demokratischen Urabstimmungen (jetzt 
§ 108d StGB), beschränkt und die Frage der Abge-
ordnetenbestechung einstweilen offengelassen. 

Die Regelung der Wahlvergehen ist hierdurch in 
hohem Maße unvollkommen und unbefriedigend 
geworden. Seither ist im Schrifttum, in der Offent-
lichkeit und nicht zuletzt auch im Bundestag selbst 
beklagt worden, daß das geltende Recht die Abge-
ordnetenbestechung völlig straflos lasse. Dieser 
Mangel kann sich vor allem dadurch unheilvoll für 
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§§ 400, 401 
das Gemeinwohl auswirken, daß Vertretern von 
Gruppen und Interessen eine straffreie Möglichkeit 
eröffnet und ein Anreiz gegeben wird, in unlauterer 
Weise auf die Entscheidungen der Volksvertretun-
gen im Bund und in den Ländern, Kreisen und 
Gemeinden sowie der anderen Organe politischer 
Körperschaften einzuwirken. Dabei geht es nicht 
nur darum, daß das geltende Recht die Angehörigen 
der Volksvertretungen bis zu den Gemeinden und 
der genannten Organe gegenüber verwerflichen Be-
einflussungs- und Bestechungsversuchen ungeschützt 
läßt; es fehlt für die Wahlen und Abstimmungen 
innerhalb dieser Körperschaften auch ein beson-
derer Schutz gegen Wahlhinderung (§ 107 StGB) und 
Wahlnötigung (§ 108 StGB) sowie jeder strafrecht-
liche Schutz gegen Wahlfälschung (§ 107a StGB) 
und Wahltäuschung (§ 108a StGB). In einem demo-
kratischen Staats- und Gemeinwesen, in dem wich-
tige politische Fragen auf allen Lebensgebieten 
häufig durch Wahlen oder Abstimmungen zu ent-
scheiden sind, kann nicht darauf verzichtet werden, 
alle diese für die Allgemeinheit bedeutsamen Ab-
stimmungen strafrechtlich gegen unzulässige und 
störende Eingriffe abzuschirmen. 

Entgegen dem geltenden Recht geht daher der 
Entwurf nach dem Vorbild der früheren Entwürfe 
davon aus, daß ein ordnungsmäßiger Vollzug des 
Abstimmungsvorgangs für alle Wahlen und Abstim-
mungen in öffentlichen Angelegenheiten, soweit sie 
auf bundes- oder landesrechtlichen Rechtsvorschrif-
ten beruhen, gleichmäßig gesichert werden muß. 
Einen erweiterten Schutz genießen die demokrati-
schen Urabstimmungen nur insofern, als die Vor-
schriften zum Schutze des Abstimmungsgeheimnisses 
und der Abstimmungsunterlagen sich nur auf sie 
und nicht auch auf andere Abstimmungen beziehen 
(§ 409 Abs. 2 in Verbindung mit den §§ 405 bis 407). 
Eine nähere Beschreibung der in den einzelnen Tat-
beständen geschützten Wahlen und Abstimmungen 
gibt die an den Schluß des Titels gestellte Vorschrift 
über den Anwendungsbereich (§ 409). Dort sind auch 
die Einzelheiten hierzu erläutert. 

Für den Sprachgebrauch des Titels ist darauf hin-
zuweisen, daß der Begriff der „Abstimmung" 
als Oberbegriff verwendet wird. Er umfaßt sowohl 
die eigentliche Wahl, bei der der Wähler seine 
Stimme einer Person gibt, um sie für einen bestimm-
ten Tätigkeitsbereich aus einem Kreis von Personen 
auszuerlesen, wie auch die Abstimmung im engeren 
Sinne, bei der es um die Stimmabgabe mehrerer 
Personen zu einer anderen sachlichen Angelegenheit 
geht. Dieser umfassende Begriffsinhalt entspricht 
dem allgemeinen Sprachgebrauch; er steht aber im 
Gegensatz zum geltenden Recht, das den Wahlen 
lediglich die Abstimmungen gleichstellt (§ 108d 
StGB). Daß der Entwurf den Begriff der Abstim-
mung in diesem weiteren Sinne versteht, ergibt sich 
zwingend aus § 409, der ausdrücklich von Wahlen 
und „anderen" Abstimmungen spricht. Der neue 
Sprachgebrauch läßt zugleich auch die sachliche 
Änderung besser hervortreten, die darin besteht, 
daß der Anwendungsbereich der Tatbestände auf 
die innerhalb der verschiedenen Körperschaften 
stattfindenden Abstimmungen ausgedehnt wird.  

§ 400 
Abstimmungshinderung 

Die Vorschrift stimmt nach ihrem sachlichen Inhalt 
mit dem durch das 3. Strafrechtsänderungsgesetz in 
das Strafgesetzbuch eingeführten § 107 voll überein. 
Sie dient dazu, den Wahlen und Abstimmungen in 
öffentlichen Angelegenheiten einen ungestörten Ver-
lauf zu sichern. Geschützt ist somit der Abstim-
mungsvorgang in seinem Gesamtablauf einschließ-
lich der Auszählung der Stimmen, nicht etwa die 
Abstimmungshandlung des einzelnen Stimmberech-
tigten. Dessen ungehinderte und freie Stimmabgabe 
wird durch § 402 und andere Vorschriften über die 
Nötigung (§§ 170, 396, 419) sowie durch § 405 
geschützt. 

Als Strafdrohung für die Abstimmungshinde-
rung genügt Gefängnis bis zu fünf Jahren. Sie ent-
spricht dem Regelstrafrahmen des geltenden Rechts, 
erhöht allerdings die Mindeststrafe nach § 46 auf 
einen Monat Gefängnis. Ein kriminalpolitisches Be-
dürfnis, für besonders schwere Fälle in Anlehnung 
an § 107 Abs. 1 StGB Zuchthausstrafe vorzusehen, 
besteht nicht. Soweit die Tat zugleich eine Nötigung 
von Einzelpersonen enthält, stellen andere Tatbe-
stände (z. B. §§ 171, 396 Abs. 3) in besonders schwe-
ren Fällen einen höheren Strafrahmen zur Verfügung. 

Auch die Strafbarkeit des Versuchs entspricht 
§ 107 StGB. 

§ 401 

Abstimmungsfälschung 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen dem 
§ 107a StGB, der durch das 3. Strafrechtsänderungs-
gesetz neu gefaßt worden ist. Sie enthält mehrere 
Tatbestände und sichert das Abstimmungsergebnis 
nach der Richtung, daß es der unverfälschte Aus-
druck des gesetzmäßig erklärten Willens der Stimm-
berechtigten ist. 

Absatz 1 betrifft das Herbeiführen eines un-
richtigen Abstimmungsergebnisses. Das kann da-
durch geschehen, daß der Täter ohne Stimmberech-
tigung abstimmt oder daß er sonst vor Beendigung 
der Abstimmungshandlung auf deren Ergebnis durch 
irgendwelche Machenschaften (z. B. durch Entfernen 
von Wahlzetteln, durch unrichtiges Führen der Ab-
stimmungsniederschrift) einwirkt. Der Entwurf bringt 
durch die Fassung zum Ausdruck, daß unberech-
tigtes Abstimmen stets ein Fall des Herbeiführens 
eines unrichtigen Abstimmungsergebnisses ist; denn 
unter Abstimmungsergebnis ist das Stimmenver-
hältnis zu verstehen, das die Auszählung der recht-
mäßig abgegebenen Stimmen ergibt. Im übrigen 
vermeidet der Entwurf den Begriff des „unbefugten" 
Wählens im Sinne des § 107a StGB und ersetzt ihn 
durch den des Abstimmens, „ohne stimmberechtigt 
zu sein". Dadurch wird klargestellt, daß der Mangel 
der Stimmberechtigung ein Tatbestandsmerkmal ist, 
das vom Vorsatz des Täters umfaßt sein muß. Die 
Stimmberechtigung kann dem Täter aus verschiede-
nen Gründen fehlen, sei es, daß bei ihm die per-
sönlichen Voraussetzungen von vornherein nicht 
erfüllt sind oder daß ihm dieses Recht gerichtlich 
aberkannt ist (vgl. § 56 Abs. 3). Aber auch wer 
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wiederholt wählt, stimmt ohne Stimmberechtigung 
ab, weil sein Stimmrecht mit der Ausübung ver-
braucht ist. 

Die Tatbestände des Absatzes 2 schützen das 
Abstimmungsergebnis nach Beendigung der eigent-
lichen Abstimmungshandlung. Sie weichen vom gel-
tenden Recht (§ 107a Abs. 1, 2 StGB) nicht ab. 

Die Strafdrohung ist herabgesetzt. An Stelle 
einer Höchststrafe von fünf Jahren Gefängnis, die 
§ 107a StGB vorsieht, hält der Entwurf eine solche 
bis zu drei Jahren für ausreichend. Daneben droht 
er wahlweise Strafhaft an. Hiernach können auch 
leichtere Fälle gerecht geahndet werden, die nament-
lich beim Tatbestand des Abstimmens ohne Stimm-
berechtigung vorkommen können. Für diese Be-
gehungsform eine geringere Strafe anzudrohen als 
für die übrigen Abstimmungsfälschungen, ist indes-
sen nicht gerechtfertigt; denn das Abstimmen ohne 
Stimmberechtigung kann, nachdem die Vorschrift 
auch auf Wahlen und Abstimmungen in den Volks-
vertretungen und öffentlichen Körperschaften anzu-
wenden ist, nicht mehr durchweg als eine leichtere 
Tat der Abstimmungsfälschung angesehen werden. 

§ 402 
Stimmnötigung 

Der Staatsbürger bedarf in einem demokratischen 
Staatswesen eines besonderen Schutzes seiner politi-
schen Willensfreiheit. Dem entspricht es, daß er bei 
der Ausübung des Wahl- und Stimmrechts in öffent-
lichen Angelegenheiten gegen Zwang und Nötigung 
in weiterem Umfang geschützt wird als sonst. Die 
Vorschrift des § 402 entspricht nach ihrem wesent-
lichen Inhalt dem § 108 StGB. Wie im geltenden 
Recht ist sie als Sonderfall der Nötigung ausgestal-
tet und schließt sich daher auch im Aufbau und 
Sprachgebrauch an den Grundtatbestand der Nöti-
gung (§ 170) an. Soweit dieser bei der Umschreibung 
der Nötigungshandlung, der Nötigungsmittel und 
der Rechtswidrigkeit vom geltenden Recht abweicht, 
gilt das grundsätzlich auch für die Stimmnötigung. 
Die Gründe für diese Neuerungen sind bereits bei 
§ 170 dargelegt. Um den Schutz der politischen Wil-
lensfreiheit des Staatsbürgers zu verstärken, ist in 
§ 402 als weiteres Nötigungsmittel neben der Gewalt 
und der gefährlichen Drohung (vgl. § 11 Abs. 1 Nr.7) 
auch die „Drohung mit einem wirtschaftlichen oder 
beruflichen Nachteil" angeführt. Gegenüber dem 
geltenden Recht (§ 108 StGB), das in diesem Zu-
sammenhang von einer Nötigung „durch Mißbrauch 
eines beruflichen oder wirtschaftlichen Abhängig-
keitsverhältnisses oder durch sonstigen wirtschaft

-

lichen  Druck" spricht, ist die Fassung des Entwurfs 
sachlich in verschiedener Beziehung enger. Die all-
gemein gehaltenen Merkmale, mit denen § 108 StGB 
die Nötigungsmittel umschreibt, sind, wie die Praxis 
gezeigt hat, nicht scharf genug abgegrenzt und be-
gründen die Gefahr, die Strafbarkeit auch auf nicht 
strafwürdiges Verhalten auszudehnen. Der Begriff 
des „Nötigens" erfaßt wie in § 170 Abs. 1 nicht nur 
die Fälle der willensbeeinflussenden Gewalt (vis 
compulsiva), in denen die Tat die Freiheit des 
Stimmberechtigten, ob und wie er sein Stimmrecht 
ausüben will, lediglich beeinträchtigt, sondern auch  

§§ 402, 403 
die Fälle der überwältigenden Gewalt (vis absoluta), 
durch die er ohne die Möglichkeit eigener Willens-
betätigung gehindert wird, an der Abstimmung teil-
zunehmen. 

Absatz 2 erklärt auch die Rechtswidrigkeits-
regel des § 170 Abs. 2 für entsprechend anwendbar. 
Hiernach ist die Tat nur dann rechtswidrig, wenn 
die Anwendung des Mittels zu dem angestrebten 
Zweck verwerflich ist. Für den Tatbestand der 
Stimmnötigung wird diese Vorschrift, soweit die 
Nötigungsmittel der Gewalt oder der gefährlichen 
Drohung angewendet werden, verhältnismäßig ge-
ringe Bedeutung haben. Außerdem ist die Verwerf-
lichkeit einer Stimmnötigung unabhängig von dem 
angewendeten Nötigungsmittel oft schon aus dem 
Nötigungsziel, nämlich der Beeinträchtigung der 
politischen Willensfreiheit eines Stimmberechtigten, 
abzuleiten. Gleichwohl kann auf die Rechtswidrig-
keitsregel nicht verzichtet werden. Durch die Erwei-
terung der Nötigungsmittel auf die Drohung mit 
einem wirtschaftlichen oder beruflichen Nachteil 
können unter Umständen auch Handlungen tat-
bestandsmäßig werden, die nicht in jedem Falle ver-
werflich sind. 

Die Strafdrohung für die Stimmnötigung ist 
gegenüber dem geltenden Recht wesentlich herab-
gesetzt, weil sie zu dem Strafrahmen des Grund tat-
bestandes der Nötigung in einem angemessenen 
Verhältnis stehen muß. Sie beträgt Gefängnis bis 
zui drei Jahren oder Strafhaft. Die Androhung von 
Strafhaft ist vor allem deshalb nicht zu umgehen, 
weil bei der Stimmnötigung die Nötigungsmittel 
erweitert sind und daher auch leichtere Fälle vor-
kommen können. Auf der anderen Seite genügt das 
Höchstmaß der Gefängnisstrafe von drei Jahren 
jedem kriminalpolitischen Bedürfnis; denn es grei-
fen schwerere Strafdrohungen ein, wenn die Tat 
mit Gewalt oder durch gefährliche Drohung began-
gen wird und sich gegen das Mitglied eines Ver-
fassungsorgans (§ 396) oder gegen eine Behörde, 
einen Amtsträger oder einen Soldaten (§ 418) richtet 
oder wenn die Voraussetzungen eines besonders 
schweren Falles der Nötigung (§ 171) erfüllt sind. 
Gegenüber diesen Tatbeständen tritt § 402 zurück. 
Soweit sich die Stimmnötigung gegen Mitglieder 
von Verfassungsorganen oder gegen Amtsträger 
richtet, hat die Vorschrift also nur insoweit selb-
ständige Bedeutung, als die Tat durch Drohung mit 
einem wirtschaftlichen oder beruflichen Nachteil 
begangen wird. Da die Mitglieder von Verfassungs-
organen ihre Befugnisse häufig durch Stimmabgabe 
ausüben, erfährt der ihnen nach § 396 gewährte 
Strafschutz durch den Tatbestand der Stimmnötigung 
eine bemerkenswerte Erweiterung. Es erscheint aber 
sachgerecht, gerade die Stimmabgabe, die eine freie 
Willensentscheidung des Stimmberechtigten voraus-
setzt, auch innerhalb der Volksvertretungen und 
anderer staatlicher Organe durchweg in weiterem 
Umfang gegen Zwang und Nötigung zu schützen als 
andere Handlungen. 

§ 403 
Abstimmungstäuschung 

Die Vorschrift schützt unkundige und gebrechliche 
Personen dagegen, daß sie durch täuschende Machen-
schaften über den Inhalt ihrer Stimmabgabe irre- 
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§ 404 
geführt werden oder gegen ihren Willen nicht oder 
ungültig abstimmen. Sie tritt an die Stelle des 
§ 108a StGB, von dem sie in der Beschreibung des 
Tatbestandes sachlich nicht abweicht. Lediglich die 
Strafdrohung ist gegenüber dem geltenden Recht 
dadurch geändert, daß das Höchstmaß der Gefängnis-
strafe auf drei Jahre erhöht und neben ihr auch 
Strafhaft angedroht wird. Die Erweiterung des Straf-
rahmens nach oben erklärt sich aus der Erfahrung, 
daß es Wahltäuschungen gibt, die im Unrechtsgehalt 
und in den Tatfolgen einer Abstimmungsfälschung 
nicht nachstehen. Man denke etwa an den Fall, daß 
ein Wahlhelfer, der einer gebrechlichen und behin-
derten Person bei der Stimmabgabe beistehen soll 
(vgl. § 34 Abs. 2 des Bundestagswahlgesetzes vom 
7. Mai 1956, Bundesgesetzbl. I S. 383), sie beim Ab-
stimmungsgeschäft irreführt. Andererseits ist es ge-
boten, auch Strafhaft anzudrohen um verhältnis-
mäßig leichte Fälle gerecht ahnden zu können. 

§ 404 
Stimmbestechung 

Der Tatbestand der Wahlbestechung des gelten-
den Rechts (§ 108b StGB) ist durch das 3. Straf-
rechtsänderungsgesetz vom 4. August 1953 (Bundes-
gesetzbl. I S. 735) neu gefaßt worden. Durch diese 
Gesetzesänderung wurde die bisherige Vorschrift 
(§ 109 a. F. StGB), die den Kauf oder Verkauf einer 
Wahlstimme zum Gegenstand hatte, im Tatbestand 
umgestaltet und in der Fassung den übrigen Beste-
chungsvorschriften (§§ 331 ff. StGB) angeglichen. 
Außerdem wurde die Beschränkung des Anwen-
dungsbereichs auf Wahlstimmen beseitigt. Die damit 
verbundene Tatbestandserweiterung konnte sich in-
dessen nicht auswirken; denn der Anwendungs-
bereich aller Tatbestände zum Schutze von Wahlen 
und Abstimmungen ist, wie schon in der Vorbemer-
kung zu diesem Titel dargelegt wurde, im 3. Straf-
rechtsänderungsgesetz auf die Wahlen und Abstim-
mungen des Volkes beschränkt worden (vgl. jetzt 
§ 108d StGB). Die Folge davon ist, daß seither nur 
noch die selten vorkommenden Fälle der Bestechung 
bei demokratischen Volkswahlen dem neuen Tat-
bestand unterfallen, nicht aber die Fälle des Stim-
menkaufs bei Wahlen innerhalb von Volksvertre-
tungen und Körperschaften des öffentlichen Rechts, 
die oft eine größere praktische Bedeutung haben 
und die bis zum Inkrafttreten des 3. Strafrechtsände-
rungsgesetzes selbst durch den unvollkommenen 
Tatbestand des § 109 a. F. StGB erfaßt worden sind. 
Auch andere Abstimmungen in diesem Gremium 
sind ohne strafrechtlichen Schutz. Diese Verkürzung 
des Strafschutzes bei Wahlen und Abstimmungen 
ist namentlich beim Tatbestand der Stimmbestechung 
beunruhigend, weil sie geeignet ist, Kräfte zu 
wecken, die mit unlauteren Mitteln auf die Entschei-
dungen wichtiger öffentlicher Organe und Körper-
schaften Einfluß zu nehmen suchen. Werden solche 
Vorgänge bekannt, ohne daß in wirksamer Weise 
dagegen eingeschritten werden kann, so wirkt sich 
das auch abträglich für das Ansehen der demokrati-
schen Einrichtungen aus. Die in § 409 geregelte und 
in der Begründung zu dieser Bestimmung näher er-
läuterte Ausdehnung des Anwendungsbereichs der 

Schutzvorschriften für Wahlen und Abstimmungen 
hilft gerade beim Tatbestand der Stimmbestechung 
einer unerträglichen Strafbarkeitslücke ab. 

Es begegnet indessen Bedenken, den Tatbestand 
der Stimmbestechung, wie das im 3. Strafrechtsän-
derungsgesetz geschehen und auch von allen frühe-
ren Entwürfen vorgeschlagen worden ist, den übrigen 
Bestechungsvorschriften (§§ 460 ff.) unmittelbar nach-
zubilden. Die Voraussetzungen der Stimmbestechung 
sind in mancher Hinsicht andere als die der 
Amtsbestechung. Im Bereich des öffentlichen 
Dienstes ist es stets unerlaubt und verwerflich, 
einen Vorteil für eine Diensthandlung oder im Zu-
sammenhang mit der dienstlichen Tätigkeit anzu-
nehmen oder zu gewähren. Der Charakter des öf-
fentlichen Dienstes duldet es nicht, daß den dort 
Beschäftigten besondere Vorteile aus Anlaß ihrer 
Amtstätigkeit zufließen. Der Amtsträger soll im 
Rahmen der maßgebenden Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften seine Entscheidung stets unparteiisch 
und frei von unsachlichen Einflüssen treffen. Für die 
Ausübung von Stimmrechten können indessen, auch 
wenn es um „öffentliche Angelegenheiten" geht, 
nicht dieselben Maßstäbe gelten. Es fehlt bei dem 
Träger von Stimmrechten, der bei der Entscheidung 
meist nur seinem Gewissen unterworfen ist, schon 
an einer genau umgrenzten Pflichtenbindung, wie sie 
für Amtsträger besteht. Für die Entscheidung selbst 
spielen bei der Ausübung von Stimmrechten oft 
auch politische Gesichtspunkte und Rücksichten eine 
Rolle. Bei den allgemeinen Volkswahlen ist die 
Stimmabgabe überhaupt Ausdruck der politischen 
Meinungsbildung des Stimmberechtigten. Aber auch 
bei den verschiedenen Sachentscheidungen in öffent-
lichen Angelegenheiten, die politisch zusammen-
gesetzten Körperschaften vom Gesetz übertragen 
sind, können mit der Stimmabgabe, ohne daß das 
zu beanstanden wäre, politische Zwecke mitver-
folgt werden, die den eigenen Interessen des Stimm-
berechtigten entgegenkommen. Bei Abstimmungen 
in politischen Fragen oder in einem Bereich, in dem 
das Gesetz Einflüsse von politischer Seite vorsieht 
oder zuläßt, brauchen daher Versprechungen oder 
Erwartungen, selbst wenn sie zugleich auf die Ver-
besserung der Lebensverhältnisse des Abstimmen-
den oder der von ihm vertretenen politischen Gruppe 
hinauslaufen, nicht deswegen schon den Spielregeln 
der Demokratie zu widersprechen oder gar verwerf-
lich zu sein. Das gehört vielmehr zum Wesen des 
politischen Kräftespiels. Die Tatsache allein, daß 
stimmberechtigten Personen in sachlichem Zusam-
menhang mit der Ausübung ihres Stimmrechts Vor-
teile oder andere Bevorzugungen versprochen 
werden oder zufließen, kann somit noch kein hin-
reichendes Merkmal für das Vorliegen einer Stimm-
bestechung sein. Zwar haben Wahlversprechen und 
Zusicherungen, die eine Besserung bestimmter, die 
Allgemeinheit angehender Lebensverhältnisse be-
treffen, keine Vorteile im Sinne der Bestechungs-
vorschriften zum Gegenstand. Zweifelhaft ist aber, 
ob nicht schon Vorteile im Rechtssinne gegeben sind, 
wenn im Wahlkampf von einer Seite, um die Gunst 
bestimmter Wähler zu erhalten, ganz bestimmte Zu-
sicherungen gegeben werden, die nur für einen eng 
begrenzten Bereich oder Personenkreis Besserstel-
lungen enthalten. Man denke etwa daran, daß eine 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 	 Drucksache 2150  

Gruppe für die Erhöhung bestimmter Leistungen in 
der Sozialfürsorge eintritt, ein Wahlbewerber ver-
spricht, im Landtag dafür zu sorgen, daß für den 
Ausbau der Straßen seines Wahlbezirks die erfor-
derlichen Mittel bereitgestellt werden, oder daß bei 
einer Bürgermeisterwahl in Aussicht gestellt wird, 
stadtisches Gelände für einen Fußballplatz zur Ver-
fügung zu stellen. Auch in den Volksvertretungen, 
in anderen Körperschaften oder sonst im politischen 
Leben können im Zusammenhang mit Abstimmun-
gen Absprachen getroffen und Angebote oder Ver-
sprechen ausgetauscht werden, deren Gegenstand, 
für sich allein betrachtet, sogar für eine Einzelper-
son einen „Vorteil" mit sich bringen kann. Solchen 
Vorgängen braucht nicht nur nichts Mißbilligens-
wertes anzuhaften; sie können unter Umständen 
notwendiger Bestandteil des politischen Lebens in 
einer Demokratie sein. So wenn z. B. einem Abge-
ordneten das Amt eines Ministers in einer künftigen 
Regierung unter der Bedingung versprochen wird, 
daß er sich in einer politischen Angelegenheit in 
einem bestimmten Sinne verhalte. Gerade bei 
Stimmberechtigten, die gewisse Gruppeninteressen 
vertreten oder von bestimmten politischen Rich-
tungen getragen werden, besteht, mögen sie an sich 
bei der Stimmabgabe auch frei sein, eine gewisse 
tatsächliche Abhängigkeit oder Förderung von der 
Seite, die durch sie vertreten ist. So setzen sich zahl-
reiche Ausschüsse und Körperschaften, die zur Er-
ledigung sachlicher Verwaltungsaufgaben bestellt 
sind, auf Grund gesetzlicher Vorschriften ganz oder 
zum Teil aus Interessenvertretern zusammen. 

Diese Darlegungen zeigen, daß die Voraussetzun-
gen für die strafbare Bestechung und Bestechlichkeit 
bei der Ausübung von Stimmrechten nicht die glei-
chen sein können wie bei der Tätigkeit von Amts-
trägern im öffentlichen Dienst. Für die Stimm-
bestechung kann nicht schon der Nachweis allein 
genügen, daß dem Stimmberechtigten für die 
Stimmabgabe ein Vorteil zufließt oder zufließen soll. 
Hinzukommen muß, daß die Annahme oder Gewäh-
rung des Vorteils dem Mißbrauch der Stimmberech-
tigung dient, die Ausübung des Stimmrechts also 
von sachfremden, eigennützigen oder sonst un-
lauteren Einflüssen bestimmt wird. Eine solche ver-
werfliche Verknüpfung zwischen der Ausübung des 
Stimmrechts und dem persönlichen Nutzen liegt 
darin, daß der Stimmberechtigte, anstatt als freier 
Bürger zum Wohl der zu entscheidenden Sache nach 
bestem Wissen und Gewissen seine Stimme abzu-
geben, sich hierbei um eines schimpflichen Vorteils 
willen dem Verlangen eines anderen unterwirft 
oder daß er sich für seine Stimmabgabe in unlaute-
rer Weise von interessierter Seite bezahlen oder 
aushalten läßt. Somit macht das Merkmal der Käuf-
lichkeit das Wesen der Stimmbestechung aus. 
Für die Umschreibung des Tatbestandes greift daher 
der Entwurf auf den Sprachgebrauch der früheren 
Vorschrift über den Stimmenkauf zurück. Auf diese 
Weise werden von vornherein nur Fälle verwerf-
licher Gewährung oder Annahme von Vorteilen er-
faßt, bei denen das Recht, in öffentlichen Angelegen-
heiten seine Stimme abzugeben, zum Gegenstand 
eines sittenwidrigen Geschäfts herabgewürdigt 
wird, nicht hingegen andere Fälle, in denen dem 
Stimmberechtigten beim politischen Kräftespiel er-
laubte und übliche Vorteile zufließen. 

§ 404  

Die Verwendung der Begriffe „kaufen" und „ver-
kaufen" soll nicht etwa, wie das ältere Schrifttum 
bisweilen angenommen hat, zivilistischen Gedanken-
gängen Raum geben. Auch will der Entwurf die 
Rechtsprechung zu § 109 a. F. StGB nicht wieder auf-
leben lassen, wonach beim Tatbestand des Stim-
menkaufs stets eine Einigung des „Käufers" und 
des „Verkäufers" vorausgesetzt war. Zu einer 
solchen Willensübereinstimmung braucht es bei 
der Stimmbestechung nicht zu kommen. Der Entwurf 
gestaltet daher die Vorschrift zu einem Unterneh-
menstatbestand (vgl. § 11 Abs. 1 Nr. 3) aus, wonach 
schon der Versuch des „Kaufons" oder „Verkaufens" 
genügt. Auf diese Weise trifft der Tatbestand alle 
Fälle, in denen der Täter damit beginnt oder un-
mittelbar dazu ansetzt (§ 26 Abs. 2), sein Stimmrecht 
zum Gegenstand eines unerlaubten Geschäfts zu 
machen oder einen Stimmberechtigten zu einem sol-
chen Verhalten zu bestimmen. Gegenüber der Um-
schreibung der Wahlbestechung im geltenden Recht 
liegt hierin keine Vorverlegung des strafrechtlichen 
Schutzes. Wie bei den anderen Bestechungsvor-
schriften genügt es auch bei § 108h StGB zur Voll-
endung des Tatbestandes, daß der Täter für das 
Verhalten bei der Ausübung des Stimmrechts einen 
Vorteil fordert oder anbietet. Das entspricht etwa 
dem Versuch, „eine Stimme zu kaufen oder zu ver-
kaufen". Das Unternehmen umschließt nach § 11 
Ab. 1 Nr. 3 zwar den Versuch, unterwirft ihn aber 
der Strafdrohung für die Vollendung, so daß die 
§§ 27 und 28 nicht anwendbar sind. Insbesondere 
hat der Rücktritt vom Versuch keine strafbefrei-
ende Wirkung. Der so umschriebene Tatbestand er-
gibt auch, daß er sich ebenso wie § 108b StGB, 
aber abweichend von den Tatbeständen der Amts-
bestechung nur auf künftige Stimmabgaben bezie-
hen kann. 

Neben diesen einschränkenden Erfordernissen 
setzt der Entwurf weiter voraus, daß die Tat in 
bezug auf eine bestimmte Abstimmung begangen 
sein muß. Das soll zwar nicht heißen, daß sie sich 
auf eine einzelne Abstimmung beziehen müßte; sie 
kann auch mehrere oder alle Abstimmungen be-
treffen, die in einem bestimmten Zusammenhang 
oder in einer Körperschaft vorgenommen werden. 
Nicht genügen würde aber nach der Fassung des 
Entwurfs, daß jemand einem Stimmberechtigten feste 
Bezüge, Geschenke oder andere Vorteile in der all-
gemeinen Erwartung zukommen läßt, er werde da-
durch bei einer späteren Gelegenheit seinen Wün-
schen eher geneigt sein. 

Die Neufassung der Vorschrift über die Stimm-
bestechung räumt vor allem auch Schwierigkeiten 
aus dem Wege, die bisher bei der tatbestandlichen 
Erfassung der Abgeordnetenbestechung auf-
getaucht ,sind. Handlungen, die in dem oben dar-
gelegten Sinn auf ein Kaufen oder Verkaufen der 
Stimme eines Abgeordneten abzielen, sind unter 
allen Umständen strafwürdig. Der Tatbestand ver-
meidet es von vornherein, daß Abgeordnete, die im 
Zusammenhang mit der Ausübung von Stimmrech-
ten Ämter und Stellungen im politischen Leben, 
ihnen gebührende Vergünstigungen oder andere er-
laubte Vorteile erhalten, erfaßt werden. Die Be-
stechung und die Bestechlichkeit von Abgeordneten 
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§§ 405, 406 

und anderen Vertretern des Volkes bedroht der 
Entwurf dadurch, daß er sie im Rahmen der allge-
meinen Stimmbestechung regelt, allerdings nur in-
soweit mit Strafe, als sie sich auf künftige Stimm-
abgaben beziehen. Zwar mögen auch bei Abgeord-
neten Fälle denkbar sein, daß Vorteile nicht für 
eine Stimmabgabe, sondern für ein anderes Verhal-
ten in strafwürdiger Weise angenommen werden. 
Bei der Art des Aufgabenbereichs der Abgeordneten 
ist es jedoch nicht möglich, solche andersartigen 
Handlungen, die Gegenstand einer Bestechung sein 
könnten, begrifflich in einem klar abgegrenzten Tat-
bestand zu erfassen; die Tätigkeit der Abgeordne-
ten reicht über das eigentliche parlamentarische 
Wirken hinaus in das allgemeine politische Gesche-
hen, wo zwar allgemeingültige Regeln anerkannt 
werden, scharf abgrenzbare Verhaltensvorschriften 
indessen fehlen. Es ist daher nicht möglich, die 
Handlungen von Abgeordneten, die im Zusammen-
hang mit ihrem Mandat stehen, ohne weiteres den 
Dienstgeschäften von Amtsträgern, Richtern oder 
für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten 
gleichzusetzen. Für die Diensthandlung eines Amts-
trägers (§§ 460, 463), die richterliche Handlung eines 
Richters (§§ 461, 464) und die zum Aufgabenbereich 
eines für den öffentlichen Dienst besonders Ver-
pflichteten gehörende Handlung (§§ 462, 465) gibt 
es bei dem Aufgabengebiet der Abgeordneten keine 
hinreichend abgrenzbare Entsprechung. Es ist daher 
sachlich gerechtfertigt, die Abgeordnetenbestechung 
nur im Falle der Stimmbestechung unter Strafe zu 
stellen. Dasselbe gilt auch für die Bestechung und 
die Bestechlichkeit von Vertretern des Volkes in 
den Kreisen und Gemeinden, den Trägern der So-
zialversicherung und in anderen Körperschaften. 

Aus der Vorschrift über den Anwendungsbereich 
(§ 409 Abs. 1) ergibt sich, daß die §§ 400 bis 404 
auch auf die Abstimmung von Amtsträgern, etwa 
von ehrenamtlichen Richtern in einem Gericht, An-
wendung finden. Ist die Abstimmung zugleich Dienst-
handlung eines Amtsträgers und verletzt der Amts-
träger dadurch, daß er die Abstimmung vornimmt 
oder unterläßt, seine Dienstpflichten, so wird jedoch 
anzunehmen sein, daß die Vorschriften über die Be-
stechlichkeit und Bestechung im öffentlichen Dienst 
(§§ 460, 461, 463, 464) die Strafvorschrift über die 
Stimmbestechung verdrängen. 

§ 405 
Gefährdung freier Stimmabgabe 

Die Vorschrift ist neu. Auch in den früheren Ent-
würfen ist sie ohne Vorbild. Sie dient dem nach-
drücklichen Schutz des unverzichtbaren Rechts jedes 
Staatsbürgers auf freie, geheime und unbeeinflußte 
Stimmabgabe. Ihr Anwendungsbereich ist auf die 
Volkswahlen beschränkt (§ 409 Abs. 2). Die Bestim-
mung ist in den Entwurf aufgenommen, weil die 
Straftatbestände des geltenden Rechts und der frü-
heren Entwürfe keine hinreichenden strafrechtlichen 
Möglichkeiten an die Hand geben, um die Volks-
wahlen einer freien Demokratie davor zu schützen, 
daß die Bevölkerung durch gelenkte Machenschaften 
und politischen Druck bestimmter Kreise veranlaßt 
wird, offen abzustimmen und dadurch eine unbe-
einflußte Stimmabgabe preiszugeben. Es erscheint  

geboten, solchen in totalitären Herrschaftssystemen 
aufgekommenen Mißbräuchen von vornherein durch 
eine Strafdrohung entgegenzutreten. Zwar wird eine 
solche Vorschrift, solange die Bestimmungen der 
Wahlgesetze zur Wahrung des Wahlgeheimnisses 
(vgl. namentlich § 34 des Bundeswahlgesetzes vom 
7. Mai 1956, Bundesgesetzbl. I S. 383, und §§ 46 bis 
48 und 51 bis 53 der Bundeswahlordnung vom 
16. Mai 1957, Bundesgesetzbl. I S. 441) in Geltung 
sind und beachtet werden, keine praktische Bedeu-
tung haben. Es ist aber zu bedenken, daß ihr bloßes 
Vorhandensein die überragende Bedeutung der un-
bedingten Wahrung des Wahlgeheimnisses bei 
Volkswahlen für die Freiheit der politischen Wil-
lensbildung des Volkes besonders hervorheben 
und in der Rechtsüberzeugung stärker verankern 
kann. Die Aufgabe der Vorschrift erschöpft sich 
aber nicht darin, ein politisches Bekenntnis abzu-
legen. Sie soll vielmehr jedem Versuch, nach dem 
Muster totalitärer Herrschaftssysteme Wahlbeein-
flussung zu treiben, schon in den Anfängen wehren. 

Absatz 1 bedroht jedermann mit Strafe, der 
einen Stimmberechtigten bei einer geheimen Ab-
stimmung in irgendeiner Form veranlaßt, nicht ge-
heim abzustimmen (Nummer 1), oder ihn daran 
hindert, seine Stimme geheim abzugeben (Nummer 2) 
und dadurch dessen unbeeinflußte Stimmabgabe ge-
fährdet. Eine solche Gefährdung wird in der Regel 
anzunehmen sein, wenn der Täter als Vertreter oder 
im Auftrag einer politischen Gruppe auf eine nicht 
geheime Stimmabgabe hinwirkt. Eine Hinderung 
an der geheimen Stimmabgabe kann etwa dadurch 
begangen werden, daß Aufpasser den Zugang zur 
Wahlzelle absperren oder erschweren. Durch die 
Tatbestände der Abstimmungshinderung (§ 400) und 
der Stimmnötigung (§ 402) werden solche Verhal-
tensweisen nicht in jedem Falle erfaßt. 

Als Strafdrohung für die Gefährdung freier 
Stimmabgabe sieht der Entwurf grundsätzlich Ge-
fängnis bis zu drei Jahren oder Strafhaft vor. Die 
Strafe erhöht sich jedoch nach Absatz 2 auf Ge-
fängnis von sechs Monaten his zu fünf Jahren, wenn 
der Täter die Tat als Mitglied des Abstimmungs-
vorstandes oder sonst als Angehöriger einer Ab-
stimmungsbehörde begeht. Diesen Personen obliegt 
die besondere Pflicht, für den ordnungsgemäßen 
Ablauf der Abstimmung und für die Wahrung und 
Sicherung des Abstimmungsgeheimnisses zu sorgen. 
Begehen sie die Tat, so wirken sie ihren besonderen 
Pflichten geradezu entgegen. Solche Täter handeln 
unter Umständen auch tatbestandsmäßig, wenn sie 
lediglich dulden, daß Stimmberechtigte an der ge-
heimen Stimmabgabe gehindert werden (vgl. § 13). 

Die Strafbarkeit des Versuchs (Absatz 3) ist 
angesichts der Gefährlichkeit der Tat geboten. Sie 
eröffnet die Möglichkeit, bereits bei der bloßen 
Aufforderung, nicht geheim abzustimmen, mit straf-
rechtlichen Mitteln einzuschreiten. 

§ 406 
Bruch des Abstimmungsgeheimnisses 

§ 107c StGB beschränkt sich als offener Tatbe-
stand darauf, Zuwiderhandlungen gegen die dem 
Schutz des Abstimmungsgeheimnisses dienenden be- 
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sonderen Vorschriften mit Strafe zu bedrohen. Das 
hat sich als unzureichend erwiesen. Zwar enthalten 
die Wahlgesetze und die Wahlordnungen des Bun-
des und der Länder meist eingehende Bestimmun-
gen, die den ordnungsgemäßen Vollzug geheimer 
Abstimmungen im allgemeinen gewährleisten. Ver-
stöße gegen solche besonderen Vorschriften können 
aber meist nur von Angehörigen der Abstimmungs-
behörden oder von amtlich bestellten Wahlhelfern 
begangen werden. Zudem sind die Möglichkeiten, 
in das Abstimmungsgeheimnis in unerlaubter Weise 
einzudringen, so vielgestaltig, daß insoweit nicht 
alle Mittel und Wege in besonderen Vorschriften 
im einzelnen beschrieben werden können. Das gilt 
namentlich dann, wenn das Abstimmungsgeschäft 
nicht in öffentlichen Abstimmungslokalen, sondern 

Anstalten stattfindet (vgl. z. B. §§ 57 ff. der Bun-
deswahlordnung vom 16. Mai 1957, Bundesgesetzbl. I 
S 441) und vor allem in den Fällen der Briefwahl 
(§ 36 des Bundeswahlgesetzes vom 7. Mai 1956, Bun-
desgesetzbl. I S. 383), deren praktische Bedeutung 
in jüngster Zeit ständig zunimmt. Diese Entwick-
lung läßt die Lücken des § 107c StGB noch fühlbarer 
werden. Es erscheint daher gerechtfertigt, die Straf-
barkeit nicht von einer bestimmten Zuwiderhand-
lung gegen eine besondere Wahlschutzvorschrift 
abhängig zu machen, sondern allgemein an jede 
Form unerlaubten Eindringens in das Abstimmungs-
geheimnis eine Strafdrohung zu knüpfen. Im öster-
reichischen und schweizerischen Recht ist seit lan-
gem das Abstimmungsgeheimnis in dieser umfas-
senden Weise strafrechtlich geschützt (§ 11 des 
österreichischen Gesetzes vom 26. Jänner 1907, be-
treffend strafrechtliche Bestimmungen zum Schutze 
der Wahl- und Versammlungsfreiheit, Österr. Reichs-
gesetzbl. Nr. 18; Artikel 283 Schweizer. StGB). 

Absatz 1 enthält daher einen neuen Straftat-
bestand, der als Tathandlung jedes Verhalten ge-
nügen läßt, durch das der Täter sich bei oder nach 
einer geheimen Abstimmung Kenntnis davon ver-
schafft, wie ein anderer abstimmt oder abgestimmt 
hat. Auf das Verschaffen dieser Kenntnis muß es 
dem Liter  hierbei ankommen, da der Tatbestand 
insoweit absichtliches Handeln voraussetzt (vgl. § 17 
Abs. 1). Die Tat kann nicht nur hei einer Abstim-
mung, sondern auch nachher begangen werden. Das 
ist namentlich für die bereits erwähnte Briefwahl 
von besonderer Bedeutung, da die Stimmzettel in 
diesen Fällen nach Abschluß des Abstimmungs-
geschäfts des Stimmberechtigten meist nicht unmit-
telbar in den Gewahrsam der Wahlbehörde ge-
langen. Der Entwurf beschränkt schließlich den 
Tatbestand auf die Fälle, in denen der Täter ohne 
Einwilligung des Abstimmenden handelt. Hütet der 
Abstimmende selbst das Wahlgeheimnis nicht und 
ist er damit einverstanden, daß ein anderer davon 
Kenntnis nimmt, wie er abstimmt oder abgestimmt 
hat, so ist der andere nur strafbar, wenn zugleich 
die Voraussetzungen erfüllt sind, die nach Absatz 2 
oder nach § 405 zur Strafbarkeit führen. 

Absatz 2 stimmt sachlich mit § 107c StGB über-
ein. Der Entwurf behält diese Bestimmung bei, 
obwohl die neue Vorschrift des Absatzes 1 das 
Abstimmungsgeheimnis umfassender schützt. Die 
Bedeutung des Absatzes 2 liegt jedoch darin, daß 

§§ 407, 408 
er den strafrechtlichen Schutz vorverlegt, wenn 
gegen besondere wahlrechtliche Vorschriften, die 
dem Schutz des Abstimmungsgeheimnisses dienen, 
verstoßen wird. In diesen Fällen soll es auch im 
künftigen Recht nicht darauf ankommen, ob der Zu-
widerhandelnde sein Ziel erreicht hat und ob der 
Betroffene in den beabsichtigten Geheimnisbruch 
eingewilligt hat. 

Als Strafdrohung genügt für beide Absätze 
wie in § 107c StGB Gefängnis bis zu zwei Jahren. 
Daneben droht der Entwurf wahlweise auch Straf-
haft und Geldstrafe an, da auch Fälle bloßer Neu-
gierde unter die Vorschrift fallen können. 

Der Anwendungsbereich des Tatbestandes 
ist auf die Wahlen und Abstimmungen des Volkes 
im Bund, in den Ländern, Gemeinden und Gemeinde-
verbänden beschränkt (vgl. § 409 Abs. 2 und die 
Begründung dazu). 

§ 407 
Fälschung von Abstimmungsunterlagen 

Die Vorschrift schützt die schriftlichen Unterlagen, 
die zur Vorbereitung von Wahlen und Abstimmun-
gen des Volkes (§ 409 Abs. 2) dienen und von deren 
Zuverlässigkeit die Besetz- und ordnungsmäßige 
Abwicklung solcher Abstimmungen abhängt. Sach-
lich stimmt die Vorschrift im wesentlichen mit 
§ 107b StGB überein. Das 3. Strafrechtsänderungs-
gesetz vom 4. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 735) 
hat sie mit Recht in das Strafgesetzbuch eingestellt. 
Auf diese Weise ist der Strafschutz aller Abstim-
mungen des Volkes im Bund, in den Ländern, Ge-
meinden und Gemeindeverbänden vereinheitlicht 
worden. 

Die in den Nummern 1 bis 3 aufgeführten Tat-
bestände sollen die inhaltliche Richtigkeit des Ver-
zeichnisses der Stimmberechtigten sichern. Sachlich 
weichen sie von den entsprechenden Tatbeständen 
des § 107b StGB nicht ab. In der Nummer 4 sind 
die Fälle des bedingten Vorsatzes aus dem Tatbe-
stand ausgeschieden, weil kein kriminalpolitisches 
Bedürfnis besteht, auch dem Bewerber für eine 
Wahl Strafe anzudrohen, der lediglich mit der Mög-
lichkeit rechnet, er könnte nicht wählbar sein. 

Als Strafdrohung ist Strafhaft oder Geldstrafe 
vorgesehen. Auch hier lehnt sich der Entwurf an 
das geltende Recht an, das neben Geldstrafe Ge-
fängnis bis zu sechs Monaten androht. Ist die Tat 
nach anderen Vorschriften mit schwererer Strafe 
bedroht, so tritt die Strafdrohung des § 407, ebenso 
wie im geltenden Recht die des § 107b StGB, zurück. 

§ 408 
Nebenstrafen 

Die Vorschrift bestimmt die Voraussetzungen, 
unter denen das Gericht bei den Tatbeständen 
dieses Titels, § 407 ausgenommen, die Fähigkeiten, 
öffentliche Ämter zu bekleiden und Rechte aus 
öffentlichen Wahlen zu erlangen (§ 56 Abs. 1), und 
das Recht, in öffentlichen Angelegenheiten zu wäh-
len oder zu stimmen (§ 56 Abs. 3), aberkennen kann. 
Die Verhängung dieser Nebenstrafen ist im Rah-
men dieses Titels bereits neben einer Gefängnis-
strafe von mindestens sechs Monaten zulässig. In 
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§ 409 
allen übrigen Fällen, in denen der Entwurf diese 
Nebenstrafen vorsieht, sind ihre Voraussetzungen 
enger. Sie können sonst immer nur neben einer 
Gefängnisstrafe von mindestens einem Jahr, die 
Aberkennung des aktiven Wahlrechts sogar nur 
neben einer Zuchthausstrafe (§ 381 Abs. 1, § 394 
Abs. 1) verhängt werden. In diesem Titel ist es aber 
gerechtfertigt, die Nebenstrafen in weiterem Um-
fange vorzusehen. Die Begehung von Wahlvergehen 
läßt in aller Regel darauf schließen, daß dem Täter 
die Redlichkeit, die Zuverlässigkeit und die lautere 
Gesinnung in öffentlichen Angelegenheiten mangelt, 
daß ihm also gerade die Eigenschaften abgehen, die 
für Träger von öffentlichen Ämtern und von Rech-
ten aus öffentlichen Wahlen vorausgesetzt werden 
müssen. Somit erweisen sich die vorgesehenen 
Nebenstrafen für Taten nach diesem Titel als be-
sonders tatgerecht. Das gilt namentlich auch für die 
Aberkennung des Rechts, in öffentlichen Angelegen-
heiten zu wählen oder zu stimmen; denn in der 
Begehung von Wahlvergehen äußert sich stets eine 
Mißachtung oder Verletzung von Stimmrechten 
anderer, eine mißbräuchliche Ausübung des eigenen 
Stimmrechts oder eine Beeinträchtigung des Ab-
stimmungsvorgangs. Es ist daher angemessen, dem 
Täter gerade die staatsbürgerlichen Rechte, die er 
mißachtet oder mißbraucht hat, für eine gewisse Zeit 
abzuerkennen. 

§ 409 
Anwendungsbereich 

In der Vorbemerkung zu diesem Titel ist schon 
dargelegt, daß der Strafschutz den das geltende 
Recht den Wahlen und Abstimmungen gewährt, un-
vollkommen ist und daß der Entwurf deshalb den 
Anwendungsbereich der Vorschriften nach dem Vor-
bild der früheren Entwürfe erheblich erweitert. 
§ 409 regelt diesen Anwendungsbereich im ein-
zelnen. 

In Absatz 1 wird der Kreis der geschützten Ab-
stimmungen zunächst dahin abgegrenzt, daß sie 
„auf bundes- oder landesrechtlichen Rechtsvorschrif-
ten beruhen" müssen. Sie genießen danach nur dann 
strafrechtlichen Schutz, wenn sie auf bundes- oder 
landesrechtlicher Grundlage durchgeführt werden. 
Allerdings braucht die Abstimmung als solche nicht 
unmittelbar in bundes- oder landesrechtlichen Vor-
schriften geregelt zu sein. Wohl muß sie aber auf 
solchen Vorschriften „beruhen", sich also letztlich 
auf sie zurückführen lassen. Das trifft auch dann zu, 
wenn etwa bei einer öffentlich-rechtlichen Körper-
schaft innerhalb eines Organs, das auf Grund der 
Satzung errichtet worden ist, eine Abstimmung 
stattfindet, die sich im Rahmen des diesem Organ 
zugewiesenen Aufgabenkreises hält. 

Abstimmungen, die auf Grund von Vorschriften 
einer Religionsgesellschaft des öffentlichen Rechts 
durchgeführt werden, fallen nicht unter den Straf-
schutz. Frühere Entwürfe (vgl. z. B. § 103 Abs. 2 
E 1927/30) haben zwar die Kirchenwahlen strafrecht-
lich geschützt. Die Kirchen wünschen indessen, wie 
eine Fühlungnahme ergeben hat, einen solchen 
Schutz nicht. Dem trägt der Entwurf auch deswegen 
Rechnung, weil die Einbeziehung der Kirchenwahlen 
in den Anwendungsbereich der Wahlvergehen mit 
der durch Artikel 140 GG in Verbindung mit Ar-
tikel 137 der Weimarer Verfassung verbürgten 

Autonomie der Religionsgesellschaften schwerlich 
vereinbar wäre und zu der unerwünschten Folge 
führen könnte, daß sich staatliche Strafverfolgungs-
behörden mit innerkirchlichen Angelegenheiten be-
fassen müßten. 

Neben der förmlichen Voraussetzung, daß die in 
diesem Titel geschützten Abstimmungen auf bundes- 
oder landesrechtlichen Vorschriften beruhen, wird 
in sachlicher Hinsicht verlangt, daß sie „öffent-
liche Angelegenheiten" betreffen. Dieses Merkmal, 
welches das geltende Strafrecht seit jeher kennt 
(vgl. z. B. § 34 Nr. 2 StGB; §§ 108, 109 StGB i. d. F. 
vor dem 3. Strafrechtsänderungsgesetz vom 4. Au-
gust 1953), ist von der Rechtsprechung näher 
bestimmt worden. Das Reichsgericht hat unter einer 
öffentlichen Angelegenheit „nicht nur eine staat-
liche Angelegenheit" im engeren Sinne verstanden, 
„sondern auch eine die staatlichen Angelegenheiten 
berührende Angelegenheit einer Körperschaft, die 
durch das öffentliche Recht des Reichs oder eines 
Landes zu dem Zweck geschaffen ist, daß sie gleich 
dem Staate für das gemeine Wohl wirke" (RGSt. 64, 
303). Die Rechtsprechung wird auch künftig zu klä-
ren haben, was im einzelnen zu den öffentlichen 
Angelegenheiten gehört. Diese Frage wird nach den 
Erfahrungen der früheren Praxis nur in Grenzfällen 
zu Auslegungsschwierigkeiten führen. 

Um den Schutzbereich dieses Titels anschaulicher 
zu machen und zugleich einige Fälle auszuscheiden, 
bei denen zweifelhaft sein kann, ob sie in den 
Geltungsbereich fallen, umschreibt der Entwurf den 
Kreis der geschützten Abstimmungen in den Num-
mern 1 und 2 des Absatzes 1 noch näher. 

N u m m e r 1 spricht von „Wahlen und anderen 
Abstimmungen des Volkes im Bund und in den 
Ländern, Gemeinden und Gemeindeverbänden". 
Damit sind die demokratischen Urabstimmungen ge-
meint, auf deren Schutz sich das geltende Recht nach 
§ 108d StGB beschränkt. Obwohl es sich hier meist 
um Wahlen im engeren Sinne (z. B. Bundestags-
oder Landtagswahlen, Bürgermeisterwahlen durch 
die Gemeindebürger) handelt, können die Abstim-
mungen nicht unerwähnt bleiben, da nach dem gel-
tenden Verfassungsrecht dem Volk auch Sach-
entscheidungen zur Abstimmung unterbreitet wer-
den können (vgl. Artikel 29, 118 GG; Gesetz über 
Volksbegehren und Volksentscheid bei Neugliede-
rung des Bundesgebietes nach Artikel 29 Abs. 2 
bis 6 GG vom 23. Dezember 1955, Bundesgesetzbl. I 
S. 835) 

Nummer 2 zählt die Abstimmungen auf, die ab-
weichend vom geltenden Recht in den Strafschutz 
einbezogen werden. Das sind einmal Wahlen und 
andere Abstimmungen in den Volksvertretungen. 
Die Abgeordnetenbestechung ist daher künftig, 
soweit sie den Tatbestand der Stimmbestechung 
(§ 404) verwirklicht, strafbar (vgl. auch die Begrün-
dung zu § 404). Der Schutz beschränkt sich aber 
nicht auf den Bundestag und die Landtage, er be-
zieht sich auch auf die Volksvertretungen in den 
Kreisen und Gemeinden. Weiterhin werden von der 
Nummer 2 die Abstimmungen in anderen Einrich-
tungen des Bundes, der Länder, der Gemeinden und 
der Gemeindeverbände erfaßt. Der Begriff „Einrich-
tung" ist hier in einem weiten Sinne zu verstehen. 
Darunter fallen nicht nur die verfassungsmäßigen 
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vor § 410 
Organe der genannten Gebietskörperschaften, in 
denen gewählt und gestimmt wird, sondern auch 
Ausschüsse der verschiedensten Art, die im Bereich 
dieser Körperschaften für bestimmte Sachaufgaben 
auf Grund gesetzlicher Vorschriften tätig sind und 
staatliche Aufgaben wahrnehmen (z. B. der Richter-
wahlausschuß nach dem Richterwahlgesetz vom 
25. August 1950, Bundesgesetzbl. S. 368; die Aus-
schüsse zur Wahl von Schöffen und Geschworenen 
nach §§ 40 ff., 84 des Gerichtsverfassungsgesetzes; 
der Kontrollausschuß und der Ständige Beirat beim 
Bundesausgleichsamt nach §§ 313, 314 des Lasten-
ausgleichsgesetzes vom 14. August 1952, Bundes-
gesetzbl. I S. 446; die Musterungsausschüsse und die 
Prüfungsausschüsse für Kriegsdienstverweigerer 
nach §§ 18, 26 Abs. 3 des Wehrpflichtgesetzes vom 
21. Juli 1956, Bundesgesetzbl. I S. 651; die Beiräte 
für Vertriebenen- und Flüchtlingsfragen nach §§ 22 ff. 
des Bundesvertriebenengesetzes i. d. F. vom 14. Au-
gust 1957, Bundesgesetzbl. I S. 1215; die Verwal-
tungsräte der Deutschen Bundesbahn nach § 10 des 
Bundesbahngesetzes vom 13. Dezember 1951, Bun-
desgesetzbl. I S. 955, und der Deutschen Bundespost 
nach § 5 des Postverwaltungsgesetzes vom 24. Juli 
1953, Bundesgesetzbl. I S. 676). 

Nummer 2 erfaßt ferner auch Abstimmungen in 
Einrichtungen anderer Körperschaften und der An-
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts. Hier 
kommen namentlich Organe der Sozialversicherung 
und Organe berufsständischer Organisationen in 
Frage, die Körperschaften des öffentlichen Rechts 
sind, so z. B. Versammlungen, Vorstände, Präsidien 
und Ausschüsse der Industrie- und Handelskammern 
(§§ 4 ff. des Gesetzes zur vorläufigen Regelung des 
Rechts der Industrie- und Handelskammern vom 
18. Dezember 1956, Bundesgesetzbl. I S. 920), der 
Rechtsanwaltskammern (§§ 63 ff. der Bundesrechts-
anwaltsordnung vom 1. August 1959, Bundesgesetz-
bl. I S. 565) und der Kammern der Ärzte, Zahnärzte, 
Tierärzte, Apotheker und Architekten. 

Nummer 2 bezieht sich schließlich auch auf die 
Wahlen zu diesen Einrichtungen. Damit soli sicher-
gestellt werden, daß nicht nur die Willensentschei-
dung innerhalb dieser Abstimmungsorgane straf-
rechtlich gegen unlautere Beeinflussung geschützt 
werden, sondern auch deren Zusammensetzung, 
soweit sie von Wahlen abhängt. Oft finden aller-
dings diese Wahlen selbst innerhalb von geschütz-
ten Einrichtungen statt und fallen daher schon unter 
die im vorangegangenen Absatz erläuterte Gruppe. 
Die besondere Hervorhebung der „Wahlen zu 
diesen Einrichtungen" hat daher nur insoweit selb-
ständige Bedeutung, als es sich hierbei um Wahlen 
handelt, die nicht selbst innerhalb einer geschützten 
Einrichtung stattfinden (z. B. bei einer Industrie- und 
Handelskammer die Wahlen zur Vollversammlung 
durch die Kammerzugehörigen nach § 5 des Ge-
setzes zur vorläufigen Regelung des Rechts der 
Industrie- und Handelskammern). 

Die Nummern 1 und 2 haben im übrigen nicht 
nur die Aufgabe, den Kreis der geschützten Wahlen 
und Abstimmungen zu veranschaulichen, sondern 
auch zu begrenzen. Die hierbei verwendeten Merk-
male geben dem bereits eingangs näher erläuterten 
Begriff der öffentlichen Angelegenheiten einen kla-
reren Umriß. So ergeben die Nummern 1 und 2, daß 

z. B. Betriebsrätewahlen, die das Reichsgericht noch 
zu den Wahlen in öffentlichen Angelegenheiten ge-
zählt hat (RGSt. 64, 303), vom Strafschutz dieses 
Titels nicht erfaßt sind. Dem Schutz dieser Wahlen 
dient die besondere Strafvorschrift des § 78 des 
Betriebsverfassungsgesetzes vom 11. Oktober 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 681). Hingegen sind die Per-
sonalratswahlen nach dem Personalvertretungs-
gesetz vom 5. August 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 477), 
die im Bereich des öffentlichen Dienstes in mancher 
Hinsicht mit den Betriebsrätewahlen vergleichbar 
sind, durch die Fassung des § 409 in den Strafschutz 
dieses Titels einbezogen. Das folgt daraus, daß die 
Personalräte ständige Einrichtungen der jeweiligen 
Verwaltungsbehörden und öffentlich-rechtlichen Kör-
perschaften sind und nicht ausschließlich die Belange 
der Bediensteten wahrnehmen, sondern bei ihren 
Beschlüssen auch die öffentlichen Aufgaben ihrer 
Dienststelle berücksichtigen müssen (vgl. §§ 55 ff. 
des angeführten Gesetzes). Wahlen und Abstimmun-
gen innerhalb politischer Parteiten scheiden, da die 
Voraussetzungen der Nummern 1 und 2 für sie nicht 
zutreffen, aus dem strafrechtlichen Schutz aus. 

Absatz 2 beschränkt den Anwendungsbereich 
der Vorschriften über die Gefährdung freier Stimm-
abgabe (§ 405), den Bruch des Abstimmungsgeheim-
nisses (§ 406) und die Fälschung der Abstimmungs-
unterlagen (§ 407) auf die Abstimmungen des Vol-
kes im Bund und in den Ländern, Gemeinden und 
Gemeindeverbänden. Diese unterschiedliche Behand-
lung rechtfertigt sich daraus, daß bei den demokra-
tischen Urabstimmungen die freie und geheime 
Stimmabgabe den Rang eines Verfassungsgrund-
satzes hat (§ 380 Abs. 2 Nr. 1; vgl. Artikel 28, 38 GG) 
und nur in diesem Bereich eines zusätzlichen 
Schutzes bedarf. Für die Vorschriften über die Fäl-
schung der Abstimmungsunterlagen besteht nur bei 
den Volkswahlen ein praktisches Bedürfnis. 

Absatz 3 stimmt mit § 108c1 Satz 2 StGB überein. 

Fünfter Titel 

Straftaten gegen die Landesverteidigung 
Der Titel enthält als Teil der Straftaten gegen den 

Staat und seine Einrichtungen die Strafbestimmun-
gen zum Schutze der Landesverteidigung, die in 
Anlehnung an die bisherige deutsche Rechtsentwick-
lung wegen ihrer allgemeinen Bedeutung weiterhin 
im Strafgesetzbuch bleiben sollen. Während das 
Wehrstrafgesetz (WStG) vom 30. März 1957 (Bun-
desgesetzbl. I S. 298) grundsätzlich nur für Soldaten 
der Bundeswehr gilt (§ 1 WStG), ist nach den hier 
zusammengefaßten Vorschriften auch strafbar, wer 
nicht Soldat ist. Nach Inhalt und Aufbau deckt sich 
der Titel weitgehend mit dem Abschnitt „Vergehen 
gegen die Landesverteidigung", den das 4. Straf-
rechtsänderungsgesetz vom 11. Juni 1957 (Bundes-
gesetzbl. I S. 597) in das Strafgesetzbuch eingefügt 
hat. 

Nicht übernommen sind die Bestimmungen über 
die Verleitung zum Ungehorsam und die Verleitung 
und Beihilfe zur Fahnenflucht (§§ 109b, 109c StGB). 
Mit ihnen hat das 4. Strafrechtsänderungsgesetz in 
Anlehnung an frühere Entwürfe selbständige Teil-
nahmetatbestände geschaffen, die es unter den da-
maligen Umständen technisch erleichtert haben, den 
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Strafschutz auf die Vertragsstaaten des Nordatlan-
tikpaktes auszudehnen. Künftig sollen wie die An-
stiftung und Beihilfe zur Gehorsamsverweigerung 
und zu anderen militärischen Straftaten (§ 1 Abs. 3 
WStG) auch die Anstiftung, die versuchte Anstif-
tung und die Beihilfe zum Ungehorsam und zur 
Fahnenflucht nur nach dem entsprechend zu ergän-
zenden Wehrstrafgesetz strafbar sein. Diese Lösung 
empfiehlt sich nicht nur aus systematischen Gründen. 
Sie vermeidet auch die bisherige Unebenheit, daß 
ein Soldat bei versuchter Anstiftung zum Ungehor-
sam und zur Fahnenflucht nach dem Strafgesetzbuch 
bestraft werden muß, und daher nicht nach § 10 
Abs. 1 Nr. 3 WStG mit Strafarrest belegt werden 
kann. Schließlich werden dadurch im Strafgesetzbuch 
allgemeine Bestimmungen über die sonst nicht vor-
gesehene Strafart der Einschließung entbehrlich, die 
im geltenden Recht beim Ungehorsam (§ 19 WStG) 
und, damit übereinstimmend, bei der Verleitung 
zum Ungehorsam (§ 109b StGB) angedroht ist. Die 
Frage, wie Artikel 7 des 4. Strafrechtsänderungs-
gesetzes, der die Anwendung von Strafvorschriften 
zum Schutz der Vertragsstaaten des Nordatlantik-
paktes regelt, nach dem Wegfall der §§ 109b und 
109c StGB geändert werden muß, ist im Einfüh-
rungsgesetz zu entscheiden. 

Eine Ersatzvorschrift für § 109f StGB (militäri-
scher Nachrichtendienst) ist entbehrlich, nachdem 
die Fassung des § 387 (landesverräterischer Nach-
richtendienst) gegenüber § 100e StGB erweitert ist. 

Als § 415 (Verletzung von Geheimhaltungsvor-
schriften) ist eine Ersatzbestimmung für § 353 c 
StGB eingestellt; sie beschränkt sich jedoch auf den 
Schutz von Interessen der Landesverteidigung und 
vermeidet alle die Schwierigkeiten, die zu einer 
Kritik an § 353 c StGB geführt haben. 

Mit dem 4. Strafrechtsänderungsgesetz sieht der 
Entwurf davon ab, Vorschriften einzufügen, die die 
Wehrpflichtentziehung durch Verlassen des Inlands, 
insbesondere durch Auswanderung, und den uner-
laubten Eintritt in fremde Streitkräfte mit Strafe 
bedrohen. Eine Strafvorschrift über Wehrpflichtent-
ziehung durch Verlassen des Inlands oder durch 
Auswanderung, wie sie früher in § 140 StGB (1876) 
und §§ 140, 140a StGB (1935) bestanden hat, er-
scheint nicht vereinbar mit dem Wehrpflichtgesetz. 
Nach § 24 Abs. 4 dieses Gesetzes ist das Verlassen 
des Inlands oder die Auswanderung von Wehrpflich-
tigen nur als Änderung des Aufenthaltsortes melde-
pflichtig; einer Genehmigung bedarf es dazu nicht. 
Die Wehrpflicht ruht auch nach § 1 Abs. 2 des Wehr-
pflichtgesetzes grundsätzlich, wenn jemand seinen 
ständigen Aufenthalt und seine Lebensgrundlage 
außerhalb Deutschlands hat. 

Der Eintritt eines Wehrpflichtigen in fremde 
Streitkräfte bedarf zwar nach § 8 Abs. 1 des Wehr-
pflichtgesetzes, von einer Ausnahme abgesehen, der 
Zustimmung des Bundesministers für Verteidigung 
oder einer von ihm beauftragten Stelle. Trotz der 
Bedeutung, die dieser Bestimmung wegen des Be-
stehens von Fremdenlegionen zukommt, wird aber 
in Übereinstimmung mit dem geltenden und ent-
sprechend dem früheren deutschen Recht nicht vor-
geschlagen, ihre Beachtung durch eine Strafvor-
schrift zu sichern. Eine solche Vorschrift würde 

§ 410 
voraussichtlich eine nur begrenzte vorbeugende 
Wirkung haben, andererseits aber dem Deutschen, 
der verbotswidrig in fremde Streitkräfte eingetre-
ten ist, die Rückkehr in seine Heimat erheblich er-
schweren. Sie würde insbesondere gegenüber Min-
derjährigen im wesentlichen ergebnislos bleiben. 

Für den Fall, daß der Täter durch die Tat absicht-
lich oder wissentlich Bestrebungen gegen den Be-
stand der Bundesrepublik Deutschland oder gegen 
Verfassungsgrundsätze verfolgt oder sich in ihren 
Dienst stellt, sehen die §§ 376, 381 Strafschärfungen 
und Nebenstrafen vor. Die Strafschärfungen erfas-
sen alle vorsätzlichen Straftaten dieses Titels, so-
weit das Mindestmaß der Gefängnisstrafe nicht 
ohnedies drei Monate beträgt. Die Nebenstrafen 
sind für alle vorsätzlichen Straftaten gegen die Lan-
desverteidigung angedroht. § 413 Abs. 5 und § 414 
Abs. 4 ist jedoch sowohl in § 376 wie in § 381 aus-
genommen, weil sie voraussetzen, daß der Täter 
hinsichtlich der Verursachung der Gefahr nicht ab-
sichtlich oder wissentlich handelt. 

§ 410 
Selbstverstümmelung 

Die Vorschrift geht mit § 109 StGB und § 17 WStG 
in Anlehnung an das frühere deutsche Recht (§ 142 
StGB 1871/1935) davon aus, daß die Selbstverstüm-
melung ebenso wie die Fahnenflucht einer gericht-
lichen Bestrafung bedarf. Sie richtet sich gegen die 
Verletzung der gesetzlichen Wehrpflicht und damit 
auch der Pflicht zum zivilen Ersatzdienst durch Her-
beiführung körperlicher oder geistiger Untauglich-
keit eines zur Tatzeit oder künftig Wehrpflichtigen 
(§§ 1 bis 3 des Wehrpflichtgesetzes). Während nach 
§ 17 WStG nur Soldaten strafbar sind, die sich oder 
einen anderen Soldaten untauglich machen, erfaßt 
§ 410 wie § 109 StGB alle Taten, bei denen entwe-
de der Täter oder der Verstümmelte nicht Soldat ist. 

Beibehalten sind die Abweichungen, die zwischen 
den Tatbeständen des § 109 StGB und des § 17 
WStG bestehen. Nach § 17 WStG ist wegen der 
damit verbundenen unmittelbaren Gefahr für die 
Schlagkraft der Truppe eine Bestrafung auch vor-
gesehen, wenn ein Soldat, der Wehrdienst leistet, 
ohne wehrpflichtig zu sein, zum Wehrdienst untaug-
lich gemacht oder wenn die Untauglichkeit nur für 
einzelne Dienstverrichtungen herbeigeführt wird. 
Für Beteiligte, die nicht Soldaten sind, genügt in 
solchen Fällen eine Bestrafung als Anstifter oder 
Gehilfe nach § 17 in Verbindung mit § 1 Abs. 3 
WStG, §§ 30 und 31 des Entwurfs. Bei Wehrpflichti-
gen, die nicht Soldaten sind, wird es kaum vorkom-
men, daß sie nur für einzelne Dienstverrichtungen 
untauglich gemacht werden. Jedenfalls dürfte inso-
weit kein Bedürfnis für eine kriminelle Bestrafung 
bestehen. Der Entwurf setzt daher mit dem gelten-
den Recht voraus, daß die Untauglichkeit mindestens 
für eine einzelne Art der Verwendung herbeigeführt 
wird, also etwa für die Verwendung bei bestimmten 
Waffengattungen und Truppenteilen, zu denen auf 
Grund der Wehrpflicht Dienende herangezogen 
werden. 

Mit § 109 StGB und § 17 WStG wird in Anlehnung 
an Artikel 95 des Schweizerischen Militärstrafgeset-
zes die Einwilligung des Verletzten vorausgesetzt, 
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§§ 411, 412 
weil die Eigenart und die besondere Gefährlichkeit 
der Verstümmelung erst durch das einverständliche 
Zusammenwirken des Täters und des Verletzten 
begründet wird. Fehlt die Einwilligung, so kommen 
die Vorschriften über Körperverletzung und Nöti-
gung in Frage. 

Wer einen anderen untauglich „machen läßt", 
„macht" als Täter „durch einen anderen" oder als 
Mittäter (§ 29) untauglich, wenn er die Tatherr-
schaft hat; sonst kann er als Anstifter dessen be-
straft werden, der untauglich „macht". Daher sind 
die Worte „machen läßt" im Falle der Fremdver-
stümmelung überflüssig; um Zweifel zu vermeiden, 
sind sie gestrichen. Diese Streichung, die einzige 
sachliche Abweichung vom geltenden Recht, erfor-
dert die in den Absätzen 1 und 2 vorgesehene Tren-
nung der Selbstverstümmelung und der Fremdver-
stümmelung, die den Tatbestand zugleich übersicht-
licher macht. Insoweit deckt sich die neue Fassung 
mit § 142 StGB (1871/1935) und § 151 E 1909, § 188 
E 1913 und § 152 E 1936. 

Wegen des schweren Unrechtsgehalts der Ver-
stümmelung sehen Absatz 1 und 2 ebenso wie § 109 
Abs. 1 StGB und § 17 Abs. 1 WStG für den Fall der 
dauernden und vollständigen Untauglichkeit eine 
Mindeststrafe von drei Monaten Gefängnis vor. In 
Absatz 3 ist neben Gefängnis bis zu fünf Jahren 
auch Strafhaft angedroht. Die Strafbarkeit des Ver-
suchs entspricht dem geltenden Recht. 

Handelt der Täter mit staatsgefährdendem Vor-
satz, so beträgt in den Fällen des Absatzes 3 die 
Mindeststrafe einen Monat Gefängnis, jedoch ist 
Strafhaft ausgeschlossen (§ 376 Abs. 1 Nr. 2). Neben 
einer Gefängnisstrafe von mindestens einem Jahr 
kann das Gericht in den Fällen der Absätze 1 bis 3 
die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden, und 
die Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen Wahlen zu 
erlangen, aberkennen (§ 381 Abs. 2 in Verbindung 
mit §§ 376, 381 Abs. 3). 

§ 411 
Wehrpflichtentziehung durch Täuschung 

In Übereinstimmung mit dem geltenden Recht 
(§ 109a StGB), dem früheren § 143 StGB (1871/1935) 
und § 152 E 1909, § 189 E 1913 und § 153 E 1936 hält 
der Entwurf eine Strafbestimmung für erforderlich, 
die verhindern soll, daß ein Wehrpflichtiger (§§ 1 
bis 3 des Wehrpflichtgesetzes) der Wehrpflicht durch 
Täuschung entzogen wird. § 411 ergänzt den § 18 
WStG hinsichtlich des beteiligten und betroffenen 
Personenkreises; er erfaßt die Taten, bei denen ent-
weder der Täter oder der durch Täuschung Ent-
zogene nicht Soldat ist. 

Die Vorschrift beschränkt sich aber wie § 410 auf 
den Schutz der gesetzlichen Wehrpflicht; auch sie 
läßt zur Strafbarkeit nicht genügen, daß jemand nur 
einzelnen Dienstverrichtungen entzogen wird. 
Wegen dieser Abweichungen von § 18 WStG darf 
auf die Begründung zu § 410 Bezug genommen 
werden. 

§ 411, der gegenüber § 109a StGB sachlich unver-
ändert ist, hat vor allem Bedeutung für das Vortäu-
schen von körperlichen oder geistigen Krankheiten,  

die dauernd oder zeitweise, ganz oder für eine ein-
zelne Art der Verwendung untauglich machen. 
Strafbar ist unter anderem aber auch die Entziehung 
durch Vortäuschen von Gründen, die den Ausschluß, 
die Befreiung oder die Zurückstellung vom Wehr-
dienst rechtfertigen (§§ 101f. des Wehrpflichtgeset-
zes). Die Tat ist im Gegensatz zum früheren § 143 
StGB erst mit der Entziehung vollendet. Sie wird 
insbesondere dann vollendet sein, wenn auf Grund 
der Täuschung davon abgesehen wird, den Wehr-
pflichtigen zu erfassen, zu mustern oder heranzu-
ziehen, oder wenn der Wehrpflichtige befreit oder 
zurückgestellt wird. 

Mit Strafe bedroht werden wie in § 18 WStG nur 
arglistige, auf Täuschung berechnete Machenschaf-
ten. Damit wird in Anlehnung an die Rechtsprechung 
zum früheren § 143 StGB die einfache Lüge ausge-
schlossen. Andererseits braucht sich der Täter nicht 
gegenständlicher Mittel zu bedienen. Erfaßt wird ein 
Handeln, bei dem der Täuschende seiner unwahren 
Behauptung durch schriftliche Belege, andere Täu-
schungsmittel oder durch ein System von Lügen den 
Anschein der Wahrheit gibt (so die Begründung zu 
§ 18 WStG, BT-Drucks. Nr. 3040 der 2. Wahlperiode 
S. 29) . 

Die Strafdrohung und die Strafbarkeit des Ver-
suchs entsprechen dem geltenden Recht. Neben Ge-
fängnis bis zu fünf Jahren ist jedoch auch Strafhaft 
angedroht. Verfolgt der Täter staatsgefährdende 
Bestrebungen, so ist Strafhaft ausgeschlossen (§ 376 
Abs. 1 Nr. 2). Nach § 381 Abs. 2 in Verbindung mit 
§ 376 kann auf die in § 381 Abs. 2 angeführten 
Nebenstrafen erkannt werden. 

§ 412 
Lügenpropaganda gegen die Bundeswehr 

Die Vorschrift, die sich im Ergebnis mit § 109 d 
StGB deckt, soll vor allem den modernen Methoden 
des Kalten Krieges entgegenwirken und die plan-
mäßige, von verfassungsfeindlichen Organisationen 
im Ausland gesteuerte Propaganda treffen, die mit 
bewußter Lüge darauf abzielt, die Bundeswehr in 
der Erfüllung ihrer Aufgaben der Landesverteidi-
gung zu behindern. Die Überschrift bringt das zum 
Ausdruck. 

Um eine Beeinträchtigung des Rechts der freien 
Meinungsäußerung und die Gefahr einer Verletzung 
rechtsstaatlicher Grundsätze auszuschließen, ist der 
Anwendungsbereich der Bestimmung so einge-
schränkt, daß nur besonders krasse Fälle erfaßt 
werden, deren Bestrafung aus staatspolitischen 
Gründen unerläßlich ist. 

Vorausgesetzt werden wie bei der üblen Nach-
rede und der Verleumdung (§§ 173, 174) Behauptun-
gen tatsächlicher Art; bloße Werturteile und Mei-
nungsäußerungen genügen also nicht. Die Behaup-
tungen müssen objektiv unwahr und ihre Verbrei-
tung muß im Einzelfall objektiv geeignet sein, die 
Tätigkeit der Bundeswehr zu stören. Das Merkmal 
des Verbreitens findet sich auch in § 174 und ist 
ebenso zu verstehen wie im Tatbestand der Ver-
leumdung. 
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Weitere sehr wesentliche Einschränkungen erge-
hen sich durch die subjektiven Tatbestandsmerk-
male. Der Täter muß wissen, daß die unwahren Be-
hauptungen, die er zum Zweck der Verbreitung 
aufstellt oder verbreitet, unwahr sind. Es genügt 
also nicht, daß er mit bedingtem Vorsatz handelt. 
Es muß ihm ferner auch darauf ankommen, die Bun-
deswehr in der Erfüllung ihrer Aufgabe der Landes-
verteidigung zu behindern (§ 17 Abs. 1). 

Abweichend von § 109d StGB spricht § 412 nur 
von unwahren, nicht auch von „gröblich entstellten" 
Behauptungen. Durch Einbeziehung der gröblich ent-
stellten Behauptungen in den § 109d StGB sollte 
sichergestellt werden, daß bei Teilwahrheiten erst 
das gröbliche Abweichen von der Wahrheit, nicht 
schon ein nicht unerhebliches Abweichen den Tat-
bestand erfüllt. Da die Abgrenzung der Begriffe 
„unwahr" und „gröblich entstellt" Schwierigkeiten 
bereitet, verzichtet der Entwurf durchweg auf diese 
Unterscheidung. Damit Gegenschlüsse vermieden 
werden, ist solcher Verzicht auch hier geboten. Im 
Ergebnis dürfte sich dadurch kaum etwas ändern. Im 
Schrifttum ist mit Recht darauf hingewiesen worden, 
daß die Rechtsprechung, insbesondere zu § 164 
StGB, schon jetzt für die „Unwahrheit" weitgehend 
zu der gleichen Auslegung gekommen sei, die auch 
für die „gröbliche Entstellung" zu gelten habe (Kohl-
rausch-Lange, 42. Auflage, § 109d Anm. III). Wenn 
das künftige Recht nicht mehr zu einer Unterschei-
dung zwingt, kann damit gerechnet werden, daß bei 
Teilwahrheiten an die Unwahrheit keine geringeren 
Anforderungen gestellt werden als an die gröbliche 
Entstellung. 

In Anlehnung an die Fassung der §§ 174 und 298 
Nr. 3 ist im Verbreitungstatbestand der Zusatz 
„solche Behauptungen in Kenntnis ihrer Unwahr-
heit" gestrichen worden. Eine sachliche Änderung 
ist damit nicht verbunden. Mit den Worten „wider 
besseres Wissen", die sich eindeutig auch auf den 
Verbreitungstatbestand beziehen, ist klargestellt, 
daß der Täter beim Verbreiten ebenso wie beim 
Aufstellen der unwahren Behauptung in Kenntnis 
ihrer Unwahrheit handeln muß. Die neue Fassung 
bringt überdies besser zum Ausdruck, daß die Ab-
sicht, die Bundeswehr in der Erfüllung ihrer Auf-
gaben zu behindern, bei beiden Begehungsarten 
gegeben sein muß. 

Die Androhung von Gefängnis bis zu drei Jahren 
oder Strafhaft entspricht der Strafdrohung für die 
Verunglimpfung des Staates und seiner Symbole 
(§ 378). § 109d Abs. 1 StGB droht Gefängnis bis zu 
fünf Jahren an. 

Nach Absatz 2 ist wie im geltenden Recht der 
Versuch strafbar. 

Verfolgt der Täter durch die Tat staatsgefähr-
dende Bestrebungen, so ist Strafhaft ausgeschlossen 
(§ 376 Abs. 1 Nr. 2). Nach § 381 Abs. 2 in Verbin-
dung mit § 376 kann auf die in § 381 Abs. 2 vor-
gesehenen Nebenstrafen erkannt werden. 

§ 413 
Wehrmittelsabotage 

Die Tatbestandsbeschreibung entspricht bis auf ge-
ringfügige Abweichungen dem Tatbestand des 
§ 109e StGB, der in Anlehnung an § 10 des An- 

§ 413 
hangs A zum Truppenvertrag (Bundesgesetzbl. II 
1955 S. 373) und den früheren § 143 a StGB (1935) 
gefaßt worden ist. Zum Schutze von Gegenständen 
der Landesverteidigung ist die Vorschrift neben der 
staatsgefährdenden Sabotage (§ 370) erforderlich. 
Unter § 370 Abs. 1 Nr. 4 fallen zwar als Anlagen 
und Einrichtungen, die der öffentlichen Sicherheit 
oder Ordnung dienen, auch Anlagen und Einrich-
tungen, die für die Landesverteidigung oder den 
Schutz der Zivilbevölkerung gegen Kriegsgefahren 
bestimmt sind; erfaßt werden dort jedoch ausschließ-
lich Handlungen mit dem Vorsatz der Staatsgefähr-
dung. Auch § 335 (Sabotage an lebenswichtigen 
Betrieben) kann den Tatbestand der Wehrmittel

-

sabotage nicht ersetzen. Die Einbeziehung der 
insoweit strafwürdigen Handlungen wäre mit der 
Eigenart des § 335 nicht vereinbar und würde 
dessen Rahmen sprengen. 

Wehrmittel sind Kraftfahrzeuge, Luftfahrzeuge, 
Kriegsschiffe, Waffen, Munition, Ausrüstungsgegen-
stände, technische Geräte und andere Gegenstände, 
die ihrer Natur nach oder auf Grund besonderer 
Zweckbestimmung für den bewaffneten Einsatz der 
Truppe geeignet und bestimmt sind. 

Anlagen und Einrichtungen und damit auch Be-
triebe und Betriebsteile werden neben Wehrmitteln 
erfaßt, wenn sie ihrer Natur nach oder auf Grund 
besonderer Zweckbestimmung ganz oder über-
wiegend der Landesverteidigung oder dem Schutz 
der Zivilbevölkerung gegen Kriegsgefahren dienen. 
Im Gegensatz zu § 414 Abs. 1 ist nicht erforderlich, 
daß es sich um militärische Einrichtungen oder An-
lagen, also um Gegenstände handelt, die unmittel-
bar den Zwecken der Truppe dienen und deren 
Verfügungsgewalt unterworfen sind. Andererseits 
soll die Beschränkung auf Gegenstände, die ganz 
oder überwiegend der Landesverteidigung dienen, 
einer unerwünschten Ausweitung des Tatbestandes 
vorbeugen. Sie soll insbesondere ausschließen, daß 
gewerbliche Betriebe einbezogen werden, die nur 
nebenbei in geringem Umfang Wehrmittel für die 
Bundeswehr herstellen, lagern oder ausbessern. 
Neben Befestigungsanlagen, militärischen Flugplät-
zen können u. a. auch technische Versuchsanstalten, 
ortsfeste Anlagen des Flugmeldedienstes, Radar-
anlagen, Munitionsfabriken, ganz oder überwiegend 
Zwecken der Landesverteidigung dienen. 

Die Gegenstände, die dem Schutz der Zivilbevöl-
kerung gegen Kriegsgefahren dienen, sind zur Klar-
stellung erwähnt. Sie sind Gegenstände der Landes-
verteidigung (vgl. auch Artikel 73 Nr. 1 GG) oder 
werden sich zum mindesten von diesen häufig nicht 
abgrenzen lassen. Deshalb empfiehlt es sich auch 
nicht, sie im Hinblick auf § 33 des Ersten Gesetzes 
über Maßnahmen zum Schutze der Zivilbevölkerung 
vom 9. Oktober 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1696) hier 
ausdrücklich auszunehmen. Das Verhältnis zu § 33 
des Gesetzes vom 9. Oktober 1957 sollte im Ein-
führungsgesetz dadurch klargestellt werden, daß 
§ 33 eine Subsidiaritätsklausel erhält, also nur dann 
eingreift, wenn § 413 nicht anwendbar ist. 

Die Tathandlungen beschreibt Absatz 1 im 
wesentlichen ebenso wie § 109e StGB und § 335 
(Sabotage an lebenswichtigen Betrieben). In Anleh-
nung an § 333 (Beeinträchtigung von Wasser-, Kraft- 
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und Schutzanlagen) ist auch mit Strafe bedroht, 
„wer durch technische Mittel unwirksam macht". 
Damit sollen schwerwiegende Einwirkungen ohne 
Substanzverletzung erfaßt werden; die Beschrän-
kung auf technische Mittel soll die Vorschrift ge-
genüber § 370 (Staatsgefährdende Sabotage) ab-
grenzen. 

Das Wort „unbefugt" dient in § 109e StGB nur 
der Klarstellung. Die darin liegende Einschränkung 
folgt schon aus den allgemeinen Grundsätzen des 
Strafrechts; auch § 10 des Anhangs A zum Truppen-
vertrag enthält sie nicht. Sie ist daher als entbehr-
lich gestrichen worden. 

Um Handlungen von untergeordneter Bedeutung 
auszuschließen, fordert § 413 ebenso wie § 109 e 
StGB in allen Fällen eine konkrete Gefährdung der 
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland, der 
Schlagkraft der Truppe oder des Lebens eines an-
deren. Der Tatbestand weicht insoweit entscheidend 
vom Grundtatbestand des § 143a StGB (1935) ab, 
der Wehrmittelbeschädigungen ohne Rücksicht auf 
ihre Folgen erfaßte. Während das geltende Recht 
die Gefährdung von Menschenleben genügen läßt, 
setzt § 413 voraus, daß das Leben eines anderen 
gefährdet wird. Er will damit der Auslegung vor-
beugen, daß die Gefährdung des eigenen Lebens 
des Täters ausreicht. Eine Gefahr für den Leib eines 
Menschen oder für Sachen von bedeutendem Wert 
genügt auch künftig nicht. 

Der Unrechtsgehalt der Taten des Absatzes 1, die 
eine vorsätzliche Gefährdung voraussetzen, erfor-
dert die Beibehaltung der bisherigen Strafdrohung, 
insbesondere der Mindeststrafe von drei Monaten 
Gefängnis. 

Absatz 2, der sachlich gegenüber § 109e Abs. 2 
StGB im wesentlichen unverändert ist, droht für die 
fehlerhafte Herstellung oder Lieferung von Gegen-
ständen des Absatzes 1 oder von Werkstoffen, die 
für solche Gegenstände bestimmt sind, die Strafe 
des Absatzes 1 nur an, wenn der Täter absichtlich 
oder wissentlich handelt und die Gefahr absichtlich 
oder wissentlich herbeiführt. Die Ausdehnung der 
Strafbarkeit auf absichtliches Handeln gegenüber 
§ 109e Abs. 2 StGB erklärt sich daraus, daß der 
Entwurf im Gegensatz zum geltenden Recht streng 
zwischen Absicht und Wissetlnichkeit unterscheidet 
(§ 17) und absichtliches Handeln im Bereich des 
Absatzes 2 mindestens ebenso strafwürdig ist wie 
wissentliches Handeln. 

Die Strafbarkeit des Versuchs (Absatz 3) ent-
spricht dem geltenden Recht. 

Die besonders schweren Fälle des Absatzes 4 
sind durch zwei Regelbeispiele erläutert, die im Be-
reich der Wehrmittelsabotage eine herausgehobene 
Rolle spielen können. Anders als etwa in den be-
sonders schweren Fällen des § 383 Abs. 2 genügt es 
hier schon, wenn der Bundesrepublik Deutschland 
ein schwerer Nachteil zugefügt wird. Die Androhung 
von Gefängnis statt Zuchthaus folgt dem Bestreben 
des Entwurfs, die Zuchthausstrafe auf Fälle der 
Hochkriminalität zu beschränken. 

In Absatz 5 ist die Subsidiaritätsklausel durch 
Einfügung der §§ 335 und 370 Abs. 2 bestimmter 
gefaßt. Streitfragen des geltenden Rechts werden 

§ 414 
damit vermieden. Außerdem wird klargestellt, daß 
mit anderen Taten, auch wenn sie, wie z. B. der 
Hochverrat, mit schwerer Strafe bedroht sind, Tat-
einheit bestehen kann. 

§ 414 
Abbildung von Wehrmitteln; 

unerlaubte Luftaufnahmen 

Die Vorschrift will eine Gefährdung der Sicherheit 
der Bundesrepublik Deutschland oder der Schlag-
kraft der Truppe verhindern, soweit sie mit dem 
Abbilden oder Beschreiben militärischer Gegen-
stände oder Vorgänge oder dem Anfertigen von 
Lichtbildaufnahmen aus Luftfahrzeugen verbunden 
sein kann. Sie ist gegenüber § 109g StGB im we-
sentlichen unverändert. 

Die Absätze 1 und 4 beschreiben Straftaten, die 
im Vorfeld des Landesverrats (§§ 383ff.) und der 
staatsgefährdenden Agententätigkeit (§ 373) liegen. 
Sie haben Vorläufer in § 360 Nr. 1 StGB (1871), § 12 
Nr. 3 des Gesetzes gegen den Verrat militärischer 
Geheimnisse vom 3. Juli 1914 (Reichsgesetzbl. I 
S. 195), § 92f. StGB (1934/1942) und § 6 der Anlage A 
zum Truppenvertrag (Bundesgesetzbl. 1955 II S. 373). 
Im Gegensatz zu diesen Vorschriften wird aber nur 
bestraft, wer absichtlich oder wissentlich (Absatz 1) 
oder vorsätzlich oder leichtfertig (Absatz 4) die 
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland oder die 
Schlagkraft der Truppe gefährdet. Die Tathandlun-
gen entsprechen denen des geltenden Rechts; in 
Anlehnung an die §§ 384, 386 und 389 wird jedoch 
auch erfaßt, wer sich eine Abbildung oder Beschrei-
bung „verschafft". Insofern enthält § 109g StGB 
eine Lücke. 

Im Gegensatz zu § 413 werden neben Wehrmitteln 
nicht alle Einrichtungen und Anlagen geschützt, die 
ganz oder überwiegend der Landesverteidigung 
dienen, sondern nur militärische Einrichtungen und 
Anlagen, d. h. solche, die unmittelbar den Zwecken 
der Truppe dienen und deren Verfügungsgewalt 
unterworfen sind. Werden Rüstungsbetriebe oder 
andere Einrichtungen oder Anlagen abgebildet, die 
überwiegend der Landesverteidigung dienen, aber 
nicht militärische Gegenstände sind, so dürfte wie 
im geltenden Recht der Schutz ausreichen, den die 
Vorschriften über Landesverrat und staatsgefähr-
dende Agententätigkeit gewähren. 

Der Kreis der von § 414 erfaßten „militärischen 
Vorgänge" wird dadurch stark eingeengt, daß auch 
bei dieser Begehungsform schuldhaft eine konkrete 
Gefahr für die Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland oder die Schlagkraft der Truppe her-
beigeführt werden muß. In Betracht können unter 
anderem kommen: Schießübungen, militärische Ver-
suche, Transporte von Spezialwaffen, größere Trup-
penbewegungen. 

Da neben Absatz 1 häufig zugleich Landesverrat 
vorliegen wird, ist das Verhältnis zu den §§ 383, 
384 und 386 durch eine Subsidiaritätsklausel dahin 
klargestellt, daß § 414 hinter diesen Vorschriften 
zurücktritt. 

Nach § 109g Abs. 4 Satz 2 StGB ist die Tat nicht 
strafbar, wenn der Täter mit Erlaubnis der zustän-
digen Dienststelle gehandelt hat. Der Entwurf über- 
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§ 415 
nimmt diesen Satz, der im geltenden Recht zu 
Schwierigkeiten geführt hat, nicht. Es geht hier um 
ein allgemeines Problem, das unter anderem auch 
beim landesverräterischen Nachrichtendienst (§ 387) 
Bedeutung hat und dessen Lösung der Recht-
sprechung überlassen bleiben soll. Eine besondere 
Regelung an dieser Stelle könnte zu ungewollten 
Gegenschlüssen Anlaß geben. 

Die Strafdrohung ist im Höchstmaß gegenüber 
§ 109g Abs. 1 StGB unverändert. In Absatz 4 ist 
jedoch neben Gefängnis bis zu zwei Jahren und 
Geldstrafe auch Strafhaft angedroht. 

Entsprechend den Änderungen in Absatz 1 ist die 
Tatbestandsbeschreibung des Absatzes 2 in drei 
Punkten gegenüber § 109g Abs. 2 StGB ergänzt: Mit 
Strafe bedroht wird auch, wer sich Lichtbildauf-
nahmen „verschafft". Ferner sind in die Subsidiari-
tätsklausel auch die §§ 383, 384 und 386 einbezogen. 
Schließlich genügt außer dem wissentlichen auch ein 
absichtliches Handeln des Täters. 

Absatz 2 verbietet Lichtbildaufnahmen von einem 
„Luftfahrzeug" aus. Der Begriff des Luftfahrzeuges 
ist in § 1 Abs. 2 des Luftverkehrsgesetzes i. d. F. der 
Bekanntmachung vom 10. Januar 1959 (Bundes-
gesetzbl. I S. 9) beschrieben. Luftfahrzeuge sind da-
nach Flugzeuge, Hubschrauber, Luftschiffe, Segel-
flugzeuge, Frei- und Fesselballone, Drachen, Flug-
modelle und sonstige für die Benutzung des Luft-
raums bestimmte Geräte. Durch die Generalklausel, 
die dem jeweiligen Stand der technischen Entwick-
lung Raum läßt, werden auch Fallschirme und Ra-
keten erfaßt, die mit einem Lichtbildgerät versehen 
sind. 

Auch nach Absatz 2 ist erforderlich, daß absicht-
lich oder wissentlich die Sicherheit der Bundes-
republik Deutschland oder die Schlagkraft der 
Truppe gefährdet wird. Diese Voraussetzungen wer-
den nur vorliegen, wenn im Einzelfall Gebiete oder 
Gegenstände betroffen werden, die für die Landes-
verteidigung wichtig sind, und der Täter das weiß 
oder als sicher voraussieht oder wenn es ihm auf 
Aufnahmen von solchen Gebieten ankommt. Der 
Strafschutz ist auf Gebiete und Gegenstände im 
räumlichen Geltungsbereich des Gesetzes beschränkt 
und damit dem bestehenden Sicherheitsbedürfnis 
angepaßt. Werden solche Gebiete oder Gegenstände 
aus Luftfahrzeugen aufgenommen, die sich außer-
halb der Grenzen der Bundesrepublik befinden, so 
ergibt sich die Strafbarkeit nach § 3 in Verbindung 
mit § 8 Abs. 1 und nach § 5 Abs. 1 Nr. 10. Das 
Höchstmaß der Gefängnisstrafe ist in Absatz 2 ge-
genüber dem geltenden Recht von zwei auf drei 
Jahre heraufgesetzt. Das erscheint bei dem Unrechts-
gehalt der Tat angemessen. Auch wird dadurch ein 
besseres Verhältnis zu den Strafdrohungen der 
Absätze 1 und 4 erreicht. Neben der Gefängnis-
strafe ist Strafhaft angedroht. 

§ 415 
Verletzung von Geheimhaltungsvorschriften 

§ 471 bedroht in Anlehnung an § 353b StGB und 
§ 7 der Bestechungsverordnung i. d. F. vom 22. Mai 
1943 (Reichsgesetzbl. I S. 351) den Bruch eines 

Dienstgeheimnisses durch Amtsträger oder für 
den öffentlichen Dienst besonders Verpflichtete (§ 10 
Nr. 7) mit Strafe. Nicht vorgesehen ist die Über-
nahme des § 353c Abs. 1 StGB, der ähnlich wie 
Artikel 293 Schweizer. StGB eine Beschränkung des 
Täterkreises nicht kennt und jedes formelle Ge-
heimnis einbezieht. Auch § 353c Abs. 2 StGB, der 
die Verletzung von Geheimhaltungsvorschriften 
durch Personen mit Strafe bedroht, die zur Geheim-
haltung besonders verpflichtet worden sind, soll im 
bisherigen Umfange nicht erhalten bleiben. § 415 
will nur den treffen, der im Interesse der Landes- 
verteidigung zur Geheimhaltung verpflichtet wor-
den ist. In diesem begrenzten Rahmen muß auch 
künftig, insbesondere im Zusammenhang mit der 
Vergebung öffentlicher Aufträge an die Industrie, 
die Einhaltung von Geheimhaltungsvorschriften ge-
sichert werden. Insoweit bedarf es in Ergänzung der 
§§ 383, 385 und 471 einer Strafvorschrift, um Gegen-
stände und Mitteilungen zu schützen, die noch 
keine Staatsgeheimnisse sind oder die als Staats-
geheimnisse nicht ohne weiteres erkannt werden 
können. § 415 schließt damit eine Lücke, die sonst 
der Praxis Schwierigkeiten bereiten würde; er be-
gegnet gleichzeitig der Gefahr, daß der Begriff des 
Staatsgeheimnisses zu weit ausgelegt wird. 

Die Vorschrift wendet sich nur an Personen, die 
nicht von § 471 erfaßt werden. Sie müssen unter 
Hinweis auf die Strafbarkeit der Geheimnisver-
letzung mit ihrer Einwilligung zur Geheimhaltung 
verpflichtet worden sein. Geschützt werden nur Ge-
genstände und Mitteilungen, auf die sich die Ver-
pflichtung bezieht. Es kann sich dabei auch um 
Gegenstände und Mitteilungen handeln, die nur 
gattungsmäßig bezeichnet sind, oder mit denen der 
Verpflichtete erst künftig zu tun hat. Die Ver-
pflichtung muß förmlich sein (vgl. auch § 10 Nr. 7). 
Sie muß durch eine Dienststelle vorgenommen wer-
den, d. h. eine Stelle, die Aufgaben des öffentlichen 
Dienstes wahrnimmt. Es muß sich um eine dafür 
zuständige Stelle handeln. Der Entwurf fordert 
überdies im Gegensatz zu § 353c Abs. 2 StGB die 
Einwilligung des Verpflichteten, da es außerhalb 
des Bereichs des Landesverrats nicht angemessen 
erscheint, jemandem eine Geheimhaltungsverpflich-
tung im Interesse der Landesverteidigung mit straf-
rechtlichen Folgen aufzuerlegen, wenn der Betref-
fende dazu nicht bereit ist. Er kann dann eben zu 
derartigen Aufgaben nicht herangezogen werden. 

Neben Gegenständen, die in Anlehnung an § 99 
StGB und §§ 383 und 393 beispielhaft erläutert sind, 
werden wie in § 353c Abs. 2 StGB auch Mitteilun-
gen geschützt. Geheimhaltungsbedürftige Tatsachen 
und Erkenntnisse werden in aller Regel als Gegen-
stände oder Mitteilungen oder im Zusammenhang 
mit solchen erfaßt sein; darüber hinaus dürften in 
diesem Bereich die Vorschriften über Landesverrat 
genügen. Nachrichten über Gegenstände und Mit-
teilungen sind wie in § 99 StGB und § 393 ein-
bezogen. 

Die Tathandlung besteht darin, daß der Täter das 
Schutzobjekt wie im Falle des § 383 Abs. 1 vor-
sätzlich an einen Unbefugten gelangen läßt oder 
öffentlich bekannt macht. Auf die Begründung zu 
§ 383 wird insoweit verwiesen. 
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Die Beschränkung des persönlichen und sachlichen 
Geltungsbereichs der Vorschrift gestattet den Ver-
zicht auf das Merkmal der Gefährdung wichtiger 
öffentlicher Interessen, das in § 471 des Entwurfs 
und in den §§ 353b und 353c StGB zum Tatbestand 
gehört. Eine eingehende Belehrung über die kon-
kreten Gefahren einer Verletzung von Geheimhal-
tungsvorschriften wird in den hier in Betracht kom-
menden Fällen sehr häufig nicht möglich sein. Der 
Nachweis, daß der Täter vorsätzlich oder fahrlässig 
wichtige öffentliche Interessen gefährdet hat, würde 
daher in vielen Fällen auf erhebliche Schwierig-
keiten stoßen. Er erscheint auch nicht erforderlich; 
denn dem Täter muß nachgewiesen werden, daß er 
vorsätzlich Gegenstände an Unbefugte hat gelangen 
lassen, zu deren Geheimhaltung er im Interesse der 
Landesverteidigung förmlich verpflichtet worden ist. 
Dabei bedarf es der Feststellung, daß die Ver-
pflichtung im Interesse der Landesverteidigung vor-
genommen worden ist und der Täter das gewußt 
hat. Ob das der Fall ist, wird in aller Regel ohne 
Schwierigkeiten geklärt werden können. 

Da es sich um die Verletzung von Geheimhal-
tungsvorschriften handelt, zu deren Beachtung der 
Täter im Interesse der Landesverteidigung in ein-
dringlicher Form verpflichtet wird, und die Geheim-
haltung der geschützten Gegenstände und Mittei-
lungen für die Allgemeinheit erhebliche Bedeutung 
haben kann, sind Fälle denkbar, die dasselbe 
Höchstmaß an Strafe verdienen wie die fahrlässige 
Bekanntgabe von Staatsgeheimnissen (§ 385 Abs. 2), 
nämlich drei Jahre Gefängnis. Dieses Höchstmaß 
bleibt noch erheblich hinter der Strafdrohung des 
§ 353 c StGB zurück. 

Die Bestrafung des Versuchs ist angezeigt, weil 
auch erfaßt werden muß, wer einen im Interesse der 
Landesverteidigung geheimzuhaltenden Gegenstand 
— etwa aus einer Fabrik — mitzunehmen versucht, 
um ihn an Unbefugte gelangen zu lassen. 
Ähnlich wie in den Fällen der Preisgabe und fahr-
lässiger Bekanntgabe von Staatsgeheimnissen (§ 385 
Abs. 3) ist in Absatz 3 als Strafverfolgungsvoraus-
setzung eine Ermächtigung der Bundesregierung 
vorgesehen, um sicherzustellen, daß nur schwer-
wiegende Fälle verfolgt werden. 

Handelt der Täter mit staatsgefährdendem Vor-
satz, so sind Strafhaft und Geldstrafe, die nicht 
neben Freiheitsstrafe verhängt wird, ausgeschlossen 
(§ 376 Abs. 1 Nr. 2). Nach § 381 Abs. 2 in Verbin-
dung mit § 376 Abs. 1 kann auf die in § 381 Abs. 2 
vorgesehenen Nebenstrafen erkannt werden. 

§ 416 
Anwerbung zu fremdem Wehrdienst 

Die Vorschrift hat Vorgänger in den früheren 
§§ 141 und 141 a StGB (1871/1935). Sie entspricht dem 
§ 141 StGB, der durch das 2. Strafrechtsänderungs-
gesetz vom 6. März 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 42) 
eingefügt und durch das 4. Strafrechtsänderungs-
gesetz vom 11. Juni 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 597) 
als § 109h in den Abschnitt „Vergehen gegen die 
Landesverteidigung" eingestellt worden ist. Die Tat-
bestandsbeschreibung ist gegenüber § 109h StGB 
unverändert.  

§§,416, 417 
Neben Inlandstaten (§ 3) werden unabhängig vom 

Recht des Tatorts auch Taten erfaßt, die ein Deut-
scher im Ausland begeht. Wegen dieser Sonder-
regelung wird § 416 in § 5 Abs. 1 Nr. 10 nicht auf-
geführt. 

Geschützt werden deutsche Staatsangehörige ge-
gen das Anwerben zugunsten einer ausländischen 
Macht, d. h. eines Staates oder eines zwischen- oder 
überstaatlichen Machtsystems außerhalb des In-
lands. Die Anwerbung zugunsten einer zwischen-
staatlichen Einrichtung, an der die Bundesrepublik 
Deutschland beteiligt ist, der sie Hoheitsrechte über-
tragen oder zu deren Gunsten sie Hoheitsrechte ein-
geschränkt hat (Artikel 24 GG), ist nicht strafbar; 
ein Absatz, der das klarstellen sollte, ist bei der 
Beratung des 2. Strafrechtsänderungsgesetzes als 
überflüssig gestrichen worden (Niederschrift über 
die 249. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
4. Februar 1953 S. 11 917 C). 

Geworben werden muß zum Wehrdienst in einer 
militärischen oder militärähnlichen Einrichtung; da-
bei ist nicht entscheidend, ob der Wehrdienst mit 
der Waffe geleistet werden soll. 

Das Anwerben, das vom bloßen Werben zu unter-
scheiden ist, besteht darin, daß die Angeworbenen, 
in der Regel durch einen Agenten der ausländi-
schen Macht, zu einem Übereinkommen oder zu 
Erklärungen veranlaßt werden, die  die  tatsächliche 
oder rechtliche Grundlage für die Einstellung in den 
Wehrdienst bilden. Gleichgültig ist, ob das Über-
einkommen oder die Erklärungen nach deutschem 
Recht oder dem Recht der ausländischen Macht 
rechtswirksam sind. Das Tatbestandsmerkmal des 
Zuführens ist erfüllt, wenn jemand in den Einfluß-
bereich eines Werbers oder einer militärischen oder 
militärähnlichen Einrichtung gebracht wird, so daß 
er dort angeworben oder ohne Anwerbung einge-
stellt werden kann. Daß es zu einer Anwerbung 
oder Einstellung kommt, ist nicht vorausgesetzt. 

Die Strafdrohung ist gegenüber § 109h StGB 
unverändert. Auch die Strafbarkeit des Versuchs 
entspricht dem geltenden Recht. Handelt der Täter 
mit staatsgefährdendem Vorsatz, so kann nach § 381 
Abs. 3 auf die dort angeführten Nebenstrafen er-
kannt werden. 

§ 417 
Nebenstrafen und Maßnahmen 

Die Bestimmung über Nebenstrafen und Maß-
nahmen lehnt sich weitgehend an § 109i StGB an. 

Auf die Sonderbestimmung des § 109i Abs. 1 Nr. 1 
StGB, die die Möglichkeit eröffnet, neben Freiheits-
strafe auf Geldstrafe zu erkennen, verzichtet der 
Entwurf und begnügt sich mit der allgemeinen Vor-
schrift des § 52. 

Absatz 1 des Entwurfs, der die Zulässigkeit von 
Nebenstrafen regelt, entspricht § 109i Abs. 1 Nr. 2. 
Der verbotene militärische Nachrichtendienst ist 
jedoch nicht mehr aufgeführt, weil eine Ersatzvor-
schrift für § 109f StGB nicht vorgesehen ist (vgl. die 
Vorbemerkung zu diesem Titel). Da für besonders 
schwere Fälle der Wehrmittelsabotage (§ 413 Abs. 4) 
nicht wie im geltenden Recht Zuchthaus bis zu zehn 
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vor § 418, § 418 
Jahren (§ 109e Abs. 4 StGB), sondern Gefängnis von 
einem bis zu zehn Jahren angedroht ist, müssen 
auch diese Fälle in § 417 erwähnt werden. Der Ver-
lust des Wahl- und Stimmrechts ist nicht mehr an-
gedroht, weil der Entwurf diese Nebenstrafe neben 
Gefängnis nur in Ausnahmefällen vorsieht. Der Ver-
lust von Rechtsstellungen und Rechten ist in § 56 
allgemein geregelt. 

Nach Absatz 2 kann das Gericht in den Fällen 
der §§ 413, 414 und 416 Sicherungsaufsicht anordnen. 
Das entspricht einem kriminalpolitischen Bedürfnis. 

Absatz 3 ermöglicht entsprechend § 382 Abs. 2 
und § 394 Abs. 3 dieses Entwurfs in Anlehnung an 
§ 109i Abs. 2 in Verbindung mit § 86 Abs. 1 StGB 
die Einziehung schon als Folge der rechtswidrigen 
Tat. Erfaßt werden Handlungen, die den Tatbestand 
der §§ 412 bis 415 verwirklichen (vgl. § 11 Abs. 1 
Nr. 2). Wie im geltenden Recht unterliegen nach 
Absatz 3 Nr. 1 solche Gegenstände der Einziehung, 
die durch die Tat hervorgebracht oder zu ihrer Be-
gehung oder Vorbereitung gebraucht worden oder 
bestimmt gewesen sind. Daneben ist in Absatz 3 
Nr. 2 die Einziehung von Gegenständen zugelassen, 
auf die sich eine in § 414 bezeichnete rechtswidrige 
Tat bezieht. In den Fällen des § 415 ist nach Ab-
satz 3 Nr. 3 die Einziehung von Gegenständen zuge-
lassen, die durch die rechtwidrige Tat an einen 
Unbefugten gelangt sind oder durch den  Versuch 
einer solchen Tat gelangen sollten. Durch die Mög-
lichkeit der Einziehung als Folge schon der rechts-
widrigen Tat und durch die Regelung in Absatz 3 
Nr. 2 und 3 ist Absatz 3 Satz 1 eine Vorschrift, 
welche die Einziehung über § 113 hinaus zuläßt. Die 
Einziehung ist daher insoweit an die weiteren Vor-
aussetzungen des § 114 geknüpft. In den Fällen der 
Nummern 2 und 3 ist die Einziehung jedoch ent-
sprechend der Regelung für Staatsgeheimnisse in 
§ 394 Abs. 4 Satz 2 dann zwingend vorgeschrieben 
und nicht an die Voraussetzungen des § 114 gebun-
den, wenn das Interesse der Landesverteidigung sie 
erfordert. 

Sechster Titel 

Auflehnung gegen die Staatsgewalt 
Der Titel weicht im Aufbau von dem entsprechen-

den 6. Abschnitt im Besonderen Teil des geltenden 
Strafgesetzbuches, der die Überschrift „Widerstand 
gegen die Staatsgewalt" trägt, ab. Die Tatbestände 
der Aufforderung zum Ungehorsam und zu straf-
baren Handlungen, des Aufruhrs und des Auflaufs 
(§§ 110, 111, 115, 116 StGB) sind ausgeschieden und 
dem 3. Titel des 4. Abschnitts über Straftaten gegen 
den Gemeinschaftsfrieden eingefügt. Auf der ande-
ren Seite nimmt der Entwurf in den Titel über die 
Auflehnung gegen die Staatsgewalt auch den Ver-
wahrungsbruch, den Verstrickungs- und Siegelbruch 
und die Verletzung amtlicher Bekanntmachungen 
auf, während das geltende Strafgesetzbuch in diesen 
Tatbeständen (§§ 133, 136, 137, 134 StGB) Vergehen 
wider die öffentliche Ordnung sieht. Auf die Vor-
bemerkung vor § 291 wird insoweit Bezug ge-
nommen. 

Der Titel beginnt mit den Tatbeständen, durch die 
Behörden, Amtsträger und Soldaten gegen Nöti-
gungen zu Diensthandlungen und gegen Widerstand 

geschützt werden (§§ 418, 419). Es folgen Vor-
schriften, die den Schutzbereich dieser Tatbestände 
auch auf die Forst-, Feld-, Jagd- und Fischereischutz

-

berechtigten sowie auf die sogenannten Hilfsper-
sonen ausdehnen (§§ 420, 421). Daran schließt sich 
die Bestimmung an, die die gemeinsame Strafdro-
hung für besonders schwere Fälle und die für sie 
maßgebenden Regelbeispiele enthält (§ 422). Die 
§§ 418 bis 422 ersetzen nicht nur die Tatbestände 
des Widerstandes gegen Vollstreckungsbeamte und 
der Beamtennötigung (§§ 113, 114 StGB), sondern 
auch die verschiedenen Vorschriften über den Forst-
widerstand (§§ 117 bis 119 StGB). Hierdurch schafft 
der Entwurf für diese Fälle einheitliche Tatbestände 
und Strafdrohungen. Er stimmt auch die Tatbestände 
der Nötigung zu Diensthandlungen und des Wider-
standes aufeinander ab und klärt ihr Verhältnis zu-
einander. Frühere Entwürfe haben diese beiden Tat-
bestände zu einer Vorschrift vereinigt (vgl. § 149 
E 1927). Der Entwurf trennt sie wieder, da die er-
forderlichen Vorschriften darüber, welche Folge die 
fehlende Rechtmäßigkeit der Diensthandlung und 
der Irrtum hierüber hat, nur für die Fälle des Wider-
standes, in denen der Täter eine Diensthandlung 
verhindern will, von Bedeutung sein können. 

Nach den Vorschriften, die die Entschlußfreiheit 
der Vertreter staatlicher Gewalt schützen sollen, fol-
gen die Tatbestände, die den staatlichen Gewahrsam 
an Gefangenen und Verwahrten sicherstellen. Die 
Bestimmungen über die Meuterei von Gefangenen 
(§§ 423, 424) richten ihre Strafdrohungen gegen Ge-
fangene und Verwahrte, die Gewalttätigkeiten un-
ternehmen oder sich gewaltsam zu befreien suchen, 
die Tatbestände über die Befreiung von Gefangenen 
(§ 425) wenden sich gegen Personen, die Gefangene 
und Verwahrte entweichen lassen oder sie dabei 
fördern. 

Hieran schließen sich die bereits erwähnten Tat-
bestände des Verwahrungsbruchs (§ 426), des Ver-
strickungs- und Siegelbruchs (§ 425) und der Ver-
letzung amtlicher Bekanntmachungen (§ 428) an. 
Der Titel endet mit den neuen Vorschriften, die 
durch das Maßregelnsystem des Entwurfs nötig ge-
worden sind und die Verstöße gegen Weisungen 
bei der Sicherungsaufsicht (§ 429) und gegen das 
Berufsverbot und das Verbot der Tierhaltung (§ 430) 
mit Strafen bedrohen. Dabei nimmt § 430 den gel-
tenden § 145c StGB in sich auf. 

§ 418 
Nötigung zu Diensthandlungen 

Nach § 114 StGB begeht eine sogenannte Beam-
tennötigung, „wer es unternimmt, durch Gewalt 
oder Drohung eine Behörde, einen Beamten oder 
einen Soldaten der Bundeswehr zur Vornahme oder 
Unterlassung einer Amts- oder Diensthandlung zu 
nötigen". Anwendung und Auslegung dieser Vor-
schrift bereiten Schwierigkeiten. Hauptgrund dafür 
ist, daß das Gesetz Art und Grad der Drohung nicht 
näher angibt, die der Tatbestand voraussetzt. Die 
Aufgabe, insoweit den Tatbestand abzugrenzen, 
fiel der Rechtsprechung zu. Sie kam hierbei nicht 
immer zu übereinstimmenden Ergebnissen. Auch das 
rechtliche Verhältnis von § 114 StGB zu anderen 
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Nötigungsvorschriften des geltenden Rechts, nament-
lich zum Widerstand gegen die Staatsgewalt (§ 113 
StGB), blieb unklar und ließ sich nicht gleichmäßig 
beurteilen. Denn die umfassendere Vorschrift des 
§ 114 StGB droht zwar eine schwerere Strafe an als 
§ 113 StGB, schützt aber einen größeren Personen-
kreis und stellt weniger enge Anforderungen an 
die Art der Nötigungsmittel. Das führte mitunter 
zu Ungereimtheiten und gab zu Streitfragen Anlaß. 

Der Entwurf beseitigt diese Unklarheiten und ge-
staltet die Nachfolgebestimmung für § 114 StGB 
ebenso wie die folgende Vorschrift über den Wider-
stand als besondere Nötigungstatbestände aus, die, 
ähnlich wie § 365 Abs. 2 Nr. 2 und § 396, in der Tat-
bestandsumschreibung auf der Grundvorschrift der 
Nötigung (§ 170) aufbauen, im übrigen aber, je nach 
dem Zweck der Vorschrift, Besonderheiten bei der 
Bezeichnung des geschützten Personenkreises und 
des Ziels der Nötigungshandlung aufweisen und 
eine erhöhte Strafdrohung enthalten. 

§ 418 hält bei der Beschreibung des geschützten 
Personenkreises im wesentlichen an § 114 StGB 
fest. An die Stelle des Begriffs des Beamten setzt 
der Entwurf auch hier den des Amtsträgers. Inwie-
weit hierdurch im Vergleich zum geltenden Recht 
(§ 359 StGB) eine sachliche Änderung eintritt, ergibt 
sich aus der Begründung zu § 10 Nr. 4. Zu erwähnen 
ist außerdem, daß nach § 421 auch die dort bezeich-
neten Hilfspersonen in den Schutzbereich der Vor-
schriften fiber die Nötigung (§§ 418, 420) einbe-
zogen sind. Eine bedeutsamere Abweichung zum 
geltenden Recht entsteht dadurch, daß der Entwurf 
als Nötigungsmittel außer der Gewaltanwendung 
nur die gefährliche Drohung anerkennt. Das be-
deutet, daß nur eine Drohung mit Gewalt, mit einem 
Verbrechen oder Vergehen, mit der Herbeiführung 
eines Strafverfahrens oder einer anderen behörd-
lichen Maßnahme oder mit  der Offenbarung einer 
ehrenrührigen Tatsache ausreicht (§ 11 Abs. 1 Nr. 7). 
Diese erhebliche Einschränkung trägt ebenso wie 
die entsprechende Regelung in der Grundvorschrift 
des § 170 den rechtsstaatlichen Bedenken Rechnung, 
die gegen die Nötigungsvorschriften des geltenden 
Rechts erhoben worden sind. Bei der Beamtennöti-
gung tritt dieser Mangel an tatbestandlicher Be-
stimmtheit besonders deutlich hervor, da der Wort-
laut des § 114 StGB als Nötigungsmittel neben der 
Gewalt nur die bloße Drohung erwähnt und daher 
selbst der unzureichenden Begrenzungen entbehrt, 
die § 240 StGB vorsieht. Die Beschränkung der Dro-
hungsmittel in § 418 hat zur Folge, daß etwa die 
Androhung von Presseveröffentlichungen nicht unter 
den Tatbestand fällt, soweit diese nicht auf Grund 
ihres Inhalts strafbar sind oder eine ehrenrührige 
Tatsache offenbaren. Der Entwurf nimmt mit dieser 
Einengung des Tatbestandes auch in Kauf, daß selbst 
Drohungen mit ernsten Folgen für den Betroffenen, 
etwa eine Wohnungskündigung, der Ausschluß aus 
einer Gewerkschaft oder aus einem Verein, straffrei 
bleiben, sofern der Drohende nicht in Bereiche-
rungsabsicht handelt und Erpressung gegeben ist. 
Hiergegen können zwar auf Grund der Bedeutung 
des geschützten Rechtsgutes Einwendungen von Ge-
wicht erhoben werden. Der Entwurf gibt indessen 
den rechtsstaatlichen Grundsätzen der Tatbestands- 

§ 418 
bestimmtheit und Rechtssicherheit gegenüber den 
Wünschen eines möglichst umfassenden strafrecht-
lichen Behördenschutzes den Vorrang. Die Beschrän-
kung der Nötigungsmittel bei der Nötigung zu 
Diensthandlungen auf die Fälle der Gewaltanwen-
dung und der gefährlichen Drohung erscheint im 
übrigen auch deswegen sachgerecht, weil der Ent-
wurf auch bei der Nötigung des Bundespräsidenten 
(§ 365 Abs. 2 Nr, 2) und der Nötigung von Mitglie-
dern eines Verfassungsorgans (§ 396) diese Nöti-
gungsmittel — zum Teil in Erweiterung des gelten-
den Rechts (vgl. § 106 StGB) — voraussetzt und der 
Bundespräsident, Mitglieder gesetzgebender Körper-
schaften und Regierungsmitglieder nicht in geringe-
rem Umfang gegen Nötigungen geschützt werden 
können als Amtsträger im allgemeinen. Bei der 
Beschreibung des Nötigungsziels berücksichtigt § 418 
nur die Fälle, in denen es dem Täter darum geht, 
daß der Genötigte eine Diensthandlung vornimmt. 
Die Fälle, in denen das abgenötigte Verhalten im 
Unterlassen einer Diensthandlung liegt, scheidet der 
Entwurf aus § 418 aus und erfaßt sie in der nach-
folgenden Vorschrift über den Widerstand (§ 419), 
der sich nicht wie § 113 StGB auf Fälle beschränkt, 
in denen der Täter Gewalt anwendet oder androht. 
Hierdurch wird eine klare Trennung zwischen die-
sen beiden Nötigungstatbeständen gewährleistet. 
Der Begriff der Diensthandlung ist in § 11 Abs. 1 
Nr. 4 näher bestimmt. Es ergibt sich hieraus, daß 
auch dienstliche Tätigkeiten, mit denen die ge-
schützte Person andere als hoheitsrechtliche Aufga-
ben wahrnimmt, Gegenstand einer Nötigung nach 
§ 418 sein können. Darin liegt keine Abweichung 
zu der Auslegung, die der in § 114 StGB verwen-
dete Begriff der „Amts- und Diensthandlung" in der 
Rechtsprechung erfahren hat. 

Die Rechtswidrigkeitsregel des § 170 Abs.2 
ist, wie Absatz 1 Satz 2 ausdrücklich hervorhebt, 
auch hei § 418 entsprechend anwendbar. Zwar wird 
sie bei der Nötigung zu Diensthandlungen eine 
praktisch wesentlich geringere Bedeutung haben als 
beim Grundtatbestand der Nötigung, da Handhin

-

gen der in § 418 bezeichneten Art gegen Behörden, 
Amtsträger und Soldaten in den meisten Fällen ver-
werflich sein werden. Immerhin kann diese Regel, 
die einen allgemeinen Grundsatz für alle Fälle der 
Nötigung zum Ausdruck bringt, auch bei § 418 
praktische Bedeutung erlangen. Wer etwa einem 
Beamten eine Dienstaufsichtsbeschwerde androht, 
spricht, falls sie eine behördliche Maßnahme her-
beiführen soll, eine gefährliche Drohung aus. Ob 
ein solches Verhalten rechtswidrig ist, ergibt dann 
die Regel des § 170 Abs. 2. Die Rechtswidrigkeit 
wird in einem solchen Fall zu verneinen sein, wenn 
die Dienstaufsichtsbeschwerde lediglich das Ziel 
verfolgt, daß der Beamte die angestrebte Dienst-
handlung angesichts der bevorstehenden Nachprü-
fung durch die übergeordnete Behörde vornimmt 
oder daß diese Behörde die Diensthandlung anord-
net. Möchte der Täter hingegen mit der Erhebung 
der Dienstaufsichtsbeschwerde eine Diensthandlung 
erwirken, die mit dem Gegenstand der Beschwerde 
in keinerlei sachlichem Zusammenhang steht, so wird 
eine solche Nötigung im allgemeinen verwerflich 
sein. 
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§ 419 

Als Strafe sieht § 114 StGB Gefängnis nicht 
unter drei Monaten, bei mildernden Umständen Ge-
fängnis bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe vor. 
Diese Strafdrohung hat den Mangel, daß der Regel-
strafrahmen zu hart ist und auf der anderen Seite 
eine Strafmilderung vorgeschrieben ist, die den Un-
rechtsgehalt solcher Taten in dem breiten Bereich, 
in dem mildernde Umstände gegeben sein können, 
nicht ausschöpft. Der Entwurf droht daher als Re-
gelstrafe Gefängnis bis zu fünf Jahren oder Straf-
haft an und sieht ebenso wie bei der Grundvor-
schrift über die Nötigung in einer besonderen 
Bestimmung (§ 422) für besonders schwere Fälle 
Gefängnis nicht unter sechs Monaten vor. Die in 
§ 114 Abs. 3 StGB für besonders schwere Fälle an-
gedrohte Zuchthausstrafe, die durch das 3. Straf-
rechtsänderungsgesetz vom 4. August 1953 (Bundes-
gesetzbl. I S. 735) im Hinblick auf die durch die 
Verordnung vom 29. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I 
S. 339) verschärfte Strafdrohung in § 240 Abs. 1  
StGB eingeführt worden war, widerspricht den 
Grundsätzen des Entwurfs über die Verwendung 
der Zuchthausstrafe. Für die in § 422 angeführten 
Regelbeispiele erscheint zudem eine Freiheitsstrafe, 
die im Mindestmaß sechs Monate übersteigt, zu 
hoch. Verfolgt der Täter durch die Tal staatsgefähr-
dende Bestrebungen, so ist die Verhängung von 
Strafhaft oder von Geldstrafe nach § 53 ausgeschlos-
sen (§ 376 Abs. 1 Nr. 2). 

Im Gegensatz zu § 114 StGB, der das Unterneh-
men der Tat und damit den Versuch mit derselben 
Strafe bedroht wie die Vollendung, stellt der Ent-
wurf in Absatz 1 nur die vollendete Tat unter Strafe. 
Er erklärt aber in Absatz 2 den Versuch für straf-
bar. Das erscheint kriminalpolitisch erforderlich. 

§ 419 
Widerstand 

§ 113 StGB richtet sich in erster Linie gegen Per-
sonen, die sich einem Vollstreckungsbeamten bei 
der rechtmäßigen Ausübung seines Amtes gewalt-
sam widersetzen oder einen solchen Beamten wäh-
rend der rechtmäßigen Ausübung seines Amtes 
tätlich angreifen. Aus den Gründen, die bereits in 
der Vorbemerkung zu diesem Titel und zu § 418 
dargelegt sind, enthalten die Vorschriften des Ent-
wurfs über den Widerstand in mehrfacher Hinsicht 
Neuerungen, einmal, um sachlich nicht gerechtfer-
tigte Unterschiede in der tatbestandlichen Umschrei-
bung und in der Strafdrohung der verwendeten 
Tatbestände der §§ 113, 114, 117 bis 119 StGB zu 
beseitigen, zum anderen, um für das künftige Recht 
ausdrücklich zu regeln, was gilt, wenn die Dienst-
handlung des Beamten nicht rechtmäßig ist oder sich 
der Täter hinsichtlich der Rechtmäßigkeit irrt. 

Der Tatbestand des Absatze s 1 schließt sich un-
mittelbar an den in § 418 umschriebenen Tatbestand 
der Nötigung zu Diensthandlungen an. Er unter-
scheidet sich von dieser Vorschrift nur dadurch, daß 
der Täter den Betroffenen nicht dazu nötigt, eine 
Diensthandlung vorzunehmen, sondern dazu, eine 
Diensthandlung nicht vorzunehmen. Diese Um-
schreibung des Tatbestandes mag zwar gegenüber 
dem geltenden Recht, das von „Widerstand leisten" 

spricht, weniger anschaulich sein. Sie hat aber den 
Vorzug der Rechtsklarheit für sich un d  grenzt die 
Tatbestände der Nötigung zu Diensthandlungen 
und des Widerstandes scharf voneinander ab. Hier-
bei bezieht § 419 Abs. 1 nicht nur die Fälle des 
Widerstandleistens im Sinne des § 113 Abs. 1 StGB 
ein, die der Entwurf als Nötigung mit Gewalt oder 
durch Drohung mit Gewalt bezeichnet, sondern auch 
andere Nötigungshandlungen, bei denen der Täter 
eines der übrigen Mittel der gefährlichen Drohung 
im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 7 anwendet. Solche 
Fälle, in denen dem Betroffenen etwa die Offen-
barung einer ehrenrührigen Tatsache angedroht 
wird, erfaßt das geltende Recht als Beamtennötigung 
in § 114 StGB. Indessen besteht kein sachlicher 
Grund, solche auf die Unterlassung von Diensthand-
lungen zielende Nötigungshandlungen im Tatbe-
stand und in der Strafdrohung danach zu unterschei-
den, ob die eine oder andere Begehungsform einer 
gefährlichen Drohung gegeben ist. Auch die Tatsache, 
daß der Entwurf in § 419 von demselben geschützten 
Personenkreis ausgeht wie in § 418 und sich nicht 
etwa auf Vollstreckungsbeamte im Sinne des § 113 
StGB beschränkt, wirkt sich praktisch nicht aus, da 
auch im geltenden Recht die Fälle des Widerstan-
des gegen Beamte, die nicht Vollstreckungsbeamte 
im Sinne des § 113 StGB sind, und gegen Behörden 
und Soldaten der Bundeswehr, soweit § 113 Abs. 3 
ausscheidet, unter die schwerere Vorschrift des § 114 
StGB über die Beamtennötigung fallen und der Ent-
wurf die Nötigung zu Diensthandlungen und den 
Widerstand unter die gleiche Strafdrohung stellt. 

Freilich hat der Umstand, daß das Nötigungsziel 
bei § 419 ein anderes ist als bei § 418, Auswirkun-
gen für den Sinn, der in den beiden Bestimmungen 
mit dem Begriff des „Nötigens" verbunden ist. Da 
sich der Widerstand lediglich gegen die Vornahme 
einer Diensthandlung richtet und der Täter dabei 
in zahlreichen Fällen Gewalt anwendet, gewinnt 
der vom Entwurf in den Begriff des Nötigens ein-
bezogene Fall, daß der Täter durch überwältigende 
Gewalt ein Dulden erzwingt (vgl. Begründung zu 
§ 170), bei § 419 einen breiteren Anwendungsbereich 
als bei anderen Nötigungsvorschriften. Im Bereich 
des § 418 ist hingegen für  eine Nötigung durch 
überwältigende Gewalt kein Raum. Denn hier wird 
die Vornahme einer Diensthandlung abgenötigt, die 
Willensbildung des Betroffenen also lediglich beein-
flußt und nicht völlig ausgeschaltet. 

Als Strafe sieht der Entwurf ebenso wie bei 
der Nötigung zu Diensthandlungen in der Grund-
strafdrohung Gefängnis bis zu fünf Jahren oder 
Strafhaft vor. Hierdurch werden die erheblichen 
Spannungen behoben, die im geltenden Recht da-
durch entstanden sind, daß § 113 StGB im Unter-
schied zum allgemeinen Tatbestand der Beamten-
nötigung (§ 114 StGB) eine wesentlich mildere 
Strafe (Gefängnis von vierzehn Tagen bis zu zwei 
Jahren und bei mildernden Umständen Gefängnis 
bis zu einem Jahr oder Geldstrafe) androht. Diese 
mildere Strafdrohung mag auf der Erwägung be-
ruhen, daß Täter, die gegenüber Vollstreckungs-
beamten Widerstand leisten, nicht selten in ver-
ständlicher Erregung handeln. Indessen gibt dieser 
Umstand, der bei der Strafzumessung im Einzelfall 
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Berücksichtigung finden kann, keinen hinreichenden 
Anlaß, den gesetzlichen Strafrahmen für den Wi-
derstand zu ermäßigen, zumal die Fälle, in denen 
sich der Täter gewaltsam Diensthandlungen wider-
setzt, sehr gefährlich sein können und in ihrem Un-
rechtsgehalt den sonstigen Fällen der Beamtennöti-
gung durchschnittlich nicht nachstehen. Auch bei 
§ 419 ist die Verhängung von Strafhaft oder von 
Geldstrafe nach § 53 ausgeschlossen, wenn der Tä-
ter durch die Tat staatsgefährdende Bestrebungen 
verfolgt (§ 376 Abs. 1 Nr. 2) oder sich in ihren 
Dienst stellt. 

Absatz 1 Satz 2 erklärt die Rechtswidrig-
keitsregel des § 170 Abs. 2 für entsprechend an-
wendbar. Zwar wird diese Regel beim Widerstand, 
der, um strafbar zu sein, sich stets gegen eine 
rechtmäßige Diensthandlung richten muß (vgl. Ab-
satz 4), verhältnismäßig geringe praktische Bedeu-
tung haben. Immerhin sind ähnlich wie in § 418 
auch hier Fälle, in denen der Täter Gewalt weder 
anwendet noch androht, denkbar, für welche die 
Regel Bedeutung erlangt. Auf die Begründung zu 
§ 418 wird verwiesen. 

Absatz 2 erklärt den Versuch des Widerstandes 
für strafbar. Im geltenden Recht wurde in § 113 
StGB die Strafbarkeit des Versuchs, die durch die 
Verordnung vom 29. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I 
S. 339) im Zusammenhang mit der Angleichung an 
das österreichische Recht eingeführt worden war, 
durch das 3. Strafrechtsänderungsgesetz vom 
4. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 735) wieder be-
seitigt. Das geschah mit Rücksicht darauf, daß bei 
§ 113 StGB das bloße „Widerstandleisten", das be-
reits in der Bedrohung mit Gewalt liegen kann, zur 
Vollendung der Tat genügt und deshalb für die 
Strafbarkeit des Versuchs kein Bedürfnis besteht. 
Der Entwurf kann hingegen nicht auf sie verzichten, 
da nach Absatz 1 der Widerstand erst dann voll-
endet ist, wenn der Täter erreicht, daß der Genö-
tigte die Diensthandlung nicht vornimmt. Ohne Straf-
barkeit des Versuchs träte daher gegenüber dem 
geltenden Recht eine sachlich nicht gerechtfertigte 
Verkürzung des Strafschutzes ein. 

Absatz 3 bedroht mit der Strafe des Widerstan-
des auch Täter, die einen Amtsträger oder Soldaten 
während einer Diensthandlung tätlich angreifen. In 
der Umschreibung der Tathandlung ändert die Vor-
schrift das geltende Recht nicht. Hingegen führt die 
in Absatz 1 vorgesehene Ausdehnung des geschütz-
ten Personenkreises auch in Absatz 2 zu einer Er-
weiterung des Strafschutzes. Im geltenden Recht 
sind Amtsträger, die nicht Vollstreckungsbeamte 
sind, gegen tätliche Angriffe während der rechtmä-
ßigen Ausübung ihres Dienstes nur nach allgemei-
nen Vorschriften geschützt. Absatz 2 beseitigt in 
Übereinstimmung mit den früheren Entwürfen (vgl. 
§ 149 Abs. 2 E 1927, § 149a Abs. 2 E 1930) diese 
Unterscheidung und schützt alle Amtsträger, wenn 
sie während einer Diensthandlung tätlich angegrif-
fen werden. Das ist sachlich gerechtfertigt, da der 
tätliche Angriff gegen einen pfändenden Gerichts-
vollzieher oder einen Polizeibeamten im Außen-
dienst nicht anders beurteilt werden kann als der 
gegen einen Landrat oder einen Bürgermeister in 
seinem Dienstzimmer oder gegen einen Richter im  

§ 419 
Gerichtssaal. Gegen eine solche Unterscheidung 
spricht ferner, daß auch § 113 Abs. 1 StGB lediglich 
einen zeitlichen Zusammenhang zwischen Angriff 
und Diensthandlung voraussetzt und der Angriff 
sich nicht gegen die Diensthandlung selbst zu rich-
ten braucht. Der Schutz gilt daher schon im gelten-
den Recht weniger der Diensthandlung als solcher, 
als vielmehr der ungestörten dienstlichen Tätigkeit 
des Amtsträgers. 

Wie die Stellung der einzelnen Absätze der Vor-
schrift erkennen läßt, ist in den Fällen des Ab-
satzes 3 der Versuch nicht strafbar. Hierfür fehlt 
es an einem praktischen Bedürfnis, da nach der 
Rechtsprechung unter tätlichem Angriff bereits jede 
in feindseliger Richtung unmittelbar auf den Körper 
eines anderen zielende Einwirkung zu verstehen ist, 
ohne daß es auf den Erfolg ankäme. 

In den Absätzen 4 und 5 stellt der Entwurf 
ausdrücklich klar, daß der Widerstand nur gegen 
rechtmäßige Diensthandlungen strafbar ist, und re-
gelt, wie die Fälle des Irrtums über die Rechtmäßig-
keit der Diensthandlung zu beurteilen sind, sei es, 
daß der Widerstandleistende irrig annimmt, die 
rechtswidrige Diensthandlung sei rechtmäßig, sei es, 
daß er die Rechtmäßigkeit der Diensthandlung ver-
kennt. Hierbei nimmt der Entwurf nicht zu den Lehr-
meinungen näher Stellung, die im Bereich des gel-
tenden Rechts zu diesen Fragen entwickelt worden 
sind, sondern stellt kriminalpolitische Erwägungen 
in den Vordergrund. Die Entscheidung dieser Fragen 
ist rechtspolitisch von großer Tragweite. Denn auf 
der einen Seite gilt es, das reibungslose Wirken 
rechtmäßig ausgeübter staatlicher Gewalt gegen 
Störungen abzuschirmen, auf der anderen Seite muß 
der Schutz der Freiheit des einzelnen Bürgers vor 
einem Fehlgreifen der Staatsorgane gewahrt werden. 
Dieser Widerstreit tritt insbesondere dann hervor, 
wenn der Widerstandleistende lediglich glaubt, 
staatlicher Willkür ausgesetzt zu sein, während er 
sich in Wirklichkeit rechtmäßig ausgeübter staat-
licher Gewalt entgegenstellt. 

In der Rechtslehre werden für die Beurteilung 
solcher Fälle im wesentlichen drei Auffassungen 
vertreten. Nach der ersten Meinung, die nur noch 
wenige Anhänger hat, soll die Rechtmäßigkeit der 
Amtshandlung Tatbestandsmerkmal sein. Das hätte 
zur Folge, daß jeder Irrtum hierüber den Vorsatz 
ausschlösse und, da fahrlässiges Handeln beim 
Widerstand nicht strafbar ist, zur Straflosigkeit 
führte. Der einzelne Amtsträger, der dazu berufen 
ist, der staatlichen Gewalt Geltung zu verschaffen, 
bliebe in allen Fällen schutzlos, in denen der Wider

-

standleistende sich unwiderlegbar darauf beruft, 
die Diensthandlung für unrechtmäßig gehalten zu 
haben, mag dieser Irrtum auch noch so unentschuld-
bar gewesen sein. Es müßten aber verhängnisvolle 
Folgen für die Entschlußkraft der Amtsträger ein-
treten, wenn ihnen das Strafrecht bei rechtmäßigem 
Vorgehen den Schutz gegen Widerstandleistende 
versagte, die sich über die Rechtmäßigkeit irren 
oder zu irren vorgeben. Die Rechtsprechung zum 
geltenden Recht hat daher das Erfordernis der Recht-
mäßigkeit der Amtsausübung auch nie als Tatbe-
standsmerkmal angesehen. 
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§ 419 

Neuerdings wird in der Lehre auch die Auffas-
sung vertreten, daß das Erfordernis der Rechtmäßig-
keit der Amtsausübung ein sogenanntes Rechtswi-
drigkeitsmerkmal darstelle. Diese Lehrmeinung hat 
den praktischen Vorzug, daß die Regeln des Ver-
botsirrtums nach § 21 gelten würden, wenn der 
Widerstandleistende über die Rechtmäßigkeit der 
Diensthandlung irrt. Der Täter bliebe dann wenig-
stens in den Fällen vorwerfbaren Irrtums strafbar. 
Aber auch in den Fällen, in denen den Widerstand

-

leistenden wegen seines Irrtums kein Vorwurf trifft, 
wäre es der staatlichen Ordnung abträglich, wenn 
dieser Irrtum die Rechtswidrigkeit seiner Wider-
standsleistung ausschlösse, so daß er stets straflos 
ausginge. 

Die herrschende Auffassung sieht die Rechtmäßig-
keit der Amtsausübung daher als Bedingung der 
Strafbarkeit an (vgl. hierzu die Einleitung der Be-
gründung zum Besonderen Teil unter IV.). Das ent-
spricht von jeher der höchstrichterlichen Rechtspre-
chung, der sich die Lehre überwiegend angeschlossen 
hat. Diese Auffassung wird zwar den kriminalpoli-
tischen Bedürfnissen gerecht; denn der strafrechtliche 
Schutz bleibt auf die Fälle der rechtmäßig ausge-
übten staatlichen Gewalt beschränkt und tritt auch 
dann ein, wenn der Widerstandleistende die Amts-
ausübung irrig für unrechtmäßig hält. Wer glaubt, 
zum Widerstand berechtigt zu sein, handelt stets 
auf eigene Gefahr. Unbefriedigend ist es aber, daß 
es in der Strafdrohung keinen Unterschied macht, 
ob der Täter sich der Amtsausübung in Kenntnis 
ihrer Rechtmäßigkeit widersetzt oder ob er sich 
hierüber unverschuldet irrt. Dagegen bestehen aus 
schuldstrafrechtlichen Erwägungen Bedenken. 

Absatz 4 schließt die Strafbarkeit wegen Wider-
standes aus, wenn die Diensthandlung nicht recht-
mäßig ist (Satz 1). Diesen Grundsatz läßt der Ent-
wurf auch dann gelten, wenn der Widerstand

-

leistende irrig annimmt, die Diensthandlung sei 
rechtmäßig (Satz 2). Diese Regelung ändert das gel-
tende Recht nicht, da die Rechtsprechung die Recht-
mäßigkeit der Amtsausübung als Bedingung der 
Strafbarkeit behandelt und damit zu demselben Er-
gebnis führt. Auch bleibt es wie bisher der Recht-
sprechung überlassen, im einzelnen die Voraus-
setzungen zu bestimmen, von denen die Rechtmä-
ßigkeit der Diensthandlung abhängt. Der Entwurf 
geht hierbei davon aus, daß nur wesentliche Mängel 
die Rechtswidrigkeit der Diensthandlung begründen 
können und daß es auch im übrigen bei den Grund-
sätzen verbleibt, die die Rechtsprechung für Dienst-
handlungen von Vollstreckungsbeamten und von 
Soldaten entwickelt hat, die Weisungen oder Befehle 
zu befolgen haben. Die damit verbundenen Schwie-
rigkeiten für die Rechtsprechung muß der Entwurf 
in Kauf nehmen, da der einfachere Weg, den Wi-
derstand ohne Rücksicht auf die Rechtmäßigkeit der 
Diensthandlung in jedem Fall mit Strafe zu bedro-
hen und den betroffenen Staatsbürger auf das um-
fassende System der Rechtsbehelfe zu verweisen, 
nicht gangbar ist. Denn in zahlreichen Fällen würde 
es nutzlos sein, den Rechtsmittelweg zu beschreiten, 
da die Entscheidung der übergeordneten Stelle zu 
spät käme. Außerdem wäre es mit den Grundsätzen 
des Rechtsstaates nicht zu vereinbaren, unrechtmä

-

ßige staatliche Akte unterschiedslos wie die rechtlich 
einwandfreien strafrechtlich zu schützen. Der Ent-
wurf sieht daher auch davon ab, den Widerstand 
gegen unrechtmäßige Diensthandlungen in den Fäl-
len unter Strafe zu stellen, in denen ein drohender 
Schaden durch Einlegung eines Rechtsmittels recht-
zeitig abgewendet werden könnte. 

Aus diesen Erwägungen bedroht der Entwurf, 
wenn die Diensthandlung nicht rechtmäßig ist, den 
Widerstand selbst dann nicht mit Strafe, wenn der 
Widerstandleistende glaubt, die Diensthandlung sei 
rechtmäßig, und er daher nach seiner Vorstellung 
gegen das Recht verstößt. Dies in Satz 2 des Ab-
satzes 4 klarzustellen, ist erforderlich, da ein Teil 
des Schrifttums in dem zum mindesten ähnlichen 
Fall, daß ein Täter das Vorliegen rechtfertigender 
Umstände verkennt, nicht Versuch, sondern voll-
endete vorsätzliche Tat annimmt. Eine entsprechende 
Regelung kennt das geltende Recht auch in den 
Fällen des Irrtums über die Verbindlichkeit eines 
Befehls in § 109b Abs. 5 StGB und in § 22 Abs. 1 
des Wehrstrafgesetzes vom 30. März 1957 (Bundes-
gesetzbl. I S. 298). Aus Absatz 4 ergibt sich nicht, 
daß der Widerstand gegen eine rechtswidrige 
Diensthandlung in jedem Fall rechtmäßig ist. Der 
Entwurf spricht nur aus, daß eine solche Tat nicht 
„als Widerstand" strafbar ist. Je nach der Sachlage 
kann aber die Tat z. B. als Körperverletzung 
(§§ 146 ff.), soweit die Tat nicht durch Notwehr ge-
rechtfertigt ist (§§ 37, 38), oder als Nötigung straf-
bar sein, soweit der Täter bei der Anwendung des 
Mittels verwerflich gehandelt hat (§ 170). 

Absatz 5 enthält für den praktisch bedeutsamen 
Fall, daß der Täter irrig annimmt, die Diensthand-
lung sei aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen 
nicht rechtmäßig, eine besondere Irrtumsregelung, 
die die allgemeinen Vorschriften der §§ 19 bis 21 
ausschließt. Der Entwurf will damit für den Wider-
streit zwischen der Notwendigkeit eines hinreichen-
den Schutzes der rechtmäßigen staatlichen Gewalt 
und den Erfordernissen des Schuldstrafrechts einen 
sachgerechten Ausgleich schaffen. Das ist nur durch 
eine geschmeidige Regelung möglich, die den Richter 
darüber entscheiden läßt, ob und in welchem Um-
fang der Irrtum des Widerstandleistenden über die 
Rechtmäßigkeit der Diensthandlung dessen Ver-
schulden hinsichtlich seines gesamten Verhaltens 
mindert oder ausschließt, und die für diese Fälle 
nicht nur die Möglichkeit einer Strafmilderung, son-
dern auch die des Absehens von Strafe vorsieht. 
Hierdurch gibt der Entwurf auf der einen Seite die 
Möglichkeit, im Einzelfall auf eine der Schuld ange-
messene Strafe zu erkennen; auf der anderen Seite 
bleibt es, um einen hinreichenden Schutz der Behör-
den, Amtsträger und Soldaten sicherzustellen, auch 
künftig ein Wagnis, Widerstand zu leisten, da dem 
Täter, falls sich die Diensthandlung als rechtmäßig 
erweist, aus noch näher darzulegenden Gründen 
auch dann keine Straflosigkeit gesichert ist, wenn 
ihm sein Irrtum als solcher nicht vorzuwerfen ist. 

Im übrigen sieht Absatz 5 — insoweit abweichend 
zu der vergleichbaren Bestimmung des § 22 Abs. 3 
des Wehrstrafgesetzes, die mit den Erfordernissen 
des soldatischen Dienstes zusammenhängt — die 
Möglichkeit einer Strafmilderung nach § 64 Abs. 2 
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auch für die Fälle des vorwerfbaren Irrtums vor. 
Auf diese Weise trägt der Entwurf im Ergebnis auch 
der Auffassung Rechnung, welche die Rechtmäßig-
keit der Diensthandlung als Tatbestandsmerkmal 
behandeln und für die Fälle des verschuldeten Irr-
tums hierüber einen Fahrlässigkeitstatbestand mit 
einer milderen Strafdrohung vorsehen möchte. Die 
Möglichkeit des Absehens von Strafe beschränkt 
der Entwurf hingegen auf die Fälle, in denen dem 
Täter der Irrtum nicht vorzuwerfen ist. 

Wenn es der Entwurf in den Fällen des Absatzes 5 
in das rechtlich gebundene Ermessen des Gerichts 
stellt, ob es die Strafe mildern oder von Strafe ab-
sehen will, so liegt darin kein Verstoß gegen den 
Schuldgrundsatz. Zwar läßt der Entwurf dem Gericht 
hierdurch die Möglichkeit offen, auch bei nicht vor-
werfbarem Irrtum auf Strafe zu erkennen und sie 
aus dem vollen oder dem nach § 64 Abs. 2 gemil-
derten Strafrahmen zu entnehmen. Dies ist indessen 
sachlich gerechtfertigt, denn der Umstand, daß dem 
Täter der Irrtum über die Rechtmäßigkeit der Dienst-
handlung nicht vorgeworfen werden kann, sagt 
noch keineswegs, daß ihn auch wegen seiner Wider-
standshandlung als solcher kein Schuldvorwurf träfe. 
So mag ihm unter Umständen nicht angelastet wer-
den können, daß er sich geirrt, wohl aber, daß er 
sich der vermeintlich rechtswidrigen Diensthandlung 
mit Gewalt oder durch eine gefährliche Drohung 
widersetzt hat. Allerdings wäre eine solche Tat, 
wäre die Diensthandlung wirklich rechtswidrig, nicht 
als Widerstand strafbar (Absatz 4). Das hat jedoch, 
wie schon dargelegt ist, andere Gründe. Ein unein-
geschränktes Selbsthilferecht ist gegen staatliche 
Organe selbst dann nicht anzuerkennen, wenn ihre 
Diensthandlungen rechtswidrig sind. Es kann daher 
eine gewaltsame Selbsthilfe nicht schon damit ent-
schuldigt werden, daß der Widerstandleistende in 
nicht vorwerfbarer Weise geglaubt hat, die Dienst-
handlung sei rechtswidrig. Für die Fälle, in denen 
sich der Bürger durch die staatliche Gewalt in sei-
nen Rechten verletzt fühlt, stellt die Rechtsordnung 
ein ganzes System von Rechtsbehelfen zur Verfü-
gung. Den entschuldbar irrenden Bürger trifft ein 
Vorwurf, wenn er in solchen Fällen zur gewalt-
samen Gegenwehr greift, obwohl ihm der Rechts-
weg eine hinreichende Möglichkeit gibt, seine 
Rechte zu wahren. Er muß sich weiter entgegen-
halten lassen, daß die Frage der Rechtmäßigkeit 
einer Diensthandlung nicht selten schwierig zu be-
antworten ist, daß außerdem in einem Rechtsstaat 
in der Regel davon auszugehen ist, daß die staat-
lichen Organe die Rechtmäßigkeit ihrer Diensthand-
lung zuvor sorgfältig geprüft haben und daß ihm 
selbst meistens die Möglichkeit fehlt, die Rechts-
widrigkeit einer Diensthandlung zuverlässig festzu-
stellen. Dem Täter kann daher sein Widerstand 
unter Umständen auch dann vorgeworfen werden, 
wenn er seinen Irrtum nicht zu vermeiden vermag. 
Es ist in diesem Zusammenhang darauf hinzuweisen, 
daß auch im bürgerlichen Recht nur dann jemand 
zur Selbsthilfe greifen darf, wenn ohne sofortiges 
Eingreifen die Verwirklichung seines Anspruchs 
vereitelt oder wesentlich erschwert würde (vgl. 
§§ 229, 230 BGB). Selbsthilfe kann gegenüber staat-
lichen Organen nicht in weiterem Umfang gebilligt 
werden als gegenüber Privatpersonen. Die Schuld  

§ 420 
eines Widerstandleistenden, der nicht vorwerfbar 
eine rechtmäßige Diensthandlung für rechtswidrig 
hält, kann nur dann ausgeschlossen werden, wenn 
das Wagnis des Widerstandes ebensowenig vorge-
worfen werden kann wie die Art und Weise dieses 
Widerstandes. So wird ein Schuldvorwurf insbeson-
dere dann entfallen, wenn die Beschreitung des 
Rechtsweges für den Betroffenen zu spät käme, ihm 
durch die Diensthandlung ein nicht wiedergutzu-
machender Schaden droht, eine Güterabwägung zu-
gunsten des Täters spricht und er in möglichst scho-
nender Weise vorgeht. Es ist erwogen worden, diese 
Fälle, in denen dem entschuldbar irrenden Täter in 
seinem Gesamtverhalten kein Vorwurf trifft, aus-
drücklich straflos zu stellen. Einer zutreffend abge-
grenzten Umschreibung dieses Rechtsgedankens im 
Gesetz stehen jedoch außerordentliche Schwierig-
keiten entgegen. Der Entwurf läßt es daher dabei 
bewenden, daß im Falle des nicht vorwerfbaren Irr-
tums über die Rechtmäßigkeit der Diensthandlung 
von Strafe abgesehen werden kann. Es widerspricht 
dem Schuldgrundsatz nicht, wenn der Entwurf die 
Fälle, in denen das Gericht das tun muß, nicht aus-
drücklich angibt. Denn zur Verwirklichung dieses 
Grundsatzes ist auch die Rechtsprechung aufgerufen. 
Ein Gesetz genügt schuldstrafrechtlichen Erforder-
nissen bereits dann, wenn es bei sachgerechter 
Handhabung in keinem Fall zu einem Verstoß gegen 
den Schuldgrundsatz zwingt. 

§ 420 
Nötigung und Widerstand gegen Forst-,  Feld-, 

Jagd- oder Fischereischutzberechtigte 
Das geltende Recht droht, wenn sich der Wider-

stand gegen Forst-, Jagd- und Fischereibeamte oder 
andere in § 117 StGB näher bezeichnete Personen 
richtet, die zum Schutze des Forst-, Jagd- und Fi-
schereirechts berufen oder bestellt sind, in den 
§§ 117 bis 119 StGB Strafen an, die wesentlich 
schwerer sind als die in § 113 StGB angedrohten 
und die bei den Tatbeständen des schweren und 
gemeinschaftlichen Forstwiderstandes bis zu einer 
Zuchthausstrafe von fünfzehn Jahren reichen. Der 
Entwurf sieht davon ab, die Fälle des Forstwider-
standes im Tatbestand und in der Strafdrohung 
gegenüber den anderen Fällen des Widerstandes 
besonders herauszuheben. Hierzu besteht kein hin-
reichender Anlaß, da  es beim Forstwiderstand weder 
einer abweichenden Tatbestandsbeschreibung noch 
einer schwereren Strafdrohung bedarf, nachdem der 
Entwurf für den einheitlichen Tatbestand des Wider-
standes die unzureichende Strafdrohung des § 113 
StGB im Höchstmaß der Gefängnisstrafe allgemein 
erhöht hat. Denn Polizei- und Grenzbeamte sind bei 
ihren Dienstverrichtungen ebensogroßen Gefahren 
für Leib oder Leben ausgesetzt wie Forst-, Jagd-
oder Fischereibeamte. Man denke nur an Ange-
hörige des Polizei- und des Grenzkontrolldienstes, 
wenn sie zur Ergreifung von Gewaltverbrechern 
oder zur Bekämpfung bewaffneter Schmuggler-
banden eingesetzt werden. 

Der Schutz der Forst-, Jagd- und Fischereibeamten 
selbst wird im Entwurf bereits durch die §§ 418 und 
419 gewährleistet, da diese Personen Amtsträger 
sind (§ 10 Nr. 4). Die weiter in § 117 StGB bezeich- 
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§ 421 
neten Personen, nämlich die Eigentümer eines Wal-
des oder eines Fischgewässers, die Forst- und 
Fischereiberechtigten und die Jagd- und Fischerei

-

ausübungsberechtigten schützt der Entwurf dadurch, 
daß er den Schutzbereich der §§ 418 und 419 durch 
die Gleichstellungsvorschrift des § 420 auch auf 
diesen Personenkreis ausdehnt. Auch die sonst in 
§ 117 StGB genannten, von Jagd- oder Fischerei

-

schutzberechtigten „bestellten Aufseher" werden, 
soweit es sich um sogenannte bestätigte Jagdauf-
seher handelt, als Jagdschutzberechtigte von § 420 
erfaßt oder aber schon von den §§ 418 und 419, 
soweit sie zugleich Berufsjäger oder forstlich aus-
gebildet sind und daher Rechte und Pflichten von 
Polizeibeamten haben und Hilfsbeamte der Staats-
anwaltschaft sind (§ 25 Abs. 2 des Bundesjagdge-
setzes vom 29. November 1952, Bundesgesetzbl. I 
S. 788). Formlos bestellte Jagdaufseher, die nicht 
jagdschutzberechtigt sind, erhalten nach § 421 den-
selben Schutz, soweit sie zur Unterstützung bei 
Handlungen zugezogen werden, die ein Jagdschutz

-

berechtigter zur Wahrnehmung des Jagdschutzes 
vornimmt. 

Die Regelung des Entwurfs ist im Vergleich zum 
geltenden Recht wesentlich einfacher und übersicht-
licher. Da der Entwurf für die §§ 418 bis 421 auch 
eine gemeinsame Vorschrift für besonders schwere 
Fälle mit einer Strafdrohung von Gefängnis nicht 
unter sechs Monaten vorsieht (§ 422), enthält er 
auch für die Fälle ausreichende Strafdrohungen, die 
im geltenden Recht in den §§ 118 und 1 1 9 StGB 
unter eine erhöhte Strafdrohung gestellt sind. Der 
Androhung einer Zuchthausstrafe bedarf es hierfür 
nicht. Dies widerspräche den Grundsätzen, die der 
Entwurf allgemein bei der Verwendung dieser Straf-
art beachtet. 

Die Gleichstellungsvorschrift des § 420 knüpft an 
die in den §§ 418 und 419 verwendeten Begriffe des 
Amtsträgers und der Diensthandlung an, die in § 10 
Nr. 4 und § 11 Abs. 1 Nr. 4 näher erläutert sind. 
§ 420 bestimmt, daß Handlungen, die ein zur Wahr-
nehmung des Forst-, Feld-, Jagd- oder Fischerei-
schutzes Berechtigter in Ausübung dieses Schutzes 
vornimmt, für die Anwendung der §§ 418 und 419 
den Diensthandlungen eines Amtsträgers gleichste-
hen. Diese Regelung führt in Verbindung mit den 
Grundvorschriften der §§ 418 und 419 sowie den 
im einzelnen noch zu erläuternden ergänzenden Be-
stimmungen der §§ 421 und 422 in mehrfacher Hin-
sicht zu sachlichen Änderungen der §§ 117 bis 119 
StGB. 

Hinsichtlich des geschützten Personenkrei-
ses geht der Entwurf insoweit über die §§ 113 und 
117 bis 119 StGB hinaus, als er den strafrechtlichen 
Schutz auf alle zur Wahrung des Feldschutze s 
berechtigten Personen ausdehnt. Soweit sie, wie z. B. 
die Feldhüter nach den §§ 58 bis 62 des Preußischen 
Feld- und Forstpolizeigesetzes i. d. F. der Bekannt-
machung vom 21. Januar 1926 (Gesetzessamml. 
S. 83), mit der Wahrnehmung polizeilicher Aufgaben 
betraut und daher Amtsträger (§ 10 Nr. 4) sind, sind 
sie bereits durch die §§ 418 und 419 geschützt. Die 
Tatbestandserweiterung des § 420 hat jedoch für 
solche Personen Bedeutung, die nach den Vorschrif-
ten des öffentlichen Rechts berechtigt sind, Aufga-

ben des Feldschutzes wahrzunehmen, ohne mit 
hoheitsrechtlichen Befugnissen ausgestattet zu sein. 

Eine weitere Neuerung enthält § 420 insoweit, als 
der Entwurf die Forst-, Feld-, Jagd- und Fischerei

-

schutzberechtigten, wenn sie in Ausübung dieses 
Schutzes tätig werden, nicht nur gegen Widerstand 
im Sinne der §§ 117 bis 119 StGB schützt, sondern 
darüber hinaus auch an dem verstärkten Schutz 
gegen Nötigungen teilnehmen läßt, der für Be-
hörden, Amtsträger und Soldaten vorgesehen ist. 
Denn es erscheint nicht sachgerecht, den Schutz des 
in § 420 bezeichneten Personenkreises anders als 
bei den Amtsträgern auf die Fälle zu beschränken, 
in denen gewaltsam Widerstand geleistet wird. 

Die für die Fälle der Nötigung und des Wider-
standes gegen Forst-, Feld-, Jagd- und Fischerei

-

schutzberechtigte maßgebenden Strafdrohung en 
 der §§ 418, 419, 422 sind im Vergleich zu den in 

den §§ 117 bis 119 StGB vorgesehenen Strafen 
zum Teil schärfer und zum Teil milder; insgesamt 
sind sie weniger starr. Die tatbestandlichen Unter-
scheidungen des geltenden Rechts mit ihren gesetz-
lichen Mindeststrafen, die bei mildernden Umstän-
den wiederum erheblich unterschritten werden 
können, und mit ihren verschiedenen Höchststrafen 
werden im Entwurf durch den einheitlichen Regel-
strafrahmen der §§ 418 und 419 ersetzt, der auf 
„Gefängnis bis zu fünf Jahren oder Strafhaft" lautet. 
An seine Stelle tritt, wenn die Voraussetzungen 
eines besonders schweren Falles vorliegen, eine Ge-
fängnisstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren 
(§ 422). Der Regelstrafrahmen des Entwurfs um-
spannt die einzelnen Strafdrohungen des § 117 
StGB, wenn man davon absieht, daß nach dem Ent-
wurf das Mindestmaß der Strafhaft von einer Woche 
(§ 47 Abs. 1) nicht unterschritten werden kann, wäh-
rend nach dem geltenden Recht die gesetzliche Min-
deststrafe für einen einfachen Forstwiderstand, wenn 
mildernde Umstände angenommen werden, einen Tag 
Gefängnis beträgt (§ 117 Abs. 3, § 16 Abs. 1 StGB). 
Mit der für besonders schwere Fälle vorgesehenen 
Strafdrohung des § 422 lassen sich auch die schwe-
reren Fälle des Forstwiderstandes sachgerecht er-
fassen, die im geltenden Recht unter die §§ 118 und 
119 StGB fallen. Aus den schon erwähnten Gründen 
bedarf es insoweit weder einer Zuchthausstrafe noch 
einer Strafdrohung, die zehn Jahre übersteigt. 

§ 421 
Hilfspersonen 

Die Vorschrift dehnt den Schutzbereich der §§ 418 
bis 420 auf solche Personen aus, die zur Unter-
stützung bei einer Diensthandlung oder bei einer 
in § 420 beschriebenen Handlung eines zur Wahr-
nehmung des Forst-, Feld-, Jagd- oder Fischerei-
schutzes Berechtigten zugezogen sind. 

Gegenüber dem entsprechenden § 113 Abs. 3 StGB 
ist die Vorschrift insofern weiter, als sie nicht nur 
Hilfspersonen schützt, die zur Unterstützung der in 
§ 113 Abs. 1 StGB genannten Beamten, sondern auch 
zur Unterstützung von anderen Amtsträgern, von 
Soldaten und von Personen, die § 420 nennt, zu-
gezogen sind Dagegen sind nach § 113 Abs. 3 StGB 
neben den „Mannschaften der bewaffneten Macht", 
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die der Entwurf unmittelbar durch die §§ 418 und 
419 erfaßt, auch die „Mannschaften einer Gemeinde-, 
Schutz- oder Bürgerwehr" in Ausübung ihres Dien-
stes gegen Widerstandshandlungen geschützt, ohne 
daß sie zugleich „zur Unterstützung zugezogen" 
sein müssen. Das ist nicht sachgemäß. Soweit es sich 
bei solchen Mannschaften, die an der Aufrecht-
erhaltung der öffentlichen Sicherheit, Ordnung und 
Ruhe beteiligt werden (z. B. Feuerwehren, Heim-
schutz, Deichschutz), im Einzelfall nicht um Amts-
träger handelt, bedürfen sie des besonderen Straf-
schutzes der §§ 418ff. nur, wenn sie auf Ersuchen 
von Behörden oder Amtsträgern zur Unterstützung 
staatlicher Organe tätig werden. 

§ 422 
Besonders schwere Fälle 

Wie die Begründung zu den §§ 418 bis 420 schon 
erwähnt hat, beseitigt der Entwurf die Unterschiede 
in den Strafdrohungen, die § 114 Abs. 3, § 117 Abs. 2, 
§§ 118 und 119 StGB vorsehen, indem er eine für 
alle Tatbestände der Nötigung zu Diensthandlungen 
und des Widerstandes gemeinsam geltende Vor-
schrift über besonders schwere Fälle (§ 62) schafft, 
für die er einheitlich eine Gefängnisstrafe von sechs 
Monaten bis zu zehn Jahren festsetzt. Die hierdurch 
im Vergleich zum geltenden Recht eintretenden 
Änderungen der Strafdrohung sind bereits bei den 
einzelnen Vorschriften dargelegt worden. Hierauf 
wird verwiesen. 

Als Regelbeispiel erwähnt der Entwurf in Num

-

mer 1 zunächst den Fall, daß der Täter mit einem 
Verbrechen droht. Dieses Regelbeispiel ist auch bei 
der Vorschrift über schwere Nötigung nach § 171 
vorgesehen. Die beiden übrigen Regelbeispiele des 
§ 171 nimmt der Entwurf jedoch hier nicht auf, weil 
sie im Bereich der §§ 418ff. als Leitbild weniger ge-
eignet sind. Das schließt aber nicht aus, auch dann 
einen besonders schweren Fall anzunehmen, wenn 
eine in den §§ 418ff. beschriebene Nötigungshand-
lung unter den Voraussetzungen eines der übrigen 
Regelbeispiele des § 171 begangen wird. Num-
mer 2 trifft ähnlich wie § 117 Abs. 2 StGB solche 
Tatbeteiligten, die Gewalttätigkeiten verüben und 
dabei den Tatbestand der gefährlichen Körperverlet-
zung (§ 148) verwirklichen, indem sie den Ange-
griffenen in die Gefahr des Todes oder einer 
schweren Schädigung an Körper oder Gesundheit 
bringen. Dasselbe Regelbeispiel ist beim schweren 
Landfriedensbruch (§ 296 Abs. 1 Nr. 2) vorgesehen. 
Das Regelbeispiel der Nummer 3 ist dadurch ge-
kennzeichnet, daß der Täter für den Angegriffenen 
nicht nur objektiv die Gefahr des Todes oder einer 
schweren Schädigung an Körper oder Gesundheit 
herbeigeführt, sondern daß die Tat auch wirklich 
diese Folge verursacht hat und den Täter insoweit 
ein Fahrlässigkeitsvorwurf trifft (vgl. § 22). Was 
unter einer schweren Schädigung an Körper oder 
Gesundheit zu verstehen ist, ergibt sich aus § 147 
Abs. 2. 

§ 423 
Meuterei von Gefangenen 

Der Entwurf übernimmt in den Grundzügen die 
Regelung der §§ 122 bis 122b StGB. Er erweitert 
jedoch in den §§ 423 und 424 den Strafschutz gegen 

§§ 422, 423 
gewaltsame Ausschreitungen von Gefangenen in 
mehrfacher Hinsicht. Auch weichen die Vorschriften 
in Einzelheiten des Aufbaus, der Umschreibung der 
Tatbestandsmerkmale und der Ausgestaltung der 
Strafdrohungen vom geltenden Recht ab. 

Absatz 1 enthält in seiner Nummer 1 die in 
§ 122 Abs. 1 StGB geregelten Straftatbestände. Der 
Entwurf sieht davon ab, sie wie das geltende Recht 
zum Teil als Unternehmenstatbestände auszugestal-
ten. Er beschränkt sich vielmehr darauf, den Ver-
such für strafbar zu erklären (Satz 2) und damit die 
Möglichkeit einer Strafmilderung zu eröffnen, wenn 
die Tat im Versuch steckengeblieben ist (§ 27 
Abs. 2). Vom Erfordernis des „Zusammenrottens" 
sieht § 423 ab. Er läßt es genügen, daß die Tat „mit 
vereinten Kräften" begangen wird; denn schon 
durch dieses auch in § 122 StGB vorausgesetzte 
Merkmal wird die besondere Strafwürdigkeit der 
Tat ausreichend begründet. In Nummer 1 werden 
nicht nur wie im geltenden Recht die Anstalts-
beamten und die mit der Beaufsichtigung Beauftrag-
ten gegen Nötigungen und tätliche Angriffe ge-
schützt, sondern auch „andere Amtsträger". Das ist 
erforderlich, da hoheitliche Aufgaben in Strafanstal-
ten bisweilen auch von Personen wahrgenommen 
werden, die nicht Anstaltsbeamte sind und denen 
es nicht obliegt, Gefangene zu beaufsichtigen (z. B. 
Haft- und Untersuchungsrichter, Ärzte), Die Tat-
handlung des „Nötigens" ist, wie der Klammer-
hinweis ergibt, ebenso zu verstehen wie in § 170. 
Das bedeutet einmal, daß der Begriff des Nötigens 
hier wie dort auch die Anwendung überwältigender 
Gewalt (vis absoluta) und das Leisten von Wider-
stand, das in § 122 Abs. 1 StGB ausdrücklich erwähnt 
wird, erfaßt. Zum anderen ist als Nötigungsziel, da 
bei § 423 das abgenötigte Verhalten nicht besonders 
umschrieben ist, jedes Handeln, Dulden oder Unter-
lassen gemeint. Ferner folgt aus der Verweisung 
auf § 170, daß als Nötigungsmittel neben der Ge-
walt nur die in § 11 Abs. 1 Nr. 7 näher umschriebe-
nen Formen der gefährlichen Drohung in Betracht 
kommen und abweichend vom geltenden Recht 
andere Nötigungsmittel, durch welche die Willens-
freiheit der geschützten Personen beeinträchtigt 
werden kann, nicht genügen. Das mag für gewisse 
Fälle zu unerwünschten Strafbarkeitslücken führen, 
muß aber hingenommen werden; denn ohne die 
Beschränkung auf die Mittel der Gewalt und der 
gefährlichen Drohung wären auch zahlreiche Taten 
von geringem Unrechtsgehalt erfaßt, die weder die 
abwertende Kennzeichnung als Meuterei noch die 
angedrohte schwere Strafe verdienen. Die Rechts-
widrigkeitsregel des § 170 Abs. 2 wird beim Tat-
bestand der Gefangenenmeuterei kaum praktische 
Bedeutung haben, da es regelmäßig verwerflich ist, 
wenn Gefangene mit vereinten Kräften Nötigungs-
handlungen der in § 170 Abs. 1 umschriebenen Art 
gegen Anstaltsbeamte oder andere in § 423 ge-
schützte Personen begehen. Der Entwurf schließt 
jedoch diese Regel nicht aus, da ihr für alle Formen 
der Nötigung allgemeine Bedeutung zukommt. Wie 
beim Tatbestand des Widerstandes (§ 419 Abs. 3) 
hebt der Entwurf auch bei der Gefangenenmeuterei 
ausdrücklich hervor, daß die Handlung des Angrei-
fens tätliches Vorgehen voraussetzt. 

Die Nummern 2 und 3 des Absatzes 1 behan-
deln den gewaltsamen Ausbruch von Gefangenen, 
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§§ 424, 425 
den das geltende Recht in § 122 Abs. 2 StGB regelt. 
Auch hier hat der Entwurf das Erfordernis des Zu-
sammenrottens aufgegeben und davon abgesehen, 
Unternehmenstatbestände zu bilden. Neben dem 
Fall, daß Gefangene mit vereinten Kräften gewalt-
sam selbst ausbrechen (Nummer 2), erwähnt er noch 
den Fall ausdrücklich, daß lediglich einem Gefange-
nen, gleichgültig ob er an der Tat beteiligt ist oder 
nicht, zum Ausbruch verholfen wird (Nummer 3). 
Das dient der Klarstellung und der Ergänzung. Die 
erste Begehungsform der Nummer 3, die sich auf 
den an der Tat beteiligten Gefangenen bezieht, 
ändert den geltenden Rechtszustand nicht, da die 
Rechtsprechung solche Taten als gewaltsamen Aus-
bruch im Sinne des § 122 Abs. 2 StGB angesehen hat. 
Der andere Fall der Nummer 3 ist hingegen neu und 
stellt eine erschwerte Form der Gefangenen-
befreiung dar, die jedoch nicht in § 425 Abs. 1, 
sondern wegen ihrer Gefährlichkeit und der Art 
ihrer Begehung in den Zusammenhang der Vor-
schriften über den gewaltsamen Ausbruch gehört. 

Der Regelstrafrahmen für Taten nach Ab-
satz 1 beträgt Gefängnis von drei Monaten bis zu 
fünf Jahren. Er ist gegenüber dem geltenden Recht, 
das in § 122 Abs. 1 und 2 StGB Gefängnis nicht unter 
sechs Monaten androht, im Mindestmaß herab-
gesetzt. Das empfiehlt sich, weil der Entwurf ein 
Zusammenrotten nicht mehr voraussetzt und im 
übrigen auch Fälle mit geringerem Unrechtsgehalt 
vorkommen können, für die eine gesetzliche 
Mindeststrafe von sechs Monaten zu hoch erscheint. 

Den Tatbestand des Absatzes 2 kennt das gel-
tende Recht nicht. Er trifft, ähnlich wie § 154 Abs. 2 
E 1927/30, Gefangene, die mit vereinten Kräften 
Einrichtungen der Anstalt oder andere Sachen zer-
stören oder beschädigen. Diese Erweiterung ist er-
forderlich, da das Antragsvergehen der Sachbeschä-
digung (§ 249) keinen hinreichenden Schutz gegen 
derartige Ausschreitungen von Gefangenen bietet 
und der Tatbestand der schweren Sachbeschädigung 
(§ 250) oft nicht gegeben ist. Außerdem bleiben bei 
den  Vorschriften über Sachbeschädigung die beson-
deren Tatumstände unberücksichtigt, die gerade die 
Schwere des Unrechts des in § 423 Abs. 2 umschrie-
benen Verhaltens ausmachen. Der Entwurf be-
schränkt sich jedoch in Absatz 2 auf solche Sach-
beschädigungen, die aus Widersetzlichkeit begangen 
werden, also einer auflehnenden Einstellung der 
Gefangenen entspringen. Für Taten aus Übermut 
bedarf es keiner verschärften Strafdrohung. 

Der Strafrahmen ist gegenüber Absatz 1 inso-
fern milder, als ein erhöhtes Mindestmaß der 
Gefängnisstrafe nicht vorgesehen wird. Der Tat-
bestand kann auch durch Handlungen von geringe-
rem Unrechtsgehalt verwirklicht werden. 

Absatz 3 klärt den in den Absätzen 1 und 2 vor-
ausgesetzten Täterkreis. Abweichend vom geltenden 
Recht (§ 122a StGB), das die in Sicherungsverwah-
rung oder in einem Arbeitshaus Untergebrachten 
den Gefangenen lediglich gleichstellt, bezieht der 
Entwurf diese Personen in den Begriff des Gefange-
nen ein und erweitert ihn zugleich um die in vor-
beugender Verwahrung und in einer Bewahrungs-
anstalt Untergebrachten. Hieraus ergibt sich, daß 
Personen, die in einer Heil- oder Pflegeanstalt oder 
in einer Entziehungsanstalt (vgl. §§ 82, 83) unter- 

gebracht oder sonstwie behördlich verwahrt sind, 
sich nicht wegen Meuterei strafbar machen können 
(vgl. aber § 425 Abs. 4). 

§ 424 
Schwere Meuterei 

Das geltende Recht droht in § 122 Abs. 3 StGB für 
Meuterer, die Gewalttätigkeiten gegen Anstalts-
beamte oder die mit der Beaufsichtigung Beauftrag-
ten verüben, Zuchthaus bis zu zehn Jahren an. Der 
Entwurf widmet der schweren Meuterei eine be-
sondere Vorschrift und verzichtet darauf, für diese 
Fälle eine Zuchthausstrafe anzudrohen, da die 
Meuterei auch in ihren schwereren Erscheinungs-
formen nicht allgemein der Hochkriminalität zu-
gerechnet werden kann. Gleichwohl beläßt es der 
Entwurf für die Gefängnisstrafe bei dem Straf-
rahmen von einem bis zu zehn Jahren, so daß alle 
Fälle von Meuterei, die für das Anstaltspersonal 
und für die Allgemeinheit bisweilen außerordentlich 
gefährlich sind, gebührend bestraft werden können. 
Aus denselben Gründen wie in § 422 zieht es der 
Entwurf vor, für die erschwerten Formen der 
Meuterei die Rechtsfigur der besonders schweren 
Fälle (§ 62) zu verwenden. Ähnlich wie in den §§ 296 
und 422 erwähnt er als Regelbeispiele zunächst die 
Fälle, die durch die erschwerte Begehungsweise 
gekennzeichnet sind. Nummer 1 setzt voraus, daß 
der Täter Rädelsführer der Meuterei ist.  Nu m-
mer 2 entspricht inhaltlich etwa dem § 122 Abs. 3 
StGB und trifft solche Tatbeteiligten, die selbst zur 
Gewaltanwendung oder zum tätlichen Angriff über-
gegangen sind. Das Regelbeispiel der Nummer 3 
betrifft hingegen wie § 154 Abs. 3 Nr. 3, § 164 Abs. 1 
Nr. 3 und § 422 Nr. 3 die Fälle, in denen die Meuterei 
eine besonders schwere Folge, nämlich den Tod 
oder eine schwere Schädigung eines anderen an 
Körper oder Gesundheit (§ 147 Abs. 2) zur Folge 
hat. Die Verwirklichung des Regelbeispiels Num-
mer 3 setzt voraus, daß dem Täter hinsichtlich dieser 
schweren Folge Fahrlässigkeit zur Last fällt (vgl. 
§ 22). 

§ 425 
Befreiung von Gefangenen 

Der Entwurf hält daran fest, daß Gefangene, die 
sich selbst befreien oder sich befreien lassen, wie 
bisher straffrei sind, soweit ihr Verhalten nicht den 
Tatbestand der Meuterei (§ 423) verwirklicht. Der 
Grundsatz der straffreien Selbstbefreiung wurde 
allerdings in letzter Zeit durchbrochen. So haben 
in den Jahren 1945 und 1946 Landesgesetze das Ent-
weichen von Gefangenen mit krimineller Strafe be-
droht (vgl. bayerisches Gesetz Nr. 55 zur Bestrafung 
der Entweichung von Gefangenen vom 28. Oktober 
1946, GVB1. 1947 S. 11; § 3 Abs. 1 Nr. 4 des württ.- 
badischen Gesetzes Nr. 21 zur Ergänzung der be-
stehenden Strafgesetze vom 20. November 1945, 
RegBl. für Württ.-Baden 1946 S. 2). Für den Erlaß 
dieser landesrechtlichen Vorschriften war damals 
vornehmlich die Sorge um die allgemeine Sicherheit 
bestimmend. Sie begegneten jedoch verfassungs-
rechtlichen Bedenken und wurden durch Artikel 8 
Nr. 16 und 18 des 3. Strafrechtsänderungsgesetzes 
vom 4. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 735) wieder 
aufgehoben. Die Einführung der Strafbarkeit der 
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Selbstbefreiung ist indessen neuerdings auch im 
Hinblick darauf angeregt worden, daß den Verhält-
nissen im gelockerten Strafvollzug ein stärkerer 
Schutz gegen solche Gefangene entspreche, die das 
ihnen entgegengebrachte Vertrauen mißbrauchen 
und entweichen. Der Entwurf erweitert jedoch die 
Strafbarkeit in dieser Richtung nicht. Die Straflosig-
keit der Selbstbefreiung entspricht dem in der all-
gemeinen Rechtsüberzeugung verwurzelten Grund-
satz, daß ein dem natürlichen Freiheitsdrang des 
Menschen entspringendes Verhalten nicht unter 
Strafdrohung gestellt werden sollte. Gegen Gefah-
ren, die dadurch entstehen, daß moderne Straf-
vollzugsformen das Entweichen von Gefangenen 
erleichtern, ist mit den Mitteln des Strafrechts 
wenig auszurichten. Ihnen ist durch geeignetere 
Maßnahmen im Strafvollzug zu begegnen. 

Die Fahrlässigkeitstatbestände des Entweichen-
lassens von Gefangenen (§ 121 Abs. 2, § 347 Abs. 2 
StGB) beseitigt der Entwurf. Dieser Verzicht beruht 
in erster Linie auf der Erwägung, daß eine solche 
Strafdrohung den Bestrebungen, das Strafvollzugs-
wesen nach modernen Grundsätzen zu erneuern, 
entgegenwirken kann. Es ist zu befürchten, daß die 
für den Strafvollzug in offenen und halboffenen 
Anstalten verantwortlichen Amtsträger in ihrer Ent-
schlußfreudigkeit beeinträchtigt werden, solange sie 
Gefahr laufen, wegen fahrlässiger Gefangenen-
befreiung strafrechtlich verfolgt zu werden, wenn 
etwa ein Gefangener im Rahmen eines aufgelocker-
ten Vollzugs gewährte Erleichterungen zum Ent-
weichen mißbraucht. Aber auch sonst ist die An-
drohung krimineller Strafe wenig geeignet, den 
Nachlässigkeiten des Bewachungspersonals und 
anderer Aufsichtspersonen zu begegnen. Die Zu-
verlässigkeit der Beaufsichtigung und Bewachung 
von Gefangenen ist vielmehr auf anderem Wege 
sicherzustellen. Bei Dienstverfehlungen von Amts-
trägern kann ohnehin mit disziplinarischen Mitteln 
eingeschritten werden, die nicht weniger wirksam 
sind als die niedrigen Strafen, die das geltende 
Strafgesetzbuch vorsieht. Im übrigen bedroht der 
Entwurf auch sonst die nichtvorsätzliche Verletzung 
von Dienstpflichten durch Amtsträger nur ganz aus-
nahmsweise und nur bei leichtfertigem Handeln mit 
Strafe (vgl. § 457 Abs. 3). Auch das schweizerische 
Recht enthält nur Tatbestände gegen das vorsätz-
liche Entwiechenlassen von Gefangenen (Artikel 
310 und 319 in Verbindung mit Artikel 18 Schweizer. 
StGB). 

Der Entwurf stellt somit nur die Fälle unter 
Strafe, in denen jemand vorsätzlich einen Gefange-
nen befreit oder sich an dessen Selbstbefreiung 
beteiligt. Das geltende Recht sieht hier eine Anzahl 
verschiedener Tatbestände und Strafdrohungen vor. 
Außerhalb des Grundtatbestandes der Gefangenen-
befreiung (§ 120 StGB) unterscheidet es danach, ob 
der Täter mit der Beaufsichtigung oder Begleitung 
des Gefangenen beauftragt ist (§ 121 Abs. 1 StGB) 
oder ob ihm darüber hinaus als Beamten die Be-
aufsichtigung, Begleitung oder Bewachung anver-
traut ist (§ 347 Abs. 1 StGB). Durch besondere Vor-
schriften stellt es die in Sicherungsverwahrung und 
in einem Arbeitshaus Untergebrachten den Gefan-
genen gleich (§§ 122a, 347 Abs. 3 StGB) und bedroht 
das Befreien und die Erleichterung des Entweichens 

§ 425 
von Personen mit Strafe, die auf behördliche An-
ordnung in einer Anstalt untergebracht sind (§ 122b 
StGB). Der Entwurf faßt diese Vorschriften zusam-
men, vereinfacht die Beschreibung der Tatbestands-
merkmale und droht eine strengere Strafe nur für 
Amtsträger an, die verpflichtet sind, das Entweichen 
von Gefangenen zu verhindern. 

Absatz 1 regelt den Grundtatbestand der Gefan-
genenbefreiung. Von den drei verschiedenen Be-
gehungsformen stimmt die Tathandlung des Befrei-
ens eines Gefangenen mit § 120 Abs. 1 StGB überein. 
Die beiden anderen Begehungsformen sind zu selb-
ständigen Tatbeständen erhobene Teilnahmehand-
lungen an der Selbstbefreiung des Gefangenen. 
Bestraft wird danach, wer einen Gefangenen „zum 
Entweichen verleitet" oder ihn „dabei fördert". 
Hierdurch wird die sachlich nicht begründete Unter-
scheidung des geltenden Strafgesetzbuches beseitigt, 
das zwar die Beihilfe zur Selbstbefreiung, nicht aber 
die Anstiftung dazu unter Strafe stellt (§ 120 Abs. 1, 
§ 121 Abs. 1 StGB). An diesen verselbständigten 
Teilnahmetatbeständen ist, wie im geltenden Recht, 
wiederum Teilnahme nach den allgemeinen Regeln 
möglich. Der Entwurf möchte auch an der Recht-
sprechung nichts ändern, wonach, unbeschadet des 
Grundsatzes der straffreien Selbstbefreiung im 
übrigen, ein Gefangener strafbar ist, der selbst an 
einer zu seinen Gunsten vorgenommenen Befrei-
ungshandlung in einer Weise teilnimmt, die über 
die notwendige Teilnahme hinausgeht. Der Klam-
merhinweis auf § 423 macht deutlich, daß hier der 
Begriff des Gefangenen ebenso zu verstehen ist wie 
dort. Gefangener im Sinne des Absatzes 1 ist daher 
auch, wer in Sicherungsverwahrung, vorbeugender 
Verwahrung, einer Bewahrungsanstalt oder einem 
Arbeitshaus untergebracht ist. 

Als Strafdrohung für den Grundtatbestand 
sieht der Entwurf ebenso wie § 120 Abs. 1 und § 121 
Abs. 1 StGB Gefängnis bis zu drei Jahren vor. 
Daneben wird Strafhaft angedroht, um auch leichter 
liegenden Fällen, etwa Taten zugunsten von Ange-
hörigen, gerecht werden zu können. Auf die Straf-
schärfung bei staatsgefährdenden Bestrebungen 
(§ 376 Abs. 1) wird verwiesen. 

Absatz 2 enthält den Erschwerungstatbestand 
der Gefangenenbefreiung im Amt. Er droht für die 
in Absatz 1 beschriebenen Taten dann eine höhere 
Strafe an, wenn der Täter in seiner Eigenschaft als 
Amtsträger (vgl. § 10 Nr. 4) verpflichtet ist, das Ent-
weichen von Gefangenen zu verhindern. Amtsträ-
ger, denen diese Pflicht nicht obliegt (z. B. Anstalts-
ärzte), oder zur Fluchtverhinderung verpflichtete 
Arbeiter und Angestellte der Anstalt, die nicht 
Amtsträger sind, können nur nach Absatz 1 bestraft 
werden. Die Strafdrohung für das unechte Amts-
vergehen des Absatzes 2 beträgt Gefängnis von drei 
Monaten bis zu fünf Jahren. In der Höchstdauer der 
Freiheitsstrafe stimmt sie mit § 347 Abs. 1 StGB 
überein; jedoch sieht der Entwurf von der dort an-
gedrohten Zuchthausstrafe ab, weil Taten der Ge-
fangenenbefreiung im Amt nicht zur Hochkriminali-
tät gehören (vgl. die Begründung zu § 43). Auf der 
anderen Seite verschärft die vorgesehene Mindest-
gefängnisstrafe von drei Monaten das geltende 
Recht, da § 347 Abs. 1 StGB neben dem Regelstraf- 
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§ 426 
rahmen von Zuchthaus bis zu fünf Jahren bei mil-
dernden Umständen Gefängnis nicht unter einem 
Monat vorsieht. 

Absatz 3 erklärt den Versuch für alle Begehungs-
formen der Gefangenenbefreiung für strafbar. Das 
entspricht, soweit die Vorschrift die §§ 120 und 347 
StGB ersetzt, dem geltenden Recht. 

Absatz 4 erweitert den Anwendungsbereich der 
Vorschrift auf die sonst auf behördliche Anord-
nung in einer Anstalt verwahrten Personen. Hier-
durch wird der besondere Tatbestand des § 122b 
StGB entbehrlich. Die Erweiterung bezieht sich vor 
allem auf die in den Heil- oder Pflegeanstalten 
(§ 82), den Entziehungsanstalten (§ 83) und den Hei-
men für Arbeitsunfähige (§ 84 Abs. 2) Unter-
gebrachten, weiterhin aber auch auf Fürsorgezög-
linge und die auf Grund der landesrechtlichen Unter-
bringungsgesetze Verwahrten. Der Entwurf hat 
diese Personen nicht unmittelbar als Gefangene be-
zeichnet. Das wäre schon deswegen unzweckmäßig, 
weil die Vorschrift über die Meuterei von Gefange-
nen (§ 423) für sie nicht gelten soll. Außerdem will 
der Entwurf den unzutreffenden Anschein vermei-
den, als wären alle auf behördliche Anordnung 
Verwahrten den Gefangenen und den in § 423 Abs. 3 
bezeichneten Personen gleichzuachten. Immerhin 
macht aber die Gleichstellung, die Absatz 4 vorsieht, 
deutlich, daß das Interesse der Allgemeinheit an 
der Aufrechterhaltung des Gewahrsams bei behörd-
lich Verwahrten nicht geringer zu sein braucht als 
etwa bei Strafgefangenen. Das zeigt vor allem der 
Fall des geisteskranken Gewaltverbrechers, der in 
einer Heilanstalt verwahrt wird. Aus diesem Grunde 
erscheinen auch die weiteren Folgen der Gleich-
stellungsvorschrift sachgerecht. Sie bestehen darin, 
daß in Abweichung von § 122b StGB für die Fälle 
der Befreiung von behördlich Verwahrten dieselben 
Strafdrohungen gelten wie für die Gefangenen-
befreiung, daß die Strafschärfung des Absatzes 2 
für Amtsträger anwendbar ist und daß schließlich 
auch das Erfordernis des Antrags der Behörde ent-
fällt, welche die Verwahrung bewirkt hat. 

§ 426 
Verwahrungsbruch 

Absatz 1 entspricht in seinem wesentlichen In-
halt dem Tatbestand des § 133 Abs. 1 StGB. Er ent-
hält lediglich einige Verdeutlichungen und Klar-
stellungen. Geschützt werden Schriftstücke und an-
dere bewegliche Sachen, die sich entweder in 
dienstlicher Verwahrung be finden oder die dienst-
lich in Verwahrung gegeben worden sind. Der 
Entwurf verwendet bei dieser Vorschrift den Aus-
druck „dienstlich" an Stelle des Wortes „amtlich", 
um alle Verwahrungsverhältnisse zu erfassen, die 
innerhalb des öffentlichen Dienstes im weiteren 
Sinne, namentlich auch innerhalb des Aufgaben-
bereichs der Bundeswehr, vorkommen. Der Begriff 
der Verwahrung soll noch deutlicher als der in § 133 
StGB verwendete Ausdruck „Aufbewahrung" zum 
Ausdruck bringen, daß nicht etwa jeder Gewahr-
sam in Diensträumen den Strafschutz nach dieser 
Vorschrift begründet. Eine dienstliche Verwahrung 
ist nur gegeben, wenn sich in dem Gewahrsam die 
besondere dienstliche Herrschafts- und Verfügungs

-

gewalt äußert, die den jeweiligen staatlichen Auf-
gaben der verwahrenden Dienststelle entspringt. 
Einrichtungsgegenstände, Sachvorräte und andere 
Sachen des Gebrauchs und Verbrauchs gehören im 
allgemeinen nicht dazu. Die Fälle, in denen Sa-
chen dem Täter oder einem anderen „dienstlich in 
Verwahrung gegeben worden sind", werden vom 
Entwurf ausdrücklich miterwähnt, um auch den 
Schutz solcher Gegenstände sicherzustellen, die 
einer Privatperson, etwa einer Bank zur Verwah-
rung im Stahlfach, dienstlich übergeben werden. 
Für die Umschreibung der Tathandlungen verwen-
det der Entwurf, wie in anderen insoweit vergleich-
baren Tatbeständen (vgl. z. B. die §§ 249, 268, 269, 
271, 275, 335, 378 Abs. 2, §§ 413, 483), die Begriffe 
„zerstören", „beschädigen" und „unbrauchbar 
machen" und fügt mit der Wendung „der dienst-
lichen Verfügung entziehen" eine umfassende Be-
gehungsform hinzu, die die Tathandlung des Bei-
seiteschaffens entbehrlich macht. 

Absatz 2 dehnt den Anwendungsbereich der 
Vorschrift auch auf Sachen aus, die von einer Reli-
gionsgesellschaft des öffentlichen Rechts amtlich 
verwahrt oder von ihr amtlich in Verwahrung 
gegeben werden. Das entspricht der Auslegung, 
die der geltende § 133 StGB in der Rechtsprechung 
gefunden hat, Der Entwurf regelt die Fälle der 
kirchenamtlichen Verwahrung ausdrücklich, da sie 
durch die Tatbestandsbeschreibung des Absatzes 1, 
der von einer dienstlichen Verwahrung spricht, 
nicht mehr mit Sicherheit gedeckt sind. Praktische 
Bedeutung hat die Regelung des Absatzes 2 nament-
lich für die Verwahrung von Kirchenbüchern und 
anderen kirchenamtlichen Personenstandsurkunden. 

Die überhöhte Strafdrohung des § 133 StGB, 
die Gefängnis bis zu fünf Jahren und bei Handeln 
in gewinnsüchtiger Absicht Gefängnis nicht unter 
drei Monaten vorsieht, ist im Entwurf für die Grund-
tatbestände der Absätze 1 und 2 auf Gefängnis bis 
zu zwei Jahren, Strafhaft oder Geldstrafe herab-
gesetzt. Dieser Strafrahmen ist auch im Verhältnis 
zu dem anderer vergleichbarer Tatbestände aus-
reichend, zumal Absatz 3 für Amtsträger eine höhere 
Strafdrohung zur Verfügung stellt und in Fällen, in 
denen die Tat zugleich eine Unterdrückung von Ur-
kunden oder anderen Beweismitteln enthält, die 
schwereren Strafdrohungen des § 303 Abs. 2 oder 
der §§ 305, 306 Abs 2, §§ 308 oder 451 eingreifen. 
Trifft der Verwahrungsbruch mit anderen Straf-
taten, etwa mit Diebstahl oder Sachbeschädigung 
zusammen, so ist Tateinheit anzunehmen. 

Absatz 3 enthält einen Erschwerungstatbestand 
für Täter, welche die Tat an Sachen begehen, die 
ihnen als Amtsträger anvertraut worden oder zu-
gänglich geworden sind. Die Strafdrohung beträgt 
Gefängnis bis zu fünf Jahren. Sie lehnt sich an den 
Strafrahmen des § 348 Abs. 2 StGB an, der für die 
Urkundenunterdrückung im Amt eine Mindest-
gefängnisstrafe von einem Monat vorsieht. Für die 
dort in schweren Fällen angedrohte Zuchthaus-
strafe (§ 348 Abs. 4 StGB) ist nach den Regeln des 
Entwurfs über die Verwendung der Zuchthausstrafe 
jedoch kein Raum. 
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Auf die Strafschärfung wegen staatsgefährdender 
Bestrebungen, die in verschiedener Form bei allen 
Tatbeständen der Vorschrift in Frage kommt (vgl. 
§ 376 Abs. 1), wird verwiesen. 

§ 427 
Verstrickungsbruch und Siegelbruch 

Die Vorschrift ersetzt die §§ 136 und 137 StGB 
und stimmt sachlich im wesentlichen mit ihnen 
überein. Ebenso wie in § 419 nimmt jedoch der 
Entwurf auch hier zu den besonderen Rechtsfragen 
Stellung, die entstehen, wenn die Diensthandlung 
(§ 11 Abs. 1 Nr. 4), durch die gepfändet, beschlag-
nahmt oder das Siegel angelegt wurde, nicht recht-
mäßig ist oder der Täter sich hierüber irrt. Das 
Wort „dienstlich" ist bei den Tatbeständen des 
Verstrickungsbruchs und Siegelbruchs ebenso zu 
verstehen wie in § 426 Abs. 1. 

Absatz 1 regelt den Verstrickungsbruch. Ge-
schützt sind Sachen, die dienstlich gepfändet oder in 
Beschlag genommen sind. Die Beschreibung der 
Tathandlungen ist der in § 426 angeglichen. Eine 
sachliche Änderung des § 137 StGB ist damit nicht 
verbunden. 

Absatz 2 behandelt den Siegelbruch. Auch die-
ser Tatbestand ist gegenüber dem entsprechenden 
§ 136 StGB sachlich nicht geändert und folgt ihm 
weitgehend auch in der sprachlichen Fassung. Die 
Tathandlung des „Erbrechens" ist allerdings neben 
der des Beschädigens und des Ablösens entbehrlich. 
Ferner ist es genauer, soweit die Vorschrift dem 
Schutz der durch dienstliche Siegel bewirkten Ver-
schlüsse dient, die strafbare Tätigkeit nicht in der 
Weise zu beschreiben, daß der Verschluß „aufge-
hoben", sondern daß er „ganz oder teilweise un-
wirksam gemacht" wird. 

Die Strafdrohung beträgt für Taten nach den 
Absätzen 1 und 2 Gefängnis bis zu einem Jahr, 
Strafhaft oder Geldstrafe. Sie entspricht, wenn man 
von der neuen Strafart der Strafhaft absieht, dem 
im geltenden Recht für den Versrtickungsbruch 
(§ 137 StGB) vorgesehenen Strafrahmen. Hingegen 
ist für den Siegelbruch nach § 136 StGB lediglich 
Gefängnis bis zu sechs Monaten oder Geldstrafe 
angedroht. Indessen ist es nicht gerechtfertigt, die 
beiden Tatbestände in der Strafdrohung zu unter-
scheiden. — § 427 tritt zurück, wenn die Tat zu-
gleich als Verwahrungsbruch (§ 426) mit Strafe be-
droht ist. Auf die Strafschärfung wegen staatsgefähr-
dender Bestrebungen (§ 376 Abs. 1) wird verwiesen. 

Die Absätze 3 und 4 klären die Rechtslage für 
den Fall, daß die Diensthandlung (§ 11 Abs. 1 Nr. 4), 
durch die gepfändet, beschlagnahmt oder das Siegel 
angelegt wurde, nicht rechtmäßig ist oder daß der 
Täter sich darüber irrt. Sie sind weitgehend nach 
dem Vorbild der für den Widerstand (§ 419 Abs. 4, 
5) getroffenen Regelung ausgestaltet, weil die 
grundsätzliche Problematik in beiden Bereichen im 
wesentlichen dieselbe ist. Auf die Begründung zu 
§ 419, die allerdings zum Teil in die andersartigen 
tatsächlichen und rechtlichen Verhältnisse beim 
Siegelbruch übertragen werden muß, kann deshalb 
verwiesen werden. Abweichend von § 419 Abs. 5, 

§§ 427, 428 
aber in Übereinstimung mit § 291 Abs. 3 und § 297 
Abs. 3 sieht Absatz 4 nur die Möglichkeit des Ab-
sehens von Strafe vor, wenn dem Täter der Irrtum 
über die Rechtmäßigkeit der Diensthandlung nicht 
vorzuwerfen ist. Auf eine Strafmilderung bei vor-
werfbarem Irrtum ist hier nur deshalb verzichtet, 
weil angesichts der niedrigen Strafdrohung dafür 
kein Bedürfnis besteht. 

Absatz 5 dehnt den Anwendungsbereich des 
Tatbestandes des Siegelbruchs (Absatz 2) auf amt-
liche Siegel der Religionsgesellschaften des öffent-
lichen Rechts aus, da kirchenamtliche Siegelungen 
auch im allgemeinen Rechtsverkehr von Bedeutung 
sind und daher des Schutzes bedürfen. 

§ 428 
Verletzung amtlicher Bekanntmachungen 

Die Vorschrift ersetzt den § 134 StGB, dem sie im 
wesentlichen entspricht. Der Begriff des „dienst-
lichen Schriftstücks" macht es entbehrlich, die ge-
schüzten Gegenstände wie im geltenden Recht ein-
zeln aufzuzählen. Auch ergibt die Fassung, daß das 
Schriftstück selbst keine amtliche „Bekanntmachung" 
im engeren Sinne zu sein braucht. Es genügt, wenn 
sein Inhalt, wie das z. B. bei der Urliste der Schöf-
fen und Geschworenen zutrifft, zur öffentlichen 
Kenntnis gebracht werden soll. Abweichend von 
§ 134 StGB werden nicht nur die „angeschlagenen", 
sondern auch die „ausgelegten" Schriftstücke ge-
schützt; denn es ist kein Grund ersichtlich, der eine 
unterschiedliche Behandlung dieser beiden Bekannt-
machungsformen rechtfertigen könnte. Die Vor-
schrift soll verhindern, daß durch Handlungen Un-
befugter der mit dem Anschlag oder der Auslegung 
verfolgte dienstliche Zweck, der Öffentlichkeit die 
Möglichkeit der Kenntnisnahme zu geben, beein-
trächtigt wird Die im geltenden Recht genannten 
Begehungsformen des Abreißens und Beschädigens 
genügen diesem Schutzzweck auf der einen Seite 
nicht, auf der anderen gehen sie zu weit. Als Tat-
handlungen werden deshalb neben dem übernom-
menen Merkmal des Verunstaltens das Zerstören, 
Beseitigen und Unkenntlichmachen vorausgesetzt. 
Auf der inneren Tatseite vermeidet der Entwurf 
das Gesinnungsmerkmal der Böswilligkeit und läßt 
es genügen, daß der Täter absichtlich oder wissent-
lich handelt (vgl. § 17). Bedingter Vorsatz reicht 
nicht aus. 

Als Strafe droht der Entwurf Gefängnis bis zu 
einem Jahr, Strafhaft oder Geldstrafe an. Die Straf-
drohung ist gegenüber dein geltenden Recht, das 
lediglich Geldstrafe oder Gefängnis bis zu sechs 
Monaten vorsieht, erhöht. Es können Taten mit 
schwerem Unrechtsgehalt vorkommen, etwa wenn 
in Notzeiten lebenswichtige Hinweise für die Be-
völkerung durch öffentliche Anschläge bekannt-
gegeben werden müssen oder wenn die Allgemein-
heit auf Gefahrenstellen hingewiesen wird. Auf 
die Strafschärfung wegen staatsgefährdender Be-
strebungen (§ 376 Abs. 1) wird verwiesen. 

Ab s a t z 2 dehnt den Schutzbereich der Vorschrift, 
ebenso wie § 427 Abs. 5 für den Fall des Siegel-
bruchs, auf amtliche Schriftstücke einer Religions-
gesellschaft des öffentlichen Rechts aus. 
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§§ 429, 430, vor § 431 
§ 429 

Verstoß 
gegen Weisungen bei der Sicherungsaufsicht 
Die neue Rechtseinrichtung der Sicherungsaufsicht 

(§§ 91 ff.) kann ihre Aufgabe als Maßregel der 
Besserung und Sicherung nur erfüllen, wenn die zu 
ihrem Zweck erteilten Weisungen auch erzwungen 
werden können. Das kann, soweit dem unter Siche-
rungsaufsicht stehenden Verurteilten nicht etwa 
der Widerruf der Aussetzung eines Strafrestes oder 
einer freiheitsentziehenden Maßregel droht, nur 
dadurch geschehen, daß Zuwiderhandlungen gegen 
die erteilten Weisungen strafrechtlich geahndet 
werden. Der Entwurf enthält daher für Verurteilte, 
die gegen Weisungen im Rahmen der Sicherungs-
aufsicht verstoßen, eine Strafvorschrift. Strafbewehrt 
sind indessen nur die in § 93 Abs. 1 enthaltenen 
Gebote, die tatbestandsmäßig hinreichend bestimmt 
sind und daher auch Grundlage für eine Straf-
drohung sein können. Die inhaltlich allgemeiner 
bezeichneten Weisungen des § 93 Abs. 2 nehmen an 
dem Strafschutz daher nicht teil. Auch bedroht der 
Entwurf nicht jeden Verstoß gegen solche Weisun-
gen, die der Verurteilte aus Nachlässigkeit oder 
menschlicher Schwäche begeht, mit krimineller 
Strafe, sondern nur die Fälle, in denen er böswillig 
oder beharrlich den ihm erteilten Weisungen zu-
widerhandelt. Die Vorschrift kann daher weder in 
ihrem sachlichen Inhalt noch in der vorgesehenen 
Tatfolge mit dem Übertretungstatbestand des § 361 
Nr. 1 StGB verglichen werden, der Zuwiderhand-
lungen gegen Beschränkungen im Rahmen der 
Polizeiaufsicht mit Haft bedroht. § 429 trifft viel-
mehr nur solche Vorstöße, die aus einer verwerf-
lichen Gesinnung des Verurteilten entspringen 
oder sich ständig wiederholen. Hieraus rechtfertigt 
es sich auch, daß der Entwurf für Verstöße nach 
§ 429 Gefängnis bis zu einem Jahr, Strafhaft oder 
Geldstrafe androht. Nur so kann in allen Fällen 
mit Nachdruck durchgesetzt werden, daß die meist 
gefährlichen oder schwer gefährdeten Täter die 
ihnen erteilten Weisungen beachten. 

§ 430 
Verstoß gegen das Berufsverbot und 

das Verbot der Tierhaltung 

Auch die Maßregeln des Berufsverbots und des 
Verbots der Tierhaltung (§§ 101, 102) können ihren 
Zweck nur erfüllen, wenn die Rechtsordnung ihre 
Einhaltung durch Strafvorschriften sichert. Dem 
dient § 430. 

Absatz 1 behandelt Verstöße gegen das Berufs-
verbot nach § 101 und ersetzt den §145c StGB. Um 
die Beachtung des Verbots wirkungsvoller zu 
sichern, richtet sich die Strafdrohung nicht nur gegen 
den Verurteilten, der selbst den Beruf, das Ge-
werbe oder den Gewerbezweig für sich oder für 
einen anderen ausübt oder eine von seinen Wei-
sungen abhängige Person für sich ausüben läßt. 
Abweichend vom geltenden Recht wird auch jede 
andere Person als Täter bestraft, die für den Ver-
urteilten Tätigkeiten ausübt, die unter das Verbot 
fallen, oder die durch einen Verurteilten solche 
Tätigkeiten für sich ausüben läßt. 

Absatz 1 ist nur anwendbar, wenn gegen ein 
strafgerichtlich angeordnetes Berufsverbot ver-
stoßen wird. Für Zuwiderhandlungen gegen Ver-
bote, die von Verwaltungsbehörden auf Grund des 
Gewerberechts erlassen worden sind, gelten die 
besonderen gewerberechtlichen Strafvorschriften 
(vgl. z. B. § 146 Abs. 1 Nr. 6 in Verbindung mit § 35 
Abs. 1 der Gewerbeordnung i. d. F. des Vierten 
Bundesgesetzes zur Änderung der Gewerbeordnung 
vom 5. Februar 1960 — Bundesgesetzbl. I S. 61). 

Die Strafdrohung ist gegenüber dem gelten-
den Recht (§ 145c StGB), das im Höchststrafmaß 
zwei Jahre Gefängnis androht, herabgesetzt. Wie 
bei der vorhergehenden Vorschrift ist auch bei Ver-
stößen gegen das Berufsverbot die Androhung 
von Gefängnis bis zu einem Jahr, Strafhaft oder 
Geldstrafe ausreichend. 

Absatz 2 bedroht Verstöße gegen das straf-
gerichtlich ausgesprochene Verbot der Tierhaltung 
(vgl. § 102) mit derselben Strafe. 

Siebenter Titel 
Gefährdung der Rechtspflege 

Der 7. Titel enthält in seinem ersten Teil, der die 
Überschrift „Falsche Aussage" trägt, die Vorschrif-
ten, die das geltende Strafgesetzbuch im 9. Abschnitt 
des Besonderen Teils regelt. Es sind in den §§ 431 
bis 443 die Tatbestände der falschen uneidlichen 
Aussage, des Meineids, der falschen Versicherung 
an Eides Statt und des fahrlässigen Falscheids sowie 
die hierzu gehörenden ergänzenden Vorschriften. 

Der zweite Teil mit der Überschrift „Andere Straf-
taten gegen die Rechtspflege" faßt die übrigen Straf-
tatbestände zusammen, bei denen der Schutz der 
Rechtspflege im Vordergrund steht. Soweit es sich 
nicht um neue Vorschriften handelt, wie die Unter-
drückung von Beweismitteln (§ 451) und die Störung 
der Strafrechtspflege (§ 452), stehen sie im gelten-
den Strafgesetzbuch an verschiedenen Stellen und 
sind dort unter anderen rechtlichen Gesichtspunkten 
eingeordnet. Der zweite Teil des Titels beginnt mit 
den Vorschriften über die falsche Verdächtigung 
(§§ 444, 445), denen das Strafgesetzbuch einen eige-
nen Abschnitt widmet. Andere Bestimmungen des 
Titels, nämlich die Vorschriften über das Vor-
täuschen einer Straftat (§ 446) und über die unter-
lassene Verbrechensanzeige (§§ 449, 450), regelt das 
Strafgesetzbuch im 7. Abschnitt des Besonderen Teils 
bei den „Verbrechen und Vergehen wider die öffent-
liche Ordnung". Die Strafvereitelung (§ 447) hat dort 
ihren Platz im 21. Abschnitt des Besonderen Teils 
bei der Begünstigung. Die Amtsstraftaten dieses 
Titels, nämlich die Strafvereitelung im Amt (§ 448), 
die Aussageerpressung (§ 454), die Rechtsbeugung 
(§ 455), die Verfolgung Unschuldiger (§ 456) und 
die Vollstreckung gegen Unschuldige (§ 457) sowie 
den Parteiverrat (§ 458), sieht das Strafgesetzbuch 
im 28. Abschnitt des Besonderen Teils bei den 
„Verbrechen und Vergehen im Amte" vor. Diesen 
Abschnitt hat der Entwurf aus den Gründen, die in 
der Vorbemerkung zum folgenden 8. Titel ange-
geben sind, aufgelöst. Die Tatbestände der ver-
botenen Mitteilungen über Gerichtsverhandlungen 
(§ 453) sind aus dem Nebenstrafrecht übernommen. 
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Neben diesen Straftatbeständen kennt der Ent-
wurf noch weitere Vorschriften, die auch dem Schutz 
der Rechtspflege dienen, die aber aus systematischen 
Gründen in einen anderen Zusammenhang gestellt 
sind. Das gilt namentlich für die Bestechlichkeit und 
die Bestechung eines Richters (§§ 461, 464); aber 
auch verschiedene Tatbestände aus dem 6. Titel über 
die „Auflehnung gegen die Staatsgewalt" (§§ 418 ff.) 
sowie die Tatbestände der Verkehrsflucht (§ 347) 
und des Erhebens nichtgeschuldeter Abgaben (§ 476) 
wirken zugleich auch zum Schutz der Rechtspflege. 

Falsche Aussage 
Die Auffassungen über das Wesen der Aussage-

delikte haben im Laufe der Geschichte des Straf-
rechts mehrfach gewechselt. Bei der Betrachtung des 
Meineids wurde lange Zeit der Gedanke der Gottes-
lästerung oder der Selbstverfluchung als Strafgrund 
hervorgehoben. Heute ist jedoch allgemein an-
erkannt, daß sich der Meineid, wie auch die übrigen 
Aussagedelikte, die das Strafgesetzbuch im 9. Ab-
schnitt des Besonderen Teils regelt, gegen den 
Staat, und zwar im wesentlichen gegen die staat-
liche Rechtspflege richten. 

Auf diesem Gedanken beruhen auch die Vor-
schriften des Entwurfs, die in dem Untertitel 
„Falsche Aussage" zusammengefaßt sind. Dieser 
Untertitel enthält im wesentlichen die gleichen Tat-
bestände wie der ihm entsprechende Abschnitt des 
Strafgesetzbuches. Die tatbestandliche Ausgestaltung 
der falschen uneidlichen Aussage (§ 431), des Mein-
eids (§ 432), der falschen Versicherung an Eides 
Statt (§ 434), des Versuchs der Beteiligung (§ 435), 
des Herbeiführens einer falschen Aussage (§ 436), 
des fahrlässigen Falscheids und der leichtfertigen 
falschen Versicherung an Eides Statt (§ 437) ent-
sprechen ohne wesentliche Änderungen dem gel-
tenden Recht (vgl. §§ 153, 154, 156, 159, 160, 163 
StGB). Hervorzuheben ist lediglich, daß bei der 
falschen uneidlichen Aussage neben der erfolglosen 
Anstiftung auch bestimmte Vorbereitungshandlun-
gen wieder strafbar werden sollen (§ 435) und daß 
bei der falschen Versicherung an Eides Statt die 
Strafbarkeit der nicht vorsätzlichen Tat auf Fälle 
des leichtfertigen Handelns beschränkt wird (§ 437 
Abs. 2). 

Wesentliche Änderungen gegenüber dem gelten-
den Recht ergeben sich lediglich aus der Neugestal-
tung der Strafrahmen, die der Entwurf beim Meineid 
vorschlägt. Als Regelstrafe ist nicht mehr Zuchthaus, 
sondern Gefängnis nicht unter einem Jahr vorge-
sehen (§ 432 Abs. 1). Diese Entscheidung beruht auf 
der Grundeinstellung des Entwurfs zur Zuchthaus-
strafe, die auf die Hochkriminalität, zu der der 
Meineid im Regelfall nicht zählt, beschränkt werden 
soll (vgl. dazu die Begründung zu § 43). Da auf 
Zuchthausstrafe bei Meineid jedoch nicht völlig ver-
zichtet werden kann, behält der Entwurf sie für 
tatbestandlich abschließend umschriebene schwere 
Fälle bei (§ 433). Unbenannte, mit den „mildernden 
Umständen" des § 154 Abs. 2 StGB vergleichbare 
„minder schwere Fälle" sind beim Grundtatbestand 
des Meineids (§ 432) nicht vorgesehen. Dafür wer-
den neben den Bestimmungen über den Aussage-
notstand (§ 438 Abs. 1) und die tätige Reue (§ 442), 
die bereits das geltende Recht enthält (vgl. §§ 157, 

§ 431 
158 StGB), weitere abschließend umschriebene Mil-
derungsgründe (Falsche Aussage wegen Nötigung, 
§ 438 Abs. 2; Strafmilderung wegen Verfahrens-
verstoßes, § 439; Strafmilderung wegen Bedeutungs-
losigkeit der Aussage, § 440) geschaffen, die mit 
bestimmten Ausnahmen für alle Aussagedelikte 
gelten und ein Unterschreiten der Regelstrafrahmen 
ermöglichen. Durch diese Lösung soll ein wesent-
liches Ziel der Reform, eine zu milde Bestrafung 
des Meineids gesetzlich zu verhindern, erreicht 
werden. Auf der Grundlage des geltenden Rechts 
weichen die Gerichte vielfach in den bei mildernden 
Umständen vorgesehenen Strafrahmen aus und ver-
hängen Strafen zwischen sechs und zwölf Monaten 
Gefängnis, die angesichts des grundsätzlich hohen 
Unrechtsgehalts des Meineids und seiner Gefährlich-
keit für die Rechtspflege nicht unbedenklich sind. 
Künftig soll beim Meineid die in § 432 Abs. 1 vor-
gesehene Mindeststrafe von einem Jahr Gefängnis 
nur noch unter sehr engen, gesetzlich abschließend 
umschriebenen Voraussetzungen unterschritten wer-
den können. 

§ 431 
Falsche uneidliche Aussage 

Die Zurückdrängung des Zeugeneides in den 
Prozeßgesetzen machte die Bestrafung der falschen 
uneidlichen Aussage, die seit Jahrzehnten gefordert 
worden war, schließlich unerläßlich. Durch die Straf-
rechtsangleichungsverordnung vorn 29. Mai 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 339) wurde daher der Tatbestand 
der falschen uneidlichen Aussage geschaffen und 
zunächst als § 156a in das Strafgesetzbuch einge-
stellt. Später wurde er durch die Zweite Durchfüh-
rungsverordnung zur Strafrechtsangleichungsverord-
nung vom 20. Januar 1944 (Reichsgesetzbl. I S. 41) 
systematisch richtig vor dem Meineid als § 153 
eingereiht. Das 3. Strafrechtsänderungsgesetz vom 
4. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 735) brachte 
insofern eine Änderung des § 153 StGB, als es die 
Strafbarkeit des Versuchs beseitigte. 

In der Zwischenzeit hat sich § 153 StGB in der 
Anwendung bewährt und zu Beanstandungen 
keinen Anlaß gegeben. Der Entwurf übernimmt ihn 
daher ohne sachliche Änderung nahezu wörtlich. Be-
straft wird, wer vor Gericht oder einer anderen 
zur eidlichen Vernehmung von Zeugen oder Sach-
verständigen zuständigen Stelle als Zeuge oder 
Sachverständiger uneidlich falsch aussagt. Auf der 
inneren Tatseite verlangt der Entwurf im Einklang 
mit dem geltenden Recht Vorsatz (§ 15). 

Als Strafe ist wie in § 153 StGB Gefängnis von 
drei Monaten bis zu fünf Jahren vorgesehen. Ein 
Bedürfnis, für schwere Fälle eine höhere Gefängnis-
strafe anzudrohen, besteht nicht. Die Zuchthaus-
strafe, die das geltende Recht für unbenannte 
schwere Fälle vorsieht, scheidet schon wegen der 
grundsätzlichen Beschränkung dieser Strafart auf 
die Hochkriminalität aus. Strafhaft wird neben der 
Gefängnisstrafe nicht angedroht, da die falsche un

-

eidliche Aussage im allgemeinen nicht mit „gerin-
ger Schuld" begangen werden kann (§ 48). Erkennt 
das Gericht wegen falscher uneidlicher Aussage im 
Einzelfall auf die gesetzliche Mindeststrafe von drei 
Monaten Gefängnis, so ist eine Umwandlung dieser 
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§§ 432, 433 
Strafe in Geldstrafe nach § 53 Abs. 2 ausgeschlos-
sen. Diese Regelung, die im Ergebnis dem geltenden 
Recht entspricht, das die Umwandlung einer drei-
monatigen Freiheitsstrafe allgemein ausschließt 
(vgl. § 27b StGB), trägt dem regelmäßig hohen Un-
rechts- und Schuldgehalt der falschen uneidlichen 
Aussage Rechnung, der durch eine Geldstrafe 
grundsätzlich nicht abgegolten werden kann. 

§ 432 
Meineid 

Nach § 154 StGB wird bestraft, „wer vor Gericht 
oder vor einer anderen zur Abnahme von Eiden 
zuständigen Stelle vorsätzlich falsch schwört". Der 
Entwurf schließt sich dieser Fassung ohne sachliche 
Änderung nahezu wörtlich an. Sie ist zwar, soweit 
die Ausführungshandlung mit den Worten „falsch 
schwört" umschrieben ist, sprachlich nicht genau. 
Dafür hat sie aber den Vorzug der einprägsamen 
Kürze. Im übrigen hat sich diese Fassung eingebür-
gert und in der Praxis durchaus bewährt. Nicht nur 
der Nacheid, sondern auch der Voreid, der aller-
dings nur noch selten vorkommt (vgl. z. B. § 410 
Abs. 1 ZPO), wird von ihr erfaßt. Sie stellt klar, daß 
der Versuch des Meineids beim praktisch allein be-
deutsamen Nacheid erst mit dem Anfang der Eides-
leistung beginnt. Die Frage, wann eine Aussage 
falsch ist — wenn sie von der Wirklichkeit (soge-
nannte objektive Theorie) oder wenn sie vom Wis-
sen des Aussagenden (sogenannte subjektive Theo-
rie) abweicht —, wird durch diese Fassung nicht 
entschieden. Sie soll auch künftig der Klärung durch 
Rechtsprechung und Wissenschaft überlassen 
bleiben. 

Der Entwurf betrachtet den Meineid nicht als 
eigengeartete selbständige Straftat, sondern ledig-
lich als erschwerten Fall der falschen Aussage. Er 
folgt damit der höchstrichterlichen Rechtsprechung 
zum geltenden Recht (vgl. BGHSt. 8, 301). Den Tat-
beständen der falschen uneidlichen Aussage und des 
Meineids liegt das vor allem zum Schutze der 
Rechtspflege aufgestellte Verbot zugrunde, die Fest-
stellung der Wahrheit durch falsche Beweisaussagen 
zu gefährden. In beiden Tatbeständen wird daher 
die Strafbarkeit durch die falsche Aussage begrün-
det. Deren eidliche Bekräftigung ist nur ein straf-
erhöhendes Merkmal. Von dieser Auffassung aus, 
die in der Überschrift des Untertitels „Falsche Aus-
sage" zum Ausdruck kommt, bedarf die Frage des 
Verhältnisses des Meineids zur falschen uneidlichen 
Aussage keiner weiteren ausdrücklichen Klärung im 
Gesetz. 

Auf der inneren Tatseite verlangt der Entwurf im 
Einklang mit § 154 StGB Vorsatz (§ 15). 

Die Regelstrafe für den Meineid ist im gelten-
den Recht Zuchthaus. Der Entwurf ersetzt sie durch 
die Gefängnisstrafe. Diese Entscheidung entspricht 
der Grundeinstellung des Entwurfs zur Zuchthaus-
strafe, die auf die Hochkriminalität beschränkt wer-
den soll (vgl. die Begründung zu § 43). Beim Mein-
eid handelt es sich zwar um eine in ihrem Unrechts-
gehalt grundsätzlich schwere und für die Rechts-
pflege gefährliche Straftat. Zur Hochkriminalität ist 
er aber, zumal er nicht mehr als Delikt gegen die 

Religion aufgefaßt wird, im Regelfall gleichwohl 
nicht zu rechnen. Eine Bestätigung hierfür ergibt 
sich, auch wenn man die Neigung der Gerichte 
zu oft allzu großer Milde berücksichtigt, aus der 
Kriminalstatistik. In den letzten Jahren ist nur 
in etwa 5 vom Hundert aller Meineidsfälle auf 
Zuchthaus und davon wiederum in den aller-
meisten Fällen auf Zuchthaus unter zwei Jahren 
erkannt worden. Daraus folgt, daß Zuchthaus, 
dessen gesetzliches Mindestmaß nach § 44 Abs. 2 
zwei Jahre beträgt, als Regelstrafe ausscheidet. 
Die kriminalpolitischen Bedenken, die gegen 
Gefängnis als Regelstrafe vorgebracht werden 
können, sind im Ergebnis nicht durchschlagend. 
Die Eindruckskraft und damit die abschreckende 
Wirkung der Vorschrift wird durch die Art der an-
gedrohten Freiheitsstrafe nicht nennenswert beein-
trächtigt, zumal der Entwurf für besonders benannte 
schwere Fälle des Meineids (§ 433) die Zuchthaus-
strafe beibehält. Nur aus überwiegend äußeren 
Gründen Zuchthaus als Regelstrafe anzudrohen, ist 
aber nicht vertretbar, weil der Entwurf die von ihm 
vorgesehenen Regelstrafdrohungen auch wirklich 
für den Regelfall und nicht nur für seltene Aus-
nahmen durchsetzen will. Das vorgesehene Mindest-
maß der Gefängnisstrafe von einem Jahr ist sachlich 
berechtigt und kriminalpolitisch geboten. Es ent-
spricht dem Mindestmaß der Zuchthausstrafe des 
geltenden Rechts. Im Interesse des Schutzes der 
Rechtspflege müssen zu milde Strafen bei Meineid 
gesetzlich ausgeschlossen werden. 

In § 154 Abs. 2 StGB ist für den Meineid, wenn 
„mildernde Umstände vorhanden sind", Gefängnis 
nicht unter sechs Monaten angedroht. Der Entwurf 
sieht, wie in der Vorbemerkung zu diesem Unter-
titel bereits ausgeführt worden ist, davon ab, beim 
Grundtatbestand des Meineids mit den „mildernden 
Umständen" des geltenden Rechts vergleichbare 
„minder schwere Fälle" zu schaffen, in denen der 
Regelstrafrahmen unterschritten werden kann. Da-
für werden in den §§ 438, 439, 440 und 442 die 
praktisch bedeutsamsten Milderungsgründe ab-
schließend aufgezählt, bei denen das Gericht die 
Regelstrafe in bestimmter Weise mildern kann. 
Diese Regelung kann zwar in Einzelfällen, die nicht 
unter die erwähnten Milderungsvorschriften fallen 
(z. B. Meineid aus achtenswertem Beweggrund), zu 
gewissen Härten führen. Diese müssen aber in Kauf 
genommen werden, um das kriminalpolitisch be-
deutsamste Ziel der Reform der Aussagedelikte, 
nämlich eine Verschärfung der Strafen bei dem 
unter „mildernden Umständen" jeder Art begange-
nen Meineid, zu erreichen. Strafen unter einem 
Jahr Gefängnis, die auf der Grundlage des gelten-
den Rechts vielfach verhängt werden, entsprechen 
der Gefährlichkeit des Meineids für die Rechtspflege 
im allgemeinen nicht. Sie müssen daher schon kraft 
Gesetzes grundsätzlich ausgeschlossen sein. 

§ 433 
Schwerer Meineid 

Die in § 432 angedrohte Strafe von Gefängnis 
nicht unter einem Jahr entspricht dem durchschnitt-
lichen Unrechtsgehalt des Meineids. Es gibt jedoch 
auch Fälle, die ihrem Unrechtsgehalt nach so schwer 
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wiegen, daß Zuchthausstrafe geboten ist. Diese 
schweren Fälle zählt die Vorschrift in tatbestandlich 
abschließender Ausgestaltung auf. Elastischer und 
schmiegsamer wäre es zwar, die Zuchthausstrafe an 
besonders schwere Fälle des Meineids (§ 62) anzu-
knüpfen und diese durch Regelbeispiele zu verdeut-
lichen. Eine solche Lösung verbietet sich aber, da 
der Entwurf den Übergang von Gefängnis zu Zucht-
haus aus wohlerwogenen Gründen nur bei tatbe-
standlicher Ausgestaltung der Erschwerungsgründe, 
nicht aber in nur beispielhaft näher erläuterten „be-
sonders schweren Fällen" zuläßt (vgl. dazu die Be-
gründung zu § 62). 

Absatz 1 betrifft in seiner Nummer 1 den Fall, 
daß der Meineid gegen Entgelt (§ 11 Abs. 1 Nr. 6) 
geleistet wird. Taten dieser Art sind nicht allzu 
selten. Sie bedeuten eine große Gefahr für die 
Rechtspflege und verdienen, insbesondere auch mit 
Rücksicht auf die darin zum Ausdruck kommende 
innere Einstellung des Täters zur Rechtsordnung, 
grundsätzlich Zuchthausstrafe. 

Nummer 2 behandelt die Fälle, in denen der 
Täter durch den Meineid besonders benannte 
schwere Folgen — Verlust der Freiheit, Verlust der 
Berufsstellung, wirtschaftliche Not oder Zerrüttung 
der Ehe oder der Familienverhältnisse — für einen 
anderen herbeiführt. Für diese Folgen muß der 
Meineid ursächlich gewesen sein. Auch der Vorsatz 
des Täters muß sich auf sie erstrecken. Die Fest-
stellung der Ursächlichkeit und auch des Vorsatzes 
mag zwar bisweilen auf Beweisschwierigkeiten 
stoßen. In der Regel werden sich diese aber über-
winden lassen. Wo das nicht der Fall ist, kann zu-
mindest Strafe aus dem Grundtatbestand des Mein-
eids (§ 432) verhängt werden. Das Merkmal des 
Verlustes der Freiheit ist nicht nur dann erfüllt, 
wenn an dem anderen eine auf Grund des Meineids 
verhängte Freiheitsstrafe oder mit Freiheitsentzie-
hung verbundene Maßregel der Besserung und 
Sicherung vollzogen wird, sondern auch dann, wenn 
der andere auf Grund des Meineids z. B. in Unter-
suchungshaft, in Jugendarrest oder in Fürsorge-
erziehung kommt oder wenn er sonst nach bundes- 
oder landesrechtlichen Vorschriften auf Grund rich-
terlicher Anordnung (Artikel 104 Abs. 2 GG) 
zwangsweise in einer Anstalt untergebracht wird. 
Es genügt, wie sich aus dem Wortlaut ergibt, jede 
auf Grund gerichtlicher Anordnung erfolgte Frei-
heitsentziehung. Der Begriff der wirtschaftlichen 
Not ist enger als der Begriff der wirtschaftlichen 
Bedrängnis (vgl. z. B. § 253 Nr. 1, § 264 Nr. 2). Er 
ist in der Begründung zu § 266 Abs. 1 Nr. 3, in dem 
er ebenfalls verwendet wird, näher erläutert. Ge-
dacht ist dabei z. B. an Fälle, in denen jemand einer 
Partei in einem Zivilprozeß mit hohem Streitwert 
durch einen Meineid zu einem obsiegenden Urteil 
verhilft, das die wirtschaftliche Daseinsgrundlage 
des Unterlegenen erschüttert. Unter der Einbuße der 
Berufsstellung ist mehr zu verstehen als nur der 
Verlust des Arbeitsplatzes. Verlangt wird der Ver-
lust der beruflichen Daseinsgrundlage. Durch das 
Merkmal der Zerrüttung der Ehe oder der Familien-
verhältnisse sollen jene Fälle erfaßt werden, in 
denen der Täter durch den Meineid die Ehe oder 
die Familienverhältnisse eines anderen schwer be- 

§ 434 
einträchtigt. Das kann z. B. dann der Fall sein, wenn 
jemand einen anderen unter Eid zu Unrecht einer 
schwer ehrenrührigen oder strafbaren Handlung be-
zichtigt und dadurch bewirkt, daß dieser von seiner 
Familie verstoßen wird. Auch der nicht allzu seltene 
Fall, daß jemand einem Ehegatten durch einen 
Meineid zu der sonst nicht möglichen Ehescheidung 
verhilft und so den anderen Ehegatten seiner ehe-
lichen und familiären Bindungen beraubt, wird 
häufig unter das Merkmal der Zerrüttung der Ehe 
oder der Familienverhältnisse fallen. 

Nummer 3 betrifft die Fälle des Meineids, durch 
welche die Bestrafung eines anderen wegen eines 
von diesem begangenen Verbrechens vereitelt wird. 
Solche Taten stellen einen so schweren Eingriff in 
die staatliche Rechtspflege dar, daß auf Zuchthaus-
strafe grundsätzlich nicht verzichtet werden kann. 
Wie sich aus der von § 447 Abs. 1 abweichenden 
Fassung der Nummer 3 ergibt, ist schwerer Meineid 
nur dann anzunehmen, wenn durch ihn die Bestra-
fung eines anderen wegen eines Verbrechens ver-
eitelt wird. Die Vereitelung einer Maßnahme (§ 11 
Abs. 1 Nr. 5) genügt nicht; dafür reicht die Straf-
drohung des Grundtatbestandes (§ 432 Abs. 1) aus. 
Die Fälle, in denen durch einen Meineid die Voll-
streckung einer wegen eines Verbrechens ver-
hängten Strafe verhindert werden soll, sind ohne 
praktische Bedeutung. Der Entwurf verzichtet daher 
darauf, sie in der Nummer 3 zu erfassen. Vollende-
ter schwerer Meineid nach der Nummer 3 setzt vor-
aus, daß ein staatlicher Strafanspruch gegen den 
anderen wegen eines Verbrechens wirklich besteht. 
Da nur die Vereitelung der Bestrafung wegen eines 
Verbrechens schweren Meineid begründet, konnte 
dies, anders als in § 447 Abs. 1, wo auch die Ver-
eitelung der Verhängung einer gegen einen Dritten 
zulässigen Maßnahme mit Strafe bedroht werden 
soll, in der Fassung dadurch zum Ausdruck gebracht 
werden, daß ein von dem anderen begangene s 
Verbrechen vorausgesetzt wird. 

Als Regelstrafe für den schweren Meineid ist 
Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren vorgesehen. Sie 
entspricht dem grundsätzlich hohen Unrechtsgehalt 
der hier umschriebenen Taten. Da von dem Tatbe-
stand jedoch trotz seiner engen Ausgestaltung auch 
verhältnismäßig leichte Fälle erfaßt werden können, 
wird in Absatz 2 für minder schwere Fälle (§ 63) 
Gefängnis nicht unter einem Jahr angedroht. Ein 
minder schwerer Fall kann z. B. dann vorliegen, 
wenn das Entgelt, das der Täter für den Meineid 
erlangt hat, nur sehr gering war oder wenn der 
Täter durch den Meineid, vielleicht nur mit beding-
tem Vorsatz, lediglich eine kurze Freiheitsentzie-
hung, z. B. einige Tage Untersuchungshaft, verur-
sacht hat. 

§ 434 
Falsche Versicherung an Eides Statt 

Die eidesstattliche Versicherung ist durch das Ge-
setz in zahlreichen Fällen als Mittel der Glaubhaft-
machung zugelassen. Daraus folgt die Notwendig-
keit, falsche Versicherungen an Eides Statt auch 
künftig mit Strafe zu bedrohen. In welchen Fällen 
eine Bekräftigung der Wahrheit in der Form einer 
eidesstattlichen Versicherung erfolgen kann und 
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§ 435 
welche Stellen zur Entgegennahme einer solchen 
befugt sind, ist in Vorschriften außerhalb des Straf-
gesetzbuches geregelt. 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen dem 
§ 156 StGB. In der Aufzählung der zuständigen 
Stellen ist sie den §§ 431 und 432 angeglichen. Die 
Möglichkeit einer einengenden Auslegung des 
Merkmals der Zuständigkeit, wie sie von der Recht-
sprechung zu § 156 StGB vorgenommen wird, soll 
dadurch nicht verhindert werden. Zuständig ist 
eine Stelle zur Abnahme eidesstattlicher Versiche-
rungen nicht schon dann, wenn sie die allgemeine 
Zuständigkeit besitzt. Es muß vielmehr hinzukom-
men, daß die eidesstattliche Versicherung über den 
Gegenstand, auf den sie sich bezieht, und in dem 
Verfahren, um das es sich handelt, der Stelle gegen-
über abgegeben werden darf und daß sie rechtlich 
nicht völlig bedeutungslos ist. Die Fassung „einem 
Gericht oder einer anderen . . . . Stelle" macht ent-
sprechend der im geltenden Recht durchaus herr-
schenden Auslegung deutlich, daß nicht nur die 
Fälle getroffen werden, in denen die Versicherung 
von einer vor dem Gericht oder der sonst zustän-
digen Stelle persönlich anwesenden Person abge-
geben wird, sondern daß auch schriftlich einge-
reichte Versicherungen unter den Tatbestand fallen. 
Der Versicherung an Eides Statt steht, wie im gel-
tenden Recht, die Berufung auf eine frühere Ver-
sicherung an Eides Statt gleich (§ 441 Abs. 2). 

Auf der inneren Tatseite setzt § 156 StGB wis-
sentliches Handeln voraus. Es besteht jedoch Über-
einstimmung, daß darunter nichts anderes zu ver-
stehen ist als vorsätzliches Handeln. Der Entwurf 
will insoweit an dem bestehenden Rechtszustand 
nichts ändern. Im Hinblick auf § 15 braucht er das 
Vorsatzerfordernis nicht besonders zu erwähnen. 

Von der Strafdrohung des geltenden Rechts 
(Gefängnis von einem Monat bis zu drei Jahren) 
weicht der Entwurf insofern ab, als er das Höchst-
maß der Gefängnisstrafe auf zwei Jahre ermäßigt. 
Diese Strafdrohung ist ausreichend. Sie ist wesent-
lich milder als jene, die für die falsche uneidliche 
Aussage (§ 431) vorgesehen ist. Das ist berechtigt, 
weil eidesstattliche Versicherungen in der Regel 
schriftlich und daher oft ohne vorausgegangene Be-
lehrung abgegeben werden. Auch sind sie nicht nur 
Zeugen und Sachverständigen, sondern in weitem 
Umfang auch den Parteien zugänglich, die am Aus-
gang des Verfahrens interessiert sind. Für die wahl-
weise Androhung von Strafhaft ist mit Rücksicht auf 
den Unrechtsgehalt und die Gefährlichkeit falscher 
eidesstattlicher Versicherungen kein Raum. 

Der Versuch ist im Einklang mit der seit dem 
3. Strafrechtsänderungsgesetz vom 4. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 735) geltenden Fassung des 
§ 156 StGB nicht mit Strafe bedroht. 

§ 435 
Versuch der Beteiligung 

Nach § 159 StGB gelten die Vorschriften über die 
Bestrafung der erfolglosen Anstiftung bei Ver-
brechen (§ 49a Abs. 1, Abs. 3 Nr. 1 und Abs. 4 
StGB) entsprechend für die Fälle der falschen un

-

eidlichen Aussage und der wissentlichen Abgabe 

einer falschen Versicherung an Eides Statt. Die Fas-
sung beruht auf Artikel 2 Nr. 27 des 3. Strafrechts-
änderungsgesetzes. Dieses entfernte aus der Vor-
schrift zunächst den Meineid, der im geltenden 
Recht Verbrechen ist und daher unmittelbar unter 
§ 49a StGB fällt. Im übrigen wurde die ent-
sprechende Anwendbarkeit des § 49a StGB bei 
Taten nach den §§ 153 und 156 StGB auf die er-
folglose Anstiftung beschränkt, und zwar mit Rück-
sicht darauf, daß für diese Taten auch die Strafbar-
keit des Versuchs beseitigt wurde. 

Der Entwurf übernimmt im wesentlichen die Re

-

gelung des geltenden Rechts. Die versuchte An
-stiftung (§ 35 Abs. 1) zur falschen uneidlichen 

Aussage, zum Meineid und zur falschen Versiche-
rung an Eides Statt bleibt auch künftig mit Strafe 
bedroht. Die Anstiftung spielt im Bereich der Aus-
sagedelikte eine weit größere Rolle als bei den 
übrigen Straftaten. Die Versuchung, den Ausgang 
eines Rechtsstreits durch die falsche Aussage eines 
anderen zu beeinflussen, ist so groß, daß ihr schon 
im frühesten Stadium entgegengewirkt werden muß. 
Aus diesen Gründen muß daher die versuchte An-
stiftung nicht nur beim Meineid, sondern auch bei 
der falschen uneidlichen Aussage und der falschen 
Versicherung an Eides Statt mit Strafe bedroht 
bleiben, obwohl der Versuch der beiden zuletzt ge-
nannten Taten selbst straflos ist. 

Auch an der Strafbarkeit des Täters, der sich be-
reit erklärt, das Erbieten eines anderen annimmt 
oder der mit einem anderen verabredet, einen 
Meineid zu begehen oder zu ihm anzustiften (§ 35 
Abs. 2), muß in Übereinstimmung mit dem gelten-
den Recht festgehalten werden. Davon abweichend 
wird jedoch die durch das 3. Strafrechtsänderungs-
gesetz beseitigte Strafbarkeit dieser Vorbereitungs-
handlungen bei der falschen uneidlichen Aussage 
wiederhergestellt. Die Bedenken, die aus der Straf-
losigkeit des Versuchs einer solchen Tat gegen die 
Bestrafung dieser Vorbereitungshandlungen herge-
leitet werden, sind nicht durchschlagend. Durch die 
Verabredung und die anderen Vorbereitungshand-
lungen entstehen kriminelle Bindungen, die weit 
gefährlicher sein können als der Versuch der Tat, 
von dem der Täter unbeeinflußt durch fremden Wil-
len aus eigener Entschließung zurücktreten kann. 
Auch praktische Gründe sprechen entscheidend für 
die vorgenommene Erweiterung der Strafbarkeit. 
Diese macht es unmöglich, daß der oder die Täter 
mit der zumeist schwer widerlegbaren Ausrede, 
nur an eine uneidliche falsche Aussage, nicht aber 
an einen Meineid gedacht zu haben, Straffreiheit 
erlangen. Ein kriminalpolitisches Bedürfnis, die er-
wähnten Vorbereitungshandlungen auch bei der 
falschen Versicherung an Eides Statt unter Strafe 
zu stellen, besteht nicht. Insoweit verbleibt es daher 
beim geltenden Recht. 

Die Fassung der Vorschrift lehnt sich mit den ge-
botenen sachlichen Änderungen an jene des § 159 
StGB an. Im Gegensatz zum geltenden Recht muß 
auch der Meineid besonders erwähnt werden, da er 
künftig, jedenfalls in seinem Grundtatbestand 
(§ 432), nicht mehr Verbrechen, sondern nur noch 
Vergehen ist (§ 12). 
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§ 436 
Herbeiführen einer falschen Aussage 

Wer vorsätzlich einen anderen dazu bringt, gut-
gläubig einen falschen Eid zu leisten, uneidlich 
falsch auszusagen oder eine falsche Versicherung 
an Eides Statt abzugeben, verdient, wie keiner 
näheren Begründung bedarf, Strafe. Die Beweiser-
gebnisse und die Rechtssicherheit werden durch gut-
gläubig erstattete falsche Aussagen in gleicher 
Weise gefährdet wie durch bewußt unwahre An-
gaben. Ohne eine Sondervorschrift blieben diese 
Fälle jedoch straflos; denn nach der herrschenden 
Auffassung sind die Aussagedelikte wegen des 
ihnen eigentümlichen personalen Elements soge-
nannte eigenhändige Straftaten, die nicht in mittel-
barer Täterschaft begangen werden können. Ferner 
ist nur die Anstiftung zu vorsätzlichen und nicht 
auch zu fahrlässigen Taten strafbar. § 160 StGB ent-
hält daher eine besondere Strafbestimmung gegen 
den, der einen anderen zur Ableistung eines fal-
schen Eides, einer falschen Versicherung an Eides 
Statt oder einer falschen uneidlichen Aussage ver-
leitet. 

Der Entwurf übernimmt diese Vorschrift ohne 
sachliche Änderung des Tatbestandes. In der Fas-
sung ergeben sich jedoch einige Unterschiede zum 
geltenden Recht. Das Wort „verleitet" wird durch 
„beeinflußt" ersetzt. Das soll keine Änderung des 
geltenden Rechtszustandes bewirken, sondern ledig-
lich einen einheitlichen Sprachgebrauch im Entwurf 
ermöglichen. Der Begriff des Verleitens wird seinem 
sprachlichen Sinn entsprechend nur noch in solchen 
Fällen verwendet, in denen ein anderer zu einem 
Verhalten, dessen tatsächliche Bedeutung er erkennt, 
veranlaßt werden soll (vgl. z. B. §§ 352, 425). Streit-
fragen, wie sie zu den §§ 109b und 109c StGB ent-
standen sind, sollen auf diese Weise künftig ver-
mieden werden. „Gutgläubig" ist der andere, wenn 
er ohne Vorsatz handelt. Dieser Begriff, den der 
Entwurf auch in § 307 Abs. 2 verwendet, hat hier 
also eine andere Bedeutung als etwa in § 932 BGB, 
wo auch grobe Fahrlässigkeit den guten Glauben 
ausschließt. Die Tat ist, wie die Fassung „daß dieser 
gutgläubig falsch schwört ..." klarstellt, erst dann 
vollendet, wenn der andere falsch geschworen, 
uneidlich falsch ausgesagt oder die falsche Versiche-
rung an Eides Statt abgegeben hat. 

Nach geltendem Recht ist im Falle der Verlei-
tung zum Falscheid die Strafe Gefängnis bis zu 
zwei Jahren, in den beiden übrigen Fällen der Ver-
leitung zur nicht vorsätzlichen falschen uneidlichen 
Aussage oder falschen Versicherung an Eides Statt 
Gefängnis bis zu sechs Monaten. Diese Strafen 
sind, wie allgemein beanstandet wird, zu niedrig. 
Die Rechtssicherheit wird durch gutgläubig erstat-
tete falsche Aussagen nicht weniger gefährdet als 
durch bewußt falsche Angaben. Der Entwurf erhöht 
daher die Strafen des geltenden Rechts beträchtlich, 
bleibt aber gleichwohl hinter den Strafen, die für 
die falsche uneidliche Aussage, den Meineid und die 
falsche Versicherung an Eides Statt angedroht sind, 
erheblich zurück; denn der Täter, der einen Gut-
gläubigen zu falschen Aussagen verleitet, steht 
nicht in der besonderen, schulderhöhenden Pflich-
tenstellung, in der sich der Aussagende selbst be- 

§ § 436, 437 
findet. Für das Herbeiführen eines Falscheids wird 
deshalb Gefängnis von drei Monaten bis zu fünf 
Jahren, für das Herbeiführen einer falschen uneid-
lichen Aussage Gefängnis bis zu drei Jahren und 
für das Herbeiführen einer falschen Versicherung 
an Eides Statt Gefängnis bis zu einem Jahr ange-
droht. Die Abstufung der Strafrahmen entspricht 
dem unterschiedlichen Un rechtsgehalt der Taten. 
Strafhaft ist mit Rücksicht darauf, daß den Täter 
regelmäßig ein erheblicher Schuldvorwurf trifft 
(§ 48), in keinem Falle angedroht. Die Mindeststrafe 
beträgt bei den Taten nach Absatz 1 Nr. 2 und 3 
einen Monat Gefängnis (§ 46 Abs. 1). 

Die Strafbarkeit des Versuchs (Absatz 2) steht 
im Einklang mit § 160 Abs. 2 StGB. 

§ 437 

Fahrlässiger Falscheid; 
leichtfertige falsche Versicherung an Eides Statt 

Die Strafbarkeit des fahrlässigen Falscheids und 
der fahrlässigen falschen Versicherung an Eides 
Statt (§ 163 StGB) ist eine Eigentümlichkeit des 
deutschen Rechts. Der großen Mehrzahl der aus-
ländischen Rechtsordnungen ist sie nicht bekannt. 
Auch bei uns fehlt es nicht an Stimmen, die all-
gemein die Straflosigkeit der fahrlässigen Aussage-
delikte fordern. Dies wird im wesentlichen damit 
begründet, daß die Bestrafung von Fahrlässigkeits-
taten einerseits zu einer krampfhaften Gedächtnis-
und Willensanspannung der Aussagenden führe, die 
der Wahrheitsfindung nicht dienlich sei, und daß 
andererseits die Gerichte bei der Feststellung der 
Fahrlässigkeit überfordert seien. Diese Gründe 
reichen, so ernst sie im einzelnen zu nehmen sind, 
indessen nicht aus, einen Verzicht auf die Be-
strafung fahrlässiger Aussagedelikte allgemein zu 
rechtfertigen. Bei der Bedeutung, die vor allem dem 
Eid, aber auch der eidesstattlichen Versicherung im 
Rechtsleben zukommt, kann nicht darauf verzichtet 
werden, die Beweispersonen zu einer sorgfältigen 
Erfüllung ihrer Wahrheitspflicht auch mit strafrecht-
lichen Mitteln anzuhalten. Die Voraussetzungen der 
Fahrlässigkeit sind im übrigen, vor allem beim 
Falscheid, von der Rechtsprechung so eng und genau 
umschrieben, daß ihre Feststellung im Einzelfall 
keine übermäßig große Schwierigkeiten bereitet und 
daß eine Überspannung der Sorgfaltspflicht und da-
mit auch eine zu weite Ausdehnung der Strafbarkeit 
nicht zu befürchten ist. 

Der Entwurf behält daher im Einklang mit dem 
geltenden Recht (§ 163 Abs. 1 StGB) in Absatz 1 die 
Bestrafung des fahrlässigen Falscheids bei. Die 
Strafbarkeit auf die Fälle leichtfertigen Handelns, 
wie in § 384 E 1936 vorgeschlagen wird, zu beschrän

-

ken, ist mit Rücksicht auf die strengen Anforderun-
gen, die von der Rechtsprechung an die Fahrlässigkeit 
gestellt werden, nicht geboten und im Interesse 
eines ausreichenden Schutzes der Rechtspflege auch 
nicht angebracht. Die Fassung der Vorschrift ist an 
die des § 432 angeglichen. Als Strafe ist Gefängnis 
bis zu zwei Jahren vorgesehen. Sie ist gegenüber 
dem geltenden Recht, das nur Gefängnis bis zu 
einem Jahr vorsieht, sowohl im Mindestmaß (§ 46 
Abs. 1) als auch im Höchstmaß erhöht. Das hängt 



Drucksache 2150 	Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 

§ 438 
mit dem regelmäßig erheblichen Unrechts- und 
Schuldgehalt des Falscheids zusammen, der für die 
Rechtspflege eine schwerwiegende Gefahr bedeutet. 

Bei der fahrlässigen Versicherung an Eides Statt 
wird dagegen, anders als im geltenden Recht (§ 163 
Abs. 1 StGB), die Strafbarkeit auf die Fälle leicht-
fertigen Handelns beschränkt. Diese Beschränkung 
ist ohne Schaden für die Rechtspflege möglich. Sie 
trägt vor allem dem Umstand Rechnung, daß die 
eidesstattlichen Versicherungen in aller Regel schrift-
lich und daher häufig ohne vorangegangene Er-
mahnung zur Wahrheit und Belehrung über ihre 
Bedeutung abgegeben werden. Die Strafe ist wie 
im geltenden Recht Gefängnis bis zu einem Jahr. 
Daneben wird wahlweise auch Strafhaft oder Geld-
strafe angedroht, um denkbaren Fällen geringen 
Unrechtsgehalts gerecht zu werden. 

Von einer Strafdrohung für die fahrlässig be-
gangene falsche uneidliche Aussage sieht der Ent-
wurf im Einklang mit dem geltenden Recht ab, da 
sich ein Bedürfnis nach Bestrafung solcher Taten 
bisher nicht gezeigt hat. 

§ 438 
Aussagenotstand; 

falsche Aussage wegen Nötigung 
Die allgemeinen Rechtfertigungs- und Entschuldi-

gungsgründe gelten auch für die Aussagedelikte. 
Insbesondere sind die Vorschriften über den recht-
fertigenden und den entschuldigenden Notstand 
(§§ 39, 40) uneingeschränkt anwendbar. Über diese 
Vorschriften hinaus eröffnet § 438 die Möglichkeit, 
bestimmte notstandsähnliche Lagen des Täters straf-
mildernd zu berücksichtigen. 

Absatz 1 behandelt den Aussagenotstand. Er 
tritt an die Stelle des § 157 Abs. 1 StGB. Wie dieser 
beruht er auf dem Gedanken, daß bestimmte Beweis-
personen wegen der Aussagepflicht, der sie unter-
liegen, in die Zwangslage kommen können, ent-
weder durch eine wahrheitsgemäße Aussage sich 
oder einen Angehörigen zu belasten oder durch eine 
unwahre Aussage sich wegen Verletzung der Wahr-
heitspflicht strafbar zu machen. Die Voraussetzun-
gen und Wirkungen des Aussagenotstandes sind in 
Absatz 1 Satz 1 umschrieben. Die Bestimmung unter-
scheidet sich von § 157 Abs. 1 StGB vor allem 
dadurch, daß sie nicht nur für Zeugen und Sachver-
ständige, sondern auch für Schuldner im Offen-
barungseidverfahren gilt. Die Einbeziehung solcher 
Schuldner ist nach dem Grundgedanken der Vor-
schrift geboten. Auch sie sind zur Aussage und 
Eidesleistung verpflichtet und können notfalls dazu 
gezwungen werden (vgl. §§ 807, 883 Abs. 2, §§ 889, 
888 Abs. 1, § 901 ZPO). Durch die Fassung „hat 
jemand 	 bei der Leistung des Offenbarungs

-

eides die Unwahrheit bekundet, 	" wird klar

-

gestellt, daß die Vorschrift auch dann gilt, wenn 
jemand rechtlich zwar nicht zur Leistung des Offen-
barungseides verpflichtet war, irrtümlich aber dazu 
angehalten wurde. 

Während § 157 Abs. 1 StGB voraussetzt, daß „der 
Täter die Unwahrheit gesagt hat, um von einem 
Angehörigen oder von sich selbst die Gefahr einer 
gerichtlichen Bestrafung abzuwenden", verlangt der 
Entwurf, daß der Täter die Unwahrheit bekundet 
hat, „um von sich oder einem Angehörigen die Ge-

fahr abzuwenden, wegen einer rechtswidrigen Tat 
bestraft oder einer Maßnahme (§ 11 Abs. 1 Nr.5) 
unterworfen zu werden". Diese Änderung der Fas-
sung dient vor allem dem Zweck, den Sprachge-
brauch im Entwurf möglichst einheitlich zu gestalten 
(vgl. § 447 Abs. 1). Demgegenüber ist es nur von 
untergeordneter sachlicher Bedeutung, daß neben 
der Absicht, die Gefahr der Bestrafung wegen einer 
rechtswidrigen Tat abzuwenden, auch die Absicht 
genügt, die Gefahr abzuwenden, wegen einer 
solchen Tat einer Maßnahme (vgl. § 11 Abs. 1 Nr. 5) 
unterworfen zu werden. Da die Zwangslage, in der 
sich der Täter be findet, in beiden Fällen grundsätz-
lich gleichzubewerten ist, ist diese Erweiterung 
berechtigt. Wegen des Begriffs der rechtswidrigen 
Tat wird auf § 11 Abs. 1 Nr. 2 verwiesen. Aus ihm 
folgt, daß die Strafe nicht gemildert werden darf, 
wenn es dem Täter lediglich darauf ankam, die Ver-
hängung einer Geldbuße wegen einer Ordnungs-
widrigkeit von sich oder einem Angehörigen 
abzuwenden. Wie im geltenden Recht ist als 
Voraussetzung des Milderungsgrundes allein die 
Willensrichtung des Täters maßgebend. Daher ist es 
unerheblich, ob die Gefahr, die der Täter durch 
seine unwahre Aussage abwenden wollte, wirklich 
bestand oder nur irrtümlich von ihm angenommen 
wurde. 

Im Einklang mit § 157 Abs. 1 StGB ermöglicht 
§ 438 Abs. 1 Satz 1 eine Milderung der Strafe 
nur bei der falschen uneidlichen Aussage, beim 
Meineid und bei der vorsätzlichen falschen Ver-
sicherung an Eides Statt. Bei fahrlässigen Aussage-
delikten ist für die Vorschrift kein Raum. Auch dem 
Täter, der einen anderen dahin beeinflußt, daß dieser 
gutgläubig eine der in § 436 bezeichneten Taten 
begeht, kommt sie nicht zugute, da er sich nicht in 
der eigentümlichen Zwangslage der Beweisperson 
befindet. 

Absatz 1 Satz 2 enthält eine Einschränkung der 
Mildernugsvorschrift, die im Interesse einer wirk-
samen Bestrafung der Aussagedelikte geboten ist. 
Der geltende § 157 Abs. 1 StGB, der eine solche 
Einschränkung nicht aufweist, ermöglicht Strafmil-
derung in zahlreichen Fällen, in denen eine solche 
nicht am Platze ist. Er kommt nach der Rechtspre-
chung regelmäßig nicht nur dem Täter zugute, der 
seine vor der Polizei erstattete falsche, den Beschul-
digten begünstigende (§ 257 StGB) Aussage später 
unter Eid vor Gericht wiederholt, sondern auch dem, 
der seine falsche Aussage, die er im ersten Rechts-
zug uneidlich gemacht hat, im zweiten Rechtszug 
unter Eid erneuert. In Fällen dieser Art ist jedoch 
eine Strafmilderung grundsätzlich nicht berechtigt, 
weil hier der Täter die rechtswidrige Tat, derent-
wegen er in Aussagenotstand geraten ist, selbst be-
gangen hat und regelmäßig schon bei ihrer Bege-
hung voraussehen konnte, daß er in einen solchen 
Notstand geraten werde. Es läge nahe zu bestim-
men, daß bei verschuldetem Aussagenotstand eine 
Milderung der Strafe nach § 438 Abs. 1 Satz 1 aus-
scheidet. Da aber eine solche Regelung, insbeson-
dere was die Feststellung des Verschuldens anlangt, 
in der Praxis Schwierigkeiten bereiten würde, trägt 
der Entwurf dem Bedürfnis nach Einschränkung in 
der Form Rechnung, daß er eine Strafmilderung 
nach Absatz 1 Satz 1 dann ausschließt, „wenn die 
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rechtswidrige Tat durch eine Äußerung des Täters 
in derselben Sache begangen worden ist, in welcher 
er die falsche Aussage gemacht, den Meineid gelei-
stet oder die falsche Versicherung abgegeben hat". 
Der Begriff „in derselben Sache" ist weiter als der 
Begriff „in demselben Verfahren". Die uneheliche 
Mutter, die dem Jugendamt falsche Angaben über 
den Kindesvater macht, begeht unter Umständen 
Personenstandsfälschung (§ 202). Strengt das 
Jugendamt auf Grund ihrer falschen Angaben einen 
Unterhaltsprozeß für das uneheliche Kind an und 
beschwört die Kindesmutter vor Gericht diese An-
gaben, so hat sie die Personenstandsfälschung zwar 
nicht in demselben Verfahren, wohl aber „in der-
selben Sache" begangen, so daß Strafmilderung 
nach § 438 Abs. 1 ausscheidet. 

Liegt Aussagenotstand nach Absatz 1 Satz 1 vor 
und ist ein Ausnahmefall im Sinne von Absatz 1 
Satz 2 nicht gegeben, so kann das Gericht die Strafe 
wegen falscher uneidlicher Aussage, Meineids oder 
falscher Versicherung an Eides Statt nach § 64 
Abs. 1 mildern. Der Entwurf schreibt damit die 
Strafmilderung nicht zwingend vor, sondern stellt 
sie, wie das geltende Recht, in das Ermessen des 
Gerichts. Diese Regelung berücksichtigt, daß trotz 
der einschränkenden Bestimmung des Absatzes 1 
Satz 2 zahlreiche Fälle denkbar bleiben, in denen 
die Schuld des Täters durch den Aussagenotstand 
nicht wesentlich gemindert wird und daher Bestra-
fung aus dem Regelstrafrahmen geboten sein kann. 
Das wird z. B. regelmäßig der Fall sein, wenn der 
Täter in einer bedeutenden Sache die Unwahrheit 
bekundet hat, um eine nur geringfügige Strafe von 
sich oder einem Angehörigen abzuwenden. Wäh-
rend § 157 Abs. 1 StGB das Gericht ermächtigt, die 
Strafe ohne umfangsmäßige Beschränkung, nämlich 
nach seinem „pflichtgemäßen Ermessen", zu mildern 
und im Falle der falschen uneidlichen Aussage so-
gar von Strafe abzusehen, läßt der Entwurf eine 
Milderung nur im Umfang des § 64 Abs. 1 zu und 
sieht insbesondere auch nicht die Möglichkeit vor, 
von Strafe abzusehen. Das bedeutet, daß z. B. bei 
der falschen uneidlichen Aussage die Mindeststrafe 
einen Monat Gefängnis (§ 46 Abs. 1), beim Meineid 
drei Monate Gefängnis und bei der falschen Ver-
sicherung an Eides Statt eine Woche Strafhaft (§ 47 
Abs. 1) beträgt. Dabei kann die Gefängnisstrafe für 
Meineid nach § 53 Abs. 2 nicht durch eine Geld-
strafe ersetzt werden. Mit diesen Mindeststrafen 
kann der besonderen Lage des Täters, der im Aus-
sagenotstand gehandelt hat, ausreichend Rechnung 
getragen werden. Eine noch weitere Milderung der 
Strafe oder gar die Zulassung des Absehens von 
Strafe ist mit dem Unrechtsgehalt der hier in Frage 
kommenden Taten nicht vereinbar. 

Absatz 2 behandelt die falsche Aussage wegen 
Nötigung. Daß jemand eine falsche Aussage nur in-
folge eines von einem anderen auf ihn ausgeübten 
Druckes erstattet, kommt verhältnismäßig häufig 
vor. Erreicht dieser Druck eine bestimmte Stärke, 
so wird dadurch die Schuld des Täters regelmäßig 
erheblich gemindert. In diesen Fällen müssen die im 
Interesse einer wirksamen Bekämpfung der Aus-
sagedelikte strengen Regelstrafen, die vor allem 
beim Meineid, aber auch bei der falschen uneid-

§ 438 
lichen Aussage und bei der vorsätzlichen falschen 
Versicherung an Eides Statt vorgesehen sind, unter-
schritten werden können. Absatz 2 sieht daher vor, 
daß das Gericht die Strafe, wie in den Fällen des 
Absatzes 1, nach § 64 Abs. 1 mildern kann, „wenn 
jemand die Unwahrheit bekundet hat, weil ein an-
derer ihn mit Gewalt oder durch Drohung mit einem 
empfindlichen Übel dazu genötigt hat". Die Vor-
schrift findet ebenso wie Absatz 1 nur auf die 
falsche uneidliche Aussage (§ 431), den Meineid 
(§§ 432, 433) und die vorsätzliche falsche Versiche-
rung an Eides Statt (§ 434) Anwendung, ist aber 
nicht auf Zeugen, Sachverständige und Schuldner im 
Offenbarungseidverfahren beschränkt, sondern 
kommt folgerichtig auch anderen Beweispersonen, 
z. B. den Parteien, zugute. Da der Entwurf die be-
sondere Strafmilderung nur bei Nötigung „mit Ge-
walt oder durch Drohung mit einem empfindlichen 
Übel" ermöglicht, ist gewährleistet, daß nur Fälle 
schwerwiegender Nötigung zu der Vergünstigung 
führen. Nötigungen, bei denen kein empfindliches 
Übel in Aussicht gestellt wird, können innerhalb 
der ordentlichen Strafrahmen ausreichend berück-
sichtigt werden. Wie in Absatz 1 schreibt der Ent-
wurf auch in Absatz 2 die Strafmilderung nach § 64 
Abs. 1 nicht zwingend vor, sondern stellt sie in das 
Ermessen des Gerichts, das damit die Möglichkeit 
erhält, sich in der Wahl des Strafrahmens den Um-
ständen des einzelnen Falles anzupassen. 

Absatz 3 bestimmt, daß Teilnehmern (Anstiftern 
und Gehilfen, § 33 Abs. 1) die in den Absätzen 1 
und 2 umschriebenen Milderungsgründe nicht zu-
gute kommen. Beim Aussagenotstand (Absatz 1) 
entspricht diese Regelung der ständigen Recht-
sprechung zum geltenden § 157 Abs. 1 StGB. In der 
Rechtslehre wird allerdings überwiegend die Auf-
fassung vertreten, der Milderungsgrund gelte auch 
für den Anstifter und den Gehilfen. Dabei wird 
jedoch nicht genügend beachtet, daß diese sich nicht 
in der eigentümlichen, durch die Aussagepflicht der 
Zeugen und Sachverständigen begründeten Zwangs-
lage befinden, von der § 157 Abs. 1 StGB ausgeht. 
Auch kriminalpolitisch ist es sehr bedenklich, dem 
Anstifter und dem Gehilfen die besondere Straf-
milderung wegen Aussagenotstands zuzubilligen, da 
die ohnehin schon beträchtliche Versuchung, etwa 
im Strafverfahren zum eigenen Vorteil oder zum 
Vorteil von Angehörigen auf Zeugen oder Sachver-
ständige Einfluß zu nehmen, durch die Aussicht auf 
eine solche besondere Strafmilderung erheblich ver-
stärkt würde. Die Rechtsprechung hat daher zu 
Recht die Anwendung des § 157 Abs. 1 StGB auf 
Teilnehmer abgelehnt. Um dieses Ergebnis auch 
gesetzlich sicherzustellen, erklärt der Entwurf die 
Vorschrift über den Aussagenotstand auf Teilneh-
mer ausdrücklich für nicht anwendbar. Auch die 
Strafmilderung des Absatzes 2 (falsche Aussage 
wegen Nötigung) soll nur der Aussageperson selbst, 
nicht aber den Teilnehmern zugute kommen. Von 
diesen kann eher als von den Aussagepersonen 
erwartet werden, daß sie dem durch die Nötigung 
hervorgerufenen Druck standhalten. Sie werden 
durch die Nötigung im allgemeinen nicht in dieselbe 
unausweichliche Zwangslage gebracht wie die Aus-
sageperson. Es ist daher berechtigt, sie auch dann, 
wenn sie zu ihrer Tat genötigt worden sind, aus 
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den Regelstrafrahmen zu bestrafen, falls nicht die 
Strafbarkeit der Tat nach den allgemeinen Not-
standsvorschriften (§§ 39, 40) entfällt. Die im Einzel-
fall geminderte Schuld kann das Gericht bei der 
Strafzumessung berücksichtigen. 

Auf eine dem § 157 Abs. 2 StGB entsprechende 
Bestimmung wird verzichtet. Diese läßt eine Straf-
milderung oder das Absehen von Strafe zu, wenn 
ein noch nicht Eidesmündiger urieidlich falsch aus-
gesagt hat. Bei einem unter 16 Jahre alten Täter 
ist sie wegen der weit gespannten Reaktionsmög-
lichkeiten, die das Jugendgerichtsgesetz bietet, ohne 
praktische Bedeutung. Bei Personen, die wegen 
mangelnder Verstandesreife oder wegen Verstandes-
schwäche vom Wesen und der Bedeutung des Eides 
keine genügende Vorstellung haben (§ 60 Nr. 1 
StPO, § 393 Nr. 1 ZPO) — ihnen kommt § 157 Abs. 2 
StGB ebenfalls zugute genügen im geltenden 
Recht die §§ 51 und 55 StGB und im Entwurf die 
§§ 24 und 25, um eine unangemessene Bestrafung 
auszuschließen. 

§ 439 
Strafmilderung wegen Verfahrensverstoßes 

Die Vorschrift hat weder im geltenden Recht noch 
in den früheren Entwürfen ein Vorbild. In der 
Rechtsprechung ist jedoch anerkannt, daß Verfah-
rensverstöße des vernehmenden Richters, die zu 
einer falschen uneidlichen Aussage oder zu einem 
Meineid geführt haben, in der Regel bei der Straf-
zumessung mildernd zu berücksichtigen sind. Das 
gilt vor allem für die Fälle, in denen der Täter ent-
gegen einem gesetzlichen Verbot vereidigt worden 
ist oder in denen ihm ein Aussage- oder Eidesver-
weigerungsrecht zustand und er dem Gesetz zu-
wider darüber nicht belehrt worden ist. In den 
praktisch bedeutsamen Fällen des Meineids (§ 154 
StGB) führen diese Verfahrensverstöße, da sie die 
begangene Eidesverletzung regelmäßig in einem 
milderen Lichte erscheinen lassen, nicht selten zu 
der durchaus berechtigten Annahme mildernder 
Umstände und damit zur Anwendung des milderen 
Strafrahmens des § 154 Abs. 2 StGB. In den Fällen 
der falschen uneidlichen Aussage kann dagegen 
nach geltendem Recht, da § 153 StGB mildernde 
Umstände nicht vorsieht, die Verletzung der Pflicht 
zur Belehrung über ein bestehendes Aussagever-
weigerungsrecht nur innerhalb des ordentlichen 
Strafrahmens berücksichtigt werden, was bei der 
Mindeststrafe von drei Monaten Gefängnis bis-
weilen zu Härten führt. 

Da der Entwurf aus kriminalpolitischen Gründen 
beim Grundtatbestand des Meineids (§ 432) unbe-
nannte, mit den mildernden Umständen des § 154 
Abs. 2 StGB vergleichbare minder schwere Fälle, 
in denen die Mindeststrafe von einem Jahr Gefäng-
nis unterschritten werden kann, nicht vorsieht, ist 
die Möglichkeit einer Strafmilderung wegen Ver-
fahrensverstoßes unentbehrlich. Sie gilt jedoch nicht 
nur für den Meineid, sondern auch für die falsche 
uneidliche Aussage und den fahrlässigen Falscheid, 
um auch insoweit bei der Strafzumessung Verfah-
rensverstößen ausreichend Rechnung tragen zu 
können. In Anlehnung an  die von der Rechtsprechung 
entwickelten Grundsätze führt die Vorschrift als 
besondere Milderungsgründe die Fälle auf, daß der 

Täter einem gesetzlichen Verbot zuwider vereidigt 
worden ist oder daß er berechtigt war, die Aussage 
oder den Eid zu verweigern und dem Gesetz zu-
wider darüber nicht belehrt worden ist. Andere, 
weniger bedeutsame Verfahrensverstöße, wie etwa 
die Verletzung des § 57 StPO oder des § 395 Abs. 1 
ZPO, begründen eine besondere gesetzliche Straf-
milderung nicht. Sie können innerhalb der Regel-
strafrahmen ausreichend berücksichtigt werden. 

Wann ein Recht zur Verweigerung der Aussage 
oder des Eides besteht und in welchen Fällen eine 
Belehrung darüber zu erfolgen hat, wird in Vor-
schriften außerhalb des Strafgesetzbuches, nament-
lich in den Verfahrensgesetzen, bestimmt (vgl. z. B. 
§§ 52, 55, 63 StPO, § 383 ZPO). Ihnen ist auch zu 
entnehmen, wann eine Vereidigung nicht erfolgen 
darf (vgl. z. B. §§ 60, 65 Abs. 2 StPO, § 393 ZPO). 
Die Worte „einem gesetzlichen Verbot zuwider" 
stellen klar, daß die Vorschrift nicht anwendbar ist, 
wenn die Vereidigung im Ermessen des Gerichts lag 
(vgl. z. B. § 61 StPO). 

Liegt einer der umschriebenen Verfahrensverstöße 
vor, so kann das Gericht die Strafe wegen falscher 
uneidlicher Aussage, Meineids oder fahrlässigen 
Falscheids nach § 64 Abs. 1 mildern. Da die Straf-
milderung nicht zwingend vorgeschrieben, sondern 
in das Ermessen des Gerichts gestellt ist, kann 
dieses sich bei der Auswahl des Strafrahmens den 
besonderen Umständen des Einzelfalles anpassen. 
So wird z. B. von der Anwendung des milderen 
Strafrahmens regelmäßig abzusehen sein, wenn 
feststeht, daß der Täter auch im Falle der Beleh-
rung von seinem Aussage- oder Eidesverweige-
rungsrecht keinen Gebrauch gemacht hätte. 

§ 440 

Strafmilderung wegen Bedeutungslosigkeit 
der Aussage 

In vielen ausländischen Rechtsordnungen ist die 
falsche Aussage nur dann strafbar, wenn sie einen 
Gegenstand betrifft, der für die Entscheidung we-
sentlich ist. Das geltende deutsche Strafgesetzbuch 
trifft dagegen in Übereinstimmung mit dem öster-
reichischen Strafrecht keine Unterscheidung zwi-
schen falschen Aussagen in wesentlichen und in un-
wesentlichen Punkten; es erklärt vielmehr beide in 
gleicher Weise für strafbar. Auch die früheren Ent-
würfe haben eine solche Unterscheidung abgelehnt, 
da sie — von der Schwierigkeit der Abgrenzung der 
wesentlichen von den unwesentlichen Aussagen 
ganz abgesehen — geeignet sei, die vom Gesetz 
begründete Wahrheitspflicht und den Ernst des 
Eides zum Schaden der Rechtspflege zu gefährden. 
Dieser Gesichtspunkt wiegt um so schwerer, als dem 
Täter auch die irrige oder nur vorgeschützte, aber 
nicht widerlegbare Annahme, eine Aussage sei un-
wesentlich, zugute kommen würde. Das Schweize-
rische Strafgesetzbuch nimmt in Artikel 307 Abs. 3 
insofern eine Mittelstellung ein, als es zwar nicht 
Straffreiheit, aber doch eine mildernde Strafe vor-
sieht, wenn sich die falsche Äußerung auf Tatsachen 
bezieht, „die für die richterliche Entscheidung un-
erheblich sind". 
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Daß das geltende Recht keine Sonderregelung für 
falsche Aussagen in unwesentlichen Punkten ent-
hält, wird vielfach als Mangel empfunden. Straf-
anzeigen wegen falscher Aussagen solcher Art sind 
in der Praxis sehr häufig und entspringen vielfach 
gehässigen Beweggründen. Oft wird mit ihnen nur 
der Zweck verfolgt, sich an Zeugen zu rächen, die 
in den wesentlichen Punkten eindeutig die dem 
Anzeigeerstatter unliebsame Wahrheit bekundet 
haben. Derartige Verfahren durchführen zu müssen, 
ist für die Strafverfolgungsbehörden sehr mißlich, 
insbesondere wenn sowohl die gehässigen Beweg-
gründe des Anzeigeerstatters als auch die völlige 
Bedeutungslosigkeit der angeblich falschen Aussage 
offensichtlich sind. Häufig wird in solchen Fällen 
das Verfahren von der Staatsanwaltschaft nach 
langen Ermittlungen eingestellt, weil dem Beschul-
digten hinsichtlich der Unwahrheit der Aussage 
weder Vorsatz noch die in einigen Tatbeständen 
vorausgesetzte Fahrlässigkeit nachzuweisen sei. 
Dabei hinterlassen derartige Einstellungsverfügun-
gen häufig den Eindruck, als seien sie weniger im 
Ergebnis der Ermittlungen als darin begründet, daß 
eine strafrechtliche Verfolgung des Täters als un-
gerecht empfunden wird. Kommt es aber wegen 
falscher Aussagen in Nebenpunkten zur Anklage 
und zur Verurteilung, so sind die Gerichte gezwun-
gen, beim Meineid auf mindestens sechs Monate 
Gefängnis (§ 154 Abs. 2 StGB) und bei der uneid-
lichen Falschaussage auf mindestens drei Monate 
Gefängnis (§ 153 StGB) zu erkennen, was oft als 
hart empfunden wird. 

Nicht zuletzt auf Grund dieser Erfahrungen ist die 
Forderung erhoben worden, nach dem Vorbild aus-
ländischer Rechtsordnungen die Falschaussage nur 
dann zu bestrafen, wenn sie für die Entscheidung 
wesentliche Tatsachen betrifft. Der Entwurf lehnt 
zwar eine solche Einschränkung der Strafbarkeit aus 
denselben Gründen, die in den Beratungen zu den 
früheren Entwürfen hervorgetreten sind, als zu 
weitgehend ab. Auf eine andersartige Regelung, die 
eine sachgemäße Erledigung von Strafverfahren 
wegen falscher Aussage in Nebenpunkten erleich-
tert und die Gerichte von dem Zwang befreit, als 
ungerecht empfundene, zu harte Strafen zu ver-
hängen, kann aber aller Erfahrung nach nicht ver-
zichtet werden. Gesetzestechnisch ließe sich das da-
durch lösen, daß der Entwurf bei den wichtigsten 
Aussagedelikten, insbesondere beim Meineid, un-
benannte minder schwere Fälle vorsieht, für die 
allerdings, gerade wegen der falschen Aussage in 
Nebenpunkten, verhältnismäßig niedrige Strafen 
anzudrohen wären. Da sich dieser Weg jedoch, wie 
in der Vorbemerkung zu diesem Untertitel bereits 
ausgeführt wurde, aus kriminalpolitischen Gründen 
verbietet, ist der Entwurf genötigt, eine besondere 
Bestimmung über die Strafmilderung wegen Be-
deutungslosigkeit der Aussage vorzusehen, um auf 
diese Weise den Erfordernissen der Praxis zu ge-
nügen. 

Es ist zuzugeben, daß die Bedenken, die gegen 
eine völlige Straffreiheit falscher Aussagen in un-
wesentlichen Punkten sprechen, bis zu einem ge-
wissen Grade auch gegen eine besondere gesetzliche 
Strafmilderung wegen Bedeutungslosigkeit der Aus-
sage vorgebracht werden können. Das gilt vor allem 

§ 440 
insofern, als auf die Schwierigkeit der Abgrenzung 
der wesentlichen von den unwesentlichen Aussage-
punkten hingewiesen wird. Bis zu einem gewissen 
Grade bestehen diese Schwierigkeiten aber auch 
ohne eine besondere Strafmilderungsvorschrift, da 
die Wesentlichke.it oder Unwesentlichkeit einer fal-
schen Aussage bei der Strafzumessung immer von 
Bedeutung sein wird. Der Gefahr, daß der spätere 
Strafrichter, um die Zulässigkeit der Strafmilderung 
zu prüfen, etwa den gesamten Vorprozeß, in dem 
die falsche Aussage erstattet worden ist, neu auf-
rollen muß, begegnet der Entwurf durch eine ent-
sprechend enge Ausgestaltung der Vorschrift. Außer-
dem schließt er ausdrücklich aus, daß die irrige oder 
nur vorgeschützte, aber nicht widerlegbare An-
nahme, eine falsche Aussage sei bedeutungslos, den 
Täter in den Genuß der besonderen gesetzlichen 
Strafmilderung bringt. Bei diesen engen Grenzen, 
die der Entwurf der besonderen Strafmilderung 
wegen Bedeutungslosigkeit der Aussage setzt, kann 
von einer Gefahr, daß die Vorschrift zu einer Ab-
schwächung der Wahrheitspflicht und zu einer Ab-
wertung des Eides in der Meinung der Offentlich-
keit führen könne, nicht mehr gesprochen werden. 

Im einzelnen verlangt Absatz 1, daß die „falsche 
Erklärung" eine Tatsache betrifft, „die für das Ver-
fahren von vornherein offensichtlich bedeutungslos 
war". Der Ausdruck „Erklärung", der inhaltlich über 
den der „Aussage" hinausgeht, wird verwendet, 
weil die Vorschrift auch für die falsche Versicherung 
an Eides Statt gilt, die häufig schriftlich abgegeben 
wird. Durch die im übrigen vorgesehene Fassung 
sollen der Anwendbarkeit der Vorschrift möglichst 
enge Grenzen gesetzt werden. Es genügt nicht, daß 
die falsche Erklärung für die Entscheidung be-
deutungslos war; sie muß darüber hinaus auch für 
das Verfahren , und zwar „von vornherein", also 
vom Zeitpunkt ihrer Abgabe an, bedeutungslos ge-
wesen sein. Das Merkmal der Offensichtlichkeit, 
mit dem ein erhöhter Grad der Erkennbarkeit der 
Bedeutungslosigkeit verlangt wird, engt den An-
wendungsbereich der Vorschrift weiter ein; sie ent-
hebt vor allem den späteren Strafrichter der Not-
wendigkeit, im Zusammenhang mit der Prüfung, ob 
der Milderungsgrund vorliegt, umfangreiche Beweis-
erhebungen zur Frage der Bedeutungslosigkeit der 
Erklärung anstellen zu müssen. Nur wenn die Be-
deutungslosigkeit „offensichtlich", also ohne weite-
res erkennbar ist, soll die vorliegende besondere 
Bestimmung Platz greifen. Der Entwurf faßt das 
Merkmal der offensichtlichen Bedeutungslosigkeit 
nicht als Tatbestandsmerkmal im Sinne des § 19 
Abs. 2, sondern als objektive Bedingung der mil-
deren Bestrafung auf. Ein Irrtum des Täters über 
die Bedeutungslosigkeit seiner Erklärung kann 
daher nicht zur Anwendung der Vorschrift führen. 
Dies wird in Absatz 2 ausdrücklich klargestellt, um 
Zweifel auszuschließen, die sich aus § 19 Abs. 2 er-
geben könnten. 

Liegen die Voraussetzungen des Absatzes l vor, 
so kann das Gericht die Strafe wegen Meineids 
nach § 64 Abs. 1 mildern und die Strafe wegen eines 
anderen Aussagedeliktes nach seinem Ermessen 
mildern (§ 64 Abs. 2) oder von Strafe absehen. Da 
die Strafmilderung oder das Absehen von Strafe 
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nicht zwingend vorgeschrieben, sondern in das Er-
messen des Gerichts gestellt ist, kann dieses sich 
den Umständen des einzelnen Falles anpassen. Die 
Anwendung des milderen Strafrahmens wird z. B. 
regelmäßig dann ausscheiden, wenn der Täter eine 
objektiv bedeutungslose Aussage irrig für bedeu-
tungsvoll gehalten hat. Wenn beim Meineid nur die 
beschränkte Strafmilderung nach § 64 Abs. 1 zuge-
lassen wird, so soll damit der Bedeutung des Eides 
und dem beträchtlichen Unrechtsgehalt jeden Mein-
eids Rechnung getragen werden. Bei den übrigen, 
in den §§ 431 und 434 bis 437 enthaltenen Aussage-
delikten kann das Gericht dagegen die Strafe nach 
seinem Ermessen mildern (§ 64 Abs. 2) oder auch 
ganz von Strafe absehen. Es kann sich damit, ohne 
daß ein Schaden für die Rechtspflege zu befürchten 
wäre, dem Einzelfall anpassen. Gleichzeitig wird 
durch diese Regelung auch die Einstellung bestimm-
ter Verfahren nach § 153 Abs. 2 oder § 153a Abs. 1 
StPO durch die Staatsanwaltschaft erleichtert, was 
aus Gründen zweckmäßiger Verfahrensgestaltung 
durchaus wünschenswert ist. 

§ 441 
Dem Eid und der Versicherung 

an Eides Statt gleichstehende Erklärungen 
Die Vorschrift hat nicht nur Bedeutung für den 

Meineid (§§ 432, 433) und die vorsätzliche falsche 
Versicherung an Eides Statt (§ 434), sondern auch 
für das Herbeiführen einer falschen Aussage (§ 436), 
den fahrlässigen Falscheid und die leichtfertige 
falsche Versicherung an Eides Statt (§ 437). Dies 
kommt durch ihre Stellung innerhalb des Unter-
titels zum Ausdruck. 

In Absatz 1, der sich in der Fassung an § 184 
Abs. 1 Satz 2 E 1927 anlehnt, stellt der Entwurf, 
ebenso wie das geltende Recht (§ 155 StGB), dem 
Eide gleich die Berufung auf einen früheren Eid und 
bei Personen, die von der Pflicht zur Eidesleistung 
befreit sind, die an Stelle des Eides zugelassene 
Beteuerung. Unter der Berufung auf einen früher 
geleisteten Eid ist nicht nur die Berufung auf einen 
in derselben Angelegenheit früher abgelegten 
Partei-, Zeugen- oder Sachverständigeneid zu ver-
stehen (§ 155 Nr. 2 StGB). Der Ausdruck umfaßt auch 
die von einem als Sachverständigen ein für allemal 
Vereidigten unter Berufung auf seinen Eid sowie 
die von einem Beamten unter Berufung auf seinen 
Diensteid abgegebene Versicherung (§ 155 Nr. 2, 3 
StGB). Welchen Personen an Stelle des Eides der 
Gebrauch einer anderen Beteuerung gestattet ist, 
bestimmt sich zur Zeit mangels einer bundesgesetz-
lichen Regelung ausschließlich nach Landesrecht. 

Absatz 2 bestimmt, daß der Versicherung an 
Eides Statt die Berufung auf eine frühere Versiche-
rung an Eides Statt gleichsteht. Im geltenden Recht 
ist die entsprechende Vorschrift in § 156 StGB ent-
halten. 

§ 442 
Tätige Reue 

In dem Bestreben, die Aufdeckung der Wahrheit 
soweit wie möglich sicherzustellen, soll demjenigen, 
der sich eines Aussagedeliktes schuldig gemacht hat, 
die Berichtigung seiner unwahren Angabe erleich

-

tert und ein Anreiz zur Abwendung der Folgen 
seiner Tat gegeben werden. Der Entwurf ermächtigt 
daher in Absatz 1 das Gericht, die Strafe wegen 
falscher uneidlicher Aussage, Meineids, falscher 
Versicherung an Eides Statt und Herbeiführens 
einer falschen Aussage gegenüber dem Beteiligten, 
der die falsche Angabe rechtzeitig berichtigt, nach 
seinem Ermessen zu mildern (§ 64 Abs. 2) oder von 
Strafe abzusehen. In den Fällen des fahrlässigen 
Falscheids oder der leichtfertigen falschen Versiche-
rung an Eides Statt ist der Täter bei rechtzeitiger 
Berichtigung straffrei (Absatz 2). Diese Regelung 
weicht sachlich vom geltenden Recht (§ 158 Abs. 1, 
§ 163 Abs. 2 StGB) nur insofern ab, als Absatz 1 
auch für die Fälle des Herbeiführens einer falschen 
Aussage (§ 436) gilt. Diese Erweiterung ist nach 
dem Grundgedanken der Vorschrift geboten. In 
diesen Fällen muß der Täter, um in den Genuß der 
Strafmilderung zu gelangen, die falsche Angabe der 
von ihm verleiteten Person rechtzeitig berichtigen. 
Im übrigen wird in Absatz 1 durch die Verwendung 
des Begriffs ,.Beteiligter" (vgl. § 33 Abs. 2) aus-
drücklich klargestellt, daß die Vorschrift nicht nur 
für den Täter, sondern auch für den Anstifter und 
Gehilfen gilt, sofern die Berichtigung durch sie er-
folgt. Absatz 2 kann demgegenüber nur dem Täter 
selbst zugute kommen, da strafbare Teilnahme an 
einer fahrlässigen Tat nicht möglich ist. Im Einklang 
mit dem geltenden Recht bezieht sich die in den 
Absätzen 1 und 2 enthaltene Sonderregelung nur 
auf die genannten Aussagedelikte. Die Strafen 
wegen anderer, mit diesen Aussagedelikten zusam-
mentreffender Taten bleiben unberührt. 

Absatz 3 ergänzt die Absätze 1 und 2. Er be-
stimmt, wann die Berichtigung nicht mehr recht-
zeitig, also verspätet ist. Die beiden ersten Fälle, 
„wenn sie bei der Entscheidung nicht mehr berück-
sichtigt werden kann oder aus der Tat ein Nachteil 
für einen anderen entstanden ist", entsprechen ohne 
sachliche Änderung dem geltenden Recht (§ 158 
Abs.2 StGB). Die Regelung des dritten Falles, „wenn 
der Beteiligte zuvor erfahren hat, daß gegen ihn 
eine Anzeige erstattet oder eine Untersuchung ein-
geleitet worden ist", weicht dagegen vom geltenden 
Recht ab. Dieses verschließt die Vergünstigung dem 
Täter, falls Anzeige gegen ihn erstattet oder eine 
Untersuchung gegen ihn eingeleitet ist, auch dann, 
wenn er hiervon keine Kenntnis hatte. Dem Zweck 
der Vorschrift, die Wahrheitsfindung zu fördern, 
entspricht es jedoch mehr, auf die Kenntnis von der 
Anzeige oder der Untersuchung abzustellen und 
damit den Willen zur Wiedergutmachung so lange 
anzuerkennen, als er auf einem freien Entschluß 
beruht, vorausgesetzt, daß die Tat noch niemandem 
geschadet hat und die Berichtigung bei der Entschei-
dung noch berücksichtigt werden kann. Der Begriff 
„Beteiligter" wird verwendet, um Absatz 3 an die 
Fassung des Absatzes 1 anzugleichen. 

Absatz 4 bezeichnet die Stellen, bei denen die 
Berichtigung erfolgen kann. Er beläßt es mit einer 
geringfügigen sprachlichen Änderung sachlich beim 
geltenden Recht (§ 158 Abs. 3 StGB). Die Berichti-
gung kann bei der Stelle, der die falsche Angabe 
gemacht worden ist oder die sie im Verfahren zu 
prüfen hat, sowie bei einem Gericht, einer Staats- 
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anwaltschaft oder einer Polizeibehörde erklärt wer-
den. Noch weitere Stellen mit der Entgegennahme 
der Berichtigung zu befassen, besteht kein Bedürfnis 
und ist auch nicht angezeigt, da sonst die schleunige 
Weiterleitung an die sachlich zuständige Behörde 
nicht gewährleistet wäre. 

§ 443 
Nebenstrafen 

Die Vorschrift eröffnet beim Grundtatbestand des 
Meineids (§ 432) die Möglichkeit, neben einer Ge-
fängnisstrafe von mindestens einem Jahr die Fähig-
keit, öffentliche Ämter zu bekleiden, und die Fähig-
keit, Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen, 
abzuerkennen (§ 56 Abs. 1 Nr. 2). Der Meineid kann 
einen so hohen Unrechtsgehalt aufweisen und eine 
solche Einstellung des Täters offenbaren, daß dieser 
nicht mehr würdig ist, öffentliche Ämter zu beklei-
den oder Rechte aus öffentlichen Wahlen zu er-
langen. Die Verhängung dieser Nebenstrafen ist 
beim Meineid in allen seinen Erscheinungsformen, 
auch wenn z. B. die in den §§ 438, 439, 440, 442 um-
schriebenen Milderungsgründe vorliegen, zulässig, 
sofern nur auf eine Gefängnisstrafe von mindestens 
einem Jahr erkannt wird. Die Zulässigkeit derselben 
Nebenstrafen in einem minder schweren Fall des 
schweren Meineids (§ 433 Abs. 2) ergibt sich bereits 
aus § 56 Abs. 1 Nr. 1. 

Nach § 161 Abs. 1 StGB ist bei jeder Verurteilung 
wegen Meineids — die Fälle der §§ 157 und 158 
StGB ausgenommen — auf die dauernde Unfähig-
keit des Verurteilten, als Zeuge oder Sachverstän-
diger eidlich vernommen zu werden, zu erkennen. 
Dieser Aberkennung der Eidesfähigkeit stehen je-
doch, wie schon in der Begründung zum Vorentwurf 
von 1909 (S. 541) zutreffend dargelegt ist, überwie-
gende Bedenken entgegen. Es ist nicht begründet, 
jedem, der einmal falsch geschworen hat, ein für 
allemal die Glaubwürdigkeit abzusprechen. Ferner 
kann es einen Nachteil für die Erforschung der 
Wahrheit bedeuten, wenn ein Zeuge, weil ihm die 
Eidesfähigkeit aberkannt worden ist, nicht unter 
den Druck des Eides gestellt werden kann. Der Ent-
wurf verzichtet daher auf die Aberkennung der 
Eidesfähigkeit, nicht zuletzt auch deshalb, urn eine 
dauernde Brandmarkung des Verurteilten zu ver-
meiden. Da aber gleichwohl die Aussage eines Men-
schen, der wegen Meineids vorbestraft ist, mit be-
sonderer Vorsicht zu bewerten sein wird und wohl 
auch die Möglichkeit bestehen muß, daß das Gericht 
davon Abstand nimmt, ihn noch einmal zu vereidi-
gen, wird für den Entwurf des Einführungsgesetzes 
zu prüfen sein, ob nicht in die Verfahrensgesetze 
eine Bestimmung aufgenommen werden soll, daß 
wegen Meineids Vorbestrafte nach richterlichem 
Ermessen unvereidigt bleiben können. 

Andere Straftaten 
gegen die Rechtspflege 

Unter dieser Überschrift faßt der Entwurf die 
übrigen Straftaten zusammen, die sich gegen die 
Rechtspflege richten. Die Strafdrohungen dieses 
Untertitels sollen dazu beitragen, die gesetzmäßige 
Durchführung rechtlich geordneter Verfahren zu ge- 

§ 443, 444 
währleisten und in den einzelnen Verfahrensstufen 
rechtsfremde Einwirkungen und Einflüsse abzu-
wehren. 

Am Anfang des Untertitels stehen Vorschriften, 
die sich an jedermann wenden und ihm Strafe an-
drohen, wenn Strafverfolgungsbehörden und Rechts-
pflegeorgane irregeführt und zu Unrecht in An-
spruch genommen werden, sei es, daß Nichtschuldige 
falsch verdächtigt (§§ 444, 445) oder nicht begangene 
Straftaten vorgetäuscht werden (§ 446). Es folgen 
die Tatbestände der Strafvereitelung (§§ 447, 448), 
die sich dagegen richten, daß die Durchsetzung des 
Strafgesetzes im Einzelfall durch Dritte oder gar 
durch zuständige Strafverfolgungs- oder Vollstrek-
kungsbeamte verhindert oder erschwert wird. Dann 
schließen sich die Vorschriften an, die näher ange-
ben, in welchen Fällen eine allgemeine gesetzliche 
Verpflichtung besteht, geplante Verbrechen anzu-
zeigen (§§ 449, 450). Die nächste Bestimmung richtet 
sich vornehmlich gegen Verfahrensbeteiligte und 
schützt rechtlich geordnete Verfahren dagegen, daß 
Beweismittel zur Beweistäuschung unterdrückt wer-
den (§ 451). Die nachfolgenden beiden Vorschriften 
sind namentlich für die Gerichtsberichterstattung 
und die Organe der Publizistik von Bedeutung. Der 
Tatbestand der Störung der Strafrechtspflege (§ 452) 
befaßt sich mit der vorgreifenden öffentlichen Er-
örterung des Gegenstandes von Strafverfahren. Er 
dient dem Schutz der Wahrheitsfindung vor Gericht 
und der inneren Unabhängigkeit der Rechtsprechung. 
Dasselbe gilt auch für die Nummer 3 des § 453, 
während diese Vorschrift im übrigen (§ 453 Nr. 1 
und 2) verhindern soll, daß Vorgänge aus nicht-
öffentlichen Gerichtsverhandlungen in die Offent-
lichkeit dringen. Die Reihe der Straftaten gegen die 
Rechtspflege wird durch die Amtsverbrechen fort-
gesetzt, die beim Strafverfahren und bei der Straf-
vollstreckung zum Schaden der Rechtspflege began-
gen werden können. Es handelt sich um die Aus-
sageerpressung (§ 454), die Rechtsbeugung (§ 455), 
die Verfolgung Unschuldiger (§ 456) und die Voll-
streckung gegen Unschuldige (§ 457). Hieran schließt 
sich als letzter Tatbestand der Parteiverrat (§ 458) 
an, cien der Entwurf in erster Linie als Straftat gegen 
die Rechtspflege auffaßt. 

§ 444 
Falsche Verdächtigung 

Die Vorschrift des früher geltenden Rechts über 
die falsche Anschuldigung (§ 164 StGB) wurde durch 
das Gesetz zur Abänderung strafrechtlicher Vor-
schriften vom 26. Mai 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 295) 
grundlegend umgestaltet und wesentlich erweitert. 
Nach dein ursprünglichen Recht war nach § 164 StGB 
nur strafbar, wer durch eine Anzeige einen 
anderen wider besseres Wissen einer strafbaren 
Handlung oder der Verletzung einer Amtspflicht 
beschuldigte. Die Beschränkung auf solche, aus eige-
nem Antrieb hervorgegangene, freiwillige Mittel-
lungen an Behörden erwies sich indessen als unzu-
reichend. Durch das angeführte Gesetz wurde daher 
der Tatbestand auf alle falschen Verdächtigungen 
ausgedehnt, die den Vorwurf einer strafbaren Hand-
lung oder der Verletzung einer Amts- oder Dienst-
pflicht enthalten und in der Absicht vorgenommen 
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§ 444 
werden, gegen einen anderen ein behördliches Ver-
fahren oder andere behördliche Maßnahmen her-
beizuführen oder fortdauern zu lassen (§ 164 Abs. 1 
StGB). Ergänzt wurde dieser Tatbestand durch das 
in gleicher Absicht begangene Aufstellen sonstiger 
Behauptungen tatsächlicher Art, die geeignet sind, 
solche Maßnahmen herbeizuführen oder fortdauern 
zu lassen (§ 164 Abs. 2 StGB). Nach beiden Tat-
beständen kann die falsche Anschuldigung nicht nur 
gegenüber einer Behörde, sondern auch gegenüber 
einem zur Entgegennahme von Anzeigen zuständi-
gen Beamten oder militärischen Vorgesetzten oder 
öffentlich geäußert werden. 

Die bedeutsamste Neuerung, die das Gesetz vom 
26. Mai 1933 einführte, lag jedoch darin, daß nicht 
nur die falsche Anschuldigung wider besseres Wis-
sen, sondern auch die bedingt vorsätzliche und die 
leichtfertige falsche Anschuldigung mit Strafe be-
droht wurden (§ 164 Abs. 5 StGB). Hierdurch gewann 
die Vorschrift einen stark erweiterten Anwendungs-
bereich, innerhalb dessen der Leichtfertigkeitstat-
bestand mit seinen leichter feststellbaren Voraus-
setzungen einen breiten Raum einnimmt. Dies 
brachte indessen für die Rechtsanwendung auch eine 
Reihe neuer Schwierigkeiten und Unklarheiten, die 
sich zum Nachteil der Rechtssicherheit ausgewirkt 
haben. Es wurden deshalb immer wieder Forderun-
gen laut, dem Tatbestand wieder den ursprünglichen 
Inhalt zu geben. In der Tat bezieht der § 164 Abs. 5 
StGB seinem Wortlaut nach auch nicht strafwürdige 
Fälle ein und gibt der Rechtsprechung auch im 
übrigen schwierige Abgrenzungsfragen auf, für 
deren Klärung zwar gewisse allgemeine Richtlinien 
gefunden worden sind, die aber gleichwohl noch 
mannigfache Einzelfragen offen lassen. Solche 
Schwierigkeiten treten nicht selten schon hei all-
täglich vorkommenden Fällen zutage. So kann es 
z. B. nach § 164 StGB durchaus zweifelhaft sein, ob 
ein Bestohlener Strafanzeige gegen die Person er-
statten darf, gegen die sich sein erster Verdacht 
richtet. Unter welchen Voraussetzungen und in 
welchem Umfange für einen Anzeigenden eine 
Pflicht zur Erkundigung oder Nachprüfung besteht, 
läßt sich bei der Vielfalt der vorkommenden Sach-
verhalte nicht allgemein sagen. Bisweilen gibt es 
auch Fälle, in denen es dem Anzeigenden gar nicht 
möglich und zumutbar ist, den vorhandenen Ver-
dachtsgründen näher nachzugehen, es ihm aber 
gleichwohl gestattet sein muß, auch auf die Gefahr 
hin der Behörde Mitteilung zu machen, daß sich 
seine Vermutungen als unrichtig erweisen. In be-
sonderen Fällen kann unter Umständen sogar eine 
Pflicht zur Anzeige bestehen (vgl. § 449). Wenn 
nicht auf das bestimmte Wissen des Täters um die 
Unwahrheit seiner Verdächtigung abgestellt wird, 
läßt sich eine deutliche und allgemeingültige Ab-
grenzung zwischen einer zulässigen oder gerade 
noch strafrechtlich erlaubten Anzeige und einer straf-
würdigen falschen Anschuldigung in der für einen 
Straftatbestand gebotenen Kürze nicht festlegen. 

Gegen die Tatbestände der bedingt vorsätzlichen 
und leichtfertigen falschen Verdächtigung sprechen 
indessen nicht nur Gründe der Rechtssicherheit und 
Rechtsklarheit. Auch rechtspolitisch begegnen sie 
Bedenken von Gewicht. So zwingt das Vorhanden

-

sein dieser Tatbestände die Staatsanwaltschaft stets 
dazu (vgl. § 152 Abs. 2 StPO), Anzeigen, die sich als 
unbegründet erwiesen haben, unter dem Gesichts-
punkt der strafbaren falschen Verdächtigung zu 
überprüfen. Jeder, der eine solche Anzeige erstattet 
hat, läuft hierdurch Gefahr, daß ein Ermittlungsver-
fahren gegen ihn eingeleitet wird. Zum Schaden 
der Rechtspflege hat das zur Folge, daß sich gerade 
gewissenhafte und zuverlässige Personen der Mit-
arbeit bei der Verbrechensbekämpfung versagen 
werden. 

Aber selbst bei an sich strafwürdigen falschen 
Verdächtigungen, die der Täter nicht wider besseres 
Wissen äußert, kann eine von Amts wegen betrie-
bene Verfolgung unter dem Gesichtspunkt der fal-
schen Anschuldigung dann zu unbefriedigenden Er-
gebnissen führen, wenn der Verdächtigte selbst aus 
bestimmten Gründen keinen Wert auf eine straf-
rechtliche Verfolgung legt. Mißlich ist ein amtliches 
Vorgehen gegen den Täter namentlich dann, wenn 
es dem erklärten Willen des Verletzten zuwider-
läuft und dieser daher auch keinen Strafantrag 
wegen der Verletzung seiner Ehre gestellt oder ihn 
wieder zurückgenommen hat. Das Gesetz kann in 
solchen Fällen nicht unberücksichtigt lassen, daß hei 
falschen Verdächtigungen, die nicht wider besseres 
Wissen begangen sind, der Schutz der verdächtig-
ten Person gegenüber dem der Rechtspflege meist 
im Vordergrund steht. Soweit es jedoch um den 
Schutz des Verdächtigten geht, genügen die Belei-
digungsvorschriften; denn falsche Verdächtigungen, 
die sich auf strafbare Handlungen oder auf Ver-
letzungen der Dienstpflicht beziehen, sind in der 
Regel üble Nachreden nach § 173 zum Nachteil des 
zu Unrecht Verdächtigten. Daß dieser in solchen 
Fällen die Strafverfolgung durch Absehen von der 
Antragstellung (§ 180 Abs. 1) verhindern kann, ist 
ein erwünschtes Ergebnis, das durch einen Tatbe-
stand der bedingt vorsätzlichen oder leichtfertigen 
Anschuldigung nur vereitelt würde. — Zu erwäh-
nen bleibt, daß in fast allen vergleichbaren aus-
ländischen Strafrechtsordnungen eine dem § 164 
Abs. 5 StGB entsprechende Vorschrift fehlt und daß 
auch alle Entwürfe bis 1930 ohne eine solche Be-
stimmung ausgekommen sind. Bei Einführung der 
Vorschrift im Jahre 1933 ging es somit dem Gesetz-
geber nicht etwa darum, ältere Reformpläne zu ver-
wirklichen. Vielmehr wollte er bestimmten Erschei-
nungen entgegentreten, die sich im Zusammenhang 
mit der Errichtung der nationalsozialistischen Herr-
schaft gezeigt hatten. 

Aus den dargelegten Gründen beschränkt sich 
der Entwurf auf den Tatbestand der wider besseres 
Wissen begangenen falschen Verdächtigung. Er 
kehrt jedoch im übrigen nicht zum Rechtszustand 
vor 1933 zurück, sondern behält die sachlich weiter-
gehenden Tatbestände des § 164 Abs. 1 und 2 StGB 
im wesentlichen bei. 

Als Tathandlungen sieht er daher vor, daß je-
mand einen anderen einer rechtswidrigen Tat oder 
der Verletzung einer Dienstpflicht verdächtigt 
(Nummer 1) oder daß er über ihn eine unwahre 
Behauptung tatsächlicher Art aufstellt oder ver-
breitet, die geeignet ist, gegen ihn eine behördliche 
Maßnahme herbeizuführen oder fortdauern zu las- 
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sen (Nummer 2). Die Fassung der Nummer 1 stellt 
klar, daß als Gegenstand der Verdächtigung keine 
schuldhaft begangene Tat vorausgesetzt wird (vgl. 
§ 11 Abs. 1 Nr. 2). Entgegen dem geltenden Recht 
bedarf es nach dem Sprachgebrauch des Entwurfs, 
der den Begriff der Dienstpflicht in einem umfassen-
den Sinn verwendet, der Erwähnung der Amts-
pflicht nicht mehr. In der Nummer 2 ist wie bei den 
Vorschriften über die Beleidigung (§§ 173 ff.) nicht 
nur das Aufstellen, sondern auch das Verbreiten 
von Behauptungen tatsächlicher Art tatbestands-
mäßig. Im übrigen entspricht dieser Tatbestand 
sachlich dem § 164 Abs. 2 StGB. 

Die beiden Tatbestände der Nummern 1 und 2 
lassen sich nicht scharf voneinander trennen. Auf 
weiten Bereichen decken sie sich, da eine Verdäch-
tigung im Sinne der Nummer 1 in den meisten Fal-
len zugleich auch das Aufstellen einer unwahren 
Behauptung tatsächlicher Art im Sinne der Num-
mer 2 enthält. Insoweit geht der Tatbestand der 
Nummer 1 vor. Selbständige Bedeutung hat die 
Nummer 2 namentlich dann, wenn der Täter die 
Herbeiführung oder Fortdauer nicht strafrechtlicher 
oder dienststrafrechtlicher behördlicher Maßnahmen 
erstrebt. So z. B. wenn ein Arzt mit der unwahren 
Behauptung, ein anderer sei geisteskrank und bilde 
daher eine schwere Gefahr für die Allgemeinheit, 
auf dessen behördliche Verwahrung hinwirkt oder 
wenn jemand eine personensorgeberechtigte Mutter, 
um vormundschaftsgerichtliche Maßnahmen gegen 
sie herbeizuführen, wider besseres Wissen eines 
zügellosen Lebens bezichtigt. In anderen Fällen 
kann aber auch der Tatbestand des Verdächtigens 
verwirklicht sein, ohne daß zugleich die Voraus-
setzungen der Nummer 2 erfüllt sind. Das ist etwa 
dann der Fall, wenn der Täter nicht durch eine An-
zeige, Mitteilung oder sonstige Kundgabe falsch 
verdächtigt, sondern wenn er durch eine Handlung 
eine Beweislage schafft, die wie eine ausdrücklich 
ausgesprochene Verdächtigung wirkt. Das ist z. B. 
der Fall, wenn jemand Diebesgut in das Zimmer 
eines Unschuldigen verbringt, um den Verdacht auf 
ihn zu lenken. Solche gegen bestimmte Personen 
gezielte Machenschaften sind der Sache nach falsche 
Verdächtigungen. Im geltenden Recht begegnet es 
gewissen Schwierigkeiten, sie als Verletzung des 
§ 164 Abs. 1 StGB zu erfassen; denn aus der Tat-
sache, daß in § 164 Abs. 2 StGB von „sonstigen" 
Behauptungen tatsächlicher Art die Rede ist, wurde 
vereinzelt der Schluß gezogen, der Begriff der Ver-
dächtigung im Sinne des § 164 Abs. 1 StGB setze 
voraus, daß sie eine Gedankenäußerung enthalte 
oder daß eine solche zumindest aus dem schlüssigen 
Verhalten des Täters abzuleiten sei. Die Fassung 
des Entwurfs gibt für diese Auslegung keinen 
Anhalt mehr. 

Die Stellen, denen gegenüber die Tat begangen 
werden kann, ändert der Entwurf nicht. Er spricht 
jedoch nicht mehr ausdrücklich von „einem zur Ent-
gegennahme von Anzeigen zuständigen Beamten 
oder militärischen Vorgesetzten", sondern allgemei-
ner von „einer zur Entgegennahme von Anzeigen 
zuständigen Stelle". Der Anschaulichkeit soll es 
dienen, wenn der Entwurf bei der Beschreibung der 
für den Tatbestand vorausgesetzten Absicht die 

§ 445 
Herbeiführung oder die Fortdauer eines Strafver-
fahrens neben den anderen behördlichen Maßnah-
men ausdrücklich hervorhebt. 

Die Strafdrohung, die Gefängnis bis zu fünf 
Jahren beträgt, stimmt mit § 164 Abs. 1 StGB über-
ein. Abweichend von § 164 Abs. 3 StGB sieht der 
Entwurf jedoch davon ab, das Mindestmaß auf drei 
Monate Gefängnis zu erhöhen, wenn der Täter in 
der Absicht handelt, sich oder einem Dritten einen 
Vorteil zu verschaffen. Diese Regelung des gelten-
den Rechts ist zu starr und kann zu Härten vor 
allem deswegen führen, weil nach der Rechtspre-
chung ein erstrebter Vorteil jeder Art, z. B. auch die 
Absicht, einen Verdacht von sich abzuwenden, die 
Strafschärfung begründet. Im künftigen Recht soll 
es dem Ermessen des Richters überlassen bleiben, 
ob und in welchem Umfange die Vorteilsabsicht des 
Täters eine höhere Strafe rechtfertigt. 

Die bedeutsame Regelung des § 164 Abs. 6 StGB, 
wonach mit dem Verfahren und der Entscheidung 
über die falsche Verdächtigung innegehalten werden 
soll, solange ein infolge der gemachten Anzeige 
eingeleitetes Verfahren anhängig ist, hat verfah-
rensrechtlichen Charakter. Es bleibt vorbehalten, 
im Entwurf des Einführungsgesetzes die Aufnahme 
einer entsprechenden Vorschrift in die Strafprozeß-
ordnung vorzusehen. 

§ 445 
Bekanntgabe der Verurteilung 

Die Vorschrift ersetzt § 165 StGB. Aus den bereits 
zu § 181 (Bekanntgabe der Verurteilung wegen 
Beleidigung) dargelegten Gründen hat der Entwurf 
davon abgesehen, eine Regelung zu übernehmen, 
die dem falsch Verdächtigten lediglich eine Ver-
öffentlichungsbefugnis zuspricht und es ihm über-
läßt, ob er von ihr Gebrauch machen will. Vielmehr 
ist auch bei der falschen Verdächtigung vorgesehen, 
daß das Gericht selbst die öffentliche Bekanntgabe 
der Verurteilung anordnet und die Art der Bekannt-
machung bestimmt. Die Einfügung des Wortes 
„insoweit" verdeutlicht, daß eine Veröffentlichung 
nur des Teils der Entscheidung in Frage kommt, der 
sich auf die Verurteilung wegen falscher Verdäch-
tigung bezieht. Die Anordnung der Bekanntgabe 
ergeht indessen nicht von Amts wegen. Es ist viel-
mehr wie in § 181 sowohl für die Anordnung wie 
auch für deren Vollzug ein Antrag erforderlich. 
Antragsberechtigt ist der Verletzte. Stirbt er, so 
geht sein Antragsrecht auf die Angehörigen über. 
Für diesen Fall und für die Fälle, daß der Antrags-
berechtigte geschäftsunfähig oder beschränkt ge-
schäftsfähig ist oder daß mehrere Antragsberechtigte 
vorhanden sind, gelten die Vorschriften des § 121 
Abs. 2 bis 4 über das Strafantragsrecht entsprechend. 

Für die Fälle des § 445 regelt Absatz 1 die An-
tragsrechte abschließend. Daraus folgt, daß im Falle 
der Verurteilung wegen falscher Verdächtigung der 
Dienstvorgesetzte eines verletzten Beamten abwei-
chend von § 181 in Verbindung mit § 180 Abs. 3 
kein Recht hat, die öffentliche Bekanntgabe der 
Verurteilung zu beantragen. Das entspricht dem 
geltenden Recht. 
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§ 446 
Im übrigen stimmt die Regelung des § 445 in den 

Einzelheiten mit der des § 181 überein. Auf dessen 
Begründung wird verwiesen. 

§ 446 
Vortäuschen einer Straftat 

Die Vorschrift tritt an die Stelle des § 145d StGB, 
der durch die Strafrechtsangleichungsverordnung 
vom 29. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 339) in das 
geltende Recht aufgenommen wurde. Sie unter-
scheidet zwei Tatbestände: Das Vortäuschen einer 
rechtswidrigen Tat im engeren Sinne und das Täu-
schen über die Person eines an einer rechtswidrigen 
Tat Beteiligten. 

Die Vorschrift hat in der Praxis erhebliche Be-
deutung erlangt. Sie entspricht auch einem kriminal-
politischen Bedürfnis. Die Rechtspflege muß nicht 
nur vor falschen Verdächtigungen geschützt wer-
den, die sich gegen eine bestimmte unschuldige 
Person richten (§ 164 StGB, § 444 des Entwurfs), 
sondern auch davor, daß Behörden oder anderen 
zur Entgegennahme von Anzeigen zuständigen 
Stellen ohne Hinweis auf einen bestimmten Täter 
eine strafbare Handlung vorgetäuscht wird, die 
überhaupt nicht begangen worden ist. Nicht selten 
werden solche Anzeigen zu dem Zweck erstattet, 
die Aufmerksamkeit der Strafverfolgungsbehörden 
von einer wirklich begangenen Straftat abzulenken, 
bisweilen auch aus der Sucht des Anzeigenden, 
Aufsehen zu erregen oder zu prahlen. Solche 
Machenschaften können dazu führen, daß ein Un-
schuldiger in Verdacht gerät und verfolgt oder gar 
bestraft wird. Eine Irreführung von Strafverfol-
gungsbehörden ist aber auch dadurch möglich, daß 
jemand über die Person eines an einer Tat Be-
teiligten zu täuschen sucht. Hierbei ist an Fälle zu 
denken, daß sich jemand aus bestimmten Gründen 
der von einem anderen begangenen Tat zu Unrecht 
selbst bezichtigt oder wider besseres Wissen eine 
Anzeige gegen Unbekannt erstattet. 

Gegen § 145 d StGB sind indessen im Schrifttum 
grundsätzliche Bedenken erhoben worden, weil er 
auch Fälle erfaßt, die nach früherem Recht als 
Selbst- oder Angehörigenbegünstigung straffrei ge-
wesen sind. Diese Bedenken haben namentlich in-
soweit Gewicht, als der Tatbestand der Täuschung 
über die Person eines Tatbeteiligten schwer ab
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grenzbar und nach seinem bloßen Wortsinn auch 
zu weit geht; denn jeder Zeuge, der vor der Polizei 
einen beschuldigten Angehörigen deckt, ja selbst 
ein leugnender Angeklagter „sucht über die Person 
eines an der Straftat Beteiligten zu täuschen". 
Allerdings hat die Rechtsprechung den Tatbestand 
im allgemeinen nur angewendet, wenn der Täter 
durch irreführende, meist arglistige Machenschaften 
den Verdacht der Behörden in eine gewisse Rich-
tung gebracht oder von einer bestimmten Richtung 
abgelenkt hat. Eine den Erfordernissen der Rechts-
sicherheit und den Interessen des Beschuldigten im 
Strafverfahren genügende Abgrenzung hat sie in-
dessen bisher nicht gefunden. 

Der Entwurf behält die beiden Tatbestände des 
§ 145d StGB bei, schließt jedoch auf Grund der dar-
gelegten Bedenken die Strafbarkeit der Täuschung 

über die Person eines Tatbeteiligten aus, wenn der 
Täter gehandelt hat, um von sich oder einem Ange-
hörigen die Gefahr abzuwenden, wegen einer rechts-
widrigen Tat bestraft oder einer Maßnahme (§ 11 
Abs. 1 Nr. 5) unterworfen zu werden (Absatz 2). 
Hierdurch wird die Vorschrift gegenüber dem gel-
tenden Recht erheblich eingeengt. In dem angege-
benen Rahmen sollen alle Täuschungen über die 
Person eines Tatbeteiligten, auch soweit sie auf 
listige Weise begangen werden, künftig nicht mehr 
strafbar sein. Da die Vorschrift außerdem gegen-
über den §§ 444, 447 und 448 zurücktritt, ist der 
Tatbestand des Absatzes 1 Nr. 2 nur anwendbar, 
wenn weder eine falsche Verdächtigung oder eine 
Strafvereitelung vorliegt noch die Tat der Selbst-
oder Angehörigenbegünstigung dient. Das wird nur 
in verhältnismäßig seltenen Fällen zutreffen, z. B. 
wenn der Täter sich selbst einer Straftat berühmt, 
die ein anderer begangen hat, oder wenn er gegen-
über Behörden wider besseres Wissen den Verdacht 
von einer Person ablenkt, die inzwischen gestorben 
ist oder bei der ein persönlicher Strafausschließungs-
grund die Bestrafung ausschließt. Ferner werden 
wider besseres Wissen erstattete Strafanzeigen 
gegen Unbekannt erfaßt, soweit der Täter hierdurch 
nicht eine Strafvereitelung zugunsten des wirkli-
chen Täters begeht. Schließlich kann der Tatbestand 
auch anwendbar werden, wenn die Täuschung über 
die Person eines Tatbeteiligten zwar bewirkt, daß 
ein anderer zu Unrecht verdächtigt oder die Bestra-
fung eines Dritten vereitelt wird, eine falsche Ver-
dächtigung oder Strafvereitelung jedoch deshalb 
nicht vorliegt, weil die erforderlichen subjektiven 
Merkmale des Tatbestandes fehlen oder nicht be-
weisbar sind. 

Hingegen läßt der Entwurf den Grundsatz der 
straffreien Selbst- und Angehörigenbegünstigung 
beim ersten Tatbestand der Vorschrift, dem Vor-
täuschen einer Straftat im engeren Sinne, nicht 
gelten; denn die Rechtsordnung kann niemandem 
gestatten, die Strafverfolgungsbehörden durch Vor-
täuschen einer von niemand begangenen Tat irre-
zuführen, um sich oder Angehörige vor einer Straf-
verfolgung zu schützen. Strafbar bleibt daher, wer 
etwa, um einen begangenen Mord zu verdecken, die 
Begehung eines Einbruchsdiebstahls vortäuscht oder 
wer, um eine Unterschlagung zu verschleiern, der 
Polizei vorgibt, überfallen oder bestohlen worden 
zu sein. Das entspricht dem geltenden Recht. 

Von der Neuerung des Absatzes 2 abgesehen, 
hält der Entwurf im wesentlichen am geltenden 
Recht fest. Er gleicht jedoch die Vorschrift insoweit 
dem Tatbestand der falschen Verdächtigung (§ 444) 
an, als er die Stellen, denen gegenüber die Tat be-
gangen werden kann, in gleicher Weise wie dort 
bezeichnet. Ferner reicht es nach dem Entwurf aus, 
daß sich das irreführende Verhalten des Täters auf 
eine angeblich oder tatsächlich begangene rechts-
widrige Tat (§ 11 Abs. 1 Nr. 2) bezieht. Eine Straftat 
(§ 11 Abs. 1 Nr. 1) ist abweichend vom geltenden 
Recht nicht vorausgesetzt, weil die Tätigkeit der 
Strafverfolgungsbehörden im allgemeinen aus tat-
sächlichen oder rechtlichen Gründen schon auf Grund 
des Verdachts einer rechtswidrigen Tat einzusetzen 
hat. Schließlich stellt der Entwurf klar, daß die 
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Vorschrift nur gegenüber den dasselbe Rechtsgut 
schützenden Tatbeständen der falschen Verdächti-
gung und der Strafvereitelung zurücktritt. Diese 
Frage ist im geltenden Recht, das nach seinem Wort-
laut eine weitere Auslegung zuläßt, umstritten. Nach 
dem Entwurf ist deshalb Tateinheit anzunehmen, 
wenn eine Straftat nach § 446 zugleich etwa den 
Tatbestand des Betrugs oder der Urkundenfälschung 
erfüllt. 

Die Strafdrohung beträgt Gefängnis bis zu 
einem Jahr, Strafhaft oder Geldstrafe. Das geltende 
Recht sieht zwar in §§ 145d StGB Gefängnis bis zu 
zwei Jahren oder Geldstrafe vor. Indessen erscheint 
diese Strafdrohung überhöht, da die Vorschrift nur 
hilfsweise eingreift und schwerer liegende Taten 
regelmäßig auch unter anderen Gesichtspunkten, die 
erst die erhöhte Strafwürdigkeit begründen, straf-
bar sind. 

§ 447 

Strafvereitelung 

Ein Tatbestand der Strafvereitelung ist unter 
diesem Namen dem geltenden Strafgesetzbuch un-
bekannt. Der Sache nach ist er jedoch in der Vor-
schrift über die Begünstigung (§ 257 StGB) enthal-
ten, soweit dort auch derjenige mit Strafe bedroht 
wird, der „nach Begehung eines Verbrechens oder 
Vergehens dem Täter oder Teilnehmer wissentlich 
Beistand leistet, um denselben der Bestrafung zu 
entziehen". Der Entwurf nimmt, wie in der Vorbe-
merkung zum 9. Titel des 3. Abschnitts (Hehlerei 
und Begünstigung) bereits dargelegt ist, aus dem 
Tatbestand der Begünstigung die Strafvereitelung 
heraus und behandelt sie zusammen mit der Ver-
eitelung von Maßnahmen, insbesondere von Maß-
regeln der Besserung und Sicherung, die bisher in 
§ 257a StGB mit Strafe bedroht ist, in § 447 unter 
den Tatbeständen zum Schutze der Rechtspflege. In 
§ 447 unterscheidet der Entwurf der Klarheit und 
Übersichtlichkeit wegen zwischen der Verfolgungs-
vereitelung und der Vollstreckungsvereitelung und 
regelt sie in getrennten Absätzen. 

A b s a t z 1 behandelt die Verfolgungsvereitelung. 
Er übernimmt im Grundsatz das geltende Recht, 
weist aber im einzelnen verschiedene Änderungen 
auf. Eine Erweiterung der Strafbarkeit bedeutet es, 
daß die Vereitelung der Anordnung einer Maß-
nahme, also (§ 11 Abs. 1 Nr. 5) die Vereitelung der 
Anordnung einer Maßregel der Besserung und Si-
cherung, des Verfalls, der Einziehung und der Un-
brauchbarmachung allgemein mit Strafe bedroht 
wird. Im geltenden Recht (§ 257a StGB) ist bei den 
Maßregeln der Besserung und Sicherung nur die 
Vollstreckungsvereitelung, nicht aber die Verfol-
gungsvereitelung strafbar. Es läßt damit nicht nur 
in den Fällen, wo die Maßregel neben der Strafe, 
sondern vor allem auch dort, wo sie selbständig an-
geordnet werden kann, Strafbarkeitslücken, die der 
Entwurf schließen will. Die Vereitelung der Anord-
nung einer Maßregel der Besserung und Sicherung 
ist grundsätzlich nicht weniger strafwürdig als die 
Vereitelung der Verhängung einer Strafe. Soweit 
der Entwurf die Vereitelung der Anordnung des 
Verfalls, der Einziehung und der Unbrauchbar-
machung allgemein mit Strafe bedroht, geht er ins- 

§ 447 
besondere insoweit über das geltende Recht hinaus, 
als damit auch strafbar ist, wer z. B. die Einziehung 
einer nicht dem Vortäter, sondern einem Dritten 
gehörenden Sache verhindert. Er vereitelt damit, 
daß der Dritte wegen einer rechtswidrigen Tat einer 
Maßnahme unterworfen wird. Daß die rechtswidrige 
Tat von dem durch die Einziehung Betroffenen selbst 
begangen worden ist, verlangt der Entwurf nicht. 
Wo das Gesetz den Verfall, die Einziehung oder 
die Unbrauchbarmachung einer nicht dem Vortäter, 
sondern einem Dritten gehörenden Sache zuläßt, 
muß der Dritte diese Maßnahme nach dem Willen 
des Gesetzes hinnehmen. Wer in das Verfahren ein-
greift, um ihn dieser Maßnahme zu entziehen, ist 
grundsätzlich ebenso strafwürdig wie derjenige, der 
den Vortäter selbst einer Maßnahme entziehen will. 
Denn auch er stört die Strafrechtspflege. 

Nach § 257 StGB ist die Strafvereitelung vollen-
det, wenn dem ,anderen Beistand geleistet worden 
ist, um ihn der Bestrafung zu entziehen; der Eintritt 
des erstrebten Erfolgs wird zur Vollendung nicht 
verlangt. Nach dem Entwurf ist die Tat erst voll-
endet, wenn ein Erfolg eingetreten ist. Im Anschluß 
an die früheren Entwürfe (vgl. z. B. § 201 E 1927/30, 
§ 353 E 1936) und an § 257a StGB fordert § 447, daß 
die Bestrafung oder die Anordnung einer Maßnahme 
wirklich ganz oder zum Teil vereitelt worden ist, 
erklärt aber gleichzeitig den Versuch für strafbar 
(Absatz 4). Damit wird dem Täter, solange der 
angestrebte Erfolg noch nicht erreicht ist, die Mög-
lichkeit eröffnet, nach § 28 von dem Versuch zurück-
zutreten und sich dadurch Straflosigkeit zu ver-
schaffen. Das Merkmal der Vereitelung ist nicht erst 
dann erfüllt, wenn der staatliche Strafanspruch, z. B. 
wegen Verjährung, nicht mehr verwirklicht werden 
kann, sondern schon dann, wenn er infolge des Ver-
haltens des Täters für geraume Zeit nicht verwirk-
licht worden ist. Auch die teilweise Vereitelung 
des staatlichen Strafanspruchs reicht, wie durch den 
Wortlaut ausdrücklich klargestellt ist, zur Vollen-
dung des Tatbestandes aus. Teilweise Vereitelung 
kommt u. a. auch dann in Betracht, wenn der Täter 
erreicht, daß der Vortäter nur wegen eines Verge-
hens statt eines Verbrechens bestraft oder der Ver-
fall nur hinsichtlich eines Teils des aus der Straftat 
erlangten Gewinns angeordnet wird. § 447 erfaßt 
danach jede Besserstellung des Täters hinsichtlich 
der Verhängung der Strafe oder der Anordnung 
einer Maßnahme. 

Von diesen Änderungen abgesehen folgt der Ent-
wurf in der Ausgestaltung des äußeren Tatbestandes 
der Verfolgungsvereitelung dem geltenden Recht. 
Insbesondere verlangt er im Einklang mit diesem 
zur Vollendung der Tat, daß ein staatlicher Straf-
anspruch gegen den, der dein strafrechtlichen Zugriff 
entzogen werden soll, wirklich besteht. Das kommt 
in der Wendung „daß ein anderer dem Strafgesetz 
gemäß wegen einer rechtswidrigen Tat bestraft oder 
einer Maßnahme (§ 11 Abs. 1 Nr. 5) unterworfen 
wird", zum Ausdruck. Auch der Entwurf setzt damit, 
wie das geltende Recht, die Begehung einer rechts

-

widrigen Tat, aus der ein staatlicher Strafanspruch 
erwachsen ist, voraus. Wer einem anderen Beistand 
leistet, den er nur irrigerweise für strafbar hält, 
begeht keine vollendete, sondern allenfalls ver- 
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suchte Strafvereitelung. Greift jemand in rechtswi-
driger Weise in ein schwebendes Strafverfahren 
ein, um einem zu Unrecht Beschuldigten zu helfen, 
so richtet sich sein Verhalten nicht gegen einen 
begründeten Strafanspruch des Staates; eine Bestra-
fung wegen Verfolgungsvereitelung scheidet daher 
aus. Derartige Eingriffe als solche und damit jede 
Vereitelung eines rechtlich zulässigen strafprozes-
sualen Aktes mit Strafe zu bedrohen, kann nicht in 
Betracht kommen. 

Daß der Entwurf als Vortat nicht mehr ein Ver-
brechen oder ein Vergehen verlangt, sondern die 
Verfolgungsvereitelung bei jeder „rechtswidrigen 
Tat" für strafbar erklärt, bedeutet keine sachliche 
Änderung des geltenden Rechts. Da die Übertretun-
gen insgesamt beseitigt werden sollen, kommen 
auch künftig als Vortaten nur Verbrechen und Ver-
gehen in Betracht. Der Anwendungsbereich der Vor-
schrift ist nur insoweit geringfügig erweitert, als 
einzelne Übertretungen des geltenden Rechts in Zu-
kunft Vergehen sein sollen. Der Begriff der „rechts-
widrigen Tat" ist in § 11 Abs. 1 Nr. 2 umschrieben. 
Welche weiteren rechtlichen Voraussetzungen über 
diese Begriffsbestimmung hinaus bei der Vortat 
erfüllt sein müssen, hängt davon ab, ob die Ver-
eitelung der Bestrafung oder die Vereitelung der 
Verhängung einer Maßnahme in Frage kommt. Die 
Vereitelung der Bestrafung setzt nicht nur eine tat-
bestandsmäßige und rechtswidrige, sondern auch 
eine schuldhaft begangene Vortat voraus, bei der 
weder ein persönlicher Straf ausschließungsgrund 
noch ein Verfolgungshindernis eingreift. Bei der 
Vereitelung der Verhängung einer Maßnahme (vgl. 
z. B. §§ 82, 83) wird es dagegen auf ein schuldhaftes 
Handeln des Vortäters vielfach nicht ankommen. 

Absatz 2 behandelt die Vereitelung der Voll-
streckung einer gegen einen anderen verhängten 
Strafe oder Maßnahme. Er ersetzt den § 257 StGB, 
soweit dieser die Vereitelung der Vollstreckung 
einer Strafe betrifft, sowie den § 257a StGB. In der 
Ausgestaltung des Tatbestandes schließt sich die 
Vorschrift mit den sachlich gebotenen Änderungen 
eng an Absatz 1 an. Die Fassung ermöglicht es der 
Rechtsprechung, an ihrer bisherigen Auffassung 
festzuhalten, wonach im Strafverfahren wegen Voll-
streckungsvereitelung das wegen der Vortat ergan-
gene rechtskräftige Urteil nicht nachzuprüfen ist. 
Daß die Entscheidung auf Strafe oder Maßnahme 
rechtskräftig sein muß, braucht im Gesetz nicht be-
sonders hervorgehoben zu werden. 

Das geltende Recht verlangt bei der Strafvereite-
lung in § 257 StGB Vorsatz, verbunden mit der auf 
den Vereitelungserfolg bezogenen Absicht. Während 
bezüglich der Begehung eines Verbrechens oder 
Vergehens bedingter Vorsatz genügt, wird hinsicht-
lich des Beistandleistens Wissentlichkeit, also un-
bedingter Vorsatz gefordert. In § 257a StGB läßt 
das geltende Recht allgemein den Vorsatz, der auch 
nur bedingt sein kann, ausreichen. Der Entwurf 
nimmt bei der Verfolgungs- wie auch bei der Voll-
streckungsvereitelung den Täter, der nur mit be-
dingtem Vorsatz handelt, allgemein von der Straf-
barkeit aus. Wer die Strafvereitelung als Folge 
seines Verhaltens nur für möglich hält und sich 
damit abfindet, ist grundsätzlich nicht strafwürdig. 

Kommt es jedoch dem Täter auf die Strafvereite-
lung an oder sieht er diese als Folge seines Ver-
haltens als sicher voraus, so ist Strafe geboten. 
Diese Fälle werden erfaßt, indem der Entwurf auf 
der inneren Tatseite absichtliches oder wissentliches 
Handeln (vgl. § 17) verlangt. 

Die Strafvereitelung ist in § 257 Abs. 1 StGB mit 
Geldstrafe oder mit Gefängnis bis zu einem Jahr 
bedroht; handelt der Täter seines Vorteils wegen, 
so wird er mit Gefängnis bis zu fünf Jahren bestraft. 
Eine weitere Schärfung der Strafe sieht § 258 StGB 
unter den dort näher bezeichneten Voraussetzungen 
vor. Für die Vereitelung von Maßregeln der Besse-
rung und Sicherung ist in § 257a StGB Gefängnis 
bis zu zwei .Jahren oder Geldstrafe vorgesehen. Der 
Entwurf beseitigt diese kasuistischen Unterscheidun-
gen und erweitert dafür den ordentlichen Strafrah-
men. Die Strafvereitelung, wie sie in § 447 Abs. 1 
und 2 ausgestaltet ist, soll künftig mit Gefängnis 
bis zu fünf Jahren, mit Strafhaft oder mit Geldstrafe 
geahndet werden. Dieser Strafrahmen ermöglicht es, 
allen praktisch vorkommenden Fällen gerecht zu 
werden. Die wahlweise Androhung von Strafhaft 
oder Geldstrafe trägt Fällen geringer Schuld Rech-
nung. Das Verhältnis der Strafe der Strafvereite-
lung zu der Strafe der Vortat wird in Absatz 3 in 
Übereinstimmung mit § 257 Abs. 1 Satz 2 StGB da-
hin geregelt, daß die Strafe der Strafvereitelung 
nach Art und Maß nicht schwerer sein darf als die 
für die Vortat angedrohte Strafe. Auf eine dem 
§ 257 Abs. 3 StGB entsprechende Vorschrift wird 
wie beim Tatbestand der Begünstigung (§ 289) ver-
zichtet. Auf die Begründung zu dieser Vorschrift 
wird Bezug genommen. 

Nach dem Entwurf wie nach dem geltenden Recht 
ist die Strafvereitelung nur strafbar, wenn sie zu-
gunsten eines anderen begangen wird. Wer nur 
sich selbst der strafrechtlichen Verfolgung oder der 
Vollstreckung einer Strafe oder Maßnahme entzie-
hen will, handelt nicht tatbestandsmäßig und ist 
daher straflos. Die Frage, ob ein an der Vortat Be-
teiligter wegen Strafvereitelung zugunsten eines 
anderen Beteiligten strafbar ist, ist im geltenden 
Recht nicht besonders geregelt. Sie wird von der 
Rechtsprechung grundsätzlich bejaht. Nur wenn der 
Täter zugleich sich selbst der Bestrafung wegen 
seiner Beteiligung an der Vortat entziehen will, ist 
er straflos. Auf das Überwiegen der einen oder 
anderen Zweckrichtung kommt es dabei nicht an. 
Der Entwurf folgt dieser Rechtsprechung und will 
ihr in Absatz 5 gesetzliche Anerkennung verschaf-
fen. Die Frage, ob und inwieweit der Vortäter 
wegen Teilnahme an einer Strafvereitelung, die zu 
seinen Gunsten ein anderer begeht, insbesondere 
wegen Anstiftung eines an der Vortat Unbeteiligten 
zur Strafvereitelung strafbar ist, wird nicht aus-
drücklich geregelt, sondern der Entscheidung durch 
die Rechtsprechung überlassen. 

Nach geltendem Recht ist die Strafvereitelung zu-
gunsten eines Angehörigen straffrei (vgl. § 257 
Abs. 2, § 257a Abs. 3 StGB). Ein Teil der früheren 
Entwürfe (vgl. z. B. § 201 Abs. 3 E 1927 und § 353 
Abs. 3 E 1936) hat in diesem Falle nicht Straflosig-
keit vorgesehen, sondern es nur in das Ermessen 
des Gerichts gestellt, von Strafe abzusehen, um die 
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besonderen Umstände des einzelnen Falles berück-
sichtigen zu können. Der Entwurf hält insoweit am 
geltenden Recht fest (Absatz 6). Angesichts des 
natürlichen Gefühls der Hilfsbereitschaft, das Ange-
hörige verbindet, erschiene es als unbillige Härte, 
die Strafvereitelung zugunsten von Angehörigen zu 
bestrafen. Auch könnte eine Vorschrift, die die 
Straflosigkeit nur in das Ermessen des Gerichts 
stellt, zu einer sehr unterschiedlichen Handhabung 
in der Praxis führen. Ob die Teilnahme eines An-
gehörigen des Vortäters an der Strafvereitelung 
durch einen Dritten, der nicht Angehöriger ist, ins-
besondere die Anstiftung eines solchen Dritten zur 
Strafvereitelung straflos ist, bleibt wie bisher der 
Rechtsprechung überlassen (vgl. dazu RGSt. 14, 102). 

§ 448 
Strafvereitelung im Amt 

Die Vorschrift tritt an die Stelle des § 346 StGB, 
der die sogenannte Begünstigung im Amt regelt. 
Die allgemeinen Bestimmungen über die persönliche 
Begünstigung des geltenden Rechts, die in den 
§§ 257 und 257a StGB enthalten sind, weichen in 
ihrer Tatbestandsbeschreibung von § 346 StGB ab. 
Das hatte zur Folge, daß die Rechtsnatur des § 346 
StGB umstritten geblieben ist. Die einen sehen 
diesen Tatbestand als echtes Amtsverbrechen an, 
andere als unechtes, wieder andere lediglich in-
soweit als echtes Amtsverbrechen, als der Tat-
bestand des § 346 StGB über den des § 257 StGB 
hinausgeht. Hierdurch sind zahlreiche für die Rechts-
anwendung bedeutsame Zweifelsfragen entstanden, 
namentlich auf dem Gebiet der Teilnahme sowie 
der Selbst- und Angehörigenbegünstigung, welche 
die Rechtssicherheit beeinträchtigt haben. 

Der Entwurf beseitigt diese Unklarheiten. Er gibt 
der den § 346 StGB ersetzenden Vorschrift die Ge-
stalt eines unselbständigen Erschwerungstatbestan-
des der einfachen Strafvereitelung (§ 447) und macht 
sie somit zu einem unechten Amtsvergehen. Dabei 
beschränkt sich der Absatz 1 darauf, den Täter-
kreis zu umschreiben, für den die vorgesehenen 
Strafschärfungen gelten; er setzt also alle Tat-
bestandsmerkmale der Strafvereitelung voraus. Auf 
die Begründung zu § 447, welche die Gründe für 
die zum Teil nicht unerheblichen Abweichungen 
dieser Vorschrift vom geltenden Recht darlegen, 
wird verwiesen. 

Absatz 1 unterscheidet bei der Umschreibung 
des Täterkreises auch zwischen der Verfolgungs-
vereitelung (§ 447 Abs. 1) und der Vollstreckungs-
vereitelung (§ 447 Abs. 2). Täter der Verfolgungs-
vereitelung im Amt können nur solche Amtsträger 
(vgl. § 10 Nr. 4) sein, die zur Mitwirkung bei dem 
Strafverfahren oder dem Verfahren zur Anordnung 
der Maßnahme (§ 11 Abs. 1 Nr. 5) berufen sind, um 
die es sich handelt. Das können etwa Beamte des 
Polizeidienstes nach den §§ 161, 163 StPO, Staats-
anwälte, Strafrichter, Beamte der Finanzverwaltung 
in Steuer- und Zollstrafsachen sein. Für Täter der 
Vollstreckungsvereitelung im Amt wird voraus-
gesetzt, daß sie zur Mitwirkung bei der Vollstrek-
kung der Strafe oder der Maßnahme berufen sind, 
etwa als Vollstreckungsbeamte oder Vollzugsperso-
nal in Straf- und Unterbringungsanstalten. Nicht 

§ 448 
erforderlich ist, daß der Amtsträger gerade zur Be-
arbeitung der einzelnen Sache, in die er eingreift, 
zuständig ist. 

Im geltenden Recht beträgt die Stratdrohung 
für die Begünstigung im Amt (§ 346 StGB) Zucht-
haus bis zu fünf Jahren, bei mildernden Umständen 
Gefängnis nicht unter einem Monat. Der Entwurf 
sieht im Gegensatz zu anderen Amtsstraftaten, die 
zum Schaden der Rechtspflege begangen werden 
können (vgl. §§ 454 bis 457, 461 Abs. 2), davon ab, 
bei der Strafvereitelung im Amt eine Zuchthaus-
strafe anzudrohen. Das widerspräche der Grund-
einstellung des Entwurfs, der diese Strafart nur für 
die Hochkriminalität vorsieht (vgl. die Begründung 
zu § 43). Zugleich wird dadurch eine solche Tat, die 
auf Kosten der Gerechtigkeit und des Allgemein-
wohls lediglich einen anderen begünstigt, gegenüber 
den Amtsverbrechen der Aussageerpressung, der 
Rechtsbeugung, der Verfolgung Unschuldiger und 
der Vollstreckung gegen Unschuldige (§§ 454 bis 
457) in der Strafdrohung entsprechend ihrem Un-
rechtsgehalt deutlicher abgestuft, als das im gelten-
den Recht geschieht, das z. B. den Regelstrafrahmen 
der Begünstigung im Amt (§ 346 StGB) von der 
Strafdrohung für die im allgemeinen schwerere Tat 
der Aussageerpressung (§ 343 StGB) nicht unter-
scheidet. Als Regelstrafrahmen sieht der Entwurf für 
die Strafvereitelung im Amt Gefängnis von sechs 
Monaten bis zu zehn Jahren (§ 46 Abs. 1) vor. Diese 
in der Strafart mildere Strafdrohung ist somit im 
Höchstmaß wesentlich schärfer als das geltende 
Recht. Dies ist erforderlich, um die Strafdrohung 
auf diejenigen anderer im Unrechtsgehalt vergleich-
baren Tatbestände abzustimmen und den Strafrah-
men von dem des Grundtatbestandes deutlich ab-
zuheben. Für minder schwere Fälle droht der 
Entwurf Gefängnis bis zu drei Jahren an. Im 
Mindestmaß entspricht das der Strafdrohung des 
geltenden Rechts bei Zubilligung mildernder Um-
stände. 

Absatz 2 schließt die Anwendung solcher Vor-
schriften des Grundtatbestandes aus, die bei der 
Strafvereitelung im Amt der inneren Rechtfertigung 
entbehren. Das gilt einmal von der Vorschrift des 
§ 447 Abs. 3, wonach die Strafe für die Strafvereite-
lung nach Art und Maß nicht schwerer sein darf als 
die für die Vortat angedrohte Strafe. Bei dem Amts-
vergehen ist die Vortat nicht allein für den Un-
rechtsgehalt der Tat entscheidend. Er hängt vielmehr 
wesentlich von der Schwere der Dienstpflichtverlet-
zung ab. Ferner ist, wie sich aus Absatz 2 ergibt, 
für die in § 447 Abs. 6 vorgesehne Straffreiheit bei 
Taten zugunsten von Angehörigen kein Raum. Das 
entspricht der herrschenden Rechtsprechung zu § 346 
StGB. Da der Entwurf auf der anderen Seite die 
Anwendbarkeit des § 447 Abs. 5 nicht ausschließt, 
ist zugleich klargestellt, daß eine Strafbarkeit auch 
nach § 448 nicht in Betracht kommt, wenn der Amts-
träger durch die Tat vereiteln will, daß er selbst 
wegen Beteiligung an der Vortat bestraft oder einer 
Maßnahme unterworfen wird. Hierdurch soll aller-
dings im Ergebnis an der Rechtsprechung zum gel-
tenden Recht nichts geändert werden, wonach eine 
Begünstigung im Amt nicht deswegen straflos sein 
kann, weil der Amtsträger durch sein Einschreiten 
sich zugleich auch der Strafverfolgung wegen einer 
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eigenen Straftat aussetzen würde, die er erst im 
Zusammenhang mit der von ihm zu verfolgenden 
Tat begangen hat. Ein Amtsträger, der nicht nur 
von der strafrechtlichen Verfolgung eines ihm 
dienstlich bekannt gewordenen Diebstahls absieht, 
sondern sich hierfür noch ein Bestechungsgeld oder 
einen Teil der Diebesbeute versprechen läßt, ist 
also auch künftig wegen Strafvereitelung im Amt 
strafbar. Das folgt daraus, daß die nachfolgende 
Bestechung oder Hehlerei in einem solchen Falle 
keine „Beteiligung an der Vortat" im Sinne des 
§ 447 Abs. 5, § 33 Abs. 2 ist. 

§ 449 
Unterlassene Verbrechensanzeige 

Zu den Aufgaben des Staates gehört es, die Aus-
führung geplanter Straftaten zu verhüten. Dieser 
Aufgabe vermag der Staat nur gerecht zu werden, 
wenn der einzelne Staatsbürger ihn unterstützt und, 
sobald er von einem verbrecherischen Vorhaben er-
fährt, den zuständigen Organen des Staates durch 
rechtzeitige Anzeige ein Einschreiten ermöglicht. 
Ob der einzelne durch eine solche Anzeige dem 
Staat bei der Verbrechensverhütung helfen will, muß 
grundsätzlich seinem Verantwortungsgefühl über-
lassen bleiben. Ein Gesetz, das jedermann unter An-
drohung von Strafe verpflichtete, geplante Straf-
taten jeder Art anzuzeigen, würde eine dauernde 
Beunruhigung der Bevölkerung und der Behörden 
zur Folge haben und sich in der Praxis als undurch-
führbar erweisen. Gleichwohl gibt es Straftaten, an 
deren Verhütung die Allgemeinheit ein so hohes 
Interesse hat, daß derjenige, welcher dem Heran-
reifen einer solchen Straftat untätig zusieht, so 
schwere Schuld auf sich lädt, daß staatliche Strafe 
geboten ist. 

Von dieser Erwägung aus bedroht § 138 StGB 
denjenigen mit Strafe, der von dem Vorhaben oder 
der Ausführung eines Hochverrats (§§ 80, 81 Abs. 1, 
§ 83 StGB), eines Verfassungsverrates (§ 89 StGB), 
eines Landesverrates (§§ .100, 100a, 100d Abs. 1, 
§ 100f StGB), eines Mordes, eines Totschlags, eines 
Münzverbrechens, eines Raubes, einer räuberischen 
Erpressung, eines Menschenraubes, einer Verschlep-
pung, einer erpresserischen Kindesentführung, eines 
Mädchenhandels oder eines gemeingefährlichen 
Verbrechens zu einer Zeit, zu der die Ausführung 
oder der Erfolg noch abgewendet werden kann, 
glaubhaft erfährt und es vorsätzlich (Absatz 1) oder 
doch leichtfertig (Absatz 3) unterläßt, der Behörde 
oder dem Bedrohten rechtzeitig Anzeige zu machen. 
Der Entwurf hält an dieser Vorschrift mit nur gering-
fügigen sachlichen Änderungen fest. Er behandelt 
sie, da sich die Unterlassung einer Verbrechens-
anzeige vornehmlich gegen die Rechtspflege als 
Organ der Verbrechensverhütung richtet, nach dem 
Vorbild mehrerer früherer Entwürfe und im Ein-
klang mit der in der Rechtslehre vertretenen Auf-
fassung unter den Tatbeständen zum Schutze der 
Rechtspflege. 

§ 138 StGB beschränkt die Anzeigepflicht auf ein-
zelne, namentlich aufgezählte Verbrechen. Ihm folg-
ten die früheren Entwürfe, außer dem § 174 E 1909, 
dem § 185 E 1911 und dem § 199 E 1927, die vor-
schlugen, die Anzeigepflicht auf alle Verbrechen 

auszudehnen. Obwohl der vorliegende Entwurf die 
Zahl der Verbrechen gegenüber dem geltenden 
Recht und den früheren Entwürfen wesentlich ein-
schränkt und eine allzu weite Ausdehnung der 
Strafbarkeit bei Erstreckung der Anzeigepflicht auf 
alle Verbrechen daher grundsätzlich nicht zu be-
fürchten wäre, stößt dieser Vorschlag doch auf 
Bedenken. Auch nach dem Entwurf gibt es Verbre-
chen, welche die Allgemeinheit nicht in so hohem 
Maße berühren, daß das Unterlassen einer Anzeige 
bestraft werden müßte. Hinzu kommt, daß eine 
Ausdehnung auf sämtliche Verbrechen die Trag-
weite der Vorschrift nicht ohne weiteres erkennbar 
machen würde. Einer Vorschrift, die dem einzelnen 
eine Anzeigepflicht der vorliegenden Art auferlegt, 
muß aber aus Gründen der Rechtssicherheit un-
mittelbar selbst entnommen werden können, ob eine 
Anzeigepflicht besteht oder nicht. Der Entwurf 
schließt sich daher ebenfalls dem geltenden Recht 
an und zählt die anzeigepflichtigen Verbrechen 
namentlich auf. Er beschränkt sich dabei wie das 
geltende Recht auf solche Verbrechen, die sich als 
besonders schwere und für die Allgemeinheit be-
sonders gefährliche Rechtsbrüche darstellen. Um 
keinerlei Zweifel über die Anzeigepflicht auf-
kommen zu lassen, werden die einzelnen Verbre-
chen ausnahmslos auch mit den entsprechenden 
Paragraphenzahlen versehen. Im einzelnen weicht 
der Katalog der anzuzeigenden Verbrechen nur un-
wesentlich vom geltenden Recht ab. Er ist nach der 
Systematik des Besonderen Teils des Entwurfs ge-
ordnet. Der Menschenraub (§ 234 StGB) ist nicht 
mehr erwähnt, da der Entwurf mit Rücksicht auf 
andere Vorschriften (§§ 164 bis 166, 229) auf eine 
derartige Bestimmung verzichtet. Von den im 3. Titel 
des 4. Abschnitts enthaltenen gemeingefährlichen 
Straftaten sind alle Verbrechen für anzeigepflichtig 
erklärt. Bei § 326 (Vorbereitung eines Explosions-
oder Strahlungsverbrechens) bedeutet das, daß eine 
Anzeigepflicht nur dann besteht, wenn die Vorbe-
reitungshandlung als Verbrechen anzusehen ist, was 
bei der Vorbereitung einer Tat nach § 323 Abs. 1 
nicht der Fall ist. Bei den Verbrechen des Landes-
verrats ist der Tatbestand des § 390 (landesverräte-
rische Fälschung und Unterdrückung von Beweis-
mitteln) als besonders schwere und gefährliche Tat 
neu in den Katalog aufgenommen worden. Ebenfalls 
neu ist die Aufnahme des Völkermordes (§§ 478, 
479); sie trägt dem besonders hohen Unrechtsgehalt 
dieser Taten Rechnung. 

Voraussetzung der Anzeigepflicht ist nach gelten-
dem Recht, daß der Täter von dem Vorhaben oder 
der Ausführung des Verbrechens glaubhaft erfahren 
hat. Während allgemein gefordert wird, daß ein 
Verbrechensplan tatsächlich und nicht nur in der 
Vorstellung desjenigen, der die Anzeige unterläßt, 
besteht, gehen die Meinungen in der Auslegung 
des Merkmals „glaubhaft" auseinander. Das Reichs-
gericht hat verlangt, daß derjenige, der die Anzeige 
unterlassen hat, selbst damit gerechnet hat, daß die 
Tat wirklich ausgeführt werde. Im Schrifttum wird 
dagegen teilweise die Auffassung vertreten, der 
Täter habe schon dann glaubhaft von dem Ver-
brechensplan erfahren, wenn er von seinem Stand-
punkt aus mit der Verübung des Verbrechens habe 
rechnen müssen, auch wenn er nicht damit gerechnet 
habe. Der Entwurf klärt diese Streitfrage im Sinne 
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der Rechtsprechung des Reichsgerichts. Jemanden 
wegen vorsätzlicher Unterlassung einer Verbre-
chensanzeige zu bestrafen, erscheint nicht am Platze, 
wenn dieser nicht damit rechnet, daß das Verbre-
chen tatsächlich begangen werde. Die Frage, ob es 
zweckmäßig ist, auch für den Fall Strafe vorzusehen, 
daß der Täter aus den ihm bekannten Umständen 
den Schluß auf die naheliegende Gefahr der Be-
gehung des Verbrechens nicht gezogen hat, aber 
hätte ziehen müssen, wird im Zusammenhang mit 
dem Tatbestand der leichtfertigen Tatbegehung 
(Absatz 2) behandelt. 

Während das geltende Recht vorschreibt, „de  r 
Behörde oder dem Bedrohten rechtzeitig Anzeige zu 
machen", spricht der Entwurf in Absatz 1 von der 
rechtzeitigen Anzeige gegenüber „einer Behörde 
oder dem Bedrohten". Er läßt damit grundsätzlich 
auch eine Anzeige gegenüber einer zur Verhütung 
strafbarer Handlungen nicht zuständigen Behörde 
genügen und erleichtert so dem Anzeigepflichtigen 
die Erfüllung seiner Pflicht. Der nicht zuständigen 
Behörde obliegt es dann, die Anzeige rechtzeitig 
an die zuständige Behörde weiterzuleiten. Wird 
allerdings durch die Erstattung der Anzeige bei 
einer unzuständigen Behörde ihr rechtzeitiger Ein-
gang bei der zuständigen Behörde für den Anzeige-
pflichtigen erkennbar unmöglich, so hat dieser seiner 
Pflicht zur rechtzeitigen Anzeige nicht genügt und 
bleibt daher grundsätzlich strafbar. In einem solchen 
Fall muß er einer Behörde, die rechtzeitig eingreifen 
kann, oder dem Bedrohten selbst Mitteilung machen. 

Als Strafe für die vorsätzliche Unterlassung einer 
Verbrechensanzeige (Absatz 1) ist im Einklang mit 
dem geltenden Recht und mit früheren Entwürfen 
Gefängnis bis zu fünf Jahren vorgesehen. Dieser 
Strafrahmen reicht aus, um auch Fälle mit hohem 
Unrechts- und Schuldgehalt ausreichend zu ahnden. 
Wo er als ungenügend empfunden werden sollte, 
wird der Anzeigepflichtige regelmäßig eine Ga-
rantenstellung zur Verhinderung des Verbrechens-
erfolges einnehmen, so daß er wegen einer durch 
Unterlassung begangenen Beteiligung an der anzu-
zeigenden Tat bestraft werden kann. Ein Bedürfnis, 
in besonders schweren Fällen eine höhere Gefäng-
nisstrafe anzudrohen, besteht daher nicht. Die An-
drohung von Zuchthausstrafe, die das geltende 
Recht (§ 138 Abs. 2 StGB) für unbenannte besonders 
schwere Fälle vorsieht, scheidet schon wegen der 
grundsätzlichen Beschränkung dieser Strafart im 
Entwurf auf die Hochkriminalität aus, zu der die 
vorsätzliche Unterlassung einer Verbrechensanzeige 
nicht zählt. 

Absatz 2 bedroht den Täter mit Strafe, der die 
Anzeige leichtfertig unterläßt. Er entspricht ohne 
sachliche Änderung des Tatbestandes dem § 138 
Abs. 3 StGB. Auch hier wird, wie bei der vorsätz-
lichen Tat, verlangt, daß der Täter mit der Ausfüh-
rung oder dem Erfolg des Verbrechens rechnet; die 
Leichtfertigkeit bezieht sich nur auf das Unterlassen 
der Anzeige. Sie wird z. B. dann gegeben sein, 
wenn der Anzeigepflichtige die schon geschriebene 
Anzeige aus grober Unachtsamkeit nicht absendet. 
Als Strafe für die leichtfertige Tat sieht der Entwurf 
Gefängnis bis zu einem Jahr, Strafhaft oder Geld-
strafe vor. Das Höchstmaß der Gefängnisstrafe und 
die Androhung von Geldstrafe entsprechen dem 

§ 449 
geltenden Recht. Die wahlweise Androhung von 
Strafhaft ist sachgemäß. 

Auf die Bestrafung des Täters, der fahrlässig oder 
doch leichtfertig mit der Ausführung oder dem Er-
folg des Verbrechens nicht rechnet und deswegen 
die Anzeige unterläßt, wird im Einklang mit der 
herrschenden Auslegung des geltenden Rechts ver-
zichtet. Durch eine solche Vorschrift könnte die 
Strafbarkeit zu weit ausgedehnt und der einzelne 
Staatsbürger überfordert werden. Auch die Fest-
stellung der Fahrlässigkeit oder der Leichtfertigkeit 
würde auf große Schwierigkeiten stoßen. Nur allzu 
leicht könnte aus der tatsächlichen Begehung des 
Verbrechens nachträglich zu Unrecht gefolgert wer-
den, der Anzeigepflichtige habe schuldhaft gehan-
delt, indem er an der Ernsthaftigkeit des Ver-
brechensplanes gezweifelt habe. 

Nach den Entwürfen bis zum Jahre 1930, wie auch 
nach dem bis zum Jahre 1936 geltenden Rechts-
zustand war die Strafbarkeit des Unterlassens der 
Verbrechensanzeige dadurch bedingt, daß das an-
zuzeigende Verbrechen vollendet oder versucht 
wurde. § 351 Abs. 1 E 1936 ging von dieser Bedin-
gung der Strafbarkeit ab und wollte statt dessen in 
den Fällen, wo es nicht wenigstens zum Versuch 
der anzuzeigenden Tat gekommen war, nur noch 
fakultativ eine besondere Strafmilderung oder das 
Absehen von Strafe zulassen. Auch das geltende 
Recht (§ 139 Abs. 1 StGB) schreibt seit dem Gesetz 
zur Änderung des Strafgesetzbuches vom 2. Juli 1936 
(Reichsgesetzbl. I S. 532) die Straflosigkeit in diesen 
Fällen nicht mehr zwingend vor, sondern ermöglicht 
ebenfalls nur noch ein Absehen von Strafe. Der 
vorliegende Entwurf (vgl. Absatz 3 Satz 1) kehrt 
insoweit im wesentlichen zu dem vor 1936 gelten-
den Rechtszustand und zu der Lösung der Entwürfe 
bis zum Jahre 1930 zurück. Er verhindert damit das 
wenig erfreuliche Ergebnis, daß der Anzeige-
pflichtige in Fällen bestraft wird, wo derjenige, der 
das Verbrechen geplant hat, schon deshalb nicht be-
straft werden kann, weil er seinen Entschluß gar 
nicht in die Tat umgesetzt hat. Im Gegensatz zu dem 
früher geltenden Recht und den früheren Ent-
würfen, die die Vollendung oder wenigstens den 
Versuch des anzuzeigenden Verbrechens gefordert 
hatten, ermöglicht der vorliegende Entwurf die Be-
strafung der Unterlassung der Verbrechensanzeige 
jedoch schon dann, wenn das anzuzeigende Verbre-
chen vorbereitet worden ist, sofern die Vorberei-
tung, wie z. B. in den Fällen des § 35 Abs. 2 mit 
Strafe bedroht ist. Besteht die anzuzeigende Tat in 
der Vorbereitung einer weiteren Tat, wie z. B. in 
den Fällen der §§ 326, 363 und 364 Abs. 2, so ist 
schon diese Vorbereitung die Begehung der anzu-
zeigenden Tat. In allen diesen Fällen kann es zu 
dem erwähnten unerfreulichen Ergebnis der Straf-
barkeit des Anzeigepflichtigen und der Straflosig-
keit dessen, der das Verbrechen geplant hat, nicht 
kommen. 

Im geltenden Recht ist anerkannt, daß anzeige-
pflichtig z. B. auch das von einem Schuldunfähigen 
geplante Verbrechen ist; es genügt, wenn der Täter 
des anzuzeigenden Verbrechens rechtswidrig han-
delt. Der Entwurf will daran festhalten. Er bestimmt 
daher in Absatz 3 Satz 2, daß die Unterlassung der 
Anzeige auch dann strafbar ist, wenn der Täter der 
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§§ 450, 451 

anzuzeigenden Tat zwar ohne Schuld, aber rechts-
widrig handelt. Diese ausdrückliche Klarstellung ist 
notwendig, um Gegenschlüsse aus Vorschriften mit 
ähnlicher Rechtslage wie etwa den §§ 286 und 289 
zu vermeiden. 

§ 450 
Straflosigkeit der unterlassenen 

Verbrechensanzeige 

Die Vorschrift tritt an die Stelle der Absätze 2 
bis 4 des § 139 StGB, die durch das 3. Strafrechts-
änderungsgesetz vom 4. August 1953 (Bundesgesetz-
bl. I S. 735) neu geschaffen worden sind. Absatz 1 
entspricht wörtlich dem Absatz 2 und Absatz 2 
nahezu wörtlich und ohne sachliche Änderung dem 
Absatz 3 des § 139 StGB. Absatz 3 unterscheidet 
sich von § 139 Abs. 4 StGB nur dadurch, daß in 
Satz 2 zur Straflosigkeit des zur Anzeige Verpflich-
teten neben seinem ernsthaften Bemühen auch Frei-
willigkeit gefordert wird. Die Änderung dient der 
Angleichung der Vorschrift an die Fassung zahl-
reicher ähnlicher Bestimmungen (vgl. z. B. § 36 
Abs. 2, § 341 Abs. 4, § 345 Abs. 3, § 368 Abs. 4). Im 
übrigen sieht der Entwurf keinen Anlaß, von der 
erst vor wenigen Jahren getroffenen Regelung ab-
zuweichen. Die Frage nach der Rechtsnatur dieser 
Regelung, vor allem die Frage, inwieweit es sich 
dabei um den Ausschluß des Tatbestandes oder der 
Rechtswidrigkeit oder um einen persönlichen Straf-
aufhebungsgrund handelt, muß weiterhin der Recht-
sprechung und Rechtslehre überlassen werden. 

§ 451 
Unterdrückung von Beweismitteln 

Sachliche Beweismittel sind im geltenden Recht 
gegen Fälschung und Unterdrückung nur insoweit 
strafrechtlich geschützt, als es sich um Urkunden im 
Rechtssinne handelt. Seit langem wurde es als Man-
gel empfunden, daß andere sachliche Beweismittel 
eines besonderen Schutzes entbehren und nicht ein-
mal geschützt werden, wenn sie für den Gebrauch 
in Rechtsverfahren vorgesehen sind. Seit 1922 sehen 
daher alle Entwürfe zum Schutz der Rechtspflege 
Bestimmungen gegen die Fälschung und Unter-
drückung von Beweismitteln vor. Auf dem Boden 
dieser früheren Entwürfe bestand hierzu allerdings 
eine unausweichliche Notwendigkeit. Diese Tat-
bestände hatten nicht nur die Aufgabe, Mängeln 
abzuhelfen, die der Beweismittelschutz im gelten-
den Recht aufwies. Sie dienten vor allem auch dazu, 
den Schutz von Zufallsurkunden und privaten Be-
weiszeichen, die zur Verwendung in Rechtsverfah-
ren vorgesehen sind, zu übernehmen; denn der 
Anwendungsbereich der Urkundentatbestände sollte 
nach den Entwürfen von 1922 bis 1930 auf die 
sogenannten Absichtsurkunden und die öffentlichen 
Beglaubigungszeichen beschränkt werden. Hiervon 
ist der Entwurf aus den in der Vorbemerkung zu 
dem Untertitel „Urkundenstraftaten" (§§ 303 ff.) an-
gegebenen Gründen wieder abgekommen. Er hat im 
Gegenteil die Urkundentatbestände durch neue 
Vorschriften zum Schutz von Tonträgern und 
sogenannten technischen Aufzeichnungen (§§ 305, 
306) ergänzt, da diese sachlichen Beweismittel im 
Rechtsverkehr denselben Zwecken dienen wie 
Urkunden und Beweiszeichen. 

Gleichwohl wäre es mißlich, wenn sachliche Be-
weismittel anderer Art, sofern sie in Rechtsverfah-
ren Beweisaufgaben zu erfüllen haben, ohne jeden 
strafrechtlichen Schutz blieben. Das gilt namentlich 
in einer Zeit, in der die Rechtspflege in immer 
größerem Umfange von sachlichen, nicht in Aus-
sagen oder Erklärungen bestehenden Beweismitteln 
Gebrauch macht, weil Wissenschaft und Technik 
zahlreiche zuverlässige Methoden zur Erkennung, 
Sicherung und Auswertung von beweiserheblichen 
Sachverhalten entwickelt haben. Der oft entschei-
dende Beweiswert, der den Ergebnissen solcher 
Untersuchungen zukommt, und das Vertrauen, das 
wissenschaftlichen und technischen Gutachten dieser 
Art entgegengebracht wird, lassen es geboten er-
scheinen, den strafrechtlichen Schutz auf alle in 
Rechtsverfahren verwendeten sachlichen Beweis-
mittel auszudehnen. Praktisch bedeutsam ist dieser 
Schutz insbesondere bei Blutproben, die in Ver-
kehrsstrafsachen und Abstammungsverfahren eine 
wichtige Rolle spielen können. Zu erwähnen sind 
aber auch Lebensmittelproben, Werkstoffproben und 
sonstige Materialproben sowie Spurenabgüsse, auf 
Folien gesicherte Fingerabdrücke, Lichtbilder, Rönt-
genaufnahmen und Lichtpausen. Werden solche 
Beweismittel zur Beweistäuschung oder Beweis-
vernichtung stofflich verändert, beiseite geschafft 
oder unterdrückt, so kann das für die Durchsetzung 
der Rechte des Beweisführers und für die Wahr-
heits- und Rechtsfindung unter Umständen schwerere 
Folgen haben als falsche Aussagen und oft zu nicht 
mehr zu beseitigenden Nachteilen führen. Es ist 
zwar zuzugeben, daß solche Eingriffe nicht selten 
unter anderen rechtlichen Gesichtspunkten, in Straf-
verfahren namentlich als Strafvereitelung und in 
bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten als Betrug oder 
Betrugsversuch, strafbar sind. Das trifft indessen 
keineswegs immer zu und ist in Ehe- und Status-
sachen ebenso wie in verwaltungsgerichtlichen Ver-
fahren geradezu die Ausnahme. Auch in Strafverfah-
ren kann man nicht stets darauf vertrauen, daß der 
Tatbestand der Strafvereitelung die Lücke ausfüllt; 
denn häufig fehlen dessen Voraussetzungen, etwa 
bei der Unterdrückung von entlastenden Beweis-
mitteln, oder sie lassen sich nicht beweisen. 
Schließlich fehlt es an einem inneren Grund, die 
Zuverlässigkeit des gerichtlichen Beweisverfahrens 
gegen Falschaussagen besonders zu schützen, nicht 
aber dagegen, daß sachliche Beweismittel beseitigt 
oder in ihrer Verwendbarkeit beeinträchtigt werden. 

Bei der Ausgestaltung der Beweismittelvergehen 
folgt der Entwurf dem Vorbild der früheren Ent-
würfe nicht. Sie enthielten neben dem Tatbestand 
der Unterdrückung von Beweismitteln einen Tat-
bestand der Beweismittelfälschung, wonach mit 
Gefängnis bedroht wurde, „wer ein Beweismittel 
in der Absicht fälscht oder verfälscht, daß davon in 
einem Rechtsverfahren vor einer Behörde oder 
einem Schiedsgericht Gebrauch gemacht werde, oder 
von einem falschen oder verfälschten Beweismittel 
in einem Rechtsverfahren vor einer Behörde oder 
einem Schiedsgericht Gebrauch macht" (vgl. §§ 193, 
194 E 1927/30). Gegen diese Vorschrift sind begrün-
dete Einwendungen erhoben worden, weil der Tat-
bestand zu unbestimmt sei und in großem Umfange 
auch Handlungen einbeziehe, die bisher aus guten 
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Gründen als straffreie Selbst- oder Angehörigen-
begünstigung angesehen worden seien. Die Unbe-
stimmtheit des Tatbestandes rührt vor allem daher, 
daß in den Entwürfen der Begriff des Beweismittels 
im weitesten Sinne verstanden wurde und mit Aus-
nahme von mündlichen Aussagen und Urkunden 
„alles" umfassen sollte, „was als Mittel dienen 
kann, die Behörde von der Wahrheit oder Unwahr-
heit einer Behauptung zu überzeugen" (vgl. die 
Begründung zu § 193 E 1927). Der so verstandene 
Beweismittelbegriff ist aber nicht nur sachlich ohne 
Grenzen; als Tatbestandsmerkmal erfuhr er in der 
Fälschungsvorschrift auch keinerlei andere Be-
schränkung etwa in der Richtung auf die Begehung 
während eines Rechtsverfahrens, auf die Bestim-
mung zum Beweise oder auf die Person dessen, der 
die Sache zum Beweise bestimmt hat. Hinzu kommt, 
daß der schrankenlose Beweismittelbegriff auch 
keinen sicheren Anknüpfungspunkt für die Begren-
zung der zur Umschreibung der Tathandlungen ver-
wendeten Begriffe des Fälschens und Verfälschens 
bot. Tatsächlich wurden diese Begriffe in einem ganz 
anderen, viel umfassenderen Sinne verstanden, als 
etwa bei der Urkunden- oder Geldfälschung, wo sie 
lediglich der Beschreibung des sogenannten Echt-
heitsschutzes dienen. Ein Beweismittelvergehen im 
Sinne der früheren Entwürfe sollte, wie deren Be-
gründung ergibt, nicht nur gegeben sein, wenn zur 
Beweistäuschung ein nicht vorhandenes Beweis-
mittel, fälschlich hergestellt oder ein vorhandenes 
nachträglich in beweiserheblicher Richtung ver-
ändert wurde. Auch das Unterschieben eines nicht 
zur Sache gehörenden Beweismittels, überhaupt 
jedes Gebrauchen eines sachlichen Beweismittels, 
dessen Verwendung zu unrichtigen Schlüssen führt, 
fiel unter den Tatbestand. Eine solche Regelung 
läßt die gebotene Begriffsklarheit vermissen, die 
der Entwurf allenthalben anstrebt, und führt in der 
Sache gegenüber dem geltenden Recht zu einer 
erheblichen Ausdehnung der Strafbarkeit. Hiernach 
würde nicht nur erfaßt, wer nach der Tat seine 
eigenen Spuren verwischt oder wer durch Herstel-
len oder Verwenden eines falschen Beweismittels 
einen Angehörigen begünstigt. Bestraft würde stets 
auch, wer etwa als Partei die Richtigkeit seiner Pro-
zeßerklärungen oder seiner uneidlichen Aussagen 
durch Beweismittel zu belegen sucht, die aus einem 
anderen Vorgang herrühren als demjenigen, auf 
den es für den Beweis ankommt. Im geltenden Recht 
sind solche Fälle nur strafbar, wenn die Voraus-
setzungen eines anderen Tatbestandes, etwa eines 
Betrugs oder Betrugsversuchs, erfüllt sind. 

Der Entwurf erreicht die aus rechtsstaatlichen 
Gründen gebotene Einschränkung des Beweismittel-
tatbestandes dadurch, daß er sich mit einer Vor-
schrift über die Beweismittelunterdrückung begnügt 
und für die Sachen, die Gegenstand der Tat sein 
können, voraussetzt, daß über sie ein anderer ver-
fügungsberechtigt ist und daß dieser sie zur Ver-
wendung als Beweismittel in einem Rechtsverfahren 
bestimmt hat. 

Die Beschränkung auf den Unterdrückungstat-
bestand hat mehrere Vorteile. Sie entzieht einmal 
den Einwendungen, die gegen den Tatbestand der 
Beweismittelfälschung der früheren Entwürfe er-
hoben worden sind, den Boden. Zum anderen sichert 
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sie gleichwohl noch einen hinreichenden Schutz 
gegen das Nachmachen und Verfälschen von Beweis-
mitteln wie auch gegen das Gebrauchen falscher 
Beweismittel. In den meisten Fällen des Nach-
machens und Verfälschens erfüllt der Täter näm-
lich zugleich oder später dadurch ein Handlungs-
merkmal des Unterdrückungstatbestandes, daß er 
das richtige Beweismittel vernichtet, beschädigt, 
unbrauchbar macht, beiseite schafft oder unter-
drückt. Er handelt dabei regelmäßig auch in der 
Absicht, den Gebrauch der Sache als Beweismittel 
in dem Verfahren zu verhindern; denn dafür reicht 
aus, daß es ihm darauf ankommt, den Gebrauch der 
Sache als Beweismittel in ihrer jeweils beweis-
erheblichen Gestalt zu vereiteln. Nur wenn der 
Täter ein Beweismittel fälschlich herstellt oder 
unterschiebt, das überhaupt nie bestanden hat, ist 
der Unterdrückungstatbestand nicht anwendbar. In 
einem solchen Falle handelt es sich jedoch in Wirk-
lichkeit weniger um den Schutz von Beweismitteln, 
als um eine Erweiterung des Strafschutzes gegen 
Irreführung im Rechtsverfahren. Hierzu besteht 
kein ausreichendes kriminalpolitisches Bedürfnis. 
Die Regelung des Entwurfs vermeidet ferner eine 
zu weite Vorverlegung des strafrechtlichen Schut-
zes, die aus den oben angegebenen Gründen mit 
der Einführung des Fälschungstatbestandes verbun-
den wäre, und beschränkt sich auf die meist gefähr-
licheren Formen der Beweismittelunterdrückung. 

Der Kreis der durch diese Vorschrift geschützten 
Beweismittel ist gegenüber der Regelung in den 
früheren Entwürfen enger. Es genügt nicht, daß ein 
Beweismitte], über das der Täter nicht allein verfü-
gen darf, in irgendeiner Form zum Beweis bestimmt 
worden ist oder daß, für den Täter erkennbar, mit 
einer solchen Beweisbestimmung zu rechnen ist. 
Die Vorschrift setzt vielmehr voraus, daß eine be-
stimmte andere Person, die über die betreffende 
Sache verfügungsberechtigt ist, sie ausdrücklich 
oder durch schlüssiges Verhalten zum Beweismittel 
in einem rechtlich geordneten Verfahren bestimmt 
hat. Der Täter muß also durch die Tat sowohl das 
tatsächlich erklärte Beweisinteresse als auch die Ver-
fügungsberechtigung derselben anderen Person ver-
letzt haben, durch deren Einwilligung deshalb auch 
der Tatbestand ausgeschlossen wird. Durch diese 
Regelung wird vor allem klargestellt, daß ein Be-
weismittelschutz nicht besteht, solange der Beweis-
führer seine Absicht nicht kundgetan hat, die Sache 
als Beweismittel verwenden zu wollen. Täter, die 
im Anschluß an die Tat deren Spuren verwischen, 
fallen daher in der Regel nicht unter den Tat-
bestand. Außerdem bringt die Fassung zum Aus-
druck, daß eine andere Person als die über die 
Sache verfügungsberechtigte eine strafrechtlich ge-
schützte Beweisbestimmung nicht vornehmen kann. 
Der Begriff der Verfügungsberechtigung ist auch 
hier nicht im bürgerlich-rechtlichen Sinne zu ver-
stehen (vgl. die Begründung zu § 303 Abs. 2); es 
genügt vielmehr jedes Recht, die Sache zum Zwecke 
der Beweisführung in Anspruch zu nehmen. 

Diese doppelte Beschränkung des Tatbestandes 
zum Schutz von Beweismitteln in Rechtsverfahren 
schließt aus, daß in den Anwendungsbereich auch 
Handlungen einbezogen werden, die nach den Um-
ständen des Einzelfalles nicht strafwürdig sind. Um 
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dieses aus rechtsstaatlichen und kriminalpolitischen 
Gründen notwendige Ergebnis zu erreichen, muß 
Kauf genommen werden, daß infolge der einschrän-
kenden Abgrenzung gewisse sozial-ethisch verwerf-
liche Handlungen nicht erfaßt werden können. Sie 
in einer für das Gesetz brauchbaren Weise allge-
mein in beschreiben, ist nicht möglich. Sie könnten 
nur durch vollständige oder teilweise Beseitigung 
der obenbezeichneten Schranken in cien Schutz-
bereich der Vorschrift gelangen. Da damit aber zu-
gleich auch nichtstrafwürdige Fälle vom Tatbestand 
erfaßt würden, empfiehlt sich diese Lösung nicht. 

Einer Sonderregelung für die Fälle der Selbst-
und Angehörigenbegünstigung bedarf es ange-
sichts der engen Begrenzung des Tatbestandes nicht. 
Denn wenn der zur Verfügung Berechtigte eine 
Sache einmal zum Beweis bestimmt hat, kann es 
einem anderen nicht mehr gestattet werden, sie zu 
vernichten oder sonst zu unterdrücken, selbst wenn 
es ihm nur darum ginge, sich oder einen Angehöri-
gen zu begünstigen So ist z. B. nach § 451 stets 
strafbar, wer eine Blutprobe, die nach einer Ver-
kehrsstraftat auf Veranlassung der Polizei ent-
nommen worden ist, beseitigt oder vertauscht. 

Bezieht sich die Tat auf eine Urkunde, ein Be-
weiszeichen, einen Tonträger oder eine technische 
Aufzeichnung, so tritt § 451 zurück; es verbleibt 
bei dem weitergehenden Schutz, den die §§ 303, 305 
und 306 diesen besonderen Beweismitteln gewähren. 

Als Regelstrafrahmen ist, wie bei den Unter-
drückungstatbeständen der Urkundenstraftaten, Ge-
fängnis bis zu drei Jahren oder Strafhaft vorge-
sehen. Wie dort ist auch der Versuch strafbar 
(Absatz 2). Für den Tatbestand der Beweismittel-
unterdrückung ist das von besonderer Bedeutung, 
weil auf diese Weise an Beweismitteln vorgenom-
mene Verfälschungen, wenn sie zugleich den Anfang 
der Ausführung einer Tathandlung des § 451 bilden, 
als versuchte Beweismittelunterdrückung bestraft 
werden können. Schließlich sieht der Entwurf in 
Anlehnung an die Regelung bei den Urkundenstraf-
taten auch besonders schwere Fälle mit einer Straf-
drohung von Gefängnis nicht unter sechs Monaten 
vor (Absatz 3) und erklärt die in § 308 aufgeführ-
ten Regelbeispiele, soweit sie nach ihrem Inhalt in 
Frage kommen, für entsprechend anwendbar. 

Absatz 4 handelt von der tätigen Reue. Bei den 
Urkundenstraftaten ist eine solche Vorschrift für 
die Unterdrückungstatbestände (§ 303 Abs. 2, § 306 
Abs. 2) nicht vorgesehen. Diese Abweichung hat 
darin ihren Grund, daß § 451 dem Schutze der 
Rechtspflege dient. Die verfolgt nicht den Zweck, 
dem Täter, der nach vollendeter Tat wieder zum 
Recht zurückfindet und die Folgen seines strafbaren 
Tuns auslöscht, eine Rechtswohltat zu gewähren. 
In § 451 Abs. 4 geht es vielmehr darum, alle Mög-
lichkeiten zu nutzen, urn die durch Beweismittelver-
gehen drohenden Nachteile für die Rechtspflege 
abzuwenden. Die Bestimmung dient daher demsel-
ben Zweck wie im Bereich der Aussagedelikte § 158 
StGB und § 442 des Entwurfs. Diesen Vorschriften 
ist sie auch nachgebildet. Wie dort kann das Ge-
richt, wenn die Voraussetzungen der tätigen Reue 
erfüllt sind, die Strafe nach seinem Ermessen mil-
dern (vgl. § 64 Abs. 2), oder von Strafe absehen. 

Satz 1 beschreibt die Fälle, in denen tätige Reue 
geübt werden kann. Der Beteiligte (§ 33 Abs. 2) 
kann die Tat entweder „unschädlich machen" oder 
das Beweismittel „zum Gebrauch in dem Verfahren 
herbeischaffen". In beiden Fällen muß das „recht-
zeitig" geschehen. Unschädlich gemacht ist die Tat 
dann, wenn durch das spätere Verhalten der Tat-
erfolg in seinen für die Beweisführung und Wahr-
heitsfindung nachteiligen Auswirkungen beseitigt 
ist. Das kann der Täter je nach Sachlage auch durch 
ein Geständnis oder ein Anerkenntnis im Verfahren 
erreichen. Für eine tätige Reue in der Form des 
Unschäcllichmachens der Tat ist daher unter Umstän-
den auch dann noch Raum, wenn es nicht mehr 
möglich ist, das Beweismittel zum Gebrauch in dem 
Verfahren herbeizuschaffen, weil es durch die Tat 
vernichtet oder unbrauchbar gemacht ist oder weil 
es so sehr beschädigt ist, daß es zum Gebrauch im 
Verfahren nicht mehr taugt. 

Die Sätze 2 und 3 geben an, in welchen Fällen 
die tätige Reue verspätet, also im Sinne des Sat-
zes 1 nicht mehr rechtzeitig ist. Die Regelung ent-
spricht sachlich der des § 442 Abs. 3. Auf dessen 
Begründung kann deshalb verwiesen werden. 

§ 452 
Störung der Strafrechtspflege 

Die Unabhängigkeit der Rechtspflege sicherzustel-
len, ist eine der vornehmsten und wichtigsten Auf-
gaben des Rechtsstaates. Das Grundgesetz spricht 
daher aus, daß die rechtsprechende Gewalt den 
Richtern anvertraut ist (Artikel 92) und daß die 
Richter unabhängig und nur dem Gesetz unterwor-
fen sind (Artikel 97). Die Gültigkeit und der Ver-
fassungsrang dieser Rechtssätze wird heute von 
keiner Seite mehr in Frage gestellt. Im demokrati-
schen Rechtsstaat muß die Unabhängigkeit der 
Rechtsprechung als ein Stück der Verfassungswirk-
lichkeit geschützt und bewahrt werden. Soweit es 
sich um das Verhältnis zu anderen staatlichen Ge-
walten handelt, ist diese Unabhängigkeit in der 
Rechtsordnung gewährleistet. Die geltenden Vor-
schriften der Gesetze, welche die Gerichtsverfassung 
in den verschiedenen Zweigen der Gerichtsbarkeit 
und das gerichtliche Verfahren regeln, bauen auf 
den eingangs erwähnten Verfassungsgrundsätzen 
auf und enthalten zu deren Schutz ein ganzes System 
von Sicherungen und Rechtsbehelfen. In dieser ge-
setzlichen Ausprägung ist der Verfassungsgrundsatz 
der Unabhängigkeit der Gerichte in Übereinstim-
mung mit dem geltenden Recht (§ 83 Abs. 2 Nr. 5 
StGB) im Entwurf (§ 380 Abs. 2 Nr. 5) auch straf-
rechtlich geschützt. 

Der Grundsatz der Unabhängigkeit der Rechtspre-
chung gilt indessen nicht nur im Verhältnis zu an-
deren staatlichen Gewalten. Wie bei einer Reihe 
anderer Verfassungsnormen ist sein Geltungsan-
spruch allgemein und somit auch an den einzelnen 
Barger gerichtet. Es gilt daher, nach allen Richtun-
gen den Gefahren vorzubeugen, die der Unabhän-
gigkeit der Rechtsprechung drohen. Hierbei kann 
das Gesetz nicht unberücksichtigt lassen, daß das 
hoch entwickelte Nachrichtenwesen und die Massen
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Films Möglichkeiten eröffnen, auf die öffentliche 
Meinung und damit mittelbar auch auf die Rechts-
pflege in einem Umfang bestimmend einzuwirken, 
wie das früher ausgeschlossen war. In diesem Zu-
sammenhang muß es ernste Sorge bereiten, wenn 
sich Erörterungen, die geeignet sind, auf das Ver-
fahren und seinen Ausgang einzuwirken, in breiter 
Offentlichkeit auf bestimmte schwebende Strafver-
fahren richten. Gerade bei Strafverfahren von all-
gemeiner Bedeutung bringen solche, oft mit be-
stimmtem Ziel geführte Erörterungen rechtsfremde 
und parteiische Gesichtspunkte in einer Form und 
mit einer Nachhaltigkeit zur Geltung, die den Rich-
tern und anderen Verfahrensbeteiligten ihre Unbe-
fangenheit nimmt und dadurch die Findung eines 
gerechten Urteils erschwert. Den nachteiligen Folgen 
dieser Einwirkungen sind besonders Laienrichter, 
Sachverständige und Zeugen ausgesetzt. Unter dem 
Eindruck unsachlicher oder einseitiger Veröffentli-
chungen ist es ihnen oft nicht mehr möglich, ihre 
wichtigen Aufgaben im Dienste der Rechtspflege 
unvoreingenommen zu erfüllen. Hierdurch büßen 
die Gerichte bei ihrer Spruchtätigkeit ihre innere 
Unabhängigkeit ein. 

Gegenüber solchen von außen kommenden Stö-
rungen der Rechtspflege fehlt es an einem wirk-
samen Schutz. Nach geltendem Recht kann straf-
rechtlich nur eingeschritten werden, wenn auf die 
Träger der rechtsprechenden Gewalt unmittelbar, 
etwa in den Formen der Nötigung, der Bedrohung, 
der Richterbestechung oder der Beleidigung, einge-
wirkt wird. Mittelbare Einflüsse der obenbezeich-
neten Art wehrt das geltende Recht nur durch 
vereinzelte Sondervorschriften ah. Zu erwähnen 
sind etwa die §§ 17 und 18 Abs. 1 Nr. 1 des Reichs-
gesetzes über die Presse vom 7. Mai 1874 (Reichs-
gesetzbl. S. 65 m. And.), wonach die Veröffentlichung 
von Anklageschriften und anderen amtlichen Schrift-
stücken eines Strafprozesses bestimmten Beschrän-
kungen unterliegt (vgl. § 453 Nr. 3 und die Begrün-
dung dazu). Dem Schutz der Unbefangenheit der 
Laienrichter dient weiterhin das von der Rechtspre-
chung aus dem Unmittelbarkeitsgrundsatz (§ 261 
StPO) abgeleitete Verbot, Schöffen und Geschwo-
renen vor oder während der Hauptverhandlung Ab-
schriften der Anklageschrift mit dem wesentlichen 
Ergebnis der Ermittlungen zu überlassen. Ferner 
schützen bestimmte Verfahrensvorschriften die Un-
befangenheit der Zeugen (vgl. § 58 Abs. 1, § 243 
Abs. 4 StPO). Alle diese Vorschriften und Grund-
sätze könnten im Einzelfall jeglicher Wirkung be-
raubt werden, wenn es zulässig wäre, den Gegen-
stand und das zu erwartende Ergebnis eines Straf-
verfahrens ohne jede Einschränkung öffentlich zu 
erörtern und damit der Tätigkeit und Wertung vor-
zugreifen, die der Richter nach seiner freien, aus 
dem Inbegriff der Verhandlung geschöpften Über-
zeugung und ohne jede von außen kommende Ein-
wirkung vorzunehmen hat. 

Das Unvermögen des geltenden Rechts, derartige 
die Wahrheitsfindung beeinträchtigenden Einflüsse 
von der Rechtspflege fernzuhalten, birgt jedoch nicht 
nur für die Unabhängigkeit der Rechtsprechung 
Gefahren. Nicht weniger ernst zu nehmen sind die 
schweren Folgen, die solche dem richterlichen Urteil 
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vorgreifenden Berichte für den noch nicht verurteil-
ten Angeklagten in der Offentlichkeit haben können. 
Hierdurch verursachte Schädigungen an Ruf und 
Ehre sind nach einem freisprechenden Urteil meist 
nicht wiedergutzumachen. Das strafrechtliche Unter-
suchungsverfahren und die öffentliche Gerichtsver-
handlung bringen ohnehin für den Beschuldigten 
unvermeidbare und für seine Lebensverhältnisse oft 
einschneidende Belastungen mit sich. Diese auf das 
unbedingt notwendige Maß zu beschränken, ist 
Pflicht und Aufgabe der staatlichen Gewalt. Hierzu 
gehört auch, daß in der öffentlichen Berichterstat-
tung über Strafverfahren Ehre und Persönlichkeit 
des noch nicht verurteilten Beschuldigten geschont 
und im wesentlichen nur über die bekanntgewor-
denen tatsächlichen Vorgänge des Ermittlungsver-
fahrens und der öffentlichen Gerichtsverhandlung 
in sachlicher und zurückhaltender Weise berichtet 
wird. Die Gerichtsberichterstattung muß dort ihre 
Schranken haben, wo die Persönlichkeit des Beschul-
digten, sein Anspruch auf ein gesetzmäßiges und 
von fremden Einflüssen freies Verfahren und sein 
Recht, von unvoreingenommenen Richtern abgeur-
teilt zu werden, gefährdet wird. 

Aus diesem Grunde verstößt eine Norm, die zum 
Schutze der Rechtspflege und des Angeklagten 
solche die Wahrheitsfindung gefährdenden öffent-
lichen Erörterungen über Strafverfahren bis zum 
Urteil des ersten Rechtszuges verbietet, nicht gegen 
das Grundrecht der freien Meinungsäuße-
rung. Dieses Grundrecht, das der Artikel 5 GG 
gewährleistet, kann ebensowenig wie andere Frei-
heitsrechte für sich allein betrachtet werden. Es 
empfängt vielmehr erst bei seiner Einfügung in die 
gesamte Rechtsordnung seine Umrisse und Bindun-
gen. Das folgt schon aus Artikel 5 Abs. 2 GG, wo-
nach die aus der Meinungsfreiheit folgenden Rechte 
„in den Vorschriften der allgemeinen Gesetze, den 
gesetzlichen Bestimmungen zum Schutze der Jugend 
und in dem Recht der persönlichen Ehre" ihre 
Schranken finden. Auch das Bundesverfassungsge-
richt hat ausgesprochen, daß das Recht der freien 
Meinungsäußerung zurücktreten muß, wenn schutz-
würdige Interessen eines anderen von höherem 
Rang durch Betätigung der Meinungsfreiheit verletzt 
würden (BVerfGE 7, 198, 210). Artikel 10 Abs. 2 der 
Europäischen Konvention zum Schutze der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten (Bundesgesetzbl. 
1952 II S. 686) weist darauf hin, daß die Ausübung 
des Rechts der freien Meinungsäußerung Pflichten 
und Verantwortung mit sich bringe und daß für die 
Ausübung dieser Rechte unter anderem dann ge-
setzliche Einschränkungen vorgesehen werden kön-
nen, wenn es notwendig ist, „um das Ansehen und 
die Unparteilichkeit der Rechtsprechung zu gewähr-
leisten". Schließlich enthält auch ein bei den Verein-
ten Nationen ausgearbeiteter Entwurf eines Abkom-
mens über die Nachrichtenfreiheit die Richtlinie, daß 
die Nachrichtenfreiheit eingeschränkt werden kann, 
soweit es sich um Äußerungen handelt, durch die 
der Gang der Rechtspflege beeinträchtigt wird (Ar-
tikel 2 Buchst. e des Draft Convention on Freedom 
of Information). Der Grundsatz, daß die öffentliche 
Berichterstattung über schwebende Verfahren Stö-
rungen. der gerichtlichen Tätigkeit vermeiden und 
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Erörterungen unterlassen soll, die der richterlichen 
Entscheidung vorgreifen oder die sonst die Unpar-
teilichkeit des Gerichts beeinträchtigen könnten, 
wird auch von den Trägern der Publizistik aner-
kannt und von ihren Organen überwiegend beachtet. 
Gleichwohl kommen bisweilen Verstöße vor, die — 
vor allem in der jüngeren Vergangenheit — für den 
gesetzmäßigen Gang der Rechtspflege eine Belastung 
waren. Es wäre deshalb mißlich, wenn selbst grobe 
Verstöße gegen diese Regeln trotz ihrer schädlichen 
Auswirkungen ohne jede Folge bleiben müßten. 
Eine solche Vernachlässigung des Schutzes der 
Rechtsprechung würde der Bedeutung nicht gerecht, 
die unsere Rechtsordnung der Rechtspflege zuweist, 
zumal die Kräfte einer Selbstkontrolle publizisti-
scher Organe gerade gegen solche Personen wenig 
auszurichten vermögen, die ihre mit dem Recht der 
freien Meinungsäußerung verbundene Verantwor-
tung gering achten. Eine strafrechtliche Verbots-
norm ermöglicht in diesen Fällen ein wirksames 
Einschreiten. Sie wehrt zugleich auch dem schlechten 
Beispiel und festigt den Grundsatz der Unabhängig-
keit der Gerichte im Rechtsbewußtsein des Volkes. 
Eine solche Vorschrift bewahrt schließlich die ver-
antwortungsbewußte Presse davor, mit publizisti-
schen Organen, die es mit ihren Pflichten weniger 
genau nehmen, auf dem Gebiet der Gerichtsberichts-
erstattung in einen ungleichen Wettbewerb treten 
zu müssen. 

Die Forderung nach einem Verbot, das künftige 
Ergebnis schwebender Verfahren öffentlich vorweg-
zunehmen, wird aus diesen Gründen immer wieder 
erhoben. Dafür setzen sich nicht nur Richter ein, um 
die ihnen gestellten Aufgaben erfüllen zu können. 
Auch der 38. Deutsche Juristentag hat im Jahre 1950 
aus begründeter Sorge um die innere Unabhängig-
keit der Rechtsprechung eine solche Forderung er-
hoben. Er befindet sich in sachlicher Übereinstim-
mung mit bedeutenden Vertretern der Rechtspraxis 
und der Rechtswissenschaft der ganzen Welt; denn 
erst im Jahre 1959 hat der Internationale Juristen-
kongreß auf seiner Tagung in Neu Delhi unter an-
derem beschlossen (vgl. Mitteilungsblatt der Inter-
nationalen Juristenkommission Nr. 6 — März/April 
1959 — S. 5) : 

„Strafprozesse müssen der Pressebericht-
erstattung offenstehen. Es ist jedoch nicht mit 
der Herrschaft des Rechts vereinbar, der 
Presse zu gestatten, entweder vor oder wäh-
rend eines Verfahrens irgendetwas zu ver-
öffentlichen, das der Objektivität des Verfah-
rens gegen den Angeklagten abträglich sein 
könnte." 

In zahlreichen Rechtsordnungen anderer Länder ist 
der Schutz der Rechtsprechung vor störenden Ein-
flüssen in wirksamer Weise verwirklicht. Das 
gilt namentlich vom angloamerikanischen 
Rechtskreis , wo von alters her jede Form der 
Störung oder Beeinträchtigung des ungehinderten 
Ganges der Rechtspflege als contempt of court ver-
folgt wird. Indessen handelt es sich hierbei nicht um 
einen klar umrissenen Tatbestand im Sinne des 
deutschen Strafrechts. Der contempt of court ist 
vielmehr ein im common law wurzelndes Sammel-
gebilde, das alle nur denkbaren Fälle rechts
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widrigen, gegen die Autorität und die Würde des 
Gerichts und gegen den freien und ungestörten Lauf 
der Rechtspflege gerichteten Verhaltens einschließt. 
In das System des deutschen Strafrechts, das ein-
deutig abgegrenzte Tatbestände voraussetzt und 
vom Legalitätsprinzip beherrscht ist, fügt sich der 
contempt of court in seinem umfassenden Anwen-
dungsbereich nicht ein. Er kann daher für die 
deutsche Strafrechtsreform . auch nicht als Vorbild 
dienen. Indessen kennen auch andere Länder, deren 
Strafrechtssystem mit dem deutschen vergleichbar 
ist, einen strafrechtlichen Schutz der Rechtsprechung 
vor störenden Einflüssen. So enthält das öster -
reichische Recht eine Strafbestimmung, wonach 
mit einem bis zu drei Monaten Arrest bedroht wird, 
„wer in einer Druckschrift den vermutlichen Aus-
gang eines Strafverfahrens oder den Wert eines 
Beweismittels vor dem Urteil der ersten Instanz 
erörtert". Die Vorschrift ist fast ein Jahrhundert alt , 
und wurde im Jahre 1929 neu gefaßt (Artikel VIII 
des Gesetzes vom 17. Dezember 1862, Osterr. Reichs-
gesetzbl. Nr. 8/1863, i. d. F. des Bundesgesetzes vom 
20. Dezember 1929, Österr. Bundesgesetzbl. Nr. 440). 
In jüngster Zeit haben auch Norwegen (Gesetz vom 
12. Dezember 1958 zur Änderung des Allgemeinen 
Bürgerlichen Strafgesetzes vom 22. Mai 1902) und 
Frankreich (Artikel 226 und 227 des code pénal, ein-
gefügt durch die Ordonnance N° 58 — 1298 vom 
23. Dezember 1958 — Journal Officiel vom 24. De

-zember 1958, S. 11762) Gesetze erlassen, die die 
Rechtsprechung vor unsachlichen Einflüssen abschir-
men und über die österreichische Regelung noch 
hinausgehen. 

Mit Vorschriften ähnlichen Inhalts waren die 
gesetzgebenden Organe der  Bundesrepublik 
schon früher befaßt. In dem Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Strafgesetzbuchs — Strafrechts-
änderungsgesetz 1950 — (BT-Drucks. Nr. 1307 der 
1. Wahlperiode) war eine Bestimmung über „Stö-
rung der Rechtspflege" (§ 137b StGB) vorgesehen. 
Nach ihr sollte bestraft werden, wer Verfahrens-
beteiligte einzuschüchtern versucht, wer vorsätzlich 
oder leichtfertig über Strafverfahren öffentlich gröb-
lich entstellend berichtet oder wer den Gegenstand 
eines schwebenden gerichtlichen Verfahrens öffent-
lich in einer Weise erörtert, die geeignet ist, die 
Unbefangenheit von Verfahrensbeteiligten oder die 
Wahrheits- oder Rechtsfindung ernsthaft zu gefähr-
den. Im Lauf des Gesetzgebungsverfahrens wurde 
diese Bestimmung neben anderen Vorschriften aus 
Zeitgründen zurückgestellt. Zu einer Sachentschei-
dung hierüber ist es später nicht mehr gekommen. 

Der vorliegende Entwurf begnügt sich damit, 
einer Störung der Strafrechtspflege durch ein straf-
rechtliches Verbot vorgreifender Erörterungen über 
schwebende Strafverfahren entgegenzuwirken. Die 
in dem obengenannten Entwurf eines Strafrechts-
änderungsgesetzes vorgesehenen Tatbestände der 
Einschüchterung von Gerichtspersonen und Verfah-
rensbeteiligten und der gröblich entstellenden 
Berichterstattung nimmt der Entwurf nicht mehr auf. 
Solche Taten können zwar für die Rechtsprechung 
schädlich sein; man kann sich ihrer aber meist auf 
andere Weise erwehren. Als offensichtlich verwerf-
liche Handlungen treten sie gegenüber den vor-
greifenden Erörterungen über schwebende Verfah- 
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ren auch an praktischer Bedeutung zurück. Nicht 
zuletzt unterstreicht aber der Entwurf mit der Be-
schränkung auf das Verbot solcher vorgreifender 
Erörterungen, daß es ihm lediglich darum geht, die 
Rechtsprechung gegen sachfremde Einflüsse auf die 
Wahrheits- und Rechtsfindung abzuschirmen, und 
daß ein besonderer Schutz für Gerichtspersonen auf 
diesem Wege nicht einmal als Nebenfolge erstrebt 
wird. Eine weitere Einschränkung liegt darin, daß 
die Vorschrift nur zum Schutz von Strafverfah-
ren gelten soll. Es kann zwar auch in Verfahren 
anderer Art, namentlich in Zivilprozessen oder in 
Verfahren vor Verfassungs- oder Verwaltungs-
gerichten, vorkommen, daß die Unbefangenheit von 
Verfahrensbeteiligten durch vorgreifende Äußerun-
gen in der Öffentlichkeit beeinträchtigt wird. Im 
allgemeinen wendet sich aber das öffentliche Inter-
esse in ungleich höherem Maße den Strafverfahren 
zu. Bei anderen Verfahrensarten ist deshalb ein ent-
sprechender strafrechtlicher Schutz kriminalpolitisch 
weniger dringlich. 

In der Ausgestaltung der Vorschrift folgt der Ent-
wurf im wesentlichen dem Vorbild der öster-
reichischen Regelung. Diese hat gegenüber der im 
Entwurf eines Strafrechtsänderungsgesetzes 1950 
vorgeschlagenen Bestimmung den Vorzug größerer 
Klarheit, weil sie den Tatbestand überwiegend 
durch formale Merkmale beschreibt und dadurch 
auch für jedermann besser erkennbar macht, welche 
Erörterungen verboten sind. Zugleich wird auf diese 
Weise auch den Bedenken Rechnung getragen, die 
sich immer wieder gegen die auslegungsbedürftigen 
Tatbestandsmerkmale der früher vorgeschlagenen 
Fassung gerichtet haben und mit denen namentlich 
geltend gemacht wurde, daß es häufig schwer zu 
beantworten sei, ob einer Äußerung die Eignung 
innewohne, die Unbefangenheit von Verfahrens-
beteiligten oder die Wahrheits- oder Rechtsfindung 
ernsthaft zu gefährden. 

Tathandlung ist demnach das öffentliche Er-
örtern des künftigen Ausgangs eines Strafverfah-
rens oder des Wertes eines Beweismittels. Strafbar 
sind solche Erörterungen indessen nur, wenn sie 
zeitlich vor dem Urteil des ersten Rechtszuges 
stattfinden, inhaltlich der amtlichen Entscheidung 
in dem Verfahren vorgreifen und darüber hinaus auf 
eine näher bestimmte Weise öffentlich geschehen. 
Die Vorschrift soll verhindern, daß in Strafsachen 
die Wahrheits- und Rechtsfindung als solche, die 
eine ausschließliche Aufgabe des Gerichts ist, vor-
zeitig in der Öffentlichkeit erörtert und das Gericht 
dadurch bei seiner Entscheidung fremden Einflüssen 
ausgesetzt wird, die sich aus der Verbreitung einer 
vorweggenommenen Beweiswürdigung und Ent-
scheidung ergeben. Hierin liegt keine Beschränkung 
der Gerichtsberichterstattung im eigentlichen Sinne 
oder der Kritik an gerichtlichen Sachentscheidungen. 
Die Organe der Publizistik können nach wie vor 
nicht nur bekanntgewordene Einzelheiten über 
Straftaten und Auskünfte der Justizpressestellen 
veröffentlichen; auch das Recht, über den tatsäch-
lichen Ablauf öffentlicher Gerichtsverhandlungen 
in allen Einzelheiten zu berichten, wird durch die 
Vorschrift nicht angetastet. Alle tatsächlichen Vor-
gänge, die in öffentlicher Verhandlung bekannt-
geworden sind, der Inhalt der Anklageschrift ebenso 

§ 452 
wie die Aussagen von Zeugen und Sachverständigen, 
die Anträge der Verfahrensbeteiligten und die 
Schlußvorträge des Staatsanwalts und des Ver-
teidigers stehen der ausführlichen Berichterstattung 
offen. Die Vorschrift verbietet auch kritische Äuße-
rungen nicht, soweit sie das Verfahren im ganzen, 
die Verhandlungsführung des Vorsitzenden oder das 

 Verhalten anderer Gerichtspersonen oder Verfah-
rensbeteiligter betreffen. Der Rechtspflege muß es 
fern liegen, in dieser Hinsicht die Träger der recht

-

sprechenden Gewalt der öffentlichen Kritik zu 
entziehen. Nicht die Berichterstattung an sich, son-
dern nur solche wertenden Äußerungen, die einen 
Vorgriff auf die richterliche Entscheidung ent-
halten, unterliegen somit dem Verbot. Insoweit 
kann, wie bereits dargelegt worden ist, weder ein 
rechtlich begründetes Interesse der Presse oder 
anderer publizistischer Organe anerkannt werden, 
vorweg die eigene Auffassung über den Ausgang 
des Verfahrens zu verbreiten, noch besteht ein be-
gründetes Bedürfnis der Offentlichkeit, sich über 
diese Auffassung zu unterrichten. Unberührt bleibt 
hingegen das Recht zur Justizkritik; denn die Vor-
schrift läßt eine kritische Auseinandersetzung mit 
dem Urteil in dem frühestmöglichen Zeitpunkt, 
nämlich unmittelbar nach dessen Erlaß, zu. 

Bei dieser Beschränkung des in § 452 enthaltenen 
Verbots auf die Zeit vor dem Urteil des ersten 
Rechtszuges wird nicht verkannt, daß auch später 
öffentliche Erörterungen über den Gegenstand des 
Verfahrens die innere Unabhängigkeit der Recht-
sprechung dann beeinträchtigen können, wenn das 
Verfahren vor Rechtsmittelgerichten anhängig ist 
oder wenn es von dort zur neuen Verhandlung in 
die Vorinstanz zurückverwiesen wird. Auch in diesen 
Fällen ist es für den geordneten Gang der Rechts-
pflege von großer Bedeutung, daß in der Offent-
lichkeit Erörterungen unterbleiben, die der aus-
stehenden weiteren Gerichtsentscheidung vorgreifen 
oder bestimmend auf sie einwirken. Jedoch emp-
fiehlt es sich nicht, über das Urteil des ersten 
Rechtszuges hinaus die öffentliche Erörterung von 
Strafverfahren besonderen, strafrechtlich gesicherten 
Beschränkungen zu unterwerfen. Nach diesem Zeit-
punkt wäre ein allgemeines Verbot, den künftigen 
Verfahrensausgang öffentlich zu erörtern, mit dem 
Recht zur öffentlichen Kritik an einer bereits er-
gangenen gerichtlichen Entscheidung nicht vereinbar. 
Ein besonderes Verbot jedoch, das sich nur gegen 
solche Äußerungen richtet, die auch nach Erlaß des 
Urteils des ersten Rechtszuges die Rechtsprechung 
zu beeinträchtigen geeignet sind, entzieht sich einer 
ausreichend bestimmten Begrenzung. 

Das Verbot des § 452 bezieht sich jedoch nicht nur 
auf das gerichtliche Verfahren bis zum Urteil des 
ersten Rechtszuges, sondern auch auf das voraus-
gehende staatsanwaltschaftliche Ermittlungsverfah-
ren. Das rechtfertigt sich daraus, daß Äußerungen, 
die dem Verfahrensausgang vorgreifen, und die 
nachteiligen Folgen solcher Äußerungen auch in 
dieser Verfahrensstufe die Entscheidungsfreiheit 
der zuständigen Behörde beeinflussen und daß 
solche Einflüsse auch im späteren gerichtlichen Ver-
fahren nachwirken. Bliebe das staatsanwaltschaftliche 
Ermittlungsverfahren außerhalb des Schutzbereichs 
der Bestimmung, so würde ihr Zweck nicht erreicht. 
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§ 453 
Kommt es in dem Strafverfahren nicht zu einem 

Urteil des ersten Rechtszuges, weil die zuständige 
Behörde die Einstellung des Ermittlungsverfahrens 
oder das Gericht die Ablehnung der Eröffnung des 
Hauptverfahrens beschließt, so endet damit zugleich 
das Verbot des § 452; denn öffentliche Erörterungen 
nach diesem Zeitpunkt können der amtlichen Ent-
scheidung in diesem Verfahren nicht mehr „vor-
greifen". Rechtskräftig braucht diese amtliche Ent-
scheidung nicht zu sein; denn das Verbot endet auch 
nach eröffnetem Hauptverfahren spätestens mit dein 
Erlaß des Urteils des ersten Rechtszuges, also vor 
Eintritt der Rechtskraft. 

Im übrigen wird einer sachwidrigen Ausdehnung 
der Vorschrift dadurch begegnet, daß die öffentliche 
Erörterung stets in einer Weise geschehen muß, 
„die der amtlichen Entscheidung vorgreift". Die 
Äußerung muß danach objektiv eine Vorwegnahme 
des Ergebnisses der dem Richter übertragenen Ent-
scheidungstätigkeit enthalten. Ob der Täter hierbei 
für einen bestimmten Verfahrensausgang werben 
oder in bester Absicht dem Recht zum Siege ver-
helfen will, ist gleichgültig. Bestraft wird, wer sich 
öffentlich und vorzeitig eine Aufgabe anmaßt, die 
des Richters ist. Nicht alle öffentlichen Äußerungen, 
die vom Ausgang des Verfahrens oder dem Wert 
eines Beweismittels handeln, greifen indessen der 
amtlichen Entscheidung vor. Hieran kann es etwa 
bei nur beiläufigen Äußerungen oder bei allgemein 
gehaltenen Betrachtungen über die verschiedenen 
Möglichkeiten des Verfahrensausgangs fehlen. Auch 
das Mitteilen der gesetzlichen Bestimmungen oder 
von Vorentscheidungen, die für das Urteil bedeut-
sam sind, braucht keinen Vorgriff auf die amtliche 
Entscheidung zu enthalten. Unter Umständen kann 
sogar eine Erörterung, die sich zur allgemeinen 
Unterrichtung mit der rechtlichen Problematik des 
Falles auseinandersetzt, nicht zu beanstanden sein, 
solange auch nur der Schein einer Parteinahme ver-
mieden wird und die vom Gericht zu treffende 
Entscheidung nach allen Richtungen offen bleibt. 

Schließlich setzt der Tatbestand voraus, daß die 
vorgreifenden Erörterungen öffentlich und dar-
über hinaus entweder in Druckschriften, in Film-
oder Funkdarstellungen oder in einer Versammlung 
geschehen. Im allgemeinen haben nur öffentliche 
Äußerungen dieser Art die Eignung, nachhaltige 
Wirkungen auf die öffentliche Meinung auszuüben. 
Wird die Tat sonst in der Öffentlichkeit, etwa in 
Verkehrsmitteln, begangen, so ist der Tatbestand 
nicht anwendbar. 

Zur Erreichung des mit der Vorschrift verfolgten 
kriminalpolitischen Ziels genügt es, als Strafe 
Gefängnis bis zu einem Jahr, Strafhaft oder Geld-
strafe anzudrohen. 

§ 453 
Verbotene Mitteilungen 

über Gerichtsverhandlungen 

§ 453 enthält für eine Anzahl von Verboten zum 
Schutze der Rechtspflege, die im geltenden Recht 
an verschiedenen Stellen geregelt und strafbewährt 
sind, eine zusammenfassende Strafvorschrift. Diese 
Verbote schränken für gewisse Fälle das Recht ein, 
aus Gerichtsverhandlungen oder aus Gerichtsakten 
bestimmte Mitteilungen zu machen. Hierbei ent

-

halten die Nummern 1 und 2 Beschränkungen, die 
denselben Zweck verfolgen wie der für bestimmte 
Sachen vorgesehene Ausschluß der Offentlichkeit in 
Gerichtsverhandlungen; das Verbot der Nummer 3 
dient, ähnlich wie die Vorschrift des § 452, dazu, 
die Unbefangenheit von Verfahrensbeteiligten, 
namentlich von Laienrichtern und Zeugen, zu 
schützen. Die Zusammenfassung der Vorschriften im 
Strafgesetzbuch erleichtert die Übersicht über diesen 
für die Gerichtsberichterstattung wichtigen Rechts-
stoff. Sachlich entspricht der § 453 im wesentlichen 
dem geltenden Recht. 

Die Nummer 1 ersetzt die Strafvorschriften, die 
zusammen mit den ihnen zugrunde liegenden Ver-
boten in § 184b StGB und in Artikel III des 
Gesetzes betreffend die unter Ausschluß der 
Öffentlichkeit stattfindenden Gerichtsverhandlungen 
vom 5. April 1888 (Reichsgesetzbl. S. 133) i. d. F. der 
Verordnung vom 9. März 1932 (Reichsgesetzbl. I 
S. 121) enthalten sind. Der Entwurf umschreibt die 
Tathandlungen für diese Fälle einheitlich. Wie im 
geltenden Recht wird der strafrechtliche Schutz nur 
solchen Gerichtsverhandlungen zuteil, bei denen die 
Offentlichkeit durch eine besondere gerichtliche An-
ordnung ausgeschlossen war. Für Verhandlungen, 
die allgemein kraft Gesetzes nichtöffentlich sind 
(z. B. §§ 170, 171 Abs. 2 des Gerichtsverfassungs-
gesetzes, § 48 Abs. 1 des Jugendgerichtsgesetzes), 
gilt die Vorschrift also nicht; das ergibt sich aus 
dem unterschiedlichen Wortlaut der Nummern 1 
und 2. Die gesetzlichen Gründe, auf die sich die 
gerichtliche Anordnung über den Ausschluß der 
Offentlichkeit im Einzelfall stützen kann, läßt der 
Entwurf offen. Die Nummer 1 ist daher nicht von 
vornherein auf die im geltenden Recht angegebenen 
Ausschlußgründe der Gefährdung der Staatssicher-
heit oder eines Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis-
ses (Artikel III des angeführten Gesetzes vom 5. April 
1888) oder der Gefährdung der Sittlichkeit (§ 184b 
StGB) beschränkt. Die gebotene Einschränkung wird 
jedoch dadurch erreicht, daß öffentliche Mitteilungen 
im Sinne der Nummer 1 nur strafbar sind, wenn sie 
einem gesetzlichen Verbot zuwiderlaufen. Der Tat-
bestand ist insoweit offen. Er wird durch eine Vor-
schrift des Gerichtsverfassungsgesetzes auszufüllen 
sein, die im Einführungsgesetz etwa nach dem Vor-
bild des Artikels 66 Nr. 1 des Entwurfs eines Ein-
führungsgesetzes von 1929 vorzusehen ist und die 
im einzelnen bestimmt, in welchen Fällen und in 
welchem Umfang der gerichtlich angeordnete Aus-
schluß der Offentlichkeit ein allgemeines Verbot 
öffentlicher Mitteilungen über die Sache begründet. 

Die verbotenen öffentlichen Mitteilungen können 
sich entweder auf „den Inhalt einer Gerichtsver-
handlung" beziehen, bei der die Offentlichkeit aus-
geschlossen war, oder auf „den Inhalt eines die 
Sache betreffenden amtlichen Schriftstücks". Der 
Entwurf verdeutlicht insoweit das geltende Recht in 
mehrfacher Hinsicht. Die Vorschrift erfaßt nur Mit-
teilungen über den sachlichen Inhalt einer Ge-
richtsverhandlung und nicht jede Mitteilung aus der 
Verhandlung oder über sie, wie das aus der Fassung 
des geltenden § 184b StGB oder aus Artikel III des 
Gesetzes vom 5. April 1888 entnommen werden 
könnte. Soweit sich die Tat auf amtliche Schrift-
stücke bezieht, ist nicht nur deren wörtliche und 
vollständige Veröffentlichung gemeint. Der Entwurf 
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stellt in Übereinstimmung mit der Rechtsprechung 
zum geltenden Recht vielmehr klar, daß es auf die 
Mitteilung des „Inhalts" der Schrift ankommt. Auf 
der anderen Seite wird das Mitteilungsverbot auf 
solche amtlichen Schriftstücke beschränkt, welche 
„die Sache betreffen". Das ist z. B. nicht der Fall bei 
Ladungen, Zustellungsurkunden und anderen 
Schriftstücken, die sich nur auf den äußeren Ver-
fahrensgang beziehen. Strafbar ist nach dem Ent-
wurf jede öffentliche Mitteilung der beschriebenen 
Art. Die in Artikel III des Gesetzes vom 5. April 1888 
enthaltene Beschränkung des Verbots auf Veröffent-
lichung durch die Presse ist sachlich nicht gerecht-
fertigt und im Entwurf beseitigt. 

Die Nummer 2 behandelt den Verstoß gegen 
gerichtlich auferlegte Schweigepflichten. Im gelten-
den Recht können solche Schweigegebote nach § 174 
Abs. 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes erlassen 
werden. Zuwiderhandlungen bedroht Artikel II des 
Gesetzes vom 5. April 1888 mit Strafe. Der Entwurf 
ändert die Vorschrift im Tatbestand nicht und über-
läßt es auch künftig dem Gerichtsverfassungsgesetz, 
die Fälle, in denen das Gericht ein Schweigegebot 
auferlegen kann, zu bestimmen und näher abzu-
grenzen. Daß sich eine solche gesetzliche Regelung 
allerdings nur auf Tatsachen beziehen kann, die 
durch eine nichtöffentliche Gerichtsverhandlung oder 
durch ein die Sache betreffendes amtliches Schrift-
stück zur Kenntnis des Täters gelangt sind, setzt der 
Tatbestand der Nummer 2 bereits voraus. Nur wenn 
das Schweigegebot auf einer solchen gesetzlichen 
Grundlage beruht, ist seine Verletzung strafbar; das 
wird durch die Worte „auf Grund eines Gesetzes" 
ausdrücklich klargestellt. Im übrigen genügt für die 
Erfüllung des Tatbestandes jede Offenbarung der 
geheimzuhaltenden Tatsachen. Öffentliche Begehung 
ist nicht vorausgesetzt. 

Die Nummer 3 übernimmt das Verbot und die 
Strafvorschrift der §§ 17 und 18 Nr. 1 des Reichs-
gesetzes über die Presse vom 7. Mai 1874 (Reichs-
gesetzbl. S. 65m. And.) in das Strafgesetzbuch. Das 
ist schon deswegen geboten, weil das in § 17 des 
Pressegesetzes enthaltene Verbot auf alle Arten 
von Veröffentlichungen ausgedehnt wird. Die Vor-
schrift verliert hierdurch den Charakter eines Son-
dergesetzes für die Presse. Die Beschränkung des 
Verbots auf bestimmte Druckerzeugnisse, wie sie 
das geltende Recht vorsieht, ist auch sachlich nicht 
gerechtfertigt und gibt den Weg für Gesetzesum-
gehungen frei. Namentlich auch Veröffentlichungen 
durch Funk oder Film müssen in den Anwendungs-
bereich einbezogen sein. Die Umschreibung des 
Gegenstandes des Verbots läßt der Entwurf sachlich 
unverändert. Die Vorschrift verbietet das öffentliche 
Mitteilen der Anklageschrift und anderer amtlicher 
Schriftstücke, bevor sie in öffentlicher Verhandlung 
erörtert worden sind oder das Verfahren abge-
schlossen ist. Wie eingangs schon bemerkt, soll die 
Vorschrift dem Schutz der Unbefangenheit von Ver-
fahrensbeteiligten, namentlich der Laienrichter und 
der Zeugen, dienen. Sie geht auf das französische 
Recht zurück und hat ihren Ursprung im Aufkommen 
der Beteiligung von Laien an der Rechtsprechung. 
Seither ist sie fester Bestandteil des geltenden 
Rechts. Auch in Österreich und Frankreich gilt ein 
entsprechendes Verbot. 

§ 453 
Der Begriff „öffentlich mitteilen" in Nummer 3 

ist ebenso zu verstehen wie der des Veröffent-
lichens in § 17 des Pressegesetzes. Die Recht-
sprechung hat hierunter nicht nur die wortgetreue 
und vollständige Bekanntgabe der Anklageschrift 
oder eines anderen amtlichen Schriftstücks ver-
standen, sondern auch die auszugsweise oder inhalt-
liche Mitteilung genügen lassen. Immer ist aber 
vorausgesetzt worden, daß das betreffende Schrift-
stück als solches, d. h. in seiner Eigenschaft als 
schriftliche Urkunde, Gegenstand der Veröffent-
lichung ist. Wer etwa über den Gegenstand von 
Straftaten, über die Art ihrer Verfolgung oder über 
andere Vorgänge, die ihm aus dem Strafverfahren, 
unter Umständen auch aus amtlichen Schriftstücken, 
bekannt geworden sind, öffentliche Mitteilungen 
macht, veröffentlicht nicht „Schriftstücke" als solche. 
Die Vorschrift beschränkt daher nicht die Bericht-
erstattung und enthält auch nicht ein befristetes 
Schweigegebot für alle Vorgänge, mit denen sich 
die Anklageschrift oder andere Schriftstücke be-
fassen. 

Auch die zeitliche Dauer des Mitteilungsverbots 
läßt der Entwurf unverändert. Sind die Anklage-
schrift oder andere amtliche Schriftstücke einmal in 
öffentlicher Verhandlung erörtert worden, so steht 
einer Veröffentlichung ihres Inhalts nichts mehr 
entgegen. Da die Anklageschrift nach dem geltenden 
Verfahrensrecht nicht verlesen wird, kann ihr Inhalt 
während der Dauer des Strafverfahrens nur ver-
öffentlicht werden, soweit sie mit dem verlesenen 
(§ 243 Abs. 2 StPO) Eröffnungsbeschluß überein-
stimmt oder auf anderem Wege, etwa zur Erläute-
rung oder als Vorhalt, in öffentlicher Verhand-
lung mitgeteilt oder erörtert worden ist. Der Entwurf 
setzt also nicht mehr wie § 17 des Pressegesetzes 
unbedingt voraus, daß die Schriftstücke in der Ver-
handlung „kundgegeben", also ihrem wesentlichen 
Inhalt nach vorgetragen worden sind. 

§ 168E 1927 setzt für das Verbot der Nummer 3 
weiter voraus, daß das amtliche Schriftstück „ohne 
Genehmigung der zuständigen Behörde" bekannt-
gegeben wird. Dem liegt die Auffassung zugrunde, 
daß es in der Macht der mit der Strafverfolgung 
befaßten Behörde liege, darüber zu entscheiden, ob 
amtliche Schriftstücke vorzeitig veröffentlicht wer-
den dürfen. Auch der Gesetzgeber ist bei Erlaß des 
Pressegesetzes im Jahre 1874 stillschweigend davon 
ausgegangen, daß dessen § 17 nur für „außeramt-
liche Veröffentlichungen" gilt. Diese Auffassung 
widerspricht dem Sinn und Zweck der Vorschrift, 
die dem Schutz der Unbefangenheit von Laien-
richtern, Sachverständigen und Zeugen dienen soll. 
Das Mitteilungsverbot der Nummer 3 muß daher 
grundsätzlich allgemein gelten. Außerdem ist eine 
Regelung nicht vertretbar, die es zwar der verfol-
genden Behörde, nicht aber dem strafrechtlich ver-
folgten Beschuldigten gestattet, durch eine vorzeitige 
Veröffentlichung amtlicher Schriftstücke auf die 
genannten Verfahrensbeteiligten Einfluß zu nehm en. 

 Der Entwurf setzt daher das Fehlen der Genehmi-
gung der zuständigen Behörde nicht voraus und 
hebt dadurch die grundsätzliche Geltung des Ver-
bots der Nummer 3 auch für die Behörden, nament-
lich für die Justizpressestellen hervor, deren Tätig-
keit jedoch im übrigen nicht beeinträchtigt wird. 
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§ 454 
Unberührt bleiben selbstverständlich die Fälle, in 
denen das Gesetz selbst eine Veröffentlichung 
solcher amtlicher Schriftstücke vorschreibt oder zu-
läßt (z. B. Steckbrief, öffentliche Zustellung). Auch 
in anderen Fällen kann es aus Rechtsgründen erlaubt 
sein, solche Schriftstücke zu veröffentlichen, wenn 
etwa der Gegenstand einer Beschuldigung im einzel-
nen bekanntgemacht wird, um unbekannte Ent-
lastungszeugen zu finden. Für die Strafverfolgungs-
behörden ergibt sich das Recht hierzu aus der Pflicht 
zur Sachaufklärung, für den Beschuldigten aus dem 
Recht einer angemessenen Verteidigung, unter 
Umständen auch aus den Vorschriften über den 
Notstand. 

Nach geltendem Recht beträgt die Strafdro-
hung in den Artikeln II und III des Gesetzes vom 
5. April 1888 und in § 18 des Pressegesetzes jeweils 
Geldstrafe, Haft oder Gefängnis bis zu sechs Mona-
ten und in § 184b StGB Geldstrafe oder Gefängnis 
bis zu sechs Monaten. Der Entwurf sieht bei allen 
drei Tatbeständen des § 453 Gefängnis bis zu einem 
Jahr, Strafhaft oder Geldstrafe vor. Diese Erhöhung 
der Strafdrohung wird der Bedeutung des durch die 
Vorschrift geschützten Rechtsgutes eher gerecht. Sie 
ist vor allem im Hinblick auf die Strafdrohungen 
geboten, die der Entwurf bei anderen Tatbeständen 
vergleichbaren Unrechtsgehalts vorsieht. 

§ 454 
Aussageerpressung 

Die Vorschrift soll die Rechtspflege und die All-
gemeinheit davor schützen, daß Amtsträger in 
Rechtsverfahren ungesetzlichen Zwang gegen andere 
Personen ausüben. Im geltenden Recht richtet sich 
die entsprechende Bestimmung (§ 343 StGB) gegen 
Beamte, die in einer Untersuchung Zwangsmittel 
anwenden oder anwenden lassen, um Geständnisse 
oder Aussagen zu erpressen. Dieser Tatbestand ist 
nicht deutlich genug umschrieben und hat für die 
Rechtsprechung in mehrfacher Richtung Zweifel 
offengelassen. Der Entwurf grenzt den Täterkreis 
daher schärfer ab, zählt die verschiedenen Verfah-
ren auf, in denen die Tat begangen werden kann, 
umschreibt die tatbestandsmäßige Handlung in 
ihren einzelnen Formen und in ihrem Ziel genauer 
und erhöht die Strafdrohungen. 

Als Täter kommen nur solche Amtsträger (vgl. 
§ 10 Nr. 4) in Frage, die zur Mitwirkung bei den 
näher bezeichneten Verfahren berufen sind. Das 
setzt nicht unbedingt eine Zuständigkeit des Täters 
im einzelnen Fall voraus; vielmehr genügt, daß er 
vermöge seines amtlichen Aufgabenbereichs allge-
mein zur Mitwirkung bei Verfahren der betreffen-
den Art berufen ist. Im geltenden Recht läßt der 
Begriff der „Untersuchung" den Kreis der in den 
Schutz einbezogenen Verfahrensart en  nicht 
erkennen. Der Entwurf grenzt ihn hingegen im ein-
zelnen ab. Für diese Abgrenzung ist der Gesichts-
punkt entscheidend, ob eine Verfahrensart nach 
ihrem Zweck und ihrer rechtlichen Ausgestaltung 
zu Ergebnissen führen kann, die den Betroffenen 
in seiner Freiheit oder seiner Geltung in der sozialen 
Gemeinschaft erheblich beeinträchtigen. Hierher ge-
hören vor allem das Strafverfahren und das Ver-
fahren zur Anordnung einer Maßnahme nach § 11 

Abs. 1 Nr. 5 (vgl. z. B. §§ 429a ff., 430 ff. StPO). 
Unter den Begriff des Strafverfahrens fallen auch 
die verschiedenen Formen  des  Verwaltungsstraf-
verfahrens (vgl. z. B. §§ 421 ff. der Reichsabgaben-
ordnung), nicht hingegen das Bußgeldverfahren (vgl. 
§§ 35 ff. des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten). 
Ob auch dieses in den Tatbestand aufzunehmen ist 
oder ob es einer milderen Sonderregelung bedarf, 
kann erst im Zusammenhang mit der Neuordnung 
des Ordnungswidrigkeitenrechts entschieden wer-
den. Die Tat kann ferner auch in Verfahren zur 
Anordnung einer behördlichen Verwahrung be-
gangen werden (vgl. z. B. §§ 62 ff. des Jugendwohl-
fahrtsgesetzes und die Landesgesetze über die 
Unterbringung von Geisteskranken und Suchtkran-
ken); denn hier steht die Freiheit des Betroffenen 
auf dem Spiel. Einbezogen sind auch die Disziplinar-
verfahren gegen Beamte und Richter (vgl. z. B. 
§§ 11 ff., 108 der Bundesdisziplinarordnung) und die 
ehrengerichtlichen Verfahren (vgl. z. B. §§ 116 ff. der 
Bundesrechtsanwaltsordnung vom 1. August 1959, 
Bundesgesetzbl. I  S.565). In diesen Verfahren geht 
es unter Umständen um die berufliche Existenz des 
Betroffenen, so daß ein nachdrücklicher Schutz 
gegen Aussageerpressung erforderlich ist. 

Dem Tatbestand der Aussageerpressung fehlen 
aber im geltenden Recht vor allem deswegen ein-
deutige Grenzen, weil nach seinen Handlungsmerk-
malen jede Form der Nötigung ausreicht. In der 
Rechtsprechung wird „Erpressen" im allgemeinen 
im Sinne von „Nötigen" verstanden und als Zwangs-
mittel werden alle Mittel angesehen, durch welche 
die Freiheit der Willensbetätigung beeinträchtigt 
werden soll. Die Verwendung gesetzlich vorge-
sehener Zwangsmittel fällt nach der Rechtsprechung 
zwar in aller Regel nicht unter den Tatbestand. 
Auch wird im Schrifttum mit Recht angenommen, 
daß nicht einmal die Anwendung verfahrensrecht-
lich unzulässiger Vernehmungsformen im Sinne des 
§ 136a StPO stets einen sicheren Anhalt dafür 
bietet, daß der Tatbestand der Aussageerpressung 
erfüllt ist; denn die dort erwähnten unzulässigen 
Vernehmungsformen sind zum Teil nur unscharf 
abgegrenzt (z. B. der Fall der Ermüdung) und ent-
halten nicht stets die Ausübung von Zwang (z. B. die 
Täuschung des zu Vernehmenden oder das Ver-
sprechen eines gesetzlich nicht vorgesehenen Vor-
teils). So bleibt es im geltenden Recht weitgehend 
dem Richter überlassen, im Einzelfall eine sach-
gerechte Abgrenzung des Tatbestandes zu finden. 

In Übereinstimmung mit der im Schrifttum herr-
schenden Auffassung geht der Entwurf davon aus, 
daß die Anwendung ungesetzlicher Vernehmungs-
methoden nicht in allen Fällen den schweren Vor-
wurf der Aussageerpressung rechtfertigen kann. Er 
stellt klar, daß der Tatbestand Anwendung oder 
Androhung von Gewalt, körperliche Mißhandlung 
oder seelisches Quälen voraussetzt. Der an zahl-
reichen Stellen des Entwurfs verwendete Begriff der 
Gewalt ist schon in der Begründung zu § 11 Abs. 2 
erläutert. Besonders bedeutsam sind bei der Aus-
sageerpressung die Verhaltensweisen, die nach § 11 
Abs. 2 der Gewaltanwendung gleichstehen. Danach 
macht sich in der Regel auch ein Amtsträger straf-
bar, der zur Herbeiführung oder Verhinderung von 
Aussagen oder Erklärungen ohne Willen des zu 
Vernehmenden entweder Hypnose anwendet oder 
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mit betäubenden, berauschenden oder anderen 
Mitteln auf dessen Körper einwirkt, um ihn be-
wußtlos oder sonst zum Widerstand körperlich un-
fähig zu machen. Das Merkmal der körperlichen 
Mißhandlung ist ebenso zu verstehen wie bei der 
vorsätzlichen Körperverletzung (§ 146). Für die 
Aussageerpressung ist zu beachten, daß hier gerade 
diejenigen Fälle der körperlichen Einwirkung be-
deutsam werden können, die nicht mit einer körper-
lichen Berührung verbunden sind, sondern in anderer 
Weise auf den Körper des Betroffenen einwirken. Zu 
denken ist dabei vor allem an die gesetzwidrigen 
Vernehmungsmethoden, bei denen der Betroffene 
längere Zeit grellem Licht ausgesetzt oder in 
Dunkel- oder Stehzellen untergebracht oder bei 
denen ihm die Nahrung oder der Schlaf entzogen 
wird. Häufig sind solche Taten zugleich unter dem 
Gesichtspunkt der Anwendung von Gewalt zu 
erfassen. Überhaupt werden die Merkmale der 
Gewaltanwendung und der körperlichen Mißhand-
lung meist nebeneinander erfüllt sein; da dies je-
doch nicht immer zutrifft, müssen beide Verhaltens-
weisen selbständig mit Strafe bedroht werden. Das 
Merkmal des seelischen Quä lens  schließlich 
stimmt im wesentlichen mit dem des „Quälens" in 
§ 223b StGB und § 154 Abs. 1 des Entwurfs über-
ein, bezieht sich jedoch abweichend von ihm nicht 
auf das körperliche Quälen, weil dieses bei der 
Aussageerpressung bereits durch das Merkmal der 
körperlichen Mißhandlung voll erfaßt ist. Der Ent-
wurf vermeidet es bewußt, jede seelische Mißhand-
lung zur Verwirklichung des Tatbestandes genügen 
zu lassen. Dieses Merkmal ist weit undeutlicher und 
unter Umständen auch umfassender als das der kör-
perlichen Mißhandlung. Beim Tatbestand der Aus-
sageerpressung kann es vor allem deshalb nicht als 
Abgrenzungsmerkmal dienen, weil auch gesetz-
mäßige Vernehmungen und Untersuchungen, nament-
lich in Strafverfahren, wenn sie mit Freiheitsent-
ziehung verbunden sind oder sonst schwerwiegende 
Folgen für den Betroffenen nach sich ziehen, schwere 
seelische Bedrückungen und Erschütterungen ver-
ursachen. Nachhaltig geführte und länger dauernde 
Vernehmungen können sich, auch wenn sie sachlich 
geboten sind und in gesetzlicher Form durchgeführt 
werden, für den Betroffenen wie seelische Mißhand-
lungen auswirken. Einwirkungen auf den seelischen 
Bereich eines zu Vernehmenden erfüllen daher den 
Tatbestand der Aussageerpressung nur, wenn sie 
den Betroffenen über solche unvermeidbaren seeli-
schen Belastungen hinaus seelischen Peinigungen 
aussetzen, die seine geistigen und seelischen Wider-
standskräfte zermürben. Um diese Beschränkung zu 
erreichen, spricht der Entwurf von „seelischem 
Quälen". Er macht damit deutlich, daß der Tatbe-
stand nur erfüllt ist, wenn dem Betroffenen einer-
seits unnötige und andererseits länger dauernde 
oder ständig sich wiederholende seelische Leiden 
zugefügt werden. Seelisches Quälen kann etwa 
darin liegen, daß dem Betroffenen angekündigt oder 
mitgeteilt wird, nahe Angehörige seien Mißhand-
lungen und Verfolgungen ausgesetzt, daß ihm 
Schreckensnachrichten überbracht werden oder daß 
er lange Zeit von jeder Verbindung mit der Außen-
welt abgeschnitten wird. 

Diese verschiedenen Formen der Tatbegehung 
erfüllen den Tatbestand der Aussageerpressung nur 

§ 455 
dann, wenn es dem Amtsträger darauf ankommt, 
in dem Verfahren Aussagen oder Erklärungen her-
beizuführen oder zu verhindern. Es wird also inso-
weit absichtliches Handeln vorausgesetzt, das 
allerdings hier aus sprachlichen Gründen nicht un-
mittelbar mit dem Begriff der Absicht, sondern mit 
den Worten „um zu" beschrieben wird (vgl. § 17 
Abs. 1). An dieser Zielvorstellung fehlt es etwa 
dann, wenn ein Amtsträger Gewalt androht, um sich 
einer Unbotmäßigkeit des zu Vernehmenden zu 
erwehren oder Dienstleistungen zu erzwingen. Ein 
solches Verhalten kann aber unter dem Gesichts-
punkt der Körperverletzung (§§ 146 ff.), der Miß-
handlung Abhängiger (§ 154 Abs. 2) oder der 
Nötigung (§§ 170, 171 Nr. 2) strafrechtlich erheblich 
sein. Schließlich stellt der Entwurf abweichend vom 
geltenden Recht ausdrücklich klar, daß der Tat-
bestand nicht nur die Aussageerpressung im enge

-

ern Sinne, sondern auch Handlungen erfaßt, die mit 
dem Ziele begangen werden, Aussagen oder Erklä-
rungen zu verhindern. 

Die Strafdrohung , die im geltenden Recht nur 
Zuchthaus bis zu fünf Jahren beträgt, hat sich als zu 
niedrig und zu starr erwiesen. Der Entwurf droht 
daher als Regelstrafe Zuchthaus bis zu zehn Jahren 
an. Diese erhebliche Erhöhung ist notwendig, um 
schwerste Fälle grausamer Aussageerpressung, wie 
sie als Untaten einer Gewalt- und Willkürherrschaft 
bekanntgeworden sind, gerecht ahnden zu können. 
Auf der anderen Seite gibt es aber auch Taten, für 
die eine Zuchthausstrafe, deren Mindestmaß nach 
dem Entwurf zwei Jahre beträgt (§ 44 Abs. 2), nicht 
schuldangemessen wäre. Der Entwurf droht daher 
für minder schwere Fälle Gefängnis von sechs Mo-
naten bis zu fünf Jahren an. 

§ 455 

Rechtsbeugung 

Der Entwurf unterstellt sämtliche Laienrichter 
dem Tatbestand der Rechtsbeugung. Er erweitert 
damit den Anwendungsbereich der Vorschrift 
gegenüber dem geltenden Recht (§ 336 StGB), das 
nur Rechtsbeugungen von Beamten und Schieds-
richtern erfaßt. Diese Ausdehnung der Strafbarkeit 
verwirklicht alte Reformwünsche, die angesichts der 
zunehmenden Beteiligung von Laien an der Rechts-
pflege noch dringlicher geworden sind. Der Entwurf 
spricht daher bei der Umschreibung des Täterkreises 
von Richtern, anderen Amtsträgern und Schieds-
richtern. Der Begriff des Richters ist in dem des 
Amtsträgers enthalten (vgl. § 10 Nr. 4). Er ist in 
§ 455 nur um der besseren Anschaulichkeit willen 
mit erwähnt. Im übrigen ist der in § 455 bezeichnete 
Personenkreis in § 10 Nr. 4 bis 6 näher bestimmt. 
Richter sind hiernach nicht nur die Berufsrichter, 
sondern auch andere Personen, die dazu bestellt 
sind, Aufgaben der rechtsprechenden Gewalt bei 
einem Gericht wahrzunehmen, also insbesondere 
Schöffen, Geschworene, Handelsrichter, Arbeits-
richter und Sozialrichter. 

Die Tat kann nur bei der Leitung eines rechtlich 
geordneten Verfahrens in einer nach Rechtsgrund-
sätzen zu entscheidenden Sache oder bei der Ent-
scheidung in einem solchen Verfahren begangen 
werden. Unter dieser Voraussetzung können sich 
auch Amtsträger, die nicht Richter sind, wegen 
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§ 456 
Rechtsbeugung strafbar machen, also namentlich Be-
amte, die im Steuerveranlagungs- oder festsetzungs-
verfahren über das Bestehen einer Steuerpflicht ent-
scheiden, oder Vorgesetzte im Disziplinarverfahren, 
soweit nicht wie in § 39 Abs. 1 des Wehrstrafge-
setzes vom 30. März 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 298) 
Sondervorschriften gelten. Hierin liegt, soweit es 
sich um Beamte im strafrechtlichen Sinne (§ 359 
StGB) handelt, die bei der Leitung und Entscheidung 
einer „Rechtssache" tätig werden, keine sachliche 
Abweichung vom geltenden Recht. Der Entwurf ver-
wendet allerdings den Begriff der Rechtssache nicht 
mehr, sondern bringt eine diesen Begriff umschrei-
bende und erläuternde Fassung, indem er von einer 
in einem rechtlich geordneten Verfahren nach 
Rechtsgrundsätzen zu entscheidenden Sache spricht. 
Dadurch wird der Unterschied von Rechtsangelegen-
heiten und Verfahren, die lediglich nach Zweck-
mäßigkeitsgrundsätzen zu entscheiden sind, deutlich. 
Der Begriff der Rechtssache wird hier auch des-
wegen vermieden, weil er beim Tatbestand des 
Parteiverrats (§ 458) aus dem geltenden Recht über-
nommen wird und dort einen anderen und weiteren 
Sinn haben kann als bei der Rechtsbeugung. Wenn 
beim Parteiverrat von „derselben Rechtssache" ge-
sprochen wird, schließt das unter Umständen meh-
rere Verfahren ein und setzt nicht unbedingt vor-
aus, daß die Sache nach Rechtsgrundsätzen im 
engeren Sinne oder überhaupt innerhalb eines Ver-
fahrehs „zu entscheiden" ist. 

Wie im geltenden Recht ist eine Rechtsbeugung 
nur tatbestandsmäßig, wenn sie zugunsten oder 
zum Nachteil eines Beteiligten begangen wird. Der 
Entwurf spricht jedoch hier nicht wie in § 336 StGB 
von einer „Partei", um deutlich zu machen, daß auch 
rechtlich geordnete Verfahren, bei denen sich keine 
Parteien gegenüberstehen, durch die Vorschrift ge-
schützt sind. Der Begriff des „Beteiligten" ist in 
§ 455 allerdings nicht in dem technischen Sinne des 
§ 33 Abs. 2, sondern allgemein im Sinne des Prozeß

-

beteiligten zu verstehen. In Übereinstimmung mit 
dem geltenden Recht hält der Entwurf ferner daran 
fest, daß die Rechtsbeugung auch bei der „Leitung" 
einer Sache, also bei der Anwendung des Verfah-
rensrechts, etwa durch gesetzwidrige Versagung 
eines Pflichtverteidigers oder durch andere Beein-
trächtigungen der Verteidigung, begangen werden 
kann. 

Für die innere Tatseite setzt das geltende Recht 
„vorsätzliches" Handeln voraus. Das ist von der 
Rechtsprechung so verstanden worden, daß der Vor-
satz sich neben der Verletzung des Rechts auf die 
Bevorzugung oder Benachteiligung eines Beteiligten 
beziehen muß. Eine darauf gerichtete Absicht wird 
indessen nicht vorausgesetzt; auf der anderen Seite 
wird bedingter Vorsatz bei der Rechtsbeugung all-
gemein als nicht ausreichend angesehen. Diese auch 
in den früheren Entwürfen stets beachtete Beschrän-
kung des  Anwendungsbereichs übernimmt der Ent-
wurf. Sie dient nicht zuletzt der Sicherung der Un-
abhäingigkeit des Richters. In § 455 wird zwischen 
absichtlicher und wissentlicher Begehung allerdings 
unterschieden, da nach dem Sprachgebrauch des 
Entwurfs absichtliches Handeln nicht notwendig das 
wissentliche einschließt (vgl. die Begründung zu § 17). 

Frühere Entwürfe haben den Begriff der Wissent-
lichkeit noch als den umfassenderen verstanden und 
daher bei der Umschreibung des Tatbestandes der 
Rechtsbeugung nur auf wissentliches Handeln ab-
zuheben brauchen. Der Entwurf stellt klar, daß ab-
sichtliches Handeln nach der inneren Tatseite aus-
reicht. Während der nationalsozialistischen Herr-
schaft sind Fälle vorgekommen, in denen es dem 
Täter, der über das geltende Recht nicht genau 
unterrichtet war, bei seiner richterlichen Tätigkeit 
ersichtlich nicht darum ging, Recht zu finden, son-
dern im Gewande des Rechts rechtsfeindlichen 
Zwecken zu dienen. Das hat die Rechtsprechung mit 
Recht für den Nachweis der Rechtsbeugung genügen 
lassen. Daran muß auch für die Zukunft festgehalten 
werden. 

Als Regelstrafdrohung sieht der Entwurf 
Zuchthaus bis zu zehn Jahren vor. Die erhebliche 
Erweiterung des Strafrahmens, der im geltenden 
Recht Zuchthaus bis zu fünf Jahren beträgt, bringt 
die Strafdrohung mit der anderer vergleichbarer 
Amtsverbrechen in Einklang und wird auch eher 
dem Maße der Pflichtverletzung und der schweren 
Einbuße gerecht, die das Vertrauen in die Rechts-
ordnung regelmäßig durch eine Rechtsbeugung er-
leidet. Durch die Ausdehnung des Anwendungs-
bereichs der Vorschrift auf Laienrichter ist jedoch 
mehr als bisher auch mit Taten von geringerem 
Gewicht zu rechnen, für die eine Zuchthausstrafe zu 
hart wäre. Der Entwurf sieht daher für minder 
schwere Fälle Gefängnis von sechs Monaten bis zu 
fünf Jahren vor. 

§ 456 
Verfolgung Unschuldiger 

§ 344 StGB bedroht den Beamten mit Zuchthaus, 
der zum Nachteil einer Person, deren Unschuld ihm 
bekannt ist, die Eröffnung oder Fortsetzung einer 
Untersuchung beantragt oder beschließt. Diese Vor-
schrift läßt in mehrfacher Richtung Zweifel offen 
und hat bisweilen zu einer einengenden Auslegung 
geführt, die dem Sinn der Bestimmung nicht gerecht 
wird und die Grenzen zum Tatbestand der Rechts-
beugung verwischt. Der Entwurf räumt die entstan-
denen Zweifelsfragen dadurch aus, daß er den Täter-
kreis und die von der Vorschrift erfaßten Ver-
fahrensarten angibt, die Tathandlungen und die 
geschützten Personen näher umschreibt, die Straf-
drohungen nach der Schwere der Tat abstuft und 
ein gesetzliches Zusammentreffen des Tatbestandes 
mit dem der Rechtsbeugung (§ 455) weitgehend 
vermeidet. 

Der Täterkreis ist derselbe wie beim Tatbe-
stand der Aussageerpressung (§ 454). Auch die von 
§ 456 erfaßten Verfahrensarten stimmen mit jener 
Vorschrift überein. Insoweit kann auf die Begrün-
dung zu § 454 verwiesen werden. 

Absatz 1 handelt von der in einem Strafver-
fahren oder in einem Verfahren zur Anordnung 
einer Maßnahme (§ 11 Abs. 1 Nr. 5) begangenen 
Tat. Der Entwurf spricht nicht mehr vom „Bean-
tragen" oder „Beschließen" einer Untersuchung, da 
die Tat kein förmliches Tätigwerden voraussetzt. 
Es genügt bereits, daß der Amtsträger in gesetz-
widriger Weise strafrechtlich verfolgt oder auf eine 
solche Verfolgung hinwirkt. Hierunter ist jedes 
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dienstliche Tätigwerden im Rahmen der strafrecht-
lichen Ermittlung- oder Verfolgungstätigkeit ge-
meint, das sich gegen eine Person richtet, die 
unschuldig ist oder sonst nach dem Gesetz strafrecht-
lich nicht oder nicht in dieser Weise verfolgt wer-
den darf. Das Hinwirken auf eine solche Verfolgung 
ist ausdrücklich erwähnt, damit auch solche Amts-
träger sicher erfaßt werden, die als Hilfsorgane 
handeln und deshalb nicht selbst Träger der Ver-
folgung sind. Die Tat kann daher auch ein Polizei-
beamter begehen, der einen Unschuldigen fest-
nimmt, ohne dem Staatsanwalt, der gutgläubig um 
die Festnahme ersucht hat, die Umstände mitzu-
teilen, aus denen sich die Unschuld des Festgenom-
menen ergibt. 

Für den inneren Tatbestand läßt der Entwurf wie 
das geltende Recht bedingten Vorsatz nicht ge-
nügen. Der schwere Vorwurf der Verfolgung Un-
schuldiger soll nicht erhoben werden können, wenn 
der Verfolger es nur für möglich hält, daß der Ver-
folgte unschuldig ist. Kommt es jedoch dem Täter 
gerade darauf an, einen Unschuldigen zu verfolgen, 
so bedarf es nicht auch noch des Nachweises, daß 
er sichere Kenntnis von der Unschuld des Verfolg-
ten hatte. Wie bei der Rechtsbeugung (§ 455) ist 
die Tat deshalb sowohl bei absichtlichem wie auch 
bei wissentlichem Handeln strafbar. Das bei § 455 
hierzu Gesagte gilt für den Tatbestand der Ver-
folgung Unschuldiger entsprechend. 

Die Strafdrohung beträgt im Regelstrafrahmen 
Zuchthaus bis zu zehn Jahren, in minder schweren 
Fällen (§ 63) Gefängnis von sechs Monaten bis zu 
fünf Jahren. Sie ist gegenüber dem § 344 StGB, der 
bei der Verfolgung Unschuldiger ausschließlich 
Zuchthaus bis zum gesetzlichen Höchstmaß vorsieht, 
herabgesetzt. Gegen das geltende Recht ist von 
jeher zutreffend eingewendet worden, daß die ver-
hältnismäßig hohe Strafdrohung der §§ 344 und 345 
StGB in einem eigenartigen Mißverhältnis zu dem 
Strafrahmen der Rechtsbeugung steht, der lediglich 
bis zu fünf Jahren Zuchthaus reicht. Der Entwurf 
bringt die Strafrahmen für diese an Tatschwere ver-
gleichbaren Amtsverbrechen miteinander in Ein-
klang. Auch auf einen ermäßigten Strafrahmen für 
minder schwere Fälle kann nicht verzichtet werden, 
weil Taten von Amtsträgern in untergeordneter 
Stellung, die für den Betroffenen keinen ins Ge-
wicht fallenden Schaden verursacht haben, nicht in 
jedem Falle zuchthauswürdig sind. 

Absatz 2 droht für die Fälle der gesetzwidrigen 
behördlichen Verwahrung (vgl. dazu die Begrün-
dung zu § 454) dieselbe Strafe an. Der Tatbestand 
des Absatzes 2 ist im übrigen ebenso umschrieben 
wie der des Absatzes 1. Zur Begründung gilt daher 
das dort Gesagte entsprechend. Ein Hinwirken auf 
eine gesetzwidrige behördliche Verwahrung im 
Sinne dieser Vorschrift ist z. B. dann gegeben, wenn 
ein Amtsarzt als zugezogener Sachverständiger über 
eine gesunde Person wider besseres Wissen ein un-
wahres Zeugnis über ihren Geisteszustand ausstellt, 
damit sie in einer Heil- oder Pflegeanstalt unter-
gebracht werde. Die für schwere Freiheitsberaubung 
(§ 164 Abs. 1) und unwahre Gesundheitszeugnisse 
(§ 309 Abs. 1) vorgesehenen Strafdrohungen würden 
dem Unrecht einer solchen Tat oft nicht gerecht.  

§ 457 
Absatz 3 betrifft die Verfolgung Unschuldiger 

in Disziplinarverfahren gegen Beamte oder Richter 
und in ehrengerichtlichen Verfahren (vgl. dazu die 
Begründung zu § 454). Auch dieser Tatbestand ist 
wie Absatz 1 ausgestaltet. Die Strafdrohung ist je-
doch auf Gefängnis von drei Monaten bis zu fünf 
Jahren herabgesetzt; denn eine Verfolgung Un-
schuldiger in Disziplinarverfahren oder ehren-
gerichtlichen Verfahren hat im allgemeinen nicht 
denselben Unrechtsgehalt und ist auch meist nicht 
so folgenschwer, wie wenn die Tat im Strafverfah-
ren und im Verfahren zur Anordnung einer behörd-
lichen Verwahrung begangen wird. Die in Absatz 3 
angedrohte Strafe entspricht im wesentlichen auch 
der Strafe für den Mißbrauch der Disziplinargewalt 
nach § 39 Abs. 1 des Wehrstrafgesetzes vom 
30. März 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 298), der die Ver-
folgung Unschuldiger im militärischen Disziplinar-
verfahren regelt. 

§ 457 
Vollstreckung gegen Unschuldige 

Die Vorschrift entspricht dem § 345 StGB. Sie ent-
hält wie die vorhergehenden Vorschriften des Ent-
wurfs gegenüber dem geltenden Recht einige Klar-
stellungen und schränkt den Tatbestand der fahr-
lässigen Vollstreckung gegen Unschuldige (§ 345 
Abs. 2 StGB) auf die Fälle leichtfertiger Begehung 
ein. 

Der Täterkreis ist derselbe wie bei den Tat-
beständen der Aussageerpressung und der Verfol-
gung Unschuldiger (§§ 454, 456). Auch im Aufbau 
und in den Strafdrohungen für die Vorsatztatbe-
stände entspricht die Vorschrift dem Tatbestand der 
Verfolgung Unschuldiger. 

Absatz 1 betrifft die Vollstreckung von Strafen 
und Maßnahmen (§ 11 Abs. 1 Nr. 5), die nach dem 
Gesetz nicht vollstreckt werden dürfen. Hierunter 
fallen alle Vollstreckungen, für welche die gesetz-
lichen Voraussetzungen nicht erfüllt sind, sei es, 
daß eine Strafe oder Maßnahme überhaupt nicht 
rechtswirksam verhängt worden ist oder ihrer Voll-
streckung gesetzliche Gründe entgegenstehen. Ihrem 
Sinne nach bezieht sich die Vorschrift jedoch nur 
auf gesetzwidrige Vollstreckungen, die dem Betrof-
fenen nachteilig sind. Wer als Amtsträger statt 
einer zu vollstreckenden Zuchthausstrafe lediglich 
Gefängnis vollstreckt, macht sich nicht nach dieser 
Vorschrift, sondern wegen Strafvereitelung im Amt 
(§ 448 in Verbindung mit § 447 Abs. 2) schuldig. 
In Übereinstimmung mit dem geltenden Recht läßt 
der Entwurf bei § 457 bedingten Vorsatz für die 
Strafbarkeit genügen. Diese unterschiedliche Be-
handlung gegenüber § 456 ist gerechtfertigt, weil es 
sich bei der Vollstreckung und beim Strafvollzug in 
der Regel um Entscheidungen einfacherer Art han-
delt, die nach förmlichen und leicht erkennbaren 
Voraussetzungen zu treffen sind. Es besteht daher 
kein Anlaß, die Strafbarkeit vom Nachweis der 
wissentlichen Begehung abhängig zu machen. Dem 
stünde auch Absatz 3 entgegen, der leichtfertiges 
Handeln mit Strafe bedroht. 

Absatz 2 handelt von der gesetzwidrigen Voll-
streckung einer behördlichen Verwahrung. Diese 
Fälle sind von dem Tatbestand des § 345 StGB, der 
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§ 458 
ausdrücklich von der Vollstreckung einer Strafe 
oder Maßregel der Sicherung und Besserung spricht, 
nicht erfaßt. Die Ausdehnung der Strafvorschrift auf 
diese nicht weniger strafwürdigen Fälle bringt nicht 
nur eine inhaltliche Angleichung an die §§ 454 und 
456; sie gewährleistet zugleich auch die Rechts-
garantien, die Artikel 104 Abs. 2 GG und die seiner 
Ausführung dienenden Gesetze (vgl. z. B. das Ge-
setz über das gerichtliche Verfahren bei Freiheits-
entziehungen vom 29. Juni 1956, Bundesgesetzbl. I 
S. 599) in allen Fällen von behördlichen Freiheits-
entziehungen enthalten. 

Gegen § 345 Abs. 2 StGB, der die fahrlässig be-
gangene Vollstreckung gegen Unschuldige mit 
Strafe bedroht, sind Bedenken geltend gemacht wor-
den, weil die Vorschrift im Grunde bloße Nach-
lässigkeiten in der Dienstführung von Voll-
streckungsbeamten mit krimineller Strafe bedroht. 
Für solche Verfehlungen, so wird eingewendet, ge-
nüge eine disziplinare Ahndung. Diese Bedenken 
haben Gewicht, da auch sonst aus Fahrlässigkeit 
begangenen Dienstpflichtverletzungen im öffent-
lichen Dienst, selbst wenn sie Rechte Dritter schwer 
beeinträchtigen, im allgemeinen nicht mit den Mit-
teln des kriminellen Strafrechts begegnet wird. Hin-
zu kommt, daß unter Umständen leichte Fälle erfaßt 
würden, so etwa, wenn ein Beamter irrtümlich die 
Vollstreckung einer bereits bezahlten Geldstrafe 
betreibt und der Irrtum leicht aufgeklärt werden 
kann, oder wenn er in einer Vollzugsanstalt ver-
sehentlich eine Verfügung, welche die Freilassung 
im Gnadenwege anordnet, um einen Tag zu spät 
vorlegt. Auf der anderen Seite darf aber nicht ver-
kannt werden, daß § 345 Abs. 2 StGB vor allem 
dem Schutz des Staatsbürgers vor gesetzwidrigen 
Vollstreckungsmaßnahmen dient und ein Wegfall 
der Vorschrift die Sicherung der Freiheitsrechte des 
einzelnen verkürzen würde. Der Entwurf geht daher 
einen Mittelweg. In Absatz 3 wird lediglich noch 
die leichtfertig begangene gesetzwidrige Voll-
streckung einer Freiheitsstrafe, einer freiheitsent-
ziehenden Maßregel und einer behördlichen Ver-
wahrung mit Gefängnis bis zu einem Jahr, Strafhaft 
oder Geldstrafe bedroht. Hierdurch bleibt der Straf-
schutz wenigstens dann erhalten, wenn der Betrof-
fene ohne gesetzlichen Grund seiner Freiheit be-
raubt wird und den Amtsträger der Vorwurf grober 
Fahrlässigkeit (vgl. § 18 Abs. 3) trifft. 

Ab s a t z 4 handelt von der gesetzwidrigen Voll-
streckung von Disziplinarstrafen gegen Beamte und 
Richter und von ehrengerichtlichen Strafen. Der 
Tatbestand ist nach dem Vorbild der Absätze 1 und 
2 ausgestaltet; für die Strafdrohung gilt das zu 
§ 356 Abs. 3 Gesagte. Der Fall der gesetzwidrigen 
Vollstreckung von Disziplinarstrafen gegen Solda-
ten ist in § 39 Abs. 3 des Wehrstrafgesetzes vom 
30. März 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 298) geregelt. 

§ 458 
Parteiverrat 

Der Entwurf geht mit den früheren Entwürfen 
davon aus, daß trotz der bisher nur seltenen Ver-
urteilungen nach § 356 StGB an einer Vorschrift 
über den Parteiverrat festzuhalten ist. Wie die Be

-

deutung des Richters für die Rechtspflege so groß 
ist, daß auf den Tatbestand der Rechtsbeugung nicht 
verzichtet werden kann, auch wenn eine derartige 
Tat kaum begangen wird, so ist auch die Rolle des 
Rechtsanwalts für die Rechtspflege von so wesent-
licher Bedeutung, daß eine dem § 356 StGB ent-
sprechende Vorschrift nicht entbehrt werden kann. 
Derartige Vorschriften haben in erster Linie die 
Aufgabe, die Ethik des Standes widerzuspiegeln, 
die dieser von sich selbst und die das Volk von ihm 
fordert. Deshalb handelt es sich auch bei dem Par-
teiverrat nicht um einen bloßen Treubruch des An-
waltes gegenüber seinem Auftraggeber und damit 
um die Verletzung eines nur persönlichen Rechts-
gutes, sondern in erster Linie um eine Tat, welche 
sich gegen ein allgemeines Rechtsgut, nämlich die 
Lauterkeit der Rechtspflege, richtet. Der Entwurf 
ordnet darum den Tatbestand unter die Straftaten 
gegen die Rechtspflege und nicht etwa bei der Un-
treue ein. 

Ähnlich wie bei der Untreue (§ 263) wird aber 
der Täterkreis genauer bestimmt und eingeengt. Es 
erscheint nicht erforderlich, wie im geltenden Recht 
die Rechtsbeistände schlechthin, also alle Personen 
einzubeziehen, die beruflich oder im Einzelfall be-
fugt sind, fremde Rechtsangelegenheiten zu besor-
gen. Im allgemeinen genügen insoweit die anderen 
Strafbestimmungen des Entwurfs, insbesondere der 
Untreuetatbestand. Ein kriminalpolitisches Bedürf-
nis, den Parteiverrat besonders zu erfassen, besteht 
nur, wo mit der Aufgabe, fremde Rechtsangelegen-
heiten zu besorgen, besondere Rechte und erhöhte 
Pflichten verbunden sind. Das ist beim Rechtsanwalt 
u. a. wegen des Anwaltszwanges und deshalb der 
Fall, weil er ein Organ der Rechtspflege und der 
berufene Berater und Vertreter in allen Rechtsan-
gelegenheiten ist (vgl. §§ 1, 3 Abs. 1 der Bundes-
rechtsanwaltsordnung). Ähnliches gilt für den Pa-
tentanwalt, der neben dem Rechtsanwalt allein be-
fugt ist, andere vor dem Patentamt berufsmäßig zu 
vertreten, und dessen allgemeine Berufspflicht eben-
so  umschrieben ist wie die des Rechtsanwalts (vgl. 
§§ 9, 11 des Patentanwaltsgesetzes). Verwaltungs-
rechtsräte wird es künftig nicht mehr geben (vgl. 
§§ 209, 232 Abs. 2 der Bundesrechtsanwaltsordnung). 

Eine weitere wesentliche Änderung gegenüber 
dem geltenden Recht besteht darin, daß der Entwurf 
die Tathandlung genauer umschreibt und den Tat-
bestand einschränkt. Nach § 356 StGB genügt es, 
daß der Täter in derselben Rechtssache zwei Par-
teien pflichtwidrig dient. Unter Hinweis auf § 37 
Abs. 1 Nr. 2 der früheren Rechtsanwaltsordnung für 
die britische Zone nahm die Rechtsprechung ein 
pflichtwidriges Dienen dann an, wenn der Anwalt 
einem Auftraggeber dient, obwohl er schon für 
einen anderen Auftraggeber in derselben Rechts-
sache im entgegengesetzten Interesse tätig war. Für 
den Rechtsanwalt, an den sich § 458 in erster Linie 
wendet, wird solches Dienen auch künftig nicht er-
laubt sein. Er darf nach § 45 Nr. 3 der Bundesrechts-
anwaltsordnung, der im Ergebnis dem § 37 der 
früheren Rechtsanwaltsordnung für die britische 
Zone entspricht, dann nicht tätig werden, wenn er 
eine andere Partei in derselben Rechtssache bereits 
im entgegengesetzten Interesse beraten oder ver- 
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treten hat. Der Entwurf schränkt aber in Anlehnung 
an § 175 E 1909, § 237 E 1913, § 229 E 1919, § 180 
E 1922 und § 181 E 1925 die strafgerichtliche Ahn-
dung zugunsten der ehrengerichtlichen ein. Er erfaßt 
nicht die Fälle, in denen der Anwalt mit dem Ein-
verständnis und nur im Interesse mehrerer Auftrag-
geber tätig wird. Dabei geht er u. a. von der Er-
wägung aus, daß auch andere Verletzungen von Be-
rufspflichten mit gleichem Unrechtsgehalt durch die 
Ehrengerichte geahndet werden. 

Gerichtlich strafbar soll künftig nur sein, wer 
beim Gewähren von Rat oder Beistand an mehrere 
Auftraggeber mit sachlich widerstreitenden Interes-
sen absichtlich oder wissentlich entweder gegen den 
Auftrag oder zum Nachteil eines Auftraggebers 
handelt. Dann begeht der Täter einen Treubruch 
von solcher Schwere, daß kriminelle Strafe ange-
bracht ist. In beiden Fällen wird vorausgesetzt, daß 
der Täter zugunsten eines anderen Auftraggebers 
tätig wird; damit soll der Parteiverrat auf das Han-
deln im entgegengesetzten Interesse beschränkt 
bleiben. 

Wenn der Entwurf das Handeln gegen den Auf-
trag und das Handeln zum Nachteil trotz der weit-
gehenden Überschneidungen beider Begehungs-
formen nebeneinander aufführt, so geschieht das 
aus folgenden Gründen: Wer für mehrere Auftrag-
geber tätig wird, deren Interessen einander sachlich 
widerstreiten, muß sich, wenigstens soweit die 
widerstreitenden Interessen in Frage stehen, pein-
lich genau an die ihm erteilten Weisungen halten. 
Handelt er absichtlich oder wissentlich zugunsten 
eines Auftraggebers gegen den Auftrag eines an-
deren Auftraggebers, so wird dadurch allein schon 
das Vertrauen zu dem Anwalt schwer erschüttert. 
Es soll dann nicht noch des Nachweises bedürfen, 
daß er auch absichtlich oder wissentlich zum Nach-
teil gehandelt hat. Handelt der Täter dagegen zum 
Nachteil eines Auftraggebers, so soll es nicht darauf 
ankommen, ob er auch den besonderen Weisungen 
des Auftraggebers zuwiderhandelt. Der Täter han-
delt zum Nachteil eines Auftraggebers, wenn er 
diesem einen Nachteil wirklich zufügt. Dieses Merk-
mal verwendet der Entwurf demnach in demselben 
Sinne wie den Begriff „zum Nachteil handeln" in 
§ 294 des Aktiengesetzes, § 81a des Gesetzes betr. 
die Gesellschaften mit beschränkter Haftung, § 146 
des Gesetzes betr. die Erwerbs- und Wirtschafts-
genossenschaften und § 95 Abs. 1 Nr. 2 des Börsen-
gesetzes. Einen Vermögensvorteil oder Vermögens-
nachteil verlangt § 458 im Gegensatz zu den er-
wähnten Bestimmungen nicht, sonst wäre das ent-
sprechend dem Sprachgebrauch des Entwurfs aus-
drücklich gesagt worden (vgl. §§ 252, 259, 263). Eine 
solche Einschränkung würde den Tatbestand zu sehr 
einengen und dem Wesen der Tat widersprechen. 
Denn der Parteiverrat ist keine Straftat gegen das 
Vermögen. 

Als „Rechtssache" setzt § 458 wie § 356 StGB eine 
rechtliche Angelegenheit voraus, an der mehrere 
Auftraggeber mit einander sachlich widerstreitenden 
Interessen beteiligt sind oder sein können. In 
diesem Rahmen erfaßt er als „dieselbe" Rechts-
sache wie § 356 StGB die Gesamtheit der bei einem 

§ 458 
Sachverhalt rechtlich in Betracht kommenden Tat-
sachen und Interessen, auch wenn sie in verschiede-
nen Verfahren behandelt werden. Mit dem geltenden 
Recht wird ferner der Begriff „anvertraut" ver-
wandt, der eine Mitteilung der tatsächlichen Grund-
lagen für den erbetenen rechtlichen Beistand we-
nigstens durch einen der Auftraggeber im Rahmen 
eines anwaltlichen Mandates voraussetzt. Dadurch 
wird der Kreis der geschützten Interessen weiter 
begrenzt und darüber hinaus die Anknüpfung an 
die Rechtsprechung ermöglicht, wonach es auch bei 
Prüfung des Interessengegensatzes darauf ankommt, 
inwieweit die Sache dem Anwalt anvertraut ist. Die 
Forderung des geltenden Rechts, daß die Angele-
genheiten dem Täter vermöge seiner amtlichen 
Eigenschaft anvertraut sein müssen, ist historisch 
bedingt und überholt. 

Wenn der Entwurf nicht von „Parteien", sondern 
von „Auftraggebern" spricht, so soll dadurch in 
Übereinstimmung mit der Rechtsprechung klarge-
stellt werden, daß es keine Prozeßparteien zu sein 
brauchen; andererseits soll betont werden, daß ein 
anwaltliches Mandat erforderlich ist. Jedoch setzt 
auch der Entwurf nicht voraus, daß der „Auftrag-
geber" selbst die Pflicht zur Zahlung der Anwalts-
gebühren übernimmt. 

Die Worte „sachlich widerstreitende Interessen" 
sind geboten, weil nicht mehr von Parteien, cf. h. 
von Beteiligten mit widerstreitenden Interessen, die 
Rede ist. Sie sollen unterstreichen, daß die förmliche 
Beteiligung an einem Verfahren nicht erforderlich 
ist, sollen aber auch deutlich machen, daß solche 
förmliche Beteiligung nicht ausreicht, sondern ein 
sachlicher Interessenwiderstreit bestehen muß, der 
über eine bloße prozessuale Gegnerschaft hinaus-
geht. 

In Anlehnung an § 356 StGB setzt der Entwurf 
voraus, daß der Parteiverrat begangen wird, indem 
„Rat oder Beistand" gewährt wird. Dabei bezieht 
sich der Rat auf das Innenverhältnis zwischen An-
walt und Auftraggeber, der Beistand auf die Wahr-
nehmung der Interessen nach außen. 

Nach der inneren Tatseite folgt § 458 den Ent-
würfen 1913, 1922, 1927, 1936, indem er verlangt, 
daß der Täter absichtlich oder wissentlich zugunsten 
eines Auftraggebers gegen den Auftrag oder zum 
Nachteil eines anderen Auftraggebers handelt. Die 
Tat erscheint nur dann strafwürdig, wenn diese be-
sondere Einstellung des Täters zu seiner Handlung 
gegeben ist. Die anderen Tatbestandsmerkmale 
brauchen nur vom Vorsatz umfaßt zu sein. 

Bei der Strafdrohung geht der Entwurf davon aus, 
daß trotz der Beschränkung des Täterkreises und 
des Tatbestandes Taten denkbar sind, für die eine 
Mindeststrafe von drei Monaten Gefängnis, wie sie 
§ 356 Abs. 1 StGB vorsieht, zu hoch wäre. Der Ver-
zicht auf die Androhung von Zuchthausstrafe ent-
spricht dem Bestreben des Entwurfs, diese Strafe 
der Hochkriminalität vorzubehalten. Liegt zugleich 
schwere Untreue vor (§ 264), so erhöht sich die 
Mindeststrafe auf sechs Monate Gefängnis (§ 67). 
Beruht die Tat auf Gewinnsucht, so kann stets auch 
auf Geldstrafe erkannt werden (§ 52). 
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§ 459, vor § 460 
§ 459 

Nebenstrafen 
In diesem Titel befaßte sich bereits § 443 mit der 

Zulässigkeit von Nebenstrafen. § 459 fügt weitere 
Vergehen hinzu, bei denen der Richter die Fähig-
keit, öffentliche Ämter zu bekleiden, und die Fähig-
keit, Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen, 
aberkennen kann, wenn der Täter zu einer Gefäng-
nisstrafe von mindestens einem Jahr verurteilt 
wird. 

Wiegen bei der falschen Verdächtigung (§ 444), 
der Strafvereitelung im Amt (§ 448), den Tatbe-
ständen der Verfolgung Unschuldiger und der Voll-
streckung gegen Unschuldige im Disziplinarstrafver-
fahren (§ 456 Abs. 3, § 457 Abs. 4) und beim Partei-
verrat (§ 458) Unrecht und Schuld so schwer, daß 
das Gericht eine Gefängnisstrafe von mindestens 
einem Jahr für erforderlich hält, so fehlen dem 
Täter häufig zugleich die persönliche Zuverlässig-
keit und Vertrauenswürdigkeit für das öffentliche 
Wirken im Staate und für den öffentlichen Dienst. 
Deshalb spricht der Entwurf aus, daß in diesen Fäl-
len die Aberkennung der genannten Nebenstrafen 
zulässig ist. Die Verbrechenstatbestände des Titels 
(§§ 454 bis 456 Abs. 1, 2 und § 457 Abs. 1, 2) sind 
in der Liste des § 459 unberücksichtigt geblieben, 
da mit der Zuchthausstrafe der Verlust der Amts-
fähigkeit und der Wählbarkeit kraft Gesetzes ver-
bunden ist (§ 45 Abs. 1 Nr. 1 und 4). Wird wegen 
eines Verbrechens nach einer Vorschrift, die eine 
Milderung vorschreibt oder zuläßt (§ 64), oder in 
einem minder schweren Fall Gefängnisstrafe von 
mindestens einem Jahr verhängt, so ergibt sich die 
Zulässigkeit der Nebenstrafen bereits aus § 56 
Abs. 1 Nr. 1. 

Achter Titel 

Straftaten gegen den öffentlichen Dienst 
Der Entwurf enthält keinen zusammenfassenden 

Abschnitt oder Titel über die „Verbrechen und Ver-
gehen im Amt" nach dem Vorbild des 28. Abschnitts 
im Besonderen Teil des Strafgesetzbuches oder über 
die „Verletzung der Amtspflicht" im Sinne der 
früheren Entwürfe. Alle diese bisherigen Zusam-
menfassungen leiden daran, daß sie schon die Täter-
schaft eines Amtsträgers als genügenden Grund für 
eine gemeinsame Regelung der Tatbestände an-
sehen. Dadurch werden oft andere im Vordergrund 
stehende Rechtsgüter als die pflichtgemäße Amts-
führung beiseitegeschoben und engere andere Sach-
zusammenhänge zerrissen. Beispiele sind besonders 
die sogenannten „unechten" Amtsdelikte, bei denen 
die Amtsträgereigenschaft nicht strafbegründend, 
sondern nur straferschwerend wirkt. So ist z. B. 
nicht einzusehen, warum die Freiheitsberaubung im 
Amt aus dem Zusammenhang mit den Freiheits-
delikten nach §§ 239 ff. StGB herausgerissen und im 
§ 341 StGB geregelt ist. Die Begehung der Tat durch 
einen Amtsträger ändert doch daran nichts, daß hier 
als geschütztes Rechtsgut die Freiheit im Vorder-
grund steht, während die pflichtgemäße Amtsfüh-
rung erst in zweiter Linie geschützt wird. Auch 
unter den sogenanten „echten" Amtsdelikten, bei 
denen die Amtsträgereigenschaft strafbegründend  

wirkt, gibt es Tatbestände, die in so engem sach-
lichen Zusammenhang mit anderen Tatbeständen als 
den Amtsdelikten stehen, daß nicht die Amtsträger-
eigenschaft des Täters, sondern der Sachzusammen-
hang den Ausschlag für die Einordnung geben 
sollte. Als Beispiel kann die Regelung der unwah-
ren öffentlichen Beurkundung in § 348 Abs. 1 StGB 
dienen. Es befremdet, daß sie nicht im Zusammen-
hang mit den Urkundendelikten nach § 267 ff. StGB 
erscheint. Eine Überprüfung der Amtsdelikte im 
geltenden Recht und in den früheren Entwürfen 
zwingt zu der Feststellung, daß hier der Aufbau der 
Amtsdelikte nicht gelungen und deshalb eine völlige 
Neuregelung geboten ist. 

Der Entwurf behandelt die Amtsdelikte in folgen-
der Weise: 

Von den bisherigen „unechten" Amtsdelik-
t en  sind der Hausfriedensbruch im Amt (§ 342 
StGB) und die schwere Unterschlagung im Amt 
(§ 351 StGB) mangels eines kriminalpolitischen Be-
dürfnisses für derartige Erschwerungstatbestände 
gestrichen. Insoweit bewendet es bei den Grund-
tatbeständen und ihren sonstigen Erschwerungen. 
Namentlich enthält das Regelbeispiel für einen be-
sonders schweren Fall der Unterschlagung in § 240 
Abs. 3 Nr. 1 auch den Fall, daß der Täter zur Ver-
schleierung der Tat auf Täuschung berechnete Mittel 
anwendet. Hierdurch erübrigt sich eine Sonderrege-
lung für die Amtsträger nach dem Vorbild des § 351 
StGB. Die übrigen „unechten" Amtsdelikte werden 
im Zusammenhang mit den Grundtatbeständen be-
sonders geregelt, und zwar teils als Erscwherungs-
tatbestände, teils als eigenständige Tatbestände und 
teils als Regelbeispiele für besonders schwere Fälle. 
In diesen Zusammenhängen erscheinen: die Be-
freiung von Gefangenen durch Amtsträger (§ 425 
Abs. 2), der Verwahrungsbruch durch Amtsträger 
(§ 426 Abs. 3), die Strafvereitelung im Amt (§ 448), 
die Mißhandlung Gefangener (§ 154 Abs. 2, durch 
den § 340 StGB zum Teil ersetzt wird), die Freiheits-
beraubung durch Amtsträger (§ 164 Abs. 1 Nr. 2), 
die Unterschlagung durch Amtsträger (§ 240 Abs. 3 
Nr. 3) und die Urkundenverfälschung durch Amts-
träger (§ 308 Abs. 3). Über das geltende Recht hin-
aus werden als „unechte" Amtsdelikte in der Aus-
gestaltung als Regelbeispiele für besonders schwere 
Fälle erfaßt: die Nötigung durch Amtsträger (§ 171 
Nr. 2), der Diebstahl durch Amtsträger (§ 236 Nr. 5) 
und die Untreue durch Amtsträger (§ 264 Nr. 3). 

Von den bisherigen „echten" Amtsdelikten 
entfällt die Vorschrift über Gebührenüberhebung 
(§ 352 StGB), weil für sie neben § 476, der die Ab-
gabenüberhebung des bisherigen § 353 StGB neu 
regelt, kein kriminalpolitisches Bedürfnis anzuer-
kennen ist. Aus dem gleichen Grunde werden die 
Sonderregelungen für die Teilnahme des Amtsvor-
gesetzten in § 357 StGB und für die Mitteilung amt-
licher Schriftstücke in § 353 c StGB gestrichen. Ein 
Teil des § 353 c StGB wird durch die Regelung der 
Verletzung von Geheimhaltungsvorschriften (§ 415) 
ersetzt. Die übrigen „echten" Amtsdelikte werden 
unter Berücksichtigung der im Vordergrund stehen-
den angegriffenen Rechtsgüter auf die folgenden 
Titel verteilt: 
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Als neues eigenständiges Delikt regelt § 186 im 
Titel „Verletzung des persönlichen Lebens- und Ge-
heimbereichs" den Bruch von Privatgeheimnissen 
durch Amtsträger. Die Vorschrift ersetzt einen Teil 
des § 353 b StGB. Den übrigen Teil dieser Bestim-
mung behandelt § 471. 

Im Titel „Straftaten gegen die Sicherheit des 
Rechts- und Geldverkehrs" erscheint nunmehr inner-
halb der Urkundenstraftaten die Vorschrift über die 
unwahre öffentliche Beurkundung (§ 307). 

Im Titel „Gefährdung der Rechtspflege' werden 
im Zusammenhang mit anderen Rechtspflegedelik-
ten die folgenden „echten" Amtsdelikte zusammen-
gefaßt: Aussageerpressung (§ 454), Rechtsbeugung 
(§ 455), Verfolgung Unschuldiger (§ 456) und Voll-
streckung gegen Unschuldige (§ 457). In diesen Zu-
sammenhang ist auch die Vorschrift gegen Partei-
verrat (§ 458) eingestellt worden. 

Die umfangreichste Zusammenfassung „echter" 
Amtsdelikte bringt der Titel „Straftaten gegen den 
öffentlichen Dienst". Mit den bereits dargelegten 
Einschränkungen kann man diesen Titel als den 
Nachfolger des 28. Abschnitts im Besonderen Teil 
des geltenden Strafgesetzbuches ansehen. In dem 
Titel werden in vier Untertiteln geregelt: Bestech-
lichkeit und Bestechung (§§ 460 bis 466), Amtsan-
maßung und Amtserschleichung §§ 467 his 470; im 
geltenden Recht ist die Amtsanmaßung mit im 
7. Abschnitt unter den Straftaten gegen die öffent-
liche Ordnung geregelt, Verletzung des dienst-
lichen Geheimbereichs (§§ 471 bis 474) und weitere 
Vorschriften (§§ 475 bis 477). 

Für das Rechtsgut gibt die Titelüberschrift einen 
Hinweis durch Verwendung des Begriffes des 
öffentlichen Dienstes. Der Begriff entstammt 
dem Verfassungs- und Beamtenrecht. Er wird im 
Entwurf nicht bestimmt, aber mehrfach verwendet. 
Insoweit wird auf die Bemerkungen zu § 10 Nr. 7 
Bezug genommen. Hieraus ist für das Rechtsgut des 
Titels zu entnehmen, daß durch ihn die pflicht-
gemäße Erfüllung der im Rahmen des öffentlich-
rechtlichen Dienst- und Treueverhältnisses liegen-
den Aufgaben sowie das Vertrauen der Allgemein-
heit in die Erfüllung dieser Aufgaben geschützt 
werden sollen. Im einzelnen geht der Schutzzweck 
des Titels allerdings noch hierüber hinaus, wie 
§§ 467 bis 470, 472 und 473 erkennen lassen. Die 
Titelüberschrift ist deshalb nur als Hinweis auf das 
im Vordergrund stehende Rechtsgut aufzufassen. 

Die begriffliche Umschreibung des Amtsträgers, 
die § 359 StGB am Schluß des Abschnitts über die 
Verbrechen und Vergehen im Amte enthält, löst der 
Entwurf aus dem Zusammenhang mit den Straftaten 
gegen den öffentlichen Dienst heraus, weil der 
Amtsträgerbegriff auch für zahlreiche andere Vor-
schriften von Bedeutung ist. Der Entwurf bestimmt 
den Begriff des Amtsträgers in § 10 Nr. 4 und er-
gänzt ihn durch den Begriff der für den öffentlichen 
Dienst besonders Verpflichteten in § 10 Nr. 7. Auf 
die Begründung zu diesen beiden Nummern wird 
Bezug genommen. 

§ 460 
Bestechlichkeit und Bestechung 

Rechtsgut dieses Untertitels sind die Reinheit des 
öffentlichen Dienstes und das Vertrauen der Allge-
meinheit in dessen Unantastbarkeit. Die hier zu-
sammengefaßten Tatbestände ersetzen die §§ 331 bis 
334 StGB und die §§ 2 bis 4 der Verordnung gegen 
Bestechung und Geheimnisverrat nichtbeamteter 
Personen i. d. F. vom 22. Mai 1943 (Reichsgesetz-
blatt I S. 351). Die Verfallvorschriften des § 335 StGB 
und des § 5 der Bestechungsverordnung sind auf 
Grund der allgemeinen Regelung des Verfalls im 
Entwurf (§§ 109 ff.) entbehrlich. Die Nebenstrafen 
sind für den gesamten Titel in § 477 geregelt. 

Die Bestechlichkeit und die Bestechung bei Wah-
len und anderen Abstimmungen werden nicht in 
diesem Untertitel, sondern in § 404 bei den Straf-
taten gegen die Wahlen und Abstimmungen ge-
regelt. 

Der Untertitel ist so aufgebaut, daß er in den 
§§ 460 bis 461 zunächst die Vorschriften über die 
Bestechlichkeit bringt, die man früher als passive 
Bestechung zu bezeichnen pflegte. Dem folgen in 
den §§ 463 bis 465 die entsprechenden Bestimmun-
gen über die Bestechung, die früher aktive Be-
stechung genannt wurde. Den Schluß des Untertitels 
bildet in § 466 eine für die §§ 461 und 464 bedeut-
same Erläuterung zur Frage der Schiedsrichterver-
gütung. 

§ 460 
Bestechlichkeit eines Amtsträgers 

Die Vorschrift faßt die §§ 331 und 332 StGB zu-
sammen und bringt gegenüber dem geltenden Recht 
Klarstellungen und technische Vereinfachungen. Die 
Fassung lehnt sich an die §§ 123 und 124 Abs. 1 
E 1930 an. 

Der Täterkreis der Vorschrift beschränkt sich auf 
die Amtsträger im Sinne des § 10 Nr. 4. Ergänzt 
wird die Regelung durch die §§ 461 und 462. Für 
die Bestechlichkeit der Soldaten gilt die Sonder-
regelung des § 48 des Wehrstrafgesetzes, die aller-
dings der Anpassung an die §§ 460 ff. bedarf. 

Absatz 1 regelt die einfache Bestechlichkeit des 
Amtsträgers, also den  Fall  der sogenannten Ge-
schenkannahme. Er verwendet den Begriff der 
Diensthandlung im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 4. Auf 
die Begründung zu dieser Nummer wird Bezug ge-
nommen. Daß Absatz 1 diejenigen Diensthandlun-
gen betrifft, deren Vornahme oder Unterlassung 
keine Verletzung der Dienstpflichten enthält oder 
enthalten würde, ergibt sich aus dem Umkehrschluß 
zu Absatz 2. Die Diensthandlungen werden in Ab-
satz 1 sowohl dann, wenn sie schon vorgenommen 
worden sind, als auch dann erfaßt, wenn sie erst 
bevorstehen. Das stellt die Fassung klar und wird 
bereits für das geltende Recht angenommen. Ob die 
bevorstehende Diensthandlung später wirklich vor-
genommen wird oder unterbleibt, ist für den Tatbe-
stand ohne Bedeutung. Die Tathandlung wird in 
Übereinstimmung mit dem geltenden Recht dahin 
umschrieben, daß der Amtsträger einen Vorteil for-
dert, sich versprechen läßt oder annimmt. Der Ent-
wurf hält mit dem geltenden Recht am Begriff des 
Vorteils fest, um außer den materiellen auch im-
materielle Verbesserungen der Lage des Empfän- 
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§ 460 
gers zu erfassen. Das erscheint namentlich geboten, 
um den Geschlechtsverkehr, den der Amtsträger 
fordert, sich versprechen oder gewähren läßt, ein-
beziehen zu können. Der Begriff des Entgelts wäre 
zu eng, sofern man ihn entsprechend § 11 Abs. 1 
Nr. 6 im Sinne der in einem Vermögensvorteil be-
stehenden Gegenleistung versteht, und irreführend, 
wenn er im Sinne des § 9 Nr. 8 E 1930 als Vorteil 
jeder Art aufgefaßt wird. Daß ein Beziehungsver-
hältnis zwischen der vergangenen oder künftigen 
Diensthandlung oder ihrer Unterlassung einerseits 
und dem Vorteil andererseits bestehen muß, wird 
in Absatz 1 durch die Worte „als Gegenleistung 
dafür" angedeutet. Damit wird zum Ausdruck ge-
bracht, daß das Gesetz nicht jeden Kausalzusammen-
hang als genügend ansieht, sondern auf das Ver-
hältnis von Leistung und Gegenleistung, auf das 
„do ut des" abstellt. Auf diese Weise werden alle 
Diensthandlungen ausgeschieden, die in keiner 
inneren Beziehung zu dem Vorteil stehen, und 
Leistungen des Vorteilsgebers ausgeschieden, die 
in keiner inneren Beziehung zu der Diensthand-
lung stehen. Zugleich deutet der Begriff „Gegen-
leistung" auch an, daß der Vorteil im Hinblick auf 
eine bestimmte Diensthandlung oder doch im Hin-
blick auf einen bestimmten Kreis von Diensthand-
lungen geboten und genommen werden muß. Die 
Beziehung zu einem allgemeinen Lebens- und 
Pflichtenkreis genügt hiernach nicht. Das entspricht 
bereits der überwiegenden bisherigen Rechtspre-
chung. Als Strafdrohung für die einfache Bestech-
lichkeit bestimmt Absatz 1 Gefängnis bis zu zwei 
Jahren, Strafhaft oder Geldstrafe. Der Gefängnis-
strafrahmen ist gegenüber § 331 StGB wesentlich 
erhöht. Hierdurch wird der auf Grund von Erfah-
rungen in den letzten Jahren erhobenen kriminal-
politischen Forderung Rechnung getragen, das Ge-
setz möge der Korruption nachhaltiger als bisher 
entgegentreten. Daß andererseits auch Strafhaft zu-
gelassen wird, soll eine angemessene Bestrafung in 
leichteren Fällen, die hier nicht selten sind, gewähr-
leisten. 

Absatz 2 betrifft die schwere Bestechlichkeit des 
Amtsträgers. Der Tatbestand entspricht dem Ab-
satz 1 mit dem einzigen Unterschied, daß Absatz 2 
die Fälle erfaßt, in denen die vergangene oder künf-
tige Diensthandlung oder ihre Unterlassung eine 
Verletzung der Dienstpflichten enthält oder ent-
halten würde. Ob eine solche Verletzung vorliegt, 
ist im Einzelfall in erster Linie nach den geltenden 
Rechtssätzen, Dienstvorschriften oder Anordnungen 
der Vorgesetzten zu entscheiden und muß wie bis-
her der Auslegung durch die Rechtsprechung und 
Rechtslehre überlassen bleiben. Die Strafdrohung 
für die schwere Bestechlichkeit ist zwar dadurch ge-
mildert, daß der Entwurf nach seinen Grundsätzen 
über die Einschränkung der Zuchthausstrafe auf 
deren Androhung entgegen § 332 StGB verzichtet. 
Hingegen ist der Regelstrafrahmen der Dauer nach 
gegenüber dem geltenden Recht aus den oben an-
gegebenen Gründen wesentlich erhöht. Er beträgt 
sechs Monate his zu zehn Jahren Gefängnis. Für 
minder schwere Fälle, die erfahrungsgemäß auch in 
diesem Bereich eine nicht unerhebliche Rolle spie-
len, sieht der Entwurf Gefängnis bis zu drei Jahren 
vor. 

Der Versuch der Bestechlichkeit ist nach Ab-
satz 2 Satz 2 ebenso wie im geltenden Recht nur 
bei der schweren und nicht bei der einfachen Be-
stechlichkeit strafbar. 

In Übereinstimmung mit dem geltenden Recht 
und den früheren Entwürfen wird von einer aus-
drücklichen Regelung der Bestechlichkeit der soge-
nannten Ermessensbeamten abgesehen, d. h. 
derjenigen Amtsträger, deren pflichtmäßiges Er-
messen im Einzelfall bei Vornahme oder Unter-
lassung von Diensthandlungen im Rahmen eines 
Ermessensspielraum maßgebend ist. Die Beantwor-
tung der Frage, unter welchen Voraussetzungen die 
Diensthandlung eines Ermessensbeamten noch als 
pflichtgemäß oder schon als pflichtwidrig anzusehen 
ist, hat die Rechtsprechung und Rechtslehre vor 
große Schwierigkeiten gestellt. Dabei wirft aller-
dings der Fall keine Zweifel auf, in dem der Amts-
träger etwa unter mehreren Bewerbern den weniger 
leistungsfähigen Bewerber, der dem Amtsträger 
einen Vorteil gewährt oder verspricht, deshalb be-
vorzugen will. Hier ist schwere Bestechlichkeit an-
zunehmen, gleichviel, ob es dann später zu der 
Bevorzugung kommt oder nicht, weil das sachliche 
Ergebnis, nämlich die Bevorzugung des weniger 
leistungsfähigen Bewerbers, zu beanstanden und 
pflichtwidrig ist oder wäre. Die rechtlichen Schwie-
rigkeiten entstehen aber dann, wenn die Leistungs-
fähigkeit der mehreren Bewerber gleichwertig ist 
und einer von ihnen den Vorteil verspricht oder 
gewährt, um die Entscheidung zu seinen Gunsten zu 
beeinflussen. Hier ist oder wäre das sachliche Er-
gebnis, gleichgültig, auf welchen Bewerber die Wahl 
des Ermessensbeamten fällt, an sich nicht zu bean-
standen, so daß hieraus kein Schluß auf die Pflicht-
widrigkeit der Diensthandlung gezogen werden 
kann. Dennoch kann diese nach der Rechtsprechung 
pflichtwidrig sein. Das wird zunächst für den Fall 
angenommen, daß der Amtsträger noch nicht die 
Wahl unter den Bewerbern getroffen hat und der 
Vorteil zu dem auch für den Amtsträger erkenn-
baren Zweck gewährt oder versprochen wird, die 
Wahl solle auf den Geber fallen. Hier wird der 
Amtsträger von der neueren Rechtsprechung so-
wohl des Reichsgerichts als auch des Bundes-
gerichtshofes stets als befangen angesehen, weil er 
unter dem Eindruck des Vorteils stehe und deshalb 
nicht mit der erforderlichen inneren Freiheit an 
seine Ermessensentscheidung herangehen könne. 
Diese Rechtsprechung bejaht deshalb auch hier die 
Pflichtwidrigkeit. Sie geht jedoch noch hierüber hin-
aus und nimmt Pflichtwidrigkeit des Amtsträgers 
auch dann an, wenn dieser schon zur Wahl des Ge-
bers entschlossen ist, der Geber das jedoch nicht 
weiß und deshalb den Vorteil zu dem dem Amts-
träger erkennbaren Zweck gewährt und verspricht, 
hierdurch die Wahl zu seinen Gunsten zu beein-
flussen. Diese Rechtsprechung läuft darauf hinaus, 
daß der Amtsträger, der für die künftige Vornahme 
oder Unterlassung einer Ermessenshandlung einen 
Vorteil fordert, sich versprechen läßt oder annimmt, 
stets pflichtwidrig handelt, gleichviel, ob er im Ein-
zelfall der unsachlichen Rücksicht auf den Vorteil 
auch wirklich Einfluß auf die Ermessensentscheidung 
einräumen will. Ob eine so weite Auslegung des 
Begriffs der Dienstpflichtverletzung, die nicht zuletzt 
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auf dem Bedürfnis beruht, den Vorteilsgeber bei der 
Ermessensentscheidung stets wegen Bestechung be-
langen zu können, dem Sinn der Unterscheidung 
zwischen einfacher und schwerer Bestechlichkeit 
gerecht wird, kann zweifelhaft sein. Im Schrifttum 
sind in jüngster Zeit beachtliche Bedenken gegen 
diese Auslegung geltend gemacht worden. Zugleich 
ist eine Rückkehr zur früheren Rechtsprechung des 
Reichsgerichts gefordert worden, die schwere Be-
stechlichkeit nur angenommen habe, wenn der Er-
messensbeamte dem empfangenen oder erwarteten 
Vorteil ein Gewicht bei seiner Entscheidung einge-
räumt habe oder sich wenigstens hierzu dem Vor-
teilsgeber gegenüber bereit gezeigt habe. Der Ent-
wurf nimmt zu diesen Fragen keine Stellung. § 460 
ist aber bewußt so gefaßt, daß Rechtsprechung und 
Rechtslehre nicht gehindert sind, zu einer einschrän-
kenden Auslegung zu gelangen. Im weiteren Ver-
lauf des Gesetzgebungsverfahrens wird zu prüfen 
sein, ob die Frage, unter welchen Voraussetzungen 
beim Ermessensbeamten einfache oder schwere Be-
stechlichkeit vorliegt, einer ausdrücklichen Regelung 
bedarf. 

Absatz 3 stellt klar, daß in den Fällen des Ab-
satzes 1 die Genehmigung der zuständigen Behörde 
für die Annahme eines Vorteils oder Vorteilsver-
sprechens durch einen Amtsträger einen Recht-
fertigungsgrund bilden kann. Die Vorschrift hat 
demnach für die schwere Bestechlichkeit (Absatz 2) 
keine Bedeutung. Aus der Stellung des Amtsträgers 
folgt, daß er sich die Erfüllung seiner Pflichten gegen-
über der Allgemeinheit nicht abkaufen lassen darf. 
Jedoch gibt es Fälle, in denen ausnahmsweise die 
Annahme eines Vorteils oder Vorteilsversprechens 
durch einen Amtsträger mit dessen Stellung ver-
einbar und daher unter der Voraussetzung, daß die 
zuständige Behörde des Amtsträgers zustimmt, ge-
rechtfertigt sein kann. Bisher wird die Bedeutung 
der Genehmigung der zuständigen Behörde nur 
im Beamtenrecht behandelt (vgl. für die Bundes-
beamten § 70 des Bundesbeamtengesetzes in der 
Fassung vom 18. September 1957, Bundesgesetzbl. I 
S. 1338, und für die übrigen Beamten § 43 des Be-
amtenrechtsrahmengesetzes vom 1. Juli 1957, Bun-
desgesetzbl. I S. 667). Um Zweifel über die straf-
rechtliche Tragweite solcher Genehmigungen aus-
zuschließen, hält der Entwurf eine Klarstellung im 
Rahmen des Absatzes 3 für zweckmäßig. Diese Vor-
schrift setzt voraus, daß die Genehmigung von der 
zuständigen Behörde erteilt wird. Der Begriff 
der Zuständigkeit umfaßt hier auch die Genehmi-
gungsbefugnis als solche. Diese kann nach dem 
Beamtenrecht ausgeschlossen sein. Für solche Fälle 
ist die Vorschrift ohne Bedeutung; sie schafft keine 
selbständige Grundlage für die Erteilung von Ge-
nehmigungen, sondern ist eine „offene" Regelung. 
Absatz 3 setzt demnach die Regelung der Frage, ob 
und in welchem Umfange eine Genehmigung für die 
Annahme von Vorteilen oder Vorteilsversprechen 
durch Amtsträger überhaupt zulässig ist, in dem 
Recht des öffentlichen Dienstes voraus. Soweit je-
doch der Behörde die Genehmigungsbefugnis zu-
steht, hängt die rechtfertigende Kraft der Geneh-
migung nach Absatz 3 von weiteren Voraussetzun-
gen ab. 

§ 461 
Der angenommene oder versprochene Vorteil darf 

sich nämlich nur auf eine Diensthandlung beziehen, 
die an sich nicht pflichtwidrig ist. Das entspricht der 
bisherigen Rechtsprechung, die Vorteile für pflicht-
widrige Diensthandlungen mit Recht nicht als ge-
nehmigungsfähig ansieht. Der Amtsträger darf auch 
den Vorteil nicht selbst gefordert haben. Das For-
dern eines Vorteils erweckt den Eindruck der Käuf-
lichkeit der Diensthandlung, verstößt gegen die 
Grundsätze des öffentlichen Dienstes, ist eines 
Amtsträgers unwürdig und schließt es deshalb aus, 
daß die Annahme des Vorteils oder Vorteilsver-
sprechens wirksam genehmigt werden kann. Weiter-
hin kann die Genehmigung nur dann rechtfertigend 
wirken, wenn sie entweder vor der Annahme des 
Vorteils oder Vorteilsversprechens — z. B. in Form 
von allgemeinen Genehmigungen für bestimmte 
Arten kleiner Aufmerksamkeiten — oder zwar 
nachträglich, aber auf unverzügliche Anzeige des 
Amtsträgers erteilt wird. Das Erfordernis der Un-
verzüglichkeit soll insbesondere verhindern, daß 
Genehmigungen noch erteilt werden, wenn bereits 
ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren eingeleitet 
ist. Aus allgemeinen Rechtsgrundsätzen ergibt sich, 
daß der Absatz 3 eine rechtswirksame Genehmi-
gung voraussetzt. Ist die Genehmigung unwirk-
sam, weil etwa der Amtsträger sie durch Täuschung 
erschlichen hat, so kann sie keine rechtfertigende 
Kraft haben. 

§ 461 
Bestechlichkeit eines Richters 

Die Vorschrift ersetzt den § 334 Abs. 1 StGB, von 
dem sie nach Aufbau und Inhalt wesentlich ab-
weicht. Sie lehnt sich an die Vorschläge der Ent-
würfe von 1919 (§ 172) bis 1930 (§§ 125, 125a) an, 
bringt aber diesen gegenüber Vereinfachungen. 

Der Täterkreis der Vorschrift ist auf die Richter 
und Schiedsrichter im Sinne des § 10 Nr. 5 und 6 
beschränkt. Auf die Begründung zu diesen Num-
mern wird verwiesen. Hiernach sind nicht nur alle 
Laienrichter einbezogen, sondern auch die Rechts-
pfleger, soweit sie Aufgaben der rechtsprechenden 
Gewalt wahrnehmen. Da die Richter unter den Ober-
begriff der Amtsträger nach § 10 Nr. 4 fallen, ist 
§ 461 eine Spezialbestimmung zu § 460. Im Aufbau 
folgt die Vorschrift dem § 460. Wie dort werden 
auch bei der Richterbestechlichkeit im Unterschied 
zu § 334 Abs. 1 StGB die Fälle der pflichtgemäßen 
und der pflichtwidrigen Diensthandlung geschieden. 

Absatz 1 regelt die einfache Bestechlichkeit eines 
Richters oder Schiedsrichters, setzt also voraus, daß 
die Vornahme oder Unterlassung der richterlichen 
Handlung keine Verletzung der richterlichen Pflich-
ten enthält oder enthalten würde. Für die in Frage 
stehende Diensthandlung, die in § 334 Abs. 1 StGB 
als Leitung oder Entscheidung einer Rechtssache 
gekennzeichnet ist, wird dabei der Begriff der rich-
terlichen Handlung verwendet. Gemeint ist hier 
jede Handlung, auf die sich die richterliche Unab-
hängigkeit bezieht. Darin ist zugleich enthalten, daß 
die Handlung nach Rechtsgrundsätzen vorgenom-
men werden muß. Während die Rechtsprechung den 
Begriff der Rechtssache dahin auslegt, daß hierunter 
Angelegenheiten unter Beteiligung mehrerer Perso-
nen mit widerstreitenden rechtlichen Interessen zu 
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§ 462 

verstehen sind, werden nunmehr auch einseitige 
Rechtsangelegenheiten erfaßt, soweit sie unter die 
richterliche Unabhängigkeit fallen. Ausgeschieden 
wird vor allem jede Justizverwaltungstätigkeit. Im 
Unterschied zu § 334 Abs. 1 StGB, der nur die erst 
bevorstehenden richterlichen Handlungen erfaßt, 
bezieht der Entwurf auch die bereits vorgenomme-
nen richterlichen Handlungen ein. Zur Zeit gelten 
für den Fall, daß der Richter oder Schiedsrichter den 
Vorteil erst nach Vornahme oder Unterlassung der 
richterlichen Handlung annimmt, fordert oder sich 
versprechen läßt, die §§ 331, 332 und nicht der § 334 
Abs. 1 StGB. Doch ist ein solches Verhalten seinem 
Unrechtsgehalt nach ebenfalls ein Fall der Richter-
bestechlichkeit, der erhöhte Strafe verdient. Der 
Entwurf schließt sich insoweit den Entwürfen von 
1919 bis 1930 an. Diese gehen aber einen Schritt 
weiter und drohen für den Fall der erst bevorste-
henden richterlichen Handlung schwerere Strafe an 
als für den Fall der bereits vorgenommenen. Eine 
solche Abstufung hält der neue Entwurf nicht für 
erforderlich. Vielmehr bedroht Absatz 1 die einfache 
Richterbestechlichkeit einheitlich mit Gefängnis bis 
zu fünf Jahren. Die Strafdrohung liegt, der beson-
deren Bedeutung des Richteramts entsprechend, we-
sentlich über der Strafdrohung des § 460 Abs. 1, 
bleibt aber hinter der Strafdrohung des § 334 Abs. 1 
StGB zurück, die einheitlich auf Zuchthaus lautet. 
Die Zuchthausstrafe erscheint jedoch für den Fall 
der einfachen Bestechlichkeit unangemessen. Sie 
würde in keinem gerechten Verhältnis zum Un-
rechtsgehalt der Tat und zur Strafdrohung des § 460 
Abs. 1 stehen. Der Versuch der einfachen Bestech-
lichkeit ist nach Absatz 1 Satz 2 ebenso wie schon 
im geltenden Recht strafbar. 

Absatz 2 betrifft die schwere Bestechlichkeit 
eines Richters oder Schiedsrichters. Der Tatbestand 
entspricht dem Absatz 1 mit dem einzigen Unter-
schied, daß Absatz 2 die Fälle trifft, in denen die 
vergangene oder künftige richterliche Handlung oder 
ihre Unterlassung eine Verletzung der richterlichen 
Pflichten enthält oder enthalten würde. Auch hier 
sind die bereits vorgenommenen richterlichen Hand-
lungen einbezogen. Der Begriff der richterlichen 
Pflichten ist das Gegenstück zum Begriff der rich-
terlichen Handlungen und bezeichnet diejenigen 
Pflichten, deren Erfüllung durch die richterliche Un-
abhängigkeit geschützt ist. Die bezeichnenden Fälle 
der schweren Bestechlichkeit unter Verletzung 
richterlicher Pflichten sind zugleich Fälle der Rechts-
beugung; sie werden dann auch von § 455 in Tat-
einheit erfaßt. Die Bereiche der schweren Richter-
bestechlichkeit und der Rechtsbeugung überschnei-
den sich, decken sich aber nicht. Zum Beispiel liegt 
nur schwere Richterbestechlichkeit vor, wenn der 
Richter für eine in § 455 bezeichnete Handlung einen 
Vorteil fordert, sich versprechen läßt oder annimmt 
und nicht im Sinne des § 455 absichtlich oder 
wissentlich, sondern nur mit bedingtem Vorsatz 
handelt. Die Strafdrohung des Absatzes 2 entspricht 
der Strafdrohung für die Rechtsbeugung nach § 455, 
weil die Fälle dem Unrechtsgehalt nach ähnlich sind. 
Hier erscheint die Zuchthausstrafe, die auch das gel-
tende Recht vorsieht, unentbehrlich, um die Bedeu-
tung, die einer unbestechlichen Justiz zukommt, 
nachdrücklich zu betonen. Da jedoch die Vorschrift 

auch Laien- und Schiedsrichter, deren Bestechlichkeit 
im Einzelfall von geringerem Gewicht sein kann, 
und auch richterliche Handlungen von geringerer 
Bedeutung erfaßt, erscheint es angebracht, in Ab-
satz 2 ebenso wie in § 455 für minder schwere Fälle 
einen Strafrahmen von sechs Monaten bis zu fünf 
Jahren vorzusehen. Die Strafdrohung des geltenden 
§ 334 Abs. 1 StGB erscheint insoweit zu starr. 

§ 462 
Bestechlichkeit eines besonders Verpflichteten 

Die Vorschrift ersetzt die §§ 2 und 3 der Verord-
nung gegen Bestechung und Geheimnisverrat nicht-
beamteter Personen i. d. F. vom 22. Mai 1943 (Reichs-
gesetzbl. I S. 351). Diese Bestimmungen in das Straf-
gesetzbuch einzuarbeiten, erscheint mit Rücksicht 
darauf geboten, daß die Wahrnehmung von Auf-
gaben des öffentlichen Dienstes durch Personen, die 
keine Amtsträger sind, eine große Bedeutung er-
langt hat. Gegenüber dem geltenden Recht bringt 
die Fassung des Entwurfs Klarstellungen, Verein-
fachungen, aber auch Erweiterungen. 

Der Täterkreis der Vorschrift beschränkt sich auf 
die für den öffentlichen Dienst besonders Verpflich-
teten im Sinne des § 10 Nr. 7. Auf die Begründung 
zu dieser Nummer wird verwiesen. Danach werden 
in § 462 zwei Gruppen von Personen, soweit sie 
keine Amtsträger sind, erfaßt: Einmal die im öf-
fentlichen Dienst Beschäftigten; auf sie allein be-
zieht sich die geltende Regelung der Bestechungs-
verordnung. Zum anderen werden nunmehr auch 
die für den öffentlichen Dienst Tätigen, die nicht in 
ihm beschäftigt sind, einbezogen, also namentlich 
die amtlich zugezogenen privaten Sachverständigen. 
Hinsichtlich dieser Personen wird der öffentliche 
Dienst im geltenden Recht zwar nach § 353 b Abs. 2 
StGB gegen Bruch des Dienstgeheimnisses, aber 
nicht nach dem Strafgesetzbuch oder der Be-
stechungsverordnung gegen Bestechlichkeit und Be-
stechung geschützt. Der Entwurf schließt durch Ein-
beziehung dieser zweiten Gruppe eine fühlbare 
Lücke des geltenden Rechts. Allerdings gilt für 
beide Gruppen, daß sie von § 462 nur erfaßt wer-
den, wenn sie auf Grund eines Gesetzes in förm-
licher Weise auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer 
Obliegenheiten besonders verpflichtet worden sind. 
Dazu bedarf es besonderer Vorschriften nach dem 
Vorbild des § 1 der Bestechungsverordnung. Die 
Regelung ist im Einführungsgesetz vorgesehen. 

Der Aufbau des § 462 folgt dem § 460. Ebenso 
wie in der Bestechungsverordnung werden die Fälle 
der pflichtmäßigen und der pflichtwidrigen Hand-
lung der besonders Verpflichteten unterschieden. 

Absatz 1 betrifft die einfache Bestechlichkeit der 
besonders Verpflichteten, setzt also voraus, daß die 
Vornahme oder Unterlassung der Handlung keine 
Verletzung der Obliegenheiten enthält oder ent-
halten würde. Die Handlung kann eine Diensthand-
lung im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 4 sein, nämlich 
dann, wenn der Täter zu der vorerwähnten ersten 
Gruppe der im öffentlichen Dienst Beschäftigten ge-
hört. Hingegen fällt die Tätigkeit der Angehörigen 
der zweiten Gruppe, also der lediglich für den öf-
fentlichen Dienst Tätigen, nicht unter den Begriff 
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der Diensthandlung, wie sich aus § 11 Abs. 1 Nr. 4 
ergibt. Deshalb verwendet Absatz 1 den weiteren 
Begriff der zu dem Aufgabenbereich des besonders 
Verpflichteten gehörenden Handlung. Daß diese so-
wohl dann, wenn sie schon vorgenommen worden 
ist, als auch dann erfaßt wird, wenn sie erst bevor

-

steht, stellt die Fassung auch hier klar. Die Straf-
drohung (Gefängnis bis zu einem Jahr, Strafhaft 
oder Geldstrafe) entspricht, von der Zufügung der 
Strafhaft abgesehen, dem § 2 der Bestechungsver-
ordnung. Sie bleibt hinter der Strafdrohung des 
§ 460 Abs. 1 zurück. Hierdurch wird dem Umstand 
Rechnung getragen, daß das Treueverhältnis gegen-
über dem Dienstherrn beim Amtsträger enger ist 
als beim besonders Verpflichteten. 

Absatz 2 betrifft die schwere Bestechlichkeit der 
besonders Verpflichteten. Der Tatbestand entspricht 
dem Absatz 1 mit dem einzigen Unterschied, daß 
Absatz 2 die Fälle erfaßt, in denen die vergangene 
oder künftige, zu dem Aufgabenbereich des beson-
ders Verpflichteten gehörende Handlung oder ihre 
Unterlassung eine Verletzung der Obliegenheiten 
enthält oder enthalten würde. Der Begriff der Ob-
liegenheiten ist das Gegenstück zum Begriff der 
Dienstpflichten, der nur auf die Amtsträger, Sol-
daten und die im öffentlichen Dienst Beschäftigten, 
aber nicht auf die lediglich für den öffentlichen 
Dienst Tätigen paßt. Die Strafdrohung (Gefängnis 
von drei Monaten bis zu fünf Jahren, in minder 
schweren Fällen Gefängnis bis zu zwei Jahren, 
Strafhaft oder Geldstrafe) entspricht, soweit es sich 
um das regelmäßige Höchstmaß der Gefängnisstrafe 
handelt, dem § 3 der Bestechungsverordnung. Sie 
bleibt hinter der Strafdrohung des § 460 Abs. 2 aus 
dem bei Absatz 1 dargelegten Grunde zurück. 

Der V e r such der Bestechlichkeit eines besonders 
Verpflichteten ist im geltenden Recht stets straflos. 
Der Entwurf hält jedoch insoweit eine Angleichung 
an die Regelung des § 460 für geboten. Daher ist 
auch in § 462 nach Absatz 2 Satz 2 der Versuch der 
schweren Bestechlichkeit unter Strafe gestellt. 

Absatz 3 regelt den Rechtfertigungsgrund der 
behördlichen Genehmigung für die Annahme eines 
Vorteils oder Vorteilsversprechens durch den be-
sonders Verpflichteten und beschränkt ihn auf den 
Tatbestand der einfachen Bestechlichkeit. Hierfür 
gelten die Bemerkungen zu § 460 Abs. 3 entsprechend. 

§ 463 
Bestechung eines Amtsträgers oder Soldaten 

Die Vorschrift tritt an die Stelle des § 333 StGB. 
Sie bezieht sich lediglich auf Bestechungen, die ge-
genüber Amtsträgern und Soldaten begangen wer-
den, und wird durch die §§ 464 und 465 ergänzt. Die 
Fassung lehnt sich an § 124 Abs. 2 E 1927/30 an. 

In Übereinstimmung mit diesen Bestimmungen 
wird daran festgehalten, daß derjenige, der einem 
Amtsträger oder Soldaten einen Vorteil als Gegen-
leistung für eine Diensthandlung anbietet, ver-
spricht oder gewährt, nur dann strafbar ist, wenn 
die Vornahme oder Unterlassung der Diensthand-
lung durch den Amtsträger oder Soldaten dessen 
Dienstpflichten verletzt oder verletzen würde. Hin-
gegen soll die (aktive) Bestechung für pflichtmäßige 
Diensthandlungen auch künftig straffrei bleiben. Das 

§ 463 
entspricht allen früheren Entwürfen. Der Grund 
hierfür liegt darin, daß in der Allgemeinheit die 
Anschauung, in der Gewährung eines Vorteils für 
eine ordnungsgemäße Diensthandlung sei nichts Ver-
fängliches, sondern nur ein Akt des Wohlwollens 
oder der Dankbarkeit zu erblicken, weit verbreitet 
ist, so daß eine Kriminalisierung eines solchen Ver-
haltens nicht verstanden würde. Vielmehr obliegt 
es in solchen Fällen dem Amtsträger, bei Zurück-
weisung des angebotenen Vorteils in der erforder-
lichen Form aufklärend zu wirken, damit sich all-
mählich in der Allgemeinheit auch insoweit eine 
einheitliche schärfere Einstellung durchsetzt. Der 
Entwurf möchte auch keine Ausnahme für den Fall 
machen, daß der Vorteil als Gegenleistung für die 
künftige, nicht pflichtwidrige Diensthandlung eines 
sogenannten Ermessensbeamten (vgl. die Begrün-
dung zu § 460) versprochen oder gewährt wird. 
Denn der Entwurf geht davon aus, daß derjenige, 
der weiß, daß die künftige Diensthandlung vom Er-
messen des Beamten abhängt, und der diesem einen 
Vorteil als Gegenleistung dafür anbietet oder ge-
währt, in aller Regel die Vorstellung hat, daß sich 
der Beamte bei seiner Entscheidung von dem Vor-
teil wird beeinflussen lassen. Dann aber ist ein Fall 
des Absatzes 1 gegeben. Dabei ist zu berücksich-
tigen, daß es dafür nicht darauf ankommt, ob der 
Ermessensbeamte durch das Eingehen auf die Be-
stechungshandlung eine schwere Bestechlichkeit 
begehen würde, sondern nur darauf, ob der be-
stechende Teil davon ausgeht, daß der Ermessens-
beamte seine Dienstpflicht verletzen würde. 

Mit den Entwürfen von 1927 und 1930 geht der 
Entwurf über das geltende Recht, das nur die erst 
bevorstehenden Diensthandlungen erfaßt, insoweit 
hinaus, als er auch das Belohnen einer bereits vor-
genommenen Diensthandlung einbezieht. Das er-
scheint kriminalpolitisch geboten. Hierdurch wird 
der Schutz gegen Korruption verstärkt. 

Wegen des Begriffes der Diensthandlung wird auf 
§ 11 Abs. 1 Nr. 4 und die Begründung hierzu Bezug 
genommen. 

Die Strafdrohung beträgt im Regelstrafrah-
men nach Absatz 1 drei Monate bis zu fünf Jahre 
Gefängnis und entspricht dem geltenden Recht mit 
dem Unterschied, daß dieses hier kein erhöhtes 
Mindestmaß vorsieht. Die Verschärfung im Mindest-
maß erscheint jedoch im Hinblick auf die Erfahrun-
gen der letzten Jahre geboten. Andererseits ist ein 
milderer Strafrahmen für minder schwere Fälle auch 
in Zukunft unerläßlich. Denn es gibt Fälle von Be-
stechung, die verhältnismäßig harmlos liegen. Man 
denke etwa daran, daß ein Soldat den Stubenälte-
sten durch das Versprechen von Bier dazu bestim-
men will, nicht ihn, sondern außer der Reihe einen 
anderen Soldaten zum Stubendienst einzuteilen. 
Soweit in solchen Fällen nicht wegen Geringfügig-
keit von der Erhebung der öffentlichen Klage ab-
gesehen oder das Verfahren eingestellt wird, muß 
ein weit nach unten reichender Strafrahmen zur 
Verfügung stehen. Dem trägt Absatz 2 Rechnung. 

Der Versuch der Bestechung gegenüber einem 
Amtsträger oder Soldaten ist im Falle des § 463, 
dem geltenden Recht entsprechend, straflos. 
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§§ 464-466 
§ 464 

Bestechung eines Richters 

Die Vorschrift ersetzt den § 334 Abs. 2 StGB, von 
dem sie nach Aufbau und Inhalt wesentlich ab-
weicht. Sie lehnt sich inhaltlich an die Vorschläge 
der Entwürfe von 1919 (§ 173) bis 1930 (§ 126) an, 
bringt aber diesen gegenüber Vereinfachungen und 
Aufbauänderungen. Der Tatbestand trifft die Be-
stechung, die gegenüber einem Richter oder Schieds-
richter im Sinne des § 10 Nr. 5 und 6 vorgenom-
men wird. Auf die Begründung hierzu wird Bezug 
genommen. Da die Richter unter den Oberbegriff 
der Amtsträger nach § 10 Nr. 4 fallen, ist § 464 eine 
Spezialvorschrift zu § 463. Entsprechend dem § 461, 
aber im Unterschied zum geltenden Recht wird in 
§ 464 zwischen nichtpflichtwidrigen und pflicht-
widrigen richterlichen Handlungen unterschieden. 

Absatz 1 betrifft die einfache Bestechung eines 
Richters. Gegenüber anderen Amtsträgern ist die 
einfache Bestechung, wie sich aus § 463 ergibt, stets 
straflos. Nach Absatz 1 ist jedoch die Straflosigkeit 
nur für den Fall vorgesehen, daß dem Richter oder 
Schiedsrichter nachträglich ein Vorteil dafür ange-
boten, versprochen oder gewährt wird, daß er im 
Rahmen seiner richterlichen Pflichten eine richter-
liche Handlung vorgenommen oder unterlassen hat. 
Bezieht sich jedoch der Vorteil auf eine im Rahmen 
der richterlichen Pflicht liegende künftige richter-
liche Handlung, dann soll wegen der größeren Ge-
fährlichkeit dieser Tat auch der bestechende Teil 
strafrechtlich erfaßt werden. Die Strafdrohung ist 
einerseits zu den Fällen der Absätze 2 und 3, ande-
rerseits zu § 463 abgestuft und beträgt Gefängnis 
bis zu drei Jahren, Strafhaft oder Geldstrafe. 

Die Absätze 2 und 3 behandeln die schwere 
Richterbestechung, also die Fälle, in denen die rich-
terliche Handlung oder ihre Unterlassung eine Ver-
letzung der richterlichen Pflichten enthält oder ent-
halten würde. Der Unrechtsgehalt der Tat dessen, 
der einem Richter oder Schiedsrichter einen Vorteil 
anbietet, verspricht oder gewährt, ist in dem in 
§ 334 Abs. 2 StGB nicht geregelten Fall, daß die 
pflichtwidrige richterliche Handlung bereits in der 
Vergangenheit liegt, geringer als in dem Fall, daß 
die richterliche Handlung erst künftig pflichtwidrig 
vorgenommen oder unterlassen werden soll. Der 
Entwurf erfaßt die beiden Fälle in der Weise, daß 
er nach ihrem Unrechtsgehalt die Strafdrohungen 
abstuft. Im Falle des Absatzes 2 wird Gefängnis von 
drei Monaten bis zu fünf Jahren, im Falle des Ab-
satzes 3 Gefängnis nicht unter sechs Monaten ange-
droht. Die in § 334 Abs. 2 StGB im Regelstrafrahmen 
angedrohte Zuchthausstrafe wird vom Entwurf nicht 
übernommen. Sie wäre mit den Grundsätzen des 
Entwurfs über die Einschränkung der Zuchthaus-
strafe unvereinbar. Der in § 464 erfaßte Täterkreis 
ist nicht auf Personen begrenzt, die in einer beson-
deren Treuepflicht zum Staate stehen, sondern um-
faßt jedermann. Hierin liegt der Unterschied zum 
Täterkreis des § 461. Deshalb ist die Zuchthausstrafe 
dort in Absatz 2 gerechtfertigt, aber in § 464 nicht 
angebracht. Die Fassung der Absätze 2 und 3 läßt 
keinen Zweifel darüber, daß unter Absatz 3 auch 
der Täter fällt, der dem Richter oder Schiedsrichter 
den Vorteil für die pflichtwidrige richterliche Hand

-

lung vor deren Vornahme oder Unterlassung an-
geboten oder versprochen, aber erst nach der Vor-
nahme oder Unterlassung gewährt hat. 

Der Versuch der Bestechung eines Richters oder 
Schiedsrichters ist im Falle des Absatzes 1 straflos, 
hingegen nach Absatz 4 in den Fällen der Absätze 2 
und 3 strafbar. 

§ 465 
Bestechung eines besonders Verpflichteten 

Die Vorschrift tritt an die Stelle des § 4 der Ver-
ordnung gegen Bestechung und Geheimnisverrat 
nichtbeamteter Personen i. d. F. vom 22. Mai 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 351). Die Einarbeitung dieser 
Regelung in das Strafgesetzbuch ist aus den zu § 462 
dargelegten Gründen notwendig. Gegenüber dem 
geltenden Recht bringt § 465 Klarstellungen, Ver-
einfachungen, aber auch Erweiterungen. 

Im Aufbau folgt die Vorschrift dem § 463, den sie 
ergänzt, indem sie den dort erwähnten Amtsträgern 
und Soldaten tatbestandlich die für den öffentlichen 
Dienst besonders Verpflichteten im Sinne des § 10 
Nr. 7 gleichstellt, denen gegenüber die Bestechung 
begangen wird. Wegen des Begriffes der für den 
öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten wird 
auf die Begründung zu § 10 Nr. 7 und zu § 462 sowie 
wegen des Begriffes der Obliegenheiten der beson-
ders Verpflichteten und der zu ihrem Aufgaben-
bereich gehörenden Handlungen auf die Begründung 
zu § 462 Bezug genommen. 

In Übereinstimmung mit dem geltenden Recht und 
§ 463 ist derjenige, der einem besonders Verpflich-
teten einen Vorteil als Gegenleistung für eine zu 
dessen Aufgabenbereich gehörende Handlung an-
bietet, verspricht oder gewährt, nur dann strafbar, 
wenn die Vornahme oder Unterlassung dieser 
Handlung durch den besonders Verpflichteten des-
sen Obliegenheiten verletzt oder verletzen würde. 
Hingegen soll die (aktive) Bestechung für pflicht-
gemäße Handlungen der besonders Verpflichteten 
auch künftig straffrei bleiben. Der Grund hierfür er-
gibt sich aus der Begründung zu § 463. 

Die Strafdrohung (Gefängnis bis zu drei 
Jahren, Strafhaft oder Geldstrafe) entspricht im 
Höchstmaß dem geltenden Recht und bleibt hinter 
der Strafdrohung in § 463 zurück. Das ist darin be-
gründet, daß das Treueverhältnis der durch den be-
stechenden Teil in Versuchung gebrachten Personen 
zum Dienstherrn beim Amtsträger und Soldaten 
enger ist als beim besonders Verpflichteten, also 
der Unrechtsgehalt der Tat des Versuchers im ersten 
Fall größer ist als im zweiten. 

Der Versuch der Bestechung gegenüber einem 
besonders Verpflichteten ist wie im geltenden Recht 
und in § 463 straflos. 

§ 466 
Schiedsrichtervergütung 

Die in § 10 Nr. 6 näher bestimmten Schiedsrichter 
üben ihre schiedsrichterliche Tätigkeit in der Regel 
nicht im Rahmen ihrer sonstigen Berufstätigkeit, 
sondern nebenher aus, wofür sie von den Parteien 
besonders entschädigt werden. Soweit sich das For-
dern, Annehmen, Anbieten oder Gewähren einer 
solchen Schiedsrichtervergütung im Rahmen von 
Treu und Glauben hält, darf es nicht nach den Vor- 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 	 Drucksache 2150 

schriften über Richterbestechlichkeit und Richter-
bestechung strafbar sein. Die Entwürfe seit 1922 
(§ 125) haben es für erforderlich gehalten, die Straf-
losigkeit hinsichtlich einer solchen ordnungsgemäßen 
Schiedsrichtervergütung durch eine ausdrückliche 
Vorschrift sicherzustellen. Auch der neue Entwurf 
empfiehlt diese Klarstellung. 

Die Fassung der Vorschrift ergibt, daß es sich 
hier um eine gesetzliche Auslegungsvorschrift han-
delt, die den Begriff des Vorteils im Sinne der 
§§ 461 und 464 von einem zusätzlichen Merkmal 
zwingend abhängig macht. Dieses Merkmal findet 
§ 466 ebenso wie die früheren Entwürfe in dem 
Handeln „hinter dem Rücken" der anderen Partei. 
Gemeint ist, daß der Schiedsrichter, der den Vorteil 
fordert, sich versprechen läßt oder annimmt, oder 
daß die eine Partei, die ihm den Vorteil anbietet, 
verspricht oder gewährt, ohne Wissen der anderen 
Partei und mit dem Willen handelt, diese zu hinter-
gehen. Ein solches Verhalten ist anrüchig, weil in 
ihm die Gefahr liegt, daß es die Unparteilichkeit des 
Schiedsrichters beeinträchtigt. Daher ist es sach-
gemäß, wenn eine derartige Schiedsrichtervergütung 
als Vorteil im Sinne der §§ 461 und 464 angesehen 
wird. Der Entwurf stellt das durch § 466 sicher. 

Amtsanmaßung und Amtserschleichung 
Rechtsgut dieses Untertitels ist in erster Linie der 

öffentliche Dienst, der auch strafrechtlich davor ge-
schützt werden muß, daß sich Personen mit ihm be-
fassen, die entweder überhaupt kein Recht dazu 
besitzen oder sich das Recht dazu erschlichen haben. 
Unter solchen Erscheinungen leiden Ansehen und 
Tätigkeit des Staates und der Behörden. Der Unter-
titel greift allerdings insoweit über den Schutz des 
öffentlichen Dienstes hinaus, als er im Interesse der 
Allgemeinheit auch bestimmte Berufe, die für das 
Gemeinwohl von besonderer Bedeutung sind (§ 469), 
sowie solche Berufe, Berufsbezeichnungen, akade-
mische Grade und Titel, die eine behördliche Prü-
fung voraussetzen (§ 470), vor ungeeigneten Be-
werbern schützt. 

An der Spitze des Untertitels steht die Vorschrift 
über die Amtsanmaßung, die den Fall behandelt, 
daß jemand, ohne auch nur ein formales Recht dazu 
zu besitzen, als Amtsträger oder Träger militärischer 
Befehlsbefugnis auftritt oder eine entsprechende 
Handlung vornimmt. Es folgen mit den §§ 468 und 
469 zwei Vorschriften, die sich mit dem Erschleichen 
eines Amtes oder der Einstellung in die Bundeswehr 
und mit dem Erschleichen der Bestallung oder Zu-
lassung als Arzt, Zahnarzt, Apotheker, Rechtsanwalt 
oder Patentanwalt befassen. Den Schluß bildet die 
Vorschrift des § 470 über die unerlaubte Hilfe bei 
Prüfungen, die den übelsten Erscheinungsformen des 
Prüfungsschwindels entgegentritt und damit auch 
strafrechtlich dazu beitragen möchte, daß nur ge-
eignete Bewerber die für das öffentliche Leben wich-
tigen Prüfungen bestehen. 

Von den Vorschriften dieses Untertitels ist dem 
geltenden Recht nur die Bestimmung über Amts-
anmaßung (§ 467) bekannt, die als § 132 StGB im 
Abschnitt über die Straftaten gegen die öffentliche 
Ordnung steht. Da sie jedoch nicht die allgemeine 
äußere Ordnung, sondern die „Autorität des Staates 

§ 467 
und seiner Behörden" schützt, bringt der Entwurf 
sie im Zusammenhang mit den Straftaten gegen den 
öffentlichen Dienst. Die übrigen Bestimmungen des 
Untertitels (§§ 468 bis 470) lehnen sich an Vor-
schläge an, die in verschiedenem Umfang in den 
Entwürfen von 1913 bis 1936 enthalten sind. 

Mit § 470 nahe verwandt ist die Vorschrift über 
den Mißbrauch von Titeln, Uniformen und Ab-
zeichen, die im geltenden Recht als § 132a StGB 
hinter die Vorschrift über die Amtsanmaßung ge-
stellt ist und die der Entwurf als § 302 in den Titel 
über die Straftaten gegen den Gemeinschaftsfrieden 
einfügt. Das ist deshalb geschehen, weil dort der 
Gesichtspunkt im Vordergrund steht, daß die All-
gemeinheit beunruhigt und unsicher gemacht wird, 
wenn mit Titeln, Uniformen und Abzeichen Miß-
brauch getrieben wird. Deshalb bezieht sich § 302 
auch auf Orden sowie auf ausländische Titel, Uni-
formen und Abzeichen, während es sich bei § 470 
nur um akademische Grade, Titel und Berufsbezeich-
nungen handelt, die auf Grund einer Prüfung von 
einer inländischen Behörde geführt werden dürfen. 
Bei § 302 steht danach die öffentliche Ordnung, bei 
§ 470 stehen die Einrichtungen des Staates im Vor-
dergrund. 

§ 467 
Amtsanmaßung 

Die Vorschrift übernimmt inhaltlich den § 132 
StGB, erweitert ihn aber auf die militärische Be-
fehlsbefugnis. 

Wie das geltende Recht schützt der Entwurf zu-
nächst das öffentliche Amt. Der Begriff wird im 
Entwurf auch an anderer Stelle (vgl. § 45 Abs. 1 
Nr. 1, § 56) verwendet, aber nicht bestimmt, weil es 
sich hierbei um einen Begriff des Staats- und Ver-
waltungsrechts handelt (vgl. Artikel 33 Abs. 2 GG). 
Nach dem Sprachgebrauch des Entwurfs umfaßt der 
Begriff die Ämter des Bundes, der Länder und der 
den staatlichen Zwecken dienenden Körperschaften, 
Anstalten oder Stiftungen des öffentlichen Rechts. 
Der Begriff ist sowohl im statusrechtlichen Sinne zu 
verstehen, wonach er die in den Besoldungsordnun-
gen aufgeführten oder in ihren Bezeichnungen be-
hördlich festgesetzten Ämter kennzeichnet, als auch 
im funktionellen Sinne, wonach es auf den über-
tragenen Aufgabenkreis ankommt. Ausgeschieden 
sind namentlich die Ämter der Religionsgesellschaf-
ten, aber auch die militärische Befehlsbefugnis. Unter 
ihr ist nach § 1 Abs. 4 des Soldatengesetzes vom 
19. März 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 114) und nach 
der Verordnung über die Regelung des militärischen 
Vorgesetztenverhältnisses vom 4. Juni 1956 (Bun-
desgesetzbl. I S. 459) die Befugnis zu verstehen, Sol-
daten Befehle zu erteilen. Diese Befugnis wird in 
§ 38 des Wehrstrafgesetzes gegen Anmaßung durch 
Soldaten oder militärische Vorgesetzte, die nicht 
Soldaten sind (vgl. § 1 Abs. 2 WStG), geschützt. 
Andere Personen, die sich eine militärische Befehls-
befugnis anmaßen, können bisher weder nach § 38 
WStG noch nach § 132 StGB als Täter bestraft wer-
den, so daß im Falle des Hauptmannes von Köpenick 
insoweit nur eine Strafbarkeit nach § 132a StGB 
übrig bliebe. Der Entwurf schließt diese Lücke, in-
dem er die militärische Befehlsbefugnis mit in § 467 
einbezieht. 
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§ 468 
Die beiden Tathandlungen werden aus dem gel-

tenden Recht übernommen, nämlich einmal das Auf-
treten als Amtsinhaber oder Befehlsbefugter in Ver-
bindung mit einer entsprechenden Handlung, zum 
anderen die Vornahme einer Handlung, die einem 
Amtsinhaber oder Befehlsbefugten vorbehalten ist, 
ohne daß der Täter sich dabei fälschlich hierfür aus-
gibt. Der Entwurf möchte hieran angesichts der weit-
gehenden Klärung der Zweifelsfragen in der Recht-
sprechung nichts ändern. Die Entwürfe von 1911 
(§ 151) bis 1925 (§ 133) hatten sich, ähnlich wie § 38 
des Wehrstrafgesetzes, mit dem Begriff des An-
maßens der Ausübung des öffentlichen Amtes be-
gnügt. Da das nicht klar genug erscheint, ist § 145 E 
1927 zur geltenden Fassung zurückgekehrt. Hieran 
haben auch der Entwurf 1930 und — mit unwesent-
lichen Änderungen — der Entwurf 1936 festgehalten. 
Dabei muß allerdings eine gewisse Lücke insoweit 
in Kauf genommen werden, als der Fall nicht ge-
deckt ist, daß der Täter als angebliche Amtshandlung 
etwas tut, was für jeden Beamten schlechthin unzu-
lässig wäre. 

Das Merkmal „unbefugt" in § 132 StGB, das ganz 
überwiegend so ausgelegt wird, daß die Kenntnis 
von der fehlenden Befugnis zum Vorsatz gehört, 
ersetzt der Entwurf durch die Worte „ohne dazu 
berechtigt zu sein". Im Sinne des Sprachgebrauchs 
des Entwurfs (vgl. z. B. § 401 Abs. 1) stellt diese Fas-
sung klar, daß das Fehlen der Berechtigung ein Tat-
bestandsmerkmal ist, das der Vorsatz umfassen muß, 
während der Begriff „unbefugt" im Entwurf nur als 
Hinweis auf etwaige Rechtfertigungsgründe ge-
braucht wird. 

Die Strafdrohung (Gefängnis bis zu 2 Jahren, 
Strafhaft oder Geldstrafe) entspricht dem geltenden 
Recht mit der Änderung, daß nunmehr auch Straf-
haft vorgesehen ist. 

§ 468 
Erschleichen eines Amtes 

Die Vorschrift ist neu. Sie beruht auf Vorschlägen 
der Entwürfe von 1922 (§ 139) bis 1936 (§ 370). Nach 
dem geltenden Recht kann derjenige, der sich ein 
öffentliches Amt erschleicht, allenfalls nach der eng 
gefaßten Vorschrift gegen Mißbrauch eines Ausweis-
papiers (§ 281) oder wegen Betrugs (§ 263) bestraft 
werden. Die Rechtsprechung ist zwar in der Regel 
dazu gelangt, Betrug auch hier zu bejahen (vgl. z. B. 
BGHSt. 1, 13 und 5, 358). Jedoch kann fraglich sein, 
ob der Begriff des Vermögensschadens auch dann 
erfüllt ist, wenn der Täter die für den übernomme-
nen Amtskreis geforderten fachlichen Fähigkeiten 
besitzt, aber nicht die dafür vorausgesetzte Vorbil-
dung oder sonstige persönliche Eigenschaften (z. B. 
Unbestraftheit). Kriminalpolitisch ist auch für solche 
Fälle eine angemessene Bestrafungsmöglichkeit zu 
fordern. Dabei erscheint es aber unrichtig, den Ge-
sichtspunkt des Vermögensschadens in den Vorder-
grund zu stellen und das Erschleichen eines Amtes 
vornehmlich als Vermögensdelikt zu betrachten. 
Vielmehr ist hier als Rechtsgut in erster Linie der 
öffentliche Dienst anzusehen, der vor fachlich oder 
charakterlich ungeeigneten Amtsträgern bewahrt 
werden muß, und dementsprechend das Interesse 
der Allgemeinheit, vor der Amtsausübung durch  

ungeeignete Amtsträger geschützt zu werden. Die 
Vorschrift gegen Erschleichen des Amtes ist das not-
wendige Gegenstück zur Vorschrift gegen Amts-
anmaßung. Während diese den öffentlichen Dienst 
vor unbefugten, nämlich vor nicht ordnungsgemäß 
zum Amtsträger bestellten Personen schützt, ge-
währt die Vorschrift gegen Erschleichen eines Amtes 
dem öffentlichen Dienst einen Schutz vor den zwar 
ordnungsgemäß bestellten, aber ungeeigneten, näm-
lich nur durch Täuschung zu ihrer Stellung gelangten 
Amtsträgern. Den in der Tätigkeit ungeeigneter 
Amtsträger liegenden Autoritätsverlust gilt es in 
erster Linie abzuwenden; daß daneben auch Ver-
mögensschäden verhindert werden, ist hier von 
zweitrangiger Bedeutung. Also bedarf es vor allem 
vom Rechtsgut her der neuen Vorschrift gegen Er-
schleichen eines Amtes. Hinsichtlich des Verhältnis-
ses dieses eigenständigen Tatbestandes zu den Be-
trugsvorschriften (§§ 252, 253) geht der Entwurf 
davon aus, daß die Verwirklichung der Merkmale 
des § 468 allein noch nicht genügt, den Täter auch 
wegen Betrugs zu bestrafen; sonst wäre § 468 ent-
behrlich. Vielmehr ist § 468 dann, wenn man auf 
Grund der bisherigen Rechtsprechung in der Ver-
wirklichung seiner Merkmale zugleich die Merkmale 
des Betrugs als erfüllt ansehen sollte, eine Spezial-
vorschrift, die den §§ 252 und 253 vorgeht. Liegen 
jedoch über § 468 hinaus weitere Umstände vor, die 
der Täter verwirklicht hat, dann entsteht die Frage, 
ob Tateinheit mit Betrug — namentlich im Hinblick 
auf die dort vorgesehenen besonders schweren Fälle 
— angenommen werden kann oder ob § 468 auch in 
solchen Fällen als Spezialvorschrift gegenüber der 
Betrugsregelung anzusehen ist, die dieser vorgeht 
und die Feststellung eines Vermögensschadens stets 
entbehrlich macht. Der Entwurf möchte in der Be-
antwortung dieser Frage der Rechtsprechung nicht 
durch eine Spezialitätsklausel vorgreifen. Jedoch ist 
für den Fall, daß Tateinheit mit Betrug für rechtlich 
zulässig gehalten wird, darauf hinzuweisen, daß 
durch eine Erweiterung des § 154 StPO die Möglich-
keit geschaffen werden sollte, von der Erhebung der 
öffentlichen Klage hinsichtlich eines in Tateinheit 
stehenden Delikts abzusehen. Dadurch könnte im 
Einzelfall die Strafverfolgung entweder auf das Er-
schleichen eines Amtes oder auf den Betrug be-
schränkt werden, je nachdem wo der kriminalpoli-
tische Schwerpunkt der Tat liegt. 

Als Stellen, denen gegenüber die Tat begangen 
werden kann, bezeichnet Absatz 1 diejenigen Be-
hörden, die für die Einstellung, Anstellung oder Be-
förderung eines Amtsträgers (im Sinne des § 10 
Nr. 4) zuständig sind. Nach den §§ 3 und 8 der 
Bundeslaufbahnverordnung vom 31. Juli 1956 (Bun-
desgesetzbl. I S. 712) ist Einstellung „die Begrün-
dung eines Beamtenverhältnisses", Anstellung „eine 
Ernennung unter erster Verleihung eines Amtes, 
das in einer Besoldungsordnung aufgeführt ist oder 
dessen Bezeichnung der Bundespräsident festgesetzt 
hat". Die Beförderung wird daneben mit aufgeführt, 
weil auch über Beförderungsvoraussetzungen ge-
täuscht werden kann, z. B. über die Dauer der bis-
herigen Tätigkeit im öffentlichen Dienst. 

Die Tathandlung setzt sich zusammen aus einer 
Täuschung über einen wesentlichen Umstand und 
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aus der hierdurch verursachten Übertragung eines 
öffentlichen Amtes auf den Täter oder eine andere 
Person. Hiernach soll nicht jede Täuschung über 
einen Nebenumstand genügen; vielmehr umschreibt 
Absatz 1 aus rechtsstaatlichen Gründen den wesent-
lichen Umstand näher, nämlich als einen Umstand, 
der nach Gesetz, Rechtsverordnung oder allgemeiner 
Verwaltungsvorschrift eine Voraussetzung für die 
Einstellung, Anstellung oder Beförderung bildet. Es 
genügt also nicht, daß z. B. lediglich der Behörden-
leiter ohne eine solche Grundlage eine weitere 
Anstellungsvoraussetzung, z. B. den Nachweis einer 
Kurzschriftprüfung, fordert. Der Begriff des Täu-
schens ist derselbe wie der der Täuschung in § 252. 
Auf die Begründung zu dieser Vorschrift wird Bezug 
genommen. Absatz 1 setzt voraus, daß die Täu-
schung absichtlich oder wissentlich geschieht, d. h. 
nach § 17, daß es dem Täter auf die Täuschung an-
kommt oder daß er weiß oder als sicher voraussieht, 
daß er täuscht oder eine Täuschung verursachen 
wird. Insoweit wird auf die Begründung zu § 17 
verwiesen. 

Die Strafdrohung (Gefängnis bis zu drei Jahren 
oder Strafhaft) entspricht der Strafdrohung für den 
Grundtatbestand des Betrugs (§ 252). Durch diese 
Gleichstellung entschärft sich die oben behandelte 
Frage nach dem Verhältnis der beiden Vorschriften 
zueinander in der Mehrzahl aller Fälle. Wegen der 
Nebenstrafen wird auf § 477 Bezug genommen. 

Absatz 2 stellt der Übertragung eines öffent-
lichen Amtes die Einstellung in die Bundeswehr für 
den Fall gleich, daß durch die Einstellung ein Wehr-
dienstverhältnis auf Grund freiwilliger Verpflichtung 
begründet wird. Erfaßt wird hierdurch auch der Fall, 
daß die Begründung des Wehrdienstverhältnisses 
auf Grund freiwilliger Verpflichtung zugleich der 
Erfüllung der Wehrpflicht dient. Denn auch hier er-
öffnet die Begründung eines Wehrdienstverhältnis-
ses auf Grund freiwilliger Verpflichtung eine sol-
datische Laufbahn besonderer Art, für die höhere 
Anforderungen an den Bewerber gestellt werden als 
bei der bloßen Erfüllung der Wehrpflicht. Die Gleich-
stellung der Einstellung in die Bundeswehr in diesen 
Fällen mit der Übertragung eines öffentlichen Amtes 
ist daher kriminalpolitisch geboten und bildet das 
Gegenstück zu der in § 467 enthaltenen Gleichstel-
lung der militärischen Befehlsbefugnis mit dem 
öffentlichen Amt. Der Fall, daß ein Soldat eine 
Beförderung in der Bundeswehr erschleicht, ist 
seinem Unrechtsgehalt nach ebenfalls vergleichbar 
mit dem in Absatz 1 mitgeregelten Fall des Er-
schleichens der Beförderung durch einen Amtsträger. 
Jedoch kommen als Täter für das Erschleichen einer 
Beförderung in der Bundeswehr nur Soldaten in 
Frage. Eine auf diesen Täterkreis begrenzte Rege-
lung gehört nicht in das Strafgesetzbuch, sondern in 
das Wehrstrafgesetz, dessen Ergänzung insoweit 
vorgesehen ist. 

Absatz 3 stellt den Versuch zu Absatz 1 und 2 
unter Strafe. Hierfür besteht aus den gleichen Grün-
den wie beim Betrug (§ 252 Abs. 2) ein kriminal-
politisches Bedürfnis.  

§ 469 
§ 469 

Erschleichen einer Bestallung oder Zulassung 
Die Vorschrift ist neu. Sie stellt eine Ergänzung 

des § 468 insofern dar, als außer dem dort erfaßten 
Erschleichen eines öffentlichen Amtes nunmehr auch 
das Erschleichen bestimmter, für die Allgemeinheit 
besonders bedeutsamer Privatberufe mit Strafe 
bedroht wird. 

Außerhalb des Strafgesetzbuches finden sich be-
reits heute einige Vorschriften, die an das Erschlei-
chen der Erlaubnis zur Ausübung gewisser wirt-
schaftlicher Betätigungen eine Strafdrohung knüpfen, 
z. B. § 148 Abs. 1 Nr. 6 der Gewerbeordnung oder 
§ 134 des Versicherungsaufsichtsgesetzes. In § 372 
E 1936 ist der solchen Einzelregelungen zugrunde 
liegende Rechtsgedanke auf eine allgemeine Straf-
vorschrift gegen das Erschleichen von Bestallungen, 
Genehmigungen, Konzessionen oder Gewerbeaus-
übungserlaubnissen erweitert worden. Eine solche 
Regelung würde jedoch viel zu weit gehen. Sie 
würde auch Berufe und Gewerbe erfassen, die für 
das soziale Leben von geringerer Bedeutung sind 
und bei denen die Allgemeinheit von einer Aus-
übung durch Unbefugte nicht in dem Maße betrof-
fen ist, daß eine Regelung im Strafgesetzbuch er-
forderlich erscheint. Vielmehr muß es auch künftig 
dem Nebenrecht überlassen bleiben, derartige Fälle 
zu erfassen. Sie werden überwiegend Ordnungs-
widrigkeiten sein. Andererseits besteht für eine 
Regelung im Strafgesetzbuch hinsichtlich derjenigen 
Berufe ein kriminalpolitisches Bedürfnis, bei denen 
die  Allgemeinheit ein besonderes Interesse daran 
hat, daß sie nur von solchen Personen ausgeübt 
werden, die den in den betreffenden Bestimmungen 
geforderten Voraussetzungen entsprechen. Auch in-
soweit reichen die Betrugsvorschriften nicht aus. Für 
das Verhältnis des § 469 zu den §§ 252 und 253 
gilt das in der Begründung zu § 468 Gesagte 
entsprechend. 

Der Entwurf beschränkt die Regelung in § 469 
auf das Erschleichen der Bestallung oder Zulassung 
als Arzt, Apotheker, Rechtsanwalt und Patentanwalt, 
weil die Allgemeinheit in weitem Umfang auf die-
jenigen Personen angewiesen ist, die einen solchen 
Beruf ausüben. Zweifellos gibt es auch andere Be-
rufe, die für die Allgemeinheit von großer Bedeu-
tung sind. Dennoch sieht der Entwurf von ihrer 
Einbeziehung ab, um die Strafvorschrift in über-
schaubaren Grenzen zu halten. Weitergehende 
kriminalpolitische Bedürfnisse müssen im Neben-
recht befriedigt werden. 

Als Stellen, denen gegenüber die Tat begangen 
werden kann, kommen nach Absatz 1 diejenigen 
Behörden oder Körperschaften des öffentlichen Rechts 
in Betracht, welche die Voraussetzungen für die 
Bestallung oder Zulassung zu prüfen haben. Die 
Einbeziehung der Körperschaften des öffentlichen 
Rechts ist besonders wegen der Berufskammern 
erforderlich. 

Die Tathandlung setzt sich ebenso wie in § 468 
aus der Täuschung und der hierdurch verursachten 
Erteilung der Bestallung oder Zulassung für den 
Täter oder eine andere Person zusammen. Auch 
nach Absatz 1 genügt nicht die Täuschung über 
einen Nebenumstand. Sie muß sich vielmehr auf 
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§ 470 

einen Umstand beziehen, der nach Gesetz oder 
Rechtsverordnung eine Voraussetzung für die Be-
stallung oder Zulassung bildet. Die in § 468 er-
wähnten allgemeinen Verwaltungsvorschriften sind 
hier weggelassen; soweit sie hier überhaupt eine 
Rolle spielen, sollen sie nicht genügen, erst recht 
nicht sonstige Bestallungs- oder Zulassungsbedin-
gungen. 

Wie nach § 463 wird auch nach Absatz 1 eine 
absichtliche oder wissentliche Täuschung voraus-
gesetzt. Auf die Begründung zu § 468 und zu § 17 
wird Bezug genommen. 

Die Strafdrohung (Gefängnis bis zu zwei 
Jahren, Strafhaft oder Geldstrafe) bleibt hinter der 
Strafdrohung des § 468 zurück. Sie trägt dadurch 
dem Umstand Rechnung, daß der Gesichtspunkt des 
staatlichen Autoritätsverlustes, der in der Tätigkeit 
ungeeigneter Amtsträger liegt, in § 469 zurücktritt. 

Absatz 2 stellt den Versuch aus den gleichen 
Gründen wie in § 469 unter Strafe. 

§ 470 

Unerlaubte Hilfe bei Prüfungen 

Die Vorschrift ist neu. Sie lehnt sich an Vor-
schläge der Entwürfe von 1913 (§ 244) bis 1936 
(§ 371) an, schränkt diese aber wesentlich ein. Zweck 
der Vorschrift ist, dem sogenannten Prüfungsge-
werbe, das ungeeigneten Personen die Erlangung 
von Ämtern, Berufen und Titeln ermöglicht, das 
Handwerk zu legen. Dadurch schützt die Vorschrift 
mittelbar die an Prüfungen gebundenen Berufe und 
Ämter selbst, namentlich den öffentlichen Dienst, 
aber auch gewisse akademische Grade, Titel und 
Berufsbezeichnungen vor ungeeigneten Personen. 
Bisher können Personen, die gewerbsmäßig anderen 
bei Prüfungen helfen, strafrechtlich meist nicht be-
langt werden. Regelmäßig liegt weder Betrug noch 
Teilnahme hieran vor. Der Gesichtspunkt der Teil-
nahme an falscher eidesstattlicher Versicherung hilft 
nur in den Fällen, in denen eine solche dem Prüf-
ling durch eine hierfür zuständige Behörde ab-
verlangt wird, und erschöpft auch hier nicht den 
Unrechtsgehalt der Tat. Im Hinblick auf die Aus-
breitung des Prüfungsgewerbes erscheint eine Straf-
vorschrift in den von § 470 gezogenen Grenzen 
kriminalpolitisch erforderlich. 

Den Kreis der geschützten Prüfungen begrenzt 
Absatz 1 auf diejenigen behördlichen Prüfungen, 
in denen der Nachweis der Fähigkeit zu einem Amt 
oder Beruf oder zur Einstellung, Anstellung oder 
Beförderung im öffentlichen Dienst oder in denen 
der Nachweis der Voraussetzungen zur Führung 
eines akademischen Grades, eines Titels oder einer 
Berufsbezeichnung zu erbringen ist. Der Begriff 
der Behörde scheidet alle Prüfungen aus, die nicht 
vor einem unter öffentlicher Autorität tätigen 
Organ der Staatsgewalt abgelegt werden, sondern 
z. B. vor den Organen von Handelsgesellschaften 
oder Körperschaften des öffentlichen Rechts. Ande-
rerseits sind Schulabschlußprüfungen einbezogen, 
wenn sie — wie die Reifeprüfung — Fähigkeiten 
im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 nachzuweisen be

-

stimmt sind. Die erforderlichen Einschränkungen der 
Strafbarkeit ergeben sich aus dem Täterkreis und 
den Tathandlungen. 

Als Täter kommen nach den Absätzen 1 und 2 
nur gewerbsmäßig handelnde Außenstehende in 
Frage. Hierauf deutet auch die Überschrift hin. 
Der Prüfling selbst scheidet als Täter aus und 
ist nach § 470 nur als Teilnehmer strafbar, soweit er 
die hierfür erforderlichen Voraussetzungen (§§ 30, 
31) erfüllt. Diese Regelung entspricht der kriminal-
politischen Richtung der Vorschrift gegen das Prü-
fungsgewerbe, namentlich gegen „Doktorfabrikan-
ten" und allzu hilfsbereite Repetitoren. 

Tathandlungen sind nach Absatz 1 das Erbringen 
einer Prüfungsleistung für den Prüfling und nach 
Absatz 2 das Sichbereiterklären zu einer Handlung 
nach Absatz 1. Der Begriff des Erbringens umfaßt 
einmal das Anfertigen der schriftlichen oder techni-
schen Prüfungsarbeit, ferner auch das Ablegen der 
mündlichen Prüfung für den anderen. Vollendet ist 
die Tat dann, wenn die Arbeit dem Prüfungsamt 
vorgelegt wird oder der Täter in der mündlichen 
Prüfung für den anderen antwortet. Für das Sich-
bereiterklären, das im Sinne des § 35 Abs. 2 ver-
standen wird, ist es unerheblich, ob der Anstoß 
hierzu vom Täter, vom Prüfling oder von einer 
Mittelsperson ausgegangen war. 

Entgegen den weitergehenden Vorschlägen in den 
früheren Entwürfen hält es der Entwurf für unan-
gebracht, die Strafbarkeit über die Absätze 1 und 2 
hinaus zu erweitern, also etwa auch den Prüfling 
als Täter zu erfassen, der die Prüfungsleistung nicht 
selbständig erbringt oder es zuläßt, daß ein anderer 
die Prüfung für ihn ablegt, oder auch denjenigen 
Außenstehenden einzubeziehen, der, ohne gewerbs-
mäßig zu handeln, einem anderen bei der Prüfung 
hilft. Der Prüfling selbst wird in solchen Fällen auf 
Grund der Prüfungsordnung in der Regel dadurch 
getroffen werden können, daß er von der weiteren 
Prüfung ausgeschlossen wird oder daß die Prüfung 
als nicht bestanden gilt. Soweit ein Bedürfnis bejaht 
werden sollte, auch in solchen Fällen den Prüfling 
und den Außenstehenden strafrechtlich zu erfassen, 
muß den zuständigen Ministerien überlassen blei-
ben, durch Herbeiführung entsprechender gesetz-
licher Regelungen oder durch entsprechende Ände-
rungen der Prüfungsordnungen eine Ausdehnung der 
Strafbarkeit zu erreichen, indem z. B. von den Prüf-
lingen für die Prüfungsleistungen eine eigenhändig 
unterzeichnete Erklärung über die selbständige An-
fertigung oder eine eidesstattliche Versicherung 
hierüber verlangt wird. Dann wäre auch die Be-
strafung dessen, der für den Prüfling die Prüfung 
ablegt oder eine Prüfungsleistung erbringt, unter 
dem Gesichtspunkt der Urkundenfälschung (vgl. den 
Fall RGSt. 68, 240) oder die Beihilfe zur falschen 
Versicherung an Eides Statt gesichert (vgl. den Fall 
RGSt. 75, 112). Das Strafgesetzbuch sollte jedoch den 
besonderen Prüfungstatbestand nur in den hier vor-
geschlagenen Grenzen vorsehen. Soweit die Tat des 
Absatzes 1 oder 2 lediglich versucht ist, soll der 
Täter straflos bleiben. Ein kriminalpolitisches Be-
dürfnis, schon den Versuch unter Strafe zu stellen, 
ist nicht erkennbar. 
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Verletzung des dienstlichen 
Geheimbereichs 

Während der persönliche Geheimbereich im 
7. Titel des 1. Abschnitts des Besonderen Teils ge-
schützt wird, betreffen die §§ 471 bis 474 den dienst-
lichen Geheimbereich, die Geheimsphäre des öffent-
lichen Dienstes. Rechtsgut ist das Interesse der 
Allgemeinheit an der Verschwiegenheit der Amts-
träger und der sonstigen Personen, die mit Dienst-
geheimnissen in Berührung kommen. Der Dienstherr 
tritt dabei als Sachwalter dieses Allgemeininteresses 
auf, das zugleich ein dienstliches Interesse ist. 
Dienstgeheimnisse sind also die in erster Linie um 
der Allgemeinheit willen geschützten Geheimnisse, 
die sich aus der Erfüllung der Aufgaben des öffent-
lichen Dienstes ergeben. Auf den Inhalt des Geheim-
nisses, d. h. darauf, ob es eine Tatsache des privaten 
oder öffentlichen Lebens betrifft, kommt es für den 
Begriff des Dienstgeheimnisses ebensowenig wie für 
den Begriff des Privatgeheimnisses an. 

Der dienstliche Geheimbereich wird in den §§ 471 
bis 474 gegen Handlungen der geheimhaltungs-
pflichtigen Amtsträger oder für den öffentlichen 
Dienst besonders Verpflichteten im Sinne des § 10 
Nr. 4 und 7 sowie in den §§ 472 und 473, außerdem 
gegen Handlungen anderer Personen, die zu dem 
dienstlichen Geheimbereich Zutritt haben, geschützt. 
Der Untertitel ist in der Weise aufgebaut, daß § 471 
das Dienstgeheimnis im allgemeinen schützt, wäh-
rend die §§ 472 und 473 Sonderregelungen für das 
Post- und Fernmeldegeheimnis sowie für das Steuer-
geheimnis bringen und auch andere als die in § 471 
berücksichtigten Tathandlungen erfassen. Der Bruch 
von Privatgeheimnissen durch Amtsträger ist aus 
diesem Zusammenhang herausgelöst und in § 186 
geregelt. Auf die Begründung hierzu wird verwiesen. 

Im geltenden Strafgesetzbuch sind nur der Bruch 
des Dienstgeheimnisses durch Amtsträger (§ 353 b 
StGB) sowie der Bruch des Post- und Fernmelde-
geheimnisses (§§ 354, 355 StGB) geregelt. Für die 
besonders Verpflichteten bringt § 7 der Verordnung 
gegen Bestechung und Geheimnisverrat nichtbeam-
teter Personen i. d. F. vom 22. Mai 1943 (Reichs-
gesetzbl. I S. 351) eine Ergänzung. Den Bruch des 
Steuergeheimnisses behandelt im geltenden Recht 
nicht das Strafgesetzbuch, sondern die Reichsabga-
benordnung (§§ 412, 22). Im Hinblick auf die große 
soziale Bedeutung dieses Tatbestandes hält der Ent-
wurf in Übereinstimmung mit den Entwürfen seit 
1927 (§ 143) die Aufnahme der Vorschrift in das 
Strafgesetzbuch für geboten. 

Eine Vorschrift über die Wahrnehmung berechtig-
ter Interessen sieht der Untertitel ebensowenig vor 
wie der Titel über den persönlichen Lebens- und 
Geheimbereich (§§ 182 bis 186). Die Einräumung von 
Straflosigkeit im Falle der Wahrnehmung berech-
tigter Interessen nach dem Vorbild des § 178 würde 
bei den Taten nach §§ 471 bis 474 zu weit gehen. 
Insoweit gilt die Vorbemerkung zum 7. Titel des 
1. Abschnitts (vor § 182, vorletzter Absatz) entspre-
chend, soweit sie sich auf die §§ 183 bis 186 be-
ziehen. Allerdings besteht im Bereich der §§ 471 
bis 474 ein Bedürfnis nach weiterer Rechtfertigung 
solcher Taten über die allgemeinen Rechtfertigungs- 

§ 471 
gründe, namentlich über den rechtfertigenden Not-
stand (§ 39), hinaus. Dieses Bedürfnis kann jedoch 
nicht im Strafgesetzbuch, sondern sollte durch Son-
dervorschriften in dem jeweiligen Sachzusammen-
hang befriedigt werden. Sowohl auf solche beson-
deren als auch auf die allgemeinen Rechtfertigungs-
gründe verweisen die §§ 472, 473 dadurch, daß sie 
das Merkmal „unbefugt" verwenden. Nach dem 
Sprachgebrauch des Entwurfs (vgl. auch § 285) han-
delt es sich hierbei nicht um ein Tatbestandsmerk-
mal, sondern um einen Hinweis auf die hier beson-
ders bedeutsamen Rechtfertigungsgründe, die sich 
aus dem Strafrecht oder aus anderen Rechtsnormen 
ergeben. Der Vorsatz braucht sich deshalb nicht auf 
das Bewußtsein zu erstrecken, unbefugt zu handeln. 
Die irrige Annahme, befugt zu handeln, ist daher 
in der Regel ein Verbotsirrtum (§ 21). 

§ 471 
Bruch des Dienstgeheimnisses 

Die Vorschrift tritt an die Stelle des § 353b StGB 
und des § 7 der Verordnung gegen Bestechung und 
Geheimnisverrat nichtbeamteter Personen i. d. F. 
vom 22. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 351), soweit 
diese Bestimmungen nicht bereits durch § 186 er-
setzt sind. Den Täterkreis bilden die Amtsträger 
und die für den öffentlichen Dienst besonders Ver- 
pflichteten im Sinne des § 10 Nr. 4 und 7. Die Fas-
sung stellt klar, daß das Tätermerkmal zu der Zeit 
vorliegen muß, in der das Geheimnis anvertraut 
worden oder sonst bekanntgeworden ist. Im Zeit-
punkt des Offenbarens braucht der Täter nicht mehr 
Amtsträger oder besonders Verpflichteter zu sein. 

Die Tathandlung besteht in einem Offenbaren 
des Geheimnisses mit der Wirkung, daß wichtige 
öffentliche Interessen gefährdet werden. Das Ge-
heimnis ist hiernach Tatbestandsmerkmal. Der Ge-
heimnisbegriff wird dabei wie in den §§ 185, 186 
und 393 im materiellen Sinne verstanden und dem 
formellen Geheimnisbegriff, wie er dem § 415 zu-
grunde liegt, gegenüberstellt. Seine nähere Ab-
grenzung soll auch in Zukunft der Rechtsprechung 
überlassen bleiben. Der Entwurf erfaßt wie das 
geltende Recht nur das Offenbaren des Geheimnis-
ses im Sinne der Mitteilung an einen anderen, aber 
ebensowenig wie die §§ 185 und 186 das ohne Offen-
baren erfolgende Verwerten des Geheimnisses. Der 
Fall der Verwertung eines Betriebs- oder Geschäfts-
geheimnisses, das nicht auch gleichzeitig offenbart 
wird, spielt im Bereich des § 471 und der §§ 185 und 
186 keine solche Rolle, daß er wie in § 473 Abs. 1 
Nr. 3 erfaßt werden müßte. Ob etwa insoweit eine 
Erweiterung des § 17 Abs. 2 des Gesetzes gegen den 
unlauteren Wettbewerb in Betracht kommt, wird 
im Rahmen des Entwurfs zum Einführungsgesetz zu 
prüfen sein. Wie in § 185 kann der Begriff des 
Offenbarens auch in § 471 nicht näher bestimmt 
werden. Insbesondere muß der Rechtsprechung die 
Entscheidung der Frage überlassen bleiben, inwie-
weit in Fällen der Mitteilung innerhalb von Behör-
den oder im Verkehr von Behörden untereinander 
ein Offenbaren schon tatbestandsmäßig ausscheidet. 
Während nach den §§ 185 und 186 bereits das Offen-
baren als solches strafbar ist, setzt § 471 weiterhin 



Drucksache 2150 	Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 

§ 472 
voraus, daß das Offenbaren zu einer Gefährdung 
wichtiger öffentlicher Interessen führt. Dieses zu-
sätzliche Merkmal ist aus § 353b StGB übernommen, 
um das Offenbaren von unwichtigen Dienstgeheim-
nissen aus dem Tatbestand auszuscheiden und 
sicherzustellen, daß die Vorschrift nur die wirklich 
strafwürdigen Fälle erfaßt und die Erledigung leich-
terer Fälle dem Dienststrafverfahren überlassen 
bleibt. Werden wichtige öffentliche Interessen nicht 
gefährdet, dann ergibt sich jedoch hieraus noch nicht 
die Straflosigkeit des Täters. Vielmehr ist, falls das 
Geheimnis den persönlichen Lebensbereich eines 
anderen betrifft (z. B. dessen durch den Amtsarzt 
festgestellte Geschlechtskrankheit zum Inhalt hat) 
oder als Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis eines 
anderen anzusehen ist, § 186 gegeben. Wird durch 
die Offenbarung eines solchen Geheimnisses zu-
gleich ein wichtiges öffentliches Interesse gefährdet, 
so steht § 471 mit § 186 in Tateinheit. 

Der Entwurf sieht auch das Fehlen der Geneh

-

migung des Dienstvorgesetzten als Tatbe-
standsmerkmal vor, das vom Vorsatz des Täters 
umfaßt sein muß. Dadurch soll zum Ausdruck ge-
bracht werden, daß die Verantwortung für die Offen-
barung in dem Umfange auf den Vorgesetzten über-
geht, als ihm die Verfügungsbefugnis über das Ge-
heimnis zusteht und er hiervon Gebrauch macht. 
Das entspricht auch der Regelung in § 39 Abs. 2 des 
Beamtenrechtsrahmengesetzes vom 1. Juli 1957 (Bun-
desgesetzbl. I S. 667) und in § 61 Abs. 2 des Bundes-
beamtengesetzes i. d. F. vom 18. September 1957 
(Bundesgesetzbl. I  S. 1338). Soweit der Vorgesetzte 
über das Geheimnis nach dessen Inhalt nicht ver-
fügen kann, ist die Genehmigung unwirksam, so 
daß die Verantwortung beim Untergebenen bleibt. 
Das trifft z. B. auf das richterliche Beratungsgeheim-
nis zu, dessen Offenbarung kein Vorgesetzter wirk-
sam genehmigen kann. Hat der Täter, weil er aus 
dem Dienstverhältnis ausgeschieden ist, keinen 
Dienstvorgesetzten mehr oder hat er, weil er als 
besonders Verpflichteter — z. B. als Sachverstän-
diger — zwar für eine Dienststelle tätig, aber nicht 
bei ihr beschäftigt war (vgl. § 10 Nr. 7), überhaupt 
keinen Dienstvorgesetzten gehabt, so ist nach Ab-
satz 1 Satz 2 die Genehmigung derjenigen Dienst-
stelle maßgebend, für die er tätig war, als ihm das 
Geheimnis bekanntwurde. Die Regelung lehnt sich 
an § 122 Abs. 3 an. 

Der innere Tatbestand erfordert Vorsatz. Nur 
hinsichtlich der Interessengefährdung genügt Fahr-
lässigkeit. Das entspricht dem § 353b StGB. 

Während das geltende Recht die Strafdrohung 
für den Fall des Zusammentreffens von Vorsatz mit 
Fahrlässigkeit gegenüber dem Fall der reinen Vor-
satztat abstuft, gelangt der Entwurf zu einheitlichen 
Strafdrohungen. In § 471 werden Gefängnis bis zu 
zwei Jahren, Strafhaft oder Geldstrafe vorgesehen. 
In besonders schweren Fällen ist die Strafe nach 
§ 474 Abs. 1 Nr. 1 Gefängnis von drei Monaten bis 
zu fünf Jahren. Diese Strafdrohungen bleiben hinter 
§ 353b StGB zurück, genügen aber, um den kriminal-
politischen Bedürfnissen zu entsprechen. Von der 
Zuchthausstrafe des geltenden Rechts ist kaum Ge-
brauch gemacht worden. Ihre Androhung wäre mit 

den Grundsätzen des Entwurfs über die Verwen-
dung der Zuchthausstrafe unvereinbar. Der Entwurf 
sieht für die Tatbestände der §§ 471, 472 Abs. 1 und 
des § 473 sowie für die entsprechenden besonders 
schweren Fälle nach § 474 Abs. 1 Nr. 1 die gleichen 
Strafdrohungen vor, weil die Taten in ihrem Un-
rechtsgehalt annähernd gleichwertig sind. Diese 
Strafdrohungen liegen über den Strafdrohungen der 
§§ 183 bis 186, weil der Unrechtsgehalt der dortigen 
Tatbestände geringer ist. Eine solche Abstufung er-
scheint geboten. Auf weitere Abstufungen sollte hier 
verzichtet werden. Sie würden eine zu weitgehende 
Verfeinerung bedeuten und die Anwendung der 
Vorschriften erschweren. 

Absatz 2 wandelt das bisherige Ermächtigungs-
delikt des § 353b StGB in ein Antragsdelikt um. 
Antragsberechtigter ist nach Absatz 2 in Verbindung 
mit § 122 der Dienstvorgesetzte oder, soweit der 
Täter keinen Dienstvorgesetzten hat oder gehabt 
hat, die Dienststelle, für die der Täter tätig war. 
Sinn der Regelung ist einmal, eine Gewähr dafür 
zu schaffen, daß die Interessen des öffentlichen 
Dienstes und damit die der Allgemeinheit nicht 
durch die Strafverfolgung gefährdet werden, zum 
anderen, den Vorgesetzten in die Lage zu versetzen, 
es bei Taten mit geringem Unrechtsgehalt gar nicht 
erst zur Strafverfolgung nach § 471 kommen zu 
lassen. Hierdurch tritt in dem Fall, daß das Dienst-
geheimnis zugleich ein Privatgeheimnis ist, keine 
Schmälerung der Rechte des privaten Geheimnis-
trägers ein. Denn diesem bleibt unbenommen, Straf-
antrag wegen des Bruchs des Privatgeheimnisses 
nach § 186 zu stellen. Auch hei Annahme eines be-
sonders schweren Falles nach § 474 bleibt die Tat 
ein Antragdsdelikt im Sinne des § 471 Abs. 2. 

Wie bereits in der Vorbemerkung zu diesem Titel 
bemerkt worden ist, enthält der Entwurf keine dem 
§ 353c StGB entsprechende Vorschrift. Einen Teil 
dieser Regelung übernimmt die Bestimmung gegen 
Verletzung von Geheimhaltungsvorschriften (§ 415). 
Im übrigen geht § 353c StGB, der erst durch das 
Gesetz zur Änderung des Strafgesetzbuches vom 
2. Juli 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 532) in das Straf-
gesetzbuch eingefügt worden ist, zu weit, weil er 
einen nicht begrenzten Täterkreis und jedes formelle 
Geheimnis erfaßt. 

§ 472 
Bruch des Post- und Fernmeldegeheimnisses 

Die Vorschrift gestaltet die §§ 354 und 355 StGB, 
die eine unübersichtliche und auch inhaltlich ände-
rungsbedürftige Regelung bringen, grundlegend neu. 
§ 472 enthält zu einem Teil seines Inhalts eine Son-
dervorschrift zu § 471. In der Überschrift wird der 
Begriff des Post- und Fernmeldegeheimnisses im 
Anschluß an Artikel 10, 18 und 44 Abs. 2 GG ver-
wendet. Der Begriff ist allerdings weder dort noch 
an anderer Stelle bestimmt und auch nicht eindeutig. 
Daher verzichtet der Entwurf darauf, den Begriff als 
Tatbestandsmerkmal zu verwenden. 

Den Täterkreis bilden nach Absatz 1 die Bedien-
steten der Post, nach Absatz 2 bestimmte Gruppen 
postfremder Personen. Der Entwurf verwendet in 
Absatz 1 den Begriff der Bediensteten der Post, um 
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klarzustellen, daß als Täter außer den Amtsträgern 
der Post und den für den Postdienst besonders Ver-
pflichteten im Sinne des § 10 Nr. 4 und 7 auch son-
stige Postangestellte sowie die Arbeiter der Post 
in Betracht kommen. Eine bloße Betrauung mit be-
stimmten Tätigkeiten, wie sie in Absatz 2 Nr. 1 
und 3 genannt sind, reicht hingegen noch nicht aus, 
wie ein Gegenschluß aus diesen Bestimmungen er-
gibt. Der Täter muß „als" Bediensteter der Post 
handeln, nämlich während der Dauer seines Dienst-
verhältnisses, aber nicht notwendig während des 
Dienstes. Nach der Beendigung des Dienstverhält-
nisses gilt Absatz 3. Absatz 1 unterscheidet vier 
Gruppen von Tathandlungen mit zum Teil verschie-
denen Handlungsobjekten. 

Nummer 1 des Absatzes 1 schützt Sendungen 
jeder Art, die der Post zur Übermittlung auf dem 
Post- oder Fernmeldeweg anvertraut worden sind 
und entweder schon zu diesem Zeitpunkt — wie 
z. B. Briefe und Pakete — verschlossen waren oder 
erst danach — wie z. B. Telegramme — von der 
Post verschlossen worden sind. Ausgeschieden 
werden Postkarten, Zahlkarten, die im offenen Um-
schlag be findlichen Drucksachen und Warenproben 
sowie die unter Kreuzband übersandten Druck-
schriften. Der Schutz wird entsprechend § 184 Abs. 1 
sowohl wie im geltenden Recht gegen das Offnen 
als auch im Anschluß an die Entwürfe seit 1922 
(§ 135) dagegen gewährt, daß der Täter sich ohne 
Öffnung des Verschlusses unter Anwendung tech-
nischer Mittel Kenntnis verschafft, also z. B. durch 
Verwendung von Sonden oder Strahlen, während 
das bloße Abtasten ebenso ausgeschieden sein soll 
wie das Aushorchen dritter Personen, denen der 
Inhalt der Sendung bekannt ist. 

Nummer 2 schützt den Post- und Fernmeldever-
kehr der einzelnen Verkehrsteilnehmer vor Indis-
kretionen durch Mitteilung hierüber an andere Per-
sonen. Der Begriff des Postverkehrs umfaßt auch 
die im Rahmen des Postscheckverkehrs beförderten 
Sendungen (Zahlkarten, Zahlungsanweisungen, son-
stigen Mitteilungen zwischen Absender, Empfänger 
und Postamt), aber nicht den Stand des Postscheck-
guthabens. Dieser fällt nicht unter den Begriff des 
Post- und Fernmeldegeheimnisses. Vielmehr steht 
das sogenannte Postscheckgeheimnis dem Bankge-
heimnis gleich, und die Verpflichtung der Bundes-
post zur Geheimhaltung entspricht insoweit derjeni-
gen der Banken und Sparkassen. Die Nummer 2 
erstreckt sich nicht hierauf. Der Schutz wird sowohl 
gegen Mitteilungen über den Inhalt des Post- und 
Fernmeldeverkehrs einer bestimmten Person, z. B. 
über den Inhalt ihrer Sendungen oder Fernge-
spräche, als auch schon — wie die Fassung klar-
stellt — gegen Mitteilungen über die Tatsache eines 
solchen Verkehrs gewährt; denn auch solche Mittei-
lungen können schwerwiegende Indiskretionen be-
deuten, z. B. wenn hierdurch dem Mitteilungsemp-
fänger politische Spitzeldienste geleistet werden. 

Nummer 3 übernimmt den Unterdrückungstat-
bestand des geltenden Rechts für verschlossene wie 
offene Sendungen und geht damit in diesem Zu-
sammenhang wie schon das geltende Recht über den 
Schutz des Post- und Fernmeldegeheimnisses hinaus. 
Doch wird diese Tathandlung wegen des Sachzu-

§ 432 
sammenhanges mit in § 472 geregelt. Der Entwurf 
hält es für erforderlich, sie auch in Zukunft beson-
ders zu erwähnen. Zwar lassen sich die Fälle end-
gültiger Unterdrückung von Sendungen auch unter 
anderen strafrechtlichen Gesichtspunkten (Unter-
schlagung, Sachentziehung, Diebstahl, Untreue, Sach-
beschädigung, Verwahrungsbruch, Urkundenunter-
drückung) ausreichend erfassen. Jedoch sollten im 
Anschluß an die bisherige Rechtsprechung auch 
künftig die Fälle einer nur vorübergehenden Unter-
drückung einbezogen werden, damit das Vertrauen 
der Allgemeinheit in die Sicherheit und Zuverläs-
sigkeit des Post- und Fernmeldeverkehrs auch inso-
weit geschützt bleibt. Daher haben schon die frühe-
ren Entwürfe den Unterdrückungstatbestand auf-
rechterhalten. Ihnen schließt sich die Nummer 3 an. 
In Härtefällen gibt die noch zu erörternde Straf-
drohung einen genügenden Spielraum nach unten. 

Nummer 4 folgt dem geltenden Recht mit dem 
Unterschied, daß Wissentlichkeit nicht mehr vor-
ausgesetzt wird, vielmehr bedingter Vorsatz aus-
reicht. Das entspricht den Vorschlägen der früheren 
Entwürfe und erscheint kriminalpolitisch geboten. 
Zweck der Vorschrift ist, diejenigen Postbedienste-
ten, die das Offnen, Kenntnisverschaffen, Mitteilen 
oder Unterdrücken durch andere Personen gestatten 
oder fördern, als Täter zu erfassen. Namentlich soll 
für sie die in § 31 Abs. 2 für die Beihilfe vorgese-
hene zwingende Strafmilderung entfallen. Soweit 
der ordnungsgemäße Post- oder Fernmeldeverkehr 
es unvermeidbar macht, daß für dritte Personen 
Möglichkeiten für eine Kenntnisnahme oder Einwir-
kung bestehen, z. B. bei der Umladung der Post-
pakete auf den Bahnsteigen, wird von einem „Ge-
statten" nicht gesprochen werden können; im 
übrigen entfällt die Strafbarkeit unter dem Gesichts-
punkt der sogenannten sozialen Adäguanz, auch 
ohne daß dies einer ausdrücklichen Klarstellung 
bedarf. 

In Absatz 1 wird durch das Merkmal „unbefugt", 
das nach dem Sprachgebrauch des Entwurfs nicht 
zum Tatbestand gehört (vgl. die Vorbemerkung zu 
diesem Untertitel), darauf hingewiesen, daß in die-
sem Bereich Rechtfertigungsgründe eine besondere 
Rolle spielen. Neben den allgemeinen Rechtferti-
gungsgründen, z. B. dem rechtfertigenden Notstand 
nach § 39, kommen die für den Post- und Fern-
meldeverkehr vorgesehenen besonderen Rechtferti-
gungsgründe in Betracht, z. B. §§ 99 bis 101 StPO 
für die Beschlagnahme von Post- und Fernmeldesen-
dungen, § 12 des Gesetzes über Fernmeldeanlagen 
vom 14. Januar 1928 (Reichsgesetzbl. I S. 8) für das 
Recht der Gerichte und Staatsanwaltschaften auf 
Auskunft über den Inhalt von Telephongesprächen 
und § 37 der Postordnung i. d. F. vom 30. Januar 
1929 (Reichsgesetzbl. I S. 33) für das Offnen unzu-
stellbarer Sendungen zur Feststellung des Absen-
ders oder für andere betriebsbedingte Eingriffe. 

Die Strafdrohungen nach Absatz 1 (Gefängnis 
bis zu zwei Jahren, Strafhaft oder Geldstrafe) und 
für die besonders schweren Fälle nach § 474 Abs. 1 
Nr. 1 (Gefängnis von drei Monaten bis zu fünf 
Jahren) entsprechen den Strafdrohungen in §§ 471 
und 473. Insoweit wird auf die Begründung zu § 471 
Bezug genommen. 
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§ 473 
Absatz 2 bezieht in den Täterkreis über die in 

Absatz 1 erwähnten Postbediensteten hinaus be-
stimmte Gruppen postfremder Personen ein, die auf 
Grund ihrer beruflichen Tätigkeit die Möglichkeit 
haben, in den dienstlichen Geheimbereich der Post 
einzudringen. Die Regelung des geltenden Rechts in 
§ 355 StGB ist insofern zu eng. Das haben bereits 
die Entwürfe seit 1925 (§ 135) erkannt. Ergänzende 
Strafvorschriften zum Schutze des Fernmeldegeheim-
nisses wurden schon in die §§ 11 und 18 des Ge-
setzes über Fernmeldeanlagen i. d. F. vom 14. Januar 
1928 (Reichsgesetzbl. I S. 8) aufgenommen. Nunmehr 
werden die in Betracht kommenden Gruppen post-
fremder Personen in übersichtlicher Weise aufge-
zählt. 

Nummer 1 erfaßt die durch die Post selbst oder 
mit Ermächtigung der Post durch andere Personen 
oder Dienststellen mit postdienstlichen Verrichtun-
gen betrauten Personen. In Betracht kommen in 
erster Linie die Vertreter der Posthalter, namentlich 
ihre Angehörigen, die von ihnen, besonders im Ur-
laubs- oder Krankheitsfalle, zum Postdienst mit Ge-
nehmigung der Post herangezogen werden. Die 
Posthalter selbst gehören unter Absatz 1. Ihre Ver-
treter stehen jedoch zur Bundespost in keinem Ver-
tragsverhältnis. Gerade sie sind aber für die 
Versuchung, Indiskretionen zu begehen, erfahrungs-
gemäß besonders anfällig. Es ist daher unerläßlich, 
daß die Geheimhaltungspflicht auf sie ausgedehnt 
wird. Ferner fallen unter die Nummer 1 auch die-
jenigen Bundesbahnbeamten, denen neben ihrer 
Bahntätigkeit zugleich die Annahme und Beförde-
rung von Telegrammen der Reisenden obliegt. Auch 
sie stehen nicht im Postdienst, sind aber mit post-
dienstlichen Verrichtungen betraut und sollten daher 
insoweit nicht nach der allgemeinen Regelung des 
§ 471, sondern nach der Sonderregelung des § 472 
strafbar sein. 

Nummer 2 trägt der Tatsache Rechnung, daß es 
heute in großem Umfange Fernmeldeanlagen gibt, 
die nicht der Post gehören, aber dennoch auch dem 
öffentlichen Verkehr dienen. Das postfremde Perso-
nal, das die postfremden Fernmeldeanlagen bedient 
oder beaufsichtigt oder das bei ihrem Betrieb tätig 
ist, muß in die Geheimhaltungspflicht ebenso wie 
die Postbediensteten einbezogen werden. Eine  be 

 sondere Bedeutung haben hier die Seefunkstellen 
der auf hoher See befindlichen Schiffe erlangt. So-
weit das hierbei tätige Personal nicht im Dienst der 
Post steht, wird es ebenfalls durch Nummer 2 erfaßt. 
Die Ausdehnung entspricht den §§ 11 und 18 des 
Gesetzes über Fernmeldeanlagen i. d. F. vom 14. Ja-
nuar 1928 (Reichsgesetzbl. I S. 8). 

Nummer 3 bezieht diejenigen Personen in die 
Geheimhaltungspflicht ein, die mit der Herstellung 
von posteigenen Einrichtungen, mit der Erstellung 
von postfremden, aber dem öffentlichen Verkehr 
dienenden Fernmeldeanlagen oder mit Arbeiten an 
solchen Einrichtungen oder Anlagen betraut sind. 
Vor allem kommen die Angestellten und Arbeiter 
von Privatfirmen in Betracht, die Post- oder Fern-
meldeanlagen für die Post einrichten. Sie gelangen 
dadurch ebenso wie Postbedienstete technisch in die 
Lage, in das Post- oder Fernmeldegeheimnis einzu

-

greifen. Auch solchen Personen gegenüber muß der 
Geheimnisschutz sichergestellt sein. 

Wegen der strafrechtlich erfaßten Tathandlungen 
postfremder Personen verweist Absatz 2 auf Ab-
satz 1, so daß auch insofern das gleiche wie für die 
Postbediensteten gilt. 

Hingegen bleibt die Strafdrohung gegenüber 
postfremden Personen nach Absatz 2 (Gefängnis bis 
zu einem Jahr, Strafhaft oder Geldstrafe) und für 
die besonders schweren Fälle nach § 474 Abs. 1 
Nr. 2 (Gefängnis von drei Monaten bis zu drei Jah-
ren) hinter der Strafdrohung gegenüber den Post-
bediensteten zurück, weil nur diese in einem beson-
deren Treueverhältnis zur Post stehen, das das 
Unrecht ihrer Taten im Verhältnis zu den Taten 
postfremder Personen erhöht. 

Absatz 3 erweitert im Anschluß an Vorschläge 
der Entwürfe seit 1927 (§ 142 Abs. 3) die Tat-
bestände der Absätze 1 und 2 auf Mitteilungen, die 
jemand nach Beendigung des Postdienstes oder 
einer Tätigkeit als postfremde Person im Sinne des 
Absatzes 2 über Angelegenheiten macht, die zur 
Zeit des Postdienstes oder der Tätigkeit vom Ge-
heimnisschutz erfaßt waren. Die Tathandlung, näm-
lich die Mitteilung an andere, wird hier erst nach-
träglich begangen und deshalb nicht von Absatz 1 
oder 2 erfaßt. Jedoch besteht das Geheimnisschutz-
bedürfnis auch hier; es erlischt nicht mit dem Aus-
scheiden des Postbediensteten aus dem Postdienst 
oder mit der Tätigkeit der postfremden Person. Je 
nachdem, ob der Täter ein ehemaliger Postbedien-
steter oder eine postfremde Person nach Beendigung 
der Einsatztätigkeit ist, findet die Strafdrohung des 
Absatzes 1 oder des Absatzes 2 Anwendung. Die 
Regelung entspricht im Ergebnis der in den §§ 471 
und 473, die auch dann anzuwenden sind, wenn der 

Täter bereits aus dem Dienst ausgeschieden ist. 

Wie im geltenden Recht und in den Entwürfen 
von 1909 bis 1925 (§ 135), aber entgegen § 142 Abs. 4 
E 1927/30 ist der Bruch des Post- und Fernmelde-
geheimnisses in § 472 nicht Antragsdelikt, sondern 
von Amts wegen zu verfolgen. Das entspricht der 
besonderen rechtspolitischen Bedeutung des Post-
und Fernmeldegeheimnisses, wie sie auch in dessen 
Gewährleistung durch Artikel 10 GG zum Ausdruck 
kommt. Demgegenüber müssen die Erwägungen 
zurücktreten, die dazu geführt haben, die Strafver-
folgung in den Fällen des § 471 von einem Straf-
antrag abhängig zu machen. 

§ 473 
Bruch des Steuergeheimnisses 

Der Bruch des Steuergeheimnisses wird im gelten-
den Recht nicht im Strafgesetzbuch, sondern in der 
Reichsabgabenordnung (AO) (§ 412 in Verbindung 
mit § 22 Abs. 2, § 310) geregelt. Doch haben alle Ent-
würfe seit 1927 (§ 143) die Übernahme der Bestim-
mung in das Strafgesetzbuch mit Rücksicht darauf 
vorgeschlagen, daß es sich hierbei um eine beson-
ders wichtige Sonderregelung zu der allgemeinen 
Vorschrift über den Bruch des Dienstgeheimnisses 
handelt, die mit dieser sachlich eng zusammenhängt 
und daher auch gesetzlich zusammen geregelt 
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werden sollte. Aus diesen Gründen und im Hinblick 
darauf, daß der Entwurf auch sonst die für die All-
gemeinheit besonders wichtigen Vorschriften des 
Nebenstrafrechts grundsätzlich in das Strafgesetz-
buch übernimmt, tut er dies auch mit der Vorschrift 
über den Bruch des Steuergeheimnisses. Durch die 
Einordnung in den Titel über die Straftaten gegen 
den öffentlichen Dienst, und zwar in den Zwischen-
titel über die Verletzung des dienstlichen Geheim-
bereichs, wird angedeutet, daß als Rechtsgut einer-
seits das Interesse der Allgemeinheit an der 
Verschwiegenheit der Amtsträger und gewisser Grup-
pen anderer Personen in Steuersachen, andererseits 
aber sowohl das Geheimhaltungsinteresse des Steu-
erpflichtigen selbst als auch das Besteuerungsinter-
esse (vgl. z. B. RGSt. 65, 45) geschützt werden. Im 
Entwurf des Einführungsgesetzes wird zu klären 
sein, ob der Bruch des Steuergeheimnisses künftig 
wie bisher (vgl. RGSt. 71, 74) noch als Steuerver-
gehen im Sinne des § 392 der Reichsabgabenordnung 
mit den Folgen nach §§ 421 ff. AO anzusehen ist. 

In der Überschrift wird der Begriff des Steuer-
geheimnisses verwendet. Er ist im Grundgesetz 
nicht enthalten, sondern aus § 22 AO übernommen, 
wo die geheimzuhaltenden Tatsachen („Verhältnisse 
eines Steuerpflichtigen", „Inhalt von Verhandlun-
gen", „Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis") im we-
sentlichen sowie in § 473 beschrieben sind. Die 
Frage, ob solche Tatsachen nur dann geschützt 
werden, wenn sie ein „Geheimnis" im materiellen 
Sinne der §§ 185, 186 und 471 sind, wird durch die 
Fassung der Nummer 3 des § 473 für den dort be-
handelten Fall bejaht, nicht hingegen für die Num-
mern 1 und 2. Insoweit geht der Entwurf davon aus, 
daß, wie es bereits der Auslegung des § 22 AO 
entspricht, ein Geheimnis im materiellen Sinne zwar 
gebrochen werden kann; jedoch ist das begrifflich 
nicht notwendig und auch nicht aus dem Begriff 
des Offenbarens zu schließen. Vielmehr entspricht 
es dem Zweck der Vorschrift, den Schutz lückenlos 
zu halten und die Nachprüfung zu erübrigen, ob 
die Tatsache bereits einem nicht näher abgegrenzten 
Personenkreis bekannt war oder nicht. 

Der Täterkreis wird nach den Absätzen 1 und 3 
auf Amtsträger und für den öffentlichen Dienst be-
sonders Verpflichtete im Sinne des § 10 Nr. 4 und 7, 
ferner auf die (im Unterschied zu den dort in Nr. 7 
erwähnten Personen) amtlich zugezogenen Sach-
verständigen ohne Rücksicht darauf, ob sie förmlich 
verpflichtet sind, sowie auf die Träger von Ämtern 
der Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts 
begrenzt. Durch die allgemeine Einbeziehung der 
besonders Verpflichteten wird der Schutz gegenüber 
dem geltenden Recht erweitert. Das entspricht der 
Regelung in § 471 und erscheint kriminalpolitisch 
geboten. Die übrigen Tätergruppen werden bereits 
in § 22 Abs. 2 und 3 AO erfaßt. Die Fassung des 
Absatzes 1 stellt klar, daß das Tätermerkmal nach 
Absatz 1 oder 3 zu der Zeit vorliegen muß, zu 
welcher der Täter von der geheimzuhaltenden Tat-
sache nach Nummer 1 oder 3 des Absatzes 1 Kennt-
nis erhielt oder zu der er an dem Verfahren nach 
Nummer 2 des Absatzes 1 beteiligt war. Im Zeit-
punkt des Offenbarens oder Verwertens braucht 
das Tätermerkmal nicht mehr gegeben zu sein. In- 

§ 473 
soweit entspricht die Regelung dem § 471 und dem 
§ 472 Abs. 3. Es ist auch heute bereits zu § 22 AO 
allgemeine Auffassung, daß die Geheimhaltungs-
pflicht zeitlich unbegrenzt gilt. 

Die Tathandlungen werden in Absatz 1 im we-
sentlichen in Übereinstimmung mit § 22 Abs. 2 AO 
beschrieben. Abweichungen bestehen in folgender 
Hinsicht: 

In Nummer 1 wird zwar wie bisher der Begriff 
des Steuerpflichtigen verwendet. Jedoch stellt Ab-
satz 2 klar, daß unter diesen Begriff nicht nur im 
Sinne des § 97 AO die materiell Steuerpflichtigen, 
d. h. die Steuerschuldner, sondern auch die nur for-
mell Steuerpflichtigen fallen, d. h. solche Personen, 
die zwar von einem der in Nummer 1 bezeichneten 
Verfahren betroffen, aber insofern irrtümlich als 
Steuerschuldner angesehen worden waren, als bei 
ihnen eine Steuerschuld nicht nachzuweisen ist. 

In Nummer 2 wird der Begriff der Steuersache 
des § 22 Abs. 2 Nr. 2 AO durch die ausdrückliche 
Erwähnung des Besteuerungsverfahrens und Steuer-
strafverfahrens aus der Nummer 1 ergänzt. Dadurch 
soll die Streitfrage, ob der Begriff der Steuersache 
auch die Steuerstrafsache umfaßt, gegenstandslos 
werden. Andererseits wird der Oberbegriff der 
Steuersache in Nummer 2 aufgeführt, weil hier nicht 
nur die Verhandlungen, die einen einzelnen Steuer-
fall betreffen, erfaßt werden sollen, sondern auch 
Verhandlungen allgemeiner Art, wie z. B. über die 
Festlegung von Durchschnittssätzen. Der Inhalt sol-
cher Verhandlungen ist ebenfalls schutzbedürftig. 
Bedeutung hat die Nummer 2 stets nur für denjeni-
gen Verhandlungsinhalt, der nicht bereits unter 
Nummer 1 fällt. 

In Nummer 3 tritt dadurch, daß alle bereits 
in Nummer 1 aufgezählten Verfahren einbezogen 
werden, eine Erweiterung gegenüber § 22 Abs 1 
Nr. 3 AO ein. Denn nunmehr wird auch der Fall er-
faßt, daß ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis 
nicht in einem Besteuerungsverfahren oder Steuer-
strafverfahren, sondern in einem „anderen" Ver-
fahren auf Grund der Mitteilung der Steuerbehörde 
einem Amtsträger oder einer in Absatz 3 genannten 
Person bekannt wird. Praktische Bedeutung kann 
die Regelung besonders für die in einem solchen 
Verfahren, z. B. in einem Zivilprozeß, amtlich zu-
gezogenen Sachverständigen gewinnen, die hier ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis auf Grund der 
Mitteilung der Steuerbehörde erfahren. Der Schutz 
gegen Verwertung nach Nummer 3 sollte den glei-
chen Umfang haben wie der Schutz gegen Offen-
barung nach Nummer 1. Die Verwendung des Be-
griffes „bekannt geworden" in Nummer 3 schließt 
sich an den Wortlaut der §§ 185, 186 und 471 an 
und bedeutet nur eine Vereinfachung der Fassung, 
aber keine inhaltliche Änderung gegenüber dem 
geltenden Recht. 

In Absatz 1 wird ebenso wie in § 472 durch das 
Merkmal „unbefugt", daß nach dem Sprachgebrauch 
des Entwurfs kein Tatbestandsmerkmal ist, darauf 
hingewiesen, daß in diesem Bereich Rechtfertigungs-
gründe eine besondere Rolle spielen. Neben den 
allgemeinen Rechtfertigungsgründen, z. B. dem recht-
fertigenden Notstand nach § 39, kommen für den 
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§ 474  

Steuerbereich auch besondere Rechtfertigungsgründe 
in Betracht, z. B. § 36 Abs. 3, §§ 385, 390 Abs. 3 AO, 
§ 125a Abs. 2 des Gesetzes über die Angelegenhei-
ten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, § 2 der Straf-
registerverordnung und § 27 der Verordnung über 
die Fürsorgepflicht vom 13. Februar 1924 (Reichs-
gesetzbl. I  S. 100). 

Die S t r a f d r o hu n g en  nach Absatz 1 (Gefängnis 
bis zu zwei Jahren, Strafhaft oder Geldstrafe) und 
für die besonders schweren Fälle nach § 474 Abs 1 
Nr. 1 (Gefängnis von drei Monaten bis zu fünf Jah-
ren) entsprechen den Strafdrohungen in §§ 471 und 
472 Abs. 1. Insoweit wird auf die Begründung zu 
§ 471 Bezug genommen. Auf eine Abstufung der 
Strafdrohung für die amtlich zugezogenen, aber nicht 
im Sinne des § 10 Nr. 7 förmlich besonders verpflich-
teten Sachverständigen und für die Träger von 
Ämtern der Religionsgesellschaften des öffentlichen 

Rechts verzichtet der Entwurf. Zwar sind diese Per-
sonengruppen den in § 472 Abs. 2 und § 474 Abs. 1 
Nr. 2 unter mildere Strafrahmen gestellten post-
fremden Personen insofern vergleichbar, als hier 
überal das Treueverhältnis zum Staat fehlt. Jedoch 
stehen die in § 473 Abs. 3 genannten Täter nach Art 
ihrer Ausbildung und Tätigkeit den Amtsträgern 
im allgemeinen wesentlich näher als die Täter des 
§ 472 Abs. 2, so daß in § 473 eine Abstufung der 
Strafrahmen nach den Tätergruppen entbehrlich er-
scheint. 

Während der Bruch des Steuergeheimnisses nach 
der Regelung des geltenden Rechts nur bei Verwirk-
lichung des Grundtatbestandes (§ 412 Abs. 1 AO) 
ein Antragsdelikt, hingegen bei Verwirklichung des 
erschwerenden Tatbestandes der Begehung aus Eigen-
nutz oder in Schädigungsabsicht (§ 412 Abs. 2 AO) 
von Amts wegen zu verfolgen ist, macht Absatz 4 
die Strafverfolgung durchgehend, also auch für die 
besonders schweren Fälle nach § 474 Abs. 1 Nr. 1, 
von einem Antrag abhängig. Dadurch wird die Rege-
lung den §§ 186 und 471 angeglichen und von § 472 
abgehoben. Der Grund hierfür liegt darin, daß dem 
Willen der Beteiligten hinsichtlich der Regelung der 
Rechtsbeziehungen und hinsichtlich der Lösung der 
Streitfragen im Verhandlungswege in Steuersachen 
eine weitaus größere Bedeutung zukommt als im 
Post- und Fernmeldeverkehr, dem namentlich durch 
die hierfür im Grundgesetz vorgesehene Ver-
fassungsgarantie eine Sonderstellung eingeräumt 
ist. Zwar ist auch beim Bruch des Steuergeheim-
nisses, wie eingangs dargelegt, das Interesse der 
Allgemeinheit an der Verschwiegenheit der Amts-
träger und der ihnen hier gleicshtellbaren Gruppen 
anderer Personen von Bedeutung. Jedoch spielen 
hier auch das Geheimhaltungsinteresse des Steuer-
pflichtigen und damit sein persönlicher Lebens- und 
Geheimbereich eine so große Rolle, daß ihr die 
Antragsregelung Rechnung tragen sollte. Als 
Antragsberechtigte führt Absatz 4 einerseits den 
Dienstvorgesetzten oder bei Taten amtlich zu-
gezogener Sachverständiger, die keinen Dienst-
vorgesetzten haben, den Leiter der betroffenen 
Behörde und andererseits den Verletzten neben-
einander auf. Welcher Dienstvorgesetzte im Einzel-
fall den Antrag stellen kann, ergibt sich aus § 122. 
Der Begriff des Verletzten wird in Absatz 4 ebenso 
wie in §§ 182 bis 186 verwendet. Als Verletzter 

kommen in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 
der Steuerpflichtige im Sinne des Absatzes 2 und im 
Falle des Absatzes 1 Nr. 3 der Geschützte in Frage. 

§ 474  
Besonders schwere Fälle 

Die Vorschrift enthält eine auf alle Straftaten 
gegen den dienstlichen Geheimbereich bezogene 
Regelung der besonders schweren Fälle. 

Absatz 1 sieht insoweit Erhöhungen der in den 
§§ 471 bis 473 vorgesehenen Regelstrafrahmen vor. 
Gemeinsam ist den Strafdrohungen für besonders 
schwere Fälle, daß Geldstrafe und Strafhaft hier 
nicht mehr angedroht werden, weil sie dem erhöh-
ten Unrechtsgehalt der Tat grundsätzlich nicht ent-
sprechen werden, und daß das Mindestmaß der 
Gefängnisstrafe entsprechend der Regelung in § 185 
Abs. 5, § 186 Abs. 2 auf drei Monate heraufgesetzt 
ist. Hingegen wird das Höchstmaß der Gefängnis-
strafe abgestuft. 

In Nummer 1 wird es für die Fälle der §§ 471, 472 
Abs. 1 und § 473 auf fünf Jahre festgesetzt. Den 
Fällen ist gemeinsam, daß die Täter hier zugleich 
gegen die Treuepflicht verstoßen, die durch ihr 
öffentliches Dienstverhältnis begründet ist. Der Ge-
sichtspunkt trifft allerdings nicht für die in § 473 
Abs. 3 erwähnten amtlich zugezogenen Sachverstän-
digen zu, die nicht für den öffentlichen Dienst 
besonders verpflichtet sind, ebensowenig für die 
Träger von Ämtern der Religionsgesellschaften des 
öffentlichen Rechts. Jedoch ist bereits in der Begrün-
dung zu § 473 darauf hingewiesen, daß diese Per-
sonengruppen auf Grund ihrer Ausbildung den 
Amtsträgern gleichgestellt werden können. Auf 
Grund ihrer besonderen Stellung wiegt auch ihre 
Pflichtverletzung ähnlich schwer. Das Höchstmaß der 
angedrohten Gefängnisstrafe liegt über demjenigen 
des § 185 Abs. 5 und des § 186 Abs. 2. Hierdurch 
kommt zum Ausdruck, daß der Unrechtsgehalt der 
besonders schweren Fälle bei Verletzungen des 
dienstlichen Geheimbereichs grundsätzlich größer ist 
als bei Verletzungen des privaten Geheimbereichs. 
Daß die in § 353b Abs. 1 StGB für die besonders 
schweren Fälle des Bruches des Dienstgeheimnisses 
vorgesehene Zuchthausstrafe mit den Grundsätzen 
des Entwurfs über die Verwendung dieser Strafart 
unvereinbar wäre, ist bereits in der Begründung zu 
§ 471 ausgeführt. 

In Nummer 2 ist für die in § 472 Abs. 2 genannten 
postfremden Personen, weil sie den Amtsträgern 
wesentlich ferner stehen, das Höchstmaß der Ge-
fängnisstrafe in Übereinstimmung mit § 185 Abs. 5 
und § 186 Abs. 2 auf drei Jahre festgesetzt. Das er-
scheint hier auch für besonders schwere Fälle aus-
reichend. 

Absatz 2 führt als Regelbeispiele für besonders 
schwere Fälle das Handeln gegen Entgelt, in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern, oder 
in Schädigungsabsicht an. Die Aufzählung entspricht 
§ 183 Abs. 4 Satz 2, § 185 Abs. 5 und § 186 Abs. 2. 
Damit sind die typischen Fälle erfaßt, die in der 
Regel jede der in Betracht kommenden Tathandlungen 
als besonders verwerflich erscheinen lassen. Der 
Entwurf sieht aber davon ab, in diesen Fällen eine 
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Strafschärfung vorzuschreiben. Denn auch hier kann 
im Einzelfall der Schuldgehalt — etwa wegen der 
geringen Höhe des Entgelts oder wegen der Un-
wesentlichkeit des beabsichtigten Vorteils oder 
vielleicht auch des beabsichtigten Schadens — so 
erheblich vermindert sein, daß die Anwendung des 
Grundstrafrahmens zu gerechteren Ergebnissen 
führt. 

Darauf, da.ß die Taten nach §§ 471 und 473 auch 
bei Annahme eines besonders schweren Falles 
Antragsdelikte bleiben, ist bereits in der Begrün-
dung zu diesen Vorschriften hingewiesen. 

Nebenstrafen werden für alle besonders schweren 
Fälle des § 474 in § 477 zugelassen. Auf die Begrün-
dung zu § 477 wird Bezug genommen. 

Weitere Vorschriften 
Der letzte Teil des Titels über die Straftaten 

gegen den öffentlichen Dienst enthält zunächst zwei 
Tatbestände, die zwar auch den öffentlichen Dienst 
schützen, aber systematisch nicht unter die anderen 
Untertitel passen: Den Vertrauensbruch im aus-
wärtigen Dienst (§ 475) sowie das Erheben nicht-
geschuldeter Abgaben und das Vorenthalten von 
Zahlungen (§ 476). Ferner bringt der letzte Unter-
titel eine Vorschrift über Nebenstrafen, die für alle 
drei vorangegangenen Zwischentitel Bedeutung hat. 
Eine solche Zusammenfassung der Regelung der 
Nebenstrafen vermeidet Wiederholungen und emp-
fiehlt sich daher aus technischen Gründen. 

§ 475 
Vertrauensbruch im auswärtigen Dienst 

Die Vorschrift ersetzt den § 353a StGB und stimmt 
mit ihm im wesentlichen überein. Die geltende Fas-
sung beruht auf Artikel 2 Nr. 10 des 1. Strafrechts-
änderungsgesetzes vom 30. August 1951 (Bundes-
gesetzbl. I S. 739). Daß damals die Vorschrift, die 
durch Artikel I des Kontrollratsgesetzes aufgehoben 
worden war und als sogenannter Arnimparagraph 
bekannt ist, in neuer Fassung wieder in das Straf-
gesetzbuch aufgenommen wurde, hatte seinen Grund 
lediglich darin, daß auf die Vorschrift um ihrer vor-
beugenden Wirkung willen nicht verzichtet werden 
sollte. Aus dem gleichen Grunde nimmt auch der 
Entwurf die Bestimmung wieder auf, obwohl keine 
Verurteilungen nach § 353a StGB nachgewiesen 
sind. 

Gegenüber der geltenden Fassung bringt der Ent-
wurf lediglich folgende Änderungen: 

Der Täterkreis wird insofern etwas anders be-
zeichnet, als neben den Vertretern der Bundesrepu-
blik gegenüber einer fremden Regierung nunmehr 
nicht die Vertreter „gegenüber einer Staatengemein-
schaft oder einer zwischenstaatlichen Einrichtung" 
genannt werden, sondern von den Vertretern 
„gegenüber einer über- oder zwischenstaatlichen 
Einrichtung" die Rede ist. Das entspricht dem 
Sprachgebrauch des Entwurfs. Auf § 392 und auf die 
Vorbemerkung zum 2. Titel des 6. Abschnitts wird 
insoweit Bezug genommen. 

Der Entwurf führt die beiden Untertatbestände 
des diplomatischen Ungehorsams und des diploma-

§ § 475, 476 
tischen Falschberichts einmal zur besseren Über-
sichtlichkeit in getrennten Nummern auf, zum 
anderen, um klarzustellen, daß nur für den Fall des 
diplomatischen Ungehorsams ein wissentliches Han-
deln vorausgesetzt wird. Nach geltendem Recht 
genügt hier Vorsatz in jeder Form. Jedoch erfüllt 
ein Handeln mit bedingtem Vorsatz nicht den 
Unrechtsgehalt der Tat, auf den die Vorschrift be-
schränkt bleiben sollte. Daher ist das Merkmal der 
Wissentlichkeit bereits in § 141 E 1930 aufgenom-
men und in § 119 E 1936 beibehalten worden. Dem 
schließt sich § 475 an. 

Während die Strafdrohung bisher Gefängnis 
bis zu fünf Jahren beträgt, droht der Entwurf Ge-
fängnis bis zu drei Jahren oder Strafhaft an. Das 
Höchstmaß von drei Jahren reicht nach dem Un-
rechtsgehalt der Tat aus. Handelt der Vertreter bei 
einem Staatsgeschäft absichtlich oder wissentlich 
zum Nachteil der Bundesrepublik, so finden die 
Strafdrohungen wegen landesverräterischer Untreue 
nach § 392 Anwendung. Die Wahlandrohung von 
Strafhaft erscheint in § 475 am Platze, um Verstöße 
von geringerem Gewicht, die zu keinen schwer-
wiegenden Folgen geführt haben, mit einer ange-
messenen Strafe erfassen zu können. 

§ 476 
Erheben nichtgeschuldeter Abgaben; 

Vorenthalten von Zahlungen 
Die Vorschrift tritt an die Stelle der umständ-

lichen, unklaren und zu weit gehenden Regelung in 
§§ 352 und 353 StGB. Sie lehnt sich an die Entwürfe 
von 1909 (§ 204) bis 1930 (§ 136) an, bringt aber 
auch ihnen gegenüber einige nicht unerhebliche 
Änderungen. 

Rechtsgut der Vorschrift ist, wie ihre systema-
tische Einordnung und ihre Fassung erkennen 
lassen, in erster Linie der öffentliche Dienst, der 
gegen die Beeinträchtigung der staatlichen Autori-
tät bei der Abwicklung öffentlich-rechtlicher Forde-
rungen oder Zahlungsverpflichtungen geschützt 
werden soll, und demgemäß zugleich das Vertrauen 
der Allgemeinheit in die ordnungsgemäße Abwick-
lung solcher Forderungen und Verpflichtungen durch 
die Amtsträger. Daneben schützt die Vorschrift auch 
das Vermögen der betroffenen Personen. 

Der Täterkreis umfaßt nach Absatz 1 die Amts-
träger im Sinne des § 10 Nr. 4. Er wird im Unter-
schied zum geltenden Recht erweitert, insofern nach 
Absatz 3 die Träger von Ämtern der Religions-
gesellschaften des öffentlichen Rechts hinsichtlich 
ihrer Tätigkeit zur Festsetzung und Erhebung der 
Kirchensteuern einbezogen werden. Das entspricht 
§ 148 Abs. 1 in Verbindung mit § 136 E 1927/1930 
mit der Abweichung, daß Absatz 3 die Gleichstel-
lung nur hinsichtlich der Kirchensteuern vorsieht, 
während sonstige Gebühren der Religionsgesell-
schaften, z. B. für die Inanspruchnahme kirchlicher 
Friedhöfe oder für die Ausstellung kirchlicher 
Urkunden, nicht erfaßt werden sollen. Andererseits 
engt der Entwurf den Täterkreis insofern ein, als 
§ 352 StGB ersatzlos gestrichen wird und dadurch 
die dort aufgeführten Anwälte und sonstigen Rechts-
beistände aus dem Täterkreis ausgeschieden wer-
den. Auch das entspricht den Vorschlägen der Ent-
würfe. 
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§ 476 

§ 352 StGB geht davon aus, daß der Täter die 
Vergütungen zu seinem Vorteil zu erheben hat, also 
zu seinen Gunsten handelt. § 353 StGB setzt nicht 
nur voraus, daß der Beamte Abgaben zu Unrecht 
erhebt, sondern daß er das Erhobene außerdem 
mindestens teilweise nicht zur Kasse bringt, also 
ebenfalls eigennützig oder doch zuungunsten der 
öffentlichen Kasse handelt. Nach dem Entwurf er-
scheint es gerechtfertigt, den Täter in allen diesen 
Fällen nach dem rechtlichen Gesichtspunkt des Be-
trugs zu beurteilen, dessen Tatbestand in aller 
Regel verwirklicht sein wird. Eine Besserstellung 
durch eine Sondervorschrift, wie § 352 StGB sie dar-
stellt, ist nicht am Platze. Der Entwurf verzichtet 
daher auf eine Vorschrift dieser Art. Auf der ande-
ren Seite erscheint auch eine Strafschärfung durch 
eine Sondervorschrift, wie § 353 StGB sie darstellt, 
nicht erforderlich. Fälle dieser Art können, entgegen 
den Vorschlägen früherer Entwürfe, durch die Be-
trugsvorschriften ausreichend erfaßt werden. Vielfach 
wird dann ein besonders schwerer Fall nach § 253 
anzunehmen sein. Hingegen erfaßt das geltende 
Recht den Fall, daß ein Amtsträger — etwa aus 
verfehltem Übereifer — eine Abgabe ausschließlich 
zugunsten einer öffentlichen Kasse zu Unrecht er-
hebt, regelmäßig als Betrug. Das ist nach Auffassung 
des Entwurfs zu hart. Daher bedroht er diesen und 
den ihm entsprechenden Fall, daß ein Amtsträger 
dem Berechtigten zugunsten einer öffentlichen Kasse 
Zahlungen zu Unrecht vorenthält, in Übereinstim-
mung mit den früheren Entwürfen in der Sonder-
vorschrift des § 476 mit einer Strafe, die zwar dem 
Strafmaß des § 252 entspricht, aber den Täter nicht 
als Betrüger abstempelt und eine Schärfung im 
Sinne des § 253 nicht zuläßt. Die Anwendung der 
Betrugsvorschriften ist also in den Fällen des § 476 
grundsätzlich ausgeschlossen. Zu der Frage, ob aus-
nahmsweise dann, wenn der Täter eine über die 
Tatbestandsverwirklichung zu § 476 hinausgehende 
Täuschung begeht, Tateinheit mit Betrug gegeben 
sein kann, nimmt der Entwurf nicht Stellung; die 
Klärung solcher seltener Fälle kann der Recht-
sprechung überlassen bleiben. 

Im übrigen ist zu den einzelnen Merkmalen der 
Vorschrift zu bemerken: 

In Absatz 1 wird der Anwendungsbereich der 
Vorschrift auf „Steuern, andere Abgaben, Gebühren 
oder andere Vergütungen" beschränkt. Die Fassung 
weicht von § 353 StGB ab, um klarzustellen, daß 
einerseits die Abgaben, andererseits die Vergütun-
gen als Oberbegriff aufzufassen sind. Unter die 
Abgaben fallen außer den Steuern auch Gebühren 
für besondere Inanspruchnahme der Verwaltung 
und Beiträge (Vorzugslasten), die in § 1 Abs. 1 der 
Reichsabgabenordnung genannt sind. Diese Unter-
arten erwähnt der Entwurf nicht. Vielmehr ist der 
von ihm verwendete Begriff der Gebühr im weiteren 
Sinne unter Ausschluß der Abgaben zu verstehen. 
Er umfaßt z. B. die Gebühren der Notare, Gerichts-
vollzieher oder beamteten Tierärzte. In diesem 
Sinne ist die Gebühr eine Unterart der Vergütung. 
Als Vergütung faßt der Entwurf im Anschluß an 
die Rechtsprechung dasjenige Entgelt auf, das für 
die Vornahme einer Diensthandlung (vgl. § 11 Abs. 1 
Nr. 4) zu entrichten, dem Grunde und Betrage nach 
allgemein festgelegt und von dem Amtsträger nach 

den einschlägigen Vorschriften zu berechnen ist 
(vgl. BGHSt. 4, 235). Dazu gehören außer den Ge-
bühren insbesondere die nach den  Kostengesetzen 
zu erstattenden Auslagen. Als Tathandlung wird in 
Absatz 1 außer dem Erheben auch schon das Fest-
setzen erfaßt. Das geht über das geltende Recht 
und die Entwürfe hinaus, hat aber den Vorzug, daß 
hierdurch die in den Entwürfen seit 1913 vorge-
sehene Bestrafung des Versuchs entbehrlich wird. 
Während aber das geltende Recht eine doppelte 
Tathandlung erfordert, nämlich außer dem Erheben 
der Abgabe oder Vergütung noch voraussetzt, daß 
der Amtsträger das Erhobene ganz oder teilweise 
nicht zur Kasse bringt, streicht der Entwurf dieses 
zweite Erfordernis. Für den Tatbestand genügt nun-
mehr das Erheben oder Festsetzen. Liefert der Amts-
träger das Erhobene nicht ab, so liegt, wenn sein 
Vorsatz von vornherein hierauf ging, Betrug (§ 252) 
vor. Hatte er ursprünglich die Absicht, das Erhobene 
abzuliefern, faßt er aber nach dem Eingang den Ent-
schluß, es zu behalten, so tritt zu der Abgaben-
überhebung eine Unterschlagung hinzu (§ 240). Das 
bedarf keiner ausdrücklichen Klarstellung. 

Absatz 2 regelt den Fall der sogenannten Lei-
stungsverkürzung einfacher und insofern enger als 
das geltende Recht (§ 353 Abs. 2 StGB), als er sich 
nur noch auf öffentlich-rechtliche Zahlungsverpflich-
tungen bezieht, also z. B. auf Leistungen auf Grund 
der Sozialversicherungs- oder Wiedergutmachungs-
gesetze. Ausgeschieden werden die bürgerlich-recht-
lichen Zahlungsverpflichtungen des Staates, z. B. die 
Verpflichtungen aus Anschaffungen für die Aus-
stattung von Behörden oder für den Kauf von Waf-
fen für die Bundeswehr. In diesem Bereich handelt 
der Amtsträger mit der Privatperson auf gleicher 
Ebene. Es müssen daher für beide Teile die gleichen 
Bestimmungen gelten; für eine Sonderregelung be-
steht insoweit kein Grund. Wie in Absatz 1 wird 
bereits die Festsetzung über das geltende Recht 
hinaus als Tathandlung erfaßt und hierdurch die 
Strafbarkeit des Versuches entbehrlich. Wiederum 
ersetzt der Entwurf die zweiteilige Tathandlung des 
geltenden Rechts durch eine einheitliche Tathand-
lung, das Festsetzen oder Erfüllen der Zahlungs-
verpflichtung unter rechtswidrigen Abzügen. Ge-
strichen ist das Merkmal, daß der Amtsträger bei 
der Abrechnung gegenüber der Behörde eine voll-
ständige Erfüllung der Leistungspflicht in Rechnung 
stellt. Hierauf kann es in dem hier geregelten Falle, 
daß der Amtsträger ausschließlich zugunsten der 
öffentlichen Kasse handelt, nicht ankommen. Han-
delt der Amtsträger eigennützig, dann kommen 
ebenso wie im Falle des Absatzes 1 die Vorschriften 
über Betrug oder Unterschlagung zur Anwendung. 

Sowohl in Absatz 1 als auch in Absatz 2 wird ein 
wissentliches Handeln des Amtsträgers vorausge-
setzt, also bedingter Vorsatz als nicht genügend 
angesehen. Das bedeutet eine Klarstellung gegen-
über der undeutlichen geltenden Fassung und ent-
spricht den Vorschlägen der Entwürfe seit 1909. 
Wollte man den bedingten Vorsatz genügen lassen, 
so liefen viele Amtsträger Gefahr, schon dann 
wegen Abgabenüberhebung bestraft zu werden, 
wenn sie sich z. B. auf Richtlinien ihrer Behörde 
stützen, von denen sie wissen, daß sie in einem 
gerichtlichen Urteil nicht gebilligt worden sind. Die 
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Einbeziehung des bedingten Vorsatzes würde auf 
die Tätigkeit der Amtsträger in unerwünschter 
Weise lähmend wirken. 

Die Strafdrohung (Gefängnis bis zu drei Jah-
ren, Strafhaft oder Geldstrafe) entspricht nach Art 
und Höhe der Freiheitsstrafen der Strafdrohung 
gegen Betrug nach § 252. Sie reicht aus, um auch 
etwaige besonders schwere Fälle zu erfassen. Daß 
§ 476 wahlweise auch Geldstrafe androht, ist im 
Hinblick darauf geboten, daß der Täter hier stets 
uneigennützig handelt und der Unrechtsgehalt der 
Tat auch im übrigen gering sein kann. 

§ 477 
Nebenstrafen 

Die Vorschrift bringt eine besondere Regelung 
der Nebenstrafen im Sinne des § 56 Abs. 1 Nr. 2. 
Sie bezieht sich auf den ganzen 8. Titel und 
legt zusammenfassend fest, für welche Straftaten 
dieses Titels und neben welchen Hauptstrafen das 
Gericht die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu beklei-
den, und die Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen 
Wahlen zu erlangen, aberkennen kann. Die Rege-
lung bedeutet eine Einschränkung der Aberkennung 
gegenüber dem geltenden Recht (§§ 32, 35, 358 
StGB). Sie läßt erkennen, daß nur die schwereren 
Straftaten gegen den öffentlichen Dienst mit einer 
so weittragenden Rechtsfolge verbunden werden 
sollen. Dieser Grundgedanke kommt auf doppelte 
Weise zum Ausdruck. 

Einmal trifft das Gesetz selbst die erschöpfende 
Auswahl unter den Straftaten dieses Titels, bei 
denen eine Aberkennung in Betracht kommt und 
nicht bereits — wie im Falle des § 461 Abs. 2 bei 
Annahme eines minder schweren Falles und Ver-
urteilung zu mindestens einem Jahr Gefängnis — 
nach § 56 Abs 1 Nr 1 zulässig ist. Als solche Straf-
taten zählt § 477 auf: Die Bestechlichkeit in den 
Fällen der Pflichtwidrigkeit der Handlung (§ 460 
Abs. 2, § 462 Abs. 2), die Bestechung in den Fällen 
der Pflichtwidrigkeit der Handlung (§§ 463, 464 
Abs. 2 bis 4, § 465), das Erschleichen eines Amtes 
(§ 468), die besonders schweren Fälle der Verlet-
zung des dienstlichen Geheimbereichs (§ 474), den 
Vertrauensbruch im auswärtigen Dienst (§ 475) 
und das Erheben nichtgeschuldeter Abgaben sowie 
das Vorenthalten von Zahlungen (§ 476). 

Darüber hinaus bestimmt § 477, daß nicht bereits 
jede der aufgezählten Straftaten die Aberkennung 
ermöglicht, sondern diese von der weiteren Voraus-
setzung einer im Einzelfall verhängten Gefängnis-
strafe von mindestens einem Jahr abhängt. Erst 
wenn für die Tat eine so hohe Strafe verhängt wird, 
hält der Entwurf mit Rücksicht auf den hohen 
Schuldgehalt der Tat die vorgesehene schwerwie-
gende Nebenstrafe bei den in Betracht kommenden 
Taten für vertretbar. 

Sechster Abschnitt 
STRAFTATEN 

GEGEN DIE VÖLKERGEMEINSCHAFT 

Nach den für die Gliederung des Stoffes maß-
gebenden Grundsätzen, die in der Einleitung der 
Begründung zum Besonderen Teil erläutert sind, 

§§ 477-479 

bilden die Straftatbestände zum Schutz der Völker-
gemeinschaft den Schluß des Entwurfs. Sie werden 
deshalb im 6. und zugleich letzten Abschnitt des 
Besonderen Teils zusammengefaßt. Der 1. Titel 
enthält die Vorschriften über den Völkermord, die 
im geltenden Strafgesetzbuch zwar in dem Abschnitt 
„Verbrechen und Vergehen wider das Leben" unter-
gebracht sind (§ 220a StGB), dort aber als Fremd-
körper wirken. Alle Handlungen, die den Tat-
bestand des Völkermordes erfüllen, richten sich 
nicht in erster Linie gegen das Leben des einzelnen, 
sondern gegen das ganzer Menschengruppen; als 
geschütztes Rechtsgut steht deshalb das Zusammen-
leben der Menschen in der Völkergemeinschaft im 
Vordergrund. Der 2. Titel des Abschnitts befaßt sich 
mit den Straftaten gegen ausländische Staaten und 
gegen über- oder zwischenstaatliche Einrichtungen. 

Erster Titel 

Völkermord 
Nach Artikel V der Konvention vom 9. Dezember 

1948 über die Verhütung und Bestrafung des Völ-
kermordes, der die Bundesrepublik Deutschland 
durch Gesetz vom 9. August 1954 (Bundesgesetzbl. II 
S. 729) beigetreten ist, sind die vertragschließen-
den Parteien verpflichtet, in Übereinstimmung mit 
ihren jeweiligen Verfassungen wirksame Strafen 
für Personen vorzusehen, die sich einer Ausrottung 
im Sinne der Artikel II und III der Konvention 
schuldig machen. Zur Erfüllung dieser Verpflichtung 
hat Artikel 2 des angegebenen Gesetzes dem Straf-
gesetzbuch einen neuen § 220a eingefügt, der die 
verschiedenen Formen des Völkermordes mit 
schweren Strafen bedroht. Der Entwurf übernimmt 
diese Vorschriften, die sich eng an Artikel II der 
Konvention anlehnen, sachlich nahezu unverändert, 
gliedert sie jedoch neu, um die Ausrottung durch 
Tötung, die schon nach geltendem Recht nur mit der 
absoluten Strafe des lebenslangen Zuchthauses ge-
ahndet werden kann, besonders herauszustellen. 
Dadurch tritt der schwerere Unrechts- und Schuld-
gehalt dieser Begehungsform deutlicher in Erschei-
nung. 

§ 478 
Ausrottung durch Tötung 

Die Vorschrift tritt an die Stelle des § 220a Abs. 1 
Nr. 1 StGB, mit dem sie inhaltlich voll überein-
stimmt. Die Herauslösung des Tatbestandes aus 
dem gemeinsamen Katalog der verschiedenen For-
men des Völkermordes zwingt lediglich zu einer 
geringfügigen Änderung des Satzbaues. Der Weg-
fall des Hinweises auf vorsätzliches Handeln des 
Täters ist mit Rücksicht auf § 15 geboten. 

§ 479 

Andere Ausrottungshandlungen 
Die Vorschrift ersetzt den § 220 a Abs. 1 Nr. 2 bis 5 

und Abs. 2 StGB. Sie weicht davon nur in neben-
sächlichen Einzelheiten ab. 

Das gilt vor allem für die Tathandlungen des 
Absatzes 1, die nach wie vor, namentlich auch im 
Sprachgebrauch, so weit wie möglich in Überein- 
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§ 480 
Stimmung mit Artikel II  der Konvention gehalten 
werden. Daß in der Nummer 1 nunmehr auf § 147 
verwiesen wird, der an die Stelle des § 224 StGB 
tritt, ändert zwar die Rechtslage insofern gering-
fügig, als der Begriff der schweren Schädigung an 
Körper oder Gesundheit (§ 147 Abs. 2) einen etwas 
weiteren Bereich von Körperverletzungen umfaßt 
als § 224 StGB. Das hat aber für den Völkermord 
keine ins Gewicht fallende praktische Bedeutung, 
weil es hier für die Erfüllung des Tatbestandes 
ebenso wie im geltenden Recht nur auf die Zu-
fügung eines schweren körperlichen oder seelischen 
Schadens ankommt und die schwere Schädigung an 
Körper oder Gesundheit im Sinne des § 147 Abs. 2 
lediglich als Beispiel für einen solchen Schaden 
erwähnt wird. In der Nummer 2 weicht der Ent-
wurf insofern von § 220a Abs. 1 Nr. 3 StGB ab, als 
er es vermeidet, von der „körperlichen Zerstörung 
einer Gruppe" zu sprechen. Gegen diese Fassung 
bestehen sprachliche Bedenken; denn die körper-
liche Zerstörung kann sich nicht auf die Gruppe, 
sondern nur auf deren Mitglieder beziehen. Um den 
Gedanken zutreffend und  zugleich in einer sprach-
lich nicht angreifbaren Form zum Ausdruck zu 
bringen, setzt der Entwurf voraus, daß die Gruppe 
unter Lebensbedingungen gestellt wird, die geeig-
net sind, „den Tod aller Mitglieder oder eines Teils 
von ihnen herbeizuführen". Der Neufassung liegt 
die Vorstellung zugrunde, daß sie keine Änderung 
der Rechtslage mit sich bringt. In der Nummer 4 
schließlich wird der im geltenden Recht verwendete 
Ausdruck „gewaltsam" durch die Worte „mit Gewalt 
oder durch Drohung mit Gewalt" ersetzt. Das dient 
einerseits der Anpassung an den allgemeinen 
Sprachgebrauch des Entwurfs (vgl. z. B. § 170 in 
Verbindung mit § 11 Abs. 1 Nr. 7), andererseits 
aber auch der Klärung des Zweifels, ob nur die 
Anwendung von Gewalt oder schon ihre bloße An-
drohung zur Verwirklichung des Tatbestandes 
ausreicht. Daß auch die Drohung mit Gewalt ein-
bezogen werden muß, ergibt sich zwingend aus 
dem Schutzzweck des Tatbestandes. 

Als Regelstrafe für die in Absatz 1 bezeichne-
ten Ausrottungshandlungen droht der Entwurf 
lebenslanges Zuchthaus an. Das stimmt mit dem 
geltenden Recht überein. Der ermäßigte Strafrahmen 
des Absatzes 2 wird hingegen nicht mehr an das 
Vorhandensein mildernder Umstände, sondern an 
das Vorliegen eines minder schweren Falles an-
geknüpft. Das hängt mit dem allgemeinen Verzicht 
des Entwurfs auf die Rechtsfigur der mildernden 
Umstände zusammen (vgl. dazu die Begründung zu 
§ 63). 

Zweiter Titel 
Straftaten gegen ausländische Staaten und 

gegen über- oder zwischenstaatliche 
Einrichtungen 

Der Titel umfaßt etwa die gleichen Tatbestände wie 
der ihm entsprechende 4. Abschnitt des Besonderen 
Teils im geltenden Strafgesetzbuch, der unter der 
Überschrift „Handlungen gegen ausländische Staaten" 
durch Artikel 2 Nr. 12 des 3. Strafrechtsänderungs-
gesetzes vom 4. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 735) neu gefaßt worden ist. Über dessen Rahmen 
hinaus wird lediglich der Tatbestand der öffent

-

lichen Erörterung von Privatangelegenheiten aus-
ländischer Staatsoberhäupter (§ 482) eingefügt. Der 
Anwendungsbereich des Titels ist jedoch gegenüber 
dem geltenden Recht dadurch erweitert, daß der 
Strafschutz auch auf Organe, Flaggen und Hoheits-
zeichen der über- und zwischenstaatlichen Einrich-
tungen erstreckt wird. Damit trägt der Entwurf der 
zunehmenden Verflechtung der Staaten im inter-
nationalen Bereich und der daraus folgenden Ent-
wicklung selbständiger Einrichtungen Rechnung, 
denen überwiegend große politische Bedeutung zu-
kommt und die teils als zwischenstaatliche und teils 
als überstaatliche Einrichtungen organisiert sind. Es 
darf etwa auf die NATO, den Europarat, das Inter-
nationale Arbeitsamt, die Montanunion, die Euro-
päische Wirtschaftsgemeinschaft und die Europäische 
Atomgemeinschaft hingewiesen werden. Soweit die 
Bundesrepublik an Einrichtungen dieser Art betei-
ligt ist, empfiehlt es sich, deren leitenden Organen 
denselben Strafschutz zu gewähren wie den füh-
renden Staatsmännern ausländischer Staaten. 

§ 480 
Angriffe gegen Organe ausländischer Staaten und 

über- oder zwischenstaatlicher Einrichtungen 

Von der bereits in der Vorbemerkung zu diesem 
Titel erwähnten Ausdehnung des Strafschutzes auf 
über- und zwischenstaatliche Einrichtungen abge-
sehen, lehnt sich der Tatbestand des Absatzes 1 
eng an § 102 StGB an. Insoweit sind nur folgende 
Unterschiede von nebensächlicher Bedeutung zu 
erwähnen: Aus sprachlichen Gründen und zur An-
passung an die Ausdrucksweise in § 348 (Räube-
rischer Angriff auf Kraftfahrer) wird nicht voraus-
gesetzt, daß der Täter seinen Angriff „begeht", 
sondern daß er ihn „verübt". Dadurch wird zugleich 
vermieden, daß der Begriff des Begehens, den der 
Entwurf sonst immer nur auf tatbestandsmäßige 
Handlungen bezieht, mit einem einzelnen Tat-
bestandsmerkmal verbunden werden muß. Außer-
dem stellt Absatz 1 für den Aufenthalt des Ange-
griffenen nicht auf das Inland, sondern auf den 
Geltungsbereich des Strafgesetzbuches ab. Bei An-
griffen auf ausländische Staatsmänner kann es für 
den erhöhten Strafschutz nur darauf ankommen, ob 
sie sich zur Zeit der Tat als Gäste im Machtbereich 
der Bundesrepublik Deutschland aufgehalten, nicht 
etwa ob sie sich im sowjetischen Besatzungsgebiet 
oder sogar in einem unter fremder Verwaltung 
stehenden Gebiet des Deutschen Reiches befunden 
haben. 

Den erhöhten Strafschutz, der den Funktions-
trägern über- und zwischenstaatlicher Ein-
richtungen gewährt wird, sucht der Entwurf auf 
solche Personen zu beschränken, die ihrem Rang 
und ihrer politischen Bedeutung nach den Mitglie-
dern ausländischer Regierungen vergleichbar sind. 
Abgrenzungsschwierigkeiten ergeben sich hier dar-
aus, daß die in Frage kommenden Einrichtungen 
nicht nach einheitlichen Grundsätzen organisiert 
sind, sondern in ihrer Struktur mannigfache und 
zum Teil tiefgreifende Unterschiede aufweisen. Ge-
meinsam ist ihnen jedoch in der Regel, daß sie in 
verschiedene verfassungsmäßige Organe gegliedert 
sind; bei den zwischenstaatlichen Einrichtungen ist 
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im allgemeinen auch die Leitung der Verwaltungs-
geschäfte einem obersten Amtsträger anvertraut. 
Hieran knüpft der Entwurf an. Er bezieht in den 
Tatbestand die Träger des obersten Amtes der 
über- und zwischenstaatlichen Einrichtungen ein 
und erfaßt damit beispielsweise die Generalsekre-
täre der NATO und des Europarates sowie den 
Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes. 
Außerdem gewährt er den Vorsitzenden der leiten-
den Organe Strafschutz. Unter „leitenden Organen" 
sind dabei diejenigen Gremien zu verstehen, die 
nach der jeweiligen Verfassung oder Satzung der 
Einrichtung dazu berufen sind, als deren Repräsen-
tanten zu handeln und deren Aufgaben allgemein 
oder in einem Teilbereich zu erfüllen; richterliche 
oder nur beratende Tätigkeit reicht dazu nicht aus. 
Als solche Gremien kommen z. B. die Hohe Behörde 
der Montanunion und die Kommissionen der Euro-
päischen Gemeinschaften in Frage. Durch die Be-
schränkung des Tatbestandes auf die Vorsitzenden 
solcher leitender Organe werden bei einzelnen 
über- oder zwischenstaatlichen Einrichtungen auch 
Persönlichkeiten aus dem Anwendungsbereich aus-
geschlossen, die nach der politischen Bedeutung 
ihres Aufgabenbereichs mit den Mitgliedern von 
Regierungen vergleichbar sind. Das muß hin-
genommen werden, weil eine kasuistische Beschrei-
bung des geschützten Personenkreises wegen der 
mannigfachen Unterschiede zwischen den verschie-
denen Einrichtungen nicht möglich ist und der 
Strafschutz insgesamt nicht zu weit ausgedehnt 
werden darf. 

Die Strafdrohung für Taten nach Absatz 1 ist 
gegenüber dem geltenden Recht dadurch verschärft, 
daß das gesetzliche Mindestmaß der Gefängnis-
strafe auf einen Monat erhöht wird (§ 46 Abs. 1). 
Diese Schärfung ist geboten, weil vorsätzliche An-
griffe auf führende Vertreter ausländischer Staaten 
und über- oder zwischenstaatlicher Einrichtungen, 
die sich in amtlicher Eigenschaft in der Bundes-
republik Deutschland aufhalten, im allgemeinen 
nicht mit geringer Schuld beg angen werden können. 
Als weitere Freiheitsstrafe kommt deshalb Straf-
haft nicht in Betracht (§ 48). Die in § 102 StGB für 
besonders schwere Fälle vorgesehene Zuchthaus-
strafe fällt dagegen weg, weil für sie kein krimi-
nalpolitisches Bedürfnis besteht. Absatz 1 dient 
vornehmlich dem Zweck, bei leichteren Angriffen 
auf fremde Staatsmänner eine angemessene Ahn-
dung zu ermöglichen, weil dafür die allgemeinen 
Vorschriften über einfache Körperverletzung (§ 146) 
nicht ausreichen, bisweilen nicht einmal anwendbar 
sind. In schweren Fällen kann der Täter dagegen 
mit Rücksicht auf die Subsidiarität des Absatzes 1 
unter dem Gesichtspunkt der Tötung, der schweren 
Körperverletzung oder der Körperverletzung mit 
schwerer Folge hart bestraft werden; in diesen Fäl-
len wäre es auch nicht angebracht, die Strafbarkeit 
und die Verfolgbarkeit der Tat von den Voraus-
setzungen des § 484 abhängig zu machen. 

Absatz 2 läßt die Sicherungsaufsicht zu (§ 91 
Abs. 1 Nr. 2) und ersetzt damit die Zulässigkeit der 
Polizeiaufsicht nach § 104b Abs. 1 in Verbindung 
mit § 85 StGB. Die dort und in § 86 StGB vorgesehe-
nen weiteren Nebenstrafen und Nebenfolgen über- 

§ 481 

nimmt der Entwurf dagegen nicht. Es handelt sich 
dabei vornehmlich um die Aberkennung der Fähig-
keiten, öffentliche Ämter zu bekleiden, Rechte aus 
öffentlichen Wahlen zu erlangen und in öffentlichen 
Angelegenheiten zu wählen und zu stimmen, sowie 
um die Maßnahme der unterschiedslosen Einziehung. 
Weil Angriffe auf ausländische Staatsmänner häufig 
nicht auf Beweggründen beruhen, die gegen die 
staatliche Ordnung der Bundesrepublik Deutschland 
gerichtet sind, und weil sie deshalb nicht ohne wei-
teres Rückschlüsse auf die Haltung des Täters zur 
staatlichen Gemeinschaft zulassen, besteht kein 
zwingendes kriminalpolitisches Bedürfnis für die 
Anordnung von Nebenstrafen, die den bürgerlichen 
Status des Täters beeinträchtigen. Auch auf die 
unterschiedslose Einziehung kann verzichtet werden, 
weil die allgemeinen Einziehungsvorschriften des 
Entwurfs (§§ 113 ff.) ausreichen. 

§ 481 
Beleidigung von Organen ausländischer Staaten 

und über- oder zwischenstaatlicher Einrichtungen 
Auch die Beleidigungsvorschriften zum Schutze 

ausländischer Staaten und über- oder zwischenstaat-
licher Einrichtungen stimmen in der Beschreibung 
des Tatbestandes weitgehend mit dem gelten-
den Recht (§ 103 StGB) überein. Sie enthalten gegen-
über den allgemeinen Tatbeständen der Beleidigung 
lediglich eine Strafschärfung für den Fall, daß die 
Tat gegenüber bestimmten Personen und zum Teil 
auch unter bestimmten Umständen begangen wird. 
Daraus folgt, daß § 481 als Sondervorschrift den 
§§ 173 bis 175 vorgeht. Um dieses rechtliche Ver-
hältnis deutlich herauszuarbeiten, weist der Entwurf 
über § 103 StGB hinaus ausdrücklich darauf hin, 
daß die Tat stets eine üble Nachrede, eine Ver-
leumdung oder eine Kundgabe von Mißachtung sein 
muß. Dadurch soll sichergestellt werden, daß die für 
die verschiedenen Formen der Beleidigung gelten-
den gemeinsamen Vorschriften über die Wahrneh-
mung berechtigter Interessen (§ 178), die Heraus-
forderung durch den Verletzten (§ 179) und die 
Bekanntgabe der Verurteilung (§ 181) uneinge-
schränkt anwendbar sind. Für den Strafantrag gilt 
dagegen nach § 484 Besonderes; an seine Stelle tritt 
das Strafverlangen der ausländischen Regierung. 
Wegen der Erstreckung des Strafschutzes auf füh-
rende Vertreter über- und zwischenstaatlicher Ein-
richtungen (Absatz 2 Nr. 2) wird auf die Vorbemer-
kung zu diesem Titel und die Begründung zu § 480 
verwiesen. 

Die Strafdrohungen für die in den Absätzen 1 
und 2 beschriebenen Beleidigungen unterscheiden 
sich vom geltenden Recht nur dadurch, daß in minder 
schweren Fällen der üblen Nachrede und der Kund-
gabe von Mißachtung Strafhaft oder Geldstrafe vor-
gesehen wird. Das hängt vornehmlich damit zu-
sammen, daß das Mindestmaß der Gefängnisstrafe 
nach § 46 Abs. 1 auf einen Monat erhöht wird und 
nicht alle Handlungen der in den Tatbeständen be-
schriebenen Art eine solche Mindeststrafe verdie-
nen. Der Entwurf stellt deshalb für Fälle, in denen 
die Voraussetzungen des § 63 (Minder schwere 
Fälle) erfüllt sind, einen ermäßigten Strafrahmen zur 
Verfügung. Das ist gegenüber § 103 StGB keine 
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§§ 482, 483 

fühlbare Milderung, weil er eine Freiheitsstrafe von 
einem Tage an (§ 16 Abs. 1 StGB) ermöglicht und 
weil Geldstrafe im Rahmen des § 27b StGB ver-
hängt werden kann. 

Absatz 3 tritt an die Stelle des § 104b Abs. 2 
StGB, soweit dieser sich auf die Beleidigungsvor-
schriften des § 103 StGB bezieht. Während das gel-
tende Recht die Veröffentlichungsbefugnis des Be-
leidigten zugunsten des Staatsanwalts ausschließt, 
räumt der Entwurf dem Staatsanwalt lediglich neben 
dem Beleidigten die Befugnis ein, den Antrag auf 
Bekanntgabe der Verurteilung nach § 181 zu stellen. 
Es gibt keinen einleuchtenden Grund, der es recht-
fertigen könnte, dem Beleidigten sein Antragsrecht 
zu nehmen. Macht der Staatsanwalt von seiner Be-
fugnis nach Absatz 3 Gebrauch, so kann er nach 
Zustellung des rechtskräftigen Urteils auch die Voll-
ziehung der Anordnung beantragen (§ 181 Abs. 3). 

§ 482 
Öffentliche Erörterung von Privatangelegenheiten 

ausländischer Staatsoberhäupter 

Ebenso wie das geltende Recht (§ 103 StGB) sieht 
der Entwurf in § 481 einen sachlich unbeschränkten 
verschärften Strafschutz ausländischer Staatsober-
häupter gegen Beleidigung vor. Wenn er zugleich 
zur Verstärkung des Persönlichkeits- und Ehren-
schutzes einen allgemeinen Indiskretionstatbestand 
vorschlägt (§ 182 und die Begründung dazu), ist es 
nur folgerichtig, auch für diesen Tatbestand die 
Strafe zugunsten ausländischer Staatsoberhäupter 
zu schärfen. Das ist einerseits mit Rücksicht auf die 
enge Verwandtschaft zwischen dem Beleidigungs- 
und dem Indiskretionsschutz empfehlenswert und 
andererseits aus kriminalpolitischen Gründen gebo-
ten. Wie zahlreiche Berichte über ausländische Kö-
nigshäuser beweisen, die seit Jahren laufend in 
gewissen periodischen Druckschriften erscheinen, 
werden Einzelheiten aus dem Privat- und Familien-
leben fremder Staatsoberhäupter oft in schamlose-
ster Weise breitgetreten. Dem notfalls auch mit 
Strafen entgegentreten zu können, die das Höchst-
maß des Strafrahmens nach § 182 überschreiten, ist 
nicht zuletzt auch im Interesse der auswärtigen Be-
ziehungen der Bundesrepublik Deutschland ein 
wichtiges Anliegen. 

Eine Ausdehnung des Anwendungsbereichs auch 
auf Mitglieder ausländischer Regierungen, Leiter 
diplomatischer Vertretungen sowie leitende Organe 
über- und zwischenstaatlicher Einrichtungen ist da-
gegen nicht zweckmäßig. Dieser Personenkreis wird 
nach § 481 gegen Beleidigung nur unter der Voraus-
setzung besonders geschützt, daß sich die Tat auf 
seine amtliche Stellung bezieht. Da Zuwiderhand-
lungen gegen § 182 aber nur Angelegenheiten des 
Privat- und Familienlebens betreffen, ist hier eine 
entsprechende Voraussetzung schon begrifflich aus-
geschlossen. 

Der Strafrahmen für die öffentliche Erörterung 
von Privatangelegenheiten ausländischer Staats-
oberhäupter beträgt Gefängnis bis zu drei Jahren, 
Strafhaft oder Geldstrafe. Er unterscheidet sich von 
der Grundstrafdrohung des § 182 insofern, als das 
Höchstmaß der Gefängnisstrafe um ein Jahr herauf-

gesetzt wird. Damit steht die Strafdrohung in einem 
angemessenen Verhältnis zu § 377 Abs. 2, 3 (Indis-
kretion zum Nachteil des Bundespräsidenten) und 
macht es möglich, auch schwere Taten gegen aus-
ländische Staatsoberhäupter angemessen zu ahnden. 

§ 483 
Verletzung von Flaggen und Hoheitszeichen 

ausländischer Staaten und  Ober-  oder 
zwischenstaatlicher Einrichtungen 

Die Vorschrift soll den § 104 StGB, mit dem sie 
inhaltlich weitgehend übereinstimmt, ersetzen. Der 
Tatbestand des Absatzes 1 enthält nur zwei 
sachliche Änderungen seines Anwendungsbereichs: 
Er wird auf der einen Seite durch Einbeziehung der 
über- und zwischenstaatlichen Einrichtungen erwei-
tert, auf der anderen Seite aber auf Taten be-
schränkt, die im räumlichen Geltungsbereich des 
Strafgesetzbuches begangen werden. Die Gründe für 
die Erweiterung sind in der Vorbemerkung zu 
diesem Titel dargelegt. Daß der Tatbestand zugleich 
ohne die Möglichkeit einer Ausnahme dem Territo-
rialitätsprinzip unterworfen wird, ergibt sich aus 
seiner Zweckbestimmung. Eine Vorschrift zum 
Schutze fremder Flaggen und Hoheitszeichen ver-
dankt ihre Entstehung nur der Notwendigkeit, die 
Vertreter und Dienststellen ausländischer Staaten 
und über- oder zwischenstaatlicher Einrichtungen, 
die bei uns Gastrecht genießen, zu schützen, wenn 
sie in der Flagge oder dem Hoheitszeichen ihres 
Staates oder der von ihnen vertretenen Einrichtung 
angegriffen werden. Ein zwingendes Schutzbedürf-
nis besteht deshalb nur für den Fall, daß die Tat 
im räumlichen Geltungsbereich der Vorschrift be-
gangen wird. Fremde Flaggen und Hoheitszeichen 
überall in der Welt zu schützen, geht über die Auf-
gabe des deutschen Strafrechts hinaus. Daß aber 
ohne diese Beschränkung eine weit über die Gren-
zen der Bundesrepublik Deutschland hinausgehende 
Schutzwirkung eintreten würde, ergibt sich aus § 6. 
Auf ähnlichen Erwägungen beruht übrigens auch die 
in § 480 Abs. 1 und § 481 Abs. 2 enthaltene Ein-
schränkung, daß sich der Angegriffene im Zeitpunkt 
der Tat im Geltungsbereich des Strafgesetzbuches 
aufhält. Es ist nur eine folgerichtige Übernahme des 
bereits in diesen Vorschriften enthaltenen Grund-
gedankens, wenn das Territorialitätsprinzip bei dem 
Schutz fremder Flaggen und Hoheitszeichen aus-
nahmslos durchgeführt wird. 

Die übrigen Änderungen im Tatbestand des Ab-
satzes 1 haben nur redaktionelle Bedeutung. Daß in 
der Nummer 1 die Worte „auf Grund von Rechts-
vorschriften" durch die Worte „nach Recht" ersetzt 
werden, dient der sprachlichen Vereinfachung. Die 
Aufnahme der Tathandlung des „Unbrauchbar-
machens" in den Katalog der Begehungsformen soll 
die Vorschrift an den Tatbestand der Sachbeschädi-
gung (§ 249 Abs. 1) und an zahlreiche vergleichbare 
Tatbestände anpassen (vgl. z. B. § 378 Abs. 2 und 
die §§ 268, 271, 303 Abs. 2). 

Als Strafe für Taten nach Absatz 1 sieht der 
Entwurf Gefängnis bis zu drei Jahren oder Straf-
haft vor. Das ist gegenüber dem geltenden Recht 
eine nicht unerhebliche Stralschärfung. Sie ist vor 
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allem deshalb geboten, weil sich der Strafrahmen 
gegenüber dem der Sachbeschädigung deutlich ab-
setzen muß. Der Unrechts- und Schuldgehalt von 
Taten, die sich gegen ausländische Flaggen oder 
Hoheitszeichen richten und zugleich den Tatbestand 
der Sachbeschädigung erfüllen, sind im allgemeinen 
schwerer zu bewerten als die einfache Sachbeschä-
digung; denn der Schwerpunkt der Tat liegt hier 
nicht in der Zerstörung oder Beschädigung einer 
Sache als solcher, sondern in der dahinterstehenden 
politischen Demonstration. Infolge der vorgeschla-
genen Schärfung wird der Strafrahmen auch in Ein-
klang mit § 378 Abs. 2 (Verunglimpfung der Sym-
bole des Staates) gebracht, mit dem er eng verwandt 
ist. 

§ 104b Abs. 2 StGB sieht bei Straftaten gegen 
ausländische Flaggen und Hoheitszeichen unter be-
stimmten Voraussetzungen die Möglichkeit vor, die 
Verurteilung zu veröffentlichen. Diese 
Regelung ist schon im geltenden Recht nicht folge-
richtig. Sie würde mindestens voraussetzen, daß 
auch bei der Verletzung deutscher Flaggen und 
Hoheitszeichen (§ 96 Abs. 2 StGB) dieselbe Maß-
nahme zulässig wäre. Das ist aber nicht der Fall. 
Außerdem ist ein kriminalpolitisches Bedürfnis für 
die Veröffentlichung solcher Verurteilungen nicht 
ersichtlich. Diese dient dem Zweck, einem in seiner 
Ehre und seiner sozialen Stellung Verletzten 
Genugtuung zu verschaffen und ihm, soweit er-
forderlich, eine wirksame Richtigstellung der  gegen 
ihn erhobenen Vorwände zu ermöglichen. Diese 
Gesichtspunkte spielen aber bei der Verletzung 
fremder Flaggen und Hoheitszeichen keine Rolle. 

§ 484 
Voraussetzungen der Bestrafung 

Die Vorschrift tritt an die Stelle des § 104a StGB, 
der einheitlich die Verfolgung aller Straftaten 
gegen ausländische Staaten von der Unterhaltung 
diplomatischer Beziehungen zu dem anderen Staat, 
der Verbürgung der Gegenseitigkeit, dem S traf-
verlangen der ausländischen Regierung und der Er-
mächtigung der Bundesregierung abhängig macht. 
Der Entwurf weicht von dieser Regelung insofern 
ab, als er für die Zeit der Tat die Unterhaltung 
diplomatischer Beziehungen und die Verbürgung 
der Gegenseitigkeit als objektive Bedingungen 
der Strafbarkeit voraussetzt. Mit dieser Neu-
regelung sind zwei beachtliche Vorteile verbunden: 
Einmal kommt der sachliche Unterschied zwischen 
den verschiedenen Voraussetzungen der Bestrafung 
deutlicher zum Ausdruck. Während das Fehlen 
diplomatischer Beziehungen und der Verbürgung 
der Gegenseitigkeit zur Zeit der Tat ganz allgemein 
das kriminalpolitische Interesse an einer Bestrafung  

§ 484 
in Wegfall bringt und damit auch für die sachliche 
Charakterisierung der Tat Bedeutung hat, ist das 
Vorhandensein dieser Voraussetzungen im Zeit-
punkt der Aburteilung ebenso wie das Strafverlan-
gen der ausländischen Regierung und die Ermächti-
gung der Bundesregierung für das materielle Recht 
unerheblich. In Übereinstimmung mit den allgemei-
nen Grundsätzen, die in der Einleitung der Begrün-
dung zum Besonderen Teil unter IV. dargelegt sind, 
empfiehlt es sich deshalb, die beiden ersten Voraus-
setzungen zu objektiven Bedingungen der Strafbar-
keit zu machen. Zum anderen klärt die getroffene 
Unterscheidung eine wichtige Zweifelsfrage. Körper-
verletzungen, Beleidigungen, Indiskretionen und 
Sachbeschädigungen, die gegen ausländische Staaten 
oder deren Organe gerichtet sind, aber nach diesem 
Titel nicht bestraft werden können, weil die Straf-
barkeitsbedingungen nicht erfüllt sind, unterliegen 
den allgemeinen Tatbeständen des Entwurfs. Denn 
da in solchen Fällen das materielle Strafrecht dieses 
Titels nicht anwendbar ist, kann ihm auch kein 
Vorrang aus dem Gesichtspunkt der Spezialität zu-
kommen. Es bleibt deshalb nur in dem engeren 
Bereich der Strafverfolgungsvoraussetzungen zu 
klären, ob und gegebenenfalls unter welchen Vor-
aussetzungen der Ausschluß der Verfolgbarkeit 
nach diesem Titel eine Strafverfolgung nach den 
allgemeinen Vorschriften ermöglicht. Diese Frage 
kann der Rechtsprechung überlassen werden. 

Für Straftaten gegen über- oder zwischenstaat-
liche Einrichtungen und deren Organe setzt der Ent-
wurf in Abs a t z 2 als objektive Bedingung der Straf-
barkeit voraus, daß die Bundesrepublik Deutschland 
an der Einrichtung beteiligt ist. Dazu ist nicht un-
bedingt eine Beteiligung als Mitglied erforderlich. 
Denn es gibt einerseits eine Anzahl von Einrichtun-
gen dieser Art, bei denen schon nach ihrer Struktur 
von einer „Mitgliedschaft" der beteiligten Staaten 
nicht gesprochen werden kann. Andererseits ist die 
Bundesrepublik Deutschland an den Vereinten 
Nationen nicht als Mitglied beteiligt; gleichwohl 
bestehen mit Rücksicht auf ihre gleichberechtigte 
Mitarbeit in zahlreichen Ausschüssen dieser Einrich-
tung keine Bedenken gegen die Annahme, daß sie 
immerhin beteiligt ist. 

Soweit der Entwurf in den Absätzen 1 und 2 von 
„Organen" der ausländischen Staaten und der 
über- oder zwischenstaatlichen Einrichtungen spricht, 
ist dieser Begriff nicht in einem bestimmten tech-
nischen Sinne gemeint. Er dient nur dazu, die nach 
den §§ 480 bis 482 geschützten Personengruppen 
unter einer Sammelbezeichnung zusammenzufassen. 
Dagegen ist das in Absatz 4 erwähnte „zur Ver-
tretung berufene Organ" einer über- oder zwischen-
staatlichen Einrichtung nur ein solches, das nach 
deren Verfassung oder Satzung für sie zum Handeln 
berufen ist. 





Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 	 Drucksache  2150  

Anhang 

Gegenüberstellung der Paragraphenzahlen 

1. Gegenüberstellung der Paragraphen des Regierungsentwurfs 1960 
mit dem geltenden Strafgesetzbuch und den Entwürfen 1927 und 1930 

Entwurf Geltendes 
Strafgesetzbuch 

Entwurf 
1927 

Entwurf 
1930 

§ 1 § 2 Abs. 1; Art. 103 Abs. 2 GG § 1 § 1 
§ 2 § 2 Abs. 2-4 §§ 2—4 §§ 2-4 
§ 3 § 3 Abs. 1, § 4 Abs. 1 § 5 Abs. 1 § 5 Abs. 1 
§ 4  §5 §5Abs.2 §5Abs.2 
§ 5 § 3 Abs. 1, § 4 Abs. 3 § 6 § 6 
§ 6 § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 2 § 7 § 7  
§ 7 — § 8 Abs. 2 § 8 Abs. 2 
§ 8 § 3 Abs. 3 § 8 Abs. 1 § 8 Abs. 1 
§ 9 vgl. § 2 JGG § 15 Abs. 2 § 15 Abs. 2 

10 Nr.1 — §9Nr.1 §9Nr.1 
Nr. 2 § 1 Abs. 2 JGG § 9 Nr. 2 § 9 Nr. 2 
Nr. 3 § 52 Abs. 2 § 10 § 10 
Nr. 4 § 359 § 9 Nr. 4 § 9 Nr. 4 
Nr.5 — §9Nr.5 §9Nr.5 
Nr. 6 — — § 9 Nr. 5a 
Nr. 7 § 1 Bestechungs-VO — — 
Nr. 8 — — — 
Nr. 9 — — 

§ 11 Abs. 1 
Nr. 1 — — 

Nr.2 — — _ 
Nr. 3 § 87 — — 
Nr. 4 .— _ — 
Nr.5 — — — 
Nr.6 — §9Nr.8 §9 Nr.8 
Nr. 7 — § 9 Nr. 7 § 9 Nr. 7 
Nr.8 — — — 

§ Abs. 2 § 1 
§ 

§ 1 Nr. 6 § 9 Nr. 6 
12 § 	1 § 11 

§ 13 — § 22 
§ 14 vgl. § 244 KO; § 83 GmbH-Gesetz;  

§ 39 Depot-Gesetz; § 536 RVO u. a. 

§ 15  — § 16  § 16 
§ 16 — § 17 Abs. 1 § 17 
§ 17  — § 18  § 18 
§ 18 § 19 Abs. 1 § 19 
§ 19 § 59 vgl. § 17 Abs. 1 vgl. § 17 
§ 20 — § 17 Abs. 2, § 19 Abs. 2 § 20 Abs. 1 
§ 21 § 20 § 20 Abs. 2 
§ 22 §56 §21 §21 
§ 23 § 1 Abs. 3 JGG § 15 Abs. 1 § 15 Abs. 1 
§ 24 § 51 Abs. 1, § 55 Abs. 1 §§ 12, 13 Abs. 1, §§ 12, 13 Abs. 1, 

§ 14 Abs. 1 § 14 Abs. 1 
§ 25 § 51 Abs. 2, § 55 Abs. 2 § 13 Abs. 2, § 14 Abs. 2 § 13 Abs. 2, § 14 Abs. 2 
§ 26 § 43 Abs. 1  
§ 27 § 43 Abs. 2, § 44 § 26  § 26 

§ 28 § 46 
§ 27 

§ 27 § 27 
§ 29 § 47 § 28 § 28 
§ 30 § 48 § 29 § 29 
§ 31 § 49 § 30 § 30 
§ 32 — — 
§ 33 § 50 Abs. 2 § 32 § 32 
§ 34 § 50 Abs. 1 § 31 § 31 
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Entwurf Geltendes 
Strafgesetzbuch 

Entwurf 
1927 

Entwurf 
1930 

§ 35 
 

§§ 196, 197; §§ 196, 197; vgl. §§ 250, 
§ 36  § 37  

§ 49 a 
 vgl. §§ 250, 251 251 

§ 53 Abs. 1, 2 § 24 Abs. 1, 2 § 24 Abs. 1, 2 
§ 38 § 39  § 53 Abs. 3 § 24 Abs. 3 § 24 Abs. 3 

§ 40 §§ 52,54  § 25 
 

§ 25 

§ 41 § 11; Art. 46 Abs. 1 GG - - 
§ 42 § 12; Art. 42 Abs. 3 GG - - 
§ 43  - § 34  § 34 
§ 44 § 14, § 19 Abs. 2 § 35 Abs. 1, § 36 Abs. 1 § 35 Abs. 1, § 36 Abs. 1 
§ 45 § 31 §§ 46, 48 §§ 46, 48 
§ 46 § 16 Abs. 1, § 19 Abs. 2 § 35 Abs. 2, § 36 Abs. 1 § 35 Abs. 2, § 36 Abs. 1 
§ 47 vgl. § 18 vgl. § 387 vgl. § 387 
§ 48 - - - 
§ 49 § 19 Abs. 1 § 36 Abs. 2 § 36 Abs. 2 
§ 50 § 21 - 

§ 51 §§ 27, 27c §§ 37, 70, vgl. § 69 §§ 37, 70; vgl. § 69 
§ 52 § 27 a § 38 § 38 
§ 53 § 27 b § 73 Satz 5 73  Satz 5 
§ 54 § 28 § 71 § 

§ 55 § 29 §§ 39, 386 386 
§ 56 vgl. §§ 32-35 § 47 Abs. 1, §§ 48, 49 § 47  Abs. 1, §§ 48, 49 
§ 57 vgl. § 36 § 47 Abs. 2, § 49 Abs. 4 § 47 Abs. 2, § 49 Abs. 3 

§ 53  - - - 
§ 59 - § 50 - 
§ 60  - § 69 § 69 
§ 61 vgl. §§ 20a, 244, 245, 250 Nr. 5, vgl. § 78 vgl. § 78 

§§ 261, 264 
§ 62 _ §77 §77 
§ 63 - vgl. §§ 74, 76 vgl. §§ 74, 76 
§ 64 vgl. § 44 Abs. 2, 3 § 73 § 73 
§ 65 - § 75 § 75 
§ 66 § § 7, 60 - - 
§ 67 §§ 73, 76 
§ 68  § 69 } § § 74, 76, 78 § § 65-67 § § 65-67 

§ 70 §79 §68 §68 
§ 71 § 23 Abs. 1, 2 
§ 72 § 23 Abs. 3, 4  §§ 40, 41  §§ 40, 41 

§ 73 § 24 Abs. 4 § 42 § 42 
§ 74 § 24 Abs. 1 Nr. 1, 5, Abs. 2 
§ 75 § 24 Abs. 1 Nr. 2-4 § 43 Abs. 1 § 43 Abs. 1 
§ 76 § 24 Abs. 1 Nr. 6, § 24 a 
§ 77 § 24 Abs. 3 § 43 Abs. 2 § 43 Abs. 2 
§ 78 
§ 78 

§ 25 § § 44, 45 § § 44, 45 
§ 26 - - 

§ 80 - - - 
§ 81 § 42a § 55 §55 
§ 82 §42b § 56 § 56 
§ 83 § 42c § 57 § 57 
§ 84 § 42d § 58 § 58 
§ 85 §§ 42e, 20a §§ 59, 78 §§ 59, 78 
§ 86 vgl. § 58 Abs. 3 - 
§ 87 vgl. § 456b StPO - - 
§ 88 § 42g § 63 § 63 
§ 89 
§ 90  

§ 42 f  § § 60, 62 
} 

§§ 60, 62 

§ 91 
§ 92 
§ 93 
§ 94 vgl. § § 38, 39 - - 

§ 95 
§ 96  
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Entwurf Geltendes 
Strafgesetzbuch 

Entwurf 
1927 

Entwurf 
1930 

§ 97 vgl. §§ 38, 39 
- 

- 
§ 98 

§ 99 § 42 m   - 
§ 100  
§ 101 § 421 - - 

§ 102 § 11 Tierschutzgesetz - - 
§ 103 vgl. §§ 429a ff. StPO - - 
§ 104 § 42n - - 
§ 105 § 42h Abs. 1 § 61 Abs. 1 § 61 Abs. 1 
§ 106 § 421 Abs. 4 - - 
§ 107 § 42h Abs. 1 vgl. § 61 Abs. 1 vgl. § 61 Abs. 1 
§ 108 §§ 42h, 421 Abs. 4 § 61 Abs. 2, 3 § 61 Abs. 2, 3 
§ 109 vgl. z. B. § 86 Abs. 3, § 98 Abs. 2, vgl. § 128 vgl. § 128 

§ 101 Abs. 2, § 296a Abs. 2, § 335 
§ 110 - - - 
§ 111 vgl. § 8 Abs. 2 WiStG 1954 - - 
§ 112 - - - 
§ 113 § 40 

} 
§ 52 Abs. 1, 2 § 52 Abs. 1 Satz 1 

§ 114 vgl. § 86 Abs. 2, § 295; § 19 OWiG § 52 Abs. 2, 3 Satz 1 
§ 115 vgl. § 20 OWiG - § 52 Abs. 1 Satz 2 
§ 116 §41 §53 §53 
§ 117 vgl. z. B. § 415 AbgO § 52 Abs. 3 § 52 Abs. 5 
§ 118 §§ 42, 86 Abs. 4 § 54 § 54 
§ 119 vgl. § 86 Abs. 2; § 23 OWiG - § 52 Abs. 3 Satz 2 
§ 120 - - - 
§ 121 § 65 - - 
§ 122 - - - 
§ 123 §§ 61, 62 - - 
§ 124 §§ 198, 232 Abs. 3 - - 
§ 125 §64 - - 
§ 126 - - - 
§ 127 §§ 66, 67 Abs. 1, 2, 5 § 79 § 79 
§ 128 § 67 Abs. 4 § 80 § 80 
§ 129 §69 §81 § 81 
§ 130 § 68 vgl. § 82 - 
§ 131 § § 70, 71 § 83 § 83 
§ 132 § 24 Abs. 4 Satz 4 § 84 § 84 
§ 133 vgl. § 72 § 85 - 
§ 134 §§ 212, 213 § 246 § 246 
§ 135 § 211 § 245 § 245 
§ 136 § 217 § 252 § 252 
§ 137 § 216 § 247 § 247 
§ 138 § 222 § 258 § 258 
§ 139 § 221 § 257 § 257 
§ 140  § 218 Abs. 1-3 § 253 Abs. 1-3 § 253 Abs. 1-4 
§ 141  § 253 Abs. 4 Satz 1 § 253 Abs. 6 Satz 1 
§ 142 § 218 Abs. 4 § 253 Abs. 4 Satz 2 § 253 Abs. 6 Satz 2 
§ 143 § 219 § 255 § 255 
§ 144 § 220 § 256 § 256 
§ 145 - - - 
§ 146 §§ 223, 228, 340 Abs. 1 § 259 § 259 
§ 147 §§ 224, 225, 228, 229, 340 Abs. 2 § 260 Abs. 1, § 262 § 260 Abs. 1, § 262 

Abs. 1 Abs. 1 
§ 148 §§ 223a, 228, 229 § 261 § 261 
§ 149 §§ 224, 226, 228 § 260 Abs. 2, § 262 § 260 Abs. 2, § 262 

Abs. 2 Abs. 2 
§ 150 § 233 vgl. § 259 Abs. 2 vgl. § 259 Abs. 2 
§ 151 § 230 § 268 § 268 
§ 152 § 226 a § 264 § 264 
§ 153 § 232 § 269 § 269 
§ 154 §§ 223b, 228, 340 § 265 § 265 
§ 155 § 66 Abs. 2 Jugendarbeitsschutzgesetz; - § 265 a 

vgl. § 20 Mutterschutzgesetz 



Drucksache 2150 	Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 

Entwurf Geltendes 
Strafgesetzbuch 

Entwurf 
1927 

Entwurf 
1930 

§ 156 §§ 227, 228 § 266 § 266 
§ 157 vgl. § 14 Erbgesundheitsgesetz § 254 § 254 
§ 158 - - - 
§ 159 vgl. Art. 14 der 4. AVO  zum  § 281 Abs. 2-4 § 281 Abs. 2-4 

Erbgesundheitsgesetz 
§ 160 (entfällt) - - - 
§ 161 - § 263 § 263 
§ 162 - § 281 Abs. 1, 3, 4 § 231 Abs. 1, 3, 4 
§ 163 § 239 Abs. 1 § 275 Abs. 1, 2 § 275 Abs. 1, 2 
§ 164 § 239 Abs. 2, 3, § 341 § 275 Abs. 3 § 275 Abs. 3 
§ 165 § 239a - 
§ 166 § 234 a - - 

§ 167 § 241 a - - 
§ 168 - - -- 
§ 169 § 241 § 278 § 273 
§ 170 § 279 Abs, 1, 2; vgl. § 279; vgl. § 280 

§ 240 § 230 
§ 171 § 279 -Abs. 3, § 130 § 130 
§ 172 §§ 123, 124, 342 § 277 § 277 
§ 173 § 186 § 317 Abs. 1, 3 Satz 1 § 317 Abs. 1, 3 Satz 1 
§ 174 § 187 § 319 § 319 
§ 175 §§ 185, 192 § 320 § 320 
§ 176 § 187a - - 
§ 177 § 189 Abs. 1 - - 
§ 178 § 193 § 318 § 318 
§ 179 § 199 § 320 Abs. 4, 5 § 320 Abs. 4, 5 
§ 180 §§ 194, 189 Abs. 2, §§ 196, 197 § 322 § 322 
§ 181 § 200 §§ 323, 51 §§ 323, 51 
§ 182 - § 317 Abs. 4, § 322 § 317 Abs. 4, § 322 

Abs. 1 Abs. 1 
§ 183 - - - 
§ 184 § 299 § 324 § 324 
§ 185 § 300 § 325 § 325 
§ 186 vgl. § 353b; § 7 Bestechungs-VO vgl. § 140 - 
§ 187 

} § 166 - - 
§ 188 § 180 § 180 
§ 189  §§167,166 §181 §181 
§ 190  § 182 § 182 
§ 191 § 168 § 183 § 183 
§ 192 § 173 § 290 § 290 
§ 193 § 172 § 312 - 
§ 194 § 171 § 310 § 310 
§ 195 § 170 § 311 § 311 
§ 196 §§ 235, 237, 238 § 313 § 313 
§ 197 vgl. §§ 221, 170b, 170d, 169 § 315 § 315 
§ 198 § 170 d - - 
§ 199 §§ 143, 361 Nr. 9 - - 
§ 200 § 170b § 314 § 314 
§ 201 § 170c - - 
§ 202 § 169 § 316 § 316  
§ 203 - - - 
§ 
§ 

204 
205 

 §§ 177, 178  § § 283 287 §§ 283, 287 

§ 206  § 176 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2; §§ 282, 287 §§ 282, 287 
§ 175a Nr. 1, § 178 

§ 207 § 176 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2, § 178 §§ 285, 287 §§ 285, 287 
§ 208 - §§ 284, 287 §§ 284, 287 
§ 209 §§ 236, 238 § 276 § 276 
§ 210 § 176 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2, § 178 §§ 286, 287 §§ 236, 287 
§ 211 § 174 Nr. 1 §§ 291, 292 §§ 291, 292 
§ 212 vgl. § 176 Abs. 1 Nr. 3, § 174 Nr. 1, § 299 § 299 

§§ 183, 185 
§ 213 § 182; vgl. § 238 § 288 § 288 
§ 214 § 174 Nr. 2 § 293 § 293 
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Entwurf Geltendes 
Strafgesetzbuch 

Entwurf 
1927 

Entwurf  
1930  

§ 215 § 174 Nr. 2 § 294 § 294  
§ 216 § 175 § 296 - 
§ 217 § 175a § 297 § 297  
§ 218 § 175b § 295 - 
§ 219 § 183 § 298 § 293  
§ 220 § 184 Abs. 1 Nr. 1, 3 § 300 Abs. 1, § 301 § 300 Abs. 1, § 301  
§ 221 § 184 Abs. 1 Nr. 3 a § 302 § 302  
§ 222 § 184 Abs. 1 Nr. 4 § 303 § 303  
§ 223 § 361 Nr. 6 a-c § 373 - 
§ 224 § 361 Nr. 6 § 374 - 
§ 225 vgl. § 183 Abs. 2, § 184 Abs. 2 - - 
§ 226 § 180 §§ 304, 305 §§ 304, 305  
§ 227 § 181 Abs. 1 NI. 2, Abs. 3 § 306 Abs. 1, § 307 § 306 Abs. 1, § 307  
§ 228 § 181 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3 § 306 Abs. 2 § 3006 Abs. 2  
§ 229 vgl. §§ 180, 181, 235 Abs. 3, §§ 308, 276 Abs. 2 §§ 308, 276 Abs. 2  

§ 236 Abs. 1, § 237 Abs. 1; § 48 Ge-
setz ü. d. Ausanderungswesen  

§ 230 § 181a § :309 § 309  
§ 231 vgl. § 180 Abs. 1, § 181 Abs. 2 ;  - - 

§ 181 a Abs. 3  
§ 232 § 330c § 401 § 401  
§ 233 § l Abs. 1, § 9 Abs. 1 Tierschutz

-gesetz  

§ 366 § 366  

§ 234 § 10 Tierschutzgesetz - - 
§ 235 § 242 §§ 323, 334 §§ 328, 334  
§ 236 §S 329, 330 Abs. 1, §§ 329, 330 Nr. 1,  

§ 243 
  

§ 131 § 131 
§ 237 § 330 Nr. 2, § 331; § 330 Abs. 2, § 331;  

vnl. § 198 vgl. § 193  
§ 233 vgl. §§ 244, 245 vul. § 331 vgl. § 331  
§ 239 vgl. § 248 - - 

40 §§ 246, 350, 351 § ° 333, 334, 131 §§ 333, 334, 131  
§ 241 § 247 Abs. 1, 2 § 335 § 335  
§ 242 §§ 248a, 370 Abs. 1 Nr. 5 § 336 § 336  
§ 243 § 248c Abs. 1, 2 - - 
§ 244 § 248 b -. - 
§ 245 §§ 249, 250, 255 § 338 Abs. 1 § 338 Abs. 1  
§ 246 §§ 250, 251 § 333 Abs. 2, 3 § 338 Abs. 2, 3  
§ 217 § 252 § 332 § 332  
§ 248 vgl. § 256 - - 
§ 249 § 303 § 326 § 326  
§ 250 § 304 § 327 § 327  
§ 251 vgl. § 248c Abs. 3 § 337 § 337  
§ 252  

} 
§ 263; vgl. § 265 

253 
 §§ 343, 349 §§ 343, 349 

§ - - 
§ 254 vgl. §§ 263 Abs. 4, 264 § 344 § 344  
§ 255 § 264a § 345 § 345  
§ 256 § 265 § 346 § 346  
§ 257 § 265a § 347 § 347  
§ 258 § 144 § 121 § 121  
§ 259   § 253 	 } 339 § 260 § § 339 
§ 261 §255 -  - 

§ 262 vgl. § 256 - - 
§ 263  
§ 264 } § 266 §§ 348, 349 §§ 348, 349  
§ 265 §§ 302a, 302c, 302 e  

} 
§ 340, 341 § § 340, 341  

} 
§ 266 §§ 302b, 302d, 302e  
§ 267 §§ 301, 302 § 342 § 342  
§ 268 § 289  

} 
§ 354 § 354  § 269 § 288  

§ 270 -  § 355 § 355  
§ 271 §§ 239, 240 KO - -  
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Entwurf Geltendes 
Strafgesetzbuch 

Entwurf 
1927 

Entwurf 
1930 

§ 272  § § 239, 240 KO - - 
§ 273 - - 
§ 274 § 241 KO - - 
§ 275 § 242 KO - - 
§ 276 § 292 Abs. 1 § 361 Abs. 1 § 361 Abs. 1 
§ 277 § 292 Abs. 2 - - 
§ 278 § 292 Abs. 3 § 361 Abs. 2 § 361 Abs. 2 
§ 279 § 293 Abs. 1 § 362 Abs. 1 § 362 Abs. 1, 2 
§ 280 § 293 Abs. 2, 3 § 362 Abs. 2 § 362 Abs. 3 
§ 281 § 294 § 363 § 363 
§ 282 - § 365 § 365 
§ 283 - - - 
§ 284 § 295 § 364 § 364 
§ 285 § 296 a - - 
§ 286 § 259 § 350 Abs. 1, 3, § 353 § 350 Abs. 1, 3, § 353 
§ 287 § 260; vgl. §§ 261, 262 §§ 351, 353 §§ 351, 353 
§ 288 - § 350 Abs. 2, 3, § 353 § 350 Abs. 2, 3, § 353 
§ 289 § 257; vgl. § 258 § 200 Abs. 1, 2, § 202 § 200 Abs. 1, 2, § 202 
§ 290 vgl. § 247 Abs. 3 § 200 Abs. 3 § 200 Abs. 3 
§ 291 § 110 §§ 169, 170 §§ 169, 170 
§ 292 § 111 § 171; vgl. § 249 § 171; vgl. § 249 
§ 293 § 140 - - 
§ 294 § 129; vgl. § 49b § 175 Abs. 2, 4, § 176; § 175 Abs. 2, 3, § 176; 

vgl. 251 vgl. § 251 
§ 295   

l 
§§ 115, 125; vgl. § 116 Abs. 2 	} 

} 296 
 § 172 § 172 

J § 
§ 297 § 116 Abs. 1 § 174 § 174 
§ 298 § 130 - - 
§ 299 § 126 § 179 § 179 
§ 300 § 17 Fernmeldegesetz § 395 Nr. 2 § 395 Nr. 2 
§ 301 § 360 Nr. 11 § 395 Nr. 1, 3 § 395 Nr. 1, 3 
§ 302 § 132a; § 5 Abs. 1 Gesetz über § 392 § 392 

Führung akad. Grade; § 15 Abs. 1 
Nr. 1 Ordensgesetz 

§ 303 §§ 267, 274 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2, §§ 203, 209, 132 Abs. 2, §§ 203, 209, 132 Abs. 2, 
§§ 277, 348 Abs. 2, 3 3, §§ 206, 133 Abs. 2, 3 3, §§ 206, 133 Abs. 2, 3 

§ 304 - § 9 Nr. 9, 10 § 9 Nr. 9, 10 
§ 305 - - - 
§ 306 - - - 
§ 307 § 348 Abs. 1, 3, §§ 271 	273 § 132 Abs. 1, 3, §§ 204, § 132 Abs. 1, 3, §§ 204, 

205. 133 Abs. 1, 3, 205, 133 Abs. 1, 3, 
§§ 207, 208 §§ 207, 208 

§ 308 § 267 Abs. 3, § 348 Abs. 2, 4 § 203 Abs. 4, § 204 § 203 Abs. 4, § 204 
Abs. 3, § 205 Abs. 3, Abs. 3, § 205 Abs. 3, 
§ 206 Abs. 4, § 207 § 206 Abs. 4, § 207 
Abs. 3, § 208 Abs. 3, Abs. 3, § 208 Abs. 3, 
§ 132 Abs. 4, § 133 § 132 Abs. 4, § 133 
Abs. 4 Abs. 4 

§ 309 §§ 278, 279; vgl. § 277 § 213 - 
§ 310 § 281 § 210 § 210 
§ 311 §§ 274 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 § 214 § 214 
§ 312 §§ 146, 147 § 215 § 215 
§ 313 § 150 § 216 § 216 
§ 314 § 148 § 217 § 217 
§ 315 §§ 275, 276; vgl. § 405 AbgO, 

§§ 1496, 1497 RVO, § 154 AnVNG §§ 218, 219 §§ 218, 219 
§ 316 

 
§ 149  § 223 Abs. 2 § 214a Abs. 2 

§ 317 § 223 Abs. 1; vgl. § 218 § 214a Abs. 1; vgl. 
Abs. 1, § 219 Abs. 1 § 218 Abs. 1, § 219 

Abs. 1 
§ 318 §§ 151, 360 Abs. 1 Nr. 4, 5 §§ 220, 398; vgl. § 211 §§ 220, 398; vgl. § 211 
§ 319 §§ 152, 360 Abs. 2; vgl. § 280 §§ 212. 221, 400 §§ 212, 221, 400 
§ 320 §§ 306-308 §§ 225, 234 §§ 225, 234 
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Entwurf Geltendes Entwurf Entwurf 
Strafgesetzbuch 1927 1930 

§ 321 § 310 a - - 
§ 322 § 40 Abs. 1, 2 Atomgesetz - - 
§ 323 § 311; § 5 Abs. 1 Sprengstoffgesetz § 226 § 226 
§ 324 § 41 Abs. 1, 2, 4 Atomgesetz - - 
§ 325 § 40 Abs. 3, § 41 Abs. 3 Atom

-

gesetz; § 5 Abs. 2, 3 Sprengstoff-
gesetz; vgl. § 311 i. V. m. § 307 

§§ 234, 235 §§ 234, 235 

§ 326 § 42 Atomgesetz; § 7 Sprengstoff

-

gesetz 
- - 

§ 327 vgl. § 229; § 147 Abs. 1 Nr. 2 a vgl. § 243 vgl. § 243 
GewO 

§ 328 §§ 312-314 §§ 227, 234, 235 §§ 227, 234, 235 
§ 329 § 324 §§ 229, 234, 235 §§ 229, 234, 235 
§ 330 § 324; § 11 Abs. 3 Lebensmittel

-

gesetz 
- - 

§ 331 § 327 § 242 § 242 § 332 § 328; § 14 Gesetz zum Schutze der 
Kulturpflanzen 

§ 333 § 321 §§ 232, 234, 235 §§ 232, 234, 235 
§ 334 § 321; vgl. § 147 Abs. 1 Nr. 2 a  §§ 233, 234, 235 §§ 233, 234, 235 

GewO 
§ 335 §§ 316b, 317 §§ 238, 239 §§ 238, 239 
§ 336 vgl. § 305 vgl. § 243 vgl. § 243 
§ 337 § 330 § 241 § 241 
§ 338 vgl. §§ 307, 312, 321 Abs. 2, §§ 324, vgl. §§ 234, 235 vgl. §§ 234, 235 

327 Abs. 2; § 40 Abs. 3, § 41 Abs. 3 
Atomgesetz; § 5 Abs. 2, 3 Spreng-
stoffgesetz; § 11 Abs. 3 Lebensmit-
telgesetz 

§ 339 vgl. § 325 - - 
§ 340 §§ 309, 310a, 311, 314, 317 Abs. 4, § 236 § 236 

§ 326 
§ 341 § 310 § 237 § 237 
§ 342 § 315; vgl. § 321 §§ 230, 234, 235 §§ 230, 234, 235 
§ 343 § 315a; vgl. § 321 §§ 231, 234, 235 §§ 231, 234, 235 
§ 344 § 316 § 236 § 236 
§ 345 - § 237 § 237 
§ 346 vgl. § 71 i. V. m. § 2 StVZO - - 
§ 347 § 142 - - 

§ 348 § 316 a - - 
§ 349 § 297 § 240 § 240 
§ 350 vgl. § 325 - - 
§ 351 § 330a § 367 § 367 
§ 352 § 330b § 368 § 368 
§ 353 § 16 Abs. 1 Nr. 3 i. V. m. § 29 Nr. 8 § 369 - 

Gaststättengesetz 
§ 354  § 361 Nr. 4 § 370 § 370 
§ 355  § 371 § 371 
§ 356 § 361 Nr. 3 § 372 § 372 
§ 357 § 286 § 356 § 356 
§ 358 §§ 284, 285; vgl. § 285a Abs. 1 §§ 357, 359 §§ 357, 359 
§ 359 §§ 284a, 285; vgl. § 285a Abs. 1 - - 
§ 360 § 284b § 358 § 358 
§ 361 § 80 Abs. 1 Nr. 1, 2, Abs. 2 § 86 Abs. 1  § 86 Abs. 1 § 362 § 80 Abs. 1 Nr. 1, 3, Abs. 2 j 

 
§ 363 § 81 § 88 Abs. 1, 2 §§ 88-88 b 
§ 364 § 89 - vgl. § 88e Abs. 1, 3 
§ 365 § 83 § 86 Abs. 2 § 86 Abs. 2, 3 
§ 366 vgl. § 111 i. V. m. §§ 80, 81, 110 § 87 § 87 
§ 367 § 84 -  
§ 368 §§ 82, 89 Abs. 3 § 88 Abs. 3 § 88 c 
§ 369 vgl. §§ 90a, 128 - vgl. § 88 a-c 
§ 370 § 90 - - 
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Entwurf Geltendes 
Strafgesetzbuch 

Entwurf 
1927 

Entwurf 
1930 

§ 371 § 91 - § 88e Abs. 2, 3 
§ 372 § 93 - __ 
§ 373 § 100d Abs. 2, 4; vgl. § 92 - - 
§ 374 §§ 47, 42 BVerfGG - - 
§ 375 § 129a; vgl. § 90a vgl. § 175 Abs. 1 vgl. § 175 Abs. 1 
§ 376 § 94 - - 
§ 377 § 95 § 101 Abs. 3-5 § 101 Abs. 2 
§ 378 § 96; vgl. § 131 § 101 Abs. 1, § 165; § 101 Abs. 1, § 165 

vgl. § 166 
§ 378a § 96a - - 
§ 379 § 97; vgl. § 131 § 101 Abs. 2; vgl. § 166 vgl. § 101 
§ 380 § 88 - - 
§ 381 §§ 85, 98 Abs. 1 § 89 § 89 
§ 382 §§ 86, 98 Abs. 2; vgl. §§ 85, 98 - - 

Abs. 1 
§ 383 § 100 Abs. 1 § 93 § 92 
§ 384 § 100 Abs. 2 vgl. § 92 § 93 
§ 385 § 100 c - - 
§ 386 - § 92 - 
§ 387 § 100e; vgl. § 109 f - - 
§ 388 § 100d Abs. 1, 4 § 95 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 § 95 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 
§ 389 § 100a § 94 § 94 
§ 390 § 100b § 91 § 91 
§ 391 vgl. § 100a vgl. § 94 vgl. § 94 
§ 392 § 100f § 90 § 90 
§ 393 § 99 Abs. 1 vgl. §§ 92, 93, 94 § 91a 
§ 394 § 101 § 98 § 98 
§ 395 § 105 § 99 § 99 
§ 396 §§ 105, 106 § 100 § 100 
§ 397 § 106a - - 
§ 398 § 106 b - - 
§ 399  - § 102 - 
§ 400 § 107 § 109 § 109 
§ 401 § 107a § 108 § 108 
§ 402 § 108 § 104; vgl. § 107 § 104; vgl. § 107 
§ 403 § 108a § 105 § 105 
§ 404 § 108b § 106 § 106 
§ 405 - - - 
§ 406 § 107c § 110 § 110 
§ 407 § 107b - - 
§ 408 vgl. § 108c § 111 - 
§ 409 § 108d § 103 § 103 
§ 410 § 109 - - 
§ 411 § 109a - - 
§ 412 § 109d vgl. § 166 - 
§ 413 § 109e - - 
§414 §109g - - 
§ 415 § 353 c vgl. § 140 - 
§ 416 § 109h § 120 § 120 
§ 417 § 109i vgl. § 122 vgl. § 122 
§ 418 l § 114 Abs. 1, 

2 
§ 149 § 149 

§ 419 § 113 Abs. 1, 2, § 114 Abs. 1, 2 § 149 a 
§ 420 §§ 117-119 § 151 - 
§ 421 § 113 Abs. 3 § 150 § 150 
§ 422 § 114 Abs. 3, § 117 Abs. 2, § 152 § 152 

§§ 	118, 119 
§ 423 § 122 Abs. 1, 2, § 122a § 154 Abs. 1, 2, § 155 § 154 Abs. 1, 2, § 155, 

Abs. 1, 2, § 158 § 158 
§ 424 § 122 Abs. 3 § 154 Abs. 3, § 155 § 154 Abs. 3 

Abs. 3 
§ 425 §§ 120, 121 Abs. 1, § 347 Abs. 1, 3, §§ 156, 158, 159 §§ 156, 158, 159 

§§ 122a, 122b 
§ 426 § 133; vgl. § 348 Abs. 2 § 160 § 160 
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Entwurf Geltendes 
Strafgesetzbuch 

Entwurf 
1927 

Entwurf 
1930 

§ 427 §§ 136, 137 §§ 161, 162, 164 §§ 161, 162, 164, 164 a 
§ 428 § 134 §§ 163, 164 §§ 163-164 a 
§ 429 vgl. § 361 Nr. 1 - - 
§ 430 § 145 c - - 
§ 431 § 153 §§ 187, 189 Abs. 3, § 191 - 
§ 432  § 154 § 184 Abs. 1 Satz 1, 

{ §§ 184, 189, 191 § 433  § 189 Abs. 1, § 191 
§ 434 § 156 § 185 Abs. 1 Satz 1, § 183a Abs. 1, 2,§§ 189, 

§ 189 Abs. 2, § 191 191 
§ 435 § 159 §§ 188, 189, 191 §§ 185a, 189, 191 
§ 436 § 160 §§ 186, 189 Abs. 1, 2, §§ 186, 189, 191 

§ 191 
§ 437 § 163 § 184 Abs. 2, § 185 vgl. § 186 a 

Abs. 2, § 189 Abs. 1, 2, 
§ 191 

§ 438 § 157 Abs. 1 - - 
§ 439  vgl. § 154 Abs. 2 - - 
§ 440  - vgl. § 183a Abs. 3 
§ 441 §§ 155, 156 § 184 Abs. 1 Satz 2, § 184 Abs. 3 

§ 185 Abs. 1 Satz 2 
§ 442 §§ 158, 163 Abs. 2 § 190 § 190 
§ 443 vgl. § 161 - - 
§ 444 § 164 § 192 Abs. 1 § 192 Abs. 1 Satz 1 
§ 445 § 165 vgl. § 51 § 192 Abs. 1 Satz 2 
§ 446 § 145d § 192 Abs. 2 § 192 Abs. 2 
§ 447 §§ 257, 257a  §§ 201, 202 §§ 201, 202 
§ 448 § 346 § 137 Nr. 2, § 138 § 137 Abs. 1, § 138 

Abs. 1, 3 Abs. 1, 3 
§ 449 §§ 138, 139 Abs. 1 § 199 Abs. 1-3, § 202 § 199 Abs. 1, 2, § 202 
§ 450 § 139 Abs. 2-4 § 199 Abs. 4-6 § 199 Abs. 3-5 
§ 451 - §§ 194, 134 §§ 194, 134 
§ 452 - - - 
§ 453 § 184b; Art. 2, 3 Gesetz betr. die 

unter Ausschluß der Offentlichkeit 
stattfindenden Gerichtsverhandlun-
gen; §§ 17, 18 Abs. 1 Nr. 1 Presse-
gesetz 

§ 168 § 168 

§ 454 § 343 § 137 Nr. 1 § 137 Abs. 2 
§ 455 § 336 § 129 § 129 
§ 456 § 344 § 137 Nr. 3 § 137 Abs. 1 
§ 457 § 345 § 138 § 138 
§ 458 § 356 § 195 § 195 
§ 459 vgl. § 164 Abs. 4, § 358 - - 
§ 460 §§ 331, 332 §§ 123, 124 Abs. 1 §§ 123, 124 Abs. 1 
§ 461 § 334 Abs. 1 § 125 §§ 125, 125 a 
§ 462 §§ 2, 3 Bestechungs-VO - - 
§ 463 § 333 § 124 Abs. 2 § 124 Abs. 2 
§ 464 § 334 Abs. 2 § 126 § 126 
§ 465 § 4 Bestechungs-VO - - 
§ 466 - §127 §127 
§ 467 § 132 § 145 §§ 145, 148 Abs. 2 
§ 468 vgl. § 263 §§ 146, 148 Abs. 2 § 146 
§ 469 vgl. z. B. § 148 Abs. 1 Nr. 6 GewO; - - 

§ 134 Versicherungsaufsichtsgesetz 
§ 470 - §§ 147, 148 Abs. 2 § 147 
§ 471 § 353b; § 7 Bestechungs-VO § 140; vgl. § 141 Abs. 1 vgl. § 141 Abs. 1 
§ 472 §§ 354, 355 § 142 § 142 
§ 473 §§ 412, 22 Abs. 2, 3 AbgO §§ 143, 148 Abs. 1 §§ 143, 148 Abs. 1 
§ 474 § 353 b Abs. 1; vgl. § 412 Abs. 2 - - 

AbgO 
§ 475 § 353a § 141 Abs. 2, 3 § 141 Abs. 2, 3 
§ 476 §§ 352, 353 §§ 136, 148 Abs. 1 § 136 
§ 477 § 358 - - 
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Entwurf Geltendes 
Strafgesetzbuch 

Entwurf 
1927 

Entwurf 
1930 

§ 478 § 220a Abs. 1 Nr. 1 — — 
§ 479 § 220a Abs. 1 Nr. 2-5, Abs. 2 — — 
§ 480 § 102; vgl. § 104 b Abs. 1 i. V. m. § 112 § 112 

§ 85 
§ 481 §§ 103, 104b Abs. 2 § 113 § 113 
§ 482 — — — 
§ 483 § 104 § 114 § 114 
§ 484 § 104a § 116 § 116 
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2. Gegenüberstellung 
der Paragraphen des geltenden Strafgesetzbuches mit dem Regierungsentwurf 1960 

Geltendes 
Strafgesetzbuch Entwurf Geltendes 

Strafgesetzbuch Entwurf 

§ 1 § 12 § 42h §§ 105, 107, 108 Abs. 1, 3 
§ 2 §§ 1,2 §42 i - 
§ 3 §§3,5,6,8 §42k 
§ 4 §§ 3, 5, 6 aufgehoben 

§ 5 §4 § 421 §§ 101, 106 Abs. 1, 2, 
§ 6  - § 107 Abs. 1, § 108 
§ 7 § 66 Abs. 3, 4 Abs. 2 

§§ 8-10 § 42m §§ 99, 100; vgl. § 58 
aufgehoben § 42n § 104 

§ 11 § 41 § 43 §§ 26, 27 Abs. 1 
§ 12 § 42 § 44 § 27 Abs. 2; vgl. § 64 
§ 13 § 45 - 
aufgehoben 

§ 14 § 44 Abs. 1, 2 § 46 § 28 

§ 15 - § 47 § 29 Abs. 2 

§ 16 § 46 Abs. 1 § 48 § 30; vgl. § 32 Abs. 1 

§ 17 - § 49 § 31; vgl. § 32 Abs. 2 

§ 18 vgl. § 47 §49a  §§ 35, 36 

§ 19 §§ 49, 44 Abs. 3, § 46 § 49b vgl. § 294 

Abs. 2 § 50 §§ 34, 33 

§ 20 - § 51 §§ 24, 25 

§ 20a vgl. § 85 § 52 §§ 40, 10 Nr. 3 

§ 21 §50 § 53 §§37,38 

§ 22 - § 54 § 40 

§ 23 §§ 71, 72 § 55 vgl. §§ 24, 25 

§ 24 §§ 73-75, 76 Abs. 1; § 56 § 22 

§§ 77, 132 Nr. 2 b §§ 57, 58 
§ 24a § 76 Abs. 2, 3 

aufgehoben 
§ 59 § 19 Abs. 1 

§ 25 § 78 § 60 § 66 Abs. 1 
§ 26 § 79 
§ 27 §51 § 62  § 123 
§ 27a § 52 § 63 
§ 27b § 53 aufgehoben 
§ 27 c  § 51 Abs. 2 § 64 § 125 
§ 28 § 54 § 65 § 121 Abs. 3 
§ 28a - § 66 § 127 Abs. 1, § 131 
§ 28b - Abs. 1 
§ 29 § 55 § 67 § 127 Abs. 2, 3, § 128 
§ 30 - § 68 § 130 
§ 31 § 45 § 69 § 129 
§ 32 § 70 § 131 Abs. 2, 3, 5 
§ 33 § 71 § 131 Abs. 4 
§ 34 vgl. §§ 56, 57 § 72 vgl. § 133 
§ 35 § 73 § 67 Abs. 1-3 
§ 36 § 74 § 68 Abs. 1, § 69 
§ 37 § 75 - 
aufgehoben § 76 § 67 Abs. 4, § 68 Abs. 4 

§ 38  vgl. §§ 91-98 § 77 - 
§ 39  § 78 §§ 68,69 
§ 40 § 113 § 79 § 70 
§ 41 § 116 § 80 §§ 361, 362 
§ 42 § 118 § 81 § 363 
§ 42a § 81 § 82 § 368 
§ 42b § 82 § 83 § 365 
§ 42c § 83 § 84 § 367 
§ 42d § 84 § 85 § 381; vgl. § 382 Abs. 1 
§ 42e § 85 § 86 § 382 Abs. 2; 
§ 42f §§ 89, 90 vgl. §§ 109 ff. 
§ 42g § 88 § 87 § 11 Abs. 1 Nr. 3 
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Geltendes  
Strafgesetzbuch Entwurf Geltendes 

Strafgesetzbuch Entwurf 

§ 88 § 3:10 § 119 § 422 
§ 89 §§ 364 368 § 120 
§ 90 § 370 § 121 

§ 425 Abs. 1, 3 

§ 90a vgl. § 	369, 371  § 122 § 423 Abs. 1, § 424 
§ 91 § 371 §  122a  § 423 Abs. 3 
§ 92 vgl. § 373 Abs. 1 Nr. 2 § 122 h § 425 Abs. 1, 3, 4 
§ 93 § 372 § 123 
§ 94 § 376 §124 §172  
§ 95 § 377 
§ 96 § 378 

§ 125 §§ 295, 296 

§ 96a § 378a 
§ 126 § 299 

§ 07 § 379 
§ 127 vgl. §§ 35, 294, 369, 

§ 98 §§ 381, 382 374, 375 

§ 99 § 393 § 128 vgl. § 369 Abs. 1 Nr. 1 

§ 100 §§ 383, 384- § 129 § 294 

§ 100a § 369; vgl. § 391 § 129a § 375 

§ 100b § 390 § 130 § 298 

§ 100c § 385 § 131 vgl. §§ 378, 379, 412 

§ 100d §§ 373, 383; vgl. § 412 § 132 § 467 
§ 100e § 387 § 132a § 302 
§ 100f § 392  § 133 § 426 
§ 101 § 394 § 134 § 423 
§ 102 § 480 § 135 
§ 103 § 481 aufggehoben 

§ 104 § 483 § 136  

§ 101a § 484 § 137 § 427 

§ 104b § 481 Abs. 3; § 138 § 449 Abs. 1, 2 
vgl. § 480 Abs. 2 § 139 § 449 Abs. 3, § 450 

§ 105 §§ 395, 396 § 140 § 293 

§ 106 § 396 § 141 

§ 106a § 397 jetzt § 109 h 

§ 1061) § 398 § 142 § 347 

§ 107 § 400 § 143 § 199 

§ 107a § 401 § 144 § 258 

§ 103b § 407 § 145 - 

§ 107c §406 §§ 145a,b 

§ 
108  § 402  aufgehoben 

§ 145c § 430 Abs. 1 
§ 108a § 403 § 145d § 446 
§ 108b § 404 § 146 
§ 103c vgl. § 403 § 147  §§ 312, 317 

§ 108d § 409 § 148 § 314 
§ 109 § 410 § 149 § 316 
§ 109a § 411 § 150 § 313 

Übernahme in  das 151 § 318 
§ 109b Wehrstrafgesetz § 152 Abs. 3 
§ 109c beabsichtigt § 153 § 431 
§ 109d § 412 § 154 §§ 432, 433; 

§ 109e § 413 vgl. §§ 439, 440 

§ 109f vgl. § 387 § 155 § 441 Abs. 1 

§ 109g § 414 § 156 §§ 434, 441 Abs. 2 

§ 109h § 416 § 157 § 438 
§ 109i § 417  § 158 § 442 
§ 110 § 291  § 159 § 435 
§ 111 § 292  § 160 § 436 
§ 112 § 161 vgl. § 443 
aufgehoben § 162 

§ 113 §§ 419, 421, 422 aufgehoben 

§ 114 §§ 418, 419, 421, 422 § 163 §§ 437, 442 Abs. 2-4 
§ 115 §§ 295, 296 § 164 § 444; vgl. § 459 
§ 116 § 297; vgl. § 295 § 165 § 445 
§ 117 §§ 420, 419, 421, 422 § 166 §§ 187, 188, 189 Abs. 2 
§ 118 § 422 Nr. 2 
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Geltendes 
Strafgesetzbuch Entwurf Strafgesetzbuch Entwurf 

§ 167 § 189 Abs. 1, Abs. 2 § 213 § 134 Abs. 2, 3  
Nr. 1, Abs. 3, § 190 §§ 214, 215  

168 § 191 weggefallen  
§ 216 § 137  

169 § 202 § 217 § 136  
§ 170 § 195 § 218 §§ 140-142  
§ 170a vgl. §§ 235, 240, 241 § 219 § 143 

Abs. 2, 3, §§ 249, 251, § 220  § 144  
263 § 220 a §§ 478, 479  

§ 170 b § 200 § 221 § 139  
§ 170 c § 201 § 222 § 138  
§ 170 d § 198 § 223 § 146  
§ 171 § 194 § 223 a § 118  
§ 172 § 193 § 223 b § 154  
§ 173 § 192 § 2 24 §§ 147, 149 Abs. 2  
§ 174 Nr. 1 § 211; vgl. § 212 § 225 § 147  

Nr. 2 §§ 214, 215 § 226 § 149 Abs. 1  
§ 175 § 216 § 226 a § 152  
§ 175a Nr. 1 § 206 § 227 § 156  

Nr. 2-4 § 217 § 228 vgl. §§ 146-149, 154,  
175b § 218 1.56  

§ 176 Nr. 1 § 206 § 229 vgl. §§ 147, 148, 327  
Nr. 2 § 207 § 230 § 151  
Nr. 3 § 210; vgl. § 212 § 231  - 

§ 177 §5 204, 205 Abs. 1 § 232 §§ 153, 124, 125  
§ 178 § 205 Abs. 2, § 206 § 233 § 150  

Abs. 4, § 207 Abs. 3 § 234 vgl §§ 164-166  
§ 179 - §234a  § 166  
§ 180 § 226; vgl. § 231 § 235 § 196 Abs. 1-3  
§ 181 §§ 227, 228 ;  vgl. § 231 § 236 § 209 Abs. 1-3, § 220  
§ 181a § 230; vgl. § 221 § 237 § 196 Abs. 1-3  
§ 182 § 213 § 238 § 196 Abs. 4, § 209  
§ 183 § 219; vgl. § 225 Abs. 2  Abs. 4  
§ 184 Abs. 1 § 239 § § 163,164  

Nr. 1 § 220 § 239 a  § § 165, 10 Nr. l , 2  
Nr. 2 - § 210 §§ 170, 171  
Nr. 3 § 220 § 241 § 169  
Nr. 3 a § 221 § 241 a § 167  
Nr. 4 § 222 § 242 § 235  
Abs. 2 vgl. § 225 Abs, 2 § 243 §§ 236, 237  

§ 184a vgl. § 220 § 244  
§ 184b § 453 Nr. 1 § 245 

 
vgl. §§ 61, 238  

§ 185 § 175 § 245 a vel § 75 Abs. 2 Nr. 4;  
§ 186 § 173 § 93 Abs. 1 Nr. 6  
§ 187 § 174 § 246 § 240  

§ 187a  § 176 § 247 § 241; vgl. § 290 Abs. 2, 
§ 188 - 3, § 447 Abs. 6  
§ 189 §§ 177, 180 Abs. 2 § 218 vgl. § 239 
§ 190 - § 218 a § 242 Abs. 1, 3, 4  
§ 191 - 

§ 248 b § 244  
§ 192 § 175 Abs. 3 § 248 c §§ 243, 251  
§ 193 § 173 § 249 § 245  
§ 194 § 180 Abs. 1 
§ 195 § 250 §§ 245, 246 Abs. 1;  
aufgehoben vgl. § 61  

§ 196 § 180 Abs. 3 § 251 § 246 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2  
§ 197 § 180 Abs. 4 § 252 § 247  
§ 198 § 124 § 253 §§ 259, 260  
§ 199 § 179 § 254  
§ 200 § 181 aufgehoben  

§§ 201-210 - § 255 § 245, 261  
§ 211 § 135 § 256 vgl. §§ 248, 262  
§ 212 § 134 Abs. 1 § 257 §§ 289, 447  
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Geltendes 
Strafgesetzbuch Entwurf Geltendes 

Strafgesetzbuch Entwurf 

§ 257a § 447 § 302d § 266 
§ 258 vgl. § 289 § 302e  §§ 265, 266 
§ 259 § 286 § 303 § 249 
§ 260 § 287 Abs. 1 § 304 §§ 250, 191 Abs. 1 Nr. 3 
§ 261 vgl. §§ 61, 287 Abs. 2 § 305 vgl. § 336 
§ 262 vgl. § 287 Abs. 3 § 306 
§ 263 §§ 252, 253 § 307 
§ 264 vgl. §§ 61, 254 § 308 §§ 320, 338, 340 Abs. 1 

§ 264 a § 255 § 309 
§ 265 §§ 256, 253 Nr. 3 § 310 § 341 
§ 265 a § 257 § 310 a § § 321, 340 Abs. 2 Nr. 1 
§ 266 §§ 263, 264 § 311 §§ 323, 325 Nr. 2,  
§ 267 § 303 Abs. 1, 3, 4, § § 338, 340 Abs. 1 Nr. 2 

§ 308; vgl. § 304 § 312  
§§ 268-270 § 313 §§ 328, 338, 340 Abs. 1 

aufgehoben 
§ 271 

§ 314 Nr. 2 

§ 272 
§ 307 Abs. 2-5; § 315 § 342 

§ 273 
§ 308 Abs. 1, 2 § 315 a § 343 

§ 274 § 303 Abs. 2-4, § 308 
§ 316 § 344 

Abs. 1, 2, § 311 
§ 316 a §348 

§ 275 
} 

§ 315 
316b 

§§ 335, 340 Abs. 2 Nr. 2 
§ 276 

§ 317 

§ 277 § 303 Abs. 1; §§ 318-320 

vgl. § 309 Abs. 3 
aufgehoben 

§ 278 § 309 Abs. 1, 2 
§ 321 §§ 333, 334; vgl. §§ 249, 

§ 279 § 309 Abs. 4 
250, 342, 343 

§ 280 vgl. § 319 Abs. 1 §§ 322, 323 

§ 281 § 310 
aufgehoben 

§§ 282, 283 §§ 271-275 
§ 324 §§ 329, 330, 338  

ersetzt durch §§ 239-2e KO 
§ 325 vgl. § 339 Abs. 2, 

§ 284 § 358 
§ 350 Abs. 2 

§ 284a § 359 § 326 § 340 Abs. 1 

§ 284b § 360 § 327 §§ 331, 338 

§ 285 vgl. § 358 Abs. 2 Satz 1, § 328 § 332 

§ 359 Abs. 2 Satz 1 § 329 

§ 285a vgl. § 358 Abs. 2 Satz 2, 
aufgehoben 

§ 359 Abs. 2 Satz 2 § 330 §§ 337, 340 Abs. 1 Nr. 2 

§ 286 § 357 
§ 330 a § 351 

§ 287  § 330 b § 352 

ersetzt durch §§ 24 tf. § 330 c § 232 
Wrenzeichengesetz § 331 § 460 Abs. 1 

§ 288 § 269 § 332 § 460 Abs. 2 
§ 289 § 268 § 333 § 463 
§ 290 
§ 291 

 
§ 

 - § 334 461, 464 

aufgehoben 
§ 335 vgl. § 109 

§ 292 §§ 276-278 § 336 § 455 

§ 293 §§ 279, 280 § 337 

§ 294 § 281 ersetzt durch § 67 PStG 

§ 295 § 284; vgl. § 114 §§ 338, 339 

§ 296 vgl. § 75 Abs. 2 Nr. 4, 
aufgehoben 

§ 93 Abs. 1 Nr. 6 
§ 340 vgl. §§ 146 ff., 154 

§ 296 a § 285 
§ 341 § 164 Abs. 1 Nr. 2; 

§ 297 § 349 
vgl. § 163 

§ 298 
§ 342 vgl. § 172 

aufgehoben 
§ 343 § 454 

§ 299 § 184 § 344 § 456 

§ 300 § 185 § 345 § 457 

§ 301  
} 

§267 
§ 346 § 448 

§ 302 § 347 § 425 Abs. 2-4 

§ 302 a § 265 Abs. 1 § 348 § 307 Abs. 1, 3, 5, 

§ 302 b § 266 §§ 303, 308; vgl. § 426 

§ 302 c § 265 Abs. 2 Abs. 3 
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Geltendes 
Strafgesetzbuch Entwurf Geltendes 

Strafgesetzbuch Entwurf  

§ 349 Nr. 5 — 
aufgehoben 

§ 350 
Nr. 6 § 224 

§ 351 § 240 Abs. 3 Nr. 3 § 361 Nr. 6 a—c § 223 

§ 352 
Nr. 7-9 — 

§ 353  § 476 § 362 — 

§ 353 a § 475 
§ 363 — 

§ 353 b §§ 186, 471, 474; 
§ 364 vgl. § 315 Abs. 1 Nr. 3, 

vgl. § 415 Abs. 2 

§ 353 c vgl. § 415 § 365 

§ 354 
ersetzt durch § 29 Nr. 6 u. 7 

Gaststättengesetz 

§ 355 §§ 472, 474 § 366 — 
§ 356 § 458 § 366 a — 
§ 357 vgl. §§ 29 ff. § 367 Abs. 1 
§ 358 vgl. § 477 Nr. 1 vgl. § 191 Abs. 1 Nr. 1 
§ 359 § 10 Nr. 4 Nr. 2-15 — 
§ 360 Abs. 1 Abs. 2 — 

Nr. 2 — § 368 Nr. 1, 2 — 
Nr. 4 § 318 

Nr. 3-8 vgl. § 321 
Nr.5 Nr.9 — 
Nr. 6-9 — Nr. 10 vgl. § 276 
Nr. 11 § 301 Nr. 11 vgl. § 279 
Nr. 12 — § 369 — 
Abs. 2 vgl. § 319 Abs. 3 § 370 Abs. 1 

§ 361 Nr. 1 vgl. § 429 Nr. 1, 2, 6 — 
Nr. 3 § 356 Nr. 5 § 242 Abs. 2 
Nr. 4 §§ 354, 355 Abs. 2 § 242 Abs. 3 


